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d) die Petition des Gemeinde: 
rathes zu Copig und Genoffen, 
die Errichtung einer .. 
in Copitz betr. 
P hetition des Gemeineraes 


Antrag zum mündlichen anberweiten 
die Anjchlußpetitionen bes Stabi: 
rathes zu Döbeln und des einbe= 


4737. 
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Präfidialmittheilung vom Hinfcheiden 
bes Kammermitgliebes Graf Ferdinand 
zur Lippe-Biefterfeld und Ehrung 
bes Undenlens besfelben unter ein: 
müthigem Erheben der Mitglieder 
von den Pläpen . 

Begrühung Sr. Königt. Hoheit bes 
Prinzen Friedrih Auguſt bei feinem 
nad längerem Unwohlſein wieder: 
erfolgten Eintritte . . 477 

Urlaubsertheilungen . 477 
ortrag und Genehmi ang ber Ständi: 


ſchen Schrift auf das Königl. Dekret 
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Regiftrandenvortrag Nr. 1191— 1206 478 
Bericht der zweiten tation über 

das Rönigl. et Nr. 24, den Bau 


mehrerer Nebenbahnen betr... . 479f, 
UAntr um mündlichen Berichte der 


weiten Deputation über Kap. 1 bis 4 
bes Staatshaushaltsetats für 1900 
bis 1901 en, Domänen und 
ntraben Ifverfe und Weinberge 
unb Sellerei beit , , , 


Untrag um mündlichen Berichte ber 
weiten Deputation über Fit. 20 





. 477 
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haltsetats, Seminarbauten betr. 
ung ber Beit und esorbnun 


für die nächſte Sifung . . . . 492 


Vorleſung und Genehmigung des Pro: 
tofoll3 über die heutige Sikung . 492 


53 Regiftrandenvortrag Nr. 1207 — 1212 493 

Drei: Enſſchuldigungen . 493 
ablünaiafte Beridt der weiten 3 zufa on ü er 
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betreffend . . . . 2... 520f. 
| ngeie der viren Weiuiakfen Über ber vierten Deputation über 
| je eine für unzuläffig erklärte Pe- 
'  tition und Beſchwerde 
| Feſtſehung der Zeit und ge 
| für die nächte Sigung . . . 521f. 
Borlefung und Genehmigung bes Pro: 
tofolled über die heutige Sigung . 522 
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——— . 1218—1216 523f. 
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Bericht ber britten utation über 
das Rönigl. Dekret Nr. 4, den 


über bie Verwaltung und Ber: 
mehrung ber Konigl Sammlungen 


r Runft und Wiſſe in vn. 
ren 1896 und 1 betr... 
Antrag zum münbli te der 
vierten Deputation über die Betition 
des Gemeinderathes zu Wendiſch⸗ 


fähre, die Beleuchtung der fiskalifchen 
en über bie Wibe bei 


. 533. 
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Rr. 

der Mittheil. 

55 für — bie Staatseiſenbahnen 

betreffend 

Bericht der zweiten Deputation über 
die Petition ber Sächſiſchen Renten: 
verfiherungsanftalt zu Dresden, Be- 
freiung von der Entrichtung ber 
Staatseintommenfteuer betr. . 

Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation über bie Petition 
des Franz Albin Windiſch in Cölln 
und Genofien, Abänderung einer 
Berorbnung des Minifteriumsd bes 
Innern wegen Erridtung und Be: 
nugung don Dachwohnungen betr. 

Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Betition 
bes Bauernvereind zu Ebenbörfel 
und Umgegend mit Anfchlußpetitionen 
um Abänderung ber Nahaichungs- 
berorbnung . ; 

Feſtſetzung der Beit und Togesorbuung 
für die nächſte Sigung . . 

Vorlefung und Genehmigung des Pro- 





totofls über die Heutige Sitzung 
— Entſchuldigung.. 
— Regiſtrandenvortrag Nr. 1236__1240 


—89 Antrag zum mündlichen Berichte ber 
Sigung am zweiten Deputation über Rap. 32 
3b. und 33 des ordentlichen Staats- 
haushaltsetats für 1900/01, @e: 
fammtminifterium und Staatsrath 
nebft Kanzlei und Kabinetstanzlei . 
Antrag zum mündlichen Berichte der 
erften Deputation über das Königl. 
Dekret Nr. 30, den Entwurf eines 
Geſetzes, Aenderung in ber Gerichts: 
organifation betreffend, und über 
bie zu biefem Dekrete 
Petitionen 
Antrag zum mandlichen Berichte ver 
zweiten Deputation über einen Theil 
| ber in dem Zit. 1 und 7 des aufer: 
orbentlihen Staatöhaushaltsetats 
eingeftellten Neu: und Umbauten 
für das Juftizdepartement betr. 
Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über bie Petition 
bes Gutsauszüglerd Schneider in 
Aue um Wufhebung ber über ben 
Petenten verhängten Entmünbigung 
und Gewährung einer Entihäbigung 
Feſtſetzung ber Beit und Tagesordnung 
für die nächſte Sitzung 
Borlefung und Genehmigung des Pro: 
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haushaltsetats für 1900/01, Ent⸗ 
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Abzug der Beiträge von — 
betreffend. . . 572 
Antrag zum maundlichen Berichte ber 
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Delret Nr. 9, einen Nachtrag zu 
dem orbentlihen Staatshaushalts⸗ 
etat und bem Finanzgeſetze auf bie 
Jahre 1898 und 1899 betr. . . 572ff. 
Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Kap. 45 
und 7 bes Staatshaushaltsetats für 
1900/01, „Dresbner Journal” und 
„Leipziger Beitung” betr. . 574. 
Untrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Kap. 44, 
44a, 46, 51, 52, 53, 54, 58a, 59, 
59a und 595 bes Staatshaushalts- 
etat3 für 1900/01, das Departement 
des Innern und Hierzu — 
Petitionen beir.. . . 575 ff. 
Beftiegung der Beit und —— 
für die nächſte Sitzung 
Vorleſung und Genehmigung des Bro: 
tofolls über die heutige Sigung . 592 
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b) Zit. 30 bes außerorbentlichen 
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d) Tit. 41 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900 
bis 1901, ben viergleifigen 
Ausbau der Strede Niederſedlitz 
Dresden⸗Strehlen ıc. betr. 

e) Tit. 47 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900 
bis 1901, Bahnhofserweiterung 
Kamenz (erfte Rate) und bie 
dazu eingegangenen Petitionen 
betreffend. . . . 


f) Zit. 84 bes außerordentlichen 
Stantshaushaltsetats für 1900 
bis 1901, Erweiterung bes 
Bahnhofes Mehltheuer betr. . 

g) Dekret Nr. 38, einen zweiten 
Nachtrag zum Staatshaushalts: 
etat 1900/01 betr., und zwar 
zu ſap.28. ... 

h) Kap. 107, 108 und 109 bes 
ordentlichen Staatshaushalts- 
etat3 für 1900/01, Benfions: 
etat BE 7 u 0,0 an 

Feſtſetzung ber Zeit und Tagesordnung 
für die nächſte Sigung . . . . 

Borlefung und Genehmigung bes Pro: 

tololls über die heutige Sitzung 
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Urlaubsertheilung . Be en 
Vortrag umb Genehmigung der Stän- 
bifhen Schriften auf die Konigl. 
Delrete Nr. 4 und 30... . 
Regiftrandenvorirag Nr. 1266— 1275 
Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation über die Petition 
bes Gemeinderathes zu Lambzig, die 
Bertheilung der Koſten für bie 
Schulbebürfnifje des Schulverbandes 
Mylau ber. . . 2 2 2. 
Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Rap. 30 
und 31 be3 Gtaatöhaushaltsetats 
für 1900/01, Stenographifches In—⸗ 
ftitut und allgemeine Wegierungs- 
und Berwaltungsangelegenbeiten, fo: 
wie über bie hierzu eingegangenen 
Betitionen > 2 2 2 2. 
Antrag zum münblichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 21 
des anferorbentlihen Staatshaus⸗ 
haltsetats für 1900/01, Erweiterung 
ber minifteriellen Repräſentations 
räume burch Ausführung eines An: 
baues an das Kanzleigebäude des 
Minifteriums des Innern . . , 
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Antrag zum münblichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Kap. 35, 
36 und 102 bes ordentlichen Staats- 
Haushaltsetats für 1900/01, Haupt: 
ſtaatsarchiv, Oberrechnungslammer, 
ſowie Miniſterium des Auswärtigen 
nebſt Kanzlei und über eine zu 
Kap. 36 eingegangene Petition 

Untrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Sap. 25 
und 26 bes ordentlichen Staatshaus⸗ 
haltsetats auf die Jahre 1900/01, 
Berzinfung ber Staats: und Finanz: 
hauptlaſſenſchulden fowie Tilgung 
ber Staatöfhulden . . . . . 

Antrag zum mündlichen, Berichte ber 
vierten Deputation über die Betition 
bes Lanbwirtbichaftlihen Vereins 
Freiberg zu Rothvorwerl bei Brand 
um CErgreifung wirffamerer Maß: 
regeln gegen die Verbreitung ber 
Maul: und Klauenſeuche i 

Seftfegung der Beit und Tagedorbnung 
für bie nächſte Sigung . . . . 

Borlefung und Genehmigung des Broto: 
lolls über die heutige Sigung . 
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Regiſtrandenvortrag Nr. 1276—1290 
Antrag zum mündlichen Berichte der 
erften Deputation über den durch 
das Königl. Dekret Nr. 31 vorge: 
legten Entwurf eines Geſetzes, die 


Handels: und Gewerbefammern betr. 


Anträge zu ben mündlichen Berichten 
ber zweiten Deputation über: 

a) ben Berg-, Hütten: und Münz⸗ 
etat, allgemeine Ausgaben für 
den Bergbau, Rap. 8—13, 
15 unb Kap. 77a bes orbent- 
lichen Staatshaushaltsetats für 
1900/01. . . . . 

b) Kap. 24 besorbentlichen Staats: 
Haushaltsetatd für 1900/01, 
zum Königl. Hausfideilommiß 
gehörige Sammlungen für ſtunſt 
und Wiffenfhaft betr... . 

e) Tit. 34 des auferorbent- 
lihen Staatsbaushaltsetats für 
1900/01, Neuanlage und Ber: 
mehrung ber Reparaturftänbe 
für Lofomotiven, fowie für 
Perfonen: und Gütertvagen 
(erſte Rate) betr, 

d) Tit. 42 bes auferorbent: 
fihen Stantshanshaltsetats für 
1900/01, Umgeftaftung der 
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Verlehrsſtellen Deuben und 
Hainöberg ꝛc. betr., und über 
diesbezügliche Petitionen 
Anzeige der vierten Deputation über 
die zwei für unzuläffig erflärten 
Betitionen anonym verjchiedenen In= 
halts, ſowie über mangelhafte Pflege 
von Biehlinden . . 
Feſtſetzung der Zeit und Tagesordnung 
für die nächſte Situng . . 
Vorlefung und Genehmigung des Proto- 
folls über die heutige Gitung . 


Entf hußbigungen . 
Vortrag und Genehmigung ber Stän: 
diſchen Schrift auf die Petition bes 
Bauernvereind zu Ebenbörfel und 
Umgegend x. um Abänderung der 
Nahaichungsverorbnung . . 
Regiftrandenvortrag Nr. 1291 — 1310. 
Wahl von drei Mitgliedern und zwei 
Stellvertretern zum Staatögerichts: 
BE ee ee 
Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Kap. 42 und 
43, 47 bis mit 49, 56, 56a, 57, 
61, 62, 63,64, 66, 67, 69, 71 und 
72 des Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Departement des Innern 
und über Dekret Nr. 38, einen zweiten 
Nachtrag zu diefem Etat und zwar 
zu Rap. 48 betr, . . Er ns 
Beriht ber vierten Deputation über 
die Petitionen des Gemeinderathes 
zu Kemnitz und Genoffen fowie des 
Elbbadebeſithers Kroegis in Meißen 
und Genoffen um Wufhebung ber 
der Dresdner Düngererportgefellichaft 
ertheilten Genehmigung zur Eins 
laaſſung von Fälafien in den Elb— 
NEON en car at ae en Sea en 
Untrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Beti- 
tionen der Düngererportgejellichaft zu 
Dresden und der Landwirthſchaft— 
lichen Vereine zu Langebrüd und 
Lauſa um pachtweife Belaffung ber 
Fälalienniederlage in Klotzſche an die 
Düngererportgefellfhaft zu Dresden 
nad dem Jahre 1900 und über die 
Gegenpetitionen bes Gemeinberathes 
zu Klohſche und G. H. Schünerts 
dafelbft . 
Feſtſetzung ber Beit und Tagesordnung 
für die nächſte Sitzung . 
Vorlefung und Genehmigung des Proto⸗ 
\  tolls über die heutige Sigung - 
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Entfhuldigung - 
Borlefung und Genehmigung der Stän- 
up Schrift auf das Königl. Defret 


— Nr. 1311—1322 

Unträge zu den münblichen Berichten 
der vierten Deputation über: 

a) die Petition des Bahnmeifters 
a. D. 8. H. Berger in Mob: 
ſchatz um Erbögung — Pen⸗ 
fon . - 

b) die Petition deziehentlich Be 
ſchwerde bes Fabrilanten Her: 
mann Krumbholz in Mylau 
und ber Geyer’ihen Erben, 
die Gewährung einer höheren 
Entſchädigung für das ihnen 


| 
für Eijenbahnzwede ——— 
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Areal betr. 
e) die Petition des vormaligen 
Eifenbahnwagenrüders Mar 
Hermann Karl Jariſch in Cotta, 
die Erhöhung jeiner Rente betr. 
d) die Petition der Uhrmacher: 
zwangsinnung zu Dresden um 
Unterfagung des Gutſchein— 
(Hydra: und Schneeball-) Un: 
weſens im Uhren- ıc. Handel 
e) die Petition bes Weinbergs: 
befigerd E. Nade in Naundorf 
und Genofjen um Bermittelung 
der Aufhebung des Reichsge⸗ 
feßes über die Vertilgung ber 
Reblaus für Sadhien . 
Antrag zum mündlichen Be- 
richte der vierten Deputation 
über die Petition des €, F. 
Möhler in Altmittweiba, bie 
Tollwuth der Hunde betr. 
Feitfegung der Zeit und Tagesordnung 
für die nächte Sigung . 
BVorlefung und Genehmigung bes Pro- 
totolls über die heutige Sigung 


. 687 
6377. 


. 689 ff. 
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Entjchuldigungen . 
Vortrag und Genehmigung der Stän- 
bifchen Schrift auf das Königl. Defret 
| Nr. 36 
| Regiftrandenvortrag Nr. 1323 — 1344 
Antrag zum miünblichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Tit. 16 bes 
außerorbentlihen Staatshaushalts⸗ 
etat& für 1900/01, den Reubau ber 
Kunſtgewerbeſchule und des Kunſt⸗ 
gewerbemuſeums zu Dresden, eins 
ſchließlich innerer Einrichtung betr. 
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63 Anträge zu ben mündlichen Berichten 
ber vierten Deputation über: 

a) bie Beſchwerde des Dr. chem. 
Braun in Naunhof, angebliche 
Rechtsverweigerung betr. 

b) die Petition bes Steinbruß; 
pächters Bieger in Königſtein 
um Bewilligung einer Staats: 
beihülfe zu ben Koften ber 
Wiederherftellung der 1897er 
Hochwaſſerſchãden 

Antrag zum anderweiten mündlichen 
Berichte der vierten Deputation über: 

a) die Petition bes Mühlenbefigers 
Wähle in Schöna um Gemwäh- 
rung einer Staatsbeihülfe aus 
Anlaß der ihm durch Wolfen: 
bruch verurfachten Schäden, 

b) bie Betition des Gemeinderathes 

| zu Krumbermersborf um Ge⸗ 
währung einer anberweiten 
Stantsbeihülfe aus Anlaß der 
der Gemeinde durch Wollen: 
bruch verurfachten Schäden, 

c) die Petition des Steinbruch: 
befigerd Karl Otto Kühn in 
Schöna und: Genofien um 
Gewährung einer Staatsbei⸗ 
hülfe aus Anlaß von Hoch⸗ 
waſſerſchäden. . 

Unträge zu den mündlichen Berichten 
ber vierten Deputation über: 

a) den Antrag Opitz, Dr. Schill 
und Genofien, die Befteuerung 
ber Waarenhäufer betr. 

b) die Petitionen ver Gemeinden 
Wachwitz und Genofien, Groß⸗, 
Klein» und Neugraupa ıc., die 
Erbauung beziehentlich Kon- 
zeffionirung einer elektrifchen 
Straßenbahn von Loſchwitz 
nad PBillnig beziehentlich 
Pilnig-Copig- Pirna betr. 

Feſtſehung ber Zeit und Tagesordnung 
für die nächfte Siyung 

Borlefung und Genehmigung des Rro- 
tofolls über die heutige Sitzung 


Regiftrandenvortrag Nr. 1845 —1347 
Unträge zu den mündlichen Berichten 
der zweiten Deputation über: 

a) Tit. 17 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900 
bi8 1901, Neus und Er: 
weiterungsbauten bei ber Uni- 
verfität Leipzig, einſchließlich 
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der Koften der inneren Ein- 
richtung und Ausftattung und 
für Wrealerwerbung betr. 
b) Zit. 18 des auferordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900 
| bis 1901, Neubauten ꝛc. bei 
der Techniſchen dohſchute zu 
Dresden betr. . . 

Beriht der erften Deputation über 
den mit dem Königl. Delrete Nr. 3 
vorgelegten Entwurf eines All: 
gemeinen Baugefees für das König— 
reih Sadhfen . . 

Unträge zu den mündlichen Berichten 
ber vierten Deputation über: 

a) die Petition des Gemeinderaths 
zu Copig um Wufhebung bes 
ziehentlich Aenderung der Be- 
fimmung in $ 8c bes Geſetzes 
bom 12. Dezember 1855 über 
die Aufbringung des Bedarfs 
für Kirchen und Schulen 

b) die Petition des Gemeinderaths 
zu Niederfrieberäborf, eine 
BWegeftreitigfeit betr. 

Seftfegung der Zeit und Tagesorbnung 
für die nächſte Sigung . . . 

Vorlefung und Genehmigung bes Bro: 
tokolls über die heutige Sitzung 


Regiftrandenvortrag Nr. 1348— 1370 
Unträge zu den mündlichen Berichten 
ber zweiten Deputation über: 

a) das Königl. Dekret Nr. 35, Er: 
richtung eines Fernheiz⸗ und 
Eleltrizitätswerls in Dresden, 
Tit. 26 des außerordentlichen 
——— fir 1900 
bis 1901 betr. . 

b) Kap. 14 bes — Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, 


ftaatliches Fernheiz⸗ und Elel⸗ 


trizitätswerk zu Dresden betr. 
e) die Petitionen 

«) ber Stadtgemeinde Pirna 
unb 75 Genofien, 

PB) der Hanbels-und Gewerbe: 
fammer in Dresden, bie 
Errichtung einer Kai⸗ 
anlage mit Gleisverbin- 
dung zur Eifenbahn in 
Pirna auf — 
betreffend . . 

d) Tit. 98 bes auferorbentfichen 
Staatshaushaltsetats für 1900 
bis 1901, Erweiterung bes 
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. 695 ff. 


. TOT ff. 
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. 709. 


. 710 


711f. 


, T12ff. 


714 
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betreffend. . 

e) Tit. 99 des FERN 
Staats haus haltsetats für 1900 
bis 1901, Erweiterung des 
Bahnhofs Noſſen (erftetate) be: 
treffend und über die Petitionen 

des Stadtraths zu Noſſen, 

ſowie des Rittergutspächters 

Mälzer in Auguſtusberg 

Bericht der zweiten Deputation über 

das Königl. Dekret Nr. 37, ben Ent: 

wurf eines Gejeges, die Gewährung 

von Wohnungsgeldzuſchüſſen betr. . 

Unträge zu den mündlichen Berichten 
ber zweiten Deputation über: 

a) Kap.5 und 6 des ordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900 
bis 1901, Hofapothefe unb 
Elſterbad, ſowie über Tit. 11 
bes aufßerorbentlichen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, 
Baulichkeiten und Einrich— 
tungen beim Effterbade und 
hierzu eingegangene Petitionen 
betreffend. 


b) Rap. 50,55, 58, 60, 63a, 65 
unb 68 bes orbentlichen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, 
das Departement bes Innern 
betreffend, und über das Königl. 
Dekret Nr. 38, einen zweiten 
Nachtrag zum ordentlichen 
Staatshaushaltsetat für 1900 
bis 1901, und zwar zu Rap. 60 
und 36a, ingleichen über hier: 
zu eingegangene Betitionen 

Feitfegung ber Zeit und Tagesordnung 
für die nächſte Sigung . ’ 
Borlefung und Genehmigung des Bro: 
tofolls über bie Heutige Sitzung 


u 


nd 
hen ae 

igung am 
9. ai 1900. 


Entjchulbigungen . 

Regiftrandbenvortrag Nr. 1371 — 1392 

Untrag zum mündlichen Berichte ber 
erften Deputation über ben mittels 
bes Königl. Dekret? Nr. 32 vor- 
gelegten Entwurf eines Gejeges über 
die Gerichtäfoften . 

Bericht der britten Deputation über 
das Königl. Dekret Nr. 1, den Rechen: 
ſchaftsbericht vom 7. November 1899 
auf die Jahre 1896 und 1897 betr. 

Unträge zu ben miünblichen Berichten 
ber zweiten Deputation über: 

a) Tit. 53 des außerorbentlichen 
Staatshaus haltaetats für 1900 
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bis 1901, bie Herftellung eines 
Rangirbahnhofes bei Hilbers⸗ 
borf in Verbindung mit ber 
Anlegung einer Halteftelle am 
Küchwalde bei — (dritte 
und Iegte Rate) betr... . 


| 

| 
b) Tit. 54 bes — 
Staatshaushaltsetats für 1900 
bis 1901, die Erbauung eines 
Betriebselektrizitätöwertes für 
bie Ghemniger Bahnhofsan⸗ 
lagen (erfte Rate) betr. . 
e) die Kap. 20 und 21 des orbent- 
lichen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, birefte Steuern, 
Hölle und Verbrauchsſteuern, 
| jowie über das Königl. Delret 
| Nr. 38, einen zweiten Nachtrag 
' zu dem orbentlichen Staats: 
haushaltsetat für 1900,01 
und zwar zu ap. 20, birefte 
Steuern, ingleihen über eine 
zu Rap. 21 — * 

tition betr. . . 
d) Kap. 80 bes Sraotsgansbattt- 
etat3 für 1900/01, — 
verwaltung betr. 


e) 1. den Antrag ber PR 
Steiger, Ente und Genoſſen, 
2. die Erflärung des Königl. 
Fimanzminifteriums zu dem 
von der Ständeverfammlung 
1897/98 der Königl. Staats: 
regierung zur Erwägung über 
wiejenen Antrage ber Abgg. 
Georgi und Dr. Mehnert zu 
Kap. 80 bes — — 
etats 


f) den bie — einer Gifen- 
bahn von Siebenbrunn nad 
Marlkneulirchen betreffenden 
Theil des Königl. Dekrets Nr. 24, 
fowie über das Königl. Dekret 
Nr. 39, mehrere Eifenbahn- 
angelegenheiten beir. 

eo) Tit. 22 des amferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900 
bis 1901, Umbau und Er— 
weiterung der Sammlungs: 
räume im Johanneum ꝛc. betr. 


Anträge zu den mündlichen Berichten 
der vierten Deputation über: 

a) die Petition beziehentlih Ber 
ſchwerde bes Gemeinbevor- 
ſtandes Zieſch in Strohſchütz, 
Jagdverpachtung betr... . 
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. 752 ff. 


762 ff. 
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66 b) die Petition des penfionirten 
Lolomotivführers Neuber in 
Löbtau und Genoſſen um 
Benfionderhöhung 

e) die Betition der Schirrmeifterd- 
wittwe Anna Wilhelmine Wolf: 
ram in Chemnig und Genofjen 
um Erhöhung der Wittiven- 
penfionen . 

d) die Petition ber Gemeinde: 
räthe zu Hermsdorf mit 
Braufenftein und Raum, ben 
Anlauf von Areal des Ritter: 
gutes Hermsdorf feitend des 
Forftfisfus betr.. 

Unzeige der vierten Deputation über 
die für unzuläffig erflärte Petition 
des Zacharias in Dresden . 

Feftfegung der Zeit und Tagesordnung 
für die nächſte Sigung . 

Borlefung und Genehmigung des Bro- 
totolls über die heutige Sitzung 


67 
Eiebens 
undiehzigite 


Entjhuldigung . 

Vortrag und —— Ber Stän- 
diſchen Schriften auf die Petitionen 
des Gemeinberathes zu Kemnig und 

Te Genoſſen und des Eibbabbefigers 

Kroegis in Meißen und Genofen zc., 
das Einlafjen von Fälalien in den 
Eibftrom betr., und auf die Petition 
des vormaligen Eifenbahnwagen: 
rüders Jariſch in Cotta um Er- 
höhung jeiner Rente. 
Regiftrandenvortrag Nr. 1393 — 1408. 
Antrag zum ambderweiten mündlichen 
Berichte der erften Deputation über 
das Königl. Dekret Nr. 33, ben Ent: 
wurf eines Geſetzes über Familien: 
anwartſchaften betr., ſowie über die 
hierzu eingegangenen Petitionen 
Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Depntation über Tit. 1 bis 
mit 6 und 8 des außerorbentlichen 
Stantshanshaltsetats für 1900,01, 
Bauten im AYuftizdepartement und 


hierzu eingegangene Petitionen betr. 


Antrag zum mündlichen Berichte ber 
erften Deputation über den mittels 
bes Königl. Defrets Nr. 34 vorge: 
legten Entwurf einer Koftenorbnung 
für Rechtsanwälte und Notare . 

Untrag zum möünblichen Berichte ber 
erften Deputation über ben wegen 
Abänderung der Revidirten Städte: 
orbuung und ber Revidirten Land⸗ 
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782ff. 


786ff. 
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gemeindeorbnung von ber Bweiten 
Kammer auf Beriht Nr. 291 ges 
faßten Beihluß . 

Untrag zum mündlichen Berichte über 
das Königl. Dekret Nr. 29, den Ent: 
mwurf eines Enteignungsgefeßes für 
das Königreich Sachſen betr. 

Untrag zum mündlichen anderweiten 
Berichte über’ das Königl. Dekret 
Nr. 22, den Entwurf eines Geſetzes 
zur Ausführung ber Civilprozeß- 
ordnung und der Konkursorbnung 
betreffend . . . 

Antrag zum münbfichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 77 bes 
außerorbentlihen Staatshaushalts- 
etat3 für 1900/01, Einführung elef- 
triſcher Beleuchtung auf dem oberen 
Bahnhofe Reihenbad) i. V. betr. 

Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Tit. 87 des 
außerorbentlihen Staatshaushalts: 
etat3 für 1900/01, Erweiterung der 
Ladeftelle III in "Leipzig: Lindenau 
betreffend . . 

Antrag zum mundlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 88 bes 
außerordentlihen Staatshaushalts- 
etat3 für 1900/01, Herftellung des 
Unterbaues für das britte und 
vierte Gleis zwiſchen Connewitz und 
Gaſchwitz ıc. beir.. . . 

Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit.102 des 
außerordentlihen Staatshaushalts⸗ 
etats für 1900,01, die Erweiterung 
des Hafens in Rieſa ıc. betr. 

Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über ben wegen 
Erhöhung der Tagegelder der Mit: 
glieder der evangelifch=Tutherifchen 
Landesſynode bei Kap. 89 bes Etats, 
Evangeliſch⸗ lutheriſches Landebion 
fiftorium, gefaßten Beihluß . 

Untrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Petition 
Dtto Günther’3 in Plauen i. B. um 
Erfah des Schabens, der ihm durch 
Burüdnahme einer ertheilten Bau: 
genehmigung zugefügt worden 

Bericht der dritten Deputation, das 
Königl. Dekret Nr. 20, ben Bericht 
überbie®erwaltung ber Sanbeabranb: 
verfiherungsanftalt in den Jahren 
1897 und 1898 betr. oo. 

Feſtſetzung ber Beit und Tagesordnung 
für die nächſte Sitzung . 

Borlefung und Genehmigung bes Proto- 
tolles über die heutige Sitzurig 
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. 800 
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. 802 fl. 
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68 Entfhuldigunn -. - 2 2 4812 68 Untrag zum münblichen Berichte der 


Acht: Regiftrandenvortrag Nr. 1409—1422 8127. zeiten Deputation über Petitionen 


unbjechzii — Bor Eintritt in die Tagesordnung: 


Abgabe einer perfönlihen Erflärung 
bes Oberbürgermeifters Keil, eine im 
Reichstage gemachte Aenferung des 
ſächſiſchen Bundesrathsbevollmäch⸗ 
tigten Geh. Rath Dr. Fiſcher, den 
Zwickauer Bergarbeiterſtreit be⸗ 
treffend, ſowie eine darauf bezügliche 
Entgegnung des Staatsminifters von 
Mid . 

Antrag zum mundlichen Berichte der 
zweiten Deputation über die zu Kap. 79 
Tit. 19 des Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Straßen: und Brüden: 
bauten betreffend, — 
Betitionen . . 

Antrag zum münbfichen. Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 9 des 
außerorbentlihen Staatshaushalts: 
etat3 für 1900/01, Erbauung eines 
Dienftgebäubes für die Minifterien 
bes Innern und bes Kultus ꝛc betr. 

Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Tit. 10 des 
außerordentlihen Staatshaushalts: 
etat3 für 1900/01, Neu: und lm: 
bauten ıc. bei den Kreis⸗ und Amts⸗ 
hauptmannſchaften ꝛc. betr. 

Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 12 des 
außerorbentlihen Staatshaushalts: 
etats für 1900/01, Erweiterungs: 


banken un. ber Tpierägtien — lutheriſchen Landesſynode 828f 
den Entwurf eines Enteig— 
Antrag zum mündlichen Berichte der 0) ' 4 
zweiten Deputation über Tit. 13 des un hohe 
außerordentlichen Staatshaushalts: zathung dieſes Entwurfs . . A20ff 


etats für 1900/01, Errichtung einer 
Erziehungsanftalt in Chemnit betr. 
Untrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 14 des 
außerorbentlihen Staatshaushalts- 
etats für 1900/01, die Errichtung 
einer Strafanftalt in Bauen betr. 
Untrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 15 des 
außerordentlihen Staatshaushalts: 
etat3 für 1900/01, Um⸗ beziehentlich 
Erweiterungsbauten ꝛc. bei den Lan: 
besanftalten betr. . i ; 
Antrag zum mündlichen Berichte se 
zweiten Deputätion über Tit. 27 bes 
außerorbentlihen Staatshaushalts: 


um Erridtung einer — 
ſtelle in Probſtdeuben 

Antrag zum mundlichen Berichte de 
zweiten Deputation über die Retition 
Landgraf's in Neuwieſe und Genoffen 
um Errichtung einer Ladeſtelle unter: 
halb der Halteftelle Oberdorf⸗Beutha 

Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über das Königl. 
Deiret Nr. 42, — einer 
Rentenanleihe betr. . . 


Antrag zum miünblichen Berichte der 
erſten Deputation über das Königl. 
Dekret Nr. 41, den Entwurf eines 
Geſetzes über Bewährung von Ent: 
Ihäbigungen für an Gehirn-Rüden: 
marldentzündung beziehentlich Ge: 
hirnentzündung umgeftanbene Pferbe 
und für an Maul: und Klauenſeuche 
gefallenes Mindvieh betr. . . 


Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Peti- 
tionen, bie nn der 
Konſumvereine betr. : 


Mittheilungen und Befchlüfie äber die 
Ergebnifje des Vereinigungsver: 
fahrens, über: 

a) das Konigl. Dekret Nr. 33, 
Samilienanwartichaften betr. . 
b) die Erhöhung ber Tagegelder 
der Mitglieder der evangeliſch⸗ 


d) die Petition der Sächſiſchen 
Rentenverfiherungsanftalt zu 
Dresden . : 

e) den Antrag ber Abgo. Steiger, 
Ente und Genofjen : 

f) den Beſchluß ber Bweiten 
Kammer über eventuelle Bor: 
lage eines Gejammtplanes, 
zukünftige Unterbringung ber 
Sammlungen betr. . . 

g) Tit. 77 des außerorbentfichen 
Staatshaushaltsetats für 1900 
bis 1901 . 

h) das Königl. Detret Nr. 31, 
bie Hanbel3=- und Gewerbe: 


823 


. 824ff. 


. 826. 


827f. 


. 831 


. 831 


831f. 


. 832 


etat3 für 1900/01 Errichtung eines fammern betr. . . . 832 
Heiz: und Sichtwerles x. in Dresden: i) die Koſtenordnung für Rechts: 
Neuftabt betr. . . . 2.» anmwälte und Notare . . . 832f. 
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k) ben Antrag der Abgg. Dr. Schill, 
Dr. Schober und Genoffen, die 
Abänderung der Revidirten 
Städteordnung zc. betr. . . 

I) die ®etition des Sächſiſchen 
Schiffervereind um Errichtung 
eines Floßhafens 

m) die Petition um Erbauung einer 
elektrifhen Straßenbahn Pirna: 
Eopit: Großgraupa . 

n) die Petition Dtto Günther’s 
in Plauen i. V., Schadenerſatz 
betreffend. . . 

0) Tit. 7 bes außerorbenttichen 
Staatöhaushaltsetatd 1900 
bis 1901, die Dienftwohnung 
für den Amtsgerihtsvorftand 
in Radeberg betr. . . . 

p) das Sönigl. Dekret Nr. 22, 
die Civilprozeßordnung und 
Konfursordnung betr... . 

q) bie Petition bes Mühlenbefigers 
oh. Gottlieb Wähle in Schöna, 
der Gemeinde Krumhermers⸗ 
borf und Kühn’s in Schöne, 
Hochwaſſerſchãden betr. 


Antrag zum münblichen Berichte der 
zweiten Deputation über Rap. 1098 
und 110 des Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, Dotationen und Re: 
fervefonds betreffend, und über den 
mit dem Königl. Dekrete Nr. 2 vor: 
gelegten Entwurf des Finanzgefehes 
auf bie Jahre 1900 und 1901 


Kenntnißnahme von der Ständifchen 
Schrift über das SKönigl. Dekret 
Nr. 2, den Staatshanshaltsetat und 
das Finanggefep auf bie N 1900 
und 1901 betr. . . 
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‚ Mittheilung über den Eingang des 
Königl. Dekrets über die Wahl einer 
Bwifchendeputation für das Enteig- 
nungögejeß, fowie über bie Kon— 
ftituirung berjelben unter Borfig 
des Staatdminifterd a.D. von Noſtitz⸗ 
Ballwig. . 837 

Vortrag des Alerhöchften Xcceptationd- 
befreted . . . 837 

Schlußrede bes Präfidenten Wiril Geh. 

Rath Dr. Graf von Könnerig. . . 837f. 

Dankesworte des Bizepräfibenten Lan⸗ 
desãlteſten von Zezſchwitz an ben 
Präfidenten namens ber Kammer: 
mitglieder . . . 838 

Dank und Abſchiedsgruß ſeitens des 
Staatsminiſters Dr. Schurig namens 
ber Königl. Staatsregierung. . . 839 
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u Feierliher Schluß bes Landtags . 31f. 
Allgemeine, | Hoch auf Ge. Majeftät den König 
die Stände: feiten des Bräfidenten der — 

verſammlung Kammer 32 

—— Thronrede Se, Majeftät bes Königs . 32 
Vorleſung des — — 
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Dresden, am 9. November 


1899. 





Allgemeine, die Stündeverfammlung betreffende Nachrichten. 


Inbalt: 

Erfie Rammer. Anmeldung von 39 Mitgliedern vor 
der GEinweifungstommijfion am 7. November 1899 nad: 
mittags 4 Uhr unter Vorſitz des Wirll. Geh. Raths Dr. Örafen 
von Könnerig, Excellenz, und deren Berzeihniß sub K. — 
Erfte öffentlihde Präliminarfigung am 8. Novem— 
ber 1899 mittags 12 Uhr in Gegenwart der Herren Staat#: 
minifter Dr. Schurig, von Metzſch, Dr. von Seydewitz und 
von der Planig, fowie in Unmejenheit von 41 Rammer: 
mitgliebern. — Begrüßung feiten des Borfipenden ber Ein- 
weifungsfommiffion, Sr. Excellenz des Wirt. Geh. Ratha 
Dr. Grafen von Könnerig. — Entſchuldigungen und Urlaubs: 
ertheilungen. — Bortrag von zehn Mittheilungen ver: 
ihiedenen Inhalts, u. a. über Ernennung Sr. Ercellenz des 
Wirkt. Geh. Raths Dr. Grafen von Könnerig zum Präfidenten 
der Erften Kammer. — Feitftellung der Tagesordnung für 
die nächſte Brälimmarfigung. — Borlefung des Protofolls 
über die heutige Sitzung. — Zweite öffentlihe Prä- 
liminarfigung am 9. November 1899 vormittags 11'/, Uhr 
in Gegenwart der Herren Staatsminifter von Metzſch und 
Dr. von Seydewitz, fowie in Theilnahme von 40 Kammer: 
mitgliebern. — Unfprache des Präfidenten Wirkl. Geh. Raths 
Dr. Strafen von Könnerig mit Belanntgabe feiner Ber: 
pflichtung durch Se. Majeftät den König. — Theilnahme: 
befundbung für den von einem Unfall betroffenen Prinzen 
Friedrich Auguft, Königl. Hoheit. — Mittheilung vom Da- 
hinſcheiden des Rammermitgliedbes Herrn Nittergutsbejigers 
Bede und des ftänbifchen Archivars Kanzleirath Diekel, 
zu deren Ehrung fi die Mitglieder von ihren Plägen er: 
heben, fowie Mittheilung von dem Ausſcheiden der Kammer: 
mitglieder Herren Geh. Rath Dr. Georgi, Geh. Rath Wehinger 
und Bürgermeifter Dr. Dittrich unter banfender Anerkennung 
ihrer Verdienſte. — Entihuldigungen. — Mittheilung bes 
Eingangs ber Zweiten Kammer, die Wahl des Direltoriums 
betr. — Berpflichtung bez. Vereibigung ber neu eingetretenen 
Rammermitglieber. — Berweifung eines auf bie Abänderung 
ber Geichäftsorbnung gerichteten, bie Wahl zweier Vize: 
vräfidenten betreffenden Antrags des Rammermitgliedes 

1.8. (1. Abonnement.) 


von Schönberg an bie Gejeßgebungsbeputation. — Wahl 
des Sammermitgliedes Landesälteften von Bezihwig zum 
Bizepräfidenten durch Stimmzettel. Unnahmeerflärung des 
Gewählten. — Die auf Vorſchlag des Grafen von Reg: Zebtlig 
zurufsweife und einftimmig vorgenommene Wahl bes Bürger: 
meifterd Thiele zum erften Sekretär und bie burd Stimme 
zettel bewirkte Wahl des Kammerherrn Freiherrn von Find 
zum zweiten Sekretär. Annahmeerflärung der Gewählten. — 
Konftituirung der Erften Kammer. — Feſtſtellung ber Tages: 
orbnung für die erfte Öffentliche Sigung. — Borlefung und 
Genehmigung des Protofolls über die heutige Sihung. 
Bweite Rammer. Unmelbung von 78 Mitgliedern 
vor ber Einweifungstommiffion am 7. November 1899 bis 
nahmittag 5 Uhr 45 Minuten unter Vorſitz bed Geh. 
Rath Dr. Adermann und beren Berzeihniß sub. ©. — 
Erſte öffentlihe Präliminarfigung am 7. November 
1899 abends 6 Uhr in Gegenwart bed Herrn Staats: 
miniſters von der Planik, fowie in Anweſenheit von 
78 Kammermitgliedern. — Begrüßung ber angemelbeten 
Mitglieder und ber Königl. Staatöregierung feiten des Bor: 
figenden, Geh. Rath Dr. Adermann. — Mittheilung vom 
Ableben ber Abgg. Dr. Streit, Mostosfy, Frigfche, Erümell, 
Köfert und bes ftändbifhen Archivars Kanzleirath Diehel, 
fowie beren Ehrung durch Erheben von ben Plähen. — 
Wahl der fünf Abtheilungen aus je 17 bez. 16 Mitgliedern 
durchs Loos. Konflituirung der Mbtheilungen und zwar 
ber erften Abtheilung unter Vorſitz bes Abg. Dr. Schill; ber 
zweiten Abtheilung unter VBorfig des Abg. Dr. Mehnert; ber 
dritten Abtheilung unter Borfik des Abg. Dr. Schober; ber 
vierten Wbtheilung unter Vorſitz bes Abg. Leithold; ber 
fünften Abtheilung unter Vorſitz des Abg. May betr. — Feſt⸗ 
ftellung der Tagesordnung für die zweite öffentliche Präliminar⸗ 
figung. — Borlefung und Genehmigung bed Protofolls über 
die heutige Sigung. — Bweite öffentlide Bräliminar: 
figung am 8. November 1899 vormittags 11 Uhr in Gegen: 
wart ber Herren Staatsminifter Dr. Schurig, von Mehſch, 
Edler von der Planik, Dr. von Seydewitz und von Wah- 
dorf, fotwie in Anmwefenheit von 76 Kammermitgliedern. — 
1 


2 Allgemeine, die Stänbeverfommlung betreffende Nachrichten. 


Wahl des Abg. Geh. Hofrath Dr. Mehnert zum Präfidenten 
der Zweiten Kammer und deſſen Annahmeerklärung. — 
Worte ehrender Unerkennung feiten bes ftellvertretenden 
Vorſihenden ber Einweifungdfommiffion Abg. Georgi für 
ben bisherigen langjährigen Präfiventen Geh. Rath Dr. Uder: 
mann. — Wahl bed Ubg. Georgi zum erften und bes Abg. 
Dpig zum zweiten Bizepräfidenten und Annahmeerllärungen 
feitens derfelben. — Wahl der zwei Sefretäre, bes Abg. Rüder 
zum erflen und bes Abg. Ahneri zum zweiten, fowie ber 
beiden Stellvertreter, des Abg. Hauffe und bes Abg. Maſchle, 
fämmtliher auf Untrag bes Wizepräfidenten Opig durch 
Buruf und Unnahmeerflärung der Gemwählten. — Fünf 
Mittgeilungen verſchiedenen Inhalts. — Feſtſtellung ber 
Tagesorbnung für die dritte öffentliche Präliminarfigung. — 
Borlefung und Genehmigung des Protololls über bie heutige 
Sigung. — Dritte Öffentlihe PBräliminarfigung am 
9. November 1899 vormittags 11", Uhr in Anweſenheit 
von 76 Rammermitgliedern. — Unzeige des Bräfibenten, 
feine heute vormittag erfolgte Verpflichtung vor Sr. Majeftät 
dem Könige beir. — Berpflitung ber neu eingetretenen 
Abgeordneten durch Ableiftung der Eidesformel, ſowie ber 
wiedergewählten Abgeordneten mittelft Handſchlages. 
Erflärung bed Bräfidenten, bie erfolgte Ronftituirung ber 
Kammer beir. — Feſtſetzung der Tagesordnung für bie 
nächſte Sitzung. — Borlefung und Genehmigung bes 
Protoloſls über die heutige Sihung. 


Feierliche Eröffnung des adhtundzwanzigiten 
orbentlihen Landtags durch Se. Majeftät den König 
am 9. November 1899 nachmittag 1 Uhr im Thronſaale 
des Königl. Refidenzichlofies. — Hoch des Präfidenten ber 
Erften Kammer, Sr. Excellenz bes Herrn Wirkt. Geh. Raths 
Dr. Grafen von KRönnerig beim Eintritt Sr. Majeftät bes 
Königs in ben Saal. — Thronrebe Sr. Majeftät bes 
Königs. — Ueberfichtlihe Mittheilung, verlefen durch Herrn 
Geh. Rath Dr. Rüger. — Eröffnungserflärung des Lanb- 
tags durch Se. Excellenz Herrn Staatsminifter Dr. Schurig. — 
Hoc des Präſidenten der Aweiten Kammer, Herrn Geh. 
Hofrat) Dr. Mehnert auf Se. Majeftät ben König beim 
Verlafien bes Saales. — Mitgliederverzeichnifie ber Erften 
und Zweiten Sammer. — Gihorbnungdverzeichnifie der 
Erften und Bweiten Kammer. — Verzeichniß ber Mb: 
theilungen der weiten Kammer. — Berzeichnifie ber Depu: 
tationen ber Erjten und — Kammer. 


Saite Kammer. 
Gegenwärtig: 
Herr Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneriß, 
Ercellenz, auf Loſſa, 


Herr Lanbesältefter von Zezſchwitz, Sefretär ber 
Erften Kammer, 
und ber unterzeichnete Protofollführer. 


Landhaus Dresden, ben 7. November 1899, 


Nachdem die zur Beforgung ber Präliminargefchäfte 
für den am heutigen Tage beginnenden ordentlichen 
Landtag einberufene Einweifungsfommiffion der Erften 
Kammer der Ständeverfammlung in ben am Rande be: 
nannten Mitgliedern unter Abgabe ber von dem König- 
lien Minifterium des Innern an fie erlafjenen Ein- 
fadungen und bez. Miffiven heute nachmittag vor 4 Uhr 
im Landhaufe im Direktorialzimmer ber Erſten Kammer 
ſich verfammelt und legitimirt hatte, melbeten fich bei 
berjelben perfönlich als Mitglieder der Erften Kammer 
nad und nad) diejenigen Herren an, beren Namen in 
bem, biefem Protofolle unter K. beigefügten Berzeichnifie 
aufgeführt find. 

Die Erfchienenen gaben mit Ausnahme ber Herren 
Bürgermeifter Wiliſch und Geh. Kirchenrath Dr. Pant, 
welche ihre Miffiven nachbringen werben, ihre Miſſiven 
und bez. Vollmachten zu ben Alten ab und legitimirten 
fi hierdurch als Mitglieber ber Erſten Kammer. 

Bei der Prüfung ber abgegebenen Legitimationen 
find der Einweifungstommiffion irgend welche Bebenten 
nicht beigegangen. 

Da die Zahl ber erfchienenen und angemelbeten 
Mitglieder abends 5 Uhr bie Höhe von 39 erreicht 
hatte und weitere Anmeldungen nicht mehr erfolgten, fo 
ift die Sitzung der Einweifungslommiffion Hiermit ges 
ſchloſſen worben. 

Borgelefen, genehmigt und mitunterfchrieben, wie 
nacherfichtlich. 

Dr. Graf von Könneritz, 
Th. von Zezſchwitz. 
Nachrichtlich bemerkt von 
Bürgermeifter Thiele, Sefr. ber Erften Kammer, 
Mitglied der Einweilungslommijjion der Erſten Kammet. 


K. 

Verzeichniß 
derjenigen Herren Mitglieder der Erſten Kammer, welche 
ſich am 7. November 1899 vor der Einweiſungslommiſſion 

gemelbet haben. 

1. Herr Kammerherr Sahrer von Sahr auf Dahlen. 
: Geh. Kommerzienrath Hulkic in Dreöben. 

Oberbürgermeifter Keil in Zwidau. 


2 =: 
3. = 
4 Biſchof Dr. theol. Wahl in Dresden. 
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5, Herr Dberhofprediger, Bizepräfident Dr. Udermann 
in Dresben. 


6. = SOberbürgermeifter Dr. jur. Bed in Chemnitz. 

7. = Domberr Dr. Friederici in Leipzig. 

8. = Geh. Kommerzienrath Gruner in Leipzig. 

9. = Sberbürgermeifter Dr. jur. Trönblin in Leipzig. 
10. = Wirkl. Geh. Rath von Meyich, Excellenz, in 

Oberlößnitz. 

11. = Wirkl.Geh. Rath Meuſel, Excellenz, in Dresden. 
12, = Rittergutsbeſitzer von Oppel auf Zöſchau. 
13. » Kammerherr Freiherr von Find auf Nöthnitz. 


14. Se. Erlaudt Herr Graf und Herr von und zu Schön: 
burg- Forderglaudau. 

15. Herr Kammerherr Dr. von Frege-Weltzien auf 
Babeltig und Abtnaundorf. 

Kommerzienratd Naumann in Dresden. 

Domberr, Wirkl. Geh. Rath von Charpentier 
in Dresden, Ercellen;. 

18. = Kammerberr Graf von Rex-Zehiſta. 


16, = 
17. ⸗ 


19. = Nittergutsbefiger von Herder auf Rauenſtein. 

©. = Wittergutöbefiger von Trebra-Lindenau zu 
Neuftäbtel. 

2. = Nittergutöbefiper von Trützſchler auf Dorf: 
ftabt. 

22. = GDberichent, Kammerherr Graf von Einfiebel 
auf Ereba. 

23. » WBürgermeifter Dr. jur. Kaeubler in Bautzen. 

24. Oberbürgermeifter Geh. Finanzratha. D. Beutler 
in Dresben. 

25. = Kammerherr Major a. D. Graf von Rer auf 
Zedtlitz. 

26. = Nittergutsbefigervon Watzdorf auf Störmthal. 

27. = SKammerberr von ber Planit auf Naunbdorf. 

28. » Mittergutöbefiger Hempel auf Ohorn. 

29. Kammerherr von Schönberg auf Modtik. 

30. = Bürgermeifter Wilifch in Annaberg. 

31. = Gtaatöminifter a. D. von Noſtitz-Wallwitz, 
Excellenz, in Dresben. 

32. Geh. Kommerzienrath Thieme in Leipzig. 

33. = Nittergutsbefiger Dr. jur. Pfeiffer auf Bur— 
lerswalde b. Hirſchfelde. 

34. Nittergutöbefiger Dr. von Wächter auf Röcknitz. 

35. =  SÖberbürgermeifter Dr.jur. Schroeder in Plauen 
i. V. 

%. ⸗Landesbeſtallter Graf zur Lippe auf Baruth. 

37. = Geh. Kirchenrath Dr. Bank in Leipzig. 

38. = Sammerherr Major a. D.von Wiedebach auf 


Bohla. 
Nittmeifter a. D. von Bobenhaufen auf Pöhl. 


"betreffend. 


Erſte öffentliche Prüliminarfigung 
der Erfien Aammer 
am 8. Rovember 1899, mittags 12 Uhr. 
Borfigenber: 
Wirkt. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Ercellenz. 
Am Miniftertifde: 

Die Herren Staatöminifter Dr. Schurig, von 
Metzſch, Dr. von Seybewig und von ber Blanip. 

Anwejend: 41 Kammermitglieber. 

Borfigender ber Einweifungsltommiffion Wirk. Geh. 
Rath Dr. Graf vom Künnerig, Excellenz: Meine Herren! 
Ich bitte, Ihre Pläge einzunehmen. 

Meine hochgeehrten Herren! Wie Ihnen bekannt, 
ftehe ich Heute nur als Vorſitzender ber Einweifungs- 
fommiffion vor Ihnen, und ich bitte Sie, feine feierliche 
Rebe von mir jeht zu erwarten. Über auch als Vor: 
fipender der Einweiſungskommiſſion will ih Sie nicht 
in biefes Haus eintreten laffen, ohne Sie auf bas 
Herzlichfte zu begrüßen. Seien Sie, meine Herren, 
der Einweifungstommiffion unb/mir anf das Beſte will: 
fommen! Ich verbichte biefen Gruß in den Wunfch, daß 
aud) biefe Lanbtagsperiobe zum Segen unferes} Vater: 
landes gereichen möge. 

Wir gehen über zu ben erften gefchäftlichen Alten, 
Entjhuldigt haben fih für heute die Herren Graf zu 
Solms · Wildenfels, Erlaudt, Kammerherr Sahrer von 
Sahr, Oberbürgermeiſter Beutler. Um Urlaub Hat 
gebeten Herr Geh. Medizinalrath Prof. Dr. Birch-Hirſch⸗ 
feld bis auf weiteres wegen Krankheit und Herr Ritter⸗ 
gutsbefiger Dr. Erufius feiber aus gleichem Grundel für 
den ganzen Winter. Wir können nur wünſchen, baf 
bes lehteren fo Tangen Urlaub erheifchende Befund: 
heit ihm erlaubt, in fpäteren Zeiten wieder zu uns 
zurüdzufehren. 

Es folgen nunmehr Mittheilungen. 

Bortrag eines Schreibens bes Königl. Gefammt- 
minifteriums, bie meueingetretenen Mitglieber, fo: 
wie Mitteilung anderweitig eingetretener Beränderungen 
Ih bitte Herrn Sekretär von Zezſchwitz, 
vortragen zu wollen. 


Selretär vom Zezſchwitz (Tieft): 
Dresden, ben 7. Robember 1899. 


„an 
die Einweifungstommiffion der Erften Kammer 
ber Stänbeverfammlung. 
Der Einweifungstommiffion ber ag nn Kammer 
beehrt fich das Gefammtminifterium ein Eremplar bes 
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Berzeichniffes der Mitglieder beider Kammern ber 
Ständeverfammlung für den bevorftehenden Landtag in 
ber Anlage mitzutheilen und dazu bezüglich der Erſten 
Kammer Tofgendes ergebenft zu bemerken: 

Nahdem infolge Webertritts des Oberbürger— 
meifterd Dr. Georgi in Leipzig in den Aubeftand der 
bisherige Bürgermeifter, Juſtizrath Dr. Trönblin da— 
jelbft aum Oberbürgermeifter von Leipzig gewählt und 
diefe Wahl beftätigt worden ift, hat ber Letztgenannte 
nah $ 63 Nr. 15 ber Berfafjungsurfunde als erfte 
Magiftratöperfon ber Stadt Leipzig in bie Erfte 
Sammer einzutreten. 

Außerdem find von ben nad) $ 63 Nr. 16 und 17 
ber Berfaflungsurfunde ber Königlihen Ernennung 
unterliegenden Stellen durch den Rücktritt des Land- 
gerichtöpräfidenten a. D. Wehinger und durch die Nieder: 
Iegung ihrer Aemter feitens des Oberbürgermeifters 
Dr. Dittrich in Plauen und bes u... 
Dr. Schroeder in Freiberg drei Stellen zur Erledigung 
gelangt infolgebeffen ber Minifterialdireftor a. D. 

irfl. Geh. Rath Otto Theodor Meufel, Ercellenz, 
bier, der Oberbürgermeifter Dr. Mar Otto Schroeder 
zu Plauen und ber Oberbürgermeifter Johann Karl 


Keil au Zwickau von Seiner Mojeftät dem Könige zu 
Mitgliebern der Erften Kammer ernannt worden find. 
Gejammtminifterium. 

Schurig.“ 


Vorſitzender der Einweiſungskommiſſion Wirkl. Geh. 
Rath Dr. Graf von Könnerig: Es folgt weiter Bor: 
trag bed Verzeichnifjes der von ber Königl. Staats: 
regierung einberufenen Mitglieder, wobei wohl 
von Berlefung ber Mitglieder der Zweiten Kammer ab: 
gejehen wirb. 

Allg. Nadır. 1, ©. 22f. 


Meine Herren! Es ift zwar üblich gewefen, die Mit: 
glieder ber Erſten Kammer zu verlefen, inbeffen ich 
glaube, daß man eigentlich davon abfehen kann, indem 
unfere Präfenz das Vorleſen erjegt. Ich erfuche zu 
Punkt 3 überzugehen. 


Sefretär von Zezſchwitz (Lieft): 
Dresden, den 7. November 1899. 


„An 
bie Einweifungstommiffion der Erflen Kammer 
der Ständeverſammlung. 


Der Einweifungsfommiffion der Erften Kammer 
wird unter a a auf das biesjeitige Schreiben 
vom heutigen Zage ergebenft mitgetheilt, daß ber unter 
Nr. 16 des dem genannten Schreiben beigelegten Ber: 
eichniffes ber Mitglieder ber Stänbeverfammlung für 
en einberufenen orbentlihen Landtag gi 4 ührte 
Nittergutsbefiger Ernft Wede auf Schönfeld und Wiefa 
am 1. dieſes Monats verftorben ift. 





Wegen BornahmeYeiner Neuwahl ift das Er: 
forberliche eingeleitet worben. 


Gelammiminifterium. 
Schurig.“ 


Vorſitzender der Einweiſungskommiſſion Wirkl. Geh. 
Rath Dr. Graf von ſtünneritz: Vortrag des Protokolls ber 
Einweifungsfommiffion über die erfolgten Anmeldungen. 


(Geſchieht durch Sekretär von Bezihwih.) 
Allg. Radır. I, ©. 2. 


Es folgt nun Vortrag des Schreibens bes Gefammt: 
minifteriums an bie Einweifungsfommiffion, betreffend 
die Ernennung des Bräfidenten. 


Selretär vom Zezſchwitz (Left): 
Dresden, ben 7. November 1899. 


‚Un 
ben Herrn Praſiden len der Erſten Kammer 
der Ständeverſammlung. 


Dem Herrn Präſidenten der Erſten Kammer der 
Ständeverſammlung wird das anliegende Allerhöchfte 
Dekret, ſeine Ernennung betreffend, zur gefälligen 
Mittheilung an bie genannte Kammer ergebenſt zus 


geftellt. 
Gefammtminifterinm. 
Schurig.“ 


Das Königliche Dekret Nr. 15 lautet: 


„Wir, Albert, von Gottes Gnaden König 
von Sachſen ꝛc. ıc. ıc. 
verfügen hiermit zu wiflen, daß Wir für ben ein- 
berufenen Landtag nach $ 67 der Berfafjungsurfunde 


ben Wirkl. Geh. Rath Dr. jur. Grafen von Könnerig 
auf Loſſa 


zum Bräfidenten ber Erften Kammer ernannt haben. 


Wir verbleiben Unferen getreuen Ständen in Hulb 
und Gnaben jederzeit wohl beigethan. 


Dresden, den 7. November 1899. 
(L. 8.) Albert. 


Heinrich; Rudolf Schurig.” 


Borfigender der Einweifungstommiffion Wirkt. Geh. 
Rath Dr. Graf von Känneri; Vortrag ber Mittheilung 
ber Einweifungstommiffion der Zweiten Sammer, daß 
bie letztere beichlußfähig fei und am Dienstag, ben 
7. November 1899 die erfte öffentliche Präliminarfigung 
abgehalten habe. 
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Sekretär von Jezſchwitz (lieſt): 
Dresden, am 7. November 1899. 


„Ber 
geehrten Einweifungstommiffion der Erften Kammer 
ber Ständeverfjammlung 


beehrt fich die unterzeichnete Kommiſſion ergebenft 
mitzutheilen, daß die beichlußfähige Anzahl der Mit: 
glieder der Zweiten Kammer angemeldet ift und bie 
erfte Präliminarfigung 

Dienstag, ben 7. November 1899 abends 6 Uhr 
ſtattfindet. 
Die Einweiſungslommiſſion der Zweiten Hammer, 


Dr, Adermann.“ 


Vorfigender der Einweifungstommiffion Wirkt. Geh. 
Rath Dr. Graf von Könneritz: Vortrag eines Schreibens 
Sr. Ercellenz des Herrn Staatsminiſters Dr. von Seybe- 
wig, Gottesdienft in der Ev. Hoffirhe am 9. biejes 
Monats betreffend. 


Sekretär von Zezſchwitz (Tieft): 
Dresden, den 6. November 1899. 


„An 
das Prüfidium der Erften Ständefammer. 
Zur feierlihen Eröffnung des gegenwärtigen Land» 


tags wird 
Donnerstag, den 9. November d. J. 

vormittags 410 Uhr evangeliicher Gottesdienft in ber 
Hof: und Sophienkirche allhier ftattfinden, wobei ber 
Oberhofprebiger Bizepräfident D. Adermann die Predigt 
halten wird. 

Dem geehrten Präfidium ber Erften Stänbelammer 
— * ih mich dies mit dem Erſuchen ergebenft mit: 
zutheilen, die Mitglieder der Erften Kammer hiervon 
gefälligft benachrichtigen zu wollen. 

von Seybewiß, 
Staatäminifter.“ 


Vorſitzender ber Einweifungsfommiffion Wirkt. Geh. 
Rath) Dr. Graf von ſtünneritz: Vortrag eines Schreibens 
bes Königl. Gefammtminifteriums bez. bes Königl. Hof: 
marſchallamts, die feierliche Eröffnung bes Landtags be- 
treffend. 

Sefretär vom Zezſchwitz (lieſt): 

Dresden, den 8. November 1899. 


„An 
den Herrn Bräfidenten der Erften Kammer 
ber Stänbeverfammlung. 

Se. Majeftät der König wollen ben einberufenen 
orbentlihen Landtag in Allerhöchfteigner Perſon er- 
öffnen und Haben zu beftimmen geruht, daß die feier 
lie Eröffnung besfelben 

Donnerstag, den 9. November d. J, 
nachmittags 1 Uhr 





in der früheren Weife im Königl. Schloffe allhier 
ftattfinden ſoll. 

Ueber die dabei ftattfindenden Feierlichkeiten wird 
bem Herrn Präfidenten durch das Königliche Ober- 
hofmarjchallamt befondere Mittheilung zugehen. 

Der Herr Präſident wird ergebenft erſucht, die 
Mitglieder der Erften Kammer hiervon in Kenntniß 


BE Gelammtminifterium. 
Schurig.“ 


Dresden, den 6. November 1899. 


„An 
die Herren Präſidenten beider hohen Kammern 
der Ständeverſammlung. 


Den Herren Präſidenten beider hohen Kammern 
der Ständeverfammlung beehrt ſich das Oberhof— 
marſchallamt in Betreff der auf 


Donnerstag, ben 9. d. M, 
nachmittags 1 Uhr 


anberaumten Eröffnung des Landtages —F ergebenſt 
mitzutheilen, daß dieſe Feierlichkeit im Königlichen 
Reſidenzſchloſſe ftattfindet. 

Die Herren Mitglieder der beiden hohen Kammern 
werden erſucht, Sich im Ballſaale in der II. Etage des 
Königlichen Schloſſes einfinden zu wollen, von wo die: 
jelben gegen 12%, Uhr in corpore durch die Hof- 
fouriere in den Thronfaal eingeführt werden. Letztere 
haben in bem für die Herren Stände abgejonderten 
Raume dem Bräfidium ber Erften Kammer die Stühle 
rechts, bem Präfidium ber Zweiten Kammer die Stühle 
lints vom Throne anzuweilen. 

Die — Mitglieder beider hohen Kammern 
werben erſucht, Sich Hinter Ihren reſpeltiven Direl⸗ 
torien aufflellen zu wollen. 

Bu der an demjelben Tage im Banquetfaale um 
6 Uhr ftattfindenden Königlichen Tafel werden an 
die Herren Mitglieder beider hohen Kammern bejondere 
Einladungen ergeben. 

Bei Tafel werden Seine Mojeftät der König die 
Gefundheit: „Auf des Landes Wohl und aller geireuen 
Stände!” auszubringen geruben. 

Sodann wird nad) einer kurzen Baufe dem Herrn 
BPräfidenten der Erften Kammer ein Polal überreicht 
werden, um bie Gefundheit: „Auf das Wohl Seiner 
Majeftät des Königs!” auszubringen. 

Die dritte, a einer abermaligen Baufe und nad) 
Ueberreihung eines Pokals an den Herrn Präfidenten 
ber Bweiten Kammer —— Geſundheit: „Auf 
das Wohl Ihrer Majeſtät der Königin und Aller Mit« 
glieder bes Königlichen Haufes!” befchließt die Reihe 
der Gefundheiten. 

Die Allerhöhften und Höchften Herrſchaften werben 
geruben, bie Vorftellungen derjenigen Herren Mit- 
glieder beider hohen Kammern, welchen dieſe Ehre noch 
nicht zu theil geworben, bei dem Gercle nad aufs 
gehobener Tafel burd; bie reipektiven Herren Präſi— 
denten entgegenzunehmen. 
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Sowohl zur Eröffnungsfeierlichfeit, al8 auch zur 
Königlichen Tafel wird jebe Trauer abgelegt. 
Königliches Oberhofmarjchallamt. 
v. Sarlowip.” 


Borfigender der Einweifungstommiffion Wirkt. Geh. 
Rath Dr. Graf von Könneritz: Vortrag eines Schreibens 
ber Infpeltion der Ev. Hofkirche, die Plätze in ber 
Kirche betreffend. 


Sekretär von Zezſchwitz (Tieft): 
Dresden, ben 1. November 1899. 


„An 
das Präfidium der Erften Ständefammer. 


Zu dem Gottesbienfte in ber evangelifchen Hof: 
ficche, welcher ber feierlichen Eröffnung des Landtags 
vorausgeht, jollen den Mitgliedern ber Ständelammern 
die beiden Quabrate, welche im Schiffe der Kirche vor 
der Kanzel, reſp. zwifchen den beiden Mitteljäulen 
liegen, rejervirt werben. 

Indem dem geehrten Präſtdium der hoben Erſten 
Kammer hiervon Mittheilung gemacht wird, ergeht an 
Wohldasfelbe zugleich das ergebene Erfuchen, bie Auf- 
wärter mit ber erforderlichen Anweiſung verjehen laſſen 
zu wollen, damit die zur Kirche fommenden Herren 
Landftände auf die für dieſelben beftimmten Plätze 
aufmerlſam gemacht werben. 

Zu den ſonn- und fefttägigen Gottesbienften 
während des Landtags find für die Mitglieder ber 
Stänbelammern, wie früher, die Pläge an ber Bruft- 
lehne ber erften und zweiten Empore zur linfen Hand 
ber Minifter: und Kavalierbetftube angewiejen worden, 
fo zwar, daß von den zum Einlaß auftretenden Land— 
tageaufwärtern auf dieſe Plähe auch diejenigen 
Perſonen zuzulaffen find, welche mit Schlüffeln zu ben 
Eingangsthüren verjehen find. 

Die Schlüffel zu den in Frage fommenden Plägen 
find von früher ber in ber landſtändiſchen Sanzlei 
niebergelegt. 


Inipeltion der ebangeliichen Hoflirche. 
D. Adermann. Dr. Waentig.“ 


Vorſitzender ber Einweifungstommiffion Wirkl. Geh. 
Rath Dr. Graf von Könnerig: Ich habe mitzutheilen, 
baf die Vereidigung ber beiden Präfibenten durch Seine 
Majeftät morgen Donnerstag, den 9. November 11 Uhr 
ftattfindet. Ich beraume daher bie nächſte Sikung auf 
morgen 11, Uhr an und bitte die Herren pünktlich 
zu erfcheinen, denn wir haben morgen die Verpflichtung 
ber neuen Herren Mitglieder und die Wahl des Vizepräfi- 
benten unb ber beiben Herren Sefretäre vorzunehmen 
und wir müflen ja pünftlih um 1 Uhr im Schloſſe er: 
feinen. Ich beraume alfo die nächſte Sitzung auf 
morgen Vormittag 11, Uhr ganz pünktlih an. 


Dann Habe ich noch mitzutheilen, daß Eremplare 
ber Berfaflungsurfunde, der Landtagsorbnung und ber 
Geſchäftsordnung für die Herren Mitglieder in den Käften 
ber Tijche bereit liegen. Etwas weiteres habe ich ber 
hohen Kammer nicht anzuzeigen. Ich jchließe daher bie 
öffentliche Sigung. Zur Mitvollziehung des Protokolls 
lade ich ein Herrn von Charpentier, Ercellenz, und Herrn 
von Wächter. 

(Das Mitglied der Einweifungsfommiffion Sekretär 
Bürgermeifter Thiele verlieft das Protokoll.) 


Hat jemand gegen das eben verlefene Protokoll etwas 
zu erinnern? — Da das nicht gefchieht, erkläre ich das— 
jelbe für genehmigt und ſchließe die Sigung. 


(Schluß 12 Uhr 45 Min. nachmittage.) 


Dweite öffentliche Präliminarfifung 
der Erfien Kammer 
am 9. November 1899, vormittags 11'/, Uhr. 


Präfident: 
Wirkt. Geh. Rath, Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. 
Am Miniftertifche: 
Die Herren Staatsminifter von Metzſch und Dr. 
von Seybewih. 


Anwejend 40 Kammermitglieber. 


Präfident: Ich bitte bei ber Kürze der Zeit bie 
Herren, Ihre Pläge bald einnehmen zu wollen. 

Ih eröffne die öffentlihe Sitzung. Meine hoch— 
geehrten Herren! Ich komme foeben vom Schloß zurüd, 
und hat Se. Majeftät die Gnade gehabt, mich zu vers 
pflichten; ich Habe hierbei die Freude gehabt, Se. Majeftät 
in ungetrübter Kraft und Gefunbheit wiederzufehen. Ich 
trete nunmehr mein Amt hiermit an, und indem ich bies 
thue, wieberhole ich zunächft meine geftern ausgeſprochene 
Begrüßung. Wenn id) von mir fprechen barf, fo ift 
biefelbe bejonbers herzlich. Denn ich bin infolge wieber- 
Holter Erkrankung in der legten Zeit in der Lage gewejen, 
mich fragen zu müffen, ob ich nicht jüngeren und frijcheren 
Kräften mein Amt überlaffen müßte. Nachdem ich aber mit 
Gottes Hilfe genejen bin und Hier wieder eintrete, bitte 
ih Sie, mir Ihr lange gewährtes Vertrauen auch in 
dieſer Seffion wieder ſchenken zu wollen. Meine Hoch: 
geehrten Herren! Es ift ein unverfennbarer Vorzug bes 
Alters, daß man für äußere Einbrüde viel unempfäng- 
licher wird. Die Kundgebungen des Vertrauens ber- 
jenigen Männer, mit denen ich arbeite, werben aber 
meinem Herzen immer nahe ftehen, und id) möchte auch 
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noch an biefer Stelle Ihnen danken für die Güte, mit 
welder Sie mid) bei meinem 70. Geburtätage ganz un— 
verdienter Weife überfchüttet haben, 

Meine Hochgeehrten Herren! Wenn ich das Glück 
gehabt habe, Se. Majeftät den König in ungetrübter 
Gejundheit wieberzufinden, fo möchte ich doch auch Hier 
des Unfalls erwähnen, ber eins der hohen Mitglieder 
ber Königsfamilie, Se. Königl. Hoheit den Prinzen 
Friedrich Auguft, betroffen hat. Ich glaube, keine Körper: 
ſchaft wie die unfrige hat jo warmen Antheil an der 
Wieberberftellung der Geſundheit des Prinzen genommen, 
ber ja durch feine eifrige Mitarbeit in der vierten Depu- 
tation unfer aller Sympathien gewonnen hat. 

Leider hat unfer Haus einen Berluft zu verzeichnen. 
Noch in der allerlegten Zeit ift unfer langjähriges treues 
Mitglied Herr Wede durch den Tob abgerufen worben. 
Wir werben ihm ein banfbares, freundliches Andenken 
bewahren. 

Auch des Tobes eines anderen Mannes möchte ich 
gedenken, ber zwar nicht in unierer Mitte geſeſſen, ber 
nit hier mit uns gearbeitet hat, der aber für uns 
gearbeitet hat, bes Archivars Kanzleiraths Diekel. Es 
war ein Mann von jeltener Gejchäftstenntnig und von 
segem, entgegenfommenbem Pflichtgefühl. Ehren wir die 
Todten durch Erheben von unjeren Siken. 


Geſchieht.) 


Aber auch ſonſt haben wir durch Austritte Verluſte 
in unſerer Kammer zu beklagen. In erſter Linie möchte 
ih unſeres hochverdienten lebten Vizepräſidenten, bes 
Herrn Oberbürgermeiſters Georgi gedenken. Se. Majeſtät 
der König hat ihm Seine Anerlennung feiner Leiſtungen 
durch eine ganz befondere Auszeihnung am Schluffe 
feiner Thätigkeit zu theil werden lafjen, und die Stadt 
Leipzig hat ihm die höchſte Ehre verliehen, bie eine Stadt 
überhaupt verleihen kann. Es wäre undanfbar, wenn 
wir bier nicht auch feiner Mitarbeit gedenfen wollten, 
die um fo erfreulicher und wirfungsreicher war, als er 
ein Mann von reicher Erfahrung, von gründlichen 
Kenntniffen und hervorragenden Leiftungen war, 

Aber auch den Verluſt zweier anderer Mitglieder 
haben wir zu beffagen, bes Herrn Geh. Raths Wehinger 
und bes Herrn Bürgermeifters Dittrich. Dem Herrn 
Geh. Rath Wehinger, ber fein ganzes Leben hindurch 
in treuer Sorge um das Staatswohl gearbeitet hat, 
mwänfchen wir einen glüdlichen, ungetrübten Lebensabend, 
dem Heren Bürgermeifter Dittrich ein weiteres Gebeihen 
in feiner neuen Bebensftellung. 

Meine hochgeehrten Herren! Unſere Seffion wirb 
eine wichtige werden. Nicht allein Liegen große und 





insbeſondere in das Gewerbäleben des Volkes tief ein- 
greifende Gejehesvorlagen vor, 3.8. das Baugeſetz; 
aber außerdem ift es bie lehte, die wir in dieſem Jahr- 
hundert haben werben. Es ift von jeher der Schmud 
ber Erſten Kammer gewejen, alle Vorlagen und alles, 
was überhaupt an fie gelangt ift, objektiv zu prüfen. 
Wir kennen kein Parteileben in unferer Mitte; wir 
ehren Stabt und Land gleihmäßig. Hoffen wir, daß 
das neue Jahrhundert, aud) wenn andere Männer auf 
diefen Plätzen fißen werben, die Erfte Kammer immer 
in dieſer Beichaffenheit finden möge. Das walte Gott! 


(Bravo!) 


Entſchuldigt haben fi für heute Herr Sammer: 
herr Sahrer von Sahr wegen ſehr fchmerzlicher Familien- 
verhältniffe und Herr Konfiftorialvizepräfibent Dr. Ader: 
mann wegen Abhaltung bes Gottesbienfted in ber 
Hoffirche und Herr Dr. Pant. 

Herr Bürgermeifter Thiele wird die Güte Haben, die 
Eingänge zu verlefen. 


Bürgermeifter Thiele (Lieft): 


Dresden, den 8. November 1899. 
„An 
das Bräfidium der Erften Kammer. 

Nachdem ſich die beichlußfähige Anzahl der Mit: 
glieder der Zweiten Kammer angemeldet hat, find in 
der heute abgehaltenen Präliminarfigung der Zweiten 
Kammer der unterzeichnete Abgeordnete 

als Bräfident, 
Herr Abg. Geh. Kommerzienrath Georgi 
al3 erfter Vizepräſident, 
Herr Abg. Juſtizrath Rechtsanwalt Opit 
als zweiter Bizepräjident, 
ferner Herr Abg. Bürgermeifter Rüder 
als erſter 
und Herr Abg. Bürgermeifter Ahnert 
als zweiter Sefretär, 
fowie Herr Abg. Stabtgutsbefiger Hauffe 
zum erften 
und Herr Abg. Gemeindevorftand Maſchke 

zum zweiten ftellvertretendben Sekretär 
gewählt worben. 

Dem Präſidium der Erjten Kammer beehrt man 
fi dies hierdurch ergebenft anzuzeigen. 

Der Prüfident der Zweiten Kammer. 
Dr. Mehnert.” 


Präfident: Meine Herren! Das war ber einzige Ein: 
gang Heute, wir gehen nunmehr zur Verpflichtung der 
neueingetretenen Herren Mitglieder über. Ich bitte 
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Se. Erlaudt Herrn Grafen von Schönburg, Se. Exc. 
Wirfl. Geh. Rath Meufel, Herrn Oberbürgermeifter 
Dr. Tröndlin und Herren Oberbürgermeifter Seil hier 
vortreten zu wollen. 

Meine Hochgeehrten Herren! So viel ich weiß, hat 
feiner von Ihnen noch einer unferer ftänbifchen Ver: 
fammlungen angehört. Ich muß Ihnen alfo ben ftän- 
difchen Eid abnehmen und brauche Sie wohl nicht erft 
auf bie Wichtigkeit diefer feierlihen Handlung aufmerf: 
fam zu machen. Sie alle wiffen ja, da der Eid ber 
Ausdrud des tiefften religiöfen Gefühls ift und werben 
ganz gewiß dieſe Bedeutung nicht unterſchätzen. Ich 
bitte aljo die Hand zu erheben und ben Schwur mir 
nachzuſprechen: 

„Ih ſchwöre zu Gott c. die Staatsverfaſſung treu 
zu — und in ber Ständeverſammlung das un: 
zertrennliche Wohl bes Köni ige und Vaterlandes, nad) 
meinem beften Wifjen und Öewiffen, bei meinen An: 


trägen und Abftimmungen allenthalben zu beobachten. 
So wahr mir Gott helfe — 


(Die Herren Abgeordneten ſprechen den Eid nach.) 


Herrn Oberbürgermeiſter Dr. Schroeder würde ich 
bitten, mir noch den Handſchlag zu geben. Es iſt mir 
allerdings fraglich, ob dieſes ftreng erforderlich ift, ba er 
in berjelben Stellung wieder eingetreten ift, aber wir 
haben es doch bisher beobadıtet. 

Die übrigen Herren Mitglieder der Kammer habe 
ih nod auf ihren bereits früher abgegebenen Eid 
hiermit nochmals zu verweifen. 

Meine Herren! Wir gehen über zur Wahl bes 
Herrn BVizepräfidenten und ber beiden Herren 
Sefretäre. Es ift zur Wahl des Herrn Vizepräfidenten 
überzugehen. — Herr Kammerherr von Schönberg zur 
Geſchäftsordnung! 


Kammerherr von Schönberg: Meine ſehr verehrten 
Herren! Es iſt innerhalb einer Zahl von Kammer: 
mitgliedern die Frage angeregt worden, ob es nicht an= 
gemeſſen fei, die Beſtimmung in $ 3 der Geſchäfts— 
ordnung, welde bas Direktorium unferer Kammer bahin 
feftftellt, daß ein Präfident, ein Vizepräfident und zwei 
Sefretäre dasfelbe bilden follen, bahin abzuändern, daß 
man zwei Bizepräfidenten ernennt. Nach Lage ber 
Sache hat dieſe Anregung einer Abänderung manches 
für fih. Ich glaube darauf nicht näher eingehen zu 
müſſen, aber ich theile die Anficht und mit mir auch eine 
namhafte Zahl der Kammermitglieder, daß eine derartige 
Abänderung der Gefchäftsorbnung angemefjen fei. Die 
mit mir übereinftimmenden Herren haben fich zu einem 
Antrag geeinigt, welcher aljo lautet: 


„Die hohe Kammer wolle beſchließen: Es find zwei 
Bizepräfidenten, ein erfter und ein zweiter auf Grund 
von $ 67 Abſ. 2 der Verfaſſungsurlunde zu wählen, 
und ift die Gefchäftsorbnung dementiprechend abzuänbern. 


von Schönberg. von Wiedebah. von ZTrebra. 
U. Thieme. Dr. Kaeubler. Hultzſch. Dr. Bed. 
Dr. von Frege-Weltzien. v. b. Planitz. Meufel.” 
Unterfchrieben ift diefer Antrag vom 10 Mitgliedern. 
Ih beehre mich diefen Antrag ben Präfibium zu über- 
reihen mit dem Anbeimgeben an das Präfibium bez. 
an bie hohe Kammer, dieſen Antrag in die Hände ber 
Gefekgebungsbeputation leiten zu wollen und beren 
Bericht über diefen Antrag abzuwarten. 


Präfident: Meine Herren! Ich Habe zunächft bie 
Kammer zu fragen, ob fie mit dem bereits Hinreichend 
unterftügten Antrag bes Herrn von Schönberg einver- 
ftanden if. Darnach würde alfo ber Antrag am bie 
Gefegebungsbeputation abzugeben fein. Wer bafür 
ift, dem bitte ich ſitzen zu bleiben, wer bagegen ift, ben 
bitte ich fich zu erheben, 

(Geſchieht.) 

Er iſt gegen 10 Stimmen angenommen. Der An— 
trag wird alſo demnächſt an die Geſetzgebungsdeputation 
abzugeben ſein, um dort das erſte Stadium ſeiner 
Durchberathung zu durchlaufen. 

Wir gehen nun zur Wahl eines Vizepräſidenten 
über. Ich bitte die Herren, ihre Stimmzettel abzugeben, 
es ift fchriftliche Abftimmung nothwenbig. 

Ih erſuche Se. Ercellenz Herrn Geheimrath von 
Eharpentier mir beiftehen zu wollen bei Auszählung der 
Stimmzettel. 

Die Präfenzlifte weift 40 Mitglieder aus und 
40 Stimmzettel find abgegeben. 


(Ermittelung des Ergebniffes.) 


Meine Herren! Herr Lanbesältefter von Zezſchwitz 
hat 26 Stimmen, Herr Oberbürgermeifter Beutler 12 
erhalten und 2 weiße Zettel find abgegeben worben. 
Somit ift Herr von Zezſchwitz gewählt. Ich frage Herrn 
von Zezſchwitz, ob er bie Wahl annimmt? 

Lanbesältefter vom Zezſchwitz: Die hohe Kammer 
hat mir eine Auszeichnung zutheilwerben laſſen, welche 
ich weber erwartet habe, noch erwarten konnte, und ich 
habe mich zu fragen, ob ich imftande fein werbe, bie 
mir geftellte Aufgabe zu erfüllen. Wenn ich trogbem 
im Augenblid nicht zögere, die Annahme meiner Wahl 
zu erflären, fo geſchieht dies einmal, weil ich ber Aus: 
fit, an ber Seite eines jo ausgezeichneten verbienten 
Staatsmanned und unter befjen Führung arbeiten zu 
fünnen, wie Se. Excellenz Herr Graf von Könneritz 
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ift, nicht Habe widerſtehen fünnen; zum anderen habe 
ih mich bewogen gefunden dazu in der zuderfichtlichen 
Erwartung und Hoffnung, daß ich nicht berufen fein 
werde, den hohen Herrn zu vertreten, fondern nur ihn 
in jeinen mannigfahen Berufsgejchäften da zu unter: 
fügen, wo er es für gut finden wird. Der Himmel 
wolle geben, daß die Sache diefen Verlauf nimmt. Ich 
nehme mit Danf die auf mic) gefallene Wahl an. 


(Bravo!) 


Präfident: Ih danke vielmald® meinem Herrn 
Kollegen für feine freundlichen Worte. Wir haben aber 
nunmehr noch zur Wahl der Herren Sefretäre zu fchreiten, 
von denen wohl nur eine Wahl neu fein wird, Herr 
Graf Rer! 

Kammerherr Graf dom Rex-Zedtlitz: Ich wollte 
mir den Vorſchlag erlauben, den erften Sekretär Herrn 
Bürgermeifter Thiele durch Akklamation wiederzuwählen. 


(Bravo!) 


Präfident: Meine Herren! Ihr Bravo hat jchon 
bewieien, daß Sie mit der Afflamationswahl einver: 
ftanden find, und noch mehr auch mit derfelben Perſön— 
lichleit. Ich frage nur formell nochmals, ob Sie mit 
der Wahl des Herrn Sekretär Thiele einverftanden find? 
— Einverftanden. 

Sefretär Bürgermeifter Thiele: Ich nehme die Wahl 
mit beſonders verbindlihem Dank an. 

Präfident: Wir Haben nunmehr noch zur Wahl 
eines zweiten Herrn Sekretär überzugehen. 

Ih bitte Herrn von Wächter, mir beizuftehen bei 
der Auszählung ber Stimmzettel. 

(Auszählung der Stimmzettel.) 
E3 find 40 Stimmzettel eingegangen. 
(Berlefung der Stimmzettel.) 

Herr Kammerherr von Find ift mit 21 Stimmen 
gewählt. Herr Sahrer von Sahr hat 17 Stimmen und 
der Reft find weiße Zettel. 

IH frage Herren von Find, ob er irgend einen 
triftigen Grund hat, die auf ihn gefallene Wahl aus- 
zujchlagen. 

Kammerherr Freiherr bon Find: Bedenken habe 
id) feine, ich hahe blos der hohen Sammer fir die hohe 
Auszeichnung zu danken, die mir wiberfahren ift; ich 
nehme die Wahl felbftverftändlich mit großem Dante an. 

Präfident: Damit ift die Kammer fonftituirt. Es 
ift davon nunmehr noch der Zweiten Kammer und bem 
Königlichen Gefammtminifterium Anzeige zu machen. 

1.8, (1. Abonnement.) 


Meine Herren! Ich beraume die nächte, erfte öffent: 
liche Sigung auf morgen, Freitag, vormittag 11 Uhr 
an und febe auf die Tagesordnung: 

1. Regiftrandenvortrag, 

2. Berloofung der Sitzplätze, 

3. Wahl der ordentlichen vier Deputationen. 
Zur Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein Herrn 
Oberbürgermeifter Dr. Tröndlin und Herrn Oberbürger: 
meifter Seil. 
(Zandesältefter von Zezſchwitz verlieft das Protokoll.) 

Hat jemand gegen das verlefene Protofoll etwas 
zu erinnern? — Das ift nicht der Fall. Dann erkläre ich 
dasselbe für genehmigt und fchließe die öffentliche Sigung. 

(Schluß der Sitzung 12 Uhr 15 Min. nachmittags.) 


Zweite Kammer. 
Landhaus Dresden, am 7. November 1899. 
Im Direktorialzimmer der Zweiten Kammer haben 


ſich heute 
Herr Geh. Rath Dr. Adermann aus Dresden, 
= Geh. Kommerzienrath, Handelsfammerpräfident 
Georgi aus Mylau, 
= Bürgermeifter Rüder-Roßwein 
und der unterzeichnete Schriftführer 
zufammengefunden, Haben ſich gegenfeitig durch ihre 
Miffiven als Abgeordnete, jowie durch die ergangenen 
Erlaffe des Königl. Minifteriums des Innern d.d. Dresben, 
den 17. Oftober 1899 als Mitglieder der Einweifungs: 
fommiffion der Bweiten Kammer legitimirt und als 
Einweifungstommiffion fonftituirt, 

Den Vorſitz berfelben hat Herr Geh. Rath Dr. Ader: 
mann übernommen. 

Sodann Haben fi bei der Einweifungsfommiffion 
die — ebenfo wie die Kommiffionsmitglieber ſelbſt — 
in ber unter ) diefem Protokolle angefügten Ein: 
zeihnungslifte aufgeführten Herren Abgeordneten, unter 
Eintragung ihrer Namen, Wahlfreife und Wohnungen 
in diefe Lifte, angemeldet und durch die bei den Alten 
fich befindenden Erlafje und Miffiven legitimirt. 

Abends um 5 Uhr 45 Minuten, bis zu welcher Zeit 
im ganzen ſich 78 Abgeordnete angemeldet, hat bie 
Einweifungstommiffion ihre Sitzung gejchloffen. 

Vorgelefen, genehmigt und unterfchrieben 

Dr. Adermann, 
Georgi, 
Rüder. 
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Dr. Adermann. 
Ahnert. 

Andrä. 

Behrens. 
Bochmann. 
Bößnechk. 

Braun. 

Bunde. 

Däbritz (Niſchwitz). 


Däweritz (Doberſchwitz). 


Dieterich. 
Engelmann. 
Ente. 
Fräßdorf. 
Frenzel. 
Frihzſching. 
Georgi. 
Gleisberg. 
Gontard. 
Gräfe. 
Grumbt. 
Hähnel. 
Härtwig. 
Harter. 
Hauffe. 
Heitzig. 
Heymann. 
Hofmann. 
Horſt. 
Huſte. 
Kellner. 
von Kirchbach. 
Klötzer. 
Kluge. 
Kockel. 

Dr. Kühlmorgen. 
Leithold. 
Leupold. 
Liebau. 
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Maſchke. 
Matthes. 

May. 

Dr. Mehnert. 
Müller. 
Niethammer. 
Opitz. 

Paulus. 
Preibiſch. 

Edler von Querfurth. 
Reinhold. 
Reißmann. 
Rentſch. 

Richter (Baßlitz). 


Richter (Großſchönau). 


Rößner. 
Rollfuß. 
Rudelt. 
Rüder. 

Dr. Schill. 
Schlag. 
Schmole., 
Dr. Schober. 
Dr. Schöne. 
Schubart. 
Seifert. 
Dr. Spieß. 
Steyer. 

Dr. Stöckel. 
Stolle. 
Teichmann. 
Thieme. 
Töpfer. 
Träber. 
Uhlich. 
Uhlmann. 
Volke. 
Wolff (Rodewiſch). 
Zeidler. 


Erſte öffentliche Präliminarſihung 
der Zweiten Kammer 
am 7. November 1899, abends 6 Uhr. 


Borfigenber der Einweifungstommijfion: 


Herr Abg. Geh. Rath Dr. Adermann. 
Am Miniftertifche: 


‚ Se. Ercellenz Herr Staatsminifter von der Planip. 


Anweſend 78 Kammermitglieber. 


Vorfipender der Einmweifungsfommiffion Abg. Geh. 
Rath, Dr. Adermann; Die Sigung ift eröffnet. 


Wir treten heute, meine Herren, zum erjten Male 
in bie Situngen bes Landtages ein. Was Hinter ung 
fiegt, das weiß ein jeder, das hat er an fi) und feinem 
Haufe und feiner Familie erlebt; was kommt, ift uns 
allen verjchloffen. Nun, wir treten getroft in die Zu— 
funft ein, wir wifjen, daß uns Gott regiert, daß wir 
von ihm abhängen, daß unter feinem Schuge unfer Haus, 
unfere Familie, Frau und Kinder leben und ftehen. 
Darum find wir getroft und treten mit Gottvertrauen 
in das neue Gejchäftsjahr ein. 

Sie, meine Herren, heiße ih aufrichtig willlommen 
in meinem Namen und namens ber Einweifungsfom:- 
miffion, deren Gefchäfte ich für heute zu führen habe. 
Ih begrüße die Königl. Staatsregierung, ich freue mich, 
mit ihr wieder in Gefchäftsverbindung zu treten, und 
ich Hoffe, daf wir, wie immer, jo aud) diesmal mit 
einander gut auskommen, daß wir und vertragen. Was 
ich fonft zu fagen habe, entzieht fich für heute der Be— 
ſprechung; Sie finden das Nöthige in der Tagesordnung, 
und wir werben uns ja nun bes Längeren in ber 
nächften Zeit damit zu bejchäftigen Haben. Alſo ich 
heiße Sie nochmals aufrihtig willlommen. Wir find 
alte Bekannte, und weil wir dies find und weil wir im 
Dienfte des Vaterlandes ftehen, jo denle ih, werden 
wir und auch vertragen und uns alle bie Rückſicht 
ichenfen, die wir beanfpruchen dürfen. 


Das erfte Gefhäft ift ein trauriges: Wir wollen 
zunächſt unferer verftorbenen Mitglieder gebenten, wir 
wollen ihnen ein Lebewohl ins Grab nachrufen. 


Am 2, Juni 1898 verftarb der Abgeordnete des 
Wahlkreifes der Stadt Zwidau, Oberbürgermeifter Dr. 
jur. Lothar Dttofar Wilhelm Streit bajelbft. Derjelbe 
vertrat feinen Wahlkreis feit dem Jahre 1869 und wurde 
beim Landtage 1869/70 ſowie in jebem ber folgenden 
Zandtage zum Vizepräfidenten bez. 1. Bizepräfidenten 
der Zweiten Kammer gewählt. Außerdem gehörte er jeit 
feinem Eintritt in die Sammer bis zum Landtage 
1893/94 ununterbrochen der erften (jegigen Gejeh- 
gebungs=)Deputation als Mitglied an und war während 
der Landtage in den Jahren 1869 bis 1878 und 
1893/94 Vorfigender und während ber Landtage in ben 
Jahren 1880 bis 1892 ftellvertretenber Vorfigender 
diefer Deputation. 


Am 7. November 1898 verftarb der Abgeordnete 
des 42. ländlichen Wahlkreifes Kommerzienrath Guftav 
Rostosky in Niederſchlema. Derjelbe war jeit dem 
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Sabre 1895 Mitglied der Zweiten Kammer und gehörte 
beim legten Landtage ber Beſchwerde- und Petition: 
deputation an. 

Am 24. Mai 1899 verftarb der Abgeordnete des 
3. Wahlfreifes der Stadt Leipzig, Hofbuchbindermeifter 
Guſtav Fritzſche dafelbft. Derjelbe vertrat den Wahl: 
freis feit dem Jahre 1889 und gehörte während ber 
Zandtage 1891/92 ber Finanzdeputation A, 1893/94 
ber Beſchwerde- und Betitionsdeputation, 1895/96 
und 1897/98 der Rechenichaftsdeputation an. 

Am 11. Juli 1899 verftarb der Abgeordnete des 
19. ſtädtiſchen Wahlkreifes Kaufmann Carl Crüwell 
in Unnaberg. Er vertrat diefen Wahlfreis ſeit dem 
Jahre 1877 und war feit dem Lanbtage 1889/90 Mit- 
glied der Beſchwerde- und Betitionsdeputation. 

Am 14. Juli 1899 verftarb ber Abgeordnete bes 
22. ländliden Wahlfreifes, Gutsbeſitzer, Direftor des 
landwirthichaftlichen Kreditvereins im Königreiche Sachſen, 
Defonomierath Kökert in Plauen bei Dresden. Der: 
jelbe vertrat den 22. ländlichen Wahlfreis feit dem 
Jahre 1869 und gehörte der Fyinanzbeputation B un- 
unterbrochen jeit dem Landtage 1875/76 an. 

Außer diefen Abgeordneten haben wir unferen hod): 
verdienten Kanzleirath Dietzel, unjeren Beamten, durch 
den Tod verloren. Kanzleirath Diepel ift am 8. Juli 1899 
verftorben. Er war feit dem Landtage 1887,88 ftändifcher 
Ardivar, vorher und zwar ſeit 1881 Negiftrator bei 
der Erften Sammer der Stänbeverfammlung. 

Alle diefe Herren find heimgegangen von ung, wir 
find zurüdgeblieben und ſchauen ihnen traurig nad). 
Wir bewahren ihnen ein dankbares Andenken. Gott 
fei mit ihnen, Gott vergelte ihnen, was fie Gutes 
auf Erben gethan haben. Zu ihrem Gedächtniß er: 
heben wir uns. Geſchieht.) 


Wir kommen nunmehr zur Tagesordnung; erſter 
Punkt derſelben iſt Theilung der Kammer in 
Abtheilungen. 


Ich werde die Namen der Herren aus der Urne ziehen, 
und es werden die aufgerufenen Herren der Reihe nach 
in die erſte, zweite, dritte, vierte und fünfte Abtheilung 
gehen; dann beginnt die Reihe von vorn. 


(Berlefung der Namen.) 


einer überſehen worden ift? — Es ift nicht der Fall. j 
(Abg. Ahnert verlieft die Namen.) 


Abtdeilungen der Bweiten Hammer. 


Erſte Abtheilung. 
Zeidler. 
Harter. 
Uhlmann. 
Reinhold. 
Preibiſch. 
Teichmann. 


Dr. Schill. 
Rüder. 

Rollfuß. 
Behrens. 

Richter (Baßlitz). 


Zweite Abtheilung. 


gr 

olf (Saupersborf). 
Neigmann. 

Edler von Querfurth. 
Gräfe. 


Opig. 
Frigihing. 

Dr. Mehnert. 
Matthes. 
Engelmann. 
Dieterich. 

Däbritz (Niſchwitz). 
Kockel. 


Ahnert. 
Roͤßner. 
Andrä. 


Horft. 


Pritte Abtheilung. 
Heitzig. 
Rentſch. 
Hähnel. 
Großmann. 
Paulus. 
Gleisberg. 
Müller. 
Frenzel. 
Seifert. 
Dr. Schober. 
Leupold. 
Dr. Kühlmorgen. 
Scied. 
Klößer. 
Kellner. 
Richter (Großſchönau). 


Vierte Abtheilung. 
Hauffe. 
Volke. 
Uhlich. 
Töpfer. 
Thieme. 
Stolle. 
Steyer. 

Dr. Spieß. 
Ente. 
— 
Hofmann. 
— 
Braun. 
Rudelt. 
Bachmann. 


Huſie. 


JFünfte Abtheilung. 


Wolff (Rodewiſch). 
Härtwig. 

Grumbt. 

Träber. 

Gontard. 
Niethammer. 
Georgi. 
May. 


Schubart. 
— 
chlag. 
Bunde. 
Kluge. 
Bößneck. 
v. Kirchbach. 
Dr. Adermann. 


Ich bitte nunmehr die Sitzung zu unterbrechen und 
die Abtheilungen fich zu Lonftituiren. 


(Baufe.) 


Meine Herren! 


Ich bitte, daß Sie die Mit: 


theilungen über den Ausfall der Wahlen entgegennehmen, 
Ich frage, ob alle aufgerufen find oder ob etwa | Her Herr Seftretär wird bie Güte haben, es vorzulefen. 

Abg. Ahnert (Lieft): Es Haben ſich die einzelnen 
Abtheilungen wie folgt konftituirt: 
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Erſte Abtheilung. 


Vorſitzender Herr Abg. Dr. Schill, 
ſtellvertretender Vorſitzender⸗·⸗Riüder, 
Schriftführer = = Dr. Stödel, 
ftellvertretender Schriftführer = = Behrens. 


Zweite Abteilung. 


Borfigender Herr Abg. Dr. Mehnert, 
ftellvertretendber Borfißender = Opitz, 
Schriftführer Ahnert, 
ftellvertretender Schriftführer -» = Dübrig-Nilchwip. 
Dritte Abtheilung. 
Borfigender Herr Abg. Dr. Schober, 
ftellvertretender Vorfigender «= =  Stellner, 
Schriftführer = : Dr. Kühlmorgen, 
ftellvertretender Schriftführer = Frenzel. 


Pierfe Abtheilung. 


Vorſitzender Herr Abg. Leithold, 
ſtellvertretender Vorfipender = = Dr. Schöne, 
Schriftführer 


eo: Sul 
ftellvertretender Schriftführer = = ubdelt, und 


Fünfte Rbtheilung. 


Borfigender Herr Abg. May, 
ftellvertretender Borfigender = = Schubart, 
Schriftführer = = d Kirchbach uud 
ftellvertretender Schriftführer = = Gontard. 


Vorfigender der Einweilungstommijfion Abg. Geh. 
Nath Dr. Adermann: Es bewendbet bei der Mit: 
theifung. Es hat niemand weiter etwas zu erinnern, 
und wir fünnen nunmehr wohl für heute unjer Tage: 
werk beichliefen. Es Hat auch ſonſt niemand etwas zu 
fagen. Das Protokoll ift noch vorzulefen und die 
Tagesordnung für morgen fund zu geben. 


Wir wollen auf die Tagesordnung morgen fehen: 


1. Wahl des Präfidenten. 
2. Wahl der Bizepräfidenten und Sefretäre. 
3. Mittheilungen. 


Ih meine, daß wir morgen Vormittag um 11 Uhr 
zufammenfommen können, 

Ih Bitte, noch zufammen zu bleiben und bas 
Protokoll zu hören. Später, wenn die Kammer ſich 
fonftituirt Hat, wird nicht mehr eine Verleſung des 
Protokolls nöthig fein; diefes Verfahren wird aladann 
nah den in ber Geſchäftsordnung gegebenen Ein- 
richtungen in Wegfall fommen. Aber für die Präliminar: 
figungen wird das Protofoll in öffentliher Sitzung 
vorgelejen und von Ihnen genehmigt oder Einſpruch 
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dagegen erhoben. Ich bitte alfo, das Protokoll zu 
verleſen. 


(Abg. Ahnert verlieſt das Protokoll.) 


Begehrt jemand das Wort? — Wird das Pro— 
tokoll genehmigt? — Genehmigt. 


(Schluß der Sitzung 7 Uhr 18 Min. abends.) 


weite öffentliche Präliminarfigung 
der Dweiten Aammer 
am 9. November 1899, vormittags 11 Uhr. 


Stellvertretenber Vorſitzender der Einweifungs: 
fommiffion: 


Herr Abg. Georgi. 


Am Miniftertifche: 

Die Herren Staatöminifter Dr. Schurig, von 
Metzſch, Edler von der Planik, Dr. von Seydewitz 
und von Wahbdorf. 

Anwejend 76 Kammermitglieder. 

Stellvertretender Vorſitzender der Einmweifungs: 
fommiffion Abg. Georgi: Meine Herren! Die zweite 
Präliminarfigung der Zweiten Sammer ift eröffnet. Ich 
muß Ihnen leider die fchmerzliche Mittheilung machen, 
daß der verehrte Herr Vorſitzende der Einweijungs: 
fommiffion, der Abg. Dr. Udermann, durch Unwohlſein 
verhindert ift, hier zu ericheinen und feine Funktionen 
auszuüben. Er hat mir den Auftrag ertheilt, ihn bei 
ber Kammer zu entfchuldigen. 

Meine Herren! Der erjte Gegenstand unferer Tages: 
ordnung ift die Wahl bes Präfidenten. $5 unferer 
Geſchäftsordnung beftimmt darüber folgendes: 

„Sobald eine beichlußfähige Anzahl von Mit: 
gliedern vorhanden ift, erfolgt unter Leitung bes 
Borfipenden der Einweifungstommiffion nach Feftftellung 
ber Anweſenheit einer beichlußfähigen (Berfaflungs- 
urfunde $ 128, Abſ. 1) Anzahl von Kammermitgliedern 
durch Namensaufruf die Wahl bes Präfidenten, jodann 
aber unter deſſen Vorſitz die Wahl bes erften und 
hierauf die des zweiten Vizepräſidenten.“ 

Hiernach würde alfo zunächſt unfere Aufgabe fein, 
die Präfenz feftzuftellen. Ich bitte deshalb den Herrn 
Sekretär hier zu meiner Rechten, daf er die Namen ber 
Kammermitglieder verlieft, und bitte jeden einzelnen der 
Herren, daß er bei Aufruf feines Namens mit „Hier“ 
antwortet. 


(Es folgt der Namensaufruf durch Abg. Rüber.) 


Nachdem foeben nad) dem Namensaufruf noch bie 
Herren Abg. Kellner und Opitz in bad Haus eingetreten 
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find, ijt die Präjenz von 76 Mitgliedern Eonftatirt. 
Die Kammer ift alfo zweifellos beſchlußfähig. Wir 
tönnen nun übergehen zu der Wahl des Herrn Präfi- 
denten, und da bitte ich die Herren, daß fie den Namen 
des von ihnen zu Wählenden auf einen Zettel fchreiben, 
und die Herren Sefretäre bitte ich, daß fie die Stimm: 
zettel einfammeln. 
(Einfammlung ber Stimmzettel.) 

Haben die Herren alle die Stimmzettel abgegeben? — 
Wenn fich niemand meldet, nehme ich dies an. Ich werde 
zunächſt die Zahl der eingegangenen Stimmzettel feſt— 
zuftellen haben. Es find 75, das wäre ein Zettel weniger, 
als vorhin Anweſende waren. Es fünnte fich vielleicht 
finden, daß 2 Stimmzettel ineinander geſchoben find, dod) 
glaube ic) davon abjehen zu können, nochmals zu zählen, 
jebenfalls find nicht mehr da, als abzugeben find. Sch 
erfuche num den Herrn Abg. Rüber, die Namen zu verlefen. 

Es find doch 76 Stimmzettel eingegangen gewejen, 

wahrjcheinlid Haben 2 ineinander geſteckt. Das Ergeb: 
uiß der Wahl ift, dab auf Herrn Ubg. Dr. Mehnert 67, 
auf Herrn Abg. Leupold 2, auf die Herren Abg. Schill 
und Opitz je eine Stimme gefallen und 5 leere Hettel, 
aljo im ganzen 76 Stimmzettel abgegeben find. Der 
Herr Abg. Dr. Mehnert ift mithin zum Präfidenten bes 
Haufes gewählt, und ich richte an ihn die Frage, ob er 
die Wahl annimmt, 


Abg. Dr. Mehnert: Meine hochverehrten Herren! 
Sie haben durd die eben vollzogene Wahl mir eine 
hohe Ehre erwiejen, und ich fpreche Ihnen hierfür den 
tiefftgefühlten, aufrichtigften Danf aus. Ich bin mir 
deilen voll bewußt, daß dieje Kundgebung Ihres Ver: 
trauens die höchfte Auszeichnung ift, welche das ſächſiſche 
Bolf durch feine geordnete Vertretung einem Bürger 
diefes Landes verleihen kann. 

Ih kann Ihnen die Verfiherung geben, daß es mein 
ernftes und rebliches Beftreben fein wird, die Ehre und 
die Würde des Haufes zu wahren gegen jedermann, 
die Arbeiten des Landtages möglichft zu fördern unter 
meiner thätigen Mithilfe und bei der Leitung ber Ge- 
ſchäfte nad allen Richtungen Hin volle Unparteilichkeit 
walten zu lafien. 

Das Amt, das ich anzutreten gebenfe, legt mir 
ihwere Pflichten auf. Der gute Wille, dieje Pflichten 
zu erfüllen, ift bei mir vorhanden; wenn aber das 
Können nicht immer dem Wollen entiprechen follte, 
dann bitte ih um Ihre gütige Nachſicht, um Ihre 
freundliche, wohlwollende Unterftühung. 

Des Allmädtigen Gnade walte über unjerm Lande, 
über diefem Hauje und feinen Berathungen für und 
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für! — Damit nehme ic die Wahl an und erffäre mic 
bereit, in die Leitung der Geſchäfte dieſes Haufes ein: 


zutrelen. (Bravo!) 


Stellvertretender Borfigender Abg. Georgi: Meine 
Herren! Mit der foeben vollzogenen Wahl und deren 
Annahme durd) den Gewählten Haben ſich meine 
Funktionen ald Mitglied der Einweifungstommiffion 
erledigt; indeſſen ich darf, glaube ih, auf die gütige 
Genehmigung des Herrn Präfidenten reinen, wenn ich 
zunächſt noch ein paar Worte an Gie richte. Meine 
Herren! Ich bin von den Präfidien der legten Land— 
tage ber letzte, der ſich augenblicklich noch an dieſem 
Tiſche hier befindet. Aus dieſem Umſtande darf ich 
wohl die Legitimation herleiten, noch ein warmes Wort 
des Dankes auszuſprechen für den verehrten Mann, 
deſſen Präſidentſchaft mit der ſoeben vollzogenen Wahl 
geendigt, unſeren Kollegen Herrn Abg. Dr. Ackermann. 
Er war 1869 bis 1870, dann ununterbrochen ſeit 1877 
Mitglied dieſes Hauſes, und ebenſo ununterbrochen ſeit 
1891 deſſen Präſident. 

Meine Herren! Sie alle, die Sie ſeine Geſchäfts— 
führung kennen, Sie alle — und ich glaube, ich darf 
das auch vorausſetzen von ſeinen politiſchen Gegnern — 
werden das an ihm anerkennen, daß er mit einer faſt 
beifpiellofen Hingabe an fein Amt besjelben gewaltet 
hat. Es ftand ihm unendlich hoch, die Leitung der Ge- 
ichäfte diefes Haufes und die Vertretung und Wahrung 
jeiner Intereſſen. Und gegenüber den Aufgaben biejes 
von ihm jo Hoch angejehenen Amtes gab es für ihn 
feine Laſt der Arbeit, gab es für ihn feine Stranfheit 
und feine Schwäche. Und fo hat er denn unter jchweren 
Opfern wieber und wieder das Amt des Präfidenten 
übernommen, bis zuletzt doc) in Rüdficht auf fein körper: 
liches Befinden es nicht mehr möglich war für ihn, eine 
ſolche zu tragen. 

Meine Herren! Ein fignififantes Beifpiel feiner bis zum 
änferften gehenden Pflichttreue Hat uns der geftrige Tag 
gebradt. Er ſtand geftern bereit3 unter den Ein: 
wirfungen eines ſchweren Uebelbefindens, eines Uebel: 
befindens, welches ihm die Ausübung feiner Funktion 
faft zur Unmöglichkeit machte. Und trogdem Hat er mit 
jeftem Willen gefucht, bis zum letzten Augenblid feinem Amte 
als Vorfigender der Einweifungstommiffion gerecht zu 
werben. Erſt heute Hat ſchließlich doch der ftarfe Wille 
gegenüber dem ſchwachen Störper die Waffen ftreden 
müſſen, und er hat, was ihm ficher ein großes Opfer 
gewejen ift, von feinem Platze fern bleiben müſſen. 
Meine Herren! Ich glaube ihm Ihren Dank aus— 
iprechen zu dürfen für dieſe feltene Pilichttreue, biefe 
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Hingabe an fein Amt, die jedem feiner Nachfolger als 
leuchtendes Beifpiel wird dienen fünnen. 

Sie erlauben mir wohl, daß ich auch noch perjön: 
(id) ein Wort des Dankes Hinzufüge für die freundſchaft— 
lihen kollegialen Gefinnungen, die der übergeorbnete 
Kollege mir, dem jüngeren, während der ganzen Dauer 
unferes Aufammenarbeitens bezeigt hat. Und ich füge 
dieſem Danf aud den der Herren Sefretäre in deren 
Auftrage Hinzu. 

Nun bitte ich unferen verehrten neugewählten Herrn 
Präfidenten, hier Pla zu nehmen. 

(Lebhafter Beifall.) 
(Abg. Dr. Mehnert übernimmt den Vorſitz.) 


Präfident Dr. Mehnert: Meine Herren! Wir fommen 
nunmehr zur Wahl des erften BVizepräfidenten. 
Soviel ich bemerkt habe, find ſeit der letzten Stimmen: 
abgabe noch Mitglieder in die Kammer eingetreten. Sch 
bitte diefe fi) Hier zu melden. Die Wahl Hat nad) der 
Geihäftsorbnung in gleicher Weife zu erfolgen wie bie 
Wahl des Präfidenten. Ich bitte daher die Mitglieder 
denjenigen Namen auf einen Zettel zu fchreiben, deſſen 
Träger fie zum erften Vizepräfidenten zu wählen wünſchen. 

(Einfammlung der Stimmzettel.) 

Die ſämmtlichen Stimmzettel find abgegeben. Die 
Stimmenabgabe ift damit gefchlofien. Ich zähle zunächft 
die Stimmzettel. — Es find 75 Zettel eingegangen. 
Sedenfalls ift die Stimmzettelzahl feine größere als bie 
Zahl der anwejenden Mitglieder. Ich bitte nun die 
Namen zu verlefen. j 

Geſchieht.) 

Meine Herren! Es find abgegeben worden 75 Stimm: 
zettel und es find gefallen 71 Stimmen auf Herrn Abg. 
Georgi, 2 Stimmen auf Herrn Abg. Dr. Schill, und 
außerdem find vorhanden 2 unbejchriebene Stimmzettel, 
Es iſt demnach Herr Abg. Georgi als erfter Vizepräfident 
gewählt, und ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt, 


Abg. Georgi: Ich nehme die Wahl danfend an. 


Präfident: Wir gehen nunmehr über zu ber Wahl 
bes zweiten Bizepräfidenten. Die Wahl des zweiten 
Bizepräfidenten Hat in derſelben Weife zu gejchehen, wie 
die bisherigen. 

(Einfammlung der Stimmzettel.) 
Ich werde zur Zählung der Stimmzettel verfchreiten. 
(Zählung.) 

Ih bitte den Herrn Sekretär, die Namen, die auf 

ben Betten ftehen, zu verlejen. 


Geſchieht.) 
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E3 waren 76 Stimmzettel eingegangen, davon find 7 
unbejchrieben gewejen, 66 lauten auf den Namen bes Herrn 
Abg. Opip, 2 auf den Namen bes Herrn Abg. Leupold, 
einer auf den Namen bes Herrn Abg. Uhlmann, Dem: 
nach ift Herr Abg. Opitz zum zweiten WVizepräfidenten 
gewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt. 


Abg. Opitz: Meine Herren! Ich ſchätze mir die 
auf mich gefallene Wahl zum zweiten Bizepräfidenten zur 
hohen Ehre. Ich nehme fie danfend an und werde mit 
allen meinen Kräften beftrebt fein, den mir dadurch 
übertragenen Aufgaben gerecht zu werben. 


BPräfident: Wir kommen nunmehr zur Wahl ber 
Sefretäre. Hier ſchlägt $ 6 der Geihäftsorbnung 
ein, deſſen erfter Abſatz folgendermaßen lautet: 


„In einer einzigen Wahlhandlung erfolgt demnächſt 
($ 5) die Wahl von zwei Sekretären und ſodann die 
von zwei Stellvertretern derfelben.” 


Herr Vizepräfident Opitz hat ums Wort zur * 
der Sekretäre gebeten. 


Vizepräſident Opitz: Meine verehrten Herren! 34 
empfehle, wie es auch bei anderen dergleichen Vorgängen 
in früheren Landtagen der Fall gewejen ift, zur Ab: 
fürzung bes Wahlaftes die Wahl durch Zuruf vorzu- 
nehmen, und würde mir für den Fall, daß diefer Untrag 
Annahme findet, geftatten, zum erſten Sekretär Herrn 
Abg. Rüder, zum zweiten Herrn Abg. Uhnert vorzu: 
ſchlagen. 

Präſident: Die Wahl durch Zuruf kann nur er— 
folgen, wenn von keiner Seite Widerſpruch erfolgt. 
Wird die Wahl durch Zuruf genehmigt? — Einftimmig. 

Herr Abg. Opitz Hat in Vorfchlag gebracht, Herrn 
Abg. Nüder als erften Sekretär, Herrn Abg. Ahnert als 
zweiten Sefretär zu wählen. Iſt die Kammer gewillt, 
diefem Vorſchlage zu entjprehen? — Einftimmig. 

Herr Vizepräfident Opitz! 

Bizepräfident Opitz: Dann erlaube ich mir, als 
erſten ftellvertretenden Sekretär Herrn Abg. Hauffe und 
ald zweiten ftellvertretenden Sefretär den Herrn Abg. 
Maſchke vorzufchlagen. 


Präfldent: Werben weitere Vorſchläge gemadt? — 
Es ift nicht der Fall. Ich frage die Kammer: Iſt fie 
bereit, dem Vorſchlage des Herrn Bizepräfidenten Opitz 
entſprechend zum erften ftellvertretenden Sekretär Herrn 
Abg. Hauffe und zum zweiten ftellvertretenden Sekretär 
Herrn Abg. Maſchke zu wählen? — Einftimmig. 

IH Habe nunmehr Herrn Abg. Rüder zu fragen, 
ob er die Wahl annimmt, 
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Abg. Rüder: Ich nehme die Wahl mit Dank an. 

Präfident: Herr Abg. Ahnert! 

Abg. Ahnert: Auch ich nehme die Wahl mit Dant an. 

Präfident: Herr Abg. Hauffe! 

Adg. Haufe: Ich nehme die Wahl dankend an. 

Präfident: Herr Abg. Maſchke! 

Abg. Maſchle: Ich nehme die Wahl dankend an. 

Präfident: Damit wäre die heutige Tagesordnung 
erledigt; ed find aber nocd einige Mittheilungen zu 
machen. 

Zunädjft eine Mittheilung der Einweifungstommiffion 
ber Erften Kammer über deren Beſchlußfähigkeit 
und die Anberaumung der erften Präliminarfigung. 

Sekretär Rüder (Lieft): 


” Dresden, ben 7. November 1899. 
mn Ser 
geehrten Einweilungstommiffion 
der Zweiten Kammer 
beehrt ſich ber Unterzeichnete ergebenft mitzutheilen, 
daß fi) Heute 39 Mitglieder ber Erften Kammer an: 
gemeldet haben, diefelbe baher beichlußfähig ift. 
Die erſte öffentliche Präliminarfigung findet 
Mittwodh, ben 8. November 1899, 
mittags 12 Uhr 


ftatt. 

Der Borfigende der Einweiiungstommiifion 

der Erften Hammer, 
Graf von Könnerit.“ 

Präfident: Es bewenbet bei diefer Mittheilung. 

Zweitens eine Mitteilung des Königl. Gejammt- 
minifteriums, die Eröffnung des Landtags betreffend. 

(Bon Sefretär Rüder verlejen.) 
Allg. Nachr. Nr. I, ©, 5, 

Das ift hierdurch gefchehen und es bewendet bei ber 
Mittheilung. 

Ferner ein Schreiben bes Königl, Oberhofmarſchall— 
amts bezüglich der Eröffnungsfeierlidleiten. 

(Bon Sefretär Rüder verlefen.) 
Allg. Nachr. Nr. I, ©. 5f. 

Es bewenbet auch bei biefer Mittheilung. 

Ferner liegen Schreiben vor des Königl. Minifteriums 
des Kultus und öffentlichen Unterricht? und ber In— 
ſpeltion der Evangeliichen Hoflirhe, den Eröffnungs- 
gottesbienft betreffend, 

(Beide Schreiben von Sekretär Rüder verlefen.) 
Allg. Nachr. Nr. 1, S.5 und 6. 
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Das Dienerperfonal ift bereits mit ben erforber- 
lichen Anweifungen verfehen worben; im übrigen bewenbet 
es auch bei diefer Mittheilung. 

Meine Herren! Damit find die Mittheilungen er: 
ihöpft; es Handelt ſich Tediglih noh um bie An: 
beraumung ber nächſten Sigung. Ich bringe in Vor: 
ſchlag, diefelbe auf morgen, Donnerstag, den 9. November 
1899, vormittag ’/,12 Uhr anzuberaumen und auf bie 
Tagesorbnung zu jegen: 

Verpflichtung der neugewählten und bez. ber 
wiebergewählten Abgeordneten und Konftituirung 
ber Kammer. 

Wird das Wort hierzu begehrt? — Es ift nicht 
der Fall. 

Wird Leit und Tagesordnung der nächften Sitzung 
genehmigt? — Einftimmig. 

Sie müffen fi noch einen Augenblid in Bezug 
auf die Berlefung des Protofoll3 gedulden, da unfer 
Herr Schriftführer durch die Auszählung und Nach— 
zählung der Stimmzettel anderweit in Anſpruch ge: 
nommen war, Wir werden eine Paufe von etwa einer 
Biertelftunde eintreten laſſen. 


(Zuftimmung.) 
(Baufe.) 
Ih bitte die Plähe einzunehmen. Ic eröffne bie 
Sigung wieber und bitte ben Herrn Schriftführer das 
Protokoll zu verlefen. 


(Das Protofoll wird durd Sekretär Ahnert verlejen.) 

Genehmigen Sie das Protofoll? — Einftimmig. 

Die Genehmigung ift erfolgt; die Sitzung ift gefchloffen. 
(Schluß der Sigung 12 Uhr 35 Min. nachmittags.) 


Dritte öffentliche Präliminarſihung 
der Bweiten Kammer 

am 9. November 1899, vormittags 11", Uhr. 

Präfident: 
Geh. Hofrath Dr. Mehnert. 

Anweſend 76 Kammermitglieber. 

Präſident: Die Sitzung ift eröffnet. Nachdem ich 
joeben ben in $ 82 ber Berfafjungsurfunde vorge: 
jchriebenen Eid in die Hand Sr, Majeftät des Königs 
geleiftet Habe, habe ich nunmehr zur Verpflichtung der 


neueingetretenen, bez. wiebergewählten Mitglieder 
zu ſchreiten. 
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$ 82 der Berfafjungsurfunde Tautet: 


Jedes Mitglied der Ständeverfammlung leiftet, bei 
feinem erften Eintritt in die Sammer, folgenden Eid: 

„Ih ſchwöre zu Gott ꝛc. die Staatöverfaffung 
treu zu bewahren und in der Ständeverfammlung das 
unzertrennliche Wohl des Königs und Vaterlandes 
nach meinem beften Wiffen und Gewiffen, bei meinen 
Anträgen und Wbftimmungen allenthalben zu be— 
obachten. So wahr mir Gott helfe ꝛc.“ 

Die neeingetretenen Mitglieder haben dieſen Eid 
dadurch zu leiſten, daß fie nad) Vorlefung des Eides 
nachzuſprechen haben die Worte: „Ich jchwöre, jo wahr 
mir Gott helfe.” 

Diejenigen Mitglieder, welche bereits der Sammer 
angehört haben und nunmehr wieder in dieſelbe gewählt 
worden find, haben dieſe eibliche Verpflichtung durch 
Handſchlag zu erftatten. Ich bitte nunmehr diejenigen 
Herren, die zum erjten Mal in die Kammer eintreten, 
ſich Hier vorn aufftellen zu wollen. Es find dies die 
Herren Andrä, Braun, Bunde, Däweritz (Doberſchwitz), 
Engelmann, Enfe, Gräfe, Heitzig, Edler von Querfurth, 
Reinhold, Schied — Herr Abg. Schied ift frank, wird 
joeben gejagt —, Schlag, Dr. Spieß, Dr. Stödel — 
Dr. Stödel fehlt —, Thieme, Töpfer, Wolff (Rodewiſch). 

Ich habe Sie zunächſt im allgemeinen nod auf die 
Wichtigkeit, Heiligkeit und Bedeutung des von Ihnen 
zu leiftenden Eides hinzuweiſen. Ich werde jetzt noch— 
mals ben Eib Ihnen vorlefen, und Sie haben dann, 
wie ich jchon vorher bemerkte, unter Erhebung der rechten 
Hand die Worte zu Sprechen: „Ich ſchwöre es, jo wahr 
mir Gott helfe.” 

Der Eid lautet: 

„Ich ſchwöre zu Gott ıc. die Staatsverfaffung 
tren zu bewahren und in der Ständeverfammlung das 
unzertrennlihe Wohl des Königs und Vaterlandes 
nad) meinem bejten Wifjen und Öeniffen, bei meinen 
Anträgen und Abſtimmungen allenthalben zu bes 
obachten.“ 

(Die aufgerufenen Abgeordneten ſprechen jeder einzeln 
die vorgeſchriebene Eidesformel nach.) 


Ich bitte nunmehr die Herren, ſich wieder auf Ihre 
Plätze zu verfügen. 


Allgemeine, die Ständeverſammlung betreffende Nachrichten. 


Ich bitte jetzt diejenigen Herren hervorzutreten, 
welche der Kammer bereits früher angehört haben und 
heute daher die eidliche Verpflichtung durch Handſchlag 
abzuſtatten haben. Es ſind dies die Herren Abgg. 
Härtwig, Harter, Horſt, Kockel, von Kirchbach, Leithold, 
Opitz, Preibiſch, Rößner, Rüder, Dr. Schober, Dr. Schöne, 
Uhlmann. 

Meine Herren! Sie haben den Eid, den jene neu— 
eingetretenen Mitglieder geleiſtet, früher ſchon abgelegt; 
ich habe Sie auf dieſen Eid zu verweiſen und Sie 
darauf aufmerkſam zu machen, daß der Handſchlag dem 
Eide entſpricht und das auch hier das gilt, was ich 
vorher von der Wichtigkeit und Heiligkeit des Eides ge— 
ſagt habe. Ich bitte nunmehr, mir einzeln die Hand 
zu geben. 

(Der Handſchlag der genannten Herren wird vom 
Präfidenten entgegengenommen.) 

Ic bitte, fi) wieder auf Ihre Plätze zu verfügen. 

Ic erffäre nunmehr die Kammer für fonftituirt. 

Die heutige Tagesordnung ift damit erledigt. Ich 
bringe in Borfchlag, die erfte öffentlihe Sitzung auf 
Freitag, den 10, November, vormittags 10 Uhr anzu» 
beraumen und auf die Tagesordnung zu ſetzen: 


Wahl ber ordentlichen Deputationen, und zwar 
1. der Beſchwerde- und Betitionsdeputation, 
2, der Rechenſchaftsdeputation, 
3. der Finanzdeputation A, 
4. der Finanzdeputation B und 
5. ber Gefehgebungsdeputation. 
Iſt die Kammer mit diefer Tagesordnung und der 
Beit der Abhaltung einverftanden? — Einftimmig. 
Ich bitte die Herren fih nun etwas zu verhalten, 
um das Protokoll noch zu hören, 
Ic bitte um Ihre Aufmerkfamkeit für das Protokoll. 


(Sefretär Ahnert verlieft das Protofoll.) 


Iſt die Kammer mit dem Brotofoll einverftanden? 
— Einjtimmig. 
Die Sitzung ift gejchloffen. 
(Schluß der Sikung 11 Uhr 51 Min. vormittags.) 
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Feierliche Eröffnung des achtundzwanzigſten ordentlichen Landtags 


am 9. November 1899. 


Die feierliche Eröffnung des Landtags durch Se. 
Majeftät den König hat heute Mittag 1 Uhr im Thron: 
faale des Königl. Refidenzichloffes ftattgefunden. 

Der Eröffnungsfeier war vormittags "10 Uhr ein 
öffentlicher Gottesdienft in der evangeliihen Hof- und 
Sophienfirche vorausgegangen, welchem die Herren Staats: 
minifter Dr. Schurig, von Metzſch, von der Blanig, von Seyde⸗ 
wis, von Watzdorf, jowie die Direftorien und Mitglieder 
beider Kammern beimohnten. Bei demfelben hielt Herr Ober: 
hofprediger D. AUdermann die Predigt, in der er auf 
Grund des Tertes Ev. Matth. 6,10 ben Gebanten aus- 
führte: Die Bitte: „Dein Reich fomme” ift bas rechte 

Gebet Hriftlicher Volksvertreter. Daß der Sinn dieſer 
Bitte uns Mar, daß ihre Kraft in uns lebendig werbe, 
wolle Gott uns geben. 

Die Eröffnungsfeierlichkeit ging im Thronfaale im 
2. Stodwerk des Königl. Schloffes vor ſich. Eine Com: 
pagnie des Königl. 1. (Leib-) Grenadier-Regiments Nr. 100 
erwies im Beftibüle des Treppenhaufes den anlommenden 
Herren bie militärischen Ehrenbezeigungen. Im Treppen: 
Haufe felbft parabirten zahlreiche Livreediener in Gala 
und am Eingange zu den Gemäcern der 2. Etage war 
eine Paradewache vom Königl. Garbereiterregimente zur 
Ausführung der militärifchen honneurs aufgetreten. 

Zufolge Anfage des König. Oberhofmarjchallamtes 
verjammelten fich die Herren Staatsminifter, die Herren 
des Königl. großen Dienftes ſowie bie Herren ber I. und 
II. Klaſſe der Hofrangorbnung, ingleihen die nicht im 
Dienfte befindlichen Königl. Kammerherren nachmittags 
%1 Uhr im Studfaale, um beim feierlihen Auge nad) 
dem Thronfaale Sr. Majeftät vorzutreten, bez. zu folgen; 
ferner die Herren bed Corps diplomatique und bie am 
Königl. Hofe vorgeftellten fremden Herren nachmittags 
41 Uhr im Gobelinsfaale vor der Reitichule; die Herren 
der IIL, IV. und V. Kaffe der Hofrangordnung fowie die 
übrigen am König. Hofe vorgeftellten einheimischen Herren 
nachmittags 41 Uhr und die Herren Mitglieder der beiden 
Ständelammern nachmitlags %1 Uhr im Ballfaale. 

Nachdem die Herren mit Ausnahme ber den Cortege 
bildenden Herren in den Thronfaal eingeführt worben 

1. st. (1. Abonnement.) 


waren, wurben bie lehteren in folgender Weife bafelbft 
placirt: Dos Corps diplomatique mit ben fremden Herren 
finfs vom Throne, das Präfidium und die Mitglieder 
ber Erften Kammer vor bem Throne rechts, das Präfidium 
und bie Mitglieder der Zweiten Kammer vor dem Throne 
ins und Hinter diefen auf einer Eftrade die Herren 
ber III., IV. und V. Klaſſe der Hofrangordbnung und die 
übrigen in dieſer nicht mit einbegriffenen einheimischen 
Herren. 

Hierauf wurde Sr. Majeftät dem Könige Meldung 
von dem vollzogenen Placement durch Se. Ercellenz Herrn 
Oberhofmarihall Grafen Vitzthum von Edftädt erftattet. 

Um 1 Uhr verkündete der Barademarjc des im Thurm— 
zimmer neben einer Ehrenwache aufgeftellten Trompeter: 
corps des Königl. Garbereiterregiments das Nahen Sr. 
Majeftät des Königs in feierlihem Zuge. Die Bug: 
ordnung hierbei war folgende: Zeibpagen, 1 Hoffourier, 
ber funftionirende Geremonienmeifter mit dem Stabe, bie 
nicht dienfthabenden Königl. Flügeladjutanten und Kammer: 
herren, bie Herren der II. Klaſſe der Hofrangordnnung, 
bie Herren ber I. Klaſſe der Hofrangorbnung, die Staats- 
minifter, der Hauptmann und der Rittmeifter vom Schloß- 
dienste, der Kammerherr vom Dienfle Sr. Majeftät des 
Königs, der Hofmarichall mit dem Stabe, ber Haus: 
marjchall mit dem Stabe, der Oberhofmarſchall mit bem 
Stabe, Se. Majeftät der König, der übrige Königl. große 
Dienft, Ihre Königl. Hoheiten die Prinzen Georg und 
Johann Georg und Höchſtderen Dienft. 

Beim Eintritte in den Thronfaal brachte der Präfident 
der Erften Kammer, Se. Ercellenz Herr Wirkl. Gch. Rath 
Graf von Könnerig, ein breimaliges Hoc) auf Se. Majeftät 
ben König aus, in das die Verfammlung begeiftert ein: 
ftimmte. Se. Majeftät nahmen, umgeben von dem großen 
Dienfte, vor dem Thronfefjel, Ihre Königl. Hoheiten bie 
Prinzen rechts und linls vom Monarchen, die Herren 
Staatsminifter recht? vom Throne und der übrige Cortöge 
neben ben Mitgliedern der Erften Kammer Aufftellung. 
Hierauf begrüßten Se. Majeftät bie Verfammlung durch 
eine Verneigung, bededten das Haupt mit dem Helme 
und liegen Allerhöchftfih auf dem Thronſeſſel nieder. 
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Alsdann verlafen der Monarch die von dem Vorfigenden 
des Gefamtminifteriums, Herrn Staatsminifter Dr. Schurig, 
Excellenz, überreichte Thronrede: 


Meine Herren Stände! 


Ich habe Sie zur Wiederaufnahme Ihrer verfaſſungs— 
mäßigen Thätigfeit berufen und heiße Sie herzlidy will: 
fommen. 

Die gegenwärtige Lage des wirthichaftlichen Lebens 
ift Angefichts der Stetigfeit des Aufichwunges, welder 
auf dem Gebiete des Handels und der Induftrie in Er- 
icheinung tritt, infoweit als eine günftige zu bezeichnen, 
dagegen läßt ſich nicht verfennen, daß die nunmehr ſchon 
über eine längere Reihe von Jahren ſich Hinziehenden 
Mißſtände in der heimischen Landwirthſchaft troß ver: 
einzelter Hoffnungsftrahlen in faſt ungeminderter Schärfe 
fortbeftehen und durch die lebhaft empfundene Arbeiter: 
noth noch verftärft werden. Es joll und wird das fort- 
dauernde Bejtreben Meiner Regierung fein, dem weiteren 
Umfichgreifen eines Nothftandes auf diefem Gebiet ent- 
gegenzutreten und nach Sträften dazu beizutragen, daß 
auch der Landwirthichaft derjenige Schuß gewährt werde, 
defien fie dringend bedarf. 

Die günftige Entwidelung der hauptjächlichften Ein: 
nahmequellen hat es ermöglicht, Das Gleichgewicht zwijchen 
den Einnahmen und Ausgaben des ordentlichen Etats 
für die nächſte Finanzperiode ohne erhöhte Inanſpruch— 
nahme der Steuerfraft herzuftellen, objchon fich die Auf: 
wendung nicht unweſentlich reicherer Mittel zur Förderung 
der Kulturaufgaben auf verjchiedenen Gebieten des Staats: 
und Wirthichaftslebens nöthig macht, und, wie Ich hoffe, 
auch Ihre Zuftimmung finden wird. 

In der richtigen Erkenntniß, daß das Wohl des 
Staates und des Landes mit der Erhaltung der be: 
währten Tüchtigleit und Zuverläffigfeit, nicht minder aber 
auch der Berufsfrendigfeit des Beamtenſtandes eng ver: 
fnüpft ift, erachtet e8 Meine Regierung für ihre Pflicht, 
auch der wirthfchaftlichen Lage der Beamten fortgejet 
ihre bejondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. In diejer 
Richtung hat fie zumächit zur Befeitigung von Ungleich— 
heiten, wie jolche im Laufe der Zeit Hinfichtlich der Ge— 
haltsaufrüdung entjtanden find, eine einheitliche Regelung 
der Gehaltsaufrüdungsverhältniiie innerhalb des beftehen- 
den Beioldungsrahmens unter gebührender Mitberüd- 
fichtigung des Dienftalters für unabweisbar gefunden. 
Die bezüglichen Vorſchläge werden im Staatshaushalts- 
Etat Ihrer Beichlußfaffung unterbreitet. Weiter aber 
ift nicht zu verfennen, daß die vor 8 Jahren erfolgte 
und im Wejentlichen noch gegenwärtig unverändert be— 
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ftehende Orbnung der Gehalte der Staatsbeamten gegen: 
über der neueren Geftaltung der Preisverhältnifje ſelbſt 
bei Zugrundelegung bejcheidener Ansprüche an die Lebens: 
haltung nicht mehr für ausreichend gelten fann und daß 
ferner, wie eingehende Erörterungen ergeben haben, 
namentlich hinfichtlich der Wohnungspreife ſehr erhebliche 
örtliche Berfchiedenheiten vorhanden find, Durch dieſe 
Sadjlage wird die frage nahe gelegt, ob nicht auch den 
Sächſiſchen Stantsbeamten nad den Vorgängen in anderen 
Bundesftaaten und im Reiche Wohnungsgeldzufchüfle zu 
gewähren jeien, welche fich nach Beamten- und Orts- 
klaſſen abftufen. Wenn gleichwohl eine entiprechende 
Vorlage nicht ſchon jetzt eingebracht wird, jo unterbleibt 
dies lediglich mit Nüdficht auf die gegenwärtige Finanz— 
lage, bei welcher es micht möglid; jein würde, das 
Mehrerfordernii für Wohnungsgeldzuſchüſſe ohne Steuer: 
erhöhung zu deden. 

Die ſchon längſt erjtrebte feſte Regelung des finan- 
ziellen Verhältniffes des Neichs zu ben Bundesjtaaten ijt 
leider noch immer nicht erfolgt. Bei der hohen Wichtig: 
feit einer jolchen für die Finanzwirthichaft der Bundes: 
ftaaten wird Meine Regierung im Interefje der endlichen 
Erreichung derjelben auch fernerhin bemüht fein. 

Die fortgejegte Zunahme der Bevölferung, die fort: 
ichreitende Entwidelung des Handels und der Induftrie, 
die nothwendige Fürjorge für Wiffenihaft, Kunft und 
Unterricht und die unausgeſetzte Zunahme des Verlehrs 
machen Ausgaben für eine größere Anzahl von Bauten 
und Herjtellungen nothwendig. 

Obwohl während der legten Jahre die Ausgaben für 
den Betrieb der Staatseifenbahnen wegen der außer: 
ordentlich gefteigerten Anforderungen an ihre Verwalt— 
ung ftärker geftiegen find als die erzielten Einnahmen, 
jo daf die Verzinſung des Anlagelapital® gegenüber den 
Vorjahren zurücdgegangen ift, fo läßt fich gleichwohl eine 
große Anzahl koſtſpieliger im Intereſſe der Sicherheit und 
der Ordnung des Betriebes aber nothwendiger Erweiter: 
ungsbauten an bejtehenden Eijenbahnen und Verkehrs— 
ftellen nicht vermeiden. Im neuen Etat find daher hier: 
für anfehnliche Mittel vorzujehen gewejen. Ebenſo find 
für die Vermehrung der Betriebsmittel wiederum größere 
Summen in Bereitjchaft zu ftellen, um dem gejtiegenen 
Verkehr zu genügen. Der weitere Ausbau des vaters 
ländiſchen Eifenbahnneges begegnet zwar zufolge des 
gegenwärtig bejonders fühlbaren Mangels an techniſchen 
Kräften erheblichen Schwierigkeiten, doc, wird Meine Re- 
gierung nad) Möglichkeit darauf bedacht fein, den Bau 
neuer Linien nicht ins Stoden gerathen zu lafien. 

Der Gejekentwurf über die Verwaltungsrechtöpflege 
wird Ihnen in der Faſſung wieder zugehen, über welche 
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Meine Regierung ſich mit der vom Landtage hierfür ein- 
geiegten Zwiſchendeputation verftändigt hat. 

Die Fürſorge für Gemeindebeamte hat ein Gejeh- 
entwurf im Auge, welcher eine durch bie bisherigen Er- 
fahrungen gebotene Aenderung ihrer Penſionsverhältniſſe 
bezweckt. Ein weiterer Entwurf erftrebt die allgemeine 
obligatorische Krantenverfiherung aud) der häuslichen 
Dienjtboten in Anlehnung an die reichsgejegliche Kranken: 
verficherung der Arbeiter. 

Dem auf dem letzten Landtage ausgeſprochenen 
Wunſche nad) einer zeitgemäßen Revifion ber Baugeſetz- 
gebung entipricht ein Ihnen zugehender Entwurf, welchen 
Meine Regierung nad) wiederholter Berathung mit Sad): 
verftändigen und Betheiligten ausgearbeitet hat, und der 
eine geeignete bauliche Entwidelung in Stadt und Land 
nad; Möglichkeit zu fördern, die nad) dem gegenwärtigen 
Stande der Bautechnik zuläffigen Erleichterungen zu ge: 
währen, zugleich aber aud) den mit dem Wachsthum ber 
Gemeinwejen immer dringender werbenden geſundheit— 
lichen und jozialpolitiichen Intereflen Rechnung zu tragen 
ſucht. 

Bei der Feſtſtellung des Baugeſetzentwurfs wurde 
der ſchon oft empfundene Mangel eines allgemeinen Ent— 
eignungsgeſetzes von Neuem fühlbar. Es iſt deshalb die 
Ausarbeitung eines ſolchen erfolgt, doch bleibt die Ent— 
ſchließung wegen Vorlegung des Entwurfs an den Land— 
tag noch vorbehalten. 

Mit dem Beginne des kommenden Jahres tritt in 
Wirkſamkeit das umfängliche, in das Nechtsleben und in 
die Redjtöpflege tief eingreifende Gejebgebungswerf bes 
Reihe, dad Bürgerlihe Geſetzbuch mit jeinen Neben: 
geiegen. Die Ausführung diefer neuen Reichsgeſetze in 
Sachſen erfordert eine Reihe von gefeplichen Beſtimm— 
ungen, die theild ſchon bie Auftimmung des vorigen 
Landtags erlangt haben und befannt gemacht worden 
find, teils mit der vom vorigen Yandtage ertheilten 
Ermächtigung im Verordnungswege vorläufig erlaflen 
worden und nunmehr dem gegenwärtigen Landtage zur 
Genehmigung vorzulegen find, theils erſt noch erlaſſen 
werden ſollen. Die bezüglichen Entwürfe werden Ihnen 
alsbald vorgelegt werden. 

Bei den Landgerichten und Amtsgerichten in Dresden 
und Leipzig hat während ihres zwanzigjährigen Beſtehens 
ber Umfang der Geſchäfte in ſo hohem Maße zugenommen, 
daß auf Abhülfe Bedacht genommen werden muß, die in 
einer theilweifen Menderung ber Gerichtsorganijation, jo- 
wie in der Errichtung einiger neuer Gerichtögebäude be- 
ftehen ſoll. 

Meine Regierung weiß fi) mit den Ständen einig 
in dem Beſtreben, das Unterrichtäwejen in allen jeinen 


Zweigen fräftig zu fördern. Die großen Fortichritte der 
Wiſſenſchaft und die erfreuliche Entwidelung der Hoch— 
ſchulen des Landes machen den Neubau verichiedener 
wiſſenſchaftlicher Inftitute nothwendig; auch die Erricht- 
ung neuer und Die Erweiterung bejtehender höherer 
Unterrichtsanſtalten läßt fich nicht umgehen. Bei ben 
Volksſchulen foll die Vorlage zur Ergänzung des Geſetzes 
über die Gehaltöverhältniffe der Lehrer an den Volks— 
ichulen und die Gewährung von Staatsbeihülfen zu ben 
Alterszulagen derſelben unter Berüdfichtigung der während 
des letzten Landtags geäußerten ftändischen Wünſche vor 
allem die Entlaftung der Schulgemeinden bezüglich der 
Alterözulagen der Lehrer herbeiführen. Es gereiht Mir 
zu bejonderer Freude, daß es möglich geweſen ift, die 
hierzu erforderlichen erheblichen Mittel bereit zu ftellen. 
Eine weitere Vorlage ſoll die Stellung der Nadelarbeits- 
fehrerinnen an den Volksſchulen durch Verleihung der 
Penſionsberechtigung verbeffern. 

So mögen denn die Verhandlungen auch dieſes 
Landtags zum Heil und Segen des Landes gereichen. 


Nachdem Se. Ercellenz Herr Staatsminifter Dr. Schurig 
die Thronrede aus den Händen Sr. Majeftät wieder in 
Empfang genommen hatte, verlas ber vortragende Rath 
im Geiammtminifterium, Herr Geh. Rath Dr. Rüger, nad): 
ftehende „Ueberfichtliche Mittheilung” zur Eröffnung bes 
238. ordentlichen Landtags: 


„WUeberfichtliche Mittbeilung 
zur Eröffnung 
des achtundzwanzigiten ordentlichen Landtags. 


Ueber die Ausführung der auf dem lekten orbent- 
lichen Landtage 1897 und 1898 von den Ständen ge- 
faßten Beichlüffe hat die Staatsregierung der Stände: 
verfammlung Folgendes zu eröffnen. 


Den Ständifchen Anträgen gemäß find erlaffen worden: 


das Geſetz, die Errichtung eines Amtsgerichts in 
Reichenau betreffend, unter dem 10. März 1898; 


das Geſetz, die Errichtung eines Amtsgerichts im 
Lauſigk betreffend, unter dem 15. März 1808; 


das Geſetz, das Stirchengefeß wegen Ausübung des 
Kirchenpatronats und der Kollatur über Kirchliche 
Aemter betreffend, unter dem 2. Mai 1808; 


das Geſetz, den Erja von Wildjchaden und die Rechts: 
fähigkeit der Jagdgenoſſenſchaft betreffend, unter 
dem 28. Mai 1898; 
3* 
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das Geſetz, einige Abänderungen der Revidirten Ge- 

findeordnung für das Königreih Sachſen vom 

2. Mai 1892 betreffend, unter dem 31. Mai 1898, 

womit gleichzeitig auch die Veröffentlichung der 

Nevidirten Gefindeordnung, wie fie ſich aus den 

Aenderungen durch dieſes Gejeh ergiebt, gemäß 

Artifel IX des letzteren unter fortlaufenden 

Nummern der Paragraphen im Geſetz- und Ber: 
ordnungsblatte erfolgt ift; 


die Gefepe über die allgemeine Schlachtvieh- und 
Fleiſchbeſchau und über die ſtaatliche Schladhtvieh: 
verficherung, welche nad) den hierzu unterm 23. 
bez. 24. Juli 1899 erlafienen Ausführungsverord- 
nungen mit dem 1. Juni 1900 in Wirkfjamfeit 
treten follen, unter dem 1. und 2. Juni 1898; 


die Verordnung, die ftaatögejehliche Genehmigung bes 
Ktirchengefepes vom 8. Dezember 1896 über das 
Bejehungsverfahren bei geiftlihen Stellen be- 
treffend, unter dem 2. Juni 1898; 


Geſetz wegen Aufhebung der Kautionspflicht der 
Stantsdiener unter dem 8. Juni 1898; 


Geſetz, die Aufnahme einer Iprogentigen Renten: 
anleihe betreffend, unter dem 10. Juni 1898; 


Gejeh, die Abänderung des Geſetzes über ben 
Urfundenjtempel vom 13. November 1876 be: 
treffend, unter demjelben Tage; 


Geſetz, die Gehaltsverhältnifje der Lehrer an den 
Bolfsichulen und die Gewährung von Staats: 
beihülfen zu ben Mlterszulagen berfelben betreffend, 
unter dem 17. Juni 1898; 


Geſetz, die Ausführung des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs vom 18. Auguſt 1896 und des Einführungs: 
gejepes zum Bürgerlichen Geſetzbuch von demfelben 
Tage betreffend, unter dem 18. Juni 1898; 


das Gefek zur Abänderung des mitteld Verordnung 
vom 16. Juni 1868 befannt gemachten Allgemeinen 
Berggejeges und des Gefees vom 18. März 1887, 
die theilweife Abänderung und Ergänzung bes 
Allgemeinen Berggeſetzes betreffend, unter dem 
20. Juni 1898; 

das Geſetz, die Abänderung des Geſetzes über das 
Vereins: und Berfammlungsredht vom 22. No- 
vember 1850 betreffend, unter dem 21. Juni 1898 
und 

das Geſetz, die Errichtung eines Amtsgerichts in Jöh— 
ftadt betreffend, unter dem 20. April 1899. 


da 


u 


da 


0 


das 


das 


das 
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Die Verkündung des Gefepes, die Errichtung eines 
Amtsgerichts in Aue betreffend, ift bis jetzt noch auf- 
geichoben geblieben, weil das zur Aufnahme des Gerichts 
bejtimmte Gebäude noch nicht fertig gejtellt ift. 

Wegen Beihaffung von Material für Beurtheilung 
der Wirkungen von Mafregeln zur Bekämpfung der 
Zuberkuloje der Rinder find die erforderlichen einleitenden 
Schritte gethan worden. 

Die bei Eröffnung des vorigen Landtags im Bau 
befindlichen Eijenbahnen Johanngeorgenftadt-Zandesgrenze, 
Beucha-Altenhain, Klingenberg-Frauenftein, Wilsdruff- 
Nofjen und Königsbrüd-Schwepnig find fertig geftellt 
und in Betrieb genommen worden. Dasjelbe wird vor- 
ausfichtlich im Frühjahre nächſten Jahres mit der Linie 
Bwönig-Scheibenberg geſchehen. Von ben durch die 
Ständeverfjammlung genehmigten neuen Linien ift bie 
Fortſetzung der Beucha - Altenhainer Eiſenbahn nad) 
Seelingftädt und die eleftrifche Straßenbahn von Dresden 
nad Kötzſchenbroda fertig geftellt, während die Vollendung 
der Berbindungsbahn von Markersdorf bis zur Landes: 
grenze bei Hermsdorf für den 1. April nächiten Jahres 
in Musficht fteht. Wegen des Anfaufs der Induftriebahn 
Zwidan-Erofjen-Mofel für den 1. Januar 1900 ift das 
Erforderliche eingeleitet worden. 

Die Bauarbeiten für die Linien Biſchofswerda- 
Elſtra, Lottengrün-Theuma, Reichenbach u. B. - Hainsborf, 
AUltenburg-Langenleuba, Mylau-Lengenfeld jowie für die 
Chemnipthalbahn und die Pleißbachthalbahn find in An: 
griff genommen worben und werden nad) Maßgabe der 
zur Verfügung ftehenden techniichen Kräfte thunlichit ge 
fördert werben. 

Die ſonſt genehmigten Linien Kierigih-Pegau, Thum- 
Geyer über Ehrenfriedersborf, Reichenau-Hirjchfelde und 
Frohburg-Kohren haben bei dem immer noch betehenden 
Mangel an technischen Kräften zwar nod nicht in Angriff 
genommen werben fönnen, doch joll mit dem Bau ber: 
jelben in der fommenben fFinanzperiode, fobald das erforber- 
liche Perſonal Hierfür verfügbar wird, begonnen werben.“ 


Als der Vortrag der „Ueberfichtlihen Mittheilung” 
beendet war, trat Se. Excellenz Herr Staatöminifter Dr. 
Schurig vor die Stufen des Thrones und erklärte im 
Auftrage und auf Befehl Sr. Majeftät des Königs ben 
Landtag für eröffnet. Se. Majeftät entblößten wiederum 
das Haupt, erhoben Allerhöhftfih vom Throne und ver: 
ließen aladann, die Verfammlung begrüßend, in demſelben 
feierlihen Buge wie bei ber Ankunft den Thronfaal. 
Beim Berlaffen des Thronfaales brachte der Präfident 
ber Bweiten Kammer, Herr Geh. Hofrath Dr. Mebnert 
ebenfalls ein dreimaliges Hoch auf Se. Majeftät aus, in 
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welches die Verſammlung aufs lebhafteſte einſtimmte. Johann Georg Königl. Galatafel ſtatt, zu welcher Ein— 
Die Feier war gegen 2 Uhr zu Ende. ladungen an die Herren Staatsminifter, die Direftorien 

Nachmittags 6 Uhr fand im Banquetfaale des Königl. und die Mitglieder beider Kammern, ſowie an die bei dem 
Nefidenzichlofjes aus Anlaß der feierlichen Eröffnung des | Landtage beſchäftigten Königl. Kommiffare ergangen waren 
Landtages unter Theilnahme Sr. Majeftät des Königs, | und bei welder die herkömmlichen Trinkſprüche aus: 
fowie Ihrer Königl. Hoheiten der Prinzen Georg und gebracht wurden. 
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Nlitalieder der Ständeverfammlung 


für den durd Befanntmahung vom 12. Dftober 1899 
für den 
7. November 1599 


ausgeichriebenen 


ordentlihen Landtag. 


A. 
Erfie Kammer. - 
1. Das Hochſtift Meißen durch einen Deputirten feines | 8. Der Dekan bes Domftiftes St. Petri zu Bautzen, 





Mittels. Biſchof Dr. Ludwig Wahl, apoftolifcher Bilar 
2. Friedrih Magnus Graf zu Solms-Wilden: und Kanonikus. 

fels, Erlaucht, in Perſon oder durd) einen Be: | 9. Der Superintendent zu Leipzig, Geh. Kirchen— 

vollmächtigten mit Bezugnahme auf 8 64 ber rath Dr. Johannes Theodor Oskar Pant. 

Verfaſſungsurkunde wegen des Erſcheinens 10. Das Collegiatſtift Wurzen durch ſeinen Ab— 

des nächſten geeigneten Nachfolgers. geordneten aus dem Mittel des Kapitels, Dom— 
3. Die Beſitzer der fünf Schönburgiſchen Receß— herrn Rechtsanwalt und Notar Dr. jur. Theodor 

herrſchaften Glauchau, Waldenburg, Friederici zu Leipzig. r 

Sihtenftein, Hartenftein und Stein durch 11. Die Befiger ber vier Schönburgiſchen Lehns— 

Einen ihres Mittels oder einen Bevollmächtigten, herrſchaften Rochsburg, Wechſelburg, 

mit Bezugnahme wie bei Nr. 2 wegen des Nach— Penig und Remiſſen durd Einen ihres 

fofgers, Mittels, mit Bezugnahme wie bei Nr. 2 wegen 
4. Die Univerfität Leipzig durd) einen Abgeordneten | der Rechleicers 

aus dem Mittel ihrer ordentlichen Profeſſoren, 

dermalen den Geh. Medizinairath Profeſſor Die gewählten Abgeordneten der Beſitzer vom Ritter: 

Dr. Birch-Hirſchfeld. ' gütern und anderen größeren ländlichen Gütern: 
5. Kommerzienrath Karl Robert Bruno Naumann in a) im Meißner reife: 

Lofhwig, als Befiger der Standesherrſchaft 12. Kammerherr Rudolf Karl Freiherr von Find auf 

Königsbrüd, mit Bezugnahme wie bei Nr. 2 Nöthnitz. 

wegen des Nachfolgers. 13. Kammerherr Rittmeiſter z. D. Egon Karl Kaspar 
6. Johann Georg Graf von Einfiedelauf Creba, Ober: Graf von Rer auf Zehiſta bei Pirna. 

ſchenk und Kammerherr, ala Befiger der Standes: | 14. Nittergutsbefiger Carl Wilhelm von Oppel auf 

herrſchaft Reibersborf, mit Bezugnahme wie bei Zöſchau bei Oſchatz. 

Nr. 2 wegen des Nachfolgers. | b) im Grageßirgifeben reife: 
7. Der Oberhofprediger zu Dresden, Vizepräfident 75, Wilhelm von Herder auf Rauenftein bei Lengefelb. 

bes evangeliſch-lutheriſchen Landestonfiftoriums | 16 Genft Wede* auf Schönfeld und Wiefa bei Annaberg. 

Dr. theol. et phil. Heinrih Ludwig Oskar — 





Ackermann. ® + 1. November 1899, 
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0) in der Oberlauſitz: 31. Georg Hempel auf Ohorn. 
17. Kammerherr Major a. D. Johann Friedrich von 32. Dr. Julius Pfeiffer auf Burkersdorf bei Oftrig. 
MWiedebad auf Wohle. 33. Stadtrat) Hans von Trebra:Lindenan zu Neu: 
18. Der Lanbesältefte Friedrich Theodor von Zezſchwitz ſtädtel. 
auf Deuitſchbaſelitz bei Kamenz. 
19. Der Zandedbeftallte, Stiftöverwefer Ferdinand Graf 


und Edler Herr zur Lippe auf Baruth). Die erfte Magiftratsperion der Städte Dresden nnd 


Leipzig, fowie der von Sr. Majeſtät dem König be: 


4A) im Seipziger Streife: ftimmten 6 Städte: 
20. Benno Karl Rudolf von Wapbdorf auf Er 34. Der Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Guſtav 
bei Liebertwolfwig. Otto Beutler zu Dresden. 
21. Dr. Heinrich Wilhelm Lebereht Cruſius auf Saptis. 35. Der Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. jur. Karl 
A i . ö Bruno Tröndlin zu Leipzig. 
e) im PYoigtländifßen Kreiſe: | 36, Der Bürgermeifter Dr. Konrad Johannes Kaeubler 
22. Rittmeifter a. D. Rudolf Woldemar von Boden: zu Bautzen. 
Haufen auf Pöhl und Helmsgrün. 37. Der Bürgermeifter Ernft Heinrich Thiele zu Döbeln. 
23. Kämmerer und Oberceremonienmeifter, Wirkt. Geh. 38, Der Oberbürgermeifter Dr. jur. Mar Otto Schroeder 
Rath Karl Guftav Heinrih von Mepich, zu Plauen i. ®. 
Ercellenz, auf Reienbad und riefen zu Ober: | 39, Der Oberbürgermeifter Dr. jur. Heinrich Guſtav Bed 
lößniß. zu Chemnitz. 





40. Der Oberbürgermeifter Johann Karl Keil zu Zwidan. 
Die durch Königliche Ernennung der Erften Kammer 41. Der Bürgermeifter Karl Theodor Wiliſch zu Anna- 


zugeordneten Rittergutsbefiger: berg. 
24. Kammerherr Bernhard Edler von der Planig auf 
Naunborf bei Oſchatz. | * 
25. Kammerherr Major a. D. Karl Kaspar Graf von * er indigenen. —— wehl 


Rex auf Bebtlig bei Borna. 

6. Wirt. Geh. Rath Dr. jur. Richard Graf von 42. Der Staatsminifter a. D. Hermann von Noſtitz— 
Könnerih, Ercellenz, auf Loſſa bei Wurzen. | Wallwitz, Ercellenz, zu Dresden. 

27. Hans Dietrid Conrad von Trützſchler auf Dorf: ' 43. Geh. Kommerzienrath Theodor Hultzſch zu Dresden. 
ftabt bei Fallenſtein. 44. Geh. Kommerzienrath Alfred Thieme, Generaltonful 

28. Kammerherr Otto Ludwig Chriſtoph von Schönberg | und Vorfigender der Handelskammer zu Leipzig. 
auf Modrig bei Döbeln. 45. Geh. Kommerzienrath und Stadtrath Karl Robert 

29, Kammerherr Leo Sahrer von Sahr auf Dahlen, | Gruner zu Leipzig. 

30. Fürftl. Neuß. Kammerherr Dr. Arnold Woldemar von 46. Minifterialdireftor a. D, Wirll. Geh. Rath Dito 
Frege-Velpien auf Zabeltig und Abtnaundorf. Theodor Meufel, Excellenz, zu Dresden. 
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B. 
Zweite Kammer. 
1. Abgeordnete der Städte. 
a) Stadt Dresden. 17. 4. Wahlfreis: Rechtsanwalt Dr. jur. Hans Chriftian 
a ; i Spieß in Pirna. 
1. 1. Mehltveiß: Dürgermeifter Paul Hermann Eher: 18. 5. Wahlfreis: Geh. Rath Dr. jur. Karl Guftav 
hard Leupold zu Dresden. r 
ar —— Ackermann, Rechtsanwalt und Finanz— 
2. 2. Wahlkreis: Kaufmann Bernhard Behrens zu 
Oberlößnik profurator zu Dresden. 
3. 3. Wahlkreis: Töpfer Karl Julius Fräßdorf in Me m. no Stadtrat Georg 
Midten bei Dresden. — ———— 
20. 7. Wahlkreis: Bürgermeiſter Karl Auguſt Rudolf 
4. 4. Wahlkreis: Kommerzienrath Karl Ernſt Grumbt — 
zu Dresden Rüder zu Roßwein. 
5. 5. Wahlkreis: Rechtsanwalt Dr. jur. Johannes — — weraper erſ Raben vartwig 
Georg Stödel in Dresden. 22. 9. Wahlkreis: Geh. Kommerzienrath Albert Niet: 
AIR hammer, Fabrikbeſitzer zu Kriebftein bei 
b) Stabt Leipzig. Waldheim. 
Gontard zu Leipzig. Arthur Schied in Frankenberg. 
7. 2. Wahlfreis: Oberjuftizrath Dr. jur. Otto Schill, 24 11. Wahltreis: Mühlenbefiger Hermann Gleisberg 
Rechtsanwalt dafelbft. An Grimma, 
8. 3. Wahlkreis: Maurermeifter Ernft Otto Ente 25. 12. Wahlkreis: VBürgermeifter Oswald Ahnert in 
dafelbft. Zwenlau. 
9. 4. Wahlkreis: Fabrikbeſitzer Julius Emil Otto 26. 13. Wahlkreis: Kaufmann Oskar Liebau in Rochlitz. 
Müller zu Leipzig-Neuſchönefeld. at 14. Wahlkreis: Fabrikbefiger und Stadtrath Eduarb 
10. 5. Wahlkreis: Geh. Hofrath, Generalfonful Dr. jur. | Reinhold in Meerane, 
Friedrich Maximilian Schober zu Leipzig. 28. 15. a Fabrikbefiger Bernhard Bößneck in 
auchau. 
29. 16. Wahlkreis: Stadtrath und Kaufmann Hermann 
ee ae; Teihmann in Werdau. 
11. 1. Wahlkreis: Kaufmann und Strumpffabritant | 30. 17. Wahlkreis: Baurath und Stadtrath Karl Albin 
Karl Robert Uhlich zu Chemnitz. Uhlmann, Baumeifter in Stollberg. 
12. 2. Wahlkreis: Schuhmacher Heinrich Julius Seifert | 31. 18. Wahlkreis: Bürgermeifter Dr. jur. Johannes 
zu Bwidau. Imman Schöne in Deberan. 
32. 19. Wahlkreis: Stabtrath Alfred Gräfe in Annaberg. 
d) Stadt Zwidan. 33. 20. Wahlkreis: Baumeifter Julius Bohmann in 
BE — Aue. 
18, De EIERN SR HL 21. Wahlkreis: Geh. Kommerzienrath, Kaufmann 
3 E | Arthur Georgi in Mylau, Vorfigender der 
r 1 | Handelsfammer zu Plauen. 
e) Aögeorbnete ber Übrigen Gtäbte, 35. 22. Wahlkreis: Rechtsanwalt und Rittergutsbefiger, 


1. Wahlkreis: 


Handelöfammerjefretär 
Rollfuß in Zittau. 


— | 


2. Wahlkreis: Uhrmacher und Stabtrath Karl Fried⸗ 36. 


rich Auguſt Reißmann in Kamenz. 


3. Wahlfreis: Kaufmann Richard Huſte in Bifhofs: | 3 


werda. 


Juſtizrath Hugo Gottfried Opitz 
Treuen o. Th. 


auf 


3. Wahlkreis: Fabrikant R. A. Kellner in Schön— 


berg. 


. Wahlkreis: Fabrikant Edmund Paulus in 


Marfneufirchen. 


* 


= 


rs 
So 
on 


%. 19. 
57. 20. 
58. 21. 
59. 22, 


60. 23, 


Wahlkreis: 


Wahlkreis 
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II. Abgeordnete der Wahlkreiſe des platten Landes. 
61. 24. Wahlkreis: Fabrifbefiger, Hofrath Eugen Dieterich 


- Wahlkreis: Gemeinbevorftand und Grundftüds: 


befiger Wilhelm Volke zu Hirſchfelde. 


. Wahlkreis: Fabrikbefiger Theodor Richter in 


Großſchönau. 


Wahlkreis: Kommerzienrath Oskar Preibiſch, 


Fabrikbeſitzer in Reichenau. 


Wahlkreis: Rittergutsbeſitzer Geh. Oekonomierath 


Rudolf Elwir Hähnel auf Kuppritz bei 
Pommritz. 


. Wahlkreis: Gutsbeſitzer Johann Schmole in 


Spittwig bei Göda i. ©. 
Wahlkreis: Gutsbefiger und Fabrikant Karl 
Friedrih Matthes in Schönbadh bei Löbau. 
Wahlkreis: Seometer Bernhard Ferdinand Rentſch 
in Kamenz. 
Gutsbeſitzer Michael Kodel 
Eroftwig bei Banjhwig- Kamenz. 


in 


. Wahlkreis: Gemeindevorftand Auguft Clemens 


Träber in Arnsdorf. 

Wahlkreis: Gemeindevorftand Karl Buftav Groß⸗ 
mann in Plauen bei Dresben. 

Wahlkreis: Privatus Friedrih Wilhelm May 
zu Polenz bei Neuftadt. 

Wahlkreis: Gemeindevorftand Friedrich Guftav 
Frenzel zu Dorf Wehlen. 

Wahlkreis: Delonomierath Andrä, Rittergut: 
befiger auf Braunsdorf. 

Wahlkreis: Ligarrenfabrifant Emil Kluge in 
Deutſchneudorf. 

Wahlkreis: Rittergutsbefiger Philipp Steyer auf 
Naunborf bei Freiberg (Gehege). 

Wahlkreis: Gemeindevorftand Ernſt 
Rudelt in Deuben bei Dresben. 

Wahlkreis: Gutsbefiger Ernft Emil Horft in 
Mulda bei Freiberg. 

Rittergutsbefiger, Delonomierath, 
Rittmeifter d. MR. a. D. Otto Steiger in 
Leutewig bei Meißen. 

Wahlkreis: Rittergutsbefiger Karl HeinrihRichter 
auf Baßlitz bei Blattersleben-Prieftewig. 
Wahlkreis: Stabtgutsbefiger Friedrih Wilhelm 

Hauffe in Dahlen. 

Wahlkreis: Gutsbefiger Ernft Däbritz zu Niſchwitz 
bei Wurzen.” 

Wahlkreis: Gutsbefiger Ernft Robert Schlag 
in 2ippenborf. 

Wahlkreis: Rittergutspachter Curt Töpfer in 
Böhlen. 


Robert 


1.8. (1. Abonnement.) 


62. 


63. 


64. 


81. 


82, 


25. 


26. 


27. 


28. 


. Wahlfreis: 


Wahitreis: Fabrik: 


in Helfenberg. 

Wahlkreis: Gutspachter Eduard Rößner zu 
DOberpidenhain bei Narsborf. 

Wahlkreis: Gutsbefiger Ernft Däweritz in 
Doberſchwitz bei Leisnig. 

Wahlkreis: Geh. Hofrath Dr. jur. Paul Mehnert, 
vorfigender Direktor des landwirthſchaftlichen 
Kreditvereins im Königreihe Sachſen, auf 
Medingen. 

Wahlkreis: Gutäbefiger Kurt Harter in Neu: 
börfchen. 


. Wahlfreis: Gemeinbevorftand Robert Fritzſching 


in Göppersborf bei Burgftäbt. 
Wahlkreis: Gemeinbevorftand Franz Alexander 
Maſchke in Gablenz bei Ehemnih. 


. Wahltreis: Cigarrenfabrifant Franz Hofmann 


in Chemnip. 
Lehngutäbefiger, Dekonomierath 
Johannes Schubart in Euba bei Nieberwiefa. 


. Wahlkreis: Lehngerichtsbefiger Theodor Heymann 


in Großolbersborf bei Woltenftein. 

Wahlkreis: Geh. Negierungsrath bei ber Kreis- 
hauptmannfhaft zu Dresden Hans Karl 
Hugo von Kirchbach. 


. Wahlkreis: Amtsgerichtsrath Dr. jur. Friedrich 


Wilhelm Kühlmorgen in Scheibenberg. 


- Wahlkreis: Mufikdireftor Heinrich Stolle in 


Meerane, 


. Wahlkreis: Fabrikbefiger Hermann Engelmann 


in Mülfen St. Micheln. 


. Wahlkreis: Gutsbefiger Julius Thieme in 


Franken bei Waldenburg. 


. Wahlfreis: Gutsbefiger und Gemeinbevorftand 


Hermann Leithold zu Tettau bei Remſe. 
Wahlkreis: Guts- und Kohlenwerköbefiger Haupt: 

mann db. 2. Albin Klötzer in Bodwa bei 

Bwidan. 
und Gutsbefiger Morik 
Wolf in Saupersborf. 


. Wahlkreis: Eifenhüttenwerksbefiger Hans Edler 


von Querfurth in Schönheiberhammer. 


3. Wahlkreis: Fabritbefiger Franz Louis Wolff in 


Rodewiſch. 


.Wahlkreis: Rittergutsbeſitzer Wilhelm Zeidler 


auf Oberloſa bei Plauen i. V. 


. Wahlkreis: Rittergutsbeſitzer Guſtav Richard 


Bunde auf Erlbach. 
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Sihordnung der Mitglieder der ordentlichen Stündeverfammlung, 


Sitordnung der Mitglieder der Erjten Kammer. 


Direltorium: 


Herr Wirkl. Geh. Rath Dr. jur. Graf von Könnerig, Ercellenz, Präfibent. 
Lanbesältefter von Zezſchwitz, Vizepräfident. 
Bürgermeifter Thiele, erfter Sekretär. 
Kammerherr Freiherr von Find, zweiter Sekretär. 


Mitglieder: 
— Herr Bizepräfident von Zezſchwitz. 22. ae Bürgermeifter Dr. Kaeubler. 
1a. Se. Königl. Hoheit Prinz Georg. 23. Kammerherr Graf von Rex-Zedtlitz. 
1b. Se. Königl. Hoheit Prinz Friedrih Auguft. 24. = Geh. Kommerzienrath Gruner. 
le, Se. Königl. Hoheit Prinz Johann Georg. 25. = von Trüßichler. 
2. Herr Wirfl. Geh. Rath; von Charpentier, Ercellenz. | 26. = SOberbürgermeifter Dr. Schroeber. 
3. Se. Erlaudt Herr Graf zu Solms: Wildenfels. 27. = von DOppel. 
4. Herr Dr. von Wächter. 28. = Graf zur Kippe. 
5. = Geh. Mebizinalrath Dr. Birch-Hirſchfeld. 29. = SKammerherr Dr. von Frege: Welgien. 
6. = Kommerzienrath Naumann. 30. : Kammerherr Major a, D. von Wiebebad). 
7. = ÜDberfchent Graf von Einfiebel. 31. = Geh. Kommerzienrath Thieme. 
8. =» Dberhofprebiger Dr. Adermann. 32. = Staatsminifter a.D. von Noſtitz-Wallwitz, Exc. 
9. = Bilhof Dr. Wahl. 33. =: von Trebra-Linbenau. 
10. = Geh. Kirchenrath Dr. Bant. 34. = Geh. Kommerzienrath Hultzſch. 
11. = Domberr Dr. Friederici. 35. = Wirkl. Geh. Rath von Metzſch, Excellenz. 
12. Se. Erlaudt Herr Graf von Schönburg. 36. = vacat. 
13. Herr von Wapdorf. 37. = Dberbürgermeifter Dr. Trönblin, 
14. = Hempel. 38. = SKammerherr Nittmeifter 3. D. Graf von Rex— 
15. = Wirkl. Geh. Rath Meufel, Ercellenz. Zehiſta. 
16.-Kammerherr Sahrer von Sahr. 39, ⸗Rittmeiſter von Bodenhauſen. 
17. -Oberbürgermeiſter Keil. 40. : Kammerherr von ber Planitz. 
18. = ÜDberbürgermeifter Dr. Bed. 41. = Dr. Cruſius. 
19. = von Herber. 42. = Dr. Pfeiffer. 
20. = SKammerherr von Schönberg. 43. = Bürgermeifter Wiliſch. 


21. = Sberbürgermeifter Geh. Finanzratha.D. Beutler. 
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Sitzordnung der Mitglieder der Zweiten Kammer, 


Schubart. 
Gräfe. 
Seifert. 
Stolle, 
Hofmann. 
Fräßdorf. 
Müller, 
Gleisberg. 
Wolff (Rodewiſch). 
Reinhold. 
Braun. 
Heitzig. 
Schieck. 


Richter (Großſchönau). 


Bößneck. 

Dr. Schill. 
Gontard. 

Edler von Querfurth. 
Dieterich. 
Leupold. 

Zeidler. 

Dr. Ackermann. 
Heymann. 

Dr. Stödel. 
Richter (Baßlitz). 
Opitz. 

Dr, Schober. 

von Kirchbach. 
Huſte. 
Reißmann. 
Fritzſching. 
Maſchke. 

Kockel. 

Schmole. 

Andrä. 

Steiger. 

Grumbt. 
Behrens, 

Wolf (Saupersborf). 


Direltorium: 


la. Herr Präfident Dr. Mehnert. 
Bizepräfident Dr. Georgi. 


s Opitz. 
Sekretär Rüder. 
-Ahnert. 


ſtellvertr. Sefretär Hauffe. 


Mitglieder: 


43. Herr 


44. 
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Bochmann. 
Töpfer. 
Teihmann. 
Rollfup. 
Preibiſch. 
Niethammer. 
Kellner. 
May. 
Uhlich. 
Volke. 
Däweritz (Doberſchwitz). 
Schlag. 
Rentſch. 
Klötzer. 
Großmann. 
Hauffe. 
Däbritz (Niſchwitz). 
Härtwig. 
Horſt. 

Dr. Kühlmorgen. 
Rößner. 
Ente. 
Liebau. 
Harter. 

Dr. Spieß. 
Rudelt. 
Kluge. 
Hähnel. 
Matthes. 
Leithold. 
Steyer. 
Engelmann. 
Bunde. 
Thieme. 
Paulus. 

Dr. Schöne. 
Träber. 
Frenzel. 
Uhlmann. 
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Rbtheilungen der Zweiten Rammer, 


Erlle Abtheilung. 


Dr. Schill, Vorſitzender. 

Rüder, ftellvertretenber Vor⸗ 
ſitzender. 

Dr. Stödel, Schriftführer. 

Behrens, fellvertretender 
Schriftführer. 

Däwerig (Doberſchwitz). 

Fräßdorf. 

Harter. 

Maſchle. 

Preibiſch. 

Reinhold. 

Richter (Baßlitz). 

Rollfuß. 

Schmole. 

Steiger. 

Teichmann. 





Upfmann. | 


Beidler. 


Pierte Abtheilung. 


Leithold, Vorſitzender. 


Dr. Schöne, ftellvertretender Vorfigenber. 


Hufte, Schriftführer. 


Rudelt, ftellvertretender Schriftführer. 


Bochmann. 
Braun. 
Ente. 
Hauffe. 
Hofmann. 
Dr. Spieß. 
Steyer. 
Stolle. 
Thieme. 
Töpfer. 
Uhlich. 
Volke. 


Zweite Abtheilung. 


Dr. Mehnert, Vorſihender. 
Opitz, ſtellvertretender Vor: 
ſitzender. 

Ahnert, Schriftführer. 

Däbritz (Niſchwitz), ſtellv. 
Schriftführer. 

Andrä. 

Dieterich. 

Engelmann. 

Frihſching 

Gräfe. 

Heymann. 

Horſt. 

Kodel 

Matthes. 

Edler von Uuerfurth. 

Reißmann. 

Rößner. 

Wolf (Saupersdorf). 





Dritte Abtheilung. 


Dr. Schober, Vorfigenber. 

Kellner, ftellvertretender 
Vorſitzender. 

Dr. Kühfmorgen, Schriftf. 

Frenzel, ftellvertretender 
Schriftführer. 

Gleisberg. 

Großmaun. 





Renutſch. 

Richter (Großſchönau). 
Schieck. 
| Seifert. 


Fünfte Abteilung. 


May, Vorſihender. 

Schubart, ftellvertretender Vorſitzender. 
von Kirchbach, Schriftführer. 

Gontard, ftellvertretender Schriftführer. 


Dr. Udermann. 
Bößned. 
Bunde. 

Georgi. 
Grumbt. 
Härtwig. 
Kluge. 

Liebau. 
Niethammer. 
Schlag. 
Träber. 

Wolff (Rodewiſch). 
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Depufafionen der Erſten Rammer. 


LI. Deputation. 


Herr eg a.D. von Noſtitz-Wallwitz, Herr — Graf von Rex-Zedilitz, Vor: 


Geeeleng, Vorfigender. figenber. 
Wirkl. Geh. Rath von Charpentier, Ercellenz, | Oberbür 
Stellvertreter des Vorfigenden. : Kammer 


Oberbürgermeifter Dr. Bed, Schriftführer.| = 
Graf zur Lippe. ⸗ 
von Watzdorf. 

von Trebra⸗Lindenau. 

Oberbürgermeiſter Dr. Schroeder. 


v » u u “ 


II. Deputation, 


Se. Königl. Hoheit Prinz eg: Borfigenber. 
Herr —— Geh. ey ws a. D.— 
Beutler, Stellvertreter des Vorſitzenden. = 
von Trüßfchler, Schriftführer. s 
Bizepräfident, Landesältefter von Zezſchwitz. 
Setretär, Kammerherr Freiherr von Find. 
Kammerhert Sahrer von Sahr. 


Hempel. 
Oberbürgermeifter Dr. Tröndlin. 
Geh. Kommerzienrath Thieme. 


Peputationen der Zweiten 
I. II. 


Dr. von 


nenn Mn 


bon Opp 
Kammerherr von Wiedebad). 


III, Deputation. 


ermeifter Keil, Schriftführer. 
r Dr. von Frege- Belgien. 
el. 


IV, Deputation. 


Herr Kammerherr von Schönberg, Vorfigender. 
: Bürgermeifter Dr. Kaeubler, Schriftführer. 


Wächter. 


Sämmerer und Dberceremonienmeifter, 
Wirkl. Geh. Rath von Mei, Excellenz. 

: Kammerherr Graf von Rex: Behifta. 

: Wirk. Geh. u 3 Meufel, Ercellenz. 

Birgermeifter 


iliſch. 


Rammer, 
III. 


Beihwerbe= und Petitionsbepntation. | Rehenihaftsbeputation. 


Finanzdeputation A. 


var Dr. Sdill, Borfigenber. Herr Dr. Schober, Borfigenber. Herr Hähnel, Vorfigender. 
von Kirchbach, ftellv. Borfigender. = Richter (Baplig), ftellvertretene | = Georgi, ftellv. Vorſitzender. 
- S2iebau, 1. Schriftführer. der Borfigender. = Sellner, 1. Schri Yu rer. 
s Ridten (Großſchönau) Matthes, 1. Schriftführer. | Behrens, 2. Schriftführer. 
2. Schriftführer. |» Rolle, 2. Schriftführer. Steiger, 3. Schriftführer. 
⸗ — — Frenzel. —* (Niſchwitz). 
Frigſching. 
— rumbt. hubert 
= Klößer. Reißmann. : Uhlmann. 
:s Baulus Steper. := Wolf (Saupersborf). 
: Rentid | Teichmann. 
⸗ Schmole 
Uhlich 
IV. V. 
Finanzdeputation B. | Geſetzgebungsdeputation. 
Herr May, Borfigender. Be Dpip, Borfipender. 
Niethammer, — Vorſitzender. — hlmorgen, ſtellvertreten⸗ 
⸗ 1. Ein — — a ei 
⸗Huſte, 2. riftführer. s 1) 1 ri rer. 
: Bochmann : Gontard, 2. Schriftführer. 
«= Bößned. . Gleisberg 
= Kluge. = Seupolb. 
= Sodel. : Breibiid. 
= Keitholb - MWößner. 
Beibler. : Mubelt. 
: Dr. Schöne. 
Dr. Spief. 
Dr. Stödel. 
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Für die Nebaktion verantwortlih: Der Vorſtand des Königl. Stenogr. Anftituts Ober-Regierungsrath 
Profeffor Heinrih Krieg. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. &. Teubner in Dresven. 


Leste Abſendung zur Poft: am 17. November 1899. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 





Dresden, am 10. November 


1899. 





Erſte öffentliche Situng der Erſten Sammer 
am 10, November 1899, vormittags 11 Uhr. 


Inbalt: 

Begrüßung Sr. Königl. Hoheit des Prinzen Georg. — Re: 
giftrandenvortrag Nr. 1— 67. — Berloofung der Sikpläße. 
— Bahl der ordentlichen vier Deputationen. — Zufolge 
der Amahme des Vertrags St. Excellenz Staatäminifter 
a. D. von Noftig-Wallwig auf Berftärkung ber erjten, 
jiveiten und vierten Deputation in ber bisherigen Weiſe 
die Wahl ber erften, Gefeßgebungsdeputation aus 7, der 
zweiten, Finanzbeputation aus 9, ber dritten, Rehenjchafts: 
deputation aus 5 unb ber vierten, Petitions- und 
Beſchwerdedeputation aus 7 Mitgliedern. — Anzeigen 
über Konflitwirung ber Deputationen und zwar der erften 
unter Borfig Sr. Ercellenz des Staatdminifters a. D. von 
Noftig-Wallwig, der zweiten unter Borfig Sr. Königl. 
Hoheit des Prinzen Georg, ber britten unter Vorfi des 
Kammerherrn Örafen von Rex-Zedtlitz und der vierten unter 
Borfig des Kammerherrn von Schönberg. — Feſtſetzung 
der Beit und Tagesordnung für die nächte Sigung. — 
Borlefung und Genehmigung des Protofolld über Die 
heutige Sitzung. 


Präſident: 

Wirtl. Geh. Rath von Könneritz, Ercellenz. 

Anweſend: 45 Kammermitglieder. 

Präfident: Meine Herren! Ich eröffne die öffentliche 
Sigung und geftatte mir zunächſt, Se. Königl. Hoheit 
den Prinzen Georg, unfer langjähriges hochverehrtes 
Mitglied, Hier ehrerbietigft zu begrüßen. 

Den Vortrag aus ber Regiftrande giebt Herr 
Sefretär von Find. 


(Rr. 1.) Schreiben bes Königl. Gejammtminifteriums 
vom 7. November 1899 bei Ueberſendung des Aller: 
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höchſten Dekrets, den Entwurf eines Gefeges zur Ab— 
änderung von $ 4 des Gefehes vom 30. April 1890 betr. 


Präfident: Gedrudt, vertheilt, an die erfte De- 
putation. 


(Nr. 2.) Zesgleichen bei Ueberfendung des Aller: 
höchſten Delrets, die Wahl von Mitgliedern beider 
Kammern der Ständeverfammlung in das Plenum der 
Branbverfiherungsfammer betr. 


Präfident; Gebrudt, vertheilt, kommt auf eine 
Tagesordnung. 


(Nr. 3.) Desgleichen bei Ueberſendung bes Aller: 
höchſten Dekrets, die Neuwahl des Landtagsausschuffes 
zur Verwaltung der Staatsſchulden betr. 


BPräfident: Desgleiden. 
(Nr. 4.) Schreiben des Königl. Minifteriuns bes 
Innern vom 3. November 1899 bei Ueberfendung ber 


Jahresberichte ber Gewerbe: und Berginfpeftoren für die 
Jahre 1897 und 1898. 


(Nr. 5.) Desgleihen vom 7. November 1899 bei 
Ueberfenbung 

1. der Mittheilungen über die Ausftelung gewerb- 
licher Unterrichtsanftalten des Königreichs Sachſens 
im Jahre 1898, 

2. bes Jahresberichts der Technifchen Staatälehr- 
anftalten zu Chemnitz für die Zeit von Oftern 1898 
bis Dftern 1899 und 


3. bes Verzeichnifies der Gewerbe:, Landwirthfchafts- 
und Handelsſchulen im Gefchäftsbereihe bes 
Königl. Sächſ. Minifteriums des Innern für 1898 

in je 49 Eremplaren. 

Präfident: Die Nummern find zu vertheilen; wir 

banken zu Protokoll. 

(Nr. 6.) Schreiben bes Vorſtandes bes Vereins für 

Arbeiterfolonien im Königreich Sachen zu Dresden vom 


30. Mai 1899 bei Ueberreihung von 3 Eremplaren 
feines 13. Gejchäftsberichts über das Vereinsjahr 1898. 


- Bräfident; Sind ausgelegt; Dank zu Protokoll. 
1 
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(Nr. 7.) Schreiben ber Handeläfammer zu Leipzig 
vom 5. April 1899 bei Ueberjendung von 10 Exemplaren 
ihres Jahresberichts für 1898. 

Prüfident: Desgleichen. 

. Mr. 8.) Schreiben bes Direktoriums ber Gehe 
ftiftung vom 7. November 1899 bei Ueberfendung von 
50 Eremplaren des Berichtes über die Thätigleit der 
Stiftung im Jahre 1898/99. 

Präfident: Zu vertheilen, Dank zu Protokoll. 

(Nr. 9.) Schreiben des alademiſchen Raths vom 
26. Oltober 1899 bei Ueberjendung von 48 Exemplaren 
des Berzeichuifjes der bis mit 12. November db. 3. 
ausgeftellten Studienarbeiten der Maler und Bildhauer 
an der Königl. Akademie der bildenden Künſte. 

Präfident: Desgleichen. 

(Nr. 10.) Schreiben des ftellvertretenden Stänbifchen 
Archivars, Sekretär Krauß vom 7. November 1899, 
die vom Königl. Gefammtminifterium demſelben ſeit 
Beendigung bes letzten Landtages für das Direktorium 


der Erften Kammer zur Berfügung geftellten Bücher 
und Karten betr. 


Präftdent: Bücher und Karten zur Bibliothek. 


(Re. 11.) Desgleihen die Bufammenftellung der 
während des Landtages 1897/98 von den Kammern 
gefaßten Beichlüffe und gejtellten Anträge zc. betr. 


(Nr. 12.) Betition des Gutäbefiperd Bruno Nau— 
mann in Garsdorf und Genojien vom 13. Mai 1399 
um Abänderung des Geſetzes, die Einführung einer all: 
gemeinen Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau betr, vom 
1. Juni 1898. 


(Nr. 13.) Petition des Mühlenbefipers Johann 
Gottlieb Wähle in Schüna vom 22. September 1899 
um Gewährung einer Staatsbeihilfe aus Anlaß der ihm 
in ber Nacht vom 6. zum 7. Juli d. I. durch einen 
Wollenbruch entjtandenen Schäden. 


(Nr. 14.) Petition bed Gemeindberathes rum: 
hermer&borf vom 21. September 1899 um Gewährung 
einer anderweiten Staatsbeihilfe aus Anlaß der ihr 
durch den Wolfenbruh am 22. Mai 1898 verurfachten 
Schäden. 

Präfident: Diefe vier Nummern kommen an bie 
vierte Deputation; bei ber legten Nummer liegen bie 
Drudpetitionen in der Kanzlei zur Entnahme aus, fo 
weit der Vorrath reicht. 


(Nr. 9— Petition des Verbands konditionirender, 
approbirter Apotheker ſächſiſcher Staatsangehörigleit vom 
September 1899 betreffend, Regelung des —— 
konzeſſionsweſens im Königreich Sachſen und Vermehrung 
ber Apothekenanlagen im Verhältniß zur Bevölkerungszahl. 


(Nr. 16.) Petition des Gemeinderaths zu Grunga 
bei Nofien vom 21. Dftober 1899, den Neubau ber 
Schule für Gruna und Rhäfa betr. 


(Nr. 17.) Petition des Scneidemühlenbefikers 
Heinrich Zſchaler in Schöna, ſächſiſche Schweiz, um Ge: 


10. November 1899. 


währung einer Staatsbeihilfe aus Anlaß ber ihm in der 
—* vom 6. zum 7. Juli d. J. entſtandenen Waſſer⸗ 
äden. 


(Nr. 18.) Beſchwerde des Dr. chem. Bernhard Theodor 
Braun in Naunhof, angebliche Rechtsverweigerung betr. 


(Nr. 19.) Petition der Gemeinderäthe für Schöna 
und Reinhardtsorf vom 23. Oltober 1899 um Ge 
währung einer Staatsbeihilfe aus Anlaß der ihren Ge— 
meinden in ber Naht vom 6. zum 7. Juli d. I. ent— 
ftandenen Waſſerſchäden. 


(Nr. 20.) Anſchlußpetition des Steinbruchsbeſitzers 
Karl Otto Kühn in Schöna und Genofjen vom 23, Ok⸗ 
tober 1899, denſelben Gegenftanb betr. 


(Nr. 21.) Petition des Verbandes ſächſiſcher Haus- 
befigervereine vom 28. Dftober 1899 um Mevifion ber 
Geſetze, betreffend die Landesimmobilienbrandverfiherungs: 
anftalt vom 25. Auguft 1876, 13. Oftober 1886 und 
5. Mai 1892. 


(Nr. 22.) Petition bes Lubwig Uhlig in Warmbad 
Wolkenſtein im Wuftrage der F. W. Uhlig's Erben vom 
5. November 1899 um fäuflicye Uebernahme des Warm- 
bades bei Wolfenftein in Staatsbefih. 


(Nr. 23.) Betition der Frau Louife Dir in Zwickau 
vom 4. November 1899, Schädenanſprüche aus einem 
Konkursverfahren zc. betr. 


(Nr. 24.) Petition des Glasmachers Wenzel Sudy 
in Neuböhlen vom 6. November 1899, unklaren Inhalts. 


(Nr. 25.) Petition des Franz Theodor Buſch in 
Bärnsdorf bei Morigburg, eine Brandihädenvergütung 
betreffend. e 


Präfident: Sämmtliche verlefenen Nummern kommen 
an bie vierte Deputation, bie Nummer 21 an bie Ge- 
feßgebungsbeputation, 


(Nr. 26.) Petition der Handels: und Gewerbefammer 
zu Dresden vom 25. Oftober 1899, den Bau einer Eifen- 
bahn durch das Bahrathal bis zur böhmijchen Grenze 
bei Peterswalbe betr. 

(Nr. 27.) Petition E. Thiele'3 in Dresden:R. vom 
1. Juli 1899 an das Königl. Finanzminifterium, den 
Ständehausneubau betr. 

(Nr. 28.) Petition des Stadtgemeinderaths zu Gott 
(euba und Genofjen vom 16. Oktober 1899 um die Be- 
willigung ber Mittel zur Fortſetzung der Eifenbahn 
Pirna=Berggießhübel bis nach Gottleuba. 

(Nr. 29.) Petition bes Stabtraths zu Wurzen vom 
6. November 1899 wegen Erbauung einer Eifenbahn 
von Wurzen nad Eilenburg. 


(Nr. 30.) Petition des Raths und der Stadt: 
verordneten zu Pirna und Genofjen vom 30, Oktober 1899, 
die Errichtung einer Kaianlage in Pirna betr. 

(Nr. 31.) Petition des Gemeinbevorftands Uhlig 
in Eppendorf und Genofjen vom 20. Juni 1899 um 
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Herftellung einer Eifenbahn zwiſchen Großhartmannsdorf 
und Eppenborf. 

Präfident: Diefe fänmtlihen Nummern find aud) 
bei der Zweiten Kammer eingegangen und fommen zus 
näht dort zur Berathung. Druderemplare find zu 
verteilen. An die zweite Deputation. 


(Nr. 32.) Petition des Gemeindevorftands Meinel 
in Unterfachjenberg und Genofjen vom 29. Juni 1899, 


die Erbauung einer Eifenbahn von Slingenthal über ft 


Brunndöbra »Georgenthal nad; Muldenberg betr. 


Präjident: Iſt auch bei ber zweiten Kammer ein: 
gegangen und kommt zunächft dort zur Berathung. An 
die zweite Deputation. 


(Nr. 33.) Petition des Verbands der fächfiichen 
Hausbefitervereine zu Chemnig vom 28. Dftober 1899, 
Abänderung der Beltimmungen über bie Münbelficherheit 
ber Hypotheken betr. . 


Präfident: Iſt ebenfalls bei ber Bweiten Kammer 
eingegangen und kommt bort zuerft zur Berathung. 
Die Druderemplare find zu vertheilen. An bie erfte 
Deputation. 


(Nr. 34.) Die Zweite Kammer überjenbet 55 Druck⸗ 
eremplare einer Beſchwerde und Petition der Sächſiſchen 
Rentenverficherungsbanf zu Dresden vom 2. Oftober 1899 
wegen ihrer Herbeiziehung zur Staatseinfömmenfteuer. 


(Nr. 35.) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Petition des Gemeinderaths zu Sakung vom 1. Juni 1899 
um Erbauung eines normalfpurigen Bweiggleifes von 
Reipenhain nach Satzung. 

(Nr. 36.) Desgleichen 55 Druckexemplare einer 
Petition des Rathes und der Stadtverordneten zu Pirna 
und Genoſſen vom März 1899, betreffend Anſchluß ber 
Bahnlinie Pirna: Berggießhübel an dag böhmiſche Bahn- 
neß über Bahra, Markersbach, Hellenborf zur Landesgrenze. 


(Nr. 37.) Desgleihen 55 BDruderemplare einer 
Betition des Gemeinderaths zu Niederſchöna und Genofien 
vom Auguſt 1899, die Erbauung einer Verbindungsbahn 
von Klingenberg nad) der Linie Wilsdruff-Nofjen betr. 


(Nr. 38.) Desgleihen 55 BDruderemplare einer 
Betition bes Gemeindevorftandes Thiele in Schmiede: 
berg und Genofjen vom 17. März 1899, die Erbauung 
einer Eifenbahn von Schmiedeberg durch das Pöbelthal 
nach Halteftelle Hermsdorf-Rehefeld betr. 


(Nr. 39.) Desgleihen 55 BDruderemplare einer 
Petition des Fabrifbefigers Sputh und der Gemeinde 
Mittelndborf um Errichtung einer Perjonenhalteftelle in 
der Nähe des Lachsſteges an der Schandau-Bautzener 
Eifenbahnlinie. 

(Nr. 40.) Desgleihen 55 BDruderemplare einer 
Petition ber Stadtgemeinde zu Strehla und Genofjen 
am Wiedererrichtung eines Amtsgerichts in Strehla. 
41.) Desgleihen 55 BDruderemplare einer 


(Rr. 
Betition der Nabelarbeitsfehrerinnen Erbmuthe Lucie 
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Kregichmar in Leipzig und Genoſſen an das Königl. 
Minifterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts, Ver: 
feihung der Benfionsberehtigung betr. 


(Nr. 42.) Desgleihen 50 BDruderemplare einer 
Petition der Antsfiraßenmeifter um Erhöhung ihres 
Dienfteintommens. 


(Nr. 43.) Desgleihen 50 BDruderemplare einer 
Betition des Raths und der Stabtverorbneten zu Eiben⸗ 
a - Eifenbahnprojeft Schönheider Hammer: Eiben: 

0 r. 


(Nr. 44.) Desgleichen 50 Druckexemplare einer 
Petition des Petitionsausſchuſſes des Komitees für Er— 
bauung einer Eiſenbahn im Schweinitzthale um Erbauung 
dieſer Eiſenbahn. 

(Nr. 45.) Desgleichen 55 Bruderemplare einer 
Petition des Verbandes ſächſiſcher Lehrerinnen, Einricht- 
ung obligatorifcher Fortbildungsichulen für Mädchen betr. 


(Nr. 46.) Desgleichen 55 Druderemplare einer 
Petition des Eifenbahnfomitees Dürrröhrsdorf- Dresden 
und Genoſſen um Erbauung einer Bahnverbindung Dürr- 
röhrsborf- Dresben. 


(Nr. 47.) Desgleihen 60 Bruderemplare einer 
Petition des Borfigenden des Hausbeſitzervereins zu 
Wurzen Guftav Schmidt dafelbft und Genoſſen wegen 
Erbauung einer Bahnlinie Eilenburg-Wurzen. 


(Nr. 48.) Desgleihen 55_ Druderemplare einer 
Petition des Gemeinderath3 zu Seeligftadt und Genofjen 
um Errichtung einer Berfonenvertehröftelle bei Seeligftabt 
an der Linie Görlih- Dresden. 


Nr. 49.) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Petition des Gemeinderaths Niederzwönig und Genoſſen 
um Errichtung einer Halteftelle in Nieberzwönig. 

(Nr. 50.) Desgleihen 55 Druderemplare einer 

etition ber penfionirten Beamten der König. Sädjf. 
taatseifenbahnen, die Aufbeflerung ihrer Benfionen betr. 


(Nr. 51.) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Petition des Stabtgemeinderaths u Weißenberg unb 
Genoſſen um Wiebererrichtung eines Amtsgerichts dafelbft. 


Nr. 52.) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
etitton des Stabtrathes und der Stabtverorbneten zu 
öbeln und bes Stabtgemeinderathes zu Wilsdruff und 

Genoſſen um den Bau einer Normaljpurbahn Wilsdruff- 
U EN (Halte 
punft). 


(Mr. 53.) Desgleihen 55 Druderempfare einer 
Betition der Revifionsbeamten der Königl. Oberrechnungs⸗ 
fammer um Neuregulirung ihrer Gehaltsverhältnifie. 


(Nr. 54.) Desgleihen 55 BDruderemplare einer 
Petition des Komitees zur Erridtung einer Eifenbahn 
durch das Lungwigthal um Erbauung dieſer Eifenbahn. 


(Nr. 55.) Desgleichen 45 Druderemplare einer 
Petition des Gemeinderathes Ei Kemnig und Genoffen, 
die Aurüdziehung der Erlaubnig zum Einlaſſen von 
Tälalien in die Elbe betr. 
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. (Nr. 56.) Desgleichen 20 Druderemplare einer 
Petition des Sägewerk: und SKiftenfabrikbefigers Paul 
Körner in Ummelsdorf und Genofien, die Erbauung 
einer normalfpurigen Bahn mit Sefundärbetrieb von 
Niederjedlig über Kreiſcha, Dippoldiswalde, Beerwalde 
oder Ruppendorf, durch das wilde Weißeritzthal nad 
Böhmish- Moldau reip. Halteftele Hermsdorf: Rehefeld 
betreffend. 


(Nr. 57.) Desgleihen 46 Druderemplare einer 
Petition bed Gemeindevorftands Wendler in Borsdorf 
und Genofien, Weiterführung der Untertunnelung des 
dafigen Bahnhofs betr. 


(Nr. 58.) Desgleihen 30 BDruderemplare einer 
Petition der Papier- und Pappenfabrit von E. Mahn 
in Klingenberg und Genofjen um Erbauung einer normal: 
fpurigen Eijenbahn von Tharandt oder Edle Krone 
durch das wilde Weißeritzthal nah Station Böhmisch 
Moldau. 

(Nr. 59.) Desgleihen 45 Druderemplare einer 
Petition des emerit. Bürgerfchullehrers Leisfer in Großen- 
hain und Genofjen um Erhöhung ihrer Penfion. 

(Nr. 60.) Desgleihen 40 Druderemplare einer 
Petition des Gemeinderaths zu FFriebersdorf und Ge- 
nofjen, die Fortſetzung der Eiſenbahn Klingenberg— 
Frauenſtein bis zum Anſchluß an die Linie Bienenmühle: 
Moldau betr. 

(Mr. 61.) Desgleihen 35 Druderemplare einer 
Petition des Stadtraths zu Woltenftein und Genofjen 
um Erbauung einer Selundäreiſenbahn von Reigenhain 
nad) dem Preßnigthale. 

(Nr. 62.) Deögleihen 40 Druderemplare einer 
Petition des Stabtraths und der Stadtverordneten zu 
Plauen i. V. und Genofjen um Herftellung einer Schienen: 
verbindung zwiſchen Lottengrüns Plauen und Rodewiſch— 
Treuen: Plauen. 


Präfident: Diefe ſämmtlichen Nummern find zumächft 
bei der Zweiten Hammer eingegangen und kommen bort 
zur Verathung. Inſoweit Druderemplare dabei waren, 
werben biejelben hier vertheilt werben. 

(Nr. 63.) Schreiben der Generaldireltion der König. 
Sammlungen für Kunft und Wiſſenſchaft in Dresden 
vom 7. November 1899 bei Ueberreihung von 4 Erem- 


plaren der Bejuchsftundentabelle für die Königl. Samm- 
lungen. 


Prüäfident: Bitte zu verlejen. 
Sekretär Freiherr von Find (Lieft): 
Dresden, ben 7. November 1899. 


„An 
das Präfidium der Erften Sammer 
der Ständeverfammlung. 
Dem geehrten Präfidium der Erften Sammer ge 
ftattet fich die unterzeichnete Generaldireftion die im 
Anſchluß folgenden Eremplare der Beſuchsſtundentabelle 
für die Königl. Sammlungen zu gefälliger Mittheilung 


10. Hovember 1899, 


an die Mitglieder der Erften Sammer mit dem er- 
nebenen Bemerfen zu überſenden, daß die bezüglich des 
Beſuchs der Sammlungen während der Reinigungs: 
und Führungszeiten für das Publikum angeordneten 
Beſchränkungen für die Mitglieder der Ständeverfamm- 
lung nicht beftehen und daß biejelben daher zu allen 
in der Tabelle aufgeführten Stunden freien Zutritt zu 
den Sammlungen haben. 

Sollte e8 den geehrten Deputationen erwünſcht fein, 
irgend eine Sammlung außer den üblichen Deffnungs- 
ftunden zu befichtigen, jo bedarf es für dieſen Zwed 
nur einer furzen Mittheilung an die Generaldireftion, 
welche das weitere darauf veranlaffen wird. 


Die Generaldireltion der Königl. Sammlungen 
für Kunſt und Wiſſenſchaft. 
v. Watzdorf.“ 


Präfident: Wir danfen zu Protokoll für die Mit- 
theilung. j . 

(Nr. 64.) Schreiben der Redaktion der Landtags: 
Mittheilungen vom 8. November 1899, die Abgabefrift 
der zur Durchſicht bez. Korreltur an die Herren 
Kammermitglieder abgelieferten ſtenographiſchen Nieder- 
ſchriften betr. 

Präfident: Bitte auch zu verlefen. 

Sekretär Freiherr von Find (lieft): 

Dresden, ben 8. November 1899. 


„An 
das hochgeehrte Präfidium ber Erjten Kammer 
ber Ständeverfammlung 
zu Dresden. 

Zum Zwed ber — eines möglichſt raſchen 
Satzes und Druckes ꝛc. der Mittheilungen vom Lands 
tage 1899/1900 geſtattet ſich die erfurchtsvoll unter- 
zeichnete Redaltion das ganz ergebene Erfuchen: 

„Das geehrte Präſidium wolle analog bem feither 
inmegehaltenen Verfahren bei ben verehrlichen Kammer 
mitgliedern die Ubgabefrift der zur Durchſicht, eventuell 
Korrektur an diefelben abgelieferten ſtenographiſchen 
Niederichriften im gefällige Erinnerung bringen und 
einen diesbezüglichen Kammerbeihluß, reip. im Falle 
verabfäumter Rückgabefriſt Ermächtigung der Redaktion 
zur Drudlegung aud) nicht vorher vom Redner durch: 
gefehenen Manujtripts herbeiführen.” 

In Ehrerbietung 


Die Nedaltion der Landtags-Mittheilungen. 
Profefior Dr. B. Rotter.” 

Präfident: Meine Herren! Ih erfuhe Sie bie 
ftenographifchen Nieberfchriften binnen 48 Stunden an 
das ftenographiiche Bureau eventuell Forrigirt zurück— 
zugeben; es ift ein alter Wunſch, und es wird der Drud 
ber Landtags: Mittheilungen aufgehalten, wenn die jteno: 
graphifchen Berichte zu lange zurüdbehalten werben. 
Dauert es länger, jo läuft man fonft Gefahr, daß fie 
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onſt unforrigirt gedrudt werden, Alfo ich wieberhole 
diejelbe Bitte, die wir allemal zu Anfang des Landtages 
hier ftellen. 

(Rr.65.) Schreiben des Königf. Gefammtminifteriums 
vom 9. November 1899 bei Ueberſendung besAllerhöchften 
Delret3, die Einnahmen und Ausgaben bei dem Domänen: 
fonds in den Jahren 1897 und 1898 betr. 

Präfident: Wird gedrucdt und vertheilt; an die zweite 
Deputation, 

(Nr. 66.) Bericht ber Zwiſchendeputation zur Be: 
u | eines anderweiten Gejchentwurfes, bie Errichtung 
eines Berwaltungsgerichtshofes betr. 


Prüfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 


(Nr. 67.) Das Königl. Finangminifterium überjendet 
furzer Hand 55 Druderemplare der ftatiftifchen Ueber: 
fihten über die Ergebniffe der im Jahre 1898 im König: 
reihe Sachſen ausgeführten Einſchätzungen zur Ein: 
fommenjteuer. 

Präfident: Zu vertheilen, Dank zu Protokoll. 

Das war die letzte Nummer unferer heutigen 
Regiftrande, und wir fahren fort und gehen zunächſt 
über zur Verloofung ber Sippläße. Ich bitte die 
Herren herzufommen und die Nummern auszufuchen. 


Geſchieht.) 

Meine Herren! Ich bitte ihre Zettel abzugeben, ſonſt 
wird unſere Sitzung noch ſehr verlängert. 

(Geſchieht.) 

Diejenigen Herren, die die Zettel noch nicht ab— 
gegeben haben, werben nochmals gebeten, fie jetzt hier ab— 
zugeben; wir warten ſonſt gar zu lange. 

(Geſchieht.) 

Meine Herren! Wir gehen über zur Wahl ber 
ordentlihen vier Deputationen. Gedrudte Vor: 
ſchläge, an die Sie übrigens nicht gebunden find, liegen 
vor, und ich bitte die Bettel Hier abgeben zu wollen, 
Seine Ercellenz Herr Staatsminifter von Noſtitz-Wallwitz! 


Staatöminifter a. D. von Roftig-Wallwig: Bon 
mehreren Seiten ift mir ber Wunſch zu erkennen gegeben 
worben, daß die erfte, zweite und vierte Deputation in 
gleicher Weife wie beim legten Landtag verſtärkt werben 
möchten. Der Berfaffer ber Borfchläge, die uns vor: 
liegen, hat offenbar diefelbe Anficht geteilt. Wie wir 
geftern in ber Thronrede vernommen haben, liegt eine 
große Anzahl Gejeggebungsvorlagen vor und ber Budget: 
deputation harrt jebenfalls auch eine große Arbeitslaſt. 
Ich beantrage deshalb, daß bei der erften, zweiten und 
vierten Deputation eine Berftärfung der Mitglieberzahl 
in ber bisherigen Weiſe beſchloſſen werbe. 
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Präfident: Sie haben den Antrag gehört. Ich 
bitte diejenigen Herren, bie ihn annehmen wollen, figen 
zu bleiben. — Der Antrag ift angenommen, Ich bitte 
nunmehr die Stimmzettel einzufammeln und zwar zu: 
nächſt für die erfte Deputation. 


(Einfammlung der Stimmzettel.) 


Es find 44 Mitglieder anwejend. Ich erfuche ben 
Herrn Bizepräfidenten mir affiftiren zu wollen. 


(Ermittelung des Ergebnifies.) 


. Meine Herren! Die Herren Staatsminifter a. D. 
von Noftig-Wallwig, Wirk. Geh. Rath von Charpentier, 
Oberbürgermeifter Dr. Bed, Graf zur Lippe, von Watz— 
borf und Oberbürgermeifter Dr. Schroeder find einftimmig 
gewählt. Herr von Trebra:Lindenau hat 42 Stimmen 
und Herr Geh. Rath Meufel hat 2 Stimmen, Die 
erftgenannten 7 Herren find alfo gewählt. 

Wir gehen zur Wahl der zweiten Deputation 
über. (Einfammlung ber Stimmzettel.) 

Meine Herren! Es find 43 Stimmzettel abgegeben 
worden; ich weiß nicht, ob irgend einer ber Herren 
feinen Stimmzettel nicht abgegeben hat. 


(Berlefung der Stimmzettel.) 


Die Herren Oberbürgermeifter Beutler, Kammerherr 
Freiherr von Find, Nittergutsbefiger Hempel, Kammer: 
herr Sahrer von Sahr, von Trützſchler und Kommerzien- 
rath Thieme find einftimmig gewählt. Se.’ Königl. 
Hoheit Prinz Georg und Bizepräfident von Zezſchwitz 
haben 42 Stimmen, Herr Oberbürgermeifter Dr. Trönblin 
bat 36 und Herr Kommerzienrath Gruner hat 9 Stimmen 
erhalten. Die erftgenannten neun Herren find ſonach 
gewählt. 

Wir gehen nun über zur Wahl ber dritten Depu— 
tation. Ich bitte Herrn von Charpentier mir zu 
affiftiren, da der Herr Bizepräfident bei der Konftituirung 
ber zweiten Deputation beichäftigt ift. 

(Berlefung ber Stimmzettel.) 

Sämmtlihe Herren find einftimmig gewählt mit 
Ausnahme des Herrn Kammerherrn von Wiedebach, 
ber nur 42 Stimmen hat. Eine Stimme bat Herr 


Kommerzienratö Naumann. Wir gehen nunmehr zur 
Wahl der vierten Deputation über. 


(Die Stimmzettel werden eingefammelt.) 
43 Stimmzettel find wieder eingegangen. 
(Berlefung ber Stimmzettel.) 
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Meine Herren! Sämmtliche Herren mit Ausnahme 
von Excellenz Meufel find einftimmig gewählt, Ercellenz 
Meufel hat 41 Stimmen, Herr von Trebra 2 Stimmen. 
Ih bitte die Herren Deputationsvorftände, namentlich 
auch die vierte Deputation, ſich zu fonftituiren und das 
Ergebniß anzuzeigen. Se. Königl. Hoheit Prinz Georg! 

Se, Königl, Hoheit Prinz Georg: Ich habe bie Ehre 
ber hohen Kammer anzuzeigen, daß bie zweite Deputation 
fi Lonftituirt Hat und mich zum Vorfigenden, Herrn 
Geh. Finanzratd Beutler zu meinem Stellvertreter und 
zum Schriftführer Heren von Trüßfchler gewählt hat. 


Präfident: Wir nehmen davon mit Freuden Akt. 
Se. Excellenz Staatsminifter von Noſtitz-Wallwitz! 


Staatsminifter a, D. vom Roſtitz-Wallwitz: Ich habe 
bie Ehre anzuzeigen, daß bie erfte Deputation ſich fon: 
ftituirt hat und mich zum Vorfigenden, Herrn Wirk. Geh. 
Rath von Eharpentier zum ftellvertretenden Vorfigenden 
und Herrn Oberbürgermeifter Dr. Bed zum Schriftführer 
gewählt Hat. 

Präfident: Wir nehmen auch hiervon mit Befriedigung 
Alt. Herr Kammerherr Graf von Mer: Zebtlig! 

Kammerherr Graf von Merz Zedtli: Ich habe bie 
Ehre anzuzeigen, daß ebenfalls bie britte Deputation ſich 
fonftituirt hat, Herrn Oberbürgermeifter Keil zum Schrift: 
führer und mich zum Vorſitzenden gewählt Hat. 

Präfident: Hiervon wird mit Freuden Akt ge: 
nommen, Herr Kammerberr von Schönberg! 


Kammerherr von Schönberg: Ich habe anzuzeigen, 
daß ſich die vierte Deputation Fonftituirt hat, und zwar 
mir bie Ehre erwiejen bat, den Vorfik zu führen, und 
Herrn Bürgermeifter Dr. Kaeubler erfucht hat, das Schrift- 
führeramt zu übernehmen. 


Präfident; Wir danken für dieſe Mitteilung. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
zu verlefen. Ich erfuche Se. Königl. Hoheit den Prinzen 
Georg und ben Herrn Vizepräfibenten, das Protofoll 
unterzeichnen zu wollen. 

Die nächſte Sigung beraume ich an auf nächſten 
Donnerstag, mittags 12 Uhr, und jege auf die Tages- 
orbnung: 

1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

2. Wahl von drei Mitgliedern und brei Stell: 
vertretern in ben Landtagsausſchuß zu Ver— 
waltung der Staatsjhulden. (Königl, Dekret 
Nr. 12.) 


Meine Herren! Ich bitte einen Augenblid um Ruhe. 
(Berlefung bed Protokolls durch Bürgermeifter Thiele.) 


Hat jemanb gegen das vorgelefene Protokoll etwas 
einzuwenden? — Es ift dies nicht der Fall; ich erkläre 
basfelbe für genehmigt und ſchließe die öffentliche 
Sitzung. 


(Schluß ber Sitzung 12 Uhr 35 Min, nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlih: Der Borftand des Königl. Stenogr. Inftituts Dber:Regierungsrath 
Profeffior Heinrich Krieg. — Redakteur Profeflor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abfendung zur Poft: am 17. November 1899, 


Mittheilungen 


über die VBerhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 





N 2. Dresden, am 16. November 1899. 








Zweite öffentlihe Sigung der Erfien Sammer | dorf, die Erbauung einer Eijenbahn durch das wilde 


: Weißeritzthal betr. 
am 16. Movember 1500, mitlage 13 Uhr, Präfident: Die Druderemplare find zu vertheilen, 


Inhalt. (Nr. 70.) Petition bes Verbandes ber ſächſiſchen 

} : j Hausbefikervereine zu Chemnitz vom 9. November 1899 

Ent ulbigungen. — Urlaubsertheilung. — Regiflvanden: | Juf Abänderung des 8 46 Ab. 1 des Einkommenfteuer: 
vortrag Nr. 68— 100. — Wahl von drei Mitgliedern geſetzes vom 2. Juli 1878. 


und drei Stellvertretern in ben Landtagsausſchuß zu Präfident: An die vierte Deputation, 

Verwaltung ber Staatsſchulden (Königl. Dekret Nr. 12). — Nr. 71) Betition bes Gtabtrathes und ber Stadt: 
genftellung — —— für die nähe —— zu Großenhain und Genoſſen vom 25. Dftober 
Sigung. — Borlefung und Genehmigung des Protokolls 1999, die Herftellung einer normaljpurigen Eiſenbahn- 
über die heutige Sitzung. verbindung zwifchen Radeburg und Großenhain betr. 


Präfident: Die Petition ift auch bei der Zweiten 





Präfident: — eingegangen und kommt zunächſt dort zur Be— 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. (Nr. 72.) Betition des Gemeinderath3 zu Groß⸗ 
Anweſend: 33 Kammermitglieder. zſchocher-Windorf vom 11. November 1899 um Ge— 


nehmigung zur Errichtung einer Apothele in Großzſchocher⸗ 

Bräfident: Ih Bitte die Herren, ihre Plate ein« rn EEE Bio 
zunehmen. Ich eröffne die öffentliche Sitzung. (Nr. 73.) Petition des Gemeinderaths zu Modau 

Entfhuldigt haben fi für heute die Herren | vom 10. November 1899 um Genehmigung zur Errichtung 

Kammerherr Dr. von Frege-Welgien, Erlaucht Graf einer Apothefe in Modan. 
Schönburg, Erlaucht Graf Solms: Wilbenfels und Staats- Präfident: Beide Nummern an bie vierte Deputation, 
minifter a. D. von Noſtitz-Wallwitz allenthalben wegen (Nr. 74.) Petition des Stadtgemeinderaths zu Mylau 
dringender Gejhäfte, Herr von Trebra-Lindenau und | vom 28. Dftober 1399 um die Erbauung einer Eifenbahn 
Herr von Oppel, beide leider wegen Krankheit. von Mylau nad; Greiz. 

Um Urlaub bat gebeten Herr Oberſchenk Graf (Nr. 75.) Petition des Rittergutsbeſitzers von Carlo- 
von Einfiedel bis Weihnachten Privatverhäftniffe wegen, | WIE auf Nlein-Dehfa und Genofien vom 1. Rovember 1899 

Pen a : z ©. 0, "um Verlängerung der Eifenbahn von Cunewalde nad) 
Bewilligt die Kammer dieſen Urlaub? — Einftimmig. | Aöpau. 

Wir gehen über zum Vortrag ber Regiftrande, Präfident: Beide Nummern find zunädhft an bie 
den und Herr Sekretär Thiele geben wird. zweite Deputation zu verweiſen. 

(Nr. 68.) Die Zweite Kammer überjendet 50 Drud: (Nr. 76.) Die Expedition des Dresbner Anzeiger 
eremplare einer Petition bes Stadtraths und der Stadt: | überfendet kurzer Hand 55 Exemplare einer Beilage ihres 
verordneten zu Döbeln, die Errichtung eines Landgerichts | Blattes Nr. 314 vom 12. November d. J., enthaltend 
in Döbeln betr. | einen Arlikel mit der Ueberſchrift: „Bon der Dresdner 


(Nr. 69.) Desgleichen 55 Druderemplare einer Betition | Galerie”. 
bes Sägewerlbeſihers Anton Julius Kröhnert in Ammels: | Präfident: It verteilt. 
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(Nr. 77.) Brotofollertratt der Bweiten Sammer 
über bie erfte öffentliche Sitzung vom 10. November 1899, 
die erfolgte Wahl der 5 Deputationen der Zweiten Kammer 
betreffend. 


Präfident: Zu den Direftorialaften. 


(Nr. 78.) Schreiben ber Frau Käte verw. Wede 
geb. Wede auf Wieja vom 7. November 1899, Dankſagung 
für die bewiejene herzliche Theilnahme beim Hinjcheiden 
ihres Gatten, de3 Herrn Rittergutsbeſitzers Wede, zeither 
Mitglied der Erften Kammer. 


Präfident: Ich bitte, das Schreiben zu verlefen. 
(Gefchieht durch Sekretär Kammerheren von Find.) 


(Nr. 79.) Petition des Karl Friedrich Martin in 
Thonbrunn bei Roßbach i. Böhmen vom 12. November 1899, 
angebliche Nechtäverweigerung betreffend. 


Präſident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 80.) Schreiben des Königl. Gefammtminifteriums 
vom 13. November 1899 bei Ueberjendung bes Aller: 
höchſten Dekrets, den Entwurf eines Gefehes zur Aus— 
führung einiger mit dem Bürgerlichen Geſetzbuche zu— 
fammenhängender Reichsgeſetze betr. 


Präfident: An die erfte Deputation, 


(Nr. 81.) Protofollertraft der Aweiten Kammer über 
die zweite öffentliche Sigung vom 13. November 1899, 
Allgemeine Vorberathung über das Königl. Dekret Nr. 4, 
den Bericht über bie Verwaltung und Vermehrung ber 
Königl. Sammlungen für Kunſt und Wiſſenſchaft in 
ben Jahren 1896 und 1897 betr. 


Präfident: An die dritte Deputation. 


(Nr. 82.) Desgleichen, Allgemeine Vorberathung über 
das Königl. Dekret Nr. 11, einen Gejegentwurf wegen 
ber provijoriichen Forterhebung der Steuern und Ab— 
gaben im Jahre 1900 betr. 


Präfident: Un die zweite Deputation. 


(Nr. 83.) Desgleichen, die erfolgte Konftituirung 
der Beſchwerde- und Petitionsdeputation der weiten 
Sammer betr. 


Präüſident: Zu ben Direktorialakten, 


(Nr. 84.) Betition der Kunftdrud: und Verlagsanftalt, 
Altiengejellihaft, vormals Müller & Lohſe in Dresden vom 
25. Oktober 1399, betr. die behördliche Auflöfung von 
Altiengejellichaften wegen Gefährdung des Gemeinwohle. 


Präfident: Un die erfte Deputation. 


(Nr. 85.) Petition der Meifiner Thonmwaaren- und 
Kunftfteinfabrifen, Aftiengejellichaft, vormals Fr. Kollrepp 
in Meißen, vom 30. Oftober 1899, denjelben Gegenftand 
betreffend. 


(Nr. 86.) Betition des Hartgußwerks und Mafchinen- 
fabrit (vormals K. H. Kühne & Eo.), Altiengeſellſchaft, 
Löbtau, vom 2. November 1899, denfelben Gegenftand 
beireffend. 


(Nr. 87.) Petition der Farbenwerke Friedr. & Carl 
Heſſel, Aktiengejelfchaft in Nerchau, vom 4. November 1899, 
denjelben Gegenſtand betr. 


(Nr. 88.) Betition der Wurzener Dampfmühlen: 
aftiengejelihaft vorm. Guft. Schönert in Wurgen vom 
4. November 1899, denjelben Gegenftanb betr. 

(Nr. 89.) Petition der Neuftädter Bank in Neuftabt 
i. ©. und Genofjen vom 3. November 1899, bdenjelben 
Gegenftand betr. 


Präfident: Sämmtlihe Nummern noch an bie erfte 
Deputation. 


(Nr. 90.) Petition des Gemeinderaths zu Nieder: 
friedersdorf vom März 1899, eine Wegeftreitigfeit betr. 


Präfident: Zunächft bei der Zweiten Kammer ein: 
gegangen, dann an die vierte Deputation. 


(Nr. 91.) Petition des Kaufmanns Arthur Spranger 
in Chemnig und Genofjen vom 20. Januar 1899 um 
Aufhebung des Geſetzes vom 23. März 1896, betreffend 
die ärztlichen Bezirksvereine. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 92.) Die Zweite Kammer überjendet 50 Drud- 
eremplare einer Petition des Petitionsausſchuſſes für 
Verlängerung ber Freiberg-Halsbrüdener Bahnlinie bis 
Noffen um Erbauung dieſer Bahnſtrecke. 


Präfident: Zu vertheilen, 


(Nr.93.) Desgleichen 55 Druckexemplare einer Betition 
des Graf von Einfiedel-Miltel auf Milkel und Genofien 
um Führung der Bahn Weißenberg-Kamenz über Neſch— 
witz⸗ Höflein. 


Präfident: Desgleichen zu vertheilen. 


(Nr. 94.) Protolollextralt der Zweiten Kammer über 
die dritte Öffentliche Sigung vom 14. November 1899, die 
erfolgte Konftituirung der — * B, der Geſetz⸗ 
th Freien der Tinanzdeputation A und ber 

echenjchaftsbeputation betr. 


Präfident: Zu den Direktorialaften. 


(Nr. 95.) Desgleihen, Allgemeine VBorberatung über 
das Sönigl. Dekret Nr. 8, die Gebührentare für Aerzte, 
Chemiker, Pharmazeuten und Hebammen bei gerichtlich- 
— und medizinalpolizeilichen Verrichtungen bes 
reffend. 


Präſident: An die erſte Deputation. 


(Nr. 96.) Desgleichen, Allgemeine Vorberathung über 
das Königl. Dekret Nr. 6, den Entwurf eines Geſetzes, 
die Benfionsberechtigung der Nadelarbeitslehrerinnen betr. 


Präfident: Desgleihen an die erfte Deputation. 


(Nr. 97.) Die Zweite Kammer überfendet 55 Drud- 
erempfare einer Petition des „Komitees zur Erreihung 
einer Staateifenbahn von Siegmar nad; Zwickau durch 
das Lungwitzthal“ um die Erbauung biejer Eifenbahn. 


J. K. 2. Sigung, am 
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(Nr.98.) Desgleichen, 55 Druderempfare einer Betition 
von mittleren und unteren Staatsbeamten um Gewährung 
von Wohnungsgeldzuſchüſſen, eventuell um Gewährung 

angemeſſener Beihilfen zunächſt an die Beamten in ben 
— und theueren Städten bis zur endgültigen Re— 
gelung. 

BVräfident: Beide Nummern zu vertheilen, 


(Nr. 99.) Petition des Allgemeinen Deutſchen Frauen: 
verein zu Leipzig und Genoffen vom 14. November 1899, 
Ergänzung des Gefehes zur Ausführung einiger mit dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche zufammenhängender Reichsgeſetze 
mit einer Beſtimmung dahin, daß zu dem Amte eines 
Waiſenraths, wie zur Unterſtützung desſelben auch Frauen 
berufen werden, betr. 


Präfident: An die erſte Deputation. 

(Nr. 100.) Schreiben des Ausſchuſſes der „Volls— 
thümlihen Austellung für Haus und Herb“, Dresden 
1899, vom 15. November 1899 bei Ueberjendung von 
48 Einladungskarten zu ber am Sonnabend, ben 25. No: 
vember 1899, mittags ",12 Uhr im ftädtiichen Aus— 
ftellungspalafte ftattfindenden Eröffnungsfeierlichkeit. 

Bräfident: Zu verlejen 

Setretär Kammerherr von Find (lieft): 


„Dresden, am 15. November 1899. 


Un 
das Hohe Präfidium der Erjten Kammer 
hier. 

Dem Hohen Präfidium beehrt fich der ganz er: 
gebenft unterzeichnete Ausſtellungsausſchuß beifolgend 
48 Einladungsfarten zu der Eröffnung der „Volls— 
thümlichen Ausftellung für Haus und Herd, Dresden 
1899” mit dem ergebenften Erjuchen zu überjenden, 
bieje Karten an die Mitglieder des Hohen Haufes 
vertheilen und bie etwa nicht benußten Karten an ben 
unterzeichneten Vorſitzenden des Ausftellungsausfchuffes 
gefälligft zurüdgelangen laſſen zu wollen. 

Zu erwähnen geftattet man ſich, daß die ——— 
feierlichfeit vorausſichtlich durch die Gegenwart ber 
Allerhöchften und Höchſten Herrſchaften Ihrer Majeftäten 
bes Königs und ber Königin und der Prinzen und 
Prinzeffinnen des SKöniglihen Haufes, Königliche 
Hoheiten, ausgezeichnet werben wird. 

In größter Hohadtung und Ergebenheit 

Der Ausihuß ber 
„Boltsthümlihen Ausftellung für Haus und Herb, 
Dresden 1899.“ 
Oberbürgermeifter Beutler, 

Borjigender.” 

Bräfident; Meine Herren! Die Karten find vertheilt, 
es erübrigt uns nur noch, für die freundliche Einladung 
unjeren Dank auszufprecden. 

E3 war bies die letzte Nummer der Regiſtrande. 
Bir gehen über zu Punktt 2: „Wahl von brei 


Mitgliedern und drei Stellvertretern in ben 
Landtagsausjhuß zu Verwaltung ber Staats— 
ſchulden.“ 

Meine Herren! Zu Grunde liegt hier $ 8 bes 
Geſetzes vom 29. September 1834, wonad) beide 
Kammern abwechjelnd eine drei und bie ambere zwei 
Mitglieder und ebenfoviel Stellvertreter zu ernennen 
hat. Diesmal haben wir drei Mitglieder zu ernennen, 
und ich bitte Sie, Ihre Wahlzettel abgeben zu wollen, 
Ah Habe Hierbei zu bemerken, daß Herr Oberbürger: 
meifter Beutler, welcher als erfter Stellvertreter einige 
Anwartſchaft zur Erwählung Hatte, um ganz in bie 
Kommiffion zu treten, gebeten Hat, ihn als erften 
Stellvertreter zu belafien, da ihm jeine Geſchäfte nicht 
eine fo ſchwere weitere Aufgabe geftatten. 

Ih bitte daher nunmehr, Ihre Stimmzettel ab: 
geben zu wollen. 

(Einfammlung der Stimmzettel.) 

Wir müfjen getrennt wählen. Ich erſuche ben 
Herren Bizepräfidenten, mir zu affiftiren. 

Meine Herren! Es find 32 Stimmzettel ein- 
gegangen. (Verleſung der Stimmzettel.) 


Meine Herren! Die folgend genannten Herren 
ſind einſtimmig gewählt: die Herren von Trützſchler und 
Rittergutsbeſitzer Rittmeiſter von Bodenhauſen; der 
Wirkl. Geh. Rath Excellenz Meuſel hat eine Stimme 
weniger. Die Herren nehmen die Wahl an? 

(Die Gewählten erllären die Annahme der Wahl.) 

Wir gehen nun über zur Wahl von drei Stell 
vertretern. Ich bitte die Herren wieder, ihre Stimm: 
zettel abgeben zu wollen. 

(Es erfolgt Einfammlung und Wuszählung 
der Stimmzettel.) 

Es find 33 Stimmen eingegangen für Oberbürger- 
meifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler, Lanbesältefter 
von Zezihwig und Nittergutöbefiger Dr. von Wächter. 
Meine Herren! Sämmtlihe Herren find einftimmig ge- 
wählt worden; ich frage diejelben, ob Sie die vor— 
genommene Wahl als Stellvertreter annehmen? 

Herr Oberbürgermeifter, nehmen Sie die Wahl an? 


Oberbürgermeifter Beutler: Ich nehme dankend an. 
Präfident: Herr von Zezihwig? 

Bizepräfident von Zezſchwitz: Jawohl! 

Prüſident: Herr Dr. von Wächter? 
Dr. von Wächter: Ih nehme 


Dank an. 


bie Wahl mit 
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Präfident: Meine Herren! Es ift bies ber letzte 
Gegenstand unferer heutigen Tagesorbnung, bie leider 
fehr kurz ift. Ich Hoffe, die Deputationen ſetzen uns 
bald in die Lage, etwas Tängere Sitzungen auf: 
zunehmen. 

Ich beraume bie nächſte Sitzung auf Donnerstag, 
ben 23. November 1899, mittags 12 Uhr an, und 
feße auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus ber Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

2. Wahl bes ſtändiſchen Ausfchuffes für das 
Plenum der Brandverfiherungsfammer. (Königl. 
Dekret Nr. 13.) 

3. Wahl bes ſtändiſchen Archivars. 





I. 8. 2. Eigung, am 


16. November 1899. 


Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
zu verlejen. 
(Das Protofoll wird verlefen.) 


Hat jemand gegen das vorgelefene Protofoll irgend 
etwas einzuwenden? — Es ift nicht der Fall. Ich er- 
kläre basjelbe für genehmigt und jchließe die öffentliche 
Sitzung und bitte die beiden Herren Wirkl. Geh. Rath 
von Charpentier, Excellenz, und Dr, von Wächter zu 
unterzeichnen. 


(Schluß ber Sikung 12 Uhr 42 Min. nachmittags.) 


Für die Medaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober: NRegierungsrath 
Profeffior Heinrih Krieg. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresben. 


Letzte Abjendung zur Poft: am 21. November 1599. - 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 





NM 3. 





Dresden, am 23. November 


1899. 








Dritte öffentlihe Sigung der Erfien Sammer 
am 23. November 1899, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Mittheilung des BVorfigenden Bizepräfidenten von Zezſchwitz 
vom Tode des Kammermitgliedes Geh. Medizinalraths 
Prof. Dr. Bird Hirschfeld in Leipzig mit Belundung 
ehrender Erinnerung für benjelben unter einmüthigem Er- 
beben der Mitglieder von den Plätzen, ſowie Anzeige 
von der perſönlichen Theilnahme des Präfidenten Wirkt. 
Geh. Raths Dr. Graf von Könnerig, Excellenz, am Be: 
gräbniffe des Berewigten. — Entfchuldigungen. — Re: 
giftrandenvortrag Nr. 101— 131. — Wahl des ftändifchen 
Ausſchuſſes für das Plenum der Brandverſicherungs— 
kammer. (Königl. Dekret Nr. 13.) — Wahl bes ftänbis 
ſchen Archivars und zwar auf Direktorialvorfhlag und 
einftimmig bie des bisherigen Sekretärs im Minifterium 
de3 Innern, Karl Arthur Krauß, für biefes Amt. — 
Feſtſetzung der Beit und Tagesordnung für die nächſte 
Sigung. — Borlefung und Genehmigung des Protokolls 
über die heutige Situng. 


Bizepräfident: 
Lanbesältefter von Zezſchwitz. 
Anwejend 35 Kammermitglieber. 


Bizepräfibent vom Zezſchwitz: Meine ſehr geehrten 
Herren! Ich erſuche Sie, Ihre Pläge einzunehmen, und 
eröffne bie britte öffentlihe Sitzung. Bevor ich in bie 
Tagesordnung eintrete, habe ich Ihnen die traurige Mit: 
teilung zu machen, daß eind unſerer Mitglieder, 
ber Herr Geh. Medizinalrath Profefior Dr. Bird): 
Hirfchfeld in Leipzig, in den legten Tagen geftorben ift, 
wie Ihnen wohl ſchon auf anderem Wege befannt ge: 
worden fein wird. Die Kammer erleidet burch feinen 


LR. (1. Abonnement.) 


Tod einen großen Verluft. Ich erfuche Sie, meine hoch— 
geehrten Herren, zu Ehren feines Andenkens fich zu 


erheben. (Gejchieht.) 


Se. Ercellenz der Herr Präfident Dr. Graf von Könnerik 
bat es fich nicht nehmen laſſen, perfönlich der Beerdigung 
bes Verftorbenen in Leipzig beizumohnen und ift deshalb 
für heute entſchuldigt. Weiter ift entſchuldigt Herr 
Oberbürgermeifter Dr. Bed wegen bringender Berufs- 
geihäfte und Herr Geh. Kommerzienrath Thieme wegen 
Unwohlſeins. 

Ich gehe über zu Punkt 1 der Tagesordnung: 
„Bortrag aus ber NRegiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge,” 

Der Herr Freiherr von Find Hat die Güte, bem 
Bortrag zu geben. 

(Nr. 101.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über bie Petition des Gemeinderaths zu 
Gruna bei Nofien, den Neubau der Schule für Gruna 
und Rhäfa betr. 

Bizepräfident von Zezſchwitz: Iſt gebrudt, vertheilt 
und fommt auf eine Tagesorbnung. 


(Nr. 102.) Petition ber Aftiengefellichaft für Glas: 
induftrie, vorm. Friedr. Siemens in Dresden, vom 9. No— 
vember 1899 um Verfagung ber ftändifchen Genehmigung 
u einer geſetzlichen Beftimmung, betreffend bie behördliche 

uflöfung ber Aftiengejellichaften wegen fogenannter Ge— 
fährbung des Gemeinwohls. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: An bie erjte Depu— 
tation. 

(Nr. 103.) Petition des — nuiigpig ei Ferdinand 
Friedrich in Hohenftein: Ernftthal vom 14. November 1899 
um Gewährung einer Entihädigung für Entwerthung 
feines Gafthofsgrundftüdes infolge Verlegung ber fis- 
faliihen Straße. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: An bie vierte Depu— 
tation. 

+ 


12 1.8. 3. Sigung, am 


(Nr. 104.) Die Zweite Kammer überjendet 40 Drud: 
eremplare einer Petition der Gemeinde: und Gutsvertret⸗ 
ungen zu Prohlis ꝛc. um Anſchluß an das Eifenbahnnek 
durch Erbauung einer die dafige Gegend durdjichneidenden 
normaljpurigen Eijenbahn. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Soweit der Vorrath 
reicht, zu vertheilen. 

(Nr. 105.) Desgl. 40 Druderemplare einer Petition 
des Innungsausſchuſſes der Vereinigten Innungen Leipzigs 
in Leipzig und Genofjen, die Vorlage eines Gefegentwurfe 
wegen Big Sr Attiengeſeliſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien ꝛc, die in Detail- oder Filial— 
geichäften Lebensmittel, Genußmittel zc. verlaufen, betr. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Soweit der Vorrat 
reicht, zu vertheilen. 

(Nr. 106.) Desgl. 55 Druderemplare einer Petition 
bes Stadtgemeinderaths zu Strehla und Genoſſen, betreffend 
die Umwandlung der Schmaljpurbahnen Mügeln-Oſchatz 
on und Oſchatz-Strehla in Normaltpurbahnen, 
im Anſchluß an das die Umwandlung der Schmaljpur- 
bahn Nerchau-Trebjen:Wermsdorf-Mügeln in eine Normal- 
fpurbahn betrefiende Projekt. 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: Zu vertheilen, 

(Nr. 107 bis mit 116.) 10 Unfchlußerflärungen ber 
Gemeinderäthe zu Niſchwitz ꝛc. an die Petition des Stadt: 
raths zu Wurzen wegen Erbauung einer Eifenbahn von 
Wurzen nad Eilenburg. 

Vizepräfident von Zezſchwitz: Sind auch bei ber 
Zweiten Kammer eingegangen und fommen zunächſt dort 
zur Behandlung. An die zweite Deputation. 

(Nr. 117.) Anderweite Petition des Glasmachers 


Wenzel Suchy in Neuböhlen vom 17. November 1899 
um Gewährung eines Darlehns von 1000 M. 


Vizepräfident von Zezſchwitz: Un die vierte Depu— 
tation. 

(Nr. 118.) Petition der „Kette“, Deutſche Elbſchiff— 
fahrtsgeſellſchaft zu Dresden, vom 17. November 1899 um 
Verfagung der ftändijchen Genehmigung zu der in Aus: 
ſicht genommenen gejeplichen Beftimmung, betreffend die be: 
hördliche Auflöfung der Aktiengeſellſchafien bei Gefährdung 
deö Gemeinwohles. 

Bizepräfident von Zezſchwitz: An die erfte Depu- 
tation. 

(Nr. 119.) Betition des Bürgermeifters Forberg in 
Hartenftein und Genoſſen vom 18. Dftober 1899 um Er- 
bauung einer normalfpurigen Eiſenbahn von Wiefenburg 
nach Höhlteih. (55 Druderemplare.) 


Bizepräfibent von Zezſchwitz: Die Petition ift auch 
bei der Zweiten Sammer eingegangen und kommt zu— 
nächſt dort zur Berathung. Die Druderemplare find zu 
vertheilen. 


23. November 1899. 


(Nr. 120.) Die Zweite Kammer überjenbet 48 Drud: 
eremplare einer Petition des Wllgemeinen Hausbefiger- 
vereind zu Leipzig, bie Aufbringung ber Kirchenanlagen 
betreffend. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Zu vertheilen. 

(Nr. 121.) Desgl. 50 Druderemplare einer Petition 
des Stadtraths zu Königsbrüd um den Bau einer Eijen- 
bahn von Königsbrüd nad Kamenz. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Zu vertheilen. 

Nr. 122.) Desgl. 55 Druderemplare einer 
der Gemeinderäthe zu Lauba und Zawalde, den 
der Bahnlinie Obercunewalde: Löbau betr. 


Bizepräfident dom Zezſchwitz: Zu vertheilen. 


(Ar. 123.) Protofollertraft der Zweiten Kammer 
über die 5. öffentliche Sigung vom 20. November 1899, 
allgemeine Borberathung über das Königl. Dekret Nr. 1, 
ben Rechenfchaftsbericht auf die Jahre 1896 und 1897 betr. 


Vizepräſident bon Zezſchwitz: Un die dritte Depu- 
tation. 


(Nr. 124.) Desgl., allgemeine Vorberathung über das 
Königl. Dekret Nr. 2, den Staatshaushaltsetat und das 
Finanzgeſetz auf die Jahre 1900 und 1901 betr. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: An die zweite Depu= 
tation. 


(Nr. 125.) Desgl., allgemeine Borberathung über 
das Königl. Dekret Nr. 5, den Entwurf eines Geſetzes 
wegen Abänderung einer Beftimmung des Organifationg= 
gejeßes vom 21. April 1873 betr. 

Bizepräfident von Zezſchwitz: An die erfte Depu— 
tation. 


—— 126.) Desgl, allgemeine Vorberathung über 
das Königl. Dekret Nr. 9, einen Nachtrag zu dem orbent- 
lihen Staatshaushaltsetat und dem Finanzgeſetze aus 
dem Jahre 1898 und 1899 betr. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: An die zweite Depu— 
tation, 


(Nr. 127.) Protofollertraft der Bweiten Kammer 
über die 6. Öffentliche Situng vom 21. November 1899, 
Fortſetzung ber allgemeinen Borberathung über das Königl. 
Dekret Nr. 1, den Rechenjchaftsbericht auf die Jahre 1896 
und 1897 betr. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: An bie dritte Depu- 
tation. 


(Nr. 128.) Desgl, Fortſetzung ber allgemeinen Vor- 
berathung über das Slönigl. Dekret Nr. 2, den Staats- 
haushaltsetat und das Finanzgeſetz auf bie Jahre 1900 
und 1901 betr. 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: An die zweite Depu- 
tation, 
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(Nr. 129.) Desgl, Fortſehung der allgemeinen Vor- 
beratung über das Königl. Dekret Nr. 5, den Entwurf 
eined Gejeges wegen Abänderung einer Beitimmung des 
Drganifationsgefeges vom 21. April 1873 betr. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Un bie erfte Depu- 
tation. 

(Nr. 130.) Desgl., Fortfegung der allgemeinen Bor: 
berathung über das Königl. Dekret Nr. 9, einen Nachtrag 
zu dem ordentlichen Staatshaushaltsetat und dem Finanz- 
gejeße auf die Jahre 1898 und 1899 betr. . 

Bizepräfident von Zezſchwitz: An die zweite Depu- 
tation, 


(Nr. 131.) Schreiben des Herrn Dr. med. Bird; 
Hirſchfeld in Leipzig vom 20. November 1899, Unzeige 
von dem am 19. d. Mis. erfolgten Ableben feines Baters, 


bes Herrn Geh. Medizinalraths Profeſſor Dr. med. 
Birch: Hirschfeld, Mitglieds der Erften Kammer, betr. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Zu verlefen. 
Das Schreiben lautet: 


„Leipzig, ben 20. November 1899. 


Sr. Ercellenz Grafen von Könnerik, 
Ritter hoher Orden ıc, 
Präfidenten der hohen Erften Stänbefammer. 


St. Ercellenz zeigt ber Unterzeichnete ergebenft an, 
da fein Vater, der Herr 
Geh. Medizinalrath Profeſſor Dr. Bird: Hirfchfeld, 
Mitglied ber Erften Ständelammer, 
geftern Abend nah kurzem Sranfenlager janft ent: 
ſchlafen ift. 

Die Beerdigung findet Donnerstag, den 23. No- 
vember Y,11 Uhr vormittags von ber Univerſitäts— 
lirche zu St. Bauli aus ftatt. 

In geziemender Hochachtung 
Dr. med. 4. Birch-Hirſchfeld, 
Leipzig, Carolinenftr. 3. 

Bizepräfident von Zesihwig: Wir fommen zum 
zweiten Bunft ber Tagesordnung: „Wahl bes ftän: 
diihen Ausfchufjes für das Plenum der Brand: 
verjiherungsfammer.” 

Hier ſchlägt ein das Königl. Dekret Nr. 13, welches 


ich zu verlefen bitte. 
(Geichieht.) 


Das Wort hat Herr Dr. Pfeiffer. 


Rittergutöbefiger Dr. Pfeiffer: Ich ftelle den An: 
trag, bie Herren von Trützſchler und Bürgermeifter 
Thiele als Mitglieder und die Herren Dr. von Wächter 
und Kammerherr von Schönberg als Stellvertreter durch 
Aflamation zu wählen. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Die Kammer hat den 
Antrag gehört und ich Habe zu fragen, ob bie Kammer 
damit einverftanden ift, daß die Wahlen durch Alllamation 
vorgenommen werden und zwar bie Wahlen in ber Weife, 
wie Herr Dr. Pfeiffer fie vorgetragen Hat. 

Es erfolgt fein Wiberfprud, ih nehme aljo an, 
daß die Alklamationswahl vollzogen ift. Ich frage zu: 
nächſt Herrn von Trüßfchler, ob er die auf ihn gefallene 
Wahl annimmt. 

(Iſt nicht anweſend.) 

Herr Bürgermeiſter Thiele? 

Sekretär Bürgermeiſter Thiele: Ich nehme an. 

Vizepräſident von Zezſchwitz: Herr von Wächter? 


Rittergutsbeſitzer Dr. von Wächter: Ich nehme 
dankend an. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr Kammerherr 
von Schönberg? 

Kammerherr von Schönberg: Ich nehme an. 

Bizepräfident bon Zezſchwitz: Auch dieſer Gegen- 
ftand wäre aljo erledigt. Wir kommen zum Punkte 3: 
„Wahl bes ftändifhen Archivars“. 

Meine Herren! Es ift Ihnen bekannt, baf ber bis- 
berige fländifche Archivar, Herr Diegel, am 8. Juli 
dieſes Jahres geftorben if. Es ift eine Neuwahl vor: 
zunehmen. Für die interimiftifche Verwaltung dieſes 
Amtes ift nach einer Mittheilung des Königl. Gefammt: 
minifteriums geforgt gewejen. Die Wahl des ftänbdifchen 
Arhivars hat nad) den Beltimmungen ber Landtags: 
orbnung von beiden Kammern zu gejchehen, es ift bort 
ber Ausdruck gebraudt: Die beiden Kammern ernennen 
ben ftändifchen Archivar. Es hat diefer Ernennung aber 
vorauszugehen eine Vorberathung der beiben Direftorien 
ber beiben Kammern, und biefe haben in gemeinjchaft: 
licher Sigung den Kammern Vorſchläge zu eröffnen über 
die Wiederbejegung. Eine folche gemeinſchaftliche Sigung 
ber beiden Direftorien ber Kammern bat am 14. No— 
vember bieje® Jahres ftattgefunden, unb es ift eine 
Einigung berjelben dahin erzielt worden, den beiben 
Kammern zu empfehlen, dem jegigen Sefretär beim Königl. 
Minifterium des Innern, Krauß, bie valante Stelle zu 
übertragen. Eine Mehrzahl von Vorjchlägen ben Kammern 
zu eröffnen waren bie Direftorien nicht in ber Lage, 
weil fi nur ein einziger anderer Bewerber als ber 
eben von mir genannte gemelbet Hatte, befien Geſuch 
indefien nicht empfehlenswerth ſchien, und es ben 
Direftorien in ber kurzen Zeit nicht möglich war, anbere 
Perfönlichkeiten, die etwa geeigneter wären, ausfindig zu 
machen, Für die Ernennung bes Sefretärs Strauß ſpricht ein» 
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mal der Umftand, daß ihm von feiner jetzigen Dienftbehörbe 
das allerbefte Lob ertheilt werben kann, und dann bürfte 
aud) als befonders empfehlenswerth in Betracht fommen, 
daß Herr Sekretär Krauß innerhalb ber lebten zwölf 
Jahre jehömal in der Zweiten Kammer ald Regiftrator 
funttionirt bat, mithin mit dem Gefchäftsgang in den 
ftändifchen Kanzleien vertraut if. Und außerdem möchte 
ich noch erwähnen, daß er in ben Jahren 1897 und 1898 
während beffen Erkrankung ben verftorbenen Archivar 
Diegel vertreten hat und fich in diefer Beziehung Lob 
erworben bat. Im Namen der Direltorien erlaube ich 
mir der hohen Kammer vorzufchlagen, auf Grund dieſer 
Erwägungen ben Sefretär Krauß zum ſtändiſchen Archivar 
zu ernennen und zugleich babei auszufprechen, daß ihm 
ein baarer Dienftbezug von 3,300 M. zu gewähren fei 
neben ber freien Dienftwohnung, die er im Stänbehaufe 
bat. Ich bemerke, daß bie Pofition, welche von dem 
Eintommen bes ftändifchen Ardivars Hanbelt, in unferem 
Budget die Summe von 3,000 bis 4,200 M. nennt als 
Gehalt des Archivars. Die Höhe ift nach feinem Dienft- 
alter zu bemefjen und auf Grund diefes Gefichtspunftes 
ift der Betrag von 3,300 M. gewählt worben. Ich 
habe zunächft zu fragen, ob jemand über den Gegenftand 
das Wort begehrt. Das ift nicht ber Fall; ich frage bie 
Kammer, ob fie dem Sekretär Krauß unter ben eben 
bezeichneten Bebingungen bie Stelle bes ſtändiſchen 
Archivars zu übertragen gefonnen ift? — Iſt einftimmig 
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ber Fall. Es würde nun eine Mittheilung an bie 
Zweite Kammer zu erfolgen haben. 

Hiermit ift die Tagesordnung erledigt, und ich be— 
raume bie nächfte Sigung auf Dienstag, den 28. No- 
vember 1899, mittags 12 Uhr an und feße auf bie 
Tagesorbnung: 


1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

2. Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition des Gemeinde- 
raths zu Gruna bei Nofjen, den Neubau der 
Schule für Gruna und Rhäſa betreffend, 
(Drudjahe Nr. 2.) 


Ih würde nun vorbehaltlich der Verlefung bes 
Protofolls, welcher beizumohnen ich erfuche jeine Erlaucht 
ben Grafen zu Solms: Wilbenfel® und ben Herrn 
Kommerzienrath Naumann, die Situng für gefchloffen 
erflären. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 
zu verlefen. 

(Geſchieht durch Sekretär Thiele.) 

Da niemand gegen das Protokoll etwas zu erinnern 
bat, erfläre ich dasfelbe für genehmigt und ſchließe die 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 12 Uhr 40 Min, nachmittags.) 


Für die Nebaftion verantwortlih: Der Vorſtand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober-Regierungsrath 
Profeſſor Heinrih Krieg. — Redakteur Profeffor Dr: Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poll: am 30. November 1899, 


Mitteilungen 
über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Bierte öffentlihe Sigung der Erſten Sammer 
am 28. November 1899, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Entihuldigungen. — Regiftrandenvortrag Ar. 132 — 158. — 
Beratfung über den Antrag zum mündlichen Berichte 
der vierten Deputation über die Petition des Gemeinde: 
raths zu Gruna bei Noffen, den Neubau der Schule für 
Gruna und Rhäfa betr. (Drudjahe Nr. 2). — Feſtſetzung 
der Zeit und Tagesordnung für die nächſte Sigung. — 
Lorlefung und Genehmigung des Protokolls über bie 
heutige Sitzung 


Bräfident: 


(Nr. 133.) Unzeige der vierten Deputation über bie 
für unzuläffig erflärte Petition der Frau Louife Dir in 
Zwickau, Schadenanfprüce aus einem Konkursverfahren ıc. 
betreffend. 


(Nr. 134.) Desgleichen über die für unzuläffig er- 
Härte Petition des Karl Friedrich Martin in Thonbrunn 
bei Roßbad in Böhmen, angebliche Rechtsverweigerung betr. 

(Nr. 135.) Antrag zum mündlichen Bericht ber 
vierten Deputation, die Petition des —— Bruno 
Naumann in Carsdorf und Genoſſen um Äbänderung 
bes Geſetzes, die Einführung einer allgemeinen Schlachi— 
vieh- und Fleiſchbeſchau betr. 

(Nr. 136.) D ee über die Petition des Lud— 
wig Uhlig in Warmbad Wolkenſtein um fäufliche Ueber- 
von Ba des Warmbades in Staatsbeſitz. 


Präfident; Sämmtlihe Nummern fommen auf eine 


Wirt. Geh. Rath, Dr. Graf von Könnerig, Excellenz | Tagesorbnung. 


Am Miniftertifche: 


Der Herr Regierungskommiſſar Geh. Regierungs- 
rath Böhme. 


Anwejend 40 Kammermitglieder. 


Präfident: Ich bitte die Herren, die Plätze einzu: 
nehmen. Entſchuldigt haben fi) für heute Sr. Erlaudht 
Herr Graf zu Solms-Wilbenfels und Herr Dr. von Frege: 
Weltzien, legterer wegen Reichstagsangelegenheiten. 

Wir gehen über „zum Bortrag aus der Re— 
giftrande und zu ben Beihlüffen auf die Ein- 
gänge". 

Herr Sekretär Thiele wird diejelbe verlejen. 





(Nr. 137.) Die Zweite Kammer überjendet 55 Druck⸗ 
eremplare einer Petition ber Yirma Schöne & Co. in 
hrsdorf und Genofjen wegen Erbauung einer Eifen- 
bahn von Sohland über Wehraborf, Steinigtwolmsborf 


nach Neuftabt. 


Bräfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 138.) Schreiben bes — green 
vom 23. November 1899, 229 L.-R., bei Ueberjendung 
eine® Eremplars bes Jahrbuch für das Berg- und Hütten- 
wejen im Königreihe Sachen. Jahrgang 1899. 1 Bud). 


Präfident; Das Buch ift der Bibliothek einzuver: 
feiben. Dank zu Protololl. 
(Nr. 139.) Diretorialbejhluß der Zweiten Kammer 


vom 23. November 1599, Ueberweifung einer Anfchluß- 
petition des Stabtrath3 zu Döbeln an bie Petition bes 


(Nr. 132.) Bericht ber erften Deputation über das | Verbands fonditionirender, approbirter Apotheker ſächſiſcher 
Königl. Dekret Nr. 14, den Entwurf eines Geſehes be: | Stantsangehörigkeit, Regelung des Apothefentonzeffions- 
hufs Abänderung von $ 4 des Geiehes vom 30. April | wejens ıc. betr. 


1890 (Ga u. V.⸗Bl. ©. 66) betr. 


Präfident: Ift gebrudt und vertheilt und kommt 
auf eine Tagesordnung. 
L.8. (1. Abonnement.) 


Präfident: An die vierte Deputation, 


(Nr. 140.) Protofollertraft der weiten Sammer 
über die fiebente öffentliche Sikung vom 23. November 
5 
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1899, Wahl von zwei Mitgliedern und zwei Stellvertretern | 23. November 1899, die Korreftion ber Eifenbahnitrede 


in den Landtagsausſchuß zu Verwaltung der Staat: 
ſchulden (Königl. Dekret Nr. 12) betr. 

Präfident: Es it die ftändifhe Schrift auszu: 
fertigen. 
(Nr. 141.) Desgleichen, 
betr. 


Präfident: Zu den Alten. 


(Mr. 142.) Schreiben des Vorftands der Geſellſchaft 
„Harmonie” in Dresden vom 20. November 1899, Ein: 
ladung ber Herren Kammermitglieber zur Theilnahme an 
den Bergnügungen bed Bereins betr. 


Präfident: Zu verlejen. 


Wahl des ſtändiſchen Archi: 
vars 


„An 
das Direktorium der Erſten Kammer 
der Ständeverſammlung. 


Die Mitglieder der hohen Kammer haben von jeher 
‚ unfere Harmoniegefelihaft burd ihren Beſuch aus— 
gezeichnet. 

Wir beehren uns daher, auch für gegenwärtigen 
Landtag die —— ie Herren Landftände zur Theil: 
nahme an unſeren Vergnügungen ergebenft einzuladen, 
mit der Berjiherung, daß bdiefelben uns Hoch will: 
fommen fein werben. 

Nach unſerem Regulativeerhaltendie en Kammer: 
mitglieder, welche fich in bie beiliegende Liſte einzuzeichnen 
geneigt find, unentgeltlich gleich jedem Harmoniemitgliede 
eine Eintrittäfarte für den täglichen Geſellſchaftsbeſuch, 
zugleich mit ber Berechtigung, gegen Löſung von Gaft: 
farten auch unſere Bälle und Konzerte mit ihren Familien⸗ 
gliedern ohne bejondere Einladung bejuchen zu Tünnen. 

Un das hochgeehrte Direktorium richten wir die ehr- 
erbietige Bitte, diefe Einladung hochgeneigteſt kundgeben 
und auslegen laſſen zu wollen. 


Dresden, am 20. November 1899. 
In größter Hochachtung 
der Boritand der Gefellihaft „Harmonie“. 
I. U. Juſtizrath Windiſch, 


Gefretär.” 


Die Zeihnungslifte Tiegt auf dem Tifch des Hauſes 
aus, und Diejenigen Herren, die daran theilnehmen, 
wollen ſich einzeichnen. 

(Nr. 143.) Petition der König Friedrich Wuguft: 
rer zu Dresden und Genofjen vom 10. November 1399, 

etreffend bie behörbliche Auflöfung von Aftiengejellichaften 
wegen Gefährbung des Gemeinwohles. 


BPräfident: An die erfte Deputation. 


, (Mr. 144.) Petition des Komitees zur Erſtrebung 
einer Verkürzung der Vorortlinie Dresden-Kamenz vom 


Radeberg: Grofröhrsborf betr. 


Präfident: Die Petition ift auch bei ber Zweiten 
Kammer eingegangen und fommt zunächſt bort zur Be: 
rathung. An die zweite Deputation. 


(Nr. 145.) Anonyme Petition aus Dresden vom 
25. November 1899, Gejchäftsreflamewefen betr. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 146.) Herr Oberhofprediger und Vizepräſident 
bes evangelifchslutherijchen Landestonfiftoriums Dr. Acker⸗ 
mann in Dresden überjendet Druderemplare der Predigt 
vor der Eröffnung bes Landtages. 


Präfident: Die Eremplare find zu vertheilen. Wir 
danfen zu Protokoll. 


(Nr. 147.) Die Lehmann'ſche Buchdruderei und 
Verlagsbuchhandlung in Dresden:Neuft. überjendet kurzer: 
hand 3 Exemplare der Wodenfhrift ‚Dresdner Kunft 
und Leben“ unter Hinweis auf einen Artikel auf Seite 911, 
betreffend den Bericht über die Verwaltung und Ber- 
mehrung der Königl. Sammlungen für Kunſt und 
Wiſſenſchaft. 


Präfident: Liegt in der Kanzlei zur Einſicht aus. 


(Nr. 148.) Die Zweite Kammer überjendet 60 Drud: 
eremplare einer Petition bes Stadtraths zu Trebjen und 
Genofjen vom 1. November 1899 wegen Weiterführun 
ber Eifenbahn Beucha-Brandis-Altenhain zum Anſchlu 
an die Glauchau-Wurzener Linie beim Bahnhofe Nerhau- 
Trebſen, begiehungsmweiie die Umwandlung der Scmal- 
fpurbahn Nerchau-Trebſen-Wermsdorf-Mügeln-Oſchatz 
in eine Normaljpurbahn betr. 


Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 149.) Desgleihen 47 Eremplare einer Betition 
des Allgemeinen Hausbefigervereins zu Leipzig, die Auf: 
ftellung der Hausliften unter Verantwortung der Haus- 
befiger hinſichtlich der Nichtigkeit diefer Liſten betr. 


Präfident: Desgleichen. 


ur 150.) Desgleichen 40 Exemplare einer Betition 
des Stadtgemeinberaths zu Geringswalde und Genojien 
vom 15. Oftober 1899 um Wiebererrichtung eines Amts⸗ 
gerichts in Geringswalde. 


Präfldent: Soweit der Vorrath reicht zu vertheilen. 


F 151.) Protokollextralt der Zweiten Kammer 
über die achte Öffentliche Sitzung vom 24. November 1899, 
allgemeine Borberathung über das Königl. Dekret 
Nr. 10, Entwurf eines Geſetzes, die Anlegung von 
Mündelgeld betr. 


Präfident; Un die erjte Deputation. 


(Nr. 152.) Petition von Beamten der Königl. Zoll- 
und Steuerverwaltung außerhalb der Städte Dresden, 
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Leipzig und Chemnig um Gewährung von Wohnungs: 
aelaufchüffen und örtlichen Theuerungszulagen an alle 
Beamte. (55 Druderemplare.) 

Prüfident: Die Druderemplare find zu vertheilen. 


(Nr. 153.) Petition bes Komitees für Erbauung 
einer Bihopauthalbafn vom 17. November 1899, 
betreffend Erbauung beziehentlih Weiterführung ber 
Bichopauthalbahn von Kriebethal über Mittweida und 
Srantenberg nad Flöhe. . (48 Druderemplare.) 

Präfident: Desgleichen. 


(Nr. 154.) Protofollertraft der Bweiten Kammer 
„über bie neunte öffentliche Sigung vom 27.November 1899, 
die Wahl von drei Mitgliedern und brei Stellvertretern 
in ben ftändifchen Ausihuß für das Plenum der Brand: 
verfiherungstammer (Königl. Dekret Nr. 13) betr. 

Präfident: Die ftändiihe Schrift ift auszufertigen. 

(Nr. 155.) Deögleihen, Schlußberathung über 
den mündlichen Bericht auf dad Dekret Nr. 11, einen 
Gejepentwurf wegen proviforifher Forterhebung der 
Steuern und Abgaben im Jahre 1900 betr. 

Bräfident: An die zweite Deputation. 


(Rr. 156 bis 158.) Direltorialbeichluß ber Zweiten 
Rammer vom 24. November 1899, Ueberweifung von 
Petitionen 

1. ber Altiengeſellſchaft Zentralviehmarktsbanf in 
Dresden-Neuft. vom 6. November 1899; 


2. der Altiengeſellſchaft für elektriiche Anlagen und 
Bahnen zu Dresden vom 2. November 1399 


3. der Altiengejelihaft Elektrizitätöwerfe (vorm. 
D. Kummer & Co.) zu Dresden vom 
3. November 1899, 
betreffend bie ehe Auflöfung von Altiengeſell⸗ 
Ihaften wegen Gefährbung des Gemeinmohles. 
Präfident: Sämmtliche drei Nummern fommen an 
die erfte Deputation, 


Es war dies bie lebte Nummer ber Regiftranbe. 
Bir gehen über zum zweiten Gegenftandb der Tages: 
ordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Petition bes Ge 
meinderaths zu Gruna bei Nojjen, ben Neubau 
ber Schule für Gruna und Rhäfa betreffend.“ 
(Druckſache Nr. 2.) 

Ic bitte den Herrn Grafen von Rer feinen Vortrag 
zu erftatten. 

Berichterftatter Kammerherr Graf von Rex-Zehiſta: 
Meine Herren! Die Petition des Gemeinberaths zu Gruna 
betrifft den Neubau ber Schule für Gruna und Rhäfa. 
Die alte baufällige Schule der beiden Gemeinden Rhäfa 
und Gruna, die zufammen einen Schulverband bilden, 
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liegt zwifchen den beiden Orten. Die Gemeinde Rhäſa, 
welche bie größere ift, hat bie Hleinere Gemeinde Gruna 
überftimmt und in Ahäja einen Plab gewählt, der ber 
Gemeinde Gruna nicht pafjend erfcheint. Die Gemeinde 
Grunag petitionirt nun, daß ihr geholfen werben möge 
und ein Pla ihr zugewiefen würbe, ber möglichſt nahe 
dem alten Schulplap gelegen ift. Sie giebt an, baf 
ihre Kinder dann zu weit nach ber neuen Schule zu 
gehen hätten — nad) meiner Drientirung find es aller: 
dings bloß 5 bis 7 Minuten —, außerdem würben 
die Miethbewohner aus Gruna wegziehen, ihre Grund: 
ftüde würden an Werth verlieren, weil fie feine Schule 
in unmittelbarer Nähe bes Ortes hätten. Es ift aller: 
dings zu bedauern, daß bie beiden Gemeinden fi nicht 
geeinigt und einen Plaß gefunden haben, ber für beibe 
Gemeinden geeignet gewejen wäre. Die Gemeinde Gruna 
hat ſich nun wiederholt und zwar zweimal an das Kultus: 
minifterium gewendet mit ber Bitte, die Sache auszu— 
gleihen. Das Kultusminifterium hat fie beide Mal ab: 
ſchläglich befchieden und unter anderem unter dem 4. Juli 
ber Gemeinde geſchrieben: 

„Sleichzeitig ift der Schulvorftand verordnungs- 

emäß angewiejen worden, zu Vermeidung von etwaigen 

ißhelligteiten, die ſich aus ber —— an 
nicht zu beanftandenden Platzwahl für die beiden Ge— 
meinden ergeben Lönnten, wegen ber Wahl eines an- 
beren geeigneten, näher nad) Gruna gelegenen Bau— 
platzes anderweiten Beſchluß zu fallen. 

Der Gemeinderath wolle wegen der Zurüdziehung 
feines Widerfpruches nicht unvergefjen fein, daß der 
gegenwärtig gewählte Schulbauplatz nad) der oben- 
bezeichneten Berordnung des Königl. Kultusminifteriums 
an fich nicht zu beanftanden fein würde.” 

Leider haben ſich die beiden Gemeinden bis jet nicht 
geeinigt. Ihre Deputation ift daher der Anficht, in 
Anbetradit ber Selbftverwaltung ber Gemeinden in Schul: 
ſachen und ba in fanitärer und baupolizeiliher Hinficht 
bem neuen Platz nichts entgegenfteht, die Petition bes 
Gemeinberathes zu Gruna bei Nofien, ben Neubau der 
Schule für Gruna und Rhäfa betreffend, auf ſich beruhen 
zu laſſen. 

Präfident: Begehrt jemand das Wort zu dieſer 
Petition? — Es iſt nicht der Fall. 

Ih frage die Kammer: 

„ob fie bem Antrag ber vierten Deputation, 
wie bderfelbe foeben berichtet worben ift, 
beitritt?“ 

Einſtimmig. 

Meine Herren! Es iſt leider unſer Stoff wieder 
zu Ende. Ich beraume bie nächſte Sitzung auf Freitag, 


18 I.R. 4. Sigung, am 28. November 1899. 


den 1. Dezember 1899, mittags 12 Uhr, an und fehe Zur Mitvollziehung des Protokolls lade ich eim: 
auf die Tagesorbnung: Se. Magnificenz Herrn Oberhofprediger Dr. Adermann 
1. Vortrag aus der Regiftrande und VBefchlüffe | und Herrn Biſchof Dr. Wahl. 
auf die Eingänge. ’ . i 
2. Bericht der erften Deputation über das Kbnigl. (Sekretär Freiherr von Find verlieft das Protokoll.) 
Dekret Nr. 14, den Entwurf eines Geſetzes be- Wird diefes Protofoll genehmigt ? — Es erfolgt fein 
bufs Abänderung von $ 4 des Gefehes vom | Wiberjprud; ich erkläre basjelbe für genehmigt und 
30. April 1890 betreffend. (Drudjache Nr. 3.) ſchließe die öffentliche Sigung. 
3. Anzeigen der vierten Deputation über zwei für 


rg ns Petitionen. (Drudjahen) (Schluß der Sifung 12 Uhr 31 Min. nachmittags.) 
. 6 und 7. 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorſtand des Königl. Stenogr. Inſtituts Ober: Regierungsrath 
Profeſſor Heinrich Krieg. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. ©. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poft: am 1. Dezember 1899. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Dresden, am 1. Dezember 


1899. 





Fünfte öffentlihe Situng der Erfien Sammer 
am 1. Dezember 1899, mittags 12 Uhr. 


Snbalt: 

Entſchuldigung. — Urlaubsertheilung. — Borlefung und 
Genehmigung ber Ständiſchen Schriften auf die Königl. 
Detrete Nr. 12 und 13. — Unkündigung ber Ab— 
haltung einer geheimen Sitzung nad) der heutigen öffent: 
lichen Sigung. — Regiftrandenvortrag Nr. 159 — 183. — 
Beriht der eriten Deputation über das Königl. Dekret 
Nr. 14, den Entwurf eines Gejehes behufs Abänderung 
von $ 4 des Gefeges vom 30. April 1890 betr. (Drud: 
ſache Nr. 3.) — Anzeige ber vierten Deputation über die 
zwei für unzuläffig erflärten Petitionen des Carl Friedrich 
Martins in Thonbrunn bei Roßbach i. B. und ber Frau 
Louiſe Dir in Zwichau. (Druchſachen Nr. 6 und 7.) — 
Feſtſehung der Zeit und Tagesordnung für die nächſie 
Sitzung. — Borlefung und Genehmigung des Protokolls 
über die heutige mu. 


Präfident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Ercellen;. 


Am Miniftertifge: 


Der Herr Staatöminifter von Metzſch, fowie bie 
Herren Regierungstommifjare Geh. Rath Merz und 
Geh. Regierungsrath Dr. Kunze. 


Anwejend 38 Kammermitglieber. 

Präfident; Ich bitte die Herren, 
zunehmen. 

Ich eröffne bie öffentliche Sitzung. 

Entfhuldigt hat fich für Heute Herr Dr. Friederici 
wegen dringender Gefchäfte; um Urlaub hat gebeten Er- 
laucht Herr Graf Solms-Wilbenfels bis Weihnachten d. J. 

1.8. (1. Abonnement.) 


ihre Pläpe ein: 


wegen SFamilienangelegenheiten. Genehmigt die Kammer 
biefen Urlaub? — Einftimmig. 

Es erfolgt zumädft die Verlefung zweier Stän— 
diſchen Schriften auf bas Königl. Dekret Nr. 12, Wahl 
bes Landtagsausſchuſſes zu Verwaltung ber Staats: 
ſchulden betreffend, und das König. Dekret Nr.13, Wahl 
bes ftändifchen Ausjchuffes für das Plenum ber Brand: 
verfiherungsfammer betreffend. 

Der Herr Freiherr von Find wird diefelben verlefen. 


Geſchieht.) 


Hat jemand gegen die vorgeleſenen Ständiſchen 
Schriften etwas einzuwenden? — Es iſt nicht der Fall. 
Ich erkläre dieſelben für genehmigt und werden dieſelben 
zum Abgang zu bringen ſein. 

Bevor wir zur Tagesordnung übergehen, habe ich 
ben Herren mitzutheilen, daß fi an bie öffentliche eine 
geheime Sitzung fließen wird; ich bitte die Herren, 
möglichſt zahlreich dazubleiben. 

Die Regiftrande trägt und ber Herr Sekretär 
von Find vor. 

(Nr. 159.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation auf bas Königl. Dekret Nr. 11, einen 
Geſetzentwurf wegen ber provijoriichen Forterhehung ber 
Steuern und Abgaben im Jahre 1900 


Präfident: Kommt auf eine Tagesorbnung. 


(Nr. 160.) Anzeige der vierten Deputation über bie 
für unzuläffig erflärte Petition des Glasmachers Wenzel 
Sudy in Neuböhlen, unklaren Inhalts. 

(Nr.161.) Desgleichen über die für unguläffig erflärte 
anderweite Petition bed Glasmachers Wenzel Suchy in 
Neuböhlen, die Gewährung eines Darlehnes von 1000 M. 
betreffend. 

(Nr.162.) Desgleichen über eine für unzuläffig erflärte 
anonyme Petition, das Geichäftsreflamewejen betr 

(Rr. 163.) - tion bed Mllgemeinen Säcfifcien 
Lehrervereind zu Dresben vom 10. April 1899 um Ab- 
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änderung ber geleglichen Beflimmungen über Befoldung 
der Direltoren und Lehrer an den Volksſchulen. 


Präfident: Die Nummern bis mit Nr. 162 fommen 
auf eine Tagesordnung. Die Nr. 163 ift zu vertheilen. 


(Nr. 164.) Die Zweite Kammer überjendet 60 Druck⸗ 
eremplare einer Petition des Gemeindevorftandes Ludwig 
Lamprecht in Zweenfurth und Genofjen vom Dftober 1899, 
die Herftellung eines direkten Zuganges vom ſüdlichen 
Theile Borsdorfs zu dem bdafigen Eifenbahnftations- 
gebäube betr. 


(Nr. 165.) Desgleihen 60 Druderemplare einer 
Petition des Komitees für Erbauung einer normalſpurigen 
Eifenbahn von — — nad) Podau:Lenge- 
feld um Erbauung diejer Eifenbahn. 


Prüfident: Beide Nummern find zu vertheilen. 


(Nr. 166.) Der Landtagsausihuß zu Verwaltung 
der Staatsſchulden überreicht zwei Gutachten der Ober: 
rehnungsfammer jowie die auf die Jahre 1896 und 1897 
abgelegten Rechnungen über die Staatsfchuldentaffe. 


Präfident: An die dritte Deputation. 


(Nr. 167.) Petition des Gartengutsbefigers Karl 
Eichler in Niederwindel bei Waldenburg vom 27. No- 
vember 1899, eine Prozeßſache betr. 


(Nr. 168.) Anſchlußpetition des Gemeinderaths zu 
Löbtau an die Petition des Verbandes konditionirender 
approbirter Apotheler ſächſiſcher Staatsangehörigkeit um 
Regelung des Apothelenkonzeſſionsweſens im Königreiche 
Sachſen und Vermehrung der Apothelenanlagen im Ber: 
hältniß zur Bevölterungszahl. 


Präfident: Beide Nummern kommen an die vierte 
Deputation. 


(Nr. 169.) Petition bes Gemeinberaths zu Breiten: 
dorf und Genofien vom 9. November 1899 um Er- 
richtung einer Eifenbahnhalteftelle zu Breitendorf. 


Präfident: An bie zweite Deputation, 


(Nr. 170.) Die Zweite Sammer überjendet 55 Druck⸗ 
eremplare einer Petition des Gemeinderaths zu Cune— 
walde und Genofjen vom 30. November 1399, um ben 
zu ber Eijenbahnftrede Großpoftwig-Cunewalbe nad 

öbau. 


Nr. 171.) Desgleihen 60 BDruderemplare einer 
Petition des Bezirlsvereins „Triebiihthal” in Meißen, 
betreffend bie mn einer Mpothele im Stabttheile 
Triebiſchthal“ in Meißen. 


Präfident: Beide Nummern zu vertheilen. 


—F 172.) Petition des SHolzichleifereibefiers 
Ehriftian Gottlob Laudner in Rübenau vom 28. No- 
vember 1899 um Gewährung einer Entihäbigung für 
ben ihm aus Anlaß des Umbaues bes daſigen Kom— 
munilationsweges in eine Staatsftraße entftandenen 
Schaden. 


Bräfident: An die vierte Deputation, 


ar 173.) Petition bes Rathes und der Stabt- 
verordneten zu Bwidau vom 28. November 1899 um 
Abftandnahme von einer Theilung der Zwidauer Kreiss 
hauptmannſchaft. 

(Nr. 174.) Petition bes Eiſenbahnkomitees zu Thal- 
heim im Erzgebirge und Genofjen vom 23. Oftober 1899, 
das Eifenbahnprojeft Thum» Meinersborf, Tit. 109 bes 
außerordentlichen Etats für 1900/1901 betr. 


Präfident; An die zweite Deputation. 


(Nr. 175.) Petition der frau Emilie verw. Lange 
eb. Hänel in Döbeln, vermeintliche Anſprüche an bie 
ächſiſche Baugewerlsberufsgenoſſenſchaft, aus Anlaß des 

ihrem verſtorbenen Ehemann, dem Fenſterrahmenmacher 
Ferdinand Lange, am 10. Juni 1877 zugeſtoßenen Be— 
triebsunfalles betr. 


Präfident: An bie vierte Deputation. 


(Nr. 176.) Petition des Gemeindevorftands Robert 
Ulbricht in Fallenhain und Genoffen vom 25. November 
1899 um Erbauung einer Eifenbahn im Zſchopauthale 
von Flöha über Frankenberg bis Kriebethal. 


Präfident: An bie zweite Deputation. 


(Nr. 177.) Schreiben des Königl. Gejammt- 
minifteriums vom 29. November 1899 bei Ueberreichun 
eines Eremplar& ber neuerichienenen Sektion Henneba 
ber topographifchen Spezialtarte bes Königreichs Sachſen. 


Präfident: Liegt aus. Dank zu Protokoll. 


(Nr. 178.) Dankſchreiben des Archivars Krauß vom 
30. November 1899 für feine Wahl zum ftändifchen 
Archivar. 
(Vergl. M. II. K. ©. 169, R.:Nr. 140.) 


Bräfident: Zu verleſen. 
(Geſchieht.) 
Zu ben Alten, 


(Nr. 179.) Die Zweite Kammer überſendet 55 Druck⸗ 
eremplare einer Petition bes Stabtgemeinderaths zu 
Verggießhübel vom 1. November 1899 um Erbauung 
einer Thalftrafenftrede von Langenhennersborf nad) Berg: 
gießhübel. 

Nr. 180.) Desgleichen 60 Druckexemplare einer 
Petition der Gemeinderäthe zu Großölfa ıc. um Er— 
langung einer Bahnverbindung von Rabenau durd) das 
Detlathat nad Dippoldiswalbe. 


Präfident: Beide Nummern find zu vertheilen, 


(Nr. 181.) Protofollertraft der Bmweiten Kammer 
über die 10. öffentliche Sitzung vom 30. November 1899, 
betreffend allgemeine VBorberathung über das Königl. 
Dekret Nr. 16, ben Entwurf eines Gefehes über bie 
Berwaltungsrechtspflege, fowie die Entwürfe von Gefepen, 
einige weitere Abänderungen des Einlommenfteuergeiebes 
vom 2. Juli 1888 und die Buftändigleit bes Ober— 
verwaltungegericht# bei Streitigkeiten über die Beſteuerung 
ber Wanderlager betreffend, jowie über ben Bericht ber 
zur Berathung eines anderweiten Gejekentwurfes über 





die Errichtung eines Verwaltungsgerichtähofes eingefegten 
Bpifchendeputation. 


Präfident; An die erfte Deputation. 


(Nr. 182.) Desgleichen, betreffend Allgemeine Vor: 
keratyung über das Königl. Dekret Nr. 7, über den Ent- 
murf eines Geſetzes zur Abänderung des Geſetzes, die 
Gehaltsverhältnifie der Lehrer an dem —— und 
die Gewährung von Staatsbeihülfen zu den Alterszulagen 
derjelben betreffend, vom 17. Juni 1898, ſowie zur Ab: 
änderung einer Beitimmung des Geſetzes, das Volks— 
ſchulweſen betreffend, vom 26. April 1873. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


(Nr. 183.) Schreiben des Königl. Minifteriums des 
Innern vom 9. November 1899, 243 I.A., bei Ueber: 
jendung von 10 Drudheften des 20. Heftes ber Be- 
ſchreibenden Darftellung der älteren Bau: und Kunft: 
dentmäler des Königreichs Sachſen. 


(Bergl. M. II. K. S. 169 f, R.-Nr. 144.) 
Präfident: Zu verlefen. 


(Geſchieht.) 
Dant zu Protokoll, Druckexemplare liegen in ber 
Kanzlei aus, 

Bir gehen über zum zweiten Gegenftanb ber Tages: 
ordnung: „Bericht der erften Deputation über 
das Königl. Dekret Nr. 14, den Entwurf eines 
Gejeges behufs Abänderung von $ 4 bes Ge: 
feges vom 30. April 1890 betreffend.“ (Drud: 
ſache Nr. 3.) 

Herr Geh. Rath von Charpentier! 


Berichterftatter Wirkl. Geh. Rath von Charpentier; 
Das Allerhöchſte Dekret, über welches ich bie Ehre habe, 
ber Kammer zu berichten, lautet folgendermaßen: 


(Wird verlejen.) 


Der zur heutigen Berathung ausftehende Geſetz— 
entwurf hängt mit einem Gegenftande zufammen, ber 
ſchon ben vorigen Landtag bejchäftigt hat. Es war damals 
eine Petition der Bereinigung berufsmäßiger Bürger: 
meifter und Gemeinbevorftände infomweit ber Negierung 
zur Erwägung gegeben worden, als eine Aufbeſſerung 
der nur auf Zeit gewählten derartigen Beamten für den 
Fall ihrer Nichtwiederwahl bezwedt wurde. Gegenwärtig 
Tiegt die Sache fo, daß biefe Beamten bie Hälfte ihres 
bisherigen Dienfteintommens erhalten, nad) 18jähriger 
Dienftzeit als Tebenslänglihe Penſion, nah 12jähriger 
Dienftzeit als Unterftügung auf 4 Jahre, und nad) 
Gjähriger Dienftzeit als Unterftüpung auf 2 Jahre. Nach 
dem neuen Entwurf foll nun bie lebenslängliche Penfion 
bereits nad; 12jähriger Dienftzeit eintreten, alſo ganz jo 
wie bie Petenten es gewünfcht hatten, Die zeitlich bes 
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ſchränkte Unterftügung aber fol nah 6 Dienftjahren 
auf 4 Jahre gewährt werben. Das letztere enthält zwar 
eine Aufbefferung der betheiligten Beamten im Verhält« 
niß zum gegenwärtigen Zuftande, entjpricht aber ihren 
Wünſchen infofern nicht ganz, als fie um Verlängerung 
ber Unterftüpung auf 6 Jahre gebeten hatten. Die 
Deputation glaubt nun aus den in dem gedruckten Be- 
richte näher aufgeführten Gründen beide Uenderungen bes 
Geſetzes vom Jahre 1890 für gerechtfertigt Halten zu follen, 
und bat bie in den Motiven gegebene Begründung für 
zutreffend erachtet. 

Ebenfo ift auch die Deputation damit einverftanden, 
bag in dem Gejegentwurfe ein fogleich zu erwähnenber 
weiterer Punkt nicht berüdfichtigt worben ift. Es wurbe 
nämlich auf dem letzten Landtage von dem Direktorium 
des Vereins ſächſiſcher Gemeinbebeamten neben anderen 
Petiten, die von ben Kammern auf fi) beruhen gelaffen 
wurben, unter anderem darum gebeten, daß auf bie 
Herbeiführung der Penfionsberehtigung auch für die 
Hinterlafjenen ber Beamten Bedacht genommen werben 
möchte, und in dieſem Punkte war bie Petition ber 
Königl. Staatsregierung zur Kenntniß übergeben worden. 

Die Königl. Staatsregierung hat nun, obwohl fie 
dem Gefuche an und für fih durchaus nicht unſym— 
pathifch gegemüberfteht, doch mindeſtens zur Zeit noch 
Bebenten getragen, darauf einzugehen und in den jegt 
vorgelegten Entwurf eine derartige Beftimmung auf: 
zunehmen, weil fie, in Uebereinftimmung mit bem Gut: 
achten ber in der Sade gehörten Auffichtsbehörden der 
Unficht ift, daf daraus doch eine etwas zu große Be: 
faftung der Gemeinden zu befürchten fei, daß dagegen 
einer eventuell für nöthig bezeichneten Mitleidenheit ber 
Staatsfafje erhebliche prinzipielle Bedenken entgegen» 
ſtünden. 

Auch die Deputation ſteht den Wünſchen der Petenten 
durchaus wohlwollend gegenüber, hat aber doch nicht 
umhin gekonnt, bie entgegenſtehenden Bebenfen wenigſtens 
für jetzt für die überwiegenden anzuſehen. Will eine 
Gemeinde den Hinterlaſſenen ihrer Beamten Penſion 
geben, ſo iſt ſie daran ſchon jetzt nicht behindert, und 
thatſächlich beſteht auch das Verhältniß in dieſer Weiſe 
in einer nicht ganz kleinen Anzahl von Gemeinden, ſowohl 
Städten wie Landgemeinden. Um ſo weniger hat die 
Deputation geglaubt, jetzt auf einen geſetzlichen Zwang 
der Gemeinden zukommen zu können. Sie iſt daher in 
der Lage, den unveränderten Entwurf der Kammer zur 
Annahme zu empfehlen. 


Präfident: Meine Herren! Ich eröffne die Debatte. 


Ih faſſe natürlich die allgemeine und bie Spezial: 
6* 





bebatte zufammen, wie es in ber Natur bes Gejeh- 
entwurfes liegt. 


Das Wort Hat der Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed. 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine bochgeehrten 
Herren! Wenn ih aud im allgemeinen dem Berichte 
der Deputation, der meine Unterfchrift lediglich deshalb 
nicht trägt, weil ich an ber Berathung theilzunehmen 
behindert war, zuftimme und meine Freude darüber aus: 
drüden möchte, daß ein nicht unwefentliher Fortſchritt 
mit bem Geſetz durch Beſſerung der Anftellungsverhält: 
nifje der Gemeindevorftände beziehentlich der Bürger: 
meifter in den mittleren und fleineren Stäbten erreicht 
wird, jo möchte ich doch nicht unterlaffen, einen Punft 
noch bejonders in ben Mittelpunkt ber Debatte zu ftellen, 
ber leider im Geſetze feine Berüdfichtigung gefunden 
und vielleicht auch zur Zeit nicht hat finden fönnen, 
nämlich das Geſuch bes Vereins Sächſiſcher Gemeinde: 
beamter um Ausdehnung der Penſionsberechtigung auf 
die Hinterlaſſenen. 

Ih verlenne durchaus nicht die großen Schwierig: 
feiten, bie fi der Aufnahme einer dieſe Verhältnifie 
regelnden Beftimmung in das gegenwärtige Geſetz ent: 
gegengeftellt haben und bie von ber Königl. Staats: 
regierung in erfter Linie auf bie zu weit gehende 
finanzielle Belaftung ber Gemeinden zurüdgeführt worden 
find. Ich will zugeben, daß man erft abwarten fann 
und fol, wie fich die Belaftung der Gemeinden burd) 
ben gegenwärtigen Geſetzentwurf geftalten wird, theile 
auch in hohem Grabe bie Bedenken, welche die Staats: 
regierung in Bezug auf die Errichtung einer mit Bei: 
trittszwang auggeftatteten Landespenſionslaſſe erhoben 
hat, und befinde mich in dieſer Beziehung in Ueber: 
einftimmung mit einer Anzahl meiner Herren Kollegen, 
mit denen ich innerhalb bes VBorftandes bes Sächſiſchen 
Gemeindetages dieje Frage eingehend behandelt habe und 
vielleicht für ben nächſten Sächfifchen Gemeindetag wieder 
zur Behandlung in Ausficht nehmen werbe. 

Immerhin find aber die Gründe, bie für bie Be— 
rüdfihtigung des Gefuches des Vereins Sächſiſcher Ge: 
meindebeamter fprechen, derart beachtlich, daß ich glaube, 
ed wird mit der Beit an die Einführung ber Benfions: 
berechtigung für die Hinterlaffenen von Gemeinbebeamten 
gedacht werden müffen, und es wirb bie Negelung dieſer 
Angelegenheit durch Drtögejeg nicht nur dem Wohl— 
wollen ber einzelnen Gemeinden überlaffen bleiben bürfen, 
In dieſer Beziehung fpricht zunächſt zu gunften ber 
bamaligen Petenten die Erwägung ber Königl. Staats: 
regierung im Defrete, daß biejelbe das Streben ber Be- 
amten, ihre wirthichaftlihe Lage nad; dieſer Richtung 
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zu beſſern, als durchaus begreiflich und naheliegenb be= 
zeichnet, und die Beachtlichkeit diefem Geſuche auch in- 
ſofern nicht abfpricht, als die Berufsfreudigkeit ber Be— 
amten dadurch wefentlid erhöht und das Gefühl der 
Unabhängigkeit geftärft werben und infolge deſſen auch 
für bie Gemeinden jelbft ein wejentlicher Vortheil aus 
folder Regelung erwachſen würde. 

Ich kann mir wohl denken, baf bie Gemeindebeamten 
in kleineren und mittleren Städten ſowie in Landgemeinden, 
beren Arbeit befonders bei ber Zuſammenſetzung der 
Bevölkerung in den großen Vorortsgemeinden oft eine we— 
jentlich ſchwierigere als in einen Städten mit Revibdirter 
Städteordnung ift, e8 unbequem empfinden, gegenüber 
ihren Kollegen in den Heinen Städten in Bezug auf die 
Penfionsberehtigung ihrer Hinterbliebenen wejentlich 
ungünftiger geftellt zu fein und ſich jagen zu müſſen, 
daß ihre Urbeit eine viel aufreibendere und ihrer Ge: 
fundheit abträglichere, dagegen die Arbeit jener eine be- 
quemere ift. Deshalb bitteich, diefen Gefichtspunft bei 
ber fünftigen Erwägung doc) noch etwas mehr in ben 
Vordergrund mit ftellen zu wollen. Dazu kommt noch, 
daß die Gehälter der Beamten nicht jo normirt find, um 
wejentlihe Erfparnifje für die Beit, wo der Beamte 
einmal das Auge geichlofjen hat, zurüdzulegen, jo daß 
eine gewifje Sorge immer auf demjelben laftet. 

Wenn nun auch neben allen biejen die damalige 
Petition unterftügenden Gründen in den Gutachten der 
Gemeinbeauffichtsbehörben, wenigſtens durch die Mehr- 
zahl derfelben, die Beachtlichkeit des Gefuches ald richtig 
hingeftellt und nach den verfchiedenften Richtungen hin 
Abhülfe empfohlen ift, fo werben biefe Gründe, glaube 
ih, genügen, um barzuthun, daß, wenn einmal ber 
Wille zur Gewährung dieſer Wohlthaten vorhanden ift, 
fi auch der Weg dafür finden wird. 

Es ift im Defrete bei der Ungabe über die Belaftung 
ber Gemeinden noch befonders darauf Bezug genommen, 
daß 120 Gemeinden mehr als das Doppelte der Staats- 
fteuer aufzubringen haben, 62 Gemeinden das Dreifache 
und 22 Gemeinden das Bierfahe und darüber, alfo im 
ganzen auf 204 Gemeinden eremplifizirt. Dies ift eine 
Zahl, die natürlich immerhin zu Bedenken Anlaß giebt, 
die aber, wenn es fi) um die Megelung ber Berhält- 
niffe der Beamten von fo zahlreichen Gemeinden Handelt, 
doc) immerhin feine zu große ift. 

Ih möchte deshalb unter Bezugnahme auf den ba- 
mals von der Zweiten Kammer erjtatteten Bericht, welcher 
dies entſprechende Gefuc der Staatsregierung zur Kennt— 
niß überwiefen hatte, bie Bitte ausfprechen, biefen 
Punkt für die Zukunft in wohlwollende Erwägung ziehen 
und, wenn Erfahrungen darüber gejammelt find, wie 





bie durch den gegenwärtigen Geſetzentwurf fich geftaltende 
Belaftung ber Gemeinden wirft, vielleicht in einem ben 
Petenten günftigen Sinne ein Defret der Ständelammer 
unterbreiten zu wollen, in der Zwiſchenzeit aber ben 
Aufiihtsbehörden anheim zu geben, auf die Gemeinden 
bahin einzuwirfen, daß die 87 Gemeinden, welche ort3: 
gejetglich jeigt bereits den Wünfchen bes Vereins Sächſiſcher 
Gemeindebeamter entſprochen haben, nicht vereinzelt da— 
ftehen, daß vielmehr noch in weiteren Gemeinden bieje 
Fürſorge auf die Hinterbliebenen der Gemeinbeunter: 
beamten ausgedehnt werde, 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Herr Oberbürgermeifter Beutler! 


Oberbürgermeifter Bentler: Meine Herren! Im 
großen und ganzen fann ich mich demjenigen, was Herr 
Oberbürgermeifter Dr. Bed aus Chemnitz gejagt hat, an: 
ſchließen. Auch ich teile den Wunſch, daß das Geſetz, 
joweit die Gewährung der Penſionsberechtigung an die 
Hinterbliebenen der Gemeindebeamten in Frage kommt, 
nod fein abſchließendes Werk ift, fondern daß auf diefe 
Fragen in nicht zu ferner Zeit noch einmal zuzufommen 
jein wird. Ich glaube aud, daß die Kammern einer 
folden Gewährung der Penfionsberedhtigung an bie 
Hinterbliebenen von Beamten Meiner Gemeinden zu: 
flimmen würben, wenn es nothwendig wäre, bei einer 
folhen Maßregel Staatsbeihülfen zu gewähren. Auf 
diefe Gewährung von Staatsbeihülfen ift in ber Be- 
gründung bes Dekrets bereit3 Rüdficht genommen, es ift 
davon die Rebe, daß man Bedenken getragen habe, barauf 
zuzufommen. Ich lege perfönlich einen fo hohen Werih 
auf die Erhaltung eines tüchtigen Beamtenftandes, 
namentlich in den Heineren Gemeinden, daß ich vor einer 
Maßnahme nicht zurüdjchreden würde, wonad ben 
Heineren, finanziell ſchwächeren Gemeinden zur Erfüllung 
ber Penſionspflicht an die Hinterbliebenen ihrer Beamten 
eine Beihülfe aus Staatsmitteln gewährt würde. Es 
ift das durchaus nicht etwas beſonderes; weniger leiftungs: 
fähigen Gemeinden werben auch zu anderen, unmittelbar 
Gemeinbeleiftungen betreffenden Angelegenheiten Staats: 
beihülfen gewährt, zu Wegebauten, zu beſonders großen 
Aufwendungen, die fie jeweilig haben bei Wieber: 
herſtellung von durch Wafferfluthen zerftörten Wegen ıc., 
und id wüßte feinen Grund, weshalb nicht aud in 
Fällen, in denen durch Todesfälle mehrerer Beamten die 
Penſionslaſt befonders erjchwert wird, eine Staats: 
beihülfe gewährt werben jollte, eine Staatsbeihülfe, die 
die Laften durch die Staatsſteuern aud auf bie kräf— 
tigeren Schultern der übrigen Gemeinden mit übertragen 
würde. 
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Meine Herren! Die Erhaltung eines guten Be: 
amtenftandes in ben kleineren Gemeinden ift in jeder 
Beziehung etwas ſehr werthvolles. Die Nothwendigfeit, 
in ben Gemeinden zahlreihere Beamten zu halten aber 
ift ja erft hervorgerufen worden burd) die eigenartige 
Gefeggebung der letzten Jahrzehnte, die der Gemeinde: 
verwaltung zahlreiche Aufgaben der Staatsverwaltung 
überwiefen und der Gemeindeverwaltung überlafjen hat, 
wie fie num bie erforberlihen Beamten zu Erfüllung 
der neuen Pflichten gewinnen fann und unter anderem 
auch für die Hinterlaffenen ſorgt. Das ift jchon bei 
ben großen Städten, wie Dresden, Leipzig, Chemnik 
und anderen Städten, eine recht empfindliche Laft, für 
die Gehalte und für die Penfionen forgen zu müſſen, 
und bei den Fleineren Gemeinden natürlich erft recht. 

Deshalb würde ich es für durchaus unbedenklich 
halten, wenn ber Staat hier eingriffe und den wirk— 
lich Teiftungsunfähigen Gemeinden eine Beihülfe gewährte. 
Ih möchte aljo die Königl. Staatsregierung bitten, 
wenn bie Petitionen, wie vorauszufehen ift, erneuert 
werden, doc) fünftig ihr Augenmerk barauf zu richten, 
daß dieſe Wünfche erfüllt werden, und nidht davor 
zurädzufchreden, fi) einen Baufchalbetrag von ben 
Ständen bewilligen zu laffen zur Unterftügung ber: 
jenigen Gemeinden, denen dieſe Laften zu ſchwer werben. 
Für mid) wenigftens würbe das fein Grund fein, einem 
ſolchen Geſetze entgegenzutreten. 


Präſident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Herr Staatsminiſter a. D. von Noſtitz-Wallwitz! 


Staatsminiſter a. D. von Noſtitz-Wallwitz: Ich 
theile vollſtändig den Wunſch der beiden Herren Vor— 
redner, daß wir einmal dahin gelangen möchten, daß 
auch den Wittwen und Nachgelaſſenen der Gemeinde— 
beamten eine Penſion gewährt werden fünnte. ch theile 
aber aud) vollftändig die Anficht der Negierung, daß diefer 
Beitpunft zur Zeit noch nicht gefommen ift. Wir würden, 
wenn wir heute bie Venfionsfähigkeit ber Nachgelafjenen 
befretiren wollten, zum Theil auf die Unmöglichleit ftoßen, 
daß diefe Summen in ben Gemeinden aufgebradjt 
werben können, jebenfalls aber eine jehr große und un: 
liebfame Ueberrafhung hervorrufen. Ich bitte babei 
nicht bloß an die großen, mit reichen Fabriken aus: 
geftatteten Ortichaften, fondern aud; an die über 2000 
fleinen Landgemeinden zu denken, in denen gegenwärtig 
die Einführung einer ſolchen Penſionspflicht auf gejeh: 
geberiihem Wege nad) meinem Dafürhalten unbillig 
und jogar unmöglich wäre. 

Zu dem Wege, den uns Herr Oberbürgermeifter 
Beutler vorgejchlagen hat, nöthigenfalls mit Staatshilfe 
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einzutreten, würbe ich mich nur äußerften Falles, ober 
wenn ich ehrlich fein will, überhaupt nicht entjchließen 
fünnen. Denn, meine Herren, die Benfionsberechtigung 
ber Hinterlafjenen ift doch ein Theil bes Gehaltes der 
Gemeindebeamten; wir ſchätzen ja alle die Autonomie, 
bie unfere Geſetzgebung ben Gemeinden gegeben bat, wir 
wollen fie auch in Zufunft gewahrt wifjen, aber mir 
ſcheint, die erfte Pflicht diefer Autonomie ift doch, daß 
bie Gemeinde ihre Beamten aud aus eigener Kraft 
bezahlt, ehe fie an andere derartige Aufwendungen 
benfen kann, 

Bu den Schwierigkeiten, die eine fofortige Ein- 
führung der Penfionsberehtigung ber Nachgelaffenen 
herbeiführen würde, rechne ich auch, daß in vielen Ge- 
meinden, namentlih Landgemeinden, die Gehalte der 
Gemeindevorftände noch durchaus ungenügende find, Wir 
fönnen, ehe wir in dieſer Beziehung eine Befferung herbei: 
geführt Haben, unmöglih baran benfen, die Verpflich- 
tungen ber Gemeinden dur bie Penfionsberehtigung 
ber Nachgelaffenen noch zu vergrößern. — Eine weitere 
Schwierigkeit liegt darin, daß die Grenze zwijchen ben 
berufsmäßigen und ben nicht berufsmäßigen Beamten 
außerorbentlich ſchwer zu ziehen ift und daß wir auch 
in biefer Beziehung nicht leicht einen Weg finden können, 
ber fi nad allen Seiten hin als ein gerechter darſtellt. 


Präfident: Das Wort hat Herr Oberbürgermeifter 
Dr. Trönblin. 


Oberbürgermeifter Dr. Tröndlin: Meine Herren! 
Es würde vielleiht auffällig erjcheinen, wenn ih in 
diefer Angelegenheit abjolut jchwiege. Nur deshalb will 
ih erklären, da ich auf demfelben Stanbpuntt ftehe, 
ber durch bie Aeußerungen ber Herren Stollegen Dr. Bed 
und Beutler zum Ausdrud gebracht ift. Auch ich wünſche 
lebhaft, daß im Interefje unferer Beamtenſchaft die An- 
gelegenheit in Gemäßheit ber angebeuteten Wünfche ihre 
Erledigung finden könnte, ich bejcheide mich aber für 
jest auch durchaus babei, das fchwerwiegende Bedenken 
nicht bloß finanzieller Art vorliegen, die eine fofortige 
Erledigung der Angelegenheit unmöglich machen, 


(Zuruf: Das ift die Hauptfachel) 


und ih ſchließe mich nur den Wünſchen an, daß bie 
Trage fortgefept feiten® unferer Staatöregierung in 
Behandlung und wohlwollender Fürſorge gehalten 
werben möge. 


Präfident: Es wünſcht niemand mehr das Wort, 
ich jchließe die Debatte vorbehältlich des Schlußwortes 
des Herrn Berichterftatters. — Derjelbe verzichtet. 


T. 8. 5. Sigung, am 


1. Degeniber 1899. 


Wir gehen zur Abftimmung über. 
Ich frage bie Kammer, 


„ob fie ben vorgelegten Gejegentwurf jammt 
Eingang, Schluß und Ueberſchrift unver: 
ändert nad ber Vorlage annehmen will?“ 


Einftimmig. 
Es ift die Antwort auf ein Königl. Dekret; id 


frage die Königl. Staatsregierung, ob fie auf nament- 
fihe Abftimmung verzichtet. 


(Die Regierung verzichtet auf namentliche 
Abftimmung.) 


Damit ift der Gegenftanb erledigt. Es erfolgen 
nunmehr: „Anzeigen ber vierten Deputation über 
zwei für unzuläffig erflärte Betitionen.” (Drud: 
fahen Nr. 6 und 7.) 


Herr Kammerherr von Schönberg wird diefe An: 
zeigen erftatten, 


Berichterftatter Kammerherr von Schönberg: Im 
Namen der vierten Deputation habe ich der hohen Kammer 
anzuzeigen, baß die nachftehenden beiden Petitionen für 
unzuläffig zu erklären find, und zwar erftens die Petition 
Carl Friedrih Martins in Thonbrunn bei Roßbach in 
Böhmen, angebliche Mechtsverweigerung betreffend, auf 
Grund von $ 23c ber Landtagsordnung wegen Un: 
klarheit; und zweitens bie Petition von Frau Louije 
Dir in Zwickau, Schädenanſprüche aus einem Konkurs: 
verfahren zc. betreffend, ebenfalls auf Grund von 
$ 23 ber Landtagsorbnung wegen Unflarheit. 


Präfident: Es hat Hierbei fein Bewenden. 


Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages- 
orbnung angelangt. Ich beraume bie nächſte Sitzung 
auf Montag, den 4. Dezember, mittags 12 Uhr an und 
fege auf die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge. 


2. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation auf das Königl. Dekret Nr. 11, 
einen -Gefegentwurf wegen ber provijorifchen 
Forterhebung der Steuern und Ubgaben im 
Jahre 1900 betreffend. (Druchſache Nr. 8.) 


3. Anzeigen ber vierten Deputation über brei für 
unzuläffig erflärte Petitionen. (Drudjachen 
Nr. 9, 10 und 11.) 
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Zur Mitvollziehung bes Protokolls lade ich ein bie Hat jemand gegen das foeben verlefene Protofoll 
Herren Geh. Kirchenrath D. Pant und Erlaucht Graf | etwas einzuwenden? — Es iſt nicht der Fall; ich er: 
von Schönburg. kläre basjelbe für genehmigt und fchließe die öffentliche 

Meine Herren! Ich wiederhole die Bitte, nad: | Sikung. 
ber zu einer geheimen Sikung nod bier bleiben zu 
wollen. (Schluß der Sigung 12 Uhr 55 Min. nachmittags.) 

Der Herr Protofollfführer ift bereit das | 
zu verlejen. | 

(Sekretär Xhiele verlieft das Prototoll,) | 


j 


Für die Redaltion verantwortlih: Der Vorftand des Königl. Stenogr. Inſtituts Ober: Regierungsrath 
Profeffor Heinrich Krieg. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Lebte Abfendung zur Poſt: am 6. Dezember 1899. 





Mitteilungen 


über die Berhandlungen des Landtag?. 
I. Kammer. 





"6. Dresden, am 4. Dezember 1899. 








walbe, Hundshübel ıc. vom 30, Oftober 1899 um Her: 
ftellung einer normaljpurigen Eifenbahn von Lengenfeld 
nad Eibenftod im Anſchluſſe an die projektirte Eifenbahn 
Reichenbach: Mylau= Lengenfeld. 
Snbalt: (Mr. 186) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Entſchuldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 184 — 199. — | Petition des Stabtgemeinderaths zu Rötha um Wieder: 
Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation | errichtung eines Amtsgerichtes bafelbft. 
auf das Königl. Dekret Nr. 11, einen Geſetzentwurf wegen ‚Mr. 187.) Desgleihen 45 Druderemplare einer 
der proviſoriſchen Forterhebung der Steuern und Abgaben | Betition dad Gemeinderaths zu Gleisberg und Genoffen 


. ; 18. Rovember 1899 um Errichtung einer Perſonen⸗ 
im Jahre 1900 betr. (Drudjahe Nr. 8.) — Unzeigen en a N ; 
der vierten Deputation über eine für unzuläffig erffärte WODFDERE BR 


anonyme Petition und über zwei weitere für unzuläffig er: Präfident: Sämmtlihe drei Nummern find zu ver: 


Härte Petitionen des Glasmachers Wenzel Suchh in Neu: theilen. . 
döhlen (Druckſachen Nr. 9, 10 und 11). — Feſiſehung der (Mr. 188.) Anichlußerflärung bes Gemeinberaths 


: Dan j Mr. [du Canitz an die Petition des Stadtraths zu Wurzen 
Zeit und Tagesordnung für bie nächſte Sigung. — Bor: | wegen Erbauung einer Eifenbahn von MWurzen nad 
lefung und Genehmigung bes Protokolls über die heutige Eilenburg. 


Sechſte öffentlihe Sigung der Erfen Hammer 
am 4. Dezember 1899, mittags 12 Uhr. 








Sihung. —ñ Prüfident: An die zweite Deputation. 
äfident: (Nr. 189.) Petition bes Auffichtsrathes bes Dresbner 
Präfident: Spar: und — G. >. v, vom an a 
Wirk. Geh. Rath Dr. Graf von Kö it, Excellenz. vember 1899 um Unterftügung ber auf genofjen - 
* a ee * ae nn licher Grundlage beruhenden, gemeinnüßigen Baugeſell— 
Am Miniftertifche: ſchaften aus Staaißmitteln durch unentgeltliche Ueberlaffung 
ww von Bauareal oder Bewilligung von Darlehnen gegen 
Der Herr Staatsminifter von Wapborf. hypothelariſche Sicherftellung bei einer Verzinjung von 
Anwejend 39 Kammermitglieder. 2 Prozent und einer Amortifation von 1 Prozent. 
Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung Präfident; Un die vierte Deputation. 


; . Nr. 190.) Petition der Leipziger Hypothefenbant 
Entiäuldigt Rab fir Sente er. — — zu el, vom 29. November 1899, betreffend das Dekret 
von Schönburg wegen dringender Geſchäfte, Herr Kammer: | tr. 10, den Entwurf eines Geſehes über die Anlegung 
berr Dr. von Frege wegen Reichstagsangelegenheiten. von Mündelgeld. 
Den Vortrag aus der Regiftrande wird Herr Präfident: An die erfte Deputation. Die Drud: 
Sefretär Thiele erftatten. erempflare find zu vertheilen. 
(Nr. 184.) Bericht der zweiten Deputation über das (Nr. 191.) Die Zweite Kammer überfendet 55 Drud- 
Königl. Dekret Nr. 17, die fummtarijche Ueberficht ber | eremplare einer Petition des Rathes zu Dresden vom 
Einnahmen und Ausgaben bei dem Domänenfonds in ben | 25. November 1899, den Beiehentwurt, die Anlegung 


Jahren 1897 und 1808 betr. von Münbdelgeld betr. 
Präfident; Kommt auf eine Tagesordnung. Präjident: Zu vertheilen. 
(Rr. 185.) Die Zweite Kammer überjendet 55 Drud: | (Nr. 192.) Protofollertraft der Zweiten Kammer 


eremplare einer Petition der Gemeinderäthe zu Bären: über die 11. öffentliche Sitzung vom 1. Dezember 1899, 
1.8. (1. Abonnement.) 7 
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betreffend Schlußberathung über den mündlichen Bericht 
der Beichwerde- und Petitionsdeputation über Die —— 
des Grafen von Einſiedel-Reibersdorf und Genoſſen um 
Errichtung von Fahrlehranſtalten. 

(Nr. 193.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über den mündlichen Bericht derfelben Deputation über 
die Betition bes Stiders Gottlieb Eiſenſchmidt in Ranſpach, 
Schadenerſatzanſprüche betr. 

—* 194.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über den mündlichen Bericht derſelben Deputation über 
die Petition des Franz Albin Windiſch in Cölln und 
Genoſſen, Abänderung einer Verordnung des Königl. 
Miniſteriums des Innern wegen Errichtung und Benutzung 
von Dachwohnungen betr. 


Präfident: Sämmtliche Nummern an die vierte 
Deputation. 

(Nr. 195.) Die Zweite Kammer überſendet 55 Drud- 
eremplare einer Petition der Firma Fr. Chr. Fileniſcher, 
®.m.6.9. in Zwidau und Genoffen, die Heranziehung 
ber Gejellfchaften mit bejchränfter Haftung zur ftaatlichen 
Einfommenftener betr. 

Präfident; Zu verteilen. 

(Nr. 196.) Schreiben des Königl. Gefammtminifte- 
riums vom 2. Dezember 1899, 235 L. R. bei Ueberſendung 
bes Allerhöchiten Dekrets, den Entwurf eines Gefeges zur 
Ausführung der Zivilprogekordnung und der Konkurs: 
orbnung betr. 

Präfident: An die erfte Deputation, 

(Nr. 197.) Petition des Rathes der Kreisftadt Plauen 
und Genofjen vom 15. November 1899, betreffend bie 
Biedererrichtung der vogtländiichen Kreishauptmannſchaft 
in Plauen. 

Prüfident: An die zweite Deputation. 

(Nr. 198.) —— beziehentlich Beſchwerde des 
Stadtverordnetenkollegiums zu Zittau vom 24. November 
1899, die Auspfarrung ber Gemeinden Alt: und Neu: 
—— aus der Parochie Zittau, ſowie den Erlaß eines 

uspfarrungsgeſethzes betr. 

Präfident: An bie vierte Deputation. 

(Nr 199.) Die Zweite Kammer überfendet 55 Drud- 
eremplare einer Betition der ftädtifchen Kollegien zu Bauen 
um Fortführung der Bauten: Königewarthaer Eijenbahn 
über die Landesgrenze nad) Hoyerswerda. 

Präfident: Zu vertheilen. 

Meine Herren! Dies war bie legte Nummer der 
Regiftrande. 

Wir gehen zum zweiten Gegenftand der Tages: 
ordnung über: „Antrag zum mündliden Berichte 
der zweiten Deputation auf das Königl. Dekret 
Nr. 11, einen Gejegentwurf wegen ber provijo: 
rifhen Forterhebung ber Steuern und Abgaben 
im Jahre 1900 betreffend." (Drudjahe Nr. 8.) 


(Vergl. M. IT. 8. S.16 u. 142.) 


Den Bericht erftattet Herr Oberbürgermeifter Beutler. 


Geh. Finanzrath a. D. Oberbürgermeifter Beutler: 
Das Hönigl. Dekret Nr. 11, meine Herren, lautet: 


(Wird verlefen.) 


Der Inhalt des Gefepentwurfes ift, das darf ich 
wohl annehmen, den Herren befannt. Das Gejeh be: 
fteht aus zwei Paragraphen, An 8 1 find diejenigen 
Steuern aufgezählt, deren Erhebung genehmigt werben 
foll; $ 2 beftimmt, daß die fonftigen Abgaben, Natural- 
und Geldleiftungen, die in bie Finanzkaſſe zu fließen 
haben, auch im Jahre 1900 in gleicher Weije wie im 
Jahre 1899 zur Erhebung gelangen. Die Begründung 
ift ſehr kurz. Ich kann mich ebenfo kurz Halten und 
mittheilen, daß die Deputation ebenjo wie die Königl. 
Staatsregierung ber Anficht ift, daß das endgültige 
Tinanzgejep jelbjtverftändlich nicht vor Beginn ber 
Etatperiode zu verabjchieden jein wird und dab deshalb 
der Erlaß eines foldhen proviforiihen Geſetzes noth- 
wendig ift. Die Deputation empfiehlt Ihnen daher, dem 
Geſetzentwurf Ihre Zuftimmung zu ertheilen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall. 
Ich frage das Haus: 


„ob basjelbe dem Geſetzentwurf feine Zus 
ftimmung ertheilen will?“ 


Einftimmig. 
Es ijt die Antwort auf ein Königl. Dekret, 


Ih frage, ob die Königl. Staatsregierung auf 
namentliche Abjtimmung verzichtet. 


(Staatöminifter von Watzdorf bejaht dies.) 


Es folgen nunmehr noch Anzeigen der vierten 
Deputation über drei für unzuläffig zu er- 
flärende Petitionen. (Drudjahen Nr.9, 10 und 11.) 

Herr Kammerherr von Schönberg wird die Güte 
haben, den Vortrag zu erjtatten. 


Kammerherr dom Schönberg: Im Auftrage der 
vierten Deputation habe id) eine Anzahl von Petitionen 
für unzuläffig zu erflären und zwar erftens die anonyme 
Petition, das Gejchäftsreflamewefen betreffend, auf Grund 
von $ 23a der Landtagsordnung. In der gedrudten 
Unzeige (Druchkſache 9) ift irrthümlich $ 23c der Landtags: 
ordnung als Grund der Unzuläffigfeit angeführt worden. 
— Bweitens die Petition des Glasmachers Wenzel Suchy 
in Neudöhlen auf Grund von $ 23e der Landtags- 
ordnung wegen Unklarheit, und drittens die anderweite 
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Petition des Glasmachers Wenzel Suchy in Neuböhlen, 3. Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
die Gewährung eine® Darlehens von 1000 M. be: Deputation über bie Petition bes Gutsbeſitzers 
treffend, auf Grund von $ 23e der Landtagsorbnung, Bruno Naumann in Carsborf und Genofjen 
weil der Gegenjtand nicht zum Wirfungsfreis der Stände um Abänderung bes Geſetzes, die Einführung 
gehört. einer allgemeinen Schlachtvieh- und Fleiſch— 
Präfident: Es hat bei diefen Anzeigen fein Be— —— —  (RnwEinige SS. D.) 


wenden. ‚Wir find am Schluß der Tagesordnung an: Zur Mitvollziehung des Protofolls lade ih ein die 
gelangt. Ich beraume die nächſte Sigung auf Donners- | Herren Domherr Dr. fFrieberici und Herrn Benno von 
tag, den 7. Dezember, mittags 12 Uhr an und fege auf | Watzdorf. Der Herr Protofollführer ift bereit, das 


die Tagesordnung: rotofoll zu verlefen. 
RE PERRaEH IE Del. raue) 
1. Bortrag aus der Negiftrande und Beichlüffe auf 
bie Eingänge. Hat jemand gegen das vorgelefene Protofoll eine 


i R > fung zu machen? — Es ift nicht der Fall; ich er: 
2. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten Demerkung 3 : i — “ 
Deputation über die Petition des Ludwig Uhlig Märe basjelbe für genehmigt und fchließe bie öffentliche 
in Warmbad Wolkenftein um fäufliche Ueber: Sibung. 


eg en in Gtantsbefig. (Drud| Sqhlaß der Gipung 12 Uhr 31 Min. nadmitinge.) 


Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober: Regierungsrath 
Profeſſor Heinrih Krieg. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresben. 


Letzte Abſendung zur Po: am 7. Dezember 1899. 


Mittheilungen 


über die VBerhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Dresden, am 7. Dezember 


1899. 





Siebente öffentlihe Sigung der Erfien Sammer 
am 7. Dezember 1899, mittags 12 Uhr. 


dnbalt: 
Entſchuldigung. — Begrüßung und eiblihe Verpflichtung 


Ich bitte benfelben vorzutreten, damit ich ihn nunmehr 
verpflichten kann. 

Hocgeehrter Herr Geheimrath! So ſchmerzlich es 
uns berührt hat, durch Todesfall einen Vertreter ber 
Univerfität Leipzig verloren zu haben, der lange unb 


des als neues Kammermitglied eingetretenen Vertreter der | treu mit uns gearbeitet hat, jo hindert und das nicht, 


Univerfität Qeipzig, Geh. Rath Dr. Wach. — Regiftranden: 
vortrag Nr. 200— 214. — Antrag zum mündlichen Be: 
richte der vierten Deputation über die Petition des Ludwig 
Uhlig in Warmbad Wolkenftein um käufliche Uebernahme 
bes Warmbades in Staatsbeſitz. (Drudjahe Nr. 4.) — 


unfere Freube barüber zu empfinden, daß Sie fo fchnell 
in unferer Mitte erjchienen find. Ich Habe Sie nun 
mehr Kraft meines Amtes zu verpflichten, dba Sie doch 
wohl noch feiner ftänbifchen Korporation angehört haben, 
und ich bitte Sie, mir nun ben Eid nachſprechen zu 


Antrag zum mündlichen Berichte der vierten Deputation | wollen. Ich braude Sie auf bie Wichtigleit dieſer 


über die Petition des Gutshefigerd Bruno Naumann in 
Earsborf und Genoſſen um Abänderung des Gejehes, die 
Einführung einer allgemeinen Schlachtvieh- und Fleiſch— 
beihau betr. (Drudfahe Nr. 5.) — Feſtſetzung ber Beit 
und Tagesorbnung für bie nächte Sigung. — Vorleſung 


Eidesleiftung wohl nicht beſonders aufmerffam zu 
machen. (Die Eibesleiftung erfolgt.) 


Seien Sie und nochmals herzlich willtommen. 
Den Bortrag aus ber Regiftrande giebt uns 


und Genehmigung des Protokolls über bie Heutige Sigung. | Herr Freiherr von Find. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 


Der Herr Staatsminifter von ber Planitz, fowie 
der Herr Regierungslommifjar Geh. Regierungsrath 
Dr. Forker-Schubauer. 


Anweſend 39 Kammermitglieder. 


Präfident: Ich bitte bie Herren, bie Plätze ein- 


zunehmen. 


(Nr. 200.) Bericht der vierten Deputation, die Zu: 
fammenftellung der während bes Landtages 1897/98 von 
den Kammern gefaßten Beichlüffe und geftellten Unträge 
und ber darauf erfolgten Erledigungen und Entſchließungen 
betreffend. 


(Nr. 201.) Desgleichen, bie Ha bes Verbandes 
fonditionirender, approbirter Apotheker ſächſiſcher Staats: 
angehörigfeit, um Wegelung bes Apothekenkonzeſſions- 
—* und Vermehrung ber Apothekenanlagen im Ber- 
bältnifje zur Bevölkerungszahl, jowie die Anfchlußpetitionen 
des Stabtraths zu Döbeln und bes Gemeinderaths zu 
Löbtau ber. 

(Nr. 202.) Anzeige der vierten Deputation über bie 
für unzuläffig erflärte Petition bes Gartengutsbefikers 
Karl Eichler in Nieberwintel bei Waldenburg, eine 


Entſchuldigt Hat fich für Heute Se. Erlaucht der | Prozeßfache betr. 


Herr Graf von Schönburg wegen bringenber Geſchäfte. 
Meine Herren! Ih Habe die Ehre, Ihnen an- 
zuzeigen, daß unfer neues Mitglied, Herr Geh. Rath 


Präfident: Sämmtliche drei Nummern fommen auf 
eine Tagesorbnung. 
(Nr. 203.) Die Zweite Kammer überfendet 55 Drud- 


Dr. Wach, bereits Heute in unferer Mitte erſchienen ift. | egemplare einer Petition der Stadtgemeinde Tharanbt 
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und Genofjen vom 11. November 1899, Uebernahme von 
Flußregulirungskoſten auf die Staatskaſſe betr. 


(Nr. 204.) Desgleihen 45 Druderemplare einer 
Petition des Petitionsausfchuffes zur Erlangung einer 
ſchmalſpurigen Verbindungsbahn von Sayda über Mortel- 
grund, Heidersborf noch Niederfeiffenbadh um Herftellung 
dieſer Eijenbahn. 


Präfident: Beide Nummern find zu vertheilen, 


(Nr. 205.) Protokollertralt der Bweiten Kammer 
über die 12. Öffentliche Sipung vom 4. Dezember 1899, 
betrefiend Allgemeine Vorberathung über das Königl. 
Dekret Nr. 20, ben Bericht über die Verwaltung ber 
Landesbrandverfiherungsanftalt in ben Jahren 1897 
und 1898 betr. 


Präfident: Un die dritte Deputation. 


(Nr. 206.) Desgleihen, betreffend Schlußberathung 
tiber den mündlichen Bericht über Kap. 27 und 28 bes 
Staatshaushaltsetats für 1900/1901, auf dem Staats- 
fajjen ruhende Jahresrenten und Wblöfung ber dem 
Domänenetat nicht angehörigen Laften fowie Abfindungs: 
zahlungen bei Redhtäftreitigleiten betr. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


Nr. 207.) Schreiben des Realjchuldireftors Herrn 
Dr. riedrih in Dresden - Striefen vom 5. Dezember 
1899, Einladung der Herren Kammermitglieder zur Be— 
fihtigung ber Lehr- und Erziehungsanftalt (Freimaurer: 
Inftitut) zu Dresden - Striefen, Eiſenacherſtraße 21, unter 
Beifügung zweier Feitichriften anläßlich des 125jährigen 
Beftehens der Anitalt und eines Buches „Leben und 
Treiben unferer Böglinge”. 

Präfident: Zu verlefen. 

Geſchieht.) 

Meine Herren! Wir danken für dieſe Einladung, 
und ich ſtelle den einzelnen Herren anheim, ob Sie 
vielleicht, wenn wir uns zur nächſten Sitzung zuſammen— 
finden, den Beſuch vornehmen wollen. 

(Nr. 208.) Petition des Vereins ber Viehhändler 
der Amtshauptmannſchaft Borna vom 27. November 1899 
um Abänderung des Viehjeuchengefeges vom 1. Mai 1894. 

Präfident: Die Druderemplare find zu vertheilen; 
an bie vierte Deputation, 

(Nr. 209.) Protofollertraft der Bweiten Kammer 
über die 13. öffentliche Sigung vom 5. Dezember 1899, 
allgemeine Vorberathung über das Königl. Defret Ar. 18, 
den Entwurf zu einem Geſetze über die Abänderung bes 
Gejetes vom 22, März 1888, bie Regelung der Unfall 
und Sranfenverficherung der in land- und forjtwirth- 
Ichaftlichen Betrieben bejchäftigten Perjonen, auf Grund 
des Meichögefeges vom 5. Mai 1886 betr, jowie über 
die Krantenverfiherungspflicht der häuslichen Dienftboten 
betreffend. 


Präfident; An die erfte Deputation. 
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(Nr. 210.) Die Zweite Kammer überfendet 40 Exemplare 
einer Petition des Gemeinderaths zu Neinsborf und Ge- 
nofjen vom 19. Oftober 1899, um Erbauung einer Eifen- 
bahn von Wildenfeld über Friedrichsgrün, Vielau, Reins— 
borf nad; Zwickau. 

Präfident: Soweit der Vorrath reicht, zu ver- 
theilen. 

(Nr. 211.) Schreiben bes Königl. Finanzminiſteriums 
vom 4. Tezember 1899, 2337 Eifenb.-Ney. A bei lleber- 
ſendung von 50 Eremplaren der von der Königl. General- 
direftion der Staatseifenbahnen herausgegebenen Heinen 
bunten Karte des Berwaltungsbereihs der Sächſiſchen 
Staatseifenbahnen nebft ftatiftiichen Notizen. 


(Nr.212.) Petition des Mathes der Stadt Bwidau 
und der FFleifcherinnung dajelbft vom 4. Dezember 1899, 
ben Erlaß eines Sondergejeges über die Rechtöverhäftnifie 
ber öffentlichen Schlachthöfe betr. 

Präfident: Beide Nummern find zu vertheilen; bie 
legte fommt an die vierte Deputation, 

(Nr. 213.) Die Zweite Kammer überjendet 55 Drud- 
eremplare einer Petition bes Stadtrathes zu Freiberg 
und Genofien vom November d. J. um Erbauung einer 
normalfpurigen Eijenbahn von Freiberg nad) Hainichen. 

‚(Rr. 214.) Deögleichen 50 Bruderemplare einer 
Petition des Komitees für Erbauung einer Eifenbahn von 
Limbad über Burgftädt nah Mittweida um Erbauung 
diefer Eifenbahn. 

Präfident: Die beiden legten Nummern find gleich» 
falls zu vertheilen. 


Wir fahren fort mit der Tagesordnung und 
gehen über zum zweiten Gegenftande: „Antrag zum 
mündlichen Berichte der vierten Deputation 
über die Betition des Ludwig Uhlig in Warm: 
bad Wolkenftein um käufliche Uebernahme des 
Warmbades in Staatsbeſitz.“ (Drudjahe Nr. 4.) 


Herr Dr. von Wächter wird feinen Vortrag er- 
ftatten. 


Berichterftatter Dr. bon Wächter: Die Erben bes 
bisherigen Befiters von Warmbad bei Wolkenſtein be: 
abfichtigen, dasfelbe erbtheilungshalber zu verkaufen, und 
haben dieſes Objelt zweimal dem Königl. DMinifterium 
bes Innern angeboten, einmal am 22. Februar 1898 
und dann nod einmal am 31. Januar 1899, Das 
Königl. Minifterium des Innern hat das erfte Mal 
barauf geantwortet, daß dasſelbe Bedenken tragen müſſe, 
ben Anfauf des Bades auf Staatöfoften bei den Ständen 
in Unregung zu bringen, und auch auf bie zweite An— 
frage Hat es wieder erklärt, e8 wäre nicht in der Lage, 
von feiner unter dem 25. Februar 1898 eröffneten Ent: 
jchließung abzugeben. Die Erben aber haben ben 
dringenden Wunfch, es möge das Bad in den Beſitz des 
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Staates 
Käufern 
fe noch einmal, ihren Wunſch zur Verwirklihung zu 
bringen, und wenden fi zu dieſem Zwecke an bie 
Ständefammern mit der Bitte, biejelben wollen nunmehr 
ihrerjeitö bei der hohen Staatäregierung geneigteft da= 
hin eintreten, daß fie auf das von den Beſitzern bes 
Barmbades gemachte Angebot zurüdfommen und Ber: 
handlungen zum Ankaufe des Bades herbeiführen. 
Meine Herren! Es ift ja ganz umbeftritten, daß 
da? Warmbad bei Wolkenftein ein Bad von ganz hervor: 
ragender Heilkraft ift und ſchon im vielen Fällen fein 
Gebraud die jegensreichite Wirkung übte. Es liegt auch 
entichieden im allgemeinen Intereſſe, daß ein fo kräftiges 
Bad nicht nur erhalten bleibe, fondern womöglich noch 
weiter befannt und anerkannt werde und fein Gebraud 
nod weiter zunehme. Dieſe Gefichtspuufte find alle 
von Fhrer Deputation eingehend in Erwägung gezogen 
worden; aber die Deputation fam doch nicht zu dem 
Entihlufje, Ihnen ein günftiges Votum für die vor: 
liegende Petition vorzufchlagen, weil das Land immer 
noch für das Eflfterbad ganz bedeutende Zuſchüſſe 
zu leiften hat und bei ber jehigen Finanzlage wohl 
faum dein Zande zugemuthet werden fann, ein weiteres 
Objeft in die Hand zu nehmen, das unbedingt wenigftens 
in den erften Jahren manche Einrichtungen und Zuſchüſſe 
erfordern dürfte. Es ift ja auch jeht eine Zeit, in 
welder die Brivatipefulation einen berartigen Aufihwung 
genommen Hat, daß faum zu fürdhten ift, daß das Warm: 
bad bei Wolfenstein dem Berfalle anheimfallen und ein: 
gehen werde; im Gegentheil, es ift zu hoffen, daß die 
Privatipefulation fid) diejes Bades annehme und es zum 
Segen ber leidenden Menjchheit erhalten bleibe. Ihre 
Deputation ift aus diefen Gründen zu dem Befchluffe 
gekommen, den Antrag zu Stellen, die hohe Kammer wolle 
bie vorliegende Petition auf ſich beruhen laſſen. 


Prüjident: Begehrt jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„Tritt fie dem eben berichteten Antrage ihrer 
Deputation bei und will fie die Petition auf 
fi beruhen laſſen?“ 

Einftimmig. 

Wir gehen zum britten Gegenftande über: „Antrag 
zum mündlichen Berichte der vierten Deputation 
über die Petition des Gutsbefigers Bruno Nau— 
mann in Carsborf und Genojjen um Abänderung 
bes Gejepes, die Einführung einer allgemeinen 
Schladtvieh: und Fleiſchbeſchau betreffend.“ 
Druckſache Nr. 5.) 


übergehen, und che fie daher mit anderen 
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Ih bitte Herrn Bürgermeifter Dr. Kaeubler, feinen 


in ernftlihe Verhandlungen traten, verfuchen | Vortrag zu erftatten. 


Berichterftatter Bürgermeifter Dr. Kaeubler: Meine 
hochgeehrten Herren! Der Gutsbefiger Bruno Naumann 
in Garsdorf und mit ihm 62 Einwohner der Orte Gars: 
borf, Wittgendorf, Breitenborn, Narsdorf, Seifersborf 
und Mubjcherode, darunter 30 Gutsbefiger, 1 Gafthofs- 
befiger und 1 Kirchichullehrer, haben, wie fie jagen, auf 
Antrag des landwirthichaftlihen Vereins Rochlitzer Berg 
eine Petition eingereicht, welche fi) gegen $ 1 bes auf dem 
vorigen Landtage verabichiedeten und erft am 1. Juni 1900 
in Kraft tretenden Geſetzes, die Einführung einer 
allgemeinen Fleiſch- und Viehbeſchau betreffend, vom 
1. Juni 1898 richtet und wörtlid) dahin geht, bei der 
Königl. Sächſiſchen Staatsregierung dahin vorftellig zu 
werden, daß die von Viehbeſitzern ausjchließlic zum 
eigenen Bedarfe gejchlachteten Thiere dem betreffenden 
Geſetze nicht unterworfen fein mögen. Die Betenten 
erbliden in dem genannten Geſetze eine zu weit gehende 
Beſchränkung der freien Verfügung des Einzelnen über 
feinen Beſitz, namentlich aber eine ſchwere materielle 
Schädigung der heimischen Landwirthichaft, und zwar, 
weil die Vieh: und Fleiſchbeſchau ſich aud) auf die von 
den Biehbefigern zum eigenen Hausbedarfe gefchlachteten 
Viehſtücke erſtreck. Nun ift e8 zwar richtig, meine 
hochgeehrten Herren, daß nad 8 1 des Gefehes bie 
zur Verwendung als Nahrungsmittel für Menfchen be: 
ftimmten Schlachtthiere, Rindvieh, Schweine, Schafe, 
Ziegen, Pferde, Hunde, mit Musnahme von faugenden 
Ferkeln, Lämmern und Zideln der Schlachtvieh- und 
Fleiſchbeſchau du ch verpflichtete Fleiſchbeſchauer unter: 
liegen, gleichviel ob fie zum eigenen Hausbedarfe bes 
betreffenden Viehbefigers gejchlacdhtet werben ober ob bie 
Schlachtung zu dem Zwecke erfolgt, um das Fleiſch in 
den SHandelsverfehr zu bringen. ber, meine hoch— 
geehrten Herren, nur wenn die Beichau auf die beiden 
Verwendungsarten fich erftredt, kann fie den von ihr 
erwarteten allgemeinen Nuten erbringen. Der Aus- 
ihluß von Hausſchlachtungen von der Kontrole würde 
bei dem Mißbrauche, welcher heuzutage mit biefem Be— 
griffe nicht felten getrieben wird, nicht gerechtfertigt fein, 
e8 würde Umgehungen Thür und Thor geöffnet 
fein; eine Sontrole 3. B. darüber, daß ber mit- 
petitirende Gafthofsbefiper Fleiih von den zum eigenen 
Hausbedarfe gejchlacheten Viehe nicht etwa auch feinen 
Säften vorfegt, würde ganz unmöglih fein, dazu 
fommt, daß bie Beſchau bei Schladhtungen zum eigenen 
Bedarfe als eine nennendwerthe Beläftigung ber be— 
treffenden Vichbefiger in alle Wege nicht angejehen 
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werben kann und daß bie obligatorische Schlachtvieh— 
und Fleiſchbeſchau auch jegt ſchon in einer großen An— 
zahl von Gemeinden, in richtiger Erkenntniß der Ge: 
fahren, welche aus bem Genuffe unbefchauten Fleiſches 
entftehen, und in Würdigung der ihnen obliegenden 
TFürforgepflicht ortsgeſetzlich bereit? eingeführt ift und 
fih gut bewährt hat. Aus dem Genufje bes Fleiſches 
kranker Thiere erwachſen, wie männiglich befannt ift, 
ber Gejundheit und bem Leben Gefahren, gegen welche 
ber Einzelne fi mit genügender Sicherheit nicht zu 
jhüßen vermag. Die menfhlihen Sinne, Geſchmack, 
Geruch, Geficht, find doch auch nicht immer imftande, 
bie ſchädliche Beichaffenheit des Fleiſches zu erfennen, 
und gerabe oft fehr fchäbliches Fleisch zeigt weber in 
frifchem noch in zubereitetem Zuſtande einen bemerk— 
baren Unterjchied von dem normalen Fleiſche; und, meine 
hochverehrten Herren, im falle des Schlachtens für ben 
eigenen Bebarf, wo alfo der Hausvater unb feine 
Familie, fein Gefinde und alle, bie ihm anvertraut find, 
von bem Fleiſche genießen jollen, ba follte das Gefühl 
ber Verantwortung und ber Fürſorge fo groß fein, 
daß er von felbjt und ohne einen Zwang bes Geſetzes 
abzuwarten, die Beſchau veranlaßt, um fi und bie 
Seinen vor Gefahren zu ſchützen und ihnen ben größt- 
möglichen Schuß zu gewähren. Bei richtiger Würdigung 
aller diefer Gefichtspunfte, welche ſchon bei der Be: 
rathung bes Gefeges maßgebend waren, fann bie Ein- 
führung ber obligatorischen Vieh: und Fleiſchbeſchau 
auch für Schlachtungen zum Hausbebarfe den Petenten 
nicht ernftlich zur Beſchwerde gereichen. 

Am Schluffe der Petition erflären nun aber bie 
Petenten, daß fie eime gefegliche Gleichſtellung ber in: 
ländiſchen mit den ber gleichen Verwendung unter: 
liegenden ausländifchen Fleiſchwaaren für unbedingt ge: 
boten erachten, und daß nur biefes von ihnen mit ber 
Petition bezwedt werbe, Damit deuten fie auf $ 2 bes 
Geſetzes und auf die verſchiedene Behandlung bes im 
Lande ausgefchlachteten und des von außerhalb Sachſens 
eingeführten TFleifches Hin, und man fann ihnen nicht 
unrecht geben, wenn fie damit behaupten wollen, daß 
das außerhalb unferes Landes ausgeſchlachtete, nad) 
Sachſen zum eigenen Bebarfe eingeführte Fleifh vom 
Gefehgeber doch günftiger behandelt wird, als das in 
unjerem Lande ausgefchlachtete, zum gleichen Zwecke be 
ftimmte Fleifh. Erfteres ift nämlich von der Fleiſch— 
befhau und von dem Nachweife einer ſolchen befreit, 
letzteres unterliegt ber Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau. 
Im Inlande Haben wir die Befichtigung am lebenden 
Stüde. Wir verlangen, daß die Eingeweide nicht bes 
feitigt find, und der Fleiſchbeſchauer hat ein vollftändig 
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Hares Bild über die Genießbarkeit des Fleiſches, wenn 
er ſchließlich ſein Urtheil fällt und ben Beſchauſchein 
ausftelt. Bei außerhalb Sachſens ausgeſchlachtetem 
Fleiſche, welches zum eigenen Bebarfe hereingebracht wird, 
fällt das alles fort. Uber, meine hochgeehrten Herren, 
das alles ift von der Regierung und den Ständen be— 
reits bei ber Verabſchiedung bes Geſetzes beim vorigen 
Landtage Hinlänglich erwogen worben; benn es fam bei 
ber Berathung und im Deputationsberichte ber Zweiten 
Kammer zum Ausbrude, daß der Nachſatz im erften Ab— 
ſatze des $ 2 des Gefehes, „infoweit das Fleiſch nicht 
nachweislich lediglich zum Hausbebarfe des Einführenden 
beftimmt ift“, eine Begünftigung ber vom Auslande ein- 
geführten Fleiſchwaaren enthalte, wobei man aud) darauf 
binwies, baß ber Begriff „Hausbebarf” oft ein jehr weit» 
gehenber fei und zu Umgebungen allerdings Veranlaffung 
bieten lönnte. 


Die auf diefe Bedenken geftühten Beſtrebungen aus 
ber Mitte ber Kammern waren baranf gerichtet, bie 
Hausbebarfsflaufel bei von außerhalb Sachſens ein- 
geführten SFleifche zu befeitigen, alfo alles von außer: 
halb Sachſens eingeführte Fleiſch ohne jede Ausnahme 
ber Beſchau zu unterwerfen, nicht aber barauf, num 
auch die inländiſchen Schladhtungen zum Hausbebarfe 
von ber Vieh» und Fleiſchbeſchau auszunehmen und auf 
diefe Weife eine Sleichitellung zu erzielen, wie es bie 
Petenten wollen. 


Jene Bebenten wurben übrigens durch die Erflärung 
der Königl, Staatsregierung behoben. Die Erklärungen 
der Königl. Staatäregierung gingen bahin, daß die Auf: 
legung ber Verpflichtung, bie von außerfächfiichen Staaten 
bezogenen, zumeift geringfügigen Quantitäten Fleiſch 
unterfuchen zu laſſen, zumal im Grenzverfehre zu erheb- 
fihen Beläftigungen bes Publikums führen würbe, 
übrigens aber nad $ 19 des Gejehes bie Füglichkeit 
geichaffen fei, im Wege ber Ortsgeſetzgebung auch das 
von außerhalb Sachſens eingeführte und für ben eigenen 
Bedarf beftimmte ober verarbeitete Fleiſch der örtlichen 
Fleiſchbeſchau zu unterwerfen. Dabei faßten beide 
Kammern Beruhigung. 


Somit fann Ihre Deputation nicht die Hanb zu 
einer Aenderung dieſes Gefeges bieten, welches zubem, 
wie ich ſchon fagte, noch nicht einmal in Kraft getreten 
ift, gef äweige denn Zeit gehabt Hat, ſich in der Praxis 
zu bewähren. Am allerwenigften kann bie von ben 
Petenten gewünſchte Gleichſtellung des ausländiſchen 
Fleiſches mit dem inländiſchen in der Weiſe erfolgen, 
daß nun auch die in Sachſen zum eigenen Hausbedarfe 
erfolgten Schlachtungen von der Vieh- und Fleiſchbeſchau 
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wieder befreit werben und fo bem ganzen heilfamen 
Gejege der Boden wieber entzogen wird. 

Ihre Deputation beantragt daher, die Betition auf 
fi) beruhen zu laſſen. £ 


Bräfldent: Wünjht jemand das Wort! — Der 
Herr Kammerherr Dr. von Frege-Welgien hat das Wort. 


Kammerherr Dr. von Frege-Weltzien: Meine hoch— 
verehrten Herren! Die Verhältnijie des Rochlitzer Be— 
zirfes find mir genau befannt, und ich bin daher dem 
Herrn Berichterftatter beſonders danfbar, daß er uns mit- 
getheilt hat, weld eingehende Würdigung dieſe Petition 
in der hohen Deputation ſchon erfahren hat. 

Ich möchte vorausjhiden, daß hier die Bedenken, 
welche ber Herr Berichterftatter über den Mikbraud 
beim fogenannten Fleiſchhausbedarfe, ber Hier und ba 
ganz gewiß vorlommt, auch außerhalb unjerer Landes: 
grenzen mir beinahe ausgeſchloſſen erfcheinen, weil jene 
Gegend eine der wenigen ift, in der der mittlere Guts— 
befiger noch prävalirt, und gewiß feiner der Petenten 
irgendwie den Hintergedanken hegen wird, aus bem 
Schlachten für den eigenen Bedarf nod einen Neben: 
erwerb zu ziehen, 

Aber ich möchte vor allem die prinzipielle Frage 
bier nod einmal zu erwägen bitten, wenn ich auch da— 
von abjehe, einen Antrag zu ftellen, da, wie der Herr 
Berichterftatter jehr richtig jagt, das Gejek noch nicht 
einmal in Kraft getreten ift. Die jchweren Bedenken, 
welche ſchon früher bei diefer Gelegenheit wiederholt zur 
Sprade gekommen find, die ganz verjhiedenartige 
Behandlung des inländifhen und des aus— 
ländijhen Fleifches, führen mich dazu, im gegen: 
wärtigen Augenblide ‘die hohe Königl. Staatsregierung 
dringend zu erfuchen, bei den Ausführungsbeftimmungen 
alle thunlichen Erleihterungen für den Verfehr mit aus: 
geſchlachtetem Fleiiche im Auge zu behalten. Es lann 
fonft dahin fommen, daß vollberechtigte Privatinterefjen 
ſchwer geſchädigt werben durch das Geſetz, troß deſſen 
Tendenz der Erhaltung der Geſundheit. Beſonders nehme 
ich heute Veranlaſſung, um eine leichte, den praktiſchen Ver: 
bältnifjen angepaßte Handhabung unferes neuen Gejehes 
bier zu erfuchen, weildie Verhandlungen des dem Reichstage 
vorliegenden gleichartigen Geſetzes über eine allgemeine 
Fleiſchbeſchau auf ausbrüdliche Veranlaffung der Herren 
Kommifjfare der verbündeten Regierungen verjchoben 
worden find, wohl fo lange bie Verhandlungen mit 
Nordbamerifa über bie künftigen Hanbelsbeziehungen 
zwifchen den Bereinigten Staaten und dem Deutjchen 
Reiche noch nicht zum Abſchluſſe gekommen find. Man 
wird daraus mit ziemlicher Sicherheit zu dem Schluſſe 
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gelangen, daß bie Umerifaner wieber alle irgenbwie 
gangbaren Schritte unternehmen, um bie weitere Er: 
böhung der Einfuhr ihrer Fleifchprodufte nach Deutid- 
fand unter möglichft günftigen Bedingungen und Ber- 
trägen zu erreihen. Wenn wir nun bie Gefahr bebenfen, 
welche durch die Einfuhr des nur in Amerika unter: 
fuchten Fleiſches für die deutſchen Konſumenten jchon 
eingetreten ift und eintreten wird, fo erjcheint es boppelt 
rathfam, den inländischen Produzenten unferer Nahrungs- 
mittel nicht in einer zu rigorofen Weiſe gegenüber: 
zutreten. Die Kontrole über die Bejchaffenheit ber Be— 
ftandtheile der amerikaniſchen Konferven, befonders ber 
Fleiſchkonſerven ift eine für jeden Unterrichteten nad: 
weislich höchft unvollflommene. Die Berichte der land⸗ 
wirthichaftlihen Sachverftändigen ber beutfchen Konjulate 
iprehen ſich darüber ganz Har aus, auch eine vom 
Deutjchen Reiche vor einer Reihe von Jahren jchon 
veranlaßte Infpizirung ber großen Schlachthäufer in 
Chicago an Ort und Stelle hat zu bemjelben Refultate 
geführt, nämlich daß dort ein jo riejengroßer Betrieb 
täglich ftattfindet, daß von irgend einer grünblichen 
Kontrole in unjerem Sinne, nad wiſſenſchaftlicher 
Methode gar nicht die Rebe fein kann. 

Da die Petenten einmal dieſe Fritifche Frage an: 
geregt haben, jo möchte ich bie Stönigl. Staatsregierung 
dringend bitten, alle die Erleichterungen unferen Mit: 
bürgern gegenüber eintreten zu Lafjen, die dem Importeur 
amerifanifcher Fleiſchwaaren zu gute fommen, und 
möglichfte Vortheile auch dem Hausſchlachten zumenben 
zu wollen, foweit es bie Beftimmungen bed Geſetzes 
irgend zulaffen. Denn das Wort „Gleiches Recht für 
Ale” möchte auch Hier in biefer Beziehung zur Un: 
wendung gelangen; beſonders halte ich mich dazu für 
verpflichtet, auf Grund der langjährigen Kenntniffe ber 
Ortichaften, aus welchen biefe Petition ftammt, damit 
nicht Schwere wirthichaftliche Schädigungen eintreten, Es 
ift dies feine leichte Aufgabe, um jo mehr als ich nicht 
glaube, daß eine allgemeine deutfche obligatorijche Fleifch- 
beſchau eingeführt werden wird, welche als bevorftehend 
man annahm, als das Gejeh den Ständen vorgelegt 
wurde, und Sachſen dann nicht allein geftanden hätte. 
Wahrjcheinlich werden uns bie anderen deutſchen Staaten 
nicht nadjfolgen, und dadurch große Unzuträglichkeiten 
für die fächfifchen Fleiſchlonſumenten und für die ohne: 
hin ſchon benachtheiligten Produzenten herbeigeführt werben. 


Prüfident: Herr von Trügfchler! 
Nittergutsbefiper von Trützſchler: Ih Tann zwar 
ben Petenten in Bezug auf ihr Petitum nicht zus 


ftimmen, denn die Schlußfolgerung, die fie aus ber 
9 
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Sadjlage, die fie gejhilbert haben, in Bezug auf bie 
Fleiſchbeſchau ziehen, würde eine prinzipielle geſetz— 
geberifche Maßregel mehr ober weniger illuforifch machen, 
und geht auch mir zu weit. Inbeflen kann ich bei ber 
Haltung, die ih in allen Stadien, bie dieſes Gefek in 
ber Vorberathung durdlaufen hat, eingenommen habe, 
die Gelegenheit nicht vorübergehen laffen, auch heute 
darauf hinzuweiſen, daß ich feft überzeugt bin, daß fehr 
bald, nachdem das Geſetz eine Zeit lang gehandhabt 
worben ift, e8 fich berausftellen wird, eine wie jchreiende 
Ungeredtigkeit bie Behandlung bes im Inlande ge- 
ſchlachteten FFleifches gegenüber ber Behandlung bes von 
außen eingeführten Fleifches fein wird. Es liegt das 
namentlich im Punkte ber fogenannten Minberwerthigteit. 
Eine Minderwerthigleit bes Fleiſches kann nur beim 
Schlachten feftgeftellt werben und kann niemals nad): 
träglih in Bezug auf eingeführtes Fleiſch feitgeftellt 
werben. Inſofern wirb alfo, nachdem man in unferem 
Geſetze Maßregeln getroffen hat, daß das minberwerthige 
Fleiſch einer ganz beſonderen Prozedur beim Verkaufe 
unterworfen wird, wodurch es für das Publikum zu 
ganz niedrigen Preiſen zugänglich gemacht wird, trotz— 
dem man ſagt, der Geſundheit iſt es nicht ſchädlich, 
dieſe ganze Prozedur nur in Bezug auf das in— 
ländiſche geſchlachtete Vieh anwenden laſſen und 
bei dem, das von außen kommt, wird ſie ganz 
wegfallen; es kann infolge deſſen von außen minder: 
wertbiges Vieh ald vollwerthig in das Inland gebracht 
werben. Die Konfequenzen dieſer Maßregel werben ſich 
wahrſcheinlich auch noch darin ſchließlich fühlbar machen, 
daß die Verſicherungseinrichtung für die Viehbeſitzer ſo 
toſtſpielig für die Betheiligten fein wird, daß fie ſehr 
bald mit Klagen und Beſchwerden gegen dieſe Be— 
handlung hervortreten werden. Nur darauf hinzuweiſen, 
wollte ich mir heute erlauben; denn die Petition kann 
unmöglich Gelegenheit geben, ſchon jetzt zu verſuchen, 
das Geſetz zu ändern. Ich habe bie Ueberzeugung, daß 
jehr bald, nachdem das Geſetz ins Leben getreten fein 
wird, fich dies berausftellen wirb und daß die Regierung 





I. K. 7. Sigung, am 7. Dezember 1899. 


in irgend einer Weife mehr Gleichheit wird fchaffen 
möflen, (Sehr richtig!) 


Prüfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Begehrt der Herr Berichterftatter noch das Wort? — 
Ich ſchließe die Debatte und frage: 


„Bill die Kammer in Uebereinftimmung mit 
ihrer Deputation die Petition auf ſich be- 
ruhen laſſen?“ 


Einftimmig. 


Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages- 
ordnung angelangt. Ich beraume die nächſte Sigung 
an auf Dienstag, ben 12, Dezember, mittag 12 Uhr 
und fege auf die Tagesorbnung: 


1. Vortrag aus der Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

2, Bericht der vierten Deputation, bie Zuſammen⸗ 

ftelung ber während bes Landtags 1897/98 
von ben Kammern gefaßten Beſchlüſſe und ge- 
ftellten Anträge und der darauf erfolgten Er- 
Tedigungen und Entjchliegungen betreffend. 
(Drudjadhe Nr. 12.) 
Bericht der zweiten Deputation über das 
Königl. Dekret Nr. 17, bie Summariſche 
Ueberfiht ber Einnahmen und Ausgaben bei 
dem Domänenfonds in den Jahren 1897 und 
1898 betreffend. (Druckſache Nr, 13.) 


Bur Mitvollziefung des Protofolles lade ich ein 
Herrn Nittergutöbefiper Hempel und Excellenz Meuſel. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
zu verlefen, Geſchieht 

Billigen die Herren das Protokoll? — Ich erkläre 
dasſelbe für genehmigt und ſchließe die öffentliche 
Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 12 Uhr 49 Min, nachmittags.) 





Für bie Redaktion verantwortlich: Der Borftand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober: Regierungsrath 
Profeffor Heinrih Krieg. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von: B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poſt: am 12. Dezember 1899. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtag. 
I. Kammer. 





MB. Dresden, am 12. Dezember 1899. 








Achte öffentliche Sitzung der Erfien Sammer |den Tob entriffen worden ift: Herr Dr. Erufius ift in 

. s der Naht vom Freitag auf Sonnabend verſchieden. 

am 32. Dezember 1899, mittags 12 Uhr. Derfelbe ift in ber Blüthe feiner Jahre von uns ge— 

Inbalt: tiffen worden, und wenn berfelbe auch nur kurze Beit 

BE ae — em. | im unſerem Haufe geſeſſen hat, jo iſt es ihm doch ge— 

Mittheilung vom Hinfheiden des Kammermitglieds Mitter: fungen, wäßrend biefer Beit bie Yctung und Freund: 
qutsbeſitzers Dr. Erufius und Ehrung des Andentens des— (haft der Mitglied Giheben Sie fi 

jelben unter einmüthigem Erheben der Mitglieder von 7a ge > — ————— he he id), 

den Pläten. — Borlefung und Genehmigun ber Eläns bitte, und ehren Sie fein Andenken durch einen Augen— 


digen Ehrift auf das Nönigl. Delret Nr. 11. — | Pt fliller Sammlung. 


Regiftrandenvortrag Nr. 215 — 616. — Bericht der vierten (Die Mitglieder erheben ſich.) 
Deputation, die Zufammenftellung der während des Lands 
tags 1897/98 von den Kammern gefaßten Beſchlüſſe und Ich habe weiter hinzuzufügen, daß Herr von Watz— 


gefiellten Anträge und der darauf erfolzten Erledigungen | dorf: Störmthal die Güte gehabt hat, unjere Vertretung 
und Entſchließungen betr. (Drudjache Nr. 12) — Bericht | bei der Beiſetzung zu übernehmen. 
der zweiten Deputation über das Königl. Dekret Nr. 17, Ich möchte, ehe wir in die Tagesordnung eintreten, 
die Summarifche Ueberſicht ber Einnahmen und Ausgaben | noch bemerken, daß auf heute nachmittags '/,3 Uhr bie 
bei dem Domänenfonds in den Jahren 1897/98 betr. | Befihtigung des Freimaurerinſtituts angeſetzt war. 
(Drudjahe Nr. 13.) — Feſtſetzung ber Zeit und Tages: | Sollte niemand von den Herren gewillt fein, Hin: 
ordnung für die nächfte Sigung. — Vorleſung und Ge- | zugehen, jo würde ich es abtelephoniren; wenn aber 
nehmigung des Protofols über die heutige Sigung. einzelne Herren geneigt wären, jo würde es babei 
bleiben. Ich würde vielleicht diejenigen Herren, bie 
geneigt wären hinzugeben, bitten, ſich zu erheben. 


Präfibent: | (Ein Mitglied des Haufes erhebt fi.) 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerip, Erxcellenz. Entſchuldigt Haben ſich für Heute Herr Dr. 


iniftertifce: | Friederici wegen dringender Geſchäfte, Herr Geh, 

* —— Kommerzienrath Hultzſch wegen Erfältung, Herr Ober— 

Der Herr Staatsminiſter von Wagdorf, ſowie der | pürgermeifter Dr. Tröndlin wegen dringender Amts: 
Herr Regierungskommiſſar Geh. Finanzrath Leonhardi. geſchäfte und Herr Graf von Schönburg gleichfalls 





Anwejend 34 Rammermitglieder. | wegen Geſchäften. 
räfident: Meine Herren! Ich bitte, Ihre Plätze Es erfolgt nunmehr die Verlefung der Stänbifchen 
— — Schrift auf das Königl. Dekret Nr. 11, einen Geſetz— 
Geſchieht.) entwurf wegen der proviſoriſchen Forterhebung der 
Ich eröffne die öffentliche Sitzung. Steuern und Abgaben im Jahre 1900 betreffend, durch 


Ich habe die traurige Pflicht, dem hohen Haufe an Herrn Geh. Finanzrath a. D., Oberbürgermeifter Beutler, 
zuzeigen, baß uns wieder ein werthes Mitglied durch (Geichieht.) 
1.8. (1. Abonnement.) 10 
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Wird diefe Ständifhe Schrift genehmigt? — Ein: 
ftinmig. Sie hat in der Zweiten Sammer ausgelegen 
und wird nunmehr zum Abgange zu bringen fein. 

Den Vortrag aus der Regiftrande giebt uns Herr 
Setretär Thiele. 

(Nr. 215.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation über die Petition des Stiders Gottlieb 
Eijenfhmidt in Ranſpach, Schadenerſatzanſprüche betr. 

Prüäfident: Gebrudt, vertheilt und auf eine Tages» 
ordnung, 

(Rr. 216.) Schreiben des Königl. Meteorologiichen 
Injtituts zu Chemnig vom 2. Dezember 1899, M. J. R. A. 
Nr. 919, bei Ueberjendung von je 49 Exemplaren des 
Berichts für die Jahre 1896 und 1897 nebft Defaden: 
und Monatsbericht für 1898. 

Präfident: Bericht zu vertheilen, Dank zu Protokoll. 

(Nr. 217.) Petition bes Stadtraths und der Stadt: 
verordnieten zu Waldheim vom 1. Dezember 1899, be: 
treffend Erbauung einer normalfpurigen Eiſenbahn von 
Slöba, entlang des Bichopauthale® über Frankenberg, 

ittweida: Waldheim nad Staatsbahnhof Döbeln. 

Präfident: Druderemplare zu vertheilen; an bie 
zweite Deputation, 

(Nr. 218.) BProtofollertralt der Zweiten Kammer 
über die 14. öffentlihe Sigung vom 7. Dezember 1899, 
allgemeine Vorberathung über das König. Dekret Nr. 3, 
ben Entwurf eines allgemeinen Baugejeges für das 
Königreich Sachſen betr. 


Präfident: An die erſte Deputation. 


(Nr. 219.) Die Zweite Sammer überjendet 55 Drud: 
eremplare einer Petition des Kurvereins zu Bad Elfter, 
betreffend den Bau der ftaatlihen Willen dajelbft. 


Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 220.) Beichwerbe der Grundbefiger Paul Berger 
und Robert Waldbaur in Schönefeld vom 28. No- 
vember 1899 über das Königl. Minifterium bes Innern 
wegen Erlafjung gejegwidriger Bauvorſchriften. 

Präfident: Iſt auch bei der Zweiten Kammer ein: 
gegangen, fommt zunächft dort zur Berathung; an bie 
vierte Deputation, 

(Rr.221.) Schreiben bes Königl.Gefammtminifteriums 
vom 7. Dezember 1899, 238 L. R., die Wahl des ordent- 
lien Profeſſors der juriftiichen Fakultät, Geh. Rath 
Dr. jur. Wach, als Vertreter der Univerfität Leipzig für 
die Erjte Kammer der Ständeverfammlung betr. 


Prüfident: Zu verlejen. 
(Geſchieht.) 
(Nr. 222.) Petition der Stadträthe und Stadt: 


verordneten zu Rieja und Großenhain vom4. Dezember 1899, 
den Bau der weſtlichen Theilſtrecke der ſächſiſchen Nord: 


12. Dezember 1899. 


oftbahn von Rieſa über Zeithain, Großenhain nad 
Königsbrüd betr. 

Prüfident: Die Druderemplare zu vertheilen. An 
bie zweite Deputation. 


(Nr. 223.) Die Zweite Kammer überjenbet 55 Drud- 
eremplare einer Petition des Erzgebirgsvereins Halsbrücke 
und Umgegend um Erbauung einer Muldenthalftraße 
„Halsbrüde- Zolhaus Bieberftein”. 


Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 224.) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Betition des Gemeinderaths zu Eifenberg- Morigburg 
um Errichtung der Erziehungsanjtalt für blinde und 
ſchwachſinnige Kinder in ie Amar x. oder 
Wiedererrichtung bes früheren Amtsgerichts Morigburg. 


Präfident: Desgleihen zu vertheilen. 

(Nr. 225.) Betition des Komitees für das Eijen- 
bahn Projett Meiben:Riefa-Strehla in Riefa vom 1. De: 
zember 1899 um Erbauung diefer Eijenbahn. 

Präfident: Druderemplare find zu vertheilen; an 
die zweite Deputation. 

Nr. 226.) Petition des Gemeinderaths zu Copik 
a. d. Elbe und Genofjen vom 9. November 1899 wegen 


Weiterführung der von Lojhwig bis Pillnig geplanten 
eleftriichen Straßenbahn bis nad) Copitz und Pirna. 


Präfident: Druderemplare find zu vertheilen; an 
bie vierte Deputation. 


(Nr. 227.) Protofollertraft der Bweiten Kammer 
vom 8. Dezember 1899, Schlußberathung über ben münd— 
lichen Bericht über das Königl. Dekret Nr. 6, den Ent- 
wurf eines Gejeges, die Penſionsberechtigung der Nabel: 
arbeitsfehrerinnen betr. 

Präfident: Un bie erfte Deputation. 

(Nr. 228.) Desgleichen, Schlußberathung über den 
mündlichen Bericht der Beſchwerde- und Betitionsdepu: 


tation über die Petition des Stadtgutsbefigers Chriſtian 
Friedr. Günther in Kirchberg, Brandihädenvergütung betr. 

Präfident: Un bie vierte Deputation, 

(Nr. 229.) Petition des Tandwirthichaftlichen Vereins 
zu — Lauſigk um Einſtellung einer an— 
gemeſſenen Summe in den Staatshaushaltsetat zur För— 
derung des Obſtbaus. 

Präfident: Un die zweite Deputation; die Druck— 
eremplare zu vertheilen. 

(Nr. 230.) Betition des Borftands ber Landes: 
abtheilung „Königreih Sachſen“ der Deutſchen Adels— 
genoſſenſchaft zu Dresden vom November 1899, ben 
Erlaß eines Gejeges für Familien: Anwartichaften betr. 

Präfident: An die vierte Deputation; zu vertheilen, 


Nr. 231.) Unzeige der Frau Unna Erufius, geb. 


von Breitenbaud von dem am 8. d. M. erfolgten Ab: 


J. K. 8. Sigung, am 


feben ihres Gatten, des Herrn Rittergutöbefiherd Dr. 
Erufins, Mitglieds der Erjten Ständelammer. 


Bräfident: Bitte zu verlejen. 


(Gejchieht.) 

(Rr. 232 bis mit 245.) 14 Petitionen des Sauf- 
manns Mar Schmidt in Ehemnig und Genoſſen um Auf: 
bebung des Geſetzes vom 23. Mär; 1396, betreffend die 
ärztlichen Bezirksvereine. 

(Nr. 246 bis mit 608.) Konrad Bauer in Meerane 
überjendet 363 Petitionen desjelben Inhalte. 


(Nr. 609.) Petition des Privatmanns Heinric) 
Dieg in Leipzig vom 10. Dezember 1899, die Erhebung 
von Kirchenanlagen betr. 


Präfident: Dieje jämmtlihen Nummern kommen an 
die vierte Deputation. 


(Nr. 610.) Petition des Gewerbevereins zu Kamenz 
vom 9. Dezember 1399, Herftellung einer Eifenbahn von 
Weißenberg nad) Großenhain betr. 


Präfident; An die zweite Deputation. 


(Nr. 611.) Protofollertraft der Zweiten Kammer 
vom 11. Dezember 1899, Schlußberathung über ben 
mündiihen Bericht der Gejehgebungsdeputation über 
= Königl. Dekret Nr. 10, die Anlegung von Münbel- 
geld betr. 


Präfident: Un die erfte Deputation, 


(Nr. 612.) Desgleihen, Schlußberathung über den 
mändlihen Bericht ber Finanzdeputation B über Tit. 38 
des auferordentlichen Etats für 1900/01, Güterbahnhof 
Dresden Aitftabt betr. 

(Nr. 613.) Desgleichen über Tit. 39 des außer: 
ordentlichen Etats für 1900/01, Kohlenbahnhof Dresden: 
Altjtadt betr. 

(Nr. 614.) Desgleihen über Tit. 59 des außer: 
ordentlichen Etats für 1900/01, Herftellung von Signal: 
und Weichen: Sicherheitseinrihtungen auf Bahnhof 
Meuſelwitz betr. 

(Nr. 615.) Desgleichen über Tit. 90 des außer: 
ordentlichen Etats für 1900/01, bie Erweiterung bes 
Bahuhofes Rofig betr. 

Präfident: Diefe vier Nummern kommen an die 
meite Deputation, 

(Nr. 616.) Schreiben ber Wuffichtsraths des 
Dresdner Spar: und Bauvereind vom 11. Dezember 1899, 
Einladung der Herren Mitglieder zur Theilnahme an 
der Einweihung und Befichtigung des „Prinz Friedrich 
Auguft-Haufes” Mittwoh den 27. Dezember 1899, 
12 Uhr mittags. 

Präfident: Zu verleſen. 


(Geſchieht.) 
Der Dank zu Protokoll. Wer von den Herren es 
wũnſcht, kann ſich bei dieſer Beſichtigung betheiligen. 


12. Dezember 1899. 39 
Es war dies ber legte Gegenftand ber Regiftrande. 
Wir gehen über: „Zum Bericht ber vierten 

Deputation, bie Aufammenftellung der während 

des Landtags 1897/98 von den Kammern ge- 

faßten Beſchlüſſe und geftellten Anträge und 
der darauf erfolgten Erledigungen und Ent- 

Ihließungen betreffend.” (BDrudjahe Nr. 12.) 
Herr Kammerherr von Schönberg! 


Berichterftatter Kammerherr von Schönberg: Der 
Bericht liegt der hohen Kammer vor. Bon Seiten ber 
Deputation ift dazu nichts weiter zu bemerken, als daß 
die Unterlagen dazu von dem Nachfolger des verftorbenen 
Kanzleiraths Diehel in der bei dieſem gewohnten forg- 
fältigen Weiſe geliefert worben find. Die vierte Deputation 
bat fich in Uebereinftimmung mit früheren Vorgängen zu 
dem Antrage geeinigt: Die Kammer wolle vorliegende 
Bufammenftelung zur beliebigen Einfihtnahme für bie 
Herren Kammermitglieder vierzehn Tage lang in ber 
Kanzlei der Kammer auslegen und fobann, falls 
feinerlei Einwände erhoben werden follten, an bie 
Zweite Kammer abgeben. 

Präfident: Begehrt jemand das Wort hierzu? — 
Es ift nicht der Fall. Ich frage die Kammer, 

„ob fie dem eben referirten Antrage bei- 
tritt?” 
Einftimmig. 


Wir gehen über: „Zum Bericht ber zweiten 
Deputation über das Königl. Dekret Nr. 17, bie 
Summarifhe Ueberjiht der Einnahmen unb 
Ausgaben bei bem Domänenfonds in ben Jahren 
1897 und 1898 betreffend.” (Drudjade Nr, 13.) 

Herr Kammerherr Sahrer von Sahr! 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr: Das 
Königl. Dekret Nr. 17, über welches ich zu berichten 
habe, lautet folgendermaßen: 


(Wird verlejen.) 


Unter Nr. 13 Tiegt der hohen Kammer der gebrudte 
Bericht der Deputation vor. Aus diefem Berichte ift zu 
erjehen, daß während ber Jahre 1897 und 1898 bem 
Domänenfonds wiederum reichlihe Mittel und zwar 
bauptfählich durch Verlauf von Theilen des Sammer: 
guts Dftra zugefloffen find, und daß ferner der Ber: 
luft, den das Areal der ſächſiſchen Staatsforften 
während biejer beiden Jahre hauptſächlich durch Ber: 
fäufe an den Neichsmilitärfisfus erlitten hat, durch 
Erwerbungen reichlich wieder ausgeglichen worden ift, 
Ih habe dem Berichte nichts hinzuzufügen. Nur eins 


40 1.8. 8. Sigung, am 12. Dezember 1899. 





— was aber eigentlich felbftverftänblich ift — möchte Ich beraume die nächfte Sitzung, da unfere Tages» 
ih bemerken. Durch die Ständiſche Schrift vom | ordnung erfchöpft ift, auf Donnerstag den 14. Dezember 
18. Mai 1898 ift an die Königl. Staatsregierung das | 1899, mittags 12 Uhr an und fege auf die Tages: 
Erjuchen gerichtet worben „unbefchabet der im Land: ordnung: 

tage 1871/73 ertheilten Ermächtigung zur Veräußerung 1. Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
von Kammergütern und Weinbergen, in Zufunft bei der auf die Eingänge, 

Veräußerung von Grundftüden, deren Erlös in ben | 


Domänenfonds zu fließen hat, fofern bdiejelben von er: | 


to 


. Bericht der vierten Deputation, die Petition bes 


heblichem Umfange und Werthe find, und bei denen ins: Verbands fonbitionivender, approbirter Apotheter 
befondere für die SFeftftellung des Werths andere Um: | fächfifcher Staatsangehörigkeit und Regelung des 
ftände als der Ertrag, beifpielsweife ber Bebauungswerth in Apothelenkonzeſſionsweſens und Vermehrung der 


rage kommen, ſoweit dies ohne Nachtheil thunlich ift, | Apothefenanlagen im Verhältniſſe zur Bevölke— 
sn. der — — arg dd rungszahl ſowie bie Anſchlußpetitionen bes Stadt⸗ 
feitens der Königl. Staatsregierung ein folder Vorbehalt —* zu Döbeln und bes Gemeinberaths zu 
bisher mod) nicht geſtellt worben ift, fo beruht Dieß ſelſt. Lobtau betreffend. (Drudſache Nr. 15.) 
verſtändlich darauf, daß feit der Ständiſchen Schrift 2 3. Anzeige ber vierten Deputation über eine für 
| 





bezüglicher Fall überhaupt noch nicht vorgefommen: ift. unzuläffig erklärte Betition. (Drudfache Nr. 14.) 
Die Deputation beantragt: 
„Die Kammer wolle mit den in den Jahren 1897 
und 1898 vorgenommenen Veränderungen am 
Staategute fi einverftanden erklären und den— 
jelben, joweit folches verfafjungsmäßig nöthig, 
Genehmigung ertheilen.“ 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es J 


Zur Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein 
Herrn Kammerherrn Sahrer von Sahr und Herrn Ober: 
bürgermeifter Seil, 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 
zu verlefen. 


(Geſchieht durch Sekretär Kammerherrn Freiheren 
von Find.) 





nicht ber Fall. Ich frage die Kammer: 


„Tritt fie dem Antrage der zweiten Deputation, 4 
wie derſelbe foeben berichtet worden ift, bei?” Hat jemand gegen das Protokoll etwas einzuwenden? 
Einftimmig. 17 Es ift nicht der Fall. Ich erkläre basfelbe für ge- 


nehmigt und fchließe die öffentlihe Sitzung. 
Es ift die Antwort auf ein Königl, Drefret. Ber: | 9mig ſhieb — m 


zichtet die Königl. Staatsregierung auf namentliche Ab: | 
ftimmung? | 


(Staatsminifter von Watzdorf: Die Regierung verzichtet.) | 


(Schluß der Sikung 12 Uhr 40 Min. nachmittags.) 


Für die Mebaltion verantwortlich: Der Borftand des Königl. Stenogr. Inſtituts Ober-Regierungsrath 
Profeffor Heinrich Krieg. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresben. 


Letzte Abſendung zur Poft: am 14. Dezember 1899. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Dresden, am 14. Dezember 


1899. 





Neunte öffentlihe Sitzung der Erſten Kammer 
am 14. Dezember 1899, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Entfguldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 617 — 624. 
— Bericht der vierten Deputation, bie Petition des Ber: 
bandes Tonditionirender approbirter Apotheler ſächſiſcher 
Staatsangehörigkeit um Regelung des Apothelenlonzeſſions⸗ 
weſens und Vermehrung ber Apothefenanlagen im Ber- 
bältniffe zur Bevölkerungszahl fowie bie Anfchlußpetitionen 
des Stabtrathes zu Döbeln und des Gemeinderathes zu 
Lobtau betr. — Unzeige der vierten Deputation über bie 
für unzuläffig erflärte Petition des Gartengutsbefigers 
Eichler in Niederwintel bei Waldenburg. — Feſtſetzung 
der Zeit und Tagesordnung für die nächte Sitzung. — 
Vorlefung und Genehmigung des Protololls über bie 
heutige Sigung. 


Präfident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. 


Am Miniſtertiſche: 


Der Herr Staatöminifter von Mehzſch, ſowie bie 
derren Regierungstommiflare Geh. Rath Merz und 
Seh. Regierungsrath Dr. Forker-Schubauer. 

Anwejend 38 Kammermitglieber. 

Präfident: Ich bitte die Herren die Pläge ein- 
iunehmen. 

Ich eröffne die öffentliche Sigung. 

Entfhuldigt haben fich für Heute Herr Geh. Rath 
Dr. Wach wegen dringender Geſchäfte, Herr Oberbürger: 
meifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler aus gleichen 
Öründen. 

Den Bortrag aus der Regiftrande giebt Herr 
Freihert von Find. 
1.8. (1. Abonnement.) 


(Nr. 617.) Petition bes Privatmanns Heinrich 
Dieh in Leipzig, Uebelftände in der Nechtöpflege betr. 

(Nr. 618.) Direktorialbeſchluß der Zweiten Kammer 
vom 9. Dezember 1899 bei Ueberweifung der Petition 
der Hausbefigerin verw. Rehm in Oberfrinig, Gewährung 
einer Unterftügung für Hochwaſſerſchäden betr. 

Präfident: Beide Nummern an die vierte Deputation. 


(Nr. 619.) Betition des Nathes und der Stabt- 
verordneten zu Crimmitſchau, den Umbau des dortigen 
Umtsgerichtögebäubes betr. 

(Nr. 620.) Schreiben bes Königl. Finanzminifteriums 
vom 9. Dezember 1899, 2391 Eifenb.-Reg. A, bei Ueber: 
jendung von 3 Eremplaren eines Sonderabdruds aus der 
Beitfchrift des Vereines beutjcher Ingenieure, die Bahn- 
hofsanlagen in Dresden betr. 


Prüfident: An die zweite Deputation. 

En 621.) Die Zweite Kammer überjenbet Drud- 
eremplare einer Petition des Otto Günther in Plauen i.®,, 
die Gewährung von Schabenerjag in Höhe von 17,000 M. 
betreffend. 

Prüfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 622.) Unichlußpetition bes Gemeinderaths zu 
zu Trahau an bie Petition der fonbitionirenden appro« 
birten Apotheler, Regelung bes Apothetenkonzeffionswejens 
betreffen. 


BPräfident: An die vierte Deputation. 
(Nr. 623.) Petition des Kaufmännifchen Vereins v 
e 


Löbau um Erbauung einer Eijenbahn von Cunewa 
nad) Löbau. 


(Nr. 624.) BVrotofollertralt der Zweiten Kammer, 
allgemeine Borberathung über das Königl. Dekret Nr. 21, 
den Neubau bes Ständehaufes einjchließlih ber Neben: 
anlagen betr. 

Präfident: Beide Nummern an bie zweite Depu- 
tation. Wo Druderemplare find, find dieſelben zu ver: 
theilen. 

Wir gehen über zum „Bericht ber vierten 
Deputation, bie Betition des Verbandes kon— 
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ditionirender approbirter Apotheler ſächſiſcher 
Staatsangehörigkeit um Regelung bes Apotheken: 
tonzejjionswejensund Bermehrung ber Apotheken— 
anlagen im Berhältnifje zur Bevölkerungszahl, 
fowie die Anjchlußpetitionen des Stadtrathes 
zu Döbeln und bed Gemeinderathes zu Löbtau 
betreffend.” (Drudjadhe Nr. 15.) 


Der Berichterftatter, Se. Excellenz Meufel, wird den 
Vortrag erftatten. 


Berichterftatter Wirkt. Geh. Rath Meuſel: Sowohl 
bie Petition des Verbandes fonditionirender approbirter 
Apotheker ſächſiſcher Staatsangehörigkeit als auch ber 
von ber vierten Deputation darüber erftattete fchriftliche 
Bericht befinden fich in Ihrer Hand. Ich geftatte mir 
daher im allgemeinen darauf Bezug zu nehmen und nur 
nod folgendes herauszuheben: 

Die Petition leitet ihre Berechtigung daraus ber, 
daß die Standesverhältniffe der nichtbefigenden approbirten 
Apotheker jehr ungünftige feien. Infolge ber hohen 
Apothetenpreife jei e8 ben minder bemittelten Apothekern 
faft unmöglih, durch Ankauf einer der beitehenden 
Upotheten zur felbjtändigen Ausübung ihres Berufs zu 
gelangen. Sie feien alfo in der Hauptfahe nur auf 
Neukonzeffionen angewiefen. Dieje ftehen aber weder 
zu ber großen Zahl der Konzeffionsanmwärter noch zu 
dem Bevölkerungszuwachs im Verhältnifie, und es ſei 
bahin gefommen, daß bie beftehenden Apotheken infolge 
des zu weitgehenden Schußes zu Spefulationsobjekten 
benugt würden. 

Insbefondere wird in der Petition ausgeführt, daß 
im Königreihe Sadjen feit 1870 bie Vermehrung ber 
Apothelen gegenüber dem Bevölkerungszuwachs nicht 
fortgejchritten, ſondern zurüdgeblieben fei, indem im 
Jahre 1870 die Durchſchnittseinwohnerzahl für eine 
Upothefe 11,272 betragen habe, gegenwärtig aber unter 
Zugrundelegung einer Einwohnerzahl von rund vier 
Millionen fid) etwa auf 13,500 belaufe, eine Angabe, 
die, wie gleich hier bemerkt jein mag, durch die von ber 
Regierung überreichte Ueberfiht über den Stand ber 
Apotheten in den Jahren 1871, 1876 und 1899 im 
wefentlichen ihre Beftätigung findet. 

Gerichtet ift die Petition auf eine ſyſtematiſche 
Regelung bes Apothekenkonzeſſionsweſens, fie ftellt dafür 
gewiffe Grundzüge auf, nad) denen fie dieſe Regelung 
bewirkt zu jehen wünjcht und ftrebt dabei insbejondere 
die Aufftelung einer Normalbevölferungszahl von 10,000 
für eine Apothefe, jowie das Einhalten feiter Regeln 
für die Berückſichtigung der Bewerber und die Behand: 
lung der fogenannten Erclufiveprivilegien an. 


1.8. 9. Sigung, am 14. Dezember 1899. 





Diejer Petition find der Stabtrath zu Döbeln und 
ber Gemeinderath zu Löbtau mittel8 befonberer Eingaben 
beigetreten, in denen fie zwar auf die bei ihnen ein- 
ſchlagenden, für eine Vermehrung der Apotheken jprechenden 
Verhältniſſe Hinweifen, bejondere Anträge für fid) aber 
nit ftellen. Es find alfo reine AUnjchlußpetitionen. 

Die Königl. Staatöregierung hat bei der mit ihr 
feitens der Deputation ftattgefundenen Vernehmung unter 
Darlegung der von ihr in ber lepten Zeit bei der Er: 
richtung von Apothelen und dem Webergange berjelben 
in andere Hände beobachteten Grunbjäge zwar bas Be— 
bürfnig nad einer fortfchreitenden Vermehrung ber 
Apotheken anerkannt, dabei aber erklärt, daß jo jchab- 
fonenmäßig, wie die Gejuchiteller es wünſchen, dabei 
nicht verfahren werben könne, daß vielmehr auf bie 
Verhältnifje der einzelnen Orte Nüdfiht genommen 
werben müfje und bei der Verfchiedenheit der Verhält- 
nifje nur von Fall zu Fall wegen Ertheilung ber Ge- 
nehmigung zur Errichtung einer Apothele Entſchließung 
gefaßt werden könne. Sie hat ferner erflärt, daß bei 
mehreren Bewerbern das Dienftalter nicht allein ben 
Ausihlag für die Berüdfichtigung geben könne, ſondern 

auch nod; andere Verhältniffe, namentlich die Tüchtigkeit 
bes Bewerbers mit berüdfichtigt werben müſſen, fie hat 
aber die thunlichſte Berüdfihtigung des Dienftalters in 
Ausficht geftellt. Endlich hat fie fi) dahin ausgefprochen, 
daß eine allgemeine Regelung der frage wegen ber Be- 
feitigung von Widerjprüchen feiten® der Befiger von mit 
Erflufivprivileg ausgeftatteten Apotheken nur im Gejeß: 
gebungswege möglich fein werbe und auf Befragen dabei 
bemerft, daß ſchon ſeit längerer Zeit eine reichsgeſetz— 
liche Negelung der Angelegenheit in Vorbereitung be— 
| griffen ſei. 

Ihre Deputation hat den Grundſätzen, von welchen 
die Regierung bei der Ertheilung der Genehmigung zur 
Errichtung oder Uebernahme einer Apotheke ſeither aus— 
gegangen iſt, im allgemeinen ihre Billigung nicht ver— 
ſagen können. Sie hat auch anerkennen müſſen, daß 
ſich die Entſchließung wegen Errichtung neuer Apotheken 
nicht an jo fefte Regeln binden lafje, wie die Geſuch— 
fteller e8 wünjchen, daß vielmehr bei der Verfchiedenheit 
der einſchlagenden Verhältniffe, namentlich) auch der Ver— 
fchiebenheit der Verhältniffe in den größeren Städten 
und ihren Vororten von denen des platten Landes ber 
Regierung eine gewiſſe Bewegungsfreiheit gewahrt bleiben 
müſſe. Die Deputation hat ferner anzuerkennen, daß die 
Frage der Bejeitigung der Exkluſivprivilegien und der dafür 
zu gewährenden Entihädigung nur im Geſetzgebungswege 
endgültig erledigt werden kann — bisher ift befanntlich 
im Wege ber Verhandlung darüber hinweggefommen 
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worden — unb fie ift der Anficht, daß wenigſtens für | Präfident: Wünjcht jemand dad Wort? — Es ijt 
jet, ba für eine reichögefegliche Regelung feit längerer | nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 

Zeit Vorarbeiten im Gange ſind, auf eine landesgeſet „Tritt ſie dem Antrage der Deputation bei, 
lie Regelung nicht zuzufommen fein wird. Sie hat pie Betition ber Regierung zur Kenntnißnahme 
aber andererjeits fih dem Eindrucke nicht entziehen zu überweifen?“ 

fönnen, daß die Vermehrung ber Apotheken in etwas 
zu langjamem Tempo erfolgt und bat namentlich nicht \ , 
einzujehen vermocht, warum die Zahl der Apotheken im Es hat nunmehr noch zu erfolgen die „Anzeige 
Verhäliniſſe zur Bevölferungsziffer des Landes, zumal bei der vierten Deputation über eine für unzuläſſig 
dem hohen Verkaufswerthe der Apotheken, jeht eine wefent: |du erflärende Petition.“ 


lich niedrigere fein joll, als fie im Jahre 1870 gewejen ift. | Berichterftatter Kammerherr bon Schönberg: Namens 
Es würbe baher nad) der Anſicht der Deputation ebenfo: | per vierten Deputation beehre id) mic) ber Hohen Kammer 
wohl im Intereſſe der Bevöllerung, als im Intereſſe der anzuzeigen, daß die Petition des Gartengutsbeſitzers 
Geſuchſteller liegen, wenn das Verhältniß, in welchem garl Eichler in Niederwinkel bei Waldenburg, eine 
die Zaht der Apothelen zur Bevöllerungsziffer ſteht, Prozeßſache betreffend, auf Grund von $ 23e der Land— 
etwas günftiger, als es jegt ber Fall ift, geftaltet und | agsordnung, weil nicht zum Wirkungsfreife der Stände 
bemgemäß mit der Vermehrung ber Upothelen, der Zu— gehörig, für unzuläffig zu erflären ift. 
nahme ber Bevölkerung entſprechend, etwas rafcher vor- | i RERT 
gegangen würde. Außerdem legt die Deputation Werth | Präfident: E3 Hat Hierbei fein Bewenden. 
darauf, daß, wie die Gejuchiteller wünfchen, eine öffentliche | Ich beraume die nächſte Sitzung auf Montag, ben 
Ausſchreibung der zu ertheilenden Upothefentonzeifionen | 18. Dezember 1899, mittags 12 Uhr an und fege auf 
ertolge, und daß das Dienftalter der Bewerber, wie dies die Tagesorbnung: 
die Regierung bereits in Ausficht geftellt Hat, thunlichſt 1. Vortrag aus ber Regiſtrande und Beſchlüſſe 
berkdfichtigt werbe. . | auf die Eingänge. 
— Grmögungen autgehend beantragt Ihre 2. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition bes Stickers 
Gottlieb Eifenfhmibt in Ranſpach, Schaden: 
erfaganfprüche betreffend. (Druckſache Nr. 16.) 


Ich möchte hierzu noch befonders bemerken, daß Bur ‚Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein 
innerhalb der Deputation auch die Frage auftauchte, ob | Herrn Nittergutsbefiger von Herder und Herrn Ober- 
man nicht noch einen Schritt weitergehen und die Petition | bürgermeifter Dr. Bed, 4 j 
der Megierung zur Erwägung überweifen jolle. Die | Der Herr Brototollführer ift bereit, das Protokoll 
Deputation hielt dies aber ſchon um deswillen nicht für zu verlefen. 
richtig, weil die Petition auf eine ftreng ſyſtematiſche (Gefchieht durch Sekretär Bürgermeifter Thiele.) 
Regelung des Apothelenlonzeſſionsweſens gerichtet ift und Sind die Herren mit dem Protofolle einverftanden ? — 
eine derartige Regelung von ihr nach dem zuvor von Ih erfläre dasjelbe für genehmigt und ſchließe bie 
mir Ausgeführten nicht gutgeheißen werben konnte. Ich | öffentliche Sitzung. 
geftatte mir, namens der Deputation, die Annahme des 
geftellten Antrages zu empfehlen. (Schluß der Sitzung 12 Uhr 35 Min. nachmittags.) 


Einftimmig. 











„Die Kammer wolle beichliegen, die Petition 
nebft Unfchlußpetitonen der Megierung zur 
Kenntnißnahme zu überweiſen.“ 





' 





Für die Redaktion verantwortli: Der Borftand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober: Regierungsrath 
Profeſſor Heinrih Krieg. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Leizte Abſendung zur Poſt: am 18. Dezember 1899. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


I. Kammer. 





#10. 


Dresden, am 18. Dezember 


1899. 





Sehnte öffentliche Sitzung der Erfien Sammer | 
am 18. Dezember 1899, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: | 


Entſchuldigung. — Unkündigung von ber Abhaltung einer 
geheimen Situng nah Schluß der heutigen öffentlichen 
Sigung. — Regiftrandenvortrag Nr. 625 —647. — Un: 
trag zum münblichen Berichte ber vierten Deputation 
über die Petition des Stiderd Gottlieb Eiſenſchmidt in 
Ranſpach, Schadenerfaganfprüche betr. — Feitjegung ber 
Zeit und Tagesordnung für die nächſte Situng. — Vor: 
lefung und Genehmigung des Protofolls über die heutige 
Sigung. 


Bräfident: 
Wirtl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Grcellen;. | 


Am Miniftertifche: 

Der Herr Staatsminifter Edler von der Planitz, 
fowie der Herr Regierungstommiffar Geh. Rath Kirſch. 

Anmejend 40 Kammermitglieber, 

Präfident: Meine Herren! Ich eröffne die öffentliche | 
Sitzung. | 

Entichuldigt Hat fi für Heute Herr Oberbürger: 
meifter Dr. Schroeder wegen unaufſchiebbarer Amts— 


geihäfte. 
Ich Habe zunächſt die Herren zu bitten, nachher 
zu einer geheimen Sitzung bier bleiben zu wollen. 





| 
N 











(Nr. 626.) Petition des Johann Friedrich Richter 
in Löbtau, einen Mechtsftreit betr. 


Präfident: An bie vierte Deputation. 


(Rr. 627.) Petition der Sächſiſchen Bodenkredit⸗ 
anftalt zu Dresden, das Königl. Dekret Nr. 10, die An: 
legung von Mündelgeld betr. 


Präfident: An die erfte Deputation, 


(Nr. 628.) Schreiben des Königl.Gefammtminifteriums 
vom 14. Dezember 1899, 244 &.-R., Mitteilung von 
ber Wahl bes ——— errn Hans Freiherrn 
von Könneritz auf Erdmannsdorf zum Mitgliede der 
Erſten Kammer. 


Präfident: Bitte zu verleſen. 
Sekretär Thiele (Lieft): 
Dresden, 14. Dezember 1899. 


n 
das Direktorium der Erjten Kammer 


der Ständeverjammlung. 

Dem Direltorium der Erjten Kammer beehrt fich 
dad Gejammtminifterium ergebenft mitzutheilen, daß 
von den Befigern der Nittergüter und anderen größeren 
ländlichen Gütern im erzgebirgiichen Kreife an Stelle 
bes verftorbenen Rittergutsbefigers Wede auf Schön- 
feld und Wieja der Mittergutsbefiger Hans Freiherr 
von SKönnerik auf Erbmannsdorf zum Abgeordneten 
ber Erften Kammer der Stänbeverfjammlung gewählt 
und ihm eine Miffive zugeftellt worden ift. 


Gejammtminijterium. 
Schurig.“ 
(Nr. 629.) Petition des Guſtav Schade und Ge— 


Den Vortrag aus der Regiſtrande giebt Herr noſſen in Sebnitz, den Bahnhofsumbau in Sebnig betr. 


Sefretär Thiele, 


(Nr. 625.) Bericht der vierten Deputation über bie 
Petition bed Kaufmanns Arthur Spranger in Chemnik 
und Genofjen um Aufhebung beziehentlic, Abänderung des 
Geſetzes, betreffend die ärztlichen Bezirksvereine, vom 
23. März; 1896. | 

Präfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 

1.8. (1. Abonnement.) 





Präfident: An die zweite Deputation. 
(Nr. 630.) Petition des Ausſchuſſes zur Wahrung 


der Interefien Bornas betreffs ber Errichtung eines Amts» 
gerichts in Rötha gegen die Beichräntung des Ymts- 
gerichtsbezirls Borna, 


Präfident: Desgleichen. 


en 
bo 
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(Nr. 631.) Die Zweite Kammer überreicht 55 Drud: 
eremplare einer Petition bes Komitees zur Erlangung 
einer Bahnverbindung in Mittelmeigsborf ıc. um Her: 
ftellung einer Eifenbahn von Hirfchfelde nad) Weigsdorf. 


Präfident: Zu vertheilen. 

(Nr. 632.) Untrag zum mündlichen Berichte der 
weiten Deputation über Kap. 27 und 28 des Staats- 
—— für 1900/01, auf den Staatskaſſen ruhende 
Jahresrenten und Ablöfung der dem Domänenetat nicht 
angehörigen Laſten jowie Abfindungszahlungen bei Rechts— 
ftreitigkeiien betr. 

BPräfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 


(Nr. 633.) Bericht der erften Deputation über das 
Königl. Dekret Nr. 10, den Entwurf eines Geſetzes, die 
Unlegung von Mündelgeld betr, 


Prüäfident: Desgleihen auf eine Tagesordnung. 

(Nr. 634.) Petition des Gemeinbevorftands Räte in 
Demip-Thumig und Genofien um Verlegung der ge 
planten todten Kurve Schmölln- Schönbrunn: Burfau über 
Demip. 

Präfident: An die zweite Deputation. 

(Nr. 635.) Petition des Gemeinderaths zu Wilkau 
um Errichtung eines Amtsgerichtes in Wilfau. 

Präfident: Druderemplare zu vertheilen, an bie 
zweite Deputation. 

(Nr. 636.) Petition bes G. Fell in Leipzig-Plagwitz 
und Genofjen wegen der Sonbergewerbefteuer für Konjum: 
Bereine ıc. 

Präfident: Un die vierte Deputation. 

(Nr. 637.) Die Zweite Kammer überfenbet 15 Drud- 
eremplare einer Petition ber Gebrüder Am Ende und 
Genrofjen, Erbauung reip. Umwandlung bes Haltepunftes 
Döbeln in eine Güterhalteftelle betr. 

Präfident; Soweit der Vorrath reicht, zu vertheilen, 

(Nr. 638.) Anſchlußpetition des Bauvereins zur 
Beihaffung preiswerther Wohnungen in Leivzig, E. ©. 
m. b. 9., an die Petition des Aufſichtsraths des Dresdner 
Spar- und Bauvereins, E. ©. m. b. 9, um ftaatliche 
Unterftügung. 

Präfident: An die vierte Deputation. 

(Ne. 639.) Schreiben des König. Gelammt- 
minifteriums vom 15. Dezember 1899, 246 2.-R., das 
am 8. bs. Mis. erfolgte Ableben des Mitglieds ber 
Erften Kammer, Herrn Rittergutsbefiger Dr. Erufius betr. 


Präfident: Bu verlejen. 
Geſchieht) 
(Nr. 640.) Protokollextrakt der Zweiten Kammer be 


treffend Hauptvorberathung über das Königl. Dekret Nr. 16, 
Berwaltungsrechtöpflege ıc. betr. 


Präfident: An die erfte Deputation. 


I... 10. Sigung, am 18. Dezember 1899. 








(Nr. 641.) Die Zweite Kammer überfendet 45 Druck⸗ 
eremplare einer Petition des Komitees für eine Eifenbahn 
von Thum nad; Meinersdorf um Bewilligung der Mittel 
für diefe Bahn. 

Präfident: Zu vertheilen, 

(Rr.642.) Desgleichen 10 Druderemplareeiner Petition 
der Stadtgemeinde zu Liebftadt und Genofjen um ben 
Bau einer Eifenbahn dur das Geibewigthal bis Lieb: 
ſtadt bezw. Landesgrenze. 

Präfident: Soweit ber Borrath reicht, zu vertheilen. 

(Rr.643.) Desgleichen 55 Druderemplare einer Petition 
der etatmäßigen Forftaflefforen um Verbeſſerung ihrer Ge— 
haltsverhältnifje. 

(Nr. 644.) Desgleichen einer Petition des Gemeinde- 
raths zu Bärenftein und Genofien, die Erbauung einer 
volljpurigen Nebenbahn Weipert: Bärenftein-tönigswalde- 
Geyersdorf-Woltenftein betr. 

(Nr. 645.) Desgleichen einer Petition des Stadtraths 
und der Stadtverordneten zu Reichenbach i.B. um Her: 


| ftellung einer Eifenbahnverbindung Mylau-Greiz. 


(Nr.646.) Desgleihen einer Petition der Gemeinde: 
räthe Kemtau und Eibenberg, die Errichtung einer Per- 
fonenbalteftelle in Eibenberg-Kemtau betr. 

Präfident: Sämmtlihe Nummern an die zweite 
Deputation, auch zu vertheilen. 

(Nr. 647.) Petition des Gemeinderaths zu Thal- 
heim im Erzgeb, um Errichtung eines Amtsgerichts in 
Thalheim. 


Präfident: Un die zweite Deputation. 


Meine Herren! Es war dies bie legte Nummer 
der Regiftrande. Wir gehen über zum zweiten Gegen- 
ftande: „Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation über die Petition des 
Stiderd Gottlieb Eijenfhmidt in Ranſpach, 
Schadenerſatzanſprüche betreffend.“ (Druckſache 
Ne. 16). GVergl. M. M. K. S.172jlg) 

Berichterſtatter Herr Dr. von Wächter. 


Berichterſtatter Dr. von Wächter: Der Sticker Gott: 
lieb Eiſenſchmidt in Ranſpach im Vogtlande wendet ſich 
an die hohe Kammer mit der Bitte, ſie möchte ſeine 
Petition der Staatsregierung zur Berückſichtigung über— 
weiſen, damit ihm aus Staatsmitteln eine angemeſſene 
Unterſtützung gewährt werde. Der Sticker Eiſenſchmidt 
hat im Jahre 1889 einem Freunde 600 M. geliehen. 
Er hat zu dieſem Zwecke, um dem Freunde das Geld 
leihen zu können, ſelbſt eine Anleihe aufnehmen müſſen 
und hat nach kurzer Zeit dieſes Geld wieder zurück— 
zahlen ſollen. Er kam dadurch in Verlegenheit und hat 
ſeinen Freund wiederholt erinnert, er ſolle ihm das Geld 
doch aushändigen. Schließlich hat ihm der Freund von 
dieſen 600 M. 510 ausgehändigt, iſt aber bald darauf 
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in Konfurs gekommen, und der Stider ift in ben Ber: |an biejer Stelle vor Ihnen erörtert worden waren; der 
dacht gefommen, daß er ungerecdhtfertigt aus der Ktonfurs- | Berichterftatter war ber leider verftorbene Herr Dr. Erufius. 
maſſe diejes Geld erhalten hätte. Der Stider wurde | Es ift eine grobe Verfchuldung oder Fahrläſſigkeit eines 
fogar verhaftet wegen Beihülfe zu betrüglichem Bankerutte Staatsbeamten in diefer Sache nicht nachzuweiſen und 
und wurbe längere Zeit in Haft gehalten, da der freund | deshalb kann die Kammer doch nicht die Hohe Staats: 
ausgefagt hatte, ber Eiſenſchmidt hätte ihm felbjt am die | regierung veranlaffen, eine Geldentſchädigung eintreten 
Hand gegeben, er jolle feine Sachen verfaufen, einzelne | zu laſſen. Außerdem, wenn je der Rechtsanwalt Peltas- 
Gläubiger bezahlen von dem Gelbe und das übrige | john über feine Befugniffe hinausgegangen fein follte, 
anderweit verwenden. Die Haft dauerte 3", Wochen, | jo dürfte die Kammer für diefe Beurtheilung nicht zu— 
und während dieſer Zeit ging natürlich das Gejchäft des | ftändig fein, da die Sache im Rechtswege erledigt ift, 
Eiſenſchmidt zurüd, und wurbe er auch während diefer | Ihre Deputation kommt daher zu dem Entſchluſſe, ge— 
Zeit von einem Rechtsanwalte Peltasjohn in Plauen | meinfam mit dem Votum der Zweiten Kammer, in 
eines Tages ind PVerhörzimmer gerufen und dort vers | welcher diefe Petition ſchon verhandelt worden ift, die 
anlaft, eine Unterjchrift zu geben unter ein Papier, | Angelegenheit auf fich beruhen zu laffen. 
deſſen Inhalt er gar nicht gekannt haben ſoll Er will Präſident: Wünſcht jemand das Wort? — Das iſt 
geiſtig ſo deprimirt geweſen ſein, daß er einfach ins nicht der Fall. 
Blaue hinein, als der Rechtsanwalt etwas heftig in ihn | . R 
hineingeredet hat, bie Sache unterfchrieb. Nachher wurde| „Zritt die Kammer dem Antrage ber Depu- 
auf Grund diefer Unterſchrift feine Stickmaſchine ver; tatton, a berjelbe eben beridtet worden 
fauft im öffentlichen Ausjchreiben, um das zurücbezahlte ift, beit 
Geld wieder der Maffe zu erfegen, e8 wurde ein ſehr  Einftimmig. 
geringer Erlös erzielt, und er war dadurch auch wieder | Meine Herren! Ich beraume die nächſte Sitzung 
in große Schwierigkeiten gefommen, als er nad Haufe | auf morgen Mittag 12 Uhr und fege auf die Tages: 
fam, nachdem er wegen Mangel an Beweijen aus der | ordnung: 


Unterfuhungshaft entlafien worden war, Eijenjchmibt | 1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe 
mußte fein Hausgrundftücd mit Hypotheken befaften, fam | auf die Eingänge. 

in jeinen Verhältniſſen zurücd und beziffert feinen ganzen | F i nes — 
Verluſt auf ungefähr 2000 M. Er hat einen Prozeß gegen | 2. Bericht der erjten Deputation über das Königl. 


diefen Rechtsanwalt Peltasfohn wegen Schadenerfat an- Dekret Nr. 10, ben Entwurf eines Geſetzes, bie 


geftrengt, diefen Prozeß hat er aber in fämmtlichen Anlegung von Mündelgeld betreffend. (Drud- 
Inftanzen verloren, und nun fommt er an die Kammern, ſache Nr. 19.) 

fie möchten ihm da zu einer entjprechenden Entſchädigung | Ich bemerfe beiläufig, da nächften Mittwoch wieder 
verhelfen. Er giebt an, es habe jeinerzeit jchon Se. | eine wahrſcheinlich längere Sitzung hier ftatthaben wird, 
Majeftät der König ihm aus Allerhöchſter Gnade in welcher bie jogenannte Etatsberathung ftattfindet, 
200 M. gewährt, und im vorigen Jahre ift ihm auch Zur Vollziehung des Protokolls lade ich ein Herrn 
vom Königl. Juftizminifterium ein Betrag von 100 M. | Kammerherrn von Schönberg und Herrn Oberbürger- 
gewährt worden. Schon vor zwei Jahren fam er mit | meifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler. 

diefer Petition an die Kammern, und ift damals von Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 
beiden Kammern bie Petition auf fich beruhen gelafjen ; zu verlefen. 

worden. Jetzt fommt er noch einmal mit dieſer Petition | (Gejchieht durch Freiheren von Find.) 

und bittet, wegen biefer unſchuldig erlittenen Unter: ; ® rototoll? — Es i 
ſucungshaft pi feinen —— inrüdgegangents * — — 9 Kar * 
mögensverhältniſſen möchte man doch ſeiner Bitte Gehör öffenttiche Sibing 

geben. Er bringt aber gar nichts Neues bei in der 
Petition außer den Sachen, die ſchon vor zwei Jahren! (Schluß der Sitzung 12 Uhr 30 Min. nachmittags.) 





Für die Redaktion verantwortlih: Der Borftand des Königl. Stenogr. Juftituts Ober: Regierungsrath 
Profeffor Heinrih Krieg. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poft: am 23. Dezember 1899. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 








I. Kammer. 
N 11. Dresden, am 19. Dezember 1899. 
Elite öffentlihe Situng der Erften Kammer Auh Sie haben wohl fhon einen Verfafjungseib 
am 19. Dezember 1899, mittags 12 Uhr. geleiftet, und ich brauche Sie wohl nit noch einmal 
auf die Wichtigkeit diefer feierlihen Handlung ganz be- 
Inbalt: fonder8 aufmerffam zu machen. Ich bitte daher, bie 


Entſchuldigung. — Anzeige vom Eintritte bes Freiherrn von Hand zu erheben und mir ben Eid nachzuſprechen 
Könnerig als neues Kammermitglied und befien eibliche | (Das Haus erhebt fich bei ber Eibleiftung des Freiherrn 
Verpflichtung. — Regiftranbenvortrag Nr. 648 — 657. — von Könneritz.) 

Beriht der erften Deputation über das Königl. Dekret | i . 

Nr. 10, den Entwurf eines Geſetzes, die Unlegung von Den — aus ber Regiſtrande Hat Herr Frei⸗ 
Mündelgelb beir. — Feſtſetzung ber Zeit und Tages: herr SE — ben ba Rönigl. Ge R 

dn är bie nä Sikuna. -— Borl d Ge: 1.648.) Schreiben bes Königl. Gefammtminifteriums 

erg —— —— Ferien ‚dom 16. Dezember 1899, 247 &-R., bei Ueberfendung 

j bes Allerhöchſten Dekrets, den Entwurf eines Gejehes, 

die Bwangsvollftredung in das unbeweglihe Vermögen 

EN | betreffend. 
praſidium: Präfident: An die erſte Deputation. 

ee a en —* BERN —— (Nr. 649.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
ftellvertretungsweife Vizepräfident von Zezſchwitz. yierten Deputation, betreffend die Petition bes Holz- 

tal ein ichleifereibefigers Chriftian Gottlob Laudner in Rübenau 
Um Miniftertifche: um Gewährung einer Entihädigung. 
Die Herren Staatsminifter Dr. Schurig und von Präfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 

Mepich, fowie die Herren Regierungslommifjare Geh. (Mr. 650.) Desglei ; f 

\ | . 650. gleichen, betreffend bie Petition bes 

Rath Dr. Vodel, Geh. Juftizrath Dr. Börner und | Müpienbefigers Wähle in Schöna um Gewährung einer 

Geh. Regierungsrat Steglich. | Staatöbeipülfe für Waſſerſchäden. 

itafi (Nr. 651.) Desgleihen, betreffend die Petition bes 

Anweſend oo Remmermtglieher. Schneidemühlenbeſitzers Zſchaler I Schöna um - 
Präfident: Meine Herren! Ich bitte Ihre Pläge | währung einer Staatsbeihülfe für Waſſerſchäden. 

einzunehmen. Ich eröffne bie öffentliche Sitzung. (Nr. 652.) Desgleichen, betreffend die Petition der 

Entſchuldigt Hat ſich Herr Oberhofprediger Gemeinderäthe zu öna und Reinhardtsdorf um Ge— 


’ , i währung einer Staatöbeihülfe für Waſſerſchäden. 
D. Adermann für die heutige und die morgende Sitzung. 9 * 653.) Deögleihen, betreffend die Petition des 
Ich habe zunachſt dem Hohen Haufe anzuzeigen, daß Gemeinderath® zu Krumbermersdorf um Gewährung 


der Herr Freiherr von Könnerig, welcher von dem erz: | einer anderweiten Staatsbeihülfe für Wafjerfchäden. 
gebirgiichen größeren Orundbefige in unfere Körperidjaft BPräfident: Diefe ſämmtlichen Nummern fommen auf 
beputirt worden ift, eingetreten ift. Ich werbe dem— eine Tagesorbuung, 


(be ächſt ben ® 8eib ab £ bitt 
—— — —* 654.) Protolollextralt der Zweiten Kammer, 
Geſchieht.) betreffend Schiußberathung über den mündlichen Berichi 
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auf das König. Dekret Nr. 21, Neubau des Ständehaufes 
einjchließlich der Nebenanlagen betr. 

(Nr. 655.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über den jchriftlichen Bericht der TFinangdeputation A 
über Tit. 10 des auferordentlihen Etats, Grundftüds: 
erwerbung für die zu errichtende Kreishautpmannjcaft 
Chemnitz ꝛc. betr. 

BPräfident: Beide Nummern an die zweite Des 
putation, 

(Nr. 656.) Desgleichen, betreffend Echlußberathung 
über den fchriftlichen Bericht der Gefekgebungsveputation 
über das Königl. Dekret Nr. 5, Abänderung bes Organi- 
fationsgejeßes vom 21. April 1873 betr. 


BPräftdent: An die erfte Deputation. 


(Nr. 657.) Deegleichen, betreffend allgemeine Bor: 
berathung über bas König. Dekret Nr. 23, Yanbesbrand- 
verficherungsanftaltsetat für 1900 und 1901 betr. 


Präfident: Un bie zweite Deputation. 


Wir gehen über zu bem zweiten Gegenftanbe: 
„Bericht ber erften Deputation über das Königl. 
Dekret Nr. 10, den Entwurf eines Geſetzes, bie 
Anlegung von Mündelgeld betreffend.” (Drud: 
fahe Nr. 19.) 

(Vergl. M. II.R.S. 132 ff. u. 248 ff.) 


Ih bitte den Herrn Vizepräfidenten das Präfidium 
zu übernehmen. WBerichterftatter ift Herr von Trebra— 
Lindenau. 

(Vizepräſident von Zezſchwitz übernimmt 
ben Vorſitz.) 


Berichterſtatter von Trebra⸗Lindenau: Ich habe bie 
Ehre, über das Königl. Dekret Nr. 10 zu berichten. 


Dasjelbe lautet: (Wird verlefen.) 


Ich Habe zunächſt zu dem Berichte etwas Meußerliches 
zu bemerken, Es muß in den Unträgen auf ber lebten 
Seite bei $ 1 unter 2 die landftändifche Bank mit 
Heinem „I gejchrieben werden und ebenjo ber erbländijche 
ritterfchaftliche Kreditverein mit kleinem „e“. Es iſt das 
Gepflogenheit. Außerdem bemerfe ich, daß in demfelben 
Abſatze im Worte Königreich das „e” fehlt. 

Noch Habe ich zu referiren über eine Petition, welche 
eingegangen ift, nachdem ber Bericht ſchon fertiggeftellt 
war, Die Petition geht aus von der Sächſiſchen Boben- 
frebitanftalt, und das Petitum lautet: Die hohe Stände: 
verfammfung bitten unterthänigjt wir, dem gnädigen 
Wohlwollen, welches die Königl. Staatsregierung der An: 
gelegenheit der Sächſiſchen Bodenfreditanftalt in dankens— 
werther Weife gewibmet bat, das Ihre gemeigteft ver: 
binden zu wollen. Etwas Neues ift in ber Petition 
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nicht gejagt, in der Hauptfache weifen die Petenten auf 
die Sicherheit und bie guten Einrichtungen ihrer Bank 
bin, was auch alles ſchon eigentlich in der erften Petition 
angeführt worden ift. Sie weifen hin auf die geſchulten 
Beamten, die Sacverftändigen; fie weifen darauf hin, 
daß auch gewifiermaßen das öffentliche Intereſſe von 
ihnen gewahrt würde, infofern, als dadurch, daß bie 
Gelder hier in ſächſiſchen Inftituten angelegt würden, 
auch die Zinfen doc im Lande blieben und dem zu 
gute kämen. Es ift angeführt, dab das eingezahlte 
Aktienkapital 7 Millionen beträgt, die Höhe ber Be: 
feihung beträgt burchichnittlich 53 Prozent des Werthes 
der Grundftüde. Die Bank ift noch niemals in ber 
Lage geweien, ein Grunbftüd erftehen zu müſſen. 
ferner wird auch noch darauf Hingewiejen, daß auch 
dur das Hypothekenbankgeſetz wieder neue Garantien 
geihaffen werden. Hauptfählid wird aber barauf 
Bezug genommen, daß es doch ganz etwas anderes wäre, ob 
von Seiten ber Regierung eine Mündelmäßigfeit ertheilt 
wird, ober ob foldhe, nachdem fie ertheilt gewejen ift, 
wieder zurücgezogen wird. Darin liege eine ganz 
befondere Härte. Die Deputation ſchlägt Ihnen vor, 
die Petition auf fi beruhen zu Hafen, natürlich 
nur infoweit, al8 anzunehmen ift, daß ber Boden— 
frebitanftalt nicht allein an unferem platonijchen 
Wohlwollen gelegen ift, jondern daß fie ben Wunſch 
bat, dab fih das aud äußern möchte, wahr: 
icheinlic; dur die Annahme des Delretes, wie es 
ung vorgelegt ift. Ich möchte Hierbei noch eine kurze 
Unfrage an die Königl. Staatdregierung richten. Der 
Wortlaut der Petition, über bie ich foeben berichtet 
habe, und auch der früher eingegangenen fcheint barauf 
hinzudeuten, daß die Banken der Anficht find, daß bie 
ihren Papieren einmal geſetzlich zuerfannte Mündel- 
mäßigfeit ihnen auch fpäter verbleiben würde, wenn ein 
Widerfprucd der erlaffenen Verordnung von 1896/97 
nicht erfolgt. Diejes jelbe Thema ift auch in der Ver— 
handlung der Zweiten Kammer angeregt worben, und 
von dem Herrn Abg. Dr. Schill die Anfrage an das 
Königl. Iuftizminifterium gerichtet worden, ob es ſich 
nicht für basfelbe, um zu vermeiden, daß vielleicht bei 
fpäterer Herausgabe neuer Serien von Seiten der Banten 
die Vermuthung entjtehen könnte, daß dieje neuen Serien 
die Mündelmäßigkeit erhielten und behielten, empfehle, 
den in ben Verordnungen von 1896/97 vorbehaltenen 
Widerruf ergehen zu laſſen. Der Herr Juftizminifter 
bat erklärt, daß die Megierung fich hierüber noch nicht 
ſchlüſſig gemacht Hätte. Man erachtet aber allgemein 
diefe Frage für fo wichtig, daß ich glaube veranlaßt zu 
fein, Heute nochmals die Anfrage an das Juftigminifterium 
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ftellen zu müſſen, ob es fich über diefe Angelegenheit 
ſchlüſſig gemacht hat. Im übrigen berufe ich mich in- 
wiſchen auf ben fchriftlihen Bericht. 


Vizepräſident bon Zezſchwitz: Ich eröffne die De- 
hatte zugleich über die Petition. Der Herr Juſtiz— 
minifter! 


Staatsminifter Dr. Schurig: Nach dem erftatteten 
Berichte wirb die Deputation der hohen Hammer vor— 
ſchlagen, daß den Beſchlüſſen ber Zweiten Kammer allent: 
halben beigetreten werde. Ich habe daher nicht nöthig, 
über den Gefegentwurf jebft noch etwas zu jagen und etwas 
beizutragen zu feiner Rechtfertigung, um jo mehr als über 
diefe Materie befanntlich joviel gefprochen und geſchrieben 
worben ift, daß es mir ſchlechterdings unmöglich fein 
würde, noch etwas neues vorzubringen. Es Handelt ſich 
für mi jegt nur darum, eine frage zu beantworten, 
bie bei ber Berathung in ber Deputation angeregt 
worden ift, bie Frage nämlich, weshalb ber gegenwärtige 
Gejegentwurf erft jet und zwar erft in letzter Stunbe 


entwurf über die Ausführung des Bürgerlichen Gefeh- 
buches mit aufgenommen worben ift, kaun niemand Ieb» 
bafter bedauern als ich, denn wäre dies gefchehen, wäre 
ihon in dem damaligen Entwurfe bie jet vorliegende 
Frage geregelt worden, jo würbe ber Entwurf ebenjo 
ohne Sang und Klang angenommen worben fein, wie 
e8 bezüglich ber übrigen Beftimmungen geſchehen iſt. 
Zur Zeit bes vorigen Landtages war die Frage wegen 
der Münbdelficherheit der Papiere eigentlid) noch gar nicht 
aufgetaucht, fie ift erft fpäter brennend geworben, als 
die anberen Staaten bamit vorgingen, namentlich als 
im preußifchen Landtage dieſe Frage behandelt wurde. 
Es ift aud) ganz bezeichnend, daß auf bem vorigen Land⸗ 
tage weder in biefer hohen Kammer nod in ber 
anderen Kammer irgenb jemanb auf biefe Frage zu: 
gekommen ift, obſchon damals bie allerbefte Veranlaffung 
vorgelegen hätte. Es ift das ein Beweis mehr bafür, 
daß damals über bie Frage überhaupt noch gar nicht 
große Aweifel entftanden waren, man hielt die Sache 
für ganz zweifellos. Auch bei ber legten Privileg: 




















vor dem in Kraft treten des Bürgerlichen Gejegbuches 
Ih kann darauf bemerken, daß ſchon im 
einen bie gegenwärtige 


vorgelegt jei. 
Jahre 1891 die Regierung 
Materie betreffenden Gefegentwurf aufgeftellt hat. Da- 


mals ift aber ber Gejepentwurf nicht weiter verfolgt 


worden und zwar mit Rückſicht auf bas in Ausſicht 
ftehenbe beutjche Bürgerliche Geſetzbuch. Der erſte Ent: 
wurf dieſes Geſetzbuches umfaßte in der That auch bie 
Kommunalpapiere, erllärte fie ohne weiteres für münbel- 
mäßig, ebenfo ber zweite Entwurf, und erft bei der Be: 
rathung im Reichstage ift dieſe Frage dahin entfchieben 
worben, daß Kommunalpapiere nur nad vorheriger Ge: 
nehmigung des Bundesraths münbdelmäßig fein follen. 
Infolge befien jah ſich die Regierung vor bie frage ge- 
ftellt, ob nicht ſchon vor 1900 ein hierauf bezüglicher 
Gejegentwurf vorgelegt werben folle. Die Staats: 
regierung würbe an fich formell hierzu berechtigt geweſen 
fein infolge ber befannten Beitimmungen bes Aus— 
führungsgejeges zum Bürgerlichen Geſetzbuche. Anderer: 
feitö aber wäre, wenn Sachſen damals allein von ben 
Bunbdesftaaten vorgegangen wäre, ſehr leicht ber Vor: 
wurf zu erheben gewejen, daß den Vorſchriften bes 
Bürgerlichen Geſetzbuches noch in letzter Stunde ent: 
gegen gewirkt werden folle. Später und zwar erjt nach 
dem Schluſſe des letzten Landtages find andere Staaten 
vorgegangen, und nunmehr Hat auch bie jächfiiche 
Staatöregierung ſich für verpflichtet gehalten, dieſe 
Frage in einem bejonderen Gefegentwurfe zu behandeln, 
Daß biefe Frage nicht ſchon auf dem vorigen Landtage 
geregelt und damals in ben Ihnen vorgelegten Geſetz— 







ertheilung an die Leipziger Hupothefenbant im, Jahre 
1897 war die frage nocd nicht brennend, Es lagen 
auch damals die Verhältniffe des Geldmarkts) ganz 
anders wie jet, es kann daher deshalb, weil im Jahre 
1897 und zwar im Frühjahre dieſes Jahres die Staats: 
regierung nochmals einer Bank das Privilegium der 
Münbdelficherheit ertheilt hat, der Staatsregierung jeben: 
falls fein Vorwurf gemacht werben. Uebrigens möchte 
id noch darauf Hinweifen, daß ber gegenwärtige Gejeh- 
entwurf bereit am Tage ber Eröffnung des gegen: 
wärtigen Landtags am 7, November der Zweiten Kammer 
zugegangen ift, und daß daher an ſich recht wohl noch 
die Möglichkeit vorgelegen hätte, für die Berathung bes 
Entwurfs der hohen Erften Kammer mehr Zeit zu laſſen. 
Es ift aber in ber Zweiten Kammer über ben Gefek- 
entwurf am 24, November bie allgemeine Vorberathung 
und erft am 11. Dezember die Schlußberathung erfolgt. 

Was die von dem Herrn Berichterftatter eben an: 
geregte Frage anlangt, fo wirb es ganz barauf an- 
fommen, welches Schidjal der vorliegende Geſetzentwurf 
hat. Wird er angenommen in ber Faſſung, wie er 
heute in Webereinftimmung mit den Beſchlüſſen ber 
Zweiten Kammer von ber Deputation der Erften Kammer 
vorgeſchlagen wird, jo glaubt die Staatsregierung, baf 
dann ganz von jelbft das Privileg ber Banken als er- 
loſchen zu betrachten if. Es wirb aber das Juftiz« 
minifterium, um allen Zweifeln darüber zu begegnen, 


gleichzeitig mit der Publifation im Wege ber Verordnung 
erklären, baß das Privileg nunmehr erlofchen fei, foweit 
es nicht im Geſetze aufrecht erhalten worben ift. 
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Bizepräfident von Zezſchwitz: Zum Worte haben 
fi gemeldet Herr Graf zur Lippe, Herr Graf von 
Könnerig, Excellenz, Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed 
und Herr von Watzdorf. 


Graf zur Lippe: |Meine ſehr geehrten Herren! Da 
ich allein in ber Deputation gegen den Punkt 3 bes $ 1 
geftimmt Habe, fo, glaube ich dies mit zwei Worten 
motiviren zu follen. Meine Herren! Ich glaube nicht, 
daß es nöthig ober wünſchenswerth ift, daß ber Kreis 
der münbelfiheren Papiere in der Weiſe erweitert 
wirb, wie im vorliegenden Gefege vorgefehen, Meine 
Herren! Ih Habe nicht das mindefte Interefje daran, 
etwad zu jagen, was ben unter 3 angeführten 
Geldinftituten nachtheilig fein könnte; vivant, floreant, 


1 
— (Heiterkeit.) 


Aber, meine Herren, ich glaube, wir haben hier ledig— 
lich darnach zu fragen, was liegt im Intereſſe der 
Mündel und der auch hier in Frage kommenden 
Stiftungen, und ich glaube, daß die unter 1 und 2 
angeführten Papiere fowie unjere Staatspapiere dem 
Bebürfnifje voll und ganz genügen, und baf man gerade 
heute, wo befanntlich die Kurfe der erftlaffigen Papiere 
jo niedrig find, am alferwenigften Urfahe hat, ben 
Kreis der münbdelfiheren Papiere zu erweitern, Ich 
fomme, alfo zu dem Schluffe, daß es nicht nöthig ift, 
bie unter 3 angeführten Inftitute zu münbelficheren zu 
machen rejp. beren Papiere; und ich für meine Perſon 
bin der Meinung, daß die Hier unter 1 und 2 an- 
geführten Papiere und unjere Staatspapiere völlig dem 
Bebürfnifje nach münbelfiheren Anlagen genügen, 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Das Wort hat Se. 
Excellenz Herr Graf von Könneritz. 


Graf von Könneritz, Ercellenz: Deine hochgeehrten 
Herren! Wenn in einer Frage, jo ift mir in biefer die 
Abftimmung ganz bejonders fchwer; ich gehöre zu ben: 
jenigen, bie die Nechte der Mündel, bie Rechte ber 
piae causae, bie im Spiele find, die Rechte der vielen 
Vereinskaſſen gern jo vorſichtig wie möglich behanbelt 
haben möchten, und ich bin überzeugt, dab das hohe 
Iuftizminifterium, welches ja in erfter Linie berufen ift, 
die Rechtsverhältniſſe zu ſchützen, es mir nicht verargen 
wird, wenn ich vorgezogen hätte, daß dem beiden in Frage 
ftehenden Banken, wie, ſchon Herr Graf zur) Lippe 
gejagt Hat, nicht gleichfalls in fo großer Ausdehnung 
die Münbelficherheit zuerkannt worben wäre. Auch ich 
babe nichts gegen dieje Banken, ich kann am beften den 
Beweis dafür liefern, daß ich ſelbſt Obligationen von 
ber einen befige, aber ih bin ba unb wenn ich merfe, 
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daß vielleicht doch einmal durch einen Wechjel ber Ver: 
hältniſſe oder leitenden Berfonen :c. ſich Gefahren zeigen 
jollten, fo kann ich fie fchließlich Teicht veräußern, das 
ift bei feſten niedergelegten SKafjenverhältniffen ganz 
bedeutend jchwerer. Wie im Berichte trefflich hervor: 
gehoben worben ift, find e8 eben Erwerbägejellichaften, 
und Erwerbögejellihaften müfjen wegen ihrer Divibenben 
doch einen anderen Maßſtab anlegen, wie genoſſenſchaft— 
liche. Hierzu tritt, daß jehr viele gewerbliche Etablifjements, 
und das ift für mich die größte Gefahr, in ber Regel 
von biefen Banken beliehen werben; wenn wir eine Krifis 
im Handel: und Inbuftrieftande befommen, ſo finfen 
dieſe Anleihungsobjelte noch unter den Beleihungswerth 
von 50 Prozent. Endlich ift eine erbrüdende Konkurrenz 
vorhanden, die ja auch wenigftens bem Beifpiele nad 
etwas larger wirken kann; abgejehen von ben großen 
Berliner Inftituten drängen fich bie ſüddeutſchen Inftitute 
bier auf und an unferer Grenze haben wir im Großherzog: 
thume Gotha die Grundkreditbank mit trüben Erfahrungen, 
bie Meininger Hypothelenbant und jetzt fommt Reuß ä. L. 
mit neuen Obligationen heran, Trohzdem wieberhole ich, daß 
ich für ben Augenblid irgendwelche Gefahr nicht jehe und 
nur bie Zukunft gebedt haben möchte. Darum wäre es 
mir am liebjten geweſen, und ich habe diefen Standpunkt 
gleich vom erften Tage an vertreten, daß ber status quo 
innegehalten würde, daß bie Obligationen von jept an 
nit mehr münbelmäßig angelegt werben fünnten, daß 
aber das, was für Münbel und fonft mündelmäßig be- 
reits angelegt ift, daß das belaffen würde. Ich Habe 
mich vergeblich bemüht, auch die hohe Teputation fcheint 
e3 gethan zu haben, und auch in ber Zweiten Kammer 
ift es geichehen, irgend einen Ausweg hier zu finden. 
Ich Hatte eigentlich die Abficht, einen Antrag einzubringen 
und in biefem Antrage zu fagen: 

„Buntt 3 am Schluſſe: infoweit dieſelben 
bis zum 31. Dezember 1899 bereit? miünbel- 
mäßig angelegt worden find, bie Münbelficherheit 
zu belafjen.“ 

Ih will von den Erklärungen und von ber Art, wie 
diefer Antrag vom Miniftertifche aus beuriheilt wird, 
meine Abftimmung abhängig machen. Die Beforgniß, 
daß wir jetzt nicht fertig werben lönnen, bie theile ich 
nit; verfafjungsmäßig fchlagen Hier die SS 91 und 92 
ein; wenn zwifchen den beiden Kammern eine Ueberein: 
ftimmung nicht erzielt wird, bie Uebereinftimmung fann 
in 48 Stunden da fein, und ich zweifle nicht, daß jeder 
Abgeorbnete lieber Hier bleibt und feine Weihnachts: 
einfäufe etwas fpäter bejorgt, als als Weihnachtsgabe 
ein unbefriedigles Gefühl mit fich fortzunehmen. 

(Beifall.) 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Das Wort Hat ber 
Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed. 


DOberbürgermeifter Dr. Bed: Meine hochgeehrten 
Herren! Wenn ich mich im allgemeinen auf den Stand: 
punft meine® Herrn Deputationsfollegen, bes Herrn 
Grafen zur Lippe, in ber Beurtheilung bes SKönigl. 
Defrets ftellen fann und auch in diefem Sinne mit ihm 
übereinftimme, daß ich den nad meinem Dafürhalten 
geſchickt und gut geleiteten beiden Huypothefenbanten, die 
in frage find, das befte Fortlommen, Blühen und Ge: 
deihen wünjche, auch in Uebereinftimmung mit unferem 
hochgeſchätzten Herrn Präfidenten die Sicherheit biejer 
Bapiere durchaus nicht in Zweifel zu ziehen irgenb- 
welchen Anlaß babe, jo komme ich doch zu einer anderen 
Schlußfolgerung in Bezug auf die Anträge, als ber Herr 
Graf zur Lippe, und bies zu begründen halte ich mich 
für um fo mehr veranlaßt, als ich früher gelegentlich 
privater Unterhaltungen über das Dekret Nr. 10 eine 
mehr ablehnende Stellung eingenommen habe. Ich möchte 
auch heute noch betonen, daß ich nur unter dem Drude 
einer gewiffen Notlage und mit ſchwerem Herzen bie 
Anträge mit angenommen habe, die in dem Deputations- 
berichte Ihnen unterbreitet find, und ich glaube mic 
einer zuftimmenden Meinung biejes hohen Haufes barin 
verfichert halten zu können, daß bie Tragweite biefes 
Gejehentwurfes und ber Entſchließung, die heute von 
und geforbert wird, in feinem auch nur annähernden 
Berhältniffe zu der Eile fteht, mit welcher diejelbe her: 
beigeführt werben fol und muß, ich bin vielmehr ber 
Meinung, daß es wünſchenswerther gemwejen wäre, wen 
wir etwas mehr Beit hierzu gehabt hätten, um in Ruhe 
alles zu erwägen. Es war deshalb zunächft ber Zweifel, 
ben ich auch in der Deputation aufgeworfen habe, be: 
rechtigt, ob wohl eine jolche Eile unbedingt geboten war, 
Ich Habe mich auch Heute noch nicht perfönlicd davon 
überzeugen können troß ber entgegenfommenden Er: 
Härung bes Herrn Regierungsfommiffars in ber De: 
putation, daß die Bemerkung auf Seite 3 des Defretes, 
es Habe ber Kreis ber miünbelmäßigen Werthpapiere 
einer Erweiterung beburft, unbedingt gerechtfertigt ift; 
wenigftens meine ich, daß, folange — wie ber Herr 
Graf zur JLippe ſchon) ausgeführt Hat — ber Kurs 
unferer Staatöpapiere gegenüber den preußiichen Staats: 
papieren um 2,50 bis 3 Prozent zurüdbleibt und doch 
die Thatfache feftfteht, daß unfere ſächſiſchen Finanzen 
in feiner Weiſe irgendwie ben preußifchen nachftehen, 
ein folches Bebürfniß nicht vorlag. Wenn, wie man 
oft gejagt Hat, bei Ausgabe der letzten Anleihe unfer 
Markt nicht die möthige Aufnahmefähigfeit für die 
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ſächſiſchen Staatsanleihen geboten hat ober nicht ge- 
nügende Nachfrage vorhanden war, fo hätte e8 auch im 
Interefie des Staatskredits durchaus gelegen, auf eine 
Erweiterung ber münbdelmäßigen Werthpapiere zu ver: 
zihten. Wenn mir in biefer Richtung von dem Herrn 
Regierungskommiſſare in ber Deputation entgegengehalten 
worben ift, daß für biefen Unterſchied wohl lediglich der 
Grund vorhanden jei, daß die preußischen Staatsanleihen 
an ber Londoner Börfe gehandelt würden und bie 
ſächſiſchen nicht, jo ift ihm ſchon richtig in der Deputation 
erwibert worben, daß bieje Thatjache fchon längft vor: 
ber feitgeftanden hat und trogdem der Kursunterfchied 
ber Werthpapiere fich fo beträchtlich geftaltet hat. Jeden— 
falls war es ungerechtfertigt, zu einem Beitpunfte, zu 
welchem viele Millionen von ſächſiſchen Staatspapieren 
ausgegeben werden mußten, den Preis der münbelmäßigen 
Werthpapiere nicht möglidhft auf die Staatspapiere und 
die früher für mindelmäßig eradhteten Werthpapiere zu 
beichränfen. Ich weiß nicht, ob ich richtig unterrichtet 
bin, ‚aber ich glaube es, daß £3 richtig ift, da in 
Preußen die Pfandbriefe der Hypothelenbanten die mündel⸗ 
mäßige Sicherheit nicht erlangt haben, vielleicht ift doch 
auch dieſe Thatfache geeignet, meine Meinung zu ſtützen, 
daß aud in Sachſen ein gleiches Borgehen nicht faljch 
gewejen wäre. 

Se. Ercellenz der Herr Staatsminifter hat nun aus: 
geführt, wie die gefchichtliche Entwidelung in Bezug auf die 
Verordnung fich geftaltet hat und hat uns in Ueberein- 
ftimmung mit bem Defrete wiederholt, daß bereits im Jahre 
1890 feitens ber Königl. Staatsregierung Erwägungen 
darüber angeftellt worben find, ob ber Kreis von münbel- 
mäßigen Werthpapieren erweitert werben fol, baß man aber 
davon abgejehen habe, weil das Bürgerliche Geſetzbuch in 
Ausficht ftand. Ic Hätte e8 dann dankbar begrüßt, wenn 
dieje Konjequenz auc) weiter gezogen worden wäre und 
bis zum Erlaffe des Ausführungsgefepes diefer Stand: 
punkt feftgehalten worden wäre. Und wenn Se. Ercellenz 
ber Herr Staatsminifter darauf egemplifizirt Hat, daß bie 
ſächſiſche Staatöregierung in die unangenehme Lage ge: 
fommen wäre, dadurch einer gewiſſen Abweichung von 
dem Bürgerlichen Gefegbuche für das Deutſche Reich landes⸗ 
gejeglich die Wege zu bahnen, fo glaube ich, daß mit dem 
gegenwärtigen Stande dasſelbe erreicht worden ift, denn 
ob man dur) die Landesgeſetze diefe Hypothefenbankpfand- 
briefe für mündelmäßig erflärt oder ob man dies auf 
dem Verorbnungswege geregelt hat, lommt ſchließlich, was 
den Erfolg anlangt, auf dasfelbe hinaus, nur daß auf 
dem anderen Wege bie Königl. Staatsregierung ein ge: 
wiffes von ihr gern vermiebenes Odium gegenüber ber 
Neichäregierung dadurch vermieden hätte, daß bie Ver— 
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antwortung mit auf die Schultern der Ständefammern 
abgeladen worden wäre, Bor allen Dingen aber meine 
ich, daß, wenn ein Ausführungsgefeß zu dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche bevorftand, das dieje Angelegenheiten zu regeln 
beftimmt war, es räthlicher gewejen wäre, zunächft ben 
betheiligten Banken die Befürwortung ihrer Geſuche bei 
ben Kammern in Wusficht zu ftellen, jedoch die Regelung 
ber Ungelegenheit auf dem Wege ber Gefeßgebung vor- 
zuſehen. Im SHerbfte 1897 haben wir ja das Aus— 
führungsgefep zum Bürgerlichen Gefegbuche befommen und 
furz vorher ift noch der Leipziger Hypothekenbank mittels 
Verordnung vom 18. Juni 1897 dieſes Privilegiun ver- 
fiehen worden. Ich ftehe durchaus auf dem Standbpunfte, 
daß die Königl. Staatsregierung auf Grund bes Geſetzes 
von 1868 in ber Lage war, mittels Verordnung das zu 
thun, was fie gethan hat, alfo vollftändig legal verfahren 
ift. Ich glaube aber über die Frage, ob es räthlid) war, 
fo zu verfahren, oder ob es nicht vielleicht dankbar von 
ben Kammern begrüßt worden wäre, fie in dieſer An— 
gelegenheit, die gejeßlich geregelt werben mußte, mit 
fognosziren zu lafien und nicht erſt im Ichten Augen— 
blide diefe Vorlage zu bringen, darüber feinen mir 
doch Aweifel nicht ganz unberechtigt. Das darf id) aber 
der Königl. Staatsregierung anerfennend nachjagen, daß 
fie fofort im erſten Augenblide, wo es möglich war, aljo 
beim AZufammentritte bed Landtages am 7. November, 
das Dekret den Ständen vorgelegt hat. Inwieweit bie 
Meinung des Herrn Staatsminifters bezüglich ber Be— 
handlung der Angelegenheit in der Zweiten Kammer 
letztere belaftet, habe ich dem Urteile der Zweiten Sammer 
zu überlaffen. 

Meine hochgeehrten Herren! Ich komme nun zu 
dem Schlufje, daß, wenn ich vollftändig fonfequent fein 
wollte, ich eine ablehnente Haltung zu dem Defrete 
Nr. 10 dem Hohen Haufe zu empfehlen gezwungen wäre. 
Wenn ich trogdem dazu komme, Sie zu bitten, den Depu— 
tationsanträgen beizutreten, jo thue ich das aus zwei 
Gründen. Einmal, glaube ih, würden die Mündel— 
vermögen, bie auf Grund der legal erlafjenen Verordnungen 
in Höhe von ungefähr 140 Millionen angelegt worden 
find, doc eine ſehr wejentliche Schädigung erfahren, Die 
id) für meine Perfon nicht auf meine Schultern nehme 
und nicht zu nehmen brauche, weil wie gejagt, der gegen: 
wärtige Rechtszuftand auf Grund von Berorbnungen 
herbeigeführt ift, bei demen ich nicht mitgewirkt Habe. 
Diefe Schädigung von dem Mündelvermögen fernzuhalten, 
ift um jo mehr unfere Pflicht, als die unjchuldigen Mündel 
nicht in der Lage geweſen find, die Folgen der eventuellen 
Meinungsverichiedenheit zwifchen ber Königl. Staats: 
regierung und den Kammern über die Mündelficherheit 
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ihrer Werthpapiere voranszujehen und abzuwehren. Der 
andere Grund, der mir es wünfchenswerth erfcheinen 
läßt, unter'Beitritt zu den Beichlüffen der Zweiten Kammer, 
den Gefepentwurf mit dem 31. Dezember 6.73. Geſetz 
werben zu laflen, befteht darin, daß ich den Wunſch 
habe, im Intereſſe unſerer ſtädtiſchen Unleihen deren 
Mündelfiherheit durch Landesgeſetz ein für allemal;feit- 
geftellt zu jehen, denn mach dem neuen Rechte hat über 
die Mündelmäßigkeit der Stabtanleihen künftig ber, Bundes» 
rath zu entſcheiden. Wenn wir nun auch annehmen dürfen, 
daß bei der Entwidelungsfähigfeit und ber Blüthe unferer 
ſächſiſchen Stadtgemeinden und der geficherien Verwaltung 
derjelben der Bundesrath keinerlei Bedenken haben wird, 
irgendwie unjere Stabtanleihen einer ungünftigeren Bes 
urtheilung zu unterziehen als unfere Königl. Staats: 
regierung, fo ijt doch immerhin nicht ausgeſchloſſen, daß 
bei den verjchiedenen Richtungen, die im Bundesrathe 
vertreten find, irgendwelche anderen Unfichten in Bezug 
auf die Beurtheilung der Stabtanleihen fi) geltend 
machen könnten, und daß uns dann bei der Ausgabe von 
Stadtanleihen mit mündelmäßiger Sicherheit Unbequem: 
lidjkeiten entftehen, die auf dieſe Weiſe, wenn wir das 
Geſetz verabſchieden, vermieden werden. Alſo aus allen 
diefen Gründen bitte id Sie, meine Herren, wenn auch, 
wie ich vieleicht, nur nothgedrungen und mit ſchwerem 
Herzen, den Beihlüfien der Zweiten Kammer nah Maß: 
gabe des Deputationsantrags zuzuftimmen. Ich gehe Hierbei 
davon aus, daß Sie ebenſo wie ich die Ueberzeugung 
theilen, daß die Königl. Staatsregierung aud in Zukunft 
eine erhöhte Fürforge, die ihr durd) das Reichshypothelen⸗ 
bankgeſetz in verftärftem Maße geboten wird, in Bezug 
auf die Verwaltung ber Hypothelenbanten bethätigt, und 
damit, wie wir Hoffen, jede Schädigung von Mündel— 
vermögen ausgeſchloſſen bleibt. 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: Herr von Watzdorf! 


Nittergutsbefiger von Watzdorf: Meine hochgeehrten 
Herren! Der Herr Präfident ber jenfeitigen Kammer 
hat bei der Schlußberathung des Defrets Nr. 10 erklärt, 
als Vorfigender des Landwirthichaftlichen Kreditvereins 
im Königreihe Sachſen ſich der Abftimmung enthalten 
zu wollen. Ich befinde mich in einer ganz ähnlichen 
Lage, indem ich Borfigender bed erbländifchen ritter- 
ſchaftlichen Kreditvereins im Königreihe Sachſen bin, 
Sie werden gejehen haben, daß ich bereits den Bericht 
Ihrer Deputation nicht mit unterfchrieben habe, und id) 
erkläre hiermit, daß ich mich auch fernhalten werde von 
der Abſtimmung. Das joll mid) aber nicht hindern, 
meine Herren, Sie zu bitten, dem Untrage der Deputation 
zu entjprechen. Es ift ja wohl ausgeſchloſſen, daß ein 
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Weg gefunden werde, der alle befriedigen würde; dazu 
ſind die Verhältniſſe nicht angethan. Aber das läßt ſich 
wohl nicht leugnen, daß der Beſchluß der Zweiten Kammer 
und der Antrag Ihrer Deputation ganz weſentliche Vor— 
theile bietet gegenüber dem Königl. Dekrete. Es iſt doch 
ſeht weſentlich, daß fernerhin eine Schädigung unſerer 
ſächſiſchen Staatsfinanzen durch das Vorgehen von Er: 
werbögejellichaften ausgejchloffen wird, Wir haben es 
erlebt, daß dieje Erwerbögefellihaften zu einer Zeit, wo 
ein großes Geldbedürfniß für die Staatsfafjen vorhanden 
war, eine Menge Pfandbriefe mit pupillarifcher Sicher: 
heit an den Markt brachten, und daß darin wohl nicht 
unwejentlich der Grund lag, daß unfere lebten Staats» 
anleihen zu einem niedrigeren Kurſe begeben werden 
mußten. Das kann nad den Beſchlüſſen ber Zweiten 
Kammer nicht mehr erfolgen, es können größere Poften 
von Pfandbriefen mit pupillariſcher Sicherheit von dieſen 
Erwerbögejellihaften nicht mehr auf den Markt geworfen 
werben. Es ift ja nicht zu leugnen, meine Herren, daß, 
wenn Sie bem Antrage ber Deputation folgen, nod 
längere Zeit Pfandbriefe von dieſen Erwerbsgeſellſchaften 
als pupillarficher gelten. Es wäre ja möglich, in anderer 
Weiſe dem zu begegnen. Wllein es ift ſchon von ben 
geehrten Herren Vorrebnern betont worden, daß immer 
auch große Rüdfihten auf die Mündel zu nehmen find, 
bie Gefahr laufen, durch irgendwelche diefer Mafregeln 
Berlufte zu erleiden. Gehen wir nad) dem Vorfchlage 
ber Deputation vorwärts, jo wird ſich mit ber Zeit ganz 
von felbft eine Löſung finden, d. 5. die fämmtlichen aus: 
gegebenen Pfandbriefe find verloosbar und in einem 
Beitraume von ungefähr 60 Jahren — ic; weiß es nicht 
genau wie lange — werben dieſe Pfandbriefe überhaupt 
von ber Bildfläche verſchwinden und damit auch der 
Borwurf nicht mehr gemacht werden fünnen, daß wir 
Erwerbsgeſellſchaften biefes Privileg gegeben haben. Ich 
möchte Sie bitten, aus biefem Grunde, weil auf die 
Weiſe die Mündel am meiften gefichert find, den An— 
trägen ihrer Deputation Folge zu leiften. 

Ih möchte nur noch eine kurze Bemerkung mir 
erlauben, bie betrifft die Stellung ber Allgemeinen 
Deutſchen Kreditanftalt. Meine Herren! Sie haben ge: 
fehen, daß nad) ben Anträgen ber Deputation die Pfand: 
briefe der Wllgemeinen Deutjhen Krebitanftalt eine 
pupillarifche Sicherheit nicht erhalten follen. Es ift ja 
zu bebauern, daß dies ber Fall ift, und barüber kann 
wohl überhaupt ein Aweifel nicht obwalten, daß unter 
diefen Papieren, unter diefen genannten Pfandbriefen 
gerade die Pfandbriefe der Allgemeinen Deutſchen Kredit: 
anftalt eine hervorragende Stellung einnehmen und bie 
Sicherheit der übrigen Pfandbbriefe gegenüber dieſen ganz 


entſchieden zurüdjtehen. Das war auch, ich möchte jagen, [don 
aus ber Begründung ber Königl. Staatsregierung zu 
erjehen. Es fteht ein großes Aftienfapital mit jehr hohen 
Rejerven im Hintergrunde und abgefehen davon hat ſich 
biefe Allgemeine Deutjche Kreditanftalt eine große Be: 
Ihränfung auferlegt, indem fie nur Wohngebäude be— 
leiht und indem fie nur innerhalb Sachſens überhaupt 
bie Darlehne abgiebt. Daß fie Hier in dieſe ſchlimme 
Lage gelommen ift, liegt daran, daß den anderen eben 
bereit3 pupillarifche Sicherheit gewährt war und man 
biejes doch nicht hat weiterführen wollen, Ich glaube 
aber, daß fi wohl ein Ausweg bietet, ber auch in ge: 
wifjem Grabe wieder das Anſehen ber Allgemeinen 
Deutſchen Kreditanftalt fräftigen wird. Es ift ſchon von 
den Königl. Kommiffaren in ber Deputation erflärt 
worden, daß man in Ausficht nehme, zu ben Banken, 
wo die Gelder von Mündeln hinterlegt werden, neben ber 
Sächſiſchen Bank und der Landftändifhen Bank auch 
die Ullgemeine Deutſche Kreditanftalt gezählt werben foll. 
Ih kann nur den Wunſch ausſprechen und die Bitte 
der Königl, Staatsregierung gegenüber, daß fie auch bei 
der Abficht beharren möge. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr Geh. Kommer: 
zienrath Hultzſch! 


Geh. Kommerzienrath Hultzſch: Meine hochgeehrten 
Herren! Geftatten Sie mir zunächſt ber geehrten De: 
putation den beften Dank auszubrüden für die Art und 
Weife, wie die heute Hier ber Berathung zu Grunde 
liegende Vorlage ausgefallen ift. Namentlich möchte ich 
danken für das Wohlwollen, welches fie den in Punkt 3 
des $ 1 diefer Vorlage genannten Pfandbbriefanftalten 
entgegen zu bringen gemeint ift, und ich möchte gehor- 
famft bitten, daß die Hohe Kammer nicht bloß das 
platoniſche Wohlwollen, welches angebeutet worben ift, 
fondern ein thatjächliches Wohlwollen dadurch bethätigte, 
daß fie die von ber Gefekgebungsbeputation und zu— 
gegangene Borlage in Lebereinftimmung mit ber Zweiten 
Kammer annimmt, damit, und zwar ohne weiteren Auf: 
hub, über dieſe doch begreiflicherweife viel Beunruhig— 
ung hervorrufende Materie das Buch gejchlofien wirb. 
Meine Hochgeehrten Herren! Es Liegt der Fall doch, 
wie Sie gewiß zugeben werben, hier ganz anders als 
in Preußen. In Preußen handelte es ſich darum, ben 
Hypothefenpfanbbriefanftalten, die das Privilegium ber 
Mündelfiherheit nicht hatten, dasfelbe durch Geſetz zu 
verleihen, und das wurbe abgelehnt. Darin liegt aber 
nicht eine Ungerechtigkeit gegen bie bereits beftehenden 
Geſellſchaften, denn fie erfreuten fich eben biefer Wohl: 
that nicht und wurden in ihrem Betriebe nicht gefchäbigt 
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durch Verwerfung der beantragten geſetzlichen Maßregel. 
Unders liegt der Fall in Sadjen. In Sachſen haben 
bie Gejellihaften das Miünbdelficherheitsprivilegium er: 
halten und wenn man es ihnen entziehen will oder 
wollte, jo würden dadurch nicht nur Schädigungen für 
bie Gejellichaften ſelbſt entftehen, fondern — und bas 
möchte ich noch beſonders hervorheben — eine wefentliche 
Schädigung derjenigen Inhaber diefer Pfandbriefe, welche 
Mündelvermögen, Stiftungsvermögen ober Genofjen- 
ihaftsvermögen darin angelegt haben. Diefe Schädig- 
ungen würden fih, wenn man fidher annehmen barf, 
daß mit der Entziehung der Mündelficherheit ein weſent— 
liher Kursſturz hervorgerufen würde, wie es micht zu 
vermeiden ift — biefe Schädigungen würden ſich —, 
man fann eine beftimmte Berechnung nicht aufftellen, 
aber fiher nad jehr vielen Millionen belaufen, Ich 
weije darauf Hin, daß ber erfte Kurs der Pfandbriefe 
der Sächſiſchen Bobdenkreditanftalt 101.60 war, gegen 
94.50 jegt; damals ftanden die 31% progentigen Staats: 
papiere 104, jebt 97.50; das ift eine Differenz von 
T Prozent. 

Ein weiterer wejentliher Kursſturz würbe bei Ent: 
ziehung des Privilegiums nicht zu vermeiden fein. Es 
könnte fich biefe eintretende Schädigung auf weſentlich 
mehr als 7 Prozent, vielleicht 10 Prozent belaufen. 
Wenn man annehmen kann, daß 30 Millionen in ſolchen 
Bapieren mündelmäßig angelegt find, jo ergiebt ſich bas 
Rejultat ganz von ſelbſt. Ich möchte noch darauf Hin- 
weifen, daß Bayern und Württemberg bekanntlich bie 
Münbdelficherheit der Hypothefenpfandbriefe ihrerfeits aus: 
geiprochen haben und daß ber Fall, daß die Entziehung 
eines folchen Privilegs eintrete, bis jet in Deutichland 
noch nicht vorgefommen if. Es würbe fomit, wenn 
man heute ben Gejehentwurf ablehnen und die Mündel— 
fiherheit den Pfandbriefen entziehen würde, Sachen in 
diefer Beziehung einzig baftehen, was gewiß nicht zu 
wünſchen ift. 

Es ift noch erwähnt worden, auch bei anderen Ge— 
legenheiten, daß ein Weg gefunden werben fönnte, bie 
Münbelfiherheit nur auf diejenigen Pfandbriefe zu er: 
ftreden, in welchen wirflih Mündelvermögen Anlage ge: 
funden bat. Nach meinem Dafürhalten und nad; meiner 
Kenntniß der Verhältniffe würde das gleichbedeutend 
jein mit ber Entziehung des Privilegiums, denn es ift 
praktiſch undurchführbar. Wie foll es geichehen, etwa 
im Wege ber öffentlihen Aufforderung? Ja dann leſen 
vielleicht die Betheiligten die Befanntmahung nicht und 
andere fühlen ſich nicht bewogen barauf zu reagiren. 
Es würbe fomit der Fall eintreten, daß in ben Serien 
der Pfandbriefe einige mündelmäßig wären und andere 
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nicht, Das würde eine große Verwirrung hervorrufen, 
dann könnte man ebenfogut das Privilegium gleich 
entziehen. 

Es ift ferner darauf hingewiejen worden in bem 
Berichte der Deputation und auch heute wieder, baß 
Erwerbögejellihaften zunächſt für ihre Mitglieder, be- 
ziehentlich für Dividenden zu jorgen haben. Ja, meine 
Herren, bis zu einem gewiflen Grabe ift das richtig. 
Die Direktoren und die Verwaltung der Ermwerbägejfell- 
ichaften haben dafür zu forgen, daß ben Aktionären ver— 
bältnigmäßige Dividenden zufallen. Es ift aber damit 
nicht gejagt, daß mit diefen Beftrebungen gleichzeitig 
eine Verminderung ber Sorgfalt in ber Gefhäftsführung 
eintreten müßte, und nach meiner Erfahrung bat bie 
Sächſiſche Bodenkreditanſtalt fi in biefer Beziehung 
in vollftändig zufriedenftellender Weife abgefunden. In 
Betreff der Sicherheit der Pfandbriefe kann ich daher 
nur auf die Eingabe der Sächſiſchen Bodenkreditanſtalt, 
welhe von mir mit unterzeichnet ift, und welche bie 
BVerhältniffe in erjchöpfender Weile barlegt, Bezug 
nehmen, 

Alfo, meine hochgeehrten Herren, ich möche bitten, 
daß die Hohe Kammer bei ber heutigen Beihlußfaffung 
bie Vorlage der Gejeßgebungsbeputation genehmige; ba- 
durch wird Ruhe geichaffen und werben die Befürchtungen 
bejeitigt, die jet noch beftehen. Da ich mich im übrigen 
aber in berjelben Lage befinde, wie ber geehrte Herr 
Kammerherr von Watzdorf, jo werde ich mich der Ab- 
ftimmung enthalten. 


Bizepräfibent vom Zezſchwitz: Das Wort hat ber 
Herr Negierungsfommifiar Geh. Juftizratd Dr. Börner. 


Königl. Regierungsfommiffar Geh. Juſtizrath Dr. 
Börner: Die Einwendungen, die gegen bie fernere An— 
erfennung der Mündelmäßigfeit ber Hypothelenpfanbbriefe 
ber Sächſiſchen Bodenkreditanſtalt und der Hypothelen- 
und Anlehensſcheine der Leipziger Hypothekenbank geltend 
gemacht worden find, find theils allgemeiner Natur, theils 
richten fie fich gegen die Hypothefenbanfen als ſolche. 
Es ift die Beforgniß ausgeſprochen worben, daß durch 
die Konkurrenz der von diefen Unftalten herausgegebenen 
Pfandbriefe, wie ich die Papiere wohl kurz nennen barf, 
ber Kurs der Staatspapiere beeinträchtigt wird. So 
bedeutſam die Rückſicht auf den Staatäfrebit ift, jo fann 
fie nad) Anficht der Königl. Staatsregierung doch nicht 
dazu führen, die Münbel zu nöthigen, Staat#papiere zu 
faufen, ihnen ben Kreis ber fonft möglichen Anlage— 
papiere zu bejchränfen und dadurch gewiffermaßen ben 
Kurs der Staatöpapiere auf Koften der Mündel zu 
erhöhen. Bei ber Beratfung in bem preußiichen 
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Abgeorbnetenhaufe ift jeinerzeit von bem preußifchen 
Herren Finanzminifter der Gedanke weit weggewiejen 
worden, daß bie Rückſicht auf die Stantspapiere bei der 
frage der Anerlennung der Münbelfiherheit ber Pfand: 
briefe ber Altienhypothefenbanfen irgendwie von ent: 
ſcheidender Bedeutung jein könne. Ebenſo hat man 
in Bayern feinen Anftand genommen, faft zwei Milliarden 
Pfandbriefe von Hypothekenaktienbanken für mündelmäßig 
zu erklären. 

Des Weiteren ift geltend gemacht worben, baß ber 
Kreis ber mündelmäßigen Werthpapiere feiner Erweiterung 
bebürfe. Ja, meine hodhgeehrten Herren, wenn Sie näher 
zufehen wollen, jo Handelt e8 ſich hier nicht um eine 
Erweiterung des Kreiſes ber miündelmäßigen Papiere. 
Die Pfandbriefe Haben ſchon die Mündelmäßigkeit. Eine 
Erweiterung des Kreifes der miünbelmäßigen Papiere 
tritt durch den Geſetzentwurf bloß ein bezüglich der An: 
(ehenspapiere der Gemeinden, und Hinfichtlich diejer 
ſcheint alljeitiges Einverftändnig über das Bedürfniß 
der Erweiterung zu beftehen. 

Es ift fodann auf die Vorgänge in Preußen Bezug 
genommen worben. Herr Geh. Kommerzienrath Hultzſch 
bat ſchon darauf hingewieſen, daß die Verhältnifie nicht 
gleich liegen. In Preußen handelte es fih darum, allen 
gegenwärtigen und künftigen Hypothekenaktienbanken, 
gleihviel, ob fie noch ganz andere Zweige des Bank— 
faches betreiben, für alle Zukunft die Mündelmäßigfeit 
ihrer Pfandbriefe zu garantiren. Bei uns find zwei 
oder nad) der Negierungsvorlage drei Hypothekenbanken 
in Frage, beren Verhältniffe genau zu überjehen find 
und deren Statuten unter Aufſicht bes zuftänbigen 
Minifteriums gewiſſermaßen dahin ausgebildet worden 
find, daß fie geeignet waren, die Mündelmäßigfeit 
zu erlangen. In Preußen fragte ed fi, ob man 
ben bis dahin feftgehaltenen Grundſatz durchbrechen 
follte, nur Schulbverjchreibungen öffentlicher juriftifcher 
Berfonen als mündelmäßig anzuerfennen, während 
bei uns von Anfang am dieſer Gefichtspunft nicht 
feftgehalten worden if. In Breufen Handelte es 
fi darum, ben Pfandbriefen der Hypothefenattienbanfen 
die Mündelmäßigkeit erft zu verleihen, hier handelt es 
fi) darum, bie verliehene Mündelmäßigfeit zu beſchränken. 
Wenn man einmal über die Grenzen Sadjens hinaus 
ſehen will, jo bürfte es fich doc empfehlen, auf diejenigen 
Staaten zu fehen, in benen bereits bisher die Mündelmäßig- 
feit der Pfandbriefe von Aktienhypothekenbanlen an: 
erfannt war. Dieſe Staaten haben den Pfandbriefen 
nicht die Mündelmäßigkeit entzogen; im Gegentheile, fie 
haben fie zum Theile fogar erweitert, und in anderen 
Staaten, die bie Miünbelmäßigfeit von Pfandbriefen 
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von Hypothefenaktienbanfen noch nicht kannten, hat man 
fie num anerfannt. Sie finden bie Mündelmäßigfeit ber 
Pfandbriefe von Hypothefenaftienbanfen anerfannt in 
Bayern, Württemberg, Baden, Hefien, Elſaß-Lothringen 
und in den fleineren Staaten, bie Hypothefenbanfen 
haben. In Medlenburg ift dem Vernehmen nad dem 
Auftizminifterium die Ermächtigung ertheilt worben, 
Pfandbriefe von Altienhypothefenbanfen für münbelmäßig 
zu erflären; vorausfichtlih wirb aud) von biefer Er: 
mädtigung Gebrauch gemacht worden fein. Es ergiebt 
ſich alfo, daß im übrigen Deutfchland, von Preußen ab» 
gefehen, jo ziemlih in allen Staaten Pfandbriefe der 
Altienhypothefenbanten ala mündelmäßigangefehen werben. 
Bei uns waren fie biöher mündelmäßig; fie werden 
befchränft, wie im Deputationsberichte empfohlen wird, 
Ob man aber jo weit gehen follte, fie noch weiter zu 
beichränfen, das ift wohl eine frage, die faum zu be: 
jahen fein dürfte, 

Speziell bezüglich der Hypothelenbanken wird geltend 
gemacht: es find Erwerbsgefellihaften. Gewiß, meine 
Herren, Erwerbögejellihaften find fie, aber wenn man 
den Gefichtspunft weiter verfolgt, jo muß man ans 
erfennen, daß auch unfere landwirthichaftlichen Kredit: 
inftitute Erwerbsgejellfchaften in gewiſſem Sinne find. 
— Es ift der Gefichtspunft hervorgehoben worden: das 
find gemeinnüßige Inftitute. Gemeinnüßige Inftitute 
find doch nur folche, die nicht den Interefien ihrer Mit: 
glieder dienen, und fo heilfam die Zwede find, die bie 
landwirthſchaftlichen Krebitinftitute verfolgen, fo große 
Vorzüge fie haben, fo wird man doch anerfennen müſſen, 
dag man fie, wenigftens im gewöhnlichen Sinne bes 
Wortes, nicht als gemeinnüßige Anftalten bezeichnen barf. 

Sodann ift hervorgehoben worben, bie Sicherheit 
ber Bfandbriefe unterliege um deswillen gewiſſen Bebenten, 
weil von den Hypothelenbanken auch gewerbliche Unter: 
nehmungen beliehen würben, und zwar mit 50 Prozent, 
Ja, meine hochgeehrten Herren, nad) unferer beftehenden 
Geſetzgebung können auch Vormünder Fabriken beleihen 
bis zu 50 Prozent, und ſolange man dieſes geſtattet, 
ſolange wird man wohl auch nicht Einwendungen dagegen 
erheben können, daß die Aktienhypothekenbanlen die Fabrik— 
etabliſſements bis zu dieſer Höhe beleihen. Außerdem 
ſind die Beleihungsbedingungen zu berückſichtigen. Es 
iſt da ausdrücklich vorgeſchrieben: 


„Bei ber Abſchätzung find lediglich die dauernden 
Eigenſchaften bes zu beleihenden Grundſtückes zu berüd: 
fihtigen. Insbeſondere ift bei Beleihung von Fabrifen 
und gewerblichen Anlagen nur der von der jeweiligen 
Benupungsart unabhängige dauernde Werth zu berüd« 
ſichtigen.“ 
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Wenn ich nicht irre, ift ſogar in der Beleihungsinftruftion 
ber einen Bank ausgefprochen, daß die Mafchinen nicht 
zu berüdjichtigen find, 

Se. Excellenz ber Herr Präſident bat bie Frage 
angeregt, wie es fich geftalten werbe, wenn nur bie 
jenigen Pfandbriefe ber beiben Hypothekenbanken als 
mündelmäßig anerfannt würden, die in dem Befige von 
Mündeln feien. Ich glaube richtig verftanden zu haben, 
wenn ich fage, daß Se. Ercellenz auch die Fälle in 
Betracht gezogen hat, in denen fich Pfandbriefe in dem 
Beſitze von Stiftungen — piae causar find fpeziell er: 
wähnt worden —, von Nefervefonds ꝛc. befinden. So: 
wie aber nun, wenn eine folhe Beitimmung getroffen 
würde, ein Pfandbbrief von einem Mündel veräußert 
würde, fo würde ber Pfandbbrief damit eo ipso feines 
Eharakter3 ber Mündelmäßigkeit entkleidet fein; denn 
diefem Pfanbbriefe kann niemand anfehen, daß er ſich 
je einmal in ber Hand eines Mündels befunden hätte. 
Infolge deſſen würde in der That eine ſolche Regelung 
im wejentlihen darauf hinauslaufen, daß die Münbel- 
mäßigfeit den Pfanbbriefen entzogen würde. Jeder 
Mündel, ber genöthigt wäre, einen Pfanbbrief, ben er 
bis dahin befaß, zu veräußern, würde nicht ben 
Preis eines münbelmäßigen Papiers erzielen, ſondern 
den Preis eines nicht mündelmäßigen. Der Kurs 
würde ſich vorausfichtlich niedriger ftellen, ald wenn 
das Papier miündelmäßig wäre, unb infolge deſſen 
würbe in ber That eine Schädigung bes Mündels ein- 
treten. 

Es ift ferner gefragt worden, ob es benn wirklich 
räthlich gewejen jei, nod im Jahre 1897 mit der Ber: 
feihung der Mündelmäßigkeit an die Pfandbriefe der 
Leipziger Hypothelenbant vorzugehen, während dies bod) 
in bem Ausführungsgejee hätte geichehen fünnen, das 
in bemfelben Jahre vorgelegt worden ſei. Ja, bier 
fchlägt der bereits von dieſer Seite aus geltend gemachte 
Gefihtspunft ein: e8 war fraglid, ob es räthlich fei, 
nad) dem Jahre 1896 im Wege ber Geſetzgebung noch 
einzugreifen. Diefer Gefihtspunft ſchlug aber nicht ein 
bei ber frage, ob ber Leipziger Hypothekenbank bie 
Mündelmäßigkeit zu verleihen ſei; benn in biefem Falle 
fonnte das Juftizminifterium auf Grund des beftehenden 
Rechtes, auf Grund des ST bes Gefehes vom 15. Juni 
1868, ohne weitere vorgehen. Der Herr Oberbürger: 
meifter Dr. Bed hat erflärt, daß die Verordnungen 
volftändig zu Recht ergangen feien, dagegen in fachlicher 
Hinfiht gefragt, ob daB Vorgehen denn angemefjen ges 
wejen fei. Ia, meine Herren, damals hat gar fein 
Zweifel beitanden, daß man die Pfandbriefe der Hypo— 
thefenbanfen als mündelmäßig anzufehen habe, wie bies 
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ja auch das Vorgehen der anderen Staaten bewiefen 
bat. Das Juftizminifterium war damals und ift aud 
noch jegt im Vereine mit dem Minifterium des Innern 
ber Ueberzeugung, daß bie Papiere vollſtändig bie er: 
forderliche Sicherheit für Münbelgelder haben, und das 
Suftizminifterium ift in der Ueberzeugung beftärft worben 
durch die Thatſache, daß bie Reichsbank die Pfand: 
briefe der Hypothekenbanken als erſtklaſſige Papiere 
behandelt und im gleicher Höhe wie die Staatöpapiere 
beleiht. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr Geh. Rath 
Thieme! 


Geh. Kommerzienrath Thieme: Meine hochverehrten 
Herren! Ich bitte, nur wenige Worte in meiner Eigen: 
ſchaft als Vorfigender des Auffichtsrathes der Allgemeinen 
Deutſchen Kreditanftalt jagen zu bürfen. 

Ich muß natürlich ehr bedauern, daß das Geſetz, 
wie es in Defret 10 vorliegt, nicht in ben Kammern 
Anklang gefunden hat. Dasjelbe bringt ja ber Leipziger 
„Allgemeinen Deutihen Srebitanftalt” für ihr, Pfand: 
briefinftitut die Mündelmäßigkeit der auszugebenden 
Pfandbriefe. Die Kreditanftalt hat durch einige 40 Jahre 
Piandbriefgefhäfte betrieben, und ich würbe Lügen, 
wenn ich jagen follte, daß uns die mangelnde Münbel- 
qualität für unfere Pfandbriefe bisher Schaden gebradjt 
ober uns irgendwie in unferem Gejchäftsbetriebe ge- 
ſchädigt Hat. 

Ich will Ihnen fagen, warum fich trogdem bie 
Krebitanftalt um dieſe Vergünftigung bei der hohen 
Staatsregierung beworben bat. Es gejchah aus einer 
Urt Ehrgeiz, den Sie und als einem ber älteften In— 
ftitute nicht verbenfen können, nachdem wir gejehen 
hatten, daß mehrere jüngere Hypothefenbanten bie Licenz 
erhalten hatten, Pfandbriefe, die ald mündelmäßig gelten 
follten, in großem Betrage auszugeben. E8. ift durch 
die erfolgreiche Intervention des Herrn Kreishauptmanns 
von Ehrenftein, ber ftaatlicher Kommiffar bei ber Kredit: 
anftalt ift, bei ber hohen Staatäregierung biefe An— 
gelegenbeit befürwortet worben, und, wie Sie aus 
bem Dekrete erjehen, ift uns biefelbe jehr freundlich 
entgegengefommen, bat unſere Wünfche erfüllt, und ich 
fage im Namen ber Krebitanftalt hierdurch meinen herz— 
lichſten Dank dafür. 

Da ſich nun leider die Sache zur Ablehnung ber 
Borlage zu wenden jcheint, muß ich fagen, ich fehe 
weber in ben Borfchlägen, die in ber humanſten und 
fiebenswürbigften Weife, um niemand zu jchädigen, von 
unferem verehrten Herrn Präfidenten gemacht worden 
find, noch in ben Anregungen von anderer Seite einen 





Weg, nicht nur den Mündeln, fondern auch den Banken 
zu nügen. Ich glaube, es ift ein harter Schlag für bie 
betreffenden Banken, die ich herzlich bebauere, aber, 
meine Herren, es ift befier, ein Unglüd auf einmal 
hinter fi) zu Haben, ald an demjelben durch eine ganze 
Reihe von Jahren durch eine anfcheinend humanitäre 
Mafregel zu leiden. Ich felbft ſchäme mich nicht zu 
fagen, daß ich es nicht für unbejcheiden gehalten hätte, 
wenn ich auch Heute noch durch einen Antrag um bie 
Mündelmäßigkeit für die Pfandbriefe der Allgemeinen 
Deutſchen Krebitanftalt neben benen ber Bank für bie 
Dberlaufig, des erbländifchen und bes lanbwirthichaft: 
lichen Kreditvereins für Sachjen gebeten Hätte, und zwar, 
weil die Allgemeine Deutſche Kreditanftalt in einer ganz 
erzeptionellen Stellung ift. Meine Herren! Bebenfen 
Sie zuerft die Anziennität unferes Pfandbriefinftituts, 
zweitens haben wir mit ben Reſerven ein Aftienfapital 
von faft 100 Millionen, und diefes Kapital bürgt unjeren 
Pfandbriefinhabern prioritätifch für die Pfandbriefe im 
Gejammtbetrage von faum 28 Millionen, aljo kann von 
einer Gefahr nad) feiner Seite hin die Rede fein. In: 
deffen, meine Herren, ich fehe davon ab, diefen Antrag 
zu ftellen, und füge mich in das Votum, das Sie 
aller Wahrjcheinlichleit nach abgeben werben, behalte 
mir nur vor, falls in ben Hohen Kammern je eine 
anbere Anſicht über die Hypothefenordnung Platz 
greifen jollte, was mir ſehr unwahrſcheinlich er- 
fcheint, die Anſprüche, die mir durch bie Güte ber 
Königl. Regierung bewilligt worden find, nachträglich 
wieder geltend zu machen. Ich werde aljo mit biejem 
Berzichte mich barein fügen müfjen, daß troß der von 
ihr gebotenen außerorbentlichen Sicherheit die Allgemeine 
Deutſche Kreditanftalt neben den beiden, ich will nicht 
fagen, jetzt vormundſchaftlich verfehmten Inftituten, nur 
der primus inter pares bleibt. Nun muß ich noch 
zurüdtommen auf die Rede des verehrten Herrn Geh, 
Kommerzienraths Hulgih. Ich gebe im großen Ganzen 
feinen Ausführungen vollftändig recht, nur möchte ich 
ihm wiberjprechen, daß er das Schredgefpenft bes Falles 
des Kurſes ber Pfandbriefe der Bodenkreditanftalt und 
ber Leipziger Hypothekenbank heraufbejhworen hat. Es 
ift möglih, daß im erften Unlaufe, wenn das Geſetz 
nad bem Borjchlage der Deputation angenommen wird, 
einzelne Leute verlaufen und ben Kurs etwas brüden 
werben; wer fann überhaupt fagen, was in einer Zeit 
ber Gelbverengung, wie fie jet ftattfinbet, fommen wird; 
aber meine Herren, im Brinzipe behaupte ih, daß ein 
ſtarker Kursfall nicht ftattfinden wird. Sie brauchen 
nur ben Kurszettel zur Hand zu nehmen und Sie 
werben finden, daß bie beutichen Pfanbbriefe und 
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Hypothefenobligationen, welche feiner miündelmäßigen 
Sicherheit ſich erfreuen, ebenjo hoch ftehen, wie die der 
Bobenfrebitanftalt und ber Leipziger Hypothelenbant. 
Meine Herren! Ich muß ferner fagen, den Vorſchlag, 
der gemacht worden ift, bie Serien, die jegt von dieſen 
beiden Inftituten ausgegeben find, zu trennen, fie 
mündelmäßig zu machen, foweit fie im Vormundſchafts- 
depot find, und nicht münbelmäßig, wenn fie im freien 
Berlehre find, Halte ich technisch für vollftändig un— 
möglid. Ich ſchließe mich in dieſer Hinſicht vollftändig 
den Ausführungen des Herrn Geheimen Raths Hulkich 
an, und glaube, wenn man ben beiden Inftituten dieſe 
Pflicht auferlegen follte, würden fie lieber auf bas 
Privilegium der Mündelmäßigkeit verzichten. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Das Wort hat Herr 
Graf von Rex-Zedtlitz. 


Graf von Mer-Zedtlig: Auch ich bin vollftändig 
von der Ueberzeugung burchbrungen, daß es eine ernfte 
Pflicht der Staatsregierung ijt, dafür zu forgen, daß 
die Mündelgelder möglichft ficher angelegt werben, bes» 
halb ftehe ich eigentlich auf dem Standpunfte des Herrn 
Grafen zur Lippe, und ich würde es nur mit fFreuben 
begrüßt haben, wenn e# ber Deputation möglich geweſen 
wäre, dieſe unter 3 genannten Papiere ganz wegzulafien. 
Ih gebe jehr gern zu, daß befondere Rüdfichten auf bie 
Mündel entjcheidend gewefen find und die Deputation 
beftimmt haben, bedingungsweife unter Beſchränkungen 
die in Nr. 3 genannten Papiere ebenfalld® mit auf: 
zunehmen. Ich fürchte, daß, wenn wir dieſe Papiere 
wirklich durchweg als mündelmäßig angenommen hätten, 
wir dem Prinzipe, welches meiner Anſicht nach der Ans 
lage von Münbdelgeldern zu Grunde gelegt werben muß, 
entgegengehandelt hätten. Ich bin ebenfall® weit 
entfernt, alle die hier angeführten Papiere irgend» 
wie als umficher Hinftellen zu wollen, im Gegen: 
theile, ich glaube, daß man fie nur durchweg als 
gute Papiere empfehlen fann. Ganz befonders gilt dies, 
meiner Anficht nad), von der Allgemeinen Srebitanftalt. 
Es ift dies gewiß ein vorzügliches, ſehr gut fundirtes 
Bapier, und man fann ed nur Jedem empfehlen, Gelber 
darin anzulegen. Prinzipiell aber muß auch ich mic 
dagegen ausſprechen, diefe Papiere als miündelmäßig 
anzuerfennen, und zwar ſehe ich ein Hinderniß haupt: 
ſächlich darin, daß diefe Papiere mehr oder weniger den 
Charakter von Spefulationspapieren injofern haben, 
als fie Dividenden zu erzielen ſuchen, und daß fie 
außerdem auch noch einen jehr hohen Beleihungswerth 
annehmen, und gewerbliche Anlagen mit berüdfichtigen. 
Ih glaube alfo aus diefem Grunde hauptſächlich mid) 
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dahin aussprechen zu müffen, daß ich diefe Papiere nicht 
als miündelmäßige anerkennen kann. 

Ich meinerfeits glaube, daß vor allen Dingen eine 
Unlage in unferem Staatsjchuldenbuche und in Hypo: 
thefen vor allem als Mündelanlage zu empfehlen jei. 
Unfer Staatsſchuldenbuch ift gang außerordentlich gut 
dazu geeignet, Miündelgelder ficher zu ftellen. Es bietet 
diefe Sicherheit nad) allen Richtungen hin, und wenn 
auch der BZinsfuß natürlich verhältnigmäßig nicht jehr 
hoch ift, jo ift doch die Sicherheit dabei unzweifelhaft 
und auf biefe fommt es bei ben Münbdelgeldern vor 
allen Dingen an. Ebenſo verhält es ſich auch mit 
Hypothefen, welche gewiß aud), fobald die nöthige Vor: 
fiht beobachtet wird, für Münbelgelber befonbers zu 
empfehlen find. Dabei habe ich freilich mit Bedauern 
gehört, daß die hohe Staatsregierung beftimmte Grund: 
ſätze noch nicht aufgeftellt hat, nad) denen fie bei ber 
Beleihung der Mündelgelder auf Hypothelen zu ver: 
fahren gedenkt. Ich glaube, daß es bei unferen geregelten 
gefeglichen Verhältniffen nicht fchwer fallen dürfte, hier 
beftimmte Grundjäge und Normen aufftellen zu können; 
für den ländlichen Grundbeſitz haben wir noch bie 
Steuereinheit, welche im allgemeinen immerhin nod, 
wenn auch verſchiedene Abweichungen und Schwankungen 
im Laufe ber Zeit ftattgefunden haben, doch als eine 
fihere Bafis angenommen werden fann, und was den 
ftädtifchen Grundbefig anlangt, jo haben wir die Brand— 
fafje, welche ebenfalls als ein ficherer Anhaltepunft zu 
gelten Hat. Im Betreff des ländlichen Grundbeſitzes 
würde es ſich wohl empfehlen, wenn die hohe Staats: 
regierung fih nad ben alten bewährten Grunbjägen 
der wirklichen Hypothekenbanken richtete, z. B. der ritter- 
ſchaftlichen landwirthichaftlichen Kreditanftalt in Leipzig. 
Ih glaube, auf diefe Weife würbe die Hohe Staats: 
regierung einen recht ficheren Weg finden, wie bie 
Mündelgelder hypothekariſch ficher angelegt werden 
fünnen. Zwei Punkte find mir noch im Defrete in Be: 
zug auf die ländlihen Hypotheken aufgefallen. Es 
wird nämlich auf Seite 4 bei Gelegenheit der Unter: 
bringung von Mündelgeldern auf landwirthichaftlichen 
Grundftüden von Verkehrswerthen, aljo von Verkaufs: 
werthen geſprochen; ich möchte doch davor warnen, daß 
nicht etwa bie jegigen Verfaufswerthe irgendwie zu Grunde 
gelegt werben, der Verkaufswerth ift heutzutage ein außer— 
ordentlich verfchiedener von dem wirklichen Nutzungswerthe, 
von dem Werthe, ber wirklich burch den Neinertrag bes 
Grundſtücks repräfentirt wird. Alſo als Bafis für eine 
münbelfichere Hypothek kann meiner Anfiht nad un— 
bedingt nur der Nutzungswerth, aber nicht etwa der 
Berlaufswerth angenommen werben, Alsdann kommt bie 





Königl. Staatsregierung in dem Defrete auf Seite 6 auf 
bie Grundftüde zu fprechen, auf benen Garten: und 
Weinbau getrieben wird, Ich glaube, daß bei biefen 
Grundftüden bie allergrößte Vorficht angewendet werben 
muß, indem der Werth dieſer Grundftüde ja ein außer: 
ordentlich wechjelnder ift; e8 giebt gewiß Gartengrund: 
ftüde, bie jehr werthvoll find, andere aber wieber ohne 
einen eigentlichen Hypothefennugungswerth, weil nament- 
lich aud) die perfönlihen Eigenfchaften und Vorzüge ber 
Befiber bei derartigen Grundftüden ganz befonders ins 
Gewicht fallen; ich glaube aljo, daß bie Garten: und 
Beinbaugrunbftücde bei Beleihungen die allergrößte Vor: 
fiht erfordern. Ic) darf wohl hoffen, daß unter ben ver: 
änderten Berhältniffen, welche durch ben Vorſchlag ber 
Deputation, der hoffentlih angenommen wird, eintreten 
werben, e8 ber Königl, Staatöregierung gelingen wirb, 
nur ſolche Hypothefen für die Mündel zu befchaffen, 
daß deren Vermögen allegeit als ficher angelegt 
gelten fann. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Das Wort hat ber 
Herr von Trüßfchler. 


Nittergutsbefiger bom Trützſchler: Ich möchte ver- 
ſchiedenen Aeußerungen gegenüber, welche ſowohl feitens 
des Herrn Geh. Kommerzienrath Hulkich, als auch feitens 
des Herrn Negierungstommifjars über dieſe Banken, bie 
in Trage ftehen, gemacht find, eine Thatſache geltend 
machen, das ift die Thatfache, daß die Banken bis jetzt 
nicht die unbedingte Münbelficherheit Hatten, und aud) 
nicht befommen follen, fondern eine bebingte, wie ſich 
das Königl. Minifterium bes Innern bei der Erlaubniß— 
ertheilung ausgebrüdt hat „bis auf weiteres", Es ift das 
alfo eine Mündelficherheit, wie fie in der Zweiten Kammer 
von einem der Herren Mebner meiner Anficht nad jehr 
zutreffend ala Münbdelficherheit zweiten Nanges bezeichnet 
worden ift. Das giebt der ganzen Sache ein vollftändig 
verändertes Anſehen; bie Hypothefenbanten haben fie 
nicht unbedingt, fondern die Regierung bat fi einen 
Widerruf vorbehalten; e8 wird aud) in dem Deputations⸗ 
antrage vorgeſchlagen, ben Widerruf auch für die Zukunft 
feftzuhalten. Alſo die Sade fteht nit jo, ba man 
fagen fann, es wirb jetzt den Banken etwas entzogen, 
was fie unbedingt gehabt haben, ſondern es käme 
höchftens in Trage, daß von der Bedingung, von bem 
Vorbehalte, der feinerzeit bei der Erlaubnißertheilung 
gemacht worden ift, jegt Gebrauch gemadt wird. Ich 
glaube, daß biefer thatſächliche Zuftand der Dinge doch 
die ganze Betrachtung über die Sicherheit und Würbig- 
feit diefer Banken, zur Anlage von Miündelgeldern be- 
nußt zu werden, jehr beleuchtet. Ich glaube, man fann 





aud alle die Anfichten, die über die Banken ausgefprochen 
worden find, theilen, aber dieſe Thatfache, daß ſowohl 
ſeitens der Negierung ber Vorbehalt gemadjt worben ift, 
und daß er auch in Zukunft bleiben ſoll, giebt jeder 
Anlage von Vermögen den Schein einer weniger ſicheren 
Unterlage, und ich glaube, die Folge wird jchon bie ganze 
Diskuffion über diefe Angelegenheit haben, daß jedenfalls 
eine gewiffe Vorſicht bei der Anlegung von Münbel: 
geldern in diefen Papieren eintreten wird, was mir 
übrigens, nebenbei gejagt, jehr erwünfcht fein würde. 


(Heiterfeit.) 


Nachdem ich dieſe thatjächlichen Bemerkungen voraus: 
geihidt Habe, möchte ich nur noch einiges jagen, mehr 
um meine Abflimmung zu motiviren, ald etwa um in 
diefer Sache noch weitere Erwägungen hervorzurufen. 
Der ganze Bericht der geehrten Deputalion und auch bie 
Aeußerungen, die wir von den Deputationsmitgliedern 
gehört haben, weilen unbedingt nah — ic) habe nicht 
nöthig, noch weitere Beweiſe beizubringen —, daß, wenn 
tabula rasa, reiner Tiſch dageweſen wäre, unbedingt bie 
Deputation dieſe Hypothefenbanten bei der Beleihung 
von ber Miünbdelficherheit ausgeſchloſſen haben würbe; 
wenn man nun trogdem zu ſolch einem Vorſchlage gelangt, 
wie er unter 3 gemacht ift, jo liegt meiner Anficht nad) 
hauptjächlich die Befürchtung zu Grunde, daß den bereits 
in diefen Papieren gemachten Anlagen von Münbelgeldern 
dadurch ein erheblicher Schaben beigebracht werben Fünnte, 
und es wird nun alfo, um dem zu entgehen, vorgeichlagen, 
daß die von den beiden Wnftalten jet begebenen 
140,000,000 M. fernerhin nod zur Anlage von Mündel- 
papieren benugt werben fünnen. Man erweitert aljo bas 
Uebel oder wenigſtens bie Sorge, die man in gewifjer 
Richtung gehabt hat, auf die Zukunft, denn folange bieje 
Serien laufen, werben biefe Papiere benußt werben 
können. Run weiß ich nicht anders, als daß von ber 
einen Bank überhaupt feine Amortifation ftattfindet und 
von ber anderen dieſe wohl jo gut wie nicht im Gange 
ift; alfo wir Haben mit ſehr erheblichen Beiträumen zu 
rechnen, unb ich glaube, es ift jo gut, wie wenn bas 
ad infinitum beftimmt wäre. Andererſeits glaube ic) 
nicht, daß die Möglichkeit, bie alfo jegt gegeben ift, daß 
von dem Wiberrufe Gebrauch gemacht würde, das fürdjten 
läßt, daß im ben angelegten Mündelgeldern ein großer 
Schaben eintreten wird. 

Diefer Schaden ift ja vielleicht zum größeren Theile, 
wenn man nur ein Jahr zurüdblidt, jet jchon ein: 
getreten durch den allmählichen Kursrüdgang; Schaben 
dur Kursrüdgang ift etwas, was wir überhaupt bei 
der Anlegung von Miünbelgeldern gar nicht überjehen 
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fünnen, denn jonft hätte der WVormund, der vor zwei 
Jahren ſächſiſche Staatspapiere beliehen Hätte, dem 
Miündel einen großen Vermögensverluft beigebracht, es 
find die Papiere ja befanntlid in ben zwei Jahren um 
neun bis zehn Prozent gefallen. Alfo, ich Halte es für 
feine große Gefahr — ich beziehe mich in diefer Be— 
ziehung auf die Meußerung bes Herren Geh. Kommerzien- 
rath Thieme —, wenn man jet von bem Wiberfpruchs: 
rechte Gebrauch machen wollte, Schlimmer fcheint mir 
die Sorge zu fein, daß man ad infinitum biefe Serien 
weiter mit Mündelgelber beleihen lafjen will, namentlich 
mit Rüdficht darauf — und es fann doch nicht bloß, ich 
will einmal fagen, eine Nebensart fein, ſondern es muß 
thatfählich damit gerechnet werden —, daß man jagt, 
e3 Tann die Lage jo kommen, daß wir ben Widerruf 
ertheilen müffen. Uber, meine Herren, wenn bie Lage 
einmal fo fäüme, bann würde man ben Münbelvermögen, 
die in dieſen Papieren angelegt find, eine ganz andere 
Schädigung zu theil werben laffen, dann glaube id, 
würbe bie Sade jo ausfallen, daß man zu andern 
Mitteln greifen müßte, um dem wieder Abhülfe zu ſchaffen. 
Ic bin alfo auf Grund dieſer mehr thatſächlichen Erwäg— 
ungen entfchlofjen, wenigftens gegen Punkt 3 zu flimmen, 
infoweit er fi) auf bie beiden Hupothefenbanten bezieht. 
Den Unleihejcheinen der Kommunalbant bes Königreichs 
Sachſen kann man getroft bie Münbdelficherheit geben; 
biefe Kommunalbanf beleift nur Kommunen, unb infolge 
deſſen ift bei diefen Beleihungen fon bie Kommune 
haftpflichtig am fi, nächſtdem haftet noch bei dieſen 
Beleihungen das Vermögen der Krebitanftalt, alfo meiner 
Anſicht nach gehören eigentlich die Anleiheſcheine ber 
Kommunalbank mehr unter 1 und nicht unter 3, dagegen 
werde ich gegen die Beleihung ber Papiere ber beiden 
(egtgenannten Banken, der Hypothelenpfandbriefe ber 
Sächſiſchen Bobenkreditanftalt in Dresden und ber Hypo: 
thelenbant und Anlehnsſcheine ber Leipziger Hypothefen: 
bank ftimmen unb ich würbe, wenn Se. Excellenz ber 
Herr Graf von Könnerig nicht feinen Antrag voran- 
ftellen wollte, wenigjtens bitten, baß auf biefen Theil 
von Nr, 3 eine befondere Frage geftellt würbe. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr von Watzdorf 
hat zunächſt das Wort. 


NRittergutöbefiger vom Watzdorf: Meine Herren! 
Ih muß mid ganz entſchieden bagegen verwahren, 
ba ber Herr Kommiffar gejagt Hat, ber erb- 
ländiſche ritterfchaftliche NKrebitverein gehöre zu ben 
Erwerbsgejellihaften. Ih weiß nit, wie ber 
Herr SKommiffar dazu kommt. Der erblänbifche 
ritterfchaftliche Krebitverein ift eine Anſtalt, bie unter 
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dem Königl. Minifterium bes Innern ftebt, fie hat nicht 
das geringjte Kriterium einer Erwerbägejellfchaft, es fehlt 
die Mitgliedereigenſchaft in der Weije, wie das Genofjen- 
ſchaftsgeſetz es verlangt, es fehlt das eingejchoffene 
Kapital, es fehlen die Dividenden, es fehlt alles, was 
bei einer Erwerbsgejellihaft vorhanden fein muß. Der 
Herr Kommiſſar Hat in einem gewiljen Grade feine Be: 
hauptung eingefchränft, aber aud) in dem Grabe fann 
ich es nicht zugeben, daß eine Gefellichaft, fie mag jein, 
welche es will, eine Erwerbsgeſellſchaft ift, weil fie zum 
Nuten ihrer Mitglieder da jei. Das verfteht ſich doch 
von jelbft, und deswegen ift es noch lange feine Er: 
werbögejellidaft. 


Vizepräfident bon Zezſchwitz: Herr 
merzienrath Hultzſch! 


Geh. Koımmerzienratd Hultzſch: Meine Hochgeehrten 
Herren! Eine Wenferung meines verehrten Freundes, 
des Herrn Geh. Kommerzienrath Thieme, veranlaßt mic), 
das Wort noch einmal zu ergreifen. Derfelbe hat ge: 
meint, wenn die Vorlage heute Hier angenommen wird, 
daß ein Kursſturz für die Pfandbriefe der unter Punkt 3 
genannten Hypothefenbanfen nicht eintreten werde. Darin 
bin ich vollftändig mit ihm einverftanden. Wohl aber 
wird der Kursſturz eintreten müſſen, wenn bie heutige 
Vorlage nicht angenommen und die Mündelficherheit wider: 
rufen würde, und das habe id) in meinen Meußerungen 
gemeint, wahrſcheinlich habe ich mich nicht ganz richtig 
ausgedrückt. 

Vizepräſident von Zezſchwitz: Herr Geh. Juſtizrath 
Dr. Börner. 

Königl. Negierungstommiffar Geh. Juſtizrath Dr. 
Börner: Ich Habe die landwirthichaftlichen Kredit— 
inftitute nur in einem gewiflen Sinne als Erwerbs: 
gejellichaften bezeichnet, und dabei hat mir vorgejchwebt, 
daß ber Geihäftsgewinn, jo geringfügig er aud) fein 
mag, doch jchlieglih im Intereffe der Mitglieder, ber 
Schuldner in ben Serien verwendet wird, Durch ben 
Gewinn wird der Amortifationsfonds erhöht, ſoweit ich 
die Verhältniffe kenne. Ich habe aber auch nur gejagt, 
man wird biefe Inftitute nicht als gemeinnüßig be: 
zeichnen können, wie das gejchehen iſt. Gewiß, fie 
dienen großen Interefjen, Intereffen, die unfer Vater: 
land in weitem Sinne beherrſchen, aber gemeinnügig im 
Sinne des gewöhnlichen Wortes find fie nicht. Gemein: 
nügig ift nur eine Vereinigung, die nicht dem Interefjen 
ihrer Mitglieder dient. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Das Wort Hat Herr 
Geh. Rath Wad). 


Geh. Kom: 
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Geh. Rath Profefjor Dr. Wach: Meine hochverehrten 
Herren! Für meine Berfon ftehe ich diefer Vorlage ziemlich 
fühl”gegenüber, wie Sie es bei meiner Berufäftellung 
begreiflich finden werben. Aber ich verfenne bie Wichtig: 
feit des Gegenftandes nicht und finde in dem, was vorher 
geſprochen worden, Veranlafjung, wenigftens über einige 
Punkte meine Anficht zu jagen. Zuerſt im allgemeinen, 
infofern als ich nicht umhin kann auszuſprechen, daß 
bad Geſetz in ber Fafjung, wie ed dem Haufe hier zur 
Annahme empfohlen wird, gewiß etwas überaus Un— 
befriedigendes hat. Denn darüber werden wir und bod) 
nit täufchen, eine Beftimmung wie bie des $ 1 
Nr. 3, die gewiſſe Partien von an fi gleichwerihigen 
Papieren von Inftituten für mündelſicher erklärt, da— 
gegen andere für nicht münbdelficher, enthält einen inneren 
Widerſpruch. Weshalb die Hier genannten Serien ben 
Borzug der Münbdelficherheit Haben follen und die nicht: 
genannten nicht, das fann nur derjenige verftehen, ber 
die Geneſis diefes Geſetzes erfaßt hat. Und die liegt fo, 
ba in der That Rückſichten anf den gegebenen Zuftand 
biefen Kompromißvorihlag — fo dürfen wir ihn ja 
nennen — herbeigeführt haben. Es ift alfo wohl fein 
Zweifel, daß von dem grundſätzlichen Standpunfte dieſes 
hohen Haufes aus, der ja freilich durch Abftimmung 
noch nicht feftgeftellt ift, aber ziemlih durchſichtig zu 
Tage liegt, und dem Standpunkte ber Zweiten 
Kammer in Bezug auf die Würdigung ber fraglichen 
Inftitute ihnen für ihre Pfandbriefe und Anlehens— 
fcheine die Mündelſicherheit nicht gewährt worben 
wäre. Nun Handelt es ſich darum, ſich durch bie 
Schwierigkeit hindurchzufinden, und da möchte ich zunächft 
auf einen Punkt Hinweifen. Es ift davon gefproden, 
auch in den Motiven des Defretes herausgehoben, daß 
wir in einer bebrängten Zage uns befinden. Das ift auch 
unverfennbar mit Beziehung auf Diejenigen Papiere, 
welche mündelficher werben follen und es bisher nicht ge= 
wejen find. Denn vom 1. Januar 1900 ab werben wir 
ihnen nicht mehr diefe Sicherheit verleihen können nach 
Maßgabe des 5 1807 des Bürgerlichen Geſetzbuches 
Nr. 4. Hingegen die in der Nr. 3 unferer Vorlage er: 
wähnten und jegt gerabe bejonders zur Diskuffion ftehen- 
ben Pfanbbriefe und Anlehensſcheine der Bodenkredit— 
anftalt und der Hypothekenbank, die werben hiervon nicht 
getroffen. Denn der Artilel 212 des Einführungsgefehes 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche Hält die landesgeſetzlich 
biefen Papieren gewährte Miünbdelficherheit aufrecht, und 
überläßt jelbftverftändlih auch ber Landesgeſetzgebung, 
ihnen wiederum die Mündelficherheit zu entziehen. Um 
eine Entziehung und nicht um eine Verleihung dreht es 
fid) aber in ber gegenwärtigen Erörterung. Es würde 
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daher, auch wenn etwa eine Ausſcheidung diefer Papiere 
in diefem Augenblide aus dem Gejege erfolgte und man 
dem Geſetze nicht fozufagen die abjorbirende Kraft ver- 
leihen wollte, was ja auf dem Wege der Interpretation 
hier im Haufe fonftatirt werden kann, bie Frage offen 
gelafjen werden, wie es in der Zufunft mit ben genannten 
Bapieren werben jol. Es liegt aljo perieulum in mora 
bezüglich dieſer Papiere nit vor Wenn mun be- 
antragt worden ift, eine gejonderte Abftimmung bezüglich 
ihrer vorzunehmen und ich jege den Tall (ih kann 
die Temperatur im Haufe, da ich ein Neuling bin, noch 
nicht genügend empfinden und würdigen), e8 würde ſich 
die Majorität entſprechend dem Untrage bes Herrn 
von Trützſchler dazu entichließen, biefe Papiere aus ber 
Nr. 3 zu ftreichen, jo könnte daraus und zwar mit gutem 
Grunde und gewiß im Sinne des Herrn Antragftellers 
die Schlußfolgerung gezogen werben: Ergo find bieje 
Bapiere jet nicht mehr miünbdelficher, fie find es vom 
1. Januar nicht mehr. Die Tragweite eines jolden Be— 
ſchluſſes wäre außerordentlich groß. Man kann vielleicht 
darüber ftreiten, ob damit zugleich gejagt wäre, daß bie 
erfolgten Anlagen zu einer alsbaldigen Konvertirung 
führen müßten. Jedenfalls wird die Entſcheidung darüber 
nicht nur beim Minifterium zu fuchen fein, fondern eine 
Eatſcheidung barüber würde beim Gerichte Tiegen. Sie 
wifien ja, daß bie frage der Mündelficherheit in ben 
verjhiedenften Richtungen im Bürgerlichen Geſetzbuche be: 
tont wird; da handelt es fih um Sicherftellung, um bie 
Berwaltung des Ehemannes, um Nießbrauch ꝛc., 
das iſt auch in den Motiven unſeres Dekretes hervor— 
gehoben. Wenn nun ein Gericht ſagen würde, eine in 
der und der Form erfolgte Anlage ſei als in nicht 
mündelſicheren Papieren erfolgt anzuſehen, und weil bie 
Konvertirung nicht bewirkt worden, der Anleger nunmehr 
dafür haftbar, jo würde eine minifterielle etwaige gegen: 
theilige Erklärung bebeutungslos geworden jein. Ich bin 
nun überhaupt der Meinung, daß, wenn dieſe Pfand: 
briefe, Hypothefenbriefe ꝛc. ausgeſchieden werden von 
ber Gruppe ber miünbelficheren Papiere, fernerhin nicht 
nur neue Anlagen in biejen Papieren den Vormündern, 
Berwaltern von Stiftungen unmöglih find, fonbern 
daß dieſe Perfonen dann auch alsbald zur Son: 
vertirung gefchehener Unlagen zu verjchreiten haben, 
damit fie die Werthe, für deren Erhaltung fie zu forgen 
haben, nicht in Papieren belafjen, bezüglich deren aus: 
gejprochen ift, daß in ihnen eine Anlegung nicht jtatthaft 
ſei. Alfo die Tragweite eines ſolchen Beſchluſſes würde 
— wie man fi jo ausbrüdt — eine rüdwirfende fein. 
Daher möchte ic glauben, daß bei ber Abftimmung, wie 
fie beantragt ift von Herrn von Trüßfchler, dieſer Gefichts: 


punkt jedenfall® ins Auge gefaßt werben follte, auch von 
denjenigen Herren, welche meine Auffaffung bezüglich der 
fogenannten Rückwirkung nicht teilen, weil fie ſich doch 
nicht verhehlen können, daß vielleicht eine andere Anſicht 
in der Rechtſprechung und vielleicht auch bei der Hohen 
Staatsregierung zum Durchbruche fommt. 

Ich jeibft Habe mir die Frage vorgelrgt, ob man 
nicht auf dem Wege eines Unterantrages zu dem Antrage 
der Deputation aus den Schwierigkeiten beſſer heraus: 
fommen könne, und dabei leiten mich nicht bloß Schönheits 
rüdfichten punfto des Gejehes, fondern wirklich legislativ 
technijche ernfte Bedenken. Ich habe ſchon hervorgehoben, 
daß e3 ein zweifellos unbefriedigender und widerſpruchs— 
voller Zuftand ift, wenn gewiffe Serien desjelben Inftituts 
mündelfichere und andere Serien nicht mündelfichere find, 
und des weiteren, daß dieſe Vorlage, wie fie hier zur 
Beſchlußfaſſung fteht, aus einer Art von Kompromiß 
herausgewachſen ift, daß es ſich darum Handelt, einen 
Uebergangszuftand zu ſchaffen. Nun bin ich in biefem 
Moment etwas ftußig geworden durch die Meußerung 
eines ber Herren Vorredner, — nämlich in ber Richtung, 
daß ein foldyer Uebergangszuftand vielleicht gar nicht in 
Trage fei, einfach um deswillen, weil das eine oder andere 
Inftitut überhaupt gar nicht amortijire. Wenn dem fo 
wäre, jo würden ja, ich weiß nicht wie viel Millionen, 
aber doc) eine jehr anſehnliche Summe von derartigen 
Papieren bis in infinitum als mündelſicher anertannt 
fein, e8 jei denn, dab das Juftizminifterium von feiner 
Licenz der Revofation Gebrauch macht. Die ganze Haltung 
aber jowohl der Zweiten Kammer und, wenn id) recht 
verftehe, auch der Erften Kammer ift die, ein Uebergangs— 
ftadium zu fchaffen, um aus der fchweren Situation ohne 
Schäbigung, insbefondere der Mündel, herauszukommen. 
Angefichts defien frage ich, ob es nicht richtig wäre, dieſe 
Tendenz zum Ausdrude zu bringen, nämlid) in ber Weije, 
daß eine Befriftung für die Anlage in diefen Papieren 
in dem Geſetze ausgeſprochen würde. Wie Sie die Be: 
friftung bemeſſen, ift eine frage für ſich. Ob Sie fie 
auf 10, auf 20, auf 25, 30 Jahre ftellen wollen, ift 
gleihgültig; aber an und für fich jcheint mir der Ge: 
danfe einer Befriftung bemerkenswert. Jedoch bin ich 
jo wenig barüber unterrichtet, in welchem Maße er 
in der Berfammlung Widerhall findet, daß ich vorerft 
mich eines Antrages enthalte. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr Oberbürgermeifter 
Beutler! 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Bentler: 
Ich möchte nur die Bemerkung des Königl. Herrn 
Kommiffars, die dahin ging, da er die Gemeinnügigkeit 
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ber drei Inftitute, die hauptſächlich in Frage fommen, 
beftritt, nicht umviberfprochen laſſen. Es ift ja richtig, 
daß die Mitglieder diefer Inſtitule gewiſſe Vortheile da: 
durch für ſich Haben, daß Meine Amortiſationsbeträge 
jährlich ihnen zu gute kommen, die am Schluſſe der Serie 
Vortheile für fie bringen. Wenn die Königl. Staats: 
regierung ſich erinnern wollte an die Entftehung biefer 
Inftitute, befonders des Tandwirthihaftlihen Kredit— 
vereind und bes erbländijchen ritterjchaftlichen Kredit— 
vereins, und wenn fie fi vor Augen halten wollte, die 
enormen Bortheile, bie dieje Inftitute nicht nur der un: 
mittelbar betheiligten Landwirthſchaft, fondern indirekt 
auch dem ganzen Lande gebracht haben, jo glaube ich, 
würde eine Beftreitung der Gemeinnügigfeit faum er 
folgen, jedenfalls aber im Lande ſehr wenig Widerhall 
finden. Ich wenigften® perſönlich halte biefe drei In- 
ftitute für hervorragend gemeinnüßig. Meine Herren! 
Auch in einem anderen Punkte möchte ich meiner Ueber: 
zeugurg dahin Ausdruck gegeben haben, daß der Königl. 
Herr Kommiffar die Meinung meines Herrn Kollegen 
nicht ganz widerlegt hat, die Anficht nämlich, daß es doch 
vielleicht nicht ganz opportun war, fo furz vor ber legis— 
lativen Ordnung der ganzen Angelegenheit im Wege ber 
Berorbnung bie Münbelficherheit an gewiffe Papiere zu 
verleihen. Er hat ja zwar ausgeführt, ed habe gar fein 
Bweifel beftanden über bie Mündelficherheit, d. 5. darüber, 
daß fie einen Werth befiten, die innere Sicherheit haben, 
daß man die Mündelmäßigkeit unbedingt verleihen könne, 
Ih kann nur eins bemerken, daß, glaube ich, im Lande 
einige Ueberraſchung beftanden Hat, als plötzlich das 
Dresdner Inftitut für jeine Pfandbriefe die Mündel— 
mäßigfeit erlangt hatte, nachdem das Leipziger Inftitut 
zuvor jahrelang vergeblich fi) darum bemüht hat. Dar- 
nad) hat e3 fie ja auch befommen, und darnach hat das 
erftklaffige Leipziger Inftitut, da8 man al3 primus inter 
pares bezeichnet hat, diefe Mündelmäßigfeit aud) erhalten, 
aber das jüngfte hat fie doch zuerft befommen und man 
war nicht recht darüber Mar, warum biefe Mündelmäßig- 
feit jenem Inftitute verliehen fei; denn die Erwägung 
allein, daß es wünjchenswerth ſei für die Mündel, ein 
anderes Staatöpapier zu Haben zur Anlage, wird wohl 
faum maßgebend gewejen fein. Ich bin überzeugt, man 
hat neben den Mündeln auch den Intereſſen ber bes 
theiligten Interefientengruppen Rechnung tragen wollen, 
und in ber Beziehung theile ich die Anficht bes Königl. 
Juftizminifteriums vollftändig, daß bie innere Sicherheit 
bes Inftituts gewiß zu Bmeifeln feinen Anlaß gab. 
Meine Herren! Wenn ich trogdem durchaus auf dem 
Boden ber Deputationsvorfchläge ftehe, jo laſſe ich mid) 
im wejentlihen von formellen Erwägungen leiten, Ich 


ftehe auf dem Standpunkte des Herrn Kollegen Bed, baf bie 
Königl. Staatöregierung allenthalben im Rahmen ihrer Zu- 
ftändigfeit gehandelt hat, als fie die Mündelmäßigfeit den 
Papieren verliehen hat. Diefe Zuftändigfeit ber Königl. 
Staatöregierung enbet mit Ende diejes Jahres und es tritt 
an die Stelle berjelben die Zuftändigkeit ber Stände 
beziehentlih der gejammten Gejepgebungsfaftoren; ich 
meine nun, daß eine Desavouirung bes bisher allein 
zuftändig gewefenen Faktors feitens ber nunmehr zu= 
ftändigen Faktoren doch nur dann eintreten follte, wenn 
ganz befonders wichtige Gründe dafür fprechen. Solche 
find aber eigentlich in der Debatte bisher faum geftreift 
worden, nur allein Se. Ercellenz Graf Könnerig hat 
Andeutungen gemacht, daß er doch auch Zweifel in bie 
materielle Richtigkeit diefer Maßnahme fegen müſſe. Ich 
fann mid; aber dieſen Zweifeln nicht anſchließen, fie 
find mir wenigftens nicht fo wichtig, daß ich die von 
der Königl. Staatöregierung mit Recht bervorgehobene 
vorausſichtlich eintretende Schädigung der Mündel hintan= 
fegen möchte, und ich glaube, daß dieſe eventuelle 
Schädigung die Kammer davon abhalten follte, biefe 
Mündelmäßigkeit, die die Königl. Staatsregierung bona 
fide verliehen hat in Ausübung ihrer Nechte, jetzt gänz— 
fih und für die Vergangenheit zurüdzunehmen. Daß 
da ein gewifier Widerfprud in der Legislative, ein 
Widerſpruch in ber Geſetzgebung feftgeftellt werben könnte, 
das verftehe ich mit dem Herrn Vorrebner Geh. Rath 
Wach durchaus. Es muthet mic durchaus nicht ans 
genehm an, diefen Widerſpruch mitzumachen, aber in der 
Praris ift es zuweilen doch anders als in ber Theorie, 
und ich bin überzeugt, daß uns bie Münbel für biefen 
Widerfpruch fchließlich recht dankbar fein werben, wenn 
wir uns barüber hinwegjeßen und jagen: hier geht ung 
der Gefichtspunft vor, daß die Mündel nicht gefchäbigt 
werben. Ich bitte baher dringend, dem Deputations- 
gutachten zuzuftimmen und aud bei ber Abftimmung 
über Punkt 3 nicht zu unterfcheiden zwifchen bem erften 
Sate, ben Kommunalbankpfanbbriefen und denjenigen 
Pfandbriefferien der anderen Anftalten, die nunmehr 
fünftig allein die mündelmäßige Sicherheit erhalten follen. 
Ich glaube, daß wir nicht bloß am fürzeften verfahren, 
wenn wir den Beichlüffen ber Zweiten Sammer bei- 
treten, ſondern auch bie richtige Mitte halten. 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: Herr Graf von Könnerig! 


Wirkl. Geh. Rath, Dr. jur. Graf von Hönnerig, 
Ercellenz: Meine hochgeehrten Herren! Nur wenige 
Worte! Die Mehrzahl der Herren Rebner hat empfohlen, 
ben Bericht der Deputation anzunehmen. Ich kenne nun 
die Temperatur in dieſem hohen Haufe feit langer Zeit 
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und bin allerdings überzeugt, daß biefe Empfehlung Er- 
folg haben wird, und werbe ich aus ftrategifchen Gründen 
meine Wünfche nicht in einen Antrag verdichten, was ich 
namentlich meinem Freunde, Herren von Trüßfchler, wegen 
feiner Abftimmung bemerken möchte. Ich ziehe aber 
meine Bedenken nicht gänzlich zurüd und habe auch nicht 
das Gefühl eines Befiegten, denn, wenn ich den Bericht 
lefe, wenn ich alles refapitulire, was ich fo von ein- 
zelnen Herren in beiden Häufern des Landtags gehört 
babe, fo ift das ganze jegige Nefultat nur bie Frucht 
von Kompromiffen, und ich teile die Anficht des Herrn 
von Trüßfchler, daß, wenn tabula rasa gewejen, man 
vielleiht anders verfahren wäre. Es zeigt fich überall 
der Wunſch, bie Scylla zu umſchiffen, möglichfte Sicher: 
beit zu erreichen, ohne in bie Charybdis zu verfallen, 
auf ber anderen Seite gewiſſen Inftituten zu nahe zu 
treten. Ich wieberhole übrigens, daß ich augenblidlic 
dieſe Imftitute durchaus für ficher Halte; wenn ich aber 
meine Bebenfen gehabt habe, jo war das auf die weitere 
Zulkunft berechnet, auf Krijen berechnet, und wie fich 
dann die Königl. Staatöregierung dabei deden wird, ift 
mir auch augenblidli nicht recht Mar. Unſere ganze 
jegige Gejeggebung geht nur auf ruhige Beiten Hin; bas 
erfläre ich ganz offen und werbe es ftetö vertreten. 
Benn wir einmal Konflikte befommen, dann werben wir 
jehen, wo wir mit ben vielen Gefegen, mit ben vielen 
Laften und allebem hinkommen. Uber augenbliclich, ich 
wieberhole es, find diefe Imftitute durchaus gefichert, ob 
fie geficherter find wie. andere, wage ich nicht zu ent- 
ſcheiden. 

Den erbländiſchen ritterſchaftlichen Kreditverein, dem 
ich perſönlich am nächſten ſtehe, möchte ich auch nur als 
eine gemeinnügige Anſtalt betrachten. Ich will aber auf 
diefen Streit gewiß nicht weiter eingehen. Zum Schluffe 
Ichließe ich mich ben Bemerkungen bes Herrn Oberbürger- 
meifterd Bed an, und erlaube mir, ber Königl. Staats- 
regierung zu empfehlen, von ihrem Wuffichtsrechte thun- 
lichften Gebrauch) zu machen. Die neue Gejeßgebung er- 
weitert dasfelbe, foviel ich weiß, und das wird wenigfteng 
dazu beitragen, den Frieden in diefer Sache zu ftiften. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr Graf von Mer- 
Bebtlig! 

Graf von Ner- Zedtlig: Die Ausführungen bes 
Herrn Geh. Raths Wach veranlaffen mich, noch ein- 
mal das Wort zu ergreifen. Ich Habe mich vorhin 
ſchon dahin ausgeſprochen, daß ich eigentlich auf bem 
Standpunkte bes Herrn Grafen von Lippe geftanben 
hätte, nämlich; wenn bie Verhältnifje anders gelegen 
hätten, bie in Biffer 3 genannten Inftitute ganz weg— 
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zulaffen. Indeſſen infolge ber leiber erlafjenen Ber: 
ordnung hat fi die Deputation in einer gewiflen 
Zwangslage befunden und es für angemeſſen erachtet, 
namentlih zu gunften bes Sturfes der in ben Händen 
von Mündeln befindlichen Papiere, diefe Imftitute mit 
aufzunehmen. Der Herr Geh. Rath Wach fchlägt vor, 
wenigjtens liefen feine Ausführungen barauf hinaus, daß 
man einen Termin beichließen follte, bis wann überhaupt 
diefe einzelnen Serien, die hier genannt werden, in 
Geltung belaffen werben follten. Ich bin mit biejer 
Idee ganz einverftanden. Ich Hoffe allerdings noch 
außerdem, daß nad den heutigen Verhandlungen und 
ben Verhandlungen ber jenfeitigen Kammer bie hohe 
Staatsregierung wohl felbft den Entſchluß faſſen wird, 
die Mündelgelder, die in biefen Papieren angelegt find, 
möglichft bald herauszuziehen und anderweitig anzulegen. 
Ich glaube, daß es dem Zwecke am meiften entſprechen 
würde, wenn ein beftimmter Termin feitgejegt würde, 
nad) welchem überhaupt bie genannten Papiere aufhören 
würden, mündelmäßige zu fein. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Wünfcht noch jemand 
zu fprechen? — Der Herr Regierungstommiffar Geh. Juſtiz⸗ 
rath Dr. Börner! 


Königl. Regierungstommiffar Geh. Juftizrath Dr. 
Börner: Herr Geh. Rath Wach Hat die Frage angeregt, 
wie fi die Sache geftalten würbe, wenn ben Pfand— 
briefen ber beiben Sypothefenaftienbanfen vom 1. Januar 
1900 ab die Münbdelmäßigfeit verfagt würde. Das Königl. 
Juſtizminiſterium ift der Anſicht, daß, wenn dies ein: 
treten würde, die Vormünder nicht ohne weiteres ver: 
pflichtet wären, ben Beftand an Pfandbriefen zu ver: 
äußern. Die Vorfchrift des 8 1807 bes Bürgerlichen 
Geſetzbuchs fowie die BVorfchriften des Gejehentwurfes 
gelten. nur für bie unter ihrer Herrichaft erfolgende 
Unlegung von Münbelgeld. Der Vormund würbe unter 
ber Herrfchaft des neuen Rechts das unter der Herr: 
ſchaft des alten Rechts in Pfanbbriefen angelegte Ver: 
mögen nur dann umgufegen haben, wenn er nad pflicht- 
mäßiger Erwägung im Verein mit bem Gegenvormunb 
zu ber Erkenntniß käme, daß die Bank nicht mehr bie 
erforderliche Sicherheit böte. Das ift ber Standpunkt, 
ben auch bie erfte Kommiffion, bie für bie Ausarbeitung 
bes Bürgerlichen Geſetzbuchs berufen war, eingenommen 
bat und ber in ben Motiven zu bem erften Entwurfe 
bes Bürgerlichen Geſetzbuchs Ausdruck gefunden Bat. 
Die Sache verhält fi nicht anders, ala wenn unter 
der Herrichaft bes neuen Rechtes ein vermögenber Mann 
unter Hinterlafjung von Kindern, von Mündeln, ftirbt. 
Da ift auch der Bormund nicht ohne weiteres verpflichtet, 
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um beswillen bie vorhandenen Wertbpapiere zu ver: 
kaufen, weil fie nicht münbelmäßig find, fondern er hat 
zu erwägen, ob ber fofortige Verkauf im Intereſſe ber 
Mündel liegt, eventuell ob nicht beffere Zeiten für eine 
angemefjene Verwerthung abzuwarten ſeien. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr Oberbürgermeifter 
Dr. Bed! 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Ich bitte das hohe Haus 
nur noch für eine ganz kurze Bemerkung um Gehör und 
Gebuld und zwar für eine thatſächliche Verichtigung auf 
eine Meußerung des Herrn Königl. Regierungstommiffars. 
Wenn ich benjelben richtig verftanden habe, fo hat er 
meinen Namen mit einer Medewendung im Verbindung 
gebracht, die dahin ging, daß bie Münbelmäßigfeit der 
Pfandbriefe ber beiden Hypothekenbanken irgendwie von 
mir angezweifelt worden wäre. Ich möchte, wie auch das 
Stenogramm ausweifen wird, Tonftatiren, daß ich in 
meinen Ausführungen nichts dergleichen gejagt, daß ich 
vielmehr mein Urtheil bezüglich der Münbelmäßigfeit 
biejer Pfandbriefe durchaus zurüdgehalten Habe und ledig- 
fih mit ben beften Wünfchen für das Gebeihen diejer 
beiben Banten bemerkt habe, daß ich ihre Pfandbriefe 
für gute Unlagepapiere halte. Ich Habe nur, infoweit ich 
bie beiden Banken in den Kreis meiner Erwägungen ge: 
zogen babe, bemerkt, daß ich einen berechtigten Anlaß 
und ein nachgewiejenes Bedürfniß zur Erweiterung des 
Kreifes ber münbelmäßigen Papiere nicht eingefehen habe 
und auch auf Grund ber heutigen Debatte noch nicht ein⸗ 
fehen kann. Und wenn über diefe Angelegenheit viel ge: 
ſchrieben und gejprochen worben ift, wie es ſich bei ber 
Tragweite unjerer Beichlußfafjung auch geziemt, jo glaube 
ich, daß alles dies ein ſehr ſchätzenswertes Material dar- 
ftellt, welches für künftige gleiche Fälle de lege ferenda 
zur Berüdfihtigung empfohlen zu werben verdient. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Wünſcht noch jemand 
zu ſprechen? — Herr Geh. Kommerzienrath Thieme! 


Geh. Kommerzienrath Thieme: Ich möchte nur dringend 
bitten, die Mündelmäßigkeit der Unlehensicheine ber 
Kommunalbant für das Königreich Sachfen nicht in Frage 
zu Stellen, wie e8 von einer Seite gejhah. Meine Herren! 
Die Kommunalbank des Königreihs Sachſen ift ein 
Inftitut, das durch Jahrzehnte für das Wohl unferer 
Heinen ſächſiſchen Gemeinden gewirkt hat. Diefelben haben 
außerordentliche Förderung durch fie erfahren, benn fie 
tönnen von der Kommunalbank Kredit erhalten, den fie 
von anderer Seite nicht befommen möchten. Ich möchte 
baber bitten, es jebenfall® bei der Mündelmäßigkeit biefer 
Pfandbriefe zu belafjen, und kann fagen, ohne befürchten 
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zu müſſen, aus ber Schule zu j wagen, daß biefe Anftalt 
jogar einen ftillen Reſervefonds hält, aus bem den kleinen 
bebürftigen Gemeinden, wenn nöthig und thunlich, Unter- 
ftügungen gewährt werben. Sie können die Kommunal: 
bank auch nicht für eine reine Erwerbögejellihaft halten, 
obgleich fie Heine Dividenden gewährt, denn fie hat jahr- 
zehntelang nur mit einer Einzahlung von 24 Prozent, 
aljo mit einem ganz Heinen Kapitale gearbeitet, weil fie 
immer das große Aefervoir der Krebitanftalt gehabt Hat, 
wenn fie Gelb brauchte, und baher keine ftarken Kafjen- 
beftände zu halten genöthigt war. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Herr Geh. Rat Dr. Wach. 


Geh. Rath Dr. Wach: Mit dem Herrn Regierungs- 
fommiffar will ich mich auf eine juriftifhe Kontroverfe 
nicht einlafjen, benn was er gejagt hat, habe ich nicht im 
Bweifel gezogen und ziehe ich nicht in Zweifel; es ver: 
fteht fi ganz von felbft, daß Veräußern und Anlegen 
zweierlei ift, und des weiteren von felbft, daß vorhandene 
Effeften veräußert werben nur, wenn bie Berhältniffe 
darauf hinweiſen, und bes weiteren, daß eine Belaffung 
au in nicht mändelmäßigen Papieren, ſchon durch das 
frühere Geſetz und durch das Bürgerliche Geſetzbuch 
Deutihlands gefichert, im einzelnen Falle ſtatifinden kann 
aus bejonderen Gründen. Aber immer würbe es fi 
nur darum Handeln, ob ſolche bejondere Gründe vor: 
handen find, wenn die Mündelmäßigkeit einem Papiere 
entzogen ift mit bem Motive, daß man biejes Papier nicht 
für ficher erachtet. Wenn ber Herr Juftizminifter bei: 
fpielsweife jagt: weil biefe Bank jegt nicht mehr ficher 
ift, entziehe ich ihr bie Münbelficherheit, jo würde man 
als Vormund genöthigt fein, bie vorhandenen Papiere zu 
fonvertiren, um das Vermögen in ficheren Unlagen unter: 
zubringen. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Wünfcht noch jemand 
das Wort? — Es ift nicht ber Fall. Ich ſchließe die 
Debatte, vorbehältlich bed Schlußmwortes des Herrn Bericht: 
erftatters. 


Berichterftatter Mittergutsbefiger dom Trebra:Lin- 
denau: Ic glaube, bie Deputation kann mit vollftändiger 
Ruhe der Abftimmung entgegenjchen; es find Gegen- 
anträge nicht geftellt worben, e8 haben nur zwei ber 
Herren erflärt, daß fie gegen Abjag 3 von $ 1 ftimmen 
werben, und haben bas bahin motivirt, daß fie fagten, 
fie glaubten nicht, daß den Mündeln Schaben entftehen 
würbe, wenn ben betreffenden beiden Hypothelenbanken 
die Mündelficherheit entzogen würde. Nun, das ift ein 
Glaubensjag, nnd die Deputation glaubt anders; beweifen 
und nachrechnen läßt fich Hier nichts, zumal ba bie 
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Faktoren, die in die Rechnung eingeftellt werben müßten, 
ganz in ber Bufunft liegen. 

Dem Herrn Megierungävertreter möchte ich nur er: 
wibern: Die Deputation hat nicht geltend gemacht als 
einen ihrer Gründe, daß fie dem Staate feine Konkurrenz 
machen wollte, fie hat nur erffärt, fie hielte es nicht für 
nöthig, noch weitere Imftitute Herbeizuziehen, da wir 
unter anderen auch bie Staat8papiere hätten zur Anlegung 
von Mindelgelbern. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wir kommen nunmehr 
zur Abftimmung. Ich lege berjelben zu Grunde den Vor: 
ſchlag der Deputation, wie er fi) auf Seite 4 des Be- 
richtes befindet. Ich werbe in ber Weile verfahren, daß 
ich zunächft über den Punkt 1, 2 abftimmen laſſe. Alſo 
ich frage bie Kammer, ob fie den Vorſchlag ber Depu- 
tation im Berichte Seite 4 unter 1 entjprechend folgender: 
maßen beichließen will: 

„$ 1 in folgender Faſſung anzunehmen: 

Zur Unlegung von Mündelgeld find außer 
ben im $ 1807 bes Bürgerlichen Geſetzbuchs 


—— Forderungen und Werthpapieren ge- 
eignet: 


1. bie Schuldverſchreibungen, bie von einer ſäch— 


fiſchen kommunalen Körperidaft oder einer 
Kreditanftalt einer ge Körperfchaft oder 
von einer fächfifchen n= oder Schul: 


gemeinbe ausgeftellt find; 


2. die Pfandbriefe und gleichartigen Schulbver- 
fchreibungen der landftändifhen Bank bes 
—— Säãchſiſchen Markgrafthums Ober: 

des erblandiſchen ritterſchaftlichen 
a Me im Königreiche Sachſen und bes 
landwirthſchaftlichen Kreditvereins im König: 
reihe Sachſen.“ — 


„Bill die Kammer demgemäß beſchließen?“ 
Einftimmig. 
Ich komme nunmehr zur Abftimmung über ben dritten 


Bunkt. Hier wird eine getrennte Abftimmung ftattfinden 
entiprechend bem Antrage bes Herrn von Trützſchler. Ich 
werbe zunäcdft fragen, ob Sie Punkt 3 in folgender 
Yafjung annehmen wollen: 
„3. die Anlehnsfcheine der Kommunalbant bes 
Königreihs Sachſen,“ — 

unter Weglafjung ber übrigen Punkte; wenn diefe Frage 
abgelehnt werden follte, jo wirbe ich ben ganzen Satz 
Nr. 3 zur Abftimmung bringen. 

Ih wiederhole aljo, ich verfahre jetzt nad dem 
Untrage bes Herrn von Trübfchler, indem ich die Kammer 
frage: 
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„Will fie Abſatz 3 in der abgefürzten Form 
annehmen; 3.die Anlehnsſcheine der ommunal— 
bank des Königreichs Sachſen?“ — 


Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Ober: 
bürgermeifter Dr. Bed. 

DOberbürgermeifter Dr. Bed: Ich glaube, meine 
Herren, e8 befteht eine Unklarheit über die Abftimmung. 
Der Untrag bed Herrn von Zrüßfchler geht bahin, in 
Nr. 3 nur ben erften Theil „die Anlehnsſcheine ber 
Kommunalbant bes Königreichs Sachen” anzunehmen 
und das übrige zu ftreichen. Ich würde bitten, den An— 
trag fo zur Abftimmung zu bringen, daß zunächſt gefragt 
würbe, ob bie Hypothefenpfandbriefe Serie 1, 2, 3 ıc. 
geftrichen werben follen, und für ben Fall, baß biefer 
Antrag abgelehnt werben follte, dann den ganzen Depu⸗ 
tationsantrag unter Nr. 3 zur Abſtimmung zu bringen. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr Oberbürger: 
meifter Bed beantragt, daß ich die Frage ftellen foll 
auf bie Ar. 3 in der Faſſung der Deputation. 

Bur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Ober: 
bürgermeifter Beutler. 

Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Bentler: Ich 
möchte doch in Erinnerung bringen, was Herr von Trützſchler 
beantragt hat. Er Hat bloß beantragt, daß über ben 
erften Sa unb über bie zwei leßten Süße getrennt ab- 
geftimmt würde. Das würde wohl bebeuten, daß man 
zunächft abftimmen könnte über ben Gap: „die Anlehns- 
Icheine der Kommunalbant bes Königreichs Sachſen“ und 
bann über ben zweiten Theil des Punttes 3. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Ich habe vorhin gefagt, 
ich frage die Kammer, ob fie den erften Satz ber Nr. 3 
annehmen will? 

Oberbürgermeifter Beutler: Dann haben wir faljch 
verftanden; wir glaubten, es follte über ben ganzen Satz 
abgejtimmt werben. 

Bizepräfident bom Zezſchwitz: Ich frage bie Kammer: 
„ob fie unter Nr. 3 annehmen will den Bor: 
Ihlag ber Deputation: Die Anlehnsſcheine ber 
Kommunalbant bes Königreihs Sachſen?“ 

Einftimmig. 
Ih frage weiter: 
„Will die Kammer dem Deputationdgutadhten 
gemäß die weiteren Worte annehmen: 
Eee othefenpfandbriefe Serie I, II, III 
ber Sä 2 Bobenkrebitanftalt in Dresden, 
m. * 


au. und Anlehnsfcheine Serie 
VI und VIII der Leipziger 
—3 J 





Die Herren, die dagegen find, bitte ich, fich zu er: 
vu. Geſchieht) 
Gegen ſieben Stimmen angenommen. 
Ich frage weiter, 
„ob die Kammer den Zuſatz annehmen will: 
„wen unter Nr. 3 bezeichneten Werthpapieren 


fann die Mündelfiherheit von dem Juſtiz— 
minifterium entzogen werben?” 


Einftimmig. 
Ih frage die Kammer nunmehr: 
„ob fie ben Punkt 2 nad ber Deputations— 
vorlage annehmen will: 
2. bie 88 2 bis 4 nad) der Vorlage und ebenjo 


Eingang, ei und Weberfchrift des Entwurfes 
anzunehmen ?” 


Einftimmig. 
Ih frage die Kammer weiter: 
„ob fie den Deputationsantrag annehmen will, 
3. bie Petition des Mathes zu Dresden, ben 
Geſetzentwurf, die Unlegung von Mündelgeld 
end, als durch ben zu $ 1 Biffer 1 ge 
faßten Beichluf für erledigt zu G aklärenge 
Einftimmig. 
Ferner: 
„Will die Kammer beſchließen, 
die Petitionen ber Sächſiſchen Bobenfrebit- 
anftalt in Dresben und ber Leipziger Hypotheken⸗ 
banf in Seipiig, ben Gejepentwurf, bie An— 
legung von Münbdelgeld ia arg als durch bie 
zu $ 1 Biffer 3 gefaßten Beſchlüſſe für — 
zu erflären, im übrigen aber auf ſich beruhen 
zu laſſen?“ 
Einftimmig. 
„Will die Kammer weiter bejchliehen: 
bie Petition bes Verbandes der Sächfiichen 
Hausbefigervereine um Erweiterung ber Be- 
leihungsgrenze für ‚Hädtifge Srundftüde auf ſich 
beruhen zu laſſen?“ 
Einftimmig. 
Ih habe noch die Frage hinzuzufügen, 
„ob die Kammer die neuerdings eingegangene 
Betition ber Bobdenfrebitanftalt auf fi be— 
ruhen laſſen will?“ 


Ebenfalls einftimmig. 


1.8. 11. Sigung, am 19. Dezember 1899. 





Ich Habe die Regierung zu fragen, ob auf nament: 
liche Abftimmung verzichtet wirb? 

Staatöminifter Dr. Schurig: Es wird verzichtet. 

Bizepräfident bon Zezſchwitz: Hiermit ift biejer 
Gegenftand der Tagesorbnung erledigt und ich habe die 
nädfte Sigung anzuberaumen. Sie wird anberaumt 
auf Mittwoch, den 20. Dezember 1899, 11 Uhr vormittags. 
Auf der Tagesordnung fteht: 


1. Vortrag aus der Regiſtrande und Beſchlüſſe auf 
bie Eingänge. 

Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Kap. 27 und 28 bes 
Staatshaushaltsetatd für bie Finanzperiode 
1900/01, auf ben Staatstafjen ruhende Jahres- 
renten und Ablöfung ber dem Domänenetat 
nicht angehörigen Laften, fowie Abfinbungs- 
zahlungen bei Wechtäftreitigleiten betreffend 
(Druckſache Nr. 18.) unb allgemeine Debatte 
zum Staatshaushaltsetat für bie Finanzperiobe 
1900/01. 


Ih Habe noch nachzuholen, daß die Kammer zu 
erfuchen ift, die Ermächtigung zu ertheilen zur Ge: 
nehmigung der Stänbifchen Schrift auf bas Königl. 
Dekret Nr. 10, ben Entwurf eines Geſehes, die An— 
legung von Münbelgelb betreffend, an Se. Ercellenz 
den Herrn Präfidenten. 


„Wird bie Genehmigung ertheilt?“ 
Das ift ber Fall. 


Hiermit fchließe ich die öffentliche Sitzung vorbehält- 
fi) der Verlefung bes Protokolls, zu deſſen Vollziehung 
ich auffordere die Herren Bürgermeifter Dr. Kaeubler und 
Kammerherrn Graf von Rer: Bebtlig. 


Der Herr Protofollführer wird das Protofoll verlefen, 
Geſchieht.) 


Wird das Protokoll genehmigt? — Es ift genehmigt. 
Die öffentlihe Sigung ift geſchloſſen. 


2. 


(Schluß der Sigung 2 uhr 31 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorſtand des Königl. Stenogr. Inſtituts Ober-Regierungsrath 
Profeffor Heinrih Krieg. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. ©. Teubner in Dresben. 


Letzte Abjendung zur Poſt: am 29. Dezember 1899. 


Mittheilungen 


über die Verhandlu 


ngen des Landtags, 


I. Kammer. 





M 12. 


Dresden, am 20, Dezember 


1899. 








Zwölfte öffentliche Situng der Erften Sammer 
am 20. Dezember 1899, vormittags 11 Uhr. 
Inbalt: 


Entfhuldigung. — Regiftrandenvortrag Nr. 658 — 668. — 
Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation 





(Nr. 658.) Bericht der vierten Deputation über die 
Pelition beziehungsweiſe Beſchwerde des Stabtverorbneten: 
follegiums zu Zittau, die Auspfarrung der Gemeinden 
Alt: und Neuhörnig aus der Parochie Zittau ꝛc. betr. 


Präfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 
(Nr. 659.) Schreiben des Königl. Gefammtminifte- 


über Kap. 27 und 28 des Staatshaushaltsetats für die | rIumd vom 18. Dezember 1899, 248 L.-R., bei Ueber 


Winanyperiode 1900/01, auf ben Staatskaſſen ruhenbe | 


Jahresrenten und Ablöfung der dem Domänenetat nicht 
angehörigen Laften, ſowie Abfindungszahlungen bei Rechts: | 
ftreitigfeiten betreffend, und allgemeine Debatte zum Staats: 
baushaltsetat für die Finanzperiode 1900/01. — Feit: 
fegung ber Dauer der Weihnachtsferien. — Feſtſtellung 


ber Beit und Tagesordnung für die nächte Sitzung. | 


Borlefung und Genehmigung des Protokolls über die 
heutige Sigung. 


Bräfident: 
Birk. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Ercellenz. 





Am Miniftertifche: 


jendung des Allerhöchſten Dekrets mit dem Entwurfe eines 
Geſetzes, die Erwäguung und Wenderung des Königl. 
Hausgejeges nebjt Nachtrag beir. 


Präfident: An die erfte Deputation. 


(Nr. 660.) Betition der Reviſions-, Steuer: und 
Srenzauffeher der Königl. Zoll» und Steuerverwaltung 
um Aufbeſſerung ihrer Gehälter. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


Sa 661.) BProtofollertralt der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über die Zufammenftellung ber 
Beichlüffe zweiter Lejung und über den Antrag zum 
mündlichen Berichte über das Königl. Dekret Nr. 16, 
Berwaltungsrechtöpflege ꝛc. betr. 


Präfident: An die erfte Deputation. 
(Nr. 662.) Deögleihen, betreffend allgemeine Vor— 


Die Herren Staatöminifter Dr. Shurig, von Metzſch, berathung über das Königl. Dekret Nr. 25, einen Nachtrag 


Edler von der Planitz, Dr. von Seydewitz und 
von Wapbdorf, jowie die Herren Regierungstommifjare 
Geh. Räthe Dr. Vodel, Dr. Freiherr von Bernewip, 
Merz, Dr. Ritterftädt, Dr. Wäntig, Geh. Regierungs: 
rath Dr. Apelt und Oberfinanzratd von Seydewitz. 





Anweſend 41 Kammermitglieder. 

Präfident: Ich bitte die Herren Ihre Plähe einzu: 
nehmen. Ich eröffne die öffentliche Sigung. 

Entjhuldigt Hat fich für Heute Herr Geh. Rath 
Brofeflor Dr. Wach wegen Berufsgejchäften. 

Den Vortrag aus ber Regiftrande giebt ung heute 
Herr Sekretär Thiele. 

1.8. (1. Abonnement.) 


| zu dem ordentlichen Stantshaushaltsetat für 1900/01 betr. 


Präfident: Un die zweite Deputation. 

(Nr. 663.) Desgleichen, betrejjend Schlußberathung 
über den mündlichen Bericht der TFinanzdeputation A 
über Kap. 22 und 23 des Etats für 1900/01, Givillifte, 
Apanagen ꝛc. beir. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


(Nr. 664.) Die Zweite Kammer überfendet 55 Drud: 
eremplare einer Betition der Technischen Betriebs Sefretäre 
und Techniſchen Büreau: Affiftenten der Staatseifenbahnen 
um Berbefjerung ihrer Gehalts:, Rang: und Beförderungs- 
verhältnifie. 


Bräfident: Zu vertheilen. 
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(Nr. 665.) Desgleihen 55 BDruderemplare einer 
Petition bed Stabtgemeinderathes zu Altenberg x. um 
Verlängerung der bereit beftehenden bezichungsweife pro- 
jeftirten Bahnlınien von Berggießhübel, Liebftadt ꝛc. bis 
ur Landesgrenze und Errichtung eines Grenzbahnhofes 
in Borbderzinnwald. 

(Nr. 666.) Deögleihen 55 BDruderemplare einer 
Petition des Gemeindevoritandes Grimm in Lichtentanne 
und Genoffen um Errichtung einer Apotheke in Lichten- 
tanne. 


Präfident: Beide Nummern zu vertheifen. 

(Nr. 667.) Petition des Komitees für Erbauung 
einer Eifenbahn von Einfiedel über Dittersborf ıc. nad) 
Schönfeld-Annaberg um Erbauung diefer Eifenbahn. 

Präfident: An bie zweite Deputation. 

(Nr. 668.) Die Direktion des König. Meteorolo: 
giſchen Inftitutes zu Chemnig überfendet 5 Eremplare 
einer Abhandlung über die Einwirkung des Waldes auf 
Witterung und Klima. 

Präfident: Zu verlefen. 

Geſchieht.) 

Die Bücher werden ausgelegt und Dank wird zum 
Prolololl ausgeſprochen. 

Wir gehen über zum zweiten Gegenſtande der Tages— 
ordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Kap. 27 und 28 des 
Staatshaushaltsetats für die Finanzperiode 
1900/01, auf den Staatskaſſen ruhende Jahres: 
renten und Ublöfung ber dem Domänenetat nicht 
angehörigen Laſten, ſowie Abfindungszahlungen 
beiRetöftreitigkeiten betreffend (Drudjache Nr. 18.) 
und allgemeine Debatte zum Staatshaushalts- 
etat für bie Finanzperiode 1900/01.“ 

(Bergl. M. II. 8. ©. 185g.) 

Ih erfuche Herrn Kammerherrn Sahrer von Sahr, 

feinen Vortrag aufzunehmen. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr: Zu 
ben Sap. 27 und 28 bes GStaatähaushaltscetats für 
1900/01 ift nichts zu bemerken. Es handelt fi um 
auf den Staatskaſſen ruhende Jahresrenten und Ablöſung 
ber bem BDomänenetat nicht augehörigen Laften, ſowie 
Abfindungszahlungen bei Rechtäftreitigkeiten. Die ſämmt— 
lichen Pofitionen find unverändert wie im Voretat ein- 
geftellt und die Deputation beantragt, 

„bei Kap. 27, anf den Staatskaſſen ruhende 
Sahresrenten, mac) der Vorlage die Ausgaben 
mit 407,413 M. zu bewilligen”, 
ferner 

„bei Kap. 28, Ablöfung der dem Domänenetat 
nit angehörigen Laſten, fowie Abfindungs: 
pa bei Rechtsitreitigkeiten, nad) der Bor: 
age die Ausgaben mit 5000 M. zu bemwilligen.“ 


Präfident: Meine Herren! Es ift das die erfte 
Pofition des ordentlihen Budgets. Wir haben die Ge: 
yflogenheit, bei diejer Gelegenheit in eine allgemeine 
Debatte einzutreten. Ich eröffne daher diefe Debatte 
und ertheile Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen Georg das 
Wort. 


Königl. Hoheit Prinz Georg: Meine Herren! Die 
zweite Deputation hat bei Beginn dieſes Landtages ebenjo 
wie bei früheren Landtagen die Etatövorlage einer vor: 
läufigen und allgemeinen Beſprechung unterzogen und ift 
dabei zu dem Beichluffe gekommen, ihre Haltung in der 
jest bevorftehenden Berathung zu ändern. Während es 
früher ben einzelnen Mitgliedern vorbehalten blieb, ihre 
Unfichten, ihre Wünfche, ihre Veichwerden zum Etat im 
allgemeinen wie zu ben einzelnen Punkten zum Ausdrude 
zu bringen, hat ſich jegt die Deputation entfchloffen, als 
ſolche an die Kammer mit einer Erklärung in Bezug auf 
die Etatöverhältniffe heranzutreten und damit dieſe Be: 
rothung einzuleiten. Diefe Erklärung, meine Herren, Hat 
lediglich ben Zweck, die Geſichtspunkte darzulegen, von 
welchen die Deputation bei Prüfung des Etats ſich leiten 
faffen wird. Sie hat geglaubt, diesmal und zu Diefem 
Etat es thun zu müfjen, weil diejer Etat nad ihrer 
Unficht wenigftens zu einigen Bedenken Anlaß giebt und 
fie fich glei im voraus eine feite Bafis fichern wollte, 
ehe fie in die Begutachtung des Etats eintritt. Die befte 
Bafis für die Deputation wäre allerdings, wenn bie hohe 
Hammer fich entſchlöſſe, uns beizutreten. 

Ih Habe den Herrn Präfidenten zu erjuchen, bie 
Kammer zu fragen, ob ih die Erklärung vorlefen 
barf. Es liegt mir daran, ben Wortlaut ganz genau zu 
geben. 


Präfident: Ich frage die Kammer, ob fie es ge- 
nehmigt? — Einftimmig. 


Königl. Hoheit Prinz Georg: Die Erklärung lautet: 


„Die zweite Depntation hat aus Anlaß ber Be- 
ratbung des erften ihr zur WBerichterftattung über: 
wiejenen Titels des Staatshaushaltsetats Veranlaflung 
genommen, dieſen Etat einer allgemeinen Beſprechung 
zu unterziehen. Sie ift hierbei zu ber Ueberzeugung 
gekommen, daß das Anwaächſen der geforderten Be— 
willigungen in einem ungünftigen Berhältnifie fteht zu 
der Zunahme der Staatseinnahmen und daß, da dieſes 
ungünftige Verhältniß bereit ſeit mehreren Etats— 
perioden in fteigendem Maße zu beobachten ift, bei 
Beſchlußfaſſung über die Ausgaben, insbejondere über 
das außerordentliche Budget, beſondere Vorficht geboten 
erſcheint. Die Deputation wird daher dieje Ausgabe— 
pofitionen mit befonderer Sorgfalt daraufhin prüfen, 
ob und immwieweit eine gänzliche oder theilweile Ver— 
tagung der Aufwendung einzelner größerer Summen 


ohne Schädigung des Gemeinwohls und des Staats- 
interefjes thunlich erfcheint. Sie erhofft von ber hohen 
Kammer, dab fie der Deputation in dem Beſtreben 
folgen werde, welches darauf gerichtet ift, die Bedürf— 
nifje der Staatöverwaltung nicht in fteigendem Maße 
auf die Anleihe zu verweilen und jo die Verzinſung 
und Tilgung der notwendigen Summen der Zukunft 
zu überlafjen, jondern, joweit eine Dedung der Staats: 
bebürfnifje bei ſparſamer und vorficdhtiger Finanz— 
verwaltung durch die gegenwärtig zur Verfüqgung 
ftehenden Einnahmen nicht möglich fein follte, durch 
entiprechende, vielleicht nur zeitweilig nöthig werdende 
Steuererhöhungen auszugleichen und jo die finanzen 
des ſächſiſchen Staates gejund zu erhalten.“ 


Meine Herren! Die Deputation glaubt, fi mit 
ihren Anſichten im allgemeinen im Einklange mit den 
Anfiten der Kammer zu befinden und rechnet auf Ihre 
Unterftügung. 

Präſident: Meine Herren! Ich eröffne die weitere 
Debatte und ertheile das Wort dem Herrn Oberbürger- 
meifter Beutler. 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Meine hochgeehrten Herren! Der vorliegende Staats: 
haushaltsetat Hat im dem reifen ber Kammermitglieber 
eine verſchiedene Beurtheilung erfahren. Bahlreiche Herren 
beider Häufer haben in demielben die Erfüllung längere 
oder fürzere Zeit gehegter Wünſche gefunden und haben 
deshalb ihm gebilligt, andere haben von vornherein eine 
mehr kritiſche Stellung zu demjelben eingenommen, 
namentlich diejenigen, die den gefammten Staatshaut- 
haltsetat mehr vom Standpunkte der allgemeinen Staats: 
interefien betrachtet und behandelt haben. Im Anfange 
hat wahrfcheinlich die Zahl der Erjteren überwogen; 
möglicherweife ift das jet noch ber Fall. Ich jelbft 
gehöre leider zu den letzteren und glaube es ausſprechen 
zu müſſen, daß ich perſönlich mehrere Bedenken gegen 
die Aufſtellung des Staatshaushaltsetats habe. Die 
zweite Deputation hat fich mit biejem Budget, wie Sie 
ans der Erklärung ihres erlauchten Herrn Borfigenden 
foeben erfahren haben, beichäftigt, und hat ji im 
wefentlichen auf denjelben Standpunkt geftellt, wie id), 
wenn ich auch ſämmtliches Material lediglich als das 
meinige zu behandeln und zu betrachten bitte. 

Meine Hochgeehrten Herren! Die Optimiften, d. h. bie: 
jenigen, die ben Staatshaushaltsetat mit voller Befriedigung 
anfehen, feinen ja recht zu haben, wenn fie behaupten, 
daß der ordentliche Etat balanzirt, daß er ohne Defizit 
abſchließt. Ja, fie können ſich noch weiter darauf 
berufen, daß auch der außerordentliche Etat eine ver: 
hältnigmäßig nicht jehr erhebliche Steigerung gegenüber 
der Vorperiode aufweift. Die Biffern geben an, daß ber 
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vorige außerordentliche Etat rund 106%, Millionen 
betragen Hat, während der gegenwärtige Etat vorläufig 
mit 112 Millionen, ober, wenn man bie noch offenen 
Stellen angemefjen ausfüllt, vieleicht mit 120 Millionen 
abſchließt, alſo eine Steigerung von 6 bez. 8 Prozent 
gegenüber der Vorperiode aufweift. Meine hochgeehrten 
Herren! Ich glaube aber trogdem, daß diefer Optimismus 
nicht ganz gerechtfertigt ift, jondern bin der Anſicht, da 
der gefammte Etat in Wirklichkeit ein erhebliches Defizit 
nachweiſt, welches fih auf ungefähr 31'/, Millionen 
insgefammt berechnet, oder, wenn man es auf das einzelne 
der beiden Gtatsjahre berechnet, wie es üblich ift in 
Sachſen, 15%, Millionen gemeinjährig beträgt. Meine 
Herren! Bei der allgemeinen Etatsberatung im vorigen 
Zandtage erlaube ic) mir darauf hinzuweifen, daß, wenn 
man aud) die fächfiichen Staatsfinanzen zweifellos für 
durchaus geiund betrachten fünne, doch einzelne Ziffern 
ichon damals zu gewiflen Bedenlen Veranlafjung gaben. 
Ic wies darauf hin, daß das Mehr ber Ueberſchüſſe bei 
den Staatseifenbahnen damals betrug 1,288,000 M., 
daß dagegen die Erforbernifje des Staatsfhuldendienftes 
fich gefteigert hätten um 1,366,000, aljo um nahezu 
100,000 M. mehr als die Steigerung bei der Staats- 
eiienbaßnverwaltung betragen hat. Ich Hatte weiter 
Gelegenheit darauf Hinzuweilen, daß das Anleihe: 
erforderniß in ber vorigen Etat&periode rund 100 Millionen 
betrüge, und daß daher die Gefahr beftehe, daß das 
Bedürfniß des gefammten Anleihedienſtes erheblich rajcher 
wachfen werde, als die ordentlichen Staatseinnahmen, 
Es lag daher fehr nahe, daß ich den geſammten Staats- 
haushaltsetat, der uns diejes Jahr vorgelegt worden ift, 
in ber Richtung einer forgfältigen Prüfung unterzog, 
ob die günftigen Momente, die id) mir damals hervor: 
zuheben erlaubt Hatte, überwiegen, oder ob bie bebroh: 
lichen Erfcheinungen in größerem Maße zugenommen 
hätten. Meine hochgeehrten Herren! Ich" glaube, 
da man auch anf Grund des Rechenſchafts- 
berichte8 und des gegenwärtigen Staatshaushaltsetats 
die ſächſiſchen Staatsfinanzen noch immer als außer: 
ordentlich gefunde betrachten und bezeichnen kann. 

Ich darf mir erlauben, Mıf einige weſentliche Ziffern 
binzuweifen: DieNugungen desgefammten Staatsvermögens 
find noch immer erheblich höher als die Ausgaben, welche 
der Staatshaushaltsetat für den Dienft der Anleihen er: 
fordert; fie betragen 46,4 Millionen, während für bie 
Anleihe erforderlich find 31,5 Millionen — ich gebe 
immer runde Summen an —, fo daß aljo die Nutzung 
des Staatövermögend immer noch 15 Millionen mehr 
beträgt. Auch die Steigerung in den Nußungen bes 
Stantövermögens gegenüber ber Vorperiode ift größer 
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al3 die Steigerung des Bebürfnijies des Anleihefapitale, 
fie betragen 3,6 Millionen, während für ben Anleihe: 
dienft die Steigerung nur etwas über 3,2 Millionen be: 
trägt. Auch aus den fpeziellen Betrachtungen der wefent- 
lichften Titel des ordentlichen Etats kann man ernftliche 
Beforgniffe über unfere Staatsfinanzen nicht herleiten. 
Bwar find die Bedürfnifje der Etatsperiode bed fommen- 
den Budgets gegenüber ben Bedürfnifien der EtatSperioden, 
die weiter zurüdliegen, theilweife in großen Prozentjägen 
geftiegen. Ich erlaube mir darauf Hinzuweifen, daß 
beifpielaweife das Bedürfniß des Departements bes 
Innern feit dem Jahre 1890/91 bis zur Etatsperiode ber 
nächſten beiden Jahre gewachſen ift von 9,6 auf 
13,9 Millionen, bas ift innerhalb biefer 12 Jahre eine 
Steigerung um 45 Prozent. Beim Departement des Kultus 
und öffentlichen Unterrichts war eine Steigerung vor: 
handen von 9,3 auf 17,6 Millionen gleichfalls in denfelben 
Sahren, wobei allerdings in ber fommenden Etatsperiode 
einbegriffen ift die erfimalige große Ausgabe von 2 Mil- 
lionen, welche erwächſt durch die Uebernahme der Dienft- 
alterszulagen für die Lehrer; die Gefammtjteigerung 
innerhalb diefer 12 Jahre beträgt für das Departement 
bes Kultus und öffentlichen Unterrichts immerhin 89 Prozent. 
Bei der Berzinfung und Tilgung ber Anleihe ift das 
Bebürfnig innerhalb desfelben Beitraums von 21,6 auf 
27,7 Millionen, das ift um 20 Prozent gewachſen; dagegen 
ift das Bebürfnif des Departements der Juftiz von 4,9 auf 
4,1 Millionen gefallen, d. 5. um 7 Prozent, woran das liegt, 
wird eine fpeziellere Nachprüfung des Etats ja ohne 
weiteres ergeben, im weſentlichen daran, daß früher die 
größten Bauten ber SJuftizverwaltung im ordentlichen 
Budget erfchienen, während fie gegenwärtig im außer: 
ordentlichen Budget eingeftellt find. Wenn nun in dem 
gleichen Zeitraume von 6 Etatsperioden aud) immerhin ber 
Ertrag der wejentlichften Staatswirthichaften fich gebefiert 
hat, fo ift das doch nicht in bemfelben fleigenden Maße der 
Tall. So haben beijpieläweife die Erträgniffe der Forſten ſich 
gefteigert von 7,3 auf8,5 Millionen das ift nurum 16 Prozent, 
die Staateifenbahn von 30,4 Millionen auf 35,6 Millionen, 
das ift immerhin nur 17 Prozent, dagegen allerdings find 
die direften Steuern gewadflen von 23 Millionen auf, 
wie Sie wifjen, 37,7 Millionen, alſo um 63 Prozent. 
Meine hochgeehrten Herren! Wenn ich fagte, daß mir 
Bedenken gegen verfchiedene Pofitionen des Staatshaus- 
haltsetats beigehen, fo ift das ber Fall troß dieſer ver: 
hältnigmäßig im ganzen günftigen Biffern, die ich mir 
jo eben erlaubt habe anzuführen. Meine Hochgeehrten 
Herren! Sie haben alle das fogenannte Rothbuch der 
Königl. Staatseifenbahn erhalten und haben daraus ja 
wohl erkannt, in welchem Maße die Rente unferer 
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Staatseifenbahn gejunfen ift. Sie betrug im Jahre 1889 
5,58 Prozent und im Jahre 1898 ift fie geſunken auf 
ben niebrigften Stand feit dem Jahre 1852, nämlich auf 
4,08 Prozent. Meine Herren! Wenn man nun noch den 
Staatshaushaltsetat in Bezug auf die Eifenbahnverwaltung, 
Kap. 16, etwas genauer betrachtet, jo muß man aud) 
hinzufügen, daß ncch andere fpezielle Ziffern auffällig 
erſcheinen, mehr will ich augenblidlich nicht jagen; ich 
weiſe darauf Hin, daß ber Gejammtertrag der Staats: 
eifenbahn gegenüber der Borperiobe zwar um 15,9 Millionen, 
das ift aljo um 7Y, Prozent, fich fteigerte, aber wie 
wachſen dagegen einzelne befonders wichtige und verhältniß- 
mäßig große Summen ber Aufgabepofition! 8. B. Tit. 7 
wächſt um 2,3 Millionen, das ift um 9 Prozent, das ift 
Gehalt und Wohnungsgeldzuſchüſſe; Tit. 8, das find bie 
Bezüge ber nicht angeftellten Perſonen, wächſt in einer 
Etatsperiode um 3,3 Millionen, das ift um 20 Prozent; 
Tit. 11, die Unterhaltung der Ausftattungsgegenftänbe, 
wächſt um 2 Millionen, das ift um 22 Prozent; Tit. 12, 
Unterhaltung der baulichen Anlagen, um 2,7 Millionen, 
bas ift um 16 Prozent; alſo allenthalben erheblich höhere 
Progentfäpe im Wachsthume der Ausgaben als im Wachs» 
thume der Gefammterträgniffe. Meine hochgeehrten Herren! 
So gerechtfertigt zweifellos dieſe legten Steigerungen 
durch bie höheren Materialpreife und die Steigerung ber 
Urbeitslöhne find, ebenfo zweifellos, glaube ich, aber ift 
die Befürchtung, daß infolge diejer Steigerung unfere 
Eifenbahnrente noch weiter finfen wird und daf fie ben 
niedrigften Stand mit dem vorhin von mir angeführten 
Prozentjage von 4,08 Prozent noch nicht erreicht haben 
wird. Ich meine, daß gerade diefer Umftand uns befonders 
zur Vorſicht mahnt nicht bloß in Bezug auf neue Eifen- 
bahnen, fondern auch in Bezug auf die Erweiterung und 
Reparatur der Anlagen, die in diefem Budget einen ganz 
hervorragenden Pla einnehmen. Meine bochverehrten 
Herren! Noch eine andere allgemeine Bemerkung, bie ſich 
auf den ordentlichen Etat oder formell auf die Erläuterung 
zu bemfelben bezieht, möchte ich mir erlauben hier ein- 
zufchalten. In den allgemeinen Erläuterungen ift auf 
Seite 64 eine neue Beamtengehaltsorbnung zur Einführung 
empfohlen bezw. vorgelegt worden; dieſelbe enthält im- 
wejentlichen die Einführung eines gemifchten Syftems 
der Dienftalteräzulagen, ein fogenanntes Staffeliyftem. 
Nun befteht das reine Dienftalterszulagenfyften bei einem 
großen Theileder Staatöverwaltung, insbejondere der Staats⸗ 
eifenbahnverwaltung; ic) perfönlich habe nun ernfte Bebenfen 
dagegen, daß man biejes Syftem da, wo es befteht, wieder 
bejeitigt, ich glaube, daß mindeftens einer der Herren Staats: 
minifter aus eigener Erfahrung mir bezeugen wird, wie leicht 
ein anderes Syſtem als das reine Dienftalterszulagen- 





ſyſtem dazu führt, daß die Anftellungsbehörbe in ben 
ungereditfertigten Verdacht gebracht wird, daß fie aus 
Erfparungsrüdfihten nicht rechtzeitig aufrüden läßt, 
oder ba bei Nichtaufrüdung andere als rein dienftliche 
Rüdfihten obwalten. Ich möchte beshalb für meine Perfon 
ernftlich davor warnen, daß man ba, wo das reine Dienft: 
alterözulagenfyftem befteht, e8 wieder befeitigt; ich hege 
vielmehr perjönlich die Meinung, daß es empfehlenswerther 
wäre, das reine Dienftalteräzulagenfyftem, wenn aud) 
allmählich, auf andere Mveige der Stoateverwaltung aus: 
zudehnen. Man wird dabei natürlich, vorfichtig verfahren 
müſſen, um nicht eine erhebliche Belaftung der Staats: 
laſſe herbeizuführen. 

Meine hochverehrten Herren! Ernſtere Bedenken, 
als gegen dem ordentlichen Etat find meiner unmaßgeb— 
lichen Anſicht nad) gegen den auferordentlichen Etat zu 
erheben und zwar um beömillen, weil in denjelben zahl: 
reihe Ausgaben eingejtellt find, die mad) der bisherigen 
allgemeinen Gepflogenheit der fächfiichen Finanzverwal: 
tung in den ordentlichen Etat gehörten. Es ift zwar zu- 
zugeben, baß von biefen Grundjägen, auf die ich fogleich 
noch näher zu jprechen fommen werde, auch bisher in 
einzelnen Fällen und mit geringeren und größeren Summen 
abgewichen worden ift; immerhin bin id) der Meinung, 
und in diefem Bunte theilt die zweite Deputation meine An- 
fit volftändig, daß man mit großer Vorficht verfahren 
fol bei der Einftellung folder Ausgaben, die nicht renten: 
tragende Werthe jchaffen, in das außerordentliche Budget. 
Meine hochverehrten Herren! Wenn ich vorhin fagte, 
die ſächſiſche Finanzverwaltung Habe diefen Grundſatz 
bisher verfolgt, jo kann ich mich da allerdings nicht 
auf eine gefegliche Beftimmung beziehen; wir Haben, 
wie fie ja alle wiſſen, feine gefegliche Vorſchrift, aus 
welcher genau erhellt, welde Ausgaben durch bie 
ordentlihen Einnahmen des Staates zu decken find, und 
welche auf den außerorbentlichen Etat verwiejen werden 
fönnen. Aber im Landtage 1876,77 ift in den Er: 
läuterungen feitens ber Königl. Staatöregierung eine Reihe 
von Grundjägen den Ständen mitgetheilt worden, die 
Hare Maße in dieſer Richtung Hin geben, und bie von 
den Ständen in einer Ständiſchen Schrift ausdrücklich 
gebilligt worden find. Da wohl nur wenige Mitglieder 
in der hohen Kammer find, welche im Jahre 1876/77 
dem Landiage bereits angehört haben, fo bitte ich den 
Herrn Präfidenten um die Erlaubnif, die wenigen Säße 
einmal vortragen zu bürfen. 


(Präfident: Geftattet!) 


In dieſen Erläuterungen zu dem Staatsbubget für 
1876/77 Beilage B heißt es in dem einen Paſſus: 
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„Wenn man fefthält, daß ber wejentliche Unter: 
ſchied zwiſchen bem ordentlichen und dem außer: 
ordentlihen Budget nur darin befteht, daß die in das 
erjtere aufgenommenen Uusgaben dur die in ber 
betreffenden Finanzperiode eingehenden Einnahmen vom 
eigenen Bermögen bes Staates und, infoweit dieſe 
nicht ausreichen, durd) die Steuern der in dieſer 
Finanzperiode vorhandenen Steuerpflichtigen gededt 
werden müfjen, während die in da® außerordentliche 
Budget aufzunehmenden Ausgaben zwar ebenfo durch 
die Einnahmen vom Staatsvermögen und die Steuern 
ber Steuerpflichtigen, aber nicht während einer einzelnen 
Finanzperiode allein, fondern in der Art gedeckt werben, 
daß fie auf eine längere Reihe von Jahren, auf 
mehrere TFinanzperioden vertheilt werden; wenn man 
ferner erwägt, daß in jeder Zeit außerordentliche 
Bedürfniffe vorfommen können und vorlommen, und 
daß wir nie beurtheilen können, welche Be ürfnifie 
biefer Urt für unfere Nachkommen noch bervortreten 
werben, fo ergiebt fich für eine folide und prompte 
Finanzwirthſchaft der Sap, daß die Aufnahme in das 
ordentliche Budget ganz im allgemeinen und für alle 
Ausgaben als Regel gilt, die Aufnahme in das außer: 
ordentliche Budget aber ftetS durch befonbere, über: 
wiegende Gründe gerechtfertigt werden muß. Hält 
man dieſen allgemeinen Grundjat, wie man wohl thun 
muß, feft, jo werden nach der Anſicht der Regierung 
folgende Ausgaben in das außerordentliche Budget 
einzuftellen fein: 


1. Ausgaben, welche als werbende —— 
erſcheinen und daher eine direlte Vermehrung 
der Staateinkünfte in Ausſicht ſtellen, a. B. 
für die Erwerbung oder ben Bau von Eifen: 
bahnen und für die Ausrüftung derjelben, 


2. Ausgaben, welde zu Befeitigung fortbauernder 
pefuniärer Staatslaften dienen und daher eine 
direfte Verminderung des laufenden Staats: 
aufwandes herbeiführen, z. B. zu Ablöfung von 
Jahresrenten oder anderen dauernden Geld: 
leiftungen, zu Entihädigung einer Gemeinde 
für Uebernahme der Unterhaltung fistalıfcher 
Straßenftreden, 


3. Ausgaben, welche zur Vermehrung und Sicher— 
ſtellung des Nationalmohlftandes beitragen, ins 
dem fie natürliche Gefahren von demjelben ab- 
wenden, oder Einrichtungen und Privilegien, die 
feiner Entwidelung hinderlich find, befeitigen, 
ober ben Berfehr erleichtern und damit aud) 
eh Generationen Nutzen bereiten, 3 B. 
ür Eibftromforreftionen, für Efblaianlagen im 
Interefje der Schifffahrt und des Handels, für 
Heritelung des Rothſchönberger Stollns für 
Ablöfung nachtheiliger Verbietungsrechte, endlich) 


4. Ausgaben, welche durch große, das Land treffende 
Unglüdsfälle, 3. ®. Kriege ober durch andere 
außerordentliche Ereignifje und Umftände, welche 
zu dem präjumtiv aud) in Zukunft wieber- 
fehrenden nicht gerechnet werben könnne vers 
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urſacht werben und zugleich von jolher Bedeutung | Gegentheile waren in dieſer Bubgetperiode erftmalig 


find, daß fie von einer Generation allein ohne 
jehr große Weberlaftung nicht getragen werden 
fönnen.” 


„Dagegen“ — heißt es nun weiter — „werben 
Ausgaben, welche zum Behufe einer befleren und 
leichteren Erfüllung der Zwede der Stantsverwaltung 
und wegen ber vermehrten Bebürfniffe derfelben nöthig 
werben, 3. B. größere und Heinere Bauten für bie 

wede ber Juſtiz, des Schulmwejens, der Landes: 

il, Straf: und Berjorgungsanftalten, der Boll: und 
Steuerverwaltung ıc. in das ordentliche Budget ein- 
zuftellen fein, weil angenommen werden muß, daß 
ae Ausgaben bei den ftetig wachſenden Be: 
dürfnifien mie ganz aufhören und baher die künftigen 
Generationen u gezwungen jein werden, bem zu 
ihrer Zelt auftauchenden Bedürfniſſen zu gemügen.” 

Es wird dann weiter fortgefahren: „Inwiefern es 
zuläffig fein wird, außergewöhnliche Susgaben für 
Bwede ber Wiffenihaft und Kunft, 3. B. für den Bau 
einer Kunſtakademie, eines Ausftellungsgebäudes, für 
bie öffentlihen Sammlungen, für Theater ıc. in das 
aufßerorbentliche Budget aufzunehmen, wird nicht wohl 
im allgemeinen, fondern nur nad) den Berhältnifjen 
des konkreten Falles zu beurtheilen fein.“ 


Ih fagte Schon vorhin, daß in einer Ständijchen 
Schrift diefe Grundſätze ausdrücklich gebilligt worden 
find, Meine Herren! Ich glaube nachweifen zu können, 
daß von biefem Grundſatze feit dem Jahre 1894/95 
nicht unerheblich abgewichen worben ift. In der Etat: 
periobe 1894/95, in welcher der Bedarf des außer: 
ordentlihen Etats 43,3 Millionen betragen hat, wovon 
13,9 Millionen durch Ueberſchüſſe gededt wurden, find 
erftmalig 9,6 Millionen andere Ausgaben als diejenigen, 
welche nach ben verlefenen Grundſätzen in das aufer: 
ordentlihe Budget gehört hätten, eingeftellt worden. 
Damals Hat allerdings die Königl. Staatsregierung für 
angezeigt gehalten, das ganz beſonders zu begründen. 
Sie hat damals angeführt, daß es nur eine vorüber: 
gehende Art der Einftellung fein folle und zwar hat fie 
es begründet, wefentlich mit dem Hinweife darauf, daß 
damals die Matrikularbeiträge erheblich Höher waren 
als die Weberweifungen aus ben Meichseinnahmen, 
namentlich gegenüber ber Vorperiode 1892/93 ungefähr 
um 4 Millionen und insgefammt betragen haben 
25 Millionen. Im Budget 1896/97 erfcheinen an Aus: 
gaben derart, wie ich fie vorhin charafterifirt habe, bie 
eigentlich nicht in das außerordentliche Budget gehört 
hätten, wieberum rund 8,5 Millionen, und zwar ohne 
daß in dieſem Bubget irgendwelche Ueberſchüſſe aus den 
früheren Perioden zur Verfügung ftanden, aber auch 
gleichzeitig das Kap. 104, das ift das Verhältniß zum 
Reihe, irgendwie einen Zuſchuß erfordert Hätte; im 
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Einnahme und Ausgabe bes Kap. 104 mit den Ziffern 


balanzirend angenommen und doch find 8,5 Millionen in 
das außerordentliche Budget eingeftellt, die nad) den 


vorhin erwähnten Grundjägen in das ordentliche Budget 
gehört Hätten, Die Gefammtansgabe des auferordent: 
fichen Etats betrug 1896/97 bereits 68,3 Millionen durch 
Anleihen aufzubringender Bedürfniſſe. Das Budget 
1898/99, welches, wie ich bereit8 vorhin erwähnt habe, 
einen Gefammtbedarf von rund 1865 Millionen Anleihe: 
bebürfniffe erforderte, wies bereits 21 Millionen derartiger 
Bebürfniffe im auferordentlichen Budget nach, welche 
nad diefen Grundfägen eigentlih in das orbentliche 
gehört hätten. Auch Hier war bei ber Aufftellung des 
Etats Kap. 104 in Einnahme und Ausgabe mit gleichen 
Ziffern eingeftellt, in dein vorliegenden Etat gehören 
nad) meiner unmaßgeblihen Anficht in das ordentliche 
Budget die Ausgaben, welche Tit. 1 bis 15, 17 bis 20, 
ferner 21, Verwaltungs: und Repräfentationsräume, 
25, Neubau bes Ständehaufes, 26 und 27, das find 
die beiden Licht», Elektrizitäts- und Heizwerle, ein— 
geitellt find. Die gefammte Summe beziffert ſich, wie ich 
bereit eingangs meiner Worte erwähnt Habe, auf 
rund 31,4 Millionen. Meine Herren! Ich glaube 
nachgewieſen zu haben, daß die Deputation aus 
den Thatfachen Heraus berechtigt war, wenn fie 
zu einer gewiflen Vorſicht bei ber Einftellung 
in das außerordentliche Budget vorhin mahnte; id) glaube 
aber auch vorhin berechtigt gewefen zu fein, wenn id) bie 
Biffer von 31,4 Millionen nad den Grundſätzen ber 
ſächſiſchen Staatzverwaltung als eine als Defizit zu 
behandelnde Summe bezeichnet habe. Glaubte nun die 
Königl. Staatsregierung, dieſe Ausgabepofitionen nicht 
mindern zu können und bot fich auch nicht die Füglichkeit, 
fie durch die Einnahmen des ordentlichen Budgets zu 
deden, jo hätte ich geglaubt, wäre es das Nächſtliegende 
geweſen, fie durch einen Steuerzuſchlag zur Dedung zu 
bringen und erft dann, wenn ein Steuerzuſchlag nad) 
Lage der Berhältniffe nicht opportun gewefen wäre, wäre 
man wohl berechtigt gewefen, fie auf das außerordentliche 
Bubget zur Deckung durch Anleihen zu verweifen. Wenn 
man aber von einzelnen nicht bejonbers ertragsreichen 
Erwerbözweigen unferes Baterlandes, insbejondere ber 
Landwirthſchaft, abfieht, glaube ich, wird faum je in 
unferem Baterlande ein fo blühender Stand der Volks— 
wirthſchaft zu konftatiren gewejen fein, als in unjerer 
Beit, und deshalb wird auch faum je ein Steuerzuſchlag 
weniger ſchwer empfunden worben jein, als jeht. Ich 
bin nun der Unficht, daß es doch vielleicht richtiger wäre, 
in guten Zeiten einen Stenerzufchlag zu erheben, um bie 
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Bedürfniffe des Staates damit zu decken, ala in folchen 
guten Beiten bie Ausgaben auf die Zukunft abzuwälzen, 
von der doch mindeſtens nicht ficher ift, ob fie in gleicher 
Weiſe imftande ift, die Staatslaften zu tragen, wie bie 
Gegenwart. Meine Herren! Daß aber nur ein mäßiger 
Steuerzufchlag erforderlih gewejen wäre, um bie 
Bebürfnifie der Staatsverwaltung nad) den vorhin an: 
geführten Grundfägen zu decken, d. 5. das Defizit aus 
dem Staatshaushaltsetat verſchwinden zu laſſen, glaube 
ih Ihnen jchuldig zu fein, noch mit wenigen Worten 
nachzuweiſen. Meine hochverehrien Herren! Bei Prüfung 
biefer Frage wirb man naturgemäß auf einige Einzelheiten 
eingehen müfjen, d. 5. man wirb die Titel des außer- 
ordentlichen Staatshaushaltsetats, bie ich vorhin bezeichnet 
habe, 1 bis 15, 17 bis 21 x. einiger Prüfung unter: 
ziehen müflen, nad ber Richtung, ob fie gänzlich 
oder theilweife nicht mindeftens dilatoriſch behandelt 
werben können in der Weije, daß man fie gänzlich ober 
theilweife auf die nächfte Finanzperiode verfchieben könnte. 
Wenn ich fo in die Kritik der einzelnen Titel eintrete, fo 
bitte ich mir von vornherein eine reservatio zu erlauben, 
daß ich nämlich mich weder ſelbſt in meinem endgültigen 
Urtheife bei der Abftimmung, noch viel weniger die zweite 
Deputation feitlegen wil. Zunächſt möchte ich darauf 
aufmerfjam machen, daß vielleicht bei Tit. 2, wo 


eine Million eingeftellt worden ift als erfte Baurate. 


für neue Juftiggebäude in Bauen, da nad ben 
Erläuterungen zu dieſem Titel noch nicht eine fpezielle 
Veranſchlagung vorliegt, vielleicht eine halbe Million 
al erfte Baurate genügend erjcheinen könnte, 
und 2'/, Millionen erfpart werben könnten. Ferner ift 
bei Tit. 4, Erbauung eines neues Landgerichts in Nieja, 
daran zu erinnern, daß auch vielleicht diefe Pofition noch 
nicht ganz dringlich erjcheint und daß man ſich vielleicht 
mit der Erwerbung des Bauplatzes, d. h. mit der Beraus- 
gabung von rund 200,000 M. begnügen könnte, wodurch 
wieder eine Erſparniß von rund 600,000 M. erzielt 
werben könnte. Bei Tit. 5 und 6 find je 1', Millionen 
eingeftellt zum Neubaue eines Amtsgerichts in Leipzig 
und eines Landgerichts und Amtsgerichts in Dresden. 
Auch Hier, glaube ich, wird man fich mit je einer Million 
begnügen können, da auch hier fpezielle Baupläne nod) 
nicht vorliegen, ſondern es fich im wejentlichen um bie 
Erwerbung von Bauplägen handelt und vielleicht ben 
Beginn ber fpeziellen Planung und Veranlagung. Man 
würde alſo darauf zukommen, je eine halbe Million zu 
erjparen, was eine Geſammterſparniß von einer Million 
ausmachen würde. Ich war auch urfprünglich zu Tit. 9 
zweifelhaft, ob es nicht möglich fei, die Ausgabe von 
einer Million für ein meues Dienftgebäube für bie 


Minifterien bes Innern und des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts in einer etwas Hleineren Rate hier einzujegen; 
ih Habe mich aber nah ausführlicher Rückſprache mit 
bem Herrn Staatsminifter überzeugt, daß es nicht zu er- 
reichen fein würbe, bier einen Abſtrich zu erlangen, da 
allerdings namentlih die räumlichen Berhältniffe im 
Königl. Minifterium des Innern derart find, daß bie 
Errichtung eines neuen Minifterialgebäudes mit zu ben 
bringlichen Aufgaben des Staates gerechnet werden muß. 
Ob es aber nicht vielleicht möglich ift, in ben Neubau 
der Königl. Minifterien des Innern und bes Kultus und 
öffentlichen Unterrichts in Neuftadt die Königl. Amts- 
hauptmannihaft dort mit aufzunehmen und den Neubau 
für diefe zu eriparen, der mit 625,000 M. eingeftellt ift, 
will ich wenigftens zur Erwägung anheimftellen. Biel 
leicht gelingt es, den Verwaltungsgerichtshof, der mit in 
das Gebäude der Amtshauptmannſchaft kommen fol, in 
einem anderen Gebäude unterzubringen. Aber wenigftens 
eine Erſparniß möchte ich ſchon jetzt empfehlen, nämlich 
die 205,000 M., welde für Errichtung eines neuen Heiz- 
und Elektrizitätswerls in ber Neuftadt veranfchlagt worden 
find; denn, meine Herren, diefes Gebäude foll nicht nur 
für das neu zu errihtenbe Gebäude der Amtshauptmann- 
Ichaft dienen, ſondern überdies noch zur Beheizung und 
Beleuchtung zweier erſt feit einer Reihe von Jahren in 
Benugung befindlicher Gebäude bes Amtsgerichts und 
der Königl. Baugewerkenſchule. Ich nehme an, daß bie 
Beheizung und Beleuchtung diefer erft vor wenigen Jahren 
in Gebraud; genommenen Staatsgebäude ſich im beften 
Buftande befinden und es nicht erforderlich ift, jetzt 
wieder große Ausgaben dafür zu machen. Dann ift unter 
Tit. 12 eine Einftellung erfolgt von 300,000 M. als 
erfte Rate für einen Erweiterungsbau ber Thierärztlichen 
Hochſchule. Ich bin nicht in der Lage, Ihnen die Streichung 
biefer Summe empfehlen zu können, aber ich möchte bod) 
die Königl. Staatsregierung darauf aufmerkffam machen, 
wenn fie nicht ſchon felbft e8 geworben ift, daß bas 
ganze Terrain der Thierärztlichen Hochichule jo ungünftig 
wie möglich liegt, weil es in feiner Weife erweiterungs: 
fähig ift; es liegt mitten in dem dichtbebauten Stabt- 
theile der Pirnaischen Vorftadt, ift im feiner Weiſe er: 
weiterungsfähig und eine gewiſſe Beſchränkung läßt fich 
ſchon jett nicht leugnen. Ich glaube, daß man in 
furzer Beit, vielleicht fchon in ber nächſten Etat#periode, 
fich wird überzeugen müffen, daß die Thierärztliche Hoch: 
ſchule befjer an die Peripherie der Stadt gelegt würbe, 
wo eine leichtere Erweiterungsmöglichkeit befteht, und 
daß es fich deshalb für jegt empfiehlt, vorfichtig zu fein 
mit der Hineinwenbung größerer Summen in biejes 
Grundftüd, wenn man micht endgültig ſich darüber 
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ſchlüſſig gemacht Hat, daß die Anſtalt für eine längere 
Beit noh an dem Drte bleiben fanı. Ich Habe bie 
Ueberzeugung, daß fie ſehr günftig in die Nähe ber 
künftigen Techniſchen Hochſchule gelegt werben könnte, ja, 
daß es vielleicht möglich wäre, einzelne Imftitute ber 
Könige. Polytehniihen Hochſchule feitens der Königl. 
Thierärztlihen Hochſchule mit zu verwenden. 

Ih komme weiter zu den Tit. 13 und 14, bei welchen 
ganz erheblihe Summen zur Errichtung von neuen An- 
jtalten eingejtellt find, und zwar zunächſt zur Errichtung 
einer Erziehungsanftalt für blinde und ſchwachſinnige 
Böglinge in Ehemnit 4,333,000 M. und für eine neue 
Befangenenanftalt in Bauten 3,090,000 M. Es liegt 
mir völlig fern, die Dringlichkeit und Nothwendigfeit 
biejer neuen Anftalten zu beftreiten; aber ich habe auch 
Grund anzunchmen, daß kein ernftlicher Widerftand ge- 
feiftet werden wird, wenn wir von bdiefen nahezu 
7’/, Millionen betragenden Yusgaben 4 Millionen viel- 
leicht für die nächſte Etatsperiode referviren, d. h. fie in 
diefer Etatsperiode flreichen. 


Meine Herren! Tit. 17, Königl. Univerfität im 
Leipzig. Auch Hier werden diesmal wieder gefordert 
3,308,000 M. Diejenigen Herren, die nur einige Jahre 
in diefem Hohen Haufe anwejend find, werben fich ent: 
finnen, welche großen Summen in den letzten Dezennien 
für die Univerfität Leipzig ausjegeben worben find. 
Meine Herren! Ich gehöre allerdings, wie vielleicht 
alle in diefem Hohen Haufe, zu denjenigen, weldje bie 
Univerfität Leipzig zu den Kleinodien unſeres Landes 
rechnen und gern bereit find, große Opfer dafür zu 
bringen, daß die Univerfität Leipzig den erften Rang 
unter Deutjhlands Univerfitäten mit behauptet. ber 
ich glaube, es wird nicht unbegreiflich erfcheinen, wenn 
wir empfehlen, bei einzelnen großen Neubauten etwas 
langjamer vorwärts zu gehen. So bin ich perſönlich zu 
der Weberzeugung gelommen, daß die für ein neues 
phyfitalifches Inftitut geforderte Summe von 1,400,000 M. 
vielleicht zur Hälfte auf die nächſte Finanzperiode ver- 
tagt und damit für die laufende Periode wieder 700,000 M. 
gejpart werben fünnen. 


Daß für den Neubau eines Ständehaufes, befjen 
Weiterentwidelung ja, wie bie Herren wiſſen, nicht 
gerade ein rajche® Tempo erfahren Hat, nicht zwei 
Millionen, fondern vielleicht nur eine Million bewilligt 
werben könnte, Hat bereit? einen Vorgang in ber 
Bweiten Kammer gefunden; auch bort ift eine Million 
geftrichen worben. Ich benfe, wir werben in ber Finanz. 
deputation die Buftimmung zu dieſem Bejchluffe ber 
Bweiten Sammer empfehlen. 
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Meine Herren! Wenn Sie biefe Summen, die id) 
joeben als ftreihungsmöglich bezeichnete, im Geiſte be— 
rechnen — ih weiß nicht, ob es geſchehen ift —, fo 
werden Sie darauf gefommen fein, daß ungefähr acht 
Millionen von denjenigen Ausgaben, die in den bisher 
erwähnten Titeln des aufßerordentlihen Budgets auf- 
geführt find, unbedenklich und ohne Schädigung bes Ge— 
meinwohls und des Staatsintereſſes vertagt werden 
fönnen. Es könnten damit bie Ausgaben, bie mit 
31,4 Millionen beziffert find, rebuzirt werden auf 
23,4 Millionen. Nun wiſſen Sie aus Kap. 21 bes 
Staatshaushaltsetats, daß das Bruttoerträgniß der 
Staatdeinfommmenftener gemeinjährig beziffert worben ift 
auf rund 40 Millionen praeter propter. Es würden 
aljo, wenn man bie vorhin berechneten 23,4 Millionen 
auf die beiden Jahre auftheilt, 11,7 Millionen ges 
meinjährig in trage fommen, und es würde ein 
Stenerzufhlag von wenig über 25 Prozent genügt 
haben, um jedes Defizit aus dem Staatshaushalte 
verfchwinden zu laſſen. Meine bochgeehrten Herren! Es 
verfteht fi von jelbft, daß nicht die Ständeverfammlung, 
nod eine Kammer und noch weniger ein einzelnes Mit- 
glied in der Lage ift, einen Steuerzuſchlag anzuregen. 
Das ift wenig angenehm, wenig beliebt und es muß un- 
bedingt der Königl. Staatsregierung die Initiative in 
biefer Richtung überlaffen werben. Deshalb find wir 
auch nicht dazu gelangt, fondern nur dazu, zu mahnen 
und zu bitten, daß bei fünftiger Aufftellung des Staats» 
haushaltsetats wieder von ben Grundfägen ausgegangen 
werben möchte, die 1876/77 aufgeftellt und feither als 
probat befunden worden find. 

Meine Herren! Wenn ih zum Schluſſe noch auf 
einen weiteren Punkt zu fprechen komme, jo geſchieht 
das, weil ich glaube, daß gerade in biefem Punkte die 
Meinung bes hohen Hauſes eine völlig übereinftimmende 
ift; das ift der Punkt der möglichften Verminderung 
oder — ich will mich fo ausdrüden, meine Herren — 
der nicht zu großen Steigerung des gefammten Anleihe: 
bebarfes. Meine Herren! Ich werde nicht auf die Be— 
gebung ber legten Anleihe zu jprechen kommen, ſondern 
das Berufeneren überlajien; ich werde mid vielmehr 
barauf beichränfen, nachzuweiſen, daß der Anleihebebarf 
unferes Staates im Berhältniffe zu dem Markte der An- 
leihen zu groß geworden ift. Meine Herren! Diefer 
Anleihebedarf hat im Jahre 1890/91 nad) Abzug ber 
zur Verfügung ftehenden Ueberſchüſſe aus früheren Etats« 
perioden betragen: 16 Millionen in der Etatöperiobe, in 
ber folgenden 24,8 Millionen, dann 68,3 Millionen, 
bann 1898/99 96 Millionen, 1900 und 1901 wird er 
mindeſtens betragen 102 Millionen. Ich Habe chen 
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vorhin gejagt, ich rechne den Gefammtbedarf 120 und 
ziehe davon 18 Millionen, die nachweislich als Ueber— 
ihüffe zur Verfügung ftehen, ab, bleiben 102 Millionen. 
Meine Herren! Das ift über 6 Mal mehr als im 
Jahre 1890/91. Ic glaube, es ift nicht zu viel gejagt, 
wenn ich diefe Steigerung als zu groß bezeichne. Meine 
Herren! Ich meine, daß bie Ziffern an ſich ſchon das 
genügend nachweifen, ich glaube aber auch, daß man aus 
dem Etat ſelbſt heraus würbe anführen und beweifen 
lönnen, daß etwas zu fehr und zu rafch mit den Aus— 
gaben vorwärts geichritten if. Ich muß mich natürlich 
nur mit wenigen Biffern begnügen und fann nicht zu 
jehr auf die Einzelheiten eingehen. Aber einiges kann 
ih mich doc micht enthalten zu erwähnen. Ich will 
beifpieläweije auf Tit. 28 hinweifen. Warum wird bort 
eine Erhöhung von einer halben Million mehr — es 
ift Schließlich nicht viel, aber immerhin doch etwas — 
eingeftellt für Beamtenwohnhäufer, eine halbe Million 
mehr als im ber Borperiode. Dort wurden gefordert 
für Beamtenwohnhäufer rund 1'/, Millionen. Die Er: 
läuterungen weifen nad, daß biefe 19, Millionen zur 
Beit noch nicht vollftändig ausgegeben find, und doch 
werben hier 2 Millionen gefordert. Ich bin überzeugt, 
dab bie Königl. Stantäregierung und insbejondere bas 
Königl. Finanzminifterium unſchwer zu bewegen fein 
wird, biefe Mebrforberung fallen zu laſſen. Meine 
Herren! Bezüglich zahlreiher Um- und Erweiterungs- 
bauten bei ben Staatseifenbahnen werde ich mic) jeder 
Einzelfritit enthalten, denn jo groß auch die Gefammt- 
jumme, bie bafür in ben Etat eingeftellt ift, ſich be— 
rechnet, fo ift es doch von hier aus zu fchwer, im einzelnen 
zu prüfen, ob ber Umbau ober Erweiterungsbau an ber 
oder jener Linie oder an bem oder jenem Bahnhofe un- 
bedingt erforderlich ift oder nicht. Ich vertraue vielmehr 
zur Königl. Staatsregierung, daß fie bei dieſen Ein- 
ftellungen allenthalben erwogen hat einmal, daß der gegen: 
wärtige Geldftand doc ein recht theuerer ift, und daß 
ferner die Arbeitslöhne und Materialien einen jelten 
hohen Stand erreicht haben, und daß man ſich deshalb 
bei diefen zweifelloß zunächft nicht einmal nußbringenden 
Ausgaben auf das Nothwenbigfte befchränfen muß. Da— 
gegen, meine Herren, wird man in Bezug auf bie neuen 
Eifenbahnen, die am Schluffe des außerorbentlichen Etats 
zum Theile noch nicht einmal mit Ziffern figuriren, eine 
etwas andere Haltung annehmen fünnen. Sch habe bereits 
vorhin darauf hingewieſen, daß die Eifenbahnrente im 
wejentlihen und allmählich zurüdgeht. Ich glaube daher, 
daß man insbefondere bei Neubauten — und das find 
wohl faft alles ſolche, die feine Rente verſprechen — 
vorfichtig ſein muß, ja ich fürchte, daß ber größere Theil 
LAR. (1. Abonnement.) 
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ber geforderten Neubauten zu denen gehören wird, bie, 
wenn fie als Betriebslinien erjcheinen werben, künftig 
noch einen Zufhuß erfordern. Nun bin ich nicht ber 
Meinung, daß man unter allen Umftänden Eifenbahnen 
nicht bauen foll, wenn fie feine Rente bringen, fonbern 
ich Habe früher den Standpunkt ſchon oft vertreten, daß 
auch zu beachten ift, daß durch die Führung, Bau und 
Betrieb der Linie das ganze Wohlbefinden der Bevölker— 
ung und bie Steuerfraft in ben betreffenden Theilen bes 
Landes gehoben und erhöht wird, Immerhin aber glaube 
ih, daß man imsbefondere mit Rüdficht auf ben Markt 
unferer jähfifchen Rente und auf die eben von mir be: 
zeichneten hohen Löhne und Moterialpreife doch auch mit 
dem Neubaue von Eijenbahnen vorfichtig und zurüd- 
baltend fein kann, und daß man ungefähr 5 bis 6 Millionen 
unbedentlih wird aus dem auferordentlichen Bubget 
in biefer Richtung ftreichen können und bamit das Anleihe: 
bedürfniß weiter vermindern. Meine Herren! Ich will 
dem Herrn Finanzminifter micht widerfprechen, wenn er 
voriges Jahr gejagt Hat, daß man vorfichtig fein müfje 
mit der Gewinnung des ausländifchen Marktes für die 
Rente, wenn ich auch perfönlicd anderer Anſicht bin. 
Der Herr Minifter hat damals darauf hingewieſen, daß 
bei einem etwaigen Konfliktsfalle mit dem Auslande die 
Befürchtung beſtehe, daß das Ausland die ſächſiſche Rente 
in großen Maffen auf den beutfchen Markt bringt und 
den Kurs dann rapid finfen made. Dagegen muß ich 
dod) darauf hinweifen, daß ſich von dieſen Befürchtungen 
Preußen und wohl auch noch andere deutjche Staaten 
nicht haben abhalten Tafjen. Nun kann man ja fagen, 
was dieſe Herren thun, braucht uns noch nicht recht zu 
fein. Aber wenn einmal in folchen Konfliftsfällen durch 
Verkäufe des Auslandes die preußiichen Konſols in 
Deutichland erheblich im Kurfe geworfen werben, jo fürchte 
ih) wird bie ſächſiſche Rente biefem Choc aud nicht 
widerftehen, jondern fie wird dem Kursfalle der preußifchen 
Konfols und Reichsanleihe folgen. Was hat das für eine 
Konfequenz? Die Nachtheile der Einführungen im Aus- 
lande werben wir ficher mit erleben nach meiner Ueber: 
zeugung, dagegen haben wir die Bortheile der Einführung 
im Auslande zur Zeit nicht, 
(Sehr richtig!) 
und haben infolge deſſen einen niedrigen Kurs. Meine 
Herren! Ich will dem Herrn Finanzminifter nicht zu« 
reben, diefe Einführung zu verjuhen. Es würde ja 
augenblidlih ohnehin unmöglich fein, das wiflen alle 
diejenigen Herren, die mit bem Geldmarfte und ben 
politischen Berhältniffen einigermaßen vertraut find. 
Immerhin aber meine ich, wäre es bocd ber Er» 
17 
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wägung werth, nochmals in Zukunft darauf zurüd zu 
fommen. 

Meine Herren! Ih bin am Ende meiner Aus- 
führungen und bitte um Entichuldigung, daß id Sie 
viel länger in Anſpruch genommen Habe, als es in 
diefem Haufe üblich zu fein pjlegt, aber ich barf ver- 
fiern, daß mir jede grundfäglihe DOppofition völlig 
ferngelegen hat, und daß ich bei meinen Ausführungen 
und Wünſchen Tediglich geleitet worden bin von ber 
Liebe zum Baterlande und von dem Wunſche, daß 
bie fächfiihen Staatsfinanzen ebenfo glänzend fein 
und bleiben möchten wie die ſächſiſche Voltswirthichaft 
überhaupt. (Bravo!) 


Präfident: Herr Geh. Kommerzienrath Thieme. 


Geh. Kommerzienrath Thieme: Meine Hochverehrten 
Herren! Ich ftehe vollftändig auf dem Stanbpunfte der 
Erflärung, welde von dem erlauchten Herrn Borfitenden 
ber Deputation vorhin abgegeben worden ift. Ich habe 
auch durchaus feinen Grund, den Ausführungen bes 
Herrn Oberbürgermeifterd Beutler bis auf einen zuletzt 
angeführten Punkt zu widerſprechen. Es handelt ſich 
für mich) mehr darum, in einige Details furz einzugehen. 
Der Herr Oberbürgermeifter hat bereits anerkannt, daß 
der vorliegende ordentliche Etat den Berhältniffen nad 
ein nicht unbefriedigender ift, denn er jchließt im Gleich: 
gewichte der Einnahme und Ausgabe, und es find auf 
benjelben zwei Millionen Beiträge für die Volksſchul— 
lehrer übernommen und 3,621,000 M. neue Binjen für 
bie ausgegebenen Anleihen enthalten. Alſo glaube ich, 
daß wir und damit zufriedengejtellt erklären können. 
Freilich gebe ich zu, der Etat macht den Eindrud eines 
jehr knapp erreichten Gleichgewichts, er fommt mir vor 
wie ein Mann, der rafch recht ſtark geworben ift und 
defien SHeider nun im allen Nähten krachen. Meine 
Herren! Wir müflen uns nun bemühen, die Stleider 
wieder weiter zu machen. Ich werde nachher zu einem 
Vorſchlage kommen, der vielleicht einen Weg bafür 
zeigt. 

Was bie Einfommenftener betrifft, jo ift diejelbe in 
dem neuen Etat faft fünf Millionen höher gezogen, und 
ih glaube, daß dies zutreffend ift, denn es ift ja im 
Oktober der Durchſchnitt von drei jehr guten Gejchäfts- 
jahren für Handel und Induftrie zur Steuerdeflaration 
gekommen. Weniger befriedigt kann man aber wohl fein, 
wie ſchon der Herr Oberbürgermeifter erwähnt hat, mit 
dem Eifenbahnüberjchuffe, denn einer ftarfen Mehreinnahme, 
wie fie mit 16 Millionen präfiminirt ift, find die Aus— 
gaben raſcher nachgelommen mit 13%, Millionen, als 
eigentlich der Fall fein dürfte, und ich beflage ebenfalls 
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lebhaft die ftarfe Abnahme des Ueberſchuſſes, die jetzt 
jedes Jahr ftattgefunden Hat. Ich glaube jogar gehört 
zu haben, daß man für das Jahr 1899 nur auf eine 
Rente von 3,97 Prozent rechnet. Wir haben auch feine 
Chance, daß fich der Filometrifche Ertrag unferer Eifen- 
bahnen wieder bejjern würde, im Gegentheile, es find 
jeit dem legten Landtagsichluffe fünf neue Nebenbahnen 
eröffnet worden, es find davon eine Anzahl im Baue, 
und auch der außerordentliche Etat empfiehlt wieder eine 
größere Reihe von ſolchen, die jedenfalls für lange nicht 
die Betriebskoſten decken werben, viel weniger aber zur 
Berzinfung des Kapitals beitragen fünnen. Damit ift ja 
eigentlich der todte Punkt erreicht, auf den ich fchon im 
Jahre 1894 zu ſprechen fam. Wenn wir neue Bahnen 
bauen wollen, werben wir bald Zufchüffe von den Steuer: 
trägern erwarten müfjen, denn wir werben für das zu 
borgende Gelb mehr Binjen bezahlen müflen als wir 
Rente ziehen. Das ift aljo eine jehr gefährliche Sachlage. 
Ich werde auch darauf noch zurüdtommen. Ich muß 
ichließlich nod) bedauern, daß unfere doc) fo gute jächfifche 
Tinanzgebahrung in dem legten Jahren immermehr von 
den Ueberjhüfjen der Eijenbahnen abhängig wird. Und 
das ift ſehr beflagenswerth, denn unfer Budget liegt 
eigentlich ganz im Banne bes Betriebörefultates unferer 
Eifenbahnen. 

Nun, meine Herren, ich habe feine Urſache, auf 
die Pofitionen des Etat näher einzugehen, dagegen er: 
fchredt mich andererfeits, wie es ſchon von dem Herm 
Oberbürgermeifter Beutler erwähnt ift, die jehr Hohe 
Forderung für den außerorbentlichen Etat. Wir find feit 
1893, wo wir 49 Millionen in demjelben hatten, jähr: 
(ih damit geftiegen, und ich weiß, daß ſchon damals 
unter den Sammermitgliedern eine gewifie Aufregung 
herrſchte, daß wir 49 Millionen für den außerorbentlichen 
Etat aufbringen mußten. Das hat fi) num. leider fehr 
geändert. Ich möchte mir nur hier erlauben, ohne auf 
Details einzugehen, einige Forderungen bed gegenwärtigen 
außerorbentlihen Etats zu beleuchten. 

Meine Herren! Ueber die 33 Millionen, die für 
fisfalifche Zwede verlangt werden, Hat der Herr Dber- 
bürgermeifter Beutler bereits geiprochen, und es wird 
die Kammer ja noch darüber enticheiden, ob davon etwas 
zu ftreichen oder hinauszufchieben ift. 

Nun kommt aber ein Poſten von circa 20 Millionen, 
für die alten Bahnen, neuanzuſchaffende Lolomotiven, 
Wagen, Neparaturftänder ꝛc. Ich Habe vor einer 
Reihe von Jahren geglaubt und die Ueberzeugung aus— 
geiprochen, daß dieſe Poſten in dem ordentlichen 
Etat gehören. Meine verehrten Herren! Das rollende 
Material ift das Handwerkszeug einer Eifenbahn, und jo 
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gut wie ein inbuftrielles Ctablifjement die Ergänzung 
dieſes Handwerlszeuges aus dem Betriebe bejorgen muß, 
fo muß e8 meiner Anficht nach auch der Staat, indem 
er dieſe Pofitionen in dem ordentlichen Etat bringt. 
Bir würben überhaupt erft über die eigentliche Rente, 
bie unſer Eifenbahnneg abwirft, einen ficheren Ueberblid 
erhalten, wenn wir einmal bei dem künftigen Etat bie 
Neuanihaffungen für dieſes rollende Material in ber 
vorgeſchlagenen Weiſe buchen. 

Es kommen dann 10 Millionen Forderungen für 
neue Bahnen, und durch ein Allerhöchſtes Dekret find 
uns geftern noch generelle Voranſchläge für weitere Bahnen 
im Betrage ‚von etwa 9 Millionen zugegangen. Nun, 
meine jehr geehrten Herren, ich will einmal etwas 
vorſchlagen, von dem ich überzeugt bin, daß es die armen 
Interefienten dieſer Eijenbahnen recht hart treffen wird, 
was mir ehr leid thut, und was mir auch in der Zweiten 
Kammer feine Freunde machen wird. Ich weiſe aber 
darauf bin, daß Se. Excellenz der Herr Staatsminifter 
von Watzdorf in der Zweiten Kammer gejagt hat, daß felbft 
die zu bewilligenden Eifenbahnen nicht die geringften 
Chancen hätten, bis zur nächften Landtagsperiode in 
Angriff genommen zu werden, und zwar infolge 
mangelnder technijcher Kräfte. Wenn dies ber Fall ift, 
dann hat eigentlich bie Bewilligung diefer neuen Eifen- 
bahnen feinen Zwed. Wir machen ben betreffenden 
Petenten und Intereffenten nur eine platonifche Freude 
und und jelbft bereiten wir ein großes Vergnügen, wenn 
wir biefe Beträge aus dem aufßerordentlichen Etat vor- 
läufig wegftreichen. Ich möchte alfo es der hohen Staats» 
regierung zur Empfehlung bringen, ob es nicht möglid) 
ift, nicht etwa dieſe Vorlage abzulehnen, fondern bie 
Beftimmung, ob fie von ber Kammer bewilligt werben 
fol, auf die nächfte Landtagsperiode zu verjchieben. Die 
fernerhin größten Forderungen find etwa 50 Millionen 
für Bahnbauten, Neueinrichtungen und Erweiterungen. 
Ja, meine Herren, ba werben wir nicht viel thun können, 
benn wenn Sie die Vorlage prüfen, werben Sie jehen, 
daß jehr viele angefangene Urbeiten vollendet werden 
müffen, benn es ift ganz unmöglich, wenn fie fchon im 
Angriff genommen find, einen Stillftand eintreten zu 
laſſen. Das würde uns unenbliches Geld koſten und 
wäre überhaupt ganz unwirthſchaftlich. 

Einer jharfen Betrachtung müſſen freilich die Mehr: 
forderungen ber im aufßerorbentlichen Etat verlangten 
erften Raten zu Neuanlagen unterzogen werden. Es ift 
fehr gefährlich, wenn eine folde nad) einem generellen 
Anſchlage — und das ift ja immer der Fall — bewilligt 
wird, Dann weiß man micht, wie weit jchließlich die 
Bewilligungen ber Kammer gehen müfjen. Ich will Ihnen 


dafür ein recht bezeichnendes Beijpiel aufühi:en. Im 
Jahre 1892 bis 1893 wurde zuerft der Plan in Angriff 
genommen und bejprochen, einen Güterbahnhof in Hilbers- 
dorf bei Chemnitz zu errichten; berfelbe follte den Zentral⸗ 
bahnhof entlaften und ben Empfängern bie Güter bireft 
zuführen. Dazu follten einige Veränderungen auf bem 
Zentralbahnhofe in Chemnitz felbft fommen, und das 
ganze war generell mit 10 Millionen Koften veranſchlagt. 
Bir Haben nun in den Jahren 1892 bis 1898 für diefen 
Zweck ſchon 7 Millionen bewilligt, und im jetzigen außer: 
ordentlichen Etat ftehen ald Schlußrate nod; einmal 
7 Millionen, aljo es werden aus den 10 Millionen 
14 Millionen. Damit aber nicht genug. Die Regierung 
fegt noch, ich möchte jagen, fchüchtern Hinzu, daß num 
auch eine Forderung, bie jchon jet im Etat enthalten 
ift, für den Ausbau der Strede Chemnig: Kappel gemacht 
werden müſſe. Daran würben fich noch große Umbauten 
auf dem Chemniger Bahnhofe ſchließen müſſen, und das 
Neupoftulat ſoll 17 Millionen bis zur Vollendung be- 
tragen, aljo zufammen 31 Millionen für die Chemniker 
Bahnhöfe und für den Güterbahnhof Hilbersborf. Nun, 
meine Herren, ich gönne das Chemnitz von ganzem Herzen, 
aber das ift ja faft die Hälfte, was bie großen Dresbner 
Neubauten koften werben! 

Nun, wenn nad) allen Seiten hin derartige Projekte 
wahrjheinlih ausgeführt werden müfjen, ich bin 
durchaus überzeugt, daß es nothwendig ift, wo bleibt 
da aber fchließlih das arme, unglüdjelige Leipzig? 
In der That, unfere Bahnhöfe werden fo ruinenhaft 
und fehen jo Meinlich aus, ich möchte faft jagen, daß 
fie eine Sehenswürdigkeit für die Leipzig bejuchenden 
Fremden werben. Meine Herren! Ich weiß, daß unfere 
hohe Staatsregierung mit der preußifchen wegen einer 
Bufammenlegung der Bahnhöfe verhandelt, — ich glaube 
nicht, daß wir je zu einem Reſultate fommen werben, 
und ich bitte, ed mir micht übel zu nehmen, wenn id) 
bier nad) dem Urtheile vieler Leipziger ausipreche, daß 
uns eigentlih an einer Bereinigung jämmtlicher Bahn- 
höfe zu einem Bentralbahnhofe — ben Bayerijchen ohne: 
dies ausgenommen, denn ber foll ja für ſich beftehen 
bleiben — gar nicht fo fehr viel Liegt. Wenn bie preu— 
ßiſche Regierung fich entſchließen könnte, ihre vier Bahn- 
höfe in einen guten Bahnhof zufammenzulegen und wir 
könnten von fächfifher Seite den Dresdner würdig aus: 
ftatten und dann auch ben Bayerifchen, jo würde bas 
ber Staatskaſſe nicht zu viel koften, denn es handelte ſich 
nur um ben Ausbau und eine angemefjene Vergrößerung 
berjelben. Ich bitte Sie, dieſe Anregung nicht übel zu 
nehmen, vielleicht hat aber doch die hohe Staatsregierung 
baburd; das Gefühl gewonnen, daß es nicht unbedingt 
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nöthig ift, auf einen großen Bentralbahnhof zuzulommen, 
der fich in vielen Fällen nicht bewährt hat. 

Meine Herren! Ich möchte num noch auf einen Punkt 
zurüdtommen, der im vorigen Sommer viel Staub auf: 
gewirbelt Hat und in allen Zeitungen, auch in preußifchen, 
in einer nicht gerade freundlichen Weiſe beiprochen 
worden ift. 

Wir find ja alle uns bewußt, daß unfere ſächſiſchen 
Staatspapiere ſich größter Sicherheit erfreuen, baf fie 
erftlaffige find und es auch bleiben werden. Uber, meine 
Herren, daß — abgejehen von bem allgemeinen Kursfalle 
aller Stantspapiere infolge der jegigen Geldzuftände — 
unjere Rente zwei bis drei Prozent niedriger fteht als 
andere ebenbürtige beutiche, das kommt allein daher, baf 
in ben legten Jahren zu viel Angebote von unferen Renten 
gewejen find. Unſer jächfifches Volk ift ein tüchtiges und 
fparfames, aber es ift nicht imftande, jo große Poſten 
von Renten von einem Landtage zum anderen, wie man 
fo jagt, zu klaſſiren, fie in fete Hand zu bringen. Da— 
ber fommt immer ein zu ftarfes Angebot, und das iſt 
der Grund des niedrigen Standes unjerer Rente. Wenn 
wir einmal im Schuldenmachen eine zwei- bis dreijährige 
Baufe machen könnten, jo habe ic) die feſte Ueberzeugung, 
daß unfere Renten genau wieder jo gut ftehen mwürben, 
wie früher, daß fie dem beften deutſchen Staatspapieren, 
Konfols und Reichsanleihen, im Kurſe mindeftens wieder 
ebenbürtig werben bürften. Daran ift für mic) gar fein 
Bweifel. 

Nun will ich auf die betreffende Angelegenheit zu: 
rüdfommen. Es find im Frühjahre diejes Jahres von 
unferem Finanzminifterium 80 Millionen Rente an ein 
Finanztonfortium abgegeben worden zu 83%, Prozent, 
das Hat, mie ich vorhin ſchon jagte, viel Unfrieden er: 
regt. Man Hat in der weiten Sammer jogar davon 
gejprochen, man wolle eine Unterſuchung anftellen. Meine 
Herren! Ich weiß überhaupt gar nicht, wo der Hebel für 
eine Unterfuhung bier angeſetzt werden foll; die Sache ift 
ja vor aller Augen ganz forreft gegangen, und wenn man 
fagt, das Finanzminifterium habe ſich von den Banken 
einen zu niedrigen Kurs oftroyiren lafjen, ba muß id) 
doch erwibdern, daß das gar nicht geichehen kann. Soldye 
Effettenpoften werden von der Regierung ben Banken 
angeboten, dann treten bie Leiter derjelben zujammen und 
überlegen fich, was für ein Kurs geboten werden kann, um an 
ihre Kundichaft das betreffende Papier abjegen zu können. 
Ih gebe Ihnen übrigens die Verficherung, daß an diejes 
80 Millionen -Rentengeihäft die betreffenden Banfen gar 
nicht mit einem großen Elan herangetreten find; denn fie 
ſahen voraus, wie die Geldverhältnifje fich geftalten würben 
und unfere Finanzverwaltung hat mit diefer Begebung 
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ganz recht gehabt Heute würbe fie entweder etwa 3 Prozent 
weniger für bie Rente befommen oder gar feine jo große 
Poften überhaupt abſetzen fönnen. Alſo hat ſchließlich unfere 
Finanzverwaltung richtig gehandelt, und daß fie nicht früher 
mit der Begebung gelommen ift, das ift natürlich, weil fie 
im vorigen Jahre bei dem erften Berkaufe von Renten 
den betreffenden Banken Marktfreiheit bis Juni gegeben 
hatte. Hier liegt nicht das geringfte vor, woran man 
mafeln könnte, und wenn Gie glauben, daß es ben 
großen Banfen Vergnügen machte, das Niveau bes Kurſes 
der beften Papiere durch dies Geſchäft herunterzudrüden, 
fo muß ich daran erinnern, daß infolge des allgemeinen 
Weichens des Kurſes der erſtllaſſigen Bapiere die Banten 
an ihren großen anderweitigen Beftänden viel mehr Gelb 
verloren haben, als fie Durch das Rentengejchäft gewinnen 
fonnten. Ich berufe mich auf ben neben mir figenben 
Herrn Geh. Rat Hulpih, der mit den Berhältnifien 
ebenjo befannt ift wie ich, id) glaube, er wirb meine An« 
gaben beftätigen. Es ift hier noch angeregt von Herrn 
Oberbürgermeifter Beutler und aud in anderen Streifen 
bavon geiprocdhen worden, daß man ja den Kurs ber 
Rente heben könne, wenn man fie in England einführe, 

Meine Herren! Davon möchte ich aber dringend 
abrathen. Sehen Sie fi unter den fapitalfräftigen 
Staaten Europas um, jo werden fie bemerfen, das bie 
beftfituirten diejenigen find, deren Gläubiger dem eigenen 
Staate angehören. Das ift das richtige Schuldverhältniß, 
das man anftreben muß, welches Ziel wir aud) bei uns 
bis jegt erreicht Hatten. Unſere fächfifche Rente wirb 
anberfeitig fehr werig gehandelt, wenn fie aber in großen 
Beträgen nad) dem Auslande ginge, müßten wir befürchten, 
fie im Kriegsfalle in einen großen Kursſturz verwidelt 
zu fehen, in jepiger Lage widerjpreche ich bem, weil fie 
ja in feften Händen ift, die fich nicht durch äußere Er- 
eigniffe, wie Krieg und Finanzfrifen, zum Verkaufe brängen 
laſſen werben. 

Meine Herren! Ich bitte, wir wollen berartige Ber: 
juche nicht wagen, wir fönnen da fehr fchlechte Erfahrungen 
machen. Ich möchte num ſchließlich noch die Anregung 
geben, bie ich beabfichtigt Hatte; ehe ich aber dies thue, 
muß ich mich dazu befennen, daß ich fürchte, ber jegige 
Stand der Geldverengerung werbe längere Beit anhalten. 
Erlauben Sie, daß ich mic, einen Moment auf das Ge 
biet der Reichspolitik begebe, id komme dann auf unjere 
heimische Angelegenheit zurüd. Es find zwei Urfachen, 
wie allbefannt, für diefen hohen Binsfuß, der jetzt her vi, 
vorhanden; bie erfte liegt, das ift zweifellos, in den großartigen 
Ansprüchen, welche unjere Induftrie durch Vergrößerung 
ihrer Betriebe an ben Geldmarkt ftellt. Ich möchte jo- 
gar an biejer Stelle jagen, daß ich glaube, daß das 
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Maß des Erlaubten in diefer Hinficht bereits über: 
Ähritten ift, und unfere Induftrie wird, wenn einmal 
der Rückſchlag kommt, unter der zu großen Produktion 
ihrer Etablifjements zu leiden haben. Nachher kommt 
der hohe Preis ſämmtlicher Rohprobufte hinzu, welcher 
das Gelbbebürfniß erhöht. Die Haupturfache ift aber 
dad Einfperren von beinahe 5000 Millionen Mark 
Gold jeitens der Vereinigten Staaten, ſeitens Rußlands 
und des öfterreihiichen Staats zu Zweden ber Währung, 
welche, wie befannt ift, in biejen Staaten in bie reine 
Goldwährung verwandelt werden fol. Diejes Gold ift 
dem Weltmarkte entzogen, und natürlichermweife, ehe es 
wieder in Fluß fommt, wirkt ed mit zur Verengerung 
des Geldftandes, 

Es giebt leider noch eine Urjache ber Knappheit des 
Geldes, und dieſe wird uns noch ſehr lange anhängen 
und uns fehr weh thun. Es ift ja befannt, daß wir 
feit einer Reihe von Jahren jährlih bis zu mehreren 
Hundert Millionen Mark Getreide aus Amerifa be: 
ziehen, um unjer Volt zu ernähren. Wir Haben bis 
jegt diefen großen Aderlaß noch nicht jo ftark gefühlt, 
weil wir erftend durch unfere Imduftrie einen regen 
Erport dorthin Hatten, und weil zweitens Millionen 
von amerifanijhen Papieren, die feinerfeit3 billig 
gefauft waren, borthin als Nefourcen für Cerealien 
wieder zurüdgegangen find. Diefer für uns vortheil- 
bafte Zuftand fcheint nun aufzuhören. Wir werben 
künftig die großen Zufuhren aus ben WBereinigten 
Staaten mit baarem Gelde zahlen müſſen. Wir ftärfen 
dadurch nicht nur Amerika und ſchwächen uns, ſondern 
unfer Erport wird durch das ungeheure Anwachſen ber 
jenfeitigen Induftrie aud) vermindert werben, Der Be: 
weis dafür ift, daß ein großer Theil der wichtigen Textil: 
inbduftrie in Gera und Greiz bereit aus Deutichland aus: 
zieht und in Amerika ſehr große Etabliſſements ge- 
gründet Hat. Meine Herren! Ich Halte e8 für ein 
wirthſchaftliches Unglüd, daß wir nah und nad) fo 
ftarfe Schuldner von Amerifa werden, und unjere 
finanziellen Verhältniſſe barunter bebeutenb Teiben 
müſſen. Ich kenne zur Abhülfe nur ein Mittel, das 
freilih nur nah und nad wirken fann (id bin fein 
Agrarier), aber jo ſehr wie man jet bemüht ift, ben 
Außenhandel und ben Export unferer Induftrie durch 
Schaffung einer großen Flotte zu fihern, für minbeftens 
ebenjo nöthig Halte ich es, daß von Seiten der Re: 
gierungen und ſeitens der Landwirthe darauf hingewirkt 
wird, die Produktion von Brotfrüchten in unjerem guten 
Deutſchland fo weit zu fteigern, daß wir mit ber Beit 
von ben Erportländern unabhängiger werben. 

(Bravo! — Sehr richtig!) 


Wenn das dem Staate auch Opfer foftet, jelbft auf Koften 
der andern Steuerzahler, würde ich diefelben nicht für 
weggeworfen halten; denn ich weiß nidjt, wie wir fonft 
bie Zuftände, die uns drohen, ertragen follen, die wir 
Amerika gegenüber ſicher befommen werben. Ich habe 
das gefagt, meine Herren, um meine Anficht zu begründen, 
daß wir noch lange an einem hohen Gelditande leiden 
werden. Ich möchte nun, da bereit? Herr Ober: 
bürgermeifter Beutler mit mir übereinftimmend der Anficht 
ift, daß wir trotz aller Mafregeln und tro Streichung 
und Verſchiebung immer noch ein großes Anlehen am 
Ende der Landtagsperiode zu machen haben werben, bie 
Unregung geben, ob die hohe Staatsregierung ſich micht 
heute ſchon mit dem Gedanken vertraut machen will, daß 
wir eventuell den Typus der Bprozentigen Rente vorüber: 
gehend verlafjen, und uns das Geld beicaffen durch 
eine mit furzer Tilgung und mit nicht zu langer 
Kündigung verfehene 4prozentige Anleihe. Meine Herren! 
Wenn Sie bedenken, daß, wenn wir jegt Geld brauchen, 
und 80 Millionen haben wollen, wir etwa 100 Millionen 
3prozentige Nente werben ausgeben müflen, jo ift es 
offenbar, daß wir ein Opfer auf die Zukunft verfchieben. 
Wir find alle ber Meinung, daß in jegt unabiehbarer 
Beit auch unfere Rente zur Tilgung fommen muß; bas 
bedeutet alfo dann bei 100 Millionen Tilgung, für bie 
wir 80 erhalten, ein Opfer von 20 Millionen. Eine 
4prozentige ſächſiſche Rente, die ich vorfchlage — ba 
fünnen bie ABuftände bes Geldmarktes noch fchlechter 
werben, als fie jet find —, wird immer in großen 
Beträgen zu pari genommen werben, benn eine Menge 
Leute, die fich jept von der Rente, da fie nur 3 Prozent 
trägt, abgewenbet haben, werben jelbft mit einem Verluſte 
die Papiere, die fie dafür eingethan Haben, verlaufen 
und fich dafür wieder ſächſiſche VBierprogenter kaufen; davon 
bin ich ganz feft überzeugt. Es ift ja auch davon bie 
Nede geweien, daß man vielleicht einen 3'/, prozentigen 
Typ wählen könnte. Davon rathe ich entjchieben ab, 
meine Herren! Die 3',progentige Rente ift nicht im: 
ftande gewejen, fi) in Deutjchland Freunde zu verjchaffen, 
unb wir würden dadurch nicht viel gewinnen. Ich 
möchte jogar bitten, die frage zu prüfen, ob es das 
verehrte Finanzminifterium, wenn e8 meinem Borfchlage 
fpäter vielleiht nachkommt und beiftimmt, nicht für 
opportun halten würde, felbit die 50 Millionen 3 progentiger 
Mente, die wohl noch im Bortefenille find von ber 
Bewilligung des vergangenen Landtages, ebenfalls im 
biefem Typus ber 4 progentigen Schulbverfchreibung aus- 
zugeben. 

Indem wir ben Markt von ber Furcht befreien, 
bat im Laufe des nächſten Sommers wieber große Poften 
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3progentiger Rente herausfommen, heben wir auch ben 
Kurs wieder; daran ift gar fein Zweifel. 

Zum Schluffe möchte ich doch bitten, mir ein Wort 
zu einer anderen Frage zu erlauben. In ber Zweiten 
Kammer find Andeutungen gefallen, daß man biejem 
Landtage noch eine Steuerreform zugeben laſſen wolle, 
ja, man bat fogar gejagt: wir wollen die Progreifion 
für die hohen Einlommen auf 6 Prozent erhöhen. Was 
das heißen will, fann man an einem fleinen Beijpiele 
iehen. Wenn jemand 100,000 M. Einkommen hat, wird 
er in dem falle 6000 M. an ben Staat zu bezahlen 
haben; er wird, wenn er im einer größeren Stadt wohnt, 
mindeftens 6000 M. an Stommunalabgaben zu entrichten 
haben; er wird, wenn er Grundftüdsbefiger ift, noch die 
Grundrente, und wenn er in Leipzig wohnt, noch bie 
Einfommenfteuer für Häufer zu bezahlen haben ꝛc, jo doß 
man wohl jagen fann, daß man auf eine Steuerausgabe 
von 13— 15,000 M. kommen würde Nun benfen Sie, 
wenn jemand, der jebt 100,000 M. genießt, 13— 15,000 M. 
abgeben muß, da wird er fi), wenn er ein guter Sachſe 
ift, auch diefem Anfinnen noch fügen, wenn er Grund— 
ftüde in Sachſen hat, wirb er e8 auch thun müfjen, aber 
wenn er frei ift, z.B. in Dresden feine Rente verzehrt, 
wird er ſich jagen: „Ich will meine Zelte abbrechen und 
nad) einem Orte gehen, wo ich billiger lebe“, Nun kommt 
noch dazu, daß bei einem ſolchen Vorſchlage auch ber 
Staat dur die große Progreffion für die Hohen Ein: 
fommen feinen großen Nußen zieht. Der Nutzeffelt ift 
Hein, weil bie Zahl ber großen Steuerzahler eine zu 
geringe ift. Alſo ich möchte mich, ohne irgendwie neue 
Steuern vorfchlagen zu wollen, doch ber Anficht des Herrn 
Oberbürgermeifters zuneigen, daß, wenn für diefen Etat, 
der ja knapp ift, noch Geld gebraudt wird, ſich bie 
Staatdregierung, wenn es nicht anders geht, zu einem all» 
gemeinen Steuerzufchlage entichliegen möge. Eine vollſtän— 
dige Steuerreform würbe ich jept überhaupt für inopportun 
halten. Meine verehrten Herren! Wir leben in fo un: 
gewiſſen Zeiten, wir willen nit, wo die Buftänbe des 
Geldmarktes Hingehen, wir wiflen nicht, wie es in ber 
Politit gehen wird; da glaube ih, man würde, wenn 
man jeßt auf eine vollftändige Steuerreform zufäme, ent- 
weber zu hoch oder zu niebrig greifen. Beides ift gleich 
verhängnißvoll, wir müßten dann, wenn wir uns in ber 
Abmeſſung der Steuer getäufcht haben, in zwei Jahren 
noch einmal mit einer Steuerreform vorgehen, und bas 
wäre jedenfalls nicht wünſchenswerth. 

Entjhuldigen Sie, daß ich Sie fo lange aufgehalten 
babe. Ich habe bas gejagt, was mir auf bem Herzen 
liegt. Ich kann aber doch nicht umhin, zuletzt noch zu 
betonen, daß uns alles, was wir vorgeſchlagen haben, 


ichließlich nichts nügen wird, wenn wir nicht den Grundſatz 
der äußerften Sparfamfeit in unferer Staatöverwaltung 
aufrecht erhalten. (Sehr richtig) 


Nur Eparfamkeit und nochmals Sparfamfeit faun 
unfere Staatsfinanzen retten und und wieder auf ben 
alten, glänzenden Stand zurüdführen. 


BPräfident; Herr Kammerherr Dr. von rege! 


Kammerherr Dr. vom Frege-Weltien: Hodzuver: 
ehrende Herren! Es lag nicht in meiner Abſicht, nad) 
den Ausführungen ber beiden Herren Vorredner noch 
auf die allgemeine Lage unferer Finanzen einzugehen. 
Ich Halte mich) nur für verpflichtet, die Hochbeherzigens: 
werthen Worte bes Herrn Vorrebners über bie volks— 
wirthſchaftliche Lage und, foweit er das gethan Hat, 
die Bedeutung dieſer Fragen für uns wie auch für bie 
außerhalb unferer Landesgrenzen liegenden Staaten bier 
mit einem Worte noch zu beftätigen, mic volljtändig 
dem anzufchließen, was er über die Schwierigkeit 
unferer fünftigen wirthſchaftlichen Entwidelung aus: 
geführt hat, wenn es nicht gelingt, die lanbwirth- 
ihaftlihe Produktion zu fteigern. Ich freue mich, dies 
auch aus einem jo vollftändig unparteiifhen Munde, wie 
es ber des Herrn Vorrebners ift, zu hören. Ich Halte 
mich für verpflichtet, das Urtheil in diefer hohen Kammer 
ausdrücklich mit Dank hervorzuheben und noch mit ganz 
wenigen Worten auf bie vier Gründe, bie er anführte, 
einzugehen, welche eine große, ernfte Sorge der Zukunft 
auch bei ber am ſich gewiß gefunden Lage unferer 
ſächſiſchen Finanzen bleiben. 

Herr Geh. Kommerzienrath Thieme hat mit vollem 
Rechte die großartigen Anſprüche der Jubuftrie an ben 
Geldmarkt hervorgehoben. Ganz gewiß find aber mit 
diefen großen Ansprüchen auch große Anſprüche an 
Arbeitskräfte verknüpft, dies ſchädigt wieder mit 
logiſcher Konjequenz die landwirthſchaftlichen Berhält- 
niffe außerordentlich. Ich möchte hinzufügen, daß dieſe 
Entwidelung auch die ftädtifchen und gewerblichen Ver: 
häftniffe der kleineren Drte unſeres Sachſenlandes 
ſchädigt. Die Induſtrie entzieht dem platten Lande 
immer mehr Arbeitskräfte und ruft fie nad ben 
großen Städten, das ift ein Punkt, den gerade von 
bem Herrn Vorredner anerfannt zu jehen, mir von 
Werth ift. 

Dann find die hohen Preife ſämmtlicher induftrieller 
Rohprodufte angeführt worden. Ich mache aber darauf 
aufmerffam, daß wir troß der hohen Preije dieſer Roh— 
produfte gegenwärtig einen Preis bes Weizens haben, 
der unter die Produktionskoſten gejunfen ift, wie das 


von jachverftändigen, unparteiifchen, wiffenfchaftlichen 
und fommerziellen Yutoritäten — ich nenne z. B. nur 
Prof. Dr. von NRümfer, aber ich fünnte auch unjere 
Dozenten an ber Landesuniverfität anführen — allent: 
halben nachgewiejen iſt. Alſo Hohe Preife für bie 
Induftrie, aber ganz geringe für die Landwirthſchaft. 

Hochbedeutſam ſcheint mir weiter die Thatfache, die 
ber Herr Vorredner konftatirt hat, daß 5000 Millionen M. 
in Golb dem MWeltverkehre fehlen, daß diejes Einfperren 
bes Golbes in ben Vereinigten Staaten, Rußland und 
Defterreihh vorübergehend jein foll, ift der einzige 
wejentlihe Punkt, in dem ich anderer Meinung bin als 
ber Herr Borredner. Ich glaube das nicht, weil ich der 
feften Ueberzeugung bin, daß bie Verhältniffe jener 
großen Staaten dazu führen müffen, wenn fie überhaupt 
bei der Goldwährung beharren wollen, ſich auch dieſen 
Goldvorrath dauernd zu fichern und ihn zu Halten auf 
unfere Koften, dann wird fich beftätigen, baß immer und 
immer wieber bie Golddede zu kurz ift und der Dislont 
zu hoch. Man braucht micht jo weit zu gehen, wie kürz— 
lich Herr von Kardorff, der ben jegigen Krieg in Süb- 
afrita mit diefer Währungsfrage in Verbindung gebracht 
Hat. Ich folge ihm darin nicht, aber man muß zugeben, 
daß viele andere Staaten — und id nenne aud) 
noch die Staaten in Südamerifa und Auftralien, die der 
Herr Vorredner nicht erwähnt hat — mit ber Abficht 
umgeben, ihren Goldvorrath zu erhöhen. Wenn man 
dabei immer das Silber noch weiter künſtlich entwerthet, 
wie das in ber letzten Zeit leider auch in bem Vor: 
ſchlage ber verbündeten Regierungen geſchehen ift, die 
Bimetalliften aber in einer Weiſe von der furzfichtigen 
Büraufratie Hingeftellt werben, als wenn fie bie ein: 
fachſten Lehren der Geſchichte nicht befolgten, wenn man 
fih nicht Mar machen will, daß der hohe Diskont un: 
mittelbar mit dem Goldvorrathe der gefammten Kultur: 
welt zufammenhängt, jo kann man nur mit der größten 
Bejorgni der wirthſchaftlichen Zukunft entgegengehen. 

Noch erlaube ich mir hinzuzufügen, daß es von hoher 
Bedeutung erjcheint, wenn ein folder Finanzkenner, wie 
ber Herr Vorrebner — auch der Herr Oberbürgermeifter 
Beutler wird ſich dem anſchließen — jagt: e8 muß 
wieder bahin fommen, daß Deutjchland imftande ift, 
jeine Bevölkerung durch feine eigene landwirthſchaftliche 
Produktion vollftändig zu ernähren. 

Es ift gelungen, in den legten Jahren diefe Mög- 
lichleit nachzuweiſen. Es ift die Steigerung ber Ge— 
treideprobuftion in Deutjchland nachweisbar nicht nur 
etwa bloß durch die Zuführung von Debländereien und 
vermehrte Moorkulturen zum Getreidebaue, die im 
unferem bicht bevölferten und hocpkultivirten Sachſen ung 
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ja ferner liegen, zu erreichen, ſondern es ift nachgewiefen, 
daß auf derjelben Fläche noch jo und fo viel mehr 
Bentner Brodforn erbaut werben fünnen, wenn nur 
die mothwendigften PVorbedingungen für bie 
Eriftenz und Rentabilität ber Landwirthſchaft 
gegeben find, und wenn nur ber Landwirthſchaft die 
nöthigen Arbeitskräfte dazu zur Verfügung ftehen. Auf 
diefen beiden Gebieten aber lann aud) die hohe Staats: 
tegierung ber Landwirtſchaft unbeſchadet der induftriellen 
und merfantilen Intereffen wohl entgegenfommen, wenn 
fie z. B. dazu Hilft, daß der Zuzug der jungen Be: 
völferung nad den Großftädten vermieden wird, wenn 
dadurch der Uebelſtand befeitigt wird, ber jet auf der Land: 
wirthichaft und befonders auch auf ben Heinen Landwirthen 
und ben mittleren Heinen Städten laftet, die Jugend heran- 
ziehen, troß ber großen Opfer nur für die Großftäbte, 
um fie als Material der Großinbuftrie zu ftellen, als 
15 bis 18jährige junge Leute, die ganz gewiß jchon ber 
Heimath viel gefoftet haben, aber der Nährmutter, der 
Landwirthihaft, die fie aufzog, nie wieder zugeführt 
werden, ba auch nur noch Großftädte Garnifon erhalten. 

Endlih darf ich mir noch erlauben, über bie Lage 
ber Tertilinduftrie ein ganz kurzes Wort zu fagen, da 
ich dauernd Gelegenheit habe, im wirthſchaftlichen Aus: 
ihuffe des Reihsamtes des Innern diefelben Erfahrungen 
beftätigt zu jehen, welche der Herr Vorrebner angeführt 
hat über die Gefahr des Rüdganges unferer Textil— 
induftrie gegenüber ben amerikanischen Verhältniſſen. 
Auch in diefer Hinfiht möchte id) an die Hohe Staats: 
regierung bie dringende Bitte richten, gerade mit Rüd- 
ficht auf unfere allgemeine Finanzlage bei künftigen Ber: 
trägen mit den PVereinigten Staaten von Amerika bie 
induftriellen Interefien der Zertilinduftrie ebenfo zu 
wahren, wie die landwirthſchaftlichen. Ich glaube dadurch 
von neuem ben Beweis zu liefern, daß ich keineswegs 
ein einfeitiger Agrarier bin, fondern daß mir die Frage 
einer nothleidenden Inbuftrie, die jept nicht jo glänzend 
dafteht, wie vielleicht andere Erwerbsjweige, die der Herr 
Borredner im Auge gehabt hat, ebenfo bebeutfam erſcheint, 
wie die brennenden landwirthſchaftlichen Fragen. 

Wenn der Herr Vorrebner ſich endlich für die Aus: 
gabe einer Aprozentigen Staatsanleihe oder Rente er: 
färt hat, fo möchte ich ihm auch darin unbedingt bei- 
ftimmen. Nur muß man dafür forgen, daß dann feine 
Konverfion wieder eintritt; ich erinnere an die Tradition 
biefer hohen Kammer, die große Bedenken gegen bie 
Konverfionen hatte, Bedenken, die fi Heute als voll: 
ftändig berechtigt erwiejen haben. 

Wenn ich endlich noch mit einem Worte auf bie 
Lage ber Reichsfinangen eingehen darf, jo möchte ich da— 
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mit fchliegen, daß ber Herr Staatsminifter von Wagborf 
fi ein großes Verdienſt erworben hat, indem er bie 
außerorbentlich bedenkliche Verfumpfung der Reichsfinanz- 
reform offen außgefprocdhen hat und hinzufügte, daß wir 
nicht eher zu befferen, geficherten Zuftänden fommen, als 
bis das Hare Berhältniß einer Regelung zwifchen Reichs: 
und Staatsfinanzen durchgeführt ift. Bei der hohen Be- 
deutung, die unfer Vaterland doc auch im Bunbesrathe 
irog aller fchwierigen Verhältniffe, welde hier und ba 
beftehen, hat, hoffe ich, daß die Königl. Regierung und 
ber Herr Finanzminiſter hierin mit Erfolg vorgehen 
werben und baß man endlich dazu gelangen wird, eine 
Mare Grenze, eine fefte Spannung, alſo mindeftens einen 
Ausgleich der Matrifularbeiträge gegenüber ben Ueber: 
weifungen zu erreichen und dadurch aud) eine jefte Baſis 
für die Entwidelung unferer ſächſiſchen Finanzen zu ges 


winnen! Geifall) 
Präſident: Der Herr Finanzminiſter hat das Wort. 


Staatsminiſter von Watzdorf: Meine ſehr geehrten 
Herren! Die Königl. Staatsregierung muß zunächſt 
Ihrer zweiten Deputation und ihrem durchlauchtigſten 
Vorſitzenden ihren aufrichtigen Dank dafür ausſprechen, 
daß ſie den Standpunkt der Deputation in einer kurzen 
Erklärung zuſammengefaßt und dadurch die ganze Frage, 
wie ſich die Kammer zu dem Etat ſtellt, von Haus aus 
weſentlich erleichtert und geklärt hat. 

Meine Herren! Ich bin in der angenehmen Lage, 
in allen Hauptſachen vollſtändig die Staatsregierung mit 
dieſer Erllärung Ihrer zweiten Deputation identifiziren 
zu können. Ich darf wohl auch annehmen, daß die 
Herren Oberbürgermeiſter Beutler und Geh. Rath Thieme 
in ihren Reden gewiſſermaßen nur die Intentionen der 
Deputation näher ausgeführt haben, und ich werde mich 
auch auf dieſe Reden kurz mit beziehen. 

Wenn ich die Erklärung der Deputation betrachte, 
fo ſtoße ich zunächſt auf den Satz: 

„Die Deputation ift hierbei zu der Ueberzeugung 
gelommen, daß das Anwachſen ber geforderten Be: 
willigungen in einem ungünftigen Berhältniffe fteht 
zur Erhöhung der Staatzeinnahmen.” 

Meine Herren! Das ift eine Erfenntniß, die auch 
ber Regierung jchon ziemlich lange gefommen ift und 
zwar jchon bei dem vorvorigen Budget. Es Bat biefe 
Erfenntniß ja aud die Regierung zum Theile mit dazu 
geführt, daß fie dem legten Landtage die die Vermögens: 
fteuer umfaſſende Steuerreform vorgelegt bat. Die 
Steuerreform hatte allerdings den wejentlichen Zweck, 
auszugleichen, ausgleichenbe Gerechtigkeit zu üben, aber 
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nebenbei doch auch ausgejprochen den Zwed, die Staats: 
fafje durch neue Zuſchüſſe zu ſtärlen. Ich verweife Sie 
da auf Seite 25 der Denkſchrift darüber. Herr Ober: 
bürgermeifter Beutler jcheint Zweifel darein zu ſetzen, 
daß die Regierung auch diefen Zweck verfolgt habe, aber 
der betreffende Abſchnitt Handelt ganz ausdrücklich: 
„Ueber die finanziellen Wirkungen der Reform und 
deren Stellung zum Etat.” Da ergiebt fi das 
Erempel, daß, auch wenn, wie damals beabjichtigt war, 
eine Grundfteuer nicht mehr erhoben wurde, immer nod) 
5,700,000 M. aus den Steuern herausfommen follten; 
das wäre reichlich dasſelbe, wie 20 Prozent Zuſchlag 
zur Einfommenftener, 

Alfo, meine Herren, die Regierung bat das bereits 
im Auge gehabt und fie hat ſich beftrebt, neue Mittel zu 
beſchaffen, um die wachſenden Bebürfniffe des Staates 
zu bdeden. Bei diefer Steuerreform war ja, wie id) 
ausdrücklich hervorheben möchte, die Abſicht dahin ge: 
richtet und auch in der Denkſchrift ausgeſprochen, daß 
zwar die Vermögensfteuer nicht erhöht werben follte, 
diefe follte vielmehr ftabil bleiben, dagegen follte wohl 
auch eine künftige Erhöhung der Eintommenftener nicht 
ausgefchloffen fein. Für den Fall eines erhöhten Bes 
dürfnifjes follte aljo das noch über bie Vermögensſteuer 
hinaus Aufzubringende von der Eintommenfteuer allein 
erbracht werden. Wenn wir jeßt bie Vermögensſteuer 
hätten, würden wir nicht nur die 5 bis 6 Millionen 
mehr Haben, jondern wir wären auch ganz gut in ber 
Lage, neben ber Vermögensfteuer noch die Einkommen— 
ftener mit Bufchlägen zu bedenken, folglich einen mwejent- 
lic) höheren Betrag für den Staat zu erheben, und wir 
würden uns babei nicht dem Vorwurfe ausjegen, daß 
der vielbejprochene Unterſchied zwiſchen funbirtem und 
nicht fundirtem Einfommen bei der Beftenerung gar nicht 
berüdfichtigt wäre. 

Aber, meine Herren, Sie wiffen ja, die Regierung 
ift mit ihrem damaligen Projekte unterlegen, man hat 
in beiben Kammern aus jehr verfchiedenen Gründen und 
von ſehr verjchiebenen Gefichtspunften aus der Reform 
widerſprochen. Im ber Zweiten Sammer bat man bie 
Reform abgelehnt, weil der von ber Regierung vor- 
geichlagene Modus, ber präzipualen Befteuerung des 
fundirten Einfommens, nicht gefiel; das Prinzip ſelbſt 
ift dagegen in der Erften Kammer verworfen worben; 
die Erfte Kammer hat fi in ihrer Mehrheit immer 
auf den Standpunkt geftellt, daß eine Erhöhung ber 
Steuern Iediglich durch Zufchläge zur Einfommenftener 
erfolgen jolle. Deshalb Hat ja auch bie Erfte Kammer 
damals den Antrag der Zweiten Kammer abgelehnt, der 
dahin ging, eventuell nöthige Zufchläge zur Einkommen: 
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feuer nur von ben Höher und hödjftgeftellten Be— 
fteuerten zu entnehmen. Meine Herren! Ich führe 
alfo alles das nur an zum Beweis dafür, daf die Regierung 
fi längft darüber klar geweſen ift, daß es erforderlich 
ſei, dem Staate ergiebigere Steuerquellen zu eröffnen. 
Nun, meine Herren, werben Sie ja daraus vielleicht 
den Schluß ziehen, daß bie Regierung erft recht Anlaß 
gehabt hätte, für ben vorliegenden Etat, ber es doch am 
nötbigften Habe, reichlichere Steuereinnahmen vorzufehen, 
aljo von ihrem Standpunkte aus, Zuſchläge zur Ein- 
fommenfteuer zu poftuliren. Meine Herren! Das ift 
auch ehr ernftlih in Erwägung gelommen, und bie 
Regierung ift ſich darüber lange im unklaren gewejen, 
ob fie eigentlich beffer thäte, Zufchläge zu verlangen, 
ober ob es nach Lage ber Sache doc angezeigter wäre, 
ungeadhtet aller Schwierigkeiten den Etat ohne Zuſchläge 
zu balanziren. Meine Herren! Bei ber Entſchließung 
für ben legteren Weg find verfchiedene Gefichtspunfte 
maßgebend und durchſchlagend geweſen. Es ift ja bei 
ben Berathungen in beiden Kammern vor zwei Jahren 
im allgemeinen anerlannt worben, baf eine Erhöhung 
der Staatseinfünfte fich erforberlich mache und wünſchens⸗ 
werth ei; aber ich kann doch nicht anders fagen, als 
daß in beiden Kammern wieberholt verblümt und un- 
verblümt der Wunſch und die Hoffnung ausgeſprochen 
wurbe, baß es doch möglich fein würbe, auch in diefem 
Etat noch ohne Steuerzufchläge auszulommen. Für 
bie Regierung war immerhin hiernach die Entſchließung 
nit jo ganz leicht. Auf ber einen Seite ftand bie 
Bweite Kammer, bie alle Zufchläge zur Einfommenfteuer 
perhorreäzirte und von ber Megierung eigentlich er: 
wartete, daß fie nunmehr, nachdem bie erften Reform: 
vorjchläge verworfen worben waren, neue bringen jolle. 
Darauf wollte die Regierung auf feinen Fall fich einlafjen 
und fie gebenft auch jegt feinerlei Initiative zu ergreifen. 
Run follten ja in bem neuen Etat ziemlich weitgehende 
Anforderungen Berückſichtigung finden und darunter waren 
gerade foldhe, an beren Bewilligung der Regierung be 
ſonders viel gelegen iſt; dazu rechne ich auch die Gewährung 
ber Alterszulagen für die Lehrer. Wenn man biefe 
Forderung auf die Steuerzufchläge ftellte, da wäre ihr 
Schidfal in den Kammern minbeftens zweifelhaft geworben. 
Das war aljo eine Erwägung, bie bei der Regierung gegen 
Steuerzufhläge mit ins Gewicht fiel. Weiter mußte bie 
Regierung bedenken, daß es ihr nicht erwünſcht fein 
könnte, wenn etwa fofort beim Beginne der Rammerfigungen 
der Steuerfampf entfadht würde Bei Poftulirung von 
Stenerzufchlägen würbe aber ein ſolcher Steuerlampf von 
Haufe aus gleich entbrannt fein und vielleicht auf ben 
weiteren Fortgang der Verhandlungen, auf das Verhältniß 
1.8, (1. Abonnement.) 


ber beiden Kammern in einer au für bie Regierung 
unerwünfchten Weife eingewirkt haben. Alſo auch biefes 
Moment ift für die Regierung mit maßgebend gewejen, 
wenn ich auch gern zugebe, daß basjelbe weniger ein 
etatpolitiiches Moment, jondern ein allgemeinpolitifches 
Moment ift. 

Alſo, meine Herren, die Regierung ift völlig einig 
mit der Anſicht ber Deputation, daß wir in biejer Weiſe 
und mit fo unzureichenden Mitteln nicht fortwirtbfchaften 
follen. Die Regierung wird aber zunächft abwarten, ob, 
wie in Ausficht geftellt worben ift, neue Steuerprojefte 
in ber Bweiten Kammer aus eigener Initiative gebracht 
werben; fie hält fich für verpflichtet, ſolche Projekte 
wenigftens zu prüfen. Erſt wenn ſolche Vorſchläge nicht 
fommen ober eine Einigung barüber zwifchen Regierung 
und Kammern nicht erzielt wird, wird die Regierung bei 
dem nächſten Etat, in der Erfenntniß, daß nichts anderes 
geichehen kann, in Uebereinftimmung mit Ihren Wünfchen, 
bie erforderliche Dedung durch Stenerzufchläge in Anſpruch 
nehmen, Ich bin allerdings zur Beit noch ber Meinung, 
daß wir für dem nächſten Etat auf dieſen Punkt kommen 
werben und daß es dann nicht mit ganz geringfügigen 
Zufchlägen abgehen wirb. 

Meine Herren! Die Deputation fagt hier noch weiter, 
fie erhoffe von der Kammer, und aljo hofft fie es wohl 
auch von ber Regierung, daß fie der Deputation in dem 
Beftreben folgen würbe, welches darauf gerichtet ift, bie 
Bebürfniffe der Staatöverwaltung nicht in fteigenbem 
Maße auf die Anleihe zu verweiſen und fo die Verzinſung 
und Tilgung der nothwenbigen Summen der Zukunft zu 
überlaffen, fondern, ſoweit eine Dedung ber Staats: 
bebürfniffe bei ſparſamer und vorfichtiger Finanz 
verwaltung durch die gegenwärtig zur Verfügung ſtehenden 
Einnahmen nicht möglich fein follte, durch entſprechende, 
vielleicht nur zeitweilig nöthig werbende Steuererhöhungen 
auszugleichen. 

Der Wunſch — das hat ja auch ber Herr Ober- 
bürgermeifter Beutler ausgeführt — geht hauptſächlich 
dahin, daf die Poftulate im außerorbentlihen Etat er- 
beblich gekürzt werben möchten. Meine Herren! Wir find — 
das kann ic) Ihnen verfihern — bei ber Regierung 
ſchon recht mit der Scheere daran gewejen unb haben an 
den Boftulaten, die von allen Seiten gebracht wurben, und 
bie noch viel höher waren, als fie jet im Etat ftehen, gehörig 
herumgefchnitten. Bei einer Art von Boftulaten, das find bie- 
jenigen, welche fich auf die Ausbauten ber im Betriebe befind⸗ 
lichen Eijenbahnen, auf Stationsausbauten, Gleisvermeh- 
rungen ıc. beziehen, da legt man bie Scheere immer wieder 
bald aus der Hand, nämlich dann, wenn von techniſcher 
Seite aus erflärt wird, wenn bie ober jene Menberung 
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nicht gemacht würde, bann wäre für die Sicherheit des 
Betriebes und für die Sicherheit des reifenden Publikums 
und bes Perſonals nicht mehr einzuftehen. Da ftehen 
wir fofort vor der Entſchließung: foll man bie Ber: 
antwortung bafür übernehmen, ober fann man das 
nicht thun. 

Im übrigen aber, meine Herren, wirb bie Regierung 
IHren Wünfchen nicht entgegenftehen, wenn es fi nur 
darum handelt, Ratenzahlungen zu ermäßigen ober, wo 
feine Ratenforberungen eingeftellt find, folche erft zu 
bilden. Die Regierung ift Ihnen in diefem Punkte auch 
ſchon entgegengefommen, infofern fie bei ben Deputations- 
verhandlungen ber Zweiten Kammer, wo der gleiche 
Wunſch geäußert wurde, bei einer Reihe von Poftulaten 
fi) bereit erklärt Hat, die Summen auf einen längeren 
Beitraum zu vertheilen, und hiermit den außerorbent- 
lichen Etat, foviel ich jetzt überſehe, um rund 1,700,000 
Mark zu erleichtern. 

Ich möchte nun zwar noch auf einzelne Punkte ein: 
gehen, bie der Herr Oberbürgermeifter Beutler berührt 
bat, bemerfe aber zugleih, daß ich e# bei ben meiften 
unterlaffen will, weil doch das alles in ben Detail- 
berathungen noch zu beiprechen fein wird, und es auch 
fchwer ift, auf die Einzelheiten fich jegt ausführlich ein- 
zulafien. 

Bemerken will ich, daß nad meinem Dafürhalten die 
unter Tit. 26 und 27 poftulirten Koften für Eleftrizitäts- 
und Beheizungswerke nicht in den ordentlichen Etat ein- 
zuftellen find; denn dieſelben werben ſich verzinfen, bilden 
aljo eine rentable Anlage. Die Verzinfung des im Baue 
Begriffenen ift auch fchon berechnet und in den ordent⸗ 
lien Etat ald Einnahme eingeftellt. Dasjelbe wirb fi 
freilih nicht in fo hohem Maße verzinfen, wie es zu 
hoffen war. Es ift nämlich weſentlich theurer geworben 
durch bie ſehr erfchwerenden Bedingungen, welche in ber 
Zweiten Kammer, wie Sie fi erinnern, für bie Her— 
ftellung des Werkes geftellt worden find. 

Ueber bie Unleihefrage möchte ich nur noch bemerten, 
daß ich mich nicht davon überzeugen kann, daß es zweck⸗ 
mäßig fein würbe, unjere Anleihen im Auslande, ins: 
befondere in London an die Börfe zu bringen. Die Gründe hat 
Herr Geh. Rath Thieme bereit angegeben und ich habe 
mich auch früher darüber ausgeſprochen. Ferner glaube 
ih nicht, meine Herren, daß fo leicht ber {Fall wieder 
eintreten wirb, daß wir mit dem Kurs unferer ſächſiſchen 
Rente den Kurd der breiprogentigen Reichdanleihe und 
preußifhen Konſols erreichen. Ich ſchiebe die Schuld 
hauptſächlich darauf, baf eben bieje legten Papiere doch 
einen ganz anderen und weiteren Markt haben, und in: 
folge deſſen auch überall leichter abzufegen find. Sie 
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werben auch bemerken, daß diefe Papiere meift auf bem 
Dresdner Markte höher ftehen als auf bem Berliner 
Markte und umgelehrt ftehen meift Reichdanleihe und 
Konfols in Dresden niedriger als in Berlin. Das hängt 
damit zufammen, baf fo viel ſächſiſche Mente außerhalb 
Sachſens nicht gefauft und nicht gehandelt wird. Gegen: 
über Herren Geh. Rath Thieme möchte ich noch eins er- 
wähnen. Ich habe nicht in meiner Etatrebe gejagt, baf 
die bewilligten Eifenbahnen nicht einmal in Angriff ge 
nommen werben könnten im Laufe ber Periobe; ich habe 
nur gefagt, daß ſogar die im vorigen Landtage bewilligten 
Eifenbahnen bis Heute noch nicht alle in Ungriff ge- 
nommen worben find. Das nehme ich doch an, da bie 
damals bewilligten Bahnen im Laufe der gegenwärtigen 
Periode, aljo ber Periode 1900 bis 1901 unbedingt 
wenigftens in Angriff genommen werben können. 

Endlih, meine Herren, würde ich mich audh ber 
Meinung zuneigen, daß es zwedmäßig wäre, wenn bas 
Unleihegefeg bier zur Berathung gelangt, die Regierung 
nicht auf ben Zprogentigen Typus unbedingt feftzulegen, 
fondern fie zu ermächtigen, unter Umſtänden auch 
4progentige Bapiere auszugeben, wenn auch vielleicht mit 
ber Beichräntung, daß dieſe Papiere in kürzerer Friſt 
wieder aus dem Marfte zu ziehen feien. Im allgemeinen 
babe ich es allerdings als eine große Erjchwerung für 
die Operationen des Finanzminifteriums empfunden, daß 
basjelbe entgegen der Uebung in Preußen und in Bayern 
an einen ganz beftimmten Typus durch das Unleihegefek 
gebunden wird. Alfo, meine Herren, wenn Sie einft 
bei ber Berathung bes Anleihegeſetzes auf dieſe Frage 
zurädtommen wollen, fo wird Ihnen die Regierung 
jebenfalls ſehr gern entgegenfommen. 


Präfident: Herr Graf von Rer-Bebtlig! 


Graf von Rer-Zedtlig: Bei der fchon vorgerüdten 
Beit wollte ich mir nur geftatten, kurz meine Freude und 
volle Genugthuung über die Erflärung auszuſprechen, 
welche die zweite Deputation durch ben Mund ihres 
burchlauchtigften Vorfigenden gegeben bat. Ich glaube, 
daß nicht nur dieſes hohe Haus fich aufrichtig darüber 
freuen kann, ſondern daß biefe freude auch in weitere 
Kreife übergehen wird. Der Herr Oberbürgermeifter 
bat — und barüber freue ich mich auch innigft — bie 
Denkſchrift, welche im Jahre 1877 erlaffen worben ift 
über das Verhältniß des ordentlichen und außerorbent- 
lihen Budgets, erwähnt. Ich glaube, daß es jehr an 
der Zeit war, an dieſe Denkſchrift zu erinnern, an biefe 
ebenfo wichtige als in hohem Grabe ſtaatsmänniſche Er- 
Märung und ich kann nur Hoffen und wünſchen, daß wir 
wieber in das Gleis einfchlagen, welches damals von ber 
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hohen Staatsregierung und den Ständen vorgefchrieben 
worben iſt. Wenn ber Herr Oberbürgermeifter vorhin 
bei vielen Poſtulaten Abſtriche in Vorſchlag gebracht 
hat, ſo kann auch ich nur hoffen, daß es möglich ſein 
wird, dieſes an vielen Stellen durchzuführen, ſo daß im 
allgemeinen bie große Summe von ungefähr 112 Millionen, 
melde das außerordentliche Budget erfordert, bebeutend 
erniedrigt werben kaun. Wenn ber Herr Oberbürger: 
meifter ebenfalls auf einen möglichen Zuſchlag zur Ein: 
fommenfteuer hingewieſen hat, um dadurch bie erhöhten 
Unleihebebürfniffe zu deden, fo bin auch ich der Anficht, 
daß es vielleicht zwedmäßiger gewejen wäre, auf einen 
ſolchen Zuſchlag zuzukommen, und wenn ber Herr Staats: 
minifter wieder auf die bei der vorigen Seffion in Bor: 
ſchlag gebrachte Ergänzungsfteuer zu fprechen fam, fo 
bin ich allerdings damals, und fo auch jegt noch, ein 
Gegner davon geweſen. Ich glaube, daß gerade, nachdem 
biefe Steuer nit angenommen worden ift, es wohl 
möglich gewejen wäre und man erft recht vielleicht darauf 
bätte zulommen können, einen ſolchen Zuſchlag zu be- 
ftimmen. Ein Einkommenftenerzufhlag ift gewiß eine 
fehr bittere Pille für die Steuerzahler, aber unter Um— 
Händen doc wohl zwedmäßiger und angezeigter, als 
immerfort neue Anleihen zu machen, welche ſchließlich, 
wie wir leider erfahren haben, ſchwer zu begeben find. 
Bei dem immerhin doch fehr gut fundirten Zuftande 
unferer Finanzen ift es doch auch zu hoffen, daß, wenn 
wir jegt in Bezug auf viele Bewilligungen dilatoriſch 
verfahren und auf andere Weife Mittel unb Wege 
finden, eventuell durch Zuſchläge die Nothwendigkeit 
neuer Anleihen zu vermindern, es boch möglich fein 
wird, unfere Finanzen wieber in eine geficherte Bahn 
zu führen. 
Bräfident: Herr Oberbürgermeifter Beutler. 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Meine Herren! Ich glaube es bem Herrn Staatsminifter 
ſchuldig zu fein, ben Dank ber Deputation oder doch 
wenigftend von meiner Perſon ausfprechen zu müflen für 
das große Entgegentommen, was er gegenüber unferer 
allgemeinen Erklärung ausgeiprochen Hat. Ich hoffe, daß 
auch bei ben einzelnen Beſchlußfaſſungen biefes Entgegen- 
kommen noch fortgejegt wird, und daß auch Dieübrigen Herren 
Minifter uns bei unferen Wünfchen in berjelben Richtung, 
in welcher ja nunmehr völliges Einverftändniß zwifchen 
Deputation und Staatsregierung feftgeftellt ift, entgegen- 
fommen. Nur mit wenigen Worten möchte ic} mir erlauben, 
auf eine anbere Bemerkung bes Herrn Minifters einzugehen. 
Wenn ich nicht irre, hat ber Herr Minifter ausgeführt, man 
babe Bedenken getragen, von vornherein Steuerzufchläge 
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vorzuſchlagen, um nicht die Steuerfrage aufzurollen und 
mißliche Diskuſſionen zwiſchen beiden Häuſern zu ver—⸗ 
anlaſſen. Es iſt unendlich liebenswürdig, wenn auf das 
Verhältniß der beiden Häuſer von Seiten ber Staats-— 
regierung in dieſer Weiſe Rückſicht genommen wird; wenn 
aber der Herr Miniſter dann noch weiter ausgeführt hat 
daß die Einſtellung der Wohnungsgeldzuſchüſſe ſchon um 
deswillen unterbleiben mußte, weil man ſie unbedingt zu 
Fall bringen würde, wenn man ſie gleichzeitig mit einem 
Steuerzuſchlage vorſchlüge — ſo habe ich es verſtanden, — 
ſo fürchte ich, daß das nunmehr gerade eintritt, denn ich 
nehme an, daß die Königl. Staatsregierung die Wohnungs: 
geldzuſchüſſe ſicher in der nächſten Etatperiode bringen 
wird, und der Herr Miniſter hat ſelbſt geſagt, daß in 
der nächſten Etatperiode größere Steuerzuſchläge, wie er 
ſich ausgedrückt hat, faum vermeidbar fein wärben. Alſo 
das gleichzeitige Einbringen der Wohnungsgeldzuſchüſſe 
und der Steuerzuſchläge wird dadurch, daß in dem heutigen 
Budget kein Steuerzuſchlag erhoben worden iſt, gerade 
erreicht, und ich fürchte allerdings auch, daß das nach 
Befinden der Bewilligung der Wohnungsgeldzuſchüſſe 
ſchädlich werben könnte. 

Im übrigen aber, wenn der Herr Minifter mit ber 
Initiative der Kammern in Bezug auf eine Steuerreform 
gerechnet hat und in Ausſicht geftellt hat, daß von ber 
Bweiten Kammer eine ſolche Initiative ausgehen werbe, fo 
fürchte ich, daß das Endergebniß nicht groß fein wird. 
Meine Herren! Bu einer fo komplizirten Gefeßgebung 
wie die Steuergejeßgebung es ift, Halte ih, fo jehr ich 
gewiß die Würde des Haufes hochſchätze, die Kammer 
nicht für geeignet. Ich darf baran erinnern, mit welchen 
großen Schwierigkeiten jeinerzeit bie Einführung ber 
Eintommenfteuer in Sachſen verbunden war, wieviele 
Etatperioben es dem betreffenden Minifter nicht gelungen 
war, bie Reform durchzuführen, wie aber das Minifterium 
immer wieder auf ben Gedanken zurüdgelommen  ift, 
und wie es endlich doch gelungen ift, aber auf Grund 
der Initiative der Staatsregierung, das Einvernehmen 
ber Kammern herbeizuführen. Ich glaube, daß wenn bie 
Staatöregierung auf eine Steuerreform noch weiter zu: 
fommt, fie fich nicht wird entbrechen können, ihrerjeits 
immer wieder ben Verſuch zu machen, ihre Ideen ben 
Kammern vorzuführen und Gefepesvorlagen zu unter 
breiten, ba ich offen geftanden, zur Initiative ber Kammern 
in biefer Beziehung wenig Vertrauen babe. 


Bräfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. Ich ſchließe die Debatte. Ich 
fonftatire zunächſt, daß ſich feine Stimme im hoben 
Haufe gegen bie Erflärung ausgeiprochen hat, welche bie 
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zweite Deputation durch ihren durchlauchtigften Vorfigenben 
abgegeben bat. Ich nehme baher an, ba bie Kammer 
mit den darin niebergelegten Grunbfäßen, bie ja ohnehin 
in banfenswerther Weife vom Herrn YFinanzminifter 
beftätigt worden find, ihre Uebereinftimmung ausbrüdt. 
Ich gehe zum Uusgangspunfte unferer heutigen Debatte 
zuräüd und frage, ob ber Herr Berichterftatter zu feinen 
vorigen Ausführungen noch irgend etwas hinzuzufügen bat. 
(Berichterftatter Sahrer von Sahr: Ich habe nichts 
hinzuzufügen.) 

Dann gehe ich zur Abftimmung über. 
Kammer: 

„ob fie bei Kap. 27 und 28 ben Anträgen 

ber Deputation beitritt?” 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Schluffe ber Tages: 
ordnung angelangt, es liegt uns fein dringender Ge: 
chäftsftoff mehr vor, und da am Scluffe des Jahres 
mande Herren zu Haufe feitgehalten find, jo werbe ich 
die nächſte Sikung Montag, den 8. Januar, mittags 
12 Uhr anjegen und jege auf die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beichlüffe auf 
bie Eingänge. 


2. Bericht ber vierten Deputation über bie Betitionen 
bes Kaufmanns Arthur Spranger in Chemnitz 


Ih frage bie 
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und Genofien um Aufhebung beziehentlich Ab— 
änderung bed Geſetzes, betreffend die ärztlichen 
Bezirkövereine vom 23. März 1896. (Drud- 
ſache Nr. 17.) 


3. Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation, betreffend bie Petition bes Holz- 
fchleifereibefigers Chriſtian Gottlob Laudner in 
Rübenau um Gewährung einer Entihädigung 
für ben ihm aus Anlaß bes Umbaues bes 
dafigen Kommunitationsweges in eine Staat3- 
ftraße entftanbenen Schaden. (Druckſache Ar. 20.) 


Da es die letzte Sigung ift, jo wünſche ich Ihnen 
gute Feiertage und Hoffe, die Herren am 1. Januar zur 
Beglüdwünfhung in der Nähe des Thrones in befter 
Gefundheit Hier wieberzufehen. 

Bur Mitvolljiehung des Protokolls lade ich ein 
Herrn Geh. Kommerzienrati Gruner und Heren Ritter 
gutsbefiger Domherrn von Trüßfchler. Der Herr Protololl⸗ 
führer ift bereit, das Protofoll zu verlejen. 


(Geſchieht durch Freiheren von Find.) 


Genehmigen die Herren das PBrotololl ? — Es erfolgt 
fein Widerfpruch, ich erfläre dasſelbe für genehmigt und 
ſchließe die öffentliche Sitzung. 


(Schluß der Sikung 1 Uhr 15 Min. nahmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlih: Der Borftand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober-Megierungsrath 
Profeffor Heinrich Krieg. — Redalteur PBrofeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresben. 


Letzte Abfenbung zur Pohl: am 29. Dezember 1899. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 





NM 13. 


Dresden, am 8. Janıtar 


1900. 





Dreizehnte öffentliche Sitzung 
der Erften Sammer 
am 8. Januar 1900, mittags 12 Uhr. 


Snbalt: 


Beglüdwünſchung durch den Präfidenten zum neuen Jahre. 
— Entſchuldigungen. — Regiſtrandenvortrag Nr. 669— 702. | 


— Beriht der vierten Deputation über bie Petitionen 
des Kaufmanns Arthur Spranger in Chemnik und Ge: 











weife zu bedienen, aud im neuen Jahrhundert. Ach 
halte eö daher für eine angenehme Pflicht, Ihnen vom 
BPräfidialtifche aus einen doppelt freundlichen Gruß zu— 
zufenden und Ihnen meine Freude darüber auszufprecdhen, 
daß Sie fo zahlreich hier erfchienen find. Ich darf mir 
wohl erjparen, einen längeren Rüdblid auf ben großen 
verwichenen Beitabjchnitt zu werfen; beredtere Organe 
werden es ſich wohl angelegen fein lafjen, darzulegen, 
ob der prägnantefte Charafterzug des verwichenen Jahr: 


hunderts auf fozialem, auf politifchem oder wiſſenſchaft— 
nofien um Aufhebung beziehentlih Abänderung bes Ge: lichem Gebiete rubte, 


Nur den Geſammtwunſch möchte 


fees, betreffend die ärztlichen Bezirkävereine vom 23. März ich Ihnen ausſprechen, daß das Verfaſſungsleben unſeres 


1896. — Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation, betreffend die Petition des Holzſchleiferei— 
befigers Chriſtian Gottlob Laudner in Rübenau um Ge: 
währung einer Entihäbigung für den ihm aus Anlaß 
bes Umbaues bes bafigen Kommunikationsweges in eine 
Staatäftraße entftandenen Schaden. — Feſtſetzung ber 
Seit und Tagesorbnung für die nächſte Sitzung. — Bor: 
Iefung und Genehmigung des Protofolld über die letzte 
Sigung. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath, Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 


Der Herr Staatsminifter von Metzſch, jowie bie 
Herren MNegierungstommifjare Geh. Rath Merz, Geh. 
Regierungdratd Dr. Forfer-Schubauer, Geh. Mebi: 


zinalratd Prof. Dr. Rent, Oberfinangrath Härtig und 


Landforftmeifter Heſſe. 
Anmwejend 40 Rammermitglieber, 


! 
Präfident: Ich bitte die Herren, ihre Pläge ein: | 


zunehmen. Ich eröffne bie öffentliche Situng. 


Vaterlandes, welches faft brei Viertel des letzten Jahr: 
hunberts geblüht hat, weiter blühen und fich bewähren 
möge. Namentlih”wünfde ich, daß bie Erſte Kammer, 
immer eingebenf ihrer jchweren Verantwortung, immer 
eingebent des Wortes der Schrift: „Wer ein Amt Hat, 
der warte fein,” auch jet weiter arbeiten möge im Hinblide 
auf das ungzertrennliche Wohl des Königs und des Vater: 
landes. In diefem Sinne laſſen Sie uns an die Arbeit 


geben. (Bravo!) 


Entſchuldigt haben fich für heute Herr Nittmeifter 
Graf Rex Zehiſta, Seine Erlaudt Graf von Schönburg 
und Herr Oberhofprediger Dr. Adermann, fämmtlich wegen 
dringender Privatgefchäfte. 

Den Vortrag aus ber Regiftrande giebt Herr von 
Find, 

(Nr. 669.) Petition bes Landesverbandes evangelifcher 
Arbeitervereine im Königreihe Sachſen um ftaatliche Unter: 
ſtützung der auf aenofjenichaftlicher Grundlage beruhenden 
gemeinnügigen Baugeſellſchaften. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 670.) Die Zweite Kammer überjendet 30 Drud: 
eremplare einer Petition des Gemeindeälteften Müller 


Meine hochgeehrten Herren! Es ift die erfte Sigung | in Hirfchfelde und Genofjen um Erbauung einer Eijenbahn 
im neuen Jahre und, um mich der offiziellen Sprach- | von Hirjchfelde über Vernftadt nach Löbau. 
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(Nr. 671.) —— 55 Druderemplare einer Pe⸗ 
tition des Komitees zur Erlangung einer Eifenbahn durch 
die Hloftergegend um Erbauung diejer Eijenbahn. 


(Nr. 672.) Desgleichen einer Petition des Gemeinde: 
raths zu Klotzſche um Erbauung einer eleftriihen Straßen: 
bahn von Dresden nad) Klogjche. 


(Nr. 673.) Desgleihen einer Petition des Komitees 
zur Erlangung einer Verbindung der Flöhathalbahn mit 
der Muldenthalbahyn um Erbauung einer entjprechenben 
Eijenbahn. 

(Nr. 674.) Desgleihen einer Petition bes Gemein: 
nüßizen Vereins zu Borsdorf um SHerftellung einer 
direlten Verbindung zwiichen bem füdlichen Ortätheil 
Borsdorfs und dem dafigen Perjonenbahnhofe. 


(Nr. 675.) Deögleichen einer Petition des Komitees 
zur Errichtung des Anjchluffes der Lungwihthalbahn an 
die Hauptlinie Chemnig- Zwidan zc. um Einmündung ber 
etwa zu erbauenden Lungwißthalbahn in Grüna. 

Präfident: Sämmtlihe Nummern find zu ver 
theilen, 

(Nr. 676.) Anfchlußerflärung des Geſammtvorſtandes 
des evangelifhen Wrbeitervereind zu Dresden an bie 
Perition des Spar= und Bauvereins zu Bresden um 


ſtaatliche Unterftügung der auf genofjenidhaftlicher 
Grundlage beruhenden gemeinnügigen Baugeſellſchaften. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 677.) Petition bes Konſumvereins für Großen: 
hain und Umgegend, e. Gam. b. H, um Aufhebung der 
Sondergewerbefteuer für Konfumvereine. 


Präfident: Kommt an die vierte Deputation. 


(Nr. 678.) Petition des Rathes der Stadt Leipzig, 
die Theilung des Amtsgerichtsbezirks Leipzig betr. 


Prüäfident: An die zweite Deputation. 


(Nr. 679.) Die Zweite Kammer überſendet 35 Drud- 
eremplare einer Petition des Rathes und der Stadiver: 
ordneten zu Dippoldiswalde und Genofien, die Her: 
ftellung einer normaljpurigen Eijenbahnverbindung mit 
Dresden betr. 


(Nr. 680.) Die Zweite Kammer überfendet 55 Druck⸗ 
egemplare einer Petition der Stadtgemeinden Pulsnig, 
Biſchofswerda und Genofjen, den Bau einer Eijenbahn 
von Königsbrüd über Pulsnig nah Biſchofswerda 
betreffend. 


Präfident; Beide Nummern find zu vertheilen, 


(Nr. 681.) Petition bes Nathes und der Stabt- 
verordnieten zu Kirchberg und Genofjen, ben Umbau ber 
Ihmaljpurigen Linie Wilkau-Kirchberg in eine normal: 
jpurige Eijenbahn betr. 


Präfident: An die zweite Deputation, 


(Nr. 682.) Die Zweite Kammer überjendet 55 Druck— 
eremplare einer re ber Vereinigung öffentlicher 
analytijcher Chemiker Sachſens, die Errichtung chemiſcher 
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Laboratorien zur Unterfuhung von Nahrungsmitteln 
betreffend. 

(Nr. 683.) Desgleihen einer Petition des Gemeinde: 
raths zu Breinig und Genofien um Erbauung einer 
Eifenbahn von Großröhrsborf nad Biſchofswerda. 

(Nr. 684.) Desgleihen einer Petition der Fach— 
lehrer an den ftaatlich unterftügten Realſchulen in 
Baugen ꝛc. um Megelung ihrer Gehalts- und Dienft: 
verhaͤltniſſe. 

(Nr. 685.) Desgleichen einer Petition des Pferde— 
händlers Guſtav Michel in Lauba und Genoſſen, den 
Ausbau der Eijenbahnlinie Großpoſtwitz-Cunewalde bis 
Löban betr. 


Präfident: Sämmtliche Nummern find zu ver: 
theilen. 
(Nr. 686.) Petition des Rittergutsbeſitzers Reuter 


auf Leipnih und Genoſſen, die Erbauung einer Schmal— 
Ipurbahn von Stroptewig nach Großbothen betr. 


Präfident: Iſt auch bei ber Zweiten Kammer ein- 
gegangen und kommt zumächft dort zur Berathung. An 
die zweite Deputation, 


(Nr. 687.) Die Zweite Kammer überjendet eine 
Betition des Ortsvereins für Groß-, Klein und Neu: 
graupa und Genofjen in 55 Druderemplaren, betreffend 
den Bau einer elettrifchen Straßenbahn von Pillnitz nad) 
Copitz und Pirna. 

Präjident: Zu vertheilen. 


(Nr. 688.) Petition des Stadtgemeinderaths zu 
Gallnberg und Genoſſen um Belafjung bei der Sreis- 
hauptmannſchaft Zwidan. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


(Nr. 689.) Die Zweite Kammer überjendet 45 Drud: 
eremplare einer Petition des Komitees zur Erreichung 
des Anſchluſſes des jüdweftlichen Theiles des Bogtlandes 
an das Eijenbahnneg um Erbauung einer entjprechenden 
Eifenbahn. 

Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 690.) Desgleichen einer Petition des Gemeinde: 
raths zu Rodewiſch und Genoffen um Herftellung einer 
Eiſenbahn von Eich nad; Rodewiſch beziehentlich Auer: 
bad) unterer Bahnhof. 


Präfident: Ebenfalls zu vertheilen. 


(Nr. 691.) Schreiben des Königl.Gefammtminifteriums 
vom 4. Januar 1900, 254 L.R., bei Leberreichung eines 
Exemplars ber neuerfchienenen Sektion PBenig-Burgftädt 
der geologiſchen Spezialfarte von Sachen nebit Erläutes 
rungen. 

Prüfident: Dank zu Protokoll, 


(Nr. 692.) Petition bes penfionirten Anftaltsauffehers 
Schöne in Waldheim und Genofjen um Penfionserhöhung. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 693.) Petition des Karl Gabegaft in Nieder: 
graufchwig und Genofjen um Verlängerung ber projel- 
tirten Echmaljpurbahn Nebitzſchen-Kroptewitz bis Ablaß. 


(Nr. 694.) Betition des Stadtraths und der Stadt: 
verorbneten zu Radeberg und Genofjen um Herftellung 
einer Eijenbahnverbindung zwiſchen Radeberg-Radeburg 
Großenhain. 


Prüäfident: Beide Nummern an die zweite Deputation, 


(Nr. 695.) Die Zweite Kammer überjendet 40 Druck— 
eremplare einer Petition des Komitees für Erbauung 
einer Eifenbahn von Borna über Lauſigk x. um Er— 
bauung biefer Bahn. 


Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 696.) Desgleichen 50 Exemplare einer Petition 
des Allgemeinen Miethbewohnervereins zu Dresden, be: 
treffend den Entwurf eines allgemeinen Baugefepes für 
das Königreih Sachſen. 


(Nr. 697.) Desgleichen eine Petition des Allgemeinen 
Miethbewohnervereins zu Dresden, betreffend Mafregeln 
gegen die Wohnungsnoth. 


(Rr. 698.) Desgleihen 45 BDruderemplare einer 
Betitton des Eijenbahntomitees zu Ehrenfriedersdorf und 
Genofjen, die projeftirte Eijenbahn Thum: Meinersdorf betr. 


(Nr. 699.) BDesgleichen 55 Druderemplare des Rathes 
und der Stabtverordneten zu Annaberg, die Unlegung 
einer Güterftation mit Nebengleis daſelbſt betr. 

(Nr. 700.) Desgleichen des Gemeinderaths zu Krippen, 
Beibehaltung des jegigen Pachtzinfes für die Benuhung 
der fiskaliſchen Quellen zc. betr, 

(Nr. 701.) Desgleihen 50 BDruderemplare einer 
Petition der Anftaltsaufieher der Königl. Strafanftalten 

zu Zwickau, Hohened, Sachſenburg und Hohenftein um 
Aufdefferung ihrer Gehalts:, Rang: und Beförderungs- 
verhältniſſe. 

Präfident: Dieſe ſämmtlichen Nummern find zu ver: 
theilen. 

(Nr. 702.) Betition bes Architelten Holder in Löbau, 
den Stänbehausneubau betr. 

Präſident: An die zweite Deputation. 

Meine Herren! Es ift dies die letzte Nummer ber 
Regiftrande. Wir fahren fort in der Tagesordnung und 
fommen nun zu Punlt 2: „Bericht der vierten De- 
putation über die Petitionen des Kaufmanns 
Arthur Spranger in Chemnip und Genofjen um 
Aufhebung beziehentlih Abänderung bes Ge- 
ſetzes, betreffend die ärztlihen Bezirksvereine 
vom 23. März 1896." (Drudjahe Nr. 17.) 

Se. Ercellenz der Herr Oberfchent von Mehſch iſt 
durch Krankheit verhindert, den Vericht zu erftatten, der 
Herr Nittergutöbefiger Dr. von Wächter wirb die Güte 
haben, bie weiteren Ausführungen zu übernehmen. 


Berichterftatier Dr. von Wächter: Meine Herren! 
Der Kaufmann Arthur Spranger in Chemnig hat 
eine Petition eingereicht mit 332 Unterfchriften. Diejer 
einen Petition find noch 377 Petitionen gleichen Ins 
halts gefolgt mit circa 2190 Unterfchriften Hauptfäch: 
ih aus den Ortſchaften um Chemnig, nämlich Nieder: 
haklau, Aue, Werdau, Glauhau, Zwichau, Walden: 
burg, Plauen, Schönau, Kappel, Einfiebel, Leubnitz ꝛc. 
Dieje Petitionen gehen darauf Hinaus, es hätten feit 
dem Beftehen des Geſetzes vom 23, März 1896, bie 
ärztlichen Bezirfsvereine betreffend, dieſe Bezirksvereine 
bie ihnen durch biejes Geſetz verliehenen Machtbefugnifie 
mißbraucht, und zwar hätten fie die in der Gewerbe: 
orbnung bes deutſchen Reichs gewährleiftete freie Ver— 
einbarung des ärztlihen Honorars zu durchbrechen, bie 
gejunde Grundlage der Krankenkaſſen durd) Hohe Honorar: 
forderungen, welche feiner Konkurrenz unterliegen follen, 
zu erſchüttern und damit die Wohlthaten diejes Geſetzes 
ben Berficherten zu entziehen geſucht. Sie hätten das 
jedem Staatsbürger zuftehende Recht freier Meinungs: 
äußerung den approbirten Aerzten zu benehmen geſucht, 
welche ſich der Hydrotherapie zugewendet haben, fie hätten 
ferner die freie Forſchung der Wiſſenſchaft für die 
approbirten Aerzte unmöglich gemadt und bie von 
Hunderttauſenden allein anerfannte und in Erkrankungs— 
füllen ausſchließlich angewendete Naturheilfunde be: 
fämpft, und außerdem noch die Ausbreitung ber perſön— 
lichen Geſundheitspflege verhindert. 

In der Petition wird weiter ausgeführt, daß be: 
fanntlih jedem Staatsbürger das Recht ber freien 
Meinungsäußerung durh Schrift und Wort gewähr: 
leiftet fei, daß aber die ärztlichen Bezirlsvereine fi) über 
diefes Staatsgrundgeſetz hinwegjegen unb ihren ber 
Naturheiltunde zugethanenen Kollegen jedwede willen: 
Ihaftlihe und belehrende Ausſprache in Vereinen ver: 
böten. Dem gegenüber fei zu bemerken, daß die An- 
bänger der Naturheiltunde nie den ärztlihen Stand 
befämpft und nur fi damit begnügt hätten, ihn von 
ber Richtigkeit ihrer Anfichten zu überzeugen zu fuchen. 
Niemals wäre von ben Anhängern der Naturheiltunde 
ber ärztlihe Stand herabgeſetzt worden, fondern ftets 
wären bloß die ärztlichen Mißgriffe und Irrthümer und 
Uebergriffe beiprochen und aufgeflärt worden, Die 
Naturheilvereine hätten folglich reiche Werbienfte, und 
es könnte doch nicht in den Intentionen des Landtages 
liegen, daß ein Geſetz von einer Standbesvereinigung zur 
Knebelung der freien wiſſenſchaftlichen Forfhung und 
zur Verhinderung der Vollsaufflärung in Bezug auf 
die allgemeine Gefundheitspflege geradezu mißbraucht 
würde. So faht nun ber Kaufmann Spranger und 
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Genoffen ober vielmehr bie Petenten faſſen ſämmtlich 
nun ihre Wünfche zujammen: 


„In Erwägung, daß das Geſetz vom 23. März 1896 


1. zu mißverftänblichen Auffafjungen von Seiten 
einiger Behörden und ber ärztlichen Standes- 
vereine geführt, 

2. den $8$ 152 und 153 der NReichögewerbeordnung 
ebenjowohl wie ben Wünfchen ber beutjchen 
Bundesregierungen widerſpricht, 


3. eine ſchädliche Beläſtigung ſegensreich wirkender 
Vereine und ehrenhafter, pflichttreuer Aerzte ift, 
weil es die Möglichkeit bietet, gefundheitliche 
Aufllärung bes nad) — Ver angenden als 
ftrafbare —— charalteriſiren, und da⸗ 
durch die Ehr⸗ und ———— zu verwirren, 

4. weil es zu einer Monopoliſirung ber Wiſſen⸗ 
(haft und zu einer Unterbrüdung ber freien 
———— Forſchung mißbraucht werden 
ann,“ 

bitten die Unterzeichneten um eine ſchleunige Reviſion 
bes Geſetzes ober um Erlaß entſprechender Ausführungs- 
beftimmungen. 

Meine Herren! Eine faft wörtlich gleichlautende 
Petition mit bderjelben Begründung lag Ihnen beim 
vorigen Landtage vor. Es hat damals Herr Ober— 
bürgermeifter Dr. Dittrich von Plauen einen eingehenden 
ichriftlichen Bericht geliefert und fam auf deſſen Grund 
die Sache eingehend Hier zur Verhandlung. Die Pe: 
tenten haben abfolut nichts Neues und noch weniger 
etwas Erhebliches weiter beigebracht in ben heute vor: 
liegenden Petitionen, und Ihre Deputation hat beöhalb 
auf die Berhandlungen im vorigen Landtage und auf 
den damals vorliegenden Bericht zurüdgegriffen und 
fommt zu dem MNefultate, Ihnen vorzufchlagen, Sie 
möchten benjelben Entjcheib über die Petitionen fällen 
wie bamals und biefelben auf fich beruhen Tafien. 

Es ift ja unter Umftänden ſchon vorgekommen, daß 
feitens einiger Bezirfövereine einzelne Vorfchriften eine 
Auslegung erfahren hatten, welche fih aus bem Wort: 
laute bes Geſetzes vom 23. März 1896 nicht ganz recht: 
fertigen ließ, und daß in verfchiedenen Fällen über bie 
Befugnifie, die das Geſetz den ärztlichen Bezirksvereinen 
bat einräumen wollen, hinausgegangen worden ift, 3. ®. 
Krankenkaſſen gegenüber. Diefer mifverftändlichen Auf: 
faffung ift von dem Königl. Minifterium des Innern 
wiederholt durch Verordnungen entgegengetreten worben, 
wie dieſes verjchiedene der Deputation vorgelegte Ver: 
ordnungen bewiejen haben. Die Königl. Staatsregierung 
hatte auch feinerzeit durch den Königl, Herrn Kommifjar 
erflärt, baf fie auch fernerhin dafür Sorge tragen werde, 
daß von dem dem ärztlichen Bezirksvereinen eingeräumten 
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Befugniffen mafvoller Gebrauch gemacht werbe. Es ift 
das ganze Geſetz erft feit fo kurzer Zeit in Geltung, 
daß es wirklich unthunlich erfcheinen möchte, jetzt ſchon 
auf Grund, wenn ich jo jagen darf, doch bloß einfeitiger 
Petitionen, wenn fie auch fehr viele Unterfchriften tragen, 
an eine Reviſion dieſes Gefeges zu gehen. Es ift für 
das Sicheinleben eines wirklich jo tief eingreifenden Ge— 
fees ber Zeitraum vom Jahre 1896 bis Heute ein noch 
zu kurzer, und es möchte boch eine jetzige Reviſion, 
wenn fie beantragt werben follte, al® eine verfrühte und 
vielleicht boch zu wenig begründete erfcheinen. 

Bon diefen Gefihtspunften aus fchlägt Ihnen Ihre 
Deputation vor: „Die hohe Kammer wolle die vor- 
liegenden Petitionen auf ſich beruhen laſſen“. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Ich 
frage die Kammer: 


„Zritt fie dem Antrage der Deputation, wie 
berjelbe joeben berichtet worben ift, bei?“ 


Einftimmig. 


Wir gehen zum britten Gegenftande über: „Anz 
trag zum mündlichen Berichte der vierten Depu= 
tation, betreffend die Petition bes Holz: 
jchleifereibefigers Ehriftian Gottlob Laudner in 
Nübenau um Gewährung einer Entſchädigung 
für den ihm aus Anlaß des Umbaues bes bafigen 
Kommunilationsweges in eine Staatsſtraße ent- 
ftandenen Schaden.“ (Drudjadhe Nr. 20.) 


Derjelbe Herr Berichterftatter. 


Beridterftatter Dr. bon Wächter: Der Holz: 
ichleifereibefiger Chriftian Gottlob Laudner in Rübenau 
befigt im Napfchungthale zwiſchen den Dörfern Nothen: 
thal und Rübenau eine Holzicdleiferei, gelegen an einem 
durch dieſes Thal an ber Fabrik vorbeiführenden 
Kommunikationswege. Diefer Kommunifationsweg ſollte 
im Jahre 1898 zur Staatsjtraße umgebaut werben 
und ift behufs dieſes Umbaues vom Februar 1899 
bis Dftober 1899, alſo ein ftarles halbes Jahr lang, 
gejperrt gewejen und ſomit während dieſer Zeit auf 
diefem gejperrten Wege bie Zufuhr von NRohmaterial 
zur Fabrik, fowie die Abfuhr von Erzeugniffen dieſer 
felbftverftänblich unmöglich geworden. 

Der Petent hatte ſich nun durch die Oberforftmeifterei 
an das Königl. Finanzminifterium gewendet mit ber 
Beichwerde, es ſei ihm in feinen Erwerbsverhältnifien 
dadurd großer Eintrag gejchehen, er habe weber Roh: 
material für jeinen Fabrifationsbetrieb heranfahren, 
noch den fertig gewordenen Holzſtoff fortfahren können, 





und er bat um eine wenigften® theilweife Vergütung 
dieſes ihm erwachjenen Schadens. 

Das Königl. Finanzminifterium hat ihn abjchlägig 
beihieden. Nun wendet er ſich mit derſelben Bitte an 
die Kammern und berechnet in einer jehr eingehend auf: 
geftellten Rechnung feinen Schaden auf 10,840 M. 

Er giebt an, er habe ſich außerdem noch in Schulden 
ftürgen müffen durch mandherlei Gejhäftsausgaben, denen 
feine Einnahmen gegenüber geftanden feien; er habe 
feine Fabrik im Stande erhalten müflen, er habe feine 
fünf Zugpferde nutzlos im Stalle ftehen laſſen müſſen 
und Habe fie während dieſer Zeit doch auch füttern 
müjjen, und fo fei fein Schaben nod viel größer, als 
er überhaupt angebe. Er bittet deshalb: 

„die hohe Ständeverfammlung des Königreichs 
Sachſen wolle beſchließen, daß dem Geſuchſteller 
aus den für ſolche Fälle vorgeſehenen ſtaatlichen 
Mitteln eine angemeſſene Beihülfe zum Erſatze 
des ihm während und zufolge der Ausführung 
des Baues der Rothenthal-Rübenauer Staats- 
ftraße erwachſenen Berluftes geneigteft bewilligt 
werde", 

Meine Herren! Ganz abgejehen davon, daß bie 
angeblich für ſolche Fälle vorgefehenen ftaatlihen Mittel 
wohl hauptſächlich im ber Phantafie des Petenten be: 
ruhen, aber nicht in Wirklichkeit eriftiren, fonnte Ihre 
Deputation doch nicht zu einem anderen Reſultate 
fommen, als zu beantragen, bie Petition möge auf fi 
beruhen bleiben. 

Nah den Alten, bie und zugegangen find, hatte 
Lauckner feine Fabril im Jahre 1890 an dieſen Weg 
gebaut, obgleich es ihm befannt fein mußte, daß diefer 
Weg damals gar feine öffentliche Straße war, ſondern 
ein Privatweg, der allerdings ohne weiteren Widerſpruch 
allgemein benutzt wurde, ber ſich aber ſelbſtverſtändlich 
in einem entjprechenden baulichen AZuftande befunden 
bat. Lauckner hat ald Kommunifationsweg damals den 
fogenannten Hammerweg gehabt, der als ordentlicher 
Fahrweg erft im Mai 1895 eingezogen wurde. Er hat 
aber eine lange Neihe von Jahren fich wiederhoft mit 
Petitionen an die Oberforftmeifterei und überhaupt an 
die Königl. Staatsregierung gewendet, es möge doch 
diefer jogenannte Natzſchungweg endlich einmal als 
öffentlicher Weg erklärt und als Staatöftrafe ausgebaut 
werden. Diejen Petitionen haben ſich nod) viele andere 
Intereffenten angeſchloſſen, und ſchließlich ift auch diefer 
Bau bejchloffen und mit einem Aufwande von ungefähr 
140,000 MM. bewerkitelligt worben. Es ift dadurch ein 
Weg, der früher theilweife jehr ſchwierig fahrbar war, 
in eine ausgezeichnete Chauffee umgewandelt worden, 
und e3 haben dadurd die Petenten nicht bloß ihren 

1.8. (1. Abonnement.) 
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Willen befommen, jondern fie haben auch Ausficht, baf 
diefer Weg auch auf künftige Beiten ihnen in ihren 
Geichäftsbetrieben, in ihren Verkehrsverhältniffen zc. von 
ganz hervorragendem Nutzen und Vortheile fein wird, 
womit fie ſehr zufrieden find, eventuell auch felbft Opfer 
brachten. Die Gemeinde Rübenau z. B. ift am Umbaue 
jelbft mit zwei Bautraften, innerhalb deren Laudners 
Beſitz liegt, betheiligt, und wenn nicht der Forſtfiskus, 
fondern andere Gemeinden und Gutsbezirfe durch ben 
Wegebau betroffen wären, jo würde niemand daran ge: 
dacht haben, eine berartige Forderung um Entihäbigung 
zu ftellen, wie Lauckner fie geftellt hat, jondern der Be— 
treffendbe hätte wahrſcheinlich noch ſelbſt hohe Beiträge 
aufbringen müfjen, während ihm fo diefer Wegebau bei: 
nahe umfonft in den Schooß gefallen ift. Er, Lauckner, 
befigt außerdem an feiner Schleiferei noch eine hölzerne 
Brüde, die über den Natzſchungbach nad Böhmen 
herüber führt. Er giebt zwar an, biefe Brücke fei für 
fchweres Fuhrwerk nicht eingerichtet und nicht paffirbar, 
aber e3 dürfte doch die Vermuthung nicht ganz unrichtig 
fein, baß, wenn dem Laudner jehr viel baran gelegen 
wäre, in Heinen Portionen, in leichten Fuhren feine 
Holzftoffe nah und nad fortzufhaffen, er fidher einen 
großen Theil diejes Holzftoffes über dieſe Brüde hätte 
fortbringen können, Nun kommt bazu, dab Laudner 
allerdings durch Sperrung des Weges im Laufe biejes 
halben Jahres in etwas im feinen Fabrifationsverhält: 
niffen geihäbigt worben ift, aber die großen Vortheile, 
die der Weg ihm fünftig bieten wird von Jahr zu Jahr, 
und die ungemeine Wertherhöhung, bie feine Fabrik 
dadurd erfahren Hat, daß fie jegt unmittelbar an einer 
Staatsftraße liegt, find fo groß, daß Ihre Deputation 
nit umhin konnte, Sie zu erfuhen, Sie möchten bie 
Petition aus dieſen Gründen auf fich beruhen laſſen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 

„ob fie auch diefe Betition auf ſich beruhen 
lajjen will?* 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Schluffe unferer Tages: 
ordnung angelangt. Ic beraume die nächſte Sigung 
auf Mittwoch, den 10, Januar, mittags 12 Uhr an und 
jege auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus der Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge. 

2. Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation, betreffend die Petition des Mühlen: 
befigers Johann Gottlieb Wähle in Schöna um 
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Gewährung einer Staatsbeihülfe aus Anlaß 
ber ihm in ber Nacht vom 6. zum 7. Juli 1899 
durch Wolkenbruch entftandenen Schäden. (Drud: 
ſache Nr. 21.) 


3, Antrag zum mündlichen Berichte der vierten De: 


putation, betreffend die Petition des Schneibe- 
mühlenbefigers Heinrich Zichaler in Schöna um 
Gewährung einer Staatsbeihülfe aus Anlaß 
bes ihm in der Nacht vom 6. zum 7. Juli 1899 
durch Wolkenbruch entftandenen Waſſerſchadens. 
(Druckſache Nr. 22.) 
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ber Gemeinde SKrumbermersborf burd ben 
Wolfenbruh vom 22, Mai 1898 verurſachten 
Schäden. (Drudjahe Nr. 24.) 


. Bericht ber vierten Deputation über die Petition 


beziehentlich Befchwerde bes Stabtverorbneten- 
follegiums zu Zittau, die Auspfarrung ber Ge- 
meinden Alt: und Neu-Hörnitz aus der Parodie 
Bittau fowie ben Erlaß eines Auspfarrungs: 
geſetzes betreffend. (Drudjache Nr. 25.) 


Zur Mitvollziefung bes Protokolls lade ih ein 
Herrn Oberbürgermeifter Dr. Schroeder und Herrn Landes: 
. Untrag zum mündlichen Berichte der vierten Des | beftallter und Stiftsverwejer, Grafen und Edlen Herrn 


putation, betreffend die Petition ber Gemeinde: | zur Lippe. 


räthe zu Schöna und Neinharbtsborf um Ge: 


Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 


währung einer Staatöbeihülfe aus Anlaß ber | zu verfefen. 


ihnen in ber Nat vom 6. zum 7. Juli 1899 
durch Wolkenbruch entflandenen Waſſerſchäden. 
(Drudjahe Nr. 23.) 


(Sekretär Thiele verlieft das Protokoll.) 


Wird diefes Protofoll genehmigt? — Einftimmig. 
. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten De: Ich erkläre dasſelbe für abgeſchloſſen und ſchließe bie 


putation, betreffend die Petition des Gemeinde- öffentliche Sipung. 


rath8 zu Krumbermersborf um Gewährung 
einer anderweiten Staatöbeihülfe aus Anlaß der 


(Schluß der Sigung 12 Uhr 48 Min, nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorſtand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober: Regierungsrath 
Profeffor Heinrich Krieg. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poſt: am 12. Januar 1900. 


Mittheilungen 


über die VBerhbandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Bierzehnte öffentlihe Sitzung 
der Erfien Sammer 
am 10. Januar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entſchuldigungen. — Regiſtrandenvortrag 703— 722. -- 
Unträge zu ben mündlichen Berichten der vierten Depu— 
tation, betr. die Petitionen: a) des Mühlenbefigers 
Sohann Gottlieb Wähle in Schöna um Gewährung einer 
Staatsbeihülfe aus Anlaß der ihm in der Naht vom 
6, zum 7. Juli 1899 durch Wolkenbruch entitandenen 
Schäden; b) des Echneidemühlenbefigers Heinrich Zichaler 
in Schöna um Gewährung einer Staatsbeihülfe aus An: 
laß des ihm im ber Nacht vom 6. zum 7. Juli 1899 
durch Wolfenbruch entitandenen Waſſerſchadens; c) ber 
Gemeinderäthe zu Schöna und Weinharbtsborf um Ge: 
währung einer GStaatsbeihülfe aus Anlaß der ihnen in 
der Naht vom 6. zum 7. Juli 1899 durch Wollenbruch 
entjtandenen Wafjerfhäben, und d) bes Gemeinderaths 
zu Rrumbermersdorf um Gewährung einer anderweiten 
Staatsbeihülfe aus Anlaß der der Gemeinde Krumbermers: 
dorf durch den Wolkenbruch vom 22. Mai 1898 ver: 
urfachten Schäden. Auf Antrag des Rammerherrn von 
Schönberg AZurüdverweifung ber letzten drei Petitionen 
an die vierte Deputation, — Bericht der vierten Depu— 
tation über die Petition beziehentlih Beſchwerde des 
Stadtverorbnetenfollegiums zu Zittau, die Auspfarrung 
der Gemeinden Alt: und Neu: Hörnig aus der Parodie 
Zittau fowie den Erlaß eines Auspfarrungsgefehes betr. 
— Feſtſetzung der Zeit und Tagesordnung für die nächite 
Sigung. — Borlefung und Genehmigung des Protokolls 
über die Heutige Sitzung. 


1.8. (1. Abonnement.) 


Präfident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerik, Excellenz. 


Am Miniftertijche: 


Die Herren Staatsminifter von Metzſch und Dr.von 
Seydewitz, jowie die Herren Negierungsfommifjare 
Geh. Rath Merz, Geh. Regierungsräthe Dr. Kunze 
und Dr. Böhme. 

Anwejend 31 Kammermitglieber. 

Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sigung. 

Entſchuldigt haben fi für heute Herr Ober: 
bürgermeifter Dr. Tröndlin wegen dringender Geſchäfte, 
Herr Rittergutöbefiger von Watzdorf wegen gleichen An: 
faffes, Herr Geh. Kommerzienrath Hulgfh wegen Un: 
wohlſeins. 

Den Vortrag aus der Regiſtrande giebt der Herr 
Sekretär Thiele. 

(Nr. 703.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Kap. 22 und 23 bes Staats— 
haushaltsetats für 1900/01, Eivillifte, Apanagen ıc. betr. 

(Nr. 704.) Desgleihen über bad Königl. Defret 
Nr. 21, Neubau des Ständehaujes einſchließlich der Neben: 
anlagen betr. 


(Nr. 705.) Desgleichen ber erſten Deputation über 
die mittelft des Königl. Dekrets Nr. 16 vorgelegten Ent: 
würfe eines Geſetzes über die Verwaltungsrechtäpflege ıc. 


Präfident: Die drei Nummern fommen auf eine ber 
nächſten Tagesordnungen. 
(Nr. 706.) Brotofollertraft der Zweiten Kammer 


betreffend allgemeine Vorberathung über Dekret Nr. 24, 
den Bau mehrerer Nebenbahnen betr. 


Präfident: Un die zweite Deputation. 
(Nr. 707.) Desgleihen betreffend Schlußberathung 
über Tit. 44 bes Bi ine Etats für 1900/01, 


Herftellung bes zweiten Gleiſes auf der Strede Dürr: 
röhrsdorf-Arnsdorf betr. 
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(Nr. 708.) Desgleihen betreffend Schlußberathung 
über Tit. 52 des außerordentlihen Etats für 1900/01, 
die Erbauung einer volljpurigen Nebenbahn von Königs: 
brüd nad) Schwepnig (Rachpoftulat) betr. 

Präfident: Auch an die zweite Deputation. 

(Nr. 709.) Einladung der deutſchen Schlofferjchule 
zu Roßwein i.S. zur Beſichtigung ber im Sunftgewerbe: 
mufeum zu Dresben bis zum 28. ds. Mts. ausgeftellten 
Scülerarbeiten. 


Präfident: Zu verlefen. 
(Berge. M.II.R.S.380, R.-Nr, 286.) 
Geſchieht.) 

Wir danken zu Protokoll, und diejenigen Herren, die 
die Befichtigung vornehmen wollen, werden eingeladen, 
es zu tun, 

Nr. 710.) Schreiben des Franz Clemens Winter 
in Berggießhübel bei Ueberſendung von 35 Sonder: 


abdruden eines Beitungsartifels, die Weiterführung der 
Pirna- Berggießhübler Eifenbahnlinie bis Gottleuba betr. 


(Nr. 711.) Die Zweite Kammer überfendet 55 Drud: 
eremplare einer Betirion des Steinbruchpäcdters Carl 
einrich Zieger in KRönigftein wegen Gewährung einer 
taatsbeihülfe zu ben Wiederherftelungsfoften der 1897er 
Hochwaſſerſchäden. 

Nr. 712.) Desgleihen 50 Druderemplare einer 
Petition des ärztlichen Bezirksvereins DresdensLand, 
den Geſetzentwurf über die Kranfeuverjicherungspflicht der 
häuslichen Dienftboten (Dekret Nr. 18) betr. 

(Nr. 713) Desgleihen einer Petition des Vereins 
ſächſiſcher Gemeindebeamten, die Benfionsberechtigung der 
Hinterbliebenen der Gemeindebeamten betr. 

(Nr. 714.) Desgleichen 55 Druderemplare einer 
Perition des landwirrhichaftlichen Vereins zu Kühren und 
Genoſſen um Wiedererrichtung eines Haltepunktes bei 
Führen. 

(Nr. 715.) BDesgleichen- einer Petition des Landes 
Samariterverbandes für das Königreich Sachſen um Ge- 
währung einer fortlaufenden jährlichen Beihülfe von 
5000 M. aus Staatsmitteln. 

(Nr. 716.) Desgleichen einer Petition bes Gemein- 
nügigen Bauvereins zu Dresden um fäufliche Ueber: 
lafliung von Bauareal. 


Präfident: Dieje ſämmtlichen Nummern find zu ver: 
theilen. 

(Nr. 717.) Protokollextrakt der Zweiten Kammer, be: 
treffend Schlußberathung über die Petition des Bürger: 
ſchullehrers emer. Leisfer in Weinböhla und Genoffen 
um Benfionserhöhung. 

(Nr. 718.) Desgleihen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition Karl Adam Stiller in Meißen und 
Genofien, die Einziehung eines Weges betr. 

(Nr. 719.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der Frau Louife Dir in Bwidau, 
Schädenanſprüche ıc. betr. 
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(Nr. 720.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Betition des vormaligen Bureauaffiftenten der 
Stantseifenbahnen Karl Ernft Schildbah in Zwickau 
um Wiederanftellung beziehentlih um Gewährung von 
Benfion. 

Präfident: Diefe vier Nummern fommen an bie 
vierte Deputation. 

F 721.) Petition des Stadtraths zu Schand au 
die Erbauung einer Fahrſtraße von Schandau nad 
Schmilka betr. 


Präfident: An bie zweite Deputation. 


Nr. 722.) Schreiben bes Wilh. Barthel in Löbtau 
bei Ueberfendung von 50 Einladungen zur Theilnahme, 
an ber öffentlichen Verjammlung am Montag den 
15. ds. Mes. in Sachen der Umjagjteuer. 


Präfident: Zu verlejen. 
Geſchieht.) 

Präfident: Dieſe Einladungen werden vertheilt, und 
id) habe den Herren anheimzugeben, was fie machen 
wollen. 

Wir fommen zum zweiten Gegenftande: „Antrag 
zum mündliden Berichte der vierten Deputation, 
betreffend die Petition des Mühlenbejigers 
Zohaun Gottlieb Wähle in Schöna um Ge: 
währung einer Staatsbeihülfe aus Anlaß der 
ihm in der Naht vom 6. zum 7. Juli 1899 durd) 
Woltenbrud entjtandenen Schäden” (Druckſache 
Nr. 21.) 

Der Herr Berichterftatter hat das Wort. 


Berichterftatter Bürgermeifter Dr. jur. Kaeubler: 
Meine hochgeehrten Herren! In der Nacht vom 6. zum 
7. Juli vorigen Jahres ift über die Ortſchaften Schöna 
und Reinhardtsdorf ein Unglüd hereingebrochen. Es 
ging plöglich ein wolfenbrudartiger Regen nieder, wo— 
durch in beiden Ortſchaften alle Gräben und Bäche einen 
außerordentlich ftarfen, nod nie dagewefenen Waſſer— 
zufluß erhielten, Die Waflermaffen ftürzten fi, Ufer: 
mauern, Brüden, Stege, Barrieren, Gärten und Bäume 
mit fich fortreißend, zu Thal in den Hirſchgrundbach, 
weldyer bei der fogenannten Hirihmühle in die Elbe 
mündet. Diejer Bad) verwandelte fid) in einer halben 
Stunde in einen Strom, Er hat an fi ungeheuer 
großen Fall und ift bei Hochwafier fehr wild, fo daß 
die Gemeinden, rejp. die Anwohner ſchon oft darunter 
zu leiden gehabt haben. 

An diejem Bache liegt die Brettfchneibemühle Johann 
Gottlieb Wähles in Schöna an ber Elbe. Diefer wendet 
fid) mit einer Petition an die Ständeverfammlung um 
eine Unterſtützung, weil die Opfer, welche er zufolge 





biefer großen Schädigungen zu bringen hat, ihm zu 
groß, zu drückend erfcheinen. Er fagt in jeiner Betition, 
daß bei diefer Wafferfataftrophe er ſchwer heimgefucht 
worden jei, indem außer Beichädigungen an feinem 
Grundftüde namentlich der etwa 60 Meter weiter auf- 
wärts liegende, ihm gehörige Teich von ben herein: 
brechenden Steinen und Geröllmaffen total ausgefüllt 
worden jei. Die in feinem Xeiche liegenden Maffen 
dürften 3000 Kubikmeter betragen, wie aud) ber bei- 
fiegende Koftenanfchlag ausweift. Da er nun nicht in 
der Lage fei, diefe Räumung allein aus feinen Mitteln 
herzuftellen, und aud) die Geſuche an bie Königl, Amts: 
hauptmannjhaft in Pirna, fowie an das Königl. 
Minifterium des Innern um eine Staatsbeihülfe zurüd: 
gewieſen worden feien, fo bittet er, daß ihm eine Staats: 
beihülfe gewährt werde, Er theilt zugleich mit, daß bie 
Königl. Amtshauptmannſchaft zu Pirna auf baldiger 
Räumung des Teiches beftehe, um weitere Gefährnifie 
ju vermeiden, dba bejagter Teich als Schuganlage im 
Hirſchgrunde liegt, der bei diefen Waflerfluthen ebenfalls 
ſtarl verwüftet wurbe. 

Meine hochgeehrten Herren! Der Petent ift, wie 
auf der Hand liegt, nicht ber einzige, der durch bie 
Hochfluth gejhädigten Anwohner. Schon aus den ber 
Ständeverfammlung vorliegenden weiteren Betitionen 
anderer Anlieger des Hirſchgrundbaches ergiebt ſich, daß 
jene Hochfluth alle Ungrenzer in ben Gemeinden Schöna 
und Neinhardtsdorf geihädigt und zum Theile fchwer 
geihädigt hat. Nach den beiliegenden Koftenanfchlägen 
erfordert die MWieberherftellung der dem Betenten entjtan: 
denen Scäben einen Yufwand von 19,064 M. und 
zwar entfallen hiervon 12,740 M. auf die Befeitigung 
bes Gerölles an circa 3000 Kubifmeter aus dem Teiche 
und das übrige auf Wieberherftellung von 77’, laufenden 
Metern, 1 bis 2 Meter hoher Mauern, fowie auf Wehr: 
bauten. Es ift num von ber zuftändigen Königl. Amts: 
hauptmannjchaft der Petent zur Vornahme der Wieder: 
berftellungsarbeiten angehalten worden, er hat fich aber 
auch wie die übrigen Petenten bittweife an bie Königl. 
Staatsregierung gewendet zum Behufe der Erlangung 
einer Staatöbeihülfe, da er nicht im Beſitze ber erforber- 
lihen Mittel zur alleinigen Aufbringung des Aufwandes 
war. Sein Geſuch ift mit der Begründung zurüdgewiejen 
worben, daß verfügbare Mittel zu feiner Unterftügung 
nicht zu Gebote ftehen, da aber auch ſchon der Konſe— 
quenzen wegen ber Berüdfichtigung bes Geſuches erheb: 
fihe Bebenten ſich entgegenftellen.. Auch bei der Be: 
rathung in ber Deputation erklärte der Königl. Herr 
Kommiffar,; daß das Eingreifen der Staatsbeihülfe nur 
im Falle eines wirklichen und allgemeinen Notbftandes 
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in Frage kommen fönne, ein ſolcher aber nicht als vor- 
handen erachtet werben fünne, und daß die Staats: 
regierung aud) ber Konſequenzen wegen fich biefem Gefuche 
gegenüber ablehnend verhalten müſſe. Auch Ihre De: 
putation, meine hochgeehrten Herren, hat nicht die Abficht, 
einer Bereitjtellung außerordentliher Staatsmittel für 
diefen oder jenen ber Kalamitofen bas Wort zu reden. 

Wenn fie gleihwohl die Petition zur Senntniß- 
nahme zu überweifen beantragt, jo thut fie bies nicht 
in ber Abficht, einen Drud auf die Königl. Staats— 
regierung auszuüben, fondern, um zu erfennen zu 
geben, daß ihr in einem falle jo ſchwerer und uns 
verjchuldeter Schädigung wie dem gegenwärtigen eine 
pure Abweiſung des Bittgeſuchs nicht angezeigt er: 
iheinen wollte, fie es vielmehr für unbedenklich erachtet, 
wenn bie Königl. Staatsregierung aus ben Mitteln bes 
Etats und in beren gemefjenen Grenzen eine Beihülfe 
gewähren oder auf anderen Wegen bem Betenten eine 
Erleichterung verſchaffen wollte, nachdem der Betent alle 
die ihm aufgegebenen Wieberherftellungsarbeiten felbft - 
verftändli auch wirklich ausgeführt haben wird; in 
diefem Sinne beantragt Ihre Deputation, das Geſuch 
des Johann Gottlieb Wähle der Königl. Staatsregierung 
zur Kenntnißnahme zu überweifen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Ce. 
Ercellen; hat das Wort. 


Staatäminifter von Metzſch: Meine ſehr geehrten 
Herren! Der Standpunkt, welchen bie geehrte Depu— 
tation nad; Ausweis bes eben erftatteten Referats gegen: 
über der vorliegenden Petition einnimmt, bedt fich 
grundfäglih an fih mit den Anſchauungen der Re: 
gierung über Gewährung von Suftentationen überhaupt, 
und ich hätte daher an fid) feinen Anlaß, gegenüber ber 
vorliegenden Petition beziehentlich gegenüber den weiter zu 
behandelnden irgend Stellung zu nehmen, wenn es mir 
nicht doch daran gelegen fein müßte, mich in ganz furzen 
Worten gegenüber dem hohen Haufe über bie allgemeinen 
Grundfäge auszufprechen, welche die Negierung bei ber 
Berwilligung von Unterftügung in derartigen Fällen zu 
befolgen hat. Ich thue es hauptfächlich auch um bes: 
willen, damit die grundſätzliche Anſchauung der We: 
gierung, bier an biefer Stelle ausgeſprochen, auch noch 
außerhalb des Haufes in weitere reife bringe und zur 
Nahahtung genommen werde Ich muß darauf Hin- 
weifen, meine Herren, daß die im Jahre 1897 infolge 
der großen Wafjerkataftrophe in bie Wege geleitete Hülfs: 
aktion, die, wie Ihnen ja befannt ift, allein aus fis— 
falifhen Mitteln über jechs Millionen Mark abforbirt hat, 
bie damals wohl bereits in Ausficht geſtellte Konſequenz 
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gehabt Hat, daß auch in weiteren erheblich Meineren und 
befchränfteren Kalamitätsfällen bie betroffenen Gemeinden 
und betroffene einzelne Grunbftüdsbefiger fih an bie 
Regierung gewendet haben mit dem Wunſche beziehentlich 
mit dem Anſpruche auf Gewährung entjprechender 
Entihäbigungen, ich fage, die Konſequenz war damals 
fon in Ausficht zu ftellen, hauptſächlich auch um bes 
willen, weil die bamalige Hülfsaftion in einem Umfange 
fi) bewegt hat, ber ja für die dabei Betroffenen höchſt 
erfreulicher Natur war, ber aber in einzelnen Fällen 
— mie mir glaubhaft verfichert worden ift — fogar 
über das Maß der erlittenen Schäden hinausgegangen 
ift; und gerade diefem Umſtande ift es zuzufchreiben, daß 
bie Begehrlichteit — ic) fage dies nur in ganz gut ge: 
meintem Sinne — doch etwas erhöht worden ift, und 
demzufolge die Regierung im Laufe ber Zeit feit dem 
Jahre 1897 wiederholt zu ihrem eignen Bebauern ſich 
in bie Lage verfeßt gefunden Hat, bei eingetretenen 
partiellen Nothftänben doch nicht gleiche Liberalität üben 
zu fönnen, wie fie damals im Jahre 1897 nad) Maß: 
gabe ber Verhältniffe geübt werben konnte und geübt 
werben mußte. Ich möchte fonftatiren, meine Herren, 
daß, wie auch ber Herr Referent ſchon angegeben hat, 
die Regierung nicht in ber Lage ift, an fich in Heineren 
Kalamitätsfällen Unterftügungen zu gewähren, und zwar 
aus einem doppelten Grunde, einmal aus dem rein recht— 
lichen Grunde, weil, wie das allenthalben anerkannt 
worben ift, ben betreffenden SKalamitofen an fi ein 
Recht auf Bezugnahme von Staatsunterftügungen in 
berartigen Fällen nicht zugejtanden werben fann unb 
nicht zufteht; aber ich bemerkte dazu, daß die Regierung 
fi auf biefen ftreng rechtlichen Standpunft durchaus 
nicht immer ftellen will und ſich auch bisher — wie 
Beifpiele bewiefen Haben — nicht geftellt Hat. Wir haben 
uns aber mehr auf den praftiichen Standpunkt, auf den 
Standpunkt zu ftellen, ber eine Rüdfichtnahme erfordert, 
auf den Etat, auf die Etatmittel, die im Staatshaushaltsetat 
uns zur Verfügung geftellt werden, und dba ift zu bes 
benfen, meine Herren, daß im laufenden Etat und ebenjo 
im früheren Etat, alfo im Etat der abgelaufenen Finanz: 
periobe, für berartige Zwede in dem betreffenden Ka— 
pitel 43 — jebt ift es Sapitel 58 — sub Nr. 5 für 
Unterftügungen bei Bränben und anderen Unglüdsfällen, 
joweit öffentliche Intereffen berührt werben, die Summe 
von 6000 Mark eingeftellt ift und deren Berwilligung 
beantragt wird. Es ift bieje Einftellung erfolgt analog 
früheren Borgängen; e8 wird mir wohl ohne weiteres 
zugegeben werben müflen, meine Herren, daß die Re: 
gierung mit ihren Verwilligungen für derartige Zwecke 
jehr beengt ift, und wir, wenn es ſich allein um bie 
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Summe im erften Falle, wie ber Herr Meferent an— 
gegeben Hat, von 19000 Mark Handelt, nicht in ber 
Lage fein werben, überhaupt erheblid, zu jubventioniren. 
Ich möchte aber gegenüber dem Falle auch erwähnen, 
daß es immerhin noch jehr fraglich ericheint, ob die 
Subvention im üöffentlihen Intereffe für geboten zu 
erachten war. 

Ein weiterer Etattitel, auf den vielleicht auch noch 
Bezug genommen werben könnte, ift ber auf bie Ge— 
währung von Wegebau: und Wafjerbauunterftügungen 
bezügliche, der im laufenden Etat unter Kapitel 65 mit 
600,000 Mark eingeftellt ift. 

IH möchte glauben, meine Herren, daß man auch 
auf dieſen Etattitel, wenigftens ohne die Wegebau— 
gemeinden zu ſchädigen, faum derartige auferorbentliche 
Zuwendungen verweilen möchte. Gerade mit Nüdficht 
auf bie erwähnten Wegebauunterftüßungen rechnen bie 
Gemeinden ſchon von lange her und von einem Jahre 
zum anderen auf ben Bezug entjprechender Antheile, und 
wenn biefe Antheile dann noch durch außerordentliche 
Zuwendungen, an Private vorzüglich, verkürzt werben 
follten, jo würde man, glaube ich, überhaupt durch dieſes 
eine Geſchenk, welches man ber einzelnen Perſon macht, 
immerhin ben betreffenden beiheiligten Gemeinden feine 
weſentliche Wohlthat erweiſen. 

Ich möchte alſo glauben, meine Herren, daß es doch 
angezeigt erſcheinen möchte, dieſe Petitionen, wie ſie 
vorliegen — und ich wende mich mit meinen Worten 
auch gleich zu den übrigen Petitionen —, lieber auf ſich 
beruhen zu laſſen, um auch nicht einmal die leiſeſte 
Andeutung einer Hoffnung zu erwecken auf Befriedigung 
der geſtellten Wünſche. 


(Sehr richtig!) 


Meine Herren! Es klingt dies vielleicht hart, aber 
ich möchte mich und das Miniſterium vor allem gegen 
den Vorwurf wehren und decken, als hätten wir nicht 
ein fühlendes Herz für derartige Kalamitäten. Es iſt 
dies durchaus nicht der Fall. Wir erkennen vollſtändig 
an, daß auch die hier in Frage kommenden Petenten 
ſchwer geſchädigt ſind; aber immerhin, glaube ich, können 
wir nicht ſo weit gehen, unſere Grundſätze, die wir 
über die Zuwendung derartiger Unterſtützungen haben, 
mit Rückſicht auf den einzelnen Fall nach Lage der Sache 
durchbrechen zu laſſen. 

Wir haben bewieſen, meine Herren, im Jahre 1897 
und in früheren Fällen, daß wir, wenn eine wirklich 
allgemeine Nothlage vorhanden iſt, auch keinen Anſtand 
nehmen, die Poſition von 6000 Mark, die uns allein 
zur Verfügung ſteht, zu überſchreiten, und wir würden 





auch, wenn bie Lage darnach ift, fein Bedenlen tragen, 
eine weitere UWeberfchreitung eintreten zu laſſen unter 
fiherer Erhoffung der Ertheilung der Indemnität be: 
ziehentlich bei der Berathung des einjchlagenden Titels 
im Rechenſchaftsberichte. 

Über gerade gegenüber dem vorliegenden Falle und 
ben weiter noch zu beiprechenden Fällen liegt die Sache 
nicht jo, und es hat der Herr Berichterftatter nad) 
meiner Unficht ſchon ganz richtig hervorgehoben, ba wir, 
wenn wir in biefen Fällen zu einer Zubilligung von 
Unterftüßungen verjchreiten, jehr bedenkliche Präzedenz— 
fälle jchaffen. 

Es ift darauf aufmerffam zu machen, meine Herren, 
daß im vorigen Jahre in einer größeren Anzahl von 
amtshauptmannfhaftlihen Bezirten Wafjerfalamitäten 
eingetreten find, die fi vollftändig an die Seite ftellen 
laffen denen in Schöna und Neinharbtäborf. Es würde 
aljo, wenn man beifällig fein wollte, bie Konfequenz 
einfach die fein, daß die anderen betroffenen Gemeinden 
und Privaten mit gleichen Unterftügungsgefuchen hervor: 
treten, und es würde dann ber Billigkeit entiprechen, 
auch dieje Gefuche in gleicher Weife zu berüdfichtigen. 

Id glaube aber nad den Grundjägen, die bisher 
verfolgt worden find, von diefer Art der Mildthätigfeit 
abjehen und lieber dabei an ber Praris feithalten zu 
follen, daß dieſer Etatätitel nicht erhöht werde und nur vor 
wie nad) jeitens der Stände beliebt werbe, ein Auge 
zuzubrüden, wenn bie Regierung in entſprechend ge: 
arteten Fällen auf eine Ueberfchreitung zulommt. 

Zu den vorliegenden Fällen habe ich übrigens zu 
bemerfen, meine Herren, daß die Gemeinde Krumhermers⸗ 
dorf, bie, foviel ich weiß, auch unter ben Petenten er: 
ſcheint, allerdings bebauerlicher Weile im Jahre 1898 
einen Waſſerſchaden an Straßen, Ufern, Mauern, 
Brüden ıc., von 95,000 M., erfahren hat, Die Ge: 
meinde hat unter Ueberfchreitung bes Tit. 58 ſeitens 
bes Minifteriums de3 Innern unter Zuftimmung bes 
Finanzminifteriums eine Beihülfe von 40,000 M. be: 
fommen. Wir haben alfo den Titel von 6000 M. 
bereit um 34,000 M. damals überſchritten. Es ift 
außerbem noch feitend ber Amtshauptmannfhaft aus 
ben ftaatlichen Wegebauunterftübungen dieſer Gemeinde 
eine Unterftügung von 5000 M. zugegangen und endlich 
aus Bezirfömitteln eine Beihülfe von 1000 M. Cs 
find dies alfo 46,000 M., und ich glaube, an fich bürfte 
die Gemeinde durch dieſe Zuwendungen überhaupt als 
genügend berüdfichtigt zu bezeichnen fein. 

Was im weiteren, wenn ich das noch mit vor: 
nehmen barf, bie Petition aus Schöna anlangt, jo be: 
äiffert fi der Schaden ber Gemeinde auf 6400 M. 
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Es find dies an und für fi), meine Herren, Beträge, 
die ich überhaupt nicht als unerfchwinglich bezeichnen 
möchte, und außerdem ift auch hierzu zu bemerfen, daß 
das Finanzminifterium mit Rückſicht auf das Intereffe, 
welches es wegen Herftellung des ABufluffes nad der 
Elbe Hat, diefer Gemeinde auch bereit? 5000 M. gewährt 
bat. Alſo auch Hier ift die Situation eine fo über: 
trieben ſchlimme eigentlich nicht. 

Kurzum, meine Herren, ich rejumire mich dahin: 
ich gebe anheim, eine befondere Verwendung, jo miß- 
lich die Lage aud) ift, eine befondere Verwendung für 
Berückſichtigung diefer Geſuche nicht eintreten zu laſſen. 
Ich gebe aber gleichzeitig, meine Herren, die Ver: 
fiherung und die Zuſicherung, daß das Minifterium 
des Innern allenthalben da, wo derartige Schäden ein: 
treten, wo das öffentliche Interefje nur in irgend einer 
Weife zu fonftatiren fein wird, ſtets gern bereit fein 
wird, foweit es thunlich ift und aud unter Ueber: 
ichreitung bes betreffenden Etattitel$, Beihülfen zu ge: 
währen, und wir werben immer, wie auch bei ber 
Aktion von 1897, unvergefien fein, daß der Regierung 
die Pflicht obliegt, helfend einzugreifen, und zwar im 
Momente belfend einzugreifen da, wo bie lofalen und 
individuellen Kräfte nicht als ausreichend betrachtet 
werben fünnen. 


Präfident: Herr Domherr von Trügfchler! 


Domherr von Trützſchler: Ich hatte mich vorhin 
zum Worte gemeldet, um mein Votum, das ich in 
der vorliegenden Ungelegenheit abzugeben beabfichtige, 
zu begründen, das nämlich dahin ging, entgegen bem 
Vorſchlage der Deputation, die Angelegenheit zur 
Kenntnißnahme der Regierung zu geben, dafür mid) 
zu erffären, daß dieſe Petition auf fi beruhen 
bleiben jollte, 

Ih bin infolge der Wuseinanderfegung, bie wir 
von Seiten des Herrn Staatsminifters gehört haben, 
der Nothwendigkeit überhoben, dieſes mein Votum 
nochmals zu begründen. Ich kann mic vollftändig 
darauf beziehen; ich wüßte nicht, was ich dem noch hin— 
zuzufügen hätte. 

Andererſeits glaube ich aber, daß bie Situation jeht 
nur noch prägnanter liegt, als fie vor der Erflärung 
des Herrn Staatsminifters gelegen hat,“ benn wenn 
jegt entgegen ben Darlegungen bed Herrn Staats— 
minifters die Angelegenheit dennoch ber Regierung zur 
Kenntnignahme gebracht werben follte, jo glaube ich, 
behaupten zu dürfen, dab das nicht bloß ein At 
platonifcher Liebe, wie er vorhin uns feitens bes Herrn 
Berichterftatters im Grunde empfohlen werben follte, wäre, 
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fonbern eine entſchiedene Stellungnahme gegenüber ber 
Auffaffung der Regierung. Ich halte es um des— 
willen um fo mehr für nöthig, micht mur Bei 
meinem beabfichtigten Votum zn bleiben, ſondern 
den Untrag zu ftellen, entgegen dem Vorſchlage der 
Deputation zu beſchließen, daf die Petition auf fich be— 
ruhen jolle. 

Ih möchte nun auc noch ein Bild geben, wohin 
wir fommen, wenn wir alle Elementarſchäden, von denen 
im Lande Private betroffen werden, als erſatz- ober 
unterftügungspflichtig feitens des Staates betrachten 
wollen. Es find, meine Herren, nicht nur die Waſſer— 
ſchäden, von denen jept im Lande viel zu reden ift, es 
fommen noch eine Maſſe anderer Elementarfhäden in 
Betracht, Sturmſchäden, Schneeſchäden, welche größere 
Wälderdiſtrikle verwüften, und dergleichen mehr. Wenn 
in allen ſolchen Fällen, wo es ſich nicht bloß um einzelne 
Gefchädigte, fondern um eine zahlreiche Anzahl hanbelt, 
auf eine Unterftügung ſeitens der Megierung gerechnet 
werben fol, jo willen wir effektiv nicht, wohin wir 
biefen Anfprüchen gegenüber fommen würden, 


Präfident: Ich Habe zunächſt die Unterftügungs: 
frage zu dem Untrage von Trüpfchler zu ftellen. Ich 
frage, 

„ob der Antrag von Trüßfchler genügend unter: 

ftützt wird?“ 


Es iſt der Fall, ich ſtelle ihn zur Debatte. 
Herr Kammerherr von Schönberg! 


Kammerherr von Schönberg: Meine ſehr geehrten 
Herren! Id) möchte im voraus konſtatiren, daß das 
Votum, welches die vierte Deputation der hohen Kammer 
vorgeſchlagen hat, nicht im Widerſpruche mit der Stellung 
ber Königl. Staatsregierung fteht. Die Königl. Staats: 
regierung hat durch den Mund ihres Herrn Vertreters 
mit den Worten geichlofien, die Kammer möchte ein 
Auge zudrüden bei etwaigen Etatsüberfchreitungen in 
der von uns hier angeregten Richtung. 

Nun, meine Herren, wenn Sie die vorliegende und 
ähnliche Petitionen ber Königl. Staatsregierung zur 
Kenntnißnahme überweifen, jo ſprechen Sie doch damit 
im voraus aus: Wir wollen ein Auge zubrüden, wenn 
bie Königl. Staatsregierung in ben fraglichen Fällen etwas 
weiter geht, als fie vielleicht ohne ber Ueberweifung 
zur Kenntnißnahme feitens ber Kammer gegangen fein 
würbe, 

Wenn id) mic nun gegen bie Ausführungen meines 
geehrten Freundes und Vorredners wende, nad) benen 
ja bie Konfequenzen unferes Antrages fo weit führen 
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könnten, daß dann auch Verluſte durch Schneebruch, 
Sturmbrud, Feuerfalamitäten und dergleichen mehr von 
uns ber Staatsregierung zur Entfhädigung überwiejen 
werden fünnten, jo werben damit unjerer Deputation 
Dinge juppebditirt, die man aud mit Gewalt der Inter: 
pretation nicht in bie Darlegungen bes Herrn Bericht: 
erftatter hinein bringen kann. 

Im übrigen muß ich noch eines Umftandes ge: 
benfen, der die Stellung der Deputation rechtfertigt 
infofern, als nahezu der gleiche Gegenftand die Erſte 
Kammer in deren Sigung vom 18, März 1890 bes 
Ihäftigt hat, Damals handelte es fi um eine Petition 
der Stadt Waldenburg und eine Petition der Gemeinde 
Tirſchheim in der Gegend von Waldenburg. Man erbat 
eine Staatsunterftügung anläßlich eines Hagelichlages 
in Begleitung eines wolfenbrucdartigen Regens. Die 
betroffenen Gemeinden machten geltend: gegen Hagel: 
ihlag könne man ſich verfidern, nicht aber gegen bie 
jefundären Folgen des Hagelichlages. Die jefundären 
Folgen, die damals in Frage famen, waren bie, daß 
der Hagel bie Dächer aufgebrochen hatte, und der mit— 
folgende ſtarke Wafjereinbrud dann bie Häuſer ftarf 
beihädigt Hatte, Für bdiefen Schaden burd Waller 
juchte man um Staatshülfe nad). 

Die Königl, Staatsregierung gab bamals eine 
ähnlich Tautende, aber minder abweilende Erklärung ab, 
wie ſolche jept von Seiten der Königl. Staatsregierung 
ergangen ift. Die Königl. Staatsregierung äußerte fid) 
dahin, fie wolle den Gegenftand nochmals erörtern, um 
feftzuftellen, ob nicht der den Gemeinden erwachſene 
Schaden aufer dur ben Hagel auch durch Wafler 
entftanden fei, und weiter hat dann die Negierung er- 
klärt, daß fie einer Vefürwortung in dem angebeuteten 
Sinne, nämlich einer Befürwortung zur Kenntnißnahme 
wegen eines Waſſerſchadens, nicht entgegentreten wolle, 
oder, wie e8 wörtlich heißt, daß fie „einer nochmaligen 
Erörterung von einem möglichft wohlwollenden Stand: 
punkte aus nicht entgegentreten werbe”, 

Auf Grund diefer Erklärung der Regierung und 
ber in der Kammer herrſchenden Anficht ift baum ber 
Antrag der vierten Deputation, die betreffenden beiden 
Petitionen der Megierung zur Kenntnißnahme zu über: 
weifen, von biefer Sammer einftimmig angenommen 
worben. 

Ihre Deputation ftellt fomit ihren heutigen Antrag 
auf eine ähnliche Bafis und übereinftimmend mit bem 
Beihluffe der Erften Kammer vom 18. März 1890. 
Inkonſequent würde die hohe Kammer nicht fein, wenn 
fie jet ben gleichen Beſchluß wie damals fahte und 
der Regierung die Kenntnißnahme empföhle. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Geheimrath 
Merz. 


Könige. Kommiffar Geh. Rath Merz: Mit Rüdjicht 
auf den Vorgang, der eben erwähnt worden ift, bitte 
ih um die Erlaubniß, ein kurzes Wort zur Sache 
ſprechen zu dürfen. ch glaube mich dazu deshalb be: 
rechtigt, weil ich damals Amtshauptmann in Glauchau 
gewejen bin und die ganzen Verhältniſſe felbft mit 
durchgemacht habe. 

Es ift, was den Sachverhalt anlangt, vollftändig 
jo, wie ber Herr Vorredner gejagt hat. Es find ba- 
mals auch die Petitionen hierher ergangen, und es find 
auch Erörterungen angeftellt worden nad) der Richtung, 
ob außer dem Hageljchaden, wofür eine Vergütung 
nicht gegeben werben konnte, etwa noch ein anderer 
Schaden zu vergüten wäre. Es mußte das deshalb 
geihehen, weil die Verhältniffe der Regierung noch 
nit vollftändig befannt waren. Ich kann gleich be— 
merfen, die Erörterungen haben nicht das Ergebnif 
gehabt, daß eine Staatsunterftügung gegeben werden 
tonnte. Wir Haben damals einen Theil des Schadens 
aus einer Sammlung bejtritten, beziehentlich den Ge: 
meinden durch erhöhte Wegebauhülfen geholfen. Die 
Berbältnifie jcheinen mir in dem 1890er Falle dod) etwas 
anders zu liegen, wie jegt. Im dem 1890er Falle waren 
die Berhältnifje der Regierung nicht befannt, und des: 
halb ift damals die Petition zur Kenntniß gegeben 
worden, beziehentlich e8 Hat ſich die Megierung damit 
einverftanden erklärt, weil fie erft Erörterungen an: 
ftellen wollte und diefe Erörterungen zugejagt hat. Im 
vorliegenden Falle haben bereit? genaue Erörterungen 
ftattgefunden und diefe haben ergeben, daß die Voraus: 
jeßungen, unter denen Beihülfen der gedachten Art ge: 
geben werben können, nicht vorliegen, weil ein all: 
gemeiner Nothſtand nicht als vorhanden angejehen 
werben fann, 


Präfident: Bittet noch jemand um das Wort? — 
Der Herr Berichterftatier! 


Berichterftatter Bürgermeifter Dr. Kaeubler: Meine 
hochgeehrten Herren! Wenn Sie das Votum der Depu— 
tation annehmen, jo würden Sie ja bamit erflären, baf 
Sie, wie wir Ihnen vorgefchlagen haben, irgend einen 
Druf auf die Staatsregierung nicht ausüben wollen, 
und da Sie es nur für unbedenklich erachten würden, 
wenn die Königl, Staatsregierung aus ben Mitteln des 
Etat3 und in den gemefjenen Grenzen besjelben eine 
Erleichterung ſchaffen würde; aljo feftgelegt wirb bie 
Königl. Staateregierung durchaus nit, wenn biefes 
Votum angenommen wird. Im übrigen aber ift ſchon 
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dur Se. Excellenz den Herrn Staatsminifter darauf 
hingebeutet worden, daß durch eine Verordnung das 
Königl. Finanzminifterium mit Rüdficht auf das Inter- 
eſſe der Eibftromregulirung fich geneigt erflärt hat, nad) 
ſachgemäßer Wiederherftellung zu den Koſten der Wieder: 
berftellung der durch die Fluthen zerjtörten Bachufer 
und Sohlpflafterung des Hirſchbachufers einen Beitrag 
von 5000 M. aus den Mitteln der fiskaliſchen Wafler- 
bauverwaltung zu gewähren. Ich glaube aljo, man 
würbe, wenn man diefe Petition pure abweifen und auf 
fih beruhen laſſen wollte, doch damit zu erfennen geben, 
dag man den Petenten der Wohlthat biejer in einer 
Pauſchalſumme bereits zugefagten Staatsunterftügung 
nicht theilhaftig werben laſſen wolle. Mit Rüdficht auch 
darauf fam die Deputation zu ihrem Votum. 


Präfident: Es wünſcht niemand mehr das Wort. 
— Ih ſchließe die Debatte. Ich werde zunächſt über 
ben Antrag Trüßjchler abftimmen laſſen. Wird derfelbe 
angenommen, fo ift ber Deputationsantrag gefallen; 
wird er abgelehnt, jo werde ich noch eine pofitive Frage 
auf den Peputationsantrag ftellen. — Ich bitte bie: 
jenigen Herren, welche für den Antrag Trützſchler find, 
figen zu bleiben, diejenigen Herren, die dagegen find, 
fi zu erheben. — Der Antrag Trüßjchler ift mit über: 
wiegender Majorität angenommen. Der Deputationss 
antrag ift gefallen. 

Wir gehen über zum dritten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte der vierten Deputation, 
betreffend die Petition des Schneidemühlen: 
bejipers Heinrih Zihaler in Shöna um Ge: 
währung einer Staatsbeihülfe aus Anlaß bes 
ihm in ber Naht vom 6. zum 7. Juli 1899 
durch Wolkenbruch entftandenen Waſſerſchadens.“ 
(Drudjahe Nr. 22.) 

Derjelbe Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Bürgermeifter Dr. Kneubler; Meine 
hochgeehrten Herren! Durch ganz dieſelbe Kataftrophe, 
über welche ich foeben Bericht zu erftatten bie Ehre ge: 
habt habe, ift der Schneidemühlenbefiger Heinrich Zſchaler 
in Schöna betroffen worden. Seine Befigung liegt im 
Hirſchbachgrunde und der Schaden, welcher bem pp. Zichaler 
zugefügt worden ift, beziffert fich auf zufammen 27,480 M.; 
auch Hier ift ber betreffende Grunbftücdsbefiger von ber 
Amtshauptmannſchaft veranlaft worben, die Wieber- 
berftellung aufzunehmen. Auch hier hat er ſich an bie 
Königl. Staatsregierung gewendet um eine Beihülfe, 
und auch er bittet, nachdem er bort abichlägliche Be— 
ſcheidungen erfahren hat, bei der Ständeverfammlung, 
man möge ihm aus Staatsmitteln eine Beihülfe ge: 
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währen. Und auch hier gab in der Deputationsfigung 
der Königl. Herr Kommiffar die Erklärung ab, daß das 
Eingreifen der Königl. Staatsregierung nur im Falle 
eines wirklich allgemeinen Nothftandes in Frage fommen 
fönnte, ein folder aber nicht vorliege und die Königl. 
Staatöregierung auch bier der Konſequenz wegen ſich 
ablehnend gegenüber dem Gefuche verhalten müffe. Ihre 
Deputation beantragt in ganz bemjelben Sinne und 
aus ganz bdenjelben Gründen wie bei der foeben vor: 
getragenen Petition Johann Gottlieb Wähle's, die 
Betition der Königl. Staatöregierung zur Kenntnißnahme 
zu überweifen. 

Sie hat noch darauf Hinzumweifen, wie ih ſchon 
vorhin erklärte, daß die Königl. Staatsregierung bereits 
bülfreih einzugreifen zugefagt hat; durch die Wer: 
orbnung des Königl. Minifteriums ber Finanzen vom 
28. Dftober 1899 ift erflärt worden, daß man mit Nüd: 
fit auf das Intereffe der Elbftromregulirung fich bereit 
erfläre, nad ſachgemäßer Wiederherftellung zu ben 
Koften der Wieberherftellung der durch die Hochfluth 
zerftörten Bachufer und Sohlpflafterung des Hirſchbach— 
grundes einen Beitrag von 5000 M. aus den Mitteln 
der fisfalifchen Wafjerbauverwaltung zu gewähren und 
auf die einzelnen Betheiligten zu vertheilen, und in 
biejer Verordnung iſt hauptſächlich erwähnt als be- 
fonder8 berüdfichtigenswerth der gegenwärtige Petent, 
ber Schneidbemühlenbefiger Heinrich Zichaler in Schüna. 
Da Hier die Königl. Staatöregierung alſo bereits den 
gegenwärtigen Petenten als denjenigen bezeichnet Hat, 
welcher aus ben von ihr bereitgeftellten Mitteln vor- 
zugsweife fubventionirt werden foll, fo beantragt Ihre 
Deputation auch hier, die Petition der Königl. Staats: 
tegierung zur Kenntnißnahme zu überweifen. Ich kann, 
wie ich gegenüber den Erklärungen ber Königl. Staats: 
regierung zu ber ſoeben vorgetragenen Petition Wähle's 
betonen will, von diefem Votum nicht abgehen, weil 
ich als VBerichterftatter an dasſelbe gebunden bin. 


Präfident: Das Wort Hat der Herr Kammerherr 
von Schönberg. 


Kammerherr von Schönberg: Nach dem Beichlufje 
ber hohen Kammer zu dem zweiten Punkte der heutigen 
Tagesordnung erjcheint e8 als mwünfchenswerth, wenn 
die Beihlußfaffung über die nächften drei Bunfte von 
ber Tagesordnung ausgefegt wird und vielmehr dieſe 
Gegenftände an die vierte Deputation zur wiederholten 
Berichterftattung zurüdverwiejen werden. Die Situation 
hat ſich wefentlich verändert durch die Erklärung ber 
Königl. Staatsregierung und bie auf Grund dieſer Er: 
Härung gefaßte abweijende Beſchlußfaſſung ber Hohen 


Kammer, Ih bitte ben Herrn Präfidenten, die Mit: 
glieder der vierten Deputation, ſoweit fie hier anweſend 
find, zu befragen, ob fie dem Untrage auf Abjegung 
diefer Gegenftände von der Tagesordnung und Rüd- 
verweifung an die vierte Deputation zur nochmaligen 
Berichterftattung beiftimmen. 


Präfident: Meine Herren! Sie haben den Antrag 
des Herrn Kammerherrn von Schönberg als Deputations- 
vorstand gehört, und ich frage nun die Mitglieder ber 
vierten Deputation, ob fie damit einverftanden find. 
Herr von Wächter? — Ja. Herr Dr. Kaeubler? — Ja. 
Herr Graf von Wer» Zehifta? — Ja. Herr Bürger: 
meifter Wiliſch? — Ja. Excellenz Meujel? — Ja. 
Ercellenz von Metzſch fehlt. Ich frage die Kammer, 


„ob fie aud) damit einverftanden ift, baf bie 

brei Gegenftände heute abgejegt und an bie 

Deputation zurüdverwiefen werben?“ 
Einftimmig. 


Wir gehen über zu Punkt 6 der Tagesordnung: 
„Beriht ber vierten Deputation über bie 
Petition beziehentlich Beſchwerde bed Stadt— 
verordnetenkollegiums zu Zittau, die Aus— 
pfarrung der Gemeinden Alt- und Neu-Hörnitz 
aus der Parochie Zittau ſowie den Erlaß eines 
Uuspfarrungsgejepes betreffend.” (Drudjache 
Nr. 25.) 


Berichterftatter Wirkt. Geh. Rat Menfel: Meine 
hochgeehrten Herren! Die vorliegende Petition beziehent- 
(ich Beſchwerde bes Stadbtverorbnetenfollegiums zu Zittau 
zerfällt in zwei Theile, 

Der erfte umfänglichere Theil bezieht fi auf die 
Auspfarrung der Gemeinden Alt» und Neu: Hörnik aus 
der Parodie Zittau und Erridtung einer jelbftänbigen 
Parodie Hörnig, und es beſchwert fi das Stadt— 
verorbnetenfollegium zu Zittau über das in biefer Anz 
gelegenheit eingeichlagene Verfahren und die von bem 
evangelifch = Iutheriichen Landestonfiftorium ertheilten 
Entſcheidungen. Es wird barin ausgeführt, daß 
im Jahre 1896 auf Wunfh und Betreiben bes 
Landeskonfiftoriums bie Verhandlungen wegen Aus— 
pfarrung der Gemeinden Alt: und Neu: Hörnig aus 
der Parodie Zittau und Begründung einer ſelbſt— 
ftändigen Parodie Hörnitz eingeleitet worden feien. 
Im Laufe diefer Verhandlungen habe ber Kirchen- 
vorftand zu Zittau bejchloffen, der neu zu begründenden 
Parochie Hörnik aus dem Vermögen der Kirchengemeinde 
eine einmalige Zumenbung von 20,000 M. zu machen 
und außerdem 25 Jahre lang eine jährliche Beihülfe von 
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1000 M. zum Gehalte des anzuftellenden Pfarrers zu- 
gewähren. Der Stabtrath zu Zittau ſei diefen Ber 
ſchluſſe unter Vorbehalt der Genehmigung der Stadt: 
verordneten beigetreten, und auch die Gemeinderäthe von 
At: und Neu-Hörnitz hätten ſich auf diefer Grundlage 
mit der Auspfarrung der Gemeinden und der Bildung 
einer jelbftändigen Kirchengemeinde eimverftanden er: 
Härt, Als dann das Stadtverordnetenfollegium zu 
Zittau über die Auspfarrung gehört worben jei, habe 
dasjelbe auf Grund des Umftandes, daß die Stadt: 
gemeinde Zittau durch die feitens bes Kirchenvorftandes 
übernommenen Leiftungen an die neuerridhtete Parochie 
überbürbet werde, der Wuspfarrung widerſprochen, e3 
fei aber mit diefem Wideripruche wiederholt abgewiejen 
worden, und das Lanbesfonfiftorium Habe für den 
1. Juli 1899 die Auspfarrung der Gemeinden Alt: und 
Neu: Hörnig aus der Parodie Zittau und die Bildung 
einer neuen Parodie Hörnig verfügt. Im übrigen 
wird das eingefchlagene Verfahren namentlih im ber 
Richtung bemängelt, dab ein Untrag auf Auspfarrung 
eigentlich von feiner Seite geftellt worben fei, auch ein 
firhliher Notbftand, der die Auspfarrung redhtfertige, 
nicht beftanden Habe, und daß die Gemeinden Alt: und 
Neu » Hörnig durch die betreffenden Gemeinderäthe in 
diefer Angelegenheit nicht haben vertreten werden 
fönnen. 

Das Stabtverorbnetenfollegium richtet nun am die 
Ständeverfammlung das Erſuchen, das evangeliſch— 
lutheriſche Landeskonſiſtorium aufzufordern, die Aus: 
pfarrung der Gemeinden Alt- und Neu-Hörnitz aus 
der Parochie Zittau in Gemäßheit der von ihm ſelbſt 
aufgeſtellten Auspfarrungsgrundſätze vom 5. Juli 1886 
einzuleiten und durchzuführen, und zu dieſem Behufe 
zunächſt damit zu beginnen, die bei dieſer Auspfarrung 
wirklich Betheiligten über die Auspfarrung zu hören, 

Ihre Deputation, meine hochgeehrten Herren, hat in 
dem Ihnen gebrudt vorliegenden Berichte unter Bezug: 
nahme auf die einfchlagenden geſetzlichen Beftimmungen 
des Näheren ausgeführt, daß es fich hierbei um eine 
firhlide, der Zuſtändigleit der Regierung unb der 
Stände an fi entzogene Angelegenheit handle, und 
daß nur unter gewiffen Hier nicht vorliegenden Voraus: 
jfegungen die Stände Veranlafjung haben würden, in 
die Ungelegenbeit fich einzumifchen. Ich will Sie mit 
einer wiederholten Anführung der dabei in Betracht 
foımmenden Gejege und Gefegesftellen nicht ermüden; ich 
gejtatte mir vielmehr, im übrigen auf den Ihnen gedrudt 
vorliegenden Bericht Bezug zu nehmen, wonach die De: 
putation zu dem Ergebniſſe gelangt, die Petition be: 
ziehentlich Befchwerbe in ihrem erften Theile nad) 3 23e be: 

T. 8. (1. Abonnement.) 
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ziehentlich der Landtagsordnung für unzuläffig zu ers 
flären, alſo deswegen, weil der Gegenftand an fich nicht zum 
Wirfungsfreife der Stände gehört, und joweit ein Ueber: 
griff der kirchlichen Behörden in das ftaatliche Gebiet etwa 
hat behauptet werben wollen, eine GEntjcheidung des 
Minifteriums des Kultus und öffentlichen Unterrichts 
in der Sache weder angerufen nod) ertheilt worden: ift. 

Es hätte an fi nach der Landtagsordnung mur 
diefer Anzeige jeitens der Deputation bedurft; die De: 
putation hat aber bei der Wichtigkeit des Gegenftandes, 
und da über den zweiten Theil der Petition ohnedies 
Bericht zu erftatten war, nicht unterlaflen zu follen ge: 
glaubt, der hohen Kammer die Gründe, auf welche fich 
ihre Entſchließung ftügt, ausführlich darzulegen. 

In dem zweiten Theile der Petition begehrt das 
Stabtverorbneten: Kollegium zu Zittau den Erlaß eines 
Auspfarrungsgejepe® und richtet an die Stände: 
verfammlung das Erjuchen, bei der Regierung die Vor: 
fegung eines fjolhen zu beantragen. Nun ift zwar an— 
zuerfennen, daß in einem ſolchen Geſetze nad) Befinden 
auch Gegenftände zu behandeln fein werben, welche das 
Gebiet der Staatsgejehgebung berühren, wie 3. B. bie 
Drdnung der Patronatsrechtöfrage, die Verfügung über 
Mittel des Staat? ꝛc. Es würde daher nach Anficht 
der Deputation nicht angängig fein, den Erlaß eines 
folhen Geſetzes ſchlechthin ala nicht zum Wirkungskreiſe 
der Stände gehörig zu bezeichnen und die Petition auch 
infoweit für unzuläffig zu erflären. Dagegen ift bie 
Beurtheilung der Frage, ob ein Bebürfniß zum Erlaffe 
eines Auspfarrungsgefeges vorliegt, fowie die Aufftellung 
und Berathung eines ſolchen Geſetzes zweifellos zunächft 
Sache ber kirchlichen Organe, und es kann nur in Frage 
fommen, ob ein folchergeftalt zu ftande gefommenes 
Kirchengeſetz in einzelnen Punkten ber Genehmigung ber 
Staatsregierung und ber Stände bebürfe. E3 erfcheint 
baher nicht amgemefjen, daß die Stänbeverfammlung 
bei der Staatsregierung die Borlegung eines ſolchen 
Auspfarrungsgefeges in Anregung bringt, unb es be- 
antragt die Deputation demzufolge: 


„Die Kammer wolle bejcließen, — id) bitte 
dieje letzteren Worte ausdrücklich dem fchriftlichen 
Berihte als Hinzugefügt zu betrachten — bie 
Petition in ihrem zweiten Theile auf ſich be» 
ruhen zu laſſen.“ 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Herr von 
Trebra-Lindenau! 

Rittergutsbeſiher von Trebra-Lindenau: Wenn ich 
mir zu dieſer Sache das Wort erbeten habe, ſo geſchieht 
es nicht etwa, um Einſpruch zu erheben gegen bie Dar- 
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ftellung des Sachverhalts oder gegen bie im Berichte 
gezogenen Deduktionen. Ich bin damit vollftändig ein- 
verftanden. Ich Habe nur bie Wbficht, einige Worte an 
den zweiten Mbjchnitt des Berichts zu knüpfen, wo es 
heißt: 
„Dagegen ift die Beurtheilung der übrigens im Jahre 
1886 von der Landesſynode bis auf weiteres ver- 
neinten Frage, ob ein Bedürfnig zum Erlaß eines 
Auspfarrungsgefeßes vorliege, und bie Aufftellung und 
Berathung eines ſolchen Geſetzes nad) dem oben Aus— 
geführten zweifellos zunächſt Sache der kirchlichen Organe, 
und e3 fann nur in Frage fommen, ob ein folchergeftalt 
zu ftande gelommenes Kirchengefeß im einzelnen Buntten 
der Genehmigung der Staatsregierung und der Stände 
bebürfe.” 

Es ift in Sachſen durch bie fchnelle Zunahme ber 
Bevölkerung entſchieden ein Nothftand eingetreten in 
firhlicher Beziehung. Man ift mit großer (Energie 
dem entgegen getreten: es find eine Menge Kirchen 
gebaut worden, es find neue Parochien entftanden, 
und das Hohe Konfiftorium ift den Gemeinden im 
jeber Beziehung, ganz beſonders auch in finanzieller, 
ftets ſehr entgegengefommen,; das wird allgemein 
anerfannt, und ih freue mich, Heute Gelegenheit 
zu haben, dies auch öffentlich auszuſprechen. Indeſſen 
ift immerhin zu beachten, daß vielen Gemeinden doch 
fehr bedeutende Laften entftanden find, und wenn 
man auch die übrigen Laften bedenkt, die immerwährend 
wachen, — e8 ift ja auch fein Landtag, wo wir micht 
in bie unangenehme Lage fommen, Beitimmungen treffen 
zu müffen, aus benen den Gemeinden wieder neue Koften 
entftehen, — wenn man das bebenft, jo fommt man zu 
der Anſicht, daß wir uns fchließlich der Grenze nähern, 
wo e3 heißen wirb: ultra posse nemo obligatur, Nun 
haben wir allerdings die geſetzlichen Beftimmungen, 
denen zufolge auch die politifchen Gemeinden bei neuen 
firhlichen Einrichtungen, wenn biejelben bedeutende Mittel 
erfordern, gehört werden müſſen. Ich möchte nur die 
Bitte ausſprechen, daß, wenn diefe Meinungen gehört 
werben — wie das auch geſchieht, wie mir befannt ift, 
— dieſen ausgejprodenen Meinungen möglichfte Be- 
achtung gejchenft werde. Daran fnüpfe ich die weitere 
Bitte, daß, wenn es zum Erlaffe eines Auspfarrungs- 
gefeges kommen follte, auch ber Gejammtheit ber Ge: 
meinden möglichft Rechnung getragen werde, indem bie 
Rechte ber Stände bei Erfah diefes Geſetzes gewahrt 
werben. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Oberhofprediger 
Dr. Adermann. 

DOberhofprediger Dr. Adermanu: Meine hochver— 
ehrten Herren! Vom kirchlichen Standpunkte aus dem in 


unjeren Händen befindlichen Berichte und den Ausführ: 
ungen des verehrten Herrn Berichterftatters etwas hinzu: 
zufügen, finde ich feine Beranlaflung; ich habe vielmehr 
die gebrudten jowie die gehörten Ausführungen als 
durchaus zutreffend vom landeskirchlichen Standpunfte 
aus anzuerlennen und dem Danke Ausdruck zu geben 
für die Behandlung, welche die vorliegende Beſchwerde— 
ſchrift im Schooße der geehrten Deputation ber hohen 
Kammer gefunden hat, insbejondere dafür, daß ausdrücklich 
ausgefprochen worden ift, daß die Befchwerbe ber Zittauer 
Stabtverorbneten auf einer Verfennung der Auftändigfeits: 
verhältniffe und des geltenden kirchlichen Rechts beruht. 
Wir Haben übrigens im Landeskonſiſtorium, wenn ich 
im Namen besjelben bier ein Wort fagen darf, ein 
andere Ergebniß ber Verhandlungen ber Deputation 
nicht erwartet, denn wir find der Weberzeugung und 
guten Zuverficht, daß weder bie hohe Stänbeverfammlung 
noch die Königl. Staatsregierung gewillt ift, wieder 
NRüdjhritte zu machen auf dem Wege, auf dem wir zur 
firhlihen Geſetzgebung der Jahre 1868 und 1873 ge- 
fommen find, bie unferer Landeskirche Selbſtändigkeit 
in ber Verwaltung ihrer Ungelegenheiten zugeftanden 
und gemwährleiftet hat. Nicht unerwähnt möchte ich aber 
lafjen, daf das Stabtverorbnetenkollegium in Zittau in 
Bezug auf alle in feiner Beſchwerdeſchrift aufgeführten 
Punkte, die auch ſchon in einer früheren an das Lanbes- 
konfiftorium gerichteten Beſchwerde zum Ausbrude ge: 
fommen waren, bereits jeitens des Landeskonſiſtoriums 
verftändigt worden ift im Sommer vorigen Jahres. 
So find u. a, die Beſchwerdeführer ausdrücklich darauf 
hingewiefen worden, daß die der Gemeinde Hörnik vom 
Kirchenvorftande zu Zittau bewilligte Beihülfe nicht vom 
Landestonfiftorium gefordert, vielmehr vom Kirchen- 
vorftande und Stabtrathe zu Zittau vorgeſchlagen worden 
ift. Maafgebend für diefe ja nicht unbeträchtliche Be: 
willigung ift ber Umſtand geweſen, daß die Firchliche 
Berforgung der Gemeinden Alt: und Neu:Hörnig, aud) 
wenn fie bei Zittau geblieben wären, erhebliche Opfer 
gefordert haben würbe. Ganz befonderes Gewicht legen 
bie Beichwerbeführer darauf, daß in diefer Auspfarrungs: 
angelegenheit mit dem Gemeinberathe zu Hörnig ver: 
handelt worben ſei, ber als der georbnete Vertreter der 
Bewohnerſchaft in kirchlichen Angelegenheiten nicht an: 
gejehen werben fünne, — Seite 6 der Beſchwerdeſchrift. 
— Mit Bezug hierauf ift zu bemerken, daß bezüglich 
ber vorläufigen Vertretung auszupfarrender Parochianen 
beftimmte gefegliche Vorjchriften nicht beftehen, und daß 
deswegen eine ſolche vorläufige Vertretung verſchieden 
je nad) Lage des einzelnen Falles geordnet werben fann. 
Selbtveritändlich bebürfen bie Beſchlüſſe einer ſolchen 
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vorläufigen Firchlichen Vertretung ber nachträglichen Ge: 
nehmigung des jpäter einzufegenden orbentlichen Kirchen- 
vorftandes, und fo ift es auch in bem vorliegenden Falle 
geichehen. Auch hierüber find feinerzeit die Stabt- 
verordneten zu Zittau verftänbigt worden, Buftändig 
in der ganzen Auspfarrungsangelegenheit waren fie bloß 
in einer Richtung. Es war, wie fchon bemerkt, vom 
Kirhenvorftande und aud vom Rathe in Bittau ber 
neuen Gemeinde zur Geftaltung ihres kirchlichen Wejens 
eine einmalige Beihülfe von 20,000 M. und eine 
jährliche von je 1000 M. auf 25 Jahre bewilligt 
worben. Darüber waren die Stabtverorbneten zu hören. 
Sie hatten ſich auszuſprechen über bie Frage, ob biefe 
Bewilligung, die ja ein Plus von kirchlichen Unlagen 
zur Folge Haben mußte, ausgeführt werden könne ohne 
Ueberlaftung der Kirchengemeinde Zittau. Darüber find 
fie denn auch gehört worben und fie haben gegen bie 
Bewilligung ſich ausgeſprochen. Ihr Proteft aber ift, 
und zwar in Gemäßheit der Beſtimmungen bes Publi- 
tationsgejeßes zur Kirchenvorftands- und Synobalordnung, 
zuerſt von ber Kreishauptmannſchaft in Bautzen und 
ſodann im weiteren Verlaufe der Sache vom Landes: 
konfiftorium im Einvernehmen mit dem Königl. Minifterium 
des Innern zurüdgewiefen worden. Eine Ueberlaftung 
der Stadt: ober vielmehr ber Kirchengemeinde Zittau 
erihien ja allerdings ausgefchloflen, da der Mehrbetrag 
der lirchlichen Unlagen fih nur beläuft auf jährlich 
2165 M. gegenüber einer nad) dem Austritte von Hörnitz 
verbleibenden Steuerkraft ber Parodie Bittau nad) ca. 
440,000 Steuereinheiten und 26,300 Parochianen. Da 
idien wie gefagt eine Ueberbürbung ber Gemeinde durch 
den Mehrbetrag der Anlagen durchaus ausgeſchloſſen. 
Die letzterwähnte Entſcheidung in biefer Frage, bie ge: 
troffen worben ift vom Zandestonfiftorium im Einver- 
nehmen mit bem Königl. Minifterium bes Innern, war 
die Entjcheidung letzter Inftanz, ſodaß ein weiteres Rechts⸗ 
mittel den Stabtverorbneten nicht zur Verfügung ſtand. 
Dennoch Hat das Landeskonfiftorium damals über bie 
Gründe, die maßgebend gewefen find für feine Ent: 
ihliegung, ſowie in Bezug auf alle anderen in ber 
Beihwerdeichrift zur Sprade gebraten Punkte ein: 
gehend die Stabtverorbneten verftändigt. Wenn dem 
Kollegium ber Stabtverorbneten in Zittau dem ungeachtet 
mandes im Verfahren des Konfiftoriums als nicht über: 
einftimmenb mit ben gefeglichen Beſtimmungen erſchien, 
jo ftand ihmen ja der Beichwerbeweg an die in Evan- 
gelieis beauftragten Herren Staatsminifter und aud an 
die im nächften Jahre zufammentretende Landesſynode offen. 
— Id bin weit davon entfernt, bie Hohe Kammer behelligen 
zu wollen mit der Darlegung des Ganges der Ber: 
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bandlungen, die fich durch drei Jahre Hindurch gezogen 
haben, weil Hier Schwierigkeiten zu überwinden waren, 
wie fie der firchlichen Oberbehörde fehr felten in ähnlichen 
Hüllen, wo e8 ſich um die Befriedigung eines dringenden 
firhlihen Bedürfniſſes gehandelt hat, entgegengetreten 
find, Daß wirklich ein kirchliches dringendes Bebürfni 
vorlag, ift, wenn auch nicht jofort im Anfange, jo doch 
im Laufe der Zeit und fchließlic) von allen betheiligten 
firhlihen Faktoren, auh vom Stabtrathe in Bittau, 
durchaus anerfannt worden. Ich freue mich, daß von 
Herrn von Trebra anerlannt worben ift, daß das 
Landeskonſiſtorium bisher ſeinerſeits alles gethan Hat, 
um folchen Gemeinden, welche Opfer zu bringen hatten, 
um eine ausreichendere firchliche Verſorgung ihrer 
Glieder zu ermöglichen, diefe Laft zu erleichtern, und 
ih glaube im Namen des Landeskonfiftoriums bie 
Berfiherung geben zu dürfen, daß, wenn ein Wider: 
fpruch einer politifchen Gemeinbevertretung, zu bem ja 
legtere nach ben gejeglichen Beftimmungen berechtigt ift, 
begründet erjcheint, dann gewiß auch einem folchen 
Wiberfpruche feitens der kirchlichen Organe Folge ge: 
geben werben wird. 

Nah Lage ber Sache kann ich alfo nur die Hohe 
Kammer erſuchen, dem Antrage ihrer Deputation bei: 
ftimmen zu wollen. 


Prüfident: Verlangt noch jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall. Wünſcht ber Herr Berichterftatter 
das Schlußwort? 


(Derfelbe verzichtet.) 


Wir gehen zur Frageftellung über, und ich frage 
bie Kammer: 


„Will fie den Anträgen ihrer Depntation, 
wie fie zuvor berichtet worden find und Seite 3 
bes Berichtes fich befinden, beitreten?” 


Einftimmig. 


Meine Herren! Wir find am Schlufie unjerer 
Tagesordnung angelangt. ch beraume die nädhfte 
Sitzung auf morgen, mittags 12 Uhr an und ehe auf 
bie Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 


2. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über das Königl. Dekret Nr. 21, 
Neubau des Ständbehaufes einſchließlich ber 
Nebenanlagen betreffend. (Drudjache Nr. 27.) 
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Zur Mitvollziehfung des Protokolls lade ich ein Wird das Protofoll genehmigt? — Einftimmig. 
Herrn von Oppel und Herrn Kammerberrn von Wiedebach. | Ich ſchließe die öffentliche Sitzung. 
Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofol 
zu verlefen. (Schluß der Sigung 1 Uhr 37 Min. nachmittags.) 
(Gefchieht durch Sekretär Kammerherr Freiherrn 
von Find.) 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Borftand des Königl. Stenogr. Inſtituts Ober: Regierungsrath 
Profefior Heinrich Krieg. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Pofs am 15. Januar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 





"15. 


Dresden, am 11. Januar 


1900, 





Tünfzehnte öffentliche Situng 
der Erfien Hammer 


am 11. Januar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Regiftrandenvortrag Ar. 723 — 732. — Untrag zum münd- 
lihen Berichte der zweiten Deputation über das Königl. 
Detret Nr. 21, Neubau des Ständehauſes einſchließlich 
der Nebenanlagen betr.; mamentlihe Abftimmung über 
Punkt a des Deputationsantrags. — Feſiſetzung der Zeit 
und Tagesordnung für die nächte Sigung. — Vorlefung 
und Genehmigung bed Protokolls über die heutige Sipung. 


Präſidium: 
Vizepräſident Landesälteſter von Zezſchwitz. 


Am Miniſtertiſche: 


Der Herr Staatsminiſter von Watzdorf, ſowie 
der Herr Regierungskommiſſar Oberfinanzrath Härtig. 


Anweſend 42 Kammermitglieder. 


Vizepräſident von Zezſchwitz: Ich eröffne die fünf: 
zehnte üffentlihe Sitzung. Den Vortrag aus ber 
Regiftrande hat der Herr Freiherr von Find, 


(Rr. 723.) Bericht der vierten Deputation, bie 
Petition des Verbandes ber ſächſiſchen Hausbeſihervereine 
um Wbänderung des $ 46 Abſ. 1 des Einkommenfteuer: 
gejepes vom 2. Juli 1878 betr. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wird gebrudt und 
vertheilt und fommt auf die Tagesordnung. 

(Nr. 724.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation über die Petition des Grafen von Ein: 


fiedel-Reiberdorf und Genofien um Grrichtung von 
Fahrlehranſtalten. 


I. 8. (1. Abonnement.) 


(Nr. 725.) ng die Petition des Gemeinde: 
raths zu Großzſchocher-Windorf um Genehmigung zur 
Errichtung einer Apotheke in Großzſchocher. 

(Nr. 726.) Desgleichen bie Petition des Gemeinde— 
raths zu Modau um Genehmigung zur Errichtung einer 
Apotheke in Modau betr. 

(Nr. 727.) Desgleihen die Anfchlußpetition des 
Gemeinderaths zu Trahau zu der Petition des Ber: 
bandes fonditionirender approbirter Apotheker ſächſiſcher 
Staatsangehörigkeit, wegen Megelung bes Mpothefen- 
fonzeifionswejens betr. 

(Nr. 728.) Anzeige ber vierten Deputation über 
die für unzuläſſig erklärte Beſchwerde bezieheutlich Petition 
der Frau Emilie verw. Lange in Döbeln, Anſprüche aus 
einem Betriebsunfalle betr. 

(Nr. 729.) Desgleichen über die für unzuläffig er- 
Härte Petition Johann Friedrich Richters in Löbtau, 
einen Rechtsftreit betr. 

Bizepräfident von Zezſchwitz: Sämmtliche Nummern 
und die Nejolutionen werben gebrudt, vertheilt und 
fommen auf die Tagesordnung. 

(Nr. 730.) Petition des Gemeinderathes Probft« 
beuben und Genofjen um Errichtung einer Halteftelle in 
Probſtdeuben. 

(Nr. 731.) Petition des Gemeinderathes zu Meiners: 
borf um Erriditung eines Amtsgerichtes dajelbft. 

(Nr. 732) Die Zweite Kammer überjendet Drud: 
eremplare einer Betition des Nathes und ber Stabt- 
verorbdneten zu Delsnig i. V. um einen jährlidien Staats: 
zuſchuß für die dafige meuerrichtete Realſchule. 

Vizepräfident vom Zezſchwitz: Die beiden Nummern 
730 und 731 find zu vertheilen. Die letztere Nummer 
ift auch bei der weiten Sammer eingegangen und 
fommt zunächjt dort zur Berathung; an die zweite De: 
putation. Bei Nr. 732 ift die Nefolution zu vers 
theilen. 

Wir kommen zum zweiten Punkte der Tagesorbnung: 
„Antrag zum mündliden Berichte der zweiten 
Deputation über das Königl. Dekret Nr. 21, 
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Neubau des Stänbehaufes 
Nebenanlagen betreffend.“ (Drudjahe Nr. 27.) 


(Bergl. M. II.K. S. 298 ff. und 332 ff.) 
Beriujterftatter Herr von Trüthſchler. 


Berichteritatter Domberr vom Trützſchler: Meine 
Herren! Ich Habe über das Königl. Dekret Nr. 21 und 
den darauf bezüglichen Tit. 25 des aufßerordentlichen 
Staatshaushaltsetats und einige hiermit in Verbindung 
ftehende Petitionen zu berichten. Dekret Nr. 21 lautet: 


(Wird verlefen.) 


Die Begründung des Königl. Defrets, welche sub ) 
beigefügt ift, enthält zumächft eine ausführliche Dar: 
fegung ber Entwidelung, welde die Ständehausbau: 
frage ſeit bem legten Landtage und auf Grund ber 
damals durch das Bereinigungsverfahren gefaßten ftän- 
diſchen Beichlüffe genommen Hat. Sie enthält bie 
nöthigen Mitteilungen über die feinerzeit aufgeftellten 
Entwürfe A und B und die Modelle, welde ja aud) 
von Seiten der Kammer befichtigt worden find, und ferner 
über die nunmehr erfolgte Wufftellung des Entwurfs 
unter C, welcher heute hier zur Berathung fteht. Nach— 
dem die beiden erften Entwärfe A und B jeitens ber 
Ständiihen Kommiffion, ober Ständifhen Zwiſchen— 
deputation, abgelehnt worden waren, ift hierauf im Ein- 
verftändniffe mit ber Zwifchendeputation und auf Grund 
weiterer hierauf ftattgehabter Vorgänge, nämlich des 
Vorgangs, daß feitens ber Stabt Dresden namhafte 
Architekten Deutichlands nochmals zu einem gutacht: 
lichen Ausfpruche über die Stellung des Ständehaufes 
bherbeigezogen worden waren, der Entwurf C durch ben 
Herrn Geh. Baurath Wallot aufgeftellt worden und hat 
die Genehmigung auch der Ständiſchen Zwiſchendepu— 
tation gefunden. Infolge ber hierdurch veränderten 
Sadlage und weil zu biefem Bauentwurfe ftäbtifches 
Areal nothiwendig geworden ift, ift mit ber Stabt 
Dresden verhandelt worden, und ift der in der Anlage 
B enthaltene Vertrag, worüber auch in der Ausführung 
des Königl. Defrets die nöthige Begründung gegeben ift, 
abgefchloffen worden. Hierauf find, wie weiter erficht: 
ti ift, in dem Defrete die Unterſchiede zwifchen dem 
jest aufgeftellten Entwurfe und dem früher vorliegenden 
ausgeführt, die Unterfchiebe fowohl mit den Entwürfen 
A und B, welde im Modelle ausgeftellt gewejen find, 
ald auch mit den früheren Entwürfen 1—3, welde 
ber früheren ftändifchen Berathung zu Grunde gelegt 
waren, und es find hierüber in ſehr ausgiebiger und 
erfchöpfender Weife bie Hauptunterfheidungsmertmale 
für diefe ſämmtlichen Entwürfe gegeben. 


einschließlich der| 
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Nach. Vorlage des Dekret? und auf Grund ber 
Unträge, welche am Schluſſe des Dekrets geftellt find, 
bat fi die Zweite Kammer über die Angelegenheit 
ſchlüſſig gemadt, im allgemeinen entfprechend den feitens 
der Königl. Staatsregierung geftellten Anträgen, nur 
unter unwejentliher Abänderung einzelner Hierbei in 
Trage kommender Punkte, und folgende Beſchlüſſe 
gefaßt: 

„a) die Errichtung eine neuen Ständehaufes nad 

Maßgabe des vorgelegten Lageplanes (Entwurf 
C) und bes Vertrags mit der Stadt Dresden 
vom 3. November 1899 (Unlage B) zu ges 
nehmigen.” 

Diefer Punkt ift ganz conform mit dem Antrage 
ber Regierung. 

„b) als dritte Baurate in Tit. 25 bes außerorbent- 
fihen Staatshaushaltsetats für bie Finanz— 
periode 1900/01 1,000,000 M. zu bewilligen.” 

Die Negierung hatte urfprünglicd zwei Millionen 
beantragt, fie hat aber ihr Einverftänbniß mit ber Re— 
dultion auf eine Million erflärt, da für die nächſte 
Etatperiobe faum mehr verbraucht werben würde, 

„c) daß von beiden Kammern eine gemeinfchaftliche 
Bwifchendeputation nad Maßgate des $ 114 
der Verfaffungsurfunde in Berbindung mit 
8 34 flg. ber Lanbtagsordnung zur Entſcheidung 
über wichtige ffrogen des Neubaues, insbejondere 
über die Ausgeftaltung des äußeren unb inneren 
Ausbaues zu wählen ift.“ 


Diefen Antrag Hatte die Megierung ganz gleich: 
mäßig geftellt. 

„d) in tiefe Zwifchendeputation nad) erfolgter Königl. 
——— ſeiten ber diesſeitigen Sammer 
fünf Mitglieder zu wählen und ihnen drei Stell: 
vertreter, und zwar einen erften, zweiten und 
dritten beizugeben, welche für den Tall der Be: 
binderung oder des Ausſcheidens eines wirklichen 
Mitglieds in der Neihenfolge ihrer Etelle zu 
den Sipungen ber Peputation mit Stimmrecht 
zuzuziehen find.“ 

Die Regierung hatte drei Mitglieder aus jeder 
Kammer zu wählen beantragt; fie hat fid aber aud) 
mit diefem Antrage, über den ſpäter noch zu reden fein 
wird, aljo mit der Erhöhung der Zahl diefer Mitglieder 
auf fünf, einverftanden erklärt. 

Der Punkt unter e) und ein nod) weiterer von ber 
zweiten Deputation Hinzuzufügender Punkt betrifft 
Petitionen, wovon fpäter noch die Rede fein wird, 

Die zweite Deputation empfiehlt Ihnen durchweg 
Beitritt zu diefen Befchlüffen der Zweiten Kammer und 
bat hierzu folgendes zu bemerken. 
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Zunächſt geht aus biefen Beſchlüſſen und aud aus 
ben Anträgen der Megierung hervor, daß auch bei der 
diedmaligen Berathung wieder in der Hauptjache ber 
Lageplan feitzuftellen ift und zur Entſcheidung biefer 
einzurichtenden Zwiſchendeputation zu ftellen ift, ob noch 
einzelne Fragen des inneren Ausbaues und ber äußeren 
Ausgeftaltung, der Architektur, weiterer Prüfung und 
weiterer Erörterung unterzogen werben jollen. In ber 
Hauptſache joll aber dieſes Mal auch wieder — und 
das ift wejentlid; zu betonen — nunmehr endgültig 
der Lageplan feftgeftellt werden, ba jebenfalld die Ar: 
beiten, die in ben nächſten beiden Jahren bis zur Wieder: 
einberufung der Kammern ftattfinden können, biejes un: 
bedingt erheiſchen. Es hat fich hierüber, um das gleich 
im voraus feftzuftellen, auch ber Berichterftatter der 
Zweiten Kammer ausgeſprochen, unb ich geftatte mir, 
um in biejem Punkte, ich möchte jagen, das Ein- 
verftändniß Ihrer Deputation mit der Zweiten Kammer 
feftzuftellen, diefen Paſſus Hier vorzulefen. Er jagt: 

„Es find aber, wenn Sie den Punkt a) annehmen, 
in der That alle Grundlagen gegeben, um die Angelegen: 
heit zu einem gedeihlichen Ende zu führen; denn es 
fteht feft der Lageplan und mit ihm im Bufammen- 
bange, wenn aud) noch nicht durchaus unabänderbar, 
die innere Benußung und Eintheilung bes Gebäudes, 
aber es fteht micht feft — und das betone ich immer 
und immer wieder —, es fteht nicht feft die technijche 
Ausführung; dieje unterliegt der Korrektur, joweit es 


überhaupt in den Rahmen bes Bertrags mit ber 
Stadt Dresden paßt.” 


Dies wäre zur Grundlage der zu fallenden Be— 
ihlüffe von vornherein feftzuftellen. 

Im übrigen bemerke ich zur Begründung des Ans 
trags, hauptfächlich unter a) Der neue Lageplan bafirt 
zunächſt auf dem Gutachten der vier hervorragenden 
Architelten, welche Sie unter A als Beilage zu dem 
Königl. Dekrete finden. In diefem Gutachten jprechen 
fie fi) zur Frage 1b aus: 

„So jehr die Unterzeicyneten die künftlerijche Be: 
deutung des Baues nad) Projelt B fhäben müſſen, 
jo möchten fie doch hervorheben, daß eine Nothiwendig- 
feit nicht vorliegt, auf die vorhandene Gruppirung von 
ZTerraffe, Treppe und Schloßplatz im sinn Aa 
mit dem Städtebilde Verzicht zu leiften.” 

Unter a hatten fie vorher gejagt: 


„Die Unterzeichneten können ben Theilabbruch ber 
Terraffe anläflic; des Neubaues nicht empfehlen.” — 
und endlich ſprechen fie fi unter 2b aus: 


„Die Unterzeichneten empfehlen daher dem Nathe 
der Start Dresden, an zufländiger Stelle zu be: 
antragen, daß das Programm rebuzirt und daß Herr 


Geh. Rath Profeſſor Dr. Wallot mit ber Ausarbeitung 
eines Projekts beauftragt werde, weldjes ben vor— 
ftehenden Erwägungen Rechnung trägt.” 


Nah dem Gutachten dieſer Herren fteht alfo feft, 
daß wir recht gut und mamentlic unter Erhaltung 
des Stäbtebildes ein Gebäube neben ber Feſtungsmauer, 
wie man die Terrafje bezeichnet hat, Hinftellen könnten. 
Sie empfehlen Beſchränkung in der Durdführung, in 
ber äußeren Geftaltung, aber im übrigen die vollftändige 
Erhaltung der Terrafje, und ich glaube, damit find die 
mannigfah gehörten Behauptungen, daß man ein ber: 
artig großes Gebäube nicht gut Hinter eine Feitungs- 
mauer ftellen fünne, wenigftens in den Augen derjenigen, 
die fich nicht zutrauen, das Gutachten von anerkannten 
Künftlern befämpfen und verwerfen zu können, hinfällig 
geworben. 

Im übrigen nimmt der Lageplan allerbings an — 
darauf ift in zweiter Linie hinzuweiſen —, daß bie 
Auguftusftraße nicht verbreitert wird. Nach biejer 
Richtung Hin, die ja auch verjchiedene Angriffe erfahren 
hat, ift aber feftzuftellen, daß feiten® der Stabt Dresden 
erklärt worben ift, baß fie an der Verbreiterung ber 
Auguftusftraße fein Intereffe habe, alſo der Verkehr der 
Stadt Dresden bies nicht erheijche, und dies möchte doch 
von vornherein wenigftens joviel ergeben, daß die Stände 
nicht berufen find, fid) die Aufgabe zu ftellen, im Inter: 
eſſe ber Stadt Dresden auf dieſe Verbreiterung immer 
wieder zurückzukommen. 

Es ift auch zu bemerken, baß die Belichtung ber 
Räume bes neuen Ständehaufes durch Unterlafjung ber 
Verbreiterung überhaupt nicht in Frage geftellt wirb, ba 
gegenüber nicht ein gleich hohes, jondern ein niedrigeres 
Gebäude fteht und von allen Seiten, namentlich von ber 
Südſeite her, Licht in die Räume dieſes Gebäubetheils 
dringen kann, 

Dies find die weſentlichſten Punkte. 

Hiernad nimmt der Lageplan die vollftändige Er: 
haltung ber Zerrafje in Ausſicht, wenn er aud eine 
Heine Wenderung, die aber vollftändig unweſentlich ift, 
vorfieht, die nämlich, daß ein Theil der Terraffe nad 
ber Nordfront des Gebäudes zu etwas abgeböjcht wird, 
um für die unteren Räume nod ein bischen Licht zu 
ſchaffen. 

Wollte man etwa die Frage der Verbreiterung der 
Auguſtusſtraße weiter verfolgen, jo würde die Terraſſen⸗ 
frage wieber aufgerollt werden, denn dann müßte ent: 
ſchieden bis näher an die Terraffe herangebaut werben, 
womöglih in bie Zerraffe hinein, und ed würde Die 
ganze Terrajienfrage wieder aufgeworfen. 
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Ih Habe ganz befonders hervorzuheben, daß ber 
hierdurch gekennzeichnete Lageplan im Grunde ganz ben 
Anſchauungen entipricht, die die Erfte Kammer bei ihren 
verfchiedenen Beſchlüſſen feitgeftellt hat. Sie hat nod) 
in der legten Sigung durch Annahme des Antrags des 
Herrn Sahrer von Sahr als Programm durch ihre 
Mehrheit feftzuftellen gewünſcht: 1. die vollftändige Er: 
haltung ber Terraſſe, 2. die Einfchränfung des Baues 
infofern, als die Dimenfionen möglichft vermindert werben 
jollen, um nicht die mebenliegenden Gebäude irgendwie 
zu drüden. Dieſe beiden Gefichtspunkte find eigentlich 
gerade das, worauf die Erfte Kammer in ihren ent: 
ſcheidenden Beichlüffen Werth gelegt Hat, und ich bitte, 
dieſe Gefichtspunfte für die Beurtheilung der weiteren 
Angelegenheit feftzuhalten. 

Bei ber im Entwurfe C durchgeführten Bejchrän: 
fung in den Dimenfionen ift — um auf bie innere 
Einrichtung des neuen Gebäudes zu fommen — nichts 
an den Vorſchlägen geändert, welche ſchon in den früheren 
Entwürfen vorlagen und von welchen allgemein anerfannt 
wurde, daß fie den Bebürfniffen ſowohl der Stände, 
als auch derjenigen Inftitute, welche noch in das Stänbe- 
haus hineinfommen follen — das find die Staats: 
[huldenverwaltung, das Stenographiihe Imftitut und 
das Lehrinftitut des Stenographiihen Inſtituts — 
vollftändig genügen, und Hinfichtlih welcher es ſich 
ergeben hat, daß Ausftellungen an benjelben gar nicht 
gemacht worden find. Dieſe innere Einrichtung ift von 
ben früheren Plänen wieder herübergenommen; nur in 
Bezug auf die Größe der Räume find einige Beſchränkungen 
eingetreten, die aber, wie ber Mugenfchein lehrt, ben 
Näumen durchaus feinen Eintrag gethan haben. Es 
ift auch jegt bei den Verhandlungen der jenfeitigen 
Kammer bezüglich der inneren Einrichtung allgemeine 
Uebereinftimmung darüber Hervorgetreten, daß dieſe 
durchaus zwedmäßig und für abjehbare Zeiten voll: 
fommen ausreichend fein würde. Es ift an der inneren 
Einrichtung bei diefen Berathungen nichts weiter be: 
mängelt worden, als daß man gefunden Hat, daß die 
Treppenanlagen für bie beiden Kammern nicht ben 
Ansprüchen genügen, die man an ein derartiges Gebäude 
ftellen follte. Ich bemerfe dazu, daß das eine Frage 
ift — wie aud), wovon weiterhin noch zu reden fein 
wird, die architeltoniſche Ausſtattung — die jedenfalls 
ber Zwijchendeputation zu überweifen fein wird und 
die Heute nicht zur Entſcheidung ſteht. Trotzdem 
will ih nur wenigftens feftftellen, daß bie Treppen 
an fih nicht etwa bloß, wie man drüben gejagt 
bat, „wie für ein Privathaus*, vorgejehen find, 
fondern fie weifen eine beträchtliche Breite auf, 


eine Breite von 2,80 m für die Treppenftufe. Ich glaube, 
das ift eine Breite, wie fie ungefähr die Treppen bei 
unferem jegigen Landhaufe haben. Die Treppe ift aller« 
dings nicht ausgeführt als eine große fFreitreppe, und 
ich gebe zu, daß, wenn wir einmal aus dieſem Land— 
haufe ausziehen werben, wir bie fFreitreppe, die wir hier 
haben, fpäter etwas vermiffen werben, aber id) möchte 
doc) bezweifeln, ob wir bei jonft paſſender Einrichtung 
und zwedmäßiger Herftellung der Räume im neuen 
Ständehaufe gerade auf das Treppenhaus einen ent: 
ſcheidenden Werth legen follen. Jedenfalls wird dieſe 
Frage in Folge der Anregung, die in ber Zweiten 
Kammer gegeben worden ift, weiterer Erörterung unter: 
worfen fein. 

Bezüglich der inneren Einrichtung habe ich alfo feft: 
zujtellen, daß in diefer Beziehung eigentli gar feine 
Meinungsverſchiedenheiten eriftiren, fondern daß dieſelbe 
im Gegentheile allgemeine Billigung erfahren hat. 

Nun kommt, um nod) eine weitere allgemeine frage 
zu berühren, die frage der Wrditeftur. Hier ift 
namentlic; bemängelt worden, daß die Faſſade, die Sie 
dort fehen, namentlich in dem Gypsmodelle, das auf der 
Terrafje zu ſehen ift, doc eine zu große Einfachheit 
zeige. Auch diefe Frage wird der weiteren Feſtſtellung 
durch die Zwifchendeputation unterliegen; die Deputation 
hat ſich hierüber nicht weiter gutachtlicd geäußert. Ich 
glaube, daß die Sadje bereits hier auf bem wirklichen 
Bilde ganz anders ausfieht, wie im Gypsmodelle. Im 
Gypsmodelle, wo bie Fugen der Steine und die Fugen 
der hervorfpringenden Theile gar nicht fo genau marfirt 
werben fünnen, fieht die Sache natürlich viel einförmiger 
aus als fo, während doc anerfannt werden muß, daß 
gerade diefe Einfachheit vielen gegenüber einer reicheren 
Ausftattung das wünſchenswerthere ift. 

Alle diefe Momente haben aljo die Deputation be: 
wogen, Ihnen die BZuftimmung zu bem entjcheidenben 
Antrage der Zweiten Sammer zu empfehlen. 

Diefen ganz fpeziellen Motiven füge ich nod) einige 
Motive Hinzu, die mehr allgemeiner Art find. Das in 
diefer Hinficht allgemeinfte Motiv, das, glaube ih, für 
viele, denen in diefer fo lange Hingezogenen und durch 
verfchiedene Phaſen gegangenen Angelegenheit der Ent: 
ſchluß doc) ſchwer fällt, hauptſächlich in Betracht fommen 
muß, ift jedenfalls in der Anſchauung begründet, daB 
die Zuftände, wie fie jept namentlid am Bauplage find, 
nicht länger fo fortgehen fünnen. Wir Haben nun durch 
brei Seffionen die Landhausbaufrage behandelt, wir 
find nad) diefen langen, mühjamen Berathungen endlich 
zu einem Entwurfe gelommen, von dem man jagen muß, 
daß er nicht nur in dem inneren Herftellungen alle Er- 





wartungen befriedigt, jondern von dem man aud) jagen 
fann, daß eine gegneriſche Kritik fhon im voraus da— 
durch abgewendet ift, daß ſich die namhafteften Künftler 
für diefen Bau in Diefer Lage erflärt haben, und der 
auch äußerlich doch bereits in einer annehmbaren Geftalt 
und vor Augen geführt ift. Nachdem wir nun Dies 
erreicht haben, glaube ich, können und müfjen wir, wenn 
wir nicht Gefahr laufen wollen, andere Schäden herbei- 
zuführen, die Sache zu einer entſcheidenden Beſchluß— 
faffung bringen. 

Dieſer Gefichtspunft hat die Deputation auch ver: 
anlaft, davon abzufehen, nod) in die Prüfung von Ent: 
würfen einzutreten, die uns nocd in leßter Zeit zu- 
gegangen find. Es ift die Lage eben nicht mehr ber: 
artig gewejen, daß das nocd möglich gemwejen wäre, 
und es ift auch zu berüdjichtigen, daß diefe Entwürfe 
doch wieder Aufftellungen hatten, die den Motiven und 
Gefichtspunften, die wir feitzuhalten wünfchten, nicht 
entiprechen möchten. Wir haben es zwar für ein an: 
erfennenswerthes Beflreben gehalten, uns noch Material 
nad dieſer Richtung zuzuführen, und wir fünnen das 
nur mit Dank begrüßen, aber e8 war unmöglich, hierauf 
noch näher einzugehen. 

Ein zweiter allgemeiner Gefihtspunft, den ich, möchte 
ih jagen, in {Form eines Appell an die hohe Kammer 
richten möchte, ift der, daß entichieden in diejer An: 
gelegenheit von der jenfeitigen Kammer in ſehr loyaler 
und anerfennenswerther Weiſe verfahren worden ift. 
Die Amweite Kammer hat, wie Sie willen, in ihrer 
Majorität ftets den Standpunkt vertreten, bie Terraſſe 
zum Theile abzubrehen. Wenn fie jebt infolge ber 
Situation, wie fie ſich nunmehr herausgeftellt hat, von 
diefem ihrem wirklich mit großer Beharrlichkeit feit- 
gehaltenen Standpunkte abgeht, und ihre Ueberzeugung 
opfert, jo, glaube ich, ift das ein Verfahren, das 
einen ausgezeichneten Eindrud in biefer hohen Kammer 
hervorbringen und dazu aufforbern wird, ihr zu folgen, 
ihr um fo mehr zu folgen, als eigentlich die Gefichtspunfte, 
die jegt feftgehalten worben find, diejenigen gewejen 
find, die die Erfte Kammer immer aufgeitellt hat. Wenn 
Sie nun zu allen diefen Dingen hinzunehmen, daß der 
jegige Entwurf fih auch in der Koftenausführung 
weſentlich ermäßigt hat — hierüber giebt auch die Bei- 
lage bie wejentlichften Ausfünfte —, jo glaube ich, iſt mit 
diefen Ausführungen ber Antrag, den Ihre Deputation 
ftellt, diefen Entwurf C anzunehmen, vollftändig be: 
gründet. 

Wenn id nun noch einige Worte über die weiteren 
Anträge jagen darf, fo habe ich bezüglich des Punftes b) 
bemerkt, daß die Regierung ihr Einverftändniß erflärt 
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hat, die dritte Baurate, Titel 25, auf 1,000,000 M. zu er: 
mäßigen, und in diejer Beziehung würbe die Deputation 
empfehlen, auch diefem Beſchluſſe beizutreten. Was mun 
die Punkte unter e und d anlangt, jo ift eine Ab: 
weidhung von ben Unträgen ber Regierung nur injofern 
vorhanden, ald die Deputation nad der Anficht ber 
Zweiten Kammer bejjer aus fünf als aus brei Mit- 
gliedern zufammengejeßt werde, Ich glaube barüber, 
daß wieder eine Zwijchendeputation zur Berathung der 
einzelnen nod) offen gelafjenen Fragen zur Mitberathung 
mit der Regierung eingerichtet werde, barüber würde 
ihon der frühere Vorgang wohl die beite Unterlage 
bilden. Es Handelt fi darum, ob die Deputation, die 
feither aus drei Mitgliedern bejtanden hat, auf fünf 
vermehrt werben fol. Die Deputation hat feinen Anlaß 
gehabt, im diefer Richtung den Wünfchen der Zweiten 
Kammer entgegenzutreten, Sie giebt aud) zu, daß in 
diefer Frage, wo doch ſehr häufig der Geſchmack ent: 
fcheibet, eine Kleine Vermehrung der Deputation fachlich) 
begründet und wünfchenswerth ift und bittet Sie, dem zu: 
zuftimmen, In Bezug auf Antrag e, eine Petition, die 
bereit3 in der Zweiten Kammer behandelt worden ift, bie 
von Thiele in Dresden:Reuftadt im Auftrage von 12 Dresb: 
ner Bezirks: und Bürgervereinen eingereichte Petition 
wird vorgefchlagen, dem Beſchluſſe, der in ber Zweiten 
Kammer gefaßt worden ift, fie auf fich beruhen zu laſſen, 
beizutreten; fie gipfelt wefentlid darin, — bie Herren 
haben fie befommen — baf bie Terrafje erhalten werben 
fol und das Ständehaus wo anders Hingebaut 
wird, aljo etwas, was ſich nad) dem Gejagten erledigt. 
Darüber brauche ich nichts weiter zu bemerken. Endlich 
ift noch eine Petition von dem Architelten Holder in 
Löbau eingegangen — fie ift erft vor wenigen Tagen 
eingegangen —, welche bahin geht, bie. ganze Beſchluß— 
fafjung vorläufig noch einige Zeit auszuſetzen, ba er be— 
abfichtige, aud) den Kammermitgliedern noch einen Ent: 
wurf über die Löfung diefer Baufrage vorzulegen, Die 
Deputation beantragt, — und das ergiebt fid) aus ihren 
Unträgen — auch diefe Petition auf ſich beruhen zu 
lafien. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Ich eröffne die Debatte. 
Zum Worte haben ſich gemeldet die Herren Dr. Pfeiffer, 
Excellenz Graf von KHönnerig, Kammerherr Sahrer 
von Sahr. Ih ertheile das Wort zunächſt Herrn 
Dr, Pfeiffer, 

Rittergutsbefiper Dr. Pfeiffer: Meine Herren! Ic 
bedaure, daß ich durch die beredten Auseinanderſetzungen 
des Herrn Berichterftatters doch noch nicht überzeugt bin, 
daß die Vorſchläge, die eben gemacht worden find, an— 
genommen werben müflen. Ich perjönlich ftehe zwar 
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biefer Angelegenheit ziemlich indifferent gegenüber, aber 
ich Halte e8 für meine Schuldigfeit, jet noch in letzter 
Stunde die gegenfäglihen Anſichten zu verlautbaren und 
gewiflermaßen die Warnung vor einem zu jchnellen Ent- 
ſchluſſe auszusprechen. 

Wenn ic fage, Dresden ift die ſchönſte Refidenzitabt 
im ganzen Deutjchen Reiche, jo wird mir niemand wider: 
ſprechen. Wenn ich weiter jage, der Schloßplag mit der 
Terraſſe ijt der ſchönſte Punkt in. diefer Stadt, jo wird 
wohl auch darüber Einverftändniß herrſchen. Nun, meine 
Herren, ich glaube, wenn wir ben Entwurf annehmen, 
jo wird diefer ſchönſte Punkt von Dresden feine Schön- 
heit zu einem großen Theile verlieren. Stünde ich mit 
diefer Anſicht vereinzelt da, fo würbe ich feine Worte 
weiter verlieren, aber ich weiß, dab dieſe Anficht von 
einem großen Theile, ja vielleiht vom größten 
Theile der Bewohner Dresdens nicht nur, ſondern 
bes ganzen Landes getheilt wird. Die Petition, 
bie eben erwähnt worben ift, von den 12 Vereinen, ift 
ein Beweis dafür; ein Beweis dafür find auch die Gegen- 
vorfiellungen und Baupläne, die und von anonymer 
Seite zugegangen find, endlich aud) die aus der Provinz, 
aus Löbau eingegangene Petition. Alle Theile der 
Bevölkerung, Künftler, Gelehrte, Leute von allen Klaſſen, 
haben ſich gegen die Errichtung des Stänbehaufes auf 
dem Schloßplage ausgeſprochen. Ich Tann Ihnen einen 
hervorragenden Künftler nennen, ber Ihnen jehr dankbar 
fein würde, wenn fie diefe Vorlage ablehnten, es iſt ber 
Geh. Baurath Wallot. 


(Heiterkeit.) 


Sie haben ihm die Zumuthung geftellt, zwifchen einer 
engen Straße und einem Feftungswalle ein jchönes, 
monumentales Gebäude zu entwerfen; er würde Ihnen 
fehr dankbar fein, wenn Gie ihm einen freien Platz 
gewährten, wo er feine Kunſt frei entfalten könnte, das 
ift der äfthetifche Gefichtspunft, Es giebt aber aud) 
noch einen anderen Gefihtspunft, welcher dagegen 
ſpricht, daß das Ständehaus auf dem Schloßplaße er: 
rihtet werde. Ein Stänbehaus ift das Zeichen ber 
Beſchränkung der Königl. Gewalt. Glücklicherweiſe ift 
das Verhältniß zwifchen dem Throne und den Ständen 
bei uns in Sachſen ein foldhes, daß es an Harmonie 
nichts zu wünjchen übrig läßt. Aber um fo weniger 
hätten die Stände vorjdhlagen jollen, daß ein Stände: 
haus dem Königl. Scloffe gegenüber errichtet werde, 
welches durd feine Maffigfeit und durch feine Höhe 
dem Scloffe imponirt und es drückt. 

Ebenfo find die finanziellen Verhältniffe derart, daß 
fie gegen die Vorlage ſprechen. Bei Gelegenheit ber 


erften Etatöberathung ift von Seiten ber verehrten 
Finanzdeputation der Grundſatz aufgeftellt worden, daß 
fünftig eine größere Sparjamfeit in den Staatdausgaben 
befolgt werden folle. Dieſe Ausſprache hat im ganzen 
Lande eine lebhafte Freude erregt; da jollte ih nun 
meinen, daß bier, wo e8 fih um ein ftändijches Objekt 
handelt, der Augenblid gegeben jei, um die Sparſamleits 
rüdfichten zur Geltung zu bringen; und das wäre ja 
auch möglicd) gewejen; wenn man das alte Ständehaus 
ausgebaut hätte, jo hätte man Millionen erfpart gegen- 
über diefer Vorlage. Man würde auch eine Erfparnif 
machen können, wenn man einen freien Platz in ber 
Neun: oder Altftadt — es fehlt ja gar nicht an Plätzen — 
für das Ständehaus gewählt hätte; man hätte bort ein 
ihönes, einfaches Gebäude bauen können, welches nicht 
von dem Stile der am Schloßplate gelegenen Gebäude 
beeinträchtigt wurde, Außerdem hätte man das alte 
Brühl’iche Palais zu anderen Staatszwecken verwenden 
fünnen. Es kommt auch noch in Betracht, daß für den 
Bau ein Koftenanfhlag noch gar nicht vorhanden ift. 
Es ift alfo dem Baumeifter gewifjfermaßen plein pouvoir 
gegeben. Das ijt unter allen Umftänden eine gefährliche 
Sache, und ich möchte wiffen, wer die Garantie über: 
nehmen wiürbe, daß die in ber Vorlage geforderte 
Summe nicht überfchritten wird. So ſprechen denn eigent- 
(ich alle Gründe gegen die Vorlage, äfthetijche, pietätifche 
und finanzielle. Warum hält man denn nun fo beharrlich 
an diefer Idee feft, das Ständbehaus durchaus auf dem 
Schloßplage erbauen zu wollen. Ich Habe vergeblich 
in den Worten des Herrn Berichterftatter8 nad) ben 
Gründen geſucht. Soviel ih aber hier in der 
Kammer gehört habe, fo ift der einzige Grund, ben man 
dafür anführen kann, der, daß man die ganze Angelegen- 
heit jatt hat, man will fie, wie man jagt, todtmadhen. 
Ja, meine Herren, wenn das möglich wäre, wenn mit 
dieſem heutigen Beichluffe die ganze Sache aus ber 
Welt geſchafft wäre, jo wäre ich vielleicht auch verjucht, 
dafür zu ftimmen. Aber das glaube ich nicht, die Sache 
ift dadurch noch nicht aus der Welt geichafft, die Nach: 
wehen werben fommen. Die erfte Nachwehe ift die, daß 
man ſchon bei Beginn des Baues ſich wahrſcheinlich 
überzeugen wird, daß die Sache jo nicht geht, daß man 
ichließlich die Terrajje doc opfern muß, und das dürfte 
doch eigentlich nicht gefchehen. Mit den Nachwehen 
werben die Nachforderungen kommen, und bie Forder— 
ungen, die in Ausficht geftellt werben, die werden wahr: 
ſcheinlich ganz bedeutend überfchritten werben. Und 
num nad) alledem, meine Herren, fommt noch eins hinzu, 
das iſt die Meue. 
(Heiterfeit.) 


Wenn wir biejes große überwältigende maffige Gebäube 
auf dem Schloßplage jehen werden, wodurch der Schloß: 
platz aufhört ein Pla zu fein und ein Hof wird, dann 
wird man jagen, hätten wir doch damals am 11. Januar 
1900 energifh noch einmal gegen die ganze Sadıe 
proteftirt. Diefen Standpunkt, meine Herren, muß ic) 
auch Heute noch fefthalten und daher werde ich dagegen 


fimmen, Bra) 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Se. Excellenz Herr 
Graf von Könneritz! 


Bräfident Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von ſtünneritz: 
Meine Hochgeehrten Herren! Nach ber lichtvollen Be: 
gründung, biemein Freund Trübfchler zu bem Deputations: 
antrage gegeben hat, könnte ich mich eigentlich des Wortes 
enthalten, Da ich aber die Ehre gehabt habe, ber Zwiſchen— 
beputation für ben Stänbehausbau anzugehören, fo 
möchte ich doc) meinen Standpunkt auch etwas weiter 
ausführen, Meine hochgeehrten Herren! Ich bin nie: 
mal3 Teichten Sinne® und niemals mit ſchwellendem 
Herzen in die Stänbehausbebatten von Anfang an ein: 
getreten. Ich gehöre, wie Ihnen glaube ich ſämmtlich 
befannt ift, zu denjenigen, die am liebften in unferem 
jegigen Heime geblieben wären und ftehe auf dem Stand: 
punfte, den Herr Abg. Beibler in der Bweiten Kammer 
im vogtländifhen Dialelte gezeichnet hat: Wir wollen 
bod; daheeme bleiben. Aber, meine Herren, das war 
don am Schluſſe des letzten Landtags nicht mehr 
möglih, wir waren eigentlich ſchon gebunden, ein 
neues Ständehaus zu errichten. Ich Habe mic, daher 
in der Ständehansbeputation ehrlich bemüht, basjenige 
mit herauszufinden, was uns fchließlich noch als das 
Annehmbarfte erjcheinen könnte, Drei Geſichtspunkte 
waren namentlich zu beachten. Der erfte, der Stabt 
Dresden die von ihr geliebte und mit Recht gefchäßte 
Terrafje zu erhalten, Der zweite, feinen zu monumen: 
talen Bau aufzuführen, der das Königl. Schloß und 
auch, wie man jetzt modern gern jagt, das Stäbtebild 
alterirt hätte. Der dritte — und das war ja eigentlid) 
für mich, wer mic) fennt, wird mir das glauben, einer 
ber wichtigften —, daß wir uns nicht im zu große Aus— 
gaben ftürgen möchten, Nun, meine Herren, das Pro: 
jeft C bringt von allen etwas. Es ift ein Kompromiß, 
ein Kompromiß für die Terrafienfreunde, ein Kompromiß 
ber Billigfeit für die Sparjamen, und auch ein Som: 
promiß für alle diejenigen, bie eben einen beſonders 
opulenten Pradtbau Haben wollten und bamit das 
Schloß gefährben konnten. Es hat die Vorzüge eines 
Kompromifjes, es hat die Nachtheile eines Kompromiſſes; 
den Vorzug, daß es ein jeder annehmen fan, ben 
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Nachtheil, daß es niemanden ganz befriedigt. Wenn ich 
nun jagen fol, daß ich gerade mir Enthufiasmus das 
Projekt begrüßt habe, fo müßte ich lügen, aber ih — 
und das muß ich meinem verehrten Freunde Herrn 
Dr. Pfeiffer entgegenhalten — weiß auch nicht, was wir 
befieres machen follen, und darum trete ich dem Depu— 
tationsantrage bei und bitte ich, bemfelben beizuftimmen. 
Das Befte ift der Feind des Guten; wir friegen fein 
anderes, befferes fertig, noch einmal jegt in neue Ber: 
handlungen ſich einlaffen, ift mach meiner Anſicht un: 
möglich). 

Den amnerfennenden Worten, die ber Herr von 
Trüßfchler den neuen, bei uns von Künftlern eingereichten 
Projekten gewidmet hat, trete ich vollftändig bei. Es 
find ſehr hübſch und künſtleriſch ſchön ausgeführte 
Momente darin, und ich hoffe vielleicht, daß, wenn wir 
an die Berathung des architektoniſchen Ausputzes kommen, 
man vielleicht einiges davon benutzen kann. 

Ich habe noch zwei kurze Bemerkungen hinzuzufügen, 
die ſich auf die beiden Anträge der Zweiten Kammer 
beziehen, auf Herabſetzung des jetzigen Poſtulats auf 
eine Million und auf die Erhöhung der Zahl der Depu— 
tationsmitglieder auf fünf. Wer mich kennt, wird über— 
zeugt ſein, daß ich der Herabſetzung auf eine Million gern 
beiſtimme und mich freue, daß ſie in der jenſeitigen 
Kammer angeregt worden iſt. Ob eine Erhöhung auf 
zehn Mitglieder gerade unbedingt erforderlich iſt, iſt mir 
fraglich. Man hat ein altes triviales Sprüchwort: 
Viele Köche verderben den Brei. Indeſſen, es iſt ja 
auch möglich, daß, wenn wir noch einige künſtleriſch ge— 
finnte Männer in die Deputation belommen, auch nad 
diefer Richtung hin etwas Nuten gewährt wird. Alſo 
ich für meinen Theil trete der Deputation bei und bitte 
auch meine verehrten Herren Kollegen, bies gleichfalls 
zu thum, damit wir biefer frage ein Ende bereiten. 


Vizepräfident von Zezihwig: Herr Kammerherr 
Sahrer von Sahr! 

Kammerherr Sahrer von Sahr: Meine hochgeehrten 
Herren! Auch ich ftimme den Ausführungen bes Herrn 
Berichterftattersvollftändig bei. Ich könnte füglich ſchweigen, 
halte mich aber ebenfalls für verpflichtet, einige Worte 
zu jagen, weil ich Mitglied der Zwifchendeputation war. 
Zunächſt möchte ich auch meinerjeits fonftatiren, daß 
alles das, was bie hohe Kammer auf bem vorigen 
Landtage gewünſcht hat, erreicht worden ift. Das Pro: 
jeft ift einfacher und fehr viel billiger geworden. Man 
kann beinahe jagen, daß das neue Stänbehaus über: 
haupt nicht fehr viel foften wird. 


(Heiterkeit.) 
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Meine Herren! Sie wollen bebenfen, baf ja ein 
ganz erhebliher Gegenwertb in Geſtalt des alten 
Stänbehaufes vorhanden ift. Es wird ferner durch das 
neue Projekt das Schloß nicht mehr gebrüdt. Endlich 
wird die Terraſſe vollftändig erhalten. Es ift aljo 
thatjächlich alles erreicht, was die Majorität der hohen 
Kammer auf dem vorigen Landtage wünſchte. 

Ich möchte ferner auch meinerjeits dem herzlichſten 
Danke Ausdrud geben für dad Entgegentommen, welches 
die Hohe Zweite Kammer in diefer Angelegenheit bewiejen 
hat. Gewiß Haben auch andere Rüdfichten die jenfeitige 
Kammer bewogen, von dem Standpunkte, den fie früher 
einnahm, abzugeben, vielleicht hauptſächlich die Rückſicht 
aufdie Bewohner der ſchönen Refidenzftabt Dresden oder ber 
Wunſch, daß nun endlich diefe Frage beijeite geſchafft 
werden möchte. ber ich meine, die gegenwärtige 
Sadjlage ift doch jedenfalls auch ein jchönes Zeugniß 
für das gute Verhältniß zwifchen beiden Kammern. 
Freuen wir uns dieſes Verhäftnifjes! Und dieſes Ver: 
hältniß wird beftehen bleiben, auch wenn einmal eine 
Meinungsverjchiedenheit in Steuerangelegenheiten oder 
dergleichen eintreten ſollte. 

Eine Heine Meinungsverſchiedenheit befteht augen: 
blidlich zwijchen mir und einem der Herrn Abgeordneten 
ber Zweiten Kammer, Derfelbe hat bei Gelegenheit ber 
Berathung über die Ständbehausvorlage die Behauptung 
aufgeftellt, von Oſchatz bis Scilda werde niemand be- 
greifen, wie man ein jo wichtiges Gebäude hinter eine 
alte Feſtungsmauer ſetzen könne. Diefe Behauptung 
bes Herrn Abgeordneten ijt eine irrige Ih z. B. 
wohne zwiſchen Oſchatz und Schilda 


(Heiterfeit.) 


und begreife vollftändig, warum die Terrafje erhalten 
bleiben jol. Ich glaube jogar, daß der Herr Abgeordnete 
mit der Beit ebenfalla zu diefer Erfenntniß gelangen 
wird, und zu diefer Erfenntniß wird er dann leichter 
gelangen, wenn er fich nicht, ich möchte jagen, mit Ge: 
walt, die Sache immer fo vorftellt, als ob ein neues 
Gebäube Hinter eine alte Feſtungsmauer geftellt werde, 
fondern wenn er fi die Sache zwanglos fo vorftellt, 
daß ein neues Gebäude mit einer bereits vorhandenen 
prachtvollen Ausfichtöterraffe zu einem jchönen Ganzen 
verbunden werben fol. 

Ih gehe nun auf bie innere Ausgeſtaltung bes 
Haufes über, möchte aber zunächſt noch folgendes vor: 
ausihiden: in der jenfeitigen Kammer haben leider zwei 
von ben Herren, die mit mir in der Bwifchendeputation 
waren, geäußert, da fie derfelben nicht gern wieder ans 
gehören würden. Um Mißverftändniffe zu vermeiden, 
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will ich gleich erklären, daß, wenn man mich wieder 
wählen follte, ich die Wahl fehr gern annehmen würde. 


(Heiterfeit.) 


Würbe ich aber wieder gewählt werben, jo würbe es 
mein Beftreben fein, den Sitzungsſaal der Zweiten 
Kammer möglihft ſchön und möglichjt groß und ge- 
räumig herzuftellen; ich würde dies jedoch thun Lediglich 
zu dem Bwede, bamit die bereits vorhandene Anzahl ber 
Herren Abgeordneten möglichft viel Licht, möglichft viel 
Luft, möglichft viel Annehmlichkeit Habe, aber nicht zu 
dem Bwede, damit die Anzahl ber Herren Abgeorbneten 
fi vermehre. Ich ftehe nämlich auch in diefer Beziehung 
auf einem anderen Standpunkte als der vorhin bereits 
erwähnte Herr Abgeordnete, ber bei ber allgemeinen 
Finanzdebatte in der Zweiten Kammer geäußert hat, daß 
in ber ftändifchen Vertretung bas platte Land gegen: 
wärtig gegen die Städte ganz aufergewöhnlid) bevor: 
zugt fei, und der den Wunſch ausgefproden hat, daß 
man fpäter, wenn einmal ein größerer Saal zur Ber: 
fügung ftünde, die Anzahl ber ftäbtifchen Abgeorbneten 
erheblich vermehre. Meine Herren! Ich kann nicht finden, 
baß bie Entwidelung Sachſens irgendwie gejchädigt ober 
aufgehalten worden wäre durch bie bisherige Zufammen: 
ſetzung der Zweiten Kammer, und ich) würde es für fein 
Glück Halten, wenn der Anregung bes Herrn Ubgeorbneten 
Folge gegeben würde, 

In Bezug auf die innere Geftaltung möchte ich 
fonft nur noch erwähnen, daß, wenn wirflich ein größeres 
monumentale® Treppenhaus gewünſcht wird — id) jelbft 
lege feinen bejonberen Werth darauf —, aber wenn es 
allgemein gewünſcht werben follte, fich diefer Wunſch 
fehr leicht befriedigen Tiefe. Man braucht dann bloß 
den über dem Treppenhaufe projektirten großen Biblio- 
theferaum in Wegfall zu bringen. Ich fehe nicht ein, 
wozu wir eines fo großen Bibliothefraums bebürfen; 
die wenigen Bücher, die wir brauchen, fünnen aud) in 
ben SKanzleizimmern, Lejezimmern, Deputationsjimmern 
oder Sprechzimmern ftehen, Wenn der große Bibliothel: 
raum wegfält, fo ift jehr jchöner Raum da für eine 
monumentale Treppe. 

Was das Aeußere anlangt, jo wird ja das neue 
Mobell vielfach; angefeindet, und es bedarf gewiß nod) 
in mancher Hinficht der Verbefjerung. Soviel ich weiß, 
wird hauptſächlich ber Thurm angefeindet. Einige 
wünſchen überhaupt feinen Thurm, anbere tabeln ben 
Standort des Thurms, meinen, er müfle in der Mitte 
ftehen. Ja, meine Herren, da möchte ich doch bemerfen, 
daß gerade die Lage diejes Thurmes ſehr dazu beiträgt, 
das Gebäude weniger dominirend zu machen, indem das 
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Auge immer zugleich mit dem Thurme ben Schloßplak 
erfaßt, mehr auf dem ganzen Plate haftet und fich nicht 
febiglich auf das Ständehaus Ientt. 

Ich überlaffe es felbftverftändlich dem Herrn Bericht: 
erftatter, Herrn Dr Pfeiffer, zu entgegnen. Nur das 
eine möchte ich jagen: Herr Dr. Pfeiffer bat gemeint, 
der jhönfte Punkt von Dresden würbe nunmehr feine 
Schönheit verlieren. Ich weiß nicht, ob er die Schön- 
heit meint, bie ber Punkt augenblidlih Hat, ober bie, 
welche er früher hatte. 

(Heiterfeit.) 


Der Punkt kann nad) meiner Anficht weder die eine 
noch die andere Schönheit verlieren, denn er beſitzt bei 
feinem jegigen Zuftande doch wirklich feine Schönpeit, 
und auch das frühere Finanzhaus konnte man unmöglich 
ala ſchön bezeichnen. 

Zum Schluffe erfuche ich die hohe Kammer, daß fie 
ben Antrag ber Deputation möglichft einftimmig an- 
nehmen wolle. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Das Wort Hat ber 
Herr DOberbürgermeifter Beutler. 


Oberbürgermeifter Beutler: Das, was ih jagen 
wollte, hat fich eigentlich durch das, was ber Herr 
Kammerherr von Sahr zulegt erwähnte, bereits erledigt; 
auch ich ftimme dem Herrn Dr. Pfeiffer nicht bei darin, 
wenn er behauptet, daß der Schloßplaß feine Schönheit 
durch den Bau bes neuen Stänbehaufes verlieren würbe, 
Er Hat recht, wenn er fagt, daß ber Schloßplaß ber 
ſchönſte, ober beſſer einer ber fchönften Plähe in Dresden 
ift, aber daß der Schloßplatz dies auch war, als das 
alte Finanzhaus dort ftand, hat der Herr Abg. Dr. Pfeiffer 
ebenfall3 im Sinne gehabt, zwar nicht ausdrücklich ge: 
fagt, aber jedenfall gemeint. Nun ſchlechter als das 
alte Finanzhaus war, wird jedenfalls das neue Stände: 
haus im feinem äußeren Anblide nicht werben und ben 
Schloßplag etwa mehr beeinträchtigen als das früher 
ber Fall war. Er hat zwar behauptet, fehr viele Leute 
gäbe es, bie das Stänbehaus wegen feiner Maffigleit 
und Höhe tabdelten und glaubten, daß es ben Schloßplag 
bebrüde; ich glaube, daß Herr Dr. Pfeiffer da wohl den 
erften Plan für das Ständehaus im Auge gehabt hat, 
benn ber jeßige Plan kann doch nicht wegen feiner Höhe 
und Maffigfeit getabelt werben, das ift etwas, was man 
diefem Plane gewiß zu allerlegt nachfagen fann. Herr 
Dr. Pfeiffer Hat auch ferner große Nachforderungen in 
Ausficht geftellt und mit Emphafe ausgerufen: Wer will 
bie Verantwortung übernehmen, daß mit 30 M. aus: 
gefommen werben fann! Nun, meine Herren, die An— 
gelegenheit ift doch wirklich reiflichh und lange genug 
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bier, in ber Deputation, in ber Zweiten Kammer und 
feitens der Regierung vorerft erwogen worden, bort hat 
man fich auch überlegt und auf Grund von Erfahrungen 
feftgeftellt, daß man mit 30 M. pro Kubilmeter aus: 
fommen fann. Es ift auch hier daran erinnert worden, 
daß das neue Finanzhaus mit 21 M., wenn ich nicht 
irre, pro Kubikmeter gebaut worben ift und doch wohl 
anftändig gebaut worden ift. Wenn man damals mit 
21 M. ausgelommen ift, hat man für bie zufünftige 
Bauzeit natürlich einen Zufchlag zu machen gehabt und 
die Meinung gehegt, daß man mit 30 M. ſehr wohl 
ausfommen wird; aus dem Munbe des Herrn Finanz: 
minifter® fowohl al3 auch aus dem Munde vieler Bau: 
ſachverſtändiger habe ich mir beftätigen lafjen, daß man 
mit biefem Satze reichlich wird ausfommen können. Alſo 
ih fürchte mich vor Nacdjforderungen nicht; ich glaube 
auch, ich fann mit gutem Gewiſſen felbft ala Ober: 
bürgermeifter von Dresden dem jehigen Plane zuftimmen, 
ohne fürchten zu müſſen, daß man vor der Nachwelt 
geziehen wirb, einen Berftoß gegen die Schönheit der 
Stadt begangen zu haben. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Das Wort hat ber 
Herr Graf von Rer: Zebtlig. 


Kammerherr Graf von Wer: Zedtlig: Zur Motivir: 
ung meiner Abftimmung wollte ich mir zwei Worte ge: 
ftatten. Ich halte es für vollftändig überflüffig, jetzt noch 
auf diefen fo vielfach befprochenen Gegenftand fpeziell zu: 
rüdzufommen; ich fann nicht leugnen, daß auch ich früher 
durchaus auf dem Standpunkte ftand, daß ich mich ent: 
ſchloß, dem Antrage des Herrn Grafen zur Lippe und 
des Herrn Dr. Pfeiffer zuguftimmen, und ich ftehe auch 
heute eigentlich auf demjelben Standpunfte, den ich im 
vorigen Landtage in biefer Beziehung eingenommen habe. 
Ich will gern zugeben, daß man fich jeht bei der ver: 
änderten Zage ber Sache der Angelegenheit nad) zwei 
Richtungen Hin wohl über erhebliche Errungenfhaften 
nur freuen kann. Ich meine zuerft die Erhaltung 
unferer Terrafje in ihrer alten Geftalt und zweitens bie 
bedeutende Verminderung der Baufoften; ich glaube, daß 
diefe beiden bedeutenden Vortheile, die durch ben ver- 
änderten Plan erreicht worben find, wohl geeignet find, 
um frühere Anſichten und Auffaſſungen über die An— 
gelegenheit zu mobifiziren. 

Was nun freilich bie architektonische Anficht bes 
Baues, die äußere Erfcheinung des Baues betrifft, jo 
muß ich allerdings geftehen, daß das uns jebt aus: 
geftellte Modell mir in vieler Beziehung durchaus nicht 
zu gefallen vermag, namentlih die fehr dichten unb 
wohl etwas kaſernenartig erfcheinenden Reihen von 
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Fenſtern, fowie der durchaus nicht ſymmetriſch auf ber 
einen Seite ftehende fpige Thurm fönnten mir durch— 
aus nicht zufagen, wenn er auch Herrn von Sahr ge- 
fällt. Ich Hoffe indeß, dab im diefer Beziehung noch 
vieles geändert wird, und daß der Bauplan noch nad) 
diefer Seite Hin wird verändert werben fünnen, jowie 
dab man fi volllommen bewußt fein wird, welde 
bevorzugte Stellung diefer Bau gerade auf einem der 
ſchönſten Plätze unferer Stadt einzunehmen berufen fein 
wird. Ich hoffe auch, daß gerade die ftändische Zwiſchen— 
deputation nad) diefer Richtung Hin es fich zur be- 
fonberen Yufgabe machen wird, ihren Einfluß nad 
Sträften geltend zu machen. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr Kammerherr 
von Schönberg! 


Kammerherr von Schönberg: Modrig: Unſer ver: 
ehrter Herr Berichterftatter hat zwar im Namen ber 
Finanzdeputation die Aeußerung gethan, dab ed Auf: 
gabe der Zwifchendeputation fein werbe, über die Einzel: 
heiten ber äußeren Architektur am projeftirten Stände: 
haufe zu befinden und Mobififationen an dem einft: 
weilen vorgelegten Bauplane eintreten zu laſſen. Ic 
habe auch volles Vertrauen, daß bie zu wählende 
Bwifchendeputation ihre Wufgabe zur Zufriedenheit 
föfen wirb, befonder8 nachdem man, wie ic) gegen einen 
anberen Borrebner bemerken möchte, die Deputation auf 
die Zahl von fünf Köpfen zu erhöhen im Begriffe fteht. 
Aber zwei Erjcheinungen in ber heutigen Debatte 
und in ber Debatte der weiten Kammer geben 
mir bod ben Muth, die Aufmerkſamkeit ber hoben 
Kammer bereit3 heute auf die frage der äußeren Ge: 
ftaltung bes künftigen Stänbehaufes zu richten. Mic 
veranlaßt Hierzu zunächſt der Umftand, daß mein ver- 
ehrter Gönner, Herr von Sahr, ſchon jetzt, in ber Er— 
wartung, baß er ber fraglichen Deputation angehören 
werbe, fi) jehr anerfennendb über den nad) bem vor: 
liegenden Plane beabfichtigten Thurmbau ausgeſprochen 
hat, IH muß fagen, und ich glaube auf Beiftimmung 
in der Kammer rechnen zu bürfen, baß der Thurm mir 
gerabe e8 ungemein ſchwer macht, mich mit der äußeren 
Geftaltung des vorliegenden Bauplanes zu befreunden. 


(Sehr richtig!) 


Der Thurm ift mehr ein trennendes, denn ein verbin- 
dendes Glied zwiichen dem neuen Stänbehaufe und ber 
Terrafie. Er fteht unfymmetrifch zum Hauptgebäude, er 
hat auch feinen praftiichen Zwed, denn er führt aus 
einem Lichtfchachte herauf, in den niemand hineingelangen 
fonn. Wozu brauchen wir einen Thurm und eine 


LR. 15. Situng, am 11. Januar 1900, 


Thurmtreppe um das Seller: ober das Erdgeſchoß mit 
den oberen Räumen, deren Awed und Benutzung mit 
den unteren Räumen nicht im Zuſammenhange fteht, in 
auffallender Weife zu verbinden. Gr Hinbert etwas, 
worauf wir alle den größten Werth legen, er hindert 
und unterbricht die Verbindung zwifchen dem Ständehaufe 
und der bavorliegenden Terraſſe. Ich, meine Herren, 
— verzeihen Sie, wenn ich meine Anficht jo beftimmt 
ausfpreche —, lege in Unlehnung an die frühere Ver— 
bindung zwiſchen dem früheren Brühl’schen Palais und 
bem früheren Brühl’ichen Garten, der jegigen Terraſſe, 
gerade den Hauptwerth darauf, daß dieje frühere Ver— 
bindung in dem projektirten Ständehaufe und der davor 
liegenden Brühl'ſchen Terrafie wieder aufleben möge, 
ftatt durch den Thurm unterbrochen zu werben, dab 
dieſe Verbindung erweitert und architektoniſch ausgeftaltet 
werde. Das Ständehaus an Stelle bed Brühl'ſchen 
Palais in organischer Verbindung mit ber Terraffe als 
Vorplatz wird dann ein Architefturbilb bieten, wie 
man es fich nicht fchöner denken kann. Es ift das 
jegt ſchon im anfprechender Weiſe gegeben durch 
die fchöne breite Treppe, welche von bem Ganaletto: 
faale auf bie Terraffe herabführt. Man wird bas 
Motiv dieſer Treppe nur einfach beizubehalten und reicher 
auszugeftalten haben. Dann werden die Dresbner, 
welche ihre Terraſſe intaft erhalten wollen, um ben 
Uusblid über das Elbthal nicht zu verlieren, dieſen Wunſch 
nun noch außgiebiger erfüllt jehen. Ich kann mir 
nichts Schöneres denken, al3 wenn man aus dem 
Ständehauſe heraustretend von einer großen ſchmuck— 
vollen fFreitreppe mit breiter Plattform Hinausblidt auf 
das lebhaft bewegte Bilb ber Elbe und ihres grünen 
Hinterlanded. Wenn man fich diefen Plan vergegen- 
wärtigt, jo werben damit auch die Bedenken hinfällig, 
welche, vielleicht nicht mit Unrecht, in ber weiten 
Kammer und auch von Seiten meines geehrten Herrn 
Nachbars, des Herrn Oberbürgermeifter Beutler, gegen 
den Bauplatz für das Ständehaus eingewendet worben 
find, nämlih, daß man das Stänbehaus Hinter einen 
Feftungswall oder — parbon! in ein Zoch zu bauen 
im Begriffe ſteht. Man muß eben ben Feftungswall, 
das ift der Brühl'ſche Garten, die Brühl'ſche Terraffe, 
in Einklang bringen mit dem Ständehaufe, in ein Glied 
besjelben ummandeln. Ueberhaupt möchte ih dem ge: 
ehrten und bedeutenden Herrn Baukünftler, bem wir den 
Ständehausbau mit Vertrauen in die Hand gelegt haben, 
den Wunſch entgegenbringen, daß, wenn irgend möglich, 
die Motive und der Charakter des Brühl’ichen Palais, 
hauptſächlich, wie fie fich in dem Vorbaue des Canaletto- 
faals ausbrüden, thunlichft verwerthet werben möchten. 
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Dann erneuern wir ein Bild, wie e8 aus Alt: Dresden 
auf ung vererbt worden ift und wie wir es jet im 
Begriffe ftehen zu zerftören, wenn wir das Brühl'ſche 
Palais niederlegen. Ich bitte mit freundlicher Berück— 
fihtigung die Anregung in Betracht zu ziehen, bie ich 
mir erlaubt habe, hier zu geben. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Das Wort hat Herr 
Kammerherr Sahrer von Sahr. 


Kammerherr Sahrer von Sahr: Ic habe eigentlich 
feine Beranlaffung, mic für den Thurm befonders zu 
erwärmen — es ift ja überhaupt gar nicht ficher, ob 
er jo, wie er dort vor uns fteht, gebaut wird —, aber 
id) möchte doc Herrn Kammerherrn von Schönberg be: 
merlen, daß der Thurm gerade bazu beftimmt ift, den 
Zuſammenhang mit der Terrafje zu vermitteln, Durch 
den Thurm tritt man auf die Terraſſe hinaus, ber 
Ihurm verbindet die Terrafie mit dem neuen Gebäude. 
Dann will ih noch erwähnen, daß das von Herrn 
Kammerherrn von Schönberg gewünſchte Motiv bes 
Canalettoſaals am Modelle C thatfähhlid bereit3 vor— 
handen ift. Die großen Fenſter dort linkts vom Thurme 
find ganz ähnlich den Fenſtern des Canalettofaald. Ich 
bege die fefte Ueberzeugung, daß ſowohl die Augen bes 
Herrn Kammerherrn von Schönberg, als diejenigen bes 
Herrn Dr. Pfeiffer und des Herrn Grafen Ner dereinft 
mit Wohlgefallen auf der graziöjen Silhouette diejes 
Thürmchens ruhen werden. 


(Heiterfeit.) 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Herr Graf von Rex— 
Zedtlitz 


Kammerherr Graf bon Rex⸗Zedtlitz: Herr von Schön— 
berg kam vorhin in ſeiner Rede auf die Freitreppe zu 
ſprechen, welche das neue Ständehaus mit der Brühl'ſchen 
Terraſſe verbinden ſoll. Ich bin auch vollſtändig der 
Meinung, daß dieſe Freitreppe hier durchaus am Platze 
iſt, und würde es ſogar als einen großen Fehler be— 
trachtet haben, wenn dieſe Freitreppe nicht projektirt 
worden wäre. Es iſt durchaus nothwendig, hier einen 
organiſchen Zuſammenhang zwiſchen der Terraſſe und 
dem Ständehauſe zu bilden. Ich glaube alſo, daß eine 
Verſchönerung des ganzen Baues hierdurch erreicht 
wird. Aber daraus kann ich doch noch lange nicht die 
Folgerung ziehen, daß auch ein Thurm und namentlich 
ein ſolcher über dieſer Freitreppe ſtehen ſol. Ich muß 
bei meiner Anſicht ſtehen bleiben, daß die Anſicht des 
Gebäudes nur gewinnen würde, wenn dieſer Thurm, 
wenigſtens in dieſer Weiſe, in Wegfall käme. 





Vizepräſident von Zezſchwitz: Herr Staatsminiſter 
von Noſtitz-Wallwitz! 


Staatsminiſter a. D. von Noſtitz-Wallwitz: Meine 
Herren! Ich werde für das Gutachten der Deputation 
ftimmen, weil ih an fi den gewählten Platz im 
Zentrum ber Stabt für das Ständehaus für befonders 
geeignet Halte und ich namentlih aucd aus der Nähe 
des Königl. Schloffes irgend ein Bedenken gegen biefen 
Plag nicht, wie es einer meiner Herren Vorredner ge— 
than Hat, ableiten fann. Im Gegentheile, meine Herren, 
wenn man einmal Symbolik treibt, jo fünnte fie nur 
darauf Hinauslaufen, man wolle bamit ein Zeichen 
geben, daß das Einvernehmen, das feither zum Wohle 
des Staates zwijchen bem Landesherrn und der ſtän— 
difchen Vertretung beftanden Hat, aud) ferner bejtehen 
moge. GSehr richtigl) 

Ein zweiter Grund, der mich beſtimmt, für das 
Gutachten der Deputation zu ſtimmen, iſt, daß der ge— 
gebene Pla durch die vorliegenden Pläne, wie mir 
icheint, fehr gut ausgenußt worden ift und die Stände 
daher in bem neuen Haufe, glaube id), alles finden 
werden, was fie hier vermifjen und doch zu fordern 
vielleicht berechtigt fein mögen. Mich beftimmt endlich 
auch, daß, wenn man gejagt hat, man könnte das 
Ständehaus auf einen anderen Platz ftellen und für ein 
anderes öffentliches Gebäude diefen Plag hier zur Ver: 
fügung ftellen, dann diefelben Mängel, die man hier in 
Betreff des Ständehaufes geltend macht, doch auch diefem 
öffentlichen Gebäude gegenüber Hervortreten würden, 
und da bin ich doc) gerecht genug, anzuerfennen, daß, 
wenn wir alle zwei Jahre ungefähr ein halbes Jahr 
diefe Näume in Benutzung haben und fie ungenügend 
finden, e8 doch noch viel weniger den Staatöbehörden, 
die jahraus jahrein biejelben zu benupen berufen fein 
würden, zuzumuthen wäre, biefe Mängel in den Stauf 
zu nehmen. Ich erkenne enblid auch an, daf die vor: 
liegenden Pläne uns eine Gewähr bafür leiften, daß 
das Gebäude nicht im einer Art und Weife hergeftellt 
werben wird, welche die Nachbargebäude und in Sonder: 
heit auch das Königl. Schloß irgendwie beeinträchtigt 
und bebrüdt. Ich bin aber hierbei aufrichtig genug, 
zu befennen, daß, wenn wir uns jet mit einem Projefte 
zu beichäftigen hätten, dem bie Grundgebanfen des 
früheren Projektes B augenfcheinlich zu Grunde lagen, 
ich noch freudigeren Herzens meine Einwilligung geben 
würde. Ih halte es aber nicht für ausgejchlofien, 
meine Herren, daß einmal eine Zeit fommen wird, wo 
man es für zwedmäßig halten wird, bie Terraffen- 


Itreppe zurüdzufepen, wie e8 damals vorgefchlagen war. 
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Indeh, meine Herren, das kann die Zukunft noch 
bringen und es ift gar nicht nothwendig, den Bau 
darauf fpeziell zu berechnen; aber es wirb immer mög: 
lich fein, dem Gebäude in ber Zukunft — fie kann 
ferne, fie fann näher fein — einmal die Luft und das 
Licht zuzuführen, deffen es jet noch ermangelt. Es ge: 
hört ein gewiffer Muth dazu, hier in Dresden öffentlich 
zu jagen, daß doch einmal an irgend eine Menderung 
eines Theils der Terraffe gedacht werben fünntee Man 
fpricht immer von der Bejeitigung der Terraſſe. Ja, 
meine Herren, daran hat überhaupt nod) niemand ge— 
dadt. Man verwechjelt immer die Terraffentreppe am 
Schloßplage mit der Terraffe. Die Terrafjentreppe ift 
jeinerzeit groß gedacht gewejen und fie ift auch jetzt noch 
ein ftattliches, monumentales® Bauwerk, das erfenne ich 
an; aber irgend eine patriotifche Pflicht, fie gerade jo 
zu erhalten, wie fie ift, eriftirt nach meinem Dafürhalten 
nit. Sie ift gebaut worden in ber traurigften Zeit 
ber Geſchichte unſeres Vaterlandes, fie ift gebaut worden 
von dem Generalgouverneur, den eine fremde Gewalt 
bier eingefegt Hatte. Der Fürft Nepnin Hat manche 
Verdienfte um unjere Stadt; er hat eine Anzahl An: 
ordnungen getroffen oder fie find wenigftens zur Zeit 
feines Regiments getroffen worden, die ſehr vernünftig 
find und die zum Theile Heute noch beftehen; aber einen 
Anſpruch darauf, daß die damals gejchaffene Terrafie 
gerade jo bleiben joll für alle Zukunft, kann ich nicht 
anerfennen. Die hiſtoriſche Bedeutung der Terrafje liegt 
darin, daß die Königliche Familie den Garten des feiner: 
zeit allmächtigen Minifters Brühl hergegeben hat, damit 
er dem Publikum als eine öffentliche Promenade diene, 
und die Verpflichtung, dieſe Promenade zu erhalten, fo, 
wie fie dem beftimmten Zwecke am beften dient, die er- 
fenne id) vollflommen an; aber dieſer Verpflichtung 
fünnen wir Folge leiften, ohne deshalb bie Treppe am 
Schloßplatze jchlechterdings jo zu erhalten, wie fie jept 
vorhanden ift. Ic gehe ſehr gern auf die Terraffe, 
weil fie eine ſchöne Ausſicht gewährt; aber gerade in 
dem Theile, um den es fich Hier handelt, Habe ich bisher 
jehr wenig Berfonen gefunden; der Theil, der die Terrafje 
berühmt gemacht hat in ganz Europa und darüber hinaus, 
das ift der, der die Ausficht auf die Elbe und bie Loſch— 
wiger Höhen gewährt gegenüber ber jetzigen Bauakademie 
ober dem früheren Cafes Reale. Das ift der Platz, 
welcher der Terraffe den Namen „Balkon von Europa” 
eingetragen Hat, nit der Pla unmittelbar am 
Schloßplage, in der Nähe des Brühl'ſchen Palais, 
und ber Awed, den die Terrafje jetzt hat, zur öffent: 
lichen Erholung zu dienen, wirb erheblich beeinträchtigt 
dadurch, daß ber lehte Theil ber Terrafje nad dem 
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Schloßplape zu um 1,30 m oder 1,50 m höher liegt als 
ber anfchließende Theil. Zu der Zeit, wo bie Terrafie 
ber Theil einer Befeftigung war, hatte dies feinen 
Grund; e3 war eine Baftion, durch die man ermöglichen 
wollte, auch die niedriger gelegenen Theile in zwed- 
mäßiger und erfolgreicher Weife zu vertheidigen. Jetzt, 
wo fie ein Öffentlicher Spaziergang ift, hat man bie 
Verpflichtung, biefen Spaziergang aud jo bequem und 
zuträglich für die, die ihn benupen, zu machen, als das 
möglich ift. Wenn eine Gemeinde jetzt einen Fleinen, 
unbebeutenden Weg baut, jo jehen wir darauf, baf fie 
nit verlorene Höhen ſchafft. Und Hier, auf einem 
Wege, der Kranken, Alten, Fremden, Verwöhnten und 
Urmen dienen ſoll, da ſchaffen wir beinahe künſtlich da— 
duch, daß wir verbieten, daß die Terraffe in dieſem 
legten Stüde erniedrigt werben fol, einen Weg, ber 
erft 1', m binauffteigt, und, nachdem man 100 Schritt 
gegangen ift, wieder 8 Stufen herunterführt. Und nun 
will man fagen, alle Schönheit der Terrafje gehe ver- 
foren, wenn wir diefe Unregelmäßigfeit, diejen mangel: 
haften AZuftand bejeitigen. Weil? Ja, das weiß ich 
nit. Man Hat gejagt, die Ausficht nad) den Lößnitzer 
Bergen würde dadurch beſchränkt. Ich bin wiederholt 
hingegangen, habe das aber nicht finden fönnen, Die 
Ausfiht nach den Löhniger Bergen wird etwas beein: 
trächtigt dadurch, daß die neue Eifenbahnbrüde höher 
liegt als bie alte Marienbrüde. Dagegen hat man 
nicht demonftrirt, wahrſcheinlich würde es auch nichts 
geholfen haben, weil der Niveauveränderungen wegen 
die Eifenbahnbrüde Höher gelegt werden muß. ber 
fo gut man das jegt nicht bemerkt Hat, würbe man bei 
einer geringen Erniedrigung ber Terraſſe irgend eine 
Uenderung den Lößniger Bergen gegenüber nicht be- 
merten. Die Ausficht, um berentwillen die Terraſſe 
hauptſächlich aufgefucht wird, ift die auf die Elbe und 
die dahinter gelegenen Lojchwiger Berge. Die bleibt 
ganz unverändert, benn dort bleibt das Niveau dasjelbe, 
wie es if. Ich würde aljo jehr gewünfcht haben, daß 
die Regierung fich wenigftens nicht fo weit gebunden 
hätte, daß nicht einmal diefe Irregularität geändert 
werben fünnte. Man bat ja gejagt: die Stadt Dresden 
will fonft auf nichts eingehen, auch nicht auf bie Leber: 
laſſung der Terraſſengaſſe. Man Hat auch gehört und 
geleſen, es jei geäußert worben, die Stadt habe ben 
Sclüffel der ganzen Bauausführung in ber Taſche, und 
wenn ihren Wünfchen nicht unbedingt zugeftimmt werbe, 
dann jei es doch jehr zweifelhaft, ob überhaupt noch das 
Ständehaus auf dem bereits gekauften Bauplap gebaut 
werden könnte. Nun, meine Herren, das Bürgerliche 
Geſetzbuch hat die Schlüffelgewalt noch etwas erweitert, 





aber es ift boch immer eine Gewalt, die mit großem 
Maaße und großen Beichränkungen ausgeübt werben 
muß, da fonft befanntlic eine gute Wirthſchaft nicht 
beftehen ann. ber davon abgejehen, meine Herren, 
ih glaube nicht, da die Stadt Dresden auf bie Idee 
fommen fönnte, ein Recht in einer Weiſe auszunutzen, 
durch welche bie zwedmäßige Ausgeftaltung eines Unter: 
nehmens bed Landes unmöglich gemacht würde, Ach 
will mich refümiren, meine Herren: ich werde für das 
Gutachten der Deputation ftimmen, und meine Abftimmung 
wird mir dadurd erleichtert, daß für die Zukunft nicht 
ausgefchloffen ift, daß die maßgebenden Anfichten in 
diefer Beziehung fich ändern und bem Gebäude bie: 
jenigen Vorzüge noch zugeführt werben, die ihm jetzt 
bis zu einem gewifjen Grabe verjagt bleiben. 


(Bravo!) 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Das Wort hat Herr 
Oberbürgermeifter Beutler. 


DOberbürgermeifter Beutler: Meine bochgeehrten 
Herren! Ich freue mich zunächſt, daß, wenn ich in 
Meinungsverjchiedenheiten mit meinem hochverehrten 
Herrn Vorrebner komme, biejelben fich lediglich auf 
einem akademiſchen Punkte bewegen, und daß Se. Er: 
cellenz erklärt hat, daß er für die Vorlage der Depu- 
tation ftimmen wolle. Dadurch wird mir natürlich un: 
gemein erleichtert, mich mit Se. Ercellenz in Bezug auf 
die Terrafie und die Treppenfrage auseinanderzujeßen, 
was ich doch für ein Gebot halte, das mir mein Amt 
auferlegt. Meine hochverehrten Herren! Zunächſt 
möchte ich feftjtellen, daß von feiner Seite, foviel mir 
befannt geworben ift, die Erhaltung der Terrafje in 
ihrer gegenwärtigen Geftalt aus hiftorifchen Gründen, 
wie mein Herr Vorrebner anzunehmen jchien, gefordert 
worden ift — das hat, glaube ich, niemand in Dresden 
gethan —, jondern ausſchließlich aus äfthetifchen 
Rüdfihten, aus Rückſicht darauf, daß das vorhin er: 
wähnte „Stäbtebild“, d. h. die Gefammtanficht, die man 
gewinnt, wenn man über bie Auguſtusbrücke herüber-, 
oder wenn man aus dem Georgenthore heraustommt, die 
Gejammtanfiht, die gegenwärtig umrahmt wirb von 
ber Kirche von Chiaveri auf der einen Seite und bie 
Ausficht auf die Lößnitzer Berge, den Ueberblid über 
die Brüde, über die Elbe der Terraffentreppe und das 
fünftige Stänbehaus, daß dieſe Geſammtanſicht nicht 
beeinträchtigt werde. Wuf bie Nichtverändberung biejes 
Gejammtbildes haben aber die Herren Sachverſtändigen 
ſowohl in Dresben, als bie von auswärts hierher ge: 
fommen find, um fi über bie Frage zu äußern, ben 
bauptjädlichiten Werth gelegt; deshalb haben ſchließlich 
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auch die ftädtijchen SKollegien, die anfangs durchaus 
nit auf einem jo ablehnenden Standpunkte in Bezug 
auf eine Veränderung ber Terraſſe ftanden, wie es 
gegenwärtig der Fall ift, fich entſchloſſen, die freiwillige 
und ohne jede weitere Verhandlung zu erflärende Her- 
gabe der Terraſſengaſſe nur dann zuzugeftehen, wenn 
die Terraſſe unverändert erhalten bliebe. Se. Excellenz 
hat darauf hingewiefen, daß es wohl faum richtig jei, 
wenn eine Stadtgemeinde von der Befugniß, ein ihr ges 
bhöriges, fei e8 im Eivileigenthume ober im fogenannten 
öffentlichen Eigenthume befindliches Grundftüd abzugeben 
ober nicht abzugeben, gegenüber dem Staate Gebraud) 
made, wenn es fid um öffentliche Interefjen handele. 
Ich nehme für die Stadt Dresden in Anſpruch, daß fie 
die öffentlichen Interefien des Staates in jeder Weije 
dann berückſichtigt, wenn fie in die Lage gelommen ift, 
über ſolche Intereffen mit zu verhandeln, und ich bin 
aud ber Ueberzeugung, daß mein verebrter Herr Vor— 
rebner zu der Verwaltung der Stadt Dresden das Ber: 
trauen hegt, daß fie bei Gelegenheit folder Verband: 
lungen das allgemeine Staatsinterefje nicht hinten anjtellt. 
Das aber hier, wo die Stadt Dresden die Möglichkeit 
hatte, ihre Wünſche geltend zu machen in Bezug auf 
bie Erhaltung aud eines öffentlichen Bauwerfes, fie 
zunächſt mit möglichfter TFeftigkeit diefe Wünſche zur 
Geltung gebracht hat, wird ihr gewiß mein verehrter 
Herr Vorrebner nicht verdenfen. Hätte die gejammte 
Ständeverfammlung und die Königl. Staatsregierung 
mit aller Energie darauf beftanden: es muß die Terrajje 
abgebrochen werden, und ihr müßt uns dazu die Terrafien- 
gaſſe geben, — jo bin ich überzeugt, dab auch eine 
Einigung mit der Stabt Dresben erfolgt wäre. Uber 
jo lag die Sadje nicht und liegt fie, Gott ſei Dank, auch 
heute nicht, fondern bie Erfte Kammer und ſehr viele 
Mitglieder ber Zweiten Kammer und bie gejammte 
Öffentliche Meinung Hat uns im ber Beziehung Recht 
gegeben, wenn wir bie Terraſſe zu erhalten verjucht 
haben, Ich endige mit bem, womit ich begonnen habe, 
indem ich meine große Freude darüber ausjpreche, daß 
bieje Auseinanberfegung rein alademiſch ift, und daß 
wir uns in Wirklichkeit in ber Zuftimmung zu ben 
Deputationsvorjchlägen begegnet haben. 


Bizepräfident von Jezſchwitz: Herr Kammerherr 
Sahrer von Sahr bittet zum dritten Male ums Wort. 


Kammerherr Sahrer bon Sahr: Damit ed nicht ben 
Anſchein Hat, als ob etwa lediglich ber Herr Vertreter 
ber Stabt Dresden es fchmerzlich empfunden hätte, daß 
Se. Ercellenz fi für Verkürzung der Terraſſe und 
Wegnahme ber fieben Stufen ausgefproden hat, jo 
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möchte ich Hiermit als alter Vertheidiger der Terraffe 
feftftellen, daß auf Beibehaltung dieſer ſieben Stufen 
und der ganzen Terrafje, wie fie jetzt ift, außer mir, 
wie ich genau weiß, eine große Unzahl der Mitglieder 
diefes Haufes den größten Werth legt. Ich Hoffe be- 
ftimmt, daß das Gebäude fo eingerichtet wird, dag man 
fpäter nicht auf den Gedanken kommen fann, von ber 
Terraffe etwas wegzunehmen, 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünfcht noch jemand 
das Wort? — Es ift nicht der Fall; ich ſchließe bie 
Debatte vorbehältlich des Schlußwortes des Herrn Be: 
richterftatters. 


Berichterftatter Domberr von Trützſchler: Meine 
geehrten Herren! Den Kampf, ben Herr Dr. Pfeiffer 
heute wieder eröffnet Hat, Haben wir ſchon in 
ber vorigen Seffion mit ihm ausgefämpft, und es könnte 
genügen, auf diefe damalige Verhandlung zurück— 
zufommen und zu fonftatiren, daß die Anficht, die Herr 
Dr. Pfeiffer heute wieber vertreten hat, in ber vorigen 
Seffion in der Schlußfigung über die Vorlage, die da- 
mals bie Regierung gemacht hatte, Ablehnung gefunden 
hat, und daß bie Kammer auch in der vorigen Seffion 
beichloffen hat, das Ständehaus auf biefem Platze zu 
errichten. Er hat num Heute auch wieder gewifje Argu— 
mente ausgeführt, die meiner Anficht nach, wie ich das 
auch ſchon in ber vorigen Sejfion bei Behandlung dieſer 
Angelegenheit ausgeführt habe, gar nicht zu beweifen 
find, wenigftens nicht mit dem Materiale, das er bei: 
gebradht Hat, — es ift zunächſt die Ueberragung, auch 
in ber jetzigen bejchränften Ausführung des Stände: 
haufes, des Schlofjes und ber danebenftehenden fatho- 
liſchen Kirche — das läßt ſich einfach ſchon dadurch wiber: 
legen, daß das jeßige Stänbehaus bloß mit 20 m Höhe 
berechnet ift, während ber neue Giebelaufbau des 
Schloſſes viel höher fein wird. Alſo es ift nad) dieſer 
Richtung vollftändig dafür geforgt, daß eine derartige 
ungünftige Anficht verhindert wird. 

Er hat fih auf die fogenannte Koftenerfparnik 
bezogen und bat ausgeführt, daß dieje Beichlüffe, das 
Ständehaus dahin zu bringen, ben Unträgen der 
Deputation entfprechend, eine Wbweihung von ben 
Sparſamkeitsgrundſätzen, die wir neuerdingd aus— 
gejprochen Haben, fein würden. 

Meine Herren! Das Ständehaus ift doch feine 
neue frage, ift durch drei Seffionen wiederholt theil- 
weife einftimmig von den Kammern befchloffen worden. 
Die Ständehausneubaufrage ift alſo eine alte Ver: 
pflitung, es ift doch nicht ein neuer Bau, den wir 
jet plößlich unter den jekigen Verhältniffen unter: 





nehmen und zu dem wir uns jebt entjchließen, 
fondern es ift bie Folge umjerer früheren Be: 
ſchlüſſe; und nebenher muß man doch aud das 
berüdfihtigen, was zum Theile der Herr Kammer: 
herr Sahrer von Sahr ſchon amgebeutet Hat, daß 
una bier zunächſt aud) ein Gegenwerth ermächft 
in ber MWieberbenugung oder aud Veräußerung 
bes alten Ständehaufes und daß zweitens Pro— 
jefte, die nun andrerjeits vom Herrn Dr. Pfeiffer 
ausgejprochen find, wie das, das Ständehaus womöglich 
wo anders hin zu bauen, gerade dahin führen, dem 
Sparfamleitöprinzipe ganz und gar entgegen zu arbeiten. 
Das ift für jeden erkennbar, wenn das Stänbehaus 
an einen Pla geftellt wird, wo vier Seiten Faſſaden 
find, daß dann das Ständehaus noch vertheuert wird. 
Das ift ein Argument, welches ſchon in der jenfeitigen 
Kammer erwähnt worben und von dem Herrn Bericht: 
erftatter widerlegt worden ift. Alſo gerade wenn man 
auf die Idee zurüdtommt, das Ständbehaus wo anders 
hin zu bauen, jo wirb ſchon das Ständehaus unbedingt 
viel theuerer werden. Das ift fiher, und zweitens 
wird dann bie Verwendung des jebigen Platzes immer 
wieber nöthig werben. Ich gebe ja zu, daß ba eins 
von den Gebäuden, was ber Staat jehr bald brauchen 
wird, hingebaut werben könnte; dann werben biejelben 
Fragen wieder entftehen, und wenn ber (led überhaupt 
höhere Baufoften Herbeiführt, jo wird das aud) wieder 
wahr werben. 

Alſo diefe fogenannte Sparſamkeit führt und eigent- 
ih dahin, da wir jagen müßten, das ift eine ganz 
pafiende Ausführung, nicht nur hinfichtlich des Zweckes, 
den wir im Auge haben, jondern eine ganz pafjende 
Ausführung auch infofern, als unfere Mittel hierbei, 
die Aufwendung der Mittel, die gehörige Berüdfihtigung 
finden. 

Auch ift der Herr Dr. Pfeiffer eventuell nod einmal 
darauf zurücdgelommen, daß man das alte Ständehaus 
anders ausbauen und für unfere Zwecke nugbar machen 
könnte. Im biefer Hinficht find aber die Aften meiner 
Anficht nach auch gejchloffen; es ift nachgewieſen, die 
Erörterungen haben ergeben, daf das jehr große Koften- 
fummen erforbern würde, da inzwiſchen, während das 
Ständehaus ausgebaut wird, jebenfalls für eine ander: 
weitige Unterbringung der Stände geforgt werden müßte, 
und daß jedenfalls diefer Aus- und Umbau ebenjoviel 
foften würde, wie der Neubau Eoftet. 

Folglich glaube ich behaupten zu können, baß bie 
Vorſchläge gar nicht den Grundſätzen zuwiberlaufen, die 
wir in Bezug auf den Staatshaushalt aufgeftellt haben 
und denen wir folge leiften wollen joweit wie möglid). 
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Sch empfehle noch einmal die Vorſchläge der Deputation 
zur Annahme, 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: Wir kommen nun: 
mehr zur Abftimmung. Sch werde diefelbe in der Weiſe nad 
bewirken, daß ich die Anträge ber Deputation unter ee MAT RR EINEN: 

1 und 2 einzeln zur Abftimmung bringe Die Königl, R: j 

Staatsregierung hat ausdrücklich namentliche Abftimmung | Gegen 9 Stimmen angenommen. 

beantragt bei der Abftimmung über Punft a. Ich frage, ob bie namentliche Abftimmung bei den 
Ich beginne mit diefem Punkte. Ich bitte alfo | weiteren Punkten auch gewünſcht wird? 


von Dppel. 

Graf zur Lippe, 
Kammerherr von Wiedebach. 
bon Trebra⸗-Lindenau. 


abzustimmen! 
Es antworten mit Ja: 


Präfident Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 
Bizepräfident Landesältejter von Zezſchwitz. 
Sekretär Bürgermeifter Thiele. 

Sefretär Kammerherr Freiherr von Find, 
Prinz Georg, Königl. Hoheit. 

Wirkl. Geh. Rath) von Charpentier, Ercellenz. 
Graf zu Solms: Wildenfels, Erlaucht. 

Dr. von Wächter. 

Kommerzienrath Naumann. 

Oberſchent Graf von Einfiedel. 
Oberhofprebiger Dr. Ndermann. 

Biſchof Dr. Wahl. 

Geh. Kirhenrath Dr. Bant. 

Domherr Dr. Friederici. 

von Wabborf. 

Hempel. 

Wirkl. Geh. Rath Meufel, Ercellenz. 
Kammerherr Sahrer von Sahr. 
Oberbürgermeifter Dr. Bed, 

Kammerherr von Schönberg. 
Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler, 
Bürgermeifter Dr. Raeubler. 

Kammerherr Graf von Ner:Bebtlig. 

Geh. Kommerzienrath Gruner. 

Domberr von Trübichler. 

Geh. Kommerzienrath Thieme. 


Staatsminifter a. D. von Noſtitz-Wallwitz, Ercellenz. 


Geh. Kommerzienrath Hultzſch. 
Freiherr von Könneritz. 
Oberbürgermeifter Dr. Tröndlin. 
Rittmeifter von Bodenhauſen. 
Kammerherr von der Planitz. 
Bürgermeifter Wiliſch. 


Es antworten mit Nein: 


Graf von Scönburg, Erlaudt. 
DOberbürgermeifter Seit. 
von Herber. 


(Staatsminifter von Wahborf: Von der Regierung 
wird verzichtet.) 


Ih frage alfo die Kammer, 
„ob fie beſchließen will, b) als dritte Baurate 
in Tit. 25 des auferorbentlihen Staats- 
haushaltsetats für die Finanzperiode 1900/01 
1 Million M. zu bewilligen?“ 
Einftimmig. 
Ich frage weiter: 


„Will die Kammer beihliehen, 

ce) daß von beiden Kammern eine gemeinfchaftliche 

ara porn nad) Maßgabe bes $ 114 ber 
erfaſſungsurkunde in Verbindung mit $ 34 flg. 

ber —— aut Entſcheidung über 

wichtige fragen des Neubaues, insbejondere über 

die Ausgeftaltung bes äußeren und inneren Aus: 

baues zu wählen ift?” 

Einftinmig. 
„Will fie weiter beſchließen, 

d) in diefe Zwifchendeputation nad) erfolgter König. 
Genehmigung feiten der biesfeitigen Sammer 
fünf Mitglieder zu wählen und ihnen brei Stell- 
vertreter, und zwar einen erften, zweiten und 
dritten beizugeben, welche für den Fall der Be: 
hinderung oder bes Ausſcheidens eines wirklichen 
Mitgliedes in der Neihenfolge ihrer Stelle zu 
den Sigungen der Deputation mit Stimmredjt 
zuzuziehen find?” 

Einftimmig. 

e) die von E. Thiele in Dresden-Neuſtadt im Auf: 
trage von 12 Dresbner Bezirkd- und Bürger: 
vereinen rn Petition . Wahl eines 

eeigneteren Bauplatzes und Erhaltung der Brühl: 
—* Terraſſe in ihrer jegigen Geſtalt auf ſich 
beruhen zu laſſen?“ 
Einftimmig. 
„Will die Kammer ferner bejhliehen, 2. bie 
neuerdings eingegangene Petition bes Archi— 
teften Holder in Löbau auf ſich beruhen zu 
laſſen?“ 


Einſtimmig. 
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Hiermit ift biefer Gegenftand der Tagesordnung gerichts bei Streitigkeiten über die Beſteuerung 
erledigt, und ich beraume bie nächſte Sigung an auf der Wanderlager betreffend. (Druckſache Nr. 28.) 
— ven 10. Sumnar minage 12 Uhr Und gur Mitvollziehung des Prototolls lade ich ein 

8 9: Herrn Kommerzienrath Thieme und Se. Ercellenz Herrn 
1. Vortrag ans ber Regiftrande und Beſchlüſſe Staatsminifter von Noſtitz-Wallwitz. Ich bitte, das 
auf die Eingänge. Prototoll zu hören, 
2. Antrag zum münbliden Berichte ‚ber erften (Dasfelbe wird verlefen.) 
Deputation über die mitteld des Königl. Defrets Wird das Protofoll genehmigt? — Es erfolgt fein 


Nr. 16 vorgelegten Entwürfe eines Gejees über |... zur J 
die Verwaltungsrechtspflege, eines Geſetzes einige re — — für genehmigt 
weitere Abänberungen bed Einfommenftener: | 9. 


geieges vom 2. Juli 1878 betreffend, und eines s j ' 
Geſetzes, bie Zuftänbigfeit bes Oberverwaltungs: | GSchluß der Sigung 1 Uhr 55 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlih: Der Borftand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober-Regierungsrath 
Profeſſor Heinrid Krieg. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Motter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjendung zur Poft: am 16. Januar 1900, 


Mittheilungen 


über die Berhandlungen des Landtag. 


I. Kammer. 





N 16. 


Dresden, am 15. Januar 


1900. 








Schzehnte öffentliche Situng 
der Erfien Sammer 
am 15. Januar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Entſchuldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 733 — 759. — 
Antrag zum münblihen Berichte der erjten Deputation 
über die mitteld des Königl. Dekret Nr. 16 vorgelegten 
Entwürfe eines Geſetzes über bie Verwaltungsrechtspflege, 
eines Geſehes einige weitere Abänderungen des Ein: 
fommenfteuergefeßes vom 2. Juli 1878 betr., und eines 
Gefepes, die Zuftändigkeit des Oberverwaltungsgerichts 
bei Streitigleiten über die Beftenerung ber Wanderlager 
betr. AZurüdverweifung ber Vorlage mit ben hierzu ge: 
ftellten HUenderungsanträgen des Geh. Raths Dr. Wach an 
die erſte Deputation. — Feſtſetzung ber Zeit und Tages: 
ordnung für die nächſte Sigung. — Vorlefung und Ge: 
nehmigung des Protokolls über bie heutige Situng. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniſtertiſche: 

Die Herren Staatsminiſter von Metzſch und Dr. 
von Seybewiß, ſowie die Herren Regierungskommiſſare 
Geh. Rat Dr. Wäntig und Geh. Negierungsrath Dr. 
Apelt. 

Anweſend 40 Kammermitglieder. 

Präfident: Ic bitte bie Herren, ihre Plätze einzu— 
nehmen. Ich eröffne die öffentliche Sigung. 

Entjihuldigt haben fi für Heute Herr Graf zu 
Solms, Erlaucht, wegen Privatangelegenheiten, Herr 
Domherr Dr. Friederici wegen dringender Geſchäfte und 

1.8. (1. Abonnement.) 


Herr Domherr von Trützſchler wegen Familienangelegen: 
heiten. 

Den Vortrag aus ber Regiſtrande giebt uns 
Herr Sefretär Thiele. 


(Nr. 733.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
erften Deputation über ben mittel des Königl. Defrets 
Nr. 5 vorgelegten Entwurf eines Geſetzes wegen Ab- 
änderung einer Beitimmung des Organifationsgefepes 
vom 21. April 1873. 


Präfident: Gebrudt, vertheilt und kommt auf eine 
Tagesorbnung. 


(Nr. 734.) Die Deutiche Kolonialgejelichaft, Ab- 
—* Dresden, überſendet zehn Eintrittskarten zum 
ortrage des Generalkonſuls Roſe am Dienstag, ben 
16. Januar 1900, Abends 8 Uhr, im großen Saale 
bes Vereinshauſes über „Samoa“. 


Präfident: Die Eintrittöfarten liegen in der Kanzlei 
aus; wer ben Vortrag anhören will, der jei hiermit dazu 
aufgefordert. Ich wiederhole Vortrag über Samoa vom 
Generaltonful Roſe. 


Nr. = Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlufberathung über Tit. 61 des auferorbent- 
fihen Etat für 1900/01, Erweiterung des Bahnhofes 
Stollberg betr. 


(Nr. 736.) Desgleichen, betreffend Schlufberathung 
über Tit. TO des außerorbdentlichen Etats für 1900/01, 
—— eines zweiten Gleiſes von Wilkau bis Wiejen: 

urg betr. 

(Nr. 737.) Desgleichen, betreffend Schlufberathung 
über Tit. 69 des auferorbentlichen Etats für 1900/01, 
ben Umbau des Empfangsgebäubes auf Bahnhof Zwidau 
betreffen. 


Präfident: Diefe drei Nummern kommen an bie 
zweite Deputation. 


(Nr. 738.) Petition bes Erbiehngutsbefigers Robert 
Gäbler in Hinterhermadorf und Saupsborf, betreffend 
2 
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die Genehmigung der Ausdehnung ber elektrijchen Straßen: 
bahn Schandau:Wafjerfall bis zum Bahnhofe Schandau. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 739.) Petition bes > ——— 
zu Dittmannsdorf bei Penig um Befreiung von der ftaats 
lichen Biehverficherung. 


(Nr. A Petition des Robert Hartmann in Reichen: 
bad) i. ®., Generalbevollmädhtigter der Alwine Louiſe 
Junghan geborene Lorenz daſelbſt um Wermittelung ber 
Berichtigung der SKirchenbücher des Pfarramtes Irfers— 
grün und etwaiger anderer Pfarrämter hinſichtlich der 
Screibweife bes Namens Dittrid). 


Präfident: Beide Nummern fommen auch an bie 
vierte Deputation. 


Pair 741.) Petition des volfswirthfchaftlichen Vereins 

für Baruth und Umgegend um Bewilligung der Mittel 

2 Ha projeftirten Eifenbahn von Weißenberg nad) 
abibor. 


Präfident; An die zweite Deputation. 


(Nr. 742.) Die Zweite Kammer überjendet 35 Drud- 
eremplare einer Petition der Gemeinde Demitz-Thumitz 
und Genofjen um Verlegung der geplanten todten Kurve 
Shmölln: Schönbrunn: Burkau betr. 


(Nr. 743.) Desgleihen 40 Druderemplare einer 
Petition des Julius Mäfer und Genoffen in Leipzig, die 
Sonderbefteuerung der Konfumvereine ıc. betr. 


(Nr. 744.) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Petition der Stadtgemeinde zu Kamenz um Weiterbau 
der fogenannten Norboftbahn durch die Stioftergegend nach 
Kamenz und Königsbrüd, 


(Nr. 745.) Desgleichen einer Petition der Gemeinde: 
räthe zu Rötha ıc. um Erbauung einer Eifenbahn von 
Böhlen über Rötha:Belgershain:Naunhof: Ummelshain. 


Präftdent: Sind zu vertheilen. 
(Nr. 746.) Petition des Stadtgemeinderathes zu 


Tharandt um Weiterführung ber geplanten eleftrijchen 
Bahn durdy den Plauenjchen Grund bis Tharandt. 


Präfident: Un die zweite Deputation, und zu ver: 
theilen. 

(Nr. 747.) Schreiben des Königl. Finanzminifteriums 
vom 9. Januar 1900, 55 Hochbau-Reg., bei Ueber: 
fendung von 50 Eremplaren eines Statiftiichen Nachweiſes 
über in den Jahren von 1888 bis 1808 vollendete und ab: 
gerechnete Staatähochbauten. 

Präfident: Zu verlefen. 

(Bergl. M. II.8. ©. 430, R.:Nr. 336.) 
Geſchieht.) 


Die Nachweiſe ſind zu vertheilen, wir danken zu 
Protokoll. 


LK. 16. Sitzung, am 15. Januar 1900, 


(Nr. 748.) Protofollertratt der Aweiten Sammer, be— 
treffend Schlußberathung über die Betition des Steinbrudj- 
pächterd Eduard Möbius in Ammelshain und Genofjen 
um Aufhebung des Verbotes, die Verwendung von 
Galluſin als Sprengmittel in Steinbrüchen betr. 


Präfident; An die vierte Deputation. 


(Nr. 749.) Betition der Frau Dlga Gebauer in 
Berlin, Geichäftsführerin der Vereinigung deutſcher Heb- 
ammen um Neuregelung bes Hebammenwefens. 


Prüfident: Auch an die vierte Deputation. 


(Nr. 750.) Einladung des Rathes der Haupt: und 
Refidenzftabt Dresden zur Theilnahme am Feitmahle zur 
Feier bes Geburtstages Sr. Majeftät des Kaiſers am 
27. d. M. 2 Uhr Nachmittags. 


Präfident: Zu verlefen. 
(Vergl. M. II. 8, ©. 431, R.:Nr. 344.) 


(Gefchieht.) 
Die Beichnungslifte liegt in der Kanzlei aus. 


(Nr. 751.) Die Bweite Kammer überfendet 50 Drud- 
eremplare einer Petition des Rathes und der GStabt- 
verordneten zu Lengenfeld i.®. um Berüdfichtigung bei 
Erbauung einer Eifenbahn Plauen » Treuen » Rodewiid). 


(Nr. 752.) Desgleihen 30 Druderemplare einer 
Petition bes Gemeinderathes zu Großbaudlig und Ge- 
nofjen um Abänderung bes Berodinllaftengeiehen vom 
8. März 1838. 


Nr. 753). Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Petition bes —— ae Bereind zu Auerbach i. ®., 
die Errichtung einer Abfertigungsftelle für Bollgüter in 
Auerbach i. B. 


(Nr. 754.) Desgleichen einer Petition des Stadt- 
rathes zu Kamenz, den Umbau des dafigen Bahnhofes beir. 


(Nr. 755.) Desgleihen einer Petition ber Mulben- 
thal= Interefjenten Richard Käftner in Großſchirma und 
Genoſſen um Erbauung einer Muldenthalſtraße Hals: 
brüde-Zollhaus Bieberftein. 


(Nr. 756.) Desgleihen einer Petition des Stein: 
bruchbefigers H. Schmidt in Pirna, die Erbauung einer 
Eijenbahn von Copitz nad) Dorf Wehlen betr. 

(Nr. 757.) Desgleichen einer Petition des Konſum— 
Vereins für Löhtau und Umgegend um —— der 
Umſatzſteuerregulative in den Gemeinden Löbtau, Cotta 
und Stetzſch. 

(Nr. 758.) Desgleichen einer Petition des Petitions- 
ausſchuſſes für Erbauung einer Eifenbahn von Olbernhau 
nad) Rübenau-Reipenhain um Erbauung dieſer Eijenbahn. 


(Nr. 759.) Desgleihen 50 BDruderemplare einer 
Betition bes Südvorftäbtifchen Bezirkövereins zu Leipzig 
um Errichtung eines Zentralbahnhofes in Leipzig. 


Präfident: Sämmtliche Nummern find zu vertheilen 


1. $. 16. Sigung, am 15. Jannar 1900, 


Meine Herren! Wir gehen weiter zu Bunt 2 
der Tagesordnung: „Antrag zum mündlidhen Be: 
rihte ber erften Deputation über die mittels 
des Königl. Detrets Nr. 16 vorgelegten Ent: 
wärfe eines Gejeßes über die Verwaltungs’ 
rehtspflege, eines Geſetzes, einige weitere 
Abänderungen bes Eintommenfteuergejehes 
vom 2. Juli 1878 betreffend, und eines Gejepes, 
die Buftändigleit des Dberverwaltungsgerichts 
bei Streitigfeiten über die Befteuerung ber 
Banbderlager betreffend.” (Drudjahe Nr. 28.) 
(Bergl. M. II. 8 ©. 146ff., 318. und 370 ff., fowie 
Repertorium 1897/98, I ©. 96 unter Verwaltungs: 

rechtspflege.) 

Ich erſuche Se. Excellenz von Charpentier, ſeinen 
Vorlrag aufnehmen zu wollen. 

Wirkt, Geh. Rath von Charpentier, Ercellenz: Das 
zur heutigen Berathung ausftehende allerhöchſte Dekret 


fautet fo: (Wird verlefen.) 


Die Frage wegen Einführung einer über ben 
Rahmen der jegigen Abminiftrativjuftiz hinausgehenden 
Berwaltungsrechtäpflege hat ben vorigen Landtag in 
ausführlicher Weile befchäftigt. Die Anfichten waren 
damals getheilt, ſchließlich aber haben fi die Kammern 
dahin geeinigt, daß fie zwar ben damals vorgelegten 
Geſetzentwurf abgelehnt, die Königl. Staatsregierung 
aber erſucht Haben, einen anderweiten Gejekentwurf 
vorzulegen über die Errichtung eines Verwaltungs: 
gerichtshofs, welcher die Bedenlen, die gegen den erjten 
Entwurf entftanden waren, befeitigen fünnte. Zugleich 
war damals eine gemeinfhaftlihe Zwifchendeputation 
jur Berathung bes beantragten neuen Gejegentwurfs 
gewählt worden. Dieſe Zwiſchendeputation Hat fich 
der ihr geftellten Yufgabe in einer Mehrzahl von 
Sigungen unterzogen und hat, nachdem ihr auf Grund 
der in ihren vier erften Sigungen gefahten grundlegen- 
den Beichlüffe ein anberweiter im wejentlichen aller: 
dings fih an ben früheren Gefegentwurf anlehnender 
Entwurf vorgelegt worden, legteren eingehend im ein: 
zelnen berathen. 

Bei diefen Berathungen hat die Zwijchendeputation 
in verjchiedenen Punkten ihre Bedenken fallen laſſen 
fönnen; in anderen Punkten bat bie Königl. Staats- 
regierung den Wünſchen der Deputation nmachgegeben 
und fo ift auf biefe Art eine vollftändige Einigkeit zu 
erzielen gewejen, jo daß alfo, als die Zwiichendeputation 
am Ende ihrer Thätigkeit angelangt war, überhaupt 
feine Differenz zwifchen der Königl. Staatsregierung 
und der Deputation mehr beftand. Dem entipredhen 
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nun aud) die vorgelegten drei Gefegentwürfe, welche ſich 
vollftändig an die mit der Deputation getroffenen Ber: 
einbarungen anjchließen. Auch die erſte Deputation, in 
deren Namen ich jeht zu referiren die Ehre habe, Hat 
ſich nicht entfchließen fünnen, ein Abgehen von biejen 
Bereinbarungen zu empfehlen, kann ſich vielmehr allent- 
halben auf dasjenige beziehen, was im Berichte ber 
Zwifchendeputation vom 15. September v. I. ausgeführt 
it. Ich will dabei nur noch ergänzend bemerken, daß 
auch diejenigen Mitglieder der Bwifchendeputation, 
welche früher anderer Anficht gewejen find, doch den 
auf Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofs Tauten- 
den Beichluß beider Kammern als für fie bindend an— 
gejehen haben, weil fie ſich jagen mußten, daß fie nicht 
zur Berathung der Frage, ob ein Verwaltungsgerichts: 
hof errichtet werben folle, jondern zur Vorberathung ber 
ber neuen Einrichtung zu gebenden Mobalität berufen 
ſeien. 

Im allgemeinen möchte ich mir erlauben, noch 
folgende Geſichtspunkte Hervorzuheben. Gewiß iſt, um 
zunächſt auf den Hauptgeſetzentwurf zuzukommen, dieſer 
Entwurf, obgleich er wohl durchdacht und mit großer 
Sorgfalt und Scharfſinn ausgearbeitet iſt, doch nicht 
ein ideales Werk, welches zu gar keinen Ausſtellungen 
und Wünſchen Raum ließe. Man könnte ja ſagen, daß 
das Prinzip, auf dem der Entwurf beruht, nicht allent: 
halben ganz fonjequent durchgeführt fei; man könnte 
fragen, warum bie einzelnen Departements des Innern, 
des Kultus, dev Finanzen nicht gleihmäßig behanbelt 
jeien; man könnte der Anficht fein, daß die Eintheilung 
in ftreitige und nichtftreitige Verwaltungsfachen einiger: 
maßen willfürlich fei und anders hätte gemacht werben 
fünnen; man könnte vielleicht mit der Stellung nicht 
einverftanden fein, welche in Bezug auf die ftreitigen 
Angelegenheiten den Kreishauptmannſchaften zuge: 
wieſen ift, und was bergleichen mehr fih fagen 
läßt. Gewiß find mande von dieſen Wünfchen an 
und für fi nicht umbeachtenswerth; aber ich gebe 
doch zu bedenfen, daß der Entwurf den Zweck verfolgt, 
bie von beiden Kammern gewünſchte Herftellung einer 
wirffaneren Verwaltungsrechtspflege auf demjenigen 
Wege herbeizuführen, der am einfachſten zum Siele 
führen fönnte und auf welchem diefes Ziel, wenn aud) 
nicht abjolut, doc in der Hauptſache und zwar ohne 
allzugroße Störung der beftehenden Verhältniſſe zu 
erreichen war. Eine ganz ftrenge Durchführung eines 
auf die Unterftellung aller Zweige der Verwaltung 
unter die Verwaltungsrechtspflege gerichteten Syſtems 
würde, felbft abgejehen von der frage, ob fie wünjchens: 
werth wäre, doch nicht ohme eine totale Umgeftaltung 
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der jehigen Organifation, für welche fi niemand er- 
wärmt haben würde, möglich geweſen fein, Viele Be: 
ftimmungen bes Entwurfs beruhen darauf, baf fie, ohne 
gerade Anspruch auf unbedingte theoretiiche Folgerichtig— 
feit zu machen, fi durch praftiiche NRüdfichten, durch 
Nüdfihten der Zwedmäßigkeit empfehlen, und daran 
braucht man auch feinen Anftoß zu nehmen, denn in 
dem gejammten Staatäleben kommen doch jehr Häufig 
Punkte vor, welche, wenn auch Rechtsfragen jehr wejent: 
li) dabei mitfpielen, doch mehr oder weniger nad) Er: 
wägungen ber Zwedmäßigfeit georbnet werben müſſen. 
Man denke nur an die Abgrenzung der Stompetenz 
zwiſchen Juſtiz und Verwaltung, auf dem Gebiete ber 
Strafrehtöpflege auf bie Abgrenzung zwiſchen ftraf: 
baren und ftraflofen Handlungen, und anderes mehr, 
Infofern möchte ich ben Entwurf als eine Art Kom: 
promiß bezeichnen, — ich glaube mich darin im Ein- 
verftändniffe mit ber Königl. Staatsregierung felbft zu 
befinden — als ein Kompromiß, durch welches eine 
Bermittelung zwifchen theoretijchen und Zweckmäßigkeits— 
geſichtspunkten hergeftellt, eine Bafis gejchaffen werben 
fol, auf welder die bivergirenden Unfichten unter 
gegenfeitiger Beſchränkung vereinigt werben könnten. 
Wenn nun ber Entwurf gewiß dazu geeignet ift, das, 
was bie Kammern auf dem Gebiete ber Verwaltung 
wünſchen, wenn auch vielleicht nicht vollftändig, aber 
doch in ber Hauptjache zu bieten, jo würde die De- 
putation wünjchen, baß der Entwurf, nachdem er bereits 
in der Zweiten Kammer angenommen worden ift, auch 
in ber Erften Sammer ein gleiches Schidjal finde und 
nicht durch zu weitgehende Anträge ein Buftandefommen 
in frage geftellt werbe, 

Bei den Berathungen ber Zwifchendeputation hat 
es fich hauptſächlich um folgende zwei Fragen gehanbelt: 
erftend, wie ber Verwaltungsgerichtöhof organifirt und 
wie feine Kompetenz abgegrenzt werben folle, und zweitens, 
welche Behörden zur Handhabung der Verwaltungsrechts⸗ 
pflege in der unteren Inſtanz berufen werben follen 
und wie das Verfahren georbnet werben jolle. Un: 
langend zunächſt die DOrganijation de Verwaltungs— 
gerichtshofs, jo war in ber betreffenden Stänbifchen 
Schrift vom vorigen Landtage ausgejproden worden, 
es möge ber Verwaltungsgerichtshof eine dem früheren 
Entwurfe gegenüber einfachere Geftaltung erhalten. 
Diefer Direktive iſt die Zwiſchendeputation nicht vers 
geffen gewejen, fie hat fich aber doch überzeugen müffen, 
daß eine folhe einfachere Geftaltung, welche wohl 
eigentlih nur in ber Berminderung ber Zahl der für 
die Entſcheidung erforderlihen Nichter hätte beftehen 
fünnen, fi aus verjchiedenen Gründen, die im Berichte 
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ber Zwiſchendeputation auf Seite 3 näher ausgeführt 
find, namentlih aud mit Rüdfiht auf die Parallelität 
zu bem Oberlandesgerichte, nicht empfehle. Die Zwijchen: 
beputation hat alſo geglaubt, biefen Punkt nicht weiter 
verfolgen zu fünnen, zumal er nicht gerade als ein 
prinzipieller bezeichnet werben fann. Im Bezug auf bie 
Kompetenz bes Verwaltungsgerichtöhofes aber war man 
darüber einverftanden, daß er nicht bloß ala obere 
Inftanz inftreitigen Berwaltungsjachen konftituirt, ſondern 
zugleih aud für nichtftreitige Verwaltungsfachen dazu 
berufen werben müſſe, nah Erſchöpfung der regel: 
mäßigen Inftanzen zu ber Trage zu Fognosziren, ob 
die letzte Entſcheidung dem Rechte entſpreche. Alſo 
das ſind die Fälle, für welche der Entwurf die An— 
fechtungsllage zuläßt. 

Was hiernächſt die weitere Frage betrifft, in die 
Hand welcher Behörden die Handhabung der Ver— 
waltungsrechtspflege in der unteren Inſtanz gelegt 
werden ſolle, ſo war man darüber nicht im Zweifel, 
daß es ſich nicht um die Schaffung ganz neuer Behörden 
handeln könne. In der ſchon vorhin erwähnten 
Ständiſchen Schrift war ausgeſprochen, es möge bei dem 
neuen Entwurfe für das Verfahren ſowohl in ſtreitigen 
als in nichtſtreitigen Sachen der Geſichtspunkt thun— 
lichſter Anlehnung an das bisherige Verfahren bei: 
behalten werden. Dem würde es nun allerdings am 
meiften entjprochen haben, wenn man an ber jetzigen 
Behörbentompetenz überhaupt gar nicht? geändert und 
nur ben Verwaltungsgerichtshof als oberfte Spige ein» 
geihoben hätte; dem würben aber, während es für die 
nichtftreitigen Verwaltungsfahen unbebentlih und 
thatfählih auch im Entwurfe jo gehalten worden ift, 
doch für die ftreitigen Sachen mehrfache Bedenken ent- 
gegenftehen, und es würben verſchiedene Maßnahmen, 
welhe man bei einem verwaltungsgeridhtlichen Der: 
fahren für nöthig Hält, damit nicht verbunden werden 
fönnen. Insbeſondere würde bei den Amtshauptmann- 
ſchaften die, wenn auch nicht für alle, jo doch für 
manche Fälle wünjchenswerthe Einführung eines münb- 
lichen und öffentlihen Verfahrens, vor allem aber bie 
Kollegialität der Berathung und Beihlußfaffung, auf 
welche von vielen Seiten für die verwaltungsgerichtliche 
Entfheidung ganz befonderer Werth gelegt worden ift, 
nicht möglich fein ohne eine ſehr wefentliche Umgeftaltung 
ber Amtshauptmannfchaften, namentlich dann nicht, wenn 
auf die Wirkung der Bezirksausſchüſſe verzichtet werben 
joll, was doc faft allfeitig, um das Laienelement nicht 
zu fehr zu belaften, gewünjcht worden ift. Dieje Er- 
wägungen haben nun die Zwifchendeputation dahin ge: 
führt, für die Entſcheidung in erfter Inftanz in ftreitigen 
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Verwaltungsſachen die Kreishauptmannfchaften ins Auge 
zu faffen und zwar in ihrer follegialen Zuſammenſetzung 
ohne den Kreisausſchuß, und diefen Vorſchlag hat aud) 
der Entwurf angenommen. Er hat dem früheren Ent: 
wurfe gegenüber, welcher gewiſſe Sachen ben Bezirks: 
ausſchüſſen, andere den Kreisausschüffen zuweiſen wollte, 
den Borzug der größeren Einfachheit. Den Kreisaus— 
ſchuß aber wegzulafien, ift infofern unbedenklich und 
vielleicht jogar räthlich, als es fich Hier bei den in Frage 
fommenden Entjheidungen meiftens in der Hauptſache 
um Rechtsfragen handeln wird. 

Das find die Hauptgedanken, von denen die Zwifchens 
beputation in Bezug auf ftreitige Berwaltungsfachen 
fih Hat Teiten laſſen. Bezüglich der nicht ftreitigen 
Saden will ich für jegt nur bemerken, daß hier an ber 
beftehenden behörblichen DOrganifation und Kompetenz 
in ber erften und zweiten Inftanz überhaupt gar nichts 
geändert und nur an die Stelle ber jetzt beftehenden, 
aber eigentlich nicht gerade direkt auf Gejeg beruhenden, 
jondern nur durch die Praxis eingeführten Nichtigkeits- 
beihwerde bie ſogenannte Anfechtungsklage eingeſetzt 
worden iſt, wonach die Betheiligten das Recht haben 
ſollen, nach Erſchöpfung der regelmäßigen Inſtanzen 
noch den Verwaltungsgerichtshof anzurufen, welch 
letzterer übrigens dabei nicht bloß als Reviſionsinſtanz 
im engeren Sinne bes Wortes gedacht iſt, d.h. nicht 
bloß zur Prüfung der formellen Legalität ber ange: 
fochtenen Entjheidung berufen, und hierauf beſchränkt 
werden, fondern zugleich berechtigt fein foll, auch bie 
thatfählichen Erörterungen, foweit fie auf die rechtliche 
Beurtheilung der Sache von Einfluß find, einer Nach— 
prüfung zu unterwerfen, 

Endlih will ich noch erwähnen, daß im Schofe 
ber Awifchendeputation auch der Wunfc laut geworben 
ift, auf dem Firchlichen Gebiete wenigstens gewiſſe An- 
gelegenheiten ber Berwaltungsrechtspflege zu unterftellen. 
Da aber Hierbei doch befondere Rüdfichten einjchlagend 
find und aud die kirchlichen Organe vorher gehört 
werben müſſen, fo hat ſich die Zwiſchendeputation mit 
ber Königl. Staatsregierung ſchließlich dahin vereinigt, 
aus dem gegenwärtigen Gefegentwurfe bie kirchlichen 
Angelegenheiten ganz wegzulaſſen und die Orbnung 
biefes Punktes einer fpäteren Geſetzgebung — id) nehme 
an, einem bereits dem nächften Landtage vorzulegenden 
Gejegentwurfe — vorzubehalten, 

Zum Schluffe möhte ich noch daran erinnern, baf 
in der Zweiten Kammer von einer Detailberathung, d. 5. 
von einer befonderen Berathung ber einzelnen Para: 
graphen der Gejepentwürfe, abgefehen worden ift, viel- 
mehr alle drei Gefepentwürfe unverändert mit einem 


einzigen unbebenflihen Aufage zu einem Paragraphen 
des Hauptgefeßentwurfs angenommen worben find. 

Da bie erjte Deputation, obwohl, wie ich nicht ver- 
ihweigen will, in ihrer Mitte noch mehrfache Bedenken 
beftanden, doch diefe Bedenken nicht weiter verfolgen zu 
jollen geglaubt bat, damit mit Nüdficht auf den ent- 
ſchieden erklärten Willen der Kammern das Wert endlich 
zuftonde kommen möge, jo Hat die Deputation feinen 
Anftand genommen, den Beitritt zu ben Beichlüffen der 
Zweiten Kammer zu empfehlen, und hat deshalb bie: 
jenigen Unträge, welche aus ber Druckſache Nr. 28 zu 
entnehmen find, formulirt. 


Präfident: Meine Herren! Ich eröffne zunächſt eine 
allgemeine Debatte und ertheile das Wort dem Herrn 
Geh. Rath, Dr. Wach. 


Geh. Rath Profeffor Dr. Wach: Meine hochgeehrten 
Herren! Es ift ferne von mir, ben Mahnungen, bie 
im Bortrage bes Herrn Berichterftatter lagen, das 
Geſetz ja nicht zu gefährden, nachdem es mancherlei 
ſchwierige Stadien durchgemacht hat, — es ift, fage ich, 
ferne von mir, diefen Ermahnungen nicht Gehör jchenten 
zu wollen. Ich ftehe auf dem Stanbpunfte, daß bie 
Frage des „Ob“ einer Organijation der Verwaltungs: 
rechtspflege durch unabhängige Gerichte entjchieden ift. 
Sie ift entſchieden durch die deutjche Rechtsentwidelung, 
fie ift entſchieden durch die Haltung, welche die hohe 
Staatdregierung und welche die Kammern zu ihr ein: 
genommen haben. Es iſt aljo auch entjchieden, daß ein 
unabhängiges Verwaltungsgericht zu inftituiren ift, 
welches an der Spige ber Berwaltungsrechtspflege fteht. 
Nur um bas „Wie* kann es ſich noch handeln, 

Es hat ber Herr Berichterftatter vorgetragen, daß 
mit Beziehung auf den Entwurf mandherlei Ein: 
wenbungen möglich jeien. Er jelbft hat die Organi— 
fationsfrage, hat die frage des Verfahrens berührt, und 
es ift ja zweifellos, daß bas, was jekt uns von ber 
Deputation zur Annahme empfohlen wird, den Be: 
ſchlüſſen der Stände, die in der vorigen Seffion gefaßt 
worden find, nicht vollfommen entſpricht, benn es war ba: 
mals als maßgebend für die Zwifchendeputation befchloffen, 
eine thunlichfte Anlehnung des Verfahrens an das bis- 
berige, und eine einfachere Geftaltung des Verwaltungs: 
gerichts. Weber das eine noch das andere, fann man 
fagen, ift durch bie Veränderungen bes Entwurfs er: 
füllt. Aber ich ftelle mich unummunbden auf den Stand: 
punft dieſes jegt zur Berathung ftehenden Entwurfs, 
Auch ich bin der Meinung, daß bei einem fo fchwierigen 
Werke — und ic) Halte dieſes Gejeg für das fchwierigfte, 
welches wir in ber Seffion zu erledigen haben — daß 
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bei einem fo fchwierigen Geſetze Ideale nicht erftrebt 
werben bürfen, daß hier Kompromiffe zufäffig find und 
daß wir Gott dafür danken wollen, wenn man bie 
Sade unter Dad und Fach zu bringen imftande iſt. 

Alſo ich wiederhole, es ift ferne von mir, bie Zirkel 
zu ftören, und etwa ber weiteren Entwidelung biejes 
Gejepes bei Annahme besjelben einen Stein in den 
Weg zu werfen. Wenn ich mich dennoch dazu ent- 
ſchloſſen Habe, einige Anträge einzubringen, jo habe ich 
das von dem Standpunfte aus gethan, daß ja wohl nod 
eine längere Zeit des Beifammenjeins der Erften Kammer 
in Ausficht fteht, daß wir in der Lage fein werden, ber: 
artige Anträge, wenn fie überhaupt beachtenswerth find, 
ohne irgend welche Hemmung bes Geſchäftsgangs zu 
erledigen, baf doch immerhin bei einem fo überaus 
wichtigen Gejege, wenn das eine ober andere ber Mit: 
glieder der Kammer etwa unannehmbare oder erhebliche 
Bedenken findet, es auch die Pflicht Hat, dieſe feine Be— 
benfen zur Geltung zu bringen. 

Sie werben fehen, dab das, was ich Ihnen vor- 
zutragen beabficdhtige, nicht entfernt die Eriftenzfrage des 
Geſetzes berühren kann. Ich habe einige Anftände zu 
erheben erſtens mit Beziehung auf das Verfahren. Das 
find ja im wefentlihen techniſche Dinge, die die Herren 
ihwerli in ihrer Majorität intereffiren, aber es ift 
wichtig, daß dieſes Verfahren Mar und ſachgemäß ge— 
orbnet iſt. Wir müfjen erwägen, daß in ber Zukunft ber Zu: 
ſtand ein anderer fein wirb.als bisher. Es werben bie Ver: 
waltungsgerichte mehr mit Rechtsanwälten zu thun haben, 
es wird eine mündliche Verhandlung ftattfinden, es wird 
mehr die Formftrenge hervortreten; man wird ſich an 
Halen und Widerſprüche, wenn fie im Berfahren 
heraußtreten, anhängen. Daher ift e8 boppelt wünſchens— 
werth, daß Dunkelheiten bes Geſetzes bejeitigt, vielleicht 
undurdführbare Beftimmungen geändert werben, 

Ih beichränte mich mit Beziehung auf das Ver: 
fahren, wenn ich ja auch ſonſt nod; mancherlei Wünfche 
in biefer Richtung auf dem Herzen habe, auf drei Bunte. 

Der erfte Punkt betrifit den $ 43 Abjah 2 und 
im Zuſammenhange damit den $ 62 Wbjap 1. Im 
diefem 8 43 Abſatz 2 ift die Entſcheidung über die fo: 
genannte Einrede der Unzuftändigfeit behandelt. Es 
ıft dort ausgeſprochen, daß das Gericht, wenn die Ein: 
rede ber Unzuftändigfeit gebradjt wird, darüber vorab 
enticheiden könne — gewiß mit vollem Rechte —; und 
im Zuſammenhange damit at $ 62 diefe Vorentſcheidung 
des S 43 Abſatz 2 für berufungsfähig erflärt, in Gegen: 
ja dazu geftellt „Urtheile”. Wir haben es aljo Bier 
nicht mit einem Urtheile zu tfun. Ich werde die Herren 
nicht mit der Terminologie des Geſetzes behelligen, aber 
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Urtheile find von anderen Defreten des Gerichts unter: 
ſchieden, und zu diefen anderen gehört die Vorentſcheidung. 
Aber wenn Sie nun ber Sache auf den Grund gehen, 
jo ftoßen Sie in Beziehung auf die Durhführung dieſes 
Geſetzes auf manderlei Schwierigkeiten. 

In erfter Linie ergiebt fih, daß diefe Vorentſcheidung 
nad) Maßgabe des S 25 Abſatz 3 nicht mit Gründen 
zu verſehen ift. 

„Jedes Urtheil — heißt es dort —, desgleichen 
jebe Verfügung und Entiheidung, gegen die jelbftändig 
Beichwerde erhoben werden fann (5 70), ift mit 
Gründen zu verjehen.“ 

Argumentum e contrario: Andere Entſcheidungen 
und Berfügungen ꝛc. nicht. Da nun biefe Bor: 
entſcheidung fein Urtheil ift, da fie auch nicht ift eine 
Entfheidung, die jelbjtändig durch Beſchwerde an— 
gefochten werden fann, fo ift fie nicht mit Gründen zu 
verjehen, und doch enticheidet fie über die außerorbentlich 
wichtige Frage der Zuftändigfeit gewöhnlid auf Grund 
münbdlicher Verhandlung. 

Des Terneren ergiebt fi aus $ 58 Abſatz 2, daß 
wenn diefe Entjcheidung publicirt worden ift, fie nicht 
zuzuftellen ift. Denn in $ 58 werben als ber Zuftellung 
unterworfen nur bezeichnet bie mit der Beichwerbe ans 
fechtbaren Verfügungen und Entjcheidungen und andere, 
wenn fie nicht verkündet worden find, Da nun auf 
Grund mündlicher Verhandlung wohl verfünbet werben 
wird, jo würbe dieſe Entjcheibung nicht zuzuftellen fein, 
und doch läuft von dem Momente der Zuftellung ab 
die Berufungsfrift. Das ift zwar, wenn Sie wollen, 
ein untergeorbneter Punkt, aber der Richter kann an 
ſolchen Dunfelheiten und Widerfprüchen mitunter über: 
aus ſchwer zu tragen haben. Ich meine, wir wollen bod) die 
Sache ändern, indem wir einfad) im $ 43 jagen: „jo kann 
das Gericht darüber durch Urtheil vorab entſcheiden“. 
Das entjpricht ganz ber Natur der Sache. Denn dieſes 
Urtheil weift bie lage ab, wenn das Gericht unzuftändig 
ift, und verwirft die Ginrede in ber Qualität eines 
Zwifchenurtheils, wenn es zuftändig ift. Im letzteren 
Falle würde die Vorabentjheidung natürlih gar nicht 
einmal nöthig fein, Auch bie Givilprozekorbnung be— 
handelt einen derartigen Fall als einen zweifellofen 
Urtheilsfall. 

Alfo mein Antrag würde hier dahin gehen, in $ 43 
Abſatz 2 nad dem Worte „barüber” einzufcalten, „durch 
Urtheil“ und bementfprechend in $ 62 Abjag 1 bie Worte 
„und gegen die Vorentjcheidungen bes $ 43 Abſatz 2“ 
zu ftreichen, jo daß dann $ 62 einfach lautet: 

„Segen die Urtgeile der Kreishauptmannfcaften 
fieht den Parteien die Berufung an das Überver: 
waltungsgericht zu.” 


Ein anderer Bunt, der vielleicht von höherem menſch— 
lichen Intereſſe ift, ift der des Eidesbeweijes in dieſem 
Berfahren. Die Zwijchendeputation hat, foviel ich weiß, 
erit den .Eidesbeweis in ben Entwurf hineingebracht. 
In $ 53 Abſatz 4 fteht: 

„Der Beweis durch Eideszuſchiebung ift aus: 
geihlofien, dagegen kann der Eib einer Partei auf: 
erlegt werben.” 

Dieſer richterlihe Eid, aljo kraft Initiative des 
Richters, entjpricht im wefentlihen dem D-Geſetze; 
doch ift meines Wiſſens — ich bin darüber freilich 
nur ganz unzureichend informirt — von dieſer Be: 
ftimmung bes Geſetzes wenig oder fein Gebraud) gemacht. 
Man kann bie Frage aufwerfen — und fie ift verfchieden 
durch die außerſächſiſchen Geſetze Deutichlands beant- 
wortet worden —, ob man überhaupt in einem ſolchen 
Berfahren einen Parteieid haben fol. Ich für meine 
Berjon, objhon ih die Nothwendigfeit desjelben im 
Civilprozeſſe anerfenne und auch literarifch Habe ver: 
theidigen müfjen, bin ein Gegner des Eides. Soweit 
man ihn befeitigen kann, ſoll man ihn bejeitigen. Soweit 
wir dem Eidesmißbrauche fteuern können, ift es unſere 
heilige Pflicht, das zu thun. Wenn man aljo den Eid 
entbehren fann, muß er fort; kann man ihm nicht ent— 
behren — und id) mefje mir fein Urtheil darüber an 
in diefem Falle —, jo ſoll man wenigjtens die nöthigen 
Kautelen treffen, damit die Heiligkeit des Eides ge: 
wahrt wird. 

In erfter Linie möchte ich darauf Hinmweijen, daß 
wir jegt durch die Reichsgeſetzgebung im Givilprozefie 
glüdlicherweife auch Berfiherungen an Eidesſtatt zum 
Zwecke der Glaubhaftmachung verwenden und verwenden 
follen.. Warum fol die Verſicherung an Eidesſtatt 
nicht in dieſes Gejeg herein? Warum foll nur der 
Eid die mögliche Form der Beſtärkung einer Partei: 
ausſage bilden? Ich jchlage daher vor, daß man außer 
dem Eide zur Wahl die Verfiherung an Eidesſtatt 
ftellt — wenn man ſich nicht mit ber leßteren begnügen 
will —, und bes Ferneren jcheint es mir nothwendig, 
daß man einigermaßen die Vorausfegung für die An— 
wendbarfeit diejes einjchneidenden Mittels begrenzt. Es 
ift weder gejagt, wann dieſer Eid ftatthaft, noch iſt 
gejagt, in welder Form er aufzuerlegen ift, und ich 
bin Hinfichtlich des letzteren Punktes bei einem hervor: 
ragenden Mitarbeiter am Gejege der Auffaſſung be: 
gegnet, es Handle fih um bedingte richterliche Urtheile, 
alfo den in Urtheilsform aufzuerlegenden Eid, Das Leptere 
ſcheint mir nun ganz unthunlich, mit der freien Geſtalt 
biefes Verfahrens ganz unvereinbar, auch jchlechterdings 
ganz unvereinbar mit ber Tendenz bes Geſetzes nad) 
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einer materiellen Wahrheitserforihung, an der wir un: 
bedingt fefthalten müffen. Es fann ber Eid nur burd) 
Beichluß, wie ganz gewiß auch die Herren Verfafjer des 
Geſetzvorſchlags fih die Sache gedacht haben, auferlegt 
werden und er muß, meine ich, gefmüpft werben an bie 
Borausjegung, daß andere ausreichende Beweiſe fehlen. 
Wie würde es jein, wenn eine Partei einen Zeugen: 
beweis antritt und der Berwaltungsrichter würde jagen: 
„Ad wozu das? Ich lafje Dich oder jenen ſchwören?“ 
Ufo muß man — und darauf geht mein Antrag — 


ragen: — Der Beweis durch Eideszufchiebung ift aus- 
geichloffen, dagegen kann das Geriht in Er: 
mangelung ausreichender Beweiſe einer Partei 
ben Eib ober bie Verſicherung an Eidesſtatt 
durch Beſchluß auferlegen.“ 


Ein dritter Punkt ſcheint mir zwar rein techniſch, 
aber doch jehr wichtig. Der $ 59 des Entwurfes handelt 
von der Berichtigung von Screibfehlern, Nechenfehlern 
und offenbaren Unrichtigfeiten in einer Entſcheidung. 
Diefer $ 59 ift der Civilprozefordnung des Neiches 
nachgeahmt, und im ihr ift eine derartige Berichtigung 
für zuläffig erflärt von Amts wegen bei in Urtheilen 
enthaltenen Entſcheidungen. Und nur dort hat eine 
folde Vorſchrift beſonderen Sinn; denn an diefe Ent: 
ſcheidungen iſt nad der Reichscivilprozeßordnung ber 
Nichter gebunden mit der Einfchränfung, daß er folche 
offenbare Unrichtigkeiten von Amts wegen berichtigen 
darf. Wie kommt nun in 5 59 dieſe generelle Regel, 
wenn in irgend einer Entſcheidung etwas gejagt ift, jo 
dürfe der Richter Schreibfehler, Rechenfehler und ähn: 
fihe offenbare Unrichtigfeiten von Amts wegen forri: 
giren? Meiner Unfiht nad) — und das ift gewiß die 
Meinung des Redaktors — ift fein Beihluß, feine 
Entiheidung des Berwaltungsgerichts, bie nicht Urtheil 
ift, für dasjelbe bindend; der befretirende Richter kann 
fein Dekret frei berichtigen. Bindend kann für ihn nur 
die im Urtheile enthaltene Entſcheidung fein, und 
barauf zielt $ 59. Das muß dann aber aud) an dem 
eigentlichften und wejentlichiten Punkte Kar geftellt 
werben. 

In $ 59 ift am die Spige zu ftellen ein Abſatz bes 
Inhalts: „das Gericht ift nur am feine in Urtheilen 
enthaltenen Entſcheidungen gebunden“ und dann ift 
fortzufahren: „Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche 
offenbare Unrichtigfeiten, die im ſolchen Entſcheidungen 
vorfommen, können durch den Richter berichtigt werben.“ 
Wenn man das nicht in $ 59 aufnimmt, hat derjelbe 
einen verderblihen Sinn, führt zu verfehrten Argumenten 
e contrario und bergleichen. 
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Sie fehen, meine Herren, es ift nicht gefährlich, 
was ih Ihnen anfinne mit biefen prozeſſualiſchen An— 
trägen; fie haben doch wohl einen ganz guten Grund, 
Ich Hoffe mwenigftens, es läßt fih darüber reben, und 
die Anträge find weit davon entfernt, das Geſetz zu 
gefährden, Nun habe ich aber noch ein paar andere in 
petto; fie betreffen die Zuftändigfeitsfrage ſowohl 
in Barteiftreitigfeiten, wie bei der Anfechtungsflage. 

Ih bin mit der Enumerationsmethode des $ 21 
durchaus einverftanden, Ich Halte es für das allein 
Erſprießliche angeſichts ber außerordentlich zweifelhaften 
Natur der in Betracht kommenden Verhältniffe, wenn 
das Gejeh die Fülle aufzählt, die zu Parteiftreitigfeiten 
zu qualifiziren find. Ich bin aud) ganz damit ein: 
verftanden, daß man fi in weifer Zurüdhaltung auf 
bie Hier aufgezählten Fälle beſchränkt. Es ift ja in $ 22 
eine Generalflaufel, welche NRüdfiht nimmt auf bie 
reichögefeglichen Vorſchriften; und wir werben neue 
Geſetze erleben, durch welche die Barteiftreitigfeiten ver- 
mehrt werben, ja, fie ftehen in nächſter Sicht; fo wird 
das Waſſergeſetz uns einen ganzen Haufen jolcher Bartei- 
ftreitigfeiten vorausfichtlih bringen, wenn es zujtande 
fommt. Eine erfchöpfende Aufzählung ift an dieſer 
Stelle überhaupt unmöglid. Wir wollen uns daher zu— 
nächſt mit dem begnügen, was wirflih unvermeidlich 
erfcheint. Ich habe mich deswegen auch darauf beſchränkt, 
zu $ 21 nur einen Antrag zu ftellen. Er bezieht ſich 
auf die Nummer 7 und ift motivirt durch die Ent- 
widelung unferer augenblidlih in Fluß begriffenen 
Gefepgebung. Es Handelt fi) Hier um Dinge, bie bie 
Herren gar nicht in Erwägung ziehen konnten, als fie 
den erjten Entwurf machten, mit denen fi auch die 
Zwiſchendeputation faum eingehend bejchäftigen konnte. 
Es find Nova. Die Nummer 7 jagt, baf die Kreis: 
hauptmannjhaften entjcheiden über die fonftigen im 
öffentlichen Rechte begründeten Anſprüche eines Unter— 
nehmers auf die Rüderftattung des Aufwandes für be: 
ſchaffte und freigelegte Straßen: und Plapflächen, für 
hergeftellte Straßen, Plätze, Brüden und Entwäfferungs- 
anlagen, fowie für die übrigen Unliegerleiftungen. Nun 
wiffen die Herren ja zur Genüge, daß ein Baugeſetz, 
ein allgemeines Baugefeg uns vorliegt und in ihm ift 
in 8$ 76 und 77 von dieſen und noch einigen anderen 
Dingen gehandelt. Ich werde Sie nicht damit ermüden, 
Ihnen jegt über beide Paragraphen Vortrag zu halten; 
aber der $ 76 trifft Erftattungsanfprüde, welche über 
$ 21 Nr. 7 des Verwaltungsgeſehes hinausgehen, und 
in $ 77 find Erftattungsanfprüche unter ber firma von 
Abgaben, „Bauabgaben“, die ganz gleich geartet find 
den in $ 76 erwähnten Anſprüchen. Alle dieſe Fälle 
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find reine Barteiftreitigkeiten, wenn überhaupt Streit 
entbrennt, und es wirb feinen Augenblick zweifelhaft 
fein können, daß fie zu inferiren find ben Partei— 
ftreitigfeiten bes $ 21 bes Vermwaltungsgejeßes. Liegt 
num aber die Sade fo, fo ift es doc abjonderlich, 
wenn bie ſächſiſche Gejeggebung ein Verwaltungsgeſeth 
überhaftet publizirt, in dem eine Nummer 7 821 figurirt, 
ber die Sadje nicht vollftändig det, während in dem— 
jelben Angenblide, in demfelben Athen das Hier ein: 
ichlagende, umfafjendere Geſetz zur Entftehung kommt. 
Daher wollte ih mir, und zwar in Nahahmung des 
Typus, den bie Deputation beliebt hat, folgenden Vor: 
ſchlag erlauben: „die Königl. Staatsregierung zu er- 
mächtigen, folgende Veränderungen und Einfchaltungen 
vorzunehmen: A" — B ift dann ber andere Punkt — 
„na Annahme der SS 76 und 77 des Allgemeinen Baus: 
gejeges für das Königreich Sachſen (Königl. Dekret Nr. 3), 
biefer Nummer 7 bes $ 21 ber Borlage die Faflung zu 
geben: über die in 88 76 und 77 des Allgemeinen Baus: 
geſetzes für das Königreich Sachſen geordneten Erftattungs- 
anjprüce und Bauabgaben. Bei anderer Bezifferung 
der genannten $$ 76 und 77” — fie fann ſich ja er: 
geben im Laufe der Berathung — „find dieſe Bahlen 
in $ 21 Nr. 7 entjprechend zu ändern.” Diefer Antrag 
bedeutet aljo feine materielle Aenberung, jondern nur 
eine Aenderung, welche der fluftuirenden Gejeggebung 
von dem augenblidlihen Stande unjerer Geſetzgebungs— 
arbeit aus Rechnung trägt. 

Sch entichlage mich eines Untrages in der Nummer 9 
über Waflerreht. Zwar wäre hier ein folder Antrag 
fehr indizirt und er ift auch in ber Zmwifchendeputation 
Gegenftand der Erörterung gewejen, allein im Hinblide 
auf das uns bevorftehende Waflergefep halte ich mic) 
zurüd. Hingegen fann ich nicht umhin, zu $ 73 einen 
Ergänzungsantrag zu ftellen, angeſchloſſen an die Form, 
die ich foeben ben Herren verlefen habe, indem ich 
nämlich fortfahre: 

„b) nad) Annahme ber $$ 3 und 5 bes Entwurfs 
bes * zur Ausführung der Civilprozeßordnung 
und Konkursordnung dem $ 73 eine Nr. 9 anzufügen 
in der Faffung: Nr. 9. Gegen bie gemäß ben 85 3 
und 5 des Geſetzes zur Ausführung der Civilprozeß⸗ 
ordnung und Konfursorbnung vom von 
den betheiligten Minifterien oder dem Evangeliſch— 
lutheriſchen Landestonfiftorium getroffenen Eniſcheid⸗ 
ungen. Sollten die genannten $$ 3 und 5 in ver 
änderter Faſſung oder Zählung angenommen werben, 
jo ift die Nr. 9 dementſprechend zu geftalten.” 


Ih denke mir alfo diefen Zuſatz wiederum in ber 
Form der Ermächtigung der Königl. Staatsregierung. Sie 
müſſen mir geftatten, über diefen nicht ganz unwichtigen 


. ner nenn. 
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Punkt nod einige Worte hinzuzufügen. Es liegt uns 
vor ein Geſetz zur Ausführung und Veränderung der 
Eivilprozeh: und Konkursorbnung, ein Geſetz, welches 
bie ſchon in Geltung befindliche proviforifche Verordnung 
vom 20.November 1899 reprohuzirt. In diefem Geſetze 
ift in den Einleitungsparagraphen Gebrauch gemacht 
von ber Lizenz, bie bie Einführungsgejege zur Eivil- 
prozeßordnung und dementfprechend zur Konkursordnung 
der Landesgeſetzgebung einräumt, in ber Richtung, daf 
Vorfchriften der Landesgejehgebung ergehen fünnen über 
Bwangsvollftredung wegen Geldforberungen gegen ben 
Fisfus, eine Körperfchaft, Stiftung oder Anſtalt bes 
öffentlichen Rechts oder eine unter der Verwaltung einer 
öffentlichen Behörbe ftehende Körperfchaft oder Stiftung, 
foweit nicht dingliche Rechte verfolgt werben. Die 
Lizenz ift jehr wichtig, ‚und eine aufmerkffame Landes: 
gefeßgebung kann ſich dieſelbe nicht entgehen laſſen. 
Ih bin vollkommen damit einverſtanden, daß in dem 
Geſetze zur Ausführung ber Givilprozekorbnung und 
Konfursordnung von ihr Gebraudy gemacht wird, und 
zwar in ber Richtung, daß, um mid) kurz auszudrücken, 
alle Bermögensobjefte der politiichen Gemeinden, der Schul: 
gemeinden, der Kirchen und ber forrefpondirenden Stif: 
tungen, Kirchenlehen, Sirchenärare, Schulleben und der: 
gleichen der Zwangsvollftredung und jo aud) der Konkurs: 
maſſe, entzogen werben, wenn fie ber Erfüllung ber öffent: 
lien, ber öffentlich-rechtlichen Aufgaben dieſer Inſtitute 
dienen und unentbehrlich find, — jo darf ich definiren, 
Wenn e3 ſich um die Immobilie handelt, ift der Gläubiger 
darauf beichränft, die Sicherheitshypothef eintragen zu 
faffen, aber Zwangsverfteigerung und Zwangsvermwaltung 
fann er nicht beantragen, folange die Unentbehrlichkeit 
fortbefteht. Sie begreifen, meine Herren, daß dieſe Be: 
ftimmung glei kommt einer Entziehung der Rechte, 
bie durch den BVollftredungstitel dem Gläubiger ein- 
geräumt find, daß er durch die Durchführung des Ge— 
ſetzes verhindert wird, zur Befriedigung feiner An: 
fprüde zu gelangen, daß aljo Hier im öffentlichen 
Intereffe ein tiefer Eingriff in die privaten Anfprüche 
und Rechte gegeben ift. Ich wieberhole, ich halte das 
für vollftändig motivirt. Nun fagt ber $ 3 Abſatz 3: 


„Weber die Umentbehrlichleit enticheidet in ben 
Fällen der Abſätze 1, 2 auf Antrag bes Gläubigers 
oder des Schuldners das Minifterium, dem die Ge: 
meinde unterfteht, bei Sachen und Berechtigungen ber 
evangelifch-Iutherifchen Kirchengemeinden das Evan: 
geliſch⸗lutheriſche Landeslonſiſtorium.“ 


und das wird übertragen in $ 4 und 5 auf die dort 

berührten Fälle. Mit ber Frage der Unentbehrlichkeit 

ift zugleid die Frage des öffentlichen Awedes, ber 
1, 8. (1. Abonnement.) 


öffentlicherechtlichen Aufgabe der Gemeinde ıc. geftellt. Es 
ftedt alfo in einer derartigen Entfcheidung eine Rechts: 
anwendung, und es handelt fid) demgemäß unter Umftänden 
um bie richtige Handhabung des Begriffes der öffentlich: 
rechtlihen Aufgabe und der dadurch gegebenen Un— 
entbehrlichkeit. Im dieſen Grenzen erjcheint die An: 
fehtungsflage biefes erſt- und Tegtinftanzlichen Beſchluſſes 
des Refjortminifteriums ober bes Evangelifch-Lutherifchen 
Lanbesfonfiftoriums ganz unentbehrlih., Wenn fie 
irgendwo am Blake ift, fo ift fie es hier, ba, wie id) 
Ihnen ſchon entwidelt habe, hier wohl erworbene 
Privatrehte im Hinblif auf die publiziftifhe Qualität 
oder Beftimmung des Erekutionsgegenftandes oder bes 
Gegenftandes der Konkursmaſſe verfümmert werben follen, 
und da jelbftverftändlich es überaus wichtig ift, daß wir 
in unferem Staate eine einheitlihe Rechtsanwendung 
mit Beziehung auf bie hier in Betracht fommenben be- 
beutfamen fragen Haben. Ic fee den Fall, es Hat 
eine Stirchgemeinde ein Gemeindehaus, und biejes Ge- 
meindehaus, weldes meinetwegen auf ärarifche Koften 
angeſchafft worben ift, dient den kirchlichen Bedürfniſſen 
in der Richtung, daß hier Jünglingsvereine, Jungfrauen: 
vereine tagen, daß hier firchliche Gemeindeverfammlungen 
abgehalten werden, daß vielleicht auch hier Konfirmanden: 
unterricht ertheilt wird, jo ift dieſes Haus ben öffentlichen 
Aufgaben der Kirchgemeinde gewidmet, ober theilmweife ihnen 
gewidmet, wenn gewifje Räume ausschließlich für dieſen 
Zweck Berwendung finden. Iſt damit dieſes Haus ber 
Bwangsvollftredung entzogen? SKorrefpondirend können 
ſolche und andere Fragen auf dem Gebiete bes politifchen 
Gemeindelebens, auf dem bes Schulweſens auftauchen, 
Hier ift die Anfechtungsflage, wenn überhaupt eine 
ſolche durch das Geſetz ftatuirt wird, am Platze, und zwar 
nur durch Ergänzung bes vorliegenden Gejegentwurfs. 

Der Gefegentwurf hat die zweitinftanzlihen Ent: 
ſcheidungen des Minifteriums des Innern ꝛc. für an: 
fechtbar erklärt, die erftinftanzlichen, hier gemeinten Ent: 
ſcheidungen werben nicht gededt von $ 73. Aber fie 
müflen anfechtbar fein nad) ber Tendenz bes Ber: 
waltungsgerichtögefeges. Alſo wird die von mir fchon 
verlefene Vervollftändigung durch eine neue Nummer 
nothwenbig. 

Nun verhehle ich mir gar nicht, daß dieſer Punkt 
beifel ift, denn wir haben in $ 102 des Entwurfs eine 
Rejervatllaufel in gewiffem Sinne zu Gunften ber kirch— 
fihen Angelegenheiten, und die Untezedenzien bes vor: 
liegenden Entwurfs find den Herren genugfam befannt; 
Sie wiſſen, daß dieſe Nefervatllaufel Aufnahme gefunden 
hat nad) längeren und jchwierigeren Verhandlungen. 
Sie lautet: 
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‚Die Unwendung dieſes Gejeges auf andere als 
die in 8 73 Biffer 8 unter b erwähnten firchlichen 
Angelegenheiten bleibt beſonderer gejeglicher Regelung 
vorbehalten.” 

Ih glaube, daß niemand unter uns ift, der mehr als 
ic für die Freiheit der Kirche im Staate eintritt, und 
daß ich mich mit jedem von dem Serren in dem Be: 
ftreben mefjen kann, eine retrograde Bewegung zur Ein: 
ihränfung der Stellung der Landeskirche in dieſer 
Richtung zu verhindern. Über damit hat das, was ich 
bier berühre, gar nichts zu thun. Man fann jagen, es 
dreht fich überhaupt nicht um eine kirchliche Angelegen— 
heit, wenn es ſich darum dreht, ob eine Sadje der 
Bwangsvollftredung unterworfen ift. Der kirchliche 
Zweck ſpricht ja natürlich weſentlich mit, und beshalb 
ſoll auch das Landeskonfiftorium in diefem Falle feiner: 
feitö ausſprechen dürfen: der Zwed ift vorhanden, bie 
Unentbehrlichkeit liegt vor. Aber es handelt ſich ja doch 
hier um vollftändig interfonfejfionelle Verhäftnifje; man 
muß doc auch die Berjon des Gläubigers berüdfichtigen. 
Der gehört irgend einer Konfejfion, irgend einer Religion 
an und will Befriedigung aus dem Zwangsvollftrefungs: 
objefte, und das Lanbeskonfiftorium jagt: quod non, 
das ift der Zwangsvollſtreckung entzogen. Und darauf, 
fage ich, muß die Anfechtungsflage möglich fein, welche 
Remedur ſchafft, wenn das Geſetz nit richtig an- 
gewendet worden ift, damit der Mann zu feinem Nechte 
fommt. Unb wenn Beſchlüſſe der Minifterien in diejer 
Nihtung Gegenftand des Ungriffes durch die An: 
fechtungsffage fein werden, dann müfjen es die bes 
Lanbesfonfiftoriums auch jein. Denn ed fann das 
letztere nicht die privilegirte Stellung einnehmen, die 
einer Eremtion von den Staatsgejehen gleichkäme. Es 
fteht die Kirchgewalt nicht neben der Staatögewalt, ge: 
ſchweige denn über der Staatögewalt. 


Präfident: Meine Herren! Ich habe zumächit die 
Unterftügungsfrage zu ftellen bezüglich der Anträge, die 
Herr Geh. Rath Dr. Wah in ihren Einzelheiten bes 
gründet Hat, welche ſich Hier übrigens nochmals zu- 
fammengeftellt in einer Beilage sub & befinden. ich 
frage die Kammer, 

„ob die Anträge unterftügt werden“, 
Sie find ſehr Hinreihend unterftügt. 

Meine hochgeehrten Herren! Dieje Unträge find 
von einer folhen Tragweite und verlangen eine jo ein: 
gehende Erwägung und Prüfung, daß ich mir den Vor: 
ſchlag erlaube, dieſelben und die ganze Angelegenheit 
an die Deputation zurüd zu verweifen. 

Das Wort hat Herr Graf zur Lippe, 
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Graf zur Lippe: Meine Herren! Ich möchte ein 
Wort — Sie mögen mir verzeihen — dagegen ſprechen. 
Es ift unzweifelhaft richtig, daß das Hohe Haus bie 
Vorſchläge der Deputation ablehnen oder annehmen 
fann oder partiell annehmen; ebenjo fann fie die ganze 
Angelegenheit, wenn fie will, in die Deputation zurück— 
ſchiclen. Id) habe aber — ich beſcheide mich, ob ich 
Recht oder Unrecht habe — das Gefühl, daß in dieſem 
Falle das nicht fo ohne weiteres gebt, jondern es müßte 
in dieſem Falle die Ungelegenheit an die Zwiſchen— 
deputation zurüdgegeben werden. Meine Herren! Die 
Zwifchendeputation aus ber Erften und Zweiten Kammer 
mit der Staatsregierung im Vereine hat den Entwurf 
verfaßt; ber Entwurf ift an die Deputationen ber beiden 
hohen Stammern gegeben worden und ift von biejen 
Deputationen der jenjeitigen Sammer unb heute ber 
biesfeitigen Kammer vorgelegt worben. Ich glaube 
doch, daf es unangenehme Konfequenzen haben würbe, 
wenn jeht ber Entwurf einfadh an die erfte Deputation 
zurüdgegeben würbe mit der Maßgabe, Veränderungen 
zu treffen, Ich glaube, es ließe fi, ba bie Kammern 
vereint find, jehr leicht machen, daß die Zwifchendepu: 
tation wegen ber vorgejchlagenen Aenderungen, deren 
Tragweite und Wichtigkeit ich in feiner Weife verfenne, 
zufammen käme und darüber Beichlüffe fahte. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Oberbürger: 
meifter Beutler. 


Oberbürgermeifter Beutler: Meine bochverehrten 
Herren! Ich glaube allerdings, daß ber größere Theil 
ber Anträge bes Herrn Geh. Rath Dr. Wach wohl 
einer Beachtung werth ift; über einige derſelben würde 
man, glaube ich, ohne weiteres Heute Beſchluß fafien 
fönnen, wie über die zu den 88 43 und 59 beantragten 
Abänderungen, namentlih bann, wenn die Königl. 
Staatöregierung die Gewogenheit haben wollte, ihre 
Stellungnahme mitzutheilen. Die beiden legterwähnten, 
fürchte ich allerdings, wird man heute nicht erlebigen 
fönnen, ja id bin mir überhaupt zweifelhaft, ob es 
räthlid) ift, alle diefe Sachen, die dem Herrn Geh. Rath 
Dr. Wad) jegt noch aufgeftoßen find, in das Gejeß über 
die Berwaltungsrechtspflege aufzunehmen. Wenn Herr &eh. 
Rath Dr. Wach die Meinung ausgeſprochen hat — und ich 
theile fie —, daß es erwünſcht ift, diefe Zuftändigfeiten 
noch zu erftreden auf die beiden legt erwähnten Punkte, 
fo fürchte ich, werben wir in dieſem, vielleicht im nächſten 
Landtage nochmals weitere ſolche Wünſche auftauchen 
jehen, und wir werben uns doch vielleicht dazu ent- 
ſchließen, diefe Erweiterung der Zuftändigfeit in Spezial: 


geſetzen zu ordnen, die hier vorliegen. Ich wüßte feinen 
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Grund, der uns Hinderte im Baugejehe zu jagen, baf 
über dieje ragen, die hier angeregt worden find, bie 
Verwaltungsrechtspflege einjchlägt, daß die Zuftändigfeit 
des Berwaltungsgerichtshofes dort mit georbnet wird. 
Ebenjo wenig, glaube ich, Hindert uns jemand in den 
Bejegen über die Einführung der Civilprozeßordnung 
zu jagen, daß der und der Punkt, den Herr Geh. Rath 
Dr. Wach erwähnt hat, der Zuftändigfeit bes Oberver: 
waltungsgerichts zu unterliegen habe; ich glaube aljo, 
dag man biefe Abweichungen von dem jetzt vorliegenden 
Gejegentwurfe vielleicht vermeiden könnte und damit eine 
größere Differenz mit den Bejchlüffen ber Zweiten Kammer 
verhüten, was wohl nad den ganzen Erfahrungen, die 
wir mit dem Gejege gemacht Haben, recht erwünfcht wäre, 
Immerhin bejcheide ich mich, da wohl hier im Plenum 
es faum möglich fein wird, die Frage zu entjcheiden, 
und ftimme daher dem Vorſchlage bes Herrn Bräfidenten, 
wenn nicht die Künigl. Staatsregierung ung eines Befjeren 
belehrt, ohne weiteres zu, daß die Angelegenheit an die 
erfte Deputation nochmals verwiefen wird, 


Präfident: Das Wort hat der Herr Oberbürger: 
meifter Dr. Bed. 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine Herren! Als 
wir heute in die Berathung eingetreten find, haben wir 
gewiß alle unter dem Eindrude geftanden, daß nunmehr 
diefer mit großen Schwierigkeiten verbunden geweſene 
Gejegentwurf auch wirklich Gefeg werden würbe, und 
daß, wie Herr Geh. Rath Dr. Wach fid) ausdrückte, 
heute vielleicht der Augenblid gelommen ſei, wo wir 
Gott danken könnten, daß dieſes Gejeg unter Dad) und 
Fach kommen würde Wir find bei dem Eintritte in die 
Debatte eines Anderen belehrt worden, indem Anträge 
an uns gelangt find, die immerhin derartig beadjtlid) 
ericheinen, daß man fie nicht ohme weiteres wird erledigen 
fünnen. Auch ich Habe das Gefühl, daß verjchiedenes 
von bem, was Herr Geh. Rath Dr. Wach gejagt hat, eruſt— 
liher Erwägung werth ift, andrerjeit8 aber Bedenken in 
der Richtung, ob die uns vorgejchlagene Form die richtige 
jein wird; deshalb möchte ich bei jo ſchwerwiegenden 
Anträgen bie Sache nit ohne weiteres im Plenum 
biefes Hohen Haufes zur Erledigung gebracht jehen, 
ſondern dringend empfehlen, nochmals eine Vorberathung 
eintreten zu lafjen. 

Es hätte vielleicht in Frage kommen fünnen, ob 
Herr Geheimrath Wach nicht die Freundlichkeit hätte 
haben wollen, uns alsbald, nachdem der Geſetz— 
entwurf im ber Zweiten Sammer verabjchiedet und 
die Sade an uns gekommen war, vielleicht in Geftalt 
von Iuitiativanträgen, die uns vervielfältigt zugegangen 
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wären, ſchon früher Gelegenheit zu geben, dieſe Anträge 
innerhalb der Gefeggebungsdeputation fo zu erledigen, 
daß heute dieſes hohe Haus reinen Tiſch hätte machen 
können. Da das nicht gejchehen ift, mir die Anträge 
aber wichtig genug Hierfür erfcheinen, erkläre ich mich 
ebenfall3 mit dem Vorſchlage des Herrn Präfidenten 
einverftanden, nochmals die Gejeggebungsdeputation 
damit zu betrauen. ch ftehe im großen und ganzen 
auch auf dem Standpunkte des Herrn Kollegen Beutler, 
daß es gerathener fei, innerhalb ber Spezialgejege, 
joweit es möglih, bie einzelnen ragen zu ordnen, 
welche ber Herr Geh. Rath Dr. Wach angefchnitten hat. 
Wir künnen doc ſchließlich dieſen Gefegentwurf nicht 
fortwährend in der Scwebe lafjen, bis alle die Geſetze, 
die noch zu erledigen find, ihre Erledigung gefunden 
haben, das aber glaube ich allerdings auch, daß der 
Wunſch berechtigt ift, das Geſetz jo vollftändig als 
möglich zu verabjchieden, damit nicht erft aus anderen 
Spezialgefepen die Fälle herangezogen werben müſſen, 
die unter die Anfechtungsflage fallen. Hierzu würbe 
vielleicht ein Weg in der Weife gegeben jein, daß man 
einfach) das Geſetz, jo wie es jetzt von der Zwiſchen— 
deputation und von der Regierung vorgeſchlagen ift, 
unter eventueller theilweifer Berüdfichtigung der Anträfe 
Wach verabjchiedet, die Regierung aber bis zum Schluffe 
bes Landtags dasſelbe nicht publizirt. Wenn dann in 
der Berathung der Spezialgefege den Wünfchen des 
Herrn Geh. Rath Dr. Wach entiprechend beichloffen würde, 
3. B. beim Baupolizeigefege die Fälle in SS 76/77 noch 
ber Unfehtungsflage zu unterftellen, jo fünnte die Re: 
gierung durch die Beichlüffe beider Kammern ermächtigt 
werben, in dem im Dekret Nr. 16 vorgelegten und von 
beiden Kammern inzwijchen angenommenen, aber nod) 
nicht veröffentlichten Gejege in $ 73 unter Nr. 9 und 
10 nod verjchiedene Ergänzungen binzuzufügen. So 
lange die Geſetze noch micht veröffentlicht find, wäre, 
glaube ich, ein derartiger Weg möglid). 

Wenn ich mich endlich zu der Bemerkung des Herrn 
Grafen zur Lippe wende, daß bie Angelegenheit an bie 
Zwijchendeputation zurücdzuverweifen fei, jo meine ich, 
daß die Zwifchendeputation nicht mehr befteht, Nach den 
damals gefaßten Beſchlüſſen hatte die Zwiichendeputation 
nur den Auftrag erhalten, bis zum nächſten Landtage 
auf Grund beftimmter Direltiven einen Gejegentwurf 
mit der Königl. Staatsregierung zu vereinbaren, fie 
ift in ber Bwilchenzeit biefem ihrem Berufe nad): 
gegangen und hat den Kammern einen Entwurf vorgelegt, 
auch über ihre Thätigfeit Bericht erftattet und damit 
ihre Thätigkeit abgefchloffen. Das, was uns heute be: 
ſchäftigt, ift überhanpt nicht der Entwurf der Zwiſchen— 
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deputation, jondern derjenige Entwurf, den die Königl. 
Staatsregierung auf Grund der Berathungen der Zwijchen: 
beputation den Ständen aus eigener Initiative zu unter: 
breiten für angemeſſen erachtet bat. Infolge deſſen 
fünnen wir die Unträge nicht an die Zwifchendeputation 
verweifen, der einzig mögliche Weg ift, wie Se. Ercellenz 
ber Herr Präfident angegeben hat, ber, die Sache noch— 
mals an die Gejeggebungsdeputation zu verweifen, 


Präfident: Das Wort hat Herr Staatsminifter 
von Metzſch. 


Staatsminifter vom Metzſch: Meine Herren! Ich 
habe nur die Abficht, die an die Regierung gejtellte 
Anfrage des Herrn Oberbürgermeifter Beutler zu be- 
antworten. Die Regierung ift bei dem theilweiſe prin- 
zipiellen Charakter ber Anträge des Herrn Geheimrath 
Dr. Wach nicht in der Lage, heute eine definitive Er: 
Härung in der Angelegenheit abzugeben und fumpathifirt 
daher vollftändig mit dem Vorſchlage des Herrn Prä— 
fidenten, die Anträge Wad) an die Geſetzgebungsdeputation 
zu verweifen. Ic ftehe weiter, meine Herren, allerdings 
auch, wenn ich mid nach diefer Richtung hin ausſprechen 
darf, auf dem Standpunfte, daß es nicht angängig fein 
bürfte, die Anträge an bie Zwifchenbeputation zu ver: 
weifen. Ich theile die Anficht des Herrn Oberbürger: 
meifter Dr. Bed vollftändig, daß die AZwifchendeputation 
nunmehr eigentlih ganz aufgehört hat zu eriftiren und 
nur bie Geſetzgebungsdeputation der hohen Erften Kammer 
überhaupt das Organ ift, welches mit der Sache weiter 
zu befafjen fein würde. 


Präfident: Das Wort bat der Herr Geheimrath 
Dr. Wad). 


Geh. Rath Dr. Wach: Auf die Worte bes Herrn 
Oberbürgermeifter Dr. Bed! habe ich zunächſt zu erwidern, 
daß ber Vorwurf, ich hätte mit Initiativanträgen heran: 
treten follen, mich nicht trifft. Ich habe erft jeit kurzer 
Beit das Glüd, dem hohen Haufe anzugehören. Bor: 
her konnte ich feine Anträge ftellen, und Sie fünnen 
denfen, meine Herren, daß, wenn man nen an eine 
folhe Aufgabe, anderweit auch noch genug gefchäftlich 
belaftet, herankommt, man Hinreichend zu thun hat, um 
ſich darüber Mar zu werben, was überhaupt vorliegt. 
Alſo ich habe mid erft in die Sache Hineinarbeiten 
müſſen und zwar fehr jchnell Hineinarbeiten, insbeſondere 
ben Zufammenhang biejes Geſetzes mit den anderen uns 
vorgelegten Entwürfen ftudiren müffen, um mit mir 
jelbft ins reine zu fommen. Wie Hätte id da mit 
Initiativanträgen kommen können? Die danfenswerthe 
Schnelligkeit, mit der die Herren die Sade in ber 
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Deputation erledigt haben, konnte ich nicht vorausfehen. 
Wenn ich geahnt hätte, daß fie jo fchnell fommen würbe, 
würde ich vielleicht noc, Zeit gefunden haben, Ihnen 
meine Anträge vorher mitzutheilen. Was ben anberen 
Punkt betrifft, den Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed berührt 
hat, nämlich, daß man daran benfen fünnte, bie Staats- 
regierung fozufagen mit Vollmacht auszurüften zur 
Modifilation des von uns anzunehmenden Gefepes im 
Hinblide auf zufünftige Geſetze, fo entfpricht bem mein 
Antrag vollftändig. Ich Habe mich in meinem Antrage 
bem von ber Deputation ber Erften Sammer ein: 
genommenen Standpunkte angejchlofien; ich Habe gejagt, 
bie Königl. Staatsregierung ſolle ermächtigt werben, 
folgende Veränderungen und Einjchaltungen vorzunehmen: 
a, b, nad) Annahme des Baugefepes die und die Ber: 
änderungen in Nummer 7 bes $ 21, nah Annahme 
bes Nusführungsgefeges zur Civilprogeßordnung die 
und bie Veränderungen zu 8 73, Wir find alfo, 
wenn wir dieſe Anträge annehmen wollen, durchaus 
nicht gemöthigt, damit zu warten, biß jene anderen 
Geſetze fertig find, ſondern wir fünnen fie im Hinblide 
auf die mögliche Aunahme jener Gefege bejahen. Dann 
bat die hohe Staatsregierung die Vollmacht, das Geſetz 
ihrerfeits bementiprechend zu ändern. Aber ih muß 
allerdings jagen und wiederholen, und ich freue mich, 
auch im dieſer Beziehung bie Beſtätigung durch bie 
beiden Herren Vorredner gefunden zu haben, daß es 
doch einen jehr merkwürdigen Eindrud machen würbe, 
wenn wir jet mit einem Geſetze kommen, welches fir 
und fertig, aber nad) unjerer Weberzeugung unfertig 
publizirt wird, und dann noch in berjelben Geifion 
andere Geſetze machen, die mit diefem Geſetze theils in 
Widerſpruch ftehen, theils dasſelbe mobifiziren. 


Prüfident: Es begehrt niemand mehr das Wort. — 
Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed, 


DOberbürgermeifter Dr. Bed: Nur eine ganz furze 
Bemerkung auf die Worte bes Herrn Vorrebnerd. Ich 
bin in Meinungsverfchiebenheit mit ihm nur über den 
Beitpunft, zu welchem bie Ermädtigung ber Königl. 
Staatsregierung ertheilt werben ſoll. Ich Halte es 
nicht für praftifch, nur unter verfchiebenen Voraus— 
fegungen und Hypotheſen bereits jeßt die Regierung zu 
ermächtigen, jondern für angemeflener, das Geſeh zu 
verabſchieden, wie es gegenwärtig geftaltet ift, und nad): 
dem die fraglichen Spezialgefege angenommen find, mit 
einem Zuſatzbeſchluſſe die Staatsregierung zu er: 
mächtigen, zu dem durch Dekret 16 veröffentlichten Ge: 
jeße in $ 73 unter Nr. 9 und 10 noch entſprechende 
Zufäge zu geben. Im übrigen ift dies eine Meinungs: 
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verjhiebenheit nur über den Weg, über die Sadje woch, den 17. Januar, mittags 12 Uhr, an und ſetze auf 
jelbft werden wir uns wohl in der Deputation ver: | die Tagesordnung: 


Rönbigen. 1. Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
Präfident: Meine hochgeehrten Herren! Sämmt: auf die Eingänge. 

liche Herren Redner und aud Se. Excellenz der Herr & . ’ : 
Staat&minifter haben die Erflärung abgegeben und find >: erregen 
mir darin beigetreten, daß wir heute im Plenum dieje Nr. 5 vorgelegten Entwurf eines Gefehes wegen 
Angelegenheit nicht beendigen können, nur mit Herrn Abänderung einer Beftimnung des Orgaui- 
Grafen zur Lippe jchwebt eine Heine Differenz in der fationsgefeges vom 21. April 1873. (Drud: 
Behandlung, indem er die Sade an die frühere fadje Nr. 36.) : j 

Bwifchendeputation und nit an die Geſetzgebungs— — 


deputation zurückverweiſen will. Ich für meinen 3. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Theil möchte auch bemerken, daß ich das Mandat Deputation, die Anſchlußpetition des Ge— 
der Zwiſchendeputation als erloſchen anſehe. Ich würde meinderaths zu Trachau zu der Petition des 
dem Herrn Grafen ſehr dankbar ſein, wenn er von Verbands konditionirender approbirter Apo— 


thefer ſächſiſcher Staatsangehörigleit wegen 


ſeinem Standpunkte abgehen wollte. 
| Regelung bes Apothekenkonzeſſionsweſens be: 
| 


Graf zur Lippe: Ih muß ja ohne weiteres zus 


geben, daß die Aufgabe der Zwiſchendeputation jelbft: treffend. (Drudiade Ar. 80.) 


verſtändlich erlofchen ift. Ich Habe aber gemeint, 4. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
daß fie im einer unendlich geringeren Zeit wieber ins | Deputation, die Petition des Gemeinderaths zu 
Leben treten fünnte., Ich will aber nicht der Einzige! Modau um Genehmigung zur Errichtung einer 
fein, der gegen den Vorſchlag ftimmt. Apothele in Modau betreffend. (Drudjadhe 
Präfident: Sofern ſich niemand dagegen erklärt, Ar. 81.) 
nehme ih an, daß die Kammer damit einverftanden ift, 5. Untrag zum mündlichen Berichte der vierten 
daß der Gejepentwurf an die erfte Deputation zurüd: Deputation, die Petition des Gemeinderaths zu 
verwiefen wird. — Einftimmig. Großzihoger-Windorf um Genehmigung zur 
Se. Excellenz Herr Staatsminifter von Noftig- Errichtung einer Apothele in Großzidoder- 


Windorf betreffend. (Drudjadhe Nr. 32.) 


Staatsminifter a. D. don Noſtitz-Wallwitz: Nach— 6. Anzeigen der vierten Deputation über zwei für 
dem bie Anträge bes Herrn Geh. Rath Dr. Wach an unzuläffig erklärte Petitionen. (Drudjagen Nr. 33 
die erfte Deputation zur VBerichterftattung überwiefen | und 34.) 
find, wird dieſelbe juchen, fie mit derſelben Schnelligkeit Zur Mitvollziehung des Protofolls lade ich ein: 
zu erledigen, mit der fie das ganze Dekret biöher er: | Herrn Kammerherrn Dr. von Frege: Welpien und Herrn 
ledigt hat. Zu dieſem Zwecke aber bitte id den Herrn Rittergutöbefiger von Trebra:Lindenau. Der Herr Pro: 


Präfidenten dafür bejorgt zu fein, daß dieje Anträge | tofoftführer ift bereit, das Protokoll zu verlefen. 
gedrudt werden und nicht bloß an die Mitglieder der 


Deputation, fjondern auch an alle Kammermitglieder | Geſchieht durch Sekretär Kammerherrn Freiherr von Find.) 
gelangen. 


Wallwitz! 








— Wird irgend eine Einwendung gegen das Protololl 
Präſideut: Das Präfidium wird beforgt jein, dem | erhoben? — Es ift nicht der Fall. Ich erkläre dasjelbe 
Antrage Folge zu geben. für genehmigt und ſchließe die öffentliche Sigung. 
Wir find Hiermit am Schlufje unferer Tagesordnung 
angelangt. Ich beraume die nächite Sigung auf Mitt: | (Schluß der Sitzung 1 Uhr 45 Min. nachmittags.) 
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Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorſtand des Königl. Stenogr. Inſtituls Ober: Regierungsrath 
Profeffor Heinrich Krieg. — Nebakteur Profeffor Dr. Br. Rotter, 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poſt: am 19. Januar 1900. 


Mittheilungen 
über Die Berhandlungen des Landtags 
I. Kammer. 





MIR. 


—e. 


Siebzehnte öffentliche Sitzuug 
der Erften Hammer 


am 17. Januar 1900, mittags 12 Uhr. 


Snbalt: 

Entichuldigungen. — Urlaubsertheilung. — Regiſtranden— 
vortrag Nr. 760 — 784. — Untrag zum mündlichen Be: 
richte der erften Deputation über den mittels des Königl. 
Delreis Nr. 5 vorgelegten Entwurf eines Gejeges wegen 
Abänderung einer Beitimmung des Drganifationsgefeges 
bom 21. Upril 1873. — Abſetzung der übrigen Be- 
rathungsgegenftände von der Tagesordnung. — Feſtſetzung 
ber Beit und Tagesordnung für die nächſte Sigung. — 
Borlefung und Genehmigung des Protokolls über die 
heutige Sigung. 


Präfident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniſtertiſche: 


Der Herr Staatöminifter von Mepfch, fowie ber 
Herr Regierungstommiffar Geh. Regierungsrath Dr. Apelt. 

Anwejend 39 Kammermitglieder. 

Präfident: Ich eröffne bie öffentliche Sitzung. 

Entjhuldigt haben fid für heute Herr Dr. von 
Frege: Welgien und Herr Graf von Schönburg wegen 
dringender Geſchäfte. Um Urlaub Hat gebeten Herr 
Geh. Kommerzienratd Gruner für den Monat Januar 
wegen Srankheit. Die Kammer bewilligt diefen Urlaub? 
— Einftimmig. 

Den Bortrag aus ber Megiftrande giebt Herr 
Sekretär Freiherr von Find. 


(Ne. 760.) Schreiben des Königl. Minifteriums des 
Innern vom 9. Januar 1900 1671L.L, bei Ueberjendung 
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Dresden, am 17, Januar 


1900. 





beſitzers Freiherrn von Könnerig zum Mitgliebe ber Erften 
Kammer. 

(Nr. 761.) Petition der Gemeinderäte zu Löbtau, 
Cotta ꝛc., betreffend Die pachtweife Ueberlaffung von Gor- 
olfsparfes. 


(Nr. 762.) Petition des Gewerbevereins zu Kamenz, 
ben dortigen Bahnhofsumbau betr. 


(Nr. 763.) Betition des I. Bohlers in Langenleuba— 
Oberhain und Genofien um Befreiung von der ftaatlichen 
Viehverſicherung. 


Präfident: Nr. 760 kommt an bie erſte Deputation, 


der Uften, betreffend bie Wahl des Herrn Ritlerguts— 
biger Kammergutsarcal zur Unlegung eines 


761 und 762 an die zweite Deputation, 763 an bie 
vierte Deputation. 


(Nr. 764.) Petition des WViehverficherungsvereins 
zu Arnsborf bei Rochsburg, dem gleihen Gegenftand 
betreffend. 


(Nr. 765.) Pelition des Guftav Bruno Zacharias, 
Dresden, unklaren Inhalts. 


(Mr. 766.) Petition des 
Sommerfeld, die Verwaltung der 
Stadt und Leipzig: and betr. 


(Nr. 767.) Petition des Hausbefigervereins zu 
Sommerfeld, betreffend die lebertragung gewifjer bezirks: 
ärztlicher Geſchäfte auf ein Medizinalfollegium. 


Präfident: Diefe Nummern kommen an bie vierte 
Deputation. 


Nr. 768.) Protofollexiraft ber Bweiten Sammer, 
betreffend Schlußberathung über Tit. 58 des außer: 
ordentlichen Etats für 1900,01, Erweiterung des Bahn 
‚of8 Hohenftein: Ernftthol betr. 

(Nr. 769.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 59 des auferordentlichen Etats für 1900/01, 
Umbau des Bahnhofs Wiüftenbrand betr. 


(Nr. 770.) Desyleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 60 des auferordentlidden Etats für 1900/01, 
Herftellung eines zweiten Gleiſes auf der Strede Chemnitz— 
Meinersdorf ıc. betr. 


Hausbeſitzervereins zu 
edizinalbezirte Leipzig: 
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(Nr. 771.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. Ti des außerordentlichen Etats für 1900/01, 
Verlegung ber Linie Schwarzenberg: Zwidau zwifchen 
Aue und Stein-Hartenftein fowie Umbau ıc. des Bahn: 
hofs Niederſchlema betr. 


(Nr. 772.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 48 des auferordentlihen Etats für 1900/01, 
Herftellung eines zweiten Gleiſes zwiichen Großröhrsdorf 
und Pulsnitz betr. 


(Nr. 773.) Tesgleihen, betreffend Schlufberathung 
über Tit. 49 des außerordentlichen Etat? für 1900/01, 
den Bau eines Vor- und Abftellbahnhofs für den Haupt: 
bahnhof Zittau betr. 


(Nr. 774.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 50 des auferordentlichen Etats für 1900/01, 
Ausbau des zweiten Gleiſes zwiſchen Scheibe und Ober: 
oderwitz beir. 


(Nr. 775) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 51 des außerordentlihen Etats für 1900/01, 
Erweiterung bes Bahnhofs Ebersbach betr. 

(Nr. 776.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 65 des außerorbentlihen Etats für 1900/01, 
Erweiterung bes Bahnhofs Buchholz betr. 

(Nr. 777.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 66 des außerordentlichen Etat? für 1900/01, 
Herftellung einer Perfonenhalteftelle zc. in Buchholz betr. 


Präfident: Diefe jänmtlihen Nummern kommen an 
bie zweite Deputation. 


(Nr. 778.) Die Zweite Kammer überjendet 50 Drud: 
eremplare einer Bergleihung der Dienfteinfommen der 
Subalternbeamten in Sadjjen, in Preußen und im Reiche, 
zur Petition der Staatsbeamten um Gewährung von 
Wohnungsgeld gehörig. 

(Nr. 779.) Desgleihen einer Petition der Ge- 
meinberäthe zu Copig ꝛc. um Herftellung einer normal: 
Ipurigen Eifenbahn von Copig über Modethal nad 

orf Wehlen. 

(Nr. 780.) Desgleihen einer Petition der Stadt: 
vertretungen zu Limbach und Penig um Herftellung einer 
Eifenbahn zwiichen Limbach und Penig und um Erbau- 
ung einer Berbindungsfurve zwifchen den Eifenbahn: 
ftreden Penig-Langenleuba und Wltenburg-Langenleuba. 

(Nr. 781.) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Petition des Stadtrathd zu Marienberg und Genoffen, 
die Eifenbabnprojette Thum Ehrenfriebersdorf-Geyer: 
Meinersdorf- Thum ıc. betr. 

(Nr, 782.) Desgleihen einer Petition der Stadt: 
vertretungen zu Lichtenftein und Callnberg um Erbauung 
einer Eijenbahn von Chemnitz nad) Zwickau über Lichten: 
ftein: Callnberg. 

Präfident: Diefe jänmtlihen Nummern find zu ver: 
theilen. 

(Nr. 783.) Protofollertraft der Zweiten Sammer, 
betreffend Schlußberathung über das Königl. Dekret Nr. 17, 





die Einnahmen und Ausgaben bei dem Domänenfonds 
in den Jahren 1897 und 1898 betr. 

Präfldent: An die zweite Deputation zur Uns 
fertigung ber Ständifchen Schrift. 

(Nr. 784.) Direktorialbeihluß der Zweiten Kammer, 
Ueberweifung ber Berition des Gemeinnügigen Bauvereing 
zu Dresden und ber Petition des Wllgemeinen Mierh: 
bewohnervereind zu Dresden um fäufliche Ueberlafiung 
von Bauareal bezichentlih um ftaatliche Unterftügung 
gemeinnüßiger Baugenofjenichaften. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


Bir gehen über zum zweiten Gegenftande ber Tages: 
ordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
erjten Deputation über den mittels des Königl. 
Delrets Nr. 5 vorgelegten Entwurf eines Ge: 
ſehes wegen Abänderung einer Beftimmung bes 
Organifationsgejepes vom 21.April 1873.” (Drud: 
ſache Nr. 36.) 

Berichterftatter ift Herr Graf zur Lippe, 


Berichterftatter Graf zur Lippe: Meine hochgeehrten 
Herren! Im Namen der erften Deputation werde id) 
die Ehre haben, über das König. Dekret Nr. 5 in Kürze 
zu berichten. Das Königl. Dekret lautet: 


(Wird vorgelejen.) 


Meine fehr verehrten Herren! Die Abänderung, 
welche vorgejchlagen worben ift, ift unter der Voraus 
jegung vorgejchlagen worden, daß die Streishauptmann: 
Ihaft Zwickau getheilt werde, daß aus ihr zwei Kreis— 
hauptmannjcaffen gebildet werben ſollen. Meine Herren! 
Ih Habe nicht die Abficht, das pro et contra biejer 
Abſicht zu erörtern, aud) nicht zu erörtern, weldje der 
Städte am geeignetften wäre, durch eine Kreishaupt— 
mannjchaft verjchönert zu werben; dies fteht mir nicht 
zu; es ift lediglich Sache der Königl, Stantöregierung, 
die Verwaltungsbezirke abzugrenzen, und nur infoweit, 
als es fih um die Bewilligung von Geldern dazu 
handelt oder um eine Veränderung rejpeftive um eine 
Neneinführung von gejeplihen Vorſchriften find die 
Stände dabei Berather und zu fragen. Meine Herren! 
Eins geftatten Sie mir aber doch, daf id) erwähne, daß 
bie Sreishauptmannjchaft Zwidau 1,500,000 Einwohner 
hat, dies Faktum allein genügt vollftändig, um bie 
Theilung dieſer Kreishauptmannſchaft in zwei nicht nur 
zu rechtfertigen, jondern als unbedingt nöthig erfcheinen 
zu laffen. Wenn aber diefe Theilung vorgenommen wird, 
muß der $29 des Organifationsgejees von 1873 geändert 
werben, benn berjelbe befagt, in den drei Amtshauptmann: 
Ihaften Dresden, Leipzig und Chemnig ſchickt jebe Bezirks: 
verfammlung einen Abgeordneten in den Streisausichuß, 





abgejehen natürlich von dem drei ftäbtifchen Abgefandten, 
die an bie jedesmalige Kreishauptmannſchaft geſchickt 
werben. Wird nun die Kreishauptmannihaft Zwickau, 
welche jegt 10 Amtshauptmannſchaften hat, in zwei getheilt, 
nehmen wir an, jede Kreishauptmannſchaft hätte dann 
fünf Amtshauptmannfhaften, jo würden nur fünf Mit: 
glieder in den Streisausihuß eintreten fünnen. Nun, 
meine Herren, im Organijationsgefege von 1873 ift in 
Bezug auf die SKreishauptmannihaft Bautzen eine 
andere Beitimmung getroffen worden. Dort ſchickt jede 
Bezirksverfammlung zwei Mitglieder in ben Bezirks: 
ausſchuß, weil Baugen nur vier Amtshauptmannſchaften 
hat; die Hälfte der Mitglieder des Kreisausfchuffes, ab: 
gejehen vom Kreishauptmanne felbft oder feinem Stell« 
vertreter, genügt zur Beichlußfähigfeit. In Bauten 
würden aljo, wenn bie Bezirfsverfammlung dort nicht 
zwei Mitglieder hinſchicken dürfte, zwei Mitglieder 
unter Umftänden ben Kreisausſchuß beſchlußfähig machen; 
das wäre doch ein Unding. Meine Herren! Derjelbe 
Fall würbe eintreten, wenn die Kreishauptmannſchaft 
Zwidau getheilt werden jollte und davon zwei Kreis: 
hauptmannfchaften von je fünf Umtshauptmannidaften 
gebildet würden, dann würde bie Hälfte von dem fünf, 
nämlid zwei rejp. drei zu wenig Mitglieder für den 
beihlußfähigen Kreisausſchuß fein und daher ift es um: 
bedingt nothwendig, daß die Aenderung des $29 eintritt 
und von jeder Bezirköverfammlung zwei Mitglieder in 
ben betreffenden Kreisausſchuß gewählt werben. 

Meine Herren! In der jenfeitigen Kammer hat 
man biefem Gefichtspunfte auch vollftändig Rechnung 
getragen, und man hat ben Vorſchlägen der Königl. 
Staatäregierung Folge gegeben, mit einer einzigen 
Abänderung; man hat nämlich vorgefchlagen, und bie 
Königl. Staatöregierung Hat fih damit einverftanden 
erflärt, daß die Stadt Chemnig, wenn fie die Kreis— 
hauptmannſchaft bekommen follte, zwei Mitglieder in 
den Sreisausfhuß ſenden folle, nicht eins, wie in ber 
Borlage angenommen ift. Meine Herren! Dies bürfte 
auch nicht mehr wie recht und billig fein, denn die 
Stadt Chemnig hat ja, ich möchte fagen, ein unheim- 
liches Wachsthum; unſer Hochverehrtes Mitglied, ber 
Herr DOberbürgermeifter hat mir vor furzem gejagt, fie 
hätte jchon beinahe 200,000 Einwohner. Meine Herren! 
Nebenbei gejagt, ich freue mich nicht, wenn Städte jo 
wachjen, aber es ift nicht mehr wie recht und billig, 
wenn eine Stadt von 200,000 Einwohnern auch zwei 
Abgeordnete in den Kreisausſchuß ſchickt, ebenfo wie bie 
Amtshauptmannfhaften. Die Königl. Staatsregierung 
bat ſich, wie gejagt, in ber jenfeitigen Kammer bamit 
einverftanden erklärt, Ihre Deputation ift auch ber 
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Meinung, da diefer Zufag oder diefe Erweiterung der 
Gejegesvorlage einzutreten habe, und Ihre erfte Depu— 
tation fchlägt demnach der hohen Kammer vor, allent: 
halben den Spuren der Zweiten Kammer zu folgen und 
genau mit Uebereinftimmung der Aweiten Sammer be» 
ſchließen zu wollen, für den Fall, daß die Trennung 
der Kreishauptmannſchaft Zwidau in der angegebenen 
Weiſe zuftande kommt. 


Präfident: Meine Hochgeehrten Herren! Der Herr 
Berichterftatter hat, wie in der Natur der Dinge lag 
und auch die Logik gebietet, heute bereits die Frage ber 
Trennung ber Kreishauptmannſchaft Zwickau berührt, 
und ich glaube daher, daß wir uns heute über dieje 
ganze Trennungsfrage als Präjudizialpunft klar werden 
müſſen. Ich eröffne daher eine allgemeine Debatte und 
werde zulafien, daß alle Punkte, die für Trennung und 
dagegen find, heute mit berührt werden. „Iſt das Haus 
damit einverftanden?” — Scheint einverftanden. 


Ic ertheile das Wort dem Herrn Oberbürgermeifter 
Keil. 


Oberbürgermeifter Heil: Meine hochverehrten Herren! 
Ich hätte es lieber gefehen, wenn die allgemeine Be: 
rathung bei Tit. 10 des außerorbentlichen Etats gepflogen 
worben wäre, weil bei biefem Zitel die Königl. Staats: 
regierung ſelbſt die Gründe, die für die Theilung der 
Kreishauptmannfhaft Zwickau ſprechen, angeführt Hat. 
Ich beicheide mich damit, dab Se. Excellenz der Herr 
Präfident in weitgehender Weife heute geftattet, dieſe 
Frage bier zu berühren. Vorausſchicken will ich, daß ih 
gegen dies Dekret Nr. 5 und jeine Annahme nicht das 
geringfte einzuwenden habe. Nur das fann ich micht 
verftehen, warum bie Mandate der Mitglieder des Kreis— 
ausſchuſſes Zwidau mit dem 1. DOftober 1900 aufgelöft 
werben jollen; aus dem Berichte der Aweiten Stammer 
bim ich nicht genügend über bie Gründe belehrt worden. 
Da ich aber Mitglied des Kreisausſchuſſes bin, will ich 
in eine Erörterung diefer frage nicht eintreten und werde 
mich aud) in diefer Frage der Abftimmung enthalten. 


Was die Hauptfrage, die wir mit Genehmigung Sr. 
Ereellenz behandeln bürfen, die frage, ob es nothwendig 
ift, eine neue Streishauptmannichait zu errichten, anlangt, 
fo fürdten Sie nicht, daf id) Ihnen mit Zofalerwägungen 
fommen werde. Ich werde verfuchen, einige allgemeine 
Punkte, die bier angeführt werden müſſen, zur Geltung 
zu bringen. Ich muß allerdings aud) die Petition, bie 
von Seiten der Stadt Zwickau an die hohe Kammer 
gerichtet worden ift, hier mit erwähnen. Es iſt in diefer 
Petition darauf Hingewiefen worden, daß die Streishaupt- 
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mannſchaft Dresden 13, Leipzig 11, Zwickau nur 10 
Näthe und Hülfsarbeiter hat. Se. Ercellenz der Herr 
Staatsminifter hat in der Zweiten Kammer darauf hin— 
gewiefen, daß dieſe Thatjache nicht durchſchlagend fei 
und da fie nicht als Moment gegen die Nothwendigleit 
einer Entlaftung und Theilung der Kreishauptmannfcaft 
Zwickau angeführt werden könne, weil von ben Dresdner 
Räthen fünf a conto der Generalkommiſſion für Ablöfungen 
und Gemeinheitätheilungen zu rechnen feien und einer 
ber Leipziger Räthe a conto ber Leipziger Beitung. 

Es bleibt aber doch die Thatfache beftehen, daß zehn 
Leipziger Räthe in ber Leipziger Kreishauptmannicaft 
den zehn Awidauer Rüthen, die die dortige Kreishaupt- 
mannjchaft bat, gegemüberftehen, und bes weiteren bleibt 
doc) die Thatfache beftehen, daß die Gefchäfte der General: 
fommiffion für Ablöſungen und Gemeinheitstheilungen 
durch die Verordnung von 1876 nicht ben einzelnen freis- 
hauptmannschaftlichen Rüthen, jondern der Kreishauptmann: 
ſchaft als folder übertragen worden find. Die Leitung des 
Kreishauptmanns wird fid) nach meiner Anficht auf die 
Geſchäfte diefer Generallommiffion mit zu erftreden Haben, 
und meine Herren nur die Leberlaftung der Leitung 
als einer ſolchen kann doch die Nothwendigkeit der 
Theilung rechtfertigen, denn wenn die Räthe oder Hülfs- 
arbeiter oder anbere Beamten überlaftet find, dann läßt 
ſich diefem Uebelftande leicht doch durch eine andere Maß: 
regel als die Neugründung einer Kreishauptmannſchaft 
abhelfen. Meine Herren! Diefer Grund möchte doch 
nicht ganz unbeachtlich fein. Ich will mich aber der 
höheren Einficht der Königl. Staatsregierung in dieſem 
Punkte fügen und will zugeben, daß eine Ueberlaftung 
in gefchäftlicher Beziehung bei der Kreishauptmannjcaft 
Zwidau thatfächlic) vorhanden if. Damit ift aber noch 
nicht zugegeben, meine Herren, dab auch die Neu: 
gründung einer fünften Kreishauptmannſchaft 
nothwendig if. Wenn Sie einen Blick auf die Zahlen 
werfen, bie die einzelnen Kreishauptmannſchaften an 
Einwohnern befiben, dann ergiebt fi für Zwickau 
1 Million und — nicht 500,000 — fondern etwas über 
300,000 nad dem Stande von 1895, eine andere 
Bählung liegt nicht vor, für Dresden ungefähr nicht 
ganz 900,000, für Leipzig ungefähr ebenfoviel, eimas 
weniger, und für Baugen nicht ganz 400,000. Meine 
Herren! Da ift doc) eigentlich das Einfachfte, man ent: 
laftet Zwidau baburd, daß man Bauen etwas ver: 
größert, daf man die Amtshauptmannfhaft Pirna und 
einen Theil von Großenhain zu Baupen legt, Dresden 
durch Chemnitz und Flöha entſchädigt und jo Zwickau 
verkleinert. Das würde wenigſtens nach meiner Anſicht 
dem Programme, das die zweite Deputation neulich ent: 
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widelt hat unter dem Beifalle der hohen Kammer und 
des Landes, dem Programme der Sparjamfeit mehr 
entfprechen und würde im Lande, glaube ich, mehr Bu: 
ftimmung finden, als wenn man das Programm dadurch 
ausführt, dab man einige Nebenbahnen weniger baut 
und einigen Orten die Wohlthaten bes Verkehrs ent: 
zieht, wie man in Ausſicht genommen hat. 

Alſo, meine Herren, die frage würde zu erwägen 
fein, ob es nicht möglich ift, auf diefe Weife eine Ent» 
faftung zu fchaffen und das, was die Königl. Staats» 
regierung im Staatsintereffe für nothwendig hält, doch 
auch nod) zu erreichen, und diefe Erwägung macht es 
mir jchwer, ber Neuerrichtung einer Kreishauptmannſchaft 
zuzuftimmen, 

Meine Herren! Da ich aber nicht weiß, ob Sie 
diefen meinen Erwägungen fid) anſchließen, jo will id) 
aud) auf die Art ber Theilung jelbft ganz kurz ein: 
gehen. Ich weiß, daß das Sade ber Königl. Staats» 
regierung ift, und daß, wenn die Mittel dazu von den 
Ständen bewilligt find, ihnen irgend eine Kompetenz, 
an fich entjcheidend einzugreifen, fehlen würde; aber ic) 
fann die Theilung, wie fie in den Bemerkungen zu 
Tit. 10 hier in Ausſicht genommen ift, als eine ganz 
glüdliche nicht bezeichnen, und ich erlaube mir deshalb 
ben Antrag zu ftellen, daß die hohe Kammer das Er: 
ſuchen und die Bitte an die Königl. Staatsregierung 
richten möge, daß, wenn die Neugründung ber Kreis: 
bauptmannfhaft Chemnitz bejchloffen wird, do dann 
die Amtshauptmannſchaft Glauchau bei Zwidau bleibt, 
aljo dasſelbe Erſuchen, das der Antrag Heißig, der in 
der Zweiten Kammer ebenfalls angenommen worden ift, 
an die Königl. Staatsregierung gerichtet hat. Diejen 
Antrag begründe id) noch mit einem Worte wie folgt: 
Es ift wohl zweifellos, daß bie größere Mehrzahl der 
DOrtichaften der Amtshauptmannſchaft Glaudau wirt: 
fhaftlih und auch im gewerblicher Beziehung nad 
Bwidau gravitirt. Es ift aber ferner, meine Herren, 
ein Hauptmoment, baf die Ortſchaften der Umtshaupt- 
mannſchaft Glauchau alle zum Landgerichte zu Zwickau 
gehören, und das halte ich allerdings für eine Er- 
jchwerung des gejchäftlichen Verkehrs, wenn die Ver: 
waltungsobrigfeit in einer anderen Stadt liegt, als in 
der Stadt, in ber das zuftändige Landgericht Tiegt. Die 
Amtsgerichte Hohenstein: Ernftthal und Glaudjau gehören 
zu Zwidau; e8 hat nun der Herr Staatsminifter in ber 
Zweiten Kammer allerdings betont, daß ber perjönliche 
Berkehr der Kreiseingefeflenen mit der Kreishauptmann— 
ſchaft ein fo reger nicht fei, daß beshalb darauf bejondere 
Nüdficht genommen werben müßte. Das ift ganz zweifel: 
(08, meine Herren, aber es hängen mit der Streishaupts 





mannjchaft doch noch eine Reihe von anderen Behörden 
zujammen, 3.8. der Kreisſteuerrath, Schiedögerichte, bie 
einen lebhafteren perfönlichen Verkehr mit den be: 
treffenden Behörden zur Folge Haben, und für dieſen 
Berfehr würde es jchwieriger fein, wenn die entferntere 
Stadt Chemnig zur Kreishauptmannjchaft für Glauchau 
gemacht würde, als wenn es Bwidau würde. Und dann 
ftehen wir vor der Emanation bes Gejegentwurfs über 
die Verwaltungsrechtspflege, die ja auch einen ftärferen 
perjönlichen Verkehr der Unterthanen mit der Kreis— 
hauptmannjchaft zur Folge Haben würde. Neben diejen 
mehr äußerlichen Gründen ift auch noch ein innerer 
Grund, wenn ic) fo jagen darf, der dafür ſprechen fünnte, 
aus dem heraus ich Sie um Annahme meines Antrages 
bitte. Es ift doch dringend zu wünjchen, meine Herren, 
daß die Beunruhigung, die mit der Theilung von Be: 
zirten allemal verbunden ift für längere Zeit, wieber 
verſchwindet, und daß, wenn einmal getheilt wird, jo 
getheilt wird, daß dann ein gewiſſer Beitand ſich vor: 
ausjehen läßt. Wird aber die Amtshauptmannfchaft 
Glauchau bei der Kreishauptmannſchaft Chemnik be— 
lafien, dann kann auch eine Entlaftung der übrigen 
großen beiden Sreishauptmannjchaften Leipzig und 
Dresden zur Zeit nicht eintreten. Bleibt Glauchau bei 
Zwidau, dann ift es aber möglich, Rochlitz vielleicht zu 
Chemnig zu nehmen, und es würde dann aljo möglich 
fein, fejte Berhältniffe wenigftens für die nächſten Jahre 
zu geben. Auch aus diejem inneren Grunde heraus 
bitte ich Sie, meine Herren, um Annahme meines An— 
trages, und fpeziell der Königl. Staatsregierung lege ich 
die Bitte and Herz, im Falle der Zuftimmung der hohen 
Kammer diefem Antrage wohlwollend gegenüber zu treten. 
Die Königl. Staatsregierung wolle doch aus der großen 
Aufregung, die fih in Zwidau — vielleicht nicht ganz 
berechtigter Weile — über dieſe ganze frage erhoben 
bat, gerade jetzt in einer Zeit, in der weite Streife der 
Bevölkerung des Landes doch offenbar und in ganz offen 
auögejprochener Weile der Staatsgewalt wenn nicht ge: 
tade feindlich, fo doc) unfreumdlich ſich gegemüberftellen, 
erjehen, daß die Bürgerfchaft in Zwidau in weiten Streifen, 
faſt in ihrer Gefammtheit, diefe Gefinnungen nicht theilt, 
ſondern großes Gewicht darauf legt, daß fie ihre Staats: 
behörden möglichft ungetheilt und fo, wie fie find, behält. 


Präfident: Ich erfuche den Herrn Oberbürgermeifter, 
wir den Antrag jchriftlich einzureichen. Ich trage in: 
zwiſchen fein Bedenken, ihn Hier noch einmal zu re 
fumiren, da er ehr einfad) ift: Der Königl. Staats: 
tegierung den Wunfch zu unterbreiten, die Amtshaupt: 
mannihaft Glauchau bei der Streishauptimannjcaft 
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Bwidau zu belafjen, und ftelle die Unterftügungsfrage. — 
Er ift genügend unterftügt und fteht bamit zur Be— 
rathung. Dad Wort hat der Herr Oberbürgermeifter 
Dr. Schroeder, dann Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed. 


Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: Meine jehr ge: 
ehrten Herren! Der zur Berathung ftehende Geſetzentwurf 
über bie Abänderung des Drganijationsgejeges vom 
21. April 1873 Hat zur Vorausſetzung und fchließt in 
fih die Theilung der Kreishauptmannihaft Zwidan. 
Ih ftehe vollftändig auf dem Boden dieſes Geſetz— 
entwurfes, wenn ich auch meine, es wäre erwünfchter 
und wohl aud) angängig gewejen, eine Integralerneuerung 
bes Kreisausſchuſſes Zwidau zu vermeiden und bafür 
die Wahlperiode der meueintretenden Kreisausſchuß— 
mitglieder bejonbers zu ordnen. Hat man doch aud) 
1896 bei ber Neuordnung bes Landtagswahlrechts von 
einer Integralerneuerung ber Ameiten Sammer mit 
Recht abgejehen. Allein die Frage ber Neubildung bes 
Kreisausſchuſſes Zwickau ift eine nebenſächliche. Ich 
jelbft bin SKreisausfhußmitglied und habe ſchon aus 
diefem Grunde in der Deputation dieſen Nebenpunft 
nicht weiter verfolgt. 

Grundſätzlich theile ich in der ganzen Frage ber 
Neuerrihtung einer Kreishauptmannſchaft vollftändig die 
Stellungnahme und den Stanbpunft ber Königl. Staats: 
regierung und bin meinerſeits überzeugt, daß die Er: 
richtung einer Kreishauptmannjchaft in Chemnig voll 
ftändig gerechtfertigt ift. Nur meine ih, wenn man bie 
Gründe der Königl. Staatsregierung, die ja bei ber 
Organifation der Berwaltungsbehörden allein zuftändig 
ift, wenn man diefe Gründe theilt, jo muß man noth: 
wendig weiter gehen. Diejelben Gründe und That: 
ſachen, die für bie Königl. Staatsregierung ausfchlag: 
gebend und maßgebend gewejen find für die Erriditung 
einer Kreishauptmannſchaft in Chemnig, führen meines 
Erachtens zwingend und nothwendig zu bem Schluß: 
ergebnifie, daß auch dem vogtländifchen Kreiſe in feiner 
Kreisftadt Plauen eine Kreishauptmannſchaft gegeben 
oder richtiger wiedergegeben werbe.. Das Anwachjen 
der Gejchäfte infolge der Zunahme der Bevöfferung, 
infolge ber gefteigerten geichäftlichen, gewerblichen und 
induftriellen Ihätigfeit, infolge der fi immer mehr 
ausdehnenden Geſetzgebung, nicht bloß der fozial: 
politifchen, infolge der. Einführung ber Verwaltungs: 
rechtöpflege, bedingen in gleicher Weife die Nothwendig— 
feit, dem vogtländifchen Kreiſe feine eigene Kreis— 
hauptmannfchaft nicht länger vorzuenthalten, Die ab: 
geſchloſſene Lage des Vogtlandes, wie fie ein Blick 


jauf die Karte lehrt, die äufere und innere Ent— 


widelung, bie geihichtlihe und wirthichaftlihe Ent: 
widelung, die Zunahme der Bevölferungsdichtigkeit, 
das mächtige Aufblühen des VBogtlandes in der Gegen: 
wart — ich hebe diefe Thatjachen felbftverftändlich mit 
aller Bejcheidenheit und Zurüdhaltung hervor —, dieſe 
Thatjahen führen nothiwendig dazu, daß man ben in 
weiten Streifen des Bogtlandes verbreiteten und von den 
berufenen Organen ber vogtländijchen Streisftände von jeher 
vertretenen Wunſch als gerechtfertigt und das Bedürfniß 
als nachgewieſen anjehen muß. Es ift ein alter 
Wunſch, meine Herren, der Ihnen bier vorgetragen 
wird, der auch 1872 bei der Neuorganifation der Ber: 
waltung bereit? den Ständen vorgetragen wurbe unb 
damals bereits wohlwollende Aufnahme fand, der aber 
nun im Laufe ber Jahre nur um jo dringender ge- 
worben ift. 

Nun hat ja gewiß das Vogtland die Erklärung Sr. 
Excellenz des Herrn Staatsminifterd des Innern in 
ber Finanzdeputation A und in der Geſetzgebungs— 
deputation der Zweiten Sammer mit bejonderem Dante 
anzuerkennen und entgegenzunehmen gehabt, die Erklärung 
des Inhalts, daß, falls eine weitere Theilung der Kreis: 
hauptmannjhaft Zwickau eintrete, in erfter Linie die 
Stadt Plauen berüdfichtigt werden joll, Ich bitte, dem 
aufrichtigen Danke dafür den Wunſch Hinzufügen zu 
bürfen, den dringenden Wunſch, daß uns jchon eine nahe 
Zukunft die Verwirklichung bringen möchte, Es ift ein 
allgemeines Intereſſe, daß eine Negierungsbehörde wie die 
Kreishauptmannfchaft den Verhältniſſen und den Berfonen 
ihres Bezirks möglichjt nahe ſteht. Es ift ein all 
gemeined Landesinterefje, einem Landestheile von ber 
Lage, der Eigenart, von der Bedeutung unb von ber 
Entwidelung des Vogtlandes endlich jeine eigene Kreis: 
hauptmannſchaft in feiner Streisftabt erftehen zu lafjen 
Ih Hoffe, daß das Gewicht der Thatjachen Regierung 
und Stände ſchon in einer recht nahen Zukunft, recht 
bald bereit finden möge, diefem wirklich vorhandenen 
Bedürfniſſe zu gemügen und geredht zu werben. 


Präfident: Das Wort bat ber Herr Oberbürger- 
meifter Dr. Bed. 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine hochverehrten 
Herren! Der jept zur Berathung ftehende Punkt ber 
heutigen Tagesordnung, durd) welchen zum erften Male 
die wohlwollende Abficht der Königl, Staatsregierung 
in diefem hohen Haufe zur Beiprehung fommt, eine 
fünfte Kreishauptmannſchaft zu errichten und als Sik 
derjelben Chemnig zu beftimmen, legt mir die ehrenvolle 
Pfliht auf und gewährt mir zugleich die hohe Freude, 
der Königl. Staatöregierung und fpeziell Sr. Excellenz 
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dem Herrn Staatsminifter von Metzſch für dieſe wohl- 
wollende Abfiht namens der Stadt Chemnig ben 
wärmften Dank auszuſprechen und zugleich auch der 
hohen Zweiten Kammer dafür zu banken, daß fie, joviel 
ih mid) erinnere, einftimmig dieſer Vorlage der Ne: 
gierung ihre Zuftimmung gegeben und dadurch biefe 
durch die Wahl der Stadt Chemnitz letzterer zu theil ges 
wordene Ehrung oder, wie der Herr Berichterſtatter 
fagte, Verſchönerung gebilligt hat. Ich glaube die Hoff: 
nung ausiprechen zu dürfen, daß aud) diejes hohe Haus 
jenem Beichluffe beitreten und die dazu nöthigen Mittel 
verwilligen wird, 

Ueber die Nothwenbigfeit einer Theilung ber Kreis: 
hauptmannſchaft Zwidau brauche ich mich Hier nicht 
weiter zu äußern, nachdem von ber berufenften Seite, 
d. 5. von der Königl. Staatöregierung jelbft, die Noth— 
wendigfeit anerfannt worben ift. Es ift aber vielleicht 
intereffant und zur Beruhigung der Gemüther von 
einzelnen Herren geeignet, wenn ich) darauf hinweiſe, 
daß mad einer mir vorliegenden Zufammenftellung ber 
Zahlen von 47 preußifchen, bayerischen und ſächſiſchen 
Negierungsbezirfen nur 5 derjelben mehr Einwohner 
haben, als bie gegenwärtige Kreishauptmannſchaft 
Zwickau, und daß nad) ber Dichtigfeit der Bevölkerung 
auf 1 qkm nur einer, der Regierungsbezirk Düſſeldorf, 
eine dichtere Bevöllerung aufweift, als der Regierungs- 
bezirt Awidau, daß ferner 32 Negierungsbezirfe unter 
1 Million Einwohner haben, davon 22 unter 700,000, 
16 unter 600,000, 9 unter 500,000, 6 unter 400,000. 
Es find diefe Zahlen doch vielleicht geeignet, dafür einen 
Anhalt zu geben, daf die Zuftände, wie fie gegenwärtig 
fi) entwidelt hatten, auf die Dauer nicht aufrecht zu 
erhalten geweſen find. 

Wenn ich nun zu dem gegenwärtigen Geſetzentwurfe 
jelbft Komme, jo möchte ich auch meinerfeits bedauern, 
daf man eine Integraferneuerung der beiden Kreisausſchüſſe 
in Ausficht genommen hat und nidjt den von manden 
Abgeordneten zum Kreisausſchuſſe ausgeiprodenen 
Wünjhen nahgelommen ift, fie bis zum Ende ihrer 
Wahlperiode dort zu belafien. Nachdem aber die Königl. 
Staatsregierung ihre Zuftimmung hierzu nidht in Aus— 
ficht geftellt Hat, ift ſchließlich auch nicht viel verloren, 
wenn es fich fo geftaltet, wie e8 num im Defrete vor— 
geichlagen wird, denn es ift wohl anzunehmen, baß die 
Bezirköverfammlung zumeift diejenigen Herren, welche 
fie bis dahin mit ihrem Vertrauen beehrt hat, aud) in 
Zukunft in die neuen Kreisausſchüſſe abordnen wird. 

Dagegen kann ich nicht ganz unwiderſprochen laſſen, 
was mein Herr Kollege Keil in Bezug auf die Urt der Theil: 
ung des Negierungsbezirts Zwickau bier ausgeführt hat. 


— — — — — — — — 
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Ich würde, da ich in gewiſſem Sinne pro domo rede, 
nicht hierzu das Wort ergriffen haben, aber nachdem 
mein Herr Kollege auch pro domo geredet, glaube id) 
injofern als der Zweite wohl entjchuldigt zu fein. 
Meine Kenntniß der Verhältnifje führt mich zu meinem 
Bedauern zu einem anderen Ergebniffe. Der Herr 
Kollege führte zunächſt aus, daß Glauchau „wirthſchaft— 
lid, kommerziell und gewerblidh” jo eng mit Zwidau 
zujammenhinge, dab eine Losreißung von Zwidau un: 
berechtigt wäre; dies entjpridht mach meiner Kenntniß 
der Dinge nicht ganz ben Thatſachen injofern, als die 
Induftrien in Glauchau und Meerane, den beiden Haupt: 
ftädten des Bezirks, faft ausſchließlich Tertilinduftrien 
find, während Bwidau, foviel ich weiß, feine Blüthe in 
der Hauptjache der Kohlen: und Maſchineninduſtrie ver: 
dankt und auf dem Gebiete der Tertilinduftrie jedenfalls 
nicht in dem Grade eine führende Nolle einnimmt, daß 
man jagen fönnte, Glauchau und Meerane Hängen 
fommerziell unmittelbar mit Zwidau zufammen. Es 
geht dies ja auch daraus hervor, daf die Königl. Staats: 
regierung feinerzeit Glauchau und Meerane nicht dem 
Handelsfammerbezirte Plauen, fondern dem Handels: 
kammerbezirke Chemnit angegliedert hat, da, wie gejagt, 
die meiften merfantilen und kommerziellen Intereffen nad) 
Chemnig Hinweifen. Dann führte der Herr Kollege an, 
daß auch die Zugehörigkeit zum Landgerichte Zwidau den 
Anſchluß von Glaudau und Meerane nad) Zwidau 
nöthig mache. Meine Herren! Wenn Sie das Delret 
gelejen, was Sie in dieſen Tagen erhalten haben, und 
insbejondere die Begründung für die Theilung bes 
Dresdner Landgerichts und für die Errichtung eines 
Landgerichts in NRiefa, jo werden Sie daraus entnommen 
haben, daß die Frage der Zugehörigkeit der einzelnen 
Dijtrifte zu einem Landgerichtäbezirfe von geringer Be: 
deutung ift, weil vor den Landgerichten Anwaltszwang 
befteht und die Parteien in den allerfeltenften Fällen 
dort zu thum Haben. Die Megierung hat wohl ihren 
Standpunkt bezüglich der Errichtung eines Landgerichts 
in Riefa fogar mit dem Hinweije geredjtfertigt, daß für 
den Sit eines Landgerichts überhaupt keinerlei ſolche, 
ic) will einmal jagen, geographifche Nüdjichten in Frage 
fommen. 

Viel bedeutender und ausjchlaggebender ift jeden: 
fall3 der Zuſammenhang zwiſchen den Verwaltungs: 
bezirfen und ber ihnen vorgefegten oberen Verwaltungs: 
behörde. Se, Ercellenz ber Herr Staatsminifter von 
Metzſch Hat ſchon in der Zweiten Kammer darauf hin: 
gewiefen, wie die ländlichen Gemeinden überaus wenig 
mit den Streishauptmannscaften zu thun haben, und wie 
hauptfählih die Städte mit Nevidirter Stäbteordnung 





hierfür in Frage kommen. Die Stadt Hohenftein-Ernft: 
thal, die unmittelbar vor den Thoren von Chemnik liegt 
und ihre ganzen Beziehungen zu Chemnig hat, bildet 
einen Theil der Amtshauptmannſchaft Glauchau; es 
fommen ferner die Städte Glauchau und Meerane in 
frage. Zwei ber berufenften Vertreter von Glaudau, 
die für mich ein maßgebendes Urtheil abzugeben im 
ftande find, Haben mir gejagt, daß es der Stadt Glauchau 
vollftändig gleichgültig fei, zu welchem Bezirke fie ge: 
ichlagen würde. Dann führte mein Herr Kollege Keil 
an, daß auch die Zugehörigkeit zu ben Schiedsgerichten 
darauf hinziele, die Amtshauptmannjchaft Glauchau bei 
Bwidau zu belaſſen. Ich kann in diefer Beziehung nur 
onftatiren, daß das Schiedsgericht für die Invaliditäts: 
und Ultersverfiherung der Amtshauptmannſchaft Glauchau, 
ſoviel ich weiß, bereits in Chemnig und nicht in Zwickau 
befteht, jo daß in diefer Beziehung fogar eine Veränderung 
deö gegenwärtigen Zuftandes eintreten würbe. 

Weiter will ich noc) folgendes zu erwähnen mir er: 
fauben. Ich kann ja der Stadt Plauen nur wünſchen, 
daf die von dem Herrn Kollegen Schroeder ausgefprochenen 
Wünſche in Erfüllung gehen mögen, und ich bin über: 
zeugt, daß bei der Bedeutung des PVogtlandes das auch 
der Fall jein wird, ich möchte aber auf einen Wider: 
ftreit aufmerfjam machen, der zwijchen den beiden Stäbten 
Plauen und Zwidau dabei zu Tage tritt. Der Antrag 
Keil geht darauf Hin, den freishauptmannjcjaftlichen Be: 
zirt Zwidau größer zu machen als den freishauptmann- 
ſchaftlichen Bezirk Chemnig. Die Folge davon ift natür— 
lid), da, je größer Zwickau jet gemadjt wird, befto früh: 
zeitiger wiederum eine Theilung der Kreishauptmannſchaft 
Zwickau eintreten muß. In diefer Beziehung glaube ich eine 
befondere Wahrnehmung gemadt zu haben. Gerabe 
bie Herren Abgeordneten der Zweiten Sammer, die ge: 
meint haben, daß die Stabt Awidau nicht der richtige 
Sitz der Streishauptmannfchaft wäre, daß vielmehr die 
Kreishauptmannſchaft von Zwickau nad) Plauen zu ver: 
fegen ſei, haben, wenn ich nicht irre — ich war bei 
der Abjtimmung zugegen —, für den Antrag Heihig 
geftimmt, nämlich die Kreishauptmannſchaft Zwidau 
möglichft zu vergrößern. Ic kenne die Abficht diefer 
Herren Abgeordneten natürlich nicht und habe infolge 
deſſen feinerlei Recht, irgendwie darüber hier zu ſprechen, 
aber die Thatſache bleibt doc) beftehen, daß, je größer 
man Zwickau macht, man um jo eher vor bie Frage 
gejtellt ift, die Kreishauptmannfchaft Zwidau wiederum 
zu theilen. Wenn nun aud die Stadt Zwidan alles 
gethan Hat, um die Theilung ber Kreishauptmannſchaft 
zu verhindern und infolge deſſen Chemnig biefe Ehrung 
vorzuenthalten, was ich ihr übrigens durchaus nicht 
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verbenten kann, da es ihre Pflicht ift, fo will ih doch 
heute Böſes mit Gutem vergelten und im Intereſſe der 
Stadt Zwickau bitten, dem Antrage nicht ftattzugeben, 
damit nicht fo ſchnell wiederum eine Theilung ber 
Kreishauptmannihaft Zwickau nöthig wird und infolge 
befien die Befürchtungen, bie der Herr Kollege Keil hegt, 
eintreten, Endlich meine ich, daß, nachdem Se. Excellenz 
ber Herr Minifter von Metzſch auf Grund feiner Sad): 
fenntniß fich fo eingehend in der Zweiten Kammer gegen 
eine Zuweiſung der Amtshauptmannfhaft Glauchau 
nad) Zwickau ausgeſprochen hat und die Gründe bafür 
gewiß durchaus beachtlich gewefen find, es vielleicht der 
Gepflogenheit dieſes Hohen Hauſes meines Erachtens 
entiprechen würbe, hier nicht die entgegengejehte Stellung 
gegen bie Erklärung bes Herrn Minifters auf einem 
der ausschließlichen Zuftändigfeit der Negierung unter: 
ftehenben Gebiete einzunehmen. Ic würbe es dankbar 
begrüßen, wenn Se. Ercellenz bie Freundlichkeit hätte, 
bie Begründung feiner Anficht dem hohen Haufe nicht 
vorzuenthalten, Am richtigften ift es vielleicht, ver: 
trauensvoll die Angelegenheit in die Hände der Königl. 
Stantöregierung zu legen. Sie wird nad) ihrem pflicht: 
gemäßen Ermeffen und nad; genauefter Kenntniß ber 
Berhältniffe, die ihr in erfter Linie zu Gebote fteht, 
das Richtige finden, ebenfalls will ich mit bem 
Wunſche fließen, daß die geplanten Maßnahmen zum 
Heile und Gegen des gefammten Regierungsbezirkes 
Zwidau in feiner alten und neuen Zuſammenſetzung 
gereihen mögen! Noch einmal ſpreche ich der hohen 
Staatöregierung ben wärmften Dank für dieſes Vor— 
gehen aus und bitte das hohe Haus, fi den Abfichten 
der Regierung freundlichft anschließen zu wollen, 


Präfident: Se. Ercellenz ber Herr Staatsminifter 
von Mehich! 


Staatöminifter von Metzſch: Meine jehr geehrten 
Herren! Der Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed Hat 
joeben darauf hingewiejen, daß über die Gründe, welche 
zu dem Vorfchlage der Theilung der Streishauptmann- 
ſchaft Zwidau geführt haben, feitens ber Regierung 
bereits in ber jenfeitigen Sammer eine ausführliche Er: 
läuterung gegeben worben ift und ich möchte zur Ber: 
meidung von Wiederholungen auf dieſe Ausführungen 
mich in der Hauptſache einfach zurüdbeziehen. Nur 
glaube ih, ganz im allgemeinen zur Nechtfertigung bes 
Standpunftes der Regierung in dieſer Frage noch auf 
folgende Momente, die übrigens auch in dem bezüglichen 
Berichte der Zweiten Kammer niedergelegt find, ver: 
weiſen zu Sollen, 
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Es find Hauptfählih drei Erwägungen gewejen, 
meine Herren, welche ber Regierung Anlaß gegeben 
haben, den übrigens ſchon früher ventilirten Plan ber 
Theilung der Streishauptmannfhaft Zwickau nunmehr 
mit Hülfe ber Stänbeverfammlung ber Verwirklichung 
näher zu bringen beziehentlich zu verwirklichen, Einmal 
— wie bes weiteren jchon hervorgehoben worben ift — 
die angewachjene Bevölkerungszahl im Negierungsbezirke 
Zwickau. Ich möchte in diefer Richtung, ohne mich in 
Spezialitäten heute zu verlieren, nur darauf hinweifen, 
meine Herren, daß bereitö bei ber Berathung ber Organi: 
fationggefege im Jahre 1873 feitens der Negierung 
darauf hingewiefen worben ift, und wörtlich damals ge: 
fagt wurde, daß bei ber Vermehrung ber Bevölkerung, 
wie fie in Sachſen ftattfinde, e8 ganz undenkbar fei, 
daß man auch nicht mit ber Zeit zu Abänberungen unb 
Ergänzungen unſerer getroffenen Behörbenverfaffung ge: 
fangen würbe, Diefer allgemeine Gefihtspunft ift dann 
weiter fpeziell zufammengehalten worden mit dem Um: 
ftande und mit bem Hinweife, daß ſchon bei der Organi— 
fation der Verwaltungsbehörben vom Jahre 1875 und 
bei der Berathung des betreffenden Organifationsplanes 
gejagt worben ift, daß bie damals mit 900,000 Geelen 
rund in Ausſicht genommene Kreishauptmannfchaft 
Zwickau vielleicht in Nüdficht auf die Seelenzahl etwas 
zu groß gedacht fein könne und daß wohl bie Gefahr be: 
ftehe, daß die betreffenden Organe, alfo insbejondere bie 
Negierungsbehörde ſchon von vornherein mit einer etwas 
großen Urbeitslaft zu thun haben würden. Es ift aber 
damals gejagt worden — und bie Kammern, bie bie 
gleichen Bedenken theilten, find damit einverfianden ge— 
weſen — daf wenigftend zur Beit und mit Rüdficht 
darauf, daß man wejentliche Aenderungen in ber Ab— 
theilung ber Bezirke nicht herbeiführen wolle, auf bie 
damals vorgefchlagene und thatſächlich durchgeführte 
Theilung zugefommen werden folle. Das war damals, 
meine Herren, eine Scelenzahl von 900,000 Seelen, der 
man fid) gegenüber geftellt fand, und wenn jet nun, wie 
der jehr geehrte Herr Verichterftatter dom hervorgehoben 
bat, bamit zu rechnen ift, daß mit der Volkszählung, die 
in diefem Jahre ftattfinden wird, der Regierungsbezirk ber 
Kreishouptmannfchaft Zwickau mit mindeftens 1,500,000 
Seelen anzunehmen fein wird, fo find bies nad) meiner 
Anfiht wenigftens Zahlen, bie für den Vorſchlag und 
den Plan der Negierung fprechen und es bebürfte, 
glaube ich, faum einer weiteren Begründung — es find 
aber noch Gründe genügend da — als des Hinweiſes 
auf die angewachiene Seelenzahl des Regierungsbezirkes 
Bwidau, um den Vorſchlag als einen gerechtfertigten und 


\ als einen plaufibfen Hinzuftellen. Es ift aber weiter, 
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meine Herren, ausbrüdlich darauf aufmerffam zu machen 
und ich möchte dies in bem hohen Haufe noch einmal 
beſonders fonftatiren, daß nach der ganzen inneren Ge— 
ftaltung bes wirthfchaftlichen Lebens im WRegierungs- 
bezirte ber Kreishauptmannſchaft Zwidau die Verhältniſſe 
es ohne weiteres mit fich bringen, daß die Mittelinftanz, 
die Kreishauptmannfchaft im Berhältniffe zu bem übrigen 
Kreishauptmannfchaften einer Mehrlaft von Arbeit gegen- 
über geftellt ift; bie wirthichaftliche Geftaltung des Be— 
zirles infofern, als eigentlich der Regierungsbezirk ber 
Kreishauptmannihaft Zwickau in der Hauptjache unfere 
ganze Großinduſtrie in den induftriellen Städten und das 
Großgewerbe umfaßt. Es ift weiter darauf hinzuweiſen, 
meine Herren, daß, während in ben Bezirken der brei 
übrigen Kreishauptmannſchaften wir es nur überhaupt 
mit 40 Stäbten zu thun haben, die im Befige ber Revi- 
dirten Stäbteorbnung fich befinden, in drei — ich wieber- 
hole in brei Sreishauptmannfchaften überhaupt 
40 Städte mit der Revidirten Stäbteorbnung, auf ber 
anderen Seite die Kreishauptmannihaft Zwickau allein 
mit 38 Städten mit ber Revibirten Stäbteorbnung figurirt. 
Alſo die Kreishauptmannihaft Zwidau hat überhaupt 
nur zwei Städte mit Revidirter Stäbteorbnung weniger 
als bie übrigen brei Regierungsbezirke zufammen unb 
wenn Sie, meine Herren, bie Stäbte, die in dem 
Regierungsbezirte ABwidau Hierbei in Trage kommen, 
Revue paffiren laſſen, jo wird man wohl auch nad) biejer 
Richtung einfach zu bekennen geneigt fein, daß bas 
Schwergewicht ber Arbeit bei der Kreishauptmannichaft 
Bwidau liegt, dba vorzüglich in Betracht fommt, daß es 
in der Hauptjache bie Stäbte mit ber Revidirten Stäbte- 
ordnung find, mit denen die Kreishauptmannfchaften zu 
thun haben, als vorgefegte Auffichtsbehörbe beziehentlich 
die vorgeſetzte Inftanz. 

Dies ber eine und hauptſächlich durchſchlagende 
Grund, Der zweite Grund, der auch ſchon bes Näheren 
erörtert worben ift, ift der geographifche Umfang und 
die Ausdehnung bed Bezirks. Ich glaube, meine Herren, 
bierüber fein weiteres Wort verlieren zu follen; das 
lehrt einfah ein Blick auf die Landfarte wie fich bie 
Berhältniffe dort im Regierungsbezirfe Zwickau geftalten 
im Gegenjage zu ben anderen Regierungsbezirfen. Nur 
das eine möchte ich bemerken, meine Herren, daß that- 
ſächlich diejenigen, die mit der Kreishauptmannjchaft 
BZwidau zu thun Haben, das find hauptſächlich die Mit- 
glieder des Kreisausfchufles, die aus ben entfernteren 
Bezirken, aus Marienberg und Annaberg kommen, in 
ber Regel nicht imftande find, am demſelben Tage, an 
welchem Kreisausfhußfigungen ftattfinden, nad ihren 
refpeftiven Wohnorten zurückzulehren. Wenn man 

IR. (1. Abonnement.) 


einen derartigen Mißſtand abftellen kann, fo ift doch 
die8 auch ein Moment, weldes für eine andere Ein- 
theilung bes Bezirkes ſpricht. Es ift weiter barauf 
hinzumweifen, — und das ift ein finanzielles Moment, 
untergeorbnet allerdings gegenüber den Unforberungen, 
die wir ftellen in Bezug auf einen Neubau in Chemnik, 
es ift aber immerhin in Berüdfihtigung zu ziehen —, 
daß das Wegierungsgebäube, welches gegenwärtig ber 
Kreishauptmannſchaft Zwidau zur Verfügung fteht, 
baulich unzulänglich ift, wenn — was unvermeiblich ift, 
auch wenn nicht getheilt wird —, wenn ber Kreishaupt- 
mannſchaft Zwidau, der Behörde noch neue Hülfskräfte 
zugeführt werben; wenn wir bagegen in ber Lage find, 
Zwidau zu entlaften, und Wrbeitöperfonal, juriftifches 
Perſonal, ein bis zwei Räthe von biefer Kreishaupt- 
mannjchaft wegnehmen, jo langt das dortige Regierungs: 
gebäude in feinen Räumlichkeiten wenigften® für ab» 
jehbare Zeit. Wir machen daher immerhin dort relativ 
eine Erjparniß. Es ift aber enblich barauf hinzuweiſen, 
— es ift das aber nicht das eigentliche Moment, welches 
uns beftimmt hat —, daß mit Rückſicht auf die in 
Ausficht ftehende Einführung des Verwaltungsgerichts— 
verfahrens, für welches bie Kreishauptmannſchaft, wie 
Ihnen befannt ift, als Gerichtöbehörbe erfter Inftanz 
eingefegt werben joll, dann ſelbſtverſtändlich auch ein 
vermehrter Verkehr zu ben Kreishauptmannfchaften als 
Sitzen der Verwaltungsgerichte erfter Inftanz ftattfinbden 
wird, und es ift mach diefer Richtung als im Intereſſe 
bes Publifums angezeigt erfchienen, eine Möglichkeit bes 
fchnelleren Verkehrs an der betreffenden Stelle herbei: 
zuführen. 

Das find die Gründe gewejen, meine Herren, welche 
die Regierung beftimmt Haben, ben Vorſchlag ber 
Theilung bes Bezirks ber Kreishauptmannihaft Zwidau 
ben Ständen zu unterbreiten. Es ift nun, um das im 
allgemeinen zu berühren, feitens bes Herrn Abg. Ober- 
bürgermeifter Keil ber Rath eriheilt worden, doch auf 
eine andere Gintheilung zuzukommen zu dem Zwecke, 
um ben Wegierungsbezirt Zwickau möglichſt in feiner 
jegigen Verfaffung zu belafien, einmal indem man bie 
Amtshauptmannihaften Pirna und Großenhain der 
Kreishauptmannihaft Bauten zutheilt und — ein 
anderer Vorſchlag — indem Rochlitz von ber Kreis— 
hauptmannfchaft Leipzig weggenommen werben fol. Ich 
möchte nicht rathen, ſich auf diefe Vorſchläge einzulaflen, 
Was ben letzteren Punkt anlangt, die Berweifung von 
Rochlitz nah Chemnitz ober nad Zwickau, jo ift zu be: 
merfen, daß — ih will da durchaus nicht ber Stadt 
Bwidau gegenübertreten, aber ich habe thatſächlich zu 
fonftatiren —, daß die Einwohner der Amtshauptmann= 
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haft Rochlitz dazu keine Luft Haben und ausdrücklich 
die Bitte ausgefproden haben, von einer Verweifung 
nah einem anderen Bezirke Abftand zu nehmen, Ich 
möchte auch glauben, daß die Amtshauptmannſchaften 
Pirna und Großenhain beziehentlih die Eingejeflenen 
biefer Bezirfe in ihrer Verweifung nad) dem viel ent- 
fernteren Baugen durchaus feine Erleichterung erbliden 
würden und man thatſächlich den Eingeſeſſenen dieſer 
Amtshauptmannſchaften damit einen Gefallen nicht er: 
weijen würde, Ich möchte aber weiter, meine Herren, 
ganz im allgemeinen bitten, vom jeder weiteren Bezirls— 
änderung und Abgrenzung als folder, wie die]Regierung 
fie Ihnen vorjchlägt, Abſtand zu nehmen. Die Bezirke: 
änderung, wie fie Ihnen bie Regierung vorjchlägt, ift 
durch die Verhältniffe, ich möchte beinahe jagen durch 
eine Bwangslage geboten; bezüglich der übrigen Re— 
gierungsbezirfe bejteht aber eine berartige Zwangslage 
nicht, die Berhältniffe find dort ausfömmlich, die be- 
treffenden Behörden haben über Gefchäftsüberlaftung 
nicht geklagt, und wenn num bie Regierung — und das 
fage ih aud wieder dem Herrn Oberbürgermeifter Seil 
gegenüber — gegenwärtig zu der Ueberzeugung gelangt 
ift, daß es in Zwickau thatſächlich nicht mehr länger fo 
fortgehen kann und daß die Regierung bie Verantwortung 
nicht übernehmen fann, daß die dortigen Beamten unter 
der Gejchäftslaft, wenn auch nicht erliegen, jo doch leiden, 
fo hält fie es für ihre umbedingte Pflicht, nicht weiter 
eine abwartende Stellung einzunehmen, jondern ſchon in 
Beiten, wo bie Nachtheile einer Gejcäftsüberlaftung nur 
brohen, aber noch nicht vorhanden find, thatfächlich ein- 
zugreifen, und das ift der Grund, meine Herren, warım 
bie Regierung es für ihre Pflicht gehalten Hat, gegen- 
wärtig mit dieſem Vorſchlage zu kommen. 

Dies im allgemeinen, meine Herren. ch wende 
mid nun mit wenigen Worten zu ben fpeziellen Ein- 
reden, die hauptfächlich von Herrn Oberbürgermeifter 
Keil gemacht find, denen fih nur in einem Punkte auch 
Herr DOberbürgermeifter Dr. Bed angeihloffen hat, das 
ift mämlich die Frage — da komme ich zur Beſprechung 
bes Delrets Nr. 5 —, warum bie Megierung eine 
Integralernenerung der Kreisausſchüſſe vorgejchlagen 
hat. Meine Herren! Die Regierung möchte body bei 
ihrem Vorſchlage ftehen bleiben, nur eime Integral 
erneuerung zu konzediren, weil eine derartige Total⸗ 
erneuerung eigentlih in der Natur ber Sadje liegt. 
Wenn wir neue Behörben und neue Organe fchaffen, 
fo ift e8 immer nicht ganz fongruent, wenn man in biefe 
neuen Behörden und Organe Mitglieder einſchieben will, 
bie zwar vorhanden find, aber eigentlich durch bie neue 
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Es ift auch weiter, meine Herren, noch darauf auf- 
merfjam zu machen, daß, wenn wir die jeßt im Kreis— 
ausſchuſſe befindlichen Mitglieber darin belafien würden 
und une Auwahlen ftattfinden würden im Berhältnifie 
der Ausſcheidung, die nad) den Jahren zu beredjnen ift, 
gewiſſe Schwierigfeiten eintreten würden, bie möglichft 
vermieden werben jollen. Außerdem aber möchte ich 
glauben, daß gerade für den Kreisausſchuß der even= 
tuellen Kreishauptmannfchaft Ehemnik, wo es ſich that: 
ſächlich um eine vollftändige Neubildung Handelt, es 
faum recht angezeigt erjcheinen möchte, eventnell eine 
Berfepung der Mitglieder des Kreisausſchuſſes zu 
Bwidan nad dem neuen Kreisausſchuſſe Chemnig vor- 
zunehmen. Im übrigen glaube ich aber aud, meine 
Herren, darauf aufmerkfjam machen zu follen, daß 
nad einem Vorgange, ber vorhanden ift, das ift bei ber 
damaligen Theilung der Amtshauptmannfchaft Dresben 
in die Amtshauptmannjhaften Dresden : Neuftadt und 
Dresben » Altftabt, auch eine Integraferneuerung ber 
reſpeltiven Bezirlsausſchüſſe eingetreten ift, und dieſen 
Borgang hat man auch zum Exempel für das gegen- 
wärtige Vorgehen machen zu jollen geglaubt. Es hat 
ber Herr Oberbürgermeifter Keil weiter darauf hin— 
gewiefen — und auch biefen Gegenftand habe ich fchon 
in ber Zweiten Sammer zu berühren gehabt —, daß 
bie Beſehung der verjchiebenen im Betracht kommenden 
Kreishauptmannichaften, und zwar ber Kreishauptmann- 
[haften Dresben, Leipzig und Zwickau an Perſonal 
eigentlich wicht nachweile, daß in Zwickau wejentlich 
mehr zu thun fein könne; wenigftend wäre biefer Schluß 
berechtigt aus der Ziffer der angeftellten Beamten. Ich 
muß bem Herrn ÖOberbürgermeifter Keil Recht geben 
infofern, als nad biefen Zahlen, wie fie vorhanden 
find, die Vermuthung für die Richtigkeit feiner Unficht 
fpricht, wenn Leipzig befept ift mit elf Mäthen und 
ebenfo Zwidau mit zehn. Ich habe aber in der Zweiten 
Kammer, meine Herren, jhon darauf aufmerkſam ge 
macht, daß in Leipzig ein Rath abgeht als Konmiſſar 
für die Beipziger Zeitung, und ich möchte noch hinzu— 
fügen — ba# habe ich im ber jenfeitigen Kammer nicht 
gefagt —, daß ein Rath ber Streishauptmannichaft and- 
ſchließlich mit dem Ungelegenheiten des Schiedsgerichts 
zu thun Hat, der in der Kreishauptmanuſchaft gar feine 
Berwenbung finde. Es ift auch weiter barauf aufs 
merffam zur machen, daß der Kreishauptmann zu Leipzig 
durch feine verfehiebentlichen Stellungen in repräfentativer 
und anderer Art noch mehr abgezogen unb abgehalten 
ift, den reinen Büreaugefchäften fi zu widmen, als 
die anderen wohl in ber Lage find, Die Gegemüber- 


Drganifation mit als ausgeſchieden zu betrachten find: | ftelung mit ber Dresdner Kreishauptmannſchaft ſeitens 
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bed Heren DOberbürgermeifter Keil ift injofern doch 
nicht ganz zutreffend, ala ein Theil ber Räthe, und 
zwar fünf, auf die Generaldirektion zu rechnen find, und 
zwar in der Hauptſache ausichließlih. Aber es ift 
weiter zu fonftatiren, meine Herren, daß, während in 
der  Kreishauptmannichaft Zwidan zehn Juriften funk: 
tioniren, in ber Kreishauptmannjchaft Dresden nur 
fieben Juriften vorhanden find, die das Arbeitspenſum 
zu bewältigen haben. Wljo auch in diejer Richtung 
bürfte nad) meiner Anfiht die Argumentation bes 
Herrn O:berbürgermeifter Keil doch nicht eine ganz zu— 
treffende jein. . 

Nun Hat der Herr Oberbürgermeifter Steil — was 
ih ihm gar nicht verarge, und was wohl eigentlich 
feines Amtes war — eine Lanze für Zwickau gebrochen, 
und zwar eine Lanze in ber Richtung, da ber Kreis— 
hauptmannſchaft Zwidau wenn möglich alles, aber doch 
wenigftens ein Theil erhalten werben möge, und er Hat 
ausdrüdlich gejagt, ba man in Zwidau mit Rüdficht 
auf das im Musficht genommene Vorgehen der Staats- 
gewalt fich derjelben unfreundlich gegemüberitelle. Ich 
ſcheue mich nicht, es auszufprechen, daß, wenn dieſe 
Stimmung in Zwidau wirklich Pla greift, ich dies 
aufrihtig zu bedauern habe, und ich möchte glauben, 
dab, wenn ben Bürgern von Zwidau zu Gemüthe ge: 
führt wird, welche Gründe die Regierung beftimmen, 
mit einem derartigen Vorjchlage hervorzutreten, fie doch 
wohl geneigt fein würden, wieber zu einer milderen und 
regierungsfreundlicheren Stimmung zu gelangen. Ic 
möchte aber weiter ausbrüdlich darauf hinweiſen, meine 
Herren, daß ich thatjächlich nicht einjehen kann, wie 
eine Stadt von ber Bebeutung wie Zwickau eine 
Deteriorirung, eine Befhränfung ihrer Bedeutung in dem 
Umftande erbliden kann, daß man ihr eigentlich etwas wei- 
teres nicht anthut, als daß man etwa zwei Räthe aus einem 
dort zu belaffenden Kollegium nad) einer anderen Stadt 
verfegt. Meine Herren! Das ift in der Hauptſache ber 
Effelt der Negierungsmaßregel für Zwickau. Ich gebe 
vollſtändig zu, daß fich vielleicht doc) einzelne Momente, 
die auch ber Herr Oberbürgermeifter Keil berührt hat, 
anführen laſſen, aus denen vielleicht eine verminderte 
Frequenz von Zwidau gefolgert werben könnte. Uber 
wenn, wie ich auch in ber Zweiten Kammer gejagt habe, 
an ſich ber Verkehr der. Vezirköbevölferung ſich nicht fo 
ſehr mit ber Kreishauptmannſchaft als vielmehr mit ben 
Amtshauptmannichaften entwidelt, jo möchte ich doch 
darans bie Folgerung ziehen, daß eigentlich — und das 
iſt mir genügend befannt — ein Verkehr bes Publikums 
bei dem Kreishauptmannſchaften in der Regel nicht ftatt- 
findet, wenigſtens zu ben Seltenheiten gehört. Ich möchte 


aber weiter dem Herrn Oberbürgermeifter Keil noch ein: 
halten — e8 hat das auch Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed 
ſchon gethan, daß — und ba komme ich auf den Bezirk 
Glauchau zu ſprechen, den er einbezirft ober belaffen 
wiffen will bei Zwidan —, daß bie Stabt und bie 
Bevölkerung der Amtshauptmannſchaft Glauchau, die 
doch auch eine induftrielle ift, in der Hauptfache ganz 
wejentlih nad Chemnitz gravitirt. Es ift ſchon barauf 
bingewiejen worden, daß Glauchau zur Handels: und 
Gewerbefammer Chemnig gehört, aud) das Schiebs- 
gericht für Glauchau befindet ſich, joweit ich orientirt 
bin, in Chemnitz. Es find dies aljo gewichtige Momente, 
die vielleicht ebenjo den Wunſch rechtfertigen können, 
daf die Amtshauptmannihaft Glauchau der Kreishaupt: 
mannjchaft Chemnig zugeteilt würbe, Im übrigen aber 
(egt die Regierung einen bejonderen Werth darauf, baf 
bei der neuen Organifation, bie fie vorfchlägt, möglicht 
glatt und gleich aufgetheilt wird, und diefe glatte Auf: 
theilung bewirkt fich ebenfo auch ungefähr in ber gleichen 
Seelenzahl, wenn man fünf Amtshauptmannfchaften bei 
ber Kreishauptmannſchaft Zwidau beläßt und fünf Amts- 
hanptmannjchaften ber Kreishauptmannihaft Chemnitz 
zuweift. Ich glaube, gerade — das hat auch Herr Ober: 
bürgermeifter Dr, Bed ſchon betont —, wenn wir diefe 
Modalität wählen, werben wir für abjehbare Zeit einen 
Zuftand jchaffen, der nicht wieder einer neuen Organi— 
jation, einer neuen Kreiseintheilung bebarf, beziehentlich 
diefelbe nothwendig macht. Ich möchte alfo anheim 
geben, dem Wunſche, ber ausgeſprochen ift, bie Amts— 
hauptmannſchaft Glauchau bei der Kreishauptmannſchaft 
Zwickau zu belafjen, nicht ftatt zu geben. 

Wenn endlich der Herr Oberbürgermeifter Schroeder 
für Plauen plädirt Hat, fo habe ich eigentlich auf deffen 
Wünſche eine weitere Erwiberung nicht als dieſelbe, bie 
ich bereits in der jenjeitigen Kammer gegeben habe und 
auch in der jenfeitigen Deputation: es fteht nichts im 
Wege, und ich trage fein Bedenken zu erflären, ba, 
wenn einmal die Verhältniffe e8 mit fich bringen follten, 
daß doch wieder zu einer Theilung ber auch zu ver 
ringernden Kreishauptmannjchaft Zwidau verfchritten 
werden muß, zunächſt als Sig einer eventuell neu zu 
bildenden Kreishauptmannihaft die Stadt Plauen in 
Ausficht genommen werden foll. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Oberbürger- 
meifter Keil, 


Oberbürgermeifter Heil: Meine hochverehrten Herren! 
Ih muß Sie nod einmal beläftigen und muß zunächft 
das zurüdweifen, was Se. Ercellenz eben gejagt hat, daß 
ic von einer unfreunblichen Stellung der Königl. Stants> 


148 


regierung gefprochen hätte. Ich glaube, das ift ein Irr— 
thum, ich habe bloß am Schluffe meiner Worte gefagt, 
daß die Aufregung, die in Zwidau herrſcht, der Königl. 
Staatöregierung doch ein Beweis dafür fein follte, daß 
die Bürgerfhaft nicht fympathifirt mit jenen Kreifen, die 
alles, was von der Staatsverwaltung und Staats- 
regierung kommt, herabjegen und herabwürdigen. Im 
übrigen will ich auf lokale Gründe, daß habe ich gleich 
von Anfang an betont, gar nicht eingehen, und ich fann 
aljo auch von ber Deteriorirung ber Stadt Zwidau, die 
damit eventuell verbunden fein könnte, bier nad dieſer 
meiner allgemeinen Stellung nicht reben. 

Was ben Herrn Kollegen Bed anbetrifft, jo bin id) 
ihm für das Wohlwollen, das er der Stadt Zwidau 
und mir entgegengebradht hat, außerordentlich dankbar. 
Aber, meine Herren, ih muß diefem Wohlwollen gegen: 
über doch jagen: Quidquid id est, timeo Danaos et 
dona ferentes! (Heiterkeit.) 


Ein gewifjes Bedenken gegen feine Kenntniß deſſen, 
was der Stadt Zwidau frommt, habe ich allerbinge. 
Was den Antrag anbetrifft, meine Herren, die Königl, 
Staatsregierung zu erfuchen, Glauchau bei Zwidau zu 
belaffen, jo habe ich dem Herrn Kollegen Bed zu er: 
widern, dab bie Stimmung im amtöhauptmannjcaft: 
lihen Bezirt Glauchau doch durchgehende für den An: 
ſchluß an Zwidau if. Das beweiſt eine Petition, in 
der 72 von ben 76 Gemeinden dieſes Bezirks, auch eine 
Stadtgemeinde ift dabei, fich für den Anfchluß an Zwidau 
ausſprechen; und dann ferner beweilt das ber Umftanb, 
daß die berufenen Vertreter in der Zweiten Kammer, 
bie Vertreter von Glauchau und Meerane, für diefen 
Anſchluß, für den Untrag Heigig, geftimmt haben. 

Weiter, meine Herren, die Beziehungen bes Handels 
von Glauchau find felbftverftändlich nähere zu Chemnitz 
als zu Plauen. Wenn e8 eine Handelsfammer Zwidau 
gäbe — und die Anregung ift ja vielleicht ganz dankens— 
werth, die hier gegeben worden ift —, wenn es eine 
Handelskammer Zwidau gäbe, dann würde ja die Sache 
als ein Beweis für die näheren Beziehungen zwifchen 
Glauchau und Chemnig angeführt werben können; fo 
aber nicht. Meine Herren! Ich glaube, und das will 
ih noch zum Schluffe bemerken, es wird das Befte fein, 
wenn ber Untrag, den ich mir zu ftellen erlaubt Habe, 
der Finanzdeputation überwiejen wird zur Vorberathung, 
damit bei Tit. 10 darauf zurüdgelommen werben kann. 

Präfident: Das Wort Hat der Herr Oberbürger: 
meifter Beutler. 

Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Bentler: 
Meine Hochgeehrten Herren! Das hohe Haus bat auf 
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Anregung unferes hochverehrten Herrn Präfidenten be> 
ichlofjen, daß heute über diefe Angelegenheit, über bie 
Frage, ob eine Kreishauptmannfhaft in Chemnitz er— 
richtet werben foll, eine allgemeine Diskuffion erfolge, 
Ich möchte aber ber zweiten Deputation, bie noch über 
Tit. 10 des auferorbentlihen Budgets nicht berathen 
bat, vollftändige Freiheit der Entſchließung wahren. 
Wir haben dieſen Beichluß der Zweiten Kammer ja 
ihon vor einigen Tagen erhalten unb hätten an ſich 
Beit genug gehabt, ben Titel zu berathen. Wir haben 
e3 aber nad) mehrmaligen Beiprehungen abſichtlich fo 
lange unterlafien, bis wir das Geſetz über den Ber: 
waltungsgericht#hof hier verabfchiebet hätten. Das ift 
ja num jchließlich noch immer nicht der Fall. Wir 
waren ber Anficht, daß die frage, ob eine meue, 
eine fünfte Kreishauptmannjhaft in Chemnig errichtet 
werben foll, nicht unmwefentlich von dem Buftandelommen 
bes Geſetzes über bie Verwaltungsrechtspflege abhängt, 
denn, wie Sie wifjen, wird dort die Juftändigfeit ber Kreis— 
bauptmannfchaften wejentlich erweitert. Materiell liegt 
die Sache fo, daß an dem Zuſtandekommen dieſes Geſetz— 
entwurf3 wohl kein Zweifel beftehen fann, unb beshalb 
fönnte man fich wohl ſchlüſſig machen. Uber bie zweite 
Deputation hat zu Tit. 10 noch feine Stellung genommen, 
und vielleicht fann man ber Meinung fein, daß bie hohe 
erste Deputation mit ber zweiten Deputation ziedmäßiger 
Weiſe ind Einvernehmen getreten wäre, bevor fie über 
ben Gefepentwurf jetzt Bericht erftattet hätte. Das ift 
nicht gejchehen, ich mache daraus niemandem einen Bor: 
wurf, aber ich möchte wenigftens die Stellung ber 
zweiten Deputation in jeber Richtung wahren. 

Wenn ber Herr Kollege Dr. Keil in feinen letzten 
Worten feinen Antrag freunblicherweife ber zweiten 
Deputation zur Berichterftattung überweifen wollte, fo 
glaube ich, wird das faum notäwendig fein. Er wird 
vielleicht bei Gelegenheit des Tit. 10 befler zur Ber: 
handlung und Beichlußfaffung gelangen, und er würde 
beshalb vielleicht beſſer thun, ihm heute zurüdzuftellen 
und dann, gehörig fchriftlich begründet, ihn uns vor: 
zulegen. Denn, meine Herren, etwas find wir wohl 
alle mit der heutigen Diskuffion überrajcht worden, 
niemand hat bem Gejeßentwurfe, beziehentlich ber Be: 
gründung feitens ber Deputation angejehen, baß heute 
die generelle Frage in ber Diskuffion zur Erlebigung 
gelangen follte. Ich glaube wenigftens, daß viele von 
meinen Kollegen etwas überrafcht waren. Kurz, bie 
Sache wird aber jetzt entſchieden. Der Antrag Keil 
aber ift doch fo beichaffen, daß man ihn mit viel Ma: 
terial umgeben möchte, um ihn zu prüfen und zu er 
febigen. Geftaltet werben kann er wohl nur fo, baf 





das Hohe Haus an die Königl. Staatsregierung, bie 
allein die Zuſtändigkeit Hat, darüber zu entjcheiben, 
das Erfuchen richten foll, Glauchau bei Zwickau zu be- 
laſſen. Ich wenigftens meinerfeits ‚erkläre: midy heute 
außer ftande, dem Antrage zuzuſtimmen. Ich möchte 
ihn auch nicht gerne ablehnen, ſchon ans SKollegialität 
nicht, aber ohne genügend eingehendes Material zur 
Begründung kann man ſich darüber nimmmermehr eine 
Stellung bilden. Ich empfehle aljo dem Herren Kollegen 
Keil, feinen Antrag für heute zurlicdzuziehen und dann 
neu einzubringen und vielleicht vorher fchriftlich zu be- 
gründen bei zit. 10 des außerordentlichen Budgets. 


Präüfident: Das Wort hat ber = Oberbürger: 
meifter Dr. Bed, 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine Herren! Nur 
eine kurze Bemerkung. Ich Habe dem Herrn Kollegen 
Keil gegenüber zu erklären, baf ich von ber Petition 
ber 72 Landgemeinden überhaupt nicht geſprochen, fon: 
dern nur die Bemerkungen zweier Herren Vertreter von 
Glauchau angeführt Habe. Was den Wunfd des Herrn 
Kollegen Keil anlangt, den Antrag ber zweiten Depu: 
tation zu überweifen, jo würde ich bei der großen Be: 
laftung, weiche die erfte Deputatiom hat, ja feinen 
Anlaß Haben, dem zu. widerſprechen; aber es handelt 
fi hier lediglich, wie bei der Beichlußfafiung über das 
Königl. Dekret Nr. 5, das feitend bes hohen Haufes ber 
erften Deputation überwiefen worben ift, überhaupt um 
eine Organifationsfrage. Wenn der Antrag alfo zu 
einer Berichterftattung käme, jo würbe ich meinen, baf 
die für die Organifationsfragen zuſtündige erfte Depu- 
tation diejenige wäre, bie mit ber Vorberathung zu be⸗ 
trauen iſt. 


Prüfident: Meine Herren! 
das Wort begehrt. 
(Se, Excellenz Staatsminifter a. 8. von Noſtitz⸗-Wallwitz 
meldet fi zum Worte.) 


Staatsminifter a. D. vom Noftig-Wallwig: Ich 
wollte mir nur die Bemerkung erlauben, daß, wenn ber 
Wunſch des Herren Dberbürgermeifter8 Keil in ber 
Finanzdeputation noch anberweit verhandelt werben 
follte, ich doch anheim gebe, bann in ber Hauptfache 
fih nur mit der Petition aus Glauchau zu beichäftigen 
und diefelbe entweder auf fich beruhen zu laſſen ober 
an die Negierung zur Kenntniß ober zur Erwägung zu 
geben, denn ein Antrag, wie ber vorgejchlagene ift in 
einer Angelegenheit, welche nach allfeitigen Anerfenntnifle 
lediglich zur Zuftändigfeit ber Regierung gehört, meines 
Erinnerns noch nie von ber Kammer geftellf worben. 

I.8. (1. Abonnement.) 


* niemand weiter 
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Prãfident: Meine Herren! Der Herr Oberbürger: 
meifter Dr. Keil hat, ben zuvor geftellten Antrag ein- 
gereicht; er ift bier zur Verhandlung gelommen, und 
die Königl, Staatsregierung fennt ben, geäußerten 
Wunſch. Ich ftelle daher anheim, ob ber Antzdafer 
ihn nicht zurückziehen will, 


Oberbürgermeifter Dr. Reit: Ich werbe den — 
mit Rückſicht auf die Ausführungen des Herrn Ober- 
bürgermeifters Beutler vorläufig zurüdziehen unb behalte 
mie vor, ihn begründet wieder einzubringen. 


Bräfident: Ich frage die Kammer: 


„ob fie damit einverftanden ift, daß ver An» 
trag zurüdgezogen wird?” 


Einverftanben. 
Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Ich möchte noch einmal 
die Bitte aussprechen, dab lediglich die für Organi— 
fationsfragen zuftändige erfte Deputation dann mit der 
Borberatfung des Untrages betraut wirb, wenn er 
wieber eingebradjt wird. 

Prüfident: Wir haben uns jet nicht mit biefer 
Trage zu beihäftigen, fondern abzuwarten, bis der 
Untrag wieder geftellt wird, Wir gehen zur Frage— 
ftellung über. Ich frage, ob, ber Herr Verichterftatter 
das Schlußwort wünſcht? — Der Herr Berichterftatter 
bat verzichtet. Ich frage die Kammer, 


„ob fie in Uebereinftimmung mit ber Zweiten 
Kammer beijhließen will: 

1. für ben Fall der Annahme ber Beftimmung 
unter I ber Vorlage bie Worte „zwei Mbgeorb- 
nete und der Stadtbezirk Chemnitz einen” mit 
ben Worten „und ber Stabtbezirt Chemnik 
zwei Abgeordnete” zu — 

Einſtimmig. 


2. die Beſtimmung unter J des Entwurfs mit der 
zu 1 beſchloſſenen Abänderung nad der Vorlage 
anzunehmen? 


Einftimmig. 
3. bie Beftimmung unter II des Entwurfs unver: 
ändert nad) der Vorlage anzunehmen? 
Einftimmig. 
4. die Beftimmung unter III des Entwurfs under: 
ändert nach der Borlage anzunehmen? 
Einftimmig. 
6. Schluß, Einga 


und Ueberfchrift des Entwurfs 
unverändert na 


ber Vorlage anzunehmen? 


 Ekiiftimmnig, 
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6. ben ganzen Geſetzentwurf mit ber zu 1 be 
Ichloffenen Abänderung ſammt Schluß, Eingang 
und Ueberſchrift nad) der Vorlage anzunehmen?” 


Einftimmig. 

Es ift die Antwort auf ein Königl. Dekret. Ih 
frage die Königl. Staatsregierung, ob fie auf nament- 
liche Abſtimmung verzichtet? 


(Die Regierung verzichtet.) 


Meine Herren! Es ift nicht unbebingt durch bie 
Zeit jhon ber Schluß ber Sitzung geboten; aber ver: 
ſchiedene Mitglieder einer geehrten Deputation unb 
auch ich felber find durch Spezial: Kammerberathungen 
noch in Anſpruch genommen. Ich frage baber bie 
Kammer: 

„ob fie nicht die legten Gegenftänbe ber Tages: 

ordnung abfegen will“ 
— wenn fein Wiberfpruch entfteht, nehme ich an, baf 
die Kammer bamit einverftanden if. — Sie ift einver- 
ftanben. 

Bir find am Schluffe ber Tagesorbnung angelangt. 
Ih beraume bie nädfte Sigung auf Montag, ben 
22. Januar, mittags 12 Uhr an und feße auf bie 
Tagesordnung: 


1. Bortrag aus ber Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge. 
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Modau um Genehmigung zur Errichtung einer 
Apotheke in Modau betreffend. (Druckſache 
Nr. 31.) 


4, Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation, die Petition des Gemeinderaths zu 
Großzſchocher⸗Windorf um Genehmigung zur 
Errihtung einer Apothefe in Großzſchocher— 
Windorf betreffend. (Druckſache Nr. 32.) 


5. Untrag zum münblihen Berichte der vierten 
Deputation über bie Petition des Grafen von 
Einfiebel-Reibersborf und Genoſſen um Er: 
rihtung von Fahrlehranftalten. (Drudjache 
Nr. 29.) 


. Bericht ber vierten Deputation, bie Petition 
bes Verbandes ber ſächſiſchen Hausbefipervereine 
um Abänderung bes $ 46 Abjak 1 des Königlich 
Sächſiſchen Einfommenfteuergefeges vom 2. Juli 
1878 betreffend. (Drudjadhe Nr. 35.) 


. Anzeigen ber vierten Deputation über zwei für 
unzuläffig erklärte Petitionen. (Drudjachen 
Nr. 33 und 34.) 


Zunächſt fommen natürlih bie heute abgejegten 
Punkte wieder zur Verhandlung. Zur Mitvollziehung 
bes WProtofoll® lade ih ein Herrn Sommerzienrath 
Hulgih und Herrn Freiherrn von Könnerig. Der 


0 
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2. Anttag zum mündlichen Berichte der vierten | Here Protokollführer iſt bereit, das Protokoll zu ver: 


Deputation, bie Anjhlußpetition bes Gemeinde: leſen. 


rath8 zu Trachau zu ber Petition bes Per: 
bandes konditionirender approbirter Apotheler 


(Geſchieht.) 
Hat jemand gegen das Protokoll etwas einzuwenden? 


ſächſiſcher Staatsangehörigkeit wegen Regelung | — Es ift nicht ber Fall; ich erffäre dasſelbe für ge- 


bes Apothelkenkonzeſſionsweſens 
(Druckſache Nr. 30.) 


3. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation, bie Petition bes Gemeinderaths zu 


betreffend. | nehmigt und ſchließe die öffentliche Sitzung. 


1 
| (Schluß der Sigung 1 Uhr 50 Min. nachmittags.) 
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über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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1900, 





Achtzehnte öffentlihe Sitzung 
der Erſten Kammer 
am 22. Januar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 


Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 
Meine Herren! Ich bitte, Ihre Plätze einzunehmen. 
Entjhuldigt Haben fich für Heute Herr Domherr 
Dr. Friederici wegen dringender Privatgejchäfte, Herr 
Geh. Rath Profeffor Dr. Wach wegen dringender Berufs: 


Entfhuldigungen. — Vortrag und Genehmigung der Stän- | geidäfte. 


diſchen Schriften auf die Königl. Dekrete Nr. 17 und 21, 


Es erfolgt zunächſt die Verlefung der Ständifchen 


— Regiftrandenvortrag Nr. 785— 807. — Burüdziehung | Schrift zum Königl. Dekret Nr. 17, Summarifche Ueber: 
der Petition des Grafen don Einfiedel:Reibersborf und | jicht der Einnahmen und Ausgaben bei dem Domänenfonds 
Gen. um Errichtung von Fahrlehranſtalten. — Anträgezuden in ben Jahren 1897,98 betreffend. Ich bitte Herrn 
münblichen Berichten ber vierten Deputation: 1. die An: | Kammerherrn Sahrer von Sahr, die Ständiſche Schrift 


fhlußpetition des Gemeinderat zu Trachau zu ber 
Petition des Verbandes konditionirender approbirter 
Apotheler fähfisher Staatsangehörigleit wegen Regelung 
des Apothefentonzeffionswefens betr; 2. die Petition 
des Gemeinderaths zu Modau um Genehmigung zur 
Errichtung einer Upothele in Modau betr., und 3. die 
Petition des Gemeinderaths zu Großzſchocher-Windorf 
um Genehmigung zur Errichtung einer Apothele in Groß— 
zſchocher-⸗Windorf betr. — Bericht der vierten Deputation, 
die Petition bes Verbandes der ſächſiſchen Hausbefiger: 
vereine um Abänderung des S 46 Abſatz 1 des Königl. 
Sächſiſchen Eintommenftenergefehes vom 2. Juli 1878 
betr. — Anzeigen ber vierten Deputation über die zwei 
für unzuläffig erflärten Petitionen der Frau verw. Lange 
in Döbeln und bes Richter in Löbtau. — Feſtſetzung ber Zeit 
und Tagesordnung für die nächte Situng. — Vorleſung 
und Genehmigung bes Protokolls über die heutige Situng. 


Bräfibdent: 
Wirkl. Geh. Rath, Dr. Graf von Könnerik, Excellenz. 
Am Miniftertifche: j 

Der Herr Staatsminister von Metzſch, fowie die 
Herren Regierungstommiffare Geh. Räthe Dr. Vodel, 
Merz und Geh. Finanzrath Dr. Wachler. 

Anweſend 41 Kammermitglieber. 

1.8. (1. Wbonnement.) 


zu verlejen. Geſchieht. 

Hat jemand gegen dieſe Ständiſche Schrift etwas 
einzuwenden? — Es iſt nicht der Fall. Ich erkläre 
dieſelbe für genehmigt und es würde dieſelbe noch an 
die Zweite Kammer abzugeben ſein. 

Es erfolgt noch die Verleſung einer weiteren 
Ständifhen Schrift zum Königl. Dekret Nr. 21, den 
Neubau des Ständehaufes einfchließlich der Nebenanlagen 
betreffend. Ich erjuche Herrn Nittergutsbefiger Dom: 
herrn von Trüßjchler, Freiherrn zum Falkenſtein, die 
Ständiſche Schrift zu verlefen. 

(Geſchieht.) 

Die vorſtehende Ständiſche Schrift hat in beiden 
Kammern vorſchriftsmäßig ausgelegen. 

Iſt das hohe Haus auch mit dieſer Ständiſchen 
Schrift einverſtanden? — Einftimmig. 

Den Vortrag aus ber Regiſtrande giebt Herr 
Bürgermeifter Thiele. 

(Nr. 785.) Untrag zum mündlichen Berid)te ber 
zweiten Deputation über Tit. 38 des auferordenilichen 
Etats für 1900,01, Güterbahuhof Dresden: Altitabt betr. 

(Nr. 786.) Desgleihen über Tit. 30 des außer: 
ordentlihen Etats für 1900,01, die Beichaffung von Pro: 
duftenladegleifen auf dem SKohlenbahnhofe Dresden: 
Altſtadt betr. 
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(Nr. 787.) Desgleihen über Tit. 44 des außer: 
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(Nr. 798.) Desgleichen, betreffend Schluhberathung 


orbentlihen Etats für 1900/01, die Serftellung des | über Tit. 73 des auferorbentlichen Etats für 1900,01, 


zweiten Gleiſes auf der Strede Dürrröhrsdorf-Arnsdorf 
betreffend. 


(Nr. 738.) Desgleihen über Tit. 52 bes aufer- 
ordentlichen Etats für 1900,01, die Erbauung einer voll: 
fpurigen Nebenbahn von Königsbrück nah Schwepnit 
(Nachpoſtulat) betr. 


(Nr. 789.) Desgleihen über Tit. 89 des außer: 
ordentlichen Etats für 1900/01, die Herftellung von 
Signal: und Weichenficherheitseinrichtungen auf Bahnhof 
Meufelwig betr. 

(Nr. 790.) Desgleihen über Tit. 90 des außer: 
ordentlichen Etats für 1900/01, die Erweiterung des 
Bahnhofs Rofig betr. 

(Nr. 791.) Bericht der vierten Deputation über 
die Petition des Verbands der ſächſiſchen Hausbefiter- 
vereine zu Chemnig um Nevifion der Geſetze, betreffend 
die Landesimmobiliarbrandverficherungsanftalt vom 25. 
Auguft 1876, 13. Dftober 1886 und 5. Mai 1892. 


(Nr. 792.) Anzeige ber vierten Deputation über die 
für unzuläffig erflärte unklare Betition des Bruno Guftav 
Badjariad in Dresden. 

Präfident: Sämmtlihe Nummern fommen auf eine 
ber nächſten Tagesordnungen. 


(Nr. 793.) Petition des Anton Büjchel in Schmiede: 
berg i. Erzgebirge um Gewährung einer ftaatlichen Bei: 


hülfe für Hochwaſſerſchäden. 
Prüfident: Un die vierte Deputation, 


(Nr. 794.) Die Zweite Kammer überjendet 30 Drud: 
eremplare einer Petition der Gemeinden Waſchleithe ꝛc 
um SHerftellung einer Eifenbahn zwifchen Grünftädtel- 
Eiterlein» Geyer-Ehrenfriedersdorf. 

Präfident; Zu vertheilen. 

Nr. 795.) Protofollertratt der Zweiten Sammer, 
betreffend Schlußberathung über Dekret Nr. 7, die Ge: 
haltsverhältnifie der Lehrer an den Volksſchulen und Be: 


währung von Staatsbeihülfen zu den Alterszulagen ber- 
felben ꝛc. betreffend. 


Präfident: An die zweite Deputation, 


(Nr. 796.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des Verbands der ſächſiſchen Lehrer: 
innen um Einführung obligatorifcher Fortbildungsfchulen 
für Mädchen. 

Prüfident: Un die vierte Deputation. 


(Nr. 797.) ‚Desgleichen, betreffend allgemeine Vor— 
berathung über den Antrag Steiger, Ente und Genofien, 
Grundjäge über die Ausführung von Staatshochbauten 
betreffend. 

Präfident: Die Schlußberathung ift abzuwarten. 
An die zweite Deputation, 


Bahnhofserweiterung Schöned betr. 


(Nr. 799.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 83 des auferordentlihen Etats für 1900101, 
Erweiterung bes Bahnhofs Franzensbad betr. 


Präfident: Beide Nummern an die zweite Des 
putation, 

(Nr. 800.) Der Dresdner Spar: und Bauverein 
überfendet ein Druderemplar der Weihreve, mit der am 
27. Dezember v. I. das Prinz Friedrich Auguft-Haus in 
Kadik eröffnet worden it. 

Präfident: Dank zu Protofoll. 


(Nr. 801.) Die Zweite Kammer überfentet 50 Drud: 
eremplare der Petition der Gemeinderäthe zu Löbtau, 
Cotta ꝛc., betreffend die pachtweiſe Ueberlaſſung von 
— — Kammergutsareal zur Anlegung eines Volls— 
parfes. 

(Nr. 802) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Petition des Stadtgemeinderath3 zu Brandis und Ge: 
noſſen um Errichtung eines Amtsgerichts in Brandis. 

Präfident: Beide Nummern find zu vertheilen. 

(Nr. 803.) Desgleichen einer Petition des Gemeinde: 
rath3 zu Klotzſche, die dafige Düngeranftalt betr. 

Präfident: Desgleichen. 

(Nr. 804.) Einladung der Vereinigten Königl. 
Sächſiſchen Militärvereine zu Dresden zur Theilnahme 
an der Vorfeier des Geburtstags Sr. Maojeftät des 


Kaiferd? am 26. d. M. 8 Uhr Abends im Saale bes 
Zivoli hier. 
Präjident: Zu verlejen. 
(Geſchieht.) 
(Vergl. M.II.8.S. 495, R.⸗Nr. 371.) 
Dank zu Protokoll. 
(Nr. 805.) Die Zweite Kammer überjendet 40 


Druderemplare einer Petition der Gemeinderäthe zu 
Lugau ꝛc. um Errichtung eines Amtsgerichts in Lugau. 


(Nr. 806.) Desgleihen 50 Druderemplare einer 
Petition des Stadtgemeinderaths zu Zwönitz und Ge- 
nofjen um Errichtung eines Amtsgerichts in Zwönitz. 

Präfident: Zu vertheilen. 

(Nr. 807.) Schreiben des Herrn Grafen von Ein- 
fiedel-Neibersdorf, Zurüdnahme der Petition um Er: 
richtung von Fahrlehranftalten betr. 

Präfident: Da der Herr Graf von Einfiebel diefe 
Petition wieder zurüdgezogen hat, wird biejelbe von 
ber heutigen Tagesordnung abgejegt. Damit erledigt 
ſich diefer Gegenftand, 

Wir gehen über zum Punkte 2 der Tagesordnung: 
„Antrag zum mündlihen Berichte der vierten 
Deputation, die Unfhlußpetition bes Gemeinde: 
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raths zu Trahau zu der Petition des Ber: 
bands fonditionirender approbirter Apotheker 
ſächſiſcher Staatsangehörigfeit wegen Regelung 
bes Apothekenkonzeſſionsweſens betreffend.“ 
(Druckſache Nr. 30.) 

(Vergl. M. J.K. S. 41 ff.) 

Berichterſtatter Excellenz Meuſel. 

Berichterſtatter Wirkl. Geh. Rath Menfel, Excellenz: 
Meine hochgeehrten Herren! In der vorliegenden am 
13. Dezember 1899 eingegangenen Petition, welche ſich 
ausbrüdlih als Anichlufpetition zu der Petition des 
Berbands konditionirender approbirter Apotheler ſäch— 
ſiſcher Staatsangehörigkeit wegen Regelung des Apo— 
thekenkonzeſſionsweſens bezeichnet, bittet der Gemeinderath 
zu Trachau darum, biejer letzteren allgemeinen Petition, 
in welcher unter den Vorſchlägen für die neu zu fon: 
zeifionirenden Apotheken auch Trachau genannt fei, eine 
wohlwollende Entſchließung nicht zu verfagen, bei Feſt— 
ftellung der vorliegenden Bebürfniffe das für Trachau 
als eins der dringendften zu bezeichnen. Es wird hierbei 
ausgeführt, daß Trachau den Mittelpunkt für die an: 
grenzenden Orte Kadig, Mickten und Uebigau bilde, und 
daß dieſe Ortjchaften mit Trachau zufammen beinahe 
15,000 Einwohner zählen. Die nächſte Apothele fei bie 
in Dresden-Pieſchen, die Entfernung von berjelben be: 
trage etwa eine halbe bis dreiviertel Stunde. Uebrigens 
fei Piefchen jeit der Einverleibung nad) Dresden ebenfalls 
ſtark gewachſen, jo daß die dortige Apotheke durch die Er- 
richtung einer folhen in Trachau in ihrer Eriftenz nicht 
gefährdet werbe. 

Der gejuchjtellende Gemeinderath geht, indem er auf 
die in ber Petition des Verbands fonditionirender appro- 
birter Apothefer enthaltenen Vorſchläge für Neukonzeſſionen 
Bezug nimmt, offenbar von der Annahme aus, die Stände 
würben ſich mit einer Speziellen Prüfung und Beurtheil- 
ung dieſer Vorſchläge befaffen. Selbſtverſtändlich hat die 
Deputation und in Uebereinftimmung mit derfelben auch 
die hohe Kammer bei ber Berathung diefer Angelegenheit 
hiervon abjehen und die nächſte Entſchließung hierüber 
— e3 waren ber Betition 55 ſolche Vorſchläge beigefügt — 

(Heiterfeit.) 

der Staatäregierung überlaffen müfjen. Nachdem nun zu 
diefem Behufe die Petition des Verbands konditionirender 
approbirter Upotheler der Megierung von der hohen 
Kammer am 14. Dezember 1899 zur Kenninißnahme über: 
wiefen worben ijt, fchlägt Ihnen die Deputation vor, die 
vorliegende Anſchlußpetition des Gemeinberath3 zu Trachau 
dadurch für erledigt zu erklären. 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer, 


Das ift 


„ob fie dem Antrage der Deputation beitritt?* 
Einftimmig. 


IH bitte den Herren Berichterftatter zum dritten 
Segenftande überzugehen: „Antrag zum mündliden 
Beridte der vierten Deputation, die Petition 
des Gemeinderaths zu Modau um Genehmigung 
zur Erridtung einer Apothefe in Modan bes 
treffend,” (Drudjahe Nr. 31.) 


(Vergl M.1.8.S.41 ff.) 


Berichterftatter Wirk. Geh. Rath Menfel, Ercellenz: 
In diefer Petition bittet der Gemeinderat zu Modau im 
Anſchluſſe on die Petition des Verbands fonditionirender 
approbirter Apotheker fächfiicher Staatsangehörigkeit unter 
dem 10. November 1899, die Stänbeverfammlung wolle 
darauf hinwirken, daß in Modau eine Apothefe kon— 
zeilionirt werde. Mockau habe feine Medifamente bisher 
aus der Apotheke des etwa eine Stunde entfernten Ortes 
Schönefeld oder aus einer Leipziger Apothele bezogen, 
Schönefeld zähle jegt etwa 12,500 Einwohner, jo daß die 
dafige Apothele von dem Drte allein bejtehen könne. 
Modau fei bereits auf 4500 Einwohner gewachſen, der 
Nachbarort Thella aber auf 1800, Wenn man nun die 
Parthendörfer Portip und Plaufig Hinzunehme, jo ſcheine 
bei der zu erwartenden weiteren Bunahme der Bevölker— 
ung die Lebensfähigfeit einer Apothele in Mockau gefichert. 

Wie die Königl. Staatsregierung auf Befragen er: 
flärt hat, ift ein Gefuch der Gemeinde Modau um Ge: 
nehmigung der Errichtung einer Wpothele in dieſem 
Orte bisher weder bei der Amtshauptmannſchaft noch 
bei dem Minifterium bes Innern eingegangen. Lehteres, 
das Minifterium des Innern, hat daher nod) gar feine 
Beranlafjung gehabt, die Frage der Errichtung einer 
Apotheke in Modau zu erörtern und ſich darüber, ob 
die Genehmigung dazu zu ertheilen ſei, ſchlüſſig zu 
machen. Unter dieſen Umftänden find aud) die Stände 
nicht in der Lage, zu der Petition Stellung zu nehmen 
und es würde nichts übrig bleiben, als die Petition auf 
fi beruhen zu lafien, obwohl hier möglicherweife ein 
berechtigter Wunſch zu Grunde liegt. Es geht aber nad) 
Anſicht Ihrer Deputation daraus, daß die Petition ſich 
in ihrem Eingange an die Petition des Verbands fon: 
ditionirender approbirter Apotheker anſchließt und daß 
unter deren Vorſchlägen auch Modau mit genannt war, 
ſowie aus ber fonftigen Sachlage hervor, daf die Ge: 
meinde Modau es nicht fowohl auf eine jelbftändige 
Entſchließung der Ständeverfammlung über Errichtung 
einer Apotheke in Mocdau, als vielmehr auf die Unter: 
ftügung jener Petition des Verbands der konditioniren— 
den approbirten Apotheker zu dem Zwecke abgefehen 
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hat, daß aus einer beifälligen Beurtheilung berfelben 
durch die Ständeverfammlung auch für ein von ihr ein- 
zubringendes Geſuch günftige Folgerungen gezogen und 
eine Berüdfichtigung ihrer Wünſche daraus abgeleitet 
werde. Nachdem nun die hohe Hammer befchlofjen hat, 
biefe Petition des Verbands der fonditionirenden Apo— 
ihefer der Regierung zur Kenntnißnahme zu überweiien, 
beantragt die Deputation aud hier: 
„die Kammer wolle beichliehen, die Petition durch 
die am 14. Dezember 1899 erfolgte Beichlußfaffung 
auf die Petition des Verbandes fonditionirender 
approbirter Apotheker ſächſiſcher Staatsangehörig— 
feit für erledigt zu erklären.“ 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 

„Will die Kammer aud diefe Petition 
für erlebigt erklären?“ 
Einſtimmig. 

Es folgt der Untrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation, die Petition des Gemeinteraths zu 
Groß ſchocher⸗Windorf um Genehmigung zur Errichtung 
einer Üpothete in Großzſchocher-Windorf betreffend. (Drud- 
ſache Nr. 32) Werql. M. J K.S. 4 ff.) 

Berichterſtatter Wirkl. Geh. Rath Meuſel: Ganz 
ähnlich, wie in dem ummittelbar vorher erwähnten 
alle Liegt die Sache auch bei der Petition des Ge— 
meinberaths zu Großzſchocher-Windorf. Diefe Petition 
befteht nämlich darin, daß der Gemeinderath zu Grof- 
Zſchocher-Windorf im Anſchluſſe an die Petition des Ber: 
bandes fonditionirender approbirter Apothefer ein an die 
Amtshauptmannſchaft Leipzig eingereichtes Gefuh um 
Genehmigung zur Errichtung einer Apothele in Groß: 
zichoher der Stänbeverjammlung unter dem 11. No: 
vember 1899 abichriftlih zur Kenntnignahme und Unter: 
ſtützung überreicht hat. In diefem Geſuche wird aus: 
geführt, daß bei den in den Jahren 1878 und 1879 
feitens der Gem:inden Groß = und Kleinzſchocher gemachten 
Beitrebungen um Genehmigung zur Errichtung einer Apo— 
theke Stteinzichocher berüdfichtigt worden fei. Inzwifchen 
habe ſich das jeht mac) Leipzig einverleibte Kleinzſchocher 
derartig vergrößert, daß diefer Oristheil allein eine 
Apotheke zu bejhäftigen imftande fei. Es fei aber auch 
Grof;ihoder bis zu 4600 Einwohnern gewacjen und 
mit den bisher auf die Apothele zu Kleinzſchocher an— 
gewiejenen DOrtichaften Knautkleeberg, Knauthain, Hart: 
mannsdorf und Bösdorf zuſammen, welche Orte jeht 
etwa 4000 Einwohner aufwiefen, recht wohl in der Lage, 
eine Apothefe zu unterhalten. 

Die Königl. Staatsregierung hat auf Befragen er- 
Härt, daß die Erörterungen über dieſes Geſuch noch im 
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Gange feien, das Minifterum alfo nod nicht in ber 
Lage gewefen fei, ſich über dasjelbe jchlüffig zu machen. 
Bei diefer Sachlage würde die Ständeverfammlung darauf 
zufommen müflen, die Petition als verfrüht zurüd: 
zumeifen, wenn nicht auch Hier anzunehmen gewefen 
wäre, daß der gejuchitellende Gemeinderath zu Groß: 
sichocher- Windorf die Petition des Verbands kondi— 
tionirender approbirter Apotheker, die ſchon mehrfach 
erwähnt worben ift, und die auch Großzſchocher unter 
ihren Borfchlägen aufführt, zu dem Zwede habe unter: 
ftügen wollen, daß durch eine beifällige ftändifche Be: 
Ihlußfaffung darüber eine günftige Beurteilung feines 
ipeziellen Geſuchs herbeigeführt werde. Die Depu: 
tation beantragt daher: 
„die Kammer wolle beihließen, auch diefe Petition 
durch die am 14. Dezember 1899 erfolgte Be: 
ihlußfafjung auf die Petition des Verbands 
fonditionirender approbirter Apotheker ſächſiſcher 
Staatsangehörigkeit für erledigt zu erflären.” 

Prüäfident: DBegehrt jemand das Wort? Es ift 
nicht der Fall. Ich frage: 

„ob die Kammer auch diefe Petition als er- 
ledigt anſehen will?“ 
Einſtimmig. 

Wir gehen über zum ſechſten Gegenſtande ber Tages- 
ordnung: „Bericht ber vierten Deputation, bie 
Petition des Verbands ber fähfifhen Haus: 
bejipervereine um Abänderung des 8 46 Abfap 1 
desKöniglich Sächſiſchen Einkommenſteuergeſetzes 
vom 2, Juli 1878 betreffend,” (Druckſache Nr. 35.) 

Ich ertheile dem Herrn Bürgermeiſter Wiliſch zu 
feinem Berichte das Wort, 


Berichterftatter Bürgermeifter Wiliſch: Das ſächſiſche 
Einkommenſteuergeſetz vom 2. Juli 1878 enthält in feinem 
$ 46 folgende Beftimmung: 

„Jedem Beitragspflichtigen ift die Steuerflaffe, in 
welche er eingefchätt ift, fowie ber Betrag der von ihm 
zu entritenden Steuer durch die Ortsftenereinnahme 
mittelft einer verjchloffenen Bujchrift befannt zu machen.” 

Zufolge diefer Vorfchrift werden in dem Steuer: 
zeitel nur angegeben bie Steuerflafje und der Steuer: 
betrag, den der einzelne Steuerpflichtige zu bezahlen Hat. 
Dagegen enthält er feine Angabe über die Einfommens- 
beträge, welche bie einzelne Stenerflafje umfaßt, er ent- 
hält aud nicht die Gefammtjumme, mit der der Steuer: 
pflichtige eingefhäßt worben ift, und insbeſondere nicht 
die Einfommensquellen, jowie bei bem Vorhandenſein 
mehrerer folder Quellen nicht die Höhe ber einzelnen 
in Anſatz gebrachten Geldbeträge. Dagegen nun, daß 


ber Steuerzettel hierüber feinen näheren Aufſchluß giebt, 
richtet fich die dem Hohen Haufe vorliegende Petition 
des Verbands ber ſächſiſchen Hausbefigervereine, für 
ben gegenwärtig die Stadt Chemnitz den Vorort bildet. 
Der Verband bittet, die gedachte Beftimmung bes $ 46 
dahin abzuändern, daß dem Steuerpflichtigen neben der 
Steuerklaffe und dem Steuerfage auch „der Betrag des 
geſchätzten Einkommens und zwar auch einzeln nad) ben 
vier Hauptquellen ($ 17)“ im Steuerzettel befannt ge: 
geben werbe, 

Zur Begründung biejes Verlangens und als Zweck 
ber erbetenen Maßregel wird geltend gemacht, „daß durch 
fie die Ausübung bes Rechts der Reklamation erleichtert 
werben würde und zwar infofern, als dem Reklamanten 
klar geftellt werde, nad) welcher Richtung hin er, falls 
er fih durch bie Einſchätzung bejchwert fühle, jeine 
Reklamation anzubringen habe.” 

Beitraubende Nachfragen bei den Steuerbehörben 
und die Führung des Nachweiſes über alle das Ge- 
jammtergebniß der Veranlagung beeinfluffenden Momente 
würden dadurch dem Nellamanten erjpart bleiben, Bu: 
gleih wird in ber Petition dem Einwande, ben bie 
Petenten jelbft erheben, indem fie anführen, daß aud) 
nad) dem preußiſchen Einfommenftenergejege dem Steuer: 
pflitigen nur „das Ergebniß der Veranlagung” be- 
fannt zu machen fei, diefem Einwande wird damit 
zu begegnen geſucht, daß fie auf den Unterſchied hin— 
weijen, ber zwifchen dem ſächſiſchen und dem preußifchen 
Geſetze Hinfichtli des vorgejchriebenen Verfahrens bei 
ber Behandlung der Deflarationen befteht. Während 
nämlih dann, wenn bie Deklaration, ſei e8 aus for- 
mellen, ſei e8 ans materiellen Gründen, beanftandet 
wird, in Preußen dem Deflaranten zunächſt Gelegenheit 
zu geben ift, über bie erhobenen Bebenten oder Zweifel 
fi zu erklären, ftatwirt das jächfiiche Einfommenfteuer- 
geſetz dazu feine umbebingte Verpflichtung, überläßt bies 
vielmehr dem Ermeflen ber Kommiſſion beziehentlich 
ihres Vorfigenden, fo daß allerdings bei uns zumeift 
erft im Reklamationsverfahren ber Steuerpflichtige bie 
Tüglichkeit hat, feine Angaben bes näheren zu be: 
gründen beziehentlih Einwendungen der Kommilfion 
biergegen zu begegnen. 

Die Logische Folgerung hieraus zu ziehen und eine 
dementiprechende Wbänderung biefer in einem andern 
Paragraphen, in 8 43 Abſ. 5 bes Geſetzes enthaltenen 
Vorſchrift zu beantragen, das hat die Petition unter: 
faffen. In ihr wird nur behauptet, daß bei bem Mangel 
jener preußiſchen Vorfchrift die bloße Verlautbarung bes 
Betrag bes geſchätzten Einlommens wenig nüße, ber 
erftrebte Zwed vielmehr nur zu erreichen fei, wenn das 
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Ergebniß der Veranlagung nad) den einzelnen Quellen 
bes Einfommens aus ber Stenerintimation zu erfehen 
fei. Zugleich jucht der petirende Verband ſich zur Sache 
noch mit dem Hinweiſe zu legitimiren, daß gerabe bei 
Hausbefigern in ber Regel Einfommen in Frage ftehe, 
das verſchiedenen Hauptquellen entſtamme. 

Dem Antrage ift an fi eine gewifje Berechtigung 
nicht abzufpreden und es wurde im Schooße Ihrer 
Deputation insbefondere anerfannt, daß für diejenigen, 
welche bdeflarirt haben, aber mit dem Einfommen einer 
höheren Steuerflaffe veranlagt worden find, ein gewifjes 
Recht und ein Intereffe befteht, darüber Mitteilung zu 
erhalten, auf weldem Wege die Einſchätzungslommiſſion 
dazu gelangt ift, beziehentlich welche Ubänderungen von 
ihr bei den einzelnen in der Dellaration aufgeführten 
Poften vorgenommen worden find, 

Wenn gleichwohl die Deputation im Einverftändnifje 
und nad Vernehmung mit der Königl. Staatöregierung 
auf eine Befürwortung ber Petition nicht zuzukommen 
vermochte, der hohen Kammer vielmehr vorjchlägt, die— 
jelbe auf fich beruhen zu laſſen, fo find bafür in ber 
Hauptſache die im fchriftlichen Berichte der Deputation 
niedergelegten Erwägungen maßgebend gewejen. 

Benn man nämlih dem Wunſche der Petenten in 
vollem Umfange gerecht werben will, fo ift es unbedingt 
nöthig, den Steuerzetteln einen volftändigen Auszug 
bes Steuerkataſters beizufügen, insbefondere müßten, 
um erlennen zu laflen, daß bie veranlagte Geſammt⸗ 
ſumme auch richtig berechnet worben ift, aud) die Schulb- 
zinfen und bie fonftigen zuläffigen Abzüge mitgetheilt 
und im Gteuerzettel ziffermäßig verlautbart werben. 
Gerade bei Hausbefigern würde bie um fo nöthiger 
fein, weil namentlich hier unter den in ber Deklaration 
aufgeführten Abzugspoften oftmals Beträge ſich finden, 
welche theils an fi, theils an dieſer Stelle nicht ge- 
fürzt werben bürfen, fo daß lediglich durch die Abſtreichung 
diefer unzuläffigen Abzugspoften eine Veränderung in 
ber Veranlagung Pla greift, beziehentlicd nur aus biejem 
Grunde der Steuerpflichtige mit dem Steuerfage einer 
höheren Steuerklaffe als der deflarirten veranlagt worben 
ift. Aber auch fonft müfjen jehr oft die in der Deklaration 
aufgeführten Poften aus rein formellen Gründen in ver- 
änberter Weife ins Kataſter eingeftellt werden, ein Verfahren, 
das dem Steuerpflichtigen wohl nur durch eine nähere 
Mitteilung der dafür maßgebenden Gefichtöpunfte und 
Vorſchriften Hargelegt werben fann. Es würbe baber 
einerfeit® derjenige, welcher feine Reffamation auf bieje 
veränderten Einftellungen fügen will, nad) wie vor ges 
nöthigt fein, bei der Steuerbehörbe über die Gründe ber 
höheren Veranlagung nähere Auskunft fich zu erholen, 
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und es fteht andrerſeits zu beforgen, daß die Hinaus: 
gabe des Katafterauszugs die Quelle einer großen An— 
zahl neuer Reklamationen werden würde, bie, weil fie 
zumeift auf eine irrthümliche Auffaffung der Sadjlage 
ſich gründen, in der Regel abzuweiſen wären. 

Diejes Bedenken dürfte aber um jo fchwerer in die 
Waagſchale fallen, als ſchon jegt die Zahl der Rellamationen, 
insbejondere aber der unbegründeten eine große ift und 
alles vermieden werden möchte, was eine Bermehrung 
derfelben herbeizuführen geeignet erfcheint. 

Weiterhin ift einzuhalten, daß, wie im fchriftlichen 
Berichte des weiteren ausgeführt wurde, ſchon der Einheit: 
lichkeit bes Steuerzettel$ wegen die Aufnahme des Kataſter— 
auszugs bei allen Steuerpflichtigen Platz greifen 
müßte, daß die indeſſen zumeift für alle diejenigen 
werthlos wäre, welche nicht reffamiren wollen beziehentlich 
dazu überhaupt feine Veranlafjung haben. Das aber ift 
ber Fall bei rund 96 Prozent aller Steuerpflichtigen. 

Aber auch hinſichtlich der verbleibenden 4 Prozent, 
die reflamiren, ift bei allen denen, die nur aus 
einer Einfommensquelle Einkünfte haben (wie ins: 
befondere in der Regel bei Arbeitern, Feſtbeſoldeten, 
Rentnern und unanjäffigen Gewerbetreibenden), die Maß: 
regel zumeift zwecdlos. Jedenfalls würde bei diejen fchon 
die bloße Angabe des fteuerpflichtigen Gefammteintommens 
neben ber Steuerflaffe zu dem in der Petition erjtrebten 
Biele führen. Zuzugeben ift, daß für eine folhe Maßnahme 
(für die Angabe des veranlagten Geſammteinkommens) 
manches fich geltend machen läßt. Sie hat in der That 
unter der Herrichaft bes Geſetzes vom 22. Dezember 
1874 beitanden und würde auch zu einer erheb- 
lichen Mehrarbeit bei den Steuerbehörden kaum führen. 
Ullein, es beiteht auch Hier die Gefahr — und das ift 
offenbar der Grund, warum im dieſer Beziehung die 
Form des Steuerzettels im Jahre 1878 abgeändert 
wurbe —, daß die große Anzahl von Fällen, in denen 
aus praftiichen und rechnerijchen Gründen eine Ab— 
rundung ber Beträge beziehentlich die Einftellung fefter 
Sähe im Katafter erfolgt, zu vielen neuen und zwar 
unbegründeten Neflamationen felbft dann führen 
werde, wenn damit die Veranlagung in einer höheren 
Steuerflaffe gar nicht verbunden wäre, 

Nun ift aber hierauf das Gefuh ber Petenten 
überhaupt nicht gerichtet. Es würde dies auch, wie bie 
Petition felbft mit Recht betont, gerade denen nichts 
nügen, welde aus verfchiedenen Quellen Einkommen 
beziehen. Bei biefen würde vielmehr, wie ſchon er: 
wähnt, der vollftändige Katafterauszug beigefügt werben 
müffen, Die Mehrarbeit, die hierdurch den mit der Steuer: 
erhebung betrauten Gejchäftsftellen erwachſen würde, ift 
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jicher eine ganz erheblihe. Sie würde um fo läftiger 
empfunden werben, als gerade die Ausfertigung der 
Steuerzettel binnen fürzefter Friſt erfolgen muß und 
ihon jet zumeift nur durch außerordentliche Arbeits: 
(eiftungen der Beamten und jonftiger Arbeits: und 
Hülfgfräfte rechtzeitig erledigt werden fann. ebenfalls 
würde dieſe große Mehrarbeit in feinem Berhältnifie 
ftehen zu dem geringen Nuten, der damit gefchaffen 
werben ſoll. Er würde fi auf die Steuerzahler be: 
ſchränken, die Einfommen aus verſchiedenen Quellen be: 
ziehen, dasſelbe (wenigitens injoweit die Deflarationss 
pflicht befteht) deflarirt haben und höher veranlagt 
worben find, Dieſe VBorausfegungen treffen aber, wie 
gefagt, nur bei einer verhältnißmäßig ſehr Heinen Zahl 
der Steuerzahler zu. Wenn dieſe Perfonen behufs der 
Begründung ihrer Reklamationen von ben einzelnen 
Unfägen im Katafter Kenntniß haben wollen, jo müfien 
fie eben darüber bei ben Behörden ſich Auskunft erholen, 
die zu einer ſolchen Austunftsertheilung überdies vom 
Finanzminifterium im Verordnungswege ausdrücklich 
angewiefen worden find. 

Im übrigen ift der Zwed, den die Betition erftrebt, 
mit einer anderen Borjchrift des Geſetzes nicht recht zu 
vereinbaren und zwar mit der in $ 51. Es heißt bort: 

„Die Reklamation fann nur gegen das Geſammt— 
ergebniß der Einfhägung gerichtet werden und ift vom 
Neklamanten unter genauer Angabe der Höhe aller 
feiner Einfünfte und ber gefeglich zuläffigen Abzüge 
thatſächlich zu begründen.“ 

Daß aber dieſe Vorſchrift, von welcher die Petenten 
befreit ſein wollen, beibehalten werden muß, das er— 
ſcheint zweifellos. Denn es muß unbedingt bei der 
Prüfung einer jeden Reklamation erwogen werden, ob 
nicht das (vielleicht mit Recht) bemängelte „Zuviel“ des 
Anſatzes aus der einen Steuerquelle mit dem „Zuwenig“ 
bei einer anderen Quelle oder mit dem „Zuviel“ bei 
den formirten Abzügen ſich ausgleicht. 

Das ſind die Bedenken, welche der Petition ent— 
gegenzuſtellen ſind. 

Ein wirkliches Bedürfniß zu der beantragten Aenderung 
bes Geſetzes liegt nicht vor und kann insbeſondere auch 
nicht für die einzelnen in der Petition näher bezeichneten 
Steuerpflichtigen anerkannt werden. Ihre Deputation, 
meine hochgeehrten Herren, hat daher zu gunſten der 
Petition ſich nicht zu erklären vermocht, beantragt viel— 
mehr, dieſelbe auf ſich beruhen zu laſſen. 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Herr 
Graf von Ner: Zedtlig! 

Graf von Rer-Zedtlitz: Den Standpunft, welchen 
die geehrte Deputation der Petition gegenüber einnimmt, 
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halte ich für dem durchaus richtigen. Much ich bin ber 
Anfiht, daß, wenn die Wünfche der Petenten berüd: 
fihtigt würden, nur große Weiterungen entftehen würden, 
ohne daß wefentliche Bortheile damit verknüpft fein 
fönnten. Ich wollte mir aber doch geftatten, bei Ge— 
legenheit diefer Petition auf einen Wunſch zuzufommen, 
ber fi) zwar auf eine reine, wenn auch nicht un— 
bedeutende Tyormalität bezieht, deſſen Erfüllung aber 
doch nicht unwichtig erjcheint; ich meine die fehr kurz 
bemefjene Deklarationsfriſt. Diefe ift nad unferem 
Geſetze auf zehn Tage beichränft. Es laſſen ſich aber 
recht leicht Fälle denken, in denen dadurch die Deklaranten, 
die Steuerpflihtigen, in große Unannehmlichkeiten ge: 
rathen können. Man denfe nur an zufällige Abweſen— 
heit oder an Krankheit. In Preußen ift eine vier: 
wöchentliche Friſt dazu beftimmt, und ich glaube, daß aud) 
bei uns eine Verlängerung diefer Friſt recht leicht ein— 
treten könnte, ohne daß irgend ein Nachteil entftände, daß 
dagegen auf dieſe Weije den Wünfchen und den Intereffen 
der Steuerzahler nur entjprochen werden könnte. 

Bräfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — Der 
Herr Regierungslommiflar! 

Geh. Finanzrat Dr. Wachler: Ich möchte mir er: 
lauben, eine kurze Erflärung abzugeben. Den Umftand, 
daß die Deflarationsfrift für mande Fälle etwas kurz 
bemefjen ift, Hat die Regierung bereits berüdfichtigt. 
Es find infolge defien die Gemeindebehörden ermächtigt, 
auf Anſuchen die Deflarationsfrift auf das Doppelte zu 
erftreden. Beitragspflictigen gegenüber, bei denen das | 
nicht genügt, darf bie Bezirfäfteuereinnahme eine Ver: 
längerung der Deflarationsfrift bis zum 30. Dezember 
bewilligen, und für Ausnahmefälle hat ſich das Finanz: 
minifterium eine weitere Friſtverlängerung vorbehalten. 

IH glaube, damit werben ſich wohl die geltend ge: 
machten Bedenlen erledigen. 

Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall, der Herr Berichterftatter verzichtet 
auf das Schlußwort. 

Ih frage die Kammer, 

„ob fie aud dieſe Petition auf fich beruhen 
laſſen will?“ 
Einftimmig. 

Es erfolgen nunmehr „Unzeigen ber vierten 
Deputation über zwei für unzuläffig erklärte 
Betitionen.” (Drudjahen Nr. 33 und 34.) 

Kammerherr von Schönberg: Im Namen der vierten 
Deputation babe ich der Kammer anzuzeigen, daß fol: 
gende zwei Petitionen für unzuläffig zu erflären find, 
und zwar bie Beſchwerde beziehentlich Petition ber Frau 
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Emilie verw. Lange in Döbeln, vermeintlihe Anſprüche 

an die Sächſiſche Baugewerkäberufsgenofienihaft aus 

Anlaß des ihrem verftorbenen Ehemanne, dem Fenſter— 

rahmenmacher Ferdinand Lange am 10. Juni 1887 zus 

geftogenen Betriebsunfalls betreffend, auf Grund von 
$ 23e und f der Landtagsordnung wegen Unzuftändig: 
feit der Stände, und weil ber Inftanzenzug nicht er: 
ihöpft worden, ferner die Petition Johann Friedrich 

Richters in Löhtau, einen Rechtsſtreit betreffend, auf 

Grund von $ 23c der Landtagsordnung wegen Un— 

klarheit. 

Präſident: Es hat bei dieſen Anzeigen ſein Be— 
wenden. 

Meine Herren! Ich beraume die nächſte Sitzung 
auf Mittwoch, den 24. Januar 1900, mittags 12 Uhr 
an und ſetze auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus der Regiſtrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 

Deputation über Kap. 22 und 23 des Staats: 

haushaltsetat3 für 1900,01, Civilliſte, Apa— 

nagen :c. betreffend. (Drudjahe Nr. 26.) 

3. Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 38 des auferordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, die Erweite: 
rung der Anlagen des Güterbahnhofs Dresden: 
Altftadt betreffend. (Druckſache Nr. 39.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 39 des außerorbentlichen 
Staatöhaushaltsetat® für 1900/01, die Be: 
Ihaffung von Produftenladegleifen auf dem 
Kohlenbahnhofe Dresden » Altftabt betreffend. 
(Drudjahe Nr. 40.) 

5. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 44 des auferordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, die Her— 
ftellung des zweiten Gleiſes auf ber Strede 
Dürrröhrsdorf-Arnsborf betreffend. (Druckſache 
Nr. 41.) 

Zur Mitvollziehung des Protofolls lade ich ein 
Herrn Oberbürgermeifter Dr. Tröndlin und Herrn Kammer: 
herren Grafen von Rer: Behifte. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
zu verlejen. 

(Geſchieht durch Sekretär Freiheren von Find.) 

Hat jemand gegen das Protofoll etwas einzuwenden? 
— Es ſcheint nicht der Fall zu fein, ich erfläre das— 
jelbe für genehmigt und ſchließe die öffentliche Sigung. 

(Schluß der Sitzung 1 Uhr nachmittags.) 
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Für die Nebaltion verantwortlih: Der Vorſtand des Königl. Stenogr. Instituts Ober: Regierungsrath 
Profeffor Heinrih Krieg. — Nedakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjendung zur Po: am 25. Januar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Nennzehnte öffentlihe Sitzung 
der Erſten Hammer 


am 24. Januar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entihuldigung. — Urlaubsertbeilung. — Regiftrandenvor: 
trag Nr. 808 — 817. — Unträge zu den münbfichen Be: 
richten ber zweiten Deputation: a) Rap. 22 und 23 bes 
Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, Eivillifte, Upanagen ıc. 
betr.; b) Tit. 38 des außerordentlichen Staatshaushalts: 
etats für 1900,01, die Erweiterung der Anlagen bes Güter: 
bahnhofs Dresden: Mltftadt betr.; ec) Tit. 39 des außer: 
ordentlichen Staatshaushaltdetats für 1900/01, die Be: 
ihaffung von Produftenladegleifen auf dem Kohlenbahnhofe 
Dresden: Altftabt betr, und d) Tit. 44 des außerorbent: 
fihen Staatshaushaltetats für 1900,01, die Herſtellung 
des zweiten Gleiſes auf der Strede Dürrröhredorf:Arns: 
dorf betr. — Feſtſetzung der Zeit und Tagesorbnung für 
die nädfte Sigung. — Borlefung und Genehmigung des 
Protokolls über die heutige Sitzung. 


Bräjident: 
Wirkl. Geh. Rat) Dr. Graf von Könnerig, Ercellenz. 


Am Miniftertijche: 


Der Herr Staatöminifter von Watzdorf, fowie 
ber Herr Regierungsfommiffar Geh. Rath Dr. Ritterftäbt. 
Unwejend 39 Kammermitglieber. 
Präfident: Ich bitte die Plähe einzunehmen. 
eröffne die Öffentlihe Sitzung. 
Entfhuldigt hat fich für heute Herr Ritterguts- 
* befiger von Wagdorf wegen dringender Privatgeicäfte, 
Um Urlaub hat gebeten Herr Rittmeifter von Boben- 
haufen vom heutigen Tage bis zum 21. Februar laufenden 
I. 8. (1. Abonnement.) 


Ich 


Jahres. Ich frage die Kammer, ob ſie dieſen Urlaub 
bewilligt? — Einſtimmig 

Den Vortrag aus der Regiſtrande giebt Herr 
| Setretär Freiherr von Find. 


(Rr. 808.) Bericht der erften Deputation über das 
Königl. Dekret Nr. 22, den Entwurf eines Geſetzes zur 
Ausführung der Eivilprozeßorbnung und der Konkurs— 
ordnung betr, 


(Nr. 809.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Petition des Gtadtguts- 
beſitzers Ehriftian Friedrich Günther in Kirchberg, Brand» 
Ihädenvergütung betr. 


Präfident: Beide Nummern fommen auf eine Tages: 
ordnung. 


(Nr. 810.) BProtofollertralt der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Kap. 103 bes Etats 
für 1900/01, Gefandtichaften, in Verbindung mit Dekret 
Nr. 25, einen Nachtrag zu dem erwähnten (Etat betr. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


(Nr. 811.) Desgleichen, betr. Schlußberatfung über 
bie Betition bes Allgemeinen Hausbefigervereins zu Leipzig, 
Aufbringung der Kirchenanlagen betr. 


Präfident: Un die vierte Deputation, 


(Nr. 812.) Die Zweite Kammer überjendet 50 Drud: 
eremplare einer Belition bes Hermann Krumbholz und 
Genofien in Mylau, die Awangsenteignung eines Grunb- 
ftüds betr. 

(Nr. 813.) Desgleihen 55 Druderemplare einer 
Petition ber Dresdner Düngererportgejellichaft zu Dresben 
um Genehmigung einer zweiten Einlaßftelle für flüffige 
Fäkalien in den Elbftrom, fowie um pachtweife Ueber: 
laffung ber Tülalienniederlage in Stlopfche über das 
Jahr 1900 Hinaus. 


Prüfident: Beide Nummern find zu vertheilen, 


(Nr. 814.) Petition der Sächſiſchen Mafchinenfabrik 
vorm. Richard Hartmann, Altiengefellichaft in Chemnitz, 
32 
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um Abhülfe wegen Stenererhebung von Seiten der Ge- 
meinde Chemnih. 


Präfident: An die vierte Deputation. 

(Nr. 815.) Untrag zum mündlichen Berichte der erften 
Deputation, bie Wahl des Herrn Mittergutsbefipers Frei: 
herrn von Könnerig auf Erbmannsborf zum Abgeordneten 
für die Erjte Kammer betr. 

Präfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 


(Nr. 816.) Prototoflertralt der Zweiten Kammer, 
betreffend Tallgemeine Vorberathung über das Königl. 
Dekret Nr. 28, betreffend den Entwurf eines Geſetzes 
behufs Abänderung des Einfommenfteuergejeges vom 
2. Juli 1878. 


Präfident: An die zweite Deputation. 

(Nr. 817.) Deögleichen, betreffend allgemeine Vor: 
berathung über das Königl. Delrer Nr. 30, den Ent: 
wurf eines Gejeges, Wenderungen in der Gerichtsorgani— 
fation betr. 

Präfident: Un die erſte Deputation. 

Es war bies die legte Nummer der Negiftrande. 

Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Ans 
trag zum mündlichen Berichte ber zweiten De: 
putation über Stap. 22 und 23 des Staatshaus: 
baltsetats für 1900/01, Eivillifte, Apanagen x. 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 26.) 

(Vergl. M. 11.8. S. 372f.) 

Berichterftatter Herr Kammerherr Sahrer von Sahr. 

Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr: 
Ich habe zu Kap. 22, Civilliſte, Schatullenbedürfniſſe, 
ingleihen Garberoben: und Hofftaatögelder für Ihre 
Majeftät die Königin nichts zu bemerken. Das Kapitel 
ift mit 3,142,300 M. zu bewilligen. 

Präfident: Es wünſcht doc niemand das Wort. — 
Ich frage die Kammer, 

„ob fie dem Antrage der Deputation beitreten 
will?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Sahr: 
Weiter ift zu berichten über Kap. 23. Hier find ein- 
geitelt der Rentenbetrag der Secunbogenitur Sr. 
Königl. Hoheit des Prinzen Georg und bie Wpanagen 
Ihrer Königl. Hoheiten, der Prinzen Friedrich Auguſt, 
Johann Georg und Albert. Die Deputation beantragt, 
Tit. 1 mit 262,083 M., Tit. 2. mit 200,000 M., 
Tit. 3 mit 100,000 M., Tit. 4 mit 50,000 M., Tit. 5 
mit 24,830. M:, aljo einen Gejammtbetrag von 
636,913 M. zu bemilligen. ' 

Präfident: Es wünjcht niemand das Wort. — Id 
frage die Kammer, 


„ob fie Kap. 23 im Gefammtbetrage von 
636,913 M. bewilligen will?“ 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum dritten Gegenftande: „Antrag 
zum mündliden Berichte der zweiten Deputation 
über Tit. 38 des aufßerordentlihen Staatshaus— 
haltsetats für 1900,01, bie Erweiterung der An- 
lagen des Güterbahnhofs Dresden: Altftabt betr. 
(Druckſache Nr. 39.) 

(Vergl. M.11.8. ©. 2647.) 

Berichterjtatter Herr Kammerherr Freiherr von Find 

Berichterftatter Freiherr vom Find: Ich habe die 
Ehre, über Tit. 38 des außerordentlichen Etat8 Bericht 
zu erftatten, die Erweiterung der Anlagen des Güter: 
bahnhofs Dresden: Altftadt betreffend, Hier werben 
164,000 M. gefordert. Es ift für das erjte darauf hin- 
zuweifen, daß dies Poſtulat in feiner Beziehung zu ben 
umfangreichen Umbauten der Dresdner Bahnhöfe zu 
rechnen ift, vielmehr ift der Güterbahnhof Dresden: 
Aliſtadt jeinerzeit überhaupt gar nicht mit in den Ge: 
jammtplan der Dresdner Bauten einbegrifien worden. 
Das gegenwärtige Poftulat ift vielmehr dadurch bedingt, 
daß ſchon jeit geraumer Zeit die Güterbodenjlächen für 
den Stüdgutverfehr, welcher in den lebten Jahren um 
25 Prozent gejtiegen ift, nicht mehr ausreichen. Durch diejen 
Uebeljtand ijt vielfach eine Berfpätung der Ablieferung der 
Güter erfolgt, und dies hat bedeutende Mißſtände mit fich 
gebradt. Man hat num zunächſt dadurch dem Uebel— 
ftande abzubelfen gejucht, daß man die vorhandenen 
Schuppen, jomweit der Raum es geftattete, thunlichft ver: 
längert hat; man hat damit aber bloß eine Vermehrung 
um 11 Prozent gewonnen, während, wie ſchon bemerft, 
ber Stüdgutverfehr fih um 25 Prozent gehoben hat. 
Man will nun, um für abjehbare Zeit diefem Uebel— 
ftande abzuhelfen, einen neuen Schuppen errichten von 
ungefähr 130 m Länge mit 1700 qm Fläche auf fis- 
falifchem Boden an der Rofenftraße zwijchen jegt vor: 
handenen Produftenladegleifen, Derjelbe ſoll 164,000 M. 
foften; die Deputation beantragt, entiprechend dem Votum 
der Amweiten Kammer dieje Summe zu bewilligen. 

Prüfident; Wüniht jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall. 

„Zritt die Hammer dem Antrage der Depur 
tation zu Tit. 38 bei?” 
Einftimmig. . 

Wir gehen über zu Bunft 4: „Antrag zum münd— 
fihen Berichte der zweiten Deputation über 
Tit.39 des außerordentlihen Staatshaushalts— 
etats für 1900/01, bie Beihaffung von Produkten— 
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ladegleifen auf dem Kohlenbahnhofe Dresden: | bar macht und zum Theile die Sicherheit des Verkehrs 
Altftadt betreffend.” (Drudjadhe Nr. 40.) davon bebingt iſt. Die Ausführung wirb 283,000 M. 
(Vergl. M. I.K. ©. 265f.) | Yen; es wird bamit ‚gewonnen eine durchlaufende, 
nn In, Towie ine weint ahere Eifefeh I ie 
p — —J Gehen an ran | Pünktlichkeit des Zugverfehrs. Die Zweite Kammer hat 
en : ., auch diefe Vorlage anftandslos und debattelo® bewilligt; 
zufammen, es wird vielmehr bedingt durch den fchon ſeit pre Deputation empfiehlt Veitritt zu dem SBefchluffe 
einigen Jahren fühlbar gewordenen Umftand, daß bie n P * — Ge 3 de8 Tit. 44 
Produftenladegleife auf dem Güterbahnhofe Dresden- - Zweiten ammer, fomit ueguigung des Tit. 4 
Altftadt nicht mehr ausreichen und infolge defien die und ber Summe won —— R 
Wagenladungsgüter nicht rechtzeitig zur Verladung ge— | Brüjſident: Dafern niemand das Wort begehrt, frage 
fangen können, Um diefem Uebelftande zu begegnen, ich die Kammer, 
will man auf dem Kohlenbahnhofe Dresden-Aitftadt vier! „ob fie auch Tit. 44 mit 283,000 M. bewilligen 
neue Produktenladegleiſe Herftellen, gleichzeitig aber auch will?“ 
Vorſchubgleiſe und Moftellgleife für leere Wagen er- | Einftimmig. 
richten, und hofft damit täglich ungefähr 85 bis 90 Wagen- Meine Herren! Wir find am Schluſſe der Tages: 
ladungen mehr labebereit ftellen zu können. Im Inters | ordnung angelangt. Ich beraume die nächſte Sitzung 
efie des Wagenlabungs- und Güterverkehrs ift das auf morgen, Donnerstag, mittags 12 Uhr an und fee 
Poltulat wohl voll gerechtfertigt. Die Zweite Kammer Hat | quf die Tagesordnung: 








dasielbe debattelos genehmigt, und Ihre Deputation ; M « 
empfiehtt, dem Biweiten Sammer el 1. Vortrag aus der Negiftrande und Beichlüffe auf 
zutreten, jomit Tit. 39 mit 155,000 M. zu bewilligen — — 
2. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Bräſident: Wünſcht jemand das Wort? — Es | Deputation über Tit. 52 des außerordentlichen 
nicht der Fall. Staatshaushaltsetats für 1900/01, bie Er- 

„Bewilligt die Kammer Tit 39 mit bauung einer vollfpurigen Nebenbahnvon Königs: 

155,000 M.?“ brüd nad) Schwepnit (Nachpoſtulat) betr. (Drud: 
Einftimmig. ſache Nr 42.) 

Ih bitte fortzufahren und zum fünften Gegenftande 3. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
überzugeben: „Antrag zum mündlihen Berichte Deputation über Tit. 89 des auferorbentlichen 
der zweiten Deputation über Tit. 44 des außer: Staatöhaushaltsetats für 1900/01, die Der: 
orbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, ftellung von Signal: und Weichenficherheits: 
die Herjtellung des zweiten Gleifes auf der einrichtungen auf Bahnhof Meufelwik betr. 
Strede Dürrröhrsdorf : Arnsborf betreffend.” (Drudjade Nr. 43.) 

(Drudjache Nr. 41.) 4. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
(Vergl. M. II.K. S. 406f.) Deputation über Tit. 90 des außerordentlichen 

Berichterſtatter Freiherr von Find: In Tit. 44 bes Staatshaushaltsetats für 1900/01, bie Er— 
auferordentlichen Etat? wird für die Herftellung des weiterung des Bahnhofs Roſitz betr. (Drud- 
zweiten Gleiſes auf der Strede Dürrröhrsdorf: Arnsdorf lade Nr. 44.) 
die Summe von 283,000 M. poftulirt. Die jeht ein- Zur Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein bie 


gleifige Strede Dürrröhrsdorf- Arnsdorf ift feinerzeit | Herren Kammerherr Edler von der Planig und Dr. Pfeiffer. 
ihon bei Erbauung der ganzen Linie im Unterbaue | Herr Sefretär Thiele ift bereit, das Protofoll zu 
zweigleifig bergeftellt worden. Es hanbelt fich alfo für | verlejen. 

den Moment nur noch um die Auslegung des zweiten (Die Verleſung des Protofolls erfolgt.) 

Gleiſes im Oberbaue. Dies ift dringend nothwendig Hat jemand gegen das Protokoll etwas einzuwenden ? 
im Interefje des Augverfehrs ber gefammten Linie — Es ift nicht der Fall; ich. erkläre dasſelbe für ge- 
Kamenz: Pirna, da auf dieſer Strede täglich 38 bis | nehmigt und jchließe die Sitzung. 

40 Züge laufen, jede Verjpätung fich empfindlich fühl- | (Schluß der Sigung 12 Uhr 32 Min. nachmittags.) 





Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorſtand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober: Regierungsratb 
Profeffor Heinrih Krieg. — Redakteur Profefior Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poft: am 26. Januar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtag. 











I. Kammer. 
N». Dresden, am 25. Jannar 1909. 
Zwanzigfte öffentlihe Sigung hat, birgt jegt in feiner Mitte frohe Elternherzen. Ihre 
der Erſten Hammer Königl. Hoheit bie rau Prinzeffin Friedrich Auguſt ift 
rit geſtern ungewöhnlich ſchnell und leicht von einer kräftigen 
am 25. Januar 1900, mittags 12 Uhr. Prinzeſſin entbunden worden. Bei ber großen Beliebt: 
j heit, befjen fich das hohe Elternpaar im Lande erfreut, 
Inhalt: bei dem ausgeprägten Familienſinne, welchen bas hohe 


Anſprache des Präfidenten anläßlih der Geburt einer fürſtliche Paar befigt, nimmt das ganze Land wärmften 
Brinzeſſin des Königshauſes. — NRegiftrandenvortrag | Antheil an diefem Ereigniffe, am meiften aber wir, denn 
Nr. 818-820. — Urlaubsertheilung — Unträge zu | der fürftliche Großvater und der fürftliche Vater find 
den münblihen Berichten ber zweiten Deputation über: | Mitglieder unferes Haufes. Der Herr erhalte das neu: 
a) Tit. 52 des außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für | geborene Kind, fegne das fürftliche Elternpaar! 
1900/01, die Erbauung einer vollipurigen Nebenbahn 
von Königsbrüd nah Schwepnig (Nachpoftulat) betr.; (Bravo!) 
b) Zit. 89 des auferordentlihen Stantshaushaltsetats Den Vortrag aus der Regiftrandbe giebt Herr 
für 1900/01, die Herftellung von Signal: und Weichen: ! Freiherr von Find. 
ficherheitseinrihtungen auf Bahnhof Meuſelwitz betr., und (Mr. 818.) Schreiben des Königl. Meteorologiſchen 
e) Tit. 90 des außerorbentlihen Stantshaushaltsetats für | Inftituts zu Chemnig vom 20. Januar 1900 bei Ueber: 


1900/01, die Erweiterung des Bahnhofs Rofig betr. — ra} von 5 niet Shake 2... — 

rg ndlungen nigl. ishen Meteorologiſchen 
Bekiefung ber Beit und — ng: Fir Sie RR Inftituts, betreffend Studien über Auftbewegungen unb den 
Sigung. — Borlefung und Genehmigung bes Protokolls | Sonnenfdein. 





BEE ER Präfident: Die Bücher find auszulegen. Dank zu 
Protofoll, 
Bräfident: — kan 819.) Petition des Stabtgemeinberaths zu 
; jr ’ t i j ⸗ 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. —5 —— daß Eiſenbahnprojelt Berg 
Am Miniftertifhe Präfident: Zu vertheilen. An bie zweite De: 
: z , putation. 
* Geh. Rath Dr. Ritter Ger 820) Petition des Peter Henfeler in Dresden 
* und Genoſſen, Aenderung des Parochiallaſtengeſetzes vom 
Anweſend 37 Kammermitglieder. 8. Mär; 1838 betr. 
Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. Präfident: An die vierte Deputation, 


Meine Herren! Wir ftehen mitten im Winter, kurz Herr Geh. Kommerzienrath Thieme hat um Urlaub 
find die Tage und grau ift meift der Himmel, doch hat | auf drei Tage gebeten. Ich kann diefen Urlaub felber 
ſich ein heller milder Sonnenſchein über das Palais am | bewilligen und bewillige ihn Hiermit. 

Tafchenberg ergoſſen; dasſelbe Palais, welches ſeit Wir treten in bie Tagesorbnung ein: „Antrag 
längerer Zeit ein ſchweres Leib zu beherbergen gehabt | zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
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über Zit. 52 bes außerordentlichen Staatshaus— 
haltsetats für 1900/01, die Erbauung einer 
vollipurigen Nebenbahn von Königsbrüd nad 
Schwepnig (Nachpoſtulat) betreffend.” (Druckſache 


Nr. 42.) (Bergf. M. 11. 8. S.407.) 


Ich gebe dem Herrn Sekretär von Find das Wort 
zur Erftattung des Berichtes. 


Berichterftatter Sekretär Freiherr von Find: Ich 
babe zunächſt die Ehre, über Tit. 52 des außerorbent: 
lihen Staatöhaushaltsetats, die Erbauung einer voll: 
jpurigen Nebenbahn von Königsbrüf nah Schwepnitz 
(Nachpoſtulat) betreffend, Bericht zu erftatten. Im Jahre 
1896 war als Berechnungsgeld für die Ausführung in 
voller Spur ber Linie Königsbrüd-Schwepnig, die 
urfpränglid als Schmalfpur geplant war, die Summe 
von 1,300,000 M. bewilligt worden. Der Koftenanfchlag 
berechnet fi aber influfive der Betriebsmittel auf 
1,582,900 M., es ift fomit ein Mehrbebarf noch zu beden 
von 282,900 M., und zwar ift die Ueberfchreitung be: 
dingt und veranlaßt worden durch folgendes: zumächft 
Anordnung günftigerer Richtungs- und Neigungsver: 
hältniffe, umfänglichere Grunderwerbungen, ald anfangs 
geplant war, fpeziell Ankauf von Grundftüden zu Woh— 
nungsjweden für Beamte der Eifenbahn; weiter Ber: 
längerung des Viadults, welcher über die Pulsnig führt, 
wobei man die Erfahrungen bes legten Hochwaſſers be: 
nutzt hat, und endlich die nöthig geworbene Verlegung 
zweier Kommunilationswege und Unterführung unter 
dem Bahnkörper, wie die Herftellung eines Tunnels für 
Perſonen. 

Die Zweite Kammer hat die poſtulirten 282,900 M. 
bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt nach Lage der 
Sache dieſem Beſchluſſe beizutreten. 

Prãfident: Begehrt jemand das Wort? — Ich frage 
die Kammer: 

„ob fie bei Tit. 52 282,900 M. bewilligen will?“ 
Einftimmig. 

Nächſter Gegenftand der Berathung ift: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
über Tit. 89 bes auferorbentlihen Staatshaus— 
baltsetats für 1900/01, bie Herftellung von 
Signal: und BWeihenjicherheitseinridtungen 
auf Bahnhof Meufelwig betreffend.” (Druchſache 
Nr. 43) Mergl.M.IL.R. ©. 267 fi) 


Berichterftatter Sekretär Freiherr vom Find: Ic 
babe nun über Tit. 89 Bericht zu erftatten, Herftellung 


 Eigung, | am 25. Jannar 1900. 





von Signal» und: Weichenfiherheitsvorrichtungen auf 
dem Bahnhofe Meujelwig. Hier werben 90,000 M. 
pojtulirt. Bei dem jehr geftiegenen Verkehre auf dieſem 
Bahnhofe hat fi die Nothwendigkeit herausgeitellt, 
wejentlid erhöhte Sicherheitsmaßregeln zu treffen, ſpeziell 
am Dftende, wo von drei Seiten, nämlid von Altenburg, 
Ronneburg und von Gajhwig Züge einmünden, zwei 
Bentralftellereien einzurichten. Diejelben werden 90,000M. 
koften und jollen von der Telegrapheninſpektion zu Alten- 
burg ausgeführt werben. 

Die Zweite Kammer hat diejes Poftulat bebattelos 
bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt beizutreten, fomit 
aud) die Bewilligung von 90,000 M. in Tit. 89. 


Präfident: Es ſcheint niemand das Wort zu be: 
gehren. ch frage die Kammer: 

„ob fie bei Tit. 39 90,000 M. bewilligen will?“ 
Einftimmig. 

Den nächſten Gegenftand der Berathung bildet: 
„Antrag zum mündliden Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 90 des außerordentlidhen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, die Er- 
weiterung bed Bahnhofs Roſitz betreffend.“ 
(Drudjadhe Nr. 44.) 


(Bergl. M. 11.8. S.268.) 


Berichterftatter Sekretär Freiherr von Find: In 
Tit. 90, Erweiterung des Bahnhofs Roſitz, werben 
480,000 M. poftulirtt. In Roſitz, einer Station ber 
Linie Altenburg: Meufelwig, haben fich die vorhandenen 
Gleisanlagen als durchaus ungenügend erwieſen gegen- 
über den außerordentlich geſtiegenen Anforderungen der 
ſeht bedeutenden Braunkohlen- und Zuckerinduſtrie, und 
ſpeziell ſeitdem der neue Gertrudſchacht der dortigen 
Braunkohlenwerke durch Eröffnung des Betriebes hinzu: 
getreten. So ift num ber Moment gefommen, daß um: 
faſſende Erweiterungen bes Bahnhofs nicht länger hinaus: 
geihoben werben fünnen. Gleichzeitig joll im Intereſſe 
ber Sicherheit des Verkehrs die Verlegung der fiskalifchen 
Staatsftraße erfolgen, welche allein 55,900 M. koften 
fol. Damit wird ein Gefammtfoftenbetrag von 480,000 M. 
fi) ergeben. Die Ausführung ſoll feitens der Bahnhofs: 
infpettion in Altenburg erfolgen und durch biefelbe her: 
geitellt werben. 

Die Zweite Kammer hat im Dezember bereits biejes 
Boftulat bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt Beitritt, 
fomit in Tit. 90 die Bewilligung von 480,000 M. 


Präfident: Begehrt jemand das Wort? — Ih 
frage die Kammer: 
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„ob fie dem Antrage der Deputation beitritt?* | 3. Antrag zum mündlichen Berichte ber eriten 
Einftimmig. Deputation, die Wahl bed Herrn Ritterguts: 
} 3 A ce befigers fjreiherrn von Könneritz auf Erb» 
| 

die = A a ee. mit großer Schnelligkeit mannsborf zum Wbgeorbneten für bie Erfte 

3 3 * Kammer betreffend. (Druckſache Nr. 48.) 
eiterkeit.) Zur Mitwvollziehung des Protokolls lade ich ein 
Ih kann Sie nicht länger mehr fefthalten. — —— Wiliſch und Herrn Grafen zu 
Ich beraume die nächſte Sitzung auf Dienstag, den Der Herr Protokollführer iſt bereit, das Protokoll 

30. Januar 1900, mittags 12 Uhr an und ſetze auf die zu verleſen. 

de (Setretär Bürgermeifter Thiele verlieft das Protofoll.) 

1. Vortrag aus der Regijtrande und Bejchlüffe | (Während der Berlefung übernimmt VBizepräfident von 
auf die Eingänge. Zezſchwitz den Vorſitz.) 

2. Bericht der erſten Deputation über das Königl. Vizepraſident vom Zezſchwitz: Wird das Protofoll 
Dekret Nr. 22, den Entwurf eines Geſehes zur geuehmigt? — Es iſt genehmigt. Ih ſchließe bie 
Ausführung der Civilprozeßordnung und der Sihung. 

Konkursordnung betreffend. (Druckſache Nr.46.)| (Schluß der Sitzung 12 Uhr 28 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlih: Der Borftand des Königl. Stenogr. Inſtituts Ober: Regierungsrath, 
Profeſſor Heinrih Krieg. — Redakteur Profefior Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjendbung zur Poft: am 29. Januar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 








3. Kammer. 
NK 21. Dresden, am 30, Januar 1900, 
Einundzwanzigfte öffentlihe Sitzung wegen Brivatangelegenheiten, Herr Oberbürgermeifter 


Dr. Trönblin wegen dringender Gejchäfte, Herr Ritter: 
gutsbefiger Dr. von Wächter wegen Unwohlſeins. 


am 30. Janıar 1900, mittags 12 Uhr. Um Urlaub Hat madhgefucht Herr Oberfchent 

Kammerherr Graf von Einfiedel vom 30. Januar bis 

Inhalt: zum 2, Februar 1900 wegen Brivatangelegenheiten, Be: 

Entfäuldigungen. — Urlaubsertheifung. — Verpflichtung | willigt die Kammer diefen Urfaub? — Einftimmig. 

des neu eingetretenen Kammermitglieds Kammerherrn Meine Herren! Wir ſchreiten jetzt zur Ver— 

Sahrer von Sahr auf Ehrenberg. — Vortrag und Ge: pflichtung unſeres neueingetretenen Mitglieds Herrn 

nehmigung ber Ständifhen Schrift auf das Königl. Dekret | Mittergutsbefiper Kammerherr Sahrer von Sahr auf 

Nr. 5. — Regiſtrandenvortrag Nr. 821 — 848. — Ber | Eprenberg. Ich bitte denfelben, hier vorzutreten, damit 
richt ber erften Deputation über bas Königl. Dekret Nr. 22, | ich ihm verpflichten kann. 

ben Entwurf eines Geſetzes zur Ausführung der Civil: 
prozegorbnung und ber Konkursorbnung betr. — Antrag | (Die Vereidigung erfolgt in der vorgefchriebenen Form.) 


zum mündlichen Berichte der erften Deputation, bie Wahl 

des Kern Mittergutäbefipers Freiheren von Rönnerip Es erfolgt nunmehr bie Berlefung der Ständiſchen 

auf Erbmannsdorf zum Abgeordneten für die Erfte Kammer Hrift auf das König. Dekret Nr. 5, ben Entwurf 
eines Gejehes wegen Abänderung einer Beftimmung des 


betr. — ung der Beit und Tagesordnung für bie ee 2 N ei 
* we, unb oo. Pro⸗ Organiſationsgeſetzes vom 21. April 1873 betreffend, 
totolls über die heutige Sitzung. Herr von Trebra! 


der Erflien Sammer 


bon Trebra Lindenau (verlieft die Stänbifche 
Schrift): Vorftehende‘ Ständiſche Schrift Hat in ber 
ı. Zweiten Kammer vorſchriftsmäßig ausgelegen. 
BAUIEN Bräfident: Hat jemand gegen diefe Ständiſche Schrift 
Wirll. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Ercellenz. | etwas einzuwenden? — Das ift nicht der Fall. Ich erfläre 
——— dieſelbe für genehmigt und würde dieſelbe nunmehr 
Am Miniſtertiſche: zum Abgange zu bringen ſein. 
Der Herr Staatsminiſter Dr. Schurig, ſowie die Den Vortrag aus der Regiſtrande giebt Herr 
Herren Regierungslommiſſare Geh. Räthe Dr. Wäntig, | Sefretär Thiele. 


Dr. r 
—— (Nr. 821.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 


Anweſend 34 Kammermitglieber. —— — in des —— — 
ure u, & ür 1900/01, Ban eines Bor» ım ellbahnhofs für 
Präfident; Ich eröffne die Sitzung. den Hauptbahnhof Bittou betr. 


Entſchutdiot Haben ſich für he nie dert — (Nr. 822.) Desgleichen, Tit. 51 bes außerordent⸗ 
berr von Schönberg wegen Tramilienangelegenheiten, lichen Etats * 1900/01, Erweiterung des Bahnhofs 
Herr Kammerherr Major a. D. Graf Rex auf Zedtlitz Ebersbach beir. 
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(Nr. 823.) Desgleihen, Tit. 58 bes auferorbent- i. V. und Genofien um Erbauung einer Staatöftraße von 


lichen Etats für 1900/01, Erweiterung bes Bahnhofs 
Hohenftein- Ernftthal betr. 


(Nr. 824.) Desgleichen, Tit. 59 des außerorbent- 
lichen Etats für 1900/01, Umbau des Bahnhofs Wülten- 
brand (Nachpoſtulat) betr. 


(Nr. 825.) Desgleichen, Tit. 61 des außerorbent- 
lihen Etats für 1900/01, Erweiterung bed Bahnhofs 
Stollberg betr. 


(Nr. 826.) Desgleichen, Tit. 71 des außerorbent- 
lichen Etats für 1900/01, Berlegung ber Linie Schwarzen: 
berg: Bwidan zwifchen Une und Stein- Hartenftein, ſowie 
Umbau und Erweiterung bes Bahnhofs Niederfchlema 
(Nachpoftulat) betr. 

(Nr. 827.) Desgleichen, Tit. 73 bes auferorbent- 
lihen Etats für 1900/01, Bahnhofserweiterung Schöned 
betreffend. 

(Nr. rn Desgleihen, Tit. 833 des auferorbent- 
lihen Etats für 1900/01, Erweiterung bes Bahnhofs 
Franzensbad betr. 

(Nr. 829.) Desgleihen, Tit. 10 bes aufßerorbent- 
fihen Etats für 1900/01, bie Grundftüdserwerbung für 
bie neu zu errichtende fünfte Kreishauptmannfhaft in 
Chemnig betr. 


(Nr. 830.) —— über des Königl. Dekret 
Nr. 7, über den Entwurf eines Geſetzes, die Gehalts— 
verhältniffe der Lehrer an den Vollsſchulen ıc. betr. 

Präfident: Diefe fämmtlihen Nummern find ge: 
brudt und fommen nad einander auf die Tages: 
ordnung. 

Nr. 831.) Protokollextrakt ber Bweiten Kammer, 
beireffend Schlußberathung über die Bejoldungsorbnung 
für das fombinirte Aufrückungsſyſtem. 

Bräfident: An die zweite Deputation, eventuell im 
Bernehmen mit der erften Deputation. 


Nr. 832.) BDireltorialbeihluß der Zweiten Kammer, 
betreffend — einer Anſchlußerklärung des 
Bereins jelbftändiger Miether in Leipzig: Neuftabt an bie 

etition de Mllgemeinen Miethbewohnervereins zu 
esben um ftaatliche Unterftügung ber gemeinnüßigen 
Baugenoſſenſchaften. 
Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr, 833.) Petition des Stabtrathes und der Stadt: 
verorbneten zu Döbeln um Errichtung eines Landgerichts, 
anftatt in Riefa, in Döbeln. 

Präfident: Die Druderemplare zu vertheilen. An 
die erfte Deputation im Vernehmen mit ber zweiten 
Deputation. 


(Nr. 834.) Die Zweite Kammer überfendet 50 Drud: 
eremplare einer Petition des Stabtgemeinderaths zu Plauen 


Plauen i. V. nach Schönberg. 
Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 835.) Petition bes 
Rathendorf und Genoffen um 
lichen Biehverficherung. 


Präfident: Un die vierte Deputation. 


(Nr. 836.) Untrag zum anderweiten mündlichen 
Berichte der erften Deputation über bie mittels bes 
Königl. Dekret? Nr. 16 vorgelegten Geſetzentwürfe, bie 
Verwaltungspflege ꝛc. betr. 


Präfident: Kommt auf eine Tagesorbnung. 


(Nr. 837.) Protofollertraft der Bweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Delret Nr. 8, die Ge: 
bührentage Merzte, Chemiker, Pharmazeuten und 
Hebammen bei gerichtlich-mediziniſchen und medizinal⸗ 
polizeilichen Verrichtungen betr. 


BPräfident: An die erfte Deputation, 


(Nr. 838.) Petition des Gemeinderaths zu Wendiſch⸗ 
fähre, bie Beleuchtung der fiskaliſchen Carolabrüde über bie 
Elbe bei Wendijchfähre betr. 


Prüfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 839.) Die Zweite Kammer überfendet 55 Drud- 
eremplare einer Eingabe ber Sächſiſchen Rentenverficherungs- 
anftalt zu Dresben zu ihrer Beſchwerde und Petition 
wegen ihrer Derbelsichung zur Staatseinlommenfteuer. 


(Nr. 840.) Desgleichen einer Petition des Ber: 
bands ber Sächſiſchen Hausbefigervereine zu Chemnitz, 
ben Entwurf eines Allgemeinen Baugefehes betr. 


Präfident: Beide Nummern zu vertheilen. 


(Nr. 841.) Anſchlußerklärung des Stabtraths zu 
Stollberg an bie Petition des Raths und der Fleiſcher— 
—* zu Zwickau, den Erlaß eines Sondergeſetzes 
et ei Rechtöverhältniffe der öffentlichen Schladhthöfe 
etreffend. 


Präfident: An bie vierte Deputation. 


(Nr. 842.) Bericht der erften Deputation auf das 
Königl. Dekret Nr. 19, ben Entwurf eines Gefeged zur 
Ausführung einiger mit dem Bürgerlichen Geſetzbuche zu- 
fammenhängenber Reichsgeſetze betr. 

Präfident: Wird gedrudt, vertheilt und fommt auf 
eine Tagesordnung. 

(Nr.343.) Schreiben bed Königl. Gefammtminifteriums 
vom 27. Januar 1900 Nr. 264 2.-R., betreffend die Wahl 
bes Herrn Rittergutsbefigers Alfred ng Arie bon 


Sahr auf Ehrenberg zum Abgeorbneten für die Erfte 
Kammer. 


Präfident: Zu verlejen. 


riebr. Wilh. Käßner in 
efreiung von ber ftaat- 


— — — — — — — — 


„Dresden, den 27. Januar 1900. 


An 
das Direltorium der Erſten Kammer 

der Ständeverſammlung. 

Dem Direltorium der Erſten Kammer beehrt ſich 
das Geſammtminiſterium ergebenſt mitzutheilen, daß 
von den Beſitzern der Rittergüter und anderer größerer 
ländlicher Güter im Leipziger Kreife an Stelle bes 
verftorbenen Rittergutöbefigers Dr. Erufius auf Sahlis 
ber Ne Alfred Georg Sahrer von Sahr 
auf Ehrenberg zum Abgeordneten der Erften Kammer 
ber Ständeverfammlung gewählt und ihm eine Miffive 
vom Minifterium bes Innern zugeftellt worben ift. 


Gejammtminifterium. 
Schurig.“ 

(Nr. 844.) Eingabe bes Ortsvereins zu Berggieß— 
bübel, die Weiterführung der Pirna: Berggiekhübler 
Eifenbahn bis Gottleuba betr. 

Präfident: Die Druderemplare zu vertheilen. 
bie zweite Deputation, 

(Nr. 845.) Die Zweite Kammer überfenbet 50 Drud: 
eremplare einer Petition des Stadtgemeinderaths zu Dftrik 
und Genofien um Erbauung einer Eifenbahn Löbau: 
Bernftabt : Oftrik. 

Präfident: Au vertheilen. 

(Rr. 846.) Heinrich Lorenz in Chemnig überreicht 
50 Druderemplare einer Refolution einer Berfammlung 
in Meinholds Sälen am 15. Januar I. J, betreffend die 
Sonderbefteuerung der Konſumvereine. 

Präfident: Die Druderemplare zu vertheilen. 
bie vierte Deputation, 

Kar 847.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Delret Nr 23, den Perſonal⸗ 
und Befoldungsetat der Landesbrandverficherungsanftalt 
für die Jahre 1900/01 betr. 

(Nr. 848.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Kap. 104, 105 und 106 bes Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, finanzielles Verhältniß Sachſens zum Reiche, 
Reichstagswahlen und bie Vertretung Sachſens im Bunbes- 
rathe betr. 

Präfident: Beide Nummern kommen an bie zweite 
Deputation. 

Meine Herren! Wir gehen über zum zweiten Gegen- 
ftande der Tagesordnung: „Bericht ber erften De: 
putation über das Königl. Delret Nr. 22, ben 
Entwurf eines Gejeges zur Ausführung ber 
Civilprozeßordnung und der Konkursordnung 
betreffend.” (Druckſache Nr. 46.) 


(Bergl.M.IR.S. 125 ff. L. A. Berichte J.K. 1. Bd, Nr. 37.) 


Berihterftatter Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine 
hochgeehrten Herren! Das Könige. Dekret Nr, 22, über 


An 


An 
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welches bem hohen Haufe ich namens ber erjten De- 
putation Berichte zu erftatten bie Ehre habe, lautet: 


(Wird verlejen.) 


Mit dem gegenwärtigen Gefegentwurfe beginnt Ihre 
erfte Deputation nach zahlreihen Sitzungen die Bericht: 
erftattung über die verfchiebenen Gefege, welche zur 
Ausführung der mit dem 1. Januar dieſes Jahres in 
Kraft getretenen Reichsgefege beftimmt find. Das Ihnen 
zur Berathung und Beſchlußfaſſung vorliegende Geſetz 
fol an Stelle der mit ftändifcher Ermächtigung unter 
dem 20. November 1899 erlafjenen Verordnung treten. 
Der Inhalt des Gefeges ift auf Seite 1 bes Ihnen er: 
ftatteten jchriftlichen Berichts angegeben, er umfaßt etwa 
ſechs Materien. Da der Bericht fich über die einzelnen 
Paragraphen eingehend ausfpricht und deren Begründung 
fowie die Anſichten der Deputation wiedergiebt, glaube 
ich vielleicht auf feinen Widerfpruch zu ftoßen, wenn ich 
bie ganzen ragen nicht noch einmal eingehend behanbele. 
Ih werde nur auf zwei Punkte etwas näher eingehen. 
Bezüglich des einen hat bie Deputation eine Abweichung 
vom Gejeßentwurfe vorgejchlagen, bezüglich des anderen 
ift fie nach längeren Erwägungen bazu gelommen, Ihnen 
ben Beitritt zur Regierungsvorlage zu empfehlen, 

Die 8$ 1 bis 5 handeln von den Borausfegungen 
für den Beginn und ben Umfang der Zwangsvollftredung 
wegen einer Gelbforderung gegen eine politiiche Ge— 
meinbe, eine Schulgemeinbe oder eine Kirche beziehentlich 
gegen Kirchen: ober Schulfehne, und zwar foweit ding» 
fihe Rechte nicht in Frage kommen, und ferner von den 
Borausfegungen über die Eröffnung bes Konkursver— 
fahrens gegen biefe Gemeinden ıc., endlich noch davon, 
welche oberen Behörben für bie dort zu treffenden Ent- 
ſcheidungen zuftändig find. In $ 2 des Entwurfs ift 
ipeziell ausgeführt, daß bie Zwangsvollſtreckung gegen 
eine Gemeinde, eine politifche, eine Kirchen- oder Schul- 
gemeinde erft beginnen darf, nachdem fie bem Vertreter 
ber Gemeinde von dem Gläubiger angefündigt worden 
und von Auftellung ber Ankündigung an ein Monat 
verftrichen ift, und daß ferner ber Vertreter ber Ge— 
meinde bie Verpflichtung bat, ben Empfang ber An- 
fündigung fofort ber nächſt vorgejegten Behörde an- 
zuzeigen. Die Deputation war ber Meinung, daß in 
ſolchen Fällen, wo überhaupt ber ſehr unwahrjcheinliche 
Fall der Nothwendigkeit einer Zwangsvollſtreckung gegen 
eine Gemeinde vorliegt, die Schuld Hieran hauptſächlich 
in einer ungeorbneten oder nadjläffigen Gemeinbeverwal- 
tung liegt, und daß man von ben Vertretern einer 
folden im einzelnen Falle vieleicht nicht erwarten könne, 
daß fie die ihnen durch ben Gefegentwurf auferlegte 
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Mittheilung an die nächft vorgefegte Behörde erftatten, 
vielmehr wiederum aus Nachläſſigkeit ober auch viel- 
leicht aus faljh angebrachtem Schamgefühle eine 
folhe Anzeige überhaupt unterlaffen werde. Des: 
halb ift es ber Deputation wünſchenswerth erjchienen, 
den Beginn der Bmwangsvollftredung nicht nur von der 
Ankündigung feitens bes Gläubiger8 an bie Vertreter 
der Gemeinde abhängig zu machen, fondern aud von 
der Ankündigung der Zwangsvollſtreckung an die nächſt— 
vorgejegte Behörde der Gemeinde; und fie empfiehlt da— 
ber, in $ 2 ben legten Saß zu ftreichen und bafür in 
Zeile 1 hinter dem Worte „Gemeinde“ die Worte „jowie ber 
nächſtvorgeſetzten Behörde” einzufügen und dadurch jenen 
Bedenken zu begegnen, Zu $ 3, welcher bavon Handelt, 
daß eine körperliche Sache dieſer Gemeinden der 
Pfändung nicht unterworfen fein fol, wenn fie für 
Erfüllung der öffentlichrechtlihen Aufgaben ber Ge: 
meinden unentbehrlich ift, hat die Deputation lange Beit 
erwogen, ob ber Begriff „öffentlichrechtliche Aufgaben 
ber Gemeinden” nicht zu eng ift, und ob es fich nicht 
empfiehlt, ftatt dieſes Begriffes nur „Wufgaben der Ge- 
meinden” zu fegen. Es würde dann nod eine Menge 
von Fällen darunter fallen, die jegt ausgeſchloſſen find. 
Wir haben uns in der Deputation mit ber Königl. 
Staatdregierung darüber vernommen und bie auf Seite 3 
de3 Deputationsberichts enthaltene Auskunft erhalten. 
Diefelbe Hat uns aber doch nicht in dem Grade be: 
friebigt und unfere Bedenken zerftört, daß wir gemeint 
hätten, num etwas Beſſeres an bie Stelle zu ſetzen; wir 
haben deshalb zu empfehlen, den berufenen Behörben bie 
Entſcheidung hierüber zu überlaffen und demgemäß an 
der Vorlage nichts zu ändern, Was die Begründung 
ſelbſt anlangt, beziehe ich mich auf den Bericht Seite 3. 

In Bezug auf die übrigen Paragraphen find ab: 
weichende Vorſchläge dem Haufe nicht zu unterbreiten, 
es ift nur von ber Deputation noch der Wunſch aus: 
geſprochen worden, zur leichteren Orientirung über das 
Geſetz den einzelnen Paragraphen orientirende Rand— 
bemerfungen hinzuzufügen, wie ſolche auf Seite 8 des 
Berichts abgebrudt find; fie empfiehlt auch dieſe zur 
Annahme mit dem ausdrüdlichen Bemerken, daß ſowohl 
nad) Anficht der Königl. Staatsregierung als auch ber 
erften Deputation die Randbemerkungen in feinem Falle 
als Auslegungen des Gefeges betrachtet oder verwendet 
werben follen. 

Endlich; möchte ich mir noch geftatten, über ben 
Untrag des Herrn Geh. Rath Profefjor Dr. Wach, den 
derjelbe unter dem 15. Januar bei Gelegenheit ber 
Berathung über den Gefepentwurf, betreffend die Ver— 
waltungsrechtöpflege, unter 4b geftellt hat, kurz folgendes 
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zu bemerfen. Dort war beantragt, daß nad) Annahme 
ber 8$ 3 und 5 dieſes Gefehentwurfs bem $ 73 bes 
Geſetzes über die Verwaltungsrechtspflege, welcher von 
ber Anfechtungsllage handelt, eine Nr. 9 einzufügen 
wäre in ber Faflung: 

„Gegen die gemäß ben $$ 3 und 5 bes Gefeßes zur 
Ausführung der Civilprogekordbnung und Konkurs— 
ordnung vom von den beiheiligten Minifterien 
oder dem Evangelifch:Iutheriichen Landeskonſiſtorium 
getroffenen Entſcheidungen.“ 


Die Deputation hat bei ber Berathung bes vor— 
liegenden Dekrets biefen Antrag Dr. Wach auch bereits 
in materielle Erwägung gezogen, jedoch gemeint, bie 
Berichterftattung hierüber nicht in ben Ihnen jetzt vor— 
liegenden Bericht aufnehmen zu follen, und zwar aus 
dem formellen Grunde, weil der Untrag Dr, Wach zu 
bem Defrete über die Berwaltungsrechtspflege geftellt 
war, und es nad) Anſicht der Deputation Sache bes 
Herrn Berichterftatters über jenen Gefegentwurf fei, ber 
Kammer darüber die Anfichten der Deputation vor: 
zulegen. Dies ift ja auch inzwiſchen in bem Ihnen 
jugegangenen Drudberichte geſchehen. Wenn aljo bas 
hohe Haus ſich dazu entjchliegen wollte, heute von der 
endgültigen Erledigung dieſes Antrags Dr. Wach unter 
4b abzufehen, jo würde basjelbe ebenjowohl den In: 
tentionen feiner erften Deputation, als aud) einer mir 
ſchriftlich ausgeſprochenen Bitte des Herrn Geh. Rath 
Dr. Wach entipreden, ber unter Bezugnahme darauf, 
daß er heute am Leipzig gefeffelt fei, mich gebeten hat, 
die Verfchiebung der endgültigen Erledigung bis zur 
Berathung des Gejehentwurfs über bie Verwaltungs: 
rechtöpflege zu befürworten. 

Unter Bezugnahme auf ben vorliegenden Drud- 
bericht erlaube ich mir, namens ber erften Deputation 
das Hohe Haus zu bitten, die in demfelben enthaltenen 
Anträge anzunehmen, Ueberſchrift, Eingang und Schluß 
bes Gefegentwurfs anzunehmen, fi aud mit den 
Randbemerfungen auf Seite 8 nad dem Vorſchlage 
einverftanden zu erflären. 


Prüäfident: Wünſcht jemand das Wort zur all 
gemeinen Debatte? — Herr Domberr Dr. Friederici! 


Domberr Dr. Friederiei: In Bezug auf $ 2 des 
zur Berathung ftehenden Dekrets, meine hochverehrten 
Herren, welcher nad ben Unträgen ber Deputation eine 
neue Faffung bekommen foll, möchte ich mir zu bemerfen 
erlauben, daß, wenn nad) dieſer Fafjung bie Ankündigung 
der Bwangsvollftredung nicht bloß an den Vertreter ber 
Gemeinbe, jondern auch an die nächſtvorgeſetzte Behörde 
berjelben ergehen fol, es überflüffig erfcheint, aud) der 
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Gemeinde noch biefe Ankündigung zugehen zu Iafien. 
Ih meine, daß, wenn biefelbe bei ber vorgefehten Be: 
hörde erfolgt ift, diefe doch ohne weiteres die Vertreter 
ber Gemeinde auffordern wird, mit dem Gläubiger fich 
zu arrangiren, refp. benjelben zu befriedigen, und es 
daher nicht erft noch Aufgabe des Gläubigers zu fein 
braucht, auch noch ben Gemeindevertreter von ber 
Zwangsvollſtreckung befonders in Kenntniß zu ſetzen. 
Das ift der eine Punkt; ber andere ift der, ba nad 
der neuen Faflung des $ 2 der nächſt vorgeſetzten Be— 
börbe ber Gemeinde dieſe Ankündigung gemacht werben 
jol. Ia, wenn nun einmal aus Unfenntniß der Ber: 
bältniffe nicht der nächſt vorgeſetzten, ſondern einer 
höheren vorgefegten Behörde die Ankündigung gemacht 
worden ift, ſoll bann bie in $ 2 erwähnte Friſt von 
ber Ankündigung an laufen, ober erft bann beginnen, 
nachdem bie nächftvorgefegte Behörde die Ankündigung 
erhalten Hat? Soll Iegteres ber Fall fein, fo würde 
dadurch eine Verzögerung des Verfahrens und eine un- 
nöthige Beläftigung bes Gläubiger herbeigeführt, bie 
möglichft zu vermeiden ift, 

Ih möchte deshalb wünſchen, daß in $ 2 die Be: 
ftimmung weggelafjen werbe, nad; welcher auch dem 
Vertreter der Gemeinde die Bmwangsvollitrefung an: 
gefündigt werben, und daß es ftatthaft fein foll, nicht 
bloß ber nächſt vorgefeßten, jondern überhaupt jeder 
vorgejegten Behörde diefe Ankündigung zu machen. Ich 
erſuche den Herrn Verichterftatter, wenn er mit dieſen 
Aenderungen des $ 2 einverftanden ift, die anweſenden 
Mitglieder der Deputation zu befragen, ob dieſe ben 
gewünjchten Aenderungen zuftimmen. 


Bräfident: Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter DOberbürgermeifter Dr. Bed: Auf 
die Anfrage des Herrn Vorredners möchte ich bemerken, 
daß ich nicht in ber Lage bin, ohne weiteres Abweichungen 
von bem Beichluffe der Deputation meinerfeits zu empfehlen, 
jelbft wenn ich perfönfich von den Ausführungen über- 
jeugt gewefen wäre, Ich bitte jeboch folgendes in Er: 
wägung zu ziehen: Die Zwangsvollftredung ift ein Stabium 
des Verfahrens, in welchem es erwünfcht erfcheint, jebe 
Verzögerung thunlichft zu vermeiden. Das ift auch einer 
der Gründe, aus welchen Ihnen empfohlen werben wird, 
dem Antrage bes Heren Geh. Rath Dr. Wach unter 4b 
nicht weitere folge zu geben, denn wenn bie Anfech— 
tungöflage noch zur Nachprüfung bezüglih ber vom 
Minifterium oder vom Landeskonſiſtorium getroffenen 
Entiheidungen eingefügt würde, müßte eine weitere 
Verzögerung ber Bwangsvollftredung zu Ungunften ber 
Gläubiger eintreten. Infolge deffen kann ich hier eine Aende⸗ 
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rung nicht empfehlen, es würde jonft die nächſworgeſetzte 
Behörde erft wiederum bie betreffende Gemeinde mittels 
Verordnung zu veranlaffen haben, ſich über ben Sach— 
ftand zu erklären, und dadurch eine Verzögerung ein- 
treten, bie nicht im Intereffe ber Beichleunigung bes 
Bwangsvollftrefungsverfahrens liegt. Ih würde aljo 
meinen, daß ber Gejegentwurf, wie ihn die Deputation 
mit Zuftimmung der Regierung abzuändern empfohlen 
hat, den Vorzug vor demjenigen hat, was ber Herr Bor: 
rebner zu empfehlen gemwillt war, Und was bie ein- 
monatlihe Friſt anlangt, welche verftrichen fein muß, 
bevor die Bwangsvollitredung beginnt, jo wird jedenfalls 
nur ein ganz unweſentlicher Nachtheil eintreten, wenn 
ein Gläubiger eine Höhere als die nächſtvorgeſetzte Be- 
hörde anrufen würde. Dieje würde pflichtgemäß fofort 
die Sache am bie zuftändige Behörde weitergeben, es 
könnte fich doch höchſtens um einige Tage handeln, aljo 
um eine Zeit, die nicht in Frage kommt. 

Ih empfehle aljo, e# bei der Ankündigung an die 
nächſtvorgeſetzte Behörde, als der unmittelbaren Auffichts- 
behörbe für die Gemeinden zc., bewenden zu Lafjen, wie 
$ 2 vorfchreibt. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Regierungs— 
fommifjar. 


Königl, NRegierungstommiffar Geh. Juſtizrath Dr. 
Otto: Meine Herren! Ich bitte, dem Antrage des Herrn 
Berichterftatter8 beizutreten und den Antrag des Herrn 
Domherrn Friederici abzulehnen. 

Wenn die Ankündigung der Zwangsvollſtreckung nicht 
dem Vertreter der Gemeinde gemacht würde, ſo würde 
ja zunächſt die Gemeinde gar nicht in der Lage fein, ſich 
fafjen zu können zu der Bwangsvollftredung, die ihr 
droht. Gerade die Gemeinde ift doch zunächft dazu be- 
rufen, fich felbft zu helfen. Daß außerdem nad bem 
Untrage ber Deputation der nächftvorgejegten Behörde 
die Unfündigung gemacht werben joll, das geſchieht im 
Interefje biefer Behörbe felbft, damit fie fofort eingreifen 
fann, aber nicht der Gemeinde wiederum, und daß gerabe 
die nächftvorgefehte, nicht eine andere höhere Behörbe 
gewählt worben ift, hat feinen Grund darin, daß allemal 
die nächftvorgejegte Behörde diejenige fein wird, bie 
über den Finanzplan diefer Gemeinde mit zu beſchließen 
oder ihn zu genehmigen bat. Es fommen ja Gemeinden 
verfchiedenfter Art hier in Betracht, e8 find die poli- 
tifchen, die SKirchgemeinden und bie Schulgemeinden 
und bie Lehne in Betracht zu ziehen, aber bei allen ift 
— wenn Sie e8 im einzelnen vergleichen — bie nächſt— 
vorgefegte Behörde diejenige, die bem Gemeindevertreter 
gegenüber die Unregung oder ben Anſporn zu geben 
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hätte, daß er die Verpflichtung, bie vielleicht noch erfüllt 
werben kann, ohne daß es zur Bwangsvollftredung zu 
fommen braucht, ehenächſt erfüllen möge. Deshalb ift 
bier die mächjtvorgefegte Behörde und keine höhere Be- 
hörde gewählt worden. Es müßte fonft auch weitere 
Vorlehrung darüber getroffen werben, wie fich der Gläu— 
biger demjenigen Organe gegenüber zu verhalten haben 
würde, bem gegenüber er ben Nachweis zu erbringen 
bat, daß er die Ankündigung erlaffen hat. Denn wenn 
ber Gerichtövollzieher barüber beſchließen fol, ob er nun 
dieſe Zwangsvollſtreckung vornehmen fol, oder wenn 
das Gericht, das als Bmwangsvollftredungsgericht zu: 
ſtändig ift, dieſelbe Entſchließung faſſen foll, jo muß für 
fie die Behörde genau beftimmt jein, ber diefe An- 
fündigung zu ertheilen war, 

Das find die Gründe gewejen, weshalb früher in 
Sak 2 nur bie nächftvorgefehte Behörde ind Auge ge— 
faßt ift und ſich jetzt auch die Staatsregierung damit 
einverftanden erklärt bat, daß nicht einer beliebigen 
anderen Behörbe, jondern allemal der nächſtvorgeſetzten 
Behörde die Ankündigung gemacht werben joll. 


Präfident; Das Wort Hat Herr Domherr 
Friederici. 

Domherr Dr. Friederici: Nach den gehörten Aus— 
führungen ſehe ich von jedem Antrage ab, obwohl der 
Zweifel beſtehen bleibt, ob der Lauf der einmonatlichen 
Friſt auch ſchon dann beginnen ſoll, wenn die An— 
kündigung der Zwangsvollſtreckung nicht an die nächſt— 
vorgeſetzte Behörde der Gemeinde, ſondern an eine höhere 
erfolgt iſt. 


Prüfident: Meine Herren! Dieſe Diskuſſion hätte 
eigentlich in die Spezialdbebatte zu $ 2 gehört, ich habe 
aber, um ben Formalismus nicht auf bie Spitze zu 
treiben, fein Bedenken dagegen gehabt, bie erftere zu: 
zulaffen. Ich bitte aber, etwaige weitere Bemerkungen, 
die zu den einzelnen Paragraphen gemacht werben 
follen, in ber Spezialdebatte zu den einzelnen PBara- 
graphen machen zu wollen, und frage zunächſt die 
Kammer, ob noch jemand zur allgemeinen Debatte das 
Wort begehrt? — Es ift nicht der Fall. 

Wünſcht jemand das Wort zu $ 1? — Es ift 
nicht der Fall. 

„Nimmt bie Kammer $ 1 
lage an?“ 
Einftimmig. 
„8 2 mit bem Abänberungsantrage, wie er 
fih auf Seite 2 des Berichts findet?" 
Einftimmig. 


nad ber Vor— 


„8 37" 
Einftimmig. 
„5 47° 
Einftimmig. 
„$ 52* 
Einftimmig. 
„SS 6 und 7 nad ber Borlage?“ 
Gleichfalls einftimmig. 
„8 8 nad der Vorlage?” 
Einftimmig. 
„s8 9 bis 167“ 
Gleichfalls einftimmig. 
„g 177° 
Einftimmig. 
„88 18, 19 und 207" 
Gleichfalls einftimmig. 
„Ueberſchrift, Eingang und Schluß bes Geſetz— 
entwurfs?“ 
Gleichfalls einftimmig. 
„Die Randbemerkungen zu 8$ 1,4,5, 6,7,8,9, 
10, 11, 12, 13, 16, 17 nad dem Vorſchlage?“ 
Einftimmig. 
Es ift hiermit ber Gefepentwurf angenommen. — 
Es ift die Antwort auf ein Königl. Dekret; ich frage 


die Königl. Staatsregierung, ob fie auf namentlicher 
Abftimmung befteht. 


(Staatsminifter Dr. Schurig: Es wirb verzichtet.) 


Die Königl. Staatsregierung verzichtet. 

Wir gehen über zum dritten Gegenftande ber 
Tagesordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte 
ber erften Deputation, die Wahl bes Herrn 
Nittergutsbefigers SFreiherrn von Könneriß 
auf Erdbmannsborf zum Abgeordneten für bie 
Erfte Kammer betreffend." (Drudjahe Nr. 48.) 

Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Herr von Wakdorf: Meine hoch— 
geehrten Herren! Kurz vor Beginn diefer Landtagsjeffion 
hatte die Hohe Kammer einen Verluft zu verzeichnen, 
indem das langjährige Mitglied, der Herr Ritterguts— 
befiger Wede auf Wiefa verftarb. Herr Wede war in 
feiner Eigenſchaft als Abgeordneter bes Erzgebirgijchen 
Kreifes in biefem Haufe. Es machte fi infolge deſſen 
eine Erfapwahl nothwendig. Das Königl. Minifterium 
bat deshalb unter dem 3. November v. I. diefe Erfah: 


I.R. 21. Sigung, am 30. Januar 1900. 
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wahl angeorbnet. Der vorfigende Stand bes Erz: 
gebirgifchen Kreifes hat unter dem 15. November be: 
fannt gemadt, daß die Wahl am 11. Dezember zu 
Chemnig ftattfinden ſolle. Diefe Bekanntmachung ift 
zweimal erfchienen in ber „Leipziger Zeitung“, einmal 
am 17. Rovember und das andere Mal am 24. November. 
Es find hiernach dieſe Friften vollftändig inne gehalten 
worben. 

Zu der Wahl Hatten fich eingefunden 34 Mitglieder, 
von benen, was ich noch nachträglich bemerfen will, 
jedem einzelnen bie Einladung mittels eingefchriebenen 
Briefed zugegangen war. Die 34 Mitglieder gaben 
auch beim erften Wahlgange 34 Stimmzettel ab. Won 
diefen 34 Stimmzetteln trugen 18 ben Namen bes 
Herrn von Könnerig auf Erbmannsbdorf, 15 den Namen 
de3 Herrn von Herder auf Wünfchendborf, während ein 
Zettel unbejchrieben war. Hiernach war Herr von 
Könnerig gewählt. Der vorfigende Stand verfündigte 
bie Wahl und fragte ben Herrn von Könneritz, ob er 
jeinerfeits die Wahl annehme. Herr von Könneritz er: 
Härte, die Wahl annehmen zu wollen. 

Ih Habe betrefis der Wählbarkeit bes Herrn von 
Könnerig noch Hinzuzufügen, daß Herr von Könneritz 
im Jahre 1864 geboren ift, fächfifcher Staatsangehöriger 
ift und ben Beſitz des Nitterguts Erbmannsborf hat, 
weldes zwiſchen 8400 und 8500 Steuereinheiten um- 
faßt. Demnad find auch hier alle Vorbedingungen da, 
ed iſt gegen bie Wählbarfeit etwas nicht einzumenben; 
wie fie aus dem Untrage erfehen, beantragt bie erfte 
Deputation, bie Wahl für gültig zu erflären. 


Bräfident: Wünfcht jemand Hierzu das Wort? — 
Es ift nicht ber all. Ich frage die Kammer: 
„ob fie die Wahl des Herrn fFreiherrn von 
Könnerig auf Erbmannsdorf für gültig er— 
Härt?“ 
Einftimmig. 
Wir find am Schluffe unferer Tagesordnung an- 
gelommen. Ich beraume bie nächſte Sigung an auf 


Donnerstag ben 1. Februar 1900, mittags 12 Uhr und. 


jege auf die Tagesordnung: 
1. Vortrag aus der Regijtrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge. 
2. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten | 
Deputation über Tit. 49 bes außerorbentlichen 


Staatshaushaltsetats für 1900,01, Bau eines 
Bor: und Abftellbahnhofs für den Hauptbahn- 
hof Zittau (zweite Mate) betreffend. (Drud- 
ſache Nr. 51.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 51 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 
bes Bahnhofs Ebersbach (zweite Rate) betreffend. 
(Drudjahe Nr. 52.) 

. Antrag zum miünblichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 58 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltetats für 190001, Erweiterung 
bes Bahnhofs Hohenftein- Ernftthal (dritte und 
legte Rate) betreffend. (Drudjahe Nr. 53.) 

. Antrag zum miünblichen Berichte der zweiten 
Deputation über Zit. 59 des außerorbdentlichen 
Staatöhaushaltsetats für 1900,01, Umbau bes 
Bahnhofs Wüftenbrand (Nachpoftulat) betreffend. 
(Drudjahe Nr. 54.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 61 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetat3 für 1900,01, Erweiterung 
des Bahnhofs Stollberg betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 55.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 71 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, Verlegung 
ber Linie Schwarzenberg: Zwidau zwifchen Aue 
und Stein=Hartenftein jowie Umbau und Er- 
weiterung des Bahnhofs Niederſchlema (Nach: 
poftulat) betreffend. (Druckſache Nr. 56.) 


Zur Mitvollziehfung des Protololls Lade ich ein 
Se. Ercellenz ben Herrn Wirt. Geh. Rath von Charpentier 
und Herrn Kommerzienrath Naumann. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
zu verlejen. 


(Sekretär Freiherr von Find verlieft das Protokoll.) 


Ss 
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Hat jemand gegen das foeben verlefene Protokoll 
etwas einzuwenden? — Es ift nicht der Fall. Ich er: 
fläre basjelbe für genehmigt und fchließe die öffentliche 
Siztzung. 





(Schluß der Sitzung 12 Uhr 58 Min. nachmittags.) 





Fir die Redaktion verantwortfich: Der VBorftand des Königl. Stenogr. Inſtituls Ober: Regierungsrath 
Profeſſor Heinrich Krieg. — Redakteur PBrofeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresben. 


Lebte Abjendung zur Pot: am 2. Februar 1900. 


Mitteilungen 


über die Verhandlungen des Landtag. 
1. Kammer. 





N 9, Dresden, am 1. Februar 1909. 











Präfident: Meine Herren! Ich bitte, Ihre Plätze 


Zweinndzwanzigfte öffentliche Situng 
einnehmen zu wollen. Ich eröffne bie öffentliche 


der Erften Sammer 


! 
i 
N 
I 


ß Sifung. 
1. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 
N RE — ci Entfhuldigt haben fi für Heute Herr Ober: 
Inhalt: bürgermeifter Dr. Tröndlin wegen dringender Gefchäfte, 


Entfhuldigungen. — Urlaubsertheilung. — Regiftranden- | Herr Geh. Rath, Dr. Pant wegen anderweiter bring: 
vortrag Nr. 819 — 854. — Anträge zu den mündlichen | ficher Beichäftigung. Um Urlaub Hat leider nochmals 
Berichten der zweiten Deputation über: a) Tit 49 bes nachſuchen müſſen wegen Unwohljeins Herr Geh. 
außerordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900,01, Bau Kommerzienrath Gruner auf 14 Tage. Bewilligt die 
eines Vor: und Abſtellbahnhofs für den Hauptbahnhof | Kammer diefen Urlaub? — Einftimmig. 

Zittau (zweite Rate) betr.; b) Tit. 51 des außerordent: Bir gehen über zum Vortrage der Regiftrande, 


lihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung f . . 

des Bahnhois Ebersbach (zweite Rate) betr.; ce) Tit. 58 dert Freiherr von Finck wird benfelben geben. 

des auferorbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900,01, (Mr. 849.) Schreiben des Königl. Minifteriums des 
Erweiterung des Bahnhofs Hohenftein-Ernftthal (dritte — J — — — Die Rates 
und lehte Rate) betr.; d) Tit. 59 des auferorbentlichen ſchule nebft deren Vorſchuie und das Kumftgewerbe- 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, Umbau des Bahnhofs | mujeum zu Dresden auf die Schuljahre 1897/98 und 


VWüftenbrand (Nahpoftulat) betr., e) Tit. 61 des außer: | 1898/99. 

ordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900 01, Er: | Ri verthei 

weiterung bes Bahnhofs Stollberg betr, und f) Tit. 71 | Präßdent; Bu 2 heilen. Dant — 

des außerordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900,01, q — > —— —* rg J——— 

ini s Sıpi N nnern vom 27. Januar 1° 5I%,, bei Ueberſendung 

— bel a re — nn der Alten über die Wahl bes Kammerherrn und Ritter⸗ 
ze und Stein⸗ Hartenſtein, ſowie Umbau und Gr: geisbefigert Herrn Alfred Georg Sahrer von Sahr auf 

weiterung des Bahnhofs Nieberihlema (Nahpoftulat) | Ehrenberg zum Mitgliede der Erften Kammer. 


— ie bi 
betr. Feſtſetzung der Zeit und Tagesordnung für Die Bräfident: An die erfte Deputation, 


nächſte Sitzung. — Vorlefung und Genehmigung bes 

Protokolls über die nächſte Sitzung. (Nr. 851.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlufberathung über Kap. 38 bis mit 41 

des ordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, De: 

partement der Juftiz. 


Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. (Rr. 852.) Petition des Gemeinderaths zu Dels- 
nig 1. Erzgeb. um Errichtung eines Amtsgerichts da— 


Am Minijtertijche: elbſt. 
Der Herr Staatsminiſter von Watzdorf, ſowie Präjident: Beide Nummern an die zweite De— 
ber Herr Regierungstommifjar Geh. Rat Dr. Ritter: | putation. 


ſtädt. ax (Nr. 853.) Schreiben des Königl.Gefammtminifteriums 
Anweſend 36 Kammermitglieder. vom 30. Januar 1900, 265 L.-R. bei Ueberjendung des 


1. 8. (1. Abonnement.) 35 





Präſident: 
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Allerhöchſten Dekrets mit dem Entwurfe eines Gejehes 
über Familienanwartſchaften. 

Präfident: Ift gedrudt und vertheilt, und kommt 
an die erfte Deputation. 


(Nr. 854.) PVrotofollertralt der Zweiten Kammer, 
betreffend allgemeine Vorberathung über das Stönigl. 
Dekret Nr. 31, den Entwurf eines Gefepes, die Handels - 
und Gewerbefammern betr. 


Prüfident: Kommt an bie erfte Deputation. 


Herr Freiherr von Find wird jofort ben zweiten 
Gegenftand vortragen: „Antrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 49 
des außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Bau eines Vor: und Ubjtellbahnhofs 
für ben Hauptbahnhof Zittau (zweite Nate) be: 
treffend.” (Drudjahe Nr. 51.) 


(Berg. M. 11.8. 5.33 ff. u. 433.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Bereits auf dem Landtage 1898/99 war anerfannt worden, 
daß für Zittau die Anlage eines Vorbahnhofes noth— 
wendig fei, und zwar wegen Unzulänglichfeit der vor: 
handenen Perjonen: und Güterzugsgleife, und weil man 
gleichzeitig mit der Anlage eines folhen Vorbahnhofes 
die Errichtung einer Güterverfehräftelle für ben weft: 
lihen Theil von Zittau, wo die nambafteften und zahl: 
reichiten Fabrifen des Ortes fich befinden, vereinigen zu 
fünnen glaubte, Es foll diefer Vorbahnhof ala Vor— 
und Abftellbahnhof auf der Flur Pethau angelegt werben. 
Es waren dafür 1% Millionen Koften in Ausficht ge- 
nommen, fowie eine Ausführungszeit von brei Finanz— 
perioden, aljo bis zum Jahre 1905. Auf dem Landtage 
1898/99 war als erjte Rate die Summe von 228,000 M. 
für Mrealerwerb votirt worden. Jetzt werden als 
zweite Rate 300,000 M. verlangt für die erfte Aus: 
führung, das Heißt für die Verlegung ber Staatsjtraße 
Bittau-Neufalza und Unterführung derjelben unter ben 
Bahnförper. Tit. 49 ift feitens der Aweiten Stammer 
anjtandslos bewilligt worden. Ihre Deputation empfiehlt 
Beitritt zu diefem Entjchluffe, jomit 300,000 M. unter 
zit. 49 des außerordentlichen Etat3 zu bewilligen. 


Präfident: Begehrt jemand das Wort? — 

„Die Kammer bewilligt wohl diejes Poſtulat?“ 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum „AUntrage zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 51 


bes aufßerordentliden Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, Erweiterung bes Bahnhofs 


1.8. 22. Sigung, am 1. Februar 1900. 


Ebersbah (zweite Rate) betreffend.“ 
jahe Nr. 52.) 


(Vergl. M. II. K. ©. 33 ff. u. 435.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Hier werben als zweite Rate 300,000 M. poftulirt. 
Ebenfalls auf dem Landtage 1898,99 war bie Erweite- 
rung des Bahnhofs Ebersbady genehmigt und behufs 
Arealerwerb als erfte Rate 80,000 M, bewilligt worden. 
Gegenwärtig liegt, wie ich \chon bemerkte, die zweite 
Nate zur Bewilligung vor, und joll mit den erbetenen 
300,000 M. folgendes zur Ausführung bewilligt werden: 
1. Verlegung des Spreebettes, Errichlung einer Bahn- 
brüde über die Spree, eine Straßenunterführung, einige 
dringliche Gleife, Vergrößerung des Lokomotivſchuppens 
und die Anlegung eines Kohlenſchuppens. Die zweite 
Kammer hat am 15. Januar den Titel bewilligt. Ihre 
Deputation empfiehlt Beitritt zu dieſem Beſchluſſe, ſomit 
Tit. 51 nad der Vorlage mit 300,000 M. zu bewilligen, 


Präfident: Begehrt aud) hier niemand das Wort? — 


„Die Kammer bewilligt wohl auch hier die ge: 
forderte Summe?” 
Einftimmig. 

Es folgt „Antrag zum mündlichen Berichte 
der zweiten Deputation über Tit. 58 des außer: 
orbentlihen Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, 
Erweiterung des Bahnhofs Hohenftein » Ernit- 
thal (dritte und letzte Rate) betreffend.“ (Druck— 
ſache Nr. 53.) 


(Vergl. M. II. 8. S. 33 ff. u. 431.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Sodann ift zu berichten über Tit. 58, wo für Erwei— 
terung des Bahnhofs Hohenftein Ernftthal als dritte 
und letzte Rate 462,000 M. bewilligt werben jollen. 
Ih habe hier gleid) zu Beginn zu bemerken, baß ein 
leidiger Druckfehler ſich eingeſchlichen Hat. Ich bitte 
Sie infolge deffen, 420,000 M. in 462,000 M., ent: 
Iprechend der Ziffer der Vorlage, zu ändern. Im Jahre 
1896/97 war der Bauaufwand, wie in den Erläute: 
rungen zum Titel bemerkt, auf 1,400,000 M. angegeben 
worden. Schließlich hat der gefammte Bauaufwand bie 
Summe von 1,862,000 M. erreiht. Es liegt jomit ein 
Nakpoftulat von 462,000 M. vor. Diefe Ueber: 
ſchreitung ift hervorgerufen worden, wie in ben Er: 
läuterungen ausführlich dargethan worben, hauptſächlich 
durch folgendes: Für Grunderwerb 188,000 M. (ich 
nenne nur runde Summen), für Oberbauten, wobei 
höhere Materialpreiſe eine bedeutende Rolle ſpielen, 


(Drud- 


1.8. 22. Sihung, am 1. Februar 1900. 


49,000 M., für Bahnhöfe, insbefondere für erweiterte 
Anlage von Bahnfteigüberbahungen 76,000 M. und 
endlich 78,000 M., weil noch verſchiedene Anbauten an 
das Dienftgebäude und Räume, um den Bebarf an 
Dienftwohnungen zu befriedigen, hergeftellt werben 
müffen, wodburh in Summa, wie ſchon bemerkt, ein 
Nachpoftulat von 462,000 M. entftanden ift. 

Nah Lage der Sache kann Ihre Deputation nichts 
weiter thun, al3 wie, dem Beichlufje der Zweiten Kammer 
entſprechend, dieſe Summe zu bewilligen. Sie thut es 
aber mit dem Ausdrucke lebhaften Bedauerns, daß diejes 
Nachpoſtulat in jo gewaltiger Höhe entftanden ijt, und 
in der Hoffnung, daß Aehnliches für die Zukunft nicht 
wieder vorkommen möchte, 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — 


„Die Kammer tritt wohl aud hier dem An: 
trage der zweiten Deputation bei?” 
Einftimmig. 

Wir fommen zum „Antrag zum mündlichen Be: 
richte der zweiten Deputation über Tit. 59 des 
außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900,01, Umbau des Bahnhofs Wüftenbrand 
(Nahpoftulat) betreffend.” (Druckſache Nr. 54.) 


(Vergl. M. I K. S. 33 ff. und 431 f.) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr von Find: 
In Tit. 59 des außerordentlichen Staatshaushaltsetats, 
Umbau des Bahnhofs Wüftenbrand, werden als Nad): 
poftulat 181,400 M. nad) der Vorlage gefordert. Auch 
hier ift das Nähere in den Erläuterungen bemerkt, warum 
die Baufoften fi) um diefe angegebene Summe erhöht 
haben. Die Mehrkoften für NArealerwerb, welche allein 
77,000 M. betragen haben, ferner die Mehrkoften für 
Brüden, Durchläſſe und Wege und bie Preisfteigerung 
ber Materialien und endlicd) einige nothwendig gewordene 
Gleisanlagen find in der Hauptſache ſchuld daran 
gewejen. 

Nah Lage der Sache empfiehlt Ihre Deputation, 
entiprechend dem Beichluffe der Zweiten Kammer, auch 
diefen Titel zu bewilligen in ber angegebenen Höhe, 
jomit 181,400 M. unter Tit. 59 einzuftellen. 

Präfident: 

„Die Kammer bewilligt wohl aud bie Ein— 

ftellung bei Tit. 59?" 

Einftimmig. 
Es folgt der „Untrag zum mündlichen Berichte 


der zweiten Deputation über Tit. 61 des außer: 
ordentlihen Staatshaushaltetats für 190001, 
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Erweiterung be3 
(Drudjahe Nr. 55.) 


(Vergl. M. IK. S. 33 ff. und 420.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Unter Tit. 61 werden 260,000 M. für die Erweiterung 
des Bahnhofs Stollberg poftulirt. Schon feit geraumer 
Beit Hat fi) der Bahnhof Stollberg als ungenügend 
erwiejen gegenüber den Anforderungen des gefteigerten 
Verkehrs. Jetzt, nachdem die Linie Zwönitz-Scheiben— 
berg vollendet ift, werben weſentlich höhere Anſprüche 
an die Station Stollberg und deren Leiftungsfähigteit 
geftellt, da zwifchen Stollberg und Schlettau durchgehende 
Züge zu verkehren haben, Der Umbau des Bahnhofs 
ift jomit dringend nöthig. Er foll bejtehen in Er: 
weiterung und Verlängerung des Bahnhofs in ber 
Richtung nad) Zwönig zu, damit neue Bahnfteige und 
Sleife eingerichtet werben Fünnen, ferner in ber Er: 
richtung von ABwijchenbahnfteigen für die Linie nad) 
St. Egidien und in der Bergrößerung des Güter: 
ſchuppens wie ber Gepädausgabe. Hierfür ift bie 
Summe von 260,000 M. poftulirt. Die Zweite Kammer 
hat unter dem 10. Januar biefe Summe bewilligt. 
Ihre Deputation beantragt Beitritt zum Beſchluſſe der 
Zweiten Kammer. 


Prüfident: 


„Ich frage die Kammer, ob fie aud hier dem 
Beſchluſſe ihrer zweiten Deputation beitritt?” 


Einftimmig. 


Nächſter Gegenftand ift der „Antrag zum münd— 
lihen Berichte der zweiten Deputation über 
Tit. 71 des auferordentlihen Staatshaushalts- 
etats für 1900/01, Verlegung ber Linie Schwarzen: 
berg: Zwidau zwifhen Aue und Stein-Harten- 
ftein ſowie Umbau unb Erweiterung bes Bahn- 
hojs Niederfhlema (Nahpoftulat) betreffend.“ 
(Druckſache Nr. 56.) 


(Bergl. M. II. 8. S. 33ff. u. 432.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Ich habe endlich noch zu berichten über die Verlegung 
ber Linie Schwarzenberg: Zwidau zwiſchen Aue und 
Stein-Hartenftein fowie Umbau uub Erweiterung bes 
Bahnhofs Niederſchlema (Nachpoſtulat). 

In den ſehr ausführlichen Erläuterungen zu Tit. 71 
ift angegeben, in welcher Höhe feinerzeit bie gefammten 
Ausgaben beziffert worden find: 1. nämlid) 2,240,000 M. 
und 2, warum biefe Summe und in welcher Weife fie 
überfchritten worden if. Der Gefammtmehraufwand 


Bahnhofs Stollberg betr.“ 
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beläuft fich auf 755,000 M., welde, wie bemerkt, | Pläne vorgelegt werben, bei denen ſolche Leberfchreitungen 
gegenwärtig als Nacpoftulat zu Ihrer Bewilligung | in Zukunft ausgefchloffen bleiben. Im übrigen empfiehlt 


vorliegen. Diefe Summe ſetzt fih zufammen, wie Ihnen 
in den Erläuterungen bargethan ift, hauptſächlich aus 
folgendem: Mehraufwand für Erb» und Felsarbeiten 
und fonftige Arbeiten 141,800 M., für Bahnhöfe 
223,000 M., für Oberbauberftellung 174,000 M. :c. 

Es tritt folgendes noch Hinzu — ich beziehe mich 
allerorten bier auf die Erläuterungen —, daß infolge 
ber außergewöhnlichen Steigerung bes Verkehrs ber 
urfprünglich aufgeftellte Plan für bie Herftellung von 
Seifen, Gebäuden und fonftigem Bubehöre eine) 
wejentliche Umgeftaltung erfahren mußte. Infolge deſſen | 
wurde es nothwendig, das Empfangägebäube größer | 
anzulegen. Es mußten mehr Gleiſe, Bahnfteige mit | 
Ueberbadungen, Lade- und Aufuhrftraßen hergeſtellt 
werben. Enblih war auch nothwendig, infolge un: 
gewöhnlih ftarfer Verkehrsfteigerung, die Anlegung 
eines bejonderen Ausziehgleiſes, und mußte aud bie 
Verbreiterung des Bahnkörpers ſchon ins Auge gefaht 
werben mit Rüdficht auf die Auslegung eines zweiten 
Gfeifes der Linie Schwarzenberg: Zwidau. Endlich ift 
auch die Muldenbrüde im einem weſentlich erweiterten 
Profile größer, als fie anfangs geplant, Hergeftellt 
worben, Natürlich haben auch bie wejentlich geftiegenen 
Ürbeitslöhne und Preife der Baumaterialien eingewirkt. 
In Summa find 755,000 M. mehr an Koſten entjtanden, 
als urjprünglich geplant. 

Auch Hier kann die Deputation ihr lebhaftes Be— 
dauern nicht unterbrüden, daß die Ueberfchreitung, und 
zwar in biefer gewaltigen Höhe, hat ftattfinden müſſen, 
und man meint, wohl nicht mit Unrecht, baß ber 
urfprünglicd; aufgeftellte Plan doch vielleicht ein zu 
genereller gewejen ift; ein Plan, der vielleicht nicht 
anders hat aufgeftellt werben können bei ber Haft, mit | 
welcher ber Anſchlag gefordert und ausgearbeitet wurde. 
Man hofft aber, daß das in Zufunft nicht mehr vor: | 


Ihre Deputation die Bewilligung der Vorlage. 
Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. Ich frage: 
„Die Kammer genehmigt wohl die Einftellung 
unter Tit. 71?“ 
Einftimmig. 


Meine Herren! Wir find abermals am Schluffe ber 


| Tagesordnung angelangt. 


Ih beraume die nächte Sitzung an auf morgen, 
Freitag, mittags 12 Uhr, und fege aufdie Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

. Untrag zum anberweiten mündlichen Berichte 
ber erften Deputation über die mitteld bes 
Königl. Dekrets Nr. 16 vorgelegten Entwürfe 
eines Geſetzes über die Verwaltungsrechtspflege, 
eines Geſetzes, einige weitere Abänberungen bes 
Einkommenſteuergeſetzes vom 2. Juli 1878 
betreffend, und eines Gejehes, die Zuftändigfeit 
des Oberverwaltungsgerichts bei Streitigfeiten 
über die Befteuerung der Wanderlager betreffend. 
(Drudjahe Nr. 59.) 

Zur Mitvollziehung des Protokolles lade ich 
ein Magnificenz Adermann und Herrn Domberrn 


Dr. Friederici. 
Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 


zu verlejen. Geſchieht. 


Sind die Herren mit dem eben verleſenen Protokolle 
einverſtanden? — Einftimmig. 

Ich erlläre dasſelbe für genehmigt und ſchließe bie 
Sitzung. 
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fommt, und daß den Ständen wejentlich auögereiftere | (Schluß der Sitzung 12 Uhr 33 Min. nachmittags.) 


Für die Redaltion verantwortlih: Der Vorſtand des Königl. Stenogr. Inſtituts Ober: Regierungsrath 
Profeffior Heinrih Krieg. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresden. 





Legte Abjendung zur Poſt: am 3. Februar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 











I. Kammer. 
NM 23. Dresden, am 2. Februar 1900 
N) Nr. 855.) Antr ünblichen Berichte ber erft 
a u a an der das Gniel Deket Sr 6, je — 
der Erſten Kammer eines Geſetzes, die Penſionsͤberechtigung der Nadelarbeits⸗ 


lehrerinnen betr. 
Präfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 


Inhalt: | (Nr. 856.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 

Entſchuldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 855 — 870. — | zweiten Deputation über Tit. 48 des auferordentlichen 

Antrag zum amberweiten mündlichen Berichte der erjten Etats für 1900/01, bie Herftellung eines zweiten Gleiſes 
Deputation über die mittels des Königl. Dekrets Nr. 16 von Großröhrsdorf nach Pulsnig betr. 

vorgelegten Entwürfe eines Geſetzes über bie Verwaltungs: | (Nr. 857.) Desgleichen über it. 50 bes außer- 


vetöpflege, eines Geſetzes, einige weitere Abänderungen Ordentlihen Etats für 1900/01, Ausbau bes zweiten 
bes Einkommenſteuergeſetzes vom 2. Juli 1878 beir., und | Gleiſes auf der Strede Scheibe-Oberoderwitz betr. 


eines Geſehzes, die Zuftändigkeit des Oberverwaltungs: (Nr. 858.) Deögleihen über Tit. 69 des außer- 
gericht bei Streitigfeiten über die Befteuerung der Wander: | —- ar für 4 * Umbau des Empfangs⸗ 
fager betr. — Feſtſetzung der Beit und Tagesordnung | ge es auf Bahnhof Bwidau beir. 
ae — 
——— — in Verbindung mit dem Königl. Dekrete Nr. 25, einen 
Nachtrag dem ordentlichen Staatshaushaltsetat für 
, 1900/01 betr. 
i r 2 
: i N (Nr. 860.) Desgleichen über die Kap. 104, 105 und 
Präfident: 106 des Gtats für 1900/01, Finanzielles Verhältniß 


Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. | Er end zum Reiche, Reichstagswahlen und Vertretung 
Sadjens im Bundesrathe betr. 


Am Miniftertifche: Präfident: Sämmtlihe Nummern kommen auf eine 


Die Herren Staatsminifter von Metzſch und Dr. | der nächſten Tagesorbnungen. 

von Seybewiß fowie die Herren Regierungsfommifjare | Nr. 861.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
Geh. Rath Dr. Wäntig, Geh. Regierungsrath Dr. Apelt = ” — — — ie —— er 35 — 
außerordentlichen Etats für ‚Ol, Vermehrung ber 
EEE NEUN DU DENE Lofomotiven und Tender, Vermehrung der Perfonen und 
Anwejend 40 Kammermitglieder. Güterwagen für Normal: und Schmaljpurbahnen und 
, . j Einritungen zur Erfüllung ber reichsgeſetzlichen Sicher: 

Bräüfident: Ich eröffne die öffentlihe Sitzung. heitsvorſchriften (fünfte Mate) betr. 


Entſchuldigt haben fi für heute Herr Ritter: | (Nr. 862.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
gutsbefiger Dr. von Wächter und Herr Dr. Wahl, beide | Über Tit. 85 des außerordentlihen Etats für 1900/01, 
wegen Unwohljeins. Herftellung der Eiſenbahnverbindung zwiihen Johann: 

. F georgenftadt= Landesgrenze und Umbau des Bahnhofs 

Den Vortrag aus ber Regiftrande giebt Herr  Johanngeorgenftadt zum Grenzbahnhofe (Nadypoftulat) 
Sekretär Thiele. | betteffenb. 

1. 8. (1. Abonnement.) 36 


am 2. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 
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(Nr. 863.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 91 des außerorbentlichen Etats für 1900/01, 
Erweiterung des Bahnhofs Werdau (Nachpoftulat) betr. 

(Nr. 864.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 92 bes außerorbentlichen Etats für 1900/01, 
Erbauung eines Dienft: und Uebernachtungsgebäudes auf 
Bahnhof Werdau betr. 

(Nr. 865.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 67 bes ——— Etats für 1900/01, 
Erweiterung des Bahnhofs Grünhainichen betr. 

(Nr. 866.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Zit. 68 bes auferorbentlichen Etatö für 1900/01, 
Sleisvermehrung auf Bahnhof Zöblitz betr. 

(Nr. 867.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 73 bes auferorbentlichen Etats für 1900/01, 
Erweiterung des Bahnhofs Herlasgrün (Nachpoftulat) 
betreffend. 

(Nr. 868.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 79 des außerordentlichen Etat3 für 1900/01, 
Erweiterung bed Bahnhofs Treuen betr. 

Präfident: Diefe änmtlihen Nummern kommen an 
die zweite Deputation. 

(Nr. 869.) Der Landesausihuß ſächſiſcher Feuer— 
wehren überjendet 49 Exemplare ber Verhandlungsſchrift 
vom 15. fächfifchen Tyeuerwehrtage in Annaberg am 
15. Juli 1899, 

Präfident: Zu vertheilen. 

‚  (Rr. 870.) Unfchlußerflärung ber Stabtvertretung 
in Ehrenfrieberödorf an die Petition bes Eifenbahn- 
fomitees und Genofien, die meue Bahnlinie Thum- 
Meinersdorf ıc. betr. 

Präfident: Iſt auch bei der Zweiten Kammer ein- 
gegangen und fommt an bie zweite Deputation, 

Es war dies bie leßte Nummer ber Regiftrande. Wir 
gehen über zu Punkt 2 der Tagesordnung: „Antrag zum 
anderweiten mündlichen Berichte der erften Depu: 
tation über die mittels des Königl. Defrets Nr. 16 
vorgelegten Entwürfe eines Geſetzes über bie Ber: 
waltungsrehtspflege, eines Geſetzes, einige 
weitere Abänderungen bes Einfommenfteuer- 
gejeges vom 2. Juli 1878 betreffend, und eines 
Gejege3, die Zuftänbigfeit bes Oberverwaltungs- 
gerichts bei Streitigkeiten über die Befteuerung 
der Wanderlager betreffend.” (Drudjadhe Nr. 59.) 


(Bergl. M. I.K. S. 146 ff, 318 ff, 370 ff. u. 1.8. S.125 ff.) 
Ih erſuche Se. Ercellenz von Charpentier, jeinen 
Vortrag aufzunehmen. 
Berichterftatter Wirkl. Geh. Rath von Charpentier: 


Den allgemeinen Standpunft, den bie erfte Depu- 
tation der heute zur Berathung ſtehenden Vorlage 
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gegenüber einnimmt, Habe ich meulich ſchon gelenn— 
zeichnet. Ich Habe dem michts Hinzuzufügen, weil 
für die Deputation feine Veranlafjung vorliegt, ihren 
Standpunkt zu verlaffen. Ich kann mic daher darauf 
beſchränken, nur das Ergebniß mitzutheilen, zu welchem 
die Berathungen in der Deputation über bie ihr zu— 
gewiefenen, in ber Drudjadhe Nr. 37 zu erjehenden An— 
träge bes Herrn Geh. Rath Dr. Wach geführt haben, wobei 
ich bemerfe, daß dielen Berathungen der Herr Untrag: 
fteller und auch verjchiedene Herren Kommifjare ber 
Regierung beigewohnt Haben. Der erfte Antrag bezweckt, 
ein boppeltes Bedenken zu bejeitigen. Es iſt nämlich in 
$ 43 gejagt: 
„Iſt von einer Bartei die Einrebe der Unzuftändig- 
feit der Verwaltungsgerichte erhoben, jo fann das 
Gericht darüber vorab entjcheiden.” — 


und in $ 25 heißt es: 


„Jedes Urtheil, desgleichen jede Verfügung und 
Entſcheidung, gegen die jelbftändig Beſchwerde erhoben 
werden fann (8 70), ift mit Gründen zu verfehen.” 

Nun ergiebt fih aus 8 62, daß bie Entſcheidungen 
von $ 43 in dem Entwurfe nicht als Urtheile gedacht 
find. Unter die in $ 70 erwähnten Entſcheidungen fallen 
fie aber auch nicht, alſo fünnte man fagen, die Ent- 
ſcheidungen von $ 43 fallen weder unter bie eine noch 
unter die andere berjenigen beiden Stategorien, für welde 
unter $ 25 die Angabe von Gründen vorgefchrieben ift. 
Gleichwohl find die Entſcheidungen von ſolcher Wichtig- 
feit, daß eine Begründung jedenfall® nothwendig ift. 
Das zweite Bedenken bezieht fih auf bie Zuftellung. 
In 8 63 find die Entſcheidungen von $ 43 als be: 
rufungsfähig erflärt. Nun ift aber nad; einem anberen 
Paragraphen die Berufung immer an eine vierwödhige, 
mit ber Auftellung beginnende Friſt gebunden, und in 
$ 58 heißt e8: 

„Den Parteien ift baldigft eine amtlich vollzogene 
vr bes Urtheiles zuzuſtellen. 

Ebenfo find die mit der Beſchwerde (8 70) anfecht- 
baren al u und Entiheibungen den Betheiligten 
alsbald zuzuftellen, andere Verfügungen und Entichei- 
dungen dagegen nur dann, wenn fie nicht verfünbet 
worden find.“ 

Man könnte alfo annehmen, daß die Entſcheidungen 
von $ 43 dann, wenn fie verfündet worben find, nicht 
zuzuftellen feien. Damit würde freilich aber auch bie 
Berufung illuforifch werden, denn der Anfangspunft für 
die vierwöchige Friſt würbe ja fehlen. Nun könnte 
man wohl dur; Auslegung und dur Bufammenhalten 
verjchiebener Paragraphen zu dem Schluffe kommen, 
daß beibes, nämlich die Unterlafjung von Begründung 
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und bie Unterlaffung ber Zuftellung, nit vom Ent: 
wurfe beabfichtigt fei. Es ift aber zuzugeben, daß bie 
Sade nicht ganz Mar ift, und zwedmäßig ift es jeben: 
falls, die Zweifel zu befeitigen, und da zur Bejeitigung 
diefer Zweifel der Antrag bes Herrn Geh. Rath Dr. Wach 
fehr geeignet ift, jo empfiehlt die Deputation befjen 
Annahme. 

Was den zweiten Punkt betrifft, jo würbe bie 
Deputation mit defien Tendenz: nämlich die Eides— 
leiftungen thunlichſt zu vermindern, fi ja nur ein: 
verftehen fünnen. So wie fie es aber für felbftverftändlich 
hält und aud von der Pflichttreue ber Gerichte erwartet, 
da fie von diefem Beweismittel nur im Notbfalle Ge: 
braudh machen werben, jo möchte fie aud bie Ein- 
haltung der Worte „in Ermangelung ausreichender 
Beweife” faum für nöthig halten. Gegen die Aufführung 
der Berfiherung an Eidesſtatt neben dem Eide geht 
ihr and noch ein Bedenken bei. An und für fich ift 
ja gewiß an eine Berfiherung am Eidesftatt und an 
bie Eibesleiftung derſelbe moraliſche Maßſtab von Wahr: 
heitäliebe zu legen. Aber es liegt die Befürchtung nicht 
jo ganz fern, daß doch vielleicht jemand einen Unter: 
ſchied machen und mitunter mit etwas geringerer Ge— 
wifienhaftigfeit zu Werke gehen, beshalb aber fich eher 
zu einer Verfiherung an Eibesftatt entichließen könnte 
als zu einer fürmlichen Eidesleiftung Es wäre aud) 
benfbar, daß bie Gerichte eher fich dazu entichlöffen, 
jemanden zu einer Verfiherung an Eibesftatt zuzulaſſen, 
als ihm einen Eid abzunehmen, und daß dann nicht 
eine Verminderung dieſes auf das Gewiſſen geftellten 
Beweismittel, fondern eine Häufung herbeigeführt 
würde, dadurch aber das Gegentheil von dem Be: 
abfichtigten erzielt würde. Deshalb möchte die Deputation 
glauben, baf es doch wohl beſſer wäre, von bem Antrage 
abzufehen. 

Zur Begründung des britten Antrags war feiner: 
zeit geltend gemacht worden, daß nur bie in einem 
Urtheile enthaltenen Entſcheidungen für bie Gerichte 


bindend jeien. Das ift infofern nicht ganz richtig, als. 


in $ 71 mehrere Fälle genannt find, wo Entſcheidungen, 
welche nicht in Urtheilsformen enthalten find, gleichwohl 
einer Aenderung durch das Gericht entzogen find, und 
es ift dann nur in $ 59 ber allgemeine Satz aus: 
geiprochen, daß Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche 
offenbare Unrichtigfeiten in jeder Entſcheidung, fei es 
nun ein Urtheil ober eine andere Entiheibung, be- 
tihtigt werden können. Daß nun ein Urtheil ſelbſt 
bindend ift für die Gerichte und daran, abgejehen von 
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geſprochen zu werben, Deshalb hat die Deputation von 
einer Nothwendigkeit diefes Antrags fich nicht überzeugen 
fünnen. 

Ih komme zu dem Antrage unter da. In $ 21 
unter Ziffer 7 heißt e8: 

„Die Kreishauptmannſchaften entjcheiden ala Ber: 
waltung&gerichte erfter Inftanz auf Klagen in folgenden 
Barteiftreitigkeiten bes öffentlichen Rechtes: 

7. über bie [onftigen im öffentlihen Rechte be: 
gründeten Anfprüche eines Unternehmers auf die 
Nüderftattung des Aufwanbes für beichaffte und 
freigelegte Straßen: und Plapflächen, für ber: 
geftellte Straßen, Pläge, Brüden und Ent- 
wäflerungsanlagen jowie für die übrigen An— 
liegerleiftungen.“ 

Nun ift der Antrag dahin geftellt, daß ftatt dieſer 
eben vorgelejenen Ziffer 7 eingefchaltet werden joll (für 
den Fall nämlih, daß das Baugeſetz oder bie 88 76, 77 
bes Entwurfes zum Baugejege Annahme finden follten), 
daß für biefen Fall die Regierung ermächtigt werden 
möge, ber Biffer 7 folgende Faſſung zu geben: 

über die in $$ 76, 77 bes Allgemeinen 
Baugejeges für das Königreich) Sachſen georb: 
neten Erftattungsanfprücde und Bauabgaben.“ 

Was nun den 8 76 bed Baugejeges betrifft, fo 
lautet der jo in ben einfchlagenden Theilen: 


„Wer eine ben gefjeglichen Erforbernifjen ent- 
fprechende Straße angelegt hat, ift berechtigt, antheilige 
Erftattung bes durch Beichaffung und orbnungsmäßige 
—— der Straße, der in dieſelbe eingelegten 

chleuſen und der zugehörigen Brücken entſtandenen 
Aufwands von den ſpäter Anbauenden zu verlangen. 

Das Gleiche gilt, wenn bereits vorhandene Ge— 
bäude, Außenfeiten oder SFenfteröffnungen, deren Un: 
bringung erft durch Unlegung ber neuen Straße zu— 
lälfig geworben ift, Schleujen oder einen Ausgang nad) 
ber neuen Straße erhalten.” — 

„Wird durd) fonftige Herftellungen am öffentlichen 
Verkehrsraume, für welche auf Grund der vorftehenden 
Beftimmungen ein Rüdforberungsrecht nicht gegeben ift, 
ben Grundftücdsbefigern Gelegenheit gegeben, ihre Grund: 
ftüde unter leichteren Bedingungen oder font vortheil- 
bafter zu bebauen, beziehentlich bebaute günftiger zu 
verwertben ober befier zu entwäflern, ober durch Um— 
ober Höherbau befier auszunugen, als es ohne jene 
Herftellungen der Fall geweien wäre, fo find die be- 
treffenden Brunbftüdsbefiger, jobald und joweit fie Hiervon 
Gebrauch; machen, verpflichtet, ben Bauherrn wegen 
bes von ihm beftrittenen Aufwands für Erwerbung 
bes Areals und Herftellung der Anlage antheilig, d.b. 
im Berhältniffe zu der hierdurch herbeigeführten Werths- 
erböhung ihrer Grundftüde, zu entfchädigen.” 


Diefe hier in dem $ 76 erwähnten Anſprüche fallen 


den vorgedachten redaktionellen Aenderungen, nichts ge: | num aber ſchon unter die jeige Faſſung von Biffer 7 
ändert werben kann, braucht wohl nicht befonders aus- des $ 21. 
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Die legtere Faſſung geht jogar noch weiter, fie kann 
wenigftens angewendet werden auch auf Fälle, welde 
nicht unter $ 76 fallen. Alſo wenn man ftatt ber 
Biffer 7 den 8 76 des Baugejepentwurfs einführen 
wollte, würde das jogar etwas zu eng fein. ebenfalls 
ift ber $ 76 des Baugefeges durch die Ziffer 7 gededt. 
Der $ 77 des Baugeſetzes aber, ber auch nad) bem 
Antrage in dem $ 21, Ziffer 7 aufgeführt werben follte, 
lautet in dem einjchlagenden Theile: 


„Die Gemeinde kann ben ihr durch Heritellung 
von Straßen, Plägen, Brüden, Ufermauern, Dämmen, 
Scleufen, Brunnen, Wafferleitungen, Beleucdhtungs: 
anlagen und durch ähnliche Herftellungen, durch Die 
Aufftellung und Genehmigung von Bebauungs-, Um: 
legungs= und Enteignungsplänen, fowie durch die Ge: 
währung ber ihr nah dem Baugeſetze obliegenden 
Entihädigungen entftehenden Aufwand, welcher * 
in anderer Weiſe gedeckt wird, ganz oder theilweiſe 
als Bauabgabe von denjenigen Grundſlücksbeſitzern, 
welchen durch die betreffenden Unternehmungen ein 
entſprechender Vortheil erwächſt, nad einem durch 
Ortsgeſetz feſtzuſtellenden Maßſtabe zurückfordern.“ 


Dieſe Verpflichtung der Adjazenten aber würde 
unter $ 21 nicht paſſen, denn 8 21 bezieht ſich eben 
nur auf Parteiftreitigteiten, alſo auf Streitigfeitsfälle, 
wo zwei gleichberechtigte Parteien fich gegemüberftehen. 
Der $ 77 des Baugefehes aber bezieht fich nicht auf 
ſolche ftreitige Fälle, jondern auf Fälle, wo ein in An— 
ſpruch Genommener der Behörde unmittelbar, nicht als 
Partei, gegenüberfteht. Es Handelt fi) alfo nicht um 
Anfprüce, welche Gegenftände eines Streitverfahrens 
fein können, ſondern um Abgaben, Alſo würben fie 
nicht in $ 21 pafien, fondern es find Fälle, die unter 
die Anfechtungsklage fallen in $ 73, und ba find fie ja 
ſchon gebedt. Der Herr Kommifjar ber Königl. Staats: 
regierung bat ſich mit diefer Auffafjung vollftändig ein: 
verftanden erflärt, und mit Nüdficht hierauf Hat ber 
Herr Antragfteller erklärt, daß er diefen Antrag zurüd: 
ziehen wolle. 

Was num den lebten Antrag betrifft, jo kann man 
ja vielleicht über das Prinzip, nämlich darüber, ob es 
fih um Fälle Handelt, in welchen die Anfechtungsklage 
zuläffig ift oder nicht, getheilter Anficht fein. Ich glaube 
aber, vor der Hand wenigftend, auf die Brinzipfrage 
nicht näher eingehen zu fönnen, da ſchon aus praftifchen 
Gründen die Deputation ber Anficht ift, daß es beſſer 
wäre, dem Untrage nicht Folge zu geben. Der Antrag 
hat nämlich feine wejentliche praftifche Bedeutung. Er 
bezieht fich darauf, daß, wenn in gewiffen Fällen, welche 
in dem dem Defrete Nr. 22 beigebrudten Gejepentwurfe 
erwähnt find, die oberjte Verwaltungsbehörde gefprochen 
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bat, dann noch die Anfechtungsflage zugelaſſen werben 
fol. Diefe Fälle find folgende — es handelt fi um 
bie in ber vorlegten Sigung bereit genehmigte Bor- 
lage —, aljo um bie Fälle, wo gegen eine Gemeinde 
Bwangsvollftrefung oder Konkursverfahren ftattfinden 
fol. Da heißt es in $ 3: 


„Eine körperliche Sache der Gemeinde, die für bie 
Erfüllung ber öffentlihrechtlichen Aufgaben der Ge: 
meinde, für ben Sirchendienft oder für den Schul— 
— unentbehrlich iſt, iſt der Pfändung nicht unter: 
worfen. 

Iſt ein Grundſtück ober eine Berechtigung ber Ge— 
meinde, für welche die fich auf Grundftüde beziehenden 
Vorſchriften gelten, für bie Erfüllung ber öffent: 
lichrechtlichen Aufgaben der Gemeinde für ben Kirchen— 
bienft ober für den Schuldienft unentbehrlich, jo erfolgt 
die Bwangsvollftredung in das Grundſtück oder bie 
Berechtigung nur durch Eintragung einer Sicherungs- 
hypothet; die Bmwangäverfteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung fann auch auf Grund ber Sicherunge hypothek 
nicht beantragt werben, jo lange die Unentbehrlichkeit 
fortbeftebt. 

Ueber bie Unentbehrlichkeit emtjcheidet in ben 
Fällen ber Abſätze 1, 2 auf Antrag des Gläubigers 
oder des Schuldners das Minifterium, dem bie Ge 
meinbe unterfteht, bei Sachen und Berechtigungen ber 
Evangelifchlutherifchen Kirchengemeinden das Evangelifch- 
lutheriſche Lanbeskonfiftorium.” 

Und in $ 4 beißt es: 

„Die Eröffnung des Konkurjes über das Ber- 
mögen einer politijchen Gemeinde, einer Kirchen— 
gemeinde ober einer Schulgemeinbe ift nur zuläffig, 
wenn Bahlungsunfähigfeit und Ueberſchuldung der 
Gemeinde feitgeftellt if. Die Feſtſtellung trift auf 
Erfuchen bes Konkursgerichts das Minifterium, dem 
die Gemeinde unterfteht, für die evangelifch-Intherifchen 
Kirchengemeinden das Evangelifch-Iutherifche Landes⸗ 
konfiftorium.” 

Nun glaube ih, daß biefe Fälle doch ſehr jelten, 
wenn überhaupt vorlommen werben. Daß eine Ge- 
meinbde ganz zahlungsunfähig fein ober in Konkurs ver: 
fallen follte, das wäre doch jchwer denkbar. Bis jeht 
ift e8, glaube ih, noch gar nicht vorgefommen. Aus 
biefem praktiſchen Geſichtspunkte würde ich dem An— 
trage wenigſtens feine große thatſächliche Bedeutung 
beilegen können. 

Es kommt aber auch noch ein anderer, ebenfalls 
praltiſcher Gefihtspunft hinzu. Wenn nämlich in Fällen 
ber hier vorliegenden Art Differenzen entftehen, jo 
wird es in der Regel wünjchenswerth fein, daß fie 
möglichft ſchnell zur Erledigung gebradt werben. 
Wollte man nun noch die Unfehtungsflage gegen Ent: 
ſchließungen ber oberften Verwaltungsinftanz zulaffen, 
fo würde damit eine in manchen Fällen vielleicht gar 


nicht fo ganz geringe Verzögerung eintreten, die jeben- 
falls befjer vermieben werben möchte. 

Alſo das find praftifche Bedenken gegen den Antrag. 
Es kommt aber auch noch ein Punkt hinzu, ſoweit fich 
nämlich der Antrag auf Kirchenſachen bezieht. Es ift in 
8 102 unſeres Entwurfes gejagt, die Kirchenſachen follten 
beraußgeworfen werben, man wolle fie einer befonberen 
Gejeggebung vorbehalten. Nun würde es doch bebenflich 
fein, die Kirchenſachen Hier in dieſem einzigen Puntte 
wieder herein zu bringen, und wir könnten e8 nicht einmal 
felbftändig, ohne die Synode gehört zu haben. So 
gut wir ein anderes Geſetz, ſoweit es fich auf die Kirchen: 
fachen bezieht, nicht ohne die Synode verabjchieden können, 
jo gut fünnen wir auch diefen einzelnen auf die Kirchen: 
fachen fich beziehenden Punkt nicht gut ohme die Synobe 
zur Erledigung bringen. Alſo auch aus dieſem Grunde 
glaube ich, daß es befjer wäre, dem Antrage nicht zu 
entiprechen. 


Prüäfident: Ich eröffne die allgemeine Debatte, die 
neulich nicht zum Abjchluffe geführt worden ift, und er- 
theile zunächft dem Herrn Kammerherrn von der Planik 
das Wort, 


Kammerherr vom der Plani: Meine Herren! Es 
fann nicht in meiner Abficht Tiegen, bie Polemik gegen 
das Oberverwaltungsgericht wieder aufzunehmen. Die 
ganze Frage dürfte jetzt bereit entjchieben jein, und es 
würde zu nichts führen, noch einmal darüber zu debattiren. 
Aber ich möchte in aller Kürze meine Abftimmung moti- 
viren. Meine Herren! Ich verfchließe mich keineswegs 
der Erfenntniß, daß bie neuere Zeit mit ihren vielfachen, 
früher unbelannten Bebürfniffen, mit ihren nenen, oft 
ftreitigen, verwidelten Interefien, bie nicht felten bas 
Gebiet bes öffentlichen Rechts berühren, daß die jeige 
Beit eines wirkſameren Schuges für das öffentliche Recht 
bedarf, als es früher wohl erforderlich war. Allein ich 
bebauere, daß man nicht vorgezogen hat, ftatt eine neue 
Behörbe zu errichten durch Weiterentwidelung ber in 
bem D-Geſetze von 1835 vorgejehenen Inftitution, ganz 
benjelben Bwed zu erreichen, ben man mit ber neuen 
BVerwaltungsbehörbe im Auge Hat. Es würde dad auf 
dieſe Weife jedenfalls in viel einfadherer und außerdem 
in viel weniger koſtſpieliger Weife zu erreichen geweſen 
fein. Denn, meine Herren, Sie werden nit nur in 
bem laufenden Etat für das Oberverwaltungsgericht zu 
bewilligen haben, Sie werben auch ein theures Gebäube 
in ber Neuftadt bauen müffen, e8 werben wieber neue 
und nicht unbebeutende Belaftungen für unſer ohnehin 


überlaftetes Budget erwachſen. Ich für meine Perfon | 
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mag unter biejen Umftänden daran keinen Theil haben, 
und ich werde deshalb gegen bie Vorlage ftimmen. 


Präfident: Herr Geh. Rat Profefjor Dr. Wach! 


Geh. Rath Profefjor Dr. Wach: Meine Herren! Dem 
Berichterftatter habe ich zunäcyft meinen Dank dafür aus: 
zufprechen, daß er in fo wohlwollender Weife meinen Antrag 
zum $ 43 Abſatz 2 und 862 Ubfjag 1 beurtheilt und dem— 
gemäß deſſen Annahme namens ber Deputation empfohlen 
hat. Ich Habe im Augenblide wohl nicht nöthig, etwas 
zur Vertheidigung diefes Untrages hinzuzufügen. Wenn 
ih nun mit Beziehung auf meine anderen geftellten An— 
träge nod) einmal das Wort nehme, jo gefchieht es vor: 
züglih, um einige Einwendungen, die dagegen erhoben 
worden find, zurüdzuweifen; aber auch, um mit Bezug 
auf den Antrag Nr. 4 Lit. A die ſchon mitgetheilte 
Zurückziehung zu motiviren. Ic komme nod einmal 
auf $ 53 Abſatz 4, in welchem ich betreffs des Eidrechts 
eine nähere Beftimmung des Gefehes wünſche, und eine 
Ergänzung infofern, als neben dem Eide die Verficherung 
an Eibdesftatt wahlweije zugelaffen werben joll. Der 
Entwurf, meine Herren, hat in jeinen Motiven befonderes 
Gewicht darauf gelegt, daß er in der Ordnung bes Ber: 
fahrens erſchöpfend ſei. Ich darf vielleicht, mit Geftat- 
tung bes Herrn Präfidenten, den einjchlagenden Paſſus 
Ihnen zu Gehör bringen: 

„Unter diefen Umftänden konnte es fich nicht em- 
pfehlen, im Entwurfe nur die wichtigften Grundzüge 
des Verfahrens zu regeln und im übrigen auf die Be— 
ftimmungen der Civilprozeßordnung zu verweifen. Ihre 
aushülflihe Geltung müßte vielfach große, zum Theile 
vielleicht unüberwindliche Scivierigkeiten bieten und 
jedenfall das Berftändniß bes Gefeßes fowie die Leich: 
tigfeit feiner Handhabung erheblich beeinträchtigen. Der 
Entwurf orinet daher das Verfahren erkhöpfenb und 
nimmt die Vorfchriften der Civilprozeßordnung, ſoweit 
fie anwendbar find, mit auf ober bezeichnet doc aus: 
drüdlich diejenigen Paragraphen, welche aud für fein 
Gebiet gelten jollen, indem er überall, wo ihre An— 
wendung nicht ohme weiteres möglich ift, zugleich bie 
erforderlichen Menderungen trifft. Hiernach wird eine 
analoge Anwendung ber Eivilprogehorbnung, wenn fie 
auch nicht völlig ausgefchloffen ift, doch nur ausnahms- 
weije vorfommen können.‘ 


Der Entwurf will aljo eine möglichft Mare und er- 
ſchöpfende Regelung des Verfahrens und das ift ja nur 
im hohen Grade zu loben; denn will man ein fo wichtige® 
Geſetz, ſo muß man es jo machen, baf dem Richter über 
‚ erhebliche Puntte keine Zweifel beigehen, damit nicht un: 
klares ober wiberfprechendes Verfahren ſich bei ben ver: 
| fhiedenen Gerichten entwidelt. Nun ift ja dem hoben 
Haufe ſattſam befannt, daß ber Eid als Beweismittel 
in den Entwurf erft durch die Bwifchendeputation ein- 
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aefchaltet worben ift. Infolge deſſen Hat eine nähere 
Regulirung diefer Materie im Entwurfe nicht ftatt- 
gefunden. Es ift daher auch mein Antrag in feiner 
Weiſe ein Vorwurf gegen den Redaktor des Entwurfes; 
ich hatte mich fogar der Hoffnung Hingegeben, daß ich 
eine recht gute Note für diefen meinen Antrag befommen 
würbe; leiber ift e8 bisher nicht gejchehen; aber ich möchte 
mein Liebeswerben nicht ganz aufgeben. Ich bitte zu 
beachten, daß mein Antrag zwei Zwecke verfolgt, das 
Berfahren etwas genauer zu beflimmen — bisher ift es 
nämlich gar nicht beftimmt — und zweitens neben bem 
Eide die Verfiherung an Eidesftatt zuzulaffen. Im beiden 
Beziehungen glaube ich mich mit ber Tendenz des Ent: 
wurfes im vollftändigften Einflange zu befinden. Was 
den erften Punkt anbetrifft, alſo die Geftaltung bes Ber- 
fahrens, jo heißt es in 853 nur, daß der Beweis durch 
Eideszufhiebung ausgefchloffen ift, dagegen ber Eib einer 
Partei auferlegt werben könne; in welcher Form, unter 
welchen VBorausfegungen, darüber fein Wort. Nun künnte 
man, da in den Motiven bes Gejehes ein Hinweis darauf 
fi findet, daß Hier der richterliche Eid geftattet werbe, 
auf die Unalogie mit der Civilprozeßordnung gerathen 
und fo bie Lüde des Gefepes ausfüllen wollen. Dann 
wäre, da bie Eivilprozekorbnung für ben richterlichen 
Eid das bedingte Endurtheil hat, diefes anwendbar. Das 
aber wiberfpräche nad der Erklärung des Herrn Re- 
gierungsfommiffars in ber Deputation ber Abficht bes Ent: 
wurfes, und wäre auch gänzlich verfehlt. Wenn aber 
biefes nicht die Abficht ift, und wenn es die Abſicht ift, 
daß durch Beſchluß der Eid auferlegt werben folle, jo 
ſage man es doch. Ich meine, unjere Aufgabe ift, flare, 
feinen Bweifel laffende — foweit irgend thunlich — 
handliche, praftiiche Gejehe zu machen. 

Des weiteren ift e8 meine Meinung, daß ber Richter 
nicht den Eid Teichtfertig gebrauchen fol, fondern daß er 
ihn nur als ultima ratio, als letzes Hülfsmittel, an: 
wenden darf. Das entipricht gewiß der Ubficht der hoben 
Staatsregierung. Wenn das aber die Meinung ift, fo 
fage man es doch. Meine Herren! Wir erleben es, 
trotz der Berflaufulirungen der Eivilprozegorbnung, bie 
in diefem Punkte nicht ganz genügend find, daß bie 
Richter den Eid auferlegen, wo fie nicht auferlegen 
follten, weil noch andere Beweife zur Verfügung ftehen. 
Soweit fünnten wir dieſen Punkt Hier erledigen, indem 
wir befchließen, daß nur in Ermangelung anderweitiger 
Beweife dieſe ultima ratio, dieſes ſchwerwiegendſte Be- 
weismittel angewendet werden darf. Eine Bervoll- 
ftändigung der Grundſätze des Verfahrens, in Bezug 
auf die Ueberzeugungsfraft bes Eides in Beziehung auf 
bie Wibderleglichkeit desfelben wünſche ich für meine 
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Perſon nicht, jonft würde ich einen dahingehenden An: 
trag geftellt haben. In ber Inſtanz ift durch bie 
Wendung: „in Ermangelung anderweiter Beweife” aus— 
geichloffen, daß der Richter nach der Eidesauflage noch 
mit neuen Beweifen fih befaßt. In ber höheren 
Inftanz noch einen anderweiten Beweis zu geftatten, 
halte ich nicht für bedenklich, obſchon es natürlich zu 
Meineidöbejchuldigungen und dergleichen führen kann. 

Was nun die Berfiherung an Eidesftatt anbetrifft, 
jo muß ich mich Hier wenden gegen die Aeußerungen 
bes Herrn Berichterftatters. Er ift der Meinung, daß 
diefes Mittel zu Leichtfertigfeiten ſeitens der Parteien 
und wohl aud des Richters führen könne. Letzteres ift 
bereits eliminirt durch meinen Antrag, baf nur in Er- 
mangelung anberweiter Beweife die Verſicherung an 
Eidesftatt Platz greifen fann. Was das Erftere angeht, 
jo fann ich doc dem Herrn Berichterftatter nicht völlig 
beipflihten. Die Verfiherung an Eibesftatt ift ebenfalls 
eine heilige und jehr ernft zu nehmende Verficherung, 
die unter ſchwerer Kriminalftrafe fteht, und es wird ber 
Richter, der fie der Partei abnimmt, die nöthige Ad— 
monition vorauszufchiden haben. Aber die Verficherung 
an Eidesftatt wird überall in unjerem Rechte als bie 
verhältnigmäßig mildere Form angejehen. Das ift ganz 
in der Orbnung; denn wir wollen ben Gebrauch bes 
allerheiligften Namens im Prozeſſe, wo es fih um 
Dinge des Mein und Dein handelt, möglichft vermeiden. 
Können wir alfo unter dem Drude einer ſchweren Strafe 
eine überzeugende Verficherung befommen, ohne daß wir 
ben allerheiligften Namen in die Verhandlung binein- 
ziehen, fo wollen wir uns damit begnügen, Und baf 
id) wahlweije Eid und Berficherung nebeneinanderftelle, 
entſpricht durchaus der Tendenz bes Geſetzes. Denn 
das Geſetz ftellt fi) auf den Standpunkt der Erforſchung 
der materiellen Wahrheit. Nun mag ber Nidhter fich 
feinen Mann anjehen, ob bei ihm der Eid nothiwenbig 
ift, um die volle und wahre Erflärung zu bekommen, 
ober ob Hier die Verfiherung an Eibesftatt genügt! 
Denken Sie fih dod in die Pofition der Parteien: 
fommt es darauf an, eine Behauptung, die fie auf- 
geftellt haben, zu befräftigen, und der Richter jagt zu 
ihnen: „ich erwarte von Ihnen, daß Sie mir eine Ver: 
fiherung an Eidesftatt abgeben, damit nach reiflicher 
Erwägung des Sachverhalts die Wahrheit befräftigt 
werde“, fo werden fie, meine Serren, froh darüber 
fein, daß man ihnen nicht den Eid zumuthet, baf fie 
mit der Verfiherung an Eidesftatt den durchichlagenden 
Beweis zu liefern imftande find. 

Alfo ich halte meinen Antrag aufrecht, und jo Halte 
ich auch den Antrag zu $ 59 aufrecht. Diefer ift ſach— 
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lic) beanftandet worben. Wenn er nur aus redaktionellen 
Geſichtspunkten bemängelt worden wäre, würde ich auf 
ihn verzichtet haben. Es ift nicht ſchön, wie das Geſetz 
gefaßt worden ift, aber wenn wir darüber einig find, wie 
die Sache gemeint ift, laffe ich den Antrag fallen. Die 
Erflärungen, die Hier erfolgen, werben bem Richter als 
ausreichendes Interpretationsmittel des in diefem Stüde 
mangelhaften Gejetes dienen. Daß es mangelhaft ift, 
meine Herren, darüber läßt ſich meines Erachtens eigent- 
Lich nicht ftreiten. Denn im Geſetze ift gefagt, und zwar 
ganz furz und bündig, in $ 59: 
„Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offenbare 
Unrichtigkeiten, die in einer Entſcheidung vorfommen, 
können jederzeit von dem Gerichte 'audy von Amts— 


wegen und ohne vorhergehende mündliche Verhandlung 
berichtigt werben.” 


Darüber, welche Entſcheidung gemeint ift, nichts; 
darüber, ob etwa andere Dinge, die in irgend einer 
Entſcheidung enthalten find, bindend find für ben befre- 
tirenden Richter, nichts. Das aber ift doc das Wejent: 
lihe, das wollen wir doch wiſſen! Es ift $ 59 aus 
ber Civilprozeßordnung herübergenommen, — ich habe 
es neulich jhon, glaube ich, angedeutet, — und in ber 
Eivilprozeforbnung, durch den Zufammenhang bedingt, 
ift gejagt: Entjcheidungen in Urtheilen find für ben 
Richter bindend, andere find es nit. Daher hat $ 59 
in der Civilprozeßorbnung eine gute Stelle, um nämlich) 
darüber feinen Zweifel auflommen zu lafien, daß natür— 
lich ſolche offenbare Unrichtigkeiten aud) in der bindenden 
Urtheilsentſcheidung forrigirt werben können. Hier hat 
$ 59 gar feinen Platz; denn entweber follen nach bem 
Entwurfe alle Entfcheidungen für den Richter bindend 
fein, mögen fie fi finden in Urtheilen ober Beſchlüſſen, 
Verfügungen oder bergleihen, dann haben wir etwas 
Unannehmbares; ober fie follen nur bindend fein in 
Urtheilen, nun, dann muß ber Wortlaut bes 8 59 
forrigirt werben, ber von einer Entſcheidung, alfo von 
jeder Entſcheidung jpriht und die bindende Wirkung 
der Urtheilsentfcheidung nicht heraushebt. 

Nun ift Hingewiefen worben auf $ 71, Abſatz 2, 
es gebe ja auch Enticheidungen, bie nicht in Urtheilen 
ftehen und doch bindend find. Ja, meine Herren, fie 
werben bindend für bem befretirenden Richter, fie find 
nicht von Anfang an für ihn bindend. Das muß man 
doch unterſcheiden! Genau fo ift e8 in ber Civilprozeß— 
orbnung. Da werben bie ber fogenannten fofortigen 
Beichwerbe unterliegenden Beſchlüſſe binbenb für ben 
befretirenben Richter, fobald fie angegriffen find, Aus: 
nahmevorbehalt. Derart werben auch hier gewifle Be- 
ſchlüſſe für den Nichter bindend. Jetzt kann der Richter 


den Beſchluß nicht mehr ändern. Das fteht doch ganz 
auf einem andern Blatte, als bie Trage, was er bis 
dahin ändern darf. Bis dahin kann er beliebig ändern, 
aber jobald er die Entſcheidung des Urtheils publizirt 
bat, kann er nichts mehr ändern außer offenbare Un- 
richtigkeiten, von denen $ 59 fpridht. Und das möchte 
ih vorforglich. gleich jagen: auf feinen Fall darf man 
mit dieſer Trage den $ 61 in Zufammenhang bringen, 
nämlich) die Nechtsfraftbeftimmung, denn fie trifft nur 
die materielle Rechtskraft und nicht die formelle. Gehört 
alfo nicht Hierher. Ich Halte demnach auch diefen An: 
trag aufrecht. Ich würde ihm fehr gern zurüdziehen, 
wenn e3 möglich wäre, weil ich mich nicht bornire auf 
derartige, doch wejentlich technifche Dinge. 

So laſſe ih den Antrag 4a fallen, aber nicht ganz 
fonform mit der Motivirung des Herrn Berichterftatters. 
Ih bin nämlich) nach wie vor der Meinung, daß Nr. 7 
bes $ 21 nicht ben $ 76 bes Baugejehes dedt und bes 
weiteren, daß die Fälle des $ 77 bes Baugejehes, ob- 
ihon es fich bes Wortes „Bauabgabe“ bedient, hierher 
gehören. Es find echte Barteiftreitigleiten zwijchen Ge— 
meinden und benen, bie ber Gemeinde Erſatz leiften jollen. 
Das Wort Abgabe bedeutet nichts. So hat man in 
Preußen befanntermaßen in Regalfachen von Bergabgaben 
geiprochen, wo thatfählich von feiner Bergabgabe bie 
Rebe ift, und hat jchließlich dafür den Rechtsweg er- 
öffnen müſſen. Aber in dieſe doftrinäre Streitigfeit, 
die ich jo nenne, weil ich ihr die praftiiche Spihe ab» 
breche, trete ich nicht ein; fie ift erlebigt, Es genügt 
mir, baß erflärt ift von dem Herrn Berichterftatter und 
von bem Herrn Regierungslommifjar in der Deputation, 
man erachte $ 76 mit Nr. 7 bes $ 21 für fongruent 
und unterftelle die Fälle des 8 77 jedenfalls der An— 
fechtungsflage. 

Es bleibt übrig mein Untrag lit. bb Ich Habe 
meinen prinzipiellen Stanbpunft zu der Frage, bie hier 
angerührt wird, in der vorigen Verhandlung bei ber 
Einbringung meiner Anträge dargelegt und gehe jetzt, 
genau wie der Herr Berichterftatter, auf die prinzipielle 
Frage nicht ein. 

Ich möchte aber die praftifchen Gefichtspunfte, die 
für die Ablehnung des Untrages vorgebradt worden 
find, in der Kürze beleuchten, vorweg forrigirend, wenn 
ich das vielleicht Hier incidenter thun darf, meinen An— 
trag injofern, als es in ihm heißen muß, nicht: „SS 3 
und 5*, ſondern „SS 3 bis 5“, und ebenjo im zweiten 
Abſatze „SE 3 bis 5“. 

Ich bin der Unficht, daß die praftifche Seite ber 
Sade hier nicht in Betraht fommt. Wenn uns ein 
Geſetz vorgelegt wird, in bem jeltene Fälle regulirt 
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werben, jo habe ich, wenn ich das Geſetz annehmen joll, 
nicht mehr danach zu fragen, ob dieje Fälle häufig oder 
felten vorfommen, jondern danach, ob die Regulirung 
diejer Fälle die angemefjene ift. Alſo die Erwägung, 
daß jelten vorfommen wird, was in ben 88 3 bis 5 bes 
Ausführungsgefeges zur Civilprozeßordnung erwähnt 
ift, fällt nicht ins Gewicht. Auch der Punkt ber Ber: 
zögerung würbe bebeutungslos fein, jobald es fich hier 
um eine Verlegung wohlerworbener Rechte handelt, um 
eine Verlegung von Privatrechten infofern, als die Ver: 
waltung, mag fie nun Staats: oder Kirchenverwaltung 
fein, wider das Geſetz etwas als der öffentlichrechtlichen 
Aufgabe dienend bezeichnet, was ihr nicht dient, und um: 
gefehrt, Verzögerung gegenüber ſolchem Rechtsbruche kommt 
in feiner Weife in Betracht. 

Uber ein bebeutfamer praktischer Gefichtspunft ift 
vom Herrn Berichterftatter betont, das ift ber bes zu— 
künftigen ftaatlichen Geſetzes über die Unterftellung 


firhlicher Angelegenheiten unter das Verwaltungsrecht3: |- 


pflegegeſetz. Diefer Punkt macht mir noch Strupel, und 
ih behalte mir im Beziehung auf ihn noch meine Er: 
Härung vor, bis ich von ber Seite der hohen Staats: 
regierung gehört habe, wie meine Anträge aufgenommen 
werben, 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Staatäminifter 
von Mekid. 


Staatsminifter von Metzſch: Meine jehr geehrien 
Herren! Die Staatöregierung fteht zunächſt durchaus 
nicht auf dem Standpunkte, daß dem Gefehentwurfe, 
welcher der hohen Kammer unterbreitet worben ift, das 
Gepräge der Vollendung aufgebrüdt werben lönne; im 
Gegentheile, fie bejcheidet ſich vollftändig, daß biejer 
Gefepentwurf verbefjerungsfähig fein könne, und ich 
erfenne auch vollftändig an, daß diejenigen Einwendungen, 
bie von fo autoritativer Seite, wie es jet gejchehen 
ift, gegen ben Gejekentwurf vorgebradht worben find, 
nicht ohne weiteres ald ungerechtfertigte zurückgewieſen 
werben fünnen, aber, meine Herren, ich möchte mir 
doch erlauben, die hohe Kammer und fpeziell ben ge: 
ehrten Herrn Untragfteller nochmals, wie dies aud) 
bereit# in der vorigen Sitzung ber Herr Verichterftatter 
gethan Hat, auf den Hiftorijchen Gang zurüdzuverweifen, 
den überhaupt bie ganze Angelegenheit in biejer unb 
in jener Sammer genommen hat. 

Ih möchte hauptfählic darauf aufmerkjam machen, 
daß das ganze Werk, welches jegt zur Entichließung 
vorliegt, vielfach als ein Probuft ſchwierig zuftande 
zu bringender Kompromiſſe zu betrachten ift, und daß 
ed mir im höchſten Grabe bedenklich und immerhin als 


eine gewiffe Gefährdung bes ganzen Geſetzentwurfs 
erſcheint, wenn man nad der einen ober nad) ber 
anderen Richtung noch in legter Stunde Komplikationen 
in die Berathung werfen will. 

Zu den einzelnen Anträgen des Herrn Geh. Rath 
Dr. Wach bin ich nicht in der Lage, in ebenfo ein- 
gehender Weife heute Stellung zu nehmen, wie er es 
getan hat, und zwar aus folgendem Grunde. Was 
zunächft die Anträge sub 2 zu $ 53 und sub 3 zu $ 59 
anlangt — von $ 43 brauche ich nicht zu reden, denn 
ba ift ja eine Uebereinftimmung erzielt worden — was 
diefe beiden Anträge anlangt, jo fonftatire ich nur, daß 
bezüglich der urfprünglichen Faſſung bes Geſetzentwurfs 
eine Webereinftimmung der Bmifchendeputation und der 
beiben Gejebgebungsbeputationen der hohen Kammern 
befteht, und daß auch weiter die Gejeßgebungsdeputation 
der Erften Kammer gegenüber den Unträgen Wach eine 
abfällige Stellung eingenommen hat. 

Ih glaube alfo, meine Herren, wenn ich hiermit 
erfläre, daß bie Regierung feinen Anlaß hat, von ber 
Faſſung bes Gefegentwurfs abzugeben, fo ift fie in 
dieſer Richtung vollftändig gebedt, weil fie ſich konform 
mit den Gefehgebungsdeputationen beider Klammern be- 
findet und die Regierung es bei biefer Uebereinftimmung 
ber Anſchauungen von ihrem Standpunkte aus eigentlich 
nicht recht würde verantworten fünnen, fi nunmehr in 
Gegenfag zu ben Deputationen zu feben. 

Was den Hauptpunft der Wah’jhen Anträge, 
Nr. 4b, anlangt, meine Herren, fo jehe ich ebenjo wie 
der Herr Berichterftatter davon ab, auf eine prinzipielle 
Erörterung ber Frage einzugehen, aus jehr naheliegenden 
Gründen, in der Hauptjahe auch im Hinblide auf bie 
biesbezüglichen Aeußerungen bes Herrn Berichterftatters. 
Ich glaube, ich brauche mich darüber nicht weiter zu 
äußern, Das Hauptbedenken — um in biefer Sadıe 
prinzipiell mich zu äußern — liegt in ber frage ber 
firhlihen Angelegenheiten, der Einbeziehung ber kirch— 
lichen Angelegenheiten, die an ſich grundſätzlich durch 
8 102 bes Entwurfs zur Zeit ausgefchlofjen ift. Hier: 
über weiter zu ſprechen, enthalte ich mich, es ift auch 
eigentlich nicht meines Amts. Die Regierung hält 
aljo ebenfo wie die Deputation daran feft, daß es an— 
gerathen fei, diefen Antrag bes Herrn Geh. Raths 
Dr. Wach sub 4b zurüdzumeijen. 

Ich möchte aber ben Verſuch machen, meine Herren, 
ben Herrn Geh. Rath Dr. Wach möglicherweije im 
Intereffie der Uebereinftimmung und des Zuſtande— 
fommens bes Geſetzes auf durchaus friebliher Baſis 
vielleicht dadurch zu bewegen, baß ich namens ber 
Regierung bie folgende Erklärung abgebe: 


„Die Regierung fieht die Gefehgebung über die 
* Ordnung der Verwaltungsrechtspflege auch gegenwärtig 
noch nicht als abgejhlofjen an und wird auch in ber 
Vorausſicht, daß der gegenwärtig vorliegende Entwurf 
zum Geſehe werbe, bie Trage ber Behandlung ber 
Berwaltungsrechtäpflege noch immer nicht al3 eine 
abgeſchloſſene anjehen, und fie erachtet es für ſelbſt— 
verftändlih, daß biefe Materie der Verwaltungsrcdhts- 
pflege fort und fort eine weitere Ausgeftaltung erfahren 
fann, erfahren wird und erfahren muß, je nad) dem 
fi die einfchlagende Geſetzgebung weiter entwidelt.” 
Ih habe dem Herrn Geh. Rath, Dr. Wad) lediglich 
anheimzugeben, ob er fid) mit dieſer allgemein gefaßten 
Bufiherung und Behauptung infoweit zufriedengeftellt 
erflären will mit Rüdficht auf feine geäußerten Bebenten, 
daß er den Antrag, auch joweit er sub 4b jeiner An: 
träge gefennzeichnet ift, zurüdzunehmen fi) geneigt 
finden würbe, 


Präfident: Das Wort hat der Herr Staatäminifter 
von Seybewiß. 


Staatsminifter Dr. vom Seydewitz: Meine hoch: 
verehrten Herren! Ich bitte, provozirt duch Herrn 
Geh. Rath Dr. Wach, nur eine ganz kurze Erklärung 
zu Nr. 4 unter bder Wach'ſchen Anträge abgeben zu dürfen 
und zwar nur infoweit, als ſich dieſer Antrag auf bie 
Zuftändigkeit des Kultusminifteriums und des Evangeliſch— 
Iutherifchen Landesfonfiftoriums bezieht. Inſoweit, als 
das Rultusminifterium in Frage fommt, habe ich mich allent: 
halben dem anzujchließen, was foeben von meinem Herrn 
Vorredner ausgeführt worben ift, inſoweit aber als kirch— 
liche Angelegenheiten und die Zuftändigfeit des Evangeliſch— 
lutherifchen Landeskonfiftoriums in Frage find, fo habe 
ih erneut auf $ 102 ber Geſetzesvorlage hinzuweiſen, 
wonad im allgemeinen die firchlichen Angelegenheiten 
bejonderer gejegliher Regelung vorbehalten find, Es 
ift dies Hauptfählih um deswillen gejchehen, damit ber 
Regierung Gelegenheit gegeben werbe, ſich vor definitiver 
Verabſchiedung biefer Frage mit den Organen der evan- 
gelifch: (utherifchen Kirche behufs Herbeiführung ihrer 
Zuftimmung zu dem vorbehaltenen Staatögefege ins 
Bernehmen zu ſetzen. Bei der Ausführung biefer vor: 
behaltenen Regelung der Sirchenangelegenheiten werben 
wir jelbftverftändlichung des Antrages bes Herrn Geh. Rath 
Dr. Wach zu erinnern und forgfältig zu prüfen haben, ob 
und inwieweit wir dort feinem Wunjche Rechnung tragen 
können. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Herr Geh. Rath, Dr. Wach! 
Geh. Rath, Profeſſor Dr. Wach: Die Erklärungen, 
meine Herren, weldje eben von der hohen Staatsregierung 
1.8. (1. Ubonnement.) 
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abgegeben worden find, jcheinen mir darauf hinzubeuten, 
daß man meine im Antrage Nr. 4b zum Ausdrude ge: 
fommene grundſähzliche Auffaffung nicht ablehnt; denn 
anberenfalls, fo darf ich annehmen, würde die Erklärung 
in diefer Richtung beftimmt ablehnend gelautet haben. 
Ih möchte auch, ohme mich auf die prinzipielle Frage 
bier in eine nähere Diskuffion wenigftens provozirend 
einzulaffen, darauf Hinweijen, wie in Württemberg, wos 
ber wir bie einfchlagenden Beftimmungen bes Aus— 
führungsgefeßes zur Civilprozeßordnung wohl im wefent: 
fihen entnommen haben, über die von mir angeregte 
Frage eine fehr lebhafte Verhandlung in beiden Kammern 
erfolgt ift, wie bort die Erfte Kammer den Stanbpunft 
eingenommen bat, der im Entwurfe enthalten ift, d. h. 
den Standpunkt, daß die Enticheibung über die Ex— 
nernirung ber Erefutionsgegenftände aus ber Awangs- 
vollftrefung Tebiglich bei der Verwaltung liege und 
bann gegen biefen Beſchluß durch einen energiſchen 
Wibderftand der Zweiten Kammer die Wenderung erfolgt 
ift in der Richtung, daß das Gericht entfcheibet. Unſere 
Trage ſelbſt kann alfo jehr wohl ald eine Frage 
des reinen Nechtswegs angefehen werden, und wird 
vorwiegend in Deutichlandb fo angejehen. Ach wieder: 
hole, was ich ſchon neulich fagte: ich finde es ſehr 
richtig, nicht bloß, daß die ber öffentlichen Aufgabe 
dienenden Dinge ber Zwangsvollſtreckung entrückt find 
und die Konfurseröffnung gegen bie fraglichen Körper: 
ſchaften weſentlich eingejchränft wird, ſondern dab auch 
die Entſcheidung, ob der Anwendungsfall gegeben iſt, 
bei den Reſſortminiſterien und dem Landeskonſiſtorium 
ſteht. Nur mache ich den Vorbehalt, daß, da wir jetzt 
ein Verwaltungsgericht befommen, die Anfechtungsklage 
gegen bie Entſcheidung offen ftehen muß, die unter Ver: 
fennung bes Geſetzes in das Privatrecht des Einzelnen 
eingreift. Die praftiiche Erwägung der Aurüdftellung 
bes Antrags, wie fie insbejondere durch die Aus— 
führungen der Herren Minifter mir entgegengebradht 
ift, madjt auf mich einen ftarfen Eindrud. ch ver: 
fenne nicht, dab der Antrag in dem Musführungs: 


geſetze zur Civilprozeßordnung befier plazirt wäre, 
was aud jeitens des Herrn Dberbürgermeifters 
Dr. Bed betont worden if. Ich würde baher 


meinen Antrag zu biefem Geſetze zurückgezogen haben 
und zum Wusführungsgefepe ber Eivilprogekorbnung 
eingebracht haben, wenn nicht bereits die Deputations: 
berathungen ohne meine Kenntniß bis zu feiten Be- 
ſchlüſſen gediehen gewefen wären, eine gejchäftliche Lage, 
bie ih in feiner Weife ftören durfte. Ich war in 
eine Bmwangslage verjegt und mußte den Antrag zu 
diefem Geſetze aufrecht erhalten. Jetzt ziehe ich ihn im 
37 
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Hinblide auf den $ 102 bes Geſetzes zurüd, wobei ich 
aber dieſen Paragraphen nicht jo verftehe, da ein einheit- 
liches Gefeg über die kirchlichen Angelegenheiten gemacht 
werden müßte, fondern daß, wenn die Gelegenheit ge: 
geben ift und wir wieder Gejege zu machen haben, bei 
denen die gleichen Fragen auftauchen, wir nicht behindert 
find, fie zu gunſten der Unterftellung auch des Landes- 
fonfiftoriums unter das oberfte Verwaltungsgericht zu 
beantworten, Ich bitte doc) zu erwägen, daß wir hier 
beim Ausführungsgefege zur Civilprozeßorbnung dem 
Landeskonfiftorium ein völlig neues Recht geben; daß 
wir es ihm nicht im höheren Grade geben fünnen, ala 
den Staatsminifterien, ift felbftverftändlih. Wenn ich 
zu $ 102 und im Hinblide auf die Vollendung des 
Geſetzes meinen Antrag zurüdziehe, jo betone ich noch— 
mals, ich thue e8 nur in der Erwägung, dab uns damit 
nicht ad Graecas calendas hinaus die Möglichkeit ge: 
nommen ift, auch in kirchlichen Angelegenheiten die 
Unterftelung unter das Verwaltungsgericht zu voll- 
ziehen, 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Der Herr Staatsminifter von Noſtitz-Wallwitz! 


Staatsminifter a. D. don Noftig-Wallwig: Meine 
Herren! Nach den Erklärungen, die ausgetauscht worden 
find zwijchen den Organen ber hohen Staatsregierung 
und dem Herrn Untragiteller, bleiben nur noch die Un: 
träge sub 2 und 3 übrig, über die wir ung zu unter: 
halten haben, nachdem der Antrag Nr. 1 von ber Depu— 
tation befürwortet worden ift. Was zunächſt $ 3 Ab— 
faß 4 anlangt, wonad der Antragſteller wünſcht, daß 
ganz im allgemeinen bei dem Berfahren des Verwaltungs: 
gerichtshofes die Verſicherung an Eidesftatt an Stelle 
des Eibes treten fünne, jo muß ich jelbft nad) der Be— 
fürwortung, die heute dem Antrage feitens bes Herrn 
Antragſtellers zu theil geworben ift, für meinen heil, 
bei der Anficht, die bisher nach) dem Gutachten der Depu- 
tation geäußert worden ift, beharren. Ic halte es für 
einen ſehr traurigen Umftand, daß der Eid überhaupt 
noch jo eine wichtige Rolle in unferem Prozeſſe jpielt, 
und jede Möglichkeit, die geboten würde, den Barteieid 
entweder ganz zu befeitigen oder wenigjtens zu bejchränfen, 
die würde ich mit Freuden ergreifen und mid) jebem 
Autrage in diefer Richtung anjchließen. Wenn daher be 
antragt worden wäre, die ganze Beitimmung bes $ 53, 
weiche auf den Eid Bezug hat, zu bejeitigen, wie dies 
dem Bernehmen nad) auch urfprünglich die Abſicht ber 
Negierung geweſen ift, jo würde ich meines Erachtens 
dagegen fein Bedenken finden. Wir haben diejelbe Be— 
jtimmung ſchon in dem D:Gejege von 1835, durch das 


I.$. 23. Sigung, am 2, Februar 1900. 


damals das Verfahren in Verwaltungsftreitiachen geregelt 
wurbe, mir ift aber nicht ein einziger Fall befannt ge- 
worden, und id; entfinne mich nicht, ein einziges Alten: 
ſtück gejehen zu haben, wo von dieſer Ermächtigung 
feitens ber entjcheidenden Behörde Gebraud; gemacht worden 
wäre. Ic meine daher, was jeit 65 Jahren ganz gut 
gegangen ift, würde aud für die Zukunft noch gehen, 
und ich hoffe jehr, daß, wenn auch die Beitimmung jebt 
ftehen bleibt, daß ein richterlicher Eid den Parteien von 
den Berwaltungsgerichten auferlegt werden fann, bie 
legteren von diefer Ermächtigung doch jo wenig als 
irgend möglich Gebrauch machen werden. Dann fann 
ih mich aber nicht anſchließen der Anficht bes Herrn 
Antragftellers, daß doch ein großer Schritt vorwärts ges 
than würde, wenn wir ftatt des Eides uns thunlichft 
die Verficherung an Eidesftatt genügen ließen. Ja, meine 
Herren, da fürchte ich, dak wir dazu kommen, ben wirt: 
lichen Eid, den feierlichen Eid will ich bloß fagen, viel: 
leicht zu vermindern, dagegen wird bie Verfiherung an 
Eidesftatt jedenfalls gegen den bisherigen Gebrauch er— 


höht werben, 
(Sehr richtig!) 


vom moralifchen Standpunfte aus ift e8 aber ganz gleich, 
ob jemanb einen faljchen Eid jchwört, oder ob er an 
Eidesftatt eine faljche Berfiherung giebt. Auf die äußere 
Form und darauf, daß die Schwurfinger erhoben werben, 
fann es allein nicht anfommen, denn es wird ja jedem, 
ber eine Berficherung am Eibesftatt abgeben will oder 
abgeben joll, vorgehalten, er ſolle fich wohl überlegen, 
daß das, was er zu verfichern im Begriffe ftünde, ganz 
gleich ftehe der wirklichen Eibesableiftung. Er wird ganz 
befonders darauf aufmerkſam gemacht, daß er nichts 
anderes thue, als wenn er bei dem wirflihen Schwure 
Bott zum Zeugen anrufe Das gilt für den Eid und 
bie eibliche Verficherung ganz in gleichem Maße. Der 
Herr Antragfteller hat uns gejagt, der Richter würde 
ſich jedenfalls durch diefe Erwägung nicht beftimmen 
laſſen, die eidliche Verſicherung öfter aufzuerlegen als 
den Eid. Da weiß ich doch nicht, ob das ganz zutreffend 
ift. Meine Herren! Die Richter find auch Menfchen wie 
wir. Der Herr Untragfteller hat und vorhin gejagt, 
daß jeder doc ſehr viel lieber eine Verficherung an 
Eidesjtatt abgeben würde, als einen Eid zu leijten. 
Meine Herren! Ih muß bafingeftellt fein laſſen, 
ob man das im allgemeinen annehmen fanı. Ich 
verfichere wenigjtens, für meinen Theil würde ich das 
für ganz gleich anjehen, ob mir ein Eid abgenommen 
wird oder ob ich unter ber vorgejchriebenen Belehrung 
und Verwarnung zu einer Verfiherung an Eidesftatt 
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aufgefordert werbe. Ich wieberhole: aus diefem Grunde 
würde ich nicht ftimmen können für das, was uns hier 
vom Herrn Untragfteller vorgejchlagen wird. Uber, 
meine Herren, ich habe auch noch ein rechtliches Bedenten, 
wie wohl ich geftehe, daß es eine Vermefjenheit von mir 
ift, mich mit einem berühmten Rechtslehrer in einen 
juriftiichen Streit einzulaffen. Ich habe nie Anfprud) 
erhoben, Jurift vom Fade zu fein. Was ich auf ber 
Univerfität von meinen bamaligen Lehrern, denen ich 
heute noch jehr dankbar bin, gelernt habe, Habe ich zum 
Theile vergeffen, und vom neueren Nechte da weiß ich 
wirffih gar nichts, namentlich in Prozeßſachen, denn 
ich habe das Glück gehabt, daß ich in meinem ganzen 
Leben noch in feinen Prozeß verwidelt worben bin außer 
ganz in den legten Monaten, wo mir einer aufgenöthigt 
worden ift; aljo aus eigener Erfahrung fann id) auch 
nit ſprechen. Nun Hat der Herr Antragfteller gejagt, 
das Gejeh Habe das ganze Verfahren in Verwaltungs: 
ſtreitſachen felbftftändig regeln wollen. Auf Analogien 
der Civilprozeßordnung fünne man ba nicht zukommen. 
Ih kann das doch nur mit der Beichränfung anerkennen, 
baß man bei neuen Gefegen ben jeweiligen Stand ber 
Rechtswiſſenſchaft nicht außer Berückſichtigung laſſen 
kann und wir davon ausgehen müſſen, daß die Vorſchriften 
der Civilprozeßordnung dem dermaligen Stande ber 
Wiſſenſchaft entſprechen. In dem Falle, den 8 53 
Abſatz 4 des Entwurfs erwähnt, da kennt die Rechts— 
wiſſenſchaft bis jegt eine Verſicherung an Eidesftatt nicht. 
Wir haben den Eid, den wir in $ 53 nachlaffen wollen, 
ihon in dem D-Geſetze von 1835 gehabt, und damals war 
das Suppletorium bes alten Prozefjes, alfo unzweifelhaft 
ein Eid und feine eidesftattliche Verficherung. An bie 
Stelle des Suppletoriums des alten Prozefies ift jet 
die Vorſchrift der Civilprozeßordnung $ 475 getreten, 
die folgenden Wortlaut hat: 


„Iſt das Ergebniß der Berhandlungen und einer 
etwaigen Beweisaufnahme nicht ausreichend, um die 
Ueberzeugung bes Gerichts von der Wahrheit ober 
Unwahrheit der zu erweifenden Thatfachen zu begründen, 
jo fann das Gericht der einen oder ber anderen Partei 
über eine ftreitige Thatfache einen Eid auferlegen.“ 


Dieje Beftimmung, die fich, wie ich noch hervorheben 
will, unmittelbar anſchließt an bie Borfchriften über ben 
angetragenen und ben zurüdgegebenen Eid, fpricht ganz 
ausjchließlih nur vom ide, während an jehr vielen 
Stellen der Civilprozeßordnung die Berficherung an 
Eidesſtatt ausdrücklich nachgelafjen wird, und ich glaube, 
in Fällen der legteren Urt wird die Verficherung an 
Eibesftatt aud) in VBerwaltungsftreitiahen nachgelafien 
werden Fönnen, felbjt wenn diefelbe in dem vorliegenden 
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Gefegentwurfe nicht ausdrüdlic Erwähnung findet. Ich 
glaube alſo nicht, daß es angängig ift, auch in Bezug auf 
den vom Richter einer Partei auferlegten Eid dem Eide 
die eibesftattlihe Werficherung zu jubftituiren. Das 
würbe etwas vollftändig neues fein, und dazu haben wir, 
glaube ich, keine Veranfaffung und meinem Dafürhalten 
nad) aud) feine Ermächtigung. 

Was nun den Antrag zu $ 59 anlangt, jo bezweifle 
ih gar nicht, daß alles, was ber Herr Antragjteller heute 
gejagt Hat, vollftändig zutreffend ift. Für mich, wenn 
ich mit befürwortet habe, den Antrag abzulehnen, iſt be- 
ftimmend gewejen, daß der Paragraph, wie er jeht gefaßt 
ift, von jedermann, der nur halbwegs gewöhnt ijt, fich 
mit Gefegesvorfchriften zu befafjen, wie ich glaube, ver- 
ftanben werben wird und ein Mifverfländniß kaum ver: 
anlaffen kann, während ber Antrag des Herrn Antrag: 
jtellers doch eine fpezifiich juriftiiche Färbung hat — das 
fünnte ja an fich gleich fein — die aber doc) dazu führt, 
daß vielleicht der ganze $ 59 nachher nicht verftanden 
würde Mein Bemühen ift immer dahin gegangen und 
geht noch dahin, daß man die Gejege möglichft gemein- 
verftändlich macht. Unſere neueften Reichsgeſetze find es 
nicht immer. Ich geftehe ganz aufrichtig, ich muß mir jehr 
oft Belehrung holen, um nur erft zu erfahren, was ge- 
meint ift; gilt das ſchon vom Civilprozeß, fo gilt das 
noch viel mehr von bem vorliegenden Gejegentwurfe, ber 
möglichft verftändlich für weite Kreife der Selbftverwaltung 
fein fol. 

Was der $ 59, wie er jebt gefaßt ift, fagt, fcheint 
mir recht verftändlich, wenn wir aber den Paragraphen 
in Zukunft beginnen wollten mit dem Satze: „Das 
Gericht ift nur an feine in Urtheilen enthaltenen Ent: 
ſcheidungen gebunden“, fo wirb das vielfach nicht ver- 
ftanden werben, und ich geftehe ganz aufrichtig, obſchon 
ich mir damit felbft ein ſchlechtes Zeugniß ausftelle, ih 
verftehe es auch jet moch nicht einmal ganz, nachdem 
es uns doch jehr eingehend erklärt worden ift. 


(Heiterkeit.) 


Ih wieberhole aljo, ich glaube, alles, was ba gejagt 
worben ift, ift jedenfalls zutreffend, ich glaube aber, es 
geſchieht Fein Unglüd, wenn wir den Paragraphen laſſen, 
wie er hier ift, dann verfteht ihn jedermann und wir 
brauchen nicht noch einen neuen Differenzpunft mit ber 
Zweiten Kammer zu fchaffen. 


(Beifall.) 
Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 


Zur Gefhäftsordnung Herr Geh. Rath Profeffor Dr. 
Wach. 
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Geh. Rath Profeſſor Dr. Wach: Würde ih in ber 
Lage jein, auf die Bemerkungen Sr. Excellenz bei ben 
einzelnen Paragraphen, über die wohl einzeln abgeftimmt 
werben wird, zu antworten ? 


Präfident: Ich hatte eigentlich gedacht, daß fich bie 
Spezialdebatte glei in der Generaldebatte auflöfen 
könnte, 


Geh. Rath Profeffor Dr. Wah: Wenn ich dann 

noch einmal ums Wort bitten dürfte, 

(Zuftimmung bes Präfidenten.) 
um auf das zu erwibern, was Excellenz von Noftib- 
Wallwitz eben bemerften. 

Ih möchte doch gegenüber dem, was Excellenz 
von Noſtitz-Wallwitz angeführt Haben, vor allen Dingen 
zweierlei betonen. Erftens bat ber geehrte Herr Vor: 
rebner fich zu $ 53 auf die Civilprozeßordnung geftügt 
und ihr eine Art von analoger Anwendung für unfer 
Berwaltungsverfahren vindiziren wollen. Das ift aber 
nicht die Meinung bes Geſetzes, im Gegentheile, bie 
Civilprozeßordnung fol wegen ber ganz heterogenen 
Natur der Verwaltungs: und der Givilftreitigfeiten nicht 
analog applizirt werben, wie ja auch die Motive jagen. 
Wenn in ber Civilprozekordnung der richterlihe Eib 
al3 die einzige Form behandelt wird, durch bie bei 
Mangel der Beweife die Entjcheidung abhängig gemacht 
wird von einer Eibesleiftung, fo hat das für uns 
feinerlei Bedeutung. Der Zweck ift ja gerabe ber, 
unferen Verwaltungsrichtern eine größere freiheit ber 
Bewegung einzuräumen. Der Streit über ben richter: 
lihen Eid im Civilprozeſſe ift ein außerorbentlich leb— 
hafter, und es ift vielleicht manchem ber Herren befannt, 
daß man dieſen Eid gänzlich befeitigen möchte zu gunften 
einer eiblihen Vernehmung ber Parteien als Zeugen in 
eigener Sache ober etwas Aehnlichem. Die Eivilprozeß- 
ordnung aber hat auch einen richterlihen Eid, ben fie 
nur nicht als folchen bezeichnet, ausdrücklich erſetzt durch 
die Verfiherung an Eibesftatt, nämlich bei ber jo: 
genannten Glaubhaftmahung. Das ift ein Novum, feit 
dem 1. Januar 1900 in Kraft, und bieje Verficherung 
an Eibesftatt hat man eben herangezogen, um ben Eib 
möglichft einzufchränfen; und Jwenn ich aud ben ſub— 
jeftiven Empfindungen vollftändig folgen fann, die über 
die moralifche Beurtheilung des Berhältnifjes von Ber: 
fiherung an Eibesftatt und Eid betont worden find, fo 
meine ich, müſſen wir bei einem Gejepe doch den ob: 
jeftiv in unferem Rechte zur Geltung gelommenen Stanb- 
punkt in den Vordergrund treten laſſen. Danach aber 
ift die Verfiherung an Eibesftatt gegenüber dem Eibe 
eine Erleichterung und es wirb unfere Rechtsbewegung 
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und Entwidelung getragen von der Tendenz nad) mög: 
fichfter Entlaftung des Eides, und diefe Tendenz ift es 
auch, die die Verfiherung an Eibesftatt in die Civil: 
prozeßorbnung übergeführt bat. Ich bin bes guten 
Glaubens, daß weder die Kreishauptmannfchaften noch 
das Oberverwaltungsgericht ſich in einer leichtfinnigen 
ober aud nur in einer übereilten Weiſe zu der Ver— 
fiherung an Eidesſtatt drängen laffen werben. Ich 
glaube, man würde mit ihr genau jo vorfichtig zu Werte 
gehen, wie mit dem ide felbft. Immerhin wäre es 
meines Erachtens ein großer Gewinn, wenn wir beibes 
zur Wahl hätten. 

Der Einwurf, die Annahme einer foldhen Aenderung 
verzögere das Zuſtandekommen des Geſetzes, fcheint mir 
gegenüber einer ſolchen doch immerhin wichtigen Sadje 
nicht entjcheidend zu fein. Wenn wir jegt bie Unträge 
1,2, 3 annehmen, wird in kurzer Friſt feitens ber 
Zweiten Kammer die Zuftimmung dazu gewährt werden 
fönnen, und dann ijt die Sadje erledigt. Soweit vor: 
gejchritten ift ja die Seffion nicht, daß ſich das nicht 
noch machen ließe, Auch ift der Entwurf, wie er jegt 
liegt, ein vollftändiges Novum. So hat er überhaupt 
ber Erften Kammer nicht vorgelegen und in specie biejer 
Abſatz 4 des $ 58. 

Hinfichtlih des $ 59 und meines dazu geftellten 
Amendements darf ih mich num vielleicht zur Wer: 
theidigung auf die Civilprozeßordnung berufen. Er: 
cellenz haben gejagt, baß biejer Untrag nicht recht ver: 
ftändlich wäre, daß aber ganz verjtänblic wäre ber 
Entwurf. Der Entwurf ift ja nur ein Stüd von dem, 
was in ber Eivilprozekorbnung fteht und biejes Stüd 
ift in feiner Iſolirung allerdings nicht verftändlih für 
mich, dagegen in der VBervollftändigung, nämlid) ber 
Bervollftändigung, die die Civilprozeßordnung voraus: 
ſchickt: „das Gericht ift nur an feine in Urtheilen ent: 
haltene Entjcheidung gebunden” vollftändig verftändlich. 
Es ift das eine Beftimmung, weldhe ja von jedem Ju— 
riften der Neuzeit — ba ber verehrte Herr Vorrebner fid 
zu denen nicht zählt, darf ich die Juriften der Neuzeit 
ihm gegenüberftellen — verftanden werden muß. Denn 
über fie hört er ſchon auf der Univerfität das Nöthige 
und jeder Richter handhabt bieje fundamentalen Bor: 
ſchriften toto die, Alſo ich glaube, einem Mifverftändniffe 
würde mein Antrag jchwerlih in ber Praris aus- 
geſetzt jein. 


Präfident; Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Ercellenz von Noſtitz-Wallwitz! 


Staatsminifter a. D. von Noftig-WBallwig: Mein 
Bertrauen zu ben Sreishauptleuten und WUmtshaupt 
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leuten ift fein geringeres als das, weldiem ber Herr Anz | „Sub C?* 
tragfteller ſoeben Ausdruck gegeben Hat, aber ich gehe Gleichfalls einftimmig. 
darin noch etwas weiter, ich hoffe jehr, daß die Kreis: | 
hauptleute und die Verwaltungsgerichte in Zukunft eben ” — 
fo wenig von der Befugniß, einen Parteieid aufzuerlegen, Gleichfalls einſtimmig. 

Gebrauch machen werden, als die berufenen Behörden Somit ift alſo der Gefehentwurf angenommen nad) 
dies feither gethan haben. | den Anträgen der Deputation. Es handelt fi um bie 


Bräfident: &3 wünfht niemand mehr das Wort? — Antwort auf ein Königl. Dekret; ich frage, ob die Königl. 


34) {cjließe die allgemeine Debatte. Meine Herren! Bon | Staatsregierung * — —— verzichtet. 
ben Anträgen, die Herr Geh. Rath Dr. Wach eingereicht | , (Die Regierung verzichtet.) 

Bat, ift der Antrag zu 843 von der Deputation an— Meine Herren! Wir find hiermit am Schlufje ber 
genommen, der Antrag zu Ab heute zurücgezogen, es Tagesordnung ‚angelangt. Ich beraume die nächſte 
bleiben daher nur die Anträge zu 853 und zu $ 59. Sitzung auf Dienstag, den 6. Februar, mittags 2 Uhr 
Ic glaube, wir fommen mit unferer Abftimmung am an und jege auf die Tagesordnung: 

zur — bringen. Iſt das Haus damit einver⸗ auf die Eingänge. 

ſtanden? — Es ſcheint einverſtanden. Ich bitte alſo die— 2. Antrag zum mindlichen Verichte ber zweiten 


jenigen Herren, die für die Anträge Wach find, figen zu | S i e 
bleiben, diejenigen, bie Dagegen find, fid) zu erheben. 34 | Deputation über das Königl. Dekret Nr. 7 


„und der Ermädtigung sub D?* 


ftelle zumächft die Frage zu $ 53. — Der Antrag ift mit | 
überwiegender Mehrheit abgelehnt. Ich ftelle biejelbe 
Frage nochmals zu 8 59. — Desgleichen mit überwiegen: | 
der Mehrheit abgelehnt. N 

Meine Herren! Wir gehen nun zurüd auf den Be— 
richt der Deputation und ich frage die Kammer, ob fie 
damit einverjtanden ift, wenn ich hier en bloe über die 


über den Entwurf eines Gefehes, bie Gehalts: 
verhältniffe der Lehrer an den Volksſchulen 
und die Gewährung von Staatsbeihülfen zu 
den Alterszulagen berjelben betreffend, vom 
17. Juni 1898, ſowie zur Abänderung einer 
Beftimmung des Gejehes, das Volksſchulweſen 
betreffend, vom 26. April 1873, (Drudjadhe 
Nr. 49.) 


einzelnen Geſetze abftimmen lafje und nicht nochmals alle 
Paragraphen aufrufe. — Die Kammer ift einverftanden. 


Präfident: Ich frage aljo die Kammer: rath D. Pant, 

„Will fie den Anträgen der Deputation unter Der Herr Protofolfführer ift bereit, das Protofoll 

A, und zwar wie diejelben pag. 2 berichtet | zu verlejen. 

find, beitreten?“ Geſchieht durch Sefretär Kammerherrn Freiherrn 
Einftimmig. von Find.) 

Ich frage die Kammer, Ic glaube, die Herren haben gegen das Protofoll 
„ob fie gleichfalls den Anträgen unter B, nichts zu erinnern. — Ich erkläre dasſelbe für genehmigt 
pag. 3 des Berichts, beiftimmt?“ und ſchließe die öffentliche Sitzung. 

Gleichfalls einftimmig. (Scyluß der Sigung 1 Uhr 48 Min. nachmittags.) 


Zur Mitvollziehung des Protofolls lade ich ein 
Herrn Geh. Rath Dr. Wah und Herrn Geh. Kirchen: 
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Bierundzwanzigfte öffentlihe Sitzung Dee Bſchaler in Schöna, Hochwaſſer⸗ 
ihäden betr. 


der Erfien Kammer (Rr. 872) Desgleichen über die Petition der Ge— 


am 6. Februar 1900, mittags 12 Uhr. —— und Reinhardtsdorf, Hochwaſſerſchäden 
etreffend. 
Inhalt: (Mr. 873.) Desgleichen über die Petition ber Ge- 


Entihuldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 871—894. — | meinde Krummbermersdorf, Hochwaſſerſchäden betr. 


Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation (Nr. 874) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
über das Königl. Dekret Nr. 7 über den Entwurf eines | vierten Deputation über die Petition des Steinbruch⸗ 
Geſehes, die Gehaltsverhältniſſe der Lehrer an den Volls- beſitzers Kühn und Genoſſen, Hochwaſſerſchäden betr. 


ſchulen und die Gewährung von Staatsbeihülfen zu den (Nr. 875.) Desgleichen die Petition des emeritirten 
Alterszulagen derſelben betr, vom 17. Juni 1898, fowie Vollsſchullehrers Leisker in Weinböhle und Genofien, 
zue Wbänderung einer Beſtimmung des Gejehes, das | Benfionserhöhung betr. 
Volksſchulweſen betr, vom 26. April 1873. — Seftfegung | (Nr. 876.) Desgleihen die Petition bes Gafthofs- 
der Zeit und Tagesordnung für bie nächſte Sihung. — | befigers Friedrich in Hohenftein- Ernftthal um Gewährung 
Borlefung und Genehmigung des Protokolls über die , einer Eniſchädigung betr. 
heutige Sihung. | (Mr. 877.) Desgleichen die Petition des Anftalts- 
aufſehers a. D. Schöne in Waldheim und Genofjen, Ben- 
Präſident: ſionser höhung betr. 
Wirkl. Geh. Rath; Dr. Graf von Könneritz, Ercellenz. (Nr. 878.) Desgleichen über bie Petition der Haus— 
ı befigerin verw. Rehm in Obercrienig, Gewährung einer 
Am Miniftertifche: Hochmwafjerfhäbenvergütung betr. 


Der Herr Staatöminifter Dr. von Seydewitz fo: | * (Nr. 879.) ri ag rn = an der 
wie bie Herren Regierungstommifjare Geh. Rath Kockel | en ai gl —8 rege ° uni Tr 
und Geh. Regierungsrath Kretzſchmar. die ftaatlihe Schlachtviehverficherung betr. 

Anweſend 37 Kammermitglieber. |__ Präfident: Sämmtlice Nummern tommen auf eine 

Präfident: Ih eröffne die öffentlihe Sitzung. ‚ber nächſten Tagesordnungen. 


Entſchuldigt haben ſich für heute Herr Kammerherr (Nr. 880.) Das Könial. Konfervatorium für Mufit 
Dr. von Frege Welgien wegen Reichstagsangelegenheiten, | und Theater überfendet 15 Programms für die Brüfungs- 
Domberr Dr. ffriederici wegen bringender Gejchäfte, aufführungen am Ende des Schuljahres 1899/1900. 


Domperr von Trügfchler Freiherr zum Falfenftein wegen (Mr. 881. Brotokollertraft der weiten Sammer, 


Privatgejchäften. betreffend Schlußberathung über die Petition des Ge- 
Den Vortrag der Negiftrande giebt der Herr meinderaths zu Gruna bei Noffen, den Schulneubau für 
Freiherr von Find, Rhäſa und Gruna betr. 


(Nr. 871.) Antrag zum anderweiten mündlichen Präfident: Die Programme für bie Nr. 880 
Berichte ber vierten Deputation über die Petition des ' liegen aus, zu 881 ift zu refolviren: zu den Alten. 
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(Nr. 882.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über bie Petition des Gutsbefiger® Bruno Naumann in 
Carsdorf und Genofjen, die Einführung einer allgemeinen 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau betr. 

Prüäfident: Desgleihen zu den Alten. 

(Nr. 883.) Betition bes Gutsauszüglerd Gottlob 
Markus Schneider in Aue, Aufhebung ber über ihn ver- 

ngten Entmündigung und, Gewährung einer nt: 
&hädigung betr. 
Präfident: Un die vierte Deputation. 


(Rr. 884.) Die Deutſche Kolonialgeſellſchaft, Ab: 
theilung Dresden, überjendet 10 Eintrittöfarten zum 
Vortrage des Herrn Profeſſors Dr. von Halle am Sonn: 
abend, den 10. Februar laufenden Jahres, im Bereins- 
haufe über „Die Bedeutung bes britifchen und amerifa- 
niſchen Imperialismus“. 

Prüfident: Meine Herren! Wer Luft hat, an biefem 
Bortrage fich zu beteiligen und denſelben anzuhören, 
findet die Karten in der Kanzlei ausliegen. 

(Nr. 885.) Petition des Petitionskomitees zu Böblik 
und Genofjen, die Herftellung einer Eijenbahn von ber 
Linie zwiſchen Podau - Zöblig ab durch das Knöfebad;: 
thal nad Zöblitz⸗ Anſprung-Rübenau betr. 

Präfident: An die zweite Deputation. 


(Nr. 886.) Schreiben des Königl. Minifteriums des 
Innern vom 2. Februar 1900, bei Ueberſendung von 
49 Eremplaren bes Berichts über die Induftriefchule zu 
Plauen i. V. auf bie Zeit vom 1. Januar 1898 bis 
31. Dezember 1899, 


Bräfident: Zu vertheilen; Dank zu Protofoll. 

(Nr. 887.) Beſchwerde und Petition bes Alfred 
Schwerbfeger in Dresben-Witftabt, eine Prozeßſache betr. 

Präfident: An bie vierte Deputation. 

(Nr. 888.) Schreiben des Königl. Finanzminifteriums 
vom 2. Februar d. 3, 108 Berg-Meg., betreffend Be- 
ſichtigung der von ber Königl. Porzellanmanufaftur für 
bie Bartfer Weltausſtellung hergeftellten Ausftellungs- 
gegenftände Dienstag, den 13. Februar d. J. nahmittags 
in Meißen. 

Bräfident: Zu verlefen. — Meine Herren! Ich bitte 
etwas aufzupaffen, es erfolgt eine Verlefung. 

(Berlefung.) 

Meine Herren! Ich erſuche alſo diejenigen Herren, 
die an der Fahrt theilnehmen wollen, ſich noch im Laufe 
biefer Woche in ber Kanzlei einzuzeichnen. 

Nr. 889.) Protofollertrat ber Zweiten Sammer, 
betreffend Schlußberathung über Tit. 94 bes auferorbent- 
lichen Etats 1900/01, Anlegung ber Halteftelle Chrieſch⸗ 
witz betr. 

Präfident: An die zweite Deputation. 
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(Nr. 890.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 33 bes außerorbentlichen Etat? für 1900/01, 
Erbauung von Heizhausftänden für Lokomotiven betr. 


(Nr. 891.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 72 bes Di nenne Etats für 1900/01, 
Erbauung einer Ladeſtelle in Auerhammer betr. 

(Nr. 892.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 76 bed auferorbentlihen Etats für 1900/01, 
Erweiterung des oberen Bahnhofs in Reichenbach i. 8. 
betreffend. 


(Nr. 893.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Zit. 101 des außerorbentlidyen Etats für 1900/01, 
Erweiterung des Bahnhofs Mügeln bei Oſchatz betr. 

(Nr. 894.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 103 des aufßerorbentlihen Etats für 1900/01, 
Umbau des Bahnhofs Radebeul betr. 

Präfident: Dieſe ſämmtlichen Nummern kommen an 
die zweite Deputation. 

Bir gehen über zum zweiten Gegenftanbe ber Tages: 
ordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über das SKönigl. Dekret 
Nr. 7 über den Entwurf eines Gefehes, bie 
Gebaltsverhältniffe der Lehrer an den Volks— 
ihulen und bie Gewährung von Staatsbeihülfen 
zu den Alterszulagen derjelben betreffend, vom 
17. Juni 1898, ſowie zur Abänderung einer Be— 
ftimmung bes Gejeges, das Volksſchulweſen be— 
treffend, vom 26. April 1873." (Druchſache Nr. 49.) 


(Bergl.M.IIR. S. 147 ff. und 444 ff.) 
Herr Rittergutsbefiper Hempel wird Bericht erftatten. 


Berichterftatter Nittergutsbefiger GHempel; Meine 
jehr geehrten Herren! Das Königl. Dekret Nr. 7, welches 
Ihnen heute zur Beſchlußfaſſung unterbreitet ift, lautet 


folgendermaßen. (Wird verfefen.) 


Bei der Berathung des Dekrets Nr. 5 in der vorigen 
Tagung, welches biejelbe Materie zu orbnen beftimmt 
war, fonnte eine Llebereinftimmung mit ben Borjchlägen 
ber Regierung bezüglich Staatsbeihülfen zu den Alters- 
zulagen nicht herbeigeführt werden. Wenn man aud) 
in diefem hohen Haufe bereit war, ben Standpunkt ber 
Regierung voll zu unterftügen, den ſchwachen, Meinen 
und minderleiftungsfähigen Gemeinden bei ber Auf: 
bringung ber Wlterszulagen bie größtmöglichften Bor: 
theile zuzubilligen, fo war man anbrerfeits bocd ber 
Meinung, daß bie Fafjung bes 87, wie fie in dem 
Dekrete Ar. 5 erfolgt war, für bie größeren und größten 
Gemeinden eine zu unbillige und eine zu ungerechte 
fei, und ber Ueberzeugung, es werben fi Mittel und 
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Wege finden, Beitimmungen zu treffen, welche das ver: 
mieben. 

Das Dekret Nr. 5 beftimmte feinerzeit, daß alle 
biejenigen &emeinden, welche bis zu 25 Lehrern incl. 
des Direftors beichäftigten, für ihre Aufwendungen für 
bie Dienftalterszulagen voll entihäbigt werben follten, 
daß dagegen die größeren Gemeinden, in denen mehr 
als 25 Lehrer angeftellt waren, ein für allemal nur 
8500 M. zu erhalten Hätten. Die Wirkung war bie, 
da 3.8. Stäbte wie Leipzig, welche Aufwendungen bis 
zu 3 Millionen zu machen hatten, ober wie Dresden, wo 
die Aufwendungen zwifchen 1’, und 2 Millionen fi) er: 
ftreden, bei Chemnig, Wurzen zc. auch fich in fehr Hohen 
Beträgen bewegten, ein für allemal nur 8500 M. er: 
bielten. Die in Frage kommenden’ Gemeinden, 1919 
nad den Erhebungen und nach bem Stande von 1895, 
vertheilen fi jo, daß von biefen 1890 Gemeinden bie 
volle Entihäbigung ſeitens des Staatd zu erwarten 
hatten, die übrigbleibenden 29 aber nur mit 8500 M. 
abgefunden wurden. Um bie Berabichiebung bes Geſetzes 
im übrigen nicht aufzuhalten, wurde auf Vorſchlag 
Ihrer zweiten Deputation ber Artitel 7 damals ver: 
worfen und er wurde erſetzt durch einen Artikel, ber 
lautet: 

„Den Heineren ober minberleiftungsfähigen Schul: 
gemeinben werben zur YAufbringung ber von ihnen nad 
84 zu zahlenden Dienftalterszulagen Beihülfen aus 
der Staatölafje gewährt. Die Höhe biejer Beihülfen 
und bie Art ihrer Vertheilung wird durch Geſetz 
beftimmt.“ 


Während der Berathung ift hier im Plenum aus 
ber Mitte bes Hauſes heraus geäußert worden, daß 
man hoffe, es werben fi, ſei es num auf Grund ber 
Bahlen der Einwohner ber Stäbte, ober ber Lehrer, ober ber 
Schüler Mobalitäten auffinden laffen, welche bie Ber: 
abfolgung der Alterszulagen in entiprechenberer Weiſe 
möglid machen, unb man äußerte fi aud dahin, daß es 
wünſchenswerth erjcheine, bezüglich ber etwas elaftifchen und 
nicht präzifen Begriffe „Hein und minberleiftungsfähig* 
Beftimmungen zu treffen, welche jeden Zweifel ausſchlöſſen. 
Daß bei der Gelegenheit auch noch einBorfchlag dahingehend 
erfolgte, Ulterszulagenkaffen zn gründen, will ih nur 
beiläufig erwähnen. Da bas nad; Dekret Nr. 5 zu erlaffenbe 
und am 17. Januar 1898 veröffentlichte Geſetz beftimmt 
war, am 1. Januar 1900 in Wirffamteit zu treten und auch 
inzwijchen getreten ift, mithin bie Gehaltserhöhung ber 
Lehrer an den Volksſchulen bereits Platz gegriffen haben, 
jo war e8 erforderlich, für diefe Tagung als eine ber 
erften Erledigungen eine Regulirung ber Staatsbeihülfen 
zu dieſen Dienftalterszulagen ins Auge zu faſſen. 


Das Königl. Dekret Nr. 7 verfolgt nun diefen Zweck in 
der Hauptfache und zwar in feinem erften Baragraphen, 
nebenher ift die Gelegenheit benußt worden, in Artikel 2 
bezüglich der Vernehmung des Einfommens der Kirch— 
fchulfehrer Beftimmungen zu treffen und in Urtifel 3 bie 
Ertraleiftungen ber Volksſchullehrer einer zeitgemäßen 
Regulirung zu unterwerfen. Nach $ 1 wirb nun be— 
ſtimmt: 

„Den Schulgemeinden werden zur Aufbringung der 
von ihnen nad $ 4 zu zahlenden Dienſtalterszulagen 
Beihülfen aus der Staatslaffe in folgender Weile 


ewährt: 

: Die Schulgemeinden, an deren Volksſchulen nicht 
mehr als acht ftändige Schulftellen einſchließlich der 
Direktorftellen vorhanden find, erhalten jährliche Bei- 
hülfen in ber Höhe ber von ihnen in jebem Jahre 
gemäß 8 4 zu zahlenden Dienftalterjulagen. 

Die Schulgemeinden, an beren Volksſchulen mehr 
als acht ftändige Schulftellen einſchließlich der Direktor: 
ftellen vorhanden find, es ur Yufbringung ber 
Dienftalteräzulagen jährlide Beihülfen nad) der Zahl 
ber dieſe Schulen befuchenden Schulkinder und zwar: 
für das erfte umb zweite Taufend je 4 M. für ein 
Kind, für das dritte bis fünfte Taufend de 2 M. für 
ein Kind und für jedes weitere Kind 1 M. 

Maßgebend ift jedesmal bie Schulfinderzahl am 
31. Mai des laufenden Jahres fein.“ 


Es ift fomit mit dieſem Mobus ein einheitlicher 
Mafftab gefunden worben, der für alle Gemeinden, fie 
feien groß ober Hein, gleichmäßig wirft. Dadurch wird 
die bifferentielle Behandlung ausgeſchloſſen, und bie 
Beftimmungen, welche jeinerzeit Mißſtimmung erzeugten 
und zur Kritik heransforberten, find vermieden worben, 
es ift ihmen der Boden entzogen worben, wenn auch 
anbdrerjeitö bier zugegeben werben muß, daß die Bei: 
hülfen, welche die großen Städte erhalten, gegenüber ben 
enormen Aufwendungen, bie fie zu machen haben, kaum 
ins Gewicht fallen fünnen, und wenn auch auf ber an— 
deren Seite bie hier geäußerte Erwartung nicht erfüllt 
worben ift, daß in ber Hauptſache nur biejenigen Ge: 
meinden, bie minberleiftungsfähig find, voll entſchädigt 
werben follen; benn es finden ſich unter den Gemeinden, 
bie bie ganzen Entjhäbigungen erhalten, viele, welche, 
obgleich fie Hein find, doch Teiftungsfähig genug find, 
und die Staatsbeihülfe im Grunde genommen nicht 
nöthig haben. 

Nach dem alten Dekrete Nr. 5 von ber vorigen Tagung 
waren für bie Staatsbeihülfen zu ben Dienftalters: 
zulagen 1,700,000 M. erforderlih und in Ausſicht 
genommen; nad dem jegt vorgejchlagenen Mobus find 
2 Millionen nöthig. Diefelben find eingeftellt in Kap. 96 
und das hohe Haus wird fpäter erjucht werben, fein 
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Einverftändniß mit biefem Boftulate zu erkennen zu 
geben. Der Effekt ber Beihilfen nad Art. 7 geftaltet 
fih nun fo, daß bie Gemeinden, welche bis zu 8 
ftändigen Lehrern bejchäftigen, fi auf 1784 belaufen, 
es find dies 93 Prozent der Gejammtjumme, welde 
vollentihäbigt werden; ber Reſt von 7 Prozent erhält 
die Vergütung nad) der Vorlage. 

Es liegt nun nahe, bie heute erzielten Wirkungen 
mit denen zu vergleichen, welche eingetreten wären, 
wenn jeinerzeit das Dekret Nr. 5 Annahme gefunden 
hätte. In diefem Falle hätten fich den 1784 Gemeinden 
noch 106 Gemeinden zuzugejellen gehabt, welche zwifchen 
8 und 25 Lehrer beichäftigen; die größeren Gemeinden, 
welche früher ausgefchlofjen waren, machen 1'/, Prozent 
der ganzen Summe aus. Die Sadıe liegt nun fo, daß, 
während früher von 1919 1890 entihäbigt wurden, 
jest nur 1784 voll entjhädigt werben. Won den übrigen 
135 Gemeinden, das heißt ben 106 Gemeinden, bie 
zwifchen 8 und 25 Lehrer befchäftigen und ben 29, 
die mehr ald 25 Lehrer beichäftigen, erhalten bie 
29 Gemeinden höhere Zuwendungen als früher, bagegen 
die mittleren Gemeinden Beihülfen, die nur zum Theile 
ihre Aufwendungen beden. Aus ben Erhebungen, bie 
bei der Prüfung biefer Verhältniffe in der jemfeitigen 
Kammer gemacht worben find und die fi in bem Be— 
richte ber jenfeitigen Kammer auf Seite 4 aufgeführt 
finden, geht hervor, daß von ben größeren Gemeinden, 
3. B. Leipzig, welches 61,000 Schulkinder zu verjorgen 
hat, 70,000 M. nad der meuen Vorlage erhält, 
Dresden mit 39,400 Schultindern 48,000 M., Chemnip 
mit 26,000 Schulfindern 35,000 M., Wurzen mit 2800 
Schultindern 9800 M., Mittweida mit 1870 Schulfindern 
7400 M. und ſchließlich Plauen mit 1579 Schulfindern 
6316 M. Diefe Städte wären früher ein für allemal 
auf 8500 M. befchränft gewejen. Aus den jeßigen 
nicht unerheblich höheren Vergütungen erklärt fich auch 
ber höhere Betrag, der gegenüber ber früheren Ein: 
ftellung von 1,700,000 M. heute geforbert werben mußte 
Während bie 106 mittleren Gemeinden, die zwijchen 
8 und 25 Lehrer unterhalten, früher die Hoffnung haben 
konnten, für alles, was fie aufwenbeten, entſchädigt zu 
werben, ftellt es fich jetzt jo, daß thatſächlich unter diefen 
Gemeinden einige vorhanden find, welche weniger, als 
ihre Aufwendungen find, erhalten, und die fich damit 
bem Kreife derjenigen Gemeinden zugefellen, die über: 
haupt von vornherein ausgeſchloſſen waren, voll ent: 
Ihädigt zu werden, d. 5. den 29 größeren. Es find 
aber auch wieder eine ganze Reihe anderer ba, die mehr 
erhalten, als fie für ihre Schulzwede, für dieſe Dienft- 
alterözulage, gebrauchen. Ich möchte hier erwähnen, 


daß z. B. Löbau nad) ber Schulkinderzahl 5036 M. zu 
erhalten bat, während bie Miterszulagen nach ben that: 
jählichen Erhebungen dort 10,700M. betragen. Lommatzſch 
rangirt ebenjo; bie Stadt Lommatzſch erhält 3000 M. 
Beihülfe, aber die Aufwendungen belaufen fi auf 
6000 M. Dasjelbe ift der Fall bei Neuftadt mit 28300 M. 
Beihülfen und einem Aufwande von 5000 M., und bei ben 
Städten Roßwein, Waldheim, Kamenz, Bijchofswerba, 
Dem gegenüber fteht eine Reihe von Orten, wo biefe 
Beihülfen weit höher find, als die Alterszulagen be— 
tragen. 3.8. bei Alt-Coſchütz würden die Beihülfen 
nad) der Berechnung fich belaufen auf 3428 M., während 
die Mlterszulagen nur 1400 M. betragen, Cotta würbe 
7868 M. zu erhalten haben gegenüber Aufwendungen 
von 4000 M., Bicheila 2444 M. Beihülfen gegenüber 
Aufwendungen von nur 1300 M. u.f.f. Das hat 
dazu geführt, daß man im ber jenfeitigen Kammer ver: 
ſucht Hat, bei ber Behandlung dieſes Punktes Modali— 
täten zu finden, welche das vermeiben. Alle Verſuche 
find aber daran gefcheitert, daß dabei der Betrag von 
2 Millionen M., der poftulirt war, nicht eingehalten 
werben konnte, fonbern überjchritten werben mußte, 
Und nachdem bie Wegierung auf das beftimmtefte 
erklärt hat, daß fie für irgend welche Aenderungen nicht 
zu haben wäre, bei denen eine Weberfchreitung der in 
Anſatz gebraten 2 Millionen M. erforderlich jei, fo hat 
man ſich jchließlich im der jenfeitigen Kammer zur An: 
nahme ber in Artikel 1 enthaltenen Vorfchläge bereit erffärt, 
wenn andrerfeits die Beſchränkung ftattfände, daß feine 
Gemeinde mehr erhalten würde, als fie thatfächlich für 
Ulterözulagen aufwenbet. Die Regierung hat bieje Ein- 
ſchränlung mit ber Bemerkung abzuweifen gefucht, daß 
nad) den Erhebungen die Aufwendungen für Gemeinden, 
die geringere Wlterszulagen gewährten, fi im ganzen 
nur auf ungefähr 41,000 M. beliefen, daß nad) ben Er- 
fahrungen eine Verminderung biejer 41,000 M. zu er 
warten fei von jährlich 10,000 M., daß alſo diefe Mebr- 
vergütung, die ben Gemeinden über das Maß gemacht 
würde, thatfächlic in vier Jahren gegenſtandslos werben 
würde. Zudem ſei hervorzuheben, daß die Mebrbelaftung 
an Ürbeiten eine außerorbentlich ftarfe werben würbe, 
und daß es beöhalb vorzuziehen wäre, es bei ben Bor: 
fchlägen ber Regierung zu belafjen, zumal alle bie Ge— 
meinben, bie in frage kämen, hauptſächlich Inbuftrieorte 
oder Borftabtbörfer wären, bie infolge rafcher Bevöller⸗ 
ungs⸗ und Schulfinderzunahme mit großen Schwierigkeiten 
zu kämpfen hätten. In der weiten Sammer ift man 
trotz biejer Einwendungen aber auf bem Stanbpunfte 
und den Borjchlägen der Deputation, daß es doch 
wünjdenswerth jei, feftzulegen, daß feine höheren Ber: 


1.8. 24. Sigung, am 6. ffebruar 1900. 


197 





gütungen verabfolgt werben, als thatſächlich die Aufwen- 
dungen erheifchen, ftehen geblieben. Der Beihluß der 
Bweiten Kammer, der hier an dieſes hohe Haus gelangt 
ift, hat nun den Zuſatz eingefügt, daß die Beihülfen den 
Betrag ber nad) $ 4 zu zahlenden Aiterszulagen nicht 
überjieigen bürfen. 

Bei den Erörterungen in Ihrer zweiten Deputation 
war einestheild der Umſtand maßgebend, fich den Be— 
ſchlüſſen der Zweiten Kammer zuzugefellen, daß man 
doch nicht abftreiten konnte, daß ber Gedanke ein um: 





fommen vom Schuldienfte eine den Kirchſchullehrern ſehr 
ungünftige Praris herausgebildet hat. Die Mehrzahl 
derjenigen Schulgemeinden, welche bei den Zehrergehalten 
über die gejeglichen Mindeftbeiräge Hinausgegangen find 
und bejondere Gehaltsitaffeln aufgeftellt haben, fchließen 
bie firchendienftliches Eintommen beziehenden Lehrer von 
diefer höheren Gehaltsftaffel aus und gewähren ihnen, 
zumeift noch unter Einrechnung bes über den Betrag von 
900 M. hinausgehenden Kirchenbienfteinfommens, nur bie 
Mindejtfäpe ober noch geringere Gehalte, ald ben 


bedingt richtiger und forrefter ift, daß einer Gemeinde | übrigen ftändigen Lehrern gewährt werden. Da ferner 
nicht mehr gewährt werde, als fie thatſächlich aufwendet. nachher hier in der Begründung zu biefem Paragraphen 
Auf der anderen Seite ift nicht ausgejchlofien, daß ſich gejagt ift, daß die beftehenden Beftimmungen feinen An— 
auch die Verhältnifie wieber verſchieben können, und | Halt in den fic neuerdings mehrenden Fällen geben, daß bie 


daß, wenn es jetzt jo ausfieht, als ob bei ben meiften 
Gemeinden ein Beharrungszuftand eintreten wird derart, 
daß bie Alterdzulagen höher fein werben als bie Ber- 
gütungen, es doch immerhin anders fommen fann. Zu: 
dem hatte jchliehlich die Königl. Staatsregierung erklärt, 
für den Fall, daß beide Kammern es übereinftimmend 
beſchließen follten, ſich damit einverftanden erklären zu 
wollen, baß feine Gemeinde mehr als die gezahlten 
Alterszulagen befommen fol. 

Ih habe aljo namens der zweiten Deputation bie 
hohe Kammer zu erfuchen, den Artilel 1 mit biefem 


Zuſatze: 
„Dieſe Beihülfen dürfen den Betrag ber nad) 
$ 4 zu zahlenden Alterszulagen nicht überfteigen‘ | 





anzunehmen. 
Zu dem Artikel 2, der beftimmt: 


„Eine Unrechnung des Einfommens vom Kirchen— 
dienfte in das Einfommen vom Schuldienfte findet 
nicht mehr ftatt. 

Die in den Schulgemeinben für die ſtändigen Lehrer 
beftehenden Gehaltsbeftimmungen haben auch auf bie 
ftändigen Lehrer, welche Firchendienftliches Einkommen 
beziehen, Anwendung zu finden.” — 


ift wenig zu fagen. Die jetzt in Kraft befindlichen Be: 


Kirchenſchullehrer nicht imftande find, neben ihren kirchen— 
bienftlichen Berrichtungen die volle Schulftundbenzahl zu 
geben, fo iſt es wünfchenswerth, hier eine andere Regelung 
eintreten zu laffen, wie e8 $ 2, der Ihnen nad) der Bor: 
lage zur Unnahme empfohlen wird, im Auge hat. 

Der Artikel 3 beftimmt, da 8 22 Abſatz 2 des Ge- 
ſetzes, das Volksſchulweſen betreffend, vom 26. April 1873 
aufgehoben und durch folgende Beftimmungen erſetzt wirb: 
„Gegen befondere Bergütung, die nicht unter 55 M. 
jährlich für eine wöchentliche Stunde betragen darf, Hat 
der Lehrer noch bis zu 6 Stunden wöchentlid an ber 
Volks- und Fortbildungsichule zu übernehmen.” Die 
Bergütungen, die jegt für Ertraleiftungen, für bie über 
die 32 feftgejegten Stunden hinaus gehenden Stunden 
gewährt wordem find, Haben ſich auf 36 M. belaufen. 
Rachdem nun das Einfommen ber Lehrer durch das Geſetz 
vom 17. Juni 1898 eine Erhöhung für das Anfangegehalt 
auf 1200 M. und das Endgebalt auf 2100 M. erfahren hat, 
ftellt fich ber Durchſchnitt auf 1650 M. Bei 32 wöchent- 
lichen Pflichtftunden ergiebt fi für eine Stunde ein Be- 
Betrag von 51,5 M. Der Betrag ift abgerundet worben 
auf 55 M. Auch darüber ift nichts zu erwähnen, 
und ich Habe aljo namend ber zweiten Deputation 
zu bitten, daß audh Hier von ber hohen Kammer 


ftimmungen ftügen fi auf ein Gefeß vom Jahre 1835. | Artitel 3 nach der Vorlage angenommen werden möchte. 
In der Hauptfache ift zu erwähnen, daß bei der Regu- | Eine kleine Aenderung redaftioneller Natur ift nöthig bei 
lirung biefer Einfommensverhältnifje in der Regel nad) | Artifel 4. Im Artikel 4 Heißt ed: „Diefes Geſetz tritt 
praftifchen Gefichtspunften verfahren wird, und baß | mit bem 1. Januar 1900 in Wirkſamkeit.“ Es ift alfo 
weber eine beftimmte Abmachung befteht, das kirchen- erwartet worden, daß die Verabſchiedung diefer Vorlage 


bienftlihe Einkommen ſeitens der Schulgemeinden mit 
einrechnen zu laffen, noch umgefehrt, daß es den Lehrern 
freigeftellt ift, e8 verlangen zu fünnen, daß es nicht 
eingerechnet werde. Es hat ſich nad) ber Begründung, 
die diefe ganze Frage jehr eingehend behandelt, im 
weiteren ergeben, daß fich bezüglich der theilweifen Ein- 
rehnung des kirchendienftlichen Einfommens in das Ein: 


vor dem 1. Januar 1900 erfolgen follte. Da ber 1. Januar 
aber inzwiſchen herangekommen ift, fo ift zu beantragen 
geweien: „Diefes Gejek tritt vom 1. Januar 1900 ab in 
Wirkſamkeit“, und ich möchte bitten, mit dieſer kleinen 
Uenderung auch diefen Paragraphen anzunehmen. 

Ih Habe num fchließlich noch einer Petition zu ge— 
denten, welche von Seiten des Borftandes des Allgemeinen 
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Sächſiſchen Lehrervereins an die Stände abgegeben worden 
ift. Diefe Petition erftredt ſich auf nicht weniger als 
11 Petita. Zroß diefer großen Anzahl hat man aber in 
der jenfeitigen Kammer bei der Behandlung berjelben 
feinen andern Beihluß faſſen können als vorzufchlagen, 
fie auf fi beruhen zu laſſen. Die Wünfche bewegen 
fih in drei Richtungen. Ein Theil ber Wünjche findet 
durch das Dekret Nr. 7 feine Erledigung; ein- anderer 
Theil der Wünfche hat feine Erledigung gefunden durch 
das Geſetz vom 17. Juni 1898, welches am 1. Januar 
in Kraft getreten ift, und eine britte Kategorie ift der— 
artig, daß fie bei einer richtigen Anwendung ber jet be 
ftehenden Geſetze unter Umſtänden durch Befchwerbe- 
führung ohne weiteres ſchon den Effekt gewährleiften, der 
von dem LZehrerverbande angeftrebt wird. Dieſe Petita 
find nun, wenn ich fie hier anführen darf, bie folgenden. 

Es wird zunächſt verlangt, daß die fämmtlichen 
Alterszulagen auf die Staatsfafje Übertragen werben follen, 
und es wird das begründet, daß im Falle der nur theil- 
weifen Uebernahme ber Wlterszulagen auf ben Staat in 
größeren Gemeinden durch Ueberfüllung der Klaſſen ſowie 
Erhöhung der Stundenzahl dies für bie Lehrer ſchwierigere 
und unhaltbare Berhältniffe herbeiführen würbe. Gerade 
die Frage ber vollftändigen Uebernahme ber Alterszulagen 
dur ben Staat hat bei ber Verhandlung bes Dekrets 
Nr. 7 eine eingehende Erwägung ſeitens der hoben 
Staatsregierung gefunden, man ift aber nicht dazu ge- 
langt, darauf zurüdzutommen unb die Wünfche, die Hier 
geäußert werden, erfüllen zu können. Die Petition hat 
übrigens auch damals ſchon ber Regierung vorgelegen, 
ehe das Dekret Hier abgejchloffen worden ift. 

Ferner wirb gewünfcht, daß eine angemefjene Er: 
höhung ber Nebenbezüge herbeigeführt werde. Das ge: 
fchieht bei Annahme des Dekrets 7 in $ 3, durch ben biefe 
Nebenbezüge von 36 M. auf 55 M. in angemefjener 
Weile erhöht worden find. Zum Dritten wird petirt, 
daß die Einrehnungsfähigkeit des Kirchendienſteinkommens 
bejeitigt werde. Das ift gejchehen in $ 2 der Vorlage. 

Ein vierter Wunſch geht dahin, die Lehrer jet be: 
züglih Unrehnung der Militärbienftzeit den Geiftlichen 
gleichgeftellt zu jehen. Durch das Geje vom 5. März 1874 
find nad dieſer Richtung Hin ſchon bie erforderlichen 
Beftimmungen getroffen und die Königl. Staatsregierung 
hat zu dem noch in Ausficht geftellt, die einfchlagenden 
Verhältniffe in einer beſonderen Verordnung Harlegen 
zu wollen. 

Unter 5 wirb gebeten, bie jet beftehenden ſechs 
fünfjährigen Alterszulagen durch acht dreijährige zu 
erjeben. Diefe Forderung findet ihre Erledigung in 
bem Gejebe vom 17. Juni 1898, das erft vor wenigen 
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Tagen, am 1. Januar, in Kraft getreten ift, und es 
ericheint unthunlih, daß man jetzt ſchon mit einer 
Aenderung der Beftimmungen in dieſem Gejege vorgeht. 

Es wird ferner verlangt, daß das Gehalt der Lehrer 
auf 2700 M. Marimum gebracht werden möchte. Wäh— 
renb ber vorlegten Tagung lag ein Geſuch vor, daß man 
das Marimalgehalt, welches auf 2100 M. angejeht 
worben ift, auf 2400 M. in bie Höhe fegen follte. Jetzt 
wird dahin petirt, daß ed auf 2700 M. gebracht werben 
möchte. Das ift natürlich abzufchlagen, da auch dieſe 
Beftimmungen erft feit wenigen Tagen in Wirkſamleit 
getreten find, 

Außerdem wird darum gebeten, daß eine bifferenziale 
Behandlung der Lehrer an Gemeinden, die weniger als 
40 Schulkinder befigen, in Wegfall kommen möchte, 
Auch diefer Punkt ift in dem foeben angeführten Ge- 
fege georbnet worben, und es liegt beöhalb fein Grund 
vor, hier Aenderungen vorzunehmen. 

Aus dem Umftande, daß gewiſſe größere Gemeinden 
die Hülfslehrer nicht jobald ftändig machen, als bas in 
anderen Gemeinden gejchieht, und baf fie eine Probezeit 
durchmachen müſſen, wird eine Beeinträchtigung bes 
Lehrerſtandes hergeleitet, und e8 wird um Abhülfe erſucht. 
Dieſe Angelegenheit ift gejeßlich geregelt und es würde 
durch Bejchwerbe ohne weiteres im gegebenen Falle eine 
fachgemäße Abänderung bHerbeigeführt werden können; 
auch Hier kann nicht befürwortet werben, daß auf dieſes 
Betitum eingegangen werbe. 

Es wirb ſodann eine getrennte Auswerfung bes 
Grundgehaltes, der Alterszulagen und des Wohnungs: 
gelbes gewünſcht. Die jetzigen Verhältniſſe Iafien es 
nicht angezeigt erfcheinen, auch nach diefer Richtung Hin 
zu Aenderungen zu verfchreiten. 

Dann wird barım gebeten, daß das mit einer 
Scäulftelle verbundene Einfommen aus bem Fort— 
bildungsfchulunterrichte penfionsberechtigt werben follte. 
Diefe Einfommen find mit ber Stelle nicht verbunden 
und deshalb wiürbe eine Menberung bie jchwerften Be: 
denken hervorrufen können. 

Schlieflih wird an letzter Stelle e8 als billig be- 
zeichnet, ba bem leitenden Lehrer an kleineren Schulen 
mit nur fünf Lehrern für Amtsgeſchäfte eine Vergütung 
zuerfannt werbe. Nach biefer Richtung liegen aber nad) 
Unfiht Ihrer Deputation aud feine Gründe vor, 
Aenderungen eintreten zu lafjen, da es jebem Lehrer ja 
geftattet ift, wenn er ſich überlaftet glaubt, Wünfche auf 
eine Entlaftung mit Erfolg durchſetzen zu können. Nach 
alledem wird das hohe Haus erjucht, zu beichließen, bie 
Betition des Vorftands des Allgemeinen Sächſiſchen 
Lehrervereins, joweit fie nicht durch die Beſchlußfaſſung 


zum Königl, Dekrete Nr. 7 erledigt ift, auf fich beruhen 
zu laſſen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort zur all: 
gemeinen Debatte? — Herr Oberbürgermeifter Beutler! 


Oberbürgermeifter Beutler: Meine hochgeehrten 
Herren! Mit gewiſſen Bedenken nur habe ich mich zum 
Worte gemeldet, weil ich allerdings dem Gejegentwurfe 
zuzuftimmen beabfichtige, aber doch früher eine wejent- 
li andere Haltung eingenommen habe. Ich erinnere 
daran, daß das hohe Haus vor zwei Jahren beſchloſſen 
bat, und zwar nicht unwefentlich auf mein Betreiben, 
und auf das einiger Herren Kollegen mit, daß nur den 
Heineren unb minder leiftungsfähigen Schulgemeinden 
Beihülfen zur Aufbringung der Dienftalterszulagen ge: 
währt werben. Die Bedenken, die gegen die weiter: 
gehende Megierungsvorlage geltend gemacht wurben, 
waren hauptjächlich zweierlei Art, erftens konnte man ſich 
nicht überzeugen, daß der damalige vorgejchlagene Maß— 
ftab der Gerechtigkeit entjpreche, und dann glaubte man, 
daß die Verhältnifje des Staatshaushaltsetats nicht ge— 
eignet jeien, jo erhebliche Beihülfen an die Gemeinden 
zu gewähren, die nicht ihrer unbedingt bebürften. Des: 
halb ift man nad langen Berhandlungen in beiden 
Kammern auf ben $ 7, wie er dann Gefek geworben 
ift, gelommen. Daß nun die gegenwärtige Gefeßesvorlage 
ben Anforderungen, die bamald von beiden Kammern 
geftellt worden find, nicht allenthalben entjpricht, das 
wird wohl aud von der Königl, Staatsregierung zu— 
gegeben werben; denn wenn Dresden und Leipzig jo 
erheblihe Summen an Beihülfen befommen, jo wirb e# 
jhwer fein, Dresden und Leipzig zu ben Hleineren und 
minder leiftungsfähigen Gemeinden zu zählen, die nad 
dem Geſetze Beihülfen erhalten follen. Ic beſcheide mich 
aber damit, daß — wie es bie Königl. Staatsregierung 
in der Begründung darlegt —, daß es ungemein jchwer 
war, einen gejehlich feitzulegenden Maßſtab zu finden, 
und feftzuftellen, was unter ben Hleineren und minder 
leiftungsfähigen Gemeinden verftanden werben ſoll. Das 
Königl. Minifterium des Innern Hat in ber Begründung 
ausgeführt, daß es nad) langen Erwägungen und ver- 
ſchiedenen Berathungen jchließlih darauf zugelommen 
fei, fi im wejentlichen an die Schulfinderzahl zu halten 
und biefe mit gewiffen Abftufungen als Maßſtab für 
bie Bemefjung ber Beihülfen zu Grunde zu legen. Wie 
gejagt, ich befcheide mich, und ich kann nur Sr. Excellenz 
dem Herren Kultusminifter von Herzen Glück wünſchen, 
daß es ihm gelungen ift, bei dem zuftändigen Herrn 
Finanzminifter die Bereitwilligkeit zu finden, anftatt ber 
1,700,000 M., die der Kammer das vorige Mal zu viel 
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waren, diesmal 2 Millionen M. bewilligt zu erhalten, und 
die Zuſtimmung dafür zu erlangen, dieſe Pofition in 
ben Etat einzuftellen. Nun wäre e8 Sache der Kammer 
gewejen, insbeſondere ber Deputation, ber ich anzugehören 
bie Ehre habe, die Frage zu prüfen: ift diesmal ber Staat3- 
haushaltsetat befjer geeignet, eine berartige hohe Bei- 
bülfe aufzubringen, oder ſollte man vielleicht nicht doch 
noch ben Verſuch machen, bie Beihülfen wieber zu er- 
mäßigen, und auf bas geringere Maß zurüdzuführen, 
welches mehr ben Beftimmungen bed $ 7 entipridht? 
Bir haben es nicht unternommen, einen ſolchen Verſuch 
durchzuführen, aus dem Grunde nicht, meine Herren, 
weil wir und allerdings überzeugen mußten, daß das 
Königl, Minifterium, nachdem es die Vorlage ausführlich 
begründet, nicht dafür zu haben fein würde, einen anderen 
Vertheilungsmodus einzuführen, und baß nunmehr ein 
dringenbes Bedürfniß dafür vorliege, den bebürftigen 
und Heineren Gemeinden endlich bie langerjehnten Bei— 
hülfen für die Dienftalterdzulagen zu bewilligen. Es ift 
deshalb von Seiten ber Bweiten Kammer und von Seiten 
Ihrer Deputation mit in Kauf genommen worben, daß 
auch Gemeinden Unterftügungen erhalten, bie mit Rüdficht 
auf ihre eigne Finanzlage beren nicht bebürfen; daß 
bamit der Staatsfädel etwas zu viel giebt, beffen müſſen 
wir uns befcheiden; ich wollte aber erklären, daß wir 
uns deſſen bewußt geweſen find, und nicht bloß jo oben- 
hin zugeftimmt haben; das ift das Eine; und nun das 
Andere: ich hoffe, daß bie Erflärung, die ich eben über 
diefen Punkt abgegeben Habe, das Königl. Kultus: 
minifterium bazu beftimmen wird, auch in Bezug auf 
ben zweiten Punkt feine Schwierigkeiten zu machen, fonbern 
ich glaube zu wiſſen, daß Se. Ercellenz der Herr Minifter 
bereits in ber Zweiten Kammer erklärt hat, daß er bem 
Bufage, daß niemand mehr an Dienftalterszulagen erhält, 
als er bezahlt, obwohl ihm einige Bedenken beigegangen 
find, doch zuftimmen werde. Meine Herren! Es er 
ſcheint zwar ſelbſtverſtändlich, daß niemand mehr Dienft- 
alterszulagen erftattet erhält, ala er bezahlt, unb bod) 
bat das Kultusminifterium hauptſächlich mit Rüdficht 
auf rechnerifche Schwierigkeiten Bedenken dagegen erhoben. 
Ein Punkt, eine Erwägung ift in ber Zweiten Kammer und 
auch in ber jenfeitigen Deputation wie es fcheint nicht 
zur Sprache gelommen. Ich darf daran erinnern, daß 
bie Uebernahme ber Dienftalterzulagen auf ben Staat 
wefentlih und in erfter Linie geforbert wurbe deshalb, 
weil man fagte, in leineren Gemeinden nimmt man 
Anftoß daran, ältere Lehrer einzuftellen, benen man bald 
Dienftalterszulagen geben muß, und es ift erwünfcht, daß 
biefe Dienftaltersjulagen von den Gemeinden jelbft nicht 
bezahlt, jondern daß fie vom Staate erftattet werden. 
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Wie wird e8 aber werben, wenn man bieje Dienjt- 
alterözulagen nad dem gegenwärtigen Geſetze ben Ge— 
meinden ohne Rüdfiht darauf giebt, ob fie fie wieder 
zu bezahlen haben an ben Lehrer? Dur ein ganz 
einfaches Beifpiel möchte id) das darlegen: Eine Ge: 
meinde hat 10 Lehrer und befommt die Dienftalters: 
zulagen ohne Rüdficht darauf, ob für dieſelben wirklich 
Dienftalterszulagen bezahlt werden, nad ber Borlage 
der Negierung und zwar nach dem Maßſtabe, der mit 
ben Lehrern nichts zu thun hat, jondern nad) der Kinder— 
zahl. Die Gemeinden würden nun gar fein Interefie 
daran haben, ältere Lehrer zu berufen, wo fie wirk— 
lich Zahlung an Alterszulagen zu leiften haben, jondern 
gerade das Gegentheil wäre der Fall, deun fie befommen 
ein YHequivalent vom Staate ohne Rückſicht auf die auf: 
gewendete Leiftung. Gerade dasjenige Moment aljo, 
was zu ber ganzen Vorlage geführt hat, nämlih, daß 
es den Gemeinden daran liegen joll, auch einmal ältere 
Herren zu befommen, da fie die aufzumwendenden Alters: 
zulagen vom Staate erftattet befommen, würbe weg— 
fallen; es würde die Gewährung der Dienftalterszulagen 
vom Staate eintreten ohne Rüdficht darauf, ob Zahlung 
an ben Lehrer gewährt wird oder nicht, bei allen Ge: 
meinden, die über acht Lehrer haben. Deshalb glaubten 
wir an dem Beichluffe der Zweiten Kammer fefthalten 
zu follen, und ich Hoffe, daß Se. Excellenz der Herr 
Staatäminifter auch zuftimmt, daß diefe Menderung im 
Geſetze bleibt. Ich wieberhole, wir haben mit einigen 
Bedenken zugeftimmt, aber ich glaube, daß namentlich 
den Eleineren Gemeinden die Wohlthaten der Zuwendung 
von Dienftalterszulagen nicht mehr vorenthalten werben 
bürfen. 

Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort zur 
allgemeinen Debatte? — Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed! 

Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine hochgeehrten 
Herren! Es ift wohl allgemeiner Wunſch, daß heute 
der Schlußftein in ben im vorigen Zandtage begründeten 
Bau eingefügt werde, der die nicht unberechtigten und 
langgehegten Wünſche weiter Streife des Landes zu be- 
friebigen beftimmt ift, und daß jener aud) biejen Zweck 
erfüllen möge. Ob und inwieweit dies ber Fall ift, 
darüber find bei der Verjchiebenheit ber Verhältnifje in 
der Zweiten Kammer die Unfichten weit auseinander: 
gegangen. Ich glaube nicht, daf jet hier die Zeit und 
die Stelle ift, in Erörterungen barüber einzutreten, 
welche der verfchiedenen Anfichten die richtige if. Nur 
das Eine fteht feit, daß mit der gegenwärtigen 
Borlage ſehr beachtliche und für die Lehrerichaft hoch— 
erfreuliche Beflerungen in ihren Gehaltsbezügen und 
auf ber anderen Seite jehr erhebliche Belaftungen der 
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Schufgemeinden eintreten, bie z. B. für Chemnig, ob» 
wohl wir uns in mäßigen Grenzen bei der Aufbeflerung 
halten werben, immerhin über dreimal fo viel betragen 
werden, als dasjenige ift, was uns die Staatskaſſe 
gewährt. Infofern erregt e8 für mid) durchaus feinerlei 
Bedenken, für die von mir vertretene Stabt das an— 
zunehmen, was nad) ber Annahme der Vorlage uns zu 
theil werden foll, Ich glaube vielmehr, daß, wenn ber 
Staat den Gemeinden fo weitgehende Verpflichtungen 
auferlegt, wie fie das in ber vorigen Geifion ver» 
abſchiedete Gejeh zur Folge bat, es micht mehr als 
billig ift, die Laften, bie ohne Gehör ber Gemeinden 
auf biejelben gelegt werden, theilweije, ſoweit bie 
Leiftungsfähigkeit der Gemeinden dies forbert, jeitens bes 
Staates mit zu tragen. Das war ber Sinn ber Be: 
ftimmung in $ 7 bes vorigen Gejehes. 

Gtücdlicherweife hat man einen Mobus gefunden, 
ber dieſen Beitrag nicht, wie die vorige Regierung: 
vorlage, lediglih nad ber Zahl ber Lehrer bemißt. 
Wenn id aus ber Tabelle auf Seite 15 des Berichts 
der Zweiten Kammer auf einige Gemeinden erempfifizire, 
von benen 3. B. Blajewig mit 281 M. durchſchnitt- 
lihem Staatsfteuerbetrage auf 1 Kind, Loſchwitz mit 
134 M., Radebeul mit 142 M., Bodwa mit 100 M,, 
Schebewig mit 84 M., Pirna mit 75 M., Plauen bei 
Dresden mit 121 M., Zittau mit 93 M. und Chemnik 
nur mit 76 M. eingeftellt find, jo wird baraus gefolgert 
werben bürfen, daß die Bitte im vorigen Landtage 
nicht ganz ungerechtfertigt war, nad) einer anderen 
Berehnung und unter Zugrundelegung eines anderen 
Mafftabes ala dem der Lehrerzahl die Beihülfe zu be— 
meflen. Das ift erfreulicherweife im gegenwärtigen 
Dekrete geicheben. 

Id) habe mir das Wort erbeten, um als einer derjenigen 
Herren biefes Haufes, bie im legten Landtage eine Aenderung 
der Regierungsvorlage mit allen Kräften anzuftreben für 
ihre Pflicht hielten, Sr. Ercellen; dem Herrn Staats: 
minifter von Seybewig den Dank bafür auszuſprechen, 
daß er diejenigen Bedenken in wohlwollende Erwägung 
gezogen hat, welche wir damals auszufprehen für noth- 
wendig erachteten. Ich weiß — und gewiß viele Herren 
diefes Haufes —, daß Se. Ercellenz damals ein Stüd 
feines Herzens bei Ablehnung der Vorlage hat baran- 
geben müfjen. Es gereicht mir deshalb zu um fo größerer 
Genugthuung, wie unjere Bedenken von bem Herrn 
Minifter jegt gewürdigt worden find, indem er am 
30. November 1899 in der weiten Kammer folgenbes 
auszuführen bie Freundlichkeit hatte: 

„Ich nehme keinen Anſtand, bier auszufprechen, 
dab ich die Bafis, auf bie wir hiernadh bie jepige 


Vorlage gegründet haben, für eine befjere Halte, als 
die, auf welche bie frühere Vorlage geftellt war. Ich 
fpreche dies mit aller Unbefangenheit aus, weil biefer 
neue Gedanke nicht von mir herrührt, er ift mir von 
einem meiner Mitarbeiter entgegengebradht worden. 
Je mehr ich mid; damit beichäjtigt Habe, defto mehr | 
bin ich zu der Ueberzeugung gelommen, daß es ſich 
ger in der That um einen guten und brauchbaren 
edanken handelt.” 

In der Hoffnung, daß unfer Gefegentwurf heute auch 
Geſetz werde, wünſche id) nur, daß hierdurch für längere 
Beit eine Befriedigung in den betheiligten Streifen ber: 
beigeführt werben möge. 

Unſer fächfiiches Vollsſchulweſen fteht auf einer hohen | 
Stufe der Entwidelung und erfreut fich allgemeinfter 
Unerfennung und Achtung, und wenn bies der Fall ift, 
fo Bat e8 dies einmal ber Umficht und Fürforge ber 
Königl. Staatsregierung und andrerſeits ber Berufs: 
freudigkeit und Berufstüchtigkeit unferer Lehrerfchaft, nicht 
zum minbeften aber auch der Opferfreudigkeit und Leift- 
ungsfägigkeit der Schulgemeinden zu danken. 

Möge ſtets unfer Volksſchulweſen auf biejer Höhe 
ftehen, möge auch die heutige Regierungsvorlage dazu 
beitragen, basfelbe noch weſentlich zu fördern, und möge 
alle Zeit, wenn wieber einmal an eine Uenderung heran 
getreten wird, das Biel berjelben auch darin mit be 
ftehen, daß nicht minder wie die Berufsfreudigfeit und 
Berufstüchtigfeit der Lehrer gehoben, auch auf bie 
Erhaltung der Opferfreudigkeit und Leiftungsfähigfeit 
unferer Schulgemeinden gebührende Rüdficht genommen 
werde! 


Bräfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Ih ſchließe die allgemeine Debatte, 

Es wünſcht wohl aud niemand mehr zu ben 
einzelnen Paragraphen das Wort? — Ich gehe zur Ab— 
ftimmung über und frage: 


„Bill die Kammer bejhließen: | 


1. für den Fall ber Annahme des Artikel 1 vor | 
dem vorlegten Abfage den Sat: Diefe Beihülfen | 
dürfen den Betrag ber nad $ 4 zu zahlenden 
Ulterszulagen nicht überfteigen, einzufchalten?“ 

Einftimmig. | 
Sodann 
„mit diefem Zuſatze den Artifel 1 anzunehmen?“ | 
| 

| 

| 

! 

| 

J 





Einſtimmig. 
2. „Artikel 2 nad) der Vorlage anzunehmen?“ 
Einftimmig. j 
3. „Wrtitel 3 nad der Vorlage anzunehmen ?“ 
Einftimmig. 
1. R. (1. Abonnement.) 
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4. „für ben Fall der Annahme bes Artikels 4 den 
eriten Satz in folgender Faſſung: „Diejes Geſetz 
tritt vom 1. Januar 1900 ab in Wirkfamteit” 


anzunehmen und ſodann mit dieſer Aenderung 
den Artikel 4 anzunehmen?” 


Einftimmig. 
Auch 
5. „Ueberſchrift, Einleitung und Schluß des Geſetz— 
entwurfs nad) der Vorlage anzunehmen?” 
Gleichfalls einftimmig. 
Endlich 
6. „den Gejegentwurf mit den befchlofjenen Aende— 
rungen anzunehmen?” 
Einftimmig. 
Und 
7. „bie Petition des Borftands des Allgemeinen 
Sächſiſchen Lehrervereins, foweit fie nicht durch 
die Beichlußfaffung zum Königl. Defrete Nr. 7 
erledigt ift, auf fich beruhen zu laſſen?“ 
Abermals einftimmig. 


Es ift die Antwort auf ein Königl. Dekret, Die 
Königl. Staatsregierung verzichtet wohl auf namentliche 
Wiederholung unferer bisherigen Wbftimmung? 


(Staatsminifter Dr. von Seybewik: Ja.) 


Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages» 
ordnung angelangt. Ich beraume die nächſte Sigung 
auf übermorgen, den 8. Februar, mittags 12 Uhr, an 
und jeße auf die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge. 


Untrag zum münblichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 10 bes auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, die Grunb- 
ftüdserwerbung für die neuzuerrichtende fünfte 
Kreishauptmannihaft in Chemnig betreffend. 
(Drudjahe Nr. 50.) 


3. Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 73 des auferordentlichen 
Staatöhaushaltsetats für 1900/01, Bahnhofs: 
erweiterung Schöned betreffend. (Drudjache 
Nr. 57,) 


. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 83 des aufßerorbentlichen 
Staatshaushaltetats für 1900/01, Erweiterung 
bes Bahnhofs Franzensbad betreffend. (Drud- 
ſache Nr. 58.) 


2. 
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5. Untrag zum mündlichen Berichte ber — des Empfangsgebäudes auf Bahnhof Zwickau 
Deputation über Tit. 48 des außerordentlichen betreffend. (Druckſache Nr. 64.) 
Staatshaushaltetats für 1900/01, bie Her: | Zur Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein bie 
ftellung des zweiten Gleiſes von Großröhräborf | Herren Oberſchenk Graf von Einfiedel und Graf von 
bis Pulsnitz betreffend. (Drudjadhe Nr. 62.) Schönburg, Erlaudit. 

6, Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten Der Herr Protofollführer ift bereit, dad Protofoll 
Deputation über Tit. 50 des auferorbentlichen zu verlejen. 

Staatshaushaltetats für 1900,01, Ausbau des (Geſchieht durd; Sekretär Thiele.) 
zweiten Gleifes auf der Strede Scheibe Ober: Werden Einwendungen gegen das eben verlefene 
oberwig betreffend. (Drudjadhe Nr. 63.) | Brotofoll erhoben? — Es ift nicht der Fall; ich erffäre 

7. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten dasſelbe für genehmigt und ſchließe die öffentliche 
Deputation über Tit. 69 des auferorbentlichen Sibung. 

Staatshaushaltsetats für 1900/01, den Umbau (Schluß der Sigung 1 Uhr 20 Min. nachmittags.) 





Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königl. Stenogr. Inftituts Ober: Regierungsrath 
Profeffor Heinrih Krieg. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poft: am 9. Februar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags, 


I. Kammer. 





M 2. 


Dresden, am 8, Februar 


1900. 





Fünfnndzwanzigfte öffentlihe Sitzung 
der Erftien Hammer 
am 8. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Entſchuldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 895 — 903. — 
Anträge zu den mündlichen Berichten ber zweiten Depn: 
tation über: a) Tit. 10 des außerorbentlichen Staatshaus: 
haltsetats für 1900,01, die Grundftüdserwerbung für die 
neu zu errichtende fünfte Kreishauptmannſchaft in Chemnitz 
betr.; b) Zit. 73 des aufßerorbentlichen Staatshaushalts: 
etats für 1900/01, Bahnhofserweiterung Schöned betr.; 
ce) Tit. 83 bes außerordentlihen Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, Erweiterung bes Bahnhois Franzensbab 
betr., d) Tit. 48 des auferorbentlihen Staatshaushalts: 
etats für 1900/01, bie Herftellung bes zweiten Gleiſes 
von Großröhrsborf bis Pulsnig betr.; e) Tit. 50 bes 
außerorbentlichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, Aus: 
bau des zweiten Gleifes auf ber Strede Scheibe: Ober: 
oderwitz betr., unb f) Tit. 69 des außerorbentlichen Staats: 
baushaltsetats für 1900/01, den Umbau bes Empfangs: 
gebäubes auf Bahnhof Zwidau betr. — Feſtſetzung ber 
Zeit und Tagesordnung für die nächſte Sitzung. — Vor: 
Iefung und Genehmigung des Protokolls über die heutige 
Sigung. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniftertijche: 

Die Herren Staatsminifter von Metzſch und von 
Watzdorf, fowie die Herren Regierungstommiffare Geh. 
Rath Dr. Ritterftäbt, Oberfinanzrath Elterih und 
Geh. Baurath Poppe. 

Anweſend 37 Rammermitglieber. 

LR. (1. Abonnement.) 


Präfident: Meine Herren! Ich eröffne bie öffent- 
liche Sitzung. 

Entſchuldigt Haben ſich für Heute Herr Oberſchenk 
Graf von Einfiedel wegen bringender Privatgeichäfte, 
Herr Graf und Edler Herr zur Lippe aus gleihem Grunde 
und Herr Oberbürgermeifter Dr. Tröndlin ebenfalls aus 
gleichem Grunbe. 

Den Vortrag aus ber Regiftrande giebt Herr 
Selretär Freiherr von Find. 

(Nr. 895.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
erften Deputation über das Königl. Dekret Nr. 8, bie 
Gebührentare für Merzte, Chemiler, Pharmazeuten und 
Hebammen bei gerichtlich: medizinischen und medizinal- 
polizeilichen Berrichtungen betr. 


Präfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 


(Nr. 896.) Der Rath der Königl. Haupt: und 
Refidenzftabt Dresden überfendet ein Eremplar ber Samm: 
fung der Ortsgeſetze der Stabt Dresden. 

Präfident: Dank zu Protokoll, im übrigen ber 
Bibliothek einzuverleiben. 

Nr. 897.) Schreiben bes ärztlichen Bezirksvereins 
Dresden-Stadt bei Ueberfendung einer Broſchüre, be— 
titelt: Wahre und faljche Heilkunde. 

Präfident: Zu vertheilen. 

Nr. 898.) Protofollertralt der Zweiten Kammer, 
betreffend allgemeine Vorberatbung über Dekret Nr. 29, 
den Entwurf eines Enteignungsgejepes für das Königreich 
Sadjen betr. 

Präfident: An die erfte Deputation. 

(Nr. 899.) Die Zweite Kammer überjendet 55 Drud- 
eremplare einer Petition C. R. Grundigs und Genofien 
in Dresden, das ftäbtifche Lichtwerk Hierjelbft betr. 

Präfldent: Zu vertbeilen. 

(Nr. 900.) Petition bes Guſtav Zeufche in Grimma, 
miethweife Ueberlaffung eines Bahnwärterhaufes zwiſchen 
Nimbihen und Grimma betr. 

Bräfident: An die vierte Deputation. 
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(Nr. 901.) Die Zweite Kammer überjendet 50 Drud: 
eremplare einer Petition bes Raths ber Stadt Leipzig um 
theilweife Ablehnung des Gefekentwurfs, betreffend bie 
Aenderungen in der Gerichtsorganifation. 


Präfldent; Zu vertheilen. 


(Nr. 902.) Underweite Petition bes Raths und der 
Stabtverordneten zu Crimmitichau, den Umbau bes bafigen 
Amtsgerichts betr. 


Präfident: An bie zweite Deputation. 


(Nr. 903.) Protokollertratt der Bweiten Kammer, 
betreffend Schlußberatbung über bie Petition ber Ge: 
meindevertreter in Paufig, Hochwaſſerſchäden betr. 


Präfident: Un die vierte Deputation, 


Meine Herren! Wir fahren weiter fort und gehen 
über zum „Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 10 bes außer— 
orbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
bie Grundftüdserwerbung für die neu zu errich- 
tende fünfte Kreishauptmannſchaft in Chemnik 
betreffend.” (Drudfache Nr. 50.) 


(Bergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 355 ff.) 


Ih erfuche Herrn von Trüßfchler, Freiherrn zum 
Falkenſtein, Vortrag zu erftatten. 


Berihterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr zum 
Falkenſtein: Meine Herren! In Tit. 10 des außerorbent: 
lihen Etats ift eine Unterpofition sub a, welche lautet: 
92,000 M. für Areal, nad) Abzug eines von der Stadt 
Chemnitz in Ausficht geftellten Beitrages von 60,000 M., 
zum Ankaufe eines Baugrundftüds für die zu errichtende 
Kreishauptmannſchaft Chemnig. Diefe Pofition ift zur 
befonderen Berathung herausgegriffen worden um bes: 
willen, weil ber betreffende Vertrag feitens der Königl. 
Staatäregierung bloß bis zu einem gewiffen Beitpunfte 
unter Vorbehalt ftändifcher Genehmigung abgejchloffen 
worben ift und deswegen nicht abgewartet werben konnte, 
daß ber ganze Tit. 10 in Berathung gezogen wurde. 
Es liegt hierüber der Bericht Nr. 35 ber Finanzdepu— 
tation ber Zweiten Kammer vor. Im übrigen ift bie 
prinzipielle Frage, ob eine Kreishauptmannſchaft Chemnit 
errichtet werben fol, baburd; bereits erledigt worden, 
daß bei Berathung des Königl. Dekrets Nr. 5 die Kammer 
über diefe Frage Hier fich bereits ausgeſprochen hat. 
Es erübrigt fi alfo für Ihre zweite Deputation nur, 
Ihnen den Vorſchlag zu unterbreiten, dieſe 92,000 M., 
welde Hinlänglich durch bie Erläuterung ber Regierung 
begrünbet find, zu bewilligen, wie dies aud) im ber 
Zweiten Kammer gejchehen if. Es wirb baher be- 
antragt: 


1.8. 25. Sikung, am 8. Februar 1900. 


„die in Tit. 10 des außerorbentlichen Staats: 
———— zu a eingeſtellten 92,000 M. für 

Areal, nad) Abzug eines von ber Stadt Ehemnig 
in Ausſicht geftellten Beitrags von 60,000 M. 
zur Erbauung einer Kreis aupmannfeft in 
EChemnig zu bewilligen ”. 


Präfident: Wünfht jemand das Wort? — Herr 
Oberbürgermeifter Keil! 


Oberbürgermeifter Keil: Ich beabfichtige nicht, meine 
hochverehrten Herren, alle bie Gründe, bie ich neulich 
mir erlaubt habe hier vorzuführen gegen Theilung ber 
Kreishauptmannfhaft Zwidau und für Zumeifung ber 
Amtshauptmannſchaft Glauchau zur Kreishauptmannſchaft 
Zwidau, heute zu wiederholen. Ich will nur die Bitte 
an die hohe Kammer richten, bie Petition ber Gemeinden 
Gallnberg und Genofjen, die unter Nr. 4 des Berichts 
erwähnt ift, der hohen Staatsregierung nicht bloß zur 
Kenntnißnahme, fondern zur Erwägung zu überweifen. 
Die Gründe, die für diefe Petition ſprechen und bie in 
ihr enthalten find, fcheinen mir doch jo wichtig, baf 
fie der Erwägung der Königl. Staatsregierung wohl 
werth find. 


Präfident: Herr Dr. von Wächter! 


Nittergutöbefiger Dr. bon Wächter: Ich möchte mir 
erlauben, den von Herren Dberbürgermeifter Keil ge: 
ftellten Antrag auch im Namen der Fürſtlich und Gräflich 
Schönburgifhen Rezeßherrſchaften, welche zu vertreten 
ich die Ehre habe, zu unterftüpen. Es ift gerabe für 
diefe Rezeßherrſchaften von größter Wichtigkeit, daß bie 
Amtshauptmannihaft Glauchau, in welcher ber größte 
Theil berjelben Liegt, mit der Kreishauptmannſchaft 
Zwickau auch künftighin vereinigt bleibt. Es gravitirt 
die ganze ländliche Bevölkerung der Amtshauptmann- 
ſchaft Glauchau in allen ihren wirthichaftlichen Interefien 
viel mehr nah Zwidau als nad) Chemnig. Es würbe 
für alle diefe nicht nur großen Schwierigkeiten ja jogar 
eine birefte Härte mit fich führen, wenn bie Amtshaupt: 
mannjchaft Glaudjau der neu zu bildenden Kreishaupt⸗ 
mannſchaft Chemnig überwiefen würbe. Es ift aud für 
die Beſitzer der Rezeßherrſchaften von großem Werthe, 
baf bie Rezeßherrſchaften thunlichft in einer Kreishaupt: 
mannschaft gelegen find. Es würden, wenn Glauchau 
zu Chemnig geichlagen würde, brei Rezeßherrſchaften zu 
Chemnitz mitgefchlagen und bloß bie Herrfchaften Harten: 
ftein und Stein blieben bei der Ktreishauptmannſchaft 
Awidau, ed würde alſo ber innere Verband ber Mezeh- 
herrichaften vollfommen dadurch gelodert werben, Es 
ift ja burch bie neuefte Uebereintunft vom 23. Oftober 
1875 die Nothwendigkeit der Herbeiführung der Ent- 
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ſcheidung durch bie Höhere Verwaltungsbehörde auf ein 
fehr geringes Maß zurüdgeführt worden; aber man fann 
nit wiſſen, ob diefe Möglichkeit für die Zukunft nicht 
bod wieder eintritt, daß die Enticheidungen der oberen 
Berwaltungsbehörde in größerem Umfange wünſchens— 
werth und nöthig für die Rezeiherrfchaftsbefiger find, 
Ih möchte mir erlauben, von biefem Standpunkte aus 
auch ben Antrag bes Herrn Oberbürgermeifter Keil be: 
züglich der Petition auf Belaffung des Bezirks Glauchau 
bei der Amtshauptmannihaft Zwidau zu unterftüßen. 


Präfident: Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Falfenftein: Meine Herren! Ich hatte mich darauf be» 
ſchränkt, zunächft den finanziellen Antrag auf Bewilligung 
der in Tit. 10 sub a eingeftellten 92,000 M. zu ftellen, 
das ift Bunft 1 bes vorliegenden Antrags, und hatte be 
abfichtigt, die andern Punkte des Antrags einzeln dran- 
zunehmen. Die Herren haben Antrag 4 bereits vor: 
weggenommen. Es ift nicht meines Amts gewejen, 
bie Herren zu unterbrechen; aber ich wollte bloß be: 
merfen, daß ich über dieſen Punkt noch eine befonbere 
Berichterftattung beabfichtigte. Ich weiß nicht, ob fich 
bie Herren bamit einverftanden erflären, daß die Sache 
fpäter weiter zur Sprache gebradht wird. Ach Habe 
wenigftens die Sache fo aufgefaßt, daß zunächft der vor: 
liegende Etattitel zur Erledigung zu bringen ift und 
über bie Petitionen fpäter Bericht erftattet wird. 


Präfident: Ich bitte fortzufahren. 


Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falfenftein: Es Liegen aljo, wie bereis erkennbar 
geworben ift, zu biefem Titel verfchiedene Petitionen vor 
unb außerbem ein Beſchluß der Zweiten Kammer, welcher 
in Punkt 3 bes Antrags Ihnen vorliegt, Auch bei 
biefen drei Anträgen wünfchte ich der Reihe nad) zu 
gehen. Alfo ich will ausdrücklich erklären, dab zunächſt 
über die Petitionen der Städte Plauen und Zwidau zu 
verhandeln fein würde. Die Stabt Plauen und im 
Gefolge von Plauen eine größere Anzahl vogtländifcher 
Städte Haben beantragt, daß nicht bloß zwei Kreis— 
hauptmannſchaften, jondern drei errichtet werben, und 
zwar eine dritte mit dem Site in Plauen, Es iſt hier: 
über, wie der Bericht Nr. 35 der Zweiten Kammer, den 
ih bereits angeführt habe, Ihnen ausführlich mittheilt, 
in ber jenſeitigen Deputation verhandelt worden, und 
bat bie Verhandlung fchließlich dahin geführt, daf bie 
Königl. Staatsregierung felbft empfohlen hat, den An: 
trag womöglich dahin aufzufaffen, daß, wenn wieder 
einmal eine Theilung ber Kreishauptmannfchaft Zwidau 
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in Frage käme, dann die Stabt Plauen zunächſt in 
Ausfiht zu nehmen fein wiücde. Die Finanzdeputation 
der Zweiten Kammer bat fi mit dieſem Borfchlage 
einverftanden erflärt und hat, wie e8 am Schluffe bes 
Berichts heißt, ihm ausdrüdlich angenommen, Sonad) 
wäre injofern eine Art Kompromiß nach diefer Richtung 
geihloffen worden, womit die frage auch einen ge: 
wilfen Abſchluß gefunden hat, daß für den Fall, daß 
no eine Theilung der Kreishauptmannihaft Zwickau 
wieder in Trage käme, dann Plauen in Ausficht ge: 
nommen werden follte Infolge davon ift nun, wie es 
in der Zweiten Sammer am Schluffe bes Berichts heißt, 
beantragt worden, ben Antrag der Stadt Plauen und 
der anderen Städte als erledigt zu erklären und auf 
fih beruhen zu laſſen. Das Gleiche ift ber Fall mit 
dem Antrage der Stadt Zwidau, der ſich auch bereits 
durch die prinzipielle Entſcheidung der Frage erledigt 
bat, welche gebeten Hatte, von biefer Theilung über: 
haupt ganz abzufehen. Es wird Ihnen vorgefchlagen, 
diefem Beſchluſſe der Zweiten Kammer, die Petitionen 
der Stadt Plauen und SKonforten und Zwickau für 
erledigt zu erflären und auf fich beruhen zu lafien, bei— 
jutreten. 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort zu Nr. 27 
— Herr Oberbürgermeifter Dr. Schroeder. 


Oberbürgermeifter Dr. Ecdjroeder: Meine fehr ge: 
ehrten Herren! Nach dem, was ich mir bereit erlaubte, 
bei der Abänderung bes 1873er Organifationsgefeßes 
auszuführen, kann ich mich Heute außerordentlich kurz 
faffen. Ich kann mich darauf bejchränfen, dem Herrn 
Berichterftatter verbindlichften Dank zu fagen für bie 
Begründung des Deputationsantrags in Betreff ber Pe— 
tition der vogtländifchen Städte. Gewiß, die Wünſche 
ber Betenten gehen ja noch weiter, aber in ber Be: 
gründung des Antrags, wie fie eben ber Herr Bericht: 
erftatter zu geben die Güte Hatte, dürfen die Petenten 
auf der einen Seite die Unerfennung ber Berechtigung 
ihrer Wünſche erbliden und zum andern dürfen fie baraus 
die Hoffnung ſchöpfen, daß diefe Wünfche in Zukunft 
ihre volle Berüdfichtigung und Erfüllung finden werben, 
Das war das Wenige, was ich mir zu bemerfen er: 
lauben wollte. 


Präfident: Wünfcht jonft no jemand das Wort? — 
Das ift nicht der Fall. Ich erfuche den Herrn Doms 
herrn fortzufahren unter Nr. 3. 


Berichterftatter Domherr bon Trützſchler, Freiherr 
zum Falfenftein: Ferner hat die Zweite Kammer auf 
Antrag bes Herrn Abg. Heigig, nachdem kurz vor ber 
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Verhandlung eine im Deputationsberidhte der Zweiten 
Kammer nicht erwähnte Petition jeitend der Stadt 
Callunberg und ben anderen zum amtshauptmannjcaft: 
lichen Bezirke Glauchau gehörigen Gemeinden eingegangen 
war, welche bahin gerichtet ift, den amtshauptmann- 
ſchaftlichen Bezirk Glauchau nicht zu Chemnig zu ſchlagen, 
fondern ihn bei ber Kreishauptmannichaft Zwidau zu 
belaffen, beſchloſſen, 
„die Königl. Staatsregierung zu erfuchen, bei 
Ubgrenzung bed Bezirks der neu zu errichtenden 
Kreishauptmannf al Chemnig den Bezirk der 
Amtshauptmannihaft Glauchau nicht mit in ben 
neuen kreishauptmannſchaftlichen Bezirk Chemnitz 
einzubeziehen, ſondern ihn dem Bezirke der Kreis— 
hauptmanuſchaft Bwidau zu belafjen.” 


Nach der Verhandlung in der Zweiten Kammer ift 
bie Petition, die ich eben erwähnt habe, der Stadt 
Eallnberg und ber betreffenden Gemeinden bes amts— 
hauptmannſchaftlichen Bezirls Glauchau auch bei der 
Erften Kammer eingegangen und würde fonad nochmals 
ber Beſchlußfaſſung und ber Berathung ber Eriten 
Kammer zu unterziehen fein. Sowohl über den Be: 
ſchluß, wie über diefe Petition hat ſich bie zweite De: 
putation mit der erften Deputation ind Vernehmen 
geſetzt, weil diefe Angelegenheit nicht eine finanzielle 
Frage betrifft, fondern Tediglih eine Verwaltungs: 
maßregel, und ich habe zu erklären, daß die Anträge, 
die unter 3 und 4 vorliegen, in Webereinftimmung 
mit der erften Deputation gefaßt worden find, Beide 
Deputationen find ber Anficht gewefen, daß im vor- 
fiegenden Falle die Entfcheidung über die Frage, ob der 
amtshauptmannſchaftliche Bezirk Glauchau ber Kreis— 
hauptmannſchaft Chemnitz zuzuweiſen oder bei der Kreis— 
hauptmannſchaft Zwickau zu belaſſen ſei, der Regierung 
und nicht der Kammer zu unterliegen habe und beantragen 
deswegen, ben Antrag Heitzig der Zweiten Sammer 
nicht anzunehmen und demſelben nicht beizutreten, andrer— 
ſeits aber, damit die Regierung in der Angelegen— 
heit Entſchließung faßt, den Antrag ber Gemeinden aus 
dem amtshauptmannjchaftlihen Bezirte Glauchau ber 
Regierung zur Kenntnignahme zu übergeben, 


Präfident: Ich eröffne die Debatte zu Punkt 3 und 
4 und bitte Herrn Oberbürgermeifter Dr. Keil, ber vor: 
ber auf diefen Gegenftand eingegangen ift, feinen Antrag 
ſchriftlich einzureichen. 
Geſchieht.) 


Wünſcht jemand ſonſt noch das Wort? — Ich werde 
den Antrag zunächſt einmal verleſen und dann mit zur 
Verhandlung ſtellen: 


„Ich beantrage, die Petition ber Gemeinde 
Calluberg und Genoſſen der Königl. Staate⸗ 
regierung zur Erwägung zu überweiſen.“ 


Ich ſtelle die Unterſtützungsfrage. — Er iſt ſehr 
hinreichend unterſtützßt. Zum Worte Hat ſich gemeldet 
Erlaucht Graf Schönburg. 


Erlaucht Graf und Herr von Schönburg: Meine 
Herren! Wenn ich dieſen Antrag unterſtütze, ſo geſchieht 
es, weil ich in dieſem Hauſe wohl der einzige Bewohner 
der Amtshauptmannſchaft Glauchau bin und alſo auch 
weiß, wie die Bewohner dieſer Amtshauptmannſchaft 
nach Zwickau gravitiren. Und gerade bie hiſtoriſche Be- 
deutung der Amtshauptmannſchaft Glauchau, welche Herr 
Dr. von Wächter bereits hervorgehoben hat, veranlaßt mich 
zu biefer Unterftügung. Ein weiterer Punkt ift noch 
der, daß wohl in Ausficht fteht, im nicht allzulanger 
Zeit werde eine britte Kreishauptmannfchaft Plauen 
errichtet werben, und dann wird neuerdings eine Theilung 
erfolgen, bei welcher Zwickau wieber zu Hein fein wirb 
und Glauchau wahrjcheinlich wieder zu Zwickau hinüber: 
geworfen wird. Aus biefen Gründen erlaube ich mir, 
den Antrag Keil zu empfehlen. 


Prüfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Der Herr Berichterfiatter! 


Berichterftatter Domherr vom Trütichler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Ich Habe bereitö dargelegt, daß bie 
Deputationen ber Anſicht find, daß bie Entſcheidung 
biefer Frage in dem vorliegenden Falle ber Exekutive 
zu überlaffen fei, und deswegen von diefem prinzipiellen 
Standpunkte ausgehend, können wir nur bitten, bem 
Antrag abzulehnen. 


Präfident: Wünjcht niemand mehr bas Wort? — 
IH Schließe bie Debatte. Wir gehen zur Frageſtellung 
über. 


„Will die Kammer befchließen: 


1. bie in Tit. 10 des auferorbentlihen Staats: 
———— Er a eingeftellten 92,000 M. für 
Areal, nad) Abzug eines von ber Stabt Chem⸗ 
nig in Ausficht geftellten Beitrages von 60,000 m 
zur Erbauung einer Kreishauptmannfcaft im 
Ehemnig zu bewilligen?” 


Einftimmig. 
Unb: 


„2. die Petitionen ber Stäbte Plauen unb 
dadurch für erledigt zu erflären und auf 
ruhen zu laſſen?“ 


Ebenfalls einftimmig. 


eo. 





— — — — — 


Und zu Buntt 3: 
„dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer: die 
Königl. Staatsregierung zu erfuchen, bei Ab— 
grempung bes Bezirls ber neu zu errichtenden 
ven m Chemnitz den Bezirk ber 
Amtshauptmannichaft Glauchau nicht mit in den 
nenen kreishauptmannſchaftlichen Bezirk Chemnit 
einzubeziehen, fondern ihn dem Bezirke ber Kreis- 
hauptmannſchaft Bwidau zu belaſſen, nicht bei- 
zutreten?” 


Gegen 7 Stimmen angenommen. 
Jetzt ftimmen wir ab über ben Antrag Keil: 


„Die Betition der Gemeinden Callnberg und 
Genofjen ber Königl. Staatsregierung zur Er- 
mwägung zu überein.“ 


Wer bafür ift, dem bitte ich figen zu bleiben, wer 
den Antrag Keil nicht annehmen will, dem bitte ich, ſich 
zu erheben. — Er ift abgelehnt, Ich ftelle jegt bie 
pofitive Frage darauf: 


„ob die Kammer die Petition ber Gemeinden 

Ealinberg und Genofjen der Königl. Staats: 

regierung zur Senntnißnahme überweifen 

will?” 
Einftimmig. 

Sonad tritt das Hohe Haus den gefammten An: 
trägen ber Deputation bei. 

Ich erſuche den Herren Berichterftatter überzugehen 
3. „au bem münbliden Berichte ber zweiten De: 
putation über Tit. 73 des außerorbentlidhen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Bahnhofs: 
erweiterung Schöned betreffend.” (Druckſache 
Nr. 57.) 

(Vergl. M. I.K. S. 33 ff. und 491.) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr bon Find: Die 
Bahnhofsanlagen in Schöneck genügen keinesfalls mehr 
dem geſteigerten Verlehre. Die Güterſchuppen und Gleiſe 
find ungenügend, und es erſcheint daher nothwendig, eine 
Vermehrung und Ausdehnung der Gleiſe vorzunehmen, 
ſpeziell wenn man betrachtet in welcher Weiſe der 
Güterverkehr, die Frachteinnahme und die Anzahl ber 
Frachtbriefe in den letzten Jahren ſich vermehrt hat. 
Aus ben Erläuterungen ift hervorzuheben, daß vom 
Jahre 1893 bis 1898 bie Frachteinnahmen von 53,000 
auf 93,000 M., bie Güter von 16,000 auf 32,000 t 
geftiegen find. 

Es wirb num geplant: erftens bie Vermehrung ber 
Labegleife, zur Zeit von 320 auf 785 m Länge zu 
dringen und bie Güterfchuppen von 160 auf 230 qm 
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Bodenfläche zu erweitern, Hierfür werden Summa 
Summarum 92,000 M. poſtulirt. Die Zweite Kammer 
hat am 19. Januar dieſe Summe bewilligt. Ihre 
Deputation empfiehlt, dieſem Beſchluſſe beizutreten und 
ſonach Tit. 73 des außerordentlichen Etats mit 93,000 M. 
zu bewilligen. 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 
Ih frage die Kammer: 


„ob fie den Anträgen der Deputation bei: 
tritt?“ 


Einftimmig. 


Es folgt: „4. Antrag zum mündlichen Berichte 
ber zweiten Deputation über Tit. 83 bes außer: 
orbentliden Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Erweiterung bes Bahnhofs Franzensbad be— 
treffend.“ (Drudjahe Nr. 58.) 


(Vergl.M.IIR.S.33 ff. und 491f.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Ih gehe zu Tit. 83 über, in weldem für Erweiterung 
bes Bahnhofs Franzensbad 200,700 M. poftulirt werben. 
Die an dem gemeinjhaftlihen Bahnhofe Franzensbab 
betheiligten Verwaltungen, die Kaiſerl. Defterreichifche, 
bie Bufchtehrader, die Königl. Bayerifhe und bie 
unfrige, haben bie in den Erläuterungen betailirt aus: 
geführten Planungen beabfichtigt, um den erhöhten An— 
forberungen des Verkehrs zu genügen und bie Betriebs: 
ficherheit zu erhöhen. Es find dies bie Unlegung von 
im ganzen 12 Gleiſen, die Erwerbung eines Areals für 
fünf Nangirgleife, die Herftellung eines breiten Mittel- 
babnfteiges, die Verlegung ber Ladeplähe nad) ber Stabt: 
feite und die Herftellung einer zeitgemäßen Sicherungs- 
anlage. Die Gefammtloften werben auf 602,000 M. 
veranſchlagt. Hiervon fallen als fächfifcher Antheil uns 
zur Laft 200,700 M. 

Die Zweite Kammer Hat ohne Debatte am 
19. Januar diefe Summe bewilligt, und Ihre Depu- 
tation empfiehlt den Beitritt zu dieſem Beſchluſſe. 


Präfident: Bittet jemand ums Wort? — Es ift 
nicht ber Fall, 
Ich frage die Kammer: 
„ob fie au Hier dem Antrage der Depu— 
tation beitritt?“ 
Einftimmig. 
Es folgt: „5. Antrag zum mündlichen Berichte 
ber zweiten Deputation über Tit. 48 bes außer: 
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orbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900,01, 
die Herftellung des zweiten Gleiſes von Groß: 
töhrsborf bis Bulsnig betreffend.” (Drudjache 


Nr. 62, 
oben (Berge. M.11.8.©. 33 ff. u. 433.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Unter Tit. 48 des außerordentlidien Etats werden 
160,000 M. gefordert für die Herftellung eines zweiten 
Gleiſes von Großröhrsborf nad) Pulsnig. 

Bei dem ftarken Verkehre diefer Strede — es laufen 
26 Büge per Tag — ift ber zweigleifige Aushau ber 
Etrede Großröhrsdorf-Pulsnitz dringend nothwendig, 
einerfeit8 um die Pünktlichkeit im Verkehre innezuhalten 
und ferner wegen der Sicherheit des Verkehrs, da bie 
Kreuzungen an bie Stationen gebunden find. 

Hierfür werden 160,000 M. poftulirt. Der Ober: 
bau allein wird 133,000 M. often. Die Zweite Kammer 
hat diefe Summe bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt 
ein Gleiches zu thun und fomit Tit. 48 nad der Bor: 
lage mit 160,000 M. zu bewilligen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — 


„Die Kammer bewilligt wohl aud dieſes 
Boftulat nad) der Vorlage?” 


Einftimmig. 


Es ſchließt fih on: „6. ber Antrag zum münd— 
lihen Berichte der zweiten Deputetion über 
Tit.50 des außerordentlihen Staatshaushalts- 
etat8 für 1900/01, Ausbau bes zweiten Gleijes 
auf der Strede Scheibe-Dberobermig betreffend.” 
(Drudjahe Nr. 63.) 


(Bergl. M.II.8.S.33 ff. und 434) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr vom Find: In 
Tit. 50 bes aufßerorbentlichen Etat? werben 245,000 M. 
poftulirt zudem Ausbaue des zweiten Gleiſes aufder Sirede 
Sceibe-Dberoderwig. Indem ich auf die Bemerkungen, 
welche dem Etat beigefügt find in dem Erläuterungen, 
verweife, glaube ich vorweg bemerken zu müfjen, daß 
der zweigleifige Ausbau der Strede Scheibe: DberoSerwiß, 
die 5%, km lang ift, dringend nothwerdig ift, um bie 
jegt eintretenden Verfpätungen und damit die Verſäum— 
niffe der Zuganſchlüſſe zu vermeiden, welche natürlich bei 
ber Bermehrung ber Züge, welche neuerdings infolge bes 
geftiegenen Verkehrs nothwendig waren, fich wefentlich 
fühlbar machen. Es ift zu bemerken, daß, da ber Ober: 
bau fertig ift, e8 fi fomit nur noch um die Auslegung 
ber Gleiſe handelt. Hierfür werben 245,000 M. poftulirt. 
Die Zweite Kammer hat am 15. Jannar dieſe Summe 


bewilligt, und Ihre Deputation empfiehlt Veitritt zu 
biefem Beſchluſſe. : 

Präfident: Wiünfcht jemand das Wort? — Ic frage 
bie Kammer: 


„ob fie auch hier. dem Deputationsantrage 

beitritt?" 
Einftimmig. 

In der Tagesordnung folgt: „T. der Antrag 
zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
über Tit. 69 des aufßerorbentlihen Staats: 
baushaltsetats für 1900/01, ben Umbau bes 
Empfangsgebäudes auf Bahnhof Zwidau be— 
treffend.” (Drudjache Nr. 64.) 


(Bergl. M.11.8. ©. 33 ff. und 421.) 


Berichterftatter Rammerher Freiherr bon Find: Endlich 
babe ich noch Ihnen zu berichten über Tit. 69 bes 
außerorbentlihen Etats, in dem 135,000 M. verlangt 
werden für den Umbau des Empfangsgebäubes auf 
Bahnhof Zwickau. Zwickau, welches die fiebente Stelle 
einnimmt im Vergleiche zu der Zahl der anlommenden 
und abgehenden Perfonen innerhalb des Königl. Säd: 
fifchen Staatseifenbahnneges, hat in feinen Bahnhofs: 
anlagen durchaus nicht die Räume, die für den PBerfonen- 
verkehr nothwenbig find. Das Empfangsgebänbe ift 
gänzlich ungenügend dem ſehr geftiegenen Verkehre gegen- 
über und fpeziell, feitbem die Bahnfperre eingeführt 
worden if, Es wird nun, um bdiefen Webelftänden 
abzubelfen und fpeziell dem Uebelftande für den Berfonen: 
verkehr — denn in fpäterer Zeit wirb ja ein Total» 
umban bes Bahnhofes Zwickau nicht zu vermeiben fein — 
geplant der Bau einer geräumigen Vorhalle mit weiten 
Bugängen nah ben Wartefälen und nad den Bahn- 
fteigen, fowie nad) der Straße, Ferner plant man bie 
Vergrößerung der Gepädabfertigungsräume, die Ver: 
mebrung ber Fahrkartenſchalter und bie Einrichtung von 
Dienfträumen, fpeziell von jDienfträumen, bie zum 
Uebernachten für das Zugperfonal beftimmt find. Hierfür 
werden im ganzen 135,000 M. poftulirt. Die Zweite 
Kammer bat diefelben bewilligt; Ihre Deputation empfiehlt, 
ein Gleiches zu thun. 


Prüfident: Das Wort hat der Herr Freiherr von 
Trüßfchler. 


Domberr von Trüßichler, Freiherr zum Yalkenflein: 
Meine geehrten Herren! Diefe Pofition hat bei der 
Deputation ehr viele Bedenken hervorgerufen. Die 
Bedenken find allerdings fallen gelaffen worden gegenüber 
dem Umftande, daß die Königl, Staatöregicrung auf 


biejer Pofition beharrt hat. Uber fie waren doch vor- 
handen und geben mir Veranlafjung, doch wenigſtens 
no einmal über die Angelegenheit zu jprechen. Es ift 
nämlih der Umftand, daß vorausſichtlich bei dem in 
vielleicht 10 ober 15 Jahren ftattfindenden Umbaue bes 
Bahnhofes Zwichau das, was jetzt mit den 135,000 M. 
gebaut wirb, wieder in Abriß kommen wird, ber ber 
Deputation nach verſchiedenen Richtungen hin ſehr große 
Bedenlen eingeflößt Hat. Erſtens nad der Richtung, 
daß eine berartige Herftellung, die bald wieder bejeitigt 
wird, aus dem auferordentlihen Budget, ſonach aus ber 
Anleihe, beftritten wird, ift ein Umſtand, ber an fid) 
ihon ſehr ſchwer wieyt. Audrerſeits aber ift aud) die 
Ausgabe für einen interimiftifchen Bau doch eine ziemlich 
bedeutende. Nach der Begründung der Regierung konnte 
die Deputation nicht dahin gelangen, bad Poſtulat 
wirklich prinzipiell zu verwerfen. Mber wie ich fage, es 
ift doch vielen Mitgliedern der Deputation ſchwer 
geworben, bem zuauftimmen, unb das veranlaft mich, 
doch ber Regierung noch einmal auf das eindringlichfte zu 
empfehlen, zu erörtern, ob bie Forderung nicht 
wenigftens einer Redultion unterworfen werben könne, 
oder ob man ſich nicht mit interimiftifchen Mitteln bei 
biefer Angelegenheit behelfen könnte, Wllerdings Tann 
ih aus Erfahrung fagen, daß bie Verhältniſſe auf 
Bahnhof Zwidau, dem ich ja während ber Landtagsperiode 
unb auch fonft jehr häufig palfire, jehr ungünftige find, 
fie find auch noch ungünftiger geworden durch die ja 
von vielen Seiten ſehr gelobte Perronſperre, bie bieje 
Verhältniſſe noch fehr erfchwert hat; aber ich gebe zu, 
daß fie bei ber Entwidelung bes Verkehrs an ſich gar 
nicht zureichend find. Mber auf der anderen Seite ift 
es doch wirklich etwas ſehr bebenklih, eine jo große 
Ausgabe zu machen und biefe Musgabe in einigen 
Jahren wieder hinfällig zu machen. Dem gegenüber 
bleibt uns, ba wir nicht in der Lage find, bie, order: 
ungen der Regierung an fich zu beftreiten als unnöthig 
und entbehrlich, es bleibt uns nichts weiter übrig, als 
eben die Regierung zu erfuchen, wirklich auf das! Au: 
verläffigfte zu erörtern, ob nicht mit geringeren Mitteln 
die interimiftifche Befeitigung der Uebelftände angeftrebt 
werben könnte. Ich glaube, bas ift bei diefem Titel bes 
außerorbentlihen Etats wie bei anderen, beren ja jehr 
viele vorliegen, welche nur in generellen Forderungen 
beftehen, für bie Deputation faum burdführbar, eine 
entſchieden ablehnende Haltung einzunehmen. Sie 
werben meiftens mit Verkehrsbedürfniſſen begründet "und 
dem muß natürlich bei einem ftaatlihen Verkehrsinſtitute 
unbedingt Abhülfe gefchaffen werben. Wndrerjeits 
fpielen ſolche Momente hinein, daß Betriebsichwierig: 
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feiten wegen vorhandener Betriebsgefahren zu befeitigen 
find, dann ift die Deputation erjt recht nicht in ber 
Lage, eine ablehnende Stellung einzunehmen, Uber 
ſowohl die Höhe der Forderungen im allgemeinen, 
als auch die Höhe ber einzelnen Forderungen ift 
doch mandmal derartig, daß man fein Gewifien faum 
berubigen fann, wenn man immer Buftimmung aus: 
ſpricht. Ich Habe dieſe Bemerkungen gemacht, um bie 
Regierung zu erfuchen, nochmals erörtern zu laflen, ob 
dieſe interimiftifche Herftellung in Zwidau wirklich un: 
umgänglich nöthig, und wenn bies doch, ob dieſe nicht 
in geringerem Umfange und in pafjagärerer Weife ber: 
geftellt werben kann. 


Präfident: Herr Kammerherr Sahrer von Sahr! 


Kammerherr Sahrer von Eahr: Die Ausführungen 
bes Herrn von Trüßfchler geben mir Veranlafjung, aud) 
ein paar Worte zu jagen. Se. Ercellenz ber Herr 
Finanzminifter hat bei der allgemeinen Etatberathung 
geäußert, daß fi an dieſen Pofitionen im außerorbent: 
lihen Etat nichts abtreichen ließe, weil diefelben durch 
den zunehmenden Verkehr geboten ſeien, bei ihrer Ab— 
fehnung Gefahren eintreten würben, Ich glaube aber 
doch, daß auch bei diefen Umbauten ꝛc. gefpart werben 
fann, nämlich injofern, als bie Bauten wejentlid ein: 
facher und weniger luxuriös Hergeftellt werben können, 
Meine Herren! Wenn man mitten in ber ſchönen Refidenz: 
ftabt Dresden einen Bahnhof baut, fo darf ein foldher 
Bahnhof natürlich nicht jo ausſehen wie — num ich will 
einmal fagen — wie eine Feldſcheune; aber ein Bahnhof 
3.8. in Kötzſchenbroda oder Coswig fünnte nad) meiner 
Unfiht weit einfacher gebaut werben als es gejchehen 
if. Ich gönne der fchönen Löhnig alles Gute, aber 
gerade bei Bahnhofsgebäuden in ber Nähe großer 
Städte, alfo bei Bauten, bie naturgemäß in fpäteftens 
30 Jahren wieder durch andere erſetzt werden müſſen, 
dürfte die größte Sparjamfeit und Einfachheit angebracht 
fein. Ich erlaube mir deshalb, Se, Ercellenz ben Herrn 
Minifter zu bitten, bie Scheere, von ber er bamals 
ſprach, bei dieſen Poftulaten doch nicht ohne weiteres 
aus der Hand zu legen, ſondern fie lieber einmal fchleifen 
zu laſſen und auch dieſe Poftulate nach Möglichkeit zu 
beſchneiden. 


Präfident: Herr Geh. Rath Dr. Ritterſtädt! 


Königl. Kommiffar Geh. Rath Dr. Witterftäbt: 
Meine Herren! Die Staatsregierung ift ſehr gern bereit, 
dem Wunſche zu entſprechen, daß unterjucht werben 
möchte, ob nicht bie im Ausſicht genommenen Ser: 
ftellungen billiger als mit der Hier poftulirten Summe 
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auszuführen feien, indeſſen in Ausficht ftellen kann bie 
Staatsregierung eine Verbilligung nicht; benn es fol 
jegt nach Verſicherung der Berwaltungsbehörde nur das 
allernothwendigſte ausgeführt werben; fo fol z. B. bas: 
jenige, was zur Erweiterung von Gebäuden geplant 
wurbe, nur im Fachwerk zur Ausführung kommen: id 
glaube alfo, interimiftifcher fann man bie Sache nicht 
machen, als es bier beabfichtigt ift. 


Präfident: Herr Oberbürgermeifter Keil! 


DOberbürgermeifter Keil: Meine Hochverehrten Herren! 
IH habe die Bedenlen, bie ber Herr von Trüßfchler 
anregte, auch gehabt, ob es nicht beffer wäre, den Um— 
bau des Berjonenbahnhofes noch fo lange hinauszuſchieben, 
als bis ber gefammte Umbau des Bahnhofs Zwickau 
ins Werk geleitet werben kann. Das ift aber nad) Lage 
ber thatfächlichen Verhältnifje — und ich fann das aus 
meiner amtlichen Thätigfeit beftätigen — nicht möglid). 
Die Zuftände find in Zwidau, namentlich an Sonn: 
und Feſttagen — und die Herren, die Gelegenheit haben, 
bas mit eignen Augen anzuſehen, werben das beftätigen — 
nicht mehr haltbar. Die Adreifenden und Ankommenden 
drängen fich in dichten Schaaren an ben Eingangsftellen, 
und es entjtehen Scenen, benen man im Intereſſe ber 
Sicherheit am beften aus dem Wege geht. Ich bin ber 
Königl. Staatsregierung aufßerordentlid dankbar, baf 
fie ba Abhülfe fchaffen will, auch habe ich durch Ein- 
fihtnahme der Pläne mich überzeugt, daß fie eine ge- 
wife Abhülfe biefes Uebelftandes durch das vorliegende 
Projelt erreichen wird. Meine Herren! Wir bauen in 
Zwidau damit no lange nicht einen Bahnhof, der an 
Dresden irgendwie erinnert; die Pläne find, wie von 
Seiten ber Königl. Staatsregierung verfichert wird, ganz 
einfadh und enthalten nur das abjolut Nothiwendige, was 
aber eben auch geforbert werben muß. | 

Größere Bedenken, meine Herren, habe ich dagegen 
daß bie übrigen Uebelftände, die in Bwidau be: 
ftehen und die mit dem Bahnhofe zufammenhängen, 
erft im fehr langer Zeit, wie von Seiten bes Herrn 
Berichterftatters ober bes Herrn von Trübichler gejagt 
worben ift, bejeitigt werben können, dab bis dahin 
10 bis 15 Jahre vergehen ſollen. Es find das ba, 
wenn ich kurz mit einem Worte"/pro domo ſprechen 
barf, folgende Uebelftänbe: einmal ift der Güterbahnhof 
unzulänglich, dann ift die Einmündung der Schwarzen: 


berger Bahn bedenklich, endlich Haben eine ganze Reihe 
von Bahnen Niveanübergänge an jehr befahrenen Streden, 
auf denen 70 Kohlenzüge täglich verkehren, biefe werben 
im Niveau über außerordentlich frequentirte Straßen 
binweggeführt. Ich glaube nicht, daß es möglich ift, 
daß eine lange Reihe von Jahren dieſe Zuftände noch 
andauern können, und ich fann ber Königl. Staats: 
regierung nur bie ehrerbietigfte Bitte unterbreiten, fei 
es nun burch Umbau bes Bahnhofs ober auf anbere 
Weiſe, diefen Uebelftänden baldigft abbelfen zu laſſen. Es 
wirb ihr bas um fo leichter fallen, ald Awidau zwar 
mit Bezug auf ben Berfonenverfehr an fiebenter Stelle, 
in Bezug auf ben Güterverkehr aber an erfter Stelle 
aller ſächſiſchen Bahnhöfe fteht. 

Präfident: Es wünſcht wohl niemanb weiter bas 
Wort? — Ih ſchließe die Debatte und frage ben 
Herrn Berichterftatter, ob er das Schlußwort begehrt? 

(Derjelbe verzichtet.) 

Sch frage: 

„ob die, Kammer auch hier bem Antrage ber 
Deputation beitritt?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Nachdem wir am Schluſſe ber 
Tagesordnung angelangt find, beraume ich bie nächſte 
Sitzung auf morgen, Freitag, mittags 12 Uhr an und 
fee auf die Tagesorbnung: 

1. Vortrag aus ber Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

2. Bericht ber erften Deputation auf das Königl. 
Delret Nr. 19, ben Entwurf eines Gefeges zur 
Ausführung einiger mit bem Bürgerlichen Ge: 
jegbuche zufammenhängender Neichögejehe be— 
treffend, (Drudjahe Nr. 60.) 

Zur Mitvollziehung bes Protokolls lade ih ein 
Herrn Dr. von Wächter und Herrn Oberbürgermeifter 
Dr. Raeubler. 

(Das Prototoll wird verlejen.) 


Erhebt jemand eine Einwenbung gegen das Pro: 
totol? — Es ift nicht der Fall; ich erfläre dasſelbe für 
genehmigt und ſchließe bie öffentliche Sigung.” 

(Schluß der Sigung 1 Uhr 2 Min, nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorftand des Königlichen Stenographifchen Ynftituts 
i. B. Profeffor Ebuarb Dppermann. — Rebalteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresben. 


Letzie Abſendung zur Pot: am 13, Februar 1900, 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


I. Kammer. 
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Schönndzwanzigfte öffentlihe Sigung 
der Erflen Kammer 
am 9. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Entſchuldigung. — Regiftrandenvortrag Nr. 904 — 929. — 
Bericht der erften Deputation auf das Königl. Dekret 
Nr. 19, den Entwurf eines Gefeges zur Ausführung 
einiger mit dem Bürgerlichen Geſetzbuche zufammen: 
hängender Reichsgeſetze beir. — Feſtſetzung der Zeit und 
Tagesordnung für die nächſte Sikung. — PVorlefung und 
Genehmigung des Protokolls über die Heutige Sitzung. 


Präfident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerik, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 
Der Herr Staatsminifter Dr. Schurig, fowie bie 
Herren Regierungstommiffare Geh. Rath Jahn, Geh. 
YJuftizräthe Dr. Börner und Dr. Dtto. 


Anweſend 39 Kammermitglieber. 

BPräfident: Die Sitzung ift eröffnet. 

Entihuldigt Hat fich für heute Herr Oberbürger: 
meifter Dr. Tröndlin wegen dringender Privatgefchäfte. 

Den Vortrag aus der Regiftrande giebt der Herr 
Sekretär Thiele. 


(Nr. 904.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation, betreffend die Petition bes re 
edi⸗ 


befihervereins zu Sommerfeld, bie Verwaltung der 
zinalbezirke Leipzig-Stadt und Leipzig-Land betr. 

(Nr. 905.) Desgleichen über die Petition des Haus— 
befigervereins zu Sommerfeld, die Uebertragung gewifler 


Dresden, am 9. Februar 


1900. 





| (Nr. 906.) Desgleichen über die Petition bes K. U. 
‚Stiller in Meißen und Genofjen, die Einziehung eines 
Wegs betr. 


(Nr. 907.) Anzeige ber vierten Deputation über die 
für unzuläffig erflärte Beſchwerde und Petition des Alfred 
Scwerdfeger in Dresden, eine Prozeßſache betr. 


(Nr. 908.) Untrag zum mündlichen Berichte der 

weiten Deputation über das Königl. Defret Nr. 23, den 

erfonal- und Bejoldungsetat der Landbesbrandverficher: 
ungsanftalt für das Jafr 1900/01 betr. 


(Rr. 909.) Desgleihen über die Befoldungsorbnung 
und bie Kap. 38 bis 41 des Etats ber Zuſchüſſe, das 
Departement der Juftiz betr., auf die Jahre 1900/01 betr. 


(Nr. 910.) Desgleichen über Tit. 31 des aufer- 
orbentlihen Etats für 1900/01, Bermehrung ber Loko— 
motiven und Tender betr. 


(Nr. 911.) Desgleihen über Tit. 32 des außer: 
orbentlihen Etats für 1900/01, — — der Ber: 
fonen= und Güterwagen für Normal» und Schmaljpur- 
bahnen. 


(Nr 912.) Desgleichen über Tit. 35 bes außer: 
ordentlichen Etats für 1900/01, Einrichtungen zur Er— 
fülung der reichsgeſetzlichen Sicherungsvorfchriften (fünfte 
Rate) betr. 


(Nr. 913.) Desgleichen über Tit. 60 bes außer: 
ordentlihen Etats für 1900/01, SHerftellung bes zweiten 
Gleifes auf der Strede Althemnip-Meinersdorf und 
Umbau der davon betroffenen Stationen (erfte Rate) betr. 


(Nr. 914.) Desgleichen über Tit. 65 des auferorbent- 
lichen Etats für 1900,01, die Erweiterung des Bahnhofs 
Buchholz (erſte Rate) betr. 


(Rr.915.) Desgleichen über Tit 66 des auferorbent- 
lichen Etats für 1900/01, die Herftellung einer Halteftelle ıc. 
in Buchholz betr. 


(Nr.916.) Desgleihen über Tit. 67 des außerorbent- 
lichen Etats für 1900/01, Erweiterung bes Bahnhofs Grün- 


bezirksärztlicher Geſchäfte auf ein Mebizinaltollegium betr. | hainichen betr. 
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917.) Desgleihen über Tit.68 des außerorbent: 
fie Eros für 1900/01, Gleisvermehrung auf Bahnhof 
Böblig betr. 


(Nr. 918.) Desgleichen über Tit. TO des außerorbent- 
lichen Etats für 1900/01, Herftellung des zweiten Gleiſes 
von Wilkau bis Wiefenburg zc. betr. 


(Nr. 919.) Desgleichen über Tit. 78 des außerorbent- 
lichen Etats für 1900/01, Erweiterung des Bahnhofs 
Herlasgrün (Nachpoſtulat) betr. 


(Nr.920.) Desgleichen über Tit. 79 bes außerordent- 
lichen Etats für 1900/01, Erweiterung bes Bahnhofs 
Treuen betr. 

(Nr. u Desgleihen über Tit. 85 des auferorbdent: 
lichen Etats für 1900,01, Herftellung einer Eifenbahn: 
verbindung Iohanngeorgenftadt :Yandesgrenze und Umbau 
des Bahnhofs Fohanngeorgenftadt zum Grenzbahntofe 
(Rachpojtulat) betr. 

(Nr. 922.) Desgleichen über Tit. 91 des auferordent- 
lichen Etats für 1900,01, Erweiterung des Bahnhofs 
Werdau (Nachpoftulat) betr. 

(Nr. 923.) Desaleichen über Tit. 92 des aufßerorbent- 


lichen Etats für 1900/01, Erbauung eines Dienft- und 
Uebernachtungsgebäubes auf Bahnhof Werdau betr. 


(Nr. 924.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Petition des Steinbrud- 
pädters Eduard Möbius in Ammelshain und Genofien, 
um Aufhebung bes Verbote, die Berwendung von 
Gallufin als Sprengmittel in Steinbrüchen betr. 

(Nr. 925.) Desgleichen über die Petition bes vor- 
maligen Bureauaifiltenten der Staatseifenbahnen Karl 
Ernft Schilobah in Zwidau um Wiederanftellung bez. 
um Gewährung von Benfion. 

(Nr. 926.) Teögleichen über die Petition des Privat- 
manns ‘Heinrich Dieg in Leipzig, die Erhebung von 
Kirchenanlagen betr. 

Präfident: Diefe ſämmtlichen Nummern find gebrudt 
und kommen auf eine der nächſten Tagesordnungen. 

(Nr. 927.) Petition des Leipziger Anwaltsvereins zu 
Leipzig gegen Errichtung eines Landgerichts in Rieſa. 

(Nr. 928.) Desgleihen gegen Theilung des Leipziger 
Amtsgerichtsbezirfes. 

Bräfident: Beide Nummern an bie erfte Deputation. 


(Nr.929.) Protofollertraft ber Zweiten Kammer, 
betreffend algemeine Borberathung über das Könial— 
Dehet Nr.35, die Errichtung eines Fernheiz- und 
Elektrizitätswertes in Dresden betr. 


BPräfident: An die zweite Deputation, 
Die Regiftrande ift hiermit erledigt. 


Wir gehen über zum „Berichte der erften Depu: 
tation auf bas Königl. Dekret Nr. 19, den Ent: 
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wurf eines Gejeges zur Ausführung einiger 
mit dem Bürgerliden Gefepbude zuſammen— 
hängender Reichsgeſetze betreffend." (Drudjadhe 
Nr. 60.) 


Ih erfuhe Se. Ercellenz von Noftit: Wallwig, 
jeinen Vortrag aufnehmen zu wollen. 


Staatöminifter a. D. von Roſtitz-Wallwitz: Meine 
Herren! Der Entwurf, über ben die erfte Depu— 
tation Ihnen heute Bericht zu erftatten hat, betrifjt eine 
der vielen geſetzlichen Maßnahmen, die fi) durd) die 
Einführung des neuen deutjchen Bürgerlichen Geſehbuchs 
nöthig gemacht haben. Das deutiche Bürgerlicdhe Geſetz— 
buch iſt wohl ohne Zweifel die wichtigfte Errungenſchaft, 
die wir auf dem Gebiete der Rechtspflege feit der 
Wiederaufrichtung des Deutjchen Neiches erworben haben; 
die wichtigfte in Bezug auf ihre nationale Bedeutung, 
die wichtigste wohl aud) mit Nücficht auf die Intereſſen 
jedes einzelnen ber deutichen Bevölkerung; dem Erſcheinen 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ift man daher aud in 
Sadjen mit großen Erwartungen und feiner endlichen 
Pubfifation mit großer Freude entgegen gefommen, 
Wir können uns aber nicht verhehlen, daß dieſe Freude 
einigermaßen vermindert worden ift durch die Schwirrig: 
feiten, die ſich fchließlich bei der Einführung heraus: 
geftellt haben. Es handelt ſich nidyt bloß darum, daß 
wir uns flar werden über die Unterſchiede, die zwifchen 
dem beutjchen Bürgerlichen Gejeßbuche von umjerem 
ſächſiſchen Geſetzbuche bejtehen, auch nicht bloß darum, 
daß wir und mit dem Einführungsgejege des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs befannt machen und mit den Süßen 
unferes alten Geſetzbuchs, die noch aufrecht erhalten 
werben, jondern es giebt beinahe fein größeres Juſtiz— 
geſetz des Reichs, das nicht berührt worden wäre burd) 
das Bürgerliche Geſetzbuch, die Civilprozefordnung, das 
Strafgejegbud, die Strafprogefordnung, fogar die Ge: 
werbeordnung; aud) das Geſetz wegen Beurkundung des 
Perſonenſtandes hat fid) verändert zum Theile in wichtigen 
Beziehungen, und es find nod weitere neue Geſetze 
nothwendig geweien, 3. B. in Bezug auf Angelegen— 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und eine neue 
Grundbuchordnung. Diefe Geſetze Haben aber nun 


wieder eine Anzahl neuer ſächſiſcher Geſetze und 
Verordnungen nöthig gemaht. Wir Haben beim 


vorigen Landtage beraten das immittels jchon am 
18, Juni 1898 befannt gemachte Geſetz, Einführung des 
Bürgerlichen Gefepbuchs und des Einführungsgefeges 
betreffend 2c.; wir haben beim vorigen Landtage ver: 
abjchiedet eine Abänderung der Gefindeorbnung, eine 
Ubänderung des Jagdgeſetzes und des Berggejehes, 
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weiter ſind im Laufe vorigen Jahres erſchienen die Ver— 
ordnung ſämmtlicher Miniſterien zur Ausführung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und der zu deſſen Einführung 
und Ausführung ergangenen Geſetze vom 6. Juli 1899, 
eine Verordnung der Minifterien der Juftiz und bes 
Innern vom 24. Juli 1899 zur Ausführung einiger mit 
dem Bürgerlichen Gefegbuche zufammenhängenden Reichs— 
gejege, das iſt beiläufig gejagt nad) Inhalt und Wort: 
laut der Inhalt des uns gegenwärtig vorliegenden Defrets, 
Dazu fommen noch einige andere Geſetzentwürfe, die wir 
zum Theile bereits bei diejem Landtage berathen haben, 
zum Theile liegen fie zur Berathung vor. Wer aljo als 
Fernerſtehender geträumt hat, er würde jchließlich nichts zu 
machen haben, als fi) in den Beſitz einer Ausgabe bes 
neuen Deutjchen Geſetzbuchs zu jeken, im welder die 
neuen Bejtimmungen nad) ihrer Paragraphenzahl ben 
Beftimmungen des ſächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
gegenüber gejtellt wären, ber hat freilich einen bebenf- 
lihen Irrthum ſich zu Schulden fommen lafjien. Damit 
darf er ſich micht genug fein lafien, um ſich darüber 
Har zu werden, unter welchem Rechte wir jeit dem 
1. Januar 1900 leben. Er muß ſich nicht bloß über 
bie Unterjchiede zwijchen den Beftimmungen des deutjchen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und des alten jähfiichen Bürger: 
lichen Geſetzbuchs Mar werden, er muß auch alle bie: 
jenigen Veränderungen feinem Gedächtniſſe einprägen, 
die mit ben vorhin von mir aufgezählten Gejegen nun 
zur Ausführung gelangt find, und muß endlich die alten 
Beftimmungen, die verändert, und beziehentlich aufgehoben 
find, wieder vergeffen. Nun, ic jchäge jeden glücklich, 
dem Died im Laufe ber nächſten Jahre gelingt, wir 
älteren werben uns bejcheiden müflen, daß unfere letzten 
Tage fommen werben, ehe wir zu diefem glüdlichen Er: 
gebniſſe gelangen. Jedenfalls aber eröffnet fich in diefer 
Beziehung noch ein fehr danfbares Feld für die juriſtiſche 
Literatur; ic) glaube, es würde ſich jemand ein großes 
Verdienſt um die Gejepgebung auf diefem Gebiete er: 
werben, wenn es ihm gelänge, in einem, ich füge hinzu 
leicht faßlihen und nicht zu fehr mit fpezifiich 
tehniihen WUusdrüden überladenen Kommentare uns 
far zu madhen, welche Wenderungen das Bürger: 
liche Geſetzbuch in allen bisher beftehenden Geſetzen 
zur Folge gehabt Hat und aus welden Gründen 
diefe AUbänderungen erfolgt find. Wer von vornherein 
dem ganzen Werdeprozeß bes deutſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs — id) will einmal jagen als Kommiſſar 
beim Bundesrathe — hat beimohnen können, diefer wird 
wohl imftande fein, die ganze Sache zu überjehen und 
vielleicht nod) einige andre Herren, die durch Beruf und 
Neigung dazu geführt werden find, bie ganze Ent: 
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ſtehungsgeſchichte des Bürgerlichen Geſetzbuchs in allen 
ihren Phaſen genau zu verfolgen. Das iſt aber jeden— 
falls nur die Minderzahl und für biefe Minberzahl 
würde ein Kommentar, wie ich ihn mir vorgeftellt Habe, 
eine außerordentlich nützliche Wrbeit abgeben. Meine 
Herren! Verzeihen Sie mir diefen Erkurs, ber eigent- 
lich nicht zur Sache gehört, und ich darf mich daher 
num zu unſerm Entwurfe wenden. 

Wie ic vorhin ſchon erwähnt Habe, ftimmt biefer 
Entwurf vollftändig überein mit einer Verordnung, die 
unter dem 19. Juli v. 3. von den Minifterien ber Juftiz 
und bes Junern erlaffen und in der Gejegesfammlung 
abgedrudt worden ift. Sie ift erlaffen auf Grund einer 
im vergangenen Jahre von der Kammer ausgejprochenen 
Ermädtigung, einer Ermächtigung, die aber natürlich 
die fpätere Beftätigung und Genehmhaltung durch bie 
Kammern vorbehielt. Diefer Vorbehalt wird nun ein- 
gelöft durch die Vorlegung bes jetzigen Entwurfs, Das 
Iuftizminifterium geht davon aus, daß dieſer Entwurf 
zu behandeln ift wie jeder andere Gefekentwurf und 
dann, joweit nöthig, mit ben von ben Kammern be= 
ichloffenen Abänderungen als Geſetz befannt gemacht 
wird, Das Auftizminifterium hat, anjcheinend in dem 
Wunſche, aud) nur den Schein einer Beeinflufjung zu 
vermeiden und um der Enticdließung ber Kammern bie 
volle Unbefangenheit zu wahren, in dem Defrete und 
in dem beiliegenden Entwurfe und in den Motiven bem 
Umftand, daß was wir heute berathen, zur Zeit bereits 
Recht ift auf Grund der ftändiichen Ermädtigung, gar 
wicht erwähnt, ich wiederhole, anſcheinend aus Rück— 
fihten, die ja für die Kammern außerorbentlih rück— 
fihtsvoll find. Ganz gleichgültig ſcheint mirs aber doch 
nicht für die Berathung des Entwurfs, ob wir es in 
der That bloß mit einem Entwurfe, wie jedem andren 
Gejepentwurfe zu thun haben. Denn heute und feit 
dem 1. Januar 1900 find die Beftimmungen, bie uns 
heute zur Berathung vorgelegt find, nidyt bloß ein Ent: 
wurf, fondern fie find kraft der Ermädtigung der 
Kammern zur Zeit geltendes Gejek und geltendes Recht. 
Mir ſcheint daraus doc, immerhin foviel hervorzugehen, 
daß wir natürlich zwar jebe Vervollftändigung und wen 
es fo ſcheint Verbeſſerung dieſes Entwurfs bejchließen 
fünnen, daß es aber doch gerathen erjcheint, ſich bei 
diejen Abänderungsanträgen eine gewiſſe Beichränfung 
aufzuerlegen, denn wir fommen fonft zu dem unerwünfchten 
Zuftande, daß wir das alte Recht haben, wie es bis zum 
1. Januar 1900 galt, daß wir nun das neue Recht 
haben, wie es auf Grund ftändifcher Ermädtigung nad 
ber Verordnung vom 19. Juli 1899 in Geltung fteht 
und daß wir nun nod ein britte® Recht befommen. 
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Selbſtverſtändlich ift die Kammer berechtigt, Anträge zu 
zu ftellen, und die Deputation Hat ja auch ſolche An— 
träge geftellt, aber fie beziehen ſich doch mehr auf einige 
Ergänzungen und einige geringfügige Ubänderungen bes 
Entwurfs, ohne in die ganze Grundlage und bie 
Prinzipien bes Gejegentwurfs einzugreifen. 

Ich darf mich nun zu den einzelnen Beitimmungen 
des Gejeges wenden. Wie bereits in dem Berichte er: 
wähnt ift, hat die Deputation, um die Berathung mög- 
lichſt beichleunigen zu fönnen, fi in die Arbeit der 
Berichterftattung getheilt und Sie werben baher aud 
heute eine Reihe von Mitgliedern der Deputation als 
Berichterftatter auf dem Werichterftatterftuhle erjcheinen 
jehen. 

Was nun zunächſt den Eingang bes Entwurfs an: 
langt, jo hat fi im Laufe der Berathung ergeben, daß 
der Entwurf fih nicht bloß auf Angelegenheiten ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und die Grundbuchordnung 
in ber Faſſung vom 20. Mai 1898, fondern auch noch 
auf das Handelsgejegbuc in der neuen Faſſung bezieht. 
Es ijt daher im Einverftändniffe mit der Königl. Staats- 
regierung vorgejchlagen worden, Hinter ber Parentheſe 
auf der vierten Zeile noch einzuſchalten: „jowie bes 
Handelsgejegbuhs vom 10. Mai 1897 (R.-G. Bl. 
©. 2195)". Es würde dies daher wohl bie erfte 
Trage fein. 


Präfident: Meine Herren! Wenn es Ihnen recht 
ift, fchlage ich Ihnen folgenden Gefchäftsgang vor. Wie 
bereit3 von dem Herrn Berichterftatter bemerkt worben 
ift, zerfällt die Vorlage in neun Mbichnitte, die in 
feiner engen Verbindung zu einander ftehen. Ich werde 
für die einzelnen Abſchnitte über jeden eine General: 
bebatte und dann eine Spezialdebatte eröffnen. 


„Bft die Kammer mit diefem Gefhäftsgange 
einverftanden?” 
Einftimmig. 

Ih würde aljo zunächſt fragen, ob jemand im all 
gemeinen das Wort zu dem Wbjchnitte 1 begehrt? — 
Es ift micht der Fall. Ich bitte den Herrn Bericht: 
erftatter, fortzufahren und nunmehr zu den einzelnen 
Paragraphen überzugehen. 


Berichterftatter Staatöminifter a. D. don Noſtitz- 
Wallwitz: Ic nehme daraus, daß der Herr Präfident 
wünjcht, daß der Eingang erft am Schluſſe des Berichts 
erwähnt wird, oder ſoll es beim erften Abſchnitte 
geichehen ? 


(Präfident: Im erften Abſchnitte.) 
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Dann würde ich auf die Frage zurüdzufommen 
haben bei Schluß der Berathung über dem erften 
Abſchnitt. 

Bu 881, 2, 3 und 4 Hat die Deputation nichts zu 
bemerken gehabt und fie empfiehlt die Annahme. 


Präfident: Zu S 3 hat um das Wort gebeten Herr 
Geh. Rath, Dr. Wach. 


Geh. Rath Profeſſor Dr. Wach: Hochgeehrte Herren! 
Ih möchte zunähft zum Ausdrude bringen, daß an- 
gefichts der außerordentlich fchwierigen Lage, in welche 
die Negierung verjeßt worben ift durch die neue Ge— 
ftaltung unjeres bürgerlihen Rechts, der großen Zu— 
mutbhung, die durch bieje Neuordnung in legislativer 
Beziehung an die Landesgejeggebung geftellt worden, ich 
diefen Entwurf und auch, um das hinzuzufügen, bie 
anderen mir genauer befannt gewordenen Entwürfe bes 
Juftizminifteriums als vorzüglich gelungene zu bezeichnen 
babe. Ich will alfo auch keineswegs mit Anträgen an 
Sie herantreten, mit der Intention, bier wejentliche 
Veränderungen des Entwurfs zu bezweden, e8 handelt ſich 
vielmehr nur um Punkte von untergeorbneter Bedeutung, 
denen aber immerhin in gewiſſer Beziehung einige Im: 
portanz zufommt. Zum 83 ftelle ich den Untrag, den 
zweiten Satz: 

„Ausgenommen find bie Beurkundung von 
Teftamenten, Erbverträgen und Cheverträgen, 
die Ausftellung von Beugniffen, der Erlaß von 
Verfügungen, Beichlüffen und Entſcheidungen, 
jowie die Androyung von Ordnungsftrafen. —“ 

zu ftreihen und eventuell, wenn dieſes nicht beliebt 
würde, dem Safe 2 die Faflung zu geben: 


„Beurkundung von Teftamenten, Erbver: 
träge ıc. bis Ordnnungsftrafen önnen Referendaren 
nicht übertragen werden.” 


Zur Erläuterung bemerfe id: die 8$ 2 und 3 handeln 
von der Verwendung der Juriften, die im Borbereitungs- 
dienfte find, der Afjefforen als folder und von biejen 
als Hülfsrichtern in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtöbarkeit. Nun könnte man ſich fragen, ob nicht 
überhaupt die 88 2 und 3 zu ftreichen find, benn ſoweit 
nichts Neues in ihnen enthalten ift, können wir ja 
ruhig auf dem Boden bes alten Rechts bleiben; und es 
ift nichts Neues darin enthalten bis auf den von meiner 
Seite zur Streihung geftellten Schlußfaß in $ 3. Quieta 
non movere! Wir haben feinen Grund, unfere Geſeh— 
gebung auch nur durch die Faſſung neuer Gefege zu 
ändern. Was bier in $$ 2 und 3 fteht, ift bis auf ben 
Schlußſatz von 83 thatſächlich in Geltung nad unferm 
Gejepe vom 1, März 1879, 88 20 und 21. Aber ih 


habe nichts Dagegen, daß, wie in den Motiven aud) 
ausgeführt wird, mit Rüdfidht auf eine Marginalnote 
jenes Geſetzes hier nod) eine ausdrüdliche Beſtimmung 
Aufnahme findet. Allein der Satz 2 des $ 3 greift 
meined Erachtens in einer überflüjfigen Weiſe ein in 
die jetzige Behandlung der im BVorbereitungsdienfte 
Stehenden und der Aflefioren, die noch nicht Hülfs: 
richter find. Jetzt — ich meine, abgefehen von ber eben 
feitens bes Herrn Berichterftatter8 betonten proviforifchen 
Berordnung fönnen MWeferendare und vollends 
Alfefforen mit der felbftändigen Wahrnehmung der Ge: 
ſchäfte betraut werben, bie in $ 3 erwähnt find: in 
Zukunft foll durch den Satz 2 ihnen die Befähigung in 
diefem Stücke entzogen werben. Mir ift fein ausreichender 
Grund dafür erfennbar geworden. Es mag ja fein, baf, 
um von den Referendaren zunächſt zu reden, ein Re: 
ferendar, welcher nad) Unordnung bes Suftigminifteriums 
zur Wahrnehmung einzelner richterliher Geſchäfte be: 
rufen worden ift, das Vertrauen nicht gemügend ge: 
rechtfertigt hat. Derartige Fälle werden vorkommen, 
aber fie find doch wohl vereinzelt gewejen. Jedenfalls 
hat das geltende Recht immer, abgejehen von der 
proviforifchen Verordnung, und die Anwendung desfelben 
zu erheblichen Mißftänden feinen Anlaß gegeben, und 
jedenfalls ift ber Herr Juftizminifter in der Lage, je 
nad) feinem Ermeffen auf Grund ausreichender Er: 
fundigungen fi die Leute auszufuchen, denen er bie 
Wahrnehmung richterliher Gefchäfte überträgt. Jetzt 
ſoll den Referendaren die Befähigung zu den in Sap 2 
berührten Gejchäften fchledhthin abgejprochen werden. Ach 
will mich nicht über die Bedeutung dieſer Geſchäfte des 
Näheren verbreiten; aber das ift doch erſichtlich, daß, 
wenn man ihnen Verfügungen, Beichlüffe, Entjcheidungen, 
jowie die Androhung von Orbnungsftrafen ſchlechthin 
entzieht, damit im Grunde genommen ihre Aftivität 
innerhalb ber freiwilligen Gerichtsbarkeit in der Haupt: 
ſache lahmgelegt wird. Nun ift meines Erachtens unjer 
Borbereitungsbienft in Deutichland in mancherlei Be: 
ziehung der Neform bebürftig, und das ift nicht nur 
meine Meinung, jondern das ift eine weit verbreitete 
Ueberzeugung. Es ift eine Altion im Gange, den Vor: 
bereitungsdienft der reichögefeglichen Regelung zu unter: 
ftellen. Der deutſche Anwaltstag in Mainz hat ein: 
ftimmig befchloffen, daß dieſes gefchehe; und der deutiche 
Juriftentag wird ſich in dieſem Jahre mit der Sache be: 
fafien. Ich werbe als Berichterftatter zu der Materie 
mid zu äußern haben. Die Bewegung ift zweifellos 
durch erhebliche Lebelftände herbeigeführt. Ich will fie 
bier nicht mäher unterfuchen; das aber ift ficher, daß 
man in Preußen Grund zu großen Klagen bat und 
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einige der Gründe find die unzureichende Beſchäftigung 
der Referendare, die ungeniügende methodiſche Durch— 
bildung, die zu große Unjelbftändigkeit. Daher aud) 
der Wunſch des Anwaltstags, man folle jhon nad 
zweijährigem VBorbereitungsdienfte bei den Gerichten den 
Neferendar völlig dem Anwaltsdienfte überweifen, aber 
ihn bier möglichjt felbftändig ftellen. Meiner Auf: 
fafjung nad) dürfen wir in Sachſen uns glüdlich ſchätzen, 
daß bei uns im Borbereitungsdienfte eine größere 
Elaftizität, Beweglichkeit herrſcht und die Bedürfnifie 
dieſes Dienftes befjer berüdfichtigt werden als ander— 
wärtd. Ich würde es num im hohen Grade bedauern, 
wenn im diefem Augenblicke durch ein öffentliches Zeug: 
niß der Staatögewalt in einem Gejehe zum Ausdrude 
füme, daß unjer Borbereitungsdienft nicht dazu aus— 
reiht, um einen Meferendar fähig zu machen, ein 
Teftament, einen Erbvertrag, einen Ehevertrag auf: 
zufegen, Zeugniſſe auszuftellen, Verfügungen, Beſchlüſſe, 
Entſcheidungen ꝛc. zu erlaffen. ch betone nod) einmal: 
der Herr Juftizminifter hat e8 ja ganz in der Hand, 
denjenigen, den Unbefähigten es zu verjagen oder ben 
hervorragend Befähigten es zu gewähren, Wir wollen 
doch dem Herren Juftizminifter ein Vertrauensvotum un: 
beichränft ertheilen und feinem Worjchlage zur Selbft: 
beihränfung nicht beitreten. 

Wenn nun fchon bezüglich der Referendare derartiges 
auf Bedenken ftößt, gerade im Hinblide auf die Beftrebung, 
gejeglic) einzugreifen, die Beweglichkeit zu befchränfen, eine 
Art Erftarrung des Zuftandes herbeizuführen, jo ift das 
noch bedenklicher bei den Afiefioren. Hier habe ich Zweifel, 
ob überhaupt die Beftimmung, wie fie liegt, nur rechtlich 
haltbar ift. Der Aſſeſſor hat befanntlich die richterliche 
Befähigung, und durch den $ 1 unferer Vorlage werden 
88 1—9 des Gerichtöverfafjungsgejeßes auch auf die freis 
willige Gerichtöbarkeit ausgedehnt. Damit ift feftgeftellt, 
daß diejenigen, die das zweite Eramen beftanden haben, 
die richterliche Befähigung auch für das Gebiet ber freis 
willigen Gerichtsbarfeit beſitzen. Kraft Reichsrechts kann 
der Aſſeſſor fich jofort als Rechtsanwalt niederlafien, 
bie ernfteften und wichtigften Geſchäfte, die einem ſolchen 
obliegen,, unter Approbation der Staatögewalt vollziehen, 
er. kann die wichtigften richterlichen Alte in der ftreitigen 
Gerichtöbarkeit vornehmen, und bier in ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit joll ihm die Befähigung fo lange ab: 
geiprochen fein, bis er zum Hülfsrichter gemacht wirb, 
Ich will ja gar nicht beftreiten, daß mitunter erft ein 
Amt den Berftand giebt; aber regelmäßig ift es doch jo, 
daß man den Verſtand ſchon mitbringt, und fo foll es 
fein. Durch die Approbation als Afjefjor ift bem Be: 
treffenden das Zeugniß außgeftellt, daß er bie Befähigung 
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zu derartigen Dingen befige, und nun follen wir fie 
ihm durch den 8 3, Abſatz 2 wieder abiprechen, ja ab: 
ſprechen auch für diejenigen Sachen, welche durch Neid)s- 
geje& ber freiwilligen Gerichtsbarkeit unterftellt find und 
für die nach Reichsgeſetz die richterliche Qualifikation 
als ausreichend angejehen werben dürfte. Es muß doch 
dem Herr Juftizminifter vollftändig genügen, wenn er 
auch bezüglich der Aflefjoren in der Lage ift, durch 
Ordnung ber Geſchäfte auszuſchließen, daß ſolche, von 
denen er glaubt, ſie würden die Sache nicht gut machen, 
mit dieſen Arbeiten befaßt werden. Man kann ein 
guter Juriſt ſein und doch ein nichtiges Teſtament 
machen. Man erzählt von einem hervorragenden, ge— 
meinrechtlichen Civiliſten, der auch in der Praxis arbeitete, 
daß er ein ſolches für ſich ſelbſt hinterlaſſen habe, und 
ich geſtehe, daß, wenn ich jetzt ein Teſtament, einen 
Erbvertrag, einen Ehevertrag mad) dem neuen bürger: 
lichen Rechte aufjegen ſollte, — id meine aus dem 
Handgelente, — daß ich in großer Gefahr wäre, diefen 
Alt nichtig zu vollziehen. 


(Heiterfeit.) 


Das beweift aber gar nichts in den allgemeinen 
Fragen, mit denen wir es bier zu thun haben, id) 
meine: für bie rechtliche Befähigung der Affefforen zu 
foldhen Akten. Daher möchte ich bejonderd an den 
Herrn YJuftizminifter die Bitte richten, daß er fich doch 
mit unferem Bertrauensvotum begnüge und da er die 
Fakultas unbefchränft entgegennähme, wie er fie biöher 
gehabt Hat, daß er ſich aljo feine Selbſtbeſchränkung 
auferlege, wie foldhe in der Verordnung enthalten war. 
Und an bie hohe Kammer richte ich die Bitte, wenn 
aud) von Seiten des Negierungstiiches Hierauf nicht 
eingegangen werben follte, meinem Untrage gemäß den 
Sag 2 zu ftreichen, eventuell wenigftens die Aſſeſſoren 
von ihm auszunehmen. 


Präfident: Meine Herren! Sie haben den Antrag 
gehört, den der Herr Geh. Rath, Dr. Wach geftellt hat. 
Ich werde ihn noch einmal verlejen: 

$ 3. Den Schlußfaß zu ftreichen, eventuell, falls 

Streihung nicht beliebt wird, dem Schlußſatze die 
Faſſung zu geben: . 

„Die Beurkundung von Teftamenten, Erb: 

verträgen und Eheverträgen, bie Aueſtellung ‚von 

Beugniffen, der Erlaß von Verfügungen, Be: 

ſchlüſſen und Enticheidungen, jowie die Androhung 

von Drdnungsftrafen kann Neferendaren nicht 

übertragen werden.“ 

Ich Habe zunächſt die Unterftügungsfrage zu ftellen. 

— Er ift fehr hinreichend unterftügt. 
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Se. Ercellenz Staatsminifter Dr. Schurig hat das 
Wort, 

Staatsminifter Dr. Schurig: Wie ber Herr Bor: 
redner bereits bemerft hat, enthält der Sa 2 in$3 
eine Beichränfung, die fi das Juftizminifterium durch 
den Vorſchlag in diefem Geſetzentwurfe jelbft auferlegt. 
Es würde an fih und ſachlich gar fein Bedenken 
haben, wenn diefer ganze Sat 2 geftrichen und es dem 
Minifterium überlaffen würbe, im Verordnungswege bie 
Beſtimmung zu treffen, die Hier im Gejepentwurfe ent: 
halten iſt. An fih muß das Juftizminifterium davon 
ausgehen, daß die richterlihen Handlungen, die hier in 
Sat 2 des $ 3 erwähnt find, ſehr widjtige find, und 
daß es bedenklich erjcheinen muß, fie allgemein den 
Neferendaren und den nicht zu Hülfsrichtern beftellten 
Affefforen zu übertragen, Cs wäre ja denkbar, daß 
einzelne der Betheiligten foweit wären, daß ihnen dieſe 
Vefugniffe zugefproden werden fünnten, Es müßte 
dann aber für jeden einzelnen Fall das Minifterium 
beftimmen, dem und dem foll die Füglichkeit zuftehen und 
dem und dem foll fie nicht zuftehen. Wenn die hohe 
Kammer meint, dab die Beftimmung im Geſetze nicht zu 
ftehen brauche, jo Habe ich nichts dagegen, daß fie 
gejtrichen wird, 

Wenn der Herr Vorrebner bemerkt hat, daß in $2 
nur das wiedergegeben jei, was jchon Rechtens fei, jo 
möchte ich dod) dem widerfprechen. Die Beftimmung in 
$ 20 bes ſächſiſchen Gefeges vom 1. März 1879 bezieht 
fi), wie aus der Nandbemerkung zu erjehen ift, lediglich 
auf die ftreitige Gerichtäbarfeit. Es war nothwendig, 
in dem vorliegenden Geſetze diefe Beftimmung auszubehnen 
auch auf die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts: 
barfeit, 

Die Affefjoren haben gewiß die richterliche Befähigung. 
Das haben fie dadurch bekundet, daf fie die Prüfung be: 
ftanden haben, Aber fie find nicht Schon dadurch, daf fie die 
Prüfung beftanden haben und daß ihnen das Prädifat Aſſeſſor 
ertheilt iſt, Hülfsrichter. Zu dieſer Funklion bedarf es 
noch der ausdrücklichen Beſtätigung des Juſtizminiſteriums. 
Es kann im einzelnen Falle dem Juſtizminiſterium ſehr 
viel daran gelegen ſein, daß einem Aſſeſſor die Eigen— 
ſchaft eines Hülfsrichters nicht ertheilt oder die ertheilte 
wieder zurückgezogen werde. Mit Rückſicht hierauf ſind 
in 83 nicht bloß die Referendare, ſondern auch die 
Aſſeſſoren aufgeführt worden. Es wird von jener 
Befugniß ja nur in den allerſeltenſten Fällen Gebrauch 
gemacht; aber die Füglichleit möchte ſich doch das Juſtiz— 
miniſterium wahren, im einzelnen Falle dem Aſſeſſor die 
Eigenſchaft eines Hülfsrichters wieder zu entziehen und 
ihn auf dieſe Weiſe einem Referendare gleichzuſtellen. 
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Präfident; Das Wort hat der Herr Geh. Nath 


Dr. Wad). 

Geh. Rat Profeffor Dr. Wach: Nur auf das, was 
Se. Ercellenz erwähnt hat, will ich folgendes erwidern: 
Ich bemerkte, daß, wie wir gehört haben, feine Meinungs: 
verjhiedenheiten zwiſchen uns beftehen hinſichtlich der 
Bedeutung der SS 2 und 3. Auch in den Erläuterungen 
bes Gefegentwurfs ift ausgeführt, daß die $$ 2 und 3, 
wie fie jet liegen, übereinftimmen mit den $$ 20 und 21 
des alten Rechts, abgejehen von dem Schlußſatze des 
8 3, den ich eben beanftandet habe, und daß man das 
Geſetz vom 1. März 1879 troß der Marginalnoten zu 
den $$ 20, 10 und 21 auf die freiwillige Gerichtsbarkeit 
angewendet hat. Das war ſicherlich aud) die Intention 
des Gefehgebers; denn das Gejeh bezeichnet ſich aus: 
drüdlih ala ein Geſetz auch über die Zuftändigfeit der 
Gerichte in Sachen der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit. 

Der Gegenſatz zwiſchen einem Hülfsrihter und 
einem Afjeffor, der nod) nicht Hülfsrichter war, ift be- 
fanntlicd) fein neuer, und es muß ſelbſtverſtändlich dem 
Juſtizminiſterium immer überlajjen bleiben, ben Aſſeſſor 
als Hülfsrichter zu verwenden. Wir ftimmen barin 
volljtändig überein, und ich wiederhole nod einmal 
meinen Dank dafür, daß der Herr Juſtizminiſter ſich 
meinem Untrage gegenüber nicht ablehnend geftellt hat. 


Präfident: Niemand wünfht mehr das Wort? — 
Der Herr Berichterftatter Hat das Wort. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. don Noflitz- 
Ballwig: Wenn der Herr JIuftizminifter ſich ein: 
verftanden erklärt, jo hat die Deputation dem ent: 
gegenzutreten ganz und gar feine Veranlafjung. Es 
hat aud) der Deputation geſchienen, als ob der zweite Satz 
des 83 gegen den bisherigen Zuſtand eine gewiſſe Be: 
ihränfung enthalte. Aber wir haben uns dabei be: 
rubigt, daß der Herr Kommiſſar die Güte hatte, uns 
mitzutheilen, daß in anderen deutſchen Staaten und 
namentlich in Preußen ganz diejelbe Beftimmung beftände, 
die uns hier vorgeichlagen ijt, während uns anbrer: 
jeits eine gewiſſe Uebereinftimmung in der Geſetzgebung 
der deutſchen Staaten von einem gewiſſen Gewichte zu 
fein ſcheint. Außerdem Haben wir aber aud in dem 
Sape, den der Herr Geh. Rath, Dr. Wach befeitigt zu jehen 
wünſcht, doch gegen das zur Zeit Beftehende fachlich 
feinen großen Unterjchied gefunden, denn das iſt doch 
ganz erflärlich, daß jelbftändig dieſe Gefchäfte nur aus: 
führen fann, wer die Verantwortung dafür hat. Das 
ift aber der Richter. Er mag nun zum Nichter oder zum 
Hülfsrichter beftellt fein. Wenn aber der Herr Juſtiz— 
minifter auf den fraglihen Satz verzichtet, jo wird bie 
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Deputation faum genügenden Anlaß haben, ihn aufrecht 
zu erhalten. 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Darf ich den Herrn 
Präfidenten bitten, noch einmal den Wortlaut der An: 
träge zu verlejen? 


Präfident: Den Schlußſatz zum $ 3, der anfängt: 
„Ausgenommen find“ bis „Ordnungsftrafen“ zu ftreichen; 
wenn die Streichung nicht belicht wird, bann bem 
Satze die mildernde Faſſung zu geben: 


„Die Beurkundung von Teſtamenten, Erbverträgen 
und Eheverträgen, die Ausftellung von Zeugniffen, der 
Erlaß von Verfügungen, Beſchlüſſen und Eutſcheidungen, 
fowie die Androhung von Drdnungsitrafen kann 
ÜHeferendaren nicht übertragen werden.‘ 


Wünjcht noch einer von den Herren der Deputation 
das Wort? — Se. Ercellenz von Charpentier! 


Wirk. Geh. Nat don Charpentier: Ich glaube 
mich aus der Deputationdberathung zu erinnern, 
daf der fraglicdye Paſſus aud) da zur Spradye gefommen 
ift und mur mit Nüdficht auf die Erklärungen, welche 
uns von Seiten der Herren SKommiffare gegeben 
worden find, hat die Deputation ſich beruhigt und eine 
Aenderung, die auch in Frage gefommen war, nicht be: 
antragt. Wenn wir aber heute hören, daß die Regierung 
feinen Werth auf die Beibehaltung des fraglichen Ab- 
ſatzes legt, jo glaube ich, daß ich meinerſeits wenigftens 
der Anficht des Herrn Berichterftatter®, welcher in die 
Streihung eingewilligt hat, beiftimmen fann. 


Präfident: Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed! 


Oberbürgermeifter Dr. Bel: Ich erlaube mir, den 
Ausführungen meiner beiden Herren Vorrebner im all- 
gemeinen beizutreten, ich werde jedoch meinerjeits für 
Ablehnung des erjten und für Annahme bes zweiten 
Antrags ftimmen, nachdem Se. Ercellenz der Herr Juftiz- 
minifter ſich hiermit einverftanden erklärt hat. 


Präjident: Se. Excellenz der Herr Staatsminijter! 


Staatäminifter Dr. Schurig: Ih bin mir nicht 
ganz Kar, ob ich vom Herrn Oberbürgermeifter Dr. Bed 
richtig verftanden worden bin. Ich bin einverftanden 
mit der Annahme auch des erjten Untrages, aljo mit 
der Streichung des ganzen zweiten Sapes. 


Präfident: Herr Oberbürgermeifter Beutler! 


Oberbürgermeifter Bentler: Ich möchte doch auch 
empfehlen, wenn wir einmal etwas ändern, doch bie 
Füglichkeit des Königl. Iuftigminifteriums fo herzuftellen, 
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daß ihm volle Freiheit gelaffen ift, ob e# den Referendaren 
oder den Richtern die Füglichleit, gewiffe gerichtliche 
Alte auszuführen, übertragen will. Der Herr Minifter 
hat erflärt, daß das, was im Geſehe vorgefehen ift, 
dann im Verordnungswege verfügt werden fol, aber 
ein großer Unterſchied befteht denn doch. Denn aud) 
im Königl. Juftizminifterium wandeln ſich gelegentlich, 
die Anfhauungen auf Grund anderer Erfahrungen, und 
ih halte e8 daher für erwünscht, die Möglichkeit beftehen 
zu laffen, auf dem Verordnungswege den Umkreis ber 
Geſchäfte, welche Neferendaren und Affefforen übertragen 
werden fünnen, anders als im Gejepentwurfe vorgejehen 
ift, zu beftimmen, Ja es jcheint mir nicht ausgejchlofien, 
daß ber Herr Minifter, wenn die iluftre Verfammlung, 
bie Herr Geh. Rath Dr. Wach erwähnt hat, es befürwortet, 
die Beſchäftigung der jungen Nuriften im Vorbeitungs: 
diente wieder in größerem Umfange zuläßt, wenn wir 
ihn nicht im Geſetze gebunden Haben. Demnach halte 
ih es für richtig und für das Befte, wie es ber Herr 
Yuftizminifter jelbft empfohlen Hat, den ganzen zweiten 
Sak zu ftreiden und damit bie volle Freiheit dem 
Juftizminifterium für geeignete Anordnungen zu ver: 


ſchaffen. 


Präfident: Wünſcht niemand mehr das Wort? — 
Ich jchließe die Debatte und werde zur Abſtimmung 
übergehen; ich werbe aljo den Antrag Dr. Wach, den 
Schlußſatz zu ftreihen, zur Abftimmung bringen. Die: 
jenigen Herren, bie ben Antrag ablehnen wollen, bitte 
ich, fi zu erheben, die dafür find, bitte ich, ſitzen zu 
bleiben. — Er ift angenommen. — Damit ift ber 
Eventualantrag gefallen. — Ich bitte den Heren Bericht: 
erftatter fortzufahren. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. von Nofti- 
Ballwig: Zu $ 4 ift nichts zu erwähnen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? 


(Geh. Rath; Profefjor Dr. Wach: Ich bitte ums Wort 
zu $ 5.) 
$ 5 ift noch nicht vorgetragen, ſondern $ 4. 
Berichterftatter Staatsminifter a. D. bon Roftig- 
Ballwitz: Zu $ 5 hat die Deputation nichts zu bemerfen. 
Präfident: Herr Geh. Rath Profefjor Dr. Wach! 


Geh. Rath Profefior Dr. Wach: Fürdten Sie, 
meine Herren, nicht, daß ich Sie zu dem Geſetze mit 
weiteren Anträgen behelligen werbe. Es ift ber Tehte, 
ben ich zu ftellen Habe, und er ift fehr untergeorbneter 
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Natur. Ich möchte bitten, ben letzten Sa des Abſatzes 
des 8 5 zu ftreichen. Der $ 5 hanbelt von ber Koften: 
regulirung; ba heißt ed: „Die Vorſchrift des $ 1875, 
Abſatz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bleibt unberührt.“ 
Es ift nicht ganz ber Diltion entſprechend, bie in 
Zanbesgefegen inne gehalten zu werben pflegt, wenn 
man fagt, daß ein Meichögefek unberührt bleibt, Das 
fagt man nur, wenn man in der Lage ift, ein folches 
Geſetz zu berühren, alſo zu befeitigen, auszuſchließen; 
wenn man das nicht kann, fagt man e8 lieber nicht. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch können wir nicht berühren, 
aljo dürfen wir nicht fagen, es bleibe unberührt, Alſo 
ift diefer Paſſus zu ftreihen Würden wir uns Die 
Aufgabe ftellen, alles, was vom Meichägejege un: 
berührt bleibt, in unferen Landesgefepen anzuführen, fo 
würden fie einen Umfang annehmen, der geradezu ent: 
jeglid) wäre, 


Präfident: Ich habe aud) hier die Unterftügungs: 
frage für den Antrag Dr. Wach zu ftellen. — Der An: 
trag ift hinreichend unterftüßt. 

Se. Ercellenz! 


Staatsminifter Dr. Schurig: Es Handelt fich bei 
biefem Gegenftande lediglich um einen Schönbheitsfehler. 


(Heiterfeit.) 


Es ift dieſer letzte Satz des Abſatzes 1 lediglich 
hineingenommen worden, damit derjenige, der das Geſetz 
anzuwenden hat, nicht etwa zu ber Annahme komme, 
ala habe der ſächſiſche Geſetzgeber den 8 1875 bes 
Bürgerlichen Gejepbuchs überjehen. Der $ 5 hätte 
fönnen fo geförmelt werden: „Sind mehrere betheiligt, 
jo kann das Gericht, foweit nicht im S 1875 Abſatz 1 
bes Bürgerlichen Geſetzbuchs etwas anderes beftimmt 
ift, auf Antrag einen Betheiligten in bie Koften ganz 
oder zum Theile verurtheilen ꝛc.“ Dieſe Faſſung ift 
nicht gewählt worden lediglich aus Schönheitsrüdfichten, 
damit nicht der Sat zu fehr geſchachtelt erſcheine. Man 
hat lediglich aus diefem Grunde vorgezogen, ben Hin: 
weis auf $ 1875 in einen befonderen Sa zu nehmen. 
Die vollftändige Streidhung dieſes legten Satzes wäre 
mir aus ben bereits berührten Gründen doch etwas be: 
denklich und ich möchte daher bitten, wenn man wirklich 
fih an diefen Schönheitsfehler ſtößt — der mir fo 
ſchlimm nicht erjcheint, — dann wenigftens in dem Ab— 
ſatze 1 im erften Sape die von mir erwähnten Worte 
einzufügen: „Soweit nicht $ 1875 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs etwas anderes beftimmt.“ 


Präfident: Herr Geh. Rath Profeſſor Dr. Wach! 
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Geh. Rath Profefior Dr. Wach: Ich erbitte nur 
nochmals das Wort, meine Herren, da wir doch un» 
möglich den Weg beichreiten fünnen, überall das „So— 
weit das Reichsgeſetz etwas anderes beftimmt“, in 
unjere Gefege aufzunehmen. So müßten wir 5. B. aud) 
im $ 11, wo es heißt: „Soweit nidjt etwas anderes 
beftimmt ift“, nunmehr alle unberührten Reichsgeſetze 
aufzählen. Es verfteht ſich ja von ſelbſt, daß das 
Reichsgeſetz, ſoweit es etwas anderes beftimmt, bem 
Zanbesgejege vorgeht. Denn es fteht feft, kraft Reichs: 
verfafjung, daß Reichsrecht Landesrecht bricht. Wir 
können ganz unbedenklich und um gefährliche Ausdruds- 
weile zu meiden, biefen Bafjus ftreihen, In der Sache 
ftimmen wir ja offenbar überein, Mißverftändnifje 
fönnen unter feinen Umftänden entftehen. 


Präfident: Berlangt noch jemand das Wort? — 
Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. bon Nofti- 
Ballwig: Ih glaube nicht, daß fehr viel darauf an- 
tommt, ob der Antrag angenommen wirb oder nicht. Ich 
würde mich für bad Stehenlaffen der jegigen Faſſung 
auszusprechen haben, weil es für viele, die nicht fo 
bewanbert find in ber Gejehgebung, als es vielleicht 
fein follte, doch vielleicht ganz erwünſcht ift, daß bier 
an bie Beftimmung des Paragraphen 1875 des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs erinnert wird. 


Bräfident: Cs wünſcht niemand mehr das Wort. 
Bir können zur Abftimmung über den Antrag Wach 
ſchreiten. Ich bitte diejenigen Herren, bie denſelben ab: 
lehnen wollen, fich zu erheben, und diejenigen, bie ihn 
annehmen wollen, ſihen zu bleiben. 


Geſchieht.) 
Mit 22 Stimmen abgelehnt. 
Berichterſtatter Staatsminiſter a. D. von Roſtitz⸗ 


Wallwitz: Zu den 885—9 habe ich nichts zu erwähnen, 
ebenfowenig zu ben 88 10—13. 


Brüfident: Meine Herren! Hiermit find wir am Ende 
bes Abſchnitts 1. 
Ich frage die Kammer: 


„will fie benjelben nah den Anträgen ber 
Deputation mit Ausnahme der Mobifikation 
im $ 3 annehmen?“ 
Einftimmig. 
Berichterftatter Staatsminifter a. D. von Roftig: 
Wallwitz: Ich würde den Herrn Präfidenten nun bitten, 
1.8. (1. Abonnement.) 


über bie Ueberſchrift des erften Abjchnitts und den Ein- 
gang des Geſetzes noch eine Frage zu ftellen, weil ber 
legtere nad) ben Vorſchlägen der Deputation fic etwas 
änbert. 

Präfident: Ich Hole noch nad, daß der Eingang 
bes Gejeges fi etwas ändert, da die Deputation ©. 1 
bed Berichts beantragt hat, hinter dem Zitat auf Zeile 4 
des Eingangs einzufchieben: 

„Sowie bes Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 
1897 (R.®. BL. & 2195). 

Wünſcht noch jemand das Wort dazu? — Es ift nicht 
ber Fall, 

Ih frage die Kammer: 

„ob fie diefer Veränderung beitritt?“ 
Einftimmig. 

Der Eingang ift ſonach nad ber Deputation an— 

genommen. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. bon Nofti- 
Wallwitz: Wir würden alfo nun zum zweiten Abfchnitte 
übergehen. 

Zu $ 14 Hat die Deputation nichts zu bemerken, 

$ 15 betrifft bie rezeßmäßigen Prärogativen ber 
Fürften und Grafen von Schönburg. Ich habe hier zu— 
nächſt einen Irrtum zu berichtigen. Ich Habe Bezug 
genommen auf ein Einvernehmen mit unferem verehrten 
Kollegen Herrn Dr. von Wächter, den ich aber fälſch— 
licherweife als Vertreter der Schönburgſchen Lehnsherr- 
ſchaften aufgeführt Habe. Er ift aber Vertreter ber 
Schönburgihen Rezeßherrſchaften. Das will ich aljo 
hiermit berichtigt haben. Uebrigens haben wir aud) ben 
Vorzug, den Vertreter der Schönburgſchen Lehnsherr- 
ichaften in der Perſon Sr. Erlaucht bes Grafen Joachim 
von Schönburg in unferer Mitte zu fehen. Wir können 
baher annehmen, daß aljo die Rechte und Interefien bes 
Haufes Schönburg in jedem Falle vollftändig vertreten 
gewejen find. 


Präfident: Zu $ 15 Hat fi) zum Worte gemeldet 
Herr Dr. von Wächter. 


Rittergutöbefiger Dr. vom Wächter: Ich möchte nicht 
unterlafjen ausbrüdlich zu fonftatiren, daß durch ben 
vorliegenden Gejegentwurf bie ben Mitgliebern des 
Fürftlichen und Gräflichen Hauſes Schönburg zugeficherten 
bevorzugten Gerichtöverhältnifje voll und ganz von ber 
hohen Staatsregierung gewahrt werden jollen. Ich hatte 
zwar ben Wunſch geäußert, daß ber jogenannte erfuchte 
Richter nicht ohme vorhergegangenen Antrag ber bes 
treffenden Mitglieder des Haufes Schönburg in Wirk: 
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famfeit treten follte. Diejer mein Wunſch war nicht jo 
ganz unberechtigt, wenngleich er bisher nicht in der Ge: 
feßgebung zum Ausdrude gefommen ift. Es hatte fich 
in biefer Hinficht ein freundlich entgegenfommenbes Ver: 
hältniß ausgebildet, und möchte ich, da diefer Wunſch, 
ben ich geäußert hatte, nicht in den Entwurf aufgenommen 
werben fonnte, doch hier ausdrüdlich bitten, daß dieſes 
freundliche Entgegenfommen aud künftig in der bis: 
berigen Art und Weiſe jeitend der hohen Staatäregie- 
rung aufrecht erhalten bleiben möchte, 


Präfident: Das Wort hat Se. Erlaudt Herr Graf 
von Schönburg. 


Se. Erlaudt Graf und Herr von Schönburg: Ich 
ſchließe mich volltommen dem an, was Herr Dr. von 
Wächter eben gejagt hat, und werbe in biefer Vor— 
ausficht, die Herr Dr. von Wächter ausgefprochen hat, 
daß von Seiten der hohen Staatöregierung dieſes 
freundliche Entgegentommen auch fünftig weiter gewährt 
wird, dem Untrage in ber vorliegenden Faflung zu: 
ftimmen. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. — Der Herr Berichterftatter hat 
das Wort. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. don Noftit- 
Ballwitz: Meine Herren! Für die Beitimmung, bie 
bier jeitens der Regierung vorgeſchlagen wird, muß 
jedenfalls der Beſitzſtand bes betheiligten Hauſes 
als Grundlage gelten. Nun ergab fi aber, baf 
fhon nah dem C-Gefege von 1835 bas zuftänbige 
Gericht, damals das Appellationsgericht zu Zwidau das 
Recht Hatte, „für einzelne Sachen, nur nicht für bie 
Hauptſache“, ein anderes Gericht zu beauftragen, Das 
würbe aljo noch ſehr viel weiter gehen, als das, was 
jegt von der Regierung in Anjprucd genommen wirb. 
Aus dieſem Grunde war es nicht möglich, auf den von 
Herrn Dr. von Wächter ausgefprochenen Wunſch ein— 
zugehen. Mir ift aber auch jehr zweifelhaft, ob dieſer 
Wunſch wirklich im Interefie des beteiligten Hauſes 
liegt. Denn es ift doch nicht ausgeſchloſſen, daß ein 
folder Fall fih jehr plöglich ereignen kann; ich will 
einmal jagen, daß ein Kranker als Zeuge vernommen 
werben muß, oder auch nur als Urkundsperſon in einer 
Nachlaßangelegenheit des Haufes Schönburg, wo jehr 
viel darauf antommt, daß er in den nächſten 24 Stunden 
abgehört werben kann, Wenn man dann das Ober: 
lanbesgericht als zuftändige Vormundſchaftsbehörde zu: 
nächſt an die einzuholende Zuftimmung bes Gejammt: 
haufes binden wollte, jo fünnten daraus gerade für das 
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Haus Schönburg jehr nachtheilige Folgen eintreten. Ich 
glaube aber, daß die Betheiligten ſich durchaus feine 
Beforgniß zu machen brauchen, denn, wie ſchon feitens 
bes Herrn Grafen und auch des Herrn Dr. von Wächter 
hervorgehoben wurde, haben wir auf Befragen von ber 
Regierung beziehentlih von dem Oberlandesgerichte bie 
Auskunft erhalten, daß bis jeht noch fein Fall vor: 
gefommen ift, wo das Oberlandesgericht von dem für 
dasfelbe in Anſpruch genommenen Rechte Gebraud; ge: 
macht hat, außer auf ausbrüdlichen Antrag des Haufes 
Schönburg. Imjofern man darin eine Gewohnheit 
finden will, fo läßt fi) annehmen, daß biejelbe wahr: 
iheinlih auch für die Zukunft fortbeftehen wird. 


Präfident: Es wünſcht niemand mehr das Wort. 
Ein Antrag ift nicht geftellt; ich bitte alfo bem Herrn 
Berichterftatter, fortzufahren. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. bon Roftit- 
Wallwitz: ‚Zu $ 16 Hat die Deputation nichts zu 
erwähnen. 

$ 17 enthält eine für unfere Gejeggebung neue 
Beitimmung, daß, wenn ein Teftament 50 Jahre nad 
ber Verwahrung noch nicht eröffnet worben ift, das be: 
treffende Gericht ermächtigt fein fol, das Teſtament zu 
öffnen, Es entftand nun die Frage, was zu gelten 
habe, wenn, wie es ja jehr häufig vorkommt, berjelbe 
Erblafjer verſchiedene Teftamente nad) einander beim 
Gerichte niederlegt. Darauf ift feitens der Königl. 
Staatdregierung eine Faflung vorgeſchlagen worden, die 
biefen Zweifel dahin Löft, daß, wenn mehrere Teftamente 
niedergelegt find, die fünfzigjährige Frift erft vom der 
Niederlegung bes letzten Teftaments® an zu berechnen 
ift. Mit diefer Abänderung empfiehlt die Deputation 
den $ 17. 

Bu $ 18 Hat die Deputation nichts zu erwähnen. 

Ich könnte bloß die Motive noch einmal verlejen. 
Ich bitte alfo die Herren, die fich fpeziell dafür inter: 
ejfiren, von diefen Motiven Kenntniß zu nehmen. 


Prüfident: Meine Herren! Es Hat fi niemand 
zum Worte gemeldet. Ich laſſe über den zweiten Ab: 
ſchnitt jet abftimmen und frage: 

„ob die Kammer den Anträgen der Deputation 
im zweiten Abjchnitte beitritt?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter a. D. von Noftig: Wallwitz: Nun 

war ber erften Deputation nocd eine Petition einer 


Anzahl von Frauenvereinen zur Berichterftattung 
zugewieſen worden, welche darum nachſuchten, daß in 
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dem neuen Inftitute ber Wemeindewaijenräthe auch 
Frauen Vertretung fänden und beziehentlicd ala Waiſen— 
räthe gewählt werben könnten, 

Die Regierung ift dieſem Wunſche bereits entgegen: 
gefommen in $ 45 ber Verordnung vom 6. Juli v. J, 
(Gef. und Berorbnungsbl. S. 203 ff.), indem dort ge: 
fagt worden ift: 

„Dem Gemeindewaifenrathe können ehrbare Frauen 
als Waifenpflegerinnen in widerruflicher Weile beigegeben 
werden. Die Unnahme erfolgt auf Vorichlag des Ge: 
meindewaifenratb8 durch bie in $ 43 Abjah 1 Satz 2 
—— Behörden und Beamten. 

ie Waiſenpflegerinnen haben den Gemeinde— 
waiſenrath in der Ueberwachung der Erziehung und 
körperlichen Pflege von Mündeln unter 6 Jahren, 
fowie von älteren weiblihen Münbeln zu unterftügen. 

Ein Anſpruch auf Erfag von Auslagen fteht den 
Baifenpflegerinnen nicht zu.” 

Alſo das, was die Betenten ſachlich gewünscht haben, 
ift ihnen hierdurch im wejentlihen gewährt. 

Wenn fie aber beanfprucht haben, daß fie aud) als 
Mitglieder des Waiſenraths gewählt werben, fo ift bie 
Deputation der Anficht, daß inſoweit der Antrag wohl 
auf fi beruhen möchte Man fann doch nicht ver: 
gefien, daß eine der Hauptaufgaben ber Gemeinde: 
waifenräthe die ift, die Vormünder zu überwachen in 
ihrer Geihäftsführung; die Vormünder werden aber in 
der überwiegenden Mehrheit jetzt noch unzweifelhaft 
Männer jein, und zur Beauffihtigung möchten ſich da 
doch wohl aud Männer befjer eignen als Frauen, jo 
lange die Emanzipationsagitation nicht noch weitere 
Erfolge erzielt hat. 

Ih werde nun das weitere Berichten Herrn Ober: 
bürgermeifter Dr. Schroeder überlafjen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? 


„Will die Kammer alfo die Petition durch die 
borerwähnte Verordnung in der Hauptjade 
für erledigt erklären, im übrigen aber auf fi 
beruhen laſſen?“ 
Einftimmig. 
Ih erſuche nunmehr Herrn Dr. Schroeder, zu 
den vier Abſchnitten, die ihm obliegen, das Wort zu 
ergreifen. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: 
Meine jehr geehrten Herren! Der dritte Abjchnitt Handelt 
von den Grundbuchſachen. 

Auf dem Gebiete des Grundbuchweiens, wie in zahl: 
reihen anderen Materien bes bürgerlichen Rechtes, ift 
bie vom Reichsrechte vorgenommene Regelung feine 
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erihöpfende. Die Grundbuchorbnung behandelt nur 
beftimmte Theile des formellen Grundbuchrehts und 
überläßt andre Theile, andre Partien, ganz bewußter— 
maßen der Landesgeſetzgebung, ber fie in dieſer Be— 
ziehung Befugniffe einräumt, die in mehrfacher Richtung 
noch über die Vorſchriften bes Einführungsgefekes zum 
Bürgerlihen Geſetzbuche über das Verhältniß zwifchen 
Reichögejehgebung und Landesgefeßgebung hinausgehen. 

Der dritte Abſchnitt vereinigt nunmehr bie Bor: 
ihriften, die bei uns in Sachſen auf dem Wege ber 
Lanbesgejepgebung über das formelle Grundbuchrecht 
erlafien werben follen, und enthält, beiläufig bemerkt, 
auch Vorſchriften, die jelbft im Verordnungswege hätten 
getroffen werben können. 

Bon den Einzelvorfchriften gehören zu ben wichtigften 
diejenigen über die Zuftändigfeit zur Entgegennahme 
des Antrags auf Eintragung und Diejenigen über bie 
Zuftändigkeit zur Beurkundung von Erklärungen vor 
dem Grundbuchamte. Die Zeit des Eingangs hat ja 
nad) dem neuen Reichsrechte, wie übrigens auch fchon 
nah dem alten Rechte, mafgebende Bebeutung für 
Neihenfolge und Rang der Eintragung, und die Bu- 
ftänbdigfeit zur Beurkundung von Erklärungen vor dem 
Grundbuhamte berührt das Recht fuchende Publikum 
und ben Grunbftüdsverfehr überhaupt ganz unmittelbar. 

Bereitd Se. Ercellenz ber Herr Staatsminifter von 
Noſtitz-Wallwitz hat auferorbentlich zutreffend aus: 
geführt, daß wir uns alle der neuen einheitlichen Geſetz— 
gebung des Reichs auf dem Gebiete des bürgerlichen 
Rechts und der Fortichritte, die fie und aud in Sachſen 
mannigfad bringt, aufrichtig zu freuen haben, aber er 
hat auch bemerkt und mit Recht darauf verwiejen, daß 
in den Freudenbecher bier und da ein Wermuthötropfen 
gemischt ift. 

Das neue bürgerliche Recht unterfcheidet in Grund: 
ſtücksſachen jcharf zwiichen dem obligatorifchen Vertrage, 
zwiſchen bemjenigen Vertrage, durch ben ſich der eine 
Theil verpflichtet, das Eigenthum ober fonftige Rechte 
an Grundftüden zu übertragen, und zwijchen bem bing- 
lihen Bertrage, ber Einigung der Parteien über ben 
Eintritt der Rechtsänderung jelbft. Bisher nun, nad) 
unferem bisher geltenden Rechte, konnten die mit ber 
Protofollirbefugniß verfehenen Grundbuchführer alle Bro: 
tofofle in Grundbuchſachen aufnehmen; mit dem Intraft: 
treten bes neuen Reichsrechts fällt dieſe bewährte Ein- 
richtung hinweg. Obligatorifche Rechtsgeſchäfte im Grund: 
ftüdsverfehre, wenn fie amtlich beurfunbet werden follen, 
müſſen gerichtlich, d. 5. vor dem Richter, ober notariell 
beurfunbet werben, und wenn das Eigenthum an einem 
Grundftüde übertragen werben foll, ift die gerichtliche 
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oder notarielle Form ganz ausbrüdlich vorgejchrieben. 
Bei diefem Standpunkte bes neuen Rechts empfahl es 
fih nicht — und die Deputation ift bier der Königl. 
Staatsregierung nur beigetreten —, wenigftens zur Ent- 
gegennahme ber dinglichen Rechtserllärungen die Grund— 
buchführer zu ermächtigen. Die Bedenken gegen eine 
derartige Maßnahme überwiegen bei weiten, und jo 
fam im biefer Richtung die Deputation nur dazu, dem 
Standpunfte der Königl. Staatsregierung beizupflichten. 

Im übrigen bitte ih, mir geftatten zu wollen, auf 
ben Beriht und feine Begründung zu verweilen und 
Ihnen anzuempfehlen, daß Sie den Anträgen, wie fie 
faut bes fchriftlichen Berichts von der Deputation geftellt 
werben, aus der im Berichte erfichtlichen Begründung 
Ihre Zuftimmung ertheilen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort allgemein 
zum dritten Abjchnitte, Grundbuchfahen? — Wünſcht 
jemand das Wort zu ben einzelnen Paragraphen? — 
Wollen Sie bie einzelnen Paragraphen nochmals be: 
fpredhen ? 


Berichterftatter DOberbürgermeifter Dr. Schroeder: 
IH glaube nicht, daß es nothwendig ift, Excellenz, daß 
ih auf jeden einzelnen Paragraphen fpeziell eingehe. 
Ih bin natürlich fehr gern dazu bereit. 


Präfident: Wenn es gewünſcht wird. — 


Ih frage, ob jemand zu den einzelnen Paragraphen 
das Wort begehrt. — Es ift nicht der Fall. 


Ih frage die Kammer: 


„ob fie den dritten Abſchnitt, die Ueberſchrift 
und die einzelnen Baragraphen nad) den An- 
trägen ber Deputation annimmt?” 


Einftimmig. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: 
Der vierte Abjchnitt, meine Herren, bezieht ſich auf die 
Handelsfahen und auf die Einrihtung und Führung 
ber amtögerichtlihen Handels-, Schiffs-, Vereins- und 
Güterrechtöregifter. 

In ihm ift wohl bie am meiften bie Deffentlichkeit 
intereffirende Borfchrift diejenige über die ftaatliche 
Auflöfungsbefugnig gegenüber den Aktiengefellichaften 
und den Kommanditgejellfhaften auf Aktien, wenn fie 
fi eines gemeingefährlichen Verhaltens jchuldig machen. 
Gerade dieſe ftaatliche Auflöfungsbefugniß und die Bor: 
ſchrift hierüber hat in faufmännifchen Kreifen und, wie 
ich Hervorzuheben habe, aud in faufmännifchen Ver— 
tretungsförpern eine ganze Reihe von Bedenken und 
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von Befürchtungen gezeitigt, die fi) dann zu Petitionen 
an die Stände verdichtet und barin ihren Nieberjchlag 
gefunden haben. Ich darf hierzu auf den Bericht im 
einzelnen verweijen. 

Die Deputation hat, wie es ihre Pflicht geweſen 
ift, bie Petitionen unbefangen und eingehend geprüft 
und gewürdigt. Sie hat fi zur Vermeidung jebes 
etwa möglichen Mifbraudes und zum Schuße ber 
Aftionäre zu einem ausbrüdlihen Zufage zu dem $ 32 
unter Buftimmung der Königl. Staatsregierung ent- 
ihloffen, fie glaubt aber, im übrigen Ihnen durchaus 
die Vorjchrift des $ 32, wie fie Ihnen nunmehr vor- 
geichlagen wird, aljo mit dem eben berührten Zuſatze 
ald völlig gerechtfertigt und aus ben Verhältnifjen ge: 
boten zur Annahme empfehlen zu können. Bei der be- 
gründeten Ausficht auf das AZuftandefommen des Gefehes 
über die Verwaltungsredhtspflege wirb übrigens ber 
$ 32 und feine Ausübung im Wege ber Anfechtungs- 
flage unter den Schuß bes Überverwaltungsgerichts 
geftellt. 

Ih kann Sie alfo auch Hier nur bitten, ſowohl 
wie im übrigen zu dem Abſchnitte 4, jo zu $ 32 den 
Unträgen ber Deputation beitreten zu wollen, demgemäß 
zu $ 32 dem vorgeſchlagenen Zuſatz beichließen und bie 
Betitionen ber Aktiengefellichaften, wie fie im Berichte 
des Einzelnen nambaft gemacht find, für erledigt er: 
klären zu wollen, beziehentlih auf fi beruhen zu 
lafien. 


Präfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — 
Herr Geh. Kommerzienratd Thieme, dann Herr Geh, 
Nath Profefior Dr. Wach! 


Geh. Kommerzienrath Thieme: Meine geehrten 
Herren! Es ift Ihnen aus dem fchriftlichen Berichte 
unferer Deputation befannt geworben, daß unfere Staats: 
regierung bis jetzt feine Handhabe in unjerer Zandes- 
geſetzgebung befefjen hat, die Auflöfung einer Aftiengejell: 
ihaft zu verfügen. Diefe Lücke fol durch $ 32 unferer 
neuen Geſetzvorlage ausgefüllt werben. 

Ich beabfihtige durchaus nicht, gegen das vor- 
geſchlagene Geſetz Oppofition zu machen, ich möchte nur 
einige Einzelheiten der Ausführung besfelben berühren, 
die ich für jehr bebenflich halten muß. Beifügen kann 
ih, daß im vorigen Jahre eine Verfammlung jämmt- 
licher fächfiihen Handels: und Gewerbefammern dies 
Geſetz für unnüg und für nicht wünfchenswerth erklärt 
hat, ausgenommen bie einzige Stimme ber Leipziger 
Gewerbelammer. 

Ich glaube auch nicht, daf dies neue, in $ 32 be: 
gründete Gejeg eine große Wirkung auf bie Altien— 


gejellihaften ausüben wird, benn, meine Herren, ich 
halte es für wirklich undenklich, daß eine folche wiſſent— 
lich fih ſchuldig machen fönnte, entweder ungejegliche 
ober das Gemeinwohl ſchädigende Handlungen zu be: 
gehen. 

Bas nun den Ausdrud „gemeinjchäblihe Hand: 
lungen“ betrifft, jo möchte ich allerdings fragen: Giebt 
es eine allgemeine, von allen Autoritäten anerlannte 
Definition diefes Wortes? Es wirb eine große Macht 
in bie Hand ber Verwaltungsbehörden gegeben, wenn 
fie allein barüber entjcheiden jollen: Was ift „gemeinwohl: 
ſchädlich“ und was nicht? Ich kann ed mir ala nicht 
unbenfbar vorftellen, daß troß aller Wohlmeinung eine 
Kreishauptmannschaft irgend eine Handlung einer Aktien: 
gejellfchaft für „gemeinſchädlich“ erflären könnte, welche 
von einer anderen Sreishauptmannfchaft nicht unter 
diefe Kategorie gerechnet wird. Da würde alſo bie 
Möglichkeit gegeben fein, daß die Altiengefellichaften in 
unferem Sachſen verfjchiedentlich behandelt werben. Ich 
möchte feinen Antrag bier ftellen, aber ich möchte unfere 
hohe Staatsregierung bitten, doch dem $ 32, wenn er 
zur Unnahme fommt, eine Erläuterung, foweit es mög: 
lich ift, beizufügen, was man ſeitens ber Vehörbe für 
„gemeinfhäblich“ Hält. Ich weiß, daß das fehr jchwer 
ift, man fann aber ben Betreffenden eine Art Richt: 
ſchnur geben, bamit fie wiffen, wo fie bie Linie über: 
ſchreiten, auf der ihre Handlungen als „gemeinſchädlich“ 
angejehen werben könnten. 

Bebenkliher als dies fcheint mir ber Pafjus in 
$ 32, welder ber Berwaltungsbehörbe die Möglichkeit 
giebt, eine Aktiengefellichaft au dann aufzulöfen, wenn 
das „Verhalten bes Vorftandbes, ber perfönlich Haftenden 
Geſellſchafter oder bes Auffichtsrathd das Gemeinmwohl 
gefährdet”. Ja, meine Herren, da könnte es vorlommen, 
daß, wenn wirflih ein fo pflichtwidriger Auffichtsrath 
fih finden follte, der eine Warnung ober eine Auf: 
forderung von Seiten der Kreishauptmannſchaft, gewifle 
Handlungen zurüdzunehmen, nicht beachtet, auch ben 
Aktionären von dem Vorfalle feine Kenntniß giebt, die 
Auflöfung erfolgt und ein Aktionär eines ſchönen 
Morgens in ber Zeitung lieft, baß feine Altiengeſellſchaft 
aufgelöft jei und er damit einem ganz namhaften Ber: 
luſte an feinen Altien ausgeſetzt ift. 

Ih Habe die Empfindung, daß auch unfere verehrte 
Deputation Hier einen gewiffen Mangel anerfannt hat; 
ber Zuſatz, bem fie empfiehlt, beweift mir dies. Danach 
ſoll in $ 32 Hinter dem Worte „gefährbet” Hinzugefügt 
werben: 


„und eine Wufforderung ber ſtreishauptmann⸗ 
Ihaft, bie Gefegwidrigfeit innerhalb einer an- 
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gemefjenen Friſt zu befeitigen, ohne Erfolg ge: 
blieben iſt“ 

Nur dann foll alfo die Auflöfung der Gejellichaft 
erfolgen fönnen. Ich, meine Herren, bin aber burchaus 
ber Meinung, daß eine berartige Auflöfung nur unter 
Mitwirfung des Hauptorgans einer Altiengefellichaft, 
ber Generalverfammlung,, erfolgen darf. Durd die 
Generalverfammlung würden bie Aktionäre ben Stanb 
ber Sache erfahren und durch einen Beſchluß ber General: 
verfammlung verſuchen fünnen, bie rechtöwibrigen ober 
bad Gemeinwohl fchädigenden Beichlüffe ihres Vor— 
ftands ober Aufſichtsraths zu widerrufen. Jeder, ber 
mit Generalverfammlungen Beſcheid weiß, ift aber 
barüber unterrichtet, daß es vortommen fann, daß in 
einer folchen, fei es durch ungeſchickte Leitung ſeitens 
bes Vorfigenden, fei es durch mißverftänbliche Auffaſſung 
feitens der Aktionäre, Beſchlüſſe zu ftande kommen können, 
die eigentlich dem, was bie Majorität gewollt hat, ent: 
gegengefegt lauten. Sollte das alfo vorfommen, — es 
ſcheint unmöglich, ich Habe aber Beweile, daß es ge: 
ſchieht —, dann hätte die betreffende Aftiengejellichaft 
allen Regreß verloren, und hätte durch ihren ablehnenden 
Beihluß, die Handlungen ihres Vorftands zu forris 
giren, verfpielt und müßte fi der Auflöfung ausſetzen. 
Man könnte nun durch eine zweite Generalverfammlung, 
welche einzuberufen wäre, bem vorbeugen, und wenn 
biefe dann auch bie Handlungen ihres Vorſtands nicht 
forrigirt, müßte eben das Schidfal der Auflöfung feinen 
Lauf Haben. 

Ih bin alfo der Meinung, daß dem Aufage, welchen 
Ihre Deputation empfiehlt, noch eine feine Korrektur 
gegeben werben müßte. Ich würde aljo beantragen: 

Dem von ber erflen Deputation vorgeichlagenen 
Bufage zu 8 32 bed Entwurfs Hinter dem Worte 
„gefährbet” folgende Faſſung zu geben: 


‚und einer Aufforderung der Kreishauptmann- 
Ichaft, die Gejehwidrigkeit innerhalb einer an- 
—— Friſt durch eine einzuberufende 
ger zu bejeitigen, nicht Folge 
eleiftet wird, die Auflöfung, wenn eine zweite 
a Be dies ebenfalls nicht bewerk⸗ 
ftelligt, auszuſprechen.“ 

Dadurch, meine Herren, werben bie Mechte ber 
Altionäre jedenfall® und unter allen Umftänden ge- 
wahrt, und ich möchte bitten, fich meinem Borjchlage, 
ber ja nur eine Meine Menberung in fich fchließt, ge: 
fälligft anfchließen zu wollen. 


Bräfident: Ich möchte ben Herrn Antragfteller 
bitten, feinen Antrag fchriftlich einzureichen. 


Herr Geh. Rath, Profeffor Dr. Wach hat das Wort. 
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Geh. Rath Profefior Dr. Wah: Meine Herren! 
Die Bedenken, welde wir joeben gehört haben, find zum 
Theile nicht begründet. Es thut mir leid, daß ich meinem 
verehrten Leipziger Herrn Spezialtollegen in dieſer 
Richtung entgegentreten muß. Er hat in erfter Linie, 
abgejehen von der DOpportunität ber Maßregel, in $ 32 
den Ausdruck bemängelt „das Gemeinwohl gefährdet“ 
als einen jehr jchwanfenden und unficheren Ausdrud, 
der mannigfadher Deutung fähig jei. Wir haben aber 
biefen Ausdrud in unferem Bürgerlichen Geſetzbuche, in 
$ 43 in ber korreſpondirenden Borjchrift, betreffend Auf: 
löfung von Vereinen, welche das Gemeinwohl gefährben. 
Es lehnt fich der $ 32 offenbar an diejen 8 43 an, und 
die Auslegung, die ber $ 43 in ber Jubifatur und in 
ber Wiſſenſchaft in Deutihland befommen muß, wird 
zweifellog auch für unfere fächfiichen Behörden und 
für den Oberverwaltungsgerichtöhof maßgebend fein. 
Wir haben nicht zu befürchten, daß hier durch bie Un- 
arbeit, Unficherheit und Taſten dem wirthichaftlichen 
Leben ein Nachtheil erwachſen könnte, Es ift der $ 43 
bes Bürgerlichen Geſetzbuchs nad) wohlbegründeten Un: 
ſchauungen die fubfidiäre BVorfchrift, welche eintreten 
würde, wenn ber $ 32 nit in bem Entwurfe ſtünde 
und nicht Gefeg würde. So faht die Sache auch unter 
andern der Gewährsmann auf, auf den ſich die Motive 
berufen, nämlih Staub in feiner neueſten Auflage des 
Handelsgeſetzbuchs. Damit ift aber bereits gejagt, daß 
wir auf feinen Fall der Auflöſung derartiger Gejell: 
ſchaften wegen Gefährbung des Gemeinmohles entgehen 
fünnen; fie zwingt und das Reichsrecht jchon an und 
für fih auf. Und ich meine, wir werben bamit jehr 
zufrieden fein, denn unter ber Firma der Aftiengejell- 
ſchaften fünnen fi ja alle möglichen, ſehr bedenflichen 
Beitrebungen bethätigen. Wo es ſich um wirfliche ge: 
werbliche faufmännifche Dinge handelt, Haben wir etwas, 
was unter $ 32 fallen könnte, überhaupt nicht zu bes 
fürchten. Alſo unfer Kaufmannsftand kann fich meiner 
Meinung nad) vollftändig beruhigen. Er ift dabei nicht 
gefährdet. Wohl aber kann das Staatsleben, das, was 
hier der $ 32 und ber $ 43 bes Bürgerlichen Gejeh- 
buchs das „Gemeinwohl“ nennt, in Gefahr gebracht 
werben, da unter der Firma unb in ber Form von 
Altiengejellihaften fi gemeingefährlihe Beftrebungen 
verbergen können. Dagegen muß die Remebur möglich 
fein. Sie ift durch das Reichsgeſetz vorgefchrieben. Sie 
fann auch troß des Reichsgeſetzes durch das partifulare 
Neht erfolgen, und fie muß erfolgen durch ben $ 32. 
Meines Eradtens ift das ſchon durch den Umftand ge: 
boten, daß wir in dem Geſetze, betreffend die Verwaltungs: 
rechtspflege, auf den $ 32 verweifen. Alſo biejes Geſetz, 
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deſſen Beichleunigung befanntlich ſehr wünfchenswerth 
ift, kann ohne ihm nicht fertig werben. So trete ich 
entjchieben für die Pofition der Deputation, für ihren 
Untrag ein, 

Was den zweiten Punkt anbetrifft, ben mein ver: 
ehrter Herr Vorrebner heraushob, feine Bedenken gegen 
die Worte: „ober durch geſetzwidriges Verhalten des 
Vorftandes — das Gemeinwohl gefährdet”, jo glaube ich, 
in dieſem Stüde hat bereits das Reichsrecht die Bahn 
gebrochen und uns das Präjubiz gefchaffen. Denn in 
$ 43 bes Bürgerlichen Geſetzbuchs fteht: 

„Dem Bereine kann die Rechtsfähigfeit entzogen 
werben, wenn er durch einen gejepwidrigen Beſchluß 
ber Mitgliederverfammlung oder durch gejepwidriges 
Berhalten des Vorftandes das Gemeinwohl gefährdet.” 


Die Kautelen, bie feitens bes Herrn Vorredners 
vorgefchlagen find, werben fich, glaube id), in der Praris 
jo ziemlich von jelbft ergeben, Natürlich wird die Kreis— 
hauptmannſchaft, wenn der Antrag der Deputation an— 
genommen wird, die Einberufung einer Generalverfamm- 
fung mit in Ausfiht zu nehmen haben. Daß nun 
wiederum eine zweite berufen werben jolle, jehe ich als 
nothwendig nicht ein. Im Gegentheile, ich meine, jo 
weit müfjen die Herren Aktionäre vigilant fein, daß, wo 
ed fih um Handlungen dreht, wie fie hier in frage 
find, fie fi aud) zur Generalverfammlung einfinden und 
Remedur ſchaffen. Thun fie das nicht, obſchon das 
Gemeinwohl gefährbet wird, fo ift meines Erachtens die 
Auflöfung am Platze, ohne daß man auf eine zweite 
Generalverfammlung zu refurriren hat, 


Prüfident: Meine Herren! Ich Habe, ehe wir in 
der Debatte fortfahren, noch die Unterftügungsfrage zu 
jtellen in Bezug auf den eben eingegangenen Antrag 
Thieme; ich weiß nicht, ob ich benfelben nod einmal 
vorlefen ſoll. Er lautet: 

„und einer Aufforderung der Kreishauptmann— 
ſchaft, die Geſetzwidrigkeit innerbalb einer an- 
gemefjenen Friſt durch eine einzuberufende Ger 
neralverfammlung zu befeitigen, nicht folge 
geleiftet wird, die Auflöfung, wenn eine zweite 
GSeneralverfammlung dies ebenfalls nicht be— 
werfftelligt, auszufprechen.” 

Ih habe die Unterftügungsfrage zu ftellen. — Der 
Untrag ift genügend unterftüßt. 

Das Wort hat ber Herr Staatsminifter Dr. Schurig. 


Staatsminifter Dr. Schurig: Ih möchte nur 
bemerken, daß die Staatöregierung mit dem Antrage 
des Herrn Geh. Rath Thieme nicht einverftanden 
ift, und bitten muß, dieſen Abänderungsvorſchlag ab» 


zulehnen. ch brauche nur darauf Hinzuweilen, daß 
durch dieſen Antrag im einzelnen Falle jehr große 
Weiterungen entftehen könnten, und daß ſchon durch 
dieſe Weiterungen das Gemeinwohl gefährbet werden 
könnte. Im übrigen beziehe ich mich auf die Worte 
meines geehrten Herrn Vorrebners, der den Antrag bes 
Herrn Geh. Rath Thieme ſchon fo treffend beleuchtet hat, 
daß ich nichts weiter hinzuzufügen habe. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: 
Der Herr Geh. Rath Dr. Wach und ber Herr Juſtizminiſter 
haben ſchon im wejentlichen dasjenige gefagt, was ich 
fonft meinerjeit3 namens ber Deputation zu den Aus: 
führungen bes Herrn Geh. Kommerzienrath Thieme zu 
bemerfen und zu erwibern gehabt hätte, 

Es ift ganz richtig, auch die Präfidialtonferenz der 
fähfiihen Handels: und Gewerbefammern hat fi, wie 
im Deputationsberichte hervorgehoben ift, im ihrer 
Sigung vom 14. September 1899 auf den Standpunft 
geſtellt: es möchte $ 32 der Verordnung und jeht be# 
Gefegentwurfs nicht Gefeß werben; aber ic) meine doch, 
bie Gründe, bie bamals den Ausſchlag gegeben haben, 
find feine ausreichenden und zutreffenden. Die reellen, 
die joliden Aktiengefellihaften und Kommanbditgejellichaften 
auf Aktien werben überhaupt von bem Inhalte bes 
Paragraphen gar nicht getroffen, fie werben nicht im 
geringften davon berührt. Bloß dann, wenn eine 
Attiengejellichaft ein das Gemeinwohl gefährbendes, ein 
gemeingefährliches Verhalten einihlägt und biejes ge: 
meingefährliche Verhalten auf ausbrüdliche Aufforderung 
ber Kreishauptmannſchaft nicht befeitigt, treten erft die 
Folgen bes $ 32 ein. Ich kann mich auch — und zwar 
bient das ſehr zur Rechtfertigung des Paragraphen — 
auf das Zeugniß einer ſächſiſchen Handels- und Ge: 
werbefammer berufen, die durchaus auf dem Boden bes 
Entwurfs fteht, und die nicht einmal den Zuſatz ge: 
wünſcht hat, den jetzt bie Deputation zur weiteren 
Garantie beantragt. 

„Die Handels: und Gewerbefammer zu 
Plauen i.®. Hat nad) ſehr langer und ein- 
gehender Beratung am 29. Deyember v. I. mit 
großer Mehrheit, und zwar mit 29 gegen 
6 Stimmen, e3 abgelehnt, den Beichlüffen der 
Präfidiallonferen; vom 14. September 1899 über 
die a an De Entwurfs einer Geſetzvorſchrift, 
bie ftaatliche Auflöfungsbefugnig über die Aktien⸗ 
vereine betreffend, beizutreten.” 

Mit großer Mehrheit alfo Hat ſich dieſe Körperfchaft 
auf den Boden der Regierungsvorlage gejtellt und hat 
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ausdrüdlih anerkannt, daß die Geſetzvorſchrift eine 
wohlbegründete ift, und daß für die Aftiengefellichaften 
und für bie Kommanbditgefellihaften auf Alktien ein 
Privileg gefhaffen würde, das anderen Korporationen 
nicht zufteht, wenn man fie von ber ftaatlichen Auf: 
löfung wegen Gefährbung bes Gemeinwohls ausnehmen 
wollte. Es ift im einzelnen in bem Berichte Ihrer 
Deputation dargelegt, wie leicht es jegt irgend einer 
Bereinigung ift, in der Form der Aktiengejellichaft Ge: 
ihäfte zu betreiben. Es brauden bie gar feine 
Handelsgeſchäfte zu fein; es braucht fein Handelögewerbe 
zu fein, bie betreffende Gejellichaft bleibt Aktiengejellichaft, 
wenn fie einmal den formellen Erforbernifjen, die zur 
Eintragung als Altiengejellichaft erforderlich find, genügt 
bat. Auch die Verhandlungen im preußiſchen Lanbtage 
belegen meines Erachtens durchaus die Richtigkeit ber 
Stellungnahme zu gunften einer Vorfchrift, wie fie 
bier im $ 32 vorgeichlagen wird, und es ift ebenſo für 
die Vorſchrift durchaus befürwortend, wenn ein fo 
maßgebender Kenner und Praktiker des Handelsrechts, 
wie Juſtizrath Dr. Staub in Berlin, völlig auf ben 
Boden ber Vorlage ſich geftellt hat. Uebrigens auch 
der Geh. Juſtizrath Profefior Dernburg in Berlin, 
gleichfalls eine juriftifche Autorität, hat im preußiſchen 
Herrenhaufe die Vorschrift mit dem Aufage, wie fie hier 
gegeben ift, mehr ober weniger vertreten. Nun hat 
Herr Geh. Kommerzienrath Thieme feinerfeits einen Zu— 
ſatz beantragt, in dem er die Friſt zur Befeitigung des 
gemeingefährlihen Verhaltens noch verlängern will. 
Ich könnte Ihnen namens der Deputation — ich glaube 
nad) dem Gange der Deputationsverhandlung Hier voll: 
ftändig im Namen ber Deputation zu ſprechen — nur 
empfehlen, dieſem Antrage nidjt beitreten zu wollen, 
Es beftanden zunächſt in ber Deputation ſchon Bedenken, 
ob man überhaupt eine Friſt gewähren wolle, ba ja 
die Friſt allemal die Möglicjleit in fi fchließt, daß 
dadurch bie Entſcheidung verzögert wird, daß das 
gemeingefährliche Verhalten, wenn es einmal eintreten 
follte, eine längere Zwiſchenzeit fortdauert. Man 
entſchloß fi aber, eben um jede Garantie zu geben, 
dazu, dieſe eine Frift zu ſchaffen. Uber nun noch 
weiter zu gehen, nun mindeftens zwei Generalverfamm:- 
(ungen zu erfordern, das erfcheint bes Guten zu viel. 
Auch für die Aktionäre gilt, was bereit8 Kerr Geh. 
Rath Dr. Wach ausſprach: Vigilantibus jura sunt scripta, 
Die Altionäre trifft die Verpflichtung, fi darum zu 
fünmern, baf die Befugniffe der Gejellihaft und beren 
Gejchäftsbetrieb in gefeglicher Weiſe ausgeübt und ge: 
führt werben, beziehungsweife Remebur zu ſchaffen, 
wenn und joweit dies nicht geichehen ift. Ich möchte 
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Sie darum bitten, nur dem Deputationsantrage bei- 
treten zu wollen, aber dem weitergehenden Antrage des 
Herrn Geh. Kommerzienrath Thieme Ihre Zuftimmung 
zu verfagen. 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Bir 
gehen zur Abſtimmung über. Ich werde zunächit über 
ben Untrag Thieme abftimmen lafjen. Diejenigen 
Herren, die ihn ablehnen wollen, bitte ich, ſich zu er- 
heben, diejenigen, bie bafür find, fißen zu bleiben. — 
Er ift mit überwiegender Majorität abgelehnt. Ich 
frage nunmehr nod: 


„ob man bei $ 32 den Anträgen ber De: 
putation beitreten will?” 


Einftimmig. 
Wünſcht noch jemand das Wort zu den übrigen 


Paragraphen bes Abſchnitts? — Das ift nicht der 
Fall. Ich frage die Kammer: 


„ob ſie bei dem 4. Abſchnitte den Anträgen 
der Deputation allenthalben beitritt?“ 
Einſtimmig. 

Berichterſtatter Oberbürgermeiſter Dr. Schroeder: 
Der nächſte Abſchnitt regelt das Beurkundungsweſen. 
Das Beurkundungsweſen iſt nach wie vor Sache des 
Landesrechts, ſoweit nicht, was übrigens nur in be— 
ſchränktem Maße geſchehen iſt, das Reichsrecht ſeinerſeits 
die Materie geordnet hat. In dieſem Rahmen erwächſt 
der Landesgeſetzgebung die Aufgabe, Zuſtändigkeit, Form 
und Verfahren bei der Beurkundung zu regeln. Hervor— 
heben will ih nur, daß bei diefer Negelung, die das 
Sandesgejeh hier vorgenommen hat, hie und da ſogar 
mehrfach die Tendenz ſich beobadıten läßt, eine Ab— 
ſchwächung, eine Minderung, ein Berlaffen ber bis: 
herigen Formenſtrenge herbeizuführen. Auf der anderen 
Seite läßt ſich freilich nicht verfennen, daß gerade das 
neue Reihsreht uns mehrfach neue Formenvorſchriften 
bringt, an die wir bisher nicht gewöhnt waren und bie 
wir bisher ganz gut entbebrten. 

Ih bitte auch Hier, das Nähere aus dem Drud- 
berichte erfehen zu wollen und möchte bloß noch mit 
einem Worte auf den neubinzugefügten Paragraphen 44a 
zu ſprechen kommen. Nach der Auffaffung ber De- 
putation wird dieſe der preußifchen Landesgeſetzgebung 
nachgebilbete Vorjchrift bes $ 44a einem fehr dringenden 
Bebürfniffe gerecht. Es Liegt nad Auffaffung der De: 
putation feineswegs bie Nothwenbigfeit ober auch nur 
irgendwelches Bebürfnig vor, daß man aus irgenb- 
welchen fachlichen Gründen die Grunbftüdsverträge — 
ich bitte mich einmal biejes kurzen Ausbruds bedienen 
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zu dürfen — bie Grundftüdäverträge, bie öffentliche Be— 
hörden abjchliegen, unter die Formvorſchriften des neuen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ftellt. Es müßten bann alle 
Grunbdftücdsverträge, die von Behörden im öffentlichen 
Intereffe und noch dazu meift auf Widerruf abgejchloffen 
werben, felbft wenn es fih um nod jo Heine Objelte 
handelt, 5.8. bei Straßenerwerbungen oder ähnlichen 
Grundftüdserwerbungen, wenn fie bindend zuftande 
fommen follen, gerichtlich) oder notariell beurfunbet fein. 
Infolge deſſen glaubt die Deputation, und fie hat gerade 
diefen Punkt wiederholt erwogen, Ihnen eine Vorjchrift 
vorſchlagen zu follen, die im Anſchluſſe an die preußifche 
Gejeggebung Verträge über in Sachſen belegene Grund: 
ftüde, wenn eine öffentliche Behörde einen der Vertrag: 
fchließenden vertritt, von der Beobachtung der Form: 
vorjchriften des neuen Mechts, wie fie in $$ 313 und 
873 bes neuen Bürgerliden Geſetzbuchs erforbert 
werben, befreit. Ich möchte Sie bitten, auch zu 
diefem Abjchnitte den Anträgen ber Deputation bei: 
treten und insbejondere die Aufnahme des $ 44a ge: 
nehmigen zu wollen. 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort im all: 
gemeinen hier? — Nicht der Fall. Wünſcht jemand bas 
Wort zu einzelnen Paragraphen bes Abſchnitts 5? — 
Nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„ob jie den Anträgen der Deputation zu Ab: 
fhnitt 5 allenthalben beitritt?* 
Einftimmig. 

Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: 
Mit der Neuordnung bes Beurkundungsweſens ift bie- 
jenige des Notariatäwejens aufs engfte verknüpft. Dieje 
foll vollzogen werben durch Aufhebung der Notariats- 
ordnung vom Jahre 1892 in ihrer Totalität, mit Aus- 
nahme ber Schluß = und der Lebergangsbeftimmungen, An 
Stelle der Notariatsorbnung vom Jahre 1892, der nad: 
gerühmt werben darf, daß fie fich in ber Prarid ganz 
ausgezeichnet bewährt hat, follen nunmehr die Bor: 
ſchriften des jechften und auch ſchon bes fünften Ab— 
ſchnitts treten. Der jechfte Abjchnitt bringt zunächſt 
allgemeine Vorfchriften über das Notariat. Er behandelt 
dann bie Disziplinargewalt über bie Notare, er orbnet 
ben Fall der Behinderung der Notare und ber Be 
endigung ihres Amts und ftellt fchließlich die Notare 
bes älteren Rechts ben Notaren, die vom Königl. Juftiz: 
minifterium ernannt werben, gleih. Der Gejepentwurf 
fteht auf bem Boden ber biäherigen erprobten Bor: 
fchriften, und er nimmt an ihnen nur diejenigen 
Aenderungen vor, bie durd) die Neichögejeßgebung ober 
auch durch die fortfchreitende neuere Rechts- und Ber: 
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fehrsentwidelung geboten erfchienen. Ich bitte Sie im 
Namen ber Deputation, auch biefen ſechſten Abjchnitt 
genehmigen zu wollen. 


Präfident: Wünſcht jemand im allgemeinen das 
Wort zum ſechſten Abſchnitte? — Das ift nicht ber 
Fall. Wünfcht jemand zu einem der Paragraphen bes 
ſechſten Abjchnitts das Wort? — Das ift auch nicht 
der Fall, Ic frage die Kammer: 


„ob fie audh bei dem ſechſten Abfchnitte, 
Notariat, ben Anträgen ihrer Deputation 
allenthalben beitritt?* 
Einftimmig. 
Ih erſuche Herrn von Trebra, feinen Vortrag auf: 
nehmen zu wollen. 


Berichterftatter Nittergutsbefiber bon Trebra⸗ 
Lindenau: Meine Herren! Ich habe dem Berichte 
weiter nichts hinzuzufügen, und fann nur mein leb— 
haftes Bedauern ausfprechen, daß bei der Geringfügigkeit 
meines Berichts und die Kammer überhaupt genöthigt 
ift, hier einen Sceneriewechfel erbliden zu müſſen. 


(Heiterfeit.) 


BPräfident: Wünſcht jemand das Wort im all: 
gemeinen zu biefem Abjchnitte? — Es ift nicht der Fall. 
Bu ben einzelnen Paragraphen gleichfalls nit? — 


„Benehmigt die Kammer alle Anträge der 
Deputation zu biefem Abſchnitte?“ 
Einftimmig. 
Ich bitte im Wechſel der Scenerie fortzufahren. 
(Heiterfeit.) 

Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Bed: Troß 
bes Sceneriewechjels beabfichtige ich nicht, eine andere 
Haltung einzunehmen, als diejenige meines Vorredners 
war. Der achte Abfchnitt handelt von ben Hinter: 
fegungen, welche einen bedeutfamen Abſchnitt ber Thätig- 
feit ber Amtögerichte bilden follen, und die theil® auf 
dem Gebiete bes bürgerlihen Rechts, theild des gericht— 
lichen Verfahrens, beſonders aber für die Vermögen ber 
Mündel und der unter elterlicher Gewalt ftehenden Per: 
fonen in Frage lommen. Ich Habe zu bem einzelnen 
Punkten nichts hinzuzufügen als die Bemerkung, daß 
nur eine furze redaktionelle Aenderung in $ 115 vor: 
geichlagen wird. Da ich annehmen zu bürfen glaube, 
daß das hohe Haus troß bes ſpröden, aber intereflanten 
Stoffes ſich vielleicht mit dem Berichte zu befreunden 
die Güte gehabt Hat, jo fann auch ich mich auf bag 
Unerbieten beſchränlen, nur falls es gewünſcht wird, 
befondere Erklärungen und Erläuterungen zu geben, 

1.8. (1. Abonnement.) 


Ich beſchränke mich alfo auf die Bitte, namens ber 
Deputation den Ihnen unterbreiteten Anträgen Ihre 
Zuftimmung geben zu wollen. 


Präfident: Wiünfcht jemand das Wort im allgemeinen 
zu Abſchnitt 8? — Das ift nicht ber Fall. Zu ein: 
zelnen Paragraphen? — Das ift auch nicht der Fall. 
Ich frage daher die Kammer: 

„ob fie dem Abjhnitte 8 nah den Anträgen 
ber Deputation beitritt?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Dberbürgermeifter Dr. Bed: Zu 
Abfchnitt 9, welher Schluß: und Uebergangsbeftim- 
mungen enthält, will ich mir nur zu einzelnen Para— 
graphen einige Bemerkungen gejtatten, Zunächſt zu 
$ 122. Bir hatten, wie ben Herren ja befannt ift, in 
unferm fächfiichen Nechte die Beitimmung, daß, wenn 
der Eigenthümer eines Grundftüds fih dem hypo— 
thefarifchen Gläubiger gegenüber verpflichtet Hat, ohne 
deſſen Zuftimmung das Grundſtück nicht zu veräußern, 
zwar biefe Berpflitung wirkungslos war, aber bie 
Grunbbuchbehörde daraus die Verpflichtung erhielt, 
im falle des Befigwechjels den hypothekariſchen Gläu— 
biger hiervon zu benachrichtigen. Diefe Verpflichtung 
ift dem neuen Rechte unbelannt, ein Bedürfniß zu einer 
derartigen Beftimmung zumeift wohl auch nicht vor- 
handen, da durch $ 416 des neuen Bürgerlichen Gejek- 
buchs in einem gewiſſen Sinne die Benachrichtigung bes 
hupothefarifchen Gläubiger auf andere Weiſe gewahrt 
erfcheint. Dort ift nämlich beftimmt, daß ber Veräußerer 
eines Grundftüds, welcher dem Erwerber bes Grund: 
ſtücks die Uebernahme ber Hypotheken in Anrechnung 
auf den Kaufpreis zur Pflicht macht, binnen 6 Monaten 
dem Gläubiger bie Anzeige davon erftatten muß, und 
diefer dann binnen ſechs Monaten das Recht hat, ſich 
zu erflären, ob er ben bisherigen Eigenthümer und 
Schuldner aus ber Verbindlichkeit entlafjen will oder 
nicht. Ich möchte befonders auf biefe Beftimmungen 
bier Hinweifen aus dem Grunde, weil ja gewiß jehr 
viele, welche in der glüdlichen Lage find, Hypotheken 
ausgeliehen zu haben, fich nicht mit diefen Beftimmungen 
vertraut gemacht haben könnten; insbeſondere ift auch 
für die Gemeindebehörben, die Sparkaffen zu verwalten 
baben, die Beftimmung von großer VBebeutung. Bisher 
erhielten wir, ba wir uns zumeift in ber Hypotheken— 
urkunde dieſe Benadhrichtigungspflicht indireft ausgewirkt 
hatten, ſeitens des Gerichts bei jedem Beſitzwechſel die 
Benachrichtigung; dies hat künftig zu unterbleiben, dafern 
nicht vielleicht einzelne Sparkafienbehörben ober Hypo» 
thefariiche Gläubiger, bie ſolche Geſchäfte öfter zu wieder: 
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holen Haben, bie generelle Beftimmung in ihre Dar: 
lehensverträge aufgenommen haben, daß allgemein bie 
Befreiung des bisherigen Schuldners und Beſitzers bes 
Grundftüds von jeiner Verbindlichkeit ausgefchlofjen fein 
ſoll. Mit diefem Hinweife erlaube ich mir, $ 122 zur 
Annahme zu empfehlen. 

Bu $ 123 ift ein kurzer Zufaß noch gemacht worden, 
welchen aus einer im Jahre 1837 erlaſſenen Berorb: 
nung zur Ausführung des Ullgemeinen Berggeſetzes hier: 
her zu übernehmen für angemefjen erachtet worben ift. 

$ 127 fol, wie dem Hohen Haufe vorgefchlagen 
wird, ganz geftrichen werben. Wie eingehend auf Seiten 
33 —35 bes Berichts ausgeführt worden ift, könnten 
fonft die Hier urfprünglih in Wusfiht genommenen 
Uebergangäbeftimmungen in der Jubilatur zu Zweifeln 
Unlaß geben, fo daß für bie Betheiligten auf einem fo 
wichtigen Gebiete, wie dem der Adoption, eine Unficherheit 
in den Rechtöverhältniffen herbeigeführt worben wäre, 

Daß die auf Seite 37 erfichtlichen Randbemerkungen 
dem Gejeßentwurfe Hinzugefügt werben follen, beruht 
auf einem von ber Königl. Staatsregierung freunblichft 
erfüllten Wunſche der Deputation, wobei auch hier 
wiederum davon ausgegangen worben ift, daß dieſe 
orientirenden Randbemerkungen nicht als Auslegung bes 
Geſetzes verwandt werben follen. 

Endlich war durd die Hinzufügung bes $ 44a und 
durch die Streichung bes $ 127 nöthig, ba Ihnen das 
Geſetz fonft unverändert zur Annahme empfohlen wird, 
eine Ermächtigung für die Königl. Staatsregierung aus: 
zufprechen, bei der DVeröffentlihung bes Geſetzes bie 
zahlreichen erforberlichen redaktionellen Aenderungen vor: 
zunehmen. Ich Habe Ihnen aud Hier namens ber 
Deputation den Antrag zu unterbreiten, die Vorſchläge 
zum Beichluffe zu erheben. 

Prüfident: Begehrt jemand im allgemeinen ober 
fpeziellen das Wort? — Das ift nicht der Fall, Ih 
frage die Kammer: 

„ob fie Abſchnitt 9 nad bem Antrage ber Des 
putation annimmt?“ 
Einftimmig; 
„ob fie Ueberſchrift und Eingang mit der oben 
erwähnten Ergänzung und Schluß bes Geſetz— 
entwurfes nad ber Borlage annimmt?“ 
Einftimmig ; 
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„ob fie bie Randbemerkungen, welde ji 
©. 37 ff. des Berichts befinden, annimmt?“ 

Gleichfalls einftimmig; 

und endlich: 
„ob die Kammer befdließen will, die Königl. 
Staatäöregierung zu ermädtigen, bie durch 
Einfügung eines neuen $ 44a unb burd 
Streihung bes $ 127 nöthig gewordenen 
redaktionellen Beränderungen bei Bekannt— 
madhung bes Gejeges vorzunehmen?” 

Auch einftimmig. 

Es ift die Antwort auf ein Königl. Dekret. Ich 
frage, ob die Königl. Staatsregierung namentliche Ab- 
ftimmung wünfcht? 

(Die Staatsregierung verzichtet.) 

Meine Herren! Wir find am Schluffe unferer Tages- 
orbnung angelangt, ich beraume die nächſte Sigung auf 
Dienstag, den 13, Februar mittags 12 Uhr an, und ſetze 
auf die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Regiftrande und Beichlüfie 
auf die Eingänge. 

2, Bericht der vierten Deputation über die Petition 
des Verbandes der ſächſiſchen Hausbefigervereine 
zu Chemnig um Revifion der Geſetze, betreffend 
die Landes: Immobiliarbrandverficherungsanftalt 
vom 25. Auguft 1876, 13. Oftober 1886 und 
5. Mai 1892. (Drudjahe Nr. 45.) 

3. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition des Stabtguts- 
befigers Chriftian Friedrih Günther in Kirch— 
berg, Brandſchädenvergütung betreffend. (Drud- 
ſache Nr. 47.) 

4. Unzeige der vierten Deputation über eine für 
unzuläffig erflärte Betition. (Druckſache Nr. 38.) 


Zur Mitoollziehung des Prototolls lade ich ein 
Herrn Rittergutöbefiger Hempel und Ercellenz Meuſel. 
Der Herr Protofoflführer ift bereit, das Protokoll 


zu verlejfen. Geſchieht.) 


Es hat niemand etwas gegen dies Protofoll einzu: 
wenden, — ich jchließe die Sitzung. 


(Schluß der Sigung 2 Uhr 19 Min. nahmittage.) 





Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorſtand bes Königlichen Stenographifhen Jnftituts 
i. V. Profeffor Eduard Oppermann. — Rebalteur Profeſſor Dr. Br, Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjenbung m poſt: am 14. Februar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
1. Kammer. 
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Siebenundzwanzigſte öffentlihe Sigung 
der Erſten Kammer 
am 13. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Ehrender Nachruf des Präfibenten für den verftorbenen 
Borftand des Königl. Stenographiihen Inſtituts Ober: 
regierungsrath Profeffor Heinrich Krieg unter Erheben 
ber Sammermitglieder von den Plägen. — Entjhuldigung. 
— Regiftrandenvortrag Nr. 930 — 91. — Abſetzung 
bes Berichts der vierten Deputation über die Petition 
des Verbands der ſächſiſchen Hausbefigervereine zu Chemnitz 
um Revifion ber Geſetze, betreffend die Landes: Immobiliar: 
brandverfiherungsanftalt vom 25. Auguſt 1876, 13. Ob: 
tober 1886 und 5. Mai 1892 von ber heutigen Tages: 
ordnung. — Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über bie Petition be3 Stabtgutäbefigers 
Ehriftian Friedrih Günther in Kirchberg, Brandihäden: 
vergütung betr. — Anzeige der vierten Deputation über 
die für unzuläffig erflärte Petition des Bruno Guftav 
Zacharias in Dresden. — Feſtſetzung der Beit und 
Tagesordnung für die nächſte Sikung. — Vorlefung 
und Genehmigung bed Protokolls über bie heutige 
Sitzung. 


Präſident: 
Wirkt. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Exeellenz. 


Am Miniftertijche: 
Die Herren Regierungstommiffare Geh. Rath Merz 
und Geh. Negierungsrath Dr. Kunze, 
Anwejend 37 Kammermitglieber. 
Präfident: Meine hochgeehrten Herren! Ich eröffne 
bie öffentliche Situng. 
1.8. (1. Abonnement.) 


Dresden, am 13. Februar 


1900. 








Bei dem engen Zufammenhange, in welchem bas 
Stenographifche Bureau und Inftitut mit der Stände» 
verfammlung fteht, welcher ſich auch dadurch bofumentirt, 

daß auch im neuen Stänbehaufe basjelbe mit uns ver: 

bunden bleibt, Halte ich e8 für meine Pflicht, Ihnen an: 
äuzeigen, daß ber verdiente Leiter bes Stenographifchen 
Inftituts, Herr Oberregierungsrath Brofeffor Krieg 
mit Tod abgegangen ift. Der Staat verliert in ihm einen 
erprobten Beamten, das Inſtitut einen weifen Leiter, 
die Kammern einen Mann, mit dem ein leichter, umgäng: 
licher Verkehr war. Ehren wir fein Anbenten durch Er- 
heben von den Pläßen! 


Geſchieht.) 


Ich habe übrigens perſönlich dafür geſorgt, daß eine 
Palme auf ſein Grab gelegt werde. 

Entſchuldigt hat ſich für heute Herr Vizepräſident 
Landesälteſter von Zezſchwitz wegen Krankheit. 

Den Vortrag aus der Regiſtrande giebt Herr Frei— 
herr von Finck. 

(Nr. 930.) Antrag zum mündl Berichte der 
erften Deputation, bie ab des Herrn Rittergutäbefihers 
Sahrer von Sahr auf Ehrenberg zum Abgeordneten für 
die Erfte Kammer betr. 

Präfident: Kommt auf eine ber nächſten Tages» 
ordnnungen. 

(Nr. a) Das Landes: Medizinal- Kollegium zu 
Dresden überjendet je fünf Exemplare feines 29. und 30. 
Jahresberichts über das Medizinalweſen des Königreichs 
Sachſen. 

Präfident: Die Bücher liegen zur Entnahme aus, 

| foweit der Borrath reicht. 


| (Nr. 932.) Protofollertralt der Bweiten Kammer, 

ı Schlußberathung über die Betition ber Gemeinde Nieder: 

| friedersborf, Einziehung eine Weges betr. 

| (Mr. 933) Desgleien, Schlußberaihung über die 

' Petition bes Privatus Carl Dito in Dresden, Schaden: 
45 
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erjag wegen angeblich unrichtiger Entſcheidung eines |5. Mai 1892” (Drudjadhe Nr. 45), der etwas um: 


Rechtsſtreits betr. 
Präfident: Beide Nummern an die vierte Deputation, 


Nr. 934.) Desgleihen, Schlußberathung über die 
Betition Ludwig Uhlig’s in Warmbad Wolfenftein um 
füufliche Uebernahme des Warmbads in Staatebefik. 

Präfident: Zu den Alten. 


(Rr. 935.) Die Zweite Kammer überjendet 55 Drud: 
eremplare einer Petition des Leipziger Anwaltvereins 
zu Leipzig gegen Errichtung eines Landgerichts in Riefa. 
(Mr. 936.) Desgleichen einer Petition desjelben Ver: 
eins gegen Theilung des Leipziger Amtsgerichtsbezirks. 

Präfident: Beide Nummern find zu vertheilen, 

(Nr. 937.) Anonyme Petition um Aufbeflerung der 
Penſion ber Lehrerwirtwen. 

Präfident: An die vierte Deputation. 

(Nr. 938.) Schreiben des Königl. Finanzminifteriums 
vom 10. Februar 1900, 257 Bergregifter, betreffend die 
auf Dienstag, den 13. d. Mts. feftgejeßte Sonderfahrt 
nach Meißen, deren Abjahrtszeit für die Hinfahrt ver: 
legt worden ijt, wie folgt: 
ab Dresden, Hauptbhf., Nordhalle, Aufgang C, 125 Nm. 
ab Dresden R., Leipziger Bhf. . » » . . 183 


Präfident: Zu verlejen. 
Geſchieht.) 

(Nr. 939.) Die Zweite Kammer überſendet 55 Drud: 
eremplare einer Petition des Gemeindevorftands NRoffig 
in Wünfchendorf und Genofjen, die Richtung ber ſchmal— 
fpurigen Nebenbahn Bühlau:Dürrröhrsdorf betr. 

Prüfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 940.) Protokollextrakt der Aweiten Kammer, 
betreffend allgemeine Worberathung über das Stönigl. 
Dekret Nr. 32, den Entwurf eines Gejeges über die Ge— 
richtsfoften betr. 


Präfident: Un die erfte Deputation. 


(Nr. 941.) Desgleichen, betreffend Vorberathung 
über das Königl. Dekret Nr. 34, den Entwurf einer 
Koſtenordnung fr Rechtsanwälte und Notare betr. 

Präfident; Desgleihen an die erfte Deputation. 

Es war dies die letzte Nummer unjerer Negiftrande. 


IH jchlage der Hohen Kammer vor, da unfere Heu: 
tige Zeit etwas befchränft ift, weil wir doch fpäteftens noch 
furz vor 1 Uhr uns auf die Bahnhöfe begeben müſſen, ſei 
es in Altſtadt, jei es in Neuſtadt, daß wir ben Bericht 
der vierten Deputation, „über bie Betition bes Ver: 
band2 der ſächſiſchen Hausbefigervereine zu 
Chemnig um Reviſion der Geſetze, betreffend 
die Landesimmobiliarbrandverjiherungsanftalt 
vom 25. Auguft 1876, 13. Dftober 1886 unb 


„ 


fänglich ift, heute abjegen und Donnerstag als legten 
Gegenftand auf die Tagesordnung fegen. Iſt bie 
Kammer damit einverftanden? — Ich glaube, ja. Da: 
gegen könnten wir die kürzeren beiden anderen Gegen: 
ftände heute noch erledigen, und id) erfuche Herrn Dr. von 
Wächter, der das Berichten in beiden Sachen hat, über 
den „Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition des Stadtguts— 
bejigers Chriftian Friedrich Günther in Kirch— 
berg, Brandjhädenvergütung betreffend” (Drud- 
fache Nr. 47) 
(Bergl. M.11.8.©. 243.) 


Bericht zu erftatten. 


Berichterftatter Rittergutsbejiger Dr. von Wächter: 
Der Stadtgutsbefiger Chriftian Friedrih Günther in 
Kirchberg hat im Jahre 1892 den oberen Giebel feines 
alten Wohnhauſes und zum Theile die Rückſeite bes 
Wohnhaufes mit Brettern verjchlagen und erftere mit 
Schieferbefleidung verjehen laſſen. Diefe bauliche Ber: 
befjerung hat er nicht erit zur Einſchätzung angezeigt, 
weil er der Ueberzeugung war, daß er in den nächften 
Iahren in feinem Gehöfte noch mehr baulidie Per: 
bejierungen vornehmen laſſen müßte Er hat darauf: 
hin auch im Sommer 1897 feine Scheune umbauen 
müſſen; er hat bejchlojien, diefen Scheunenbau, der ihm 
ziemlich viel gefoftet Hat, erft gemeinjam mit der Wohn: 
hausveränderung, fobald der Scheunenbau fertig geftellt 
worden wäre, anzumelden. Saum war der Scheunen- 
bau fertiggeftellt, er hatte die Anmeldung bei feiner 
vorgefegten Behörde zur Anmeldung bei der Brand» 
verfiherungsfammer behufs Einſchätzung noch nicht ein- 
gereicht, da brannte fein Gehöft ab und, da er nicht 
angemeldet war, dieſe Gebäude nicht tarirt waren, nicht 
von ber Brandverficherungsfammer aufgenommen waren, 
hat die Königl. Brandverficherungsfammer jelbftverftänd- 
lich jeden Schabenerjag abgelehnt. Er kommt nun, da 
er überall erfolglos abgewiejen worden ift, an die hohen 
Kammern und bittet, er wäre durch dieſe baulichen Ver— 
bejjerungen und Umänberungen in große Unfoften ge: 
fommen, hätte fich dadurd in Schulden ftürzen müfjen, 
jeine Lage wäre eine bedrängte, er hätte viel Kinder, 
hätte die Feldzüge mitgemacht und er möchte boch in 
Anfehung defien, daß ohne fein Verſchulden die beiden 
Sachen nicht zur Anmeldung gelangt feien, Entſchädigung 
befommen. 

Meine Herren! Inwiefern die Anmeldung ohne fein 
Verſchulden unterlaffen worben ift, ift Ihrer Deputation 
unerfindlich gewejen. Er hat abjolut feine Unzeige ge 
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macht, er kann feiner Behörde irgendwie den Borwurf 
machen, daß bie Sache Liegen geblieben ift. Er ift ber 
Einzige, der die Anzeige vollfommen und gänzlich unter: 
laſſen hat. Es ift ja leider die Kenntniß, daß man ſchon 
beim Beginne eines Neubaues ober eines Umbaues ben- 
jelben behufs Verficherung im voraus anmelden kann, leider 
noch nicht jo ganz in das Leben unjerer Bevölferung 
eingedrungen, und es ift wünfchenswerth, daß gerade 
diefe Vergünftigung der Brandverficherungsfammer, bie 
unter Umftänden ſehr wichtige Folgen haben kann, immer 
mehr bekannt gemadt und immer mehr darauf Hin: 
gewiefen werde, daß doc) ja jeder, ber einen Bau ober 
Umbau unternimmt, gleich; von Beginn an bie An— 
meldung bei jeinem Gemeinbevorftande refp. feiner zus 
ftändigen Behörbe bewirkt. 

In dieſem Falle ift aber natürlich gar nichts zu 
machen. Die hohe jenjeitige Kammer hat die Petition 
auf ſich beruhen laflen, und Ihre Depntation fann ber 
hohen diesjeitigen Kammer auch nichts anderes vorjchlagen, 
als dem Beichluffe ber jenfeitigen Kammer beizutreten, 
und die Petition unter diefen Umftänden auf fich beruhen 
zu laſſen. 


Präfident: Wünjcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 

Ih frage die Kammer, 

„tritt diefelbe dem Antrage der Deputation 
bei?” 
Einftimmig. 

Ich bitte nunmehr den Herrn Kammerherrn von 
Schönberg, die Anzeige ber vierten Deputation über 
bie unzuläjjig erflärte Petition (Drudjadhe Nr. 38) 
zu erjtatten. 

Kammerberr von Schönberg: Meine Herren! Im 
Namen der vierten Deputation babe ich Ihnen mit: 
zutheilen, daß die Anzeige ber vierten Deputation ber 
Erjten Kammer dahin lautet: 

„Es ift die Petition des Bruno Guſtav Zacharias 
in Dresden auf Grund von $ 23c der Landtags- 
ordnung wegen Unflarheit für unzuläffig zu erflären.“ 

Präfident: Es hat hierbei fein Bewenden. 

Meine Herren! Ich ſchließe hiermit unfere Tages: 
ordnung ab und beraume die nächſte Sikung auf 
Donnerstag, den 15. Februar, mittags 12 Uhr an und 
fege auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 

auf die Eingänge. 

2. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 

Deputation über Tit. 31 des aufßerorbentlichen 





+ 
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Staatshaushaltsetats für 1900/01, Vermehrung 
der Lokomotiven und Tender betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 79.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 32 des aufßerorbentlichen 
Staatöhaushaltsetats für 1900/01, Vermehrung 
der Berfonen- und Güterwagen für Normal« 
und Schmalfpurbahnen betreffend. (Druckſache 
Nr. 80.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 35 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetat3 für 1900,01, Einrich— 
tungen zur Erfüllung der reichägejeglichen 
Sicherungsvorſchriften (Fünfte Rate) betreffend. 
(Drudjahe Nr. 81.) 


. Antrag zum münblichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 60 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, Herftellung 
des zweiten Gleiſes auf der Strede Altchemnitz— 
Meinersdorf und Umbau der davon betroffenen 
Stationen (erfte Rate) betreffend. (Druckſache 
Nr. 82.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 65 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, die Er- 
weiterung bes Bahnhofs Buchholz (erfte Rate) 
betreffend. (Drudjahe Nr. 85.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 66 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, die Her: 
ftellung einer Berfonenhalteftelle ıc. in Buchholz 
betreffend. (Druckſache Nr. 84.) 


. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 67 des aufßerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, Erweiterung 
bes Bahnhofs Grünhainichen betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 85.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 68 des aufßerordentlichen 
Staatshaushaltsetat® für 1900/01, Gleis: 
vermehrung auf Bahnhof Zöblitz betreffend. 
(Drudjade Nr. 86.) 

Antrag zum mündlichen Berichte der erjten De: 
putation, die Wahl des Herrn Ritterguts- 
befigers Alfred Georg Sahrer von Sahr auf 
Ehrenberg zum Mbgeorbneten für bie erfte 
Kammer betreffend. (Drudjadhe Nr. 100.) — 
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— — ——— — 


und an dieſe würde ſich nachher der heute abgeſetzte Der Herr Protokollführer iſt bereit, das Protokoll 
Gegenftand anſchließen, nämlich: zu verlejen. 
11. Bericht der vierten Deputation über die — (Das Prototoll wird verlejen.) 
bes Verbands ber ſächſiſchen Hausbefigervereine Hatj ; ; 
; z jemand gegen das Protokoll etwas einzuwenden ? 
2 —— —— en ri en; — Iſt es nicht der Fall —, jo erfläre id) dasſelbe 
ie Landes: Immobiliarbrandverjiherungsanftalt | ;;; iat und fchliehe die öffentliche Si { 
som 26 Wagıft 1976, 18, Oftaber 1898 mub] 7 Sm Dmiek mub. füklape Ki Difenstige Gigung 
5. Mai 1892, (Druckſache Nr. 45.) 
Zur Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein ben 
Herrn Kammerheren Sahrer von Sahr auf Dahlen und 
den Herrn Oberbürgermeifter Dr. Heil. 


(Schluß der Situng 12 Uhr 23 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Borftand des Königlichen Stenographiichen Inftituts 
i. B. Profeffor Eduard Oppermann — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjendung zur Poſt: am 17. Februar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags, 
I. Kammer. 
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Adtundzwanzigfte öffentlihe Sitzung 
der Erfien Sammer 
am 15. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entſchuldigung. — Urlaubsertheilung. — Regiftranden: 
vortrag Nr. 942 — 954. — Anträge zu ben mündlichen 
Berichten der zweiten Deputation über: a) Tit. 31 bes 
außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Vermehrung der Lokomotiven und Tender betr.; b) Tit. 32 
des außerorbentlihen Staatshaushaltsets für 1900/01, 
Vermehrung der Perfonen: und Güterwagen für Normal: 
und Schmalfpurbahnen betr.; c) Zit. 35 des außer: 
orbentlihen Staatshaushaltsetatd für 1900/01, Ein 
richtungen zur Erjüllung der reichsgeſehzlichen Sicherungs: 
vorſchriften (fünfte Mate) betr.; d) Zit. 60 des außer: 
orbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, Her: 
ftellung des zweiten Gleijes auf der Strede Althemnig: 
Meinersborf und Umbau der davon betroffenen Stationen 
(erfte Rate) beir.; e) Tit. 65 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetat3 für 1900,01, die Erweiterung bes 
Bahnhofs Buchholz (erfte Rate) beir.; f) Tit. 66 des 
auferorbentlichen Staatöhaushaltsetats für 1900/01, bie 
Herftellung einer Berfonenhalteftelle ꝛc. in Buchholz 
beir.; g) Tit.67 bes außerorbentlihen Staatshaushalte: 
etats für 1900/01, Erweiterung de3 Bahnhofs Grün: 
hainichen betr., und h) Zit. 68 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Gleisvermehrung auf 
Bahnhof Zönlig betr — Antrag zum mündlichen Be: 
richte der erften Deputation, die Wahl des Herrn Ritter: 
gutöbefigerd Alfred Georg Sahrer von Sahr auf Ehren: 
berg zum Abgeordneten für die Erfte Kammer betr. — 
Bericht der vierten Deputation über die Retition des Ber: 
bands ber ſächſiſchen Hausbefipervereine zu Chemnig um 
Revifion ber Geſetze, betreffend die Landesimmobiliarbrand⸗ 
verficherungsanftalt vom 25, Auguſt 1876, 13. Oftober 1886 
LR. (1. Abonnement.) 


und 5. Mai 1892. — Feftfegung der Zeit und Tages: 
ordnung für die nächte Sigung. — BVorlefung und Ge 
nehmigung bes Protokolls über bie heutige Siyung. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniftertifge: 


Der Herr Staatsminifter von Watzdorf, ſowie bie 
Herren Regierungskommiſſare Geh. Rath Dr. Ritter: 
ftädt und Geh. Negierungrath Dr Kunze. 

Anweſend 38 Kammermitglieber. 

Präfident: Ich eröffne die öffentlihe Sigung. 

Entſchuldigt Hat fich für heute Herr Nitterguts: 
befiger Dr. von Wächter wegen Unwohljeins. Um Ur: 
laub hat gebeten Herr Geh. Kommerzienrath Gruner auf 
längere Zeit. Ich frage die Kammer, ob fie dieſen Ur- 
Laub bewilligt; er ift durch Krankheit hervorgerufen —? — 
Einftimmig. 

Den Vortrag aus ber Regiſtrande giebt uns Herr 
Sefretär Freiherr von Find, 

(Nr. 942.) Untrog aum mündlichen Berichte ber erften 
Deputation über den mittel des Defrets Nr. 27 vor: 


gelegten Gejegentwurf, die Ergänzung und Wenderung 
des Königl. Hausgefeßes nebft Nachtrag betr. 


Präfident: Kommt auf eine Tagesorbnung. 


(Nr. 943.) Antrag zum münblichen Berichte der britten 
Deputation, die vom Landtagsausfhufle zu Verwaltung 
ber Staatsjchulden auf die Jahre 1396 und 1597 ab- 
gelegten Rechnungen betr. 

Präfident: Kommt gleihfalls auf eine Tages— 
ordnung. 

(Nr. 944.) Beſchwerde und Petition bes Kaufmanns 
Bruno Leonhardt in Noßwitz bei Elfterberg, Gewährung 
einer Entihädigung aus Staatämitteln betr. 

Präfident: An bie vierte Depntation. 
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(Nr. 945.) Brotofollertraft der Zweiten Sammer, be 
treffend Schlußberatfung über Tit. 43 des aufrrordent- 
lichen Etats für 1900/01, Bahnhofserweiterung Tharandt 
(erfte Rate) betr. 

Präfident: An bie zweite Deputation. 


(Nr. 946.) Desgleichen, betreffend Sclußberathung 
über Tit.46 desjelben Etats, Bahınhofserweiterung Biſchofs— 
werba (erfte Rate) betr. 


(Nr. 947.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 55 desfelben Etats, Umbau ber Strede Chemnitz— 
Kappel ıc. betr. 

(Nr 948.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 57 besfelben Etats, Erbauung eines Dienft 
gebäudes in Chemnig betr. 


(Nr 949.) Desgleihen, betreffend Schluhberathung 
über Tit 81 desſelben Etats, Erweiterung des Bahnhofs 
Brambad) betr. 


(Nr. og Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit.82 drsjelben Etats, Erweiterung des Bahnhofs 
Boitersreuth betr. 

(Nr. 951.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 86 besfelben Etats, Erbauung eines Dienſi— 
gebäubes für die Betriebsdireftion Leipzig I betr. 

BPräfident: Diefe ſämmtlichen Nummern fommen an 
bie zweite Deputation, 

Nr. 952.) Petition des Gutsbeſitzers Rothe und 
Genofjen um Wbänderung des Geſetzes, die Einführung 
einer allgemeinen Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau betr. 

(Nr. 953.) Petition des Gutsbeſitzers Dreſſel in 
Streumen und Genofjen, denſelben Gegenftand betr. 

Präfident: Beide Nummern an die vierte Deputation. 


(Nr. 954.) Petition des Majoratäheren Günther 
von Garlowig auf Oberfchöna, ben Gejehentwurf für 
Familienanwartfgaften betr. 

Präfident: Die Drudihriften find zu vertheilen, 
dann an bie erfte Deputation. 

Bir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
über Tit.31 bes auferorbentlihen Staatshaus— 
haltsetats für 1900/01, Vermehrung der Loko— 
motiven und Tender betreffend.” (Drudjache Nr.79.) 


(Bergl. M. II. K. ©. 33 ff. u. 611 f.) 
Berichterftatter ift Herr Kammerherr von Find, 


Berichterftatter Sekretär Kammerherr Freiherr bon 
Find: Ueber Tit. 31 begnüge ih mi, auf die jehr 
ausführlichen Erläuterungen im Etat hinzuweiſen und 
erlaube mir nur furz noch anzuführen: Im Jahre 1898 
war bie Gefammtleiftung der normalfpurigen Lokomotiven 
44,800,000 km, in ben Jahren 1892—98 ift eine jähr: 
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liche Steigerung von 1,270,000 km zu verzeichnen. Bei 
einer gleihen Annahme für die Zeit von 1899—1901 
würden für das Jahr 1901 48,640,000 km als Ge— 
fammtleiftung anzunehmen fein. Da eine Lofomotive 
37,500 km jährlich zu leiften imftande ift, jo würben 
1298 Lokomotiven nothwendig fein. Es find 1208 mit 
Schluß des Jahres 1900 vorhanden, fomit nod) 90 
normaljpurige anzufchaffen. Des weiteren find 40 
normalfpurige Tender nothwendig, und enblich für bie 
Scmalfpureifenbahnen 6 LZofomotiven, Da nun von 
ben erjtgenannten, normaljpurigen Lokomotiven jede 
55,000 M. koftet, ein Tender 9000 M. und eine ſchmal— 
ſpurige Zofomotive 36,500 M., jo fommt die Gefammt: 
ſumme von 5,529,000 M. heraus, welche unter Tit. 31 
zur Bewilligung anftehen. Ihre Deputation empfiehlt 
fonform mit den Beichlüffen der Zweiten Kammer, die 
jelben zu genehmigen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 


Ich frage die Kammer: 


„ob fie den Anträgen der Deputation bei- 
tritt?“ 


Einftimmig. 


Ich bitte überzugehen zu „3. Antrag zum münd— 
lihen Berichte ber zweiten Deputation über 
Tit. 32 des außerordentlihen Staatshaushalts- 
etatö für 1900/01, Vermehrung der Berjonen: 
und Güterwagen für Normal: und Schmalfpur: 
bahnen betreffend.” (Druckſache Nr. 80.) 


(Vergl. M. IT. 8. ©.33 ff.u.611f.) 


Berichterftatter Sekretär Kammerherr Freiherr von 
Find: In Tit. 32 werden für Vermehrung der Ber: 
fonen= und Güterwagen für Normal» und Schmaljpur: 
bahnen 12,632,500 M. gefordert. Auch Hier ift aller- 
feits auf bie fehr ausführlichen Erläuterungen hin: 
zuweilen und bes fürzeren bloß noch folgendes hervor: 
zubeben: In ben Jahren 1888 bis 1898 war die Zahl 
der beförderten Perſonen jährlih um 7 Prozent ge: 
ftiegen. Man erwartet nun eine gleiche Steigerung 
auch für die folgende Zeit; e3 würden fomit für 1899 
128,000 Berfonenpläge nothwendig jein und noch noth: 
wendig zu befchaffen 18,000, vorwiegend III. und 
IV. Stlaffe. Desgleichen find 50 Padmeifterwagen noth: 
wendig. Der Güterverkehr ift, wie bad aus ben Er- 
fäuterungen hervorgeht, um 5,64 Prozent geftiegen. 
Man nimmt jeboh mit Nüdfiht auf die neuerdings 
angeihafften großen, 15 t tragenden Wagen bloß 
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4 Prozent Steigerung an. Es würde, wenn die Ge: 
fammtladegewichte der vorhandenen Wagen auf 290,000 t 
veranjchlagt werden, eine Vermehrung hiermit noth— 
wendig werben um 22,500 t. Das entipricht einer Zahl 
von 1550 Güterwagen. Es werben nun, wie betailirt 
in den Erläuterungen auseinandergeſetzt ift, poftulirt 
395 Berjonenwagen für Normaljpur, 50 Bugführer: 
wagen, 1550 Güterwagen, jowie endlich für Schmalfpur 
50 Perfonenwagen, 10 AZugführerwagen, 100 bebedte 
und offene Güterwagen und 30 Rollböcke. Hierfür 
werben im ganzen 12,632,500 M. poftulirt, bie Zweite 
Kammer Hat diefe Summe bewilligt. Die Deputation 
empfiehlt Beitritt zu dieſem Bejchluffe. 


Präfident: Sofern niemand das Wort begehrt. — 
Herr Graf Rer! 


Kammerherr Graf von Mer-Zedtlig: Daß die hier 
in Vorſchlag gebradhte Summe bewilligt werden muß, 
ift jelbftverftändlich, denn es handelt fich hier um den 
BWeiterbetrieb der Eijenbahnen, aber bie Form, in welcher 
bie gejchehen ift, ſcheint mir doch nicht ganz richtig zu 
fein, und es bürfte bedenklich erjcheinen, wenn auf 
biefem Wege fernerhin fortgefahren wird. Es will mir 
nämlich feinen, als ob diefe Summen, welche in diefem 
Titel und in dem vorigen gefordert werben, nicht in 
das außerordentliche, fondern ordentliche Budget ge: 
hören. Und ich möchte noch einen Schritt weiter gehen: 
Eigentlich wäre es wohl am Plate, wenn diefe Summen, 
welche zur Unterhaltung der Eijenbahnen dienen, foweit 
fie fi nicht auf neue Eifenbahnlinien beziehen, von den 
Erträgen der Eifenbahn jelbft möglichſt gebedt werden. 
Ih möchte daher glauben, daß es wünjchenswerth jei, 
daß man anjtrebte, diefe Ausgaben, welche durch bie 
Eijenbahnen ſelbſt hervorgerufen werben und nur als 
eine Ergänzung ber ſchon beftehenden Eijenbahnen zu 
gelten Haben, fernerhin von den Erträgen der Eiſen— 
bahnen ſelbſt gededt würden. Dieſer Wunſch ift um fo 
gerechtfertigter, glaube ich, als fi ja die Erträge 
unjerer Eifenbahnen unb der Verkehr derſelben in auf: 
fteigender Linie bewegen, und ich fürdjte, daß, wenn wir 
auf dem betretenen Wege fortfahren, wir uns immerhin 
einer gewifjen Selbfttäufchung überlaffen und annehmen, 
daß unfere Eiſenbahnen weit mehr NReinerträge liefern, 
als es in der That der Fall ift. Außerdem glaube ich 
aus dieſem Boftulate erkennen zu müſſen, daß bie 
Schmalſpurbahnen doch jehr erhebliche Bedenken hervor: 
rufen müſſen. Man entnimmt hieraus von neuem, daf 
es mit großen Schwierigkeiten und Unzuträglichfeiten 
verbunden ift, wenn jebe Heine Sadbahn, jede Schmal: 
ſpurbahn einen befonderen Park für fi Hat. Cs ift 





dadurch eben die Möglichkeit, Wagen und Lofomotiven 
auf ferneren Streden mit zu verwenden, benommen, 
und es ijt dadurch jedenfalls die Erhöhung der einzelnen 
Parks wefentlich bedingt. Ich kann alſo nur wiederholt 
ben Wunſch ausfprechen, daß der Bau von Schmaljpur: 
bahnen fünftighin möglichft eingefchränft werbe. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Ih frage die Kammer: 


„ob fie den Anträgen der Deputation bei— 
tritt?* 


Einftimmig. 


Es folgt: „4. Antrag zum mündlichen Berichte 
der zweiten Deputation über Tit. 35 des außer: 
ordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Einrihtungen zur Erfüllung der reichsgeſetz— 
lihen Sicherungsvorſchriften (fünfte Rate) bes 
treffend.” (Drudjade Nr. 81.) 


(Berge. M. IIK. S. 33 ff.u.611f.) 


Berichterſtatter Sekretär Kammerherr Freiherr 
von Find: Ich gehe über zum Tit. 35, Einrichtungen 
zur Erfüllung der reichsgeſetzlichen Sicherungsvorſchriften, 
fünfte Rate; hier werden 1,400,000 M. verlangt. In der 
Finanzperiode 1898,99 wurden bewilligt 1,122,000 M., 
und find diefelben, wie aus den Erläuterungen hervorgeht, 
aufgebraucht, ſogar eigentlich noch überfchritten worden 
aus dem Grunde, weil über die Aufftellung von Vor: 
und Uusfahrtsfignalen neuerdings noch neue Borjchriften 
in Kraft getreten find, Diefe neuen Vorjchriften haben 
zur Folge gehabt, da zahlreiche ſchon beftehende Sicher: 
heit3einrichtungen nochmals haben weſentlich erneuert 
und umgeftaltet werden müflen. Es wird gegenwärtig 
als fünfte Rate die Summe von 1,400,000 M. poftulirt, 
welche mehr oder weniger auch ala VBerechnungsgeld an: 
zuſehen ift, Die Zweite Kammer hat diejelbe debattelos 
bewilligt, die Deputation empfiehlt Beitritt und Ber 
willigung des Titels nad) der Vorlage. 


Präjident: Sofern niemand das Wort begehrt, — frage 
ic die Kammer: 


„ob jie dem Beichlufje der Zweiten Kammer 
hier beitritt?” 
Einftimmig. 


Wir gelangen zu Punkt 5: „Antrag zum münb- 
lichen Berichte der zweiten Deputation über Tit. 60 
bes außerordentlihen Staatshaushalsetats für 
190001, Herftellung des zweiten Gleiſes auf 
ber Strede Althemnig:Meinersborf und Umbau 
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ber davon betroffenen Stationen (erfteRate) be— 
treffend.“ (Drudjadhe Nr. 82.) 


(Vergl. M. II.K. S. 33 ff. und 432.) 


Berichterſtatter Sekretär Kammerherr Freiherr 
bon Find: Ich Habe num die Ehre, zu Tit. 60 über— 
zugehen, Heritellung des zweiten Gleifes auf der Strede 
Altchemnitz- Meinersborf und Umbau der davon be: 
troffenen Stationen, erjte Rate, 500,000 M. 

Der Verkehr auf der Linie Chemnig- Aue ift fort: 
gejegt im Steigen begriffen. Es ift daher wohl richtig, 
ein zweites Gleis in Ausficht zu nehmen, um die pünft- 
lihe Abfertigung und Durdführung der Züge zu er: 
möglichen. Dringend nothwendig ift ed aber, ein zweites 
Gleis einzurichten auf der Strede Altchemnik: Einfiedel 
und zwar beziehentlich fogar bis Meinersborf wegen 
ber Einmündung ber projeftirten neuen Linie Thum: 
Meinersdorf. Damit foll gleichzeitig die Beſeitigung 
von Straßenübergängen vorgenommen werben und bie 
Erweiterung beziehentlich Veränderung ber an ber Linie 
liegenden Stationen, d.h. Erfenſchlag und die Ein- 
mündung in Wlthemnig und Einfiedel. Hierfür werben 
im ganzen 916,000 M. poftulirt, im gegenwärtigen Etat 
ald erſte Rate aber 500,000 M. eingeftellt. Ihre De: 
putation ift nun nichts weniger als im erften Augenblicke 
bereit gewejen, biefe bloß auf einem generellen Anſchlage 
berubende erfte Rate zu bemilligen. Sie hat fih in 
Verbindung mit der Königl. Staatsregierung geſetzt, hat 
von berjelben aber erfahren, daß man zuverfichtlicy mit 
der auögerechneten Summe von 916,000 M. ausfommen 
wird, dafern eben nicht ungewöhnlich Hohe Tarationen 
des Areals eintreten, welche natürlich voraus nicht zu 
berechnen find. Nach diefen erhaltenen beruhigenden 
BVerfiherungen fteht Ihre Deputation nicht an, dieſe 
Bewilligung zu empfehlen, jomit, entiprechend dem Bes 
ichluffe der Zweiten Kammer, Tit. 60 mit 500,000 M. 
als erfte Rate auf Herftellung des zweiten Gleiſes auf 
ber Strede Ultchemnig: Meinersborf ıc. zu bewilligen. 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — 


„Die Kammer bewilligt wohl aud bier 
500,000 M.?" 
Einftimmig. 


Es folgt „6. Antrag zum mündlichen Berichte 
ber zweiten Deputation über Tit.65 bes außer: 
ordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
bie Erweiterung des Bahnhofs Buchholz (erjte 
Rate) betreffend.“ (Drudjahe Nr. 83.) 


(Berg. M. ILS. S. 33 ff. u.4357.) 


Berichterftatter Sekretär Kammerherr Freiherr bon 
Find: In Tit. 65, Erweiterung des Bahnhofs Bud): 
holz, erſte Rate, werben 400,000 M. poftulirt, und in 
Tit. 66, auf welchen ich ſpäter die Ehre haben werde 
zurüdzufommen, für Herftellung einer Perſonenhalteſtelle 
in Buchholz 70,000 M., eö handelt fi) num Hier in der 
Hauptjahe um den Bahnhof von Annaberg. Annaberg 
ift befanntlih das Bentrum ber fo ſehr bebeutenben 
ſächſiſchen Pojamentirinduftrie, eines Weltartilels. Der 
Bahnhof von Annaberg ift eben jo eng wie nad) ben 
jetzigen Begriffen unpraftifch angelegt; er liegt tief unten 
im Thale, während die Stadt Annaberg, jpeziell bie 
größten induftriellen Etabliffements der Stabt, ſich oben 
befinden, mit einer Höhendifferenz; von annähernd 80 m, 
welche alfo von jämmtlichen Gütern zu überwinden ift, 
welche per Achſe hinauf befördert werben müfjen, Der 
Bahnhof von Annaberg ift dem gefteigerten Verkehre 
gegenüber vollftändig unzulänglid, namentlich was bie 
Gleiſe und bie Ladepläge anlangt. Eine Erweiterung 
ift dringend nothwendig; fie ftellt ſich aber durchaus 
nicht als leicht heraus. Die Königl. Staatsregierung 
fommt infolge befjen mit einem Projekte, welches in 
Tit. 65 uns vorgelegt wird, zur Entlaftung des Bahn- 
bofs Annaberg den Bahnhof Buchholz zu erweitern, und 
jwar in einen Rangirbahnhof umzubauen. Dadurch 
würde erreicht werden, daß die Strede nad Annaberg 
an und für fih jdon vom Güterverfehre entlaftet 
würde, fpeziell wenn Buchholz zum Uusgangspunfte 
des Güterverfehrs genommen wirb, der jegt feinen An- 
fang von Annaberg nimmt und befanntlich nad drei 
Richtungen, nad Flöha, Schwarzenberg und MWeipert, 
geht. Es foll dann gleichzeitig — es wird das aus: 
führlic noch bei Tit. 66 hervorgehoben werden — eine 
Berjonenhalteftelle in Buchholz errichtet werben, richtiger 
eine Güterverfehrsftelle und gleichzeitig damit eine Per: 
jonenhalteftelle. Auch diefe Güterverfehräftelle ift beftimmt 
zur Entlaftung des Verkehrs, fpeziell des Güterverfehrs. 
Die Herftellung der Berjonenhalteftelle würde bloß einem 
dringenden Bebürfnifje entjprechen, welches bie Stabt 
Buchholz ſchon längſt gehabt hat. So liegen die Ver— 
hältniſſe. Da von Annaberg in eriter Linie die Rede 
gewejen ift, jo glaube ich, ift es wohl berechtigt, auch 
einer Petition des Raths und der Stabtverorbneten von 
Annaberg zu gebenfen, über welche jelbftverftänblich 
fpäter noch von berufener Seite der hohen Kammer 
Bericht erftattet werben wird und in welder die Stabt 
Annaberg längft gehegte Wünfche noch einmal vorbringt, 
Sie wünſcht nämlich die Anlegung der Güterftation 
oberhalb ber Stadt Annaberg und die Erbauung eines 
Nebengleifes nad der Station Königswalb entlang dem 
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ehemaligen Floßgraben zur Erwägung zu geben; fie 
motiviren das bamit, daß auf ber Strede Annaberg- 
Königswalb dann die böhmischen Braunfohlen in be— 
quemer und billiger Weife der Stabt zugeführt werben 
fönnten, während fie jet von MWeipert fommend den 
ungeheuern Umweg über Buchholz nad Unnaberg 
nehmen müſſen, um dann per Achſe zu ben Fabriken 
hinaufgebradht zu werben. Die Stadt hat das rege 
Interefie an der Ausführung bed Projekts dadurch 
dofumentirt, daß fie 100,000 M. zu den Baufoften, welche 
anfangs auf 260,000 M. firirt worden waren, zu geben 
fi bereit erflärt bat und ift, wie aus befter Quelle 
mir zugegangen, Unnaberg bereit, auch noch mehr zu 
bewilligen. Ich glaube aljo, daß dies Projeft nichts 
weniger als von der Hand zu weiſen ift, ich bin aud) 
ber Anficht, daß dasjelbe dem in Tit. 65, Erweiterung 
des Bahnhofs Buchholz, vorgelegten Projekte durchaus 
nicht entgegenfteht, jondern vielmehr, daß eins das andere 
ergänzt, und ich glaube, es ift wohl richtig, daß 
ihon jet auf dieſe uns fpäter ja noch einmal zum 
Vortrage kommende Bitte der Stadt Annaberg hin- 
gewiejen wird, damit ſeitens ber fompetenten Organe 
gleih jetzt die nöthige Nüdfiht darauf genommen 
werden könne. Nichtsdeftoweniger habe ich namens der 
Deputation lediglich jeßt die Kammer zu erfuchen, Tit. 65, 
Erweiterung des Bahnhofs Buchholz, erfte Rate, mit 
400,000 M. zu bewilligen. 


Bräfident: Begehrt jemand das Wort? — 


„zritt die Kammer auch Hier bem Antrage 
der Deputation bei?” 
Einftimmig. 

Wir gehen über „7. zum Antrage zum münd— 
lihen Berihte der zweiten Deputation über 
Tit.66 bes außerordentliden Staatshaushalts- 
etats für 1900/01, die Herftellung einer Berfonen: 
balteftelfe zc. in Buchholz betreffend.” (Drudfache 


Re. 84) GVergl. M.IL.R.S.33ff.u.436f) 


Berichterftatter Sekretär Kammerherr Freiherr 
bon Find: In Tit. 66, Herftellung ber Perfonenhalte: 
ftelle :c. im Buchholz betreffend, werden 70,000 M. 
poftulirt. Ich Habe bie Ehre gehabt, bereit? bes 
Näheren auf diefes Poftulat einzugehen, ich kann daher 
nur erjuchen, mit Rüdficht auf bas in den Erläuterungen 
Dargethane, dies Postulat ebenfalls, fomit Tit. 66 mit 
70,000 M. zu bewilligen. 


Präfident: E3 begehrt auch wohl hier niemand bas 
Wort? — 
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„Bewilligt aud hier bie Kammer das Po— 
ſtulat?“ 
Einſtimmig. 

Es ſchließt ſich an „8. der Antrag zum münd— 
lichen Berichte der zweiten Deputation über 
Tit. 67 des außerordentlichen Staatshaushalts— 
etat# für 1900,01, Erweiterung bed Bahnhofs 
Grünhainihen betreffend." (Drudjade Nr. 85.) 


(Vergl. M. II.K. S. 33 ff. u. 615f.) 


Berichterftatter Sekretär Kammerherr Freiherr von 
Find: In Tit. 67 werben für Erweiterung des Bahn- 
hofs Grünhainichen 293,000 M, poftulirt. Der Güter: 
verfehr in Grünhainichen ift in den Jahren 1888—98 
von 41,000 t auf 83,000 t geftiegen; dem gegenüber 
genügen die Bahnhofsanlagen nicht mehr: Man hat nun 
dur; Vergrößerung ber Lagerräume und bes Güter— 
ihuppens neuerdings für den Stüdgüterverfehr alle nur 
mögliche Erleichterung eintreten laffen und Abhülfe ge- 
ihafft, hat dies aber nur bewirken fönnen, indem man 
die Gleife, die eigentlich für den Wagenlabungsgüter: 
verkehr beftimmt waren, mit zu Hülfe nahm. Es erfcheint 
nun dringend nothwendig, eine Vergrößerung ber Anlagen 
für den Wagenladungsgüterverfehr vorzunehmen. Dies 
ſoll bewirkt werden dadurch, daß der Bahnhofseinihnitt 
weſentlich verbreitert und bamit bie Möglichkeit ge- 
wonnen wird, wefentlic) breitere und ben Anforderungen 
genügenbe Ladegleiſe anzulegen an einem ebenfall® nun 
möglichen neuen Güterrandgleife. Außerdem foll neben⸗ 
bei der Bahnfteig zur Verbeſſerung des Perjonenverfehrs 
vergrößert werden. Hierfür werben in Summa 293,000 M. 
poftulirt. Die Zweite Kammer bat Anfang Februar 
biefe Summe bewilligt, Ihre Deputation empfiehlt Bei- 
tritt zu diefem Beſchluſſe. 


Präfident: Ich frage die Kammer: 


„ob fie auch Hier den Anträgen der Deputation 
beitritt?" — 
Einftimmig. 

Wir gehen über 9. „zum Antrage zum münd— 
lihen Berichte der zweiten Deputation über 
zit. 68 des außerorbentlihen Staatshaushalts- 
etat3 für 1900/01, Gleißvermehrung auf Bahn: 
hof Zöblig betreffend." (Drudjahe Nr. 86.) 


(Bergl, M. II. 8. ©. 33 ff. u. 616.) 


Berichterftatter Sekretär Kammerherr Freiherr von 
Find: Ich Habe endlich noch die Ehre, über Tit. 68 bes 
außerordentlihen Staatshaushaltsetats, Gleidvermehrung 
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auf Bahnhof Zöblig betreffend, zu berichten; hier werben 
70,000 M. verlangt. Die Linie Flöha-Reipenhain ift 
eingleifig; der Verkehr auf berjelben wächſt aber be: 
ftändig; zur Zeit ift e8 mothwendig, dab die Güterzüge 
in der Station Zöblitz freuzen, dazu reichen die Gfeije 
aber nicht Hin, da ſolche nur in einer Länge von 230 m 
vorhanden find. Hieraus ift der Uebelftand entftanden, 
daß entweder die Güterzüge haben getheilt werden müfjen 
oder bie Güterzüge haben bloß bis zu ber Länge von 
230 m zufammengeftellt werben können, Letzteres ift 
aber höchſt irrationell, weil die volle Kraft der Majchinen 
nicht gehörig außgenugt werden fann. Es wird num 
projeftirt, die Gleiſe auf mindeftens 350 m zu verlängern 
und gleichzeitig auch noch den am öftlichen Theile bes 
Bahnhofs vorhandenen Ladeplatz zu verbeffern; Hierfür 
werben in Summa 70,000 M. poftulirt. Die Zweite 
Kammer hat bebattelos diefe Summe bewilligt. Ihre De- 
putation empfiehlt Beitritt. 


Präfident: Meine Herren! „Sie treten wohl 
aud) bebattelos dieſem Antrage bei?“ 


Einftimmig. 


Wir gehen über zu Punkt 10 der Tagesordnung: 
„Antrag zum miünblihen Berichte der erften 
Deputation, die Wahl des Herrn Ritterguts: 
bejigers Alfred Georg Sahrer von Sahr auf 
Ehrenberg zum Abgeordneten für die Erite 
Kammer betreffend.” (Drudjache Nr. 100.) 


Berichterftatter Herr von Trebra-Lindenau. 


Berihterftatter bon Trebra-Lindenau: Durch den 
Berluft des Herrn Dr. Crufius, den wir wohl alle 
ſchmerzlich empfinden, Hatte fi) eine Wahl im Leipziger 
Kreije nöthig gemacht. Das Königl, Minifterium bes 
Innern hatte die Veranlaffung dazu gegeben durch das 
Wahlausjchreiben, welches vom 14. Dezember 1899 
batirt ift und am 16. Dezember in ber „Leipziger 
Beitung” geftanden hat. Der Herr Kreisvorfigende hat 
alsdann zwei Einladungen zur Wahl in der „Leipziger 
Beitung” ergehen laſſen; die erfte datirt vom 28. De: 
zember 1899, die zweite vom 15. Januar 1900. Der 
Wahltag jelbft war auf ben 20. Januar feftgejegt; bei 
ber Wahl find 70 gültige Stimmzettel abgegeben worden 
und von biejen find 60 auf Herrn Kammerherrn Sahrer 
von Sahr auf Ehrenberg gefallen, 10 Stimmen waren 
zerjplittert. Herr Kammerherr Sahrer von Sahr hat 
bie Wahl angenommen, irgendwelcher Einjpruch liegt 
nicht vor, und die Deputation jchlägt der Kammer vor, 
bie Wahl für gültig zu erflären. 








Herr SKammerherr von Sahr hat fowohl das 
nöthige Alter, als auch durch den Beſitz von Ehrenberg 
die nöthige, nah dem Geſetze verlangte Anzahl von 
Eintommenfteuereinheiten. Ich beantrage aljo im Namen 
der Deputation die Gültigfeitserflärung der Wahl, 


Präfident: Es wünjcht niemand das Wort. — 
Ich frage aljo die Kammer: 


„ob fie die Wahl für gültig erflären will?“ 
Einftimmig. 


Wir gehen über zum letzten Gegenftande ber Tages- 
ordnung: 11. „Bericht der vierten Deputation 
über die Petition des Verbandes der ſächſiſchen 
Hausbefigervereine zu Chemnitz um Reviſion 
der Geſetze, betreffend die Landes-Immobiliar— 
brandverjiherungsanftalt vom 25. Auguſt 1876, 
13. Oktober 1886 und 5. Mai 1892." (Drudjade 
Nr. 45.) 

Wegen Krankheit des Herrn Dr. von Wächter 
wird Herr von Schönberg die Güte haben, den Vortrag 
bes Berichtes zu übernehmen. 


Berichterftatter Kammerherr von Schönberg: Meine 
Herren! Im Hinblide auf die Thatfache, daß der mit 
dem Gegenftande der heutigen Verhandlung näher ver: 
traute eigentlihe WBerichterftatter durch Krankheit 
behindert ift, jeinen Bericht zu erftatten, darf ich 
wohl hoffen, daß Sie mir, der ic) aufgefordert worben 
bin, für den berufenen Herrn Berichterftatter einzutreten, 
mit Nachſicht entgegentommen werden, wenn ich hier zu 
dem vorliegenden Gegenjtande das Wort ergreife. Der 
Bericht Tiegt der Hohen Kammer gebrudt vor und nehme 
ih an, daß bie geehrten Mitglieder der Kammer ſich 
mit demſelben in ber Hauptjache vertraut gemacht haben. 
Der Gegenftand ift fein neuer. Mit bemjelben haben 
fi die Kammern und weitere Kreife, namentlich in ber 
ſtädtiſchen Bewohnerſchaft des Landes beichäftigt. Eine 
der vorliegenden ähnlich lautende Petition ift in einem 
früheren Landtage feitens der zweiten Kammer berathen 
worden, aber wegen vorgerüdter Zeit in unferer 
Kammer nicht zur Beihlußfafiung gefommen. 

Wenn ih num auf die einfchlagende Petition kurz 
eingebe, jo ift zu erwähnen, baf dieſelbe darauf hinaus» 
geht, die Gefeke, betreffend die Landesimmobiliarbrand- 
verficherungsanftalt vom 25. Auguft 1876, mit den Ab— 
änderungen vom 13, Oftober 1836 und 5. Mai 1892 
einer Revifion und Verbeflerungen zu unterziehen. ‘Die 
Petenten führen aus, daß fid) die Grundlagen der ftaat- 
lichen Feuerverſicherung in der legten Zeit wejentlich 
verändert haben, und zwar hauptjächlich infolge von 


Verbefferung der Feuerlöſcheinrichtungen, von Ein- 
führung von Hocdbrudwafferleitungen in einzelnen 
Städten, namentlich folchen Leitungen bis in die hödjften 
bewohnten Stodwerfe der Gebäude, von Verringerung 
der Gefahr der Entzündung durch Blitzſchlag in ben 
Städten, von Veränderungen in Technik und Gewerbe- 
betriebe teils burd) Einführung mafchineller Betriebe, theils 
durch Einführung des eleftriichen Stroms, fowie infolge 
ber Verringerung der Anftekungsgefahr von außen. In 
allen dieſen Momenten erjehen die Petenten einen Ans 
laß zu einer Revifion der Beitragsjäge zur Landes— 
brandkaſſe im Sinne einer Erleichterung der Städte 
gegenüber den Nifilen auf dem platten Lande. Die 
Petenten führen namentlih aus, daß die Verhältnifie 
zwiſchen Stadt und Land in der Weiſe fich wejentlich 
verjhoben haben, als z.B. im Jahre 1852 ſich Stadt 
und Land in ben Berfiherungsbeiträgen verhalten haben 
wie drei zu fünf, und daß ſich dies Verhältniß nad 
und nad jo verſchoben hat, daß jeht das Verhältniß 
ber Beiträge von Stabt und Land nicht mehr drei zu 
fünf, fondern neun zu fieben geworden fei. Umgekehrt 
hätten aber die an die Städte zu zahlenden Brand- 
ſchüden in ber Beriode 1852 bis 1875 circa 27 Millionen 
gegen 45'/, Millionen M. für das Land betragen und 
in ber Periode 1876 bis 1897 Habe ſich das Verhältniß 
geftellt wie 26 Millionen. M. für die Städte gegen 
59 Millionen M. für das platte Land. Auch führen 
Petenten an, daß weiterhin, einſchließlich der großen 
Brände in Dresden und Awidau, das Verhältniß Ziffern 
aufweife, die bie Benachtheiligung der Städte zu gunften 
des flachen Landes unzweifelhaft barlegten, In der 
Periode 1893 bis 1898 hätten die gefammten Städte 
Sachſens circa 15',, Millionen aufgebraht und un: 
gefähr neun Millionen Entſchädigung erhalten. Die 
Dörfer dagegen hätten circa 14 Millionen beigetragen, 
dagegen circa 19 Millionen Vergütung erhalten. 

Diefen Anführungen gegenüber war es für bie 
Deputation von Werth, zu erfahren, wie fi bie 
Königl. Staatsregierung zu den Wünfchen der Petenten 
wie überhaupt im allgemeinen zum Gegenftande ver: 
hält. Ich bitte, mir zu erlauben, die betreffende Er: 
Märung der Königl. Staatsregierung, obgleich erjtere 
Ihnen gebrudt vorliegt, bier wiedergeben zu dürfen. 
Die Erklärung lautet wie folgt: 

„Die Regierung geht auch dermalen davon aus, 
daß das bei der Landesbrandverfiherungsanftalt zur 
Zeit in Geltung befindliche Klaſſifikationsſyſtem billigen 
Anforderungen entipricht und dringende Nothwenbigfeit 
einer Aenderung besjelben, wie von den Betenten aus 
dem einen oder andren Grunde behauptet wird, nicht 
vorliegt. 
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Dabei ift — abgejehen von dem Zuwachſe an 
Ürbeit und Koſten, weldhen eine allgemeine Um: 
Haffifizirung der Gebäude verurfachen wird —, naments 
lich zu erwägen, daß faum eine Klaſſifilation fich wird 
ausfinnen lafjen, welche die Laften auf alle Schultern 
in vollfommen gerechter Weiſe vertheilt, weshalb zu 
befürchten fteht, daß mit dem Wechſel bes Syftems 
nur die Klagenden wechjeln werden. 

Soviel hiernächſt die von den Petenten angeregte 
Neueinführung verjchiedener Mafregeln, als einer 
Theilung bes Rifilos, der — und der 
theilweiſen Selbſtverſicherung anlangt, fo erſcheinen 
dieſelben mit den zur Zeit beſtehenden und wohl auch 
für die Zukunft feſtzuhaltenden Grundſätzen der 
Ammpbiliarverfiherung und der die letztere regelnden 
Geſetze nicht vereinbar, während betreffs der gleichfalls 
in das Bereich der durch vorliegende Petition geltend 
gemachten Klagen und Wünſche araogenen Exploſions⸗ 
verſicherung darauf hinzuweiſen iſt, daß dieſelbe erſt 
ſeit dem Jahre 1892 beſteht und daher gegenwärtig 
noch nicht ausreichend maßgebende und ſichere Er— 
fahrungen gemacht worden find, um bie Vornahme ein⸗ 
jchneidender Wenderungen der bezüglichen Geſehes— 
vorfchriften zu rechtfertigen, zumal bei dem Fort⸗ 
fchreiten der Induftrie und Technik immer mit ber 
Möglichkeit des Entftchens neuer Erplofionsgefahren 
zu rechnen jein wird. Im übrigen und unbeichabet 
des vorftehends Bemerkten fteht jedoch aud bie 
Regierung auf bem Standpunfte, daß es mit Rückſicht 
namentlih auf den bei der Lanbesanftalt beftehenden 
Berficherungsgwange geboten erjcheint, den bei Auf— 
ftelung des gegenwärtigen Klaſſifikationsſyſtems Teitend 
geweſenen Grunbiag, daß die Höhe der Prämie für 
die einzelnen Verſicherungsobjekte im Verhältniſſe zur 
Größe des Riſikos ftehe, feftzubalten und fomeit mög- 
fi zur praktiſchen Verwirklichung zu bringen; fie 
wird daher bei der über lang ober fur; in frage 
fommenden Wevifion des Brandverficherungsgei 
vom 25. Auguſt 1876/13. Oftober 1886 mit in Er: 
mwägung ziehen, inwieweit dabei und beſonders burd) 
Abänderung ded gegenwärtigen Klaſſifikationsſyſtems 
ben von den Petenten geltend gemadjten Wünſchen 
und Beichwerben Rechnung getragen werden kann.” 


Die Regierung verhält ſich hiernach in ihrer Er« 
Härung den Wünſchen der Petenten gegenüber entgegen» 
fommend. Der Bericht jagt nun Hierzu: 

„Es ift aber eine totale Umarbeitung ber Prämien: 
veranlagung für das ganze Land eine jo ungeheure 
Aufgabe, würde foviel Zeit und Beamte eriordern, 
daß die Deputation zweifelhaft ift, ob biefe Arbeit 
durch den zu erwartenden Erfolg auch nur einiger: 
maßen aufgervogen wird.” 

Die Deputation verfennt die Wichtigkeit der Un: 
gelegenheit durchaus nicht und hält es für wünſchens— 
werth, daß eine thunlichfte Reviſion ber Prämienfäge 
im Auge behalten werde. Daher beantragt nunmehr 
erftere: 
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„Die hohe Sammer wolle die Petition bes 
Berbandes ber ſächſiſchen Hausbefipervereine in 
Chemnig der NKönigl. Staatsregierung zur 
Kenntnignahme überweiſen.“ 


Etwas weiteres habe ich einftweilen nicht hinzuzufügen. 
Präfident: Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed, 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine hochgeehrten 
Herren! Der Bericht der Deputation giebt mir zu 
einigen Bemerkungen und zugleich zu einer Bitte Anlap. 
Ih möchte zunächſt vorausichidend zur Beantwortung 
einer joeben an mich gerichteten Frage und zur Aus— 
ſchließung von Mißverftändnifien bemerken, daß bie 
Petition nicht aus ber Bürgerjchaft der Stadt Chemnik 
hervorgegangen ift, fondern vom Verbande der jächfifchen 
Hausbefigervereine, ber für diejes Jahr zufällig Chemnitz 
zum Bororte gewählt hat. Zur Sache ſelbſt möchte ich 
ber geehrten Deputation wie der Königl. Staatsregierung 
meine Genugthuung barüber aussprechen, daß fie fich 
im allgemeinen auf einen wohlwollenden Standpuntt 
gegenüber ber Petition geftellt haben, und daß daraus 
die Hoffnung zu entnehmen ift, es werbe im eimer nicht 
zu fernen Zeit auf eine Revifion der Prämienſätze be: 
ziehentlich der Beitragsrififen zugelommen werben, 

Ih will von vornherein dem Einwande begegnen, 
al3 wenn ich mit meinem Eintreten für die Petition 
beabfichtigte, auf SKoften des platten Landes für bie 
Stäbte einen Vortheil anzuftreben. Ich glaube mic 
infoweit durch meinen ftet3 bier vertretenen Standpunft 
dagegen geſchützt, daß ich Stabt und Land nicht als 
Gegenſätze anzujehen gewohnt gewejen bin, ſondern 
immer als durchaus gleichberechtigte Faktoren, gewifier: 
maßen ald ebenbürtige Gejchwifter und Kinder einer 
Mutter, die ihr Wohl gegenfeitig zu fördern haben, bie 
aber, um dieſem Berhältniffe gerecht zu werben, ſich 
ftreng nad der Hausordnung richten müſſen. Dies 
ſcheint mir jebod auf dem hier zur Sprade ftehenden 
Gebiete nicht mehr allenthalben, wenigftens foweit bie 
Grundſätze der 1876er Geſetzgebung in Frage kommen, 
der Fall zu fein. Das Hausgefeg, wie ich es ein- 
mal nennen will, vom Jahre 1876 fpricht in den 
„Grundſätzen zur Beitragsklaffifitation” aus, daß „das 
bisherige Unterftüßungsprinzip gänzlich) verlafjen ſei“ 
und „bie Beiträge nad dem wirklichen Rifitoverhält: 
niffe berechnet feien”. Wenn man dies zu Grunde legt, 
jo Hat fich in der jüngften Beit die Sachlage weſentlich 
verjchoben. Die Petition der Hausbefigervereine macht 
die für mich nicht Eontrolirbare Bemerkung, daß im 
Laufe von 15 Jahren bie beiben Städte .Dresben und 
Leipzig von ben gewährten Prämienbeiträgen ungefähr 
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nur 10 Prozent an Vergütungen für Brandſchäden 
zurüderhalten hätten, während für das platte Land 
86%, Prozent gezahlt worden wären. Beltimmt aber 
weiß ich, dab die Stadt Chemnik in den letzten vier 
Jahren nahezu 900,000 M. Prämienbeiträge aufgebracht 
und ungefähr etwa nur 140,000 M. als Vergütung 
für Brandſchäden zurüdbelommen Hat, alfo ungefähr 
16 Prozent. Dieſe günftige Lage ber Brandverfiherungss 
anftalt in den größeren Städten ift gewiß barauf zurüd: 
zuführen, daß die Feuerlöſcheinrichtungen von Jahr zu 
Jahr wejentlihe Erweiterungen und Berbejjerungen er: 
fahren. Wir haben allein in ben legten vier Jahren 
unfere Ausgaben für diefen Zwed um nahezu 50,000 M. 
erhöht, ganz abgejehen von ben hohen SKoften, welche 
die Hochdruckwaſſerleitungen verurfachen, die ja aud) 
zum Schutze der Gebäude gegen Brandichäden weſentlich 
mit beizutragen beftimmt find, Es wäre nun aber ver» 
fehrt, baraus den Anfpruch ableiten zu wollen, daß das— 
jenige, was an Prämien gewährt worben ift, aud an: 
nähernd wieder als Brandjchädenvergütung zurüd: 
gewährt werben müſſe. Das würde einmal nicht im 
Interefje ber Betheiligten liegen, denn Brände gehören 
gewiß zumeift zu ben unangenehmften Ereignifien für 
Hausbeſitzer, anbrerjeits erforbert das Prinzip der Gegen: 
jeitigfeit, auf dem unfere ganze Branbverfiherungs: 
gefeggebung ruht, daß die ftärferen Schultern, welde 
auch auf dieſem Gebiete durch die Städte vertreten 
werden, bie ftärferen Laften übernehmen, und die 
Schwächeren mit entlaften. Außerdem ift ja auch nod) 
zu berüdfichtigen, baß bie Städte fo manche Vortheile 
vom Staate haben, welche das platte Sand als ſolches 
nicht genießt. Die Städte werben deshalb auch auf dieſem 
Gebiete ihrer Pflichten ſtets bewußt bleiben. So lange 
aber der Grundjag in der Geſetzgebung befteht, daß 
nicht das Unterftüßungsprinzip, jondern lediglich bas 
Nifitoverhältnig maßgebend fein foll, jo lange muß an- 
geftrebt werben, daß wenigſtens annähernd angemefjenere 
Berhältniffe als gegenwärtig ‚gefchaffen werden. Nach 
alledem möchte ih an bie Königl. Staatsregierung die 
Bitte richten, im nicht zu ferner Zeit ihrer Zufage gemäß 
in eine Revifion einzutreten und babei auch nicht zu 
vergefien, daß eine Aenderung in ber Verficherung gegen 
Erplofionsgefahr mit in ben reis der Erwägung ge: 
zogen wird, Wenn die Regierung auch angegeben hat, 
daß feit 1892, feit welchem Jahre fie überhaupt befteht, 
genügende Erfahrungen nod nicht vorliegen, jo würde 
ic) doch meinen, daß diefer achtjährige Zeitraum ebenfo 
genügt, zu einem gewiſſen Ergebniffe zu führen, wie 
damals, als man die Erfahrungen ber Jahre 1864 bis 
1872, alfo einen gleichen Zeitraum, für genügend er» 
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achtet hat, um daraus bie Prämienfäge und dergl. mehr 
für bas Brandverſicherungsgeſetz zu berechnen. 

Weiter wollte id; mir nod) eine Bitte auszusprechen 
erlauben in Bezug auf die freiwillige Berficherung. 
Meine hochgeehrten Herren! Die freiwillige Berfiherung 
ift ja Häufig als ein Schmerzensfind bezeichnet worben 
und unter andern auch von einem fachverftändigen Stenner 
unſeres Brandverfiherungswejens, dem Herrn Vize— 
präfibent Opig, ber als Mitglied des Plenums ber 
Brandverfiherungsfammer ja reihe Erfahrungen auf 
dieſem Gebiete zu fammeln Gelegenheit gehabt hat. Dieſe 
Eigenfhaft der Verfiherung als Schmerzenstind Hat 
bei vielen ben Wunſch veranlaßt, daß man fie am 
liebften ganz verlaffen follte. Aber ic) meine, jo lange 
dieſe Verſicherung einmal vorhanden ift, muß man auch 
darnach ftreben, dieſelbe thunlichft nad) Billigfeit zu ver- 
walten. Das ift jedoch jegt nicht mehrder Fall, ſeitdem unter 
bem 27. Dezember 1898 eine Verordnung vom Königl. 
Minifterium ergangen ift, durch welche bie bis bahin 
maßgebend gewejenen Grundſätze faft außer Geltung 
gejegt -wurben, 

Bis dahin Hatte man nämlich die bedingt bei- 
tragspflichtigen Uusbaugegenftände auch zu den Brenn: 
baren und leicht zerftörbaren Gegenftänden gerechnet, 
jedoch im weſentlichen ihren Einfluß auf die Klaſſi— 
fifation ber Wohngebäube beſchränkt; die neuere 
Berordbuung hat nun, foweit dieſe Gegenftände in 
Fabrikgebäude eingebaut find, letztere einer höheren 
Haffififation unterworfen. Was ift die Folge bavon? 
Seitdem haben Dampfheizungen, Waflerleitungen, elef: 
trifche Beleuchtungen und dergleichen mehr die Wirkung, 
daß nicht nur die Gefahrenklafje für die Fabrifgebäube 
jelbft eine höhere wird, fondern auch für bie Mafchinen: 
verfiherung die Beiträge wejentlich höhere werben, Die 
Folge davon ift wiederum und wird es immer mehr 
werben, daß ſich die größeren Etabliffements, die jebt 
noch in der freiwilligen Verfiherung find, allmählich 
ganz herausziehen werben, und dadurch das Niüdgrat 
unferer freiwilligen Berfiherung verloren geht. Gewiß 
nicht mit Unrecht ift deshalb eine Bewegung unter den 
Handelslammern nad biefer Richtung im Werfe, mit 
Petitionen an die Königl. Staatsregierung heranzutreten. 
Ih möchte von meinem Standpunkte die Berechtigung 
hierzu um fo mehr betonen, als die angeführten Gegen« 
ftänbe befonbers geeignet find, gefahrmindernd zu wirken, 
und als ber ſächſiſche Dampflefjelrevifionsverein ſich 
bereit erflärt hat, dauernd Sontrole über dieſe Ein- 
richtungen zu führen, falls bies von ber Königl. 
Staatsregierung gefordert werben follte, beſonders aber 
auch, weil fie für das Wohlbefinden der in dieſen 

L®. (1. Wbonnement.) 


Etabliffements beſchäftigten Wrbeiter von ganz befon- 
derem Vortheile find. 

Einen ähnlichen Standpunkt Hat auch Se. Excellenz 
der Herr Stantsminifter von Mehſch bei einer früheren 
Berathung einmal vertreten, indem er in ber Sitzung 
der Zweiten Kammer vom 29. November 1893 folgenbes 
ausführte, was ich mir wohl zu verlefen erlauben barf. 


Präfident: Iſt geftattet. 

Oberbürgermeifter Dr. Bed (fortfahrend): 

„Der Herr Abg. Uhlemann, wenn ich mich recht 
erinnere, hat ben Wunſch ausgeſprochen, daß mit 
Nüdfiht auf bie jetzt ftattfindende Verwendung ber 
Elektrizität doch bei der —— und Abſchãtzung 
der betreffenden Etabliſſements bezüglich ihrer Leiſtungen 
für Brandverſicherungszwecke und bezüglich der Zahlung 
ihrer Beiträge zu der Brandkaſſe auf bie durch die An— 
wendung ber Eleftrizität bedingte Verminderung ber 
a mehr Rüdfiht genommen werden möchte. 

ftehe, meine Herren, in diefer Richtung wohl an 
und für fih grundſählich auf dem Standpunkte bes 

ren Redners, möchte mir aber doch erlauben, darauf 

—* daß die jetzige Geſetzgebung keine Gelegen⸗ 

eit dazu biete, und infolge deſſen erſt eine Aenderung 
eintreten müſſe.“ 

Ih bitte alfo freundlichft nach dieſer Richtung hin 
Erörterungen eintreten zu laſſen, zumal auf biefem 
ganzen Gebiete ber Staatsfisfus das Monopol befigt 
und die Berficherung nicht irgendwie durch bie Kon: 
kurrenz privater Geſellſchaften regulirt werben ann. 

Indem ih nochmals mit Genugthuung davon 
Kenntniß nehme, daß die Königl. Stantäregierung im 
allgemeinen wohlwollende Berüdfihtigung in Ausſicht 
geftellt Hat, und daß bie Deputation es für wünſchens— 
werth erffärt hat, eine thunlichfte Ermäßigung der 
Prämienſätze herbeizuführen, werbe ich bem Antrage ber 
Deputation, bie Petition ber Königl. Staatsregierung 
zur Kenntnignahme zu überweifen, zuftimmen, und bitte 
das hohe Haus, das Gleiche zu thun. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Graf von Rex— 
Bebtlip. 


Kammerherr Graf von Her: Zedtlig: Meine Herren! 
Ich bitte dem Antrage der Deputation beizutreten, in- 
dem ich doch auch finden muß, daß gewiſſe Billigkeits— 
gründe für die Wünfche der Petenten jprechen. Ich gebe 
jehr gern zu, daß größere umfangreiche Brände in großen 
Stäbten bes Auslandes, namentlih in England und 
Amerika wohl zu einiger Beforgniß Anlaß geben Fünnen. 
Allein feit vielen Jahren, kann man fagen, find in 
unferen größeren fächfifchen Städten umfangreiche Bränbe 
faum vorgelommen. Es ift felbft auch hier in Dresden, 
eben mit Ausnahme des großen Brandes ber Kreuzkirche, 
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welcher leider einen unerwarteten Umfang genommen 
hatte, im allgemeinen immer gelungen, Brände ſtets im 
erften Anfange gleich wieder zu erftiden. Es find alfo 
auch Hier in Dresden, Leipzig, Chemnig und anderen 
größeren Städten wohl nur wenig große Brände vor: 
gefommen. Ich möchte alſo doc glauben, daß e# nicht 
unbillig fei, wenn hierauf Rüdficht genommen wirb, und 
es hat aud) die Königl. Staatsregierung fich mit einem 
gewiffen Wohlwollen ben Städten gegenüber aus— 
gefprocen. 

Ich gebe gern zu, daß es vielleicht nicht möglich 
ift, fofort eine Revifion vorzunehmen und daß dieje 
Revifion mit großen Umpftänden verbunden ift. Ich 
möchte daher darauf hinweifen, ob es nicht möglich fei, 
die von bem Staate gewährten Beihülfen für die 
Ausgaben des Feuerlöſchweſens in den Städten, wo fo 
umfangreihe unb im allgemeinen befriedigende Ein- 
richtungen im Feuerlöſchweſen vorhanden find, — doch 
biefe Beihülfen und Beiträge entſprechend zu erhöhen. 
Ih glaube, daß auf dieſe Weile den Wünfchen der 
Betenten bis zu einem gewiffen Grabe entſprochen 
werben fann. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Ritterguts— 
befiger Hempel. 

Nittergutsbefiger Hempel: Meine Herren! Der 
Umftand, daß, wie wir aus bem Berichte erfehen und 
wie wir von dem Herrn Berichterftatter gehört haben, ber 
Herr Regierungstommifjar in der Deputation bie Er: 
Härung abgegeben bat, daß eine Nevifion des Brand: 
verfiherungsgejeges über lang oder fur; zu erwarten 
fein würde und im Ausfiht genommen fei, giebt mir 
auch Veranlaffung, Hier mit einer Bitte hervorzutreten 
und Gelegenheit zu nehmen, über Brandverſicherungs— 
angelegenheiten an diefem Orte zu fprechen. 

Man begegnet vielfach ber Klage, daß die Ab— 
ſchätzungen nicht immer übereinftimmen mit ben Auf— 
wenbungen, die für gewiſſe Zwede gemacht worben find, 
mit anderen Worten, daß, wenn jemand ein Haus fertig 
geftellt hat und zur Abſchätzung verfchritten wird, bie 
Abſchätzung mit dem wirklich aufgewendeten Betrage 
eine große Differenz ergiebt. Bor wenigen Tagen ift 
mir ein Fall unterbreitet worben, ber ſich folgender: 
maßen geftaltet hat. Ein Maurer hat in einem mir 
benachbarten Dorfe ein Heine Anweſen 1870 gefauft, 
ein Haus mit etwas Garten dazu, für 1800 M. Der 
Mann ift dann dazu übergegangen 1873 und 1875, 
Aufwendungen zu machen, bie er, und barüber ift gar 
fein Zweifel — es läßt fi durch Bücher und Red: 
nungen nachweiſen — auf 3000 M. veranichlagt. Die 
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Abſchätzung, die erfolgt ift, vernimmt den Neubauwerth 
bes betreffenden Haufes mit 2290 M. unb ben Beit- 
werth mit 2280 M. Mir find außerdem noch ver: 
ſchiedene Fälle bekannt, wo die Abſchätzung in ganz erheb- 
fihem Maße mitder aufgewenbetenBaufummedifferirte und 
wo erft nad) breimaligen Reklamationen auf Revifion eine 
Abſchätzung endlich zuftande gebracht worden ift, mit 
der man fich allenfalls begnügen konnte, obwohl fie auch 
noch viel hinter den aufgewenbeten Beträgen zurückblieb. 
Nun fann jeder, der bemittelt ift, folche Differenzen in 
bem Gedanken überwinden, baf er in eine gewiffe Selbft- 
verfiherung eingetreten ift. Aber in dem Falle, den ich 
vorhin angeführt habe, wo es fih um Meine Leute 
handelt, bei denen dieſe Differenz, bie in bee Abihägung 
fiegt, häufig das ganze Vermögen ausmacht, tritt ber 
Fall ein, daß, wenn fie das Unglüd eines Brandes 
erfahren, fie gänzlich mittellog werden und ſich von 
einem derartigen Schlage nicht wieder erholen fönnen. 
Es muß doch das Beſtreben jeder Abſchätzung dahin 
gehen, die Verhältniffe jo darzulegen, wie fie wirklich 
find, und ben Werth jo feitzujegen, baß, wenn ein 
Brandunglüd eintritt, dann dem Betreffenden eine Ent: 
ſchädigung gegeben werde, ihn wieber in den Stand zu 
fegen, in dem er vorher ſich befunden Hat, als ber 
Brand eintrat. Mir ift auf meine frage bei Bes 
ſprechung mit den Beamten immer entgegnet worben, 
ja, wir find gebunden an gewille Grunbfäge, wir fönnen 
über die Inftruftion, bie wir erhalten Haben, nicht 
hinaus gehen, 

Meine Bitte an die Hohe Staatsregierung geht 
besbalb dahin, ba, wenn in eine Revifion bes ganzen 
Gefehes eingetreten wird, doch auch geneigteft einmal 
die Grundſätze revidirt werden möchten, die bei ber In- 
ftruftion ber Brandverfiherungsinfpeftoren maßgebend 
find. Ic glaube, daß man bann viele Fälle, die jeht 
noch mehr ober minder zu Beſchwerden Beranlaffung 
zu geben in ber Lage find, ohne weiteres wirb eliminiren 
fönnen, 

Was nachher ber Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed über 
bie freiwillige Feuerverſicherung gejagt hat, kann ih nur 
voll unterftügen. Ich Habe im großen und ganzen 
die Meinung, daß die freiwillige Branbdverficherung wohl 
beftehen fönnte, wenn fie anders gehandhabt würde, 
wenn man fie jo handhaben würbe, wie bie großen und 
mächtigen Gefellfchaften vorgehen. Daß bie Geſellſchaften 
dabei eriftiren können, das beweift ja ihre Proſperität. 
Bergleiht man aber — ich habe felbft Gelegenheit ge: 
habt, dieſer freiwilligen Verficherung mit gewiffen Ob» 
jeften anzugehören — vergleicht man bie ftarre Hand» 
babung der ftaatlihen Verfiherung mit ber koulanten 
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Behandlung, bie die Privatgejellfchaften eintreten Laffen, 
fo ift e8 gar fein Zweifel, daß das Publifum wenig 
Beranlaffung Hat, zur ftaatlihen Verſicherung über: 
zugeben, Alſo ich Hoffe, daß auch bezüglich der In: 
ſtrultion der Brandverfiherung es möglich fein wird, 
gewiffe Vorfchriften fo zu geben, daß den Berhäftniffen 
entfprochen wird, wie fie thatfädhlic find, Es läßt 
ſich über dieſes Thema nod viel fprechen — mehr aus— 
führen —, in dem Augenblide, wo wir bem Verficherungs: 
zwange unterliegen, muß ben Berficherern, denen bamit 
die freie Bewegung genommen ift, eine Sicherheit ge: 
boten werben für eine richtige AZurüderftattung ber 
Werthe im Falle eines Brandunglüds. 


Präfident; Das Wort hat der Herr von Trügichler, 
Freiherr zum Falkenſtein. 


Domherr von Trültzſchler, Freiherr zum Falken— 
ſtein: IH will nicht noch Material zufammentragen, 
um biefe gegebenen Anregungen noch zu vermehren, 
fondern ih mödte nur noch auf einige Schwierig: 
feiten binweifen, die, wie mir jcheint, der Antrag, 
der Heute zur Verhandlung fteht, boch im feiner 
Durdführung Haben möchte. Es ift ja richtig, daß 
die Klaſſifilation, die wir jeht haben, ben auf fie ge 
fegten Erwartungen namentlich auch in den Grundfäßen 
nicht vollftändig entfpricht, die für fie aufgeftellt worben 
waren. Sch erinnere mi — id) war damals ſchon 
Mitglied der Kammer —, daß gerabe biefer wichtige 
Theil bes Geſetzes von 1876 nicht im einzelnen zur 
Berathung fam, fondern ed wurde biefe Klaſſifikation 
von beiden Kammern en bloc angenommen, weil fie 
fi fagten: im biefer Klaſſifilation darf fein Stein ins 
Schwanken fommen, fonft fällt bas ganze Gebäude zu: 
fammen, und jo muß ich fagen, daß, wenn jekt bie 
Frage ftände, eine neue Klaffififation aufzuftellen mit 
Rüdfiht auf die Momente, bie jekt dafür geltend 
gemacht werben, fo glaube ih, baf ber Künſtler, ber 
den Erwartungen, die vorher ausgefprochen worben find, 
eutſprechen wollte, erft gefunden werben müßte; ben 
werben wir nicht zur Dispofition haben. 

Ih möchte auch dagegen mich wenden, daß einfach 
bei dieſer Klaſſifilation als Grundlage genommen wird 
ber Unterfchieb und die Statiftif zwiſchen Stabt unb 
Land, Was ift da Stabt und was ift Land? Unter 
bas Land werben eine Maffe fehr zahlreicher Gemeinden 
mit bineingewiejen, die eigentlich Stäbte find, bie nur 
bem Namen nad) Dörfer find, große Borortgemeinben, 
große inbuftrielle Gemeinden, die zur Zeit noch nicht 
Städte find, jedenfalls aber auf bem beften Wege bahin 
ſind, Städte genannt zu werben. Die werben nachher 


bem flachen Lande zugewiefen, und es fommen meiner 
Anfiht nah in die FFeftftellungen zwiſchen Stadt und 
Land ganz falfche Momente hinein. Ich will einmal 
jagen, wenn 3. B. eine Statiftit aufgeftellt würbe, ba= 
bin, wie das Brandverhältniß fi in Mleineren Städten 
verhält gegenüber den größeren Städten mit vollftänbig 
organifirten Löfcheinrichtungen und dergleichen mehr, da 
würde man fehr bald wahrſcheinlich herausfinden, daß 
die Heineren Städte in Bezug auf die Feuersgefahr 
und in Bezug auf die Prämien, die fie befommen, dem 
flachen Lande gar nicht nachfiehen werben. Ich erlaube 
mir, in biefer Hinficht namentlich auf die Thatjache auf: 
merlſam zu machen, daß viele Kleine Städte im Laufe 
von 20—30 Jahren einen volftändigen Umbau erfahren 
Haben infolge ber Verfchönerungsbeftrebungen, die bort 
eine Beit lang in ziemlich ausgefprochenem Maße im 
Gange waren. Außerdem möchte ich aber nocd bes 
haupten, daß nad meinen Beobachtungen die Er: 
fahrungen noch nicht genugjam darüber gefprochen 
haben, wie groß die Gefahr auch in größeren Stäbten, 
in größeren Zentren ift, Wir haben einige Beifpiele 
in meuefter Zeit, wo wir doc) gejehen haben, daß felbft die 
ziemlich vollfommenen Löfheinrichtungen nichts genußt 
haben, ich erinnere an ben Kirchenbrand in Dresben 
und an ben Kaſernenbrand in Zwickau. Da waren bie 
Löſcheinrichtungen vollftändig unzureichend, Und wenn 
man daran benft, daß in ben größeren Stäbten ſich 
große Waarenanfammlungen, große Bazare, koloſſale 
Vorräthe fi immer mehr vereinigen, bie eine enorme 
Brandgefahr mit fich bringen, dann muß man bod) jagen, 
daß bie Erfahrung bis jegt noch nicht die Sache nad) 
allen Seiten Hin fo feftgeftellt hat, daß es ganz leicht 
wäre, ba eine Stlaffififation zu machen. Uebrigens, 
wenn bie Sache wirklich annähernd in biefem Verhält— 
niffe, wie es jet bargeftellt wird, wenn bieje Unter: 
ſchiede nad) den jetzt aufgeftellten Ziffern durchgeführt 
würben, fo würbe wahrjcheinlich doch die Frage auf: 
geftellt werben müffen — benn ba würde die Belaftung 
dieſer mehr vereinzelt ftehenden Baulichkeiten eine fo 
enorme werben —, es würde wohl die frage aufgeftellt 
werben müffen, ob man ben Inhabern folcher Objekte, 
bie bann mit folhen Hohen Prämien vernommen werben 
follen, doch nicht freiftellen müßte, zu fehen und zu 
prüfen, ob fie nicht in einer Privatgejelichaft etwas 
billiger unterfommen könnten. Wenn man in biefer 
Beziehung zu weit geht, jo ftellt man, glaube ich, das 
ganze Prinzip, das hier in Betracht fommt, in Frage. 
Alſo aus allen den Gründen will ich nicht dagegen 
plaibiren, baß bie Regierung bieje Erörterungen, bie 
fie ohnehin jchon zugefagt Hat, die von Jahr zu Jahr 
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immer wieder erneut verlangt werben, überhaupt nicht | erfcheinen kann, ift vielfach verlaffen worben, indem ber- 
vornimmt; aber fo einfach, als die Sache fich nad) ber | gleichen Ausbaugegenftände in Fabriken ber freiwilligen 
Betition ausnimmt, wo namentlich eben bloß ber ganz | Verfiherung überwiejen wurben, und es führte das eben 
allgemeine Unterſchied zwiihen Stadt und Land zu zu erheblichen Unzuträglichleiten. Wenn z. B. ein 
Grunde gelegt ift, jo einfach ift die frage nicht; ich | Wohngebäude in eine Fabrik verwandelt wurbe ober 
glaube, es würde das ein Werk werden, was ziems: umgelehrt, jo mußte eine Umflaffifizirung biefer Gegen- 
lich lange Zeit beanſprucht, wenn Wandel gefchafft | ftände ftattfinden. Dergleichen Gegenftände können ja 
werben fol. auch Objelt der freiwilligen Verſicherung jein, wenn fie 
Präfident: Das Wort hat der Königl. Negierungs: ee : — ri —* —— a 
tommiffar Geh. Regierungsrath Dr. Kunze. sung, z ss — 
wenn ſolche Ausbaugegenſtände, wie fie in $ 2 ber 
Königl. Kommiffar Geh. Regierungsrat Dr. Kunze; | Ausführungsverorbdnung angeführt find, einem gewerb- 
Ich möchte mir nur erlauben, ganz furz eine Bemerkung | lichen, land- oder fonftigen wirthſchaftlichen Betriebe 
anzufügen bezüglih der von dem Herrn DOberbürger: | dienen, dann find fie als unter $ 6b fallende anzufehen 
meiſter Dr. Bed erwähnten, im Dezember 1898 erlaffenen | und der freiwilligen Verfiherung zu überweifen. Wie 
Generalverordnung. Dieſe Verordnung ift von der | bemerkt, ift das Verfahren bis zum Jahre 1898 in 
Brandverfiherungstammer erlaflen worden und ift | diefer Beziehung nicht den gejeßlichen Vorſchriften ent: 
bereit3 vor furzem in ber Zweiten Kammer bei ber ſprechend gewejen. Die Brandverficherungsfammer er: 
Vorberathung über das Königl. Dekret Nr. 20, ben | ftattete deshalb Vortrag, und das Minifterium des 
Bericht der Landesbrandverfiherungsanftalt betreffend, | Innern hatte feine Veranlaſſung, ber Abficht der Branb: 
befprochen worden. Im Anfchluffe an die dort von dem | verjiherungsfammer entgegenzutreten, welche in ber 
Direltor ber Brandverfiherungsfammer gemachten Be: | Generalverordbnung zum Wusdrude kam und bahin 
merfungen möchte ich nun nochmals darauf binweifen, | ging, daß bei der Verficherung dieſer Ausbaugegenftänbe 
daß vordem das Verfahren bezüglich der Verficherung | genau nach den gejehlichen Vorſchriften verfahren werde. 
ver fogenannten Ausbaugegenftände, welche im $ 5b des Es ift ja num richtig, daß im Verfolge biefer Ver— 
‘Brandverfiherungsgefepes in Verbindung mit $ 2 der | ordnung Schwierigkeiten entftanden find bei ber vor: 
Ausführungsverorbnung dazu erwähnt find, nicht allent— zunehmenden Umflaffifizirung; es ift aber bereits von 
halben den geſetzlichen Vorſchriften entſprach. Es dem Direktor ber Brandverficherungstammer bemerkt 
wurden nämlich dieſe Ausbaugegenſtände, welche nad) | worden, daß zu ihrer Kognition nur ein Fall der Be— 
5b bes Geſetzes bedingt verficherungspflichtig find, | ſchwerde gelangt ift, der auch in vollftändig be- 
alfo mit den Gebäuden zu verfichern find, dafern die | friedigender Weife Erledigung gefunden bat, und baf 
Verſicherung von dem Eigenthümer beantragt wird, bas |e8 auch möglich fein werde, bei ben übrigen Um: 
cine Mal bei der Gebäudeverſicherung, ein anderes | Haffifizirungen ben Interefien der Betheiligten gerecht 
Mal bei der freiwilligen Verficherung geführt, je mach: | zu werben, da nöthig unter Anwendung ber Vorſchriften 
dem fie fi in Wohngebäuden oder Fabrifgebäuben be: | in $ 169a des Geſetzes. Es wirb im übrigen aber 
fanden. wohl möglich fein, daß, wenn zu einer Reviſion und 
Nach dem Geſetze giebt aber fiir die Beantwortung | Abänderung der Klaſſifikationsvorſchriften verfchritten 
ver frage, ob biefe Ausbangegenftände bei ber Gebäube- | wird, auch dann ben in biefer Beziehung noch beftehen 
verficherung ober bei der freiwilligen Verficherung zu | bleibenden Beſchwerden und Unzuträglichkeiten Abhülfe 
führen find, nicht der Ort, nicht die Art des Gebäudes, | gejhafft werben kann. Zu einer Wiederauffebung ber 
in dem fie ſich befinden, den Ausfchlag; es ift alfo | Verordnung, auf welche Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed 
nleihgültig, ob diefe Gegenftände in Wohngebäuden ſich hinzuzielen fchien, wird nad Anſicht der Regierung 
befinden ober in Fabrifgebäuden, fie find in beiben | faum zu gelangen fein, ba fie, wie bereit# bemerkt, nur 
Fällen Ausbaugegenftände, Zubehörungen bes Grund» | angeordnet hat, daf bezüglich der Behandlung ber Aus: 
ſlüds und müfjen daher mit dem Grundftüde bei der | baugegenftände lediglich nad den Vorſchriften des Ge: 
(Sebänbeverfiherung verfichert werben. Diefes Ver: | fees verfahren werbe. 
fahren, welches aus bem Wortlaute bes Geſetzes fich , ; 
ergiebt und auch bereit® aus den Beftimmungen bes Bräfdent: Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed! 
Geſetzes von 1876 fid ergab, wiewohl letzteres in dieſer Oberbürgermeifter Dr. Bed: Ich möchte einer We- 
Beziehung nicht ganz jo deutlich wie das 1886er Gejek | merkung des Herrn von Trübfchler gegenüber nur zu 
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wieberholen mir geftatten, daß ich allenthalben feine 
Anfihten und den Wunſch theile, e8 möge eine fünftige 
Klaſſifilation nicht etwa bloß auf dem Unterſchiede von 
Stadt und Land aufgebaut werben. 


Präfident: Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Kammerherr von Schönberg: In Be: 
zug auf die Meußerungen, die aus der Kammer zur Sache 
gethan worden find, will ich nur furz erwähnen, daß 
ich glaube — die Deputation ftimmt überein mit bem 
Ausführungen bes Herrn Domherrn von Trügfchler — 
es ift ſehr richtig, daß ber Unterſchied zwiſchen Stadt 
und Land fi immer mehr verwifcht. Unſere ländlichen 
Inftitutionen ſchwinden, und unfere ländlichen Ort— 
Ihaften nehmen, — ich möchte jagen, leider — immer mehr 
ftädtiichen Charakter an. Dazu ift noch zu berück— 
fihtigen, daß, wenn auf dem Lande feuergefährliche 
Rifiten mehr eriftiren follten als in den Städten, dieſe 
feuergefährlichen Mififen ihre Entftehung zu einem nicht 
geringen Theile den in der Stabt wohnenden Unter— 
nehmern verbanfen. Die großen Fabrikunternegmungen 
fönnen nicht in die Städte einbezirft werden, wohl aber 
wohnen deren Inhaber meift in den Stäbten, leiten von 
dort aus ihre Unternehmungen. Inſofern, glaube ich, 
ift eher eine Benachtheiligung bes platten Landes gegen: 
über ben Städten zu Fonftatiren. Außerdem wird nicht 
zu vergefien jein, daß, wenn bie Gefeßgebung aus: 
brüdlich die Unterftügungstheorie hat fallen lafjen, bie 
Unterftügungstheorie ihrer Beit den Städten einen 
großen Vortheil gebracht hat. Ich erinnere nur am ben 
Umbau verjchiebener Stäbte in Sachſen infolge er: 
littener umfänglicher Brände, wie im Jahre 1842 zu 
Oſchatz und Kamenz, ferner in Marienberg, in Johann: 
georgenftabt, dann im einer großen Anzahl Fleinerer 
Stäbte mit Aderbaubetrieb, deren Scheunen allmählich 
auf Koften ber Branbverfiherungstaffe ftattlichen Wohn- 
bäufern gewichen find. Das ift nunmehr aus dem Ge: 
dächtniſſe entſchwunden, und jegt heißt es, das platte 
Land wird mit feinen Beiträgen zu jehr bevorzugt 
gegenüber ſtädtiſchen Gemeinweſen! 

Wenn nun aber vom Herrn Domherrn von Trüßfchler 
gejagt worden ift, der Künftler follte erft noch ge: 
funden werben, ber allen Anſprüchen bei ber lim: 
Hoffifizirung gerecht wird, fo glaube ih, daß man 
diefe Anfhauung nicht im Widerſpruch ſehtzen kann, 
jondern wiederfinden wirb in der Auffafjung der De: 
putation. Die Deputation verfennt durchaus nicht bie 
Schwierigkeit ber von ben Petenten gewünfchten ge 
rechteren Klaffifizirung ber Riſilen. 


Die Deputation | 
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bat dies zu erfennen gegeben, indem fie von einer 
„thunlichſten Reviſion“ ſpricht. Unter biefem Bor: 
behalte Hat fie es für unbedenklich erachtet, hier vor: 


zufchlagen: 

„Die Kammer wolle ber fen bie Be: 
tition des Verbandes ſächſiſchen Haus- 
befigervereine in Chemnig ber Königl. Staats- 
regierung zur Senntnißnahme zu überweifen.‘ 

Präfident: Es wünſcht niemand mehr das Wort. 
— Ih ſchließe die Debatte. Es war dies wohl bas 
Schlußwort bes Herrn Berichierftatters. 

Ih frage die Kammer: 

„Will biefelbe beſchließen, bie Petition bes 
Berbandes ber ſächſiſchen Hausbefigervereine 
in Ehemnig der Königl. Staatsregierung zur 
Renntnißnahme zu überweifen?* 

Einftimmig. 

Die Tagesordnung ift hiermit erſchöpft. Ich be- 
raume die nächfte Sipung auf morgen, Freitag, mittags 
12 Uhr an und fege auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

2. Antrag zum mündlichen Berichte ber erften 
Deputation über das König, Dekret Nr. 6, den 
Entwurf eines Gefepes, bie Benfionsberechtigung 
ber Nabelarbeitslehrerinnen betreffend. (Druck⸗ 
ſache Nr. 61.) 

3. Antrag zum münblichen Berichte ber vierten 
Deputation, bie Petition des emeritirten Bolls- 
ſchullehrers Leisfer in Weinböhla und Ge: 
noſſen um Penfionserhöhung betreffend. (Drud- 
ſache Nr. 71.) 

4. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über die Befoldbungsorbnung und 
die Kap. 38 bis 41 bes Etats ber Zuſchüſſe, 
das Departement ber Juſtiz betreffend, auf bie 
Jahre 1900 und 1901. (Drudjadhe Nr. 78.) 

Zur Mitvollziehung bes Protofolls lade ih ein 
Herrn SOberbürgermeifter Dr. Bed und Herrn Ritter: 
gutsbefiger von Herder. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 


zu verleſen. Geſchieht.) 


Wird gegen das Protololl eine Einwendung er- 
hoben? — Es iſt nicht der Fall. Ich erkläre basfelbe 
für genehmigt und ſchließe bie öffentliche Sitzung. 


(Schluß ber Sigung 1 Uhr 35 Min. nachmittags.) 





L8. (1. Abonnement.) 
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Für die Nebaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königlichen Stenographifchen Anftituts 
i. V. Profeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Profefior Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Pof: am 19. Februar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 











I. Kammer. 
NM 99, Dresden, am 16, Februar 1900. 
Neunundzwanzigfte öffentliche Sitzung Den Vortrag aus ber Negiftrande giebt Herr 
der Erfien Kammer Sekretär Thiele. 
ö (Nr. 955.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
am 16. Februar 1900, mittags 12 Uhr. vierten Deputation über die Petition ber Gemeinde: 
vertreter von Baufit um Gewährung einer Staatsbeihülfe 
Inhalt: zur Behebung von Hochwaſſerſchäden. 
Entſchuldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 955 — 961. — (Nr. 956.) Desgleichen über die Petition des Ber: 


Untrag zum mündlichen Berichte der erften Deputation | bands ſächſiſcher Lehrerinnen, die Einrichtung obligato: 

über das Königl. Dekret Nr. 6, den Entwurf eines Gefeges, | tiſcher Fortbildungsſchulen für Mädchen betr. 

bie Penfionsberedhtigung ber Nabelarbeitslehrerinnen betr. (Nr. 957.) Unzeige ber vierten Deputation über bie 

— Untrag zum münblihen Berichte der vierten Depu: | für unzuläffig erffärte Betition der Bereinigung beutfcher 

tation, die Petition bes emeritirten Vollsſchullehrers Qeister | Hebammen um reichsgeſetzliche Regelung bes Heb— 

in Beinböhle und Genoſſen um Benfionserhöhung betr. — ammenwejend und ber Befähigung zur Ausübung ber 
j i h I Funktion einer Wochenpflegerin. 

Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation ß , ß 

über bie Befoldungsorbnung und die Kap. 38—41 bes Präfident: Dieje drei Nummern kommen auf eine 

Etats der Zuſchüſſe, dad Departement der Juſtiz beir., der nächſten Tagesordnungen, 

auf bie Fahre 1900 und 1901. — Feſtſetzung ber Zeit (Nr. en Petition bes Konſumvereins und ber 

und Tagesordnung für bie nächte Sitzung. — BVorlefung Produltivgenoſſenſchaft für Potſchappel und Umgebung 

und Genehmigung ” — über die Heutige Sitzung. > Ka be and seotihappel, die Sonberbefteuerung 

Präfident: An die vierte Deputation. 


praſident: Nr. 950) Prototollexttalt der Zweiten Kammer, 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. betreffend Schlußberathung über Dekret Nr. 18, Unfall— 
und Sranfenverfiherung der in land- und forftwirth- 
Am Miniftertijche: ichaftlichen Betrieben beichäftigten Perſonen ıc. betr, 
Die Herren Staatsminifter Dr. Schurig und Dr. von Präfident: Un die erſte Deputation. 
Seydewig, fowie bie Herren Regierungsfommifiare (Nr. 960.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 





Geh. Räthe Kodel und Jahn. | über die Petition des Leippiger Spar« und Vauvereins, 
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Entf huldigung von Herrn Geh. Kommerzienrath Hultzſch Bräfident: Die Zweite Kammer ift ben Beſchlüſſen 
wegen Unwohlſeins ein, ‚ber biesfeitigen Kammer, die Petition auf fich beruhen 
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zu laffen, beigetreten, und wirb dieſe Angelegenheit zu 
ben Ulten genommen. 

Es war bies bie letzte Nummer ber Regiftranbe, 

Wir gehen über zum zweiten Gegenftande ber 
Tagesorbnung: „Antrag zum münbliden Berichte 
ber erften Deputation über das Königl. Dekret 
Nr. 6, den Entwurf eines Gejeges, bie Penſions— 
beredtigung der Nabelarbeitslehrerinnen be— 
treffend” (Druckſache Nr. 61.) 


(Bergl. M. II. 8. ©. 18 ff. u. 240 ff.) 


Berichterftatter Graf und Edler Herr zur Lippe: 
Meine hochgeehrten Herren! Das Dekret, welches zur 
Berathung fteht, lautet wie folgt: 


(Wird verlejen.) 


Meine Herren! Diefer Gejegentwurf hat eine 
ziemlich weit zurüdgehende Entſtehungsgeſchichte. Be: 
reits den Kammern von 1887 und 1888 Hat eine 
Betition der Nabelarbeitslehrerinnen vorgelegen, in 
welcher fie um ftändige Unftellung und um Benfions: 
beredhtigung bitten. Die damalige Berathung hat in 
beiben Kammern bahin geführt, daß die Petition ber 
Königl. Staatöregierung zur Kenntnißnahme übergeben 
worden if. Im Jahre 1897 ift eine Petition bes 
gleihen Inhalt? an die Staatsregierung gelangt und 
im SHerbfte an bie beiden Ständelammern. Dieſe 
Petition ift in der Zweiten Kammer im Frühjahre 1898 
— an bie Erfte Kammer ift fie überhaupt gar nicht ge: 
fommen — zur Berathung gelangt, unb hat damals bie 
Zweite Kammer fi ſehr wohlwollend ber Petition 
gegenüber ausgeſprochen, b. 5. dem Theile, welcher ſich 
auf die Penfionsberechtigung bezieht, ber andere Theil 
bezog ſich auf die ftändige Anftellung; darauf einzugehen 
fand man feine Veranlafjung hauptſächlich ſchon aus 
bem Grunde, weil eine ftändige Anftellung in bem ge: 
wünſchten Sinne ausgeſchloſſen erſchien, ba bie Fach— 
lehrer und Lehrerinnen ſtändig angeſtellt werben können, 
aber nicht müfjen. Die Zweite Kammer beſchloß damals 
im Frübjahre 1898, die Königl. Staatöregierung zu er: 
ſuchen, ein Geſetz, die Penfionsberehtigung ber Nabel- 
arbeitslehrerinnen betreffend, analog dem Geſetze für die 
berufsmäßigen Gemeindebeamten vom 20. April 1890 
und dem Kirchengeſetze vom 15. Juli 1891 dem nächften 
Landtage vorzulegen. Dies ift gefchehen in Geftalt bes 
vorliegenden Gejegentwurfs. Diefer Gefegentwurf hat 
ber Aweiten Kammer vorgelegen und ift bafelbft ein- 
ftimmig angenommen worden; eine einzige Meinungs- 
verſchiedenheit hat fi in der Zweiten Kammer gezeigt, 
bahin gehend, daß von einer Seite ber Wunſch aus— 
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geiprochen wurde, bie Penfionen auf bie Staats: 
faffe zu übernefmen. Nachdem aber von Seiten 
ber Königl. Staatsregierung hervorgehoben wurbe, 
daß darin eine Ungerechtigkeit gegen bie Heineren Ge— 
meinden, welche nicht in ber Lage find, berufsmäßige 
Nabdelarbeitslehrerinnen anzuftellen, läge, hat man da— 
von abgefehen und Hat, wie ich wohl ſchon erwähnte, 
ben vorliegenden Gejegentwurf einftimmig angenommen. 
Ih Hoffe, meine Herren, daß Sie hier zu bemjelben 
Nefultate fommen werben. Denn daß es ſich hier um 
eine Frage ber Billigfeit handelt, daß es nicht mehr 
wie recht und billig ift, wenn ben Lehrerinnen, welche 
die ſtaatlich vorgejchriebene Prüfung beftanden haben 
und welde dann mit 20 ober mehr Stunden bie Woche 
angeftellt werben, alſo vollftändig ihren Beruf in ihrem 
Unterrichte gefunden haben, wenn benen bie Sorge ges 
nommen wird, was wird aus dir, wenn bu einmal 
nicht mehr arbeiten kannſt — ja, meine Herren, baf 
das nur in ber Billigfeit liegt, ift ja Mar. ch möchte 
aber noch hervorheben, daß der Gegenftand des Unter: 
richts ein durchaus wichtiger, hochbebeutender ift, denn 
ih muß für meine Berfon geftehen, ich Halte es für 
viel wichtiger, daß die weibliche Jugend in der Kunſt 
bes Nähens und was bamit zujammenhängt, unter: 
richtet wird, als etwa im Zeichnen oder Klavierfpiele. 
Nun, meine Herren, Ihre erfte Deputation ift in Die 
Berathung des Gefegentwurfs getreten, und fie hat 
gegen bie beiden erften Paragraphen feine Einwendungen 
zu machen gehabt, Bei bem britten Paragraphen erhob 
fi zum legten Abjage die Trage: Wie wirb zu ver: 
fahren jein, wenn eine Nabelarbeitälehrerin heirathet. 
Es Tag ein biesbezügliher Fall vor. Die Königl. 
Staatöregierung erflärte fi dahin, daß fie ber Selbft- 
ftänbigfeit ber anftellenden Schulgemeinden in dieſer An: 
gelegenheit nicht vorgreifen wolle und daß fie ber 
Meinung wäre, daß man für jeden Anftellungsfall ber 
anftellenden Schulgemeinde zu überlaffen habe, wie fie 
da beftimmen wolle. Die Deputation fonnte fi mit 
biefer Erklärung nur einverftanden erflären. Ein zweiter 
Punkt im legten Abſatze bes 83 ift bei vorhandener Be- 
bürftigfeit. Es ift ja an und für fich felbftverftändlich, 
daß es fih nur um Bebürftigfeit der Lehrerinnen für 
ihre Perfon handelt, e8 muß aber doch hervorgehoben 
werben, daß z. B., wenn eine an fich nicht bedürftige 
Nabelarbeitslehrerin Heirathet und dadurch in einen 
Bebürftigkeitäzuftand geräth, dies als eine Bebürftigfeit 
im Sinne bes Gefeges nicht anzufehen if. In ber 
legten Zeile des Abſatzes wurbe barauf hingewiefen, 
daß bie beiden letzten Worte „auf Zeit —“ doch zu 
allgemein gehalten worden feien. Won der Königl. 


Staatsregierung wurde barauf erwibert, daß es ſich in 
ber That um Verhältniffe Handle, die man nicht genauer 
präzifiren könne, denn es könne fi um Wochen handeln 
bei dem Bejegen einer neuen Stelle, e8 könne fich aber 
auh um Jahre handeln. Wenn z. B. eine Lehrerin 
frank jei, ohne dadurch dauernd bienftunfähig zu fein. 
Auch ftünde dieſe Beftimmung in dem Penfionsgefehe, 
id glaube von 1890, und Hätte nie zu irgenb welcher 
Weiterung Anlaß gegeben. Nach diefer Erklärung konnte 
die Deputation ſich mit dem Inhalte bes 83 nur ein: 
verftanden erflären, ebenjo auch mit bem Inhalte bes 
84 Wenn in ber vorlegten Zeile „nad erfüllten 
25. Lebensjahre” fteht und bie Frage aufgeworfen wurbe, 
warum benn gerade 25 Lebensjahre? d.h. warum fol 
bie Zeit der Anftellung, die nad) dem 25. Lebensjahre 
fommt, nur bei Bemeſſung der Penfionsberechtigung in 
Anſatz gebracht werben fünnen, fo wurbe gejagt, e# 
würde eine Ungerechtigkeit gegen bie ftändigen Lehrer 
und Staatsbeamten fein, wenn bies anders gehanbhabt 
würbe, weil bei biefen bie Berechtigung für ihre Penſion 
faum vor der Zeit anfinge, wo fie das 25. Lebensjahr 
noch nicht zurüdgelegt hätten. Nach dieſer Erklärung 
fonnte man auch mit dem Imbalte bes $4 fih nur 
einverftanden erflären, ebenjo mit ben übrigen acht 
Baragraphen. Ich will mir noch geftatten, zu $11 ein 
Wort zu fagen. 
$ 11 lautet: 


„Dieſes Geſetz leidet auch auf diejenigen unge 
prüften Nabelarbeitslehrerinnen Anwendung, . . ." 


Meine Herren! Das Geſetz an und für fich bes 
ftimmt ja, die Nabelarbeitslehrerinnen müſſen geprüft 
fein, es würbe aber unzweifelhaft eine große Härte fein, 
wenn Diejenigen ungeprüften Nabelarbeitslehrerinnen, 
welhe im übrigen unter benfelben Bebingungen an- 
geftellt worden find, d. h. mit 20 ober mehr Lehrftunden 
ihren vollftändigen Beruf in dem Unterrichte finden und 
fediglih deshalb eine Prüfung nicht abgelegt haben, 
weil fie feinerzeit nicht von ihnen verlangt worben ift, 
wenn biefe von den Wohlthaten des Geſetzes aus: 
geihloffen würden. Es wird ja au, ba in Zukunft 
lediglich nur folche angeftellt werben, welche die Prüfung 
beftanden haben, dieſe, man fann wohl jagen Heine 
Anomalie, jehr bald aufhören. Ich komme mithin zum 
Schluſſe und Habe hervorzuheben, daß bie erfte Depu— 
tation den ganzen Geſetzentwurf unverändert dem hohen 
Haufe zur Annahme empfiehlt. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort im all: 
gemeinen? — Das ift nicht der Fall. Wünfcht jemand 
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das Wort zu einem ber einzelnen Paragraphen? — Auch 
nit. Wir gehen zur Abftimmung über. 
„Genehmigt die Kammer bie Paragraphen 
1 bis 127” 


Einftimmig. 
„Genehmigt die Kammer Ueberſchrift, Ein 
gang und Schluß bes Geſetzentwurfs?“ 
Einftimmig. 
„Nimmt die Kammer den ganzen Gefegent: 
wurf fammt Ueberfhrift, Eingang und Schluß 
nad ber Vorlage an?“ 
Gleichfalls einftimmig. 


Es ift die Antwort auf ein Königl. Dekret. Ich 
frage, ob bie Königl. Staatsregierung eine namentliche 
Abftimmung wünjdt. 

(Staatsminifter Dr. von Seybewig: Nein!) 

Die Regierung verzichtet, 

Wir find mit biefem Gegenftande zu Ende Wir 
geben über zu Bunt 3: „Untrag zum mündlihen 
Berihte ber vierten Deputation, bie Betition 
bes emeritirten Volksſchullehrers Leisker in 
Weinböhla und Genojjen um Penſionserhöhung 
betreffend.” (Druckſache Nr. 71.) 


(Berg. M. IR. ©. 413) 


Das Wort hat ber Herr Bürgermeifter Wilifch. 


Bürgermeifter Wiliſch: Im einer gebrudt vor: 
liegenden Betition haben 52 penfionirte Vollsſchullehrer, 
welche vor 1892, das ift das Jahr, mit befien Beginn 
das jetige Lehrerpenfionsgefeg in Sraft getreten ift, 
emeritirt worben find, das Geſuch geftellt, ihre Benfionen 
nachträglich zu erhöhen, und zwar nad den Sähen 
biefes neueren Benfionsgefeges vom 25. März 1892. 
Sie führen aus, dab die Penfionsverhältniffe ber 
Lehrer bis 1892 fehr ungünftige geweſen feien be- 
ziehentlih unter ber Herrſchaft des Geſetzes vom 
Jahre 1870. Nun fei zwar allen vor bem 31. März 
1892 in ben Ruheſtand getretenen Vollsſchullehrern 
dur) das Spezialgejep vom 16. April 1892 ein pro= 
zentualer Zufchlag zur Penfion zugebilligt worben, ber 
in $2 diejes Geſetzes auf 12%, Prozent bei einer Benfion 
von 1500 M., auf 10 Prozent bei einer ſolchen von 
über 1500 M. bis 3000 M., und auf 7',, Brozent bei 
einer noch höheren Penſion feftgefegt worben ift. Allein 
damit ſei das nicht erreicht worden, was fie erhalten 
würben, wenn bie Skala bes Geſetzes von 1892 für 
bie Berechnung ihrer Benfionen in Anwendung gelange, 
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eined Geſetzes, durch das die Lehrer in Bezug auf bie 
Penfionsverhältniffe ben Staatsdienern gleichgeftellt 
worden jeien. Die Betenten halten nun ihre Bitte um 
nachträgliche Gewährung dieſer höheren Penfionsjäge für 
um fo gerechtfertigter, als die Benfionen der älteren Lehrer 
wegen ber früher wejentlid niedriger als jet botirten 
Lehrerftellen an fich zumeift jehr niedrige feien, weil weiter: 
bin alle dieſe Lehrer während ihrer Dienftzeit Penſions— 
beiträge, die erft im Jahre 1890 in Wegfall gelommen 
find, hätten zahlen müfjen, und weil die finanzielle 
Belaftung der Staatskaſſe im Hinblide auf das vor- 
gerücte Lebensalter der in frage fommenden Benfionäre 
nur eine vorübergehende und mäßige fein werbe. Etwas 
weiteres ift zur Begründung des Geſuches nicht angeführt 
worben, insbefondere ift die Frage nicht näher berührt 
worben, welche Differenzbeträge bei der Bemeſſung ber 
Benfionen nad) dem Gefege von 1892 gegenüber den 
jegigen Penfionsbezügen der Gefuchfteller fich ergeben 
würden. Um bies feftzuftellen, müßten erft nähere und 
wohl ziemlich umfängliche Erhebungen veranftaltet werben, 
Hierauf zuzulommen, bat Ihre vierte Deputation, meine 
hochverehrten Herren, Anftand nehmen zu follen geglaubt, 
weil fie in Uebereinftimmung mit ber hoben Zweiten 
Kammer, in ber bie Petition am 9, Januar d. J. zur 
Berathung geftanden hat, der Anficht war, baf es ſchon 
ber Konjequenzen wegen durchaus bebenflich fallen müffe, 
eine beifällige Entſchließung in Vorſchlag zu bringen. 
Das Gejeh von 1892 befteht nun bereit# 8 Jahre lang. 
Ihm jept noch oder überhaupt rüdwirkende Kraft bei- 
legen zu wollen, erfcheint nicht wohl angängig und an- 
gemeſſen, umjomehr als, wie ich ſchon bemerkt habe, be- 
reit# bei feinem Erlafje durch eine prozentuale Erhöhung 
ber damals beziehentlich auf Grund bes Geſetzes vom 
31. März 1870 zu zahlenden Benfionen ein entjprechender 
Ausgleich geſchaffen worben ift zwiſchen ben Süßen biejes 
früheren und des gegenwärtigen Lehrerpenfionsgefeges. 
Dem Hohen Haufe habe ich daher namens ber vierten 
Deputation zu empfehlen, in gleicher Weije, wie bies 
die jenjeitige Kammer gethan hat, bejchließen zu wollen, 
bie Petition auf ſich beruhen zu Lafien. 

Präfident: Wünjcht jemand das Wort? — Das ift 
nicht ber Fall 

Ih frage die Kammer, 

„ob fie dem Untrage der Deputation gemäß 

dieje Betition auf ſich beruhen laſſen will?” 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir gehen über zum vierten Gegen: 
ftande: „Antrag zum münbliden Berichte ber 
zweiten Deputation über die Bejoldungsorb: 


nung und bie ap. 38 bis 41 bes Etat ber Zu— 
ſchüſſe, das Departement der Juftiz betreffend, 
auf die Jahre 1900 und 1901.” (Drudjache Nr. 78.) 


(Bergl. M.II.8. ©. 33 ff., 534 ff. u. 552 ff.) 


Berichterftatter Vizepräfident bon Zezſchwitz: Meine 
bochgeehrten Herren! Ich habe Ihnen zunächſt eine 
Mittheilung zu machen in Bezug aufbie Befoldungsorbnung. 
Bekanntlich ift mit den Erläuterungen zu dem Bubget 
1900/01 ber Ständeverfammlung ber Entwurf einer 
Bejoldungsorbnung vorgelegt worden, in welder ein 
fombinirtes Aufrüdungsiyftem enthalten war. Da bieje 
Ungelegenheit präjubizirlich für den Etat war, fo ift fie 
zunächſt an die Zweite Kammer gegangen und dort an 
bie Finanzdeputation A verwiefen worden. Die Finanz: 
beputation A Hat ſich wiederholt mit der Bejoldungs- 
ordnung beichäftigt. Ehe aber die Vorlage an bas 
Plenum erfolgte, hat die Königl. Staatsregierung am 
16. Januar d. I. die Beſoldungsordnung zurüdgezogen 
und zwar vermittelft einer Erklärung, welche folgender: 
maßen lautet: 

„Die Königl. Staatsregierung erklärt, daß fie, 
unter voller Wahrung des von ihr eingenommenen 
von ben Anſchauungen der Deputation abweichenden 
prinzipiellen Standpunfts, auf Weiterverfolgung ber 
vorgelegten Bejolbungsorbnung zur Zeit verzichtet.” 


Diefe Erflärung fam aljo einer Zurüdziehung ber 
Bejoldungsorbnung gleich. Sie ift von ber Finanz: 
beputation A bem Plenum ber Bweiten Kammer vor- 
getragen worben und darauf Hat ein anderer Beichluß 
nicht gefaßt werben fönnen, als von ber Erklärung 
Kenntniß zu nehmen, da die Sache materiell bamit 
erledigt if. Ich will nicht unterlaffen, Kinzuzufügen, 
daß gleichzeitig mit ber eben verlejenen Erklärung eine 
andere ſeitens der Regierung an bie fFinangbeputation A 
der Zweiten Kammer ergangen ift, welche fi auf bie 
Abficht bezogen Hat, ein Wohnungsgeldzulagengejeh zu 
erlafien. Das kommt aber hier nicht in Frage und ift 
heute außer Betracht zu laffen. Ihre Deputation, welcher 
die Angelegenheit in dem eben bezeichneten Stadium zu= 
gefommen ift, hat ber Hohen Kammer vorzufchlagen, aud) 
ihrerjeits von der Erklärung ber Königl. Staatsregierung 
Kenntniß zu nehmen. Ich Habe noch nachträglich zu 
bemerken, daß dieſe Erklärung Hier befannt gegeben 
werben mußte, um zu erläutern, warum biejenigen Be— 
mertungen, bie im Etat fi finden und bie ſich auf 
dieſe Gehaltsorbnung beziehen, in Wegfall zu ftellen 
find. Das ift der Buntt 1. 

Ich komme nun zum Etat der Juſtiz. Ehe ich mid 
in das Zahlenwerk des Juſtizetats vertiefe, bin ich in 


der Lage, eine Erklärung abzugeben. Ich Habe bie 
Freude, im Einverftändniffe und Auftrage der Finanz: 
deputation zu erllären, daß ihr auch diesmal in ber 
zurüdliegenden Periode berechtigte Klagen über die Juftiz- 
pflege und ben ſächſiſchen Nichterftand nicht zu Ohren 
gefommen find, im Gegentheile ift bie Deputation ber 
Meinung, daf gegenwärtig der Augenblid ift, der ſäch— 
fiihen Juftizverwaltung öffentlihe Anerkennung aus: 
zuſprechen für ihre Leiftungen. Es handelt ſich babei 
um bie Vorbereitungen und die begleitenden Arbeiten 
bei ber Einführung bes neuen Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Es ift im Hohen Grabe bemertenswerth, mit welcher 
Sraftheit und Promptheit und in welder Bollendbung 
die erforderlichen gefeßgeberifhen Wrbeiten von ber 
Juftizverwaltung fertiggeftellt worden find, um ber 
großen neuen Schöpfung, dem langerjehnten und er: 
wünſchten allgemeinen Bürgerlichen Gejegbuche zur rechten 
Beit den Eingang in Sachſen ermöglichen zu können. 
Ih will aud nicht unerwähnt lafien, daß die Juſtiz— 
verwaltung in allen Theilen des Landes es ſich hat an- 
gelegen fein lafien, das Einleben des neuen Geſetzbuchs 
in der Bevölferung zu erleichtern. Ich Halte das von 
ber größten Bebeutung, denn auf diefem Wege wirb es 
möglich fein, daß die große neue Errungenſchaft, welche 
von ber Bevölkerung thatfählih im Augenblide mit 
großer Freude nicht begrüßt werben fann, recht bald 
bei der Bevölferung in der Weife angefehen und erfannt 
wird, wie fie es verdient, nämlich als eins der werth: 
vollften Güter unſers Volfes. 

Nah diefen allgemeinen Bemerkungen lomme ich 
zum Etat und will auch hier einige Worte im voraus 
fagen. Der Etat für die Juftiz im ordentlichen Budget 
ift auch diesmal mit großes Behutjamfeit aufgeftelli 
worben. Ich konftatire, daß Mehrforberungen nur in 
ben Punkten eingetreten find, in welden ausdrückliche 
Wünjhe von ben Ständen vorlagen. Ich nenne als 
ſolche die Vermehrung ber Richterftelen unb einige 
Gehaltserhöhungen und -Vermehrungen in Bezug auf 
bie Dienerftellen, Freilih ein anderes Bild bietet ber 
außerordentliche Etat, in welchen die Neubauten für ben 
Juftizetat diesmal eingeftellt find, die leider nicht mehr 
im ordentlichen Budget untergebraht werben fünnen. 
Den einzelnen Zahlen will ich vorausſchicken, daß bie 
Gejammtausgaben für ben ordentlichen Etat der Juftiz 
fih belaufen auf 12,662,930 M. Davon werben 
8,509,500 M. aus ben eigenen Einnahmen gebedt, aljo 
aus ben Koften unb Gebühren. Der Zuſchuß beläuft 
fi) aljo anf 4,153,430 M., das ift nur 55,640 M. 
mehr als im Voretat. Ich hebe dies ausbrüdlich her: 
vor, weil bies eine bemerfenswerthe Erſcheinung ift. 
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Über freilih muß ich gleich hier zur Erklärung hinzu— 
fügen, daß diefer Erfolg gegenüber den Mehreinftellungen 
von ungefähr 750,000 M. für neue Stellen ꝛc. nur 
möglich gewejen ift dadurch, daß die eigenen Einnahmen 
ber Juſtiz, aljo die Kofteneinnahmen, um rund eine 
Million Höher haben eingeftellt werben können. 

Das ift ungefähr das, was ich im allgemeinen zu 
bemerfen habe. Ich habe zu erwarten, ob eine all» 
gemeine Debatte beliebt wird. 


Präfident: Wird eine allgemeine Debatte beliebt ? 


(Rittergutöbefiger von Trebra:Lindenau melbet fi 
zum Wort.) 
Herr von Trebra! 


Rittergutäbefiger bon TrebrasLindenau: Es be- 
trifft nicht den Etat felbft, was ich jept zu befprechen 
habe, es ift nur ein Wunſch, den ich glaube bei biejer 
Gelegenheit anbringen zu können, obwohl er wohl aud) 
hätte angebracht werben fünnen bei Gelegenheit der Be- 
fprehung bes Etats bes Königl. Minifteriums bes 
Innern, Es betrifft die Ausbildung unferer jungen 
Leute, welche in ben Höheren Staatsbienft eintreten 
wollen, allerdings fpeziell derer, die in den Verwaltungs: 
dienft treten wollen. Ich halte dafür, daß es für dieſe 
von großem Werthe wäre, wenn fie Gelegenheit hätten 
und ihnen Gelegenheit verfhafft würde, Kenntniß 
zu nehmen von ber Verwaltung unjerer größeren 
Städte. Eigentlih muß man zugeben, daß die Aus: 
bildung ſchon eine große Zeit in Unfprud nimmt 
und daß es ſehr lange dauert, ehe ein junger Menſch 
in die Lage kommt, fich feinen Lebensunterhalt jelbft zu 
verſchaffen. Ich glaube aber, daß auch nur eine ver: 
hältnigmäßig kurze Zeit genügen wird, um ihnen einen 
Einblid in der von mir gewünſchten Richtung zu ver: 
ſchaffen. Ich glaube, es würde vielleicht ſchon ein Jahr 
hierzu genügen; es fommt nur auf die Stellung an, 
in die der Betreffende gebradt wird. Ich denke mir, 
daß er vielleicht in die Stellung quasi eines Adjutanten 
des Bürgermeifter gebracht werben müfje, vor allen 
Dingen aber in die eined Protofollanten bei ben 
Sigungen der Stadträthe und Stabtverorbneten. Die 
ſchwierigen Verhältniſſe unferer ftädtiichen Verwaltungen 
find wohl die Beranlafjung hierzu gewefen, daß ſämmt— 
lide an ber Spitze unferer Stadtverwaltung ftehenben 
Männer von hervorragender Tüchtigkeit find, und fo ift 
nach ber perfönlihen Richtung hier ſchon eine Gewähr 
dafür geboten, daß junge Leute etwas Tüchtiges lernen 
fönnen, Sie dürften da gewiß Gelegenheit finden, ſich 
einen weiteren Blick anzufchaffen, um zu fehen, wie man 
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Maßnahmen von langer Hand vorbereitet, die man mit 
Diplomatie und Energie oder mit beiden zugleich durchführt. 

Aber auch in fachlicher Beziehung giebt es ja in 
ber Stadtverwaltung ungeheuer viel Gelegenheit für 
ben jungen Mann, ber ſpäter fi dem Staatsdienſte 
wibmen will, zu lernen, Da find zunächſt die all: 
gemeinen finanziellen Interefjen; wohl ein großer Theil 
unferer Städte befigt Güter, Forſten, Gruben, Gas: 
anftalten, Scladhtviehhöfe, was recht geeignet ift, 
praftiiche SKtenntniffe zu jammeln. Und follte es aud 
Städte geben, bie das Alles nicht haben, fo ift doch 
wohl mit einiger Beltimmtheit anzunehmen, daß fie 
wenigftens alle Schulden haben, und auch dieſe kennen 
zu lernen, rejp. die Zinsbezahlungen und die Abzahlung, 
will heutzutage gelernt fein. Man jagt zwar, daß 
manchem die Univerfität Gelegenheit gebe, darin ein ge: 
wiſſes Praktilum durchzumachen, aber bei ben großen 
Anforderungen der Neuzeit in dieſer Beziehung glaube 
ich berechtigt zu fein, wenn ich meine, daß auch in diefer 
Richtung etwas bei der Verwaltung der Städte gelernt 
werben kann. Andere Zweige ber ftäbtifchen Verwaltung 
brauche ih nur anzuführen, um barauf binzuweifen, 
wie wünſchenswerth Kenntniffe darin fein würden, das 
ganze Polizeiweſen, das Armenweſen, Schulweſen, Bau: 
weſen. Ich bin der Anſicht, daß, wenn ein junger 
Mann mit dem Metermaaße in der Hand ſich eine Zeit 
lang da bewegen würde, jo würde er Gelegenheit finden, 
die auf der Univerfität gelernte Theorie in Praxis zu 
überfegen, vielleicht auch bie, die zu graue vergefjen zu 
können. 

Ich Hoffe, daß biefe wenigen Worte der hohen 
Staatdregierung Veranlaffung geben möchten, diefe von 
mir vorgejchhlagenen Maßnahmen mit Wohlwollen zu 
erörtern. 


Prüfident: Das Wort hat Se. Excellenz ber Herr 
Staatsminifter. 


Staatdminifter Dr. Schurig: Bei uns in Sadjen 
befteht die Beftimmung, daß ber Vorbereitungsbienft 
vier Jahre dauert. Bon biefen vier Jahren find zwei 
Jahre bei den Gerichten und einige Zeit bei dem Nechts- 
anwalte zu verbringen, im übrigen fteht es ben 
Referendaren vollftändig frei, wo fie ihren Vorbereitungs: 
dienft weiter abjolviren wollen, ob bei Gericht, bei der 
Staatsanwaltichaft, bei dem Nechtsanwalte oder bei den 
Vermwaltungsbehörden. Es würde feinem Referendare 
verwehrt fein, wenn er zwei Jahre oder wenigftens ein 
Jahr bei den Verwaltungsbehörden, insbeſondere bei 
ben Stabträthen feinen Vorbereitungsdienſt abfolviren 
wollte, 
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Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort zur all: 
gemeinen Debatte? — Es ift nicht ber Fall. 

Ich bitte ben Herrn Berichterftatter fortzufahren zu 
den einzelnen Kapiteln. 

Berichterftatter Vizepräfident vom Zezſchwitz: Ich 
fomme zu ben einzelnen Kapiteln, zunächſt zu Kap. 38, 
Juftizminifterium nebft Kanzlei und Sportelfisfalat, 
Die Einnahmen find unverändert, in ben Ausgaben be: 
findet ſich die einzige Erhöhung von 3000 M. infolge 
Bermehrung der Mitglieder der Prüfungskommiſſion für 
Juriften um zwei und Einftellung von je 1200 M. für 
dieſe, ſowie um 600 M. für den Borfigenden ber 
Prüfungstommiffion für Erpebitionsbeamte. Das hängt 
zufammen mit der Vermehrung derſelben. Die übrigen 
Beränderungen in Kap. 38 find fo unbebeutend, daß ich 
barüber nichts zu fagen habe, 

Die Deputation empfiehlt bei Kap. 38: 

„die Einnahmen mit 1400 M. zu genehmigen, 

die Ausgaben mit 296,060 M., darunter 

10,000 M. tranfttorifch, zu bewilligen”. — 
im übrigen aber tritt hier zum erften Male der Bor: 
ſchlag mit ein: „allenthalben unter Wegfall ber bei den 
verfchiedenen Titeln bemerkten eventuellen Aufrückungs— 
friften und Beträge”, die befanntlih mit ber Be— 
foldungsvorlage im Zuſammenhange ftanden, bie ge— 
fallen ift. 


Präfident: Wünjht jemand das Wort? — Ich 
frage die Kammer: 


„ob fie damit einverftanden ift, von ber Er: 

Härung der SKönigl. Staatsregierung vom 

16. Januar 1900 zur Befolbungsorbnung 

Kenntniß zu nehmen?“ 
Einftimmig. 
Ich frage, 
„ob fie ferner bei Kap. 38 bie Boftulate ber 
Königl. Staatsregierung nad) dem Vorſchlage 
ber Deputation genehmigt?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Vizepräfident von Zezſchwitz: Ich 
fomme zu Kap. 39, Oberlanbesgeriht und Staats-— 
anwaltſchaft beim Oberlandesgerichte nebft Kanzleien. 
Die Einnahmen find um ein Weniges höher, in ben 
Ausgaben kommt eine weſentliche Differenz vor und 
zwar bei Tit.4. Es find 30,600 M. mehr eingeftellt 
infolge ber nothwendig gewordenen Vermehrung ber 
Rathsſtellen um vier mit durchichnittlich 7800 M. Das 
gegen kommt in Abgang der Betrag von 600 M. In 
dieſer Beziehung verweife ih auf die Erklärungen ber 





Königl. Staatsregierung, bie im Berichte der Zweiten 
Kammer niebergelegt find, aus bem ich folgenbes 
hervorhebe: 

„Die Vermehrung der Rathsſtellen beim Ober: 
landesgerichte macht ſich theils zur Befchleunigung ber 
Veripruchefachen nöthig, theils zur Beſeitigung ber 
Unzuträglichkeiten, bie 6 daraus ergeben haben, daß 
bei der Einrichtung eines neuen Civilſenats in der 
Finanzperiode 1894/95 außer der Senatspräfidenten- 
ftelle nur zwei Rathöftellen geſchaffen wurden.“ 

Alfo das Hat nachgeholt werden müffen. In dem 
Berichte der Zweiten Kammer ift ferner noch eine Ge— 
fhäftsüberficht des Oberlandesgerichts mitgetheilt, aus 
welcher ber Zuwachs an Geſchäften erfichtlih if. Im 
übrigen enthält das Kapitel keine wejentlichen Verände— 
rungen, jo baß bie Deputation auch hier die Einnahmen 
in Höhe von 28,100 M. zu genehmigen und bie Aus: 
gaben mit 477,240 M., darunter 1800 M. tranfitorifch 
zu bewilligen, und allenthalben den Wegfall der Auf: 
rüdungsfriften und Beträge zu beſchließen empfiehlt, wie 
es vorhin gefagt worben ift. 


Prüfident: Begehrt jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Tall. 

„Tritt bie Kammer bei Kap. 39 ben Anträgen 
ber Deputation bei?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatier Vizepräfident vom Zezſchwitz: Ich 
fomme zu Kap. 40, Zandgerichte, Amtsgerichte und Staats: 
anwaltihaften, basjenige Kapitel, welches bie größten 
Summen abjorbirt. Hier find unter den Einnahmen 
1,010,000 M. mehr eingeftellt worden und zwar 1,000,000 
Mark allein find erhöht die Koften und Geldftrafen auf 
Grund der legtjährigen Ergebniffe, jo daß im ganzen zur 
Einnahme gelangen bei biefem Kapitel 8,480,000 M. Ich 
babe jhon früher bei dem Berichte über ben Gegen: 
ftand erwähnt, daß ber Zuwachs nicht ſowohl in 
ber augenblidlihen Erhöhung der Sporteln liegt als 
vielmehr in dem Anwachſen ber Gejchäfte namentlich in 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, des Hypotheken- und 
des Grundbuchweſens. Belanntlich fteht eine neue Ge: 
febgebung in Bezug auf das Gerichtsfoftenwefen bevor, 
und ed wirb fi fragen, ob bie Einnahmen in ber 
gleichen Höhe fortbeftehen werden. Bor ber Hand be- 
ftehen fie noch fort. In den Ausgaben habe ich deſſen 
Erwähnung zu thun, daß 21 felbftändige Richter und 
vier Staatsanwälte neu eingeftellt worden find, ferner 
brei Landgerichtsbireftoren, die einen Yufwanb von 
160,800 M. erfordern, bei Tit. 3. Ich Habe ſchon vor: 
hin gejagt, daß biefe Mehrforderungen auf Wünfchen 
beruhen, bie in der Kammer mehrfach ausgeſprochen 
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worden find, und auch biefes Jahr, und bie Regierung 
hat zugefagt, auf diefem Wege weiter fortjchreiten zu 
wollen, und bie Kammer fann, glaube ih, bamit ein= 
verstanden jein. 

Bei Tit. 4 find 200,000 M. mehr eingeftellt für 
juriftifch befähigte Hülfsarbeiter. Es ift auch hier bie 
Auskunft zu theil geworden, daß bie Mebreinftellung 
der Vermehrung bes Perfonals, die nothwendig geworben 
ift, entſpricht. Ein größerer Zugang Hat ftattgefunden 
an Unterbeamten bei Tit. 6, wo hinzufommen: 20 Sekre⸗ 
täre, 30 Atuare und 50 Erpebienten, Auch biefer Mehr: 
bebarf ift von der Regierung ausdrücklich motivirt worden 
durch die Vermehrung der Geſchäfte. Ich Habe bazu 
meinerſeits nichts beſonderes zu bemerken. 

Ih fahre fort mit Tit. T. Da find 201,980 M. 
mehr eingeftelt. Es find eine große Anzahl, nämlich 
20 Diener nen angeftellt worden mit burchfchnittlich 
1450 M., und aufßerbem find Gehaltserhöhungen an 
202 Diener gewährt worben, unb bamit wirb ber ge— 
nannte Betrag erreicht. Ich meinerfeits babe kein Be: 
benfen gegen bie Bewilligung gehabt, die Deputation 
auch nicht. 

Zu den Tit. 8, 9, 10, Vergütungen für Hülfsbienfte, 
Gratififationen und Unterftügungen; Schreibelöhne, von 
denen ber letztere weſentlich erhöht worben ift, habe ich 
nichts zu bemerfen, und ebenjowenig bazu, daß bie 
Zeugen» und Sacverftänbigengebühren in Tit. 12 um 
40,000 M. erhöht worden find; auch das ift motivirt 
worben mit der Vergrößerung bes Umfangs ber Geſchäfte. 

Tit. 13 und 14. — Tit. 14 lautet wefentlid anders 
als in früheren Jahren. Es kommt baher, daß Tit. 15 
und 16 verſchwunden und mit bem it. 14 vereinigt 
worben find. In der Sache hat fich nicht viel geändert, 
weshalb ich fein Bedenken. trage, aud Hier bie Be: 
willigung zu empfehlen. 

Ich habe nur noch Hinzuzufügen, daß Ihre Depu- 
tation im Uebereinftimmung mit ber Zweiten Kammer 
eine hier einfchlagende Petition der zehm älteren Ge— 
richtsaktuare nicht für beachtlich hat finden fünnen. Die 
Herren find, was am fich fehr bebauerlich ift, wiederholt 
ihon mit ähnlichen Gefuchen eingelommen; aber e# 
ſcheint nad) ben Ausführungen, bie bas Juftizminifterium 
über ben Gegenftandb gegeben hat, in der That fein 
Anhalt bafür geboten, ihren Wünfchen gerecht zu werben. 

Die Zweite Kammer hat weiter bei Tit. 7 bes 
Kap. 40 eine Einfchaltung gemadht in Anfehung ber 
Dienergehülfen: 

„Beloldung vollbeichäftigter Dienergehülfen normal- 
mäßig 1200 M., nad) 3 Jahren 1300 m. nad) 6 Jahren 
1400 M., nad) 9 Jahren 1500 M.“ 
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Diefe Einfchaltung entjpricht der Sachlage und ift baher 
beizutreten. Es ift nichts Neues. Danach empfiehlt 
alfo die Deputation, „bie Einnahmen in Höhe von 
8,480,000 M. zu genehmigen, bie Ausgaben mit 
11,877,630 M., darunter 45,230 M. tranfitorifch, zu 
bewilligen“, und in ben beiden andern Punkten ber 
Zweiten Kammer zuzuftimmen, 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
niit ber all. Ic frage bie Kammer, 


„ob fie bei Kap. 40 allenthalben ben Anträgen 
ber Deputation beitritt?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Vizepräſident vom Zezſchwitz: Es 
folgt nun als lehtes Kapitel das Kap. 41, allgemeine 
Ausgaben bei dem Juftizbepartement, nach ber Vorlage 
12,000 M. Das ift die Dispofitionsfumme, die durch 
viele Jahre ohne alle Zufäpe zu Händen bes Königl. 
Juftiminifteriums bewilligt worben ift. Seit dem Lanb- 
tage 1887 bis 1888 ift num zwar feinerzeit auf An- 
regung Sr. Excellenz bes Herrn Präfidenten Dr. Grafen 
von Könnerig eine Ermächtigung regelmäßig ausgefprochen 
worben für das Königl, Juftizminifterium, dahingehend, 
aus diefem Fonds nad) feinem Ermefjen Entſchädigungen 
an ſolche unfchuldig Beftrafte zu gewähren, deren Schuld⸗ 
lofigkeit ſich ſpäterhin herausgeftellt hat, unter gewiffen 
KRautelen. Die Zweite Kammer hatte in ihrer Sitzung, 
in welcher fie über ben Juftizetat berieth, dieſen Zuſatz 
wieder hinzugefügt, und e8 war bemgemäß befchlofjen 
worben. Späterhin hat fich herausgeftellt, daß es einer 
ſolchen Ermächtigung für die Königl. Staatsregierung 
nicht mehr bedarf, nachdem das Reichsgeſetz vom 20. Mai 
1898 in Kraft getreten ift, welches die Sache regulirt; 
und ich bemerfe ausdrüdlih, daß feinerzeit bie Er- 
mädtigung gegeben worben ift nur auf die Zeit, folange 
eine gejeglihe Regulirung nicht erfolgt. Nun beden 
fih zwar dieſe Ermädtigungen und das Geſetz nicht 
allentHalben; inbefien Ihre Deputation ift in Ueber: 
einftimmung mit ber Sönigl. Staatsregierung ber 
Meinung, daß die Ermächtigung ſich gegenwärtig that- 
jählih erübrigt. $ 1 bes betreffenden Reichsgeſetzes 
lautet: 

„Perfonen, welche im Wiederaufnahmeverfahren 
freigefprocdhen oder in Anwendung eines milberen 
Strafgefeges mit einer geringeren Strafe belegt werden, 
lönnen Entfhädigung aus der Staatälafje verlangen, 
wenn bie früher erfannte Strafe ganz oder theilweiſe 
gegen fie vollftredt worben ift. Das Wiederaufnahme: 
verfahren muß die Unfchuld des Verurtheilten bezüglich 

zur Laſt gelegten That oder bezüglich eines 


ber * — 
die Anwendung eines ſchwereren Strafgeſeßes be: Einſtimmig. 


gründenden Umſtands ergeben ober doch bargeihan 
haben, daß ein begründeter Verdacht gegen den An- 
gellagten nicht mehr vorliegt. 

Außer dem BVerurtheilten haben diejenigen, benen 

egenüber er fraft Geſetzes unterhaltspflichtig war, An: 
ar auf Entfchädigung. 

Der Anſpruch auf Entfhädigung ift ausgefchloffen, 
wenn ber Berurtbeilte die frühere Verurtheilung vor: 
fäglich herbeigeführt oder durch grobe Fahrläſſigkeit 
verfchuldet Hat. 

Die Berfäumung ber Einlegung eines Rechts— 
mittels ift nicht als eine Fahrläffigkeit zu erachten. 


82. 
Gegenftanb des bem Werurtheilten zu leiſtenden 
Erjages ift der für ihm durch die Strafvollftredung 
entitandene Vermögensſchaden. 
Unterhaltsberechtigten ift infoweit Erfaß zu leiften, 
als ihnen durch die Strafvollftredung ber Unterhalt ent: 
zogen worben ift. 


83. 
Die Entihädigung wird aus ber Kaffe besjenigen 
Bundesſtaats gezahlt, bei deſſen Gerichte bas Straf: 
verfahren im erfter Inftanz anhängig war. 


Es ift nur neu, daß eine gewiffe Friſt vorgefchrieben 
ift. Die Deputation fchlägt unter diefen Umftänden der 
hohen Kammer vor, dem Beichluffe der Zweiten Kammer 
aus biefem Grunde nicht beizutreten; bavon wirb bie 
Zweite Kammer wohl in Kenntniß zu fegen fein, und 
ih Habe feinen Zweifel, daß fie fich diefer Auffaffung 
affomodirt. 


Präfident: Wünſcht jemand Hierzu das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. 


„Tritt die Kammer bei Kap. 41 dem Antrage 
der Deputation bei?" 
Einftimmig. 


„Will die Kammer ferner bejhließen: 


dem Beichluffe der Zweiten Kammer: das Königl. 
Iuftizminifterium zu ermächtigen, Perſonen, 
welche nad) vorausgegangener Berurtheilung zu 
Strafe und völliger oder theilweiler Berbüßung 
berjelben im wmiederaufgenommenen Verfahren 
Freiſprechung erlangt haben, bafern ihnen durch 
die Strafverbüßung durch eigene Sorgfalt nicht 
abzuwenden geweſene Vermögensſchäden ver: 
urjacht worden find, aus Kap. 41 Entihäbigung 
u gewähren, dafern bie Echuldlofigteit des 
———— zu Tage getreten iſt, auch bie 
Einleitung des Strafverfahrens und die Ver— 
urtheilung nicht durch fein eigenes Verhalten 
mit verſchuldet war, nicht beizutreten?“ 





Meine Herren! Wir find am Schlufie des vierten | 
und legten Gegenftanbs der Tagesordnung angelangt und | 
ih beraume die nächſte Sigung auf Dienstag, en 6 
20. Februar, mittags 12 Uhr am und ſetze auf bie, 
Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 


I 


2, Antrag zum mündlichen Berichte der erften 
Deputation über den mittels Königl. Defrets | 
Nr. 27 vorgelegten Entwurf eines Geſetzes, die; T, 
Ergänzung und Aenderung des Königl. Haus« 
geſetzes vom 30, Dezember 1837 und bes Nach— 
trags vom 20. Auguft 1879 betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 101.) 


3. Antrag zum mündlichen Berichte der erften 
Deputation über das Königl. Dekret Nr. 8, die 
Gebührentare für Aerzte, Chemiker, Pharma 8. 
zeuten und Hebammen bei gerichtlich « medizinischen 

und mebizinalpolizeilihen Berrichtungen be— 
treffend. (Druckſache Nr. 76.) 


4. Antrag zum anderweiten mündlichen Berichte 
der vierten Deputation über die Petition des 
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vom 6, zum 7. Juli 1899 entftandenen Waſſer— 
ſchäden. (Drudjahe Nr. 74.) 


. Antrag zum anderweiten mündlichen Berichte 


der vierten Deputation über die Petition bes 
Schneidemühlenbefigers Heinrich Zſchaler in 
Schöna um Gewährung einer Staatsbeihülfe 
aus Anlaß der ihm burd den Wolkenbruch in 
der Nacht vom 6. zum 7. Juli 1899 entjtandenen 
Waſſerſchäden. (Drudjahe Nr. 75.) 


Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition des Steinbruchs— 
befigers Karl Dito Kühn in Schöna und Ge: 
nofjen um Gewährung einer Staatsbeihülfe aus 
Anlaß des ihnen durch ben Wollenbruch in der 
Naht vom 6. zum 7. Juli 1899 entitandenen 
Waſſerſchadens. (Drudjadhe Nr. 72.) 

Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über bie Petition der Hausbefigerin 
Ehriftiane Erneftine verw. Rehm in Obercrinig 
um Gewährung einer Beihülfe zur Wieder— 
herſtellung ihres durch Hochwaſſer beſchädigten 
Beſitzthums. (Druckſache Nr. 68.) 


Gemeinderaths zu Krumhermersdorf um Ge: Zur Mitvollziehung bes Protokolls lade ich ein 
währung einer anderweiten Staatsbeihülfe aus | Herrn Kammerherrn von Schönberg und Herrn Kammer: 
Anlaß der der Gemeinde durch den Wolfen: herrn Major a.D. Grafen von Rer: Zebtlip. 

bruch vom 22, Mai 1898 verurſachten Schäden. Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 


Druckſache Nr. 75.) zu verlejen. 


* 
_ 


. Antrag zum anderweiten mündlichen Berichte 


Geſchieht.) 


der vierten Deputation über die Petition der Wird dieſes Protofoll genehmigt? — Ich erkläre 


Gemeinden Schöna und Reinharbtsborf um dasſelbe 
Gewährung einer Staatsbeihülfe aus Anlaß Sigung. 


für genehmigt und fchließe die öffentliche 


der ihnen durch den Woltenbrud in der Naht; (Schluß der Sigung 1 Uhr 8 Min. nachmittags.) 


L. . (1. Abonnement 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Borftand des Königlihen Stenographiſchen JInſtituts 
i. B. Profeffor Eduard Oppermann. — Rebalteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. ©. Teubner in Dresden. 


Reste Abjendung zur Pot: am 21. Februar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 





M 30. 


Dresden, am 20, Februar 


1900. 





Dreikigfte öffentlihe Situng 
der Erften Sammer 
am 20. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 


Snßalt: 

Entfhuldigungen. — Urlaubsertheilung. — Vortrag und 
Genehmigung der Ständiſchen Schrift über das Königl. 
Dekret Nr. 7. — NRegiftrandenvortrag Nr. 962— 976. — 
Antrag zum miünblichen Berichte der erften Deputation 
über den mitteld Königl. Dekrets Nr. 27 vorgelegten 
Entwurf eines Gejeges, die Ergänzung und Aenderung 
bes Königl. Hausgefehed vom 30. Dezember 1837 und 
des Nachtrag vom 20. Auguft 1879 betr. — Untrag 
zum mündlichen Berichte der erften Deputation über das 
Königl. Dekret Nr. 8, bie Gebührentage für Merzte, 
Chemiler, Pharmazeuten und Hebammen bei gerichtlich: 
mebizinifchen und mebizinalpolizeilichen Verrichtungen betr. 
— Unträge zu den anderweiten mündlichen Berichten 
der vierten Deputation über: a) die Petition des Ge: 
meinderath3 zu Krumbermersborf um Gewährung einer 
andermweiten Staatsbeihülfe aus Anlaß der der Gemeinde 
durch ben Woltenbruh vom 22. Mai 1898 verurfachten 
Schäden; b) bie Petition der Gemeinden Schöna und 
Neinharbtiborf um Gewährung einer Staatsbeihülfe aus 
Anlaß der ihnen burd den Wollenbruch in der Nacht 
vom 6. zum 7. Juli 1899 entftandenen Waſſerſchäden, 
unb c) die Petition des Schneidemühlenbefigers Heinrich 
Zſchaler in Schöna um Gewährung einer Staatsbeihülfe 
aus Anlaß der ihm durch den Wollenbruch in der Nacht 
bom 6. zum 7. Juli 1899 eniftandenen Waſſerſchäden. 
— Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten Depu: 
tation über die Petition des Steinbruchsbefigers Karl 
Dito Kühn in Schöna und Genofjen um Gewährung 
einer Staatöbeihülfe aus Anlaß des ihnen durch ben 
Wollenbruch in der Naht vom 6. zum 7. Juli 1899 
entftandenen Waſſerſchadens. — Antrag zum miünblichen 
1.8. (1. Abonnement.) 


Berihte der vierten Deputation über bie Petition der 
Hausbefigerin Chriftiane Ernejtine verw. Rehm in Ober: 
erinig um Gewährung einer Beihülfe zur Wieberherftellung 
ihres durch Hochwaſſer beihädigten Beſitzthums. — Seit: 
fegung der Zeit und ZTagesorbnung für die nächſte 
Sigung. — Borlefung und Genehmigung des Protokolls 
über die heutige Sitzung. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Mirniſtertiſche: 


Die Herren Staatsminifter Dr. Schurig und von 
Metzſch, ſowie die Herren NRegierungstommiffare Geh. 
Nat Merz, Geh. Regierungsräthe Dr. Forker-Schu— 
bauer, Dr. Kunze und Geh. Juſtizrath Dr. Börner. 


Anweſend 39 Kammermitglieber. 


Präfident: Meine Herren! Ich eröffne bie öffent: 
lihe Sitzung. 

Entſchuldigt Haben fih für heute Herr Domherr 
von Trützſchler, Freiherr zum Falkenſtein wegen Privat: 
angelegenheiten, Herr Domherr Dr, Friederici wegen 
Berufsgeihäften. Se. Erlaucht, Graf von Schönburg 
hat auf acht Tage wegen privater Familienangelegen— 
heiten um Urlaub gebeten. — Die Kammer bewilligt 
wohl diefen Urlaub, 

Es erfolgt zunädft die Verlefung einer Stän: 
diſchen Schrift über das Königl. Dekret Nr. 7, 
die Gehaltsverhältniffe der Lehrer an ben Vollsſchulen 
und die Gewährung von Staatsbeihülfen zu ben Alters: 
zulagen derfelben betreffend, vom 17. Juni 1898, ſowie 
zur Abänderung einer Beftimmung bes Gefehes, das 
Volksſchulweſen betreffend, vom 26. April 1873, durch 
Herrn Rittergutsbefiger Hempel. 

(Rittergutsbefiger Hempel verlieft bie Ständiſche Schrift.) 
öl 


Hat jemand gegen bie vorgelefene Ständifche Schrift 
etwas zu bemerken? — Es ift nicht der all, Ich erkläre 
diefelbe für genehmigt; da fie bereit in ber Zweiten 
Kammer ausgelegen hat, jo werden wir fie zum Ab: 
gange bringen, 


Den Vortrag aus der Regiftrande giebt ung Herr 
Sefretär Thiele. 


(Nr. 962.) Dankichreiben des Landrichters Philipp 
in Dresden für bie dem verftorbenen Oberregierungsrath 
Profeſſor Krieg feitens der Erften Kammer zu theil ge: 
worbenen Ehrungen. 


Präfident: Zu verlefen. 


Geſchieht.) 


(Nr. 963.) Anderweite Petition des G. Fell in 
Leipzig: Plagwig und Genofjen gegen die Einführung 
einer Sondergewerbefteuer für Konſumvereine. 

Präfident: Iſt auch bei der Zweiten Kammer eins 
gegangen und kommt zuerft bort zur Berathung, bie 
Druderemplare find zu vertheilen, an die vierte De— 
putation, 


(Nr. 964.) Protofollertraft der Zweiten Stammer, 
betreffend Wahl von fünf Mitgliedern und drei Stell: 
vertretern in bie Bwijchendeputation für den Stände- 
hausban. 


Präfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 


(Nr. 965.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petitionen des Gemeinderaths zu Kemnitz und 
Genofien, des Eibbabbefigers Kroegis in Meißen unb 
der Düngererportgejellichaft zu Dresden, das Einlaffen 
von Fälalien in die Eibe betr, 


(Nr. 966.) Desgleihen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der ehemaligen Hebamme Karoline 
verw. Tiebel in Fürftenwalde um Gewährung von 


Benfion. 


(Nr. 967.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des Kaufmanns Johann Aug. SFriedr. 
Lingke in Dresden, Befreiung beziehentlih Zurück— 
erftattung von Urfundenftempel betr. 


(Nr. 968.) Petition des Arno Sünderhauf in Boben- 
neulirhen und Genofien um Abänderung bes Gefehes, 
bie Schlachtvieh- uud Fleiſchbeſchau betr. 


Präfident: An die vierte Deputation. 
(Nr. 969.) Die Zweite Kammer überreicht 55 Druck⸗ 
eremplare einer Petition des Gemeindevorftandes Lindner 


in Neumark und Genofjen um Errichtung einer Apothele 
bafelbft. 


(Nr. 970.) Desgleihen einer anderweiten Petition 
des Gemeinderaths zu Copitz und Genofjen wegen Er- 
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bauung einer eletrifhen Straßenbahn von Pirna über 
Eopig, Graupa nad Nieberpoyrig. 
Präfident: Zu vertheilen; an die vierte Deputation, 
(Nr. 971.) Die Königl. Generaldirektion der Staats: 
eifenbahnen überjenbet kurzer Hand ein Verzeichniß der von 
Montag, den 19. d. M. ab bis auf weiteres in Wegfall 
fommenden Berfonenzüge in 80 Druderemplaren. 


Präfident: Zu vertheilen; Dank zu Protokoll, 


ik 972.) Wilhelm Barthel in Löhtau überreicht 
48 Eremplare eines Berichts über die Umfapftenerfrage 
in Sachſen. 


Präfident: Zu vertbeilen. 
(Nr. 973.) Petition des vormaligen Landgerichts- 


erpedienten Hans Stark in Freiberg um Gewährung 
einer laufenden Unterftüpung aus Staat#mitteln. 


Präfident: Un die vierte Deputation, 


(Nr. 974.) Protofollertralt der Zweiten Kammer, 
betreffend Allgemeine Borberathung über den Antrag der 
Abgg. Dr. Schill, Dr. Schober und Genoſſen, Aenderung 
der Beitimmungen ber Revidirten Städteorbnung $ 65 
verbunden mit $ 44 Lit c und e und der Revidirten 
Zandgemeindeordnung $ 53 verbunden mit $ 35 Lit. c 
und e betreffend. : 

Präfident; An die erfte Deputation. 

(Nr. 975.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der Landgemeinden und Rittergüter 
ber Parochien Döbeln und Hainien um Aenderung bes 
Gefepes vom 8. März 1838 Hinfihtlih des Aufwands 
für die Kirchen und Echulen, 

(Nr. 976.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über bie Petition C. R. Grundigs in Dresden und Ge: 
nofjen, Beläftigungen durch das hieſige ſtädtiſche Licht 
wert an ber Stiftsſtraße betr. 

Prüfident: Beide Nummern an die vierte De: 
putation. 

Es war dies ber letzte Gegenftand ber Negiftrande, 

Wir gehen über zur Tagesordnung: „2. Antrag 
zum mündlichen Berichte der erften Deputation 
über den mittels Königl. Defrets Nr, 27 vor: 
gelegten Entwurf eines Gejeges, bie Ergänzung 
und Wenderung bes Königl. Hausgejeges vom 
30. Dezember 1837 und des Nadtragd vom 
20. Auguft 1879 betreffend.“ (Drudjahe Nr. 101.) 

Ich erfuche Se. Ercellenz von Noftig-Wallwig, feinen 
Vortrag aufnehmen zu wollen. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. von Roſtitz- 
Wallwitz: Das Allerhöchfte Dekret, über weldes ich 
namens ber erften Deputation der Kammer Vortrag zu 
erftatten habe, lautet wie folgt: 


(Wird verlejen.) 
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Der Gefegentwurf, der uns heute zur Berathung 
vorliegt, befteht, wie das Königl. Hausgejep vom Jahre 
1837 ſelbſt und bie fpäteren Nachträge vom Jahre 1879 
und 1888 theil® aus Beftimmungen, die nur mit Bu: 
. ftimmung ber Qandesvertretung in Vollzug geſetzt werden 
fünnen, theil® aber aus Vorſchriften, die der König fraft 
ber ihm zuftehenden, in dem älteren deutſchen Fürſten— 
rechte wurzelnden, im Königl. Hausgeſetze bejtätigten 
und von ben Reichsgeſetzen aufrecht erhaltenen Familien: 
gewalt erläßt, und die er auf Grund dieſer Familien: 
gewalt autonom zu erlaffen berechtigt jein würde. Dieje 
beiden Gruppen von Borfchriften ftehen mannigfach zu 
einander in Zuſammenhang und Wechſelwirkung, und es 
würde jchwer fein, im jedem einzelnen ‘Falle bie 
Sceidungslinie ganz genau zu bezeichnen. Man ift 
baher ſchon bei Erlaß des Hausgejepes vom Jahre 1837 
auf den Ausweg gelommen, im Eingange des Geſetzes 
eine Faſſung zu wählen, die die beiderfeitigen Nechte, 
das ber Krone auf ber einen und das ber Landes: 
vertreiung auf ber anderen Seite, vollftändig wahrt, 
aber eine Wuseinanderfegung entbehrlih macht, bie 
theoretijch vielleicht von großem Interefje fein fünnte, 
aber ohne praftiihen Nutzen. Die Faſſung, die damals 
zuerjt gebraucht worben ift in dem Künigl. Hausgejehe 
vom Jahre 1837, ift auch bei den fpäteren Nachträgen 
in Anwendung gefommen, und auch für den gegen: 
wärtigen Gefegentwurf Tautet ber Eingang fo, daß 
Se. Majeftät der König die Zuftimmung der Stände 
zu dieſem Entwurfe nur ſoweit nöthig in Anſpruch 
nimmt. Ich glaube, wir werben im Intereſſe unferer 
Geſchäftsführung und aud im Intereſſe des Landes 
ſehr gut daran thun, aud für die Zukunft dieſem 
Braude treu zu bleiben und aud in biefem und 
fünftigen ähnlichen Fällen diefelbe Faſſung zu ge 
brauchen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort zur all: 
gemeinen Debatte? — Es ift nicht der Fall. Ich bitte 
den Herrn Berichterftatter, zum Spezialtheile übergehen 
zu wollen. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. vom Noſtitz⸗ 
Ballwig: Zu $ 1 hat die Deputation etwas nicht zu 
erwähnen, Die Beftimmung ift dadurch nöthig ge: 
worben, baf gegenwärtig nicht mehr, wie dies bisher ber 
Fall war, jede Volljährigkeitserklärung bei Er. Majeftät 
dem Könige zum Bortrage gebradt werben fol, 
fondern in Zufunft gemeinrechtlic dem Juftigminifterium 
äuftehen wird auf Grund der Beftimmungen des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs und des Einführungsgeſetzes 
dazu. 


Präſident: Wünſcht jemand das Wort zu $ 1? — 
Sofern e8 nicht ber Fall ift, nehme ich an, daß bie 
Kammer hier Beitritt. — Einftimmig. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. don Noftig- 
Wallwitz: Bei $ 2 hat es der Deputation wünſchens— 
werth erſcheinen wollen, daß bei einer Angelegenheit, die 
ſowohl für die Königl. Familie als für das Land, den 
Staat von folder Wichtigkeit als die hier behandelte ift, 
das Sejammtminifterium als die oberfte kollegiale Staats: 
behörde, wie $ 41 der Berfafjungsurfunde basjelbe aus— 
brüdlich bezeichnet, nicht übergangen werden möchte. 
Seitens der Regierung ijt diefem Bedenken zugeftimmt 
worben und deshalb von der Negierung bie Faſſung 
vorgejchlagen worden, bie in unjerem Untrage zu $ 2 
enthalten ift, Es wird daher vorgefchlagen, ben Abjah 2 
wie folgt zu faflen: 

„Der König wird zur WVorbereitung und Ent: 
ſchließung eine Erörterung des Falles durch den Staats: 
minifter der Juftiz fowie eine Begutachtung durch das 
Befammtminifterium anordnen und, foweit thunlich, 
die volljährigen Prinzen des Königlichen Haufes hören.“ 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort hierzu? — 
Es ift nicht der Fall. 


„Die Kammer tritt wohl dem Untrage ber 
Deputation zu $ 2 bei?” 
Einftimmig. 


Berichterftatter Staatöminifter a. D. von Noſtitz- 
Wallwitz: Zu 33 bis 17 hat die Deputation nichts zu 
bemerken gefunden. 


Prüſident: Die Kammer hat wohl aud) feine Be— 
merfung zu $ 3 bis 17 zu maden? — Es ift nicht 
der Fall. 


„zritt die Kammer aud bier den Deputations: 
anträgen bei?” 


Einftimmig. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. bon Woftite 
Wallwitz: In $ 18 Hat ſich eine Meine Abänderung für 
wünſchenswerth herausgeftellt. Schon in dem Gejebe 
über die privilegirten Gerichtsftände vom Jahre 1835 
war bie Beftimmung enthalten, daß der privilegirte 
Gerichtöftand außerordentliche Gerichtäftände, wie zum 
Beijpiel den Gerichtäftand der belegenen Sache nicht 
ausſchließe. Im Uebereinftimmung damit ift auch im der 
Novelle von 1879, die hauptſächlich veranlaft worden 
ift durch die Einführung der neuen Prozeßordnungen, 
entiprechend der allgemeinen Bejtimmung in der Civil: 
prozegorbnung ber Gerichtsſtand ber belegenen Sache 
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ausgenommen worben von dem allgemeinen Gerichts— 
ftande bes Königlichen Haufed. Wenn die Beftimmung 
in ber Novelle oder in dem Nachtrage zum Hausgeſetze 
vom Jahre 1879 ſich nur bezog auf die Rechts: 
ftreitigfeiten, jo wird das aber auch gelten müſſen 
von ber freiwilligen Gerichtöbarkeit, von ber im un— 
ferem Entwurfe gehandelt wird, zumal in einer 
zur freiwilligen Gerichtöbarkeit gehörigen Angelegen— 
beit, den Grundbuchsalten, ber Gerichtsftand ber be— 
fegenen Sade in ganz prägnanter Weiſe fich geltend 
macht. Es ift daher mit Genehmigung der Königl. 
Staatöregierung vorgefchlagen worden, bie Worte „mit 
Ausnahme der Grundbuchſachen“ in ben $ 18, 1, Abſatz 
einzufchalten. Dieſer Abjak würde dann heißen: 

„Für die der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
angehörenden Ungelegenheiten bes Königs und 
der Mitglieder des Königlichen Haufes iſt mit 
Ausnahme der Grundbuchſachen und joweit ſich 
nicht ſonſt aus dieſem ig; etwas Anderes 
ergiebt, ein Civilſenat des Oberlandezgerichts 
in erfter Inftanz zuftändig.“ 

Die beiden anderen Abſätze würden unverändert 
bleiben, und mit diefer Wenderung beantragt bie De: 
putation den $ 18 anzunehmen. 


Präfident: Begehrt jemand das Wort? — Das ift 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„Will diefelbe den $18 erfter Saß in folgender 
Gaffun: ER 
„Für bie ber freiwilligen Gerichtöbarkeit 
angehörenden Ungelegenheiten des Königs und 
der Mitglieder des Königl. Haufes ift mit Aus: 
nahme der Grundbuchjadhen und foweit fich 
nicht fonft aus diefem Geſetze etwas Anderes 
ergiebt, ein Civilſenat des Oberlandesgerichts in 
eriter Inftanz zuftändig.” 
annehmen und mit biefer Abänderung ben 
ganzen $ 18 genehmigen?“ 
Einftimmig. 
Berichterftatter Staatsminifter a. D. vom Noſtitz- 
Ballwi: Der $ 19 wird unverändert anzunehmen be: 
antragt. 


Präfident: Die Kammer hat wohl auch hiergegen 
feine Bedenken und genehmigt wohl auch den $ 19, 


Berichterftatter Staatsminifter a, D. bon Noftit- 
Wallwitz: Zu $20 bin ich von jehr gejchäftserfahrener 
Seite auf eine Inforreftheit aufmerffam gemacht worden; 
es ift nämlich in dem Antrage ber Deputation gejagt 
worben, bie Beftimmung unter 2 in $ 20 möchte bahin 


1. 8. 30. Sigung, am 20. Februar 1900. 








abgeändert werben: „Die Vorſchriften ꝛc.“ Im Ent: 
wurfe aber fängt die Beftimmung unter 2 an mit ben 
Worten: „An bie Stelle bes $ 8 treten folgende Vor: 
ſchriften ꝛc.“ Es könnte daher aus ber Faſſung bes 
Antrags gefolgert werben, baf die Worte „an die Stelle 
bes $ 8 treten folgende Vorſchriften“ wegfallen follen, 
E3 würde das allerdings zur Folge Haben, daß bann 
das Uebrige feinen Sinn mehr hätte. Ich geftatte mir 
daher zu beantragen, daß in dem Antrage Hinter ben 
Worten „zu 820 die Beitimmung unter 2 bie Worte 
„Abjag 2 und 3“ eingefchaltet werben. Dadurch wirb 
ber erfte Abſatz aufrecht erhalten, und ich nehme 
an, daß dadurch das erhobene Bedenken fich erledigen 
würde. 

Sachlich möchte ich noch zwei Worte bemerken. 
Der von der Deputation vorgeſchlagene Satz enthält 
inhaltlich burhaus nichts anderes als was im Entwurfe 
fteht, e8 hat damit nämlich folgende Bewandtniß. Bis- 
ber Hatte das 6. Buch ber Givilprogefordnung bloß 
zwei Abſchnitte und deshalb ift auch im der Novelle 
von 1879 das ganze 6. und 7. Buch ald unanwenbbar 
für das Königl, Haus bezeichnet worden; infolge ber 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ift aber auch 
ein 2. Abſchnitt zwifchen bem 1. und 3. bes 6. Buches 
ber Eivilprogekorbnung eingefchaltet worben, und biefer 
neueingefchaltete Abjchnitt erhält gewifle Beftimmungen, 
die nad Anficht der Regierung, wie ich glaube in ganz 
zutreffender Weife, auch für die Mitglieder der Königl. 
Familie ald anwendbar und jogar als nöthig bezeichnet 
werben. Das hat aljo überhaupt eine Aenderung nöthig 
gemadt. Diefer neue 2. Abſchnitt nimmt aber vielfach 
auf Paragraphen und Einzelbeftimmungen Bezug, bie 
im 1. Abſchnitte ftehen, und wir fürchten deshalb, daß 
aus ber Faffung, die jegt ber Entwurf hat, Zweifel 
darüber entftehen könnten, ob biefe Paragraphen bes 
1. Abſchnitts Anwendung finden oder nicht, da fie im 
Entwurfe als unanwendbar bezeichnet worben find. 
Regierungsfeitig hat man daher die Güte gehabt, uns 
eine andere Faſſung vorzufchlagen, die unfere Bedenken 
vollftändig hebt. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Das ift 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„Will fie beſchließen zu $ 20 bie Beftimmung 
unter 2 Abjak 2 und 3 dahin abzuänbern: 


„Die Vorfchriften des fiebenten Buches ber 
Civilprozeßordnung finden gegen den König und 
die Mitglieder bes Königlichen Haufes feine 
Anwendung 

Das Gleiche gilt von den Vorſchriften bes 
fechften Buches ber Givilprogeßorbnung, ſoweit 
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e auf Ehefadien und Entmündigungsfachen ſich 
ziehen. Bei Rechtsſtreitigleiten, die unter bie 
Vorſchriften des zweiten Abfchnitte bes fechften 
Buches fallen, ift eine Mitwirfung der Staats: 
anwaltſchaft ausgeſchloſſen.“ — 
und mit dieſer Abänderung dieſen Paragraphen 
anzunehmen?“ 
Einſtimmig. 


Berichterſtatter Staatsminiſter a. D. von RNoſtitz⸗ 
Wallwitz: Der Antrag geht davon aus, daß der $ 21 
in der frage über ben Schluß bes Geſetzes mit in- 
begriffen ift; ich habe meinerjeits nichts mehr zu be 
merfen, 


Präfident; Die Kammer hat auch wohl hier feine 
Einwendungen und genehmigt Ueberjchrift, Eingang und 
Schluß bes Gefegentwurfs in der vorgetragenen Weiſe? 
— Einftimmig. 

Es ift bie Antwort auf ein Königl. Dekret; bie 
Königl. Staatöregierung verzichtet wohl auf namentliche 


Abftimmung? (Sie verzichtet.) 


Wir geben über zum weiteren Gegenftanbe: 
3. „Antrag zum mündlichen Berichte ber erjten 
Deputation über das Königl. Dekret Nr. 8, die 
Gebührentare für Aerzte, Chemiker, Pharma: 
zeuten und Hebammen beigerihtli:medizinifchen 
und mebizinalpolizeilihen Verrichtungen be: 
treffend.” (Drudjahe Nr. 76.) 


(Vergl. M. II.K. S. 540 ff.) 


Ich erſuche Herrn von Watzdorf, den Bericht zu 
geben. 

Berichterſtatter Rittergutsbeſitzer von Watzdorf: 
Meine hochgeehrten Herren! Ich bitte zunächſt zu er— 
lauben, daß der Herr Sekretär für mich das Königl. 
Dekret verlieſt, da meine Augen mich daran etwas be— 
hindern. 


Sekretär Kammerherr Freiherr von Find: Das 

Allerhöchſte Dekret lautet: 
(Berlieft.) 

Berichterftatter Rittergutsbefiper bon Watzdorf: Auf 
dem auferorbentlichen Landtage im Jahre 1854 hatte bie 
Ständeverfammlung zu berathen über eine neue Straf: 
prozekorbnung. Bei dieſer Veranlaffung erachtete es bie 
Ständeverfammlung für nothwenbig, baf eine neue Tar- 
orbnung für die Gebühren von Aerzten, Wunbärzten, 
Pharmazeuten, Chemikern und Hebammen gefertigt würbe, 
Sie erfuchte deshalb bie Königl. Staatsregierung um 
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Fertigung biefer neuen Tarorbnung, ermädhtigte dieſelbe 
dazu, fie in Kraft treten zu lafjen und behielt fi nur 
bie nachträgliche Genehmigung hierzu vor, Dement» 
fprechend ift die Königl. Staatsregierung vorgegangen, 
Die Tarordnung wurde veröffentliht und die Geneh— 
migung nachträglich ertheilt. Im Jahre 1872 machte 
es fich nothwendig, eine neue Tarordnung wieber zu 
Ihaffen, weil die Verhältnifje fi in vieler Beziehung 
geändert hatten. Sie wurbe von ben Ständen genehmigt 
und ift feitdem im Kraft getreten. Wie Sie aus bem 
Dekrete Nr, 8 erfehen, bat jet bie Königl. Staats— 
regierung den Wunſch, diefe Verordnung vom Jahre 1872 
durch eine anderweitige zu erjegen und bat beöwegen 
die Vorlage gebradit. Das Königl, Dekret jpaltet fi 
in zwei Theile, einmal in die Verordnung und fodann 
in die Gebührenordnung. Anlangend die Verorbnung, 
fo ift in dem erjten Abſatze beftimmt, für wen fie gelten 
fol, nämlich für Merzte, für Pharmazeuten, Chemiler 
und Hebammen. Es ift gejagt, daß bie frühere Ber: 
ordnung vom Jahre 1872 hiermit aufgehoben fein joll, 
Es ift zu diefem erften Abſatze nur zu bemerken, daß 
die Wunbärzte darin fehlen, das beruht darin, baf bie 
Wundärzte nach ber neueren Gejeßgebung nicht mehr 
eine bejonbere Stellung Haben, fie haben genau biejelbe 
Stellung, wie bie Aerzte. Anlangend Abſatz 2 ber 
Verordnung, fo ift darin gejagt, für welche ‘Fälle bie 
Gebühren gelten follen. Die Gebühren follen gelten, 
wenn bie vorgenannten Perjonen als Sachverſtändige 
Ausfagen vor Gericht und vor ber Polizei zu machen 
haben. Ausdrücklich ift bemerkt, baf fie fein Recht auf 
die Gebühren haben, jobald fie als fachverftänbige Zeugen 
auftreten. Die Deputation der jenfeitigen Kammer, zu 
der dies Dekret zunächft gegangen ift, hat verfucht biefen 
Abſatz etwas zu ändern. Man hatte gewünſcht, es 
möchten auch die Ausjagen von jachverftändigen Zeugen 
dahin gerechnet werben. Die Königl. Staatsregierung 
hat ſich entſchieden dagegen erflärt und die Deputation 
ber Zweiten Kammer bat infolge deſſen abgejehen, 
einen weiteren Antrag dahingehend zu ftellen. Sie hat 
aber in dem Abjage2 eine Aenderung vorgefchlagen und 
zwar die, daß anftatt bes Wortes „Polizei das Wort 
„Verwaltung“ gebraucht werben folle. Mit diefer Ab: 
änderung hat die Aweite Kammer ben Abſatz 2 an: 
genommen, Ihre Deputation, meine Herren, fchlägt 
Ihnen vor, in Uebereinftimmung mit ber Zweiten Kammer 
mit diefer Heinen Abänderung biefen Abſatz anzunehmen. 
Es würbe demnach lediglich dieſe eine Aenderung in ber 
Berorbnung empfohlen. 

Präfident: Wünjcht jemand das Wort im allgemeinen 
zu Punkt A des vorgetragenen Berichts? 
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Das iſt nicht der Fall. Eine Spezialdebatte wird 
auch nicht beliebt. Ich frage daher die Kammer, 


„ob fie dem Deputationsantrage sub A, ber 
fih im Berichte Nr. 76 befindet, beitritt?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Rittergutsbefiger von Watzdorf: Der 
zweite Theil des Königl. Defrets umfaßt die Gebühren: 
ordnung. In dieſer Gebührenordnung hatte die De: 
putation der jenfeitigen Sammer verſchiedene mehr oder 
minder rebaftionelle Aenderungen vorgeſchlagen, und 
find dieſe Menderungen fämmtlih von der Zweiten 
Kammer angenommen worben. Dieſe Henderungen be: 
treffen erftens bie Ziffer 3, worin ftatt der Worte 
„Brennmaterialien” gejagt werben folle „Materialien“ 
und dann bie Worte „und fonftige Materialien” am 
Enbe geftrichen werden follen. Es hat der Deputation 
geichienen, als ob das Wort „Brennmaterialien” etwas 
zu eng gefaßt wäre. Es ift ferner in Biffer 4 befchloffen 
worden, dad Wort „streng“ zu ftreihen. In Ziffer 5 
ift beichloffen das Wort „mehrere“ einzufchalten. In 
Biffer 14 ift beichloffen worden, die Worte „und einer 
Nachgeburt” einzufchalten, und in Ziffer 39 ift bes 
ſchloſſen worden, einzufchalten: „für jede einzelne dieſer 
Unterſuchungen“. Es find das alles redaktionelle Aen— 
derungen. Ihre Deputation hat kein Bedenken getragen, 
in Uebereinftimmung mit der Zweiten Kammer zu treten 
und Ihnen diefe Wenderungen zu empfehlen. Im übrigen 
babe ich noch zu bemerken, daß ein weiter Spielraum 
gelafjen ift in der Tarordnung, dab 3.9. von brei bis 
dreißig oder von fünf bis dreißig Mark der Spielraum 
ift unter Umftänden, und daß felbft über bie höchite 
Tare unter Umftänden hinausgegangen werben kann, 
jo daß ein Bedenken gegen bie Annahme diefer Tare nicht 
vorliegt. Die Deputation beantragt deshalb, mit ben 
von ber Zweiten Kammer bejchloffenen Abänderungen 
die Gebührenordnung Ihnen zur Annahme zu empfehlen. 


Präfident: Es wünſcht wohl niemand das Wort 
im allgemeinen zur Gebührenordnung? — Das ift nicht 
ber Fall. 

Meine Herren! Der Herr Berichterftatter ift bereits 
fertig, ich fchlage, da niemand fi) zum Worte gemeldet 
bat zu ben einzelnen Ziffern, En bloc-Annahme vor. 
Stimmt das Haus zu? — Einftimmig. 

Ih frage alfo die Kammer, 

„ob fie der gefammten Gebührenordnung 

au B, Biffer 1 folgende, Beriht Nr. 76, 

nad) bem Deputationsantrage beitritt?” 
Einftimmig. 


Es ift gleichfalls die Antwort auf ein Königl. Defret. 
Ih frage, ob die Königl. Staatsregierung auf nament: 
liche Abjtimmung verzichtet ? 
(Die Königl. Staatsregierung verzichtet.) 


Wir gehen über zu Punkt 4: „Untrag zum 
anderweiten münblihen Berichte der vierten 
Deputation über bie Petition bes Gemeinde: 
raths zu Ktumhermersdorf um Gewährung einer 
anderweiten Staatöbeihülfe aus Anlaß der der 
Gemeinde burd ben Wollenbrud vom 22.Mai 1898 
verurſachten Schäden.” (Drudjade Nr. 73.) 


(Berg. M. J. K. ©. 102.) 


Ich erfuche Herrn Bürgermeifter Dr. Kaeubler, den 
Vortrag uns zu geben. 


Berichterftatter Bürgermeifter Dr. aenbler: Meine 
hochgeehrten Herren! Namens Ihrer vierten Depu— 
tation habe ich über eine Anzahl von Betitionen 
Bericht zu erftatten, welde jämmtlich ihren Ausgang 
nehmen von verjchiedenen Hochwaſſerkataſtrophen. Die 
erften drei Petitionen ftanden bereits mit dem Antrage 
ber Deputation, fie der Königl. Staatsregierung zur 
Kenntnißnahme zu überweifen, auf der Tagesordnung 
der Sigung vom 10, v, Mts., fie wurden aber auf 
Untrag ber Deputation von der Tagesordnung wieder 
abgejegt und an die Deputation zurüdverwiefen, nad): 
dem Hinfichtlih der vorher behandelten gleichartigen 
Petition eines Schneidbemühlenbefigers Wähle in Schöne, 
welche von ber Deputation in gleicher Weife behandelt 
worden war, dem Deputationsvorjchlage nicht beigetreten, 
fondern von diefem Hohen Haufe beſchloſſen worden 
war, die Petition auf fich beruhen zu laſſen. 

Ich wende mich zu ber erften dieſer Petitionen, es 
ift das die Petition der Gemeinde Krumhermersdorf. 
In biefer Petition Heift es: Die Dorfftraße, bie ben 
Dorfbach umfafjenden Ufermauern, 34 Brüden und 
Stege, jowie mehrere Grundftüde wurden binnen kurzer 
Zeit durch die Wafferfluth ganz oder theilweife zerftört. 
Der gefammte, durch Zerſtörung der Straßen, Ufer: 
manern und Brücken der Gemeinde verurjachte Schaden 
beläuft fich auf 95,848 M. Unter großen ſchweren Mühen 
ift das Zerſtörte wieder hergeftellt worden. Es wird 
in der Petition weiter angeführt, man habe ſchon 
von verjchiedenen Seiten ſich der Gemeinde hülfreich an- 
genommen, insbeſondere habe das Königl. Minifterium 
bes Innern ber Gemeinde eine Staatsbeihülfe von 
40,000 M. gewährt, außerdem habe die Gemeinde noch 
5000 M. aus dem ftaatlihen Wegebauunterftügungs: 
fonds und 1000 M. aus Bezirkämitteln der König! 


Amtshauptmannfchaft Flöha erhalten. Im ganzen habe 
ſonach die Gemeinde erhalten 46,000 M. Doch bieje 
Summe bede noch nicht die Hälfte der Schulden ber 
Gemeinde, es bleibe nod) ein Schuldenreft von 49,300 M. 
Da nun bie pefuniären Verhältniffe der Gemeinde Krum— 
hermersborf feine guten feien, jo bittet bie Gemeinde, bie 
Ständeverfammlung wolle der gefchädigten Gemeinde 
Krumbermersborf eine ihren Verhältniffen entiprechenbe 
Unterftügung gütigft bewilligen. Zur Begründung wird 
nod angeführt, Krumhermersdorf fei zwar bei feiner 
Srundflähe von 1955 Uder und 32.878,25 Gteuer- 
einheiten, fowie bei feiner Einwohnerzahl von 2275 
Seelen eine große, jedoch jehr arme Gemeinde. Die 
Bewohner nähren fi von ber bei ber hohen foupirten 
Lage der Felder wenig Ertrag bringenden Landwirth: 
ihaft, fowie von der feit Jahren darnieder liegenden 
Lohnftrumpfwirkerei, ein großer Theil gehe auswärts 
auf Arbeit. Die ganze Schuld der Gemeinde betrage 
jeither 70,000 M. Die Steuerfähigfeit derjelben ſei ge: 
ring, zur Dedung ihrer jährlichen Bebürfniffe brauche 
bie Gemeinde 10 bis 12,000 M., aljo vier Mal fo viel, 
ala Einfommenfteuern in ber Gemeinde erhoben werben. 
Zu den Gemeindeanlagen feien alle Bewohner herans 
gezogen, foweit e8 nur irgend möglich fei; noch mehr 
diefelben heranzuziehen, ſei unthunlid. Die meiften 
Steuerzahler hätten nur geringe Einfommen. Im ganzen 
gebe e3 nur 832 ftenerpflichtige Gemeinbeeinwohner und 
von bdiefen 832 fteuerpflidhtigen Gemeinbeeinwohnern 
haben das höchſte Einfommen, nämlich 3 bis 4000 M., 
nur 7; es beziehen 22 Einwohner ein Einfommen von 
2 bis 3000 M., 73 Einwohner ein Eintommen von 1 
bi8 2000 M., 242 ein Einfommen von 500 bis 1000 M. 
und 488 Einwohner ein Einfommen unter 500 M. 
Meine hochgeehrten Herren! Ihre Deputation Hat 
ja von Anfang an den Standpunkt eingenommen, daß 
bie bei Belämpfung früherer Nothftände gewährte außer: 
ordentliche Hülfeleiftung nicht die Richtſchnur abgeben 
fönne ober vorbildlich werben dürfe für noch dazu ver: 
einzelte, fpätere Unglüdsfälle. Hieraus würden fich weit: 
gehende SKonfequenzen und bie Inanſpruchnahme ber 
Staatöregierung bei Schädigungen durch allerhand Natur: 
ereigniffe ergeben, anftatt daß die Geichäbdigten fich ihrer 
Pflicht bewußt bleiben, den Schaden foweit irgend 
thunlich aus eigner Kraft zu überwinden. Es Hanbelt 
fih aber bei ben wegen Hochwaſſerſchäden an bie 
Ständeverfammlung fommenden Petitionen um Staats: 
beihülfe nit immer um ben bloßen effektiven 
Schaden, fondern in vielen Fällen auferbem 
noh um den Aufwand, welchen bie von ben Be: 
hörden hierbei angeordneten, wenn aud gut ge— 
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meinten, aber in manchen Fällen doch ſehr weit 
gehenden prophylaftifchen Mafregeln den SKalamitojen 
auferlegen. So wurbe zum Beiſpiele in bem gegen: 
wärtigen falle bie Gemeinde Krumhermersdorf an- 
gewiefen, den Dorfbad zu verlegen, unbeſchädigt ges 
bliebene Bauwerke, ſoweit fie den an fie zu ftellenben 
Anforberungen in Bezug auf Lage, Durchfluthraum oder 
Standficherheit nicht entſprechen, umzubauen und, foweit 
es ohne Beeinträdhtigung des Fluthraums des Dorf: 
bachs geichehen Fünne, die Breite und das Gefälle bes 
Weges gleichzeitig zu verbeſſern. Bei jo weitgehenden, 
vom öffentlihen Intereffe biftirten Anforderungen an 
eine ärmere Gemeinde liegt es gewiß nahe, wenn in ihr 
die Erwartung rege wird, der Staat werde mit ent: 
ſprechenden Beihülfen beifpringen. Andrerfeits ift nicht 
zu beftreiten, daß die Gemeinde ald Organ ber Staats: 
verwaltung felbft mit für Wahrung bes öffentlichen 
Interefjes einzutreten hat, daß fie durch derartige Auf: 
wendungen ſich felbft gegen eine Wiederholung ber: 
artiger Schäden und gegen größere Schäden ſchützt und 
daß die von dem Königl. Minifterium des Innern jogar 
unter hoher MWeberfchreitung des Etatstitels Nr. 58 
bereitö gewährte Beihülfe von 40,000 M. zuzüglich des 
im übrigen ber Gemeinde zugefloffenen Beitrags von 
6000 M. ein entfprechendes Entgegenfommen ber Staats: 
regierung an ben Tag gelegt hat. Und ba in ber 
Sipung dieſes hohen Haufes am 10. v. Mts. die Königl. 
Staatöregierung die Erflärung gegeben hat, daß bie Ge: 
meinde, welche mithin nahezu 50 Prozent ihres Schabens 
ald Beitrag erhalten hat, nunmehr als gemügend be: 
rücfichtigt zu bezeichnen jei und daß die Gewährung 
einer weiteren Beihülfe mit den Grundſätzen, welche bie 
Regierung bei Verwilligung von Unterftüpungen in ber: 
artigen Fällen zu befolgen habe, nicht in Einflang zu 
bringen wäre, fo nimmt Ihre Deputation Anftand, ſich 
weiter für ba® Geſuch der Gemeinde Krumbermersborf 
zu verwenden, fie beantragt vielmehr, die Petition auf 
fi beruhen zu laſſen. 


Prüfident: Meldet fi jemand zum Wort? — Herr 
Freiherr von Könnerig! 


Nittergutsbefiger Freiherr von Könneritz: Meine 
Herren! Ich Habe nicht die Abficht, mad) den Klaren 
Darlegungen bes Herrn Berichterftatter8 das Votum ber 
Deputation zu befämpfen, ich habe weniges hinzuzufügen. 
Ich möchte nur an die Königl, Staatsregierung das Er- 
ſuchen richten, der Gemeinde Krumhermersdorf wohl- 
wollend entgegenzulommen. Die Gemeinde befindet ſich 
thatfächlich in einer ſehr diürftigen Lage, und es würbe 
nur freudig zu begrüßen fein, wenn ihr aud) in Zukunft 
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aus Staatsmitteln etwas zugewiejen werben könnte. 
Ih möchte noch ergänzend hinzufügen, daß die Ein: 
wohnerzahl von früher 3000 jet auf 2275 gefunfen 
ift, daß die Gemeinde eine Unzahl von Straßen zu 
unterhalten hat, welche hauptſächlich vom Forftfistus be: 
nußt werben, und beren Unterhaltung ziemlich hohe An- 
forderungen an die Gemeinde ftellen, Außerdem möchte 
ic bemerken, daß Krumbermersborf 2950 M. an Ein: 
fommenftener, Dagegen ungefähr 13,500 M. an Gemeinde: 
anlagen aufzubringen hat, das ift circa 450 Prozent des 
Eintommenfteuerjollbetrags. Ich würde alfo jehr dank— 
bar fein, wenn die Staatsregierung dafür zu haben 
wäre, der Gemeinde Krumbermersborf aus ben ihr zur 
Verfügung ftehenden Mitteln in Zukunft noch etwas 
zuzuwenden. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Es iſt nicht der Fall. 

Wir gehen zur Abſtimmung über. Ich frage die 
Kammer: 


„Ob ſie die hier eben berichtete Petition auf 
ſich beruhen laſſen will?“ 
Einſtimmig. 

Ich bitte den Herrn Berichterſtatter, zu Punkt 5 
der Tagesordnung überzugehen: „Antrag zum ander— 
weiten mündlichen Berichte der vierten De— 
putation über die Petition der Gemeinden 
Schöna und Reinhardtsdorf um Gewährung 
einer Staatsbeihülfe aus Anlaß der ihnen durch 
den Wolkenbruch in der Nacht vom 6. zum 7. Juli 
1899 entſtandenen Waſſerſchäden.“ (Druckſache 


Nr. 74.) (Bergl. M. J. K. S. 102.) 


Berichterſtatter Bürgermeiſter Dr. Kaeubler: Meine 
Herren! Die anderen drei Petitionen beziehen ſich 
auf die Kataſtrophe, welche durch den in der Nacht 
vom 6. zum 7. Juli v. J. in der Nähe der Dörfer 
Schöna und Reinhardtsdorf bei Schandau nieder— 
gegangenen wolkenbruchartigen Regen veranlaßt worden 
iſt. Nach den übereinſtimmenden Schilderungen in dieſen 
Petitionen wurde der zwiſchen den Gemeinden Schöna 
und Reinhardtsdorf mit ſteilem Gefälle fließende ſo— 
genannte Hirſchgrundbach zu einem reißenden Strome, 
der eine ungeheuere Menge Steine, man ſpricht von 
zwei Kubikmeter Größe, mit ſich führte, Ufermauern, 
Bachwölbungen, Mauern und Gebäude zertrümmerte 
und ſo das Beſitzthum der Anlieger in einer Weiſe 
ſchädigte, daß die Wiederherſtellung ſehr ſchwere, zum 
Theile unerſchwingliche Opfer erheiſcht. Die Petitionen 
gipfeln in dem Geſuche, die Ständeverſammlung wolle 
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ben Petenten in ihrer Nothlage die Gewährung einer 
Staat&beihülfe zulommen laſſen. 

Ih komme nun zu der erften diefer Petitionen, zu 
ber Petition der Gemeinden Schöna und Neinharbts- 
dorf. Geftatten Sie mir auf die Begründung der Pe: 
tition zuzukommen. In ber Petition heißt es, die Ort: 
haften Schöna uub Neinharbtsborf feien arme Ge- 
meinben, fie hätten gar feine Einnahmequellen, als was 
fie durch direfte Steuern aufbringen. In biefen Orten 
gäbe es fehr viele Steinbrecher. Dieſe Leute fterben 
vielfach; jung weg und binterlaffen Frau und Sinder. 
Es befinden fih zur Zeit in Schöna gegen 100, in 
Reinhardtsborf gegen 90 Wittwen meift mit Kindern. 
Diejelben werben zum größten Theile von ben Ge— 
meinden unterftüßt und von der Gemeinbefteuer befreit. 
Die Gemeindekaſſen ſeien vollftändig erichöpft, bie 
Steuern könnten nicht erhöht werben, ba zu viele Be: 
wohner, Hauptfählih aber die Anwohner des Bad): 
grundes und Mühlenbefiger von biefem Hochwaſſer zu 
ftarf betroffen jeien und daher felbft große Leiftungen 
aufzubringen hätten. Sie beziffern auf Grund von 
Koftenanfchlägen den Scaben ber Gemeinde Schöna 
auf 6357 M. und den von Meinharbisborf auf 
3550 M. 

Ihre Deputation, welche ſich auf die vorhin fchon 
bhervorgehobene Erklärung ber Königl. Staatöregierung 
bezieht, war ſchon bisher ber Anficht, daß bie Lage der 
Gemeinde Krumbermersborf, worüber ich vorhin be— 
richtet. habe, entjchieben bebenflicher ift ala bie ber hier 
in Frage fommenden Gemeinden Schöna und Reinhardts- 
borf. Dies ergiebt ſchon die hier in Frage kommende 
weit geringere Schädenfumme in ben Koftenanfclägen. 
Da num Hinfichtlih der Gemeinde Krumbermersborf 
beſchloſſen ift, die Petition auf fich beruben zu laflen, 
jo kann nad Anficht Ihrer Deputation aud Hier nur 
ber gleiche Beſchluß gefaßt werden. Dazu kommt, baf 
das Königl. Finanzminifterium zu den Soften ber 
Wiederherftellung der Bachufer und Sohlpflafterungen 
im Hirfchgrunde im allgemeinen einen Beitrag von 
5000 M. in Ausficht geftellt Hat, ber allerbings auf 
viele Kalamitofen zu vertheilen fein wirb. 

Die Deputation beantragt daher, unbeſchadet bes 
eben gedachten Beitrags, die Petition ber Gemeinden 
Schöna und Reinharbtsdorf auf fich beruhen zu laſſen. 


Präfident: Wünjcht niemand hierzu das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. 
Ich frage die Kammer: 
„ob fie dieje Petition auf ſich beruhen laſſen 
will?" 
Einftimmig. 
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Es folgt Punkt 6 der Tagesordnung: „Untrag | Petenten behauptet und von dem Königl.Finanzminifterium 
zum anderweiten münbliden Berichte ber vierten | mit welchem die Deputation ins Einvernehmen getreten 
Deputation über die Petition des Schneide— | ift, anerkannt. 


mühlenbeſitzers Heinrih Zſchaler in Schöna um 


Die Erklärung, des Königl. Finanzminifteriums 


Gewährung einer Staatöbeihülfe aus Anlaf der | lautet: 


ihm burdh den Wollenbrud in der Naht vom 
6, zum 7. Juli 1899 entftandenen Waſſerſchäden.“ 
(Drudjahe Nr. 75.) 


(Bergl. M.I.R.S.101f.) 


Berichterftatter Bürgermeifter Dr. Kneubler: Die 
nächſte Petition, über welche zu berichten ich die Ehre 
habe, ift die Petition bes Schneidemühlenbefigers Heinrich 
Zichaler in Schöna bei Schandau. Er führt an: In 
dem engen Hirſchbachgrunde befinde fich oberhalb feines 
Befigthums eine Anzahl Steinbruchanlagen, jogenannte 
Schutthalden, die zum Theile fisfalifh, dem herein: 
ſtürzenden Gfemente bei der vorhin gejchilderten Sata: 
itrophe die gefahrbringenden Steine und Felsſtücke 
lieferten. Die Wehre feiner Schneidemühle jeien zerftört 
und die Duaberpflafterung des ganzen Flußbettes in dem 
ausgedehnten Grundftüde des Petenten herausgerifien 
und fortgefhwenmt worden. Die wenigen, noch ftehen 
gebliebenen Mauern jeien unterwafchen worden, jo daß 
ſie abgetragen und von neuem wieber aufgeführt werben 
müffen. Durch den Einfturz der einen Mauer wurbe 
die Fluth zum Theil in den Holzlagerplak und das 
Mühlengebäube geleitet, jo daß das Waſſer den Weg die 
Straße hinab und durch den Eifenbahnviabuft nahm, feine 
dafelbft aufgeftapelten Hölzer und Bretter fortführend, 
Der Schaden, welchen er erlitten, fei enorm, um fo mehr, 
da durch Abtragung der einen Mauer, die fich in nächſter 
Nähe des Schneidemühlengebäubdes befindet, der Betrieb 
auf drei bis vier Wochen eingeftellt werben mußte. Sein 
Grundſtück rejp. die Bahufermauern grenzen an ben 
fislaliſchen Eifenbahnförper, woran das Mauerwerk fid) 
direft anſchließe. Die dafelbft nötigen Arbeiten und 
Neuausführungen der Ufermauern waren fofort vor: 
zunehmen, ba ein ferneres Hochwaſſer unabjehbaren 
Schaden an dem Eijenbahnviadufte herbeigeführt haben 
würde, befjen Fundament zum großen Theile burd) feine, 
die Bichalerfchen Ufermauern gefhügt werde. Er be: 
ziffert nun feinen Schaden auf 27,480 M. und jagt, 
daß außerdem noch der Berluft an weggeſchwemmtem 
Materiale, jowie die erlittenen VBetriebsftörungen und 
Aufräumungsarbeiten einen Schaden von ca. 14,600 M. 
verurfacht hätten. Meine hochgeehrten Herren! Hier ift 
das Vorhandenſein eines gewifien öffentlichen Interefjes 
an ber MWieberherftellung ber Bachufer und Sohl: 
pflafterungen im Hirfhgrundbacde ausdrüdflich von dem | 

IR. (1. Abonnement.) 


„Un ber Befeitigung der in den Petitionen 
Bſchaler's und Genofien erwähnten Wollkenbruchſchäden 
ift das Öffentliche Intereſſe infofern betheiligt, als 
biefelbe für die Elbftromverhältniffe allerdings 
einen gewifjen Werth haben würde. 

Infolge des Wolkenbruchs vom 6.7. Juli v. 3. find 
ber Elbe aus dem Hirſchgrundbache bedeutende Geröll- 
und Steinmafjen zugeführt worden, deren Befeitigung 
der Wafjerbauverwaltung etwa 2000 M. Koften ver- 
urſacht hat. Würden bie Ufer bes Bades und bie 
darin befindlichen Wehranlagen nicht gut befeftigt und 
würde bie Bachſohle micht gut gefichert, fo ift zu er- 
warten, daß bei Wieberlehr größerer Hochwäſſer neue 
erhebliche Geröll- und Steinmafjen in die Elbe ge- 
trieben werben und dadurch neue Soften für die als— 
bann erforberlich werdende anderweite Stromräumung 
entftehen werben. 

Mit Rüdficht hierauf hat das Königliche Finanz: 
minifterium in der Verordnung vom 28. Oftober v. J. 
u den Koften der Wiederherftellung ber zerftörten 

achufer und Sohlpflafterungen des Hirſchgrundbachs 

die Gewährung eines Beitrags von 5000 M. aus 
Mitteln der Aptatifchen Baflerbauverwaltung unter 
der Bebingung in Ausficht geftellt, daß die Inftand- 
fegung ſachgemäß erfolgt und außerdem die bisher 
ungenügend befeftigt gemwefenen Halden einiger Stein: 
brüche im Hirfchgrunde ausreichend befeftigt werben.“ 

Zu den vom Königl. Minifterium der Finanzen ge: 
ftelten Bedingungen, die wegen der zahlreihen Stein: 
brüche und Schutthalden im Hirfhgrundthale ſich durch— 
aus rechtfertigen, bemerft Ihre Deputation, daß die 
Vermuthung des Petenten, die vom Hochwaſſer mit: 
geführten Steine rührten zum Theile aus fistalifchen 
Steinbrüchen und Schutthalden her, fich durchaus nicht 
fontroliren läßt, zumal die betreffenden fisfaliichen Stein: 
brüche nicht mehr im Betriebe find und außerdem auch 
eine ganze Anzahl PBrivatfteinbrüce von dem Hochwaſſer 
berührt worden find. 

Was dann die Angabe des Petenten anlangt, daf 
bas Fundament bes Viadukts der Staatseifenbahn zum 
großen Theile durd feine Ufermauern geſchühtt werde, 
jo erflärte hierzu das König, Finangminifterium 
folgendes: 

„Die Staatseifenbahnverwaltung hat an ber 
Wieberherftellung fein wejentliches Interefie, ba eine 
Gefährdung der Eifenbahn, die an der fraglichen Stelle 
auf einem längeren mit 7 breiten Bogenöffnungen 
verjehenen Viadukte vorbeiführt, nicht zu befürchten 
ift, jelbft wenn der Bach in feinem jegigen Buftande 
verbleiben follte.” 
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Da nun, meine hochgeehrien Herren, jeitens bes 
Königl. Minifteriums des Innern ein Notbftand aud in 
biefem falle nicht anerfannt wird, ba ferner nach ber 
Erklärung bes Vertreters des Königl. Finanzminifteriums 
in der Deputation der von dem Königl. Finangminifterium 
in Ausſicht geftellte Beitrag von 5000 M. aus ben 
Mitteln der Waflerbauverwaltung dem Umfange biefes 
Intereſſes entipricht, und endlich in der die Verwilligung 
biefer 5000 M. ausfprechenden Verordnung des Königl. 
Finanzminifteriums vom 28. Dftober v. 3. anerfannt ift, 
daß der gegenwärtige Petent ald ber am meiften Be: 
troffene der Kalamitofen befondere Berüdfihtigung unter 
den gedachten Bedingungen bei Vertheilung jener Staats: 
beihülfe verdient, jo fann Ihre Deputation, zumal an: 
gefichts des Verlaufs der Verhandlung über bie früheren 
dergleichen Petitionen, eine Verwendung aud für dieſe 
Petition nicht weiter eintreten laſſen; fie beantragt viel: 
mehr nunmehr, unbejchadet des von dem Königl. Mi: 
nifterium der Finanzen im Intereffe der Elbſtrom— 
regulirung zugeficherten Beitrags, die Petition Heinrich 
Zſchalers auf fich beruhen zu laſſen. 

Präfident: Es begehrt niemand das Wort. — 
„Will die Kammer auch diefe Petition auf 
fi beruhen laſſen?“ 

Einftimmig. 


Wir gehen über zum 7. Bunte der Tagesordnung: 
„Antrag zum münblihen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition des Steinbruds- 
befigers Karl Dito Kühn in Schöna und Ge: 
noffen um Gewährung einer Staatsbeihülfe 
aus Anlaß bes ihnen durch ben Wolkenbruch in 
der Naht vom 6. zum 7. Juli 1899 entftandenen 
Waſſerſchaden.“ (Drudjadhe Nr. 72.) 

Derfelbe Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Bürgermeifter Dr. Kaeubler: Meine 
hochgeehrten Herren! Die legte der das gleiche Ziel 
verfolgendben Petitionen aus Anlaß der Scöna- 
Neinharbtsdorfer Kataftrophe, über die ich zu berichten 
babe, ift von dem Steinbruchsbeſitzer Dito Kühn im 
Schöna und 16 Genofjen aus Schöna und Reinharbts- 
borf eingereicht worden, von denen indeß zwei, nämlich 
bie bereit8 mit befonderen Petitionen in berjelben Rich— 
tung an bie Kammern herangetretenen Mühlenbefiger 
Wähle und Zichaler, nicht mehr in Betracht kommen. 
Die Petenten führen an, daß fie bei ber Hochfluth in 
ber Nacht vom 6. zum 7. Juli jehr ſchwer gefchäbigt 
worden ſeien, und ſchließen ſich nicht nur ber vorhin 
verhanbelten Petition der Gemeinderäthe von Schöna 





und NReinhardtsborf an, jondern legen aud) eine große 
Unzahl von Koftenanjchlägen vor zum Nachweiſe bes 
ihnen perſönlich verurſachten Schadens und bitten, 
die hohe Stänbeverfammlung wolle durch gütige Ge: 
währung einer Staatsbeihülfe dem allgemeinen Noth— 
ftande des Hirſchgrundbachthales abzuhelfen ſuchen. Nach 
den Koftenanjchlägen erjcheint Hier der an ber Spike 
der Betenten ſtehende Schneibemühlenbefiger Kühn mit 
einem Schaden von 22,762 M. als der am härteſten 
Betroffene, dann kommt ein armer Schifföfteuermann, 
Friedrich Wilhelm Hering, mit 4243 M,, ein Mühlen: 
befiger Guftav Hering mit 2535 M., ein Heiner Brett: 
mühlenbefiger Karl Gottlieb Röllig mit 2500 M., ein 
Häusler Krepper mit 2376 M., ein Steinbrecher mit 
1169 M., eine arme Blumenmaderin verw, Proße, ber 
die MWiederherftellung der weggeipülten Ufermauer 
1132 M. koftet, ein Steinbrecher Kretzſchmar mit 
942 M. Schaden, eine Tagearbeiterin verw. Hering mit 
740 M., anderer minder großer beziehungsweife durch 
Koftenanichläge nicht zur Ziffer gebrachter Schäden nicht 
zu gebenfen. Schon die Schäden, weldhe in den Koſten— 
anſchlägen bei diejer Kataftrophe beziffert find und bis 
jegt biefem Hohen Haufe aus ben an basjelbe ge: 
fommenen Betitionen befannt geworden find, ftellen bei 
ber Schöna: Reinharbtsborfer Kataftrophe ungefähr bie: 
ſelbe Summe dar, wie die urfprünglide Schabenfumme 
ber Gemeinde Krumhermersdorf, nämlich über 95,000 M., 
und wenn auch der von dem Königl. Finanzminifterium 
zur Verfügung geftellte Beitrag von 5000 M. auch ben 
gegenwärtigen Petenten vertheilungsweife mit zu gute 
fommen foll, jo fann er bod als eine weitgehende, 
merflihe Hülfe bei der Ausdehnung der Sataftrophe 
nicht angejehen werden. Die Deputation war daher an 
fih zu einer wohlwollenden Behandlung dieſer bas 
Mitgefühl Herausfordernden Gefuche geneigt; dies um fo 
mehr, als nicht zu beftreiten war, daß die zu jenen Summen 
führenden Herftellungen zum Theile im öffentlichen Interefie 
als prophylaktiſche Maßnahmen von der zuftändigen 
Amtshauptmannfchaft angeordnet worden waren, und 
dab nad dem Akteninhalte es zweifelhaft erjcheinen kann, 
ob die Anlieger ſämmtlich werben in der Zage jein, den 
Aufwand aufzubringen. Wenn Ihre Deputation troß: 
dem beantragt, auch dieſe Petition auf fich beruhen zu 
laſſen, jo thut fie dies in Konformität mit bem bei 
einem ber Kalamitoſen bereits am 10. Januar d. I. ge: 
faßten Beſchluſſe und im Hinblicke auf die Hierbei von 
Sr. Ercellenz; dem Herrn Minifter des Innern ent» 
widelten Grundjäge der Königl. Staatsregierung, welche 
übrigens mit ber die Deputation vollftändig beruhigenben 
Zuſicherung ſchloſſen, daß er immer unvergefiend fein 
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werbe, hbelfend einzugreifen da, wo bie lokalen und 
individuellen Kräfte nicht als ausreichend werben 
betrachtet werben fünnen, Die Deputation beantragt 
daher, unbejchabet bes von dem Königl. Finanzminifterium 
im Imterefje der Elbftromregulirung zugeficherten all: 
gemeinen Beitrags von 5000 M., bie Petition auf ſich 
beruhen zu laſſen. 


Präfident: Es begehrt niemand das Wort. — 


„Will die Kammer auch dieſe Petition auf 
fi beruhen laſſen?“ 
Einftimmig. 

Zepter Punkt der Tagesordnung ift 8: „Untrag 
zum mündlichen Berichte der vierten Deputation 
über bie Betition der Hausbefigerin EChriftiane 
Erneftine verw. Rehm in Obercrinig um Ge: 
währung einer Beihülfe zur Wiederherftellung 
ihres durch Hochwaſſer bejhädigten Beſitzthums.“ 
(Drudjahe Nr. 68.) 

Derjelbe Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Bürgermeifter Dr. Kaeubler: Zum 
Schluſſe habe ich dem Hohen Hauje im Namen ber 
vierten Deputation zu berichten über die Petition ber 
Hausbefigerin Chriftiane Erneftine verw. Rehm in Ober: 
erinig. Um 8. September 1899, bemerkt fie, wurbe bie 
biefige Gegend überhaupt und aud der Ort Obercrinik 
von Hochwaſſer betroffen, welches in dieſer Gemeinde 
fehr bedeutenden Schaden verurſacht hat. Sie ſchildert 
nun in ihrer Petition, daß bie ihr gehörige fteinerne 
Mauer an ihrem‘ Grundftüde ſammt einem Stüde des 
nächjftgelegenen Garten: und Wiejenbobens, ferner die 
gleihfalls ihr gehörende, fteinerne, zu ihrem Haufe 
führende Bachbrüde und der erft vor drei Jahren erbaute 
Schuppen zum Theile weggerifjen worden jeien und auch 
fonft noch erheblicher Schaden ihr verurfacht worden jei. 
Ihre BVerhältniffe feien diejenigen einer armen Wittwe, 
deren Mann im Kriege gegen Frankreich im Jahre 1870,71 
geblieben jei. Sie bittet, daß die Ständeverfammlung 
fi dafür verwende, daß ihr eine Staatöbeihülfe gewährt 
werbe. 

Meine Hochgeehrten Herren! Ihre Deputation hat 


im vorliegenden Falle einen die Gewährung einer Staats: | 


beihülfe rechtfertigenden Nothſtand nicht anerkennen fünnen 
und muß baber, wie auch ber Konſequenzen wegen, von 
einer Befürwortung des Geſuchs Abftand nehmen. 

Sie beantragt daher, bie Petition auf fich beruhen 
zu lafien. 
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Prüfident: 

„Will die Kammer aud biefe zulegt vor: 

getragene Petition auf ſich berußen laſſen?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Schluſſe unferer 
Tagesorbnung angelangt. 
| Ih beraume die nächſte Sikung auf Donnerstag, 
ben 22. Februar, mittags 12 Uhr an und feße auf bie 
Tagesorbnung: 
| 1. Vortrag aus ber Megiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 





Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über das Königl. Dekret Nr. 23, 
ben Perſonal- und Bejoldungsetat der Landes: 
brandverfiherungsanftalt für die Jahre 1900/01 
betreffend. (Drudjahe Nr. 77.) 
Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Kap. 103 bes orbentlichen 
Staatshaushaltsetat? für die Finanzperiode 
1900/01, Geſandtſchaften, in Verbindung mit 
| dem Königl. Dekrete Nr. 25, einen Nachtrag zu 
| bem orbdentlihen Staatshaushaltsetat auf die 
| Finanzperiode 1900/01 betreffend. (Druckſache 
Nr. 65.) 
| . Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über bie Kap. 104, 105 und 106 
bes orbentlihen Staatshaushaltsetats für bie 
Finanzperiode 1900/01, Finanzielles Verhältniß 
Sachſens zum Reiche, Reichstagswahlen und 
Vertretung Sachſens im Bundesrathe betreffend. 
| (Drudjahe Nr. 66.) 
Zur Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein 
Herren Oberbürgermeifter Dr. Schröder und Herrn Ritter: 
gutsbeſitzer von Oppell. 

Meine Herren! Ich darf wohl bitten, nachher zur 
Entgegennahme einer ganz kurzen Mittheilung noch hier 
bleiben zu wollen. 

Der Herr Protokollführer iſt bereit, das Protofoll 
zu verleſen. 
| (Schriftführer Kammerherr Freiherr von Find 

verlieft das Protokoll.) . 

Es hat wohl niemand gegen das Protokoll etwas 
einzuwenden? — Das ift nicht ber Fall; ich erkläre 
‚basfelbe für genehmigt und fchließe die öffentliche 
Sitzung. 
| (Schluß der Sitzung 1 Uhr 25 Min. nahmittags.) 


2. 
3. 
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Einunddreißigfte öffentlihe Sitzung 
ver Erfien Hammer 
am 22. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 


Snbaflt: 

Entihuldigung. — Regiftrandenvortrag Nr. 977 — 985. — 
Anträge zu den mündlichen Berichten der zweiten Deputation 
über: a) das Königl. Dekret Nr. 23, den Perjonal: und 
Befoldungsetat der Landesbrandverfiherungsanftalt für 
die Jahre 1900/01 betr.; b) Kap. 103 des ordentlichen 
Staatshaushaltsetats für die Finanzperiode 1900,01, 
Gefandtihaiten, in Verbindung mit dem Königl. Dekrete 
Nr. 25, einen Nachtrag zu dem ordentlichen Staatshaus: 
haltsetat auf bie Finanzperiode 1900/01 betr., und c) die 
fop. 104, 105 und 106 des orbentlihen Staatshaus: 
haltsetats für die Finanzperiode 1900/01, Finanzielles 
Verhältniß Sachſens zum Reiche, Reichetagswahlen und 
Bertretung Sachſens im Bundesrathe betr. — Feſtſehung 
ber Zeit und Tagesordnung für die nächſte Sigung. — 
Rorlefung und Genehmigung des Protofolls über die 
heutige Sitzung. 


Bräfident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 


Die Herren Regierungstommifjare Geh. Regierungs: 
räthe Dr. Haberforn, Dr. Kunze und Geh. Legations: 
rath Freiherr von Salza und Lidhtenan. 


Anweſend 40 Kammermitglieber. 
Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sigung. 


Entſchuldigt hat ſich für Heute Herr von Wap- 
borf wegen dringender privater Geſchäfte. 
1.8. (1. Abonnement.) 


Dresden, am 22. Februar 


1900. 


Den Bortrag der Negiftrande giebt Herr Freiherr 
von Wind. 

(Nr. 977.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation, die Betition bes Privatus Carl 
Otto in Dresden um Gewährung von Scadenerfaß 
wegen angeblich unrichtiger Entſcheidung eines Rechts: 
ſtreits betr. 

(Nr. 978.) Desgleihen über die anberweite Pe— 
tition des Privatmanns Heinrich Diep in Leipzig, Uebel— 
ftände in der Rechtspflege betr. 

(Nr 979.) Unzeige ber vierten Beputation über 
die für umzuläffig erflärte anonyme Petition um uf: 
beflerung der Penſion der Lehrerswittwen. 

(Nr. 980.) Desgleichen, betreffend die für unzuläffig 
erflärte Berition des Guſtav Zeuſche in Grimma um 
miethweife Ueberlafjung eines Bahnwärterhaufes zwiſchen 
Nimbſchen und Grimma. 

Präfident: Dieje vier Nummern fommen auf eine 
ber nächſten Tagesordnungen. 

* 931.) Der Landesausſchuß für das Königreich 
Sadjjen bes Deutſchen Flottenvereins überjendet 48 Stüd 
Einladungsfarten zu der Eröffnung der Marineausftellung 
im hiefigen Wusftellungspalafte- am Montag, den 
26. Februar d. J, 2 Uhr nachmittags. 


Präfident: Bitte zu verlefen. 


(Sekretär Freiherr von Find verlieft das Einladungs: 
ſchreiben.) 


Meine Herren! Ich bitte Sie alſo, ſich ein— 
zeichnen zu wollen, womöglich noch morgen, damit 
wir die nicht beliebten Karten zurüdjenden können, Ich 
bemerke weiter, daß die Ausftellung von großem Inter: 
efie ift und der Herr Admiral Hollmann hierzu er: 
wartet wird. Ich fchlage deshalb ber Kammer vor, 
daß wir unfere Sipungen um einen Tag vorrüden und 
die übernächſte Montag halten. — Die Kammer fcheint 
damit einverftanden zu fein, damit man das Angenehnte 
mit dem Nüplichen verbinden kann. 
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(Nr. 982.) Prototollertralt der Zweiten Kammer, 
betreffend Sclußberathung über Dekret Nr. 28, den 
Entwurf eines Geſetzes, Abänderungen tes Einkommen: 
ſteuergeſetzes vom 2. Juli 1878 betr. 


(Nr. 983.) Desgleichen, betreifend Schlufberathung 
über Kap. 94 bis mit 101 des Etats für 1900/01, 
Gymnafien, Seminare, Volksſchulen ıc. betreffend, ſowie 
Tit. 19 des auferordentlihen Etats, Erbauung eines 
Rektorwohngebäudes beim Gymnafium Dresden-Neuftadt 
betreffend. 

Präjident: Beide Nummern fommen an die zweite 
Deputation. 

(Nr. 984) Betition des penfionirten Bezirks: 
feldwebels Baldauf mebft Sohn Arno Baldauf in Puls: 
nig, NRechtsverfümmerung betr. 

Prüäfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 985.) Dankſchreiben des Raths und ber 
Stadtverorbneten zu Buchholz für Verwilligung der in 
Tit. 65 und 66 bes außerorbentlichen Etats für 1900/01 
eingeftelten Mittel zu Eifenbahnbauten in Buchholz. 


Präfident: Bitte zu verlejen. 
(Geſchieht.) 

Meine Herren! Es war dieſes die letzte Nummer 
der Regiſtrande. 

Wir gehen über zum zweiten Gegenſtande der 
Tagesordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte 
der zweiten Deputation über das Königl. Dekret 
Nr. 23, ben Perſonal- und Bejoldungsetat der 
Landesbrandverjiherungsanftalt für die Jahre 
1900/01 betreffend.“ (Drudjadhe Nr. 77.) 


(Berge. M. I K. S. 366 f. u. 546 ff.) 


Berichterftatter ift Herr Geh. Kommerzienrath 
Thieme. 


Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Meine 
geehrten Herren! Ich habe im Namen ber zweiten Depu- 
tation über das Allerhöchſte Dekret Nr. 23 zu berichten. 
Dasielbe lautet: 

(Wird vorgelefen.) 


Die Forderung, welde im Boranjchlage zum Etat 
der Zandesbrandverficherungsanftalt uns vorliegt, hat 
eine geringe Mehrforderung gegen den Betrag der im 
vorigen Landtage gebraucht wurde, aufzumweifen, es find 
im ganzen 14,765 M. Ich werde mir erlauben, Ihnen 
die Hauptpofitionen — es find deren nur 3 — vor: 
zutragen, die Heinen, unbebeutenden Abweichungen find 
in ber Erläuterungafpalte genügend motivirt. Ach be: 
ginne mit Titel 1: in demfelben werben 2100 M. mehr 
verlangt, 600 M. für den Direltor, dann 1200 M. für 
einen nen zu ernennenben Stellvertreter besjelben, ber 
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aus der Zahl ber bereit? fungirenden Räthe heraus: 
genommen wird, und 1200 M, erhalten joll, ferner für 
einen Rath 300 M., ergiebt 2100 M. In Tit. 3 werben 
5300 M, verlangt für zwei neue Sefretäre mit durch— 
jchnittlih 3000 M. und für zwei Erpedienten mit durch: 
ichnittlid 1300 M., giebt 8600 M., dagegen kommen in 
Abzug die Bezüge der bisherigen Kopiften, welche nad) 
den jepigen Beitimmungen unter die perjönlichen Aus: 
gaben zu rechnen find. Es verbleiben 5300 M. wie in 
Tit. 3 eingeftellt. In Tit. 5 werden verlangt 5400 M. 
mehr, nämlich für die Oberinjpeltoren, zu nöthigen Ge- 
haltserhöhungen 1500 M,, für einen Infpeltor 600 M. 
und zu tranfitoriichen Gehaltserfüllungen —, jeither 
Ortszulagen genannt, — dreimal 1200 M. find 3600 M., 
giebt zufammen 5700 M. wovon der tranfitorifche Ge- 
haltsbetrag von 300 M. abgeht, bleiben 5400 M. In 
Tit.5 find 4800 M. überhaupt nur tranfitorifch ein- 
geftellt. Die legte Mehrforderung in Tit. 12 beträgt 
1500 M. und ift nöthig für zwei Bulagen an zwei 
Oberinjpeftoren und zwei Injpektoren, deren thatſäch— 
licher Aufwand die derzeitigen Zuwendungen überfteigt. 
Wenn bie hohe Kammer die Borlage genehmigen wird, 
habe ich noch zu bemerken, dab in Tit.1, 2, 3,4 je 
eine Schlußbemerkung enthalten ift, welche lautet: 
„eventuelle Aufrüdung nad jo und fo vielen Jahren”; 
nad) dem PVorgange der Zweiten Kammer muß bieje 
Bemerkung geftrihen werben, weil unfere Staatöregierung 
auf die damals geplante Bejoldungsordnung, wie Ihnen 
befannt geworben ift, verzichtet hat. ch möchte noch 
erwähnen, daß in der Zweiten Sammer von mehreren 
Seiten lebhaft bemängelt worden ift, daß die Hülfs— 
arbeiter, — fie wurden dort Unterbeamte genannt, — 
ſeitens der Branbinfpektoren fehr gering bejolbet werben. 
Die Befoldungen gehen herunter bis auf 10,50 M. per 
Woche und man muß zugeftehen, dab damit, wie einer 
ber Herren Rebner in der Zweiten Kammer gejagt hat, 
ein menjhenwürdige® Dafein ſchwer zu führen ift. 
| Se. Ercellenz der Herr Staatsminifter von Metzſch hat 
| jofort erwidert, daß er gar feinen Einfluß auf die Be— 
joldung der Hülfsarbeiter habe, denn dieſelben jeien 
nicht Beamte, fondern nur Angeftellte von Seiten der 
Brandinipeltoren und Ständen zu benjelben in einem 
privatrechtlichen Verhältniffe, jo daß die Staatöregierung 
zwar verſprechen könne, fie wolle bei ben Brand: 
infpeftoren eine befjere Befolbung befürworten, aber 
einen Erfolg könne fie nicht garantiren. Dem hat 
der Herr Direktor der Brandverfiherungsanftalt 
Geh. Regierungsrat Haberforn Hinzugefügt, daß es 
fich hier bei diefem Minimallohne, der angefochten worden 
ift, meift um ganz junge Leute handele, bie eben bie 


Schule verlafien Haben, und die ihren Brotherren — 
wenn ich fie jo nennen darf —, den Herren Brand: 
infpeftoren in den erften Jahren einen Nuben nod) gar 
nicht bringen fünnen. Die Verwendbarkeit diejer Herren 
tritt erft ein, wenn fie ſich ordentlich eingerichtet Haben 
und tüchtig geworben find, und dann fteigen fie aud) in 
ber Bejoldung. Uebrigens Hat der Herr Geh. Rath 
gejagt, dab der Andrang zu diefen Stellen, troß einer 
niedrigen Anfangsbefolbung, ein jehr reger fei, weil 
eine große Zahl von jungen Leuten hofft, — und es 
auch thatſächlich erreicht, daß fie bei guter Führung und 
guter Leiſtung als wirkliche Beamte jpäter in ber Landes: 
brandverfiherungsanftalt angeftellt würden und dieſe 
Chance veranlaft eine Menge junger Leute, ihr Glüd 
zu verſuchen. Die Zweite Kammer hat fi) mit diefen 
Erklärungen begnügt und ich glaube, wir fünnen aud) 
darüber zur Tagesordnung übergehen. ch möchte dem: 
nad) die hohe Kammer erfuchen, fie wolle in Ueber: 
einftimmung mit der Zweiten Kammer bejchließen: 
„die Ausgaben mit 503,460 M. nad der Bor: 
lage, jedoch unter Wegfall der Vorbehalte even- 
tueller Wufrüdung bei Tit. 1,2, 3 und 4 zu 
bewilligen.“ 

Präfident: Wünſcht jemand hierzu das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. IH frage bie Kammer, 

„ob fie in Uebereinftimmung mit ber Zweiten 

Kammer bejhließen will die Ausgaben mit 

503,460 M. nad) ber Vorlage, jedoh unter 

Wegfall der Vorbehalte eventueller Auf: 

rüdfung bei Tit. 1,2,3 und 4 zu bewilligen?” 
Einftimmig. 

Es ift die Autwort auf ein Königl, Dekret. Ich 
bitte die Königl. Staatsregierung zu erklären, ob fie 
namentliche Abftimmung wünſcht. 

(Königl. Kommifjar Geh. Regierungsrat Dr. Kunze: Die 
Regierung verzichtet.) 

Präfident: Wir gehen über zum dritten Gegenftande: 
‚Antrag zum mündlichen Berihte der zweiten 
Deputation über Kap. 103 des orbentliden 
Staatshaushaltsetats für die Finanzperiode 
1900.01, Geſandtſchaften, in Verbindung mit dem 
Königl. Dekrete Nr. 25, einen Nadhtrag zu dem 
orbentliden Staatshaushaltsetataufdieffinang: 
periode 1900/01 betreffend.” (Drudjadhe Nr. 65.) 

(Bergl. M.11.8.&.33 ff., 372 u. 496.) 

Berichterftatter Herr Oberbürgermeifter Beutler. 

Berichterftatter Oberbürgermeifter 
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Kap. 103 zu referiren, Gejandtichaften und gleichzeitig 
über das dazu eingegangene Königl. Dekret Nr. 25, einen 
Nachtrag zu dem ordentlichen Staatshanshaltsetat be- 
treffend, welches lautet: 


(Wird verlefen.) 


Der urſprünglich vorgelegte Etat in Kap. 103 ſchloß 
mit einer Bedarfsfumme von 93,200 M. genau in der: 
felben Höhe, wie in ber vorausgegangenen Etatperiode 
ab. Im Königl. Dekret, welches id) die Ehre hatte, 
Ihnen vorzutragen, wurde ein Nachtrag vorgelegt, in 
welchem eine Erhöhung der Repräjentationsaufmendungen 
an die Gejandten zu Berlin, Wien und Münden ge: 
fordert wurbe, unb zwar an erfteren in Höhe von 
5000 M., an den Gefandten in Wien in Höhe von 
10,200 M. und an den Gejandten in Münden von 
5000 M. Die Begründung in den Erläuterungen weift 
in der Hauptſache darauf Hin, daß in jenen Städten 
eine fortdauernde, und namentlich in den legten Jahren 
bemerkbar gewordene Steigerung ber Preije aller Lebens: 
bebürfnifje hervorgetreten ſei, und Ihre Deputation, 
welche dieje Frage geprüft Hat, konnte ſich allenthalben 
nur der Begründung der Forderung anſchließen, mußte 
fie deshalb billigen und Ihnen empfehlen, dieje For— 
derung zu bewilligen. Es erhöht ſich dadurch der Be: 
barf auf 113,400 M., und Ihre Deputation ſchlägt 
Ihnen beshalb vor, biefe Ausgabe in ber genannten 
Höhe zu bewilligen, und damit das Königl. Dekret infoweit 
für erledigt zu erklären. 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es 
nicht der all, Ich frage die Kammer, 


„ob fie bei Kap. 103, Geſandtſchaften, nad 
ber abgeänderten Borlage bie Ausgaben mit 
113,400 M. bewilligen will?” 

Einftimmig. 

E3 folgt nunmehr der „Antrag zum münd— 
fihen Berichte der zweiten Deputation über bie 
Kap. 104, 105 und 106 bes ordentliden Staats— 
haushaltsetats für die Finanzperiode 1900,01, 
FSinanzielles Verhältniß Sahfens zum Reiche, 
Neihstagswahlen und Vertretung Sachſens im 
Bundesrathe betreffend.” (Druckſache Nr. 66.) 


(Bergl.M. 11.8.8. 33 ff. u. 548.) 
Derjelbe Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter 
rath a. D. Bentler: Meine Herren! 


Geh. Finanz’ 
Das Kap. 104, 


Geh. Finanz: Finanzielles Verhältniß Sachſens zum Reiche, fchliet 


tath a. D. Beutler: Sch Habe die Ehre, Ihnen über | jeit einigen Jahren mit derfelben Ziffer in Einnahme 
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und Yusgabe ab. Diesmal 35,465,300 M. Es ift an 
fich dazu nichts weiter zu jagen, als Ihnen vorzufchlagen, 
dieſes Kapitel nad) der Vorlage zu bewilligen. Eins 
fönnte ih noch in Erinnerung bringen, das nämlich, 
wie Se. Ercellenz ber Herr Finanzminifter bei der Etat: 
rebe in der Zweiten Kammer hervorgehoben hat, daß 
der Fonds, welcher aus früher höheren Einnahmen 
gegenüber den Ausgaben gebildet ift, gegenwärtig eine 
nicht ganz unanſehnliche Höhe erreicht hat. Er hat im 
Jahre 1896,97 einen Zufluß gehabt von 4,168,467 M,, 
um diefe Summe war aljo ber Weberweifungsfteuer: 
betrag höher als die Matrifularbeiträge. Sie wiſſen, 
daß im Jahre 1895 beichloffen worben ift, biefe etwaige 
Mehreinnafme an Ueberweifungsfteuern über bie 
Matrifularbeiträge nicht zu verzehren, jondern an einen 
Fonds zu überweifen bis zu einer Beit, wo das um: 
gefehrte Verhältniß eintritt, de h, wo wir weniger an 
Ueberweifungsbeträgen zu befommen haben, als bie 
Matrifularbeiträge ausmachen. In der vorausgegangenen 
Etatperiode ift der Zufluß erheblich geringer geweſen, 
er hat nur 190,000 M. betragen, und Sie werben fchon 
aus dieſer Verfchiedenheit erfennen können, wie leicht 
es vorfommen kann, daß die Matrifularbeiträge auch 
einmal erheblich höher find als die Ueberweiſungs— 
fteuern. Leider ift gegen die Gefahr, daß bedeutende 
Summen vom GStaate an das Reich herauszuzahlen 
find, die gewünjchte Barriere noch immer nicht gefchaffen, 
mit anderen Worten, die Reichsfinanzreform nod) immer 
nit unter Dad. Ih glaube auch im Sinne ber 
Kammer zu ſprechen, wenn ich den Wunſch zum Aus- 
drude bringe, daß dies recht bald gefchehen möchte, d. h. 
daß bie einzelnen Staaten vor Herauszahlungen an das 
Reich durch) die Erhöhung der Matrikularbeiträge gegen: 
über den Ueberweifungsfteuern geſchützt werben möchten. 
Im übrigen fann ich nur empfehlen, das Kap. 104 nad) 
ber Vorlage zu bewilligen mit 35,465,300 M. in Ein» 
nahme und Ausgabe, 


Präfident: Es begehrt wohl niemand das Wort 
hierzu? — Ich frage die Kammer, 


„ob fie bei Kap. 104 den Anträgen der De: 
putation beitritt?“ 


Einftimmig. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanz: 
rath a, D. Bentler: Zu Kap. 105, in welchem nad) ber 
Borlage 1500 M. poftulirt werben, habe ich nichts zu 
bemerken und empfehle der Kammer, dasſelbe nad) ber 
Vorlage allenthalben zu bewilligen. 
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Präfident: 


„zritt bie Hammer aud bei Kap. 105 bem 
Antrage der Deputation bei?“ 


Einftimmig. 


Berichterftatter Dberbürgermeifter Geh. Finanz: 
rath a. D. Bentler: Zu Kap. 106. Auch Hier Liegen 
feinerlei Veränderungen gegenüber ben früheren Etats 
vor und Ihre Deputation kann daher nur ebenfalls 
empfehlen, das Kapitel nad) der Vorlage mit 41,450 M. 
Zuſchuß zu bewilligen. Die Bemerkung in dem Antrage 
zum mündlichen Berichte bedarf wohl jet nunmehr 
feiner weiteren Erläuterung, da die Abftreihung ber 
für bie etwa veränderte Bejoldungsart eingeftellten 
Summen in allen Kapiteln bes Etats wiederfehrt. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Das 
ift nicht der Fall. 


„Zritt die Kammer audh hier dem Antrage 
der Deputation bei?“ 


Einftimmig. 


Meine Herren! Wir find? am Schluſſe unjerer 
Tagesordnung angelangt; ich beraume die nächte 
Sigung auf Freitag, den 23. Februar, mittags 12 Uhr 
an und fege auf die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge. 


2, Untrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über bie Petitionen der Vieh— 
verficherungsvereine zu Dittmannsborf, Arns— 
dorf und Rathendorf, ſowie der Schlachtvieh— 
verficherungsgenofienfhaft zu Langenleuba- 
Oberhain um Abänderung von 8 3 bes Ge: 
ſetzes vom 2, Juni 1898, die ftaatliche 
Schlachtviehverſicherung betreffend. (Druchſache 
Nr. 67.) 


, Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition des Hausbefiger: 
vereind zu Sommerfeld, die Verwaltung ber 
Mebizinalbezirfe Leipzig: Stadt und Leipzig: 
Land betreffend. (Druckſache Nr. 93.) 


4, Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition bes Hausbeſitzer— 
verein zu Sommerfeld, die Uebertragung ge: 
wiſſer bezirksärztlicher Geſchäfte auf ein Me: 
dizinalfollegium betreffend. (Drudjache Nr. 94,) 


= 
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5. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten Zur Mitvollziehung bes Protofols lade ich ein 
Deputation, die Petition des Anftaltsauffehers | Herrn Domberrn von Trügfchler Freiherrn zum Falten: 
a. D. Ernft Ludwig Schöne in Waldheim und | ftein und Herrn Grafen und Edlen Herrn zur Lippe. 


Genofien um Penſionserhoöhung betteffend. Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 
(Drudjage Nr. 69.) | zu verlefen. 
| (Geſchieht.) 


;. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten | 
Deputation, bie Betition bes Gafthofsbefigers Hat jemand gegen das vorgelefene Protokoll irgend 
F. Friedrich in Hohenftein- Ernftthal um Ge: | welche Bemerkung zu machen? — Das ift nicht der Fall, 
währung einer Entjhäbigung für Entwerthung | Ich erkläre basfelbe für genehmigt und fchliehe bie öffent: 
jeines Gafthofsgrundftüdes infolge Verlegung | liche Sigung. 

ber fisfalifhen Straße betreffend. (Druckſache 

Nr. 70) ı (Schluß der Sigung 12 Uhr 37 Min. nachmittags.) 


— 
- 
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Zweinnddreikigfte öffentlihe Sitzung 
der Erften Sammer 
am 23. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 


Entſchuldigung. — Vorleſung und Genehmigung der Stän: 
diſchen Schrift auf das Königl. Dekret Nr. 6. 
Negiftrandenvorträge Nr. 986 — 1003. — Anträge zu ben 
mündlichen Berichten ber vierten Deputation über: 
a) die Petitionen ber Biehverfiherungsvereine zu Ditt- 
mannsborf, Arnsdorf und Rathenborf ſowie der Schladt- 
vieh⸗Verſicherungsgenoſſenſchaft zu Langenleuba⸗Oberhain 
um Abänderung von $ 3 des Geſetzes vom 2. Juni 1898, 
die ſtaatliche Schlachtviehverſicherung betr.; b) die Petition 
bes Hausbefigervereind zu Sommerfeld, die Verwaltung 
ber Mebizinalbezirte Leipzig:Stabt und Leipzig-Land 
betr.; o) bie Petition bes Hausbefigervereind zu Sommer: 
feld, die Uebertragung gewiſſer bezirlsärztlicher Geſchäfte 
auf ein Mebizinaltollegium betr.; d) die Petition des 
Unftaltsauffehers a. D. Ernft Ludwig Schöne in Walb- 
heim und Genoffen, PBenfionserhöhung betr., und e) bie 
Petition des Gafthofsbefigers F. Friedrich in Hohenftein- 
Ernftthal, die Gewährung einer Entſchädigung für Ent: 
werthung feines Gafthofsgrunbftüds infolge Verlegung 
ber fisfalifchen Straße betr. — Feſtſetzung der Zeit und 
Tagesordnung für die nächſte Sigung. Borlefung 
und Genehmigung bes Protofolls über bie heutige 
Sigung. 


— 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz 


Am Miniftertifhe: 


Der Herr Staatäminifter von Metzſch, fowie bie 
Herren Regierungsfommifjare Geh. Räthe Dr. Freiherr 


LR. (1. Abonnement.) 


von Bernewiß, Merz und Geh. NRegierungsrath Dr. 
Forker-Schubauer. 

Anweſend 39 Kammermitglieder. 

Prüäfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 

Entſchuldigt Hat ſich für Heute Herr Geh. Finanz⸗ 
rath a. D. Oberbürgermeiſter Beutler wegen dringender 
Geſchäfte. 

Es erfolgt zunächſt die Verleſung der Ständiſchen 
Schrift auf das Königl. Dekret Nr. 6, den Entwurf eines 
Geſetzes, die Benfionsberehtigung der Nabdelarbeits- 
lehrerinnen betreffend. Den Vortrag wird erftatten Herr 
Graf zur Lippe. 

Graf zur Lippe: Die Ständiſche Schrift auf bas 
Königl. Dekret Nr. 6, den Entwurf eines Geſetzes, bie 
Benfionsberechtigung derRabelarbeitslehrerinnen betreffend, 


lautet: (Wirb vorgelejen.) 


Präfident; Hat jemand gegen biefe Ständiſche Schrift 
etwas einzuwenden? — Es ift nicht der Fall. Sie 
würbe alfo zum Abgange zu bringen fein, benn fie hat 
bereit# in ber Zweiten Kammer ausgelegen. 

Den Vortrag aus der Regiftrande giebt Herr 
Sekretär Thiele. 

(Nr. 986.) Bericht der vierten Deputation über bie 
Betition des Vereins ber Viehhänbler der Amtshaupt- 
mannfhaft Borna um Abänderung des Viehjeuchengefeges 
vom 1. Mai 1894. 

(Nr. 987.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
weiten Deputation über Tit. 33 des außerorbentlichen 

t3 für 1900/01, Erbauung von Heizhausftänden für 
Lolomotiven betr. 

(Nr. 988.) Desgleihen über Tit. 43 besjelben Etats, 
Bahnhofserweiterung Tharandt betr. 

(Nr.989.) Desgleihen über Tit.46 besfelben Etats, 
Erweiterung des Bahnhofs Biſchofswerda betr. 

(Nr.990.) Desgleichen über Tit.55 besjelben Etats, 
Umbau ber Strede Chemnip» Kappel und theilweijen 
Umbau des Bahnhofs Chemnitz (zweite Rate) betr. 

55 
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(Mr. 991.) Desgleichen über Tit.57 besfelben Etats, 
Erbauung eines Dienftgebäudes in Chemnitz betr. 

Nr. 992.) Desgleichen über Tit. 72 besjelben Etats, 

bauung einer Zabeftelle in Auerhammer betr. 
(Nr.993.) Desgleichen über Tit. 76 besfelben Etats, 
die Erweiterung bed oberen Bahnhofs zu Reichenbach i. V. 
betreffend. 

(Nr. 994.) Deögleichen über Tit.81 besjelben Etats, 
Erweiterung des Bahnhofs Brambach betr. 

(Rr. —* Desgleichen über Tit. 82 desſelben Etats, 
Erweiterung des Bahnhofs Voitersreuth betr. 

(Nr. 996.) Desgleichen über Tit. 86 desſelben Etats, 
Erbanung eines Dienftgebäudes für bie Betriebsdireltion 
Leipzig I betr. 

(Nr. 997.) Desgleichen über Tit. 101 besjelben Etats, 
Erweiterung des Bahnhofs Mügeln b. D. betr. 

(Nr. 998. dee über Tit. 103 besfelben Etats, 
Umbau des Bahnhofs Radebeul (Nachpoftulat) betr. 

BPräftdent: Die fämmtlihen Nummern fommen auf 
eine der nächften Tagesorbnungen, 

Nr. * Protokollextralt der Zweiten Kammer, 
betreffend lußberathung über Tit. 36 und 37 des 
aufßerorbentlihen Etats für 1900/01, Hausgrundftüds- 
erwerbung in Dresden-A. ıc. betr. 

(Nr. 1000.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 62 des außerordentlichen Etats für 1900,01, 
—— vollſpurigen Eiſenbahn von Zwönitz nach 
Sceibenberg (Nachpoſtulat) betr. 

(Nr. 1001.) ——— betreffend Schlußberathung 
über Tit. 80 desſelben Etats, Erweiterung des oberen 
Bahnhofs in Plauen i. V. betr. 

(Nr. 1002.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 100 besfelben Etats, Erweiterung des Bahn: 
hofs Oſchatz betr. 

Präfident: Un bie zweite Deputation. 

Nr. 1003.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
aber“ die Petition des Sächſiſchen Schiffervereins zu 
Dresden, die Errichtung eines Floßhafens in ber Nähe 
ber fähfife-böhmi chen Grenze betr. 
BPräfident: An die vierte Deputation. 


Wir fahren weiter fort in ber Tagesordnung und 
gehen über zu bem „Untrage zum mündliden Be- 
richte der vierten Deputation, über die Bes 
titionen der Viehverfiherungsvereine zu Ditt— 
mannsborf, Arnsborf und Rathendorf ſowie der 
Schladtvieh = Verfiherungsgenofjenfhaft zu 
Langenleuba-Oberhain um Abänderung von $ 3 
bes Geſetzes vom 2. Juni 1898, bie ftaatliche 
Schlahtviehverjiherung betreffend.” (Druchſache 
Nr, 67.) 

Berichterftatter Herr Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler, 


bie 


1.8. 32. Siyung, am 23. Februar 1900, 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Kaenbler: 
Meine hochgeehrten Herren! Nach $ 1 bes Geſetzes, bie 
Schlachtviehverfiherung betreffend, vom 2. Juni 1898 
find die im Staatsgebiete befindlichen Rinder und Schweine 
im Alter von drei Monaten aufwärts bei ber ftaatlichen 
Biehverficherungsanftalt gegen diejenigen Verluſte ver- 
fihert, welche nad ber Schlahtung ber Thiere durch 
Ungenießbarkeit oder Minderwertherflärung des Fleiſches 
bei der Fleiſchbeſchau entftehen. Der Verfiherungszwang 
ift alfo eng begrenzt und auf bie hauptſächlichſten Arten 
ber Schlachtthiere und auf ſolche Verluſte beſchränkt, 
welche durch Beanſtandung des Fleiſches dieſer Thiere 
bei der Fleiſchbeſchau entſtehen. Innerhalb dieſer Grenzen 
aber nimmt der Staat mit Recht den ausſchließlichen 
Verſicherungszwang in Anſpruch und ſchließt jede Privat⸗ 
verſicherung aus. 

83 bes Geſetzes beſtimmt demgemäß: 

„Die Verſicherung der Schlachtthiere bei privaten 
Verſicherungsanſtalten und Genoſſenſchaften iſt nur gegen 
Berlufte zuläſſig, für welche die Landesanſtalt Ent: 
ſchädigung nicht gewährt.“ 

Gegen dieſe Beftimmung wenden fi nun in vier 
gefonberten Petitionen, welche faft wörtlich gleich lauten, 
die Verficherungsvereine in Dittmannsborf bei Benig für 
die Orte Wernsborf, Dittmannsdorf, Penig, Thierbach, 
Markersborf, Oberfteinbah und Nieberfteinbad, ber 
Biehverfiherungsverein zu Arnsdorf bei Rochsburg, ber 
Viehverficherungsvereins zu Rathendorf und bie Schladit- 
viehverficherungsgenoflenihaft, E. G.m. b. H. zu Langen- 
leuba⸗Oberhain. 

Wenn nun auch zugegeben werden müſſe — ſo führen 
die Petenten aus —, daß durch die ſtaatliche Viehver⸗ 
ſicherung mancher Viehbeſitzer vor größeren Schäden be— 
wahrt werde, jo ſeien doch auch andere Fälle vorhanden, 
wo bie ftaatliche Viehverfiherungsanftalt nicht entſchädige, 
z. B. bei Nothſchlachtungen, Ungenießbarleitserflärungen 
einzelner Organe ꝛc. Derartige Fälle träten auch bei 
den Beſitzern kleiner und mittlerer Wirthſchaften öfter 
ein, während dieſe nur ſelten in der Lage ſeien, ein 
Stück Vieh zum Verlaufe zu ſtellen. Die Vortheile ber 
ftaatlihen Viehverficherung fämen baber in ber Haupt- 
ſache den Befigern größerer Viehbeftände zu gute und 
denjenigen Landwirten, welche Abmellewirthſchaft be 
treiben, Mit biefen Verhältnifien rechnend, hätten an 
vielen Orten die Landwirthe Ortsviehverficherungen ins 
Leben gerufen, welche außerordentlich fegensreich wirkten, 
indem fie nicht nur 80 Prozent für Schlachtvieh als 
Entfhädigung gewähren, fonbern aud alle fonftigen 
Schäben vergüten, für welche feitens ber ftaatlichen An: 
ftalt Entſchädigung nicht gewährt werde, Die Schlacht: 
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vießverficherungsgenofjenfchaft zu Langenleuba-Oberhain 
bemerkt insbejondere, fie entſchädige nicht allein durch 
Ungenießbarkeit: oder Minderwertherflärungen bes 
Fleiſches entftehenden Schaden, ſondern auch jegliche 
dur Berwerfung einzelner Organe, 3. B. Lunge, Leber ıc. 
entſtehenden Verluſte mit 100 Prozent des Verkaufs: 
preifes, und es fei feftgeftellt, daß auf bie letztgenannten 
Drgane ein verhältnigmäßig Hoher Prozentjag komme. 
Unter folgen Berbältniffen num trete eine Erleichterung 
für die Landwirtbichaft, wie fie durch das Schlachtvieh- 
verfiherungsgejeß gefchaffen werben folle, wohl kaum ein, 
vielmehr werde für die betreffenden Lanbwirthe das Auf- 
hören ihrer Ortsverſicherung recht fühlbar. 

Sie bitten nun übereinftimmend, $ 3 des Gejehes, 
die ftaatlihe Schlachtviehverfiherung betreffend, vom 
2. Juni 1898 dahin abzuändern: 

„Die Verfiherung bei heimathlichen Genofjen- 
Ee ift zugelaflen, wenn legtere 80 Prozent Ent- 
Ihädigung bei Schlachtvieh gewähren und aud bie Ver: 
luſte vergüten, für welche die Landesanftalt nicht ent 
Ichädigt.“ 

Die Petenten wünfchen aljo, mit dieſer Aenderung 
beziehentlich mit diefem Zuſatze zu $ 3 bes gedachten 
Geſetzes zu erreichen, daß die Verfiherung der Schlacht: 
thiere bei Privatverficherungsgenofjenfchaften in den— 
jenigen Fällen für zuläffig erflärt werbe, in welden 
nad dem Geſetze nusichließlih die ftantliche Vieh— 
verfiherung zuftändig ift, wenn auch unter gewifien 
Bedingungen. 

Dafür aber, meine Herren, fann Ihre Deputation 
fi) nicht verwenden. Sie würbe es vielmehr für be- 
denklich erachten, wollte man das in $ 3 bes gedachten 
Geſetzes aufgeftellte Prinzip im Sinne ber Petenten 
wieder durchbrechen. Es mag zugegeben werben, daß 
der eine ober ber andere private Viehverficherungsverein 
durch die ftaatliche Schlachtviehverficherung beeinträchtigt 
werden kann. ber höher fteht doch die Erwägung, 
daß bie ftaatliche Schlachtviehverficherung, welche die mit 
der Einführung ber allgemeinen Vieh: und Fleiſch— 
beihau für jeden Viehbeſitzer verbundenen finanziellen 
Schädigungen mildern und ausgleichen fol, den all» 
gemeinen Nutzen nur bringen kann, wenn fie alle in 
ihre Buftändigkeit fallenden Fälle auch wirklich umfaßt, 
Den Viehbeſitzern freizuftellen, ob fie bei ber privaten 
oder der ftaatlihen Verfiherung Antheil nehmen wollen, 
hieße dem ganzen Viehverſicherungsgeſetze, das übrigens 
noch nicht einmal in Kraft getreten ift, den Boden ent: 
ziehen. Hierzu fann Ihre Deputation die Hand nicht 
bieten. Uebrigens bleibt diefen Verſicherungsgenoſſen— 
Ihaften ein gewiſſer Spielraum zu ihrer Bethätigung 


noch immer, da bie Verficherung anderer Thiere als ber 
Schlachtthiere, ſowie ber Schladtthiere gegen andere als 
bie im Gefege bezeichneten Verluſte nad) wie vor dem 
freien Willen ber Betheiligten ebenfo überlaffen bleibt 
wie die Urt diefer DVerfiherung und die Stelle, bei 
welcher fie ſolche am günftigften zu juchen glauben. 

Aus diefen Gründen beantragt Ihre Deputation, 
bie vier Petitionen auf fich beruhen zu Iafien. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 


Ih frage die Kammer, 


„ob fie die fämmtliden Petitionen auf ſich 
beruhen lafien will?“ 


Einftimmig. 


Wir fahren fort. Wir gehen über zu dem „Anz 
trage zum münblihen Berichte ber vierten Depu- 
tation über die Petition bes Hausbejigervereins 
zu Sommerfeld, die Verwaltung der Mebizinal« 
bezirte Leipzig: Stadt unb Leipzig-Land be- 
treffend.” (Druckſache Nr. 93.) 


Berichterftatter Wirkt. Geh. Rath Meuſel: Der 
Hausbefigerverein zu Sommerfeld richtet an die Stände: 
verjammlung das Erjuchen, fie wolle dahin wirken, daß 
die Medizinalbezirfe Leipzig : Stadt und Leipzig - Land 
in Bufunft nicht mehr von einem und bemfelben Bezirks: 
arzte verwaltet werben, fonbern die Verwaltung biefer 
Bezirte je einem befonderen Bezirksarzte übertragen 
werde, wie das 3. B. bezüglich) der Kirchen- und Schul: 
infpeltionsbezirfe bereits gejchehen fei. Es wird in der 
Petition ausbrüdlich bemerkt, daß fich diefe Bitte durch— 
aus gegen niemand perfönlich kehren folle, jondern nur 
aus der allgemein verbreiteten Anſicht hervorgegangen 
fei, dab es für den Geichäftsgang eine große Er: 
leichterung bebeuten würbe, wenn bie Verwaltung zweier 
jo großer Bezirke nicht durch Perfonalunion verbunden, 
fondern in Bufunft durch Uebertragung der Gejchäfte 
an zwei verjchiebene Perfönlichkeiten auseinandergehalten 
würde. Es bürfte, jagen die Betenten weiter, durch 
eine Einrichtung in biefem letzteren Sinne gerabezu 
einem wirflihen Bebürfniffe, einer gebeihlichen Volt: 
wirthſchaft Genüge gejchehen. 

Die Deputation bat fi veranlaßt gejehen, bie 
Königl. Staatsregierung um eine Aeußerung über bie 
Petition namentlih in ber Richtung zu erſuchen, ob 
ähnliche Unträge noch von anderer Seite an bie Re: 
gierung ergangen feien und ob fonft noch ein Bedürfniß 
nach einer getrennten Verwaltung biejer beiben Mebi- 
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zinalbezirfe Leipzig : Stabt und Leipzig: Land hervor: 
getreten jei. 
Der Herr Regierungstommifjar hat darauf folgendes 
erflärt: 
„Die Bereinigung ber Funktion eines Stadtbezirks— 
arztes für die Stadt Leipzig und eines Bezirksarztes für 
den amtshauptmannfchaftlihen Bezirk Leipzig fei auf 
dringenden Wunſch des Stadtraths zu Leipzig im Jahre 
1878 vom Minifterium des Innern unter der Voraus: 
jegung ber Beftellung eines ftändigen Stellvertreters des— 
jelben als Stabtbezirfsarzt für die Perfon des damaligen 
Stelleninhaberd genehmigt und dabei der Wiberruf für 
ben Fall vorbehalten worden, daß ſich aus diefer Ver- 
bindung Unzuträglicfeiten ergeben follten. 
Solche Unzuträglichkeiten ſeien bis jet noch nicht 
zur Kenntniß des Minifteriums gelangt, vielmehr jcheine 
dieſe Berbindung infofern manche Vorzüge zu haben, 
als damit eine gleichmäßige Behandlung mebizinal- 
polizeilicher Fragen in der Stadt Leipzig und in zahl: 
reihen Vororten mit theilmeife gleichen Verhältniſſen 
fihergeftellt jei. Ob die fragliche Vereinigung bei einem 
Wechſel in ber Perjon bes derzeitigen Stelleninhabers 
werbe fortbeftehen bleiben, hänge von den Verhältniſſen 
ab. In biefer Beziehung biete die vorliegende Petition 
jedenfalls fein Material zur Entſcheidung. Bon anderer 
Seite jeien derartige Anträge, wie die vorliegende Pe— 
tition bed Hausbefigervereins zu Sommerfeld, nicht ein- 
gegangen.“ 
Nah diefen Darlegungen der Königl. Staats: 
regierung ift Ihre Deputation um jo weniger in ber 
Lage, für die Petition einzutreten, als die Petition 
feinerlei thatjächliches Material dafür beibringt, ja nicht 
einmal die Behauptung aufftellt, daß aus ber zeitherigen 
fombinirten Verwaltung beiber Mebizinalbezirfe Leipzig: 
Stadt und Leipzig-Land ſich erhebliche Unzuträglichkeiten 
ergeben hätten. 
Die Deputation beantragt daher, die hohe Kammer 
wolle bejchließen, die Petition auf fich beruhen zu laſſen. 
Prüfident: Dafern niemand das Wort begehrt, — 
frage ich die Kammer: 
„ob fie in Uebereinftimmung mit ihrer Depu: 
tation die Petition auf ſich beruhen laſſen 
will?“ 

Einftimmig. 

Ich erſuche ben Herrn Berichterftatter zum weiteren 
Gegenftande überzugehen: „Antrag zum mündlichen 
Berichte ber vierten Deputation über die Pe— 
tition bes Hausbefigervereins zu Sommerfeld, 
die Uebertragung gewiffer bezirfsärztlider Ge— 
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fhäfte auf ein Medizinalkollegium betreffend,” 
(Drudjahe Nr. 94.) 


Berichterftatter Wirkt, Geh. Rath Meuſel: Derjelbe 
Hausbefigerverein in Sommerfeld bittet, die Stände— 
verfammlung wolle dahin wirten, daß gewiſſe bezirls⸗ 
ärztliche Gejchäfte, wie z. B. die Begutachtungen in Bau: 
ſachen nad) mebizinalpolizeilichem Gefichtspunfte, in Zu— 
funft nicht mehr ber einzelnen Perfon eines Bezirks: 
arztes, fondern einem medizinischen Kollegium übergeben 
werben. Es wiürben in anderen wichtigen Verwaltungs: 
angelegenheiten die Entjcheidungen auch in follegialer 
Bufammenfegung getroffen, und es dürfte ein derartiges 
Berfahren in jo wichtigen Angelegenheiten, bie nicht nur 
für ben einzelnen, fonbern für ganze Gemeinden viel 
fah von großer Wichtigkeit feien, vor allem angezeigt 
erfcheinen. Der Hausbefigerverein bemerkt dazu wieder, 
daß bie Bitte fich durchaus gegen niemanden perfönlich 
fehren wolle, jondern nur aus einer in einem großen 
Theile des Volkes tief wurzelnden Empfindung hervor: 
gegangen jei. 

Die Petition ift jo allgemein gehalten und jo wenig 
begründet, übrigens aud) die Forderung der Einjegung 
von Mebizinaltollegien in unterfter Inftanz etwas jo 
Ungeheuerliches, daß die Deputation feine Veranlafjung 
gefunden Hat, ſich eingehender mit diefer Frage zu be- 
ihäftigen. Nur darauf will fie Hinweifen, daß gerade 
die in ber Petition erwähnten Begutachtungen in ber 
Regel eine örtliche Unterfuhung, eine Beaugenfcheinigung 
zur Vorausjegung Haben und da der Natur der Sache 
nad) eine derartige Ofularinfpektion nicht gut von einem 
Kollegium vorgenommen werden fann, jondern von einer 
einzelnen Perſon vorgenommen werben muß. 

Nahdem nun aud) die Königl. Staatsregierung durch 
ben Herrn Regierungskommiſſar erflärt Hat, „daß für fie 
fein ausreichender Anlaß vorliege, auf eine Abänderung 
ber bermalen beftehenden, auf dem Geſetze vom 30. Juli 
1836 beruhenden Organifation der unteren Mebizinal- 
behörben zuzufommen und daß insbefondere aud bie 
vorliegende Petition fein Material enthalte, welches zur 
Erwägung ber frage Anlaß geben könne“, beantragt bie 
Deputation, die Kammer wolle beichliegen, bie Petition 
auf ſich beruhen zu laſſen. 


Bräfident: Ich frage die Kammer: 
„ob fie bejchließt, auch dieſe Petition auf fi 
beruhen zu laſſen?“ 
Einjtimmig. 
5. „Antrag zum münbliden Berichte ber 
vierten Deputation, bie Petition des Anftalts- 
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auffehers a. D. Ernft Ludwig Schöne in Wald: 
beim und Genofjen um Benfionserhöhung be- 
treffend.” (Druckſache Nr. 69.) 

Abermals berfelbe Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Wirkl. Geh. Rath Menfel: In der 
jegt vorliegenden Petition, welche von zehn im Ruhe— 
ftande befindlichen früheren Auffehern ber Zandesanftalt 
Waldheim unterzeichnet ift, machen biefelben folgendes 
vorftellig. 

Soviel ihnen bekannt, ſeien dem Minifterium bes 
Innern durch den von der Ständeverſammlung ge— 
nehmigten Etat auf die Jahre 1894,95 bie Mittel zur 
Begründung einer vierten Gehaltsklaſſe von 2100 M. 
für die Wuffeher bei den Königl. Landesanftalten zur 
Verfügung geftellt worben. Sie, als Aufſeher erfter 
Klafje, hätten hiernach die Anwartichaft gehabt, vom 
1. April 1894 ab in bie höhere Gehaltsflaffe von 
2100 M. einzurüden, jo daß ihmen hei ihrer Benfionirung 
in ben Jahren 1895 bis 1897 gemäß $ 38 des Gejehes 
vom 3. Juni 1876 auch bie Höhere Penfion hätte zu gute 
fommen müfjen. Beides fei,jedoch nicht gefchehen. Das 
Minijterium des Innern habe fie in die höhere Gehalts: 
tlaſſe von 2100 M. nicht einrüden laſſen, jo daß fie 
auch nur nad) dem niedrigeren Gehalte von 1680 M. 
penfionirt worden jeien. Sie fühlten fi burd das 
Nihtanfrüden in bie von der Ständeverfammlung ge: 
nehmigte höhere Gehaltsklaſſe von 2100 M, nicht nur 
ſchwer geihäbigt, ſondern auch gefränkt, weil fie fich 
nicht bewußt ſeien, daß fie durch ihr dienftliches ober 
außerbienftliches Verhalten diefe Zurüdjegung verbient 
hätten. Sie fühlten ſich um fo mehr gekränkt, als fie mit 
Ausnahme eines Einzigen an dem Feldzuge 1870/71, 
einige fogar an ben fyelbzügen von 1864 und 1866 
ehrenvollen Antheil genommen hätten, andere Auffeher 
aber, welche nur wenig fpäter als fie penfionirt worden 
feien, bes höheren Gehalts von 2100 M. und hiernad) 
auch ber Höheren Penfion theilhaftig geworben jeien. 
Es hätte ihnen zwar das Minifterinm des Innern auf 
ein Bittgefuh vom 2. März 1898 anheimgeftellt, um 
eine Benfionserhöhung nachzuſuchen, falls bei einem der 
Bittfteller ein bringendes Bedürfniß Hierzu vorliegen und 
nachgewiejen werben follte. Diefes Iehtere aber, daß 
ein folches bringendes Bedürfniß vorliege, ſei nicht 
gerabe ber Fall, fie feien alle einer Penſionserhöhung 
wohl bebürftig, das würbe dem Minifterium nicht un: 
befannt jein. 

Sie bitten nun, bie Stänbeverfammlung wolle fi 
babin bei der Wegierung verwenden, daß ihnen bie 
Penfion nad ber Höheren Gehaltsffaffe von 2100 M. 


nachträglich noch verwilligt werde, falls nicht ein be— 
grünbeter Anlaß vorgelegen habe, ihnen damals das 
Aufrüden in die höhere Gehaltsffafle von 2100 M. zu 
verjagen. 

Die Deputation fand ſich veranlaßt, von der Königl. 
Staatäregierung eine Auskunft über den Sachverhalt 
einzuholen, und es hat ber Herr Regierungsfommiffar 
folgendes erklärt: 

Im Staatshaushaltsetat für die Finanzperiode 
1894/95 jeien ganz in gleicher Weiſe wie im Staats- 
hausbaltsetat für die vorhergehende Periode 1892,93 
die Befoldungen für bie Beamten bed gejfammten Auf: 
ſichts- und Hausbienftes der Landesanftalten eingeftellt 
geweſen mit nicht über 2700 M., durdjfchnittlich 1500 M., 
im Staatshaushaltsetat für die Finanzperiobe 1896/97 
dagegen ſei der Marimalbetrag von 2700 M. auf 
3000 M. erhöht worden, um ben Oberauffehern bei ben 
Straf: und Korrektionsanftalten nad) Befinden eine bis 
auf 3000 M. anfteigende Befoldung ebenjo gewähren 
zu können, wie fie die Oberaufjeher bei den Gerichts: 
gefangenenanftalten nad) dem Juftizetat hätten erlangen 
fönnen. Die Befoldungsftufen für die Oberauffeher 
und Aufſeher ber Landesanftalten hätten bis bahin be: 
tragen: für die Oberauffeher 2700, 2400, 2100 M., 
für die Auffeher 1860 M. in Klaſſe 1, 1650 M. Klaſſe 2a, 
1440 M. Kaffe 2b. Um bie Beförberungsverhältnifie 
für die Aufjeher mamentlid auch im Hinblide auf die 
befferen Avancementsverhältniffe der entſprechenden Bes 
amten bes Juſtizreſſorts günftiger zu geftalten, wären 
bis dahin einige der dienftälteften und hierzu geeigneten 
Auffeher zu überzähligen Oberauffehern, unter Ein- 
ftellung in die niebrigfte Gehaltsftufe für die wirffichen 
Oberauffeher, ernannt worden. Diefe Einrichtung hätte 
ſich aber mit Rüdfiht auf die dienftlichen Interefien 
nicht allenthalben als zwedmäßig erwiefen, fie wäre 
auch zu einer ausgiebigen Beflerung der Beförberungs: 
verhältniffe für die Aufſeher nicht genügend erachtet 
worden. Es jei deshalb beichloffen worden, die Be— 
foldungsftufen in folgender Weiſe feitzufepen: für bie 
Oberauffeher, zugleich infolge Erhöhung des Marimal- 
betrages, auf 3000, 2700 und 2400 M. für die Auf: 
feher auf 2100 M. Klaſſe 1a, 1860 M. Klaſſe 1, 
1650 M. Kaffe 2a, 1440 M. Kaffe 2b. In die neue 
Klaſſe für die Muffeher von 2100 M. Hätten in 
beſchränkter Anzahl bie Auffeher der erften Klaſſe 
nad ihrer Dienftfolge, tadelloje Führung und be» 
friedigenbe Dienftleiftung als Bifitationsanfjeher voraus: 
gejegt, follen einrüden können. Außerdem ſeien biejer 
Kaffe die vorhandenen überzähfigen Oberaufſeher, 
unter Belafjung ihres Ziteld und Ranges als 
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Oberauffeher, zugetheilt worden. Die neue Befolbungs- 
ftufe für die Aufjeher, aljo die Bejolbungsftufe 1a mit 
2100 M., um die es fich hier Handelt, fei vom 1. Oftober 
1897 ab in Kraft getreten, von welcher Zeit ab bie 
erften Einftellungen in dieſelbe erfolgt wären. Die 
Petenten jeien theils fchon in den Jahren 1893, 95, 96, 
ſammt und ſonders aber vor bem 1, Dftober 1897 pen: 
fionirt worben. Selbft wenn aber die Petenten am 
1. Oftober 1897 noch im Dienfte geftanden hätten, jo 
würde ihre Beförderung noch von ber Erfüllung ber 
vorhin erwähnten Borausjegung abhängig gewejen jein; 
außerdem wären nur 24 Stellen für die neue Stufe 
von 2100 M. beftimmt gewejen, und ed würbe daher 
ein Theil der Petenten, der in der Dienftfolge weit 
zurüditand, zunächſt überhaupt nicht haben aufrüden 
fönnen, Im übrigen fei von andern penfionirten Auf: 
fehern, die fich im der gleichen Lage befänden, wie bie 
Geſuchſteller, ein ähnlicher Anſpruch nicht erhoben worden. 

Nach diefen Darlegungen, mit denen bie betreffenden 
Pofitionen der Etats für 1892/93, 1894/95 und 1896/97 
allenthalben übereinftimmen, ift die Ungabe in der 
Petition, daß durch den von ber Stänbeverfammlung 
genehmigten Etat auf die Jahre 1894/95 die Mittel zur 
Begründung einer neuen vierten Gehaltsklaſſe von 
2100 M, für die Aufjeher bei den Landesanftalten zur 
Verfügung geftellt worden ſeien, durch die thatjächlichen 
Berhältnifje nicht begründet, und ebenjowenig bie 
Schlußfolgerung, daß den Petenten als damaligen Auf: 
jehern erfter Klafje bei der Landesanftalt Waldheim bie 
Anwartſchaft zugeitanden Habe, vom 1. Upril 1894 ab 
in bie höhere Gehaltsffaffe von 2100 M. aufzurüden, 
Eine ungerechtfertigte Benachteiligung der Petenten hat 
überhaupt nicht ftattgefunden, vielmehr ift ihre Auf: 
rüdung in die am 1. Oftober 1897 errichtete höhere 
Gehaltsftufe wegen ihrer bereits vorher erfolgten Pen— 
fionirung nit möglich gewejen, Wenn nun aber 
weiter die Gejuchfteller fih in ihrer Eingabe felbft 
beſchieden Haben, daß ber Fall eines beſonders dringen— 
den Bebürfnifies, welder nad $ 39 des Gefehes vom 
3. Juni 1876 eine Penfionserhöhung ermöglicht, bei 
ihnen nicht gerade vorliege, jo befindet fich die. Depu— 
tation nicht in ber Lage, fich dafür, daß den Geſuch— 
ftellern nachträglich eine höhere Penfion gewährt werde, 
zu verwenden. Sie beantragt vielmehr, die Kammer 
wolle beſchließen, auch diefe Petition auf fich beruhen zu 
laſſen. 

Präfident: Ich frage die Kammer: 

„ob fie bem eben berichteten Antrage der Des 

putation beitritt?” 
Einftimmig. 


Es folgt nunmehr ber legte Gegenftand der Tages: 
ordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation, bie Betition bes Gafthofs- 
bejigers $. Friedrich in Hohenftein-Ernftthal um 
Gewährung einer Entjhädigung für Entwerthung 
feines Gafthofsgrundftäds infolge Verlegung der 
fistalifhen Straße betreffend.” (Druchſache Nr. 70.) 


Berichterftatter Graf von Ner-Zehifta: Meine hoch— 
verehrten Herren! Die Petition des Gafthofsbefigers 
F. Friedrich in Hohenftein » Ernftthal betrifft die Bitte 
um Gewährung einer Entihäbigung für die Entwerthung 
feines Gafthofsgrundftüds infolge Verlegung der fistali- 
den Straße. Der Betent giebt an, daß er als Be- 
figer bes Gafthofsgrundftüds zur Sonne, welches an 
der fisfalifchen Straße liegt, die von Oberlungwig nad 
Hohenftein- Ernftthal, führt durch Verlegung eben biejer 
Straße, die durch Um- und Erweiterungsbauten bes 
Bahnhofs bedingt war, geſchädigt worden fei. Die 
Verlegung der Straße habe zur Folge, daß in Zukunft 
der Berfehr nicht mehr an feinem Grundftüde vorüber, 
fondern durch die Stabt nad) dem Bahnhofe ftattfinden 
werbe, Er meint, baß durch Diefe Verlegung ihm ein großer 
Schaden entjtanden wäre, jein Grundſtück fei entwerthet, 
er beſitze fein größeres Vermögen und habe im Ber- 
trauen auf den Straßenverkehr dieſen Gafthof gebaut. 
Er hat bereit? an das Königl. Finanzminifterium ein 
Geſuch gerichtet, worin er bittet, ihm eine Entſchädigung 
zu gewähren. Dieſes Geſuch ift aber abſchlägig be- 
ſchieden worden. Er bittet nun bie hohe Stänbe- 
verfammlung, daß fie eine Entſchädigung befürworten 
möge. Die Entihädigung jelbft beziffert er nicht, er 
weiß jelbft nicht recht, wie er feinen Schaden angeben 
fol, Meine hochverehrten Herren! Die Anfprüche des 
Petenten dürften wohl in dieſem Falle Hier faum ans 
zuerfennen fein. Erftens ift gar fein Rechtsgrund vor: 
handen, daß ber Mann eine Entihädigung beanspruchen 
fünnte, zweitens fann Ihre Deputation eine größere 
Schädigung überhaupt nicht anerfennen. Die Straße, 
die bis jeßt bei dem Gafthofsgrundftüde vorüber nad) 
dem Bahnhofe geführt hat, wird allerdings verlegt, und 
zwar injofern verlegt, al8 der Fahrverkehr dicht vor 
dem Gafthofe auf einem größeren Umwege burd) bie 
Stadt nad) dem Bahnhofe geleitet wird. Der Fuß— 
verkehr bleibt jedoch auf der alten Straße. Es ift num 
anzunehmen, daß die Lanbbevöllerung im Gafthofe zur 
Sonne ausfpannt und den fürzeren Weg nad bem 
Bahnhofe zu Fuße zurüdlegt. Drittens entfteht bem 
Petenten ein größerer Vortheil dadurch, daß durch den 
Umbau des Bahnhofs der Verkehr nach dem Güter: 
bahnhofe jegt ausichließlih an feinem Grundftüde 


1.8. 32. Sifung, am 23. Februar 1900. 281 


vorbeigeführt wird, was vorher nicht ber Fall war. 
Aus diefen angeführten Gründen ift Ihre Deputation 
der Anficht, dem Geſuche des Gafthofsbefigers Friedrich 
nicht weiter Folge zu geben und beantragt, die hohe 
Kammer möge beſchließen, die Petition auf fi beruhen 
zu laſſen. 

Präfident: Sofern niemand das Wort begehrt, — 
frage id: 


„ob die Kammer auch bei biefer Petition den, 


Beihluß faßt, biefelbe auf ſich beruhen zu 
lajjen?* 


Einftimmig. 


Meine Herren! Wir find am Schluffe ber Tages- 
orbnung angelangt. Ich beraume die nächſte Sitzung 
auf Montag, ben 26. Februar 1900, mittags 12 Uhr an 
und jege auf die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Megiftrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge. 

2. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. TO des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Herftellung 
des zweiten Gleiſes von Wilkau bis Wiefenburg 
an ber Linie Schwarzenberg : Zwidau (erfte 
Rate) betreffend, (Druckſache Nr. 87.) 


. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 78 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 
des Bahnhofs Herlasgrün (Nachpoftulat) be: 
treffend. (Drudjahe Nr. 88.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 79 bes außerorbentlichen 
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Staatshaushaltsetats für 1900,01, Erweiterung 
bes Bahnhofs Treuen betreffend. (Drudjache 
Nr. 89.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 85 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Herftellung 
einer Eifenbahnverbindung Johanngeorgenftabt: 
Landesgrenze und Umbau bed Bahnhofs Jo— 
hanngeorgenftabt zum Grenzbahnhofe (Nach— 
poftulat) betreffend. (Druckſache Nr. 90.) 


. Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit.91 des orbentlichen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Erweiterung bes 
Bahnhofs Werdau (Nachpoſtulat) betreffend. 
(Druckſache Nr. 91.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit, 92 bes auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, Erbauung 
eines Dienft: und Uebernadhtungsgebäubes auf 
Bahnhof Werbau betreffend. (Druckſache Nr. 92.) 


Zur Mitvollziehung des Protofolls lade ich ein 
Herrn Kammerherrn Major von Wiebebah unb Herrn 
Geh. Kommerzienrat Generaltonful Thieme, 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
zu verlejen. 


(Geſchieht durch Sekretär Freiherrn von Find.) 


Hat jemand gegen bas Protofoll etwas einzuwenden? 
— Es ift nicht der Fall; ich erfläre dasfelbe für genehmigt 
und jchließe bie öffentliche Sigung. 


(Schluß der Sifung 12 Uhr 57 Min. nachmittags.) 


Für die Mebaktion verantwortlich: Der Vorfland des Königlichen Stenographifgen Inſtituts 
i. B. Profeffor Eduard Oppermann. — Rebalteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjenbung zur Poft: am 27. Februar 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Dreinnddreikigfte öffentliche Sitzung 
der Erſten Sammer 
am 26. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entſchuldigungen. — Urlaubsertheilung. — Regiftranden: 
vorirag Nr. 1004 — 1006. — Unträge zu ben münd— 
lihen Berichten ber zweiten Deputation über: a) Tit. 70 
des außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Herftellung bes zweiten Gleifes von Wilfau bis Wiejen: 
burg an der Linie Schwarzenberg: Zwidau (erfte Rate) 
betr.; b) Tit. 78 des auferorbentlihen Staatshaushalts: 
etat3 für 1900,01, Erweiterung bes Bahnhofs Herlas: 
grün (Nachpoftulat) betr.; c) it. 79 des außerorbent: 
fihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 
des Bahnhofs Treuen betr.; d) Tit. 85 des außerordent⸗ 
lichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, SHerftellung 
einer Eifenbahnverbindung Sohanngeorgenftadt: Landes: 
grenze und Umbau des Bahnhofs Fohanngeorgenftabt 
zum Grenzbahnhofe (Nachpoftulat) betr.; e) Tit. 91 des 
außerorbentlichen Staatshaushaltsetats für 1900,01, Er: 
weiterung des Bahnhofs Werdau (Nachpoftulat) betr., 
und f) Tit. 92 des auferorbentlihen Staatshaushaltsetats 
für 1900,01, Erbauung eines Dienft» und Uebernachtungs⸗ 
gebäubes auf Bahnhof Werbau betr. — Feſtſetzung ber 
Beit und Tagesordnung für die nächte Sigung. — Bor: 
lefung und Genehmigung des Protofolls über die Heutige 
Eigung. ————— 

Präſident: 

Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 

Am Miniftertifche: 

Der Herr Staatsminifter von Watzdorf, fowie bie 
Herren Regierungsfonmiffare Geh. Rath Dr. Ritter— 
ftädt und Oberfinanzrath Elterich. 

Anweſend 34 Kammermitglieber. 

1.8. (1. Abonnement.) 


Präfident: Ich bitte die Pläge einzunehmen. 

Ih eröffne bie öffentliche Sigung. 

Entſchuldigt haben fi für heute Herr Domherr 
von Trützſchler Freiherr zum Fallenſtein wegen 
Familienangelegenheiten, Herr Nittergutöbefiger von 
Watzdorf wegen dringender Privatgeichäfte, Herr Dom: 
herr Dr. frieberici aus gleichem Anlaſſe und Herr Geh. 
Kommerzienrath, Generalfonful Thieme ebenfalls, Herr 
Geh. Rath Profefior Dr. Wach wegen dienftlicher Ge- 
ſchäfte. Um Urlaub hat gebeten Herr Oberhofprediger 
Dr. Adermann vom 26. Februar bis 6. März laufenden 
Jahres wegen bienftliher Gejchäfte. 

Bewilligt die Kammer biefen Urlaub? — Ein- 


| ftimmig. 


Den Vortrag aus ber Regiftrandbe giebt Herr 
Freiherr von Find. 


(Nr. 1004.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Kap. 70 des Etats für 
1900/01, bie Zandesanftalten betr. 


Präfident: An die zweite Deputation. 
(Nr. 1005.) Bericht der erſten Deputation über 


Dekret Nr. 26, ben —— eines a. bie 
Awangsvolftretung in das unbeweglide Vermögen 
betreffend. 


Präfident: Wird gebrudt und fommt auf eine ber 
nächſten Tagesorbnungen. 

(Nr. 1006.) Eingabe bes Stadtraths zu Falken— 
ftein, die Petitionen um Herftellung einer Querverbindun 
von ber Station Eih ab F Rodewiſch —— 
Auerbach unterer Bahnhof ıc. betr. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


Bir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Uns 
trag zum mändlichen Berichte der zweiten De: 
putation über Tit. 70 des aufßerorbentlidhen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Herftellung 
bes zweiten Gleifes von Wilkau bis Wiefen: 
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burg an ber Linie Schwarzenberg: Zwidau (erjte | Erweiterung bes Bahnhofs Herlasgrün (Nad: 


Rate) betreffend.” (Drudjadhe Nr. 87.) 
(Bergl. M. 118. ©. 33 ff. u. 420.) 


Der Herr Berichterftatter ift bereit, feinen Bericht 
aufzunehmen. 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find; In 
Zit. 70 werben 150,000 M. poftulirt. Auf der Linie 
Bwidau- Schwarzenberg ift bereits die Strecke Stein» 
Hartenftein im Jahre 1898/99 zweigleifig ausgebaut 
worden. Die Fortſehung des zweigleifigen Ausbaus 
erfcheint dringend nothwendig infolge des jehr ge: 
fteigerten Verkehrs. Gegenwärtig ſoll nur die Strede 
Wilfau:Wiefenburg zweigleifig ausgebaut werben, jpeziell 
um auch die Omnibuszüge, die jet von Zwidau bis 
Wilkau gehen, bis Wiejenburg fortzuführen. Die Ge: 
fammtfoften der Unlage einjchlieflid der Koften für 
Linienverlegung auf die Länge von 2 km infolge der 
reichögeieglihen Beftimmungen über den Bau von 
Haupteijenbahnen betragen 1,100,000 M. Gegenwärtig 
werden 150,000 M. für Urealerwerb poftulirt, 

Es liegt allerdings bloß ein genereller Anſchlag 
vor, und Ihre Deputation, meine Herren, ift nichts 
weniger als fofort geneigt gewejen, ohne weiteres ben- 
felben Ihnen zur Annahme zu empfehlen. Sie hat fi 
mit der Königl. Staatsregierung in Verbindung geſetzt 
und von berjelben erfahren, daß eine Ajournirung 
be3 ganzen Baues nicht gut thunlich ift in Anbetracht 
bes jehr geftiegenen Verkehrs. Sie Hat ferner von der 
Königl. Staatöregierung erfahren, daß bie jeht poftu- 
lirten 150,000 M. lediglich für den Wrealbewerb be- 
ftimmt find und daß in der nächſten Finanzperiode ein 
fpezieller genauer Anſchlag vorgelegt werben wiürbe. 
In diefer Ausficht und in der Erwartung, daß leßterer, 
nämlid ber Anfchlag, noch generell überarbeitet werde 
und daß man ſchließlich auch mit diefem Anſchlage aus: 
kommen möchte, erlaubt fich die Deputation, der Kammer 
vorzuschlagen, die poftulirten 150,000 M. in Zit, TO zu 
bewilligen. " 

Prüfident: Wünfcht hierzu jemand das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. 

Ich frage die Kammer: 

„zritt fie bei Tit. TO dem Antrage der Depu— 
tation bei?” 
Einftimmig. 
Es folgt 3.: „Antrag zum mündlichen Berichte 


der zweiten Deputation über Tit. 78 des außer: 
orbentlihen Staat#haushaltsetats für 1900,01, 


poftulat) betreffend." (Drudjade Nr. 88.) 
(Vergl. M. II.K. S. 33 ff. u. 616.) 


Berichterstatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
IH geftatte mir nun, zu Tit. 78 überzugeben, Er- 
weiterumg bes Bahnhofs Herlasgrün betreffend. Es 
handelt fid) hier um ein Nadjpoftulat von 102,000 M. 
Dieſes Nachpoftulat von 102,000 M. gegenüber dem 
Geſammtkoſtenanſchlage von 118,000 M. ift bod ein, 
mindeftens gejagt, fehr bedeutendes, es beträgt ja faft 
100 Prozent. 

In den Erläuterungen wirb es motivirt, warum 
nun diefe Meberfchreitung ftattgefunden hat, daß nämlich) 
infolge der Steigerung des Verfehrs und ber Ber: 
wendung von Wagen mit 12 beziehungsweife 15 t 
Tragkraft die Güterzüge fehr lang fein müßten, fo daß 
die im Anjchlage ber Jahre 1896/97 mit 380 m be— 
meffenen Gleiſe nicht ausreihen, man aljo für bie 
Güterzüge folhe von 550 m anlegen müßte. Diejer 
neue Plan koſtet nun 220,000 M. 

Nach Lage der Sache läßt fich für die Stände jet 
freilich nichts thun, als dies Nachpoſtulat zu bewilligen. 
— Ih möchte hinzufügen, daß dies natürlich bloß mit 
den Gefühlen des Tebhaften Bebauerns und bes Be: 
fremdens geichehen fann darüber, daß man eben jenen 
Anſchlag fo weit überfchritten hat, und daß wohl die 
Behauptung feine zu gewagte ift, daß jener Anſchlag 
von 1896/97 doch ein wejentlich zu generell gehaltener 
gewefen ift, man vielleicht ihm zu ſehr überhaftet ein— 
gefordert und infolge defien allzu überhaftet auch auf: 
geftellt Hat. 

Im übrigen habe ich namens ber Deputation zu 
beantragen, Tit. 78 mit 102,000 M. zu bewilligen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Herr 
Graf von Rer-Zebtlig! 


Kammerherr Graf von Her Zedtlig: Meine Herren! 
Wir ftehen wieder einem Nachpoſtulate gegenüber, welches 
beinahe das Doppelte von dem beträgt, was urfprüng- 
lich gefordert worden ift, es ift beinahe das alterum 
tantum erreicht. 

Es ift ja natürlich, daß fich, wenn es ſich um einen 
Zeitraum von einigen Jahren handelt — und darum 
handelt es fich wohl meift in diefen Fällen, bie bier be- 
handelt werden —, vieles in biefer Beit ändern kann 
und man nicht alle Vorkommniſſe vorausfehen kann. Es 
find Meine oder größere Veränderungen vielleicht nötbig 
geworben oder werben wenigftens als zwedmäßig em— 
pfohlen, und es kann auch eine Steigerung ber Löhne, 
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eine Steigerung der Materialpreife manches in ben An: 
fhlägen verändert und verfhoben Haben. Allein ich 
follte doch meinen, daf derartige große Mehrforberungen, 
wie wir fie hier jehen, wie wir fie bereitö in früheren 
Fällen gefehen Haben und auch fpäter, noch heute, in 
einem ber Boftulate jehen werden, wo ebenfalls eine 
bebeutende Erhöhung gegen früher zum Vorſcheine 
tommt — id) follte doch meinen, daß dergleichen große 
Veränderungen gegenüber früheren Poftulaten vermieden 
werben fönnten und vermieben werben müßten, wenn 
die Voranſchläge wirklich ſachgemäß und vorfichtig ge: 
macht würben. In ben Erläuterungen zu ben Boftulaten 
findet man fo oft das Wort „genereller Anſchlag“. Der 
Herr Berichterftatter hat auch ſchon darauf Bezug ge- 
nommen. Es bedeutet dies doch foviel, daß der Anſchlag 
ein nur oberflächlicher gewejen ift, und ich möchte doch 
glauben, daß, wenn ein bejtimmtes Poftulat gefordert 
wird, aud ein beftimmter, fefter Anſchlag zu Grunde 
gelegt werben müßte. Dergleihen Schwankungen in ber 
finanziellen Gebabrung find doch gewiß im höchſten 
Grabe unangenehm und bedenflih. Es ift daher durch— 
aus wünſchenswerth, daß ſolche generelle Anjchläge ver- 
mieden werden möchten, wenn wirklich zu feften Poſtu— 
laten gejchritten wird, und ftatt deſſen immer gemaue, 
möglichft gewiffenhafte Anſchläge vorliegen möchten, die 
vielleicht auch jchon manche Menderungen in der Zukunft 
vorfehen. Ich hoffe, da man in Zukunft wohl im- 
ftande fein wird, das, was ich foeben beflagt, zu ver- 
meiben; ich glaube, daß dies auch bei einer wirklich ge: 
willenhaften Aufftelung ber Anſchläge recht gut ver: 
mieden werben fann, 


Präfident: Das Wort hat der Herr Staatsminifter 
von Watzdorf. 


Staatöminifter von Watzdorf: Meine jehr geehrten 
Herren! Es fann niemandem unangenehmer fein, wenn 
ſolche Nachpoftulate erforderlich werben, als ber Re— 
gierung. 

In dem vorliegenden Falle ift die Haupturfache bie 
geweſen, daß das Projekt zu fummarifch verfaßt worden 
ift, wie Herr Graf von Rex ganz richtig ſagte. Die Urfache 
bes fummarifchen Verfahrens bei der Projektirung hat 
hauptjählih darin gelegen, daß der Berlehr auf ber 
Linie fich fehr plötzlich gefteigert hat und man infolge 
deſſen genöthigt war, das Projeft zu bringen, obwohl 
bie Vorlage nur auf unzureichende Vorarbeiten bafirt 
werben fonnte. Die Haupturfache, welde das Nach— 
poftulat erforderlich gemacht Hat, ift gewefen, baß bie 
Ueberholungsgleife urfprünglih auf 380 m bemeffen 
waren, aber auf 550 m Länge erweitert werben mußten.. 
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Die Urfache davon ift wieder, daß man fi in ber 
Zwiſchenzeit überzeugt Hat, daß es zwedmäßiger wäre, 
mit längeren Bügen zu fahren, und bie längeren Büge 
erheijchen eben längere Ueberholungsgleiſe. 

Im übrigen, meine Herren, habe ich ſchon in ber 
Etatörede in der jenfeitigen Sammer im allgemeinen 
mein Bebauern über die vielfachen Nachpoſtulate, die 
fih im außerorbentlichen Etat finden, zum Wusdrud 
gebradit, und ich Habe dabei auch barauf mit hin— 
gewiejen, daß durch die längere Verzögerung ber Bauten, 
bie wieber ihren Grund in dem Mangel an Technikern 
hat, eine Erhöhung der Koften nothwendig verurfacht 
wird, weil befanntermaßen die Arbeitslöhne und bie 
Materialpreife inzwifchen wejentlich geftiegen find. 


Präfident: Wünſcht noch jemand hierzu das Wort? 
— Es ift nicht der Fall; der Herr Berichterftatter ver: 
zichtet. 

Ih frage die Kammer: 

„ob fie in Zit. 78 bie 102,000 M. bewilligt?" 
Einftimmig. 

Es ſchließt fi an 4.: „Antrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 79 
bes außerordentliden Staatshaushaltsetats 
für 1900,01, Erweiterung bes Bahnhofs Treuen 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 89.) 


(Berge. M. 11.8. S. 33 ff. und 617.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Ih gehe über zu Tit. 79, Erweiterung des Bahnhofs 
Treuen betreffend. Hier werben 74,000 M. poftulirt. 
Aus den Erläuterungen ift hervorzuheben, daß auf dem 
Bahnhofe Treuen die Labegleife zu kurz find und das 
durch die Entladung ber angelommenen Wagen redjt- 
zeitig faum möglich ift. Auch ift auf dem nörblichen 
Ladegleiſe nur eine einfeitige Weichenverbindung vor⸗ 
handen. Zur Abftellung aller diefer Uebelftände werben 
74,000 M. poftulirt, Die Zweite Kammer hat biefelben 
bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt Beitritt zu biefem 
Beſchluſſe. 

Präfident: Es wünſcht niemand das Wort? — Ich 
frage die Kammer: 

„ob fie dem Antrage der Deputation beitritt?* 
Einftimmig. 

Wir gelangen nun zu 5.: „Antrag zum münd— 

lihen Berichte der zweiten Deputation über 


Tit 85 bes auferorbentliden Staatshaushalts- 
etat# für 1900/01, Herftellung einer Eifenbahn- 
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verbindung Fohanngeorgenftabt» Landesgrenze 
und Umbau bes Bahnhofs Johanngeorgenftadt 
zum Grenzbahnhofe (Nahpoftulat) betreffend.“ 
(Drudjahe Nr. 90.) 


(Bergl. M. TI. 8. ©. 33 ff. u. 612.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Ich habe weiter über Tit. 85 zu berichten. Hier handelt 
e3 fi um ein Nachpoſtulat von 382,000 M. Im ben 
Erläuterungen ift näher angegeben, wie und aus welchen 
Urfahen bie urſprüngliche Anſchlagsſumme von 
851,300 M., auf welche 400,000 M. feinerzeit als 
Berechnungsgeld bewilligt worden waren, auf 1,716,000M. 
fih erhöht Hat. Es ift eine Erhöhung von reichlich 
95 Prozent. Der urfprüngliche generelle Blan ift eben 
total umgearbeitet worben, unb natürlich find babei alle 
diejenigen Forderungen, und wohlberedhtigten Forde— 
rungen, berüdfichtigt worben, welche Eifenbahnverwaltung, 
BVoftverwaltung und Bollverwaltung ber verjchiebenen 
Staaten, bie in SJohanngeorgenftabt berührt werben, 
aufgeftellt haben. Die Folgen bes total veränderten 
Planes waren eine wejentliche größere Ausdehnung bes 
Grenzbahnhofes felbft, ein umfänglicherer Arealerwerb, 
waren ferner bie gleichzeitige Verlegung ber Staats: 
ftraße, Ummwanblung ber Neigungsverhältniffe am Bahn: 
hofe und ähnliches. Hinzutreten als nothwendig, und 
wünfchenswerth bei ber Gelegenheit zu erledigen, bie 
Erweiterung ber Profile der Brüden mit Rüdfiht auf 
bie bei der Hochfluth gemachten Erfahrungen, und bie 
Erbauung von zwei Beamtenwohnungen mit Rüdficht auf 
die Mimatifhe Lage und die große Entfernung bes 
Bahnhofs von der Stadt. Natürlich Haben endlich aud 
bie geftiegenen Materialpreije und Löhne mit eingewirkt. 
Alles diefes hat diefe Steigerung ber Geſammtkoſten um 
95 Prozent bewirkt. Bon biefen Gejammtloften fallen 
nun auf Sachſen 931,700 M. Wenn man hiervon den 
Werth der ſchon vorhandenen ſächſiſchen Anlagen kürzt 
mit 150,000 M., wie in den Erläuterungen bemerkt ift, 
fo bleiben noch übrig 781,700 M. Hiervon find bereits 
400,000 M. als erfte Rate bewilligt worben; es Tiegen 
fomit noch 381,700 M. zur Bewilligung vor. Dies ift 
die Sachlage. Diefelbe dokumentirt doch, glaube ich, 
fiher, daß, wie in ben Erläuterungen bemerkt war, ber 
generelle Plan doch nad allen Richtungen Hin eben zu 
Inapp bemefjen war, und ba er wohl aud nicht 
gehörig ausgereift war, wie ohne Berückſichtigung ber 
Forberungen aufgeftellt war, welche dann fpäter von 
Seiten ber betreffenden Zoll-, Poſt- und Eifenbagn: 
berwaltungen geftellt worben find. Für die Stände ift 
bie Sachlage zu einer Zwangslage geworben, weil ben 
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Ständen nichts übrig bleibt, als jenes Nachpoſtulat 
eben zu bewilligen. Indem ich namens ber Deputation 
nun biefe Bewilligung beantrage, kann ich es bloß mit 
bem Wusdrude bes tiefen Bebauerns thun, daß aud) 
bier eine jo wefentliche Ueberjchreitung hat ftattfinden 
müffen. Perſönlich, ſomit aljo auf eigene Rechnung 
und Gefahr, füge ich noch Hinzu, daß es eigentlich doch 
ziemlich zwecklos erfcheint, Anſchläge zu disfutiren und 
Anſchläge zu bewilligen, wenn fie nachher nicht ein— 
gehalten werben, namentlich wenn fie, wie bier, um 
95 Prozent überfchritten werben. Jh würde mir baher 
einen ungeheuren Nutzen für unfere Finanzen verfprechen, 
und würbe e8 für ſehr wünjchenswerth Halten, wenn 
man enblih in beiden Kammern einmal den Antrag 
ftellte, überhaupt alle generellen Anſchläge gar nicht zu 
bewilligen, ſondern höchſtens generell überarbeitete An- 
ſchläge, Anschläge alfo, die Zeit hätten, auszureifen, die 
dann nochmals bearbeitet würben, um dann erft den 
Stänben vorgelegt zu werben. 

Es find das bloß meine perfönlichen Anschauungen. 
Ih würbe aber fehr zufrieden fein, wenn bies in ben 
Kammern weiter verfolgt würde. Im übrigen babe ich 
bloß namens der Deputation zu beantragen, Tit. 85 
des auferorbentlihen Etat? mit 382,000 M. zu be: 
willigen, 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — IH 
frage die Kammer: 


„ob fie Tit. 85 nad dem Antrage ber Depu— 
tation bewilligt?” 
Einftimmig. 

In ber Tagesorbnung folgt: 6. „Antrag zum 
mündlichen Berichte der zweiten Deputation über 
Tit. 91 des außerordentlihen Staatshaushalts- 
etat3 für 1900/01, Erweiterung bed Bahnhofs 
Werdau (Machpoftulat) betreffend.” (Drudjade 
Nr. 91.) 

(Bergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 612 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Ih Habe die Ehre, zu Tit. 91 überzugehen. Hier werben 
900,000 M. poftulirt. Auch bier handelt es ſich um 
ein Nachpoftulat. Ich erlaube mir auf die Erläuterungen 
binzuweifen, ans benen alles weitere hervorgeht. Außer: 
dem ift uns eine Gegemüberftellung bes generellen und 
bes überarbeiteten generellen Koſtenanſchlags feitens ber 
Hohen Staatsregierung zugegangen, auf welche ich des 
näheren nachher eingehen werbe. Der Anſchlag vom 
Jahre 1896/97 war auf 1Y, Millionen beziffert und darauf: 
bin waren 1,450,000 M. bewilligt worden. Die gegen: 








wärtigen Gejammttoften beziffern fi) auf 2,417,800 M., 
fo daß fchließlich ein Nachpoſtulat von 900,000 M, vorliegt. 
In ben” Erläuterungen wird hervorgehoben, daß wegen 
bes ſehr geftiegenen Verlehrs, der vom Jahre 1895 mit 
281,000 Tonnen im Jahre 1898 auf 367,000 Tonnen 
geftiegen, die Anlage in größerem Umfange als urfprüng- 
lich geplant war, hergeftellt werben mußte. Im übrigen 
ift aus den Details ber Gegenüberftellung folgendes zu 
bemerken: Der Grunberwerb hat 27,510 M. mehr ge 
foftet mit Rüdficht darauf, daß auf bie vorausſichtlich 
fortichreitende Bebauung des weſtlich der Bahn gelegenen 
Theiles ber Stabt das Areal für das zweite Gleis gleich 
mit angeeignet wurbe. Was Erb», Felsarbeiten ıc. an- 
langt, jo find da 49,040 M. Mehrfoften entftanden in- 
folge Vermehrung der Gleiſe. Bei ben Wegüber- 
führungen zc. ift eine Ueberjchreitung von 268,580 M. 
zu verzeichnen. Es wird dies dadurch motivirt, daß 
man bereits Rüdficht genommen hat auf das in jpäterer 
Beit vielleicht Herzuftellende britte und vierte Gleis 
Werdau-Langenheſſen, ferner durch Weberführung ber 
Holzftraße und Unlegung einer Ueberſchneidungsbrücke, 
weiter durch nothwendig gewordene Straßenunterfüh: 
rungen, durch zwei Wegunterführungen und eine Weg— 
überführung. Im Oberbaue find 312,580 M. Mehrkoſten 
entftanben infolge ber Vermehrung der Auswechslungs—⸗ 
und Umftellungsgleife, wie der Ausdehnung der Sicher: 
heitseinrihtungen nah Maßgabe ber reichögejelichen 
Vorſchriften. Für Bahnhöfe und Halteftellen find 
150,994 M. Mehrausgaben entftanden, weil man gleich- 
zeitig dem weſentlich geftiegenen Perſonen- und Güter- 
verfehre ber auf den Bahnhöfen einmünbenden Linien 
Rechnung getragen hat und eine Ueberdachung zwiſchen 
den Bahnfteigen von 260 m Länge für ben Perſonen— 
verkehr der Linie Werdau-Mehltheuer und einen 200 m 
langen Kopfbahnfteig vorgejehen hat, ferner durch Ber: 
mehrung ber Labegleife, und enblih durch Beſchaffung 
von Gebäuden für die Unterbringung des Rangir- und 
Stationsperjonals, durch die Erweiterung ber Güter: 
expedition zc. Alle dieſe Momente Haben dazu geführt, daß 
eine Ueberfchreitung von 900,000 M. ftattgefunden Hat. 
Auch hier erlaube ich mir, auf das bei Johanngeorgen- 
ftabt foeben gejagte zu egemplifiziren und im übrigen 
namens ber Deputation bloß zu beantragen, diefes Nach: 
poftulat mit 900,000 M. zu bewilligen. 


Prüfident: Es wünſcht auch Hier niemand das Wort? 
— Ih frage die Kammer, 
„Tritt fie bei Tit. 91 dem Antrage ber Depu— 
tation gleihfalls bei?“ 
Einftimmig. 
1, 8. (1. Abonnement.) 
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Der letzte Gegenftand der Berathung ift 7.: „An- 
trag zum mündlihen Berichte ber zweiten De- 
putation über Tit. 92 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erbauung 
eines Dienft: und Uebernadtungsgebäubes auf 
Bahnhof Werbau betreffend.” (Druckſache Nr. 92.) 


(Bergl. M. II. K. S. 33 ff. und 615.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: Ich 
babe endlich noch über Tit.92 zu berichten. Für die Erbauung 
eines Dienft: und Uebernachtungsgebäudes auf Bahnhof 
Werbau werben 85,000 M. poftulirt. Für das Fahr- 
perjonal, für die Lofomotivführer, Heizer zc. find größere 
Räume zum Uebernachten und Aufenthalt nothwendig, 
ba bie vorhandenen total unzulänglic find, Man plant 
nun ein Dienftgebäube füdlih vom Mafchinenhaufe auf 
babnfisfalifchem Areale zu bauen mit Souterrain, Par: 
terre, einer Etage und ausgebautem Dache, welches die 
nöthigen Aufenthalte und Schlafräume, Bäder, Kantine 
für die genannten Berjonen enthalten joll und summa 
summarum 6000 cbm umbauten Raumes umfaflen wirb. 
Die Koften find auf 85,000 M. beziffert, die Zweite 
Kammer hat biefelben bewilligt. Ihre Deputation ems 
pfiehlt Beitritt zu diefem Bejchluffe. 


Bräfident: Wünſcht aud hier niemand das Wort? — 


„Die Kammer tritt wohl aud) bei Tit. 92 bem 
eben berichteten Antrage bei?” 


Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages: 
ordnung angelangt. Ich beraume bie nächfte öffentliche 
Sitzung auf Mittwod, den 28. Februar, mittags 12 Uhr 
an und fehe auf bie Tagesorbnung: 


1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 


. Untrag zum münblichen Berichte ber britten 
Deputation, bie vom Landtagsausfchuffe zu 
Verwaltung der Staatsſchulden auf die Jahre 
1896 und 1897 abgelegten Rechnungen betreffend. 
(Druchſache Nr. 105.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition bes K. A. Stiller 
in Meißen und Genofjen, bie Einziehung eines 
Wegs betreffend, (Drudjahe Nr. 95.) 


4, Untrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition bes Steinbruch: 
pädters Ebuarb Möbius in Ammelshain und 
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Genoſſen um Aufhebung des Verbots, die Ver⸗ | und Herrn Kammerherrn Dr. von Frege-Welhien. Der 
wenbung von Gallufin als Sprengmittel in | Herr Protofoflant ift bereit, das Protokoll zu verlefen. 
Steinbrüchen betreffend. (Druckſache Nr. 97.) | Meine Herren! Ich erinnere an bie Marineausftellung 
5. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten | Nachher. 
Deputation über bie Petition bes Privatmannd (Verleſung des Protololls durch Herrn Bürgermeiſter 
Heinrih Dietz in Leipzig, bie Erhebung von Thiele.) 
i I E .98. 
6 —— gig Ba Sind die Herren mit bem Protololl einverftanben? 
: — erkläre dasſelbe migt und ſchließe die 
unzuläffig erflärte Petitionen. (Drudfacen FR m ER RT 
Nr. 96, 102, 108 und 109.) 
Zur Mitvollziehung des Protofolla lade ih ein] (Schluß der Sitzung 12 Uhr 47 Min, nachmittags.) 
Herrn Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorſtand bes Königlichen Stenographiſchen Inftituts 
1.8. Profeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Profefior Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. &. Teubner in Dresben. 


Behte Abſendung zur Pol: am 1. März 1900. 





Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
1. Kammer. | 





aM 34. Dresden, am 28. Februar 1900. 





Präſident: 


Bierunddrrißigſte öffentliche Sitzung | 
der Erfien Sammer * Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 
Am Miniſtertiſche: 
| 


Die Herren Negierungslommifjare Geh. Räthe 
Inbalt: ‚Dr. Vodel, Merz und Geh. Regierungsräthe Dr. 
j * Kae und Dr, Bonit. 
irff. 


Anmwejend 37 Kammermitglieber. 


am 28. Februar 1900, mittags 12 Uhr. 


Präfidialmittheilung vom Tode des Kammermitgliedes W 
Geh. Raths von Metzſch und Ehrung des Andentens | 
desjelben unter einmüthigem Erheben der Mitglieder von Präfident: Ich bitte bie Plätze einzunehmen, — 
den Plägen. — Entihuldigungen. — Regiftrandenvortrag | IH eröffne die öffentliche Sitzung. 

Nr. 1007— 1020. — Antrag zum mündlichen Berichte Meine Herren! Der Tod, welcher dieſes Jahr 
ber britten Deputation, die vom Landtagsausfchuffe zu | während der Landtagsperiode uns fo viele Opfer ſchon 
Verwaltung der Stantsfhulden auf die Jahre 1896 und gefordert Hat, hat abermals unjere Reihen gelichtet. 
1897 abgelegten Rechnungen betr. — Unträge zu den Vorgeſtern abend ift der Königl. Kämmerer Herr Wirk. 
münbficden Berichten der vierten Deputation über: a) die | Geh. Rath von Metzſch mit Tod abgegangen, Wir 
Petition des K. N. Stiller in Meißen und Genofien, die |beffagen in ihm einen treuen, fleißigen Mitarbeiter, 
Einziehung eines Weges betr.; b) die Petition des Stein- | welcher ſich Achtung und Sympathien in diefem Haufe 
bruchpächters Eduard Möbius in Ammelshain und Ge: |erworben hat. Mit ihm ſcheidet aus der Kammer auch 
nofjen um Aufhebung des Verbots, die Verwendung von ein Name, welcher faft ein halbes Jahrhundert darin 
Gallufin als Sprengmittel in Steinbrücden betr, und vertreten war, denn ſchon fein Herr Bater war Mit: 
e) die Petition des Privatmanns Heinrich Die in Leipzig, |glied diefer Kammer. Wir nehmen innigen Untheil an 
die Erhebung von Kirchenanlagen betr. — Anzeigen ber dieſem Tranerfalle, um jo innigeren, als bamit auch ber 
vierten Deputation über die drei für unzuläjfig erklärten |verbienftvolle Leiter des Minifteriums des Innern in 
Petitionen Schwertfegers, der Vereinigung deutfcher Heb: |tiefe Trauer mit verfeßt wurde. Ehren wir fein An— 
amsıen, Zeuſches umb über eine anonyme Petition. — denken, indem wir uns erheben zu einem Augenblicke 
Mittheilung über den Empfang der beiden Präfidenten | ftiller Sammlung. 
ber Erſten Kammer bei Sr. Rönigl. Hoheit Prinz Friedrich (Die Mitglieder der Kammer erheben ſich von ihren 
Anguft in Audienz. — Mitiheilung über die Beifegung Sitzen) 
ber irdiſchen Hülle des Herrn Wirlkl. Geh. Raths J 
von Mepih. — Feſtſethung der Zeit und Tagesordnung |, Entſchuldigt haben ſich für heute wegen Unwohl⸗ 
für die mächfte Sihung. — Vorlefung und Genehmigung ſeins Herr Graf zur Lippe und Se. Erlaudit Graf zu 
des Protokolls über die heutige Sigung. Solms: Wildenfel3 wegen dringender Geſchäfte. 

Den Bortrag aus der Regiftrande giebt Herr 

Sefretär Thiele. 
(Nr. 1007.) Die Bweite Kammer überfenbet 50 Drud: 
eremplare einer Petition ber Stabtverordneten zu Zihopan 
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um SKorreftion der Chemnitz-Reitzenhainer Staatsftraße 
und ber Wiliſchthalſtraße. 


Bräfident: Zu vertheilen. 


Nr. 1008.) Protofolleriratt ber Aweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Kap. 29 des Etats für 
1900/01, Landtagsloſten betr. 


Präfident: Protofoll an die zweite Deputation. 


(Nr. 1009.) Desgleichen, betreffend Schlußbrrathung 
über das Königl. Dekret Nr. 16, Verwaltungsrechte- 
pflege ıc. betr. 


Bräfident: Die Zweite Kammer ift den Beſchlüſſen 
ber Erften Kammer allenthalben beigetreten unb wird 
nunmehr die Ständiſche Schrift ausfertigen lafjen; geht 
zu ben Alten, 


(Nr. 1010.) Desgleichen, betreffend —— 
über die Petition des Bauernvereins zu Ebendörfel un 
Umgegend mit Anſchlußpetitionen um Abänderung ber 
Nachaichungsverordnung. 


Praſident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 1011.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des Kaufmanns Arthur Spranger in 
Ehemnig und Genofien, die Aufhebung oder Abänderung 
bes Geſetzes, die ärztlichen Bezirksvereine betr. 


Präfident: Die Zweite Kammer ift dem Beſchluſſe 
ber Erften Kammer, die Petition auf fich beruhen zu 
lafjen, beigetreten; geht zu ben Alten. 


(Nr. 1012.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 45 bes auferorbentlihen Etats für 1900/01, 
Umbau des Bahnhofs Sebnitz betr. 


(Nr. 1013.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 28 desfelben Etats, Erbauung von Beamten: 
und Urbeiterwohngebäuden betr. 


(Nr. 1014.) Desgfeichen, betreffend Schlußberathung 
über Tıt. 63 desfelben Etats, Einführung der Streden: 
blodirung auf der Linie Chemnig: Döbeln betr. 


(Nr. 1015.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 64 des außerordentlichen Etats für 1900/01, 
Befeitigung eines verlorenen Gefälles zwiſchen Bahnhof 
Mittweida und Halteftelle Altmittweiba betr. 


(Nr. 1016.) Desgleichen, betreffend Schlußberuthung 


über Tit. 97 desjelben Etats, Erweiterung des Bahnhofs 
Leisnig betr. 


(Nr. 1017.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der Mabdelarbeitslehrerin Erdmuthe 
Lucie Kregihmar im Leipzig und Genofjen, die Ver— 
leihung der Benfionsberechtigung betr. 

Bräfident: Die Nummern 1012 bis 1016 fommen 
an bie zweite Deputation; die lehte Nummer an bie 
vierte Deputation. 
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(Nr. 1018.) Der Borftand bes Verbands öffent: 
licher Feuerverficherungsanftalten in Deutſchland über: 
jendet den Jahrgang 1899 der Mittheilungen für bie 
Öffentlichen Feuerverficherungsanftalten. 

Präfident: Dankichreiben auszufertigen; die Mit: 
theilungen werben im Leſezimmer ausgelegt und find 
fodann an die Zweite Kammer abzugeben. 

(Nr. 1019.) Petition ber Handels- und Gewerbe: 
fammer zu Chemnitz, die fommunale Beftenerung ber 
Nennwerthüberſchüſſe bei neuen Altienemiffionen betr. 


Präfident: An die vierte Deputation, 


(Nr. 1020.) Die Zweite Kammer überfenbet 60 Drud- 
eremplare einer Petition der Stadtvertretung zu Groipich 
um Errichtung eines Amtegerichts bajelbft. 


Präfident: Zu vertbeilen. 


Wir gehen weiter in der Tagesorbnung und 
gehen über zu Punkt 2: „Antrag zum mündlichen 
Berichte der dritten Deputation, die vom Land— 
tagsausjhufjfe zur Berwaltung der Staats- 
fhulden auf die Jahre 1896 und 1897 abgelegten 
Rechnungen betreffend.“ (Drudjadhe Nr. 105.) 


Berichterftatter Nittergutsbefiger bon Oppel: Hoch— 
geehrte Herren! Ich Habe die Ehre, im Namen ber 
dritten Deputation über die vom Landtagsausſchuſſe zu 
Verwaltung der Staatöjchulden auf die Jahre 1896 
und 1897 abgelegten Rechnungen zu berichten. 

IH muß vorausfhiden, daß nad dem Gejege vom 
29. September 1834, wodurch bie früheren Kaſſen, bie 
fogenannte Steuerkreditkaſſe und die Kammerkreditkaſſe, 
aufgehoben wurben, ſämmtliches Staatsfhuldenweien an 
bie Staatsfhuldenkaffe überwieſen wurde. Die Kon⸗ 
trole darüber fteht dem von bem Landtage zu wählen- 
ben Ausſchuſſe zu, und diefer Hat jährliche Rechnungen 
abzulegen, fie der DOberrechnungsfammer zur Begut— 
achtung vorzulegen und dann, fobalb der Landtag zu— 
fammentritt, Ddiefem die Rechnungen zu übermitteln, 
Diefes ift auch gefchehen, und unter bem 28. No: 
vember v. J. find die Rechnungen in 34 Bänden ber 
Kammer übermittelt worben. 

Diefe 34 Bände find, mit Ausnahme ber zwei 
legten, SHauptrechnungen, während die zwei Teßten 
Bände, unter Nr, 17, Nebenrechnungen find. Die Herren 
finden fie in der Drudjahe Nr. 105 der Reihenfolge 
nach aufgeführt. 

Gleichzeitig wurden auch zwei Nachweife der Kammer 
mitgetheilt: der Nachweis A, den Sie auch in ber Drud- 
ſache Nr. 105 finden, aus dem hervorgeht die Verzinſung 
und Tilgung der Sächſ. Staatsfhulden in ben Jahren 
1896 und 1897 und ber Stand berfelben am Schluſſe 


des Jahres, und ber Nachweis unter B, ber ebenfalls 
in ber Drudjahe Nr. 105 vorliegt, über bie Gelb: 
bewegung in der Staatsjchuldenfaffe in den Jahren 
1896 unb 1897. 

Gleichzeitig wurben aud bie Gutachten der Ober: 
rehnungsfammer ber hohen Ständeverfammlung mit: 
getheilt, und dieſelben lauten in den Endrefultaten für 
beide Rechnungsjahre ganz gleihmäßig: bie Ober: 
rehnungsfammer hat den Rechnungsführern gegenüber 
Erinnerungen vom Standpunkte des Staatsrehnungs: 
weſens aus nicht zu ftellen gehabt. Wenn nun aud 
vom Standpunfte des 8 14 Wbjah 1 verbunden mit 
8 11 des Gejehes vom 29. September 1834 die Ober: 
rehnungsfammer nichts zu erinnern gefunben hat, fo 
giebt fie das in $ 15 des nurbezeichneten Geſetzes vor: 
gefchriebene Gutachten dahin ab, daß der Jujtififation 
der Rechnungen fein Bedenken entgegenfteht. 

Ihre Deputation hat nun in gleicher Weije die 
Rechnungen zu prüfen gehabt und Hat ſich zu ver- 
gewiffern verfucht, ob die aus der Hauptjtaatäfafje ber 
Staatsſchuldenkaſſe überwiefenen Mittel auch zu dem 
Zwecke, zu dem fie bewilligt und übermwiefen worden 
find, verwendet wurden, ob die Zinſen richtig abgetragen 
wurben, die Bezahlung der fälligen Kapitale erfolgt ift 
und ob bie Verbinblichkeiten bes Staates gegen feine 
Gläubiger erfüllt worden find, 

Ihre Deputation hat nicht? zu erinnern gefunden, 
nachdem fie darauf noch Rüdficht genommen hat, daß in 
Kap. 25 und 26 des Mecenichaftsberihts auf die 
Jahre 1896 und 1897 und der Ueberficht unter f des- 
jelben Rechenſchaftsberichts diefe Staatsjchuldenrechnungen 
näher zu erjehen find. 

Die Deputation jchlägt der hohen Kammer ba- 


ber vor: 

„Die hohe Kammer wolle im Vereine mit 
ber hohen Zweiten Sammer gegenüber dem 
Zandtagsausichuffe zu Verwaltung der Staats- 
ſchulden bezüglich der von bemfelben über biefe 
Verwaltung auf bie Jahre 1896 und 1897 ab- 

elegten Rechnungen ꝛc, wie aus der Druckſache 
r. 105 zu erjehen ift, die Nichtigfeit an- 
erkennen.” 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort hierzu? — 
Es ift nicht der Fall. 
Ih frage bie Kammer: 
„Will fie die vom Landtagsausſchuſſe zu 
Berwaltung der GStaatsfhulden auf bie 


Jahre 1896 und 1897 abgelegten Rechnungen, 
wie ſich biefelben pag. 1 und 2 des Berichts 
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Nr. 105 aufgezeichnet finden, für ridtig er 
tlären?“ 
Einftimmig. 

Ih erfuhe den Herrn Grafen von Rex-Zehiſta, 
jeinen Vortrag aufzunehmen über Bunkt 3 der Tages: 
ordnung: „Antrag zum mündlihen Berichte ber 
vierten Deputation über bie Petition des 
KM. Stiller in Meißen und Genojfen, die Ein- 
ziehung eines Weges betreffend.“ (Drudjache 


Nr. 95.) (Vergl. M. 11.8.5. 414 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Graf von Rer= Behifta: 
Meine Hochverehrten Herren! Die Petition refp. die 
Beichwerbe des Karl Adam Stiller und Genoffen in 
Meißen behandelt bie ſeitens der Stadt erfolgte Ein- 
ziehung bes Wegs durch bie SFeljenfellerbrauerei am 
Jüdenberge. 

Die etwas wunderbare und jehr furz gehaltene Be- 
ſchwerde bezieht fich auf die früher erfolgten Eingaben. 
Die Alten find herbeigezogen worden, und es ergiebt ſich aus 
denjelben, daß fich vor einigen Jahren am Jüdenberge 
der Bau einer Straße nothiwendig machte, wozu Areal 
der Brauerei gebraudt wurde. Dieſe Angelegenheit 
wurde zwilchen der Stadt Meißen und der Brauerei 
unter der Bebingung geregelt, baf ber Weg, der über 
den Brauereihof führte, jeitens ber Stadt eingezogen 
werde, was zur Sicherheit des Verkehrs unbedingt noth- 
wenbig war. 

Die Einziehung feitens der Stadt ift nun voll 
ftändig forreft eingeleitet und durchgeführt worden. Die 
erfolgten Widerſprüche find theilweife zurückgezogen, 
theilweife durch gegenfeitige Verftändigung ausgeglichen, 
theilweife aber durch begründeten Beſchluß des Nathes 
zurüdgewiefen worben. Der Beichwerbeführer Stiller 
und Genofjen legten Rekurs ein und befchwerten ſich 
bei ber Kreishauptmannfchaft und bei dem Minifterium 
bes Innern. In beiden Inftanzen find diefelben ab- 
ſchlägig beſchieden worden, 


Ihre Deputation hat die Akten geprüft und auf 
Grund berjelben gefunden, daß die Angelegenheit richtig 
behandelt und entſchieden worden ift. Ihre Deputation 
ift daher der Anficht, diefe Beſchwerde auf fich beruhen 
zu laffen, und bittet die hohe Kammer, fich diefem Vor: 
ſchlage anſchließen zu wollen, 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es it 
nicht der Fall. 


Ich frage die Kammer: 
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„ob ſie dem Antrage der Deputation, die Pe— 
tition auf ſich beruhen zu laſſen, beitreten 
will?“ 
Einſtimmig. 
Es folgt nunmehr: 4. „Antrag zum mündlichen 
Berichte der vierten Deputation über die Pe— 


tition des Steinbruchpächters Eduard Möbius | 
in Ammelshain und Genoſſen um Aufhebung | 


bes Verbots, die Berwendung von Gallufin als 
Sprengmittelin Steinbrüden betreffend.” (Drud: 
ſache Nr. 97.) 

(Vergl. M. II K. ©. 424 f) 


Der Herr Berichterftatter ift bereit, den Bericht zu 
eritatten, 


Berichterftatter Nittergutsbefiger Dr. von Wächter: 
Der Steinbruchpächter Möbins in Ammelshain richtet 
an die Stänbeverfammlung die Bitte: „Die hohe Stände: 
fammer möchte gütigft veranlaffen, da das Königl. 
Minifterium des Innern fo fchnell als möglich Dispens 
betreffs der Anwendung von Gallufin in Steinbrüden 
eintreten läßt und ba das Geſetz, welches jet ben Ge: 
brauch besjelben verbietet, für die Dauer ganz aufs 
gehoben werbe,” 

Meine Herren! Es Handelt fi hier um einen 
neuen Sprengftoff, ber in einigen Steinbrücden ber 
Amtshauptmannihaft Grimma angewendet worden: ift. 
Diefer Sprengftoff ift nach kurzer Beit mit einem Ber- 
bote belegt worden, weil feine Beſtandtheile fi durch 
eine ganz bejondere Giftigkeit auszeichnen, Eine Ar- 
beiterin hat eine Flaſche, in ber ein Beſtandtheil diejes 
Sprengftoffes enthalten war, in die Hand bekommen, 
bat daraus getrunken und ift furze Zeit darauf unter 
heftigen Schmerzen geftorben. Wenige Tage nachher ift 
durch dieſen jelben Sprengftoff in bemfelben Stein: 
bruche ein größerer Unglüdsfall eingetreten, bei bem 
zwei Arbeiter durch zu frühes Losgehen eines Schuſſes 
das Leben verloren haben. Daraufhin Hat ber Vor— 
figende ber Steinbruchberufsgenofienihaft den Antrag 
geftellt, die hohe Staatsregierung möchte die Anwendung 
dieſes Sprengftoffes gänzlich verbieten wegen feiner Ge: 
fährlidkeit. Die Staatsregierung hat biefem Antrage 
um fo eher nachkommen fünnen, weil in der Verorbnung 
vom 26. Janıar 1894 vom Bunbesrathe unter ben zu: 
gelafjenen Sprengftoffen dieſer Sprengftoff nicht mit 
aufgezählt ift und außerdem im $ 3 biejer Verordnung 
ausbrüdlich die Sprengftoffe verboten find, welche chlor— 
faure Salze enthalten. Chlorfaure Salze enthält diefer 
Sprengftoff in der Hauptfache, 
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Es mag ja richtig ſein, meine Herren, daß dieſer 
Sprengſtoff manche Vortheile und Annehmlichkeiten für 
die Arbeiter und für die Steinbruchunternehmer hat, 
aber Ihre Deputation konnte doch nicht zu einem andern 
Reſultate kommen, als Sie zu bitten, übereinſtimmend 
mit der Zweiten Kammer die Petition auf ſich beruhen 
zu laſſen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber Fall, 
Ich frage die Kammer: 


„ob fie aud biefe Petition auf ſich beruhen 
lafſen will?” 
Einftimmig. 

Es folgt nunmehr: 5. „Antrag zum mündlichen 
Berichte der vierten Deputation über bie Pe— 
tition des Privatmanns Heinrich Dieg in Leip- 
sig, bie Erhebung von Kirhenanlagen betreffend.“ 
(Drudjahe Nr. 98.) 

Derjelbe Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Nitterguisbefiger Dr. bon Wächter; 
Der Privatmann Heinrich Die in Leipzig, von früher 
her den Kammern eine nicht ganz unbelannte Perſönlich— 
feit, hat nach längerer Pauſe wieder einige Petitionen 
an bie Kammern eingereicht, über beren erfte ich bie 
Ehre habe, Ihnen jet Vortrag zu erftatten. 

Er erflärt darin, er fei Diffident und gehöre feiner 
Religionsgenofjenfhaft an. Er giebt auch die Grünbe 
an, welche ihn veranlaft haben, aus ber Staatskirche 
auszufreten; ich glaube aber kaum, daß biefe Gründe 
jo allgemeines Intereffe haben, daß ich darauf näher 
eingehen follte. Seine Beſchwerde geht dahin, daß er 
als Grundbefiger, trotzdem er nicht Mitglied der Landes: 
kirche fei, zu dem Kirchenanlagen in der Stabt Leipzig 
nicht unerheblich herangezogen würde. Er erklärt, ber 
Staat follte durhaus nicht dulden, daß eine Gefellichaft 
Perſonen zur Dedung ihres Aufwanbes befteuert, bie 
nicht Mitglieder diefer Geſellſchaft find; noch viel weniger 
follte fi der Staat in ben Dienft folder Privat: 
gejellfchaften ftellen und fich zu deren BVollftreder ge- 
brauchen laſſen, und zwar um fo weniger, als bie 
Steuererhebung gegen den Wortlaut ber Verfafjungs- 
urkunde verftoße. Er wünjcht, daß dieſe Mußfteuer für 
die evangelifche Kirche, welche geſetzlich gar nicht be— 
gründet jei, von Diffidenten nicht mehr erhoben werben 
dürfe und ihm das bisher Erhobene zurüdbezahlt werbe, 

Es ift in Leipzig durch ein Megulativ über Er: 
bebung der Anlagen für die evangelisch » lutherischen 
Kirchen beftimmt worben, daß die Kirchenftenern von 


vornherein zu Y, vom Orundbefige und jodann zu %, 
vom Gejammteinfommen zu tragen find, daß von den 
Hausbefigern diejenigen Nichtlutheraner, deren Religions: 
genofienfchaften ein eigenes Gotteshaus befigen, nur zu 
Y, der Abgaben herangezogen werben. Da nun Diffi: 
denten befanntlic, feine Gotteshäufer befigen, fo ift kraft 
biefes Negulativs der Privatmann Heinrid Die voll 
fommen mit Recht zu diejer Kirchenftener vom Grund: 
befige herangezogen worden, und zwar um jo mehr, da 
auch nad) dem Geſetze über Erhebung der Parochial— 
faften vom 8. März 1833 in $ 21 ausdrüdlid ge: 
fagt ift: 
„Die Belenner eines fremden Glaubens find zu 
Kirchenanlagen nur nad) dem Grundbefige zuzuziehen.“ 
Hiernach ift alſo jeder Einwohner einer Stadt oder 
einer Ortſchaft in Sadjjen, welcher fremden Glaubens 
ift, mit dem Grundbefige zur Kirchenſteuer heranzuziehen. 
Diejer Grundbefip wird in Leipzig bei folchen aller: 
dings bloß zu ", der Abgaben herangezogen, welche 
Neligionshäufer haben. Da nun dieſe Art der Abgabe, 
die Herr Dieg als der Verfaſſungsurkunde vollflommen 
widerfprechend bezeichnet, jchon jeit dem Jahre 1833 
durch ein Geſetz feſtgeſetzt iſt, außerbem noch durch ein 
von der Regierung genehmigtes Regulativ ſanktionirt 
worden iſt, ſo konnte Ihre Deputation zu keinem anderen 
Reſultate kommen, als zu beantragen, die hohe Kammer 
möge dieſe Petition auf ſich beruhen laſſen. 


Prüfident: Ic frage die Kammer, ob irgend jemand 
eine Bemerkung machen will? — Es ift nicht der Fall. 


„Die Kammer ftimmt wohl auch bier dem An: 
trage der Deputation bei?“ 
Einftimmig. 

Herr Kammerherr von Schönberg wird als Bor: 
figender der vierten Deputation noch „Anzeigen über 
vier für unzuläffig erflärte Petitionen” er: 
ftatten. (Drudjahen Nr. 96, 102, 108 und 109.) 


Kammerherr von Schönberg: Die zu erjtattenden 
Anzeigen betreffen bie nachfolgend zu benennenben 
Betitionen, und zwar erftens: des Alfred Schwerbfeger 
in Dresden, eine Prozeßſache betreffend, ift auf Grund 
von $ 23e und e der Landtagsordbnung wegen Unflar: 
beit und Unzuftändigfeit der Ständeverfammlung für 
unzuläffig zu erklären. Ebenfo ift für unzuläffig zu 
erflären die Petition des Guftav Zeufhe in Grimma 
um miethweife Ueberlaffung eines Bahnmwärterhaufes 
zwifchen Nimbjchen und Grimma und zwar auf Grund 
von 23e und f der Lanbtagsorbnung, weil der Gegen- 
ftand nicht zum Wirkungskreiſe ber Stände gehört und 
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nicht nachgewiefen ift, daß der Inftanzenzug innegehalten 
worben jei. ferner ift unzuläffig die Petition ber Ber: 
einigung beutjcher Hebammen in Berlin um reichögejep: 
liche Regelung des Hebammenwejens und ber Befähigung 
zur Ausübung der Funktion einer Wochenpflegerin auf 
Grund von $ 23e der Landbtagsorbnung wegen Un: 
zuftändigfeit der Ständeverfammlung. Endlich ift un- 
gültig die Petition um Aufbeſſerung der Penfion ber 
Lehreräwittwen auf Grund von $ 23a der Landtags: 
ordnung, wegen Anonymität. 


Präfident: Es hat bei biefen Anzeigen fein Be: 
wenben. 

Meine hochgeehrten Herren! Es wiberftrebte mir 
zuvor, als ich das Haus mit einer Trauerkunde zu er: 
öffnen hatte, eine Mittheilung entgegengejeßter Art zu 
machen. Ich freue mich aber, ber hohen Kammer an— 
zeigen zu können, daß Se. König. Hoheit Prinz Fried— 
rih Auguſt Heren PVizepräfident Landesälteften von 
Zezſchwitz und mic vorgeftern in Audienz zu empfangen 
die Gnade gehabt hat, und daß wir den Prinzen in 
vollftem Wohljein und in voller Manneskraft wieber: 
gefehen haben. Derjelbe war durch die theilnehmende 
Kundgebung der Kammer fichtlich erfreut und hat ung 
beauftragt, der Kammer feinen Dank auszufprechen, und 
und verheißen, womöglich noch in dieſer Seffion zeit- 
weiſe in unferer Mitte zu erfcheinen. Ich freue mich, 
der Dolmetſcher dieſer fürftlichen Worte fein zu können, 


(Bravo!) 


Meine Herren! Die Beifegung bes Herrn 
Kämmerer von Megfch ift morgen mittag 12 Uhr. Ich 
ſchlage Ihnen vor, daß wir unfere Sitzung vormittags um 
10 Uhr halten und diejenigen Herren, bie an bem 
Trauerakte theilnehmen, von bier aus nad) dem Pauli: 
lirchhofe fich begeben. 

Ich fege auf die Tagesorbnung: 


1. Vortrag aus ber Megiftrande und Befchlüfie 
auf die Eingänge. 

2, Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 33 des außerorbentlidhen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erbauung 
von Heizhausftänden für Lofomotiven betreffend, 
(Drudfahe Nr. 110.) 


3. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit, 43 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, Bahnhofs- 
erweiterung Tharandt (erfte Rate) betreffend. 
(Drudjahe Nr. 111.) 
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, Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 46 bes auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 
bes Bahnhofs Biſchofswerda (erfte Rate) be- 
treffend. (Drudjahe Nr. 112.) 


5. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 55 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Umbau ber 
Strede Chemnitz-Kappel und theilweifen Um: 
bau bes Bahnhofs Chemnig (zweite Rate) be: 
treffend. (Drudjahe Nr. 113.) 


5. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 57 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erbauung 
eines Dienftgebäudes in Chemnitz betreffend. 
(Druckſache Nr. 114.) 


. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit, 72 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, die Er- 
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bauung einer Ladeſtelle in Auerhammer be— 
treffend. (Druckſache Nr. 115.) 


8. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petition des vormaligen 
Bureauaffiftenten der Staatseifenbahnen Karl 
Ernft Schildbach in Zwidau um Wieberanftellung 
beziehentlich um Gewährung von Benfion. (Drud: 
fache Nr. 99.) 

Zur Mitoollziehung des Protokolls lade ich ein 
Herrn Rittergutsbefiger von Watzdorf und Herrn Ritter: 
gutöbefiger von Trebra:Lindenau. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 
zu verlefen. 

(Geſchieht durch Herrn Sekretär Freiherrn von Find.) 

Sind die Herren mit biefem Protofoll einverftanden? 
— Einverftanden. Ich erkläre dasjelbe für genehmigt 
und ſchließe die öffentliche Sikung. 


(Schluß der Sigung 12 Uhr 48 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorſtand des Königlihen Stenographiihen Inſtituts 
i. V. Profeffor Eduard Dppermann. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjendung zur Poſt: am 3. Mär; 1900, 


Mittheilumgen 
über die Verhandlungen des Landtags, 


I. Kammer. 





N 3. Dresden, am 1, März 1909. 





Fünfunddreigigfte öffentlihe Sitzung Präfldent: Meine hochgeehrten Herren! Wir können 

der Erſten Sammer faft jagen, wir fangen, wie im Reichstage, unfere Sigung 

am 1. März 1900, vormittags 10 Uhr. vor leeren Bänfen an, aber ba unfere Beit zu befchränft 
Indatt: ift, eröffne ich doch bie öffentlihe Situng. 

Entfuldigungen. — Urlaubsertheilung., — Regiftranden: Entſchuldigt haben ſich für Heute Herr Geh. Finanz: 

vortrag Nr. 1021—1024. — Unträge zu den münb- rath a. D. Oberbürgermeifter Beutler wegen bringenber 

fichen Berichten der zweiten Deputation über: a) Ti. 33 Berufsgeſchäfte, Herr Mittergutsbefiper Dr. Pfeiffer 

des außerordenilichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, | wegen Unwohlfeins. Herr SKommerzienratd Naumann 

Erbauung von Heizhausftänden für Lofomotiven betr.; bat um Urlaub gebeten vom 1. März bis zum 10. Upril 

b) Tit. 43 des auferorbentlichen Staatshaushaltsetats de Taufenden Jahres aus Gejundheitsrüdfichten. Be— 

für 1900/01, Bahnhofserweiterung Tharandt (erfte Rate) willigt die Kammer biefen Urlaub? — Ginftimmig. 

betr.; 0) Zit, 46 bes außerordentiichen Staathausgatts:| Den Vortrag der Regiftrande giebt Herr Freiherr 

etais für 1900,01, Erweiterung des Bahnhofs Biſchofs⸗ | von Find. 








werda (erfte Rate) beir.; d) Tit. 55 bes auferorbent: (Nr. 1021.) Antrag zum münblichen Berichte ber 
fihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, Umbau ber — ont * m ———— es 
Strede Chemnitz⸗ Kappel und theilweifen Umbau des Johann Augujt Sri Angee IH RERDER HEN Kos 
Bahnhofs Gpemnig (gweite Hate) betr.; e) Tit. 57 bed —— beziehentlich Burüderftattung von Urkunden» 
außerorbentlichen Staatshaushaltsetats für 1900,01, Er: 
bauung eines Dienftgebäudes in Chemnik betr, unb 
f) Zit. 72 bes auferorbentlihen Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, bie Erbauung einer Labeftelle in Auer: 
hammer betr. — Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation über die Petition des vormaligen 
Bureauaffiftent der Staatdeifenbahnen Karl Ernſt Schild: 
bad in Zwidau um Wieberanftellung beziehentlih um 
Gewährung von Penfion. — Feitiegung ber Zeit und 
Tagesorbnung für die nächſte Sitzung. — Vorlefung 
und Genehmigung des Protokolls über die heutige Sitzung. 


(Nr. 1022.) Desgleihen über bie Petitionen bes 
Gutsbeſitzers Rothe und Genofien, bed Gutsbeſitzers 
Dreffel in Streumen und Genofien und des Arno 
Sünderhauf in Bobenneukirchen und Genoffen, bie 


Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau betr. 

(Nr. 1023.) Unzeige ber vierten Deputation, bie 
Petition des Vezirksfeldwebels a. D. Baldauf nebft Sohn 
wegen angeblicher Rechtöverfümmerung betr. 

Präfident: Sämmtlihe Nummern kommen auf eine 
ber nächſten Tagesorbnungen, 

(Nr.1024.) Desgleichen, betreffend bie Beichwerbe 
ber Frau Mlbine Louiſe Junghanß geb. Lorenz in 
Reichenbach, die Schreibweife des Namens Dittrid) 
betreffend. 

Präfident: Auch diefe Nummer kommt auf eine 
Tagesorbnung. 


Herr Freiherr von Find wird zu Punkt 2 berichten: 


Präfident: 
Wirtl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 
Am Miniftertifche: 

Der Herr Staatöminifter von Wapborf, fowie bie 
Hersen Negierungslommiffare Geh. Rath Dr. Ritter: 
ftäbt umb Oberfinangeath; Elterich. „Untrag zum mündlichen VBerichte der zweiten 

Anweſend 34 Kammermitglieder. Deputation über Tit. 33 des außerordentlichen 
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Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erbauung | 
von Heizhausftänden für Lokomotiven be: 
treffend.” (Drudjahe Nr. 110.) 


(Bergl. M. II. K. S. 33 ff. u. 630 f) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Ich Habe zunächſt die Ehre, über Tit. 33 des außer: 
orbentlichen Etats namens der Deputation Bericht zu er: 
ftatten. In Zit. 31 waren für Vermehrung der Lolo— 
motiven und Tender rund 5'/, Millionen bewilligt und 
zwar für 90 Normalfpurlofomotiven und 6 Schnial- 
fpurlofomotiven. In dem vorliegenden Tit. 33 werden 
zur Erbauung von Heizhausftänden für dieſe neu be: 
willigten Zofomotiven 612,000 M. poftulirt. Erfahrungs: 
gemäß rechnet man */, der Zofomotiven als in ben 
Heizhausftänden befindlich, während das übrige Drittel 
im Dienft ꝛc. if. Somit werden für 60 volljpurige 
und 4 ſchmalſpurige Lokomotiven Heizhausftände poftulirt. 
Die Gefammtjumme beträgt 612,000 M. Die Zweite 
Kammer Hat biefe Summe bewilligt und Ihre Depu— 
tation empfiehlt Beitritt zu diefem Beſchluſſe. 


Präfident: Ih frage die Kammer, 


„ob fie dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer 
. beitritt?” 
Einftimmig. 

Ich bitte fortzufahren bei Punkt 3: „Untrag zum 
mündlihen Berichte ber zweiten Deputation 
über Tit. 43 bes außerordentlihen Staatshaus- 
haltsetat3 für 1900/01, Bahnhofserweiterung 
Tharandt (erfte Rate) betreffend." (Drudjade 


Nr. 111. 
I) (VWergl. M. N K. S. 33 ſſeu. 670ff) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr don Find: 
Ih Habe die Ehre, über Tit. 43 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats, Bahnhofserweiterung in Tharandt 
(erfte Rate) betreffend, zu berichten. Es ift hier zunächſt 
auf die Erläuterung zu verweifen, jowie ferner auf die 
Auslaffung, weldhe das König. Finanzminifterium ben 
Finanzdeputationen beider Kammern hat zugehen Lafjen. 
Diefelben hatten nämlich angefragt, ob auch wegen 
Tharandbt nicht vielleiht eine Ajournirung ftattfinden 
fünnte, und ob man mit der Bauſumme wohl fichere 
Ausſicht Haben würde auszukommen. Hierauf ift fol- 
genbes feitens des Königl. Minifteriums den Finanz: 
beputationen eröffnet worben: 

„Das aufgeftellte Projekt bezwedt hauptſächlich die 
Trennung des Vorortverfehrd vom Fernverkehre in 
Tharandt, wo fich der Endpunkt bes Borortverfehrs 
von Dresden⸗-A. befindet. — 


Dies erſcheint zunächſt in betrieblicher Hinſicht 
nothwendig. Jetzt benutzen bie Vorortzüge dieſelben 
Gleiſe7zur An- und Abfahrt, auf welche die Fernzüge 
angewieſen ſind, dann aber auch mit Rückſicht auf 
die Belriebsſicherheit bei dem fortdauernd ſteigenden 
Verkehre.“ 


Aus dieſen Gründen erklärt die Königl. Staats— 
regierung, daß auf das Poſtulat von 500,000 M. in 
keiner Weiſe verzichtet werden könnte. Es ſoll nun, um 
in die Details einzugehen, folgendes hergeſtellt werden: 
eine Kopfſtationsanlage für den Vorortverkehr, eine Be: 
feitigung ber Gleisüberfchreitungen, Herftellung eines 
Interimsbahnfteigs, Verlängerung ber unzureichenben 
Nebengleije für den durchgehenden Güterverfehr. Den 
Erklärungen der Königl. Staatsregierung gegenüber hat 
Ihre Deputation ihre Bedenken fallen laffen und empfiehlt 
fomit im Anſchluſſe an die Beichlüffe der ABweiten 
Kammer die Bewilligung von 500,000 M. in Tit, 43. 


Präfident: Ich frage die Kammer: 

„ob fie auch Hier bei Tit. 43 bie poftulirte 
Summe bewilligt?” 
Einftimmig. 

Ic) bitte überzugehen zu Punkt 4: „Antrag zum 
mündlichen Berichte ber zweiten Deputation über 
Tit. 46 bes außerorbentlihen Staatshaushalts— 
etats für 1900/01, Erweiterung des Bahnhofs 
Biſchofswerda (erfte Rate) betreffend.” (Drud: 
ſache Nr. 112.) 


‚ (Bergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 672 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Ich habe zu Tit. 46 überzugehen. Für die Erweiterung 
des Bahnhofs Biſchofswerda werden 400,000 M. poftus 
lirt. Aus den Erläuterungen ift ausführlich zu erfehen, 
daß der Bahnhof von Biſchofswerda, welcher fowiefo 
der Erweiterung bedarf, abjolut nicht mehr ausreicht, 
feitdem nad Eröffnung der Linie Biſchofswerda-Elſtra 
ein großer Theil des Lofalverkehrs von Bifchofswerba, 
wie überhaupt ber ben Bahnhof Bifchofswerba be: 
treffende Durchgangsverkehr eben in Biſchofswerda zur 
Behandlung gelangt. Man hat ausgerechnet, daß durch 
ben Hinzutritt der neuen Linie nach beiden Richtungen 
bin je eim Güterzug und vier gemifchte Büge Hinzu: 
treten, Für biefen neuen Zuwachs’ ift ber Bahnhof in 
feiner Weife mehr zureichend, es ift jomit ein dringendes 
Bedürfniß, denfelben zu erweitern. Bei diefer Gelegen- 
heit joll aud) das Weberfchreiten der Dresden-Görliger 
Hauptgleife in Schienenhöhe geändert und die möglichft 
direfte Durchführung der Züge von Zittau nach Dresden 
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bewirkt werben. Alles weitere ift aus den Erläuterungen 
zu erfehen, ebenfo daß bie Geſammtkoſten der vorzu- 
nehmenben Erweiterung des Bahnhofs Biihofswerda in 
Summa auf 1,376,000 M. veranjchlagt find. Hiervon 
entfallen 376,000 M, auf die neue Linie Biſchofswerda— 
Elftra, ſomit 1 Million rund auf den Bahnhof Bifchofs- 
werba jelbft. Hiervon werben als erfte Rate 400,000 M. 
poftulirt. Seitens ber Königl. Staatsregierung ift erflärt 
worden, daß ein Aufſchieben, ein Ajourniren angefichts 
bes fteigenden Verkehrs unmöglich fei, und daß fie Hoffe, 
mit der Summe auszufommen. Diefen Erflärungen 
gegenüber Hat bie Deputation der Kammer bloß zu 
empfehlen, im Unjchluffe an die Beſchlüſſe der Zweiten 
Kammer in Zit. 46 die 400,000 M. zu bewilligen. 


Präfident: E3 begehrt niemand das Wort, — Ich 
frage die Kammer, 


„ob fie auch Hier nad dem Antrage der De- 

putation beſchließt?“ 
Einftimmig. 

Es folgt 5.: „Antrag zum mündliden Berichte 
ber Deputation über Tit. 55 des auferorbent- 
lihen Staatshaushaltsetats für 190001, Umbau 
der Strede Chemnitz-Kappel und theilweijen 
Umbau des Bahnhofs Chemnig (zweite Rate) 
betreffend.” (Drudfahe Nr. 113.) 


(Berl. M. I.K. ©. 33 fi. und 674 ff.) 


Berichterftatter Kammerher Freiherrr von Find: Ich 
würbe nun bie Ehre haben, über Tit. 55, Umbau ber 
Strede Chemnitz-Kappel und theilweilen Umbau bes 
Bahnhofs Chemnitz (zweite Rate) betreffend, Bericht zu 
erftatten. Die Nothwenbdigkeit des Umbaues bes Bahn: 
hofs Chemnik, ſowie der Strede Chemnitz-Kappel ift 
bereit? auf dem Landtage 1898/99 anerkannt worben, 
Letzterer Umbau befteht befanntlich in ber Höherlegung 
ber Gleife, um die zahlreihen Schienenübergänge in 
Riveauhöhe im Innern der Stadt Chemnitz zu befeitigen. 
Daß letztere eine große Unzuträglichkeit für den gewaltigen 
Verkehr von Chemuitz bieten, liegt auf der Hand und 
ift bes weiteren im letzten Landtag ausgeführt worben. 
In Anerkennung ber Nothwendigleit beider Bauten find 
bereit3 im Jahre 1898,99 als erfte Hate 500,000 M. 
bewilligt für Arealerwerbung. Jetzt wirb bie zweite 
Rate mit vier Millionen poftulirt, um mit biefem Gelde 
die Ausführung zu beginnen, nämlich den Umbau bes 
Bahnhofs und die Höherlegung ber Strede Chemnik- 
Kappel. Aus ben Erläuterungen ift zu erjehen, daß 
bei näherer Bearbeitung ber Pläne ſich herausgeftellt 
hat, daß es praftifcher wäre, entſprechend dem Wunſche 


der Stadt Chemnitz auf dem Platze, welcher zwiſchen 
Waiſen- und Dresdnerſtraße liegt, nicht die Bahn über— 
zuführen, ſondern unterzuführen. Daß überhaupt gerade 
auf dieſem Flecke die Nothwendigkeit eine dringende iſt, 
möchte aus folgendem amtlichen, mir liebenswürdiger— 
weiſe von maßgebender Stelle zur Verfügung geſtellten 
ſtatiſtiſchen Materiale hervorgehen. Ueber den Verkehr 
auf dem Platze zwiſchen der Waiſen- und Dresdnerſtraße 
in Chemnitz find in 17 Stunden, von früh 5 Uhr 
bis 10 Uhr abends, an drei Tagen des Degemberd 1899 
folgende ftatiftiiche Zahlen anzugeben. Es paffiren 
dort täglich durchſchnittlich 1619 beipannte Wagen, 
1404 Handwagen den Pla und 32,634 Berfonen. 
Dem gegenüber ftehen in 17 Stunden 134 Sperrungen 
durch Rangiren und Baffiren von Zügen zc. mit im 
ganzen 216 Minuten, das beträgt durchſchnittlich als 
Höchſtzahl für die Stunde 237 beipannte Wagen, 
273 Handwagen, 4446 Berfonen und 11 Sperrungen 
mit zufammen 15 Minuten. Ic glaube, diefe Zahlen 
Iprechen deutlih genug. Aus dem jehr genauen, über: 
rechneten Koftenanfchlage für den Umbau geht hervor, 
daß für den Umbau bes Bahnhof3 im ganzen 
7,360,000 M. veranſchlagt worben find, barunter für 
Grunderwerb 891,000 M., für Erdarbeiten ıc. 836,000M., 
für Uebergänge, Wege ıc. 239,000 M., für ben Oberbau 
2,178,000 M,, für Bahnhöfe und Halteftellen 2 Mil: 
lionen ıc., während für den Umbau der Strede Chemnitz— 
Kappel im ganzen 13,946,000 M. Koften erwachſen. 
Ueber die Leiftungen der Stadt Chemnig ſei auf bie 
Erläuterungen verwiejen. Es find gegenwärtig 4 Mil: 
lionen al3 Poftulat in den außerorbentlihen Etat auf: 
genommen worben. Seitens ber Zweiten Kammer ift 
diefe Summe auf 3 Millionen reduzirt worden und bie 
Königl. Staatsregierung hat ſich damit einverftanden er: 
Härt, jedoch unter dem Vorbehalte: daß unbefchabet 
deſſen der Ausbau ıc. in der geplanten Weife fortgeführt 
werde. Die Zweite Kammer Hat entipredhend bas 
Poſtulat mit 3 Millionen bewilligt und Ihre Deputation 
empfiehlt dasfelbe, jomit Tit. 55, unter Verkürzung von 
einer Million gegenüber der urjprünglichen Vorlage der 
Staatöregierung, mit 3 Millionen zu bewilligen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall, Ach frage die Kammer: 


„ob fie beſchließen will, Tit. 55 bes außer: - 
orbentliden Staatshaushaltsetats für1900/01, 
unter Abftrih von 1 Million Mark in Höhe 
von 3 Millionen Mark zu bewilligen?“ 


Einftimmig. 


—ãæ4 
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Bir fommen zu Punkt 6 ber Tagesorbnung: „Ans 
trag zum münblihen Berichte ber zweiten De: 
putation über Tit. 57 des auferorbentliden 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erbauung 
eines Dienftgebäubes in Chemnig betreffend.“ 
(Druckſache Nr. 114.) 


(Berg. M. I. K. S. 33 ff. u.674ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Unter Tit. 57, Erbauung eines Dienftgebäubes in Chem: 
nig, werben 100,000 M. poſtulirt. Es foll nämlid 
für die britte Bauinfpeftion in Chemnig ein umfaſſendes 
Gebäude zur Beihaffung von Dienfträumen gebaut 
werben. Die Finangbeputation ber Zweiten Kammer, 
und mit ihr die Zweite Kammer felbft, ift der Anficht 
gewejen, ba im gegenwärtigen Momente angefichts ber 
Finanzlage von Kauf beziehentlih Bau von Dienft: 
gebäuben in Chemnig, Leipzig und Dresben für Eijen- 
babnzwede, b. 5. für Beamtenwohnungen ꝛc., abgejehen 
werben möchte. Die Königl. Staatsregierung hat ſchließ— 
fih dem beigeftimmt und erklärt, daß fie ſich einft- 
weilen noch mit Miethräumen begnügen würbe. Die 
Zweite Kammer Hat fomit bie unter Tit. 57 ge 
forderten 100,000 M. abgelehnt. Ihre Deputation be: 
antragt Beitritt, ſomit ebenfalls Ablehnung von 100,000 M. 
unter Tit. 57. 


Präfident: Wünjcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber Fall. Ich frage die Kammer: 
„ob fie die in Tit.57 des außerorbentlihen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01 geforderten 
100,000 M. ablehnt?” 

Einftimmig. 

Es folgt 7.: „Untrag zum münbliden Be- 
richte ber zweiten Deputation über Tit. 72 bes 
außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, bie Erbauung einer Labeftelle in Auer: 
hammer betreffend.” (Druchſache Nr. 115.) 


(Bergl. M. IT.R.&. 33 ff. u. 631.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von ind: 
Ich Habe endlich noch über Tit. 72, Erbauung einer 
Ladeftelle in Auerhammer, Bericht zu erftatten, Die 
ungünftigen Steigungsverhältnifie der Strede Aue: 
Adorf, zwiſchen Aue und Bodau fpeziell, haben es bis 
jetzt nicht möglich gemacht, ben Wünfchen ber größeren 
Fabriken Rechnung zu tragen, welche begreiflicherweife 
Gleidanſchlüſſe haben möchten. Sie find alſo zeither 
darauf angewiefen gewefen, durch bie engen und be- 
ſchwerlichen Straßen ber Stadt Aue 2 km weit bie 


am 1. März 1900. 


—— — 


Güter zum Bahnhofe zu tramsportiren. Es ift mittler- 
weile gelungen, ein paflenbes Grundſtück zu erwerben, 
unb es fol nunmehr mit bem Baue einer Labeftelle für 
ben öffentlichen Güterverkehr vorgegangen werben, 
Selbftverftändlich werben babei Wufftellungs- und Zu- 
führungsgleife fowie eine 120 m lange Labeftraße bier: 
bei zu errichten fein. Im ganzen werben 90,000 M. 
poftulirt. Die Zweite Kammer Hat biefelben bewilligt; 
Ihre Deputation empfiehlt den Beitritt zu biefem Bes 
ichluffe, fomit Tit. 72 in Höhe von 90,000 M. zu be 
willigen. 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber Fall. 

Ih frage die Kammer: 

„Bewilligt fie bei Zit. 72 bie poftulirte 
Summe?" 
Einftimmig. 

Ih erjuhe ben Herrn Berichterftatter ber vierten 
Deputation, nunmehr feinen Vortrag aufzunehmen über 
Punkt 8 ber Zagesorbnung: „Untrag zum mind 
lihen Berichte ber vierten Deputatiom über 
bie Petition bes vormaligen Bureauaffiftent 
ber Staatseifenbahnen Karl Ernft Schilbbadh 
in Zwidau um Wieberanftellung beziehentlich 
um Gewährung von Penſion.“ (Drudjade Nr. 99.) 


(Berge. M.II.R.S.416 f.) 


Berichterftatter Dr. von Wächter: Der frühere 
Bureanaffiftent der Staatseifenbahnen Karl Ernft Schilb⸗ 
bad) in Zwickau wendet fi an bie hohen Kammern mit 
der Bitte, biefelben möchten beichließen, baf bie Königl. 
Staatsregierung in Rüdficht auf die Art und Weiſe bes 
gegen ihn eingeleiteten Verfahrens und in Berüdfitigung 
der ihm als jungen Manne jchon eingepflangten Er⸗ 
ziehung die Entlaffung aus dem Stantsbienfte, welche 
ihm zu theil geworben fei, zurädnehmen möge. Es 
möge feine Wiebereinftellung : als Binreauaffiftent und 
Nachzahlung des Gehalts feit bem 1. März 1899 ver: 
fügt werben Sollte eine Wiebereinftellung:: nicht ers 
folgen, fo wolle ber hohe Landtag beſchließen, bafı ihm 
wegen: bes im Dienfte zugegogenen Nervenleibens wegen 
weichen er um: Benelaubung: nad. Huguftusbab: bei 
Rabeberg nachgeſucht habe und bes ſeit Jahren habenden 
Rheumatismus, eine Penfion im Sinne bes: Staats: 
dienergefehes gewährt werbe. 

Diefer Bureauaffiftent Schilbbach war im Jahre 1884 
als Schreiber bei ber Telegrapheninfpeltion in Zwickan 
angeftellt und feit 1894 bort Wureauaffiftent und ift 
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feit bem Abgange feines früheren Vorgeſetzten, des Be- 
zirfstelegrapheninfpeftors Stiehler, im Jahre 1897, wie 
er behauptet, von deſſen Nachfolger Herrn MRegierungs: 
baumeifter Näher ungerecht behandelt worden. Er habe 
feine Arbeit mehr recht machen können, er fei in jeber 
Hinficht verbächtigt worden und Habe dann am 28. No: 
vember 1898 in ganz ungerecdhtfertigter Weiſe feine 
Kündigung erhalten, er fei am 28. Februar 1899 ent- 
faffen worben, und es wären ihm bie Grünbe ber 
Kündigung nicht befannt gegeben worden, Er behauptet, 
ba bie $$ 18 bis 20 bes Staatöbienergefehes bei biejer 
Kündigung nicht berüdfichtigt worben feien, und daß er 
nicht die richtige Gelegenheit zur Rechtfertigung erhalten 
babe, und fommt deswegen mit der vorhin fchon mit: 
getheilten Bitte an ben hohen Landtag. Die eingeforberten 
Perfonalaften des Schildbach beweifen übrigens, daß 
dieſe Paragraphen des Staatöbienergejeßes, auf bie er 
fi) bezieht, in keiner Hinficht einfchlagend fein können, 
Derjelbe ift angeftellt worben als Bureauaffiftent unter 
Vorbehalt dreimonatlicher Dienftlündigung. Er Hat diefe 
Anftellungsurkunde felbft mit unterfchrieben. Es ift im 
Iahre 1898 eine Unterfuhung gegen ihn eingeleitet 
worben wegen verjdiebener Orbnungswibrigfeiten, und 
bat er das Protokoll eigenhändig unterjchrieben, in 
welchem e3 lautet: 


„Nah dem Er va} der gegen ben Bureau: 
affiftenten Karl Ern ildbach in Zwickau, Bezirks: 
telegrapheninipeftion, zugeführten Unterfuhung ift 
befien Berbleiben im Staatseijenbahnbienfte ſowohl 
wegen ber groben kr rau läffigungen, beren er 
fi wiederholt und insbejondere bei ber ihm obliegenden 
Buchführung jHuldig gemacht dat, als auch mit Rüd- 
fit darauf nicht angängig, daß fein Verhalten im 
Dienfte häufig gerechten Anftoß erregt hat, wie benn 
überhaupt feine — dienſtliche Führung geeignet 
gewejen ift, das Anſehen der Staatseifenbahnverwaltung 
zu ſchädigen.“ 
Diefes Protokoll hat er eigenhändig unterfchrieben, 
und da ift doch auch anzunehmen, daß ihm diefe Sachen 
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zur Kenntniß gelommen find, und wenn wirklich Un: 
richtigkeiten bei biefer Unterfuchung untergelaufen wären, 
er Gelegenheit gehabt hätte, ſich zu rechtfertigen. 

Meine Herren! Die jenfeitige Kammer hat biefe 
Petition einftimmig auf fich beruhen laſſen; Ihre De- 
putation ſchlägt Ihnen dasſelbe vor. 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall, 


Ich frage die Kammer: 


„ob fie dem Antrage ihrer Deputation, ber 
joeben berichtet worden ift, beitritt?“ 
Einftimmig. 
Unjere Tagesordnung ift hiermit erfchöpft. Ich be- 
raume bie nächſte Sitzung auf Dienstag, ben 6. März, 
mittags 12 Uhr an und ſetze auf die Tagesordnung: 


1, Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

2. Bericht ber erften Deputation auf das Königl. 
Dekret Nr. 26, den Entwurf eines Gefeges, die 
Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen betreffend. (Druckſache Nr. 123.) 


Zur Mitvollgiefung bes Protokolls lade ih ein 
ben Herrn Staatsminifter a. D. von Noſtitz-Wallwitz, 


Ercellenz, und den Herrn Geh, Kommerzienrath Hultzſch. 
Der Herr Protofollfügrer ift bereit, das Protokoll zu 
verleſen. 


(Sekretär Thiele verlieſt das Protokoll.) 
Findet das Protololl die allſeitige Billigung? — Iſt 
es ber Fall, fo erkläre ich basfelbe für genehmigt, und 
ſchließe die öffentliche Sitzung. 


(Schluß ber Sigung 10 Uhr 35 Min, vormittags.) 


öl 


Für bie Redaktion verantwortlih: Der Vorſtand des Königlichen Stenographiſchen Inftituts 
i. 8. Profefior Eduard Oppermann. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Lepte Abſendung zur Bolt: am 6. März 1900. 





Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 








I. Kammer. 
N 36. Dresden, am 6. März 1909. 
Sechsunddreißigſte öffentlihe Sigung | Wir gehen über zur Berlefung der Ständifchen 
Schrift auf das Königl. Dekret Nr. 8, die Gebührentare 
e mme 
ver Erßen u * der Aerzte, Chemiler, Pharmazeuten und Hebammen bei 
am 6. März 1900, mittags 12 Uhr. gerichtlich medizinifchen und mebizinal: polizeilichen Ber: 


richtungen betreffend, 


Inbalt: 
——— j * Sekretär Freiherr von Finck (verlieſt die Stän- 
Prãſidialmittheilung über die Dankesbezeugung der Familie |. Br . i j 
bes verftorbenen Königl. Rämmerers von Mehzſch, Ercellenz. Em we Vorſtehende u. a. hat in 
— Vortrag und Genehmigung der Ständiſchen Schriften r Bweiten Kammer vorſchriftsmäßig außgelegen. 


auf bie Königl. Dekrete Nr. 8, 16 und 23. — Regiſtranden⸗ | Präfident: Hat jemand gegen diefe Ständifche Schrift 

vortrag Nr. 10251035. — Bericht ber erften Depus | etwas einzuwenden? — Es ift nicht der Fall, Ich er- 

tation auf das König! Dekret Nr. 26, ben Entwurf eines kläre biefelbe für genehmigt, und es würde diefelbe zum 
Geſehzes, die Awangsvollitredung in bas unbewegliche Ber: Abgange zu bringen fein. 

mögen beir. — Sejtftellung der Zeit und Tagedorbnung Es folgt weiter die Berlefung einer Stänbifchen 

für die nächſte Sipung. — Borlefung und Genehmigung Schrift auf das Königl. Dekret Nr. 16, den Entwurf 

bes Prototolls über bie Heutige Gipung. eines Geſetzes über die Verwaltungsrechtöpflege, jowie 

i die Entwürfe von Geſetzen: einige weitere Abänderungen 

Bräfident: bes Einkommenfteuergejepes vom 2. Juli 1878 und bie 

j Zuftändigkeit des Oberverwaltungsgerichts bei Streitig: 

Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. feiten über die Veftenerung der Wanderlager betreffend. 


* — Ih erſuche Se. Excellenz den Wirkl. Geh. Rath 
Am Riniſtertiſche: von Charpentier, dieſe Ständiſche Schrift zu verleſen. 
Der Herr Staatöminifter Dr. Schurig, jowie ber 











Herr Negierungstommiffar Geh. Juſtizrath Dr. Grütz— Geſchieht.) 
mann. 
— Hat jemand gegen dieſe Ständiſche Schrift etwas 
Anweſend 41 Kammermitglieber. einzuwenden? — Das ift nicht der Fall; id) erkläre bie- 


Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. felbe für genehmigt. 

Meine hochgeehrten Herren! Die Hinterbliebenen | Es erfolgt nunmehr die Verleſung noch einer 
unjered verehrten Mitglieds, bes Herrn Kämmerer von | Ständifhen Schrift auf das Königl. Dekret Nr. 23, 
Mepich, haben mich beauftragt, dem Hohen Haufe ihren | den Perfonal: und Bejoldungsetat der Lanbesbrand- 
Dank auszufprechen für die Theilnahme, welche basjelbe | verficherungsanftalt auf die Jahre 1900/01 betr. 
ſowohl während der Krankheit, wie bei der Beifegung i ' er 
bewiejen hat. Ich entledige mich hiermit biejes Auf: Geh un . hieme verlieh bie 
trags, uns aber fann es nur zur Genugthuung gereichen, tandiſche Schrift.) 
wenn unſere Theilnahme einen milden Strahl in be— Auch dieſe Ständiſche Schrift findet wohl die 
fümmerte Herzen ergoſſen hat. Billigung diefes Haufes? — Das ift ber Fall. Die: 
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felbe wird nunmehr zum Abgange zu bringen jein, wie 
auch die zuvor verlefene. 

Wir gehen über zum Vortrage der Regiftranbe. 
Herr Sekretär Thiele wird benjelben erftatten. 


Nr. 1025.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über die Perition des Wein- 
bergsbefigers Nade in Naundorf und Genofjen um Ber: 
mittlung ber Aufhebung. bes Reichsgeſetzes über die Ver: 
tilgung der Reblaus für Sadjen. 


(Nr. 1026.) Deögleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des Fiſchzüchtereibeſitzers Schuſter in 
Sceibenberg um Unterftügung feiner Forellenzucht durch 
Gewährung eines Darlehns aus der Staatskaſſe. 


Präfident: Beide Nummern kommen an bie vierte 
Deputation. 

(Nr. 1027.) Desgleichen, betreffend allgemeine Bor: 
berathung über Dekret Nr. 38, einen zweiten Nachtrag 
zum Etat für 1900/01 betr. 


BPräfident: An bie zweite Deputation. 


(Nr. 1023.) Das Minifterium des Innern über- 
sendet 49 Eremplare bes Bericht ber Königl. Kunft- 
afademie und Kunftgewerbeichule zu Leipzig auf die Beit 
von Oftern 1898 bis dahin 1900. 


Brüfident: Zu vertheilen. Dank zu Protokoll. 


(Nr. 1029.) Die Zweite Kammer überjendet 55 Drud: 
eremplare einer Petition des Verbands jächfiicher Kauf: 
leute und Gewerbtreibender, den Geſetzentwurf, bie 
Handels- und Gewerbelammern betr. 


Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 1030.) Petition, beziehentlih Beſchwerde bes 
— Rob. Brendel in Uebigau bei Dresden unklaren 
alte. 


Präfident: An die vierte Deputation, 


(Nr. 1031.) Die Zweite Kammer überjenbet 50 Drud- 
eremplare einer Petition des Stadtgemeinderaths zu 
Treuen und Genofjen gegen —— einer Eiſenbahn⸗ 
verbindung Eich⸗Rodewiſch. 


Präfident: Zu vertheilen. 


Nr. 1032.) Protofollertratt der Bweiten Sammer, 
betreffend Schlußberathung über Tit. 98 und 96 bes 
außerordentlichen Etats für 1900,01, Umbau des Halte 
punfts Döbeln und Herftellung des zweiten Gleiſes ber 
Linie Borsdorf- Coswig betr. 


(Nr. 1033.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 56 des auferordentlichen Etats für 190001, 
Herftellungen auf Bahnhof Chemnig aus Anlaß der Ein- 
führung der Ehemnigthalbahn betr. 


Präfident: Beide Nummern kommen an die zweite 
Deputation, 


am 6. März 1900. 


(Nr. 1034.) Denlſchrift der Sächſiſchen Renten 
verficherungsanftalt zu Dresden wegen ihrer Heranziehung 
zur Einfommenfteuer. 


Präfident: An bie zweite Deputation. Die Drud: 
eremplare find zu vertheilen. 


Nr. 1035.) Eingabe bes Architelt Holder in Löbau, 
eubau bes Ständehaujes betr. 

Präfident: Meine Herren! Da die Ständehausbau- 
angelegenbeit bereit? zum Abſchluſſe gelangt ift, jo 
würbe eigentlich auf dieſe Eingabe etwas nicht mehr zu 
machen jein. Mit Rüdfiht aber auf den großen Fleiß, 
auf die großen Koften, die ſich ber Betreffende gemacht 
dat, mit Rüdficht auch auf bem gewiflen genialen Aug, 
der hindurchgeht, ſchlage ih Ihnen im Einverftändniffe 
mit meinem Herrn Kollegen der Zweiten Kammer vor, 
daß wir bie Angelegenheit ben Mitgliedern, die zur 
Bwifchendeputation gewählt worden find, zur Kenntniß- 
nahme mittheilen. Es erfolgt fein Widerſpruch; ich 
nehme an, dab Sie damit einverftanden find. Dies 
war bie legte Nummer der Regiftranbe. 

Wir gehen über zum „Berichte ber erften 
Deputation auf bas Königl. Dekret Nr. 26, den 
Entwurf eines Gejeges, bie Zwangsvollſtreckung 
in bas unbeweglihe Vermögen betreffend.” 
(Drudjahe Nr. 123.) 


Berichterftatter Herr Oberbürgermeifter Dr. Schroeber. 


Berichterftatter DOberbürgermeifter Dr. Schroeder: 
Meine jehr geehrten Herren! Das Königl. Dekret 
Nr. 26, worüber id Ihnen zu berichten bie Ehre habe, 


lautet wörtlich: (Wird verlefen.) 


Der mit dieſem Dekrete vorgelegte Gefegentwurf gehört 
zu benjenigen, bie infolge ber neueren Reichsgeſetzgebung 
erforderlich geworden find. Nah Abſchluß und im Zu: 
fammenhange mit ber reichsgeſetzlichen Neuordnung 
unferes bürgerlichen Rechts hat die Reichsgeſetzgebung 
ihrerjeitd das Amangsvollitredungsverfahren in un: 
bewegliche Sachen geregelt und mit Beginn bes lau- 
fenden Jahres ift aud für das Gebiet des Königreichs 
Sachſen diefes neue Recht in Kraft getreten. Der uns 
vorliegende Gefegentwurf enthält bie nad) Maßgabe bes 
Reichsrechts zuläffigen und nad) den Bebürfniffen 
unfere® Partikularrechts erforderlichen Ausführungs- 
beftimmungen. 

Der Gejepentwurf bewegt fich zweifellos auf einem 
ſchwierigen und mannigfach fomplizirten Rechtsgebiete. 
Um jo mehr ift hervorzuheben, daß auch diefer Gejep: 
entwurf, wie wir dies von ben zahlreichen jonftigen 
Gejepeövorlagen zur Ein: und Ausführung der neueren 
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Reichsgeſetze in ber jegigen und in der vorigen Land: 
tagsperiobe anzuerfennen haben, trefflich gearbeitet ift. 

Der Entwurf giebt in feinen erften neun Para— 
graphen allgemeine Ergänzungsvorjchriften zu dem 
Reichsgeſetze über die Zwangsverfteigerung und Bmwangs- 
verwaltung vom 24. März 1897 in ber Faſſung vom 
20. Mai 1898 und behandelt dann in den $$ 10 bis 
mit 22 die landesrechtli vor dem 1. Januar 1900 mit 
bejtimmten Summen grundbücherlidy verlautbarten Vor: 
und Wiederverlaufsrechte. Er orbnet in den folgenden 
88 23 bis 26 die vorläufige Beanftandung des Termins 
zur Verfteigerung eines burch Brand befchädigten Grund: 
ftüds, ferner die Taration der Grundftüde und der von 
der Beichlagnahme mitergriffenen beweglichen Sadıen, 
die Veröffentlihung des BVerfteigerungstermins und das 
vereinfachte Aufgebotsverfahren zur Ausſchließung un: 
befannter Berechtigter. Danad) wird in ben 88 27, 28 
und 29 die Zwangsverwaltung unbeweglicher Sachen 
im Rahmen des Landesrechts geordnet; über die fernere 
Wirkſamkeit der Vorſchriften unferer ſächſiſchen Sub: 
baftationsordnung vom 15. Auguſt 1884 werben be: 
ftimmte und Hare Borfchriften gegeben und die An: 
wendung bes Gejegentwurfs auf Bergbaurechte und auf 
grundftüdsgleiche Rechte überhaupt wird feitgelegt. Die 
85 30—35 ſchließlich behandeln den für ung in Sachſen 
neuen Fall der Bwangsverfteigerung eines Gebäudes 
auf Antrag ber Baupolizeibehörbe. Der $ 36 hebt die 
mit lanbesherrlicher Genehmigung erlafjene, durch das 
Geſetz gegenftandslos werdende Minifterialverorbnung 
vom 5. Dezember v. 3. auf, und $ 37 endli enthält 
eine Yuslegungsvorjchrift. Wegen der Einzelheiten darf 
ich auf den Bericht verweijen, nur bitte ich, bereits an 
biefer Stelle auf zwei Einzelpunfte kurz eingehen zu 
bürfen. 

Bu $ 20 des Gefegentwurfs könnte die frage er: 
hoben werden, warum die Deputation im zweiten Sape 
biefes Paragraphen bie bort gejegte Friſt von ſechs 
Monaten zwiſchen Berfteigerungs: und Vertheilungs: 
termin zu gunften bes Vor- und Wieberverfaufs: 
berechtigten belafjen hat, während Sie Ihnen doch 
empfiehlt, den zweiten Sag bes $ 21 mit ber gleichen 
ſechsmonatlichen Friſt zwifchen der Erflärung des Vor: oder 
Wiederfaufsberechtigten über die Ausübung feines Vor: 
ober Wieberfaufsrechts und dem Vertheilungstermine zu 
ftreihen. Dazu ift zu bemerken, ba in $ 20 unb in 
$21 verfchiebene Dinge behandelt und geordnet werben; 
$ 20 betrifft den Fall, daß ein anderes Recht als eine 
Hypothet, Grundſchuld oder Rentenſchuld bei der Feſt— 
ftellung des geringjten Gebots zwar berüdfichtigt worben 
ift, aber gar nicht beftanden bat ober weggefallen iſt, 


und dab nunmehr der Berechtigte, auf den der Anſpruch 
bei der Bertheilung übertragen worden ift, ben Kapital: 
beitrag, um ben ſich der Werth des Grunbftüds durch 
das Nichtbeftehen oder den Wegfall des Mechts erhöht 
bat, dem Erfteher, aljo in unferem Falle dem Bor: und 
Wiederlaufsberechtigten, auffünbigt. Der Fall wirb in 
ber Praxis felten genug vorkommen, und wenn er ein- 
mal eintritt, fo ift die Sad: und Rechtslage von durch— 
aus anderer Natur ald im Falle bes $ 21. Ganz ab» 
gejehen davon, daß im alle des $ 20 die Zahlung 
nicht zur Gerichtskaſſe erfolgt, ift insbeſondere irgend 
ein allgemeines und öffentliches Intereſſe an der Be— 
jchleunigung bes Bertheilungsverfahrens bier nicht vor: 
handen, und e3 fann ruhig dem Bor: und Wieberfaufs: 
berechtigten der Vortheil der jechsmonatlichen Friſt, wie 
bisher, gewährt werden, da höchſtens einmal dadurch das 
Privatintereffe einzelner Betheiligter betroffen werden 
fönnte. 

Schließlih, meine Herren, einige Bemerkungen zu 
ben $$ 30 bis 35. Diefe 8$ 30 bis 35 find formell 
unabhängig von dem den Ständen gleichzeitig vorgelegten 
Entwurfe eines Allgemeinen Baugejeges, fie Hängen aber 
immerhin materiell und innerlich mit ihm zujammen. 
Die eben angezogenen Paragraphen ftatuiren die Bu: 
fäffigkeit ber Zwangsverſteigerung eines Gebäubes auf 
Grund einer darauf gerichteten Verfügung und eines 
Untrags der Baupolizeibehörbe, das ift nach unſerem 
geltenden Rechte und zweifellos auch nach dem künftig 
geltenden Rechte in Städten mit Nevidirter Städte: 
ordnung des Stabtrathd, im übrigen ber Amtshaupt: 
mannjchaft, wenn, und joweit nicht einzelnen Bürger: 
meiftern und Gemeindevorftänden oder Gutsvorftehern 
von dem Königl. Minifterium des Innern die Geichäfte 
der Baupolizei übertragen worben find. Diejes Ber: 
fahren vollzieht fih und fann ſich nur vollziehen unter 
beftimmten Borausfegungen und unter Einhaltung des 
gejeglich geordneten Verfahrens. Es muß vorliegen zu: 
nächſt eine im öffentlichen Intereffe nothwendige In— 
ftandfegung eines baufälligen oder feuergefährlichen ober 
gejundheitswibrigen Gebäubes, dieſe Inftanbjegung muß 
bem Eigenthümer von der Baupolizeibehörbe aufgegeben 
worden fein, fie muß dann nochmals erinnert worben 
fein und fchließlich, wenn dies alles nicht gefruchtet hat, 
muß aud die behördliche Verfügung auf Hinterlegung 
ber vorausſichtlichen Koften diefer Inftandfegung, welche 
bie Behörde nunmehr an den Eigenthümer richtet, aljo 
es muß eine dritte behörbliche Verfügung unberüdfichtigt 
geblieben fein. Erft wenn alle diefe Borausfegungen 
erfüllt find, wird als Ausweg aus einer Nothlage ber 
Behörde im öffentlichen Intereſſe die Möglichkeit bes 
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Antrags auf Awangsverfteigerung gegeben. Zuläſſig 
ift dann im BVerfteigerungstermine nur ein folches 
Gebot, welches bie nothwendige Inftandfegung des bau: 
fälligen oder feuergefährlichen oder gefundheitswibrigen 
Gebäudes übernimmt, ohme daß etwa, was ich aus: 
drücklich hervorheben möchte, bafür eine beftimmte Summe 
im Verfteigerungstermine ausgeworfen wird. Erfolgt 
ein derartiges geringftes Gebot, ein Mindeftgebot, wie 
wir früher fagten, nicht, jo wird das Grunbftüd dem— 
jenigen zugeſchlagen, ber die Koften ber Baupolizei— 
verwaltung trägt, und das ijt befanntlich keineswegs 
immer bie Gemeinde, in deren Bezirl das Grunbftüd 
gelegen ift. Wenn man bie Vorausjegungen und ben 
Gang dieſes Verfahrens, in bem natürlich auch bie 
Nechtsmittel und zwar außer ben Nechtsmitteln aus 
bem Baupolizeiredhte beziehentlih bem Berwaltungs:- 
rechte bie Rechtsmittel des Bmangsverfteigerungsver: 
fahren gegeben find, wenn man biejes Verfahren ein- 
gehend erwägt, jo wird man einräumen müſſen, daß 
ſehr ausreichende Kantelen gegen den Mifbraud einer 
Beftimmung gegeben find, deren Erlaß nad den Er: 
fahrungen der Praris nicht länger umgangen werben 
fonnte. Ich möchte außerdem darauf verweilen, daß bie 
Bulaffung des Amwangsverfteigerungsantrags feitens ber 
Baupolizeibehörbe im legten Grunde nichts weiter ift, 
als bie folgeridhtige Weiterentwidelung unjeres bis: 
herigen Baupolizeirechts. Auch bisher erftredte fich und 
erftredt fich bie Beauffihtigung und Thätigkeit der Bau: 
polizeibehörbe darauf, daß die Gebäude fortbauernd in 
baulihem Auftande erhalten werben, und die Baupolizei- 
behörbe war und ift berechtigt, wenn dies erforderlich 
wirb, ihrerſeits in diefer Richtung einzujchreiten. Es 
fommen insbefundere in Betracht, abgejehen von Ziffer 13 
bes $ 367 bes Reichsſtrafgeſetzbuchs, die SS 48 und 
47 der fähfifhen Ausführungsverordnung vom 6. Juli 
1863 zum Geſetze über bie Beauffihtigung ber Baue 
vom gleihen Tage. Dort heißt es in $ 48: 

„Die der Baupolizeibehörbe gejeglich zuſtehende 
Banaufficht ſchließt zugleich das Recht in fich, in dem 
alle, wenn Gebäude im ganzen ober theilweife fo 
baufälig oder fehlerhaft find, daß ihr baulicher Zu— 
ftand die öffentliche Sicherheit oder das Leben und bie 
Gefundheit von Menſchen mit Gefahr bedroht, gegen 
die Eigenthümer derjelben einzufchreiten und das zur 
Bejeitigung ber Gefahr den Umftänden nad) Erforder- 
fiche, da nöthig, unter Unwendung geſetzlicher Zwangs⸗ 
maßregeln anzuordnen; — 

und in $ 47 wird noch beſonders die Lofalpolizeibehörbe 
ermächtigt, 
„den buch Ausführung ber nöthigen baulichen Ver— 
anftaltungen entftehenden Koftenaufwand von dem 





fänmigen ober renitenten Bauunternehmer nad) Be 
finden im voraus exelutoriſch beizutreiben, eventuell 
bei Gefahr im Verzuge ben Betrag vorſchußweiſe zu 
beftreiten.“ 

Das war es, meine Herren, was ich zunächft zu 
bemerfen mir erlauben wollte Im übrigen darf ich 
auf den jchriftlichen Deputationsbericht verweilen und 
darf Sie bitten, den Anträgen, wie fie bie erjte De: 
putation im Berichte gejtellt Hat, ihre Zuftimmung er: 
theilen zu wollen. 


Präfident: Ich eröffne zunächſt die allgemeine De— 
batte und frage, ob jemand dazu das Wort begehrt. — 
Es ift nicht der Fall. 

Wir gehen zur Spezialdebatte über, und ich frage 
die Kammer, ob diejelbe zu $ 1 das Wort begehrt? — 
Es ift nicht der Fall. 

„gi ift angenommen.“ 


Zu $ 2. — Ih frage die Kammer, ob jemand bas 
Wort begehrt? — Es ift nicht der Tall. 
„Diefelbe tritt alfo den Anträgen ber De: 
putation bier gleichfalls bei?“ 
Einftimmig. 
Zu 83 und 4. — IH frage die Kammer: 


„ob fie diefelben unverändert nad der Bor: 
lage annehmen will?“ 

Einftimmig. 
IH frage weiter: 
„Will die Kammer ben erften Satz des $5 
unverändert nad der Vorlage, ben zweiten 
Sat desjelben Paragraphen in ber Faſſung 
annehmen, wie ſich biefelbe auf Seite 4 
findet?“ 

Einftimmig. 
Bu 86. — Ih frage die Kammer: 
„ob fie denfelben unverändert nad der Bor: 
lage annehmen will und zu $7 hinter ben 
Eingangsworten: „Eine nad ben Landes: 
gejegen begründete Grunddienſtbarkeit“, bie 
Einfügung der Worte: „fei fie im Grundbud 
eingetragen ober nicht“, beſchließen und mit 
dieſer Einfhiebung ben 87 nad der Vorlage 
genehmigen will?“ 

Einftimmig. 
Ih frage weiter: 


„ob bie Kammer bie 8$ 8 und 9 unverändert 
nad der Borlage annehmen will?” 
Einftimmig. 
Ih frage weiter, ob jemand das Wort begehrt zu 
ben weiteren Paragraphen? — 8 ift nicht ber Fall. 


„Beſchließt die Kammer, die 88 10 bis mit 20, 
$21 Sag 1 und $ 22 unverändert nad) ber Bor: 
lage anzunehmen, dagegen Satz 2 und 3 bed 
$ 21 zu ſtreichen?“ 


Einftimmig. 
Ic frage weiter: 


„ob bie Kammer die $$ 23 bis mit 36 unver: 
ändert nad ber Vorlage annehmen will, ben 
$37 dagegen ftreiden?" — 


Das Wort Hat der Herr Geh. Rat Wadı. 


Geh. Rath Profefjor Dr. Wach: Zu $ 30 Abfap 1 
möchte ich den Antrag ftellen, die Parentheje am Ende 
des erſten Abjages zu ftreichen. In dieſer Barentheje 
ift auf das Allgemeine Baugefeh, $ 161 Abjah 2 ver: 
wiejen. Es ift num durch die Ausführungen bes Herrn 
Berichterſtatters bereits Hargeftellt, daß die $$ 30 bis 35 
formell unabhängig find von dem Baugejehe. Des 
weiteren hat er überzeugend ausgeführt, daß diefe Be: 
ftimmungen fih an das bisherige Recht fonjequent an: 
fließen und daß fie unentbehrlich find. Unter biefen 
Umftänden jcheint e8 mir angemefjen, das Zuſtande— 
fommen bes Gejeges nicht abhängig zu machen von bem 
Buftandefommen des Allgemeinen Baugejepes. Die 
Parentheſe ift überflüſſig. Die Beitimmungen find an 
ſich vollftändig verftändlih. Wenn aber die Parentheje 
beibehalten wird, jo kann das Geſetz natürlich nicht in 
Kraft treten, ed wäre denn auch das Allgemeine Bau: 
gejeß angenommen. 

Daher glaube ih, wir thun gut, biefen Paſſus zu 
entfernen. Ich ftelle den Antrag, in $ 30 Abſatz 1 das 
in Barentheje geitellte Zitat „S 161 Abjag 2 ꝛe.“ zu 
ſtreichen. Dementiprehend muß ich vorgreifend be: 
merten, daß der Schlußantrag der Deputation ftiliftifch 
wird mobifizirt werben müfjen, indem auch hier „S 30 
Abſatz 1“ eliminirt wird. ch geftatte mir, den bezüg- 
lichen Antrag einzureichen. 


"Bräfident: Meine Herren! Ich werde zunächſt den 
Antrag noch einmal verlefen: 


„In 8 30 Abſatz 1 das im Parenthefe ge 
ftellte Bitat ($ 161 Abſatz 2 des Allgemeinen 
Baugejehes vom .... 1900, &:B.-Bl. ©. .... ) 


Is. (1. Abonnement.) 
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zu ftreichen, und dementſprechend bem Schluß: 
antrage ber erften Deputation bie Faſſung zu geben: 
„Weberfchrift bi8 8 2 Biffer 3 bes Ent- 
wurfs enthaltenen Anführungen von Bor: 
fchriften des dort genannten Gejekentwurfs 
je nad) der endgültigen Faſſung dieſes andern 
Gefegentwurfs zu ergänzen, beziehentlich zu 
berichtigen.“ 
Sch habe weiter die Unterftügungsfrage zu ftellen. — 
Er ift jehr hinreichend unterftügt. 
Wir gehen nunmehr über zur Debatte. 
Das Wort hat Se. Excellenz ber Herr Staatäminifter 
Dr. Schurig. 


Staatöminifter Dr. Schurig: Die Regierung Hat 
feinen Grund, bem Untrage des Heren Geh. Raths Wach 
zu widerſprechen. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Verichterftatter. 


Berichterstatter Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: Nach 
ber Erflärung der Königl. Staatsregierung erjcheint es 
mir für meine Perſon — ich weiß nicht, wie die Depu- 
tation in ihrer Gefammtheit darüber denkt — unbedent: 
lich, die Parentheſe aus dem $ 30 des Gejeentwurfs 
herauszunehmen. Es ift richtig, es wirb dadurch ber 
ganze Paragraph völlig unabhängig von dem Baugeſetze 
und deſſen Zuftandelommen geftellt, und es werben unter 
Umftänden fchwierigere Auslegungsfragen vermieden. 
Der ganze Paragraph und überhaupt die Beftimmungen 
ber 88 30 bis 35 treten dann in Geltung formell un: 
abhängig von dem Baugeſetze, wenn auch jelbftverftänd- 
fi) der ftändifchen Berathung über das Baugeſetz und 
ber Entſchließung dazu nicht vorgegriffen wird und unter 
Umftänden die Entſchließungen der Stände bei dem Bau: 
gejege den vorliegenden Gejegentwurf berogiren können. 
Ich würde alfo meinerfeits fein Bedenken gegen bie 
Unnahme bes eingebrachten Antrags erheben. Ich würbe 
bloß noch den Herrn Präfidenten bitten, die Güte haben 
zu wollen, bie anwejenden Herren Deputationsmitglieder 
über ihre Stellungnahme zu befragen. 


Bräfident: Dem ſoeben ausgeſprochenen Wunſche 
gemäß frage ich die Herren Deputationsmitglieder, ob 
fie mit dem Untrage des Herrn Geh. Raths Wad ein: 
verftanden find. 

Das Wort hat Se. Ercellenz Wirkl. Geh. Rath von 
Charpentier. 

Wirkl. Geh, Rath von Eharpentier: Ich würbe an 
und für fi nicht glauben, daß irgendwelche Bedenken 
beftünden, dem Antrage zu entſprechen; aber für noth: 
wendig halte ich ihm nicht. Ich möchte glauben, daß bas, 
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was ber Antrag bezwedt, ſchon gebedt wäre durch ben 
legten Antrag Ihrer Depntation im Berichte, wo es 
heißt, „die Regierung zu ermächtigen, die im $ 30 Ab— 
fa 1 bes Entwurfs enthaltenen Anführungen von Bor: 
ſchriften anderer Gefegentwürfe je nad) der endgültigen 
Faſſung dieſer anderen Gejepentwürfe zu ergänzen, be- 
ziehentlich zu berichtigen.“ Ich glaube alfo, wenn das 
Baugefeg nicht zuftande füme, jo würbe die Berichtigung 
des $ 30 Abſ. 1 ſchon unter dieſe Ermächtigung fallen, 
und infofern hätte ich eigentlich ben Antrag nicht gerabe 
für nöthig gehalten, wenn ich auch fachlich fein Bedenken 
weiter habe. 


Präfident: Ich frage die übrigen Herren Mitglieder 
ber Deputation. (Diefe ftimmen zu.) 
Diefe Herren find prinzipiell einverftanden. Se. 
Ercellenz von Noftig waren auch einverftanben ? 
(Staatöminifter a, D. von Noftig-Wallwig: Ich Habe 
mich einverftanden erklärt, ja.) 

Der Antrag bes Herren Geh. Raths Wach ift alfo 

von ben Herren Deputationsmitgliedern angenommen. 

Ich frage nun die Kammer: 

„ob fie demjelben gleichfalls beitritt?" 
Einftimmig. 

Ich frage nunmehr: | 
„ob die 88 23 bis mit 36 unverändert nach 
der Vorlage, jeboh mit den Anträgen bes! 
Herrn Geh. Raths Wach, angenommen werben?“ | 

Einftimmig. 
„Unb ob ber $ 37 zu ftreihen ift?“ 
Gleichfalls einftimmig. 

Ferner: 

„ob Ueberſchrift, Eingang und Schluß bes 
Gejepentwurfs, fowie der ganze Schluß: 
antrag angenommen wird, jebodh in ber 
Baffung, wie fie Herr Geh. Rath Wach hier 
niedergelegt hat?“ 

Gleichfalls einftimmig. 


— — —— — — — 
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IH frage Se. Excellenz, ob die Königl. Staats- 

regierung eine namentliche Abftimmung wünſcht. 
(Staatsminifter Dr. Schurig: Die Staatsregierung 
verzichtet.) 

Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages: 
ordnung angelangt. Ich beraume die nächſte Sigung 
an auf übermorgen, mittags 12 Uhr und jege auf bie 
Tagesordnung: 


1, Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 

Deputation über die Petition bed Verbandes 

ſächſiſcher Lehrerinnen, die Einrichtung obli- 

gatorifcher Fortbilbungsfchulen für Mädchen 

betreffend. (Drudjache Nr. 104.) 

Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 

Deputation über die Petition ber Gemeinde: 

vertreter zu Paufip um Gewährung einer 

Staatsbeihülfe zur Behebung von Hochwafler: 

ſchäden. (Drudjade Nr. 103.) 

. Antrag zum münblichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petition des Privatmanns 
Heinrich Diep im Leipzig, Uebelftände in ber 
Rechtspflege betreffend. (Drudjahe Nr, 107.) 

. Bericht der vierten Deputation über die Betition 
bes Vereins ber Biehhändler der Amtshaupt: 
mannjchaft Borna um Abänderung bes Vieh: 
feuchengefeßes vom 1. Mai 1894. (Druchſache 
Nr. 122.) 

Zur Mitvollziehung des Protofols lade ich ein 
Herrn Rittergutsbeſitzer Freiherrn von Könnerig und 
Herrn DOberbürgermeifter Juftizrath Dr. Trönblin. 

Der Herr Protokollführer ift bereit, das Protokoll 
zu verlejen. 


(Geſchieht durch Sekretär Freiherrn von Find.) 
Die Herren find wohl mit diefem Protofolle be: 


2 


3. 


friedigt? — Ich erkläre basfelbe für genehmigt und 


ſchließe die öffentlihe Sigung. 
(Schluß der Sigung 1 Uhr 5 Min. nachmittags.) 
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Siebenunddreifigfte öffentlihe Sitzung 
der Erfien Kammer 
am 8. März 1900, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 


Den Vortrag aus ber Regiftrande giebt Freiherr 
von Find, 

Nr. 1036.) Bericht der vierten Deputation über 
bie Petition bes Auffichtsraihs bes Dresdner Spar: und 
und Bauvıreins, eingetragene Genoſſenſchaft mit beichränfter 
Haftpflicht, nebſt Anfchlußpetitionen um ftaatliche Unter: 


Entſchuldigung. — Regiftrandenvortrag Nr. 1036—1052. ftügung ber gemeinnügigen Baugeſellſchaften. 


— Anträge zu ben mündlichen Berichten der vierten 
Deputation über: a) die Retition des Verbandes fächfticher 
Lehrerinnen, die Einrichtung obligatoriſcher Fortbildungs: 
ſchulen für Mäbchen beir.; b) die Petition der Gemeinde: 
vertreter zu Paufig um Gewährung einer Staatsbeihülfe 
zur Behebung von Hochwafjerichäben, und c) die Petition 


bes Privatmanns Heinrih Dieb in Leipzig, Uebelſtände | 


in der Mechtepflege beir. — Bericht ber vierten Depu— 
tation üter bie Petition bes Vereins ber Viehhänbfer 
ber Amtshauptmannſchaſt Borna um Wbänderung bes 
Biehfeuchengefeges vom 1. Mai 1894, — Feſtſetzung der 
Seit und Tagesordnung für die nächſte Sigung. — Vor: 
lefung und Genehmigung des Protofolls über die heutige 
Sitzung. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Ercellenz. 


Am Miniftertifche: 

Die Herren Regierungstommiffare Geh. Räthe Merz, 
Kodel, Kirſch, Geh. Negierungsräthe Dr. Forker— 
Säubaner und Dr. Kunze. 

Anwejend 41 Kammermitglieder. 

Präfident: Meine Herren! Ich bitte die Plätze 
einzunehmen. 

Ic, eröffne die öffentliche Sigung. 

Herr Domberr Friederici hat ſich wegen bringender 
Privatgefhäfte entfchuldigt. 


IR. (1. Abonnement.) 





(Nr. 1037.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 


zweiten Deputation, Tit. 62 des außerorbentlichen Stants- 


haushaltsetats für 1900,01, Erbauung einer ——— 
Nebenbahn von Zwönitz nach Scheibenberg (Nachpoſtulat) 
betreffend. 

(Nr. 1038.) Desgleichen, Tit. 63 desſelben Etats, 
une ber Stredenblodirung auf der Linie Chemnik- 

eln betr. 

(Nr. 1039.) Desgleidhen, Tit. 64 desjelben Etats, 


| Befeitigung eines verlorenen Gefälles zwiſchen Bahnhof 


Mittweida und Halteftelle Altmittweida betr. 

(Nr. 1040.) Desgleichen, Tit. 80 desſelben Etats, 
Erweiterung des oberen Bahnhofs Plauen i. B. (zweite 
und legte Mate) beir. 

(Nr. 1041.) Desgleichen, Tit. 97 besfelben Etats 
Erweiterung bed Bahnhofs Leisnig betr. 

(Nr. 1042.) Desgleihen, Tit. 100 besfelben Etats, 
Erweiterung des Bahnhofs Oſchatz (erfte Rate) beir. 

(Nr. 1043.) Desgleihen, Kap. 29 des ordentlichen 
Staatshaushaltzetats für 1900,01, Landtagskoften betr. 

Präfident: Diefe fämmtlichen Nummern fommen auf 
eine der nächften Tagesorbnungen. 

(Nr. 1044.) Eingabe bes C. R. Grundig und Ge— 
nofjen in Dresden zu ihrer Petition wegen Beläftigung 
durch das ftädtifche Lichtwerk in Dresden. 

Präfident: An die vierte Deputation. 

(Nr. 1045.) Schreiben des Verlagsbuchhändlers Meyer 
in Dresden, die Herausgabe eines Prachtwerkes, betitelt 
„Dresden im Jahre 1900, betr. 

Präfident; Zu verleſen. 

(Geichieht.) 
Die weiteren Schreiben find zu vertheilen, 
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Nr. 1046.) Protofollertraft der Bweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Kap. 44, 44a, 46, 51, 
52, 54, 58a, 59, 59a und 50b bes GStaatshauthalts: 
etat3 für 1900/01, das Departement des Innern bes 
treffend. 

(Nr. 1047.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über das Königl Dekret Nr. 14, den Entwurf eines Ge: 
fees behufs Abänderung des Geſetzes, bie Penfions- 
berechtigung ber berufsmäßigen Gemeinbebeamten in 
mittleren und kleineren Städten und in ben Land» 
gemeinden und hierzu eingegangene Petitionen be— 
treffend. 


Präfident: Nr. 1046 fommtan die zweite Deputation, 
Nr. 1047 anderweitig an die erfte Deputation zurüd, 

(Nr. 1048.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des Verbandes konditionirender appro- 
birter Apotheker ſächſiſcher Staatsangehörigkeit um Rege— 
fung des Apothekenkonzeſſionsweſens und Vermehrung 


ber Apothelenanlagen nebjt Anichlußpetitionen bes Stabt- 
raths zu Döbeln und des Gemeinderaths zu Löbtau. 


Präfident: Anberweitig an die vierte Deputation, 


(Nr. 1049.) Dergleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Unjchlußpetition des Gemeinderaths zu Trachau 
zu ber Petition des Verbandes fonditionirender appro- 
birter Mpotheler wegen Negelung des Mpothefen: 
konzeſſionsweſens. 

Präfident: Die Zweite Kammer hat die Anſchluß— 
petition konform mit dem Beſchluſſe der Erften Kammer 
für erledigt erklärt, daher zu ben Alten zu nehmen. 

(Nr. 1050.) Desgleichen, betreffend Schlußberathun 
über die Petitionen des Bezitlsvereins zu Triebijchihal, 
bes Gemeinderaths zu Copitz und des Gemeinderaths zu 
Paunzdorf, wegen Errichtung von Apotheten. 


Bräfident: Un die vierte Deputation, 


(Nr. 1051.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition bed Gemeinderaths zu Großzichocher- 
— die Errichtung einer Mpothefe daſelbſt be— 

effend. 


(Nr. 1052.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition beziehentlich Beſchwerde des Gemeinde: 
vorftands Zieſch in Strohſchütz, Jagdverpachtung be: 
treffend. 

Präfident: Zu Nr. 1051 ift zu bemerken, daß bie 
Zweite Kammer dem Beſchluſſe der Erften Kammer, die 
Petition ala nunmehr erledigt anzufehen, beigetreten ift, 
daher zu den Alten; Nr. 1052 ift an die vierte Depu— 
tation abzugeben. 

Es war dies bie letzte Nummer der Regiftrande; 
wir,gehen über zum zweiten Gegenftande; „Antrag 
zum mündlichen Berichte derivierten Deputation 
über die Betition des Verbands ſächſiſcher 
Lehrerinnen, die Einrichtung obligatorifcher 


— 
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Fortbildungsfchulen für Mädchen betreffend.“ 
(Drudfahe Nr. 104.) 


(Vergl, M. II. 8. ©. 476 ff.) 


Se, Ercellenz, der Herr Wirkt. Geh. Rath Meufel, 
wirb den Vortrag erftatten. 


Berichterftatter Wirkl. Geh. Rath Meuſel: Meine 
hochgeehrten Herren! Der Verband ſächſiſcher Lehrerinnen 
bittet in der gebrudt vorliegenden Petition, eine Aende— 
rung bed $ 14 bes Volksſchulgeſetes zu bewirken, um 
die Beichränfungen aufzuheben, tenen die Einführung 
ber obligatoriichen Mädchenfortbildungsſchule bis jetzt 
noch unterliegt, und um bie Fortbildungsſchulpflicht in 
berjelben Weife, wie fie für bie naben geregelt ift, auch 
für alle nad} vollendetem achten Schuljahre aus der Schule 
entlaffenen Mädchen einzuführen. 

Die Petition führt aus: Im Alter von 14 Jahren 
feien die Mädchen ebenfowenig wie die Knaben geiftig 
und fittlich foweit gefeftigt, daß fie ohne weitere An- 
leitung ungefährbet ben Weg durchs Leben gehen könnten. 
Diefer Weg durchs Leben fei durch die Entwidelung ber 
modernen Wirthichaftsverhältniffe, durch die damit zu— 
fammenhängenbe Loderung bes Familienlebens und bie 
leider vielfach zu beobachtende Auflöfung guter alter 
Sitte zu einem bejonder8 verſuchungsvollen für ein 
junges, ungefeftigtes Menjchentind geworben. Es jei 
daher dringend zu wünſchen, daß die Einführung ber 
Fortbildungsfchulpflicht auch für die Mädchen eine Ver: 
tiefung der durch die Schule vermittelten religiös -fitt- 
lichen und geiftigen Ausbildung im reiferen Alter er: 
mögliche. 

Aber auch die wirthichaftlichen VBerhältniffe drängten 
auf Einführung der Mäbchenfortbilbungsichule; denn un— 
genügende hauswirthichaftliche Ausbildung, Unkenntniß 
ber beftehenden Geſetze und der Bedingungen bes wirth: 
ſchaftlichen Gedeihens auf Seiten der Frauen gehörten 
mit zu ben Urſachen bes vielfach beobachteten und be: 
flagten Verfalles des Volls- und Familienlebens. 

Um aber ihrer Aufgabe ſowohl nad) ber idealen als 
nad) der praftifchen Seite Hin voll gerecht werben zu 
tönnen, bebürfe die Mädchenfortbildungsfchule einerfeits 
einer größeren Stunbenzahl, als ihr bis jegt durch das 
Geſetz gewährt werde; andrerſeits geeigneter Lehrkräfte, 
bie imftande feien, den Schülerinnen nicht nur praltiſche 
Kenntniffe beizubringen, fondern auch Geift und Herz 
derfelben nachhaltig zu beeinfluffen. Die geeignetften 
Lehrkräfte aber für die in ben entjcheibendften Jahren 
ihrer Entwidelung ftehenden Mäbchen feien bie Frauen; 
denn fie vor allem feien befähigt, dem heranwachſenden 
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weiblichen Geſchlechte ein tieferes Verftändniß für ben 
Pflichtenfreis der Frau zu vermitteln und Begeifterung 
für den Frauenberuf in ihm zu weden. 

Der Berband Halte e8 daher für wünjchenswerth, 
baß ber Unterricht in ber Mädchenfortbildungsſchule fo: 
weit als möglich in bie Hände von Lehrerinnen gelegt 
werde. Damit aber zu dem beſonders verantwortungs- 
vollen und ſchwierigen Amte auch bie geeignetften Per: 
fönlickeiten ausgewählt werben können, erfcheine es noth— 
wenbig, daß bie gefjegliche Beftimmung über bie Beſol— 
bung bes Fortbildungsichulunterrichts geändert und ben 
Gemeinden geftattet werde, Fortbildungsfchulftunden 
aud in bie Zahl ber wöchentlichen Pflichtftunden ein- 
zurechnen. 

Dieſen Ausführungen entſprechend, faßt der Verband 
ſächſiſcher Lehrerinnen feine Wünſche in vier Sätze zu— 
ſammen: 


„I. Die obligatoriſche Fortbildungsſchule werde auch 
für die aus ber Schule entlaffenen Mädchen 
eingeführt; 

Es werbe r biejelbe Stunbenzahl gewährt, wie 

ber Knabenfortbildungsfchule; 

. Ihre Ausgeftaltung werde nah folgenden Ge: 

ſichtspunkten geregelt: einmal Vertiefung der durch 
die ule vermittelten religiös-fittlihen und 
eiftigen Wusbildung, und andrerſeiis or: 

itung für das praftifche Leben. Endlich) 

. Der Unterricht in der Mädchenfortbildungsſchule 
werde vorzugäweife in bie Hände von Lehrer: 
innen gelegt, und den Gemeinden werbe ge: 
ftattet, die Fortbildungsſchulſtunden in die Zahl 
der wöchentlichen Pflichtftunden einzurechnen.” 


Was zunächſt die einſchlagende Geſetzgebung anlangt, 
jo beftimmt 8 14 bes Vollsſchulgeſetzes: 
ug 3 für bie aus ber einfachen Volksſchule ent: 
laſſenen Mäbchen kann ber Schulvorftanb eine ort: 
bildungsſchule errichten und die Verpflichtung zu ber 
Benugung auf zwei Jahre erftreden.” 


Und in ber Ausführungsverordnung dazu heißt es: 


„Ein Fortbildungsunterricht für Mädchen mit der 
Verpflichtung zur Theilnahme fol über das Maaß von 
zwei Stunden wöchentlich nicht ausgedehnt werben.” 


Hiernach ijt den Schulgemeinden ſchon durch bas 
Boltsichulgefep die FFüglichleit gegeben, den Fortbildungs⸗ 
fhulunterricht für Mädchen, wenn auch in befchränfterer 
Beife als für Knaben, mit bindender Kraft einzuführen. 

Bei Beurteilung ber Petition wird es fi mun 
vor allen um bie Frage handeln, ob überhaupt ein Be— 
bürfniß, mit einem geſetzlichen Zwange zu ber Errichtung 
von Fortbiſdungsſchulen für Mädchen vorzugehen, hervor: 
getreten ift. Erſt dann, wenn biefe Frage zu bejahen ift, 


würde man Veranlaſſung Haben, auf die bezüglich der 
Einrichtung dieſer Fortbildungsſchulen geäußerten fpeziellen 
Wünſche einzugehen. 

Nach Anficht Ihrer Deputation hat das Vollsſchul⸗ 
geſetz feinerzeit mit gutem Grunde in Bezug auf bie 
Einführung der obligatorischen Fortbildungsichulen zwifchen 
Knaben und Mädchen unterſchieden. Einerjeits entwideln 
fih die Mädchen zeitiger als die Knaben, andrerfeits 
ift die Frau nicht in gleicher Weile wie ber Mann 
berufen, an dem öffentlichen Leben theilzunehmen, bebarf 
alfo auch nicht der gleichen Borbilbung. Zwar haben ſich 
feit dem Erlafje des Vollsſchulgeſetzes die fozialen Ver— 
hältniffe infofern einigermaßen geändert, als auch bie 
Frauen felbftändiger geworden find und eine größere 
Anzahl von Berufsarten ihnen zugänglich geworben ift. 
Sleihwohl behaupten bie von mir hervorgehobenen 
Unterſchiede auch Heute noch ihre Geltung, und baher 
mag e3 wohl auch; gefommen fein, baß von ber Füglich— 
feit der Einrichtung von Forlbildungsſchulen für Mädchen 
bisher nur fehr wenig Gebrauch gemacht worben ift. 

Was fpeziell die in ber Petition mitbetonte Aus- 
bildung der Mädchenvorbildung für den Frauenberuf 
anlangt, jo ift befanntlich ſchon durch das Volsſchulgeſetz 
von 1873 ber Unterricht in den weiblichen Handarbeiten 
in ber Vollsſchule als Regel eingeführt worden, und es 
find damit fo gute Mefultate erzielt worden, daß bie 
Mädchen beim Berlaffen der Boltsjchule in dieſer Be— 
ziehung meift als genügend ausgebildet betrachtet werben 
fönnen. In einigen Orten ift man ferner mit ber 
Errihtung ſogenannter Haushaltungsjchufen vorgegangen. 
So nüpfich diefe find und fo jehr man ihnen eine weitere 
Verbreitung wünjchen muß, fo ift dod ihre Zahl troß 
der in banfenswerther Weife ihnen gewährten ftantlichen 
Unterftügung noch eine verhältnigmäßig geringe. Man 
kann alſo jedenfalls nicht jagen, daß fi) im Lande ein 
allgemeines Bedürfniß nad Einführung der obligatorifchen 
Fortbildungsſchule für Mädchen herausgeſtellt habe. 

Wenn der Verband ſächſiſcher Lehrerinnen diefe Ein- 
richtung anftrebt, fo ift das erflärlich und ihm micht zu 
verargen, denn es liegt in der Natur ber Sache, daß 
er darauf bedacht ift, den Wirfungsfreis für bie 
Thätigkeit der Lehrerinnen zu erweitern. Immerhin ift 
das aber ein einfeitiger Standpunkt, der für bie Ein- 
führung der obligatorijchen Fortbildungsſchule für 
Mädchen nicht ausfchlaggebend fein kann. 

Die Beſchwerde- und Petitionsdeputation ber 
Zweiten Kammer, welche ſich mit dieſem Gegenſtande 
bereits beſchäftigt hat, hat ſich nach Ausweis des 
ſchriftlichen Berichts veranlaßt geſehen, die Meinung der 
Königl. Staatsregierung in dieſer Angelegenheit zu 
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hören, und es ift darauf vom Herrn Regierungstommiffar 
folgende Erflärung abgegeben worben: 

„Die ; Königl. Staatsregierung fteht ber Ein- 
richtung von Fortbildungsichulen filr Mädchen in ber 
Richtung der fogenannten Haushaltungsjchule mit 
Interefje gegenüber, wie fie dies auch jchon durch Ge— 
währung von ——— derartiger Haushaltungs⸗ 
ſchulen im Rahmen der Volksſchule bethätigt hat. 

In Sachſen find bis jetzt 13 Gemeinden mit 
der Errichtung jberartiger Schulen vorgegangen, nach 
der Statiftit von 1894. In einzelnen Fällen lauteten 
bie Nachrichten für bie Erfolge minder ik Ein 
weitere Volkskreiſe durchdringendes Bedürfniß nach 
ſolchen Schulen hat ſich nicht gezeigt. 

In demſelben Sinne haben ſich auch einzelne 
Schulinſpeltionsbeamte im Lande ausgeſprochen. 

Die Regierung hält es deshalb nicht angezeigt, 

x Beit mit einem geſetzlichen gZwange zur Errichtung 

older Schulen vorzugehen. In einigen fübdeutichen 
Staaten befinden fid) Einrichtungen einer obligatoriigen 
Fortbildungsſchule für Mädchen, wie fie bei un Szur 
Beit für Knaben beftehen. 

Allein bei ber DVerfchiebenheit ber Verhältniſſ⸗ 
läßt fich dieſes Beiſpiel nicht ohne weiteres für Sachſen 
verwerthen. Die Regierung hält ed für das Richtige, 
die Weiterentwidelung zu beobachten.‘ 

Diefer letzteren Anficht Hat ſich auch Ihre” Depu: 
tation auf Grund ber von mir vorhin_entwidelten Ans 
ſchauungen angeſchloſſen. Wenn man weiß, wie fchwer 
fi die obligatorische Fortbildungsſchule für Knaben in 
einigen Theilen bes Landes eingelebt Hat, und wie fie 
jetzt noch zum Theile ala drüdende Laft empfunden 
wird, dann hat man bei ber Einführung ber obligatori- 
chen Fortbildungsschule für Mädchen nach Anficht ber 
Deputation doppelt vorfichtig zu verfahren, und man 
darf diefen Schritt nicht eher thun, ala bis das Be: 
bürfniß als erwiefen zu betrachten ift. Nachdem num 
die jenfeitige Kammer beichloffen hat, die Petition auf 
fi beruhen zu Laffen, kann Ihre Deputation nicht um: 
bin, der hohen Kammer den Beitritt zu dieſem Beſchluſſe 
zu empfehlen. Sie beantragt daher, bie Kammer wolle 
auch ihrerfeits beſchließen, die Petition auf ſich beruhen 
zu laſſen. 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber Fall, 

„Die Kammer tritt bem Antrage der Depu— 

tation bei?” 
Einftimmig. 

Bir gehen über zum dritten Gegenftanbe unferer 
Tagesordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte 
ber vierten Deputation über die Petition der 


Gemeindevertreter zu Pauſitz um Gewährung 
einer Staatsbeihülfe zur Behebung von Hoch— 
waſſerſchäden.“ (Druckſache Nr. 103.) 


(Bergl. M. II. 8. S.623 f.) 
Berichterftatter Herr Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler. 


Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler: Meine hoch— 
geehrten Herren! Der Gemeinderat zu Paufig bei 
Trebjen führt in einer bereits bei der Zweiten Sammer 
verhandelten Petition um Staatsbeihälfen wegen Hod): 
waſſerſchäden folgendes aus: 


„Durch bas im Jahre 1897 eingetretene 
Hochwaſſer der Mulde wurde ein 422 Meter 
langes, ausichließlih ber politifhen Gemeinde 
gehöriges Stüd Uferlanb fo ſchwer befchädigt, 
da * Uferbau in Angriff genommen werden 
mußte.“ 


Durd die erhöhten Schwierigkeiten beim Baue fei 
ein Koftenaufwand von 5790 M. entflanden. Es habe 
aber in dankenswerther Weiſe das Königl. Minifterium 
des Innern aus Staatömitteln einen Beitrag zu ben 
Koften bereit gewährt und zwar im Betrage von 
4160 M. Die übrigbleibenden 1630 M. ſähe fich bie 
Gemeinde nicht in der Lage aus eigenen Mitteln auf- 
zubringen. Die Gemeinde zählt 277 Einwohner, fie 
Habe Pfarrer und Kirchſchullehrer zu erhalten und 
müſſe, da die politifche Gemeinde ſowohl als auch die 
Kirche und Schule Tein Vermögen befigen, alle Bedürf— 
niffe durch Anlagen aufbringen. Auf 100 M. Ein- 
fommenfteuer entfallen jährlih nad den Angaben bes 
Gemeinderatid 234 M. Ortsabgaben, babei ruhen an 
Hypothekenſchulden 13,000 M. auf der ganzen Gemeinde. 
Der Gemeinderath bittet nun, ber Gemeinde zur Dedung 
ber noch zu beftreitenden Koften des Uferbaues eine Bei 
bülfe zu gewähren. 

Meine hochgeehrten Herren! Ihre vierte Deputation 
will zwar bie finanzielle Belaftung dieſer Gemeinde nicht 
beftreiten, aber deſſen ungeachtet war es für die Depu— 
tation in biejem Falle von vornherein Mar, daß von 
einer Befürwortung des Gefuches abgefehen werben müſſe, 
und zwar deshalb, weil bie Gemeinde nad) ihren eigenen 
Angaben bereit3 75 Prozent bes Hochwaſſerſchadens aus 
der Staatskaffe erftattet erhalten hat, und weil die Ge: 
währung von weiteren Beihülfen wegen ber baraus fi 
ergebenden Sonfequenzen unthunlich ericheint. Deshalb 
beantragt Ihre Deputation, die Petition der Gemeinde 
vertreter zu Pauſitz auf ſich beruhen zu laſſen. 


Präfident: Es begehrt niemand das Wort? 
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„Sie laffen wohl auch dieſe Petition auf ſich 
beruhen?” 
Einftimmig. 

Nun wird Herr Dr. von Wächter den Vortrag er: 
ftatten über Punkt 4 der Tagesordnung: „Antrag zum 
mündlichen Berichte ber vierten Deputation über 
bie Petition des Privatmanns Heinrih Diek 
in Leipzig, Uebelftände in der Rechtspflege 
betreffend.” (Drudjade Nr. 107.) 


Berichterftatter Rittergutsbefiker Dr. von Wächter: 
Der Privatmann Heinrich Dieg in Leipzig wendet fich 
an bie Stänbeverfammlung mit einer ®Betition, bie 
Ständeverfammlung möge bei der hohen Königl. Staats- 
regierung dahin wirken, beim Bundesrathe zu beantragen, 
endlich eine praftifche zeitgemäße Nechtspflege im ganzen 
Deutihen Reiche zur Einführung zu bringen, damit bas 
rechtſuchende Publikum nicht mehr ben Zufällen der per: 
fönlihen Unfhauungen der einzelnen Richt-r ausgeſetzt 
fei. Als Einleitung führt er einen ziemlich umfangreichen 
Nehtsfall an, wo er einen zahlungsunfähigen Miether 
ermittiren lafjen mußte. Der Miether war abſolut 
zahlungsunfähig. Nach langem Rechtsitreite wurde er 
endlich glüdlih ermittirt, aber der Privatmanı Die 
muße 891,30 M. Gerichtstoften bezahlen, außerdem find 
ihm 993,45 M. Mieibzind entfallen. Als Gegenwerth 
hätte er nur ein Altenftüd von 347 bejchriebenen Seiten 
erhalten, was für ihm natürlich lange nicht den Werth 


befäße. (Heiterleit.) 


Er erklärt nun, diefer Rechtsfall zeige, daß Lug und 
Trug mit Vertrauen auf die Handhabung des Rechtes 
und ber Gefehgebung zu bliden vermöge, da fein Schuldner 
fi von vornherein geäußert habe: „Mid; kriegt Die 
nicht heraus.” Er findet mun, es ſei nöthig und 
wänfchenswertb, daß bie deutſche Rechtöpflege gründlich 
reformirt würde, und möchte 

1. die Anerlennung bes Grundſahes durch den Staat: 
„Die Gerichtäftätte ift keine Freiftätte für Lug und Trug“ 
durchſetzen. Werineinembei Gerihtanhängigem Rechtäftreite 
wahrheitswidrige Behauptungen aufftellt, wahre Thatſachen 
wiber befjeres Wiſſen ableugnet, ift wegen Betrugsverfuchs 
zu beftrafen nach Höhe des Betrugsobjeftes. Wenn dieſe Ab- 
leugnung nur in fahrläffiger und nicht böswilliger Weile 
geichähe, jo hätte eine Ordnungeſtrafe einzutreten; ferner, 

2. wären DOrdnungsftrafen einzuführen und eventuell 
über bie Parteien und ihre Bevollmächtigten zu verhängen 
beim Ableugnen wahrer Thatfachen und Behaupten von 
Unmwahrheiten im Rechtsverfahren vor Gericht. 

8. Berlangt er gejepliche Einführung ber Schulddifferenz 
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und Begleichſcheine zur möglichſten Feftftellung der Rechts- 
anforüdje der Parteien vor Anftellung ber Sage. 

4. Erflärt er Präjudize wären auf Koften des Staates 
zu enlfcheiben. 

5. Der Staat ſpricht in einer Rechtsſache nur einmal 
Recht: Iſt das Urtheil der erſten Inſtanz mangelhaft, fo 
daß Berufung mit Erfolg eingelegt werden müßte, fo 
hat feine ber Parteien Koften für die zweite Inftanz zu 
zahlen; find für die zweite Inftanz Rechtsanwaltsgebühren 
eniftanden, jo hat das Gericht erfter Inftanz diefelben 
zu erfeßen und etwa bezahlte Koſten zurüdzuerftatten. 

6. Wird in einer bei Gericht anhängigen Nechtsfache 
ein Betrag vom Gegner anerfaunt, fo ſcheidet berjelbe 
als Klageobjeft aus, und es wirb zur Berechnung ber 
ferneren Koften diejes Nechtöftreites nur noch bie ver— 
bleibende Stlagereftforderung ald Berechnungswerth an- 
genommen. 

7. Verlangt er Befeitigung des Grundſatzes durch 
ben Staat: der Kläger ift Verleger. 

8. Bei Näumungsflagen von Lolalitäten ift als 
We.th der Klage nicht die ganze Miethsdauer, auf welche 
der Miethävertrag abgeſchloſſen ift, jondern nur die Zeit: 
dauer, weiche zur Klageanftellung Veranlafjung gab, aljo 
das laufende Virtele oder Halbjahr, als maßgebend 
anzunehmen. 

9. Wünſchenswerih iſt bie Befeitigung der an ber 
Spige der Urtheile ftehenden Formel: „Im Ramen bes 
Königs“; denn in einem konftitutionellen Staate hat der 
Landesfürft mit ber Rechtſprechung gar nichts zu thun. 
Die an der Spike gerichtlicher Urtheile ftehende Formel 
„Im Namen des Königs” wirkt aber direkt ſchädigend, 
weil fie die Autorität des Könizs für den Inhalt bes 
UrtHeiles in Anfprucd nimmt, dasſelbe mag nod fo 
mangelhaft jein. 

10. Der Staat hat in geeigneter Weife bie Ober- 
auffiht über die Rechtſprechung im Staate reſp. Reiche 
zu führen, damit im ganzen Lande bie Rechtſprechung 
eine gleichartige werde. Es kann das durch ein von ber 
Staattregierung völlig unabhängiges Organ geſchehen, 
von dem ein Theil Iuriften, ein anderer Theil intelligente 
Laien feien. 

Das find die 10 Punkte, die er wünſcht. 

us Schluß führt er noch einmal einen Nechtsfall 
an, wo er ein Lokal an einen Reſtaurateur vermiethet 
hatte. Der Reftauratenr war ihm viel ſchuldig, war 
feiner Brauerei viel jhuldig geblieben, hatte aber doch 
Mittel und Wege gefunden, den Dieg zu befriedigen, fo 
daß dieſer feine Sache befommen hat, und wie bie 
Brauerei fchließlich auf ihre Anſprüche läme, meint er, 
das ginge ihm ja weiter nichts an. 
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Meine Herren! Ich glaube, es würde zu weit führen 
und die Geduld der hohen Kammer zu fehr in Anſpruch 
nehmen, wenn biefe Punkte einzeln gründlich beiprochen 
werben follten. Ihre Deputation war auc der Meinung, 
Sie würden auf eine feingehendere Beſprechung biefer 
Punkte verzichten, namentlich in Anbetracht defien, daß 
das neue Bürgerliche Geſetzbuch erft jet nach langjähriger 
Arbeit zuftande gekommen ift und im Anſchluſſe daran 
die Eivilprogeßordnung ſowohl, wie die fonftige ein- 
ſchlagende Reichsgeſetzgebung gründlich revidirt worben 
iſt, ganz abgeſehen davon, daß die einzelnen Punkte der 
Ihnen vorgetragenen Petition ſich bei näherer Beurtheilung 
und bei näherer Befaſſung damit wohl größtentheils als 
durchaus ungerechtfertigt herausftellen dürften. 

Ihre Deputation beantragt, die hohe Kammer wolle 
dieſe Petition auf fich beruhen laſſen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der” Fall. 


Ich frage die” Kımmer: 


„Ob ſie dieſe Petition auf ſich beruhen laſſen 
will?“ 


Einftimmig 


Ich erſuche ‚den Herrn Berichterftatter fortzufahren 
und zum legten Gegenftande der Tagesordnung über- 
zugehen: 5. ‚Bericht der vierten Deputation über 
die Petition bes Vereins ber Biehhändler ber 
Amtshauptmannfhaft Borna um Abänderung 
bes Viehfeuchengejeges vom 1. Mai 1894.” (Drud 
ſache Nr. 122.) 


Berichterftatter Rittergutöbefiger Dr dom Wächter: 
Der Verein ber Viehhändler der Amtshauptmannfhaft 
Borna hat eine Petition eingereicht [um Erlaß anderer 
Beftimmungen im Biehjeuchengefege. 

Die Biehhändler gehen von der Unfiht aus, daß 
bei ber ungeheueren Zunahme, die in ben legten Jahren 
die Maul: und Klauenſeuche in Sachſen erfahren Hätte, 
offenbar bie jegigen Beitimmungen im Viehſeuchengeſetze 
nicht die richtigen wären, daß dieſelben jogar theilmweife 
vom llebel wären, und es wäre befjer, andere Beftim- 
mungen zu treffen, die auch theilweife den Verkehr zu er: 
leichtern imftande wären. 

Sie wünſchen daher zuerft, es möge jeber geprüfte 
Thierarzt berechtigt fein, bie erforderlichen Unterfuchungen 
rechtsgültig vorzunehmen, ba bie Kreis⸗ beziehentlich Bezirls⸗ 
thierärgte mit Arbeit überlaftet feien und infolge deſſen 
aljo beim Gehen von bem einen Stalle in ben anderen 
fih nicht gehörig desinfiziren könnten. 
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Diefe Beftimmung ift ſchon im Jahre 1898 be: 
friebigend erledigt worben, indem die Amtshauptmann- 
ſchaften durch Minifterialverorbnung ermächtigt worben 
find, nad Gehör bes Bezirksthierarztes einzelnen appro- 
birten Thierärzten bie Befugniß zu ertheilen, die ben 
Bezirksthierärzten obliegende Unterfuchung bes Hänbler- 
viehes vorzunehmen und bie vorgefchriebenen Beicheinig- 
ungen auszuftellen. 

Nun wünſchen die Viehhänbler, es möge, wenn fich 
nach dem Gutachten diejes Thierarztes eine Unterfuchung 
durch den Bezirksthierarzt nöthig mache, dieſe auf Koften 
der Staatslafje ausgeführt werben. 

Das dürfte jedenfalls eine VBeftimmung fein, die zu 
ſehr Häufigen, oft unnöthigen Inanjpruchnahmen ber 
Staatskaffe führen bürfte. 

Ferner wünſchen fie, es ſolle jedes zum Verkaufe 
und zum Schlachten beftimmte Stüd Vieh vorher thier- 
ärztlich unterfucht werden und bie darüber ausgeftellten 
Beicheinigungen müßten minbeftens 5 Tage Gültigkeit 
für den Erwerb haben. 

Dies würde jedenfalls eine fehr große Belaſtung 
der einzelnen Thierärzte und dadurch Erfchwerung bes 
Verlehrs mit fich führen. Außerdem ift e8 auch gerade 
in Beiten, wo Seuchen berrfchen, etwas bedenklich, bem 
Beiheinigungen eine Gültigfeitsdauer auf fünf Tage zu 
verleihen, Man kann gar nicht wiffen, ob nicht gerabe 
in ber Zeit von dieſen fünf Tagen die Seuche zum 
Ausbruche fommen wird. 

Sie behaupten bann weiter, bie jeßt vorgefchriebene 
Desinfeftion der Hänbler: und Gafthofsviehftälle wäre 
von fehr fraglihem Nutzen, und es müßten unbedingt 
auch die Viehftälle ber Gutsbeſitzer einer regelmäßigen 
Kontrole und Desinfeltion unterworfen werben. Es 
wären ja überhaupt die Seuchen weniger auf bie 
Hänblerftälle zurüdzuführen, als vielmehr auf ben über: 
mäßigen Gebrauch giftftoffhaltiger fünftliher Dünge- 
mittel. 

Meine Herren! Ich glaube, es ift auch nicht nöthig, 
auf biefen Punkt näher einzugehen. 

Dann behaupten Sie, die fünftägige Beobadhtungs- 
frift der zum Verlaufe beftimmten Thiere bei ben Vieh— 
händlern wäre vom Uebel und müſſe in Wegfall kommen; 
benn gerade dadurch, daß die Thiere aus ihren bisher 
gewohnten Ställen in die älteren Hänblerftälle kämen, 
würden fie erft geneigt, an ber Seuche zu erfranten, 
und füme dadurch fehr viel Uebel. 

Es ift diefer Wunſch hauptſächlich wohl daher ent- 
ftanden, baß eben bie fünftägige Beobachtung ben 
Händlern jehr unbequem ift. Sie fuchen fie ja ſchon 
theilweife dadurch zu umgehen, baß fie ba unb bort 
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Bieh einführen unter ber Ungabe, es ſei von um: 
liegenden Landwirthen beftellt und es dann in Ställen 
oder ftallartigen Räumen zum Verkaufe auftellen, ob: 
gleich dieſe Beftellungen wahrfcheinlich größtentheils bloß 
fingirt find, 

Ferner wünfchen die Händler, e8 möge bei feuchen- 
verbäcdhtigem Vieh fofortige Schlachtung geftattet werben. 

Es liegt gar fein Grund vor, daß das irgendwie 
verweigert würbe. Es barf bisher Vieh, das ber Maul: 
und Klauenfeuche verdächtig ift, ohne jeglichen Anftanb 
geſchlachtet und zur menjchlihen Nahrung verwenbet 
werben, weil das Fleiſch ja notorifch nicht ſchädlich ift; 
ferner wünſchen fie, e8 folle ein Staatspreis zur richtigen 
Erforfhung und Belämpfung ber Seuche ausgeworfen 
werben. Dies letztere dürfte ziemlich überflüffig fein, 
ba einestheild im Reichsgeſundheitsamte, anderntHeils 
auch fonft in verfchiedenen bakteriologiſchen Verſuchs⸗ 
anftalten ſchon ſeit längerer Zeit eingehenbe Unter— 
ſuchungen über das Weſen und die etwaigen Mittel 
gegen bie Maul» und Klauenfeuche im Gange find, Der be: 
fannte Bakteriologe Geh. Rath Löffler befchäftigt ſich ganz 
befonbers mit dieſen Unterfuchungen, und neuerdings glaubt 
er Mittel und Wege gefunden zu haben, um ein Serum 
berzuftellen, das ohne Schaden zu Einfprigungen für 
vorbeugende Impfung verwandt werben fann; es find 
aber bie Verfuche darüber noch nicht abgefchlofien. Die 
Urſache der Maul» und Klauenfeuche zu entdeden ift bis 
jest überhaupt nicht gelungen, ber Erreger ber Seuche 
ſcheint fo außergewöhnlich Mein zu fein, daß er bis jet 
noch nicht irgendwie mikroſkopiſch odır ſonſtwie nad): 
gewiefen werben konnte. Es werden fonft biefe Lymphen, 
aus denen bie Krankheitserreger dargeftellt werben jollen, 
in verbünntem Zuſtande durch ein Siefelgubrfilter ge: 
laffen und bie Bakterien bleiben gewöhnlih in bem 
Filter zurüd, die Lymphe fließt dann in ziemlich uns 
ſchädlichem Zuſtande durch, aber bei der Maul- und 
Klauenſeuche ift das nicht gelungen; der Kranfgeitserreger 
bleibt nicht im Kieſelguhrfilter zurüd, ſondern läuft ein: 
fach mit der Lymphe durch, fo daß aljo dieſe winzigen 
Erreger bis jet noch im feiner Hinfidt vor bas 
Mikroftop gebracht werden konnten. Es Tiegt jedenfalls 
im Intereffe der Landwirthſchaft und auch im Intereffe 
der Allgemeinheit, daß die Maul» und Klauenſeuche 
thunlichſt bekämpft werde, und daß die Maßregeln thun: 
lichft gewiffenhaft gehandhabt werben, welche beftehen, 
um die Maul: und Klauenſeuche einzuſchränken. Es ift 
bewegen kein Grund vorhanden, den Wünſchen ber 
Händler nachzulommen und bie Mafregeln theilweije 
aufzuheben ober abzuſchwächen; im Gegentheile, e8 wäre 
fogar ftellenweife wünfchenswerth, wenn bie Maßregeln 
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da und bort_nod etwas verichärft werben] fönnten und 
wenn irgendwie noch mandje Unordnung gelroffen werben 
fönnte, die namentlich den direkten Verkehr von Perſonen 
in ſolchen Seuchenzeiten verhindern könnte. 

Ihre Deputation jchlägt Ihnen daher vor, die hohe 
Kammer wolle Jauch biefe Petition auf ſich beruhen 
laſſen. 


Präſident: Wünſcht jemand das Wort? — Herr 
von Trügjchler! 


Domherr von Trützſchler, Freiherr zum Faltenftein: 
Ich beruhige mich über die Vorfchläge zu diefer Petition 
hauptſächlich infolge der von Seiten der Regierung ab» 
gegebenen Erklärung, daß erwogen werben foll, ob die Aus: 
führung&verordnung zum Reichsviehfeuchengefege nicht einer 
Revifion unterworfen werden fol. Das ift wejentlid) ber 
Kernpunkt, auf den man bei ber Behandlung diefer Pe: 
tition zufommen lönnte, und da die Regierung dieſe Bu: 
fiherung abgegeben hat, fo glaube ich eigentlich nicht 
nöthig zu haben, den Beweis dafür zu führen, daß ent: 
ſchieden derartige Abänderungen nothwendig find. Daß 
mit dieſen Mitteln, wie fie jegt angewandt worden find, 
die Maul» und Klauenſeuche mit Erfolg nicht belämpft 
worden ift, das ift fichtbar, namentlich) wenn man dieſe 
auch hier in der Petition angegebenen Zahlen vor fi 
bat. Es ift Hierbei namentlich ein Umftand ganz bejon: 
ders beunrubigend, daß bie Maul: und Klauenfeuche, man 
fann beinahe fagen „vorzugsweife” in den großın Schlacht— 
viehhöfen befteht, und daß fie dorthin immer wieder ges 
bracht wird, denn es ift hier angegeben worden, daß fie 
auf Schlachthöfen 190 Mal konftatirt worden ift, in 
Dresden 46 Mal, in Leipzig 41 Mal, in Chemnig 41 Mal, 
in Bwidau 26 Mal und in Reichenbach 12 Mal. Wenn 
man erwägt, was bieje Schlachtviehhöfe an Handelsvieh be: 
fommen und an Handelsvieh weiter in bie Heinen Orte ab» 
geben, jo müßte man eigentlich zu dem Schluffe fommen, daß 
bie ganze Einrichtung in Frage geflellt würbe; denn wenn 
die Schlachwiehhöfe wirklich in dieſer Weife infizirt werben 
und erfahrungsgemäß fo oft infizirt worben find, jo ift der 
Beweis geliefert, daß die Maul- und Klauenjeuche jehr 
wejentlic von ber Zufuhr von ausländifchem Fleiſche ge: 
fördert wird. Es wirb auch innerhalb ber landwirthſchaft⸗ 
lichen Kreife behauptet, daß die Vorſichtsmaßregeln und die 
Abfperrungsmaßrrgeln in ben Schlachtviehhöfen durchaus 
nicht mit großer Sorgfalt gebraucht werben. Es wird zwar 
das verbächtige Vieh in fogenannte Kondumazitälle gebracht, 
aber wie weit man ba greift, das ift doch dem beliebigen 
Ermefjen des betreffenden Ihierarztes überlaffen, und 
daß man ba nicht weit genug greift, möchte gleichfalls 
aus bem gegebenen Zahlen hervorgehen. Ebenfo ift e# 
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mit den Unterfuhungen, Auf ben Viehmärkten läßt ſich 
allerdings, glaube ich, thierärztlich ganz genan feftftellen, 
ob ein Transport Vieh bereits von der Maul: und 
Klauenſeuche befallen ift, d.h. die Seuche fichtbar hat, 
aber ob bie Thiere von ihr infizirt find, ehe wirklich 
fihtbare Merkmale hervortreten, das läßt fich unbedingt 
nicht feftitellen; und wenn ein Thierarzt auf dem Vieh: 
markte Hunderte und Taufende von Stüden unterfuchen 
muß, fann das naturgemäß nur in großer Oberflächlich- 
feit gejchehen. Auch jetzt findet man z. B. nad) anbern 
Richtungen hin, daß die Mafregeln nicht weit genug 
gehen. Es ift ja anzuerkennen, daß die Regierung bis 
jet wohl etwas vorfichtig gewefen ift, den Handel zu 
jehr zu befäftigen, da notorifch die Entwidelung unferer 
jegigen Viehwirthſchaft Hier in Sachſen auf den Hanbel 
ungeheuer angewiefen ift. E8 find eine große Maſſe 
von Ställen, welche Tebiglih Milhwirthichaft treiben; 
ohne einen ordentlichen Handelsverfehr müßten fie ihre 
ganze Wirthichaftsart aufgeben, und deswegen hat die 
Regierung immer große Bebenfen getragen, den Handel 
zu ſehr zu beläftigen. Erſt nad) und nad) ift man zu 
einzelnen Maßregeln getommen, welche in diefer Beziehung 
Abhülfe Schaffen follen, aber 3. B. eriftirt ja die Be: 
ftimmung, daß Schweine überhaupt nicht mehr getrieben 
werben, daß fie bloß gefahren werben follen; dabei ift 
es aber zuläffig, daß 5. B. Schweine, die aus den Schlacht: 
viehhöfen kommen, von ben Bahnhöfen, wohin fie trans: 
portirt werben in die betreffenden Orte, ganz ruhig 
wieder getrieben werben fünnen. Das ift noch nicht ver- 
boten, und es ift mir in verfchiebenen Fällen, bie in 
meiner Nachbarſchaft vorgelommen find, von den Thier: 
ärzten die Vermuthung ausgeſprochen, da in folder 
Weiſe die Maul: und Klauenſeuche verbreitet worden ift. 

Ufo ih möchte nur mit diefen allgemeinen Be: 
merkungen — im allgemeinen babe ich gegen das Votum 
der Deputation feine Einwendungen zu erheben, nament: 
lich alfo infoweit bie einzelnen Petita weit über das 
Zuläffige Hinansgehen und Tebiglih vom Standpunfte 
des Viehhändlers aus vorgefchlagen worden find — nur 
befürworten, daß die Regierung jobald wie möglich an 
eine derartige Revifion geht; denn foviel ift ficher, wir 
werben bei allen unfern Maßregeln in dieſe Weife die 
Seuche nicht los, und es muß bei den jetigen wirth— 
ihaftlichen Berhältniffen doch das Ziel auf das eifrigfte 
verfolgt werben, die Ställe wirklich auch in dieſer Hin: 
fit von folden Seuchen rein zu halten. 

Präfident: Das Wort hat der Herr Oberbürger: 
meifter Beutler, 

Dberbürgermeifter Geh. Finanzrath a, D. Beutler: 
Ich kann nur feftstellen, daß das Intereffe der großen, 
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Fleiſch verzehrenden Städte Hier ganz parallel mit dem: 
jenigen der Landwirtbichaft geht. Auch die Märkte 
werben dadurch beeinträchtigt, daß bie Händler fürchten 
müſſen, ihr etwa beileinem Markte übrigbleibendes Vieh 
werde infolge der Gerrichenden Seuche auf dem Markte 
transportunfähig, frant und infolge deſſen natürlich 
minderwertbig, und fie erleiden Berlufte. Sie fehen aus 
den auf Eeite 3 gegebenen Ziffern, daß Dresden am 
ſchlechteſten daran ift, d. 5. daß auf dem Dresdner 
Markte am häufigfien Seuchen herrſchen. Das liegt an den 
ſehr unzureicherden Einrichtungen bes nichtftädtifchen 
Biehhofes und Viehmarktes, welcher der hiefigen Innung 
gehört. Es ift aber vielleicht auch befannt geworben, daß 
die Stadt Dresden energifch mit dem Gedanken umgeht, 
einen eigenen großen Schlacht- und Viehmarkt zu er 
bauen, er fol, wie Eie willen, in das bisher dem 
Staate gehörende große Oftragehege fommen. Ich würde 
mich fchr freuen, wern bie Königl. Staateregierung ber 
Stadtgemeinde hierbei nad) Kräften behülflich wäre, ins» 
befondere mit Nüdfiht darauf, daß uns in erfter Linie 
daran liegt, einen fjeuchenfreien Markt zu ſchaffen. Es 
bat ſehr große Schwierigkeiten gefoftet, nur zu erreichen, 
daß die Stadt über die Verlegung des Marktes dis— 
poniren konnte, und ich wieberhofe, wir haben es aus— 
jchlieflic) deshalb geifan, weil wir möglichft Seuchen- 
freiheit jchoffen wollten, um nicht nur bie Möglichkeit 
zu geben, daß ein Händfer ein Etüd Vieh, das er hin- 
gebracht hat, wieder herausnehmen kann, ſondern aud, 
daß die Landwirthe felbft kommen und ihr Vieh dahin 
bringen können und nicht gezwungen find, zu verfaufen, 
weil der Morkt verfeucht ift, 


Bräfident: Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Nittergutsbefiger Dr. bon Wächter: 
Die Ausſprachen der beiden Herren Vorredner decken ſich 
toll und ganz mit den Anſichten unferer Deputation. 
Wir gehen von bemjelben Geſichtspunlte aus wie bie 
Herren, daß wir möglichfte Belämpfung ber Eeuche burd) 
möglichft umfafjende und praftiihe Maßnahmen wünjchen, 
die aber natürlich, foweit e8 irgend möglich ift, ben 
Verkehr ungehindert oder möglichft wenig gehindert fein 
laſſen. Es find bisher faft in jeder Seſſion des Lanb: 
tages Petitionen eingegangen zu dem Viehjeuchenregulative, 
bisher regelmähig von Händlern. Beim vorigen Land: 
tage waren es Hänbler aus ber Laufit, bei dieſem 
Zandtage find es Händler aus der Gegend von Borna, 
Dieje ſämmtlichen Petitionen wünjchten Vereinfachung 
und Aufhebung der Beftimmungen,' während, die Land: 
wirthe natürlich, möglichjt eingehende "und, eingreifende 
Beitimmungen wünſchen, damit endlich einmal bie 
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Seuchengefahr thunlichft eingedämmt und wenn irgend 
möglich aus der Welt gejchafft werde. Natürlich ſoweit 
tönnen wir nicht fommen wie England, das über: 
haupt durch eine längere Reihe von Jahren jeuchenfrei 
ift, weil es durch feine günftige Lage in der Mitte bes 
Meeres feine ſämmtlichen Grenzen abjperren kann und 
früher mit großer Rüdfichtslofigkeit die Seuchen, die im 
Lande jelbft auftraten, vernichtet hat. Dahin können 
wir nicht fommen; es wäre das ja ein Ideal, aber es 
ift nicht möglich, dasſelbe zu erreichen. Der Landes— 
fulturrath bat auch meines Wiſſens eine Petition ber 
hohen Staatöregierung eingereicht mit der Bitte um Ab— 
änderung einzelner Beftimmungen bes Seuchengefeges 
und es ift hiernach zu erwarten, daß die hohe Stants- 
regierung biefe Sade, wie fie auch durch bem Herrn 
Kommiſſar mitgetheilt worden ift, im ernfte Arbeit 
nehmen und in Bälde zur befriedigenden Regelung 
bringen werbe. 


Präfident: Dafern niemand mehr bad Wort begehrt, 
faſſe ich die legten Worte des Herrn Berichterftatters 
als fein Schlußwort auf. Ich ſchließe die Debatte und 
frage die Kammer: 


„ob fie dem Antrage der Deputation bei- 
tritt?* 

Einftimmig. 
Es war bies ber lebte Gegenftand ber Tages— 


ordnung. Ich beraume die nächſte Sigung auf morgen 
Freitag, 12 Uhr an und jeße auf die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Regiftrande und Beichlüfie 
auf die Eingänge. 

2. Wahl von fünf Mitgliedern und brei Stell: 
vertretern in die Bwijchenbeputation für ben 
Ständehansbau. (Königl. Dekret Nr. 36.) 

3. Antrag zum münblichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 76 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 


1.8. (1. Abonnement.) 
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bes oberen Bahnhofs in Reichenbach i. B. (zweite 
und legte Rate) betreffend. (Drudjache Nr. 116.) 


4. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Zit. 81 des außerordentlichen 
Staatöhaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 
bes Bahnhofs Brambach betreffend. (Drud- 
ſache Nr. 117.) 

5. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 32 des außerorbentlichen 
Stantshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 
des Bahnhofs Voitersreuth betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 118.) 

6, Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 86 bes auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erbauung 
eines Dienftgebäubes für die Betriebödirektion 
Leipzig I betreffend. (Druckſache Nr. 119.) 


7. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 101 des außerordentlidhen 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, Erweiterung 
bes Bahnhofs Mügeln bei Oſchatz betreffend. 
(Drudjahe Nr. 120.) 


8. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 103 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Umbau bes 
Bahnhofs Radebeul (Nahpoftulat) betreffend. 
(Drudjade Nr. 121.) 


Zur Mitvollziehung des Protofoll3 lade ich ein bie 
Herren Kammerherrn Grafen von Rer: Zehifta und Ritt- 
meifter a. D. von Bobenhaufen. Der Herr Protokoll: 
führer ift bereit, daS Protokoll zu verlefen. 

(Geſchieht durch Sekretär Bürgermeifter Thiele.) 


Sind die Herren mit dem verlefenen Protokolle ein- 
verftanden? — Sie find es. Ich erkläre basjelbe für 
genehmigt und ‚schließe bie öffentliche Sitzung. 


(Schluß der Sikung 1 Uhr 10 Min. nachmittags.) 
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Dresden, am 9. März 


1900. 








Achtunddreißigſte öffentlihe Sitzung 
der Erſten Kammer 
am 9. März 1900, mittags 12 Uhr. 


Snbalt: 

Urlaubsertheilung. — Regiftrandenvortrag Nr. 1053 und 

1054. Wahl von fünf Mitgliebern und Drei 
Stellvertretern in die Zwifchendeputation für den Stände: 
hausbau. — Unträge zu den mündlichen Berichten ‚ber 
zweiten Deputation über: a) Zit. 76 des auferorbent: 
lihen Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, Erweiterung 
des oberen Bahnhofs in Reichenbach i. V. (zweite und 
legte Rate) betr.; b) Tit. 81 bes außerordentlichen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Erweiterung des Bahnhofs 
Brambach betr.; ec) Tit. 82 des auferorbentlichen Staats: 
haushaltsetat® für 1900,01, Erweiterung des Bahnhofs 
Voitersreuth betr; d) Tit. 86 bes auferordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erbauung eines Dienft: 
gebäubes für bie Wetriebsbireltion Leipzig I betr.; 
e) Zit. 101 des außerorbentlichen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Erweiterung des Bahnhofs Mügeln bei Oſchatz 
betr. und f) Tit. 103 des außerorbentlihen Staatshaushalts: 
etat3 für 1900,01, Umbau bes Bahnhofs Radebeul (Nach: 
poftulat) betr. — Feitfegung der Beit und Tagesordnung 
für die nächſte Sigung. — Borlefung und Genehmigung 
bes Protokolls über die Heutige Sitzung. 


— — 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniſtertiſche: 


Der Herr Staatsminiſter von Watzdorf, ſowie die 
Herren Regierungskommiſſare Geh. Rath Dr. Ritter— 
ſtädt und Oberfinanzrath Elterich. 


Anweſend 41 Kammermitglieder. 
J. 8. (1. Abonnement.) 


Präfident: Meine Herren! Ich bitte die Plätze ein- 
zunehmen. Ich eröffne die öffentliche Siyung. 

Um Urlaub hat nachgefucht Herr Nittmeifter a. D. 
von Bobenhaufen bis Ende April d. J. aus gefundheit- 
fihen Rüdfichten. Das Haus bewilligt wohl ben Ur: 
land? — Einftimmig. 

Den Vortrag aus der Regiftrande hat Herr 
Sekretär Freiherr von Find, 

(Nr. 1053.) Protofollertraft der Zweiten Kamnıer, 
betreffend Schlußberathung über Kap. 38 bis 93 bes 


ordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, Departe- 
ment des Kultus und öffentlichen Unterrichts betr. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


(Nr. 1054.) Desgleichen, betreffend Schlufberathung 
über bie Petition des Gemeinderaths zu Lambzig, bie 
Vertheilung der Koften für die Schulbebürfnifie bes 
Schulverbands Mylau i. V. betr. 


Prüäfident: An bie vierte Deputation. 


Meine Herren! Wir gehen über zum zweiten 
Segenftande ber Tagesordnung: „Wahl von fünf 
Mitgliedern und drei GStellvertretern in bie 
Zwifchendeputation für den Ständbehausban.“ 
(Königl. Dekret Nr. 36.) 


(Bergl. M. 1.8. S. 107 ff. u. I. 8. S. 298 ff, 
332 ff. u. 687.) 


Herr Bizepräfident von Zezſchwitz hat das Wort. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Im der Mbficht, 
eine unter Umftänden recht langwierige Wahlhand- 
fung zu vermeiden und bavon ausgehend, baf die 
Mitglieder ber Hohen Kammer wohl darin mit mir 
übereinftimmend find, daß es zweckmäßig ift, bie früheren 
Mitglieder ſowohl wie die Stellvertreter der Stände: 
hausbaudeputation wieber zu wählen, beantrage ich 
Alflamationswahlen vorzunehmen und ſchlage vor, baf 
per acclamationem gewählt werben folgende Herren als 
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Mitglieder: Bräfident Dr. Graf von Könneritz, Excellenz, 
Herr von Trüßfchler, Freiherr zum Falfenftein, Herr 
Kammerherr Sahrer von Sahr:Dahlen, Herr Ober: 
bürgermeifter Beutler und Herr Kammerherr von Schön: 
berg: Modtip. 


Präfident: Ih frage zunächſt, ob Sie barein 
willigen, daß eine Wfklamationswahl vorgenommen 
wird; nad unjerer Geſchäftsordnung müflen die Wahlen 
eigentlich fchriftlih und dur Stimmzettel vorgenommen 
werben, wir können aber nach $ 41 unferer Geſchäfts— 
ordnung davon abjehen, wenn fein Wiberfpruch erfolgt. 
— Es erfolgt fein Widerfprud. Ich nehme aljo an, 
daß Sie die Afflamationswahl im Prinzipe genehmigen, 
IH frage, ob Sie die vorhin vorgeſchlagenen Perſön— 
lichkeiten durch Altlamation wählen wollen? — Es er: 
folgt abermals fein Widerſpruch. Ich nehme daher an, 
daß die Wahl genehmigt wird und ſpreche meinerfeits 
meinen herzlichen Dank und meine Bereitwilligfeit aus, 
das Amt zu übernehmen. Ich frage auch die übrigen 
gewählten Herren, ob Sie die Wahl annehmen? 


Domherr von Trützſchler, Freiherr zum Falkenftein: 
Ich nehme an und danke ehr. 


Kammerherr Sahrer von Sahr:Dahlen: Ich nehme 
mit Dank und freude an. 


Oberbürgermeifter Beutler: Desgleichen. 


Kammerherr bon Schönberg: Modrig: Ich nehme 
mit großem Dante an, 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Ich erlaube mir 
weiter, zu Stellvertretern folgende Herren vorzu- 
ſchlagen und zwar in ber Meihenfolge, wie ich bie 
Namen verlejen werde: Als erften Stellvertreter Herrn 
Grafen von Rex-Zedlitz, als zweiten Stellvertreter Herrn 
Geh. Kommerzienrarh Thieme und als dritten Stell« 
vertreter Herrn Bürgermeifter Thiele. 


Präfident: Die Kammer hat vorhin die Afflamations: 
wahl genehmigt, ich frage aljo nunmehr, ob fie mit den 
vorgeichlagenen Perjönlichleiten einverftanden iſt? — 
Sie ift einverftanden. Ich frage nunmehr die gewählten 
Herren, ob fie die Wahl annehmen. Herr Graf von 
Rex⸗-Zedlitz? 

Graf von Rex-Zedlitz: Ich nehme die Wahl an. 

Präfident: Herr Geh. Kommerzienrath Thieme? 

Geh. Kommerzienrath Thieme: Ich nehme an. 

Präfident: Mein Herr Nachbar zur Rechten? 


Bürgermeifter Thiele: Ich nehme die Wahl an. 


1.8. 38. Sihung, am 9. März 1900. 





Präftdent: Meine Herren! Wir wären aljo mit 
biefem Gegenftande fertig. Ich erfuche Herrn Freiherrn 
von Find, feinen Vortrag aufzunehmen über Punkt 3 
ber Tagesordnung: „Antrag zum münbliden Be- 
rihte der zweiten Deputation über Tit. 76 bes 
außerordentliden Staatshaushaltsetats für 
1900,01, Erweiterung bes oberen Bahnhofs in 
Reihenbad i. V. (zweite und legte Rate) be- 
treffend.” (Drudjadge Nr. 116.) 


Vergl. M. I.K. 6.33 ff. u. 631.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Namens der zweiten Deputation habe ich zumächft bie 
Ehre, über Tit. 76 Bericht zu erftatten. In bemjelben 
werben 611,000 M. als zweite und letzte Rate verlangt 
für Erweiterung bes oberen Bahnhofs zu Reichen— 
bad) i.B. Die Geſammtkoſten dieſes Erweiterungsbaues 
waren früher auf 993,850 M. beziffert und hierauf im 
Jahre 1898/99 eine Bewilligung von 600,000 M. aus- 
geiprochen worden. Es werben nunmehr 611,000 M. 
als zweite und legte Rate poftulirt, ba ber Gefammt- 
aufwand auf 1,211,000 M. geftiegen iſt. Es ift fomit 
eine Ueberſchreitung von 217,150 M. zur Bewilligung 
vorliegend. Die Gründe für diefe Weberfchreitung, wie 
aus den Erläuterungen zu erfehen, find die folgenden: 
Erftens die geftiegenen Preife bei Urealerwerb, bei ben 
Löhnen und bei den Materialien. Ferner ba es noth- 
wendig geweſen ift, Heizhäufer und Drehſchreiben in 
größeren Dimenfionen zu erbauen, weil man eben 
längere 2ofomotiven eingeftellt hat; und endlich bie 
Ueberführung der Greizerftraße, die ihrerfeit3 noth- 
wendig, weil weitere Mafchinengleife angelegt worben 
find, Ob aber nun letzteres, fowie die Einftellung ber 
längeren 2ofomotiven nicht ſchon im Jahre 1898/99 
zur Evidenz hätte kommen können, dieſes wage ich 
perſönlich nicht zu entſcheiden. Immerhin find wir in 
der mißlichen Lage, nichts anderes thun zu fönnen als bie 
poftulirten 611,000 M. nad) ber Vorlage zu bewilligen. 
Die Zweite Kammer Hat das am 5. Februar gethan, 
Ihre Deputation beantragt Beitritt zum Beſchluſſe ber 
weiten Kammer, jomit Bewilligung bes Tit. 76 nad) 
der Vorlage mit 611,000 M. 


Prüfident: Sofern niemand das Wort begehrt, — 
frage ich die Kammer: 


„ob fie diefem eben berichteten Antrage ihrer 
Deputation beitritt?" 
Einftimmig. 
Bir gehen über zu Punkt 4: „Untrag zum münd— 
lihen Berichte ber zweiten Deputation über 





zit. 81 bed außerorbentlihen Staatshaus- 

baltsetats für 1900/01, Erweiterung bes Bahn: 

hofs Brambad betreffend. (Drudjahe Nr. 117.) 
(Bergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 676 f.) 

Berichterftatter Kammerherr Freiherr don Find: 
Ich hätte überzugehen zu Tit. 81, Erweiterung bes 
Bahnhofs Brambach. Hier werden 134,000 M. poftulirt. 
Der Bahnhof Brambach mit feinen gegenwärtigen be- 
ſchränkten Gleisanlagen geftattet dafelbft nicht die Leber: 
bolung von Güterzügen durch Perfonenzüge. Dies muß 
vielmehr in der Station Voitersreuth gejchehen, die un: 
gefähr 10%, km von Brambach entfernt ift. Infolge 
befien find natürlich viele Störungen und Hemmungen 
zu verzeichnen, und ift die Pünktlichfeit bes Verkehrs 
überhaupt nicht allenthalben durchführbar. Es wird 
nun geplant, ein Ueberholungsgleis in Länge von 530 m 
anzulegen, gleichzeitig ein Ladegleis auszuführen, fowie 
die Unterführung der Straße behufs Beſeitigung eines 
Nivennüberganges am Ende bes Bahnhofs. Die Ge- 
fammttoften hierfür find auf 134,000 M. geftellt, die 
Zweite Kammer hat diefelben bewilligt, Ihre Deputation 
empfiehlt Beitritt Hierzu. 

Präfident: Sofern niemand das Wort begehrt, — 
frage id: 

„ob die Kammer das Poftulat nad ber Vor— 
lage genehmigt?“ 
Einftimmig. 

Es folgt 5.: „Antrag zum mündliden Berichte 
ber zweiten Deputation über Tit. 82 des außer: 
orbentlihen Staat#haushaltsetat3 für 1900/01, 
Erweiterung des Bahnhofs Voitersreuth be- 
treffend.” (Drudjadhe Nr. 118.) 

(Bergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 677.) 


BVerichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
In Tit. 82 des auferordentlihen Etats werben für 
Erweiterung bed Bahnhofs Voitersreuth 95,000 M. 
poftulirt. Auf dem Bahnhofe Voitersreuth find die 
Ausweichegleife für Güterzüge ungenügend und entfteht 
dadurch der Lebelftand, daß lehtere beim Halten auf ber 
Station fehr oft die Ein- und Ausfahrtsmweichen ver: 
fperren. Diefem Uebelftande abzubelfen, jollen bie 
Seife überhaupt nach allen Richtungen Hin verlängert 
werben, Seife ſowohl wie Ladegleiſe. Gleichzeitig foll 
eine Berbefjerung in den Rampen eintreten, endlich auch 
die Bezirkäftraße auf Wunfc der Kaiſerl. Defterreichiichen 
Regierung unterführt werben, welche jet den Bahnhof 
jelbft in Schienenhöhe überfchreitet. Letzteres würde un- 
gefähr 30,000 M. koften. Die Gefammtloften find auf 
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95,000 M. fummirt. Ihre Deputation empfiehlt ent- 
ſprechend dem Beſchluſſe ber Zweiten Kammer, biefelben 
zu bewilligen. 


Präfident: Es wünjcht wohl auch hier niemand das 
Wort? — 

„Die Kammer bewilligt wohl das geforberte 
Poſtulat?“ 
Einſtimmig. 

Ih bitte zu Punkt 6 überzugehen: „Antrag zum 
mündlichen Berihte der zweiten Deputation 
über Tit. 86 bes auferorbentlihen Staatshaus— 
haltsetats für 1900/01, Erbauung eines Dienft- 
gebäubes für die Betriebsdireftion Leipzig I 
betreffend.” (Drudjadhe Nr. 119.) 


(Bergl.M. IK. 5,33 ff. u. 677 f) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: In 
Tit. 86 werben zur Erbauung eines Dienftgebäubes für bie 
Betriebsdireftion Leipzig I 150,000 M. poftulirt, und 
zwar foll damit ein Dienftgebäude auf bahnfiskaliſchem 
Ureale des Bayriſchen Bahnhofs errichtet werben für bie 
Betriebsdireftion I, welche gegenwärtig zur Miethe auf 
ber Emilienftraße untergebracht ift, ungefähr in einer Ent— 
fernung von 600 m vom Bahnhofe felbft. Und zwar 
fol das Dienftgebäude errichtet werben zur Erleichtes 
rung bed Dienftes felbft, im übrigen aud weil man 
glaubt, daß es billiger fein würde als der Betrag ber 
gegenwärtigen Miethe von 5700 M. Diefes Poſtulat 
ift von der Zweiten Sammer abgelehnt worden ebenfo 
wie die ähnlichen Poftulate in Chemnik und Dresden, 
weil angeficht? des gegenwärtigen gejpannten Etats unb 
um thunlichft die Höhe der Anleihe zu vermindern, man 
glaubte, daß, ba in den großen Stäbten überall paſſende 
Miethwohnungen zu erlangen wären, auch diefe Behörbe 
noch eine Weile ſich mit ermietheten Räumen begnügen 
könnte. Die Königl. Staatsregierung hat erflärt, daß 
ihr freilich fehr viel daran gelegen wäre im Interefle 
bes Dienftes, daß dieſes Dienftgebäube errichtet würbe, 
daß fie ſich aber ſchließlich auch weiter noch behelfen 
würde mit der miethweifen Unterbringung. Ihre Depu— 
tation empfiehlt Beitritt zu dem Beſchluſſe der Zweiten 
Kammer, fomit Ablehnung bed Zit.86 und ber bafür 
poftulirten 150,000 M. 


Prüfident: Wünſcht jemand das Wort hierzu? — 
Nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„ob fie die poftulirten 150,000 M. ablehnen 
will?“ 
Einftimmig. 
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Punkt 7: „Antrag zum mündlichen Berichte 
der zweiten Deputation über Tit.101 des außer: 
orbentlihen Stantshaushaltsetats für 1900/01, 
Erweiterung des Bahnhofs Mügeln bei Oſchatz 
betreffend.” (Druckſache Nr. 120.) 


(Bergl. M.II. K. S. 33 ff. u. 632.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr vom Find; In 
Tit. 101 werben für Erweiterung des Bahnhofs Mügeln 
bei Oſchatz 300,000 M. gefordert. Bereits im Jahre 
1888 war man zu ber Anficht gefommen, daß ber 
Bahnhof Mügeln einer Erweiterung bedurfte Man 
heute fich aber angefichts der bedeutenden Koſten, fuchte 
noch mit den gegebenen Berhältniffen auszufommen und 
nahm nur einige nothwendige Verbefferungen in ben 
Gleisanlagen vor. Seitdem haben ſich die Verhältniſſe 
nicht gebefiert dajelbft, fo daß vielfach Klagen laut ge: 
worden find über die vorhandenen Mängel im Bahnhofe 
Mügeln. Außerdem ift der Verkehr wefentlich geftiegen, 
wie aus den Erläuterungen hervorgeht, der Verkehr der 
Berfonen beinahe ums Doppelte und ber Verkehr ber 
Güter annähernd von 18,000 auf 29,000 t. Die be: 
ftehenden Einrichtungen bedürfen daher wohl dringend 
einer Berbefjerung, im Interefje der Sicherheit des Be: 
trieb8 wie auch im Intereſſe der fchnelleren und pünkt— 
lihen Abfertigung der Züge ſelbſt. Man plant nun 
eine erhebliche Vergrößerung ber Gleife in Summa von 
4900 m, eine Veränderung der Bahnfteige, die Er- 
tihtung einer neuen Lofomotivenftation, eines neuen 
Güterſchuppens und einer Ladeſtraße. Hierfür werden 
in Summa 300,000 M. poftulirt, darunter nicht zu 
vergefien die für die Ausführung der infolge ber ge: 
planten Aenderung nothwendigen Verlegung ber Linie 
Mügeln: Döbeln um einen Kilometer. 

Die Zweite Kammer Hat die poftnlirten 300,000 M. 
am 5. Februar bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt 
Beitritt zu diefem Beſchluſſe, fomit die Bewilligung bes 
Tit. 101 nad) der Vorlage. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Das ift 
nicht der Fall. 
Ich frage die Kammer: 


„ob fie Zit. 101 nad ber Vorlage bewilligen 
wirt?“ 
Einftimmig. 

Wir fommen zum lebten Punkte ber Tagesordnung 

8.: „Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 103 des auferorbdentlihen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Umbau bes 


Bahnhofs Radebeul (Nahpoftulat) betreffend.” 
(Drudjadhe Nr. 121.) 


(Berg. M. 11.8. ©. 33 ff. u. 632.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: Ich 
habe endlich noch die Ehre, über Tit. 103 zu berichten. 
Hier werben für ben Umbau bes Bahnhofs Radebeul 
337,000 M. als Nachpoftulat eingeftellt. Die Noth: 
wendigfeit der Verbeſſerung bes Bahnhofs Radebeul ift 
bereits auf dem Landtage 1898/99 anerkannt und eine 
Bewilligung ausgeſprochen worden. Der damalige gene- 
relle Unfchlag betrug 650,000 M. Seit ber Zeit und 
ſchon länger ift eine bedeutende Berfehrsfteigerung nad) 
allen Richtungen Hin zu Fonftatiren; es möge hervor: 
gehoben werben, daß im den letzten zehn Jahren, zwifchen 
1889 und 1898, der Wagenladungsverfehr von 61,000 
auf 147,000 t, der Eilgut- und Stüdgutverfehr von 
4000 auf 8000 t und ber der Perfonen von 578,000 
auf 1,491,000 Berfonen geftiegen ift. Dies möchte nod) 
hervorgehoben werben um deutlich zu zeigen, baf eine 
wefentliche Verbefferung der Anlagen in Radebeul dringend 
notwendig war. Der erneute Anfchlag, der fogenannte 
revibirte generelle Anſchlag kommt nun zu ber Piffer 
von 987,000 M., fomit zu einem Mehrerforderniß von 
337,000 M., das ift 50 Prozent des urfprünglichen An— 
ſchlags. Wie aus ben Erläuterungen fowie aus einer 
Aufertigung des Königl. Finanzminiſteriums andie Finanz: 
beputationen beider Kammern hervorgeht, wird dieſe 
Mehrforberung durch folgendes begründet: 1. durch die 
erheblichen Erweiterungen ber Anlagen für das Güter: 
boden: und Freiladegeſchäft; 2. durch die AUnlegung eines 
anderweiten Zugangs zu ber Ladeſtraße von ber Dftfeite 
ber behufs Entlaftung der Zufuhrjtraße nad) dem neuen 
Stationdgebäube, weiter durch bie Vermehrung ber 
Nangirgleife, die Herftellung eines felbftändigen Zugangs 
an der Südfeite nach den Bahnfteigen und endlich durch 
die Anlage eines beſonderen Stumpfgleifes für bie Sonn- 
und Feſttagszüge. Das alles hat nun bieje gewaltige 
Summe herbeigebradht. Jet jelbftverftändlich bleibt ber 
Kammer nichts weiter übrig, als auch dies bebeutende 
Nachpoftulat zu bewilligen. Sie fann es natärlid nur 
thun mit bem Ausbrude Iebhaften Bedauerns und Be- 
frembens über diefe bebeutende Ueberſchreitung, und ich 
perfönlich möchte erneut wie fchon bei der Berathung 
über Johanngeorgenftabt aus Anlaß ber Ueberichreitung 
hervorheben und es ausfprechen, daß der erfte generelle 
Plan doch wahrſcheinlich nicht ausgereift war und in 
Zukunft doch jeder Plan und jeber Anſchlag einer Super: 
revifion unterworfen fein möchte, ehe er den Ständen 
vorgelegt wird als Poftulat; und ich Hoffe, daf, wie ich 
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das ſchon ausgejprodhen Habe bei Johanngeorgenftabt, 
daß demnächſt aus dem Schooße der Kammer ein Antrag 
gebracht werbe: daß überhaupt generelle Anſchläge gar 
nicht mehr berüdfichtigt werden, fondern daß uns 
minbeftens revidirte generelle Unfchläge vorgelegt werben 
follen. Im übrigen habe id) namens der Deputation 
nur noch zu beantragen, nad) Lage ber Sache das Poſtu— 
lat von 337,000 M. in Tit. 103 zu bewilligen. 


Präfident: Wünjcht jemand das Wort? — Das ift 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„objiedaspoftulirteNachpoftulat bewilligt?" — 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Scluffe der Tages» 

orbnung angelangt. Ich beraume die nächſte Sigung 


auf Dienstag, ben 13. März, mittags 12 Uhr an und 
fege auf die Tagesorbnung: 


1. Vortrag aus der Regiftrande und Beichlüfje auf 
bie Eingänge. 

2. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition des Kaufmanns 
Johann Auguft Friedrich Lingfe in Dresden 
um Befreiung beziehentlich Zurüderftattung von 
Urkundenftempel. (Drudjahe Nr. 124.) 

3. Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petitionen des Gutsbeſitzers 
Rothe und Genofjen, bes Gutsbeſitzers Dreſſel 
in Streumen und Genofjen, fowie bes Vor: 
figenden des Landwirthſchaftlichen Vereins für 
Bobenneufirchen und Umgegend, Arno Sünder: 
hauf und Genofjen, um Aenderung bes Geſetzes, 
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bie Einführung einerallgemeinen Schlachtvieh⸗ und 
Fleiſchbeſchau betreffend. (Drudjahe Nr. 125) 


4. Bericht ber vierten Deputation über die Betition 
des Auflichtsraths des Dresbner Spar: und 
Bauvereind, e. ©. m. b. H., nebft Anſchluß— 
petitionen bed Landesverbands Evangelischer 
Urbeitervereine im Königreihe Sachſen, bes 
Gejammtvorftandes des Evangelifchen Arbeiter: 
vereind zu Dresden unb bes Bauvereins zur 
Beihaffung preiswerther Wohnungen in Leipzig, 
fowie über die Petition bes Gemeinnüßigen 
Bauvereind zu Dresden und über bie Petition 
bes Allgemeinen Miethbewohnervereind zu 
Dresden mebft Anfchlußpetition bed Vereins 
jelbftändiger Miether zu Leipzig: Neuftadt um 
ftaatlihe Unterftüung ber gemeinnügigen Bau 
gejellichaften. (Drudjahe Nr. 128.) 


5. Anzeige ber vierten Deputation über zwei für 
unzuläffig erklärte Petitionen. (Druckſachen 
Nr.126 und 127.) 


Zur Mitvollziehung des Protofolls Tade ih ein 
Herrn Kammerherrn Edler von ber Planig und Herrn 
Kammerherrn Georg Sahrer von Sahr. Der Herr 
Protofoflführer ift bereit, das Protokoll zu verlejen. 


(Berlefung des Protokolls.) 


Hat jemand gegen das Protokoll etwas einzuwenden? 
— Das ift nicht der Fall. Ich erkläre basjelbe für 
genehmigt und fchließe bie öffentlihe Sitzung. 


(Schluß der Sigung 12 Uhr 42 Min. nahmittags.) 
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Neunnnddreikigfte öffentliche Sitzung 
der Erfien Sammer 
am 13. März; 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entſchuldigung. — Urlaubsertheilung. — Regiſtrandenvortrag 
Nr. 1055 — 1064. — Antrag zum mündlichen Berichte 
der vierten Deputation über die Petition des Kaufmanns 
Johann Auguſt Friedrich Lingle in Dresden um Befrei— 
ung beziehentlich Zurückerſtattung von Urkundenſtempel. 
— Antrag zum mündlichen Berichte der vierten Depu— 
tation über die Petitionen des Gutsbeſitzers Rothe und 
Genoſſen, des Gutsbeſitzers Dreſſel in Streumen und Ge— 
noſſen, ſowie des Vorſitzenden des Landwirkhſchaftlichen 
Vereins für Bobenneulirchen und Umgegend, Arno Sünder: 
hauf und Genoſſen, um Aenderung des Geſetzes, die Ein— 
führung einer allgemeinen Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau 
betr. — Bericht der vierten Deputation über die Petition 
bes Auffichtsrath8 des Dresdner Spar: und Bauvereins, 
e. G. m. b. H, nebft Anjchlußpetitionen des Landesverbandes 
Evangeliſcher Arbeitervereine im Königreiche Sachſen, bes 
Geſammtvorſtandes des Evangeliſchen Arbeitervereins zu 
Dresden und des Bauvereins zur Beſchaffung preiswerther 
Wohnungen in Leipzig, ſowie über die Petition des Gemein: 
nügigen Bauvereind zu Dresden unb über bie Petition 
des Allgemeinen Miethbewohnervereind zu Dresden nebft 
Anfchlußpetition des Vereins felbftändiger Miether zu 
Leipzig: Neuftadbt um ftaatliche Unterftügung der gemein: 
nügigen Baugeſellſchaften. — Anzeige ber vierten Depu— 
tation über bie zwei für unzuläffig erflärten Petitionen 
bes Bezirksfeldwebels a. D. Baldauf ıc. in Pulsnig und 
der Frau Junghanß geb. Lorenz in Reichenbach. — Felt: 
fegung der Zeit und Tagesordnung ber nächſten Siyung. 
— Morlefung und Genehmigung des Brotololls über 
bie heutige Sihung. 


I.®. (1. Abonnement.) 


Präfident: 
Wirkt, Geh. Rath Dr, Graf von Könneritz, Excellenz. 


Um Miniftertifce: 


Der Herr Staatsminifter von Metzſch, ſowie bie 
Herren Regierungsfommifjare Geh. Regierungsräthe 
Dr. Rumpelt, Dr, Forler-Schubauer und Finanz- 
rath von Sidart. 


Anweſend 39 Kammermitglieber, 


Präfident; Meine Herren! Ich bitte Ihre Plätze 
einzunehmen. 


Ih eröffne die öffentliche Situng. 


Entjhuldigt Hat fih für heute Herr Domberr 
von Trützſchler, Freiherr zum Faltenftein, wegen Uns 
wohlfeins. 

Um Urlaub hat nachgefucht Herr Dr. Friederici vom 
13. bis 16. d. Mts. wegen einer dringenden Reiſe. Die 
Kammer bewilligt wohl diefen Urlaub? — Einftimmig. 


Den Vortrag aus der Regiftrande giebt ber Herr 
Sekretär Thiele, 


(Nr. 1055.) Das Königl. Gefammtminifterium über: 
fendet ein Eremplar der neuerſchienenen Sektion Fürſten⸗ 
Fer ber topographifchen Spezialfarte des Königreichs 

en. 


Präfident: Die Karte ift auszulegen. 


(Nr 1056.) Die Zweite Kammer überfendet 50 Drud- 
exemplare einer Eingabe ber Handelöfammer zu Leipzig, 
den Entwurf eines Gefepes über die Handels: und Ge— 
werbefammern betr. 


Prüſident: Zu vertheilen. 


(Nr. 1057.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, be» 
treffend Schlußberatbung über Kap. 17, 18 und 19 des orbent- 
lichen —— für 19001, Landesloiterie, 
Kotteriedarlehnätafie und Einnahmen ber allgemeinen 
Kafjenverwaltung betr. 
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(Rr. —* Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 20 des Bi a Etats für 1900,01, 
Seminarbauten betr. 


Präfident: Beide Nummern an bie zweite Deputation. 


(Nr. 1059.) Petition bes Auszüglers Fund Hand: 
arbeiter Gottlob Markus Schneider in Aue, die Wieder: 
aufnahme einer Unterfuhung und Entihädigung wegen 
unſchuldig erlittener Strafe betr. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


Nr. 1060.) Brotofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über das Königl. Dekret Ar. 1, 
den Rechenſchaftsbericht auf bie Jahre 1896,97, Kap. 1 
bis mit 21, betreffend den Etat der Ueberſchüſſe. 


Präfident: Kommt an bie dritte Deputation. 


—F 1061.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 75 des außerordentlichen Etats für 1900,01, Er: 
weiterung des unteren Bahnhofs Auerbach (Nach 
poftulat) betr. 
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abgetreten. Lebterer hat wegen des Staufgeldreftes von 
40,000 M. ſammt BZinfen und Koften, wegen lebterer 
bis zur Höhe von 1500 M., das Grundftüd verpfänbet. 
Die Koften des Kaufgeſchäfts, einſchließlich Stempel, 
find zufolge des Vertrags der Parteien dem Käufer 
Frauenlob allein auferlegt worden. Im vergangenen 
Jahre ftellte nun aber der Stempelfiskal bei Revifion 
ber Amtsgerichtsaften feit, daß aus diefem Kaufgejchäfte 
187,90 M. zu wenig Stempel erhoben worben jeien. 
Und nun wurde ber Betent Kaufmann Lingle durch bie 
Kaffenverwaltung des Königl. Amtsgerichts zur Nach— 
zahlung dieſes Betrags angehalten, Er wendete fich be: 
ichwerbeführend an das Königl. Amtsgericht. Hier er: 
zielte er einen Erfolg nicht; fodbann wandte er fih an 
das Königl. Juftizminifterium, welches feine Beſchwerde 
abgegeben hat an das Königl. Finanzminiſterium. Ich 
darf mir geftatten, gleich den Beſcheid bes Königl. Finanz⸗ 


(Nr. 1062.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung | minifteriums zur Verleſung zu bringen. 


über Tit. 95 desjelben Etats, eleftrifhe Beleuchtung des 
Rangir- und Güterbahnhofs in Leipzig II betr. 

Präfident: Die beiden legten Nummern an bie zweite 
Deputation. 

(Nr. 1063.) Die Zweite Kammer überfendet 55 
Sonderabdrüde aus der Zeitſchrift für Öffentliche Chemie, 
die Errichtung ftaatliher Unterjuhungsanftalten in 
Sachſen betr. 

Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 1064.) Desgleihen 50 Bruderemplare einer 
Betitton der Stadtgemeinde Lengenfeld i. B. gegen Her: 
ftellung einer Eijenbahnverbindung Eich: Rodewilch. 


Prüfident: Desgleichen zu vertheilen. 


Wir gehen über zu dem zweiten Gegenftanbe ber 
Tagesordnung: „Antrag zum münbliden Be: 
tihte der vierten. Deputation über die Pe— 
tition des Kaufmanns Johann Auguft Friedrich 
Lingfe in Dresden um Befreiung beziehentlich 
Burüderftattung von Urkunbenftempel.” (Drud: 
ſache Nr. 124.) 

(Vergl. M.I.K. S. 707 f.) 


Herr Dr. Kaeubler wird uns ben Vortrag erſtatten. 


Berichterftatter DOberbürgermeifter Dr. Kaeubler: 
Meine hochverehrien Herren! Der Kaufmann Johann 
Auguft Friedrih Lingte in Dresden bittet in einer 
Petition, welde bereit# in der Aweiten Kammer ver- 
handelt worden ift, um Befreiung, beziehentlih Rück— 
erftattung von Urkundenftempel. Der Sachverhalt ift 
furz folgender: Lingke bat laut Vertragsurfunde vom 
19, April 1894 fein Kaufrecht an einem biefigen Grund⸗ 
ftüde an ben Bergbireltor Frauenlob für 220,000 M, 


„Da nad Art. 7 Biffer 3 des Urkundenſtempelgeſetzes 
bie Verpflichtung zur Entrichtung bed Urkundenftemvels 
bei zweifeitigen Verträgen alle Theilnehmer mit Aus- 
nahme derjenigen, welche fubjeftwe Befreiung von 
Stempel genirßen, antheilig trıfft und nad Art. 8 
besjelben Geſetzes eine Uebereinkunft ber Barteien wegen 
Uebernahme der Berbindligkeit zur Bezahlung der 
Stempelabgabe nur unter den Berheiligten Geltung 
hat und bei Einhebung bes Stempels nicht zu beachten 
ift, hat der Bejchwerdeführer die Hälfte des zu dem 
Bertroge BI. 102 der Spezialaften zu Fol. 1345 bes 
Grund und Hypothekenbuchs des vormaligen hiefigen 
Königl. Stadtgerichts zu wenig entrichteten Stempels 
der Pof. 34 A des Tarifs zum —— 
in Höhe von 187 M. 60 Pf. alfo 93 M. 80 Pf. nach⸗ 
trãglich zu bezahlen. 

Die andere Hälfte dieſes Stempels, jowie bie zu 
der Schuld» und Pfandverfchreibung vom 18. Auguft 
1894 BI. 109 ber genannten Ülften zu wenig 
bezahlte Abgabe von 20 Pf. ift von ben noch zu 
ermittelnden Erben des Bergdireltor Carl Chriftoph 
Frauenlob in Dfiegg, falls biefelben innerhalb bes 
Deutichen Reichs ar nad Berhältniß ihrer Erb- 
theile einzuheben. ollte fi) herausſtellen, daß bie 

ben nicht innerhalb bes Deutfchen Reichs wohnen, 
fo ift von Eintreibung dieſer Stempelbeträge wegen 
Uneinbringlichfeit Abſtand zu nehmen. 

Wenn ber Beichwerbeführer fich ſchließlich darüber 
befchwert, daß die Forderung auf Nacdentrichtung des 
im Jahre 1894 gefchuldeten Stempelbetrags erſt im 
November v. 3. erhoben worden ift, jo wird darauf 

ingewiefen, daß die Stempelfisfale, welche mit ber 

fficht über bie gehörige Beobachtung der Stempel: 
gejege betraut find, die Weiſung erhalten haben, bie 
ihnen obliegenden Mevifionen innerhalb der fünfjährigen 
Friſt nach deren Ablaufe die Stempelfteuer verjährt, 
vorzunehmen, und daß das Yinanzminifterium daher 
im vorliegenden falle feinen Anlaß zu einer Aus— 
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re: gegenüber dem Verfahren bes Stempelfisfals 
udet.“ 


Es bleibt mir noch übrig, die Paragraphen des angezogenen 
Geſetzes hervorzuheben. 87 des Urkundenſtempelgeſetzes 
in Abſatz 3, der hier einſchlägt, lautet: 
„Die Verpflichtung zur ent bes Urkunden⸗ 
e 


ftempels trifft, foweit nicht im Xarife Abweichenbes 
beftimmt ift: 


1. bei behördlichen oder notariellen Ausfertigungen 
oder Beurfundungen denjenigen, durch den bie 
Ausfertigung oder Beurkundung veranlaft 
worden ift; 


2. bei einfeitigen Verträgen, Verfügungen und Er: 
Härungen denjenigen, welcher aus dem Vertrage 
verpflichtet wird, die Verfügung trifft ober bie 
Erklärung abgiebt; 

3. bei zweileitigen Berträgen alle — mit 
Ausnahme derjenigen, welche ſubjeltive Be— 
freiung vom Stempel genießen, antheilig;“ 

und Artikel 8 des Geſetzes lautet: 

„Eine Erklärung oder Uebereinkunft, nach welcher 
jemand die Verbindlichkeit übernimmt, einen anderen 
in der Haftung für den Stempel zu übertragen, hat 
nur unter den Betheiligten Geltung und wird bei 
Einhebung bes Stempels nicht beachtet.” 


Defienungeachtet findet fich der Petent Lingke dadurch 
bejhwert, daß, obwohl laut bes Vertrags der Stempel: 
betrag von dem Käufer Frauenlob voll zu bezahlen 
war, er, Lingle, doch zur Stempelbezahlung antheilig 
herangezogen worden ift, und zweitens, daß erft nad) 
Verlauf von etwa fünf Jahren man mit ber Forderung 
an ihn herangetreten fei. Es geht aber aus ben foeben 
vorgetragenen Beftimmungen bes Geſetzes Mar hervor, 
daß die Königl. Staatsregierung legal in der Sache ver: 
fahren ift, benn nad dem Geſetze war es nicht anders 
möglich, als den Stempelbetrag zwiſchen beiden Son: 
trahenten zu theilen und bem Lingfe zu überlafien, auf 
Grund des Vertrags feine Eivilanfprüche gegen Frauenlob 
beziehentlich beffen Erben zu erheben. Es mag ja bem 
Petenten Lingke Hart erſcheinen, wenn ihm, obwohl 
Frauenlob die Stempelgebühren vertragsmäßig über: 
nommen hatte, nach Verlauf von Jahren noch Stempel: 
gebühren aus jenem Vertrage abgeforbert werben, zumal 
bis dahin nicht nur er, fondern auch das Königl. Amts: 
gericht von der Annahme ausging, daß bie Staatskaſſe 
volltommen befriedigt fei. Indeß gegenüber ben Klaren 
Beitimmungen bes Gejeges, und ba die Thatjache, daß 
zu wenig Stempelgebühren gezahlt waren, erft durch bie 
Revifion bes Stempelfisfals, bie nur aller fünf Jahre 
ftattzufinden braucht, feftgeftellt worden ift, liegt weber 
eine ungeredhtfertigte Forderung an Stempeljteuer noch 
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ein fonftiger Grund zur Bejchwerbe vor. Daher konnte 
Ihre Deputation zu feinem anderen Refultate fommen, 
ala zu dem Antrage, bie Petition des Kaufmanns 
Johann Friedrich Auguſt Lingke auf fi beruhen zu 
laſſen. 

Prüfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es iſt 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„ob ſie dem eben berichteten Antrage der 
Deputation beitritt?“ 


Einſtimmig. 


Ih bitte denſelben Herrn Berichterſtatter, zu dem 
nächſten Gegenſtande den Vortrag zu geben: „Antrag 
zum mündlichen Berichte der vierten Deputation 
über bie Petitionen bes Gutsbeſitzers Rothe und 
Genojien, bes Gutsbejigers Drejjel in Streumen 
und Genoffen, jowie des Borfigenden bes Land— 
wirtbihaftlihen Vereins für Bobenneufirden 
und Umgegend, Arno Sünderhauf und Genoffen, 
um MWenderung bes Gejeges, die Einführung 
einer allgemeinen Schlahtvieh: und Fleiſch— 
beſchau betreffend.” (Drudjahe Nr. 125.) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Kaenbler: 
Meine hocgeehrten Herren! Ein Gutöbefiper Robert 
Rothe mit 26 Genofjen ohne Angabe bes Ortes ber 
Wohnung, ferner ein Gutsbefiger Dreffel in Streumen 
mit 36 Genofjen und fobann ein Arno Sünberhauf, Bor: 
figender des Landwirtbfchaftlichen Vereins für Boten: 
neufirhen und Umgegend mit 37 Genoſſen richten brei 
aan gleicdhlautende Petitionen an die Ständeverfammlung. 
Diefe drei Petitionen wenden fi) gegen bie Beltim- 
mungen in $$ 1 und 2 des Gefehes vom 1. Juni 1898, 
die allgemeine Schlahtvich: und Fleiſchbeſchau betreffend. 
Nach 5 1 dieſes Gefeges find bie zur Verwendung als 
Nahrungsmittel für Menſchen beftimmten Schlachtthiere 
mit Ausnahme von faugenden Ferkeln, Lämmern und 
Bideln der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau unterworfen, 
gleihviel ob fie zum eigenen Hausbebarfe des betreffen: 
ben Viehbefigers geichlachtet werden ober ob die Schlad;- 
tung zu bem Zwecke erfolgt, um das Fleiſch in ben 
Handelsverlehr zu bringen. 

Dagegen wenben ſich die Petenten: 

„Abgeſehen — fagen fie — von ben burd) bie 
leiſchbeſchau entftehenden Unkoſten, weiche der Be- 
iger ber zu ſchlachtenden Thiere zu tragen bat, unb 
welche beſonders der Kleine Wiehbefiger, der eine Ziege 
ober ein Schweinchen fchlachtet, fehr brüdenb empfin- 
ben wird, find die infolge einer genauen Durchſührung 
des Geſetzes erforderlichen Maßnahmen geeignet, ben 
landwirthſchaftlichen Betrieb in ganz erheblicher Weile 
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zu ftören, ba bie Schlachtungen fich meift nach ben 
augenblidlichen Verhältniffen richten müſſen, die geſetz— 
mäßige Ausführung ber Fleiſchbeſchau aber längere 
Vorbereitungen und Verzögerungen mit ſich bringt.“ 
Ferner beziehen ſich die Petenten darauf, daß das 
von auswärts eingeführte Fleiſch dann frei ift von der 
Fleiſchbeſchau, wenn es nachweislich zum Hausbedarfe 
des Einführenden beftimmt ift, und fie fchließen nun: 
„Analog diejer angeführten gefeplichen Beftimmung 
muß es ed wohl geftattet fein, ein Thier für den 
eigenen Hausbedarf zu ſchlachten, ohme ſich deshalb 
der Fleiſchbeſchau unterwerfen zu müſſen.“ 


Sie bitten ſchließlich, 5 2 Abi. 3 des gedachten Ge- 
feßes dahin abzuändern: 

„Die Beftimmungen in $ 1 und im Abi. 1 und 2 
bes 8 2 leiden feine Anwendung, ſoweit es fich nach— 
weislich um ledıglid) zum Hausbedarfe beſtimmies Fleiſch 
handelt.” 

Meine hochgeebrten Herren! Diejes hohe Haus hat 
bereitd mehrfach fi) mit ber von den Petenten an- 
geregten Frage beſchäftigt. Der Ausihluß von Haus: 
ſchlachtungen von ber Kontrole würde bei dem Miß— 
brauche, welcher heutzutage mit dieſem Begriffe nicht 
felten getrieben wird, nicht gerechtfertigt fein, e8 würde 
Umgebungen Thor und Thüre geöffnet fein. Ihre De: 
putation ift daher auch hier zu dem Antrage gekommen, 
bie ſämmtlichen drei Petitionen auf fi beruhen zu 
laſſen. 


Prüfident: Es wünſcht wohl auch Hierzu niemand 
das Wort? — 

„Die Kammer läßt wohl aud Hier die be- 
richteten Petitionen auf fich beruhen?“ 
Einftimmig. 

Endlich erſuche ih ben Herrn Berichterftatter zu 
Punkt 4 überzugehen: „Bericht der vierten Depu- 
tation über die Petition des Auffihtsrathes bes 
Dresdner Spar: und Bauvereins, e.G.m.b. 9, 
nebft Anjhlußpetitionen des Landesverbandes 
Evangelifher Urbeitervereine im Königreiche 
Sadjen, des Gejammtvorftandes des Evan: 
gelifchen Arbeitervereins zu Dresden und bes 
Bauvereins zur Beihaffung preiswerther Woh— 
nungen in Leipzig, jowie über die Petition bes 
Gemeinnügigen Bauvereind zu Dresden unb 
über die Petition , bes Allgemeinen Mieth: 
bewohnervereins zu Dresben nebſt Anſchluß— 
petition bes Vereins felbftändiger Miether zu 
Leipzig:Neuftabt um ftaatliche Unterftügung ber 
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gemeinnügigen Baugejellichaften.“ 
Nr. 128.) 


(Drudjache 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler: 
Der Auffihtsrath des Dresdner Spar- und Baus 
vereind, e. ©. m. b. H., richtet an die Ständeverfammlung 
die Bitte, dieſelbe wolle die auf genofjenfchaftlicher 
Grundlage beruhenden gemeinnügigen Baugejellichaften 
aus Staatämitteln dadurch unterftügen, daß zunächſt 
verfuchöweife der einen oder anderen dieſer Genoſſen— 
haften im Königreihe Sachſen entweder unentgeltlich 
Bauareal überlafjen oder gegen hypothekariſche Sicher: 
ftellung Darlehen bei einer Verzinfung von 2 Prozent 
und einer Amortifation von 1 Prozent bewilligt werden 
und zwar in beiden fällen unter ber grundbücherlich 
zu verlautbarenden Verpflihtung, daß die erbauten 
Hausgrundftüde nad) Ablauf von 55 Jahren unentgelt: 
ih an den Staatsfisfus abzutreten feien. Ihm fchließt 
fi) der Landesverband Evangeliicher Arbeitervereine im 
Königreihe Sachſen und der Gejammtvorftand bes 
Evangelijchen Arbeitervereins zu Dresden, jowie ber 
Bauverein zur Beihaffung preiswerther Wohnungen in 
Leipzig an, welch legterer die wohlwollenden Ergebnifie 
der Petition auch auf ihn auszudehnen bittet. Der Ge: 
meinnüßige Bauverein zu Dresden aber bittet in feiner 
zunädhft bei der Aweiten Sammer eingegangenen, an bie 
biesfeitige Kammer abgetretenen Betition um käufliche 
Ueberlafjung geeigneten Baulandes in Dresden ober 
beifen Umgebung zu billigem Preiſe, eventuell unter 
Vorbehalt des Rückkaufsrechts. Auch der Allgemeine 
Miethbewohnerverein zu Dresden tritt in feiner gleich. 
falls zunäcjt bei der Ameiten Kammer eingegangenen, 
von dieſer inſoweit ber biesfeitigen Sammer zu Ent: 
ſchliehßung überlaffenen Petition für eine Unterftügung 
der gemeinnüßigen Bauunternehmungen durch den Staat 
ein und bringt in Vorfchlag: „Ueberlaffung von Bau- 
areal zu niedrigem Preife unter Vorbehalt des Rück— 
kaufsrechts, Verraditung auf längeren Zeitraum ober 
Benugung des Erbbaurecht® nad) 88 1012 ff. des Bürger: 
lichen Geſetzbuchs oder endlich Staatsdarlehen zu billigem 
Binefuße und hoher Beleihungsgrenge”. Ihm hat ſich 
der Verein jelbftändiger Miether zu Leipzig-Neuftadt in 
einer gleichfall8 bei ber Zweiten Kammer eingegangenen, 
von dieſer gleichfalls am die Ddiesfeitige Kammer ab- 
getretenen Berition angeſchloſſen. Alle fieben Petitionen, 
meine hochverehrten Herren, bezweden mithin, kurz zu: 
jammengefaßt, eine jubitanticlle Unterftügung der Bes 
ftrebungen ber gemeinnüßigen Baugelellichaften im König: 
reihe Sachſen durch Zuwendung von fisfalifchen Grund 
ftüden oder von Staatsgeldern. 








Als derartige gemeinnübige Baugefellichaften kenn: 
zeichnen fih und kommen haupfſächlich in Betracht der 
Dresdner Spar- und Bauverein, der Leipziger Bau: 
verein zur Beihaffung preiswerther Wohnungen in 
Leipzig und der Gemeinnügige VBauverein zu Dresden, 
Während nun der lehtere, der im Jahre 1886, wo ein 
Genoſſenſchaftsgeſetz noch nicht beftand, gegründet wurbe, 
in Form einer Altiengefelichaft dem Mangel an billigen 
Heinen und mittleren Wohnungen durch Herftellung und 
Bermiethung ſolcher Wohnungen an Minderbemittelte 
abzuhelfen bezwedt, verfolgen die beiden erjtgenannten, 
alfo der Dresdner Spar- und Bauverein und der 
Leipziger Bauverein in ber Form eingetragener Ge: 
nofjenfchaften mit bejchränfter Haftpflicht den Zweck, 
ihren minderbemittelten Genoſſen billige, geiunde und 
freundliche Miethwohnungen zu verforgen, indem fie an 
möglichſt vielen und verfchiedenen Bunkten in und um 
Dresden, beziehentlich Leipzig entſprechende Häufer er: 
bauen und Wohnungen herrichten, welche an bie Ge: 
noffen zu einem möglichft billigen Preife und derart 
vermiethet werben, daß fie von bejonderen Ausnahmen 
abgejehen, dem Inhaber weder gefündigt noch gefteigert 
werden können. 

Indem ich mich im übrigen auf den von Ihrer 
vierten Deputation unter Nr. 128 erftatteten Druckbericht 
beziehen zu dürfen bitte, will ich auch von diefer Stelle 
aus ben Antrag der Deputation durch einige kurze Be: 
merfungen begleiten. Die Deputation ift mit ben 
BVetenten darin einverftanden, daf eine Wohnungsfrage 
in dem von ihmen bargelegten Sinne, wenn aud) nad) 
ben örtlichen Verhältniffen verſchieden geftaltet, that- 
fählih befteht. Der unferer Zeit charakterijtifche 
„Zug nad) der Großftadt”, die enorme Bevölferungs: 
vermehrung ber großen Städte, die fogenannte „Grund: 
rente”, d. 5. der Mehrwerth ber Hausgrundftüde der 
Städte gegenüber den landwirthſchaftlichen Grundftüden, 
wie er burch bie Verfehrsverhältniffe und oft durch die 
Spekulation entftanden ift — alles bies ift hier von 
mafgebenbem Einfluffe, und es wird ben Petenten nicht 
beftritten werben fünnen, daß e8 zu wenig billige und 
doch gefunde Wohnungen für Minderbemittelte giebt, 
daß bei den Heineren Wohnungen ber Minderbemittelten 
häufig der Miethzind im umgekehrten Verhältnifje zum 
Einfommen fteht, und daß, um den Miethzing zu er: 
ihwingen, zur Aftervermiethung und zur Haltung von 
Scylafgängern gegriffen und bamit eine vom geſund— 
heitlihen wie fittlihen Standpunkte bedenkliche Häufung 
ber AInfaffen der Wohnungen vielfach herbeigeführt wird. 
Daher gehört gerabe die Wohnungsfrage zu den wid: 
tigften fozialen Aufgaben unferer Zeit; fie ift nicht. 
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allein eine humanitäre und fanitäre, nicht allein eine 
wirthichaftliche, nicht allein eine fittliche, ſondern ver: 
einigt alle diefe Beziehungen in ſich. Wirkt dod) ber 
Befik eines gefunden und angenehmen Heims in jo 
vielfacher Beziehung auf den Menſchen ein, daß man 
wohl behaupten fann, daß nad einer befriedigenden 
Löſung des Wohnungsproblems die der fozialen Frage 
ganz bedeutend erleichtert fein wird. Daher jagt Paſtor 
von Bodelſchwingh mit Recht: „Dürftige Nahrung und 
Kleidung macht doch den Menſchen nidjt nothwendig 
ſchlecht. Aber eine Wohnung, in der ein gefittetes 
Familienleben nicht anfgerichtet werden oder nicht be— 
hauptet werben fann, wirft unmiberftehlidy entfittlichend 
auf die Volksſeele ein.“ 

Es ift daher aufer allem Ameifel, meine hoch— 
geehrten Herren, daß die verdienftlihen und ſegens— 
reihen Unternehmungen der petirenden Gejellichaften 
beziehentlich Genoſſenſchaften die wärmfte Sympathie 
verdienen, zumal die von ihnen getroſſenen Einrichtungen 
geeignet ſind, vorbildlich und erzieheriſch auf weite Kreiſe 
zu wirken. Nun giebt die Deputation zwar ohne weiteres 
zu, daß der von ihnen im Intereſſe des Gemeinwohls 
erſtrebten Ausbreitung ihrer Thätigkeit mancherlei 
Schwierigkeiten ſich entgegenſtellen, welche darin ihren 
Grund haben, daß Grund und Boden und der Bau 
ſelbſt im Preiſe erheblich geſtiegen ſind und daß billige 
Darlehen zumal bei der Höhe der erforderlichen Summen 
und da ſie nach Anſicht der Petenten wirkſam nur ſein 
können, wenn ſie bis zum vollen Werthbetrage des Haus— 
grundſtücks gewährt werden, kaum je aus anderen 
Quellen erhältlich ſein würden als aus ſolchen, denen 
die damit erſtrebte ſoziale Förderung breiterer Maſſen 
die Hauptſache iſt. Aber ſie befindet ſich mit der Königl. 
Staatsregierung in Uebereinſtimmung, wenn fie Anſtand 
nimmt, eine ſubſtantielle Unterſtützung ber Petenten 
durch Zuwendung von Staatsgeldern ober fiskaliſchen 
Grundſtücken in Vorſchlag zu bringen. Bei wiederholter, 
von der Wichtigkeit der Frage gebotener eingehender Er— 
wägung mußte die Deputation vor den Konſequenzen 
zurückſchrecken, bie darin beſtehen, daß man durch Landes— 
mittel den ohnehin vielbeklagten Zuzug der arbeitenden 
Bevölkerung nad) den Grofftädten nod; mehr befördern 
und daß bei dem im Ansficht geftellten fpäteren Ueber: 
gange der vom Dresdner und Leipziger Spar: und 
Banvereine erbauten Häufer an ben Staat je länger, 
je mehr eine weitgehende Konzentration der wirthichaft: 
lihen Berhältniffe der fogenannten Heinen Leute in ben 
Händen des Staates gejchaffen würde. 

Das Endziel der Beſirebungen der gemeinnüßigen 
Baugenoſſenſchaften ift die Behebung der Wohnungsnoth 





bez. Befjerung ber Wohnverhältniffe der Arbeiter und 
Minderbemittelten. Und wenn nad Anſicht der Depu: 
tation vor allen Dingen die Arbeitgeber ſelbſt für das 
Unterfommen ihrer Arbeiter zu forgen haben, fo hat allen 
voran der Staat in biefer Richtung ein leuchtenbes Bor: 
bild auf diefem Gebiete der Fürſorge gegeben. Aber 
auch die Geſetzgebung ift im Begriffe, durch das im Ent: 
wurfe vorliegende Baugeſetz einen bedeutfamen Schritt 
auf dem Gebiete der Bau: und Wohnungsreform zu 
thun. Denn — wie die Zeitſchrift Vollswohl in ihrer 
neueften Nummer befonders hervorhebt — ber rothe 
Faden, ber ſich durch ben Entwurf zieht, ift einerfeits 
die Bekämpfung der Boden- und Bauſpekulation und 
ihres Erzeugniſſes, der Miethslaſerne, andrerjeits das 
Streben, Borbedingungen zu jchaffen, zum erfeichterten 
Baue des Familienhaufes als Plegftätte des Familien: 
finnes. 

Auch brauche ih nicht noch befonders hinzuweiſen 
auf die Beftimmungen des Baugefegentiwurfes, wonach durch 
Bebauungspläne für Außenviertel eine ausreichende Be: 
fonnung aller Wohnräume fichergeftellt und ber Bau von 
Hinterhäufern eingefchränkt wirb, weiter aber die Zwangs— 
volftrefung eines Hausgrundftüds verfügt werden kann, 
wenn es baufällig, fenergefährlich oder gefunbheitäwidrig 
ift und die Inftandfegung trog Erinnerung der Baupolizei- 
behörbe von dem Eigenthümer nicht vorgenommen wird. 
Aber auch die Stadtvertretungen und Bolizeiverwaltungen 
find fortdauernd bemüht, in voller Erkenntniß der Bedeutung 
der Wohnung als fozialen Faktors den Mißſtänden auf 
dem Gebiete des Wohnungsweiens nah und nad ab: 
zubelfen, ſei e8 bei der Aufftellung von Bebauungsplänen 
und durch Aufichließung von Bauland, fei ed durch neue 
baupolizeiliche Forderungen, durch den hygieniſchen An: 
forderungen Rechnung tragende Beftimmungen wie durch 
Berbindung ber Zentren ber Städte mit ihrer Peripherie 
und Umgebung. 

Indeß das Biel ber Petitionen ift eine direkte 
Zuwendung von Staatögeldern oder fisfalifchen Grund— 
ftüden, und wenn bie Deputation auch daran fefthalten 
muß, in diefer Richtung ſich ablehnend zu verhalten, jo 
ift es ihr doch ein Bedürfniß, auch von dieſer Stelle aus, 
ben wohltguenden Aug warmen Gefühls und inniger 
Theilnahme an dem Geſchicke der Minderbemittelten, wie 
er uns aus den Petitionen entgegentritt, befonders aber 
die jelbitlofe, aufopfernde Hingabe der an der Spihe ber 
Unternehmungen ftehenden verdienten Männer als eine 
Aufgabe anzuerlennen, die jebem freunde des Volkes 
ſympathiſch fein muß, und damit ben Iebhaften Wunſch 
zu verbinden, daß alle berartigen Beftrebungen nament- 
lid) von Seiten ber Arbeitgeber und menfchenfreundlicher 
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Kapitaliften eine recht wirkffame und nachhaltige Unter 
ftügung erfahren möchten. 

Die Petitionen felbft beantragt die Deputation auf 
ſich beruhen zu laſſen. 


Präfident: Ich frage die Kammer, ob jemand das 
Wort begehrt? — Es ift nicht der Fall, 
Ih frage dieſelbe: 
„ob fie auch diefe Petitionen auf fi berufen 
lafſen will?“ 


Einftimmig. 
Es erfolgt nunmehr noch bie „Anzeige der vierten 


Deputation über zwei für unzuläfjig erklärte 
Betitionen.“ 


Der Herr Kammerherr von Schönberg wird den Vor: 
trag erftatten. 


Berichterftatter Kammerherr bon Schönberg: Die 
beibenals unzuläffig zuerachtenden Betitionen find folgende: 
Es ift die Petition des Bezirksfelbwebels a. D. Albin 
Baldauf nebſt Sohn Arno Baldauf in Bulsnig, angebliche 
Redtsverfümmerung betreffend, auf Grund von 8 23e der 
Landtagsorbnung wegen Unzuftändigkeit der Stände: 
verfammlung für unzuläffig zu erflären und aus bemjelben 
Grunde ift für unzuläffig zu erflären die Beſchwerde 
der Frau Alwine Louife Junghanß geb. Lorenz in 
Reichenbach über die Ablehnung der beantragten Berid): 
tigung ber Kirchenbücher des Pfarramts Irfersgrün und 
etwaiger anderer Pfarrämter Hinfichtli de Namens 
Dietrich beziehentlich Dittrid). 


Präfident: Es Hat hierbei fein Bewenben. 


Meine Herren! Unfer Stoff ift leider etwas kärg— 
(ich bemeſſen. Ich bin nicht in der Lage, Ihnen für 
Donnerstag eine längere Tagesordnung anzuſetzen. Ich 
beraume daher bie nächſte Sigung auf freitag, den 
16, März, mittags 12 Uhr an und fehe auf bie 
Tagesordnung: 


1. Vortrag aus ber Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 62 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, Erbauung 
einer volljpurigen Nebenbahn von Zwönitz nad) 
Scheibenberg (Nahpoftulat) betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 130.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Zit. 63 des auferorbentlichen 
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Staatshaushaltsetats für 1900/01, Einführung | des oberen Bahnhofs in Plauen i. B. (zweite 
der Stredenblodirung auf der Linie Chemnip- und legte Rate) betreffend. (Drudjache Nr. 133.) 
Döbeln betreffend. (Drucſache Nr. 131.) Zur Mitvollziehung des Protokolls Lade ich ein 


, Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten | Herrn Dr. Pfeiffer und Herrn Bürgermeifter Wiliſch. 
Deputation, Tit. 64 des auferordentlichen | Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll zu 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Befeitigung | verlejen. 

eines verlorenen Gefälles zwifhen Bahnhof | (Sekretär Freiherr Kammerherr von Find verlieft das 
Mittweida und Halteftelle Altmittweida be— Protokoll.) 

treffend. (Drudjade Nr. 132.) Dafern niemand gegen das vorgelefene Protofoll 
. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten etwas einzuwenden hat, erfäre ich basjelbe für genehmigt 
Deputation über Tit. 30 des außerordentfichen | Und ſchließe die öffentliche Sizung 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, Erweiterung | (Schluß ber Sitzung 12 Uhr 48 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorftand des Königlichen Stenographiſchen JInſtituts 
i. V. Brofefjor Eduard Oppermann. — Redakteur Profefior Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poft: am 16. März 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


I. Kammer. 
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Bierzigfte öffentlihe Sitzung | _ Den Vortrag aus ber Megiftrande giebt uns 
der Erfien Kammer ı Herr Sefretär Freiherr von Find. 
(Nr. 1065.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 


am 16. März 1900, mittags 12 Uhr. vierten Deputation über die Petition der Nadelarbeits- 
ct: lehrerin Erbmuthe Lucie Kregfchmar in Leipzig und 
Inbalt: Genofien, die Verleihung der Penſionsberechtigung 


Urlaubsertheilung. — Regiftrandenvortrag Nr. 1065 bis | betreffend. 
1074. — Unträge zu den mündlichen Berichten der zweiten] (Mr. 1060) Desgleichen über die Petition der in 
Ö 


Deputation über: a) Tit. 62 des auferorbentlihen Staats: | den Parochien Döbeln und Hainichen eingepfarrten Land: 
haushaltsetat3 für 1900,01, Erbauung einer vollfpurigen ng eg eg ihr —— des — 9* 

om 8. März 18: ie Aufbringung des Aufwandes für 
Nebenbahn von Zwönig nah Scheibenberg (Nachpoſtulat) Kirchen und & Aule u’ te 


betr.; b) Tit. 63 des auferorbentlihen Staatshaushalts: i - 4 

etats für 1900,01, Einführung der Streckenblockirung auf gem ea 234 —— It — —*— 
der Linie Chemnitz-Döbeln betr.; c) Tit. 64 des außer: Aufbringung ber Kirhenanlagen betr. g 
ordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900,01, Befeitigung : , — 

: u : na Nr. 1068. 

eined verlorenen Gefälles zwiichen Bahnhof Mittweida — ran — A are Pen 
und SHalteftele Yitmittweida beir, und d) it. 80 des] gepung von Gemeindeareal zu Baupweden Im Erbpadit, 
außerordentlidien Staatshaushaltsetats für 1900,01, Er: | fowie die Gründung von HYpothelenbanfen betr. 
weiterung bes oberen Bahnhofs in Plauen i. ®. (zweite räfldent: Sämmtlice Nummern kommen auf eine 
und legte Rate) betr. — Feſtſetzung der Zeit und Tages: der ne ——— 
ordnung für die nächſte Sitzung. — Vorleſung und Ge— 


s uuna. Nr. 1069.) Protokollextralt der Zweiten Kammer, 
MEET 2 PORT Be RE TG —— Schlußberathung über Tit. 13 des außerordent⸗ 


— lichen Etats für 1900/01, die Errichtung einer Er— 
—— für blinde und ſchwachſinnige Zöglinge 
Präſident: n Chemnitz betr. 
Wirt. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. (Nr. 1070.) Desgleihen, betreffend Schlußberathung 
über Tıt. 14 bes außerorbentlihen Etats für 1900,01, 
Am Miniſtertiſche: bie —— einer neuen Strafanſtalt für Gefängniß— 
N fträflinge in Bautzen betr. 

Der Herr Staatöminifter von Watzdorf und ber . Beide N t bi s 

Herr Regierungstommiffar Geh. Baurath Poppe. Präßdent: Beide Nummern kommen an bie zweite 


Anwefend 37 8 itafieb Deputation, 
w * 
nwejen ammermitglieber (Nr. 1071.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 


Präfident; Meine Herren! Ich bitte Ihre Plätze über die Petition des Anftaltsauffehers a. D. Schöne und 
einzunehmen. Ich eröffne die öffentliche Sigung. Genofjen um Benfionserhöhung. 

Um Beurlaubung bat nachgeſucht Herr Graf Bräfident: Die Zweite Kammer ift dem Beſchluſſe 
und Edler Herr zur Lippe auf zehn Tage wegen Privat: | der biesfeitigen Kammer, die Petition auf ſich beruhen 
geichäften. zu laffen, beigetreten; zu den Akten. 

IR. (1. Abonnement.) 69 
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(Nr. 1072.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Die eingegangenen Petitionen um Errichtung von 
Amtsgerichten. 

BPräfident: An die zweite Deputation, eventuell im 
Vernehmen mit der erften Deputation, 

(Nr. 1073.) Deögleichen, betreffend Schlußberathung 
über den zu Kap. 41 des Etats für 1900/01 gefaßten 
Beihluß wegen Ermädtigung des SKönigl. Juftiz- 
minifteriums zur Entichädigung unſchuldig Berurtheilter :c. 

Bräfident: Zu ben Alten, nachdem bie Zweite 
Kammer beigetreten ift. 

(Nr. 1074.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 


über bie wegen Errichtung von Eifenbahnen und Halte: 
ftellen eingegangenen Petitionen. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


Wir gehen über zum zweiten Gegenftande unſerer 
heutigen Zagesorbnung: „Antrag zum münbliden 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 62 des 
außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Erbauung einer vollfpurigen Neben: 
bahn von Zwönitz nah Scheibenberg (Nad: 
poftulat) betreffend.” (Drudjahe Nr. 130.) 


(Bergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 801.) 


Der Herr Selretär Freiherr von Find wirb fort: 
fahren, um feinen Bericht zu erftatten. 


Berichterstatter Kammerherr Freiherr von Find: Ih 
habe zunächſt die Ehre, namens ber Deputation über 
zit. 62 des außerorbentlihen Etats Bericht zu erftatten. 
Hier handelt es fih um ein Nachpoſtulat für die Bahn 
Bwönig-Scheibenberg von 946,000 M. Auf dem Land» 
tage 1896/97 war ber Antrag und bie Bewilligung von 
4,216,000 M. erfolgt; die wirklichen Koften haben ſich 
auf 5,162,500 M. belaufen, ſodaß obige Nadjpoftulat 
entftanden ift. In dem Berichte der weiten Sammer 
finden fich abgebrudt die einzelnen Ziffern bes Koſten— 
anſchlags und des überarbeiteten Koſtenanſchlags, dem: 
zufolge die gegenwärtige Nachforderung erhoben wird. 
Es ift da im einzelnen zu erfehen, wie diefe Erhöhungen 
ftattgefunden haben. Hervorzuheben find folgende Mehr: 
fojten: 

154,000 M. Erhöhung infolge bes im erften Anfchlage 
zu niedrig berechneten YAufwands für Grunbderwerb, 
192,000 M, Erhöhung durch die gegenüber bem erjten 

Anichlage eingetretenen, gemäß der im Enteignungs- 

verfahren getroffenen Beftimmungen bedingten Mehr: 

herftellungen an den Wirthichafts:, Wald- und Kom— 
munenwegen, 
383,100 M. Erhöhung hauptfächlich infolge des feit 

Aufftellung des erſten Anſchlags geftiegenen Auf— 


wands für die Gerüft: beziehentlih Penbelpfeiler- 
viabufte, 

193,000 M. Erhöhung anläßlih der im erften An— 
ſchlage zu niedrig bemefjenen Koften für die Gleis— 
bettung, 

enbfih 53,700 M. Erhöhung anläßlid der im erjten 
Anſchlage nicht enthaltenen zwei Stellereigebäude und 
be3 Berjonentunnels. 

Seitens der Königl. Staatsregierung wirb in ben 
Erläuterungen noch bemerkt, daß man bei ber erften 
Beranfchlagung auf die veränderte Einführung der Bahn- 
linie Zwönig: Stollberg: Chemnig noch nicht zugefommen 
ſei — bie leßtere ift ſchon durd bie Ausführung auf 
Chemnig erfordert — und dab dadurch ein Mehr: 
aufwand infolge ber Linienveränderung in der Länge 
von 1,2 km beiläufig von 250,000 M. entftanden ift. 
Bei diefem enormen Nachpoſtulate ließe fich alles wieder: 
holen, was bereitö vom Berichterftatter bei Gelegenheit 
von Sohanngeorgenftadt erwähnt worden ift; mindeftens 
aber bürfte es unumſtößlich richtig fein, daß ber erfte 
Plan nicht gehörig ausgereift gewejen ift, als er uns 
vorgelegt worden ift. Die Zweite Sammer bat, und 
zwar zum erften Mal dieſen Nadjpoftulaten gegenüber 
ihr Bedauern ausgeiprochen, fich aber auf diefe platonifche 
Auslafjung befchränft; auch Ihre Deputation will nichts 
weiter thun, Nach den gemachten Erfahrungen findet 
fie, daß es nicht viel Zweck Hat, fie wird aber nichts— 
beftoweniger in einiger Zeit mit einem Antrage heraus: 
fommen und hofft davon mehr praftifche Folgen zu ges 
winnen. In der gegenwärtigen peinlichen Zwangslage, 
in welcher fi die Kammern befinden, beantragt aud) 
Ihre Deputation konform mit dem Beichlufje ber Zweiten 
Kammer vom Februar, Tit. 62 nad) der Vorlage mit 
946,000 M. zu bewilligen. 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Das ift 
nicht ber Fall. 

Ich frage die Kammer: 

„ob fie dem Antrage ber Deputation bei— 

tritt? 

Einftimmig. 

Ich bitte überzugehen zu Punkt 3: „Untrag zum 
münbdlihen Beridte ber zweiten Deputation 
über Tit. 63 des außerorbentlihen Staatshaus— 
haltsetats für 1900/01, Einführung der Streden- 
blodirung auf der Linie Chemnip:Döbeln be— 
treffend.” (Drudjade Nr. 131.) 

(Berg. M.11.8. ©. 33 ff. u. 2.Bb. 6.825 f.) 

Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Wir gehen über zu Tit.63. Hier werden für die Eins 


* 


führung der Stredenblodirung auf ber Linie Chemnitz- 
Döbeln 150,000 M. verlangt. Die Einrichtung der 
Stredenblodirung, nämlih daß das Signal für bie 
Einfahrt im einem vorliegenden Bahnabſchnitte unter 
dem Verſchluſſe der nächſten Zugsfolgeftation Tiegt, ift 
auf ben meiften ſächſiſchen Streden bereits eingeführt, 
zur Beit aber noch nicht auf der Schnellzugsftrede 
Chemnig- Döbeln. Dort werben bis jept die Signale durch 
Rückmeldeſtationen auf freier Strede gegeben; natürlicher: 
weife ift letzteres nicht mit ber Sicherheit verbunden, 
wie bie eleftriiche Stredenblodirung fie mit ſich bringt. 
Es ift in hohem Grade wünjchenswerth, die letztere ein» 
zuführen. Hierfür werben 150,000 M. geforbert. Die 
Zweite Kammer bat diefelben am 27. Februar bewilligt, 
Ihre Deputation empfiehlt Beitritt zu dieſem Beſchluſſe, 
fomit die Bewilligung bes Tit.63 mit 150,000 M. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Das ift 
nicht der Fall. 
Ih frage die Kammer: 


„ob fie in Uebereinftimmung mit der Zweiten 
Kammer dies Poſtulat bewilligen will?* 
Einftimmig. 

Bunkt 4 der Tagesordnung: „Antrag zum münb- 
tihen Berichte der zweiten Deputation, Tit. 64 
bes auferorbentlihen Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, Bejeitigung eines verlorenen Ge: 
fälles zwifhen Bahnhof Mittweida und Halte- 
ftelle Altmittweida betreffend.“ (Drudjache 
Nr. 132.) 

(Berg. M. I.K. 6.33 ff. u. 2. 3b. ©. 826.) 


Berichterftatter Kammerherr fFreiherr von Find: In 
zit. 64 werden für die Bejeitigung eines verlorenen 
Gefälles zwifchen Bahnhof Mittweida und SHalteftelle 
Altmittweida 298,000 M. verlangt. Es befteht daſelbſt 
der Uebelftand, daß am Südende des Bahnhofs Mitt: 
weida und auf ber folgenden freien Strede zunächft 
eine Länge von 380 m in einem Gefälle von 1:100 
vorhanden ift, dann eine Horizontale folgt und barauf 
eine Länge von 850 m vorhanden ift mit einer Steigung 
von 1:200. Daburd wird das Nangiren der Güter: 
züge fehr erfchwert und entftehen außerdem Koften, weil 
die Züge diefe 3 m Gefälle zu überwinden haben. Es 
ift dringend nothwendig, dieſe Lebelftände abzujtellen, 
welche natürlich fühlbarer geworden find, feitdem der 
Berkehr ich gefteigert hat und der Bahnhof erweitert 
worben ift. Dies erfolgt daburd), da eine große hori— 
zontale Gleisftrede von 1022 m gebaut wird, indem 
die jehigen Gleisanlagen erhöht werben durch Auf: 
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ihüttung und Verbreiterung des Bahndammes. Hierfür 
298,000 M. gefordert. Die Zweite Kammer bat bie 
felben am 27. Februar bewilligt, Ihre Deputation 
empfiehlt basjelbe. 


Prüfident: Wünfcht jemand das Wort? — Das ift 
nicht ber all. 
Ih frage die Kammer: 


„ob fie aud Hier dem Deputationsbeichluffe 
beitritt?” 
Einftimmig. 

Wir kommen zu Punkt 5: „Antrag zum münds 
lihen Berichte der zweiten Deputation über 
Tit. 80 bes außerorbentliden Staatshaushalts— 
etats für 1900/01, Erweiterung bes oberen Bahn— 
hofs in Plauen i.B. (zweite unb legte Rate) be- 
treffend,” (Druckſache Nr. 133.) 


(Bergl. M. II. 8. S. 33 ff. u. 801f.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Ih hätte endlich noch die Ehre zu berichten über 
Tit. 80, Erweiterung bed oberen Bahnhofs in Plauen, 
zweite und legte Mate betreffend. Der urfprüngliche 
Anſchlag für Plauen betrug 973,600 M. Hiervon 
waren auf bem Landtage 1899 750,000 M. bewilligt 
worden, es bliebe fomit eigentlih noch ein Reſt von 
223,600 M. zu bewilligen. Der wirkliche Koftenaufwand 
ift aber auf 1,229,000 M. geftiegen, daher find nod 
außenftehend 479,000 M., die gegenwärtig zur Be- 
willigung vorliegen. In den Erläuterungen find bie 
Gründe feitens der Königl. Staatsregierung des weit: 
läufigften angeführt worden, fie beftehen in der Haupt- 
fadhe in folgendem. Es war nothwenbig, eine Dreh: 
fcheibe mit größerem Durchmeſſer und tiefere Heizhäufer 
zu bauen infolge der Beihaffung jchwerer und längerer 
Zolomotiven; aus bem gleichen Grunde wurben dann 
mehr Mafchinenftände erforderlich. Endlich find die 
Preife für Areal und Materialien geftiegen, und auch 
die Arbeitslöhne haben ſich wejentlich erhöht. Was bie 
Detaild der gegenwärtigen Koſten anlangt, jo ift aus 
bem generellen Koftenanjchlage folgendes zu erwähnen, 
Für ben Grunderwerb werben 475,900 M., für Erd-, 
Fels- und fonftige Arbeiten aller Art 352,800 M., für 
ben Oberbau 114,100 M., enblid für den Bahnhof ıc. 
274400 M. verlangt. Angeſichts der Zwangslage, in 
ber wir uns befinden, hat die Deputation auch nichts 
weiter thun fünnen, als entiprechend dem Beichluffe der 
Zweiten Kammer die Genehmigung des auf 479,000 M. 
bezifferten Nachpoftulats Ihnen vorzuſchlagen. 
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Präfident: Es wünſcht aud hier niemand bag 
Wort? — Ich frage die Kammer; 
„Will fie dieſes Poftulat bewilligen?“ 
Einftimmig. 
. Meine Herren! Ih beraume die nächſte Sitzung 
auf Dienstag, ben 20. März mittags 12 Uhr an und ſetze 
auf die Tagesordnung: 


1. 


Vortrag aus der Regiftrande und Bejchlüfie 
auf die Eingänge. 





Staatshaushaltsetats für 1900,01, Erweiterung 
bes Bahnhofs Oſchatz (erfte Mate) betreffend. 
(Drudjadhe Nr. 135.) 


5. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 


Deputation, die Petition des Privatus Carl 
Dtto in Dresden um Gewährung von Schaden: 
erſatz wegen angeblich unrichtiger Entfcheidung 
eines Rechtsſtreits betreffend. (Druckſache 
Nr. 106.) = 


i i Bur Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein 
. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten Herrn Vizepräfident von Bezihwig und Se. Königl. 


Deputation über Kap. 29 des ordentlichen Hoheit Prinz Georg. 


Staatshaushaltsetats für 1900/01, allgemeine 
Staatsbedürfniffe betreffend. (DrudjaheNr.129.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 97 des außerorbentlichen 
Staatöhaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 


Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
zu verlejen. 


(Berlejung des Protofolls.) 


Da feine Bedenken gegen das vorgelejene Protololl 


des Bahnhofs Leisnig betreffend. (Druckſache geltend gemacht werben, fo erkläre ich dasfelbe für ge 


Nr. 134.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 100 bes außerorbentlichen 


nehmigt und jchließe die öffentliche Sitzung. 


(Schluß der Sigung 12 Uhr 30 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königlichen Stenographiſchen Inftituts 
i. V. Brofeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresven. 





Letzte Abjendung zur Poft: am 19. März 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags, 
I. Kammer. 





M Al. 


Dresden, am 20, März 


1900. 











Einundvierzigfe öffentliche Situng 
der Erften Hammer 
am 20. März 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entfhuldigung. — Regifirandenvortrag Nr. 1075—1093. 
— Unträge zu ben mündlichen Berichten ber zweiten 
Deputation über: a) Rap. 29 bes ordentlichen Staats: 
haushaltsetats für 1900,01, allgemeine Staatsbebürfniffe 
betr; b) Tit. 97 des außerordentlichen Staatshaushalts- 
etat3 für 1900/01, Erweiterung bes Bahnhofs Leisnig 
betr., und 0) Tit. 100 bes außerorbentlihen Staats: 
baushaltsetats für 190001, Erweiterung bes Bahnhofs 
Oſchatz (erfte Mate) beir. — Antrag zum mündlichen 
Berichte der vierten Deputation, die Betition des Privatus 
Carl Dito in Dresden um Gewährung von Schaben: 
erfag wegen angeblich unrichtiger Entſcheidung eines 
Nechteftreites betr. — Feftfegung der Beit und Tages: 
ordnung für bie nächſte Sitzung. — Vorlefung und 
Genehmigung des Protofolls über die heutige Sipung. 


Präfident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Ercellenz. 
Am Miniftertifche: 

Die Herren Negierungstommifjare Geh. Räthe Dr. 
Ritterftäbt, Kirſch, Geh. Regierungsrath Dr. Apelt 
und Oberfinangrath Elterid. 

Anwefend 38 Kammermitglieber. 

Präfident: Meine Herren! Ich bitte, ihre Plätze 
einzunehmen. Ich eröffne die öffentliche Sihung. 

Entſchuldigt Hat fi für Heute ber Herr Ritter 
gutsbefiger von Wathzdorf wegen Unwohlſeins. 

Den Bortrag aus ber Regiftrande giebt der Herr 


Kammerherr Freiherr von Find. 
I. 8. (1. Abonnement.) 


(Nr. 1075.) Antrag zum mündlichen Berichte ber erften 
Deputation über zwei auf das Königl. Dekret Nr. 14, den 
Entwurf eines Seiehrs behufs Wbänderung von $ 4 bes 
Geſehes vom 30. April 1890 betreffend, bezügliche 
Petitionen, 

(Nr. 1076.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation, bie Petition des Erblehngutsbefigers 
Robert Gäbler in Hinterhermsdorf und Saupsborf um 
Berlängerung ber eleltriichen Straßenbahn Schandau- 
Sichtenbainer Waſſerfall betr. 


(Nr. 1077.) ea Aa mündlichen Berichte der 
zweiten Deputotion über Kap. 70 des Etats für 1900,01, 
die Landesanftalten, fowie eine Hierzu eingegangene 
Petition betr, 


(Nr. 1078.) Desgleihen über Kap. 88 bis mit 
101 bes Etats für 1900/01, Departement bes Kultus 
und öffentlichen Unterrichts und hierzu eingegangene 
BVetitionen betreffend, fowie über Tit. 19. bes außerorbent- 
lihen Etats, die Erbauung eines NRektorwohngebäudes 
beim Gymnafium Dresden -Neuftabt beir, 


(Nr. 1079.) Desgleichen über Tit. 28 bes aufer- 
orbentlihen Etats für 1900/01, Erbauung von Be— 
amten= und Arbeiterwohngebäuden betr. 


(Nr. 1080.) Desgleihen über it. 45 besfelben 
Etats, Umbau des Bahnhofs Sebnitz und eine hierzu 
eingegangene Petition betr. 


(Nr. 1081.) Desgleichen über Tit. 56 besfelben 
Etats, Herftellungen auf Bahnhof Ehemnig aus Anlaß 
ber Einführung der Chemnigthalbahn betr. 


(Nr. 1082.) Deögleihen über Tit. 75 besfelben 
Etats, Erweiterung bed unteren Bahnhofs Auerbach 
ee) und eine hierzu eingegangene Petition 
etreffend. 

(Nr. 1083.) Desgleihen über Tit. 94 besfelben 
Etate, Unlage der Halteftelle Chriefhwig (erfte Rate) 
betreffend. 


(Nr. 1084.) Desgleigen über Tit. 95 besfelben 
Etats, eleftrifche Beleuchtung des Rangir- und Güter: 
bahnhofs in Leipzig II betr. 
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(Nr. 1085.) Desgleichen über Tit. 96 besfelben 
Etatd, Herftellung bes zweiten Gleifes ber Linie Bors- 
dorf: Coswig (zweite Rate) betr. 


(Nr. 1086.) Desgleichen über Tit. 98 desjelben Etats, 
Umban des Haltepunftes Döbeln betr. 


(Nr. 1087.) Desgleichen über Kap. 17, 18 und 19 
des Etats für 1900/01, Zandeslotterie, Lotteriedarlehns⸗ 
tafje und Einnahmen der allgemeinen Kafjenverwaltung 
betreffend. 

Präfident: Sämmtlihe Nummern kommen auf eine 
der nächſten Tagesorbnungen. 

(Nr. 1088.) PVrototollertraft ber Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über die wegen Errichtung 


von Eifenbahnen und SHalteftellen eingegangenen Pe— 
titionen. 


Präfident: Un die zweite Deputation. 


(Nr. 1089.) Petition, anonym, die Gewährung von 
Wohnungsgeldzuſchüſſen an Staatsbeamte beir. 


Präfident: An bie vierte Deputation. 


(Nr. 1090) Die Bweite Kammer überfenbet 
55 Druderempfare einer Petition des Gemeinderaths zu 
Naundorf und Genofien, betreffend die elektrische Straßen: 
bahn Dresden-Niederwartha:tögichenbroda. 

Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 1091.) Protofollertralt ber Bweiten Kammer 
über bie allgemeine Vorberathung und Schlußberathung 
über ben Antrag der Vizepräfidenten Opitz und Georgi 
und Genofien, die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau betr. 


(Nr. 1092.) Desgleihen über die Echlußberathung 
über Sap. 53 des Etats für 1900/01, Hygieniſche Unter: 
juhungsanftalten betr. 

Präfident: Nr. 1091 kommt an bie vierte Deputation, 
Rr.1092 an bie zweite Deputation. 

(Nr. 1093.) Petition bes Tandwirthfchaftlichen 
Vereins „Meißner Hochland” zu Sebnig und Umgegend, 
den Bau und. die Werlegung der Strafe von Sebnik 
nad; Ottendorf betr. 


Bräfident: An die zweite Deputation. 


Meine Herren! Wir gehen fiber zum zweiten Gegen: 
ftande: „Antrag zum münbliden Berichte ber 
zweiten Deputation über ap. 29 des orbent- 
liden Staatshaushaltsetats für 1900/01, all: 
gemeine Staatsbebürfnijfe betreffend.” (Drud- 
ſache Nr. 129,) 


(Vergl.M.II.R.S.33 ff. und 810.) 
Der Herr Verichterftatter! 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Eahr: 
Bu it. 5 von Kap. 29 hat die Königl. Staatsregierung 
ber Finanzdeputation A ber Zweiten Kammer mitgetheilt, 


daß der Aufwand irrthümlich um 9500 M. zu hoch ein- 
geftellt fei. 

Eine Eriparniß ift Hiermit leider nicht verbunden; 
benn bebauerlicherweife hat man gleichzeitig heraus- 
gefunden, daß andrerfeit# bei Tit. 3 2700 M. und bei 
Tit. 6 6800 M., alfo zufammen 9500 M. mehr ein- 
geftellt werben müfjen. 

Sonft ift michts zu bemerken. 
beantragt, 

„bei Kap. 29 die Einnahmen mit 2400 M. nad) 
ber Vorlage zu genehmigen, die Ausgaben in 
Tit. 3 mit 22,600 M., Tit. 5 mit 11,000 M., 
Tıt. 6 mit 95,800 M., im übrigen nad) ber Bor. 
lage, jedoch unter Wegfall bes Vorbehaltes 
eventueller Aufrüdung bei it. 2, zufammen mit 
167,650 M. zu bemilligen.” 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? Es ift 
nicht der Fall. — Ich frage die Kammer: 

„ob fie den Anträgen ber Deputation bei« 

tritt?" 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum 3. Gegenftand: „Antrag 
zum münbliden Berichte berzweiten Depu- 
tation über Tit. 97 bes anferorbent: . 
fihen Staatshaushaltsetats für 1900,01, 
Erweiterung bes Bahnhofs Leisnig bes 
treffend.” (Drudjahe Nr. 134.) 

(Vergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 2.8. S.826 f.) 

Freiherr von Find wirb Vortrag erftatten. 

Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Namens unferer Deputation babe ich bie Ehre, über 
Tit. 97 bes auferordentlichen Etats, Erweiterung des 
Bahnhofs Leisnig betreffend, Bericht zu erftatten. Hier 
werden 185,000 M. für Erweiterung dieſes Bahnhofes 
poftulirt. Auf dem Bahnhofe Leisnig find ſchon jeit 
geraumer Zeit die Gleife und fonftigen Anlagen für ben 
Güterverkehr ungenügend, auch die Anlagen für ben 
PVerjonenverkehr bieten nicht diejenige Sicherheit, welche 
namentlich bei ftarfem Verkehr an Sonntagen zc. noth⸗ 
wendig ift, ba nämlich eime fchiemenfreie Verbindung 
nad dem Bwifchenbahnfteige fehlt. Die Abhülfe ber ge 
nannten Mängel ift dringend erforderlih, und foll ba- 
durch geichehen, daß man erftens die Gleiſe aller Art 
vermehrt, zweitend eine Verlängerung ber Laderampe und 
eine Verlängerung der Zwifchenbahnfteige vornimmt, wie 
endlich durch Herftellung ber Unterführung. Hierfür 
werben in Summa 185,000 M. verlangt. Die Zweite 
Kammer Hat biefelben Ende Februar bewilligt; Ihre 
Deputation empfiehlt Beitritt zu biefem Beſchluſſe, fo mit 
Bewilligung des Tit. 97 nach der Vorlage mit 185,000 M 


Die Deputation 
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Präfdent: 

„Die Kammer tritt wohl aud bier bem An» 
trage der Deputation und dem Beſchluſſe ber 
Bweiten Kammer bei?“ 

Einftimmig. 

Punkt 4: „Antrag zum mündlichen Berichte 
ber zweiten Deputation über Xit. 100 bes 
außerorbentlihen Staatshaushaltsetat? für 
1900/01, Erweiterung des Bahnhofs Oſchatz 
(erfte Rate) betreffend.” (Drudſache Nr. 135.) 

(Berl. M. II. K. S. 33 ff. und 802.) 

Ich bitte fortzufahren. 

BVerichterftatter Rammerherr Freiherr bon Find: 
Ich gehe über zu Tit.100, Erweiterung bes Bahnhofs 
Oſchatz. Hier werden als erfte Rate 350,000 M. poftulirt. 
Auch auf dem Bahnhofe Oſchat find bie Gleis⸗ und 
Betriebsanlagen ungenügend gegenüber dem doch wejent- 
lich geftiegenen Verkehre, auch ıft die Sicherheit des Be— 
triebes in gewiſſer Beziehung gefährdet, weil auch hier 
ein fchienenfreier Uebergang, nämlih nad dem Haupt: 
gleife der Linie Leipzige Dresden, fehlt. Außerdem fehlen, 
um in das Detail überzugehen, für die Schmaljpur- 
anlage die nöthigen Aufftellgleife für die Güterwagen, 
außerdem fehlt ein Ladegleis und eine Laberampe für 
das Vieh. Für die Normalfpuranlagen fehlen Aufitell-, 
Lade: und Auszugsgleije am MWeftende des Bahnhofs. 
Außerdem foll bei diefer Gelegenheit ein größerer Güter: 
ſchuppen errichtet und ein genügender raumgebenber Vor⸗ 
plag vor dem Bahnhofe gejchaffen werben. Hierfür werden im 
ganzen 840,500 M. veranfhlagt und im biesjährigen 
Budget als erfte Mate 350,000 M. eingeftellt. Die 
Zweite Kammer hat hiervon 150,000 M. geftrichen. Die 
Königl. Staatsregierung hat fih damit einverftanden 
erklärt, unter ber bei Tit. 41 gemachten Reſerve, daß 
durch die Verkürzung ber Mate bie Eijenbahnverwaltung 
nicht behindert fein foll, den vorgefehenen Ausbau und 
Urealerwerb in der geplanten Weife fortzuführen. Ihre 
Deputation empfiehlt Beitritt zu dem Beſchluſſe ber 
Bweiten Kammer, ſonach Bewilligung von 200,000 M. 
in Tit. 100 des außerordentlichen Etats. 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Id 
frage die Kammer: 

„ob fie 200,000 M. bei Tit. 100 bewilligt?” 
Einftimmig. 

Ich erfuche den nächften Herrn VBerichterftatter, feinen 
Vortrag erftatten zu wollen über 5. „Antrag zum 


mündlichen Berichte ber vierten Deputation, bie 
Petition bes Privatus Carl. Otto in Dresden um 
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Gewährung von Schabenerjag wegen angeblid 
unrihtiger Entſcheidung eines Rechtsſtreites 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 106.) 


(Vergl. M. 11.8. S. 661 f.) 


Berichterftatter Wirkt. Geh. Math Menfel: In 
ber vorliegenden Petition beanſprucht ber Privatus 
Carl Dtto in Dresben von bem Königl. Sächſiſchen 
Staatsfisfus den Erfah eines ihm amgeblih durch 
unrichtiges Urtheil bes Königl. Sähfifhen Oberlanbes: 
gerichts vom 31. Dezember 1897 entjtandenen Schadens 
von 4394 M. und richtet an die Ständeverfammlung 
bas ÜErfuchen, die Regierung zum Erſatze dieſes 
Schadens anzuhalten. 

Der Gefuchfteller ift mit dem Kaufmann Albin 
Schiffner in Dresden in einen Prozeß über den Nachlaß 
feiner am 4. Mai 1892 verftorbenen Ehefrau, der Mutter 
Schiffners, welche mit ihm (Dtto) in zweiter Ehe ver- 
heirathet war, verwidelt gewejen und bat in biejem 
Prozeſſe auf Grund eines von feiner Ehefrau acceptirten 
Wechſels eine Forderung von 4394 M. in Aufrechnung 
gebracht. In dem Urtheile ift angenommen, baß biejer 
Wechfel zur Zeit des Todes ber Ucceptantin, aljo am 
4, Mai 1892, verjährt gemwejen jei. Die Petition be— 
hauptet num unter Ueberreichung des betreffenden Wechſels, 
daß derſelbe erft am 1. Juli 1889 fällig, baher am 
4. Mai 1892, bei breijähriger Verjährungsfrift, noch 
nicht verjährt gewefen fei, und daß das Überlandes- 
gericht diefen Punkt faljch entſchieden habe. 

Nah den Hier eingefchlagenen Rechtsgrundſätzen 
fann derjenige, welcher durch abfichtlihe Verſchuldung 
ober grobe Fahrläffigkeit eines richterlihen Beamten 
bei der Berhandlung oder Entfheidung eines Rechts: 
ftreite® Schaben erleibet, von bem Richter bez. dem 
Staatsfiskus Erſatz fordern; es fteht ihm die fogenannte 
Synbilatöffage zu. Ganz abgefehen von ber Frage, ob 
diefe Grundfäge auch auf bie Entſcheidungen von Richter: 
follegien Anwendung leiden können, wärbe alfo ein An: 
ſpruch auf Schabenerfap nur dann geltend gemacht 
werben können, wenn Material dafür beigebracht würde, 
daß dem entjcheidenden Nichter eine abfichtlihe Wer: 
ſchuldung ober grobe Fahrläſſigkeit beizumeffen fei. Der: 
artiges Material ift aber nicht beigebracht worden. 
Zwar geht aus dem jet ber Petition beigefügten 
Wechſel über 4394 M. hervor, daß berfelbe erft am 
1. Juli 1889 fällig gewejen ift, alfo bei dem Ableben 
der Ücceptantin noch nicht verjährt war; es ift aber 
nad Ausweis bes in bem Urtheile enthaltenen und 
übrigens aud mit den Akten übereinftimmenden That: 
beftandes der fragliche Wechſel feinerzeit gar micht in 
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Gerchtshand überreicht und etwas weiteres nicht be— 
hauptet worben, als baß berfelbe unter dem 15. April 
1888 ausgeftellt und von der Ehefrau Ottos acceptirt 
worden fei. Ferner hat — wie aud in den Ent- 
ſcheidungsgründen feftgeftellt worben ift — Otto in bem 
Prozeſſe eingeräumt, daß dieſer Wechjel verjährt fei, und 
nicht beftritten, daß das bereits zur Beit des Todes 
feiner Ehefrau ber Fall geweſen fei. Unter diefen Um— 
ftänden hat es Dtto fich felbft zugufchreiben, wenn fo, 
wie gefchehen, erkannt worden ift; und man braucht 
auf bie weitere Frage nicht einzugehen, ob dem Geſuch⸗ 
ftellee wegen Berlegung einer reichögejeplichen Rechts— 
norm das Rechtsmittel der Revifion gegen das Urtheil 
bes Oberlandesgerichts zugeftandben und er durch die 
Nichteinwendung dieſes Rechtsmittels feinen Erſatz— 
anſpruch an den Richter verloren habe. 
Die Deputation befindet ſich daher nicht in der 
Lage, ſich für das Geſuch zu verwenden. Uebrigens 
ſteht es dem Geſuchſteller frei, ſoweit er ſich damit fort- 
zukommen getraut, feinen Erſatzanſpruch an den Staats: 
fisfus im geordneten Rechtswege weiter zu verfolgen. 
Die Deputation beantragt baher, die Kammer wolle, 
wie es bereitö in der jenfeitigen Kammer gejchehen ift, 
beichließen, bie Petition auf fich beruhen zu laffen. 
Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es 
ift auch Hier nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 
„ob fie dem Antrage ber Deputation beitritt 
und bie Petition auf ji beruhen laſſen 
will?“ 

Einſtimmig. 

Meine Herren! Ich beraume die nächſte Sitzung 
auf Donnerstag, den 22. März, mittags 12 Uhr an 
und ſehtze auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus der Regiſtrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 


1.8. 41. Sitzung, am 20. März 1900. 


2. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Kap. 70 bes örbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, bie Landes: 
anftalten, ſowie eine Hierzu eingegangene Petition 
betreffend. (Druckſache Nr. 141.) - 


. Antrag zum münblichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit, 28 bes auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erbauung 
von Beamten» und Mrbeiterwohngebäuden be: 
treffend, (Druckſache Nr. 144.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 45 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Umbau des 
Bahnhofs Sebnig und die hierzu eingegangene 
Petition von G. Schade und Genofien be: 
treffend. (Druckſache Nr, 145.) ' 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit, 56 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Herftellungen 
auf Bahnhof Chemnig aus Anlaß ber Ein: 
führung ber Ghemnigthalbahn betreffend. 
(Druchſache Nr. 146.) 


Zur Mitvollziehung bes Protokolls lade ich ein 
Ercellenz von Charpentier und Erlaucht Graf Solms: 
Wildenfels. 

Der Herr Protokollführer iſt bereit, das Protofofl 
zu verlejen. 


(Sefretär Thiele verlieft das Protofoll.) 


= 


Hat jemand gegen das Protokoll etwas einzuwenden? 
— Es ift nit der Fall; ich erfläre basfelbe für ge: 
nehmigt und fchließe bie öffentliche Sigung. 


I (Schluß der Sigung 12 Uhr 34 Min. nachmittags.) 


Für die Rebaltion verantwortlih: Der Vorftand des Königlichen Stenographifchen Inftituts 
i. ®. Brofeffor Eduarb Dppermann. — Nebalteur Brofeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresben. 





Letzte Abſendung zur Pol: am 24. März 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


I. Kammer. 





M 42. 


Dresden, am 22. März 


1900. 





Zweinndpierzigfte öffentlihe Sitzung 
der Erſten Hammer 


am 22. März 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Regiftrandenvorirag Nr. 1094— 1102. — Anträge zu ben 
mündlichen Berichten der zweiten Deputation über: a) 
Kap. TO des ordentlichen Staalshaushaltsetats für 1900/01, 
die Landesanftalten, ſowie eine hierzu eingegangene Pe: 
tition betr.; b) Tit. 28 des aufßerorbentlichen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Erbauung von Beamten: 
und Urbeiterwohngebäuben betr.; c) Tit. 45 bes außer: 
orbentlihen Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, Umbau 
bes Bahnhofs Sebnig und die Hierzu eingegangene Pe: 
tition von G. Schade und Genoffen betr., und d) Tit. 56 
bes außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Herftellungen auf Bahnhof Ehemnig aus Anlaß der Ein- 
führung ber Chemnigthalbahn betr. — Feſtſetzung ber 
Zeit und Tagesorbnung für bie nächſte Sigung. — Bor: 
fefung und Genehmigung des Protokolls über die heutige 
Sitzung. 


Präſident: 
Wirll. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Um Miniftertifche: 

Der Herr Staatsminifter von Mepfch, jowie bie 
Herren Regierungstommiffare Geh. Räthe Dr. Freiherr 
von Bernewig, Dr. Ritterftäbt, Geh. Regierungs— 
rath Loge, Oberregierungsrath Dr. Gelbhaar, Ober: 
finanzräthe von Seybewig und Elterid. 


Unwejend 40 Kammermitglieber, 


Präfident: Ich bitte die Herren, ihre Pläge ein- 
zunehmen, und eröffne bie öffentliche Sitzung. 
1.8. (1. Abonnement.) 


Den Vortrag aus ber Negiftrande giebt Herr 
Freiherr von Find, 


(Nr. 1094.) Protokollextralt ber Bweiten Kammer, 
beireffend Schlußberathung über Dekret Nr. 24, den Bau 
mehrerer Nebenbahnen betr. 


Präfident: Un die zweite Deputation. 


(Nr. 1095.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Betition bes Herrn Krumbholz und Genofjen in 
Mylau i. S. Erpropriationdftreit betr. 

(Nr. 1096.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der Düngeregportgefellfchaft zu 
Dresden und ber landwirthichaftlichen Vereine zu Langer 
brüd und Lauſa, um pachtweiſe Belaffung der Fälalien— 
nieberlage in Klotzſche und die hierzu eingegangenen 
Gegenpetitionen. 

Bräfident: Diefe beiden Nummern kommen an bie 
vierte Deputation. 


(Nr. 1097.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über bie Petition bes Gafthofsbefigers Friedrich in 
Hohenftein-Ernftthal, Entſchädigung betr. 


BVräfident; Die Zweite Kammer ift dem Beſchluſſe 
unferer Kammer, bie Petition auf fi beruhen zu Laffen, 
beigetreten, daher zu ben Alten. 

(Nr. 1098.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 


über Kap. 84 und 37 bes Etats für 1900/01, Drbens: 
fanzlei und Geſetz- und Verordnungsblatt betr. 


Präfident: An die zweite Deputation, 


(Nr. 1099.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der Landwirthe bes Kreisvereinsbezirts 
Leipzig, ftantliche Regelung der Viehichädenvergütung bei 
Berluften durch die fogenannte Bornaifche Pferdekrankheit 
ober Genidftarre ıc. betr. 


Präfident: Un bie vierte Deputation. 


(Nr. 1100.) Desgleihen, betreffend Schlufberathung 
über die Petition bes Hausbefigervereins zu Sommer- 
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feld, die Uebertragung gewiſſer bezirftärztlicher Geſchäfte 
auf ein Medizinalfollegium betr. 

Präfident: Die Zweite Kammer ift auch hier dem 
Beſchluſſe der diesfeitigen Kammer beigetreten, daher ift 
die Sache zu den Alten zu nehmen. 


(Nr. 1101.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des Hauöbefigervereind zu Sommer: 
feld, die Verwaltung der Medizinalbezirke Leipzig: Stadt 
und Leipzig-Land betr. 


(Nr. 1102.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition bes Privatmanns Dieg in Leipzig, bie 
Erhebung von Kirchenanlagen betr. 

Präfident: Auch diefe zwei Nummern find zu den 
Alten zu nehmen, nachdem die Zweite Kammer unferem 
Beſchluſſe beigetreten ift, die Petitionen auf fich beruhen 
zu laſſen. 


Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation 
über Kap. 70 des ordentlihen Staatshaushalts- 
etats für 1900/01, die LZanbesanftalten, fowie 
eine hierzu eingegangene Petition betreffend.” 
(Drudjahe Nr. 141.) 


Vergl. M. I. K. 6.33 ff. u. 2. Vd. S. 806.) 


Ich erſuche Herrn Domherr von Trützſchler, reis 
herrn zum Fallkenſtein, feinen Vortrag aufzunehmen. 


Berichterſtatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Ich habe über Kap. 70, Landesanſtalten, 
zu berichten und über eine mit dieſem Kapitel in Zuſammen— 
hang ftehende Petition. Kap. 70, Landesanitalten, fett 
fi zufammen aus fünf Abtheilungen: Wbtheilung A, Heil- 
und Pflegeanftalten, wozu die Unteretat3 im Budget von 
I—VIII gehören; Abtheilung B, Erziehungsanftalten, das 
find die Unteretats IX bis mit XII; Abtheilung C, Korrel: 
tionsanftalten, das find die Unteretats XIII bis mit XIX; 
Abtheilung D, einmalige außergewöhnliche Ausgaben; Ab- 
theilung E, Ausgaben im Gejchäfsbereiche des Minifteriums 
bes Innern, und Abtheilung F, Ausgaben für Feitungs- 
gefangene. 

Der Etat zeigt nach feinem Abichluffe, wie er am 
Schluſſe von Kap. 70 aufgeführt ift, einen Minderauſwand 
von 327,250 M. Berüdfichtigt man aber hierbei, daß 
im Rap. D diesmal eine Einftellung nicht ftattgefunden 
hat, während im Boretat eine Einftellung von 641,000 M. 
ftattgefunden hat, jo ift ein Mehrbedarf von 322,750 M. 
das eigentlihe Reſultat. Diefer Mehrbedarf erklärt ſich 
durch die ftändige Zunahme des Perfonals in den be 
treffenden Landesanſtalten. Es find, wie aus den Er- 
länterungen der Königl, Staatsregierung zu Rap. 70 her: 
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vorgeht, als durchichnittlicher Tagesbeftand ziemlich im ganzen 
500 Köpfe mehr in ſämmilichen Anſtalten in Anſatz zu 
bringen geweſen. Das hat allerdings auch eine Ber: 
mebrung der Einnahmen herbeigeführt, wie die Ueberſicht 
ergiebt. Aber dem fteht eine erhöhtere Ausgabe infolge 
der dadurch verurfachten erhöhten Beträge für die Be: 
föftigung und Unterhaltung der Pfleglinge und der 
Untergebradgten und der dadurch nothwendigen Erhöhung 
für das Beamten: und Auffichtsperfonal gegenüber. 

Der Etat hat fowohl in der Deputation der jen- 
feitigen Kammer, als auch in der Kammer felbjt nicht 
die geringfte Anfechtung gefunden; er ift ganz nad) der 
Borlage und ganz bebatteloß in der Zweiten Kammer 
nad) den Borjchlägen ber Deputation angenommen worden, 
nachdem hierüber die Deputation den Bericht Nr. 135 
erftattet hat und in erjchöpfender Ausführung alle dieſe 
Kapitel betreffende Einzelheiten enthält und auf ben, 
um Wiederholungen zu vermeiden, durchweg Bezug ge: 
nommen wird, jo daß es wohl gerechtfertigt erfcheint, 
nur auf Allgemeines Bezug zu nehmen. Es ift im all« 
gemeinen zu bemerken, daß nad bem Beamten» und 
Bejoldungsetat, welcher dem Etat beigefügt ift, und 
wie das aus dem Schluſſe erfichtlih ift, im ganzen 
153 Beamten mehr in Anjag gefommen find; es find 
namentlich in biefer Beziehung Hauptjächlich die erheblichen 
Bermehrungen an Auffichtsperfonal und an Pfleger: 
perfonal. Ueber dieſe Vermehrung der Beamtenftellen 
hat überdies die Königl. Staatsregierung ein Erpojs ge: 
liefert, welches im Berichte der jenfeitigen Kammer auf 
Seite 3 bis mit 7 wörtlich wiebergegeben ift, unb 
die nöthigen Erläuterungen und Begrünbungen über 
biefe VBermehrungen enthält. Beamtengehaltserhöhungen 
haben hierbei nur in geringem Umfange jtattgefunden. 
Eine Erhöhung ber Beſoldung ift nur bei den oberen 
Erpeditionsbeamten zunächſt zur Einftellung gelommen. 
Der Durchſchnittsgehalt diefer Expeditionsbeamten joll 
von 3900 M., wie er bisher etatifirt war, in Zukunft 
auf 4200 M. erhöht werden, und diefe Höhereinftellung 
ift begründet mit der Notwendigkeit ber Gteichftellung 
mit denfelben Beamten bei den Kreis- und Amtshaupt: 
mannfhaften, Land» und Amtsgerichten. Ferner follen 
die eingeftellten Lehrerinnen, welche früher in einer 
Unterabtheilung mit den Oberpflegerinnen, mit 1050 bis 
1600 M., durdfchnittlih 1350 M., eingeftellt waren, 
jegt mit 1200 bis 1800 M. durdjfchnittfich mit 1500 M., 
eingeftellt werben, womit man den an bie wifjenjchaft 
liche Bildung ber Lehrerinnen zu ftellenden Anforderungen 
Rechnung tragen will. Ueberbies ift noch ben Werzten 
im Nebenamte ber burchfchnittliche Gehalt um 60 M. 
erhöht worben mit Rückſicht auf die erhöhten Anſprüche 





an ihre Thätigkeit bei der Erhöhung des Berfonal: 
beftandes. Das find bie einzigen Gehaltserhöhungen, 
welche in dem Etat vorgejehen find. Wenn im übrigen 
die Einftellung der Beamten in etwas andere Kategorien 
ftattgefunden hat, jo Hat das auf den Etat im ganzen 
feine Einwirkung gehabt. 

Was nun die einzelnen Abtheilungen anlangt, fo 
ift zur Abtheilung A auf Seite 69 des Berichtes ber 
jenfeitigen Kammer nod eine ausführliche, detailirte 
Berichterftattung erfolgt über die einzelnen Anſätze in 
denjelben über die Erhöhungen fowohl der Einnahmen, 
als Ausgaben, Aber es ift biefer Etat — und des— 
wegen kann ich wohl auch auf diefe Ausführungen ver- 
weifen — von ber jenfeitigen Sammer durchweg ge: 
nehmigt worden, und beshalb erlaube ih mir unter 
Bezugnahme auf diefen Bericht ber Zweiten Kammer 
zu beantragen, die Sammer wolle bejchließen: 

„Bu Rap. 70 Abtheilung A mit den Unter: 
etats I bis VIII nah der Borlage die Ein: 
nahme mit 1,418,000 M. zu genehmigen, bie 
Ausgabe allenihalben unter Wegfall der Even: 
tualaufrüdung mit 3,324,000 M. zu bewilligen.“ 

Der Wegfall der Eventualaufrüdung ift in Bezug 
auf das ganze Budget bereits durch frühere Bericht: 
erftattung und frühere Beichlüffe der Kammer feitgelegt 
und wirb hier nur aus den früheren Beichlüffen bie 
Konfequenz weitergezogen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort im all: 
gemeinen zu dem Kapitel? — Es ift nicht der Fall. 


„zritt die Kammer zu Kap. TOA ben foeben 
berihteten Anträgen ber Deputation allent— 
halben bei?” 

Einjtimmig. 
Ih bitte den Herren Verichterftatter fortzufahren. 


Berichterjtatter Domherr dom Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Ebenſo habe ich zu Kap. 70 Ab— 
theilung B, worüber gleichfalls der Bericht der jenſeitigen 
Kammer die nöthigen Details giebt, etwas beſonderes 
nicht zu bemerken und geſtatte mir auch hier, dem An— 
trage der Zweiten Kammer zufolge die Kammer zu 
bitten, ſie wolle beſchließen: 

„Bu Kap. TO Abtheilung B mit den Unter— 
etats IX bis XII nach ber Vorlage die Ein- 
nohme mit 201,200 M. zu genehmigen, bie 
Ausgabe allenthalben unter Wegiall der Eventual⸗ 
aufrüdung mit 541,700 M. zu bewilligen.” 

Präfident: Wünfcht auch hier niemanddas Wort? — 


„Die Kammer tritt alfo aud hier ben An- 
trägen ber Depntation bei. 


1.8. 42. Sigung, am 22. März 1900, 
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Berichterftatter Domberr vom Trütichler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Zu Abtheilung B liegt III die Petition 
der Unftaltsauffeher der Landesanftalten zu Zwickau, 
Hohened, Sachſenburg und Hohnftein vor. Diefe Petition 
ift den Kammermitgliedern zugegangen und läuft darauf 
hinaus, die Ständeverfammlung wolle beichließen, daß 
den Strafanftaltsauffehern ähnlihe Rang: und Be 
förderungsverhältnifje wie ben @efangenauffehern bei 
den größeren Gefängnißanftalten geboten werben, und 
zweitend Wohnungsgeld wie den Dienern ber Königl. 
Juftizverwaltung oder, joweit möglid, Dienftwohnungen 
zu gewähren. 

Die Petition führt namentlid aus, daß die Gehalte 
der Strafanftaltsaujfeher im ganzen niebriger etatifirt 
feien, als wie die der Wufleher, die dem Reſſort bes 
Königl. Juftizminifteriums zugehören. 


Die Königl. Staatöregierung ift über dieſe Petition 
um ihre Erklärung erjucht worden, und fie hat im der 
Zweiten Kammer fi) auf Seite 20 zu biefer Petition 
ausführlich erklärt, im ganzen genommen zuftimmenb. 
Sie erkennt an, daß erftens die Aufrüdungsverhältnifie 
unter dieſen Bedienfteten in Kap. 70 injofern viel un— 
günftiger feien, als bei ben Bebdienfteten der Land» und 
Umtsgerichte, bei welchen von überhaupt 905 Stellen 
160 Stellen = 17,7 Prozent mit einem Durdjchnitts- 
gehalte von 2550 M. eingeftellt find, während bei ben 
Landesftrafs ıc. Anjtalten von 222 Stellen des Auffidhts- 
bienftes nur 12 Stellen — 5,4 Prozent auf diefe höhere 
Beamtengruppe mit gleichem Durchſchnittsgehalte ent: 
fallen. Die Regierung erkennt weiter an, baß auf bie 
in Tit. 7 be Kap. 40 eingeftellten unteren Be— 
bienfteten bei den Land» und Amtsgerichten neben ber 
freien Wohnung, Teuerung und Geleuchte ein Durch— 
ſchnittsgehalt von 1769,82 M. entfällt, auf die in Ab— 
theilung g der Beilage © zu Kap. 70 eingeftellten Be: 
amten für Auffichts: und Hausbienft bei ben Landes— 
anftalten dagegen nur ein Durchſchnittsgehalt von 
1569,42 M., daß infolge befien das Bittgefuch der 
Anftaltsauffeher allerdings nicht ganz ungerechtfertigt 
ericheint, zumal der Dienft berjelben bei den Straf: unb 
Korreftionsanftalten als ein ſchwerer und ftrenger all: 
gemein befannt ift. 

Infolge defien hat die jenfeitige Kammer auf Vor: 
ſchlag ihrer Deputation beſchloſſen, die Petition ber 
UAnftaltsauffeher der Königl. Landesanftalten zu 
Zwidau, Hohened, Sahjenburg und Hobnftein ber 
Königl. Staatsregierung zur Erwägung zu überweifen. 


Ihre Deputation kann ber Begründung nicht wider: 


ſprechen und ſchlägt Ihnen den gleichen Beſchluß vor, 
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Präfident: Wünfcht jemand das Wort zu ber eben 
berichteten Petition? — Es ift nicht der Fall. 


Ih frage die Kammer: 


„ob biefelbe unter III. bie Betition ber Königl. 
Staatöregierung zur Erwägung überweifen 
will?” 
Einftimmig. 
Berichterftatter Domherr bon Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Ich Habe weiter zu beantragen: 
„IV. zu Rap. 70 Abtheilung C mit ben 
Unteretats XII bis XIX nad) der Vorlage die 
Einnahme mit 1,040,000 M. zu genehmigen, 
und bie Ausgabe allenthalben unter Wegfall ber 
Eventualaufrüdung mit 2,189,500 M., darunter 
1,800 M. tranfitoriich, zu bewilligen.” 
Präfident: Es wünſcht aud Hier niemand bas 
Wort. — 
Ih frage die Kammer: 
„ob fie auch unter IV den Anträgen ber Depu- 
tation, wie diejelben joeben berichtet worden 
find, beitritt?” 
Einftimmig. 
Berichterftatter Domberr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Weiter beantrage id: 
„V. zu Kap, 70 Abtheilung E nad) der Bor: 
lage, allenthalben unter Wegfall ber Eventual- 


aufrüdung, die Ausgabe mit 59,350 M. zu be 
willigen.” 


Präfident: 

„Auch hier tritt wohl die Kammer dem An: 
trage ber Deputation bei?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domberr bon Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Endlich beantrage ich zu Abtheilung F, 
bisher Abtheilung G, Ausgaben für Feitungsgefangene, 
die Kammer wolle bejchließen: 

„VI. zu Kap. 70 Abtheilung F nad; ber 
Borlage die Ausgabe mit 850 M. zu be 
willigen.” 

Präfident: 

„Die Kammer bewilligt aud wohl bieje 
850 M.?“ 
Einftimmig. 

Der Gegenftand ift erledigt; wir kommen zu 
Punkt 3 der Tagesorbnung: Antrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 28 
bed außerordentliden Staatöhaushaltsetats 


1. 42. Situng, am 22. März 1900, 


-— 


für 1900/01, Erbauung von Beamten: unb 
Urbeiterwohngebäuben betreffend. (Druckſache 
Nr. 144.) 


(Vergl. M. II, 8. ©. 33 ff. u. 825.) 


Ih erfuhe ben Herrn Berichterftatter, Freiherrn 
von Find, ben Bericht zu erftatten. 

Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find; 
Namens ber zweiten Deputation habe ich zunächſt über 
Tit. 23 Bericht zu erftatten. Hier werden 2 Millionen 
Mark poftulirt. 

Bereitd im Etat ber vergangenen Finanzperiode 
1898,99 wurben für Beamten: unb Arbeitermohnungen 
1%, Millionen gefordert und bewilligt. Diefelben find 
in ber Hauptſache bereit3 ausgegeben worden. Die 
gleihen Gründe, welche damals für die Bewilligung ber 
Summe fpradhen und die von den Ständen allerfeits ala 
ſehr richtig anerkannt wurben, werben auch jetzt wieber 
vorgeführt und 2 Millionen Mark poftulirt. Es follen 
Beamten« und Arbeiterhäufer in Leipzig I, Zittau, Dresden- 
Sriedrichftabt, ferner in den zufünftigen Werfftätten in 
Engelsdorf (Leipzig II) und für den Rangirbahnhof 
Chemnig-Hilbersdorf fowie für das dortige Eleftrizitäts- 
werf errichtet werben. 

Mit vollem Rechte hat ber Bericht ber Zweiten Kammer 
hervorgehoben, daß das Meitergehen auf dem ein- 
geſchlagenen Wege nicht nur für ben Eifenbahnbetrieb 
vortheilhaft fei, jondern aud in unferem induftriellen 
Lande vorbildlich und anregend wirken würde. Selbft- 
verftändblich find Wohnungen, die fpeziell als Arbeiter— 
wohnungen gelten fönnen, nur und in ber Hauptſache 
für Bugperfonal und folche Arbeiter beftimmt, beren 
Wohnen in der Nähe der Bahnhöfe für bie Wegel- 
mäßigfeit und Sicherheit bes Betriebes erwünſcht erfcheint. 

Ihre Deputation empfiehlt nach alledem Beitritt 
zum Beſchluſſe ber Zweiten Kammer, jomit Bewilligung 
bes Tit. 28 mit 2 Millionen Mark. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — 


„Die Kammer bewilligt wohl bie 

geforderten 2 Millionen Mart?“ 
Einftimmig. 

4: „Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation,über Tit. 45 des außerordentlichen 
Staatshaushalts etats für 1900/01, Umbau 
bes Bahnhofs Sebnig und bie Hierzu einge: 
gangene Petition von G. Schade und Genojjen 
betreffend.” (Druchſache Nr. 145.) 

(Berg. M. II.K. S. 33 ff. u. 822 ff.) 

Derſelbe Herr Berichterftatter. 


bier 


1.8, 42. Sipung, am 22. März 1900, 


343 





Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: Ich 
erlaube mir überzugehen zu Zit. 45. Hier werben für 
ben Umbau bes Bahnhofs Sebnik 95,000 M. verlangt. 
Der im Jahre 1898 mit der öfterreichiichen Regierung 
abgeichloffene Staatsvertrag geftattet diesfeitd? die An— 
legung der Linie Nixdorf-Sebnitz. Durch die Ein- 
münbung dieſer Linie werben nun auf dem Bahnhofe 
Sebnig nöthig erftens die Erweiterung ber Gleisanlagen, 
ferner bie Unlegung eines Injelbahnfteigs für ben 
Berfonenzug Schandau-Neuftabt und für die Perfonen- 
züge ber neuen Linie. Hierfür werben im ganzen 
190,000 M. poftulirt; bavon entfällt die Hälfte auf bie 
Defterreichifche Nordbahn, die Hälfte auf Sachſen. So— 
mit liegen 95,000 M. zu unferer Bewilligung vor. Die 
Zweite Kammer Hat die Summe einftimmig und 
bebattelos am 27. Februar bewilligt. Ihre Deputation 
empfiehlt Beitritt zu dieſem Beſchluſſe. 


Präfident: Die Kammer begehrt auch Hier nicht das 
Wort — und tritt wohl auch diefem Antrage ber 
Deputation bei? — Einftimmig. 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr vom Find: 
Ich Habe noch zu berichten über die bei diefer Gelegen- 
beit eingegangene Petition des Guftav Schade unb Ge- 
nofjen in Sebnip. 

Guſtav Schade, Vorfigender des Komitees und Mit: 
glied ber Dresdner Handeld- und Gewerbefammer ıc., 
richtet an die Ständeverfjammlung eine Petition, in 
welcher die hohe Staatsregierung erſucht wird, für bie 
Station Sebnig „einen ben Verkehrsbedürfniſſen ent- 
fprehenden völligen Bahnhofsneubau beſchließen und 
benjelben jchon bei ber Herftellung des Bahnanjchluffes 
Sebnig:Nirborf mit zur Ausführung bringen zu wollen”. 
In der Petition felbft wird ausgeführt, daß ſchon jeit 
einer geraumen Meihe von Jahren vielfache Klagen über 
bie ungenügende Verfaſſung des Bahnhofs Sebnik und 
ber alljeitigen Verkehrsverhältniſſe bajelbft laut geworben 
feien. Man babe ſich aber immer getröftet in der Er- 
wartung, daß bei Gelegenheit der Einführung der neuen 
Linie Nixdorf-Schandau allen biefen Uebelftänden auf 
einmal abgeholfen werben würde. Darin habe man fi) 
aber jet nad) Durchlefung des Etats bitter getäufcht. 

Es wird ferner hervorgehoben bie Wichtigkeit ber 
Station Sebnig nad allen Richtungen hin, was den 
Verkehr anlangt. Es wirb ausführlich dargethan, baf 
die Stadt Sehnig im Güterverkehre die 23. Stelle, im 
Perfonenvertehre die 33. Stelle hätte und, was ben fehr 
lebhaften Poftverlehre anlangt, die zweite Stelle im 
Dresbner Bezirke einnehme. Es werben ausführlich die 

I8. (1. Wbonnement.) 


Unzuträglichteiten der Bertehräverhältniffe auf dem Bahn- 
bofe dargethan, dann wird geffagt, daß die Gütererpedition 
nicht genügte und bie Anficht ausgeiprochen, daß mit Er- 
Öffnung ber neuen Linie natürlich diefe Uebelftände noch 
mehr zur Evidenz kommen würden. Außerdem kommt 
die Petition darauf zu, daß ein Umbau oder Anbau allen 
diefen Uebelftänden nicht abhelfen würbe, fondern bies 
bloß geichehen könnte durch einen vollftändigen Neubau 
des Bahnıhofsgebäubes, und zwar wünfcht bie Petition, daß 
der gedachte Neubau auf der dem jekigen Bahnhofsgebäube 
gegenüberliegenden unb der Stabt Sebnitz zugefehrten 
Seite aufgeführt würde. Im großen und ganzen ift, wie 
aus dem Berichte ber Zweiten Sammer zu erfehen, die Königl. 
Staatsregierung mit großem Wohlwollen diefer Petition 
gegenübergetreten und fie ift damit einverftanden gewejen, 
diefe Petition zur Senntniß entgegen zu nehmen. 
Sie Hat gebeten, diefe ihr nicht zur Erwägung zu über- 
geben, weil doch gewiſſe einzelne Momente in ber 
Petition nicht jo fchlant weg gewährt werben 
fönnten. Sie hat jelbft zugegeben, daß nad) der Betriebs: 
eröffnung ber Nirdorf-Sebniger Linie Verbefferungen, 
Erweiterungen des Güterfchuppens, fich wohl empfehlen 
würden und man bei ber nächſten Ständeverfammlung 
darum wohl um Gewährung der nöthigen Mittel ein- 
fommen werde. Die Zweite Kammer hat baraufhin 
die Petition von Guftav Schade und Genofjen ber 
Königl Staatsregierung zur Kenntnißnahme überwiejen. 
Ihre Deputation empfiehlt Beitritt zu dieſem Bejchluffe. 


BPräfident: 

„Will die Kammer die Petition des Guftav 

Schabe und Genojjen der Königl. Staats: 

regierung zur Kenntnißnahme überweifen?“ 
Einftimmig. 

Punkt 5: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Tit. 56 bes außer- 
orbentliden Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Herftellungen auf Bahnhof Chemnig aus Anlaß 
der Einführung ber Chemnitzthalbahn betreffend.” 
(Druckſache Nr. 146.) 


(Vergl. M. I.K. S. 33 ff. u. 849 f.) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Ich Habe endlich noch die Ehre zu berichten über Tit. 56, 
wo für SHerftellungen auf dem Bahnhofe Chemnig aus 
Anlaß der Einführung der Chemnitzthalbahn 127,000 M. 
verlangt werben. Hier ift allenthalben auf bie aus- 
führlihen Erläuterungen zu verweifen und vielleicht noch 
folgendes hervorzuheben. Un der Norbofifeite des 
Empfangsgebäudes auf dem Bahnhofe in Chemnitz genügen 
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nicht mehr der Kopfbahnfteig, ferner auch nicht Die Gleiſe, 
bie für Bugabftellen und Augaufftellen beftimmt find. 
Alles das wird jelbfirebend nah Imbetriebnahme ber 
Ehemnigthalbahn noch viel weniger genügen, jo daß aljo 
bie gegenwärtigen Anlagen volljtändig unzureichend 
erſcheinen und wohl noch vor Fertigftellung der großen 
beabfihtigten Umbauten des Bahnhofes Chemnig einer 
Abänderung jelbft bedürfen. Man plant num die Anlage 
eines neuen Kopfbahnfteiged mit Gleifen, um die Züge 
abzufertigen, um die Wagen aufzuftellen und zum Rück— 
fahren der Lokomotiven. Dies foll jedoch in der Weiſe 
vorgenommen werden, daß bie Anlage mit dem größeren 
fpäteren Umbauprojefte Harmonirt, indem die gebührende 
Rückſicht bereits jet darauf genommen wird. Selbſt⸗ 
redend werben bei biejer Gelegenheit einige Heine un- 
bedeutende Baulichfeiten bejeitigt werben müſſen, ein 
Eisfeller, Verjepung des Wirthichaftsgebäudes und Achn: 
liches. Die Zweite Kammer hat Anfang März 127,000 M. 
nad) ber Vorlage bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt 
Beitritt zu dieſem Beſchluſſe. 


Präfident: Wünfcht auch hier niemand das Wort? — 


„Die Kammer tritt wohl auch bier bem 
eben berichteten Beſchluſſe der zweiten Depu— 
tation bei?" 


Einftimmig. 


1.8. 42. Sigung, am 22. Mär) 1900, 





Meine Herren! Ich beraume bie nächſte Sikung auf 
morgen Freitag, mittag 12 Uhr an und jege auf die Tages⸗ 
ordnung: 

1. Vortrag aus ber Regiſtrande und Beichlüffe auf 
die Eingänge. 

2. Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten Depu— 
tation über Kap. 88 bis 101 des ordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Departement 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts und 
hierzu eingegangene Betitionen betreffend, ſowie 
über Tit. 19 bes außerordentlichen Staatshaus- 
haltsetats für 1900/01, die Erbauung eines 
Reftorwohngebäudes beim Gymmafium zu 
Dresben«R. xc. betreffend. (Druchſache Nr. 152.) 

Ich erfuche die Herren, nachher zu einer kurzen Be— 
iprehung noch einen Heinen Uugenblid hier bleiben zu 
wollen. Zur Mitvollzicehung des Protokolls lade ich ein 
Herrn Rittergutsbefiger Dr. von Wächter und Herrn Geh. 
Rath Profeffor Dr. Wach. Der Herr Brototollführer ift 
bereit das Protokoll zu verlefen. 

(Geſchieht durch Herrn Bürgermeifter Thiele.) 

Findet diejes Protokoll die Billigung bes Haufes? 
— Es widerſpricht niemand; ich erkläre dasjelbe für ges 
nehmigt und jchließe die öffentliche Sigung. 

(Schluß ber Sitzung 12 Uhr 47 Min. nachmittags.) 


Für die Redaltion verantwortlich: Der Vorftand des Königlichen Stenographiihen Inftituts 
i. V. Profeſſor Eduard Oppermann. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Sekte Abjendung zur Poft: am 26. März; 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtag. 
I. Kammer. 





Dreinndoierzigfte öffentliche Sitzung 
der Erften Kammer 
am 23. März 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbhalt: 


Regiſtrandenbortrag Nr, 1103 - 1117. Antrag zum 
mündlichen Berichte der zweiten Deputation über Kap. 88 
bis 101 bes ordentlichen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Departement des Kultus und öffentlichen Unters 
richts und Hierzu eingegangene Petitionen betreffend 
jowie über Zit. 19 des anferorbentlihen Staatshaus: 
haltsetat3 für 1900/01, die Erbauung eines Reltor— 
wohngebäudes beim Gymnaſium zu Dresden: Neuftabt ꝛc. 
betr. — Beftfegung der Zeit und Tagesordnung für die 
nächſte Sigung. — Borlefung und Genehmigung bes 
Protofolls über die heutige Sihung 


- 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 
Am Miniſtertiſche: 

Der Herr Staatsminiſter Dr. von Seydewitz, 
fowie die Herren Regierungstommiffare Geh. Räthe Dr. 
Wäntig, Kodel und Geh. Regierungsrath Krepfchmar. 

Anweſend 40 KRammermitglieber. 

Präfident: Ih bitte die Herren, Ihre Plätze ein: 
zunehmen, und eröffne bie öffentliche Sitzung. 

Den Bortrag aus ber Regiſtrande giebt Herr 
Sefretär Thiele, 

(Nr. 1103.) Antrag zum münblichen Berichte der 
zweiten Deputation über die wegen Errichtung von Amts: 
gerichten eingegangenen Petitionen. 

(Ne. 1104.) Deögleihen über Kap. 34 und 37 bes 


Etats für 1900/01, Orbenslanzlei unb = und Ber: 
orbnungsblatt betr. : . 


1.8. (2. Abonnement.) 


(Nr. 1105.) Desgleichen über Tit. 13 des außer: 
orbentlihen Etats für 1900,01, die Errichtung einer 
erg für blinde und ſchwachſinnige Zöglinge 
in Ehemniß betr. 

(Nr. 1106.) Desgleihen über Tit. 14 des un 
ordentlichen Etat? für 1900/01, bie —— einer 
neuen Strafanſtalt für Gefängnißfträflinge in Bautzen 
betreffend. 

(Nr. 1107.) Desgleichen über Tit. 36 besfelben 
Etats, Erwerbung eines Hausgrundflüdes zu Dienft- 
wohnungen in Dresben: Altjtabt betr. 


(Nr. 1108.) —— über Zit. 37 besfelben 
Etats, Erbauung eines Dienftgebäubes für die Maſchinen— 
injpeftion und Baninjpektion Dresden: Altftabt betr. 


(Nr. 1109.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Petition des konzeſſionirten 
Sächſiſchen Schiffervereins zu Dresden um Errichtung 
eines Floßhafens in ber Nähe ber ſächſiſch-böhmiſchen 
Grenze. 

(Nr. 1110) Desgleichen über die Petition des 
Tifchereibefiger K. R. Schufter in Sceibenberg um 
Unterftühung feiner Forellenzucht durch Gewährung eines 
Darlehns aus der Staatslaſſe. 


(Nr, 1111.) Desgleichen über die Petition bes vor- 
maligen Zandgerichtserpebienten Hans Stark in Freiberg 
um Gewährung einer laufenden Unterftäßung aus Staats- 
mitteln. 

(Nr. 1112.) Desgleichen über bie Petition ber ehe 
maligen Hebamme verw. Tiebel in Fürftenwalde um Ge— 
währung von PBenfion. 


(Nr. 1113.) Desgleichen über die Petition Peter 
— in Dresden und Genoſſen, Aenderung des 
rochiallaſtengeſetzes betr. 
(Nr. 1114.) Desgleichen über die Petition des 
Bezirksvereins Triebiſchthal-⸗Meißen, die Errichtung einer 
Apothele im Ortstheile Triebijchthal betr. 


(Nr. —* Desgleichen über die Petition des Ge— 
meinderaths zu Copitz und Genoſſen, bie Errichtung einer 
Apothele daſelbſt betr. 
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(Nr. 1116.) Deögleihen über die Petition bes 
Gemeinderath8 zu Paunsbdorf, die Errichtung einer Apo— 
thefe dafelbft betr. 

Präfident: Dieje fännmtlihen Nummern fommen auf 
eine der nächſten Tagesordnungen. 


(Nr. 1117.) Protolollextralt der Zweiten Sammer, 
betreffend Schlußberathung über Kap. 1 bis 4 bes Etats 
für 1900,01, Forften, Domänen und Intraden, Salt: 
werfe, Weinberge und Stellerei betr. 


Prüfident: Un die zweite Deputation, 

Bir gehen über zum zweiten Gegenftande ber Tages» 
orbnung: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Kap. 88 bis 101 bes 
ordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Departement des Kultus und öffentlichen Unter: 
rihts und hierzu eingegangene Betitionen be: 
treffend, fowie über Tit. 19 des außerordent— 
lihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, bie 
Erbauung eines Meftorwohngebäubes beim 
Gymnafium zu Dresden:R. ıc. betreffend.” (Drud- 
ſache Nr. 152.) 


(Bergl.M.11.8. 5.33 ff, 734 ff. u. 900 ff.) 


Ich erſuche ben Herrn Berichterftatter, jeinen Vor: 
trag aufzunehmen. 


Berichterftatter Nittergutsbefiger Hempel: Meine 
jehr geehrten Herren! Ich Habe ben Auftrag ſeitens 
Ihrer zweiten Deputation, über ben Abſchnitt H bes 
orbentlihen Staatshaushaltsetats, Departement des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts zu berichten, und 
fann ba von vornherein hervorheben, baß Ihre Depu— 
tation im ber angenehmen Lage ift, Ihnen, ſoweit das 
Orbinarium, ber Abjchnitt H in Trage fommt, bie 
ſämmtlichen Bofitionen nad) der Vorlage zur Bewilligung 
zu empfehlen in berjelben Weife, wie bie hohe Zweite 
Kammer diefen ganzen Etat verabſchiedet hat. Ich habe 
zu bemerken, daß Ihr Einverftändbnif bezüglich der Ein- 
nahmen hHerbeigezogen werben joll, welche ſich in diejer 
Periode auf 1,400,000 M. belaufen gegenüber 1,367,762M. 
in der Borperiobe; es ift mithin ein Feines Plus von ca, 
33,000 M, zu verzeichnen. Ihre Bewilligung wird erbeten 
für die Wusgaben, welche Diesmal abgerundet 19,013,000M, 
betragen gegenüber 15,859,000 M. in ber Periode 
1897/98. Es ift mithin ein Zuſchuß erforderlich nad) 
dem Etat in biefem Jahre von 17,613,000 M. gegen: 
über einem Zuſchuſſe in der Borperiode von nur 
14,491,000 M. Es ergiebt fi jomit ein Plus von 
3,122,000 M. Betrachtet man dazu, daß die Erforber: 
niffe des außerorbentlichen Etats für das Departement 


bes Kultus und öffentlichen Unterrichts durch Tit. 17 
für die Univerfität Leipzig auf 3,308,000 M. beziffert 
find, daß ferner in Zit. 18 2,970,000 M. für bie 
Techniſche Hochſchule im Dresden gefordert werben, in 
zit, 19 69,000 M. für ben Bau eines Reltoratsgebäubes 
in Dresben-Neuftabt poftulirt find, und ferner für bie 
Seminare in Tit. 20 1,866,000 M. präliminirt find, 
fo ergiebt ſich noch ein Betrag von 8,213,000 M., mit: 
bin im ganzen ein Erforberniß von rund 26,000,000 M. 
Diefe Ausgaben ſchon beweilen, daß auch im bem 
Departement des Kultus eine wejentlihe Steigerung 
aller Verhältniſſe eingetreten ift. 

Es partizipiren baran die Verwaltung, die ap. 88 
bis 90, ferner die Univerfität Leipzig mit 201,660 M., 
bie Technische Hochſchule mit nur 11,7384M,, insbeſondere 
aber bie Schulen in Kap, 94, 95 und 96, unter bemen 
wieber bie Vollsſchulen mit 2,642,585 M. den größten 
Aufwand erfordern und das größte Plus zeigen. All: 
gemeine Bemerkungen hat die zweite Deputation bezüg- 
lich diejes Etats nicht zu machen, und ich kann mic 
bloß nod darauf befchränfen, zu erwähnen, daß aud) 
bier, wie das ſchon im Etat der Juftiz angeführt worben 
ift, für die verfchiedenen Beamtengruppen Einftellungen 
gemäß der Eventualaufrüdungsflfala in Ausficht ge: 
nommen worben find. BDiefelben fommen aber in Weg: 
fall, nachdem bie Abficht von der Regierung, das ein- 
zuführen, aufgegeben worben ift. 


Präfident: Wirb eine allgemeine Debatte beliebt 
zum Kultusetat? — Das fcheint nicht ber Fall zu fein. 
Ich erſuche ben Herrn Berichterftatter, zu den einzelnen 
Kapiteln überzugehen. 


Berichterftatter Nittergutsbefiger Hempel: Das 
Kap. 88 bezieht fi auf das Minifterium bes Kultus 
und bes öffentliden Unterriht# und unmittel— 
baren Depenbenzen. Es ift unter den Einnahmen in 
Tit. 1 ein Heines Plus zu erwähnen, welches veranlaßt ift 
durch eine höhere Beranfchlagung der Kanzleifporteln, Ver: 
waltungshonorare und Binfenvergütung. Unter den 
Ausgaben ftehen, wie dad nach meinen vorherigen An— 
beutungen zu erivarten war, bezüglich der Befoldungen 
unter Tit. 5 Mehrerfordernifie von 6600 M. vermerkt, 
Der Titel ift von 40,950 M. auf 47,550 M. geftiegen 
und erffärt fi dadurch, daß eine Buchhalterftelle mit 
einem Gehalte von 3600 bis 4500 M., durchfchnittlich 
4050 M., hat vernommen werben müflen, und daß fich 
durch Verfchiebung außerdem noch einige Kleinere Mehr: 
aufwendungen nöthig machen. Inter Tit. 6 find für 
die Anſtellung von Eprpebitionsbeamten 2100 M. mehr 
erforderlich. Diefelben ftehen in Beziehung zu Zit. 14, 
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wo auf ber anderen Seite wieder an Auslagen für 
Schreibgebühren, Schreiblößne ꝛc. 1500 M. gefpart 
worden find. Schließlich Habe ich auch anf Tit. 16 noch 
aufmerffam zu machen, ber biedmal mit 16,000 MM. 
gemeinjährig poftulirt ift, gegenüber 14,000 M, früher 
und einem Mehrerforbernifie von 2000 M. Es wird 
begründet durch Reuanjhaffungen und Ausgaben, die 
fih für die Bibliothek und ganz bejonders für ben 
juriftifchen Theil derſelben nothwendig maden, außer: 
dem auch durch bie Erhöhung der Koften für Reinigung 
und durch bie fortdauernd fteigendben Gejchäfte ver- 
mehrter Aufwand an Gejhäftsbebürfnifien. 

Ih habe zu beantragen, daß bei Kap. 88 nad der 
Vorlage die Einnahmen mit 4200 M. genehmigt werben 
mödten von bem hohen Haufe, und die Ausgaben, 
allenthalben unter Wegfall der bei ben verjchiebenen 
Titeln bemerkten Eventualaufrüdungen, mit 296,630 M. 
zu bewilligen find. 


Präfident: Wünjcht jemand das Wort? — Das ift 
nicht der Fall. 

„Tritt die Kammer dem Antrage der De: 
putation bei?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Rittergutsbefiper Hempel: Kap, 89. 
Evangelifch-Intherifches Landeskonfiftorium. Hier 
find unter den Tit. 2, 5, 6 und 9 einige unbedeutende und 
befanglofe Neueinftellungen zu erwähnen, und dann fehrt 
in Tit. 14 bie Forderung für bie Evangelifch-Tutherifche 
Landesſynode wieber, welche in diefem Jahre wieber zu 
tagen hat, in der üblichen Höhe von 21,000 M. gemein: 
jährig. Es liegt bei dieſem Kapitel ſeitens der Deputation 
ein Antrag vor, welcher dahin zielt, die Königl. Staats- 
regierung zu ermächtigen, bie Diäten für die Mitglieder 
ber Synode auf ben Saß, den bie Mitglieber ber Stänbe- 
fammer genießen, zu erhöhen. Ich kann wohl als be- 
fannt vorausfegen, daß, nachdem 1873 ber Sat für bie 
Diäten der Mitglieder der Ständelammern von 9 auf 
12 M, erhöht worden ift, ſchon vor Jahren in ber 
Synode ein Antrag und Wunſch dahingehend eingebracht 
worben ift, daß auch bie Diäten für bie Mitglieber der 
Synode auf den gleichen Sa gebracht werben möchten. 
Es ift dem Antrage feine Folge gegeben worben, und 
er ift wiebergelehrt in der legten Synobe 1896. Ob— 
gleich er von ber Synode allerfeit3 Unterftügung gefunden 
bat, hat doch die Könige. Staatsregierung mit Rüdficht 
auf die Finanzlage und in der Erwägung, baß unter 
Umftänden noch andere Anregungen eintreten würben, 
feine Veranlafiung genommen, auf eine höhere Poftu: 
lirung biefer Diäten in Tit. 14 überzugehen. Die Folge 


347 





davon ift die gewejen, daß bei der Verabfchiedung dieſes 
Kapitels fih wegen ber Diäten in ber Zweiten Kammer 
eine ziemlich eingehende Erörterung entwidelt hat, beren 
Ergebniß ungefähr folgendermaßen zufammenzufaffen ift: 
Es ift zu erfennen gemwejen, daß im allgemeinen bei ber 
Bweiten Kammer bei ber großen Mehrzahl Geneigtheit 
befteht, daß diefe Tagegelder von dem Satz von 9 M. 
auf 12 M. gebracht werben möchten. Es find aber bei 
biefer Gelegenheit von juriftifcher Seite Bedenken geäußert 
worden, die dahin geführt haben, daß während ber Be- 
rathung bes Gegenftandes in der Zweiten Kammer an 
eine Löſung der Trage nicht Herangetreten ift. Ferner 
ift der Hoffnung Ausdruck gegeben worben, daß bie 
Erfte Kammer nunmehr fi entichließen möchte ober 
könnte, zur Löſung diefer Frage einen Antrag einzubringen, 
und ſchließlich, und das ift die Hauptfache, hat ber Herr 
Kultusminifter erflärt, daß die Megierung zu einer Er: 
höhung der Diäten jelbftverftänblich gern die Hanb bieten 
wirbe, wenn bie Ständeverfjammlung fich für eine nad: 
träglihe Einftellung intereffiren würde. Nachdem nun 
Ihre zweite Deputation wahrnehmen konnte, daß aud) in 
ber hohen Erften Kammer ein Intereffe für diefe ganze 
Angelegenheit vorhanden ift, hat fie Gelegenheit genommen, 
fih mit der Königl. Staatsregierung wegen Erhöhung 
der Diäten in Berbindung zu ſetzen, unb bie Folge 
bavon ift der Antrag, der Ihnen unter II, 1 und 2 
unterbreitet wird, Ich erlaube mir, dazu zu bemerken, 
daß zunächſt diefer Antrag von ber hohen Kammer 
beshalb unbebenflih angenommen werben kann ohne 
Aenderungen von Tit. 14, weil, wie das aud in 
den Randbemerkungen erfichtlih ift, dieſer Betrag 
von 21,000 M. gemeinjährig nur als ungefähres 
Berehnungsgelb eingejeßt wird. Im übrigen, wie ſich 
aus ben Erhebungen, die wegen ber Erhöhung ber Diäten 
angeftellt worben find, ergeben hat, ift das Erforbernif 
bafür ein unbebeutendes, Es beträgt mehr ca. 6000 M. 
mithin ift die ganze Erhöhung, die nothwendig wirb, ge- 
meinjährig auf 3000 M. zu veranfchlagen, und jchließ: 
lich hat fi auch noch, nachdem ber Herr Finanzminifter 
darum begrüßt worben ift, berjelbe bereit erffärt, diefe 
höhere Erforberniß zu genehmigen. Ich habe deshalb 
nach allebem zu bitten, 
„bei Kap. 89, Evangelifchlutheriiches Landes: 
fonfiftorium, nach der Vorlage die Einnahmen 
mit 350 M. zu genehmigen und die Ausgaben, 
allenthalben unter Wegfall der bei den verfchiebenen 
Titeln bemerften Eventualaufrüdungen, mit 
152,970 M. zu bewilligen,” 
fowie 
1. die Königl. Staatsregierung zu ermächtigen, auf 
Antrag der Synode den in $ 44 Abſaß 2 ber 
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Kirchenvorſtands⸗ und Synodalordnung vom 
30. März 1868 feſtgeſtellten Diätenſatz von 
3 Thalern (9 M.) auf 12 M. Schon für bie 
Zagung der VII ordentlichen Landesfynode zu 
erhöhen und eine dementiprechende Borlage dem 
nächſten Landtage zugehen zu laſſen; 

2. die hohe Zweite Kammer zum Beitritte zu 
dieſem Beſchluſſe aufzufordern. 

Mit Annahme dieſes Antrags iſt ber Zweck er— 
reicht, daß ſchon in der nächſten Tagung den Herren 
von der Synode höhere Tagegelder bewilligt werden, 
und auf der anderen Seite iſt durch die ganze Faſſung 
des Antrags gewährleiſtet, daß die Veränderung in der 
nothwendigen geſetzlichen Weiſe erfolgt. 


Präſident: Wünſcht jemand das Wort? — Es iſt 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„Tritt dieſelbe bei Kap. 89 den Anträgen ber 
Deputation bei?“ 

Einftimmig. 
„Genehmigt die Kammer den Antrag: 


1, die Königl. Staatsregierung zu ermäd: 
tigen, auf Antrag der Synode ben in 
844, Abjag2 ber Kirhenvorftands: und 
Synodalordnung vom 30. März 1868 feft- 
geitellten Diätenfag von 3 Thalern 
(IM.) auf 12 M. ſchon für die Tagung 
der VII. ordentlichen Landesſynode zu 
erhöhen und eine bementiprehende Bor: 
lage dem nächſten Landtage zugehen zu 
laſſen; 

2. die hohe Zweite Kammer zum Beitritte 
zu biefem Beſchluſſe aufzufordern?“ 

Einftimmig. 

Berichterftatter Rittergutsbefiger Hempel: Kap. 90 
betrifft die Katholifchen geiftlihen Behörden. Diejes 
Kapitel zeigt gegen den Voretat nur ein unbebeutendes 
Mehrerforbernig von 3220 M. Die Einnahmen find 
in Tit. 1 nad dem Durdfchnitte der Jahre 1896 bis 
1898 höher veranlagt, größere Ausgaben find durch 
die Vermehrung der Geichäfte in Tit.3, 4, 5 und 6 ver- 
urjacht worden. Ich habe zu beantragen: 

„Bei Kap. 90, Katholiich=geiftliche Behörden, 
nad ber Borlage die Einnahmen mit 890 M. 
zu genehmigen und bie Ausgaben, allenthalben 
unter Wegfall ber bei den verfchiedenen Titeln 
bemerkten Eventualaufrüdungen, mit 37,540 
zu bewilligen.” 

Präfident: Wünſcht jemand dad Wort? — Es ift 
nicht ber Fall. 
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„Die Kammer tritt wohl aud bei Kap. 90 ben 
Unträgen ber Deputation bei?” 


Einftimmig. 


Berichterftatter Rittergutöbefiger Hempel: Meine 
Herren! Eins ber umfangreichiten Kapitel in dem ganzen 
Etat ift Kap. 91, welches fich auf die Univerfität Leipzig 
bezieht und welches 49 Titel enthält. Dieſe ganze 
Gliederung läßt erkennen, daß der Organismus ber 
Zehranftalt ein auferorbentlich bedeutender geworben ift, 
und er verdankt das einestheils der Fürſorge ber Re— 
gierung, anderntheild dem Wohlwollen, weldes bie 
Stände bei ber Bewilligung ftets bewiejen haben. Die 
Erforderniffe find außerordentlich mannigfaltig und fie 
nehmen ja aud in bem Etat einen ſehr breiten Raum 
ein. Ich kann mich aber doch kurz fallen und habe 
zunächſt einmal darauf aufmerffam zu maden, daß bie 
Einnahmen geftiegen find und zwar nad Berückſichti— 
gung von Rüdgängen, bie ftattgefunden haben, ein Plus 
von 14,777 M. aufweifen. Es find 5.8. unter Tit. 1 
11,540 M. mehr verrechnet, welche fi aus dem Zu— 
wachſe an Mietbzinfen und befferer Verwerthung von 
Rapitalien ꝛc. erklären. Aus Tit. 2 ift zu erjehen, daß 
ber Univerfitätswald größere Nugungen gebracht hat; 
während er in der Vorperiode 11,500 M. betrug, find 
jegt 13,520 M. in Ausficht genommen. Die Gebühren 
für Inftriptionen, Hörerfcheine und Wubditoriengelber 
haben auch größere Einnahmen gezeigt, es ift hier ein Plus 
zu vermerfen von 6670 M. Die Frequenzverhältniſſe ber 
Univerfität, über bie bie Regierung den Stänben eingehende 
Aufftellungen hat zugehen Lafjen, finden fich abgebrudt im 
Berichte der Zweiten Kammer und entbehren nicht be# 
Intereſſes. 

Die Ausgaben vertheilen ſich nach drei Richtungen, 
zunächſt einmal durch Erhöhung der Gehalte für die 
Verwaltung, welche die Folge ber Vermehrung ber Ge: 
ſchäfte ift; außerdem bedürfen auch die Inftandhaltungen 
und Reparaturen an ben Häufern jegt größerer Summen 
als früher und vor allen Dingen find die Beichaffungen, 
welche für bie verfchiedenen wifjenjchaftlichen Inftitute 
infolge des Fortichritts, den die Wiſſenſchaft auf allen 
Gebieten gemacht Hat, nothwendig werben, nicht um: 
bedeutende. Ich habe im dieſer Richtung darauf auf: 
merfjam zu machen, daß die Bejoldungen höhere Ein- 
ftellungen ergeben in Tit. 15, 16, 17, 18; fie find überall 
genügend erläutert und es ift mir wohl erlaflen, in bie 


M. | Details einzugehen. Auch die Ausgaben unter Tit.25, bie 


Bujhüffe zur Allgemeinen Wittwen- und Waijen: 
fafje ber Univerfität, zur Benfionskafje für die Unter: 
beamten haben eine Erhöhung von 65,090 auf 77,560 M. 


erfahren. Ganz bejonders hat höher eingejtellt werben 
müſſen unter Tit. 33 der Bauaufwand. Derfelbe hat 
ein Tranfitorium von 103,800 M., welches genügend 
erläutert ift, einestheils durch die Randbemertungen im 
Etat, anberntheil® durch bie Unterlagen, bie ber De- 
putation noch zugegangen find, und befien Annahme 
auf Grund biefer Unterlagen auch zu empfehlen ift. 
Der Tit. 38 bringt ein Mehrerforberniß von 57,567 M. 
mit fi. Sie finden auf Seite 21 im Etat bie Details 
darüber, aus denen die Bujammenjegung der hoben 
Summe von 692,734 M. zu erkennen ift. 

Das würden ungefähr bie Bemerkungen jein, 
die ich beim Kap, 91 unter IV zu machen habe, und 
ih habe im Auftrage der Deputation bie Kammer zu 


erjuchen: 
„Bei Kap. 91, Univerfität Leipzig, nach ber 
Borlage bie Einnahmen mit 440,312 M. zu ge 
nehmigen und bie Ausgaben, allenthalben unter 
Wegfall der bei ben verfchiedenen Titeln be: 
merkten Eventualaufrädungen, mit 2,480,096 M. 
zu bewilligen.” 


Präfident: Ich eröffne die Debatte. 
bat Herr Geh. Rath Dr. Wach. 


Geh. Rath Profefjor Dr. Wach: Meine hoch— 
verehrten Herren! Es ift mir eine angenehme Pflicht 
und ein perfönliches Herzensbedürfniß, ala Vertreter 
ber Univerfität Leipzig hier vor bem ganzen Lande den 
Dank ber Regierung auszuſprechen für die weiſe und 
reiche Fürforge, welche fie unſerer Hochſchule fortgejegt 
zu theil werben läßt. Dafür ift ber vorliegende Etat 
ein deutlicher Beweis mit feinem Mehraufwande von 
über 200,000 M., und nicht minder ber außerorbentliche 
Etat, mit dem wir uns noch zu beichäftigen haben 
werben, ja vielleiht am meiften bie ausgezeichnete 
Leitung der Univerfitätäangelegenheiten, bie nicht zur 
Biffer zu bringen ift und bem ferner Stehenben nicht 
erfennbar wird. Diefe Leitung liegt in einer Hand, 
die beftimmt wirb durch bie verftändnigvollfte Würdigung 
ber beutichen Hochſchule in ihrer Eigenart, ihren Lebens- 
bedingungen, ihren idealen Aufgaben, ihren nicht jo 
jehr in ber Gefchichte als in ihrem inneren Weſen be- 
gründeten Eigenthümlichkeiten, — alles erhöht burch den 
warmen Herzichlag einer wirklichen Liebe für biejes In- 
ftitut. Daher erfreuen wir uns ber frifchen und freien 
Luft, in ber allein die Wiffenfchaft gedeihen und bie 
wiſſenſchaftliche Individualität ſich entwideln fann, er: 
freuen wir uns ber freiheit von allem bureaufratifchen 
Neglementiren, von Meinlihen NRüdfichten auf das 
praftifche Bebürfniß, die dieſes dem wirklichen wiſſen— 
ſchaftlichen Zwecke voranftellen, erfreuen wir uns ber 
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ftetigen gefunden Erneuerung des Lehrkörpers, durch die 
er allein imftande ift, feine Pflicht zu erfüllen. Und 
dieſes Glück wird uns garantirt durch die große und 
nit zu ermübdende DO:pferwilligkeit ber Stände, aber» 
mals bewährt durch bie Beichlüffe der Zweiten Kammer 
und durch die Anträge unjerer Deputation. So haben 
wir das Hochgefühl, daß bie Lanbesuniverfität tief ein- 
gewurzelt ift in bem Boben dieſes Landes, und daß fie 
von ber Liebe besfelben getragen wird. 

Und wie rechtfertigen wir dieſes Vertrauen? Die 
Refultate müfjen für uns ſprechen, und ich meine, fie 
jagen, — wir können das ohne Selbftüberhebung be- 
haupten — daß bie ſächſiſche Landesuniverfität nicht 
bie geringfte unter den Schwefteranftalten ift und daß 
fie fortbauernd auf ihrer glänzenden Höhe fi erhält, 
nit nur als gelehrte Körperſchaft, ſondern aud als 
Lehrförper, ber ben unmittelbaren praftiihen Zwecken 
ber wiſſenſchaftlichen Heranbildung und Erziehung ber 
Stubirenden, der Vorbildung unferer Staatsbeamten, 
Anwälte, Aerzte ıc. bient, 

Damit könnte ich eigentlich fchließen. Zu wünſchen 
wirb ja freilich bie Umiverfität nicht aufhören, denn, 
obwohl fie ſchon bald 500 Jahre zählt, ift fie doch noch 
zu jung, um ohne Wunsch zu fein, und fie wird ihre 
Lebenafähigkeit und ihre Lebenskraft dadurch beweifen, 
daß fie in ber Zukunft noch öfters mit Bitten an Sie 
berantritt, Allein es wäre unbejcheiben, angeſichts ber 
Einftellungen im Etat jet noch mit Wünſchen kommen 
zu wollen. Dieje Einftellungen befriedigen bie mannig— 
fachften Bebürfniffe, ſowohl im Perfonal- als auch im 
jahlihen Etat; das hat bereits ber Herr Berichterftatter 
betont. Ich enthalte mich aller weiteren derartigen 
Ausführungen. 

Wenn ich dennoch Ihre Geduld einen Augenblick in 
Anſpruch nehmen muß, jo gejchieht es, weil in der 
Debatte der Zweiten Kammer anläßlich dieſes Kapitels 
verjhiebene Fragen angerührt worden find, bie bie 
Univerfität und fpeziell auch biejenige Fakultät, der ich 
angehöre, betreffen, unb zu beren Klärung vom Stand: 
puntte ber Univerſität aus ich vielleicht noch etwas bei- 
tragen kann, beren Klärung auch im Intereſſe bes 
Landes liegt. Es ift gefprochen worben in jener Debatte 
von der fFrauenfrage, von ber Bivifeltion, von bem 
alademiſchen Wahlrechte der Ertraorbinarien, von ber 
Stellung der Privatbogenten, ihrer eiwaigen Remune— 
rirung, von dem Stubium bes Verwaltungsrechts inner: 
halb der Juriftenfafultät, von ber Reformbedürftigkeit 
der erften juriftifhen Staatsprüfung und der juriftifchen 
Doktorprüfung, verallgemeinert überhaupt der Doktor⸗ 
prüfung. 
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Sch Habe nicht die Abficht, diefe ganze Blumenleſe 
von Fragen bier den Herren von neuem betailirt vor: 
zuführen, Ich werde mich auf einige Punkte befchränfen 
und darf das um jo mehr thun, als bereit# in ber 
Zweiten Kammer von Seiten bed Herrn Kultusminifters 
zu mehreren ber betonten ragen das auch meines Er: 
achtens Erforderliche vollftändig erſchöpfend gejagt ift. 

Was die Nemunerirung ber Privatdozenten 
anbetrifft, jo läßt fich gar nicht verfennen, baß ber 
wiederholt im Landtage aufgetauchte Wunſch, hier etwas 
mehr zu thun als bisher, und vielleicht dem preußiſchen 
Vorbilde zu folgen, etwas überaus Sympathiſches hat. 
Die Privatdogentur ift fozufagen das Fundament, auf 
bem das ganze afabemijche Dajein beruht. Dieſe häufig 
wenig beachtete Stellung ift der Anfang für jeden Pro» 
feffor, und wer nicht bie Privatdozentur mit ihren Freuden 
und ihren Zeiden durchgemacht bat, der hat eigentlich 
nur ein halbes akademiſches Leben. Daß aus freier 
Initiative, aus eigener Kraft, lediglich aus Liebe zur 
Wiſſenſchaft, in voller Hingabe an biefelbe ber junge 
Gelehrte fich ihr wibme, das ift ber Gedanle der Privat: 
dozentur. Sie würde vollftändig begeneriren, wenn in 
ihr eine Verjorgung dargeboten wäre, wenn etwa um 
materieller Intereffen willen man ſich biefen Beruf 
wählen wollte, in ihm wenigftens zunächft eine gewiſſe 
Sicherheit der Eriftenz fände. Der Privatdozent foll 
ſich der Idee nad) fo genügen laſſen wie der Dichter in 
Schillers „Zheilung ber Erbe‘. Er foll in feinem 
wiffenfhaftlihen Himmel auf irdiſche Güter verzichten. 

Nun läßt ſich aber nicht verfennen, daß das unter 
Umftänben eine etwas harte Zumuthung ift. Daher aud) 
der Wunſch, im diefer Beziehung nachzuhelfen. Die 
Sache hat, wie ſchon angedeutet, ihre zwei Seiten: eine 
jehr angenehme für ben Privatdozenten, wenn ihm eine 
fefte Remuneration in Ausficht fteht, eine vielleicht nad): 
theilige für das alademiſche und wiſſenſchaftliche Leben. 
Es läßt fi ein Mittelweg einſchlagen. Abgejehen davon, 
daß die Herren etwa als Aijfiftenten ober, wenn fie im 
Lehrlörper eine Lüde ausfüllen, zufolge eines Lehr: 
auftrags, ber materiellen Sorge enihoben find, wird 
Abhülfe bei vorhandenem Bebürfnifje auf dem Wege 
einer Gratififation oder Remuneration ſeitens bes 
Minifteriums gewährt werben können. Das hat ber 
Herr Staatsminifter auch in der Zweiten Kammer an: 
gedeutet. Er hat gejagt, dab ihm eine Anregung zur 
Bervollftändigung der hier verfügbaren Mittel aus dem 
Haufe nicht unerwünjdht fein würde. Dieje Anregung 
ift in der Zweiten Kammer nicht formulirt; fie wird 
auch hier nicht formulirt werden, Uber wenn ber Herr 
Minifter es für nothwendig und wünſchenswerth er: 
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achtet, in bem nächſten Etat größere Dispofitionsmittel 
für fi ad hoc zu fordern, jo habe ich die Hoffnung, 
baf bie Erfte Kammer dem bereitwillig entgegentommen 
wird. 

Es ift dann von einer Seite, die für die künftige 
Berwaltungsrechtspflege ausgezeichnete Werbienfte hat, 
betont worden, man müjje in ber juriftifchen Fakultät bas 
Studium des Berwaltungsredts in höherem Grabe 
pflegen und es ift auch diefe Anregung zugefpigt worben 
auf die etwaige Errichtung eines neuen Lehrftuhles. 
Bom Standpunkte meiner Fakultät aus habe ich zu fagen, 
baß ein berartiger ſelbſtändiger Lehrſtuhl in unferen 
Räumen feinen Play Hat, nicht deswegen, weil bas 
Berwaltungsrecht in ber philoſophiſchen Fakultät bereits 
bejegt ift, und auch nicht deswegen, weil das Ver—⸗ 
waltungsreht von jüngeren Kräften innerhalb ber 
Juriftenfatultät gelefen wird, fondern deswegen, weil 
wir eine ſolche Spezialifirung unmöglih uns aneignen 
fünnen. So außerorbentli wohlwollend die Sache ge: 
dacht ift, würbe doch ihre Konſequenz zu einer Ber» 
boppelung ber Kräfte der Juriftenfatultät führen müſſen; 
bas geht nit an. Ich bin nun auch ber Meinung, 
daß trotz all’ der Wichtigkeit des Verwaltungsrechts dieſe 
Lehrbisziplin, welche bei uns übrigens auch Gegenftand 
ber Prüfung ift, nicht zu jehr in der Univerfität in ben 
Vordergrund gerücdt werden darf. Und warum nicht? 
Erftens, weil der Gegenftand den Stubirenden ſchwer 
zugänglich ift, und zweitens, weil der Lernende ohnedies 
jo ſehr überlaftet ift, da wir ihm nicht noch im höheren 
Grade überbürben wollen. Ic werde auf den Punkt 
noch kurz in einem anderen Gebantenzufammenhange 
zufommen. Es würde ſich aber wohl gelegentlih — 
bas ift ja eine Perfonenfrage — machen laſſen, fo 
denke ih, daß eine publiziftifche Profeſſur innerhalb der 
juriftifchen Fakultät auch mit dem Vortrage bes Ber: 
waltungsrechtö verbunden würbe. 

Hauptfächlich kommt es mir bei diefer Auseinander- 
jegung an auf die fragen, welche ein hervorragendes 
Mitglied der Zweiten Kammer bezüglich der Prüfungs- 
ordnung, und zwar jomwohl ber erften Staatsprüfung, 
wie ber Doltorprüfung, angeregt hat. Sie find ung nicht 
nen, und es erjcheint mir und erſchien mir ſchon lange 
jehr wünjchenswerth, daß die hier in Betracht kommenden 
Gefichtspunkte und Thatſachen einer eingehenden Be: 
leuchtung unterzogen werden, damit Mißverftändniffe, 
bie im Lande verbreitet find, nach unſeren Kräften ge: 
hoben werben. 

Ich wende mich zuerft zur Doftorfrage, bie für 
und in ber jwriftiichen Fakultät keine Doftorfrage, 
fondern eine wichtige, praftiiche Frage if. Es hat 





jenes hochgeehrte Mitglieb ber Zweiten Kammer aus: 


geführt, daß bie Urt und Weife, wie gegenwärtig bei 
ber Verleihung bes Doktortitel verfahren werde, kaum 
innerlich Haltbar fei, daß diefer Doktortitel „eine leere 
Auszeichnung, ein bloß Äußerlicher Titel” ſei, daß von 
denjenigen, bie jet regelmäßig den Doktortitel erhalten, 
in Wirklichkeit faum jemand ein Recht auf bie Ber: 
feihung eines foldhen Titels befige, daß im Grunde 
genommen nur ber Ehrenboftor, aljo der honoris causa, 
nicht rite verliehene Grab ben Borausfegungen biejer 
summi honores entjprede. Und wie wirb das be 
gründet? Damit, daß biefe Vorausſetzungen her— 
vorragende wiſſenſchaftliche Werbienfte fein müßten. 
Daher tabelt ber geehrte Herr Mebner die Verleihung 
bes Doltorgrades am Echluffe des Studiums an junge 
Herren, bie 23=, 24jährig find. Num, meine Herren, 
ich verfege mich in bie Seele ber vielen, welche doctores 
juris unjerer Fakultät find und empfinde es von ba aus 
hart, wenn mir gejagt wird: „Du haft eigentlich gar 
fein Recht auf beinen Doktortitel, bu haft die „Präftanda 
nit präftirt”. Es fcheint mir, als wenn zwiſchen bem 
Herrn Rebner und und — und unter uns verflehe ich 
nicht nur Die Leipziger Juriftenfatultät, fondern ver— 
ftehe ich alle Juriftenfatultäten Deutichlands und ver: 
ftehe ich alle Fakultäten aller Univerfitäten unferes 
Baterlands — eine große Meinungsdifferenz befteht, 
eine ganz verfchiebene Grundaufſaſſung. Die Grund: 
auffaffung, mit deren Abwehr ich es Hier zu thun Habe, 
ift die: man könne Doltor nur werden, wenn man her 
vorragenbe wiflenfchaftliche Verdienſte aufzumweifen hat, 
und bie feien bei bem jungen Manne, ber eben 
die Studien abgefchloffen, doch nicht vorhanden. Die 
andere Meinung, bie ich bie gemeine Meinung nenne, 
und bie feit Jahrhunderten in Deutfchland allein herrſchend 
geweſen ift, gebt bahin: die Verleihung des Doltorgrabes 
ift eine Unerfennung ber wifjenfhaftlichen Durchbildung; 
wer die erforberlichen specimina eruditionis nachweiſen 
fann, wer methobifch wiſſenſchafilich arbeiten kann und 
gearbeitet hat, der kann Doktor werben. Das iſt auch 
früher fo geweien. Nun, meine Herren, e3 genügt, 
dafür ein einziges Beifpiel anzuführen, einen nicht ganz 
unbelannten doctor juris, Wolfgang von Goethe, beffen 
hervorragende wiſſenſchaftlich juriftifche Leiftung wohl 
jchwerlid ins Feld geführt werden fan, unb bei bem 
man vielleicht auch nicht einmal behaupten wird, daß 
feine fonftigen Leiftungen durch feine juriftifche Borbildung 
funbirt worden feien. Der Doftor, welcher verliehen 
werben jollie auf Grund hervorragender Förderung ber 
Wiſſenſchaft, der würde ſich nur einftellen bei bem 


durchgebildeten, gereiften Manne, und würde daher über: 
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haupt nicht gefucht und erworben werben. Wenn jemand 
Alademiler werden will, fo hat er, nachdem er Doftor 
geworden, noch fein Kolloquium als Habilitandus zu 
beftehen und feine wiffenfchaftliche Habilitationzfchrift zu - 
verfaffen, und dieſe joll eine Förderung der Wiffenfchaft 
fein. Damit foll er fich Iegitimiren als ein Mann, 
welcher jelbftändig, auf eigenen Füßen ftehend, geiftig 
probuftiv, wiſſenſchaftlich zu ehren befähigt ift. ber 
nicht gilt dies für den, ber Doktor wird. Ich habe, 
wenn id) von meiner Perjon bier ein Wort einfchalten 
darf, in Königsberg promovirt, und Königsberg galt da— 
mal — ich weiß nicht, wie es jeßt ift — als bie 
jenige Univerfität, an ber ber juriftifche Doftor viel- 
leicht am ſchwerſten in Deutjchland zu erringen fei. Ih 
fann auch nicht leugnen, daß ich ziemliche Folterqualen 
audgeftanben habe; fünf Monate beinahe habe ich an drei 
juriftiichen Theſen gearbeitet, eine Doktorbifjertation ver: 
übt und jchliehlich bin ich auch Doktor geworben. Aber 
wenn ich dieſe wifjenfchaftlichen Leiflungen nachträglich 
prüfen foll, fo kann ih nur verfichern, und offen be: 
fennen, hervorragend waren fie nit. Und fo, meine 
Herren, wird es überall fein. Wohl aber können wir 
fonftatiren, daß junge Leute, welche auf der Univerfität 
ihre Zeit benutzt haben, welche wirklich ſtudirt haben, 
welche nicht unbegabt find, am Schluſſe ihrer Studien 
fi imftande befinden, eine methobifche, exakte wifien- 
ſchaftliche Arbeit zu verfajien, die möglicher Weife auch 
in biefem ober jenem Punkte die Wiflenfchaft zu förbern 
geeignet ift. 

Unfere Juriftenfatultät — und bas ift vielleicht 
nicht ohne Intereſſe gegenüber ber Behauptung, baf 
ſozuſagen wahllos ber Doktortitel vergeben werbe — hat 
in dem alabemifchen Jahre 1896 auf 1897, gerechnet 
vom 1. November ab, 33 SKanbibaten zurückgewieſen, 
theils auf Grand ber mündlichen, theild auf Grund ber 
ſchriftlichen Prüfung; in dem folgenden Jahre 38; im 
britten Jahre, vom 1. Movember 1898 bis 31. Dftober 
1899 aber 57 Kandidaten. Es wird aljo nicht wahllos 
verfahren und es liegt auch ein Irrthum zu Grunbe, 
wenn bie Meinung beiteht, da man Doftor gewöhnlich 
werde alsbald auf Grund ber abfolvirten Studien. Ab: 
gejehen von ber mündlichen Prüfung forbern wir bie 
Differtation, und nah unferem Ritus ift es zuläffig 
und hänfig, daß jene, die mündliche Prüfung, der ſchrift⸗ 
lichen voraußgeht. Diefe Arbeit joll eine wiſſenſchaftliche 
Leiftung fein. Nun ift das infommenfurabel, bald ift 
fie beffer, bald ift fie ſchlechter. Wir Haben eine Menge 
trefflicher Doktorbiffertationen, von denen wir ausgewählte 
auch haben druden lafien und bie fich durchaus fehen 
laſſen können, aber felbftverftändlich giebt es eine große 
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Zahl Doktordiffertationen, die nicht druckwürdig find, 
wenn fie auch gebrudt werben können. 


(Heiterleit.) 


Die meiften Doktorbiffertationen, die in Deutichland 
gebrudt werben, find ein Ballaft, werben größtentheils 
nicht gelefen, verfchwinden in den Papierkorb; werben 
fie einmal zitirt, jo weiß man nit, wo man 
das Ding auftreiben fol; man kennt fie nicht; kurz 
und gut, fie find nur als specimen eruditionis zu 
betrachten unb weiter nichts; und ob fie gebrudt ober 
nicht gedrudt werden, bleibt für ihren Werth einerlei 
— unter ber Borausfegung, daß bie Fakultät, welche 
mit der Sache zu thun bat, fie ernfthaft nimmt. Mir 
lag lediglich daran, an diefer Stelle den grundjäglichen 
Gegenſatz der Anfchauungen zw pointiren. Der geehrte 
Herr Rebner ber Zweiten Kammer ging aus von 
ber Anſchauung: Doktor kann nur werben, wer eine ber- 
vorragende wiſſenſchaftliche Leiftung aufzuweifen hat; bie 
beutfchen gelehrten Inftitute, die Hochſchulen, jagen aber: 
Doktor kann werden, wer wiſſenſchaftlich durchgebildet ift 
unb dieſes bethätigt in einer wifjenfchaftlichen, methobifchen, 
exalten Wrbeit. 


Biel wichtiger ald das und zweifellos für die Herren 
von größerem Intereffe ift der andere berührte Punkt, 
nämlich die Prüfungsorbnung für die zulünftigen Staat®- 
beamten, Rechtsanwälte ꝛc, ich Tann auch fagen: find bie 
Rejultate unjerer erften Staatsprüfung. Wenn 
diefe Refultate fchlecht wären, wenn fie auch nur minder 
werthig wären, fo würde bie Juriftenfatultät in Leipzig 
zum großen Theile ihrer Aufgabe nicht genügen. Das 
will ich jegt gleich gejagt haben, denn wenn auch auf 
Unfleiß ber Studirenden ein gut Theil ber ungünftigen 
Refultate zu ſchreiben wäre, würbe doch ber Haupt: 
vorwurf das Lehrinftitut treffen. Es ift nun behauptet 
worben, die Ergebnifie ber juriftiichen Prüfungen feien 
leider durchaus feine folhen, mit denen man befriebigt 
fein könne, es müſſe hier Wandel gejchaffen werben. Es 
wirb auf Zahlen Hingewiejen und aus ihnen bemonftritt. 
Nebenbei bemerkt, bie Ziffern find nicht ganz exalt, aber 
darauf fommt es nicht an. Es wird Bezug genommen 
auf bie Prüfung in ber erften Hälfte bes Jahres 1899 
und ba betont, daß 29 der Kandidaten burchgefallen 
feien von 112 — fo ift bie richtige Zahl — daß 49 
von ihmen nur mit dem Prädifat IV beftanden Hätten. 
In ber That fieht das Ganze fehr ungünftig aus, und 
wenn man fich durch Zahlen beftimmen laſſen könnte, fo 
würde man vielleicht ben Sat billigen, ben ber body 
verehrte Herr Redner ausgeſprochen hat: 





„Dieſe gm find doch recht ernft. Jeder, ber 
ein folche men nicht befteht, vepräfentirt gewiffer- 
en nn verfehlte —* ſtellt ein Stüd verlorenen 
Nationalvermögens dar.” 


Er fährt fort, man müfle baher der Sache die ernftefte 
Aufmerkjamkeit zuwenden, und knüpft daran Borfchläge 
ber Reform, befonders in Geftalt eines Zwifcheneramens. 
Ich will vorerft, wie auch ſchon ſeitens bes Herrn Juftiz- 
minifter8 in der Bweiten Kammer betont wurde, hervor: 
heben, daß bie neueren Zahlen fcheinbar nicht jo un: 
günftig find. Im Sommerfemefter 1899 hatten 62 Kan: 
bidaten fi zur Prüfung geftellt, von denen 10 durch— 
gefallen find, 22 erhielten das vierte Präbilat, 19 bas 
dritte, 9 das zweite und zwei das erfte. Im legten 
Winterjemefter hatten wir 118 Kandidaten, von bemen 
18 durchfielen, 43 die IV befamen, 34 bie II, 22 bie II 
einer die J. Will man biefe Zahlen verftehen, jo müſſen 
wir der Sache etwas näher treten. Ich ſpreche zuerft 
von ben unglüdlichen Kandidaten, bie durch das Eramen 
gefallen find. Sie werben bezeichnet als eine verlorene, 
als eine verfehlte Exiftenz, ein Stüd verlorenen National: 
vermögend. Nun, meine Herren, jo traurig ift die Sache 
nicht, benn im erfter Linie müſſen Sie erwägen, baf ber 
Kandidat, nachbem er einmal durchgefallen ift, das Eramen 
zum zweiten Male verjucht und gewöhnlich auch befteht. 
Derjenige, bem das nicht gelingt, ber wird vielleicht — 
weil der Tropfen ben Stein höhlt — zum britten Wale zu— 
gelaſſen und befteht vermöge biefer feiner Hartnädigteit beim 
dritten Male. Vielleicht aber ift auch das nicht möglich, 
und dann ift allerdings der effatante Beweis geführt, 
daß er für ben gewählten Beruf nicht tauglich ift. Für 
ein derartiges Reſultat müfjen wir aber bie Verantwortung 
ablehnen, Ich bitte folgendes zu erwägen. Muf bie 
Berufswahl haben wir keinerlei Einfluß und hat niemand, 
außer etwa den Eltern ober bem Vormunde, enticheiben- 
den Einfluß. Daß die Schule in biefer Richtung das 
Eine oder Andere noch thun könnte, fol bamit nicht bes 
ftritten werben. Reſultat ift, daß Bahlreiche dem juriftiichen 
Beruf wählen, ohne eine Ahnung zu haben, mancher 
ohne für ihm begabt zu fein. Ich erinnere mid) ber 
Aeußerung eines Kaufmanns, welder fagte: mein Junge 
ift zum Kaufmanne zu dumm, beshalb fol er Jurift 


werben. 
" (Heiterfeit.) 


Andere drehen dad Ding um. Aber wir, bie wir mun 
einen ſolchen Novizen der juriftifhen Wiſſenſchaft unter 
die Hände befommen, können natürlich aus ihm nichts 
machen, wenn das Nöthige fehlt, b. h. bie allerelementarfte 
Fähigkeit. Es ift doch ein großer Irrthum, ſich einzu 
bilden, daß jedermann für bem juriftifchen Beruf ver- 
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anfagt fei. Er erforbert einen guten Verſtand, und wenn 
der Betreffenbe ein tüchtiger Michter werden will, noch 
anderes, nämlich, daß das Herz auf dem rechten Flecke 
fit, und daß ber Mann praktiſches Verſtäudniß für das 
Leben, wenn auch nicht mitbringt, fo doch erwerben Löhne. 
Es erfordert diefe ars boni et aequi, wie bie Römer fie 
genannt Haben, vom idealen Standpunkte aus ſehr viel, 
aber auch von bem Standpunkte aus, nach dem nur das 
Nothwendige geleiftet werben fol, mehr als viele mit- 
bringen. Daß bie dann durchfallen, ift ein Mefultat, 
meine Herren, was wir nur wünfchen können: für ben 
Einzelnen traurig, aber für die Sache nothwendig. 

Des weiteren: man befteht bas Examen nicht, weil 
man nichts gelernt hat. Ja, das kommt vor. 


(Heiterfeit.) 


Doch möchte ich wicht fangen, daß unfere Kandidaten 
vorwiegend besiegen burchfielen, weil fie nichts zu lernen 
verfucht Haben. Ob es ihnen gelungen ift, bie Sache 
ricjtig zu erfaffen, das Weſentliche vom Unweſentlichen 
zu unterfcheiden, die Begriffe in fi aufzunehmen, ja 
das ift eine andere Frage. Es ift da vielleicht lediglich 
Einpauferei getrieben; man Hat, wie man fi aus 
druckt — ich bitte bem Ausdruck zu verzeihen —, geochſt; 
aber man hat nicht verftanden, und dann ift das Refultat 
unglücklich Unfere Prüfung ift eime boppelte, eine 
ſchriftliche und eine mündliche, und die fhriftliche Prüfung 
darauf zugefpigt, daß das Judiz, die Urtheilsfägigkeit 
bes Kandidaten erprobt werbe, die mündliche barauf, ob 
er Kenntniß befigt und Verftändniß, d. h. ob er Vegriffe 
Bat und in den inneren Bufammenhang ber Dinge ein: 
gedrungen ift, nicht bloß gebädhtnigmäßig fich die Sachen 
angerafft Hat; denn das brauchen wir nicht, das finbet 
man indem Geſetze. Iſt nun verfehlt gearbeitet worden, 
fo kann ſehr viel gearbeitet fein umb dennoch ift das 
Aefultat ungenfigenb. Aber gewiß, es giebt auch ſolche, 
bie ſich zuttanen im bie Prüfung hineinzufteigen, ohne 
gearbeitet‘ zu haben. Das, meine Herren, wären bie 
burchgefaflenen Kandidaten. Ih möchte aber noch 
mit Beziehung’ anf fie bemerken, daß unfere Statiftif, 
was das Endergebniß anlangt, eine viel günftigere ift, 
ats beiſpielsweiſe die preußifche, ganz abgefehen von ben 
Berhältniffen der erften Prüfung; das ftellt fich bei ber 
zweiten Staatsprüfung heraus. Denn in Preußen ift 
ber Mißerfolg im ihr, mit dem dann im der That eine 
verfehlte Exiſtenz endgültig befiegeft ift, viel häufiger als 
bei ung. 

Num kömme ich zu der omindfen 4. Die Einſchähung 
biefer ‘4tift eine Sehr verſchledene und vielfach unrichtige 
Manfieut fi, wenn der Sohn ’mit der’ 1’ die Prüfung 
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beftanden hat, und dann ift er gewiß eine ausgezeichnete 
Berföntichkeit; fo auch, wenn er mit der 2 abfolvirte; mit 
ber 3 find die Eltern ſchon weniger zufrieden, aber fie 
nehmen fie doch nod hin; wenn die 4 fommt, jo meint 
man, bie Prüfung fei fo mit Hängen und MWirgen 
erledigt, aber das Aefultat doch traurig, wie in ber 
Bweite Kammer angedeutet wurde. Ich bin gar nicht diefer 
Anſicht, ohne damit der 4 da Wort reben zu wollen. 


(Heiterkeit.) 


Ich bitte, folgendes zu erwägen: 

Unfere 4 Hatte über fich bis vor kurzem bie 3 — 
das verfteht fich übrigens von felbft — im Sinne von 
„gut“ — und das verfteht fich nicht von ſelbſt. Alſo 
wer die 3 bekommen follte, der mußte ein „gutes“ 
Eramen gemacht haben, und was „gut” Heißt, darüber 
fönnen die Anſchauungen ſehr bifferiren. Sie müſſen 
bebenfen, meine Herren, daß in dem Examen bie ver: 
fchiebenften Fächer geprüft werden; wenn nun in dem 
einen ber Kandidat vollftändig verfagt, ich will einmal 
fagen, was nidjt felten vorkommt, in den volfswirthichaft: 
lichen Doltrinen, dann heißt e8: ja, gut fann man dieſes 
Eramen doc) nicht nennen. Der Herr Nepräfentant ber 
Vollswirthſchaft findet e8 ganz unzuläffig, dak man ben 
Kandidaten mit „gut” präbizire, der ſchlechterdings gar 
nichts von dieſer hochwichtigen Disziplin gewußt hat. 
Dabei lann er ein famofer Jurift fein und werben. 
Unter diefer 4 war demnach — ich könnte das noch weiter 
ausfpinnen, möchte Sie nur nicht zu jehr ermüden — alles 
Mögliche zufammengefaßt: derjenige, der jo fnapp Hin- 
durch kam, berjenige, der in manchen Disziplinen fich gut 
erhibirte, aber in anderen wieder nicht, bei bem bas 
ſchriftliche Examen gut ausgefallen war, das mündliche 
vielleicht deshalb nicht, weil er ein Examenmenſch ift, 
weil es ihm auf die Nerven fiel, daß die Leute, die vor 
ihm figen, ihm quäftioniren, und die hinter ihm fihen, 
ihn behorchen, ob er es gut ober fchlecht made. Alſo 
gleichviel, aus welchen Gründen: ba ift einer ganz brav, 
aber er kann das Prädikat „gut“ nicht befommen. 

Weil nun über die zahlreichen Vieren früher fchon 
heftig geffagt wurde, haben wir uns entichloffen, den Sinn 
biefer 4 zu ändern. Jetzt heißt bie 4 „beftanden”, bie 3 
„befriedigend beftanden”, und die 2 Heißt „gut beftanden”, 
Alſo unfere Statiftit ift, wenn Sie wollen, ganz täuſchend. 
Wenn jept weniger Kandidaten bie 4 und mehr die 3 
befommen, fo bedeutet das noch nicht, daß bie lehteren 
viel Beſſeres geleiftet Haben als vorher diejenigen, bie 
bie 4 erhielten. Aber wir Können ja noch einen Schritt 
weiter thun: wit können ftatt vier Prädifate drei, ober gar 
nur zwei Präbilate geben, bie 1 als „ausgezeichnet be- 
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ftanden” und eine 2 für alle bie anderen, bie beſtanden 
haben; dann find wir aller derartigen Schwierigfeiten 
überhoben. 

Ih für meinen Theil kann nur verfichern, daß unter 
ben Herren, bie mit ber 4 burchfommen, fich eine große Zahl 
fehr leiftungsfähiger, fehr tüchtiger und brauchbarer Juriften 
befindet. Wir machen es micht wie in Württemberg, daß 
wir dem Menjchen bis zu feinem Sterbebette — in ar- 
tieulo mortis — das Prädikat des erften Examens nad): 
rechnen, ja daß vielleicht die 3b oder 4 eine Art Ehe 
binderniß bildet, 

(Heiterkeit.) 


jondern wir vergeffen das. Wir fehen, wie fich der Mann 
jpäter entwidelt, unb wenn er fich tüdhtig entwidelt, redet 
niemand mehr von feiner 4. Da kann er ein bedeutender 
Politifer werben, ein hervorragender Staatsmann und 
fann doch mit ber 4 bie Prüfung beftanden haben. 


(Heiterfeit.) 


Alfo ich meine, wir müſſen die Sache mit ber 4 
nicht gar zu tragifch nehmen. Das Wefentlichfte ift und 
bleibt, ob unfere Studenten ihre Pflicht thun und, was 
noch wichtiger, wenigftens für mid; unendlich wichtiger 
ift, ob wir unfere Pflicht thun. Ich glaube, das Letz— 
tere und im großen Ganzen auch das Erftere behaupten 
zu dürfen, und ich thue da® in honorem unferer Stu: 
dentenſchaft. Der Lehrlörper arbeitet — das barf ich 
mit bejtem Gewiſſen verſichern — bis an die äußerfte 
Grenze feiner Kraft. Und wenn ich von meiner Perjon 
wieder ein Wort jagen darf, jo will ich nur anführen, 
daß ich alljährlich weit über taufend fchriftlihe Stubenten- 
arbeiten jelbft forrigire. Das thut fein Gymnaftallehrer, 
und id kann Ihnen fagen, daß ich oft an dem Nande 
meiner Leiftungsfähigfeit anlange. Uber ich thue es, 
weil ih es für die Studenten für nothwendig und 
wünſchenswerth erachte. Aber bieje Ziffern beweifen 
Ihnen au, daß unfere Studenten arbeiten. Ich bin 
auf vier Univerfitäten ald Student gewefen, auf einer 
als Privatdozent, auf vier anderen als Profefjor und 
auf ber legten jet nahezu ein Vierteljahrhundert, Ich 
babe in Württemberg, in Preußen und Hier an ben 
Staatsprüfungen theilgenommen, Uber ich übertreibe 
nit, — ih habe auch gar feinen Grund zu über: 
treiben, denn wenn Uebeljtände da wären, hätte ich das 
dringendfte Interefje, daß fie gehoben werden —, ich 
fann Sie verfihern, daß ber Fleiß unferer Studirenden 
im Durchſchnitte im allgemeinen ein erfreulicher ift, daß 
wir uns weder bezüglich des Kollegienbeſuchs, noch be: 
züglich der Mitarbeit, jo weit wir mit den Stubirenden 
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arbeiten fünnen, alfo ber jchriftlichen Arbeit in Praktika 
und Gregelifa über Unfleiß beklagen können; babei 
immer einzelne {Fälle ausgenommen, fiher. Gegen fie 
würde gut reagirt werden können, wenn man unter 
anderem den berühmten Frühſchoppen, den ſchon Windt- 
horft befämpfte, gründlich abftellte und bahin wirkte, 
daß nicht Korporationen ıc. während der Vorleſungen 
Feſte abhalten ober gar einen ftändigen Frühſchoppen 
und dergleichen. 

Es ift nun in ber Zweiten Sammer als eine Re: 
mebur gegen bie doch ganz zweifellos vorfommenben 
Fälle des Unfleißes das Zwiſchenexamen vorgefchlagen 
worben, und barüber muß ich mir noch einen kurzen 
Augenblid Ihr freundliches Gehör erbitten. Diefe 
Bwifchenprüfungen hat man fchon erwogen im Jahre 
1878 jeitens bes Deutfchen Juriftentags und hat fie 
damals gewünfht. Sie ift erörtert worben bei ber 
Berathung der Neichsjuftizgefege, und man bat fie bei 
der Erörterung ber erften Paragraphen bes Gerichts: 
verfafjungsgejepes nicht gewünjcht. Es hat der damalige 
Negierungsvertreter Hagen mit aller Entjchiebenheit 
gegen die Awifchenprüfung Proteft eingelegt, und fie ift 
demgemäß nicht in das Geſetz gekommen. Jetzt haben 
Bayern und Defterreich — welches letztere uns ja weniger 
intereffirt — die Zwiſchenprüfung eingeführt. Meiner 
feften Ueberzeugung nad hat Bayern das gegen bas 
Reichsgeſetz gethan. Das bayrijche Gejeg ift nichtig, 
denn bie betreffenden Beftimmungen des Gerichts: 
verfafjungsgejeges find nicht al8 Minimalanforderungen 
aufzufaflen, fo daß ftatt zwei Prüfungen drei ober gar 
noch mehr feitens der Zanbesregierungen geſetzt werben 
fünnten. Das ift eine Frage für fi. Wäre bie 
Zwiſchenprüfung wünſchenswerth, jo würde fie von 
Reichäwegen gemacht werden können, und babei würde 
zugleih einem Einwurfe begegnet fein, ber jegt voll: 
fommen zutrifft und ben der Herr Kultusminifter in der 
Zweiten Kammer betonte, daß nämlid die Freizügigkeit 
der Studirenden außerordentlich befchränft würbe, wenn 
man ifolirt die Zwiſchenprüfung einführen wollte, 
Denn natürlich würde fie als eine Prüfung etwa nach 
dem dritten Semefter bort beftanden werben, wo ber 
Studirende feine erften brei Semefter zubringt. Er 
will dort, wo er gehört hat, auch die Prüfung ablegen, 
und damit wäre er gebannt an feinen Staat, unb ber 
Austaufch zwiihen Nord und Süb wäre ziemlich auf: 
gehoben, der Beſuch einer Univerfität wie Leipzig burd) 
nichtſächſiſche Studirende der Jurisprubenz wäre aus— 
geſchloſſen. Das würde ſich etwas ändern, wenn man, 
wie beim Phyſikum, von Neichäwegen die Zwiſchen— 
prüfung einführte. ber vollftändig wäre e# nicht be 
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feitigt, denn auch dann bliebe immer noch bie Tendenz 
übrig, feine erften drei Semefter dort zu abjolviren, wo 
man auch bie Prüfung zu beftehen beabfichtigt. Und 
das wird zu Haufe fein, wenn man nicht bie drei erften 
Semefter auswärts zu leben gebentt. 

Das ift aber wieberum ein Nebenpunkt. Der Haupt: 
punkt ift der — und ber betrifft die Parallele bes Phyſikums 
in ber Medizin —, daß unfer Studium ein in fich ge 
Ichloffenes ift und man nicht beliebige Stüde heraus- 
greifen und fagen darf: „Die find propädeutiſch, bie 
nehmen wir heraus, bie legen wir ad acta, und dann 
geht es weiter.” Wenn wir bie erfte Prüfung nad) ben 
erften brei Semeftern über rechtshiftorifche Disziplinen 
anorbnen und vielleicht noch über irgend eine allgemeine 
enchflopäbifche ober rechtsphiloſophiſche Borlefung und bergl,, 
fo haben wir es zu thun mit noch ganz unreifen Leuten. 
Ihnen ift das Verftändnif für die Nechtswiflenfchaft noch 
nicht entfernt aufgegangen; das ftellt fich erſt nad) längerer 
Beihäftigung ein; erft nach mehrjährigem Studium 
gegen Schluß der Studien, bringt ber Stubirende tiefer 
in die Dinge ein, insbefondere wenn er an den pral: 
tifhen Uebungen theilnimmt. Die rechtshiftorifchen Dis: 
ziplinen bleiben ihm deshalb auch eiwas ganz äußerliches 
im Anfange feiner Stubien, und bie Zwifchenprüfung wäre 
nichts als ein leeres Tentamen, ganz minderwerthig. Wir 
würben, wie bei einer Semeftralprüfung, die zum Bwede 
der Erlangung von Stipendien abgehalten wird, ab: 
fragen, was ber Betreffende fi etwa aus dem Hefte 
auswendig eingelernt hat. Das Hat gar feinen Werth. 
Es wäre aljo nur ein neuer Genuß für uns geichaffen 
in Form einer neuen Prüfung, eine neue Duälerei für 
die Stubirenden in Form biefer neuen Folter und eine 
neue Schranke für die freie Entwidelung des Menſchen, 
ben wir uns auf ber Univerfität nicht als Schuljungen, 
fonbern als ſich frei und felbftändig entwidelnden jungen 
Mann denken. Alſo: Gott bewahre uns vor biejer 
Bwifchenprüfung! Je mehr Prüfungen, befto fchlechtere 
Reſultate; das ift das gewöhnliche. Das haben wir in 
Preußen erlebt, wo wir brei Staatsprüfungen gehabt 
haben und bie Refultate jo fchlecht waren, daß man feinen 
Anftand nahm, die eine Prüfung zu ftreihen. — Alfo 
bie Zwiſchenprüfung ift zum minbeften cin äuferft pro- 
blematifches Ding, und wir — das fage ich mit beftem 
Gewiſſen — haben keinen Anlaß, fie für uns zu wünfcen. 

Die Studirenden reifen — ich meine ald Gefammt: 
heit — auch mehr und mehr beran. Es murbe, als ich 
ftubirte — und wahrſcheinlich aud, als bie Herren 
ſtudirten — viel weniger gearbeitet als jegt, viel weniger 
gelernt. Die Unforberungen find aber viel größer ge: 
worden, gewaltig groß geworden, faft übermenſchlich ge 
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worten. Ja, daß ba auch bie Mefuftate vielfach nicht 
befriebigend find, verfieht fich von felbft. Ich kann nur 
fagen und will dies Zeugniß jetzt noch Tonftatiren, daß 
gerabe in dem neuen Rechte, nachdem wir das Bürger: 
fihe Geſetzbuch in bie Lehrgegenftände aufgenommen 
haben, unſere Stubirenden erfreuliche Beweiſe ihrer 
Stubien und Kenntniffe erbradjt Haben. Und daran knüpfe 
ich die Hoffnung eines weiteren gefunden und gebeihlichen 
Fortfchrittes unferes Univerfitätslebens. 


(Lebhaftes Bravo!) 


Bräfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Se. Ereellenz! 


Staatsminifter Dr. von Seydewig: Meine hoch— 
verehrten Herren! Ich bin dem Herrn Geh. Rath Dr. 
Wach zunächſt aufrichtig dankbar für bie freundlichen 
Worte, die er im Eingange feines Vortrages an bie 
Adreſſe des Kultusminifteriums gerichtet Hat. Die Ans 
erfennung, bie darin lag, muß für uns um fo werth— 
voller fein, weil fie von bem Mitgliede biefes hohen 
Haufes ausgeht, das ber berufene und wohlunterrichtete 
Vertreter unferer Lanbesuniverfität ift. 

Der Herr Vorredner Hat fi dann noch mit einer 
Reihe von Univerfitätsfragen beſchäftigt. Er hat felbft 
bemerkt, daß er dabei auf Fragen zurüdgreife, die ſchon 
in ber Aweiten hohen Kammer zur Beiprehung gelangt 
find. Da ich mid damals über jede einzelne Frage 
ziemlich eingehend geäußert habe, fo glaube ich, heute 
mich in ber Hauptfache auf das zurüdbeziehen zu bürfen, 
was ich damals gejagt habe. 

Ih kann mich in biefer Beziehung um fo fürzer 
faffen, weil ich im großen Ganzen mit bem völlig ein- 
verftanden bin, was ber Herr Geh. Rath Dr. Wach in jo 
vorzüglicher Weife hier dargelegt hat. Es ift mir per- 
fönlich und wahrfheinlih auch der Mehrzahl ber Mit: 
glieder biefes hohen Haufes von höchſtem Intereffe ge: 
wefen, was ber Kerr Borrebner bezüglich der Me: 
munmerirung ber Privatdozenten, bezüglich ber eventuellen 
Einrihtung einer publiziftifhen Profeffur, bezüglich bes 
Mafftabes, der an die Doftorprüfung anzulegen ſei, 
ausgeführt Hat. 

Nur in einem Punkte befinde ich mich nicht im 
voller Webereinftimmung mit bem Herrn Geh. Rath 
Dr. Wach, nämlich in ber frage der Zwiſchenprüfungen 
für Die Stubirenden ber Jurisprubenz. Der Herr Geh. Rath 
Dr. Wach hat in der ihm eigenen berebten, glänzenden, ja 
faszinirenden Weife Ihnen bie Nachtheile vor Augen 
geführt, die mach feiner Auffaſſung bie Einrichtung 
folher Zwifchenprüfungen nad fi ziehen müßte. Ich 
vermag bem, was er zu Begründung feiner Auffaſſung 
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angeführt Hat, wie gejagt, nicht allenthalben beizupflichten, 
Ich empfinde aber ‚gar feine Neigung, die Meinungs: 
verſchiedenheit, die in biefer Beziehung zwiſchen uns 
beiden befteht, num im trodener nüchterner Weiſe in 
diefem hohen Haufe mweiterzufpinnen. Ich glaube auch 
hierzu nicht verpflichtet zu fein, und zwar aus einem 
doppelten Grunde. Ginmal um beswillen, weil ja dem 
Herrn Vorredner der Standpuntt, den das Kultus: 
minifterium in biejer Frage einnimmt, hinreichend be: 
fannt ift aus ben eingehenden Sorrefponbenzen, bie 
früher zwifchen ber juriftifhen Fakultät und dem Mini: 
fterium ftattgefunben haben, und dann aus dem anderen 
Grunde, weil auch wir ber Meinung find, daß an bie Ein- 
richtung folder Zwiſchenprüfungen erft dann heran— 
getreten werben fann, wenn biefe an. ben übrigen beutfchen 
Univerfitäten ober wenigftens an ben lUniverfitäten im 
unferem großen Nahbarftaate, im Königreihe Preußen, 
eingeführt und überdies die Reſultate biefer Prüfungen 
gegenfeitig anerfannt werben. Die Königl. Preußiſche 
Unterrihtsvermwaltung bat ung aber vor einiger Zeit 
mitgetheilt, daß e8 auch nad) ber Einführung bes Bürger: 
lichen Gejegbuchs für das Deutjche Reich nicht in ihrer 
Abficht liege, bie mehrerwähnten Zwifchenprüfungen ein: 
zuführen. Damit ift bie Sache für uns z. 3. gegenftanbs- 
[08 geworben und ich möchte aus biefem Grunde. bas 
Hohe Haus nicht weiter über eine für, uns gegenftanbs- 
loſe Frage unterhalten. Nur bie eine Erklärung glaube 
ich der Königl. Bayerifchen Regierung ſchuldig zu ie 
daß ich perfönlich, nicht ber Meinung, bin,. En im 
Gerichtäverfafjungsgefek ber, ——— 
Bwilchenprüfungen entgegenftebe. , Fir 


Präfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — Es 
iſt nicht ber Fall, ich ſchliehe bie Debatte und frage 
nunmehr: 


„ob, bie Kammer. bei Kap. 91, Univerfität 
"Leipzig, nach der Vorlage bie Einnahmen mit 
440312 .M. genehmigt und bie Wusgaben, 
allenthalben: unter Wegfall der bei ben ver- 
ſchiedenen Titeln bemerkten Eventualanf- 
rüdungen, mit 2,480,096 M. bewilligen will?" 


Einftimmig. 
Das Wort hat ber Herr Verichterftatter. 


Berichterftatter Nittergutsbefiger (Hempel; Meine 
Herren! Auch bie Techniſche Hochſchule zu Dresden, 
welde in Kap, 92 behandelt ift, erfreut fich einer großen 
Profperität. Sie hat im lehten, Sewefter bie höchſte Fre⸗ 
quenz aufgewiejen, welche ‚jemals bei ihr eingetweten-ift. 


1.8. 43. Situng, am 23. Mär; 1900. 


höher poftulict, nämlich auf 48,000 M., welche durch bie 
größere Zahl von Studirenden erfärt werden. Die Aus- 
gaben find entfprechend gewachſen; man hat für die Ge— 
halte ber Profefforen unter Tit. 4 ein Plus von 13,205 M, 
zu verzeichnen, und auch für die Erpebitionsbeamten unter 
Tit. 7 haben fich Erhöhungen nöthig gemacht, welche von 
18,300 M. auf 21,800 M. geftiegen find. Der Aufwand im 
weiteren unter Tit. 8 gehört ebenfalls unter biefe Rubrik. 
Die anderen Mehreinftellungen find zum Theile un: 
beträchtlich, zum Theile find fie genügend erläutert. Ich 

übergehe biefelben und erjuche die hohe Kammer: 
„V. bei Kap. 92, Techniſche Hochſchule zu 
en 

u nb bie 

allenthalben * fl ber bei a gang 
ſchiedenen Titeln bemerkten Epentual- Aufräd: 

ungen, mit 559,694 M. zu bemwilligen.” 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber Fall, Ich frage die Kammer: 

„ob fie bei Kap. 92 ben Anträgen ber Depu— 
tation beiſtimmt?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Mittergutsbefiger Hempel: Rap. 98, 
Evangelijhe Kirchen, meift gegenüber bem Bor« 
etat in ben Einnahmen geringe Schwankungen anf. 
Sie find zurüdgegangen durch Rüdgang in ben 
Binserträgniffen und belaufen fi nur auf 105,650 M. 
gegenüber 108,750 M. früher. Im übrigen ift nod 
zu erwähnen, daß die Tit. 14 und 15 auch Rück 
gänge in ben Ausgaben aufweifen. Bei Tit. 14 ift be 
merkt „weniger infolge Ausloofung von Wertbpapieren“, 
und bei Tit. 15 ift der Bedarf im Jahre 1898 für bie 
Voftulirung maßgebend gewejen. Ich beantrage: 

„VI. bei Kap.93, Evangeliſche Kirchen, nad 
der Borlage bie Einnahmen mit 105,650 M. 
zu genehmigen und die Ausgaben mit 2,455,132M. 
zu bewilligen.”“ 

Präfident: Dafern niemand das Wort begehrt, 

— frage id) die Kammer: 

„ob fie auch hier die eingefegten Summen 
genehmigt und bewilligt?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Mittergutsbefiger Hempel: Bei 
Kap. 94 ift man ber alten; Gepflogenheit gefolgt, in dem⸗ 
jelben eine, Theilung zu machen in brei Theile: 
1) A, Fürſten- und Landesjhulen, B. andere 
Gymmafien und Realjhulen zu vernehmen, und 
ſchließlich unter C. WMllgemeine Ausgaben zu 
Bweden. ber Gymnasien und Realjhulen. Die 


Die Einnahmen find infolge deſſen in Tit. um, 8000- MR, 1 Bolten, unter A und B werben untereinauber vers 
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rechnet; ich behandle fie deshalb zufammen und er: 
wähne zunächſt, daß bie Einnahmen unter Tit. 1 ge: 
fliegen find; fie betragen bei den Fürſten-Zund Landes— 
ſchulen 50,950 M. und bei ben anderen Gymnaſien 
411,420 M.; das giebt mithin ein Plus von circa 
2400 M.; die Einnahmen umter 4 find wegen zurüd- 
gegangener Grundftüdsnugungen zurüdgegangen. Bei 
ben Ausgaben find in Tit. 5 Höhere Einftellungen 
erfolgt. Diefelben erklären fi zum Theil durch bie 
Stellenvermehrung, ganz beſonders aber aud aus ber 
Erhöhung der Durchſchnittsgehalte, weiche früher erfolgt 
ift. Bei Tit. 6 Haben fi höhere Einftellungen durch 
die Vermehrung bed Beamten» und Bebienfleten- 
Perſonals nöthig gemacht. Unter A bürfte es vielleicht 
Interefje bieten, daß bei Tit. 18 verjciebene andere 
fächlige Ausgaben 1250 Mark tranfitoriih eingeftellt 
worben find. Diejelben find refervirt worden für bie 
bemmächft zu veranftaltende 350 jährige Anftaltsjubelfeier 
von Grimma. Die Einnahmen unter A fiellen fich auf 
176,810 M.; die Summe der Ausgaben auf 236,237 M., 
welde im Untrage verlautbart worden find, die Ein: 
nahmen unter B 425,773 M. und bie Ausgaben auf 
1,630,891 M., die Sie ebenfalls wiedergegeben finben 
in dem Antrage ber zweiten Deputation. Bei ben allgemeinen 
ſächlichen Ausgaben unter C ift unter ben Woverfional- 
und fonftigen Beihülfen an das ftäbtiihe Gymnafium 
zu. Dresden, ſowie an die ftädtiichen Realgymnafien 
und Realfchulen ein Plus von 27,300 M. verlautbart und 
18,000 DM. find tranfitorifh eingefiellt, welche die 
Beihülfen barftellen, welde die Stabt bei Leber: 
nahme des Vitzthumſchen Gymnafiums zu Dresden 
feitens bes Herrn Kultusminifters zugefichert erhalten hat; 
die Beihülfen an bie Realgymnafien zu Borna, Chemnitz, 
Freiberg und Zwidau find die alten geblieben, es ift 
die gleiche Summe, dagegen Haben ſich die Beihülfen an 
die Realihulen um 24,000 M. erhöht; es find bazu- 
gelommen die Städte Aue und Auerbach, und es haben 
bie Petitionen, welhe von ben Städten während der 
vorigen Tagung eingebracht worden find unb welche ber 
Königl. Staatsregierung zur Berückſichtigung überwiefen 
wurden, hiermit Beadhtung gefunden. Der legte Poften 
von. 56,400 M., der zur Erleichterung ber Gemeinden, 
welche die ebengenannten Realfchulen unterhalten, dient, 
wird verwendet zur Aufbringung ber Alterszulagen ber 
Realſchullehrer. Hier unter ben ſächlichen Ausgaben ift 
ein neuer Titel eingeftellt, und zwar ift unter, Tit. 6 
ein. Berechnungsgelb zur Beftreitung des perfönlichen 
und fählichen BVetriebsaufwands für ein in Leipzig in 
Staatsverwaltung zu übernehmendes zweites Gymnafium 
auf das Jahr 1901, im ganzen 60,000 M., poftulirt. 


Ih Habe dazu folgendes zu erwähnen, was aus ben 
Mittheilungen ber Königl. Staatsregierung am bie 
Kammern gelangt ift, und was Sie auch verlautbart 
finden im Berichte der Zweiten Sammer. Der Stabt- 
rath von Leipzig hat früher bereits um Errichtung eines 
zweiten Staatögymmafiums in Leipzig nachgeſucht. In 
ber legten Zeit ift der Andrang zu ben beiden ftäbtifchen 
Gymnafien, die die Stadt Leipzig unterhält, ein fo großer 
gewejen, daß bem Wunſche nach Yufnahme nicht allent- 
halben hat entfprocdhen werben lönnen unb eine Leber 
füllung in hohem Maße eingetreten ift. In der Thomas» 
ſchule befonders ift es, nachdem bereit jeber irgendwie 
verfügbare Raum zur Unterbringung von Klaſſen ver« 
wenbet worben ift, nothwendig geworben, für vier neu 
zu errichtende Parallelffaffen von Dftern biefes Jahres 
ab miethweife auf die benachbarte 4. Bürgerfchule zurüd: 
zugreifen und Räume bafelbft zu miethen. Nun hat 
ſchon im Jahre 1898 bie Stabt Leipzig ſich erboten, 
für biefen Zweck, für ein zu errichtendbes Staats» 
gymnaſium, unentgeltlich einen Bauplag zu ftellen. Da 
damals aber ſeitens ber Königl. Staatsregierung Be— 
denfen getragen worben find mit Rückſicht auf bie all» 
gemeine Tyinanzlage, die Errichtung dieſer Unftalt zu 
übernehmen, fo ift nichts erfolgt, und bie Stabt Leipzig 
bat fich neuerdings veranlaßt gefehen, zu bem Bauplage 
nun auch bie fyertigftellung bes ganzen Gymnaſial⸗ 
gebäubes anzubieten. Nachdem hieraus zu erfennen ift, 
daß bie Stadt Leipzig gewillt ift, ſehr namhafte Opfer 
zu bringen, fo Hat bie Königl. Staatäregierung geglaubt, 
biefes Unerbieten nicht länger abichlagen zu follen, unb 
es hat deshalb dieſe Einftellung, welche hoffentlich Ihre 
Billigung finden wird, erfolgen müſſen. Es ift darauf 
aufmerkſam zu machen, daß zur Megelung dieſer An- 
gelegenheit ein Ueberlaffungsvertrag mit ber Giabt 
Leipzig abgefchloffen worden if. Sie finden benfelben 
in dem Berichte ber Zweiten Kammer auf Geite 15 ab« 
gebrudt, und es ift mir wohl erlafien, benjelben hier 
zur Berlefung zu bringen. Gleichzeitig mit ber Annahme 
bes Tit. 6 würbe verbunden fein die Annahme unb bie 
Billigung diefes Ueberlafjungsvertrages. 

Unter Tit.7 babe ich noch aufmerkfam zu ‚machen 
auf eine tranfitorifche Ausgabe von 8250 M. gemein: 
jährig, welche nothwendig find, um ein Grunbftüd. für 
Erweiterung bes Nealgymnafiums in Annaberg au— 
zuwerben. Ich Habe Hierzu zu bemerlen, daß im ber 
vorigen Tagung im außerorbentlihen Etat beantragt 
war und genehmigt worben ift, ein Grundſtück für ein 
berartiges Gymnafium zu beichaffen. Es ift auf dem⸗ 
jelben auch ausgeführt worben, und es bietet ſich jegt 
bie Gelegenheit, dad Grundftück in einer Weiſe zu er 
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weitern, bie, wenn fie nicht benußt würbe, ſpäter ficher: 
lich Nactheile im Gefolge haben würde und auch jebe 
Erweiterung ausfchließen würde. Deshalb ift das zu befür- 
worten, baf die Einftellung unter Tit. 7 genehmigt werbe. 

Nun habe ih, um auf die Anträge, welche Ihnen 
unter VIT gemadt find, zurüdzugreifen und noch zu er: 
wähnen,; daß die Behandlung der Poftulate bezüglich 
der Gymnafien und Nealgymnafien if diefem Kapitel 
unter A und B dazu geführt hat, in ber Zweiten 
Kammer einen Exkurs auf den Tit. 19 des außerorbent- 
lichen Etats zu machen. Es find dort poftulirt 69,000 M 
für Errichtung eines Reftoratsgebäubes beim Gymnaſium 
in Dresden-Neuftadt. In einer Zufchrift vom 12. Januar 
bes Königl. Kultusminifteriums wird ausgeführt, daß 
man bie jebige Dienftwohnung des Meftors für andere 
Schulzwede nöthig Habe. Da ein Anbau an die Anlage 
wegen ber Eigenthümlichkeit bes Schulgebäubes un: 
thunlich erfcheint, bie Beſchaffung von Miethwohnungen 
in berNähe aber einestheils zweifelhaft ift, auf ber anderen 
Seite nicht erftrebenswerth ift, da man allgemein bem 
Gebrauche huldigt, daß die Reftoren in der betreffenden 
Anftalt untergebracht werben follen mit der alleinigen 
Ausnahme der Städte Wurzen, Zittau und Amidau, 
wo fi) andere Berhältniffe aus eigenthümlichen Zu— 
ftänden ber Vergangenheit erflären, jo hat fidh bie 
Königl. Staatsregierung dazu entichloffen, den Bau eines 
Separatgebäubes für die Rektoratswohnung in Ausficht 
zu nehmen. Die Finanzdeputation A ber Zweiten 
Kammer Hat fich indeffen nicht entſchließen können, die 
Zuftimmung zu biefem Poftulate zu geben, und ganz 
befonders ift das gefchehen, um zu vermeiden, daß der 
außerordentliche Etat im biefer Richtung, fo lange wie 
es angängig ift, belaftet werbe. Nach langen Berhanb- 
lungen und nachdem fich ſchließlich das Königl. Kultus: 
iminifterium nicht dazu Hat verftehen fönnen, auf 
eine Wohnungsentfchädigung zur Ausquartierung bes 
Rektors und zur Erledigung ber Angelegenheit ein: 
zugehen, hat es dazu geführt, daß ſchließlich ber 
Tit. 19 des auferorbentlichen Staatshaushaltsetats ab- 
gelehnt worben ift. In ber hohen Erften Sammer find 
ja aud wegen der Belaftung bed auferordentlichen 
Etats bdiefelben Anfichten geltend, daß allgemein dahin 
geftrebt wird, benjelben fo niedrig wie möglich zu Halten, 
und Ihre zweite Deputation hat fi in Anfehung dieſer 
Verhältniſſe nicht entjchließen können, Ihnen einen von 
dem Botum ber Zweiten Kammer abweichenden Beſchluß 
zu empfehlen. Es wird deshalb beantragt, bei Tit. 19 
bes außerorbentlihen Staatshaushaltsetats die für Er- 
bauung eines Meltorwohngebäubes beim Gymnafium 
Dresben:Neuftabt eingeftellten 69,000 M. abzulehnen. 








Unter 6 ift einer Betition ber Fachlehrer an ben 
Gymnafien zu gebenfen, welche bie Gfeichftellung mit den 
Fachlehrern an den Seminaren beantragt. Sie haben 
burch Beichluß der Kammern von der vorigen Tagung 
Anſpruch auf einen Anfangsgehalt von 1800 M., ein 
Höchftgehalt von 4200 M., burdhfchnittlich 3250 M. bei 
regelmäßigen Dienftalterszulagen von brei zu drei Jahren. 
Im vorliegenden Etat unter 8 verlangt die Königl. 
Staatöregierung — ich werbe bad nachher begründen — 
die Ermächtigung, die ebengenannten drei Bofitionen um 
je 300 M. zu erhöhen. Mit diefer Erhöhung bleiben 
nun zwar die Gehalte der SFachlehrer immer noch Hinter 
benen ber Fachlehrer an den Seminaren zurüd, bie 2400, 
5400, durchſchnittlich 3750 M. erhalten. Aber auch bie 
von der Staatöregierung über ben von ihr eingenoms 
menen Stanbpunft gegebenen Mittheilungen entbehren 
nicht ber Berechtigung. Es ift darauf hinzuweiſen, baf 
in dieſer Richtung ſchon Erörterungen in ber vorigen 
Tagung ftattgefunden haben, und ich erlaube mir aus 
biefen Erörterungen, welche wiebergegeben find im Bes 
richte der Bmeiten Kammer, anzuführen, daß bie tech— 
nifchen L2ehrer an ben Gymnaſien und Realgymnafien 
Fachlehrer im Sinne ber 88 17 und 18 des Gefehes 
vom 22. Uuguft 1876 find. Der Umftand, baf einzelne 
auch einige wenige willenfchaftlihe Stunden in ben 
unteren Klaſſen ertheilen, erfcheint gegenüber ihrer vor: 
wiegend technischen Beichäftigung belanglos; an ben 
Seminaren hingegen hat der Unterricht in Muſik, Zeichnen 
und Zurnen eine wefentlih andere unb größere Be- 
beutung. Die Lehrer biefer Fächer haben neben ber 
Aufgabe, ihre Schüler zu tüchtigem Können heranzubilben, 
noch bie wichtige andere zu löſen, bie Schüler zur 
fpäteren Ertheilung von Unterricht in biefen Fächern 
methodiſch anzuleiten. Bei Anftellung derartiger Lehrer 
ift daher befondere Rüdficht darauf zu nehmen, daß fie 
beiben Anforderungen zugleich Genüge zu leiften im— 
ftande find. Außerdem werben biefe Lehrer, namentlich 
bie für Zeichnen und Turnen, in ber Negel auch in 
größerem Umfange mit wiffenfchaftlichem Unterrichte be- 
traut. Sie gehören baher zu ber in $ 64 des Geſetzes 
vom 22. Auguft 1876 aufgeführten Sategorie von 
Seminarlehrern und find den Fachlehrern an ben Gym 
nafien und NRealgymnafien nicht gleichzuftellen. 

Die Zweite Kammer hat diefen Standpunft bei ber 
Erörterung diefer Petition feftgehalten, und hat fich nicht 
dazu entſchließen können, eine Aenderung zu beantragen. 
In Ihrer zweiten Deputation hat man fich auf benfelben 
Standpunkt geftellt, und es wirb bemgemäß beantragt, 
bie Petition der an den Königl. Gymnafien und Neal: 
gumnafien angeftellten Fachlehrer, foweit fie nicht durch 
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die gefaßten Beſchlüſſe Erledigung gefunden, auf ſich 
beruhen laſſen. 

Sie finden nur unter 8 einen Antrag, wonad bie 
Königl. Staatsregierung verfchiebene Ermächtigung ver: 
langt. Derfelbe wird begründet durch Bufchriften, welche 
ben Kammern zugegangen find, und welche fich abgedrudt 
finden ebenfalls in bem Berichte ber Bweiten Kammer. 
Ich relapitulire daraus das Folgende: 


zu 2 unter e: 


„Techniſche Lehrer, welche nicht eine ber 
unter b und c gedachten Stellen inne haben, 
haben einen — von mindeſtens 
2100 M und bei längerer Dienſtzeit unter ber 
gleichen Vorausfegung, wie zu d im Eingange 
angegeben iſt, nach erfülltem 3., 6., 10., 1, 
20. und 25. Dienftjahre vom Eintritte ber 
Ständigkeit im öffentlihen Schuldienfte vom er— 


„Es erſcheint ausgeſchloſſen, die Fachlehrer an den 
Realichulen unter die ae pr ha Lehrer, die bis 
auf einen Heinen Prozentſatz alademijche Bildung haben, 
einzureihen. Dagegen brängte fi der Staatsregierung 
die Ueberzeugung auf, daß ber Anfangsgehalt ber 
ftändigen Fachlehrer an den ftaatlichen Gymnafien, den 
ftaatlic) unterftügten Realgymnafien und Realjchulen, der 
bisher 1800 M. betrug, als ein angemefjener nicht zu 
bezeichnen fei, wenn man namentlich die Gehalte ber 
Vollsſchullehrer ins Auge faßt, wie fie in ben Gemeinden 
mit höheren Unterrichtsanftalten gegenwärtig geordnet 
find, und Hinzunimmt, daß Die in der Regel feminariftifch 
gebildeten Fachlehrer an den Bymnafien, Realgymnafien 
und Realſchulen neben den Prüfungen für das Volls— 
fhulamt auch nod die eine oder andere Fachlehrer- 
prüfung für Zeichnen, Turnen oder Mufif zu beftehen 
gehabt haben und als Fachlehrer in der Hegel jpäter 
fländig werden, al8 bie Volksſchullehrer. Wird ber 
Unfangsgehalt, wie vorgeichlagen, auf 2100 M. erhöht, 
jo erhöht fich zugleich der Höchftgehalt um 300 M, 
während zu einer Wenderung der Beitimmungen über 
die Alterszulagen nah Anficht der Staatsregierung 
fein Grund vorliegt.” 


Nun ift man Hier dazu gelommen, deshalb ſich die 
Ermädhtigung auszubitten feitens der Königl. Staats- 
regierung, 


a) daß bie auf bem Landtage 1897,98 von den Ständen 
genehmigten Grundſätze 1. für die Gehalte ber 
Neltoren und Lehrer an dem ftädtiichen Neal: 
gymnaſien, foweit ſolche Stantsunterftügungen er: 
halten, und 2. für die Gehalte der Direktoren und 
Lehrer an ben ftaatlich unterftügten Realſchulen, und 
war mit der Wirkung vom 1. Januar 1900 ab, 

bin abgeändert werben: 


zu 1 unter e: 


„Techniſche Lehrer, welche nicht eine ber 
unter b und c gedachten Stellen inne haben, 
haben einen Unfangsgehalt von mindeftens 
2100M. und bei längerer Dienftzeit unter ber 
gleichen Vorausſetzung, wie zu d im Eingange 
angegeben ift, nad) 3, 6, 10, 15, 20, 25 und 
30 Dienftjahren vom Eintritte ber Ständigkeit 
im Öffentlihen Schuldienfte vom erfüllten 
25. Lebensjahre an gerechnet, ——— im 
Betrage von je 300 M. zu erhalten, bis fie 
ein Einlommen von mindeftens 4200 M. er- 
reicht haben; 


füllten 25. Lebensjahre an gerechnet, Alters— 
zulagen im Betrage von je 300 M. zu erhalten, 
bis fie ein Einfommen von mindeftens 3900 M. 
erreicht haben; 
unter b ſoll die Anrechnung, bei Vernehmung der Dienft- 
zeit, der im öffentlihen Dienfte zugebrachten Beit ber 
Lehrer geregelt werden. Die Begründung bazu findet 
fih aud im dem Berichte der Zweiten Kammer ab» 
gedrudt; ich erwähne daraus bloß das folgende: 


„Während es bei Berechnung ber Rehrerpenfionen zu= 
fäfftg erjcheint, die im ausländifchen öffentlichen Schul 
dienfte verbrachte Dienftzeit ganz oder theilweife zu berück⸗ 
fichtigen, ift bisher jtreng daran feftgehalten worden, daß 
die im Auslande verbrachte Dienftzeit eines Vollsſchul⸗ 
lehrers bei Berechnung jeiner Dienftalteräzulagen nicht 
in Anrechnung zu bringen fei. Diejer Grundfag ift fon- 
fequenterweije aud) bei Auswerfung ber Beihülfen zu 
den Alterszulagen der Lehrer an ben ftaatlich unter- 
ftügten Realſchulen aus den bei Kap. 94C Tit. 3 
unter d eingeftellten Mitteln feftgehalten worden. Es 
wird jedoch dieſes Verfahren von einzelnen Gemeinden, 
welche in der Lage waren, ältere Lehrer aus bem 
Auslande zu berufen und ihmen ihrem Alter ents 
prechende Wlterözulagen zu gewähren, ohne dazu wie 
ür die übrigen Lehrer eine Staatsbeihülfe zu erhalten, 
als Härte empfunden; auch ift nicht zu vertennen, daß 
der angeführte Grundſatz es erichwert, in Beiten eines 
drüdenden Lehrermangels geeignete Kräfte aus bem 
Auslande herbeizuziehen. Anderwärts, insbejondere 
in Preußen, ift ausdrüdlich beftimmt, daß auch bei 
den Alterszulagen im ansländiihen öffentlichen Schul- 
bienfte verbrachte Dienftzeit mit minifterieller Ge: 
nehmigung mit in Anrechnung gebracht werden kann. 
Es wird daher um ſtändiſche Yuftimmung bazu ge 
beten, daß bie im entſprechenden ausländifchen öffent- 
lihen Schuldienfte verbrachte ftändige Dienftzeit eines 
Lehrers an Vollksſchulen oder höheren Schulanftalten 
auch bei Berechnung feiner Dienftalterszulagen mit 
jebesmaliger Genehmigung des Minifteriums bes 
Kultus und öffentlichen Unterrichts ganz ober theil- 
weiſe mit in Anrechnung gebracht werden barf.“ 


IH habe dazu zu erwähnen, daß ber Begriff ber 
ansländifchen öffentlichen Schulen in dieſem Falle dahin 


zu verftehen ift, daß nicht Schulen außerhalb Deutich- 


lands, etwa in Frankreich oder England gemeint find, 
fondern daß unter Ausland bier das Reichsgebiet außer: 


halb Sachſens verftanden wird, unb baß infolge beffen 
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irgend welche Zweifel wegen biefer Beftimmung nicht 
eniftehen können, 

Unter 9 ift noch einer Petition der Fachlehrer an 
ben fächfiihen Realſchulen zu gedenken. Diefelben be- 
anteagen, daß die Uusnahmeftellung ber Fachlehrer be- 
feitigt werbe und biefelben mit einem ihren Dienftjahren 
entſprechenden Gehalt in die Reihe ber übrigen Anſtalts— 
lehrer eingeordnet werden. Sollte bie Erfüllung dieſer 
Bitte zur Zeit undurchführbar fein, fo erjucht man um 
Aufbeſſerung der Gehalte entiprechend demjenigen ber 
Fachlehrer an Gymnaſien und Realgymnaſien. Meine 
Herren! Diefe Petition ift auch in ber Zweiten Kammer, 
foweit fie nicht durch biefen Beſchluß als erledigt an- 
gefehen werben faun, auf ſich beruhen laſſen worden, 
und Ihre Deputation ſchlägt Ihnen das Gfeiche vor. 

Unter 10 ift ſchließlich noch einer Petition Erwäh— 
nung zu thun, melde von ben ftäbtijchen Kollegien zu 
Delänig im Vogtlande ausgegangen ift, und in der 
darum gebeten wird, daß für eine in Delsnik errichtete 
Nealſchule Staatsbeihülfe gewährt werde. In der lepten 
Periode, wo über Aue und Auerbach ähnlich zu berichten 
war, ift das Geſuch abgelehnt worden, weil es vor ber 
Gtatifirung nicht eingegangen ift, und dasſelbe Ver— 
halten würde fich hier empfehlen. Es ift aber auch auf 
ber andern Seite anzunehmen, da die Königl. Staats: 
regierung In der Zufunft geneigt fein dürfte, den Wünfchen 
Rechnung zu tragen und die Unterftügung von 12,000 M., 
die.anberen ähnlichen Schulen an anderen Orten zu theil 
wird, gewähren wirb. 

Ich Hätte Hier unter 10 zu beantragen: 

„Die Petition ber ftäbtifchen Stollegien zu 
Delönig i. V., foweit fie ſich auf eine Beihülfe 
ben Koften der ſtädtiſchen Realſchule bajelbft 
Mar die laufende Etatperiode bezieht, auf ſich 
beruhen zu. lafjen, im übrigen aber der Königl. 
Stantöregierung zur. Erwägung zu überweifen.“ 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Das ift 
nicht, ber Fall, Meine Herren! Ich frage, um nicht bie 
zahlreichen Anträge und Etatpofitionen, die bei dieſem 
Kapitel aufzuzählen find, nochmals hier verlefen zu 
müflen, an: 


„ob die Kammer die Anträge ber Deputation, 
wie fie fih unter VII auf Seite 2 folgende 


bes Berihts Mr. 152 befinden, allent: 
halben genehmigt?“ 
Einftimmig. 


Berichterftaiter Nittergutöbefiger Hempel; Kap. 95 
behandelt die Lehrerfeminare. Daß das Bedürfniß 
nach einer Vermehrung ber Lehrerfeminare beftanden Hat, 
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erlaube ich mir zu fonftatiren nad den Verhandlungen, 
bie in ber vorigen Tagung hier ftatigefunden haben. Es 
wird von ber Hohen Sammer in bem auferorbentlichen 
Etat aud) wieder ein Beſchluß gefordert werben, um eine 
Berftärkung der Seminare herbeizuführen. Das Bedürf— 
niß nach benfelben iſt ein jehr großes und ber Beſuch, 
wie die Einnahmen unter A nachweiſen, ein immer 
ftärfer werbender. Die Einnahmen haben fi gefteigert 
um 11,870 Mark, bei dem 6000 Mark durch Bahlung 
von Seminariftien aufgebracht werben und 5275 Marf 
mehr von Schulgelbern aus bem Uebungsſchulen her— 
rühren. Die Forderungen für das Lehrerperfonal find 
größer geworben. Es werben 1,375,325 Marf poftulirt, 
mithin 111,687 Mark mehr als in ber Vorperiode. Für 
den Betrieb unter Tit. 7 find die Koften recht weſentlich 
geftiegen, es werben jetzt 41,875 Mark gefordert. Die 
übrigen Bebürfniffe an Heizung, Beleuchtung, Waller 
zins find unter Tit. 15 eingeftellt und weiſen ein be 
deutendes Plus auf. Bei den allgemeinen Ausgaben zu 
Zwecen ber Seminare habe ich hervorzuheben, daß umter 
Tit. 4 eine ziemlich große Erhöhung vermerkt ift. Die 
jelbe beträgt 26,285 Marl. Sie finden bort eine bies: 
bezügliche Bemerkung, und ich verweife darauf, Daraus 
geht hervor, baf das Zranfitorium hauptjächlich für bie 
Verbefferung der Anftalt in Zichopau, die aus dem bier 
ausliegenden Plane erfichtlih ift, nöthig wird. Der 
Tit.5 des vorigen Etats fällt Diesmal weg, er war erforder: 
ih zu Unkäufen von Areal in Borna, Grimma unb 
Löban. Im übrigen Tiegt bier eine Reihe ſehr um— 
fangreicher Unteretat3 vor, auf bie einzugehen wohl feine 
Beranlaffung Hier ift. Es ift zu beantragen unter VIIT: 


„Bei Kap. 95, Lehrerfeminare, A bei ben 
Seminarlaffen, nad der Vorlage 1. bie Ein- 
nahmen mit 119,183 Mark zu genehmigen, 
2. die Ausgaben mit 1,905,124 Mark, jed 


allentHalben unter Wegfall ber Eventualauf- 
rüdung, zu bewilligen; bei ap. 95 B, Allgemeine 
Ausgaben zu Zwecken der Seminare, nad ber 
Vorlage die Ausgaben in Tit. 1 bid 4 mit 
153,000 Mark zu bewilligen.” 


BPräfident: 

„Tritt bie Kammer aud bier dem Antrage ber 
Deputation bei?" 
Einftimmig. 

Berihterftatter Rittergutsbefiger Heimpel: Eine ſehr 
wejentlihe Erhöhung der Ausgaben findet für die Volks⸗ 
ſchulen ftatt in Kap. 96. Ganz befonders- wird dies her 
vorgerufen durch die Unmahme bes Defreis Mr. 7, welches 
bie Beihülfe zu den Dienftalterszulagen regelte und für 
welche fich, wie bei der Berichterftattung damals hervor: 
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gehoben worben ift, ein Aufwand von 2,000,000 M. noth: 
wendig macht. Die Einnahmen find annähernd diejelben 
wie im vorigen Jahre geblieben, dagegen haben ſich die 
Ausgaben in 5 und 6 erhöht, und zwar be&halb, weil 
die Bezirlsſchulinſpeltoren von bisher 28 auf 31 erhöht 
werben mußten. Infolge deſſen ift auch der Aufwand für 
die allgemeinen Gefhäftsbebürfnifje unter 6 um 16,000 M. 
mehr, im ganzen mit 118,000 M. eingeftellt. Es ift 
noch zu erwähnen in Tit. 13, daf die gefeglich geregelten 
Beihülfen an die Schulgemeinden zur Veftreitung ihrer 
Lehrergehalte ein Plus von 185,000 M. nöthig machen. 
Es find 2,300,000 M. dafür poftulirt. Die Steigerung 
in dieſem Titel vollzieht fich fehr rafh, wenn man be- 
denkt, daß im Jahre 1896 für ben gleichen Zweck nur 
65,000 M. und 1898 150,000 M. erforberlic waren. 
Bon den Erfordernifien unter 13a, 2 Millionen, habe ic) 
ſchon geſprochen. Es ift dann nur noch barauf auf: 
merffam zu machen, daß in Tit. 16 für den Bedarf für Neu: 
und Umbauten 50,000 M. mehr geforbert werben. Die 
Erfahrung Hat gelehrt, daf die Summe von 100,000 M. 
nicht ausreichend ift, wie fie früher zu dieſem Zwecke 
eingeftellt war. Auch die Wartegelder, Penfionen und 
Unterftügungen an Lehrer find bedeutend geftiegen. Cs 
waren veranjchlagt worden 1398 1,400,000 M., 1899 
1,700,000 M., mithin 300,000 M. mehr als früher. 
Ebenſo erfordern die Penfionen und Unterftügungen an 
Hinterlafjene von Lehrern 70,000 M. mehr. Es würde 
zu beantragen fein: 
„Bei Kap. 96, Vollsſchulen, nad) der Vor: 
lage 1. die Einnahmen in Tit. 1 bis 4 mit 
47,800 M. zu genehmigen, 2. die Ausgaben in 
zit. 5 bis 18 mit 8,025,847 M., jedoch allent: 
halben unter Wegfall der Eventualaufrüdung, 
zu bewilligen.“ 
Präfident: Ich frage auch Hier die Kammer: 


„ob fie dem Antrage beitritt?“ 
Einftimmig. 


Berichterftatter Rittergutsbefiperempel: Bei Kap. 97, 
Katholiſche Kirchen und wohlthätige Anftalten, 
find die Verhältniſſe ziemlich diefelben wie früher geblieben; 
ed wird nur unter Tit. 9 ein Tranfitorium von 10,290 M. 
in Anfprucd genommen, welche zur Inſtandſetzung ber 
Außenanſicht der Fatholifchen Hoffirche zu Dresden ver: 
wendet werden follen. ‘Ferner find unter 10 3000 M. 
poftulirt worben für Unterftügungen für dienftunfähig 
gewordene katholiſche Geiftlihe in der Oberlaufig, und 
zwar aus dem Grunde, weil die Unterftügungen unter 1. 
nad den gejeglichen Beftimmungen für biefe Zwecke 
nicht zu verwenden find. Wie aus ben Unterlagen, bie 

IR. (2. Nbonnement.) 


der Kammer zugegangen find, erfichtlich ift, ift das 
Bedürfniß nad biefen Unterftügungen nicht einmalig 
aufgetreten, ſondern wird mehr und mehr fid) einftellen, 
und es ift beshalb der Beſchluß gefaßt worden, biejen 
Poſten folange beftehen zu lafien, bis die Penſionslkaſſe, 
bie zu diefem Zwecke errichtet werben wird, eine gewiſſe 
Stärke erlangt hat. Ich Habe zu bitten, unter X: 
„Bei Kap. 97, Katholische Kirchen und wohl- 
thätige Unftalten, nad ber Vorlage bie Aus— 
gaben in Tit. 1 bis 10 mit 74,800 M. zu be- 
willigen und zu genehmigen, daß die bei Tit. 10 
eingeftellte Summe ganz ober zum Theil der 
Penſionskaſſe für fatholifche Geiftliche der Ober: 
laufig überwieſen wird.” 
Präfident: Ich frage die Kammer, ob jemand das 
Wort begehrt? — 


„Diefelbe tritt wohl aud bei Kap. 97 dem 
Untrage ber Deputation allenthalben bei?” 


Einftimmig. 


Berichterftatter Rittergutsbefiger Hempel: Bei Kap.98, 
Sonftige Kultuszwecke, hat eine Veränderung nicht 
ftattgefunden. Es findet das feinen Ausdruck in ben gleichen 
Summen, bie in ber jebigen Periode und in der Bor: 
periobe poftulirt find. Ich Hätte zu beantragen: 

„Bei Kap. 98, Sonftige Kultuszwecke, nad) 


ber Vorlage die Ausgaben in Tit. 1 bis 3 mit 
4050 M. zu bewilligen.” 


Präfident: 
„Die Kammer bewilligt wohl aud dieſes 
Poſtulat?“ 


Einſtimmig. 

Berichterftatter Rittergutsbeſitzer Hempel: Auch bei 
Kap. 99, Taubftummenanftalten, find nur ganz un: 
bedeutende Veränderungen eingetreten. Ich beantrage: 


„Bei Kap.99, Taubftummenanftalten, A. bei 
den Kaſſen ber Taubftummenanftalten nad) ber 
Vorlage 1. die Einnahmen in Zit. 1 bis 4 mit 
30,250 M. zu genehmigen, 2. die Ausgaben in 
Tit. 5 bis 19 mit 313,286 M., jeboch allent- 
halben unter Wegfall ber Eventualaufrüdung, 
zu bewilligen, und bei Say. 99, Taubftummen- 
anftalten, B. Allgemeine Ausgaben zu Zwecken 
ber Taubjtummenanftalten und bes Taubftummen: 
wejens, nach der Vorlage die Ausgaben in Tit. 1 
bis 3 mit 8500 M. zu bewilligen.” 


Präfident: Es wünſcht niemand das Wort. — 


„Die Kammer tritt ben Anträgen ihrer De: 
putation zu Kap. 99 auch bei?“ 
Einflimmig. 
75 
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Berichterftatter Rittergutsbefiger Hempel: Kap. 100 
ift unverändert wie in der Vorperiode. Es ift zu be— 


antragen: 

„Bei Kap. 100, Stiftungsmäßige und privat: 
rechtliche Leiftungen der Staatskaſſe für Kirchen: | 
und Schulzwecke, nad der Borlage die Aus- 
gaben in Tit. 1 bis 9 mit 32,346 M. zu be» | 
willigen.” 

Präfident: Ich frage die Kammer: 

„ob fie auch bei Kap. 100 dem Antrage der 
Deputation beitritt?" 
Einftimmig. 

Berichterjtatter Rittergutsbefiger Hempel; Dasjelbe 
gilt für Kap. 101, wozu beantragt wird: 

„Bei Kap. 101, Allgemeine Ausgaben bei 
bem Departement des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts, nach ber Vorlage die Ausgaben in 
Tit. 1 bis 4 mit 39,000 M. zu bewilligen.“ 

Prüfident: Sofern niemand das Wort begehrt, — 
frage ic) die Sammer: 

„ob fie fih auch zu Kap. 101 ben Anträgen 
ihrer Deputation anſchließt?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Ich beraume die nächſte Sitzung 
auf Dienstag, den 27. März, mittags 12 Uhr an und ſetze 
auf die Tagesorbnung: 

1. Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

2, Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 13 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, die Er: 
richtung einer Erziehungsanftalt für blinde 
und ſchwachſinnige Zöglinge in Chemnitz be: 
treffend. (Druckſache Nr. 155.) 

3, Antrag zum miünblihen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 14 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, die Er: 


— — — —— mn — 
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richtung einer neuen Strafanſtalt für Ge— 
fängnißſträflinge in Bautzen betreffend. (Druck⸗ 
ſache Nr. 154.) 


4. Untrag zum mündlichen Berichte der erften 


Deputation über zwei auf das Königl. Dekret 
Nr, 14, den Entwurf eines Geſetzes behufs 
Abänderung von $ 4 des Geſetzes vom 30. April 
1890 betreffend, bezügliche Petitionen. (Drud: 
fahe Nr. 142.) 


5. Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 


Deputation, die Petition des Erblehnguts: 
befigers Robert Gäbler in Hinterhermsborf 
und Saupsdorf um Berlängerung ber elek— 
trifchen Straßenbahn Schandau » Lichtenhainer 
Waſſerfall betreffend. (Drudjahe Nr. 143.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 


Deputation über die Petition des Leipziger 
Spar- und Bauvereind zu Leipzig, die Ber: 
gebung von Gemeindeareal zu Bauzweden in 
Erbpadt, fowie die Gründung einer oder meh: 
rerer Hypothekenbanken betreffend, (Drudjache 
Nr. 137.) 


. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über die wegen Errichtung von 
Umtsgerichten eingegangenen Petitionen. (Drud: 
ſache Nr. 155.) 


Zur Mitvollziehfung des Protofolls lade ich ein 
Herrn Oberſchenk Grafen von Einſiedel und Herrn 
DOberhofprediger Dr. Udermann. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 
zu verlefen. 


(Berlefung des Protokolls.) 


Findet diefes Protokoll die Billigung bed Hauſes? 
— Es ift der Fall; ich erkläre basjelbe für genehmigt 
und fchließe die öffentliche Sigung. 


(Schluß der Sigung 2 Uhr 30 Min. nachmittags.) 
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Bierundvierzigfie öffentlihe Sitzung 
der Erflen Sammer 
am 27. März 1900, vormittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Regiftrandenvortrag Nr. 1118— 1127. — Entſchuldigungen. 
— Unträge zu den mündlichen Berichten der zweiten 
Deputation über: a) Tit. 13 des außerorbentlichen Staats: 
haushaltsetat3 für 190001, die Erridtung einer Er: 
ziehungsanftalt für blinde und ſchwachſinnige Zöglinge in 
Chemnitz betr., und b) Tit. 14 de3 außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, bie Errichtung einer 
neuen Strafanftalt für Gefängnißfträilinge in Bautzen 
beir. — Antrag zum münblichen Berichte der erften De: 
putation über zwei auf das Königl. Dekret Nr. 14, den 
Entwurf eines Geſetzes behufs Abänderung von $ 4 des 
Geſehes vom 30, April 1890 betr., bezügliche Petitionen. 
— Anträge zu den mündlichen Berichten ber vierten 
Deputation: a) die Petition des Erblehngutsbefigers 
Robert Gäbler in Hinterhermsdorf und Saupsborf um 
Berlängerung der eleftriihen Straßenbahn Schandaus 
Lichtenhainer Waſſerfall betr., und db) über die Petition 
des Leipziger Spar: und Bauvereind zu Leipzig, die 
Bergebung von Gemeindeareal zu Bauziweden in Erbpacht, 
fowie die Gründung einer ober mehrerer Hypothelen— 
banfen betr. — Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über die wegen Errichtung von Amts: 
gerichten eingegangenen Betitionen. — Feſtſetzung der 
Beit und Tagesordnung für die nächſte Situng. — 
Borlefung und Genehmigung des Protofolld über die 
heutige Sigung. RENTEN 

Präſident: 

Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Um Miniftertifche: 
Die Herren Staatöminifter Dr. Schurig unb 
von Metzſch, ſowie die Herren Regierungstommifjare 
1.8. (2. Ubonuement.) 


Geh. Räthe Dr. Freiherr von Bernewitz, Merz, 
Jahn, Geh. Negierungsräthe Dr. Rumpelt, Lotze 
und Dr. Kunze. 


Anweſend 38 Kammermitglieber. 


Präfident: Ich erfuche die Herren, ihre Pläße ein- 
zunehmen. Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 

Den Vortrag aus ber Regiftrande giebt Herr 
Freiherr von (Find. 

(Nr.1118.) Antrag des Herrn Oberbürgermeifters, 
Geh. Finanzrath a. D. Beutler und Genoffen, die Planung 
und Beranfchlagung von Staatsbauten betr. 

Präfident; Der Antrag ift gebrudt und vertheilt 
worben. 

Meine Herren! Ich fchlage vor, daß wir biefen An- 
trag glei in bie Schlußberathung nehmen, wozu wir 
nad unferer Gefhäftsordnung berechtigt find nad) $ 9. 
Hit die Kammer damit einverftanden? — Sie ift damit 
einverftanden. Es fchlägt alddann ein 8 18, wonach 
bei ſolchen fofortigen Schlußberathungen ber Präfibent 
ben Berichterftatter und Mitberichterftatter zu ernennen 
bat. Ich ernenne zum Berichterftatter Herrn Freiherrn 
von Find und zum Mitberichterftatter Herrn Domherrn 
von Trüßfchler, Freiherrn zum Falfenftein. 

(Nr. 1119.) BProtofollertralt der Amweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Kop. 73 bis mit 87, mit 
Ausnahme der Kap. 77a und 80, bes Etats für 1900/01, 
Departement der Finanzen betr. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


(Nr. 1120.) Bericht ber vierten Deputation über bie 
Petition ber Sächſiſchen Maſchinenfabrik, vormals Richard 
Hartmann, Altiengeſellſchaft in Chemnig, eine Steuer: 
angelrgenheit betreffend, und bie Petition ber Handels: 
und Gemwerbefammer zu Chemnitz, bie fommunliche Bes 
fteuerung der Nennwerthüberfchüffe bei neuen Altien⸗ 
Emiffionen betr. 


Präfident: Iſt gebrudt, vertheilt und kommt auf eine 
Tagesorbnung. 
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(Nr.1121.) Petition des Joſef Schubert in Deutſch— 
einfiedel und Genoffen, die Erbauung einer Eifenbahn 
im Schweinigihale bis Deutſcheinſiedel betr. 


Präfident: An die zweite Deputation. 


(Nr.1122.) Petition des Vorſtandes bes Bezirks 
verbands Sächſiſcher und Reußiſcher Baugewerfeninnungen 
zu Dresden gegen bie Heranziehung von Arbeitern bei 
Ausübung ber Kontrole auf Bauten. 


Präfident: An die erfte Deputation, 
(Nr. 1123.) Betition bes Borftandes der Uhrmacher: 
mangsinnung zu Dresben, Verbot bes Gutſchein⸗(Hydra- 
ella» und Schneeball:Junwejens im Uhren ıc. Hanbel 
betreffend. 
Präfident: An bie vierte Deputation. 
(Nr.1124.) Die Handels- und Gewerbelammer zu 
Dresden überjendet 30 Mbbrüde einer Eingabe an die 


Bweite Kammer, betreffend die Errichtung eines Poſt— 
amts im Neubaue bes Bahnhofs Dresden-Neuftabt. 


(Nr. 1125.) Die Redaktion des Sächſiſchen Evan: 
geilen Urbeiterblattes überjendet 50 Exemplare ihrer 
ummer 6 mit der Bitte um Bertheilung. 


Präfident: Beide Nummern find zu verteilen. 


(Nr.1126.) Protofollertralt ber Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über die vom Landtags: 
ausihuffe zu Verwaltung ber Staatsfchulden auf die 
Jahre 1896 und 1897 abgelegten Rechnungen. 

Präfident: An bie dritte Deputation zur Aus— 
fertigung bes Juftififationsjcheines. 

en) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 41 des außerordentlichen Etats für 1900/01, 
den viergleifigen Ausbau der Strede Niederſedlitz⸗Strehlen 
betreffend. 


Präfident: An bie zweite Deputation. 


Ih habe nachträglich noch zu bemerken, daß ſich 
ber Herr Oberſchenk Graf von Einfiebel wegen dringender 
Geſchäfte und Herr Graf von Schönburg wegen Krank— 
heit entſchuldigt haben. 

Wir gehen über zum zweiten Gegenftanbe ber Tages: 
ordnung: „Untrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Tit 13 bes außer: 
orbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
bie Erridtung einer Erziehungsanftalt für blinde 
und ſchwachſinnige Zöglinge in Chemnih be: 
treffend.” (Druckſache Rr. 153.) 

(Berge. M. 1.8.5, 33 ff. u. 945 f.) 


Ih erfuche daher Herrn Domberrn von Trübfchler, 
Freiherrn zum Falkenſtein, uns den Bericht zu geben, 


Bericterftatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum SFaltenftein: In it, 13 des außerorbentlichen Etats, 
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meine Herren, ift ein Poftulat von 4,333,000 M. zur 
Errichtung einer Erziehungsanftalt für bfinde und 
ihwadfinnige Zöglinge in Chemnik eingeftellt. Wenn 
ich über dies Poftulat, über diefen Titel, heute Bericht 
zu erftatten habe, fo bemerfe ich im voraus, baf bei ber 
Behandlung bdiefer Ungelegenheit in ber jemjeitigen 
Kammer nicht ber gefammte Titel fofort zur Berathung 
und Beichlußfaffung geftellt worden ift, fondern daß 
man zunächſt nur die Pofition, welche fi auf die Er- 
werbung eines Plapes zur Erridtung dieſer Anftalt 
nöthig macht, zunächſt heransgegriffen hat und über biefe 
befonders Beſchluß gefaßt hat. Zur Sache jelbft ift zu 
bemerten, daß im Jahre 1889 aus erzieherijchen Gründen 
aus ber damals ſchon überfüllten Anftalt zu Hubertus: 
burg die Anſtalt für ſchwachſinnige Knaben nad) Groß- 
hennersborf und die Anftalt für ſchwachſinnige Mädchen 
nad Nofjen verlegt worben ift. Diefe beiden Anftalten 
waren damals verfügbar, nachdem die Anftalt im Schloffe 
zu Noffen, die bis damals eine Hülfsanftalt für die Straf: 
anftalt in Zwidau war, burd) ben Umbau ber Strafanftalt 
Hoheneck verfügbar geworden war, und nad) dem bie 
Anftalt Grofhennersborf durch Errichtung einer Er— 
ziehungs: und Befjerungsanftalt in Bräunsdorf gleich: 
falls folhem Zwede zugängig gemadt werben konnte. 
Die Epileptifchen und die Schwachſinnigen wurden 1899 
ber Anftalt Hochweitzſchen überwiejen und für bie blinden 
und ſchwachſinnigen Kinder eine befondere Außen- 
abtheilung an ber Anftalt in Königswartha errichtet. 
Es hat fi nun ergeben, daß bie Anftalten in Noſſen 
und Großhennersborf für bie Bebürfniffe nicht mehr 
ausreihen. An fich find beide Anftalten auch zur Er- 
weiterung nicht geeignet. Einmal ift die Anftalt Noffen 
räumlich jehr bejchränft und es fehlt bei ber Anftalt 
hauptfählih an Terrain zu gehöriger Bewegung in ber 
freien Luft. Ebenſowenig läßt fih bie Anftalt zu 
Großhennersdorf, die einerfeit# ziemlich ungünftig Liegt 
— fie fiegt an bem einen Enbe bes Landes, und macht fi 
die Zuführung von folhen unterzubringenden Böglingen 
jehr ſchwierig, um fo mehr als es nicht einmal eine Eifen- 
bahnverbindung hat —, weiter ausdehnen. Inwieweit ſich 
die Inanspruchnahme dieſer Anftalt mit ber Zeit noth— 
wendig gemadt bat, geht namentlich aus folgenden 
Biffern hervor. Im Jahre 1838 waren bie ſchwachſinnigen 
männlichen Zöglinge 186 an Zahl, und biefe beträgt 
jegtf1898/242; ebenfo ift e8 mit ben weiblichen ſchwach— 
finnigen Böglingen. Da beitrug bie Zahl 1888 138, 
1898 172. Man hat nun verfucht in Großhennersborf 
namentlich durch die Beihaffung von neuen Räumen 
noch mehr unterzubringen. Es ift 5.8. eine Beamten: 
wohnung geräumt worden, im Dorfe noch ein Haus 
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gebaut worden, und ſchließlich ſogar der Kirchenfaal 
belegt worben, um ben Unforberungen ber Aufnahme 
von Böglingen zu entfprechen. Es wird fich aber auf 
bie Dauer dieſes Verhältniß nicht aufrecht halten, um 
fo mehr, als ſich jegt bereits herausgeftellt hat, daß 
viele Geſuche um Aufnahme derartig unterzubringender 
Perſonen haben abgewiefen werden müffen. Deshalb ift 
ſchon feit längerer Zeit bei der Regierung die Ent: 
ſchließung herangereift, eine allgemeine, mehr im Zentrum 
des Landes liegende Anſtalt für dieſen Zwed zu errichten. 
Es hat fi) nun aber weiter herausgeftellt, daß auch 
bie - Landesblindenanftalt in Dresden für ihre Zwecke 
nicht mehr ausreichend ift. Das betreffende Grund: 
ftüd Tiegt Hier an der Ghemniger Straße, wie 
Ihnen bekannt ift, und ift rings umgeben von be- 
bautem ftädtifhen Areal und nad) feiner Richtung hin 
erweiterungsfäbig; im Gegentheile ift bie Regierung 
ber Anficht, daß, wenn die Blindenanftalt verlegt werden 
tünnte und alfo für die Landesblindenanftalt eine neue 
Anftalt errichtet werben könnte, bie Veräußerung diejes 
Grundftüds einen großen Ertrag ergeben und ben Auf: 
wand für die neue Auſtalt wejentlih herabmindern 
würde. Bei der Landesblindenanftalt ift ja ſchon ber 
Umftand eingetreten, baß bie blinden Kinder zu einer 
Vorſchule in Morigburg in einer Nebenanftalt vereinigt 
werben mußten, Wußerbem ift in Morikburg noch eine 
Aupßenabtheilung für erwachjene männliche Blinde und 
in Königswartha für erwachfene weibliche Blinde, die erft 
im jpäteren Lebensalter erblindet find, untergebradit. 
Dur dieſe Trennung "der Anftalten war fon, ab: 
gejehen von den höheren Verwaltungstoften, auch eine 
einheitliche Leitung ber Unftalt ſehr erjchwert. Wille 
biefe Verhältniſſe haben dahin geführt, um fo mehr als 
ſich aud) die Zwede ſowohl für die Schwachſinnigen und 
für die blinden Berfonen in einer Anftalt ſehr gut vereinigen 
laſſen, fie Haben alfo dahin geführt, womöglich eine 
allgemeine Landesanftalt für Blinde und Schwachſinnige 
zu errichten und diefe Anftalt womöglich ziemlich in bie 
Mitte des Landes zu verlegen, um bie bequeme Zugäng— 
lichkeit von allen Seiten zu erreichen. 

In Dresden ift das nicht möglich geweſen und in: 
folge von weiteren Erörterungen bat ſich dann ergeben, 
daß dieſer Zweck fidh in der Nähe von Chemnitz, in dem 
jepigen Orte Altendorf, ſehr gut verwirklichen läßt. Es 
ift dort von Seiten ber Stadt Chemnitz in ſehr entgegen: 
fommender Weife nicht nur zu billigem Preife ein ent: 
fprechenbes Areal angeboten worden, die Stadt Chemnik 
bat fi aud verpflichtet, die Bugängigleit zu biefer 
Anftalt Herzuftellen, die Schleufenbauten zu übernehmen, 
ben Straßenbau und die Wafjerleitung bis zur Anftalt 
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berzuftellen, und fie hat fich verpflichtet, einen bas Areal 
für die Anftalt umgrenzenden Wald auf ewige Dauer 
zu erhalten und ben Böglingen dort die freie Benutzung 
dieſes Waldes zu geftatten. 

Was nun die Verwendung ber jet vorhandenen 
Anftalten anlangt, jo will ich nur noch bemerfen, daß 
für die Unftalt zu Groß: Hennersborf für den Fall, daß 
biefem Plane ber Regierung die Zuftimmung ber Kammern 
zu theil würbe, in Ausficht genommen ift, in Aus— 
geftaltung der Fürſorge für entlaffene Schwacdjfinnige, 
auf die wieberholt in den Landtagsverhandlungen hin— 
gewiejen worben ift, die Einrichtung zur Aufnahme 
folder männliher Schwachfinniger zu treffen, die nad 
ihrer Entlafjung aus der Anſtalt durch ungeeignete Be: 
handlung feitens ihrer Umgebung zur freien Wrbeit 
nicht tauglich verbleiben und denen baher unter bem 
Schutze einer Anftalt die Möglichkeit zur Erwerbung 
eines Theiles ihres Lebensunterhaltes gewährt werben 
möchte. Bu foldem Zwecke würbe fi dieſe Unftalt 
um fo mehr eignen, als von ber Unterftügungsfaffe für 
entlafjene Schwachſinnige ein Gut zu Groß: Hennersborf 
gefauft unb eingerichtet worden ift, in bem zur Beit 
bereitö einer Heinen Zahl von entlaffenen männlichen 
Schwachſinnigen Iandwirthichaftlihe Beihäftigung zu 
teil wird. Zur Unterbringung entlafjener weiblicher 
Schwachſinniger der erwähnten Art würde die Anftalt 
zu Morigburg, die hierzu geeignet erfcheint, in Ausficht 
genommen werben, wogegen bie Anftalt Noſſen zur 
Verwendung für einen anderen ftaatlihen Zweck ver: 
fügbar bleibt. 

Der Platz, der von Seiten der Stadt Chemnig zur 
Berfügung geftellt wird, ift in Größe von 55 ha 
bemefjen worden und es ift hierfür ein Kaufpreis von 
45 Pfennigen pro Meter in Ausfiht genommen, jo daß 
ber Betrag von 250,000 M. zur Erwerbung dieſes 
Bauplatzes ſich nothwendig macht, Nachdem die Zweite 
Kammer biefem Plane ber Regierung zugeftimmt und 
die Bewilligung von 250,000 Mark zur Erwerbung 
dieſes Bauplages für die neue Anftalt ausgeſprochen 
bat, hat dem aud Ihre Deputation zugeftimmt, und fie 
beantragt, wie in dem Ihnen vorliegenden Antrage unter 
Nr. 153 bemerkt ift: 


„die Kammer wolle beichließen, für bie Erwerbung 
von ca. 55 ha bemefjened Bau- und Wirth: 
ſchaftsland zur Erridtung einer (Erziehungs- 
anftalt für blinde und ſchwachſinnige Böglinge 
in Ghemnig den Betrag von 250,000 M. 
zu bewilligen.” 


Ich Habe noch Hinzuzufügen, daß der Ort Altendorf 


demnächſt der Stabt Chemnih einverleibt wirb und in- 
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folge deſſen ſonach auch dem Bezirke der Stadt Chemnig | allerhöchften Punkt geftiegen. Infolge beffen Haben — ich 


in ber Zukunft angehören wird. 
Ich bitte um Annahme des Antrags, 


Präfident: Wünjcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der fall, 

Ih frage die Kammer: 

„Will diefelbe befchließen, für die Erwerbung 
von ca. 55 ha bemefjenes Bau: und Wirth: 
fhaftsland zur Erridtung einer Erziehungs: 
anftalt für blinde und jhwadhfinnige Zög— 
linge in Chemnig den Betrag von 250,000 M. 
au bewilligen?“ 

Einftimmig. 

Wir gehen über zum dritten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlihen Berichte ber zweiten Deputation 
über Tit. 14 des außerordentlihen Staatshaus: 
baltsetat3 für 1900,01, bie Erridtung einer 
neuen Strafanftalt für Gefängnißfträflinge in 
Baupen betreffend.” (Druckſache Nr. 154.) 


(Vergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 946 f.) 
Derjelbe Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Domherr dom Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Noch einfacher liegen die Verhältnifje 
bei Zit. 14 des außerordentlichen Etats, in welchem, 
wie bereit3 jegt erwähnt werden mag, zur Errichtung 
einer neuen Strafanftalt für Gefängnißfträflinge in 
Bautzen 3 Millionen gefordert find. Auch hier handelt 
es fi zur Zeit bloß um Erwerbung des betreffenden 
Plages; über den weiteren Theil diefes Poftulats ift 
von Seiten ber Bweiten Kammer noch fein Beſchluß 
gefaßt worden, vielmehr nod) zu erwarten. 

Die Verhältniffe in Bezug auf die Strafanftalten 
* und Gefängnißanftalten liegen im ganzen genommen 
noch ungünjtiger, als wie e8 bei ben andern Anſtalten 
ber Fall iſt Es ift darauf hinzuweiſen, daß die Be— 
ftände in den Landesanftalten für männliche Sträflinge 
mit wenigen geringen Unterbredungen unausgejegt im 
Steigen begriffen find. Dies geht einmal daraus hervor, 
daß der Unterjchied zwijchen den Belegungsziffern im 
britten Bierteljahre 1895 und dem erften Viertel bes 
Jahres 1899 rund 500 Köpfe mehr beträgt; es ift jo: 
nad in vier Jahren der Beitand um 500 Köpfe ge- 
ftiegen. Die Königliche Staatsregierung hat hierüber 
eine graphiiche Darftellung zu den Alten gegeben, die 
fi hieraus erjehen läßt. Nach ihr find wir im Jahre 
1899 auf dieſen 


(die graphifche Darftellung in den Alten vorzeigend) 


geftatte mir diefen Paſſus aus der Begründung ber 
Königl. Staatsregierung glei wörtlich vorzulefen —: 


‚Infolge deſſen haben in ben Gefängnißftrafanftalten 

u Bmidau, Hohened und Sadjenburg, da andere 
äumlichfeiten nicht zur Verfügung ftanden, feit An: 
fang des Jahres 1898 ungefähr 300 Gefangene mehr 
untergebracht werben müffen, als unter gehöriger Bes 
rüdfihtigung der Raumverhältnifje einerjeits und im 
Hinblide auf bie Sicherheit der Verwahrung der Ge: 
fangenen fowie bie Intereffen des Strafvollzugs über: 
haupt andrerjeits ftreng genommen hätten untergebracht 
werden bürfen. Hierzu fommi, daß bie neuerdings 
von den Bundesregierungen vereinbarten Grundſätze, 
bie bis zu weiterer gemeinjfamer Regelung bei dem 
Bollzuge gerichtlich erfannter Freiheitsſtraäfen anzu— 
wenden find, ein weit höheres Raumerforderniß für 
den Kopf der Gefangenenbeftände aufftellen, als in 
den genannten Strafanftalten befriedigt werben kann.” 


Hiernad) ift das Bedürfniß nad) einer neuen Strafanftalt 
als unabweisbar anzuerkennen. 

Bezüglich des Orts, an welchem biefe Anftalt zu 
errichten fein würde, ift die Regierung von ber Anficht 
ausgegangen, daß babei der Landestheil — die Ober: 
laufig — berüdfichtigt werben möchte, in welchem zur 
Beit noch gar keine größere Landesanftalt ſich befindet, 
zumal dies auch injofern unmittelbar im Interefje ber 
Staatzfaffe Tiegen dürfte, als dadurch in Zukunft ein 
Theil der Koften des Transports der Sträflinge nad) 
den im Weiten der Monarchie gelegenen Strafanftalten 
eıfpırt wird. Die Hauptftadt der Oberlaufig, Bautzen, 
{ft in entgegentommendfter Weile dem Wunſche der Re— 
gierung, dort einen Pla für den Bau ber geplanten 
Gefängnißanftalt zu erlangen, entgegengefommen, und 
hat einen ſolchen Plak in der Größe von 10 ha 20,3 a 
unentgeltlich zur Verfügung geftellt, fowie zu weiteren 
Leiftungen ſich bereit erflärt. Es ift nämlich) auch in 
dieſer Hinfiht zu bemerken, daß aud hier nad 
dem Vertrage die Stadt die Zugängigkeit zur Anftalt 
herftellt: Die Stabtgemeinde ftellt nah 8 5 bes Ber: 
trags in Fortſetzung der Flinzſtraße eine haufjirte Straße 
mit Schleufe, mit Gas und Wafferleitung und verzichtet 
auf Entihädigung wegen Abnutzung ber Straße burd) 
die Fuhren zur Erbauung der Anftalt. Es handelt ſich 
alfo hier bloß um die Genehmigung der ohne Koften für 
die Regierung oder für das Land verbundenen Erwerbung 
dieſes Baulandes im Umfange von 10 ha 20,3 a, welde 
die Stadt Bauen umentgeltiih und Huypothefen- und 
oblaftenfrei an ben Königl. Staatsfisfus abtreten will. 
Die Zweite Kammer bat auf Grund des unabweislichen Be: 
dürfniſſes befchloffen, dem zuzuftimmen und den von dem 
Königl. Staatöfistus mit der Stadtgemeinde Baupen ab- 
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geihlofjenen Vertrag über bie unentgeltliche und Hypotheken: 
und oblaftenfreie Wbtretung einer Geſammtfläche von 10 ha 
20,38 zur Erridtung einer Strafanftalt zu genehmigen. 
Ihre Deputation hat dem allenthalben zuzuftimmen gehabt 
und bittet Sie, dieſem Antrage, den fie in gleicher Form 
an Sie ftellt, Ihre Zuftimmung zu geben. 


Prüfident: Begehrt jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. Ic frage die Kammer: 


„ob jie dem Antrage der Deputation, wie ber- 
jelbe joeben berichtet worden ift, beitritt?” 


Einftimmig. 


Wir gehen über zum ‚ mündlihen Berichte ber 
erſten Deputation über zwei auf das Königliche 
Dekret Nr. 14, den Entwurf eines Geſetzes be- 
hufs Abänderung von $ 4 des Geſetzes vom 
30. April 1890 betreffend, bezügliche Petitionen.‘ 
(Drudjahe Nr. 142.) 

(Berg. M. I.K. S. 21ff. u. I.K. S. 852ff.) 


Excellenz von Charpentier wird uns den Vortrag 
erſtatten. 


Berichterſtatter Wirklicher Geh. Rath von Charpentier: 
Ueber das Königl. Dekret Nr. 14, den Entwurf eines 
Gejeges behufs Abänderung von $ 4 de3 Gejehes vom 
30. April 1890 betreffend, Habe ich die Ehre gehabt, 
ber Kammer ſchon vor einigen Monaten, im Monate 
Dezember, zu referiren. Den damals gefaßten Beſchlüſſen 
ift die Zweite Kammer beigetreten, es iſt aljo zwiſchen 
beiden Kammern in Bezug auf das Dekret feine Differenz 
vorhanden, es find aber bei der Zweiten Kammer nod 
zwei Petitionen zur Behandlung gelommen, die ber 
Erjten Kammer noch nicht vorgelegen haben, weil fie 
erft eingegangen find, nachdem die Sache die Erſte 
Kammer jchon paifirt hatte. Die eine Petition war von 
bem Direktorium des Vereins fächfiiher Gemeindebeamten 
und ift dahin gerichtet, die hohe Ständeverjammlung 
wolle beſchließen, die Königl. Staatsregierung zu er- 
fuchen, den Hinterlaffenen der berufsmäßigen Gemeinde: 
beamten in den fächfiihen Gemeinden, in denen fie noch 
feine Penſionsberechtigung genießen, die Penſions— 
berechtigung zu verleihen und hierzu, wenn irgend thunlich, 
nod in der diesjährigen Situngsperiode eine Vorlage 
an die Ständeverfammlung zu bringen, und die zweite 
Petition ift eine Anfchlußpetition, ausgegangen?von dem 
Borftande der Bereinigung der Bürgermeifter in Städten 
mit Städteorbnung für mittlere und kleinere Städte 
und berufsmäßigen Gemeindevorftänden. Die weite 
Kammer hat bejchloffen, beide -Petitionen der Königl. 
Staatsregierung zur Kenntnißnahme zu überweifen, 


Ihre Deputation ſchlägt ihnen vor, dasfelbe zu thun. 
Es war ſchon auf dem vorigen Landtage eime 
Petition ganz ähnlichen Inhalts eingegangen und eben- 
falls an die Königl. Staatsregierung zur Kenntnißnahme 
übergeben worden. Weiter zu gehen wirb fich auch jeht 
nicht gut empfehlen. Den auf Serbeiführung einer 
Penſionsberechtigung für die Hinterlafjenen der in Frage 
ftehenden Beamten gerichteten Beftrebungen ftehen fo- 
wohl die Königl. Staatsregierung als auch die Kammern 
durchaus fympathifch gegenüber. Während aber die Ge: 
meinden ed jchon jet in der Hand haben, auf orts— 
ftatutarifhem Wege den Hinterlaffenen der fraglichen 
Kategorie Penfionen zu bewilligen und in einer nicht 
ganz geringen Zahl von Gemeinden thatfächlich es ſchon 
jo gehalten wird, ſcheint es doch bedenklich, durch ein 
allgemeines Landesgeſetz allen Gemeinden dieſe Ber: 
pflitung obligatorijch aufzuerlegen, denn mancher Meinen 
Gemeinde würde vielleicht eine Laſt aufgebürbet werben, 
welche ihr zu fchwer wäre. Nun ift es ja möglich, daß 
mit der Zeit die Verhältniffe fi ändern können, jo daß 
die jet bejtehenden Bedenken an Gewicht verlieren 
würden und dann würde vielleicht ein gejehgeberifches 
Vorgehen in Erwägung fommen können. Es ift aud) 
durchaus thunlich, im Wege der Verhandlung darauf 
hinzuwirfen, daß nod mehr Gemeinden als zur Zeit 
der all ift, fich freiwillig zur Bewilligung folder 
Penfionsberehtigung verftehen, und es ift nicht zu bes 
zweifeln, daß unter den zur Zeit noch ſich ablehnend 
verhaltenden Gemeinden fi gar manche befinden, beren 
Kräfte gar nicht überftiegen werden würden, wenn fie 
eine folde Penfionsverpflichtung übernehmen. Es ift 
zu wünſchen, daß die Behörden ihren Einfluß nad 
diefer Richtung geltend machen, und baf ihre Be: 
ftrebungen von Erfolg begleitet fein möchten. Aber zu 
einem zwangsweiſen Vorjchreiten hat die Deputation 
ihrerfeit nicht rathen fünnen, 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber Fall. 

IH frage die Kammer: 

„ob fie dem Antrage ber Deputation beitritt?* 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum fünften Gegenftande: „Antrag 
zum münblihen Berichte der vierten Deputation 
über die Betition des Erblehngutsbefibers 
Robert Gäbler in Hinterhermsborf und Saups- 
borf um Verlängerung ber eleftrijhen Straßen: 
bahn Schanbau » Lihtenhainer Wafferfall bes 
treffend.” (Drudjahe Nr. 143,) 

Herr Öraf von Reg-Behifta wird den Vortrag erftatten. 
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Berichterftatter Kammerherr Graf bon Rex-Zehiſta: 
Meine hochverehrten Herren! Unfang diefes Jahres hat 
ber Erblehngutsbefiger Robert Gäbler, Vorſitzender der 
Sektion Saupsdorf und Hinterhermsdorf des Gebirge: 
vereins, nebft 100 Unterfchriften ein Bittgeſuch an das 
Königl. Minifterium des Innern eingereicht; derſelbe 
bittet gleichzeitig die hohe Ständelammer um gütige 
Unterjtügung. Die Betition geht dahin, die Genehmigung 
der Berlegung des Anfangspunkts der Schandauer 
elektriichen Straßenbahn nad) dem Schandauer Staats: 
bahnhofe zu erteilen, jedoch nur unter der Bedingung, 
daß gleichzeitig auch die Bahn bis Hinterhermsdorf oder 
wenigitens zur Hofmannsmühle verlängert würde. Die 
Betenten bitten alſo, daß bie bereits im Betriebe be: 
findlihde Bahn zwiſchen Schandau:Stadbt nad bem 
Großen Waflerfalle nad; Bahnhof Schandau verlängert 
wird, und daß an bie Sonzeffionirung die Bedingung 
gefnüpft werde, daß die Bahn vom Waflerfalle nad) 
Hinterhermsborf hinauf verlängert werben möge. Sie 
geben an, daß jeht die Bahn in ber Hauptfache den 
Beſuchern des Kuhſtalls, des Prebiſchthors zu gute 
fäme und jo ber Verkehr nad Böhmen geleitet würde. 
Denjenigen Touriften, welche Hinterhermsdorf befuchen 
und bie herrliche Schleufenpartie unternehmen, 13,000 
an ber Bahl im vorigen Jahre, fei der Endpunkt ber 
Bahn zu weit, und es würde daher die Bartie größten: 
theils über Sebnig unternommen. Der Weg burd) 
das ſchöne Kirnigichthal fei aber viel ſchöner, viel fürzer, 
und es würde dann der Verkehr auf dieſer Linie bes 
beutenb fteigen und dadurch die Gemeinde Hinterherms: 
dorf auch davon profitiren. Sie meinen, daß es Auf: 
gabe ber Regierung fei, hier einzugreifen und einen 
bisher ftiefmütterlich behandelten Theil unferes lieben 
Baterlands durch Schaffung billiger Verkehrswege zu 
heben und dadurch deſſen Bewohnern neue Eriftenzmittel 
zuzuführen. Sie verweifen auf die Ortfchaften Schmiede: 
berg und Kipsborf, welche nah Erbauung der Weißerip- 
thalbahn einen ungeahnten Auffhwung erfahren haben. 

Nun, meine Herren, der Weiterbau ber in Rede 
ftehenden Linie nad) dem Bahnhofe Schandau wird von 
ber hohen Staatsregierung befürwortet und fteht auch 
in Ausſicht, daß die betheiligten Gemeinden und die 
ansführende Firma Nuten davon haben werben. Anders 
fiegt e8 mit ber Fortſetzung nad) Hinterhermäborf. 

Bor allem kommt hier die größere Ausdehnung der 
Bahn in Frage, fie beträgt ungefähr 10 km, wos 
durch die Stammlinie um das Doppelte verlängert wird, 
was doch bei dem geringen Berfehre zu Bedenken Anlaß 
geben könnte. Dazu kommt, daß bie Linie beim Ber: 
laffen des Kirnitzſchthales auf einer längeren Strede in 
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ftärferer Steigung, darunter folhe von 1:18 und 1:25, 
geführt werden muß, um das circa 170 Meter über dem 
Thale gelegene Hinterhermsdorf zu erreichen. Beide 
Umftände bedingen Hohe Anlagen und DBetriebsfoften, 
d’e fpezifiich höher fein werden als die der Stammlinie, 
welche keine große Terrainfchwierigfeiten zu überwinden 
hat, fondern fi im konftantem Gefälle dem Laufe des 
Kirnitzſchthals anpaßt. Eine genügende Verzinfung bes 
Anlagekapitals dürfte daher wohl faum zu erwarten fein. 

Die Elektra, tie Erbauerin der Kirmigichthalbahn, 
hat auch ihrerfeits erklärt, daß fie im abfehbarer Zeit 
nicht darauf zulommen fünnte, den Weiterbau der Bahn 
zu übernehmen. Da wohl weder bie in Frage fommen- 
den Gemeinden, deren Einwohnerzahl circa 2000 Seelen 
beträgt, noch die hohe Staatöregierung darauf zufommen 
würden, eine Binsgarantie zu dem eventuell 40,000 Marf 
betragenden Zuſchuſſe der Betriebsfoften zu übernehmen, 
jo jchlägt Ihre Deputation vor, die Petition des Erblehn- 
gutsbefiger® Nobert Gäbler in Hinterhermsdorf und 
Saupsdorf um Verlängerung der elektriſchen Straßen- 
bahn nad Hinterhermsdorf auf fich beruhen zu Lafien. 


Präfident: 
nicht der Fall. 
Ih frage die Kammer: 
„ob fie die Petition auf fi beruhen laſſen 
will?“ 
Einftimmig. 


Wir geben über zum fechiten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte der vierten Deputation 
über bie Petition des Leipziger Spar- und Bau- 
vereins zu Leipzig, die Vergebung von Gemeinde— 
areal zu Bauzweden in Erbpadt, fowie bie 
Gründung einer oder mehrerer Hypothetenbanten 
betreffend.” (Druckſache Nr. 137.) 


Gergl. M. II. K. S. 681 ff.) 


Ich erfuche den Herrn Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler, 
feinen Bericht aufzunehmen. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. ſtaeubler: 
Meine hochgeehrten Herren! Der Leipziger Spar: und 
Bauverein richtet an bie Stänbeverfammlung eine Petition 
vom 12, Januar 1900, welde in zwei verfchiedenen 
Richtungen Entfchliegungen ber Ständeverfammlung 
anſtrebt. Zuerſt bittet er, daß entweder durch Vor— 
ihriften innerhalb bes neuen Baugeſetzes ober fonftwie 
mittels bes der Königl. Staatsregierung auf die Gemeinbes 
verwaltungen zuftehenden Ginflufjes ben jämmtlichen 
Gemeinden des Landes Anweifung gegeben werbe, in 
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Zukunft ihren Grunbbefig, foweit er für Bauzwecke 
nugbar gemacht werben kann, nicht mehr, oder nur nad) 
eingeholter Zuftimmung ber Königl. Staatsregierung zu 
verfaufen, fondern in erfter Linie in — wörtlich — 
„Erbpacht“ zu geben. 

Die Petition fährt nun fort, das Syftem bes „Erb: 
baurechts“ bürfte berufen fein, wenn es in biefer 
Weiſe feitens ber gefeßgebenben Faktoren bem praftifchen 
Leben zugänglich gemacht wird, eine wichtige Rolle in 
ber Entwidelung unferer fozialen Verhältniffe zu fpielen. 
Im nächſten Sage wirb wieder von Pacht geſprochen, 
und es kann bei biefem Wechjel ber Ausbrüde allerdings 
zweifelhaft fein, was bie Petenten im Sinne haben, 
ob Erbbaurecht ober Erbpacht. Erbpacht, meine Herren, 
aber giebt es ſchon feit bem Jahre 1832 in unjerem 
engeren Baterlande nicht mehr. Erbbauredht dagegen 
wird in ben $$ 1012 ff. bes neuen Bürgerlichen Geſetz— 
buchs behandelt. Diejes Recht ift, wie befannt, das 
veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder unter ber 
Oberfläche eines fremden Grundftüds ein Bauwerk 
zu haben. 

Die Deputation nimmt an, daß bie Petition biejes 
Erbbaureht im Sinne hat. Es mag nun fein, daß 
das Erbbaureht einmal eine widtige Nolfe in ber 
Entwidelung unferer fozialen Verhältniſſe, beſonders 
auf dem Gebiete bes Wohnungswefens fpielen ann, 
aber man muß bedenken, daß zur Begründung eines 
Erbbaurechts zwei Perfonen, zwei Faktoren gehören, 
ber Eine, bem bas Erbbaurecht an dem Grundftüde bes 
Anderen eingeräumt wirb, und ber Andere, welcher fein 
Grundftüd dazu hergiebt, daß auf demjelben ober unter 
bemfelben ein Dritter ein Bauwerk errichtet, welches 
biefer Dritte veräußern und vererben kann. Die Be 
ftellung eines Erbbaurechts enthält fomit eine fehr weit: 
gehende Beichränktung des Eigenthums. Ja, das Erb: 
baurecht erlifcht nicht einmal dadurch, daf das Bauwerk 
untergebt. Der Grund und Boden bleibt bienftbar und 
das Bauwerk kann ſtets von neuem auf dem fremben 
Grundſtücke errichtet werben. 

Es erfcheint nun fraglich, ob gerabe bort, wo bie 
Wohnungsfrage brennend ift, alfo in ben großen Stäbten 
und in ihrer Umgebung, ſich werben Perſonen finden 
laſſen, welche ihr Grundſtück zu einem Erbbaurechte her: 
geben und zwar unter günftigeren Bedingungen als im 
Falle bes wirklichen Verkaufs. Der Petent glaubt nun 
aber, ein Mittel gefunden zu haben zur, wie er fagt, 
praftifchen Verwerthung bes Erbbaurechtes. Nämlich er 
will, daß durch dad Baugeſetz oder durch Verfügung ber 
Königl. Staatöregierung die Gemeinden des Landes an: 
gewiefen werben, in Zukunft ihren Grundbefig nicht mehr, 
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ober nur nad) eingeholter Zuftimmung ber Staatsregierung, 
zu verfaufen, fondern ihn in Erbbaurecht zu vergeben, 
mit anderen Worten: ben Gemeinden das felbftändige 
Verfügungsreht über ihren Grundbeſitz zu gunften bes 
Erbbaurechts zu entziehen. Meine hochgeehrten Herren! 
Daß man in bem Baugefepentwurfe, auf welchen ber 
Petent zulommt, an einen berartigen Eingriff in das 
Eigenthumsrecht der Gemeinden nicht gedacht bat und 
auch bei ber Berathung auf einen ſolchen nicht ernftlich 
zufommen wird, ift Ihrer Depntation zweifellos, und 
ebenjo zweifellos ift es, daß eine bloße Verfügung ber 
Staatöregierung im Sinne bes Betenten rechtlich und 
fattiih unmöglich fällt. Daher muß es die Depntation 
ablehnen, der Königl. Staatsregierung derartige Maß— 
nahmen, wie fie der Petent wünſcht, zuzumutben, und 
wenn ber Betent zu der Wenkerung zu verfchreiten für 
gut findet, daß viele Gemeinden des Landes, darunter 
größere Städte an ber Spike, ohne Bedenken ſich dem 
Spekulantenthume beigejellen, indem fie Land in großem 
Maßſtabe auflaufen, nur um es fpäter als Bauland zu 
möglichſt hohem Preife zu verkaufen, fo ift bem gegen- 
über zu fonftatiren, daß diefe Behauptung jeden Beweijes 
ermangelt, ja der PBetent nicht einmal verfucht hat, auch 
nur eine einzige Thatfahe zur Begründung dieſer Be- 
ichuldigung der Gemeinden anzuführen. Wenn bie Ge 
-meinden zum Anlaufe von Urealfompleren verjchreiten, fo 
gefchieht es, um den Interefien der Allgemeinheit durch 
Schaffung befferer Verlehrs-, beziehentlich gefundheitlicher 
und fonftiger, da3 Gemeinwohl fürdernder Maßnahmen 
zu dienen. — Aus allen diefen Gründen beantragt bie 
Deputation, die Petition in ihrem erflen Theile auf ſich 
beruhen zu lafien. 

In zweiter Linie bezeichnet nun der Betent als 
dankenswerthe Aufgabe ber gejeggebenden Faktoren: bie 
Gründung einer oder mehrerer Hypothelenbanken, bie 
fi) ausfhlieflih mit der Gewährung von Tilgungs- 
hypothelen befallen. Er jagt: „Die hohen Stände 
werben uns zugeben, daß das Schuldenmachen, aljo aud) 
das Aufnehmen von Hypothefen nur bann als eine ge: 
funde wirthihaftlide Maßnahme zu betrachten ift, wenn 
von vornherein auf allmähliche Tilgung der Schulb 
Bedacht genommen wird." — Meine hochgeehrten Herren! 
Das kann ja jeder unterfchreiben, und auch Ihre Depus 
tation giebt es unummunben zu; aber fie ift in Ueber: 
einftimmung mit der Zweiten Kammer, von welder dieſe 
Betition bereits verabſchiedet worden ift, ber Meinung, 
daß ein Bebürfniß zur Errichtung neuer Hypothelen⸗ 
banten, welche Tilgungshypotheten zulaffen, in unferem 
engeren Vaterlande wahrlich nicht befteht. Es beftehen 
derartige Banken befanntlich in größerer Zahl, 2. aber 
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gehört bie Gründung derartiger Banken doch wohl nicht 
zu ben Yufgaben des Staates, und 3. würde e8 zu ben 
größten Bedenken führen, wollte der Staat die Gewähr 
für derartige Hypothelenbanfen übernehmen. 

Die Deputation beantragt aljo, auch diefen Theil 
ber Petition und ſomit bie ganze Petition auf ſich be: 
ruhen zu laſſen. 

BPräfident: Wünfht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 

„ob fie bie Petition in summa auf fidh be- 
ruhen laſſen will?“ 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum legten Gegenftande der Tages: 
ordnung: „Antrag zum münbliden Berichte ber 
zweiten Deputation über die wegen Errichtung 
von Amtögerihten eingegangenen Betitionen.“ 
(Drudjahe Nr. 155.) 

(Vergl. M.11.8. ©. 948 ff.) 

Hierüber wird Herr Bizepräfident von Zezſchwitz 
berichten. 

Berichterftatter Landesältefter vom Zezſchwitz: Meine 
hochgeehrten Herren! Ich habe Bericht zu erftatten über 
bie Betitionen, welche in dieſer Landtagsſeſſion ein- 
gegangen find um Errichtung von Amtsgerichten. Es 
find deren nicht weniger wie 22, davon find aber eine 
Anzahl alte Bekannte, weldhe bie Kammer jchon öfter 
beſchäftigt Haben; drei Petitionen find neu. Ich er: 
wähne, daß 10 Orte, aus benen Petitionen ftammen, 
Orte find, in denen ſich früher Gerichtsbehörden be: 
funden haben. Ehe ich die einzelnen Gejuche vortrage, 
erlaube ich mir einige allgemeine Bemerkungen. 

Es handelt ſich bei der heutigen Beichlußfafjung 
nit um Bewilligung von Mitteln im laufenden Etat, 
fondern es Handelt fich Iediglih um die Begutachtung 
ber eingegangenen Petitionen und über den Beſchluß 
darüber, mit welcher Zenfur die Petitionen an bie 
Königl. Regierung zu überweifen find. Würde es fid) 
um unmittelbare Bauten handeln, die in Der gegen: 
wärtigen Finanzperiode ſchon in Rechnung fämen, jo 
hätte es Geſetzesvorlagen beburft; benn befanntlich ift 
durch Gefeh von 1879 vorgefchrieben, daß neue Amts: 
gerichte nur auf gejehlihem Wege kreirt werden fünnen, 
Die Königl. Staatsregierung hat fich in diejer Finanz: 
periode nicht beiwogen befunden, berartige Vorlagen zu 
machen. Die Zweite Kammer hat fi damit einverftanden 
erklärt, und Ihre Deputation ift berjelben Meinung. 

Einen kurzen Rückblich, ehe ich zu ben Petitionen 
übergehe, will ich mir noch geftatten. Seit ben Jahren 
1873—1883 find nicht weniger als 18 Amtsgerichte im 
Königreihe Sachen aufgehoben worden infolge der da— 
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maligen Neuorganifation ber Juſtiz. Im ber neueften 
Zeit, von 1891 an, find im ganzen 5 Amtsgerichte 
wieder errichtet worben. Letzterer Umftand, daß die Ne: 
gierung und die Stände ſich mit der Wiebererrichtung 
von Amtögerichten überhaupt beichäftigt Haben, ferner der 
Umstand, daß viele von den Orten, an benen früher 
Gerichtsbehörden beftanden haben, ſich daran noch nicht 
gewöhnen wollen, ift, wie ic) annehme, bie Urſache der 
überaus zahlreichen Petitionen, die und gegenwärtig vors 
liegen. So viel Wohlwollen man für diefe Wünfche haben 
fan, unb fo viel Berftändnii auch dafür befteht, daß 
namentlich in Orten, wo früher Amtsgerichte waren, der 
Wunſch befteht, jo glaube ich doch, Haben die Re— 
gierung und die Stände die Verpflichtung, ſich zurüd- 
baltend zu verhalten, und an die Neufreirung von Amts: 
gerichten nur dann zu gehen, wenn ein nothmwendiges 
Bedürfniß vorliegt. Darunter glaube ich verftehen zu 
follen: daß entweder eine foldhe Ueberlaftung eines ein- 
zelnen Amtsgerichts vorliegt, daß die Geſchäfte nicht zur 
Befriedigung des Publitums und im Intereffe der Juftiz- 
pflege an der Stelle allein erledigt werben können, oder 
wenn Berfehröverhältnifje in Frage kommen, die auf 
die Dauer die Entfernung des Amtsgerichts zu groß 
erfcheinen lafjen. Die Finanzlage des Landes, glaube ich, 
geftattet es im Augenblicke nicht, die Verleihung von 
Amtsgerichten mehr als Geſchenke werden zu laſſen. Bei 
ber Beurtheilung der einzelnen Gefuche Haben fich die 
Negierung und bie Ständeverjammlung in früheren 
Landtagen über gewiſſe Grundfäge vereinigt. Man ift 
nämlich — id; gehe davon aus, da wir gegenwärtig 
nicht vor der unmittelbaren Errichtung von Amtsgerichten 
fprechen, fondern nur von Direftiven für den Bwed ber 
Beurtheilung der vorliegenden Petitionen — man ift 
davon ausgegangen, daß Petitionen um Errichtung eines 
Amtsgerichts nur dann günftig beurtheilt werden, wenn 
es fih um Neuformirung eines Bezirks von mindeſtens 
10,000 Seelen handelt, wenn feftfteht, daß die betheiligten 
Gemeinden minbeftens in der Mehrzahl einverjtanden 
find, wenn nicht eine wefentliche Verſchiebung der Ge: 
meindebezirfe und der Verwaltungsbezirke bie Folge ift 
und enblich, wenn die beteiligten Gemeinden oder eine 
davon wefentliche Opfer zu bringen bereit oder imftande 
find. Ic) glaube, da; man an diefem Standpunkte wird 
fefthalten können, und ich gehe nun zu bem fpeziellen 
Vortrage der Gejuche über an der Hand ber gebrudten 
Vorlage Nr. 155. Hier ift die Neihenfolge eingehalten 
wie in ber Zweiten Kammer, dab nämlich diejenigen 
Geſuche zuerft erwähnt und behandelt werben, welche ber 
Regierung vorzugsweije empfohlen werden. Ich wieder: 
hole, daß die Empfehlung zur Erwägung, die ja gemäßlt 
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worden ift, nicht den Zweck Hat, die Regierung zu ver- 
anlafjen, etwa fchon unbebingt dem nächſten Lanbtage 
Vorſchläge zu machen oder Gejeßesvorlagen zu machen, 
fondern, daß der Beitpunft offen bleibt. 

Es handelt ſich zunächſt um bie Petition des Ortes 
MRötha. Rötha Hat, wie ich glaube, viele Jahrhunderte 
lang ben Befig einer Gerichtsbehörde gehabt. Das 
Amtsgericht dort ift 1874 aufgehoben worden, und feit- 
dem hat die Stabt nicht verfehlt, alljährlih an alle 
Landtage mit neuen Geſuchen zu fommen. Eine künftige 
Seelenzahl des zu formirenden Bezirks von 10,000 ift 
ziemlich gefichert, auch ift das Einverftänbniß ber in 
Frage kommenden Gemeinden in ber Hauptſache ba. 
Die Stabt will auch Opfer bringen, alfo gewiſſe Voraus: 
ſetzungen find vorhanden, aber auch Widerfprüche, und 
zwar namentlih von ber Stabt Borna, beren Gerichts- 
amt einen Theil ber Ortfchaften abgeben foll, um ben 
neuen Bezirk Rötha zu formiren. Obgleih alfo alle 
biefe Vorausſetzungen vorhanden find, ift bie Negierung 
troßdem nicht der Meinung, und bie Deputation hat 
bem zuftimmen müffen, baß ein abjolutes, fofort zu be— 
friedigendes Bedürfniß für Rötha vorliegt, und em- 
pfiehlt die Deputation deshalb, bei dem früheren Be- 
ſchluſſe ftehen zu bleiben, die Petition zur Erwägung 
zu geben, als bie — Zenſur, die nei gegeben 
wirb, 

In derfelben * hat ſich die Deputation — 
gegenüber dem Geſuche von Wilkau um Errichtung eines 
Amtsgerichts. In Willau iſt ein Unterſchied. Dort 
hat früher ein beſonderes Gerichtsamt nicht beſtanden, 
und es wird jetzt darum gebeten. Es wird eine Seelen- 
zahl für den künftigen Bezirk von 26,000 Seelen in 
Ausſicht genommen. Auch hier hat ein Theil der Ge— 
meinden, die hier in Frage kommen, ihr Einverſtändniß 
erklärt, und ſpricht ja wohl manches dafür, daß es für 
die Zukunft einmal vor ſich geht. Ein dringendes Be— 
bürfniß ift auch Hier nicht anerfannt worben von Seiten 
ber Deputation, namentlich im Hinblide darauf, daß es 
fehr viele Verkehrsmittel zwijchen Willau und Zwickau 
giebt, und daß überhaupt große Entfernungen nicht in 
Frage kommen, Anders kann das ſich ja geftalten in 
Zukunft, wenn bie betheiligten Ortfchaften in dem Maße 
fortwachfen follten, wie e8 bis jebt ber Fall war. Des: 
halb Hat bie Deputation befchloffen, bei bem früheren 
Beichluffe der Erwägung ftehen zu bleiben. 

Bräfident: Wünſcht jemand das Wort? — Herr 
DOberbürgermeifter Seil! 


’ 
Oberbürgermeifter Keil: Ich bin bem Herrn Vize 
präfibenten fehr dankbar, daß er anerfannt hat, daß ein 
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dringenbes Bebürfniß zur Errichtung eines Amtsgerichts 
in Wilkau nicht eriftirt, zumal ich ja in meiner Eigen: 
ſchaft als Vertreter der Stadt Zmwidau an der Sadıe 
nicht ganz unintereffirt bin. Ich kann aus meiner Er- 
fahrung heraus beftätigen, daß allerdings ein ſolches 
Bebürfni nicht vorliegt. Die Berfehrsverhältnifje find 
derartig, daß eigentlich Wilfau faft zu den Wororten 
von Zwidau gerechnet werben muß. Die kurze Ent: 
fernung von 5 km wirb nicht nur durch 33 Vorortzüge, 
die täglich Hin und her verkehren, fat aufgehoben, fon: 
bern es fteht außerdem bie Eröffnung einer eleftrijchen 
Bahn in Ausfiht, mit der man, wenn ich nicht irre, 
in 25 Minuten aller 12 Minuten von Willau nad 
Bwidan gelangen kann. Es kommt hinzu, daß einige 
ber Dörfer, die nach der Petition zu Wilfau gezogen 
werben follen, näher an Zwidau liegen, als an Wilkau. 

Ih müßte deshalb eigentlich Bedenken tragen, dem 
Votum der Deputation zuzuftimmen; benn ich müßte mir 
doch fagen, daß, wenn man die Petition von Wilkau 
bei der Sachlage zur Erwägung überweift, man dann 
noch mande anbere ber hier vorliegenden Petitionen 
mit einer günftigeren Zenfur ausftatten müßte. Ich 
denfe ba namentlich, ohne mich weiter barauf einzulaflen, 
an die Petitionen von Schöneck und von Delsnig i. E. 
Es würde mir fehr intereffant fein, zu erfahren, welche 
Gutachten etwa von ben in frage kommenden Behörden, 
fei e8 nun vom Bwidauer Amtsgerichte oder Landgerichte 
ober etwa von ftaatlihen Berwaltungsbehörben, der 
Kreishauptmannfchaft oder der Amtshauptmannfchaft, in 
biejer Frage abgegeben find. Ich weiß nicht, ob ſolche 
Gutachten bereits eingeholt find; ich weiß nur, daß 
Verhandlungen über die Errichtung dieſes Amtsgerichts 
geſchwebt haben. Aber ih bin bavon überzeugt, daß, 
wenn biefe Behörben gefragt worben find, fie alle mit 
mir in der Beurtheilung bes ſehr geringen Bebürfnifjes 
übereinftimmen. 

Das Einzige, was man dafür anführen fann, ift 
meines Erachtens ber Umftand, daß bie Petition ſchon 
einige Male, ich glaube, zweimal, eine derartige Zenfur 
erhalten hat. Aber dies fann nad; meinem Dafürhalten 
jegt nicht mehr durchſchlagend fein, weil ſich die Ver: 
hältniffe jeitbem im ſehr erheblicher Weife geändert 
haben. 

Ih kann nur in der Erwartung dem Votum ber 
Deputation zuftimmen und mic) enthalten, einen anberen 
Untrag zu ftellen, der ja auch nad Lage ber Sache 
jegt ausſichtslos fein würde, daß bie Erwägungen, 
welche bie Königl, Staatöregierung anftellen wird, auch 
bie erheblichen Bedenken mit umfafjen, bie gegen bie 
Neugründung des Amtsgerichts in Willau ſprechen. 
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Es ift nämlich auch nod) darauf hinzuweiſen, meine 
Herren, daf in Bwidau der Bau eines neuen Anbaus 
ans Amtsgericht, der jchon in der vorigen Periobe be: 
willigt worben ift, bevorfteht, ba durch diefen Bau 
dann alle räumlichen Bebürfnifje, die jegt in Zwickau 
beftehen, befriedigt werden und daß erhebliche Erjparnifie 
des Betriebes des Zwidauer Amtsgerichts nad) meiner 
Anfiht und Ueberzeugung nicht gemacht werden, jelbft 
wenn die 25,000 Seelen vom Amisgerichte Zwickau ab- 
getrennt und nad Willau gewiefen werden. Es wird 
alfo die Neugründung des Wilfauer Amtsgerichts auch 
eine erhebliche finanzielle Belaftung ber Staatskaſſe bar: 
ftellen. 

Ich bitte aljo die Königl. Staatsregierung, bei ber 
Erörterung, welde fie anjtellen wird, dieſe Gedanken 
mit zu berüdjichtigen. 


Präfident: Herr von Waßzdorf! 


Nittergutsbefiger von Watdorf; Meine Herren! 
Ih gönne ber Stadt Rötha vollftändig die Errichtung 
eines Umtsgerichts, nachdem fie es früher jehr lange 
gehabt Hat. Allein ich fürchte, daf, wenn die Seelen: 
zahl bemeſſen ift, bie dorthin einbezirft werben ſoll, 
auch Ortſchaften einbezirft werden dürften, Die eigent- 
li feine Beziehungen dorthin Haben und lieber aus: 
bleiben. 

Das gilt insbejondere von meinem eigenen Siße. 
Ich weiß, dab in den Petitionen der Ort Störmthal 
wiederholt genannt worden ift. Ich weiß aber auch, 
daß ich mich dagegen ausgeſprochen habe und auch bie 
Gemeinde meines Wiſſens dagegen gewefen ift. 

Ich möchte die Anfrage an die Königl. Staats: 
regierung richten, ob dieſer Ort mit einbezirkt werben 
jolf oder micht, wenn es dazu fommt, und ob er mit 
in dieſer Seelenzahl enthalten ift, die genannt worden 
ift, um das Amtsgericht Rötha lebensfähig zu machen. 


Präftdent: Ercellenz! 


Staatsminifter Dr. Schurig: Bei jämmtlichen Ort— 
Ihaften, die auf dem gegenwärtigen Landtage um Er» 
richtung von Amtsgerichten petitionirt haben, bat bie 
Staatäregierung jehr wenig Interefie an der Errichtung. 
Es fommt bei feiner dieſer Ortichaften etwa die Noth— 
wenbigfeit in frage, das Mutteramtögericht zu entlaften. 
Es Handelt fi Hier bei ſämmtlichen Petitionen nur um 
bie Erweijung einer Wohlthat an diejenigen Ortfchaften, 
die die Amtsgerichte erhalten wollen, und dann an die Ort- 
ihaften, die etwa in der unmittelbarften Nähe liegen. Es 
hat deshalb die Staatsregierung von ihrem Standpunkte 
aus nicht das minbefte oder wenigftens fein großes 
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Intereſſe daran, daß die eine oder die andere Petition 
zur Erwägung oder zur Kenntnißnahme gegeben oder 
auf ſich beruhen gelaſſen werde. Ich glaube daher auch, 
daß die Beantwortung der Frage, ob der Einſpruch 
des Herrn Oberbürgermeiſters Keil aus Zwickau be— 
achtlich ſei oder nicht, lediglich davon abhängen wird, 
ob die Nachtheile, die die Stadt Zwickau durch die Er— 
richtung des Amtsgerichts in Wilfau hat, größer fein 
werden als die Vortheile, die Wilkau und bie unmittel- 
bar umliegenden Ortjchaften aus der Errichtung ziehen 
würben, 

Daraus, daß die Regierung von ihrer Seite fein 
eigenes Intereſſe hat an der Errichtung jener Amts— 
gerichte, insbefondere auch des Amtsgerichts Rötha, folgt 
aber au, daß die Regierung niemals eine Ortſchaft 
zwingen wird, wider ihren Willen fich zu einem Amts— 
gerichte jchlagen zu laſſen. Es wird, wenn den Plänen 
wird näher getreten werben müfjen, zu erörtern fein, 
ob und in wieweit bie Ortjchaften, die einbezirft werben 
jollen, geneigt find, fich einbezirfen zu laſſen. Es wird 
feine Ortichaft gezwungen werben. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Herr Graf von Rex: Zebtlip! 


Kammerherr Graf von Rex-Zedilitz: Ich wollte 
eine allgemeine Bemerkung machen, wenn das nod ge: 
ftattet ift. 


Präfident: Es fragt fih, wie eng ber Zuſammen— 
hang mit dem vorliegenden Gegenftande ift. 


Kammerherr Graf von Rex-Zedtlitz: Ich wollte 
mir nur die Bemerkung geitatten, daß es im allgemeinen 
gewiß außerordentlich lobenswerth und dankenswerth ift, 
wenn bie hohe Staatsregierung bereit ift, den Wünſchen, 
die jebt vielfach an den Tag kommen, neue Amtsgerichte 
in Heineren Städten errichtet, ober wieber errichtet zu 
jehen, nachzukommen. Ich ftehe aber in biejer Be— 
ziehung ganz auf dem Standpunfte, den der Herr Be— 
richterftatter eingenommen hat, und ich bin auch der 
Anficht, daß mit größter Vorficht vorgegangen werben 
müſſe. 

Ih glaube, daß vor allen Dingen darüber Er- 
Örterungen angeftellt werben müſſen, ob bie Lebens- 
fähigkeit eines neuen Gerichts auch wirklich konſtatirt 
ift und ob die betreffenden Ortfhaften, namentlich die 
Heineren, ländlichen Ortſchaften, welche mit einbezirkt 
werben jollen, durchweg den Wunſch Haben, eine 
Aenderung vorgenommen zu fehen. Ich lann mir den 
Fall ſehr wohl denken, daß eine ländliche Bevölkerung 
es vorziehen fann, einen, wenn auch etwas entfernteren, 
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größeren Ort doch nad wie vor als Sitz bes Amts— 
gerichtö beibehalten zu jehen, wenn fie ohnedies ſchon 
von vornherein nähere Beziehungen mit biefem Orte 
hat und er ihr durch jeine großen Nutzquellen fo manche 
Bortheile bringt, welche der Heinere, wenn auch nähere 
Ort ihr nicht zu bringen imftanbe ift. Ich glaube, daß 
vor allem auch die Wünſche der ländlichen Bevölkerung 
ganz bejonders berüdfichtigt werben müfjen. 

Nun, Se. Ercellenz Hat foeben in diefer Beziehung 
fehr beruhigende Aeußerungen gethan. Gin ganz be- 
fonder8 wichtiger Punkt wird in biefer Angelegenheit 
jedenfalls auch die Geldfrage fein, 


(Sehr richtig!) 


namentlih in unjeren jetzigen Verhältniffen. Ich er: 
laube mir, darauf hinzuweifen, daß unfer auferorbent- 
Iiher Staatshaushaltsetat jeht ſchon eine fehr Hohe 
Summe nachweiſt und daß darin allein das Königl. 
Suftizminifterium eine Summe von ungefähr 6'/, Millionen 
beanſprucht. 

Unter dieſen Verhältniſſen wird es wohl angemeſſen 
ſein, wenn nicht ganz beſonders günſtige Umſtände 
zuſammenwirken — ich denle mir z. B. eine Ueber: 
bürdung des Amtsgerichts oder der Mangel an Lo— 
talitäten —, wenn nicht ganz beſonders günftige Um— 
ftände zufammenwirfen, wird es troß der großen Bereit- 
willigfeit des Königl. Minifteriums und troß ber viel- 
fach bargelegten Wünſche doch angemefien fein, in 
diefer Angelegenheit eine gewiſſe Zurückhaltung zu be- 
obachten. 


Präfident: Es begehrt niemand mehr das Wort, 
— ich ſchließe die Debatte und frage die Kammer: 


„ob fie befhließen will, die Betitionen wegen 
Erridtung von Amtsgeridten in Rötha und 
Bilfau der Königl. Staatsregierung zur Er: 
wägung zu überweiſen?“ 
Einftimmig. 
Ich erfuche den Herrn Berichterftatter fortzufahren. 


Berichterftatter Landesältefter von Zezſchwitz: Die 
Zweite Kammer hat, ohne daß von Seiten ber Königl. 
Staatsregierung Widerjpruch erhoben worden wäre, ſechs 
weitere Petitionen der Königl. Staatsregierung zur Kennt: 
nißnahme überwiefen. Davon find fünf Petitionen ber 
Kammer nicht unbelannt. Es find dies die von Brandis, 
Gottleuba, Schöned, Strefla und Weißenberg. Die Ver— 
hältniſſe, die bort in Frage fommen, find an ber Hand 
der Grundfäge, von denen ich vorhin geſprochen Habe, 
aufs neue unterfucht worben, unb überall find bie Bor: 
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ausſetzungen betrefis ber Seelenzahl ıc. ıc. vorhanden. 
Die Deputation trägt kein Bedenlen, der Kammer vor- 
zuſchlagen, auch in Bezug auf diefe Petitionen die vor: 


jährigen Beſchlüſſe zu wiederholen. 


Neu Hinzugelommen als zur Kenntnißnahme empfohlen 
ift die Petition des Ortes Zwönitz. Zwönitz gehört 
jegt zu Stollberg. Dort kommt eine Seelenzahl von 
16,000 Einwohnern in frage. Es ift aud eine große 
Geneigtheit unter den betheiligten Gemeinden vorhanden. 
Deshalb trägt die Deputation kein Bedenken, dieſe Petition 
in Uebereinftimmung mit ber Zweiten Kammer zur Stennt- 
nißnahme zu empfehlen. 

Weiter habe ich zu biefen unter 2 genannten Bes 
titionen vor der Hand nichts zu jagen. 

Präfident: Begehrt jemand das Wort? — Es ift 
nit der Fall. 

IH frage: 

„ob die Kammer bie Petitionen von Brandis, 
Gottleuba, Shöned, Strehla, Weißenberg 
und Zwönig zur Kenntnißnahme überweifen 
will?“ 

Einftimmig. 


Berichterftatter Landesältefter bon Zezihwig: Ferner 
liegen noch 13 Petitionen vor, bezüglich deren die Zweite 
Kammer beichloffen hat, fie auf fich beruhen zu Lafjen. 
Ein großer Theil davon Hat ſchon früher der Stände: 
verfammlung vorgelegen, und es handelt ſich infoweit 
um die Wiederholung eines Beſchluſſes. Der Beſchluß 
wirb vorgejchlagen zu wiederholen bezüglich Geringe: 
walde, Geyer, Grünhain, Hartha, Meinersborf, Thal: 
beim und Thum. Neu find die Petitionen von Dels- 
nitz i. E, Kötzſchenbroda, Groigfch und Morikburg. Bei 
den erftgenannten Geſuchen find theilweife die Er- 
örterungen beendet, die vorausjugehen pflegen. Es hat 
fih aber Hier eine Nothwendigkeit in feiner Weije ber: 
außgeftellt. Theilweife find die Erörterungen noch nicht 
abgeſchloſſen. Namentlich ift zu bemerken, ba bie Orte 
Meinersborf, Thalheim, Thum, Delsnitz und aud) 
Bwönig, wovon vorhin ſchon bie Rebe war, miteinander 
follidiren. Dieſe fämmtlihen Ortſchaften liegen im 
Bwönigthale refp. in der Umgegend, und ba mehrere 
Gerichte in bem Bezirke dort formirt werben follten, ift 
nicht wahrſcheinlich. Alſo bezüglich diefer Geſuche, bei 
denen die Erörterungen noch nicht abgeſchloſſen find, 
möchte ich erft recht empfehlen, fie auf fich beruhen zu 
laſſen. 

Moritzburg hat ſeine Wünſche nicht weiter be— 
gründet, ſondern ſich bloß darauf berufen, daß dort 
früher ein Gerichtsamt beſtanden habe. 
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Die Deputation empfiehlt, bie eben genannten Pe— 
titionen auf ſich beruhen zu laſſen. 


Präfident: Es wünjcht niemand mehr das Wort. — 

Ih frage bie Kammer: 

„ob fie bie Petitionen von Geringswalbe, 
Geyer, Groitzſch, Grünhain, Hartha, Köpfchen: 
broda, Lugau, Lunzenau, Meinersborf, Dels- 
nig i. E, Thalheim, Thum auf fih berufen 
laffen will?“ 

Einftimmig. 

Berichterftatter Landesältefter vom Zezſchwitz: 
Schließlich habe ich noch fpeziell zu beantragen unter 4, 
daß die Kammer beichließen wolle, die Petition ber 
Stadt Borna gegen Wiebererrihtung eines Amtsgerichts 
in Rötha auf ſich beruhen zu Laffen. 

Präfident: Es wünſcht auch hierniemand das Wort. — 

Ih frage die Sammer: 

„ob fie die Petition der Stadt Borna gegen 
Wiebererrihtung eines Amtsgerichts in Rötha 
auf ji beruhen laſſen will?” 

Einftimmig. 

Ingleihen frage id: 

„ob bie vorhin ſchon erwähnte Petition von 

Morigburg, infomweit fie fih auf die Er- 

rihtung eines Amtsgerichts bezieht, auch auf 

fi beruhen gelaffen werben ſoll?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages: 
ordnung angelangt. Ich beraume bie nächfte Sigung 
auf Donnerstag, ben 29, März, mittags 12 Uhr an 
und febe auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus der Megiftrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge, 

2, Antrag zum münblichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Betition des konzeffionirten 


Sähfifhen Schiffervereins zu Dresden um Er- 
richtung eines Floßhafens in der Nähe ber 
ſächſiſch-böhmiſchen Grenze. (Drudjache Nr.166.) 

3. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition der Nabelarbeits- 
lehrerin Erbmuthe Lucie Kretzſchmar in Leipzig 
und Genofjen, bie Verleihung ber Penfions- 
berechtigung betreffend. (Drudjahe Nr. 136.) 

4. Untrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über bie Petition der in die Parochien 
Döbeln und Hainichen eingepfarrten Land— 
gemeinden und Rittergüter um Abänderung bes 
Gejehes vom 8. März 1838, einige Beftimmungen 
über bie Verpflichtung der Kirchen und Schul- 
gemeinben zur Aufbringung bes für ihre Kirchen 
und Schulen erforderlihen Aufwands betreffend, 
(Drudjahe Nr. 138,) 

. Untrag zum mündlichen Berichte der viertem 
Deputation über die Petition bes allgemeinen 
Hausbefigervereins zu Leipzig und Genoffen, 
Aufbringung der Sirchenanlagen betreffend. 
(Druckſache Nr. 139.) 

6. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über bie Petition Peter Henfelers 
in Dresden und Genoffen, Aenderung bes 
Barodiallaftengefeges vom 8. März 1838 be- 
treffend. (Druckſache Nr. 162.) 


Zur Mitvollziehung bes Protokolls lade ich ein 
bie Herren Geh. Kirchenrath Dr. Bank und Domberr 
Dr, Friederici. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 
zu verlefen. 

(Geſchieht durch Sekretär Thiele.) 

Sind bie Herren mit dem Protofoll einverftanden? 
— Gie find einverftanden. 

Ich erfläre dasſelbe für genehmigt und ſchließe die 
öffentliche Sitzung. 

(Schluß der Sigung 1 Uhr 33 Min. nachmittags.) 


Sr 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorftand bes Königlichen Stenographifchen Inftituts 
i. ®. Profeffor Eduard Oppermann — Rebalteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresben. 
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Fünfundvierzigfte öffentliche Sitzung 
der Erften Sammer 
am 29. März 1900, mittags 12 Uhr. 


Snbalt: 

Bortrag und Genehmigung der Ständiſchen Schriſt auf 
das Königl. Dekret Nr. 14. Regiftrandenvortrag 
Nr. 1128— 1140. — Ünträge zu ben münblichen 
Berichten der vierten Deputation über: a) die Petition 
des konzeſſionirten Sächſiſchen Schiffervereins zu Dresden 

. um Grridtung eines Floßhafens in ber Nähe ber 
ſaͤchſiſch⸗ bbhmiſchen Grenze; b) die Petition der Nabel 
arbeitslehrerin Erbmuthe Qucie Kregichmar in Leipzig 
und Genofjen, die Verleifung ber Penſionsberechtigung 
betr.; c) die Petition der in die Parochien Döbeln und 
Hainichen eingepfarrten Landgemeinden und Nittergüter 
um Abänderung bes Gejehes von 8. März 1838, einige 
Beitimmungen über die Verpflidtung der Kirchen» umb 
Schulgemeinden zur Aufbringung bes für ihre Kirchen 
und Schulen erforderfihen Aufwandes beir.; d) bie 
Petition bes Allgemeinen Hausbefigervereins zu Leipzig und 
Genoſſen, Aufbringung der, Kirchenanfagen betr, und 
e) die Petition Beter Henfelerd in Dresden und Genofjen, 
Aenderung des Parociallaftengejepes vom 8. März 1838 
betr. — Feftfegung der Zeit und Tagesordnung für bie 
nädhfte Sitzung. — Borlefung und Genehmigung des 
Protokolls über bie Bra En 


Bräfident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 


Der Herr Staatsminifter Dr. von Seydewitz, 
fowie der Herr Regierungslommiffar Geh. Regierungs- 
tath Dr. Böhme. 


Anweſend 40 Kammermitglieber. 
1.8. (2. Abonnement.) 


Präfident: Meine Herren! Ich bitte Ihre Pläpe 
einzunehmen. Ich eröffne die öffentliche Sikung. 

Es erfolgt zunächft der Vortrag einer Stänbifchen 
Schrift über das Königl. Dekret Nr. 14, ben Entwurf 
eines Gejepes behufs Abänderung von 8 4 bes Gejehes 
vom 30. April 1890 (&.- u. B.-Bl. ©. 06) betreffend. 
Se. Erellenz Geh. Rath; von Eharpentier wird ben Bor: 


trag geben. (Wird verlefen.) 


Hat jemand gegen biefe Ständifhe Schrift irgend 
eine Bemerkung zu machen? — Es ift nicht ber Fall. 
Ich erkläre biefelbe für genehmigt, und würbe biejelbe 
nunmehr an die Zweite Hammer abzugeben fein. 


Den Vortrag aus ber Regiftrande giebt Herr 
Sefretär Thiele. 

(Mr. 1128.) Bericht der zweiten Deputation über 
das Königl. Dekret Nr. 24, den Bau mehrerer Neben- 
bahnen betr. 

(Nr. 1129.) Desgleihen über die auf Erbauung 
von Eifenbahnen und Errichtung von Halteftellen ıc. be: 
züglichen Petitionen. 

Präfident: Dieſe beiden Nummern werben gebrudt 
und fommen auf eine ber nächſten Tagesorbnungen. 

(Nr. 1130.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über den Antrag der Vizepräſidenten 
Si und Georgi und Genoſſen, die Schlachtvieh- und 
Fleiſchbeſchau betr. 

BPräfident: Iſt gebrudt und verteilt und kommt 
auf eine ber nächften Tagesorbnungen. Ich will gleich 
hier für Diejenigen Herren, bie ſich bafür intereffiren, 
bemerken, daß ich den Gegenftand auf Dienstag gejeht 
habe. 

(Nr. 1131.) Deögleichen bie Petition Anton Büfchels 
in Schmiedeberg i. E. um Gewährung einer weiteren 
ftaatlichen Beihätfe für Hochwaſſerſchäden 

(Nr. 1132.) Anzeige der vierten Deputation, bie 
Petition um Gewährung von Wohnungsgeldzufhäfien an 
Stantsbeamte betr. 
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Nr. 1133.) Desgleihen die unklare Beſchwerde 
beziehentlih Petition Robert Vrendels in Uebigau bei 
Dresden betr. 


(Nr. 1134.) Deögleichen die Vetition des Auszitglers 
anbarbeiter® Gottlob Markus Schneider in Aue 
ieberaufnahme einer Unterfuchung betr. 


Präfident: Diefe ſämmtlichen Nummern werden 
gleichfall8 gebrudt und fommen auf eine Tagesordnung. 
(Nr. 1135.) Petition der Baugewerksinnung „Bau— 


ütte” Bwidan gegen die Heranziehung von Wrbeitern 
ei Ausübung der Kontrole auf Bauten. 


Präfident: An die erfte Deputation. 


(Nr. 1136.) Betition des Gemeinderaths zu Copitz 
um Aufhebung beziehentlich Menderung der Beftimmung in 
8 8e bes Geſetzes vom 12, Dezember 1855 über bie 
Aufbringung des Bedarfs für Kirchen und Schulen. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 1137.) Bericht der dritten Deputation über 
das Königl. Dekret Nr. 4, den Bericht über bie Ber: 
waltung und Vermehrung der Königl. Sammlungen für 
Kunft und Wiffenjchaft in den Jahren 1896 und 1897 
betreffend. 

Präfident: Wird gleichfalls gebrudt und kommt 
gleichfalls auf eine Tagesordnung. 

Nr. 1138.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Dekret Nr. 19, den Ent: 
wurf eines Geſetzes zur Ausführung einiger mit dem 
B. G. B. zufammenhängenden Reicjgefebe betr. 

Prüäfident; Underweit an die erfte Deputation. 

(Nr. 1139.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Dekret Nr. 4, den Bericht über die Verwaltung und 


Vermehrung der Königl. Sammlungen für Kunft und 
Wiffenihaft in den Fahren 1896/97 betr. 


Prafident: Kommt an die dritte Depulation. 

(Nr. 1140.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Kap. 16 des Etats für 1900,01, die Staatseijen- 
bahnen betr. 

Präfident: An die zweite Deputation. . 

Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte der vierten Deputation 
über die Petition des konzefjionirten Sächſiſchen 
Schiffervereins zu Dresden um Erridtung eines 
Floßhafens in der Nähe der ſächſiſch-böhmiſchen 
Grenze.” (Drudjahe Nr. 166.) 

(Vergl. M. I.K. S. 802f.) 

Herr Kammerherr Graf von Rex-HZehiſta wird uns 

den Vortrag geben. 


Berichterftatter Kammerhew Graf von Rex-Zehiſta: 
Meine Hochgeehrten Herren! Die Petition bes fon- 


und 
um 


zeffionirten Sächſiſchen Schiffervereins zu Dresden behandelt 
die Errichtung eines Floßhafens in der Nähe der ſächſiſch— 
böhmischen Grenze, und zwar fchlägt derſelbe als geeigneten 
Platz hierzu die Mündung des Lachsbaches unterhalb 
Schandau vor. Die Petenten führen in ihrer Eingabe 
an, daß bei den in den Teßten Jahren mehrfach ein- 
getretenen Sommerhochwäſſern ber Elbe der Mangel eines 
ſolchen Floßhafens fich fehr fühlbar gemacht Hätte. Die 
in freier Elbe liegenden Floßhölzer feien der Gefahr 
ausgeſetzt, ſich loszureißen und fortgeſchwemmt zu werben, 
wodurch nicht nur den Floßbeſitzern, ſondern auch den 
im Strome liegenden Schiffen, den Brücken und den in 
und an der Elbe befindlichen Bauten großer Schaden 
erwachſen könnte. Die Menge des Floßholzes, welche 
ſich zeitweilig an der böhmiſchen Grenze bei Schöna 
anſammelt, betrüge zu Zeiten bis zu 150,000 Feſtmeter 
Holz im Werthe von ca. 3 Millionen Darf. Für dieſe 
Holzmengen fei ein Plag nothwendig, wo die Flöße 
umgebunden, das Holz geidichtet und zu neuen 
breiteren Flößen zuiammengejegt werden lann. Die 
Petenten haben eine Aufammenftellung beigegeben, aus 
der hervorgeht, dah im Jahre 1885 1741 Flöße 
in der Elbe abgeſchwommen jeien mit einem Inhalte 
von ca. 346,000 Feſtmeter. Im Jahre 1898 betrug 
die Floßzahl 2569 mit einem Tejtmeterinhalte von 
556,454. Infolge der im Baue befindlichen Regulirung 
der Moldau und Elbe werden bie geſchützten Stellen 
in Böhmen verjhwinden, wo bisher noch Floßholz hat 
zeitweife untergebracht werben können. Die Flöße 
werben in Zukunft fchnefler abjhwimmen, und bie 
Menge Holz, weldes fih an ber ſächſiſch-böhmiſchen 
Grenze anfammelt, wird ſich entjchieden noch fteigern, 
In Böhmen habe man bereits oberhalb Prag mit dem 
Bau eines Floßhafens begonnen. 

Im Jahre 1895 find die Petenten bei dem Finanz: 
minifterium vorftellig gewprden und haben um einen 
berartigen Floßhafen gebeten. Sie find feinerzeit ab- 
gewiefen worden mit der Bemerkung, daß die Inter: 
effenten die Zinsgarantie übernehmen follten. Diejelben 
lehnten dies jedoch ab mit ber Bemerkung, daß bie 
Häfen von Riefa und Dresden auch ohne eine derartige 
Binsgarantie gebaut worben feien. Die Deputation der 
Zweiten Kammer hat Herrn Stommerzienrath Grumbt 
als Sachverſtändigen Hinzugezogen und ift berjelbe auf 
Grund feiner Erfahrungen der Ueberzeugung, daß zur 
Zeit ſchon eine weſentliche Abhülfe ber in der Petition 
erwähnten Lebelftände gejchaffen werden würde, wenn 
an einer geeigneten Stelle des Ufers Vorkehrungen ges 
troffen würden, um bort ruhiges Waſſer zum Anhängen 
ber Flöße zu Schaffen, was nur ſehr geringe Mittel er: 
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fordern würde. Als geeigneten Ort bezeichnet er bie 
Uferftrede an ben Boftelwiger Steinbrüden. Nach 
feiner Meinung würbe fich biesfall3 zur Zeit und bis 
zu einer befferen Finanzlage die Anlegung eines förm— 
lihen Flößereihafens umgehen laſſen. Die Herren 
Kommifiare Haben folgende Erflärung abgegeben: 


„Die Frage der Unlegung eines Floßhafens an 
der oberen Elbe ift zum erflen Male in der Situng 
der Zweiten Sammer vom 1. März 1898 angeregt 
worben. 

Der Herr Finanzminifter hat damals bieje For— 
berung als zu weitgehend bezeichnet. Demgemäß ift 
auch jeitdem nicht Veranlafjung genommen worben, 
einen Hafen zu projektiren. Es fann auch jeßt nicht 
anerfannt werben, daß dieſer Hafen ein bdringendes 
Bedürfni wäre. Die Behauptung der Petition, daf 
das Sommerhochwaſſer erhebliche Gefahren mit ſich 
bringe durch treibendes Floßholz, ift durch die Er- 
fahrung bei ben legten Sommerhochwaſſern, aud) im 
Jahre 1890, nicht beftätigt worden. Es find — 
Schädigungen durch treibendes Floßholz in Sachſen 
nicht bekannt geworden. Weiter würde ja auch nur 
ein Theil bes Floßholzes in dem Hafen untergebracht 
werden können, bejonders das bereits außerhalb be: 
findfihe nicht. Der in der Petition enthaltene Hin- 
weis auf die erheblichen Erſchwerniſſe der Sciffiahrt 
dann bis zu einem gewiljen Grabe zugegeben werben. 
Allein dieje Erfchwerungen bürften nicht jo erheblid) 
fein, daß dadurch die Anlage eines Floßhafens nöthig 
erihiene. Daß nun durch die Anlage eines Floß— 
hafens die bisherigen Floflagerpläße bei Königſtein ıc. 
von ben Intereffenten aufgegeben wiürben, daran jei 
nicht zu benfen. Dazu fommen die zollamtlichen 
Schwierigkeiten. Die VBerzollung erfolge jekt, wie 
überhaupt im Meiche üblich ift, an der Grenze. Im 
alle der Errichtung des Hafens würde alsbald darauf 
bingedrängt werden, daß die Berzollung dort ftatt- 
findet. Es müßten dann, da bie fortwährende An— 
weienheit der Beamten nothwendig ift, Beamten- 
wohnhäufer errichtet werben. Jedenfalls fünnte Die 
Sicherheit der Berzollung darunter leiden, und es 
fönnte eine Nemonftration des Reiches nicht aus— 
geichloffen fein. Da nach allevem die Regierung ein 
wirkliches Bebürfnig aus dem Gefichtspunfte des 
öffentlichen a nicht anerkennen fünne, jo müffe 
(IHNEN: daß die Petition auf ſich beruhen 

eibe. 

Herr Geh. Bauratd Weber theilt mit, daß bie 
vorgejchlagene Stelle für den Hafen an ſich nicht un: 
geeignet fei. Derartige Häfen beanfpruchen aber jehr 
viel Raum. Bei dem dort vorhandenen Raume würden 
fe ungefähr nur 35 Doppelprahmen unterbringen 

fien, während doch ungefähr die doppelte Zahl in 
Frage käme. Die Koften würden überfchlagsweije un- 
efähr 1'/, Millionen Marf betragen, wobei die Aus- 
ührung in ber einfachiten Weife angenommen fei. 
Seines Erachtens würde gerade die Sanalifirung der 
Elbe und Moldau in Böhmen mehr Gelegenheit zum 


Anhängen der Flöße geben, indem burd die Stau: 
anlagen ruhige Wafjerflächen entftänden. Wenn übrigens 
die Veränderung der Berhältniffe in Böhmen von jo 
wejentlichen Folgen für die Flößerei fei, jo würde es 
doch Aufgabe der öſterreichiſchen Regierung fein, Ab: 
hilfe zu Schaffen, um fo mehr, als die öfterreichifchen 
Holzhändler jchwerlich zur Benutzung eines fächfifchen 
Hafens gezwungen werden könnten.“ 

Nun, meine Herren, da die hohe ſächſiſche Staats: 
regierung bie Unlage eines Floßhafens als ein dringendes 
Bebürfniß nicht anzuerfennen vermag und aud Sad): 
verftändige fich nicht unbedingt für die Anlegung eines 
Floßhafens ausgefprochen haben, ingbefondere aber die 
Negierung diefe Angelegenheit bereit3 ventilirt hat und 
es fi) doc) in der Hauptjahe um Durchgangsverkehr 
handelt, jo fann Ihre Deputation der hohen Kammer 
nur vorſchlagen, die Petition auf ſich beruhen zu laſſen. 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 

Ich frage die Kammer: 

„Will dieſelbe in Uebereinftimmung mit 
ihrer Deputation die Betition auf fi be: 
ruhen laſſen?“ 

Einftimmig. 

E3 folgt der „Antrag zum mündlichen Berichte 
ber vierten Deputation über bie Petition ber 
Nadelarbeitslehrerin Erdmuthe Lucie Kretzſchmar 
in Leipzig und Genoſſen, die Verleihung ber 
Penjionsberehtigung betreffend.” (Druchſache 
Nr. 136.) 

(Vergl. M. II.K. 2. Bo.S.827.) 

Berichterſtatter iſt Herr Wirll. Geh. Rath Meuſel, 
Excellenz. 

Berichterſtatter Wirkl. Geh. Rat Meuſel: Ich kann 
mich, meine hochgeehrten Herren, zu dieſer Sache ſehr 
kurz faſſen. Die Nadelarbeitslehrerin Erdmuthe Lucie 
Kretzſchmar und Genoſſinnen führen in der aus dem 
Oktober vorigen Jahres ſtammenden Petition an, daß 
ſie das Königl. Miniſterium des Kultus und öffentlichen 
Unterrichts gebeten hätten, für die Penſionsberechtigung 
der Nadelarbeitslehrerinnen im Sinne des Beſchluſſes 
der Beſchwerde- und Petitionsdeputation der Zweiten 
Kammer der Ständeverſammlung vom 15. April 1898 
eine Geſetzesvorlage auszuarbeiten und der Stände— 
verſammlung zu unterbreiten und richten an die Stände— 
verſammlung das Erſuchen, einer ſolchen Geſetzesvorlage, 
dafern ſie beim Landtage eingehen würde, ihre Zu— 
ſtimmung zu ertheilen. Nachdem nun inzwiſchen ein 
den Wünſchen der Geſuchſtellerinnen entſprechender 
Geſetzentwurf mittels des Königl. Defrets Nr. 6 bei ber 
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Ständeverjammlung eingebracht und in beiben Kammern 
angenommen worben ift, bat fich bie Petition erledigt, 
und bie Deputation hat Ihnen baher bloß vorzufchlagen, 
die hohe Kammer wolle in Webereinftimmung mit ber 
Zweiten Kammer befchließen, die Petition durch bie in 
beiden Kammern erfolgte Beichlußfaffung auf das 
Königl. Dekret Nr. 6 für erledigt zu erklären. 


Präfident: Es wünjcht niemand das Wort, — 

Ih frage die Kammer: 

„ob fie die Betition für erledigt erflären will?“ 
Einftimmig. 

Wir kommen zum „Antrage zum mündliden 
Berichte ber vierten Deputation über die Petition 
ber in bie Barodhien Döbeln und Hainidhen ein: 
gepfarrten Landgemeinden und Rittergüter um 
Abänderung des Geſetzes vom 8. März 1838, 
einige Beftimmungen über bie Verpflichtung ber 
Kirchen- und Schulgemeinden zur Aufbringung 
be3 für ihre Kirhen und Schulen erforberlidhen 
Aufwanbs betreffend.” (Drudjade Nr. 138.) 


(Bergl.M.I.R.S.717f) 


Berichterftatter ift Herr Wirkl. Geh. Rath Meufel, 
Excellenz. 


Berichterſtatter Wirkl. Geh. Rath Menfel; Die Land— 
gemeinden und Nittergüter ber Parochien Döbeln und 
Hainichen bitten in ber vorliegenden Petition darum, 
es möchte $ 6 Abſatz 2 des Parodiallaftengefeges vom 
8. März 1838 dahin abgeändert werben, daß in ge: 
mifchten Kirchenbezirlen, falls eine Einigung nicht zus 
ftande fommt, die Parochiallaſten von ben betheiligten 
Stadt: und Landgemeinden beziehentlih Nittergütern 
nach dem Verhältniffe ihrer Steuerkraft, d.h. nach ber 
von ihnen gezahlten Einfommenfteuer aufzubringen 
feien. Die Petition befindet ſich gebrudt in den Händen 
der Mitglieder der hohen Kammer. In der Begründung 
wird folgendes ausgeführt: Nach dem Parochiallaſten— 
gejege von 1838 beftimmen ſich in gemifchten Kirchen: 
bezirten die Beiträge ber betbeiligten Gemeinden be- 
ziehentlih Nittergüter zu ben gemeinfamen Parochial— 
laften, abgejehen von ben Fällen einer anberweiten 
Einigung, zur Hälfte nah dem Berhältniffe ber 
Kopfzahl der über 14 Jahre alten Einwohner ber 
einzelnen Gemeinden, und zur anberen Hälfte nad) 
dem Berbältniffe der in ben einzelnen Gemeinden auf: 
gebraten Grunbfteuer. Bei Erlaß bes Geſetzes 
von 1838 möchte biefe Vertheilungsweife nach bei 
damaligen wirthichaftlihen Verhältniffen wohl eine 
gerechte gewejen fein, unter dem heutigen Verhältniſſen 
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müffe fie als nicht mehr zutreffend bezeichnet werben 
und zu Unbilligleiten und Härten führen. Die wirth- 
ſchaftliche Entwidelung der Städte einerſeits und ber 
Dörfer und Nittergüter andrerſeits zeige deutlich, daß 
in den Berhältniffen von Stadt und Land feit bem 
Jahre 1838 eine weſentliche Berfhiebung zu ungunften 
der Dörfer und NRittergüter eingetreten ſei. Handel, 
Inbuftrie und Gewerbe jeien mächtig emporgeblüht und 
haben, da fie fi) zum weitaus größten Theile in ben 
Stäbten niebergelafjen hätten, biefen einen gewaltigen 
wirthichaftlihen Aufſchwung gebradt. In ben Stäbten 
habe dadurch nicht bloß die Einwohnerzahl, fondern 
auch ber Wohlftand gegenüber bem platten Lande un: 
verhältnigmäßig zugenommen. Letzteres habe, obwohl 
es jelbftverftändlih auch von dem allgemeinen wirth: 
Ihaftlihen Aufſchwunge feine Vortheile gezogen habe, 
ſchon infolge ber in gewiſſen Kreifen befchränften natür- 
lichen Ertragsfähigkeit des landwirthſchaftlichen Grund 
und Bodens mit ber Entwidelung ber Städte nicht 
gleichen Schritt zu Halten vermodt. Dazu komme, baf 
bie Landwirthſchaft darnieberliege und von Jahr zu 
Iahr einen geringeren Ertrag ergäbe, woburd ſich bie 
Steuerkraft des platten Landes verringere, während bie 
ber Stäbte ſich beftändig vermehre. Eine Vertheilung 
ber Barodjiallaften nad ber Steuerfraft ber betheiligten 
Gemeinden, wie fie fih in den Zahlen aus ber Ein: 
fommenfteuer ausbrüde, ſei unter biefen Umftänden 
das einfachfte und zwedentfprechenbfte Mittel, um bie 
Härten ber gegenwärtigen Bertheilungsart zu befeitigen. 

Der in der Petition angezogene $ 6 bes Parodjial- 
laftengefepes lautet: 


„In gemifchten Kirchen» und Schulbezirken ift, 
wenn barüber nicht ſchon eine Rorm feitfteht, von ber 
Kirhen- oder Schulinſpektion eine Vereinigung über 
bie Quote zu vermitteln, nad) welcher einerfeits bie 
Stadtgemeinde und andrerſeits die bahin eingepfarrten 
oder eingeſchulten Landgemeinden, fowie bie Ritter: 
güter zu dem Bedarfe für bie Kirche oder Schule bei- 
sutragen haben. 

ommt eine Vereinigung barüber nicht zuftande, 
je haben bie Adminiftrativnuftigbehörben auf ben Grund 
er Beftimmungen 88 3 und 5 darüber zu eutſcheiden.“ 


In 8 3, auf den in $ 6 Bezug genommen ift, 
heißt es: 


„Bu dergleihen Anlagen find alle Mitglieder ber 
Kirchen: und Schulgemeinde und das ganze im Kirchen: 
und Schulbezirfe befindliche unbewegliche Eigenthum, 
wenn auch deſſen Befiter nicht wejentlich in dem Be: 
zirke fih aufhalten (Forenſer) ober einer anderen 
Konfeffion angehören, infoweit nicht —— 
| eine Befreiung ausipricht, verhältnigmäßig bei- 
zuziehen.“ 


Und im 8 5 heißt e8: 

„In Dörfern und foldhen Orten, welche bie 
Stäbteordbuung nicht angenommen haben, find ber: 
gleichen Unlagen zur Hälfte auf alle Einwohner, welche 
das 14. Lebensjahr zurüdgelegt haben, nad) ber Kopf: 
zahl, ge anderen Hälfte unter die Angeſeſſenen allein, 
nad Berhältniß ber Grunbfteuer, zu vertheifen.“ 

Nun befteht aber, wie aus ber Petition weiter hervor: 
geht, in der Parochie Döbeln bereits feit 1897 ein Ab- 
fommen, wonad die Stabt °%, und bas Land zu ben 
Parochiallaſten beiträgt; nad) der Einfommenftener würbe 
fi) angeblid) das Verhältniß auf %, und ſtellen. 
Ebenfo ift in der Parodie Hainichen der Beitrag ber 
Stadt auf %,, der des Landes auf , feftgeftellt. Nach 
der Einfommenfteuer würde das Verhältniß angeblich Y, 
und ', fein. Es ift alfo in der Parochie Döbeln erft 
vor kurzem eine Vereinigung über die Beitragspflicht der 
beteiligten Gemeinden und Nittergüter zu den Kirchen: 
anlagen getroffen worden, während in der Parodie Hai: 
nichen eine ſolche ſchon länger zu beftehen fcheint. Unter 
biefen Umftänden fcheint eine Beranlafjung, im dieſes durch 
das Entgegenlommen der Stabtgemeinben feftgefegte Ver— 
hältniß einzugreifen, faum vorhanden zu fein. 

Im allgemeinen handelt es fich aber hier wie bei 
früheren ähnlichen Petitionen um bie frage: Soll in 
gemifchten Kirchenbezirten, alfo in ſolchen, bei welchen 
eine Stadt und eine ober mehrere Landgemeinden bez. 
Rittergüter vereinigt find, im Gefeßgebungswege für ben 
Fall, daß eine Bereinigung nicht zuftande fommt, bie Auf: 
bringung ber Kirchenanlagen nach der Einkommenſteuer 
vorgefchrieben oder foll es bei den bermalen geltenden 
gejeglichen Beſtimmungen belaffen werben. Ihre Depu- 
tation fteht auf bem im wefentlichen jchon feither von ber 
hohen Ständeverfammlung in Uebereinftimmung mit ber 
Regierung angenommenen Standpunkte, daß es bei ber 
Schwierigkeit der Materie und bei ber Verjchiebenheit 
ber örtlichen Berhältniffe im Lande mißlich fein würbe, 
an der beftehenden Geſetzgebung zu rütteln, und damit 
namentlich die mannigfachen, auf der jegigen Bafis zu— 
ftande gefommenen Vereinbarungen in Frage zu ftellen. 
Uebrigens ift mit bem in ber Petition betonten wirth: 
Ihaftlihen Aufihwunge der Städte auch die Bahl ber 
Steuereinheiten und bie Zahl der Köpfe in benfelben ent: 
ſprechend geftiegen, jo daß man nicht jagen kann, ber ge: 
jegliche Unlagefuß ſei ein ganz unzeitgemäßer. Endlich 
würde für ben Fall einer Stodfung in Handel und Ge: 
werbe bei Zugrundelegung der Einfommenfteuer für bie 
Bertheilung ber Kirchenanlagen unter Umftänden aud) 
einmal auf längere ober kürzere Beit eine Verfchiebung 
des Beilragsverhältniffes zu ungunften der Landgemeinden 
und Rittergüter eintreten können. 
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Mit Rückſicht hierauf iſt bereits im vorigen Land⸗ 
tage eine ganz gleiche Petition der Landgemeinden und 
Rittergüter ber Parochie Döbeln, alſo eines Theils ber 
Unterzeichner der jetzigen Petition, in beiden Kammern 
unbeachtet geblieben. Ihre Deputation hält dieſen Stand: 
punkt noch jegt aufrecht und beantragt, die hohe Kammer 
wolle in gleicher Weife, wie es in der jenfeitigen Sammer 
geihehen ift, beichliegen, die Petition auf fich beruhen 
zu laſſen. 

Prüfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 

„ob fie die Petition auf ſich beruhen lafjen 
will?“ 
Einftimmig. . 

Abermals derjelbe Herr Verichterftatter: „Antrag 
zum münblihen Berichte der vierten Deputation 
über bie Petition bes Allgemeinen Hausbeſitzer— 
verein zu Leipzig und Genoſſen, Aufbringung 
der Kirhenanlagen betreffend.“ (Druckſache Nr.139). 

(Vergl. M. II. 8. ©. 496 f.) 

Berihterftatter Wirk. Geh. Math Menfel: Ein ähn- 
liches ZA wie die vorhergehende Petition verfolgt die 
Petition des Allgemeinen Hausbefipervereins in Leipzig, 
ber ſich nachträglich) noch 15 Hausbefihervereine Leipziger 
Vororte angefchloffen haben. Dieje Petition geht bahin, 
daß die Aufbringung ber Kirchenanlagen nad Grundſätzen, 
die ber Entwidelung bes Landes entfpredhen, neu georbnet 
werben und daß babei vornehmlich die Sonberbeftenerung 
bes Grunbbefiges überall da befeitigt werben möge, wo 
das Einfommen aus bem Grundbefige bereitö zur perfön- 
lichen Kirchenfteuer vol herangezogen wird. In der Pe: 
tition, welche den Mitgliedern der hohen Kammer gebrudt 
vorliegt, wird im wejentlichen folgendes ausgeführt: 

„Die Verhältniffe Sachſens, fowohl bie ber Stäbte, 
als die der Dörfer feien ſeit 1838, dem Jahre bes Er- 
lafjes des Parodhiallaftengefeged ganz andere geworben. 
Der immobile Befig fei nicht mehr die Hauptquelle des 
Einlommens, an feine Stelle feien mobile Werthe und 
vor allen die Einfommen aus fluftuirendem Kapitale und 
ber Induſtrie getreten. Die Rechte, bie ber Grundbeſitz 
in Bezug auf den Staat und die Gemeinde gehabt, feien 
zumeift aufgehoben. Im ſteuerlicher Beziehung fei an 
Stelle der Real» und namentlich der Gewerbefteuer eine 
allgemeine Eintommenftener getreten, welche auch bas Ein- 
fommen aus dem Grundbefige gleihmäßig heranziehe. 
Die Gemeinden, insbeſondere die Städte, feien dem ftant: 
lichen Beifpiele vielfach gefolgt und haben allgemeine Ein: 
fommenftenern eingeführt. Eine Sonderbeftenerung bes 
Grundbefiges könne aber nur dann und ba als begrünbet 
angefehen werden, wo dem Grundbefige hinfichtlich der 
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Kirchen beſondere Rechte eingeräumt feien, oder wo ber 
Grundbeſitz durch den Bau und Beftand einer Kirche eine 
weitere über das allgemeine Interefje hinausgehende För— 
derung erfahre. Eine ſolche Förderung würbe aber faum 
an einem Orte wahrzunehmen fein, unb die veraltete 
Form ber Bertheilung der Kirchenlaſten bebürfe einer 
Aenderung. 

Insbeſondere hätten ſich in Leipzig auf Grund des 
Geſetzes vom 8. März 1838 Berhältniffe herausgebildet, 
die die Nothwendigkeit einer Abänderung bewiefen. Durch 
bad Negulativ über bie Erhebung ber Anlagen für die 
evangelifch-futheriiche Kirche in Leipzig fei beftimmt 
worben, daß die Kirchenfteuer zu '/, vorweg vom Grund— 
befige und zu '/, vom Gefammteinfommen zu tragen jei, 
und weiter, daß von ben Hausbefigern diejenigen Nicht: 
Iutheraner, deren Religionsgenoſſen ein eignes Gotteshaus 
befigen, nur zu ", der Abgaben herangezogen werben. 
Es treffe alfo in Leipzig zu, daß ber Hausbeſitz, welcher 
auch bei ber allgemeinen Kirchenftener voll herangezogen 
wird, mit dem Einfommen aus dem Hausbeſitze noch 
einmal bejonder# '/, bed Bedarfs ber Kirche aufbringen 
müſſe. Nun jchließe fi die Beſteuerung de® Grund: 
befiges direlt an das ſtädtiſche Syitem der Vorbelaftung 
des Grunbbefiges an, infofern der Befteuerung lediglich 
bad Bruttofolleintommen bes Haufes zu Grunde gelegt 
werde. Hierdurch habe ber Hausbefiger auch Kirchen: 
fteuern für Hypothekenſchulden zu bezahlen; es werde 
ihm der Miethverluft aus leerftchenden Wohnungen als 
zu verfteuernde Einnahme angerechnet und er werde, ba 
nur bie zur Beit möglihe Einnahme ald Grundlage für 
die Kirchenfteuer diene, viel härter getroffen als der Be- 
figer von Bauareal, der basjelbe in Erwartung jpäteren 
größeren Gewinns mit nur geringen augenblidlichen Ein: 
nahmen liegen läßt. Dazu komme, daß die Ausgaben 
ber Kirchen jehr verschieden feien und daher die ver- 
jhiedenen, oft nebeneinander liegenden Parochialbezirke 
ganz verſchiedene Abgaben erhöben. 

Die Ausgaben für die Kirchen feien im neuerer Zeit 
infolge von Neu» und Umbauten, Eıwerbung und Ein 
richtung von Pfarrhäufern, mit großen Wohnungen für 
Geiftlihe ꝛc. ganz bebeutendb geftiegen. Imfolge ber 
Thatjache aber, daß fich innerhalb ber letzten Jahrzehnte 
die Einnahınen aus mobilen Werthen und Gehalt in 
ungeahnten Berhältniffen vergrößert haben, fei z. B. in 
AltsLeipzig der Satz für bie allgemeine Kirchenſteuer 
feit 1879/80 faum höher geworden, dagegen habe ſich 
der Saß für die mit ', bed Gejammtbetrags normirte 
Erirafteuer aus dem Grundbeſitze, defien Einnahmen ja 
an bejtimmte Grenzen gebunden jeien, jeit jener Zeit 
verdreifacht, indem er von 7 auf 21 Pf. für ein Jahr 
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auf 66%, M. Einnahme geftiegen fei. Bier zeige fich 
alfo die Tendenz der fteigenden Belaftung des Grund: 
befihes gegenüber der Entlaftung bes Einfommens aus 
anderen Quellen. Solle bie Kirchenfteuer auf ben Grund: 
befig als eime dingliche Laſt gedacht fein, jo wäre fie 
faum eine gerechte zu nennen, denn unter Umſtänden 
werde fie auf die Miethe einwirken und bann ben Be: 
wohnern einer Heinen Wohnung eine hohe indirelte 
Kirchenſteuer aufbürden. Dagegen laffe fie den Terrain: 
ipefulanten faft gänzlich frei. Diefes Prinzip werbe aber 
durchbrochen durch die Begünftigung Audersglänbiger, da 
diefe nur ein Drittel bes Sapes dir lutheriſchen Haus: 
befiger bezahlen. Sie bitten daher, bie Doppelbelaftung 
des Haus: und Grundbefiges der evangelifch-Lutherifchen 
Staatsangehörigen durch Geſetz aufzuheben.“ 

Die Petition hat bereits der Bweiten Kammer zur 
Beſchlußfaſſung vorgelegen, es ift darüber von ber Be— 
ſchwerde- und Petitionsdeputation der Zweiten Kammer 
ſchriftlich Bericht erftattet worden und es hat die Zweite 
Kammer nah dem Antrage ihrer Deputation bejchlofien, 
bie Petition auf ſich beruhen zu lafien. 

Auch Ihre Deputation Hat bei Prüfung der Sache 
zu feinem anderen Vorſchlage gelangen können. 

Was zunächft das allgemeine Geſuch anlangt, die 
Aufbringung der Kirchenanlagen neu zu ordnen, jo ent: 
hält die Petition feinerlei pofitive Vorfchläge über bie 
Art der Neuordnung und bringt aud) fein das Bedürfniß 
einer folchen Neuordnung darthuendes Material bei. Die 
Deputation hat daher in Webereinftimmung mit der De: 
putation der jenjeitigen Sammer, und da auch die Königl. 
Staatöregierung infoweit ein Bebürfniß nicht anzuerkennen 
vermocht Hat, feine Veranlaſſung gefunden, diefe Frage 
weiter zu erörtern. Sie hat ſich vielmehr darauf be: 
ſchränken müffen, die Petition, joweit fie die Bejeitigung 
ber Sonberbefteuerung bes Grundbefiges neben ber Heran- 
ziehung des Einkommens in einer perjönlichen Kirchen: 
jteuer anftrebt, in Erwägung zu ziehen. 

E3 kommen bei ber Beurtheilung dieſer Frage in 
Betracht die 88 3 bis 5 des Parodjiallaftengejees vom 
8. März 1838 und $ 3 bes Erläuterungägefehes vom 
12. Dezember 1855. Den Inhalt der $$ 3 und 5 des 
Parochiallaftengefepes habe ich bereit3 vorhin bie Ehre 
gehabt, Ihnen vorzutragen. $ 4 lautet: 

„sn Städten ift, wenn nad) $ 2 Anlagen zu 
machen find, nad) $92 der Städteordnung zu verfahren.“ 

(Diejer $ 92 ift jegt geändert burd) eine entjprechende 
Beitimmung der Revidirten Stäbteorbnung.) 

„Der hiernach feftgeiehte Fuß ift auch für die— 
ar verbindlich, welche ....-.- ıc. befreit gewejen 
ind.“ 





1.8. 45. Situng, am 29. März 1900. 


Und $ 3 bes Geſetzes von 1856, bes Erlänterungss 
geſetzes lautet: 
„Auch in ben $ 5 des Geſetzes vom 8. März 
1838 erwähnten Orten find die Vertreter der Kirchen: 
und Sculgemeinde oder eines felbftändigen Beſtand— 
theils berjelben, die Wahl eines anderen Aufbringungs- 
fußes, als des dajelbjt geordneten, unter Feſthaltung 
ber 88 37 und 38 der Landgemeindeordnung —“ 
(an Stelle diefer Paragraphen find wieder die be- 
treffenden der Nevidirten Yandbgemeindeorbnung zu fegen) 


„über die Beſchlußfaſſung gegebenen Borfchriften zu 
beichließen berechtigt. 

Ueberdies können die Vertreter der Angeſeſſenen 
oder einer Klaſſe berfelben (Landgemeindeorbnung $ 42), 
oder der Unangejeffenen, und zwar ſowohl des ganzen 
Bezirks, als einer einzelnen politiichen Gemeinde darin, 
dafern fie ſich durch die gejegliche Theilung der Anlage 
in zwei gleiche Hälften verlegt erachten, bei der In— 
ipeftion auf Abänderung antragen.” 

Es hat nun bie Deputation der Zweiten Kammer 
in ihrem Berichte bemerkt, das Kultusminifterium habe 
unter Billigung beider Kammern feit längerer Zeit den 
$ 3 bes Parochiallaftengefeges vom 8. März 1838 jo 
ausgelegt, daß er nur die Beitragspflicht im allgemeinen 
ordne, nicht aber die Gemeinden, welde den Auf: 
bringungsfuß zu bejchließen berechtigt find, nöthige, zu 
den Parodiallaften den Grundbeſitz als ſolchen heran: 
äuziehen, und fie hat dazu bemerft, daß damit ben Ge: 
meinden der Weg gegeben jei, auf dem fie zur Be: 
jeitigung der Heranziehung des Grundbefiges ala ſolchen 
zur Kirchenfteuer gelangen fünnen. Die bejagte Depus 
tation hat damit anfcheinenb auf eine Erklärung Bezug 
genommen, die das Minifterium des Kultus und öffent: 
lihen Unterrichts auf dem Landtage 1895/96 in Bezug 
auf die Heranziehung bes Örundbefiges zu ben Barodjial- 
anlagen abgegeben hat. Da nun aber dieſe Erklärung 
fih auf eine Petition wejentlid) andern Inhalts bezog 
und Ihrer Depwation eine mißverftändlihe Deutung 
berjelben nicht ausgejchloffen zu jein ſchien, jo hat fie 
fih mit der Königl. Staatsregierung hierüber, fowie 
über ihre Stellung zu der jet vorliegenden Petition 
ins Bernehmen geſetzt. Dabei hat die Stönigl. Staats: 
regierung zunächft folgendes erklärt: Sie fei auch jetzt 
nod der Anfiht, daß der $ 3 des Barodhiallaften- 
gejehes vom 8. März 1838, wonad) das ganze un: 
bewegliche Eigenthum verhältnißmäßig beizuziehen fei, 
nit die den Anlagefuß beichließenden Gemeinden 
nöthige, unter allen Umftänden hierfür die Form einer 
befonderen Grundfteuer zu wählen. Es habe aber 
bem Minifterium die Abjicht fern gelegen, grundſätzlich 
auszufprehen, daß für die Anforderung der Ver: 


hältnißmäßigkeit Schon die Befteuerung des Grundbeſitzes 
in ber Form der Einfommenfterer gemüge, und daß 
deshalb in ber Negel auf eine bejondere Grundbeſitz— 
ftener verzichtet werden fünne. Was fpeziell die vor« 
liegende Petition anlangt, jo hat fie fi darüber 
folgendermaßen geäußert: Sie fünne dem Erlaffe einer 
gejeglichen Beftimmung des von den Betenten gewünfchten 
Inhalts nicht zuftimmen, denn eine ſolche Vorſchrift 
würde im Vergleiche mit ber Barochiallaftengefeßgebung 
eine Einfhränfung bes Selbftbeftimmungsrechts ber Ge- 
meinden enthalten, für welche die Staatsregierung ein 
Bedürfniß nicht anzuerkennen vermöge. Andrerſeits 
bieten nad) dem Dafürhalten ber Staatsregierung bie 
geltenden geſehlichen Borfchriften eine genügende Hanb- 
babe, um den berechtigten Wünfchen der Betenten vollauf 
Nehnung zu tragen. Denn $3 des Parodiallaften: 
gefeßes vom 8. März 1838 beftimme nur, daß das ganze 
im Kirchen- beziehentlich Schulbezirke befindliche un- 
bewegliche Eigentbum verhältnigmäßig beizuziehen 
jei, wie denn auch die Petenten die Heranziehung des 
Srundbefiges zu den Kirchenanlagen an id) nicht be: 
feitigt wifjen wollen. Die frage aber, in welchem Um: 
fange die Heranziehung des Grundbeſitzes durch ding» 
(ihe oder perfönliche Ortöftener erfolgen folle, könne 
von ben Gemeinden jelbft, bafern fie ben im Geſetze 
vorgejehenen Anlagefuß im Hinblide auf die örtlichen 
Berhältniffe nicht für angemefjen erachten, unter Ge: 
nehmigung der Auffichtsbehörde anberweit georbnet 
werben, wobei immer nur die in $3 bes Gejehes vom 
8. März 1838 vorgejchriebenen Grenzen einzuhalten 
feien, nämlich daß nur bie Gemeindemitglieber und das 
Grundeigenthum beizuziehen jeien, und daß die Bei: 
jiehung dem Grundſatze der Verhältnigmäßigkeit ent: 
iprechen müſſe. Etwaige Härten wegen unverhältniß- 
mäßig hoher Heranziehung des Grundbeſitzes könnten 
deshalb auf Grundlage der beftehenden Geſetzgebung 
hinreichend jchon von ben Gemeinden jelbft ausgeglichen 
werben. 

Die Deputation pflichtet den im diefer legten Er: 
klaärung niebdergelegten Anſchauungen ber Königl. Staats: 
regierung allenthalben bei, fie würde e8 in Ueberein— 
ftimmung mit den bezüglichen Ausführungen des Be— 
richts der erften Deputation der Zweiten Kammer gerabezu 
für einen NRüdjchritt Halten, wenn man durch eine 
Regelung ber erbetenen Urt in bie den Gemeinden zu: 
ftehende nächte Entfchließung über die Aufbringung ber 
Kirchenanlagen eingreifen und ihnen dieſes Selbft: 
beftimmungsrecht verfümmern wollte; und fie ift ferner 
der Anfiht, daß bie einfchlagenden gefeglihen Be: 
ftimmungen den Firchlichen Behörden, was die Land— 
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gemeinden anlangt, eine genügende Handhabe bieten, 
um auf entfprehenden Antrag ungerechtfertigte Be— 
faftungen einzelner Theile der Kirchengemeinde ober 
einzelner Klaſſen von Gemeindemitgliedern zu verhüten. 
Die Deputation beantragt daher, die hohe Kammer wolle 
in MUebereinftimmung mit ber Zweiten Sammer be— 
ſchließen, die Petition auf fich beruhen zu Lafien. 


Präfident: Wünjcht jemand das Wort? — 


„Die Kammer läßt wohl auch bieje Petition 
auf fi beruhen?” 
Einftimmig. 

Wir gehen zum legten Gegenftande über: „6. Antrag 
zum mündlichen Berichte ber vierten Deputation 
über bie Betition Peter Henjelers in Dresden 
und Genoſſen, Aenderung bes Barodiallaften: 
gejehes vom 8. März 1838 betreffend.” (Druckſache 
Nr. 162.) 

Herr Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler: 
Meine hochgeehrten Herren! Der Stuccateurobermeifter 
Peter Henfeler in Dresden hat mit 25 Genofien an 
die Erfte Kammer der Ständeverfammlung eine Pe: 
tition eingereiht, an beren Schluß das Geſuch der 
PVetenten folgendermaßen präzifirt wirb: 


„Das hohe Haus wolle die Königl. Staatsregierung 
veranlaffen: 
a) daß gejegliche Beitimmungen geichaffen werben, 
welche das Beitragsverhältnig der genannten 
beiden chriſtlichen Konfeffionen für Kirchen: und 
Schulanlagen regelt und zwar im Verhältniſſe 
zur Steuerfraft oder ber Einwohnerzahl der 
einzelnen Konfejfionen einer Parodie, oder eines 
rößern Bezirks (4. B. einer Amtshauptmann: 
af), fo daß vergleichöweife bei 18 evangelifchen 
und 2 katholiſchen Kirchen in einem Bezirke bie 
Katholiten nicht beitragspflidtig für die 18 
evangelifchen Kirchen fein jollen, ſondern nur 
für die 2 katholischen; 


b) daß ferner, fo lange berartige geſetzliche Be— 
ftimmungen noc nicht beftehen, die Regierungs— 
verfügungen, welche eine andere Erhebungsart 
in ben Slirchengemeinden genehmigten, nunmehr 
dahin gehen mögen, daß ber Antheil, ben 
Ratholifen im Königreihe Sachen beim Ermwerbe 
von Grundftüden und für laufende Kirchen: und 
Schulabgaben beizutragen haben — nad) Ber: 
hältniß ihrer Steuerfraft nur für Kultuszwecke 
ihrer eigenen Konfeffion verwendet werde; 

e) daß demgemäß das veraltete Parochialgeſetz von 
1855 und vom 8. Mär; 1838 ben ſeitdem ver- 
änderten Berhältniffen in Bezug auf bie jegigen 
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katholischen Bewohner und katholiſchen Steuer: 
zahler entjprechend erneuert beziehentlih ge- 
ändert unb im gerechter Weile die Steuer: 
erträge, welche Katholiken für Kultuszwede auf- 
zuwenden haben, auch nur den Rultusftätten, an 
denen Katholiten Untheil haben oder ihnen ge: 

hören — zufließen mögen.“ 
Meine hochgeehrten Herren! Wie das Petitum unter 
a und e zeigt, ftreben die Petenten eine volltommene 
Aufhebung der durch das Gefeg vom 8. März 1838 und 
12. Dezember 1855 geordneten Parochiallaſtenvertheilung 
an. Insbeſondere wollen fie jede Heranziehung Anbers- 
gläubiger zu dem binglihen Laften ber Pariodjien be- 
jeitigt wifjen. Bekauntlich ift die Veitragspflicht zu ben 
Kirchenanlagen in $ 3 bes Geſetzes vom 8. März 1838 
dahin geordnet, daß außer den Mitgliedern der Kirchen: 
gemeinde auch das ganze im Kirchenbezirke befindliche un- 
bewegliche Eigenthum, wenn auch die betreffenden Befiger 
einer anderen Konfeifion angehören, verhältnigmäßig bei- 
zuziehen ift, und in 8 21 Abſatz 2 bes Geſetzes ift 
wiederholt, daß die Belenner eines ber Kirchengemeinde 
fremden Glaubens zu den Kirchenanlagen nur nad) dem 
Grundbeſitze heranzuziehen find. Des weiteren, meine 
hochgeehrten Herren, kann ich mich Hinfichtlich ber bes 
ſtehenden gejeglichen Beftimmungen bezichen auf das, 
was ber verehrie Herr Berichterstatter ſoeben zu der Petition 
bes Hausbefigervereins zu Leipzig dargelegt hat. Was aber, 
meine hochgeehrten Herren, bie Beiträge fatholifcher Kon- 
feffionsangehöriger anlangt, folönnenbdiefelben,wiegleichfalls 
gejeglich beftimmt ift und wie Hier beſonders hervorgehoben 
fein mag, gegen bie im Fatholischen Kirchenanlagenkatafter 
ausgeworfenen Beiträge in Anrechnung gebracht werben. 
Hier fonnte die Deputation nicht finden, baß der ge: 
gebene Rechtszuftand grundjäglich der Parität zumiber: 
laufe. Sie hielt es aber für erforderlich), zunächſt bie 
Stellung der Königl. Staatsregierung zu biefer Frage 
zu erfunden, unb es gab ber infolge deſſen beftellte 
Herr Regierungskommiſſar die Erklärung ab, daß bie 
Königl. Staatsregierung ben Wünfchen der Betenten auf 
Erlaß gefeplicher VBeftimmungen, wonad) eine Heran— 
ziehung Andersgläubiger zu dem dinglichen Laften ber 
Parochien ganz in Wegfall gebracht oder wenigftens 
der Ertrag folder Grundbefiganlagen, ſoweit fie von 
römifch- katholischen Glaubensgenofjen aufgebracht werben, 
an bie Kirchen biejes Belenntnifjes überwieſen werbe, 
nicht entgegenzufommen vermöge, ba erftens bie dermalen 
beftehende gejegliche Orbnung den Grundſätzen ber Rarität 
entipricht, zweitens die Bertheilung der kirchlichen Grunds 
ftenern und Abgaben je nad) dem Belenntnifje des Zah— 
fungspflichtigen auf eine Auflöfung ber gefchloffenen 
Parochien und auf deren Erja durch bloße Perſonal— 
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gemeinden hinauslaufen würde, und drittens, weil der 
Gefahr einer doppelten Beſteuerung der katholiſchen 
Glaubensgenoſſen ſowohl für die Zwecke ber latholiſchen, 
wie ber evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche in der Hauptſache 
dadurch begegnet wird, daß den Katholilen die Auf— 
rechnung der von ihrem Orunbbefige zu entridhtenden 
evangelifch» Lutherifhen Kirchen» und Schulanlagen 
auf die fatholifchen Kirchen: und Schulanlagen jchon 
jegt geftattet if. Da Hiernah die Meinung ber 
Königl. Staatöregierung mit derjenigen der Deputation 
fi grundfäglich dedt, fo ift die Deputation nicht in ber 
Lage gewefen, für eine Aenderung bes Parodiallaften: 
gejeges in ber angeftrebten Richtung einzutreten, und 
fie ift bemgemäß zu dem Untrage gelangt, das Petitum 
a und demgemäß auch das Betitum c auf fich beruhen 
zu laffen. 

Im zweiten Theil — dem Betitum b — nun aber wird 
gebeten, daß die Ständeverfammlung bie Königl, Staats: 
regierung veranlafje, daß, jo lange die von ihnen er: 
betene Gefegesänberung nicht ftattfindet, die Regierungs: 
verfügungen nunmehr bahin gehen mögen, baß ber Antheil, 
welchen die Katholiten im Königreihe Sachſen bei dem 
Erwerbe von Grundftüden und für laufende Stirchen- 
und Schulanlagen beizutragen haben, nah bem Ver: 
hältniſſe ihrer Steuerfraft nur für bie Kultuszwede ber 
eigenen Konfeffion verwendet werde. Bur Begründung 
wird angeführt, daß bei Grunbftädstäufen als Orts— 
abgabe eine Befigveränderungsabgabe erhoben werbe, von 
welcher ungefähr 20 Prozent für die evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirchen beziehentlich für evangeliſch-lutheriſche Schulen 
verwendet würden. Auch Käufer, bie nicht evangeliſch— 
[utherifcher Konfeifion feien, würden zur Zahlung biejer 
Befigveränderungsabgaben angehalten. Einer der Mit- 
petenten, deſſen Umfa in Grundftüden fih auf Millionen 
beziffere, werde ben Nachweis liefern fünnen, welchen 
Berluft die armen katholiſchen Kirchengemeinden dadurch 
erlitten haben, daß er verpflichtet war, dieſe Abgaben ftatt für 
katholische, für evangelijch = Iutherifche Kirchenzwede zu 
zahlen. Eine Mitpetentin katholiſchen Glaubens habe 
bei einem Grundftüdserwerbe in Löbtau im Inftanzen: 
wege eine Entjheibung im Sinne der Petenten herbei: 
zuführen gefucht, fei aber damit nicht durchgedrungen. 

Die Entjcheibung, meine Herren, liegt der Depu- 
tation vor; es ift eine Entſcheidung bes Königl. Kultus: 
minifteriums, in ber ift feftgeftellt, ba bie von ber 
Mitpetentin Buhl durch Beſchwerde angefochtenen Regu: 
lative der Dresbner Kirchengemeinde über Erhebung von 
Beligperänderungsabgaben mit den Landesgeſetzen im 
vollen Einklange ftehen, und hervorgehoben, daß fomit 
für das Königl. Minifterium des Kultus und öffentlichen 
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Unterrichts auch feine Handhabe geboten ſei, aus Grün- 
ben ber Parität auffichtöwegen einzufchreiten, ba eine 
Berüdfichtigung ber Gefihtspunfte ber Parität für das 
Minifterium doch nur innerhalb ber beftehenden Geſetze 
möglih fei und im ben Landesgeſetzen ihre Grenze 
finden müfle. Die Entjheibung betont am Schluſſe 
noch, daß im vorliegenden Falle wenigftens grundjäglich 
von einer Verlegung ber Parität nicht die Rebe fein 
fünne. Die Parochiallaftengefepgebung in Sachſen fei 
befanntlich Leine evangelifch = Iutherifche Kirchengefeh: 
gebung, fondern Staatsgefehgebung, bie eben- 
jowohl für die Parochien ber evangelifch = Iutherifchen 
Kirche, wie für bie ber römiſch-katholiſchen Kirche 
gelte. Es ift dabei noch Hingewiefen worben auf bie 
Allerhöhfte Verordnung vom 12. Juli 1842, betreffend 
die Anwendung bes Geſetzes vom 8. Mär; 1838 in 
ber Oberlauſitz. Im ſolchen katholiſchen Parodien, 
wo bie Parocdiallaften auf Grund des Geſetzes vom 
8. März 1838 aufzubringen find — fo jchließt bie 
Entſcheidung —, würde banad) eine gleihmäßige Heran- 
ziehung der evangeliſch-lutheriſchen Glaubensgenoſſen 
zu ben WBefigveränderungsabgaben für die katholiſche 
Kirchenkaſſe landesgeſetzlich zuläffig und gerechtfertigt 
ericheinen. 

Bon diefer FFüglichkeit ift, wie ich Hinzuzufügen 
mir erlaube, auch ſchon Gebraud gemacht worden, indem 
z. B. in der Stadt Oftrig, welche vorwiegend von Katho— 
(ifen bewohnt wird, die Proteftanten durch Ortsftatut 
zu dem Aufwande der katholischen Schulen herangezogen 
werden. Für die Deputation waren nun biefe Aus- 
führungen der Königl. Staatsregierung ohne weiteres 
überzeugend. Die Petenten aber meinen nun in ihrem 
Sinne, baf, wenn das Minifterium zur Genehmigung 
folder Befigveränderungsabgaben berechtigt gewejen fei, 
es auch berechtigt fein müfje, diefe Genehmigung zu ver: 
fagen ober die Wbgabenregulative dahin abzuändern, 
daß dieſe Mbgaben nah Verhältniß an Die ge— 
nannten beiden chriftlichen Glaubensgenoſſenſchaften ver- 
teilt würden. Dem ift entgegenzubalten, daß Befig: 
veränderungsabgaben zur Kirchenlaſſe nad ber Ber: 
ordnung vom 12. Juli 1878 der Genehmigung bes 
evangelifch-Tutherifhen Landesfonfiftoriums, nicht des 
Königl.Kultusminifteriums bedürfen, daß dieſe @enehmigung 
von ber frage abhängt, ob die gejeglichen Borausfegungen 
für die hierzu nöthigen ortögefeglichen Beftimmungen 
gegeben find, daß, wenn biefe frage verneint werden 
muß, das Landesfonfiftorium bie Genehmigung zu ver: 
jagen Hat, daß aus anderen Gründen die Genehmigung 
zur Erhebung von VBefigveränberungsabgaben zur Kirchen- 
taffe nicht verfagt werben kann, und daß bem Lanbes- 
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tonfiftorium ober einer fonftigen Behörde die Befugniß 
zu eimer eigenmächtigen Abänderung derartiger orts- 
gefeplicher Beftimmungen oder einer dieſer Bejtimmungen 
widerfprechenden Anordnung, welchem Zwecke bieje 
Beſitzveränderungsabgaben zugewieſen werben ſollen, nicht 
zuſteht. Die Deputation befand ſich daher mit dem 
Herrn Regierungstommiffar in voller Uebereinftimmung, 
welcher in der Siyung ber Deputation erffärte, daß das 
von ben Petenten gewünfchte Verfahren, wonad) bis zum 
Erlaffe der angeftrebten gejeglihen Beftimmungen bie 
firhlichen Steuerverhältniffe im Sinne der Petenten durch 
bloße Regierungsverfügungen geordnet werden möchten, 
mit ben beftehenden Geſetzen unvereinbar jei. Aus diejen 
Gründen, meine hHochgeehrten Herren, muß es bie 
Deputation ablehnen, für das Petitum unter b einzutreten, 
und fie beantragt daher, auch dieſes und fomit bie 
Petition in ihrem vollen Umfange auf ſich beruhen zu 
laſſen. 

Präfident: Es wünſcht niemand Hierzu das Wort 
— Ih frage die Kammer: 

„ob fie die Petition auf ji beruhen laſſen 
will?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Ich beraume die nächſte Sigung auf 
morgen, freitag, mittags 12 Uhr an und jege auf bie 
Tagesordnung: 

1. Vortrag aus ber Megiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 

2. Antrag zum mündlichen Berichte 
Deputation über Kap. 17,18 und 19 bes Staat: 
haushaltsetats für 1900/01, Landeslotterie, 
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6. 





Untrag zum miünblichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 75 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 
de3 unteren Bahnhofs Auerbach (Nachpoftulat) 
betreffend, ſowie über bie Petition des Kauf— 
männiſchen Vereins zu Auerbach. (Druckſache 
Nr, 147.) 


. Antrag znm mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 94 bes außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Anlage ber 
Halteftelle Chrieſchwitz (erſte Rate) betreffend. 
(Druckſache Nr. 148.) 

Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 95 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, elektriſche 
Beleuchtung des Rangir- und Güterbahnhofs 
in Leipzig II betreffend. (Druckſache Nr. 149.) 


. Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 96 des außerorbentlichen 
Staa tshaushaltsetats für 1900,01, Herftellung 
des äweiten Gleifes der Linie Borsdorf-Coswig 
(zweite Rate) betreffend. (Drudjadhe Nr. 160.) 


. Untrag zum miünblichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 98 bes außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Umbau bes 
Haltepunkts Döbeln betreifend. (Druckſache 
Nr. 151.) 


Zur Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein 
der zweiten | Se. Erlaucht Herrn Grafen von Schönburg und Herrn 


ı Rittergutsbefiger von Watzdorf. 


Der Herr Protofollführer ift bereit das Protofoll 


Lotteriedarlehnstaffe und Einnahmen der all: | zu verlefen. 


3. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten De: 


gemeinen Kafjenverwaltung. (Druckſache Nr. 140.) | (Gefchieht durch Sekretär Kammerherr Freiherr von Find.) 
Sit die Kammer mit diejem Protokoll einverftanden? 


putation über Say. 34 und 37 bed Staats: | _ Es erfolgt fein Widerſpruch; ich erfläre dasfelbe für 
haushaltsetats für 1900/01, Orbenstanzlei und | genehmigt und ſchließe die öffentliche Sigung. 


Geſetz- und Verordnungsblatt betreffend. (Drud: | 
(Schluß der Sitzung 1 Uhr 20 Min. nachmittags.) 


ſache Nr. 156.) | 


Fir die Hedaktion verantwortlich: Der Vorftand des Königlichen Stenographiſchen Inftituts 
i. V. Profeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 





Letzte Abfendung zur Pol: am 4. April 1900, 


Mittheilungen 


über die Berhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Schönndvierzigite öffentliche Sitznug 
der Erfien Hammer 
am 30. März 1900, vormittags 12 Uhr. 


Inbaflt: 


Vorlefung und Genehmigung des Zuftififationsideins über 
die vom Yandtagsausihug zu Wermwaltung der Staate: 
ihulden für 1896,97 abgelegten Rechnungen. — Re: 
giftrandenvortrag Nr. II41—1143. — Eidlihe Ver 
pilihtung bes an Stelle des erkrankten Biſchoſs Dr. Wahl 
in die Sammer eingetretenen Domkapitularkantors 
Wuſchanski. — Anträge zu den mündlichen Berichten der 
zweiten Deputation über: a) Kap. 17, 18 unb 19 bes 
Staatshanshaltsetats für 1900 01, Landeslotterie, Lotterier 
darlehnslaffe und Einnahmen der allgemeinen Kaffe: 
verwaltung; b) ap. 34 und 37 des Stantshaushaltsetats 
für 1900/01, Ordenskanzlei und Gejeh: und Verorbiungs: 
blatt beir.; ec) Tit. 75 des auferordentlichen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Erweiterung bes unteren 
Bahnhofs Auerbach (Nahpoftulat) betr., ſowie über bie 
Petition des Kaufmännifchen Vereins zu Auerbach; 
d) Tit. 94 des außerorbentlichen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Unlage der Halteftelle Chrieſchwitz (erfte Rate) 
betr; e) Tit. 95 des aufßerorbentlihen Staatshaushalts: 
etat3 für 1900/01, elektrifhe Beleuchtung des Rangir- 
und Güterbahnhois im Leipzig II. betr.; f) Tit. 96 des 
aufßerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900,01, Her: 
ftellung bes zweiten Gleiſes der Linie Borsdorf: Coswig 
(zweite Rate) betr., und g) Tit. 98 des außerorbentlichen 
Stantshaushaltsetats für 1900,01, Umbau des Halte: 
punktes Döbeln betr. — Feitfegung der Beit und Tages: 
orbnung für die nächſte Sitzung. — Borlefung und 
Genehmigung des Protofols über die heutige Sihung. 


1.8. (2. Ubonnement.) 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniftertijche: 


Der Herr Staatöminifter von Wapborf, jowie bie 
Herren Regierungstommifjare Geh. Finanzrath Haymann, 
Oberfinanzrath Elterich und Geh. Baurath Poppe. 

Anwefend 41 Kammermitglieber. 


Präfident; Ich bitte die Herren, gütigft Ihre Plätze 
einzunehmen. Ich eröffne die öffentlihe Sigung. Zus 
nächſt hat zu erfolgen der Vortrag bes Juſtifikations— 
ſcheins über die vom Landtagsausſchuſſe zur Verwaltung 
ber Staatsfchulden für 1896/97 abgelegten Rechnungen 
durch Herrn Rittergutsbefiger von Oppel. 


(Berlefung des Juſtifikationsſcheins.) 


Hat jemand gegen den Juſtifikationsſchein etwas 
einzuwenden? — Es ift nicht der Fall, ich erfläre ben- 
felben für genehmigt. Er ift nun an die Zweite Kammer 
abzugeben. 

Den Vortrag aus der Negiftrande giebt Her 
Freiherr von Find. 


(Nr. 1141.) Petition anonym, unflaren Inhalts. 
Präfident: Un die vierte Deputation, 


(Nr. 1142.) Protofollertraft der Bweilen Kammer, 
betretfend Echlußberathung über Dekret Nr. 3, den Ent: 
wurf eines allgemeinen Baugefeges für das Königreich 
Sachſen betr. 

Präſident: Un bie erfte Deputation. 

(Nr. 1143.) Schreiben des Königl. Gejammt- 
minifteriums vom 29. März 1900, betreffend den Ein 
tritt bes Domkapitularfantors Herrn Wuſchanski 
in die Erfte Kammer an Stelle des erfrankten Biſchofs 
Dr. Wahl. 

Präfident: Ich bitte zu verlefen. 


Geſchieht.) 


386 





Ih würde nun den Herrn Domfapitular bitten, 
hierher zu kommen, um ihm bem verfafjungsmäßigen 
Eid abzunehmen, 

(Die Vereidigung erfolgt.) 

Es folgt nun der zweite Gegenftand: „Untrag 
zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
über Kap. 17, 18 und 19 bes Staatshaushalts— 
etat3 für 1900/01, Zandeslotterie, Zotteriebar- 
lehnstaſſe und Einnahmen ber allgemeinen 
Kafjenverwaltung.” (Drudjahe Nr. 140.) 

(Bergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 932 f.) 

Den Bericht giebt uns Herr Geh. Kommerzienrath 
Thieme. 

Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Meine 
geehrten Herren! Ich Habe Ihnen im Namen Ihrer 
zweiten Deputation über einige Kapitel des ordentlichen 
Staatshaushaltsetats, 17 bis 19, zu berichten. Ich 
beginne mit Rap. 17, Lanbeslotterie. 

Die Einnahmen in diefem Kapitel find wie im Vor: 
etat mit 5,208,250 M. eingeftellt; es ift dies über- 
rafchend, da die Thüringifche Staatslotterie der unfrigen 
doch durch ihre Konkurrenz anfängt, etwas unbequem 
zu werden. Ich glaube, e8 rührt daher, daß infolge 
der günftigen Erwerbsverhältniffe ſich doch ein größerer 
Kreis von Lotteriefpielenden gefunden bat. Ueber bie 
Ausgaben habe ich wenig zu berichten bis Tit. 9; es 
find da nur ein paar Meine Abweichungen, bie genügend 
motivirt find. Dagegen fommt bei Tit. 10 eine Minber: 
einftellung von 1125 M. wegen bes Wegfalls des Kon: 
zeifionsgeldes an das Fürſtenthum Neuß ä.L. Der 
Vertrag mit bemjelben ift gekündigt und dieſe 1125 M. 
ftellen die Hälfte bes jekigen, für bie Finanzperiode 
früher eingeftellten Betrags von 2250 M. Konzeffions- 
gelb dar. In it. 12 ift eine Mehrausgabe von 
10,000 M. eingeftellt worben, weil bie Lotterielooſe 
unferer Staatslotterie in ber legten Zeit öfter nad: 
geahmt worden find zum Schaden unferer Lotteriekaſſe. 
Wir haben bisher unfere Loofe nur im gewöhnlichen 
Buchdrucke Hergeftellt. 

Die Lotteriedireftion Hat beſchloſſen, fie fünftighin 
in Kunftdrud Herzuftellen, und es wirb daher wohl ſchwerer 
werben, fie nachzuahmen. Ich Habe hier von bem neuen 
Looſen eine Heine Serie liegen, welche ich ben Herren zur 
Anficht bereit flelle, die fich für Gewinne bei der Lotterie 
intereffiren. (Heiterfeit.) 

Es find außerdem in Tit. 14 noch gemeinjährig 
22,550 M. eingeftellt. Es ift ein Zranfitorium von 
22,750 M., und diefe Gelder follen verwendet werben zu 
einer Neueinrichtung von Räumen für unfere Landes: 
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fotterie und Lotteriedarlehnslaſſe. Diefelben find jet 
ganz unzureichend, und unfere Staatäregierung hatte 
eigentlich beabfichtigt, einen Neubau auf bem Plage des 
Gebäudes bes Trierjchen Inftituts in Leipzig zu errichten. 
Es hat fich aber erfreulicher Weile herausgeftellt, daß 
ber Zuſtand berjelben ein noch genügender ift, jo daß 
man barauf zugekommen ift, in ber 1., 2. und 3. Etage 
des Gebäudes Bureaur einzurichten für biefe beiden 
Inftitute, für bie Lotteriedireftion und bie Lotteriebarlehns- 
fafie, und außerdem haben ſchon im Parterre besjelben 
Haufes bie anderen beiden Behörden, das Landbauamt 
und die Straßen- und Wafferbauinfpektion Leipzig, eben- 
falls genügendes Unterlommen gefunden. Es wirb dadurch 
erreicht, daß bie theueren Neubaufoften vermieden werben, 
was wir ja nur mit Freuden begrüßen fünnen, und ber 
Platz des Glöckner-Trierſchen-Gartens, jowie das Areal 
bes bisherigen, wegzureißenben Gebäudes der Lotterie 
direftion bleibt zu einem neuen Staatsbaue intaft übrig. 
Wir können, glaube ich, darüber nur unfere Befriedigung 
ausfprechen. 

IH babe nichts weiter zu dem Sapıtel zu bemerken 
und bitte im Namen ber zweiten Deputation 


„die Einnahmen in Kapitel 17 mit 5,208,250 M. 
nad) der Borlage zu genehmigen, die Ausgaben 
mit 953,695 M., darunter 22,750 M. tranfitorifch, 
unter Wegfall der eventuellen Aufrüdungen, im 
übrigen nad) der Vorlage zu bewilligen.“ 


Auch in den nächſten Kapiteln, meine Herren, werben 
dieſe Bemerkungen von eventuellen Aufrüdungen in Weg- 
fall zu fommen Haben. 


Bräfident: Wünfcht jemand das Wort? — Herr 
Kammerherr Freiherr von Frege! 


Kammerherr Dr. von Frege Weltien: Meine hoch— 
verehrten Herren! Es bürfte vielleicht nicht ganz un— 
geeignet ericheinen, gegenüber ber Aeußerung des Herrn 
Staatsſekretärs des Reichsſchazamts, welche derjelbe geftern 
über bie Frage eines Meich#lotterieftempels im Zuſammen⸗ 
hange mit ben Koſten ber Flottenvorlage in ber Budget: 
fommiffion des Reichstags gemacht hat, Hier das Eine 
zu Eonftatiren, daß auf biefem Gebiete jebenfalls wieder 
ein, wenn auch vielleicht für uns in Sachſen zu tole: 
rirender, aber nad; meiner Unficht an fich doch zu bes 
fämpfender Eingriff in bie Finangwirthfchaft der Einzel: 
ftaaten bevorftehen lann. Ich hüte mich, dies heute ſchon 
als beftimmt auszuſprechen, da bie Aeußerungen bes 
Herrn Staatsſekretärs zunähft wohl nur perjönliche 
waren und mir nicht bekannt ift, in wie weit fich ber 
Bunbesrath ſchon mit diefer Frage beſchäftigt hat. 
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Ein Moment aber von allgemeinem Intereſſe dürfte 
auh noch fein, daß bei berfelben Gelegenheit von 
derjelben Seite ausgeführt wurde, baß durch die neuen 
Beftimmungen bes Bürgerlichen Geſetzbuchs das Verbot, 
in anderen, als in einheimijchen Xotterien zu fpielen, 
hinfällig würde. Dies jcheint mir eime juriftiiche Kontro: 
verje zu fein, über welde geftern in ber Bubget- 
fommiffion feine weiteren Anfichten laut wurben. Auf 
alle Fälle kann e8 dahin führen, daß es dem Vorſchlage, 
einen Bufchlagsftempel von Reichswegen auf das Spielen 
in Zotterien zu erheben, ben Weg ebnet und uns bamit 
verföhnen foll, dadurch, daß der unleidliche Buftand in 
Wegfall kommt, wonad z.B. ein preußiſcher Unterthan 
beftraft werben kann, wenn er im unferen Lotterien 
ipielt. 

Ih wollte nur die Anregung einer Reichslotterie- 
ftener bier zur Sprache bringen, und ich freue mich 
darüber, daß durch biefe Heußerung bes Herrn Staats- 
ſekretärs wenigftens das eine klar geworben ift, daß andere, 
weitergehende Reichafteuerprojelte, eiwa der Ausbau ber 
Erbſchaftsſteuer von Reichswegen, auf abjehbare Beit nicht 
als Gefahren erfcheinen, gegen welche doch jedenfalls 
auch bieje hohe Kammer im der ihr geeignet erfcheinenden 
Beile Stellung nehmen müßte. Denn wenn fogar ber 
Herr Staatsſekretär des Meicheihagamts, dem man ge- 
wiß nicht eine Vorliebe für die landwirthſchaftlichen 
Intereffen nachſagen kann, zugegeben hat, daß eine Erb— 
jchaftsfteuer eine Wirkung haben würbe, die den Grund- 
befig und bie Lanbwirthfchaft ungerecht und hart träfe, 
jo lann ich biefer feiner Aeußerung nur meinen vollen 
Beifall fpenden und mic, freuen, daß es von biefer uns 
gewiß nicht naheftehenden Seite ausgefprochen worben ift. 
Ich hielt mich für verpflichtet, von der zuflimmenben 
Aufnahme, welche bie Erweiterung des Lotterieftempels 
im Scooße ber Budgetlommiffion gefunden hat, ber 
hohen Kammer Kenntnif zu geben, weil, wie das leider 
jo oft ber Fall ift, die Berichte, welche heute ſchon im 
den Tagesblättern fi) darüber finden, durchaus nicht auf 
abfolute Richtigkeit Anfpruch machen können, und jedem 
Eingriffe in die Finanzhoheit der Einzelftanten rechtzeitig 
entgegengetreten werben muß. 

Präfident: Wünſcht nocd jemand das Wort? — 
Es ift nicht der Fall, Ich frage die Kammer: 

„ob fie bei Kap. 17, Zanbeslotterie, den Ans 
trägen ber Deputation beitritt?" 
Einftimmig. 

Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Kap. 
18, Lotteriedarlehnslaſſe. Es find in den Einnahmen 
13,000 M. mehr vorgefehen als im Vorjahre, nach den 





Ergebniffen der Testen Jahre. Was die Ausgaben be: 
trifft, fo find dieſelben faft die nämlichen; es hanbelt 
fih um 140 M. weniger. Ich habe alfo zu diejem 
Kapitel nichts zu jagen und möchte die geehrte Kammer 
bitten, 
„in Kap. 18 die Einnahmen mit 420,000 M. 
nad) der Borlage zu genehmigen, die Ausgaben 
mit 19,490 M., unter Wegfall ber eventuellen 
Aufrädungen, im übrigen nach ber Vorlage zu 
bewilligen.“ 


Präfident: Aus der Kammer wünſcht niemand das 
Wort. — 


„Die Kammer tritt wohl auch hier den Anz 
trägen ber Deputation bei?” 
Einftimmig. 


Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Kap. 
19, Einnahmen der allgemeinen Kafjenverwaltung. 
Hier ift in Tit. 1 ein ftarfer Minberbetrag gegen ben 
Boretat eingejegt von 502,600 M. BDerfelbe begründet 
fi) nad) den vorliegenden Akten dadurch, daß in ber 
Finanzhauptlafje weniger Effekten vorhanden waren. 
Es ift eim Theil der breiprogentigen Rente verlauft 
worben; daher find auch die Einnahmen aus ben Binfen 
geringer. 

In Tit.2 find dagegen 198,400 M. mehr eingeftellt, 
in Tit.3 10,400 M. mehr von Binfen und Kaufgelbern 
für veräußerte Staatsgrundftüde, 

Dann kommt ein früherer Titel Nr, 4. 

In demjelben befand ſich eine Einftellung von 
97,000 M. und zwar für Zinfen von Kapitalien, welche 
auf Neubauten von Eifenbahnen verwendet werben jollten, 
zum Theile aber bereitö gebraucht wurben, ehe die be- 
treffenden Objekte fertiggeftellt waren; unfere Finanz: 
verwaltung hat es nicht für richtig gehalten, dieſen 
Durdgangspoften — denn ein folder ift es — auch 
fünftighin in ben orbentlihen Etat einzuftellen. Die 
Zweite Kammer hat aber gewiſſe Bedenken gehabt, biefe 
Einftelung zu entbehren, weil fie geltend gemacht Hat, 
daß auch im ordentlichen Etat in unferem Eifenbahn- 
etat ſich Einftellungen in Kap. 16 Tit. 3 Pofition 6 be: 
finden, als Vergütungen für die Verwaltung unb Baus 
leitung, bie diefen Betriebsverwaltungen aus Eifenbahn: 
neubauten zufommen. Die Herren haben gemeint, baf, 
wenn man aud auf dieſen Durdgangspoften verzichtete, 
man fein richtiges Bild mehr erhalten würbe, was ein 
Eifenbahnneubau wirflih koftet, wenn man biefe jo- 
genannten Zmwifchenzinfen nicht mit in Betracht nähme. 
Nun hat aber ber Herr Staatslommiffar erklärt, es 
ließen ſich diefe Interfalarzinfen ſehr leicht ftatiftifch be: 
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rechnen, und er hat verſprochen, daß bei Fertigſtellung 
von Eifenbahnbauten diefelben berüdfichtigt werben follten. 
Dabei Hat fi die Zweite Kammer beruhigt, und ich 
glaube, wir haben auch feine Urſache, eine Austellung 
in dieſer Hinfiht zu machen, Alſo der Poften von 
97,000 M. fällt fortan weg in den Ginftellungen. 
ferner waren im Voretat 165,000 M. eingeftellt, welche 
jegt ebenfalls in Wegfall fommen, Es waren dies vier 
Prozent Zinfen, die nad) einem Vertrage mit dem öfter: 
reichiſchen Staate von demſelben gezahlt wurden ala 
Garantie für dad Baufapital, welches auf die Zittau: 
Neichenberger Linie öfterreihifchen Theils verwendet 


worben ift. Auch unſere ſächſiſche Negierung zahlte | 


vier Prozent für das Baufapital auf ſächſiſcher Seite. 
Der Staatävertrag ift erlojchen, und die Bahn ift jelb- 
ftändig geworben. Es wird daher fünftig nur dasjenige 
vertheilt werden, was bie Generalverfammlung ber 
Aktionäre als reine Einnahme bezeichnet. Es ift dies 
im diesjährigen Etat ſchon gejchehen, allerdings nur 
eine Mindereinftelung, in Tit. 1 der Einnahmen zu 
Kap. 19, worin bieje Heine Einnahme alſo verjchwinbet. 
IH Habe noch zu erwähnen, daß der Beftand von 
Bittau:Reichenberger Aktien Ende Juni 1899 in unjerer 
Finanzhauptkaſſe 10,777,050 M. Nominalwerth betrug, 
wir haben aljo jedenfall® bei diejer Eifenbahn in ber 
Generalverfammlung eine Majorität, da der Staat eine 
fo ftarfe Vetheiligung bat. Ich Habe fonft nichts zu 
bemerfen und erſuche Sie im Namen der Deputation, 
„in ap. 19 die Einnahmen mit 1,086,000 M. 
nad der Vorlage zu bewilligen.“ 

Präfident: Dafern niemand das Wort begehrt, frage 
ich bie Kammer: 

„ob fie die Einnahmen mit 1,086,000 M. be» 
willigen will?“ 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum „Untrage zum mündlichen 
Berichte ber zweiten Deputation über Kap. 34 
und 37 des Staatshaushaltsetats3 für 1900/01, 
Ordenskanzlei und Geſetz- und Verordnungs— 
blatt betreffend.” (Druckſache Nr. 156.) 

(Bergl. M. I.K. S. 33 ff. u. 1120.) 

Den Vortrag wird uns Herr Kammerherr Sahrer 
von Sahr erftatten. 

Berichterstatter Kammerherr Sahrer von Sahr: Bei 
Kap. 34, Ordenskanzlei, ift nichts zu erwähnen, Die 
Einnahmen und Ausgaben find genau wie im Voretat 
eingeftellt. Die Deputation beantragt, 

„bei Kap. 34 nad) der Vorlage die Einnahmen 


mit 519 M. zu genehmigen, die Ausgaben mit 
40,019 M. zu bemilligen.” 


1.8. 46. Situng, am 30. Mär; 1900. 


Präfident: Es wünfcht niemand das Wort. — 


„Die Kammer tritt wohl aud hier einftimmig 
bei?” 


Einftimmig. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr: 
Auch bei Kap. 37, Geſetz- und Verordnungsblatt, ift 
alles unverändert geblieben. Auch bier ift nichts zu bes 
merfen. Die Deputation beantragt, 

„bei Kap. 37, Geſetz- und Verorbnungsblatt, 
nad) ber Vorlage die Einnahmen mit 5 M. zu 
genehmigen, die Ausgaben mit 640 MM. zu be: 
willigen.” 

Präfident: Hat jemand Hierzu noch etwas zu be— 
merken? — Es iſt nicht der Fall. 


„Ih nehme an, daß Sie den Anträgen ber 
Deputation beitreten?“ 


Einftimmig. 


Bir gehen über zum „Autrage zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 75 
bes außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Erweiterung bes unteren Bahnhofs 
Auerbad (Nahpoftulat) betreffend, jowie über 
die Petition des Kaufmänniſchen Vereins zu 
Auerbach.“ (Drudjahe Nr. 147.) 


(Vergl. M. I.K. S. 33 ff. u. 941 f.) 
Der Herr Kammerherr Freiherr von Find! 


Berichterftatter Sekretär Freiherr von Find: Ich 
babe zunächft über Tit. 75 die Ehre zu berichten. Bier 
werben für Auerbach poflulirt 332,200 M. Auf dem 
Zandtage 1897/98 waren in it. 75 bewilligt worben 
71,500 M., und zwar weil bie Gleiſe und Labepläge: 
anlagen auf bem Bahnhofe Auerbach ungenügenbe waren, 
mithin bei der jet eingetretenen Verlängerung ber 
Güterzüge dringend auch einer Erweiterung beburften. 
Jetzt ftehen wir einem Nachpoftulate von 332,200 M. 
gegenüber, das find 400 Prozent. Das Nadjpoftulat wird 
in den Erläuterungen dadurch motivirt, daß bei ber 
Steigerung des Verkehrs man den urfprünglichen Plan 
doch Hätte wejentlich erweitern müſſen. Es wäre hinzu— 
gefommen, daß meitlid des Bahnhofs das Bauareal 
wahrjcheinlich der Bebauung jet entgegengeführt würde, 
jo daß es an ber Zeit erſchien, rechtzeitig bort Areal zu 
erwerben. Das Projeft ift anderweit geprüft worden 
und das Refultat biefer Prüfung war eine vollftändige 
Erweiterung besjelben, und zwar in der Hinficht, daß 
bie Gleiſe für Rangiren und Abftellen der Büge ergänzt, 
ferner, daß auch wejentlich mehr und größere Ausweich— 
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gleife für die Güterzüge gefchaffen wurben. Dazu kam 
eine Steigerung ber Löhne und Materialienpreife, jo da 
der jeßige Anfchlag die Summe von 332,200 M. erreicht 
hat, hierunter find allein für 204,000 M. Urealerwerb, 
das übrige fällt auf Erdarbeiten, Oberbau unb ben 
Bahnhof. Angeſichts diefer koloſſalen Ueberſchreitung 
iſt die Bemerkung doch ſehr am Plage, daß der 
urſprüngliche Plan wohl kaum weitſichtig genug ſeinerzeit 
gemacht worden, daß er vielleicht auch überhaftet ein- 
gebracht worden, und baf jedenfalls der Antrag Beutler 
und Genojjen ein vollftändig zeitgemäßer if. Im ber 
peinlihen Lage, in ber fi die. Ständeverfammlung 
befindet, bleibt nichts übrig, als entſprechend dem Beſchluſſe 
ber Zweiten Kammer, auch hier zu empfehlen, das Mebr: 
poftulat von 332,200 M. nad) der Vorlage zu be 
willigen. 

Ich Hätte nun noch überzugehen auf bie Petition 
des Kaufmännifchen Vereins zu Auerbach, unterzeichnet: 
Schmohl und Ey; unter dem 10. Januar 1900 bitten 
diefelben um Genehmigung zur balbmöglichiten Er: 
richtung eines, wenn aud nur proviforiihen Gebäudes 
auf dem biefigen unteren Bahnhofe zur Abfertigung von 
Bollgütern; fie weifen in der Petition darauf hin, daß 
in Auerbach und Umgebung viele Stidmafhinen im 
Betriebe wären, daß dieſe Stickmaſchinen vorzüglich 
Gambricftidereien verarbeiten, die in großen Mafjen vom 
Auslande gekauft werden, jo daß bie ausländijchen Ge: 
ſchäfte nur im Vereblungsverfehre möglich feien. Hierzu 
müffen die Formalitäten gegenwärtig im Plauener Zoll: 
amte erlebigt werben. Das fei höchſt läftig, und ber 
Wunſch wäre wohl berechtigt, daß die Zollabfertigungs: 
ftelle in Auerbach ſelbſt errichtet würde. Die Betenten 
weijen darauf Hin, daß fie jehr gern bereit wären, 
auch ihrerſeits Opfer zu bringen; ſeitens ber Königl. 
Staatöregierung ift in der Deputation der jenjeitigen 
Kammer erklärt worden, daß fie einen überaus 
wohlwollenden Standpunkt biejer Betition gegenüber 
einnehmen würde, daß die Erörterungen aber noch nicht 
abgejchlofien wären, fie würden möglichſt gefördert und 
ginge man von der Vorausſetzung aus, daß thatſächlich 
feitens der Intereflenten namhafte Opfer und Hülfe bei 
Erbauung diefer Zollabfertigung gebracht würben. Nach 
alledem habe ih Sie zu erfuchen, entſprechend bem 
Beichlufje der Zweiten Kammer, die Petition der Königl. 
Staatsregierung zur Kenntnißnahme zu überweifen, 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ijt 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„ob fie das Poſtulat von 332,200 M. bewilligt 
und and in Bezug auf die Petition des 
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Raufmännifhen Vereins ben Anträgen ber 
Deputation beitritt?” 
Einftimmig. 

Punkt 5: „Antrag zum mündlichen Berichte 
ber zweiten Deputation über Tit.94 bes außer- 
orbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Anlage der Halteftelle Chrieſchwitz (erfte Rate) 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 148.) 


(Berg. M.II.8. ©. 33 ff. u. 630.) 


Berichterftatter Rammerherr Freiherr von Find: 
Ich hätte überzugehen zu Tit. 94 des außerordentlichen 
Staatähaushaltsetats für 1900/01, Unlage ber Halteftelle 
Chrieſchwitz (erfte Mate) betreffend. Hier werben als 
erfte Rate 300,000 M. gefordert; Chrieſchwitz ift an ber 
Linie Gera: Weifhlig gelegen und gegenwärtig von ber 
Stadt Plauen bereits inlorporirt. Bereits im vorigen 
Landtage war für eine Haltejtelle dafelbft eine Petition 
des Stadtraths und der Stabtverorbneten von Plauen 
— der befannten Kapitale und dem Induftriegentrum bes 
Vogtlandes, einer im höchſten Aufblähen begriffenen 
Stadt — an die Ständeverfammlung gerichtet und dieſe 
Betition der Staatsregierung zur Erwägung übergeben 
worden. In diefer Petition find wichtige Gründe für 
die Errichtung diefer Halteftelle aufgeführt worden, in 
ber Hauptſache etwa folgende. Es ift Hingewiefen worben 
auf die große Ausdehnung Plauend nad) diefer Gegend 
Hin und auf das Anwachſen der in ber Nähe liegenden 
Ortichaften CHriefhwig und Reuſa. Es ift ferner Hin: 
gewiefen worden, daß, nachdem die Elſterregulirung mit 
wejentlichen Opfern der Stabt Plauen num der Beendigung 
entgegenginge, bort das real ber Bebauung erſchloſſen 
werben würbe, mithin eine große Vermehrung ber dortigen 
Fabrifanlagen wohl zu erwarten fei. Für den Güter 
verfehr wird ferner noch angeführt, daß in der nächften 
Umgebung, wo eben die Halteftelle Chrieſchwitz errichtet 
werben foll, der fogenannten unteren Aue bei Plauen, 
bedeutende Fabriken, ferner die Gasanftalt der Stabt 
und das Eleftrizitätswert von Plauen fich befinden, fowie 
au die Erweiterung des letzteren vor fich gehen und 
die Erbauung einer zweiten Gasanftalt vorgenommen 
werden fol. In ben Erläuterungen ijt ausführlich alles 
dies auch berührt worden. Es ift ferner darauf Hinzus 
weiſen, daß feitens ber Stabt Plauen allerlei Opfer und 
Beiträge in Ausficht geftellt werben, bie im Berichte der 
Zweiten Kammer auf Seite 2 auf 203,000 M. beziffert 
find, ſodann, daß ferner die Gemeinde CHriefhwig und 
der Bezirlsauaſchuß der Amtshauptmannfchaft Plauen 
je 10,000 M. beitragen wollen. Nach alledem hat bie 
Bweite Kammer empfohlen, das Poftulat zu bewilligen, 
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ſelbſtverſtändlich nicht voll, fondern es find 100,000 M.|der Linie Borsdorf-Coswig (zweite Rate) be: 
geftrihen worden und die Königl. Staatsregierung Hat | treffend.” (Drudjache Nr. 150.) 


ihre Einwilligung bazu erflärt unter dem gleichen Bor: 
behalte, ben fie bei allen derartigen Streihungen gemacht 
hat. Die Deputation empfiehlt Beitritt zum Befchlufje 
ber weiten Kammer und fomit Bewilligung des Tit.94 
mit 200,000 M. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 


„Die Kammer tritt wohl aud hier bem An: 
trage der Depntation bei?” 
Einftimmig. 

Es folgt Punkt 6: „Untrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 95 des 
außerorbentlihen Staatshaushaltsetat3 für 
1900/01, elektriſche Beleuchtung bes Rangir- und 
Güterbahnhofs in Leipzig II betreffend.“ (Drud: 
ſache Nr. 149.) 


(Bergl, M. 11.8.6. 33 ff. u. 942.) 


Berichterftatter SKammerherr Freiherr von Find: 
Ich hätte überzugehen zu Tit. 95. Hier werben für die 
eleftrifche Beleuchtung des Rangir: und Güterbahnhofs 
in Zeipzig II 80,000 M. poftulirt. Auf dem Dresdner 
Bahnhofe ift das Rangirgeſchäft jo angewachſen, baf 
dasjelbe bei Tage nicht bewältigt werden fann, fondern 
baß ber größte Theil der Naht dazu gebraucht wird. 
Selbftverftändlih ift dazu eine genügende Beleuchtung 
nothwendig; Ddiefelbe erfolgt jetzt vielfah noch mit 
Retroleum und ſoll demnächſt in eleftrifche umgewandelt 
werben. Zunächſt ift ein Anſchluß an den Strom ber 
Stabt projektirt und voneinembireften eigenen Efeftrizitäts- 
werke für dieſen Bahnhof abgefehen; jedoch wird in 
Zukunft vielleicht in Stötterig ein Elektrizitätswerk für 
biefen Bahnhof wie für den Bayriſchen errichtet werben. 

Die Deputation beantragt Beitritt zu dem Beſchluſſe 
der Zweiten Kammer, alfo den Titel nach der Vorlage 
mit 80,000 M. zu bewilligen. 


Präfident: Sofern niemand das Wort begehrt, — 
frage ich die Kammer: 

„ob fie dieſe 80,000 M. nad) der Vorlage be— 
willigen will?* 
Einftimmig. 

Wir fommen zu Bunft 7: „Antrag zum münb- 
fihen Berichte der zweiten Deputation über 
Tit. 96 des außerordentlichen Staatshaushalts« 
etats für 1900/01, Herftellung des zweiten Gleiſes 


Gergl. M. I. K. S. 33 ff.u. 845 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
In Tit. 96 werden für bie Herftellung bes zweiten 
Gleiſes ber Linie Borsborf:Coswig 1 Million Mark 
eingeftellt. Bis zum Jahre 1898 war von der Linie 
Borsdorf-Eoswig nur der Theil Eoswig- Meißen zwei: 
gleifig, das übrige eingleifig. Im Jahre 1892 ift das 
zweite Gleis auf der Strede Rofjen-Triebifchthal bewilligt 
worben in ber Höhe von 1,311,000 M. Jebt liegt nun 
der zweigleifige Ausbau der Strede Borsdorf-Großbothen 
und Döbeln: Noffen vor. Die Gefammtftrede beträgt 
43 Kilometer. Die Theilftrede Borsdorf-Großbothen 
würbe 1,630,000 M. Koften verurjachen, darunter für 
die freie Strede inkl. der Träger bei dem Kötteritzſcher 
Biadulte und ber Köfjerner Muldenbrüde, welche allein 
mit 274,000 M. eingeftellt find, 1,300,000 M.; bazu 
fämen bie Bahnhofserweiterungen, welche nöthig find in 
Naunhof, Großfteinberg und Grimma, welche 330,000 M. 
foften würden, jo daß bie Sirede Borsborf:Großbothen 
auf intgejammt 1,630,000 M. veranschlagt ift. Die Strede 
Döbeln-Noffen würde 1,166,000 M. beanfpruchen in ber 
Hauptjache für den Oberbau, für Brüden und ähnliches, 
während für ben Bahnhof bloß die geringe Summe von 
33,000 M. eingeftellt ift, da bloß die Halteftelle Nieder: 
Striegis in Frage kommt. Insgeſammt würden aljo 
2,796,000 M. Koften zu beichaffen fein. Dieje follen auf 
zwei Finanzperioden vertheilt und urfprünglich in ber 
gegenwärtigen Finanzperiode 1,000,000 ben Ständen zur 
Bewilligung vorgelegt werden. Die Zweite Kammer hat 
diefe Summe auf 800,000 M. reduzirt und Ihre Deputation 
empfiehlt Beitritt zu dem Befchluffe, welcher bahingeht, ben 
zit. 96 unter Abftrich von 200,000 M. mit 800,000 M. 
zu bewilligen. 

Prüſident: Begehrt noch jemand das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. 

Ih frage die Kammer: 


„zritt fie aud Hier dem Antrage der Depu— 
tation bei?“ 
Einftimmig. 

Zepter Gegenftand der Tagesordnung ift 8.: „An: 
trag zum münblihen Berichte ber zweiten Depus 
tation über Tit. 98 bes außerordentlichen Staats: 
baushaltsetats für 1900,01, Umbau bes Halte: 
punfts Döbeln betreffend.“ (Drudjade Nr. 151.) 


(Vergl. M. IT..S.33 ff. und 845 ff.) 


BVerichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Ich Hätte enblih noch Tit. 98 zu befprechen, wo für 
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Ih beraume die nächſte Sigung auf Dienstag, 
den 3. April, mittags 12 Uhr an und ſetze auf bie 


den Umbau bes Haltepunfts Döbeln 560,000 Mark | Tagesordnung: 
poftulirt werben. Hier Handelt es fi um bie Be: , 
feitigung des Niveauüberganges der Roßweiner Straße 1. Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 


und bie Ueberführung derjelben. Gleichzeitig ſoll eine 


Tieferlegung des Haltepunkts und ber anſchließenden 2. 


Theilſtrecke erfolgen; außerdem die Anlage einer Warte- 
halle, ſo daß alſo eine Halteſtelle hier erbaut wird. Die 
Geſammtloſten beziffern ſich auf 560,000 M., hauptſächlich 
für Erdarbeiten, das übrige für Oberbau und Areal— 
erwerb. Die Zweite Kammer hat das bewilligt. Ihre 
Deputation empfiehlt Beitritt, ſomit die Bewilligung 
nad) der Vorlage mit 560,000 M. Ich Habe hier noch 
eines Umftands zu gebenten, daß im Deputationd: 
berichte der Zweiten Kammer eine Petition ber Stadt 
Döbeln um Errichtung einer Güterhalteftelle warm em— 
pfohlen worben ift. Es ift jelbftverftändblich nicht meine 
Aufgabe, darauf weiter einzugehen, das wird von be: 
rufener Seite fpäter bei Gelegenheit ber Eifenbahn: | 
petitionen mit erledigt werben; ic; habe es bloß für 
meine Pflicht gehalten, darauf hinzuweiſen. 


Bräfident: Verlangt jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Tall. 


„Die Kammer tritt auch Hier den Anträgen 
der Deputation bei,“ | 





auf die Eingänge. 


Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über den Antrag bes Vizepräfidenten 
Dpik und Georgi und Genoffen, betreffend ein 
an die Königl. Staatäregierung zu ftellenbes 
Erjuchen um Stellungnahme im Bunbesrathe 
für Annahme bes Gefepentwurfs über bie 
Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau in ber Faſſung 
ber zweiten Leſung bes Reichstags. (Drud- 
ſache Nr. 168.) 


Zur Mitvollziehung des Protokoll lade ich ein 
Herrn Rittergutsbefiger Hempel und Excellenz Meufel. 


Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protololl 
zu verleſen. 


(Gefchieht durch Sekretär Bürgermeifter Thiele.) 


Sind bie Herren mit diefem Protofoll einverftanden ? 
— Es ſcheint der Fall. Ich erfläre basjelbe für ge: 
nehmigt und ſchließe bie öffentlihe Sigung. 


(Schluß der Sigung 1 Uhr 5 Min. nachmittags.) 


Für die Rebaftion verantwortlig: Der Vorftand des Königlichen Stenographiſchen Inftituts 
1. B. Profeffor Eduard Oppermann. — Nebalteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzie Abſendung zur Poft: am 6. Aprit 1900, 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 








I. Kammer. 
NM 47. Dresden, am 3. April 1900. 
Siebenundbierzigfte öffentlihe Sitzung | Den Vortrag aus der Regiftrande giebt Herr 
der Erften Kammer —— Thiele. 


(Nr. 1144.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Kap. 73 bis 87, mit Ausnahme 
der Kap. 77a und 80 bes a N für 
Snbalt: 1900/01, das Departement ber Finanzen betr. 


Entſchuldigungen. — Urfaubsertheilung., — Regiftranben- | (Ar. 1145.) Desgleihen über das Königl. Dekret 
vortrag Nr. 1144— 1155. — Antrag zum mündlichen | Nr. 28, den Entwurf eines Geſetzes, Abänderungen bes 
Berichte der vierten Veputation über den Antrag der Kinkommenſteuergeſetzes und Hierzu eingegangene Petitionen 

) 


Bigeyelfbenien Eipip und Benegi und Genofien, | (Nr. 1146.) Antrag zum mündlichen Berichte der 


ein an bie König. Einaiixegierung zu Relınbeb Exiniien | yierien Deputation über die Petition ber Landwirthe bes 
um Stellungnahme im Bunbesrathe für Annahme bes | Kreisvereinsbezirfs zu Leipzig, die Ausdehnung der jtaat: 
Gefepentwurfs über bie Schlahtvieh: und Fleiſchbeſchau lichen Negelung der Viehjhädenvergütung bei Verluften 
in ber Faſſung der zweiten Lefung bes Reichstages, — durch die jogenannte Bornaiſche Pierdefrantheit oder Genid- 
Feftfegung der Zeit und Tagesordnung für die nächſte ſtarre ꝛtc. beir. 


a ; Ar. 1147.) Desgleichen über die Anfchlußpetitionen 
Sigung. — und Genehmigung bes Protoloue | des — zu Döbeln und bes Gemeinderaths zu 
über bie Heutige Sitzung | Löbtau an die Petition der konditionirenden, approbirten 


| Apotbeter, Regelung bes Apothetentonzejfionswejens betr. 
af; : (Nr. 1148.) Desgleihen über bie Petition bes Ge— 
: Prannen! i | meinderath8 zu Wendiſchfahre, bie — der fis⸗ 

Wirkt. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. taliſchen Carolabrücke über die Elbe bei Wendiſchfähre. 
Am Miniftertifde: Präfident: Diefe ſämmtlichen Nummern kommen 

ai ‚auf eine der nächſten Tagesordnungen. 

Der dert —— a er ae (Nr. 1149.) Die Direktion der Königl. Kunftgewerbe- 
Herren Regierungslommiſſare Geh. Rath Merz und ſchule und des Kunftgewerbemufeums überfendet 50 Ein 


am 3. April 1900, mittags 12 Uhr. | 





Geh. Regierungsrath Dr. Forker-Schubauer. ladungen zur — der Schülerarbeitenausftellung 
Anweſend 39 Kammermitglieber. ber Königl. Kunftgewer — 
Braſfident: Meine Herren! Ich eröffne bie öffent: Präfident: Zu verteilen. Dank zu Protokoll. 


ice Sipung. Eutjculbigt Haben fi für jeute Ce. Crn; Sehtahserapung Aber Das Rbnigl Defret 30, 
Ercellenz Herr Staatsminifter a.D. von Noftig: Wallwig den GEntwurf eines Gefehes, Wende rung. der Geri ts: 


wegen Brivatangelegendeiten, Herr Domherr Dr. Friederici grganifaton ıc. betr. 
wegen bringender Privatgejchäfte. (Mr. 1151.) Desgleichen, beireffend Schlußberathung 
Um Urlaub hat nachgefucht Herr Kammerherr Edler | über das Königl. Dekret Nr. 31, die Handeld- und Ge— 
von der Planik für die Zeit vom 1. bis 30. April 1900 werbefammern betr, 
wegen Krankheit; er hat ein ärztliches Zeugniß beigefügt; Präfident: An die erfte Deputation, bei dem erften 
bewilligt die Kammer diefen Urlaub? — Einftimmig. | Gegenftande in Vernehmung mit ber Finanzbeputation. 
1.8. (2. Abonnement.) . 80 


394 1.8. 47. Sigung, 
(Nr. 1152.) Direftorialbefhluß der Zweiten Kammer 
auf die Anzeige ber Bejchwerbe- und Betitionsbeputation 
über die Petition Guftav Zeuſche's in Grimma, miethweife 
Ueberlafjung eines Bahnwärterhaufes betr. 

Nr. 1153.) BProtofollertraft der Zweiten Sammer, 
betreffend Schlußberathung über Dekret Nr. 20, die Ber: 
waltung der Landesbrandverfiherungsanftalt in den Jahren 
1897 und 1898 betr. 


Präfident: An die dritte Deputation, Nr. 1152 
anderweit an bie vierte Deputation. 

(Nr. 1154.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Betitionen ber Biehverficherungsvereine zu Ditt: 
mannsborf ıc. jowie ber Schlachtviehverficherungsgenofien- 
haft zu Langenleuba-Oberhain um Wbänderung von 
$ 3 bes Geſetzes vom 1. Juli 1898, bie ftaatlihe Schlacht⸗ 
viehverfiherung betr. 

Nr. 1155.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über 1% Betition des Gutsbefigers Rothe und Genofjen, 
Abänderung des Gejehes, die Einführung einer allgemeinen 
Schlachtvieh-⸗ und Fleiſchbeſchau betr, 

Prüfident: Beide Nummern find zu ben Alten zu 
fegen, nachdem bie Zweite Kammer ben Beſchlüſſen ber 
biesfeitigen Kammer beigetreten ift. 


Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber vierten Deputation 
über den Antrag ber Vizepräfidenten Opitz und 
Georgi und Genofjen, betreffend ein an bie 
Königl. Staatsregierung zu ftellendes Erſuchen 
um Stellungnahme im Bunbesrathe für Un: 
nahme bes Gejepentwurfs über bie Schladt- 
vieh- und Fleiſchbeſchau in ber Faſſung ber 
zweiten Leſung des Reichstages. (Druckſache Nr.168.) 


(Bergl. M.II.R.2.Bb. S. 1056 ff) 


Der Herr Berichterſtatter Rittergutsbeſitzer Dr. von 
Wächter iſt bereit, ſeinen Vortrag aufzunehmen. 


Berichterſtatter Dr. von Wächter: Meine ſehr 
geehrten Herren! Der Ihnen vorliegende Antrag 


lautet: „Die hohe Kammer wolle beſchließen, unter 
Beitritt zu dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer 
den Antrag derſelben anzunehmen.“ 


Der Antrag der Zweiten Kammer hat die Faſſung: 


„Die Kammer wolle beſchließen, die Königl. 
Staatsregierung zu erſuchen, für die Annahme 
des oe betreffend die Schlachtvieh⸗ 
und Fleiſchbeſchau in ber Faſſung ber Beſchlüſſe 
ber zweiten Leſung bes Reichstags, im Bundes⸗ 
rathe eintreten zu wollen.“ 


In feiner Begrünbungsrebe hat der Hauptbericht- 
eritatter ber Zweiten Kammer, Herr Vizepräſident Georgi, 


am 3. April 1900, 


erklärt, der Königl. Staatsregierung foll durch unferen 

Antrag ber Weg nicht verlegt werben zu einer Ber: 
‚Nändigung mit dem Reichstage über $ 14a durch irgend- 
ı welches Kompromiß, und möchte ich gleich bazu be: 
merten, baß Ihre Deputation auch fein Bedenken Hegt 
gegen das Eingehen auf ein derartiges Kompromiß, und 
in biefer Hinficht die hohe Königl. Staatsregierung ſelbſt— 
verftändlich ebenfowenig zu binden beabfichtigt, wie bie 
Zweite Kammer. 

Erlauben Sie mir, daß ich zuerft auf unfere fpeziell 
ſächſiſchen Verhältniſſe zufomme Als im vorigen 
Landtage die hohe Staatsregierung den Geſetzentwurf, 
die Fleiſchbeſchau und Schlahtviehunterfuhung be: 
treffend, vorlegte, wurde betont, „daß dieſe Beitimmungen 
ausschließlich dazu vorhanden fein follten, dafür Sorge 
zu tragen, daß ber menſchliche Organismus thunlichft 
geihügt werbe vor Schädigungen, bie durch ben Genuß ge- 
jundheitsgefährlichen Fleiſches verurfacht werben könnten.” 
Es war vorauszufehen, da burch diefe verfchärften Be— 
ftimmungen der Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau den 
Landwirthen nicht bloß manche Unbequemlichkeit, ſondern 
manche Opfer entftehen könnten. &8 war ber Wunſch 
unferer hohen Staatsregierung, im weifer Vorausſicht 
den Landwirthen in dieſer Hinficht thunlichft Hülfe zu 
theil werben zu laſſen, und fie hat beöhalb ben zweiten 
Sefegentwurf, bie ftaatlihe Schladhtviehverfiherung be- 
treffend, eingebracht. Es follte dies zweite Geſetz die 
Möglichkeit bieten, für die naturgemäß durch bie Fleiſch— 
beſchau eintretenden mannigfachen Berlufte an Schlacht: 
vieh, welches jetzt da und bort allerdings im nicht 
ganz richtiger Art verwendet wird, Entſchädigung ein- 
treten zu laffen. Daß die damalige fächfiiche Geſetz— 
vorlage nur ausjhließlih einen fanitären Zweck ver- 
folgen follte, betonte auch in ber hochintereſſanten Rebe 
unfer leider zu früh bahingefchiebenes Mitglied, Herr 
Geh. Rath Dr. Birch-Hirſchfeld, am 29. April 1898. Herr 
Dr. Birch Hirschfeld betonte ganz befonders, „die Motive 
ber fächfifchen Gefegesvorlage lägen wejentlid in ber 
Richtung der öffentlihen Gefundheitspflege‘, und ein 
anderes Mitglied unferes hohen Haufes, beffen Verluſt wir 
leider aud) in biefem Landtage zu beflagen Hatten, Herr 
Dr. Erufius, fprad aus, „es fei nur zu wünſchen, baf 
es gelingen möge, das eingeführte auslänbifche Fleiſch 
und vor allen Dingen bie eingeführten Fleiſchwaaren 
einer genauen Kontrole zu unterwerfen, bamit nicht das 
hier im Imlande produzirte Fleiſch fchlechter behandelt 
würbe, als bas oft jehr mindberwerthige eingeführte 
Fleiſch“. Diefe beiden Gefepesvorlagen gelangten zur 
Annahme und werben am 1. Juni d. J. in Sraft treten. 
Bon dem Gefege, die Einführung der allgemeinen 


1.8. 47. Sigung, am 3. April 1900, 


Schladhtvieh: und Fleiſchbeſchau betreffend, lautet s2| 
(ich darf ihm wohl verlefen) 


(Präfident: Geftattet.) 
folgendermaßen: 


„Das von außerhalb bes ſächſiſchen Staatögebiets 
geſchlachteten Ir sr ber in $ 1 bezeichneten Art ber: 
rührenbe, in eine Gemeinde oder einen Gutsbezirl 
eingeführte frijche ober verarbeitete Fleiſch unterliegt 
am Eingangsorte gleichfalls der Fleiſchbeſchau. Bezüglich 
bes verarbeiteten Fleiſches können durch das Minifterium 
bes Innern allgemeine Ausnahmen geftattet werben. 

Friſches, von außerhalb Sachſens geſchlachteten 
Thieren herrührendes Fleiſch darf bei Großvieh(Rindern 
und Pferden) nur in Vierteln, bei Kleinvieh (Kälbern, 
Schweinen, fen, Biegen und Hunden) nur in Hälften, 
vom - nad bem Hintertheile getheilt, eingeführt 
werben, joweit hiervon nicht von der Ortspolizeibehörbe 
Ausnahmen geftattet werben.” 


Die Ausführungsverorbnung dazu, im $ 4 berfelben, 
lautet: 

„Berarbeitetes Fleiſch, welches aus einem anberen 
Staate des Deutſchen Reiches nah Sachſen eingeführt! 
wird, iſt bis auf weiteres von der Beſchau befreit, 

a) wenn durch eine von einer deutſchen Polizei: 
behörde beglaubigte Beicheinigung eines im 
Deutfhen Reiche approbirten Thierarztes bar: 
ethban wird, daß es von einem Schlachtthiere 
—* welches zur Zeit der Schlachtung ge- 

leiſch nah d 


und geweſen, und deſſen 
nben worden ift, 


Schlachtung für bankwürdig 
oder 


b) wenn durch ein Zeugniß ber Polizeibehörde bes 
Herkunftsortes nachgewiefen wirb, daß bafelbfi 
die allgemein ide Schlachtvieh⸗ und Fleiſch 
beſchau, ſowie die Beſchau für eingeführtes Fleiſch 
beſteht, und daß die betreffende Fleiſchwaart 
nicht außerdeutſchen Urſprungs iſt, oder 

c) wenn das Fleiſch mit erkennbarem Stempel: 
abbrudeobermit Blombe eines öffentlichen deutſchen 
Schlachthofes mit thierärztliher Fleiſchbeſchau 
verjehen ift, ober 

d) wenn das Fleisch zum Reifegebrauche bes Ein: 
führenden beftimmt ift. 

Fleiſchwaaren außerbeutihen Urfprungs unterliegen 
unbedingt ber Beſchau.“ 

Meine Herren! Es ift in biefem Geſetze volllommen 
betont, daß, was dem Einen recht ift, auch dem Andern 
billig ift, und wenn für das inlänbifche Fleiſch ftrengere 
Maßregeln eingeführt werben follen, jo müſſen in ähn: 
licher Urt auch ſtrengere Maßregeln für das ausländifche 
Fleiſch eingeführt werden. Sachſen war in dieſe Beziehung, 
wie fchon fo oft, den anderen Staaten mit dem Insleben: 
rufen fjegensreicher Einrichtungen voraus, 
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Es Hat num damals zwei Tage, ehe dieſer Geſetz— 
entwurf in unjerer hohen Erften Kammer zur Annahme 
fam, ber Herr Reichskanzler im preußifchen Abgeorbneten- 
hauſe bie erfte Hindeutung gegeben, daß auch für das 
Deutfhe Reich ein Fleiſchbeſchaugeſetz geplant würbe. 
Er erflärte damals: 

„Es befteht beshalb bie Abficht, dem Bunbesrathe 
den Entwurf eines Reichsgeſetzes, betreffend die Ein- 
führung ber obligatorifhen Fleiſchbeſchau im ganzen 
Reiche, zur Beichlußfaffung vorzulegen. Selbftverftänb- 
li werden gegenüber ber ausländifchen Einfuhr von 

leiſch und —— mindeſtens gleichwerthige 

ygieniſche Vorſichtsmaßregeln zur Anwendung gelangen 
müflen, wie gegenüber den inländiſchen Erzeugniſſen 
gleicher Art.” 

Demgemäß ift der Entwurf eines Geſetzes für bie 
Einführung der Fleiſchbeſchau im ganzen Deutichen Reiche 
vorbereitet worben, ift bem Meichötage zugegangen und 
wurde von dem Meichttage in zwei Lefungen berathen. 
In ber zweiten Lefung kamen infolge ber Kommiffions- 
bejchlüffe verjchiebene Abänberungen zur Berathung und 
Annahme, deren Hauptfählichfte in der Abänderung zu 
8 14, in bem Kommiſſionsbeſchluſſe 14a genannt, befteht. 
Diefer $ 14a lautet: 


„Die Einfuhr von eingepöfeltem oder ähnlich 
zubereitetem leifche, ausgenommen Schweinefhinten, 
peck und Därme, von Fleiſch in Büchſen ober 
ähnlichen Gefäßen, von MWürften ober fonftigen 
Gemengen aus zerkleinertem Fleiſche in das Boll- 
inland ift verboten. 

Im übrigen ift die Einfuhr vom Fleiſch in das 
Bollinland bis zum 31. Dezember 1903 unter nad): 
ftehenden Bedingungen geftattet: 

Frifches Fleiſch darf in das Zollinland nur in 
ganzen Thierkörpern, die bei Rindvieh, ausſchließlich 
der Kälber, und bei Schweinen im Hälften zerlegt 
fein können, eingeführt werben. 

Mit den Thierförpern müffen Bruft: und Baud)- 
fell, Zunge, Herz, Nieren, bei Kühen aud) das Euter 
in natürlichem Kulenmextenge verbunden fein; ber 
Bunbdesrath ift ermächtigt, dieſe WVorfchrift auf 
weitere Organe ausjubehnen. 

Bubereitetes Fleiſch darf nur eingeführt werben, 
wenn nad ber Urt feiner Gewinnung und Bu: 
bereitung Gefahren für bie menſchliche Gefundheit 
erfahrungsgemäß ausgeſchloſſen find ober bie 
Unfhäbdlichkeit für die menſchliche Gefundheit in 
zuverläffiger Weiſe bei der Einfuhr fich feitftellen läßt. 

Nach Ablauf des in Abſatz 2 bezeichneten Zeit: 
punkte ift die Einfuhr von Tleifh, ausgenommen 
Schweineſchmalz, Sped, reine Dleomargarine unb 
Därme verboten.” 


Der Herr Graf von Poſadowsky Hat zu biefem im 
Reichstage angenommenen Paragraphen in ber Sikung 


vom 9. März d. 3. erklärt: 
80* 
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„Ih kann Sie nur dringend bitten, gegenüber ben 
Bedenken, welde gegen bie Kommijfionsvorlage an 
den maßgebendften Stellen vorliegen, in biejer Be— 
ziehung wenigftens die Regierungsvorlage wieder her: 
zuſtellen.“ 

Deswegen, weil befürchtet werden muß, daß die vom 
Reichdtage angenommenen Gefepesvorlagen in ber Form 
der Kommiffionsbeihlüffe am WRegierungstifche im 
Deutſchen Reihe, alfo im Bundesrathe Schwierigkeiten 
erfahren dürften, Haben in den verjchiedenften Ländern 
unſres bdeutihen Waterlandes die Volksvertretungen 
über die Sache berathen, fo 3. B. die bayerifche Ab— 
georbnetenfammer, fo unfre Zweite Sammer, und heute 
liegt biefe Sade Ihnen vor und es ift dringend 
wünfcenswerth, daß auch das beutjche Volk und bie 
deutſchen Bolfsvertretungen fih darüber äußern und 
Stellung dazu nehmen, thunlichſt in Uebereinftimmung 
mit biefem Reichstagsbeſchluſſe. Es ift dann doch zu 
erhoffen, daß vielleicht die Reichsregierung refp. der 
Bunbdesrath darauf zufommt, eine nicht ganz ablehnende 
Stellung einzunehmen. Der Kommiffionsantrag in der 
vorliegenden Faſſung bes $ 14a bezwedt eigentlich nichts 
weiter, als die fonfequente Durchführung des ausjchließ- 
lich zu fanitären Zweden ausgearbeiteten Geſetzentwurfs. 
Es ift doch eigentlich undenkbar, daß unfontrolirbare 
Probufte, die notorifch viele Gefahren für das menſch— 
liche Leben in fi tragen und auch nachweislich ſchon 
gebracht Haben, einfach hereingelaffen werben nad) einer 
Unterſuchung vielleicht, die boch nicht annähernd fo ein: 
gehend fein kann wie die, welcher das hiefige Fleiſch 
auögejegt fein muß. Es ift unbenfbar, baf nicht durch 
eine derartige Beftimmung ber Zaun, den das Gefek 
gegen janitäre Schädigungen ziehen will, eine große 
Lüde befommt. Es ift ja immer betont worben: bieje 
Geſetze wollen hauptfählic die hygienischen Verhältnifie 
im Inlande beffern und ftärfen, aber dann müffen fie 
es auch ganz thun und nad allen Seiten Hin. Der 
Staatsjefretär Graf von Poſadowsky hat felbft in ber 
gleichen Sitzung vom 9. März erklärt: 

„Es handelt ſich hier um einen At ber autonomen 
Gefeßgebung des Deutichen Reiches, es Handelt ſich 
lediglich um ein hygieniſches Geſetz. Das Geſetz hat 
lediglich den Bwed, die Gefundheit der deutſchen Be— 
völferung zu ſchützen. Wir müſſen vermeiden — und 
ic) ftelle das hier ausbrüdlich feft —, auch nur den 
Schein zu erregen durch unfere Debatten, als ob wir 
irgend welche wirthſchafts-politiſchen Bwede mit 
biefem Gejege verfolgten. 

Wir verfolgen mit biefem Geſetze ebenjowenig ben 
Zwed, etwa den deutſchen Viehzüchter und Viehmäſter 
zu unterftügen, wie wir mit ben beterinärpolizeilichen 
—— bezwecken, bie Fleiſchpreiſe im Inlande 
zu heben.“ 


1.8, 47. Sitzung, am 3. April 1900. 


Es find von ben verjchiebenften Seiten hauptſächlich 
drei Einwendungen gegen biefe Faflung be $ 14a 
geltend gemacht worden. Zuerſt ift befürchtet worden, 
es Lönnte in handelspolitiſchen Verhältniſſen die Annahme 
des $ 14a mit ber Verſchließung ber Grenzen gegen 
mande Art Fleiſchwaaren Schwierigkeiten verurfachen, 
und namentlich wurde angeführt, daß eventuell Amerika 
dann leicht in der Lage fein dürfte, Mepreflalien zu 
ergreifen und auch eventuell beim Abſchluſſe der neuen 
Handelsverträge Schwierigkeiten zu bereiten. Dem ift 
entgegenzubalten, baß die amerifanifche Einfuhr gerade 
von diefen Fleiſchſorten, die nach der Annahme des 8 14a 
tünftighin ausgeſchloſſen fein follten, eine verhältnigmäßig 
fehr geringe ift. Unter dieſe Fleifchforten fallen von der 
Einfuhr von 1890 aus Amerika nur 15,772 Doppel: 
zentner Rindfleiſch, 67,646 Doppelzentner Schweinefleifch, 
30,917 Doppelzentner Schinken, 35,764 BDoppelzentner 
Würfte und 39,274 Doppelzentner Büchjenfleifch, zus 
fammen 1,118,873 Doppelzentner im Werthe von 
18,050,399 M. Keinem Einfuhrverbote würben ba- 
gegen unterliegen 167,828 Boppelzeniner Schweine: 
ſpeck, 1,111,337 Doppelzentner Schweinefchmalz, 194,332 
Doppeljentner Dleomargarine, im ganzen 1,473,497 
Doppelzentner im Werthe von 89,624,931 M. Das 
Berbotene würde nicht ganz ein Sechftel von bem betragen, 
was erlaubt ift. Außerdem find das Zahlen, die gegen: 
über ben von Amerila bei uns eingeführten Werthen 
ganz minimale find. Wir haben im Jahre 1898 aus 
Umerifa importirt einen Werth von 876,000,000 M. ohne 
die Edelmetalle und wir haben nad Amerika gejchict 
Baaren für 332,000,000 M., jo da wir Amerika gegen- 
über mit einer Unterbilanz von 543,000,000 M. in einem 
einzigen Jahre gearbeitet haben. Wenn num biefe Ein- 
fuhr von Amerifa im Werthe von 876,000,000 M. um 
18,000,000 M. Werth fich veringerte durch das Fleiſch— 
verbot, fo wäre das wahrhaftig feine ins Gewicht fallende 
dahl 

Was nun ben anderen Einwand betrifft, jo geht der⸗ 
ſelbe Hauptfähli dahin, daß es zu befürditen wäre, bie 
beutiche Landwirthſchaft könnte das nöthige Schlachtvieh 
nicht felbft produziren. Es liegen mir hier ftatiftifche 
Angaben von dem Königl. Sächſiſchen Landestulturrathe 
vor, in denen auf Grund bes Fleiſchverbrauches in Sachſen 
und Baben ber Fleiſchbedarf für Deutſchland berechnet 
wird, Der Fleiſchverbrauch von Sadjien und Baden 
läßt fich nämlich ganz genau feftftellen und er wird jeben- 
falls pro Kopf der Bevölkerung nicht geringer fein als 
im ganzen Deutjchen Reiche, denn es iſt doch ans 
zunehmen, daß gerade eine wohlhabende induftrielle Be: 
völferung und die Bevölkerung in großen Städten intenfiver 





1.8. 47. Sikung, am 3. April 1900. 
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mit Fleiſch fich nähren, als manche Gegend bes Deutfchen 
Neiches, wo bie Bevölferung ſehr bünn”ift und auch bie 
fonftige Lebenshaltung auf ſehr ärmliche Berhältniffe bafirt 
ift. Es wurden nun in Sadjen pro Kopf der Bevölterung 
im Jahre 1898 26,2 kg Schweinefleifh und 15,2 kg 
Rindfleifch, zufammen 41,4 kg gerechnet. Berechnet man 
num auf Grundlage diefer Bahlen ben Bebarf für bie 
ganze Benölferung bes Deutfchen Reiches, welche im Jahre 
1899 etwas über 54,000,000 betragen haben dürfte, ſo ergiebt 
fihein Gefammtbebarfvon jährlich 14,246,7 10 Doppelzentner 
Schweinefleifch und 8,288,010 Doppelzentner Rinbfleifch. 
Nach dem Beftand an Vieh nad) den Zählungen der letzten 
Jahre und nach jehr mäßigen Berechnungen dieſes Viches auf 
Schlachtgewicht ift in Deutihland eine verfügbare Fleiſch— 
menge von jährlich 14,395,621 Doppelzentner Schweine: 
fleiſch, alfo über 150,000 Doppelzentner Schweinefleifch 
mebr, als ber nmachweisliche Bedarf betragen hat. Die 
Einfuhr an geſchlachteten Schweinen, an frifchem Schweine: 
fleifh, an Schweinejped, an Würften, an Schinken, alles 
aufammengerechnet betrug im Jahre 1899 454,000 Doppel: 
zentner, das find 4 Prozent des für Dentichland noth- 
wenbigen Schweinefleif—hes. Meine Herren! Es ift ver- 
bältnigmäßig fehr leicht, die Schweinezucht auszubehnen 
und die Zahl der Schweine und bie Summe bes 
produzirten Schweinefleifches ganz bedeutend zu erhöhen. 
In ganz Deutfchland werben berzeit auf 1000 SHeltar 
landwirthſchaftlich benutzten Geländes im Durchſchnitte 
413 Schweine gehalten, in Sachſen 501, in Oſtpreußen 
bloß 291 und in Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe 
über 1000 reſp. 1100. Es ift alſo leicht auch Hier nach: 
zuweifen, daß durch eine geringe Vermehrung ber 
Intenfität der VBiehhaltung unbebingt diefe 4 Prozent ber 
- Einfuhr ganz ficher gededt werben können. Die Dedung 
des Bebarfes an Rindvieh erfolgte nach den Berechnungen 
durch Schlachtung felbftgezogenen Rindviehes zu 91,2 Pro: 
zent bed Gejammtbedarfed. Es wurden durch Ein: 
fuhr von ausgeſchlachtetem Rinbvieh und Fleiſchkonſerven 
die fehlenden 8,8 Prozent gebedt. Diefe 8,8 Prozent 
würben fehr leicht auch durch eine weitere intenfivere Aus: 
behnung der Rindviehhaltung gebedt werben können, und 
fönnte auch der durch die Zunahme ber Bevölkerung 
wachſende Mehrbedarf entichieben mehr als ausreichend 
gebedt werben. Es ift ja dabei gar nicht in Betracht 
gezogen, welchen ungeheueren Aufiäwung gerade bie 
Rindviehhaltung in ben letzten Jahren genommen bat, 
und wie gerade durch das Augenmerk, das den Viehzüchter 
neuerdings auf immer frühreifere und maftungsfähigere, 
ſich rafcher entwidelnde Raſſen in Schweinehaltung und 
Rindviehzucdht legen muß, viel rafcher ein großer Bedarf 
an Schlachtvieh gebedt werben kann. 


Die Rindvieh- | 


haltung im Dentichen Weich betrug im Jahre 1898 
auf 1000 Hektar landwirthſchaftlich benugte Fläche 
535 Stüf im Durchſchnitte. Im Königreich Sachſen 
betrug bdiejelbe 685 Stüd, in Württemberg und Bayern 
über 800 Stüd und in Medienburg:Strelig z. B. unter 
300 bloß 295 Stück. Es ließe fi ba auch ganz ent- 
ſchieden noch vieles thun, noch vieles Teiften. 

Nun ift ein britter Einwurf gemacht worben: Es 
würden jebenfall® infolge biejes Einfuhrverbotes bie 
Fleifchpreije fteigen. Meine Herren! Wenn bie Fleischer 
wieber eine richtige Verwendung für alle möglichen Fleiſch— 
waaren finden würben, bie ihnen jet durch dieſe aus— 
ländifchen Fleiſcherzeugniſſe ftreitig gemacht wurde, fo 
würben fie faum aufzufchlagen brauchen, wenn das Bieh 
auch etwas im Preiſe ftiege. Die Viehpreiſe find ja 
ohnehin fo wenig maßgebend für die Fleiſchpreiſe im 
Detailhandel. 

Ich erlaube mir nur darauf hinzuweiſen, daß 
vor ungefähr 2 oder 3 Jahren die Preiſe für den 
Zentner Lebendgewicht von fetten Schweinen 44 bis 
46 M. betragen haben, augenblicklich bloß 33 M. Es 
iſt das ein Unterſchied von 26 Prozent, der aber in den 
Fleiſchpreiſen, die man in ben Städten bezahlen muß, 
durch feinen Pfennig mehr oder weniger zum Ausdrucke 
gebracht wird. Daß bie ausländiichen Fleiſchwaaren jehr 
große Bebenten bei ber Zulaſſung für die öffentliche 
Gefundheit Haben, ift ja wohl hinreichend befannt. Ich 
brauche bloß darauf Hinzuweifen, daß Hinfichtlich des 
Büchfenfleifhes, welches von Umerifa für die Truppen 
in dem Kubanifchen Feldzuge benutzt wurbe, feinerzeit 
eine Unterfuchung eingeleitet worden ift, unb ber Ober: 
befehlshaber ber Bundestruppen damals mitteilte, er 
hätte 95,000 kg Büchfenfleifch wegwerfen laſſen müſſen, 
ba e8 gerochen habe wie bie chemiſch präparirten Leichen 
der Anatomie. Hieran hat die Kölnische Beitung, bie 
wahrhaftig nicht im Geruche fteht, Freundſchaft mit ben 
jogenannten Agrarien zu halten, die Bemerkung geknüpft: 


„es zeige fi, wie nothwendig unfer neues Fleiſch— 
beſchaugeſetz ſei. Denn wenn amerifanifhe Groß- 
fabrifanten ſich nicht entblöben, ihre eigenen Landes: 
finder zu vergiften, die ihr Blut auf dem Schladhtfelbe 

r das Baterland hinzugeben bereit find, um wieviel 
frupellofer werben fie dem Auslande gegenüber ver- 
abren, das im ihren Mugen doch nur ein Gegenftand 
gewinnbringender Ausnupung ift.“ 


Pötelfleifh, meine Herren, fol ja eigentlich nicht 
jo gejunbheitsfchäblich fein. Es wird aber in verfchiebenen 
authentifchen Berichten darauf hingewieſen, daß gerabe 
im Bötelfleifch oft die zweifelhaftefte Waare in bie Fäſſer 
mit eingehadt wird, weil man doch nachher nicht mehr 
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unterſcheiden kann, ob das Fleiſch von gejundem ober 
krankem Vieh, ob es von Rindvieh, Pferden oder jonftigen 
Thieren hergerührt hat. Es liegen mir ba fehr draſtiſche 
Mittheilungen vor. Ich glaube aber, ich kann das Hohe 
Haus damit verjchonen, ebenfo wie auch mit ben Be: 
richten, die über ganz wunderbare Wurftverhältniffe bei 
der Einfuhr authentifh vorliegen. Hat ja jogar ber 
Staatsjefretär Graf Poſadowsky im Reichstage jelbit er: 
Härt, die aus Amerika eingeführten Würfte enthielten 
oftmals eine ganz graufame Mifchung. Meine Herren! Das 
Geſetz, wie es im der zweiten Lejung vom Reichstage ans 
genommen wurbe, ftellt bloß einen logifchen Ausbau ber 
zu rein fanitären Bweden dienenden Regierungsvorlage 
vor. Wenn diefe Kommiffionsfaffung nicht von bem 
Bunbesrathe angenommen werben follte, jo würde die 
ganze Tendenz biejes Sanitätsgeſetzes durchbrochen, eine 
große Lücke verurfaht und ein fchiefer Zuſtand Herbei- 
geführt. Sollte aber biejes Gejek angenommen werden 
und vielleicht die Viehzucht einen neuen Anftoß zum Auf: 
ſchwunge erhalten, jo möchte ich auf den befannten Aus: 
fpruch eines amerifanifhen Staatsmannes Hinweijen, der 
fagt: Jede 100,000 Dollar, welche im Lande bleiben, 
find eine Vermehrung des Nationalvermögens. 

Meine Herren! Ich will mit diefen kurzen Aus: 
führungen fließen, ich bitte die hohe Kammer im 
Namen ihrer Deputation, fie möge den vorliegenden 
Antrag annehmen. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Oberbürger: 
meifter Beutler, 


Dberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Meine hochverehrten Herren! Ich habe im Namen einiger 
Mitglieder des hohen Haufes — es find deren 12 — 
eine Erklärung abzugeben und bitte den Herrn Bräfibenten, 
die Erlaubniß zu ertheilen, daß ich biejelbe vorlefe: 


„Wir werben gegen ben Antrag der Deputation 
ftimmen, und zwar in ber Hauptjache aus bem Grunde, 
weil wir übereinftimmend der Unficht find, daß nad 
der gegenwärtigen politiichen Lage eine Bindung ber 
Königl. Staatöregierung, wie fie der Untrag der Depu- 
tation nach feinem Wortlaute empfiehlt, ſchon mit Rüd: 
ficht auf die notorifch im Gange befindlichen Ausgleichs: 
verhandlungen nicht zwedmäßig erfcheint.” 


Einer weiteren Begründung dieſes Antrages fann 
ich mich enthalten, nur für meine Perſon darf ich noch 
eine kurze Bemerkung anfügen. Ich perjönlich würde, 
wenn ich bazu Gelegenheit hätte, dem $ 14a im ber 
Faflung der zweiten Leſung bes Reichstages zuftimmen, 
weil ich ber Ueberzeugung bin, daß er bie Fleiſchverſorgung 
unſeres Landes und insbefonbere auch besjenigen Theiles 
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besfelben, welchen ich zu vertreten babe, nicht beein- 
trächtigt. Ich darf hinzufügen — eine einzige Zahl —, 
daß wir in Dresden ungefähr jährlich; 27,000,000 kg 
Fleiſch konjumiren und daß davon vielleicht 20,000 bis 
40,000 kg ausländijches, in Amerika verarbeiteies Fleiſch 
find. Es kommt alfo für die Verforgung unſerer Stabt 
auslänbifches, amerifanifches Fleiſch in irgendwelcher 
Weife nicht wefentlih in Betracht. Weshalb ich troß- 
bem aber nicht bem Antrage der Deputation zuftimmen 
fann, dafür ift der Grund folgender. Die Deputation 
beantragt ſchlankweg ohne jede Ausnahme, daß bie Königl. 
Staatöregierung erfucht werben ſoll, bie Faſſung bes 
Geſetzes, wie fie aus ber zweiten Lejung bes Reichstages 
hervorgegangen ift, gut zu heißen und anzunehmen. Im 
diefem Gejege aber, wie es aus ber zweiten Lejung 
hervorgegangen ift, find noch zahlreiche Beftimmungen, 
die ich perfönlich, wiederum von meinem Stanbpunfte 
aus als Oberbürgermeifter ber Stabt Dresden, beanftanden 
muß, insbejondere bie Beftimmung im $ 19 und $ 23, 
wonach künftig die Landesgeſetzgebung oder beziehentlich 
die Ortsgeſetzgebung nicht mehr in ber Lage ift, eine 
Nahunterfuhung des Fleiſches, welches im Bollinlande 
ober Zollauslande geichlachtet worben ift, bei ber Einfuhr 
in den betreffenden politiſchen Bezirk vorzufchreiben. 
Wir Halten dafür auf Grund forgfältigfter technifcher 
Erwägungen, daß eine ſolche Nahunterfuhung nament- 
(ih aber dann nothwendig ift, wenn in Sachſen ober 
auch in dem benachbarten Königreiche Preußen bie 
Möglichkeit gegeben wird, daß Hausſchlachtungen von 
ber Nachunterſuchung ausgenommen werben follen. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Kammerherr 
von Frege: Welpien. ; 


Kammerherr Dr. von Frege: Weltien: Hochgeehrte 
Herren! Um gleich auf die legte Bemerkung des Herrn 
Oberbürgermeifters Geh. Finanzrath Beutler einzugehen, 
fo glaube ich mad) den Verhandlungen der Kommiffion 
bes Meichätages, daß über diefe gewiß fehr beachtens— 
werthen Bebenten, weldje ber geehrte Herr Vorredner 
bei 88 19 und 23 ſoeben ausgeſprochen Hat, fich eine 
Vereinbarung wird herbeiführen lafjen. Diefe Bebenten 
müffen jedem, ber von bem Standpunkte ausgeht, daß 
feinesfalls Partitularrechte der Einzelftanten durch bie 
Geſetzesvorlage angetaftet werben follen, nur ſympathiſch 
fein, und bie Mehrheit ber Kommilfion bes Reichstages 
fteht nach meiner Anficht in biefer frage gewiß auf dem 
Standpunkte, keine Eingriffe in bie Nechte der Landes: 
geſetzgebung zugulaflen. Ich kann perſönlich nur erklären, 
daß meine politifchen Freunde, welche ſonſt auf bem 
Standpunkte ber Beſchlüſſe der zweiten Leſung ftehen, 
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diefe ſehr beachtenswerthen Einwürfe bes Herrn Ober: 
birgermeifter gewiß voll berüdfichtigen werben. Nun 
möchte ih mir erlauben, auf bie einleitenben, für uns 
ja jo wichtigen Ausführungen des geehrten Herrn Bericht: 
erftatters etwas näher einzugehen. Er hat davon ge- 
ſprochen, daß Schwierigkeiten für die Regierungen vor: 
handen wären, bie Beichlüffe der zweiten Lefung bes 
Plenums des Reichstages anzunehmen. Selbſtverſtändlich 
hat er mit Recht bies öffentliche Geheimniß betont, aber 
ih möchte nun fragen, warum foll denn nun gerabe 
bei dieſer Vorlage ſolche Schwierigkeit einer Durch— 
führung ber Abſchlüſſe einer folchen Mehrheit des Reichs- 
tages vorliegen, während ich doc; eine ganze Reihe von 
Präzebenzfällen, mit denen ich Sie, meine hochverehrten 
Herren, bier nicht ermüben will, deren ich mich aber 
genau entfinne, anführen könnte, in denen bie hohen ver- 
bündeten Regierungen doch nad) reiflichen Erwägungen 
ben Beſchlüſſen einer Reichstagsmehrheit ſchließlich ihre 
Zuſtimmung nicht verfagt haben. Ich muß weiter be- 
merken, daß die Mittheilungen über vertrauliche Wer: 
bandlungen feit dem Abfchluffe der zweiten Leſung über 
„Kompromiffe” für mich den Eindrud erweden, Som: 
promiß hängt doch mit fompromittiren zufammen, es ift 
eine Wortwurzel, man wird fi hüten müſſen vor 
folhen Vorſchlägen in letzter Stunde, beſonders ba bie 
Berhandlungen über diejes Geſetz doc fehr langwierig 
geweien find und im Meichstage eine ſolche Bedenkzeit 
erfordert haben zwifchen ben Berathungen ber erften und 
zweiten Lefung, daß ich wirklich nicht glauben kann, es 
werde jetzt mit einem Male ein Kompromiß wie ber 
Stein ber Weifen gefunden werben, der alle Bebenfen 
ber beiden Seiten befeitigen könnte. Ich möchte glauben, 
dab rein hygieniſch-techniſche Momente Einfluß auf die 
Entſcheidung der Regierungen vor ber britten Lefung 
ausüben könnten und feine andern. Ich kann mir nicht 
denlen, baf nad) ben Stimmungen im Reiche — ich habe 
forgfältig die Verhandlungen des bayeriſchen Landtages 
nachgelefen, ich bin darüber informirt, in welcher Weiſe 
die Interpellation im preußifchen Abgeordnetenhauſe ſtatt⸗ 
finden wirb, welche nur wegen ber Dfterferien auf einige 
Wochen hinausgefhoben worden ift —, wenn ich mir 
dieſe Stellungnahme der beiden größten Qanbesvertretungen 
des Deutichen Meiches vergegenwärtige, fo begreife ich 
in der That nicht die Bedenken, welche bier ausgeführt 
wurden, daß wir ums nicht auch bem doc mit großer 
Majorität gefaßten Beſchluſſe unferer Zweiten Hohen 
Kammer anfchliegen follen, um fo mehr, als e8 ſich ja auch 
darım handelt, wie weit bie Reichsgeſetzgebung dem 
Landesrechte vorgehen jol. Man wirb ſich Hitten müffen, 
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der Einzelftaaten zu gunften eines Reichsgeſetzes zu ge: 
fährden. Unfer Standpunkt ift ja felbftverftändlich, wenn 
auch große Bedenken gegen einzelne Beftimmungen unferes 
Landesgeſetzes im Interefje der kleineren Landwirthichafts- 
betriebe und des Fleiſchergewerbes als voll zu Recht be- 
ftehend angejehen werben müſſen. Warum find wir über: 
haupt im dieſe eigenthümlihe Lage gekommen einer 
großen Wgitation gegenüber, beren Fäben man gemau 
verfolgen kann, die zumächft lediglich in den Seeftäbten 
und der Frankfurter Zeitung geichidt Tancirt wurde, 
welche fich zurüdführen läßt auf bie mächtigen Intereffen 
ber großen Hanbelsgejellichaften, an ber Fortdauer bes 
Imports der amerifaniihen und anderer Fleiſchwaaren 
nad) Deutfchland. Meine Herren! Es ift notoriſch, daß 
noch vor wenig Jahren die Volfsvertretungen, nicht etwa 
nur bie „Wgrarier”, feinen Augenblick baran gebacht 
haben, baf zur Ernährung unferer Arbeiterbevöfferung 
amerifanifche Fleiſchwaaren nothwendig wären. Meine 
Herren! Wenn nicht der alte Zug im Deutfchen wäre, 
daß er für alles Fremde eine gewiſſe Vorliebe zeigt, 
dann wirbe fich biefer Handel gar nicht jo groß haben 
ausdehnen künnen. Mit großem Geihid und unendlich 
viel Kapital .ift diefe deutſche Eigenthümlichleit von ben 
Amerikanern ausgenußt worden, und wir ftehen jegt erft 
am Anfange einer kolofjalen Entwidelung einer 
amerilaniſchen Fleifchinduftrie, welche nicht eiwa bloß 
unjer fFleifchergewerbe und die beutichen Viehzüchter, 
jondern alle an ber europäifchen Fleiſchproduktion 
intereffirten reife mit einer erbrüdenden Konkurrenz 
bedroht. Es ift das vom preußiichen Herrn Land» 
wirthichaftsminifter und im deutſchen Landwirth⸗ 
ſchaftsrathe unwiberlegbar ausgeführt worben, baf 
wir erft am Unfange dieſer Entwidelung ftehen, und 
troßdem bat man foldhe Bedenken gegenüber den Be— 
ſchlüſſen der Reichstagsmehrheit, die nur, wie der Herr 
Berichterftatter ſehr richtig ausführte, um “ bie Einfuhr 
vermindern würbe, Meine hochverehrten Herren! Wenn 
ih mid an die Kämpfe erinnere, bie vor bald 20 Jahren 
Ihon über die frage ber Nothwendigfeit des Imports 
von amerilanifchem Sped und Schmalz geführt wurben, 
wenn ic; baran erinnere, baß bei dieſer großen Kontro— 
verje niemand geringeres als ber Reichslanzler Fürft 
Bismard das größte Bedenken hatte gegen bie Zulaſſung 
biefer amerifanifchen Probufte, daß das alles jetzt aus 
ber Diskuffion ausſcheidet, daß bie Kommiffion voll: 
ftändig der Noth gehorchend, nicht dem eigenen Triebe 
fi gefügt Hat, daß alle biefe Importe nad wie vor 
eingehen follen unter feinen erſchwerenden Beftimmungen, 
fo kann ich wirklich nicht irgendwelche Einfeitigleit bes 


auch bei diefer Gelegenheit wieder wohlerworbene Rechte | Beichluffes zugeben. 
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Die Agitation geht nicht etwa von allen Handels: | jo zufpigt, daß es ſich nicht darum Handelt, ob man 


fammern aus, Man weiß ja aber ganz genau, wie 


außerordentlih angenehm es für dem Norddeutſchen 


Lloyd und für die Hamburg =» Amerifanifche Padetfahrt- 


geſellſchaft ift, Rüdfrachten zu fördern, bas ift eine in | 
| Ürbeiten auch das Reichsgeſundheitsamt verfolgt, dieſe 


ben Handelsſtädten ganz offenkundige Thatjache, und ift 
auch bei Gelegenheit biefer Verhandlungen von ben 


hanſeatiſchen Vertretern zugeftanden worben; berechtigte 


Hanbelsintereffen müſſen für uns auch in jeber Weiſe 


mitbeftimmend ſein. Was für mich aber fo betrübenb | 


ift, und was in meifterhafter und unmwiderlegbarer Weiſe 
bie Herren Bizepräfibenten der jenfeitigen hohen Kammer, 
DOpig =» Treuen und Georgi: Mylau, ausgeführt haben, 
bas ift die faljche Auffaſſung, die in hochachtbaren und 
uns ſonſt durch und durch ſympathiſchen inbuftriellen 
Kreiſen darüber exiſtirt, daß unſere Arbeiterkreiſe dieſe 
amerikaniſchen Produlte nicht mehr entbehren können. 
Es iſt deshalb von doppelt hohem Werthe, von dem 
Herrn Oberbürgermeiſter Beutler heute gehört zu haben, 
wie die Verhältniſſe in Dresden liegen, gewiß können 
wir dieſelben nachweiſen aus dem Berichte der Handels— 
fammer von Plauen, hauptſächlich einige Herren in ber 
Bittauer und Chemniger Gegend bivergiren. Es ift an: 
zunehmen, daß bie optima fide gejchehen fei; ich habe 
perjönlih die vollfte Achtung bezüglich der Bedenken, 
aber über bie beutjche Viehzucht, über die deutſche Fleiſch— 
probuftion und über die Möglichkeit der Ausbehnung 
berjelben finb diefelben abfolut nicht orientirt. 

Ih muß bei biefer Gelegenheit an ein Wort eine# 
bayrifchen Landtagsabgeordneten, der gemäßigten Richtung 
bes bayrischen Landtages angehörend, erinnern, welcher 
gejagt Hat: Diefe Agitation erinnert daran, daß man 
erit der Landwirthſchaft jagt, fie folle fi auf den Ge: 
treidebau werfen, und wenn fie das verſucht, fo fagt 
man: Das Hilft nicht mehr, wir brauchen ameritanifches 
Getreide, befaßt euch mit der Viehzucht. In dem Augen: 
blide, wo fie bann ihre Viehzucht vergrößert, fagt man: 
Du kannſt doch nicht die Ernährungsbebürfnifie bes 
Bolles befriedigen, wir importiren weiter. Was bleibt 
von Aderbau und Viehzucht dann übrig? Jagdgründe 
wie in England, nur daß bei uns nicht englifche Lords, 
fondern Kommerzienräthe die Iagbpächter find. 


(Große Heiterkeit.) 


Statt Rindern und Schweinen werben bann Rebe 
aufgezogen werben. Das ift ja ganz romantifch, aber 
vom Standpunkte der allgemeinen Bolfsernährung aus, und 
auch vom Standpunkte ber Fürforge für die Arbeiter kann 
dieſe Entwidelung nicht erwünſcht fein. Nun kommt 
aber Hinzu, daß in ber That dieſe ganze Streitfrage ſich 





Potelfleiſch noch einlaffen fol oder nicht. Ich Habe 
nun ganz zuverläffige Unterlagen erhalten aus ſachver— 
ſtändigen Kreiſen des Berliner Schlachthofs, der toto ſich 
mit Unterfuchungen diefer Artikel beichäftigen muß, befien 


werbe ich mir erlauben kurz mitzutheilen. Wir haben 
diefe Angaben auch in Bezug auf ihre technische Durchführ— 
barkeit wiſſenſchaftlich prüfen laſſen; fie führen dazu, daß 
wir den verbündeten Regierungen nur dringend anheim- 
geben können, bei ber Einfuhr bes Pölelfleiſches aus 
Amerika und überhaupt bei der Einfuhr jeden fremden 


ı Böfelfleifches diefelben Beftimmungen zu treffen, welche 


jegt bereits bie Schweiz befigt und welche bahin gehen, 
daß dies Pöfelfleifh ebenjo behandelt wird wie auf dem 
beutichen Schlachthöfen das als verdächtig bezeichnete 
einheimiſche Fleiſch, daß es im 2bprogentige Salzlafe 
gelegt werden muß, daß es dann, durchgeſchnitten, rothe 
Farbe zeigen muß, und daß nachzuweiſen ift, daß es 
nicht mit Bor oder anderen chemiſchen Präparaten bes 
handelt ift. Ich möchte noch bemerken, daß über biefe 
legte Frage der Fleiſchbehandlung mit Bor ober ähnlichen 
Chemifalien Profeſſor Märker-Halle zugezogen war, 
welcher erflärie, daß e# jedem Bollbeamten möglich fein 
würde, biefe Behandlung bes importirten Fleiſches 
nachzuweiſen. Es ift bie ein rein hygieniſches Wus- 
funftämittel und leicht durchführbar. Wenn bie Re— 
gierungen allerdings auch diefen Ausweg nicht annehmen 
follten, wenn fie ſolche WBorliebe für ameritanifches 
Pölelfleiſch haben follten, daß fie basjelbe eo ipso von 
Haus aus für bejjer erklären als das beutiche, dann, 
meine Herren, ftehe ich vor einem Räthſel und muß 
darauf Hinweifen, welche Sonfequenzen dieje Haltung in 
weiten landwirthſchaftlichen Kreifen Deutſchlands nach ſich 
ziehen würde Man muß die amtlichen Berichte ber 
lanbwirthichaftlihen Sacverftändigen an ber beutjchen 
Botſchaft in Wafhington Hierüber gelefen haben. Die 
Ueberzeugung ift in maßgebenbften Kreijen verbreitet, daß 
bie handelspolitiſchen Verhandlungen zwiſchen Amerika 
und und wegen künftiger Verträge an ber frage des 
Vökelfleiihimports im Werthe von 18,000,000 M. nicht 
ſcheitern; dieſe Sorge fcheibet alfo aus. Es ift lediglich 
faljche Angft vor wirthichaftspolitiichen Rankünen Amerikas. 
Bleiben beftehen die Befürchtungen, daß wir biejes Fleiſch 
für unfere induftriellen Gegenden brauchen. Wie das 
PVötelfleifh, in Chicago bejonders, aus minderwerthigem 
Material zufammengejeht wird, jo daß es mit einer 
folofjalen Salzſchicht oben verbedt werben muß, unb baf 
e8 nachweislich ſchon oft in ber Mitte des Faſſes un- 
genießbar ift, das jagt uns jeber Thierarzt, auch jeder 
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Laienfleiſchbeſchauer, der damit zu thun hatte. Das kann 
vermieden werben, wenn man dieſelbe Behandlung ver: 
langt, die bereits für beutjches Fleiſch jet befteht, 
welche in ber Schweiz eingeführt ift und welche meines 
Wiſſens einige beigiiche große Kommunen einrichten. 
Damit ift für mid) die Möglichkeit einer Einigung 
der Reichstagsmajorität mit dem Bundesrathe über das 
BVötelfleiich gegeben. Wenn bie verbündeten Regier gen 
wollen, jo können fie durch janitäre, rein fanitäre Be- 
ftimmungen die Gefahr durch dieſes Pökelfleiſches illuſoriſch 
machen, dann würde bie Mehrheit "des Neichstags ſich 
der Verftändigung nicht verſchließen können und biejer 
Streitfall wäre erledigt. 

Die Frage der Friftbeftimmung in S 14a ift von 
geringerer Bedeutung, da ftehe ich auf dem Standpunfte 
derjenigen Mitglieder"im beutjchen Landwirthſchaftsrathe, 
im preußiichen Defonomielollegium und im Landes: 
fulturrathe, welche wünſchen, daß biefe ganze TFrift 
beftimmung eliminirt wird. Ich kann mich ganz ber 
Auffaffung des Herrn Oberbürgermeilters Beutler an- 
ichließen, weil nad meiner Beurtheilung ber Reichs: 
verfafjung wir überhaupt nicht in der Lage find, auf die 
Beichlüffe der Staatsregierung im Bundesrathe irgendwie 
legisfatorijch einzumirken. 


(Sehr richtig!) 


Der Landtag kann doch nur in Form einer Bitte, 
eines Antrages, einer Betition der hohen Staatsregierung 
feine Anfiht unterbreiten und bat fich jelbjtverftändlich 
zu bejcheiden, wenn fie nachher nicht berücfichtigt wird. 

Ich bin weit entfernt davon, aus dem Wegfalle ber 
Friftbeftimmung eine Gefahr abzuleiten; wenn bie ver- 
bünbdeten Regierungen beim Abſchluſſe der künftigen 
Hanbelsverträge die deutſche Landwirthſchaft ſchüten 
wollen und bie deutſchen Produkte nicht ungerechter be: 
handelt wiſſen wollen als fremde, jo brauchen wir biefe 
Friftbeftimmung nicht. 

Das fcheint mir alfo auch eine Frage zu fein, bie 
bei ernften Verhandlungen der Vertreter im Bundesrathe 
mit der Neichtagsmajorität fehr leicht gelöft iſt. Es 
bleibt nur übrig der gute Wille der verbündeten Regie: 
rungen. Wenn ich verfucht babe, die Sadjlage ein» 
gehend zu behandeln, fo weiß ich wohl, daß bie 
Frage bes Pötelfleifches an ſich und die Veränderungen 
der Beſchlüſſe zur dritten Leſung feine jo weittragende 
ift, daß fie mich berechtigte, jo lange die Aufmerkfamteit 
der hoben Kammer in Anfpruch zu nehmen, Es ift aber 
eine ſymptomatiſche Frage; e# handelt ſich barum, ob 
bei den jet in Arbeit befindlichen Handelsverträgen bie 
Gleihberehtigung von Landwirthſchaft und In- 
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duftrie von maßgebender Stelle anerfannt wird, 
‚in welcher verbienftvollen Weife das Reichsamt bes 
Innern vorgegangen ift, und wie bei jeder Gelegenheit 
von bem Leiter der Arbeiten, Herrn Geh. Rath Wer: 
muth, verfucht wird, die landwirthichaftlicden Forderungen 
zu beachten, zu vertiefen und Hierbei die Inbuftrie zu 
überzeugen, daß jene eben folche Berechtigung haben, wie 
die feit Jahrzehnten energiſch verfocdhtenen indu— 
ſtriellen Schußzölle. Davon Zeugniß abzulegen, darauf 
| fege ic großen Werth. Wenn aber beim Fleiſchbeſchau— 
| geſetze der Erfolg dann der ift, daß doch biefe erfte land- 
wirthichaftliche Forderung, die nur um gleiche Behand: 
fung des Auslandes bittet, fühl bis ans Herz hinan 
vom Bundesrathe abgelehnt wird, dann fürchte ich, 
fommt eine Stimmung in landwirthſchaftlichen Kreiſen 
zu Tage, vor der ich die hohe Staatsregierung dringend 
warnen möchte, E& werden ſich Perjonen an die Spihe 
der landwirthſchaftlichen Bewegung Deutſchlands ftellen, 
die und, die wir ſchon immer im Verdachte der Regie— 
rungsfreunblichkeit ftehen, vollftändig überrennen werben. 
Es werben dann gemau foldye Bewegungen in Norddeutſch⸗ 
(and entftehen, wie wir fie in Süddeutſchland u. a. bei 
dem Bayeriſchen Bauernbunde erleben, und ich möchte 
einmal den Bundesrath fehen, der mit einem zufammen- 
gejegten Deutichen Reichötage, auf ber einen Seite bie 
verftärfte Sozialdemofratie, auf der anderen Seite bie 
ertrem bauernbündlerifche Parteirichtung, arbeiten und 
gebeihliche Geſetze zuftande bringen könnte! Die Frage 
ift von großer pofitifcher Bebentung, ob diejenigen, bie, 
den Regierungen treu zur Seite ftehen wollen, mit 
dem Reichsamte bes Innern — leider ift e8 biefes allein, 
denn andere Reichsämter ftehen nicht mit gleichem Wohl- 
wollen der Landwirthſchaft gegenüber — jehr peffimiftifch 
in die Ankunft. jehen müſſen. Wir werden dann den 
Kampf aller gegen alle erleben, und vor allem wirb auch 
die Induftrie bei dem Abſchluſſe neuer Handeldverträge 
nicht zu der Ruhe und der Stetigfeit kommen, bie wir 
ihr ebenfo wie uns ſelbſt wünſchen. 

Laſſen Sie mich nur zwei Vergleiche anführen: Wenn 
etwa in Amerika die Strumpfwaarenbrande in ber Weiſe 
ſich ausdehnen würbe, wie jegt die SFleiichwaarenfabrifation, 
welcher Schrei nad der Abwehr würde durch umfere 
Zertifinduftrie gehen, wenn die Megierungen nicht durch 
einen hohen Schutzzoll helfen würden. Wir find ja welt: 
marktherrſchend auf biefem Gebiete der Zertilinduftrie. 
Aber bei dem deutſchen Viehzüchter ift e8 ganz etwas 
anderes. Die Kreije find zerftreut auf dem Lande, und 
derjenige Bauer und Inftmann — man denke nur an 
norbdentiche Verhältniffe —, ber vielleicht 1—2 Kühe im 
Jahre verkauft, ob der mit 50—100 M. Schaden ab- 
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ſchließt, darnach fragen manche Großinduftrielle ja nicht. | erlaubt habe, im Sinne bed Beichluffes der jenjeitigen 
Das find einzelne Eriftenzen, die zu Grunde gehen durd Kammer bitte ic) die hohe Staatöregierung dringend, 
ben „Weltverfehr” und bie „Beitrichtung“ aber die Un: ſchon um ber folidariichen Intereffen der vielen Minder: 
zufriedenheit im Lande wird babei eine ſehr große | bemittelten willen gegenüber den koloſſalen Finanzinterefien, 
werben. Wenn fi auch über jede Zahl ftreiten läßt, | die bei dem amerilaniſchen Importe jenjeits des Ozeans 
fo ftehe ich doc ganz auf dem Stanbpunfte unjeres | in Frage kommen, unfern Standpunft zu vertreten und 
Landeskulturrathes bezüglich der Unterlagen, bie er ge— | bie hohe Erfte Kammer fih allenthalben dem Antrage 


geben hat: darnach find wir vollftändig imftande, noch 
mehr Fleiſch zu produziren, ganz gewiß den Erſatz für 
bas „Pölelfleiſch“ Man muß nur einmal in Schleswig- 
Holftein gewefen fein, man muß in Medlenburg gefehen 
haben Die Heerben von Rindern, bie den fogenannten Heinen 
Leuten gehören, auf den großen Gütern, bas find freilich 
nicht hochwerthige Ausftellungsobjelte, wie wir fie auf den 
landwirthſchaftlichen Ausftellungen finden, aber zur Er: 
nährung ber Arbeiter in Stabt und Land find fie viel 
geeigneter als bie zweifelhaften amerifanifchen Probufte, 
über deren Herftellung wir fo bedenkliche Nachrichten 
haben alle diefe bejcheibenen Eriftenzen würden gejchäbigt. 

Es ift buch ben Vertreter Hamburgs im Deutichen 
Lanbwirthichaftsrathe nachgewiejen worden, in welcher 
foloffal fchnellen Weife z. B. Dänemark es verftanben 
bat, feinen enorm tuberfulös infizirten Viehftand weg— 
zufhaffen und große Mengen davon mit Vortheil ficher 
auch nad Deutſchland zu erportiren. Jeder anderer 
großer Kulturftaat ſchützt ſich beſſer. England läßt alles 
fremde Vieh an feinen Hafenplägen ſchlachten. Wenn 
wir fagten: es darf gar fein frembes Vieh herein, es muß 
fofort an ben Hafenplägen gejchladhtet werben, jo würde 
man erwibern, bie ſei eine viel zu weit gehende Forde 
rung. Davon ift auch feine Rede, die ſachlundigen Herren 
in der hohen Bweiten Kammer haben nachgewiefen, baf 
bie wefentlichften Gegenftände bes amerikanischen Erportes 
nad) wie vor werben eingeführt werben, und daß es ſich 
nur um Verbote hier handelt, wo eine fanitäre Kontrole 
nicht möglich ift. 

Es ift von „böfen” Zungen in Berlin gejagt, dab 
bie Vorliebe für „gute” amerikaniſche Konſervenzungen, 
die fich bis zu ben Küchenchefs und Küchenfeen der höchſten 
Reichsbeamten hinauf erftreden fol, dazu beigetragen hat, 
diefen Import zu unterftügen. Ich glaube nicht an jene 
böjen Hungen, ich kann aber aud bie amerikanischen 
Bungen nicht für gut anfehen und möchte bitten, baf 
unfere hohe Staatsregierung von jeber Vorliebe für 
bie Interefjen bes Großhandels abjehend, nur von dem 
fanitären Standpunkte aus bafür forgt, daß unfer ein- 
heimifches Fleiſch nicht Härter und fchärfer behanbelt 
werben darf als das frembe. 

Bon diefem Standpunkte aus, auch bezüglich ber 
Vorjchläge, bie ich mir über das Vötelfleifch darzulegen | 


Leſung des Reichdtages refultiren könnten. 


der Bweiten Sammer anfchließen zu wollen. 
(Buftimmung.) 
Präfident: Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed! 


Oberbürgermeifter, Dr. Bed: Meine bochgeehrten 
Herren! Nach den jehr beredten Ausführungen bes Herrn 
Kammerherrn von Frege und dem Beifalle des hohen 
Haufes zu denfelben ift es nicht leicht, einen entgegen: 
gejegten Standpunkt, und zwar denjenigen zu vertreten, 
den Herr Kollege Beutler in der Erklärung feftgelegt hat, 
welche auch ich mit unterjchrieben babe. Ich Halte es 
aber als einer der Vertreter unjeres bebeutendften, auf 
einen umfafjenden Erport angewiejenen Induftriezentrums 
für meine Pflicht, bei diefer Sachlage nicht zu ſchweigen, 
und zwar um jo mehr, als ber Herr Vorredner in 
draftiiher Weije Ihnen ein Bild von Chemnig und 
Umgegend gegeben hat, welches Sie hätte grufelig machen 
können angeſichts ber ſchwarzen Seele, welche meine 
Mitbürger in Bezug auf die Landwirthichaft angeblich 
haben, und als ber Herr Vorrebner insbefondere aud) 
darauf Hingewiefen hat, wie in Berlin das Gerücht ver: 
breitet ſei, es fei lediglich der großen Agitation ber 
Chemnitzer Gegend zu verdanken, wenn fi in Sachſen 
ein Wiberftand gegen die Befchlüffe ber zweiten Leſung 
bes Neichstages verbichtet habe. 

Der Herr Vorredner fagte hierbei, daß die Chemniger 
Herren auf feinen Fall irgendwie orientirt jeien. Ich 
weiß nun nicht, wie bie Herren ihre Interefjen vertreten 
haben, glaube auch, daß fie auf landwirthichaftlichem 
Gebiete nicht das Verftändnig haben wie ber Herr Vor: 
rebner, bin aber überzeugt, daß fie infolge deſſen, ſoweit 
ich fie kenne, dies auch nicht für ſich prätendirt haben 
werden. Das aber wirb ber Herr Vorredner mir jeden: 
falls zugeftehen, daß bie Kenntniß ber Herren auf dem 
Gebiete der Induftrie und des Handels biejenige ber 
Vertreter der Landwirthſchaft wieber weit überragt. 
Denn die Chemniger Wirkwaareninduftrie nimmt, ohne 
unbejcheiden zu fein, gegenwärtig eine derartig beberr- 
ihende Stellung auf dem Weltmarkte ein, daß es doch 
Pflicht jener Herren war, auf bie Bedenken aufmerkſam 
zu machen, bie vielleicht aus ben Beſchlüſſen ber zweiten 
Ein großer 
Theil der Blüthe und des Wohlftandes unjeres Landes 
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hängt mit davon ab, daß die großartige Entwidelung 
biefer Induftrie nicht zu Schaden gebracht wird. 
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zu einen. Deshalb erlaube ich mir, auch nicht auf bie 
materielle Seite der vorliegenden Frage einzugehen — 


Ih wärbe num gegenüber bem umfangreichen Zahlen: | ich glaube, dazu find berufenere Herren in biefem Haufe 


werfe, welches ber Herr Vorrebner vorgeführt hat, in 
ber Zage fein, auch mit einem Zahlenwerke bezüglich ber 
Induftrie zu dienen. Das würbe aber eine Ermübung 
bes Haujes bewirken, und ich fehe deshalb davon ab. 
Ih verwahre mich jeboch von Anfang an dagegen, 
baß ich irgendwie als Vertreter der rein kapitaliſtiſchen 
Interefien ber großen Schifffahrtsgefellichaften des Landes 
auftreten ober den Standpunkt vertreten wollte, daß nicht 
überall bie Induftrie, wenigftens wo fie patriotijch denkt, 
ein überaus warmes Herz für die Landwirthſchaft hat und 
ed nur zu jchäßen weiß, welche bebeutenden fittlichen, 
wirthſchaftlichen und nationalen Zebensträfte in der Land⸗ 
wirthihaft ruhen und wie fpeziell eine hochentwidelte, 
fauffräftige Landwirthſchaft zu ben beiten Kunden ber 
Inbuftrie gehört und kein Land auf die Dauer wirkſam 
feinen Pflichten nachkommen kann, wenn nicht die Land: 


da und Haben es ja auch ſchon getan —, ich will mich 


vielmehr nur auf den formellen Standpunkt bezw. auf 
bie taktische Behandlung der Frage beichränfen. 

Meine Herren! Was will der Antrag, bedarf es 
besjelben? Ich muß es verneinen. Die Königl. Staats: 
regierung Hat uns wieberholt Verſicherungen gegeben, 
wie es nicht nur ihre Pflicht, fondern ihr ein Herzens: 
bebürfniß fei, ber Landwirthſchaft zu helfen, wo fie fünne. 
Es ift dieſe Verficherung in feierlichfter Form wieber in ber 
Ehronrede ausgeſprochen worden. Die Reichsregierung 
bat ed bei den Berathungen im Reichstage in feier: 
fihfter Form durch ihren Vertreter ausiprechen laſſen, 
„wie verſucht werben folle, bei Neugeftaltung ber 
Zolltarife und handelspolitiſchen Verhältniſſe die 
Forderungen zu erreichen, die ſie, nämlich die Mehr— 
heit des Reichſtages, im Intereſſe der Landwirth— 


wirthichaft nachdrücklich befhügt wird. Ich glaube, deshalb | Ihaft Für unbedingt nothwendig Hält.“ Dann ift 
jollten wir im gegenwärtigen Beitpunfte nicht etwas es aber ein gewiſſes Mißtrauen gegen die Regierung, 
bervorfuchen, was einen Gegenſatz auch nur irgendwie wenn man meint, daß dies nur leere Worte geweſen 


ſcheinbar andeuten könnte, ſondern ſollten angefichts der | find und Thaten bieſen Worten nicht folgen ſollen. Ich 


großen Aufgaben, welche die nächſten Jahre bringen werden, 
und welche einer der hervorragendſten Landwirthe als 
die bedeutendſte Aufgabe des 20. Jahrhunderts bezeichnet 
hat, Schulter an Schulter zuſammenſtehen, alles vermeiden, 
was uns trennen könnte, und alles hervorſuchen, was 
uns eint. In dieſer Beziehung kann ich nur noch einmal 
mit großer Anerlennung darauf hinweiſen, wie Se. Excellenz 


glaube alfo, der Untrag ift nad dieſen Verficherungen 
minbeften® entbehrlich, ic) wenigften® nehme an, daß bie 
Regierung beftrebt fein wird, ebenfo wie bie Reichs: 
regierung, biefe Verfprechen einzulöfen. 

Es hat ung num ber-verehrte Herr Berichterftatter 
geſagt, es habe ber Herr Wizepräfident Georgi in Ueber: 
einftimmung mit ben Unfichten ber vierten Deputation 


ber Herr Staatsminifter von Metzſch bei der Berathung | die Meinung geäußert, die Regierung folle durch ben 


in ber Zweiten Kammer auch feinerjeit# die Mahnung an ben 
Landtag gerichtet hat, man möchte doch gerade jetzt, wo 
man im Begriffe ftehe, das Tarifweſen nen zu geftalten 
und neue Handelöbeziehungen anzufnüpfen, nicht eine 
Animofität in die produftiven Kreife Hineintragen, die 
gerade bei dem Abſchluſſe der Handelsverträge befonbers 
intereffirt feien. 

Benn der Herr Borrebner zu fagen beliebte, daß 
fi die Chemniger Inbuftriellen in keiner Weife um bie 
Intereffen der Landwirthſchaft fümmerten ober danach 
fragten, fo will ich nur ganz kurz aus der Verwaltung 
meiner Stadt bemerken, daß, wo eine Gelegenheit, ber 
Landwirthſchaft zu helfen, fich findet, wir das ganz gern 
thun, und daß wir erft in ber vorigen Woche Gelegen- 
heit gehabt haben, unter Darbringung großer Opfer 
eine Moltereigenoffenichaft, die aus der Umgegend von 
Chemnig verforgt wird, zu unterftügen. Meine hoch: 
geehrten Herren! Meine Erklärungen follen alfo nicht 
bezweden, und irgenb wie zu trennen, fondern mwejentlich 


Antrag nicht irgend wie gebunden werben, der Weg jolle 
ihr nicht verlegt werben. Meine hochgeehrten Herren! 
Was hat dann der ganze Antrag überhaupt für einen 
Zwei? Entweder wünjcht das Hohe Haus, baf bie 
Regierung genau nad ber Direftive geht, bie Sie be- 
ließen, nämlich die Beihlüffe in zweiter Lefung im 
Bunbdesrathe zu vertreten, oder fie giebt der Regierung 
die Freiheit, andere Beichlüffe auf dem Wege bes Kom— 
promifies mit faflen zu können, und dann ift der An— 
trag vollftändig entbehrlich und hat feinen Zweck. Ich 
babe deshalb jene Frage vollftändig zu verneinen. 
Wenn ich weiter nad ben Folgen bes Antrages 
frage, fo Haben im Reichstage die Vertreter ber ver: 
bünbeten Regierungen darauf hingewiefen, wie das gegen: 
wärtige Geſetz nur ein ſanitäres unb veterinärpolizei- 
liches ift und nicht irgend eines, das auf dem Gebiete 
ber Hanbelspolitif etwas zu thun habe, wie es ftörend 
in bie Verhandlungen ber Boll» und Hanbelspolitif jet 
eingreifen müßte, wenn nach diefer Richtung Hin bie 
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Neichsregierung eine Bindung erfahre. Ich habe ab- 
fihtlich nicht irgend ein Wuslandagebiet erwähnt, nad 
welhem wir hauptſächlich erportiren und vor bem wir 
und zu fürchten hätten. Wir find autonom in unferer 
Gejepgebung und brauchen feine Furcht zu haben. Ich 
denke, das joll immer jo bleiben, wie es gewejen ift: 
„Wir Deutſchen fürdten Gott und jonft nichts auf ber 
Welt," und aud nicht Amerika. Uber wir find doch, 
wenn es fi darum Handelt, unjere Gejepgebung zu 
ordnen, injoweit fie Verkehrsbeziehungen nad) dem Aus— 
lande mit im Auge bat, gezwungen, nicht an den 
Örenzen unjeres Landes Halt zu machen, ſondern unjeren 
Blick auch noch etwas weiter jchweifen zu laſſen und zu 
fragen, in wie weit bie Einwirkungen von dort auf 
unjere Hanbelöbeziehungen erfolgen, und wenn jowohl 
der Herr Reichskanzler als ber Herr Bertreter bes 
Reichsamtes des Innern und, wie ich neuerbings wieder 
gelejen Habe, der braunſchweigiſche Staatsminifter Hart: 
wig und ferner ein Vertreter der heſſiſchen Regierung 
in genau mit den Anfichten der Meichsregierung über: 
einftimmenben Meußerungen die Beichlüffe der zweiten 
Leſung des Reichstags als unannehmbar erflärt und 
auf bie ſchweren Bedenken hingewieſen haben, die daraus 
refultiren, wenn jene Herren unjere Beziehungen zum 
Auslande und bie hier mitjprechenden taktiſchen Rück— 
fihten in den Vordergrund geftellt Haben, jo ift das 
doch immerhin eine bebenflihe Sade, nun zu jagen: 
Nein, wir wünſchen, daß es genau jo geſchieht, wie es 
in zweiter Leſung der Neichstag feſtgeſetzt hat, wir 
wollen der Reichöregierung einen beftimmten Weg nad) 
diefer Richtung vorfchreiben. Ich Habe es von meinem 
Standpunkte aus für viel richtiger zu erachten, wie bie 
fonfervative Fraktion bes preußiſchen Abgeordneten— 
hauſes die Angelegenheit zu behandeln beliebt hat, indem 
ſie nicht einen Beſchluß, der die Regierung bindet, in 
Ausſicht nimmt, ſondern die Form einer Interpellation 
wählt, und indem fie vorſichtiger Weiſe die Angelegen— 
heit bis nach den Oſterferien, bis Ende April, zurück— 
geſtellt Hat, da man vielleicht annehmen kann, daß bis dahin 
ein Kompromiß zu ſtande gekommen iſt, welcher die 
Vortheile des Geſetzes in ſanitärem Intereſſe bietet, und 
dabei die Vortheile der Landwirthſchaft nach jeder Rich— 
tung hin berückſichtigt. 

Meine hochgeehrten Herren! Man kann doch den 
preußiſchen IOſtelbiern nicht den Vorwurf machen, daß 
fie zu induſtriell dächten, aber dort ift man auch fo vor: 
fichtig gewejen. Nach dem Berichte über eine Sitzung 
der oftpreußifchen Landwirthichaftstammer hat der Bor: 
ſitzende derſelben bei einem auf der Tagesordnung 
ftehenden Referate über das Fleiſchbeſchaugeſetz den Vor: 
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ſchlag gemacht, den Gegenftand von ber Tagesordnung 
abzufegen, und ein Herr, ber gewiß auch bem Herrn 
Borrebner von feiner der Landwirthichaft wohl zugeneigten 
Teite Hinlänglih befannt ift, Graf Klinkowſtröm, hat 
bimerft, „baß eine Erörterung zum gegemmwärtigen Beits 
punftte aus befonderen Gründen ftörend auf bie Ber- 
handlungen im Reichstage wirken müſſe, daß es fich zum 
Theil um Dinge jehr disfreter Natur handele”, und die 
oftpreußifche Landwirthſchaftslammer ift darauf ein- 
gegangen und hat nad; meiner Meinung in jehr richtiger 
Weile den Punkt von der Tagesordnung abgeſetzt. 

Dann, meine hochgeehrten Herren, wollte ich noch 
auf die Thatjache aufmerkſam machen, wie wiederholt 
hier auf die Geringfügigleit des Importes von ameri- 
kaniſchen Fleiſchwaaren Hingewiefen worden ift, und 
auch vom Herren Vorredner bemerkt wurbe, es bebürfe 
der Friftbeftimmung nit. Im erfterer Beziehung würbe 
aljo der Schaden der Lanbwirthichaft fein allzu großer 
fein, wenn es fo bliebe, ba, wie gejagt, nad) den Worten 
bes Herrn Berichterftatterö der Import fehr geringfügig ſei. 
Im anderen Falle bedarf es wieder dieſes Antrages nicht, 
wenn die Friftbeftimmung berausgeftrichen werden faun, 
denn jener bezwedt das Gegentheil. Außerdem will es 
mir, ohne mich für künftige Fälle zu präjubiziren, nicht 
unbebentlich erfcheinen, wenn Se. Durdjlaudt der Herr 
Reichötanzler und der Herr Staatsjefretär bes Reicht: 
amt des Innern namens der verbündeten Regierungen 
eine Erklärung abgeben und bie Beichlüffe für 
unannehmbar erflären, nunmehr unfererjeits bie Königl. 
Sächſiſche Staatsregierung zu beftimmen, gegen bieje 
gewiß and) mit in ihrem Namen abgegebene Erflärung 
in Berlin wieberum Stellung zu nehmen. 

Ich glaube alfo, der Herr Stantsjelretär Graf 
von Pojadowsty hatte nicht Unrecht, wenn er am Schlufie 
feiner gewichtigen Rebe die Bemerkung machte: 


„Sch Habe die Weberzeugung, der Beichluß, ben bie 
Mehrheit diejes Hohen Haujes jetzt fallen wird, ift 
von einer ganz außerordentlichen Xragweite, vielleicht 
von einer Schwerkraft, viel weiter gehend, wie Ste 
im gegenwärtigen Wugenblide denten.“ 


Ih Tann deshalb meine Anficht in folgendem zu: 
jammenfafjen, indem ich fowohl mit ben Herren Antrag: 
jtellern der Hohen Zweiten Kammer als aud mit ber 
vierten Deputation in dem aufrichtigften Wunſche über: 
einftimme, daß die Zeit einmal fommen möge, wo 
unfere heimifche Landwirthſchaft aud) vom Standpunfte ber 
Stärkung der nationalen Wehrkraft aus und in anderen 
Beziehungen in die Lage lommen wird, unjere Bebürfniffe 
jelbjtändig zu deden. Der Weg aber, der hier vor: 
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geihlagen ift, fcheint mir micht derjenige zu fein, ber 
zum Biele führen wird, 

Ih Halte aljo erftens ben Antrag, wie ich aus: 
geführt Habe, in beftem Falle für entbehrlich, ich habe 
zweitens das Zutrauen zu unferer Regierung und zu 
ber Reichsregierung, dab fie ihr Wort einlöfen wird, 
bie Interefjen ber Landwirthſchaft bei der Handelspolitik 
zu vertreten. Ich möchte ferner unjerer Staatsregierung 
bie Freiheit laffen, im Falle eines Kompromifies das 
Geſetz in einer Weiſe zuftande zu bringen, daß ben 
verjhiedenen Intereffen Rechnung getragen wird. Ich 
betheilige mich aud) nicht an dem Widerfpruche, daß wir 
bie Regierung zwingen wollen, von dem Jahre 1904 ab 
etwas als überaus geſundheitsgefährlich und ſchädlich, 
wie es ber Herr Vorrebner draſtiſch gethan hat, Hin: 
zuftellen, dagegen unferer Bevölferung zuzumuthen, unter 
dem Schuge der Regierung bis zum Jahre 1904 troß: 
bem bieje Fleiſchwaaren genießen zu müflen. Dann wäre 
es unfere Pflicht, es fofort zu thun. 


(Sehr richtig!) 


Ich werde deshalb als gut fonjervativer Mann dem 
Vorbilde bes Vorfitenden unferes fonjervativen Landes: 
vereind gern folgend gegen den Antrag ftimmen, und 
thue dies im Interefje des Zuftandefommens bes Geſetzes 
zu gunften ber Landwirthſchaft und zugleich mit dem 
Bunde, daß bald einmal die Zeit kommen möge, wo 
unjere heimiſche Landwirthſchaft den Fleiſchbedarf für 
uns beden fann, zugleich aber die Ausgaben für bie 
Volksernährung in angemefjenen Grenzen für bas 
fonjumirende Publitum bleiben, 


Präfident: Herr Kammerherr Graf von Rex-Zedtlitz! 


Kammerherr Graf von Ner- Zedtlig: Meine Herren! 
Ich bedauere fehr, den Erklärungen bed Herren Oberbürger: 
meifter Geheimen Finanzrath Beutler nicht beiftimmen zu 
fünnen. Er gab als Grund feiner Erklärung einestheils 
den Hinweis an auf bie jegige politifche Lage, er meinte, 
daß bie politifche Lage der Gegenwart nicht geeignet 
wäre, um einen folchen Antrag zu rechtfertigen, daß es 
nicht angemefjen jei, den Herrn Minifter zu einer Er- 
Härung veranlaflen zu wollen bei dem Bunbesrathe, und 
daß überhaupt in ber Fafjung der zweiten Leſung bes 
Reihätages ein Eingriff in die Bartifulargefepgebung 
Sadjfens Liege, daß eine Beftimmung darin wäre, welche 
unfere beſondere Gejehgebung beeinträchtigen würde. Ich 
meinerſeits bin allerdings gerade entgegengejegter Meinung 
betreffs des erften und zweiten Punktes. Ich glaube, daß 
gerade jetzt der Zeitpunkt ein pafjender iſt, um mit aller 
Entſchloſſenheit und Entſchiedenheit von Seiten Deutſchlands 
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aufzutreten und gerabe Amerika gegenüber zu zeigen 
daß wir durchaus nicht in der Lage find, irgend welche 
Konzeffionen zu feinen Gunften und unferem Nachtheile 
zu maden. Was bie Bindung des Herrn Minifters 
betrifft, jo muß ich Doch erflären, daß ich von einer 
jolhen Bindung bier nicht? bemerken kann. Es handelt 
fih hier nur darum, daß unfere Sammer in Ueber: 
einftimmung mit ber jenfeitigen ihre Anficht ausſpricht. 
Der Herr Minifter hat fi in der jenfeitigen Kammer 
jelbft dahin geäußert, dab er beftimmte Anfichten jeht 
noch nicht darüber ausfprechen könnte, ba er bie volle 
Freiheit für die Abftimmung im Bundesrathe ſich vor: 
behalten müffe; und es ift dies gewiß auch ganz natür- 
lich und erklärlih und ich glaube, von einer Bindung 
des Herrn Minifters lann nicht die Mede fein. Es 
fommt nur barauf an, daß die Kammer ihre Anficht 
ausſpricht und ber Herr Minifter darin eventuell eine 
gewiſſe Stüge finden fanı. Was die Beeinträchtigung 
ber Bartifulargejeggebung in einigen Punkten ber Faſſung 
in der zweiten Leſung im Reichstage betrifft, jo ftimme 
ih allerdings in dieſer Beziehung dem Herrn Ober- 
bürgermeifter bei; und ich glaube wohl, daß es möglich 
fein und unferer Regierung gelingen wird, biefe Be- 
ftimmungen zu eliminiren; überhaupt glaube ich, daß in 
diefer Sache das letzte Wort nod nicht geſprochen ift, 
und das wohl noch manche Kleine Aenderung und einige 
Heine Milderungen eintreten können. Ich halte es aber 
doch für jehr wichtig, wenn wir jegt in Uebereinftimmung 
mit der Zweiten Sammer unfere Erflärung im Sinne 
des Antrages unferer geehrten Deputation abgeben. Ich 
meine überhaupt, da es angemefjen fein dürfte, wenn 
auch bei anderen wichtigen, daß ganze deutſche Wolf tief 
berührenden ragen — und eine foldhe ift bie jehige, 
über die wir augenblidiid verhandeln — daß bei 
wichtigen, und alle tief interejfirenden Fragen es an- 
gemefjen fei, wenn auch die Bartifulargejepgebungstörper, 
wenn bie Vertretungen ber einzelnen Länder eine 
Diskuffion über diefe Gegenftände gleichfalls anregen. 
Der Fürft Bismard hat fi einmal dahin geäußert, daß 
bie Einzellandtage ſich mehr an den Streitfragen bes 
Reiches betheiligen follten, daß fie mehr und öfter ihre 
Unſichten über Reichsangelegenheiten ausjprechen möchten, 
und gewiß kann es nur angemefjen erjcheinen, wenn bei 
größeren, wichtigeren Reichsangelegenheiten auch bie 
Einzellandtage mit ihren Anfichten gewifjermaßer ergänzend 
eintreten. 

Ih glaube, daß gerade jept der Moment gegeben 
ift, daß wir mit einer gewifjen Entſchiedenheit auftreten 
müſſen, und in Berüdfichtigung auf die nahe abzuſchließen— 
den Hanbelsverträge ift es gewiß nicht unangemejlen, 
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wenn ſchon jegt Deutſchland an ben Tag legt, daß es 
nicht geneigt ift, fich fremden Einflüffen gegenüber allzu 
nachgiebig zu zeigen. Ich bin überzeugt, daß die 
Amerifaner als ein praftiiches, nüchternes Volk in 
feiner Weiſe durch ein Entgegenfommen unfererjeits fid) 
beeinfluffen laffen, irgend etwas zu thun was mit ben 
eigenen Intereffen nicht übereinftimmt. Sie werben 
jebenfall® immer ihrem eigenen Nupen nachgehen und 
nur das thun, und ſolche Verträge eingehen und ab: 
ſchließen, welche entſchieden zu ihrem Vortheile gereichen, 
und auf diefen Standpunft müfjen auch wir uns ftellen. 
Amerika hat jet ſchon durch die Meiftbegünftigungs: 
Maufel außerordentlich viel Nuten gehabt; es hat auch 
unfererjeitö jegt von vielen Seiten nur Entgegenfommen 
und Rüdficht zu jehen befommen, und wir haben wohl 
in vielen Beziehungen vielleicht manche Nachgiebigkeit gezeigt, 
welche vielleicht nicht hätte zu Tage treten follen; und 
was Hat uns Amerika dagegen gebraht? Es Hat 
ung mit Rüdfichtslofigkeit in vielen Dingen behandelt. 
Wir fünnen daraus wohl entnehmen, daß von unferer 
Seite eine zu große Nachgiebigfeit, ein gewifles dienſt— 
fertiges Entgegenfommen durchaus zu feinem Piele 
führt, daß vielmehr eine größere Feſtigkeit von uns ge: 
zeigt werben muß. Was das Bebeufen betrifft, daß 
unfere Viehhaltung nicht genügend wäre, daß wir ben 
Import von Fleiſch vom Auslande nothwendig hätten, 
fo ift e8 ſchon nachgewieſen worben, daß dies nicht ber 
Fall ift; wir haben hier eine Schrift vom Landeskultur: 
rathe, worin ftatiftifch nachgewieſen ift, daß bereits jeht 
unfer Bedarf an Vieh, an Fleiſch durchaus gededt wird, 
und wir fönnen wohl mit Beftimmtheit annehmen, daß 
in furzer Beit eine größere Vermehrung an Rindvieh 
fowie an Schweinen eintreten wird und muß; benn bei 
der ungünftigen Lage, ber Getreibeprobuftion ift ganz 
unzweifelhaft anzunehmen, daß in kurzem die Bieh- 
haltung immermehr zunehmen wird. Ich kann daher 
nur wünfchen, daß ber Antrag möglichft einftimmig an- 
genommen werbe und mich nur freuen, daß von Seiten 
der Amweiten Kammer die Anregung Hierzu gegeben 
worben ift. Ich glaube, daß es nur im Interefle auch 
unferer Stänbeverfammlung liegt, wenn wir diefem An— 
trage möglichft einftimmig beitreten. 


Prüfident: Das Wort Hat Herr Domherr von 
Trützſchler, Freiherr zum Fallenſtein. 


Domberr von Trützſchler, Freiherr zum Falkenſtein: 
Meine geehrten Herren! Wenn ich recht gelejen habe, 
fo ift bei den Reichstagsverhandlungen von Seiten bes 
hohen Bundesraths ber Verfammlung zugerufen worben, 
man möchte diefe Frage nur vom hygieniſchen Stand: 
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punkte unb nicht vom agrarifchen ober von irgend einem 
anderen Standpunkte aus behandeln. Wenn man nun 
verjucht, fi auf den einfachen hygieniſchen Standpunkt 
zu ftellen und ſich zu jagen, daß dieſes Gejeh, welches 
für das Meich zu erlaffen ift, von diefem Standpunfte 
aus biftirt fein joll, dann muß ich jagen, daß, wenigftens 
mit den geiftigen Hülfsmitteln, bie mir zu Gebote ftehen, 
die Sache ziemlich einfach zu behandeln ober zu be: 
urtheilen ift. 

Wenn für ftrenge Mafregeln in Bezug auf bie 
Fleiſchbeſchau der Hygienische Standpunkt maßgebend ift, 
fo muß ich fagen, führt das doch unbedingt zu ber un- 
vermeiblichen Stonfequenz, dab für das Fleiſch, für 
welches bie Fleiſchbeſchau nicht Hat ftattfinden können 
und nicht Sicherheit für den hygieniſchen Stanbpunft 
gegeben ift, eine Ausſchließung ftattfinden muß. Es ift 
das meiner Anſicht nad) fo Mar, daß ich effektiv nicht 
begreifen fann, wie man eigentlich ein derartiges Geſetz 
geben fann zu einer Zeit, in ber man auf ber anberen 
Seite wieder fagt, man fann e# nicht ftreng und logiſch 
nah dem hygieniſchen Standpunkte für alles Fleiſch 
durchführen. Diefer Standpunkt führt mich dahin, daß 
ich fage: entweder mußte man mit einer derartigen 
Geſetzgebung noch inne halten, oder man muß fie ftreng 
durchführen; ein Drittes giebt e8 vom Bugienijchen 
Standpunfte nad meinem Dafürhalten nicht, und ich 
möchte fagen, gerade bie Herren, bie heute mehr bafür 
plaidirt haben, eine weniger emergifche oder Mare Aus: 
ſprache ber Kammer herbeizuführen und ben Regierungen 
mehr Spielraum in der Durhführung zu lafjen, bie 
behandeln die Sache, wenn fie fie in dem Amte, welches 
fie führen, zu behandeln haben, bezüglich des inlänbifchen 
beſonders ftreng nad dem hygieniſchen Standpunkte. 
Denn in Bezug auf die inländiſche Fleiſchbeſchau finden 
wir bie lokale Gejeßgebung, bie autonomifche in ben 
Gemeinden, äußerft ftreng durchgeführt, nur an einem 
Punkte fehlt das gleiche Maß: bei der Zuführung bes 
ausländischen Fleiſches. Alſo ich muß gerade jagen, 
daß, wenn wir biejen einfahen Standpunkt der ſani— 
tären Borjorge fefthalten, e8 an und für fid) eigentlich 
viele Modalitäten gar nicht geben fann, fondern wir 
müffen jagen: Wenn man gejunbheitliche Vorforge für 
die Bevölferung fchaffen will, muß es jo durchgeführt 
werben, daß unbebingte Sicherheit gegeben ift, und es 
muß alles Verdächtige, alles, was nicht ebenfo ftreng 
unterfucht werden kann, wie das inlänbifche Fleiſch, 
ausgeſchloſſen werben. Nun ift e8 doch dem gegenüber, 
meine Herren, ziemlich unfchuldig, die Refolution, die 
von Seiten Ihrer Deputation beantragt ift, wirklich 
auch an die Regierung zu bringen. Was foll benn bie 
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Rejolution im allgemeinen bejagen? Ich gebe ja zu, 
baß die Grundlagen, die Beichlüffe, die in ber zweiten 
Leſung bes Reichstags gefaßt worden find, ganz ſpezielle 
Vorſchläge enthalten; aber im Grunde genommen heißt 
das doch nichts anderes, als von dem erften Zeitpunfte 
an, wo die unbedingte hygieniſche Durchführung der 
Mafregel möglich ift, Vorſorge zu treffen, daß fie wirf- 
lich auch durchgeführt wird. Das ift doch eigentlich nur 
der umfchriebene Sinn diejes Beichluffes des Reichstags. 
Bis dahin, ſcheint es, ift es überhaupt nicht möglich, und 
wenn nun die Herren, welche fcheinbar in diefer Frage 
bie inländiſche Fleiſchproduktion vertreten, gar nicht 
einmal an die frage herantreten, ob es ſchon eher mög: 
li wäre, jo halte ich das für eine ziemlich milde und 
eine wirklich jehr gerecdhtfertigte Beſchlußfaſſung. Es 
heißt nichts anderes als: wir bitten die Regierung, fo 
energifh wie möglich und fo bald wie möglich; Wandel 
zu ſchaffen, daß das auswärtige Fleiſch gerabe berjelben 
Behandlung unterliegt wie das inländifche; etwas anderes 
bat es meiner Anficht nach nicht zu bedeuten, denn daß 
ber Termin von 1903 angenommen ift, ber Zeitpunkt 
bes Wechſels der Hanbelsverträge, ift doch nur der Aus— 
drud dafür, daß man es für unmöglich und undurch— 
führbar hält, jchon früher auf eine derartige Maßregel 
zu dringen. Alſo ich finde in dem ganzen Vorgehen 
effektiv nichts, erftens was einen unzuläffigen Drud auf 
die Regierung ausüben künnte, und noch weniger etwas, 
was die Regierung in ihrem freien Ermefjen irgendwie 
behindern könnte. Ich bin feſt überzeugt, daß theoretiſch 
unfere Königl. Staatsregierung eigentlich ganz auf dem: 
jelben Standpunkte fteht, ber hierbei zum Ausdrucke ge- 
bracht werben joll. (Bravo!) 


Präfident: Herr Staatsminifter von Metzſch hat 
das Wort. 


Staatöminifter vom Metzſch: Meine ſehr geehrten 
Herren! Die Regierung beftreitet an ſich keineswegs ber 
Stänbeverfammlung das Recht, über Berathungsgegen- 
ftände, bie fich im Reichstage abipielen, auch in ihrem 
Gremium zu berathen und beziehentlih Wünſche an die 
Regierung zu bringen, welche biefelbe an anderer Stelle 
verwenden ſoll. Gleichwohl aber, meine Herren, ftehe 'h 
nicht an auszufprechen, daß e3 ber Megierung an fi 
erwünſcht und bejonders fympathifch fein würde aus 
naheliegenden Gründen, wenn ber Antrag bes Herrn 
Oberbürgermeifter8 Beutler zur Annahme käme. Nach 
ben Aeußerungen aber, bie ich bis jet zu vernehmen 
Gelegenheit gehabt habe und nad) der ganzen Stimmung, 
wie fie im hohen Haufe ftillfchweigend und ausdrücklich 
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zum Ausdrude fommen wird und bereit3 gekommen iſt, 
fann ih mid faum der Hoffnung Hingeben, daß ber 
Antrag Beutler eine Majorität für fich gewinnen wirb, 
und da ich mit biefer Thatjache rechne, ftehe ich andrer⸗ 
ſeits auch nicht an, meine Herren, zu erflären, ebenfo wie 
ih e8 in der jenfeitigen Sammer gethan habe, daß e# 
für die Negierung auch nur von Interefje fein fann, bie 
Stimme der berufenften Vertreter der voltswirthichaftlichen 
Interefien de3 Landes zu jeder Beit zu vernehmen. Die 
Regierung wird ihre Stellungnahme ſchließlich nad} beftem 
Wiſſen und Gewiſſen auch über diefe Frage einzurichten 
haben unter Berüdfichtigung alles befjen, was für und 
wider ben Gejegentwurf beziehentlich gegen ben emenbirten 
Geſetzentwurf vorgebradht worben if. Sie wird aud 
ganz beſonders in Betrachtung ziehen müfjen, meine 
Herren, was auch außerhalb dieſes Haufes vorftellig 
gemacht worben ift aus weiten induftriellen Kreifen, und 
ich möchte hierbei zugleich einjchalten, meine Herren, daß, 
wenn Herr von Frege behauptet Hat, daß die abfälligen 
Stimmen gegenüber dem $ 14a ber Borlage eigentlich 
nur auf Chemnitz fich reduzieren ließen, er doch nad) 
biefer Richtung hin mir nicht genau orientirt zu fein 
ſcheint. Das Minifterium Hat von verſchiedenen Handels: 
fammern und aus verjchiedenen Kreiſen bed Landes 
Stimmen und Bitten befommen, die ausdrücklich bahin 
gehen, bie Regierungsvorlage auch in bem einjchlagenden 
$ 14 vollftändig wieder herzuftellen. Ich Habe zu er-. 
klären, meine Herren, ebenfo wie ich es in ber jenfeitigen 
Kammer gethan habe — das ift Ihnen ja befannt —, 
daß bie Megierung nicht in der Lage ift, überhaupt jetzt 
über ihre prinzipielle Stellung zur Vorlage bezw. zu ben 
Umendements zu $ 14 des Geſetzes fich zu äußern. Die 
Situation ift, feitdem ich die Ehre gehabt Habe, über dieſe 
Ungelegenbeit in der jenfeitigen Sammer zu fprechen, bis 
zum heutigen Tage vollftändig diejelbe geblieben; es ift 
über Ubänberungen, über Kompromifje verhandelt worben. 
Wie weit dieſe Berbandlungen gebiehen find, ift ber 
ſächſiſchen Regierung zur Zeit noch nicht befannt; ich 
fann aber wenigftens fonftatiren, meine Herren, daß bie 
Verhandlungen nad) diefer Richtung auch noch nicht ab» 
gebrochen find, und daß immerhin eine gewifje Hoffnung 
befteht, auf ber geichaffenen Bafis etwas zuftanbe zu 
bringen, woburd) die ganz wünfchenswerthe Gejegesvorlage 
gerettet wird. Zur Beit aber, meine Herren, werben Sie 
ber Regierung es nicht verargen, wenn fie mit ihrer Er- 
Märung zurüdhält, fih auf feinen Hall definitiv 
feftlegt ober in ihrer enblihen Entſchließung feftlegen 
läßt. Sie würde nur — und dazu wollen Sie die Re— 
gierung wohl jelbft nicht treiben — für ſich ein Präjudiz 
ſchaffen, welches bei ber ſchließlichen Stellungnahme zum 
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Geſetzentwurfe vielleicht nur die Regierung in ihrer freien | 
Entſchließung behindern würde. 

Ich fage, meine Herren, dazu find Sie gewiß aud) 
ſelbſt nicht geneigt, die Megierung treiben zu wollen, 
aber das möchte ich bemerken, daß auf jeden Fall bie , 
Regierung beftrebt ift, für ihren Theil darauf mit Hin- 
wirken zu helfen, daß die Vorlage, fei e8 mit ober ohne 
Amenbements, Gejeß werde. Allerdings kann bies nad) | 
meiner Unficht, jo wie die Situation jet liegt, nur in | 
ber Form eines Kompromifjes gefchehen, und wenn Herr | 
von Frege vorhin gejagt hat, Kompromiß wäre finn- 
gemäß jehr verwandt mit fompromittiren, fo ftehe ich, 
meine Herren, auf dem Standpunfte, daß fich wohl ein 
Kompromiß wird herbeiführen laſſen, bei dem fich fein 
Theil kompromittirt. 


(Oberbürgermeifter Dr. Bed: Sehr richtig!) 


Meine Herren! Ich habe nicht die Abficht, auf die 
materiellen Theile ber Vorlage, auf die materiellen Be: 
benfen, die bes weiteren heute erörtert worden find, 
einzugeben, es wiürbe bie von meiner Stelle und von 
biefem Standpunfte aus zu etwas weiterem überhaupt 
nicht führen. Ich glaube auch, diefe Erwägungen find 
regierungsfeitig an anderer Stelle mit genügenber Klar: 
heit zum Wusdrude gebradht worden. Ich Habe bloß 
zu erwähnen, zunäcdft dem Herrn von Trüßfchler gegen: 
über, daß ich vollftändig zugeben muß, daß ftreng ge: 
nommen der Standpunft vielleicht etwas verlafjen worben 
ift in ber weiteren folge, ber Stanbpunft, ber bahin 
gefennzeichnet wurde, daß bie Geſetzvorlage lediglich) 
einen hygieniſchen Charakter an ſich trage, lediglich 
fanitärer Natur fei unb fanitäre Zwecke verfolge Es 
ift dies ja unbedingt ber eigentliche Zweck biefer Bor: 
lage, aber ich möchte barauf aufmerffam machen, daß 
man bei einem derartigen, gewifle internationale Be- 
ziehungen berührenden Geſetze vor allen Dingen doch 
auch damit rechnen muß, daß einzelne mehr internationale 
wirthichaftlihe Fragen geftreift werben; und daß ganz 
befonbers ein berartiged Geſetz wie das vorliegende, wo 
Import: und Erportfragen fpielen, faum zuftanbe kommen 
fann nad) meiner Anficht, ohne wenigftens auf bie inter- 
nationalen Beziehungen, auf den internationalen Waaren- 
austaufch eine gewiſſe Rüdficgt mit zu nehmen. Ah 
fage, meine Herren, ich laſſe mich weiter nicht darauf 
ein, in materieller Beziehung in der Hauptſache mich zu 
äußern, ich gehe vorzüglich auch nicht ein auf bie 
Punkte und Fragen, die von bem Herrn Berichterftatter und 
von dem Herrn Kammerherrn von Frege des Näheren 
erörtert worden find über die Möglichkeit, den Fleiſch— 
bedarf im beutfchen Inlande zu beiden. Die Herren 
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ftügen fi) auf ftatiftifche Nachweiſe, die Gegenanſichten 


ſtützen ſich auch auf ftatiftiijcheNachweife. Bei jeder Statiftif 


ift eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung zu Grunde zu legen 
und dab eine Wahrfcheinlichleitsrehnung nicht pofitive 
Ziffern, nicht pofitives Recht jchaffen fann, wird mir 
jeder zugeben. Ich möchte alſo diefe Frage auch nicht 
weiter berühren, nur noch einmal barauf zurück— 
verweifen, meine Herren, wie ſowohl im Reichstage 
vom Megierungstifche aus ausbrüdlih ausgeſprochen 
worden ift und wie ich es auch in ber jenjeitigen 
Kammer wiederholt ausgeſprochen habe, baf weder bie 
Reichsregierung, noch Ihre Regierung, meine Herren, 
auf dem Standpunkte fteht, daß wir nicht in abfehbarer 
Zeit dazu gelangen könnten, daß unjere Landwirthichaft 
nicht jchließlich genügend probuftionsfähig jei auf dem 
Gebiete der Viehproduftion. Wir ftehen bloß noch der 
Frage zweifelhaft gegenüber, ob thatſächlich jetzt ſchon 
dieſe Produftionsfähigkeit innerhalb der deutſchen Grenzen 
beſteht. Eines aber, meine Herren, möchte ich mir 
erlauben, lediglich unter Wiederholung deſſen, was ich 
bereits in der Zweiten Kammer ausgeführt habe, noch 
einmal zu betonen und dagegen allerdings die weſent— 
lichſten Bedenken auch heute wieder ins Feld zu führen, 
das ift die in $ 14a der Neichstagsvorlage durch bie 
Kommilfion hineingebrachte Friftfegung, die Beftimmung, 
daß gewiſſe Sorten Fleiſch nur bis zum 31. Dftober 
1903 noch importfähig fein follen und von dieſem Beit- 
punfte ab auch diefe Waaren für den Import prä— 
Mubirt fein follen. Meine Herren! Ich habe da bei 
diefen Bunkten lediglich darauf zu verweilen, was im 
Reichdtage regierungsjeitig ausgeſprochen ift. Es hat 
ein Vertreter ber verbünbeten Regierungen nad meiner 
Unficht, und das hat auch der Herr Oberbürgermeifter 
Bed nad; meiner Anficht ebenfo richtig ausgeſprochen, 
darauf Hingewiefen, einmal, daß eine berartige Be— 
ftimmung dem Gejeße den immerhin bedenklichen Charakter 
eines Ausnahmegejehes aufbrüdt, und daß, das möchte 
ic) gerade vom Standpunfte ber Vertreter ber Kommiffions: 
beichlüfje fagen, wenn die Herren der Anſicht find, baf 
biefe Fleiſchſorten ſchädlich find, dann eigentlich aud) 
logifch die nothwendige Konfequenz bie ift, fie auch mit 
den übrigen fFleifchproduften, die Sie gegenwärtig aus: 
ſchließen wollen, auch auszufchliefen. Uber, meine 
Herren, ich bemerfe und ich rejervire mich nad dieſer 
Richtung, die Neichöregierung fteht ja an und für fi 
nicht auf diefem Standpunkte. Ich Habe weiter im An- 
ichluffe hieran nochmals darauf aufmerffam zu machen, 
meine Herren, daß ber Herr Staatsjefretär bes Innern 
gerabe anläßlich dieſes $ 14a ganz beſonders barauf 
bingewiejen hat, daß, jowie biefe Beſtimmung ber 
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Befriftung zur Annahme gelangt, fie dann dem Geſetze 
einen banbelspolitifhen Charakter aufdrüdt und das 
foll gerade vermieden worben. Es ift weiter auch gejagt 
worben, da komme ich auf bie Erregung, die in in- 
buftriellen und Handelskreiſen entftanden ift, es ift weiter 
barauf aufmerffjam gemadt worben, unb ich erlaube 
mir, nochmals baranf aufmerffam zu machen, daß, wenn 
eine derartige Beftimmung hanbelspolitifcher Natur jet 
ſchon in das Reichsgeſetz aufgenommen werben fol, 
thatfählih die in gutem Fluſſe und in gutem Gange 
befindlihen Verhandlungen über die Aufftellung neuer 
Waarentarife und über die Anbahnung neuer Handels: 
verfräge infofern fehr beeinträchtigt werben können, als 
bie guten Beziehungen, bie zwiichen ben Vertretern ber 
Landwirthſchaft und der Induſtrie in dem betreffenden 
Wirthſchaftsausſchuſſe gegenwärtig beftehen, gefährdet 
werben und thatjächlid dadurch eine Gefährdung ber 
Hanbdelsvertragsverhandlungen jelbft gegen die Intereſſen 
ber Landwirthſchaft und gegen bie Interefjen ber In- 
duftrie herbeigeführt: werden kann. Ich möchte mod) 
einmal, meine Herren, auf dieſes Argument hinweiſen 
und die Ermägung biefes Urguments dringend em: 
pfehlen. Es Hat nun ber Herr. von Frege gejagt, 
daß in dem Falle, daß die Bundesregierungen ſich nicht 
geneigt finden würden, den $14a in ber Vorlage über- 
haupt in ber durch die Kommiffion emenbirten Faſſung 
zuzuftimmen, er ben Bunbdesregierungen den guten Willen 
abſpräche, in diefer Richtung Wandel zu jchaffen. Meine 
Herren! IH muß gegen dieſe Infinuation des Herrn 
von Frege allerdings Proteft einlegen und kann ver: 
fihern, daß — er wirb mir das, glaube ih, auch 
Ihließlih felbft zugeben — daß ber Neichäregierung 
faum imputirt werben fann, daß fie bei ihrem Bor: 
gehen nicht allenthalben von der beten Abficht geleitet 
fei, und ich kann und ich muß namens ber ſächſiſchen 
Regierung unbedingt fonftatiren, daß fie allerdings ben 
feften und guten Willen Hat, im Interefje der Land: 
wirthſchaft gerade durch die Unbahnung diefer geſetzlichen 
Beftimmung etwas Erfpriefliches zu leiften. Es hat ber 
Herr, von Frege bie Thätigkeit bes Meichsamts bes 
Innern anerlannt bei ben, gegenwärtig im Gange be 
findfichen Verhandlungen über bie Wufftellung von 
Tarifen, und er Hat gleichzeitig den Wunſch aus- 
geſprochen, Gleichberechtigung der Landwirthſchaft und 
Induſtrie zu ſchaffen. Er hat aber weiter eine Warnung 
ergehen laſſen des Inhalts, daß man ſich hüten möge, 
gegen die Geſehesvorlage Stellung zu nehmen, be— 
ziehentlich die Kommiſſionsbeſchlüſſe zurückzuweiſen, weil 
dann eine tiefe Unzufriedenheit in bie landwirthſchaft— 
lichen Kreife Bineingetragen würde und — das ift meine 
1.8. (2. Abonnement.) 


Folgerung nur, das Hat ber Herr von Frege nicht ge: 
fagt — überhaupt aber ging aus feinen Worten hervor, 
dab dann das Vertrauen zu der Negierung überhanpt 
im Intereffe der Landwirthſchaft etwas gelodert werben‘ 
würbe. Ich möchte nach dieſer Richtung, meine Herren; 
ausdrücklich auch wieder auf bie Verhandlungen har 
Reichstage, zweite Leſung, aufmerlſam machen, daß ber 
Herr Staatsſekretär von Pofabowsty am Schluſſe feiner! 
Rede ausdrücklich hervorgehoben Hat, daß die Reichs— 
regierung auch im Zuſammenhange mit ber Beſprechuug 
der Tariffeſtſtellung unbedingt von dem beſten Willen 
und dem Beſtreben beſeelt ſei, für deu, Schuß ber 
nationalen Arbeit einzutreten, und bieſelbe Bus 
ſicherung, meine Herren, die im Reichstage der Herr 
Staatsſekretär Graf von Poſadowky gegeben hat im 
Namen der Neichöregierung, dieſe ſelbe Zuſicherung 
wieberhole ich heute auch ebenfo an biefer Stelle namens 
der ſächſiſchen Regierung. Ich Habe weiter, meine Herren, 
zu betonen, daß, wenn bie Regierungen fich ihrer 
Pflicht voll bewußt find, allenthalben nad Kräften ein- 
zutreten für ben Schub ber Hauptprobuftivftänbe auf 
wirihichaftlihem Gebiete, dann allerdings auch bie 
Borausfegung die ift, daß auch dann die nicht’ immer 
zu vermeibenden Intereflengegenfäße, bie zwiſchen ben 
einzelnen Hauptprobuftivftänden beftehen, möglichft aus⸗ 
geglichen werben, unb, meine Herren, da möchte ich mir 
erlauben, darauf aufmerkſam zu machen, daß doch jeder 
Stand, jeber wirthichaftlihe Stand und befonders bie 
Stände, die Landwirthſchaft und: Inbuftrie, doch ſich 
immer wieber gegenwärtig halten möchten, daß zmifchen 
ihnen eine große Intereflengemeinfchaft befteht, und daß 
es gewiß bie Pflicht jebes Produltivſtandes ift, nad 
Kräften einzutreten für die Förderung der Geſammt⸗ 
heit, und in ber Förberung ber Gefammtheit liegt auch 
die Förderung ber Intereſſen jebes einzelnen Probuftid-- 
ftandes. 

Meine Herren! Ich glaube aber auch weiter gerade 
aus biefer Interefengemeinfchaft deduziren zu fönnen, 
baf, wenn ein Probuftivftand momentan franft, und 
das ift zweifellos gegenwärtig und bebauernäwerfher 
Weiſe die Landwirthſchaft, daß, went ein Haupts 
probuftivftand frankt, dann bie’ anderen Probuftivftände' 
und vorzüglich die Inbuftrie, gehalten und verpflichtet 
ift, dieſem kranlenden Stande nad; Kräften zu Hülfe zu’ 
eilen, und für benjelben ift e8 unter Umſtänden nöthig, 
Opfer zu bringen. Es ift dies, meine ich, ein Gebot‘ 
ber ansgleichenden Gerechtigkeit und auch vom inter 
nationalen, volkswirthſchaftlichem Standpunkte aus un: 
bebingt geboten. Meine Herren! Die ſächſiſche Stänts: 
regierung — ich will das wiederholen — erfennt und’ 
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ift fih ihrer Pflicht vollftändig bewußt, baf fie Land» 
wirthſchaft und Inbuftrie gleihmäßig zu ſchützen berufen 
unb verpflichtet ift, und foweit fie fann und foweit fie 
in ber Lage ift, wird fie biefem Grundſatze gemäß ftets 
handeln unb wirb ſich hüten, nad) ber einen ober nad) 
ber anbern Seite bie Waagſchale mehr ins Sinken ober 
Steigen fommen zu laſſen, fondern fie wirb beftrebt 
fein, thunlichſt gleihmäßiges Maaß walten zu laſſen, 
vorzüglih auch für eine wünſchenswerthe Gefunbung 
ber Landwirthſchaft. 
(Beifall.) 


Präfident: Der Herr Berichterftatter, nachher ber 


Herr Kammerherr von Frege. 


Berichterftatter Rittergutsbefiper Dr. von Wächter: 

Ih kann mit hoher Genugtfuung Sr. Excellenz bem 
Vertreter des Staatsminifteriums unfern Dant 
darbringen für bie jo freundliche Erklärung, daß bie 
ſächſiſche Regierung nad Kräften eintreten wird für bie 
Gefundung ber Landwirthihaft. Weiter hat es mid 
vom Standpunkte bes Antrags jehr befriedigt, daß Se. 
Excellenz es ausſprach, es beftehe eine gewifle Hoffnung, 
auf ber beftehenden Bafis etwas zuftande zu bringen, 
und bie fächfifche Staatsregierung würbe von ihrer 
Seite aus beftrebt fein, nach ihrem Theile dahin zu 
wirfen, daß die Vorlage mit ober ohne Amenbement 
Geſetz werbe. Natürlich könnte das vorausſichtlich bloß 
in Form eines Kompromiſſes der Fall ſein. Dieſem 
Kompromiſſe wollten wir ja überhaupt keine Schwierig: 
keiten in ben Weg legen. Ihre Deputation hat aus: 
brüdfich betont, daß fie volllommen auf ber Baſis ber 
Ausſprache bes Herrn BVizepräfidenten Georgi von ber 
jenfeitigen Kammer ftehe, daß ber Regierung nicht ber 
Weg verlegt werben foll, in Form eines Kompromiſſes 
bie Sade eventuell zu vereinigen. Man würde wohl 
annehmen bürfen, biefes Kompromiß würbe ſich in ber 
Hauptſache mit dem Termine bes Inslebentretens ber 
Verbote zu befaflen haben und e8 wäre das wohl nicht 
ſehr bedenklich, namentlich wenn man einfieht, wie das 
Herr Domherr von Trügfchler ſehr richtig ausgeführt 
bat, daß das Gefeh ein durchaus fanitäres Geſetz ift 
und fein ſoll und daß man auch bis zu einem gewiſſen 
Grabe bas Vertrauen haben kann, bie Hohe Reiche: 
regierung werbe nicht länger folche bedenkliche Sachen 
ohne gründliche Unterfuhung ins Inland einführen 
laſſen, als fie es überhaupt verantworten zu können 
vermeint. Ich wollte noch gegenüber ber Erflärung bes 
Herrn Oberbürgermeifters Beutler erwähnen, baf, wenn 
ih mich recht erinnere, in biefer Erklärung Bebenten 
auch darin enthalten find, daß bie ſächſiſche Bartikular- 
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gefeßgebung durch dieſes Neichsgefeh gebunden würbe 
in Hinfiht auf bie Trichinenſchau und das Haus: 
ſchlachten. Ich wollte darauf erwibern, daß $ 23 in 
ber zweiten Zefung des angenommenen Reichsgeſetzes 
furz lautet: 


„Zanbesgejehliche Borjchriften, welche mit Bezug auf: 

1. die der Unterfuhung zu unterwerfenden Thiere, 

2. die Ausführung ber Unterfuhungen durch appro- 
birte Thierärzte, 

Ianbesrechtliche Borfchriften, welche mit Bezug auf: 

1. bie Trichinenſchau, 

2. ben Vertrieb beanftandeten Fleiſches ober bes 
Sleiides von Thieren der in $ 17 bezeichneten 

en 


weitergehende Verpflichtungen, als biefes be: 
gründen, fnb zul E — 

Alſo es würden hiernach unſere Beſtimmungen über 
die Schlachtviehbeſchau beim Hausſchlachten ſowie die 
Trichinenſchau auch fernerhin zuläſſig ſein, ſelbſt wenn 
dieſer Kommiſſionsantrag Geſetz wird. 

Prüfident: Hert von Frege! 

Kammerherr Dr. von Frege-Weltzien: Meine 
Herren! Ich bedauere außerordentlich, noch für einige 
wenige Minuten Ihre Aufmerkſamkeit in Anſpruch 
nehmen zu müſſen. Der Herr Staatsminifter hat mir 
vorgeworfen, daß ich bloß Chemnitz angeführt hätte, als 
ob nur von ba aus die Bewegung auögegangen wäre 
gegen bie Buftimmung zu ben Beichlüffen zweiter 
Leſung. Das wird richtig fein; ich habe aber lediglich 
aus Beicheidenheit unterlaffen, um bie Reit der Hohen 
Kammer nicht allzufehr in Anfpruch zu nehmen, noch 
weitere Orte anzuführen. Ich Habe auch aus Rüdficht 
auf meine Heimath Leipzig die Eingabe ber bortigen 
Hanbelsfammer ausbrüdfich nicht erwähnt, in ber fo 
wunderbare Anſchauungen über ben Betrieb ber Land» 
wirthſchaft und über Viehzucht enthalten find, daß ich 
es für rückſichtsvoll Hielt, fie nicht zur Sprade zu 
bringen. Nachdem aber ber Herr Staatsminifter mid 
provozirt Hat, will ich das noch nachgeholt Haben. 
Weiter halte ich mich für verpflichtet noch zu erwähnen, 
daß hervorragende Imbuftrielle und Wertreter ber 
Induſtrie aus Bayern, aus dem Großherzogtfum Heflen, 
Provinz Kaffel und aus Scleswig-Holftein überein: 
ftimmend mit mir für die Beichlüffe zweiter Leſung ein: 
getreten find, Herren, die perfönlih ber Landwirtbfchaft 
abfolut fern ftehen, aber großes Verſtändniß der Ver: 
hältniffe zeigen, wie ich mich überzeugt babe. Das be: 
weift, daß am ſich abjolut fein Konflitt zwiſchen ber 
Landwirthichaft und der Inbuftrie einzutreten braucht. 
Ich muß endlich noch nachholen, was geradezu frappant 
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ift, daß fchleswig-holfteinifhe Handelskreiſe fich bereit 
erflärt hatten, der Marineverwaltung zu Dienften zu 
ftehen zur Beihaffung von Konjerven aus beutichen 
Broduften, daß die Marineverwaltung dieſes Anerbieten 
aber abgelehnt Hat, weil fie fich billiger durch Verträge 
mit amerifanifchen Häufern verforgen könne. Dieſe 
Thatſachen Haben natürlich eine tiefgehende Befremdung 
hervorgerufen, die ich gerade aus dem Grunde beffage, 
weil man auf biefe Weije dazu kommen wirb, baß biefe 
rein fanitären Gefichtspunfte mit großen nationalen 
Fragen verquidt werben, was burchaus jchäblich ift, weil 
fie abfolut nicht zufammen gehören, und weil z. B. bie 
Stellung zur Flottenvorlage gan; anders als bie 
Stellung zu dem fFleifchbeichaugefege behandelt werden muß. 

Dann bat ber Herr Staatsminifter bie Bebentlich- 
feit ber Frage über bie Friftbeftimmung in dem Be- 
ſchluſſe des Neichstages hervorgehoben. Auf biefem Ge- 
biete babe ich das Glück, mich mit ihm im Ueber: 
einftimmung zu befinden, weil ich prinzipiell zugeben 
muß, daß, wenn man wie ich die amerifanifchen Pro: 
bufte für gefunbheitsfhäblich hält, e8 nicht logiſch ift, 
fie noch eine Reihe von Jahren hereinzulaffen. Im 
biefer Beziehung würbe ich mich nur freuen, wenn ein 
Kompromiß zuftande käme. Ich Habe felbft in einer 
Vertretung von über 40 Delegirten und Landwirthen 
mich dahin engagirt, ich bin eingetreten für biejen 
KRompromiß, der bafirt auf der Bulafjung des Pölel- 
fleifches unter den Bedingungen, bie ich mir vorhin 
erlaubte einzeln auszuführen; ich bin dafür eingetreten, 
daß fo eine Berftändigung mit dem Bunbesrathe möglich 
fei. Ich kann aber nicht zugeben, daß, wenn eine Mehr: 
heit bes Reichstages Beſchlüſſe gefaßt hat, fie nun von 
Haus aus genöthigt fein foll, von benjelben zurüd: 
zutreten, nachdem Entgegentommen von Seiten ber ver: 
bünbeten Regierungen auf anberen Gebieten fo oft vor- 
gelommen find. Wenn endlich ber jchwere Vorwurf 
mir von bem Heren Staatöminifter gemacht worben ift, 
ih zweifle an bem guten Willen unferer Staats 
regierung, bie landwirthfchaftlichen berechtigten Forder⸗ 
ungen zu unterftügen, jo hat mir das abfolut fern ge- 
legen, e8 bat meinen Ausführungen nur der Gedanke 
zu Grunde gelegen, daß man in landwirthſchaftlichen 
Kreifen außerhalb der Volfsvertretungen über dieſen 
guten Willen micht genug orientirt wird und Thatfachen 
dafür fprechen, daß gerade immer nur landwirthſchaft⸗ 
lihe Petita auf hanbelspolitifhem Gebiete Wiberftand 
finden. Ich füge Hinzu, daß, wie ich die Ehre hatte, 
bem Reichätage im Anfange der 90er Jahre anzugehören, 
ih nit an dem guten Willen unferer Regierung ge: 
zweifelt Habe, bei Abſchluß des öſterreichiſchen und bes 


ruffifchen Handelsvertrages auch bie Tanbwirtbichaft: 
lichen Interefien zu wahren; aber viele andere und auch 
ich find ber Anſicht geweien und auch Heute noch, daß 
doch der gute Wille, ben die Regierung gehabt Hat, 
nicht zu einem guten Ende gefühtt Hat. Das wollte 
ich nur zur Rechtfertigung meines Standpunktes erflären, 
Nah wie vor Haben wir den Wunſch, Tediglih von 
hygieniſchen Gefihtspunften aus die Sachlage beurtheilt 
zu fehen, und von biefem Standbpunfte aus habe ih 
mir ja auch erlaubt, einige neue Geſichtspunkte vor- 
zubringen. 

Die Landwirthſchaft Hat dieſes Geſetz nicht bes 
antragt; die Regelung ift wiederholt von anderen Kreifen, 
Aerztelammern ıc. verlangt worden. Wenn aus ber 
ganzen Entwidelung nichts wird, fo wirb ſich die Land- 
wirthſchaft darein zu finden wiflen, unfer Landes— 
geſetz freilich fehr problematifch wirken, aber der Noth— 
ftand der Ueberfluthung mit ſchlechten amerilanifchen 
Fleifhwaaren wird dahin führen, daß die Regierungen 
doc ſich genöthigt fehen werben, ben Standpunft, ben fie 
jegt einnehmen, aufzugeben. 


Präfident; Herr Oberbürgermeifter Beutler! 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Bentler: 
Geftatten Sie mir nur zwei kurze thatjächliche Berichti- 
gungen, einmal gegen Herrn von Frege in feiner erften Rebe. 
Er hatangenommen, ich habe erflärt, daß bie Friftbeitim- 
mungzufurzgehalten jei. Ich habe vonder riftbeftimmung 
gar nicht gefprochen, wohl aber Habe ich gejagt, daß ih 
perjönlich für ben $ 14a eintreten würde, unb in biejem 
$ 14a ift bie ominöfe Friftbeftimmung mit enthalten. 

Dann eine zweite Berichtigung gegen Herrn von 
Wächter. Herr von Wächter hat gejagt, ich hätte vor: 
ber daran gezweifelt, daß die Landesgeſetzgebung künftig 
die Füglichkeit habe, bezüglich der Hausſchlachtungen 
befonbere Vorſchriften zu treffen, fowie bezüglich ber 
Trichinenſchau. Diefe Beftimmung ift mir befannt ge- 
wefen, ich babe aber auch von diefem Gegenftanbe nicht 
geſprochen, ſondern nur erflärt, daß nicht bei $ 23, ſondern 
bei einem andren Paragraphen, $ 19, diefe Ziffer habe 
ih genannt in ber Faflung der zweiten Leſung ber 
Landesgeſetzgebung beziehentlich der Ortsgeſetzgebung bie 
Möglichkeit genommen werde, eine fogenannte allgemeine 
Nachſchau bei der Einfuhr von Fleisch in ben Gemeinde: 
bezirfen vorzufchreiben. Daraufghabe? ich hingewieſen, 
und ih Habe biefe Beftimmung bes 8 19 als ber 
Abänderung und Verbeſſerung bebürftig bezeichnet. 


Bräfident: Herr Domherr von Trützſchler! 
Domberr von Trüßfchler, Freiherr zum alten: 
ftein: Ich bebauere feftftellen zu müflen, daß ich aus 
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diefer Verhandlung einen ziemlich trüben Eindrud für Wir find am Schluſſe unferer Tagesordnung an- 
die Zufunft mitnehme. Ich habe aus den Ausführungen | gelangt. Ich beraume die nächſte Sihung auf Donners- 
des Herrn Staatsminifter8 entnommen, daß wir wahr: | tag den 5. April Mittags 12 Uhr an und fege auf die 
ſcheinlich nur ein theilweifes hygienifches Gefeg befommen | Tagesordnung: 


werben, daß eine vollſtändig gleiche Behandlung bes | 1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe auf 
Auslandes mit dem Inlande nicht zu erreichen fein wird. | die Eingänge. 

Wenn mir dann gefagt worden ift, daß man fih im] 2. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Hinblid auf einen allgemeinen Intereffenausgleich ‚tröften Deputation über die Petition der Landwirthe 
müſſe, jo geftehe ich offen, daß ich im Moment die Auf: des Kreisvereinsbezirks zu Leipzig, die Aus— 
forderung jehr ernjt genommen habe, daß ich aber noch dehnung der ftaatlichen Regelung der Vieh— 
nicht auf diefen Hochherzigen Standpunkt mic) habe auf- ſchädenvergütung auf die durch die ſogenannie 
ihwingen können. Ich muß das der Zukunft überlafjen, Bornaische Pferdekrankheit oder Genidftarre und 
ich bezweifle aber jehr, daß diefe Stimmung dann im auf die durch die Maul: und Klauenſeuche ent- 
weiteren Verlaufe die herrſchende in benjenigen Kreiſen ftandenen Schäden betreffend, jowie ‚über. die 
fein wird, die ſich jagen, daß fie doch einer ungleichen Gegenpetitionen bed Nicolaus Delang in Storcha 
ftrengen gejeplichen Behandlung unterzogen werben. Ich und Genofjen und der Spar und Darlehnatafje 
glaube aud nicht, daß eine friedliche Stimmung hervor: | in Kleinwelka. (Drudjahe Nr. 176) , . 
gebracht werben wird; ic) glaube vielmehr, e8 wird ber 3. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten: 
Kampf gegen die Gefeßgebung, die wir in Sachſen in Deputation über das Königl Deiret Nr. 28, den 
Bälde haben werden, wieder von allen Seiten auflobern. Entwurf ‚eines Gefepes, Abänderungen des Eins: 


Und endlich glaube ich auch nicht, daß die etwaige 


fommıenftewergejeges vom 2. Juli 1878, ſowie 
Begünftigung des Auslandes ein pafjendes Mittel fein —— Zi 


die hierzu: eingegangenen , Petitionen ber Firma 


wird, um die inländiſche Probuktion zu ermuntern und Fr. Cor: Filenticher und Genoffen und. des UL: 
fo weit zu fördern, daß fie bie Berjorgung des Marktes gemeinen. Haußbefiervereind, zu Leipgig nebſt 
durchführen kann. Kurz es iſt eine trübe Ausficht, die Anſchlußpetitionen betreffend (Drudjache Rx. 180.) 
ſich mir bietet und die ich mit fortnehme. 4 Antrag zum  münbfidjen (Berichte: der zweiten: 
Präfident: Es verlangt niemand weiter das Wort. — | " Depmtation über ‚ben Tit. 36 bes: außerorbent: 
Ach ſchließe die Diskuffion und frage den Herrn Bericht- lichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, Er⸗ 
erftatter, ob er noch das Schlußwort wünſcht? — Der Herr werbung eines Hausgrunbftüdes zu Dienftwoh- 
Berichterftatter verzichtet. ° mungen in Dresbden-Altftabt betreffend. (Druck⸗ 
Meine Herren! Es ift ein pofitiver Gegenantrag | ſache Rr. 157.) 
nicht geftellt worden, wie ich nochmals ausdrücklich fon» 5. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
ftatiren will; wir haben aljo ganz einfach über ben Deputation über Tit. 37 bes auferorbentlichen 
Deputationsantrag abzuftimmen. Staatshaushaltsetats fiir 1900/01, Erbauung 
Ich werde nunmehr zur Abſtimmung übergehen und eines Dienftgebäubes für die Mafchineninfpeftion 
werde die Frage natürlich auf den Deputationsantrag | und Bauinfpeftion Dresden⸗Altſtadt Betveffehb; 
ftellen. Diejenigen Herren, welche ihn nicht annehmen Cruchkſache Rr. 158.) 
wollen, bitte ich, fich zu erheben, diejenigen, die ihn an- Bur Mitvollziehung des Protololls lade ich ein 
nehmen wollen, ſitzen zu bleiben. Herrn Kammerheren Sahrer von Sahr auf Dahlen und 
(Geichieht.) ‚| Herru Oberbürgermeifter Dr. Keil. 
Der Antrag ift gegen 16 Stimmen angenomnten. (Sefretär Kammerherr Freiherr von Find Be 
Es ift das ein Antrag, bei dem e8 zweifelhaft er- boß Protokoll.) 
ſcheinen könnte, ob die Königl. Staatsregierung namentliche Hat jemand gegen das Protololl etwas einpumenben? 
Abftimmung wünſcht. — Es ift nit der Fall; ich erkläre dasſelbe für ges 
(Staatäminifter von Metzſch: Die Regierung verzichtet.) nehmigt und ſchliehe bie bffeniliche Gigung. 
Die Königl. Staatsregierung verzichtt. (Schluß der Sihung 2 Uhr 27 Min. nachmittags.) 





Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorſtand des Königlichen Stenographiſchen Juſtituts 
i.B. PBrofeffor Eduard Oppermann. — Nedalteur Profefjor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresben. 
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Achtundvierzigſte öffentliche Sigung 
der Erfien Hammer 
am 5. April 1900, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Urlaubsertheilungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 1156 bis 
1170, — Untrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition der Landwirthe bed Kreis— 
vereinsbezirls zu Leipzig, bie Ausdehnung ber ftaatlichen 
Regelung ber Viehſchädenvergütung auf die durch bie fo: 
genannte Bornaifche Pferdekrankheit oder Genidftarre und 
auf die durch die Maul- und Klauenſeuche entftandenen 
Schäden betreffend, fomwie über die Gegenpetitionen bes 
Nicolaus Delang in Storda und Genoffen und der Spar- 
und Darlehnskaſſe in Kleinwella. — Antrag zum münd- 
lichen Berichte der zweiten Deputation über das Königl. 
Defret Nr. 28, den Entwurf eines Geſetzes, Mbänderungen 
des Eintommenfteuergefeges vom 2. Juli 1878, fowie bie 
hierzu eingegangenen Petitionen ber Firma Fr. Ehr. Filent⸗ 
her und Genoffen und des Wilgemeinen Hausbefiger- 
vereind zu Leipzig nebft Anfchlußpetitionen betr. — Ab: 
fegung zweier weiterer Gegenftände von ber Tagesorb: 
nung. — Feſtſetzung der Beit und Tagesordnung ber 
nähften Sigung. — Borlefung und Genehmigung bes 
Protololls über die Heutige Sitzung. 


Bräfibent: 
Geh. Hofrath Dr. Mehnert. 
Am Miniftertifche: 

Die Herren Staatsminifter von Metzſch und von 
Watzdorf, fowie die Herren Regierungstommiffare Geh. 
Räte Dr. Diller, Merz, Geh. Negierungsrath 
Dr. Forler-Schubaner, Geh. Finanzrath Dr. Wachler 
und Oberfinanzrath Elterich. 

Anweſend 39 Kammermiiglieder. 

L. (8. Abonnement.) 





Dresden, am 5, April 


1900, 





Präfident: Ich eröffne bie öffentliche Sitzung. 

Um Urlaub haben gebeten ber Herr Kammerherr 
von Frege: Welgien wegen Familienangelegenheiten bis 
nad Oſtern und ber Herr Kammerherr Oberfchent Graf 
von Einfiebel bis mit 26. April laufenden Jahres wegen 
dringender Privatgeſchäfte. Bewilligt bie Sammer bie 
nachgeſuchten Urlaube? — Einftimmig. 

Den Vortrag aus der Regiftrande giebt ber Herr 
Freiherr von Find, 

(Nr. 1156.) Bericht der erften Deputation über das 
Königl. Delret Nr. 33, ben Entwurf eines Gejehes über 

milienanwartfchaften und hierzu eingegangene %Beti- 
tionen“;betr. 

Präfident: Iſt gebrudt und vertheilt und kommt 
auf die Tagesorbnung. 

and Protofollertralt der Bweiten Kammer, 
betreffend allgemeine antun über das König. 
Dekret Nr. 39, mehrere Eifenbahnangelegenheiten betr. 

Präfident: An bie zweite Deputation. 

(Nr. 1158.) Desgleichen, betreffend Schlußberath 
über die Petitionen der Gemeinden Wahwik, —* 
Klein⸗ und Neugraupa, Copitz, Porsberg ꝛc. ıc., bie Er⸗ 
bauung beziehentlich Ronzeffionirun einer eleftrifchen 
Straßenbahn von — nach Pillnitz beziehentlich 
Pillnig-Eopig-Pirna betr. 

Bräfident: An bie vierte Deputation, 

(Ne. 1159.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 29 und 30 bes auferordentlichen Etats, Ber 
jeitigung von Straßenübergängen und Yrealerwerbungen 
betreffend. 


(Nr. 1160.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 40 des außerorbentlichen Etats für 1900/01, 
bie Vergrößerung bes Betriebseleftrizitätswerfs in Dresben- 
Briebrichftabt betr. 

(Nr. 1161.) Desgleichen, betreffend Schlußberat 
über Zit. 84 bes ——— Eins fie oo 
Erweiterung bes Bahnhofs Me betr. 

Präfident: Diefe fänmtlichen Nummern fommen an 


Ibie zweite Deputation. 
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(Nr. 1162.) Antrag zum münblichen Berichte der 
zweiten Deputation über Sap. 1 bis 4 bes Etats für 
geht Horften, Domänen und Intraden, Kaltwerte 
und Weinberge unb Sellerei betr. 


Präfident: Kommt auf eine Tagesorbnung. 


(Nr. 1163.) Desgleihen über Tit. 20 des außer: 
ordentlichen Etats für 1900/01, Seminarbauten betr. 

Präfident: Gleichfalls auf eine Tagesorbnung. 

Nr. 1164.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Kap. 42, 43, 47 bis mit 
49, 45 und 7 bes Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Departement des Innern betreffend, fowie über das 
Königl. Dekret Nr. 38, einen zweiten Nachtrag zum Etat 
1900/01 und zwar zu Kap. 48 betr. 

(Rr. 1165.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Kap. 56, 565, 57, 61, 62, 63, 64, 66, 67, 69, TI 
und 72 bed Etats für 1900/01, Departement des Innern 
betreffend. 

(Nr. 1166.) Deögleichen, betreffend Schlußberathung 
über. Kap. 30 und 31 des Etats für 1900/01, Steno- 
grapbifches Inftitut und Allgemeine Regierungs- und 

erwaltungsangelegenheiten betr. 

(Nr. 1167.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 21 bes a sen Etats für 1900/01, 
Erweiterung der minifteriellen Repräfentationsräume betr. 

(Nr. 1168.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 15 des außerorbentlichen Etats für 1900,01, 
und zwar bezüglich ber Arealerwerbung für das Kranken- 
ftift Zwickau. 


Präfident: Sämmtlihe Nummern an bie zweite 
Deputation. 

. (Nr. 1169.) Schreiben bes Königl. Minifteriums bes 
Innern vom 2. April 1900, bei Weberfendung von 


49 Eremplaren bes Jahre&bericht3 der Techniſchen Staats: 
lehranftalten zu Chemnit für 1899/1900. 


Bräfident; Zu vertheilen. 


(Nr. 1170.) Schreiben ber Königl. Kunſtgewerbeſchule 
mit Sunftgewerbeinufeum vom 4. April d. J, die Be- 
fihtigung der Schülerarbeitenausftellung betr. 


Präfident: Bitte zu verlejen. 
Geſchieht.) 


Meine Herren! Ich kann Sie nur auffordern, die 
ſehr lehrreichen und bemerlenswerthen Studien beſichtigen 
zu wollen. 

Wir gehen über zum zweiten Gegenſtande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber vierten Deputation 
über die Petition ber Landwirthe bes Kreis— 
vereinsbezirts zu Leipzig, die Ausdehnung ber 
faatliden Regelung der Viehſchädenvergütung 
auf bie durch bie jogenannte Bornaifche Pferbe- 


trankheit ober Genidftarre und auf bie durch 
bie Maul» und Klauenſeuche entftandenen Schä— 
ben betreffend, ſowie über bie Gegenpetitionen 
des Nicolaus Delang in Storcha und Genofjen 
unb ber Spar- unb Darlehnstaffe in Klein: 
welka.“ (Druckſache Nr. 176.) 


(Berge. M.II.R. ©. 1120 ff.) 


Berichterftatter Wirkt. Geh. Rath Menfel: Im der 
ungefähr von 5000 Landwirten und Pferbebefigern 
bes landwirtbichaftlichen Kreisvereins- Bezirkes zu Leipzig 
ausgehenden Petition, über welche Vortrag zuerftatten ich Die 
Ehrehabe, wird immefentlichen folgendes ausgeführt. Durch 
das Reichsgeſetz, betreffend bie Abwehr und Unterbrüdung 
von Viehſeuchen, und durch bie ſächſiſchen Gefege und 
Berorbnungen von 1881, 1886 und 1896 feien von 
ben Pferde» und Minbviehbefigern und bamit zugleich 
von ber ganzen Landwirthſchaft große Beſorgniſſe und 
ſchwere Vermögensſchädigungen erfolgreih abgewenbet 
worben. Eine Lüde Habe aber bie Gefehgebung noch 
aufzumweifen, bie fei bas Fehlen jedes ftaatlichen Schutzes 
ber BPferde- und Rindviehbefiger gegen bie Schäben, 
welche ihnen durch die fogenannte Bornaifche Pferbe- 
krankheit oder Genidjtarre und durch die Maul» und 
Klauenſeuche erwüchſen. Schwere Vermögensſchäden feien 
den Pferdebeſitzern durch die erſtere Krankheit entftanden, 
beſonders deshalb, weil bie Kranlkheit meift jüngere, mit 
hin werthvolle Thiere befalle, den Rindviehbefipern aber 
durch die Maul: und Slauenfeuche, beſonders deshalb, 
weil bie von der Krankheit befallenen Thiere nad) der 
jheinbaren Herftellung nur einen ganz geringen Nutz⸗ 
ertrag an Milch oder ald Schladhtvieh gewähren und 
ichließlich doch oft wegen ber Nachwehen ber Seuche ge 
ichlachtet werben müßten. Dazu komme, daß die Land- 
wirthfchaft im allgemeinen außerordentlich ſchwere Kämpfe 
durchzumachen habe und daß die Thierarzneikunde dieſen 
Krankheiten gegenüber viel zu wenig in der Lage fei, 
fie erfolgreich zu befämpfen. Auch feien durch die Ges 
nidftarre der ſächſiſchen Pferdezucht große Nachtheile er- 
wachen. Wenn aber neben ben Verluften, bie bie Maul- 
und Klauenfeuche gewöhnlich mit ſich bringe, auch ber 
Tod noch eine Anzahl erkrankter Thiere hinwegraffe, jo 
feien die Betroffenen zumeift auf Jahre hinaus in ihrer 
Eriftenz gefährdet, während eine ftaatliche Entſchädigung 
für die burd) bie genannte Krankheit verendeten Thiere 
eine ebenfo ſichere, als für bie Sreife ber Landwirthſchaft 
wohltäuende Fürforge bilde. Schupmittel gegen bie ans 
geführten Schädigungen feien wohl vielfach ergriffen 
worden, aber ohne Erfolg. Die auf Gegenfeitigfeit ge- 
gründeten Wereinsverficherungen feien nicht mitglieber- 
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reich genug. Die verfchiebenen befiehenden Berficherungs- 
gefellichaften aber nähmen einen jo hohen Prozentſatz 
als Beiträge, daß der Eintritt bem einzelnen Viehbeſitzer 
zu allermeift unmöglich fei. 

Der Staat allein könnte hier durch eine allgemeine 
ftantliche Verfiherung Helfend eingreifen, indem er bie 
Schäbenregulirung aud) auf die bejprochenen zwei Krank⸗ 
beiten ausbehne. Den übrigen VBerufsftänden erwüchſen 
aber durch die Erweiterung bes Gefeges gar feine Opfer, 
weil bie Berficherungsprämien allein von ben Vieh— 
befigern des Landes getragen würben. 

Die Betenten ſchlagen nun vor, in bem Gefehe vom 
17. März 1866 und beziehentlich vom 29. Februar 1896 
in $ 1 die Worte einzufchalten: „bie Genidftarre ber 
Pferde und die Maul» und SKlauenfeuche der Rinder.” 
Dos Betitum geht dahin, die ftaatliche Regelung ber 
Biehihädenvergütung auf die durch die jogenannte Bor— 
naifche Pferbefranfpeit oder Genidftarre und auf bie 
durch bie Maul- und Klauenſeuche entftandenen Schäden 
auszudehnen. 

Es geht aber aus dem eben vorgetragenen Juhalte 
der Petition hervor, daß es die Petenten nur auf eine 
Schadenvergütung für bie an ben beſagten beiden Kran: 
beiten verenbeten Pferde oder Rinder abgejehen haben, 
nicht auf die jonftigen Schädigungen. 

Ueber bie Petition ift bereits in ber BZweiten Kammer 
eingehend verhandelt und von ber Bejchwerbe- und 
Petitionsdeputation fchriftlicher Bericht erftattet, ſchließlich 
aber von ber Kammer folgender Beſchluß gefaßt worden: 


„die Betition ber Leipziger Kreißvereinsmit- 
glieder, bie Regelung ber Bichichädenvergütung 
auf die durch die Genidftarre entftandenen 
Schäden und auf die dutch die Maul und 
Klauenſeuche bei Rindern entftandenen Schäden, 
or fi letztere auf bie direkten Tobesfälle 
uch die Seuche beziehen, ber Königl. 
Staatäregierung zur Berücfihtigung in dem 
Sinne zu überweifen, daß bie Königl. Staats 
— dem jetzt tagenden Landtage den 
betreffenden Geſetzentwurf zugehen laſſen möge.“ 


Ihre Deputation, meine hochgeehrten Herren, jchlägt 
Ihnen nad) eingehender Erwägung vor, diefem Beſchluſſe 
beizutreten. 

Bur Begründung des Antrages geftatte ich mir, im 
Anſchluſſe an bie Ausführungen in dem Beputations: 
berichte ber Zweiten Kammer nod) folgendes zu bemerfen. 

Was zunächft die einfchlagende Gejehgebung anlangt, 
um deren Erweiterung es ſich jegt handelt, fo ift durch 
bie Gefege vom 17. März 1886 und vom 29. Februar 
1896 beftimmt, daß für Rinder und Pferde, welde an 
Milzbrand oder an Raujhbrand umftehen ober. wegen 
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biefer Seuchen getöbtet werben, nad) Höhe von %, bes 
Gemeinwerthes, abgejehen von gewiffen Ausnahmefällen, 
Entjhäbigung gewährt wird und daß dieſe Entfchäbigung 
verlagsweife aus ber Staatslaſſe zu bezahlen, aber von 
der Gejammtheit der Rindvich- bez. Pferbebefiger aufzu⸗ 
bringen und der Staatskaſſe zu erftatten ift, und es. ift 
dieſes Aufbringungs: und Erftattungsverfahren im Ber; 
orbnungswege geregelt. 

Bas biernächft die Gehirn: und Rüdenmarksent 
zündung ber Pferde anlangt, jo wirb in bem Deputations- 
berichte der Zweiten Kammer feftgeftellt, daß fie nach ben 
verfchiedenen Erfahrungen und Forfchungen im Konig⸗ 
reiche Sachſen ſowohl, als in der Provinz Sachſen eine 
InfektionsfrankHeit ift. Der Imfeltionsfloff wird nicht 
von Thier zu Thier, alfo nicht durch unmittelbare An: 
ftefung übertragen. Man kann daher mit veterinärpolis 
zeilihen Maßnahmen, wie fich ſolche bei anderen fonta- 
giöfen Krankheiten als wirkſam erwiefen Haben, ber 
Seuche nicht beilommen. 

Was das Auftreten der Seuche in ben einzelnen 
Jahrgängen anlangt, jo wechjelt bad ungemein. Es fcheint 
bie Anficht begründet zu fein, daß in recht nafjen Jahren 
mit mildem Winter die Seuche viel häufiger auftritt als 
in trodenen Jahrgängen. So ift fie ſehr ſtark aufge 
treten in ben Jahren 1896 und 1899. 

Ueber bie örtliche Ausbreitung ber Krankheit im 
Lande während ber legten 4 Jahre, 1896 bis mit 1899, 
ift bem Deputationsberichte ber Zweiten Kammer eine Ta- 
belle einverleibt, welche bie Ausbreitung ber Krankheit nad) 
ben amtshauptmannfcaftlichen Bezirken nachweiſt. Nach 
biefer Tabelle find von der Krankheit ganz verichont 
geblieben die Bezirke Zittau, Löbau, Banken, Kamenz, 
alfo die ganze Lauſitz, Dresden-Neuftabt, Dresden-Stabt, 
Pirna, Dippoldiswalde, Meifen, Großenhain und Oſchatz; 
ziemlich unbedeutend find betroffen worden Dresben- 
Altftadt, Freiberg, Leipzig-Stadt, Chemnitz-Stadt, Mas 
rienberg, Annaberg, Schwarzenberg, Auerbach und Dels- 
nit, weſentlich flärler Döbeln, Flöha und Plauen und 
am ftärkften Leipzig-Land, Grimma, Rochlitz, Chemnitz⸗ 
Sand, Zwidan, Glauchau, vor allem aber Borna. i 

Weiter geht aus biefer Tabelle hervor, daß bie Er» 
frantungen in den bei weiten meiften Fällen töbtlich ver— 
laufen find, Es find z. 8. in bem Zwickauer Bezirke 
im Jahre 1896 jämmtlihe 113 Erlkrankungen töbtlich 
verlaufen. In ben Jahren 1897 und 1898, in welchen 
die Krankheit ſchwächer aufgetreten war, find in dem 
meiften Bezirken alle Erkrankungen töbtlich verlaufen, und 
im Jahre 1899 find in fieben Bezirken alle Erkrankungen 
töbtlich verlaufen darunter 125 Erkrankungen im 
Glauchauer Bezirke ſämmtlich tödtlich. 
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Es geht aus ber Tabelle weiter hervor, daß bie 
Krankheit bisher vorzugsweife im Weſten bes Landes 
aufgetreten, der Oſten dagegen faft ganz verichont ge: 
blieben ift, und daß auch die größeren Stäbte faft ganz 
verfchont geblieben find. 

Endlich aber geht daraus Hervor, daß die Krankheit 
immer weiter räumlich fortfchreitet, jo daß man be: 
fürchten muß, fie werde auch in bie bisher verfchonten 
Bezirle mit ber Zeit einziehen. 

Jedenfalls erfieht man aus biefer Tabelle, daß bie 
jeuchenhafte Gehirn: und Rückenmarlsentzündung bem 
BPferbebeftande in Sachſen ganz bedeutende Verluſte bei- 
gebracht Hat, fo daß der Wunſch nah Entſchädigung 
als ein voliberechtigter erfcheint, da auch nach ſach— 
verftändigem UrtHeile die Krankheit in Zukunft ähnliche 
ober noch größere Schädigungen anrichten wird. 

Man Hat ſich num bie Frage vorzulegen, ob im vor: 
liegendbem falle eine private freiwillige Berficherung 
ober eine ftaatlihe Bwangsverficherung vorzuziehen ift. 

Bas zunächft bie private Verficherung bei einer 
Berfiherungsgefellichaft anlangt, fo dürfte fie jchon wegen 
der hohen Geſchäftsunkoſten nicht räthlich, ſondern zu 
iheuer fein. Gegen freiwillige, auf Gegenfeitigkeit zu 
gründende Gefellichaften befteft vor allem das Bedenken, 
daß fie in der räumlichen Ausdehnung zu befchränft fein 
würben; benn bie Gegenden, in benen bie Seuchen 
felten ober gar nicht aufgetreten find, würden ſich nicht 
mit ben Gegenden vereinigen wollen, in benen fie fich 
häufig gezeigt haben. Es würden fich daher Verſicherungk⸗ 
gejellichaften immer nur für Mleinere Bezirke bilden. 
Die beftehenden Gejellichaften beweifen das auch zur 
Genüge. Ie Meiner aber berartige Gejellihaften find, 
um fo weniger find fie lebensfähig und nußbringend; 
je größer dagegen ſolche Geſellſchaften find und je weiter 
fie fih räumlich ausdehnen, befto beffer und nutß— 
bringenber werben fie werben; benn es findet dann 
felbftverftänbfich ein befierer Ausgleich ftatt. 

Weiterhin ift ‚ed wohl als ein Erfahrungsfag zu 
betrachten, daß, ſobald fein Zwang vorliegt, gerade bie 
Befiper, die es zu ihrer Sicherheit om nöthigften hätten, 
das Verſichern zu umterlaffen pflegen. 

Bon ben beftehenden Pferdeverficherungsgejellichaften 
haben in ben legten Jahren bie meiften 2%, bis 3 Bro: 
zent und noch mehr des Schäßungswerthes als Prämie 
erhoben. Das ift für ein Pferb im Werte von 
600 M. bei 3 Prozent 18 M, und dabei ift das 


Eintrittsgeld, das zu zahlen gewefen ift, noch nicht mit 


gerechnet. 
Das Beſte und Billigfte bürfte daher wohl zweifel- 
108 eine allgemeine Berficherung auf Gegenfeitigkeit fein, 
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ber beizutreten jeber Pferbebefiger gezwungen iſt, unb 
dies könnte natürlih nur von Seiten des Staates 
ins Werk gefeht werben. 

Die Deputation der Zweiten Kammer hat ſich weitr 
mit zwei Fragen befchäftigt, nämlich mit der Frage, ob 
biefe Einrichtung einer ftantlihen Bwangsverfiherung 
bei ber jeht vorhandenen einfchlagenden @efepgebung 
möglich, und ob fie, da das ganze Land vom ber Seuche 
noch nicht heimgefucht worden ift, richtig fe. In ber 
letzten Beziehung bat fie für erwiefen angefehen, daß bie 
Seuche immer weiter fortichreitet, es ift das hauptſächlich 
in ber Richtung nach Südweſten aber auch etwas nad 
Dften zu geichehen und an räumliher Ausdehnung 
gewinnt, fo daß bie Vornahme einer gefeglichen Zwangs⸗ 
verficherung als gerechtfertigt angenommen werben muß. 
Anlangend bie erftere frage, ob bei ben vorhandenen 
Gejegen die Einführung möglich ift, nimmt ber Depu- 
tationsbericht ber Zweiten Kammer auf einen von bem 
Herrn Geh. Mebizinalratd Profefior Dr. Siebam- 
grogfy im Lanbeskulturraih erftatteten Bericht Bezug, 
in dem ungefähr folgendes gejagt ift: 


„Die vielfach verbreitete Meinung en die Ber: 
fiherung bei Entſchädigung fehr einfach auf Grund bes 
Reichs⸗Viehſeuchengeſehes vom 23. Juni 1880 und 
in ähnlicher 


eife wie bei Rotz Lungenſeuche Ion 
eingeführt werben könnte, ift eine = e, injofern bie 
85 57 bis 64 jenes Er es nur Entjchäbigungen ges 
tten für bie auf poli elfice Anordnung getöbtelen 
ziehentlich nach der Anorbnung verendeten Thiere, 
wenn eine ber im —— F aufgeführten Seuchen 
vorliegt. Die Gefirmmarte erfranfung ift aber feine 
biefer Seuchen, und eine Tödtung ber ertrantten Thiere 
fann polizeilich nicht angeorbnet werben, noch 2 fie 
auch Fa 
ine ſtaatliche Entihädigung ließe fi 
fpeziell für "die Krankgeit nur durch ein Klonen 
belt einrichten, in ähnlicher Weife, wie bas fü 
= und Rauſchbrand efallene ober —* 
er und Pferde durch die Geſetze vom 17. Maͤrz 1886 
ee 29. Februar 1896 geſchehen ift. Die Bebenten 
für eine derartige Durchführung find folgende: 
unächſt läßt fi eine Entihädigung nur bei 
Krankgeiten durchführen, gi; gr eur: deren eine Anzei 
piticht befteht, denn‘ nur rund einer — 
aſſen ſich die mit der Entſchädigung verknüpften und 
derſelbe als Grundlage dienenden —— vor⸗ 
nehmen und durchführen. Dieſe Anzeigepflicht für die 
Gehirnrückenmarlsentzündung it bis jetzt und müßte 
daher erſt auf Grund von $ 10 des Reichs-Viehſeuchen⸗ 
gejeges beantragt werben. Nach dem Vorgange in ber 
Provinz Sachſen zu urtbeilen, würde bie Einführung 
— Anzeigepflicht von Seiten des Reichskanzlers 4 
rreichen fein, wenn auch ſeuchenpolizeiliche gan ei 
ge die Seuche micht in Vorfchlag gebracht wer 
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Weiterhin muß auch eine genaue Feſtſtellung ber 
A lich fein, ine E b 
— ol, ⏑⏑——— 


uſchbrand Tide und ficher geſchieht. Bei —— 

rüdenmarksentzündung würde dieſe Feſtſtellung ſchon 
am lebenden Thiere ſchwierig fein, da auch einfache 
— ———— unter ganz ähnlichen Erfcheinungen 
als auftreten. Noch ſchwieriger geftaltet ſich 
bie u. ber Krankheit auf Grund bes Seftions- 
befunds am umgeftandenen Thieren. Um dieſe Be: 
benfen und Schwierigkeiten zu bejeitigen, wirb es bas 
Richtige fein, nicht nur für die Gehirnrückenmarksent⸗ 
zündung, ſondern für biefe und für bie akute Gehirn- 
entzünbung überhaupt eine ftaatlihe Verſicherung 
durchzuführen.“ 

Durch dieſe Ausführungen Hat bie jenfeitige Deputation 
ihre legten Bebenken für gehoben erflärt, denn es fei in- 
fofern vortheilhaft, die ftaatliche Berfiherung auch auf 
bie akute Gehirnentzündung auszubehnen, als dadurch bie 
betbeiligten Kreife in ben von ber Seuche noch nicht be 
troffenen Landestheilen eher mit einem folchen Geſetze fich 
befreunden würden, ba die einfache Gehirnentzündung 
fporabifch im ganzen Lande auftrete.e Man wirb nicht 
umbin können, biefen Erwägungen beizutreten. 

Was nun weiter die Ausdehnung der flaatlichen 
Regelung ber Viehſchädenvergütung auch auf die durch 
die Maul: und Klauenfeuche bei ben Rindern entftandenen 
Schäden anlangt, jo habe ich jchon im Eingange meines 
Bortrages erwähnt, daß das Petitum zwar auf Ber: 
gütung ber buch bie Maul- und Klauenſeuche ent- 
ftandenen Schäden ganz allgemein gerichtet ift, daß aber 
die Petenten nach dem Inhalte ihrer Petition ed nur 
auf eine Entfhäbigung für die an biefer Seuche ver- 
endeten Rinder abgefehen haben. Es würde auch in ber 
That eine Ausdehnung auf alle durch bie Maul: und 
Klauenfeuche entflandenen Schäden zu weit führen. Zwar 
fiegen bie Hauptfächlichften Schädigungen bei biefer 
Kraulheit gerabe in ben verjchiebenen Nachkrankheiten 
und in den wirthfcaftlihen Störungen, 


Es ift befannt”, wird im Deputationsberichte 

Ki Kammer gefagt, „daß das von der Seuche 

ee lm meift ungemein auf lange Beit, 

nicht für immer, im Milchertrage beeinträchtigt 

— daß alle befallenen Thiere jeft immer im Er- 
— zurückgehen und einen großen ze 

verluft haben, ber erft nach langer ge — erſeht 

werben lann, daß tragende Kühe oft verfalben, * 
dann einen Ertrag an Milch zu geben, ob Th oft 

fheiten gm bie das Thier minberwerthig 

machen oder ganz zum Eingehen bringen, und daß bei 

den Rindern bie Saugfälber meift fterben. Es ift 

weiterhin befannt, daß durch Beeinträchtigung in ber 

Wirthichaftsweile, indem das zum Buge verwendete 

Klauenvieh bem Hof nicht en en darf und daß durch 


die Desinfettions: und Erneuerungsarbeiten an ben 
Ställen große Schädigungen entftehen. Um fo ſchwieriger 
würde natürlih die Schäbenfeftftelung fein und um 
fo unabjehbarer die Schädenbeträge.“ 


Auch fteht einer folhen Ausdehnung der Schäben- 
vergütung das Bebenfen entgegen, daß bie Furcht ber 
Biehbefiger vor der Seuche und ihren Folgen, welche bas 
befte Abwehrungsmittel gegen bie weitere Ausbreitung 
ber Seuche bildet, nachlaſſen, und daß bie Anwendung 
der erforderlichen Borfichtsmaßregeln erlahmen würde. 


(Sehr richtig!) 


Dagegen erjcheint die Einführung der ftaatlichen Zwangs: 
verfiherung gegen bie Berlufte, welche dadurch entftehen, 
ba die Rinder an ber Maul: und Klauenſeuche verenden, 
nad) den Ausführungen bes jenfeitigen Depulations⸗ 
berichtes und nad) ben darüber in ber jenfeitigen Kammer 
gepflogenen Verhandlungen wenigftend mit gewifjen, nad): 
ber noch zu erwähnenben Ausnahmen und Einfchränt- 
ungen, allerdings im höchſten Grabe erwünſcht. Es find 
in ben Jahren 1891—1898 von biefer Krankheit 145,662 
Rinder befallen worden, und davon 126 direkt an biejer 
Krankheit und 122 infolge von Nachkrankheiten verendet 
ober nothgefchlachtet worden. Im Jahre 1899 find er: 
frantt 63,320 Rinder, von diefen find 377 bireft an ber 
Seuche verenbet, 313 Stüd aber an ben Folgekranlheiten 
geftorben oder getöbtet worden. Daraus ergiebt ſich 
zweierlei, erftens daß bie Zahl ber durch die Maul- und 
Klauenſeuche unmittelbar herbeigeführten Todesfälle gegen- 
über den Erkrankungen eine verhältnigmäßig geringe ift, 
daher aud) die Entfchädigungsbeträge dafür ſich in mäßigen 
Grenzen halten werben, zweitens aber geht Daraus hervor, 
daß der Progentfag, in dem tie Zahl der Todesfälle zu 
der ber Erkrankungen fteht, im Jahre 1899 gegen früher 
erheblich geftiegen ift, die Entfhädigungsfrage alfo eine 
bringlichere wird. Die Einſchränkungen der Entſchädigung 
aber, von denen ich vorhin ſprach, würben barin zu be: 
ftehen haben, daß man, um ber Gefahr einer weniger 
forgfamen Wartung und Pflege zu begegnen, bie 
verenbeten XThiere, wie dies ja auch bei ben an 
Milzbrand und Rauſchbtand verendeten Thieren 
der Fall iſt, nicht zum vollen Werthe entſchädigt; 
und zweitens, daß man bie Entfhädigungsleiftung auf 
biejenigen Rinber bejchränft, welche an ber Seuche während 
ihrer eigentlichen Baner verenden. In lehterer Beziehung 
fommt in Betracht, daß in der Zweiten Kammer von 
Seiten des Herrn Abg. Andrä ber Antrag geftellt worden 
ift, in dem Deputationsantrage die Worte einzufügen 
„während ber Sperre” ohne — Hat er gefagt — bamit 
einer angemefjeneren Faſſung der einzubringenden Regie: 
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rungsvorlage vorgreifen zu wollen, und es ift der Mn: 
trag mit biefer Einfhaltung von ber Zweiten Sammer 
angenommen worben. 

Endlich ift noch darauf hinzuweiſen, daß bei ber Maul: 
und Klauenſeuche nad) dem Reichsviehſeuchengeſetze von 
1880 bie Anzeigepflicht ſchon befteht, in biejer Beziehung 
aljo bie jegt /amgeftrebte gefegliche Regelung auf feine 
Schwierigkeiten ftoßen dürfte. 

Die Königl. Staatsregierung, welche von ber Deputation 
der Zweiten Kammer über die Angelegenheit gehört worden 
ift, hat durch den Herren Regierungsfommifjar folgendes 
erflärt: 

„Um die Schädigungen, welche durch bie Gehirn: 
rüdenmarfsentzündung ber Pferde verurjacht werben, 
au mildern, ift bereits ſeitens bes Landeskulturrathes 
die Einrichtung einer freiwilligen Verſicherung auf 
Gegenfeitigkeit nach $ 16 des Geſetzes über bie flaat- 
liche Schlachtviehverſicherung vom 2. Juni 1898 be 
antragt worden. Hierauf wird jeboch mach ben an- 
geftelten Erörterungen für die nächfte Zeit fchon um 
beswillen nicht —— werden können, weil die 
Organe der — für ſtaatliche Schlachtviehverſiche⸗ 
rung zunächſt mit ber Ein- und Durchführung ber 
letzteren vollauf befchäftigt find und faum zu erwarten 
fieht, daß der Verwaltungsausſchuß dieſer Anftalt die 

uftimmung zur Anglieberung einer freiwilligen Ber: 

erung geben wirb, ehe nicht bie Organifation für 
die Bwangsverfiherung des Schlachtviehs vollftändig 
burchgeführt ift. 

Sollte dagegen ſeitens ber beiden Ständelammern 
der Antrag auf Einführung einer zwangsweiſen Ber- 
fiherung der Pferde gegen bie Berlufte, welche durch 
die Gehirnrüdenmarfsentzündung eniftehen, geftellt 
werben, jo würde fich das Minifterium bes Innern 
nicht ablehnend verhalten und würde bereit fein, dieſe 
Berfiherung in ähnlicher Weife zu regeln, wie e8 durch 
die Gejege vom 17. März 1886 und vom 29. Februar 
1896 bezüglich ber Schäden infolge Milz» und Rauſch— 
brand fi ift. 

Freilih muß von vornherein darauf aufmerffam 
gemacht werben, baß bie Beiträge für eine derartige 

erbeverficherung, auch wenn über einen gewiflen 

— hinaus überhaupt Entſchädigung nicht ge: 
währt würde, boch bei bem Höheren Durchichnittäwerthe 
der Pferbe und bei dem ftarten Auftreten der Gehirn: 
rüdenmartsentzünbung oft weit über bie bisher aus 
Anlaß ber Verficherung für Seuchenfälle erhobene 
Summe hinausgehen wir 

Ebenfo würbe das Minifterium des Innern einen 
etwaigen Wunfh der Stänbeverfammlung auf Ein- 
Ben einer Zwangsverſicherung gegen bie durch Um: 
tehen der Rinder infolge ber Maul- und Klauenfeuche 
entftehenden Schäden in wohlwollende Erwägung ziehen.” 


Außerdem hat ber Herr Regierungslommifjar noch 
folgendes geäußert: 


„Die Fälle der Genidftarre find der Zahl nad) 
in ben verjchiedenen Jahren fehr verfchieben geweſen. 
Es ftanden um beziehentlich wurden getöbtet: 


im Jahre 1896 . . 1048 Pferbe, 


= 1897 67 s 

s = 1898.. 67 5 

» : 189... 911 5 
Nehme man 


eine burchichnittlide Entſchädigung 
von 500 M. an, fo würde das ergeben einen — 
rungobeitrag pro Kopf: 


im Jahre 1896 .. 3M. 50 Pf, 
⸗ = 1897/98 je — : 22 =» 
s s 1899 . 2 = 92 s 


Bei dem Durdjichnittäbetrage von 600 M. würben 
fi die Säge erhöhen auf: 


im Jahre 1896 .. 4 M. 25 Pf, 
= = 1894,98je— = 27 = 
s : 1899.. 8» Bl» 


Nach dem bisherigen Fortſchreiten ber Krankheit 
müffe man befürdten, daß fie ſich auch weiter nach 
Oſten hin ausbreiten werbe. 

Ueber Einzelheiten bes Gejegentwurfs bindenbe 
Erflärungen zu geben, fei er jebt nicht in ber Lage. 
Die pet e würde fein, die Verſicherung möglichft 
einfach) zu geftalten, weil nur dadurch ber Koftenauf: 
wand möglichit herabgebrüdt werben könnte. Deshalb 
werde es auch nicht thunlicht fein, für die Beiträge 
Klaſſen zu bilden. Es bürfte zwedmäßig erſcheinen, 
die Berger ber Pierbe gegen Genidftarre und 
egen die Mauls und Klauenſeuche der Rinder in ver: 
—*& Geſetzen zu behandeln.“ 


Es hat weiter bei der Berathung der Angelegenheit 
in ber Zweiten Kammer Se. Excellenz der Herr Staats- 
minifter von Metzſch dem Untrage gegenüber eine jehr 
freundliche Stellung eingenommen und für ben Fall ber 
Annahme des Antrags die Einbringung einer entipre 
chenden Vorlage auf dem gegenwärtigen Landtage zwar 
nicht direlt zugefogt, aber auch nicht ganz von ber Hand 
gewieſen. 

Unter dieſen Umſtünden hat Ihre Deputation, meine Hoc): 
geehrten Herren, fein Bedenlen getragen, ber hohen Kammer 
vorzufchlagen, daß fie fi) bem von ber Zweiten Kammer ges 
faßten Beichtuffefanfchließen und das Weitere vertrauensvoll 
indie Hänbe ber Regierung legen möge. Bei ber Berathung 
ber noch einzubringenben Regierungsvorlage würbe bann 
Gelegenheit gegeben fein, auf Spezialitäten noch mehr 
einzugehen. 

Bon dieſer Stellungnahme Hat fich die Deputation 
auch nicht abhalten laſſen können durch die beiden ganz 
gleich lautenden Gegenpetitionen, bie beide aus der Lauſitz 
ftammen. Die eine geht aus von Nikolaus Delang in 
Storda und Genoſſen, die andere von ber Spar: und 
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Darlehenstaffe in Kleinwella. In biefen beiden Gegen: 
petitionen wird die Einführung einer Bwangsverficherung 
gegen bie fogenannte Bornaiſche Pferbefranfheit oder 
Nüdenmarks- und Gehirnentzündung mit dem Hinweile 
darauf befümpft, daß bie Krankheit nur auf einen ge: 
wiſſen Umkreis lokaliſirt fei, und ihre Ausdehnung auf 
das ganze Land höchſt fraglich fei, und daß ferner bie 
bartbebrängte Landwirthſchaft neben ben ihr jetzt ſchon 
obliegenben überaus zahlreichen und faft unerſchwinglichen 
Leiftungen an Berficherungen zc. bei ben niedrigen Preiſen 
ihrer Probufte eine weitere bauernbe Belaftung nicht 
vertrage. Diefe Bedenken dürften durch bie vorigen Aus: 
führungen als widerlegt anzujehen fein. Die Deputation 
beantragt baher, die hohe Sammer wolle beichließen: 


—— der Leipziger Kreisvereinsmitglieder 
um Ausdehnung der 


egelung der Viehſchäden⸗ 
vergütung auf bie * die Genidftarre ent: 


ftandenen Schäden und auf die durch die Maul: 
und Klauenſeuche bei Rindernentftandenen Schäden, 
ſoweit letztere fi auf die direkten Todesfälle 
durch die Seuche während ber Sperre beziehen, 
der Königl. Staatsregierung zur Berüdfihtigung 
in bem Sinne a überweijen, baß biejelbe noch 
dem jeht tagenden Landtage ben betreffenden 
—— zugehen laſſen möge, bie Gegen— 

etitionen aber mit Rüdjicht auf die Beſchluß— 
—* zu der Petition der Landwirthe des 
— Leipzig auf ſich beruhen zu 

en." 


Prüfident: Wünfcht jemand das Wort? Herr Dom: 
herr von. Trützſchler. 


Domherr von Trüßichler, Freiherr zum Faltenftein: 
Es ift nicht meine Abficht, gegen ben Antrag ber De: 
putation Stellung zu nehmen. Trotzdem kann ich mic 
aber nicht enthalten, einige Bebenten gegen bie Auf: 
fafjung, bie diefe Angelegenheit gefunden hat unb gegen 
ben Vorſchlag, wie fie erledigt werben fol, geltend zu 
machen. Es ift bereit? von bem Herren Berichterftatter 
hervorgehoben worben, und es ift darüber bie nöthige 
Statiftit gegeben worden, wie ungleich dieſe fogenannte 
Bornaifche Pferbekrankgeit im Lande auftritt. Wenn 
num bem auch Hinzugefügt worben ift, daß nach Anſicht 
ber Sadhverftändigen eine wahrjcheinlihe Ausbreitung 
nah Richtungen bin, wo fie jeht noch nicht eingetreten 
ift, ftattfinden wird, jo muß ich doch fagen, ift biefes 
Moment bes ungleihen Auftretens meiner Anſicht nach 
wichtig bei ber Beurtheilung ber frage, ob eine Zwangs⸗ 
verficherung einzurichten if. Im Verſicherungsweſen, 
namentlih im genoſſenſchaftlichen Wege mit Gegenfeitig: 
feit unb das follte doch eigentlich das Vorbild für eine 
BVerficherung, bie im Lande im Zwangswege eingeführt 


wird, geben — ift es überall als feftes Prinzip auf: 
geftellt, daß dort, wo bie Gefahr eriftirt und fich bie 
Gefahren in erhöhtem Maafe geltend machen, auch von 
ben Berfiherungsnehmern ein erhöhter Beitrag bei- 
gezogen wird. Es ift das bei ber Feuerverſicherung fo, 
es ift das bei den anderen Verficherungen fo, namentlich 
ber Hagelverficherung, e8 wird barüber überall genaue 
Statiftit geführt und jeber Verficherte, der unter ſolche 
Geſichtspunkte fällt, muß dann einen erhöhten Beitrag 
zahlen. Hier ift aber ein entgegengejehtes Prinzip, bier 
ſollen bie Schäben, bie jegt thatfächlih nur in gewiffen 
Zandestheilen, allerdings in beflagenswerthem Maaße, 
auftreten, von allen benen mit getragen werben, bie 
vielleicht jegt allen Grund noch Haben, die Hoffnung zu 
begen, baf fie überhaupt vom biefer Krankheit freibleiben 
oder wenigftens nicht in fo erhöhten Maafe in Mit- 
feidenfchaft gezogen werben. Ich muß fagen, wenn es 
fih darum Handelt, jegt im Gejeggebungswege eine 
derartige Zwangsverſicherung einzurichten, fo ift bas 
doch ein Moment, das meiner Meinung nad von ſchwer⸗ 
wiegenber Bebeutung ift. Wie in ber erwähnten Petition 
zum Wusdrude gebracht worden ift, wird im vielen 
das Gefühl erzeugt, daß fie gerade jetzt, wo ohnehin 
bie ganzen Verhältniſſe ſehr nachtheilig ſich geftalten, 
auch noch für andere, und wenn bas ſelbſt Gewerbs- 
genoffen find, eintreten müffen. ch gebe der Erwägung 
der Regierung anheim, ob fie diefer frage bei ber Aus⸗ 
arbeitung des zu erwartenden Geſetzentwurfes nicht eine 
gewiffe Aufmerkſamkeit fchenten will. Ich perfönlich 
fann es nicht unternehmen, gegen bie Worfchläge ber 
Deputation entfchieden Stellung zu nehmen, denn ich 
mag mich nicht dem ausſetzen, daß meine Auffafjung 
als eine zu engherzige, egoiftifche aufgefaßt werde, aber 
ich glaube, wenn wir auf diefem Wege, ber vielleicht 
für die Zukunft auch in Bezug auf andre Dinge noch 
maßgebend fein wird, fo fort gehen, müflen wir doch 
einmal biefen Punkt, ben ich als bedenklich Bingeftellt 
babe, in Erwägung ziehen. 


Präfident: Wünfcht noc jemand das Wort? — 
Das ift nicht der Fall. Wünſcht der Herr Bericht 
erftatter das Schlußwort? — Verzichte. Ich fchließe 
bie Debatte. Ich frage die Kammer: 
„ob fie dem Antrage ber vierten Deputation, 
ben ber Herr Berichterftatter vorhin verlejen 
bat, beitreten will?” 

Einftimmig. 

Wir gehen über zum dritten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
über das Königl. Dekret Ar. 28, den Entwurf 
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eines Geſetzes, Abänderungen des Einkommen— 
fteuergefeges vom 2. Juli 1878, ſowie bie hierzu 
eingegangenen Petitionen ber Firma Fr. Ehr. 
Filtentfher und Genofjen und bes Allgemeinen 
Hausbefigervereind zu Leipzig nebft Anſchluß— 
petitionen betreffend.” (Drudjadhe Nr. 180.) 


(Bergl.M.II.R.S.500ff.u.721 ff.) 


Sch erfuche Herrn Juftigrath Dr. Tröndlin, feinen 
Vortrag aufzunehmen. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Meine Herren! Die Vorlage, welche durch bas 
Dekret Ar. 28 ben Ständen zur Borberathung überwiejen 
worden iſt, iftin ber Hauptjache gleichlautend mit dem Geſetz⸗ 
entwurfe, welcher bereits im vorigen Landtage gleichzeitig mit 
ben verſchiedenen, eine vollftändige Neuorganifation des ge- 
fammten Steuerwejens bezwedenden Vorlagen ben Stänben 
zugegangen war. Die damalige Borlage ift in ben 
Sitzungen der Zweiten Kammer vom 3. und 4. Mai 1898 
berathen worben und Hat bis auf unmejentliche Mobi- 
filationen Zuftimmung gefunden. In der Erften Kammer 
aber ift fie gar nicht zur Berathung gelommen, weil in: 
zwifchen ber Landtag geichlofien war. Im ihrer Ber 
grändung weift die Königl. Staatsregierung darauf Hin, 
daß die Vorlage anderweit an bie Stände gebracht werde, 
weil bie verfchiebenen Menderungen, durch welche Härten, 
bie anzuerlennen find, befeitigt, Weiterungen vermieben 
und Unklarheiten des bis jeht geltenden Geſetzes in 
Wegfall gebracht werben jollen, bie Wiebereinbringung 
ber Vorlage wünfchenswerth erfcheinen laſſen. Es ift 
aber wohl hervorzuheben, daß infofern ein Unterſchied 
zwiſchen ber damaligen und ber jegigen Vorlage befteht, 
als die jegige Borlage alle Aenderungen eingefügt hat, 
welche bei der damaligen Berathung 1898 von ber 
Bweiten Kammer beichlofjen worben waren und eigentlich 
nur in zwei wejentlihen Punkten noch abweicht; nämlich 
einmal infofern, als die Befreiung ber Gemeinden von 
der Einfommenfteuer, bie in jener Borlage enthalten war, 
fallen gelaffen worben ift, weil die Zweite Kammer fi 
diefem Punkte gegenüber ablehnend verhalten hatte, und 
ferner infofern, als bie Königl. Staatsregierung aus 
eigener Initiative anftatt ber dreijährigen Durchfchnitts- 
bemefjung ber Veranlagung in ber Borlage vorgeichlagen 
hatte, das Kalenderjahr reſp. Gefhäftsjahr zur Bemeſſung 
ber Steuerveranlagung zu Grunde zu legen. Ich will 
gleich Hier erwähnen, daß biefer letztere Punkt dadurch, 
daß jchon bei der Borberathung in den Deputationen zu 
8.4 bes Gejepentwurfs und dann in der Plenarberathung 
der Bweiten Kammer einftimmig die Anficht ausgejprochen 
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dreijährigen Durchſchnittsberechnung ftehen zu bleiben, 
erledigt worden ift, und daß von ber Königl. Staat« 
regierung erklärt worben ift, auf ihrem Vorfchlage ber 
einjährigen Veranlagung nicht ftehen zu bleiben, dieſen 
Punkt vielmehr fallen zu laſſen. Darnach ift ja dieſer 
zwar im der Vorlage noch ftehenbe, aber durch dieſe Er» 
tlärung erledigte Punkt nicht mehr Gegenftand ber wei- 
teren Erörterung. Abgeſehen von biefem Punkte ift aber 
anzuerkennen, wie bad auch von der Bweiten Kammer 
geichehen ift, daß allerbings bie Vorlage ber Königl. 
Staatöregierung begrüßt werben muß, begrüßt werben 
muß mit Müdficht darauf, daß allerdings verſchiedene 
Aenderungen wohl geeignet find, Beſchwerden, bie 
jegt mit Recht erhoben worden find, namentlich auch 
über die Auslegung des jept geltenden Wechts, in 
Bukunft zu befeitigen und das namentlich auch deshalb, 
weil durch die vorgefchlagenen Aenderungen vielfach An- 
regungen Rechnung getragen wirb, bie in früheren Lanb- 
tagen ausgeſprochen und begrünbet worben find. Aller⸗ 
dings ift es ja richtig, daß, wie namentlich hinſichtlich 
bes ſchon erwähnten Punktes: ber Eteuerbefreiung ber 
Gemeinden, nicht allen Wünſchen Rechnung getragen 
worden ift, die die frühere Vorlage berüdfichtigen wollte, 
aber auch im biefer Beziehung, das möchte ich vorweg 
nehmen, hat in ihrer Begründung bie Megierung barauf 
bingewiefen, daß fie in ihrem abweichenden Stanbpuntte, 
daß es wenigftens zunächſt theoretifh richtig fei, bei dem 
Gedanken ber Steuerbefreiung ber Gemeinden ftehen zu 
bleiben, fefthält; und es wird für die zunächſt Betheiligten 
immerhin von Wichtigkeit fein, von biefer Erklärung ber 
Königl. Staatöregierung Kenntniß zu nehmen. 

Die zweite Deputation, meine hochgeehrten Herren, 
bat in eingehender Weiſe bie Vorlage und bie von ber 
Zweiten Kammer zu ihr beichloffenen Anträge burdj- 
berathen, und fie ift bazu gelommen, Ihnen allenthalben 
ben Beitritt zu biefen Beichlüffen ber Zweiten Sammer 
zu empfehlen, hielt fich aber doch auch für verpflichtet, 
nochmals bie erjte Deputation um ihr Botum zu dieſer 
Ungelegenheit zu erfuchen, und bie erfte Deputation bat 
in einigen Punkten noch, ich barf wohl jagen, nicht er- 
bebliche, aber immerhin doch Aenderungen als wünſchens⸗ 
werth erachtet, die ich Ihnen fpäter noch beſonders 
hervorzuheben mir erlauben werde. Ich habe alſo, ba 
bie geehrte Deputation auf eine bejondere Berichterftattung 
verzichtet, die Ehre, im Namen ber beiben Deputationen 
Ihnen heute Bericht zu erftatten, ich Habe aber wohl, 
ehe ich auf die Einzelheiten eingebe, ben Herrn Präfibenten 
zu fragen, ob zunächſt eine Generalbistuffion beliebt wird. 


Prüfident: Meine Herren! Ich wollte vorfchlagen, 


worben war, daß e# zwedmäßiger fei, bei ber jegigen | überhaupt bier eine Generalbiskuffion vorzunehmen und 
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bemerfe gleichzeitig, daß ich Hinfichtlich der Hineinziehung 
der einzelnen Paragraphen ziemlich elaftifch fein werde. 
Es ift jehr ſchwer, bei der Generalbistuffion fich immer nur 
auf das Allgemeine zu beſchränken und ich werde aljo 
die Herren bitten, ſich im allgemeinen auszuſprechen und 
nur dasjenige, wozu ganz fpezielle Anträge geftellt find, 
nachher bei der Spezialberathung zu erwähnen. 


Das Wort Hat Herr Kammerherr Sahrer von Sahr. 


Kammerherr Sahrer von Sahr: Dahlen: Da für die 
nächſte Finanzperiode vorausſichtlich Zuſchläge zur Ein: 
kommenſteuer werben erhoben werben müſſen, jo darf ich 
mir wohl geſtatten, mich bei dem uns heute vorliegenden 
Gegenſtande über dieſe Zuſchläge auszuſprechen und in 
Bezug auf dieſelben einen Vorſchlag zu machen, der 
eine Abänderung unſeres Steuerſyſtems in der Richtung 
einer Entlaſtung der unteren Steuerklaſſen bedeuten 
würde. Hierzu iſt es aber nöthig, daß ich, wenn auch 
nur kurz, zunächſt auf die Frage eingehe, wie ſich 
unſere Finanzlage in ben nächſten Finanzperioden ge: 
ftalten wird. Wenn man nad) dem gegenwärtigen Etat 
urtheilt — und warum ſollte man nicht zunächft einmal 
nad) ihm urtheilen? Man hat doch abgejehen von bem 
zu recht wejentlichen Bedenken Anlaß gebenden Kap. 16, 
anzuerkennen, baf berjelbe vorfichtig aufgeftellt iſt; glaubt 
man an feinen weiteren großen wirthichaftlihen Auf: 
ſchwung, fo braucht man doch nicht gleich einen Nieder: 
gang zu befürdten, jondern kann eine ruhige, ftetige 
Fortentwidelung erhoffen — wenn man aljo nad 
bem gegenwärtigen Etat urtheilt, jo werben aud in 
Bufunft bei jedem neuen Etat mit unerbebliche 
Summen für neue Bwede zur Verfügung ftehen. 

Ih entnehme dies daraus, daß in bem gegen 
wärtigen Etat trog Anwachſens aller Staatsausgaben 
und troß jehr bedeutender Erhöhung des Poſtulates für 
Berzinfung ber Staatsſchulden — welde Erhöhung ja 
leider für einige Finanzperioden noch fich fortjegen 
wird — 2 Millionen Mark für die Alterszulagen ber 
Lehrer bereitgeftellt werben konnten, Es ift alfo ber 
Schluß gerechtfertigt, daß auch im ben nächften 
Finangperioden wieder vielleicht 2 Millionen für weitere 
neue Zwecke zur Verfügung ftehen, daß alfo z.B. eventuell 
in ber nächften Finanzperiode für die Verbefferung ber 
wirthichaftlihen Lage eines Theiles unjter Stants- 
beamten nicht unerhebliche Beträge werben eingeſtellt 
werben fFünnen. Ich bemerfe bei dieſer Gelegenheit, 
daß ih unferem Beamtenſtande felbftverftändlich alles 
mögliche Wute winjche und daß ich die Nothwendigleit 
einer Beſſerung ber wirthſchaftlichen Lage für einen 

18. (2. Wbonnement.) 


Theil der Beamten und in gewiſſen Richtungen durch— 
aus anerfenne, daß ich aber zu meinem Bedauern 
fhwerlid in der Lage fein werbe, der von ber Königl. 
Staatsregierung fürzlich an uns gebrachten 6 Millionen: 
vorlage über Wohnungsgelderzuſchüſſe zuzuftimmen, und 
zwar Hauptfächlih aus drei Gründen: Einmal kann ich 
nicht zugeben, daß ganz allgemein bie wirthichaftliche 
Lage der Beamten fich feit 1892 wefentlich verfchlechtert 
habe, Zweitens fteht feft, daß bie ſächſiſchen Beamten 
im Durchſchnitte bereits jetzt eben fo gut befolbet find 
wie die preußifchen und beffer befoldet find ala die 
bayrifhen und württembergijchen. Der britte Grund, 
weshalb ich die 6- Millionenvorlage nicht annehmen kann, 
ift der, daß bie 6 Millionen nicht vorhanden find, Ich 
fann übrigens meine Verwunderung barüber nicht 
unterbrüden, daß das Königl. Finanzminiſterium in ber 
dem vorigen Zandtage gemachten großen Steuervorlage 
von ber Notwendigkeit der Aufbeflerung der Gehalte 
der Staatsbiener nicht ein Wort gejagt hat und jeht 
plöglih mit dieſer 6: Millionenvorlage an uns heran- 
tritt. Wenn bie Aufbeſſerung ber Gehalte der Staats— 
biener für fo nöthig erachtet wurbe, fo mußte an erjter 
Stelle diefe Aufbefferung und nicht die Gewährung von 
MUlterdzulagen an bie Lehrer in's Auge gefaßt werben, 
Sic über alles dies noch mäher zu verbreiten, dazu 
wird ja fpäter Gelegenheit fein. Hoffentlich aber nicht 
in einer Awijchendeputation, denn eine ſolche möchte ich 
für Erledigung der Wohnungsgeldervorlage ganz ent: 
ſchieden perhorresziren. 

Ich wieberhole für jeht, daß mir perfönfich bie 
6 Millionen-Borlage umannehmbar erfcheint, daß id) 
aber das Bedürfniß für Beſſerung ber Lage eines Theiles 
ber Beaniten durchaus nicht beftreiten will. Hierzu werben 
fi indeß, wie ich bereit# auseinander jehte, unter fonft 
normalen Berhältniffen und wenn uns das Reich feinen 
Strich durch bie Rechnung macht, was man aber hoffentlichnicht 
zu befürchten braucht, ſchon im nächſten Etat vorausſichtlich 
ohne Schwierigleit Mittel bereit ſtellen laſſen. Es wäre 
alſo vielleicht ganz gut möglich, ohne beſondere Erhöhung 
ber Steuererträge auszulommen, wein es nicht dringend 
geboten erfchiene, von ber feit mehreren Perioden in Huf: 
nahme gefommenen Praxis, unprobuftive Ausgaben auf 
den außerorbentlichen Etat zu verweifen, wieber abzugehen. 
Was nun diefe unprobuftiven Ausgaben für Bauten 
betrifft, fo ift zunächft darauf aufmerffam zu machen, 
daß ein Theil derſelben zweifellos in den außerorbent- 
lichen Etat gehört, nämlich derjenige Theil, ber durch 
etwaige Gegenwerthe Dedung findet. Ich will einmal 
äntiehirien, daß für drei Millionen ein neues Miniftetium 
bes Innern gebaut werben foll und daß anbrerjeits in 
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dem bisherigen Minifterium des Innern ein Gegenwerth 
von zwei Millionen eriftirt. Dann wäre e8 völlig in der 
Ordnung, für den Bau des neuen Minifteriums nur 
eine Million in den ordentlichen Etat, bie übrigen 
zwei Millionen in den außerordentlichen Etat einzuftellen. 

Ferner ift darauf hinzuweiſen, daß das Bedürfniß 
zu ſolchen unprobuftiven Yusgaben nad) einigen Finanz: | 
perioden ganz erheblich fich vermindern wird. Man kann | 
doch nicht ewig neue Minifterien und nicht ewig neue 
Stänbehäufer ıc. bauen, und auch in Bezug auf neue; 
Bauten bei Landesanftalten, neue Gerichtsbauten ꝛc. muß 
doch endlich einmal ein Minderbedarf eintreten. 

Immer und immer wieder muß Sparjamfeit em: 
pfohlen werben. fein zu rajches Vorgehen! Kein fort: 
währenbes Ausdenten neuer Projekte! Keine luxuriöſen 
Bauten! Mein Schreden war groß, als ich in Kapitel 80 
Hochbauverwaltung 1 neuen Baurath, 7 neue Bau— 
infpeftoren und 14 neue Regierungsbaumeifter eingeftellt 
ſah. Allerſeits wird Sparjamkeit, wird Mäßigung und 
Einhalten im Bauen empfohlen, und dabei follen wir die 
Gehalte für 22 neue Baubeamte bewilligen! 

Jährlih 5 Millionen in den ordentlichen Etat zu 
bergleihen unprobuktiven Bauausgaben einzuftellen, fo 
daß aljo für jede Finanzperiode 10 Millionen zur Der: 
fügung ftehen, bürfte vollftändig genügen. In dem 
Dekret über bie Reform ber direlten Steuern, welches 
uns. auf letztem Landtage vorgelegt wurde, ift nur von 
4— 4, Millionen die Rede. Wird recht fparfam und 
vorfichtig verfahren, jo wird auch noch mit einer weit 
geringeren Summe auszulommen fein. Und bereits nad) 
Ablauf von drei ober vier Finanzperioden werben bieje 
Summen für unprobuftive Ausgaben zum großen Theil 
einmal durch) das allgemeine Anwachſen ber Staats» 
einnahmen und andrerjeit3 Dadurch Dedung finden, daß fi 
ber Unleihebedarf und fomit die Steigerung der Staats- 
ſchuldenzinſen ganz erheblich vermindern wird. Denn es 
ift nicht nur zu Hoffen, ſondern mit Sicherheit anzunehmen, 
daß nad Tertigftelung der großen Bahnhofsbauten in 
Chemnitz, Leipzig, Bwidau die Boftulate für Umbauten 
an bereits beſtehenden Eifenbahnen ganz erheblich zurüd- 
gehen werben. 

Wenn es fi) aljo feineswegs etwa um einen bauern- 
ben Buftand finanzieller Bedrängniß handelt, jo liegt auch 
fein Grund vor, dauernd neue Steuerquellen zu jchaffen, 
fondern es ift zu Bufchlägen zur Einfommenfteuer zu 
greifen, die fich jehr bald wieder verüberflüfjigen werben. 
IH hoffe, daß für die nächfte SFinanzperiode ein Bus 
ſchlag von 20 Prozent genügen wird. Berfährt man recht 
ſparſam, jo ift vielleicht auch mit einem noch geringeren 
Zuſchlage auszulommen. 


Will man jedesmal, wenn mehr Geld gebraucht wird, 
zu Steuerreformen fchreiten, jo ftreiche man doch über: 
haupt Artikel 5 des Geſetzes über die bireften Steuern 
vom 3. Juli 1878, welcher lautet: 

„Reicht der Ertrag ber im Artikel 2 bezeichneten 
Steuern zur Dedung des durch direfte Steuern auf- 
zubringenden Theiles des Staatsbedarfes nicht aus, jo 
wird der Fehlbetrag Lediglich durch Zuſchläge zur Ein- 
tommenfteuer aufgebradjt.” 

Diefer Artikel ſcheint überhaupt ganz in Bergeffenheit 
gerathen zu fein. Eine Reform nimmt man überhaupt 
nicht vor, um Geld zu fhaffen, fondern um Gerechtigkeit 
zu Schaffen. Eine Reform ift nur dann nöthig, aber 
auch dann immer nöthig, wenn ein Steuerfyften ungerecht 
ift. Betrachtet man unfer jepiges Steuerfyftem daraufhin, ob 
es ungerecht ift, jo fommt man zu folgenden. Erwägungen: 
Zunächſt ift ohne weiteres zuzugeben, daß ber Grunb- 
befig zu ftarf befaftet if. Es möchte beshalb, jobalb als 
irgend angängig, die Grundfteuer auf 2 Pf. pro Einheit 
ermäßigt werden. Am richtigften und am vortheilhafteften 
für die Staat3fafje wäre es, wenn ben Gemeinden bie 
Dotation, die ja eigentlich gar keinen Sinn mehr hat 
und wie ſchon oft betont, ganz ungerecht wirkt, einfach 
entzogen würbe. Leider ift dies ja aber wohl ganz aus: 
geichloffen, weil fich die Gemeinden zu fehr an die betreffen- 
den Summen gewöhnt haben. Aber man ftreiche doch endlich 
das Kapitel Dotationen, entſchädige die Gemeindendotationen 
durch Einſtellung einer feſten, nicht mehr anwachſenden 
Summe in Kapitel 96 und ermäßige, ſobald es bie Finanz⸗ 
lage irgend erlaubt, die Grundſteuer auf 2 Pf. Dagegen, 
daß ber Staat auf bie Grundfteuer ganz verzichte, möchte 
entjhieden Stellung genommen werben. Die Grimdftener 
foll dem Staate erhalten bleiben, eine Revifion ber Grund⸗ 
fteuer, befonders in den großen Städten, ift anzuftreben. 
2 Pf. kann der Grundbefig ald Präzipualfteuer an den 
Staat ohne Bebenfen und Beichwerben entrichten. 

Weiter ift zuzugeben, daß eine ftärlere Heranziehung 
ber unterften Klaſſen aus verfchiebenen, leicht erfichtlichen 
Gründen zu vermeiden fein möchte. Und hiermit komme id) 
zu dem Sernpunkte meiner heutigen Ausführungen. 
Ih ſchlage vor, es möge gefeglich feftgelegt werben, daß 
die Einlommenftener- Hafen 1a bis 8, d. 5. biß zu einem 
Einkommen von 1600 M., von Zufhlägen ein für 
allemal befreit bleiben. Es bedarf hierzu einer Abänderung 
bes vorhin bereits erwähnten Artilels 5 bes Geſetzes 
über bie direften Steuern von 1878, indem binter ben 
Worten „jo wird ber Fehlbetrag lediglich durch Zufchläge 
zur Eintommenftener aufgebracht”, etwa ber Satz einzu- 
ſchieben fein würde: „Die Einlommenfteuerklafien 1a bis 8 
bleiben von Zufchlägen ein für allemal befreit” ober fo ähnlich. 
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Ih bitte die Königl. Staatsregierung, dieſen Bor: 
ſchlag eingehend erwägen und noch diefem Landtage einen 
bezüglihen Gefegentwurf zugehen laſſen zu wollen. 
Eventuell behalte ich mir vor, einen bezüglichen Antrag 
einzubringen. 

Meine Herren! Daß die unterften Einkommensklaſſen, 
wie bies 3. B. in einem Nacbarftaate der Fall, von jeder 
Steuer überhaupt befreit feien, das halte ich für durch— 
aus nicht wünſchenswerth. Auch ber wenig bemittelte 
Staatsbürger foll und will die Laften des Staats tragen 
helfen. Uber richtig wäre es meines Erachtens, bie 
unterften Klafien vor Zuſchlägen zu bewahren. 

Es liegen mir bie Ergebniffe der Einkommens— 
Ihägungen im Jahre 1898 vor. Im ganzen find ba 
eingefhägt worben 1,467,040 Perſonen. Davon ent- 
fallen auf die Klaſſen 1a bis 8 1,272,906 Perfonen 
Werben biefe von den Zuſchlägen befreit, jo giebt es 
1,272,906 Menſchen, die nicht mehr über Zufchläge nad): 
benfen und fi nicht mehr vor Bujchlägen fürchten. 
Finanziell würde fich der Effekt folgendermaßen geftalten. 
Der gejammte Steuerbetrag bezifferte ſich 1898 auf 
31,029,108 M. Davon entfallen auf die Klaſſen 1a 
bis 8 mur 5,999,763 M. Es würden alfo Bufchläge 
nur von 25,029,340 M. zu erheben fein. Ein Bufchlag 
von 20 Prozent 5.8. würbe aljo unter Weglafjung der 
Klaſſen 1a bis 8 einen Ertrag von rund 5 Millionen Mart 
ergeben, währenb er andernfalls einen Ertrag von rund 
6,200,000 M. ergeben würde. Alſo ein Ausfall von 
wenig über 1 Million Markt, dabei aber 1,272,906 
vom Bufchlage befreite Berfonen. 

Ih habe num noch zu erklären, wie ich gerade auf 
die Klaſſe 8 als Grenze komme. Man könnte ja auch 
3.8. nur die Klaſſen 1a bis 5 (bis 1100 MM.) rechnen. 
Dann würbe der Ausfall beim 20 Progentzufchlage nur 
runb 730,000 M. betragen und es würden immer noch 
1,085,941 vom Bufchlage befreite Leute vorhanden fein. 

Allein ich meine, man kann unbedenklich etwas weiter 
gehen und ich Habe Klaſſe 8 (bis 1600 M.) vorgejchlagen, 
weil bei 1600 M. die Selbfteinfhägung beginnt. Wenn 
in Bezug auf bie Grenze befjere Vorſchläge gemacht 
werben, bin ich nur dankbar dafür. Am liebften wäre 
es mir, wenn nur die Verheiratheten oder fogar nur die mit 
Kindern Gefegneten von dem Zuſchlage befreit würben‘ 
Ich beicheibe mid; aber, daß dies unausführbar ift. 

Meine Herren! Es ift noch nicht allzulange ber, ba 
wurbe zur Dedung eines ſonſt unvermeiblichen Defizits 
eine eigentlich unerhörte Maßregel ergriffen, nämlich den 
Einfommen über 30,000 und beziehentlich 100,000 M. ein 
Bufhlag auferlegt. Diefer Zuſchlag widerſprach dem 
Gefege und betraf ungerechter Weiſe nur wenige Perjonen. 


Anders bei der heute angeregten Maßregel. Hier foll 
der Zuſchlag immerhin noch ein allgemeiner bleiben; nur 
die unterften Klaſſen follen befreit werden und dieſe Bes 
freiung ſoll gefeplich feftgelegt werben. 

Ih bin weit davon entfernt, dieſem Vorſchlage etwa 
bie Bedeutung eines Univerfalheilmitteld gegen bie unfrer 
Stemergefeggebung anhaftenden Mängel beimefjen zu 
wollen. Ich gebe 3.8. ohne weiteres zu, daß innerhalb 
der Einfommenfteuerjfala wegen Entlaftung bes Mittel- 
ftandes noch gewifje Veränderungen und Berfchiebungen, 
ich erinnere an die jogenannte Horizontale, wünſchens⸗ 
werth erjcheinen fünnen, wobei ich freilich gleichzeitig vor 
einer weiteren Erhöhung der Progreffion, bei ber ſehr 
wenig berausfommen und die eine Schraube ohne Enbe 
bebeuten würde, warnen möchte. 

Was die Frage ber ftärferen Seranziehung bes 
fundirten Einfommens betrifft, jo ftehe ich ja perfönlich 
auf dem Standpunkte, daß dieſe ftärfere Heranziehung 
durh die Einführung der Progrejjion bei ber Ein: 
fommenfteuer in gewifjer Weife bereits erfolgt ift. Auch 
bei Bufchlägen wird das fundirte Einfommen durch die 
Progreffion beſonders ſtark getroffen. Der auf bem 
vorigen Zandtage gefallenen Vermögensſteuer weint nie: 
mand eine Thräne nad; e3 trat eine allgemeine Be: 
rubigung im Lande, nicht etwa bloß in ben oberen 
Steuerklaſſen, jondern gerade bei den mittleren Klaſſen, 
beſonders bei den &ewerbetreibenden ein, als dieſe Steuer 
mit ihren unausbleiblihen Beläftigungen ıc. von ber 
Bildflähe verſchwand. Die Einführung einer Kapital: 
rentenfteuer würde ganz ungerecht wirlen; es wäre ſchwer, 
einzujehen, warum ein Mann mit einem verhältnißmäßig 
geringen Renteneinfommen, welches fi durch die Kon— 
verfion der Papiere ohnehin erheblich verſchlechtert hat, 
mit einer Steuer belegt werden, andrerjeits ein großes, 
in einem Gewerbe angelegtes Kapital fteuerfrei bleiben ſoll. 

Bu einer Vermögens - oder Kapitalrentenfteuer wird 
es aljo ſchwerlich kommen. Selbft diejenigen Wenigen unter 
uns, die noch auf die ftärlere Heranziehung bes funbdirten 
Einfommens großen Werth legen, werben mir zugeben, 
daß es noch längere Beit dauern wird, ehe fich bie 
Meinungen über diefe Angelegenheit Hären, und ehe es 
zu einem Abjchluffe in diefer Beziehung fommt. Ermweift 
fih alſo eine Erhöhung ber Steuererträge nöthig, fo 
bleibt für die nächfte Zeit nichts anders übrig, als 
Bujdläge, 

Ich jage nochmals: Seien wir jparfam! ſparſam im 
orbentlichen, fparfam im außerordentlihen Etat! Wenn 
wir recht fparfam find kommen wir vielleicht mit einem 
Bufchlage von 20 Prozent ober vielleiht ſchon von 
10 Prozent aus. Aber ohne irgend welden Zuſchlag 
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wird es, fürdgte ih, für die nächſte Finanzperiode 
nicht abgehen, und um bie Auferlegung dieſes Bu: 
ichlages zu erleichtern, mache ich eben den Vorſchlag, die 
unterften Klaſſen ein für allemal: von den Zuſchlägen 
zu befreien und empfehle zum Schlufje biefen Gebanten, 
auf ben ich mir übrigens durchaus nichts einbilde 
und ber jedenfalls fchon von vielen anderen Seiten gefaßt 
worden ift, allen betheiligten fyaltoren zu wohlwollender 
Erwägung. 
(Bravo!) 


Prüfident: Das Wort bat Se. Ercellenz ber Herr 
Finanzminiſter. 


Staatsminiſter von Watzdorf: Meine ſehr geehrten 
Herren! Der Herr Vorrebner hat, ehe er auf den Haupt: 
gebanfen, den er und vorgetragen hat, zugelommen: ift, 
einige Bemerkungen gemacht, auf die ich zunächft einmal 
antworten möchte. Er Hat von ber zufünftigen ober 
bevorftehenden Finanzlage gefprochen und ſich babei auch 
über die Veranſchlagungen, die dem gegenwärtigen Etat 
zu Grunde liegen, ausgeſprochen und biefelben im all- 
gemeinen als annehmbar bezeichnet, mit Ausnahme ber 
Beranfchlagungen über die Eifenbahneinnahmen in Kap. 16. 
Ich werde mich hierüber nicht näher verbreiten, ba bie 
Berathung des Rap. 16 im Hohen Haufe noch bevor: 
fteht. Dann ift der Herr Borrebner zugelommen auf bie 
von ber Regierung gemachte Vorlage wegen ber Gewäh- 
rung von fogenannten Wohnungsgeldern an bie Beamten. 
Der Fall liegt genau wieber fo, meine Herren, bie Vor- 
lage wird erft im hohen Haufe zur Berathung fommen. 
Über wenn der Herr Vorredner drei Punkte hervor: 
gehoben Hat und gefagt hat: erftens könne er eine Ber: 
fchlechterung ber Lage unjerer Beamten feit dem Jahre 
1892 nicht anerfennen, zweitens könne er nicht anerlennen, 
daß die ſächſiſchen Beamten ſchlechter geftellt feien als bie in 
Preußen — er hat auch Bayern noch angeführt —, und 
drittens würde man zu ben beabfichtigten Gewährungen 
6,000,000 bedürfen, die nicht vorhanden feien, jo muß 
ich ihm in allen drei Punkten in gewiſſem Sinne wiber- 
ſprechen. Denn eine Verſchlechterung ber Lage unſerer 
Beamten jeit bem Jahre 1892 ift ganz zweifellos ein- 
getreten und zwar ſchon durch die ganz unleugbare Er— 
höhung ber Miethzinfen. Daß bie ſächſiſchen Beamten 
in vieler Beziehung nicht fo günftig geftellt find, wie bie 
Beamten im Reiche und in Preußen, nachdem bie letzteren 
Wohnungsgelder beziehen, daß ift eben in einer jehr aus: 
führlihen Zufammenftellung näher nachgewiefen, bie ben 
hohen Herren auch mit den Unterlagen zum Wohnungs: 
geldergejee vorgelegt werben wirb. 


am 5. April 1900. 








Endlich hat der Herr Vorrebner noch Bezug genommen 
barauf, die 6,000,000 feien nicht vorhanden. Meine 
Herren! Das weiß leider niemand beſſer als ich, 


(Heiterkeit.) 


daß wir die 6,000,000 nicht Haben; aber bie Frage 
ftellt fich doc fo: wenn in einem Staate ein Bebürfnif 
unbedingt anzuerkennen ift, fo müſſen bie Mittel dazu 
eben beſchafft werben; 


(Sehr richtig!) 


das Eine ober das Andere: ift das Bedürfniß nicht vors 
handen, ift es nicht anzuerkennen, bann gebe ich bem 
Herrn Vorredner ganz recht, dann muß davon abgejehen 
werben, nicht unbedingt nothiwendige Berwenbungen jollen 
nicht gemacht werben; wenn aber die Regierung anerkennen 
muß, daß die Lage ber Beamten berart ift, baf eine 
Berbefferung unbedingt eintreten muß, dann müfjen aud), 
auf welhem Wege immer, die Mittel dazu beichafft 
werben. Infofern fann ich aljo das Argument gegen bas 
Wohnungsgeldergejeg nicht gelten laſſen, daß ed an ber 
Dedung fehle. Die Dedungsfrage, meine Herren, ift für 
uns, wenn Sie wollen, erledigt in dem Falle; denn ent- 
weder man leugnet die ganze Sache, baum braucht man 
überhaupt die Deckung nit; wenn man fie aber anerkennt, 
muß bie Dedung gejhafft werben, und folange wir feinen 
anderen Weg haben, die Dedung zu ſchaffen, als jept, 
müflen wir es auf dem gefeglichen Wege thun, und das 
ift der Weg der Zuſchläge zur Einkommenfteuer. Meine 
Herren! Es Hat ja auch zu meiner Freude der Herr 
Vorredner theilweife volltommen zugeftanden, baf eine Auf: 
beflerung der Beamtenerforderlich jei. In welchem Grabe das 
nun ber Fall ift, in welchem Grabe eine ſolche Noth— 
wenbigfeit anzuerfennen ift, das würde ja eben Gegenftand 
der weiteren Verhandlungen fein, bie jebenfalls in ziemlich 
umfänglier Weife erft eintreten müffen, bevor zu einer 
Beſchlußfaſſung über dieſe Gejegesvorlage zu kommen 
fein wirb. 

Run hat weiter der Herr Vorrebner gejagt, es wären 
zu feinem Schreden im Kap. 80 des Etats eine ganze 
Unzahl neue Baubeamte verlangt worben. Das Kap. 80 
harrt auch noch feiner Erledigung, es ift auch in ber jen⸗ 
feitigen Sammer nicht Durchberathen; aber die Motivirung, 
bie für diefe Mebrforberung gegeben ift, ift jehr kurz, 
aber doch ziemlich fchlagend, die liegt eben barin, daß 
eine außerordentlich große Zahl von Bauten nothwendig 
wird; und daß die Zahl ber nothwendigen Bauten im 
Staate immer fteigt, das hängt zufammen mit ber Zu— 
nahme ber Bevölkerung; die Baubeamten, die wir bis 
jegt gehabt haben, reichen eben zur Bewältigung ber fo 
vermehtten Stantsbahnen nicht mehr aus. Das ift doch 
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ziemlich natürlich und begreiflich; thatſächlich find unfere 
Hohbaubeamten aufßerorbentlih mit Arbeiten überhäuft, 
wir haben auch ſchon Berlufte zu beklagen gehabt, weil 
die Beamten der Arbeitslaft nicht mehr gewachjen waren. 

Nun ift der Herr Vorredner auf bie Hauptirage zu- 
gelommen; er hat zuerjt gejagt, unſere Finanzlage wäre 
fo, daß künftig ein Zufchlag erforderlich fein würde, und 
zwar von etwa 20 Prozent, vielleiht wäre auch mit 
etwas weniger auszulommen. Ja, meine Herren, das 
wird eben ſehr barauf anfommen, wie wir den nächften 
Etat geftalten können. Sobald man auf bie Wünfjche 
jehr eingeht, die namentlich in der hiefigen Kammer ge 
äußert worben find, möglichjt viel aus dem außer- 
orbentlihen Etat von ben fogenannten unprobuftiven 
Ausgaben herauszunehmen und in dem ordentlichen Etat 
zu werfen, fo fteigert fich natürlich auch die Anforderung 
an bie Mittel jehr rafch, und defto mehr muß auch ber 
Zuſchlag, ber erforderlich werben wird, ſich fteigern. 
Daß wir bei ber Wufftellung bes Budgets mit ber 
thunlichiten Spariamkeit verfahren werden, kann ich ver: 
fihern; die Begriffe über Sparſamleit find aber freilich 
mandmal verichieden, mancher hält etwas für noth- 
wendig, was ber andere nicht für nothwendig hält, das 
gebe ich zu; dazu find aber die hohen Kammern da, da- 
mit fie der Regierung ihre Meinung darüber ausfprechen, 
daß dieſe ober jene Ausgabe ihnen nicht jo dringlich 
erſcheine. Jetzt ſchon zu fagen, daß wir mit 20 Prozent 
Zuſchlag auslommen würden, [cheint mir fehr gewagt. 
Ih follte glauben, wir würden bamit vermuthlich nicht 
auglommen. 

Dann ift der Herr Vorredner auf Details ein: 
gegangen, wie er fich eigentlih eine künftige Steuer- 
reform denkt. Im allgemeinen ift er der Meinung: wir 
wollen feine Steuerreform machen, und bementiprecdhend 
bat er fi auch über die vor zwei Jahren von ber 
Regierung vorgefchlagene Vermögensſteuer ausgebrüdt, 
die zur allgemeinen Beruhigung im Lande gefallen jei. 
Meine Herren! Wenn eine Steuer fällt, jo gereicht das 
allemal im Lande zur allgemeinften Beruhigung, 

(Heiterfeit.) 
benn niemand freut fi darüber, wenn ihm eine 
Steuer aufoftroirt wird. Ich glaube aljo, diejes Schidjal 
würbe bie Vermögensfteuer auch mit anderen Steuer: 
projeften getheilt haben. Wuch wenn in frage gefommen 
wäre, 20 Prozent Zuſchlag zur Einfommenfteuer zu 
erheben, und biefer nachher weggefallen wäre, würde darüber 
im Lande jchnell eine allgemeine Beruhigung eingetreten 
fein. Ich kann mic) barüber, welche Stellung die Staats: 
regierung zu ben Steuerreformvorjchlägen einnehmen wird, 


zur Beit durchaus nicht ausfprechen. Sie wifjen, meine 
Herren, wir haben vor zwei Jahren ein gang durch— 
gearbeitetes Syftem Ihnen vorgeichlagen; ich habe Die 
Ehre gehabt, das auch ſchon hier im hohen Haufe vor 
einiger Zeit zu erklären. Die Borlage hat keinen Beifall 
gefunden, bie Steuerreform ift gefallen; aber bei ber 
Berathung biefer Steuerreform hat ſich herausgeftellt, daß 
bie Anfichten über die grundlegenden Beftimmungen einer 
Steuerreform dermaßen verjchieden find, nicht allein in 
beiden Kammern, jondern auch innerhalb einer und ber- 
jelben Kammer, daß auf feine einzige Grundlage all- 
gemeinfter Natur nur annähernd eine Mehrheit der Kammer 
zu vereinigen gewejen fein würbe Wie foll nun bie 
Regierung einen Steuerreformplan "vorlegen, wenn fie 
gar nicht weiß, auf welchen Grundlagen fie eine Majorität 
für ihre Pläne gewinnen wird, oder vielmehr, wenn fie 
genau weiß, daß fie für feinen Plan, jei er wie er wolle, 
eine Majorität finden werde. Gegenwärtig find — bas 
ift Ihnen ja wohl auch befannt — gewifje Beftrebungen 
im Gange, namentlid im ber jenfeitigen Sammer, eine 
jolde Grundlage zu finden. Die Regierung unterftügt 
alle dieſe Beitrebungen ſehr gern. Wir haben alles 
Material, was wir zu Gebote Hatten, gegeben, haben bis 
jegt aber noch nicht gehört, daß ein thatjächliches Er: 
gebniß Herausgefommen ift; aber wir werben abwarten, 
was da fommt, und werben abwarten, welche Stellung 
zu den jenjeitig etwa vorgejchlagenen fommenben Projekten 
die hohe Kammer Hier einnehmen wird. Ehe wir aber 
nicht fehen, daß es möglich ift, eine Grundlage zu 
gewinnen, auf die bin wir einen Geſetzesvorſchlag mit 
Ausfiht auf Erfolg machen fünnen, eher werden wir einen 
folhen Geſetzesvorſchlag auch nicht machen. So lange 
die Lage fo ift, müſſen wir bei dem bleiben, was wir 
haben, da h, wenn wir mehr Gelb brauden, als bie 
geſetzliche Steuer einbringt, müffen wir Zuſchläge zu ber 
Eintommenfteuer verlangen. 

Nun Hat der Herr Vorredner weiter einen ganz 
jpeziellen Vorſchlag gemacht, um fozufagen ben ſchwächeren 
Schultern etwas Beijtand zu leiften. Er will nämlid 
bis zur Klaſſe 8 Zuſchläge nicht haben. Ja, meine 
Herren, das ift aud) ein Vorjchlag, ber ſich Hören läßt, 
und wenn ber Herr Borrebner mit biefem Vorſchlage in beiden 
Kammern Beifall findet, fo wird fich die Regierung dem 
nicht entgegenftellen, eventuell bei ber Erhebung von 
Zuſchlägen in diefer Weile zu verfahren und bie unterften 
Steuerklaffen von Zuſchlägen frei zu laſſen. 

Natürlich Hat auch diefer Vorſchlag wieder feine 
Scattenfeiten. Ich will nur daran erinnern, daß immer: 
hin eine gewiffe Ungerechtigteit ſich geltend macht ba, 
wo bie Grenzlinie jein wird. Sie werden mir zugeben, 


1.8. 48. Sitzung, 


— — — u —— — 


am 5. April 1900. 





wer in ber neunten Steuerflafje fteht, der ſoll den Zu— 
ſchlag mit bezahlen, wer aber in ber achten Steuerflaffe 
ift, zahlt eben Keinen Zuſchlag. Das wirb natürlich 
empfunden werben, und das Moment allein, daß nur von 
da an ber Bujchlag eintreten foll, wo deflarirt wird, 
wird ben in ber neunten Klafje ungünftiger Geftellten weiter 
feinen großen Troſt bieten. 

Ich behalte mir wie gejagt vor, namens der Staats: 
regierung auch diefem VBorjchlage gegenüber Stellung zu 
nehmen, wenn er ſich etwas beutlicher und gegenüber 
fryftallifiren wird. Ich glaube, meine Herren, ic) habe feine 
Veranlafjung bei bem gegenwärtigen Stande diejer Fragen 
mich noch mehr darüber auszufprechen und will die Ver: 
handlungen, die ja "heute eigentlich die Novelle zum 
Eintommenftewergejep zum Gegenftande Haben, durch 
weitere Ausführungen nicht länger aufhalten. 

Prüfident: Das Wort hat der Herr Kammerherr 
Sahrer von Sahr. 

Kammerherr Sahrer von Säahr-Dahlen: Ich 
möchte Sr. Ercellenz entgegnen, dab ich nur gejagt 
habe, ih könne nicht amerfennen, dab im all: 
gemeinen die wirthichaftlihe Lage unferer Beamten 
ſeit 1892 fich wefentlich verfchlechtert Habe. Ferner habe 
ich gejagt, daß bie fähfischen Beamten im Durchſchnitt den 
preußifchen gleich ftänden, und einen gegentheiligen Ein: 
brud Habe ich auch aus derjenigen Zufchrift nicht ge: 
winnen fönnen, bie das Königl. Finanzminifterium an 
die Finanzdeputation der Zweiten Kammer gerichtet hat; 
auch aus diefer Zufchrift ſcheint mir hervorzugehen, daß 
unfere ſächſiſchen Beamten im Durchſchnitt ebenfo gut 
ftehen wie die preußifchen einfchließlic) des Wohnungs: 
gelbes. 

Wenn Se. Ercellenz geäußert haben, da die Boftulate 
in Kap. 80 für neue Baubeamte um deswillen nöthig 
feien, weil eine jehr große Unzahl von Bauten in Aus— 
fit ftehe, fo fann ich nur das wiederholen, was ich ſchon 
vorhin gefagt habe: es fol eben nicht foniel gebaut 
werben. Während die Königl. Staatsregierung in dem 
Dekret vom vorigen Landtage über die Reform der direlten 
Steuern 4 bis 4'/, Millionen als jährlichen Bedarf 
für unproduftive Bauten angab, werben jet 8 beziehungs- 
weile 9 Millionen als jährlicher Bedarfangegeben. Wohin 
jol das führen? Es wird hohe Zeit, daß eingehalten, 
baf in mäßigerer Weiſe vorgegangen werbe. 

Se. Ercellenz haben ferner gefagt, daß, wenn auf 
dem vorigen Landtage ein zwanzig progentiger Zuſchlag von 
der Regierung eingeftellt worden wäre, die Vermögens: 
ftener wahrfcheinlih mehr Anhänger gefunden haben 


lic (Wiberjpruch.) 


Ich möchte dem gegenüber darauf hinweifen, baf 
bie Vermögensſteuer hauptſächlich deswegen gefallen ift, 
weil fie mit fo bedeutenden Unzuträglichkeiten verbunden 
ift. Man fträubt fi) gegen die Vermögensſteuer weniger 
um beswillen, weil man mehr bezahlen fol, als um 
deswillen, weil man Chifanen und Unannehmlichkeiten 
fürchtet. 

Weiter möchte ih Sr. Ercellenz entgegnen, daß ich 
feineswegs behauptet habe, daß in der nächſten Finanz. 
periode mit einem zwanzigprogentigen Zuſchlage jeben- 
falls auszukommen fein würde. Ich habe in biejer 
Beziehung immer nur von einer Möglichkeit geſprochen. 

Se. Ercellenz find ferner auf bie Schattenfeiten 
meines Vorſchlages zu ſprechen gelommen unb haben 
geäußert, daß der Vorfchlag natürlich aud feine Be— 
benten hätte beſonders bezüglicd; der Grenzlinie, 3.8. 
würde die 9. Klaſſe es nicht angenehm empfinden, wenn 
fie dann die 1. Klaſſe fein würde, die Zuſchläge yu be— 
zahlen hätte. Ich muß fagen, ich Habe eine beſſere 
Meinung von unjeren Staat&bürgern, ich glaube nicht, 
daß die 9. Klaſſe das unangenehm empfinden würbe. 
Ih möchte in diefer Beziehung eine Berechnung vor: 
tragen, die ich angeftellt habe und mit der ich vorhin 
das hohe Haus nicht ermüden wollte. Angenommen, es 
find 5 Millionen Mark nöthig, fo würbe unter Weg: 
fafjung der Klaffen 1a bis 8 ein Zufchlag von 20 Pro- 
zent zu erheben fein; diefer würde 5 Millionen ergeben. 
Ic bemerkte beiläufig, dab meine Berechnung fih auf 
bie Ergebnifje des Jahres 1898 ſtützt und daß felbft- 
verftändlich 3. B. 1902 ein zwanzigprozentiger Zuſchlag 
noch eine erfledlich höhere Summe einbringen würde. 
63 würbe nun bie Klaſſe 9 (1600 bis 1900 M.) ala 
jwanzigprogentigen Zuſchlag 4,25 M. bezahlen, ferner 
3. B. die Klaſſe 13 (2800 bis 3100 M.) 10,80 M. 
Würden die Klaſſen 1a bis 8 nicht frei gelaffen, fo 
würde nur ein Zufchlag von etwa 16 Prozent nöthig fein. 
Selbftverftänblich würbe man gerade 16 Prozent nicht 
als Aufchlag nehmen können, ih muß aber jet dieſe 
Biffer für meine Berechnung annehmen. Dann mwürbe 
Klafje 9 ftatt 4,25 M. nur 3,36 M. zu zahlen Haben 
und Kaffe 13 ftatt 10,80 M. nur 8,64 M. 

Es würde ſich alfo bei Klaſſe 9 um einen Unter: 
ſchied von ungefähr 90 Pf. handeln, bei Klaſſe 13 um 
einen folden von etwa 2 M. Ich will gleich nod 
hinzufügen, daß bei 100,000 M. Einfommen ber Unter: 
ſchied 158 M. betragen würbe; ber progreffive Charafter 
unferer Skala fommt natürlich auch Hier zum Bor: 
feine. Ich glaube nun, daß troß ber 90 Pf. die 
9. Klaſſe den vorausgehenden Klaſſen bie Befreiung vom 
Zuſchlage neidlos gönnen würde. 
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Präfident: Se. Excellenz! 


Staatöminifter von Watzdorf: Ich möchte dem Herrn 
Vorrebner nur noch ein paar Worte erwibdern. Er hat 
fi) gewundert, daß in Kap. 80 foviel mehr für Beamte 
gefordert wird und hat gemeint, die Kammer wünfche 
doch gar nicht fo viel Beamte. Ja, meine Herren, wir 
lönnen nicht dafür, wenn das Volk ſich jo vermehrt, 


(Heiterkeit.) 


wie es in Sachſen ber Fall if. Die Bevölkerungszahl 
fteigt ganz außerorbentlich und Sie fehen, wir können mit 
vier Kreishauptmannſchaften nicht ausfommen, e8 müſſen 
fünf werben. Es werben von allen Seiten neue Amts: 
gerichte beantragt oder Erweiterungen, da muß doch 
gebaut werben, das ift nicht ein Moment, dad wir in 
ber Gewalt haben. Wir müffen für die nöthigen Bauten 
forgen, und müffen aljo auch die nöthigen Kräfte haben, 
um bie erforberlich werdenden Bauten auszuführen. Ich 
kann verfihern, daß es ber Regierung kein Vergnügen 
ift, eime Unzahl Bauten auszuführen, im Gegentheil, 
man bat nur unangenehme Geſchäfte und macht zum 
Theil unangenehme Erfahrungen, befonders, wenn nachher 
bie Unterlagen, wenn fie vorliegen, nicht ben Beifall der 
hohen Kammer finden. 


(Heiterfeit.) 


Präfident: Herr Kammerherr Sahrer von Sahr! 
Bum britten Male, wohl mit Genehmigung ber Kammer? 


Kammerherr Sahrer von Sahr-Dahlen: Ich beharre 


fommenfteuergefeges gegeben. Es ift ferner in ber Bes 
rathung ber Zweiten Stammer, befonders in bem Berichte, 
den die Finanzdeputation A erftattet hat, eingehend 
auf dieſe einzelnen Punkte eingegangen worden, unb 
namentlid durch die Beifügung der Bufammen- 
ftellung bes jegt geltenden Eintommeniteuergejeges, der 
Regierungsvorlage und der beantragten rejp. beichlofjenen 
Uenderungen eine jo Hare Leberficht gegeben, daß nad) 
meinem BDafürhaften nur Hinfichtlih der Punkte noch 
eine befondere Darlegung nothwendig erjcheint, im welchen 
wir infolge der Beſchlüſſe der erften Deputation, denen 
wir uns in ber zweiten Deputation allenthalben ange: 
ſchloſſen Haben, nicht mehr ohne weiteres Beitritt zu den 
Beſchlüſſen der Bweiten Kammer empfehlen können. 
Dieje Beſchlüſſe können nit aus dem Deputationsberichte 
ber zweiten Kammer erfichtlih fein umb bedürfen bier 
noch einer befonberen Hervorhebung. Im übrigen aber 
glaube ich wohl auch den Wunſchen bes hohen Haufes 
zu entſprechen, wenn ich nicht jeben einzelnen Punkt, der 
in ben fehr zahlreihen Anträgen enthalten ift, fpeziell 
begründe unb vortrage, jondern mir nur für ben Fall 
vorbehalte, auf Einzelheiten einzugehen, daß durch ben 
Berlauf der Diskuffion, reſp. durch geftellte Anträge, 
hierzu Veranlaſſung gegeben wird. Nur hinfichtlich der 
erwähnten Punkte, die den Anträgen ber zweiten Depu- 
tation durch die Beichlüffe der erften Deputation Hinzus 
gefügt worden find, muß ich noch einige Worte bemerfen. 
Meine Herren! Zunächſt zu $ 6. Ich möchte aber doch 
[mit meine Ausführungen vorbehalten, weil, wie mir 
eben mitgetheilt worben ift, ein Antrag zu biefem 8 6 


bei der Anficht, daß in allen Reſſorts darauf Bedacht ges geftellt worten ift. 


nommen werben muß, weniger zu bauen. Die Volls— 
vermehrung läßt fi allerdings nicht leugnen, aber in 
allen Refjorts ift der Drang nad) Bauten zu groß, es 
wird zu raſch vorgegangen, und biefem rajchen Bor: 
gehen und diefem Drange möchte eben Einhalt geboten 
werben. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort im 
allgemeinen ? Es ift nicht ber Fall. Wir kehren daher 
zu bem Stern ber heutigen Verhandlungen, ber in etwas 
verlafjen worben ift, 

(Heiterfeit.) 


zurüd. Ich erſuche ben Herrn Berichterftatter, feinen 
Spezialvortrag aufzunehmen. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Meine hochgeehrten Herren! Die König: 
liche Staatsregierung hat in ber Begründung ber Bor: 
lage ganz ausführliche Nachweiſe in Bezug auf bie von 
ihr vorgenommene Menberung bes jetzt geltenden Gin- 


Präfident: Ich frage zunächſt, ob jemand das Wort 
begehrt und ob man wünjcht, daß ich über jeben einzelnen 
Punkt abftimmen lafje. Ich glaube, es wird ſich feine 
jehr lange Debatte entfpinnen. Ich frage daher zumächft, 
ob das Wort überhaupt begehrt wird? — Zu 8 6 hat es 
ber Herr Geh. Rat Dr. Wach und ber Herr Bericht: 
erftatter. Wünjcht jemand das Wort vorher ? 


(Dombderr von Trützſchler: Ich bitte zu $ 6 Nr. 10.) 
Alſo zunächſt der Herr Geh. Rath. Dr. Wach. 


Geh. Rath Profeſſor Dr. Bad: Zu $ 6 Nr. 10 
möchte ic) einen Antrag ftellen. Es heißt dort, es feien 
befreit, bie ausſchließlich tirchlichen, gemeinnüßigen und 
mwohlthätigen Stiftungen, Anftalten und Perfonenvereine. 
Das Wort „Stiftungen“ würbe nach der Therminologie 
ber für uns maßgebenden Reichsgeſetzgebung mur bie 
jenigen Vermögensmaſſen treffen, bie juriftifche Per— 
jönlichteit befigen. Es ift aber offenbar nicht bie Intention 
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dieſes Geſehes, ſich mit $ 6 Nr. 10 nur auf berartige 
Bermögensmafjen zu beichränfen, benn wie wir in $ 4 
neben juriftifchen Perfonen auch nicht forporativ verfaßte 
BVerfonenvereine und nicht ald Stiftungen quakifizirte 
Bermögensmaffen nennen, jo haben wir ficherlich bei ben 
Befreiungen unter Nr. 10 bie geſammte Gruppe aller 
der Beitragäpflichtigen im Auge, wenn der Befreiungs- 
grund zutrifft, nämlich der Grund, daß dieſe Perjonen- 
vereine oder Vermögensmaſſen ausſchließlich Firchlichen, 
gemeinnühigen und wohlthätigen Bweden dienen. Wenn 
alfo beifpielsweife ein Sammelvermögen gebildet wird, 
was außerordentlich häufig geichieht, ohne daß es ſich 
ftiftungsmäßig oder zu einem Perjonenvereine entwidelt 
— da wirb gefammelt für ein Denkmal, oder es wird 
gejammelt, um ben Meißner Dom zu reftauriren, oder 
dergleichen —, jo würbe nach bem Wortlaut des $ 6 Nr. 10, 
jelbft wenn man annimmt, es Handle fi) um gemein- 
nügige Dinge, Steuerbefreiung nicht eintreten. Ich bin 
der Weberzengung, daß das nicht die Abſicht des Ent: 
wurfes ift, und daher erlaube ich mir, den Antrag, an 
Stelle „Stiftungen, Unftalten und PBerjonenvereine” zu 
ſehen die Worte „juriftiiche Perfonen, einſchließlich der 
mit dem Rechte des Vermögenserwerbs ausgeſtatteten 
Perfonenvereine und Vermögensmaſſen“. Das korre⸗ 
ſpondirt dem Wortlaute des & 4 im Eingange. 


BPräfident: Ich werde zunächſt ben Antrag bes 
Herrn Geh. Rat Dr. Wach noch einmal verlejen: 

„Die Kammer wolle beſchließen, in 86 
unter Nr. 10 die Worte „Stiftungen, Anſtalten, 
und Perſonenvereine“ zu erſetzen durch die Worte 
uriſtiſche Perſonen einſchließlich der mit dem 
Rechte des Vermögenserwerbes ausgeftatteten 

onenvereine und Vermögensmaſſen.“ 


Ich Habe die Unterſtützungsfrage zu ſtellen. Er iſt 
ſehr zahlreich unterſtützt. Wir gehen über zur Debatte. 
Bum Worte haben fich gemeldet Herr Oberbürgermeifter 
Dr. Bed und der Herr Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein. Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed wohl 
auch zu 10? 

(DOberbürgermeifter Dr. Bed: Bu 61) 

Das ift 'basjelbe. 


Domherr vom Trützſchler, Freiherr zum Fallen: 
ftein: Die Beftimmung in $ 6 unter 10, meine Herren, 
ftellt eine Gabe bar, bie beabfichtigt, verfchiebene, viel- 
beffagte Härten, welche in ber jegigen Steuerveranlagung 
eingetreten find und oft den Gegenftand ber Verhand⸗ 
lungen in der Sammer gebilbet haben, zu bejeitigen. 
Man pflegt nun Gaben, die einem geboten werben, nicht 
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Kritik zu unterwerfen, und ſo iſt es gekommen, meine 
Herren, daß dieſer Paragraph bei allen denjenigen Fak— 
toren, welche bei der bisherigen Berathung desjelben berufen 
waren, mitzuwirken, nicht bie geringften Bedenken und 
nicht die geringfte Ausftellung gefunden Hat. In ber 
Regierungsvorlage ift auch in den Motiven über dieſen 
Paragraphen nicht das Geringfte gejagt, er ift Hanglos 
und bedingungslos glatt durch bie Berathungen ber 
Zweiten Kammer hindurch gegangen. 

Es hat auch Ihre zweite Deputation an dieſe Be— 
ftimmung nicht die geringfte Ausftellung geknüpft, ebenfo: 
wenig bie erfte Deputation, welche ja aud) zur Feſtſtellung 
und Berathung des Gejegentwurfes gebeten worden ift, 
Ihr Gutachten abzugeben. Es ift aber bem gegenüber 
neuerdings ein Umftand eingetreten, welcher die Auf— 
fafjung namentlich innerhalb Ihrer zweiten Deputation 
wejentlic; geändert hat bei Beratfung einer Petition, 
worüber bier noch bejonders Bericht zu erftatten fein 
wird. Es bat fich herausgeftellt, daß die Auffaſſung 
diefer Beſtimmung, bie ſich vorher in der Deputation 
geltend gemacht hat, doch von derjenigen, die die Re— 
gierung bei dieſer Berathung geltend zu machen juchte, 
ſehr differirt, und ba find plöglich eine Reihe von Bes 
denken aufgetaucht, die ich Heute entjchieben zur Sprache 
zu bringen durch mein parlamentarijches Gewiljen, 
möchte ic) fagen, gezwungen bin. Es Hat fich gezeigt, 
dag mir biefen Paragraph doch vielleicht etwas zu 
gemüthvoll aufgefaßt haben, und baf möglicher Weiſe 
die rauhe Praxis der Dinge doc; fpäter zu großen Ent- 
täufchungen führen könne. Es ift bier gejagt: „bie aus— 
ſchließlich irchlichen, gemeinnüßigen, wohlthätigen, 
Befoldungs- oder Penſionszwecken dienenden Stif- 
tungen, Anftalten, und Perfonenvereine.” Es find in- 
folge diefer Verhandlung Zweifel rege gemorben, 
was man unter bem Wusdrud „gemeinnügig” unb 
„mohlthätig* alles fubjumiren kann; es find aud 
Zweifel entftanden, ob das Wort „ausſchließlich“, das 
im Anfange der Beitimmung fteht, fich lediglich auf die 
„tirchlichen“ oder auch auf die andern Anftalten und 
BVerfonenvereine zu beziehen hat, unb es find auch 
Zweifel rege geworben, ob, wenn nun ein berartiger 
Berfonenverein, der wirklich in der Hauptſache gemein: 
nüßige oder wohlthätige Tendenzen verfolgt, neben biejen 
vielleiht aber nod einen Nebenzweck verfolgt, der 
anderer Urt ift, ob ber dann vollftändig von biejem 
Baragraphen ganz ausgeichieben werben joll, ober ob 
er bloß infoweit ausgefchieben werben foll, infoweit bie 
Bezeichnung ober das Präbifat ber Gemeinnützigkeit oder 
Wohlthätigleit auf ihn nicht Platz greift. Es ift infolge 


immer einer 'genauen Prüfung und einer bejonberen |'befien bei einer Anzahl Herren der zweiten Deputation 


die Ueberzeugung herausgewachſen, daß es doch richtiger 
wäre, wenn in dieſem Paragraphen der gejeßgeberijche 
Wille Marer zum Ausdrud füme, als es jeht gefchehen 
ift, und daß es jetzt noch, ehe die Schlußentſcheidung 
über diejen Gefeentwurf erfolgt, Zeit wäre, entweder 
die Königl. Staatsregierung zu erſuchen, hierüber eine 
flare, deffaratorijche Interpretation noch zu geben, oder 
zu beantragen, daß diefer Paragraph bei der Beſchluß— 
faffung noch ausgejegt und nod einer nochmaligen Er: 
wägung unterzogen werde. Bei diejer Beſprechung, die 
geftern ftattgefunden hat, ift unter anderem barauf aud) 
Hingewiefen worben, daß man dieſe Dinge ganz ruhig 
ber zufünftigen Jubilatur unterwerfen fünne, e8 würde 
Aufgabe des neuen Verwaltungsgerichtshofes fein, durd) 
Entſcheidungen die Tragweite feftzuftellen. Ich kann es 
aber für einen richtigen Weg nicht halten in diefer 


Weife Klarheit in Bezug auf die gejehgeberifche Abſicht 


berzuftellen, denn man müßte dann glauben, daß un- 
gefähr die Sache jo verliefe, daß zunädhft von den 
Steuerbehörden und namentlich den unteren Organen 
ber Steuerbehörben bei der Einſchätzung eine ftrengere 
Auffaſſung verfucht würde burdzuführen, und daß erft 
nad und nad im Stlagewege, im Wege ber Prozedur, 
das rechte Maaß feftgeftellt werde. Es würde durch 
Streit und Kampf die richtige Deutung des Gefeges ge: 
ſucht werben müflen. Ich glaube, es ift unbedingt 
dahin zu traten, daß von vornherein diejenige Auf: 
faffung, die dem Geſetze zu Grunde zu legen beabjichtigt 
gewejen ift, bereits bei dem Einſchätzungsverfahren Plat 
greift, und daß höchſtens Hier und da einmal in einem 
befonderen fehr ſchwierigen Falle einmal an eine gericht: 
liche Entſcheidung zu appelliren fein würbe, Dieje Be: 
benfen, die ich eben geltend gemacht habe, haben fich bei 
einer Anzahl Mitglieder ihrer zweiten Deputation aller: 
dings fo Tebhaft geltend gemacht, daß ich mich heute 
veranlaßt ehe, mic zum Organ diefer Anficht zu 
maden, und zunächſt erlaube ich mir, indem ich mir 
vorbehalte, noch weiter Anträge zu ftellen, die König. 
Staatsregierung zu bitten, fih nochmals in möglichſt 
präzifer beflaratorifcher form über die Tragweite 
diefer Prädifate, welche in dieſer Beftimmung aufgeführt 
find, zu erflären. Ich konftatire Hierbei zu meiner Be: 
friebigung, daß bei der geftrigen Beſprechung und Ber: 
handlung die Königl. Staatöregierung fi der Auf: 
faffung, die fi in der Deputation geltend machte, 
weſentlich genähert Hat, und daß fie unter anderem 
auch Hierbei erflärt Hat, daf fie micht die Abficht hege, 
biefen Beftimmungen in Nr. 10 eine ftrenge oder enge 
Auffafjung zu Grunde zu legen, daß. fie im allgemeinen 
damit einverftanden wäre, wenn bei Beurtheilung ber 
LAÆ. (2. Abonnement.) 
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Steuerpfliht eine milde Auffafjung Play griffe für 
jolhe Anftalten und Berfonenvereine. Ich bitte aljo 
die Königl, Staatsregierung und frage an, ob fie in 
der Lage ift, über diefe Nr.10 nähere Erläuterungen 
zu geben, welche diefe Bedenken befeitigen, die ich hervor: 
gehoben Habe, und ich werbe mir vorbehalten, je nad) 
Ausfall der Antwort, den Antrag zu ftellen, die Ans 
gelegenheit nochmals in Berathung zu nehmen. 


Prüfident: Das Wort hat zunächft der Herr Ober: 
bürgermeifter Dr. Bed, ; 


DOberbürgermeifter Dr. Bed: Meine hochgeehrten 
Herren! Als Berichterftatter der erften Deputation über 
den vorliegenden Geſetzentwurf wollte ich mir erlauben, 
auf die Bemerkung des geehrten Herrn Vorrebners, 
daß der Paragraph glatt und bedingungslos durchgegangen 
fei und daß keinerlei Erwägungen daran geknüpft und 
nicht die geringften Bedenken darin gefunden worden 
feien, zu erwibern, daß im ber erjten Deputation über 
biefen Baragraphen viel geſprochen worben ift, wie das 
gewiß auch in der hohen zweiten Deputation verlefene 
Protofoll ausweift. Wir haben zwar unjer Augenmerf 
nit darauf gerichtet, eine präzijere Faſſung oder 
Erempfififation ber in $ 6 unter 10 angeführten 
juriftiihen Perſonen ꝛc. aufzunehmen, vielmehr vor 
allen Dingen das erftrebt, was der Herr Vorrebner 
ebenfalls beabfichtigte, nämlich eine mögfichft weitgehende 
Ausdehnung der Wohlthat ber Steuerbefreiung auf alle 
hierher gehörigen Fälle. Es Hat der Herr Vertreter ber 
Königl. Staatsregierung, wie das Protokoll ausweift, 
bezügli bes erften von mir erwähnten Punktes bie 
Erklärung abgegeben, | 


„daß bie Steuerfreiheit im Sinne bes Gejepes feines» 
wegs bloß auf die Stiftungen im_ftrengen Rechts— 
finne ſich beſchränke, fondern die Stiftungen im all: 
gemeinen ergreife.” — 
und damit mehrfache Bedenlen befeitigt, die in Bezug 
auf eine allzu enge Faſſung Blog greifen können. Ich 
möchte auch nicht, wie ber Herr Vorredner dies bei jeinem 
fonft außerordentlich anerfennenswerthen Beſtreben, Wohl—⸗ 
thaten möglichft weit auszubehnen, gethan hat, empfehlen, 
eine Deklaration der Regierung zu erbitten, die ohne 
weiteres ald maßgebend für bie Auslegung bes Bara- 
graphen anzufchen ift, da man in einer folchen, ins: 
befondere auf eine plögliche Anfrage "gegebenen Erklärung 
body manchen Fall überjehen könnte. Ich glaube, der 
Zweck des Herrn Vorrebners, die Wohlthat ber Be: 
freiung möglichjt zu verallgemeinern, wird dadurch am 
allerbeften erreicht, daß die Faſſung jo allgemein bleibt, 
wie fie bier if. Und mas ben Antrag bes Herrn 
86 
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Geh. Rath Dr. Wach anlangt, jo ftimmen wir materiell 
vollftänbig überein. Es ift mehr ein Schönheitsfehler, 
der aus dem Paragraphen herausgenommen werden foll. 
Wenn wir aber darauf zufommen wollten, jo fann id 
nur erflären, daß id) innerhalb der Deputation auf viele 
ſolche Schönheitsfehler aufmerffam zu machen die Pflicht 
hatte und auch bezügliche Anträge zu ftellen mir erlaubt 
haben würde, wenn id) die Sache nur deshalb noch 
einmal an die Zweite Kammer zurüdzugeben nicht für 
inopportun gehalten hätte. Der Entwurf ſelbſt läßt die 
Annahme nicht ausgeichloffen erſcheinen, daß vielleicht 
zwei verfchiedene Herren daran gearbeitet haben, da die 
Diktion in den verichiedenen Theilen des Entwurfs eine 
verjchiedene ift. Auf wiederholte Anfragen an die Herren 
Regierungsvertreter ift mir in befriebigender Weije ge: 
antwortet worden, dab in der Ausführungsverordnung, 
joweit Zweifel beftchen, ſolche bejeitigt werben, follen. 
Bu den legteren würbe ich aud) die redjnen, die der Herr 
Geh. Rath Dr. Wach genannt Hat und bitten, es lieber 
bei dem Texte de3 Entwurfs bewenden zu laſſen. 


Präfident: Der Herr Regierungstommiffar! 


Königl. Kommifjar Minifterialdireltor Geh. Nat 
Dr. Diller: Meine hotverehrten Herren! Zunächſt möchte 
ich mir die Bemerkung erlauben, daf die Regierung dem 
Antrage des Herrn Geh. Mattes Dr. Wach durchaus 
ſympathiſch gegenüberfteht. Es ift mehr, möchte ich fogen, 
auf Zufälligkeiten und auf bie Gejchichte der Befreiung 
der Stiftungen zurüdiuführen, daß die Nr. 10 in $ 6 bie 
Faſſung erhalten hat: „die Stiftungen, Anftalten und 
Berfonenvereine“, die den gewilien Zweden dienen. Es 
ift durchaus nicht die Mbficht geweſen, Hier eine be- 
ichränfende Begriffsbeftimmung der betreffenden, an fid) 
der Beitragepflicht unterliegenden juriſtiſchen Perfonen, 
welche um ihres Zweckes willen Befriedigung erlangen 
jollen, hereinzubringen. Man hat geglaubt, ſich vollſtändig 
erichöpfend ausgebrüct und diejenigen ausreichend beftimmt 
zu haben, die man eben heranslafjen wollte. Es ift aber 
zuzugeben, daß das erjchöpfender, Forrelter und beffer 
gefchieht, wenn die Faſſung angeſchloſſen wird an die des 
84 Die Beftenerung der nicht phyfiichen Perſonen 
fann nur auf $ 4 begründet werben, und in $ 4 find 
die nicht phyſiſchen Perſonen bezeichnet, welche der Be: 
ftenerung unterliegen. Will man nun alfo die juriftiichen 
Berfonen einihlieglich der Perfonenvereine und Vermögens: 
majjen, die gewiffen, in $ 6 Punkt 10 bezeichneten Zwecken 
dienen, von der Beftenerung frei laſſen, jo jcheint es mir 
allerdings korrekt zu fein, daß man alle diejenigen, welche 
an fi durch 8 4 erft getroffen werben ‚Hinfichtlich ber 
Befteuerung, die man aber davon frei lafien will, nun 
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in vollem Umfange wieder ausnimmt Aus dieſem 
Grunde würde e3 die Regierung jogar mit Freude be= 
grüßen, wenn der Antrag des Herrn Geh. Rathes Dr. Wad) 
zur Unnahme gelangte. 

Wenn der Herr Domherr von Trüßfchler noch eine 
Erklärung von der Regierung wünfcht in Bezug auf die 
Anwendung der Beftimmung in Punkt 10, fo bin id) 
gern bereit, fie namens der Regierung dahin abzugeben, 
daß es keineswegs die Abficht der Regierung ift, dieſe 
Befreiung mit irgendwelchen — wie fol ich mich aus- 
drüden? — Hintergedanfen bier zuzugeftehen und wos 
möglich nachher in der Praxis einer einjchränfenden 
Auslegung Schuß angebeihen zu lafjen, welche ben 
Wünschen, die die Regierung bewogen haben, zuwider: 
(aufen würde. Es ift alfo die Mbficht, weitumfaffend bie 
Befreiung zur Anwendung bringen zu laſſen und wirklich 
benjenigen juriftiichen Perſonen, welche ausſchließlich den 
in Bunft 10 bezeichneten Zwecken dienen, die Befreiung 
zu theil werden zu lafjen. 

Ueber die einzelnen Ausdrüde, die hier gebraucht 
find, fönnen nur im ganz geringfügiger Weife Zweifel 
entftehen. Was „lirchlich“ ift, meine Herren, das bebarf 
wohl feiner bejonderen Ausführung, ebenſo was „wohl: 
thätig” ift und was Penſions- und Beſoldungszwecken 
dient. Lediglich ift das eine Wort „gemeinnügig” ein 
folches, das zu Zweifeln Anlaf geben wird. Hier fann 
ich erklären, daß die Negierung ſich von vornherein das 
auch gejagt Hat, da das Wort „gemeinnüßig” ja ein jehr 
ſchwer definirbarer Begriff ift, infofern, als es außer: 
ordentlich ſchwer fein wird, überhaupt eine Definition 
von „gemeinnügig” zu geben, die alljeitig befriebigt. 
Es hat fich aber die Regierung doc) fagen müſſen: es ift, 
nothwendig, das Wort „gemeinnüßig” auch mit bier 
hereinzunehmen, diefen Begriff hier mit hereinzubringen; 
denn „wohltbätig” und „gemeinnüßig” berühren einander 
im Leben außerordentlich oft. Es ift fo viel Zufammen- 
bang zwifchen beiden, daß man leicht Gefahr Laufen 
würde, die wohlthätigen Stiftungen zc. zu ſchädigen, wenn 
man nicht auch die gemeinnüßigen gleich mit einbezieht. 
Deshalb ift der Begriff der Gemeinnügigfeit auch mit 
bier als ein Befreiungsgrund für die Befteuerung herein- 
genommen worden. Was nun „gemeinmüßig” ift, meine 
Herren, ja, das ift eine fchwierige Frage. Leicht wirb 
man geneigt fein, zu jagen: es ift alles das gemeinnützig, 
was dem allgemeinen Wohle dient. Dent dient ſehr Vieles. 
Soweit wird man wicht gehen fünnen, dab man alles, 
was dem Gemeinwohle dient, als wirflich gemeinnügig 
anfieht. Man wird aud erwägen müfjen, ob im ein: 
zelnen Falle die Wirkfamteit für das Gemeinwohl nicht 
auch dem eignen Wohle, dem eignen Bebürfnijje und 


I. 8. 48. Sigung, am 5. April 1900. 


etwa bem eignen Ermwerbe mit bient. Jedenfalls wird 
man aber zweifellos fordern müflen, daß ein Dienft für 
das allgemeine Wohl vorhanden if. Weiter wirb man 
fordern müſſen, minbeftens bis zu einem gewifjen Grabe, 
das BVorhandenfein einer Zuwendung zum allgemeinen 
Beten. Ich möchte auch hier nicht etwa einfchränfend 
wirken in Bezug auf die Interpretation und möchte bitten, 
biefe Frage, bei welcher bis zu einem gewiffen Grabe 
aud das Gefühl mitjpricht, der Judikatur zu überlaffen. 
Ic glaube, es wird kaum zu bejorgen fein, daß die 
Pragis hier in einer — id) will einmal fagen — rigorofen 
Weife einfchräntend vorgehen werde, fo daß das zu Be: 
ſchwerden gereichen könnte. 

Auf der andern Seite würde eine Verallgemeinerung 
der Faſſung, der Beſtimmung unter 10 vielleicht, wie 
es auch von einzelnen Seiten mir privatim als Wunſch 
geäußert worden iſt, durch Streichung des Wortes 
„ausſchließlich“ wieder viel zu weit gehen. Denn mir 
find Fälle bekannt, und nicht wenige, im denen z. B. 
Altiengejellihaften einen gewiſſen Theil ihres Nein: 
gewinns verfaffungsmäßig gemeinnüßigen oder wohl: 
thätigen Zweden zuwenden müſſen, und dann würde 
man, wenn das Wort „ausſchließlich“ wegfiele, auch 
dieje Geſellſchaften ſofort mit der Befreiung theilhaftig 
werben lafjen müffen, was gewiß nicht die Abſicht 
ber gejeßgebenden Faktoren hat gewejen fein können 
und wohl auch nicht die Abficht der hohen Kammer 
fein kann, 

Wenn der Herr Domherr von Trüjchler weiter bie 
Frage an die Regierung gerichtet Hat, wie das Wort 
„ausſchließlich“ zu beziehen fei, jo ergiebt fih das ſchon 
aus der Stellung bes Wortes „ausſchließlich“, melde 
feinen Zweifel daran zuläßt, daß diefes Wort nicht bloß auf 
die kirchlichen, fondern auch auf bie weiteren dahinter 
aufgeführten Zwecke bezogen werben foll, aljo auch auf 
die gemeinnüßigen, wohlthätigen, Bejoldungs: oder 
Benfionsjwede, j 

Ih will Hier nur noch das Hinzufügen, daß es 
felbftverftändfidh nicht mit dem Sinne des Geſetzes über: 
einftimmen würde, wenn man in dem Falle, daß eine 
ſolche juriftifche Perfon ſowohl kirchlichen, als wohl: 
thätigen Zwecken bient, dann annehmen wollte, dieſe 
Perſon diene nicht ausschließlich kirchlichen, nicht aus: 
ſchließlich wohlthätigen Zweden, infolgebefjen aber fei 
ſie zur Beftenerung heranzuziehen. Es ift alfo fo viel 
zweifellos, es kann der Dienft zur Begründung der 
fraglichen Steuerbefreiung im Intereſſe des öffentlichen 
Wohles fich bewegen in jeber der hier bezeichneten Arten, zur 
Befriedigung aller diefer Zwecke, wie fie hier aufgeführt 
worden find, Es braucht nicht nur ein einziger vor: 
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handen zu fein, fondern es können auch mehrere kumu— 
fativ vorhanden fein. 

Ich wiederhole zum Schluffe, die Abficht ber Re: 
gierung ift e8, die Gabe, wie der Herr Domberr von 
Trühſchler fi ausdrückte, die diefer Gefegentwurf bringt, 
den betreffenden Stiftungen ıc. aud) voll zu theil werben 
zu laſſen. 


Präfident: Das Wort Hat ber Herr Geh. Rath 
Brofefior Dr. Wach. 


Geh. Rath Profeſſor Dr. Wach: Meine Hochgeehrten 
Herren! Ich möchte zunächſt einige Worte auf das 
erwidern, was Herr Domberr von Trüßjchler gefagt hat. 
Meinestheils ann ich nur warnen bavor, daß wir 
Nr. 10 betailiren, daß wir hier mit Definitionen vor: 
gehen; und ic) möchte auch eine Definition feitens des 
Regierungstifches zur Vervollftändigung deſſen, was wir 
eben gehört haben, in feiner Weije provoziren. Denn 
omnis definitio periculosa est. 

Wir erfahren das alle Tage, ohne damit dem 
höchſten Gerichtshofe irgendwie zu nahe treten zu 
wollen, in der Rechtſprechung desjelben, weil er in feiner 
Revifionsinftanz genöthigt ift, zu definiren. Und jede 
Definition trägt die Gefahr des Mißgriffes in fi. 
Derartige allgemeine Ausdrüde, gemeinverftändliche, klar 
im Begriffe des Volles lebende Worte, wie lirchlich, 
gemeinnüßig, wohlthätig, die werden am bejten durch 
die Erfahrung und durch die allmählich fich entwidelnde 
Rechtiprehung zur vollen Klarheit und richtigen Ans 
wendung gefördert. Die Befürditung, daß die ver: 
waltungsgerichtliche Inftanz nicht genügend thatkräftig 
werde eingreifen können, theile ich nicht. Denn da kommt 
in erfter Linie der Sa zur Geltung: in dubio pro fisco, 
und da wird man Unla genug Haben, dagegen zu 
reflamiren und fich zu wehren; unb ber Gerichtshof 
wird Sprechen können. Da wird alfo eine ausgiebige, 
umfafjende Judikatur ſich entwideln. Das Wort „ge 
meinnüßig” ift ja in der That ein ſchwer zu faflendes, 
und id) für meine Perfon möchte nur hier ausgeſprochen 
haben, daß ic) der Meinung bin, unter dem Worte 
„gemeinnützig“ ift nicht nur das zu verftchen, was etwa 
Geldnugen, einen äußeren Vortheil mit fi) bringt, 
hygienischen und dergl, fondern auch der Nuten, welcher 
auf dem äfthetifchen Gebiete liegt. Wenn aljo 5.8. 
Verfhönerungen angebracht werben, wenn Denkmäler 
errichtet werben, wenn Bauten errichtet werben, jo fallen 
diefe unter den Gefichtspunft des allgemeinen Nutzens, 
vorausgefeßt, daf fie dem Allgemeinen dienen und nicht 
nur einem befonderen Interefie, etwa irgend einer Partei. 
Wenn alfo 3.8. Wahlfonds geichaffen werben, fo 
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bienen bie nicht dem gemeinen Nuhen und wenn fie als 
gejonderte. Vermögensmaflen auftauchen, jo würden fie 
zu beftenern und nicht nach Nr. 10 frei fein. In Be- 
ziehung auf das, was der Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed 
zu jagen bie Güte hatte, möchte ich bemerken: Es handelt 
fig nicht um Schönteitsfehler, wie ja auch ſchon durch 
die Worte des Herrn Megierungsvertreters beſtätigt 
worden ift. ‚Ueber das, was ſchön umd häßlich jei, find 
die Meinungen jehr verjchieden, aber darüber kann man 
nicht ftreiten, daß, wenn ein Wort gewählt ift in einem 
Geſetze, welches den gewollten Inhalt nicht deckt, Dies 
nit ein Schönheitsfehler ift, jondern ein ziemlid; grober 
Geſetzesfehler. Es ift nicht einmal eim Redaktionsfehler zu 
nennen, wenn man. biejes faljche Wort bewußt wählt, 
alfo etwas anderes jagt, als man fagen will. Das Wort 
„Stiftung” Hat einen ganz beftimmten Sinn; das Wort 
„Stiftung“ hat durch das Bürgerliche Gefetbuch den 
Sinn, daß es Vermögensmaſſen bezeichnet, welchen 
juriſtiſche Perſönlichkeit zukommt. Demnach entſpricht 
dieſes Wort in $ 6 Nr. 10 der Abſicht bes Geſehgebers 
wicht, wie ja auch dom Negierungstifhe, das wieberhole 
ich, auf das allerprägifefte Mar geftellt worben ift. Aber 
ich kann nicht verhehlen, daß die Ausdradsweile in $ 4 
im Eingange und in der Form meines Amendements zu 
$ 6 Nr. 10 einen Schönheitsfehler infofern in fich birgt, 
als dort das Wort einschließlich” im Sinne von „und“ 
gebraucht ift. " „Einfchließlich” bedeutet aber eigentlich 
nicht „und“, doch habe ich für meine Perſon feinen Grund, 
aus diefem äfthetifchen Monitum einen Antrag zw ent: 
wideln. 


Präfident: Das "Wort * der Herr Oberbürger⸗ 
‚meifter: Dr. Bed. 


DOberbürgermeifter Dr. Bed: Ich würde mich, wenn 
der Herr Geh. Rath einen anderen Schluß gewählt 
hätte, bereit erklärt Haben, ohne weiteres auf das Wort 
zu verzichtet. Ich: glaube aber, daß es nad dem Ge— 
hörten unbedingt nöthig ift, das Wort „einschließlich“ 
ſowohl in $ 4 als auch im Antrage des Herrn Geh. 
Raths Dr. Wach zu erfegen durd) „und“, ſonſt befommen 
wir eine nicht gewollten ‚Wortlaut. 


Prüůfident: Das Wort hat ber Herr Domberr von 
Trützſchler, Freiherr zum Falkenſtein. 


Domberr von Trützichler, Freiherr zum Falkenſtein: 


Ich könnte mid zwar theilweije befriedigt erflären durch 


die Erklärung der ‚Königl. Staatsregierung, welde fie 
heute wieberholt hat, daß fie nicht beabfichtigt, der Be— 


ſtimmung in Ziffer 10 ihrerjeit8 in der Durchführung der) 


frogbem fann ich mich nicht zu ber Ueberzeugung ober 
zu der Hoffnung auffchtwingen, daß ſowohl bei den ein- 
ihäbenden Behörden, al® wie bei den fpäteren Gerichts: 
behörben, ſchließlich die gemüthvolle Seite burchgreift 
und die Entſcheidung herbeiführt; deswegen muß 1 
trog allebem, auch was mir feitens bes Heren Geh. Rath 
Dr. Wach entgegnet worden ift, doch wünschen, bag über ben 
Ziffer 10 doch noch einmal eine Erwägung ftattfindet. Und 
wenn auf der anderen Seite der Herr Oberbürgermeifter 
Dr. Bed jetzt es für zwedmäßig und für nothwendig erklärt 
hat, daß die Faffung wegen der anderweitig vorgefchlagenen 
Mobifilation in 8 4 und Biffer 10 doch noch genauer feft- 
geftellt und erwogen wird, jo bedt fich das auch mit 
meinen Wünfchen, werm id) alfo im allgemeinen be- 
antrage, daß die Beftimmungen in $ 6 sub 10 im Ver: 
bindung mit $ 4 noch einmal an die Deputation zurüd- 
verwieſen werben follen. 


-PBräfident: Das Wort hat ber Herr Oberbürger- 
meifter Bentler. 


Dberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Meine Herren! Ich möchte mir doc) zur Erwägung zu 
ftellen erlauben, ob es bei der Gejchäftslage des hoben 
Haufes angezeigt ift, den Gefepentwurf noch einmal an 
die Deputation zurückzuverweiſen. Ich glaube, dieſe 
feinen Fehler, die hier entbedt worben find, können wir 
dod) im Plenum hier ansbefjern, wenigſtens den Verſuch 
machen, wenn ich zunächft einmal von den Wünſchen des 
Herrn don Trützſchler abjehe. Es Handelt fic eigentlich 
nur noch um eine Differenz darüber, ob es richtiger 
heiße „einjchliehlic der” oder ob dafür beffer gejagt 
wird „und die“, und ich glaube, meine Herren, darüber 
wäre fogar im Plenum wegzutommen. Ich erlanbe wir 
deshalb dem Antrag zu ftellen, daß zunächſt in $ 4 die 
Worte „einfchließlic der” erjet werden durch die Worte 
„und die‘, Es würbe dann fo Heißen: 

„Beitragspflichtig find ferner vorbehältlich ber in $$ 5 
und. 6 beftimmten Beichräntungen und Befreiungen die 
juriſtiſchen Perfonen und bie mit dem Rechte bes Ber: 
mögengerwerbs außgeftatteten Perfonenvereine und Ber: 
mögensmafjen” ıc, — da ift gar fein Zweifel darüber, daß 
aud) Diejenigen Stiftungen, Vermögensmaſſen ıc, Stif: 
tungen im alten Einne, Herr. Geh. Rath, welche ver: 
mögensrechtlich juriſtiſche Perfönlichkeit nicht Haben, 
hier genannt feien. Es wird dann nad) weiter zu. bem 
Untrage des Herrn Geh. Raths Dr. Wach ein Amendement 
zu ſiellen jein, daß auch dort die. Worte „eiuſchließlich 
der” durch die Worte „und die” erjegt werben. Auch 
hier erlaube ich mir ausorüdlichen Untrag barauf zu 


Steerveranlagung eine enge Auslegung zu geben; aberi| ftellen und habe mich bereits verfigert, daß wenigftens 
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Herr Geh. Rath Dr. Wach mit diefer Wenberung feines | 


Antrages einverftanden ift. Ich Hoffe, baf bei dieſen 
beiden Punlten wenigſtens eine endgültige Beſchlußfaſſung 
herbeigeführt werben kann. 

Dann nod) ein paar Worte in Bezug auf bas, was 
Herr von Trügichler erwogen haben will. : Meine hoch⸗ 
geehrten Herren! Wir find alle der Ueberzeugung, daf 
das Wort „gemeinnägig” hier in dieſem ‚Paragraphen 
nothwendig war, weil ohne basjelbe eine ‚ganze Menge 
wichtiger Stiftungen, bie in hohem Maaße gemeinnügig 
wirklich, wirlen, b. 5. einem großen Theile unferes Voltes 
zu, Gute lommen, jonft von ber Steuer nicht befreit 
worben wären. Es ift aber ſehr ſchwer, ein anderes Wort 
bafür zu erfinden und vielleicht noch fchwieriger, eine 
Definition zu geben. Deshalb muß es zunächſt babei 


verbleiben. . Will man anders verfahren, jo muß man 
eine ganz andere Methode wählen, etwa bie, wie das 
preußifche Einlommenftenergefep gethan hat, welches aus- 


drücklich diejenigen juriſtiſchen Perſonen aufzählt, die 
ftenerpflichtig fein follen und ungefähr jagt, wenn id) 
mich recht erinnere: „Steuerpflichtig find Aktiengeſell— 
ſchaften, Kommanbitgefellichaften, auf Aktien eingetragene 
Genofjenihaften und diejenigen Konfumvereine, welde 
einen offenen Laden haben“, das find diejenigen juriftifchen 
Berfönlichkeiten, die nach bem preußifchen Einfommen: 
ſteuetgeſetze ftenerpflichtig find. Alle anderen, nicht phyſiſchen 
Berfonen, alfo alle Stiftungen, Gemeinden find eben 
bann, weil fie im Geſehe nicht aufgeführt worden find, 
nicht ftenerpfliätig. Wollte man ſo weit gehen, jo würde 
eine ganz erheblich) weitergehende Steuerbefreiung in 
Sachfen eingeführt werden, als fie zur Beit von ben 
ftändifchen Sorporationen als nothwendig betrachtet 
worden ift. Deshalb glaube ich, wird man bei unferer 
Methode einftweilen ruhig verbfeiben können, umd wie 
Herr Geh. Rath) Dr. Wach ſchon ausgeführt hat, man wird es 
darauf anfommen Taflen können, wie ber Verwaltungs: 
gerichtshof fich mit dem Worte gemeinmügig abfinbet. Es 
wird Schwierigfeiten machen, er wirb aber aud andere 
Schwierigkeiten zu überwinden haben und wird aud) 
damit fertig werden. Ich glanbe, Herrn Domberrn von 
Trügjchler bitten zu follen, heute abſehen zu wollen, ben 
Antrag’ auf Zurückverweiſung an die Deputation zu 
fteflen; ich glaube er kann fich mit dem Erfolge, ben er 
'erzielt hat,‘ daß bie KHönigl. Staatsregierung fih im 
‚großen und ganzen wohlwollend gegenüber feinen Inten: 
tionen ausgefprochen Hat, begnügen. 


Präfident; Der Herr Regierungstommiffar | 


Köwigl. Kommiffer Minifteriafbiteftor Geh. Rath 
Dr. Diller: Die Regierung würde vollſtändig einver⸗ 
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ftanden fein mit ben Aenberungen , bie ‚Herr Ober: 
bürgermeifter Beutfer zu bem Antrage bes Herrn 
Geh. Raths Dr. Wach beantragt hat. Auch is mochte 
für richtiger halten, daß ſtatt „einfchließlich der” in 84 
gejagt wird „und bie*. wohl aber möchte ich bitten, 
daß bei der Veflimmung in $ 6 unter 10 nit „ tb 
die" gejagt wird, fondern bloß „und“. Es ergiebt‘ ſich 
das aus der Faſſung ber Befreiung unter 10. ‚es 
heißt ba: * 
„Die ausſchließlich kirchlichen, gemeinnützigen, it 
thätigen, Beſoldungs · oder Penfionszweden dienenden” 
und würde nad) dem Unterantrage bes Heren” Ober: 

bürgermeifterd Beutler weiter heißen: 
„jueiftiihen Perfonen und die mit dem Rechte des 
ermögenderwerbd ausgeftatteten Berfonenvereine und 

- Bermögensmaffen.” 

Dadurch; würbe der Einbrud hervorgerufen, als follte 
bei ben Perfonenvereinen und etmögensmafjen nit 
ber Zwed bloß beftimmend fein, weldem fie bienen, 
ſondern es follten biefelben glattweg frei gemacht werben. 
Dann hätte man fich aber bie Mühe erſpgren können, 
fie erft in $ 4 Abſatz 1 für fteuerpflichtig zu erllären. 
Alſo um dem zu Begeguen, wird ed wohl am beften 
fein, unter Punkt 10 des $ 6 Hinter „juriftifche, Per: 
ſonen“ nah Einfügung. bes „und“ den Artikel nicht 
noch einmal zu wiederholen, jondern ‚ zu begnügen 
mit dem „und“, 


BPrüfident: Das Wort: hat ber der Oberer 
meifter Beutler. 

Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Better: 
Wenn ich das gleich erflären darf, baf ich meine An: 
trag in ber Weife, wie es — Geh. Rath Dr. Wach 
dargelegt hat, modifizire .. 


Präfident:: Das wäre nur mit Rüchſicht auf ben 
Antrag Wach. Ih ‚habe nun, Herrn von Trügichler, zu 
fragen, ‚ob er noch einen Antrag zu ſtellen Hat. | 


(Domherr von Trützſchler: Ia, ich Halte ihn aufredjt) 

Ich Habe zunächſt bie Unterftügungsfrage für den 
Antrag Trügfchler zu ftellen, ber dahin ging, die An- 
gelegenheit an die Deputation zurüdzuverweifen. — Er 
ift hinreichend unterftüßt. Er fteht mit zur Diskuſſion. 
Ih Habe nunmehr die Unterftügtingsfrage zit dem An— 
trage Beutler zu ftellen. — Gleichfalls hinreichend mnter- 
fügt. Die Anträge ftehen alſo ſämmtlich zur Debatte, 
und id) bitte ben Seren Berichterſtatter vos Wort zu 
nehmen. 

Berichterftatter Oberbürgermeifter 'Yuftijtath Dr. 
Tröndlin: Deine Hochgerhrien Herren! Ich möchte, da 
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fi in ber Hauptfache das, was ich im Laufe ber Dis: 
fuffion zu fagen für nothwendig gefunden hätte, durch 
die Ausführungen bes Herm Oberbürgermeifters Beutler 
erledigt hat, nur ganz kurz mich der Bitte dei eben Ge— 
nannten anjchließen, die Angelegenheit nicht nochmals an 
die Deputation zurüdzuverweifen. Meine hochgeehrten 
Herren! Die Schwierigkeiten, die Sie durch bie Depu- 
tationsberathungen vermeiden wollen, Liegen in der Sache, 
und ich bin ganz feft überzeugt, wir fönnen uns noch 
ftundenlang mit ber Frage befhäftigen, wie allen Möglich: 
feiten künftiger Zweifel vorgebeugt werden könnte, wir 
werden zu einem anderen Rejultate nicht fommen. Im 
der Sadje ftimmen wir ja Ulle überein mit dem Herrn 
von Trüßfchler, und ich bin der Ueberzengung, daß wir 
ein großes Gewicht darauf zu legen haben, daß feitens 
ber Königl. Staatsregierung ausdrüdlih auch heute 
wieberholt die Erklärung abgegeben worden it, daß man 
nit der Meinung fei, in befonderer Betonung des 
fisfalifchen Zweckes die Wohlthat dieſer Bejtimmung 
irgendwie einzufchränfen. Ich habe auch die Hoffnung, 
daß diefe Auffaffung ſich namentlich den unteren Stellen 
mittheilen werde, die manchmal nicht ganz genau wiſſen, 
wie die oberften Stellen über eine Frage denken und von 
ihrem Standpunkte aus glauben, bejonders eifrig das 
fisfalifche Iuterefle wahrnehmen zu müſſen. Aber, meine 
Herren, die Bweifelhaftigkeit des Begriffs gemeinnükig, 
die wird allerdings auf feine Weife in ber Weije be: 
feitigt werden können, daß nicht Differenzen vorfommen. 
Gegenüber dem Beifpiele, welches der Herr Negierungs- 
tommifjar angeführt hat, daß dadurch, daf eine an und 
für fi nicht dem Erwerbe dienende Geſellſchaft einen 
Theil ihres Ertrages benüße zu gemeinnüßigen, wohl: 
thätigen ıc. Zweden, diefe Befreiung zu gunften ber be- 
treffenden Erwerbögejellichaft nicht eintrete, darüber find 
wir wohl Alle einig, Schwierig wird es aber dann, 
wenn fie nicht einen kleinen Theil, jondern einen fo 
großen Theil ihrer Erträgniffe für Bwede verwendet, 
die an und für fich eine Befreiung ergeben, daß man 
fi) wird die frage vorlegen fünnen, ob fie noch Er- 
werbögejellichaften oder eine von ber Steuer befreite Ge- 
jellichaft fein würde. Aber wie gejagt, das find quaestiones 
facti, und man wird heute nicht darüber hinweglommen 
und auch wicht durch weitere Erörterung. Ich möchte 
beshalb wiederholt dringend bitten, Heute Beichluß zu 
fafjen und empfehle im übrigen die Annahme der An— 
träge Wach und Beutler, in denen, ich glaube auch in 
Uebereinftimmung mit den Mitgliedern der Deputation 
zu ſprechen, eine Verbefferung anzuerkennen ift. 
Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall. Ich jchließe die Debatte. — Wir 


geben zur Abftimmung über. Se. Excellenz von Noftig: 
Wallwitz! 


Staatsminiſter a. D. von Noſtitz-Wallwitz: Ich 
wollte nur bitten, daß vor ber Abſtimmung der Herr 
Bräfident die Güte hätte, den Antrag bes Herrn Geh. 
Rathes Dr. Wach, wie er num jet heißt, noch einmal vor 
zulefen. 


Präfident: Ich hätte es von ſelber gethan, bin 
aber jehr gern bereit, e8 um fo lieber zu thun. — Wünfcht 
niemand mehr bas Wort? — Ich laſſe zunächſt abftimmen 
über den Antrag Trübichler, die Angelegenheit und vor 
allem Ziffer 10 von $ 6 an die Deputation zurüd: 
zuverweifen. 

Er ift abgelehnt. — Ich frage nunmehr: 


„ob die Hammer in $ 4 Abſatz 1 ftatt der 


Worte „einſchließlich der” die Worte „und bie“ 
legen will?" 
Einftimmig. 
Ich werde nunmehr den Antrag bes Herrn Geh. Rathes 
Dr. Wach zur Abftimmung bringen und verleje denſelben 
nochmals: 

„In 8 6 unter Nr. 10 die Worte „Stif: 
tungen, Unftalien und Berfonenvereine” zu er: 
ſehen durch die Worte „juriftiiche Perfonen und 
die mit dem Rechte des Dermögenserwerbs 
ausgeftatteten Perjonenvereine und Vermögens— 
maffen“. 

IH frage nunmehr die Kammer: 
„ob fie dem Antrage Wad beiftimmen will?“ 
Gegen 2 Stimmen. 


Ich bitte nunmehr den Herrn Berichterftatter, fort: 
zufahren. 

Berichterſtatter Oberbürgermeiſter Juſtizrath Dr. 
Tröudlin: Meine Herren! Ich Hätte zunächſt die An— 
träge beſonders hervorzuheben, welche durch die Berathung 
ber erften Deputation eingefügt worden find, denen die 
zweite Deputation beigetreten ift, die aber im Berichte 
der Finanzdeputation A der Bweiten Kammer nicht mo: 
tivirt fein konnten, weil fie von der Bweiten Kammer 
nicht geftellt worden find. Das ift zumächft zu $ 15 ber 
Zuſatz „planmäßig über mehr als 30 Jahre fich erftreden 
wird“ zwiichen ben Worten „oder“ und „Amortifations: 
raten”. Meine Herren! Es hat in der erjten Deputation 
eine längere Diskuffion hierüber ftattgefunden, und man 
hat Sicherheit in der Richtung wenigftens treffen wollen, 
daß nicht durch eine auf zu kurze Beit befchränfte Amor: 
tifatiom dieſe Steuerbefreiung erwirft und der Fiskus 
auf dieſe Weiſe in einen Nachtheil geſetzt würde, ber nad) 
der ganzen Beſtimmung nicht beabfihtigt war, Die 





Königl. Staatsregierung hat dort ſich damit einverftanden 
erflärt, baf; diejes Beitmaß von 30 Jahren als Kriterium 
angenommen werbe und daß, wie Hier auch in der Druck⸗ 
vorlage zu leſen ift, zwijchen den Worten „ober” und 
„Amortifationsraten” die Worte eingefügt werben „plan- 
mäßig über mehr als 30 Jahre ſich erftredende”. 
Ferner ift von ber eriten Deputation gewünſcht 
worden, baf in der mündlichen VBerichterftattung deſſen 
gedacht werde, daß in der Ausführungsverordnung eine 
erläuternde Bemerkung bahin gegeben werben foll, daß 
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„neuefte”. Auch Hiergegen wird ja wohl etwas nicht 
einzuwenden fein. ferner ijt aber hierbei noch eine 
Berichtigung infofern anzubringen, als im $ 77, fo wie 
bier gebrudt ift, „Abſatz 1, 3, 4 und 5“ nad) der Vor— 
lage die „5" wegfallen muß, es giebt nur 4 Punkte, 
Präftdent: Das Wort hat Herr Oberbürgermeifter 
Dr. Bed. . 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Zu den letzten Worten 


ı des Herrn Berichterftatter8 wollte ich mir erlauben zu 


durch die Streichung des Punktes 7 8 18 nichts in den | bitten, vielleicht den Antrag der Deputation zu 8 77 


dermalen beftehenden Verhältniſſen geändert werben fol. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Regierungs- 
fommifjar. 


Königl. Kommifjar Minifterialdireftor Geh. Nath 
Dr. Diller: Dieſe Erflärung kann ich hier namens ber 
Staatöregierung abgeben. 


Prüfident: Das Wort hat der Herr Bericht: 
eritatter, 


Berihterftatter Oberbürgermeifter Juftizrath Dr. 
Tröndlin: Ferner ift beantragt worden zu $ 21 Ab— 
fa 1 die Worte „nah $ 17 unter a in Verbindung 
mit $ 18 zu beurtheilenden” zu freien. Der $ 21 
lautet jet: „Die in $ 17 unter d bezeichneten Ein: 
fommensquellen umfafjen mit Ausnahme des nach $ 17 
unter a in Verbindung mit $ 18 zu beurtheilenden Be- 
triebes ber Land» und Forſtwirthſchaft ꝛc.“; er fol 
fünftig lauten: „Die in $ 17 unter d bezeichneten Ein- 
fommensquellen umfaffen mit Ausnahme des Betriebes 
der Land: und Forftwirthichaft ꝛc.“ Diefe Streichung, 
die aud von der Königl. Staatsregierung acceptirt 
worben ift, kann mur dazu dienen, größere Klarheit in 
diefer Beftimmung zu ſchaffen, und wird deshalb zur 
Annahme empfohlen. 

Weiter ift in 8 52 die Beichwerbefrift in Ueber: 
einftimmung mit den übrigen ‘riftbeftimmungen von 
14 Tagen auf 3 Wochen verlängert worden; bazu 
bedarf es wohl einer bejonderen Begründung nicht. Und 
endlich ift noch hervorzuheben in $ 77 Abſatz 3 auf der 
fünfzehnten Zeile in der großgedrudten Spalte, daß das 
Wort „legte“ identisch fein joll mit „neueſte“; die Be: 
ftimmung bezieht fi) darauf, daß bei der Nadjzahlung 
das Einkommen minbeftens in berjelben Höhe, in welcher 
e3 für das lebte der bei der Nachzahlung in Betradt 
tommenben Jahre zu Grunde zu legen ift, angenommen 
werben fol. Da hat es die erfte Deputation für 
winfjchenswerth gehalten, wenigſtens mündlich darauf 
binzuweifen, dab dies „legte“ identiſch fein ſoll mit 


jo zu faffen: „S 77 nad dem Beichluffe der Zweiten 
Kammer”, denn wenn es beißt „Abſatz 1, 3, 4“ — id) 


| Habe wohl richtig verftanden, daß mur „5“ geftridjen 


werden follte —, dann würde Abjab 2 noch fehlen. 


Prüftdent: Das Wort hat ber Herr Bericht: 
erſtatter. 


Berichterftatter Oberbürgermeiſter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Ich bitte doch, das ift nicht richtig. Im ber 
jet geltenden Beſtimmung waren es 5 Abſätze; bie 
jegige neue Vorlage der Regierung enthält nur 4 und 
die ift ganz unverändert angenommen von der weiten 
Kammer und wir empfehlen auch unveränderte Annahme. 
Nur dieſe irrig hereingefommene „ñ“ muß wegfallen, 
weil es fie nicht giebt. 


Präfident: Das Wort Hat der Herr Oberbürger: 
meifter Dr. Bed. 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Ich glaube, die Zahlen 
müſſen weg; e8 muß heißen: „$S 77 nad) der Vorlage”, 
denn Abſatz 5 giebt es nicht. 


Prüjident: Das Wort Hat ber ‚Herr Bericht: 
erftatter. 


Berichterftatter DOberbürgermeifter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Meine Herren! Ic Hätte nur noch kurz ber 
Petitionen zu gebenten, mit Ausſchluß jedoch berjenigen, die 
Ihnen aus den Darlegungen bes Herrn von Trützſchler ſchon 
befanntgeworben ift, davon ber zweiten Deputation befonberer 
Bericht erftattet werben wird über die Petition der Renten- 
verfiherungsanftalt. Bezüglich der übrigen Petitionen 
aber empfiehlt Ihnen die zweite Deputation allenthalben in 
Uebereinftimmung mit dem Beichluffe ber Zweiten Kammer, 
wie er in bem Berichte ber yinangbeputation A ber jen— 
jeitigen Kammer begrünbet ift, zu beſchließen. Das be- 
zieht ſich zuerft auf die Petition Filenticher und Genoffen, 
welche, in jo weit fie nicht durch bie zu $ 19 unter 4 
zugeftandene Erleichterung ſich erledigt, auf fich beruhen 
zu laſſen vorgeichlagen wird, ba die Königl. Staats- 
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regierung, ohne Beanftandung zu finden, ausdrücklich erklärt 
bat, daß ein weiteres Entgegentommen als bereits in 
der Vorlage ausgejprochen worben ift, ben Geſellſchaften 
mit beichränfter Haftung gegenüber nicht thunlich fei. 
Weiter ift die Petition bes Hausbefigerbereins zu Leipzig 
zu erwähnen, über welche ber Bericht der Finanzdepu— 
tation A ber Zweiten Sammer Seite 7 ausführliche 
Darlegung giebt. Auch hier empfiehlt die zweite Depu- 
tation Beitritt zu dem Beichluffe der Bweiten Kammer. 
Und es ift ferner daran zu erinnern, daß bie Petition 
bes Verbandes ber. fächfifchen Hausbefiger wegen Mb: 
änderung der Hausliften bereits durch Beſchluß der Erften 
Kammer vom 22. Januar d. J. erledigt worden ift, daß 
aber die Königl. Staatsregierung eine gewiſſe Berüd- 
fihtigung ‚ber ausgeſprochenen Wünfche ausdrücklich zu: 
gefichert hat und zwar in ber Weife und mit dem Wort: 
faute, wie er in dem mehrerwähnten Berichte der Depu: 
tation der Zweiten Kammer abgebrudt ift. Endlich ijt 
no zu erwähnen, daß durch bie erfolgte Annahme bes 
Gefeges, einige weitere Mbänderungen des Einkommen: 
ſteuergeſetzes betreffend, Defret Nr. 16, bie 88 64, 65 
und 66 des Einfommenfteuergefeges aufgehoben und durd) 
neue über die Verwaltungsrechtspflege nöthig gewordenen 
Beftimmungen erjeßt worden find, Es ift in ber Vorlage 
in Artikel III eine eine Lücke gelafien, bier ift das 
Datum noch auszufüllen, und es bürfte die Zuftimmung 
ber hohen Kammer anzunehmen fein, daß dieſe Lüde 
duch Einfegung bes Datums ausgefüllt wirb, welches 
dem betreffenden Geſetze zu geben fein wird. 

Das find die Bemerkungen, die ich zu machen habe. 
IH kann nur damit ſchließen, daß ich nochmals empfehle, 
den Anträgen, bie geftellt find, und die ſich gedrudt in 
Ihren Händen befinden, allenthalben zuzuftinmen 

Prüfident; Es wünfcht niemand mehr bas Wort? 


— Ich ſchließe die Debatte. Ich werde eine en bloc- 
Frage stellen. Ich frage bie Kammer: 


„ob ſie den Anträgen ber Deputation, wie fie 
ft tm Berichte Nr. 180 finden, jedoch mit. den 


Anträgen Wach und Beutler, wie dieſelben zu, 
$4 Abſ. 1 und $ 6 Biffer 10 angenommen 
worden find, und ber Berichtigung des Herrn 
Berichterftatters zu 8 77, beiftimmt?“ 


Einftimmig. 


Es ift die Antwort auf ein Königl. Dekret. Ich 
frage bie Königl. Staatsregierung, ob fie auf nament- 
licher Abftimmung befteht? 


(Sie verzichtet.) 


Meine Herren! Ich fchlage vor, daß wir unfere 
Sitzung jegt abbrechen und die beiden weiteren Punkte, 
die beiden fFinanzanträge, auf die morgige Tagesordnung 
noch ſetzen. Ich beraume die nächſte Sitzung auf morgen, 
Freitag, den 6. April, mittags 12 Uhr an und ſetze 
außerdem auf die Tagesorbnung: 


Bericht der vierten Deputation über bie 
Betition der Sächſiſchen Maſchinenfabrik vorm. 
Ri. Hartmann, Aktiengejelicaft in Chemnig, 
eine Steuerangelegenheit betreffend und über 
bie Petition der Handels- und Gewerbefammer 
bafelbft, die fommunale Beftenerung der Nenn- 
werthüberfhüffe bei neuen Altienemmifionen 
betreffend, (Druckſache Nr. 173.) 


Bur Mitvollziehung bes Protokolles lade ih ein 
den Herrn Oberbürgermeifter Dr. Bet und den Herrn 
Grafen von Rey: Zebtlig. Der Herr Protokollführer ift 
bereit, das Protokoll zu verlejen. 


Geſchieht.) 
Hat jemand gegen das Protofoll etwas einzuwenden? 
— Das ift nit der Fall. 
Ich erfläre dann dasfelbe hiermit für genehmigt und 
ſchließe die öffentliche Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 3 Uhr 9 Min. nachmittags.) 


Für die Redaltion verantwortlich: Der Vorſtand des Königlihen Stenographifhen Inſtituts 
i. V. Profeffor Eduard Dppermann- — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 


ut Baia A Drud von 8. ©. Teubner in Dresden. 


Leizte Abſendung zur Poſt: am 14. April 1900. 


Mitteilungen 
über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Neunundvierzigfte öffentlihe Sitzung 
der Erftien Hammer 


am 6. April 1900, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Entfchuldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 1171— 1173, 
— Untrag zum münblichen Berichte der zweiten Depu: 
tation über Tit. 36 bed außerorbentlihen Staatshaus: 
haltsetats für 1900/01, Erwerbung eine Hausgrumd- 
ftüds zu Dienftwohnungen in Dresden: Altftabt betr. — 
Antrag zum münblihen Berichte ber zweiten Deputation 
über Tit. 37 des außerorbentlihen Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, Erbauung eines Dienftgebäubes für bie 
Mafhineninfpeltion und Baninfpeltion Dresden: Altftabt 
betr. — Bericht der vierten Deputation über die Petition 
der Sächſiſchen Mafhinenfabrit vorm. Ri. Hartmann, 
Aktiengefellichaft in Chemnitz, eine Steuerangelegenheit 
betreffend, und über bie Petition der Handels- unb Ges 
werbefammer bajelbft, die kommunale Beſteuerung ber 
Nennwerthüberfchüffe bei neuen Aftienemiffionen betr. — 
Feſtſehzung ber Zeit und Tagesordnung für die nächſte 
Sigung. — Borlefung und Genehmigung des Protokolls 
über bie heutige Sitzung. 


Bräfident: 
Wirkl. Geh. Rath; Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. 


Am Miniftertifce: 


Der Herr Staatsminifter von Metzſch, fowie bie 
Herren Geh. Räthe Merz, Dertel, Dr. Ritterftäbt 
und Oberfinanzrath Elterich. 


Anweſend 37 Rammermitglieber. 


Bräfident; Ich eröffne die öffentliche Sipung. 
1.8. (2. Abonnement.) 


Eutſchuldigt haben fi für heute Herr Domberr 
Dr. Friederici wegen dringender Gejchäfte, Se. Erlaucht 
Herr Graf und Herr von Schönburg wegen Privat: 
angelegenbeiten. 

Den Vortrag aus ber Regiftrande giebt Herr 
Sekretär Thiele. 

Nr. 1171.) Bericht der zweiten Deputation über die 
Petition der Sächſiſchen erg a ne zu 
Dresden, Befreiung von Entrichtung der Staatseinfommen: 
ftener betr. 

Präfident: Gebrudt; fommt auf eine unferer nächſten 
Tagesordnungen. 

(Nr. 1172.) Protofollertraft der Aweiten Kammer 
über die Schlufberathung über einen Theil der in den 
Tit. 1 und 7 bes auferordentlichen Staatshaushaltsetats 


für 1900,01 eingeftellten Neu= und Umbauten für das 
Quftizdepartement. 


(Nr. 1173.) Desgleichen, über die Schlufberathung 
über Kap. 8—13, 15 und 77a, Berg>, Hütten: und Münz: 
etat, jowie allgemeine Ausgaben Hr den Bergbau betr, 

Präfident: Beide Nummern an die zweite Depu: 
tation. 

Wir gehen über zu dem „Untrage zum münd- 
lihen Beridte der zweiten Deputation über 
Tit. 36 des außerorbentlihen Staatshaushalts- 
etats für 1900/01, Erwerbung eines Hausgrund— 
ftüds zu Dienftwohnungen in Dresden-Altſtadt 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 157.) 


(Berg. M. II. 8. ©. 33 ff.u. 800 f.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr vom Find; In 
Tit. 36 werben 200,000 M. poftufirt, und zwar foll ein 
in ber Bernhardſtraße in Dresden Altftabt Tiegendes 
Haus gefauft werben, und bort Dienftwohnungen für 
den Borftand und die Betriebsinfpeltoren der Betriebs- 
bireftion Dresden: Altftabt eingerichtet werben. Seitens 
der Königl. Staatsregierung wird hervorgehoben, daß es 
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im bienftlihen Intereffe liege, wenn ber Vorftand und 
die Betriebsinſpektoren ber Betriebsdireftion jederzeit 
ſchnell zu erreichen jeien, infolge deſſen aljo in unmittel- 
barer Nähe des Bahnhofes wohnten, und dieſes ſei am 
vollfommenften und beiten lediglich dadurch zu erreichen, 
wenn fie Dienftwohnung in ber Nähe des Bahnhofes 
befämen. 

Die Zweite Kammer hat fich dieſer Anfhauung nicht 
anſchließen fünnen, fie hat vielmehr der Ueberzeugung 
Ausdrud verliehen, daß die Gewährung von Dienft: 
wohnungen in den großen Städten, wo genügende Ge: 
fegenheit zu Wohnungen aud in ber Nähe ber Dienit- 
ftellen vorhanden jei, möglichft vermieden werben joll, 
und Hat auch die Bemerkung nicht unterbrüdt, daß viel: 
fach ein unnöthiger Lurus mit Dienftwohnungen getrieben 
werbe, der in Zukunft abzuftellen jei. 

Ihre Deputation hat den Gründen ber Zweiten 
Rammer alljeitig beizupflichten gehabt und empfiehlt Ihnen 
ben Beitritt zu dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer, ber 
dahin geht, die unter Tit. 36 poftulirten 200,000 M. 
abzulehnen, 


Präfident: Es wünjcht niemand das Wort. — Ih 
frage die Kammer: 


„ob fie das Boftulat ablehnt?“ 
Einftimmig. 

Bunkt 3 der Tagesordnung: „Antrag zum münbd- 
fihen Berihte ber zweiten Deputation über 
Zit. 37 bes außerordentlichen Staatshaushalts: 
etats für 1900,01, Erbauung eines Dienftgebäubes 


für die Maſchineninſpektion und Bauinjpeltion 
Dresben-Altftabt betreffend.” (Drudjahe Nr. 158.) 


(Bergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 800 f.) 


Berichterftatter Rammerherr Freiherr von Find: In 
zit. 37 werden 176,000 M. poftulirt zur Erbauung 
eines Dienftgebäubes für die Mafchineninfpeltion Dresden: A. 
Es foll anf dem Areale zwiſchen der Polier= und Falten: 
firaße in Dresden: W. ein Haus errichtet werden, in 
welhem im Barterre und in ber erften Etage Bureaus 
für die Maſchineninſpeltion, in den anderen tagen 
Dienftwohnungen der vorgenannten Behörde untergebracht 
werben follen. Seitens ber Staatäregierung wirb aus— 
führlih begründet, daß die Räume ber Majchinen- 
inſpeltion eigentlich für den Eilguterpebitiongbienft be: 
ftimmt werben, mithin für leßteren zu räumen feien, ſo— 
bald die Bebürfnifje dieſer Stelle es erheifchen würben, 
fo daß dann aljo fpezielle Bureauräume für eben bie 
Maſchineninſpeltion zu ſchaffen fein würden. Ferner wird 


äm 6. April 1900, 
darauf hingewieſen, daß die Bauinfpektion, welche feither in 
dem bahnfiskaliſchen Haufe Hohe Straße 2 untergebracht fei, 
dort gänzlich ungenügende Zofalitäten habe, nachdem bie 
Geſchäfte wefentlich vermehrt und mehr Beamte angeftellt 
worden jeien. Außerdem feien die Berhältniffe nament⸗ 
fi für die Zeichner, was das Licht anlangt, derartig 
ſchlechte, daß die Gefahr vorliege, daß biefelben ihr 
Augenliht ſich verbürben. Es ift num beabfichtigt, 
auf dem zwiichen ber Bolierftraße und dem Gärtner: 
wege gelegenen Bauplage ein breiftödiges Haus zu er- 
richten und dort die betreffenden Räume für die Mafchinen- 
infpeltion und Bauinjpeftion unterzubringen, ſowie die 
frei bleibenden für bie VBetriebsbeamten bes Bahnhofes 
zu verwenden. 

Hierfür werben 176,000 M. verlangt. Die Zweite 
Kammer bat fie bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt 
Ihnen Beitritt zu dieſem Bejchlufie, jomit Tit. 37 des 
außerorbentlichen Staatshaushaltsetats für 1900/01 im 
Höhe von 176,000 M. nad; der Vorlage zu bewilligen. 


Bräfident: Wünfct jemand das Wort? — Das 
ift nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„ob fie auch Hier dem Beſchluſſe der Depus 
tation beitritt?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir gehen über zum vierten Gegen: 
ftande: „Bericht der vierten Deputation über bie 
Petition der Sähfifhen Mafhinenfabrif vorm. 
Ridh. Hartmann, Altiengefellfhaft in Chemnip, 
eine Steuerangelegenbeit betreffend, und über 
bie Petition der Handels: und Gewerbefammer 
bafelbft, die fommunale Befteuerung der Nenn— 
werthüberſchüſſe bei neuen Aktienemiſſionen 
betreffend." (Drudjadhe Nr. 173.) 


Herr Kammerberr von Schönberg wird den Bericht 
übernehmen. 


Berichterftatter Kammerherr von Schönberg: Meine 
verehrten Herren! Der Gegenftand, welcher uns Heute 
bejchäftigen wird, ift Ihnen vorausſichtlich durch den 
Bericht, welchen ich im Namen ber vierten Deputation 
erftattet babe, im allgemeinen belannt geworben. 

Zu dem Berichte, auf ben ich dann näher einzugehen 
gebenfe, bitte ich erft bemerken zu dürfen, daß ſich beim 
Drud ein paar Verſehen eingefchlihen haben, und zwar 
auf Seite 10, Zeile 15 von unten, müffen am Schlufie 
des Satzes, welcher mit dem Worte „frei” endigt, noch 
Anführungszeihen Hinzulommer, um dadurch anzuzeigen, 
daß bier ein Bitat vorliegt; und ferner ift ein ums 
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liebſames Verſehen vorgelommen auf derſelben Seite bei 
dem Drucke des nächſten Satzes, welcher mit den Worten 
beginnt: „Nach 8 16 dieſes Geſetzes“. Es find auf 
Beile 11 von unten bie Worte: „und bie Vorſchrift in 
8 4 Bunft 2 wiederum wörtlich in das Chemniger An— 
fagenregulativ übertragen worden“ zu bejeitigen und durch 
folgende zu erjegen: „dieſe Vorſchrift deckt fich mit der 
Beitimmung in $ 4 Punkt 2 des ſächſiſchen Einfommen- 
ſteuergeſetzes, und biefe Beftimmung wiederum ift wörtlich 
in bas Ehemniger Anlagenregulativ übertragen worden“. 
Ohne bem würde der Saf feinen Sinn haben. 

Zur Sache felbft geftatte ich mir, folgendes zu be 
merken: Es ift ber Gegenſtand der heutigen Berhandlung 
eigentlich feine Petition, fondern eine Beſchwerde. In 
der Regiftrande ift die Sache als Petition bezeichnet 
worben, ber Einfachheit halber hat Ihre Deputation den 
Ausdrud „Petition“ beibehalten, obgleich ber Charakter 
ein anderer ift. F 

Die Petition betrifft eine Eingabe der Aktiengejell- 
(haft „Sächſiſche Mafhinenfabrit” in Chemnig. Diefe 
Altiengeſellſchaft hat in brei Abfägen ihr Aktienkapital 
vermehrt und jebesmal die Altien zu einem Kurſe über 
Pari audgegeben. Der daburch erzielte Ueberſchuß über 
ben Nennwerth ber Aktien ift von ber Stabtgemeinde 
Ehemnig als Eintommen angejehen und unter Anwendung 
der Sätze ihres Regulativs vom Jahre 1876 zur Ein- 
fommen» ober, wie bafür in Chemnit gejagt wird, Klaſſen⸗ 
ftener herangezogen worben. Die Aktiengefellichaft hat 
gegen dieſe Heranziehung jedesmal reflamirt, fie ift in 
beiben Inftanzen zurüdgewiefen, und die dagegen erhobene 
Beichwerbe ift vom Königl. Minifterium des Innern ala 
unbegründet verworfen worden. Nunmehr wendet fid 
bie Aftiengefellihaft an die Ständeverſammlung und 
bittet um Schuß bed nad) ihrer Ueberzeugung verlegten 
Rechtes. Diefem Vorgehen tritt die Handels- und Ge- 
werbelammer zu Chemnitz in einer bejonderen Eingabe 
mit der Bitte um Klarflellung ber fraglichen Ungelegen- 
heit bei. 

Zur Begründung ihrer Beichwerbe führt die Aktien: 
gefelihaft „Sächſiſche Mafchinenfabrit” an, daß ber 
Ugiobetrag, ben fie über den Parikurs ihrer Aktien 
erhalten habe, im Betrage von rund 917,000 M. kein 
Gewinn im Sinne des Negulatives, ſondern eine Ver: 
mehrung ihres Altienfapitales nebſt Reſervefonds bar: 
ftelle. Sie bezieht ſich dabei auf eine Erklärung des 
Reichsgerichtes, welche dahin lautet: 


„Biefer Gewinn — nämlich der Ueberſchuß, ber 
durch die Ausgabe von Altien über Bari refultirt — 
ift fein Meingewinn aus der geichäftlichen ——— 
der Geſellſchaft, ſondern ein durch die größeren Bei— 
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—* ber Zeichner erlangter Zuwachs zum Geſchäfts⸗ 
tapitale. 


Der andere Gewinn, ber aus dem Geſchäfts— 
verfehre, dem Gefchäftöbetriebe refultirt, ift unbegrenzt 
zur Dedung eines aus ber Bilanz ſich ergebenden Ber: 
Iuftes einzuftellen. Nur jener jährlich) aus dem Ge— 
fchäftsbetriebe refultirende Reingewinn wird nad) dem 
Gewinn: und Berluftfonto des Jahres berechnet, und 
auf ihm bezieht ſich die Beſtimmung in 8 16 bes 
preußiſchen Einkommenſteuergeſetzes, .. aud die 
zur Bildung von Refervefonds verwenbeten Ueberſchüſſe 
als fteuerpflichtige Einfommen gelten.” 

Denjelben Standpunkt nimmt aud ber Juftizrath 
Staub ein; das ift einer ber bebeutendften Stenner bes 
Handelörehts und unfer Einfommenftenergefeg von 
1878 fagt in $ 15 Abſatz 2: 

„Außerorbentlihe Einnahmen gelten jebod nicht 
als fteuerpflichtiges Einfommen. Sie fommen daher, 
ebenfjo wie Berminderungen bes Iebteren, nur in— 
fofern in Berückſichtigung, als die Erträgniffe dadurch 
vermehrt oder vermindert werben.” 

Die Denkſchrift zu dem jegt geltenden Hanbels: 
gefegbuche vom 10. Mai 1897 fpricht fi zur Sache 
aljo aus: 

„In den Reſervefonds ift nach dem Entwurfe 
($ 255) ebenjo wie nad) bem biöherigen Artikel 185 bh 
minbeftens ber geſetzlich beftimmte Theil des Jahres: 
gewinnes jowie im vn einer Ausgabe von Aktien 
über Pari ber über Nennbetrag hinaus erzielte 
Betrag einzuftellen.“ 

Hier muß es ebenfo, wie im Falle der Erzielung 
eines Wgiobetrages bei der Ausgabe neuer Altien aus: 
geſchloſſen fein, daß Kapitaleinzahlungen dazu benußt 
werben, um in ber Bilanz einen zur beliebigen Ber: 
wendung geeigneten Gewinn zu erzielen, während in 
Wirklichkeit ein folder Gewinn überhaupt nicht, ober 
doch nicht in folder Höhe vorhanden ift. 

Ferner iſt hier noch einer Erffärung ber Hanbels: 
fammer Chemnig zu gedenken, welche pure mit ber Auf- 
faffung der Petenten übereinftimmt und fich auf Seite 4 
bes Berichtes wörtlich aufgeführt findet. Diefer Auf: 
faffung gegenüber fucht bie Stadtgemeinde Chemnitz aus 
8 25 ihres Abgabenregulativs die Behauptung zu be: 
gründen, daß unter den hier erwähnten Ueberjchüffen 
nit nur das gewerbliche Einkommen, ſondern auch 
Agiogewinn ſteuerbar ſei. Was das Chemnitzer 
Regulativ in dieſer Beziehung beftimmt, finden Sie auf 
Eeite 1 bes Berichtes auszugsweife mitgetheilt. Wenn 
Sie dieſe Beftimmungen leſen, werben Sie zu ber Ueber- 
zeugung kommen, daß es fi im vorliegenden Falle 
lediglich um die Anwendung einer Eintommenfteuer 
handelt. Es ift unter anderem in $ 4 gejagt: 
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„Staatsangehörige, welche feinen weſentlichen Wohn: 
fig im Lande haben zc., find mit dem ber Staatöfteuer 
unterliegenden Eintommen zur Klafjenfteuer voll 
heranzuziehen.” 


Dann heißt e8 in $ 5: 


„Abgabenpflichtige, welche ihr Einkommen ıc. 
von anäwärtigem Gewerbe beziehen, find bezüglich der 
Hälfte des aus Diefen Quellen bezogenen Ein- 
fommens zu bejteuern.” 


Terner heißt es in $ 6: 


„Findet ein Gewerbebetrieb zc. ftändig in mehreren 
Ortſchaften ftatt, jo erfolgt in Chemnik die Heran: 
ziehung zur Klafjenfteuer von demjenigen Be: 
trage, welder als Ertrag bes Gewerbebetriebes 
in Chemnig anzujehen ift.“ 


Dann ift befonder® maßgebend $ 9, welcher befagt: 


„Der Klaſſenſt euer unterliegt das Eintommen 
der Abgabenpflichtigen, und zwar das Gefammteintommen, 
joweit dieſes Regulativ feine Einſchränkung enthält. 

Die Abgabe wird erhoben: 


a) von dem Grundbbefis in ber Stabt Ehemnik 
nad) der Ertragsfähigfeit; 
b) von dem übrigen Einfommen eines Abgaben- 
pflichtigen, welches 
aa) in den Einkünften eines Amtes, 
bb) in ben Einkünften eines@ejchäftes ober 
Gewerbes, 


cc) in den Einkünften von fonftigem Vermögen 
(Renten) befteht. 


Ferner heißt e8 in $ 23: 


„Als Geſchäfts- und Gewerbeeinlommen ift zu 
verftenern dasjenige, was ber Betreffende durch feinen 
Erwerböbetrieb nad Abzug der zum Erwerbsbetrieb 
nothwendigen Ausgaben verdient”; 


und endlich beftimmt der wörtlich aus dem Eintommens 
ftenergejeß von 1874 bez. 78 Herübergenommene $ 25 
des Abgabenregulativs: 


„Alle Aktiengejellihaften, Kommanditgejellichaften 
auf Aktien ze. find nad) den Ueberſchüſſen zu be— 
fteuern, welde als — —— und Dividen— 
den (gleichviel unter welcher Benennung) unter die 
Mitglieder vertheilt oder zur Bildung von 
Reſervefonds oder zur Schuldentilgung ver— 
wendet werben”, 


woran ſich dann eine Ausnahmebeftimmung fchließt, 
welche aljo lautet: 


„Es haben aber Atiengejelichaften und Kommanbit- 
gejellichaften auf Aktien, auch wenn bdiejelben Ueber: 
ſchüſſe gar nicht, oder unter 3 Prozent gemacht haben, 
mindeftens 3 Prozent bes im Handelsregiſter ein: 
getragenen Aktienkapitals zu verftenern.” 





Chemnitz bebuzirt nun aus biefen Beftimmungen, 
daß aud) das fonftige Einfommen, aljo auch Agiogewinn 
zu verfteuern jei. Meine Herren! Ich weiß nun nicht, 
wie Chemnig dieſe Anficht vertreten will; jedenfalls 
fteht bieje in bireftem Wiberjpruche mit dem, was bas 
Chemniger Anlageregulativ in ber That beftimmt, und 
mit ber Handhabung ber gleichlautenden Vorſchrift im 
ſächſiſchen Einfommenfteuergejege feitens unferer Finanz: 
behörden. Die Königl, Kreishauptmannihaft pflichtet 
der Auffafjung des Stabtraths von Ehemnig bei. Sie 
entſcheidet kurz, daß ber fragliche Agiogewinn feiner 
Entftehung, Beitimmung und Verwendung nah als 
jteuerpflihtig anzufehen fei. Das Königl. Minifterium 
bes Innern fagt auf erhobene Befchwerbe: 

Es fei die Entjcheibung der zweiten Inſtanz nad) 
dem Gefege von 1873 eine endgültige, vorausgejeht, 


daß nicht gegen ausbrüdfiche, gefegliche Beftimmungen 


verftoßen worben jei. 
Letzteres verneint das Königl, Minifterium. Das Königl. 


Minifterium giebt zu, es ſprächen allerbings für bie Anfichten 
ber Betenten bie Ihnen vorhin mitgetheilte Entſcheidung bes 
Neichsgerichts, ferner bie Ihnen auch befannt gegebenen 
Motive zum Handelsgeſetzbuch, und endlich bie Beftimmung 


in $ 15, 2 bes Einfommenfteuergejeges, wonach berartige 
außerorbentlihe Einnahmen nicht als fteuerpflichtig au⸗ 
zufehen find, fondern als Gegenftand ber Vermehrung 


bes Stammkapital zu gelten haben und erft in ihren 


Erträgniffen zu verfteuern find. Dagegen jei eine Ent: 
ſcheidung bes preußifchen Oberverwaltungsgerichts in 
einem ähnlichen Falle von 1891 zu beachten, wonach 


die bei Ausgabe von Aktien über Bari erzielten Agio- 


beträge als fteuerpflichtig erklärt werben. Wenn nun 


hiernach, fagt ber Vertreter des Königl, Minifteriums, 


bie vorliegende Frage einigermaßen zweifelhaft fei, fo 
fei do aus $ 25 bes Unlageregulativs die Steuer: 
pflichtigleit dieſes Agiobetrags immerhin zu debuziren. 
Ja man könne auf Grund von 8 25 bes Anlage: 
regulativs ſogar Nichteinfommen, aljo Kapitalvermehrung 
im Sinne bes Eintommenfteuergejeßes ala Gegenftand 
ber Berftenerung anjehen. Die Deputation hat bies 
aus $ 25 nicht abzuleiten vermodt. Ja, ber Herr 
Vertreter des Königl. Minifteriums bes Innern geht 
fogar noch weiter. Er jagt: Denn indem man $ 4 
Punkt 2 des Einfommenftenergefeges ala $ 25 in bas 
Anlageregulativ aufgenommen habe, habe man ben Be— 
griff ber reinen Einfommenfteuer durchbrochen, und es 
dadurch ermöglicht, da, abweichend von bem Staats: 
einfommenfteuergefege, auch Nichteinfommen beftenert 
wird. Schließlich ruft der Herr Vertreter bes Königl. 
Minifteriums auch noch bie Gemeindeautonomie zu Hülfe, 
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wonah man das Negulativ in ber Weile auslegen 
fönne, daß man, gegen die ſächſiſchen gejeplichen Be: 
ftimmungen, Kapitalien, welde ausdrücklich als Nicht: 
einlommen im Gefege bezeichnet find, als fteuerbares 
Einfommen anjehen dürfe, 

Es ift Hierbei zur Slarftellung noch zu bemerken, 
daß nad) dem Altiengejege von 1884 und noch präzifer 
nad) dem neuen Handelsgeſetzbuche vom 10. Mai 1897 — 
in Wirkfamkeit getreten mit dem 1. Januar d. J. — Agio— 
beträge, welche durch Ausgabe von Altien über Parikurs 
erzielt werben, ausbrüdlic ausgenommen find von dem 
Begriffe des Einkommens, daß dieſe überfchiegenden Be: 
träge in den Reſervefonds zu legen find, daß fie fein 
bilanzmäßiges Einfommen bilden, und daß fie in ber 
Bilanz als Paffiven aufgeführt werben müflen. Nun, 
meine Herren, wenn ein folder Werthbetrag ber Ver: 
theilung als Gewinn entzogen ift, und wenn er als 
Baffivum bezeichnet wird undinber Bilanz ala Schulbpoften 
zu figuriren Hat, da fann man doch unmöglich einen 
folgen Poſten als fteuerbaren Ueberſchuß anjehen. Der 
Herr Vertreter bes Königl. Minifteriums bezeichnet ben 
durch die Aftienemiffion über Bari erzielten Agiobetrag 
als das Ergebnif ber geſchäftlichen Thätigkeit der Aktien— 
gefellichaft und ber Benugung günftiger Konjunfturen 
und will damit die Beſteuerung dieſes Belrages ala 
Geſchäftseinkommen rechtfertigen. Man wird aber uns 
möglich einen Kapitalerwerb, welcher durch bie erceptio- 
nelle Maßregel ber Berftärkung bes Altienlapitals erreicht 
wird, als ein Ergebnif ber regelmäßigen Gejchäfts: 
thätigfeit einer Altiengefellichaft anſehen fünnen, fpeziell 
nicht als ein Ergebniß des Betriebes einer Altienmaſchinen⸗ 
geſellſchaft, welche ſich lediglich mit Mafchinenbau befchäftigt. 
Das Heißt doch wohl der Sache Gewalt anthun; zubem 
ift zu berüdfichtigen, baf, wie die Handeldfammer in 
Chemnitz bervorhebt, die Ausgabe von Altien unb bie 
Beftimmung ihres Kurſes nicht in den Geſchäftskreis 
des Direftoriums, bes gefchäftsleitenden Organes einer 
Altiengejellihaft fällt. Es ift Lediglich Aufgabe ber 
Generalverfammlung darüber zu befchliegen. Wenn das 
aber unmöglich ift, jo beftimmt wieder unjer Einfommen: 
fteuergefeg in $ 15, 2, daß berartige Beträge nicht ber 
Verftenerung unterliegen, und wenn das Anlageregulativ 
von Chemnitz fi dem Sinne und zum Theile jogar dem 
BWortlaute nad an das Staatseinfommenfteuergejep an: 
ſchließt, dann hat auch Chemnitz nicht das Recht, dieje 
Erträge zu dem fteuerbaren Einlommen hinzuzurechnen. 
Benn nun ferner die minifterielle Entfcheidung aus dem 
Umftanbe, daß in $ 25, Abſatz 2 des Anlageregulativs 
gegen bie in $ 25, Abſatz 1 aufgeftellte (aus dem 
Staatzeinfommenfteuergejepe unter $ 4, Punkt 2 her: 
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übergenommene) Regel eine Wusnahme eingefügt 
worben ift, wonach Aktiengeſellſchaften, auch wenn fie 
Ueberjhüffe gar nicht oder unter 3 Prozent gemacht 
haben, mindeſtens 3 Prozent des im Handels— 
regifter eingetragenen Stapitales zu verfteuern haben, die Be: 
fugniß ableiten, dem $ 25 einen anderen Sinn, als dem 
Staatöfteuergefepe innewohnt, unterzulegen, jo geht man 
damit ficher zu weit. Im Gegentheile wird man aus 
diefer Ausnahmebeitimmung bes Anlageregulativs von 
Chemnik nad) dem Grundſatze exceptio confirmat regulam 
bie Folgerung zu ziehen haben, daß, ſoweit nicht eine Aus: 
nahme ausdrücklich ftatuirt worden ift, die Regel gilt, 
welche aus dem Staatseinfommenfteuergejege in das Re— 
gulativ herübergenommen worden if. Wenn nun 
Chemnig eine grundlegende Beitimmung aus bem Staats: 
einfommenfteuergejege in fein Ortsregulativ herüber- 
genommen bat, jo wird baraus mit Nothwendigfeit hervor: 
gehen, daß Chemnig auf ber anderen Seite gehalten 
erfcheint, dieſe Beitimmung auch nad) ben Regeln ber 
Staatseinfommenfteuer zu handhaben. 

Zum Schluffe will ih mir noch geftatten, auf einen 
Ausſpruch des Herrn Juftizratd Dr. Staub in Berlin 
hinzuweiſen, welche legteren ber Bericht unferer erften 
Deputation zum Entwurfe eines Gefeges zur Ausführung 
einiger, mit dem Bürgerlichen Geſezbuche zufammen: 
hängender Neichagejepe vom 25. Januar db. I. auf 
Seite 13 einen allgemein anerfannten Kenner bes Hanbels- 
rechtes nennt. Diefen Bericht hat auch der Herr Ober: 
bürgermeifter von Chemnig mit unterjchrieben, und damit 
die Autorität von Staub, wenigftens im allgemeinen, 
anerfannt; Herr Juftizrath Dr. Staub fagt zur Sade: 


„Das preußiſche Oberverwaltungsgericht bejaht 
allerdings bie a — bed Emifjionsagios. 

Das Emiffionsagio ift aber fein fteuerpflichtiger 
Ueberſchuß. Es ift ebenjowenig ein folder Ueberſchuß 
wie der Nennbetrag, Zwiſchen beiden Arten von 
Kapitaleinlage befteht ein rechtlicher Unterfchied nicht, 
und wer ba3 bei der Emiffion erzielte Ugio als fteuer: 
pflichtiges Einkommen betrachtet, ber muß folgerichtig 
auch ben bei der Emilfion erzielten Nennbetrag ber 
Eintommenftener unterwerfen und umgelehrt; wie ber 
Nennbetrag fein Ueberfchuß ift, fo ift e8 auch bas 
Agio nicht. 

Der Nennbetrag wird dem Baffivpoften Aktien: 
fapital, das Agio dem Baffivpoften gejeglicher Rejerve- 
fonbs zuge a. Beide Buchungsarten haben ben 
gleichen Zwed, ben betreffenden Betrag von ber Ber: 
theilung als Dividende auszuſchließen. 

Das Agio ift wohl ein Ueberſchuß über ben 
Neunbetrag, aber kein Bilanzüberfhuß.” 


Ferner wird gegen die Bezugnahme feitens ber De: 
putation auf die Motive zu dem jet in Geltung ge: 
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tretenen Hanbelögefegbuche eingehalten: dieſe Bezugnahme 
fei eine verfrühte. Dem muß aber entſchieden wider: 
fprochen werden. Die Motive bringen eine Erläuterung 
zu bem bereits beftehenden Handelsgeſetze von 1884; 
fie interpretiren das Geſetz, aber fie bringen nichts 
Neues. Eine Interpretation muß natürlich rückwirkende 
Kraft Haben, eine Interpretation jagt lediglich, wie 
ein vorhandenes Geſetz zu verftehen iſt. Die Bezug: 
nahme auf bie Klarheit bringenden Motive ift aljo eine 
wohlberechtigte. 

Endlich, meine Herren, geftatte ich mir noch zu er- 
wähnen, daß nad) einer mir gemachten glaubhaften Ver: 
fiherung das preußische Oberverwaltung®gericht von feiner 
Auffaffung über die Steuerpflichtigfeit ber fraglichen 
Ugiobeträge in Teßterer Zeit zurücgelommen fein fol. 
Dann dürfte es die hohe Kammer intereffiren, zu hören, 
daß auch der Kaffationshof zu Rom deren Steuerpflid- 
tigkeit verwirft. 

(Heiterkeit) 


Aber nicht bloß der Kaffationshof zu Rom, fondern 
au die mafgebenden Behörden in Bayern, im Groß: 
herzogthum Baden, gleihwie das Finanzminifterium im 
Königreihe Sachſen. Da num, meine Herren, in einer 
Sadje wie der vorliegenden fein, wenn ich jo jagen barf, 
Markten zuläffig erfcheint, fondern man nad) der Auf— 
faffung Ihrer Deputation nur die Frage zu beantworten 
hat: Iſt der fragliche Agiobetrag fteuerpflichtig ober ift 
er es nicht, und da nach Anficht Ihrer Deputation die 
Enticheidung, welche die beiben Reklamationstommiffionen 
gegeben haben, und bie zuftimmende Erklärung bes König— 
lihen Minifteriums des Innern ſich mit den ortägejeß- 
lichen Beftimmungen nicht beden, jo bleibt jeine andere 
Wahl nicht übrig, als die auf „Schug bes nad ihrer 
Ueberzeugung verlegten Rechtes” gerichtete Petition der 
Sächſiſchen Maſchinenfabrik der Königlichen Staatsregie— 
rung zur Berückſichtigung zu übergeben. Dabei will 
allerdings die Deputation mit dieſem Antrage ſich nicht 
für die NRüderftattung bes nad ihrer Anſicht indebite 
erhobenen Steuerbeirages entjchieben Haben. Diejen 
Punkt übergeht die Deputation als außerhalb ihrer 
Kompetenz liegend. Ih beantrage nunmehr namens der 
Deputation: 
„die Petition der Sächſiſchen Majchinenfabrit 
vorm. Richard Hartmann, Altiengejellichaft in 
Chemnig, der Königlichen Staatsregierung zur 
Berüdfihtigung zu empfehlen, und die Petition 
der Handeld» und Gewerbefammer zu Chemnitz, 
die fommunale Befteuerung der Nennwerthüber: 
ſchüſſe bei neuen Aktienemifjionen betreffend, durch 
—— zur Petition umter 1 für erledigt z 
erflären.“ f 
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Präfident: Das Wort hat der Herr Witterguts- 
befiger von Wahdorf. 


Rittergutsb.fiper von Watzdorf: Meine hochgeehrten 
Herren! Ich Habe mit vielem Intereffe den Bericht der 
vierten Deputation gelefen und kann mich mit dem auf 
Seite 1 bis 10 euthaltenen Anſchauungen mit wenigen 
Ausnahmen einverftanden erflären. Ich will nicht unter: 
laſſen, hierbei zu erwähnen, daß ich allerdings für mid) 
eine andere Form theilweife gebraucht Hätte. Das beruht 
darin, daß ich bie Abficht Habe, eine Uebereinftimmung 
ber hohen Königl. Staatöregierung mit ber hohen Stammer 
zuftande zu bringen, und daß ich deswegen nicht in biejer 
Schärfe vorgegangen wäre, wie es hier die Deputation 
gethan hat. Meine Herren! Was nun den Antrag der 
Deputation anlangt, jo kann ich mic; feineswegs damit 
einverftanden erklären. Die Chemniger Altiengeſellſchaft 
hat einen fehr allgemeinen Antrag geftellt, er kommt 
darauf hinaus, daß der Altiengeſellſchaft Schug gewährt 
werden folle gegen Unrecht, was ihr wiberfahren ift. 
Es ift, wie ſchon der Herr Verichterftatter ausgeführt 
bat, nicht eine Petition, fondern eine Beſchwerde. Der 
Schuß, den man gewähren fann, kann ja ein verfchiebener 
fein, und ich Hätte gemeint, die geehrte Deputation hätte 
ihon in dem Berichte die Erklärung abgeben müſſen, 
die fie jetzt am Schluffe der Rede des Herrn Bericht: 
erftatter8 abgegeben hat, das ift, daß fie die Petition 
nur in fo weit berüdfichtigen wolle, als fie nicht rüd» 
wirfende Kraft haben ſoll, d. h. fie foll nur pro futuro 
wirken. Das ift aber nach meiner lleberzeugung ur: 
fprünglich nicht in dem Berichte enthalten, ſondern ich 
möchte faft vermuthen, daß bie geehrte Deputation erft 
jpäter zu biefem abmilbernden Beichluffe gekommen iſt, 
vielleicht gerabe infolge dieſes Antrages, von dem fie 
Kenntniß befommen hat. Ja, meine Herren, barüber, 
daß das nicht gejchehen kann, daf die Stabt Chemnig 
veranlaßt wird, etwa ben zuviel gezahlten Betrag ber 
Einkommenfteuer wieber herauszuzahlen, barüber werben 
die meiften Herren wohl in ber hohen Kammer einig 
fein. Es lann ja die Frage fein, ob es fi um ein 
Recht Handelt, ob wir überhaupt bereditigt find, bieje 
Sade hier vorzunehmen. Man kann das Wedht ber 
Kammer zuſprechen, man fann es ihr aber auch ab: 
ſprechen. Ich will darüber nicht entjcheiben, ob es eine 
res judieata ift. Mber ich gehe von ber Anſicht aus, 
daß man es unter allen Umftänben vermeiden muß, fi 
bier mit der Königl. Staatsregierung in Widerſpruch zu 
ftellen. Die Königl. Staatsregierung wiürbe, wenn wir 
den Antrag fo angenommen hätten, in bie größte Ber- 
legenheit gelommen fein, unb das würde ich doch nicht 
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wünfhen. Meine Herren! Alſo in letzter Stunde, 
wie gejagt, hat bie geehrte Deputation die Erflärung 
abgegeben, baf fie felber auch einen fo weit gehenden 
Antrag Hiermit nicht geftellt haben wolle. Es könnte 
fich num fragen, meine Herren, ob der von mir vorbereitete 
Antrag nunmehr Erledigung gefunden bat, damit, daß 
diefer fchwierigfte und unangenehmfte Punlt heraus: 
genommen ift. Ich Habe mir das überlegt, aber es 
bleiben doch verſchiedene Differenzen zwifchen meinem 
Antrage, wie fie ihn erhalten haben, und zwijchen dem 
Untrage ber Deputation. Der wejentlichfte Unterichieb 
beruht barin, daß der Antrag ber Deputation bahin 
geht, die Petition zur VBerüdfihtigung zu geben. Auch 
wenn fie das nur pro futuro verftehen will, jo ift dies 
doch immer eine Stellungnahme ber Königl. Staat- 
tegierung gegenüber, die ich nicht wünſche. Meine 
Herren! Es ift doch damit gejagt, daß wir unbedingt 
Recht haben, und daß die Königl. Staatdregierung Un: 
recht hat, und wir müfjen eben das bejeitigen. 


(Beifall. Sehr richtig!) 


So fteht doc die Sache nicht ganz. Ich bin feft 
überzeugt, daß die Unficht, die ich vertrete, daß der jo: 
genannte Agiogewinn nicht zur Einfommenfteuer gehört, 
die richtige ift. Trotzdem muß ich mir jagen, daß andere 
Meinungen aud) ba fein können, und daß diefe Meinungen 
auch von Autoritäten ausgeſprochen worden find. Es 
ift hier erwähnt, daß das Oberverwaltungsgericht in 
Berlin eine Entſcheidung getroffen hat, die anders lautet, 
wie meine Anſicht. Ja, dba muß ich doch mit einer ge: 
willen Beicheibenheit vorgehen, und ich kann nicht weiter 
gehen, ala die Regierung zu erfuchen, noch einmal Er- 
wägungen eintreten zu laſſen. Diefe Erwägungen finde 
ich allerdings begründet in bem, was bie geehrte Depu- 
tation gejagt hat, und ich würde möglicherweije noch 
dies und jenes hinzufügen können. Uber, meine Herren, 
ich habe das Gefühl, dag mit Begründungen dieſer Art 
ſchon jett bie hohe Kammer etwas ermübdet worben ift, 
und ich werbe volljtändig darauf verzichten. Ich nehme 
an, daß die Königl. Staatsregierung auch dies nicht ver: 
fangen wird von mir. Ein zweiter Grund, weshalb ich 
mich nicht ins Einverſtändniß jegen fann mit ber Depu- 
tation ift der, daß die Wirkung des Antrages ber De: 
putation, jo braftiich er klingt, ſehr gering fein wird. 
Wenn Sie die Beichwerbe einfah zur Verüdjihtigung 
übergeben, jo wird die Folge jein, daß bie Königl. 
Staatsregierung abwarten wirb, bis ein neuer Fall ein: 
tritt. In dem alle ſelbſt würbe fie biefer Berüdfich- 
tigung Folge leiften. Ob aber ein folder Fall eintritt, 
fo lange die Königl. Staatsregierung noch über biefen 


Punkt befinden kann, das bleibt dahin geftellt, denn bie 
ganzen Ungelegenheiten gehen mit dem Augenblicke, wo 
das DOberverwaltungsgericht in Kraft tritt, dort hinüber. 
Alſo würde das an unb für fich nicht viel bebeuten. 
Biel wejentlicher ift mir — und dazu verhilft der Un: 
trag —, daß bie Königl. Staatsregierung Stellung zu 
ber Frage nimmt und unter Umftänden bie Behörben 
anweift, bo in dem oder jenem Sinne vorzugehen. 
Dazu dient ber Erwägungsantrag. Ich rechne um fo 
mehr barauf, als ih, wenn auch nicht ganz, jo doch 
theilweife der Anficht beipflichte, daß es wünſchenswerth 
ift, — id) ſage „wünſchenswerth“ — daß eine gewifje 
Uebereinftimmung der Anſichten bei unjeren Behörden 
ftattfindet und daß nicht in dem Minifterhotel auf dem 
rechten Ufer der Elbe anders entſchieden wird als in 
bem Minifterhotel auf dem linten Ufer ber Elbe. Meine 
Herren! Ich glaube, es wird felbft im Interefie der 
hohen Staatsregierung liegen, daß möglichite Ueber: 
einftimmung herrſcht. Ich gehe nicht jo weit, wie bie 
Deputation gegangen ift, ihr einen Vorwurf zu machen. 
Die Königl. Staatöregierung ift vollftändig frei und das 
Königl. Minifterium des Innern kann etwas befinden, 
was nicht in Webereinftimmung ift mit den Unfichten 
bes TFinangminifteriums. Das lommt auch bei anderen 
Behörden vor, jo Haben wir gerade in dieſer Frage eine 
Entſcheidung bes Neichögerichtes und eine Entſcheidung 
bes Oberverwaltungsgerichtes, die beibe einander gegen: 
überftehen. Aber das wird mir wohl dann auch der Herr 
Staatsminifter zugeben, daß eine Lebereinftimmung bei 
uns wünfchenswerth ift, und ferner glaube id), daß ber 
Herr Minifter zugeben wird, daß ſchließlich das Finanz: 
minifterium in biefen Steuerſachen mehr Erfahrung, 
Kenntniß noch befigt, als feine Beamten. Alſo würde ic) 
ſehr dankbar fein, wenn in biefer Beziehung auch eine 
Erwägung barin jtattfände, 

Meine Herren! Ich Habe für jetzt weiteres nicht 
hinzuzufügen. Ich habe mir erlaubt, einen Antrag 
druden zu lafien — er ift vertheilt worden —, damit 
bie Herren eine Erleichterung haben, benn es ift beim 
Borlefen fehr ſchwierig, den Sinn vollflommen zu er: 
fafjen. Ich würde aber, ehe ich den Antrag ftelle, ben 
Herrn Staatsminifter bitten um die Erflärung, ob er 
fi zu biefem meinem Untrage günftig ftellt; nur im dem 
Falle würde ich den Antrag bringen, ba er fonft Hier 
überfläffig fein würde. 


Präfident: Meine Herren! Ich Habe zunächſt die 
Unterftügungsfrage zu dem Antrage bes Herrn von Watz- 
borf zu ftellen. Herr von Wahdorf Hat ben Antrag ge- 
ftellt ... 
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NRittergutsbefiger von Watzdorf: Nein, ich habe ihn 
noch nicht geftellt, fondern ich habe erft bie Anfrage an 
den Herrn Staatsminifter gerichtet, wie er fi zu dem 
Antrage ftellt. Nur für den Tall, daß Se. Excellenz 
fi günftig ftellen würde, würde ich den Antrag ein» 
bringen. 


Präfident: Se. Excellenz der Herr Staatsminifter 
von Mekich! 


Staatäminijter von Metih: Meine Herren! Sch 
babe zunächſt die Erffärung abzugeben, daß die Regie— 
rung vollftändig geneigt fein würde, auf den Antrag bes 
Herrn von Watzdorf in beifälligem Sinne fi einzulafien, 
und wenn ich jetzt von einer weiteren Erffärung abjehe, 
jo geihieht es nur, weil der Antrag noch nicht ein- 
gebradit if. Ich würde aber den Herrn Präſidenten 
bitten, ſobald ber Antrag unterftügt ift, mir wieberum 
das Wort zu ertheilen. 


Präfident: Ich weiß nicht, ob Herr von Watzdorf 
den Antrag jet einbringen will? 


Rittergutsbefiger bon Watzdorf: Ich ftelle den Un: 
trag. Darf ich Se. Excellenz ben Herrn Bräfibenten 
bitten, ihm zu verlefen? 


Prüfident: Der Antrag, welcher ben Herren ſämmt— 
fich gebrudt vorliegt, lautet: 


„Die Kammer wolle befhließen, die Peti— 
tionen ber Sächſiſchen Mafchinenfabrit vorm. 
Rich. Hartmann, Aktiengefelihaft in et 
und ber Hanbeld- und Gewerbefammer daſelbſt 
ber Königl. Staatsregierung zur Erwägung ber 
Frage zu überweiſen, ob ein bei Begebung von 
Aktien über dem Parilkurſe von Wltiengejell- 
ſchaften erzielter Gewinn nicht in Zukunft auch 
von der fommunalen Eintommenfteuer freizulaffen 
fei und bie in dieſer Beziehung in Steuer: 
regulativen beftehenden Zweifel, —* nöthig, 
behoben werben.“ 


Ich Habe zunächſt bie Unterftühungsfrage auf ben 
Antrag Watzdorf zu richten. 


(Eine große Anzahl von Mitgliedern erhebt fid.) 


Er ift ſehr Hinreichenb unterftügt. 
Es ift noch ein Antrag des Herrn Oberbürgermeifter 
Beutler eingegangen: 


„Die Kammer wolle beichließen, die Peti— 
tionen ber Sächſiſchen Maſchinenfabrik vorm. 
Ni. Hartmann, Altiengeſellſchaft in Chemnitz, 
und ber Handels- und Gewerbelammer daſelbſt 
der Königl. Staatsregierung zur Kenntnißnahme 
zu überweifen.” 
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Ic ftelle auch Hier die Unterftügungsfrage. 
(Eine Anzahl Mitgliever erhebt fid.) 


Er ift genügend unterftüßt und ſteht ſonach mit zur 
Debatte. Ich ertheile jet zunächſt Sr. Excellenz das 
Wort. 


Staatsminiſter von Meizſch: Meine ſehr geehrten 
Herren! Sie wollen mir geftatten, gleich beim Beginne 
der Debatte zunächſt die Stellungnahme der Regierung 
zu ſtizziren gegenüber den vorliegenden Unträgen bes 
Herrn von Wahborf beziehentlich des Herrn Oberbürger: 
meifter Beutler. Ich verbinde damit gleichzeitig auch die 
Stellungnahme der Regierung gegenüber dem vorliegenden 
Botum der Deputation. Anlangend die beiden Anträge 
der Herren von Watzdorf und Oberbürgermeifter Beutler, 
jo habe ich bezüglich de Erfteren bereits bie beifällige 
Haltung ber Wegierung ausfprechen fünnen. Un fi 
fann er ihr nur ſympathiſch erjcheinen um beswillen, weil, 
wenn berjelbe zur Annahme gelangen follte, ein Weg ge 
ebnet ift, auf welchem die vorliegende Beſchwerde am 
einfachften ihre Erledigung findet und wobei es nicht erft 
erforderlich erjcheint, in eine weitere Prüfung ber Frage 
einzutreten, inwieweit bie rechtfprechenden Behörben bei 
der Ertheilung ihres Beſcheides im dieſer Angelegenheit, 
wie die geehrte Deputation behauptet, vom echte abge- 
wichen jeien. Damit gleichzeitig wende ich mic) zu dem 
Botum ber Deputation. Da allerdings hat ber Herr 
Berichterftatter am Schluffe jeines Vortrages gefagt, daf bie 
Deputation die Beichwerbe der Negierung nur zur Be 
rüdfichtigung in einem gewifjen Sinne unterbreite. Der 
Herr Berichterftatter hat fich darüber, in welchem Sinne dies 
geichehe, ausgeſchwiegen; er hat nur erklärt, bie Deputation 
beabjichtige nicht, daß die Regierung Veranlaſſung nehme, 
den Stadtrath zu Ehemnig anzuweilen, ben gezahlten 
Steuerbeitrag zurüdzuerftatten. 

Uber, meine Herren, die ganze Argumentation bes 
Herrn Berichterftatter und ebenfo die Argumentation, welche 
in dem Berichte enthalten ift, der ganze Tenor biejes 
Berichtes mußte fchließlich bei der Regierung die Anficht 
erweden, daß die Deputation thatlächlich dahin abziele, der 
Regierung die VBerüdfihtigung der Beſchwerde in bem 
Sinne zu empfehlen, daß aud) für die Vergangenheit auf 
irgend eine Weife noch Wanbel gefchafft werde, und wenn 
das immerhin nad) gewiſſer Richtung in ber Abficht der 
Deputation gelegen hat, fo ftelle ich mich gegenüber biejem 
Anfinnen ganz auf den Standpunft bes Herrn von Wah- 
dorf, daß thatfähjlich die Unmöglichkeit vorliegen würde, 
infoweit einem Beſchluſſe der Deputation beziehentlich der 
hohen Kammer zu entiprechen, weil es ſich hier um eine 
res judieata handelt, in welcher die Revifionsinftanz ge 
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ſprochen hat, und ich frage: was bliebe denn überhaupt 
für die Regierung noch übrig zu thun, wenn ſie veranlaßt 
würde, noch anderweit in dieſer ſelben Sache materielle 
Entſchließung zu faſſen? 


(Sehr richtig!) 
Alſo, meine Herren, diefes Anfinnen muß ich allerdings 
feitens ber Regierung zurüdweiien. 

Sch wende mic nun aber — und das bin ich ben 
rechtiprechenden Behörden gegenüber ber ganzen Haltung 
und Faſſung des Berichtes nach ſchuldig — id) wende 
mi nun zum Inhalte des Berichtes und zu der Beweis- 
führung, die feitens der Deputation und fpeziell feitens 
des Herrn Berichterftatter8 gebraucht worden ijt, um etwas 
Geringeres nicht nachzumweifen, als baf die rechtiprechenden 
Behörden gegen gejegliche Beftimmungen gehandelt haben, 
und daß auch das Minifterium des Innern nicht dazu 
gelangt ift, auszuſprechen, daß die ortögejeglichen Bes 
ftimmungen nicht rejpeftirt worben feien. Der Bericht 
geht davon aus, meine Herren, unter Bezugnahme auf 
$ 25 bes vorliegenden Regulativs, daß einmal diejes 
Regulativ in der gegebenen Faljung überhaupt nicht hat 
Anlaß geben können, den Ugiogewinn — wenn ich mic 
einmal kurz jo ausfprechen darf — zur Befteuerung heran- 
zuziehen, und zwar um beswillen, weil Ueberſchüſſe, bie 
von den Gefellihaften durch Kapitalvermehrung gemacht 
werben, nad) ben beftehenben Grundſätzen, bie bezüglich 
ber Staatseinfommenfteuer gelten, nie zur Beſteuerung 
herangezogen werben fünnen, foweit fie eben im Agio— 
gewinne fich kennzeichnen, ba derartige Agiogewinne ben 
Charakter ala Gewinne überhaupt nicht an ſich tragen. 
Das ift der eine Punkt der Argumentation. 

Ih möchte nun bitten, meine Herren, ſich bod 
einmal den $ 25 bes Chemniger Regulativs nad) diefer 
Richtung anzufehen und wenigftens zu verfuchen, ob 
dieſer $ 25 einmal ganz ohne Bezugnahme auf das 
Staatseinfommenfteuergefeg nicht auch im anderen Sinne 
interpretirt werben kann. Es ift gefagt: „Aktiengeſellſchaften, 
Kommanbitgejellfchaften auf Aktien zc. find nach den Ueber: 
ſchüſſen zu beftenern”, und es wirb nun fortgefahren: 
„welche als Aftienzinfen und Dividenden unter bie Mit- 
glieber vertheilt werben ober andrerſeits zur Bildung 
von Nefervefonds ober zur Schuldentilgung verwendet 
werben.” Der gezogene Mgiogewinn bei ber neuen 
Emiffion der Sächſiſchen Maſchinenfabrik ift dem Reſerve— 
fonds überwieſen worden, das ſteht feſt; inſofern iſt er 
alſo als eine Zuwendung für den Reſervefonds an— 
zuſehen. Er iſt ein Ueberſchuß nach ganz allgemeinen 
Begriffen, und es dürfte ſich immer fragen, ob man, 
ohne der Interpretation Zwang anzuthun, nicht ganz 
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im allgemeinen auch die Anficht vertreten fann, daß es 
ſich bier um Ueberſchüſſe handelt, bie einer Beſteuerung 
wohl unterliegen können. 

Nun hat der Herr Berichterftatter — und basfelbe 
thut der Bericht — ſich darauf bezogen: biefer eben ge— 
gebene $ 25 ſei mwörtlid entnommen aus bem Geſetze, 
bie Staatseinlommenfteuer betreffend. Das gebe ich 
dem Herrn Berichterftatter vollftändig zu. Ich kann 
aber dem Heren Berichterftatter in der weiteren Schluß: 
folgerung nicht folgen und von meinem Stanbpunfte 
aus nicht unbedingt zugeben, daß, weil das ganze Re— 
gulativ fundamental auf bem Staatseinfommenfteuer: 
gejeße ruht, die Gemeinde Chemnig nicht in der Lage 
gewejen wäre, entſprechende auch grundlegend ab— 
weichenbe Abänberungen in ihrem Regulative zum Aus: 
drude und zur Geltung zu bringen; und wenn ber Herr 
Berichterftatter gejagt Hat, die Autonomie ber Ge— 
meinden reiche nicht jo weit, berartige ftaatsgejeßliche 
Beftimmungen einer entiprechenden Aenderung zu unter: 
werfen, jo fann id von meinem Standpunkte und 
meiner Erfahrung aus biefe Anficht als eine zutreffende 
nicht bezeichnen. Die Gemeinden find gerade auf dem 
Gebiete bes Unlagenwejens allerdings autonom; fie 
haben das Recht — jelbftverftändlih innerhalb der 
Grenzen, die die Staatögefepe ziehen —, autonome Be: 
ftimmungen auch wegen ber Veranlagung einzuführen, 
und ich kann nicht zugeben, daß in biefer Mobififation, 
die die Stabt Chemnitz gebracht hat und in ber ans 
gewenbeten Interpretation eine ungefepliche Abweichung 
von den grundlegenden Beitimmungen der Staats: 
einfommenfteuer zu erbliden fei. Ich möchte auch noch 
weiter gehen, meine Herren: es ift feitens ber Re— 
gierung — und es ift, glaube ich, auch diefer Grund: 
faß jeitens der hohen Kammer gebilligt worden — es 
ift jeitens der Regierung wiederholt darauf hingewiejen 
worben, ba es wünfchenswerth erjcheine, das Prinzip 
bes Staatseinfommenftenergejeges nicht allenthalben und 
ihablonenmäßig auf bie Regulirung der Gemeinde: 
anlagen zu übertragen. 


(Sehr richtig!) 

Alfo, meine Herren, von meinem Stanbpunfte aus 
möchte id vor allen Dingen behaupten, daß bie Ge: 
meindeautonomie bezüglich ber Veranlagung innerhalb 
bes geſetzlich vorgeſchriebenen Raumes allerdings an- 
zuerfennen ift und auch gegenüber bem hier fpeziell 
vorliegenden Falle. Es war alfo nad) Anſicht ber Re— 
gierung die Gemeinde wohl in ber Lage, in biefer Be: 
ziehung Wenderungen und Interpretation eintreten zu 
laſſen. Ob biefe Interpretation nad dem allgemeinen 
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Standpunkte der Jubilatur eine zutreffende fei, eine 
richtige fei, das ift eine andere Frage. 

IH komme aber nunmehr, weil der Herr Bericht: 
erftatter das ausbrüdlich betont hat, auf die Judikatur 
zu ſprechen. Der Herr Berichterftatter jagt, die Recht: 
fprehung wäre ſich eigentlich, wenigftens foweit bie 
maßgebenbe Rechtiprehung in Betracht kommt, darüber 
Har, daß der Nennwerthägewinn einer Beſteuerung 
überhaupt nicht unterzogen werben fünne Die erfte 
Autorität und die der Regierung und dem Minifterium 
bed Innern nächftliegende Autorität ift felbftverftändlich 
das Königl. Finanzminifterium. Ich möchte aber, wenn 
Herr von Schönberg und auch Herr von Watzdorf barin 
eine Inkongruität erbliden wollen, daß das Minifterium 
bes Innern gerade bezüglich bes Abgabenwejens und 
ber Berechnung der Steuerpflicht in diefer Frage andere 
Anſichten vertrete, mir erlauben, dod darauf hinzu— 
weifen, daß biefe Anfichten doch auf ganz anderen 
Grundlagen beftehen. Das Finanzminifterium urtheift 
nur in Angelegenheiten der Staatseinfommenfteuer, und 
nur in Ungelegenheiten der Staatseinfommenfteuer ift 
biefer Grundfaß, den Herr von Schönberg und die De- 
putation vertritt, feitens bes Finanzminiſteriums auf: 
geftelt worden. Aber bezüglih der Kommunal: 
befteuerung ift das Minifterium des Innern die zus 
ftändige Behörbe, und wenn ein Regulativ die Hand— 
habe immerhin bietet, daß die Gemeinden eine derartige 
Interpretation belieben, wie e8 in Chemnit ber Fall 
ift, jo kann das Minifterium wohl auch, ohne inkonſe— 
quent zu werben, ohne in Wiberfpruch zu treten mit 
bem Finanzminiſterium, von feinem Standpunkte aus 
die Anfchauungen vertreten, ober die Anſchauungen 
billigen, die feitens der Unterinſtanzen bezüglich ber 
Gemeinden wegen der Veranlagung vertreten werben. 
Alſo infofern, glaube ih, um das nochmals zu betonen, 
einen Widerſpruch, einen unbebingten Widerſpruch 
zwifhen dem Finanzminiſterium und dem Minifterium 
bes Innern bezüglich der fraglichen Rechtſprechung nicht 
zugeben zu können. 

Es hat nun weiter ber Herr Berichterftatter und 
ebenfo auch der Bericht auf bie fonft beftehende Jubifatur 
Bezug genommen. Ich gehe auf die Enticheidung bes 
römiſchen Kafjationshofes nicht ein. 


(Heiterkeit.) 


Dieje Beftimmungen find mir nicht befannt, aber für 
uns liegt das Material viel näher. Die Jubilatur — 
und ba namentlich allerdings auch bie ſächſiſche Judikatur 
— bie Jubifatur Hat thatjächlih bisher darin be— 
ftanden in Sachſen, daß gerabe im eingelnen Falle 








ber Hier vorliegenden Art ſchon wiederholt ſeitens 
ber Kreishauptmannfhaft Bwidau im Vereine mit dem 
Kreisausſchuſſe der Grundſatz aufgeftellt worden ift, den 
wir jegt in der Revifionsinftanz gebedt haben. Das ift 
bie ſächſiſche Jubifatur. Nun verweiit der Herr Bericht: 
erftatter auf die Jubilatur beim Reiche, beim Reichs: 
gerichte und auf die Judikatur beim preußifchen Ober: 
verwaltungdgerichtähofe. Die Judikatur beim Reichs— 
gerichte, meine Herren, das ift auch ſchon zutreffend, 
glaube ih, von der Stabt Chemnitz vorgeführt worben, 
die kann infofern nicht als vollftändig ausfchlaggebend 
erachtet werben, weil bei berfelben es fih um einen 
Eivilrechtsfall handelt. Gegenwärtig handelt es ſich aber 
um einen Berwaltungsfall. Aber ich fehe micht ein, 
warum wir nicht auf die Jubifatur uns beziehen können, 
die beim preußifchen Oberverwaltungsgerichtöhofe befteht. 
Mit demfelben Rechte glaube ich, wie ber Herr Bericht 
erftatter auf die Judikatur des Reichsgerichts in einer 
preußifchen Einfommenftenerangelegenheit fich bezogen hat, 
ih glaube, mit demfelben Rechte kann fich die ſächſiſche 
Regierung auf die Jubifatur beziehen, wie fie beim Ober: 
verwaltungsgerichte in Preußen befteht, und bas preußifche 
Oberverwaltungsgericht, das möchte ich noch ergänzen, 
hat nicht bloß in einem Falle die Anficht vertreten, daß 
ber Ugiogewinn zu verfteuern ſei, ſondern es fagt dasſelbe 
auch die Autorität, die der Herr von Schönberg für ſich 
in Anſpruch nimmt, der preußtfche Juſtizrath Staub aus- 
drücklich: „Der preußifhe Oberverwaltungsgerichtshof 
bejaht die Frage der Steuerpflicht konſtant.“ Alſo es ift 
dies eine wirklich beftehende Lebung beim Oberverwaltungs= 
gerichtähofe. 

Nun Hat endlich noch der Herr von Schönberg und 
ebenfo ber Bericht ſich berufen und ganz weſentliches 
Gewicht gelegt auf das Urtheil der anerkannten juriftifchen 
Autorität des Herrn Juſtizraths Staub in Berlin. Ja, 
meine Herren, wenn es ſich um eine Judikatur handelt, 
um Rechtſprechung, fo glaube ich, kann man wenigftens 
zum Beweife für feine Anſichten ber Nichtigkeit einer 
Entſcheidung, wenn man von Iudilatur reben will, nicht 
auf bie Anficht eines Rechtslehrers fich beziehen, da bieje 
Anfihtäußerung nie geeignet ift, pofitives Recht zu ſchaffen, 
nicht als eine Enticheibung felbft anzufehen ift. Aus 
biefem Grunde möchte ich auch die Bezugnahme auf den 
Stantsrechtölehrer Herrn Staub bei aller Anerkenntniß 
ber Autorität nicht als eine inſoweit zutreffende bezeichnen, 
daß thatjächlich dadurch der Beweis geliefert werde, wir 
hätten in biefem Falle gegen beftehendes Recht entfcheiben 
laſſen, beziehentlich felbft entjchieben. 

Nun, meine Herren, hat der Herr Berichterftatter 
weiter gejagt, das Minifterium bes Innern hätte in ber Be— 
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ſchwerdeinſtanz dahin entfchieben, daß die Befchwerbe 
bes ſächfiſchen Mafchinenbauvereins zu Chemnig uns 
begründet ſei. Ich möchte doch das richtig ftellen. 
Meine Herren! Gerade nah dem Wortlaute, wie er 
auch über bie betreffende Verordnung im Berichte ent- 
halten ift, ift nicht gefagt worden, daß die Beſchwerde 
eine ]unbegrünbete ſei; es ift nur gejagt worden, das 
Minifterium des Innern hätte nad $ 32 des Drgani- 
fationsgefeges fich nicht in der Lage befunden, die Ent- 
ſcheidung der Vorinftanz aufzuheben, weil es nicht ber 
Anſicht fein könne, daß gegen Mares Recht, beziehentlich 
gegen Hare Rechtsnormen entichieden worden fei. Es 
ift das immerhin ein Unterſchied. Ich bemerfe, meine 
Herren, ber Grundſatz befteht bezüglich der Reviſions— 
inftanz, daß in ber Hauptfahe bie nachprüfende Be: 
börde in der Revifion nur reformiren kann unb zur 
Reform in ber Hauptfache berechtigt ift, eben wenn bie 
Borinftanz gegen Mares Recht, gegen Hare Rechtsnormen 
entjchieden hat, und wenn das Minifterium, wie ich 
ausgeführt zu haben glaube, und wie es auch in ber 
Verordnung ausgejprochen worden ift, der Anficht war, 
daß bie frage, um bie es fich handelt, in einer Weile 
entfchieden worben ift, die wenigftens nicht ungeredht- 
fertigt jei, daß die unteren Inftanzen, wie gefagt, nicht 
gegen pofitives Necht entichieden haben, jo war das 
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fchrift zum neuen Handelsgeſetzbuche fi) nad ber 
Richtung ausgeſprochen Hat, daß bie Bezeichnung bes 
Mehrertrages aus einer Emiffion von Aktien nicht als 
eigentlicher Gewinn anzufehen ſei und aud nicht als 
folder baher verftenert werben könnte, meine Herren, fo 
ift das nunmehr, nachdem das Handelsgeſetzbuch unter 
bem 1. Januar biejes Jahres in Kraft getreten ift, 
allerdings eine neue Rechtsnorm, und unter dem Ein- 
fluffe diefer neuen Rechtsnorm werben nad; meiner 
Anficht allerdings bie Behörben gehalten fein, bezüglich 
ber Steuerpflicht des Agiogewinnes fi) vorausfichtlich 
auf einen andern Standpunkt zu ftellen als ber ift, 
welchen bisher ber Stabtrath zu Chemnik vertreten hat, 
Ih bemerfe, die Regierung erfennt an, daß bie frage 
durchaus nicht zweifelsfrei gewejen ift, auch noch nicht 
zweifelsfrei ift, aber nad) ber jegt gefchaffenen Rechts: 
lage gerabe gegenüber dem Hanbelögejegbuche muß es 
angezeigt erjcheinen, daß bie Gemeinbebehörben anders 
Recht ſprechen in Zukunft, oder andere Grunbfäge in 
Zukunft anwenden, als wie gegenwärtig ſeitens ber 
Stadtgemeinde Chemnig bezüglich bes Agiogewinnes 
vertreten worben find. 


BPräfident: Herr Oberbürgermeifter Schröder! 


Oberbürgermeifter Dr. Schröder: Meine ſehr geehrten 


Minifterium überhaupt nicht in der Lage, materiell no | Herren! Nach den erjchöpfenden Ausführungen, die eben 


einmal Entſchließung zu fallen. 

Ganz anders, meine Herren, fteht bas Minifterium 
der Frage gegenüber, ob es, wenn es felbft in zweiter 
Inftanz entſchließen follte, ſich auf den Standpunkt ge: 
ftellt hätte, den die Kreishauptmannſchaft eingenommen 
hat. Aber weil wir eben jagen, meine Herren, das muß 
ich immer wieder betonen, bier fteht Unficht gegen An: 
fit, hier ftehen Rechtsgrundjäge gegen Rechtsgrundſätze, 
bier ftehen fich verſchiedene Jubilaturen gegenüber, 
fonnten wir nicht ausſprechen, waren wir nicht in ber 
Lage auszusprechen, die Borinftanz Habe unbedingt falſch 
entſchieden. Das ift der Grund gewejen, meine Herren, 
warum wir überhaupt nit zu einer Safjation ge: 
langt find, 

Unlangend nun, meine Herren, bie vorliegenben 
Bermittelungsanträge, für deren Einbringung bie Re: 
gierung nur dankbar ift, jo kann ich allerdings jagen, 
daß wohl in Erwägung zu ziehen fein wird, ob in Zu— 
funft nicht den Behörden anempfohlen werben joll, bie 
Grundſätze zu aboptiren, die feitens ber geehrten Depu— 
tation bezüglich der Freilaſſung dieſes Agiogewinns als 
allein richtig bezeichnet worden find. Und wenn, was 
auch ber Herr von Schönberg bejonders hervorgehoben 
hat, das neue Handelsgeſetzbuch oder vielmehr die Dent- 


Se. Excellenz ber Herr Minifter gegeben hat, ift es ſchwer, 
noch etwas Neues hinzuzufügen. 

Meines Erachtens liegt die Sache vor allem nach zwei 
Richtungen Hin recht Har. Wenn irgend etwas aus dem 
Deputationsberichte hervorgeht, fo ift es unbedingt die 
Schwierigkeit der Materie, die Zwieipältigleit ber Mei- 
nungen. Wutorität fteht gegen Autorität, und ich meine, 
ſchon diefer Umftand follte uns außerordentlich vorfichtig 
machen, unfererfeitd Stellung zu nehmen. Zu biefem 
Umftande kommt noch bie zweite wejentliche Thatſache, 
daß nämlich im geordneten Inftanzenzuge bereits bie Bes 
hörden entjchieben haben, daß infofern res judicata vor- 
liegt, und daß vor allem vom 1. Januar 1901 ab, wenn 
ber Oberverwaltungsgerichtshof ind Leben getreten jein 
wirb, auch ficher in dieſer Sache res judicata vom Ober- 
verwaltungsgerichte gefchaffen werben wird. Ich meine 
deshalb, es ift ganz beſonders ſchwierig und es ift in 
hohem Grabe bedenklich, wenn wir in einer jo umftrittenen 
Rechtsfrage, in einer rechtlichen Kontroverſe, die bereits 
von ben zuftändigen Behörben endgültig entſchieden worben 
ift, unfererjeits in der Kammer Stellung nehmen wollten. 
Ich meine, ſchon aus diefen Gründen kann man leines- 
falls dem Untrage ber Deputation zuftimmen, jonbern 
man muß den Antrag unbedingt ablehnen, und ich würde 
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meinerjeit3 ben Antrag des Herrn ÜOberbürgermeifter 
Beutler vorziehen, bei dem man ber Königl. Staatäregie- 
rung in ganz zweifelöfreier Weiſe freie Hand zur Ers 
wägung läßt, ob in Zukunft die Beſteuerung bes Agio— 
ertrages nachgelafjen fein foll ober nicht. 

Nur ganz kurz will ich auf die materielle Seite der 
Sache eingehen. Meines Erachtens — und das habe ich 
ſchon im Anfange meiner Ausführungen gejagt — ift fie 
materiell anferorbentlich fchwierig, und ich möchte fie 
feinesfalls jet in biejer Stunde entiheiben; es kommt 
eben auf die einſchlagende Ortsgefeßgebung an. ber 
ich möchte doch einige Geſichtspunkte Hier vorbringen, die, 
wie ich fürchte, jonft zu kurz kommen könnten, nad) dem 
der Herr Berichterftatter in ausführlicher Weife auf bie 
gegentheiligen Gefichtöpunfte eingegangen iſt. 

Was ift an und für fich Gewinn? Ich glaube, man 
definirt Gewinn vollftändig zutreffend, wenn man jagt, 
Gewinn ift die Differenz zwiſchen Selbftfoften und Erlös. 
Wenn nun bei Aktiengejellihaften das Beitrittörecht zu 
ihmen bezahlt und das Recht ber Betheiligung an ber 
Aktiengejellichaft erworben wird, wenn aljo neue Aftien 
ausgegeben werben, meine Herren, dann ift meines Er— 
achtens der Selbftkoftenpreis für die Gejellichaft derjenige 
Werth, mit dem fie die Aktien in ihre Wermögensaus: 
weife, in ihre Vermögensrechnungen einftellt. Nun ftellt 
die Aktiengefellichaft, wenn fie neue Aktien begiebt, die 
Altien ein zum Nennwerthe, aljo folgt meines Erachtens 
ſchon daraus, daß dasjenige, was über ben Nennwerth 
hinaus liegt, Gewinn ift. Es ift fehr bezeichnend — das 
hat der Herr Berichterftatter nicht vorgelejen —, daß im 
32. Bande ber Reichögerichtsenticheidungen in Civilfachen, 
die fo oft zitirt wurden — wenn ber Herr Präfident ge: 
ftattet, verlefe ich diefen kurzen Satz — ausbrüdlic ge: 
fagt wirb: 

„Ein Gewinn im weiteren Sinne des Wortes liegt 
vor, jowohl wenn bie Uftien bei der erften Grünbung 
über den Nominalbetrag gezeichnet werden, als auch, 
wenn dies bei der neuen Ausgabe gefchieht.” 

Wovon Handelt die fragliche Reichögerichtsentichei- 
dung? Es ift ein Eiviltechtsfall, wie Se. Excellenz ber 
Herr Minifter ſchon hervorgehoben Hat, und zwar be- 
hauptet ein Beamter, ber vertragsmäßige Anſprüche auf 
Tantieme hat, daß die Tantieme auch vom Agiogewinne 
bezahlt werben müfje. Meines Erachtens ftellt das Reichs: 
gericht vollftändig zutreffend feſt, tantiömepflichtiger Ge- 
winn, tantiömepflichtig nach preußiſchem Rechte ift das 
Agio nicht, aber deshalb wird meines Dafürhaltens nicht 
feftgeftellt, daß das Agio fein Gewinn im Sinne bes 
Steuergefeges von Chemnitz ift. Das Agio ift auch kein 
vertheilbarer Gewinn, bies allerdings erft feit dem Er: 
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lafie bes Aktiengeſetzes vom 18. Juli 1884. Erft das 
Altiengefep vom 18. Juli 1884 fegt feft, baf ber Agio— 
gewinn, ber Agioertrag dem Rejervefonds zugeführt werben 
muß. Wozu wird das Agio denn dem Reſervefonds zu: 
geführt? Auch der Mefervefonds ift zweifellos dazu be» 
ftimmt, im legten Grunde die Dividende ber Mftionäre 
dauernd zu erhöhen. Mithin folgt meiner Meinung nad) 
auch daraus, daß das Agio ein Gewinn if. Nun wird 
weiter behauptet, e8 ift fein Gejchäftsgewinn. Es ſpricht 
zunächft jchon die Vermuthung dafür, dab alles, was eine 
Handelsgejellihaft thut, daß ihre geichäftliche Thätigkeit 
in den Bereich ihrer Handels: und Erwerbsthätigkeit 
hineinfält, und bei dem Agio liegt meines Erachtens bie 
Sache nod) bejonders einfah. Im Agio verwirklicht ſich 
der Gefammtfortichritt des Geſchäftes und der Geſellſchaft, 
der Gejammtfortichritt, den das Geſchäft unter ihrer bis: 
berigen Thätigkeit genommen hat. Diefer Gefammtfort- 
ſchritt wird in Geld umgejegt, wird verfilbert. 

Wenn aber das jo ift, wenn das Agio nichts anderes 
ift, als die Verfilberung diejes Geſammtfortſchrittes, dann 
läßt ſich nicht beftreiten, daß der Agiogewinn Geſchäfts— 
gewinn und als folcher Ueberſchuß ift. Auch Hier lann 
man für das Gegentheil nicht mit der Reichsgerichts— 
enticheidung auf Seite 246 operiren. 

Diefe Entjheidung erklärt dort den Inhalt der SS 7, 
8 fg. des preufifchen Steuergejeges aus babifchen Bor: 
bildern und ftellt dabei feft, daß nad dem preußiſchen 
Steuergejege vom 24. Juni 1891 ber Ueberſchuß als 
Jahreseinfommen, ald Jahreseinnahme zu benfen und 
zu behandeln ift. Meine Herren! Dieſe Beichräntung 
liegt für uns in Sachſen nicht vor, und der Deputations- 
bericht fommt vollftändig in Wiberjpruch mit fich felbft, 
wenn er ausführt, die preußiiche Oberverwaltungsgerichts- 
entſcheidung gelte nicht für uns, da fie die preußifchen 
Berhältniffe betreffe, aber die Reichögerichtsenticheidung 
pafje für ung Nun, meine Herren, bie Reichsgerichts⸗ 
enticheidung paßt auch nur für die preußischen Verhältnifie; 
das iſt dasjelbe Verhältniß. Meines Erachtens gilt bas, 
was ber Bericht über bad Dberverwaltungsgerichts- 
erfenntniß ausführt, ebenfo für das Urtheil bes Reichs— 
gerichtes. 

Recht deutlich wird die Natur des Ugivertrages auch), 
wenn man fich einmal den entgegengejegten Fall benft. 
Es ift immerhin möglih, eine Altiengeſellſchaft müßte 
ihre Aftien ausgeben — fie braucht dringend Geld — 
mit einem Disagio vielleicht zu 90 Prozent. Der Fall 
wäre ja bentbar, er wird nicht leicht vorfommen, aber 
theoretiich konftruirbar ift die Sache; wenn nun die Uftien- 
gejellichaft mit Disagio die Aktien ausgiebt, dann wird 
fie zweifellos berechtigt fein, dasjenige als Verluſt aus 
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dem Jahresbruttogewinne zu beden und nicht zu ver: 
fteuern, was fie unter dem Nennwerthe ausgegeben hat. 
Sie muß den Nennwerth einftellen, aljo 100 Prozent, 
folglich wird der Erjap der Differenz zwiſchen Nennwert 
und Ausgabekurs nicht fteuerpflichtig fein. Ich glaube, 
wenn man Agio und Disagio gegenüberftellt, wird auch 
daburch Mar bewiejen, es handelt fi beim Agio um 
einen Gejchäftögewinn, um einen Ueberſchuß. 

Aber mag nun die Sache liegen, wie fie will, fie ift 
ſchwierig, fie hat für uns den Charakter einer res judicata, 
es ftehen theilweife Wutoritäten gegen Wutoritäten, und 
wir können uns darum nur zur Ueberweiſung zur Kenntniß: 
nahme entſchließen. Es ift im Berichte noch Bezug ge: 
nommen auf die erfte Deputation, die dem Herrn Juſtiz— 
rat, Staub, einem aud; von mir hochverehrten Auriften, 
die Eigenſchaft zuerfannt haben joll, da jein Urtheil, 
das er übrigens für preußiſche Verhältniſſe abgiebt, 
ſchlechthin für uns maßgebend fei. Das hat bie erjte 
Deputation — ich bin derjenige, der den Bericht ent: 
worfen bat — ganz ficherlich nicht gethan, und ich möchte 
zudem darauf hinweiſen, daß in verjchiebenen Fragen — 
ich könnte fie ohne weiteres anführen — das Reichs— 
gericht anderer Auffafjung ift, wie Herr Juſtizrath Staub, 
und daß Staub mit anderen Gelehrten, wie 5.8. in 
Fragen ber Vertheilung der Beweislaſt mit Geh. Rath 
Stölzel in Berlin, öfters durchaus verfchiedener Meinung 
ift. Wenn ich mic refumiren darf: bei der Schwierigkeit 
der frage, bei dem Vorliegen von res judicata, ange: 
ſichts der Gründe, die dafür geltend zu machen find, 
daf das Agio Gefchäftsgewinn und nad) Lage des Reichs-, 
Landes» und Ortsrechtes verfteuerbarer Geſchäfisgewinn 
ift, ann ich Sie nur bitten, dem Antrage auf Kenntniß- 
nahme beitreten zu wollen. 


Präfident: Herr Oberbürgermeifter Beutler! 


Oberbürgermeifter Geb. Finanzrath a. D. Beutler: 
Meine hochgeehrten Herren! Ich werbe mich auf die Frage, 
ob die Entſcheidung im Chemnitzer Fall zu Recht befteht 
ober nicht, nicht einlafjen, denn bie geehrte Deputation 
ſelbſt Hat fich zum Schluffe mehr ober weniger, wie 
Herr von Wapborf hervorgehoben Hat, beſchieden, daß 
in biefer Richtung wohl die Kammer fein endgültiges 
Urtheil abgeben wird, aud daß fie nicht jagen werbe, 
bie Entſcheidung ift falfh, und bie Steuer muß von 
der Stabt Chemnitz zurücdgezahlt werden. Sie will aber, 
wie es fcheint, mit ber Ueberweifung zur Berüdfichtigung 
doch nur erreichen, daß unter allen Umftänden bie 
Staatöregierung eingreift, und daß Chemnitz das An— 
fageregulativ im Sinne der Deputation ändern läßt. 
Wie das nun zu gejchehen Hat, weiß ich nicht; ob bie 


Deputation ſich völlige Klarheit darüber verfchafft hat, 
ift nicht fo ganz leicht zu jagen. Belanntlich können 
Unlageregulative nur geändert werden auf bemjelben 
Wege, wie fie entjtehen, das heißt, nur durch übereins 
ftimmende Beihlußfafjung von Rath und Stabtverord- 
neten und durch Genehmigung ber Auffichtsbehörden. 
Das ift aber in diefem Falle durchaus nicht das Königl. 
Minifterium des Innern, ſondern befanntlich der Kreis- 
hauptmann mit dem Kreisausſchuſſe. Dieſe find die 
Auffichtsbehörben, und auch .diefe könnten nur bie Ab— 
änderung genehmigen, und es fönnte paffiren, daß, wenn 
das Königl. Minifterium im Wege der Verorbnung ver: 
fügt, das Negulativ ſoll geändert werben, bie jtäbtijchen 
Körperfchaften von Chemnig und ber Kreisausſchuß 
anbrer Anfiht find und fich weigern, das Negulativ, 
ſolange es nicht gegen gefeliche Beftimmungen verftößt, 
zu ändern. 

Ih weiß nicht, ob das Königl. Minifterium bie 
Angelegenheit für jo wichtig und ein jo großes Landes: 
interefje in fich bergend erfennen würde, daß fie num 
über diefe autonomen Behörden hinweg doch ein anderes 
generelles Regulativ oftroirt. 

Nun, meine jehr geehrten Herren, weshalb ich über: 
haupt den Antrag, bie Petition zur Kenntnißnahme zu 
übermweifen, geftellt habe und mich nicht damit genügt 
habe, einfach gegen den Borfchlag der Deputation zu 
ftimmen und auch gegen den Vorſchlag bes Herrn von 
Watzdorf, das ift die Erwägung, daß in dem leßteren 
Antrage doch manches enthalten ift, was mir ſympathiſch 
und der Berüdfichtigung werth erfcheint. Meine ver 
ehrten Herren! Ich gehe von der Anficht aus, daß das 
Steuerrecht, das materielle und im wejentlichen auch das 
formelle Steuerrecht der Stäbte, durch bie Gejehgebung 
von 1873 georbnet ift, und daß die geſethgebenden 
Faktoren doc fich ängftlichft hüten müßten, jo aus dem 
Stegreif, aus Anlaß eines einzelnen Falles, in das 
materielle Steuerrecht der Revidirten Städteordnung ein- 
zugreifen. Die Nevidirte Städteorbnung jagt nicht, bie 
Gemeinden müfjen eine Einfommenfteuer erheben — und 
nun fönnte man ja fagen, wenn es jo wäre, Einfommen- 
ftener ift nach unferen Begriffen das und das —, jonbern 
die Mevidirte Städteordnung fagt ganz allgemein, daß 
jedes Mitglied der Gemeinde zu befien Laften verhältniß: 
mäßig heranzuziehen ift. Das ift eigentlich das wejent- 
liche Steuerrecht der Revidirten Stäbteordnung und im 
8 30 fagt fie ganz allgemein: 


„Wenn Gemeindeanlagen nad; dem Maßſtabe 
des Einfommens erhoben werben” . 


fo wird das und das; im $ 36 wird gejagt: 
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„Die Beftimmung über den Fuß — aud ein 
möglihft allgemeines Wort —, nad) welchem baare 
Anlogen zu Gemeinbezweden ausgeichrieben werben 
follen, bebarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde.“ 


Ich weife weiter darauf hin, meine Herren, daß das 
Ehemniger Gemeindeanlagenregulativ gar fein Gemeinde: 
einlommenftenerregulativ ift, ſondern es bezeichnet 
ſich jeldft, wie aus dem Berichte hervorgeht, als „Regu⸗ 
lativ, die Aufbringung der Kommunalanlagen in Chemnitz 
betreffend“, Nun hat ber Berichterftatter jelbft bereits 
einen Pafjus aus dem Wequlativ hervorgehoben, ber 
flipp und Mar von jeder Einfommenftener abfieht und 
nur eine VBermögensfteuer prädentirt, nämlich falls die 
Aktiengejellichaft, die Kommanditgeſellſchaft überhaupt 
feinerlei Gewinn erzielt hat, doch mit drei Prozent bes 
Altienkapital3 verftenert wird. Wenn man bas fon- 
ſtruirt und zergliebert, fo ift es nichts anderes als eine 
Bermögensfteuer, und doch hat ber Berichterftatter nicht 
etwa bieje Beftimmung angefochten als illegale, bie bag 
Minifterium aufheben müfje, jondern hat fie als zu Recht 
beftehend anerfannt. Das Chemniker Regulativ enthält 
noch andere Vorjchriften, die durchaus nichts mit dem 
Eintommen zu thun Haben; 3. B. werben bejteuert bie 
Einkünfte vom Grundbefige in Chemnig nad) der „Er- 
tragsfähigkeit“ berfelben und nicht nad dem Ein— 
fommen. Ich jchließe daraus, meine Herren, daß wir 
uns hüten möchten, durch einen Beſchluß, dahingehend, 
der Königl. Staatsregierung bie Petition zur Er: 
wägung zu überweifen, in dem Sinne, wie e8 ber 
Herr von Wahdorf gethan Hat, auf die Königl. Staats: 
regierung doch einen ziemlich entjchiedenen Druck aus: 
zuüben, daß fie im Wege der Verordnung oder gar im 
Wege ber Geſetzgebung neue materiellsrechtliche Normen 
für bie Beftenerung in ben Gemeinden aufftellen joll. 
Ich bin um fo mehr geneigt, davor zu warnen, als 
ih in ben legten Worten bes Herrn Staatsminifters 
eine gewiffe Geneigtheit gefunden habe, wenigſtens 
nachdem das neue Handelsgeſetzbuch ganz ausbrüdlich 
unterfagt hat, den Agiogewinn ala Geihäftsgewinn zu 
behandeln, für die Zukunft zu beftimmen, daß bie Ge- 
meinden biefen Gewinn infolge deſſen nicht mehr be: 
fteuern bürfen. Ich glaube, jelbft dazu wäre feine Ver: 
anlafjung vorhanden, wenigftens nicht fo aus dem vor: 
liegenden Falle heraus. Denn, meine Herren, ich könnte 
mir durchaus denken, daß gewifje Gemeinden, die zahl: 
reihe Aktiengeſellſchaften Haben, die fortdauernd in 
Neugründungen und Ausgabe neuer Aktien begriffen 
find, ein lebhaftes Interefie daran Haben, dieſen Ge: 
winn zu befteuern, und ich wüßte effektiv in ber Stäbte- 
ordnung feine Beftimmung, welde fie daran hinderte, 


in dem Gemeinbeanlagenregulative zu jagen, ber Gewinn 
ber Aftiengejellichaften ober das Einkommen, ober ein Ber: 
mögenszuwachs, wenn er erzielt wird durch bie Aus— 
gabe von Aktien über Parikurs, ift auch nad ber 
Geltung bes neuen Rechtes zu fo und fo viel fteuer- 
pflihtig. Ich glaube faum, daß fi ein Kreisausſchuß 
finden würde, ber biefe Vorfchrift desavouirte und nicht 
genehmigte. Es hätte auch faum einen moralijchen 
Hintergrund ein folches Berbot, denn barüber find wir 
wohl Alle im ganzen hohen Haufe einig, daß es ein 
verhältnigmäßig mühelofer Vermögenszuwachs ber Ge: 
jellichaft ift, wenn fie durch Agiogewinn auf Grund 
ber Situation ihrer Gejellihaft Hunberttaufende ihrem 
Vermögen zuführt, und ich wiederhole, ih fann mir 
feinen Grunbjaß benfen, ber es ben Gemeinden von 
vornherein verböte, biefen bedeutenden Vermögenszuwachs 
zu beſteuern. 

Ih glaube, es ift richtiger, wenn man bie ganze 
Petition und die Erörterungen, die darüber gepflogen 
worben find, der Königl, Staatsregierung zur Kenntniß— 
nahme überweift, beshalb zur Kenntnißnahme, und nicht 
auf fich beruhen läßt, weil ich allerdings weiß, daß 
im Königl. Minifterium feit Jahren ſchon Erwägungen 
gepflogen werben, ob die &emeindefteuer generell in 
ausbrüclicherer Weife neu geordnet und mehr aus: 
geftaltet werben ſoll, als es in der Revidirten Stäbte- 
ordnung gejchehen ift. Wie weit biefe Erwägungen 
gebiehen find, entzieht fi meiner Kenntniß, jeden- 
falls ift bie ganze Ungelegenheit nicht mehr werth, 
denn als Material zu dienen für bie künftige Gejeh- 
gebung. 


Prüſident: Das Wort hat ber Herr Oberbürger- 
meifter Dr. Bed. 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine bochgeehrten 
Herren! Ich Habe mich aus maheliegenden Gründen 
bis jeht zurüdgehalten und ben übrigen Herren ben 
Bortritt lafien wollen, und habe das, glaube ich, aud) 
nicht zu bereuen gehabt, aber mein Wunſch ift doch viel- 
leicht nicht ungerechtfertigt, daß ich als Angeklagter, als 
welcher ich glüdlicherweife nur zum Theile erfcheine, jet, 
bevor ber hohe Gerichtshof feinen Richterſpruch abgiebt, 
noch einige Momente ins Feld führe, die mir bis jetzt 
noch nicht genug hervorgehoben jcheinen, gegen bie An— 
Ihauungen bes Berichts der vierten Deputation aber 
hervorgehoben werben müſſen. Ich möchte zunächft der 
Annahme entgegentreten, als ob die Entſcheidung ber 
unteren Bermwaltungsbehörde eine willfürlihe und 
lediglich auf dem Grundſatze „In dubio pro fisco“ auf: 
gebaut geweſen jei, und als ob wir bei dieſer Ent— 
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fheibung das, was wir fonft als unfere vornehmfte 
Aufgabe anfehen, nämlich die Unterftügung unferer In: 
buftrie, hier vernachläffigt hätten und uns von bem 
gewiß fehr ſchätzenswerthen Wohlwollen dieſes in feiner 
Mehrzahl nicht gerade von Vertretern ber Inbuftrie be: 
ſetzten Haufes für die Induftrie übertreffen laſſen wollten. 

Meine hochgeehrten Herren! Ich habe zunächſt Sr. 
Excellenz dem Herrn Staatäminifter von Metzſch den 
wärmften Dank nicht nur für die Behandlung der vor: 
liegenden Frage auszufprehen, ſondern auch vor allen 
Dingen für die allgemeinen Verwaltungsgrunbfäge, bie 
er heute ausgefprochen Hat, und die als goldene Worte, 
glaube ih, im Lande von den Gemeinden mit lebhaftefter 
Freude begrüßt werben. 

Ich möchte mich nicht zu fehr in Einzelheiten ver: 
tiefen, da die Aufmerkſamkeit des hohen Haufes jchon 
lange in Anſpruch genommen worben ift, aber ich fann 
meinerfeit8 doch ein gewilles Befremden nicht unter: 
brüden, daß man in einer Angelegenheit, wo die größten 
Untoritäten einander gegenüberftehen, mit einer wenigftens 
nad meinen Erfahrungen fonft nicht immer üblichen 
Schärfe gerade diejenigen verurtheilt hat, bie eine ent- 
gegengejegte Anficht vertreten, Es ift ſchon mehrfach 
barauf bingewiejen worben, inwieweit man ben Juftiz- 
rath Dr. Staub und inwieweit das preußifche Oberver: 
waltungsgericht zu bewerthen hat. Ich fann nicht leugnen, 
daß mich gerade der Punkt im Berichte befremdet Hat, 
in welchem gefagt ift, „daß ber preußiiche Rechtsanwalt 
Dr. Staub Chemnitz gegenüber als beachtlich anzufehen 
fei, eine Entſcheidung bes preußischen Oberverwaltungs- 
gerichts aber für bie rechtliche Beurtheilung eines ber 
AZuftändigkeit ſächſiſcher Behörben unterliegenden Falles 
eine autoritative Geltung nicht beanſpruchen könne”. 
Ueber biefen Widerfprud bin ich nicht recht hinweg— 
gekommen. 

Meine Herren! Der Herr Berichterftatter und bie 
geehrte vierte Deputation Haben fich allzu fehr unter 
bem Banne bes Einkommenfteuergefeges befunben und 
nicht beachtet, daß wir, was allerdings auf den erften 
Blick nicht jo ohne weiteres erfihtlih, in Chemnig ein 
Einfommenfteuerregulativ haben, das ſich von dem Ein: 
fommenfteuergejege bes Landes in feinen Grundfägen 
doch weſentlich entfernt und eine mobifizirte Einfommen: 
fteuer enthält. Wir Haben in ben legten Jahren, wie 
ſchon Se, Excellenz auszuführen bie Güte hatte, eine 
Minifterialverorbnung befommen, nach welcher wir da— 
vor gewarnt werben, unfere Gemeinbeeinftommenfteuer- 
gejeßgebung ber Einfommenfteuergefeßgebung bes Staates 
zu ſehr anzupaffen. Wir find in Chemnig jo glücklich 
gewejen, bereit# vor 24 Jahren biefe Grundſätze zu be- 
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folgen, als das Einfommenfteuerregulativ von 1876 er: 
lafjen worden ift. Was z. B. ben Grundbeſitz anlangt, 
fo Haben wir eine Steuer vom Grundbeſitze nach ber 
Ertragsfähigfeit, alfo eine reine Real» und Objeftfteuer. 
Wenn der Grundbbefig nicht einen Pfennig Neinertrag 
bat, indem ber Befiger 3.3. 6000 M. Ertrag bat, aber 
6000 M. Hypothetenzinfen bezahlen muß, jo wird troß: 
bem bie Steuer nad) der GErtragsfähigfeit von 6000 M, 
berechnet. Sie haben alfo nad) diefer Richtung in ge: 
willen Sinne eine Vermögensfteuer, aber feine ftaat- 
lie Einfommenfteuer. Wenn ferner z.B. Altiengejell- 
(haften nit bis zu 3 Prozent bes eingezahlten 
Aktienkapitals verdienen, fo haben diejelben trogdem bis 
zu 3 Prozent Einkommen zu verfteuern: wiederum eine 
gewiffe Vermögensſteuer. Wenn ih nun fpeziell auf 
8 25, ber fo vielfach beiprochen worden ift, komme, fo 
ift dort ausbrüädlich nichts von „Gewinn“ gejagt, fondern 
fediglich von „Ueberſchuß“. Wir Haben geftern bas neue 
Einkommenſteuergeſetz beichloffen, dort ift eine vorzügliche 
Definition für das, was man unter Ueberſchuß zu ver- 
ftehen hat, indem es heißt: 

„Bei ber Berechnung des Jahreseinkommens ift 
der Stand bes Anlage: und Betrieböfapitald am 
Schluffe des in Trage kommenden Geſchäftsjahres 
——— dem Stande am Anfange desſelben mit in 

nſchlag zu bringen.” 


Ich muß aber noch um einen kurzen Mugenblid um 
Ihr Gehör bitten, um dem Begriff bes Leberjchuffes 
weiter Marzuftellen. Der Ueberſchuß ift ber im Rech— 
nungsjahre vorhandene Mehrwerth bes Gefammtvermögens 
gegenüber dem Vorjahre. Für die ftenerliche Veranlagung 
wird nicht gefragt, wie er zuftanbe gekommen ift, jon- 
dern daß er zur Verwendung gelommen ift und 
wie er verwendet wird, nämlich 1. zur Bertheilung als 
Dividende, 2. als Verſtärkung des Reſervefonds und 
3. zur Schuldentilgung. Das find die Kriterien, nad) 
denen bie ganze Befteuerung fi richtet. Wir laſſen 
3. B., wenn die Verwendung des geſammten Ueberſchuſſes 
nicht erfolgt, alfo z. B. wenn Ueberſchüſſe auf das nächſte 
Rechnungsjahr vorgeiragen werben, bieje vollftändig frei; 
andere Ueberichüfle, die benugt werben zur Bezahlung 
von Ehren- und NRepräfentationgausgaben, Gejchenfen, 
Unterftügungen, bleiben ebenfalls vollftändig frei: überall 
das Kriterium der Verwendung. Nun, meine hochgeehrten 
Herren, ift ſchon die Bezugnahme barauf zurüdgewiejen 
worden, wie das Reichegericht einen ähnlichen Fall be- 
handelt habe. Ich laſſe mich darauf nicht wieder ein. 
Sch will aber, wenn ber Herr Präfident mir geftattet, 
dagegen wörtlich bie bezügliche Debuftion des preußifchen 
Dberverwaltungsgerichts hier anführen: 
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„Die Vermuthung fireitet dafür, daß bie gefchäft- 
liche Thätigkeit einer Erwerbs- und Handelsgeſellſchaft 
fih in Ausübung ihres Gewerbes vollzieht. Ins: 
befonbere bildet die Beihaffung ber Gelbmittel zum 
—— einen ſehr weſentlichen Theil des Geſchäfts— 
betriebes.” 


Diefelbe Entſcheidung hat das öfterreichifche Ober: 
verwaltungsgericht jet herausgegeben, und in ber Dent: 


fchrift zum Handelsgeſetzbuche, auf welches ſich haupt: 


ſächlich der Bericht mit bezieht, fteht, baf die Ausgabe 
neuer Alktien meiftend bei günftiger Geichäftsfage und 
unter Benutzung einer zeitweiligen Konjunktur bejchlofien 
und ausgeführt werde. Da jehen Sie ganz genau: ber 
Agiobetrag ift auch nad) ber Denkichrift ein reiner Spefu- 
lotionsgewinn, der dadurch erlangt wird, daß man gün- 
ftige Konjunfturen benutzt. Ich freue mich, daß ber Herr 
Berichterftatter die Liebenswürbigfeit Hat, durch den ſo— 
eben erfolgten Zuruf das auch anzuertennen. Es gehört 
boch 3. B. ebenfowenig zum Gejchäftsbetriebe der Säch— 
fiichen Mafchinenfabrit der Kauf und Verkauf von Grund- 
ftüden. Wenn ein folder Gewinn aber gemacht wird — 
und die Sächſiſche Maſchinenfabrik ift, foviel ich weiß, 
bemnächft in der Lage, einen großen Gewinn dieſer Art 
zu machen, worüber wir uns jehr freuen —, fo geht er 
mit in die Bilanz und vermehrt den Ueberf—huß, er wirb 
mit als Dividende vertheilt ober fällt in den Reſerve— 
fonds oder wird zur Schuldentilgung verwendet und wird 
als folder dann fteuerpflichtig.e Ebenfo ift es, wenn 
Aktiengeſellſchaften Werthpapiere verkaufen, die im Kurſe 
geftiegen find; da ift fein Zweifel, der Kursgewinn beim 
Berkaufe vermehrt die Dividende und wirb als folder 
fteuerpflichtig. 

Meine hochgeehrten Herren! ch verzichte auf alles 
weitere; nur neu war mir noch, daß man ber Einftellung 
bed Agiogewinnes unter bie Paſſiven die Bedeutung beis 
legt, daß er aus biefem Grunde nicht fleuerpflichtig fei, 
baß man alfo, meine Herren, was mir neu war, Aftien 
mit Wgiobetrag ausgiebt, um Schulben zu machen. 

Ich bin am Schluffe und würde mich fehr freuen, 
wenn ich nicht vergeblich verjucht hätte, den Beweis zu 
führen, daß unfere erftinftanzliche Entſcheidung auf wohl: 
beachtlichen und wohlerwogenen Gründen beruft habe, 
und daß hiernach der Antrag ber geehrten vierten Depu- 
tation nicht gerechtfertigt erjcheint. Ich bedauere nur das 
eine, wohl annehmen zu müſſen, daß ich bei der Ab- 
ftimmung mid der Stimme zu enthalten habe. 


Prüfident: Nach 5 17 der Landtagsordnung muß 
ich das allerdings beftätigen. —- Herr Graf von Rer- Zebtlig! 


Kammerherr Graf von Rex⸗Zedtlitz: Bei der vor- 
gerüdten Zeit werbe ich mich nur auf zwei Worte be- 


ſchränlen. Ich hielt e8 aber doch für nicht ganz uns 
angemefjen, nachdem jo viele gewichtige Stimmen ſich 
gegen ben Antrag ber Deputation ausgejprochen haben, 
auch meinerfeit# nocd ein paar Worte zu gunften ber 
Deputation jagen zu dürfen. Nachdem ich ben Bericht 
fowohl der geehrten Deputation als auch ben ber 
Handels- und Gewerbefammer zu Chemnig genau burd)- 
gelefen, habe ich bocd zu ber Ueberzeugung fommen 
müffen, daß dem Antrage ber geehrten Deputation bei- 
zuftimmen fei. Ich gehe, trogdem die Deputation bie 
Ungelegenheit zur Berüdfihtigung empfohlen hat, doch 
nicht foweit, etwa anzunehmen, als wenn die Angelegen- 
beit eine rüdwirfende Kraft haben jolle, ald wenn eine 
Rückzahlung der nicht zu Recht bejtehenden Zahlungen 
ftattfinden folle. Im Gegentheil, ich glaube, daß davon 
nicht bie Rebe jein kann, und daß ber Ausbrud „zur 
Berüdfihtigung* nur das bedeuten foll, daß die Depu- 
tation der Anficht ift, daß voll und ganz ber Anſicht der 
Petition und dem Berichte der Handelskammer Chemnitz 
zuzuftimmen fei. Ich bin weit entfernt, zu bezweifeln, 
daß einer Stadt das Recht zufteht, autonome Beftimmungen 
bahin zu faſſen, daß fie von dem Einfommenfteuergejege 
abweichen dürfe. Es ift mir aber nicht gelungen, hier 
vollftändig are und unzweideutige Beftimmungen in 
bem Regulativ zu finden, welde es erkennen ließen, 
wonad von der Einfommenfteuer entichieden abzuweichen 
fei. Meiner Anfiht nad ift ber $ 25 des Negulativs 
allein maßgebend, und diefer Paragraph ift vollftändig 
abgejchrieben aus dem Einfommenfteuergejeß, und wenn 
ih damit ben $ 4 vergleiche, jo muß ich zu der Leber: 
zeugung gelangen, baß ber fogenannte Agiogewinn, wie 
die Petition behauptet, nicht zu befteuern, und daß auch 
bei biefer Aktiengejelihaft nad ben Beftimmungen des 
Einkommenſteuergeſetzes zu verfahren fei. Denn es ftehen 
in $ 4, wenn id mir geftatten darf, biefe furzen Worte 
zu leſen: 

„Staatsangehörige, welche feinen wejentlichen 
Wohnfig im Lande haben zc., find mit dem ber Staats: 
ftenern unterliegenden Einfommen zur Slaffenfleuer 
voll heranzuziehen.” 

Es wird bier auf die Staatsfteuer Bezug genommen, 
bie Staatseinlommenfteuer aber nimmt feine Rüdficht 
auf ſolche Agivbetriebe. Ich glaube, daß es auch ganz 
richtig ift, denn ich möchte doch glauben, daß ein ſolcher 
Agiogewinn, welder wie überhaupt ber Gewinn, 
durch die Ausgabe einer neuen Aktienfumme erzielt 
wird, nur als ein SKaufgefchäft zu betrachten iſt. 
Man verkauft Aktien und befommt bafür eben bas 
Geld, und in diefem Falle ift ber Betrag eben zum 
Kurfe von 153 Prozent ‚bezahlt worben. Daß bavon 
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das fogenannte Agio befteuert werben foll, ift nirgends 
gefagt. Meiner Anficht nah ift e8 aus den Motiven 
nicht zu entnehmen, Der Bericht der Hanbelsfammer 
erempflifizirt unter anderm auf einen analogen Fall und 
nimmt an, daß, wenn 3.8, ein Theilhaber eintritt in 
eine Gefellfhaft und 100,000 M. einzahlt, wovon 
50,000, M. zu’gleicher Zeit zum Refervefonds gefchlagen 
werben, baf in diefem Falle nicht davon bie Mebe fein 
fünne, daß von den 50,000 M. eine Einfommenfteuer 
erhoben werde. ch glaube aljo doch nad alledem, was 
ih aus dem Berichte der Deputation fowohl als ber 
Hanbelsfammer entnommen Habe, bei ber Behauptung 
ftehen bleiben zu müffen, daß bem Antrage ber geehrten 
Deputation zuzuftimmen ift. 


Präfident: Herr Geh. Rath Dr. Wach! 


Geh. Rath, Profeffor Dr. Wach: Meine hochverehrten 
Herren! Eigentlich müßte das Herz einem Profeſſor bei 
einer folchen Verhandlung wie diefer vor Freude hüpfen. 
Aber fo groß die Verfuhung für mich ift, nun auch in 
juriftifche Auseinanderſetzungen mich zu vertiefen, zähme 
ich die Luft dazu und möchte ben Herren in meiner 
Eigenſchaft als Rechtslehrer ein gutes Beifpiel geben, 
indem ich auf jede weitere juriftifche Ausführung Verzicht 
leifte. 

Die Debatte hat ja einen fehr eigenthümlichen Ver— 
lauf genommen. Die Petition geht auf einen in ber 
Bergangenheit liegenden Fall, und die Petenten wollen 


offenbar Geld haben. 
(Heiterkeit.) 


Ih glaube nicht, daß fie an der Doftorfrage ein lebhaftes 
Interefie befigen. Nun hat man bereit? ausgeſprochen: 
nur pro futuro, nicht über die Vergangenheit wollen wir 
reden. Meine Hoffnung, daß die Herren von Chemnitz 
aus Freiwilligkeit und Gnabe zurücgewähren werben, ift 
wohl ziemlich ausgefchloffen. Alſo Hat unfere langathmige 
Debatte für die Petenten das fachliche Intereffe ziemlich 
eingebüßt. Die Debatte pro futuro ftellt fi) dar, wenn 
ih Herrn von Watzdorf richtig verftanden Habe, als eine 
Debatte über bie Interpretation bes Chemnitzer Regulativs, 
nämlid in ber Richtung, daß dieſes in der Zukunft zu- 
treffenber, und zwar in ber Weife ausgelegt werben fol, 
wie e3 der Herr Berichterftatter entwidelt hat. Denn 
auch Herr von Watzdorf hat fich diefen Ausführungen, 
joweit fie Nechtsausführungen waren, im wejentlichen 
angeſchloſſen. Auch ich ſchließe mich ihnen an. Die 
Debatte ift aber dann weiter geworben zu einer Debatte 
de lege ferenda, indem nämlid dem Antrage bes Herrn 
von Wapborf bie Auslegung gegeben wird, es folle burch 
biefen Antrag die Befteuerungsfähigleit eines Gewinns, 
L8. (8. Wbonnement.) 
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ben man eine Kapitalvermehrung nennen könnte, nicht 
verjchränft werben. Ich glaube, daß wir doch gut thun, 
ben Wünfchen bes Herrn Oberbürgermeifterd Beutler 
nicht Folge zu geben und nicht nur zur Kenntnißnahme 
die Sache an's Minifterium zu überweifen; und zwar 
ſpreche ich dafür und bamit zugleich für den Antrag 
Watzdorf, weil ich nicht minifterieller fein will als bas 
Minifterium felbft. Wenn es den Antrag Watzdorf feiner: 
feits billigt, wenn e8 die Sache aus ben vorgetragenen und 
weitläufigen Erörterungen für erwägenswerth eradjiet, jo 
mag das Minifterium bie Sache erwägen. Was babei 
herauslommen wird, willen wir alle nicht; ich habe aber 
das gute Zutrauen, baf etwas jehr Schönes herauskommen 
wird, und bitte daher, den Antrag bes Herrn Oberbürger: 
meifter8 abzulehnen. 


Prafident: Herr Geh. Rath Meufel! 


Wirkt. Geh. Rath Meuſel: Zunächft möchte ich gegen: 
über einer Heußerung bes Herrn von Watzdorf feftftellen, 
daß innerhalb der vierten Deputation bereits vor TFeft- 
ftelfung bes Berichtes — von der Mehrheit kann ich das 
verfichern — ausgefprochen worben ift, daß biejer Antrag 
nicht die Wirkung haben fol, daß eine Rüdzahlung ber 
Steuer an die Sächſiſche Mafchinenfabrit erfolgt. Ich 
hoffe, daß mir Herr von Watzdorf das glauben und feine 
abweichende Anficht ändern wird. 

Im übrigen werbe ich ebenfalls auf die vorliegende 
Rechtsfrage nicht eingehen, obwohl ich das urfprünglich 
beabfichtigt Hatte. Es wilrbe das bei ber vorgerüdten 
Beit zu weit führen. 

Das Enticheidende in dieſer Sache ift für mich von 
Anfang an das gewefen, daß in der nämlichen Frage 
von verjchiedenen Behörben des Landes verfchieben ent- 
ſchieden wird. Das erzeugt meines Erachtens nolh- 
wenbiger Weife ein Gefühl der Rechtsunſicherheit. Für 
bie Zukunft, vom 1. Januar 1901 ab, wirb ſich die 
Sachlage dadurch ändern, baf das Oberverwaltungsgericht 
das letzte Wort jowohl in Bezug auf bie Staats: 
einfommenfleuer, als auch in Bezug auf die kommunale 
Befteuerung zu fprechen haben wird, und es wird bag 
dahin führen, daß eine gleichmäßige Behandlung ftatt- 
findet. Für jegt find nur die Stände in der Lage, auf 
eine gleichmäßige Behandlung biefer Frage Hinzuwirken. 
Es ift das nicht nur das gute Recht, jondern meines 
Erachtens auch die Pflicht der Ständeverfammlung, und 
wenn man anf diefem Standpunkte ſteht und ſich weiter 
ber Rechtsanficht zumeigt, die von ber Deputation ver- 
treten wird, dann, glaube ih, muß man aud ben ent- 
ſchiedenſten Ausdrud wählen und muß bie Petition ber 
Staatsregierung zur Berüdfichtigung überweiſen. 

88 
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Was den Antrag des Heren von Wahborf anlangt, 
fo möchte ich doch gegen ihn geltend machen, baf er in 
die Hutonomie der Gemeinden entjchieden eingreift. Es 
ift mir nicht recht verftändlich, wie fich der Herr Staats: 
minifter, der bie Autonomie ber Gemeinde jo ſehr be— 
tont bat, mit dieſem Antrage einverftanben erklären 
lann, der darauf hinausgeht, daß bie Gemeinden ver- 
anlaft werden follen, ihre Megulative zu ' ändern. 
Meine Herren! Dieſer Standpunkt ift ber Deputation 
ganz fern geblieben; bie Deputation hat es bloß mit ben 
Entfheidungen zu thun gehabt und nicht mit ber Auf: 
ftellung der Regnlative. 


Präfident: Here Oberbürgermeifter Beutler. 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Ih wollte nur dem Herrn Geh. Rath Dr. Wach bemerken, 
daß ich mit meinem Antrage nicht minifterieller war und 
fein wollte, als Se. Excellenz ber Herr Staatsminifter, 
vielmehr nur noch etwas mehr und emergiicher als 
Se. Ercellenz der Herr Stantsminifter die Autonomie 
der Gemeinden babe wahren mollen, d. 5. abwehren 
wollte eine Minifterialverordnung, die in bie Ortögejeh- 
gebung eingriff. Ich meine, jo war mein Antrag zu 
verftehen, und ich bitte Herm Geh. Rath Dr. Wach doch 
noch einmal zu erwägen, ob er nicht felbft für meinen 
Antrag ftimmen möchte, 


(Geh. Rath; Dr. Wach: Ich bebauere.) 


Präfident: Dafern niemand mehr das Wort begehrt, — 
ichließe ich die Debatte mit Vorbehalt des Schlußwortes 
bes Herrn Berichterftatters j 


Berichterftatter Kammerherr von Schönberg: Meine 
hochverehrten Herren! Es hat mir ans ber Entgegnung 
Sr. Excelleny bes Herrn Staatöminifters heransgeflungen, 
als hätte die Deputation mit ihrem Berichte eine gewifje Hofti- 
lität an den Tag legen wollen. Die hohe Kammer kaun über- 
zeugt fein, daß uns das fern gelegen hat. Aber ich bitte 
zu berüdfichtigen, daß wir ung über bie Frage bes 
Schutzes des nad) der Veberzeugung ber Beſchwerde— 
führer verlegten Rechtes auszufprechen hatten und ba 
lann man bod) nur mit Ja oder Nein antworten. Nach 
Anſicht ber Deputation bedt fich aber daß Verfahren des 
Stadtrates zu Chemnitz gegenüber ber mehrgenannten 
Altiengeſellſchaft weder mit dem Ortsgeſetze, noch mit 
den hereingezogenen, vorbildlichen landesgeſetzlichen Be: 
ſtimmungen, und wenn der geehrte Herr Vorſtand der 
Stadtgemeinde Chemnitz, auf deſſen Einwendungen ich 
nicht weiter eingehen will, uns einen Vortrag gehalten 
hat über den Charalter des Emiffionsüberfchuffes und 


dabei zu dem Schluffe gelommen ift, daß Chemnitz nad |, 
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Mafgabe des dortigen Anlageregulatives berechtigt fei, 
einen Ueberihuß aus Ugiobeträgen der gedachten Art — 
er fagt fäljchlich immer Agiogewinn — als ftenerbares 
Objekt zu fonftruiren, jo muß ich dagegen darauf be— 
harten, daß das mit dem ortsgeſetzlichen Beftimmungen 
im Widerſpruche fteht; denn das können Sie mir auch 
als Nichtrechtskundigen nicht beftreiten, daß, wenn in 
bem Hanbelögejeg vom 10. Mai 1897 unter 88 261 
und 262 in lebereinftimmung mit bem Altiengeſetze 
von 1884, vorgejchrieben wird, daß Agiobeträge, welche 
buch die Ausgabe von Aktien über Parikurs erlangt 
werben, feinen Gewinn darftellen, daß biefe Agiobeträge 
unter die Paſſiven gehören und niemals Bilanzwerthe 
barftellen, bamit unter allen Umftänden ber Begriff bes 
Ueberſchuſſes und damit auch wieber die Möglichkeit, 
biefe Beträge als Ueberſchuß zu befteuern, entfällt. 
Wenn wir, wie es fcheint, in der Sammer gegenüber 
dem Antrage bes Herrn von Wahborf unterliegen werben, 
fo muß ich doch auf das Beftimmtefte erflären, und hoffe, 
daß ich mich im Uebereinftimmung mit der Deputation 
befinde, daß wir, was felbftrebend ift, von dem, was wir 
bebuzirt haben, als richtig vollftändig überzengt find, 
und daß wir von unferen Anträgen keinen Schritt zurüd- 
treten und muß ſomit die hohe Kammer um Beitritt zu 
unferen Anträgen erfuchen. 


Präfident: Meine Herren! Die Debatte ift ge- 
fchloffen. Wir geben zur Abftimmung über. Ich werde 
zunächſt über den Antrag Beutler abftimmen laſſen, ber 
bon dem Deputationsantrage am weiteften fich entfernt. 
Ih bitte diejenigen Herren, welde für ben Antrag 
Beutler find, figen zu bleiben, biejenigen, bie ihn ab» 
lehnen wollen, fich zu erheben. 


Mit ganz überwiegender Mehrheit abgelehnt. 


Bir gehen nunmehr über zur Abftimmung über den An- 
trag bes Herrn von Wahbdorf, ben ich wohl nicht noch 
einmal zu verlefen brauche. Ich bitte diejenigen Herren, 
bie für ben Untrag Wapborf find, figen zu bleiben, die⸗ 
jenigen, welche ihn ablehnen wollen, fi zu erheben. — 
Der Antrag Waßzdorf ift gegen 10 Stimmen angenommen ; 
hiermit ift der Deputationsantrag gefallen. 

Bir find am Schlufje der Tagesordnung angelangt. 
Ih beraume die nächſte Situng auf Montag, ben 
9. April 1900, mittags 12 Uhr an und fee auf bie 
Tagesordnung: 

1. Vortrag aus der Negiftrande und Bejchlüffe 
auf die Eingänge. 

2. Bericht ber erften Deputation über das Königl, 
Dekret, Nr. 33, den Entwurf eines Geſetzes 
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über Familienanwartſchaften betreffend, ſowie 
über die Hierzu eingegangenen Petitionen. 
(Druckſache Nr. 182.) 

3. Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition des vormaligen 
Zandgerichtsegpebienten Hans Stark in frei: 
berg um Gewährung einer laufenden linter- 
ſtützung aus Staatsmitteln. (Druckſache Nr. 164.) 


Zur Mitvollziehung bes Protokolls lade ich ein 
Herrn Rittergutsbefiger von Herber und Herrn Kammer: 
bern von Schönberg. 
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Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 
zu verlefen. 


(Geſchieht durch Herrn Kammerheren Freiherrn von Find.) 


Hat jemand gegen das eben verlefene Protokoll 
etwas einzuwenden? — &8 ift nicht ber Fall. Ich er: 
kläre basjelbe für genehmigt und ſchließe die öffentliche 
Sikung. 


(Schluß der Sikung 2 Uhr 36 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlid: Der Vorftand bes Königlichen Stenographifhen Inftitnts 
i. V. Profeffor Eduard Dppermann. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresden, 


Letzte Abfendung zur Pofl! am 14. April 1900, 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtag. 
I. Kammer. 
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Fünfzigſte öffentlihe Sitzung 
der Erſten Kammer 
am 9. April 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entſchuldigungen. — Urlaubsertheilung. — Vortrag und 
Genehmigung der Ständiſchen Schriften über: a) die 
wegen Errichtung von Amtögerichten eingegangenen Pe: 
titionen; b) bie Petition der Landwirthe bes Sreis: 
vereindbezirfed zu Leipzig, bie Ausdehnung der ftaats 
lichen Regelung ber Viehfhäbenvergütung auf bie durch 
bie fogenannte Bornaifche Pferdefranfheit oder Genid: 
ftarre entftandenen Schäden betr., und c) den Antrag ber 
Bizepräfidenten Opik und Georgi und Genofjen, ein an 
die Königl. Staatsregierung zu ftellendes Erfuchen um 
Stellungnahme im Bundesrathe für Annahme bes Gejeh: 
entwurfes über die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau in 
der Fafjung der zweiten Lefung des Reichstages beir. 
— Regiftrandenvortrag Nr, 1174—1179. — Bericht 
ber erjlen Deputation über das Königl. Defret Nr. 33, 
den Entwurf eines Geſetzes über Familienanwartichaften 
betreffend, ſowie itber die Hierzu eingegangenen ‘Petitionen. 
— Antrag zum mündlichen Berichte der vierten Depu: 
tation über die Petition des vormaligen Landgerichts: 
erpebienten Hans Stark in Freiberg um Gewährung einer 
laufenden Unterſtützung aus Staatsmitteln. — Feſtſetzung 
der Zeit und Tagesordnung für die nächte Sigung. — 
Borlefung und Genehmigung des Protokolls über bie 
heutige Sitzung. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Ercellenz. 


Am Miniftertifce: 
Die Herren Staatsminifter Dr. Schurig und 
von Mepich, fowie die Herren Negierungsfommiffare 
IR. (2. Abonnement.) 


Dresben, am 9. April 


1900, 


Geh. Rath Jahn, Geh. Regierungsratö Dr. Schelder 
und Geh. Juftizrath Dr. Börner. 

Anweſend 34 Stammermitglieber. 

Präfident: Ich bitte die Herren, ihre Pläge ein: 
zunehmen. 

Ich eröffne die äffentliche Sitzung. 

Entſchuldigt haben fic für Heute die Herren Geh. 
Kommerzienratdp Thieme und Geh. Kommerzienrath 
Hulgih, beide wegen Unwohlſeins, dann Erlaucht Graf 
Solms: Wildenfeld wegen dringender Geſchäfte. 

Herr Domherr Dr. Friederici hat bis Oftern um 
Urlaub gebeten. Die Kammer bewilligt wohl biejen 
Urlaub? — Einftimmig. 

Es Hat ber Vortrag einiger Ständiſcher Schriften 
zu erfolgen, zumächft über bie wegen Errichtung von 
Amtsgerichten eingegangenen Petitionen durch Herrn 
Bizepräfidenten von Zezſchwitz. 

(Bizepräfident Lanbesältefter von Zezſchwitz verliejt bie 
Ständifche Schrift.) 

Hat jemand gegen dieſe Ständiſche Schrift eiwas 
einzumenben? — Es iſt nicht der Fall, ich erfläre bie: 
ſelbe für genehmigt. 

Es folgt weiter der Vortrag einer Stänbifchen Schrift 
auf bie Petition ber Landwirthe bes Kreisvereinsbezirkes 
zu Leipzig, bie Ausdehnung ber ftaatlichen Regelung ber 
Biehfchäbenvergütung auf die durch die fogenannte Vor: 
naiſche Pferdekrankheit ober Genidftarre entftandenen 
Schäden betreffend, durch Excellenz Meufel. 

(Die Ständiſche Echrift wird verlefen.) 


Es Hat wohl auch hier niemand etwas einzuwenden 
gegen die Ständiſche Schrift; — ich erfläre diefelbe alfo 
gleichfalls für genehmigt. 

Es folgt nunmehr die dritte Ständiſche Schrift 
über den Antrag der Vizepräfidenten Opig und Georgi 

89 


458 1.8. 50, Sigung, 





und Genofjen, betreffend ein an die Königl. Staats: 
regierung zu ftellendes Erſuchen um Stellungnahme im 
Bunbdesrathe für Annahme des Gejeßentwurfes über die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau in ber Faſſung ber 
zweiten Leſung des Neichstages. Ich erfuche Herrn von 
Wächter, dieſelbe vorzutragen. 

Geſchieht.) 

Billigt die Kammer auch dieſe Ständiſche Schrift? — 
Das iſt der Fall. Somit ſind die drei Ständiſchen 
Schriften genehmigt, und da alle drei in der Zweiten 
Kammer ausgelegen haben, ſo lönnen ſie nunmehr zum 
Abgange gebracht werben. 

Den Vortrag aus der Regiftrande giebt der Herr 
Freiherr von Find. 

(Nr. 1174.) Bericht der Zweiten Deputation über 


Kap. 16 des Etats für 1900/01, den Etat der Staats-— 
eifenbahnen betr. 

(Nr. 1175.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über einen Theil des Tit 15 bes 
außerorbentlichen Etat3 für 1900/01, und zwar real: 
erwerbungen für das Srantenftift Zwickau behufs Er- 
weiterung besjelben betr. 

Bräfident: Beide Nummern find gedruct und kommen 
auf eine Tagesorbnung. 

Nr. 1176.) Prototollertraft der weiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über bie Beichwerde Paul 
Bergers und Robert Walbbaurs in Schönefeld, den Erlaf 
gefegwibriger Bauvorjchriften betr. 

Präfident: An die vierte Deputation. 

(Nr. 1177.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Kap. 32 und 33 des Etats, Gefammtminifterium 
und Staatsrath nebft Kanzlei und Kabinetätanzlei betr 

(Mr. 1178.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Kap. 35, 36 und 102 des Etats, Hauptftaatsardhiv, 
Oberrechhnungsfammer, ſowie Minifterium des Aus— 
wärtigen betr. 


(Mr. 1179.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Kap. 107, 108 und 109 bes Etats, Wartegelder, 
Benfionen und Erhöhung der Bewilligungen an Militär 
invalide ꝛc. betr. 

Präfident: Sämmtlihe Nummern tommen an bie 
zweite Deputation. 

Meine Herren! Wir gehen über zum „Berichte 
der erften Deputation über das Königl. Dekret 
Nr. 33, den Entwurf eines Geſetzes über Familien— 
anwartfchaften betreffend, ſowie über die Hierzu 
eingegangenen Petitionen.” (Drudjahe Nr. 182.) 


Ich erfuche den Herrn NRittergutsbefiger von Watz— 
dorf, feinen Vortrag aufzunehmen. 


am 9. April 1900, 


Berichterftatter Rittergutsbefiper bon Watzdorf: Ich 
barf wohl. den Herrn Sefretär bitten, für mid das 
Königl. Dekret zu verlefen. 


(Freiherr von Find verlieft dasſelbe) 


Meine Hochgeehrten Herren! Ich darf wohl an- 
nehmen, dba Sie ben Bericht Ihrer Deputation feit 
einigen Tagen in Händen haben, daß Sie fowohl ben 
Entwurf des Geſetzes, als auch den Deputationsbericht 
durchgelefen haben werben. Es wird dies Ihnen um: jo 
leichter gefallen fein, als in dieſem Entwurfe,. bezichentlid, 
in bem Berichte nur wenige jchwierig zu löſende 
juriftifche Fragen vorlommen. Im allgemeinen haben 
Sie Hierbei nur das zu than, daß Sie'den Anwartſchafts⸗ 
befiger auf feinen Wegen, auf feiner Thätigleit folgen 
und dabei bie nöthigen Beftimmungen treffen betreffs der 
Rechte und Pflichten besfelben an der Anwartichaft. So, 
meine Herren, werben Sie bereit? in $ 2 finden, daß Sie 
zu beftimmen haben über die Höhe bed Ertrages einer 
Anwartſchaft und darin zu jagen, daß fie von einer 
gewifjen Höhe an lebensfähig ift. In den 88 3, 14 und 
28 finden fi landwirthſchaftliche Beftimmungen betrefis 
des Inventars, was jeht Zubehör heißt, vor. Wieder 
andere Beftimmungen finden Sie in 8$ 22 unb 23, wo 
bie befte Auswahl getroffen wird betreffs der Hypothelen, 
die für eine Anwartihaft am geeignetften find. Es wird 
Ihnen zwar nicht vorenthalten werben, und Sie werben 
gezwungen jein, den Unmwärtervertreter in $ 32 auf 
feinem Gange nad) dem Amtsgerichte zu begleiten, wo 
berjelbe, in einen Prozek mit dem Unwartichaftsbefiger 
verwidelt, als Streitgenofje die Rechte der Anwartihaft 
zu wahren bat. Dafür aber, meine Herren, befinden Sie 
fi in $ 38 mitten in dem grünen Walde der Unmwart: 
ſchaft, über deffen forftmännifche Behandlung Sie zu be 
ftimmen haben. Sie finden ferner die Fragen ber Kaſſen 
in ben 40er Paragraphen, wobei auch die Befugniſſe 
vorhanden find zur Benutzung der Aitersrentenbanf und 
der Lebensverficherungsanftalten. Ferner finden Sie wieder 
in den 50» und 60er Paragraphen das Verhältniß ber 
Unmwärter und der Anwärtervertreter näher bezeichnet. 


So wird ed Ihnen leicht geworden jein, dieſen Ent- 
wurf und dem Bericht durchzulefen, und ich bin wohl 
befien überhoben, Hier weiter darauf einzugehen. Ich 
habe nur no, meine Herren, einen kleinen Drudfehler 
zu berichtigen, welcher fih in $ 93 vorfindet.. Es muß 
barin anftatt des Wortes „ergeht“ gejegt werben „geht“. 

Weiter babe ich Hier nichts zu jagen, und id} er: 
warte, daß ich Gelegenheit haben werbe, im Laufe ber 
Diskuffion einzugreifen, 
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Prüfident: Ich eröffne bie Debatte. Se. Excellenz 
ber Herr Staatsminifter hat dad Wort. 


Staatäminifter Dr. Schurig: Ich möchte, meine 
hochgeehrten Herren, um die Erlaubniß bitten, im ber 
Debatte des vorliegenden Gejehentwurfes einige Worte 
zur. Orientirung vorauszuſchicken. 

Den Anlaß zu ber Vorlage Hat die Einführung bes 
neuen. Bürgerlichen Geſezbuches geboten. Die Vor: 
ſchriften unjeres Bürgerlichen Gejegbuches über Familien: 
anwartihaften ‚find. zweifellos für diejenigen Familien— 
anwartichaften maßgebend geblieben, deren Entftehung 
ber Zeit vor dem 1. Januar 1900 angehört. Dagegen 
ſprechen bei ber eigenartigen romaniftifchen Regelung 
unferes Geſetzbuches gewichtige Gründe für bie An: 
nahme, daß diefe Borfchriften Geltung nicht , mehr 
haben für die Errichtung neuer Familienanwartſchaften. 
Zum mindeften ift bie fernere Geltung ber, Vorfchriften 
zweifelhaft. Auf einem jo wichtigen Gebiete dürfen aber 
Zweifel nicht beftehen. 

Die Borlage ſucht dem beutfchrechtlihen ‘Grund: 
gebauten ber Familienanmwartihaft gerecht zu werben. 
Nur bie Aufrechterhaltung und Ausgeftaltung ber beutjch- 
rechtlichen  Familienanwartichaft fteht der Landesgeſetz⸗ 
gebung offen. Dazu ift das Beſtreben getreten, bas 
Inftitut der Familienanwartihaften mit ben fozialen 
und wirthidhaftlichen Anforderungen ber Gegenwart in 
Einflang zu jepen. 

Ueber bie Berechtigung ber Familienanwariſchaften 
an fih braudt an biefer Stelle nichts gejagt zu 
werben. 

Ebenſo wohl auch barüber nicht, daß Gegenftand 
einer Familienanwartihaft nur Grunbbefig ſein fol, 
unbeſchadet der Anfügung mobilen Kapitals zu gewiflen 
Zweden. 

Ueber das geforderte Mindeſtmaß bes Grundbeſitzes 
— 7500 M. Reinertrag — kann man verſchiedener An: 
fit fein. Meinungsverſchiedenheiten find aud bereits 
bervorgetreten. Ihre Deputation bat bie Frage ein- 
gehend geprüft und fich jchließlich dem gemachten Vor: 
ſchlage angeſchloſſen. 

Eine erhebliche, aber unumgängliche Neuerung iſt 
die zur Errichtung einer Familienanwartſchaft geforderte 
landesherrliche Genehmigung. Nach heutiger Auffaſſung 
geftattet es das Staatsintereſſe nicht, die Feſtlegung 
umfangreichen Grundbeſitzes auf Generationen hinaus 
in bas Belieben eines Einzelnen zu ftellen. 

Die Errihtung der Familienanwartihaft ift im 
Entwurfe ‚außerdem mit Garantien umgeben, die ber 
großen Bebeutung des Aftes entjprechen. Insbeſondere 
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ift dafür Sorge getragen, daß bie Erridtung unter 
rechtäfunbiger Mitwirkung erfolgt. Die Unklarheiten 
und Lüden in ben Sabungen beftehender Familien» 
anwartichaften haben zum Theile jehr unwilllommene 
Folgen gezeitigt. 

Befondere Aufmerkfamteit ift darauf verwendet, bie 
Stellung bes Anwartihaftsbefigers freier und bemeg- 
licher als zeither zu geftalten. Gegenwärtig bebarf ber 
Anwartfhaftöbefiger zu einer Veräußerung ober Be— 
foftung ber Regel nad ber Buftimmung ſämmtlicher 
Anwärter. Diefe Zuftimmung zu befchaffen ift fchwierig, 
vielfah unmöglih. Die Inanfpruchnahme bes Real: 
frebit8 mag für bie Unmwartichaftöbefiger noch fo 
wünſchenswerth, ja nöthig fein; fie muß nad ben 
gegenwärtig geltenden Geſetzen unterbleiben, weil ber eine 
ober ber andere Anwärter nit bafür zu Haben ift. 
Die Vorlage fucht bie Abhülfe darin, ba fie in den 
Unwärtervertretern — in der Regel zwei Anwärter — 
ein dem Anwartichaftsbefiger leicht zugängliches Organ 
ſchafft, das in ben praltiſch Häufigften Fällen, ins 
befondere bei Theilveräußerungen und Belaftungen, an 
Stelle der Gefammtheit ber Anwärter über bie Er- 
theilung der AZuftimmung zu Verfügungen entſcheidet. 
Die Einrihtung der Anwärtervertreter ift feine neue 
Erfindung. Sie ift dem Nechte anderer Staaten be- 
fannt und aud bei uns im neueren Anwartſchafts— 
fagungen anzutreffen. In betheiligten Kreifen, außer: 
halb biefes hohen Haufes, fcheint hier und ba ein ge- 
wiſſes Mißtrauen bezüglih ber Anwärtervertreter zu 
beſtehen. Man hält fie für ein Aufſichtsorgan, das 
ſich beliebig in die Verwaltung ber Anwartfchaft ein: 
mischen könne Es ift fogar behauptet worden, bie 
Unmwärtervertreter jollten bie Auffiht über bie Perſon 
bes Unwartichaftsbefigers führen. Nichts von alle: 
dem. Wie ſchon ber Name ergiebt, haben die Anwärter: 
vertreter die Anwärter in ihrem Rechte zu vertreten. 
Die Anwärter fönnen verlangen, daß bie Anwariſchaft 
möglichft ungejchmälert erhalten und daß den zu ihrem 
Schupe in der Satzung getroffenen Beftimmungen nad): 
gegangen werde. Innerhalb biefer Grenzen bewegt ſich 
auch die Aufgabe der Anwärtervertreter. Daneben find 
fie für die Anwartfchaftsbehörde in einzelnen Fällen 
Ausfunftsperfonen. Die Madjtvolllommenheit ber An 
wärterbertreter hat auch ihre Schranfe. Der Anwart⸗ 
ichaftsbefiger ift feineswegs ihrer Willfür preisgegeben. 
Ueber ihnen fteht bie Anwartſchaftsbehörde. Miß— 
brauchen fie ihre Stellung, verweigern fie bie Bus 
ftimmung zu einer Verfügung aus nichtſachlichen Grün- 
ben, jo fann bie Anmwartichaftsbehörde die von ihnen 
verweigerte Zuftimmung erjegen. 
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Eine weitere bebeutfame Neuerung befteht in ber 
Einrihtung der Anwartſchaftskaſſe und der Familien- 
laſſe. Die Anwartſchaftskaſſe ift gedacht als Reſerve— 
fonds für die außergewöhnlichen Ausgaben, die ſich 
erfahrungsgemäß in ber Wirthſchaftsführung von Zeit 
zu Beit erforberlih machen; bie Familienkaſſe ala ein 
Berforgungsfonds für die Wittwen und bie nad: 
geborenen Kinder. Die Angemefjenheit beider Kaſſen ift 
in dem Berichte Ihrer Deputation jo treffend dargelegt, 
ba ih den Ausführungen faum etwas Hinzuzufügen 
habe. Nur eins möchte ich bemerfen. Man hat bes 
mängelt, daß der UAnwartichaftsbefiger mit ber Haltung 
und Ausftattung der Kaſſen zu etwas genöthigt werbe, 
was jonft niemandem angejonnen werbe, und man hat 
zugleich das Bebürfniß verneint, weil ein nur irgend» 
wie vorfichtiger Anwartſchaftsbeſitzer von jelbft dazu 
gelangen werbe, bie entjprechende Borjorge eintreten zu 
laſſen. Das Lebtere ift richtig. Aber leider ift die 
Vorfiht nicht Allgemeingut, und die Erfahrung bat, 
namentlich jo viel die Verforgung ber Familie angeht, 
gelehrt, daß da manches hätte anders jein können, als 
es geweſen ift. Gerade bier haben bie Gegner ber 
Familienanwartſchaften eingefegt. Der geübte Zwang 
findet feine Rechtfertigung in der Stellung des Anwart- 
ſchaftsbeſitzers. Er erhält die Anwartihaft nit um 
feiner felbft willen, fondern als Repräfentant ber Fa— 
milie, Mit bem Genufje bes anjehnlichen Vermögens: 
fompleges und ber barin liegenden Bevorzugung über- 
fommt er aud eine Summe von Pflichten gegen bie 
Familie, und bieje Pflichten zeigen fi vornehmlih in 
der Erfüllung derjenigen Mufgaben, denen bie beiben 
Kaſſen zu dienen beftimmt find. Auch Hier gilt das 
früher bemerkte. Die Kafjen find feine neue Erfindung 
bes Geſetzgebers; fie finden fich bereit# in Satzungen 
verfchiedener bei uns beftehender Anwartſchaften. Die 
Gefege anderer Staaten gehen überdie® in ben Un: 
forderungen an ben Anwartjchaftäbefiger zum heile 
erheblich weiter als die Vorlage. 

Auf das Neue, was die Vorlage jonft no in jo 
mancher Hinficht bietet, wird wohl befjer bei der Spezial: 
bebatte eingegangen. ch möchte nicht vorgreifen. Dafür 
aber noch eine allgemeine Bemerkung. 

Trifft ber Gefeßgeber, wie e8 Hier der Fall ift, 
Borforge für die Erhaltung großen Befiges in ber 
Familie, fo erhebt ſich von felbft die frage, ob und 
warum nicht das Gleiche für den mittleren und Heinen 
oder doch für den mittleren Grumbbefig geſchehen künne 
und zu gejchehen habe. Die große Bedeutung, bie ein 
in feften Händen befindlicher mittlerer Grundbeſitz für 
ein geſundes Staatsleben hat, jpringt in die Augen. 


am 9. April 1900, 
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Andrerſeits iſt ebenſo gewiß, daß ber Gang ber heu—⸗ 
tigen Entwickelung, insbeſondere bie ſich ſteigernde Ver- 
ſchuldung des Grundbeſitzes, bie Stetigleit im Befige 
mehr ober minder gefährbet. Im der That ift auch an 
die Königl, Staatsregierung mehrfach ber Wunſch heran: 
getreten, bie Vortheile dieſes Geſetzes zugleich dem 
mittleren Grunbbefige zufommen zu laflen und bas 
Geſetz auf dieſen auszubehnen, 

Die Königliche Staatsregierung hat fi außerſtande 
gejehen, dem zu entſprechen. Die Eriftenzbebingungen 
des großen und des mittleren Grunbbefiges find ver- 
ſchieden. Der mittlere Grunbbefig verträgt nicht bie 
mit ber Familienanwartichaft untrennbar verbundenen 
Beichränkungen bes Beſitzers in ber Veräußerung und 
Belaftung. Der Befiker will und muß frei fein in ber 
Berfügung unter Lebenden. Sein Realtrebit würbe zubem 
bei ber für Familienanwartſchaften Lediglich zugelaffenen 
Revenuenhypothet fo ziemlich gleich Null fein. Die Er: 
fahrung hat auch gezeigt, daß alle geſetzgeberiſchen Ber- 
juche, die für Familienanwartſchaften geltenden Grund: 
füge auf ben mittleren Grundbeſitz zu übertragen, ge: 
ſcheitert ſind. Die Familienanwartſchaft ift ein Imftitut 
für ben Großgrundbefig und nur für biefen. Ihre 
Deputation bat fich diefer Erlenntniß nicht verſchloſſen, 
aber ſich dafür ausgeſprochen, daß dem Bebürfniffe auf 
anderem Wege möglichft gemügt werde. Als ein folder 
anderer Weg bietet fich das in neuerer Beit viel behan- 
delte und auch gefeßgeberifh verwerthete Anerbenrecht. 
Das Anerbenrecht läßt ſich kurz dahin kennzeichnen: Der 
Grundbeſitzer iſt in der Verfügung über ſein Grundſtück 
unter Lebenden nicht beengt. Stirbt er, ſo erhält einer 
der Erben das Grundſtück zu einem Preiſe, bei dem er 
beſtehen kann. Der Gedanke ift einfach und anſprechend. 
Gleichwohl ſtellen ſich ſeiner Durchführung ganz erhebliche 
Schwierigkeiten entgegen. Die Königl. Staatsregierung 
bat der Frage bes Anerbenrechtes von Anfang an volle 
Aufmerkjamteit gefchentt. Noch im Jahre 1895 hat fie 
eine Enquäte über bad Borhanbenjein der Borbebingungen 
für die Einführung des Anerbenrechts veranftalte. Die 
Ergebnifje find der Einführung nicht günftig gewejen. 
Bei der Berathung des Einführungsgefepes zum Bürger: 
lichen Geſetzbuche, in ber Seffion 1897/98, hat die Staats- 
regierung eine ausführliche Denkichrift hierüber der Ge- 
ſetzgebungsdeputation ber Zweiten Kammer zugehen lafien. 
Die Denkihrift findet fi) in dem Berichte Nr. 228 ber 
Aweiten Kammer. Ich darf wohl darauf Bezug nehmen. 
Ständiſche Erörterungen haben fi an bie Denlſchrift 
nicht gefnüpft. Das Reſultat, zu dem fie gelangt ift, 
geht dahin, daß zur Zeit Bebenfen getragen werben 
müffe, das Anerbenrecht einzuführen. Die Staatsregierung 
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fteht auch jegt noch auf biefem Standpunkte. Sie wirb 
aber jelbftverftändlich der Trage — entiprechend ber 
großen Wichtigkeit, die ihr zulommt — auch ferner bie 
ernftefte Aufmerfjamteit widmen. 

Der Entwurf Hat, bevor er Ihnen zugegangen ift, 
ſowohl dem Lanbeökulturrathe, als auch einer Anzahl 
fachverftändiger Herren zur Prüfung vorgelegen. Die 
in überaus banfenswerther Weiſe geübte Kritik iſt dem 
Entwurfe in mannigfacher Hinfiht zu gute gefommen. 
Ich will aber. auch nicht unterlaffen, hervorzuheben und 
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in kurzen Beitabfchnitten von einer Hand in die andere 
wandert. Bei diefen Erwägungen war e8 wohl aud) jehr 
natürlich, dab innerhalb der Deputation ber Gebdante 
angeregt wurbe, ob nicht auch zu gleicher Zeit biejes 
Geſetz fi) auf Heinere ländliche Grundbefiger, auf den 
Bauernftand erftreden könnte, es ift aber ‚wohl, wie dies 
auch im Berichte niedergelegt ift, anzuerlennen, daß bie 
Bedenlen der Königl. Stantöregierung, denen fid) die 
Deputation angejchloffen hat, wohl zu erwägen find, und 
daß der kleinere Grundbefig in den Rahmen dieſes Ge— 


namens ber Stantöregierung dankbar anzuerkennen, daß ſetzes nicht hineinpaßt. Man darf wohl hoffen, daß ähn- 


bie Vorlage durch die angeftrengte Arbeit Ihrer Deputa: 
tion erhebliche Verbeſſerungen erfahren Hat. 


Bräfident: Meine Herren! Wir nehmen von dieſer 
Erffärung dankbar Akt, und gehen nunmehr in die all- 
gemeine Debatte über; meinem Prinzipe getrem, nicht in 
alfein formaliftifchen Bahnen zu wandeln, werde ich auch 
bier eine ziemliche Elaftizität zulaffen; ich bitte jedoch, 
alles, was fich auf bie einzelnen Paragraphen beſonders 
bezieht oder Anträge bezüglih ber einzelnen Para- 
graphen ber Spezialdebatte vorzubehalten. Zum Worte 
gemeldet haben fih Herr Kammerherr Graf von Rex— 
Zebtlig und Herr von Schönberg. 

Herr Kammerherr von Reg-Bebtlig hat das Wort. 


Kammerherr Graf von Rer-Zedtlig: Gewiß ift die 
vollfte Anertennung darüber auszuſprechen, daß das 
Königl. Iuftizminifterium ſich entichloffen hat, ſchon in 
biefer Seffion einen auf die Familienanwartſchaften bezüg: 
lichen Geſetzentwurf vorzulegen, um möglichſt Differenzen 
und Aweifeln dem neuen Bürgerlichen Gejegbuche gegen: 
über vorzubeugen. Mit Freuden ift es auch zu begrüßen, 
daß das Königl. Finanzminifterium ein großes Interefie 
den fFamilienanwartfchaften gegenüber an den Tag legt, 
daß es auch mit wahrem Berftänbniffe die Sache behandelt, 
und zu gleicher Beit auch nicht unterlafien hat, Stimmen 
aus Kreifen zu hören, welche der Materie bereits näher 
ftehen unb wohl als Sachverftändige betrachtet werben 
fünnen. Es giebt uns bies eine Garantie, daß das Geſetz 
nicht nur gründlich erörtert und ausführlich in allen 
feinen Paragraphen erwogen worden ift, jondern daß e# 
auch wohl geeignet fein dürfte, fich im praftiichen Leben 
zu bewähren; und gewiß bat ein ſolches Familienanwart: 
Ichaftögefeg eine große vollkswirthſchaftliche und fozial- 
politifche Bedeutung. Es ift ja hier ein Fall gegeben, 
wo bie -Wünfche Einzelner ſich mit dem ftaaterhaltenden 
Interefie der Geſammtheit begegnen. Es ift gewiß nicht 
gleichgültig, ob ein größerer ländlicher Grundbefig auf 
längere Zeit einer und derſelben Familie erhalten 
bleiben tann, ober ob er, wie eine gewöhnliche Waare, 


liche Einrichtungen ben Bauernfhaften gegenüber einem 
jpäteren Gejege vorbehalten bleiben werben, denn es ift 
gewiß auch für den Staat von großer Wichtigkeit, einen 
gefunden und foliden Bauernftand auf der Scholle zu 
wiffen, welde vom Bater auf Sohn und Enkel über- 
tragen werben kann. Was nun die Höhe von 7500 M. 
ala Minimaleinfommen ber Anwartichaft betrifft, jo ift 
die Grenze allerbings wohl etwas niedrig gezogen, indeſſen 
ich gebe zu, daß hier überhaupt mehr ober weniger eine 
gewiſſe Willfürlichleit unvermeidlih ift, und man hat 
wohl geglaubt, dem betreffenden Stifter eine möglichfte 
Freiheit der Bewegung zu geftatten. Ueberhaupt ift es 
nur durchaus anzuerfennen, daß ber Entwurf dem Stifter 
in feinen Beitimmungen einen möglichft freien Spielraum 
gewährt und zu gleicher Zeit auch die einzelnen Para— 
graphen, die fi auf die Verwaltung ber Stiftung felbft 
beziehen, dahin ſich ausſprechen, daß ber Beſitzer ber 
Anwartſchaft mit möglichfter Freiheit und thunlichiter 
Ungezwungenheit in der Verwaltung feines Befiges ver: 
fügen fann, und dabei aber doch zu gleicher Zeit darauf 
vollfommen Nüdficht genommen ift, daß eine Ber: 
ſchlechterung, eine Verminderung des Beſitzes, joweit es 
überhaupt unter gejeglichen Beflimmungen möglich ift, 
nicht eintreten lann. 

Wenn die Beitimmung getroffen worben ift, daß 
nad einem Befige von drei Inhabern — das ift aljo in 
ber Regel in ber dritten Generation — eine Aenderung 
der Sagungen eintreten könnte, und fogar eine Aufgabe 
ber ganzen Anwartſchaft, jo ift dem wohl durchaus zu: 
zuftimmen. Es könnte wohl feinen, ald wenn ber 
Begriff der Anwartichaft, der Begriff eines bleibenden 
Befiges in der Familie dadurch beeinträdtigt werben 
fönnte, allein e3 ijt ja unmöglich, daß bei der Stiftung 
einer Anwartjchaft ſchon vorausgejehen werben könne, 
welche Veränderungen im Laufe der Zeit eintreten fünnen, 
welhe Schickſalsſchläge vielleicht eine Familie treffen 
werben, und es kann wohl unter Umftänden der Fall 
eintreten, daß eine Wiederauflöjung einer Anwartjchaft 
im höchften Grabe wünſchenswerth erſcheint. Es fünnte 
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fogar barüber ein Bweifel entftehen, ob es nicht an— 
gemefjen gewejen fei, wenn ſchon von Haufe aus dem Stifter 
die Möglichkeit und bie Freiheit gegeben worben wäre, 
auch jelbft ſchon eine Beftimmung dahin zu treffen, 
daß nad ber dritten Generation der Beſitz wieder 
freigegeben werbe. Es könnte ja nachher im gegebenen 
Momente immer wieber eine Verlängerung der Anmwart: 
ſchaft eintreten und fo fort und fort bis in die fernfte 
Zeit. In Preußen eriftirt bereit# eine berartige Be- 
ftimmung, und wie ih gehört habe, fo beruhen bie 
großen englifhen Majorate auch auf einer ähnlichen 
Beftimmung. Zu bedauern ift es freilih, daß in bem 
Entwurfe nicht ſchon eine Rüdfiht auf den Stempel 
genommen worben ift. Ich glaube, bieje frage ift von 
großer praftifcher Bedeutung und es Tann dies gewiß 
auch nicht geleugnet werben. Es wäre dies allerdings 
eine Sade bes Finanzminiſteriums, fie refortirt bei 
biefem, es würde aber doch möglich gewejen fein, baf 
auch das Finanzminifterium bei dem Entwurfe mit heran: 
gezogen worben wäre, ähnlich, wie ſchon zwei Minifter 
das gegenwärtige Defret unterfchrieben haben. Wie jeht 
bie Verhältniffe liegen, fo ift wohl anzunehmen, daß 
vielleicht nur wenige ſich entjchließen werben, eine 
Familienanwartſchaft zu gründen, bejonbers in Berüd- 
fihtigung ber jegt in gebrüdter Lage befindlichen Land» 
wirthſchaft. Es ift baher wohl zu hoffen, daß in nicht 
zu langer Zeit eine auf die Ermäßigung des Stempels 
gerichtete Vorlage ben Ständen zugehen wird, Die 
Königl. Staatsregierung und insbefondere der Herr 
Zuftizminifter haben ja felbft die hohe Bedeutung aus: 
geiprodhen, welche bie Familienanwartfhaften für ben 
Staat hätten, und es ift daher wohl zu erwarten, baf 
bei der Hohen Staatsregierung auch ber Wunſch vor: 
liegen wirb, bie Begründung von Familienanwartſchaften 
nicht allzufehr zu erfchweren. Ich glaube, bei der großen 
Wichtigkeit, welche die Sache für den Staat hat, wirb 
es wohl auch angemefjen fein, daß ihr gegenüber einige 
Heine Konzeffionen gemacht werben. 


Bräfident: Herr Kammerherr von 
Modrig! 


Kammerberr von Schönberg: Meine Herren! Mein 
Herr Borrebner hat zwar einige Gegenftänbe bereits ge: 
ftreift, welche ich mir erlauben wollte, zur Erwähnung 
zu bringen; immerhin barf ih wohl um furze Gebulb 
bitten, wenn id) darauf zurüdfomme. Zunächſt fchließe 
ich mid) dem von bem Herrn Vorrebner ausgejprochenen 
Danfe und ber Anerkennung aus vollfter Ueberzeugung 
an, welde er ber Sönigl. Staatsregierung entgegen: 
gebracht Hat für dem uns vorgelegten Entwurf über die 
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Errichtung von Familienanwartſchaften. Wer ſich mit 
dem Entwurfe eingehend befchäftigt hat, der wirb mit 
hoher Genugtfuung wahrgenommen Haben, in welder 
fachlichen, praftifhen und von tiefer juriftifcher Kenntniß 
zeugenber Weife ber Entwurf rebigirt worben ift, unb 
wirb auch feine Anerfennung der erſten Deputation nicht 
verfagen, welche mit großer Mühe und Fleiß in Gemein: 
ſchaft mit dem fehr entgegentommenden Herrn Regierungs- 
fommiffar ben Entwurf durchberathen und wo nöthig 
amendirt hat. Nun bat zwar umfer verehrter Herr 
Präfident gejagt, man folle ſich bei ber allgemeinen 
Debatte eines Eingehens auf bie einzelnen Paragraphen 
bes Entwurfes möglichft enthalten. Ich möchte aber doch 
bitten, daß ich zur Begründung befien, was. ich bes 
Lobes für den Entwurf hier vorzubringen mir erlaubt 
babe, ſchon jegt einige Punkte ber vom Herrn Präfibenten 
für die Spezialdebatte vorbehaltenen Gegenftände berübre. 
Bielleicht befreunden fi dann die etwaigen eiuftweiligen 
Gegner des Entwurfes mit dieſem Leßteren. 

Für den Entwurf fpricht und erleichtert defien An: 
nahme vor allem der Umſtand, daß dadurch den Satzungen 
bei Errichtung von Anmwartjchaften ein thunlichſt 
weiter Spielraum für Berwirffihung etwaiger Sonder: 
wünſche bes Errichters gelafien wird, und im Anſchluſſe 
bieran ift mir fympathifch gewejen und ich glaube, Die 
hohe Kammer wird diefe Anficht theilen, bie Beftimmung 
in $ 92 bes Entwurfes, welche dahin lautet: 


„Der Landesherr kann Befreiung von einzelnen 
Beitimmungen der Satzung fowie von einzelnen Vor: 
ſchriften dieſes Geſetzes gewähren.“ 


Dieſe Beſtimmung, meine Herren, iſt von großer 
Wichtigkeit, denn wir dürfen nicht verlennen, daß trotz 
ber Mühe, welche ber Herr Königl. Kommiſſar im Ver: 
eine mit ber erften Deputation fich gegeben Hat, im 
Entwurfe allen Anforberungen ber etwa einfcdhlagenben 
Berhältnifje gerecht zu werden, doch unerwartet wieder: 
holt Fragen auftauchen werben, für deren Erledigung 
bie landesherrliche Entſchließung das geeignetfte Aus: 
funftsmittel bietet. Die Beftimmung in $ 92 wird 
namentlih bie fehr erwünſchte, geeignete Hanbhabe 
bieten für bereits beftehende Familienanwartſchaften, 
infoweit fi beren Satzungen nicht allenthalben mit ben 
Beitimmungen bes Gejehentwurfes beden, durch zuläffige 
Ausnahmebeftimmungen feitens bes Allerhöchften Lanbes- 
herrn diefe Sapungen thunlichft aufrecht zu erhalten, und 
nicht in ihrer Wirkfamkeit zu ftören. 

Sehr jympathifch wird für einzelne ber Herren 
Anwartjchaftsbefiger die Beftimmung fein, daß unter 
Umftänden nicht nur einzelne Theile der Anwartſchaften, 
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ſondern ſogar die ganze Anwartſchaft veräußert werden 
fann, unter der Kautel, daß die Anwartſchaft ſofort 
oder thunlichſt durch Neubeſchaffung von Grundbeſitz 
wieder auflebt. Man muß bei unſerer ölonomiſchen 
Lage immer bedenken, daß ſich die einſchlagenden Ber: 
hältniſſe ſoweit ändern können, um einen derartigen 
Wechſel in der Subſtanz der Anwartſchaft als geboten 
erſcheinen zu laſſen. Ich ſetze den Fall, daß ein An— 
wariſchaftsgrundbeſitz durch bie Konjunktur ſich in feinem 
Verkaufswerthe, aber nicht ‚in ſeinem Ertragswerthe 
weſentlich hebt, z. B. durch Umwandlung von Tanb: 
wirthſchaftlichem Grundbeſitze in Bauland. In einem 
ſolchen Falle würde das Beibehalten des Grund— 
beſitzes für dem landwirthſchaftlichen Betrieb ein Wiber- 
finn fein. 

Dann ift auch mit Anerkennung zu begrüßen bie 
im Entwurfe gegebene Füglichkeit, bis zu einem aller: 
dings beſchränkten Grabe bie Anwartſchaft unter gleich- 
zeitigem Bmwange zur Mmortifation mit Nevenuen- 
bupothefen zu belaften. In unjerer wirthſchaftlichen 
Lage können Fülle vorlommen, in welchen burch ber: 
artige Beihaffung von Gelbmitteln die wirthſchaftliche 
Leiftungsfähigkeit für längere Zeit erhöht wird. 

Dann find, was Se. Ercellenz der Herr Juſtiz— 
minifter ſchon als werthvoll betont hat, willfommen zu 
heißen bie Beitimmungen über die Anwartihaftstafie 
und die Familienkaſſe. Meine Herren! Die Einführung 
fpeziell einer Familientafje zur Verforgung ber Wittwen 
und Ablömmlinge bes Anwartſchaftsinhabers ift gewiß 
dazu geeignet, manche etwaige bermalige Gegner ber 
Tamilienanwartichaften mit dieſer Inftitution zu bes 
freunden; die Familienkaſſe hat ben Zwed, thunfichft bem 
Uebelftande vorzubeugen, daß ein Mitglied ber Ge- 
jammtfamilie im Genufje des Gejammtvermögens bleiben 
foll, während die anderen Mitglieder nur zeitweilig — 
jo lange als ber befigende Vater lebt — an biejem 
Genufje theilnehmen dürfen, mach deſſen Tode aber 
den Nüdfall in bürftige Verhältniſſe zu befürditen 
haben. 

Dann ift als glüdlih auch die Beftimmung über 
bie Anmwärtervertreter zu bezeichnen. Meine Herren! Da 
muß ich auf die mir unmittelbar zur Seite ftehende Er: 
fahrung zurüdgreifen. Ich geftatte mir zu erwähnen, 
daß ich Mitglied einer Familie bin, welde das Glüd 
gehabt Hat, zur rechten Beit ihren Mannlehnbefig in 
Yamilienanwartichaften umzuwandeln. Hierbei ift eine 
Vertretung ber Anwärrſchaft mit vorgejehen worben, 
und dieſe Vertretung bat ſich bewährt als eine ſehr ge: 
eignete Inftitution, um gejchäftliche Fragen zu erledigen, 
ben Grunbbefig leiſtungsfähig zu erhalten, und bie große 
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naturgemäß zur Geihäftsführung ungeeignete Gejammt: 
heit der Anwärter zu fonzentriven auf ein zur Wahr: 
nehmung der Interefien ber Gejammtheit wie ber ein- 
zelnen geeignete® Organ, Wenn zur Zeit Bebenken 
gegen die Inftitution ber Anmärtervertreter vorhanden 
fein follte, jo werben erftere, jobald das Geſetz in Wirk: 
ſamleit getreten fein wird, alsbald verſchwinden. Auch 
daß durch die Satzung die Befugniß ausgeſprochen 
werben kann, über Entziehung von Beſitz und Genuß 
der Anwartſchaft unter Umftänden zu befinden, ift ge- 
wiß fehr angezeigt. Wenn man bei der Berathung bes 
Entwurfs innerhalb der Deputation dazu gelommen ift, 
die Stellung eines Unwärtervertreterd als ein Ehren: 
amt zu charakterifiren, jo muß man vice verss aud) 
darauf kommen, daß bie Anwartichaftsbefiger beziehentlich 
Anwärter ſich in ihrer Lebensführung eines Verhaltens 
befleißigen, welches ben Begriffen ber bürgerlichen Chr: 
jamfeit entjpridt. Wenn jemand in bie burd bie Ge— 
jepgebung bevorzugte Pofition eines Unmwarticdafts: 
befiger# gelangt, einen größeren Grundjtüdslompler auf 
die Dauer für feine Familie gefichert zu fehen, jo müfjen 
auch Beitimmungen getroffen werben können, woburd) 
ein berartig bevorzugter Beſitzer gehalten werben fol, 
fih einer berartigen Stellung werth zu zeigen, ober 
aber berjelben verluftig zu gehen. 

Dann ift eine Einrichtung getroffen worden, bie ji 
au wohl durch fich jelbft empfiehlt, daß nämlich nad) 
8.75 bes Entwurfs mehrere Anwartihaften nicht in 
einer Hanb vereinigt werben follen, jo lange noch An- 
wärter in der Familie find, welche feine Anwartichaft 
befigen. Dieje Beftimmung hat den Bwed, vorzubeugen, 
daß durch zufällige Erbichaftstonjunfturen ein Anwart- 
ſchaftsbeſitzer noch in ben Befig einer zweiten, britten 
Anwartihaft gelangt. Wenn einmal zwei ober brei 
Anwartſchaften in einer Hanb vereinigt find, jo bleiben 
diefelben dann nad ber gewöhnlichen Erbfolgeorbnung 
wonad die Anwartihaft nur auf ben älteften Erben 
übergeht, auf bie Dauer in einer Hand vereinigt. Dann 
ift einer ungebührlich bevorzugt; er hat vielleicht ben 
zweiten oder dritten Theil bes gejammten Anwartjchafts: 
grundbefiges in feiner Hand, und bie anderen bleiben 
für die Dauer ihrer Familie ohne Ausficht, in den Ge: 
nuß einer Anwartſchaft einzurüden. Bezüglich dieſer 
Beftimmung kann ich dem hohen Haufe jagen, daß ein 
hervorragender . Jurift, welcher feinerzeit zur Begut⸗ 
achtung einer Anwartſchaftsſatzung zugezogen wurbe, 
fih dahin ausſprach, dieſe VBeftimmung fei ihm neu, 
aber fie fei auch derart, daß fie ihn aus einem Gegner 
ber Anwartſchaften zu einem Freunde berjelben um- 
gewandelt babe. 
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Ferner ift e8 ein Vorzug des vorliegenden Entwurfs, 
daß dadurch (894) eine zentrale Anwartichaftsbehürbe ein- 
geführt werben fol, Der Entwurf bringt uns ein 
naturgemäß vielfeitiges Geſetz, greift in fo verſchieden— 
artige Verhältniffe des praftijchen Lebens ein, daß es 
nicht zu verlangen ift, daß etwaige kleinere Amtsgerichte 
für den Fall der zufälligen Eriftenz oder Errichtung 
von Familienanwartſchaften in beren Bezirk die geeigneten 
Kenntniffe und Erfahrungen haben, um Anmwartichaften 
zu überwachen und zu abminiftriren. Aus dem engen 
Kreife meiner bezüglihen Erfahrungen kann ich Ihnen 
nur jagen, daß in ben beiden einzigen ‘Fällen, melde 
mich in einer derartigen frage berührten, die fragliche 
Unterbehörbe unzutreffend entſchied. Das wirb voraus: 
fihtlih auch fonft nicht ausgeſchloſſen fein, aber ver: 
mieben werben, jobalb dieſe Angelegenheiten in ber Hand 
einer Bentralbehörbe liegen. 

Nun zum Schkuffe noch einige Worte in Bezug auf 
die Stempelfrage. Die Stempelfrage kann bier nicht 
gelöft werden; fie ift aber eine jehr wichtige Frage. 
Ich glaube aus meinen Erfahrungen heraus jagen zu 
fünnen, daß, wenn feiner Beit das Königl. Juſtiz— 
minifterium in einem mir nahe liegenden Falle nicht da: 
durch entgegen gelommen wäre, daß basjelbe erklärte, 
Mannlehengüter haben bereits fideifommiffarifche Eigen: 
ſchaft und find hiernach jtempelfrei, daß dann die damals 
projeftirten Umwandlungen der fraglihen Mannlehen- 
güter in Familienanwartfchaften nicht perfelt geworben 
wären. Nun wirb jeht nach dem Stempelfteuergefege bei 
der Errichtung neuer Anwartichaften ein Stempel von 
3 Prozent des Erkaufswerthes erhoben. Da haben 
meine Erfahrungen im andern Falle gezeigt, daß fürz- 
ih bei ber Erridtung einer Anwartſchaft ber nächft 
berufene Anwärter — e8 war ein älterer unverheiratheter 
Herr, außerjehen als Mittelperjon, um einem eingejegten 
jüngeren Nacherben die Anwartſchaft jpäter zu über: 
geben —, baß biejer zum Anwärter berufene Herr 
die Verpflichtung, den hohen Stempel und darüber hinaus 
noch den Erbichaftsftempel zu zahlen, in einige Verlegen: 
heit fam, und wenn er nicht loyal diefe Vermittelung zu 
gunften eines jüngeren Verwandten übernommen hätte, 
befier gethan Hätte, die ganze Anwartſchaft auszujchlagen 
und damit zur Unmöglichkeit zu machen. 

Ich komme alfo zurüd auf das, was ſchon ber 
Herr Graf Rer geäußert hat, e8 wäre wünſchenswerth, 
die Errichtung von Anwartichaften durch Befreiung von 
der Stempelabgabe zu fürbern. Es bildet dieje Abgabe 
einen geringen Aufluß zur Staatsfaffe. Wie groß dieſer 
Zufluß in den leptverfloffenen Jahren gewejen ift, war 
nicht zu ermitteln, weil der Stempel an verſchiedenen 


Zahlſtellen entrichtet und nicht für ben Einzelfall auf: 
gezeichnet wird. Aber barüber, glaube ich, find wir auch 
ohne ftatiftifhe Unterlagen im Klaren, daß biefer 
Stempel für die Staatslaffe wenig Werth hat, wohin- 
gegen es fozialpolitifch von höherem Werthe fein bürfte, 
wenn bie Errichtung von Familienanwartichaften gegen- 
über bem Hleineren Gewinne aus ber, für bem einzelnen 
immerhin drüdenden Stempelabgabe, bevorzugt wird, 


Prüäfident: Das Wort hat der Herr Sahrer von Sahr 
auf Ehrenberg. 


Kammerherr Sahrer von Sahr: Ich möchte nur ber ' 
Auffofjung des HerrnzGrafen Mer begegnen, als ob der 
Stifter nicht die Freiheit haben folle, die Stiftung über 
dritte Hand Hinaus zu errichten. $ 86 läßt dieſe Frei— 
beit meines Erachtens ausdrücklich zu. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Gra von Rex— 
Zedtlitz. 

Kammerherr Graf vom MersZedtlig: Ich habe 
ausbrüdlich gejagt, es wäre vielleicht nicht unangemefjen 
gewejen, wenn man ben Gtiftern bie {Freiheit gelafjen 
hätte, fakultativ entweder nur auf drei Generationen bie 
Stiftung zu erftredfen ober überhaupt für alle Beiten. 
Ic Habe bloß von einer fakultativen Freiheit geſprochen, 
baß der Stifter dies eben thun könnte, aber durchaus 
nicht thun follte, ich glaube eben dadurch eine größere 
Freiheit in der Sache im Auge zu haben, aber feine Be: 
ſchränkung. 


Präfident: Da niemand mehr das Wort begehrt, — 
jo frage ich dem Herrn Berichterftatter, ob er ein Schluß: 
wort wünſcht. 


Berichterftatter Ritlergutsbeſitzer dom Watzdorf: 
Meine Herren! ch möchte zunächſt namens ber De: 
putation Sr. Excellenz dem Herrn Staatöminifter ben 
Dank ausdrüden für die wohlwollende Beurtheilung bes 
Berichts. Ebenſo freut fich die Deputation darüber, daß 
aus ber Mitte der Kammer nur Zuſtimmungen erfolgt 
find. Sie giebt fich deshalb auch der ferneren Hoffnung 
bin, daß auch die jenfeitige Kammer wohlwollend dem 
Geſehentwurfe und dem Berichte der hieſigen Deputation 
entgegen kommen wer 

Meine Herren! 3 Habe jonft nur eine Entgegnung 
noch zu machen betrefis der Ausführungen des Herrn 
Grafen von Rer und Schönberg: Modrig. Sie betrifft den 
Urkundenftempel. Meine Herren! Die Deputation würde 
allerdings nicht in der Lage geweſen fein, ben Urkunden: 
ftempel in den Bereich ihrer Erörterungen zu ziehen. Er 
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gehört, wie auch einer ber Herren ganz richtig gejagt hat, 
an fi hier nicht in den Entwurf hinein. Wohl aber 
lam fie in die Lage dadurch, daß die Petition der ſäch⸗ 
ſiſchen Abtheilung der deutſchen Adelsgenoſſenſchaft jpeziell 
das Petitum ftellte, es möchte doc die Aufhebung diejes 
Stempels vorgejehen werben. Hier hatte bie Deputation 
BVeranlaffung, auf das einzugehen. Sie ift barauf ein: 
gegangen. Den Herrn Grafen von Rex bitte ich, nur ben 
Schluß des Berichts zu lefen. Es ift ber letzte Antrag, 
der, glaube ich, darin fteht, und Sie werben finden, baf 
wir nicht jelbftändig vorgehen konnten, ba das Stempel: 
gejeg ein Finanzgeſetz ift, das unter der Botmäßigkeit 
ber zweiten Deputation fteht. Wir haben nicht unter- 
lafjen, deswegen dieje Petition hinüber zu geben, und fie 
ift eingehend in ber zweiten Deputation ebenfalls burd;- 
gegangen worden. Die zweite Deputation hat fich aber 
gegen ben Antrag ausgeſprochen, nachdem bas Königl. 
Finanzminiſterium entſchieden dagegen Stellung ein— 
genommen hatte. Auch Ihre erſte Deputation konnte 
infolge befjen nicht weiter gehen. Ich möchte aber auch 
Hinzufügen, daß es doch etwas fraglich ift, ob es jegtan 
ber Zeit wäre, weitere Wünjche betreffs Aufhebung bes 
Urkundenftempels fund zu geben. Meine Herren! Ach 
würde nicht gern eher darauf eingehen, als bis ber Kleinere 
und mittlere Grunbbefig auch davon betroffen würde. 
In biefem Falle würde ſich ja nachher das auf das Ganze 
erftreden können, aber folange bloß der Grofgrundbefig 
davon betroffen wird, würde es mir boch zweifelhaft er: 
ſcheinen, wie namentlich in ber jenfeitigen Sammer das 
Urtheil über dieſe Aufhebung bes Urkundenftenpels aus- 
fallen würde. Alſo ich glaube, das war aud) die Anficht 
bei den übrigen Herren Kollegen in ber Deputation, daß 
wir infolge befien darauf verzichten. — Ich habe etwas 
weitere® nicht hinzuzufügen. 


Präfident: Dafern niemand mehr das Wort begehrt, 
ſchließe ich die allgemeine Debatte und frage zunächſt, 
ob jemand noch das Wort zu den einzelnen Abjchnitten 
beziehentlich Paragraphen wünſcht. Ich werbe Abichnitts- 
weife fragen. — Abſchnitt L 

Das Wort hat ber Herr 
Dr. Bad. 


Geh. Rath Profeſſor Dr. Wach: Ich möchte, meine 
hochgeehrten Herren, mir ben Antrag erlauben, die Vor: 
lage nad) ben Anträgen der Depntation en bloc anzu— 
nehmen und zwar zugleich mit dem Schlußantrage, ber 
fi) auf Seite 81 findet: 

„Die Königl. Staatöregierung zu ermächtigen, 
eine anbere Numerirung vorzunehmen und, joweit 
nöthig, die Zitate danach richtig zu ftellen”. 

1.8. (2. Abonnement.) 


Geh. Rath Profefjor 


Es ermuthigt mich hierzu in erfter Linie ber Gang 
ber Debatte. Aus ihm entnehme ich, daß bie Vorlage 
innerhalb des hohen Haufes warmer Sympathie und 
freubiger Unerfennung begegnet. Des weiteren gründe 
ich meinen Antrag auf meine eigene Weberzengung, bie 
auf gründlichem Stubium der Geſetzesvorlage beruht, fo- 
wohl bes Megierungsentwurfes wie ber Deputations- 
anträge. Die legteren find auf das Sorgfältigfte erwogen 
unb enthalten zweifellos weſentliche Verbeſſerungen bes 
Entwurfes, wie wohl auch vom Regierungstifche anerkannt 
if. Die Komplizirtheit bes Gegenftandes und das 
vielfach ſpezifiſch Juriftifch-Technifche besfelben würde 
doch einer Spezialdebatte hinderlich ober wenigftens 
nicht förderlich fein. Daher glanbe ich mit gutem Ge- 
wiffen den Antrag auf Annahme en bloc ftellen zu bürfen. 

(Bravo!) 

Präfident: Meine Herren! Sie haben ben Antrag 
gehört. Won Seiten des Direftoriums ift eine Ein- 
wendung nicht dagegen zu machen. Ich frage aber doch 
noch, ob jemand das Wort dagegen begehrt. — Es ift 
nicht der Fall Der Antrag ift angenommen. Wir 
würben aljo zur en bloc-Annahme fjchreiten, und zwar, 
ich weiß nicht, ob ber Here Berichterftatter dazu noch 
irgend etwas bemerfen will. 

Der Herr Berichterftatter verzichtet. 

Dann frage ich: 

„ob die Kammer die Anträge der Deputation, 
wie fie jih Seite 5—31 bes Berichtes Nr. 182 
finden, annehmen will?" 

Einftimmig. 
Es fehlen aber noch die Betitionen. Diefe möchten, 
glaube ich, doch noch mit einigen Worten erwähnt werben. 
Berichterftatter Rittergutsbefiger von Watzdorf: Ih 
habe nichts weiter bazu zu bemerlen. 
Prüfident: Es wünſcht alfo ber Herr Berichterftatter 
zu ben Betitionen nichts mehr zu bemerken und ich frage: 
„obdie Kammer beſchließen will, die Petitionen 
ber Sächſiſchen Abtheilung der Deutihen 
Adelsgenofjenfhaft und des Herrn von Garlo- 
wiß, joweit deren Erledigung burd die vor— 
ftehenden Anträge nicht erfolgt ift, auf fi 
beruhen zu lafjen?” 

Einftimmig. 

Es ift die Antwort auf ein Königl. Dekret. Die 
Königl. Staatsregierung verzichtet wohl auf namentliche 
Abftimmung? 

(Die Königl. Staatsregierung verzichtet.) 
90 
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Wir gehen über zum britten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber vierten Deputation 
über bie Betition bes vormaligen Landgerichts: 
erpebienten Hans Stark in Freiberg um Ge: 
währung einer laufenden Unterftüßung aus 
Staatsmitteln.” (Druchſache Nr. 164.) 


Herr Bürgermeifter Wiliſch! 


Berichterftatter Bürgermeifter Wiliſch: Der vormalige 
Gerichtserpebient Hans Stark in Freiberg bittet um Ge— 
währung von Aubeftandsunterftügung aus ber Staats: 
laſſe und ruft dafür die Vermittelung der Stände an, 
nachdem das Königl. Juftizminifterium fein Unfuchen, 
das er zulegt an das Gefammtminifterium gerichtet hatte, 
durch Berorbnungen vom 5. April und 31. Auguft 1899 
abgelehnt hatte mit ber Beſcheidung, daß das Geſuch, 
ba das Dienftverhältnig durd Kündigung gelöft worben 
fei, in ben Gefegen feine Begründung finde. 

Der Gefuchiteller ift am 22. März 1855 geboren, 
hat nad feiner Konfirmation zunächſt 4 Jahre lang auf 
der Erpebition eined Rechtsanwaltes, alsdann vom 
1. September 1873 bis Dezember 1891 ala Kopift beim 
Amtsgerichte zu Mittweida gearbeitet, war dort von 
Anfang 1892 bis Ende Auguſt 1898 Expedient be: 
ziehentlih Hülfserpebient und ift vom 1. September 
1898 bis zu feiner Entlafjung am 31. März 1899 als 
Gerichtsjchreibergehülfe beim Landgerichte zu Freiberg 
thätig gewefen. Am 1. Januar 1896 ift ihm die Staats- 
bienereigenjchaft mit dem Vorbehalte "/, jähriger Dienft- 
fündigung verliehen worden. Sein Jahresgehalt betrug 
feitbem 1400, vorher 1200 M. Im Mai 1898 hat bas 
Königl. Iuftizminifterium dem Starf gegenüber von dem 
Rechte ber Dienftlündigung Gebrauch gemacht, weil Starf 
troß eines kurz vorher erhaltenen Verweiſes erneut ver: 
botswidrig gegen Bezahlung fremde Rechtsangelegenheiten 
beforgt, namentlih Kauf» und dergleichen Urkunden an- 
gefertigt Hatte. Auf feine Bitte und mit Rüdficht auf 
feine Familie wurbe bie Kündigung wieder zurüdgenommen 
unb bald darauf feine Verfegung an das Landgericht zu 
Freiberg verfügt. Ein Vierteljahr fpäter, und zwar 
Mitte Dezember 1898, hat das Minifterium anderweit 
dem Stark ben Dienft für Ende März 1899 fünbigen 
faffen, weil inzwifchen wiber Start von dem Land: 
gerichte Chemnig die Unterfuhung wegen Untreue und 
Unterfchlagung eröffnet worden war. Dieje Unterfuhung 
bat dazu geführt, daß Stark im Februar 1899 zu vier 
Monaten Gefängniß verurtheilt worben ift, welche Strafe 
er bis zum 12. Auguſt v. 3. verbüßt hat, nachdem jein 
Geſuch um Begnadigung zufolge allerhöchfter Entihließ: 
ung im April 1899 abgewiejen worden war, Start 
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bürfte, obwohl gegenwärtig erft 45 Jahre alt, faft ganz 
erwerbsunfähig fein. Seine linke Hanb ift verfrüppelt, 
und in der rechten Hand hat er den Schreibframpf. Er 
hat fich denfelben, wie er anführt, durch Ueberanftreng- 
ung im Staatsbienfte zugezogen. Da er hierdurch zur 
Berrihtung von Schreibarbeit jo gut wie unfähig ge: 
worben jei, jo daß jeine Verwendung im Privatbienfte 
ausgefchloffen erfcheine, erachtet er fein Geſuch um Ge: 
währung einer bem niebrigften Penfionsfage gleich- 
fommenden laufenden Unterftügung für gerechtfertigt. 
Starf ift feit dem Jahre 1880 verheirathet und Hat 
gegenwärtig noch für vier Kinder, im Alter von 10, 5'/, 
4 und 2 Jahren zu forgen und ift daher allerdings als 
in hohem Grade hülfsbebürftig zu erachten. 

Gleichwohl hat Ihre Deputation, meine Herren, mit 
Rückſicht auf feine Verurtheilung wegen Untreue und 
Unterfhlagung auf eine Befürwortung des Geſuches nicht 
zulommen lönnen. Stark behauptet zwar nad) wie vor, 
unjhuldig verurtheift worden zu fein. Nach ben er 
gangenen Unterfuchungsakten, bie hier vorliegen, und von 
Ihrer Deputation einer Durchſicht unterzogen worben 
find, giebt inbefjen der Schulbbeweis zu Bebenten keinerlei 
Anlaß. 

Namens Ihrer vierten Deputation habe ich daher 
zu beantragen, die Petition auf ſich beruhen zu laſſen. 


Präfident: Es wünſcht Hierzu niemand das Wort. — 
Ih frage die Kammer, 


„ob fie ben Antrag ber Deputation, wie derjelbe 
foeben berichtet wurbe, annehmen will?" — 
Einftimmig. 
Ich beraume bie nächſte Sigung auf morgen, Dienstag, 
mittags 12 Uhr an, und fehe auf die Tagesorbnung: 


1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe auf 
die Eingänge. 

2. Antrag zum münblichen Berichte ber zweiten 
Deputation über einen Theil des Titels 15 
bes außerorbentlichen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, und zwar die Arealerwerbung für das 
Krankenſtift Zwickau behufs Erweiterung be#- 
felben betreffend. (Drudjahe Nr. 187.) 

3. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition bes Fiſcherei— 
befigers K. R. Schufter in Scheibenberg um 
Unterftügung feiner Forellenzucht durch Ge— 
währung eines Darlehns aus ber Staatskaſſe. 
(Druckſache Nr. 165.) 

4, Antrag zum mündlichen Berichle der vierten 
Depntation über bie. Betition ber ehemaligen 


fer) 


1 


oo 


. Untrag zum miünblichen anderweiten Berichte 
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Hebamme Karoline verw. Tiebel in Fürftenwalbe bes Stabtrathes zu Döbeln unb bes Gemeinbe- 
um Gewährung von Benfion. (DrudjaheNr. 163.) rathes zu Löbtau an die Petition des Verbandes 
. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten fonditionitender approbirter Apotheler ſachſiſcher 
Deputation über die Petition des Vezirksvereins Staatsangehörigkeit um Regelung bes Apothelen⸗ 
Triebiſchthal in Meißen, bie Errichtung einer, Konzeffionsweiens und Vermehrung ber Apothelen⸗ 
Apothele im 5 Triebiſchthal betreffend. | anlagen im Verhältniſſe zur Bevöllkerungszahl 


. Antrag zum *— Berichte der — Zur Mitvollziehung des Protololles lade ich ein Herrn 


Deputation über bie Petition bes Gemeinderathes ‚Oberbürgermeifter Beutler und ben Herrn Oberbürger- 
zu Copitz und Genofien, die Errichtung einer | meifter Raeubler. 

Apothefe in Copitz betreffend. (Druchſache Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
Nr. 160.) zu verlejen. 


. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten (Berlefung bes Protokolls.) 


Deputation über bie Petition des Gemeinberaths i : 

zu Paunsdorf, die Errichtung einer Apotheke in; „Sofern niemand eine Vemerkung zu machen Bat, 
Paunsdorf betreffend. (Druckſache Nr. 161.) erkläre ich das Protofoll für genehmigt und fchließe bie 
öffentliche Sitzung. 


ber vierten Deputation, bie Anjchlußpetitionen | (Schluß der Sigung 1 Uhr 34 Min. nachmittags.) 


Für die Mebaktion verantwortlih: Der VBorftand des Königlihen Stenographiſchen Jnftituts 
i. V. Profeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjenbung zur Poft: am 17. April 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


1. Kammer. 





& 51. 


Dresden, am 10, April 


1900. 











Einundfünfzigfte öffentliche Situng 
der Erſten Kammer 
am 10. April 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 


Entſchuldigungen. — Regiſtrandenvortrag Nr, 1180 - 1190. | 


— Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten Depu— 
tation über einen Theil des Tit. 15 des aufßerorbent- 
lihen Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, und zwar die 
MHrealerwerbung für das Rrankenftift Zwidau behufs Er: 
weiterung besfelben betr. — Anträge zu ben münblichen 
Berichten der vierten Deputation über: a) die Petition 
bes Fiſchereibeſitzers K. R. Schufter in Scheibenberg um 
Unterftügung feiner Forellenzucht durch Gewährung eines 
Darlehns aus der Staatskaſſe; b) die Petition der che: 
maligen Hebamme Karoline verwittwete Tiebel in Fürften: 
walde um Gewährung von Penfion; c) die Petition bes 
Bezirkövereind Triebifhthal in Meiken, die Errichtung 
einer Upothete im Ortstheile Triebifhthal betr.; d) bie 
Petition des Gemeinderathes zu Eopig und Genofjen, die 
Errichtung einer Apothefe in Copig betr, und f) bie 
Betition des Gemeinderathes zu Baunsdorf, die Errichtung 
einer Apotheke in Baunsdorf betr. — Untrag zum münb: 
lichen anderweiten Berichte ber vierten Deputation, bie 
Anſchlußpetitionen des Stabtrathes zu Döbeln und bes 
Gemeinberathes zu Löbtau an die Petition des Verbandes 
tonditionirender approbirter Upotheler ſächſiſcher Staats- 
angehörigkeit um Regelung des Apothelenlonzeſſionsweſens 
und Vermehrung der Apothekenanlagen im Verhältniſſe 
zur Bevöllerungszahl betr. — Feſiſetzung der Zeit und 
Tagesordnung für die nächſte Sitzung. — Vorleſung und 
Genehmigung des Protokolls über die heutige Sitzung. 


1.8. (2. Abonnement.) 


Präfident: 


| Wirft. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 


Der Herr Staatsminifter Dr. Schurig, fowie bie 
Herren Regierungstommiffare Geh. Räthe Dr. Vodel, 
Dr. Freiherr von Bernewig, Jahn, Geh. Regierungs- 
rath Lotze und Geh. Oekonomierath Münzner. 


Anweſend 37 Kammermitglieber. 


Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 

Entſchuldigt Haben fich für heute Herr Domlapitular 
Wuſchansky wegen dringender Gejchäfte, ferner Se. Erlaucht 
Herr Graf Schönburg wegen Unmwohlfeins. 


Den Bortrag aus ber Regiſtrande giebt Herr 
Sekretär Thiele. 


(Nr. 1180.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über bie Petition bes Gutsauszüglers 
Gottlob Markus Schneider in Aue um Aufhebung ber 
über ihn verhängten Entmündigung und Gewährung einer 
Entihädigung betr. 


(Nr. 1181.) Desgleichen über die Betition des Franz 
Albin Windifh in Eölln und Genofjen, Abänderung 
einer —— des Miniſteriums des Innern wegen 
Errichtung und Benutzung von Dachwohnungen betr. 


(Nr. 1182.) Desgleichen über die Petition bes 
Bauernvereins u Ebendörfel und Umgegend mit Anfchluß- 
petitionen um Abänderung der Nahaichungsverorbnung. 

Präfident; Die drei Nummern werben gebrudt und 
fommen auf eine Tagesorbnung. 


Nr. 1183.) Protofollertralt der Zweiten Kammer, 
betreffend —— über Tit. 23 und 24 bes 


außerorbentlihen Etat? für 1900/01, Entſchädigung an 
Gemeinden für Uebernahme fisfafifcher flafter- und 
Straßenftreden in eigene Unterhaltung ıc. betr. 
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(Rr. 1184.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
Kamenz betr. 


Präfident; Beide Nummern an die zweite Deputation. | 
u, betreffend Fr ir de 
riſch in | 


(Rr. 1185.) Desgle 
über die Petition des Mor Hermann Karl Jari 
Cotta, Gewährung einer Unterftügung betr. 

(Nr. 1186.) Desgleichen, betreffend Schluberathung 
über die Petition des Bahnmeiſters a. D. Berger in 
Mobſchatz um Penſionserhöhung. 

Präfident: Beide Nummern an die vierte Deputation. 

(Nr. 1187.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über das Königl. Dekret Ar. 9, einen achtrag zum 
ordentlihen Staatshaushaltsetat und bem Sinanjgelehe 
auf die Jahre 1898 und 1599 beir. 


(Nr. 1188.) Desgleichen, beireffend Schlußberathung 
über das Königl. Dekret Nr. 38, einen zweiten Nachtrag 
zu dem ordentlichen Staatshaushaltsetat 1900/01 beir 
und zwar zu Sapitel 28. 


Prüſident: Beide Nummern an die zweite‘Deputation. 


(Rr. 1189.) Desglei betreffend ußberathung 
über das Königl sg 28, ben Entwurf eines 
Geſetzes, Abänderung bed Einfommenfteuergejeges betr. 


Präfident: Zu den Ulien. 
Ar. 1190.) Anonyme Betition, mangelhafte Pflege 
iehfindern betr. 
Präfident: An die vierte Deputation. 
Bir gehen über zum zweiten Gegenftande ber Tages: 
ordnung: „Antrag zum mündliden Berichte ber 
zweiten Depntation über einen Theil bes 
Titels 15 bes außerordentlihen Gtaatshaus: 
haltsetat# für 1900/01, und zwar bie Areal: 
erwerbung für das Krantenftift Zwidau behufs 
Erweiterung bdesjelben betreffend.” (Drudjadhe 
Nr. 187.) 
(Vergl. M. II.K.S. 33 ff. u. II. Bd. ©. 1457.) 


Berichterftakter ift Herr Domherr von Trützſchler, 
Freiherr zum Fallenſtein. 

Berichterſtatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Fallenſtein: Meine Herren! In Tit. 15 des außer: 
ordentlichen Etats find verfchiebene Poftulate eingeftellt 
für Etweiterungsbauten bei verfchiedenen Landesanftalten. 
Um Schluſſe besjelben. ift noch gedacht einer Wreal: 
erwerbung für das Kranlkenſtift Zwidau behufs Er- 
weiterung desſelben. Es Hat dies in der Erläuterungs: 
ſpalte zu Tit. 18 unter g die Erläuterung dahin gefunden, 
bag 185,000 M. für biefe Arealerwerbung poftulirt 
werben, und es ift bort bemerkt, daß eine fpezielle De 
gründung: der Anſätze vorbehalten bliebe, Dieſe Be— 


von 


1.8. 51. Sigung, am 10, April 1900. 








| gründung ift feitens der Königl. Staatsregierung gegeben 


über Tit 47 desjelben Etats, Erweiterung! des Bahnhofet worden 


und beruht im wejentlichen in folgendem. Es 
muß befürdtet werden, daß das Kreisfrankenftift in 
Bwidau, das unter bie Landesanftalten, wie Sie wiffen, 
aufgenommen wotben ift, nach und nad förmlich um— 
baut wird, jo daß, ba das eigene Grundſtück eine Er: 
weiterung nicht mehr zuläßt, die Folge fein würde, baf 
eine Erweiterung bed Kreiskrankenſtiftes nach irgend 
welcher Richtung ganz unmöglich werben würde. Nun ift 
jegt bereits das Bedürfniß vorhanden, ein Iſolirhaus 
für Kranke, die mit anftedenden Krankheiten behaftet 
find, zu errichten. Das ift zwar noch nicht in Ausſicht 
genommen, aber es hat fic) das Bedürfniß bereits, nament» 
(ih bei biphißeriefranfen Kindern, bie feither im wirt: 
lien Krantenhaufe Aufnahme gefunden haben, nad 
einem jolchen herausgeftellt. In Rüdficht auf diefe Ver: 
bältniffe Hat die Königl. Staatsregierung in Ausſicht 
genommen, einen noch nicht bebauten Baublod, welcher 
nur durch eine Straße, durch bie Werbauerftraße, von 
dem Grundftüde des Kreisfrankenftiftes getrennt ift, für 
zufünftige Fälle zu erwerben, und es ift ihr bag aud 
gelungen, es ift mit dem Hauptfächlichiten Beſitzer dieſes 
Baublodes ein Vertrag abgefchloffen worden, wonach 
biefer Baublod von Seiten diefes Befigers für 172,000 M. 
abgetreten werben fol; noch brei andere Betheiligte find 
gleihfals vinkulirt worden, und es macht ſich jegt noth- 
wendig, daß die Genehmigung ſeitens der Lanbftände Hierzu 
erfolgt, damit innerhalb ber Hierzu feftgeftellten Friſt die 
Königl. Staatsregierung im die Lage kommt, das vor: 
läufig Berhandelte und Feſtgeſetzle zu ratihabiren. Mit 
Rüdficht auf die Ihnen bereits dargelegten Verhältniſſe 
und mit Rüdficht auf den Umftand, daß das bie einzige 
Möglichkeit ift, die es geftattet, daß dem Streiskrantenftifte 
wenigftend von der einen Seite noch frifche Luft zu— 
geführt wird, hat die Zweite Kammer auf Antrag ihrer 
Deputation befhloffen, die Genehmigung diefes Poftulats 
von 185,000 M. aus zuſprechen. Ihre Deputation ſchließt 
fi diefem Votum an und beantragt deshalb: 
die Kammer wolle beichließen, die in Tit. 16 
für Ürealerwerbung für das Krankenftift Zwickau 
behufs Erweiterung besfelben geforderten 185,000 
nach der Vorlage zu bewilligen.” 
Vräftdent: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber Fall, Ich frage die Kammer: 
„ob fie dem Untrage der Deputation bei— 
tritt, bie in Tit. 15 für Arealetwerbung für 
das Krankenſtift Zwidau behufs Erweite— 
rung desſelben geforderten 185,000 M. nad 
ber Vorlage zu bewilligen?“ 


Einftimmig. 





Es folgt der britte Gegenftand der Tagesordnung: 
„Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition bes Fiſcherei— 
befiger# E.R.Schufter in Scheibenberg um Unter: 
ftügung feiner Forellenzudt burh Gewährung 
eines Darlehns aus ber Staatskaſſe.“ (Drud: 
ſache Nr. 165.) 


(Bergl. M. II. 8. 2.8. S. 837 ff.) 
Berichterftatter ift Herr Graf von Rex⸗Zehiſta. 


Berichterftatter Graf vom Rex-Zehiſta: Meine Hoc): 
verehrten Herren! Der SFiichereibefiger Karl Mobert 
Schuſter in Scheibenberg petitionirt um Unterftügung 
feiner Forellenzucht durch Gewährung eines Darlehns 
aus Staatsmitteln. Der Betent führt an, daß bie durch 
den Bau ber Bahn Scheibenberg-Zwönitz geloderten 
Erdmaſſen durch Regengüſſe in feine Teiche hinein: 
geſchwemmt worden jeien, ba bie Eifenbahnverwaltung 
unterlaffen Habe, Schutzvorrichtungen anzubringen. Da: 
durch Habe er großen Schaden an Brutforellen und 
Mutterfiſchen gehabt. Er beziffert feinen Geſammtſchaden 
aufca.37,000M. Der Staat hat ihm feinerzeit 3400 M. 
geboten, er hat fi mit bem Staate geeinigt und dieſe 
Summe anerkannt. Er giebt nun an, daß er feinen 
Schaben erft jeht Habe richtig überfehen können und 
bittet, daß ihm feitens bes Staates auf eine Meihe von 
Jahren ein Darlehn aus Staatsmitteln unverzinslich 
oder zu einem billigen Binsfuße geliehen werben möge. 
Nun, meine Herren, obgleich der Mann, wie es ben 
Anfhein hat, erheblichen Schaden gehabt haben mag, fo 
bat er ſich doch feinerzeit mit der Abfinbungsfumme ein- 
verftanden erflärt, und Ihre Deputation ift daher nicht 
in der Lage, da berartige Vorſchüſſe bod wohl zu 
weiteren Konfequenzen führen bürften, biefem Geſuche 
nachzugeben. Die Deputation bittet daher das hohe Haus, 
fi dem Vorſchlage anzuſchließen und das Gefud des 
Fiſchereibeſithers Karl Schufter auf fi beruhen zu 
lafien. 

Prüfldent: Dafern niemand das Wort begehrt, — 
frage ih die Kammer: 

„ob fie dieſe Petition auf ſich beruhen Laffen 

will?“ 
Einftimmig. 

Es folgt: 4. „Antrag zum mündlichen Be: 
richte ber vierten Deputation über bie Petition 
ber ehemaligen Hebamme Karoline verw. Tiebel 
in Fürftenwalde um Gewährung von Benfion.“ 
(Druckſache Nr. 163.) 

(Vergl. M.II. 8. S. 707.) 
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Berichterftatter ift Herr VBürgermeifter Wiliſch. 


Bürgermeifter Willich: Frau Karoline verw. Tiebel 
in ürftenwalbe, die 1825 geboren wurde und baher 
iegt 75 Jahre alt ift, hat in ben Jahren 1856 bis 
1892 und fonad 36 Jahre lang für die in ber Amts: 
hauptmannſchaft Dippoldiswalde gelegenen Gemeinden 
Fürftenwalde und Fürſtenau als Hebamme im Pflicht 
geftanden. Sie hat diefe Funktion wegen hohen Alters 
am 1. Oktober 1892 aus eigenem Antriebe niedergelegt. 
Auf ihr Anfuhen forderte die Königl. Amtshauptmann- 
ſchaft Dippolbiswalde biefe beiben Gemeinden auf, ber 
Tiebel eine Auheftandsunterftägung von jährlich 150 M. 
zu gewähren. Diefe Verfügung ftüßte fih auf bie 
Minifterialverorbnungen vom 12, Mai 1890 unb vom 
26. Februar 1891, wonach ben zurüdtretenden Hebammen 
von ben Gemeinden bes betreffenden Hebammenbezirts 
Unterftügungen gewährt werben follten, welche fie in 
ben Stand ſetzten, ihren Lebensunterhalt ohne jede In: 
anfpruchnahme von Armenunterftüäßung zu beftreiten und 
deren Minbeftbetrag auf 150 M. beziffert worben war. 


Die Gemeinden weigerten fi zunächſt, überhaupt 
eine Unterftügung zu verwilligen, weil die Tiebel Er- 
iparniffe gemacht Habe und feiner Unterftügung bedürfe- 
Es wurde nun auch feftgeftellt, baf fie gegen 2500 M. 
Sparkafjengelber befaß mit einem jährlichen Binfenertrage 
von damals rund 100 M., worauf die Amtshauptmann: 
ſchaft die Auflage dahin abänderte, daß bie beiden &e- 
meinden zufammen jährlih nur 50 M. zu gewähren 
hätten, welchen Betrog bie Tiebel auch feit dem 1. Oftober 
1892 erhalten hat und noch erhält. Sie ift zwar feiner: 
zeit Hiergegen vorftellig geworben, wurbe aber ſowohl 
von der Königl. Kreishauptmannfhaft Dresden ala auch 
vom Königl. Minifterium des Innern, zulegt mittelft 
Berorbnung vom 30. Oftober 1893, mit ihrem Verlangen 
um Erhöhung bes Unterflügungsbetrages abgewieſen, 
„weil fie, wie es bort heißt, einiges Wermögen befige 
und ihr nothwendigſter Lebensunterhalt hierdurch in 
Berbindung mit ber ihr feitens ber Gemeinden Fürften- 
walde und Fürftenau bewilligten Aitersunterftügung von 
50 M. jährlich gefichert erfcheine, ein Anfpruch auf ein 
Mehreres aber ben in den Ruheſtand getretenen Hebammen 
nicht zuſtehe.“ 

Dabei Hat bie Tiebel damals Beruhigung gefaßt. 
Nachdem nun aber durch bas Gefeh vom 20. März 1894, 
bie Penſionsverhältniſſe der Hebammen betreffend, den in 
ben Ruheſtand tretenden Hebammen ein geieglicher An: 
ſpruch auf Benfion begiehentlich Rırheftandsunterftigung 
gewährleiftet worben war (bas Geſetz beftimmt in der 
Hauptfadhe, daß bie Höhe ber zu gemwährenden Unter⸗ 
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ftüßung und der Beiträge zur Unterftügungsfafie orts— 
gejeglich zu regeln find und daß ber Staat den Gemeinden 
die Unterftügungen zur Hälfte bis zu 150 M. zu erftatten 
bat), da fam die Tiebel beziehentlich ihr Sohn auf das 
Geſuch zurüd und verlangte eine entiprechendbe Penſion. 
Sie wendet ſich damit jet an die Stände, indem fie zu: 
gleich anführt, daß fie bereit? im Jahre 1894 ein dies— 
bezügliches Geſuch bei den Kammern eingereicht habe, daß 
aber dasjelbe damals nicht zur Erledigung gelommen fei. 
Bor kurzem ift nun die Betition in ber Zweiten Sammer 
berathen, von diefer jedoch abgewiejen worden, weil die 
Tiebel bereit 1, Jahr vor dem Inkrafttreten diejes 
94er Gejeges ihre Funktion als Hebamme niedergelegt 
habe und ihr, ba biefem Geſetze rückwirkende Kraft nicht 
beigelegt werden könne, ein Penfionsanfprud) nicht zu: 
ftehe. Auch Ihre vierte Deputation vermochte aus diefem 
Grunde zu einem anderen Botum nicht zu gelangen und 
beantragt daher auch ihrerjeits die Petition auf fich bes 
ruhen zu laſſen. 


Präfident: 
„Zritt die Kammer dem Untrage ber Depu— 
tation bei?” 

Einftimmig. 


Wir gehen über zu einer Anzahl von Apotheken— 
petitionen. Zunächſt zu Punkt 5: „Untrag zum münb- 
lihen Berichte der vierten Deputation über bie 
Betition des Bezirksvereins Triebiſchthal in 
Meißen, die Errichtung einer Apothefe im Orts: 
theile Triebiſchthal betreffend.“ (Drudjadhe Nr. 159.) 


(Bergl. M. II. K. I. Bd. S. 885 ff.) 


Se. Excellenz der Herr Wirkl. Geh. Rath Meuſel 
wird den Vortrag erſtatten. 


Berichterſtatter Wirt. Geh. Rath Meuſel: Meine 
hochgeehrten Herren! Der Bezirföverein Triebiſchthal in 
Meißen richtet an die Ständeverfammlung die Bitte, die— 
jelbe wolle die Errichtung einer Apothele im Stabttheile 
Triebiſchthal der Stadtgemeinde Meißen geneigteft befür: 
worten und führt im wefentlichen folgendes aus. 

Das Bebürfniß der Errichtung einer Apothefe im 
Zriebifchthale, welches eine Urt Borftabt von Meifen 
darftelle und welches ohne Hinterland reichlich 6000, mit 
Hinterland aber weit über 10,000 Einwohner umfafie, 
fei feit langen Jahren ſchon ein dringendes und unabweis: 
bares, zumal da auf bie Stadtapothele Meißen ohnehin 
über 20,000 Menfchen angewiejen jeien. Vom Mittel: 
punkte des Triebijchthales aus gerechnet betrage die Ent: 
fernung zur Stabtapothefe Meißen 20 Minuten, aljo 
Hin- und Rückweg 40 Minuten. Das Triebiſchthal als 
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folches erftrede fich aber von feinem Mittelpunfte ge: 
rechnet noch reichlich 20 Minuten nad; außen hinaus. 
Außerdem komme das Hinterland in Betracht, welches 
fi) vom Ende des Stabtbezirts Triebiſchthal noch auf 
mindeftens fünf bis. jechs Kilometer mit einer reich 
gejäeten Bevölkerung erftrede. Die Lebensfähigfeit einer 
Apotheke in Triebiſchthal ftehe außer Zweifel; die ftatift: 
iſchen Nachweiſungen der verfchiebenen Krankenkaſſen im 
Triebiſchthale dürften das zur Genüge beweifen. Auch 
bie in Betracht kommenden Aerzte ftünden ber Frage der 
Upothefenerridhtung ſämmtlich ſympathiſch gegenüber und 
betonten biejelbe fogar als eine abjolute Nothwendigkeit. 

Der Petition ift ein Verzeichniß von 1472 Unter: 
Ichriften, meift von Haushaltungsvorftänden ausgehend, 
beigefügt. 

Die Königl. Staatsregierung hat erklärt, daß hier 
insbeſondere das Beftehen des Erflufivprivilegiums ber 
Apotheke in Meißen in Betracht komme, daß jebod) 
wiederholte Erörterungen im Gange feien und man hoffen 
dürfe, daß bie Ungelegenheit vielleicht zu einem be: 
friedigenden Abſchluſſe gelangen - werbe. 

Mit Rüdfiht Hierauf und auf die Ausführungen 
zur Petition des Verbandes fonditionirender approbirter 
Apotheker Hat die Zweite Kammer befchloffen, die Peti— 
tion durch die Beihlußfafjung zur Petition konditio— 
nirenber approbirter Apotheker für erledigt zu erklären. 
Da es fi Hierbei nicht ſowohl um eine Beſchwerde, 
als vielmehr um das anſcheinend auf die Petition fon- 
ditionirender approbirter Apotheker, in welcher auch der 
Ortstheil Triebifchthal für die SKonzeffionirung einer 
Apothefe mit vorgefcdjlagen war, geftühte Beftreben 
handelt, aus einer günftigen Beurtheilung diefer Petition 
durd die Ständeverfammlung aud für die Errichtung 
einer Mpothefe im Triebiſchthale günftige Folgerungen 
hergeleitet zu jehen, fo ſteht Ihre Deputation nicht an, 
der hohen Kammer den Beitritt zu dem Bejchlufje der 
Zweiten Kammer zu empfehlen. Sie beantragt daher: 


„Die hohe Kammer wolle beſchließen, die 
Petition des Bezirksvereins Triebiſchthal in 
Meißen durch die Beſchlußfaſſung beider Kam— 
mern zu der Petition des Verbandes konditio— 
— approbirter Apotheker für erledigt zu 
erflären.“ 


Prüäfident: Ich frage die Kammer, ob jemand das 
Wort begehrt? — Es ift nicht der Fall. 


Ich frage biefelbe, 


„ob fie auch Hier mit ihrer vierten Deputation 
übereinftimmt?” 


Einftimmig. 
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Wir fommen zu Punkt 6: „Antrag zum münd— 
lihen Berichte der vierten Deputation über bie 
Petition des Gemeinderats zu Copitz und Ge: 
nofjen, bie Errihtung einer Apotheke in Copitz 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 160.) 


(Vergl. M. II.K. 2. 2b. S. 885 ff.) 


Berichterſtatter Wirkl. Geh. Rath Menfel: Ich habe 
weiter Bericht zu erftatten über die Petition des Ge— 
meinderaths zu Copitz wegen Errichtung einer Apotheke. 

Die Petition ift von 17 Gemeinbevertretungen ber 
Umgegend unterftüßt, und fie führt im weſentlichen fol 
gendes aus: 

Bereits im Jahre 1889 Habe der Gemeinberath zu 
Copitz bei der Königl. Staatsregierung um die Erthei- 
ung der Konzeffion zur Errichtung einer Apothefe in 
Copitz nachgeſucht. Das Königl. Minifterium bes 
Innern habe jedoch feinerzeit Anftand genommen, bie 
Konzeffion zu erteilen. Im Berlaufe der verflofjenen 
zehn Jahre jei das Bebürfniß für die Errichtung einer 
Apotheke in Copitz erheblich dringender geworden, denn 
ber Ort Eopit zähle gegenwärtig rund 4700 Einwohner, 
und es ftehe zu erwarten, daß bei der nächſtjährigen 
Bollszählung die Ziffer von 5000 werbe erreicht werben, 
zumal aljährlih 16 bis 18 neue Häufer gebaut würden. 
Aber auch die auf ber,rechten Elbſeite in ber Nähe vom 
Copitz liegenden Drte hätten eine nicht unbedeutende 
Arbeiterbevölferung, jo daß die Drte Copitz, Poſta, 
Prapihwig, Neu:, Groß: und Kleingraupa, Modethal, 
Doberzeit, Vorder: und Hinterjeffen, Zatzſchle, Daube, 
Liebethal, Porſchendorf, Bonnewig, Mühlsdorf und 
Lohmen bereits nach der Volkszählung vom 1. Dezember 
1895 eine Einwohnerzahl von 10,055 aufwiefen. Diefe 
Zahl Hätte ſich gegenwärtig jeboh um mindeſtens 
25 Prozent erhöht, jo daß ſelbſt bei Außerbetrachtlaſſung 
von Lohmen, welcher Ort mit Pirna Bahnverbindung 
babe, immer noch eine Seelenzahl von 11,000 nad): 
gewiejen werben könnte. Es dürfte ſonach die Lebens- 
fähigkeit für eine Upothefe in Copitz wohl erwiejen fein, 
zumal wenn man in Betracht zöge, daß in Pirna bei 
18,000 Einwohnern nur eine Apothefe vorhanden fei. 
Außerdem fei bei Hochwaſſer die Apotheke in Pirna in— 
folge ihrer tiefen Lage überhaupt nicht zu erreichen und 
im Winter wäre bei Kälte und Wind, insbejondere des 
Nachts, ed äußerſt bedenklich, im jchnellen Tempo bie 
Elbbrüde zu pajfiren. 


Die übrigen drei Apotheken des Amtsgerichtöbezirkes 
Pirna, welche fi in Dohna, Stadt Wehlen und Berg: 
giephübel befinden, lägen von Copitz und dem vorhin 


473 





erwähnten DOrtichaften jo weit entfernt, daß eine Be— 
einträchtigung berfelben durch eine in Copig zu er- 
richtende Apotheke ſicher nicht zu befürchten ftehe. 
Endlich ſei die Königl. Hofapothele zu Pillnitz im 
Winterhalbjahre geſchloſſen und die Bewohner der Orte 
Pillnitz, Oberpoyritz, Söbrigen ꝛc. ſeien genöthigt, ent— 
weder nad Loſchwitz oder nah Pirna zur Apotheke zu 
gehen. Da ber Dampfichiffverfehr im Winter eingeftellt 
jei, jo bleibe nur die Benutzung der Straße übrig, 
welche bis Lojhwig immerhin eine Länge von 8 bis 
9 km habe, während bie Strede von Pillnitz bis Copitz 
nur 5 km betrage. Da die Errichtung einer !zweiten 
Apothefe in Pirna das Bedürfniß für die rechtsufrigen 
Orte Eopik und Pirna feineswegs befriedigen würbe, 
jo Hätten fie, nachdem nun auch der Verband fon: 
ditionirender approbirter Apotheker ſächſiſcher Staats: 
angehörigfeit das Bebürfniß zur Errichtung einer weiteren 
Apothele in Pirna beziehentlich Copitz nachgewieſen habe, 
fi neuerdings an das Königl. Minifterium des Innern 
mit einer anberweitigen Petition um Ertheilung ber be: 
regten Apothekenkonzeſſion gewendet. Sie bitten infolge 
befien: 
„die hohe Kammer wolle geneigteft dafür eintreten, 
daß die Konzeſſion zur Errichtung einer Apotheke 


in Copitz jeitens |der Königl. Staatsregierung 
baldmöglichſt ertheilt werbe.” 


Die Regierung Hat zu biefer Petition erflärt, daß 
die Verhältnifje ganz ähnlich lägen wie im ‚„Triebiſch— 
thale“. Auch Hier Habe die Apothele in Pirna ein 
Erflufivprivilegium, das ftörend eingreife, doch jeien 
auch Hier wiederholte Erörterungen im Gange, jo baf 
vielleicht ein befriedigenber Abſchluß erhofft werben 
fönnte, 

Da hier ausdrüdlih auf bie Petition bes Ber: 
bandes konditionirender approbirter Apothefer und ben 
darin enthaltenen Vorſchlag der Konzeffionirung einer 
Apotheke für Eopig Bezug genommen und neuerdings 
erft ein noch nicht erledigtes Gejud an das Minifterium 
bes Innern eingereiht worben ift, fo darf man an- 
nehmen, daß durch die erfolgte günftige Beſchlußfaſſung 
auf die Petition bes Verbandes fonbditionirender appro- 
birter Apothefer dasjenige, was die Petenten mit ber 
Petition erftreben, für jetzt erreicht ift, und es be: 
antragt die Deputation: 


„Die Hohe Kammer wolle in Ueberein— 
ftimmung mit der Zweiten Kammer beſchließen, 
die Petition dur die Beichlußfafiung beider 
Kammern zu ber Petition bes Verbandes fon- 
ditionirender approbirter Apotheler für erledigt 
zu erklären.” 


474 


1.8. 51. Sipung am 10. Uprit 1900. 


Präfident: Es wünſcht wohl auch hier niemand 
das Wort? — 


„Die Kammer ftimmt wohl aud hier ber De: 

putation zu?“ 
Einftimmig. 

Bunt 7: „Antrag zum münbliden Berichte 
ber vierten Deputation über die Petition bes 
Gemeinderathes zu Paunsdorf, bie Errihtung 
einer Upothefe in Baunsborf betreffend.” (Drud: 
ſache Nr. 161.) 


(Vergl. M. 1.8.2.8. ©. 885 ff.) 


Berichterftatter Wirll. Geh. Rath Menfel: Gleichfalls 
geftügt auf die Petition des Verbandes konbitionirender 
approbirter Apotheler wendet ſich der Gemeinderath zu 
Paunsborf an die Regierung mit dem Erjuchen: 


„Die Ständeverfammlung wolle befchließen, das 
Geſuch der Gemeinde Paunsdorf um Konzeſſio— 
nirung einer Wpoihele bafelbft dem Königl. 
Minifterium des Innern zur Berüdfihtigung zu 
übermweijen.“ 


Es wird in biefer Petition geltend gemacht, das 
Fehlen einer Mpothele in Paunsdorf fei ſchon von jeher 
fchmerzlidh empfunden worden. Bei der raſchen Ent: 
widelung bed Ortes werde diefer Uebelftand immer fühl- 
barer. 

Der Gemeinderat habe deshalb bereit? im Jahre 
1895 bei dem Königl. Minifterium bed Imnern unter 
Darlegung der einfchlagenden Berhältnifje gebeten, bie 
Errihtung einer Apotheke im Drte zu genehmigen. 
Damals habe die Zahl der Bevölkerung, welche an einer 


Apotheke in Paunsdorf intereffirt fei, etwa 6500 Ein- | 


wohner betragen. Darauf Hätte das Königl. Minifterium 
des Jumern das Gefuc abgelehnt, da ein bringendes 
Bedürfnif hierzu nicht vorliege, die Lebensfähigleit einer 
ſolchen Apotheke zum mindeften zur Zeit bezweifelt werben 
müſſe, auch durch deren Errichtung eine ber benachbarten 
Apothelen vorausfihtlid in einem deren Eriftenzfähigkeit 
bedrohenden Grade gejhädigt werben würbe. 

Im Jahre 1897 hätte der Gemeinderath fein Geſuch 
wiederholt, unterftügt von den Nachbargemeinden Bors— 
dorf, Althen, Engelsdorf, Zweinaundorf, Möltau und 
Stünz, fie jeien aber wiederum vom Minifterium des 


Innern abgewiejen worden, dba nad) den angeftellten Er: Es 


örterungen die Exiſtenzſähigkeit der Apotheke noch nicht 
ausreichend geſichert erſcheine. 


Nachdem nun die Einwohnerzahl, welche im Sabre 


1897 10,000 Einwohner betragen hätte,”auf ca. 13,000 | 
Einwohner geftiegen jei, werbe das Fehlen einer Apotheke 


zum 


zu einem thatfächlichen Notbftande. Die Einwohnerjchaft 
der betheiligten Orte beftche in der Hauptſache aus 
Arbeitern, die ber Ortskranlenlaſſe für Leipzig und Um- 
gegend angehören. Diefe Kaffe gewähre auch den Familien- 
angehörigen ihrer Mitglieder freie ärztliche Behandlung 
fowie Arzneien, und es würden beshalb Arzt und 
Upothete weit öfter in Anfpruch genommen, als dies ge: 
ſchehen würde, wenn biefe nicht unentgeltlich zur Ber: 
fügung ftänden. In ben vorgenannten Ortſchaften 
praftizirten 4 Aerzte. Die Medilamente würden aus ben 
Apothelen ber umliegenden Orte, meift aber aus Leipziger 
Upothelen bezogen. Werde nun in Paunsborf eine 
Apothele errichtet, jo vertheile ſich der den beftehenden 
Apothelen entftehende Ausfall auf jo viele Apothelen, daß 
feine einzelne etwas bavon merken könne. Diefer Ausfall 
werde auch durch bie rafche Bevöllerungszunahme fehr 
bald wieder ausgeglichen werben. 

Die Regierung, welche von ber Deputation ber 
Zweiten Kammer über die einjchlagenden Verhältniſſe 
gehört ift, Hat erflärt, wenn jet das Gefuh um Er: 
richtung einer Apothefe in Paunsdorf erneuert würbe, 
jo werbe die Regierung in eine abermalige Erörterung 
eintreten; und e8 bat bei der Berathung ber Petition 
in der Bweiten Kammer der Herr Regierungskommiſſar 
jogar weiter erffärt, die Negierung werde künftig nicht 
erft eine Anregung aus den betheiligten Streifen abwarten, 
jondern fie werbe von Jahr zu Jahr die Verhältniffe 
und bie Bebürfnißfrage für Errichtung von Apothelen 
ex officio von den Behörden prüfen laſſen. 

Aehnlich äußert ſich auch eine Notiz im „Dresbner 
Journal“, die offenbar von maßgebender Seite ausgeht. 

Unter dieſen Umftänden wird man aud hier mit 
ber Bweiten Kammer annehmen können, daß bie Petition 
des Gemeinberathes durch bie erfolgte Stellungnahme 
zu der Petition des Verbandes Fonbitionirender appro- 
birter Apotheker zur Zeit erledigt fei und man wird es 
dem Gemeinderathe überlaffen können, fein Geſuch an 
das Minifterium des Innern zu erneuern, Es beantragt 
bie Deputation daher auch hier: 

„die hohe Kammer wolle beſchließen, die Peti— 
tion durch die Beichlußfaffung beider Kammern 
zu der Betition bes Verbandes konbitionirender 
approbirter Apothefer für erledigt zu erklären,” 
Prüfident: Wünfht noch jemand das Wort? — 
ift nicht der Fall, 
„Die Kammer tritt auch hier bem Deputations: 
antrage bei.” 
Wir gehen zum legten Gegenftande über: „Antrag 
mündlichen anberweiten Berichte der vierten 
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Deputation, bie Anfchlußpetitionen bes Stabt« | 
rathes zu Döbeln und bes Gemeinderathes zu. 
Löbtau an die Betition des Verbandes tonditio⸗ 
nirenderapprobirter Apotheker ſächſiſcherStaats— 
angehörigkeit um Regelung des Apothekenkon— 
zeſſionsweſens und Vermehrung ber Apotheken— 
anlagen im Berhältnijje zur Bevöllerungszapl 
betreffend." (Drudjahe Nr. 177.) 


(Vergl. M. J.R.S. 41 ff. u. I.K. 2. Bo. S. 885 ff.) 


Berichterſtatter Wirll. Geh. Rath Menfel: Es macht 
fih nun noch eine anderweite Beſchlußfaſſung über die 
Anfhlußpetitionen bes Stadtrathes zu Döbeln und bes 
Gemeinderathes zu Löbtau an die Betition des Verbandes 
fonbitionirender approbirter Apotheker erforberlich. Dieje 
Anſchlußpetitionen, welche lediglich eine Unterftügung ber 
Hauptpetition bezweden unb mehr den Charakter von 
Beitrittserflärungen haben, find feinerzeit in der Erften 
Kammer zugleih mit der Hauptpetition behandelt und 
mit ber legteren der Königl. Staatsregierung zur Kennt⸗ 
nißnahme überwiefen worden. Die Zweite Kammer hat 
fih in Bezug auf die Hauptpetition dem biesjeitigen 
Beichluffe, fie der Negierung zur Kenntnignahme zu 
überweifen, angefchloffen, dagegen die Anſchlußpetitionen 
für erledigt erflärt. Im Reſultate bleibt es fich ganz 
gleih, ob man derartige Anfchlußpetitionen mit der 
Hauptpetition der Regierung zur Kenntnißnahme über: 
weift ober fie für erlebigt erflärt. Es ift das eine reine 
Formfrage. Die Zweite Kammer ift zu einem ab- 
weichenden Beſchluſſe anſcheinend dadurch gelangt, daß 
ſie gleichzeitig über eine Anzahl weiterer Petitionen um 
Erridtung von Wpothefen verhandelte, welche von ber 
Erſten Kammer, foweit fie hier zur Verhandlung ge: 
fommen waren, burch ben über bie Betition des Verbandes 
fonditionirenber approbirter Apotheker gefaßten Beſchluſſe 
für erledigt erflärt wurben. Die Zweite Kammer hat nun | 
offenbar einen Unterſchied zwifchen den verfciebenen 
Betitionen, bie ſich mehr oder weniger alle ala Anſchluß— | 
petitionen barftellten, nicht machen wollen, fohbern 
fie alle zufammen für erledigt erflärt. Möglicherweife | 
wirde von ber Erften Kammer, wenn die Sachlage bie | 
gleiche gewefen wäre, wenn ihr ebenfalls alle Betitionen 
gleichzeitig zur Behandlung vorgelegen hätten, im ber- 
felben Weife verfahren worben fein. ebenfalls liegt: 
feine ausreichende Beranlaffung vor, eine Differenz 
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zwiſchen beiden Kammern auflommen zu laſſen, nachdem die 
Zweite Kammer den biesjeitigen Beſchlüſſen im übrigen, 
ſowohl in Bezug auf die Hauptpetition des Verbandes 
fonditionirender approbirter Apothefer, als auch in Bezug 
auf eine Anzahl weiterer Petitionen um Errichtung von 
Upothefen fi vollftändig angefchloffen hat. Die De: 
putation beantragt daher, die hohe Kammer wolle be» 
ſchließen, dem Bejchuffe ber Zweiten Kammer, die eingangs 
erwähnten beiden WUnfchlußpetitionen für erlebigt zu 
erflären, beizutreten. 


Bräfident: 

„Auch dieſer legte Antrag findet wohl die 
Billigung bes hohen Hauſes?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Schluffe ber Tages: 
ordnung angelangt; ich beraume die nächſte Sigung auf 
Mittwoch, ben 18. Upril 1900, mittags 12 Uhr an und 
jege auf die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beichlüfje auf 
die Eingänge. 

Bericht der zweiten Deputation über das Königl. 
Dekret Nr. 24, den Bau mehrerer Nebenbahnen 
betreffend. (Druckſache Nr. 175.) 

Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Kap. 1 bis 4 des Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Forften, Domänen 
und Intraden, Kaltwerle und Weinberge und 
Kellerei betreffend. (Drudjahe Nr. 183.) 
Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 20 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats, Seminarbauten betreffend. 
(Drudjahe Nr. 184.) 


Bur Mitvollziehung des Protokolls lade ich ein Herrn 
Domberrn von Trützſchler, Freiherr zum Falkenſtein und 
Herrn Oberbürgermeifter Dr, Schroeder; ba ber leßtere 
nicht ba ift, Herren von Oppel. Der Herr Brotofoll- 
führer ift bereit, das Protofoll zu verlejen. 

Geſchieht) 
Findet dieſes Protokoll die Genehmigung? — Es iſt 


» 


ber Fall. Ich erfläre dasſelbe für genehmigt und ſchließe 
die öffentliche Sitzung. 


(Schluß der Sitzung 12 Uhr 59 Min. nachmittags.) 





Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorſtand des Königlichen Stenographiihen Inftitut- 
i. V. Profefjor Eduard Oppermann. — Redalteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Lebte Abjendung zur Poft: am 18. April 1900. 





Mittheilungen 
über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 





Dresden, am 18. April 





Zweinndfünfzigfte öffentlihe Sitzung 
| der Erſten Sammer 
am 18. April 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Präfibialmittheilung vom Hinfcheiden bes Kammermitgliebes 
Graf Ferdinand zur Lippe-Biefterfeld und Ehrung des 
Andentend besjelben unter einmüthigem Erheben ber 
Mitglieder von ben Pläpen. — Begrüßung Sr. Königl. 
Hoheit "des Prinzen Friedrich Wuguft bei feinem nad 
längerem Unmwohlfein wiebererfolgten Eintritte. — Urlaubs: 
ertheilungen. — Bortrag unb Genehmigung ber Stänbi: 
ſchen Schrift auf das Königl. Dekret Nr. 28. — Regi- 
ftrandenvortrag Nr. 1191—1206. — Bericht ber zweiten 
Deputation über das Königl. Dekret Nr. 24, den Bau 
mehrerer Nebenbahnen betr. — Untrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Rap. 1 bis 4 des 
Staatshaushaltsetatd für 1900/01, Forften, Domänen 
und Intraden, Kalkwerle und Weinberge unb Kellerei 
betr. — Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 20 des auferordentlichen Staats: 
baushaltsetats, Seminarbauten betr, — Feſtſetzung der 
Beit und Tagesordnung für die nächſte Sitzung. — Bor: 
Iefung und Genehmigung bes Protokolls über bie heutige 
Sigung. 


—— — 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 

Die Herren Staatöminifter Dr. von Seybewig und 
von Watzdorf, jowie die Herren Regierungskommiſſare 
GEH Näthe Dr. Bodel, Dr. Ritterftäbt, Geh. Regierungs- 
räthe Kreyſchmar, Dr. Schelcher, Geh. Finanzräthe von 
Seybewig, Leonharbi und Oberfinanzrath Elterich. 

Anweſend 40 Kammermitglieder. 

LAÆ (2. Abonnement.) 


BPräfident: Ich eröffne die Öffentliche Siyung. 

Meine hochgeehrten Herren! Es find ernfte Ein⸗ 
drüde, unter denen wir Heute wieder zuſammentrelen 
Kaum waren wir vorige Woche auseinandergegangen, 
ift unfer verehrtes Mitglied Graf Ferdinand zur 
Lippe:Biefterfelb mit Tode abgegangen. Wenn bei 
allen den vielen Tobesfällen, die wir im legten Winter 
zu beflagen hatten, wenigftens längere Krankhetten ur 
barauf vorbereiteten, daß alles Irdiſche vergänglich ift, 
fo war biefer letzte Todesfall um fo erjchlitternder; deun 
mit großer Schnelligkeit, nad verhäftnigmäßiip kurzer 
Krankheit, ift ein Mann aus dem Leber! gerufen! Worbeit, 
weldem man eine längere irdiiche Zukunft hätte vorher: 
fagen können. Diejer Todesfall erfüllt uns aber auch 
mit Belümmerniß, denn Graf Lippe Hat faft ein halbes 
Menfchenalter mit uns gearbeitet, Sein Mater, ver 
ſtändnißvoller Blid, fein mannhafter Überzengungstreuer 
Charakter hat uns weſentliche Dienfte gefeiftet. Be⸗ 
kunden wir unfere Theilnahme, indem wir un von 
unferen Plätzen erheben. 

Geſchieht) 

Meine hochgeehrten Herren! Auf trübe Tage folgen 
glüdlicherweife auch fonnige. Wir haben heute einen 
ſolchen zu verzeichnen, indem unſer hochverehrtes, Hohes 
Mitglied, Se. König! Hoheit Prinz Friedrich Auguft 
nad längerem Unwohlſein wieder in unferem Haufe 
erſchienen ift. Ich fpreche wohl in ihrer aller Namen 
unfere freude und Befriedigung darüber aus und Hoffe, 
daß wir noch oft Gelegenheit Haben, Se. Königl Hoheit 
bier zu fehen. 

Um Urlaub Haben gebeten die Herren von Bat 
dorf bis Ende April wegen Schonungsbebitfligfeit, 
Kammerherr Dr. von Frege-Weltzien bis eben dahin 
wegen SFamilierangelegenheiten, Geh: Kommerzienrath 
Thieme vom 1. Mai ab wegen einer Babelir. — An- 


ſtandslos bewilligt. 


478 IR. 52. Sigung, 


Es erfolgt nunmehr der Vortrag einer Ständiſchen 
Schrift auf das Königl. Dekret Nr. 28 über den Ent: 
wurf eines Geſetzes, Abänderungen bes Einlommen- 
fteuergejeges vom 2. Juli 1878 betreffend, durch Herrn 
Oberbürgermeifter Juftigrath Dr. Trönblin. 


(Geſchieht.) 


Hat jemand gegen dieſe Ständiſche Schrift etwas 
einzuwenden? — Es iſt nicht der Fall. Ich erkläre die— 
ſelbe für genehmigt; ſie kann nunmehr zum Abgange 
gebracht werden. 

Den Vortrag aus der Regiſtrande giebt der Herr 
Freiherr von Finck. 

(Nr. 1191.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
gen Sekretär Kammerherr Freiherr von Find und 

N) 


mherr Trügjchler, Freiherr zum Fallenſtein, über den 
Antrag des Herrn Oberbürgermeifter Beutler und Ge— 
nofjen, die Planung und Veranſchlagung von Staats: 
bauten betr. 


Präfident; Ift gebrudt und kommt auf die morgige 
Tagesorbnung. 


(Nr. 1192.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über einen Theil der in ben Tit. 1 
und 7 des auferorbentlichen Etats eingeftellten Neu- unb 
Umbauten für das Juftizdepartement betr. 


(Nr. 1198.) Desgleichen über Kap. 44, 44a, 46, 51, 
62,:53, 54, 58a, 59, 59a und 59b des Etats, bad 
Departement bes und Hierzu eingegangene 
Betitionen betr. 


(Nr. 1194.) Desgleichen über Kap. 30 und 31 bes 
Etats, Stenographiiches Imftitut und Allgemeine Re: 
gierungs= und Verwaltungsangelegenheiten, ſowie über 
die hierzu eingegangenen Betitionen. 


(Nr. 1195.) Desgleihen über Kap. 32 und 33 des 
Etats, Gefammtminifterium und Staatsrath nebft Kanzlei, 
fowie Kabinetstanzlei betr. 


F 1196.) Desgleihen über Kap. 3Ö, 36 und 102 
des Etats, Hauptſtaatsarchiv, Oberrehnungstammer, fowie 
Minifterium des Auswärtigen und über eine zu Kap. 36 
eingegangene Petition. 

(Nr, 1197.) Desgleichen über Tit. 21 bes außer- 
orbentlihen Etats, Erweiterung ber minifteriellen Re: 
präfentationsräume betr. 


Präfident: Diele ſämmtlichen Nummern werben 
unfere nächſten Tagesordnungen ausfüllen. 


(Nr. 1198.) Beſchwerde bed Rathsarbeiters Hertel 
in Zwidau, ben feiner Ehefrau am 14. September 1898 
in der Ziegelei von Gebr. Friſch in Zwickau zugeftoßenen 
Unfall und deſſen Folgen betr. 


am 18. April 1900. 


(Nr. 1199.) Petition des vormaligen Eifenbahn- 
rangirvormannes Herrmann in Roßwein um Erhöhung 
feiner Unfallrente. 


Präfident: Beide Nummern an bie vierte Des 
putation, 


(Nr. 1200.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
erften Deputation über den durch das Königl. Dekret 
Nr. 31 vorgelegten Entwurf eine Gefehes, die Handels: 
und Gewerbefammern betr. 


Präfident: Kommt auf eine Tagesorbnung. 


(Nr. 1201.) Brotofollertraft der Bweiten Kammer 
über bie Schlußberathung der Petition des Verbandes 
der ſächſiſchen Hausbefigervereine zu Chemnitz um Re- 
vifion der Geſetze, betreffen die Landesimmobiliarbrand⸗ 


verfiherungsanftalt. 

Präfident: An bie vierte Deputation zur Aus— 
fertigung ber Ständiſchen Schrift. 

(Nr. 1202.) Desgleichen über die Schlußberathung 


ber Petition des Vereins ber Viehhändler ber Amts- 
en Borna um Abänderung bes Viehjeuchen: 
gejeßes. - 


Präfident: Zu ben Alten. 
Nr. 1203.) Desgleihen über die Schlußberathung 


ber Petition €. F. Möhlers in Altmittweiba, bie Tol- 
wuth ber Hunde betr. 


Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 1204.) Desgleihen über die Schlußberathung 
über Kap. 25 und 26 des Etats für 1900/01, Berzinfung 
der Staatd- und Finanzhauptlaffenfchulden, ſowie Tilgung 
der Staatsjchulden betr. 


(Nr. 1205.) Petition bes Rathes der Königl. Haupt: 
und Refidenzftabt Dresden, den von ber Zweiten Kammer 
zu Rap. 48 des Etats wegen der Höhe des von Dresden 
u den Polizeikoſten zu leiftenden Zuſchuſſes gefaßten 

eichluß betr. 

Präfident: Diefe beiden Nummern kommen an bie 
zweite Deputation, 

F 1206.) Schreiben bes Ausſchuſſes ber Großen 


Deutichen Gartenbauausftellung zu Dresden bei Ueber- 
Bee — 47 Eintrittslarten zur Eröffnungsfeier am 
27.d. M. 


Präfident: Zu verlejen. 
Geſchieht.) 


Meine Herren! Wir danken zu Protokoll. Ich 
perſönlich erlaube mir zu bemerken, daß ich Sie nur 
auffordern kann, an ber Feier theilzunehmen am Frei: 
tag, den 27. April. Wir können dann um 12 Uhr 
wie gewöhnlich unfere Sigung halten. 


1.8. 52. Sigung, am 18. April 1900. 


Wir gehen über zum zweiten Punkte: „Bericht 
ber zweiten Deputation über das Königl. Dekret 
Nr. 24, den Bau mehrerer Nebenbahnen be- 
treffend.” (Drudjahe Nr. 175.) 


(Vergl. M. I.K. S. 380 ff. u.2.8b. ©. 1107 ff.) 
Herr Kammerherr Sahrer von Sahr auf Dahlen! 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Sahr- 
Dahlen: Das Königl, Dekret Nr. 24 lautet: 


(Wird verlefen.) 


Meine Hocgeehrten Herren! In der Beilage zum 
Königl, Dekret, dem Aufſatze E. B. I. wird die Stände- 
verfammlung erjucht, bie zur Herftellung ber Linien 
BWeißenberg » Rabiborr, Schüönheiderhammer » Eibenftod, 
Berggiehihübel- Gottleuba, Siebenbrunn: Markneufirchen, 
Reichenbach i. B.: Heinsborf- Oberheinsborf und Thum: 
Meinersborf nöthigen Summen zu bewilligen und für 
alle diefe Linien, ſowie für die von öfterreichiichen Unter: 
nehmern geplanten Linien Sebnitz- Nirborf und Rumburg⸗ 
Warnsborf das Erpropriationsbefugniß zu ertheilen. 

Ueber Siebenbrunn: Markneutirchen ift heute nicht 
mit zu verhandeln, ſondern erft fpäter, bei Berathung 
bes inzwilchen eingegangenen Königl. Defrets Nr. 39, 
welches außerbem noch bie Linien Nebitzſchen-Kroptewitz, 
Bühlau-Dürrröhrsborf, Wilsdruff: Gadewig und Die 
eleftrifchen Bahnen von Dresden über Nieberwartha 
nah Kötzſchenbroda fowie von Dresden nad) Deuben 
zur Genehmigung vorlegt. 

Inden ich mich auf meinen Bericht, der Ihnen 
unter Nr. 175 gebrudt vorliegt, fowie auf ben Bericht 
Nr. 174 der Zweiten Kammer beziehe, erlaube ich mir, 
nur folgendes zu bemerken. 

Bei zweien ber Heute zur Berathung ftehenden 
Projekte, nämlich bei Schönheiberhammer : Eibenftod und 
Berggießhübel: Gottleuba, ift allerdings eine angemeffene 
Berzinfung bes Anlagelapitals kaum zu erwarten, be 
ziehentlich erft für fpätere Zeit zu erwarten. Die 
Deputation hat fich trogdem entſchloſſen, auch diefe beiden 
Borlagen zur Unnahme zu empfehlen. Denn es ift 
doch davon auszugehen, da beim Eijenbahnbaue nicht 
ausſchließlich finanzielle Geſichtspunkte, ſondern auch 
voltswirthſchaftliche Rückſichten maßgebend fein müſſen, 
Rückſichten auf die wirthſchaftliche Lage der betreffenden 
Gegenden. 

Nachdem mit Genehmigung ber Königl. Staats: 
regierung von dem Poſtulat zu Weißenberg-Rabibor 
drei Millionen für biefe Finanzperiobe abgefegt worben 
find und ba Heute die Linie Siebenbrunn-Marfneufichen 
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noch nicht in frage fommt, handelt es ſich Heute um 
Bewilligung von insgefammt 5,790,000 M. 

Ich befchränfe mich auf diefe Bemerkungen. Ich 
werbe auch zu ben einzelnen Projekten nichts weiter 
fagen, verweife vielmehr auf den Bericht und werde ab» 
warten, ob bie Unträge ber Deputation angegriffen 
werben. 

Auch zu ben Petitionen babe ich nichts zu bemerken, 
Die eine berfelben foll nach dem Antrage ber Deputation 
zur Kenntnißnahme gegeben werben, bie anderen follen 
auf fi beruhen beziehentlih find für erledigt: zu 
erflären. 

Zunächſt darf ich alfo wohl etwaigen olgemeinen 
Bemerkungen entgegenjeben. 


Präfident: Ich frage, ob jemand eine allgemeine 
Bemerkung machen will und das Wort zur allgemeinen 
Debatte ergreift. — Herr Graf von Rex-Zedtlitz! 


Kammerherr Graf von Rex-Zedtlitz: Die ung heute 
zur Berathung vorliegenden Eifenbahnprojefte werben 
wohl faum dazu beitragen, die Staatskaſſe zu bereichern, 
und wir werben uns wohl damit begnügen müffen, daß 
fie wenigftens indirekte Vortheile dem Lande bieten werben. 

Wenn bie Königl. Staatsregierung zu erlfennen 
giebt, daß fie fich jegt wohl mehr dem Prinzipe, daß 
bie Sekundärbahnen möglihft normalfpurig . gebaut 
werben follen, nähert, als es früher ber Fall war, jo 
ift biefes gewiß durchaus zu billigen. 

Ebenfo fann ich von meinem früher fchon wieber« 
holt ausgejprochenen Grunbjage aus nur in hohem 
Grabe zuftimmen und mich darüber freuen, daß wenig: 
ftend, wenn auch in beſchränktem Maße, bei einigen 
Bahnen bie Intereffenten mit zu Beiträgen herangezogen 
worden find, Freilich ift zu bedauern, daß bei einigen 
andern Bahnen biejes unterlaffen worben ift, unb be» 
ſonders hätte ich gewäünfcht, daß bei der Bahn Schön- 
heiberhammer:Eibenftod ebenfalls, und zwar eine ziem— 
(ich hohe Beitragsfumme, von Seiten ber Intereffenten 
gewährt worden wäre, Es wird in dem Königl. Defrete 
ganz ausdrücklich darauf Hingewiefen, daß es fich Hier 
bloß um eine einzige Stabt, die Stabt Eibenftod, 
handelt, um bderentwillen die Bahn gebaut werben foll, 
und zwar barf ih wohl annehmen, daß es fidh Hier 
bauptfählih nur um einige größere Fabrifetabliffements 
handelt. Es wäre aljo gewiß zu wünſchen gewefen, 
wenn auch bort ein namhafter Beitrag ber Intereffenten 
in Anſpruch genommen worben wäre, 

Wenn fi die geehrte Deputation dahin ausſpricht, 
daß es nicht zu bebauern fei, wenn biefe Bahnbauten 
in ihrer Ausführung fi) noch etwas Hinzögen und daß 
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es wünſchenswerth fei, bei ber leider Herabgehenben 
Eifenbahnrente, bei bem Baue der Eiſenbahnen mit 
möglichfter Behutſamkeit und Langjamfeit vorzugehen, 
jo fonn ih mich biefem Ausſpruche nur volllommen an- 
ſchließen. 

Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort im 
allgemeinen? — Es ift nicht ber Fall Ich fchliehe die 
allgemeine Beratung und gehe über zu ben einzelnen 
Linien. 


Wünfcht jemand das Wort zu ber Linie Weißen— 
berg-Rabibor und zu ben entprechenben Anträgen ber 
Deputation? — Es iſt nicht der Fall. 

Wünſcht jemand das Wort zu ber Linie Schön: 
heiberhammer-Eibenftod? — Herr von Trebral 


Rittergutöbefiger yow Trebra⸗ Lindeuan: Ich würbe 
nicht hierüber ſprechen, wenn ich nicht möglicherweife 
befürchten müßte, baß bie Worte bes Herrn Grafen von Rex, 
ber foeben geſprochen hat, einen Einfluß auf den einen 
ober andern bei ber Abftimmung ausüben könnten. Ich 
bin von jeher für bie Verbindung der Stabt Eihenftod 
wit der Bahn geweſen. Ich Habe die Stabt lange Beit 
in ber Zweiten Sammer vertreten. Das Bebürfniß ber 
Verbindung ift wohl von jeher anerfannt worden. Ich 
bin fogar ber Anſicht, daß die Bahn Tängft gebaut 
worben wäre, wenn nicht ſtets eine Differenz zwiſchen 
ber unteren und ber oberen Stabt beftanden hätte; fie 
onnten ſich nicht einigen darüber, wo der Bahnhof Hin: 
tommen folle. Deshalb ift ber Bau unterblieben. Aber 
das Bedürfniß ift immer anerfannt worden. 

Ih möchte daher auch jet die Herren bitten, für 
diefe Sache einzutreten. 

Bräfident: Wünſcht jonft noch jemand das Wort zu 
Echönheiberhammer: Eibenftod? — Es ift nicht der Fall. 
Ich ſchließe auch Hier die Debatte. 

Wir werden zulegt über bie ganzen Unträge ber 
Reputation abftinmen. 

Wünfht jemand das Wort zu Berggießhübel— 
Gottleuba? — Es ift nicht der Fall. 

Siebenbrunn-Markneufirhen fällt aus. 

Wünfcht jemand das Wort zur Fortſetzung ber In: 
duftriebapn Reichenbad i. B.-Heinsborf bis Ober— 
heinsborf? — Es ift nicht ber Fall. 

Wünſcht jemand das Wort zu Thum: Meiners- 
borf? — Es ift nicht ber Fall, 

Wänſcht endlich jemand bag Wort zu Sebnig-Nir- 
dorf und Rumburg-Warnsborf? — Es ift gleichfalls 
nicht ber Fol, 

Wünſcht jemand das Wort zu ben verfchiebenen ein- 
gegangenen Betitionen? — Es ift aud nicht ber Fall. 


1.2. 52, Sigung, am 18. April 1900. 





Meine Herren! Wir gehen zur Abftimmung über. 
Ich weiß nicht, ob der Herr Berichterftatter bie Anträge 
noch verlefen will. 

(Kammerherr Sahrer von Sahr verneint.) 

Wenn jemand gegen irgenb eine Bahn ftimmen will, 
fo bitte ih, e8 zu fagen; fonft würbe ich annehmen, 
daf wir eine en blocsAbftimmung über die gefammten 
Anträge vornehmen könnten. — Es ſcheint niemand 
geneigt, gegen irgend eine Bahn zu ftimmen. Dann 
würde ich aljo gleich die Frage ftellen, ob die Kammer 
einverftanden ift mit ben Anträgen der Deputation, wie 
fie fi auf Seite 7 und Seite 8 bes Berichtes Nr. 175, 
ber Ihnen ſämmtlich gebrudt vorliegt, finden? — Ein- 
ftimmig. 

Es folgt nun: 3. „Antrag zum mündlichen Be: 
richte ber zweiten Deputation über Kapitel 1 
bis 4 des GStaatshaushaltsetats für 1900/01, 
Horften, Domänen und Intraben, Kalkwerke und 
Weinberge und Kellerei betreffend.” (Druchſache 
Nr. 183.) 


(Bergl. M. IL K. ©. 33 ff. und 2. Bb. ©. 1143 ff.) 
Berichterftatter Herr Geh. Kommerzienrat; Thieme. 


Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Meine 
geehrten Herren! Ich Habe bie Ehre, Ihnen im Namen 
ber zweiten Deputation über die vier erften Sapitel 
unferes orbentlihen Staatshaushaltsetats zu berichten, 

Ih beginne mit bem Kapitel der Forſten und freue 
mich, daß dasſelbe noch immer das nußbringenbdfte unferer 
Ueberſchußlapitel ift. 

Die Einnahmen konnten für bie laufende Etat: 
periobe für Derbhöfzer um 1,380,310 M, Heraufgezogen 
werben. 3 ift beabfichtigt, 839,900 Feftmeter Derbholz 
zu fchlagen zum Breife von 15 M. 50 Pf. ald Durch— 
jchnittspreis ber Jahre 1896—98, gegen 825,400 Feſt⸗ 
meter im Voretat zu 14 M. 10 Pf. Durchſchnittspreis. 
Ferner find präliminirt in Tit. 2 8000 M. mehr für 
größere Verpachtungen von bisherigen Dienftlänbereien, 
worüber id Ihnen nachher berichten werde. In Fit. 4 
find 3000 M. weniger eingeftellt, in Tit. 5 8000 M, 
mehr nad) dem Durchfchnitte der Jahre 1896—98. Der 
fisfalifhe Walbbeftand für Ende 1899 beträgt jeht 
178,729 ha, ber Verſchlag wird alſo 4,75 Feſtmeter von 
jebem Heftare ergeben, mit einem Nettonugen von 50,57 M. 
Ich glaube, daß dies ein fehr befriedigenbes, burchichnitt- 
liches Reſultat if. Ich bin ber Meinung, daß feine 
mittelbeutfche Forftverwaltung wohl befiere Erlöſe er: 
zielen wird, und wenn wir auch diefe zum Theile ber 
immer noch fleigenden Konjunktur ber Holzpreife ver: 
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banken, jo glaube ich doch, daß wir alle Urſache Haben, 
unferer auf ber Höhe ber Zeit ftehenden Forſtverwaltung 
für ihre Bemühungen und erzielten Rejultate aud) an 
biefer Stelle Dant zu jagen. Meine Herren! Die Ein: 
nahmen in Sap. 1 betragen demnach 13,366,150 M. 

Ih gehe nun zu den Ausgaben über, die fich aller: 
bings auch verhältnißmäßig ftark erhöht Haben. Die 
bei vielen Ziteln bemerkte eventuelle Aufrüdung ber 
Beamten nach Dienftjahren fällt auch in dieſem Kapitel 
überall in Wegfall, wie Ihnen befannt ift. Ich bemerke 
in Bezug auf bie Befoldungen, daß in Tit. 6 1200 M. 
weniger eingeftellt werben konnten, wovon 300 M. 
tranfitorifh. Ich erbitte auch Hier die Erlaubniß, die 
ganz Heinen Veränderungen in ben einzelnen Titeln nicht 
beſonders erwähnen zu bürfen; biejelben finden eine 
ausreichende Erläuterung in der daneben ftehenden Spalte. 
Die Hauptveränberung befteht in Tit. 8, in welchem 
58,488 M. mehr eingeſetzt find, davon gehen 16,800 M,ab, 
bie in Tit. 12 des vorigen Etats und 2800 M, die in 
Tit. 13 desfelben eingefegt waren; das giebt zufammen 
19,600 M., woburd ber wirkliche Mehrbebarf auf 
38,888 M, erniedrigt wird. Diefe große Mehrforberung 
findet ihre Begründung in ber ftarfen Vermehrung des 
Horftperfonals, Es werden 33 Perſonen bei der Forft- 
verwaltung neu angeftellt und bei 11 Beamten Gehalts: 
erhöhungen vorgenommen. Sie fünnen das genau aus 
ber Erklärung zu Zit.8 erfehen. 

Es hat ſich diefe Vermehrung ber Beamten baburd) 
nöthig gemacht, da erſtens einmal, wie Ihnen befannt, 
ſtarle Flähen von Walb angelauft worben find, dann 
bat fich das Urbeitspenjum im allgemeinen, wie bei allen 
Refforts, ftark vermehrt, und drittens will man nicht mehr 
viele Arbeiten von Hülfsperfonal, das nicht angeftellt ift, 
und von Arbeitern mehr ausführen laſſen. Man hat 
gefunden, daß bies unzuträglich fei, und die betreffenden 
Arbeiten werden aljo neuerdings von wirklichen Forft- 
beamten ausgeführt werben. Dan hat ferner den älteren 
Forſtaſſeſſoren, welche im Dienſte der Oberforftmeiftereien 
ftehen, die Staatsbienereigenfhaft zugeſprochen; ebenfo 
joll es geſchehen mit 8 Afjefforen, welche als Gehülfen 
bei ben verſchiedenen Forſtrevieren angeftellt werben 
follen, auch biefe erhalten die Staatsdienereigenfchaft, 
beögleichen mehrere Förfterkandidaten, welche auf ähnliche 
Stellen fommen; es jollen nämlich einigen Oberförftern 
wifienfchaftlich gebildete Beamte an die Seite geftellt 
werben, und dazu will man 8 Forftafjefforen nehmen. 
In Bugang kommen ferner in Zit. 9 5200 M. für bie 
vier neuangeftellten Forſtexpedienten, die ebenfall ber 
geftiegenen Arbeit halber gebraucht werden. Im Tit. 11 
werben 3000 M. mehr verlangt, wegen Erhöhung einzelner 
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Miethzinsvergütungen; in Zit. früher 12, jegt 13 finden 
Sie bie 16,800 M. reip. 2800 M., melde jetzt nad 
Tit.8 verfchrieben worden find; ferner wird in Zit, 14 
nod) ein größerer Betrag von 23,800 M. verlangt, und 
zwar hat die Forftverwaltung bejchlofjen, denjenigen Forft- 
ofjefjoren und Walbwärtern, welde bis jet Dienft- 
länbereien jelbft bewirthichaften, dieſelben zu kündigen 
und den Herren bafür eine Ablöfung zu geben. Die 
Ablöfung ift etwas höher, als der Neinertrag, der ftatiftijch 
ermittelt worben ift, für die jegige Benutzung; es follen 
alfo als Wbfindungsbeträge von 1901 ab ben fyorft- 
afjefforen und Förftern je 252 M. und den Waldwärtern 
108 M. jährlich bewilligt werben. Selbftverftäublich ift, 
daß denjenigen Herren, welche ihre Dienftlänbereien be- 
halten wollen, die Erlaubniß nicht verweigert, werden 
wird. Die Regierung nimmt aber an, daß ber größte 
Theil der Beamten die baare Entjchädigung vorziehen 
und die Dienftländereien abgeben wird, Diejelben find 
zum Theile zur weiteren Verpachtung, theild auch zur 
Aufforftung beftimmt. Ich Hätte ferner zu bemerten, daß 
in Zit. 15 4300 M. mehr verlangt werten, auf Grund 
der meueften Ergebnifje, in Tit. 16 1400 M. und in 
zit. 19 10,000 M., weil der vorausfichtliche Bebarf dies 
erheiichen wird. In it. 20 find 3702 M. mehr ver: 
langt, hauptjächlich, weil die Herren Oberforftmeifter in 
ihren Dienftfortfommensvergütungen aufgebefjert werben 
müffen, in Tit. 21 find 5300 M. mehr verlangt nad) ben 
durchſchnittlichen Ergebniffen der Vorjahre; in Tit. 23 
2600 M., hauptfächlich weil die Portobeftell- und Tele: 
graphengebühren fih erhöht Haben, in Tit. 24 find 
2400 M. mehr verlangt, nad) dem Durchſchnitte bes 
Jahres 1896 und wegen höherer Pflanzenerziehungs- 
foften. Eine größere Mebreinftellung findet ſich noch in 
Tit. 25 mit 75,800 M. Der Mehrbedarf fommt erftens 
aus 22,000 M. mehr für die Herftellung neuer Kulturen 
und 50,000 M. für die Verbefferung von forftwirthichaft- 
lihen Wegen und von Brüden. 

In der vorigen Landtagsperiode ift der Wunſch 
ausgefprochen, daß die Forftverwaltung größere Be: 
träge an bie Inftandhaltung und Berbeflerung ber Wege 
wende und fich auch des Bauzuftandes der Brüden ans 
nehmen möge. Daraus entfteht ein Mehrbedarf von 
50,000 M. Im allgemeinen ift auch bie Erhöhung ber 
Lohnſätze bei den Kulturen wegen Aurforftung mit ſchuld, 
daß biejer Titel 75,800 M. mehr in Anſpruch nimmt, 
Die Aufbereitungstoften für Forſtprodulte in Titel 26 
haben fich per Feltmeter nicht erhöht. Es kommt bies 
daher, dab man Wufbereitungsfoften für Neifig und 
Stodholz erjpart hat, weil diefe Produkte feinen günftigen 
Abſatz mehr finden, Im Titel 27 find 25,000 M. weni: 
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ger eingeftellt und zwar hauptfächlich wegen Erfparniffen 
in ben Mafregeln gegen Forſtſchädlinge bis zur Höhe 
von 22,000 M. und 3700 M. weniger für Berainung, 
Befeitigung von Grenzmängeln ꝛc. 

Ic gehe num zur Forfteinrichtungsanftalt über. In 
Titel 28 find 8800 M. mehr verlangt. Auch Hier find 
vier Hülfsarbeiter aus Titel 31 übernommen und biefen 
foll ebenfalls analog den Hülfsarbeitern bei allen Ober- 
forftmeiftereien dieStaatsbienereigenfchaft verliehen werben. 
In Titel 32 ift noch eine Heine Mehrforberung von 
2000 M. infolge Burüdverweifung der bisher bei 
Kap. 73,10 etatifirten Schreiberlöhne. Weiter ift nichts 
wejentliches zu bemerfen. Ich werbe alfo bitten, bie 
Einnahmen mit 13,366,150 M. zu bewilligen und bie 
Ausgaben mit 4,838,828 M., wobei 300 M. tranſitoriſch. 

Bu biefem Kapitel find nun verfchiedene Petitionen 
eingegangen und zwar erftens eine Petition ber etats- 
mäßigen Forſtaſſeſſoren. Diefelben beflagen fich, daß fie 
im Mär; 1899 an das Finanzminifterium eine Eingabe 
gemacht hätten, worin fie um Verbefjerung ihrer Gehalts- 
verhältniffe gebeten haben. Sie erkennen zwar mit Dant 
an, daß fie betreffd ber ZTagegelber unb ber Reiſekoſten 
aus ber 7. beziehentlih 8. Kaffe in die 6. Dienft: 
abftufungsffafje für Eivildiener verfegt worben find, aber 
fie fprechen dabei ihre Betrübniß aus, daß man ihren 
übrigen Wünfhen im Etat feine Beachtung geſchenkt 
habe. Sie jagen, daß die mit ihnen in ber Vorbildung 
unb aud) in ber Lebensftellung gleichitehenden Baumeifter 
der Regierung für das Eifenbahnfach und für das Bau- 
fach ſchon in ihren Anfangsgehalten jo Hoch ftänden, als 
je ein Forſtaſſeſſor befolbet werben könne. Sogar bie 
BVermefjungsingenieuraffiftenten, welche aljo eine tiefere 
Stufe im Range einnehmen, werben mit 2400 M. be- 
folbet, alfo Höher ala ber Anfangsgehalt der Forſtaſſeſſoren. 
Ihre Petition gipfelt num barin, daß fie wünfchen, die hohe 
Ständeverfammlung wolle biewieberholt erbeteneannähernde 
Gleichſtellung aller etatmäßigen Forſtaſſeſſoren mit ben 
eben erwähnten technischen Beamten mit gleicher wiſſenſchaft⸗ 
licher Vorbildung durch Erhöhung bes AUnfangsgehalts von 
1950 beziehentlich 2100 M. auf 2700 M. und bes Enb- 
gehalt? von 2700 bez. 3000 M. auf 3300 M. herbeiführen. 
Eine weitere Eingabe ber präbizirten Forſtaſſeſſoren 
ber FForfteinrichtungsanftalt beflagt, daß fie für Die 
Reifen feine befonbere Auslöfung erhielten. Die Herren 
meinen, fie feien die einzige Beamtenflaffe, welche ohne 
biefen Zufchuß beftehen müſſe. Sie meinen, baß fie bei 
ihren Sommerreifen, wo fie oft mehrere Wohnungen 
bezahlen müßten, aus ihrer eigenen Tafche dabei Geld 
zufegten und eine Bitte I die fie neuerdings geftellt haben, 
ihnen während ber Sommerszeit per Tag 2 M. zuzulegen ſei 
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auch ohne Gehör geblieben, ebenfo auch ihr Wunfh um 
Vermehrung der etatsmäßigen Stellen. Ber Herr 
Regierungstommiffar hat in ber Zweiten Kammer er: 
wibert, daß man die baaren Bezüge ber Herren Forſt— 
afjefioren mit denen ber oben genannten Regierungs— 
baumeifter nicht vergleichen könne, die Herren Forſt— 
affefforen erhielten einen Gehalt von 2100 bis 2700 M. 
im Anfange, ferner eine freie Dienftwohnung im Wertbe 
von mindeftens 400 M. und außerdem fei den Herren 
die Zulage von 252 M. für die ihnen wegzunehmenden 
Dienftlänbereien zugedadt. Für bie Forſtaſſeſſoren bei 
der FForftbereitungsanftalt fei ein Gehalt von 2400 bis 
3000 und 1950 bis 2250 M.normirt. Diejelben wären 
etwa fieben Monate im Sommer außerhalb Dresdens 
beichäftigt und erhielten dafür ein Baufchale von 1680 
reſpeltive 1407 M. Nun giebt allerdings der Herr 
Kommifjar zu, dab der gefekliche Tagegeldererſatz ber 
Forftafjefjoren jegt 9,50 M. betrüge, das würde alfo für 
bie fieben Monate 1995 M. ausmaden. Wenn man 
alſo den Herren helfen wolle, müffe man auf eine Er- 
böhung bed Paufchales hinauskommen. Der Herr Re— 
gierungsfommiffar hat auch anerfannt, daß bie Herren 
Forftaffefjoren, befonders diejenigen bei ber Forft- 
einrihtungsanftalt, welche feine Dienftwohnung haben, 
einer Aufbefferung wohl bebürftig wären Er bat 
gemeint, man hätte allerdings die Regierungsbaumeifter 
in ihren Bezügen erhöhen müffen, man wäre aber damit 
nur dem Zwange ber Berbältniffe gefolgt, weil für 
biefe Karriere wenig ober jehr wenig Zufluß an Be: 
werbern vorhanden fei, während bie Forſtkarriere voll: 
ftändig überfüllt fei, und daher fomme es auch, daß die 
Herren ehr lange warten müßten, bis fie in etatsmäßige 
Stellen fommen. Es fei dies ja außerordentlich zu be: 
dauern, bie Regierung habe aber geglaubt, wegen ber 
nicht günftigen Finanzlage, wegen ber erft vor acht 
Jahren erfolgten Regulirung aller Beamtengehalte, die 
es verböte, eine einzelne Beamtenklaſſe herauszugreifen, 
jest ſchon etwas in ben Etat einzuftellen. Man habe 
außerdem gehofft, daß man bei bem Syfteme ber Auf- 
rüdung nad) Dienftjahren und bei ben gewünſchten und 
vorgejehenen Wohnungsgelderzuſchüſſen ben Herren etwas 
Aufbeflerung geben könne. Da bie aber num nicht ber 
Fall fei, wolle der Herr Negierungstommiflar ſich für 
Erhöhung der Paufchalgelder verwenden, und er Hoffe, 
daß baburd im Etat feine Störung eintreten würbe, 
weil man mit ber Forfteinrichtungsanftalt Mehreinnahmen 
in einem ähnlichen Betrage erwarte. Bon den Hülfs- 
arbeitern bei ber Fyorfteinrichtung ift auch eine Eingabe 
ergangen, worin fie, als präbizirte SForftaffefforen, 
hauptſächlich über bie Umnficherheit ihrer Lage Hagen. 
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Der Herr Negierungstommiffar hat num erwibert, daß 
man ohne einen zwingenben Grund, der von Seiten ber 
Ungeftellten ausgehen müfje, niemanden entließe, daß 
man au, um bie Herren etwas zu foulagiren, ihre 
Dienftzeit vom 25. Lebensjahre an bei der Penfion in 
Anrehnung bringen wolle, und daß man auch erwäge, 
ob man ihnen zu den jetzt 4, 5 und 6 M. betragenben 
Tagegeldern nicht etwas zulegen könne. Diefe Erwägung 
wird Hoffentlich auch günftig lauten. 

Ehe ich Sie bitte, über diefe Angelegenheit ab: 
zuftimmen, muß ich erklären, daß fich die Deputation 
trogbem, daß fie die Nothlage der Forſtaſſeſſoren nicht 
verfennt, bo, um nicht mit ber Zweiten Sammer in 
Konflikt zu kommen, entjchloffen hat, diefe Petition eben⸗ 
falls nur zur Kenntnignahme an die hohe Staatöregierung 
abzugeben; ich bin aber beauftragt von Seiten ber Depu: 
tation, ber hohen Staatsregierung an das Herz zu legen, 
daß biefe Kenntnißnahme eine recht wohlmeinende fein 
möge. Es ift ja ſehr ſchlimm, daß die Herren durch 
den ftarfen Andrang in der Forftlarriere jo lange in 
nicht etatmäßigen Stellen verweilen müſſen, indeſſen ift 
das nicht Schulb der TForftbeamten, und die Deputation 
bittet daher die hohe Staatsregierung, hier fo bald wie 
möglich etwas Abhülfe zu fchaffen. 

Meine Herren! Es Tiegt noch eine Petition vor 
von Seiten ber Gemeinde Krippen. Die Gemeinde Srippen 
empfängt aus fisfalifhen Quellen für ihren Verbrauch 
Quellwafjer und hat für dasſelbe jährlich bisher 100 M. 
bezahlt. Nun wird nach den Grunbfägen, welche bei 
ber Regierung für die Abgabe dieſes Quellwaſſers 
maßgebend find, für den Kubilmeter Quellwaſſer 0,2 und 
0,4 Pf, alfo ein gewiß billiger Sat berechnet, wozu 
noch ein paar Pfennige für die Mohrleitung, per Meter 
2 Bf., kommen. Die Gemeinde Krippen hat im letzten 
Jahre ca. 63,000 Kubikmeter Waller erhalten. Wenn 
man biefe 63,000 Kubikmeter mit 0,2 Pf, dem niebrigften 
Sape, berechnet und dazu 2 Pf. pro Meter für bie 
Röhren mit hinzurechnet, kommt ein Miethzins von 
130 M. heraus. Da die Gemeinde Krippen nicht zu ben 
ärmften gehört, außerdem auc drei ihrer Einwohner 
75 M. zurücvergüten von diefem Waſſerzins, jo hat 
weber bie Zweite Kammer nod Ihre Deputation Ver: 
anlaffung nehmen können, die Petition zu empfehlen und 
wird Sie bitten, biefelbe auch auf fich beruhen zu laſſen. 
Ic möchte alfo die hohe Kammer erfuchen, 


„bei Kap. 1, Forften, 


1. die Einnahmen mit 13,366,150 M. zu genehmigen 
und die Ausgaben, allenthalben unter eglall 
ber GEventualanfrüdung, mit 4,838,828 M., 


darunter 300 M. tranfitorifch, nach der Vorlage 
zu bewilligen; 

2. das Geſuch der etatmäßigen Forftafjefioren um 
Berbefierung ihrer Gehaltsverhältnifle, ſowie bie 
weitere Eingabe ber präbizirten Forſtaſſeſſoren 
ber Königlichen Staatsregierung zur Kenntniß- 
nahme zu überweifen; 

3. das Geſuch ber Gemeinde Krippen auf fi be 
ruben zu lafien. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Herr 
Kammerherr von Wiedebad; dann Herr Graf von Rer- 
Bebtlig! 


Kammerherr von Wiedebach: Meine Herren! Das 
Kap. 1, Forften, gehört jebenfall® mit zu ben erfreu- 
lichften des diesjährigen Budgets, Die Einnahmen 
waren in ber Vorperiode Höher für Hölzer, veranlaßt 
durch die guten Holzpreife, die durch den Aufſchwung 
ber Induſtrie entftanden waren. Ich glaube, es ift 
ganz gerechtfertigt, daß man auch eine Fortdauer dieſes 
günftigen Zuſtandes aud in ber diesjährigen Finanz. 
periode angenommen bat; und ſpricht alfo dieſes Refultat 
für eine fehr rationelle Bewirthfchaftung unferes Staats: 
waldes, der anerfannt Hervorragend ift und bei einem 
hohen Ertrage auf eine fonfervative Wirthſchaft im 
beften Sinne gegründet ift. 

Was die Ausgaben anlangt, fo find die ja aud 
geftiegen, und biefe Vermehrung ber Befolbungen ift 
wohl zweckentſprechenderweiſe eingetreten. Ein Boften, 
ber durch feine Höhe momentan wohl auffällt, ift ber 
für SForftverbefferung und Wegebauten. Es find bas 
aber, glaube ich, ſehr probuftive Ausgaben, die man 
nur billigen kann, bie namentlich im Höheren Gebirge 
durch die Verbeflerungen im Wegebaue und durch bie 
Anlegung von richtigen Wegenegen entftanden find. 
Ebenfo ift eine Erhöhung in Betreff der Koften ber 
Kulturen zu verzeichnen, weil man doch mit ber Beit 
dahin gefommen ift, daß bie fehr billigen Kulturen, wenn 
fie nicht gut ausgeführt werben, durch bie entftehenben 
Nachbefferungen wohl theurer find, als die von Haus 
aus gut angelegten. Etwas weitered hätte ich nicht zu 
erwähnen. 

Präfident: Herr Graf von Rey: Zebilig! 

Kammerherr Graf non Rex⸗Zedtlitz: Ich lann mihaud 
nur dahin aussprechen, daß wohl fein anberes Kapitel 
unſeres Staatshaushaltsetatd und jo angenehm zu be= 
rühren imftande ift, als biejes Sapitel vom grünen 
Walde; beun es bezieht fich bie® auf einen Gegenftand 
ber Vollswirthſchaft, welcher nicht nur inbireft für bas 
Land von großer, nad; vielen Richtungen Hin fich geltend 
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machender Bedeutung ift, jondern e& gewährt und aud) 
eine fchöne, fichere und bisher immer fteigende Rente. 
Es ift daher gewiß nur durchaus anzuerkennen, daß die 
hohe Staatsregierung fort und fort bemüht ift, das Areal 
unferer Forften zu vergrößern und zu vermehren; und 
es ift nur zu hoffen und zu wünſchen, daß fie in biefen 
Beftrebungen auch weiter fortfahren möge. Ich glaube, 
daß gerade in jegiger Beit, wo namentlich im Gebirge 
bie Landwirthſchaft doch vielfach in einer ſchwierigen 
Lage fich befindet, es nicht ſchwer Halten würde, Feldlagen, 
die ſich zu Getreibebau weniger eignen, mit den Staats: 
forften zu verbinden und auf dieſe Weile unfere Staats: 
forften in. zwedentiprechender Weife immer mehr und 
mehs zu vergrößern. Es liegt ja in der Natur ber 
Sache, daß bei ausgedehnten und nicht überall zufammen: 
hängenden Forſten und bei ſehr verſchiedenartigen 
tlimatiſchen und Bodenverhältniſſen derſelben die Umtriebe 
ungleich ſein müſſen, und dies iſt auch bei unſeren 
ſächſiſchen Forſten natürlich der Fall. Zum Theil ſind 
dieſe Umtriebe wohl nicht allzuhoch. Bei einem mir 
näher bekannten Reviere iſt, dies wenigſtens ber Fall, 
und deshalb will es mir zwedmäßig erfcheinen, wenn als 
Gegenjag dazu im einzelnen Nevieren, wo Klima und 
Bodenverhältnifie ſich beſonders dazu eignen, ganz hervor: 
tragende und nicht überall, namentlich bei Privaten nicht 
fo leicht‘ mögliche ältere Umtriebe eingerichtet ober er- 
halten werben. Ich fehe Hierbei nicht bloß auf das 
Nadelholz, welches nmatürlicherweife bei weitem ben 
größten Theil ber Staatsforften ausmacht, wat ja ganz 
natürlich ift, da die Nadelhölzer befanntermaßen eine 
weit höhere Rente abwerfen und im allgemeinen aud) 
die Bobdenverhältnifje fi) mehr dazu eignen; aber wir 
haben doch auch immer noch einige Laubhölzer und gerade 
in. ben Niederungen, wie dies fi von felbft verfteht, in 
bejonders guten und günftigen Lagen. Ich möchte glauben, 
daß es zwedinäßig jei, wenn dieſe Laubhölzer, welche 
noch als ſolche fortgezogen werben follen, und welche ſich 
in beſonders günftigen Bodenverhältniſſen im ben 
Niederungen befinden, wenn biefe Laubhölzer ganz be: 
fonder8 auf Hochwaldwirthſchaft bei hohem Umtriebe 
verwaltet würden. Ich habe Hier zunächit zwei Holzarten, 
die Eiche und die Eſche im Auge. 

Ih glaube, diefe Holzarten find, in höherem Umtriebe 
verwaltet, gewiß außerordentlich dankbar, und werden, 
namentlich in. fpäterer Zukunft, da ja gerabe biefe Hölzer 
im großem: und ganzen immer mehr abnehmen, gewiß 
einen lohnbaren Ertrag bieten. Der Privatmann ift 
nicht in der Lage, wenigſtens im allgemeinen, auf joldhe 
im höheren Alter zwedmäßig zu verwerthenbe Hölzer 
zu jehen. Ich glaube, daß ‚dies ganz beſonders die Auf: 


‚unfere landwirthfchaftlihen Mißverhältniſſe. 


‘gabe des Staates ift, und auf dieje Weile wird man 


dahim gelangen, daß der imländifche Bedarf womöglich 
von Seiten ber Staatsforften gebedt werben könne und 
die Einfuhr fremder Hölyer immer mehr verjchwinden 
werbe. 


Rittergutsbefiger bon Trebra-Lindenau: Ich bitte 
ums Wort! 


Präfident: Das Wort hat der Herr Nitterguts- 
befiger von Trebra-Lindenau. 


Nittergutöbefiger bom Trebra-Lindenau: Meine 
Herren! Es ift bei Gelegenheit ber Berathung bes vor« 
liegenden Kapitels in ber weiten Sammer von dem 
Herrn Abg. Steiger auf bie Flächen hingewiefen worben, 
die im Laufe ber legten zwei Jahre vom Staate an- 
gelauft worden find aus Privatbefih zur Anpflanzung. 
Der Herr Abg. Steiger hat darauf bingewiejen, daß in 
mancher Beziehung es ſehr erwünjcht ift, wenn derartige 
Flächen angefauft werben, ganz bejonbers bann, wenn 
fie in ben Hänben der Privaten nicht gut bewirtbichaftet 
werben, jo hauptſächlich jchlecht beftellter Wald. Andrer- 
feits hat er aber auch darauf bingewiefen, daß durch 
biefe bedeutenden Ankäufe, aud jedenfalls von Feldern 
und Wiefen, überhaupt von landwirthſchaftlich benutzten 
Flächen, der Beweis erbracht wäre, da die Landwirth— 
haft jehr darniederläge. Ich kann ihm im biefer Be: 
jiehung nur beiftimmen, aber ich möchte noch einen 
Schritt weitergehen und mir die Anfrage an die Königl. 
Stantöregierung erlauben, ob fie in ber Lage ift, uns 
heute etwas Näheres nach diefer Richtung mitzutheilen, 
oder wenn fie nicht in ber Lage ift, fie zu bitten, uns 
auf dem nädjften Zandtage, womöglid nad rüdwärts 
auf eine längere Reihe von Jahren hin, eine Zufammen: 
ftellung zu geben davon, wieviel Flächen angelauft find, 
die früher landwirthfchaftlich benußgt wurden. Es würbe 
gewiß auch fehr intereffant fein, wenn dabei betailirt 
werben könnte und man nachwiefe, wieviel Flächen von 
fleineren Landwirthen, wieviel von größeren gelauft 
worben find. Sch glaube, das würbe jehr dazu bienen, 
in gewifjen Streifen den Blick zu fchärfen in Bezug auf 


gemeinen wirb ja anerfannt, daf es immer nod ein 
Vortheil ift für den Landwirth, wenn er nichts mehr 
aus feinen Feldern zieht, Gelegenheit zu haben, an ben 
Staat zu verfaufen. Aber andrerſeits möchte ich auch 
Hinweifen auf einen Widerſpruch in ber öffentlichen 
Meinung infofern, als diefe dahin geht, möglichft Lati- 
fundienwirtbichaften zu verhindern. Ich meinerjeits jehe 
feinen Unterfchied darin, ob die Flächen vom Staate 
angelauft werben ober vom größeren Grumbbefigern zur 


Im alle - 
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Anpflanzung; der Hauptichaden der Latifundienwirth: 
fchaft, der Ruin einzelner Heinerer bisher felbftändiger 
Eriftenzen, bleibt derſelbe. 


Präfident: Wünſcht nocd jemand das Wort? — 
Das ift nicht ber Fall. Ich ſchließe die Debatte. Ich 
gebe nunmehr zur Fragſtellung über. 

Meine Herren! Sie finden die Unträge ber 
zweiten Deputation im Berichte Nr. 183, sub I und 
ic frage Sie: 

„ob Sie diefe Anträge annehmen?“ 
Einftimmig. 

Ih bitte den Herrn Berichterftatter, fortzufahren. 


Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Meine 
Herren! Ich gehe zum zweiten Kapitel, Domänen und 
Intrabden, über. Im allgemeinen bietet dieſes Kapitel 
recht Erfreuliches, denn im Tit.5 konnten 51,500 M. 
mehr von einzelnen zur Domänen= und Intradenverwaltung 
gehörigen Grundftüden eingeftellt werden. Es find dies 
hauptſächlich 42,400 M. infolge Zuwachſes von Mieth: 
zinfen aus bem Sammergute Dftra und 9,100 M. für 
Nutzung von einzelnen zur Intrabenverwaltung gehörigen 
Grundftüden. In den übrigen Kapiteln ift wenig Ver: 
änderung. Im Tit.1 find 2960 M. weniger eingeftellt, 
die Erläuterung giebt darüber Auskunft, und in Zit. 2 
1935 M., weil die Pachtzinſen für die Mutzſchener Teich: 
wirthichaft um fo viel bei ber Neuverpachtung geringer 
ausgefallen find. Ferner find in Tit. 6 5000 M. weniger 
eingeftellt wegen Wegfalles von Miethzinfen infolge weg: 
geriffener Gebäude. Die übrigen Veränderungen find ganz 
unbedeutend, nur init. 9 find noch 4800 M. mehr eingeftellt 
auf Grund des Durchfchnittsergebniffes ber Jahre 1896 bis 
1898. Was die Ausgaben betrifft, fo habe ich nur in 
Fit. 14 eine Mindereinftellung von 7000 M. zu berichten, 
4000 M: davon wegen der Kammergüter, Teiche und 
Landesſchulgüter, infoweit ber Aufwand nicht von ben 
Pächtern vertragsmäßig zu beftreiten ift und 3000 M. 
weniger wegen einzelner Domänen und Intrabengrunds 
ftüde. Im Tit. 15 dagegen find 2200 M. mehr eingeftellt. 
Die übrigen Veränderungen find unbedeutend. Es ſchließt 
demnach das Sapitel mit einer Summe ber Einnahmen 
von 561,500 M. und ber Ausgaben von 83,850 M. 
Auch Hier würde ich über mehrere Petitionen zu ſprechen 
haben. Es ift eine Petition eingegangen von ben Ge: 
meinden Löbtau, Cotta und Nauflit. Diefer Petition 
haben fich angejchloffen fieben weitere Gemeinden, mehrere 
Aerzte und 18 Vereine in Löbtau und Dresden. Die 
Petition geht dahin, die Regierung möge den Gemeinden 
56 ha bes Kammergutes Gorbik verpachten zur Anlegung 
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eines Vollsparkes. Die Herren jagen, daß bie Gegeub 
immer mehr von allerlei Fabriten und Inbuftrieftätten 
eingenommen würde, baß man ben Urbeitern wohl eine 
Erholungsftätte dort gönnen möge, daß and bie Ge— 
meinden bereit feien, größere Imveftitionen im ben be— 
treffenden zu verpachtenden Bodenflächen zu machen 
Eine Gegenpetition ift erfolgt von bem Gemeindevorftand 
Barthel in Wölfnig. Derfelbe bittet, die Petition nicht 
anzunehmen, die Gemeinde Wölfnig fei ohmebied nur 
Hein, fie beftände nur aus zwanzig Häufern, aller übriger 
Grund und Boden gehöre dem Fiskus, und Wölfnik fei 
daher nicht imftande, fich irgendwie durch Neubauten 
auszudehnen. Auch die Hoffnung, daß die Luftverbeſſerung 
eine bebeutende durch einen folchen Vollspark fein würde, 
muß Barthel zurückweiſen, benn infolge ber herrſchenden 
Weftwinde würde davon in Wölfnig nichts zu ſpüren 
fein. Die erfte Petition ift in der Deputatiom der Zweiten 
Kammer von bem Kommiffar der hohen König, 
Staatöregierung dahin beantwortet worden, daß 
das dortige Terrain, welches zum Theil für die 
Bebauung vorbereitet worden ift, ſchon Heute einen 
Zeitwerth von 4 bis 5 M. pro Quadratmeter hat. 

Wenn man bieje 56 Hektar abtrennt, jo mache man 
ein Objeft von 2%, Millionen den betreffenden Ge— 
meinden zum Gefchent, und es fei überhaupt nicht im 
Sinne der Regierung, in irgend ein Pachtverhältniß 
einzutreten, welches ihr unthunlich erfchiene. Die Finanz: 
deputation der Zweiten Kammer hat fich bem Antrage 
ber Gemeinden freundlicher gegenüber geftellt. Die 
Herren geben allerdings zu, daß an eine Verpachtung 
auf 100 Jahre nicht zu denken fei, aber fie meinten, es 
ließe fich vieleicht auf 20 bis 25 Jahre ein derartiges 
Pachtverhältniß herftellen, wenn berjelbe Preis bezahlt 
würde, ber jegt vom Pächter dort bezahlt wird, Die 
Deputation einigte fich einftimmig auf einen in ber 
Kammerplenarfigung zu machenden Antrag, welcher 
folgendermaßen lautet: 


„Die Königl. Staatsregierung foll um Er: 
wägung erfucht werben, ob eine Verpachtung "bes 
fraglichen Areals an die Betenten bis zu höchſtens 
25 Jahren, keinesfalls billiger als Ä dem jeht 
erzielten Pachtpreife, unter ausdrücklichem Hin- 
weiſe darauf, ba bie Pächter nach Ablauf ber 
Pachtzeit fi auf eine Erhöhung des Pacht-— 
preiſes ober auch auf Aufhebung des Padhtes 
gefaßt machen müßten, erfolgen fönne, und 
b) in diefem Sinne die Petition der Königl. 
—— zur Kenninißnahme zu über: 
weijen.” 


Es hat num in der Zweiten Kammer in ber Plenar- 


figung Se. Excellenz ber Herr Staatsminifter von 
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Babborf betont, daß er auf biefe Petition fon aus 
pringipiellen Gründen nicht eingehen könne; ob man bas 
real für 20, 25 oder 100 Jahre verpachte, bliebe fi 
auch inſofern ganz gleich, ala fich bie Regierung ber 
Berfügung über dasſelbe befinitiv begebe, denn es fei 
doch ganz ‚ausgefchlofien, wenn nad) 25 Jahren bas 
real von ber Megierung zurüdgenommen würde, ben 
Bollspark wieder wegzufchlagen, bann würde ein außer: 
ordentlicher Lärm entftehen, und ich gebe zu, dab das 
gar wicht thunlich fein würde. Der Herr Staatsminifter 
hat ferner gefagt, da, jelbft wenn man die Pacht etwas 
erhöht, bach nur eine ganz minimale Verzinjung erreicht 
würde, und bas große Geſchenk an bie einzelne Ge: 
meinde immer und unter allen Verhältniſſen beftehen 
bliebe; es feien etwaige Exlöfe aus dem Grunde und 
Boden von Kammergütern, wie belannt, zum Ankaufe 
von Waldungen beftimmt, und es habe ſich bies fo 
jegensreih erwiejen, ba man auch in Zukunft nicht 
daran benten könne, bie Erlöje von SKammergütern 
einem anderen Zwecke zuzuwenden. Der Unfauf von 
Baldungen joll alfo fortgejegt werben, und ber Staats: 
minifter meinte, ſchon die Konfequenz einer ſolchen Ber: 
pachtuug wäre im höchſten Grabe bebenflih, denn das 
wäre ja zweifellos, baß eine Menge von Gemeinden, 
bie im ähnlicher Lage find, wie die brei genannten, ſich 
auch fofort um Erpadtung fiskaliſchen Grund unb 
Bobens bewerben würben, um ähnliche Einrichtungen 
zu treffen, und das kann man ja ſchließlich einer Ge- 
meinde nicht verdenlen. Schließlich hat der Herr Staats- 
minifter gejagt, wenn ein Raufantrag an ihn Heran- 
trete und wie man fich dabei verhalten würde, dad wäre 
ja zu überlegen. Wenn ein folder von einer fehr po- 
tenten Gemeinde, wie der Dreöbner, bie früher ober 
fpäter doch Löbtau annektiren würbe, läme, jo könnte 
man über die Sache wieder ſprechen. 

Meine Herren! Die Zweite Kammer hat infolge 
befien ben Antrag ihrer Deputation fallen laſſen unb 
bat fi mit ziemlich bedeutender Mehrheit dafür erklärt, 
dieje beiden Petitionen auf fich beruhen zu lafien, ohne 
Keuntnißnahme auszufprechen. 

Prüfident; Der Herr Oberbürgermeifter Beutler! 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Meine hochgeehrten Herren! Verzeihen Sie, wenn id 
Shre Zeit eine kurze Weile in Aufpruch nehme zu einer 
Petition, wo das ja jonft im biefem hohen Haufe nicht 
Sitte ft und Petitionen in der Regel glatt nach dem 
Votum ber Deputation und in Webereinftimmung mit 
der jenfeitigen Kammer zur Erlebigung gelangen. Meine 


hochgechrten Herren! Wenn ich in Ihrer Finanzdepu⸗ 
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tation in Uebereinftimmung mit der Zweiten Kammer 
dafür geftimmt Habe, zum Schlufje ber ziemlich langen 
und eingehenden Verhandlungen, daß die Petition dieſer 
Weftvororte von Dresden ber Stantöregierung nicht zur 
Kenntnißnahme überwiefen werben fol, fo geſchah dies 
aus brei Gründen: Einmal, weil bie Petenten es unter: 
laffen Hatten, bevor fie ihre Wünfche dem Hohen Hanfe 
vortrugen, fih in geeigneter und richtiger Weife mit 
dem SKönigl. Finanzminifterium ins Vernehmen zu 
fegen und ihre Wünſche und Gefuche dort vorzutragen 
und abzuwarten, welden Beſcheid fie darauf erhielten; 
fodann, weil das, was unb wie fie es erbeten hatten, 
mir auch nicht durchführbar erſchien; ich bin auch ber 
Ueberzeugung und Meinung, daß das Königl, Finanz— 
minifterium, die Verwaltung des Domänenfisfus, nicht 
darauf eingehen fann, derartige Ländereien auf 100 Jahre 
zu verpadten; enblid drittens, weil bie Zweite 
Kammer eine völlig ablehnende Haltung eingenommen 
batte und auch die Königl. Staatsregierung im wejent- 
lichen bei ihrer Haltung verblieb und deshalb ein An- 
trag, wie er in ber Aweiten Hammer verfucht worben 
ift von der Deputation, die Wünfche der Petenten ber 
Staatsregierung zur Kenntnißnahme zu überweifen, jeben= 
falls feinerlei Ausfiht auf Erfolg gehabt Hätte. Ich 
babe deshalb dem Antrage, die Petition auf fich beruhen 
zu laſſen, zugeftimmt. Trotzdem bege ich für bie Wünſche 
ber Betenten lebhafte Sympathie, wenn id) auch von 
vornherein erkläre, baf ich diefelben, wie ich dargelegt 
habe, in ber Form und Art, wie fie fie vorgebradit 
haben, nicht glaube, der Erfüllung näher bringen zu 
fönnen. Ih Habe auch unterlafien, einen Antrag zu 
verfuchen in der Richtung, wie die Deputation der jen- 
feitigen Sammer, für eine geringere Reihe von Jahren, 
etwa für 25 ober 15 ober 10 Jahre, eine Verpachtung 
vorzufchlagen, und zwar deshalb, weil ich allerbings bie 
Anſchauung bes Herrn Berichterftatters und die des Herrn 
Finangminifters theile, daß, wenn man einmal verpadhtet, 
es verhältwißmäßig und unter gewifjen Vorausfegungen 
[wer fein wird, das verpachtete Land fpäter ben Ge- 
meinben, nachdem es einmal zu Parkzwecken benußt 
und hergerichtet worben ift, wieder mwegzunehmen 
und zu fagen: jet wollen wir das ala Bauland 
verfaufen. Diefe Boransjegung trifft jedoch nur unter 
einer Bedingung zu, dann, wenn man ohne alle weitere 
Erwägung und Vorbereitung das Land, welches bie 
Petenten für fi) benugt Haben wollen, verpachtet ober 
ihnen überläßt, dagegen nicht, wenn man auf einen 
Plan eingeht, den ich mir erlaubt Habe, in ber Depu— 
tation St. Ercellenz dem Herrn Finangminifter und ben 
Mitgliedern der Deputation zur Erwägung zu ftellen. 
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Meine hochgeehrten Herren! Ich werbe mid) enthalten 
auf die materielle Seite der Wünſche der Petenten in 
dem Sinne einzugehen, daß ich etwa barlege, aus welchen 
Gründen ed erwünscht ift, für die Bevölferung von Cotta, 
Löbtau und der anderen großen Vororte des Weſtens 
eine Barlanlage zu jchaffen. Alle die Herren, bie unfere 
weitlichen Bororte kennen, wiſſen, daß fie bevölfert find 
namentlich auch mit! Fabrikbevölkerung, bie des Tags 
über in ben Fabriken und MWerkftätten im rufiger und 
rauchiger Luft arbeitet und die fi) am Abend unb an 
ben Ruhetagen gern in dem fchattigen Parke in guter 
Luft bewegt. Ich weiß aber auch, daß an ſich es Sache 
ber Gemeinden jelbft ift, dafür zu forgen, daß folche 
Erholungsftätten in freier Natur geichaffen werben, wie 
ed Sache des Staates anbrerjeits ift, daß er, jo weit er 
im Befige derartigen Areals ift, fich doch der Mitwirkung an 
der Erfüllung der Gemeindeaufgaben in diefer Beziehung 
nicht ganz entzieht, um!fo mehr, als er ja gleichzeitig in 
biefem Falle auch Vertreter der Gemeinde ift, nämlich 
Vertreter des jelbftändigen Gutsbezirkes Gorbitz. Ich 
bin auch überzeugt, daß bie fisfalifchen Intereſſen, die 
ja naturgemäß ber Herr Finanzminiſter in erfter Linie 
auch in der Zweiten Kammer an bie Spige geftellt hat, 
ſich jehr wohl mit denjenigen Interefjen vertragen, bie 
bad Königl, Staatäminifterium und insbefondere auch 
der Herr Finanzminifter als Vertreter des Staatsfistus, 
in biefem alle des Nittergutes Gorbik, nad) meinem 
Erachten wahrnehmen muß, nämlich das Wohl biejes 
Gutsbezirkes und feiner Umgebung. 

Meine hochgeehrten Herren! Ich bin ber Meinung, 
daß man bei der Berüdfichtigung der Wünfche der Pe— 
tenten bie fisfalifchen Interefjen, d.5. bie Abficht, mög: 
fichft viel bei einem Verlaufe aus dem Grunde und Boden 
heraus zu jchlagen, wohl wahren fann und doch ben 
Wünſchen der Betenten entgegen zu fommen vermag. Es 
würde wohl am beften jo zu geſchehen haben, daß, fo» 
bald das Königl. Finanzminifterium die Abficht zu ver: 
wirfliden beginnt, von dem Nittergute Gorbig Theile 
zu verlaufen, zumächft ein genauer Bebauungsplan ge: 
macht wird, und bei diefem Bebauungsplane im Ein: 
vernehmen wie den umgrengenden Gemeinden auf bie 
Wünſche derjelben bezüglih Schaffung eines größeren 
Parkes, einer größeren Erholungsanlage entſprechend 
Rüdficht genommen wird. Wenn ic) jage, daß bei einem 
berartigen Berfahren auch die fiskaliſchen Intereſſen 
genügend gewahrt werden können, fo gehe ich davon 
aus, daf Bauftellen in unmittelbarer Nähe von Park: 
anlagen, wie das auch ber Herr Finanzminiſter in feiner 
Rebe in ber Zweiten Kammer ausgeführt hat, zweifellos 
beffer bezahlt werben. Wenn aljo der Königl. Staats: 


fisfus bort eine Parkanlage projektirt umb gewiflermaßen 
einen Kranz von Bauftellen darum als fünftiges‘ Baus 
land rejervirt, jo wird biejes Bauland zweifellos kunftlg 
einmal wejentlich befier bezahlt werben, als wenn Lediglich 
Straßen dur das Bauland gezogen werben und jedes 
Stüd Land nun eimfah als Bauſtelle verfauft wird, 
Dabei kommt die Pflicht der Königl. Stantsregierung, 
auch für das allgemeine Interefje zu forgen und ins 
befondere auf die Nachbarſchaft Nüdficht zu mehmen, 
allerdings zur Geltung. Wenn ber Herr Stautsmintfter 
in ber Zweiten Kammer bie zweite Rebe, bie er bort 
gehalten hat, mit den Worten ſchloß: 
„Ih wiederhofe, meine Herren, die Regierun 

bem Dante * Petenten nicht "seindtid) genen 

nur der Weg, der von ben Petenten befchritten: worben 

ift, erjcheint der Regierung nicht gangbar,“ 
jo würbe ich heute an bie Königl. Staatsregierung und 
ben Herrn Finanzminifter insbeſondere bie Bitte richten, 
daß fich dieſe negative Haltung ber Königl. Staats: 
regierung mit der Zeit zu einer pofitiven verbichte, d. 5 
daß biejes Nichtfeindlichgegemüberftellen allmählich fig 
ausbilbe zu einem Wohlwollendgegenliberftellen, zu einer 
freundlihen Erwägung ber Wünſche ber Betenten in 
dem Sinne, wie ich barzuftellen mir erlaubte. Ich bin 
überzeugt, daß, wenn auch nicht bie Wünjche der Petenten 
im vollen Maße befriedigt werben, dadurch doch bie 
Wünſche der bort wohnenden Bepölterung und im ger 
wiflen Sinne auch derjenigen ber Stadt Dresben babei 
berädfichtigt werben und zur Genüge berüdfichtigt werden, 
daß aber auch der Königl. Staatsfisfus babei gewiß nicht 
ichledht fahren wird. Ich bitte alſo das Königl. Finanz: 
minifterium, im biefem Sinne bie Angelegenheit doch 
auch ferner in wohlwollender Erwägung behalten zu 
wollen. 


Präfident: 
Bebtlig! 


Kammerherr Graf vom Rex-Zedtlitz: Ich bin aud) 
ein großer Freund von Parkanlagen in ber Nähe von 
ſtark bevölferten Ortichaften, und ich glanbe, daß aud) 
in der Gorbiger Gegend eine folhe Parkanlage gewiß 
nur erwünſcht fein dürfte. Allein ich bin duch auch ber 
Meinung, daß ber Staat als folder im keiner Weiſe 
hier eingreifen darf, weil das Staatsvermögen, das in 
biefem Falle in einer Domäne befteht, nicht zu gunften 
einer einzelnen Gemeinde ober weniger Gemeinden ver: 
wanbt werben darf. Da ich felbft ein großes Intereſſe 
für bergleihen Anlagen babe, jo bin ich vor einigen 
Tagen in Gorbig gewejen und habe mir die im Frage 
fommenben Feldſtücke angejehen. Ih habe aflerbings 
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zu ber Leberzeugung kommen müflen, daß einestheils 
bie, Lage an fi dort im allgemeinen eine jo geſunde 
ift, daß ein unbebingtes Bedürfniß für einen Park bort 
vielleicht «weniger vorliegt. Die Lage ift ziemlich Hoch, 
iſt den Winden ausgejeht, und man kann fie wohl im 
Bergleiche zu anderen Vororten von Dresden unbedingt 
gejund nennen. Anderentheild aber it das betreffende 
Areal meiner Anficht nad) ein jo werthvolles und nament: 
lich für die Zukunft jo theueres, daß es wohl kaum 
verantwortet werben könnte, dieſes Areal ſchon jegt auf 
biefe Weife, wie bie Gemeinden e3 wünſchen, an bie 
Gemeinden mehr ober weniger zu verfchenfen. Die Idee, 
welde ber Herr Oberbürgermeifter ausgefprochen hat, 
ift mir im allgemeinen eine durchaus nicht unſympathiſche, 
und ih kann nicht leugnen, daß ich, als ich mir das 
Terrain anjah, auf denſelben Gedanken kam. 

Ih glaube, e8 ließe fich Hier wohl eine Verbindung 
berftellen zwifchen ben Intereffen bes Staates und ben 
Wünſchen ber betreffenden Gemeinden; denn ich gebe 
fehr gern zu, daß, wenn ber Staat fic entſchließen follte, 
biejes Areal zu Bauplätzen zu verwerthen, es jebenfalls 
nur im Intereſſe bes Verkäufers, aljo in diefem Falle 
bes Staateß liegen würde, wenn biefe Bauftellen mög— 
lichjte Annehmlichkeiten für ben Käufer bieten könnten. 
Diefe würden allerdings mit darin liegen, wenn ein 
Theil, natürlich nicht ein großer Park von 52 ha, fonbern 
nur. eine Ffleinere Fläche mit zu Unlagen verwendet 
werben würbe. Ich meine aljo, baf ber Weg, ben ber 
Herr Oberbürgermeifter vorgefchlagen hat, ein durchaus 
gangbarer ift und vielleicht in ber Zukunft auch wirk— 
li) betreten werden könnte. 


Vräfldent: Dafern niemand mehr das Wort be: 
gehrt, — ſchließe ich die Debatte hierüber, vorbehaltlich, 
bes Schlußwortes bes Herrn Berichterftatters. 


Berichterſtatier Geh. Kommerzienrath Thieme: Der 
Antrag der zweiten Deputation würde aljo bei Kap. 2 
lauten: 

1. die gr ein mit 561,500 M. zu — 
und die Ausgaben mit 83,850 M. nad 
Borlage zu bewilligen; 

2. die Petition ber MWeftvororte Dresden? und 
Genofjen um pachtweiſe Ueberlafjung von Gor— 
biger Stammergutsareal zur Unlage eines Volks— 
parfes auf ſich beruhen zu Laffen; 

8. die Petition des Gemeindevorftandes Barthel 
in Wölfnitz auf ſich beruhen zu laſſen. 

Präfident; Meine Herren! 

„Sie treten wohl den eben berichteten An: 

trägen bei?“ 
Einftimmig. 
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Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Zu 
Kap. 3, Kalkwerke, habe ich jehr wenig zu jagen. Im 
ben Einnahmen ift für Kalfftein und für Kalt in Zit. 1 
und 2 nad dem neueren Ergebnifjen ein Mindererlös 
von 5120 M. veranſchlagt, jonft find keine Veränderungen 
vorgenommen, und bie Geſammteinnahme beträgt 197,640 M. 
In den Ausgaben ift eine ftarfe Mehrausgabe tranſitoriſch 
eingejeßt. Es ift nöthig, für das Kallkwerk Lengefeld 
einen neuen großen Förderſchacht mit einem tiefen Wafjer- 
abzugögraben zu bauen und eine Vergrößerung des Faltor⸗ 
und Kalkmeſſerwohnhauſes beim Kalkwerle Neunzehnhain 
vorzunehmen. Das Bedürfniß für dieſe Bauten beträgt 
46,500 M., es follen davon tranfitorifch für jedes der 
beiden Etatjahre 21,800 M. eingejegt werden. Dadurch 
entjteht in Tit. 10 eine Mehrforderung von 18,800 M. 
Ferner find 2300 M. mehr verlangt in Tit. 12, wofür 
Sie die Erklärung in der Erläuterungsfpalte finden. 


Ich bitte hiernach, 


„bei Kap. 3, Kalkwerfe, die Einnahmen nad) der 
Borlage mit 197,640 M. zu genehmigen und 
bie Ausgaben, allenthalben unter Wegfall der 
Eventualaufrüdungen, mit 182,890 M. zu be 
willigen.” 
Prüſident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber Fall. Ich frage die Kammer: 


„ob fie auch Hier den Anträgen ber Depus 
tation beitritt?* 


Einftimmig. 


Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Kap. 4, 
Beinberge und Kellerei, ift ein Kapitel, welches leider 
bald aus unjerem Etat verfchwinden wird; denn ber alte 
biftorifche ſächſiſche Weinbau, obgleich das Probuft ein 
recht ſaueres war, geht leider feinem Erliegen entgegen. 
Es werben diesmal in den Einnahmen nur noch 8000 M. 
für den Erlös aus Wein gegen 25,000 M. im Borjahre 
angefegt — bie Vorräthe gehen eben immer mehr zus 
fammen —, für Pacht- und Miethgelder 6640 M.; Hier 
werben 2940 M. mehr erwartet, weil ein Theil der 
früheren Weinberge zu anderen Benußungen verpachtet ift. 
Die ganze Einnahmefumme beträgt demnach 14,640 M. 
In den Ausgaben ift in Tit. 8 ein Nüdgang von 
14,532 M. zu erwähnen. Die Erläuterung dazu jagt: 

„Dem Bergvogte und den Winzern find die feften 
Bezüge mit Nüdfiht auf die beftcehende Kündigungs- 
frift noch bis zum 1. März 1900 zu gewähren.“ 

Die übrigen Titel zeigen nur ganz minimale Ab— 
änderungen. Ich kann deshalb beantragen, bei Kap. 4, 
Weinberge und Sellerei, die Einnahmen nad) ber Bor: 
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lage mit 14,640 M. zu genehmigen und die Ausgaben | 


mit 12,240 M., unter Wegfall der Eventualaufrüdungen, 
zu bewilligen, 


Präfident: Dafern niemand das, Wort begehrt, — 
frage id die Kammer: 

„ob fie auch Hier mit der Deputation ſtimmt?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir gehen über zum legten Gegen: 
ftande: „Antrag zum mündliden Berichte der 
zweiten Deputation über Xit. 20 des außer: 
ordentlihen Staatshaushaltsetats, Seminar: 
bauten betreffend.” (Drudjahe Nr. 184.) 

(Bergl. M. II. 8. S. 33 ff. u. 2.8b. ©. 933 ff.) 

Ih bitte den Herrn Rittergutöbefiger Hempel, ben 
Bericht zu erftatten, 

Berichterftatter Rittergutsbefiger Hempel: In Tit.20 
bes außerorbentlichen Etats werden 1,866,000 DR. für 
den Neubau eine? Seminars in Stollberg, fowie eines 
fatholifhen Seminars in Bautzen, Um: und Er: 
weiterungsbau beim Landjtändifchen Seminare in Baupen 
und Bau eines Uebungsjchulgebäudes beim von Fletcher— 
ſchen Seminare in Dresden, insgefammt einschließlich 
innerer Einrihtung und Ausftattung, geforbert, 

Meine jehr geehrten Herren! Die Berhältniffe auf 
bem Gebiete de Seminarwejend laſſen fi dahin 
Harakterifiren in den lebten Jahren, dab eine Abnahme 
in der Zahl ber Schulamtsfandidaten, bagegen eine Bu: 
nahme der unbejegten Stellen ftattgefunden hat. Dem 
gegenüber fteht ein immer wachjendes Bedürfniß an Lehr: 
fräften durch bie ftetig fteigende Kinderzahl, die die Volls— 
ſchulen beſuchen. Nun find nad) den Erhebungen, bie 
das Königl. Kultusminifterium Hat anftellen laſſen, 
jährlich circa 475 Schulamtskandidaten erforberlih, und 
man Fönnte annehmen, da der Abgang von einem Se— 
minare fi auf circa 25 Köpfe beläuft, daß die Seminare 
(jet find dies 22 an der Zahl, von denen allerdings 
zwei als Lehrerinnenfeminare in Abzug zu bringen 
find, und ebenfo das fatholifche Seminar in Baupen), 
man könnte annehmen, daß die 19 Seminare mit 
25 Köpfen biefen Bebarf von 475 Schulamtskandidaten 
decken könnten. 

Indeſſen haben die Erhebungen aus den Jahren 
1898 und 1899 bargethan, daß hier ein Rüdgang von 
451 im Jahre 1898, auf 445 im Jahre 1899 ftatt- 
gefunden hat. Die offenen Stellen find angewachſen 
von 99 Stellen im Jahre 1897, auf 119 im Jahre 
1899. Nimmt man dazu nocd in Betracht die höheren 
Anforderungen, bie ber Militärdienft in ber nächften 
Beit an die Lehrer ftellen wird, fo ift e# allerdings 


als ein bringendes Erforderniß anzufehen, daß Maß: 
nahmen getroffen werben, um bem immer mehr fi) aus: 
breitenden Mangel an Lehrern entgegenzutreten. 

Das fol zunächſt geſchehen burd die Errichtung 
eines vollftändigen neuen Seminars in Stollberg. Als 
ih vor zwei Jahren in der vorigen Periode in ber 
Lage war, über bie Errichtung eines Seminars in 
Frankenberg zu berichten, ift die Bemerkung ſchon gefallen, 
daß es eigentlich nothwendig gewefen wäre, anftatt zur 
Errichtung eines Seminars überzugehen, gleich deren 
zwei zu errichten. Indeſſen mit Rückſicht auf die da— 
malige Finanzlage hat man davon abgefehen. BDiefe 
Forderung kommt nun jegt. Man hat fi für Stoll: 
berg entjchieden deshalb, weil, abgefehen davon, daß 
die Stadt fchon feit längeren Jahren darum petirt Hat, 
Stollberg als ein nad) jeder Richtung Hin günftig ge: 
fegener Ort anzufehen if. Es liegt in der Mitte 
eines volfreichen Diftriftes, e8 liegt in ber Nachbar— 
ihaft von anderen Seminaren, und es kommt nod 
dazu, daß die Stadt, ebenfo wie früher andere 
Städte, unter anderen auch die Stadt Frankenberg, 
fi bereit erflärt Hat, biefelben Opfer zu bringen, 
die früher der Regierung gebracht find bei Errichtung 
von Seminaren. Stollberg hat einen ganz geeigneten 
Bauplatz angeboten und hat ſich im weiteren bereit er: 
tlärt und zwar burd) einen Kontrakt, der, vorbehaltlich 
Ihrer Genehmigung, ſchon feftgelegt worben ift, für Die 
Ausführung von Straßen, von Scleufen, für die Zu: 
fuhr von Gas und Waffer ꝛc. aufzufommen. Man hat 
ferner jhon nad) dem Mufter früherer Abmachungen 
bei Errichtung von Seminaren bafür geforgt, daß das 
Seminar feiner ganzen Lage nach nicht durch die Nach— 
barjchaft geftört werden könnte. Der Vertrag findet fi) 
abgedrudt in bem Berichte ber Zweiten Kammer auf 
Seite 9 bis 11, worauf ich zu Ihrer Orientirung ver- 
weije. 

Es werden num für die Ausführung dieſes Baues 
in Stollberg gefordert zunächſt 686,650 M. für ben 
Bau des Hauptgebäubes, 37,760 M. für den Bau ber 
Turnhalle, 4800 M. für den Bau einer Kegelbahn be- 
ziehentlich eines Werbindungsganges dazu, 58,900 M. 
für Nebenanlagen und 101,890 M. für Inventar unb 
Lehrmittel. Eine genaue Beſchreibung des Bauplanes, 
der hier außgeftellt und ber von Ihnen wahrfcheinlich 
ſchon in Augenſchein genommen ift, finden Sie auf 
Seite 11 ff. bes Berichts der Zweiten Kammer, ich habe 
alſo nicht nöthig, in Details einzutreten, und kann mit- 
bin bloß darauf aufmerffam machen. Ich Habe zu bitten 
nad dem Antrage, daß Sie das Poftulat, foweit es 
Stollberg angeht, genehmigen mögen. 
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Im weiteren werben geforbert für die Errichtung 
eined Ffatholijhen Seminars in Bautzen 726,000 M. 
Das katholiſche Seminar in Bautzen befteht jchon lange; 
es ift untergebracht in einem dem Domftifte gehörigen 
Gebäube, welches in der Nähe des Domftifts in der 
Brübergaffe gelegen ift, welches aber ſchon feit Jahren 
bejonders durch die Ausdehnung der Anftalt ganz un: 
zulänglid und unzureichend geworben if. Man hat im 
Jahre 1891 bereits ins Auge gefaßt, Menderungen, be: 
ziehentlih einen Neubau für diefes Latholifche Seminar 
vorzumehmen. Indeſſen ift damals fchließlich wieder 
davon abgejehen worden mit Rüdficht auf die Finanz- 
lage. Jetzt find die Uebelftände in Bautzen jo drückend 
geworben, daß fich der Bau nicht mehr verjchieben läßt. 
Es ift zu erwähnen, daß der Unterricht in getrennten 
Häufern ftattfindet. Die ganze Lehranftalt ift der ört— 
lihen Lage nad ganz ungeeignet untergebracht. Die 
Straßen find eng und find mit fehr vielem Lärm er: 
füllt, der jehr ftörend wirkt. Außerdem ift der Haupt: 
grund, der Hier noch zu erwähnen ift, der, daß das 
ganze Haus bei der jegigen Beſetzung als ungefund 
harakterifirt worden ift durch Gutachten von Werzten. 
Es ift nad alledem fein Zweifel, daß es hier an ber 
Beit ift, einem dringenden Bebürfnifje abzuhelfen. Nun 
bat man geforbert für ben Bau bes SHauptgebäubes 
584,250 M., für die Errichtung der Turnhalle 21,150 M., 
für den Bau einer Kegelbahn beziehentlich eines Ver— 
bindungsganges 4000 M., für Nebenanlagen ıc. 48,000 M. 
und für Inventar und Lehrmittel 68,600 M. 

Dieſes Poftulat ift auf Grund von allgemeinen 
Plänen, die anfänglich vorgelegen haben, eingeftellt worben. 
Es hat fi aber Herausgeftellt, nachdem man in bie 
Prüfung von Detailplänen eintreten konnte, daß bie 
Planung über das Bebürfnig der Anftalt, wie es jetzt 
ift, und auch wie es auf die nächſten Jahre zu erwarten 
ift, weit hinausgeht, und deshalb ift man darauf zu: 
gelommen, die Grundfläche, die zu bebauen ift, zu be: 
ſchränklen. Es waren erft 2140 qm in Ausficht genommen; 
man glaubt auszulommen und allen Bedürfniſſen vol- 
ftändig genügen zu fünnen mit einer Grundfläche von 
1900 qm. Dieje Rebuftion der Grundfläde involwirt 
eine Reduktion der Unkoſten um 86,000 M. und das ift 
ber Grund, weshalb in dem Untrage Ihrer zweiten 
Deputation ein Abftric von 86,000 M. erfolgt ift. 

Bum Dritten werben gefordert 140,000 M. für den 
An⸗ und Umbau des Landftändiichen Seminars in Bauen, 
und zwar zergliebert fi die Summe in 128,000 M. 
für einen Umbau, 7000 M. für Rebenanlagen und 5000 M. 
für Inventar. Das Landſtändiſche Seminar in Bauen be- 
fteßt ſchon jeit Mitte der fünfziger Jahre. Es iſt ftetig 
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gewadjen, und es mußte beöhalb vor ungefähr zwölf 
Jahren ein Erweiterungsbau geplant werden, ber vor 
zehn Jahren zur Ausführung gelommen ift. Derfelbe 
iftlei der nicht in genügendem Maße erfolgt, jo daß nad) 
ben jetzigen Verhältniſſen ſich eine erneute Storreftion 
beziehentlich Erweiterung unumgänglich nothwendig macht. 
Ursprünglich hat man das Seminar für 60 interne Zög— 
linge errichtet; man hat e8 nachher auf 112 Imterne ge: 
bracht und im ganzen 150 Böglinge unterrichtet. Wugen- 
blicklich ſind die Verhältniffe jo, daß 134 Interne in 
diefer Anftalt find und dazu noch 51 Extraner kommen. 
Die ganzen Zimmer find überfüllt, die Schlafjäle erweiſen 
fich nad) diefen Zahlen als vollſtändig ungenügende, und 
da man außerdem nod die Anftalt von einer vierflafligen 
Uebungsſchule auf eine fünfllaffige gebracht hat und 
Präparanden= und Parallelklaſſen zu errichten im Gange 
ift, jo macht es fich nothwendig, daß eine Erweiterung 
ftattfindet. Dieſe Erweiterung ſoll in einer ganz ein- 
fachen Weife durch Verlängerung bes jebigen Gebäubes 
vorgenommen werben, und diefe Verlängerung läßt fich 
ſowohl der verfügbaren Grundfläche nad) ala auch dem 
Gebäude nach, wie e8 jetzt befteht, leicht herbeiführen. 

Bulegt werben in biefem Titel zum Baue eines 
Uebungsjchulgebäubes für das Fletcherſche Seminar in 
Dresden noch 110,000 M. gefordert. 95,000 M. find 
nöthig für die Errichtung des Gebäudes, 1200 M. für 
bie Herftellung eines Verbindungsganges mit bem jegigen 
Seminare, 7800 M. werben gefordert für Nebenanlagen, 
und endlich 6000 M. find erforderlich für das Inventar. 
Es iſt hier auch die Nothwendigkeit eingetreten, bie 
Uebungsſchule zu verftärten. Man Hat fie von einer 
vierflafjigen zu einer jechsllaffigen ausdehnen müflen. 
Die Räume reichen nicht mehr zu, und wenn bie Anftalt 
nicht durch Beibehaltung der jeßigen unzureichenden 
Uebungsſchule geſchädigt werden ſoll, jo ift es eben nöthig, 
eine Erweiterung in die Wege zu leiten. 

Ich hätte nach alledem die hohe Kammer im Aufs 
trage der zweiten Deputation zu erfuchen, gemeinfchaftlich 
mit ber Zweiten Kammer beſchließen zu wollen, 


„bei Tit. 20 des außerorbentlihen Staatshaus- 
haltsetats, unter Abftrich eines Betrages von 
86,000 M. bei dem Neubaue bes katholischen 
Seminars in Bauten, ftatt der eingeftellten 
1,866,000 M. nur bie Summe von 1,780,000 M. 
zu bewilligen.” 


Präfident: Zum Worte Hat fich gemeldet Herr 
Domberr Dr. Wuſchansky. 


Domlapitular Wuſchausli: Hochverehrte Herren! 
Geſtatten Sie mir ein kurzes Wort des Danles gegen 
bie Hohe Regierung und namentlich gegen das Kultus⸗ 





minifterium, welches fich feit Jahren ber VBebürfniffe bes 
latholiſchen Seminars in Bauen fo freundlich an- 
genommen hat und in&befondere auch den Umbau dieſer 
Anftalt jo warm befürwortet hat. 

Das katholiſche Seminar in Baupen ift feit beinahe 
50 Jahren untergebracht in einem dem Domftifte ge- 
börigen Gebäude, das für ganz andere Zwecke errichtet 
und im Laufe der Jahre ganz unzulänglich geworden 
ift. Denn die Zahl der Böglinge Hat ſich feit ber 
Gründung verzehnfacht, und trogbem wird das Bedürfniß 
an Lehrkräften noch nicht ganz gededt. Diejelben Räume, 
bie jet benußt werden müffen als Lehr: und Uebungsräume 
und als Wohnräume, find ungenügend an Zahl und 
Größe. Die Schlafräume find unter dem Dade ein- 
gebaut. Außerdem war es in jüngfter Zeit, da bas 
ſechsllaſſige Syftem auch im Lathofifchen Seminare in 
Bauen eingeführt wurde, unmöglich, biefe ſechs Klaſſen 
im Haufe ſelbſt unterzubringen. Daher mußten in einem 
entfernteren Haufe Zimmer gemiethet und abaptirt werben. 
Auch fehlt der Anftalt bisher eine Uebungsſchule, welche 
doch jo weſentlich ift für die praftiiche Ausbildung der 
fünftigen Lehrer. Die Böglinge mußten in die nahe 
Domſchule gehen und bort dem Unterrichte beimohnen, 
und ber Turnunterricht mußte in ber Turnhalle des 
Landftändiichen Seminars ertheilt werben, welche ziemlich) 
weit entfernt. if. Demnach findet ber Unterricht der 
Böglinge in vier von einander getrennten Häufern ftatt. 
Daß dadurch derjelbe und auch bie Disziplin nicht ge- 
fördert, fondern erſchwert wird, wird gewiß jeder einjehen. 
Die hohe Regierung hat deshalb auch jchon feit vielen 
Jahren diefe Räume als unzulänglich anerfannt. Als 
ber jegige Herr Kultusminifter bald nach dem Antritte 
feines Hohen Amtes Bauten befuchte und auch die Ehre 
feines Befuches dem fatholifchen Seminar gönnte und die 
einzelnen Räume befichtigte, ba hat er am denfelben nicht 
Gefallen finden können, fondern die Worte, die er damals 
änßerte, die waren ein Zeichen von großem Unbefriedigt- 
fein. Infolge deſſen hoffte man damals ſchon auf einen 
baldigen Neubau, und es wurben wirklich bereits auch 
Pläne gearbeitet für einen ſolchen; aber die Kraft der 
Finanzen Hatte noch andere Aufgaben zu erfüllen, und fo 
mußte biefe Aufgabe noch auf fpätere Beit aufgehoben 
bleiben, und es ift am Ende aud) gut, daß ber damalige 
Plan nicht ausgeführt worden ift, denn mittlerweile hat 
fi manches gellärt. Das Programm, welches bas 
hohe Minifterium des Kultus zu dem Neubaue jept aufs 
geftellt Hat, ift umfänglicher und ber jetzt vorliegende 
Bauplan viel würbiger ald derjenige, welcher im Jahre 
1894 gefertigt wurbe. Daher ift es alſo nur eine Wohl: 
that und wird dem Seminare zum Nuben fein, daß ber 
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Bau damals noch nicht in Angriff genommen wurbe, 
Freilich wäre e3 uns lieb gewejen, wenn die Depntation 
der Bweiten Sammer die 86,000 M. nicht geftrichen 
hätte, oder wenn etwa bie Deputation biefes hohen 
Haufes diefelben wieber eingeftellt hätte. Indeſſen, ich will 
das in feiner Weife bemängeln, denn wie bie im hoben 
Haufe Heute aufgeftellte Fafjadenanficht zeigt, ift das 
Haus, weldes ung gebaut werden fol, ein jehr würbiges 
und jehr jchönes, und ganz gewiß wird es aud den 
Bweden ber Anſtalt entſprechen. 

Nur eind möchte ich noch andeuten. Der Herr 
Berichterftatter hat michts erwähnt von ben Opfern, 
welche jeitens des Domftiftes gebracht werden für den 
Neubau des Seminars, Dieſe find ganz erheblich, ja 
eigentlih für unfere Verhältnifje enorm, denn das 
Domftift hat nicht allein den ganzen Bauplak umfonft 
gegeben — und dieſer Bauplatz umfaßt 16,500 qm, und 
wenn man ben Quadratmeter mit 2 M. rechnet, fo 
würde dies ſchon die Summe von 33,000 M. geben; 
das ift noch nicht genügend, fondern da das bem 
Seminar überlafjene Grundſtück ein einzelnftehender 
Baublod ift, jo mußte nad) dem Bautzner Bauregulative 
auch das Domftift darauf eingehen, daß es ber Stabt bie 
vier ben Neubau umgebenden Strafen in einem Ausmaße 
von circa 11,000 qm abtritt, jo daß das Domftift für 
den Neubau bes Seminars allein an Areal ca. 60,000 M. 
opfert. 

Nun aber muß e8 aud noch die Straßen aus: 
bauen, Wie Hoc der Ausbau kommen wird, bas läßt 
fi jet nod) gar nicht berechnen. Indeß das Domftift 
hat biefes Opfer zu bringen fich bereit erflärt, um 
dieſen ſchönen Seminarneubau nicht hintanzuhalten und 
zugleich, um eine kirchliche Kulturaufgabe für Sachſen 
löſen zu helfen und insbeſondere auch in der Hoffnung, 
daß aus dem neuen Seminare pflichttreue, fromme, 
gläubige, kirchlich geſinnte Lehrer hervorgehen werden 
und daß ſo das Bedürfniß an katholiſchen Lehrkräften 
im Lande gedeckt wird. 

Ich danke deshalb dem Herrn Kultusminiſter 
beſonders für das gütige Intereſſe, welches derſelbe für 
dieſe Anſtalt bisher bewieſen hat und empfehle dieſelbe 
auch dem weiteren Wohlwollen des hohen Miniſteriums. 


Präfident: Der. Herr Berichterſtatter! 


Berichterftatter Rittergutsbefiger Hempel: Ih muß 
allerdings zugeben, meine fehr geehrten Herren, daß ich 
auf bie LZeiftungen, welche das Domftift gemacht Hat, 
nicht eingegangen bin und daß ich es auch unterlafien 
babe, zu erwähnen, daß von dem Domftifte, ähnlich 
wie ed von der Stadt Stollberg nicht gefordert, aber 
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doch erwartet worden ift, zur Erreichung der Wünfche, |an auf morgen, mittags 12 Uhr und ſetze auf bie 

die feit längerem gehegt worden find, auch Opfer zu | Tagesordnung: 

bringen. Das Domftift hat ſich zu einem ähnlichen Ver- 1. Vortrag aus der Regiſtrande und Beſchlüſſe 

trage, wie ber vorhin, erwähnte mit ber Stadt Stoll: auf die Eingänge. 

berg abgeſchloſſene bereit erklärt, ber feine Genehmigung s : i RO i 

wie vorhin durch Annahme des Poſtulates finden ſoll. J ———— geriet a 
Im übrigen aber möchte ich Hier eine Bemerkung von SHalteftellen 2c. bezüglicien Petitionen 

bes jehr geehrten Herrn Vorredners richtig ftellen, welche (Drudjade Nr. 17 4.) i 


dahin geht, daß ber Abſtrich von 86,000 M. auf An: z i 
regung der SFinanzdeputation der Bweiten Kammer 3. Antrag zum mündlichen Berichte über ben An— 


erfolgt ift und daß auch Ihre zweite Deputation ſich der: trag des Herrn Oberbürgermeifter Geh. Finanz- 
ſeiben angefchloffen Hat. Das ift nicht der Fall. Der xrath a. D. Beutler und Genofjen, die Planung 
Abftrich ift erfolgt durch das Königl. Kultusminifterium und Veranſchlagung von Staatöbauten be: 
felbſt, und zwar deshalb, weil die Detailpläne, wie ich treffend. (Drudjade Rr.197.) 
das wohl vorhin aud ſchon gefagt Habe, bei gemauerer 4. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Prüfung erwiefen haben, daß die ganzen Bauten weit Deputation, die Petition Anton Büſchel's in 
über die Verhältniffe hinausgehen würden. Schmiebeberg i.E. um Gewährung einer weiteren 
ftaatlihen Beihülfe für Hochwaſſerſchäden be: 
Präfident: Es wünſcht niemand mehr das Wort. treffend. (Druckſache Nr. 169.) 
— Ich ſchließe die Debatte, 5. Anzeige der vierten Deputation über je eine 
Ich frage: für unzuläffig erflärte Betition und Beſchwerde. 


„ob die Kammer in Uebereinftimmung mit ber (Brudjaden Nr. 170 und 171.) . 
weiten Kammer beſchließen will, bei Tit 20 Zur Mitvollziehung des Protofolles lade ich ein 
des außerordentlihen Stantshaushaltsetats, | Hertn Oberbürgermeifter Dr. Schroeder, fofern er noch 
unter Abftrich eines Betrages von 86,000 M. | bier ift, und Herrn Kammerheren Major von Wiedebad). 
bei dem Neubau des katholifhen Seminars — Protokollführer iſt bereit, das Prototolf 
in Bautzen, ſtatt ber eingeſtellten 1,866,000 M. zu verleſen. 
nur Summe von 180,000 M. zu be: (Beriefung des Pretstold.) 
willigen?“ findet das Protofoll Billigung? — Das ift der 
Einftimmig, Fall. Ich erkläre dasjelbe für genehmigt und ſchließe 


Meine Herren! Wir find am Schlufje der Tages: bie Öffentliche Sitzung. 
ordnung angelangt. Ich beranme bie nächſte Sitzung (Schluß der Sigung 2 Uhr 20 Min. nachmittags.) 


In Nr. 48 der M.LR.S. 413 find Sp. 1 8. 8 vom unten ftatt ber Worte „Geh. Hofraty Dr. Mehnert“ 
die Worte „Wirkt. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Ercellenz” zu fegen. 

In Nr. 50 der M.IL.R.S. 464 ift Sp. 2 8. 13 von oben zwifchen den Worten „über" und 8. 14 „britte‘ 
das Wort „die“ einzufchalten. 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorftand bes Königlichen Stenographifhen Inſtituts 
i. V. Profeffor Eduard Oppermann. — Rebalteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjendung zur Poſt: am 23. April 1900. 


Mittheilungen 
über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 








Dreiundfünfzigfte öffentlihe Sitzuug 
der Erfen Kammer 
am 19. April 1900, mittags 12 Uhr. 


Inhalt: 

Kegiftrandenvortrag Nr. 1207 — 1212. — Entjhuldigungen, 
— Bericht der zweiten Deputation über die auf Er: 
bauung von Eiſenbahnen und Errichtung von Halte: 
ftellen ꝛc. bezüglichen Petitionen. — Untrag zum münd⸗ 
lien Berichte über den Antrag bes Herrn Oberbürger- 
meifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler und Genofjen, die 
Planung und Beranfchlagung von Staatsbauten betr. — 
Untrag zum mündlichen Berichte der vierten Deputation, 
die Betition Anton Büſchels in Schmiebeberg i. €. um 
Gewährung einer weiteren ſtaatlichen Beihülfe für Hoch⸗ 
wafjerfhäben betr. — Anzeige ber vierten Deputation 
über je eine für unzuläffig erflärte Petition und Be: 
ſchwerde. — Feitfegung ber Zeit und Tagesordnung für 
die nächſte Sitzung. — Borlefung und Genehmigung bes 
Protofolles über die heutige Situng. 


Präſident: 
Wirkt, Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Execellenz. 


Am Miniftertifce: 


Der Herr Staatsminiſter von Watzdorf, ſowie 
die Herren Regiexungskommiſſare Geh. Räthe Dr. Vodel, 
Merz, Dr. Ritterftäbt, Jahn, Geh. Regierungsräthe 
Dr. Runge, Dr. Scheider, Geh. Finanzrath von Seybe: 
‚wig und Oberfinanzrath Elterich. 


Anwejend 36 Kammermitglieber. 
Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 
Den Vortrag aus der Negiftrande giebt Herr 
Sekretär Freiherr von Find. 
I. 8. (2. Wbounement.) 


Dresden, am 19. April 


(Nr. 1207.) Petition bes landwirthſchaftlichen Vereins 
Freiberg in Rothvorwerk bei Brand um Ergreifung wirt: 
famerer Mafregeln gegen bie Verbreitung ber Maul- 
und Klauenſeuche. 


Bräfident; An bie vierte Deputation. 


(Nr. 1208.) Betition der Handelslammer zu Leipzig 
u bem Gejegentwurfe, die Handels: und Gewerbe: 

mmern betr. 

(Nr. 1209.) Der Rath der Königl. Haupt: und 
Refidenzftadt Dresden überjendet Druderemplare feiner 
Petition, ben Beihluß ber Zweiten Sammer zu Kap. 48 
des Etats wegen Erhöhung des Zuſchuſſes der Stabt 
Dresden zu den Polizeikoſten betr. 


Bräfident: Nr. 1208 fommt an die erfte Deputation, 
Nr. 1209 zur Vertheilung. 


(Nr. 1210.) Direktorialbefhluß der Zweiten Kammer 
auf die Anzeige der Beichwerde- und Petitionsdeputation 
über die Petition bed Privatmannd Dieh in Leipzig, 
Uebelftände in der Rechtspflege betr. 


Präfident: ad acta. 


(Nr. 1211.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betrefiend Schlußberathung über Dekret Nr. 26, bie 
— — in das unbewegliche Vermögen be— 
treffend. 

(Nr. 1212) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Kap. 24 des Etats, zum Königl. Hausfideilommiß 
— 28 Sammlungen für Kunſt und Wiſſenſchaft be— 
treffend. 


Bräfident: Bei Nr. 1211 wirb eine Ständiſche 
Schrift ausgefertigt, Nr. 1212 kommt an die zweite 
Deputation. 


Entſchuldigt haben ſich für Heute Domherr und 
Kapitular Wufhansfi wegen dringender Geichäfte, 
Herr von Herder wegen Unwohlſeins. 


Es erfolgt nunmehr ber „Bericht ber zweiten 
Deputation über die auf Erbauung von Eifen: 
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bahnen und Erridtung von Halteftellen ꝛc. be: 
züglihen Betitionen." (Drudjahe Nr. 174.) 


(Vergl. M. II.K. 2. Bd. S. 958 ff.) 


Beriterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr = Dahlen: 
Heute habe ich bie Ehre, der Hohen Kammer namens 
der zweiten Deputation über die auf Erbauung von 
Eifenbagnen und Errichtung von Halteftellen ꝛc. bezüg- 
lien Petitionen zu berichten. Wenn Sie, hochgeehrte 
Herren, den Wall von Alten, Hinter welchem ich mic) 
heute verjchanzt Habe, betrachten, wirb Ihnen ohne 
weiteres Har werben, daß ein Rüdgang in der Anzahl 
ber Eijenbahnpetitionen noch nicht ftattgefunden hat; 
im Gegentheil, die Anzahl berjelben ift im Vergleiche 
zum vorigen Landtage wieder etwas gejtiegen. Um jo 
nothwenbiger erjcheint eine entjchiedene Zurüdweijung 
ungeredhtfertigter und eine mäßige Berüdfichtigung ge: 
techtfertigter Wünſche. 

Es ift anzuerkennen, daß die hohe Zweite Kammer 
fi diesmal bei der Behandlung der Eifenbahnpetitionen 
beſonders maßvoll benommen hat. Auf ben erften Blick 
zwar erfcheint die Anzahl der von der jemfeitigen 
Kammer zur Erwägung gegebenen Projefte — es find 
deren neun — nicht gerade niedrig. Bei näherer Be: 
trachtung ift diefe Zahl aber nicht jo ſchlimm, wie fie 
zunächſt ausfieht, denn bie drei Projekte: Anſchluß von 
Radeburg an die geplante Linie Großenhain: Königs- 
brüd, Anſchluß von Wildenfeld und Induftriebahn im 
Zſchopauthale, find bereit? auf dem vorigen Landtage 
von beiden Kammern zur Erwägung gegeben worben, 
das Projeft Nr. 69 — Rieſa-Königsbrück — ift ein 
Theil der alljeit? als nothwendig anerfannten Norb- 
Dftbahn; auch SKönigswalde- Annaberg — übrigens 
nur eine ganz Heine Strede — muß als überaus bau- 
würdig beziehentlich nothwendig bezeichnet werben, Es 
fommen alfo eigentlih nur bie Projelte Klingenberg: 
Dittmannsborf, Theuma-Plauen, Schweinigthalbahn 
und Sayda-Neuhaufen in Betradt. Während Ihre 
Deputation ben brei zuerft genannten Projeften ſym— 
pathiſch gegenüberfteht, kann fie fich nicht dazu ent: 
fließen, die Linie Sayda-Neuhaujen für bie Abgabe 
zur Erwägung vorzufchlagen. Die Gründe hierfür find 
in meinem Berichte, ber Ihnen unter Nr, 174 vorliegt, 
angegeben. Ich Habe dieſem Berichte nichts weiter hin— 
zuzufügen, verweije vielmehr auf denfelben, ſowie auf 
ben jehr ausführlichen Bericht der Zweiten Sammer und 
warte zunächſt ab, ob eine allgemeine Debatte beliebt 
wird. Auch zu den einzelnen Projekten werde ih nur 
in ganz wenigen Fällen, beziehentlih nur dann etwas 
jagen, wenn die Anträge der Deputation angegriffen werden. 
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Präfident: Meine Herren! Ich frage, ob eine 
allgemeine Debatte beliebt wird und ob ſich jemand zum 
Worte meldet. Der Herr Oberbürgermeiſter Dr. Schroeder. 


Oberbürgermeiſter Dr. Schroeder: Meine ſehr ge= 
ehrten Herren! Der Bericht der verehrten zweiten De- 
putation beginnt mit dem Hinweiſe darauf, daß bie 
Fluth der Eifenbahnpetitionen ſich noch nicht verlaufen 
babe, daß gerade in ber Jehtzeit mit Nüdficht auf dem 
Technilermangel, mit Rüdjicht auf die gefpannte Finanz 
fage und mit Rüdfiht auf fonftige Gründe ſich eine 
befonders vorfichtige Prüfung ber Eifenbahnpetitionen 
empfehle, daß aber doch nad) wie vor auch unter folchen 
Berhältniffen für die Prüfung und Entſchließung über 
Eifenbahnpetitionen nicht allein finanzielle Rüdfichten, 
fondern auch volfswirthichaftlihde Erwägungen unb 
Gründe maßgebend blieben unb maßgebend zu bleiben 
hätten. Im gleihen Sinne haben fich geftern und heute 
die Ausführungen des verehrten Herrn Berichterftatters 
bewegt. 

Ih meine, in weiten Kreiſen wird es große Be: 
friedigung erregen, baß von ber Regierung und ben 
Ständen auch in Zukunft beredtigten Eiſenbahn— 
wünfjchen bie Erfüllung zu theil werben joll. Es würde 
allerdings eine übel angebradte Sparjamtfeit fein, wenn 
man mit ber Sparjamfeit anheben wollte zum Nach— 
theile der Verkehrsinterefien unb notwendigen Ber: 
fehrsbedürfniffe und damit zugleich die wirthichaftliche 
Entwidelung unjeres Landes und die weitere Entwidelung 
unferes Volkswohlſtandes aufhalten wollte, 

(Sehr ridtig!) 

Es ift richtig, unſere Eifenbahnrente iſt in leiter 
Beit zurüdgegangen, aber ich möchte doch meinen, baf 
gerabe auf ben Rüdgang der Eifenbahnrente keineswegs 
weſentlich und feineswegs ausjchlaggebend die Erweiterung 
unjeres Bahnnepes eingewirkt hat. Man muß meines 
Erachtens vor allen Dingen in Betracht ziehen, daß große, 
unbedingt nothiwendige und, wie ich ohne weiteres zugebe, 
unerläßliche Bahnhofserweiterungen, die für ben Eifen- 
bahnfiskus Mehrausgaben, einmalige und laufgade Mehr: 
ausgaben, aber feine Mehreinnahmen zur Folge Hatten, 
daß gerade derartige Anlagen auf bie Geftaltung unſerer 
Eifenbahnrente unleugbar ungünftig zurüdgewirkt haben. 
Der allgemeine wirthichaftliche Nuten nun, ber aus der 
Erweiterung unferes Bahnnetes und aus der Berbefferung 
unferer Verfehrseinrichtungen entfpringt, dieſer allgemeine 
Nugen, der dem allgemeinen Lanbesinterefle zu gute 
fommt, insbefondere auch den Lanbestheilen, die von 
rationellen Scienenverbindungen betroffen werben, ift 
ſchon jo oft dargelegt und nachgewiejen worben, daß ic) 
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auf biefen Punkt wohl. nicht näher einzugehen habe. 
Hinweilen möchte ich aber doch auf ein zutreffendes Bei⸗ 
fpiel, das in jüngfter Beit in ber weiten Kammer vom 
Regierungstifche aus gegeben worben ifl. Dort bat am 
8. Januar d. I. ber Regierungslommiffar Herr Geh. 
Rath Dr. Ritterftädt namentlich Hingewiefen auf bie Schmal- 
ſpurbahn Klotzſche-Königsbrück und auf die Thatſache, 
daß in den Orten, die an diefer Schmalfpurbahn liegen, 
in den Jahren 1883 bis 1897 das Einkommenſteuerſoll 
durchſchnittlich um 186%, Prozent, in einzelnen Orten 
im Marimum um 371%, Prozent geftiegen ift, während 
doch die Steigerung im ganzen Lande nur etwas über 
105 Prozent betragen hat. Ich glaube, man wird noch 
weiter gehen fünnen. Wenn unfer fteuerpflidhtiges Ein- 
fommen nad) bem Abzuge der Schulbzinfen von 959 
Millionen M. im Jahre 1879 auf über 2110 Millionen M. 
im Jahre 1899, aljo um mehr als doppelt fi erhöht 
hat, fo wird man zumäcjt ſich vorhalten, daß biefe 
Steigerung ein Probuft aus verſchiedenen Faktoren ift, 
aber ich glaube, es wird zutreffen, wenn man, wie neulich 
in der Preſſe geſchah, feftftellt, daß auf diefe Steigerung 
die Entwidelung unſeres Verkehres, die Ausdehnung 
unſeres Eifenbahnneges, die Hebung des inlänbijchen 
Eifenbahnverfehres einen wejentlichen, ganz befonbers 
günftigen und ‚maßgebenden Einfluß ausgeübt haben. 
Wir find allfeitig darüber einig, daß nad) Lage ber all- 
gemeinen Berhältnifie, dab nach Lage des Wirthichafts- 
lebens unferes Landes und angeficht3 der Anftrengungen, 
die unfere Nachbarſtaaten machen, nad; wie vor auch wir 
in Sachjen im Bezug auf unfer Eifenbahnneg nicht am 
Ende unferer Thätigkeit angelangt find. 

Nun ift geftern die Anregung gegeben worden, 
man möchte fünftighin bei Erweiterung des Eifenbahn- 
sieges die Hierbei unmittelbar ober mittelbar betheiligten 
Gegenden und Perjonen mehr als bisher zu Beitrags- 
leiftungen für derartige allgemeine Unternehmungen heran: 
ziehen. Die Frage ift, foviel ich weiß, ſchon wiederholt 
in der Kammer und der Deputation unb ebenfo von ber 
Regierung erwogen worben. Bisher ift man ftets dazu 
gelommen, -nicht darauf einzugehen und fi darauf zu 
beichränten, nur bei bejonderen Ausnahmefällen Beiträge 
von Einzelnen zu erheben. Ich möchte auch heute 
dringend empfehlen, es bei diefem bewährten Grundſatze 
zu belafjen. 

Wollte man darauf zukommen, in Zukunft die Er- 
weiterung unſeres Bahnnetzes von beftimmten Bei: 
trägen, jei eö einzelner Gemeinden oder jei es einzelner 
Perjonen, abhängig zu machen, jo würben wir nach meiner 
Meinung auf eine fehr jchiefe Ebene gerathen. Man 
würde zunächft den Grundſaß der Billigkeit, der Ge: 


techtigfeit und ber Gleichmäßigkeit verlaffen, benn es ift 
nicht abzufehen, ba biöher bie Bahnen ohne Beitrags: 
leiftungen Dritter gebaut worden find, warum nunmehr 
Privaten und Gemeinden in Zufunft die Bahnen nur 
zugewendet werben follen gegen Beitragsleiftungen. Man 
würde gerabe weniger leiftungsfähige Gegenden, denen 
man aufhelfen will, ſchwer jhädigen und gleichjam dazu 
fommen, bie Erweiterung unjeres Eijenbahnneges von 
dem Zuſchlage auf bas Höchjftgebot abhängig zu machen. 

Nun, meine Herren, nod einen Punkt, den ich Bier 
fur; berühren möchte. Man kann zugeben und wirb 
vielleicht zugeben müffen, daß einzelne Orte im Lande, 
vielleicht ſogar einzelne Gegenden bezüglich ihrer Eifen- 
babnverbindungen befriebigt find, daß fie gefättigt find. 
Aber ich meine, zum Vortheile diefer faturirten einzelnen 
Drte und Gegenden barf man nicht andere Gegenden 
mit berechtigten Eifenbahnwünjchen, wie bislang, immer 
auf die Zufunft vertröften und fie immer noch bie ent- 
ſprechende unb berechtigte Bahnverbindbung entbehren 
laſſen. Dieſe bisher vertröfteten und zurüdgeftellten 
Zanbestheile barf man nicht vernachläffigen. Nach meiner 
Meinung gehören zu ſolchen Gegenden, bie berechtigte 
Eifenbahnwünjche haben, der Freiberger Bezirk, dem man 
ohnehin aus befannten Thatſachen eine Aufbefjerung 
befonbers wünſchen möchte unb dem ein Entgegenfommen 
feitens bes Staates bejonderd zu gönnen wäre. lm jo 
mehr möchte ich e8 bebauern, baf bie geehrte Deputation 
in dieſer Richtung bezüglich ber Linie Neuhaujen» Sayda 
zu einem ungünftigeren Votum als die Zweite Kammer 
gefommen ift. Ich werbe felbftverftändlich bei ber gegen: 
wärtigen Gejchäftslage keinen abweichenden Antrag ftellen, 
ih möchte nur die Hoffnung ausſprechen, daß in ab- 
jehbarer Zeit diefer Petition von ber verehrten zweiten 
Deputation eine günftigere Benfur zu theil werben 
möchte, 

Aber zu den Gegenden, bie noch durchaus berechtigte 
Eiſenbahnwünſche haben, gehört aud) das obere Vogi— 
land, das Vogtland mit feiner reich entwidelten Induſtrie, 
mit einer großen Bevölferungsbichtigfeit, mit feinem Auf: 
ſchwunge gerabe in ben legten Jahrzehnten. Unſerem 
oberen Vogtlande fehlen auf der einen Seite die Ver: 
bindungen ber einzelnen wirthfchaftlich zufammengehörigen 
Theile des oberen Vogtlandes und zum anderen eine 
geeignete unmittelbare Verbindung nad dem Erzgebirge. 
Hier habe ich es mit großem Danke anzuerkennen, daß 
bie verehrte Deputation in Webereinftimmung mit ber 
Königl. Staatsregierung und in Uebereinftimmung mit 
der Zweiten Kammer bie Eijenbahnwünjcde des Vogt: 
landes berüdfichtigt und durchaus wohlwollend auf: 
genommen bat. ch möchte nur meinerfeits daran den 
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dringenden Wunſch knüpfen, daß auch dieſe berechtigten 
Eiſenbahnwünſche, die von verſchiedenen Landestheilen 
aus vorliegen, in einer nicht zu entfernten Zukunft er 
füllt werben und daß zu demjenigen Lanbestheilen, bie 
in recht naher Anlunft die Erfüllung ihrer Eifenbahn- 
wänfche finden, auch das obere Vogtland gehören möge. 


Prüfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — Der 
Herr Regierungslommiffar! 


Königl. Kommiſſar Geh. Rath Dr. Ritterſtädt: Meine 
Herren! Der geehrte Herr Borrebner hat foeben bie 
Frage wegen Herbeiziehung von Beiträgen ber Inter: 
ejfenten zum Bahnbaue berührt. Die Regierung hat ſchon 
wiederholt ihren Standpunkt in ber Sache Margelegt; 
fie pflichtet im allgemeinen ben Gefichtspunften bei, 
welche ber Herr Vorredner als maßgebend bezeichnet hat. 
Ih möchte nur — damit bie Königl. Staatsregierung 
nicht etwa der Inkonſequenz gegenüber den von ihr 
früher ausgefprochenen Grundfägen befchuldigt werde — 
erläutern, wie fie ſich zu denjenigen Beiträgen ftellt, 
welche ihr freiwillig angeboten werben. Es ift ganz 
richtig bemerkt worden, daß es bie Anſicht der Königl. 
Staatsregierung fei, man folle e8 nicht zur Bedingung 
eines Bahnbaues machen, daß Beiträge geleiftet werben, 
weil viele Bahnen im Lande ohne Beiträge gebaut find, 
aljo in gewiſſem Sinne mit Hilfe derjenigen Steuerzahler, 
bie nod) feine Bahn Haben. Über eine ganz ambere 
Trage ift die, ob dem Umftande irgend welches Gewicht 
beizumefjen fei, wenn von Seiten der Interefjenten Bei- 
träge angeboten werden. Diefe Frage ift nah Anficht 
ber Königl. Staatsregierung und, foviel fie bis jegt hat 
wahrnehmen können, auch nad) Anficht der hohen Kammern 
nicht unbedingt zu verneinen. Man erblidt darin, baf 
Beiträge angeboten werben, auch wenn fie im Verhältniſſe 
zu den Koften ber Bahn nicht groß find, aber doch im 
Berhältnifje zu ber Leiftungsfähigfeit derjenigen, welche fie 
anbieten, man erblidt, jage ich, Hierin einen Beleg bafür, 
daß ein wirkliches Bedürfniß und nicht bloß ein be 
hauptetes für einen Bahnbau vorhanden fei. Es ift bes 
halb auch von den Deputationen beiber hohen Kammern, 
welche fih mit Eifenbahnpetitionen zu befafien haben, 
immerhin auf diefen Umftand bei ber Beurtheilung der 
Petitionen ein gewiſſes Gewicht gelegt worden und bie 
Königl. Staatsregierung glaubt, daß dies mit Mecht ges 
fchehen fei. Sie glaubt daher auch keine Inkonſequenz 
darin zu erbliden, wenn fie freiwillig angebotene Bei: 
träge annimmt und wenn fie bei der Beurtheilung ber 
Dringlichkeit eines Projektes auch ihrerfeits, wenigftens 
bis zu einem gewiffen Grabe, die Opferwilligfeit ber 
Interefjenten mit in Betracht zieht. 
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Bräfident: Das Wort bat ber Herr Beriäterftatter. 

Berichterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr⸗Dahlen: 
Eigentlich Hat mich der Herr Regierungslommifjar ber 
Mühe überhoben, dem Herrn GOberbürgermeifter 
Dr. Schroeder zu antworten. Ich möchte nur Hinzufügen, 
baf nach meiner Anficht und wohl auch nad; Anficht ber 
Deputation bie Frage, ob bie Interefjenten heranzuziehen 
feien, von Fall zu Fall zu enticheiben fein bürfte. 
Befonders in bem Falle, wenn es ſich um Intereſſen 
nur weniger ober gar einzelner Perſonen handelt, würde 
bie Heranziehung nicht nur angebracht, fonbern geboten fein. 

Ich gebe bem Herrn Oberbürgermeifter zu, daß ge 
rade bei dem geftrigen Falle, ba es fi um eine arme 
Gegend Hanbelte, und ba eine ganze Gegend in Frage 
fam und nicht einzelne Perfonen, eine Heranziehung un- 
thunlich erfcheint. Ferner kann ich mich nicht enthalten, 
ben Herrn Dberbürgermeifter barauf aufmerffam zu 
machen, baf für dad Vogtland gerabe in ben legten Jahr: 
zehnten das allermeifte geſchehen ift. 

Präfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall. Ih fchließe die allgemeine Debatte 
und bitte den Herrn Berichterftatter, zu den einzelnen 
Punkten überzugeben. 

Berichterftatter Rammerherr Sahrer v. Sahr⸗ Daten: 
Ich werde mit Genehmigung Sr. Ercellenz bie einzelnen 
Nummern aufrufen, die Anträge aber nicht mit verlejen. 
Diefelben haben Sie ja gebrndt in der Hand. ch 
werbe immer etwa zehn Rummern aufrufen, Se. Er: 
cellenz wirb dann fragen, ob jemand bazu fprechen will. 


Brüfident: Der Herr Berichterftatter wird bie An« 
träge von 1 bis 10 zur Berlefung bringen und ich bitte 
dann diejenigen Herren, die zu ſprechen wünfchen, fich zu 
melden. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr = Dabien: 

1. Altenhain»Seelingftäbt-Rerhau-Zrebjen. 

2. Babhrathal über Bahra-Markersbach-Hellen— 
borf-Lanbesgrenze. 

3. Berggießhübel-Liebftabt-@eifing-Kipsborf- 
Zanbesgrenze, bez. Bentralgrengbahndof 
Borber-Binnwalb. 

4. Borsborf, Untertunnelung des Bahnhofs ıc. 

5. Böhlen-Rötha-Belgersha in-Naunhof-Am— 
melshain. 

6. Borna⸗Lauſigk-Großbothen bez. Grimma. 

7. Breitenborf, Errichtung einer Halteftelle. 

8. Chemnid-Lichtenftein-EalInberg: Bwidan. 

9. Eunewalde-Löbau. 

10. Eopi:-ModethalrDorf Wehlen. 
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Bräfident: Dafern niemand dazu das Wort begehrt, — 
nehme ic; an, daß bie Kammer den Deputationsanträgen 
beitritt. 

Berichterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr⸗ Dahlen: 

11. Döbeln, Haltepunkt, Anlage einer Güter: 
verfehrsftelle. 


Prüfident: Das Wort Hat der Herr Sekretär Thiele. 


Sekretär Bürgermeifter Thiele: Meine Herren! Ich 
erachte mich für verpflichtet, bei biefer Gelegenheit im Namen 
derjenigen, welche bei ber Angelegenheit beiheiligt find, 
den Dank dafür auszufprechen, daß bie Finanzdeputation 
zu bem Beichluffe gekommen ift, diefe Petition der Königl. 
Staatsregierung zur Erwägung zu empfehlen. Ich ſpreche 
gleichen Dank auch ber Königl. Staatsregierung bafür 
aus, daß fle ihrerfeits ben Gefuchftellern Entgegentommen 
in diefer Sache gezrigt hat. Ich jehe davon ab, etivas 
zur Begründung der betreffenden Petition, welcher der 
Stabtrath von Döbeln ſich angefchloffen hat, Hervorzuheben 
unb werde auf dieſe Begründung nur zurüdlommen, 
wenn Einwendungen gegen den Deputationdantrag aus 
der Mitte der hohen Kammer erfolgen follten. Nur 
einige Punkte möchte ich mir geftatten hervorzuheben, zu⸗ 
nächſt handelt es fi Hier nicht bloß um eine Angelegenheit 
der Stabt Döbeln ſelbſt. Die Königl. Staatsregierung 
ſcheint bavom auszugehen nach ber Begründung zur 
Poſ. 98 des auferordentlichen Etats, daß es fich lediglich 
um das Interefje der Stabt und derjenigen Imtereffenten 
handelt, die in der Stadt wohnen; aber es ift doch darauf 
binzuweifen, daß, wenn eine Güterverfehräftelle am Halte- 
punkte Döbeln errichtet wird, auch bie nmächftgelegenen 
ländlichen Ortfchaften ihren großen Bortheil von ber 
Sache haben werben. Es find bied namentlich die Ort: 
ſchaften öftlih und ſüdlich der Stadt Döbeln. Sie 
werben bann ungefähr einen Weg von einer halben Stunbe 
erfparen, um zu dem Güterbahnhofe zu gelangen. Die 
Zahl diefer Oriſchaften ift micht gering. Die Petition 
ift von etwa zwölf Landgemeinden unterzeichnet worden. 
Aber man kann wohl den Kreis ber Interefienten in ben 
laͤndlichen Ortſchaften wejentlih weiter ziehen. Das 
Interefje an der Güterverfehräftelle an dem Haltepumfte 
Döbeln geht noch in weitere Kreife, jebenfalls foweit, als 
alle die Ländlichen Ortichaften in diefer Gegend auf ben 
Bahnhof Döbeln mit ihrem Güterverfehre angewiejen 
find, foweit fie felbftwerftändfich ſüdlich und öftlich der 
Stadt Döbeln gelegen find. 

Sodann geftatte ich mir noch auf einen zweiten Bunt 
aufmerfjam zu machen, darauf, daß die Errichtung einer 
&üterverfehrshafteftelle am Haltepunlte Döbeln doch nicht 
fo ganz ausſchließlich dem Interefie ber Stabt Döbeln 
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und der Umgegend dient. Ich glaube, es hat auch ein 
wejentliches Intereſſe an ber Sache der Staatsfiskus 
ſelbſt. Es ift in der Begründung der Poſ. 98 bes außer: 
ordentlichen Etats gejagt worden: 


„Bei den angejtellten Erörterungen hat fich heraus: 
geftellt, daß zwar eine folche Anlage einem Theile ber 
Stadt Döbeln und einigen Interefienten befondere Bor: 
theile bieten würde, baß aber dadurch eine nennenswerthe 
Entlaftung des Bahnhofs Döbeln nicht herbeigeführt 
werden würde; denn alle auf den Linien von Chemnitz 
und Rieſa fowie Leipzig eingehenden Sendungen 
würden in Döbeln Hauptbahnhof beſonders für bie Halte: 
ftelle Döbeln zufammengeftellt und diefer zugeführt werben 
mũſſen, aljo jedenfalls vermehrte Rangirgleife erforbern 
und nur eine Entlaftung der Ladegleiſe verurjachen. 
Iſt es fonad zweifellos, daß eine Erweiterung des 
ea Döbeln, welche mit Rüdficht auf dem er: 
heblich geftiegenen Verkehr nöthig ift, durch den Um: 

bau des Haltepunftes Döbeln zu einer Halteftelle nicht 
vermieden werden kann, jo erjcheint es immerhin an- 
gezeigt, bei Gelegenheit bes reger Ausbaues ber 

trede Döbeln-Nofjen und bei der Verlegung der Linie 
ben fünftigen Ausbau bes Haltepunftes zu einer Halteftelle 
ſchon mit ins Auge zu fafjen.” 

Alſo es wird hier darauf Bezug genommen, baf 
durch die Errichtung der Güterverfehräftelle am Halte: 
punfte Döbeln eine Entlaftung des Bahnhofes Döbeln 
nicht herbeigeführt werben künne und auch irgendwelcher 
Einfluß auf den Umbau des Bahnhofes Döbeln nicht 
anzunehmen jei. 

Ih möchte in biefer Beziehung doch einige Be: 
benfen ausſprechen. Es Tann wohl nicht fehlen, daß, 
wenn ein großer Theil des Güterverfehres vom Bahn: 
hofe Döbeln weggenommen wird, dann aud bei ber 
Trage des Umbaues des Bahnhofes Döbeln dieſe andere 
Einrihtung von Einfluß fein wird. Der Berfonen- 
verfehr auf dem Haltepunfte Döbeln fteht wie 1:2 im 
Verbältnifje zu dem Verfehre auf dem Bahnhofe Döbeln. 
In ähnlicher Weije wird wahrjcheinlih auch eine Ver: 
ſchiebung des Güterverfehres, die Weberleitung eines 
Theiles diejes Verlehres zu eiment zweiten Punkte erfolgen, 
was unter allen Umftänden nicht ohne Einfluß auf den 
Umbau des Bahnhofes Döbeln fein kann. Auch wirb, 
wie ‚ih vernommen habe, ſeitens ber Königl. Staats: 
regierung davon abgefehen werben, fchon jetzt ben 
Umban des Bahnhofes Döbeln ins Auge zu faflen; man 
wird zumäcft abwarten, weldhen Einfluß die Güter 
verfehrsjtelle am Haltepunfte Döbeln auf diefen Umbau 
haben wird. 

Ih geftatte mir dann noch einen dritten Punkt 
anzuführen, Es betrifft die Beitragsleiftung der Stabt- 
gemeinde Döbeln zu ben Koften der herzuftellenben 


498 


1.8. 53. Siung, am 19. April 1900, 





Güterverkehrsſtelle. Es ift jeinerzeit von der Königl. 
Staatsregierung die Erklärung abgegeben worben, daß 
fie der Petition näher treten wolle unter der Voraus: 
fegung, da die Stadt Döbeln Beiträge leifte zu den 
Koſten der Herftellung der Güterverfehröhalteftelle, und 
zwar dadurch, daß die Stadtgemeinde das erforberliche 
Areal unentgeltlich zur Berfügung ſtelle. Der Anlauf 
dieſes Areales ftellte fi) bei den Verhandlungen mit 
den betreffenden Grundftüdsbefigern aber als ſehr theuer 
heraus. Der Anlauf wurbe daher feitens ber Stabt- 
gemeinde abgelehnt, diefelbe erbot fich aber, den Betrag 
von 50,000 M. zu den Unfaufsloften für das Areal 
beizutragen. Außerdem hatten fich noch mehrere Privat: 
intereffenten erboten, eine Summe von 24,000 bis 
25,000 M. ald weitere Beiträge aufzubringen. Hierauf 
ift feitens der Königl. Generaldireltion bez. des Königl. 
Finanzminifteriums die Erklärung an die Stadt Dübeln 
gelangt, daß fie für die Herftellung der Güterverfehrs- 
ftelle von der Stadtgemeinde 75,000 M. Beitrag forbere 
und es ihr überlafjen fei, von den Privatinterefienten 
die 25,000 M. felbft zu erheben. Hierzu wurbe noch 
verlangt, daß die Stadt mehrere Zufahrtsſtraßen her: 
ftelle und das dazu erforderliche Land ebenfalls erwerbe. 
Die Stadtgemeinde ift auc hierauf eingegangen, und 
es fteht zu erwarten, und zwar in ber allernächften 
Zeit, daß über ben zwiſchen der Stabtgemeinbe und 
der Königl. Staatsregierung in ber Sache abzuſchließen— 
ben Vertrag die Verhandlungen eingeleitet werden. Es 
ift alfo Hieraus zu erjehen, daß die Stabt Döbeln, 
obwohl fie nicht allein bei der Sache intereffirt ift, doch 
bereit ift, namhafte Beiträge für die Ausführung zu 
leiften. 

Ih glaube mich unter diefen Umftänden ber Hoff: 
nung bingeben zu dürfen, baß das Votum ber Depu— 
tation bei dem hohen Hauje Annahme finden wird, 


Präfident: Wünſcht no jemand das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. 
„Die Kammer tritt wohl aud hier dem Antrage 
ber Deputation bei?” 
Einftimmig. 
Ich bitte den Herrn Berichterftatter, fortzufahren. 
Berichterjtatter Kammerherr Sahrer v. Sahr= Dahlen: 


12. Dodma-Liebftabt:Landesgrenze unb Ba: 
riante, 

13. Einfiedel: Dittersborf : Weißbad)» Gelenau: 
Ehrenfriedersborf- Schönfeld: Annaberg. 

14. Elfterberg: Baufa:Mühltroff, 

15. Erfenfhlag, Güterverkehrsſtelle. 


16. Falkenſtein, Bahnhofsumbau. 

17. Frauenſtein, Fortſetzung bis Linie Bienen— 
mühle-Moldau. 

18. Freiberg-Hainichen. 

19. Gleisberg, Halteſtelle. 

20. Großenhain-Radeburg-Radeberg. 

21. Großhartmannsdorf-Eppendorf. 

22. Großhartmannsdorf-Pochau-Lengefeld und 
Varianten. 

23. Großröhrsdorf-Biſchofswerda. 


Prüfident: Ich frage: 
„ob die Kammer aud bier bie Deputationg- 
anträge genehmigt?” 
Einftimmig. 
Berichterftatter Kammerherr Eahrer dv. Sahr- Dabhlen:; 


24. Grünftäbtel-Elterlein-Geyer:-Ehren: 
friebersbdorf. 

25. Hirfchfelbe-Bernftabt:Löban. 

26. Kemtau, Halteftelle, 

27. Kleinfteinberg, Berfonenhalteftelle. 

28, Klingenberg: Dittmannsborf. 

29. Klingenthal, Bahnüberführung ıc. 

30. Klingenthal-Brunnböbra-Unterfahfenberg- 
Georgenthal:Muldenberg. 

31. Klotzſche-Dresden, elektriſche Bahn. 

32. Königsbrüd-Bulsnig-Bifhofswerba. 

33. Königswalde:-Annaberg. 


Präfident: Wünfcht hier jemand das Wort? — Herr 
Bürgermeifter Wilifch! 

Bürgermeifter Wiliſch: Bereitö bei der Beſchluß— 
faffjung über die Bauten, welche auf dem Buchholzer 
Bahnhofe vorgenommen werben jollen, hat der damalige 
Herr Berichterftatter in höchſt danlenswerth anzuerfennen- 
ber Weife darauf bingewiefen und befonders betont, daß 
es ſich bei dem Hier vorliegenden, von ber Stabt 
Annaberg erbetenen Projefte niht nur um die Be: 
friedigung rein lofaler Bebürfnifje handele, jondern auch 
um wichtige Interefjen der Eijenbahnverwaltung jelbft, 
nämlih um die dringend gebotene durchgreifende Ent: 
faftung bes Annaberger Bahnhofes. 

Und in ber That, meine Herren, eine jolde Ent: 
laftung fann auch nad) meiner feften Ueberzeugung nur 
dadurch im ausreichender Weiſe herbeigeführt werben, 
ba neben der beabfichtigten Verweiſung bed Durch— 
gangsgüterverfehrs und des Rangirdienſtes vom Annas 
berger Bahnhofe hinweg nad dem Buchholzer Bahnhofe, 
vor allem auc ein Theil der fir Annaberg jelbft be- 
ftimmten, jo überaus zahlreichen Güter nad einer ober: 
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halb der Stadt Annaberg noch anzulegenden neuen 
Güterftation direft von Königsmwalde herein auf der 
Höhe Hin geleitet werben, wodurch diefe Güter und 
namentlih die für Annaberg und auch für einige 
Nachbarorte beftimmten böhmischen Braunkohlen vom 
Annaberger Bahnhofe und von den Zwifchenftationen 
nad) Königswalde zu und jo auch vom Buchholzer Bahnhofe 
faft gänzlich fern gehalten werden würden; aus dieſem 
Grunde, und weil ber Umbau bed Annaberger Bahn: 
hofs zur Befeitigung der dort anerfanntermaßen be: 
ftehenden großen Uebelftände, namentlich auch Hinfichtlich 
bes Perſonenverlehrs, an fich weit dringlicher ift, als 
ber Ausbau des Buchholzer Bahnhofs zu einem Rangir: 
bahnhofe, jo dürfte e# doch wohl fich empfehlen, das 
bier vorliegende, wenig umfangreiche, wenig koſtſpielige, 
in kurzer Zeit ausführbare und überdies für die Er- 
weiterungsbauten anf dem Annaberger und aud) auf dem 
Buchholzer Bahnhofe mehr oder minder präjubizielle 
Projelt wenn nicht noch vor ber Inangriffnahme bes 
Buchholzer Bahnhofsumbaues, jo doch wenigſtens gleich: 
zeitig mit demfelben herzuftellen, zumal zu erhoffen fteht, 
daß dadurch eine nicht unweſentliche Koftenerfparniß 
hinfichtlich der Bauführung und Bauleitung wird erzielt 
werben können. Mit Rüdficht Hierauf möchte ich auch 
bei diejer Gelegenheit an die hohe Königl. Staatsregierung 
die dringende Bitte mir erlauben, nunmehr doch ohne 
weiteren Verzug dem vorliegenden Projekte näher zu 
treten, bamit bereit8 im Herbfte bes nächften Jahres bas 
betreffende Boftulat beziehentlich das entiprechende Dekret 
ben Kammern zur Genehmigung vorgelegt und bann 
recht bald biefe kurze Bahnftrede gebaut werden Tann. 

Tür bie beifällige, jo überaus wohlwollende Be- 
urtheilimg biefer Petition aber fage ich allen beteiligten 
Inftanzen, infonberheit dem hochgeehrten Herrn Bericht: 
erftatter und ber hohen Finanzdeputation im Namen ber 
Stadt Annaberg unb in meinem eigenen Namen herz— 
fihen Dank, indem ich zugleich das hohe Haus bitte, 
gemäß dem eröffneten Deputationsantrage bem von ber 
jenfeitigen hohen weiten Sammer gefaßten Beſchluſſe 
beitreten zu wollen, 

Präfident: Wünjcht jemand das Wort? — 

„Die Kammer genehmigt wohl aud hier bie 
Anträge ber Deputation?“ 

Einftimmig. 

Berichterjtatter Rammerherr Sahrer d. Sahr-Dahlen: 
Bu 34. Königswartha-Hoherswerda ift folgendes 
ju erwähnen. 

Leider war in ber hohen Zweiten Sammer eine 
Petition der Stadt Baupen, bie fich ebenfalls auf die 
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Fortſetzung der Linie Bautzen-Königswartha nad) Hoyers- 
werba bezieht, für einige Zeit abhanden gekommen, ver- 
foren gegangen. (Heiterfeit.) 
unb ift von ber Zweiten Kammer nicht mit behandelt 
worden; erft heute früh ift dieje Petition wieder auf: 
getaucht; bei 260 Petitionen fann ja jo etwas einmal 
vorfommen. Ich fchlage der hohen Kammer namens ber 
Deputation vor, da dieſe nunmehr wieder zum Vor— 
ſchein gefommene Petition ber Stadt Baupen in Gemein» 
ſchaft mit der Petition von Königswartha der Königl. 
Staatöregierung zur Kenntnißnahme überwiejen werbe. 
Der Antrag ber Deputation würde alfo lauten, bie 
Betition der Städte Baugen und Königswartha um 
Fortſetzung der Linie Bautzen-Königswartha nad Hohers- 
werda ber Königl. Staatsregierung zur Kenntnißnahme 
zu überweijen. 


Präfident: Herr Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler hat 
das Wort. 


Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler: Meine hochgeehrten 
Herren! Geftatten Sie, daß ich jowohl zu der Petition 
ber ſtädtiſchen Kollegien zu Baupen, als aud) zu ber 
Petition der Stadt Königswartha einige Worte ſpreche. 
Mit Lebhafter Genugtfuung haben wir aus dem Depu- 
tattonsberichte unferer Kammer und der Deputation der 
jenfeitigen Sammer entnommen, daß in denjelben wiederum 
anerfannt wird, daß ſich nicht unweſentliche Vortheile 
aus einer Eifenbahnverbindung von Königswartha über 
bie Landesgrenze nach Hoyerswerda für die Lauſitz er- 
geben würden. Aber ebendbeshalb würde ich den Wunſch 
gehegt Haben, daß die Petition nicht nur zur Kenntniß— 
nahme, fondern zur Erwägung gebradht worben wäre, 
zumal bei der Einjchränfung, welche in dem Deputations: 
berichte jegt dem Worte zur Erwägung gegeben worben 
ift, und zumal nad den Erllärungen im Deputations- 
berichte finanzielle Opfer für das Land Sachſen aus ber 
Erbauung biefer Verbindungebahn nicht entftehen werben, 
ba, wie der Deputation befannt, bie Verhandlungen ba- 
hin gehen, daß nicht die biesjeitige, dafür aber die 
Königl. Preußifche Staattregierung von Hoyerswerda aus 
über die Landesgrenze nah Königswartha herein biefe 
Bahnverbindung hHerftellen wird. Dieſe Verbindungs 
bahn ift im Intereſſe der Landwirthſchaft und Induſtrie 
ber Laufig von allerhöchſtem Werthe. Seitbem die 
preußifche Eiſenbahnlinie Kohlfurth-Falkenberg erbaut 
worben ift, welche nahe an ber ſächſiſchen Grenze hin— 
läuft, ift in der That dem zwiſchen Bautzen und ber 
Landesgrenze gelegenen Theile unſeres Königreichs ein 
unmieberbringliher Schaden entftanden; die Handels— 
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beziehungen, die gewerblichen und Handelsbeziehungen, 
find volllommen verändert worben, von ihrem natür- 
fihen Wege nah den Ortſchaften der ſächſiſchen 
Laufig abgejhnitten und nad ber Görlitzer Gegenb 
geführt worden. Die gejammte Laufig, Ober» und 
Nieberlaufig, erfreute fich bis zu Anfang ber 60er Jahre 
eines gegenfeitigen regen Handelsverlehres, welcher ſich 
von Baußen über Hoyerswerda und Wittichenau nad 
Spremberg und Kottbus zog. Dieſer Verkehr ift mangels 
einer geeigneten Verbindung nunmehr vollkommen zurüd: 
gegangen, unb es fteht nur zu erwarten, daß er ſich 
wieber hebt, wenn eine Verbindung wieder hergeftellt 
und demgemäß bie Eijenbahnverbindung, wie fie in ber 
Betition erbeten wird, ins Leben tritt. E3 wird nun 
im Berichte ber Deputation hervorgehoben, daß Ber: 
handlungen zwijchen beiden betheiligten Königl. Staats: 
regierungen beftehen, um dieje Bahnverbindung ins Leben 
zu rufen; ich nehme davon dankbarſt Alt. Wir willen, 
daß derartige Verhandlungen allerdings jchon öfters ftatt- 
gefunden haben und daß, zum lebhaften Bedauern ber 
betheiligten Ortichaften, bisher manderlei Schwierigkeiten 
fi entgegengeftellt Haben; jetzt aber fcheint, nach ben 
Nachrichten die mir zugegangen find, in der That eine 
Einigung zwifchen ben beiden Staatsregierungen möglich 
zu fein; und ich hoffe von Herzen, daß wenigften® nunmehr 
eine Vereinbarung der beiden betheiligten Staatsregierungen 
zum Abſchluſſe kommen wird, damit die Schwierigkeiten, 
die bisher den Uebergängen über die Grenze gerade in 
der Lauſitz fich entgegenftellten, gehoben werben können 
Ich bitte die Königl. Staatsregierung um wohlwollende 
Behandlung diefer Angelegenheit im Interefje der ganzen 
nördlihen Lauſitz bei ber Vereinbarung, welche mit dem 
Königl. Preußischen Staate vorgenommen werben fol. 


Präfident: Wünſcht nocd jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall. Ich frage die Kammer zu Nr. 34: 
„ob fie allenthalben beitritt“ 
und 
„will diefelbe die Petitionen ber Stäbte 
Baugen und Königswartha um Fortſetzung ber 
Linie Baugen-Königswartha bis nad) Hoyers— 
werba ber Königl. Staatdregierung zur Kennt— 
nißnahme überweijen?” 
Einftimmig. 
Ic bitte den Herrn Berichterftatter fortzufahren. 
Berichterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr: Daklen: 
35. fällt aus, 
36. Rühren, Halteftelle ber Leipzig-Riejaer 
Linie. 
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37. Lachſsſteg, Errichtung einer Perſonenhalte— 
ſtelle der Schandau-Bautzner Linie. 

38. Leipzig, Zentralbahnhof. 

39. Lengenfeld-Eibenſtock. 

40. Zeufersdorf (Urſprung), Güterverkehrs— 
ſtelle, Linie Wüſtenbrand-Höhlteich. 

41. Limbach i. V., Halteftelle, Linie Leipzig⸗Hof. 

42. Limbach⸗Burgſtädt-Clausnitz-Frankenau— 
Mittweida. 

43. Löbau: Bernftabt-Dftrig. 

44, Limbah-PBenig-Langenleuba. 


Präfident: Herr Graf von Schönburg, Erlaucht, 
hat das Wort. 


Graf von Schönburg: Ich möchte doch bie hoch— 
verehrten Herren bitten, bie Petition ber Stabt Limbach, 
Penig und Genofjen einer etwas günftigeren Behandlung 
unterziehen zu wollen. Wenn im Berichte ber Bweiten 
Kammer erwähnt ift, daß in dieſem Lanbestheile in legter 
Beit in erwähnter Richtung vieles geichaffen worben ift, 
jo ift Died wohl weniger. zu gunflen gerade der Stabt 
Penig geichehen. Es find hier verfchiedene Bahnen gebaut 
worben, über deren Nũtzlichleit und Nothwendigfeit man 
gerade in. ber dortigen Gegend ſehr getheilter Meinung 
ift. Aber jedenfalls dürfte z. B. die Kurve von Wlten- 
burg nah Penig jehr empfehlenswerth fein, indem bie 
Bahn von Penig nad) Langenleuba ſich jedenfalls da- 
durch viel beſſer rentiren wird, wenn fie ftatt in Langen: 
leuba in Penig ausmündet und fo einen bedeutenden 
Inbuftriepunkt mit Altenburg verbindet. Ebenſo dürfte 
es von ziemlicher Bebeutung jein, Limbach mit Altenburg 
bireft zu verbinden, inbem dadurch nicht nur die Stäbte 
Limbah, Penig, ferner große Induftrieoxte, Wollenburg, 
und Kaufungen, jondern ber ganze Sohlenbezirt bei 
Höhlteih, Lugau ıc. über Wüftenbrand, Limbach, Penig 
mit Altenburg verbunden würden und nicht ber Verkehr 
auf großen Umwegen ftattzufinden braudite. Ich möchte 
daher darum bitten, bieje Petition der Königl. Staats: 
regierung zur Keuntnißnahme zu überweifen. 


Präfident: Wenn das ein Antrag fein fol, fo bitte 
ich denſelben jchriftlich einzureichen. Ich ftelle einftweilen 
bie Unterftügungsfrage; ich frage, ob ber Antrag genügend 
unterftügt wird? — Ausreichend. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr⸗ Dahlen: 
Meine Herren! Ich möchte Sr. Erlaucht dem Herrn Grafen 
von Schönburg entgeguen, daß es ſich Hier doch wohl 
um feine jo bringliche Verbindung handelt, und ich möchte 
das wiederholen, was ich bereits im Beginn meiner Rebe 


I gejagt Habe, daß es nämlich diesmal ganz bejonbers 
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barauf ankommt, recht vorfichtig die Petitionen zu be— 
handeln und recht mäßig bei der Beurtheilung berjelben 
vorzugehen. Es würde, glaube ich, nicht richtig fein, 
wenn man hier eine Ausnahme machen wollte, es würbe 
Konfequenzen haben, wir müßten dann noch eine Menge 
anderer zur Kenntnißnahme bringen. Ich bitte aljo die 
hohe Kammer, den Antrag des Herrn Grafen Schönburg 
abzulehnen. 

Präfident: Ich ertheile dem Herren Oberbürgermeijter 
Dr. Tröndlin zur Frage des Leipziger Zentralbahnhofes 
das Wort. 


Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. Tröndlin: Meine 
Herren! Ich möchte bei dieſer Gelegenheit doch nicht 
ganz fchweigen, weil es jo ausjehen könnte, als wären 
auch die zumächit Betheiligten mit dem Uebergehen ber 
Betition, die fih auf die Errichtung eines Bentral- 
bahnhofs in Leipzig bezieht, einverftanden. Die An— 
gelegenheit ift ja ſchon früher hier zur Sprache gebracht 
worben, und es ift, das glaube ich annehmen zu bürfen, 
allfeitig anertannt worden, daß die Berhältnifie, die jegt 
beftehen bezüglich der Bahnhöfe in Leipzig, nicht weiter 
fortdauern können, daß e3 im Intereſſe des gefammten 
Landes, nicht etwa bloß unferer Stadt, gelegen ift, dort 
ſchleunigſt Abhülfe zu ſchaffen. Bu biefer Thatjache 
fommt aber als beſonders beachtenswerthes Moment, 
welches ich ber Königl. Staatsregierung gegenüber gel: 
tend machen möchte, der Umftand, daß jet von ber 
preußifchen Staatöregierung, die ja wejentlich betheiligt 
ift an unferen Bahnhofsverhältnifien, in energifchfter 
Weife vorgegangen ift. Es find nicht nur bedeutende 
Arealtänfe mit der Stadt abgejchlofjen worden, jondern 
es find auch von dritten Betheiligten noch große Areals 
erwerbungen ausgeführt worden. Es haben ferner bie 
Pläne bei der Bearbeitung jo greifbare Geftalt ge: 
wonnen, daß man die Ueberzeugung hegen darf, daß, 
wenn von ber Königl. Staatsregierung mit demfelben 
Intereſſe und Wohlwollen für unfer Leipzig in Ber: 
handlung getreten wirb, es gewiß nicht mehr Schwierig: 
feiten machen würde, eine Vereinbarung mit ber Königl. 
preußiſchen Staatöregierung zu treffen, die dem beider: 
feitigen Intereffen genügt, und ic) möchte die Gelegen- 
heit benügen, der Königl. Staatöregierung den dringen 
den Wunjh and Herz zu legen, in biefer Sache zu 
folher Vereinbarung bie Hand reihen zu wollen. 

Präftdent: Das Wort hat der Herr Staatsminifter 
von Watzdorf. 

Staatsminifter von Watzdorf: Wenn der geehrte 
Herr Vorredner erwähnt hat, daß die Königl. Preußische 
Regierung ftarfe Arealanfäufe in Leipzig bewirkt im 
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Intereffe der künftigen Errichtung eines Zentralbahnhofs 
in Leipzig, fo ift das ein Umftand, der ber Königl. 
Staatöregierung vollfommen befannt ift. Daran iſt auch 
nichts Wunderbares, denn es herrſcht ſowohl bei ber 
Königl. Preußiſchen wie auch bei der Sächſiſchen Regie: 
rung der aufrichtige Wunſch, zu einer endlichen Rege— 
lung ber Bahnhofsfrage in Leipzig zu gelangen. Die 
Sade fteht num fo: die diesfeitige Staatsregierung hat 
ihrerjeitö bei ber Königl. Preußiſchen Regierung die 
Frage vor ein paar Jahren von neuem angeregt und 
hat zwei Projekte ausarbeiten laſſen, welche der Königl. 
Preußiſchen Regierung fozufagen zur Wahl vorgelegt 
worden find, um fich darüber zu erflären. Das eine 
Projeft war ein fjogenannter Durchgangsbahnhof, der 
nach der Natur der Sache weiter Hinausgelegt werden 
müßte, dad andere Projekt Hatte einen Zentralbahnhof 
im Auge, welcher ungefähr dahin fommen muß, wo bie 
jebigen Bahnhofsanlagen ſich befinden. Darauf bfieb 
die Königl. Staatsregierung längere Zeit ohne Antwort 
feitens der Königl. Breußifchen Regierung, und als biefe 
Antwort erneut erbeten wurbe, hat fid) die Königl. 
Preußiſche Regierung zunächſt prinzipiell für den Ben: 
tralbahnhof erklärt, dem auch die ſächſiſche Regierung 
ben Vorzug giebt, ſich aber vorbehalten, ein abgeändertes 
Brojett für diefen Zentralbahnhof felbft auszuarbeiten 
und an die ſächſiſche Regierung zu bringen. BDiefes 
Projekt liegt bis zum heutigen Tage ber jächfifchen Re— 
gierung noch nicht vor. 

Bon Schwierigkeiten über die Vereinbarungen zwi- 
hen den beiden Regierungen kann zunächſt gar nicht 
die Nebe fein, denn zu Berhandlungen über Detail: 
fragen, etwa über bie fünftigen gemeinfamen Einrich— 
tungen der Bahnhöfe u. dergf., iſt es noch gar nicht 
gelommen. Ich kann nur verfidhern, daß die Königl. 
Sächſiſche Staatsregierung nicht mur jederzeit bereit ift, 
mit ber Königl. Preußiſchen Regierung weiter zu ver: 
handeln, fondern auch bemüht fein wird, einen günftigen 
Abſchluß der ganzen Angelegenheit, ſoweit fie es ver: 
mag, herbeizuführen. Die Regierung wünſcht nament- 
lich auch im Interefje der Stadt Leipzig einen ſolchen 
Abſchluß dringend; denn fie erfennt das Bedürfniß nad) 
einer Erweiterung und Bereinheitlihung der Bahnhofs: 
anlagen in Leipzig volllommen an. 


Prüäfident: Es begehrt niemand weiter bas Wort. 
— Wir gehen über zur Abftimmung. Wir werben zu: 
nächſt abftimmen über 36, 37, 35, 30, 40, 41, 42, 43. 
„Tritt die Sammer hier allenthalben den Ans 
trägen der Deputation bei?” 
Einftimmig. 
95 
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Ih werde zu Nr. 44 die frage auf den Antrag 
bes Herren Grafen von Schönburg ftellen und bitte die: 
jenigen Herren, die dem Untrage des Herrn Grafen von 
Schönburg beiftimmen, figen zu bleiben und biejenigen, 
die benjelben ablehnen wollen, fich zu erheben. — Der 
Antrag ift abgelehnt. Ich ftelle nunmehr noch die Frage: 


„ob der Antrag der Deputation angenommen 
wird?“ 


Einftimmig. 
Berichterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr⸗Dahlen: 


45. 2ottengrün bez. Theuma- Plauen und 

59. Plauen: Treuen: Eih:Robewifh und Ba: 
rianten. 

46. Lugau, Bahnhofsverbefferungen. 

47. Markneukirchen-Erlbach. 

48. Marienberg: Thum. 

49, Meißen: Rieja: Strehla. 

50. Mügeln-Oſchatz und Oſchatz-Strehla, Um: 
bau in Normalfpurbahn. 

51, Mylau- Greiz. 


Präfident: Ich frage, ob Hierzu jemand das Wort 
begehrt? — Das ift nicht der Fall. Ich frage: 

„ob die Kammer hier den Anträgen der De: 
putation allenthalben beitritt?” 
Einftimmig. 

Zu dem Bahnprojefte 52 bezw. 71 des Deputationg- 
berichtes ift ein Antrag des Herrn Kammerherrn von 
Schönberg eingegangen: 

„die Petition um Erbauung einer Bahn von 
Neuhaufen nach Deutſch-Georgenthal ber Königl. 
Staatsregierung zur Senntnißnahme zu em— 
vfehlen, dagegen die Petitionen um Fortſetzung 
diejer Bahn von Deuiſch-Georgenthal nach der 
Bienenmühle: Moldauer Bahn, fowie, um Er- 
bauung einer Linie Sayda-Neuhauſen ober 
Sayda-Niederjeifenbah auf ſich beruhen zu 
lafjen.” 

Ih habe zunächſt die Unterftügungsfrage zu ftellen. 
— Der Antrag ift hinreihend unterftügt. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr-Dahlen: 
Zu Nr. 52 und 71 ift nachträglich bei der Erften 
Kammer eine Petition eingegangen und zwar von dem 
Tabrikbefiger Hambfe in Neumwernsdorf. Dieſe Petition 
fucht um eine Normaljpurbahn von Neuhaufen bis Neu- 
wernsborf nad und um eine ſchmalſpurige Fortſetzung 
von Neumwernsborf bis an die Linie Freiberg -Moldan. 
Ihre Deputation ift nicht der Anficht, daß diefer Plan 
irgendwie in Frage fommen könnte, denn es würde nad) 
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diefem Projekte eine fchmalfpurige Strede von etwa 
5 km zwiſchen zwei Bollfpurbahnen eingejchoben werben. 
Ihre Deputation bittet Sie deshalb, diefe Petition auf 
fi beruhen zu laſſen. Demgemäß wäre unter C. dem 
Untrage der Deputation noch folgendes hinzuzufügen: 
„C. die neuerdings bei der Erften Kammer eingegangene 
Petition des Fabrikbeſihers Hambke in Neuwernsdorf 
auf ſich beruhen zu Tafjen”. 


Präfident: Ich eröffne die Debatte weiter und er: 
teile nunmehr dem Herrn Antragfteller das Wort. 


Kammerherr von Schönberg: Ich würbe meinen 
Untrag der hohen Kammer erjpart haben, wenn nicht 
ber Herr Oberbürgermeifter von Plauen ausbrüdlich 
fein Bedauern ausgejprochen hätte, daß die Deputation 
ber Petition 52 feine günftigere Zenſur gegeben hat. 
Meine Herren! Ich bin von vornherein ein Gegner ge: 
weſen und Habe bie Gegnerfhaft Hier vertreten gegen 
bie nun wirffich ausgeführte Bahnverbindung von Mulba 
nah Sayda. Das Projekt dieſes Bahnbaues war von 
ber Regierung in ber eigenthümlichften Weife befürwortet 
worben, in einer Weiſe, welche mir in meiner parla= 
mentarijchen Lebenserfahrung nur noch einmal vor: 
gefommen ift, bei ber Bahn Kohlmühle-Hohnftein. Das 
bezügliche Dekret vom 4. Dezember 1893 fagt, indem es 
die Bahn Mulda - Sayda zur Ausführung vorſchlägt: 
Die indbuftrielle Thätigkeit im Gebiete ber Bahnlinie 
Mulda-Sayda ift bis jet nur von verjchwindender 
Bedeutung. Für abfehbare Zeit kann faum mehr als 
bie Dedung ber Betriebsfoften erwartet werben. Dieſe 
Vorausficht der Königl. Staatsregierung hat fich glän- 
zend bewährt. Der Zuſchuß zu ben Betriebskoften hat 
im Jahre 1897 0,37 Prozent und im Jahre 1898 
0,37 Prozent der Anlagefoften betragen. Daraus folgt, 
daß biefe Bahn eine Ausgabe erfordert hat, die wir 
füglic hätten erfparen fünnen. Nun bedt man bebent: 
liche Bahnbauten mit ber Phrafe: In volfswirthichaft: 
licher Beziehung ift es nöthig, daß wir eine ſolche Bahn 
bauen. Wie foll aber dort eine Rente ober in volfs- 
wirthichaftlicher Beziehung irgend ein Nuten heraus: 
wachen? Die Bahn berührt auf ihrer ganzen Linie 
drei Orte: Dorf: Chemnig mit 1240 Einwohnern, weiter 
hinauf Friedebach mit 326 Einwohnern und dann bie 
Zentrale Sayda, welde im Jahre 1895 nicht ganz 
1500 Einwohner zählte Auf der ganzen Linie ift feit 
Erbauung der Bahn etwas nicht gefchehen, was einer 
volfswirthichaftlihen Entwidelung ähnlich jähe Die 
Königl. Staatsregierung hat allerdings in ihren Defrete 
gefagt, man müfje die Bahn bauen, um bie vorhandenen 
Waſſerkräfte auszunuben. Es exiftirt aber bort feine 
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Waſſerktaft außer derjenigen bes Chemnitzbaches. Dieſe 
Waſſerkraft kommt jedoch nur in Frage in der nächſten 
Nähe des Bahnhofs Mulda. Wegen dieſer Waſſerkraft 
brauchte man bie Bahn nicht zu bauen, Sie ift num 
aber gebaut worden und man wirb ferner abzuwarten 
haben, ob fich dort oben vollswirthſchaftlicher Nutzen 
entwideln wird, Sayda liegt über 600 m über dem 
Meere. Sayda liegt auf einem Hochplateau, welches 
nah allen Seiten hin abfällt. Es hat feine Induftrie 
und wird, wie das Megierungsbdelret jagt, auch feine 
Induftrie entwideln. Es ift Sayda auf der Süd: und 
Dftfeite von Privat: und Staatöforften umgeben. Nach 
Weiten und Norben ift das Gelände offen und fahl. 
Es wird dort Aderbau betrieben, aber, wie ih als 
Sandwirth breift behaupte, ohne allen Nutzen. Es ift 
nad) ber jeßigen Lage der Dinge unmöglid), bort eine 
Rente herauszufchlagen — vielleicht ald Wiehweide, das 
bat man aber noch nicht verſucht. Es mag barod 
fingen, aber ih kann mir die Bemerkung nicht verfagen, 
daß, wenn man die auf den Bahnbau verwendeten 
1,600,000 M. ber Einwohnerfchaft geſchenkt Hätte, dann 
hätte jeder Einwohner 1000 M. befommen und würbe 
fi von feinem Orte getrennt und das Land zur Auf: 
forftung überlafjen haben, ein Gefichtspunft, welcher 
ernftlih in Frage zu ziehen ift. Wenigftens weiß ich, 
daß ber an Sayda unmittelbar angrenzende Nachbar 
und Großgrundbefiger, welcher ebenjo wie feine Vor: 
befiger jeit langen Jahren feinen Nutzen aus der Land: 
wirthichaft gezogen hat, 500 Acker zupflanzen ließ und 
ſich feit der Zeit wejentlich befier fteht. 

Nachdem ich jeinerzeit gegen die Ausführung der frag: 
lihen Bahn geſprochen habe und freilich mit nur jechs 
Stimmen in der Minorität geblieben bin, fo erachte id 
es als Konjequenz meiner damaligen Haltung und 
meiner Pfliht ala Mitglied der Ständeverfammlung, 
Front zu machen gegen eine Fortſetzung des damals be- 
gangenen fFehlers. Und beswegen, meine Herren, glaube 
ih, daß wir Hier in der abfälligen Begutachtung ber 
vorliegenden Petition lieber noch einen Schritt weiter 
gehen möchten, als unſere geehrte Deputation empfohlen 
bat. Ich verfenne nicht, daß bie Deputation ſehr vor: 
ſichtig gewefen if. Sie Hat ſich möglichft verffaufufirt 
und gewiffermaßen eine Kenntnignahme zweiter Klaſſe, 
wenn ich mich jo ausdrüden darf, empfohlen. immer: 
hin muß man doc) vorficdhtig fein bei Entſchlüſſen von 
fo mweittragender Bedeutung und muß ſich wohl vor: 
halten, daß man dann, wenn ein Projekt, wenigftens 
nach meiner Weberzeugung, volftändig ohne Ausficht 
auf Gewährung eines vollswirthſchaftlichen Nutzens ift, 
man auch nicht die entferntefte Hoffnung laſſen darf, 
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daß im abſehbarer Zeit ein Bahnprojeft verwirklicht 
werden könne. Ich muß dabei noch darauf Hinweifen, 
dab auch bie Königl. Staatsregierung, abweidhenb von 
ihrer früheren Haltung gegenüber ber Bahnanlage nad) 
Sayda, fi nunmehr in der Hauptjache ablehnend aus- 
geſprochen hat. Es hat, wie ber Bericht fagt, fich die 
Regierung entichieden dagegen erflärt, daß bie Bahn: 
linie Sayda-Neuhaufen zur Erwägung gegeben werbe. 
Aus diefer entjchiedenen Stellung kann man doch aud) 
ableiten, daß bie Königl. Staatäregierung ganz zu— 
frieben fein wird, wenn wir auch von Kenntnißnahme 
abjehen. 

In Erwägung diefer Gründe habe ich geglaubt, 
meinen Antrag ftellen zu müffen, welchen ih Ihrem 
Wohlmwollen empfehle, 


Prüfident: Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer dv. Sahr- Dahlen: 
IH möchte zunächſt feftftellen, daß ein Unterſchied 
zwiſchen dem Deputationsantrage und bem Untrage bes 
Herrn Kammerherrn von Schönberg nur in Bezug auf 
bie Strede Sayda-Neuhaufen beiteht. Herr Kammerherr 
von Schönberg wünſcht, daß dieſe Strede auf ſich be- 
ruhe, während die Deputation diefelbe zur Kenntniß— 
nahme geben will. Herr von Schönberg hat bereits 
jelbft gejagt, daß die Deputation der Kenntnifnahme nur 
eine jehr geringe Bedeutung beimißt. Es ift ja aud) 
ganz Mar, daf, wenn mit Mbgabe zur Erwägung bei 
Eifenbahnpetitionen noch nicht gejagt ift, daß bie be: 
treffende Bahn gebaut werben fol, jondern nur daß 
Erörterungen vorgenommen werben möchten, ba dann 
mit der Kenntnißnahme abjolut noch feine Empfehlung 
verbunden fein fann. 

Die Abgabe zur Kenntnißnahme würde ih nun 
aber in diefem Falle allerdings für jehr erwünſcht 
halten, weil jonft die König. Staatsregierung, die ſich 
übrigens durchaus nicht ganz ablehnend verhalten hat, 
fondern nur gejagt hat, dab fie nicht Abgabe zur Er- 
wägung wünfche, gar feine Anregung haben würde, fich über 
das Projekt irgendwie zu orientiren. Denn Petitionen, 
die auf fi beruhen, kommen überhaupt nidht an Die 
Königl. Staatsregierung. Ich halte es für wünſchenswerth, 
dab die Verhältniffe in der dortigen Gegend unterfucht 
werden. Man wird mit der Leit wahrfcheinlich dazu 
fommen, eine Fortſetzung von Neuhaufen nad; Deutſch— 
Georgenthal zu bauen. Dieſe Bahn dann normalipurig 
bis zur Linie Freiberg- Moldau fortzuführen, ift wegen 
der enormen Koften nicht möglich, eine Heine Schmal- 
ipurbahn von 5 km einzufchieben ift aud nicht 
thunlich, alfo ift der Gedanke doch nicht ganz übel, 
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nad Sayda hinaufzugehen. Die Linie Moldau-Sayda, 
die jet allerdings unrentabel ift, würde vielleicht nach— 
ber zu einer rentablen werden. Ich bitte deshalb Die 
hohe Kammer, den Antrag des Herrn von Schönberg 
abzulehnen und dem Antrage der Deputation beizutreten. 


Präſident: Das Wort hat Herr Oberbürgermeifter 
Dr. Schroeder. 


Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: Meine Herren! Der 
Herr Kammerherr von Schönberg hat fich darauf berufen, 
daß ich derjenige fei, der feinen Antrag veranlaßt Habe. 
Er Hat fi bei der Begründung des Antrages zunächſt 
damit bejchäftigt, daß er Kritik geübt hat an einer be- 
reit3 von den Ständen bewilligten und von ber Re— 
gierung ausgeführten Bahnanlage und ift davon aus- 
gegangen, daß, wenn überhaupt von volfswirthichaftlichen 
Nupen bei Bahnanlagen die Rede wäre, das weiter 
nichts ald Phraje wäre. Ich kann ihm darin durchaus 
nicht folgen. Wenn er auf ber einen Seite jagt, bie 
Bahn Sayda-Mulda rentire nicht, fo ift an und für 
fi zuzugeben, daß fie in den erften beiden Jahren 
ihres Betriebes noch nicht rentirt und einen geringen 
Zuſchuß erfordert. Aber man kann doc unmöglich von 
einer derartigen Bahn erwarten, daß fie jofort diejenigen 
Früchte zeitigt, bie damals bei der Bewilligung der 
Bahn voransgejegt und erwartet worden find. Man 
wird zweifellos einen längeren Zeitraum abwarten müffen, 
ehe man das abfällige Urtheil, das vorhin ber Herr 
Kammerherr von Schönberg ausgeſprochen hat, fällen 
darf. Im übrigen haben die Ausführungen des Herrn 
Berichterftatter mich der Entgegnung theilweife überhoben. 
Der Herr Berichterftatter hat bereit3 ausgeführt, daß, 
nachdem beide Kammern mit großer Mehrheit fih auf 
ben Standpunft der Regierung geftellt Haben, daß bie 
Mulda:Saydaer Bahn baumwürbig ift, fih daraus bie 
Nothwendigkeit ergiebt, eine Fortſetzung und einen An— 
ſchluß zu fuchen. Es ift im Berichte der Zweiten Kammer 
ausdrüdlich hervorgehoben, daß es berechtigt ift, einer 
jpäteren Verbindung näher zu treten, daß die Verbindung 
mit ber Bezirksſtadt Freiberg, der billigere Kohlenbezug 
insbefonbere, dafür ſprechen und daß eine ſolche Ver— 
bindung auf das wirthichaftliche Gedeihen des betreffenden 
Zanbestheiles einen günftigen Einfluß ausüben müffe. 
Hiernad) bitte ich den Ausführungen des Herrn Kammer: 
herrn von Schönberg nicht Folge zu geben, wenigstens 
dem Vorſchlage der Deputation beitreten zu wollen und 
fo der Königl. Staatsregierung Veranlafjung zu geben, 
auch ihrerſeits Kenntniß zu nehmen von der Petition 
und die Gründe und Thatjachen ihrerjeits fejtzuftellen, 
ob es fih um eine bauwürdige Linie handelt, nachdem 
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bie Linie Mulda-Sayda gebaut ift; ich bitte, jedenfalls 
nicht in ber Weiſe abfällig zu urtheilen, wie das feitens 
des Herrn Antragftellers geſchehen ift. 


Prüfident: Wünjcht noch jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall. Ich jchließe die Debatte und werde 
zunächſt abftimmen laſſen über bie Petitionen unter 
Nr. 45 und 59 und jodann über Nr. 46, 47, 48, 49, 50 
und 51. Ich frage die Kammer: 


„ob fie hier allenthalben mit der Deputation 
ftimmt?“ 
Einftimmig. 

Zu Nr. 52 werde ich zumächft über den Antrag 
Schönberg abftimmen lafjen. Ich bitte diejenigen Herren, 
die denjelben annehmen wollen, figen zu bleiben und 
diejenigen, die ihn ablehnen wollen, ſich zu erheben. — 
Er ijt mit großer Majorität abgelehnt. Ich ftelle nun- 
mehr die pofitive frage auf den Antrag der Deputation. — 

„Nr. 52 und TI A und B ift angenommen." — 
und endlich zu C, 


„die neuerdings bei der erften Kammer ein: 
gegangene Petition C. Hambfe auf ji be- 
ruben zu lajjen?“ 

Gleichfalls ift der Deputationsantrag angenommen. 


Ih bitte nunmehr den Herrn Berichterſtatter fort- 
zufahren. 


Berichterftatter Rammerherr Sahrer v. Sahr-Bahlen: 


53. Neulehn, Halteftelle, 

54. Niederzwönig, Halteftelle nad Bebarf. 

55. Ortmannsborf-Oberzihoden-Höhlteidh. 

56. Petkau, Halteftelle. 

57. Pirk- Hof. 

58. Birk bez. Roßbach-Poſſeck-Feilitzſch. 

59. Plauen-Treuen:Robewijc.(Jit bereitserledigt.) 

60. Ponitz, Güterverfehrsftelle. 

61. Fällt aus, 

62, Rabenau dur Deljathal nah Dippoldis— 
walbe. 

65. Radeberg: Großröhrsborf, Korrettion. 

64. Reick-Hänichen-Poſſendorf-Kreiſcha-Dip— 
poldiswalde-Landesgrenze. 

65. Reipenhain, Anſchluß an das Preßnigthal. 

66. Neipenhain-Sapung. 

67. Rübenau-Dlbernhau. 

68. Rübenau-Zöblitz. 

69, Riefa-Großenhain:Königsbrüd:-Kamenz- 
Radibor. 


70. Ruppertögrün, Halteftelle, 

71. Iſt bereits erledigt. 

12. Shmiebeberg:Böbelthal-Hermsdorf: Rebe: 
felb. 

73. Shmilfa, Halteſtelle. 

74, Shmölln-Burlau-Demip. 


Prüfident: Ich frage die Kammer: 


„ob diejelbe den Anträgen der Deputation, 

bie eben von dem Herrn Berichterftatter vor: 

getragen find, allenthalben beiſtimmt?“ 
Einftimmig: 

Berichterftatter Rammerherr Sahrer v. Eahr:Dahlen: 
Zu Nr. 75, Shweinigthalbahn, ift neuerdings bei der 
Erften Kammer eine Petition eingegangen und zwar von 
einem Komitee in Deutfch:Einfiedel. Dasfelbe bittet 
um Fortführung der Bahn bis Deutſch-Einſiedel. Die 
Deputation hat fi mit der Königl. Staatsregierung 
darüber ins Vernehmen geſetzt. Lebtere iſt damit ein- 
verftanden, daß die Petition zur Kenntnißnahme gegeben 
werbe und zwar zur Kenntnißnahme in dem Sinne, wie 
ihn die Deputation im Eingange des Berichtes feftgelegt 
hat. Es würbe bemnad der Untrag der Deputation 
lauten zu 75, Shweinigthalbahn, „die Petitionen um 
Erbauung einer Thalbahn von Olbernhau-Neubaufener 
Strede ab bis Deutfch-Neudorf der Königl. Staats: 
regierung zur Erwägung zu überweifen und die neuer: 
dings bei der Erften Sammer eingegangene Petition um 
Fortführung der Bahn bis Deutſch-Einſiedel der Königl. 
Staatsregierung zur Kenntnißnahme zu übermweijen“. 


Präfident: Dafern niemand das Wort begehrt, — 
frage ih die Kammer: 


„ob fie dem Antrage der Deputation beitritt?" 
Einftimmig. 
Berichterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr-Dahlen: 


76. Seeligſtadt, Haltepunkt. 

77. Singwitz, Errichtung einer Güterverkehrs— 
ſtelle. 

78. Sohland-Wehrsdorf-Steinigtwolmsdorf— 
Neuſtadt bez. Dresden. 

79. Fällt aus. 

80. Uhyſt, Halteſtelle. 

81. Volkmarsdorf-Leipzig, Halteſtelle. 

82. Weigsdorf-Hirſchfelde. 

83. Weipert-Bärenſtein-Wolkenſtein. 

84. Wildenfels-Wieſenburg bez Reinsdorf— 
Zwickau und Varianten. 
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55. Wilde Weißerigthalbahn. 

36. Wilkau-Kirchberg, Umbau in Normaljpur. 
87. Wilsbruff-Gorbig-Cotta-Dresben. 

88. Wurzen: Eilenburg. 


Präfident: Das Wort Hat der Herr Dr. von 
Wächter. 


Rittergutsbeſiher Dr, vom Wüchter: Ich möchte 
die hohe Staatsregierung bitten, dieſe Kenntnißnahme 
doch eine recht wohlwollende fein zu laſſen in ber Be— 
ziehung, daß die Bahnlinie Wurzen - Eilenburg ſobald 
als irgend möglich in Angriff genommen werde. Es ift 
mir zwar wohlbefannt, daß zur Imangriffnahme und 
Fertigftellung diefer Bahnlinie ein Staatövertrag mit 
der preußifchen Staatsregierung abgejchloffen werben 
muß und daß möglicherweife durch dieſen Abſchluß eine 
etwas unliebfame Verzögerung eintreten fann. Es hat 
aber die gefammte Induftrie Wurzens große Hoffnungen 
auf die baldige FFertigftellung dieſer Bahnlinie gefept 
und erhofft von biefer einen Neuaufihwung zu nehmen. 
Für die Landwirthſchaft in unferem Bezirke hat dieſe 
Bahnlinie nie, wenn, wie anzunehmen fein bürfte, biefe 
Bahn in möglichft direkter Linie von Eilenburg nad 
Wurzen geführt wird, allerdings fehr wenig Nutzen, 
ebenfo auch für die neuerdings im Norben des Bezirks 
an unferer Sanbesgrenze im Aufblühen befindliche 
Pilafterfteininduftrie. 

Diefe, fowie die Ortichaften, welche im Norden 
unferes Bezirfes an der Landesgrenze liegen, hoffen 
immer noch vergeblich auf eine Verbindung mit unferem 
Könige, Sächſiſchen Staatseifenbahnnege, ſei es durch 
Dampf, fei es burd Elektrizität, und dieſe Verbindung wird 
auch durch dieje projeftirte Bahn nicht hergeftellt werben, 
ba fie vorausfichtlid in zu weiter Entfernung von den 
Steinbrüchen vorbeiführen wird und wahrſcheinlich mehr 
für einen Durchgangsverkehr von Glauchau, Chemnitz und 
Wurzen nad den nörblichen Theilen Deutfchlands ins 
Auge gefaßt werden wird und demzufolge die möglichft 
gerade Linie von Wurzen nad Eilenburg verfolgen 
bürfte. 

Ih bitte aber nochmals die Königl. Staats: 
regierung, es im Intereſſe der Induſtrie der Stadt 
Wurzen im Auge zu behalten, biefe Bahnlinie fo 
bald wie möglih in Angriff und Fertigſtellung zu 
nehmen, 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer v. Sahr-Dahlen: 
89. Zſchopauthalbahn. 
Präfident: Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed! 


Oberbürgermeifter Dr, Bed: Meine Herren! Wenn 
ic) zu der weit vorgerüdten Stunde es noch wage, ein 
kurzes Wort zu Nr. 89 zu ſprechen, jo bitte ich bas 
freundlihft mit dem unglüdlihen Anfangsbuchftaben 
meiner langjährigen Klientin, der Zihopauthalbahn, zu 
entjchuldigen. Ich Halte mich aber für verpflichtet, 
einen Wunſch auszuſprechen, und zwar nicht nur im 
Interefje ber Hier betheiligten Gegenden, fondern auch 
im allgemeinen Staatsinterefje, indem ich zunächſt der 
Königl. Staatsregierung meinen Dank dafür ausſpreche, 
daß fie für die langerjehnte Bahn nunmehr in biejer 
Yinanzperiode generelle Vorarbeiten machen laſſen will. 

Mein Wunſch und meine Bitte gehen hierbei darauf 
hin, die von ben Herren Abgeorbneten ber in Frage 
fommenden Bezirte in der Aweiten Sammer aus— 
geſprochenen Wünjche einer gütigen Würdigung unter: 
ziehen zu wollen und bei ben Vorarbeiten nicht bloß 
darauf Rüdficht zu nehmen, daß bie Zichopauthalbahn 
ausſchließlich ala Imbuftriebahn gebaut, ſondern auch 
für ben Perjonenverfehr nutzbar gemacht werbe. 

Es beftimmt mich zu diefer Bitte auf Grund meiner 
perjönlihen Erfahrungen und meiner Kenntniß der 
Gegend insbeſondere die Erwägung, daß erftens einmal 
eine ſolche Perſonenbahn im Interefie der Verbindung 
ber überaus aufblühenden und nod) jehr entwidelungs- 
fähigen Stadt» und Landgemeinden bes Zichopauthales 
liegt, daß zweitens für den Aufſchluß des in feinen 
großen landſchaftlichen Schönheiten noch lange nicht ge: 
nügend gewürdigten Bichopauthales die Verbindung mit 
anderen Bahnen das richtige ift, und daß jchliehlich, 
wenn lebteres geſchieht, auch die Mentabilität ber 
Bahn noch mehr gehoben wird, ein Umſtand, ber 
nad) meinem Dafürhalten doch ſehr beachtlich er- 
ſcheint. 

Wenn das Sprichwort: „Was lange währt, wird 
gut“ auch bier ſich bewährt, jo hoffe ich, da dieſe 
langerjehnte und langbegehrte Bahnverbindung in 
einem die berührten Landestheile zufrieden ftellenden 
Projefte dem nächſten Landtage vorgelegt werben wird. 


Präfident: Herr Staatsminifter von Wahdorf! 


Staatöminifter don Watzdorf: Dem Herrn Vor: 
rebner möchte ich doch ein paar Worte erwidern. Die 
Trage der Zſchopauthalbahn ift früher nah allen 
Richtungen Hin fehr reiflich erwogen worden, aber man 
ftieß dabei immer auf große Schwierigkeiten, die in ben 
dortigen Zerrainverhältniffen liegen. Man Hat eine 
normaljpurige Bahn ins Auge gefaßt, die das ganze 
Zſchopauthal durdlaufen follte. Aber die normalfpurige 
Bahn kann nicht den fcharfen Krümmungen folgen, die 
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die Zſchopau vielfah macht Es müßte alfo eine große 
Reihe von Durchtunnelungen herbeigeführt werden, um 
bieje fcharfen Kurven abzufchneiden. Sie würde babei 
nicht die induftriellen Etabliffements berühren, wenigftens 
einen großen Theil derjelben nit. Sie würbe aljo 
höchſtens dann einen Zwed haben, wenn — was nicht 
ber Fall ift — es fih um eine nothwendige Durch— 
gangsbahn handelte. Der bortigen Induſtrie würde 
damit nicht geholfen. 

Dagegen würde eine Schmaljpurbahn, die gleichfalls 
mit in Frage fam, fi den Krümmungen der Zſchopau 
wohl anſchließen fünnen. Sie hat aber wieder den 
großen Nadjtheil, daß eine außerordentlich lange Strede 
im Berhältniffe zur Luftlinie ausgebaut werben müßte, 
und daß infolge deſſen die Sache aud) bei dem Betriebe 
fehr theuer würde. Deshalb ift man darauf zugefommen, 
ben induftriellen Etablifjements, die im Zſchopauthale 
liegen und für bie eine Bahnverbindung allerdings jehr 
wünfchenswerth erjcheint, dadurch zu helfen, daß man 
ihnen mit den an beiden Seiten oberhalb der Thalwände 
hinführenden Bahnlinien Verbindung ſchafft. Jetzt ift 
man auf ben Perfonenverfehr im Zichopauthale unter 
diejen Umjtänden gar nicht zugelommen, fondern es 
handelt ſich zunächſt nur darum, ben induftriellen Be: 
bürfniffen zu entſprechen. 

Daß es außerordentlich fchwierig fein wird und 
namentlih auch außerorbentlih Loftjpielig, wenn man 
aud) einmal darauf zufommen wollte, wirklich durch das 
ganze Zſchopauthal Hindurd einen Perfonenverkehr eins 
zurichten, das, meine Herren, werben Sie ſich nad) dem, 
was ich Ihnen von ber Geftaltung der Verhältniffe eben 
gejagt Habe, leicht vergegenwärtigen können. 

Ih kann alfo nicht in Ausſicht ftellen, daß bie 
Staatöregierung in nächſter Zeit auf eine Perſonen— 
beförderung auf diefer Bahn zufommen wird. 


Präfident: Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed! 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Ich würde nicht ges 
wagt haben, dieſe Bitte auszufprechen, wenn nicht bie 
Königl. Staatsregierung jeinerzeit bei Einbringung 
der Vorlage „Waldheim » Kriebethal” diefe Bahn aus» 
drüdlih „ala Anfang einer Zſchopauthalbahn“ bezeichnet 
hätte, woraus doch gefolgert werden mußte, baf es ſo— 
wohl techniſch, als auch in anderer Beziehung möglich 
ift, eine Bahn, wie ich fie gefennzeichnet habe, zu bauen, 
ohne dabei fisfalifche Intereffen zu ſchädigen. Ich Hätte 
aljo gemeint, daß das, was damals möglich war, ſchon 
um beswillen jebt noch durchführbar ift, um die zahl- 
reichen, noch nicht gehobenen Wafjerfräfte im Zſchopau— 
thale nugbar zu machen, was mit der Erſchließung bes 
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gegenwärtigen Gebiete durch die geplante Induſtrie— 
bahn allerdings nicht genügend erreicht wirb. 


Präfident: Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Kammerherr Eahrer v. Sahr- Dahlen: 
Ich möchte ausbrüdlich fonftatiren, daß der Antrag ber 
Deputation lediglich auf eine Induftriebahn im Zſchopau— 
thale Hingeht. Dies ergiebt fi aus den Worten „im 
Sinne bed Deputationsberihts ber Zweiten Kammer”. 
Es ift allerdings früher einmal von der Königl. Staats- 
regierung ber Ausdrud gebraudjt worden: „ald Anfang 
einer Zſchopauthalbahn“. Es ift dies aber ſchon fehr 
lange her, und bereit# auf dem vorigen Landtage ift 
nur von einer Induftriebahn im Zſchopauthale die 
Rede gewejen; auch auf dem vorigen Landtage ift nur 
eine Induftriebahn im Zichopauthale zur Erwägung 
gegeben worben. 


Präfident: Da niemand das Wort begehrt, — ſchließe 
ih die Debatte. Ich bitte den Herrn Berichterftatter 
fortzufahren. 

Berichterftatter Rammerherr Sahrer v. Sahr- Dahlen: 

9%, Zwidau:Planipf. 

Präfident: Es wünſcht hier niemand das Wort. — 

IH frage nunmehr die Kammer: 

„ob fie die Deputationsanträge, die feit der 
legten Abftimmung vorgetragen worden find, 
allenthalben annimmt?“ 

Einftimmig. 

Damit ift diefer Gegenftand erledigt. 

Meine Herren! Wir gehen über zu dem „Antrag 
zum mündlichen Berichte über den Untrag bes 
Herrn Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. ©. 
Beutler und Genoſſen, die Planung und Ber: 
anjhlagungvon Staat#bauten betreffend.” (Drud: 
ſache Nr. 197.) 

Ic ertheile zunächſt dem Herrn Untragjteller ‚das 
Wort zur Begründung. 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a, D. Beutler: 
Meine geehrten Herren! Der jetzt zur Verhandlung 
ftehende Untrag, ber Ihnen gedrudt zugegangen iſt, 
follte eigentlih bei Gelegenheit der Berathung eines 
Nacpoftulates, bie wir ja im diesjährigen Budget 
mehrfach auftreten fjehen, zur Verhandlung kommen. 
Er hätte auch um beswillen bahin vielleicht bejier 
gepaßt, weil er ſich darauf ftüßt, daß ſolche Nach— 
poftulate möglihft vermieden werden jollen, Nach— 
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poftulate, welde hervorgegangen und entjtanden 
find dadurch, daß die urfprünglichen Forderungen nicht 
jpeziell und genau veranjhlagt waren, Wir haben 
aber unterlafien, diefen Antrag gelegentlich einzubringen 
und zur Verhandlung zu ftellen um beswillen, weil 
diefe Nachpoftulate, wenn fie an uns zur Verhandlung 
fommen, bereit3 in ber Zweiten Kammer verabſchiedet 
worben find, dieſer Antrag aber noch, wenn er an— 
genommen wird, zum Beitritt an die Zweite Kammer 
zu gelangen haben wird. Der Antrag ift deshalb auch 
als ein befonderer auf die Tagesordnung gefommen und 
hat vielleicht eine Wichtigkeit erlangt, bie ihm an ſich 
gar nicht zufommt, um fo weniger, als er eigentlich 
nur etwas Selbftverftändliches verlangt und etwas, was 
auch in früherer Zeit von der Königl. Staatsregierung 
im wefentlichen beobadjtet worben if. Wenn, abgejehen 
von ben fogenannten zweiten und britten Raten, im 
biesjährigen außerorbentlihen Budget in nicht weniger 
als elf verfchiebenen Titeln Nachforderungen enthalten 
find, nämlich bei Tit. 52, 53, 58, 59, 62, 71, 75, 78, 
85, 91 und 103 im Gejammtbetrage von 9,424,600 M., 
jo wirb man mir zugeben, daß bies eine jehr bedeutende 
Summe ift, und baf die Fälle jehr zahlreich genannt 
werben fünnen, in benen Nachverwilligungen geforbert 
werben. Man wird auch wohl die Frage aufweifen, 
ob eine derartige Finanzgebahrung nothwendig ober 
zwedmäßig ift, oder ob fie micht vielleicht gewiffe Ge: 
fahren für die ftabile Verwaltung der Finanzen in ſich 
birgt. Zunächſt geftatten Sie mir thatſächlich hervor: 
zubeben, daß in ben fünf Etatperioden ber Jahre 
1890 bis 1899 nur fehr wenige Nacdpoftulate 
im Budget — ich ſpreche immer vom aufßerordentlichen 
Budget, wenn ich ed Budget nenne — vorfommen; e3 
fommen allerdings auch bort verftedte Nachforderungen 
in den fogenannten zweiten und britten Raten vor, im 
ganzen aber berechnen fich auf Grund ziemlich genauer 
forgfältiger Prüfung ber gefammten Erläuterungen und 
Budgetziffern der letzten vergangenen zehn Jahre bie 
Nahpoftulate innerhalb biejer Zeit auf 5,249,600 in 
zehn Jahren gegenüber 9,424,600 im biesmaligen Budget 
auf zwei Jahre. Intereſſant ift auch noch, wie ſich die 
5%, Millionen rund auf die zehn Jahre vertheilen. Ich 
bitte mir zu geftatten, noch folgendes darüber anzuführen. 
Im Jahre 1890/91 werden nur zwei Nahpoftulate im 
Budget angeführt, im Gejammtbetrage von 198,500 M., 
für das Etatjahr 1892/95 kommt gar fein Nachpoſtulat 
vor; im Etat für bie Etatperiode 1894/95 kommen bei 
Tit. 16 und 45 zwei dergleichen vor, im Gefammtbetrage 
von 878,000 M., im außerorbentlihen Budget 1896/97 
fommen drei Nachforderungen vor im Gefammtbetrage 
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von 470,000 M, im außerorbentlichen Etat für 1893,99 
find es beren fieben, bei Tit.2, 14, 21, 33, 34, 37, 65 
im Betrage von 3,703,100 M. Sie ſehen alio eine 
ziemlich deutlich bemerkbare Steigerung dieſer Nach— 
poftulate, immerhin aber find fie verhältnigmäßig gering, 
wenn man fie vergleicht mit ben Nachpoftulaten des dies— 
jährigen Bubdget3 von rund 9, Millionen; dieſe 9', 
Millionen beziehen ſich allenthafben auf ſolche Forderungen 
ber früheren Etatperioden, bie lediglich bafirten auf 
generellen Beranfchlagungen und Projekten, theilweife waren 
biefe Koftenforberungen nur als Schätungen bezeichnet. 
Die Gefammtjumme der betreffenden urfprüngfichen 
Poftulate beläuft ſich auf 22,928,100 M., fo daß die rund 
%/, Millionen ungefähr eine Ueberjchreitung oder eine 
nachträgliche Forderung von 41 Prozent der urfprüng- 
lichen Summe ausmachen. Diefes gewaltige Anwachſen 
ber Nachforderungen führt naturgemäß zu dem Gefühle 
einer gewiſſen Unficherbeit darüber, ob die Koften, bie 
für eine Sadhe im Budget verlangt worden find, that 
fählih auch zur Ausführung und Durchführung des 
Projeft3 ausreichen und zu der Sorge, daß man fi im 
Unffaren darüber befindet, ob mit den verwilligten 
Summen thatfächlich auszjufommen fein wirb ober nicht; 
denn, meine Herren, e3 ift ja Mar, da ein Nachpoſtulat, 
wenn es fich darauf ftüßt, daß eine frühere Forderung 
zu gering bemeffen war, in einem Beitpunfte, wo der 
Bau bereit3 begounen, vielleicht zum größten Theile be- 
endet ift, faum mehr abgelehnt werben fann, und es er: 
hellt daraus, meine Herren, daß, wenn biejes Verfahren 
zur Negel werben follte, infoweit wenigjtens das Be— 
willigungsredht der Stände alterirt und theilweife auf: 
gehoben werben würbe. Ich will dies an einem beſonders 
draftifchen Beifpiele nachweiſen. Meine Herren! Im 
vorigen Etat wurde auf Grund genereller Planung und 
Beranfhlagung für das ftaatliche Fernheiz und Licht 
wert als SKoftenbetrag die Summe von 1,760,000 M. 
bezeichnet und davon 1,000,000 M. bewilligt. Nach dem 
Königl. Dekrete Nr. 35 des biesmaligen Etats ftellt ſich 
auf Grund des nunmehr ausgearbeiteten fpeziellen Plans 
und Koftenvoranihlags die Gefammtjumme dieſes Werks 
auf 2,992,000 M., rund 3,000,000 M., netto TO Prozent 
höher als die urfprünglich geſchätzte, auf Grund genereller 
Planung und Beranfhlagung den Ständen zur Be: 
willigung vorgelegte Summe. Ich weiß nun nicht, ob 
bie Stände die jetzt num ſich berechnende Summe be: 
willigt haben würden, wenn fie vollftändig res integra 
hätten, d. h. wenn nicht inzwiſchen auf Grund ber gene: 
rellen Veranſchlagung der Bau zum größten Theile voll- 
endet worben wäre. Gegenwärtig liegt es auf ber Hand, 
daß gar feine Möglichkeit ift, an der Summe irgend 
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welchen Abftric zu machen oder bad Werk ganz zu be: 
anftanden. Ich glaube, daß dieſes eine Beifpiel ſchon 
genügt, um die Behauptung zu erhärten, daß durch 
dieſes Verfahren das Bewilligungsrecht ber Stände nad) 
Befinden beeinträchtigt erfcheint. Trotz dieſer ernften 
Bedenken würben wir uns aber nicht entichloffen haben, 
den gegenwärtig Ihnen vorliegenden Antrag an bie hobe 
Ständefammer zu ftellen, wenn nicht aus dem ganzen 
Budget noch etwas anderes fich ergäbe, ein anberes 
Moment, welches andere und weitere Befürchtungen in 
Bezug auf die Finanzgebahrung. den Antragftellern nahe 
fegt; es find nämlich in diefem laufenden Etat bei nicht 
weniger als 23 Titeln, ih will fie, damit fie nad: 
fontrolirt werden können, ziffermäßig aufführen, nämlich 
bei Tit. 1 bis 3, 5, 6, 9, 10, 12, 25 bis 27, 40 bis 43, 
46, 54, 55, 60, 65, 74, 99 und 100, wiederum Forde⸗ 
rungen im Gefammtbetrage von 24,277,000M. auf Grund 
genereller Planung und Beranjhlagung, beziehentlic nur 
Schätzung eingeftellt und gefordert worden; und ich meine, 
e3 leuchtet ohne weiteres ein, daß bie Befürdtung ge 
begt werden fann, und zwar gehegt werden fann auf 
Grund thatjächlicher Umftände, daß wir im nächſten 
außerorbdentlichen Budget annähernd wiederum 10,000,000, 
alfo wieder ungefähr fo viel Prozent, wie in biefem 
Jahre Nachpoftulate in Bezug auf foldhe Forderungen 
und Etatpofitionen eingeftellt befommen, welche diesmal 
nur auf Grund genereller Planung und Veranſchlagung 
poftulirt werben. Es wirb nun zweifellos — das er: 
warte id — dem in dem Untrage niebergelegten Wunſche 
gegenüber eingehalten werden, daß vieles, was dringlich 
erfcheint, in Bezug auf befjen Ausführung man nicht 
gerne noch zwei Jahre warten möchte, doch nicht erft 
ſpeziell veranfchlagt werben und ben Ständen zur Be: 
willigung auf Grund ber fpeziellen Planung und Ber: 
anſchlagung vorgelegt werben fönnte, weil eben bie 
Dringlichkeit zweifellos beftehe. Es wird auch weiter 
eingehalten werben können, daß bie Verkehrsverhältniſſe 
im Eiſenbahnbaue fid) rapid umgeftalten, ſodaß man 
unter feinen Umftänden mit dem Anfange einer Arbeit 
warten könne, bis es möglich jei, nad) Maßgabe der 
vorhandenen Kräfte diefe Planung und Beranfchlagung 
herbeizuführen und bie Bewilligung der Stände ein: 
zuholen, welche ja doch bloß alle zwei Jahre zuſammen— 
fommen. Ich glaube aber, daß, joweit wirklich ein Be— 
dürfniß dazu vorliegt, daß ein größeres Bauwerk, ins- 
befondere Eifenbahnumbauten und Erweiterungsbauten 
begonnen werden, ohne daß man fi) vorher ein ganz 
Hares Bild darüber zu machen vermag, was gebaut 
werden foll und wie viel es koſtet; daß, um dieſes Be- 
dürfniß zu erfüllen, die im Antrage enthaltene Ein: 
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ſchränkung genügt, d.h., daß man auch in Zukunft ſolche 
generelle Planungen und Beranfchlagungen pajfiren 
laffen wird, wo mit einer Verzögerung des Bau- 
beginns um zwei - Jahre erheblihe Nachtheile ober 
Gefahren für den Staat verbunden find. Ich barf 
ferner noch darauf hinweifen, daß für etwas, was ins 
befondere Ueberſchreitungen von Forderungen verurfacht, 
nämlich für den Ankauf von Areal die Königl. Staats: 
regierung nunmehr einen ſehr erheblichen Blankokredit 
im biesjäßrigen Budget bewilligt befommen bat ober 
noch befommen wirb, nämlid 5", Millionen in Tit. 30 
bes auferorbentlihen Etats. Die Regel aber, meine 
Herren, und meines Erachtens die Regel, von welcher 
nur in ber größten Noth abgewichen werben foll, muß 
wohl meines Erachtens — und ich glaube ba, die Ans 
ficht des hohen Haufes zum Ausdrude zu bringen — 
bie fein, daß bei allen Staatsbauten zunächſt einmal bie 
Königl. Staatsregierung fih völlig Mare Mafe darüber 
madt, was gebaut werben fol, wie es ausgeführt 
werben foll und wieviel Koften erforberlich find, ehe bie 
Borlagen an bie Stände kommen; benn ich kann mir 
nicht gut denfen, wie fie fonft in ber Regel bie Ber: 
antwortung dafür zu übernehmen geneigt ift, daß große 
Summen bewilligt werben, bevor fie jelbft weiß, wie das 
Bauwerk eigentlich ausſehen wird. Diefe Regel ift 
übrigens fo felbftverftänblich und ift auch in früheren 
Etatsperioben regelmäßig gehandhabt worben, daß ich 
mir erlauben barf, im biefer Beziehung noch einige 
biftorifche Daten zu geben. Es kommen beifpielsweife 
im außerorbentlichen Etat für 1888/89 allgemeine ober 
generelle Planungen ober Schäßungen überhaupt nicht 
vor. Im Etat 1890/91 Haben berartige generelle 
Planungen und Beranfhlagungen nur bei zwei Titeln 
ftattgefunden, im Jahre 1892/93 wiederum bei feinem 
Titel, 1894/95 erfcheint diefe Art der Einftellung ſchon 
bei acht Titeln, 1896/97 nur bei brei Titeln, 1898/99 
fomint dieſe Art ber Einſchähung bereits bei ungefähr 
einem Dutzend Titeln vor und im gegenwärtigen Etat 
bei genau 23. 

Für die Zukunft — für die Vergangenheit wirb 
fi natürlich nichts mehr thun laffen — aber für die 
Zukunft wird man biefe generellen Planungen und Ver: 
anfchlagungen gewiß auch dann nur mit großer Vorſicht 
genehmigen unb paffiren laffen können, wenn auf eine 
gewiffe Dringlichkeit Bezug genommen if. Denn, meine 
Herren, auch ſolche bringlice Vorlagen find hänfig 
zunächſt mur dem erften Anfcheine nach bringlich, bei 
genauerer Durchſicht und im fpäteren Berlanfe ber 
thatſächlichen Erfahrungen ftellen fie fi gar nicht als 
fo dringlidh Heraus, daß nicht boch wenigſtens jo lange 
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hätte gewartet werben können, bis mit ben vorhandenen 
Kräften eine genaue Veranfhlagung und Planung er: 
folgen fonnte. Auch Hier erlaube ich mir ein beſonders 
braftifches Beifpiel anzuführen. Im außerorbentlichen 
Etat des Jahres 1894/95 wurden für bas Königl. 
PVolizeigebäude hier 2,9 Millionen M. und zwar, wie 
es im Berichte der Zweiten Kammer Heißt, auf Grund 
fogenannter Skizzen geforbert. Auf bie Frage, ob ber 
Bau fi nicht noch einige Jahre, minbeftens bis zur 
nächſten Etatperiode, binausfchieben ließe — es findet 
fih dies im Berichte der Zweiten Kammer, Druckſache 
Nr. 107, S. 32 — wurde erflärt, daß unter feinen 
Umftänden eine Berfhiebung thunlich fei, ſondern daß 
das Gebäude in hohem Maße dringlih fei und 
umgehend damit begonnen werben möcht. Mb: 
gejehen davon, baf meiner Anfiht nad bei einer 
nochmaligen Prüfung der Pläne und bes Anſchlags 
vieleicht jowohl im Intereſſe ber Staatskaſſe, als 
fiher nicht zum Nachtheile des äußeren Anfehens dieſes 
Gebäudes fi einige Ornamente, jo will ih fie einmal 
nennen, baran hätten jparen laſſen, vieleicht auch bie 
Thurmaufbauten, jo könnte jedenfalls eine Beeinträchtigung 
des Staatsbienfies wie eine Schädigung desſelben aus 
der Verzögerung nicht erwachſen fein, benn, wie Gie 
wiffen, ift das Gebäude heute, nachdem es bereits feit 
mehr als zwei Jahren fertiggeftellt ift, noch nicht benupt. 
Gewiß trägt die Schuld daran nicht das Königl. Mini- 
fterium des Innern, fondern lediglich der Umftand, daß 
es ben Technilern erft während des Baues eingefallen 
ift, an Stelle der geplanten Dampfheizung in biefem 
Gebäude den Anſchluß desfelben an das geplante und feit 
1899 nun erft in Angriff genommene Bentralheizwert 
vorzunehmen. Sie fehen aber daraus, meine Herren, daß 
man, wenn man bie Sadje noch etwas langjamer, be: 
bächtiger und vorfichtiger behandelt Hätte, man mindeſtens 
die Zinſen der großen Baufumme von 2,900,000 M. 
auf zwei Jahre, das find praeter propter 100,000 M. 
feicht hätte erfparen können. 

Es wird wahrſcheinlich zur Nechtfertigung bed be: 
anftandeten Verfahrens auf den Mangel an Technilern 
bingewiefen werben und gewiß, da verfennen die Kammern 
und bie Antragfteller nicht, daß ein folder Mangel be: 
fteht, und daß diefer Mangel bie genaue Beranfhlagung und 
Planung zeitweilig erheblich erſchwert. — ber, meine 
Herren, nur foweit der Antrag felbft eine Ausnahme 
fanktionirt, wenn ich fo fagen darf, foll diefer Mangel an 
Technikern in Zukunft auch bie Einbringung und Vorlegung 
genereller Planungen und Veranſchlagungen rechtfertigen, 
denn ich glaube beftiimmt, die meiften der Herren ftimmen 
mit mir darin überein, daß es beffer ift, man wartet 
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mit ſolchen Planungen, die man mit ben vorhandenen 
Kräften nit ausführen kann, wenn fie nicht uns 
bedingt dringlich und geboten find, als daß man Sachen 
vorlegt, die doch noch einer weiteren Bearbeitung bebürfen, 
beziehentlih wenn fich bei diefer fpeziellen Bearbeitung 
heraugftellt, daß fie nad) Befinden ganz anders angefaßt 
werben müßten und vor allen Dingen, daß fie mit den 
in Ausfiht genommenen Koftenanfchlägen nicht zur Aus» 
führung zu bringen find. 

Meine Herren! Ich glaube weiter, daß vielleicht aus 
der Hohen Kammer heraus ein Einwand des Inhalts 
fommt, ber ganze Antrag fei ja nicht nöthig geweien, man 
brauche ja nur in der Finanzdeputation, aus deren Mitte 
heraus ber ganze Antrag haupifählih entftanben ift, 
einfach diejenigen Forderungen ber Staatsregierung, 
welche ſich auf generelle Beranfchlagungen und Pläne 
ftügen, bei denen man fürchtet, nicht mit den Koſten aus- 
zukommen, abzulehnen, dann wäre erreicht, was wir be— 
abfihtigen. Auch das würde felbftverftändfic ein formell 
gangbarer Weg fein, aber ich Hoffe auch hier, daß das 
hohe Haus mir zuftimmen wird, daß es nicht richtig fein 
würde, in dieſer Weife zu verfahren und zwar um des— 
willen nicht, weil, wenn man fo verführe, ſehr leicht 
wichtige materielle Intereffen des Landes gejchäbigt 
werben könnten um beswillen, weil bie Königl. Staats: 
regierung in biefer Richtung den Willen der Stänbe bisher 
noch nicht gefannt hat. Und Hier komme ich auf einen 
Buntt, wo ich es gewiflermaßen dem hohen Haufe vor- 
halten muß, daß es bisher folde Bewilligungen aus: 
gejprochen Hat. Es würbe daher faum räthlich jein, 
plöglih, ohne da der Wille der Stänbelammer zum 
Vorſchein kommt, die Bewilligungen zu verfagen, bie auf 
Grund genereller Beranfhlagungen und Pläne vorgelegt 
find. Deshalb erftredt fich unfer Untrag auch nur auf 
die Zukunft, und wir bitten und hoffen, daß bie Königl. 
Staatsregierung geneigt ift, demſelben ftattzugeben. Zum 
Schluffe bitte ich noch das hohe Haus, dem Antrage feine 
Zuftimmung zu ertheilen. 


Prüfident: Das Wort at ber Herr Staatsminifter 
von Wahborf. 


Staatsminifter von Watzdorf: Meine Herren! Der 
Antrag, der zur Diskuffion vorliegt, bezieht ſich in ber 
Hauptſache auf Eifenbahnbauten und Ausführungen an 
unferen Staatsbahnen. Ich habe, als ich denſelben las, 
allerdings vorausgefegt, daß eigentlich lediglich ſolche 
Bauten in Frage fommen würden und habe mit einigem 
Erftaunen gehört, daß ber geehrte Herr Vorredner 
gerade das Fernheizwerk als Beiſpiel für unerwünſchte 
Nachpoftulate angezogen hat. Meine Herren! Ich Tann 
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bier über das Fernheizwerk nicht ſprechen, weil das— 
felbe ja erft noch zur Berathung gelangen wird, muß 
aber doch kurz bemerfen, daß an ben erheblichen Mehr: 
aufwendungen, die für das Fernheizwerk nöthig werben, 
vor allen Bingen die Hohen Kammern ſelbſt ſchuld 
find, Denn diefelben Haben uns bie allerbetaifirteften 
Vorfchriften gemacht über bie Art und Weife, wie wir 
vorzugehen haben folten. Dieſe Vorſchriften haben aber 
nicht bloß einen großen Zeitverluft zur folge gehabt, 
ber uns in eine Periode der weſentlichſten Vertheuerung 
von Material- und Lohnpreifen gebracht Hat, ſondern 
fie haben auch bedeutend koftipieligere Ausführungen 
bedingt, die einen wejentlichen Untheil an dem Mehr: 
aufwande, ber leider nothwendig geworben ift, zur 
Folge Haben mußten. Ich gehe aber auf dieſe Trage 
hier nicht näher ein, fondern beichäftige mich mit Ihrem 
Antrage. 

SH muß den Wunſch, der von ber Hohen Kammer 
auögefprochen wird, an ſich als einen volllommen be: 
greiflichen unb berechtigten anerfennen. Die Regierung 
bat auch, jo oft man während biefer Landtagsjeifion in 
beiden Kammern auf biefen Punkt zu fprechen ge: 
fommen ift, fi in biefem Sinne ausgejprocdhen, Bevor 
ich aber auf die Stellung eingebe, welche die Staats: 
regierung zu dem Antrage in der vorliegenden Faſſung 
einnimmt, möchte ic) mir doch geftatten, einige allgemeine 
Bemerkungen vorauszufhiden, welche wohl bie vor: 
gefommenen erheblichen Weberfchreitungen und Nach— 
poftulate im wefentlihen zu erflären geeignet fein 
dürften. Meine Herren! Im diefer Etatsperiobe ift es 
zweifellos ein mehr zufälliges Zufammentreffen einer 
ganzen Reihe von ungünftigen Umftänden, welde bieje 
Nachpoſtulate verurfacht Haben. Ich muß in diefer Be: 
ziehung im erfter Linie nennen bas ganz außergewöhn- 
fiche, alſo auch nicht in dieſem Maßftabe vorauszujehende 
rapide Anfchwellen unferes Verkehrs, welches ganz plöß: 
lich erheblich gefteigerte Anforderungen an bie Betriebs» 


einrichtungen geftellt Hat. Die Befeitigung diefer hervor: 


getretenen Bebürfniffe Hat fi aber um fo braftifcher 
geltend gemacht, als, wie ja wohl auch im hohen 
Haufe allgemein anerfannt wird, gerade in ben dem An» 
ſchwellen bes Verlehres vorhergegangenen Jahren bei ber 
Ausftattung unferer Verkehrseinrichtungen eine etwas 
zu weit gehende Sparjamkeit gewaltet hat. Die Folge 
ift davon wieber gewejen, daß bie nothwenbigen Er: 
feihterungen und Verbeſſerungen mit beſonders großer 
Beichleunigung durchgeführt werben mußten, wenn nicht 
empfindliche Stodungen und Gefahren für ben Betrieb 
eintreten follten. Meine Herren! Aber die ſomit ge: 
botene Eile bei ber Bearbeitung der Pläne und Koften- 


anſchläge hat leider auch, wie nicht zu verfennen ift, in 
manden Fällen auf Koften ber Grünblichkeit gehen 
müſſen. Die für eine gründliche Durchführung der pro- 
jeftirten Arbeiten erforberlichen technischen Kräfte haben 
und eben nicht immer zur Berfügung geftanden. Nun 
hat aber berjelbe Grund ber fehlenden techniſchen Kräfte 
auch wieber andrerfeit3 dahin gewirkt, daß eben die er: 
wünſchte jchleunige Ausführung aud nicht durchführbar 
war und ba dann wieder während der unerwünjchten 
längeren Dauer ber Durhführung diefer Arbeiten fich 
auch die gleichzeitig eintretende Steigerung der Material: 
preije und Lohnpreife bejonders ungünftig geltend ge— 
macht hat. Meine Herren! Solche Steigerungen der 
Moterialpreife und der Löhne, wie wir fie in den letzten 
Jahren gehabt haben, die fünnen bei Voranfchlägen un- 
möglih in NRüdficht gezogen werben. Man würde ja 
bann bei den Voranfchlägen auf Summen kommen, die 
‚von Haufe aus gar nicht zu rechtfertigen wären. Denn 
man fann ja nie beftimmt wiſſen, ob eine Steigerung 
der Materialpreije und Löhne überhaupt eintreten wirb 
ober ob diejelben nicht gar im Laufe des Jahres eine 
abjteigende Tendenz annehmen werden. Nun fommt ja 
dazu, daß während ber Ausführung folder Bauten bie 
Betrieböverwaltung immer noch in dad Gebränge kommt, 
ba mitten drin ber Verkehr wieber fteigt und immer 
neue Anforderungen geftellt werben, welche die vorher 
gefaßten Planungen als unzureichend erweijen. Es fommt 
auch nod) ein Moment in Frage. Bei ber Steigerung 
des nationalen Wohlftandes und bei dem Steigen bes 
Werthes des Grund und Bodens namentlich in ber Nähe 
ber großen Stäbte Haben fih die Summen, bie für den 
Grunderwerb eingeftellt waren, in ber Regel als un: 
zureichend erwiejen, und zwar hauptſächlich dann, wenn 
eine Einigung mit den Eigenthümern bes Grund unb 
Bodens nicht zuftande fam und infolge befjen der Expro— 
priationsweg befcritten wurde. Dann, meine Herren, 
bat man die Erfahrung machen müffen, daß in ber Negel 
von den Berwaltungsbehörben jehr viel höhere Preife 
geforbert worden find, als wir ind Auge gefaßt hatten. 
— Id) mache damit feineswegs ben Berwaltungsbehörben 
einen Borwurf. Sie ftehen unter bemfelben Drude, wie 
auch die Eifenbahnbehörben. Die Verwaltungsbehörben 
mußten auch wieder berüdfichtigen, daß in kurzer Zeit 
die Verlehrsverhältniſſe fich verändern, infolge deſſen alfo 
Straßen, die in gewiffer Breite projeftirt waren, Brüden- 
übergänge, Unter: oder Ueberführungen der Bahn, breiter 
veranlagt werben mußten, als von ben Eiſenbahnbeamten 
projeftirt war, Da ift e8 doch nicht zu verwunbern, 
ba bie Preife für die Ausführungen ſich weſentlich 
höher ftellten, als fie von Haufe aus veranfchlagt waren. 
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Dazugelommen find auch gerabe in den legten Jahren 
neue vom Reiche vorgefchriebene Sicherheitseinrichtungen, 
die ung erhebliche Mehrkoften verurfacht haben. Auch 
find in den neuen Rechnungsvorſchriften gewiſſe Ber: 
waltungstoften in entjprechender Höhe mit in die Bau: 
rechnungen eingeftellt worden. Auch das Hat auf die 
Bauten, die vor biefer Einrichtung veranjchlagt waren, 
einen vertheuernden Einfluß gehabt. 

Das find, meine Herren, die hauptſächlichſten Mo: 
mente, die nad) der Anficht ber Staatsregierung zu— 
ſammengewirkt haben zu bem ungünftigen Erfolge, daß 
eine jo große Zahl von Nadjpoftulaten in ben diesmaligen 
außerorbentlihen Etat, joweit Eifenbahnbauten dabei in 
Frage kommen, eingeftellt worben find. Nun, meine 
Herren, die Staatsregierung erfennt volljtändig an, ba 
die Durchführung des vorliegenden Antrages in zahl: 
reichen Fällen einen gangbaren Weg bieten Tann, um 
fünftig erhebliche Ueberfchreitungen der bewilligten Bau: 
gelder thunlichſt Hintanzuhalten, aber ich möchte doch 
davor warnen, fich allzuviel Hoffnungen davon zu machen. 
Ich möchte den ſchon in Ihrem Antrage enthaltenen Be- 
ſchränkungen doc noch einiges weitere hinzufügen. 

Undurchführbar wird der Antrag immer dann fein, 
und zwar der Natur der Sache nad, wenn die Aus— 
führung von auferordentlih umfänglihen Eijenbahn: 
bauten in frage fommt. Meine Herren! Eifenbahn: 
bauten, wie diejenigen der Dresdner Bahnhofsbauten 
3. B. ober diejenigen, die wir jeßt in Chemnitz durch: 
führen, ober diejenigen, die wir in Leipzig in vielleicht 
nicht ferner Zeit durchführen werben, laſſen fi abjolut 
nicht im voraus fpeziell veranfchlagen. Ich möchte Sie 
fragen, ob Sie glauben, daß ed möglich gewejen wäre, 
vor acht bis zehn Jahren einen jpeziellen Anſchlag aufzu: 
ftellen für ben Bahnhof, ber gegenwärtig in Dresden: 
Neuftadt in der Errichtung begriffen ift. Ich glaube, 
e3 würde ba niemals irgend ein Anſchlag nur entfernt zu: 
treffend fein fünnen. Im Laufe der Jahre ändern fich eben 
alle einſchlagenden Verhältniffe, und bei ſolchen umfang- 
reihen Eifenbahnbauten werden wir body nie anders 
können, als biejelben auf eine längere Reihe von Jahren 
zu vertheilen. Meine Herren! Bei ben Dresbner 
Bahnhofsbauten — das weiß der Herr Oberbürgermeifter 
jelbft am beften — find nicht weniger als drei Rezeſſe 
mit der Stabt nothwendig geworben. Da Hat fi jo 
vieles geändert, daß man abfolut mit fpeziellen Bor: 
anfchlägen gar nichts hätte ausrichten fünnen. 

Ih muß nun freilich auch noch weiter hinzufügen, 
daß bie ausnahmsloſe Durhführbarkeit des Untrages 
doch auch, abgefehen von ſolchen größeren Bauten, frag: 
lich erjcheint, fo lange der durch benjelben bedingte 
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Mebrbebarf an techniſchen Kräften jo wenig gededt ift, 
wie jet. Der Herr Vorredner fagte, man fünne bie 
Bauten bo, jo lange feine Kräfte da find, um bie 
fpeziellen Voranſchläge auszuarbeiten, aufjhieben. Das 
wird, meine Herren, auch nicht in allen Fällen möglich 
fein, und ich muß boch betonen, daß, wenn man eben 
von Haus aus für alle dieje Sachen jpezielle Vor: 
anfchläge aufftellt, jebenfall® ein bebeutender Mehr: 
aufwand an Arbeit herbeigeführt werden muß. Es wird 
natürlicherweife viele Arbeit doppelt gemacht werben 
müfjen, benn fie wirb dann boppelt gemacht werben 
müffen, wenn die früher aufgeftellten jpeziellen Vor: 
anjchläge bei ber Ausführung nicht mehr zutreffen und 
von neuem gemacht werden müffen. 

Ih möchte die Aufmerkfamkeit der hohen Kammer 
auch noch auf einen weiteren Punkt lenken, und das 
ift ber, daß man doch nicht gar zu weit gehen folle in 
der bebingungslofen Verurtheilung von Ueberfchreitungen 
von Anſchlägen. Man möchte nicht gar zu ftreng jebe 
Anſchlagsüberſchreitung für etwas abſolut Unzuläffiges 
erflären, denn das würde fehr oft auch zum Schaben 
ber Sache gereichen. Es ift gar nicht zu vermeiden, 
daß fich während der Ausführung von Bahnerweite: 
rungen und Verbefjerungen neue Momente herausftellen, 
die es zwedmäßig erfcheinen lafjen, an den Plänen etwas 
zu verändern, zu vergrößern ober zu erweitern, und wenn 
das unterbleiben foll mit Nüdficht darauf, daß bie be 
willigten Mittel nicht Hinreichen, jo thut man der Sache 
Schaden. Man führt dann in vielen fällen thatjächlich 
etwas aus, befien Unvolllommenheit fich im voraus ab- 
jehen läßt; man nimmt aber die Unvollkommenheit doc 
in Kauf, lediglich um eine Ueberjchreitung zu vermeiden, 
und man wird dann in wenigen Jahren genöthigt fein, 
die Erweiterungen, die zwedmäßig früher mit ben Bauten 
ausgeführt werden konnten, jeparat auszuführen mit 
wejentlich Höheren Koften. Ich jage das nicht etwa, um 
Ueberfchreitungen im allgemeinen das Wort zu reden, aber 
es bat eben alles fein Maß und Biel, und ich glaube, wenn 
man abfolut jede Ueberfchreitung firengftens unterbinden 
will, daß man damit zu weit gehen fann im Intereſſe 
bes Staates jelbft. 

Meine Herren! Eine folche außerordentliche Strenge 
in ber Durchführung des Grundjages, daß abjolut feine 
Ueberfchreitungen vorfommen dürfen, hat noch einen an- 
beren nachtheiligen Einfluß, daß der Veranſchlagende, 
wenn er unter jo ftrengen Geboten fteht, um fich ober 
alle Bebürfniffe auf alle Fälle zu beden, zu einer höheren 
Veranſchlagung zu greifen leicht gemeigt jein wirb, ala 
unbedingt nothwendig iſt. Er wird fidh jagen, ich will 
lieber hier einige taufend Mark zuſetzen, es könnte bie 
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Sache fo oder jo kommen, dann langt es nicht, dann habe 
ih die Vorwürfe der Ueberfchreitung. Alfo die Bauenden 
werben geneigt fein, mehr zu fordern, als fie forbern 
würden, wenn fie einer weniger firengen Beurtheilung 
entgegenjehen. Wenn aber einmal, meine Herren, die 
Baufumme bewilligt ift und fie ftellt ſich hinterher als zu 
hoch heraus, jo ift es zwar natürlich Pflicht des Bauenden, 
den Ueberjchuß zu erfparen. Sie werben mir aber zugeben, 
daß für jeden, ber im diefer Lage ift, dann die Verſuchung 
fehr groß ift, den Meft der Baufumme ganz ober theil- 
weife noch im Imterefje bes Bauobjeftes zu verwenden. 
Er jagt fid, wir haben das einmal und warum follen 
wir das nicht verwenden, um die Sache noch beſſer zu 
machen. Das ift hier die Gefahr. 

Meine Herren! Das find bie Momente, die ich 
wenigftens zur Sprade gebracht haben wollte gegenüber 
Ihrem Antrage. Ich erfläre ausbrüdlich, daß die Stants- 
regierung an die Durchführung Ihres Antrages, foweit 
er ben Beitritt ber jenfeitigen Kammer erfahren wirb, 
mit beftem Willen gehen wird und daß fie bereit ift, fo: 
weit es ihr irgend thunlich erjcheint, die Hand zu bieten, 
damit künftig dem Antrage in Bezug auf die Borlegung 
von fpeziell bearbeiteten Koftenanfchlägen nad) allen Ric) 
tungen bin entfprochen wirb. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Verichterftatter 
Kammerherr Freiherr von Find. 


BVerichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Der Antrag Beutler und Genoffen, der mir ſpeziell ſehr 
ſympathiſch ift, da ich öfter Gelegenheit gehabt Habe, 
dahingehende Hoffnungen und Wünſche auszuſprechen bei 
der Berichterftattung über namhafte Nachpoftulate in der 
Seffion, Tiegt gedrudt vor und ift von dem Herrn Ober: 
bürgermeifter ausführlich begründet worden. Ich habe 
als Berichterftatter nach meiner Anficht das, was ich zu 
bemerfen habe, auf die Beantwortung von zwei fragen 
zu konzentriren, nämlich: „Weshalb ift der Antrag ein- 
gebracht worden?” und „Wozu, aus welchem Grunde?” 
Der Herr Oberbürgermeifter hat ſchon ausführlich bar- 
gethan wegen der namhaften und außerorbentlichen Ueber— 
ſchreitungen, welche in diefem Etatjahre fpeziell für Eifen- 
bahnbauten und Erweiterungsbauten gemacht worben find, 
Er Hat Ihnen Summen angeführt, und aud ih als 
Eijenbahnberichterftatter habe mir einige Heine Zufammen: 
ftellungen gemacht, aus benen ich mir geftatte, folgendes 
zu bemerken. Zit. 52, Königsbrüd-Schwepnig ift ein 
Nachpoſtulat von 282,900 M. gefordert. Das find 21 
Prozent. Der Grund dafür ift die verbefferte und er: 
weiterte Ausführung ber Anlage, mithin ift der Bauplan 
zu eng gefaßt geweſen. Tit 53, Hilbersdorf Leber: 
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ſchreitung: 4,744,100 M., das find 46 Prozent, abge 
fehen von den Mehrkoften für Erpropriation und Areal: 
erwerb wie Material und Löhne. Es wirb angeführt, 
daß nicht vorhergejehene ungünftige Gründungsverhältnifie 
ſich gezeigt, daß eine Vermehrung der Gleisanlagen 
nöthig gewejen wäre und daß ferner drei Verwaltungs: 
und Dienftgebäube hinzugetreten find. Das. alles find 
Momente, die doch auf einen nicht vollftändig ausgereiften 
Plan Hinzubeuten find. it. 58, Hobenftein: Ernftthal, 
fteht ein Nachpoftulat von 462,000 M., das find 32 
Prozent. Da wird gejagt, daß die als nothwendig er 
kannten ergänzenden Herftellungen wejentli zu den Er: 
höhungen der Koften beigetragen Hätten. Auch hier ift 
wohl der urfprüngliche Plan zu kurz bemefjen gewejen. 
Fit. 59, Bahnhof Wüſtenbrand werden mehr 181,400 M. 
gefordert, das find 14 Prozent für die Erweiterung ber 
Gleisanlagen. Auch da ift das urfprüngliche Projekt 
ſicher nicht weitfichtig genug gewefen. Bei Tit. 62, 
Bwönig-Scheibenberg, ein Nachpoſtulat von 946,000 M,, 
alfo 22 Prozent. Als Erweiterung ber Planungen infolge 
Einführung einer neuen Linie bei Tit. 71, Schwarzenberg- 
Bwidau ein Nachpoftulat von 755,000 M., das find 
33 Progent. Auch Hier ift mit Recht anzunehmen, daß 
der urfprünglihe Plan zu eng bemefjen geweſen iſt. 
Ferner Tit. 75, Bahnhof Auerbad) ein Nachpoftulat von 
332,200 M., das find über 400 Prozent, einfach zurüd- 
zuführen auf bie Erweiterung des urjprünglichen Planes 
refpeltive ber Pläne, die eben abjolut verlaffen und neu 
ausgeführt worden find. 

76. Reichenbach, Weberichreitung von 217,150 M., 
das ift 22 Prozent. Da wird gejagt, daß man vor 
der Bauausführung die Anficht gewonnen hätte, daf bie 
geplante Länge der Ueberholungsgleife unzureichend fei 
und daher ein neuer Plan aufgeftellt werben mußte. Ich 
glaube behaupten zu dürfen, daß ber erfle Plan nicht 
ganz genügend ausgereift war. 

Bei 80, Planen, ift eine Leberfchreitung von 255,400 M,, 
alfo 26 Prozent. Erweiterung bes Projefte® warb bei 
der fpeziellen Planung nothwendig. Immerhin find aber 
noch die Dienftgebände, bie jchließlih bei dem er: 
wähnten Bau ausgeführt worben find, vorher ſchon zu 
bemeflen möglich geweſen. 

85. SJohanngeorgenftadt, Ueberfchreitung von 
382,000 M., das ift 95 Prozent. Es wirb jogar in 
den Erläuterungen ausbrüdlich bemerkt, daß das Projekt 
zu knapp bemefjen geweien ift. Ich glaube, daß die 
Wiünfhe, die die verfchiedenen Verwaltungen nachher 
ausgeſprochen haben, vorher hätten berüdfichtigt werben 
fönnen, ehe man auf bie Idee ber Umwandlung in einen 
Grenzbahnhof zugefommen wäre, klimatiſche Nüd- 


513 


fihten, die zu nehmen waren, und bie dadurch in der 
Praxis ausgeführt worden find, daß man zwei Dienſt— 
wohngebäube für die Beamten angelegt hat, ich glaube, 
daß diefe klimatiſchen Rüdjichten vorher ſchon maßgebend 
fein mußten, bei den erften Plänen des Bahnhofes. 

91. Werdau, Ueberjchreitung von 900,000 M., das 
ift 62 Prozent, wegen Vergrößerung der Anlage und 
des gejtiegenen Verkehres. 

Endlich 103, Radebeul, Ueberſchreitung von 
300,000 M,, das ift 61 Prozent. Die Planung ift voll⸗ 
ftändig verändert worben mit wejentlich veränderten Un: 
lagen. — Selbftverftändlih, meine Herren, werben 
Ueberfchreitungen nie ausbleiben und ich glaube, wenn 
fie in gewiffen Grenzen, etwa bis 10 Prozent bleiben, 
alfo fie mehr oder weniger den erhöhten Löhnen und 
höheren Materialpreifen zuzuſchieben find, fie anftands: 
108 paffiren müffen. Sie haben aber gejehen, in welchem 
Umfange und in welcher Höhe die Ueberfchreitungen im 
diesjährigen außerordentlihen Etat bei Eijenbahn- 
erweiterungsbauten zu verzeichnen gewejen find. Wo— 
durch entjtehen num folche Ueberfchreitungen? Ich glaube, 
verfchiedene Faktoren. wirfen da mit. Ich jehe davon 
ab, dab in einzelnen Fällen die Planung nicht ganz 
genügend, vielleicht jogar mangelhaft gewejen ift, daß 
der damit Beauftragte der fpeziellen Aufgabe vielleicht 
nicht gewachjen gemwejen if. Weiter ift es wohl un: 
bedingt öfter zu fonftatiren, daß die Pläne und An: 
ſchläge überhaftet eingefordert, aufgeftellt und angefertigt 
find, und daß man fie den Ständen eingereicht hat, 
ohne fie noch einmal fuperrevidiren zu lafjen in Beziehung 
auf den Betrieb, in Bezug auf die Finanzen, in Bezug 
auf die technifche Ausführung. Ferner glaube ih, daß 
vielfach die Veranfhlagung von Haus aus zu billig 
gewejen ift jeitens der unteren Dienftftellen, um das 
Projeft mundgereht zu machen und in ber Voraus: 
ſetzung, daß man das jpäter nachholen könnte. Weiter 
glaube ich, daß die Projekte nicht immer weitfichtig ge: 
nug gewejen find, Man hat das Bebürfniß bes Mo— 
mentes ins Auge gefaßt und nicht auf bie rapid wachſen— 
den Bebürfnifje des Verfehres, des ſich mächtig ſteigern— 
den Berlehres Nüdfiht genommen; endlich aber glaube 
id) darin den Schwerpunft zu finden, daß bei Aus- 
arbeitung der generellen Pläne und Umarbeitung ber: 
felben in jvezielle wie bei der Ausführung eben voll: 
ftändige Aenderungen jtattgefunden haben. Da find 
nun neue Jdeen aufgetaucht, neue Pläne und neue Auf: 
gaben erwachſen; dadurch find natürlich neue Koſten 
entftanden, man hat oft Verträge und Abſchlüſſe ändern 
müffen. Daraus find die Mehrfoften entftanden, man 
hat neue Abſchlüſſe dann zu wejentlich erhöhten Preijen 
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abſchließen müſſen. Aus alledem, was ich eben bemerkt 
habe, und jpeziell in ber Vertauſchung, Verſchiebung 
möchte ich jagen, eine® urfprünglichen Planes, der durch 
die gemadten Erfahrungen bei ber Spezialbearbeitung, 
beim Beginne ber Ausarbeitung weſentlich mobifizirt 
worden ift, find dieſe Meberjchreitungen zum “heile 
entftanden. Es ift der urfprünglihe Plan zwar 
geblieben; das Schiff hat diejelbe Flagge behalten, aber 
total andere Ladung befommen, eine weſentlich ſchwerere, 
und infolge defjen ift auch, um faufmännisch zu fprechen, 
das Verluft: und Gemwinnfonto bes Rheders mwejentlich 
anders geworben. Ich möchte nun mir die Bemerkung 
erlauben, ob es bei ſolchen wejentlich veränderten Pro: 
jeften nicht vielleicht richtiger gewejen wäre, das alte 
Projeft ganz fallen zu laſſen und ein neues vorzulegen, 
zu warten und, wie e8 jeht gefchehen ift, die Einholung 
der ſtändiſchen Idemnität nicht eben zu einer ftehenben 
Ufance werden zu lafien um num ähnliche Ueber: 
ſchreitungen für die Aufunft in ſolcher Höhe zu ver: 
meiden und zu erreichen, dab nur ausgereifte ſpezielle 
Voranſchläge und fuperrevidirte Pläne und Anjchläge 
den Ständen vorgelegt werden und auch zu erreichen, 
daß man mit den poftulirten Summen auskommt. Ich 
glaube, mit diefem ift ſchon die Antwort auf die zweite 
Frage gegeben, nämlich: zu welchem Zwede, wozu ijt 
der Antrag Beutler und Genofjen eingebracht worden ? 
Man wirb mir entgegnen, das geht nicht, man fann 
nicht warten, ber Verkehr ftellt gebieterifche Anforderungen, 
diefe müfjen befriedigt werden; man wird ſich darauf 
berufen, die Sicherheit ift gefährbet und es wird ſich 
niemand finden, der die Verantwortung dafür übernimmt. 
Das Mingt ſehr ſchön, das find fogar große Worte; ich 
behaupte aber, daß, wenn ein fräftiges „Quos ego“ — 
von oberfter Stelle erfolgt, vielfach biefe Worte einfach 
verhallen werben. Ich möchte mir dagegen erlauben 
anzuführen, warum geht e8 denn ohne bedeutende Ueber: 
fchreitungen bei Korporationen und Stiftungen, die dem 
überwadhenden Staate unterftellt find, und wo der Staat 
nicht die geringfte Ueberfchreitung geftattet ohne vorherige 
Erlaubniß jeitens des Tontrolirenden behördlichen Or— 
ganes; warum gebt e8 bei den Großftäbten des Landes, 
Dresden, Leipzig, Chemnitz, Zmwidau? Speziell bort 
fommen meines Wijiens Ueberjchreitungen in diefer Weiſe 
gar nicht vor, und kennen die Stabtverordneten ſolche 
generelle Anſchläge überhaupt nit. Man verlangt 
ipezielle, und ich bezweifle, ob den verehrten Stabt- 
oberhäuptern, die wir die Ehre haben, zu unjeren Mit: 
gliedern zu zählen, das für voll ausgehen würde, wenn 
wiederholt fie mit ähnlichen Ueberfchreitungen von 24 bis 
400 Prozent fommen würden. Warum joll es nun im 


ſächſiſchen Eiſenbahnbaue nicht gehen? Ich glaube, wenn 
ein ernfter Wille da ift, jo findet fih aud ein Weg 
und der ernfte Wille braucht bloß bethätigt zu werben 
durch eine gewiſſe Feſtigkeit, ich ſage Feſtigkeit ber beiden 
fonfurrirenden Inftanzen, in erfler Linie bes Finanz: 
minifteriums unb in zweiter Linie ber Stände. Dem 
Finanzminifterium und dem Herrn Finanzminifter möchte 
ich zurufen: Landgraf, werbe hart! Landgraf, werde Hart 
gegen die zum Theil unberechtigten Forderungen bes 
Publikums, gegen die zu weitgehenden Wünſche bes 
Lofalpatriotigmus mander Abgeordneten, Landgraf, 
werde hart gegen den Eifer ber unteren Stellen unb 
gegen die Ibeen und Pläne bes eigenen Reſſorts. Für 
das zweite aber auch bie Feſtigleit der Stände, und id 
glaube, das wird erreicht, wenn die Stände kurzweg 
erflären, wir nehmen generelle Anſchläge nicht mehr an 
und wir verlangen in Zukunft minbeftens fuperrevibirte, 
die nach allen Richtungen Hin einer zweiten Prüfung 
unterworfen find. Um das lehtere zu erreichen, fcheint 
der Antrag Beutler und Genoffen ſehr geeignet. Ich 
fann daher nur bitten, die hohe Kammer möchte ben: 
jelben einftimmig annehmen. 


Präfident: Herr Mitberichterftatter Domherr von 
Trützſchler! 


Mitberichterſtatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Meine Herren! Ich halte mich der Auf: 
gabe ala Mitberichterftatter eigentlich ziemlich überhoben. 
Wir haben nicht nur den Herrn Untragfteller gehört, 
wir haben auch darauf jofort die Erklärung der Königl. 
Staatöregierung erhalten und infolge deſſen ift bie Situation 
eine andere, als wenn die Berichterftatter die Aufgabe 
haben, einen Antrag vorher bejonders zu begründen. Ich 
geftatte mir daher, die Bemerkungen, die ich machen will, 
mehr ald Ermwiderung auf die Erklärung bes Herrn 
Staatsminifters zu geben als bejondere Begründung für 
ben Antrag. Ich will Hierbei vorausſchicken, daß ich die 
vom Herrn StaatSminifter ganz beſonders bervorgehobenen 
Schwierigkeiten für die fyinanzverwaltung gerabe in Bezug 
auf die Hauptjählih in Frage kommenden Eifenbahn- 
bauten nicht verfenne, daß ich recht gut begreifen kann, 
wie fchwierig es für die Finanzverwaltung werben muß, 
namentlich bei einer ſolchen Entwidelung, wie wir fie in 
ben legten Jahren erlebt haben, den Bebürfniffen bes 
Berfehrs, der Betriebsficherheit gerecht zu werden, und 
auf der anderen Seite wieder das Bewilligungsrecht und 
das Budgetrecht der Kammern genügend zu berücfichtigen. 

Diefes vorausgeſchickt, glaube ich trogdem, daß ber 
Antrag doc wohl in der Hauptſache vollftändig begründet 
ift. Ich verftehe das, um das auch wieder gleich vorweg: 


zunehmen, nicht dahin, daß er an und für fich ben Zweck 
verfolgen fol, Nachpoftufate unter allen Fällen zu ver: 
hindern und ben Fall von Nachpoftulaten, ich will einmal 
jagen, in ber Hauptfache vollftändig zu befeitigen. Ich 
verftehe ihn mehr dahin, daß diejenigen Nachpoftulate, 
welche hauptſächlich daraus entftehen, daß vorher nicht 
eine ganz fpezielle Planung und ganz fpezielle Feſtſetzung 
ber betreffenden Ausführungen erfolgt ift, möglichft ver- 
mieben werben follen. Denn e3 ift natürlich, daß, wenn 
auch ein vollftändiger fpezieller Anſchlag vorliegt und 
in biefem fpeziellen Anſchlage gewifle VBorausjegungen, 
wie die Koften für Erwerbung von Grund und Boben 
ober für die Löhne, fich durch augenblidliche Erfcheinungen 
im wirthfchaftlichen Leben hinterbrein fich nicht bewahr: 
heiten, die Regierung entfchieben berechtigt ift, derartige 
Nacpoftulate zu ftellen, und daß biefe auch unbedingt 
unter allen Berhältnifjen bewilligt werben müſſen. Alſo 
ich verftehe ben Antrag hauptſächlich dahin, ba er be- 
abfichtigt, dieſe generellen Beranfhlagungen und Planungen 
möglichft von vornherein zu vermeiden. 


Nun gebe ich aud auf ber anderen Seite zu, daß 
3. B. bei großen Eijenbahnbauten, namentlich bei großen 
Bahnhofserweiterungen, wie jet die Bahnerweiterungen 
in Ghemnig find, wie es bie in Dresden früher 
waren und wie fie fich möglicherweife in Zwidau und, 
Leipzig noch ergeben werben, eine Planung von dem 
ganzen vorzunehmenden Werte unmöglich ift. Das ift 
zuzugeben und ich glaube, auch für diefe Fälle ift diefer 
Antrag nicht berechtigt. 

Es läßt fich aber trogdem bei diejen Arbeiten meiner 
Anficht nad) das Maß deſſen, was für bie Finanzperiode 
bergeftellt wird, immer voll entwerfen, und man wird, 
namentlich in der einzelnen Durdhführung, es nicht von 
vornherein für unmöglich erklären fünnen, daß den 
Kammern eine fpezielle Beranichlagung über einzelne 
Theile biejes großen Werkes vorgelegt werbe. Wenn 
man aber auf andere, gewöhnlich nicht fo in das Gelb 
fallende erforberliche große Bauten zurüdtommt, jo glaube 
ih, bie generelle Veranichlagung fann mit Ausnahme 
einzelner ganz befonders dringender Fälle, bie ja ber 
Antrag auch hervorhebt, volllommen vermieden werben. 


Ih Habe zunächſt darauf Hinzuweifen, daß, was bie 
Hleineren Ausgaben anlangt, im Etat der Staatseijen- 
bahnen Kap. 16 ja ein Ausgabepojten ift, der mit einer 
Million etatifirt ift, woraus Ausgaben für augenblidlich 
nothwendige Einrichtungen in dem Betriebe der Staats: 
eifenbahnen bis zu 60,000 M. aufgenommen werben 
fönnen. Das find ſchon jehr erfledlihe WUrbeiten, die 
möglicherweife einmal ganz bejonders dringlich”erfcheinen 
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und infolge deſſen durch dieſen Budgetpoften befriedigt 
werden können. 

Wenn es fih nun aber um fragen handelt, wie 
z. B. um Bahnhofserweiterungen, die jeßt eigentlich bei 
allen Bahnhöfen eine Rolle jpielen, ba jollte man meinen, 
fönnten generelle Anjchläge vollftändig wegfallen. 

Ih möchte das zunächſt aus der Erfahrung deduziren, 
wie es mit den Anfchlägen verläuft. Ich mache Hier auf 
einzelne Bofitionen im außerordentlichen Etat aufmerkſam. 
Ich bitte um die Erlaubniß, Heine Stellen daraus vor- 
leſen zu dürfen. Es ift u. a. bei Tit. 85, Iohanngeorgen- 
ftabt, gejagt: 

„Nachdem unter Tit. 48 des außerorbentlichen 
Etats 1896,97 für die Herftelung einer Eifenbahn: 
verbindung Johanngeorgenftadt-Landesgrenze und für 
den Umbau bes Bahnbofes Sohanngeorgenftabt zu 
einem Grenzbahuhofe ein Berechnungsgeld,” — 

bas ift ja ungefähr dasjelbe — 
„von 400,000 von der Ständeverfammlung bewilligt 
worden war, ift das urjprüngliche generelle Projekt, 
welches in jeder Beziehung knapp bemeſſen war, ent: 
iprechend ben Forderungen der beiderjeitigen Eijenbahn;, 
Boll: und Poftverwaltungen vollftändig umgearbeitet 
worben.“ 

Es wird hier fofort zugegeben, daß, ſowie man an 
bie Ausführung diefes Projektes gelommen ift, das ur- 
fprüngfich feftgeftellte generelle Projekt viel zu fnapp be= 
meffen war. Nun ift es erweitert worden, die Arbeit ift 
nun erft von frifchem losgegangen und da hat man doch 
gewiß ein Recht zu jagen: da wäre es doch nicht noth: 
wendig gewejen, ein Projekt vorzulegen und ſich einen 
Kredit bewilligen zu laffen, fondern man hätte die Arbeit 
erit fertig machen und fie dann ausführen jollen. 

So ift es 3. B. auch bei Radebeul. Da Hat bie 
Sade nur um eine fFinangperiode differirt. Im Jahre 
1896,97 ift der generelle Plan aufgeftellt worden, für 
diejen ift im Jahre 1898,99 eine Bewilligung gemacht 
worben, und jobald e& zu der Ausführung fam, heißt 
es hier: 

„Bei den Erörterungen für die fpezielle Bearbeitung 
der im Jahre 1897 aufgejtellten Projeftsunterlagen 
hat fih nun ergeben, daß in Radebeul fowohl der 
Güterverkehr als namentlih aud der Perfonenverfehr 
im weiteren beträchtlichen Wachjen begriffen find.” 

Ich glaube, ich habe zu der Einficht der Königl. 
Staatöregierung doc das Vertrauen, daß fie im Jahre 
1897, wenn fie ein Projekt aufftellte, bereits auf eine 
Zunahme des Verkehres für die folgenden Jahre Rück— 
fiht nahm, wenn ein vollftändiger Umbau bes Bahn: 
hofes dabei in Ausficht gewejen ift, und ich kann nicht 
glauben, daß das an und für fi) eine überrafchende 
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Erſcheinung war, fondern ich fuche ben Grund barin, 
dat man ſich bei Aufftellung diefes generellen Projektes 
begnügt bat, bloß eine allgemeine Aufftellung zu machen; 
man ift nicht ftreng an die Arbeit gegangen, um zus 
nächſt zu fagen, wie der Umbau bewerfftelligt werben follte. 

Einen dritten Punkt könnte ich noch anführen, er 
betrifft die Station Auerbach. Da find in der vorigen 
Finanzperiode 77,000 M. bewilligt worben. Jetzt ift 
ein großes Nachpoſtulat geftellt, weil es fich ergeben 
hat, daß, wie man an die nähere Prüfung gegangen 
ift, damit nicht auszufommen wäre. Man hat, nachdem 
man neue Erörterungen veranftaltet hat, nun jeht das 
viel größere Poftulat geftellt, und der Umbau ift zur 
Zeit noch nicht einmal angefangen. Da fann man mit 
Recht jagen, daß es richtiger gewejen wäre, nicht ein 
generelles, jondern ein ſpezielles durchgearbeitetes Pros 
jeft vorzulegen. Ich glaube, wenn man ſolche Vorgänge 
beobadjtet, jo wirb man erfennen, daß die Bahnhofs: 
ermweiterungen meift nicht fo dringlich find, daß fie im 
Augenblide in Angriff genommen werden müßten, 
jondern man wirb finden, daß dieſe Fragen doch eigent: 
lic einer eingehenden Erwägung und einer eingehenden 
Ueberlegung unterworfen werben möchten. Da fommt 
man gerabe auf ben Gedanken: um bie Sache möglichit 
gründlich zu machen, um die nöthige Vorausſicht walten 
zu laſſen, ift es nothwendig, daß eine ganz jpezielle 
Bearbeitung ftattfinbet. 

Denn wenn ber Herr Staatsminifter vorhin auch 
erwähnte, daß man nicht zu ftreng fein möchte, denn 
es zeige fich doch oft, dak neue Momente eintreten, jo 
möchte ich erwidern, baß, wenn man es nicht von vorn: 
herein ftreng nimmt, die ganze Verwaltung und nament: 
fi die Techniker fi darauf verlaffen, daß Hinterbrein 
die Sache nod; anders werden kann. Sie werben gar 
nicht die nöthige Sorgfalt und die nöthige Arbeit auf: 
werden, um fo eine Sache genau zu fpezialifiren und 
zu beziffern. Alſo gerade aus dieſem Gefichtspunfte 
ichließe ih, daß es eigentlich empfehlenswerther ift, 
bier und da, vielleicht audy bei dringenden Bebürfnifien, 
wenn e8 nureinigermaßen gebt, ſich noch etwas zu behelfen, 
die Entwidlung einer genauen Prüfung zu unterwerfen 
und hierauf nachher ganz fpezialifirte Projekte vor: 
zulegen. Schlimmer wird no die Sade, wenn, was 
auch vorgefommen ift, auf Grund von generellen Pro: 
jeften zu bauen angefangen wird und es fi) hinterbrein 
zeigt, daß manches geändert werden muß; da tritt der 
Fall ein, und leider Gottes weiß die Fama im Lande 
von folden Fällen genug zu erzählen, ich will fie nicht 
alle in der Form, wie fie erzählt werden, für begründet 
halten, aber die Thatjache eriftirt, daß es nachher heißt, 
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ba wird fo und foviel eingeriffen und nachher wird 
etwas neues bafür Hingebaut. Alfo alle diefe Gründe 
bringen mich zu dem Gedanken, natürlich bie bringenben 
Fälle, die ja der Antrag vorfieht, ausgenommen, daß es 
nothwenbig ift, bei allen biejen Arbeiten unb Projekten 
möglichft ftreng und vorfichtig vorzugehen. Einen anderen 
Grund, ber von der Königl. Staatöregierung noch mit 
als Grund für diefe jept zu Tage tretenden und be: 
mängelten Erfcheinungen angeführt wirb, hat bereits 
der Herr Oberbürgermeifter erwähnt, das ift ber fo- 
genannte Technitermangel, Ich kann es nicht beftreiten, 
wenn die Regierung im allgemeinen jagt, daß für bie 
Aufgaben, die jegt das ganze Departement unb alle 
Fragen des Staatseifenbahnwefens treffen, ein Mangel 
an Technifern vorhanden ift, aber dann ſollte ich doch 
meinen, und das möchte ich noch mit erwähnen zum 
Schluſſe, daß es für die Negierung angezeigt ift, die 
Arbeit diefer Techniker auf die bringlichften Sachen zu 
beichränfen und namentlich die Techniker nicht jetzt ſchon 
für die Erörterung einer großen Anzahl von Fragen, 
die vielleicht erft in 15 ober 20 Jahren aktiv werben, 
mit in Anfpruh zu nehmen. Ich glaube, die Hohe 
Kammer würbe bei der Stimmung, die wir bier bei ber 
Verhandlung über Eifenbahnprojefte jhon immer kennen 
‚gelernt haben, e3 fehr dankbar begrüßen, wenn bie Re: 
gierung einmal gegenüber diefer Flut von Gefuchen, bie 
da immer erfcheinen, erflärte, ja ich habe bie Sträfte 
nicht, um biefe Projekte jet bereits zu erörtern, und 
ih bin nicht in der Lage, auf diefe Gejuche und Pro; 
jefte jegt bereits eine Stellung zu nehmen; es lann 
das auch meiner Anficht nach jelbft für diejenigen, bie 
biefen zukünftigen Eifenbahnbau zu fördern wünſchen, 
wunderbar erjcheinen. Es jagt fich jeder, auch wenn 
biefe Projekte jegt in Erörterung gezogen werben, daß 
die Zeit frei ift, im ber fie zur Wusführung gelangen 
fünnen. Nun, was ſoll e8 jchaben, wenn die Regierung 
erflärt, wir haben jet andere Aufgaben, wir müfjen 
jetzt unfere Kräfte zufommen nehmen, um bie noth: 
wendigften und bdringlichften Sachen in Bezug auf bie 
beftehenden Eifenbahnen und in Bezug auf bie zur 
Herftellung ausgejegten Eifenbahnen zu verwenden und 
find nicht in der Lage, jegt Erörterungen vorzunehmen. 
Ih glaube ganz gewiß, daß ohne die Verwendung zur 
Erörterung zukünftiger Projekte aber die Kräfte für bie 
nothwendigften jegt vorliegenden dringlichſten Aufgaben 
noch etwas mehr, als es jeht ber Fall ift, ausgenutzt 
werben könnten, baß babei die Arbeiten für diefe Auf: 
gaben gewinnen würben. 

Präfident: Der Herr Untragfteller Oberbürger: 
meifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler! 
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Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Bentler: 
Meine Hochgechrten Herren! Der Herr Staatsminifter 
hat zwar grundfäglic eine wohlmwollende Stellung dem 
Antrage gegenüber eingenommen, er hat aber biefes 
Wohlwollen dann doch fo vielfah noch zurücdgehalten 
beziehentlich eingeichräuft, daß er jchließlich zu der Meinung 
fam, man folle doc; nicht zu viel Hoffnungen auf den 
Antrag hin hegen, und es fchien mir beinahe, als hätte 
er felbft gar keine Hoffnungen, baf dabei etwas wirklich 
eriprießliches herausläme; num, er täufcht fich da vielleicht; 
ich perfönlich Hoffe, daß wenigftens der nächſte ober 
übernächſte Etat doch etwas von diefem Antrage profi- 
tiren werden. Meine hochverehrten Herren! Wenn der 
Herr Staatsminifter alddann einen größeren Theil, wie 
es ſchien, ber Schuld, daf für das ftaatlihe Licht- und 
Fernheizwerkeineerhebliche Nachforderung von 1,200,000M. 
gebracht werde, den Ständen zufchieben wollte, indem er 
meinte, daß vom dort her Anträge gefommen feien in 
dem vorigen Landtage, die jeht die Veranlaffung zu ber 
Ueberfchreitung gegeben hätten, fo glaube ich, ihm doch 
einhalten zu müſſen, daß bieje jpeziellen Anträge der 
Stände nur lediglich deshalb gelommen find, weil bamals 
fein fpezielles Projeft vorlag, ſondern nur eine all: 
gemeine Planung und Veranſchlagung, die man noch nicht 
vollftändig gut heißen konnte und bezüglich deren man 
ſich diefen Anträgen anfchließen mußte, die die Erhöhung 
des Poftulates zur Folge haben. Ich glaube, wenn 
damals ſchon eine ganz fpezielle Planung vorlag, fo 
würden biefe Anträge vielleicht gar nicht geftellt fein, 
fondern es würbe möglicherweife das ganze Projeft ge 
fallen fein, weil man eben nicht nahezu drei Millionen 
für dieſe Sache aufzuwenden ſich entſchloſſen hätte. So: 
dann hat ber Herr Staatsminifter darauf hingewiefen, 
daß es ja bei ben größeren Planungen und Arbeiten wie 
beifpielsweife dem Bahnhofsbau in Dresden unthunlich 
fei, von vornherein ganz genaue Planungen unb Ber: 
anfchlagungen den Ständen vorzulegen. Im gewiſſem 
Sinne gebe ih ihm Recht und glaube, daß bies Be: 
denken auch gebedt ift durch dem Antrag, denn es würde 
eventuell eine erhebliche Weeinträchtigung der Staats: 
interefien bedeuten, wollte man vor dem Beginne eines 
derartigen Baues eine Planung und Veranſchlagung aller 
Einzelheiten fordern. Aber den Herren Mitgliedern aus 
Chemnig und Leipzig, die jept vor ber Neuplanıng und 
Beranfhlagung ihrer Bahnhofsumbauten ftehen, möchte 
ich doch zu bedenken geben, daß die Bewilligungen auf 
Grund Lediglich gemereller Planungen wenigftens bann, 
mern bie Bahlungsverhältniffe oder die Bedingungen über 
die Zahlung jo find, wie in Dresden, fehr ihre Schatten- 
feiten Haben. Der Herr Staatsminifter hat hervorgehoben, 
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daß wir am beiten haben erfahren fünnen bie Noth- 
wendigfeit, auf Grund von generellen Projekten vorzu— 
gehen. Ich gebe das dem Herrn Staatöminifter zu, aber 
die erheblichen Nachtheile, die damit verbunden waren, 
haben wir in Dresden am eigenen Geldbeutel im 
empfinblichften Maße empfunden. Meine Herren! Auf 
Grund ber generellen Planung und Veranſchlagung follte 
der Beitrag der Stadt Dresden 5", Millionen M. 
betragen; wir willen munmehr, naddem die Sache 
nahezu fertig fein wird, Teider, daß er mahezu 
12%, Millionen M. betragen wird, und wir hätten 
jehr gerne gewünjcht, daß wir es vorher etwas genauer 
gewußt Hätten auf Grund fpezieller Planung, die an die 
ftädtifchen Kollegien gelommen wären. Ich gebe zu, 
daß das unendlich jchwierig war, aber vielleicht wäre 
ed doch möglich gewejen, in etwas genauere, in etwas 
ſpezialiſirtere Veranſchlagungen einzutreten, bevor man mit 
ben Forderungen an die Stadt und den Staat gelommen 
ift. In Chemnit und Leipzig wird ſich hoffentlich das— 
jelbe nicht wiederholen, dort wird man vielleicht fpezielle 
Planung und Veranſchlagungen foweit vorlegen, foweit 
bie betreffenden Stäbte betheiligt find. 

Wenn ber Herr Staatäminifter weiter auf ben 
Mangel an Technikern hingewiefen hat, fo haben ihm 
bereitö meine Herren WVorrebner eingehalten, daß auch 
bei den Staatseifenbahnen nicht immer ein Mangel an 
Technilern dazu führen fol, auf Grund genereller Ver: 
anſchlagung den Bau zu beginnen; in Bezug auf bie 
Hochbauten aber, wo das Königl. Finanzminifterium 
und ja auch andere Reſſorts beteiligt find, erlaube ich 
mir darauf Hinzuweifen, baf mit gutem Erfolge einige 
Refforts, namentlich aber — wenn ich nit irre — 
das Königl. Juftigminifterium die Planung, Wer: 
anfhlagung und Ausführung an einen Privatardjitelten 
vergeben hat. Eines ber beften Beifpiele ift hier das 
Dresdner Amtsgericht, welches, foviel ich weiß, genau 
mit der veranjchlagten Summe gebaut worben ift. 

Der Herr Staatsminifter bat fi enblih noch 
hauptſächlich dazu gewandt, zu erklären, daß man fidh 
hüten folle, jebe Ueberfchreitung für unrichtig zu er: 
klären, weil Abänderungen zuweilen doch erwünſcht find, 
die dann Ueberſchreitungen zur Folge haben, und weil 
aus Furcht vor Ueberſchreitungen dann, wenn man die— 
ſelben allgemein verurtheilt, zu hohe Veranſchlagungen 
die Folge ſeien; dieſe zu hohen Veranſchlagungen führten 
aber dann leicht wieder zu unnöthigen Ausgaben, denn 
wenn man einmal das Geld bewilligt habe, baue man 
unter Umſtänden etwas, was gar nicht im Plane ge— 
legen habe. In Bezug auf den legten Punkt, glaube 
ih, fann man dem Herrn Staatäminifter nicht Recht 
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geben, denn wenn Pläne zwifchen der Staatsregierung 
und den Ständen vereinbart find, fo darf meines Er— 
achtend an biefen Plänen auch nicht Hinzugebaut, ver: 
befjert und verjchönert werden, felbjt wenn es ber 
Architekt nachträglich für jchön findet, wenn er das 
Geld im Anfchlage übrig behält, wen andere Sachen, 
bie zur Ausführung fommen jollen, höher veranfchlagt 
find; wenigftens erachte ich es ſtaatsrechtlich im hohen 
Maße zweifelhaft, ob das nad) den Plänen, die von 
den Ständen genehmigt find, zuläffig ift. Über auch 
im übrigen, meine Herren, habe ich feine Sorge, daß 
Ueberjchreitungen jo häufig vorfommen, wenn fpeziell 
veranfchlagt ift; ich glaube im Gegentheil bei fpeziellen 
Veranſchlagungen und jpeziellen Planungen — auf 
feßteres lege ich nochmal Gewicht — werben Ueber: 
fchreitungen erheblich feltener vorkommen, als bei 
genereller Veranſchlagung. Ich Hoffe deshalb doch, daß 
bie Königl. Staatsregierung eine wohlwollende Haltung 
dem Antrage gegenüber einnimmt und bei Wufftellung 
des nächſten Etats dem Antrage nachkommt. 


Präfident: Herr Minifterialdireftor Geh. Rath Dr. 
Nitterftäbt! 


Könige. Kommiffar Geh. Rath Dr. Nitterftädt: 
Meine Herren! Geftatten Sie mir einige wenige Be— 
merlungen in Bezug auf die Meußerungen, die von Seiten 
bes Herrn Kammerherrn von Find und weiter auch von 
Herrn Freiherrn von Trüpfchler getfan worden find. 
Der Herr Sammerherr von Find ſprach die Meinung 
aus, daß es wohl zur Durhführung des Antrages und 
zur Vermeidung von Nachpoftulaten nur eines feſten 
Willens der Regierung nad; unten hin bedürfe, und 
eines feften Willens der hohen Kammer, auf Grund ge: 
nereller Anſchläge überhaupt nichts mehr zu bewilligen. 
Dem möchte ich num einhalten, daß Verhältniſſe ein- 
treten können, unter welchen Meberjchreitungen unbedingt 
nicht zu vermeiden find und welche aud) dann nicht ver- 
hütet würben, wenn vor der Boftulirung im Etat ſpe— 
ziefle Koftenanfchläge aufgeftellt würden. Einige Fälle 
von Nachpoſtulaten, die der Herr Kammerherr jelbft an- 
geführt hat, find gerade recht lehrreich: wiewohl der 
Untrag ſelbſt, feinem Wortlaute nad, fih nicht auf 
Eifenbahnneubanten bezieht, jo Kat der Herr Kammerherr 
doch die Linie Königsbrüd-Schwepnig genannt. Nun 
bier liegt die Sache fo: hier war für den Aufwand nur ein 
Berechnungsgeld bewilligt worden, und zwar weil ber 
Umbau der früheren ſchmalſpurigen Strede Klotzſche— 
Königebräd dazugelommen war, und infolgedefien auch 
ber urjprüngliche Plan, die Fortjegung von Königsbrüd 
nad Schwepnig ſchmalſpurig zu bauen, aufgegeben werden 
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mußte, und weil, als die Bewilligung beantragt werben 
mußte, nicht mehr hinreichende Zeit war, die Pläne auch 
für die Normalfpur mit binreichender Genauigkeit auszu- 
arbeiten. ferner hat er Wüftenbrand genannt; es iſt 
richtig, es find da ganz erhebliche Ueberfchreitungen ein- 
getreten; es war aber hier ber inzwiſchen, b. 5. vor 
Beginn ber Ausführungen und nad) ber Bewilligung des ge: 
nerellen Boftulates eingetretene Umftand zu berüdjichtigen, 
daß die fpäter geplante Pleißbachbahn in Wüftenbrand ein: 
geführt werden follte und daß ſich ſchon um beswillen eine 
erhebliche Erweiterung nöthig machte; ferner ift in Auer: 
bad) der Grund der Ueberſchreitung hauptſächlich bie 
nothwendige Rüdficht auf dem neuerdings aufgeftellten 
ftädtifchen Bebauungsplan geweſen, eine Rüdficht, bie 
auch vorher nicht möglih war. Ferner in Johann: 
georgenftabt war bie Fertigſtellung gleichzeitig zu bewirken 
mit der Einmündung ber öſterreichiſchen Linie Karlabab- 
Sohanngeorgenftabt. Das war vertragsmäßig. Nun 
waren aber die genaueren Verhandlungen über bie Auſchluß⸗ 
ftation nicht mit der Geichwindigfeit zu bewerfftelligen, 
daß man genau hätte überfehen können, welche Unfor- 
derungen von Seiten der öfterreihijchen Regierung und 
auch von Seiten ber betheiligten Reichsbehörden, ber 
Boll: Poſt⸗ und Telegraphenverwaltungen geftellt werben 
würden. Auch bier fonnten erft nad) Wufftellung ber 
generellen Projektirungen die für bie geforberte Her: 
ftellung erforderlichen Beträge endgültig und zwar anders, 
als es urſprünglich der Fall war, berechnet werben, 
weil eben die Anforderungen der genannten Behörden 
vorher nicht zu überjehen waren. In Werbau, wo 
auch bedeutende Ueberſchreitungen ftattgefunden haben, 
find es namentlich zwei Punkte, die darauf hinwirkten, 
und die auch beide nicht vorauszujehen waren, 
nämlich erftens der ftäbtifche Bebauungsplan, der ſoweit 
vorſchritt, daß er bei ber Bauausführung berüdfichtigt 
werben mußte, und zweitens, das durch die Verhältnifie 
in ben Vordergrund gerüdte Projelt einer Induſtriebahn 
im Thale zwiſchen Werdau und Crimmitſchau, befjen 
Einmündung auch zu berüdfichtigen war und erhebliche 
Mehraufwendungen erfordert; das Projelt biejer Thal- 
bahn wurde noch gar nicht bearbeitet, noch nicht einmal 
generell, aber wie den hoben Kammern bereitd im erften 
Eiſenbahndekrete angekündigt ift, befteht doch im Hinblid 
aufdas hervorgetretene Bebürfniß die Übficht, in ber nunmehr 
begonnenen Finanzperiode generelle Vorarbeiten zu einer 
ſolchen Bahn ausführen zu lafien. Alſo, meine Herren, 
es find oft gar nicht voranszufehende Verhältnifje, die 
während bes Baues eintreten, beren Berüdfihtigung 
jedoch unter allen Umftänden nicht abgelehnt werden kann. 
Es beruht alfo nicht bloß auf einem Mangel an Bor: 
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ficht feiten® derjenigen, welche Projekte aufftellen, wenn 
durch berartige Verhältniſſe fpäter Ueberfchreitungen 
herbeigeführt werben. Wenn num aber ſolche Verhältniſſe 
bervortreten, lann — ohne erhebliche Nachtheile hervor: 
zurufen — unmöglid mit der Ausführung gewartet 
werben, bis ein neues Projelt auf Grund ber neuen 
Thatjachen aufgeftellt und bis auf Grund einer darnach 
vorgenommenen anderweiten Veranſchlagung eine erneute 
Bewilligung von der Ständeverfjammlung ausgeſprochen 
wird. Es ift gefragt worden, warum geht das bei 
Korporationen und Stiftungen oder bei Städten? Meine 
Herren! Das find doch ganz andere Verhältniſſe und 
faft ausnahmslos folde, wo eine Dringlichkeit in dem 
Sinne, wie bei einer Staateienbahnverwaltung nicht 
behauptet werben fann. Hier ift es gang unmöglich, 
gegenüber den dringenden forderungen, die der Betrieb 
an uns berandrängt, fozufagen in den „ſauſenden Web- 
ftubl der Zeit” einzugreifen. Die Verhältniſſe dringen 
mit Macht vorwärts und bie Bebürfnifje müflen unbedingt 
befriedigt werben, wenn fich auch neue Thatjachen ergeben, 
bie erhöhte Aufwendungen erfordern. Der Herr von 
Trügichler hat davon geſprochen, daß Tit. 12 Poſ. 4 
bes Rap. 16 eine Art Hülfe böte; aber ih muß doch 
bier bemerken, daß es fich bei ber Verſchreibung auf 
diefem Titel nicht darum Handelt, welche Herftellungen 
dringlich find, ſondern hier ift lediglich bie Höhe bes 
Aufwandes maßgebend, Wenn es Sachen find, bie über 
60,000 M. loſten, werben fie nicht auf Tit. 12 Bof. 4 
verfjchrieben, fie mögen dringlich fein oder nicht, infolge 
deſſen find bie Mittel biefer Pofition im Berhältniß zum 
Bedarfe ziemlich knapp bemeffen, und es würde nicht 
angängig fein, wenigftens in den meiften Fällen nicht 
erhebliche Ueberſchreitungen auf dieſe Pofition zu ver 
fhreiben. Wenn Herr von Trüpfchler gegemüber 
dem Technilermangel gejagt Hat, man folle doch 
niht Brojefte von Technifern bearbeiten laſſen, 
beren Ausführung erft in 20 bis 30 Jahren in Frage 
füme, jo fann ich ihm die Verfiherung abgeben, daß 
bergleihen unbedingt nicht gejchieht, wenn anzunehmen 
ift, daß das Projeft erft in 20 bis 30 Jahren zur Yus- 
führung kommt. Im Gegentheil, die Staatsregierung 
bat ftet3 gewünscht, daß man Petitionen um Bahnen, bie 
erft in fo ferner Beit vielleicht einmal zur Ausführung 
fommen, auf ſich beruhen läßt, und fie nimmt, wenn 
bies geſchieht, auch nicht Veranlafjung, derartige Projekte 
näher zu unterſuchen. Daß zuweilen ganz allgemeine 
Erörterungen über ein folches Projekt angeftellt werben, 
wird, folange e8 überhaupt noch nicht gefchehen ift, auch nie 
zu umgehen fein; benn fonft würde ja die Staatsregierung 
gar nicht in ber Lage fein, bei den Verhandlungen in ber 
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Stänbeverfammlung irgendwie zu einem Projefte Stellung 
zu nehmen, und es ift ja ganz natürlich, daß die Regie: 
rung gefragt wird, welche Stellung fie dazu einnimmt. 
Wollte man aljo nicht einmal Techniker herausſchicken 
und fagen: Seht Euch einmal die Sache foweit an, daß 
man wenigjtens ein allgemeines Urtheil über Bauwürdig— 
feit und präfumtive Koften einer ſolchen Bahn Hat, fo 
wiürbe man vom grünen Tiſche aus gar nicht im der 
Lage fein, fich zu erffären. Der Herr Oberbürgermeifter 
Geh. Finanzrath Beutler hat dann noch bemerkt, daf es 
wohl zwedmäßig wäre, auch bei ſolchen Bauten, wie es 
die Dresdner Bahnhofsumbauten find, in Zukunft mehr 
ipeziele Projekte aufzuftellen. Indeſſen muß ich dem 
Herrn Oberbürgermeifter da einhalten, daß — wie er 
ſich felbft aus den Verhandlungen erinnern wird, die id) 
bie Ehre hatte, mit ihm perfönfich über bie ſchon vorhin 
erwähnten Rezeſſe zu führen — in vielen Beziehungen 
erft Planungen aufgeftellt werben können auf Grund ber 
Verhandlungen mit den Stabtgemeinden, ſolche Ver— 
handlungen können aber erjt erfolgen, wenn überhaupt 
eine Bewilligung vorliegt. Wir hätten insbefonbere mit 
der Stubtgemeinde Dresden über viele Einzelheiten, die 
für beide Theile jehr ins Geld liefen, noch nicht ver— 
handeln können, wenn wir nicht vorher überhaupt eine 
Genehmigung ber Stänbeverjaumlung zu ben Bahnhofs: 
umbauten erhalten hätten. Wenn der Herr Oberbürger: 
meifter fpeziell auf das Hiefige Amtsgericht verwieſen hat 
mit dem Bemerfen, daß basjelbe nit auf Grund 
genereller Voranſchläge ausgeführt worben fei, jo möchte 
ich nur noch bemerken, daß ja auch bei Eifenbahnbauten 
feine Bauausführung auf Grund genereller Voranſchläge 
vorgenommen wird, fondern daß auch Hier allemal nad) 
ber Bewilligung noch die fpezielle Veranſchlagung ber 
Bauausführung vorausgeht. Im übrigen habe ich zur 
Stellungnahme ber Königl. Staatsregierung nichts weiter 
hinzuzufügen, ba biefelbe bereit? von Gr. Ercellenz 
präzifirt worden ift. 


Bräfident: Herr Domberr von Trüßfchler! 


Domherr von Trützichler, Freiherr zum Fallenſtein: 
Ih möchte nur zweierlei den jet gehörten Ausführungen 
entgegenfegen. Es ift uns gejagt worben, daß nament: 
lich bei gewiffen Fällen, die der Herr Berichterſtatter 
angeführt hatte, ganz bejonbere vorher gar nicht voraus: 
zufehende Momente während bes Baues eingetreten wären, 
welche biefe Rachpoftulate hervorgerufen haben. Ja, das 
find eben meiner Anfiht nad Ausnahmen, die, glaube 
ich, durch die Negierung in jedem einzelnen Falle be- 
gründet werben können. Aber das widerfpricht doch bem 
nicht, daß die Regel eigentlich anders lauten follte, und 
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um zu beweifen, daß doch das Verfahren ber Regierung, 
fehr Häufig bloß generele Veranfchlagung vornehmen zu 
laffen, doch ein bischen von biefen Gefichtspunften ab- 
weicht, bie eben geltend gemacht find, geftatte ich mir 
auf zwei Thatjachen Hinzumweifen. Es ift in Tit. 71, wo 
bie Berlegung ber Linie Schwarzenberg-Zwidan zwifchen 
Aue und Stein-Hartenftein poftulirt ift, noch ein Schluß- 
poftulat von 755,000 M. geftellt. An diefer Verlegung 
und an dieſen Bauten, die dort find, wird nun bereits 
feit ber Finanzperiode 1892/93 gebaut, und e8 handelt ſich 
jegt um den Schlußbau. Auch bad, was noch noth— 
wendig ift filr die Beendigung bes Baues, ift generell 
veranfchlagt, wie es bier in Abſatz 2 Heißt: „Die im 
wefentlichen bereits vollendeten, im übrigen aber in ber 
Ausführung begriffenen Bauten erfordern nad; Ausweis 
des neuerdings aufgeftellten generellen Koſtenanſchlags 
eine Weiterforberung” von fo und fo viel, Aehnlich ift 
es in Tit. 103 bei Rabebeul, wo auch nunmehr jeit ver: 
ſchiedenen Jahren gebaut wird, und wo aud das Schluß— 
poftulat geftellt wird, wo es heißt: ... ift nunmehr eine 
anberweite Planung nebft einem überarbeiteten generellen 
Koſtenanſchlage aufgeftellt worden, welcher mit einem 
Koftenbetrage von 987,000 M. abjchlieft. Wenn man im 
allgemeinen vielleicht fagen kann, daß bei befonbers 
dringlichen und überrafchend auftretenden Momenten eine 
generelle Behandlungsweife begründet ift, wenn man das 
im allgemeinen wohl zugeben lann, fo fann man doch 
bei einem Projekte, wovon jet nur noch bie Schluß: 
arbeiten vorgenommen werben jollen, das Wrgument, 
daß bie Verhältniſſe dringlich find, nicht mehr bemußen. 
Meiner Anficht mach ift Hier der Beweis gegeben, daß 
man fich jehr häufig mit generellen Anſchlägen begnügt, 
wo eigentlich aller Grund vorhanden wäre, unb wo alle 
Grundlagen gegeben find, um einen ganz fpeziellen Koften- 
anfchlag ausjuarbeiten. 


(Sehr richtig!) 


Im übrigen will ich noch bemerken, ich glaube nicht 
gejagt zu Haben, daß die Herren Techniker bereits zur 
Ausarbeitung von Projekten, für bie vielleicht erft in 
fpäter Zufunft noch eine Ausfiht auf Realifirung ift, 
benugt werden, fondern daß fie natürlicherweife nur zu 
gutachtlicher Prüfung von an die Regierung oder Stände 
gelangenden Geſuchen angewiefen werben und injofern 
ihre Kräfte auch bereits für zufünftige Dinge auch in 
Anſpruch genommen werben, während andrerjeit® immer 
behauptet wird, daß die dringenden Arbeiten von ihnen 
nicht genügend gefördert werben können, Ich kann mir 
das Verfahren wenigftens — ich weiß es nicht, ich bin 
in bem gefchäftlihen Verfahren nicht perfönlich bewandert, 
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um das unbebingt behanpten zu lönnen — ich kann e3 
mir nicht anders benfen, daß, wenn jeßt irgenb welche 
Geſuche um Eifenbahnen oder um fonjtige Einrichtungen 
an Eifenbahnen an bie Regierung gelangen, fie biefe 
Geſuche zur Berichterftattung an bie Generalbireltion giebt, 
und daß von dieſer es zumächft an die Techniker gelangt, 
damit gutachtliche Berichte darüber erfolgen, und infofern 
glaube ich, daß ich nicht unberechtigt bin zu fagen, daß 
man die Kräfte ber Techniler von biefen im Augen— 
blicke noch nicht dringlichen Urbeiten befreien und 
fie mehr ben ganz dringlichen Arbeiten zuführen könnte. 


(Beifall.) 


Bräfident: Wünfcht nocd jemand das Wort? — 
Das ift nicht der Fall. Ich fchließe die Debatte. Ich 
nehme an, daß das bas Schlußwort bes Herrn Mit: 
berichterftatterd war. Das ift der Fall. Ich frage ben 
Herrn Berichterftatter, ob er noch etwas zu bemerken 
hat. Es ift nicht ber Fall. Wir können alfo zur Ab— 
ftimmung übergeben. Sch frage, 


„ob die Kammer bejhliegen will, dem An: 
trage im Berichte Nr. 167 unter a und b zu: 
zuftimmen?“ 

Einftimmig. 

Meine Herren! Die legten Gegenftände find fehr 
kurz, ich ſchlage Ihnen alfo vor, fie heute doch noch zu 
erledigen trog der vorgerüdten Zeit. Punkt 4: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber vierten Deputation, 
bie Betition Anton Büſchels in Schmiebeberg i.E. 
um Gewährung einer weiteren ftaatlidhen Bei: 
hülfe für Hochwaſſerſchäden betreffend.“ (Drud: 
ſache Nr. 169.) 


Herr Oberbürgermeifter Dr. Staeubler! 


Berichterftatter Dberbürgermeifter Dr. Kaenbler: 
Meine hochgeehrten Herren! Anton Büſchel in Schmiebes 
berg im Erzgebirge richtet eine Petition an bie Stänbe: 
verfammlung, in ber er fagt, feine vom 1897er Hoch— 
waſſer zerftörte Ufermauer fei nicht wie bie ber übrigen 
Anlieger nen und maffiv gebaut worden. Im April 
1899, alfo ziemlich zwei Jahre fpäter, jei er gezwungen 
geweſen, jein altes, am Fluſſe ftehendes Haus abzu— 
brechen und ein neues zu bauen, wodurch ſich auch eine 
vorfhriftsmäßige Herftellung jener Ufermauer nöthig 
gemacht Habe, da er biejelbe zum Theil als Grundmauer 
bes Haufes habe verwenden müfjen. Er bittet nun um 
eine Staatsbeihülfe zu den Koften der Herftellung biejer 
Mauer und bemerkt, daß feine bisherigen Geſuche an 
die Königl. Amtshauptmannfhaft und an das Königl. 
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Minifterium erfolglos geweſen feien. Aus ben Aften 
der Königl. Amtshauptmannihaft Dippoldiswalde, aus 
ben barin enthaltenen Eingaben und Erflärungen des 
Petenten ergiebt fih nun, daß durch das 1897er Hoc: 
wafler die Ufermauer bes Petenten in ber That be- 
ſchädigt worben ift, aber weiter, daß er jelbft jofort 
eine Ausbeſſerung der Ufermauer mit einem Aufwanbe 
von 110,95 M. vorgenommen hat, ba er hierauf 
60 Prozent Staatsbeihülfe auf Grund der von ihm 
eingereichten Rechnung ausgezahlt erhalten hat, und baf 
er bei der Auszahlung ber Staatsbeihülfe auf die frage 
bes Herrn Amtshauptmanns, ob er noch Wünſche hätte, 
mit „Nein“ geantwortet hat. Damit, meine Serren, 
war nach Anficht der Deputation das Unterftüßungswert 
wegen bes 1897er Hochwaſſerſchadens Hinfichtlich Büſchels 
vollfommen abgejchloffen, zumal feitens ber Straßen: 
und Wafjerbauinjpektion die Herftellungen und Repara— 
turen Büjchels als vollflommen genügend erachtet worden 
waren, Ein Neubau ber Mauer war aljo nicht noth— 
wendig. Er hat nun aber die Mauer neu gebaut, um 
ein Haus an jener Stelle am Fluſſe zu errichten; für 
biefe aus eigenem Untriebe veranlaßte Ufermauer: 


berftellung ihm eine Entſchädigung zu gemwähren, 
liegt für ben Staat entſchieden feinerlei Ber: 
anlaffung vor. Büſchel fuht mun aber biejer 


Schlußfolgerung vorzubeugen, indem er behauptet, baf 
jchon unmittelbar nach dem Hochwaffer diefe vollfommene 
Neuberftellung der Ufermauer hätte erfolgen müflen, zu: 
mal die angrenzenden Ufermauern fämmtlic neu her 
geftellt worben jeien und dieſe neuangrenzenden Ufer: 
mauern bei weitem nicht fo ſehr bem Hochwaſſer ausgejegt 
gewejen jeien, wie bie feinige. Ich laſſe dahingeftellt, 
meine Herren, ob die Herftellung der hier wohl nicht in 
Trage lommenden Nahbarufermauern nothwendig gemwefen 
ift oder nicht, zumal darüber die Angaben der Sad): 
verjtändigen in ben Akten doch auseinanbergehen. Richtig 
ift, daß die durch ftaatliche Unterftügung nicht gebedten 
Koften für bie Ufermauerneuherftellungen ber übrigen 
Unlieger von ber Gemeinde Schmiebeberg übernommen 
find, aber es ift dies nur Hinfichtlich der Herftellungen 
ber Fall gewejen, welche nad) Sacverftändigengutachten 
— und das ift bei allen übrigen Ungrenzern der Fall 
gewejen — im öffentlichen Interefje erfolgen mußten. Die 
Ufermauer Büfchels bedurfte aber nad; dem Sachverftändigen- 
gutachten einer Erneuerung nicht, fondern genügte, wie 
die Königl. Amtshauptmannſchaft in ihrem Berichte vom 
17. März d. I. noch ausbrüdlich hervorhebt, vollkommen 
zum Schutze bes anliegenden Areals. Weiter aber ib 
bie für dieſe Reparatur dem pp. Büjchel über bie auf ihn 
entfallende Staatsunterftügung hinaus erwachfenen Koften | 
1.8. (2. Abonnement.) 
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von der Gemeinde als im öffentlichen Intereſſe ent: 
ftanden, ebenfalls geiragen worden und durch Gemeinde: 
anlagen aufgebracht worben. 

Das hat Büſchel in feiner Petition verjchwiegen. 
Für dieſe von ihm vorgenommene, nad) Angabe der 
Sadverftändigen vollftändig genügende Neparatur ber 
Bachufermauer ift Büſchel alfo vollkommen entichädigt 
worden. Meine Herren! Die Königl. Amtshauptmann: 
ſchaft fowie die Königl. Staatsregierung, mit welcher bie 
Deputation ins Bernehmen getreten ift, haben wieberholt 
das Geſuch Büfchels abgewiejen, und wie der Deputation 
flar ift, mit vollem Rechte; aud) Ihre Deputation erachtet 
das Gefuh am die Ständeverfammlung nicht für berüd: 
fichtigenswerth und beantragt deshalb, die Petition auf 
ſich beruhen zu laſſen. 


Präfident: Dafern niemand das Wort begehrt, — 
frage id) die Stammer, 


„ob fie dem Antrage der Deputation bei: 
tritt?" 
Einftimmig. 


Es Hat nunmehr der Herr Vorfipende der vierten 
Deputation noch zwei „Unzeigen über je eine für 
unzuläfjig erflärte Betition und Beſchwerde“ zu 
erftatten. (Drudjahen Nr. 170 und 171.) 


Berichterftatter Kammerherr von Echönberg: Der 
hohen Kammer ift anzuzeigen, da die Beſchwerde be: 
ziehentlich Petition Robert Brendel's, Malers in Uebigau 
bei Dresden, auf Grund von $ 23c der Landtagsorbnung 
wegen Unkflarheit, und ferner, daß die Petition, Die Ge— 
währung von Wohnungsgeldzufhüflen an Staatsbeamte 
betreffend, auf Grund von $ 23a der Landtagsordnung 
wegen Anonymität für unzuläffig zu erflären ift. 


Präfident; Es Hat Hierbei fein Bewenden. 


Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages: 
ordnung angelangt, wie ich hoffe, zu Ihrer gefammten 
Befriedigung; ich beraume die nächſte Sitzung auf morgen, 
Freitag, den 20. April 1900, mittags 12 Uhr an, und 
fee auf die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 


2. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Kap. 73 bis 87, mit Aus: 
nahme der Kap. 77a und 80 des Staatshaus: 
haltsetats für 1900/01, das Departement ber 
Finanzen betreffend. (Druckſache Nr. 179.) 
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3. Bericht ber dritten Deputation über das Stönigl. 5. Unzeige der vierten Deputation über eine für 


4. 


Kunſt und Wiſſenſchaft in den Jahren 1896 


Dekret Nr. 4, ben Bericht über die Verwaltung unzuläffig erflärte Betition. (Druckſache Nr. 172.) 


und Vermehrung der Königl. Sammlungen für Zur Mitvollziefung des Protokolls lade id) ein 
5 ren Geh. Kommerzienrath Thieme und Herrn Freiherrn 
nad 1897 Beireffenb. (Deucjeqe Re, 161.) * Könneritz. Der Herr — Se das 
Antrag zum mündligen Berichte der vierten | Protokoll zu verlefen. Hat jemand gegen dies Protokoll 
Deputation über die Petition des Gemeinde: | etwas einzuwenden? — Ich erfläre dasſelbe für genehmigt 
raths zu Wendiſchfähre, die Beleuchtung der | und fchließe die öffentliche Sigung. 

fisfalifchen Garolabrüde über die Elbe bei 

Wendiſchfähre betreffend. (Drudjahe Nr.178.)| (Schluß der Sigung 3 Uhr 21 Min. nahmittags.) 





Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorſtand des Königlichen Stenographifhen Jnftituts 
i. ®. Profeffor Eduard Oppermann. — Redalteur Profeffor Dr. Br. Rotter, 
Drud von B. G. Teubner in Dresben. 


Letzte Abfendung zur Poſt: am 25. April 1900, 


Mittheilungen 
über die Verhandlungen des Landtag. 


I. Kammer. 








N 54. Dresden, am 20. April 1900. 





Bierundfünfzigfte öffentlihe Situng Bizepräfident vom Zezſchwitz: Ich bitte die Herren, 

der Erfien Hammer ihre Pläge einzunehmen und eröffne die öffentliche Sitzung. 

am 20. April 1900, mittags 12 Uhr. Entſchuldigt Hat fi Herr von Herber wegen 
Krankheit. 

Inhalt: Es find zunächſt zwei Ständiſche Schriften zu 


Entfchuldigungen. — Bortrag und Genehmigung der Stän: verlefen und zwar zunäcft von Sr. Ereellenz bem 


diſchen Schriften über bie Petition des Verbandes kon— Heren Geh. Rath Meufel die Petition bes Verbandes 
bitionirender approbirter Apothefer ıc. und über die Petition | fonditionirender approbirter Apotheter ſächſiſcher Staats- 
bes Verbandes jähfifher Hausbefigervereine zu Ehemnig. | Qngehörigteit um Regelung des Apothefenfonzeifions: 
Rs Regiſtran denvoriras Nr. 1218 bie 126 = Untrag wejens und Vermehrung der Apothelenanlagen im Ber: 
zum miünblichen Berichte ber zweiten Deputation über galtniß zur Bevölferungszahl. Ich bitte die Ständifche 
Kap. 73 bis 87, mit Ausnahme der Kap. 77a und °0 | Schrift zu verleſen. 
bes Staatshaushaltsetats für 1900/01, das Departement | Geſchieht) 
ber Finanzen betr. — Bericht der dritten Deputation 
über das Königl. Dekret Nr. 4, den Bericht über die Ver: Es wird nichtö gegen die Ständiſche Schrift erinnert, 
waltung und Vermehrung der Königl. Sammlungen für | Ih nehme an, die Kammer hat fie genehmigt. Ich er: 
Kunft und Willenichaft in den Jahren 1896 und 1897 ſuche Herrn Dr. von Wächter, die andere Stänbdijche 
betr. — Antrag zum mündlichen Berichte der vierten , Schrift über die Petition des Verbandes der ſächſiſchen 
Deputation über die Petition des Gemeinderathes zu | Hansbefigervereine zu Ehemnig um Nevifion der Ge: 
Wendiſchſähre, die Beleuchtung der fiskalifchen Carola: ſetze, betreffend bie Landesimmobiliarbrandverficherungs: 
brüde über die Elbe bei Wenbifchfähre betr. — Unzeige |anftalt vom 25. Auguft 1876, 13. Oktober 1886 und 
der vierten Deputation über die für unzuläffig erklärte |d. Mai 1892, zu verlefen, 

Petition des Nuszüglers und Handarbeiters G. M. Schneider Geſchieht.) 


in Aue. — Feſiſezung der Zeit und Tagesordnung für Auch 443 
A | gegen dieſe Ständiſche Schrift ift michts zu 
bie nachſte Sidung. — Borleſung und Genehmigung | ‚rinnerm Beide Schriften find in der Zweiten Kammer 
bes Prototols über bie heutige Sigung. noch auszulegen 

Bräfidium: Den Vortrag aus der Regiftrande giebt Herr 


Bizepräfident Lanbesältefter von Zezſchwith. De Fer Telegramm aus Eibenftod, Dankfagung 


Am Miniftertiide: für die Genehmigung der Bahn Schönheiderhammer- 

Der Herr Staatsminifter von Watzdorf, ſowie | Eibenftod betr. 
die Herren Regierungstommiffare Geh. Räthe Dr. Diller, Vizepräfident vom Zezſchwitz: Bitte fortzufahren. 
Dr. Ritterftädt, Geh. Finanzrath von Mayer, Land- | __ * 1214.) Schreiben ber vereinigten Königl. 
forftmeifter Heife, Geh. Negierungsräthe Dr. von | Zähliihen Militärvereine Dresdens, Cinladung er 














J— Theilnahme an der Vorfeier des Geburtstages 
Geiblig und ee Bonit. TE Majeftät des Königs am 22. d. M., vormittags 11 Uhr 
Unwejend 38 Kammermitglieber. im Saale bes Tivoli Hierjelbit betr. 
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Bizepräfident vom Zezſchwitz: Zu verlejen. 


(Nr. 1215.) Schreiben der freien Bereinigung 
Dresdner Staatöbeamten bei Ueberreihung von fünf 
Ehrentarten für die Feier des Geburtstages Sr. Majeftät | 
des Königs am Sonnabend, den 21. April 1900, abends | 
8 Uhr im großen Saale des Gewerbehaufes. | 


(Nr. 1216.) WProtofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend allgemeine Borberathung und zugleih Schluß: 
berathung über ben Antrag Opig, Dr. Schill und Ge— 
nofjen, die Befteuerung der Waarenhäufer betr. 

Bizepräfident vom Zezihwig: An die vierte Depu— 
tation, 

Wir fommen zum zweiten Bunkte der Tagesordnung: 
„Antrag zum mündliden Berichte der zweiten 
Deputation über ap. 73 bis 87, mit Ausnahme 
ber Kap. 77a und 80 bes Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, da8 Departement der Finanzen be- 
treffend.“ (Drudjadhe Nr. 179.) 

(Verl. M. 11.8. ©. 33 ff. und 2. Bb. ©. 1189 ff.) 


Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Meine ſehr geehrten Herren! Ich habe die Ehre, Ihnen 
im Namen ber zweiten Deputation heute über Abjchnitt G 
des Etats der Zuſchüſſe Vortrag zu erftatten. Won den 
Kapiteln dieſes Abjchnittes fallen zwei aus, zumächft 
Kap. 77a, über das ſchon feit Jahren in Verbindung 
mit den das Bergweſen betreffenden Kapiteln bes Etats 
der Ueberſchüſſe Bericht erftattet worden ift, und dann 
Kap. 80, welches in diefem Landtage bie Finanzdeputation 
ber Zweiten Sammer fich zu befonderer Berichterftattung 
vorbehalten hat. Dieſe Berichterftattung hat zur Zeit 
noch nicht ftattgefunden, aber Ihre Deputation hielt es 
bob für gut, um Zeit zu erfparen, jet ſchon uner: 
wartet der Berichterftattung in der Zweiten Sammer 
über die übrigen Kapitel Bericht zu erftatten. 

Das Gefammterfordernig ber übrig bleibenden 
Kapitel beträgt 6,609,105 M,, ein Mehr gegen ben Bor: 
etat von 240,271 M. Diejes Mehrerfordernig gründet 
fih hauptfählich auf das Mehrerforberniß zu Kap. 79, 
welches 236,617 M. beträgt. Wie die Herren wiflen, 
ift Kap. 79, Straßen: und Wafjerbauverwaltung, immer 
eind von denen, die jehr viel erfordern, und wo die 
Erforberniffe natürlich immer wachſen. Dagegen finden 
fi Mindererforberniffe gegen ben Voretat in den Kap. 75, 
77, 83 und 84. Außerdem habe ich noch folgendes vor— 
auszufhiden. Da die Staatsregierung ben von ihr in 
den allgemeinen Erläuterungen zum Etat gemachten Bor: 
ihlag eines fombinirten Aufrückungsſyſtems zurüd: 
gezogen bat, fommt alfo, ausgenommen bei zwei Titeln 
in Kap. 79, worüber ich mir geftatten werde, bei Ge: 
legenbeit der Berichterftattung zum Kap. 79 das nöthige 


1.8. 54. Sitzung, am 20. April 1900. 


zu bemerken, die an die Bejoldungstitel angefügte Be— 
merkung „eventuell Aufrüdung nad Jahr und Mark“ in 


| Wegfall. 


Ich kann wohl annehmen, daß eine allgemeine Be- 

rathung nicht ftattfindet. 

(Buftimmung des Bizepräfidenten.) 

Ufo Kap. 73, Finanzminifterium und unmittelbare 
Dependenzen. Bier ift zu bemerken, daß in Tit. 3 Die 
Ausgaben um 18,600 M. höher eingejtellt find, wegen 
Neuanftellung zweier vortragender juriftifcher Räthe 
mit einem Durchichnittsgehalt von 9300 M. Die Staat#- 
regierung erachtet ed nicht für angemelien, daß bei ber 
Bedeutung der eine volle Arbeitskraft in Anſpruch 
nehmenben Berichte jolhe für die Dauer an Hülfs- 
arbeiter übertragen werden. Ihre Deputation fann dies 
nur vollftändig als richtig erachten. 

Dagegen weift Tit. 4 infolge diefer Mehreinftellung 
in Tit, 3 einen Minderbedarf von 10,000 M. auf. 

Die weiteren Mehr: und Mindererforbernifje bei 
zit. 7,8,9,10, 12,14 und 18 find in ber Erläuterungs- 
jpalte jo ausreichend begründet, daß ich mir nur erlaube, 
auf diefe Begründung hHinzumeifen. Die Deputation 
hat feine Erinnerung dagegen zu erheben und jchlägt 
Ihnen infolge defjen vor, 

„bei Kap. 73, Finanzminifterium nebft unmittel- 
baren Dependenzen, nad) der Vorlage die Ein- 
nahmen bei Zit. 1 mit 200 M. zu genehmigen 
und bie Ausgaben unter Tit. 2 bis 18, allent- 
alben unter Wegfall der eventuellen Uufrüdungs- 
iften und Beträge, mit 1,043,780 M. zu 
bewilligen.“ 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?” 
Es ift der Fall. 


Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Tit. 74, Verwaltung der Staatsſchulden. Hier find 
neben einer Heinen Mebreinftellung in den Einnahmen 
in Tit. 1 von 400 M. einige Erhöhungen in den Titeln 
ber Ausgaben zu erwähnen. Das Mebrerforberniß von 
8400 M. in Tit. 2 beruht einmal auf einer Erhöhung 
der Bejoldung bes Oberbuchhalters um 600 M. und 
dann auf der Neueinftellung zweier Kontroleurftellen 
mit burhfchnittlih 4200 M. Dieſe Erhöhungen find 
in der Erläuterungsfpalte ausreichend begründet. Ihre 
Deputation Hat nicht? weiter zu erinnern und jchlägt 
Ihnen vor, 

„bei Kap. 74, Verwaltung der Staatsſchulden, 


nad) der Vorlage bie Einnahmen bei Zit. 1 
mit 1900 M. zu genehmigen und die Ausgaben 
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unter Tit. 2 bis 8, allenthalben unter Wegfall 
ber eventuellen YAufrüdungsfriften und Beträge, 
mit 152,660 M. zu bewilligen.“ 


Bizepräfident von Zezſchwitz: 
„Beichließt die Kammer bemgemäß?” 
Es iſt ber Fall. 


Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Kap. 75, Großer Garten. Die in Tit. 1 und 3 ein- 
geftellten Mehreinnahmen beruhen auf einer Erhöhung 
bes Pachtzinſes von den Wirthichaften, auf einer Er: 
höhung des Wafferzinjes und namentlidp einer Erhöhung 
bes Beitrages der Stabt Dresden um 5000 M. zu den 
Koften der Bewäſſerung. Den Mebreinftellungen in 
mehreren Wusgabetiteln, welche größtentheild auf der 
Erhöhung der Gehalte beruhen, fteht ein Minder— 
erforderniß von 20,050 M. in Tit. 16 gegenüber. In 
diefem Titel war im Voretat eine größere Summe zum 
Neubaue der fogenannten Picardie eingeftellt. Diefer 
Bau wurde zwar erft im vorigen Sommer begonnen, 
ift aber doch nahezu fertiggeftellt. Das Minber- 
erforderniß in biefem Kapitel ift 7980 M. Ihre Depu- 
tation ſchlägt Ihnen vor, 

„bei Kap. 75, Großer Garten, nad) der Bor: 
lage die Einnahmen unter Tit. 1 bis 3 mit 
57,073 M. zu genehmigen und die Ausgaben 
unter Tit. 4 bis 16, allenthalben unter Wegfall 
der eventuellen Aufrüdungsfriften und Beträge, 
mit 136,483 M. zu bewilligen.” 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: 

„Beihließt die Kammer dem Antrage gemäß?“ 
Das ift der Fall. 

Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Kap. 76, Forftafademie zu Tharandt. In Tit. 1 find 
1500 M. Einnahmen mehr eingeftellt wegen zu er: 
wartender höherer Frequenz. Die Höhereinftellung in 
ben Yusgabetiteln 4, 8, 14, ebenjo wie die Minber: 
einftellung in ben Tit. 10 und 12 Hat ber Deputation 
zu Bemerkungen nicht Anlaß gegeben. 

Aus der dem Berichte der Zweiten Kammer bei- 
liegenden Frequenztabelle ift mit Genugthuung zu er: 
jehen, meine Herren, daß ſich die Frequenz der Alabemie, 
bie einmal etwas zurüdgegangen war, jeßt wieder ge- 
hoben hat. Es befinden fi) unter den Studenten des 
legten Semefters 39 ausländiſche, nicht deutſche Stu: 
benten; ein Beweis dafür, in wie hohem Anſehen bie 
Akademie nicht bloß in Deutſchland, jondern auch aufer: 
halb Deutichlands fteht, was jedenfalls jehr erfreulich 
ift. Das Mehrerforbernii für dieſes Kapitel beträgt 
1460 M.; die Deputation fchlägt Ihnen vor, 
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„bei Kap. 76, Forftafademie zu Tharandt, nad) 
ber Vorlage die Einnahmen unter Tit. 1 und 2 
mit 16,000 M. zu genehmigen und die Aus— 
gaben unter Tit. 3 bis 16, allenthalben unter 
Wegfall der eventuellen Aufrädungsfriften und 
Beträge, mit 90,100 M. zu bewilligen.“ 
Bizepräfident bon Zezſchwitz; 
„Beichließt die Kammer demgemäß?” 
Das ift ber Fall. 

Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Kap. 77, Bergatademie zu Freiberg, In Tit. 1 der 
Einnahmen find in Rückſicht der gefteigerten Frequenz 
und infolge der Erhöhung der Ausländergebühr von 
100 auf 200 M. jährlih 12,100 M. mehr eingejtellt. 
Der Höhereinftelung in Zit. 5, 6, 7, 8 und 10 von 
im ganzen 9215 M. fteht eine Mindereinftellung von 
12,900 M. in Tit. 12 gegenüber. Das Gejammt: 
erforderniß weift gegenüber dem Voretat ein Minder— 
erforberniß von 15,785 M. nad. Die Deputation hat 
weiteres nicht zu bemerken und jchlägt Ihnen vor, 

„bei Kap. 77, Bergalademie zu Freiberg, nad) 
der Vorlage die Einnahmen unter Tit. 1 bis 4 
mit 33,440 M. zu Fig und die Aus— 
gaben unter Zit. 5 bis 14, allenthalben unter 
Wegfall der eventuellen Aufrüdungsfriften und 
Beträge, mit 130,730 M. zu bewilligen.” 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Ich frage die Kammer, 

„ob fie demgemäß beſchließt?“ 
Das ift der Fall. 

Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Kap. 78, Land», Landeskultur- und Altersrentenbanf. 
Das Mehrerforbernig in Tit. 4 und 5 mit im ganzen 
4810 M. ift in der Erläuterungsipalte jo ausreichend 
begründet, daß die Deputation nichts dagegen zu erinnern 
bat, und fie jchlägt Ihnen demgemäß vor, 

„bei Kap. 78, Land-, Landesfultur- und Alterss 
rentenbant, nad der Vorlage die Einnahmen 
unter Tit. 1 mit 80,005 M. zu genehmigen und 
die Ausgaben unter Tit.2 bis 9, allenthalben 
unter Wenfall der eventuellen Aufrüdungsfriften 
und Beträge, mit 181,510 M. zu bemilligen.” 

Bizepräfident von Zezſchwitz: 

„Beihlieft die Kammer demgemäß?“ 
Das ift der Fall. 

Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Kap. 79, Straßen: und Waflerbauverwaltung. Bei 
Tit. 1 der Einnahmen ift eine Mindereinftellung nach dem 
Durdfchnitte der Jahre 1896 bis 1898 von 9000 M. 


zu verzeichnen, dagegen find Tit. 2 aus bemfelben Grunde, 


nämlich) auch nad) dem Durchichnitte der früheren Jahre 
99* 
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mit 25,000 M. höher und Tit. 3 mit 609 M. höher ein: 
geftellt, Tit.4 ber Ausgabe ift mit 36,300 M. höher ein: 
geftellt. Die ausführliche Begründung in der Erläute- 
rungsjpalte legt dar, daß wegen bes fteten Anwachſens 
der Geſchäfte die Neuanftellung von drei Räthen mit 
einem Durchſchnittsgehalte von 7200 M., eines Ber: 
meſſungsinſpeltors mit 5100 M., zweier Straßen: und 
BWaflerbauinfpektoren mit durchſchnittlich 5100 M. ſich 
nothwendig gemacht Hat, außerdem ift eine Erhöhung 
bes Durchichnittögehaltes von 14 Regierungsbaumeiftern 
von 3300 auf 3450 M. beantragt. Die Deputation hat 
dagegen nichts zu bemerken. Tit. 5 ift mit 33,100 M. 
höher eingeftellt. Der Grund bafür ift in der Erläute: 
rungsfpalte dargelegt, es ift wegen Schaffung und Ber: 
mehrung neuer Beamtenftellen und Erhöhung der Gehalte 
einzelner Beamtenklaffen; durch Neueinftellung find 8 
Bauaffiftenten, 1 Obergärtner und 8 ftändige Banted): 
niter, durch Stellenvermehrung 4 Amtsftraßenmeifter und 
1 Dampfbootsführer in diefem Kapitel neu hinzugekommen. 
Im Boretat, meine Herren, beftand ſchon bei einigen 
Beamtenkategorien, welche in Tit. 5 und 7 eingeftellt 
find, die Aufrüdung nad dem Dienftaltersftufenfyftem. 
Die Königl. Staatsregierung, welche nicht die Abficht Hat, 
diefe Art der Aufrüdung bier wieder rüdgängig zu 
machen, hat auf Angehen der Deputation der Zweiten 
Kammer folgende Auskunft ertheilt, bie ich mir die Er: 
laubniß erbitte, ber Kürze halber aus dem Berichte ber 
Zweiten Kammer vorlejen zu dürfen. Nach einigen Ein: 
gangsworten heißt es: 

„Hiernad) find in diefen Kapiteln die urſprünglich 
aufgenommenen Bemerkungen über eventuell vorgejehene 
Aufrüdungsfriften und »Beträge bei allen benjenigen 
Beamtenkategorien, für die nicht zeither ſchon das Dienft- 
altersftufenigftem beftand, ſowie bei den neu eingejtellten 
Beamtenarten (Bauaffiftenten und ftändige Bautechnifer 
Kap.79, Tit.d, ſowie Bauamtsarditelten Kap. 80, Tit.3) 
(das geht uns ja Heute nichts an) — abgejehen von 
zwei unten zu erivähnenden Ausnahmen — in Wegfall 
geftellt worden, während bei denjenigen, lediglich in 
Kap. 79, Tit. 5 und 7 vorlommenden Beamten, bie 
ichon zeither nad dem Dienftaltersftufeniyften auf: 
gerücdt find und für welche das letztere auch künftig 
fortzubeftehen haben wird, nur das Wort „Eventuell“ 
zu ftreichen geweſen ift. 

Die bei den Beamten ber legteren Urt eingeftellten 
Aufrüdungsbeträge entiprechen, abgejehen von ben 
Straßenwärtern (Kap. 79, Tit. T), bei denen im Zu— 
fammenhange mit ber für fie beantragten Gehalts: 
erhöhung der frühere Aufrüdungsbetrag von 36 M. 
auf 40 M. abgerundet worden ift, in ihrer Höhe durch— 
gängig ben in dem Staatshaushaltsetat für 1898/99 
enthaltenen Süßen. Dagegen find für diefe Beamten, 
um fie den entjprechenden Beamtenfategorien der Staats: 
eifenbahnverwaltung in dieſer Hinfiht künftig gleich: 
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zuftellen, ftatt der bisherigen vierjährigen Aufrückungs— 
perioden meift dreijährige und nur für den Schmiede- 
meifter und den Tauchermeifter zweijährige Aufrückungs— 
friften vorgeichlagen worden. Die letztere Bejonderheit 
dürfte im Hinblide auf die verhältnigmähige Gering— 
fügigfeit des Wufrüdungsbetrages (50 M.) und um 
deswillen gerechtfertigt fein, weil dieſe Stellen in der 
Negel mit ſolchen PBerionen bejegt werden müſſen, 
welche bei ihrer Unftellung bereits in vorgerüdtem 
Lebensalter ſtehen. 

Die obenerwähnten Ausnahmen beziehen fih auf 
ben Zeichner und den Obergärtner (Kap. 79, Tit. 5). 

Da für ir erfteren im Etat die gleiche Beſoldung 
wie für die Amtsftraßen:, Damm, Strom: und Hafen: 
meifter vorgejehen ift, bürfte es unbedenklich jein, J 
auch dem für dieſe Beamten bereits beſtehenden Dienſt— 
altersſtufenſyſteme zu unterftellen. Die gleiche Behand: 
lung empfiehlt fich aber auch für den nad) dem Etat 
mit Beamteneigenjchaft zu belegenden Obergärtner, ba 
e3 zur Erlangung einer geeigneten Kraft für dieſe Stelle 
erwünfcht erjcheint, dem Inhaber berjelben von vorn- 
herein eine beitimmte Wusfiht auf Wufrüdung im 
Gehalte zu eröffnen“. 


Dieje beiden leßteren Beamten find neu eingeftellt; 
fie waren bisher noch nicht im Etat. 


„Die Deputation der Zweiten Kammer“, fährt ber Bericht 
nun fort, „erflärt ſich mit den Vorſchlägen der Königl. 
ug © einverftanden und wird demnach bei 
biefemZitel der Sag: „Eventuelle Aufrüdungsftiften und 
Beträge” an erfter, vierter und fiebenter Stelle ganz, 
an zweiter, dritter, fünfter und fechfter aber nur 
von dem betreffenden Satze das Wort „Eventuell“ zu 
ftreichen jein”. 


Diefe einzelnen Kategorien find aus bem Budget, 
welches bie Herren in Händen haben, erfichtlih. Bei 
Tit. 7 würbe es fich auf alle Poſten beziehen. Ich habe 
noch bei Tit. 5 einer Petition der Amtsftraßenmeifter zu 
gedenten, Die Amtsftraßenmeifter beflagen ſich, daß ihr 
Gehalt großentheils durch Nebenkoften aufginge, namentlich 
hätten fie jehr bedeutende Reifetoften. Sie müßten jehr 
viel reifen, fie berechnen 150 Tagereifen jedes Jahr durch— 
ſchnittlich, wodurch ihnen natürlich die Unannehmfichkeit 
erwächſt, daß fie nicht zu Haufe efjen können, aljo in 
Wirthshäufern effen müſſen und ſich immerhin jo teurer 
betöftigen müfjen. Außerdem müßten fie ſehr viel im 
Winter reifen, umd hätten nicht genügend Bekleidungs— 
geld, um fich warme Sachen, Pelze zc. anzufchaffen. Alles 
das würde ihnen vom Gehalte abgezogen. Das Petitum 
enthält vier Punkte. Sie bitten um Erhöhung bes 
Gehaltes, zweitens um Gewährung von Tagegeldern und 
Reifekoften, drittens um Gewährung von Belleidungs: 
geld und viertens um Gewährung eines Erpebitiond: 
aufwandes von 170 M. In dem Berichte der Zweiten 
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Kammer, den ich mir erlaube, hier anzuziehen, ift aus: | gründet, und Ihre Deputation bat nicht? dagegen ein: 
drücklich dargelegt, daß ein großer Theil der Klagen zuwenden, fie fchlägt Ihnen infolge deſſen vor, 


der Amtöftraßenmeifter Schon in dieſem Etat Abhülfe 
gefunden hat, Wie wohl noch manches übrig bleibt, fo 
ift doch ein großer Theil jchon bejeitigt, Was die Tage- 
gelber betrifft, jo würde es der Stonjequenzen halber 
nicht angängig fein, darauf einzugehen, dagegen hat ſich 
die Königl. Staatöregierung auch noch dahin erklärt, daß 
eine Berbefjerung der Bezüge ber Umtsftraßenmeifter 
für den nädjten Etat bereits in Ausficht genommen: ift, 
namentlid eine einmalige Erhöhung bes Betrages von 
4000 M,, welder in Zit. 14, über den ich noch näher 
berichten werde, zur Unterftügung einzelner Amtsſtraßen 
meiſter eingeftellt if. E38 haben nämlich viele Amts: 
ftraßenmeifter noc Nebeneinkünfte bis zu 200 M. durch 
die Gemeinden, denen fie aushelfen. Manche haben 
diejelben nicht, und zum Ausgleiche dafür find die 4000 M. 
bejtimmt. Die Regierung hat nun in Ausficht genommen, 
biefen Betrag von 4000 M. künftig zu erhöhen. Unter 
allen diefen Umftänden Hat bie Zweite Kammer beichloffen, 
die Petition auf fich beruhen zu laſſen, und Ihre Depu— 
tation wird Ihnen das Gleiche vorjchlagen. Tit. 6 ift 
mit 12,000 M. mehr Zuſchuß als im Voretat eingeftellt. 
Das beruht darauf, daß man, um ben Erpedienten bie 
Möglichkeit der Aufrüdung zu verfchaffen, ſechs Bureau- 
affiftentenjtellen neu gefchaffen hat, in welche die Expe— 
dienten dann hineinrüden. Ihre Deputation hat dagegen 
nicht zu erinnern gefunden. 

In Tit. 7 ift ein Mehrerfordernig von 70,800 M. 
eingeftellt, da8 barauf beruht, daß die Straßenwärter 
eine Gehaltserhöhung erhalten haben, bie fid) von 924 M. 
auf 1020 M. beziffert und außerdem noch ſechs mene 
Straßenwärterftellen eingeftellt find. Erfreulich ift dabei, 
daß die ewigen Klagen der Strafenwärter mwenigftens 
in diefem Landtage aufgehört haben. ch will nur noch 
erwähnen, baf bei dieſem Tit. 7 das Wort „Eventuell * 
für alle wegzufallen hat. Bei den nun folgenden Titeln 
ift nur weniges zu bemerfen, bei 8, 9, 11, 12, 13, 15 
müßte ich nichts zu jagen. Dagegen will ich noch er: 
wähnen, daß bei Tit. 10 1500 M. gemeinjährig tranfitorifch 
eingeftellt find, mithin 3000 M. für diefe Finanzperiode, 
um ben Beamten zum Beſuche ber Pariſer Weltaus: 
ftellung eine Beihülfe zu gewähren. 


Kap. 79. Straßen: und Waflerbauverwaltung, 

„At. die Einnahmen unter Tit. 1 bis 3 mit 334500 M. 
nad) der Vorlage zu genehmigen, 

2. unter Tit. 5 und 7 der Ausgaben bei den Ein» 
ftelungen für Amtötropenmeihter, Dammmeifter, 
Strommeifter, Hafenmeifter, Beichner, - Ober: 
gärtner, Zootjenmeifter, Ufermeifter, Schmiebe- 
meifter, Tauchermeiſter, Maſchinenwärter, 
Straßenwärter, Kanal- und Schleuſenwärter 
und Brückenaufſeher vor dem Worte „Auf: 
rüdung” das Wort „Eventuell“ zu ftreichen, 

hiernächft 

3. bei den Wusgaben unter Zit. 4 biß 22 bie 
hiernach noch verbleibenden eventuellen Auf: 
rüdungsfriften und Beträge in Wegfall zu 
ftellen, 

im übrigen 

4. die Ausgaben unter Ti. 4 bis 22 mit 
5,357,050 M. nad) der Vorlage zu bewilligen 

und enblich 

5. die Petition ber Amtsftraßenmeifter, foweit fie 
nit durch Einftellungen im Etat Erledigung 
gefunden hat, auf ſich beruhen zu laſſen.“ 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Ums Wort hat gebeten 
Herr Geh. Rath Hulsic. 


Geh. Kommerzienrath Hultzſch: Meine hochgeehrten 
Herren! Obwohl Kap. 79 mit einem Mehrerforderniß 
an die hohe Kammer herantritt, fo Hoffe ich doch, daß 
in den Berwaltungsausgaben biejes Kapitels fich noch 
Platz finde für einen nad meinem Dafürhalten Höchft 
wünjchenswerthen Straßen: und Brüdenbau. In der 
Nähe von Dresden, da, wo fich bie idyllifchen Dörfer 
Laubegaft und Seinzihachmwig begegnen, wölbt ſich 
eine Brüde über ben Zſchierenbach. Es ift ein alt: 
hiſtoriſches höchſt merkwürdiges Bauwerk, e8 hat Jahr- 
hunderten getroßt, e8 bat alle Fluthen außgehalten. 
In einem einzigen kühnen Bogen jpannt ſich die Brüde 
über den Bach, nur fehlt bei diefer äußeren Schönheit 
der Brüde die erforderliche Breite für den feit Er- 
bauung der Brücke ganz wejentlich]geftiegenen Verkehr. 
Die Verbreiterung an fih fann nad meinem Dafür: 
halten einer Schwierigkeit wohl kaum unterliegen, da 


In Tit. 14 befinden ſich die Poften, welche ben das gegenüberliegende Land, jo viel ich weiß, im Befige 
Amtsftragenmeiftern helfen follen, alfo 250 M. für Schreib: | des Fiskus ift, und die Koften fünnen auch feine jehr 


aufwand ıc. und die 4000 M. für außerordentliche Zu: 
ſchläge. Tit. 18, das ift der Schneeauswerftitel, ift in 
Rückſicht auf die Ergebniffe ber legten Jahre um 50,000 M. 
niedriger eingeftellt. Erhöht ift Tit. 20 um 1500 M,, 
und es ift in der Erläuterungsipalte ausreichend be- 


hohen jein. Die betreffenden Gemeinden haben ſeit 
einer langen Reihe von Jahren wiederholt um Befeitigung 
dieſes enormen Berkehrshindernifjes gebeten. Es ift auch 
wirklich fo. Dicht Hinter der. Brüde, die hoch geipannt 
ift, finft die Straße zu einem Thal herab und fteigt 
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wieder bie Laubegafter Straße in Kleinzſchachwitz hinan. 
Ich erlaube mir nun, an bie Königl. Staatsregierung 
die Anfrage zu ftellen, ob und inwieweit die Verbreiterung 
der Brücke bereits in Erwägung gezogen worden ift und 
ob demnächſt und in nicht allzuferner Zeit die dringenden 
Wünjche der betreffenden Gemeinden und ebenſowohl 
auch derjenigen, die die Brüde zu Wagen oder zu Fuß 
pajfiren müffen, um nad den Orten zu gelangen, 
befriedigt werden fünnten. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Der Herr Geh. Rath 
Dr. Ritterjtädt! 


Königl. Regierungstommifiar Geh. Rath Dr. Ritter- 
ſtüdt: Die Königl. Staatsregierung hat bereits be— 
ihloffen, den Umbau der Zſchierbachbrücke unter ge: 
wiſſen Borausjegungen, d.h. unter der Vorausſetzung 
gewifjer Leiftungen der betheiligten Gemeinden, zur 
Ausführung zu bringen. Sie hat daher die Straßen: 
und Waſſerbauinſpektion mit der Bearbeitung eines 
Projektes beauftragt und glaubt jomit in Ausficht ftellen 
zu fönnen, daß die foeben zur Sprache gebrachten 
Wünſche in nicht zu ferner Zeit ihre Befriedigung finden 
werben. 

Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünjcht noch jemand 
das Wort? — Das ift nicht der Fall. Ich ſchließe 
die Debatte und frage die Hammer: 

„ob fie den vorhin vorgetragenen Anträgen 
gemäß beſchließt?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Kap. 81, Bauverwaltereien. Die Mehrausgabe in Tit. 2 
um 6150 M. ift in der Erläuterungsipalte ausführlich 
begründet. Die Erhöhung bes Durchſchnittegehaltes der 
Bauverwalter von 3900 auf 4350 M. ift in dem ftetig 
zunehmenden Umfange ihre Geſchäfte begründet. Der- 
felbe Grund macht die Einftellung von 2 neuen Sekretär: 
jtellen mit den im Ausficht genommenen Bejoldungen 
von 4800 M. nöthig. Die Deputation, welche nichts 
zu bemerfen Hat, ſchlägt Ihnen vor, bei Kap. 81, Bau— 
verwaltereien, nad der Vorlage die Einnahmen bei 
Tit. 1 mit 20 M. zu genehmigen und die Ausgaben unter 
Tit 2 bis 8, allenthalben unter Wegfall der eventuellen 
Aufrükungsfriften und Beträge, mit 93,650 M. zu 
bewilligen. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Die Kammer beichlieft 
dem Autrage gemäß. 

Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Ich werbe mir erlauben, von jet an nur den Herren 
die Kapitelnummern zu nennen aljo 
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„bei Kap. 82, Albrechtsburg in Meiken, nad) 
der Borlagedie Einnahmen bei Zit. 1 mit 14,400 M. 
zu genehmigen und die Ausgaben unter Tit. 
2 bis 6, allenthalben unter Wegfall der eventuellen 
Aufrüdungsfriften und Beträge, mit 19,200 M. 
zu bewilligen.“ 


Bei diefem Kapitel ift ein Mehrzuihuß von 1940 M. 
zu verzeichnen. 
„Bei Kap. 83, Verfchiedene bauliche Bwede, 
nah der Vorlage die Einnahmen bei Tit. 1 
mit 20 M. zu genehmigen und die Ausgaben 
unter Tit. 2 bis 6 mit 16,700 M. zu be- 
willigen. 
Bei diefem Kapitel ift ein Minderbedarf von 4675 M. 
zu verzeichnen. 
„Bei ap. 84, Allgemeine technifche Zwede, nach der 
Vorlage die Einnahmen bei Tit. 1 mit 3000 M. 
u genehmigen und die Ausgaben unter 
it. 2 bis 5 mit 23,400 M. zu bemwilligen. 

Bei Kap. 85, Rechtliche Bertheidigung ber 
fistalifhen Gerechtfame zc., nach der Vorlage bie 
Ausgaben unter Tit. 1 mit 3000 M. zu be 
willigen.” 

Es ift immer das gleiche in allen Finanzperioden 

gewejen. 

„Bei Kap. 86, Allgemeine Ausgaben bei dem 
Departement der Finanzen, nad) der Vorlage 
die Ausgaben unter Tit. 1 mit 2000 M. zu 
bewilligen.” 

Endlich 
„bei Kap. 87, Immobiliar-Branbverfiherungs: 
beiträge, nad) der Vorlage bie Ausgaben unter 
it. 1 und 2 mit 286,960 M. zu bewilligen.” 


Vizepräfident von Zezſchwitz: 

„Beſchließt die Kammer den vorgeſchlagenen 
Anträgen bei Kap. 81 bis 87 gemäß?“ 
Das it der Tall. 

Wir kommen zum dritten Gegenftand der Tages: 
ordnung: „Bericht der dritten Deputation über 
bas Königl. Dekret Nr. 4, den Bericht über die 
Verwaltung und Vermehrung der Königl. Samm— 
lungen für Kunſt und Wiſſenſchaft in den Jahren 
1896 und 1897 betreffend.” (Drudjahe Nr. 181.) 

(Bergl. M. I.K. S 10ff. u.2.8d. ©. 1210 ff.) 

Berichterftatter Herr Sanımerherr Graf von Rer: 
Zedtlitz 

Berichterſtatter Kammerherr Graf bon Rex-ZJedtlitz: 
Das Königl. Dekret lautet: 

(Wird verlejen.) 

Zunächſt, meine hochgeehrten Herren, erlaube ich mir, 

Sie auf zwei Heine Drudfehler aufmerkſam zu machen, 
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und zwar auf ben einen auf Seite 2 im dritten Abjape, 
wo ed heifen muß anjtatt „dürfte“ „durfte“. Es ift 
diefe Menderung, es ftand urſprünglich auch jo im 
Konzepte, in ftyliftifcher Beziehung wünjchenswerth; und 
zweitens ijt auf Seite 4 unter den bejonderen Berichten, 
Gemälbegalerie, im legten Satze zu lejen ftatt „2 reftau- 
rirte Bilder“ „21 reftaurirte Bilder‘. Es war eine 1 
aus Berjehen weggeblieben. 

Was nun den Bericht in formeller Beziehung betrifft, 
fo ift er hierin den früheren Berichten gleichgeblieben. 
Dem eigentlihen Berichte geht auch diesmal ein fo: 
genannter Ueberblid voraus, und der Bericht jelbft zerfällt 
in zwei Theile, einen allgemeinen Theil und in die be 
jonderen Berichte über die einzelnen Sammlungen. Der 
Ueberblid beichäftigt ſich zunächſt mit einer kurzen Dar- 
ftellung ber Hauptvorfommmiffe innerhalb der Berichts: 
periode und fommt alsdann im Gegenfage zu feiner 
früheren Gepflogenheit, fi nur mit der Vergangenheit 
zu beichäftigen, auf zwei ragen der Zukunft zu ſprechen; 
zunächſt nämlich berührt er die Frage, wie und ob wohl 
die Räumlichkeiten für die Sammlungen, welde vielfach) 
ungenügend zu werben drohen, nicht mehr den nöthigen 
Raum gewähren — zu erweitern feien, und wie biejem 
Uebelftande abgeholfen werden könne, fowie die zum 
Theile jehr bedenkliche Feuersgefahr. 

Zweitens kommt ber Bericht noch auf die Frage zu 
jprechen, wie in Zufunft die Ausbeſſerungen am Zwinger 
herzuftellen jeien. Was nun bie erfte Frage betrifft, jo 
entwidelt der Bericht die Idee, daß bei Gelegenheit eines 
Baues in der Nähe des Königl. Marftalles eine Evakuirung 
der Parterreräume im Johanneum möglich fein werde 
und zu gleicher Zeit bas Nieberreifen eines zum Stallamte 
gehörigen Gebäudes, welches allerdings eine nicht 
unbebeutende Feuersgefahr bietet, namentlich für bie 
Porzellaniammlung. Er meint, wenn biejes Gebäude 
niedergerifjen werden könnte, jo würde Die Gefahr für 
bie Porzellanfammlung bedeutend vermindert werben 
und es könnte alsdann auch diefe Sammlung in bie 
Erdgeſchoßräume des Johanneums heruntergefchafft werben 
und dort aufgeftellt werden, und es würden auf dieje 
Weiſe die Räume, in denen bisher die Borzellanfammlung 
fteht, zu anderen Sammlungen verwendet” werben können. 
Es wird bier die Ethnographiiche Sammlung in Bor: 
ſchlag gebradt. Unfangg — und zwar fteht es im 
Berichte — war auch noch die gleichzeitige Unterbringung 
bes Prähiſtoriſchen Muſeums geplant; allein es hat fich, 
wie mir mündlich mitgeteilt worben ift, herausgeftellt, 
daß hierzu fein Pla vorhanden fein würde. Es würden 
ſich aljo diefe Räume auf die Ethnographifhe Sammlung 
beichränten müſſen. Wenn nun bie Ethnographiſche 
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Sammlung in das Johanneum hinübergeihafft werben 
könnte, jo würden auf dieſe Weile aud) genügend Räumlich— 
feiten für die Wusdehnung anderer Sammlungen im 
Biwinger eintreten, jo daß zunächft wohl der Raummangel 
befriedigt werden könnte Ob nun bie finanziellen Rüd- 
fidten, welche ja wohl auch Hier jehr zu bedenken find, 
da bie Veränderungen, welche bier nöthig fein würden, 
um die Räume zu Sammlungen herzuftellen, ziemlich 
foftfpielig jein würden, auch wirflih im Einklange mit 
dem Bortheile diejes Projektes ftehen würden, und ob 
überhaupt die Barterreräume bes Johanneums fich wirklich 
vollftändig für die Aufnahme von Sammlungen und ins: 
bejondere der Porzellanfammlung eignen würden, dies 
ift nicht Sache der dritten Deputation, jondern hierüber 
würde die zweite, die Finanzdeputation ich zu äußern 
haben. 

Die Ausbefferungen am Zwinger find vor kurzem 
zu Ende geführt worden, und man Hatte wohl Hoffen 
dürfen, daß diefelben auf längere Zeit zur vollftändigen 
Befriedigung des Bublitums hergeftellt fein würden. 
Ulein es find von verſchiedenen Seiten, zunächſt von 
einer Seite, Bemängelungen über die Art und Weiſe 
vorgebracdht worben, wie dieſe Yusbefjerungen bis jetzt 
bergeftellt worden find. Sie find nämlid in Cementguß 
mit einem Wacsfarbeüberguß ausgeführt worden. Man 
hat ſich nun dahin ausgeſprochen, daß dieje Urt der Aus— 
befjerung eine mangelhafte und ben Stunftgegenftänden 
nicht entſprechende ſei. Es hat fid) daher die Königl. 
Generaldirettion entichlofien, eine Kommiffion hierüber 
einzuberufen, und dieſe hat fich entichieden dafür ent: 
ichieden, daß in Bufunft, allerdings hoffentlich, erft in 
einer ziemlich jpäten Zukunft, dieſe Ausbeſſerungen nicht 
mehr auf die bisher übliche Weiſe ftattfinden jollten, 
fondern wiederum in möglichſt gutem dauerhaften Sand» 
ftein, und daß vorher eine Abformung der Gegenftände 
ftattfinden folle. Die Sache ift, wie gejagt, eine Frage 
der Zukunft, wir haben uns zunächſt Hiermit in feiner 
Weiſe zu beichäftigen. 

Das König. Finanzminifterium hat fi veranlaft 
gefühlt, einen Anſchlag fertigen zu laſſen über eine 
eventuelle Neftaurirung des fogenannten Wallpavillons, 
des Heinften von allen, und biefer hat ala Mefultat er- 
geben, da dieſe Inftandfegung, welche allerdings einer 
vollftändigen Erneuerung des Pavillons gleichkommen 
würde, nidjt weniger als 530,000 M. koften würde, 
allerdings eine ganz ungewöhnlich hohe Summe für ein 
jo Heines Gebäude. Als Troft wird noc hinzugefügt, 
daß fich die Frage wohl nicht innerhalb der nächſten 
20 Jahre als eine brennende herausftellen würbe. Immer: 
bin aber kann man Hieraus erjehen, welde großen 
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Schwierigkeiten und Kojten entftehen müßten, wenn nad 
diefem meuen Berfahren die Reftaurirung ftattfinden 
jollte, und es wird ſich wohl fragen, ob es, ba es ſich 
bier um Sandfteinarbeiten — und leider ift unfer füch- 
fiicher Sandftein kein jehr dauerhafter — und um Skulp- 
turen handelt, welche, wenn fie auch noch fo werthvoll 
find, doch dem Wetter, bem norbifchen Klima, dem Eis, 
und namentlich aud; dem Dresdner Staub und Ruf 
fortgefegt ausgefeßt find, angemefjen fein dürfte, jo große 
Geldjummen hierfür zu verwenden. Namentlich find dieſe 
Skulpturen meiftens dem Auge jehr weit entrüdt, ſodaß 
man bie einzelnen Details und bie Feinheiten berjelben 
meift faum genau erkennen und betrachten ann. 


Bas nun den eigentlichen Bericht betrifft, jo fann 
man aus dem allgemeinen Berichte mit Freuden ent 
nehmen, daß die Einnahmen der Sammlungen fi in 
fteigender Weife bewegen, daß fie ſich auch in der hier 
in Rede ftehenden Periode 1896/97 vermehrt haben. 
Die eigenen Einnahmen belaufen ſich auf 192,998 M. 
79 Bf. und Haben fomit den Voranſchlag um 27,316 M. 
79 Pf. überftiegen. Die Eintritts: und Führungsgelder 
find gewachjen im Vergleiche zum Etat um 17,459 M. 25 Pf, 
der Verkauf der Kataloge ift gleichfalls ein günftiger ge- 
weien, ſodaß er den Voranſchlag um 7804 M. 30 Pf. 
überftiegen hat. Auch die Anzahl der Beſucher ift ge: 
wachen, und zwar in recht erfreulicher Weife: die Samm- 
lungen find von 41,169 Perſonen mehr befucht worden, 
als in der vorhergehenden Periode. Freilich find auch 
die Ausgaben geftiegen, und zwar hat die Verwaltung 
der Sammlungen die Summe von 855,241 M. ver: 
urſacht; fie Hat allerdings ben Voranſchlag nur um 
1973 M. überftiegen, aber doch die gleiche Ausgabe ber 
Borperiode um 100,827 M. 55 Bf, allerdings eine 
ziemlich) hohe Summe. Indeſſen bat die Deputation nad) 
Einficht ber betreffenden Erläuterungen im Rechenichafts- 
berichte doch gefunden, daß fie fich Hierbei beruhigen 
müßte; bie Mehrausgaben ſchienen ihr doch genügend 
motivirt zu fein. 

Bas bie Vermehrung der Sammlungen betrifft, jo 
haben zu biefem Bwede zunächſt in der Hauptſache die 
aus dem Bermehrungsfonds zugewiefene Summe von 
230,000 M. zu Gebote geftanden, außerdem bie Kleine 
zum Aufbrauche beftimmte Summe für die neuere Kunft, 
welche gar nicht angegriffen worden ift, und endlich ber 
von Römerjche Fonds, von dem diesmal die Summe von 
5500 M. zur Berwenbung gekommen if. Die Unter: 
haltung der Gebäude hat allerdings auch eine Mehraus. 
gabe gegen ben Etat von 19,130 M. 39 Pf. verurfacht, 
die Ausgabe jelbft belief fi auf 141,130 M. 39 Pf. 
Auch diefe verhältnigmäßig nicht jehr Hohe Ueberfchreitung 


1.8. 54. Sigung, am 20. Upril 1900. 


erfcheint als volltommen gerechtfertigt nad) den Erläute- 
rungen, welche der Rechenſchaftsbericht in Kap. 24 enthält. 

Un Gejchenten find aud in biejer Periode die 
Mufeen und Sammlungen reich bedacht worden, Es 
wird durch den Nachweis diefer Geſchenke eine ftattliche 
Zahl von Seiten bes PVerichtes gefüllt, von Seite 18 
bis 36 find diefe Geſchenke ſpeziell aufgeführt. Das ift 
gewiß mit vielem Dante entgegenzunehmen, und es 
ift nur zu wünſchen, daß auch fernerhin fi) noch 
zahlreiche Gejchentgeber für die Sammlungen finden 
mögen, 

Was nun die einzelnen Sammlungen und deren 
bejondere Berichte anlangt, jo kann man daraus ent- 
nehmen, daß die Sammlungen mit großer Sorgfalt be- 
Hütet und gepflegt werben, und daß fie nicht bloß er- 
heblichen Zuwachs befommen auch durch Zulauf, fondern 
daß aud viele Menderungen und Verbefjerungen barin 
eingetreten find, theils zum Vortheile der Sammlungen 
jelbft, theils und ganz befonders zu dem des befuchenden 
Publifums. So find in der Gemäldegalerie mehrere 
Neuerungen beſchafft worden, welche zum Bortheile des 
Publifums ganz entſchieden beitragen. Es find bie 
früheren Reinigungen befeitigt worden, wonach periodiſch 
die Sammlungen der Gemälbegalerie geichlofjen werben 
mußten. Es find die Reinigungen fo eingerichtet, daß 
fie gleihmäßig über das ganze Jahr verteilt werden, 
ohne daß das Publikum am Bejuche gehindert wird. 
Zweitens find aud für die fopirenden Künftler die Tage 
bis auf Sonntag und Montag fämmtlich freigegeben 
worben, jo daß auf diefe Weiſe auch eine Erleichterung 
eintritt. Im Kupferftichfabinete ift während ber Winter: 
monate elektriiche Beleuchtung der Räume eingerichtet 
worden, jo daß auch bes Abends diefe Sammlungen 
beſucht werben fonnten, und dies ift auch ſeitens 
des Publikums im reichen Maße gejchehen, jo daß fi 
auch dieſe Neuerung entſchieden bewährt zu haben 
ſcheint. 

Die Gemäldegalerie iſt entſprechend vermehrt worden 
namentlich durch neuere Bilder und zwar hauptſächlich 
aus den Mitteln der Proll-Heuerſtiftung. Ob dieſe 
Bilder dem Geſchmacke und dem MWohlgefallen bes 
großen Publikums, namentlich des Laienpublitums 
durchweg entſprechen, muß freilich babingeftellt bleiben. 

Was nun die Vermehrung des Kupferſtichkabinets 
betrifft, jo ift namentlich eine Sammlung zu erwähnen, 
nämlid ber fünftleriiche Nachlaß des jo talentvollen, 
feider früh Heimgegangenen Rethel, des Schöpfers ber 
großen Freskogemälde im Kaiſerſaale zu Aachen, Diele 
Erwerbung bat jehr erhebliche Koften verurſacht, ich 
glaube, circa 80,000 M. find es, welche fich natürlich 
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auf eine längere Reihe von Jahren vertheilen. Immer 
hin ſcheint dies wohl weſentlich dem recht erheblichen 
Koftenbetrag, welchen bie Ankäufe für das Kupferſtich— 
fabinet verurfacht haben, mit veranlaßt zu haben. Allein 
für das Aupferftihfabinet find 51,511 M. 10 Pf. ver: 
ausgabt worden, während für die Gemälbegalerie nur 
36,815 M. verwendet worben find. Diefe Ausgabe 
ſcheint aber verhältnifmäßig, namentlich im Vergleiche 
zu ber Gemäldegalerie, ziemlich hoch zu fein, und es 
ift wohl zu Hoffen, daß barin fpätere Perioden 
im großen und ganzen einen Ausgleich herbeiführen 
werben, 

Die anderen Sammlungen find ebenfalls bebeutend 
vermehrt worben, namentlich die zoologifchen und anthro- 
pologiſch⸗ ethuographiſchen Sammlungen, wozu allerdings 
Gejchente wejentlich beigetragen haben. 

Endlich ift bie Königl. Bibliothel ganz bejonders 
durch bie Einverleibung der Privatmufilalienfammlungen 
Sr.Majeftät des Königs bereichert worben, ebenjo auch 
durch eine mufitaliiche Sammlung bes Fräuleins Gram— 
mann, welche hauptjächlich in dem muſikaliſchen Nachlaſſe 
ihres Brubers, bes Koımponiften Grammann bejteht. 

Es Hat Ihre Deputation auch durch den Beſuch ber 
Sammlungen fich bavon überzeugen können, daß dieſelben 
in einem burchweg erfreulichen und gefunden Buftande 
fi befinden, ja, man tönnte faſt jagen zu gejundem, 
denn bie Räume, welde den Sammlungen zum Theile 
erft vor wenigen Jahren zugewiefen worden find und 
welche man damals für ſehr ſchön und volllommen aus: 
veichend hielt, jcheinen fich immer mehr und mehr nicht 
als genügend zu erweilen, unb es wirb von Seiten ber 
Generaldireftion wie von Seiten ber Direktoren über: 
haupt’ ber Wunſch immer mehr vege, daß neue Gebäube 
entftehen möchten. Leider wird es aber doch nicht anders 
möglich fein unter ben jetzigen Verhältniſſen, als da 
man fich mit ben jegigen Räumen noch auf längere Zeit 
wird begnügen und fi darin wird einrichten müfjen, 
weil an einen Neubau vorläufig, für jegt wenigftens, und 
in ber nächſten Beit wohl faum zu benfen fein wird. 

Bei dieſer Gelegenheit liegt es wohl ziemlich nahe, 
wenn man eine Ibee in Anregung bringt, welche ſchon 
früher auch von Seiten der Deputation angeregt worben 
ift, nämlih ob es nicht zwedmäßig fein bürfte, einen 
Theil der Sammlungen, foweit fie fich dazu eignen, an 
größere Provinzialftäbte, natürlich unter Vorbehalt be# 
Eigentäumsrechtes, zu verleihen. Es würben vielleicht auf 
biefe Weife nach zwei Seiten hin manche Vortheile ge 
wonnen werben können; wenn bie betreffenden Stäbte 
bie nöthigen Räume dazu haben, jo wird es für biefe 
jehr angenehm fein, ihre vielleicht ſchon beftehenden 
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Mufeen zu vergrößern, während auf ber anderen Seite 
die hiefigen Mufeen eine Erleichterung erfahren würden 
und der Wunſch nad Neubauten doch eiwas zurüds 
gedrängt werben Föunte. 
Die Deputation hat ſomit nur zu dem Beſchluſſe 
fommen können, im Vereine mit ber hohen weiten 
Kammer den Antrag zu ftellen: _ ——— 
„die hohe Erſte Kammer wolle ſich durch den 
mittels Allerhöchſten Dekretes Nr. 4 vom 7. No— 
vember 1899 vorgelegten Bericht über die Ver: 
waltung unb —— der Königl Samm⸗ 
lungen für Kunſt und Wiſſenſchaft in den Jahten 
1896 und 1897 befriedigt erklären.” 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Se. Excellenz der Herr 
Staatsminifter! 


Staatsminifter bon Watzdorf: Meine jehr geehrten 
Herren! Der Bericht Ihrer geehrten Deputation giebt 
mir nur zu einer furzen Bemerkung Veranlafjung. Er. 
bat fi nämlich auf Seite 1 und 2 mit dem bekannten 
Plane ber Berlegung ber Porzellanfammlung in die 
PVarterreräume bes Johanneums bejhäftigt, die ja heute 
noch nicht zur Debatte fteht und bie ich auch nicht näher 
berühren will. ber in dem einem Punkte muß ich es 
doch thun, weil ich glaube, daß durch den Satz, ber auf 
Seite 2 oben fteht, eine falfche Vorftellung erwedt werben 
tönnte. Die Deputation hat im Berichte gejagt: 


„Inwieweit freilich) die finanzielle Seite des Pro: 
jeftes zu Bedenken Anlaß geben lönnte, bariiber wird 
die Finangdeputation zunächſt Erwägungen anzuftellen 
haben. Uebrigens wären wohl auch nod darüber Er: 
Örterungen anzuftellen, ob, jelbft mit Aufwendung er: 
beblicher Koften, die Erdgeſchoßräume des Johanneums 
überhaupt zur Aufnahme von Sammlungen, und ins- 
befondere der Borzelanfammlung, zu empfehlen feien.“ 


Das kann ja zu ber Auffaffung Anlaß geben, als 
wären berartige Erörterungen noch gar. nicht angeftellt 
worben. Ich glaube auch faum, daß der Herr Berichts 
erftatter die Alten ober bie Unterlagen, die zur Zeit ber 
Finanzdeputation A ber Zweiten Stammer, vorliegen, zur 
Hand gehabt Hat, fonft würde er daraus erjehen haben, 
daß wir allerdings ſolche Erörterungen haben anftellen 
lafjen. Und wir haben uns bei diejen Erörterungen nicht 
damit begnügt, Hiefige Autoritäten allein über die Frage 
zu hören, ob es zwedmäßig fein wilrde, ‚bie Porzellan- 
ſammlung in die Erbgeihoßräume bes Johanneums zu 
verlegen, fondern wir Haben über dieſe frage auch ein 
Gutachten von einer der erften Autoritäten im dieſem 
Fade in Deutſchland herbeigezogen und zwar bas bes 
Herrn Dr. von alte, Direltor bes Gewerbemufeums in 
Köln a. Rh. Diefer Herr ift im vorigen Jahre mehrere 
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Tage in Dresden geweſen, um ſich gründlichſt mit biefer 
Frage zu beichäftigen. Er Hat Hierauf ein ausführliches 
Gutachten abgegeben und ich darf mir wohl erlauben, 
bie letzten Beilen dieſes Gutachtens vorzulefen. Er 
fagt ba: 


„IH ſchließe mit dem Ausdrude meiner Ueber: 
zeugung, daß das Erbgefhoh des Johanneums, bie 
oben aufge n Bauveränderungen vorausgeſetzt, 
für bie Rönigt Porzellanfammlung eine fichere, 
—— vornehm und geſchmackvoll wirlende Auf— 


—2 ermöglicht, die den Werth und Reichthum der 
ng aufs Beſte zur Geltung bringen kann.“ 


ge bie Bauveränderungen anlangt, meine Herren, 
jo find es biefelben, welche in ben fpeziellen Koften- 
anſchlägen zur Begründung bes betreffenden Titels im 
außerordentlichen Etat ber Finanzdeputation A der jen- 
feitigen Sammer noch vorliegen. 

Bizepräfident von Zezſchwitz © Excellenz der Herr 
Präfident! 


BPräfident Wirkt. Geh. Rath Dr. Graf von ſtünneritz: 
Meine hochgeehrten Herren! Der Bericht, welcher in ber 
hohen Bweiten Kammer über bas vorliegende Defret 
vorgetragen worden ift, enthält, ich möchte beinahe jagen, 
in einer behaglichen Weife, ben Wunſch, daß die Por- 
zelanjammlung in das Erdgeſchoß bes Johanneums 
verlegt werben möchte, und im nicht minder behaglicher 
Weile nimmt ber Beriht auch ſchon bie Even— 
tualität in Ausficht, daß für das Staatsardiv ein neues 
Gebäude errichtet werben fol. Damit nun bie hohe 
Königl. Staatsregierung nicht etwa von ber Unficht aus: 
geht, dab wir ganz diefelben Anſichten hegten, erlaube 
id mir im Namen einiger mir näher ftehenden Freunde 
und Kollegen in biefem Haufe hiermit die Erklärung 
abzugeben, daß wir ber Trage ber Verlegung ber Por: 
zellanfammlung in bas Erdgefhoß und überhaupt einer 
größeren Sicherung gegen Feuersgefahr noch gar nicht 
näher getreten finb und noch weniger uns barüber 
ſchlüſſig gemacht Haben. Was die Frage eines Archiv: 
gebãudes anlangt, fo ftehen wir — ich fpreche im Namen 
meiner Freunde — biefe und ich, kühl demſelben gegen: 
über. Meine Herren! Wir verwahren uns bavor, 
Banbalen zu fein; wir fönnen unter Umftänden Medicäer 
werben, wenn bie Mittel dazu ba find; wir geben gern 
der Kunft, was ber Kunſt ift, endlich find wir auch 
Realiften und wiffen, daß durch die Ausbildung unferer 
fhönen Sammlungen der Fremdenzuzug in unjere 
hübfche Reſidenz fi nur vermehren wird. Aber troß- 
dem müfjen wir, nachdem der Grundzug bes Landtags 
weſentlich dahin gegangen ift, ben außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetat in möglichfter Weife zu beichränten, 


und doch den Wunſch auszubrüden erlauben, daß man 
biefer frage mit thunlichfter Reſerve und thunlichfter 
Sparjamfeit und womöglich mit einiger Berrüdung in 
die Zukunft näher treten wolle. Um mic) zu refumiren, 
fo ſtehe ich im großen und ganzen auf dem Standpunkte, 
bem der Herr Vizepräfident der Zweiten Kammer Georgi 
in ber ihm eigenen fo berebten Weife Ausdruck ver— 
fiehen hat. Im übrigen benuge ich gern biefe Gelegen- 
heit, um Sr. Excellenz dem Herrn Staatsminifter von 
Watzdorf meinen Dank auszuſprechen, daß er bei ber 
Berathung der Zweiten Kammer am 13, November fich 
im allgemeinen fühl Neubanten gegenüber ausgejprochen 
bat. Wollte ich noch einige furze Worte hinzufügen, fo 
hat mein ausgezeichneter Freund, Graf Rer, ſchon darauf 
bingewiefen, daß mit den Ankäufen ber Gemäldegalerie 
namentlid der Laie nicht immer einverftanden if, Es 
ift ja auch ſchon im diefem hohen Haufe biefen Ge— 
fühlen mehrfach Ausdrud gegeben worden, theils von 
meinem verftorbenen Freunde Burgk, tHeil® von bem 
Herrn Kammerherrn Sahrer von Sahr vor zwei Jahren. 
Ich beicheide mich gerne, daß bie Laien das Kunft« 
verftändniß ber höheren technischen Wutoritäten nit 
befigen; ich betrachte bie moberne Schule ohnehin 
mehr wie eine Mode, bie gelommen ift, und bie auch 
einmal wieber vergehen wird. Indeſſen werbe ich mir 
doch die Bitte geftatten, ba man bie eingeichlagene 
Richtung auch nicht allzufehr ausbehnt und ber Geſchmads⸗ 
richtung der Laien etwas mehr Rechnung trägt! Was 
die Porzellanfammlung anlangt, die mehrfach fon im 
die Verhandlung gezogen worden ift, jo habe id; barüber 
einen eigenen befonderen Wunfh, ber wenigfteriß 
alt ift. Wenn er daher ſchlecht ift, fo ift er wenigftens 
nicht flüchtig gefaßt. Ich Habe von Anfang an immer 
den Zwinger ala den Ort hingeftellt, wo die Porzellan⸗ 
jammlung am geeignetften aufgeftellt fein würde Wan 
braucht nur diefen wahrhaft graziöfen, in Kleinere Räume 
zerfallenden Bau anzufehen um fih zu jagen, 
daß gerabe dort das Rorzellan am beften aufgehoben 
fein würbe. Im unſerem jepigen Johanneum ift biefe 
wunberfhöne Sammlung, wie mir ſcheint, etwas zu 
manufafturartig behandelt. Alſo wenn es eine Möglich- 
feit gäbe, obiges zu erreichen, jo könnte das von meinem 
Standpunkte aus nur mit Freude zu begrüßen fein. Im 
übrigen erkenne ich mit Dankbarkeit an, daß bie be 
treffenden Autoritäten, die mit ber Kunft zu thun haben, 
ſämmtlich mit Ermft arbeiten und daß unfere Kant 
fammlungen trog einiger Meiner Schattenfeiten doch 
immer noch zu ben beftgeleiteten gehören und zum Schmucke 
bes Vaterlandes dienen. 
(Bravo!) 
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Bizepräfident vou Zezſchwitz: Herr Graf von Mer! 

Berichterftatter Graf vom Ner-Zedtlig: Wenn der 
Herr Staatsminifter eine fo bedeutende Autorität zu 
gunften ber Berwendung ber Barterreräume bes 
Johanneums aufführt, wie er es gethan hat, jo fällt es 
wohl ſchwer, bagegen eine Einwendung zu machen. Allein 
ih Habe bei Gelegenheit des Beſuches unferer Samm: 
Inngen doch jelbft — und bie anberen Herren mit, 
welche bie Güte hatten mich zu begleiten — mich über: 
zeugen fünnen, ba ein Uebelſtand doch wohl nicht ganz 
abgeleugnet werden lönne, nämlich der Mangel an 
genügenbem Lichte in einem Theile wenigftens ber Räume. 
Es ift ja möglich und wahrfcheinlih, daß, wenn bas 
Gebliude des Stallamtes weggerifien wird, nad) dieſer 
Seite Hin mehr Licht und Helligkeit entftehen wird, aber 
nad) der anderen Seite, nad) der Auguftusftraße zu, wo 
eine Veränderung wohl nicht möglich fein wird, ſcheint 
mir doch bas Lichtverhältmiß fein folches zu fein, daß 
ein großer Theil der Räume, fo ſchön fie an ſich find — 
fit zu Ausitellungsräumen eignen. Darin ftimme ich 
dem Herren Profeſſor vollftänbig bei, daß die Aufftellung 
ein fehr vornehmes Ausjehen Haben würde; aber trotzdem 
würde ich doch diefe Räume zum Theil wenigftens nicht 
für ganz paſſend halten, weil fie kaum fo viel Licht Haben, 
am die einzelnen Stüde jo gut in Wugenfchein nehmen 
zu können, wie es z. B. jet in den oberen Räumen ber 
Fall iſt Außerdem werden die Räume etwas Heiner fein; es 
find die Wände unten ftärker als oben, es find namentlich viele 
ftarfe Säulen darin,‘ die am ſich ſchön find, aber doch 
auch Pla wegnehmen, und endlich hatte ich das Gefühl 
— ih kann aber darin irren —, daß bie unteren Räume 
doch etwas feucht wären, und feuchte Räume find matür- 
lich durchaus nicht empfehlenswerth, namentlich für Por- 
zellen. Dies waren hauptſächlich die Gründe, welche uns 
beftimmt Haben, biejen Baflus in dem Bericht Hereinzu- 
bringen. Was nun die eiwaigen Bauten anlangt, fo 
ſtimme ich natürlich auch bem Herrn Präfidenten voll- 
fommen bei, und es würde mir ja infofern ganz an: 
genehm und erfreulich fein, wenn eben hier auf irgend eine 
Weile das Johauneum verwendet werben Könnte; allein 
dieſe Bedenken, welche ich eben ausgeſprochen habe, kann 
ich nicht ganz befeitigen. Ich gebe zu, daß bort, wo bag 
Porzellan jetzt untergebracht ift, es vielleicht nicht den 
günftigen Eindruck macht, als es bei feiner wirklichen 
Borzüglichkeit, feiner Meichhaftigkeit und hervorragenden 
Seftenheit wohl verdient. Allein ich möchte doch glauben, 
daß zunächft, was bie Feuersgefahr betrifft, wenn irgend: 
wie das Nebengebäube weggeichafft werben könnte, und 
namentlich in Verädfichtigung des Umftandes, daß vor 
einigen Jahren erft eiferne Läden angeſchafft worden find 
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nad) ber Seite des Stallamtes Hin, bie Feuersgefahr 
wohl kaum eine größere jein dürfte, als wo anders. 
Wenn anbdrerfeits die Sammlung in ben Zwinger hinüber⸗ 
geichafft werben könnte, jo gebe auch ich gern zu, daß ber 
Zwinger nad) feiner ganzen Bauart und dem eigenartigen 
Gepräge feiner Baulichkeiten fich volllommen bem Charakter 
der Sammlung anpafien würbe. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünfcht noch jemand 
das Wort? — Ich ſchließe die Debatte und frage bie 
Kammer: 


„ob fie bem Antrage ber Deputation, welder 

lautet: 
„die hohe Erfte Kammer wolle fi durch ben 
mittels Alerhöchften Dekreles Nr. 4 vom 7. No— 
bember 1899 vorgelegten Bericht über bie Ver— 
waltung und Vermehrung ber Königl. Samm⸗ 
lungen für Kunft und Wiffenfchaft in den Jahren 
1896 und 1897 befriedigt erklären“. — 


beitritt? 
Einftimmig. 


IH will noch fragen, ob die Königl. Staatsregierung 
auf namentliche Abftimmung verzichtet. 


(Staatsminifter von Watzdorf: Sie verzichtet.) 


Wir kommen zum vierten Gegenftande ber Tages» 
ordnung: „Antrag zum münblihen Berichte der 
vierten Deputation über die Petition bes Ge— 
meinberathes zu Wendiſchfähre, die Beleuchtung 
der fiskaliſchen Garolabrüde über die Elbe bei 
Wendifchfähre betr.” (Drudjache Nr. 178.) 


Berichterftatter Graf bon Ner-Zehifta: Meine od: 
verehrten Herren! Die Gemeinde Wenbifchfähre behauptet, 
es fei ihr Unrecht gefchehen dadurch, daß ihr die Amts- 
hauptmannſchaft Pirna die Verpflichtung auferlegt habe, 
die fisfalifche Brüde zwiſchen Wendiſchführe und Krippen 
zu beleudten. Sie fagt, ba durch diefen Brückenbau 
die Einnahmen ber Gemeinde dadurch, daß fie die Wer- 
pachtung ber Fähre verloren, Einbuße erlitten Hätte. 
Außerdem würben ihr durch die Beleuchtung große Koften 
entftehen; fie müßte ben Ortsbiener höher bezahlen, die 
Aufhaffung und Unterhaltung der Laternen und bie 
Beleuchtung kofte viel Gelb, und beziffert fie ihre Mehr⸗ 
außgaben auf ca. 700 M. pro Jahr. 

Meine Hochverehrten Herren! Die Sache liegt nun 
folgendermaßen: Die Carolabrüde bei Schandau ift im 
Jahre 1881 von der AUmtshauptmannfchaft Pirna unter 
Mitwirkung des Bezirksausschuffes auf Grund des 8 5 
der Revibirten Landgemeinbeorbnung beim Gemeindebezirle 
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Wendiſchfähre in ortspolizeilicher und kommunlicher, fowie 
in armenrechtlicher Beziehung zugewiejen worden. Gleich: 
zeitig ift bie Gemeinde auch bejchieben worden, daß auf 
ben von ihr gemachten Vorbehalt, für jegt und alle 
Beiten bezüglich bes durch die Brüdenbeleuchtung ent— 
ftehenden Aufwanbes nicht in Mitleibenfchaft gezogen zu 
werben, nad) Lage der Sache nicht weiter einzugehen 
gewejen ſei. Dieſe Verfügung der Amtshauptmannſchaft 
ift feinerzeit in Nechtsfraft übergegangen. Die Gemeinde 
bat aber nun die Sade jo aufgefaßt, daß wohl bie 
Brüde dem Gemeindbebezirfe Wenbifchfähre in fommun- 
licher, ortspolizeiliher und armenrechtliher Beziehung 
zugewiefen fei, auf die Beleuchtungsangelegenheit fei nach 
Lage ber Sache nicht weiter einzugehen. 

Meine Hohen Herren! Dieſe Worte find eventuell 
mißzuverftehen. Beſtärkt darin wurde außerdem bie 
Gemeinde dadurch, daß, obgleich bie Beleuchtung nicht 
eingeführt wurde, bie Behörde auch nicht einfchritt. Erft 
in lebter Zeit, und zwar im vorigen Jahre, Hat bie 
Behörde wiederum verfügt, daß Wendiſchfähre die Brüde 
beleuchten ſoll. Vorausgegangene Verhandlungen wegen 
Beihülfe zur Brüdenbeleuchtung mit der Gemeinde Krippen, 
mit ber Stadtgemeinde Schanbau, fowie mit ber General: 
bireftion Hatten nur bei leßterer Erfolg, und zwar er: 
Märte fich die Generaldireftion bereit, 40 M. zur Her: 
ftellung ber Laternen beizutragen. Auch diefe Verfügung 
ber Behörde ift rechtsfräftig geworben, ba bie Gemeinde 
nicht rechtzeitig refurrirt hat. Die Beſchwerden bei der 
Kreishauptmannihaft und dem Minifterium find ab- 
gewiefen worden, 

Meine Hochverehrten Herren! Sowohl die hohe Staats: 
regierung, wie auch Ihre Deputation kann nicht in Ab— 
rede ftellen, daß jene Verpflichtung für bie Gemeinde 
infofern eine gewiſſe Härte enthält, als die Brüde nicht 
vorzugsweiſe bem Ortöverfehre von Wendiſchfähre, ſondern 
in wefentlihem Maße dem Durdgangsverfehre nad) 
anderen Orten, infonberheit nah Schanbau, dient. Da 
bie Gemeinde aber formell im Unrechte ift, fo jchlägt 
Ihre Deputation vor, die Petition auf ſich beruhen zu 
laſſen. 

Der Deputation iſt dieſer Entſchluß dadurch er— 
leichtert worden, daß bie Generaldirektion gewillt ift, 
40 M. zur Beſchaffung der Laternen beizutragen, und 
einen jährlichen laufenden Zuſchuß zur Beleuchtung 
beziehentlich Unterhaltung in Höhe von 50 M. in Aus: 
ſicht ſtellt. Außerdem laſſen ſich die Härten durch ent: 
ſprechende Berückſichtigung der Gemeinde bei Vertheilung 
ſtaatlicher Wegebauhülfen und durch Zuwendungen 
aus Bezirksmitteln ausgleichen. Auf alle Fälle dürfte 


wohl bie Gemeinde ber Beleuchtung ber Brüde zu ent⸗ 
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heben fein dadurch, daß bei ber Konzeffionirung ber 
eleftrifhen Bahn von Schandau nad) Bahnhof Schandau 
ber Geſellſchaft „Eleltra“ die Verpflichtung ber Be: 
leuchtung auferlegt wirb. 

Ihre Deputation bittet bie hohe Kammer, fich dem 
bereit erwähnten Borjchlage anzuſchließen und die Pe: 
tition des Gemeinberathes zu Wendiſchfähre, die Be— 
leuchtung der fislaliſchen Garolabrüde über bie Elbe 
bei Wendijchfähre betreffend, auf fich beruhen zu laſſen. 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: Wünfcht jemand bas 
Wort? — Es ift nicht der Fall, 


Ih frage die Kammer: 


„ob fie dem Vorſchlage der Deputation beis 
tritt?“ 
Einftimmig. 


Es ift noch eine „Anzeige über eine für un— 
zuläffig erklärte Petition“ (Druckſache Nr. 172) zu 
eritatten von ber vierten Deputation durch Se. —— 
Herrn Wirkl. Geh. Rath Meuſel. 


Berichterſtatter Wirkl. Geh. Rath Meuſel: Im Namen 
ber vierten Deputation babe ich die Ehre, ber hohen 
Kammer anzuzeigen, daß bie Petition des Auszüglers 
und Hanbarbeiters Gottlob Markus Schneider in Aue, 
um Wiederaufnahme einer Unterfuhung auf Grund von 
8 23e ber Landtagsorbnung wegen Unzuftändigfeit der 
Ständeverfammlung für unzuläffig zu erflären ift. , 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Es Hat babei fein 
Bewenben, 


Somit ift unfere Tagesorbnung erſchöpft. 


Ich beraume die nächſte Sitzung an auf Dienstag, 
den 24. April, mittags 12 Uhr, und fege auf bie 
Tagesorbnung: 

1. Vortrag aus der Negiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge, 

2. Bericht der zweiten Deputation über Kap. 16 
bes Staatshaushaltsetats für 1900,01, bie 
Staatseifenbahnen betreffend. (Druchſache 
Nr. 199.) 

3. Bericht der zweiten Deputation über bie Pe: 
tition der Sächſiſchen Rentenverficherungsanftalt 
zu Dresden, Befreiung von ber Entrichtung 
der Staatseinfommenfteuer betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 186,) 

4, Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition bes Franz Albin 
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Windiſch in Cölln und Genoffen, Abänderung Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protololl 
einer Verordnung des Minifteriums bes Innern | zu verlefen. 

wegen Errihtung und Benutzung von Dad): (Berlefung bes Protokolls.) 

wohnungen betreffend, (Druckſache Nr. 189.) 


5. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petition des Bauern: 


Wird das Protokoll genehmigt? — Es ift ber Fall 
Darf ich bitten, e8 zu vollziehen? 


vereind zu Ebenbörfel und Umgegend mit An: Geſchieht.) 
ſchlußpetitionen um Abänderung der Nach— 
aichungsverordnung. (Druchſache Nr. 190.) Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen. 


Zur Mitvollziehung des Protokolls fordere ich auf 46 Mi itiags 
Se. Excellenz Herrn Staatsminiſter von Noſtitz-Wallwitz a ae En En ri ar 


und Herrn von Trebra. 
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Drud von B. ©. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjendung zur Poft: am 25. April 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtag. 


I. Kammer. 





Dresden, am 24. April 


1900. 





Fünfundfünfzigfte öffentliche Situng 
der Erften Hammer 
am 24. Upril 1900, mittags 12 Uhr. 


Snbalt: 


Mittheilung des Bräfidenten über die Begrüßung Sr. Majeftät 
des Königs zu Allerhöchſtdeſſen 72, Geburtstage feitens 
der BPräfidien beider Häufer des Landtags und über 
Eritattung Allerhöchſten Dankes — Urlaubsertheilung. - 
Entihuldigung — Regiftrandenvortrag Nr. 1217— 1235. 
— Bericht ber zweiten Deputation über Rap. 16 bes 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, die Staatseifen: 
bahnen betr. — Bericht ber zweiten Deputation über 
die Petition der Sähfiihen Rentenverficherungsanftalt 
zu Dresden, Befreiung von der Entrichtung ber 
Staatseintommenfteuer betr. Antrag zum miünb- 
lihen Berichte der vierten Deputation über die” Petition 
des Franz Albin Windifh in Cölln und Genoffen, 
Abänderung einer Verordnung des Minifteriums des 
Innern wegen Errihtung und Benutzung von Dad; 
wohnungen betr. — Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation über bie Petition des Bauernvereins 
zu Ebendörfel und Umgegend mit Anfchlußpetitionen um 


Rumpelt, Morgenftern, Geh. Finanzräthevon Seyde— 
witz, Dr. Wachler und Oberfinanzrath Elterich. 


Anweſend 38 Kammermitglieder. 
Präfident: Meine Herren! Ich bitte Ihre Plätze 


einzunehmen, 

Meine hochgeehrten Herren! Nachdem der Landtag 
dieſes Jahr zum Geburtäfefte Sr. Majeftät bes Königs 
vereinigt gewefen ift, haben bie Präſidenten beider Häufer 
es für eine angenehme Pflicht gehalten, die Gratulationen 
ber Stänbeverfammlung an den Stufen bes Thrones 
niederzulegen. Ich bin in ber erfreulichen Lage, Ihnen, 
meine Herren, mitzutheilen, daß Se. Majeftät bie Hul- 
digung mit Dankbarkeit anerfann: und angenommen bat, 
und ich bin beauftragt, den Allerhöchſten Dank Hiermit 
auszufprechen. Für diejenigen Herren, welche geitern 
Abend nicht das Glück gehabt haben, Se. Majeftät auf 
dem glänzenden Feſte des Herrn Staatsminifterd von 
Meyſch zu fehen, kann ich Hinzufügen, daß Se. Majeftät 
in fräftigfter und frifchefter Geſundheit aus Italien zurüd: 
gekehrt ift. 

Um Urlaub bat gebeten Herr Rittergutsbefiger 


Hempel für dieſe Woche wegen dringender Geſchäfte. 
Ich weiß nicht, ob die Kammer biefen Urlaub bewilligt? 


Abänderung ber Nahaihungsverordrnung. — Feftfegung der | — Einftimmig. 


Zeit und Tagesordnung für die nächte Sigung. — Bor- | 
fefung und Genehmigung des Protofolls über die heutige | Fra 


Sitzung. 


Präſident: 


Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Ercellenz. 


Am Miniſtertiſche: 

Der Herr Staatsminiſter von Watzdorf, ſowie die 
Herren Regierungskommiſſare Geh. Räthe Dr. Vodel, 
Merz, Dr. Ritterſtädt, Geh. Regierungsräthe Dr. 
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Entjhuldigt Hat fih Herr von Herder wegen 
ntheit bis auf weiteres, 

Den Vortrag aus der Negiftrande giebt Herr 
Freihert von Find, 

(Nr. 1217.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Tit. 23 und 24 bes aufer- 
ordentlichen Etats für 1900/01, Entihädigung an Ge— 
meindben für Uebernahme fiskalifcher Straßen: und 
BVflafterftreden in eigene Unterhaltung ꝛc. betr. 

(Nr. 1218.) Desgleichen über Dekret Nr. 9, einen 
Nachtrag zum ordentlichen Staatshaushaltsetat und bem 
Finanzgeſehze auf die Jahre 1898/99 betr. 
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(Mr. 1219.) Desgleihen über Kap. 45 und 7 
des Etat für 1900,01, „BDresbuer Journal” und 
„Leipziger Zeitung” betr. 

(Nr. 1220.) Desgleichen über Tit. 29 des außer- 
ordentlichen Etats für 1900,01, Befeitigung von Straßen: 
übergängen betr. 

(Nr. 1221.) Desgleichen über Tit. 30 desſelben Etats, 
Urealerwerbungen betr. 

(Nr. 1222.) Deögleihen über Tit. 40 besjelben 
Etats, Vergrößerung des Betriebselektrizitätswerfes in 
Dresden- Fr. (erfte Rate) betr. 

(Nr. 1223.) Desgleichen über Tit. 41 desſelben 
Etatd, den viergleifigen Ausbau der Strede Nieber: 
ſedlitz⸗ Dresden-Strehlen zc. betr. 

(Nr. 1224.) Desgleichen über Tit. 47 besjelben 
Etats, Bahnhofserweiterung Kamen; (erfte Rate) und 
die dazu eingegangenen Petitionen betr. 

(Nr. 1225.) Desgleihen über Tit. 84 besfelben 
Etats, Erweiterung des Bahnhofes Mehltheuer betr. 

(Nr. 1226.) Desgleihen über Dekret Nr. 38, einen 
zweiten Nachtrag —— Staatshaushaltsetat 1900/ 1 
betr., und zwar zu Kap. 28. 

(Nr. 1227.) Desgleihen über Kap. 107, 108 und 
109 des ordentlichen Etats für 1900,01, Benfions: 
etat betr. 

(Nr. — Desgleichen über Kap. 25 und 26 des— 
jelben Etats, Verzinſung der Staats: und Finanzhaupts 
taſſenſchulden fowie Tilgung der Staatsſchulden betr. 


(Nr. 1229.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
erften Deputation über das Sönigl. Dekret Nr. 30, 
Aenderung der Gerichtsorganifation ıc. betr. 


(Nr. 1230.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über bie Petitionen des Gemeinde: 
raths zu Lambzig, die Vertheilung der Koften für die 
Schulbedürfniſſe des Schulverbaubes Mylau betr. 


Präfident: Sämmtliche Nummern fommen auf eine 
ber nächſten Tagesordnungen. 
(Nr. 1231.) Dankichreiben des Stadtrathes zu Eiben- 


ftod, betreffend Genehmigung des Baues der Nebenbahn 
Schönheiderhammer: Eibenftod. 


Prüfident: Zu verlefen, 
Geſchieht.) 


(Nr. 1232.) Protokollextraklt der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Tit. 34 des auferorbent: 
lichen Etats für 1900/01, Neuanlage und Bermehrung 
der Reparaturftände für Lolomotiven fowie für Berjonen- 
und Güterwagen betr. 

(Nr. 1233.) Desgleichen, betreffend Schlußberatyung 
über Tit. 42 desfelben Etats, Umgeftaltung der Verkehre- 
ftellen Deuben und Hainsberg ıc. betr. 


“ Bräfident: Beide Nummern an die zweite Deputation. 
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(Nr. 1234.) Desgleichen, betreffend anberweite Schluß: 
berathung über die Petition des Konzeifionirten Sächſiſchen 
Sciffervereins zu Dresden, die Erridtung eines Floß— 
hafens in der Nähe der jähfiih-böhmifchen Grenze betr. 

Prüfideut: Meine Herren! Es ift dies ber erfte 
Gegenftand, der im Bereinigungsverfahren zu behandeln 
fein wird. 

(Nr. 1235.) Die Handelstammer zu Leipzig über: 
jendet Druderemplare ihrer Petition zu dem Gefeh- 
entwurfe, die Handels» und Gewerbefammern betr. 

Präfident: Bertheilt. 


Ic) erſuche nun den Herrn Berichterftatter, zu Nr. 2 
ber Tagesordnung feinen Bericht zu erftatten und zwar 
„über Kap. 16 bes Stantöhaushaltsetats für 
1900/01,die Staatseifenbahnen betreffend”. (Drud- 
fache Nr. 199.) 


(Vergl. M. 11.8. ©. 33 ff. u.2.8b. S. 1222ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Namens ber zweiten Deputation babe ich über Kap. 16 
des Staatshaushaltsetats, Staatseifenbahnen, Ihnen 
Bericht zu eritatten. Der jchriftliche Vericht der Depu: 
tation ift in Ihren Häuden. Im übrigen geftatte id 
mir, auf ben jehr ausführlichen Bericht der Zweiten 
Kammer, der in gewohnter geiftvoller Weiſe jümmtliche 
Fragen des Eifenbahnbetriebes behandelt, und auch bie 
ausführlihen Mittheilungen, bie feitens des Königl. 
Finanzminifteriums an die berichtenden Deputationen 
berabgefommen find, enthält, zu verweilen. Aus ber 
Einleitung, welche die vielfach intereffanten Mitteilungen 
des Königl. Finanzminifteriums wiebergiebt, ſoll bloß 
einiges ftreifungsweije berührt werden. Sie werben 
zunächſt darin finden, welde Eifenbahnlinien neu er: 
öffnet worden find, Die Betriebslänge beträgt für ben 
PVerfonenverfehr jet 2933,53 km, für den Güterverlehr 
2994,04 km; wir haben gegenwärtig 771 Berfehräftellen. 
Sie werden des weiteren finden betreffend den Berjonen- 
verkehr, wie viel Perjonen befördert, wie viel ver: 
einnahmt worden, wie viel im Binnenverfehre ein: 
gefommen ift, ferner das Nähere über bie geleifteten Ber: 
ſonenwagenachskilometer, über die Länge ber Eifen: 
bahnen des jächfiichen Staates überhaupt, über Die 
Berkehräftellen, bie Züge mit Perfonenbeförberung, 
weiter über den WBorortzugsverfehr und auf welchen 
Streden berjelbe eingeführt worben ift, über Arbeiter: 
beförderung, über den Verkehr mit zufammenftellbaren 
Fahrſcheinheften, über die Einnahmen aus Platzkarten, 
über abgelafiene billigere Sonberzüge, über Fahrver—⸗ 
günftigungen zum Schulbeſuche, über die zur Un: 
nehmlichkeit und Bequemlichleit bes Publikums ge: 


troffenen Einrichtungen. ferner Ungaben betreffend 
ben Güterverfehr, für welchen die Einnahmen theils im 
ganzen, theild nad) dem Kilometer Bahnlänge berechnet 
angegeben find; ferner über die im Güterverfehre zur Be: 
förderung gefommenen Wagen, die zurücdgelegten Güter: 
wagenadjöfilometer, die Frachteinnahmen und ähnliches. 
Sie werden finden, daß ben bebeutendften Güterverkehr 
hatten Zwickau, Dresden-A., Meufelwig, Riefa und 
Chemnitz. Sie werden dann näheres finden über den 
Koblenverfehr, über den Verkehr in Steinfohlen und 
Braunlohlen, ſowie daß Leipzig, Dresden:W., Plagwib: 
Leipzig, Ehemnig und Dresden-N. diejenigen Stationen 
waren, welche bie meiften Kohlen bezogen. Sie werben 
dann weiteres finden über den Obftverfehr, über Mil: 
transporte, über bie nad dem Ausnahmetarife be: 
förderten Güter, als Wegebaumaterialien, Erztransporte 
und Düngemittel, über die nach dem Nohftofftarife, der 
fi feit 1897 im Gültigkeit befindet, beförberten Güter, 
ferner ben Berkehr nach außerdentichen Eifenbahnen, 
nah Rußland, Galizien, Böhmen, Schweiz, Italien, 
Frankreich, Belgien, Niederlande, Levante und Deutſch— 
Dftafrifa, endlich über den Elbumfchlagsverfehr, über 
Viehverkehr, über Poftgut, über Schmalfpurbahnen, 
Nah diefer Einleitung, deren Detaild in ben erften 
12 Seiten des Berichtes der Deputation enthalten find, 
erlaube ih mir zu Zit. 1 und 2, Einnahmen aus bem 
Perſonen- und Güterverfehre, überzugehen. Der Etat 
für 1900/01 weift an Einnahmen aus dem Berjonen- 
verfehre jährlih 42,059,000 M. und an Einnahmen 
aus bem Güterverfehre 79,669,500 M. auf, mithin 
eine Mehreinnahme aus dem Perfonenverfehre von 
6,492,000 M., und aus bem Güterverfehre von 
6,789,700 M. Das ÜErgebniß war im Jahre 1894 
29°, Millionen Einnahme aus bem Berfonenverkehre, 
berjelbe ift im Jahre 1898 geftiegen auf 35'/, Millionen 
und wird im Etat 1900,01 mit 42 Millionen eingeftellt. 
Die Einnahmen aus dem Güterverkehre find vom Jahre 
1895, wo biefelben 63,85 Millionen betrugen, im Etat 
1900/01 auf 79,669,500 M. geftiegen, Geleiftet wurden 
im Jahre 1894 233), Millionen Berfonenwagenachs- 
filometer und 625,8 Güterwagenadhsfilometer; dieſe 
Ziffern find geftiegen im Jahre 1898 auf 319 Mil- 
lionen Berjonenwagenachsfilometer und 767 Millionen 
Güterwagenachsfilometer. Im Etat ber laufenden 
Finanzperiode find angenommen worben: 360 Mil: 
tionen Perfonenwagenachsfilometer und 825 Millionen 
Güterwagenachskilometer. Die Einnahmen waren per 
Kilometer bei den Berfonenwagen im Jahre 1894 mit 
12,6 Pf. und find im Etat 1900/01 mit 11,6 Pf. an: 
genommen worben, während ber Adhsfilometer für Güter- 
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wagen im Jahre 1894 mit 9,12 Pf. berechnet war und 
jegt e8 mit 9,20 Pf. if. Man hat nun als jährliche 
Steigerung bei den Perſonenwagenachskilometern 5 Pro- 
zent und bei ben Güterwagenachsfilometern 3 Prozent 
angenommen, und zwar für jedes Jahr, und auf dieſe 
Weife, wie im Berichte ber Deputation auf Seite 13 zu 
fefen ift, gemeinjährig 361 Millionen als Leiſtung an 
Perſonenwagenachskilometern und 827 Millionen Güter: 
wagenachskilometer [hägungsweife berechnet. Mit diefen 
Ziffern Hat man die Ergebniffe des Jahres 1898 von 
11,605 Pf. für das Berfonenwagenadhsfilometer und 
9,206 Pf. für das Güterwagenachskilometer muftipfizirt 
und damit ald Einnahmen aus dem Perfonenverfehre 
beziehentlich &üterverfehre bie eingeftellten geſchähten 
Summen erhalten von 41,778,000 M. für den Perfonen- 
verfehr und 75,949,500 M. vom Güterverfehre erhalten. 

Dieſe ſchätzungsweiſe Einftellung weicht wefentlich ab 
von ber feither üblichen, wo befanntlid nur die Ergeb: 
niffe des legten abgejchloffenen Jahres zu Grunde 
gelegt wurden und nur ein einmaliger prozentualer 
Zuschlag von 5 beziehentlih 6 Prozent flattfand. Der 
Bericht der Zweiten Kammer hat fich mit dieſer neuen 
Schätzungsweiſe nicht für befriebigt erffärt, und auch Ihre 
Deputation hat dieſer Anfchauung der Zweiten Kammer 
bloß beitreten Fünnen., Seitens bed Herrn Vertreters ber 
Königl. Stantöregierung ift bei der Verhandlung in ber 
jenfeitigen Kammer bes weiteren ausgeführt worden, warum 
bie Staatsregierung bieje zweite Berechnungsart ‚gewählt 
hätte. Sie findet fie logiſch richtiger, fie ift auch bereits 
bei den preußifchen Eifenbahnverwaltungen in Gültigfeit 
und auch in Württemberg und Baden aboptirt. Im 
übrigen jagt die Königl. Staatsregierung, baf ber Unter- 
ſchied zwißchen beiden Syftemen im Grunde nur ein 
äußerer, ein formeller fei; es fäme lediglich darauf an, 
wie hoch die Zuſchläge bemefjen würden. Immerhin ift 
fie bereit, zu erwägen, ob bei ber fünftigen Etataufitellung 
nach dem Wunſche der Deputation der Zweiten Kammer 
zu bem früheren Verfahren zurüdzufehren fein möchte. 
Ihre Deputation hat dies mit Freude begrüßt und Hofft, 
baf bereit3 bei dem nächften Etat man zu dem früheren 
Berfahren zurückkehren werde. 

Der Geſammtbetrag des Tit. 3 beträgt 5,901,360 M. 
gegen ben Boretat von 5,798,950 M. Im Bezug auf 
bie einzelnen Pofitionen, von denen bie Poſ. 1, 2, 5, 6 
und 7 Mehreinftellungen, dagegen bie Poſ. 3 und 4 
Mindereinftellungen aufweifen, fei allenthalben auf bie 
Erläuterungen verwiefen, die biefelben genügend begründen. 
Bei Bof. 6 entfpricht nach den Aeußerungen bes Königl. 
Finanzminifteriums die Einftellung der im Durchſchnitte 
der Jahre 1897/98 verausgabten Beträge und beruht 
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auf ber Unnahme, daß bie Thätigkeit im Neubaue 
während ber bevorftehenden Finanzperiode derjenigen der 
Jahre 1897/98 gleichlommen werde. 

Bei Zit. 4, Ueberlafjung von Betriebsmitteln, find 
2,818,710 M. eingeftellt, jomit ein Mehr von 557,210M. 
gegen ben Boretat. Hier werben eben 126,3 Millionen 
Wagenmiethfilometer zu je 2,215 Pf. angenommen gegen 
109 Millionen zu 2,072 Pf. 

Tit. 5 weift ein Mehr von 1,662, 500 M. auf an 
Erträgen aus Beräußerungen. 

Tit. 6, verſchiedene Einnahmen, erfcheint mit einem 
Mehr von 235,000 M., fomit im ganzen mit 1,926,600M. 
Bei beiden Titeln ift einfach auf die Erläuterungen im 
einzelnen zu verweilen. Der Gejammtbetrag der Tit. 1—6 
beträgt 137,905,270 M., fomit gegen ben Voretat ein 
Mehr von 15,878,840 M. Vergleichsweiſe fei darauf 
bingewiejen, daß im Jahre 1894 bie Einnahmen 
93,699,000 M. betrugen, im Etat 1896 biejelben auf 
98,474,000 M. geftiegen, und — wie eben erwähnt worben 
ift — im Etat für 1900/01 auf 137,905,270 M. be: 
mefien find. Die Einnahmen per Kilometer waren im 
Jahre 1898 zu 42,684 M. angenommen und find im 
Etat für 1900/01 auf 46,530 M. geſchätzt worben. 

Ihre Deputation beantragt: 

— Kammer wolle beſchließen, die Einnahmen 
n Tit. 1 bis 6 mit 137,905,270 M. zu ge 
—— 


Bräfident: Wiünfcht jemand das Wortimallgemeinen? 
— Ge. Excellenz der Herr Staatsminifter! 


Staatöminifter vom Watzdorf: Meine jehr geehrten 
Herren! Bezüglich defien, was der Herr Berichterftatterfoeben 
erflärt hat, bim ich deſſen überhoben, nochmals auf bie 
Erklärungen zurüdzulommen, bie die Königl. Staats: 
regierung bezüglich der Einftellung der Einnahmen bei 
Kap. 16 in ber Aweiten Kammer abgegeben hat. Ich 
möchte nur ein paar Worte Hinzufügen dahingehend, daß 
die Schägungen, bie wir angenommen haben, wenigftens 
nad) dem bisherigen Berlaufe der Einnahmen, alſo nad) 
bem erften Quartale ber laufenden Finanzperiode, fich im 
allgemeinen als ganz richtig ergeben haben, ober daß fie 
eigentlich noch etwas zu niedrig gegen ben wirflichen Er: 
trag gewejen find. Die Einnahmen des laufenden Jahres 
haben nad den bisherigen vorläufigen Ermittelungen 
unferen Schäßungen entjprechende Refultate ergeben; un— 
geachtet der durch die großen Urbeiterausftände in ben 
Kohlenrevieren hervorgerufenen Störungen Hat der für 
das finanzielle Rejultat ja in der Hauptſache ausfchlag: 
gebende Güterverkehr im erjten Vierteljahre des laufenden 
Jahres eine Mehreinnahme von 4,09 Prozent ergeben, 
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während veranfchlagt war nur 3 Prozent und wenn ber 
Perjonenverkehr dem gegenüber etwas anderes aufweijt 
nad den vorläufigen Ermittelungen, fo ift e8 bod er= 
ſichtlich nicht ſehr beträhtlih, und dann kommen hier 
Urfachen in Frage, die nur vorübergehender und zufälliger 
Natur find, nämlich der Ausfall, der entftanden ift ein- 
mal durch ganz beſonders ungünftige Witterungslagen im 
ganzen Winter, die gerade auf bie Reijeluft großen Ein— 
fluß übten, zweitens aber bie zeitweife Einftellung einer 
großen Zahl von Zügen und enblid nicht zum wenigften 
der Umftand, daß im Bergleihe mitt dem Jahre 1899, 
wo bie großen Einnahmen des Dfterfeftes in den März 
fielen, fie diesmal in den April fallen, aljo vorausfichtlich 
der Abrechnung des April zu gute kommen werben. 

Meine Herren! Ich begnüge mich mit diefen wenigen 
Worten und ergreife nur dieſe Gelegenheit, die Buficher- 
ung, die die Regierung bereitö in ber Zweiten Kammer 
ertheilt hat, auch bier nochmals abzugeben, daß wir 
ernftlich erwägen werben, ob wir nicht im nädjften Etat, 
den Wiünfchen ber Kammern entjprechend, zur früheren 
Aufftellungsweife zurüdtehren werden. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — Ich 
ſchließe die allgemeine Debatte, falls nicht ber Herr Be: 
richterftatter das Schlußwort begehrt. 


Wir gehen aljo zur Abftimmung über. 
bie Sammer: 


„ob fie die Einnahmen in Tit. 1 bis 6 nad 
der Borlage mit 137,905,270 M. genehmigen 
will?“ 

Einftimmig. 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Id gehe über zu den Ausgaben. Abtheilung I. Ber: 
ſönliche Ausgaben. Tit. 7, Gehalte, Wohnungsgeld: 
zuſchüſſe ꝛc. Für Poſ. 1, Gehalte, ift auf die sub © bem 
Deputationsberichte beigedrudte Beilage zu verweilen, 
welche biejelben enthält, wie fie fich geftaltet haben 
infolge Berzichtes der Königl. Staatsregierung auf das 
fombinirte Aufrüdungsiyftem. Es werben in Summa 
27,112,800 M. poftulirt, fomit ift ein Mehrbedarf von 
2,182,950 M. zu verzeichnen und zwar 42,660 M. in: 
folge Gehaltsaufbefjerungen, der Reſt von 2,182,950 M. 
infolge Stellenvermehrung bez. Umwandlung. Die Ge 
jammtzahl der Beamten erhöht fih um 1166 und zwar 
auf 15,670, nämlih 111 Stellen infolge Eröffnung 
neuer Linien und Verkehrsplätze und 1055 als Gtat: 
vermehrung. Diejem Mebrbebarfe von 2,182,950 M. 
ftehen Erſparniſſe für Wegfall von diätarifchen Be: 
Tage: und Wfforblöhne in Höhe von 
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889,708 M. gegenüber, jo daß ein wirklicher Mehr: 
bebarf von 1,293,242 M. eniſteht. 

Gehaltserhöhungen werben in Summa mit 42,660 M. 
eingeftellt. Es handelt fich, wie ber Bericht jagt, gegen— 
wärtig überall nur darum, nadjträglid im einzelnen 
auszugleichen, nachdem erft auf dem vorigen Landtage 
eine umfaſſende Erhöhung ber Gehalte ber unteren 
Eijenbahnbeamten im allgemeinen vorgenommen worden 
ift. Erhöhungen find nur eingetreten: Dienftzulagen 
für zwei Vorſtände technifher Bureaus, ferner haben 
die 16 älteften Regierungsbaumeifter Gehaltszulagen 
befommen, weil das SKönigl. Finanzminifterium ben 
Eintritt wifjenfchaftlih gebildeter Techniler in ben 
Staatsdienft weiter fürdern will, Ferner jchien es 
wünſchenswerth, daß die unterfte Gehaltsſtufe ber Eijen- 
bahnjefretäre micht niedriger fei, als die oberjte ber 
Betriebsjetretäre. Infolge deſſen find für Eifenbahn: 
jetretäre und techniſche Eiſenbahnſekretäre Zulagen 
erfolgt. Außerdem war es wünſchenswerth, daß bie 
Fahrgeldkajfirer den Bahnhofsinjpeltoren zweiter Klaſſe, 
ben Güterverwaltern zweiter Klaſſe gleichgeftellt würben. 
Ferner jol für die als zweite Gruppe eingeftellten Tele: 
graphenmeifter im Hinblide auf ihre in Zukunft ſelb— 
ftändigere und verantwortlichere Stellung als Leiter neu 
zu errichtendber Telegrapheninipeltionszweigftellen eine 
Gleichſtellung mit den Bahnmeiftern und Gasmeiftern 
erfolgen unb wird für biefe eine Erhöhung des Durch— 
Ichnittögehaltes verlangt: Diefelbe Berbefferung foll 
auch den Zeichnern mit Nüdficht auf ihre techniſche 
Vorbildung und Beihäftigung zu theil werden. Die 
Deputation Hat die Erhöhungen durch die alljeitigen 
Erläuterungen für begründet erachtet und empfiehlt bie 
entjprechende Mebreinftellung zu genehmigen. 

Was die Vermehrung ber Beamtenftellen anlangt, 
jo betrugen dieſelben im Jahre 1891 9901, fie find 
allmählich geftiegen, jo daß gegenwärtig für den Etat 
1900/01 15,670 Beamtenftellen vorhanden find, Bon 
den im gegenwärtigen Etat mehr eingefegten Beamten- 
ftellen find es 111 infolge Eröffnung und Ankauf neuer 
Linien, 1055 als Etatvermehrung. Als die haupt: 
fächlichiten müflen die nachfolgenden hervorgehoben 
werben, und zwar find wegen neuer Linien, Betriebs- 
ftellen, neuer Einrichtungen, wie Erweiterungen ber 
Stellen mehr eingeftellt worden: fünf Bahnhofsinfpeftoren 
zweiter Klaſſe, für neue Bahnhöfe beziehentlich wegen 
BahnHofserhebungen und Erweiterungen ber Halteftellen 
Triebiſchthal, Geringswalde, Wiltzſchhaus, Nitolaivorftabt 
Chemnitz, vier Bahnhofsinſpektoren erſter Klaſſe für 
Glauchau, Werdan, Plagwitz und Meuſelwitz wegen 
entſprechend geſtiegener Bedeutung dieſer Stellen. Drei 
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Bahnverwalter fiir Königsbrück, Taubenheim und Wils- 
druff wegen Aufrückung, der Heizhausvorſtand erſter 
Klaſſe auf dem Bahnhofe Görlitz, ferner für neue 
Linien fünf Weichenwärter, 19 Schaffner, drei Bahn: 
verwalter zweiter Klaſſe, dann fünf Stationsaffiftenten, 
drei Bahnmeifter, drei Portiers, ſechs Pader, ein Ober: 
ichaffner, vier Bahnmeifteraffiftenten, drei Lokomotiv— 
führer für die neue Linie Limbah-Wüftenbrand, Beucha— 
Brandis, Johanngeorgenftodt: Schwarzenberg, weiter ein 
Lotomotivführer, 16 Feuermänner, 50 Weichenwärter 
erjter Klaſſe für die Werkftätte Dresden-Friedrichſtadt, 
für eleftrijches Wert Bahnhof Dresden und für neue 
Stellereien. 

Außerdem zwei Heizhausvorftände in Aue und 
Greiz Wegen Vermehrung ber Lokomotiven 100 Loko— 
motivführer für Die poftulirten neuen 90 Lolomotiven, 
fieben Telegraphenaffiftenten und fünf Xelegraphen: 
wärter für die neuen Telegrapheninfpeltionszweigftellen 
Löbau, Leipzig, Gößnitz, Zwickau, „Freiberg, Rieſa, 
Planen; 100 Bahnfteigichafiner wegen der Bahnfteigfperre 
und ein Bauinſpektor für bie neue Bauinfpektion Chemnip. 
Wegen Zunahme der Gejchäfte: zwei technifche Räthe 
und zwei juriftifche Hülfsarbeiter bei der Generaldireftion 
und zwei MRegierungsbaumeifter bei ben Zelegraphen: 
infpeftionen, 18 technifche Bureauaffiftenten bei der Bau: 
injpeftion Chemnitz, bei höheren techniſchen Bureaus ıc., 
ebenjo acht Betriebsjefretäre bei denſelben Dienftftellen, 
ferner acht Betriebsſekretäre in Dresden-Friedrichſtadt, 
ſieben Werlmeiſter in Dresden und Leipzig, ſieben 
Zeichner bei denſelben Stellen und bei der Telegraphen— 
infpeftion. Ferner wegen Steigerung des Verkehrs und 
Vergrößerung des Betriebes: zehn Schirrmeifter, zehn 
Bobenmeifter, 80 Weichenwärter, 40 Bader, adt 
Materialausgeber und ein DO:bermwerfmeifter. Weiter im 
Intereffe des Dienftes: ſechs Bauinfpeltoren bei ben 
Betriebsdireftionen, weil es wünſchenswerth ift, daß 
höhere technifche Beamte bei benfelben angeftellt würden, 
um die Projekte für Neu- und Umbauten zu bearbeiten. 
Weiter je ein Bureauporftand bei dem Betriebsrechnungs: 
bureau und bei dem Urbeiterverfiherungsbureau, ein Ver: 
fehrsinspeftor, ein Bureauinfpeftor, zwei Eifenbahnfefretäre 
fürdas Revifionsbureau, vier Eifenbahnjefretäre für bie Be- 
zirfömagazine wegen Zunahme der Wichtigkeit der Dienft- 
ftellen unb des Anwachſens der Geſchäfte; vier Eiſen— 
bahnſekretäre behufs Entlaftung der Vorftände ber Ge: 
ichäftsabtheilungen im Kauptverwaltungsbureau und 
endlich fünf Lofomotivführer zur Unterftügung der Vor: 
ftände der großen Heizhäuſer in Dresden, Chemniß, 
Leipzig, Reihenbah. Weiter, weil feit 20 und mehr 
Jahren die betreffende Beamtenkategorie numeriſch nicht 
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vermehrt worden ift, ein Kaſſenreviſor für bie bes 
treffenden Kaflenftellen im Lande und zwölf Nachtfeuer- 
männer; weiter aus humanitären Nüdfichten zur Ber: 
befjerung der Aufrückungsverhältniſſe, und um die Mög— 
lichkeit zu bieten, in Beamtenftellen feither nicht mit 
Beamtenqualität angeftellte Leute einrüden zu laſſen, 
137 Fenermänner, 50 Weichenwärter, 40 Bader, mit 
Rüdfiht auf die planmäßige Ruhezeit des Perſonals; 
ferner 100 Stationsaffiftenten zweiter Kaffe, behufs 
Berbefjerung der Aufrüdungsverhbältnifie, und aus den: 
jelben Gründen 100 Betriebsfetretäre, wie auch um bie 
Berhältniffe der Ungeftellten zu den Nichtangeftellten 
zu beffern, zehn Wagenreviforen, aus denfelben Gründen; 
30 Oberſchaffner zur Verbefferung der Berhältniffe der: 
jelben zu ben Schaffnern und ſechs technifche Eifenbahn: 
fefretäre für das höhere technifche Bureau behufs Ver— 
beſſerung ber Berhältniffe der Techniker, und um ben 
Mangel wenigftens in etwas zu heben; weiter um 
ältere Borarbeiter ald Beamte anftellen zu können 
17 Werkführer und 38 Bahnmwärter; endlich als Stellen: 
verwandblung unter Wegfall niederer und Hülfsſtellen 
14 Bureau: und Kafjendiener, drei Werfführer, ein 
Güterverwalter, fünf Weichenwärter, 24 Mafdhinen: 
wärter, ein Wächter, vier Botenmeiſter unb 31 
Bahnmeifter. Es wären noch zu erwähnen bie 
neuen Beamtenkategorien, die geſchaffen worben find 
unter gleichzeitiger Vermehrung der Dienftitellen, als 
drei Reviforen ber Bahn und Weichenwärter. Es hat ſich 
als wiünfchenswerth und nothwendig herausgeftellt, daß 
zur Sicherung bes Betriebes die Belehrung und Revifion 
der Bahn: und Weichenmwärter durch Beamte erfolge und 
zwar jollen bies technifche Betriebsfetretäre fein fyerner 
25 Infpektiongaffiftenten, um Gelegenheit zu geben, daß 
Alfiftenten, welche in ber Leitung des Dienftes auf größeren 
Bahnhöfen ausgebildet worden find und fic da vervollkomm⸗ 
net und Kenntniſſe erworben haben, die Füglichkeit erhalten, 
biefe weiter fich zu erhalten und weiter ausjuüben, wäh: 
rend fie bisher jehr oft in bie Lage kommen mußten, 
bei Beförderungen in Heine Stellen verjegt zu werben, 
wo fie feine Gelegenheit hatten, jene Kenntniffe zu ver- 
werthen. 

Weiter 4 Wagenwärter, um auf ben großen Bahn- 
höfen Dresden, Leipzig, Chemnig bie Auftände der 
Wagen, was Heizung, Beleuchtung und Bremjen anlangt, 
zu revidiren, was durch Wagenreviforen gejchehen joll. 
Ferner fünf Mafchinenwärter für Dresden und Leipzig, 
25 Wagenwärter, vier Schaffner, um ihnen Beförberungs- 
ausfichten zu geben; endlich 100 Bureau: und Stations- 
ſchteiber, um die Füglichkeit zu geben, Gehülfen-Beamten: 
ftellen zu verichaffen, ſowie ſchließlich drei Fahrfartendruder, 
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um den zeither in Stüdlohn befchäftigten Perſonen An: 
ftellung als Beamte verfchaffen zu fünnen. 

Die Deputation empfiehlt, die im Intereffe bes Be: 
triebes und aus wohlwollender Fürſorge für die Beamten 
erfolgende Stellenvermehrung zu genehmigen und die ent- 
ſprechenden Mehreinftellungen zu bewilligen. 

zit. 7 enthält im ganzen 28,062,500 M., fomit 
2,326,270 M. mehr gegen ben Boretat. 

Zit. 8 Pof. 1, Bezüge der nicht angeftellten Bebien- 
fteten (Diätarier ıc.), bringt ein Mehr von 370,900 M.; 
Pof. 2, Löhne der Wrbeiter, 15,766,000 M., fomit 
2,675,630 M. mehr gegen den Boretat. Die Erhöhung 
der Löhne im allgemeinen, wie aud) die Vermehrung ber 
Bedienfteten infolge Verkürzung der Dienftdauer haben 
den Mehrbedarf bewirkt. Es find feitens bes Königl 
Finanzminiſteriums für ben Bericht der Deputation jehr 
intereffante Nachmweifungen und Bufammenftellungen 
gegeben worben, welche Näheres über die Dauer bes 
planmäßigen Dienftes des Eijenbahnperjonals, über die 
Ruhetage desfelben, über bie Lohnfäge ber Arbeiter, über 
die Arbeiterverhältnifje im allgemeinen, über die Dienft- 
und Miethwohnungen ꝛc. enthalten. Sie finden Erzerpte 
hiervon im Berichte Ihrer Deputation, und es fei allent⸗ 
halben darauf verwiefen. Hervorzuheben ift beifpielshalber 
bei der Dauer des planmäßigen Dienftes, daß von 
13,837 Köpfen, die als Perfonal der Staatseifenbahn 
angeftellt find, 50 Prozent 10 bis 12 Stunden Dienft 
haben, 3554 Haben bloß 8 Stunden Dienftzeit und 1176 
als Marimum 15 bis 16 Stunden. Ueber die planmäßigen 
Ruhetage bes Perſonals ſei darauf hingewieſen, baf nur 85 
Ungeftellte summa summarum einen halben Ruhetag haben, 
während 15,586, b. h. 50 Prozent des gefammten Berfonals, 
welches im ganzen 31,475 Köpfe beträgt, mehr als zwei 
Auhetage Haben. Die planmäßige Dienftdauer ift im 
Laufe der Jahre 1897 zu 1899 bis zu 12 Stunden 
Dauer von 63 Prozent auf 80 Prozent geftiegen, wäh— 
rend die Dienftzeit von über 12 Stunden von 36 auf 
19 Prozent gefunten iſt. Aus alledem gebt beutlich 
der Beweis ber warmen Fürſorge und ber humanitären 
Beftrebungen unferer Eifenbahnverwaltung für das 
gefammte Perſonal hervor. Sie werben weiter finden, 
daß an monatlichen Ruhetagen einen halben Tag jetzt 
bloß noch 0,27 Prozent haben gegen früher 0,9 Prozent, 
während zwei und mehr Ruhetage jegt 90,91 Prozent 
des Perſonals genießen. Aus der Zufammenftellung 
der Tagelohnfäge ber Arbeiter auf den größeren Bahn: 
höfen des Landes ift zu erfehen, in welcher Weife der Lohn der 
Arbeiter geftiegen if. Der Durchfchnittäverbienft ber 
Arbeiter in den Werkftätten ift ebenfalls angeführt, und 
ich möchte hier noch erwähnen, in welcher Weife in der 
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Sitzung des beutjchen Reichötages vom 8. März 1900 
ber Direftor bes Neichseifenbafnamtes Schulz lobenb 
bie große Fürſorge der ſächſiſchen Eifenbahnverwaltung 
gegen ihre Arbeiter hervorgehoben und fich bejonders 
dahin ausgeſprochen hat, daß unjere ſächſiſche Eiſenbahn— 
verwaltung höhere Löhne bezahle als irgend eine anbere 
Staatseifenbahnverwaltung. 

In Tit. 9, Tagegelber, werben 3,681,500 M., ſomit 
297,500 M. mehr gegen den Boretat eingeftellt. Die 
einzelnen Bofitionen find nach dem Aufwande von 1898 
berechnet. 

In Tit. 10, für Wohlfahrtäzwede, find 4,817,500 M., 
jomit gegen den Boretat 1,029,050 M. mehr eingeftellt; 
auch Hier fei allenthalben auf die Erläuterungen ver: 
wiefen. Die erfte Abtheilung ſchließt mit der Gejammt: 
forberung von 54,811,500 M., d.h. mit einem Mehr von 
6,699,400 M. gegen ben Voretat. 

Abtheilung II, jählihe Ausgaben. — Tit. 11, Ge: 
fammtbetrag 11,284,370 M. (Boretat 9,243,400 M.), 
darunter für Unterhaltung und Ergänzung ber Aus— 
ftattungsgegenftände 1,112,170 M., ferner als Bo- 
fition 2, Unterpofition 1, für Druckſachen, Schreibmaterial 
792,000 M., d.h. Mindererforderniß von 31,800 M.; für 
Brenn:, Schmier: und Putzmaterialien 8,558,500 M., 
gegen ben Boretat ein Mehr von 1,560,000 M. 

Es ift Hier angenommen worden, daß bei einer 
Leiſtung von 37 Millionen Lofomotivfilometern für 
Lokomotivfeuerung 6,798,500 M. beanſprucht werben, 
fomit 18,374 Pfg. pro Zofomotivfilometer gegen 18,195 Pfg. 
bes Jahres 1898, 

Aus den Mittheilungen des Königl. Finanz— 
minifteriums möchte bei biefer Gelegenheit hervor: 
gehoben werden, da die Preife der ſächſiſchen Kohlen 
in ben letzten Jahren eine namhafte Steigerung erfahren 
haben, und zwar aus Zwickau-Oelsnitz 4,44 in ben 
Jahren 1897/98 bis 1898,99, aus bem Dresbner Be- 
zirfe 4,15 Prozent, während aus dem Bizirfe Zwickau— 
Delsnik für das Jahr 1898/99 bis 1899/1900 2,13 
und aus dem Dresbner Bezirke 2,90 Prozent Steigerung 
zu verzeichnen geweſen find. 

Pofition 3, Bezug von Wafler, Gas, Elektrizität 
von fremden Werfen 821,600 M., fomit gegen den Voretat 
eine wejentliche Steigerung, ba letzterer 539,100 M. 
betragen Hatte. 

Tit. 12, im Ganzen 19,223,000 M., mithin mehr 
gegen den Boretat 2,700,200 M., darunter Bofition 1 
für Löhne 4,450,850 M., Bofition 2 für Oberbau— 
materialien 8,593,600 M., Pofition 3 für fonftige Aus— 
gaben 4,942,550 M. 


Alle diefe Summen find nah den Anſchlägen der 
Dientftellen beweſſen worben. 

In Poſ. 4 werden für erhebliche Ergänzungen 
ı Million M. poftulirt. Solche erhebliche Ergänzungen 
können jeßt bis zu 60,000 M, bier eingeftellt werben, 
während diejelben früher bloß biß au 40,000 M. verfchrieben 
werben konnten. 

zit. 13, für Unterhaltung, Erneuerung und Er- 
gänzung der Betriebsmittel und mafchinellen Anlagen 
9,660,690 M., gegen ben Voretat von 9,311,600 M. 
Dieje Summen vertheilen fich, wie folgt, nad) den Mit: 
theilungen des Königl. Finanzminifteriums: für Unter- 
haltung der Zofomotiven und Tender 2,760,570 M., für 
bie der Perjonenwagen 1,230,840 M., für die der Ge- 
päd: und Güterwagen 1,937,000 M. Es kämen noch 
hinzu: für die in ben Werkftätten als Erjat herzuftellenden 
Betriebsmittel 1,064,000 M. und für Leiftungen für 
britte 2,226,000 M. Das Uebrige fällt auf die Unter: 
haltung der mechanifhen und maſchinellen Anlagen. 
Poſ. 4. Beihaffung ganzer Fahrzeuge, 1,201,000 M. ver: 
wendet für Lokomotiven, Perſonen-⸗, Gepäd- und Güter- 
wagen, welche nicht durch Bau in eignen Werkftätten, 
fondern durch Kauf von dritten erfegt werben. 

Tit. 14 find eingeftellt für Benugung fremder Bahn: 
anlagen und für Dienftleiftungen fremder Beamten 
1,390,990 M. gegen 1,362,420 M. im Boretat. 

Für die Benupung fremder Betriebsmittel, Tit. 15, 
werben 3,594,320 M. poftulirt, unter Tit. 16, für ver: 
ſchiedene Uusgaben, 1,057,200 M. 

Hier ift allenthalben auf die Erläuterungen verwiefen. 

Ihre Deputation beantragt: 


„Die Sammer wolle bejchließen, bie Aus- 
gaben in den Xit. 7 bis 16 mit zufammen 
102,223,070 M., darunter 51,985 M. tranfitorifch, 
für Tit. 7 Poſ. 1 nah der Beilage ©, im 
übrigen nad) ber urſprünglichen Vorlage zu 
bewilligen.” 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort zu ben 
einzelnen Titeln? — Herr Dr. von Wächter! 


Nittergutsbefiger Dr. von Wächter: Ich wollte mir 
erlauben, bei Zit. 11, Beleudtung, barauf hinzuweijen, 
daß ich ſchon bei dem vorigen Landtage die Vorzüge 
ber Spiritusglühlichtbeleudhtung für Kleinere Stationen 
und für Bureauräume erwähnt habe. Es war damals 
noch ein großes Hinderniß für die allgemeinere Eins 
führung diefer Beleuchtung der fo ungeheuer ſchwankende 
Preis des Spiritus und mande noch nicht volllommene 
Einrichtung der Lampen. Jetzt find biefe Sachen über- 
wunden. Namentlich durch das Inslebentreten ber 
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„Zentrale für Spiritusverwerthung“ ift es den Abnehmern 
von größeren Quantitäten Spiritus, den Städten, den 
Eifenbahnverwaltungen ıc. möglih, zu fehr mäßigen 
Preifen Abſchlüſſe auf lange Jahre hinaus zu machen, 
und dadurch ift auch erreicht worden, daß das Spiritus: 
glühlicht bei gleicher Lichtftärte jet bloß noch %, joviel 
foftet pro Brennftunde ala Petroleumliht. Es ift in- 
folge defjen auch das Spiritusglühlicht in viel größerem 
Umfange eingeführt worden ; z. B. hat die Königl. Bayerische 
Staatseijenbahnverwaltung einen Abſchluß von ungefähr 
„, Million Liter pro Jahr gemacht und hat u.a. den 
Rangirbahnıhof in Nürnberg mit 118 Spirituslampen 
erleuchtet, ebenfo auf dem Bahnhofe Kempten 80 Spiritus- 
lampen aufgeftellt und auch jonft noch in größerem Um— 
fange auf Meimeren Bahnhöfen diefe Beleuchtung ein- 
geführt. In Preußen ift in der Staatseifenbahn: 
verwaltung die Spiritusglühlichtbeleuchtung mehrfach 
eingerichtet worden. Wber auch privatim werben z. B. bie 
Hauptiwege des Königl. Gartens zu Sansfouci jowie die 
Umgebung bes Neuen Palais mit 200 Spirituslampen 
jede Nacht erleuchtet. 

Etwas, wo der Spiritus noch Verwendung finden 
möchte, wären möglicherweife die Motoren. Wenn id) 
recht unterrichtet bin, werben auf manden Heineren 
Stationen die Wafjerpumpen durch Benzinmotoren be: 
trieben, und ic) möchte da anregen, ob nicht vielleicht 
diefe Benzinmotoren nah und nad durch Spiritus: 
motoren, die befanntlich billiger und gefahrlofer arbeiten, 
ſich erjegen liefen? Es wäre in volkswirthſchaftlicher 
Hinfiht ein enormer Vortheil, wenn die Einfuhr des 
Petroleums aus Nordamerika etwas vermindert werben 
könnte. Diefe Einfuhr betrug in den letzten Jahren 
einen Werth von jährlih über 80 Millionen M. und 
jeyt wäre durch die Erleichterung der Verwendung des 
Spiritus die Möglichkeit gegeben, einen Theil diejes 
Geldes im Lande zurüdzubalten, ganz abgejehen davon, 
dab es auch im Interefie der Landwirthſchaft läge, den 
Spiritus möglichft zu techniſchen Zweden zu verwenden 
und verwendbar zu machen. 

Ich weiß nicht, ob die Königl. Staatsregierung in 
der Hinſicht weiteres ſchon eingeführt hat ober ein: 
zuführen gewillt ift. Jedenfalls würde es im allgemeinen 
Intereffe fein, wenn die hohe Staatäregierung in biefer 
Hinſicht weitere Schritte vornehmen wollte. 


«»  Prüfident: Der Herr Regierungkommiſſar von 
Seydewitz! 

Königl. Kommiſſar Geh. Finanzrath von Seydewitz: 
Meine hochverehrten Herren! Wegen der Beleuchtung 
mit Spiritusglühlicht iſt bereits im letzten Landtage aus 
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der Mitte des hohen Haufes eine Anregung an die Re: 
gierung gebradjt worden. Diefer zufolge ift die General- 
direftion der Staatsbahnen veranlaßt worden, Berjuche 
mit Spiritusglühlicht in größerem Umfange anzuftellen. 
Dies ift auch gefchehen. Man hat allmählich auf mehreren 
Stationen, anf welden die Petroleumbeleuchtung im 
Gange war — mo alſo Gas uud elektrifches Licht nicht 
zur Verfügung ftand —, das Spiritusglühlicht verwendet. 
Es find gegenwärtig auf 13 Stationen bes Bereiches 
der ſächſiſchen Staatsbahnen Spiritusglühlichtlampen theils 
zur Innen-, theils auch zur Außenbeleuchtung aufgeſtellt. 
Im ganzen find jetzt 151 Stück berartige Lampen vor: 
handen. Unter diefen Stationen befinden fich auch folche 
mit größerem Fremdenverlehre, jo daß einem größeren 
Publikum Gelegenheit gegeben ift, fi) von der Wirkung 
diefes Lichtes zu überzeugen, z. B. Bab Elfter und 
Schandau. In der Nähe von Dresden können die Herren 
das Licht beobadhten in Klotzſche, in Langebrück und in 
Arnsdorf. 

Außerdem find nod) die Stationen Gera und Greiz 
mit derartigen Lampen verjehen, und noch mehrere 
andere, im ganzen wie gejagt 13. Werbraucht wurden 
im erjten Semefter des vorigen Jahres 5000 1 Spiritus, 
im zweiten Halbjahre 16,000 1; für das laufende Jahr 
dagegen find 50,000 1 Spiritus in Wusfiht genommen. 
Wie Sie bereits aus dieſer zunehmenden Verwendung 
jehen können, Hat fi das Licht im allgemeinen jehr 
wohl bewährt. Die Schwirrigkeiten, die fi früher 
gezeigt haben, Haben fi im der Hauptjache überwinden 
fafjen, allerdings nur dadurd, da man befonbers ein- 
gerichtete und zuverläffige Leute mit der Bedienung biefer 
Lampen beauftragt Bat, denn fonft ift der Verbrauch an 
Eylindern und Glühkörpern ein außerordentlich großer. 
Beionders bei der Innenbeleuchtung ift bie Beit, bie das 
Anbrennen erfordert, noch eine wejentlih größere als 
bie bei Petroleum; bei der Aufenbeleuchtung bleibt. es 
ſich ziemlih gleich. Sehr billig ift aber die Beleuchtung 
nicht. Es ift berechnet worben, daß bei einem Durch— 
fchnittspreife von 26 Pf. pro Liter die Bremnftunde 
3,20 Bf. bis 4,18 Pf. koftet, alfo beinahe doppelt fo 
viel ald das Petroleum. Das ift indeß ber abfolute 
Preis; wenn man jedoch in Rechnung zieht — und das 
muß ja geſchehen —, daß die Spiritusgfühlichtlampen 
weſentlich heller brennen, burchichnitrlich etwa drei mal 
heller als die Betroleumlampen, dann erjcheint das Glüh— 
ficht allerdings etwas billiger ala Petroleum. Freilich 
wirb auf ben einzelnen Stationen damit nicht immer 
eine wefentliche Erſparniß erzielt werden, da es nicht 
überall möglich ift, das ftärfere Licht vollftändig aus: 
zunutzen. 





Es ift nun mit ber Zentrale für Spiritußverbrennung 
in Berlin, einer Genoſſenſchaft, ber befanntlich auch bie 
Mehrzahl unſerer ſächſiſchen Brenner angehört, ein 
Bertrag abgefchloffen worden, der von Beginn diejes 
Jahres auf drei Jahre läuft, wonad) eine Lieferung vo.ı 
30,000 bis 60,00) 1 pro Jahr vorgefehen ift; indefien 
der Breis ift, wie ich wiederhofe, fein bejonders niedriger, 
und er fann es aud) ſchon deswegen nicht fein, weil für 
Beleuchtungszwede nur Spiritus von hohen Volumens 
progenten verwandt werben kann; im Sommer finb min: 
beftens 90 Prozent nöthig, aber im Winter 95 Prozent. 


Die Regierung benft auch weiter mit Berwendung 
von Spiritusglühlicht vorzugehen, und es ift bereits jet 
beftimmt, daß noch im Laufe bed Jahres 85 weitere 
Lampen aufgeftellt werden und zwei weitere Stationen 
neu binzutreten, jo daß im ganzen am Ende diefes Jahres 
auf 15 Stationen 236 Lampen aufgeftellt fein werben. 
Es befteht auch die Abficht, künftig die Verwendung noch 
mehr zu vermehren; in welchem Umfange bie aber 
geihehen wird, das hängt davon ab, ob nicht aud) noch 
andere Beleuchtungsarten fi) als verwendbar zeigen; 
e3 werben Verſuche gemacht mit Acetylen und Quftgas- 
arten, bie den großen Vorzug haben, daß die Verwaltung 
fie ſelbſt Herftellen kann. Wenn ſich diefe Beleuchtungs- 
arten als billige erweifen, wirb die Regierung aus 
Gründen der Wirthichıftlichkeit ſich dieſen Beleuchtungs- 
arten zuwenden, denn die Wirthichaftlichkeit, meine 
Herren, ift gegemmwärtig angefichts bes großen An— 
ſchwellens der Ausgaben eine ber erften Sorgen ber 
Staatseifenbahnverwaltung. 


Berjuche mit Spiritusmotoren an Stelle von Benzin: 
motoren find nod nicht gemadjt worben, es wird inbefjen 
erwogen werben, ob ſolche Verſuche anzuftellen fein 
möchten; die Verwaltung wird fonad) diefer Frage näher 
treten. 


Hinzufügen darf ich vielleicht noch, daß erft vor 
wenigen Tagen bie ftändige Tariffommiffion der deutjchen 
Eifenbahnen einen Beſchluß gefaßt hat, wonad Spiritus 
in entebeltem Zuftande demnächſt auf den deutichen Bahnen 
wejentlich billiger gefahren werden wird, und zwar foll 
er vn ber allgemeinen Ladungsklaſſe B, die 60 Pf. für 
dad Tonnenkilometer koftet, in den Spezialtarif III, mit 
dem Einheitsjage von 22 Pf. verſetzt werben. Das ftellt 
eine Ermäßigung von faft , dar, eine ganz wejentliche 
Ermäßigung, von ber man fiher hoffen darf, daß fie 
den Vertrieb und die Verwendung des Spiritus zu ge 
werblihen Bweden weiter in erheblihem Maße unters 
ftügen wirb. 

(Beifall.) 
1.8. (2. Abonnement.) 
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Präfident: Wünfcht niemand mehr das Wort? — 
Wünfht niemand mehr das Wort zu ben anderen 
Titeln? — Es ift nicht ber Fall. Ich ſchließe bie 
Debatte und frage die Kammer: 


„ob fie die Ausgaben in den Tit. 7 bis 16 mit 
zufammen 102,223,070 M., darunter 51,085 M. 
tranfitorifch, für Tit. 7 Pof. 1 nad) der Bei: 
lage ©, im übrigen nad der urſprünglichen 
Vorlage bewilligen will?“ 


Einftimmig. 
Es folgt nunmehr der Vortrag ber Petitionen, 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Ih erlaube mir kurz darauf Hinzumeiien, baß unter 
„Abſchluß“ auf Seite 20 eine Zufammenftellung fi 
befindet; darnach beliefen ſich — ich beſchränle mid) auf 
die Wiedergabe voller Millionen — die Einnahmen im 
Jahre 1894 auf 93 Millionen, die Ausgaben auf 
63 Millionen; mithin war ein Ueberfhuß vorhanden 
von 30 Millionen. Im Jahre 1898 betrugen die Ein- 
nahmen 126 Millionen, die Ausgaben 92 Millionen, 
der Ueberfhuß 34 Millionen. Im Etat 1900/01 find 
die Einnahmen mit 137 Millionen, die Ausgaben mit 
102 Millionen und der Ueberfhuß mit 35,6 Millionen 
eingeftellt. Für den Kilometer betrugen im Jahre 1894 
bie Einnahmen 34,040 M., die Ausgaben 22,579 M., 
mithin der Ueberfhuß 11,460 M.; im Jahre 1898 bie 
Einnahmen 42,940 M., die Ausgaben 31,307 M., ber 
Ueberſchuß aljo 11,633 M.; ber Etat 1900/01 weift 
Einnahmen 46,530 M., Ausgaben 34,491 M., fomit 
einen Meberfhuß von 12,039 M. per Kilometer auf. 
Bon ber Gefammtjumme entfielen 1894 66,33 Prozent 
auf die Ausgaben, ber Ueberſchuß betrug mithin 33,67 
Prozent; im Etat 1900/01 fteigen bie Ausgaben auf 
74,13 Prozent, der Ueberſchuß ift gefallen auf 25,87 
Prozent. 

Ih glaube, der Vergleich dieſer Biffern giebt viel 
zu denken, und man fann die Sorge und Befürchtung 
nicht unterbrüden, daß ber prozentuale Ueberſchuß in 
Zukunft nod mehr finfen werde, falls wir mit dem 
bejchleunigten Tempo, wie es neuerdings eingetreten ift, 
vielfach unrentable Bahnen weiter fortbauen. Es ift 
nun feitens des Königl. Finanzminifteriums, einer An: 
regung und einem Wunſche der Zweiten Kammer Folge 
feiftend, eine Bufammenftellung derjenigen Zahlen ge: 
geben worben, welde für bie Eijenbahnen als Anlage: 
fapital verausgabt worben find und ferner über die 
fogenannte Eiſenbahnſchule ſelbſt. Es ftellt fi ba 
heraus, wie auf Seite 21 Ihres Berichtes Ihrer Depu- 
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tation zu. lejen, daß bie: gefammte Staatsfchuld im | hierzu: anzuerkennen. jein wird, rüdficgtlih der Betriebs- 
Jahre 1898 773 Millionen — rund gerechnet — be | jefretäre, eine Veränderung der. Aufrüdungsfriften, ein: 
trug, darunter die Eiſenbahnſchuld rund 603 Millionen; | treten möchte. Ihre Deputation beantragt im Hiu— 
für Berzinfung der Eiſenbahnſchuld waren 18,640,040 M. | blid hierauf: 


nothwendig, für die Tilgung 6,635,613 M.; fomit ift 
jährlich ein Bedarf für beides von 25,275,653 M. noth: 
wendig. Da nun der Ueberſchuß der Eifenbahnen nad) 
dem Etat der laufenden Periode 1900/01 35,682,200 M. 
beträgt, verbleiben als wirklicher Reinüberfhuß nur 
10,406,547 M. Die Königl. Staatsregierung bat in 
Ausfiht geftellt, auch für die Zukunft entſprecheude 
Berechnungen der Eiſenbahnſchuld anzuftellen ſammt 
den zur Berzinfung und Tilgung nöthigen Beträgen 
und: diefelben ben Kammern zu übergeben. Ihre Depu— 
tation faun ihrerjeits dies nur danfbar begrüßen, weil 
nad; ihrer Anficht ſolche Aufammenftellungen ſehr wohl 
geeignet erfcheinen, um irrthümliche Borftellungen über 
die Ueberſchüſſe der Staatseijenbahn zu befeitigen und 
bie infolge deſſen vielfah an bie Eijenbahnverwaltung 
ungerechtfertigt geftellten Forderungen auf das. richtige 
Maß zu beichränten. 

Ich erlaube mir, noch einiger Petitionen zu. gedenten, 
die eingegangen find. Zunächſt bie Betition der Betriebs- 
jefretäre, um Genehmigung der neuen Bejolbungsorbnung 


und Berbeflerung ihrer Aufrücungsverhältniffe Hier iſt 


allenthalben auf ben Bericht der Bweiten Kammer zu 
verweilen, wo die Petitionen ausführlich behandelt und 
die Erklärung der Königl. Staatsregierung wieder gegeben 
worden: find. Die Königl. Staatsregierung hat erklärt, 
fie würbe die Erwägung fich vorbehalten, ob fünftig etwa 
eine Veränderung ber Aufrüdungsfriften für biefe Be 
amten eintreten könnte. Richtig fei, daß das frühere Berhält- 
niß zwiſchen ben Bureauaffiftentenftellen und ben Betriebäs 
fefretärftellen 18:82, gegen jegt 34:66 nach bem Etat 
1900/01 war, woraus fi erfläre, daß die Petenten 
verhältnißmäßig lange in der Aififtentenftelle verbleiben 
müßten. Für die in ihrem Avancement zurüdgehaltenen 
Betriebsjelretäre Abhülfe durch Hinzutritt des Gehalts: 
tlaſſenſyſtems zu dem Dienftalteräftufeniyftem zu. jchaffen, 
wie das die Geſuchſteller in erjter Linie anftreben, ſei 
nach Lage der Sache zur Beit ausgejchloffen, noch viel 
weniger fünne man aber dem Eventualantrag entiprechen, 
die gegenwärtigen Betriebsfefretäre durch eine einmalige 
außerorbentlihe Beförderung in bie nächſt Höhere 
Gehaltsftufe eintreten zu laſſen, denn das wäre 
eine vollftändige Durhbrehung bes Dienftaltersftufen- 
ſyſtems. Für die laufende Finanzperiode könne dem 
Geſuchſtellern gegemüber nichts gejchehen, wohl aber 
behalte fich die Königl. Staatöregierung vor, wie ſchon 
bemerkt, zu erwägen, ob etwa künftig, jofern ein Bedürfniß 


„die Petition der Betriebsfelretäre, ſoweit fie 
fie fih auf die Genehmigung ber neuen. Befol: 
dungsotdnung bezicht, für erledigt zu. erflären, 
foweit fie Verbeſſerung ihrer Aufrückangsver— 
hältnifje erbittet, der Königl. Staatsregierung 
zur Ktenntnißnahme zu überweifen.“ 


Bräfident; Ich frage die Kammer: 
„ob fie demgemäß beſchließen will?“ 
Einftimmig. 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr vom Find: 


2. Petition der technifhen Betriebsfekretäre und 
technifchen Bnreanaffiftenten um: 


a) Verbefferungen der Gehalts: und Rangver: 
hältnifje durch Gleichftellung mit den Ober: 
werfmeiftern und Wertmeiftern, 


b) Berbefferungder Beförderungsverhältnifjedurd) 
Schaffung von mehr technischen Eifenbahn: 
jefretärftellen. 


Seitens. des Königl. Finanzminifteriums ift aus: 
führlich im Berichte der Deputation, in einer Zuſchrift, 
mitgetheilt worben, warum dem Betitum unter a) nicht 
beigetreten werden könne. Die bienftliche Thätigkeit 
ber Oberwerfmeifter wiche wejentlid) ab: von derjenigen 
ber technifchen Bureaubeamten, und bie Anforderungen, 
bie an die erfteren geftellt würden, feien wejentlich höhere. 
Außerdem wäre die Einfommenberehnung feitens ber 
Petenten im allgemeinen nicht zutreffend, Es wäre aljo 
ala ausgeſchloſſen zu bezeichnen, daß die technifchen 
Betriebsfetretäre und die techniſchen Bureanaffiftenten 
mit den Oberwerkmeiftern und mit den Werkmeiſtern 
gleichgeftellt würden, wohl aber wolle die Königl. Staats- 
regierung erwägen, ob nicht unter ben obwaltenden Um— 
ftänden ſchon im nächften Etat auf eine Vermehrung ber 
Eifenbahnfelretärftellen zuzulommen fe. Im Hinblid 
hierauf beantragt Ihre Deputation: 

„die Petition der techniſchen Betriebsſekretäre 

und technischen Bureauaffiftenten, ſoweit fie auf 

Berbefierung ber Gehalts: und Rangverhälinifie 

durch Gleichftellung mit den Oberwerkmeiftern 
und Werkmeiftern gerichtet ift, auf fich beruhen 
zu laſſen, foweit fie Verbefjerung ber Beförde⸗ 
rungsverhältniffe durch Schaffung von mehr 
technischen Eifenbahnfekretärftellen erbittet, ber 
—— Staatsregierung zur Erwägung zu über: 
weifen.“ 
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MPräfident: Es wünſcht niemand das Wort? — 
Ich frage die Kammer: 


„ob fie demgemäß beſchließen will?" 
Einftimmig. 
Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 


3. Petition der älteren Stationd: und Bureau: 
afpiranten um Gewährung der Beamteneigen: 
ſchaft und beziehentlich Benfionsberechtigung. 

Anh Hier wird feitens bes Königl. Tyinanz: 
minifteriums bemerkt, daß es vollftändig ausgeſchloſſen 
fei, ‘den Petenten, wie fie in erfter Stelle anftreben, 
ansnahınslos,unter Abſtandnahme von ber vorgefchriebenen 
Prüfung, die Staatsbienereigenfchaft zu verleihen. Es 
wäre aber zu erwägen, ob nicht einzelnen Petenten, jo: 
fern die Prüfung fein Hinderniß bilde, die Möglichkeit 
gewährt werde, in eine ſolche Stellung einzurüden, wie 
fie durh die Schaffung der Bureau: und Stationd: 
ichreiber in dem diesjährigen Etat gefchaffen worben 
fei. Was die ferneren Bitten der Petenten anlangt, 
durh Schaffung einer Wochenlohnklaſſe von 32 M. die 
Möglichkeit zur Leiftung von Nachzahlungen zur Ur: 
beiterpenfionßfafje; zu erlangen, ſo jei zu bemerlen, daß 
nur acht Perſonen bie Nachzahlung zur AUrbeiter⸗ 
penfionskaſſe micht geleiſtet Hütten, und es erſchiene 
nicht ohne weiteres angezeigt, wegen ber noch aus: 
ftehenden Nachzahlung allgemeine Maßnahmen zu treffen, 
Jedenfalls muß fi) das Finanzminiſterium bie Ent 
ſcheidung über die Frage, ob etwa nod eine weitere 
Wochenlohnklaſſe mit 32 M. für die älteren Afpiramten, 
die auf Anftellung als’ Bureau: oder Stationgfchreiber 
feine Wüsfiht "haben, zu fchaffen wäre, vorbehalten, 
Ihre Deputation empfiehlt hiermit der Kammer, dieſelbe 
wolle beſchließen: 

„die Betition ber älteren Stationd- und Bureau: 


— der Königl. Staatsregierung zur Kennt: 
nignahme zu übermweifen.” 


Praſident: Ich frage die Kammer: 
„ob fie and Hier der Deputation beitritt?“ 
Einftimmig. 


Berichterſtutter Kammerherr Freiherr von Find: 
Unter’4 iſt die Petitivn bes Gutsbeſitzers G. Gübel in 
Kleſſig bei Starrbach und Genoſſen um Einlegung eines 
von Noſſen nach Lommatzſch und zurück verkehrenden 
Abendzuges, wie Auftegung von mehr Fahrkarten ein: 

gegangen. "Seitens der Königl. Staatsregierung iſt ba: 
rauf bemerkt worden, daß das außerordentliche Ans 
ſchwellen der Ausgaben des Eiſenbahnbetriebes zur Er: 


haltung einer einigermaßen angemefjenen Eifenbahnrente 
als unbedingt nöthig ericheinen läßt, da mit allen 
Mitteln auf Sparſamkeit im Eifenbahnbetriebe und 
Vermeidung augenscheinlich unmwirthichaftlicher Ausgaben 
hinzuwirken fei. Hierzu fäme in erfter Linie: eine Ein- 
ſchränkung bei Einfegung von neuen Zügen, namentlich 
bei Abendzügen, die notoriſch felten eine hinlängliche 


Benutzung finden, wohl aber außerordentlich hohe Koften 


verurſachen. Die Eifenbahnverwaltung ſei in Teßter 
Zeit außerordentlich weit gegangen in der Musgeftaltung 
der Berfonenzuggelegenheit und bes Berjonenzugfahr: 
planed. Was die fpezielle Petition Gäbels anlangt, fo 
würbe bie Einlegung berartiger Züge unverbältnigmäßig 
hohe Koften verurfachen, denn fie würde den einmaligen 
Aufwand für die Erbauung eines Lokomotivſchuppens ıc, 
von 13,000 M. verurfacdhen, fowie einen fortlaufenden 
Aufwand für Stationsdienft, Perjonalvermehrung ıc. 
von jährlich 7200 M. Das Königl. Finanzminifterium 
fünne fih nur für Ablehnung bes Fahrplansgeſuches 
ausſprechen. Ihre Deputation empfiehlt, was das Pe: 
titum unter 1 anlangt, ſomit die Petition auf fich be— 
ruhen zu laſſen. In zweiter Linie bittet Gäbel in 
KMeſſig noh um Auflegung von mehr Fahrkarten, 
Darauf ift von Seiten des Königl. Finanzminifteriums 
die Zuſicherung ertheilt worden, e8 würde das geſchehen, 
und birefte Fahrkarten nad Döbeln würben zur Auf: 


fegung gelangen. Somit könnte eigentlich das Petitum 


sub 2 auf fich beruhen. Die Zweite Kammer hat jedoch 
befchloffen, bie Petition von Gäbel und Genoffen, foweit 
fie fih auf das Petitum 1 bezieht, nämlich Einlegung 
eines von Noffen nad; Lommatzſch zurüd verlehrenden 


Abendzuges, auf fich beruhen zu laffen, dagegen unter 2, 


nämlih Nuflegung von mehr Fahrkarten, der Königl. 
Staatsregierung zur Kenntnißnahme zu füberweijen, 
In dieſer Richtung bittet Ihre Deputation, die Depu— 
tationsanträge, bie auf Seite 23 gebrudt find, ändern und 
bemgemäß beichließen zu wollen, weil fie glaubt, daß 
wegen biejes geringfügigen Umftandes eine Differenz in 
feiner Weiſe hervorzurufen fei, 


Präfident: Wünjcht jemand das Wort? — Es ift 
wicht der Fall. Ic frage bie Kammer: 


„ob fie aud) Hier den Anträgen der Deputation 
beitritt?“ 


Einftimmig. 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Unter 5 ift der Petition bes Hausbeſitzervereins zu 
Sommerfeld bei Leipzig zu gebenfen. Der Bericht ber 
Zweiten Sammer behandelt biefelbe ausführlich und 
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giebt auch die Erklärung bes Königl. Finanzminifteriums 
wieder, Aus legterer ift zu erfehen, daß ber Fahr: 
plan mit 18 beziehentlih 15 ZTagesverbindungen nad 
Leipzig für Sommerfeld als ein vollftändig genügender 
wohl anzufehen ift, und daß ferner die Einlegung neuer 
Züge von Wurzen nad) Leipzig und umgefehrt in ben 
Nachtſtunden von 11 bis 1 Uhr nad Lage der Ber 
hältniſſe dienftlih und betrieblih ausgeſchloſſen ift. 
Die Deputation empfiehlt daher in Uebereinftimmung 
mit der Zweiten Kammer, bie Petition bes Hausbefiger- 
vereins zu Sommerfeld bei Leipzig auf ſich beruhen zu 
laſſen. 

Präfident: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Kammerherr Freiherr bom Find: 
Unter 6 fteht die Petition der Gemeinderathämitglieder 
von Knaut-Kleeberg, welche wünfchen, daß ber Bahnhof 
Knauthain aud noch die Bezeichnung Knaut-Kleeberg 
führen jolle. Es ift feitens bes Königl. Finanz— 
minifteriums im Berichte der Deputation ſchriftlich aus: 
geführt worden, daß zwar, wie die Leute behaupteten, 
richtig fei, daß das Dorf Knaut-Kleeberg mehr Ein: 
wohner zähle als Knauthain felbft; dagegen jei es 
nicht richtig, daß der gefammte Bahnhof Knauthain, 
wie behauptet, auf der Flur Knaut-Kleeberg liege, infolge 
deſſen mehr Berechtigung Hätte, Knaut-Kleeberg zu 
heißen als Knauthain. Es gehöre vielmehr der größere 
Theil des Bahnhofes auf die Flur Knauthain. Aller: 
dings ftände das Stationsgebäude und der Güter: 
jhuppen auf Knaut-Kleeberger Flur. Endlich ſei 
darauf hinzuweifen, daß ber Ausflugsverfehr ſich nad 
Knauthain richte und nicht nad Knaut-Kleeberg. Des 
weiteren ſchien es doc gänzlich unnöthig, eine Station, 
die jo lange ſchon den Namen Knauthain Habe, auf 
einmal umzuändern. Ferner wäre eine ähnliche Pe: 
tition bei dem Königl. preußiſchen Minifter ablehnend 
beantwortet worben, unb bie biesfeitige Verwaltung 
babe feinen Grund, in irgend einer Weife in dieſer Be: 
ziehung noch einmal vorzugehen. Ihre Deputation 
empfiehlt jomit den Anſchluß an den Beichluß ber 
Bweiten Kammer: 

„Die Kammer wolle beid;ließen, bie Pe— 
tition der Gemeinderath! mitglieder von Knaut— 
Kleeberg auf ſich beruhen zu laſſen.“ 

Präfident: 

„Tritt die Kammer dem Antrage ber Depu— 

tation bei?” 


Einftimmig. 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Unter 7 ift endlich ber Petition bes Gewerbevereind zu 
Zittau um Einführung der 4. Wagenflaffe an Sonn: 
tagen und Feſttagen zu gebenten. Ihre Deputation 
empfiehlt eben mit Rückſicht auf bie Beftrebungen um 
vermehrte Sonntagsruhe bes Eifenbahnperjonals, dieſe 
Petition des Gewerbevereins zu Zittau auf ſich beruhen 
zu laffen, und zwar möchte ich hier noch einſchalten, 
daß irrthümlich feitens® der Druderei die Worte „mit 
Nüdfiht auf die Veftrebungen für vermehrte Sonntags: 
ruhe des Eiſenbahnperſonals“ gefperrt gedrudt find, 
während fie im Wirklichkeit in gewöhnlicher Schrift 
anzufchließen find, fomit in Summa ber Antrag dem 
Botum der Zweiten Kammer konform zu lauten hat: 


„Die Petition des Gewerbevereins von 
Bittau auf ſich beruhen zu laſſen.“ 


Präfident: 

„Die Kammer tritt wohl au bier dem An: 
trage der Deputation bei?” 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum dritten Gegenftande: „Bericht 
ber zweiten Deputation über die Petition ber 
Sächſiſchen Rentenverfiherungsanftalt zu Dres: 
ben, Befreiung von ber Entrihtung ber Staats: 
einfommenftener betreffend.” (Drudjahe Nr. 186.) 


(Berge. MR. II. 8. S.721 ff.) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Meine hochgeehrten Herren! Die Petition, 
über die ich Ihnen zu berichten die Ehre habe, .ift von 
ber Nentenverficherungsanftalt zu Dresden gleichzeitig 
mit einer Beichwerde an die beiden Kammern gerichtet 
worden. Die Beſchwerde ift zunächft von ber Beſchwerde— 
und Betitionsdeputation der Zweiten Kammer berathen 
worben, und es liegt über fie ein eingehender gedbrudter 
Beriht unter Nr. 65 vor, ber aber in ber Zweiten 
Kammer bann nicht zur Berathung gefommen ift, weil 
inzwifchen die Rentenverfiherungsanftalt diefe Beſchwerde 
zurüdgezogen und nur bie Petition aufrecht erhalten 
hatte, die an die Finangdeputation A der Zweiten Kammer 
gewiefen wurde und von ihr mit in ihrem Berichte 
über bie Novelle zum Eintommenfteuergefege behandelt 
worden if. Die Zweite Kammer ift, dem Vorſchlage 
ber Finangbeputation A entjprechend, dazu gelommen, 
biefe Petition, die dahin ging, eine gejehliche Befreiung 
ber Mentenverficherungsanftalt von ber Einfommenfteuer 
herbeizuführen, auf fich beruhen zu laſſen, unb zwar 
namentlich mit Anſchluß an die von ber Regierung 
ausgeſprochene Auffaffung, daß es der Sonjequenzen 
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wegen nicht thunlich jei, diefem Geſuche ftattzugeben. 
In der zweiten Deputation ber Erften Kammer, in 
welcher dieſe Angelegenheit zujammen zunächſt mit ber 
Novelle zum Cintommenfteuergefege berathen wurde, 
fonnte man ſich diefen Auffaffungen nicht anſchließen. 
Man hielt die Erwägungen für beachtlich, die von ber 
Beſchwerde⸗ und Betitionsdeputation der Zweiten Kammer 
in ihrem Berichte ausgejprochen worden find, und man 
entſchloß fi deshalb, um die Erledigung ber Novelle 
zum Gintommenfteuergejege nicht aufzuhalten, dieſe 
Petition befonderer Berathung und Berichterftattung 
vorzubehalten, die, nachdem inzwijchen die Novelle zum 
Eintommenfteuergefege ihre Erledigung gefunden hat, 
in wiederholten Berathungen ber Deputation zu ben 
Beihlüffen und Erwägungen geführt hat, die hier in 
bem gebrudten Berichte Ihnen vorliegen und aus ihm 
Ihnen bekannt find, Meine Herren! Ich bin ber 
Meinung, daß ed nicht meine Aufgabe hier fein kann, 
bie Gründe und Erwägungen, bie zu dem Untrage ge 
führt haben, der aus bem Berichte hervorgeht, nochmals 
einzeln darzulegen. Ich bitte jetzt nur, daß die hohe 
Kammer bem Untrage beitreten möchte, welchen bie 
zweite Deputation ftellt: 


„die Petition der Königl. Staatsregierung mit 
der Erflärung, dab die Kammer die Sächſiſche 
Nentenverfiherungsanftalt zu Dresden als eine 
ausſchließlich gemeinnügige Unftalt anfehe, zur 
Erwägung zu überweifen, auch bie — 
Kammer um Beitritt zu dieſem Beſchluſſe zu 
erſuchen“ — 

und behalte mir nur für den Fall, daß im Laufe der 

Verhandlungen und Berathungen dazu Veranlaſſung 

eintritt, noch vor, anderweit das Wort zu ergreifen, 


Präfident: Ich eröffne die Debatte und frage, ob 
jemand das Wort begehrt? — Herr Geh. Kommerzienrath 


dulbſchl 


Geh. Kommerzienrath Hultzſch: Meine hochgeehrten 
Herren! Seit länger als 40 Jahren bin ich bei der 
Sächſiſchen Rentenverſicherungsanſtalt zu Dresden mit: 
betheiligt und gehöre noch jekt dem Ausſchuſſe der An— 
ftalt an. Ich habe daher genügend Zeit gehabt, mic) 
bavon perfönlicd zu überzeugen, daß wir es hier mit 
einer wirflih ausſchließlich gemeinnützigen Anftalt zu 
thun haben. Die Verwaltung erfolgt in völlig uneigen: 
nüßiger Weife, indem Direftion und Ausſchuß eine 
Bergütung für ihre Bemühungen nicht erhalten, es wird 
alles nur verwendet zum Beſten ber bei ber Anftalt 
Verfiherten, und ich Habe wohl nicht nöthig, noch 
weiter barauf einzugehen, in wel ausgedehnten Maße 


1.8. 55. Sitzung, am 24. April 1900. 


549 





biefe Anftalt mit dieſen Grundſähen fegensreih in 
weitefte Kreiſe hin gewirkt hat. Ich möchte aber nicht 
unterlaffen, der geehrten Deputation zu banken bafür, 
daß fie dieſe, wie mir fcheint, richtige Auffaffung bier 
nun zur Geltung gebradt hat und ben Bemühungen 
ber Verwaltung ber Anſtalt auf diefe Weife Unter: 
ftügung gewährt hat. Ich möchte die hohe Kammer 
bitten, fi dem Botum ber Deputation anzuſchließen, 
und ich hoffe dann, wenn dieſer Beichluß, wie ich 
boffe, einftimmig erfolgt, daß man fich biefer Auf: 
fafjung in ber Hohen Zweiten Kammer anſchließen 
werbe. 


Präfident: Der Herr Regierungstommiffar! 


Königl. Kommiſſar Geh. Finanzratd Dr. Wachler: 
Meine hochgeehrten Herren! Geftatten Sie mir, mit 
einigen Worten die Stellung der Regierung zu der Un: 
gelegenheit zu tennzeichnen. In bem uns vorliegenden 
Berichte beichäftigt fich die zweite Deputation zunächft mit 
der Trage, ob etwa ſchon dann, wenn lediglich die Bes 
ftimmungen bes jet geltenden Einkommenſteuergeſetzes 
ins Auge gefaßt werden, eine Mobifitation der Befteuerung 
der Sächſiſchen Rentenverficherungsanftalt einzutreten habe. 
Insbefondere wünſcht die Deputation ausjufprechen, daß 
fie aus den in dem Berichte ber Beſchwerde- und Petitions- 
beputation der Zweiten Kammer entwidelten Gründen 
beide Rententheile, alſo jowohl die nach einem feſten 
Prozentfage von 3%, Prozent gewährten Abichlagsrenten, 
als auch die darüber hinausgehenden Ergänzungsrenten, 
als abzugsberechtigt anfehe. Zu dieſem Satze erlaube ich 
mir ein Fragezeichen beizufügen. Seinem Wortlaute nad) 
und insbefondere infolge ber Bezugnahme auf die von 
der Deputation der jenfeitigen Kammer entwidelten Gründe 
läßt er nur die Deutung zu, baß bie Beſchwerde- und 
Petitionsdeputation der Bweiten Kammer ſich für bie 
Ubzugsfähigkeit beider Rentengattungen, insbejonbere auch 
der Abichlagsrente, ausgefproden habe. In Wirklichkeit 
ift dies aber nicht der Fall. Der Bericht der Bejchwerbe: 
und Betitionsdeputation, der mir hier vorliegt, befämpft 
lediglich die von der Steuerbehörde gehandhabte und vom 
Finanzminifterium im der Beichwerbeinftang gebilligte 
verſchiedene Beurtheilung beider Rentengattungen. Dabei 
nimmt fie e8 als eine gegebene Thatjache Hin, daß bie 
Steuerbehörde die Abichlagsrenten für abzugsfähig erklärt 
hat, und num fährt fie lediglich in Hypothetifcher Faſſung 
fort: „Stellt man ſich einmal auf den Standpunft, daf 
bie Einlagen Darlehen, die Renten Binfen der Darlehen 
feien, fo wird man ſchwerlich, ohne inkonſequent zu fein, 
die Abſchlags⸗ und Ergänzungsrenten verjchieden behandeln 
dürfen.“ 
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Die Beichwerde- und Betitlonsdeputation wendet ſich 
alfo nur gegen bie ihrer Anficht nach inkonfequente ver: 
ſchiedene Beurtheilung beider Rentengattungen. Darüber 
aber fpricht fie fich nicht aus, ob fie auch ihrerſeits die 
beiden Nentengattungen für abzugsfähig erachtet, und fie 
ſchweigt hierüber, wenn ich recht unterrichtet bin, gerade 
aus dem Grunde, weil ihr gegen dieſe Abzugsfähigkeit 
erhebliche Zweifel beigegangen find. In der That wird 
ſich fehr darüber: ftreiten laſſen, ob das Nechtsverhältniß 
zwijchen der Rentenverficherungsanftelt und ihren Mit: 
gliedern überhaupt als ein Darlehnsverhäliniß angejehen 
werten fann. Wenn man aber dieſer Auffafjung zuneigt, 
wird man doch weiter zweifeln müſſen, ob die von der 
Nentenverfiherungtanftalt gewährten Renten als Schuld: 
zinfen betrachtetwerben fönnen, wiewohl fie beiberfogenannten 
Schlußabfertigung nach $ 46: ber Statuten auf die an 
bie Mitglieder zurüdzuerftattenden Sapitalien angerechnet 
werben jollen. 

Eines näheren Eingehens auf dieſen Gegenftand be 
darf es indeſſen deshalb nicht, weil ber Schlußantrag 
Ihrer geehrten Deputation nicht mit: dem geltenden Ein: 
kommenſteuergeſetze zufammenhängt, fonbern auf: der un: 
längſt in biefem hohen Hauſe berathenen Novelle zum 
Eintommenftenergejege beruht. In dieler Hinficht ‚hat die 
Regierung im Laufe der Teputationsverhandlungen die 
im Berichte referirte Erflärung abgegeben. Sie verbleibt 
bei ber lebteren, degt aber Gewicht darauf, an biejer 
Stelle ganz ausdrücklich. zu betonen, daß ihrer Unficht 
nad eben nur eime übereinſtimmende  Willensmeimung 
ber . gefepgebenden Faktoren imftande fein würde, - ber 
Rentenverficherungeanftalt ohne weiteres Steuerfreiheit 
zu verschaffen und bie entgegenftehenden mehrfachen: Be: 
denfen aus dem Wege zu räumen. 

Diefe Bedenlen find, wie ich vorausichide, nicht 
fisfolifcher Natur. Denn nachdem einmal die Regierung 
in der vom ihr eingebrachten Novelle verfchiedene Er: 
leichterungen und Befteiungen vorgejchlagen hat, würde 
man auch über den Wegfall der bis jet von der 
Sächſiſchen Rentenverficherungsanftalt gezahlten Steuern 
ſich tröften müflen. Die Bedenken liegen auf einer 
anderen Seite, und zwar kommt in Betracht, daß es 
fi) hier um eine ſehr wichtige Prinzipfrage handelt 
und bie Beſorgniß auftaucht, es könnten durch eine jeßt 
zu gunften der Petentin erfolgende Entſchließung un: 
erwünſchte Konſequenzen herbeigeführt werben. 

Die Deputation erachtet für anwendbar auf ben 
vorliegenden Fall die Beftimmung in $ 6 unter 10 
der Novelle zum Eintommenftenergejege, wonach von der 
Eintommenftener befreit werden follen die ansſchließlich 
gemeinnügigen Bmweden dienenden juriftijhen Perfonen 
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und mit bem Rechte des Vermögenserwerbs ausgeftatteten 
BVerfonenvereine und Vermbgensmaſſen. Bier ergiebt 
fih mun das erfte Bebenfen aus dem Umſtande, daß der 
Begriff ber Gemeinnügigfeit keineswegs feftfteht, 


(Heiterteit.) 


und baf die ‚genauen Grenzlinien für biefe Begriffs- 
beftimmung erft noch gefunden werben müffen. Würbe 
das harakteriftiiche Merkmal der Gemeinnügigkeit darin 
erblidt, daß zum Beſten der Allgemeinheit Opfer ge: 
bracht werden, dann würde die Sächſiſche Nenten- 
verjicherungsanftalt als ein gemeinnügiges Inſtitut nicht 
angejehen werben können. Mir perfönlich erfcheint es 
auch nicht zweifelhaft, daf in dieſer Richtung fein aus: 
ſchlaggebendes Moment in dem Umftande zu erbliden 
ift, daß ber Anſtalt in einer vor nunmehr "beinahe 
60 Jahren erlaffenen Verordnung, bie aus einem ganz 
anderen Anlaſſe ergangen ift, Gemeinnüßigfeit zu— 
geſprochen worben ift, um fie von dem bamals geltenben 
Schriften und Werthftempel zu entbinden. 

Das Einfommenftenergefeg wird ebenſo "wie jedes 
anbere Geſetz in erfter Linie aus fich jelbft Heraus zu 
interpretiren fein. Wendet man aber eine ſolche Inter: 
pretation an, fo erfteht gegen ben Deputationsantrag 
ein zweites gewichtiges Bebenlen. ‘Diejenigen Unter: 
nehhungen, die der Petentin ihrem Wefen und Bwede 


nah am nächſten ftehen, find wohl bie Verſicherungs— 


geſellſchaften auf Gegenfeitigkeit. Für dieſe lehteren 
Geſellſchaften trifft num die Novelle in $ 6 unter 12 
eine Sondervorſchrift, um ihnen menigftens eine be— 
ſchränkte Steuerfreiheit zuzuführen. Gerade daraus, 
dab eine folhe Sondervorfhrift für nöthig erachtet 
worden ift, erhellt ganz unzweideutig, daß der Geſetz— 


geber die Steuerpflichtigleit der Verſicherungsgeſellſchaften 


auf Gegenfeitigfeit für zweifellos erachtet, und dieſer 
Umftand bildet meines Erachtens ein jehr wefentliches 
Moment auch für die VBeurtheilung der Steuerpflichtig- 
feit der Mentenverficherungsanftalt, die, wie gejagt, den 
Berfiherungsgefellichaften auf Gegenfeitigkeitihrem Weſen 
und Amwede nad) überaus nahefteht. 

Endlich wird noch zu berüdfichtigen fein, daß bie 
Novelle zum Einfommenftenergefepe in & 6 unter 10 
als Vorausſetzung für bie Steuerbefreiung Ausſchließlich— 
keit der gemeinnübigen Bethätigung fordert. Das 
Wort „ausſchließlich“ Hat in biefem Bufammenhange 
noch eine erhöhte Bebentung gewonnen, ſeitdem nad) 
ben Verhandlungen in diefem hohen Haufe die nrfprüng- 
liche Regierungsvorlage, welche an biefer Stelle mur 
von Stiftangen, Anftalten und Berfonenvereinen ſpricht, 
durch eine weitergehende, allgemeinere Faſſung erfeßt 
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morben ift, jo daß nunmehr bei der Anmwenbung ber 
ganzen,. Beftimmung erhöhte Vorſicht geboten, ericheint. 
Nun: wird man aber wohl der Sächſiſchen Renten: 
verficherungsanftalt eine ſolche ausſchließliche Gemein: 
nützigleit kaum zuſprechen lönnen; denn auf ber einen 
Seite Mmüpft fie den Eintritt in bie Anftalt ſelbſt für 
diejenigen. BVerficherten, bie im zarteften Stindesalter 
ftehen, doch au eine Einzahlung von minbejtens 40 M. 
Einlage und. fchließt damit die gan; unbemittelten 
Klaſſen von ber Theilnahme an ben Einrichtungen ber 
Anftalt. aus, während, fie auf der anderen Seite irgend 
welche Beitimmungen, melde bie Zahl ber zuläffigen 
Einlagen bejchränkte, wie das bei ben Sparlafien 3. B. 
üblich ift, nicht enthält, und infolge befien eine Grenze 
für die Kapitalbetheiligung an ber Anftalt überhaupt 
nicht feftfegt, Nach den Statuten: würde es. volllommen 
zuläffig. fein, daß auch ein reicher Mann ben größten 
Theil feines Vermögens zu Einlagen bei ber Renten: 
verficherungsanftalt verwendet. Eine ausſchließlich ge: 
meinnüßige Aufgabe ſcheint mir es aber nicht zu fein, 
einem ſolchen reihen Manne eine fichere, im Laufe der 
Jahre fteigende Verzinfung zu garantiren. 

Aus allen diefen Gründen möchte e8 bie Regierung 
unbeſchadet ber von ihr in ber Deputationdverhanblung 
abgegebenen Erklärung :von ihrem Staubpunfte aus für 
angezeigt erachten, jetzt micht zu. gunften einer einzelnen 
Anftalt Entfchließungen zu faffen und damit Konſe— 
quenzen hervorzurufen, bie noch nicht zu überjehen find 
und die Auslegung eines nocd gar nicht in Straft ge: 
tretenen Geſetzes von vornherein beeinflufien könnten. 
BVorfichtiger und deshalb richtiger bürfte es beshalb 
fein, die Entfheibung ber ganzen Frage lebiglich der 
fünftigen Rechtſprechung zu überlafjen. 


Präfident: Das Wort hat Herr Domberr von 
Zrüsfchler, Freiherr zum Fallkenſtein. 


Domherr von Trützſchler, Freiherr zum Falkenftein: 
IH Habe meinerjeits die Erklärung, die wir jetzt vom 
Regierungstifche gehört haben, nad) verſchiedener Hin: 
fiht zu. beflagen. Ich Habe zunächſt zu beffagen, daß 
bie Regierung uns dieſes Exrpoje, denn id) fann es als 
ein folches bezeichnen, weil es nicht nur eine einfache 
Erklärung in Bezug. auf bie vorliegenbe Petition ift, 
fondern die ganze Prinzipienfrage berührt, nicht in der 
Depntation gegeben hat. Wir hätten wohl, erwarten 
fönnen, daß wir in der Deputation bei der Behandlung 
ber Petition dieſes Expoje erhalten hätten; daraus 
hätten wir die Stellung ber Regierung aud) in Bezug 
auf bie Verhandlungen über, ben vorgelegten Gejeh: 
entwurf, namentlich. über bie neuen Vorſchriften über 
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bie gemeinnüßigen Anftalten, über. ben. Begriff, ber-Ge: 
meinnügigfeit eiwa® mehr entnehmen fünnen, und ich 
glaube, der ganze Lauf ber, Erledigung biefer Beſtim— 
mung, wäre ein, anderer geworben, Daß die Regierung 
jegt nicht nur ihr Entgegenfommen, was fie in. ber 
Deputation zur Petition: ausgefprochen hat, ohne Be— 
bingungen und Mobifitationen aufzuftellen, baf fie bas 
jegt nicht nur wieber zurüdzieht, ſondern fid) auch in 
einer eng. und ftreng gefaßten Erklärung jept über bie 
fragliche Beſtimmung in bem neuen, Einfommenfteuer: 
geſetze ausläßt, ift wie gejagt nad meiner Auficht ſehr 
zu beffagen. Ich Habe, ala dieſe Einfommenftenernovelle 
hier zur endgültigen Berathung ſtaud, ausbrüdlich bar- 
auf Bingewiefen, daß dieſe Begriffsbeftimmung in Bezug 
auf ben $ 6 sub 10 eine fehr allgemeine fei und daß 
es wünfchenswerth fei, daß: wir feitens ber Regierung 
wenigſtens einiges Nähere über. ihre Auffafiung zu 
hören befümen. Es ift bamals von ihr gejagt worden, 
das könnte die Regierung gar nicht thun, fie hat erklärt, 
fie wolle nicht einer engen Auffafjung der Gemeinnüßig- 
feit das Wort reben, fonbern eine weite Auffafjung zu: 
geftehen, während fie. heute. entſchieden uns nicht nur 
eine Auseinanderſetzuug und eine ziemlich. betailirte 
Debultion -über biefe Beftimmung, was als ausſchließlich 
gemeinnüßig anzujehen ift und dafür jehr einſchränkende 
Erläuterungen gegeben bat. Ich wünſchie beinahe, daß 
e3 noch irgendwie möglich wäre, aber das ift wohl zu 
ſpät, daß biefer Gefepentwurf nochmals zur Berathung 
füme. Ich glaube, dann würde bie Kammer ganz ent: 
ſchieden nicht im bloßen Bertrauen auf jenen leicht: 
faßlihen Ausdrud diefe Beftimmung einfah angenommen 
haben, ohne von der Staatsregierung eine nähere Er: 
flärung zu verlangen. 

Wenn ih nun. den Herren Regierungslommifiar 
weiter recht verftanben Habe, jo hat er ſowohl im Un: 
fange feiner Auseinanderfegung, wo er ſich über. bie 
Erledigung ber Beichwerbe ber Mentenverficherungs: 
anftalt im ber jemfeitigen Beichwerbebeputation erllärt 
bat, eigentlich durchblicken lafjen, daß der Standbpunft, 
ben. bie Befchwerbebeputation da drüben angenommen 
hat, nicht ber wäre, baf fie bie fogenannte Ergänzungs- 
rente auch  fteuerfrei: gelaſſen ſehen wollte, fondern: es 
wäre ber, daß, wenn bie feſtgeſetzte Rente frei gelaflen 
würde, bie Ergänzungsrente aud frei fein müſſe; aber 
ber Herr Regierungskommiſſar Hat noch Hinzugefügt, 
daß, wie er glaubte auch perjünlich verfichern zu können, 
auch die jenfeitige Deputation ber Unficht gewejen wäre, 
baß eigentlich beibe Renten fteuerpflichtig wären, und 
es ſcheint mir, daß in diefem Schluffe die Anſicht ber 
Regierung vorliegt, Ebenjo haben wir jeht gehört durch 
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die Erklärung, welche für ben Begriff „ausſchließlich 
gemeinnüßig“ gegeben worben ift, baß die Renten— 
verfiherungsanftalt aljo nicht als ausschließlich gemein: 
nüßig anzufehen ift, folglich vollftändig zu beftenerm ift. 
Die ganze Schlußfolgerung, die wir ſeitens bes Negie- 
rungstifches gehört haben, läuft aljo meines Erachtens 
darauf hinaus, zu erffären, daß nad Anficht ber Re: 
gierung ſowohl in Bezug auf das frühere als auch auf 
das neue Gefek eigentlich eine volle Steuerpflicht für 
diefe Rentenanftalt vorliegt. Wenn das, wie mir fcheint, 
im Anzuge ift, wenn ba die Kammer nicht eingreift, fo 
fann ich wenigftens, foweit ich die Sache beurtheilen 
fann, erffären, daß bie Anftalt zur fofortigen Auflöfung 
jchreiten muß, benn es ift ficher, baf eine Anftalt, die 
nicht8 weiter thut, als das bei ihr angelegte Vermögen 
münbelmäßig zu verwalten, folglid nur nad niebrigem 
Zinsfuße verwalten kann, daß eine ſolche Anftalt, wenn 
fie mit einer folhen Einfommenftener in Bezug auf ben 
ganzen Zinsertrag veranlagt wird, das ganze Geſchäft 
nicht weiter fortführen fann, das ift einfach unmöglich, benn 
das ergiebt die Rechnung. Es wird fi) wohl im ganzen 
der Ertrag der Rente von dem auf ungefähr 25 Millionen 
eingezahlten Kapital auf 800,000 bis 1 Million M. be: 
laufen. Wenn Sie von biefem Betrage eine Steuer ab: 
rechnen, die alfo nad) dem Einfommenftenerfage berechnet, 
40,000 M. beträgt, wenn das den Mitgliedern, bie aljo 
nichts weiter wie die Anlage ihres Vermögens bort ge— 
fihert erhalten, nah miünbelmäßigem Zinsfuße, alfo 
3Y, Prozent, höchſtens einmal im günftigften alle 
4 Prozent, wenn man benen eine derartige Steuer 
auflegt, dann brauchen fie nicht erft zu einer Anftalt ſich 
zuſammenzuſchließen, worin fie eine gewiffe Sicherung 
finden, ſondern dann faufen fie ſich 3',,= ober 3", pros 
zentige Staatöpapiere, und dann ift bie ganze Anftalt 
hinüber. ber abgefehen hiervon hebe ich wiederholt 
hervor, baß wir jetzt Erläuterungen befommen in Bezug 
auf geſetzliche FFeftftellungen, die wir bei der Berathung 
feitens der Negierung nicht erlangen fonnten. Das fteht 
feft, ich habe, wie erwähnt, bie Negierung gebeten, unb 
fogar beantragt, daß der Paragraph noch einmal an die 
Deputation zurücdverwiefen wird, das ift aber nicht zu 
erreichen gewejen; die Regierung hat erflärt: wir können 
über ben allgemeinen Ausbrud feine allgemein beftimmte 
Auslegung geben, das wird Sache ber Rechtiprechung fein. 
Jet auf einmal erhalten wir eine, und da wird ber 
Hauptwerth nicht auf gemeinnüßig, ſondern auf ausſchließ⸗ 
li gemeinnüßig gelegt, alſo es wird eng und ftreng 
bebugirt, während die Negierung ausbrüdlich erflärt hat, 
daß fie einer humanen weiten Auffaffung dieſes Begriffes 
nicht entgegen wäre. Ich enthalte mich noch weiterer 


Auseinanderſetzungen und verfuche nicht weiter auß ben 
Statuten diefer Anftalt ihre Gemeinnügigfeit zu debuziren, 
bag ift in der Beichwerde und Eingabe der Anftalt 
meiner Anficht nach überzeugend nachgewieſen. Es fcheint 
mir auch die Debuftion, daß etwas, was vor etwa 
60 Jahren ala gemeinnübig erffärt worben ift, jegt nad) ben 
neuen gefeglichen Steuerbeftimmungen nicht mehr als ge: 
meinnüßig aufzufaffen wäre, hinfällig zu fein. Ich finde, 
wenn vor 60 Jahren durch Verordnung der Regierung 
bie Gemeinnügigfeit anerfannt worben ift und bies ſogar 
baburd) noch beſonders anerkannt worben ift, daß man 
bie damals beftehende Steuer: und Stempelpflicht ber 
Unftalt erlaffen Hat, fo jollte ich meinen, läge alle Ver: 
anlafjung vor für bie Regierung, ein Inftitut, welches 
bei feiner Gründung eine ſolche Aufnahme im Lande ge 
funden bat, jegt noch dementjprechend zu berüdfichtigen. 

Ic möchte dem nichts weiter Hinzufügen, wenn ich 
noch weiter auf biefe Details eingehen wollte; aber id 
wied.rhole, daß ich mein Erftaunen nicht genug zum 
Ausdrud bringen kann darüber, daß wir jegt auf einmal, 
nachdem wir in gutem Glauben die neue gejegliche Be: 
ftimmung angenommen haben, eine Auslegung finden, 
bie wir an und für ſich nicht vermuthet haben, und ich 
halte es für unbedingt nothwendig, daß, nachdem ſich 
zeigt, daf in dieſer Veziehung jetzt bereits weitgehende 
Meinungsverichiedenheiten fi geltend machen, meiner 
Meinung nad) mit dem Beſchluſſe für bie Petition ein 
Er-mpel ftatuirt werden muß, daß wir jeßt eigentlich 
noch mehr die Verpflichtung haben, feft nad) unferer 
Ueberzeugung Stellung zu nehmen, um von vornherein 
die Ausführung diejes Gejegesparagraphen in humaner 
und entgegentommenber Weife zu fihern. 

(Bravo!) 


Präfident: Der Herr Kommiffar! 


Königl. Kommifjar Geh. Finanzratd Dr. Wadler: 
Ich darf mich wohl auf eine kurze Erwiderung beichränfen. 
Ich Habe den Eindrud gehabt, als ob der Herr Vor— 
rebner mit ber bier von mir abgegebenen Erklärung doch 
zu ſcharf ins Gericht gegangen wäre. Insbefondere muß 
ich beftreiten, baß zwifchen dem, was ich heute hier gejagt 
babe, und bem, was bei den Berathungen der Novelle 
zum Ginfommenfteuergefege vom Regierungstiſche über 
ben Begriff der Gemeinnügigkit erflärt worben ift, 
irgend ein Widerſpruch befteht. Meine ganzen Debuftionen 
haben nur bezwedt, von neuem darzulegen, daß ber Be: 
griff der Gemeinnügigkeit eben micht feftfteht, daß in 
biefer Beziehung ein non liquet vorliegt, und id) habe 
gar nicht ben Verſuch unternehmen können, jegt eine 
genaue Definition des Begriffes der Gemeinnügigfeit zu 


geben. Meine Abſicht ift nur die gewejen, auseinander: 
zufegen: Gerade deshalb, weil über den Begriff der Ge- 
meinnüßigfeit jo viele Zweifel beftehen und das Bedürfniß 
vorliegt, ſcharfe Grenzlinien durch die Rechtiprehung des 
Oberverwaltungsgerichtes zu finden, gerade deshalb bürfte 
es nicht angezeigt fein, jeht aus Anlaß einer einzelnen 
Petition durch einen Kammerbeſchluß dieſen künftigen 
Auslegungsverſuchen vorzugreifen. 

Wenn ich au auf die Verhandlungen der Zweiten 
Kammer zurüdgelommen bin, fo ift dies nur gejchehen, 
weil ber Bericht Ihrer geehrten Deputation ebenfalls auf 
die Verhandlungen in der Zweiten Kammer zurüdgegriffen 
hatte. Es liegt aber, das möchte ich hier doch aus 
drücklich betonen, der Regierung fern, etwa jet den 
Spieß umzudrehen und auf eine Beſteuerung auch noch der 
Abichlagsrenten hinzuwirken. Diefe Abſicht wirb von 
ber Regierung nicht verfolgt; vielmehr haben in dieſer 
Hinfiht nur die in der Sache liegenden Zweifel von mir 
hervorgehoben werben jollen. 


Präfident: Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Meine Hochgeehrten Herren! Die Frage, ob 
bie beiden Renten, die Abſchlags- und die Ergänzungs- 
rente, juriftifch gleich anzufehen feien, ob fie fteuerpflichtig 
oder fteuerfrei ala Schuldzinfen auf Grund des bis jegt 
geltenden Einkommenſteuergeſetzes anzufehen feien, daß 
barüber geftritten werben Tann, das erjchien auch Ihrer 
zweiten Deputation nicht zweifelhaft, und ich frage, 
meine Herren: Ueber welche juriftifche Frage kann über: 
haupt nicht geftritten werben? Wir Haben aber gar nicht, 
wie auch von bem Herrn Regierungsftommiffar anerkannt 
worben ift, Gewicht gelegt auf bie weitere Erörterung 
biefer Frage, weil wir fie gar nicht entjcheiden, ſondern 
nur dafür Fürforge treffen wollten, daß über einen 
Begriff, ber gerabe heute wieber als jo ungewiß, ftreitig 
und ſchwankend erklärt worden ift, wenigftens unfere 
Anficht in Harer und beftimmter Weife zum Ausdruck 
gebracht wird. Ich kann Ihnen deshalb nur empfehlen, 
in dem Sinne, ber von Herrn von Trüdjchler zum Aus— 
drud gebracht worden ift, unjerem Antrage beizuftimmen, 
weil es mir allerdings jehr wünſchenswerth erjcheint, 
nad ber neueren Erklärung bes Herrn MRegierungs- 
tommifjars, bie doch nicht ganz im Einflange fteht mit 
benen, bie uns in ber Deputation von einem anderen 
Herren Regierungslommiffar gegeben worben find, gerade 
biefen Erklärungen gegenüber durch einen einmüthigen 
Beichluß feitzuftellen, wie wir dieſen, angeblich jo abſolut 
unfaßbaren und ungreifbaren Begriff ber Gemeinnützigkeit 
auffaffen. Gerade, meine Herren, einem folchen ſchwan⸗ 
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kenden Begriffe gegenüber ift es wünſchenswerth, daß 
wir der künftigen Rechtſprechung eine Unterlage geben, 
indem wir uns ausſprechen über den Sinn, den wir mit 
dieſem Begriffe verbinden, damit künftig bei ber Recht⸗ 
fprehung darauf NRüdfiht genommen werben ann. 
Meine Herren! Der Hinweis auf die eventuellen Konſe— 
quenzen für andere Anftalten barf uns nicht fchreden, 
und wenn die Berficherungen anf Gegenjeitigkeit wirklich 
in gleicher Weiſe als gemeinnüßige fich barftellen, ja, 
meine Herren, dann haben fie nad) dem Wortlaute bes 
Geſetzes ferner die Berechtigung, fteuerfrei zu fein, unb 
es kann, nachdem das Geſetz einmal ben gemeinnüßigen 
Anftalten und Stiftungen Steuerfreiheit gewährt hat, 
gar wicht mehr ber fisfalifche Geſichtspunkt in Frage 
fommen, ob num Hunberttaufend Mark mehr oder weniger 
bem Staate gewährt werben reip. verloren gehen. Auch 
der theoretifche Hinweis baranf nicht, daß bei der Renten- 
verfiherungsanftalt möglicherweife ein reicher Dann feine 
Kapitalien anlegen könnte — was er übrigens meiner . 
Ueberzeugung nad) nicht thun wird, denn für ihn giebt 
es doch noch einige andere Möglichkeiten, feine Gelder 
zu verwerthen. Aber jelbft, wenn es ber Fall wäre, jo 
folgt aus biefem Beijpiele gar nichts, benn es giebt in 
der ganzen Welt feine einzige gemeinnügige Anftalt, bie 
allen Bewohnern dieſer Erbe gleihmäßig nügte Alſo, 
meine Herren, ich glaube, nad beiben Richtungen bin 
fann fich bie Hohe Kammer getroft dem Botum ber 
zweiten Deputation anjchließen, und ich glaube, wir thun 
etwas Nügliches, wenn wir jo befchließen. 


Präfident; Herr von Trügfchler, dann Herr Geh. 
Rath Dr. Wad! 


Domherr von Trützſchler, Freiherr zum Fallenſtein: 
Ich muß noch einmal auf die Beftimmung des $6 sub 
10 zurückkommen. Es wirb jeht bereit3, wie wir wieber 
von dem Herrn Regierungstommifjar gehört haben, aus- 
drücklich erflärt, daß über bie Auslegung biefer Be— 
ftimmung bie größten Zweifel vorhanden wären und vor: 
handen fein müßten ihrer Natur nad. Andrerſeits hat 
die Regierung gejagt, daß bei ber Berathung und bei 
ber Feſtſtellung biefer Beftimmung gar nichts zu thun 
gewejen wäre, um einigermaßen biefes Dunkel zu lichten, 
daß wir bies Lediglich ber zukünftigen Rechtſprechung 
überlaffen follen. Wir follen uns alfo — und bas 
fommt mir höchſt wunderbar vor — jagen: was fidh ber 
Geſetzgeber unter ber Beftimmung gedacht Hat, barauf 
fommt es gar nicht an, fonbern fie wird angenommen 
und hinterdrein wirb es ben rechtſprechenden Behörben 
überlafien, zu beftimmen, was ber Gejeßgeber und alle, 
die an ber Geſetzgebung theilgenommen haben, fich babei 
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gedacht Haben. Meine Herren! Das ift ein Verfahren, 
von dem ich eigentlich nicht geglaubt habe, daß man es 
empfehlen könnte. Ich follte meinen, wenn wir hier als 
gejepgebender Faltor einen Beichluß faflen, jo Haben 
wir Sorge dafür zu tragen, zu beftimmen, welde Be: 
urtheilung nad) unferer Meinung die Beftimmung auch 
für die rechtjprechende Behörde zu finden hat, und nicht 
der zulünftigen Judikatur zu überlafjen, uns zu fagen, 
was wir gewollt haben. 


Präfident: Herr Geh. Rath Dr. Wach! 


Geh. Rath Profefior Dr. Bad: Was Herr von 
Trügichler gejagt hat, ſcheint mir infofern vollftändig 
zutreffend zu fein, ala der Gejeßgeber doch wohl eine 
Borftellung mit feinen Begriffen und Worten verbinden 
muß und ſich keinesfalls auf den Standpunkt ftellen darf: 
ich entſchlage mich einer jolchen Vorftellung, das wirb 
die Zukunft bringen. Ich babe damals nur gegen die 
Bedenten bes Herrn von Trügjchler gejprochen, weil ich 
meinte, eine nähere Definition des Begriffes „Gemein: 
nüßigfeit” in dem Gejege ſelbſt würde auf jehr große 
Schwierigkeiten ftoßen. Es unterliegt gar feinem Zweifel: 
wir würben mit einer jolchen Definition auch nicht weiter 
getommen jein, fondern uns nur ber Gefahr ausgeſetzt 
haben, daß wir möglicherweife Lebenserfcheinungen, bie 
unter bie Gemeinnügigkeit fallen, wicht mitgetroffen hätten. 
Run hat aber Herr Regierungslommiffar eine Art von 
Definition unternommen, und es mag diejelbe auch paffiren. 
Er hat nämlich zum Ausdruck gebracht den Gedanken, 
daß die ausſchließliche Gemeinnügigkeit dann vorliege, 
wenn mit Aufopferung im gemeinen Nutzen gewirkt wird; 
ber Gegenjap dazu wäre eine Arbeit ober eine Ver— 
anftaltung, welde fi als Grwerbsthätigleit bezeichnen 
ließe. Letztere haben wir z. B. bei den Aftiengejellichaften. 
Sie werben befteuert und ihre Aktionäre werben für 
ihre Dividende auch befteuert, einfach aus bem Grunde, 
weil die Meltiengejellihaft ein felbftändiges Erwerbs- 
ſubjekt if. Im unjerem alle kann, wenn ich über: 
haupt das Inftitut, um welches es ſich Hier handelt, 
richtig aufgefaßt habe, gar kein Zweifel fein, daß bie 
Gemeinnüßigkeit im Sinne bes Herrn Regierungstommiffars 
vorhanden if. Denn mit Aufopferung dient man bier 
dem gemeinen Nuben; bie Serren, bie für bie Sache 
arbeiten, opfern ihre Arbeitskraft; es wirb fein Gewinn 
erftrebt, ſondern man verwaltet fremde Vermögen, damit 
bie Subjelte berjelben in einer angemefjenen Weiſe vor 
Bermögensverfall geihügt werden. Es wird aljo nicht 
auf Erwerb und nicht auf Gewinn Hingearbeitet. Ob 
auch ber Wohlhabende Hiervon einen Nutzen bat in bem 
Sinne des Schußes vor Bermögenäverfall, kann uns, 
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wie eben ber Herr Berichterftatter ſchon hervorhob, voll- 
ftändig gleichgültig fein, denn auch jein Nutzen, als 
Klafjennugen gedacht, ift in gewifjen Sinne ein gemeiner 
Nusen. Die BVergleihung dieſer Anftalt mit der Ber- 
fiherung auf Gegenjeitigkeit jcheint mir völlig unzutreffenb 
zu fein. Ich kann mich jelbftverftänblich nicht über das 
Weſen der Berficherung auslafjen, das wäre eine zu weit 
führende Sache; aber die gegenjeitige Verſicherung ift 
doch im gleichen Maße etwa ein eigennügige® Scup- 
mittel zur Bewahrung bes Vermögens, als wenn ich 
durch glückliche Vermögensanlage, durch Urbeiten mit 
meinem Bermögen basjelbe zu erhalten ftrebe. Alſo der- 
artige Bergleihe muß man vollftändig beifeite ftellen. 
Es ift etwa ähnlich Hier, wie wenn — id will einmal 
jagen — eine Sommune Gelber, die ihr anvertraut 
find, als eine fyamilienftiftung, verwaltet. Die Familien⸗ 
ftiftung braucht nicht ein jelbftändiges Subjeft zu fein, 
fondern kann unter biefem Namen als eine Vermögens» 
jumme erjcheinen, die sub modo der Kommune über: 
laffen ift. Die Kommune, welde das Gelb verwaltet, 
wird nicht wegen bes Gelberträgnifjes befteuert werben 
können, und doch wird man nicht fagen fünnen, daß 
biefe Familienftiftung als folche eine gemeinnügige iſt. 
Alſo fobald wir den Gefichtspunft der reinen Verwaltung 
haben, ſcheidet ber Geſichtspunkt des jelbftändigen Er- 
werbes aus. Hier ift von einem felbftändigen Erwerb 
der Rentenanftalt jchlechterbings gar nicht zu reden. Es 
fann aljo aucd bier der Erwerb nicht befteuert werben, 
und der Nutzen, ben fie ſchafft — Nutzen ſoll fie 
ſchaffen —, das ift ein ausſchließlich gemeiner Nuten, 
denn es öffnet die Mentenanftalt ihre Thür jedermann, 
und jeder kann durch bie vernünftigen Einrichtungen 
diefer Anftalt fih vor dem Vermögensverfall bewahren. 
Alfo glaube ih, daf wir mit Fug und Recht uns an= 
eignen können das, was uns hier durch ben Herrn 
Berichterſtatter ala Beichluß ber Deputation vorgetragen 
worden ift. Und daß wir es ausiprechen, halte ich aller 
dings für fehr nothwendig; denn es ift angefichts ber 
Unffarheit, die über den Begriff ber Gemeinnügigfeit 
vom Regierungstifche aus beflarirt wurbe, 


(Heiterfeit.) 
nunmehr ganz unerläßlich, die Gemeinnützigleit an einem 
Beifpiele zu illuftriren. 

(Bravo!) 


Präfident: Das Wort hat Herr Geh. Kommerzien- 
rath Hulgic. 


Geh. Kommerzienrati Hultzſch: Ich möchte nur 
nochmals die Befürchtung, welche ber Herr NRegierungss 
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fommiffar geäußert hat, als könnte von Seiten reicher 
Leute bie Sächſiſche Rentenverfiherungsanftalt zur An— 
fegung ihres Vermögens benugt werben, entlräften, 
Das jcheint mir vollftändig ausgeſchloſſen. Welcher 
Kapitalift wird die Sächfifche Rentenverfiherungsanftalt 
nugbar für fich felber machen können, wenn er von 
vornherein auf das Kapital verzichten muß? Es wird 
zwar in gewifjen Verhältniſſen das Rentenfapital des 
Betreffenden zurüdgezahlt, aber abzüglich ber auf biefes 
Kapital bereits geleifteten Renten, es fommt aljo, wenn 
einmal längere Zeit — ich will fagen 20 Jahre — bas 
Rentenfapital in der Anftalt jelbft geruht hat und ber 
Eigenthümer 20 Jahre lang bie Renten befommen bat 
und er ftirbt, jo werben bie Hinterlafjenen nichts heraus 
befommen, weil bie gezahlten Renten vom urfprünglichen 
Kapital im Abzug gebracht werben, Freiwilliges Aus: 
ſcheiden ift im übrigen gar nicht geftattet; bie Kapital» 
rüdzablung erfolgt nur im Zobesfalle und im Aus— 
wanberungsfalle, und auch ba mur unter gewifien 
Verhältnifien. Ich glaube aljo, dieſe Befürchtung ift 
abjolut ausgejchloffen. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Wünſcht der Herr Berichterftatter das Schlußwort? — 
Ich ſchließe die Debatte. Wir gehen zur Abſtimmung 
über. Ich frage die Kammer: 

„Will diefelbe beſchließen, die Petition ber 
Königl. Staatsregierung mit der Erklärung, 
daß die Kammer bie Sächſiſche Rentenver: 
fiherungsanftalt zu Dresden als eine aus: 
ſchließlich gemeinnützige Anftalt anfehe, zur 
Erwägung zu überweijen?“ 
Einftimmig. 
Ferner frage ich: 
„ob dieſelbe aud bie Zweite Kammer um Bei: 
tritt zu biefem Beſchluſſe erſuchen will? 
Gleichfalls einftimmig. 

Wir gehen über zum vierten Gegenftande: „Ans 
trag zum mündlichen Berichte der vierten Depu- 
tation über bie Petition bes Franz Albin Win: 
bifh in Edlln und Genoffen, Abänderung einer 
Berorbnung des Minifteriums bes Innern wegen 
Erridtung und Benupung von Dahmwohnungen 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 189.) 


(Bergl. M. I.K. ©. 173 ff.) 
Berichterftatter ift Herr Bürgermeifter Wilifch. 


Berichterftatter Bürgermeifter Wiliſch: Meine hoch— 
geehrten Herren! Im der vorliegenden Petition des 
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Tiſchlers und Hausbefigers Windifh und Genoſſen in 
Eölln bei Meißen wirb beantragt, e8 wolle bie Stänbe: 
verfjammlung entgegen einer vom Königl. Minifterium 
bes Innern erlaffenen Verordnung dahin wirken, „daß 
auch Dahmwohnungen im gefundber Lage in neu zu er: 
bauende Häufer eingebaut, und daß bereit# durch bie 
zuftändige Behörbe genehmigte und in vollendeten Häufern 
eingebaute Dahmohnungen bezogen werben bürfen“. 
Aus ber Petition, welche fih nur ganz im allgemeinen 
darüber verbreitet, daß die Zulaffung von Dahmwohnungen 
aus gefunbheitlichen und fozialpolitifchen Gründen nöthig 
und nüßlich fei, geht nicht hervor, welche Verorbnung 
bes Minifteriums gemeint jei. Nah ber Erklärung, 
welche bei ber Verhandlung der Sache in ber Zweiten 
Kammer von Sr. Excellenz bem Herrn Staatsminifter 
von Metzſch abgegeben worden ift, bezieht fich bie Ein- 
gabe auf einen einzelnen Baufall, bei welchem gegen 
die Benugung von vier eingebauten Dachwohnungen 
von ber Behörde eingefchritten worben ift, und zwar 
um beswillen, weil, ganz abgejehen bavon, daß bie 
Bauordnung des betreffenden Ortes Cölln nur ben Ein: 
bau einer Dahwohnung für zuläffig erflärt, die ge- 
dachten vier Dahmwohnungen Hergeftellt worben waren 
entgegen bem eingereichten und genehmigten Bauplane, 
in bem Dahmwohnungen überhaupt nicht eingezeichnet 
gewejen find. Die Hohe Zweite Kammer hat infolge 
deſſen befchloffen, die Betition auf fich beruhen zu laſſen, 
nachdem bei ber Berathung befonders darauf hingewieſen 
worden war, daß die Eingabe feinerlei Material an die 
Hand gebe, welches eine nähere Erörterung ber Frage 
über die Buläffigkeit ober Unzuläffigfeit von Dach— 
wohnungen beziehentlich über die anfcheinenb begehrte 
Abänderung der diesbezüglichen Beftimmung der Cöllner 
Ortsbauorbnung angezeigt erfcheinen Taffe. 

Inzwiſchen find ja nun bie Beftimmungen, welde 
bezüglich der Dahmohnungen ber Entwurf bes neuen 
Baugeſetzes enthält, in ber Zweiten Kammer berathen 
worben und fie werben biejes hohe Haus auch demnächſt 
beichäftigen. 

Ungefihts dieſer Sachlage Hielt es Ihre vierte 
Deputation nicht für angemefjen, die frage über ben 
Einbau beziehentlich über bie Anlage von Dachwohnungen 
— worüber nad; dem Beichluffe der Zweiten Kammer 
zu $ 105 bes Bangejegentwurfes durch Ausführungs: 
verordnung ober Ortsgeſetz nähere Beftimmungen getroffen 
werben jollen — aus Anlaß der vorliegenden Petition 
einer Erörterung zu unterziehen, fie empfiehlt vielmehr 
Beitritt zu dem Beichluffe der Zweiten Kammer und 
beantragt bemgemäß, die vorliegende Petition auf ſich 
beruhen zu laſſen. 
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Präfident: Wünfcht- jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 


„Zritt bie Kammer dem Antrage ihrer Depu— 
tation bei?“ 


Einftimmig. 

Wir gehen über zu Punkt 5 der Tagesorbnung: 
„Antrag zum münbdliden Berichte der vierten 
Deputation über bie Petition bes Bauernvereins 
zu Ebendörfel und Umgegend mit Anſchluß— 


petitionen um Abänderung ber Nahaidhungs- 
verordnung.” (Drudjahe Nr. 190.) 


(Verl. M.11.R.2.80. 6.811 ff.) 


Berichterftatter ift ebenfalls Herr Bürgermeifter 
Wiliſch. 


Berichterſtatter Bürgermeiſter Wiliſch: Aus land⸗ 
wirthſchaftlichen Kreiſen der Lauſitz unter Führung des 
Bauernvereins zu Ebendörfel und Umgegend ſowie von den 
Gemeindevorftänden der Amtshauptmannſchaft Kamenz iſt 
gegen die durch Verordnung vom 8. April 1893 getroffene 
Beſtimmung Vorſtellung erhoben worden, „wonach die 
im öffentlichen Verlehre verwendeten Maße, Gewichte, 
Waagen und Mepwerkzeuge aller drei Jahre einer Nach— 
aichung unterliegen, bei welcher fie auf ihre Zuläffigkeit 
im öffentlichen Berfehre zu prüfen find." Die Petenten 
wünschen, daß für den ländlichen Landwirthichaftsbetrieb 
bie Nachaichungsperiode auf eine Zwifchenzeit von ſechs 
bis neun Jahre ausgebehnt werde, unb weiter, daß bie 
Koften für die Nachaichung ermäßigt werben. Sie be: 
gründen ihr Geſuch damit, daß gerade für bie landwirth— 
ſchaftlichen Betriebe Nahaihungen mit befonderen Um— 
ftänden, Koften und Beitverfäumniffen verknüpft jeien und 
nit in dem Umfange nöthig feien, wie bei den Gewerbe— 
treibenden, weil die Landwirthſchaft ihre Gewichte und 
Maße weit weniger in Anwendung zu bringen habe. 
Diefen Ausführungen Hat der Königl. Herr Kommiffar, 
der über die Petition bei ihrer Berathung in ber Zweiten 
Kammer gehört worden ift, wiberfproden und Hat die 
Ausdehnung ber dreijährigen Nahaichungsfrift auf fechs 
ober neun Jahre für die Wichungsgegenftände der Land: 
wirthichaft für unthunlich erflärt, denn, jo Heißt es bort 
zum Theile wörtlid: 

„Abgejehen von ben bei der Aufftellung bes Nach— 
aichungsplanes hervortretenden, bei Berüdfichtigung 
der Betition faum zu bewältigenden Schwierigfeiten, 
fowie von ber erheblichen Bermehrung ber Neitetoften 
für die Wichbeamten, würde es zu ber Zeit, zu welcher 
die von der Landwirthſchaft benützten Wichgegenftände 


fehlen ober es würben, ausreichenbes Perſonal vor- 
ausgefegt, bie Wichbeamten während ber übrigen Zeit 
nicht vollftänbig befchäftigt fein. 

Auch komme in Betracht, daf eine Veränderung 
in ber Beichaffenheit der Wichgegenftände nicht nur 
durch ben öfteren Gebrauch berjelben, ſondern auch 
durch atmoiphärifche Einflüffe, insbefondere aber durch 
nicht pflegliche Behandlung ber Gegenftände, herbei- 
beigeführt wurden. Gerade bei den Waagen und 
Gewichten, die von ber Landwirthichaft benugt werben, 
feien wefentlich mehr unzuläffige vorgefunden worben 
als bei anderen Interefjenten. 

Im übrigen könne ben Sagen über Beitverluft, 
ber den Landwirthen erwüchle, durch eine zwedmäßige 
Wahl des Wichlofales feiten ber betreffenden Gemeinde: 
behörden leicht abgeholfen werben. 

Der Stand bed Maf- und Gewichtsweſens habe 
zwar von Jahr zu Jahre fich gebefiert, könne aber noch 
nicht als befriedigend bezeichnet werben, weähalb eine 
Verlängerung ber dreijährigen Periode für die Nach— 
aichung, deren Einführung überdies feinerzeit gerade 
aus ben reifen ber Landwirthe mit angeregt worden 
fei, zur Beit noch bedenklich falle.“ 

Auf Grund dieſer Darlegungen des Königl. Kom— 
miſſars bat die Beſchwerde- und Petitionsbeputation 
der Zweiten Kammer vorgefchlagen, die Petition, foweit 
fie fi auf die Verlängerung ber dreijährigen Frift für 
die Nahaihung ber von den Landwirthen im öffent: 
lichen Berfehre verwendeten Mae, Gewichte, Waagen 
und Maßwerkzeuge beziehe, auf fich beruhen zu laſſen, 
und es hat bie Zweite Kammer dieſen Vorſchlag zum 
Beichluffe erhoben. Auch Ihre Deputation, meine 
hochgeehrten Herren, vermochte zu einem anderen Bor: 
ſchlage nicht zu gelangen. Sie beantragt daher, dieſem 
Beichluffe der Zweiten Kammer beizutreten. 

Bas nun aber gleichzeitig die begehrte Ermäßigung 
ber Gebühren für die Nachaichung anlangt, jo hat die 
Zweite Kammer bie Petition der Königl. Staasregierung 
zur Kenntnißnahme zu überweifen befchloflen, allerdings 
nicht in dem Sinne, daß fchon jeßt, nachdem erft mittels 
Verordnung vom 2. Januar 1897 ein neuer Gebühren: 
tarif erlafjen worden ift, im welchem bie Süße bes 
Tarifes vom 8. April 1893 faft durchgängig fehr wejent- 
lich Herabgejegt worben find, eine allgemeine weitere 
Ermäßigung der Gebührenfüge Platz greifen folle, 
jondern nur in ber Abſicht und mit dem Wunſche, daß 
erörtert werben möchte, ob nicht bei kleineren Maßen, 
Waagen und Gewichten nod eine weitere Herabjegung 
der Gebühren erfolgen könnte, weil bei ber im Jahre 
1897 verfügten Abminderung hauptſächlich die Sätze 
für bie Nahaihung ber größeren Aichungsgegenſtände 
berüdfichtigt worben feien, während es bei bem mitt: 


nachzuaichen wären, an den erforderlichen Wichbeamten | leren und kleineren Gebührenjägen theils gar nicht, 
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theil8 in geringem Maße gejchehen ſei. Der Herr 
Regierungsfommifjar hatte fich hierüber jo erklärt: 


„Die Nahaichungsgebühren Lediglich für die Land— 
wirthe herabzuſetzen, würde gegenüber ben Kleingewerbe⸗ 
treibenden unbillig fein und zu erheblichen Unzuträglid;- 
feiten führen. Auf eine Herabiegung ber Gebühren im all: 
gemeinen zuzufommen, dürfte jegt nicht an der Beit fein, 
nachdem fie bereits im Jahre 1897 um 20 bis 50 Prozent 
berabgefegt worben find und ausreichende Erfahrungen 
über die gegenwärtig geltende Gebührenhöhe nicht vor: 
liegen. Hierbei ift zu berüdfichtigen, daß die Nach— 
ri nicht nur im Öffentlichen Imtereffe, ſondern 
auch in dem ber Betbeiligten eingelührt worden find, 
und daß die Gebühren für die Nachaichung haupt- 
fählih ben Bwed verfolgen, bie durch fie bedingten 
Ausgaben thunlichft zu deden. 

Im übrigen find dieſe Gebühren als beionders 
hohe oder brüdende nicht wohl anzuſehen, wie aus 
folgender Bufammenftellung hervorgeht. 

Im Jahre 1898 wurden bei 43,855 Interefjenten 
544,098 Aichgegenftänbe ber Prüfung beziehentlic) Nach⸗ 
aichung unterworfen und hierfür im ganzen 55,624 M. 
80 Pf. Gebühren erhoben. 

Danach entfallen auf einen Intereſſenten 1 M. 
27 Pf. Gebühren, die ſich auf drei Jahre vertheilen, 
und es beträgt demgemäß bie einem Intereſſenten 
durch die Racaichung erwachjende Gebühr im Durd;- 
Ichnitte jährlih nur 42%, Pf. 

Anbrerjeits berechnet fi bie Gebühr, auf einen 
Aichgegenftand bezogen, in brei Jahren auf 10,2 Bi; 
ſonach ergiebt ſich als Jahresausgabe für einen Aich— 
gegenftand ein Durchſchniitsbetrog von nur 3,4 Pf. 

Im übrigen würben, jo ift dann noch weiter mind: 

fi ausgeführt worben, Gebühren grundjäglid nur er: 
hoben zur Dedung der Koften, welche durch das Aid: 
ungsgeſchäft jelbft, feine Bor: und Nacharbeiten, ein- 
fchließlich der Reiſekoſten für die Aichungsbeamten, that: 
fählid entftänden. Im Jahre 1899 ſei damit eine 
Einnahme von 60,306 M. erzielt worden, auf welche zu 
verzichten bedenklich fallen müfje wegen der nachtheiligen 
NRüdwirkungen, die damit für das Kap. 66 B bes orbent: 
lihen Staatshaushalts, die Staatsaichämter betreffend, 
verfnüpft fei. Aus diefem Grunde fünnte auch nicht, 
wie dies von einer Seite bei ber Berathung in ber 
Zweiten Kammer gewünſcht worben war, darauf zu: 
gefommen werben, Gebühren nur dann für bie Nach— 
aichung derjenigen ber Nachaichung unterliegenben Gegen- 
ftände zu erheben, welche zu beanftanden gewejen 
find, und nicht auch für bie richtig befundenen Aich— 
gegenftände, zumal dadurch die Nachaichungsgebühr den 
Charakter einer Strafe erhalten würde, was vermieden 
werben möchte. Diefe Ausführungen mußte Ihre vierte 
Deputation, meine hochgeehrten Herren, an fi als zu- 
treffend und fachgemäß erachten, und fie glaubte daher 
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an fich der Petition auch inſoweit das Wort nicht reden 
zu jollen, ala fie auf eine Abänderung des Gebühren: 
tarifes in der gewünfchten einfeitigen Weife lediglich für 
bie Nachaichungen der landwirthichaftlichen Aichgegen— 
ftände gerichtet ift. Da indeſſen auch die Zweite Kammer 
die Petition im diefer Beziehung nur in dem oben näher 
gefennzeichneten eingefchränften Sinne ber Königl. Staats: 
regierung zur Kenntnißnahme überwiejfen hat, und dann, 
wenn weitere Erfahrungen mit ben Sätzen bes jetzigen 
Tarife von 1897 gemacht worben find, die Vornahme 
einer weiteren allgemeinen Revifion berfelben immerhin 
beanzeigt und angemefjen fein wird, jo empfiehlt Ihre 
Deputation den Beitritt zu dem Beſchluſſe der Zweiten 
Kammer und beantragt demgemäß, die Petitionen, foweit 
fie fi auf die Ermäßigung der Nachaichungsgebühr be- 
ziehen, der Königl. Staatsregierung zur Kenntnißnahme 
zu überweifen, im übrigen aber auf fich beruhen zu 
laſſen. 


Präfident: Das Wort hat Herr Oberbürgermeiſter 
Keil und dann Herr Graf Rer. 


Oberbürgermeifter Heil: Meine Hochgeehrten Herren! 
Der Wunſch ber Petenten nach Herabjegung der Nach— 
aihungsgebühren findet eine gewiſſe Rechtfertigung in 
dem Rechenichaftsberichte, der jegt bem hohen Haufe vor: 
liegt, für das Jahr 1896/97. Dort ift nämlich nad: 
gewiefen, baf das Kap, 508, das damals die Staats: 
aihämter behandelte — jetzt ift es Kap. 66 im Staats- 
haushaltsetat — mit einem Ueberſchuß von 164,140 M. 
abſchließt auf die Etatperiode. Es ift diefer Ueberſchuß 
im wejentlihen dadurch entftanden, daß für Gebühren 
eine erhebliche Mehreinnahme gegen ben Etat fich heraus: 
geftellt Hat, nämlih eine Mehreinnafme von rund 
146,000 M. Es kann ja nun meines Erachtens — und 
das ift auch in der Rechenſchaftsdeputation dieſes hohen 
Haufes ſchon ausgejproden worden — nicht Zwed bes 
Aichgeſchäftes fein, ſolche Ueberfchüfle dauernd der Staats: 
faffe zuzuführen. 

Diefer Hohe Ueberſchuß ijt auch geblieben ober 
wenigftend nicht weſentlich verringert worden, nachdem 
die Herabjegung ber Nachaichungsgebühren im Jahre 1897 
eingetreten ift. Die Gejammtgebühren für das Aichungs- 
und Nachaichungsgeichäft betrugen im Jahre 1896 
172,000 M., im Jahre 1897 162,000 M., auf bie Etat: 
periode famen für Nachaichungen allein ca. 143,000 M., 
aljo 72,000 M. gemeinjährig. Sie find, wie aus der 
Erklärung bes Herrn Regierungsvertreters in der Depu- 
tation der Zweiten Kammer zu entnehmen ift, für das 
Jahr 1898 auf 55,000 M. herabgegangen, 1899 betrugen 
fie ca. 60,000 M., wie wir eben gehört haben, aljo ift 
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im wejentlihen ein im Berhältniffe zu dem koloſſalen 
Ueberſchuſſe ftehendes Herabgehen diefer Gebühr nicht zu 
bemerken gewejen. Für ben diesjährigen Staatshaushalts- 
etat, aljo 1900,01, erjcheint das Kapitel wieber als eins, 
das ſich ausgleicht, das mit Einnahme und Ausgabe 
balanzirt. DVermuthli wird aber auch hier wieder ein 
großer Ueberſchuß fich zeigen. Diefe Thatſachen laſſen 
es als wünjchenswerth erjcheinen, daß die Kenntnißnahme 
ber Königl. Staatöregierung eine recht wohlwollende dieſen 
Wünſchen der Petenten gegenüber jei. 


Präfident: Herr Graf von Rer-Bebtlig! 


Kammerherr Graf von Rex-Zedtlitz: Was ber 
Herr Oberbürgermeifter Keil joeben erwähnt hat, wollte 
ich eigentlich aud; im allgemeinen fagen. Es hat ſich 
die dritte Deputation wiederholt mit dieſen Staatsaid): 
ämtern zu bejchäftigen gehabt. Schon im Rechenſchafts— 
berichte über bie Jahre 1894,95 fiel e8 ber Deputation 
auf, daß, trotzdem das Kapital unter dem Etat ber Zu: 
jchüffe figurirte, eine große Mehreinnahme fich heraus: 
geftellt Hatte, und wenn es auch in ber Regel bei ber 
Rechenfchaftsbeputation nicht üblich ift, fich über beſonders 
günftig ausfallende Kapitel nachträglich eine genauere 
Auskunft von Seiten der Regierung zu wünſchen, jo 
glaubte fie boch in diefem Falle, da der Ueberſchuß doch 
ziemlich bebeutend war, fi eine Auskunft erbitten 
zu müffen. Die Gebühren, welde damals im Rechen: 
ſchaftsberichte 1894/95 im Voranſchlage ausgeworfen waren, 
betrugen runb 96,000 M., und der wirkliche Betrag aus 
ben Gebühren hatte 259,000 M. erreicht, jo daß aljo 
gerabezu bei dieſem Kapitale ein recht erheblicher Leber- 
ſchuß ſich herausftellte. Der Herr Kommifjar, welcher 
bie Güte Hatte, der Sipung beizumohnen, erflärte, daß 
eine Herabfegung der Gebühren um 20 bis 50 Prozent 
in Ausficht ftünde, und dies ift in der That im Jahre 1897 
geichehen. Allein es hat fich dieſe Herabjegung ber Ge— 
bühren bloß auf einen Theil der Gebühren, nur in 
Betreff der größeren Maße und Gewichte, erftredt, 
und die Heineren find, foviel ich weiß, bei dem alten 
Sage geblieben. Im Rechenſchaftsberichte der Jahre 
1896/97 war, wie ber ‚Herr Oberbürgermeifter ſoeben 
erwähnt bat, eine Balanzirung von Einnahmen und Aus- 
gaben vorgejehen und zwar mit 191,400 M. Statt 
befien waren aber in dieſer Periode die Einnahmen be: 
deutend höher geweſen als bie Ausgaben, fo daß ſich ein 
Ueberfhuß von rund 164,000 M. herausgeftellt hatte. 
Die Einnahmen hatten rund 339,000 M. betragen, wäh: 
rend die Ausgaben fich bloß auf 175,000 M. belaufen 
hatten, jo daß die ebenerwähnte Summe fich als Ueber: 


ſchuß Herausftelt. Es macht geradezu ben Einbrud, ala 
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wenn biefe Kapitel nicht in den Etat der Bufchüffe, 
jondern in ben der Ueberſchüſſe gehörte, denn e8 handelt 
fi) hier um eine wirkliche, faktifch vorhandene Einnahme. 
Ih möchte alſo doc glauben, daß die Wünſche ber be- 
treffenden Betenten jedenfalls eine ſehr zu beachtende 
Begründung aufzuweifen habe und daß es wohl wünſchens⸗ 
werth jei, daß von Seiten der hohen Staatsregierung bie 
Sache noch weiter berüdfichtigt und verfolgt werde. Auch 
will es mir nicht ganz gerecht und billig erfcheinen, wenn 
alle diejenigen, die mit bejonberer Sorgfalt auf die Er: 
haltung ihrer Geräthe, ihrer Make und Gewichte jehen 
und biejelben untabelhaft erhalten haben, ebenfalls die- 
jelben Gebühren zu zahlen haben und biefelben Weite 
rungen in Bezug auf Beitverluft Haben als andere, welche 
dieſe Sache vielleicht außerordentlich vernachläffigt haben und 
biefe Maß: und Gewichtägegenftänbe in jchlechtem Zuſtande 
erhalten. Ich glaube doch, daß auch hierauf eine gewiſſe 
Rüdfiht zu nehmen fein dürfte und kann ich die Auf- 
faffung nicht theilen, ald wenn damit eine Strafe für die 
verbunden wäre, welche eben nachläſſig mit dieſen Gegen- 
ftänden umgehen. ch möchte aljo doch meinen, daß es 
am Plage wäre, wenn betreffs dieſes Kapitels noch nähere 
Erörterungen angeftellt würden. Denn es fcheint hier 
doch eine entſchiedene Anomalie vorzuliegen, wenn ein 
Kapitel der Zuſchüſſe fo ganz erhebliche und ungewöhn- 
lihe Einnahmen aufzuweifen hat. 


Präfident: Der Herr Regierungstommifjar! 


Königl. Kommiffar Geh. Regierungsrat Morgen 
ftern: Deine bochgeehrten Herren! Es ift zuzugeben, 
daß die Einnahmen der Staatsaihämter in den letzten 
Jahren zugenommen und diejenigen Beträge überftiegen 
haben, die im Etat eingeftellt gewejen find. Das hat 
verjchiedene Gründe gehabt. ch möchte zunächſt vor: 
ausihiden, daß fich die Einnahmen zufammenjegen aus 
denjenigen für die Nach aichung und aus den Ein: 
nahmen für die Neuaihung. Die letzteren haben be: 
jonder darauf hingewirkt, daß die Erträgniffe ber 
Aichämter größer wurden; auch hat die Entwidelung 
ber Induftrie, wie wir fie in den legten Jahren zu be: 
obachten in ber Lage waren, bazu geführt, daß bie 
Fabrikation auf dem Gebiete der Wichgegenftände fich 
erheblich ausgebreitet hat, wie dies beiſpielsweiſe bei 
ber Herftellung von Gasmeſſern der Fall geweſen ift. 
Sie hat eine ſolche Entwidelung erfahren, daß hier: 
durch jchon allein die Einnahmen erheblich gefteigert 
worden find. 

Was nun im übrigen bie Frage anlangt, ob bie 
Gebühren noch weiter herabgejeht werden möchten, fo 


darf darauf hingewiejen werben, baß bereits im Jahre 
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1897 eine Herabfegung erfolgt ift und baf bie Nach— 1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe 
aichungsperiode nad) Maßgabe der 1893er Verordnung auf die Eingänge. 

eine dreijährige Frift umfaßt, Ehe man nicht eine vol-| * 9 Antrag zum mandlichen Berichte der zweiten 
ftändige Nachaichungsperiode hinter fih hat, fann man Deputation über Kap. 32 und 33 des ordent- 
nicht von ausreichenden Erfahrungen jprechen, bie es lichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, Ge— 
re ee lafien, die Gebühren noch weiter fammtminifterium und Staatsrath nebft Kanzlei 
erabzufeßen, ; ; 

Ferner ift vorhin angeführt worden, ba namentlich ME DEE. ———— er 

bei den kleineren Gegenftänden die Gebühren nicht oder 3. Antrag zum mündlichen Berichte ber erften 


nur wenig berabgejegt worden find. Das beruft auf | en * —* —* =. Nr. * 
den Erfahrungen bei den Nachaichungen, die ſich nament- twurf eines —— enderung in der 
lich darauf ftügen, wieviel dieſer Gegenſtände der Nach- erichtsorganiſation etreffend, und über die 
aichung unterworfen worden find. Ich möchte noch zu dieſem Dekrete eingegangenen Betitionen, 
darauf Hinweifen, daß die Herabjegung ber Gebühren (Drudjahe Nr. 200.) 


im Jahre 1897 doc im Durchſchnitte einen Betrag von 4, Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
einigen 30 Prozent erzielt bat, daß ber niedrigfte Be: Deputation über einen Theil ber in den Titeln 
trag der Herabjegung 25 Prozent war unb ber höchſte 1 und 7 bes auferorbentlihen Staatshaus: 
40 bis 50 Prozent. Auch möchte ich wiederholt be- haltsetats eingeftellten Neu: und Umbauten für 
tonen, daß dieſe Nahaihungen feineswegs eine Ein: das Juftizbepartement betreffend, (Druckſache 
nahmequelle für den Staat werben follen, um Ueber: Nr. 195.) 


ſchüſſe zu erzielen, fondern daß man weiter beftrebt fein, 
wird, wenn bie Einnahmen fich vergrößern, die Ge: 
bühren herabzufegen. Man will nichts weiter erlangen, | 
als bie Koften aufzubringen, welche die Nahaichungen | 


5. Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petition des Gutsauszüglers 
Schneider in Aue um Aufhebung ber über ben 
Petenten verhängten Entmündigung unb Ge— 





verurſachen. währung einer Entſchädigung. (Druchkſache 
Präfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — Es Nr. 188.) 

ift nicht ber Fall. Zur Mitvollziehfung bes Protokolls lade ich ein 
Ih frage die Kammer: |$erm Geh. Kommerzienrath Hulgfh und Herrn Ober: 


bürgermeifter Juftizrath Dr. Trönblin. 


„ob fie die Betitionen, injoweit fie jih au 
* De Re Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 


die Ermäßigung der Nadhaihungsgebühr be- 








ziehen, der Königl. Staatsregierung zur Kennt- | 34 verleſen. 

nißnahme überweifen, im übrigen aber auf (Berlejung des Protofolls.) 

‚fig berufen laſſen wilt? | Haben Sie gegen das Protofoll etwas einzumenben? 
Einftimmig. — Es ift nicht das geringfte einzuwenden. Ich erkläre 

Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages: | dasfelbe für genehmigt und fchließe bie öffentliche 

orbnung angelangt. Ich beraume die nächſte Sigung | Sigung. 
auf morgen, mittag 12 Uhr an und jeße auf bie 
Tagesorbnung: | (Schluß der Sigung 2 Uhr 46 Min. nachmittags.) 





In Nr. 48 der M.I.R.S.433 Sp. 2 8.17 von unten ift das Wort „Wachler‘ mit „Diller” zu vertaufchen, 
jowie S. 434 ©p.2 8.25 von oben das Wort „die zu befeitigen, 

In Nr. 54 ber M.I.R. find ©. 524 Sp. 1 zwifchen den Zeilen 2 und 3 von oben bie Worte einzufügen: 
„Bizepräfident von Zezihwig: Bu verlefen. Die Karten liegen in ber Kanzlei zur Entnahme aus.“ 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorſtand des Königlichen Stenographilhen Inftituts 
1. B. Brofeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Profefior Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Pofl: am 28. April 1900. 


Mittheilungen 
über die Berbandlungen des Landtags, 
I. Kammer. 
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Schöundfünfzigfte öffentlihe Sitzung 
der Erfien Sammer 
am 25. April 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entſchuldigung. — Regiſtrandenvortrag Nr. 1236 — 1240. 
— Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten Depu— 
tation über Rap. 32 und 33 des ordentlichen Staats— 
haushaltsetats für 1900/01, Gejammtminifterium und 
Staatsrath nebft Kanzlei und Rabinetslanzlei. — Untrag 
zum mündlichen Berichte ber erſten Deputation über bas 
Königl. Dekret Nr. 30, den Entwurf eines Gejehes, Wen: 
berung in ber Gerichtsorganiſation betreffend, und über 
bie zu dieſem Delrete eingegangenen Petitionen. — Un: 
trag zum münblihen Berichte der zweiten Deputation 
über einen Theil der in den Tit. 1 und 7 des außer: 
orbentlihen Staatshaushaltsetat3 eingeftellten Neu: und 
Umbauten für das AJuftizdepartement betr. — Antrag 
zum mündlichen Berichte der vierten Deputation über bie 
Petition bes Gutsauszüglers Schneider in Aue um Auf- 
bebung der über ben Betenten verhängten Entmündigung 
und Gewährung einer Entſchädigung. — Feſtſetzung der 
Beit und Tagesorbnung für bie nächſte Sitzung. — Vor: 
lefung und Genehmigung des Protofolles über die heutige 
Sitzung. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniſtertiſche: 


Die Herren Staatsminiſter Dr. Schurig und von 
Metzſch, fowie der Herr Regierungsfommiffar Geh. Rath 
Jahn. 


Anweſend 35 Rammermitglieber. 


Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 
LAÆ. (2. Abonnement.) 


Entfchuldigt Hat fih für Heute Herr Domherr 
Dr. Friederici wegen dringender Geſchäfte. 


Den Vortrag aus der Regiftrande giebt Herr 
Sekretär Thiele. 

(Nr. 1236.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Kap. 24 des Etats für 1900/01, 


zum Königl. Hausfideikommiß gehörige Sammlungen für 
Kunft und Wiffenfchaft betr. 


(Nr. 1237.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Betitiondes landwirthichaftlichen 
Bereind Freiberg zu Rothvorwerl bei Brand um Er: 
greifung wirffamerer Mafregeln gegen die Berbreitung 
der Maul- und Klauenſeuche. 


Prüfident: 
Tagesordnung. 


(Nr. 1238.) Die Bmweite Kammer überjendet Drud: 
eremplare einer Betition des Herrn Günther von Carlowitz 
auf Oberſchöna, Dekret Nr. 33, Familienanwariſchaften betr. 

Präfident: Zu vertheilen. 


(Nr. 1239.) Protofollertralt ber Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Dekret Nr. 1, den 
Rechenſchaftsbericht auf die Jahre 1896/97 betreffend 
unb zwar über Kap. 22 bis mit 110 des Etats, fowie 
über die Ueberfichten C,E, F und @. 

Präfident: An bie britte Deputation. 


(Nr. 1240.) —— betreffend Schlußberathung 
über das Königl. Dekret Nr. 32, ben Entwurf eines 
Geſetzes über bie Gerichtäfoften betr. 

Präfident: An die erfte Deputation. 


Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
über Rap. 32 und 33 bes orbentliden Staats— 
haus haltsetats für 1900/01, Gefammtminifterium 
undStaatsrathnebitKXangleiunbfabinetsfanglei.” 
(Drudjahe Nr. 192.) 


(Bergl. M.II.R. ©. 33 ff. und 2. Bd. ©. 1488 f) 
105 


Beide Nummern kommen auf eine 
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Berichterftatter Kammerherr Sahrervon Sahr⸗Dahlen: 
Meine hochgeehrten Herren! Ich habe weder zu Kap. 32 
noch zu Kap. 33 etwas zu bemerken, Die Deputation 
beantragt: 

„bei Kap. 32, Gefammtminifterium und Staats: 
rath nebft Kanzlei, bie Einnahmen mit 10 M. 
nad) ber Vorlage zu genehmigen, die Ausgaben 
mit 24,520 M, unter Wegfall der Eventual- 
aufrüdungen, im übrigen nad) der Vorlage zu 

* bewilligen; bei Kap. 33, Kabinetsfanzlei, die Aus— 
gaben mit 8300 M., unter Wegfall der Eventual- 
aufräfung, im übrigen nad) der Vorlage zu be: 
willigen.” 

Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. Ich nehme an, daß der Herr Bericht: 
erftatter durch feine ausführliche Begründung Sie von 
der Nothwendigleit ber Bewilligung überzeugt hat. 

(Heiterkeit.) 

Sch frage die Kammer: 

„ob fie Kap. 32 und 33 nad) den Anträgen an: 

nimmt?“ 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum weiteren Gegenftande: „Antrag 
zum mündlihen Berichte ber erften Deputation 
über das Königl. Dekret Nr. 30, den Entwurf 
eines Gejepes, Aenderung in der Gerichtsorga— 
nifation betreffend, und über die zu biejem 
Dekrete eingegangenen Petitionen.” (Drudjacdhe 
Nr. 200.) 


(Bergl. M.IT. 8. 6.515 ff. u.2.8b. ©. 1340 ff.) 


Ih erſuche Herrn Nittergutsbefiger von Trebra, 
feinen Vortrag aufzunehmen. 


Berichterftatter Rittergutsbeſitzer von Trebra = Pin-- 


denau: Meine hochgeehrten Herren! Das Dekret, über 
welches ich bie Ehre habe, Ihnen Bericht zu erftatten, 


ae (Vorgeleſen.) 


Das vorliegende Dekret beantragt bie Errichtung 
eines zweiten Landgerichtes in Dresden und eines zweiten 
Amtsgerichtes dafelbft, die Errichtung eines Landgerichtes 
in Riefa, die Errichtung je eines Amtögerichtes in Leipzig - 
Lindenau und Leipzig-Reubnig. ferner beantragt das: 
felbe, die Bezirke ber Amtsgerichte Borna, Frohburg, 
Geithain und Laufige dem Bezirke des Landgerichtes 
Chemnitz zuzuweifen. Der Gejehentwurf ift bereit3 in ber 
Bweiten Kammer verhandelt worben, und ift bort ein außer: 
ordentlich ausführlicher Ihriftlicher Berichtabgegeben worben. 
Der Bericht ift in Ihrer aller Händen, und ich kann mich 


infolge deſſen wohl kurz fallen. Die Anträge der Regie: 
rung werben begründet hauptſächlich durch bie ſchnelle 
Bunahme der Gefchäfte und den dadurch entftehenden 
Raummangel. Es heißt in der Begründung: 


„Seit ber Ingebrauchnahme dieſer Gebäude” — 
es bezieht fich das auf Dresden und bie Gerichts- 
ee in der Pillniger Straße — „(1879) find die 
inwohnerzahlen der einbezirkten Ortſchaften, nament- 
lih der Stadt Dresden, und infolge defien die Ge- 
ihäfte der genannten Behörden in —— Maße ge: 
wachſen, daß ſchon jetzt die Geſchäfts- und Gefangenen- 
räume als unzulänglich anzufehen find und daß bei 
dem unausbleiblichen weiteren Anwachſen der Bevölke— 
rung und der Gejchäfte jchon in wenigen Jahren bie 
erheblichiten Uebelftände für die Nechtspflege ſich er: 
en würden, bafern nicht Abhülfe geichaffen wirb. 

urch die joeben erjt beendete Aufjegung eines zweiten 
Stodwerfs auf den Mittelflügel des Gerichtsgebäubes 
wird dem Mangel an Geihäftsräumen nur zur Noth 
und nur auf furze Beit abgeholfen.” 

Bezüglich Leipzigs fagt die Begründung: 

„Aehnlich ift bie zn bei ben Gerichtögebäuben 
und dem Gefängnißgebäude in Leipzig. Die Gejchäfts- 
räume bes an ber Harkortſtraße gelegenen Landgerichte- 
ebäubes und des daneben befindlichen Staatsanwalt: 
Nhaftegebäubes find bereits jo in Anſpruch genommen, 
daß fie ſchon jetzt knapp bemefjen find und bei ber 
unfehlbar eintretenden weiteren Geſchäftsvermehrung 
nicht mehr ausreichen. Bei dem am Beterfteinwege 
gelegenen Amtsgerichtsgebäude aber ift die Unguläng- 
licheit troß des erjt vor wenigen Jahren bewirkten 
Unbaues bereit? in dem Maße eingetreten, daß jchon vom 
1. Dftober 1899 ab durch Ermiethung eines Stock— 
werls in einem benachbarten Privathauſe hat Abhülfe 
geihaffen werden müfjen.“ 

Dieje hier angeführten Mißſtände find unbedingt 
zuzugeben, man glaubt aber andrerfeits, daß bie be— 
ftehende Organifation doch foviel Vorzüge hat, daß man 
beftrebt fein joll, diefelbe zu belaffen und nur Aende— 
rungen vorzunehmen, die Abhülfe fchaffen follen. Die 
Gründe, die man anführt dafür, daß die Organifation, 
wie fie jett befteht, beibehalten werben fol, und für die 
Ablehnung des ganzen Defrets, find theils wirtbfchaft: 
liche, theils in den Berfehrsverhältniffen liegende, dann 
find es finanzielle, hauptſächlich aber in ber jeßt be 
ftehenden Gerichtsorganifation jelbft liegende. Was zu: 
nähft die wirthichaftlihen und Verlehrsverhältniſſe 
betrifft, jo ift von allen Seiten auf die Entfernung Hin 
gewiejen ber verfchiedenen, oder wenigftens be# größten 
Theils der Umtögerichtsbezirte, die nad) dem Land- 
gerichte Niefa verwiejen werben jollen von biefem Orte. 
Ich verweife da z.B. auf Grimma, Colditz und aud) 
Wurzen. Achnliche Berhäftniffe find auch maßgebend bei 


den WUmtägerichten Borna, Frohburg, Geithaim und 
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Lauſigk, welche nad) dem Dekret in bas Landgericht 
Chemnitz verwiejen werben follen. Für alle dieſe ge 
nannten Orte und ihre Umgebung ift Leipzig, zu deſſen 
Landgericht fie bisher gehört haben, der Hauptmarkt, 
gleichzeitig der Sig Hoher Bivil- und Militärbehörden, 
infolge befjen findet nad) Leipzig ein fehr reger Verkehr 
ftatt, und es würbe, wie bie Leute angeben und wie ich 
nachher noch näher nachweiſen werde, gelegentlich ber 
Berichterftattung über bie verfchiebenen Petitionen, für 
fie höchſt wünſchenswerth fein, daß auch das Landgericht 
in Xeipzig verbleiben möchte. Was die finanzielle Be— 
gründung betrifft zur Ablehnung des Dekrets, fo beruht 
die darauf, daß von verfchiebenen Seiten angegeben wird, 
daß bie jegigen Buftände, vorausgefegt namentlich noch 
einige Wenderungen, hauptfächlich bauliche, noch auf eine 
ganze lange Reihe von Jahren fo bleiben können, wie 
fie zur Beit find. E3 werden ba allerdings ſehr ver- 
ſchiedene Zeiten angegeben, bie einen fprechen von 14, 
die anderen fogar von 40 Jahren, aber jebenfalls wäre 
es boch bei ber jetigen Finanzlage höchft günftig, wenn 
große Erneuerungsbauten auf eine längere Meihe von 
Iahren Hinausgefhoben werden könnten. Die Gründe, 
die in ber DOrganifation jelbft liegen, werden beutlich 
gemacht durch zwei Prinzipien, die man aufgeftellt hat. 
Das eine lautet, daß die Landgerichtöbezirfe im all- 
gemeinen möglichft groß fein möchten, das andere, daß 
bie Umtsgerichtäbezirfe in den großen Städten auch 
möglihft groß fein möchten. Der Hauptgrund, den 
man anführt dafür, dab bie Landgerichte möglicht 
groß fein möchten, ift der, daß man glaubt, daß 
dadurch die Einheit der Rechtsſprechung gewahrt bleibt. 

Es wirb dem von verfchiedenen Seiten zwar wiber: 
fprochen, aud ber Herr Juftizminifter hat erflärt 
gelegentlich der Verhandlungen in der Zweiten Sammer, 
daß eine Garantie durchaus nicht geboten würbe, aber im 
allgemeinen nimmt man doch an, daß eine gewiſſe Ga— 
rantie wenigſtens geboten ift. Die Vortheile, die für 
möglihft große Amtsgerichtöbezirfe in ben Großftäbten 
fprechen, find fehr verjchiedene. In Bezug auf die Ver: 
theilung der Umtögerichte in der Provinz iſt man ja jebt 
allgemein der Anficht, daß Feine Amtsgerichtsbezirle zu 
empfehlen find und die möglichft vertheilt; in Bezug auf 
die Amtsgerichte in den Grofftäbten muß man aber zu- 
geben, daß eine Vertheilung große Schwierigkeiten herbei- 
führen würbe. Es würde das hauptſächlich in die Augen 
Springen bei allen Grundbuchſachen, nachher bei der Res 
gifterführung, bei Ladungen, wo e3 den Betreffenben, 
wenn fie ſchikanös fein wollen, jehr leicht frei fteht, von 
einem Bezirke in ben anderen zu ziehen und dann auch haupt: 
füchlich bei der Abhaltung der Termine für die Rechtsanwälte, 





Es ift nun von Seiten ber Regierung dem, daß bie 
Sadjlage im großen unb ganzen, die Organifation meine 
ich, wie fie jeßt liegt, fo bleiben kann, nicht durchaus 
widerſprochen worden, vorausgeſetzt natürlich, daß gewiſſe 
bauliche und andere Aenderungen vorgenommen werben. 
Man Hat unter anderem darauf hingemwiefen‘, daß man 
neue Kammern zum Beifpiel errichten fünnte in ben 
Landgerichten, dab man eine Trennung herbeiführen 
fönnte in verfchiebene Gebäude durch Bertheilung zum 
Beispiel der Strafabtheilungen und der Abtheilungen ber 
nichtftreitigen Bivilfachen in neue Gebäude; man hat 
darauf hingewieſen, daß die Präſidenten der Amtsgerichte, 
wenn fie bei jehr großen Amtsgerichten überbürbet er: 
icheinen, doch von ihrer richterlichen Thätigleit dispenſirt 
werben könnten und ihnen nur die Berwaltung übertragen 
werben könnte und bergleichen andere Gründe. Haupt- 
ſächlich, was fpeziell Leipzig betrifft, wo die Berhältnifie 
zur Beit bie allerfchwierigften find, ift als ein Grund für 
die Beibehaltung der Organifation geltend gemacht worben, 
daß ber Nachweis beigebradjt worben ift, daß fich ent: 
gegengefegt ber früheren Meinung doch auch mitten in 
der Stabt und in ber Nähe der jegt beftehenben Gebäube 
ganz vortheilhafte Ankäufe machen ließen von Grund und 
Boden zu Erweiterungsbauten. Es ift hauptſächlich da 
von Seiten der Stabt Leipzig darauf hingewiefen worben. 
Nach allebem, wenn man die VBortheile anerkennt, bie bie 
Beibehaltung der jegigen Organifation bietet, fann man 
wohl ſich dem anjchliegen, was in ber Zweiten Kammer 
beichlofien ift, nämlich das Königl. Dekret abzulehnen, und 
Ihre Deputation ſchlägt Ihnen dasfelbe vor. 

Es ift in der ganzen Angelegenheit dem Königl. 
Minifterium ber Juftiz gewiß aufrichtiger Dank aus: 
zufprechen dafür, daß es rechtzeitig auf bie Schwierigkeit 
aufmerkfam gemacht hat, die in nächſter Zeit bevorftehen 
durch die ungeheure Vermehrung ber Bevölkerung und 
durch ben regen Gefchäftsverkehr. Verhehlen läßt fich 
nicht, daß durch die Ablehnung für bie Königl, Staats- 
regierung große Schwierigkeiten entftehen. Leicht ift die 
Aufgabe nicht, zumal bei ber rapiben Zunahme ber Be- 
völferung und ber Geſchäfte. Ich erlaube mir Hierbei 
hauptfächtlih darauf Hinzuweijen, daß das Landgeridit 
in Dresden fchon nad) Berlin I das zweitgrößte Deutſch— 
lands ift, daß bas Leipziger Landgericht das viertgrößte 
ift nach dem Landgericht Berlin II, Chemnig das fiebent: 
größte in Deutichland, Ich erlaube mir ferner darauf 
hinzuweiſen, daß Schlefien z. B. bei ber gleihen Be: 
völferungszahl wie Sachſen, breizehn Lanbgerichte hat, 
während in Sachſen nur fieben beftehen. Diefe Ber- 
hältnifie werben früher oder fpäter doch zu einer Neu: 
organifation führen müfjen, und eine der Hauptſchwierig⸗ 
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feiten für bie Königl. Staatsregierung liegt mit barin, 
dab, wenn jeht die Sachlage fo bleiben fol, wie fie 
jetzt liegt, dagegen aber eine große Anzahl neuer Ges 
bäude errichtet werden müſſen, daß dafür gejorgt wird, 
daß bie neuen Gebäude etwa jpäter nicht als überflüffig 
erſcheinen. Trotz alledem hat bie Deputation geglaubt, 
die Hoffnung und dad Vertrauen zu dem Minifterium 
ausiprechen zu müflen und zu können, daß basjelbe 
Gelegenheit finden wird, durch verjchiebene Aenderungen 
und Bauten bem Wunſche der Kammern gemäß bie jehige 
Drganifation aufrecht zu erhalten, und Ihre Deputation 
ſchlägt Ihnen in biefer Beziehung vor, auch dem Beſchluſſe 
ber Zweiten Kammer, wie er unter IV im Berichte an: 
gegeben ift, beizuiveten, namentlich die Königl. Staats: 
regierung zu erfuchen, von einer Aenderung in ber Ge: 
richtsorganifation dem gegenwärtigen Landtage Vorſchläge 
zugeben zu laſſen behufs Befeitigung ber bei den Juſtiz— 
gebäuden Dresden und Leipzig in räumlicher Beziehung 
vorhandenen Mifftänbe. 

Das wäre das, was ich über bas Königl. Dekret 
jelbft zu jagen habe. Es find aber zur Sache eine 
ganze Anzahl von Petitionen eingegangen, bie ich auch 
noch furz erwähnen möchte. Da ift zunächſt die Stabt 
Leipzig, die bittet, die dortigen Umtsgerichtsbezirfe nicht 
zu theilen. Diefer Betition jchließen fih an die Bezirks: 
vereine für ben Norden und ber inneren Stabt Leipzig, 
ber Berein ſelbſtändiger Kaufleute, der Leipziger An: 
waltöverein und die Handels: und Gewerbefammer. 

Ferner bittet die Stabt Leipzig, verfagen zu wollen, 
daß die Amtsgerichtöbezirke, bie id vorhin genannt habe, 
Borna, Frohburg, Geithain, Laufigt, Wurzen, Grimma, 
Eoldig und Leisnig vom Landgerichte Leipzig abgetrennt 
werben. Alle bie genannten Städte find gleichfalls mit 
Petitionen gekommen und fchließen ſich ben eben ge 
nannten Wünfchen ber Stadt Leipzig an. Fünftens 
petitioniren noch gegen Wbzweigung vom Landgerichts: 
bezirfe Leipzig die Gemeinden der Amtsgerichtäbezirke 
Borna, Wurzen, der Leipziger Anwaltsverein und bie 
dortige Handeldfammer. Diefe Betitionen würden, wenn 
die Kammer bejchließen wollte, das Dekret abzulehnen, 
als erledigt zu betrachten fein, und Ihre Deputation er- 
ſucht Sie um dieſen Beſchluß. Ganz ähnlich würde bie 
Sache fein bei ber Petition ber Stadt Döbeln, welche 
darum gebeten hat, daß das eigentlich für Riefa in Aus— 
fiht genommene Landgericht in Döbeln errichtet werben 
möchte und welche zu biefem Behufe einen Zuſchuß von 
150,000 M. in Ausficht gejtellt Hat. Auch Hier empfiehlt 
Innen Ihre Deputation, diefe Petition als erledigt an- 
fehen zu wollen. Nun liegen aber noch zwei große Pe— 
titionen vor, welche nad) entgegengejegter Richtung Wünfche 
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ausiprechen: Da ift ber Hausbefigerverein von Leipzig⸗ 
Oſt und Genofjen, und ber Haus- und Grunbbefiger: 
verein zu Leipzig: 2indenau und Genofien. Diejelben 
wollen die Errichtung neuer Amtsgerichte. Sie weijen 
hin auf dem allfeitig anerkannten Plapmangel in 
ben bisherigen Räumen, fie weifen fpeziell barauf 
hin, was für Unzuträglichkeiten dadurch entftehen, 
wenn bei Plagmangel eine Menge Termine gleich- 
zeitig in ein und bdemjelben Naume abgehalten 
werben müſſen. Sie jagen, der Grund, ben man an—⸗ 
führt für ein großes Amtsgericht, namentlich daß ‚die 
Ladungen erjchwert werben, ber ift ſchon jegt hinfällig, 
die Leute fünnen, wenn fie wollen, ſchon jet in bie 
Bororte von Leipzig ziehen und auch dadurch ift bie 
Uebergabe der Ladungen erſchwert. In wirthfchaftlicher 
Beziehung, führen fie an, wäre Leipzig jebt ſchon in 
mehrere Bezirke getheilt, hauptſächlich z. B. für die Er- 
hebung von Steuern. Rechtsanwälte könnten ſich durch 
Aſſoziirung helfen. Die neuen Amtsgerichte würben 
eine genügend große Seelenzahl erhalten, um ganz gut 
beftehen zu können. Für mande Sachen wäre es jehr 
erwünfcht, wenn vor Gericht eine größere Individuali— 
firung durchgeführt werben könnte, 3.3. in VBormunb- 
ſchaftsſachen, und dann führen fie auch bezüglich der 


Amtsgerichte den Grund an, daß bie Rechtſprechung 


Schwierigleiten böte; indeſſen den widerlegen fie felbft. 
Es läßt fih nun nicht leugnen, baf bezüglich dieſer an= 
geführten Gründe manches als jehr beachtenswerth an- 
erfannt werben muß. Ihre Deputation glaubt aber, 
daß ein Theil diefer Beſchwerden wegfallen werbe, wenn 
die Aenderungen vorgenommen werben, die allfeitig ges 
wünſcht werben in Bezug hauptfählich auf Neubauten 
und auf bie Erweiterungsbauten; im übrigen glaubte 
die Deputation, daß doch die Vorzüge, die für bie Bei: 
bebhaltung ber jegigen Organifation fprechen, erheblicher 
ins Gewicht fallen, als die von ben betreffenden Petenten 
angeführten Bejchwerben, und ſchlägt Ihnen daher vor, die 
Petitionen diefer beiben Vereine auf fich beruhen zu Lafjen. 


Präfident: Ich eröffne die allgemeine Debatte und 
frage, ob jemand im allgemeinen bier das Wort be: 
gehrt. — Das ift nicht der Fall. 

Ich eröffne nunmehr bie fpezielle Debatte und werde 
abjchnittsweife abftimmen laſſen. Will jemand das 
Wort zu 1? — Niemand. Will jemand das Wort zu 
ben Petitionen? — Wenn niemand bas Wort vorher be: 
gebrt, jo ertheile ich das Wort dem Herrn Bürgermeifter 
Thiele. 


Sekretär Bürgermeifter Thiele: Deine Herren! Der 
Herr Berichterftatter Hat ſchon erwähnt, daf die Petition 
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der ftäbtifchen Kollegien in Döbeln als erlebigt zu erflären 
fei mit Rückſicht auf die vorausfichtlihe Beſchlußfaſſung 
in der Sache. Er hat babei auch wohl erwähnt, daß 
bie Petition das Angebot enthält, feitens der Stabt- 
gemeinde zum Bau eines Landgerichtes in Döbeln eine 
Summe von 150,000 M. beizutragen. Nach Lage ber 
Sade ift e# felbftverftändlich, baf ich nicht darauf zu- 
fomme, einen Antrag zn ftellen, um das Botum der 
Kammer in irgend einer Weife rüdgängig zu machen, 
ich erachte es aber doch für meine Pflicht, hervorzuheben, 
daß bie Petition der Stadtgemeinde Döbeln nicht als 
unbegründet und gewiffermaßen frivol anzufehen ſei, 
fondern daß, indem fie darauf Bezug nehmen Tonnte, 
daß die Staatsregierung ſchon vor ungefähr zwanzig Jahren 
mit dem Plane umging, ein adjtes Landgericht in Döbeln 
zu errichten, daß da die Stadtgemeinde Döbeln wohl 
Beranlafjung hatte, bei ber jeigen Frage auf dieſe Sache 
wieder zurüdzulommen. 

Die Petentin Döbeln giebt fi ber Hoffnung Hin, 
baß vielleicht einmal bie Zeit kommen wird, wo man 
auch in weiteren Kreifen der Unficht fein wird, daß ein 
neues achtes Landgericht für das Land nöthig fein wird, 
und hofft dann auch, daß man Döbeln als geeigneten 
Sitz dieſes Landgerichtes anfehen werbe. 

Es wird in ber Petition ausgeführt und ift auch 
feinerzeit von der Königl. Staatsregierung felber anerkannt 
worden, baf die Lage ber Stadt Döbeln und ihre fonftigen 
Verhältnifje fie jehr wohl geeignet erfcheinen lafjen für 
ben Sit eines Landgerichtes, und man ift der Meinung, 
daß auch jeht noch durd Annahme des urjprünglichen 
Planes der Bezirkseintheilung der Landgerichte die Er- 
richtung eines achten Landgerichtes jehr wohl möglich fein 
werde. Es foll mich das nicht abhalten, jeht zu erklären, 
bei der Abftimmung über Punkt IV, worin die Königf. 
Staatöregierung aufgefordert wird, einen Plan vorzu: 
legen für die Neubauten in den Städten Dresden und 
Leipzig, dem Deputationsantrage beizutreten; es wird 
aber davon abhängen, im welcher Weile die Vorlage 
kommen wirb, ob ic) dann zuftimmende Stellung zu ben 
neuen Projekten nehmen kann. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort zu diejen 
Petitionen? — Es ift nicht der all. I und II find 
alfo angenommen. Wünſcht jemand das Wort zu III? — 


„Will die Kammer befhließen, die Petitionen 
bes Hausbefigervereind Leipzig-Oſt und Ge: 
noffen und der Haus: und Grundbeſitzer— 
vereine zu Leipzig-2indenaun und Genoſſen 
auf fih beruhen zu laſſen?“ 


Einftimmig. 
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Wünſcht jemand das Wort zu IV? — Es ift nicht 
der Fall. Ich frage die Kammer: 


„ob fie die Königl. Staatsregierung erſuchen 
will, unter Abftandnahme von der Aenderung 
in ber Gerichtsorganijation dem gegenwärtigen 
Landtage eine Borlage zugehen zu lafjen behufs 
Bejeitigung der bei den Juſtizgebäuden in 
Dresden und Leipzig in räumlicher Beziehung 
vorhandenen Mißſtände?“ 
Einftimmig. 

Es ift das die Antwort aufein Königl. Dekret. Ich frage 
die Königl. Staatsregierung, ob fie darauf verzichtet, 
daß ich noch namentlih über bie Anträge abftimmen 
lafje ? 

N (Die Königl. Staatsregierung verzichtet.) 
Die Anträge ber Depntation find alfo angenommen. 

Wir gehen über zum Punkt 4: „Untrag zum 
mündlihen Berihte ber zweiten Deputation 
über einen Theil der in ben Tit.1 und 7 bes 
außerordentliden Staatshaushaltsetat3 ein- 
geftellten Neu» und Umbauten für das Juſtiz— 
departement betreffend.” (Drudjacdhe Nr. 195.) 


(Bergl.M.11.8. 6.33 ff.u.2. 8b. 1459 ff.) 


Berichterftatter Bizepräfident von Zezſchwitz: Meine 
Herren! Ic habe über einige Poftulate zu berichten, 
welche das Königl. Minifterium der Juftiz im außer: 
ordentlihen Etat eingeftellt Hat. Die Poſtulate find 
enthalten in ben Tit. 1 und 7, fie umfaflen zufammen 
eine Forderung von 655,000 M. Das ift, wie Gie 
mir zugeben werden, im Verhältniß zu den Summen, 
die wir in ben lehten Monaten bewilligt Haben, nicht 
viel; ich muß aber Hinzufügen, daß damit bie Poftulate 
der Juftigverwaltung für Juftizbauten im ber laufenden 
Periode nicht erſchöpft find, fondern daß den Stänbe- 
fammern in den nächſten Tagen noch weitere Forderungen 
zugeben werben. 

Sch beginne mit dem Vortrage über die Forderung 
für den Neubau eines Amtsgerichts und Gefangen: 
haufes in Markneufirchen. In Markneulirchen ift bas 
inmitten der Stadt auf dem Marktplatze nad) vier 
Seiten freiftehende Gerichtögebäube nad) feiner Richtung 
der Erweiterung fähig. Es macht fi nun dringend 
ein größeres Gefängniß nothwendig, und da ein Anbau 
an das vorhandene Gerichtägebäube unthunlich ift und 
es auch unzwedmäßig erſchien, ein befonderes Gefängniß- 
gebäude, das in die Nähe nicht zu liegen fommen konnte, 
zu errichten, fo ift man auf den Ausweg gelommen, das 
ganze Gebäude zu verlegen. Es ift deshalb ein Areal 
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getauft worden zum Breife von etiwa 20,000 M., und 
dort fol ein neues Gerichtsgebäude und ein Gefängniß- 
gebäube aufgeführt werden. Es find fpezielle Anjchläge 
vorhanden, Zeichnungen, bie zur Einfihtnahme aus: 
liegen, und dieſe Bläne find, wie ich verfichern kann, in 
biejem Falle auf das allerjorgfältigfte von allen In: 
ftanzen geprüft worden. Die Regierung hatte unter 
Tit. 1 gefordert 310,000 M.; bie verſchiedenen Nevi- 
fionen haben bahin geführt, daß man zu ber Ueber: 
zeugung fam, e8 würbe mit der Summe von im ganzen 
290,000 M. auszulommen fein, und es hat fidh bie 
Regierung bereit erflärt, auf biefer Baſis zu bauen. 
Etwas weitered® babe ih im Namen der Deputation 
vorläufig nicht zu jagen, und ich empfehle Ihnen zu 
Tit. 1 des außerorbentlichen Etats: 


„tür den Bau eines Amtsgerichts mit Gefangen- 
haus in Marfneufirchen, einjchließlich Arealerwerb 
und Anſchaffung neuen Inventars, 290,000 M. 
zu bewilligen.” 


Ih fahre fort in den Forderungen bei Tit. 1 und 
fomme zu bem Um: und Erweiterungsbau beim Gerichts: 
gefängniffe in Meifen. Das Gerichtsgefängniß in 
Meißen befindet fi im Schloffe, wie Hier allgemein be- 
fannt fein dürfte, und ift feiner Lage nad) jo eingeengt, 
dab auch dort ein Ermeiterungsbau, der jept dringend 
nothwendig ift, nicht vorgenommen werben fann. Es 
erfcheint als unzwedmäßig, ein nenes Gefängnißgebäube 
zu errichten etwa in ber Stabt, weil bann große Ent- 
fernungen in frage gefommen wären. Nun ift man 
auf ben nad) meiner Meinung jehr praftifchen Ausweg 
gefommen, das Gefängnißgebäude dadurch nußbarer zu 
machen, daß man bort ftatt zeither zwei Stodwerfe drei 
Stodwerle anbringt. Die zeitherigen Stodwerfe waren 
ganz unnöthig und unzwedmäßig hoch, und man Hofft 
auf bdiefem Wege in Verbindung mit anderen baulichen 
Herftellungen mehr Plat zu gewinnen. Auch ſoll eine 
elektriſche Lichtanlage im Souterrain dort Hergeftellt 
werben und eine Heizungsanlage für das ganze baneben- 
liegende Gerichtsgebäude. Der Aufwand wird um 
beswillen nicht ganz gering werben, weil namentlich im 
Grund und Boden bedeutende Arbeiten ftattfinden müfjen. 
E3 werben im ganzen poftulirt 94,000 M., bas ift 
4000 M. mehr, als im Tit. 1 urjprünglich eingeftellt 
waren. Bei ber Prüfung ber Zeichnungen und Bau— 
anfhläge Haben fich irgendwelche Erinnerungen nicht 
ziehen laſſen, die Nothwendigkeit deö Umbaues ift außer 
allem Bweifel, weil ganz unhaltbare Zuſtände in bem 
Gefängniffe find, und deshalb empfiehlt Ihnen die De: 
putation: 





„für den Um» und Erweiterungsbau am Ge- 
fangenhaufe bes Amtsgerichts Meißen 94,000 M. 
bewilligen zu wollen.“ 

Ein ganz ähnlicher, aber etwas weniger koftjpieliger 
Bau macht fi im Gerichtögefängnifje in Döhlen noth- 
wendig. Hier werben 50,000 M. gefordert, 5000 M. 
mehr als im Tit. 1 eingeftellt waren, Bon Döhlen 
heißt e8: 

„Wehnlich wie in Meifen liegen bie Verhältniſſe 
beim Gerichtögefängnifle in Döhlen. Won dem vor- 
bandenen 13 Bellen ftehen, da bei dem Mangel an 
Wirthihaftsräumen und bei ber Beichränftheit ber 
Wachtmeifterwohnung 2 Zellen dem Wachtmeifter für 
Wohnungs: und Wirthſchaſtszwecke haben überwieſen 
werden müffen, nur 11 Bellen zur Aufnahme des mit- 
unter auf über 25 Köpfe fteigenden täglichen Gefangen- 
beftandes zur Verfügung.” 

Es ift hier aljo auch ein unhaltbarer Zuſtand als 
vorhanden anzuertennen. Es fol ein Erweiterungaban, 
ein Anbau ftattfinden und, wie gejagt, biefer Bau foll 
50,000 M. often. Die Pläne und Anschläge find auch 
bier geprüft und nichts zu erimmern gefunden worden, 
weshalb die Deputation nicht anfteht, Ihnen zu empfehlen, 
zu bejchließen: 

„für den Um: und Erweiterungsbau des 
Sefangenhaufes beim Umtsgeriht Döhlen 
50,000 M. zu bewilligen.” 

Präfident: Wiünfcht jemand das Wort? — Herr Geh. 

Rat, Dr. Wach! 


Geh. Rath Profeffor Dr. Wach: Niht um das 
Poſtulat ber Regierung zu bekämpfen, fondern zu 
einigen allgemeinen Bemerkungen mödte ich mir das 
Wort erlauben. Die Begründung biefer verſchiedenen 
Poftulate gewährt einen etwas betrübenden Einblid in 
unfere Gefängnißzuftände. 

Schon bei dem vorigen Gegenftandbe ber Tages— 
ordnung hätte man diefen Punkt berühren fönnen, aber 
ich finde es pafjender, ihn Hier Hervorzuheben. Wenn 
bie Herren den Bericht lefen, fo werben Sie ſehen, daß 
mehrere ber Forderungen ausſchließlich damit motivirt 
find, daß die Gerichtägefängniffe fih als vollftändig 
unzureichend erweifen. In Meißen find 21 Bellen, und 
die Belegziffer entipricht dem ganz unb gar nidt. Es 
ift auch nicht möglich, die Unterfuchungsgefangenen von 
den Strafgefangenen, wie es Vorſchrift ift, genügend zu 
ifoliren. Aehnliches kehrt wieber bei dem Gerichts: 
gefängnifje Hohenftein-Ernfithal, und anderweit, auch bei 
dem Gerichte von Freiberg, glaube ich — oder das ſcheidet 
wohl aus. Aber es ift auch mit Beziehung auf unfere 
Dresdner Berhältnifie beim vorigen Gegenftante ber 
Tagesordnung in den Materialien auf ſolche Erfcheinungen 
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bingewiefen. Es fcheint mir nun doch von grundjäßlicher 
Bedeutung zu fein, dag wir nach Kräften dahin arbeiten, 
die] Unterfuchungsgefangenen auch äußerlih von ben 
Strafgefangenen zu ifoliren. Bollftändig unzuläffig aber 
ift es, fie in berfelben Zelle mit dieſen unterzubringen. 
Beun maneinefolche Folirung prinzipiell verfolgt, wird auch 
bei der Trage, wie das Problem in Leipzig und hier in 
Dresden gelöft werden joll mit Beziehung auf bie 
wachjende Größe der Bebürfniffe und die ungureichenden 
Sofalitäten, ein Weg gewiefen fein, ein ganz beftimmter Weg 
zu befriebigender Löfung. Es wirb ja gerade bei. dem 
vorigen Gegenftande der Tagesordnung wiederholt in den 
Materialien darauf hingewieien, dab die Unterfuchungs- 
gefangenen und die Strafgefangenen in benjelben Ge 
bäuben untergebracht find, daß diefe Gebäube nicht aus: 
reichen, und dba man demgemäß auf Neubauten Bedacht 
nehmen müſſe. Gewiß, jo ſoll man aber aud darauf 
Bedacht nehmen, da dieſe Neubauten ſolche Iſolirung, 
wie ich ſie hier betonte, ermöglichen. Es iſt überhaupt 
eine anerkannte und feſtſtehende Thatſache, daß Gerichts- 
gefängniſſe mit kleiner Anzahl von Sträflingen ſelbſt 
bei dreimonatlicher und längerer Dauer der Haft un— 
geeignete Orte für den Strafvollzug find. Es läßt ſich 
in ihnen die Arbeit nicht angemeſſen organifiren, es ift 
eine einheitliche Hausordnung in befriebigender Weife 
nicht durchzuführen, und das vollends, wenn Unter 
fuchungsgefangene und ftrafgefangene Häftlinge mit Ge- 
fänguißftrafe Belegte beiſammen find. Es wäre alſo jehr 
wünjchenswerth, daß bas Juftizminifterium fein Augenmerk 
dem bier vorliegenden Punkte jorgfältig zumendete. Er 
fteht ihon lange auf ber Tagesorbnung in Deutichland, 
beichäftigt bie verfchiedenften Kreife, und mir jcheint gerade 
anläßlich dieſer uns hier vorliegenden Poſtulate das Ge: 
fagte nicht ganz beplazitt. 

Prüfident; Begehrt nod; jemand dus Wort? — Es 


ſcheint nicht ber Fall. Ich Schließe die Debatte. Der 
Herr Berichterftatter verzichtet. 


Ich frage bie Kammer: 
„od fie zu A den Anträgen ber Deputation 
beitritt?” 
Einftimmig. 
Ih bitte ben Herrn Berichterftatter, mit Nr. B fort: 
zufahren. 


Berichterftatter Vizepräſident dom Zezſchwitz: Ich 
komme zu ben Forberungen, die unter Tit. 7 aufgeftellt 
find. Es hanudelt fi allenthalben um. Arealerwerb 
wegen, Erweiltrung bon: Gerichtögebäuben. 


Es Handelt ſich zunächſt um Anlauf eines Bauplages 
für das Amtsgerichtsgebäude von Freiberg. Da werden 
123,000 M. gefordert. Die gegenwärtigen Gerichts— 
gebäude in Freiberg find vor reichlih 20 Jahren ent- 
ftanden, aber jegt ſchon erweifen fie ſich als unzureichend. 
Es erjcheint, um ben beftehenben Lebelftänben Abhülfe 
zu ſchaffen, nothwendig, daß das vorhandene Juftiz- 
gebäude dem Landgerichte und der Staatsanwaltſchaft 
nebjt der amtägerichtlihen Abtheilung für Strafjachen 
zur alleinigen Benutzung überlafjen, für bie übrigen Ab: 
theilungen bes Amtögerichtes aber ein befonderes Gebäude 
errichtet wird. Aus dem Berichte der Zweiten Kammer 
tefpeltive aus der darin enthaltenen Erklärung der Re— 
gierung iſt bes Näheren zu erjehen, worin die Uebelftände 
beftehen, die zu bezweifeln die Deputation feine Urſache 
hatte. Unter diefen Verhältniſſen wird allerbings eine 
Maßregel ber geplanten Art nothwendig fein, und bie 
Regierung ift daran gegangen, einige Baupläße in ber 
Nähe zu erwerben, von benen ber eine zur Errichtung 
eines Dienftwohnungsgebäubes beftimmt ift. Zuſammen 
werben 123,000 M. gefordert. Koftenrechnung, Anjchläge, 
Pläne und dergleichen find genau geprüft worden und 
find zur Einficht bereit. Um ben Bauanfang handelt 
e8 ſich in biefer Periode noch nicht. Die Deputation 
empfiehlt aus dieſem Grunde, für ben Ankauf eines 
Bauplages im Freiberg 123,000 M. zu bemilligen. 

Derjelbe Fall liegt in Hohenftein-Ernftthal vor, nur 
mit dem Unterſchiede, daß das dortige Amtsgerichts: 
gebäude fein verhältnigmäßig neues ift, fondern ein altes 
wenigſtens als Gebäude, wenn auch micht feiner Be- 
ftimmung nad. Das Umtögerichtsgebäude Hohenftein- 
Ernftthal, das bis in bie 60er Jahre Privatgebäude 
und ein Gajthofsbetrieb war, entipricht in keiner Weiſe 
mehr feinem Bwede; bie Gejchäftsräume reichen nicht 
mehr aus, das Parterre ift überdies falt und feucht. 
Durh einen bloßen Um» und Erweiterungsbau würden 
trotz des bedeutenden, auf 200,000 M. einſchließlich Areals 
erwerbes veranjchlagten Stoftenaufwanbes bie jehigen 
Mängel nur zum Theil befeitigt werben fünnen. Dan 
ift alfo auch Hier darauf zugelommen, ein neues Areal 
zu laufen, und bie Regierung bat. vorbehältlich der 
ftändifchen Genehmigung einen Bauplay in Hohenftein- 
Ernſtthal für 29,000 M. angefauft. Nach den In— 
formationen, welche die Regierung weiterhin gegeben hat, 
und dem, was ſonſt befannt ift, fcheint der. Preis ein 
angemefjener, weshalb bie  Deputation empfiehlt, für ben 
Untauf eines Banplapes in Hohenftein-Ernftthal 29,000 M. 
zu bewilligen. 

Eine Kleinere Yusgabe wird weiterhin poſtulirt für 
ben Anlauf eines Hausgrundſtückes in Lommahich; : Dafür 


— 





werben 5000 M. gefordert. Die Situation iſt die, daß 
an die Dftjeite des Gerichtögefängnifjes in Lommatzſch 
ein feines, aus Wohnhaus, Stall, Gärthen und Hof 
beftehendes Anweſen grenzt, auf dem der Befiker, ein 
Schwarzviehhändler, Schweinezudt und Viehhandel be- 
treibt. Aus diefer Nachbarſchaft entftehen Uebelſtände, 
die nicht nur als unangenehm zu bezeichnen find, jondern 
als unleidlih und aus fanitären Gründen nicht mehr 
haltbar. Es Haben ſich polizeiliche Mafregeln, wie es 
jcheint, nicht als wirkjam erwiefen, kurz, die Negierung 
will zu ber radifalen Maßregel des Ankaufes ſchreiten. 
Nah dem gejhilderten Verhältniffen wird wohl etwas 
anderes nicht übrig bleiben, al3 die Genehmigung aus- 
zufprechen. Es wurde bei Berathung der Sache darauf 
bingewiejen, ob es nicht thunlich geweſen fei, dieſe 
Summe im orbentlihen Budget unterzubringen, die 
Frage wurde aber verneint. Unter diefen Umjtänden 
empfiehlt die Deputation, zum Ankaufe eines Haus: 
grundftüdes in Lommatzſch 5000 M. bewilligen zu 
wollen. 

In Lößnitz — das ift, glaube ich, eine Thatjache, 
die als befannt gelten darf —, es ift das mwenigftens 
früher ſchon öfter erwähnt worden, find geeignete Mieth— 
wohnungen für die Beamten jchwer zu gewinnen. Die 
Negierung hat fich deshalb entichloffen, mit dem Wunfche 
fh an die Stände zu wenden, ihr die Möglichkeit zu 
geben, ein Beamtenhaus zu erridten. Dafür find 
21,000 M. in Ausficht genommen, wovon 20,000 M. auf 
ben Kaufpreis entfallen, der übrige Betrag auf die burd) 
ben Befigwechjel entjtandenen Koften. Die Deputation 
hatte feine Veranlafjung, fi) gegen biefes Vorhaben 
auszuſprechen und befürwortet, für ben Anfauf eines 
Hausgrundftüdes in Lößnitz 21,000 M. zu bemwilligen. 

Enblih war die Königl. Staatsregierung veranlaft 
worden, in der Stadt Nabdeberg eine Dienftwohnung 
für den dirigirenben Beamten zu Schaffen. Es Hatte ſich 
nämlich herausgeftellt, bat bie Gefchäftsräume im Amts— 
gerichtsgebäube zu Mabeberg nicht mehr zulangten. Das 
Amtsgerichtögebäude befindet fi in einem alten vor: 
maligen Königl. Schloffe, und es kann an dieſer Stelle 
nur mit vielen Koften angebaut werben, Um bem vor: 
handenen Mangel an Geihäftsräumen abzubelfen, ent- 
ſchloß fig daher bie Regierung, die ebenfalld in dem 
Amtsgerichtsgebäude enthaltene Dienftwohnung des 
Amtsvorftandes von bort zu verlegen und deſſen Dienft: 
wohnung zu ben Amtsräumen mit zu verwenden. Diefe 
Manipulation ift bereits beendigt, und die vormalige 
Dienftwohnung befindet fi) im Gebrauche für das Amt. 
Nun war dort immer eine Stelle mit Dienftwohnung 
gewejen; bei bem eintretenden Wechjel war bem bahin 
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verjegten Beamten Dienftwohnung zugefichert worden, 
und bie Königl. Staatsregierung nahm baher Bedacht 
darauf, eine anderweitige Dienftwohnung zu bejchaffen. 
Das Scheint nah allem, was vorliegt, in ber Stadt 
Rabeberg jo leicht nicht geweſen zu fein, kurz, e8 wurde 
ein villenartiges Gebäude in der Entfernung von etwa 
zwölf Minuten vom Umtsgerichte angefauft, welches 
zwar an der Grenze, aber außerhalb der Radeberger 
Flur in der Lotzdorfer Flur fi befindet. Man wird 
fich vielleicht nicht irren, wenn man annimmt, daß ber 
Umftand, da das Gebäude außerhalb ber Radeberger 
Flur liegt, bei der Beurtheilung der ganzen Situation 
in der Bevölferung von Radeberg ungünftig eingewirft 
hat. In der jenfeitigen Sammer ift man ber Anficht 
gewejen, daß vielleicht ein wohlfeileres Grundſtück zu 
den Zweden einer Dienftwohnung würde bejchafft werben 
fünnen. Im der zweiten Deputation unferer Kammer 
war man von Anfang herein nicht abgeneigt, dem Poſtu— 
fate zuzuftimmen. Indeffen glaubte man doch den Ge— 
fihtspunften Rechnung tragen zu können, bie in ber 
jenfeitigen Sammer jehr lebhaft hervorgehoben worden 
waren, daß man doc vielleicht in Wabeberg unter 
billigeren Bedingungen eine Dienftwohnung würbe be- 
Ihaffen fünnen. Die zweite Deputation gelangte baber 
zu dem ausgleichenden Vorſchlage, e8 möge die Ne: 
gierung dem nächften Landtage einen anberweitigen 
Vorſchlag wegen Errichtung eines eigenen Dienftgebäubes 
in Radeberg machen und möge ſich für ermächtigt halten, 
bis dahin die Villa zu miethen, in welcher gegenwärtig 
ion der Gerichtsvorftand wohnt, das ift in berjelben 
Billa, die gelauft werben follte und bie inzwifchen in— 
terimiftifch batte gemiethet werben müffen, Ich glaube, 
diefer Ausweg bürfte als ein allen Müdfichten ent: 
ſprechender anzufehen fein. Die Deputation empfiehlt 
der hohen Kammer: 


„bie für den Anlauf eines Hausgrunbftüds in 
Lotzdorf eingeftellten 46,000 M. nicht zu bes 
willigen, dagegen. die Königl. Staatsregierung 
zu ermächtigen, dieſes Hausgrundftüd noch auf 
einige Jahre zu ermiethen und ihr zu überlafien, 
ber näcften Ständeverfammlung nad Befinden 
eine Vorlage wegen Beſchaffung einer Dienft- 
.. für den Amtsgerichtsporftand in thun= 
lichſt billigerer Weiſe ald mit einem Aufwande 
von 46,000 M. vorzulegen.” 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort zu ben ein: 
zelnen Nummern bes Tit, 7B, welche ber Herr Bericht: 
erftatter foeben begründet Hat? — Es ift nicht ber Fall. 


„Tritt die Kammer ben Anträgen ber Depu— 
tation zu Tit. 7 des außerorbentlihen Etats, 


wie fie fih in dem Berichte Nr. 195 ©. 1 be= 
finden, bei?* 


Einftimmig. 


Wir gehen zum lebten Gegenftande der Tages: 
orbnung über: „Untrag zum münblihen Beridte 
ber vierten Deputation über die Petition bes 
Outsauszüglers Schneider in Aue um Auf— 
bebung ber über den Petenten verhängten Ent- 
mündigung und Gewährung einer Entſchädi— 
gung.“ (Drudjahe Nr. 188.) 


Berichterftatter Herr Nittergutsbefiper Dr. 
Wächter. 


Berichterftatter Aittergutsbefiger vom Wächter: Die 
vorliegende Petition, über welche ich die Ehre habe, zu 
berichten, flammt von einem der fich fo ungemein uns 
glücklich fühlenden, wegen Querulantenwahnſinns Ent: 
miündigten, über welchen Zuſtand uns feinerzeit Herr 
Dr. Birh-Hirfchfelb jo werthvolle Mittheilungen gemacht 
hat. Der Gutsauszügler Gottlob Marcus Schneider in 
Aue befaß früher ein Gut in Ritterögrün. Einen daran 
vorbeiführenden Quer- oder Zriftweg hat berjelbe, ob- 
gleich er von ben Verwaltungsbehörben als öffentlich er- 
flärt war, für fi in Anjprud; genommen. Er hat im 
Jahre 1891 diejen Weg durch Hinlegen und Eingraben 
von Steinen unfahrbar zu machen geſucht. Er iſt des— 
halb von dem Schöffengerichte Schwarzenberg zu 30 M. 
Geldftrafe, eventuell zu 10 Tagen Haft verurtheilt worden. 
Berufung und eingelegte Revifion wurden verworfen. 
Im Jahre 1892 Hat er durch feinen Sohn quer durch 
diefen Weg einen Graben aufwerfen lafjen; er wurde 
wegen Anftiftung zu Zuwiderhandlung zu 60 M. Gelb- 
ftrafe, eventuell 12 Tagen Haft verurtheilt. Die Revifion 
wurbe verworfen. Im April 1893 hat Schneider zwei 
fteinerne Säulen, bie er mit Drahtjeilligen verbunden 
hatte, in den Weg gejept und wurde baher zu 60 M. 
Geldſtrafe, eventuell 12 Tagen Haft verurtheilt. Sämmt: 
lihe angewandte Rechtömittel wurden verworfen. Im 
Jahre 1893 Hatte er am anderen Ende bes Weges wieder 
zwei fteinerne Säulen gejegt, bie er durch Latten mit 
einander verband. Er wurde von dem Landgerichte 
Bwidau deshalb zu 14 Tagen Haft verurtheilt. Ein: 
gelegte Revifion wurde verworfen. Nun hat er im 
Frühjahre 1894 fich wiederholt an bem Wege vergriffen 
und in ſechs verfciebenen Malen ben Bertehr durch 
Ausgrabung und Auffchitten von Steinen verhindert. 
Infolge dieſer Eingriffe, bei denen er fich auch, nachdem 
er von fämmtlichen Inftanzen abgewiefen war, nicht be 
ruhigen konnte, wurbe er nun wegen Querulantenwahn⸗ 

IR. (2. Abonnement.) 
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finns entmündigt und aus biefem Grunde im Jahre 1894 
freigefprochen. Diejes freifprechende Urtheil mit diejer 
Begründung hat aber dem Schneider durchaus nicht ge- 
fallen; er Hat gegen biefe Freifprehung Berufung ein- 
gelegt. Diefe Berufung wurde wieder verworfen. Nun 
bat er längere Beit Ruhe gehalten. Er hatte einen Zu— 
ſtandsvormund und war entmündigt. Im Februar 1898 
hat er fid nun im Großpodlaer Staatsforftrevier ein 
Scurffeld von 150,000 qm zutheilen und fich einen 
Schurffchein aueftellen lafjen. Er erklärte, er würde binnen 
kürzerer Zeit der Hohen Staatsregierung mindeftens 
zwei jehr einträgliche Silbergruben aufzuthun in der Lage 
fein. Auf Antrag des Buftandsvormundes und bes Vor- 
mundſchaftsgerichtes wurde aber der Schurfichein zurüd- 
gezogen im Dftober 1898. Im Januar 1899 verlangte 
Schneider einen Rechteanwalt zu einer Anfechtungsklage. 
Das wurde abgewiejen, ebenfo eine beim tönigl.Oberlanbes- 
gerichte eingereichte Befchwerbe. Schneider fommt nun um 
Bewilligung des Urmenrechts ein und um Beiorbnung 
eines Nechtsanwaltes, um im Wege ber Klage wieder 
Aufhebung feiner Entmündigung zu erreichen. Er wurde 
vom Umtsgerichte Schwarzenberg und vom Landgerichte 
Zwickau abgewiejen. Er foll bei diefer Gelegenheit auch 
den Gemeindevorftand von Aue, ferner feinen Vormund, 
und andere Berjönlichfeiten ſchwer beleidigt haben. Nun 
bleibt ihm nichts anderes übrig, nachdem er vorfichts- 
halber die Genehmigung ber Königl. Amtshauptmann- 
ſchaft eingeholt Hat, als fi an die Ständeverfammlung 
zu wenden, und er beklagt fi in einer ausführlichen 
Petition über die ihm zu theil gewordene Entmündigung, 
ferner über die Perfon des ihm geftellten Vormundes 
und bittet, bie hohen Kammern mögen es veranlafien, 
baf die Entmündigung wieder aufgehoben würde und er 
einen Schadenerſatz von minbeftens 20,000 M. bekomme. 
Nac eingehender Prüfung der Akten und der einfchlagen- 
den Berhältnifie fann Ihre Deputation zu feinem anderen 
Refultate kommen, als die hohe Kammer zu bitten, biefe 
Petition auf ſich beruhen zu laſſen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 
„Die Kammer läßt wohl dieſe Petition auf 
fih beruhen?“ 
Einftimmig. 
Meine Herren! Unfere Tagesordnung ift erledigt. 


Ich beraume die nächſte Sigung auf morgen Donnerstag, 
mittags 12 Uhr an und fege auf die Tagesordnung, 


1. Vortrag aus der Regiſtrande und Bejchlüffe 
auf bie Eingänge. 
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2. Antrag zum münbficen Berichte der zweiten 


Deputation über Tit. 23 und 24 bes aufer- 
orbentlichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Entjhädigung an Gemeinden für Uebernahme fis⸗ 
falifcher Pflafter- und Straßenftreden in eigene 
Unterhaltung und planmäßige Yortjegung ber 
Elbſtromkorreltionsbauten, nad) Abzug der Bei- 
träge von Interefienten betreffend. (Drudjache 
Nr. 202.) 


AH Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über bas Königl. Dekret Nr. 9, einen 
Nachtrag zu dem ordentlichen Staatshaushalts- 
etat und dem Finanzgeſetze auf die Jahre 1898 
und 1899 betreffend. (Druckſache Nr. 203.) 


4. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Kap. 45 und 7 bes Staats- 
haushaltsetais für 1900/01, Dresbner Journal 


und Leipziger Beitung betreffend. (Drudjade 
Nr. 204.) 
5. Antrag zum miünblichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Rap. 44, 44a, 46, 51, 52, 
63, 54, 588, 59, 59a, und 59b bes Staats 
haushaltsetats für 1900/01, das Departement 
bes Innern und hierzu eingegangene Petitionen 
betreffend. (Drudjadhe Nr. 194.) 

Bur Mitvollziefung des Protofolles abe ich ein 
Herrn Kammerherrn Rittmeifter z. D. Grafen von Rer- 
Behifta und Herrn Kammerherrn Edlen von der Planitz 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
— Geſchieht) 

Deine Herren! Sie find wohl einverſtanden mit 
bem vorgetragenen Protokoll. — Ich erkläre basjelbe für 
genehmigt und ſchließe die öffentliche Sigung. 


(Schluß der Sigung 1 Uhr 26 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Vorftand des Königlichen Stenographiſchen Inftituts 
i.®. Profefior Eduard Oppermann. — Redakteur Profefjor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresben. 





Letzte Abſendung zur Poft: am 2. Mai 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtagk. 


I. Kammer. 
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Dresden, am 26. April 
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Siebenundfünfzigfte öffentliche Sitzuug 
der Erſten Kammer 
am. 26. April 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entſchuldigung. — Bortrag und, Genehmigung der Stän- 
difchen Schriften auf die Künigl. Dekrete Nr. 19 und 
26. — Negiftrandenvortrag Nr. 1241—1245. — Uns 
trag zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation 
über Til. 23 und 24 des aufßerorbentlihen Staats: 
haushalt3etat3 für 1900,01, Entfhädigung an Gemeinden 
für Uebernahme  fistalifcher Pflafter- und Straßen 
ſtreden in eigene Unterhaltung unb planmäßige Wort: 
jegung ber Elbſtromlorreltionsbauten, 
Beiträge von ntereflenten betr. — Antrag zum münd— 
lichen Berichte der zweiten Deputation über das Königl. 
Delret Nr. 9, einen Nachtrag zu dem orbentlichen 
Staatshaushaltsetat und dem Finanzgeſetze auf die Jahre 
1898 und 1899 betr. — Antrag zum mündlichen Be: 
richte der zweiten Deputation über Rap. 45 und 7 bes 
Staotähaushaltsetats für 1900/01, „Dresbner Journal” 
und „2eipziger Beitung” betr. — Antrag zum mündlichen 
Berichte ber zweiten Deputation über Rap. 44, 44a, 46, 
51, 592, 53, 54, 58a, 59, 59a und 59b bes Gtaatd- 
haushaltsetat3 für 1900/01, das Departement des Innern 
und Hierzu eingegangene Petitionen betr. — Feſtſetzung 
der Zeit und Tagesordnung für die nächſte Sitzung. 

— Borlefung und Genehmigung des Protofolls über, die 
"heutige Sitzung. 


Präſident: 
Wirkt, Geh. Rath; Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 
Am Miniſtertiſche: 


Die. Herren, Staatsminiſtſer von Metzſch und Dr. 
von Seydewitz, ſowie die Herren, Regierungslommifiare 
LAÆ. (2. Abonnement.) 


I Geh. Räthe Dr. Wobel, Dr. Freiherr von Bernewig, 


Merz, Dr. Ritterftäbt, Geh. — Apelt 
und Dr. Roſcher. 

Anweſend 36 Rammermitglieber. 

Präfident: Ich Bitte bie Pläpe einzunehmen, 

Ich eröffne die öffentliche Sigung, 

Entſchuldigt Hat fih heute Herr Kammerherr 
Sahrer von Sahr-Ehrenberg wegen Geſchäften. 

Es erfolgt der Vortrag einer Ständifchen Schrift 
über das Königl. Dekret Nr. 19, den Entwurf eines Geſetzes 
zur Ausführung einiger mit dem Bürgerlichen Gejch- 
buche zufammenhängender Reichögejege betreffend, durch 


nad) Abzug ber | Herrn Rittergutsbefiger von Trebra-Lindenau. 


Geſchieht.) 

Hat jemand gegen dieſe Ständiſche Schrift etwas 
einzuwenden? — Es ift nit ber Fall. 

Ich erkläre diefelbe für genehmigt, Ich bitte den 
Herrn Oberbürgermeifter Dr. Schroeder, die zweite 
Ständiſche Schrift, betreffend das Königl. Dekret Nr, 26, 
noch zu verlefen, da fie viel, kürzer ift. 


Geſchieht. 
Auch dieſe Ständiſche Schrift findet wohl die Ge⸗ 
nehmigung dieſes hohen Hauſes? 


(Einftimmig.) 


Beide Schriften find nun noch an bie Zweite Ranımer 
abzugeben. 

Den Vortrag, aus. ber Regiftrambe giebt Herr 
Freiherr von. Find. 

(Nr. 1241.) Antrag zum märhlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über ben Be: ütten: und Münz- 
etat ıc., Kap. 8—13, 15. und 77a * ta für 1900,01. 

(Nr. ragt Desgleichen über Kap. 42, 43, 47 7 
mit 49, 56, 56a, 57, 61, 62, 63, 64, 66, 67, 69, 
und 72 bes Gtats für 1900/01, Departement des: Rn 
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und über Dekret Nr. 38, einen zweiten Nachtrag zu biefem 
Etat und zwar zu Rap. 48 betr.i 

(Nr. 1243.) Bericht ber dritten Deputation über das 
Konigl. Dekret Nr. 1 den Rechenfchaftsbericht auf die Jahre 


1896 und 1897 betr. 


(Nr.1244.) Petition der Handelskammer zu Dresden 
zu a die Handels⸗ und Gewerbefammern 


Präfident: Die Nummern Nr. 1241 bis Nr. 1243 
kommen auf eine Tagesordnung. Nr. 1244 an bie erfte 
Deputation, 

Gen 1245.) Brotofollegtrat ber Zweiten Kammer, 
betreffend allgemeine Worberathung und Schlußberathung 
über Defret Nr. 37, die Gewährung von Wohnungsgeld: 
zuſchuſſen betr. 


Präfident: Un die zweite Deputation. 

Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
über Tit.23 und 24bes außerordentlihen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Entſchädigung an 
Gemeinden für Uebernahme fiskaliſcher Pflafter- 
und Straßenftreden in eigene Unterhaltung und 
planmäßige Fortſetzung der Elbftromforreftions- 
bauten, nah Abzug ber Beiträge von Inter: 
eſſenten betreffend.” (Drudjadhe Nr. 202.) 


(Berge. M. I.K. S. 33 ff.u.2. 3b. ©. 1492.) 


Ih erfuche den Durchlauchtigſten Herrn Bericht: 
erftatter feinen Vortrag aufnehmen zu wollen. 


Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Meine ſehr geehrten Herren! Befürchten Sie nicht, daß 
ich Ihnen durch einen fehr langen Vortrag läftig fallen 
werbe. Ich werde einem geftern gegebenen Beifpiele 
annähernd folgend mich fehr kurz faflen. Die beiden 
Titel, um die es ſich Jhandelt, find alte Belannte von 
fehr vielen SFinanzperioben her und bebürfen deshalb 
meiner Anfiht nach einer erneuten Begründung nicht, 
zumal da fie eben fo Hoch eingeftellt find wie im Bor: 
etat. Die Deputation ſchlägt der Hohen Kammer vor, 
fie wolle in Uebereinftimmung mit der Zweiten Kammer 
bejchließen: 


„nad der Vorlage Tit. 23, Entihäbigung an 
Gemeinden für Uebernahme fiskaliſcher Pflafter- 
und Straßenftreden in eigene Unterhaltung, mit 
600,000 M. zu bewilligen. Tit. 24, planmäßige 
Fortſetzung der Elbftromtorreftionsbauten, nad) 
Be der Beiträge von Intereſſenten, mit 
400,000 M. zu bewilligen.” 


Bräfident; Wünjcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 


1.8. 57. Siyung, am 26. April 1900. 


„Die Kammer tritt dem Antrage bei?“ 
Einftimmig. 

Dritter Gegenftand der Tagesordnung: „Antrag 
zum münblihen Berichte der zweiten Deputation 
über das Königl. Dekret Nr. 9, einen Nachtrag zu 
dem orbdentlihen Staatshaushaltsetat unb dem 
Finanzgeſetze auf bie Jahre 1898 und 1899 be: 
treffend.” (Druckſache Nr. 203.) 


(Bergl. M. 11.8. S. 33 ff. u. 2. Bd. S. 1495ff.) 


Ich erſuche ben Herrn Berichterſtatter, den Bericht 
zu erftatten. 


Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Meine 
geehrten Herren! Ich habe Ihnen im Namen ber zweiten 
Deputation über das Allerhöchſte Dekret Nr. 9 zu be- 
richten, welches einen Nachtrag zum orbentlichen Staats- 
haushaltsetat und zum Finanzgefege auf die Jahre 1898/99 
betrifft. Es Tautet: 

(Wird verlejen.) 


Meine Herren! Die Hauptüberficht dieſes Nachtrags 
bringt in ben Etats ber Ueberſchüſſe ein Nachpoftulat 
von zujammen 263,260 M. und zugleich Ausgaben im 
Betrage von 224,660 M., zweitens im Etat ber Zufchüffe, 
Kap. 70, Zandesanftalten, eine Nachforberung von 
38,600 M., fo baß bei der Vergleichung bie Ueberſchüſſe 
mit 263,260 M, ſich mit den Ausgaben von 263,260 M. 
begleichen. 

Ich gehe zu den einzelnen Kapiteln über und bemerfe, 
daß im Kap. 5, Hofapothefe, 3684 M. mehr in bie 
Einnahmen eingeftelt find, und zwar infolge Erhöhung 
der Pachtgelder der Hofapothefe, welche bid zum Jahre 
1898 mit 19,106 M. verpachtet war, jet aber bei ber 
Neuverpachtung eine jährliche Einnahme von 25,000 M. 
erzielt. Es ergiebt fih demnach für die Beit vom 
1. Oltober 1898 bis Ende 1899 eine Mehreinnahme 
von 7368 M., welche, wie vorbemerft, mit 3684 M. 
gemeinjährig eingeftellt if. Dieſe Neuverpachtung hat 
nun aber aud größere Koften verurfacht, teils durch 
Neueinrichtungen in ber Apothele, teils dur Mobiliar: 
anfhaffung, und zwar im Betrage von zufammen 
10179,28 M. Diefelben find im Tit. 2 mit 5090 M. 
gemeinjährig in Ausgabe gefegt worben. 

Kap. 13, Blaufarbenwert Oberſchlema. Es if 
Ihnen wohl befannt, daß in den lebten Etats ein 
Nupen von dem Betriebe bed Blaufarbenwerkes nicht 
eingefegt werben fonnte, weil die billigen Preife ber 
Produkte, Blaufarben, dies nicht geftatteten. Seit 
Anfang 1898 hat fi aber die Konjunktur zu gunften 
bes Preifes diefer Blaufarben gewendet, und es ift für 
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das Jahr 1898/99 nachträglich ein größerer Nuhen zu 
erwarten, welcher dadurch zum Ausdruck gelommen ift, 
daß man in Rap. 13 gemeinjährig 30,000 M. nad): 
poftulirt hat in. ben Einnahmen, Diefe 30,000 M. 
haben imfofern aber bereit# wieber ihre Beftimmung 
gefunden, als das ſächſiſche Blaufarbenwerk, bei welchem 
ber Fiskus ja mit zwei Fünftel betheiligt ift, eine 
inländiſche Hütte erworben hat für 150,000 M. 30,000 M, 
gemeinjährig für zwei Jahre beträgt aljo der Koften- 
beitrag unjeres Fiskus für bie gefauften Hütten zum 
Blaufarbenwert Oberſchlema, und damit ift die Mehr: 
einftellung von 30,000 M. abforbirt, 

Kap. 16 bringt eine Mebreinftellung bei ben Staats- 
eifenbahnen von 40,006 M. Es ift dies möglich ge- 
wejen, ba fich bejonders aus bem Güterverlehre für 
Beförderung von Frachtgut eine bedeutende Mehrein- 
nahme für den Etat 1898,99 ergeben Hat. Dieſe 
40,006 M. Haben ebenfalls bereits ihre Verwendung 
gefunden, wie ich Ihnen nachträglich berichten werbe. 

In Rap. 21, Zölle und Verbrauchsſteuern, ift die 
ftarfe Mebreinnahme von 189,570 M. eingeftellt worden. 
Es ift dies möglich geworben, da unfere privativen fäch- 
ſiſchen Abgaben, bejonders die Schladhtfteuer, fich be: 
beutend vermehrt haben und bieje nachträgliche Ein- 
ftellung geftatten. Auch für dieſe ift bereits die Ver— 
wenbung gefunden worben. Es haben ſich nämlich in 
ben Jahren 1898/99 im Gebiete der Zoll: und Stener- 
bireftion große Neubauten nöthig gemadt, auch find 
viele früher bereits bewilligte Bauten vollendet worden, 
und für elf derartige Bauten find 522,563 M. nöthig 
geworden, wie Sie das Nähere in ber Erläuterungs:- 
fpalte erjehen können. Dazu fommen 138,240 M, an 
Ausgaben für laufende Unterhitung diefer vorhandenen 
Grundftüde und Gebäude und 18,333 M. für Grund: 
ftüdsanfäufe. Der ganze Bedarf für 1898,99 beträgt 
demnach in biefem Kapitel 679,141 M., wovon als 
Pauſchale dur den Landtag von 1898/99 300,000 M. 
bereitö bewilligt worden find, jo daß noch 379,141 M,, 
gemeinjährig 189,570 M. nachträglich zu poftuliren 
find. Dies ift gefchehen, wie Sie aus der Hauptüber: 
ficht erfehen können. 

Im Kap. 70, Landesanftalten, wird erftens eine 
Nahforberung von 4600 M. geftellt. Nachdem im 
vorigen Landtage bereits die Erwerbung von vier Heinen 
Bwidauer Häufern für Zwede bes Baues einer Straf: 
anftalt in Zwidau bewilligt worben war, hatte damals 
ber Landtag auch anheim geftellt, daß die Regierung 
noch ein fünftes Haus anfaufen könne, und hatte babei 
voraußgejehen, daß man nad) der Erwerbung besjelben 
diefe Summe in ben neuen Etat für 1900,01 ver: 


fchreiben könne, die Regierung ift aber auf den Wunſch 
zugelommen, dieſes fünfte Hausgrunbftüd, welches zu 
den vier anderen gehört, noch in ben fräheren Etat zu 
bringen, befonbers aud) mit Rüdfiht auf bie mannig- 
fahen Reparaturen, welche doch gemeinfchaftlich be— 
handelt werben müflen. Der Kaufpreis für biefes Haus 
beträgt 8800 M., wozu nod) die Reparaturen kommen, 
jo daß ein Betrag von 9200 M., alſo gemeinjährig 
von 4600 M. nachzuverwilligen ift. 

Bweitens werben für ben Erweiterungsban in ber 
Anftalt Vogtsberg noch 68,000 M. nachpoſtulirt. Es hat 
ſich nämlich gefunden, daß, nachbem man ſeit dem März 
1882 wegen Platzmangels die jugendlichen weiblichen Gefan- 
genen aus Bogtöberg weggenommen und nach Grünhain über: 
führt hat, wo man außerdem noch andere jüngere weibliche 
Strafgefangene hingebracht hat, bamit fie bes Unterrichts, 
welcher ben jugendlichen weiblichen Sträflingen bort er- 
theilt wird, tbeilhaftig werben können, hat fich doch jetzt 
bei dem Neubaue von Bogtöberg die Nothwendigkeit er: 
geben, bie Gefangenen aus Grünhain wieder zurüdzu- 
nehmen unb in Vogtsberg eine feparate Abtheilung für 
jüngere weibliche Strafgefangene, getrennt von der für 
die erwachjenen weiblichen Strafgefangenen, zu errichten. 
Dafür werben 68,000 M. gebraucht, welche tranfitorifch, 
ebenjo wie die vorhergehenden 4600 M. mit 38,600 M. 
als Nachforderung in den Etat eingeftellt find und ihre 
Dedung ebenfalls finden durch die Einnahmen, die ich 
Ihnen aus dem Hauptberichte vorgetragen habe. 

Wenn die hohe Kammer dieſe Nachpoſtulate bewilligt, 
hätte ich nun auch noch zu bitten, daß fie bem Geſetze 
sub ) beitritt, welches lautet: 


(Wirb verlejen.) 


Wenn das hohe Haus dieſe Anträge annimmt, fo 
würbe aljo Ihre zweite Deputation Sie bitten, in Leber: 
einftimmung mit ber weiten Kammer zu beichließen: 


„1. bei Kap. 5, —— die Einnahmen in 
Fit. 1 mit 3684 M. nach der Vorlage zu ge— 
nehmigen, die Ausgaben in Tit. 2 mit 5090 M. 
nad) der Vorlage zu bewilligen; 


2. bei Rap. 13, Blaufarbenwerk Oberfchlema, bie 
Einnahmen in Tit. 1 mit 30,000 M. nad) ber 
Borlage zu genehmigen, die Ausgaben in Tit. 16 
mit 30,000 M. nad der Borlage zu bewilligen; 


3. bei Kap. 16, Staatseifenbahnen, die Einnahmen 

in Tit. 2 Bof. 2 mit 40,006 M. zu genehmigen; 

4. bei Kap. 21, Zölle und Verbrauchsſteuern, bie 

Einnahmen in Xit.2 mit 189,570 M. nad} ber 

Borlage zu genehmigen, bie Ausgaben in Tit. 34 

mit 189,570 M. nad) der Borlage zu bewilligen; 
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5. bei Kap. 70, Banbesanftalten, bie Ausgaben in 
Tit. 30g umb i mit 38,600 M. nad) der Bor- 
lage zu bewilligen, und 

6. ben Geſehentwurf unter I, einen Nachtrag zu 
dem Finanzgeſetze | bie Jahre 1898 und 1899 
vom 183. Mai 1898 betreffend, unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen.” 


' WVräfident: Wünſcht jemand dad Wort zu ben eben 
berichteten Kapiteln? — Es ift nit der al. Ich 
frage die Kammer: 

„db ſie allenthalben ben Anträgen, bie ber 

Herr Verichterftatter zulegt noch vorgeleſen 

bat, beiſtimmt?“ 
Einftimmig. 

Buntt 4 ber Tagesorbuung: „Antrag zum münd— 
lihen Berichte ber zweiten Deputation über 
Rap. 45 und 7 bes Stantshanshaltsetats für 
1900/01, „Dresbner Journal“ und „Leipziger 
Beitung“ betreffend.” (Drudjadhe Nr. 204.) 


(Berg. M.IL.R.S.33 ff. u. 2. Bd. S. 1402 ff.) 


Berichterſtatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Ich 
habe ferner zu berichten über Kap. 45 unſeres ordent⸗ 
fihen Staatshaushaltsetats, das „Dresdner Journal” 
betreffend. Meine Herren! Die finanziellen Verhältniſſe 
bes „Dresbner Journals” Haben fich wenig gebeſſert. Es 


konnten zwar in Tit. 1 5000 M. mehr eingeftellt werben | 


für Mehrabfag von Erempfaren ber Zeitung, und für 
ambere Einnahmen 310 M., dagegen hat in Tit. 6 ber 
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baß bebentet alfo einen Zuſchuß von 59,200 M. bei 
dem „Bresbner Journal.“ 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nit der Fall. Ich bitte fortzufahren. 

Berichterftatter Geh. Kommerzienrath Thieme: Rap: 7, 
„Leipziger Beitung“. Hier haben fich bie Einnahmen 
beffer geftaltet. Es ift Ihmen befannt, daß im Jahre 1898 
vom 1. Juli ab die Beitung auf bie Hälfte in ihrem 
Bezugspreije herabgejegt wurde. Tropbem konnte man 
bie Einnahmen wieber mit 220,650 M. präliminiren, 
weil ber Abſatz fo bedeutend geftiegen ift, daß ber große 
Ausfall an Einnahmegelbern für bie Zeitung fich wieder 
erjegt hat, umb ich glaube, daß man auch mit Recht 
bie Hoffnung ausfpreden Tann, ba biejer Mehrabjag 
ein fortwährend fteigenber fein wirb. In ben Yusgaben 
zit. 3 find 9900 M. weniger angeſetzt. Es ift bie Ur: 
fache davon ebenfalls die Einftellung der Durchſchnitis⸗ 
gehalte, ftatt wie bisher der wirklich bezogenen Gehalte, 
unb es kommen in Abgang durch Uebernahme ber nicht 
zu ben Staatsbienern gehörigen Nebaltenre 9700 M., 
welche Sie in Tit. 8 wieder eingeftellt finden, Dadurch 
änbert fih aljo dieſe Bofition neben einigen Heinen 
Veränderungen um 9900 M. Minbereinftellung, Die 
perjönlichen Ausgaben in Tit. 4 betragen ebenfall3 850 M. 
weniger; dagegen find in Tit. 7. 23,000 M. jährliche 
Ausgaben mehr eingeftellt, und bies ergiebt fich fehr 
natürlih durch ben faft verboppelten Verbrauch von 
Papier infolge der ungefähr anf das Doppelte erhöhten 
Auflage. In Tit, 8 find 18,500 M. mehr geforbert. 
Hier find eben die Gehalte ber beiben Mebakteure ein: 


Ausgaben ein Poften von 5000 M. mehr geforbert 'geftellt, und man bat ſich auch in der Verwaltung ber 


werben mäfjen für höhere Spefen bei ber Herftellung 
der Beitung. Im übrigen ift nur noch zu bemerfen, 
daß in Zit. 3 ber Ausgaben eine Mindereinftellung von 
790 M. ftattfindet, und zwar hauptjächlich, weil man 
bie höheren Beamten jet mit dem Durchſchnittsgehalte, 
ftatt wie früher mit dem wirklichen Gehalte eingeftellt 
hat, ebenjo den Infpeltor in die Gruppe ber Ober— 
erpebitionsbeamten verjegt hat. Das bringt einen Mehr: 
aufwand von 3010 M. Kervor. Dagegen ift ein ent: 
behrliches Redaltionsmitglied entlafien worden. Dadurch 
wird eine Erjparnig von 3000 M. herbeigeführt, 
und durch Einftellung ber BDurchichnittsgehalte bei 
mehreren anderen Beamten werben 800 M. erjpart, 
aljo zufammen 3800 M.; bleibt ein Minberbebarf von 
790 M. 








„Leipziger Zeitung” bemüht, wenn and) mit Gelbopfern, 
durch Bermehrung bes Tertes und durch Beziehung 
vieler Driginalbeiträge den Lejerfreis zu erhöhen und 
auszubehnen. Ich glaube auch, daß diefe Ausgabe gut 
angewenbet ift. 

Es ſchließt demnach das Kapitel mit 220,650 M. 
Einnahmen und 247,850 M. Ausgaben, alfo mit einem 
Zuſchuß von 27,200 M. 

Nun ift in der Zweiten Kammer zwar fein Antrag 
geftellt, aber es ift erwähnt worden, und ich glaube mit 
Recht, daß man eigentlich nach ber Einftellung, wie fie 
bier in unſerm Budget erfolgt, die wirkliche finanzielle 
Lage der beiden Beitungen nicht ganz richtig ausgedrückt 
findet. Bei ber „Leipziger Zeitung” fommen eigentlich zur 
Berminderung des Defizits noch 7200 M. im Anſchlag, 


Die anderen Abweichungen find jehr unwejentlicher Art. | welche man einem Herrn Regierungskommiſſar der Kreis: 


Ich erſuche Ste daher im Namen der zweiten Deputation, | hauptmannfchaft ala Bulage giebt; man ift im der 
bie Summe ber Einnahmen mit 92,810 M., die der Zweiten Kammer nicht recht barüber ſich Mar geweſen, 
Ausgaben mit 152,010 M. im diefem Titel zu bewilligen, ob eigentlich nicht diefer Zuſchuß in ein anderes Kapitel 
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gehört. Ferner muß bie „Leipziger Zeitung“ für eimen 
Betrag von 11,880 M. an Infertionsgebühr, amtliche 
Bekanntmachungen, unentgeltlich aufnehmen; in biefer 
Summe begriffen find noch diejenigen 50 Prozent Nabatt 
auf Infertionen, welcher für verfchiedene Bekanntmachungen 
bewilligt werben muß. Nimmt man dieſe 11,880 M. 
and ‚die ‚7200 M. Gehalt, jo würde fich eigentlich eine 
Mehreinnahme von 19,080 M. bei der „Leipziger Beitung” 
«ergeben, und der wirflihe Zuſchuß würbe nur 8120 M. 
betragen. Wenn man dies jo buchen wollte, würbe man 
wohl. hoffen fönnen, in jehr furger Beit den Zuſchuß in 
‚einen Ueberfchuß zu verwandeln. Aehnlich fteht es beim 
‚„Breäbner Journal“. Dasfelbe muß für 8092 M. an 
‚Infertionsgebühren unentgeltlich amtliche- Einzüdungen 
machen, und ferner 50 Prozent Rabatt mit 3005 M. 
auf Belanntmachungen gewähren, welche ihr aljo verloren 
gehen; bas macht 11,097 M. Auch das Kapitel „Dresbner 
Journal” würde fi) dadurch, wenn auch nicht wejentlich. 
doch eiwas verbefiern. 

Es ift in der Zweiten Sammer an die hohe Staats- 
regierung fein Antrag geftellt worden, fondern es find 
ihr diefe Momente nur zur Erwägung übergeben worben, 
und Ihre Deputation möchte denjelben Weg gehen. 

Ich Habe nun noch in Betreff der Kap. 45 und 7 
die von der. Deputation ausgehenden Anträge vorzulejen; 
bie lauten: 

„Die Kammer wolle in Uebereinftimmung mit ber 
Biveiten Kammer beſchließen: 

1. bei ap. 45, „Dresbner Journal”, die Einnahme 
nach der Vorlage mit 92,810 M. zu genehmigen 
und die Ausgaben mit 152,010 M., allenthalben 
unter Weglaffung ber belannten Eventualauf- 
rüdung, zu bemwilligen; 

2. bei Kap. 7, „Leipziger Beitung”, die Einnahmen 
nad) der Vorlage mit 220,650 M. zu genehmigen 
und die Ausgaben mit 247,850 M., ebenfalls 
umter Weglaffung der Eventualaufrüdungen, zu 
bewilligen.* 

Präfldent: Wünfht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der all. 

Ih frage bie Kammer: 

„Will fie dementſprechend beſchließen?“ 
Einftinmig. 

Ich erfuche den Herrn Domherrn von Trügichler, 
feinen Vortrag aufzunehmen über Punkt 5 der Tages: 
orbrnung: „Antrag zum mündlichen Berichte der 
jweiten Deputation über Kap. 44, 44a, 46, 51, 
52, 53, 54, 58a, 59, 59a und 59b bes. Staats: 
Haushaltzetats für 1900/01, das Departement 
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bes Innern und hierzu eingegangene Betitionen 
betreffend.“ (Drudjahe Nr. 194.) 


(Bergl. M. IE: 8. ©. 33 ff., 2. Bd. &. 869 ff. u. 1103 ff.) 


Domberr von Trützſchler, Freiherr zum Falkenſtein: 
Meine geehrten Herren! In Bezug auf die Kapitel, 
welche ich Ihnen vorzutragen die Ehre Haben werde, 
habe ich zunächft zu fonftatiren, daß über deren finanzielle 
Erledigung zwiſchen ber Regierung und ber Zweiten 
Ständefammer nicht bie geringfte Differenz entftanben 
ift; deögleichen hat Ihre Deputation bei Berathung ber: 
felben feine Veranlaſſung gefunden, an den Beſchlüſſen 
ber Zweiten Kammer irgend etwas zu ändern, fie wird 
vielmehr vorjchlagen, durchweg dieſen Beſchlüfſen bei- 
zutreten, und infolge diejes Umftandes kann ich mich 
wohl auch, einem erlauchten Beispiele folgend, in Kürze 
fafien, um jo mehr, als ich wohl annehmen kann, baf bie 
geehrten Herren bie Unterlagen, bas Budget und nament⸗ 
lich den Bericht der Zweiten Kammer, ber ausführlich 
über alle einzelnen Bofitionen noch befonders Auskunft 
giebt, geleſen und ftubirt haben. 

Nah diejer allgemeinen Einleitung, ber ih mur 
noch hinzufügen müßte, daß auch in biefen Kapiteln 
bie Eventnalaufrüdung wie in allen anderen Reſſorts 
bes Etats zu ftreichen gewefen ift, gehe ich zn Kap. 44, 
Alabemie der bildenden Künfte zu Dresden, über, 
In diefem Kapitel ift eine Mehreinnahme eingeftellt von 
1075 M., ber freilich eine Mehrausgabe von 17,670 M, 
und ein Mehrzufhuß von 16,596 M. gegenüber fteht. 
Hierbei entfallen auf Tit. 3, Bejolbungen,. der Hauptjäch- 
lichſte Mehrbetrag von 3600 M., wozu die Begründung in 
ber Nebenjpalte ausreichend gegeben ift, anf bie ich mid) 
deshalb zu beziehen mir erlaube. Die übrigen Ausgabe- 
pofitiomen find wejentlich auch durch Erhöhung ber Be- 
bürfnifje hervorgerufen. Es dürfte nur noch zu erwähnen 
fein, daß unter Zit. 11 eine Neweinftellung von 3200 M. 
ſtattgefunden Hat, womit ein Unterſtützungsfonds ge: 
gründet werben ſoll ober vielmehr. bie bereits erfolgte 
Errihtung eines Unterſtützungsfonds weiter ausgeftattet 
werben. joll, wodurch einmalig oder fortlaufend theils 
ältere verdiente Künſtler und deren Angehörige ober 
Hinterlafjene, theils Schüler ber Alademie unterftüßt 
werden. Bis jetzt find die zur Verfügung ſtehenden 
Mittel zu gering geweſen und jo erfcheint eine regel- 
mähige Staatsunterſtühung in der hier ‚eingeftellten Höhe 
von 3200 M. ſehr erwünſcht. Es ift dem zuguftimmen 
gewefen, und es ift hierbei namentlich noch zu erwähnen, 
daß feitens der Regierung ausdrädlich zugeftanden worden 
ist, daß zunächſt ſächſiſche Künftler in Frage kommen 
jollen. Nach alledem empfiehlt Ihnen bie Deputation: 
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„bei Kap. 44, Akademie ber bildenden Künfte 
zu Dresden, die Einnahmen nad) der Vorlage 
mit 15,930 M. zu genehmigen, bie Ausgaben 
mit 190,720 M, darunter 300 M. tranfitorifch, 
nad) der Vorlage, jedoch; allenthalben unter Weg- 
fall der Eventualaufrüdung zu bewilligen.“ 


Präfident: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einſtimmig. 

Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Es folgt Kap. 44a, Für Kunſtzwecke 
im allgemeinen. In Zit. 1 hat feine Aenderung ftatt- 
gefunden; bei Tit. 2 find 27,000 M. mehr eingeftellt für 
Inventarifirung ber im Lande vorhandenen älteren Kunſt⸗ 
und Baudenkmäler und für Beihülfen und Maßnahmen 
zur Erhaltung alter kunftgefchichtli merkwürdiger Bau: 
werfe und Denkmäler, abzüglich des Erlöfes für verfaufte 
Hefte der „Befchreibenden Darftellung ber älteren Kunft: 
und Baudenkmäler”. Zu biefem Titel gehört noch eine 
ganz ausführliche Begründung, welche ſich nicht nur auf 
ben legten Theil der betreffenden Seite der Erläuterungen, 
fondern noch auf die nächſte erftredt. Es find ımter a) 
bis g) die Maßnahmen zunächft aufgeführt, die die Re— 
gierung hierbei für nothwendig hält. Es ift auch am 
Schluſſe eine genau fpezialifirte Etatifirung biefer Ge— 
fammtforberung von 27,000 M. erfolgt. 

Das Inventarifirungswerf würbe zu lange ver- 
ſchoben werben unb zwar zum Nachtheil ber betreffenden 
Bau: und Kunftbenkmäler, um die es fich Hier hanbelt, 
wenn es in ber zeitherigen Weife fortgeführt würde. Es 
würde ba erft im Jahre 1912 ober gar vielleicht erft 
1920, wie die Regierung Hier ausführt, ein Ende ab- 
zujehen fein, und inzwifchen verſchiedene Nachtheile in 
Bezug auf dieſen Zweck eingetreten fein. Es ift nicht 
nur feitens ber Zweiten Sammer, auch jeitens Ihrer 
Deputation dem zuzuftimmen gewejen, und infolge beffen 
würbe ich beantragen, dieſe Pofition zu bewilligen. 

Hierzu Tiegt gleichzeitig eine Petition des Dresbner 
Architeltenvereins vor, welche das Petitum ftellt, durch 
Anſtellung eines Landeskonſervators die mit genügender 
Sachlenntniß und ausreichender Machtbefugniß aus- 
geſtattete Behörde ſchaffen zu wollen, welche die Pflege 
und den Schutz der Alterthümer zu überwachen hat. Die 
Petition wird hauptſächlich damit begründet, daß dieſe 
Kommiſſion, welche jetzt nach den Beſtimmungen in den 
Erläuterungen unter a und b unb weiter noch erheblich 
verftärft werben foll, daß dieſe Kommiffion, deren Mit: 
glieder nur eine ehrenamtliche Thätigkeit entwidelten, 
nit mit dem gemügenden Einſpruchsrecht und nicht 


mit ber genügenden Machtvollkommenheit ausgeftattet 
wirb, um die nöthigen Mafregeln für biefe Erhaltung 
ber Kunftdentmäler burchzufegen. Außerdem gehöre bazu 
auch eine wifjenjchaftliche Qualifikation und infolge deſſen 
bielte ber Architektenverein für nothwendig, daß an Stelle 
der von der Regierung in Ausficht genommenen Kommilfton 
die Unftellung eines Landeskonſervators mit ‚einer mit 
genügenber Sachkenntniß und ausreichender Machtbefugniß 
ausgeftatteten Behörde gefhaffen würde. Die Zweite 
Kammer hat beichloffen, diefe Petition mit Hinblid auf 
die Maßnahmen, die ich Hier bereit? erwähnt habe, bie 
von der Regierung in Ausficht genommen find, auf ſich 
beruhen zu lafien, und ba bie Annahme doch wohl voll 
berechtigt ift, daß namentlich die Erweiterung ber Kom: 
miffion und die weiteren Einrichtungen ber Regierung 
ben Zwed, ber dabei in Ausficht genommen wirb, voll: 
ftändig erfüllen werben, fo jchlägt Ihre Deputation Ihnen 
gleichfalls vor, biefem Beſchluſſe beizutreten, 

Es ift weiter zu bemerken, daß Tit. 3, in welchen 
5000 M. mehr als Unterftügung an das Konfervatorium 
für Muſik verlangt werben, feitens ber Königl. Staats: 
regierung wieber fallen gelaffen worben ift, und baf 
biefer Titel infolge befien in Wegfall fommt. Au Pofition 4, 
welche eine tranfitorifche Unterftügung von 4000 M. und 
ein Mehr gegen das vorige Jahr von 2250 M, enthält, 
ift einfach auf die Erläuterung Bezug zu nehmen, welde 
hinlänglich biefe Maßregel ber Regierung begründet unb 
die die Einftellung von tranfitorifch 4000 M. als Unter: 
ftüung für ben Verein für vaterländiſche Alterthümer 
in Ausfiht nimmt, um die Veröffentlihung ber Haupt: 
werfe bes Mufeums in guten Lihtbruden zu förbern 
und gehörig zu unterftügen, wozu bie nöthigen Mittel 
nicht vorhanden jeien, Es ift dem gleichfalls zuzuftimmen. 
Endlich ift no Tit. 5 zu erwähnen: Zu einem ftil- 
gerehten Anbaue zum Schuße ber Goldenen Pforte am 
Dome zu Freiberg tranfitorifch 32,500 M. Diefes Poftulat 
ift geftellt worben auf Grund ber Anträge ber vorigen 
Ständeverfammlung. Es hat aber, nachdem e8 nad) ber 
urfprünglichen Veranfchlagung in diefer Höhe geftellt war 
und inzwifchen Pläne und Unträge für biefes Unter— 
nehmen eingegangen waren, eine Ermäßigung erfahren; 
es ift mit Buftimmung der Regierung auf 27,500 M. 
alfo unter Abftrich von 5000 M. gemeinjährig feftgeftellt 
worben. Demgemäß wirb beantragt: 


„bei Kap. 44a, Für Kunftzwede im allgemeinen, 


a) bie Ausgaben in Tit. 1, 2, 4 nad ber Vorlage 
mit 109,250 M., darunter 2250 M. tranfitorifch, 
Fit. 3 mit 4000 M. und Tit. 5 mit tranfitorifch 
27,500 M., im übrigen nad) ber Vorlage zu be: 
willigen; 
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b) hs — — des Dresdner Architeltenvereins auf 


eruhen zu laſſen“. 


Präfident: Wünſcht hierzu jemand das Wort? — 
Herr Graf von Rex-Zedtlitz. 


Kammerherr Graf von Mer Zedtlig: Trotz aller 
Berüdfihtigung ber jegigen finanziellen Verhältniſſe kann 
ih es doch nicht unterlafien, dem Königl. Staats- 
minifterium gegenüber meine vollite Anerkennung aus: 
äufprechen, daß es bemüht ift, den Sinn und das Intereſſe 
für Kunft und Kunftdentmäler ſowie für die Alterthümer 
unferes Landes im Volke möglichft zu erhalten und zu 
fürbern. Bei ber leider oft zu Tage tretenben materia- 
liſtiſchen Richtung unferer Beit ift es jedenfalls eine 
erfreuliche Erfcheinung, zu fehen, daß eine gewiſſe Pietät 
und ein größeres Intereffe jet den Alterthümern bes 
Landes, den alten Kunftbentmäfern aus früheren Jahr: 
hunderten gegenüber an ben Tag gelegt wird, als dies in 
früherer noch gar nicht jo lange zurückliegender Zeit ber 
Fall war. Aus diefem Berichte, der ung diesmal befchäftigt, 
fann man mit Freuden erkennen, ba der Kunftfonds, 
welder in feinem Etat feine Veränderung gegen früher 
erlitten bat, die Veranlaffung geweſen ift, im Lande, in 
ber Provinz eine große Anzahl von Kunftgegenftänden, 
von Ausfhmüdungen hervorzurufen, und zwar in biefer 
Periode 1896/97 ausſchließlich in ben Hleineren Sädten 
und auf dem platten Lande. Neuerdings ift allerdings 
eine größere Summe auch für künftlerifche Zwecke in ber 
Refidenz verwendet worben, man darf aber wohl Hoffen, 
daß dieſe Erjcheinung nur eine vorübergehende fein werbe, 
und daß fpäterhin das Land jelbft, die Heineren Stäbte, 
ſowie das platte Land mehr, möglichit ausſchließlich, zur 
Berüdfihtigung kommen möge. Wenn hier, nad) den 
erhöhten Einnahmen, welche die Inventarifirung erhalten 
fol, ein jchnelleres Tempo diefer Arbeit vorgeichlagen 
wird, jo ift dem wohl nur entſchieden beizuftimmen. Die 
Denkmäler unferer Vergangenheit find natürlich mehr 
ober weniger in einem Buftande des Verfalls und drohen 
immer mehr und mehr zu Grunde zu gehen. Es ift 
aljo Hier wohl ein gewifjes periculum in mora vorhanden, 
und es ift gewiß gerechtfertigt, wenn dieſe Arbeit möglichft 
gefördert wird. Ganz beſonders gilt dies von dem 
berühmteften, werthvollften und am meiften zu berüd- 
fihtigenden Denkmal, ber Goldenen Pforte, welche ja 
leider immer mehr und mehr dem Verfalle entgegengeht. 
Es ift gewiß in hohem Grabe erfreulich, daß hier eine 
Schugmaßregel ergriffen werben foll, und im allgemeinen 
kann man dem Schugbau, welcher hier im Plane vor- 
liegt, die Genehmigung und den Beifall gewiß nicht 
verjagen. Es ift gewiß feine ganz leichte Aufgabe für 
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den Sünftler geweſen, hier eine ftilgerechte Arbeit zu 
liefern, ba es ſich hier um zwei Stilarten handelt. Die 
Goldene Pforte ift im romanifchen Stile gehalten, während 
ber Dom ſelbſt gothiſch iſt. Ich glaube, baf bie Löfung 
bier eine ganz glüdliche ift, nur kann ich ein einziges 
Bedenken nicht ganz unterbrüden. Ich fürchte, daß bie 
Lichtverhältniffe vieleicht fich nicht ganz günftig geftalten 
werben. Namentlich bei ben fyenftern, welche Hier nad) 
gothiſchem Geſchmack eingerichtet find, ift ja bekanntlich 
das Licht nicht fo eindringbar in bie inneren Räume 
als bei anderen GStilarten. Das Licht in gothiſchen 
Bauten ift ftet? eim etwas getrübteres, und ich fürchte, 
daß hier auch eine volle Lichtwirkung nicht eintreten wird, 
ich möchte baher glauben, es wäre nicht unangemefjen, 
wenn ber Gedanke hier zum Ausdruck füme, daß ftatt 
bes Thürmchens, welches in biefem Falle wegfallen muß, 
ein Oberlicht eingerichtet würbe. Ich glaube, baf ein 
Oberlicht ohne Beeinträchtigung bes Stiles möglich wäre, 
und auf diefe Weife würde viel Licht in den Kleinen 
Raum eindringen und nad wie vor ben Werth und bie 
Schönheiten ber Goldenen Pforte voll und ganz zur 
Erjheinung bringen. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Rammerberr 
von Schönberg »Modrik. 


Kammerherr von Schönberg: Meine Herren! Auerft 
begrüße auch ich mit Freuden, daß man die Inventari- 
firung unferer Alterthümer etwas fchneller betreiben 
will, ala es bisher ber Fall war. Es ift hier Gefahr 
im Verzuge. Die Aufmerkfamkeit nicht bloß der Kunſt— 
maler, fonbern auch der Kunfthänbler ift auf ben Er- 
werb altertgümlicher Gegenftände gerichtet, und andrer⸗ 
feitö ift leider bie Sorge für Erhaltung diefer Gegen- 
ftände noch weniger verbreitet. Eine Gefahr in dieſer 
Beziehung bilden unter amberem bie neuerlich ver— 
ihiebentlih in Meinen Stäbten veranftalteten Aus: 
ftellungen von Wlterthümern. Solche Ausftellungen 
führen auf ber einen Seite allerdings bazu, baf bie 
Alterthümer thunlichft gefammelt und erhalten werben, 
auf ber anderen Seite aber auch dazu, daß bie Antiquare 
erfahren, wo alterthümliche Gegenftände zu finden und 
zu erlangen find. Wenn aber bie Inventarifirung ber 
betreffenden Alterthümer einmal abgejchloffen fein wirb, 
wird man mehr Kontrole über bie betreffenden Gegen- 
ftände haben. Gin Beifpiel möchte ich in der oben ge— 
dachten Richtung vorführen. Auf dem Kirchhofe einer 
neuerlich reftaurirten Kirche wußte ich ein paar aus der 
Rofokozeit herſtammende Denkfteine ſtehen. Ich Hatte 
ein Intereffe an biefen Gegenftänden und bemerkte, daß 
einer biefer beiden Steine verſchwunden war. Auf 
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meine Frage nach defien Verbleib fagte man mir, biefen 
hat auf Wunſch ber Architelt befommen, welcher bie 
Kirche umgebaut. hat, 

Das find Mißſtände, die wir mit thunlichſt fchneller 
Juventarifirung vermeiden. 

Auf die Goldene Pforte bitte ich bei Kap. 24 nod) 
einmal zurüdfommen zu dürfen. Einftweilen begrüße 
auch ich, wie der Herr Vorredner, mit Freuden, daß 
nun endlich ein Schuß geſchaffen wird für diefen Foft- 
baren Juwel aus alter Zeit. Seit 1886 Hat fich bie 
Kammer in jedem Landtage mit dem Gegenftande be: 
ſchäftigt, jetzt kommt er glücklich zur Erledigung. Nun 
aber möchte ich noch erwähnen, baf ich mich mit dem 
abweifenden Votum des Herrn Berichterftatter in Be: 
zug auf das Petitum des Dresdner Architektenvereins 
nicht befreunden kann. Meine Herren! Wir haben 
feit dem 29. Juni 1894 eine mit Dank zu begrüßende 
Verordnung, welche uns eine Kommiffion zur Erhaltung 
der Kunſtdenkmäler gefchaffen hat. Diefe Kommiffton 
foll neuerlich noch erweitert werden durch Zuwahl von 
geeigneten, gebildeten Elementen, fogenannten Pflegern. 
Aber, meine Herren, eine Eigenfhaft, woburd bie 
Kommiffion in ihrer Wirkfamkeit ungemein gefördert 
werben würbe, geht ihr ab. Sie hat nur fonjultative 
Befugniffe, feine eigentliche Initiative. Sie darf aller: 
dings an die Verwaltungsbehörde  erfter Inftanz un: 
mittelbar verfügen, aber. fie darf nur verfügen in ber 
Richtung der Begutachtung bei Tragen der Erneuerung, 
ber Erhaltung und Wiederherftellung von  Kunftdenk: 
mälern und Alterthümern, fowie zur Wörberung bes 
Inventarifationswertes. Bei einer derartigen Beichränfung 
fann bie fragfiche Kommiffion nicht viel leiften. Darum 
glaube ich, daß der Antrag des Urchiteftenvereins, auf 
Unftellung eines mit Sachkenntniß und genügender 
Machtbefugniß ansgeftatteten Landeslonfervators, welcher 
die Pflege und den Schub ber Alterthümer zu über: 
wachen hat, geeignet ift, das erftrebte praftifche Ziel 
wirklich zu erreichen. Es ift von bem Petenten nicht 
mit Unrecht als wünſchenswerth betont worden, baf ber 


Konfervator beifpielaweije alle Pläne über vorzimehmende- 


Uenderungen an älteren Bauten einzufordern berechtigt 
fein möge, und daß er insbefonbere auch das Recht 
habe, einen Ban zu fiftiren, wenn während der Arbeit 
nene Geſichtspunkte hervortreten. Diefe Befugnik wohnt 
feiner der jetzt mit Ueberwachung der Alterthümer be: 
trauten Behörden bei. Man wird immer erft zu warten 
haben, bis eins oder das andere Kommiffionsmitglieb 
die Erhaltung eines alterthümlichen Gegenftandes für 
nothwendig hält und baf dann von irgend einem Kom— 
miffionsmitgliebe oder Pfleger eine bezügliche Anregung 





erfolgt. Unterbefien kann aber alles mögliche Unheil 
entftehen, und man fommt zu jpät. Ich will in biefer 
Beziehung auf etwas aus dem Kreife meiner Erfahrung 
hinweiſen. Es handelte fi vor einigen Jahren um 
eine alte maffive Mauer, die fich in Meißen vom Schlofie, 
beim Biſchofsthurm, herunter nad ber fogemannten 
Waſſerburg zog, und früher dort die Befeftigungswerte 
abſchloß. Diefe Hiftorifche Mauer Hat man ohne weiteres 
abgebrochen, obgleich ein gutes Theil davon recht füg- 
lich Hätte erhalten werden fünnen. Ws ich die Ab- 
bruchsarbeiten wahrnahm, wandte ich mich ſogleich an 
bie zuftändige Autorität, fam aber auf biefem Ummege 
zu fpät, die Mauer war unterbeffen verichtwunben. 
Wenn wir einen Sonjervator gehabt hätten, ber Halt 
zu gebieten befugt war, würbe das intereffante Mauer- 
ftäd erhalten worden fein. Aus diefem Grunde, meine 
Herren, bitte ich bie Königl. Staatsregierung, eingehend 
erwägen zu wollen, ob bie von bem Arditeltenvereine 
gefommene Anregung nicht einige Berückſichtigung ver: 
dient. 


_ BPrüfident: Der Herr Regierungstommiffar Hat das 
Wort. 


Königl. Kommiſſar Geh. Regierungsrath Dr. Roſcher: 
Meine hochgeehrten Herren! Die Frage, welche ſoeben 
erörtert worden iſt, hat die Kommiſſion beziehentlich auf 
Anregung derjelben das Königl. Minifterium des Innern 
beihäftigt. Die Kommiffion iſt davon ausgegangen, baß, 
ba fie überhaupt erft feit noch nicht ganz 6 Jahren bes 
fteht und die Erfahrungen in Bezug auf ihre Inanfpruch- 
nahme und ihre Wirkjamteit verhältnigmäßig noch geringe 
find, ein Mittel noch nicht in ihre Hand zw legen wäre, 
das in anderen Staaten, in denen Kommiffionen jchon 
erheblich länger beftehen, den betreffenden Kommiffionen 
auch noch nicht anvertraut worben ift, nämlich das ſchwer⸗ 
wiegende Mittel, ein Verbot auszuiprechen gegen bie 
Vornahme von Abänderungen ober. Erneuerungen an 
Bauten, bie das allgemeine Interefje in Anjpruch nehmen. 
Wenn ein ſolches Berbotsrecht beſtünde, würde es eime 
ganz außerordentlich tief eingreifende Waffe fein, die 
unter Umftänden etwas Mißliches fernhalten, unter 
anderen Umftänden aber auch etwas Nügliches hemmen 
fönnte. Die wenigften von ben Bauten, bie zur. Be 
urtbeilung ‚der Kommiffion gezogen werben, find vein 
beforative Bauten, wie etwa alte Burgruinen, ſondern 
in den meiften Fällen handelt es fich um Bauwerke, bie 
zwar wegen ihrer Abitammung aus ehrwürdiger Beit 
und wegen ihres künftleriichen Charakters ein jehr erheb- 
fiches äfthetifches Intereffe in Anſpruch nehmen, bei benen 
aber doch aud) die gegenwärtige Benugung jehr in Frage 
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fommt. Gegenüber ſolchen Bauten ein Verbotsrecht 
ohne weiteres auszuüben, das dürfte jelbft bei einer ſach— 
verftänd'g zufammengejegten Kommiffion doch große 
Borficht erfordern. Derartige Verbote Haben wir haupt 
fählih in Ländern, in denen ber allgemeine Kultur: 
ftanbpunft einen Schu in der Weiſe nicht bietet, wie 
bei und; — ic) nenne gewifje öftliche europäiſche Länder, 
bei denen allerdings ein ſolches Verbot befteht, — es ift 
auch in den Staaten, in benen eine Kommiſſion jchon 
wejentlich länger befteht als bei uns, ein ſolches Verbot 
nur mit äußerfter Vorficht angewendet worden, weil es 
unter Umftänden ſehr tief eingreift. 

Die andere frage, welche ber Architeltenverein an: 
geregt hat, die Anftellung eines Landeskonſervators, ift 
— wenn ich bas jagen barf — eine mehr formelle Frage. 
Die Thätigleit eines Landesfonjervator® wird bei uns 
von dem ſachkundigen Herrn bejorgt, dem bie Aus— 
arbeitung bes Inventariſationswerles anvertraut ift, und 
das ift aud durchaus das natürliche. Derjenige wird 
am beften in ber Lage jein, fid) zu informiren über die 
Erhaltung der Kunftdenkmäler, der vorher mit ihrer Er: 
forfhung und Darftellung zu thun hatte, und ich nehme 
an, daß bie Bebürfnifje, welche den Dresdner Architekten- 
verein geleitet haben, im wejentlichen auch durch das be- 
reits gebedt find, was nach ben Bemerkungen in ber 
Erlänterungsfpalte zu Tit. 2 des Etat3 angegeben ift. 


Präfident: Das Wort hat Herr Kammerherr von 
Schönberg: Modrip. 


Kammerherr bon Schönberg: Modrtt;: Ich möchte nur 
zu bem, was ber Herr Königl Kommiſſar gejagt hat, noch 
zur Erläuterung bemerfen, daß meine Wünjche oder meine 
Anregungen nicht darauf gerichtet find, den Landes: 
fonjervator mit einer Verbotsbefugniß auszurüften, ſon⸗ 
bern nur mit ber Befugniß, zu fiftiren, zur rechten Beit 
hemmend einzugreifen, um ben betreffenden Gegenſtand 
der Entſcheidung durch bie zuftändige Behörde zuzuführen. 


Prüfident: Das Wort hat der Herr Regierungs: 
fommifjar. 


Königl. Kommiffar Geh. Regierungsrat Dr. Roſcher: 
Ich möchte nur ergänzungsweife dazu bemerken: Es handelt 
fi hier um zwei Gruppen, einmal um öffentliche 
Bauten, welche im Eigenthume des Staates, von Kirchen— 
gemeinden, von politiicden Gemeinden ftehen. Die Königl. 
Kommilfion für die vorhandenen Kunftdentmäler hat mit 
ihren Warnungen vor gewifjen in Ausficht genommenen 
Abänderungen oder Erneuerungen bei dieſen Behörden 
beinahe regelmäßig jehr williges Gehör gefunden, auch 
da, wo es unter Umftänden mit einer nicht angenehmen 

1.8. (2. Abonnement.) 


Verzögerung ber Sache verbunden war und ein vor« 
bandener Plan umgeändert werden mußte. Dagegen 
würde es einer befonderen gejeglichen Ermächtigung be: 
dürfen, wenn bei Privatbauten der Kommiffion aud) nur 
die Befugniß zuerkannt würde, daß fie die Fortſetzung 
eines folchen Erneuerungs- oder Abänderungsbaues hindern 
könnte. 


Präfident: Es wünjcht niemand weiter dad Wort. 
— Der Herr Berichterftatter verzichtet aufs Schlußwort. 
Ih frage die Kammer: 


„ob fie die Anträge unter Nr. II des Berichts 
Nr. 194 annimmt?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domberr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Faltenftein: Zu Kap. 46, Beurkundung bes 
Berjonenftandes und ber Eheſchließung, welches 
Kapitel feine Aenderung aufweift, ift feitend der Depu- 
tation nichts zu erwähnen geweſen und beantrage ich 

„bei Kap. 46, Beurkundung bes Perjonenftandes 
und ber Eheſchließung, die Ausgabe mit 
10,000 M. nad) der Vorlage zu bewilligen.” 

Bräfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 

„Will die Kammer bemgemäß beſchließen?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Faltenftein: Auch bei Kap.51, Hausinſpektion der 
Medizinalgebäube, find die Yenderungen im ganzen jo 
unmwefentlicher Natur und haben durch die Erläuterungen 
vollftändige Begründung gefunden, fo daß ich etwas 
weiteres hierüber micht zu bemerken habe. Ich beantrage 
im Namen der Deputation: 

„bie Einnahmen nad) der Vorlage mit 850 M. 
zu genehmigen, bie Ausgaben nad) ber Vorlage, 


jedoch unter ee der Eventualaufrüdung, 
mit 7285 M. zu bewilligen.” 


Bräfident: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum SFaltenftein: Kap. 52, LQandesmedizinaltollegium. 
Auch bei diefem Kapitel kann durchweg Bezug genommen 
werben auf die in ber Erläuterungsipalte gegebenen Be: 
grändungen. Es ift hierzu nur nod) zu bemerfen, daß zu 
Tit. 9 eim nachträgliches Poftulat, welches biefen Titel 
um 500 M. gemeinjährig erhöht, feitens ber Regierung 
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geftellt worben ift, und zwar ift e8 um beöwillen geftellt 
worden, weil fich behufs Unterbringung ber Bibliothet 
des Landesmebizinaltollegiums in den hierzu beftimmten 
vormaligen Gejchäftsräumen der Bentralftelle für öffent: 
liche Gejundheitspflege die Ergänzung und Umarbeitung 
ber vorhandenen Bücherfhränfe nothwendig macht, welche 
einen Aufwand von 1000 M. verurfachen wird. Diejem 
Poſtulate ift feitens ber Zweiten Kammer zugeftimmt 
worden, und auch Ihre Deputation Hat zu beantragen, 
dab dem entfprochen werde. Infolge diefer Erhöhung 
würben natürlicherweife bie nachfolgenden Einftellungen 
auch Keine Abänderungen erfahren, ſowohl im Abſchluſſe, 
wie inder Summirung. Ich habe bemgemäß zu beantragen: 
„su Kap. 52 bie Einnahmen nad) der Vorlage 
mit 1650 M. zu genehmigen, die Ausgaben in 
Fit. 2 bis 8 mit 59,960 M., darunter 5000 M. 
tranfitorifch, Zit. 9 mit 4400 M., im übrigen 
nad der Vorlage, jedoch unter Wegfall ber 
Borbehalte eventueller Aufrüdung, zu bewilligen.” 


Präfident: Dafern niemand das Wort begehrt, — 
frage ich die Kammer: 


„ob fieaud hier dem Antrage ber Deputation 

beitritt?“ 
Einſtimmig. 

Berichterſtatter Domherr von Trützſchler, Freiherr zum 
Falkenſtein: Wir kommen zu Kap. 53, Hygieniſche 
Unterfuhungsanftalten. In diefemfapitel haben aller- 
dings Neueinftellungen ftattgefunden, um bie Ueber: 
wadhung des Verkehrs mit Nahrungs, Genuß: und 
Berbrauchsmitteln gehörig zu fördern. Um die Vornahme 
diefer einfchlagenden Unterfuchungen weiter zu förbern, 
ift unter A dieſes Kapitels zunächft eine Erweiterung 
der Bentralftelle für öffentlihe Gejunbbeitspflege in 
Dresden vorgejehen, und ferner hat unter B eine neue 
Einftellung ftattgefunden; es ift nämlich unter B eine 
Unterfuhungsanftalt für Nahrungs: und Genußmittel 
und Gebrauchsgegenftände bei dem Hygieniſchen Inftitute 
der Univerfität Leipzig poftulirt worden. Hiernach ergiebt 
fih ein Mehrerforbernig an Zuſchuß von 35,160 M. 
Zu dieſen Maßnahmen Hat die Regierung zunächſt an 
die Spike des Kapitels eine allgemeine Erläuterung 
geftellt, auf die ich zumächft zu verweiſen habe; es weift 
auch der Deputationsbericht ber Zweiten Kammer nad, 
daß bie Regierung hierzu noch weitergehende ausführ: 
liche Begründungen ber jenfeitigen Deputation hat zu: 
gehen laſſen — fie find bort auf Seite 8 bis mit 
Seite 12 in extenso wiedergegeben — und es folgen 
dann weitere Erklärungen ber Regierung, welde im 
Laufe der Berathung in ber jenfeitigen Deputation ab: 
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gegeben worben find. Es handelt fich Hierbei um neue 
Maßnahmen der Regierung, welche fie bei der Un— 
zulänglichkeit der jegigen Einrichtung für die Nahrungs: 
mittelprüfungen für nöthig erachtet, Sie wünjcht dieſe 
zweite Anftalt in Leipzig einzurichten, um eine zweite 
AUnftalt mit zur Dispofition zu haben und ben einen 
Landestheil der Dresdner Anftalt zuweilen zu können 
und ben anderen ber Leipziger, und fie beabfichtigt, 
nachdem zu bemerken gewejen ift, daß bie Gemeinden 
bis jeßt noch in ganz ungenügender Weije zu biejen 
Prüfungen für Nahrungsmittel gefchritten find, ans 
zuregen, daß bie Gemeinden mit ber einen oder anderen 
Anftalt dahingehende Verträge und Abkommen fließen. 

Gegen das Vorgehen der Regierung ift zunächſt eine 
Petition von den Nahrungsmittelhemitern, welche ver: 
ichiedene Laboratorien bereit im Lande haben, eingereicht 
worben, welche dahin geht, daß namentlich die Bewilligung 
der verlangten Mehrausgaben in Kap. 53 abgelehnt wird. 
Sie haben befürchtet, wie in ber betreffenden Petition, 
welhe allen Kammermitgliedern zugegangen ift, aus: 
einandergefegt ift, dab dadurch ihre XThätigkeit einer 
wejentlihen Einfchräntung unterworfen würde und fie 
infofern großen Nachtheilen ausgejegt fein würben. 

In der jenfeitigen Kammer ift ſowohl in der Depu— 
tation, wie auch in der Sammer ſelbſt in ber and: 
giebigften Weife hierüber verhandelt worden. Es kann 
da auch auf die Landtagsmittheilungen verwiejen werben. 
Es Hatte fih zunächſt eine Meinungsverſchiedenheit 
zwifchen der Majorität der jemfeitigen Deputation und 
der Negierung herausgeftellt, welche dahin geführt Hatte, 
daß fich die Deputation in eine Majorität und eine 
Minorität fpaltete. Die Majorität wollte das beab- 
ſichtigte Vorgehen der Regierung ablehnen, während bie 
Minorität beichloffen Hatte, ihm zuzuſtimmen. Die 
Kammerverhandlungen haben zunächſt bahin geführt, daf 
biejes Kapitel zur nochmaligen Berathung an bie Depu- 
tation zurüdverwiefen wurde, und nad) diejer Berathung 
ift, wie ich thatfächlich zu bemerken habe, fofort voll: 
ftändige8 Einverſtändniß herbeigeführt worden. Die 
jenjeitige Kammer Hat bie Anträge ber Regierung ein- 
ftimmig volftändig genehmigt, und ich kann fomit Ton: 
ftatiren, daß die Mafregeln der Regierung, bie fie Hier 
in biefem Kapitel in Ausficht genommen hat, die voll- 
ftändigfte Billigung gefunden haben. 

Es bat ſich im Verlaufe diefer Verhandlungen, welche 
in der eingehendften Weije geführt worden find, heraus: 
geftellt, daß es zumächft wünfchenswerth wäre, wenn von 
diefen Nahrungsmittelprüfungen ausgiebiger als bis jeßt 
von den Gemeinden des Landes Gebrauch gemacht würde, 
da es dazu wünfchenswerth wäre, daß wenigitens bie 
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beiden Anftalten vorhanden wären, und baß, wenn erjt 
von Seiten bes Reiches bie Organifation dieſer Nahrungs- 
mittelunterfuchungen, wie das in Ausficht fteht, in An— 
griff genommen wirb, die Regierung nothwendig wenigftens 
zwei Unftalten in der Hand haben müßte, um auf dieſem 
Gebiete ben nöthigen ftaatlihen Einfluß ausüben zu 
fönnen. Es hat ſich nun auch herausgeftellt, daß die 
Abſicht, in Leipzig diefe 2. Prüfungsanftalt zu errichten, 
um bdeswillen ganz befonders zu empfehlen fein würde, 
weil dort die Nahrungsmittelhemiter an ber Univerfität 
vorgebildet werden und weiter das Inflitut der Univerfität 
auch die geeignetfte Stelle wäre, um namentlich in Bezug 
auf die Methode der Nahrungsmittelprüfung, in Bezug 
auf die Analyfe, auf die Probeentnahme und endlich auf 
die Preisgeftaltung für dieſe Unterfuchungen beftimmten 
Einfluß zu nehmen. 

Ich glaube, ich kann mich vorläufig mit diefen Mit- 
theilungen begnügen, um Ihnen zu empfehlen, bas 
Boftulat ber Regierung anzunehmen und demgemäß das 
Kapitel zu bewilligen. 


Präfident: Herr Oberbürgermeifter Dr. Schroeder! 


Oberbürgermeifter Dr. Echroeder: Meine jehr ge: 
ehrten Herren! Im der jenfeitigen Deputation und auch 
in ber jemfeitigen Kammer ift bei der Berathung biejes 
Kapitels wieberholt darauf Bezug genommen worben, 
daß die Stabt Plauen in Verbindung mit einem öffent: 
fihen hemifchen Laboratorium eine georbnete Kontrole 
bes Berfehrs mit Nahrungs- und Genußmitteln befige. 
Das ift richtig. Ich kann weiter Hinzufügen, daß wir 
in Blauen auch Gelegenheit gehabt haben, in einer wid) 
tigen Unterfuchungsangelegenheit mit dem Hygienijchen 
Inftitute der Univerfität Leipzig in Verbindung zu treten, 
und ich habe anzuerkennen, baß wir bei biefer Gelegen- 
beit ein jehr danfenswerthes Entgegentommen gefunden 
haben. Uber beide Thatſachen haben uns doch eine Er— 
fahrung eingetragen, an die ich hier in diefem hohen 
Haufe anknüpfen möchte. Es Hat ſich nämlich ergeben, 
daß es eine ganze Meihe von Unterfuchungen giebt, bie 
mehr ober weniger von ber Nähe ber Unterfuchungss 
ftation abhängen. Eine ganze Reihe von Unterfuchungen 
3. B. des Waſſers, mag es fih um Trinkwaſſer, Klär— 
wafjer, Flußwaſſer oder Abfallwaſſer handeln, laſſen ſich 
nur dann mit der erforderlichen Regelmäßigkeit, mit dem 
wünſchenswerthen Erfolge, mit der wünſchenswerthen 
Sicherheit und Exaktheitund auch mit dem wünſchenswerthen 
verhältnißmäßigen Koſtenaufwande ausführen, wenn die 
Unterſuchungsſtation der betreffenden Stelle, dem Orte 
des Befundes räumlich in gewiſſer Weiſe nahe iſt. Dieſe 
thatſächliche Erfahrung bringt mich dazu, eine Bitte der 


hohen Königl. Staatsregierung vorzutragen, bie ſchon in 


der Bweiten Kammer mehrfach, zum Ausbrude gefommen 


ift und der gegenüber bie Königl. Staatsregierung fi 
nicht ſchlechtweg ablehnend verhalten hat. Die Bitte 
geht dahin, e# möchte die Königl. Staatsregierung das 
hygieniſche Unterfuhungswefen auf biefem ober jenem 
Wege in beftimmten Grenzen bezentralifiren. Ich meine, 
nur dann, wenn eine gewiffe Dezentralifation des Unter- 
fuchungsmefens auf biefem Gebiete eintritt, nur dann 
wirb dieſes Unterfuchungswefen feinen vollen Erfolg 
und feinen vollen Segen haben. Ich bin in ber Lage, 
mich für biefe Anficht auch auf eine in biefem hoben 
Haufe fehr gefhägte Stimme und anerkannte Autorität 
berufen zu können, auf die Meinung bed verftorbenen 
Herrn Geh. Medizinalraths Profefior Dr. Birch-Hirſch- 
feld. In dem Nekrologe, der ihm von fachmänniſcher 
Seite in ber „Leipziger Zeitung“ vorigen November ge— 
widmet worden ift, wird ausdrücklich bie Bebeutung bes 
verstorbenen Herrn Geh. Mebizinalrathe® Dr. Birch- 
Hirfchfeld als Balteriologe hervorgehoben und wirb in 
feinem Sinne und Geifte und gleichſam als jein Ver— 
mächtniß dargelegt und Hingeftellt, daß, ba ber Arzt 
nit in der Lage wäre, in feiner Wohnung die zeit 
raubenden und fchwierigen Unterfuhungen vorzunehmen, 
mehr ober weniger über das Land bafteriologifche Unter: 
fuhungsftationen verbreitet fein müfjen, in benen ber Arzt 
fchnell über die Befunde des von ihm ber Unterjuchung 
gelieferten Materials unterrichtet werbe. Nur dann fei 
es möglich, bie richtige Erkennung und Eindbämmung 
vieler Infektionskrankheiten zu ermöglichen und herbei: 
zuführen. Ich möchte mir aus allen biefen Gründen 
geftatten, wiederholt bie Bitte auszufprechen, daß eine 
angemefjene Dezentralifation in der Einrichtung unferer 
hygienischen Unterfuhungsanftalten von der Regierung 
in die Wege geleitet und durchgeführt wird. 


Präfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — 
Der Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Domberr von Trütichler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Ich glaube, bie Abſicht der Regierung, 
diefe beiden Anftalten jo zum Mittelpunfte des zufünftigen 
Unterfuhungswefens zu maden, ift durchaus nicht eine 
derartige, die biefe Anſchauung, bie jegt feitens bes 
Herrn Oberbürgermeifterd Dr. Schroeder geltend ge— 
macht worben ift, irgendwie ftören ober beeinträchtigen 
könnte. Namentlich aus den Verhandlungen ber 
jenfeitigen Kammer und aus ben Erklärungen, welche ber 
Herr Staatöminifter von Mehzſſch dort abgegeben Hat, fann 
man vollftändig die Ueberzeugung gewinnen, daß bie 
beiden Anftalten durchaus nicht diefe Unterfuchung ge: 
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wiſſermaßen monopolijiren wollten, jondern daß, wenn 
nur ‚einigermaßen die ‚Unterfuhungen den wünfchens- 
werthen Umfang gewinnen, wenn nur einigermaßen 
die Gemeinden anfangen, hiervon den nöthigen Gebraud) 
zu machen, die beiden Anftalten durchaus in feiner Hin- 
fiht ausreichen, um bie betreffenden Arbeiten alle aus— 
zuführen, ſondern im Gegentheil, daß die Mitwirkung 
dieſer Privathemifer und der betreffenden Laboratorien 
durchaus nothwendig und nicht nur nothwendig, fondern 
aud erwünſcht iſt. Der Herr Staatäminifter hat in ber 
jenjeitigen Sammer auf Grund der Berhandlungen, 
welche er nad dieſer Richtung mit den Vertretern nament- 
ih aud) diefer Petition gepflogen hat, ausdrücklich nad: 
gewiejen, daß die Megierung bereits jegt glaube, eine 
Bafis gewonnen zu haben, auf welcher namentlich dann, 
wenn die Organifation des Nahrungsmittelunterfuhungs- 
weſens im Lande weiter gefördert würbe ober burd)- 
geführt würde, dann in Gemeinfchaft mit diefen Privat: 
laboratorien vorgegangen und denjelben aljo ihre voll- 
ftändige Thätigfeit zugemwiefen werben jollte. Aus alledem 
fann man die Ueberzeugung gewinnen, und das ift wieber- 
holt von ber Regierung verfichert worden, daß fie nicht 
die Abficht Hätte, der Thätigkeit diefer Privatlaboratorien 
irgendwie entgegenzutreten oder fie einzufchränfen, jondern 
daß fie im Gegentheil, wenn im übrigen ber ftaatliche 
Einfluß auf diefes Unterfuchungsweien gefichert wäre, 
ihre Mitwirkung mit Freuden begrüßt wird. 
Die Anträge zu Kap. 53, Hygieniſche Unterjuchungs- 
anjtalten, lauten: 
#) die Einnahmen nad) der Vorlage mit 19,020 M. 
zu genehmigen, die Ausgaben mit 73,470 M., 
darunter 8500 M. tranfitorifch, jedoch unter 
Begfall ber Eventualaufrüdungen, zu bewilligen; 

b) die Petition der Vereinigung öffentlicher analy- 
tifher Ehemifer Sachſens auf ſich beruhen zu 
laſſen. 

Bräfident: 

„Beihließt die Kammer demgemäß?” 
Einftimmig. 

Berihterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Faltenftein: Zu Kap. 54, Ambulatoriſche Kliniken 
(Poliklinifen), Krankenbetten zum Erſatze der vormaligen 
Chirurgiſch⸗ medizinischen Akademie, ift nichts zu erwähnen. 
Es wird beantragt: 

„die Yusgaben mit 14,910 M. nad) der Bor- 


lage, jedoch unter Wegfall der Eventualaufrüdung, 
zu bewilligen.” 
Präfident: 


„Beſchließt die Kammer demgemäß?” 
Einftimmig. 
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Berichterſtalter Domheir von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein. Ebenſowenig iſt bei Kap. 583. Grenz— 
regulirungen, wo 10,000 M. eingeftellt find, ein Poſten, 
ber regelmäßig in diefem Betrage im Budget wiederkehrt, 
etwas zu bemerken, und es wirb beantragt: 


„die Ausgabe nad; der Vorlage mit 10,000 M. 
zu bewilligen.“ 


Präfident: 
„Auch hier befhließt die Kammer demgemäß?” 
Ja. 


Berichterftatter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Nun komme ich zu Kap. 59, Kunft- 
afademie und Kunſtgewerbeſchule zu Leipzig, Kunſt— 
gewerbejchule mit Vorfchule und Kunftgewerbemufeum zu 
Dresden, jowie Induftriefhule zu Blauen. Diejes 
Kapitel ift aus drei einzelnen, ben früheren Kap. 45, 45a 
und 45b jetzt zufammengejeßt worden, und es find dieſe brei 
Kapitel in eins vereinigt worden. Bei biejem Kapitelft auch 
ein Mehrzuſchuß von 35,605 M. verlangt, und wie die 
verjchiedenen Wusgabetitel ergeben, ift der Haupttheil 
biefer Mehrausgabe, nämlid; 20,455 M. mit der Er- 
höhung der Vejoldungen pojtulirt. Diefe Bejolbungen 
find in Zit. 3 poftulirt, und es Liegt hierzu bie ausführ- 
liche Begründung ſowohl in Bezug auf die veränderten 
Gehaltseinrichtungen, als aud) in Bezug auf die Erhöhung 
von Gehalten und endlich auch in Bezug auf die Ber: 
mehrung von Beamten vor. Ich glaube, ich habe wohl 
nicht nöthig, alle diefe einzelnen Boftulate, die ganz genau 
fpezialifirt find, Ihnen nochmals vorzutragen, ich erwähne 
bloß, daß in Bezug auf die Gehaltserhöhung hier ein 
neuer Grundjag eingeführt worden iſt Es heißt hier in 
ber britten Poſition „durch Erhöhung ber Lehrergehalte 
von 1901 ab gemeinjährig 9345 M.“, und das ift ber 
weſentlichſte Poſten. Es ift bier vorgejehen, daß bie 
Gehalte ähnlich, wie dies bei bem Lehrern an ben 
Staatögymnafien der Fall ift, duch Jahreszuſchüſſe 
nad) drei Jahren ſich erhöhen. Es Handelt fi aljo um 
eine Gleichftellung diefer Lehrergehalte wenigstens bezüglich 
biefer Gehaltöfrage mit benen der Lehrer an den Staats: 
gymnaſien. Es ift das ein Novum bier geweien, und 
es bat die Megierung Hierüber in der jemjeitigen Depu- 
tation noch eine ganz bejondere Erllärung abgegeben, 
welches fich aud) auf den Umftand bezieht, daß die Gehalte 
von all diefen Lehrern jowohl hier bei biejen Kapiteln, als 
auch bei dem nachfolgenden Kapitel „Techniſche Staatslehr: 
anftalten in Chemnitz“ nicht einzeln etatifirt find nad). ben 
einzelnen Lehrerlategorien, ſondern daß für diefe Gehalte 
eine Geſammtforderung geftellt if. Das hat die Königl. 
Staatöregierung bei biejen Kapiteln als ein beſonderes Erfor- 
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derniß um beswillen bezeichnet, weil, wie es hier Seite 19 
bes jenfeitigen Berichtes ausgeführt ift, bad Bedürfniß 
der Kunſtgewerbeſchulen und technijchen Staatslehranftalten 
ein ganz verjchiedenes gegenüber benen von ben Gymna⸗ 
fien und anderen Lehranftalten ift. Für die Lehrer ber 
Staatögymnafien und anderen Lehranftalten ift im all- 
gemeinen eine gleichmäßige Vorbildung vorgefchrieben, 
was bei biejen techniſchen und Kunſtlehrern im großen 
ganzen nicht zutrifft. Es wird bei biefen Lehrern ein 
großes Gewicht auf deren Vorbilbung und Beichäftigung 
in ber Praris des Sunftgewerbes oder ber Technik ge- 
legt, und es ift der Lehrplan in dieſen Schulen ein viel 
veränderlicherer, al3 wie er in ben Gymnafien ift. Die 
tunftgewerblichen Bewegungen bedingen für bie Kunft- 
gewerbefchule, wie die Regierung jagt, die techniſchen Ver⸗ 
änderungen für die technifchen Staatslehranftalten, mitunter 
tiefgreifende Veränderungen ber Lehrpläne, unb deswegen 
ift e8 für die Regierung wünſchenswerth, in biejer Hin- 
fiht im Bezug auf die Normirung ber Gehalte etwas 
freiere Hand zu befommen, als wie dies bei ben Staats— 
gumnafien der Fall ift. Imfofern auf die einzelnen 
Lehrerftellungen Aeuderungen eingetreten find, giebt dieſe 
Spezialifirung von Tit. 3 vollftändig an die Hand. Der 
Gejammtforderung ift nad) feiner Richtung hin ein Be— 
denfen entgegengeftellt worden und auch ſeitens ber De- 
putation nicht geltend zu machen. Die Depntation empfiehlt 
daher deren Genehmigung. 

Die weiteren Titel in Bezug auf die Uusgabeetats 
find im ganzen unbedeutender Natur und find durch bie 
Erläuterungsipalten gleichfalls vollftändig begründet, jo 
daß ich in Bezug auf diefes Kap. 59 etwas weiteres nicht 
hinzuzufügen hätte, und beantrage: 

Kon Kap. 59, Kunftalabemie und Kunftgewerbe- 

ule zu eeipig, Kunftgewerbejchule mit Bor: 
| e und Kun gewerbemufeum zu Dresden, 
owie Iubuftriefchufe zu Plauen, die Einnahmen 
nad der Vorlage mit 25,700 M. zu genehmigen, 
bie Uusgaben mit 443,408 M., darunter 21,593 M. 
tranfitorifch, nach der Vorlage, jedoch unter Weg- 
fall der orbehalte eventueller Aufrüdung, zu 
bemwilligen.” 


Bräfident: Begehrt jemand das Wort? — 
Die Kammer befchlie gt wohl bemgemäß? 
Einftimmig. 
Berichterftatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Fallenſtein: Wir gehen nun zu Kap. 59a über: 
Techniſche Staatslehranftalten zu Chemnitz. Auch 


hier ift in it. 3 eine erhebliche Vermehrung der Be: 
joldungen eingetreten, worüber ich mich bereits ausgelaſſen 
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babe, die unter bemjelben Titel gleichfalls durch aus— 
giebige Erläuterung vollftändige Begründung gefunden 
hat. Im übrigen iſt auch zu dem übrigen Ausgabetiteln 
etwas weiteres nicht zu bemerfen, ber Etat fchließt mit 
bemfelben Zuſchuſſe ab wie ber -vorjährige Etat, und 
beantrage ich demgemäß 

„bei Kap. 59a, Technifche — 


* —— die Einnahmen u ber Vorlage 
54,750 M. zu genehmigen, die Ausgaben 

mi 317, 850 M., nad) der Vorlage, jeboch unter 
Wegfall "ber Borbehalte eventueller Aufrüdung, 


—— 


— Wünſcht jemand das Wort? — Herr 
Oberbürgermeiſter Dr. Beck. 


Oberbürgermeiſter Dr. Bed: Meine hochgeehrten 
Herren! Geftatten Sie mir, wenn es auch leider erft 
zu fpäter Stunde geſchehen kann, bie Aufmerkſamkeit 
noch auf einen Punkt zu Ienfen, der uns jegt in Chem- 
nitz ſtark befchäftigt, und ber allerdings nicht nur lokale 
Bedeutung hat, jondern wie ich mir auszuführen erlauben 
werbe, gewiß auch von einer nicht zu unterfchägenden 
Wichtigkeit für unfer Sand im allgemeinen if. Es 
betrifft die Erhaltung ber Frequenz ber Technifchen 
Stantslehranftalten und damit zugleih die Erhaltung 
ber Bebeutung biefer hervorragenden Unftalten für In: 
buftrie und Gewerbe unferes Landes überhaupt. Es ift 
ja genügend befannt, in welch hervorragender Weife 
diefelben ihre fegensreiche Aufgabe bisher erfüllt Haben, 
und wie fie ſpeziell durch bie Ausbildung von Prak— 
tifern, die als Direftoren und Werfmeifter in ber In— 
buftrie Großes geleiftet, unjerem Lande zum reichften 
Segen gereicht haben, und es wirb unfer Wunſch und 
unfer Beftreben jeberzeit fein müfjen, darauf zu balten, 
da an diefem Zuſtande eine Menderung nicht eintritt. 

Ich glaube aber doch, daß in gewiſſem Sinne bie 
Staatslehranftalten an einem Wenbepuntte angelommen 
find, und daß etwas nach ber Richtung Hin geſchehen 
muß. Auf diefen Wenbepunft find verfchiedene Mo: 
mente von Einfluß gewejen. Ich möchte zunächſt Bier 
bas Verhältniß der Königl. Tehnifchen Hochſchule zu ben 
Techniſchen Staatslehranftalten einer kurzen Erörterung 
unterwerfen. Der Herr Staatsminifter Dr. von Seydewitz 
defien Anmwefenheit bei ber heutigen Berathung ich nur 
mit lebhafter Freude begrüßen fann, hat in bem vorigen 
Zandtage bei ber Beſprechung ber Techniſchen Hochſchule 
mit gewohnter Treffficherheit gegenüber ‚einer Bemerkung 
des Herrn Abg. Niethammer, im welcher letzterer fein 
Bebauern über eine nicht größere Frequenz bei ber Tech— 
nischen Hochſchule ausgefprocden Hatte, folgendes aus- 
geführt. Ich bitte den Herrn Präfidenten, dieſe Worte 
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verlejen zu dürfen, und auch für eine fpätere Stelle 
ſchon jegt mir biefe Erlaubniß ertheilen zu wollen, 


(Präfibent: Iſt geftattet.) 


Se. Ercellenz hat ausgeführt: 


„Wenn keine höhere Frequenz vorhanden wäre, 
jo Liege der Hauptgrumd gewiß nit in einer Minder: 
werthigfeit unferer Lehrkräfte; ein Hauptgrund werbe 
wohl darin zu finden fein, daß wir hohe Unforderungen 
an die Aufnahme zum Studium an diefer Technifchen 
ars ftellen, Anforberungen, die wejentlicd höher 
ind, wie an mancher anderen Schwefteranftalt, an 
welchen aber nad meinem Dafürbhalten unbedingt feft: 
ware fein wird, wenn anders die Technifche Schule 
en ihr eingeräumten Charakter einer Hochſchule mit 
Recht an ſich tragen fol”. — 

und die längere Ausführung über die Frequenz und die 
Bergleiche mit anderen Hochſchulen dann mit den Worten 
geſchloſſen: 

„Die Chemnitzer Schule iſt eine Techniſche Schule 
mittlerer Ordnung, die tüchtige brauchbare Ingenieure 
für die Praxis heranbilden will; die Dresdner Schule 
iſt dagegen eine Hochſchule, die ihren Studirenden die 
Befähigung zu den höchſten wiſſenſchaftlichen Leiſtungen 
auf iechniſchem Gebiete vermitteln will. Beide Un- 
ftalten find exiſtenzberechtigt und haben ihre Lebens- 
berechtigung durch ihre vielen jchönen Erfolge hin— 
reichend bewieſen. So lange fie fi innerhalb bes 
von mir gefennzeichneten Rahmens halten und jo lange 
nicht etwa die Chemniger Schule in die Sphäre ber 
Dresbner hinauf ober diefe in die Sphäre der Chem: 
niger hinunterfteigen wird, jo lange können fie friedlich 
neben einander beftehen. Ich glaube, es wird bies ber 
ganzen Entwidelung unferer Technit und allen dabei 
intereffirten Kreijen nur Bortheil bringen.“ 


Es entjteht num bie Frage, ob das Verhältniß noch 
basjelbe ift, als es damals war. Ich habe in Weber: 
einftimmung mit Sr, Ercellenz gleiche Unfichten über 
das Weſen einer Hocfchule gehabt. Die Technifche 
Hochſchule Hat in der That ganz Hervorragendes ge: 
leiftet; wir find berechtigt, beſonders ſtolz auf biefelbe 
zu fein, und wenn ich bei meiner Werthſchätzung für 
die Technik etwas dazu thun kann, fie hochzuhalten, 
werbe ich das thun. ber ich glaube do, daß, wenn 
das richtig ift, was mir gefagt ift, durch eine Aenderung 
in dem Statut ber Technifchen Hochſchule in Bezug auf 
die AZulaffung ber Hörer eine Veränderung gegenüber 
dem damaligen Buftande eingetreten if. Ich will 
burchaus fein maßgebenbes Urtheil darüber haben, aber 
nach meinem Dafürhalten ift burch jene Aenberung eine 
gewiſſe Belaftung ber Techniſchen Hochſchule eingetreten 
zu Ungunften ber Techniſchen Staatslehranftalten. 
Wenigftens ift mir von zuverläffigfter, jachverftändiger 


Seite eine von mir nicht fontrolirte Statiftif zugänglich 
gemacht worben darüber, daß bie Zahl ber nicht im 
Befige der Gymnaſial- und Realgymnafialabiturienten: 
zeugniffe Befindlichen zur Gefammtfrequenz in einem be— 
ftimmten Zeitpunkte feit dem Sommer 1890 von 8,8 
Prozent auf 26,7 Prozent und bie Zahl ber nur zum 
Einjährig: Freiwilligen: Dienft Befähigten von 1896 bis 
jetzt wejentlich geftiegen, andrerſeits aber ein entjprechenber 
Rüdgangbeiden Techniſchen Staatslehranftaltenin&hemnik 
zu bemerfen fei. Bei der Nachfrage nad) dem Grunde wurbe 
mir nun gejagt, daß zum Beſuche ber Technischen Hochſchule 
nicht mehr ausschließlich folche zugelaffen werben, bie 
das Wbiturientenzeugniß eines Gymnaſiums ober eines 
Realgymnafiums oder das Wbiturientenzengniß der 
Höheren Gewerbefhule in Chemnik Haben, fondern 
auh jüngere Männer im Alter von 17 Jahren, 
bafern fie nur die Berechtigung zum Einjährig- 
Freiwilligen: Dienft haben, und daß — ich weiß nid, 
ob es fo richtig ift — für die Bulafjung jogar jebes 
folhe Zeugniß als ausreichend angefehen wird, während 
die Höhere Gewerbefhule in Chemnig in beftimmten 
Fächern eine beftimmte Mindeftleiftung erfordert. Iſt 
das aber in ber That fo, jo wäre es ja ganz natürlich, 
wenn der Zugang zur Techniſchen Hochſchule von folchen 
nur mit dem Einjährig: Freiwilligen: Zeugniß Aus: 
geftatteten und ber Nüdgang ber Staatslehranftalten 
bementfprechend geftiegen ift. Es kommen in biefer Be- 
ziehung ja zu gunſten ber Technifchen Hochſchule ver— 
ſchiedene Faktoren in Frage, nämlich einmal die längeren 
Sommerferien, bie eine Hochſchule hat gegenüber einer 
Höheren Gewerbeſchule, zweitens bie großen Reize und 
Genüffe, die unfere ſchöne von Jahr zu Jahr jchöner 
werbende Lanbeshauptftabt bietet, drittens der Meiz der 
akademiſchen Freiheit, und endlich die Hoffnung, Bier, 
wenn auch nur ausnahmsweife, ein Diplomzeugniß als 
Ingenienr zu erhalten, welches in Chemnig nicht zu 
erreichen if. In Chemnitz dagegen werben bie jungen 
Leute mehr als Schüler behandelt, fie heißen Gewerbe: 
ſchüler, und das ift ben jungen Leuten nicht angenehm, 
fie wollen bier lieber Studenten fein. Es ift bort 
eine ftraffere Schulbisziplin, bie fie zufammenhält, und 
eine längere Lehrzeit mit geringeren ferien. Das find 
aber nad; meinem Dafürhalten ganz befonders beachtliche 
Faktoren für die Ausbildung folder nicht mit bem 
Abiturientenzeugniß ausgeftatteter jungen Leute, die ein 
Berbleiben der Letzteren an ben Staatslehranftalten mir 
deshalb ſchon beſonders angemefjen erſcheinen laſſen, 
um ſie nicht mit all zu großen Anſprüchen in die 
Praxis eintreten zu laſſen. Für die Berechtigung dieſer 
meiner Anſicht glaube ich noch ein klaſſiſches Zeugniß 





dem hohen Haufe mittheilen zu jollen aus einer Reftorats- 
rebe, welche der verehrte frühere Rektor, Herr Profeſſor 
Engels hier, von ber Technifchen Hochſchule, vor zwei 
Jahren gehalten hat. Nah dem mir vorliegenden 
Beitungsausfchnitte hat er dort gejagt: 


„Shemnig ift durchaus feine Vorſchule für Dresden, 
fondern bildet fertige Mafchinentechnifer, und zwar für 
die zahlreichen mittleren Stellen der Praxis fehr braud): 
bare Techniter aus, welche daher auch gerne von ber 
Induſtrie gefucht werden. Unſer Land hat daher alle 
Urſache, auf feine Höhere Gewerbeichule ſtolz zu fein 
und legtere hat ihre Eriftenzberechtigung wahrlich voll 
und son erwiefen. Hätten wir fein Chemnig, dann 
würbe allerbingd Dresden in der Gejammtfrequeng ber 
Hörer ganz anders rangiren wie ieht Aber wäre 
jolhes für unfere eg von Vorteil? Ganz 
ger nicht! Denn daß bei den außerorbentlich hohen 

ejuchsziffern, wie fie bie mechanifchen Abteilungen 
in Berlin, Münden, Darmftadt ıc. aufweijen, von 
einer individuellen Ausbildung des Einzelnen nicht die 
Rebe fein kann, bas brauche ich hier nicht zu erörtern. 
Ich nehme vielmehr durchaus feinen Anftand, es auch 
an biejer Stelle auszufprehen, daß bie durch ben 
wang einer irrigen öffentlihen Meinung für unfere 
ochſchulen herbeigeführte Notywendigkeit, mit möglichft 
oben eh sh. Sa zu glänzen, weber ben Hoch— 
chulen, noch der Induſtrie zum Vortheile gereicht. 
Lediglich darauf iſt der leidige Umſtand zurückzuführen, 
daß wir immer noch ſehr weit von der in weiteſten 
Kreiſen immer und immer wieder geſtellten Forderung 
nad) oe Ta Aufnahmebebingungen entfernt find. 
Schon jet fragt man fi im umferer Induſtrie: 
wohin mit den Taufenden von alabemifch gebildeten 
zu ben höchſten Anfprüchen erzogenen, aber durchaus 
nicht immer berechtigten Ingenieuren, da doch ber 
leitenden, der höheren Stellen es nur verhältnigmäßig 
wenige giebt? Eine Gefundung ber Verhältniſſe an 
unferen Hochſchulen und fpeziell an deren mechanifchen 
Abtheilungen kann nur durch zwei Momente herbei: 
e werben: einmal durch bie gleichmäßige Ein- 
Hi jung - —— F —— 
und dann gleichzeilig durch die Förderung der techniſchen 
Mittelſchuſen. Beides würde dem ungeſunden An— 
drange ſpeziell zu den mechaniſchen Abtheilungen ein 
Ende machen und ſowohl den Hochſchulen als auch den 
Mittelſchulen eine geſunde Baſis verleihen.” 


Dann bezieht ſich der Rektor Profeſſor Engels noch 
auf eine Konferenz, die in Frankfurt a. M. im Jahre 1896 
von Profeſſoren der deutſchen techniſchen Hochſchulen und 
von Vertretern bes praktiſchen Maſchineningenieurweſens 
abgehalten und wo folgendes ausgeſprochen wurde: 


„Um den Bedürfniſſen der Induſtrie zu entſprechen 
und um zugleich den Zudrang ungeeigneter Elemente 
‘a ben technifchen Hochichulen zu vermindern, empfiehlt 

ie Berfammlung, bie weitere Entwidelung der tech— 
niſchen Mittelfchulen zu fördern.“ 


1.8. 57. Sigung, am 26. April 1900. 
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Und endlich fließt der Herr Rektor: 


„Nun, meine Herren, wenn Sie fi) bies alles 
vor Augen halten, dann werben Sie mit mir jagen, 
daß bie Konkurrenz von Ehemnig uns zwar eine Fr 
große Zahl von Hörern seht, daß aber gerade 
deshalb die Verhältniffe in unferem Lande bezüglich 
ber Ausbildung der Mafchineningenieure geradezu 
muftergüftig genannt werben tönnen, allerdings nur jo 
lange, jo lange Chemnig eine ausgeſprochene Mittel: 
ſchule bleibt.” 

Ih kann jedes Wort in diefen Ausführungen unter: 
ſchreiben, und glaube auch, daß Chemnig nichts weiteres 
erftrebt hat, als eine Mittelſchule zu fein, allerdings dies 
aud in vollem Maße. 

E3 wird ſich nun fragen, was zu thun ift, um den 
Nüdgang in ber Frequenz und darum in ber Bebentung 
unferer Technifchen Staatslehranftalten zu verhindern. 
Nach meinem Dafürhalten kann verfchiedenes gejchehen. 
Zunächſt die Erhaltung eines tüchtigen und berufs: 
freudigen Lehrerfollegiums. Ich kann in biefer Be: 
ziehung verfichern, daß das Lehrerfollegium ber Staats» 
fehranftalten, das bisher feine Schuldigkeit in hervor: 
ragendem Maße gethan hat, zur Zeit unter einem 
gewiffen Drud fteht, und daß die Hebung der Berufs: 
und Ürbeitsfreubigfeit desfelben mir im Intereſſe aud) 
bes Landes ganz beſonders erwünſcht erfcheint. Ich 
möchte aber auch vor allen Dingen wünſchen, baß bie 
Uenderung des Namens der Techniſchen Staatälehr: 
anftalten, der bis dahin einen fehr guten Klang gehabt 
bat, und in unſerem Lande auch vielleicht noch künftig 
haben würde, doch einmal einer näheren Erwägung 
unterzogen werde. Es find uns bie verjchiebenften 
Klagen von früheren Schülern der Staatslehranftalten 
zu Ohren gelommen, bie fi) darüber bejchwerten, daß 
fie mit dem Zeugniß als höhere „Gewerbeſchüler“ ſchwer 
Aufnahme außerhalb Sachſens finden, weil man nun 
einmal bei dem heutigen Stande der Technik keinen Ge: 
werbejchüler mehr anftellen will, mag er auch nod jo 
gut vorgebildet fein, fondern einen, wenn aud von einer 
minderwerthigen Anftalt vorgebilbeten „Ingenieur“. Dies 
ift auch in einer Petition folder Schüler an das 
Minifterium bes Innern einmal zum Ausdrude gekommen. 
Dazu kommt die mißverftändliche Auffaffung von biefen 
Unftalten, die fogar im fonft ziemlich gut redigirte 
Bücher, wie Kürfchner® Staatshandbuch übergegangen 
ift, welches im Jahrgange 1899 die Techniſchen Staatd- 
lehranftalten in Chemnig unter bie „Fachlehranſtalten“ 
einreiht, während unter ben „Techniſchen Hochſchulen“ 
Technikums, wie Mittweida, Einbed, Jlmenau und 
Hildburghaufen angeführt find. Mittweida gebt jet 
fogar in feinen den Herren gewiß allen genügend durch 
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bie Preffe befannten Reklamen fo weit, fi „Höhere 
technische Lehranftalt” zu nennen, „zur Ausbildung von 
Maſchinen- und Elektroingenieuren“. Wie weit obiger 
Jerthum verbreitet ift, geht ferner aus einer Bemerkung 
hervor, die nad einem Zeitungsberichte der den Herren 
von der Gentenarfeier der techniſchen Hochſchule in 
Charlottenburg näher befanntgeworbene Geh. Regierungs: 
rath Riebler dort in einem Werfe ausgeſprochen hat, in 
der er mit Geringjhägung und in voller Untenntniß 
ber Leiftungen der Chemniger höheren Gewerbejchule bie 
Gewerbeſchüler behandelt, ein Umſtand, der natürlich 
ganz wejentlich zur Erbitterung biefer Schüler hat beitragen 
müflen. Es ift wohl bie Frage darüber begründet, 
wenn jo etwas am grünen Holze eines Profefiors ber 
Technik entfteht, was dann am bürren Holze eines 
Laienurtheils über jene Schulen gejchehen muß. 

Nachdem dieſe Frage auch in ber Zweiten Kammer 
berührt worben ift und zwar unter Bravorufen, möchte 
ih mir erlauben, an bie Königl. Staatsregierung bie 
Bitte zu richten, dieſen Thatjachen eine wohlwollende 
Erwägung zu theil werben. zu laſſen und hauptſächlich 
darnah zu ftreben, daß ben Techniſchen Staatslehr: 
anftalten unter Zufammenfafiung ihrer vier Gruppen: 
Maſchinenbau, Hochbau, Chemie und Elektrotechnik ein 
Name gegeben werbe, der jenen Beichwerben abhülft, 
‚ und dadurch mit dazu beizutragen, daß bieje hervor— 
tragende Ausbildungsanftalt für praftiiche Direktoren 
und Werfmeifter der Imbuftrie auch ferner auf ihrer 
Höhe erhalten und jo eim reicher Segen fürs ganze 
Land bleibe! 


Präfident: Das Wort hat Se. Excellenz der Herr 
Staatöminifter des Innern. 


Staatsminifter vom Metzſch: Meine jehr geehrten 
Herren! Ich Habe die Beantwortung des materiellen 
Theil ber Rebe bes Herm Oberbürgermeifter Dr. Bed 
doch ebiglih, glaube ich, meinem Herrn Kollegen zu 
überlafjen und bin nicht in ber Lage, zu prüfen und 
feftzuftellen, ob und inwieweit die Grenzlinie, die für 
die Kompetenzen beider Anftalten feftgelegt ift, inne 
gehalten ober überjchritten if. Nach biefer Richtung 
hin enthalte ic mich jeden Urtheiles, ich möchte nur, 
auf ben legten Theil der Rebe des Herrn Oberbürger: 
meifter Dr. Bed eingehend, die Trage behandeln mit 
furzen Worten, inwieweit es angängig, rathfam und 
möglich ſei, ber Staatslehranftalt in Chemnig burch 
Beilegung einer anderen Bezeichnung nad) außen ein 
Gepräge zu geben, welches möglicherweife bem ſchein— 
bar vorhandenen Uebelſtande der verniinberten Frequenz 
diefer Anitalt nad) gewiffer Richtung Abhülfe ſchafft. 


1.8. 57. Sigung, am 26. April 1900, 





Meine Herren! Ih möchte eigentlich gerade biejem 
Wunſche auf Aenderung des Namens und auf Beilegung 
einer anberen Bezeichnung geneigt fein, ben praftifchen 
Erfahrungsfag kurz entgegenzuhalten: Der Name thut 
zur Sache nichts. Ich habe, und das hat ja auch der 
Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed ſchon angeführt, und 
das thue ich weiter, mit Freuden zu fonftatiren, daß bie 
Technische Lehranftalt zu Chemnitz hervorragendes und 
vorzügliches leiftet, und ba der Auf dieſer Anftalt ein 
allgemein guter, und daß bie Erfolge, die bort erzielt 
werden, auch allgemein anerfannt werben. Wenn aber 
bas ber Fall ift, meine Herren, fo ift e8 mir allerdings 
zweifelhaft, ob wirklich begründeter Anlaß vorhanden 
ift, gegenüber ben anderen Lehranſtalten, bie gleiche oder 
ähnliche Ziele verfolgen — ich meine da mehr die tech— 
nifhen BPrivatanftalten — auf Mittel und Wege zu 
finnen, die die Konkurrenzfähigkeit der Chemnitzer An— 
ftalt Heben, und ich möchte auch weitergehend, meine 
Herren, es immer noch als zweifelhaft Hinftellen, ob 
wirflih durch Wenberung der Namensbezeihnung für 
bie Anftalt zu Chemnig nad) der Richtung etwas wejent- 
liches gewonnen werben fann, daß eine Frequenzver— 
minberung, wie fie thatfächlich befteht, allein durch diefen 
Umftand herbeigeführt wird. Auf ber andern Geite, 
meine Herren, bin ich auch vollftändig bereit, anzuer: 
fennen und es als ein billiges Verlangen hinzuſtellen, 
daß eine Staatsanftalt von der Bedeutung, von ber 
Leiftungsfähigleit und von bem Rufe, wie es die An- 
ftalten zu Chemnig find, beftrebt ift, die Ziele und 
Bwede ihres Strebens und ihren Charalter auch nad) 
außen burd eine entjprechenbe Namensbezeichnung mehr 
in die Erjcheinung treten laſſen. Nach diefer Richtung, 
meine Herren, würde aljo die Regierung vollftändig 
bereit fein, beftehenden Wünſchen fomweit wie möglid) 
entgegen zu kommen, Daß biefe Wünſche beftehen, hat 
ja ber Herr Oberbürgermeifter Dr. Bed bereits beftätigt; 
ic, fann dies aber auch namens unb im Interefje der 
Anſtalt ſelbſt beftätigen und kann weiter anführen, 
meine Herren, daß beſonders aus bem Lehrerkollegium 
zu Chemnik diefe Wünfche nach entfprechender Namens: 
änderung bereit wiederholt an bag Minifterium des 
Innern geleitet worben find. Es fragt fih nun 
aber: wie fol geholfen werden? Wie joll ein Name, 
der nad allen Richtungen den Wünſchen entfpricht und 
ber zwed= und ſachgemäß fein fol, wie foll ein ber: 
artiger Name fonftruirt werben? Wie foll er zum 
Ausdrude gebracht werben? Die Technifche Lehranftalt 
zu Chemnig und das Profefjorentollegium ift über feine 
nach diefer Richtung Hin beftehenden. Wünſche befragt 
worden, und es hat, nachdem das Miniſterium bes 


I. 8. 57. Siung, am 26. April 1900. 


587 





Innern verfhiedene Vorfhläge gemacht hat, bie Lehrer: 
körperſchaft erflärt, daß fie in der Namensbezeichnung 
einen gewiffen Werth einzig und allein nur bann er- 
bliden könne, wenn ber Anftalt, und zwar ber höheren 
Gewerbeſchule bort, der Name Polhytechniſche Schule 
beigelegt würde. Das Minifterium des Innern hat 
biefen Antrag in Erwägung gezogen, hat aber mit Nüd: 
fit darauf, daß das Minifterium bes Kultus und bes 
öffentlihen Unterrichts gerade bei Ertheilung biejes 
Namens fehr wejentlich intereffirt und betheiligt ift, mit 
Rüdfiht auf die Technische Hochſchule erft beim Kultus: 
minifterium angefragt, um fich über deſſen Buftimmung 
zu vergewiflern, und ba ift benn aus &rünben, bie 
vielleicht mein Herr Kollege noch zu entwideln Gelegen- 
beit haben wirb, jeitens des Kultusminifteriums ber 
ganz beftimmte und ausbrüdliche Wunſch ausgeſprochen 
worden, von ber Bezeichnung Bolytehniiche Schule für 
die betreffende Abtheilung in Chemnig unbedingt Ab: 
ftand zu nehmen, und zwar aus bem Grunbe, weil 
früher die Technifche Hochſchule, ehe fie den Charakter 
einer Hochſchule erlangte, den Namen Bolytechnijche 
Schule geführt Hat, und weil erfahrungsgemäß ander: 
wãrts verjchiedenerlei Verwechſelungen zwiſchen Ted: 
niſchen Hochſchulen und Polytechniſchen Schulen mit 
Nüdfiht auf die Namenführung vorgekommen find, Mit 
Rückſicht auf diefes gewichtige Moment hat das Mis- 
nifterium des Innern zur Beit davon Abftand genommen, 
bem Wunfche der Technifchen Lehranftalten wegen Bei: 
legung biejes Namens zu entſprechen. Wenn ein anberer 
Name gefunden wird — das Minifterium ift mit feiner 
Kombinationsgabe aber noch nicht dazu gekommen, 


(Heiterfeit.) 


einen anderen paflenden Namen zu finden —, wenn 
aber ein anderer Name gefunden wird, der allen Ber: 
bältniffen entjpricht und insbefondere die Wünjche ber 
Lehrerſchaft in Chemnig felbft dedt, jo wird das Mi: 
nifterium dankbar fein für ben entjprechenden Rath und 
wird bemfelben auch zu folgen beftrebt fein. 


Bräfident: Das Wort hat Se. Excellenz der Herr 
Kultusminifter, 


Staatsminifter Dr. von Seydewitz: Meine hoch— 
verehrten Herren! Der Herr Oberbürgermeifter von 
Chemnig Hat bei ber Begründung feines Antrags, baf 
der Höheren Gewerbeichule in Ehemnig eine andere Be— 
zeichnung gegeben werben möge, auch das Berhältnig 
zwifchen der Technifchen Hochſchule in Dresden und biefer 
Anftalt in Chemnitz beſprochen. Ich bitte, dazu einiges 
berichtigenb bemerken zu Dürfen. Herr Oberbürgermeifter 

1.8. (2. Abonnement.) 


Dr. Bed Hat die Güte gehabt, Ihnen das vorzutragen, was 
ich im diefer Beziehung die Ehre gehabt habe, vor zwei 
Jahren in diefem hohen Haufe auszuführen, und er hat 
daran bie Bemerkung angeichloffen, er würde biejer von 
mir damals dargelegten Auffaſſung beizupflichten geneigt 
fein, wifje aber nicht, ob nicht inmittel$ eine Wenderung 
eingetreten fei. Ich glaube nad) feinen Ausführungen 
annehmen zu bürfen, baß er vermuthet, e8 ſei inzwiſchen 
eine Wenderung eingetreten. Dieje Vermuthung ift auch 
ganz richtig. ES ift immittel® eine Menderung ein: 
getreten, e3 ijt im Jahre 1898 eine neue Studien: 
ordnung für die Technifche Hochſchule in Dresden ent- 
worfen und vom Minifterium betätigt worden. Dieſe 
Studienordnung verfolgt aber ben Zwed, den Charakter 
ber Techniſchen Hochſchule als einer Hochſchule noch 
beſtimmter wie bisher hervorzuheben, ſie verfolgt den 
Zweck, die Aufnahmebedingungen für den Beſuch der 
Techniſchen Hochſchule gegen früher noch zu verſchärfen. 
Es iſt mir unerfindlich, wie aus dieſen neueren Be— 
ſtimmungen irgendwelche Schädigung der Höheren Ge— 
werbeſchule in Chemnitz gefolgert werden lönne; es iſt 
im Gegentheil dadurch das Gebiet zwiſchen dieſen 
beiden Schulen in dem von mir vor zwei Jahren ge— 
lennzeichneten Sinne noch beſtimmter abgegrenzt worden. 

Herr Oberbürgermeiſter Dr. Beck hat ſich nun darauf 
bezogen, daß das Studentenmaterial an der Techniſchen 
Hochſchule in Dresden in letzter Zeit minderwerthig ge— 
worden ſei, es gehe das daraus hervor, daß bie Zahl 
der Studirenden, die ein Maturitätszeugniß von einem 
Gymnaſium oder einem Realgymnaſium nicht beſäßen, 
ſich vermehrt habe, daß alſo die Zahl der Immaturi 
unter den inſkribirten Studirenden eine größere ge— 
worden ſei. Ich weiß nicht, von welcher Seite ihm 
dieſe Mittheilungen zugegangen ſind, das aber weiß ich 
und werde es Ihnen ſofort beweiſen, daß dieſe Mit— 
theilungen irrig ſind. Meine Herren! Es handelt ſich 
um vier Semeſter, die ſeit der neueſten Studienordnung 
verfloſſen ſind. In dieſen vier Semeſtern waren im 
Sommerſemeſter 1898 unter den Studirenden 55, im 
Winterſemeſter 1898/99: 39, im Sommerſemeſter 1899: 
32 und im legten Winterfemefter 1899/1900: 30 Stu: 
birenbe ohne Maturitätszeugniß, und es wird, wie in 
einem mir vorliegenden Jahresberichte des Rektors ber 
Techniſchen Hochſchule über das letzte Schuljahr aus: 
brüdlich hervorgehoben wird, biefe Zahl der Studirenden 
ohne Maturitätszeugniß binnen zwei bis brei Jahren 
völlig verſchwunden fein, weil ſich das Vorhanden— 
ſein dieſer Kategorie nur daraus erklärt, daß dieſe 
Herren ſchon früher, vor dem Jahre 1898, immatrikulirt 
geweſen ſind. Es wird auch in demſelben Jahresberichte 
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hervorgehoben, daß die jchärferen Uufnahmebebingungen 
für die Technische Hochſchule zur Folge gehabt haben, 
daß viele, die früher als Stubirende immatrifulirt 
gewejen, jegt hätten zurücgewiefen werben müſſen, 
beziehentlih als Hörer aufgenommen worden jeien. 
Der Herr Vorredner hat ſich dann weiter darauf be— 
zogen, daß die Zahl der Hörer eine unverhältnigmäßig 
große fei. Das find alſo Leute, die, ohne berechtigt zu 
fein, fi immatrifuliren zu laffen, doc die Erlaubniß 
erhalten, einzelne Vorleſungen an der Techniſchen Hoch— 
ſchule zu befuchen, ohne daß daran irgendwelche jpäteren 
Berechtigungen für die Aulaffung zum Examen ans 
gefnüpft werden könnten. Meine Herren! Die Ein: 
rihtung der Hörer befteht — foviel ich weiß — an 
allen Univerfitäten und an allen Technifchen Hochſchulen 
im Deutichen Reiche. Es würde, glaube ich, fein 
Grund vorliegen, dieſe Einrichtung lediglich an unjerer 
Dresdner Hochſchule zu befeitigen; wollte man das 
aber aud) thun, fo glaube ich, daß dann die in Frage 
fommenden Herren fi) an andere Univerfitäten, an 
andere Technische Hochſchulen, aber ganz gewiß nicht an 
die Höhere Gewerbeſchule in Chemnitz wenden würben. 
Uebrigens ift auch im dieſer Beziehung das Verhältniß 
der Hörer zu den Studirenden in Dresden durchaus fein 
abnormes. In den lebten vier Semeftern ift es ein 
ſchwankendes gewejen; im Sommerfemefter 1898 betrug 
die Bahl 14,7 Prozent, im Winterfemefter 1898/99 
16,6 Prozent, im Sommerjemejter 1899 16,8 Prozent, 
im Winterjemefter 1899/1900 15,8 Prozent, während 
im Durchſchnitte an den preußifchen technifchen Hoch: 
ſchulen dieſe Kategorie 20 Prozent ausmacht. Weſentlich 
geringer iſt der Prozentſatz nur an den beiden techniſchen 
Hochſchulen in Darmſtadt und Karlsruhe. In Darmſtadt 
betrug der Prozentſatz der Hörer zuletzt 7,1, in Karls— 
ruhe 8,15 Prozent; aber, meine Herren, das ift ber 
eflatantefte Bew:is dafür, daß aus einem Heinen Prozent: 
fage ber Hörer zu ben Studirenden nicht eiwa auf 
eine beſſere Dualifitation ber betreffenden Unftalt ge: 
ichlofien werden darf. Daß in Darmitadt und daß in 
Karlsruhe fo auferordentlih wenig Hörer find, folgt 
darous, daß man dort bei der Immatrikulation viel ges 
ringere Anforderungen ftellt wie an anderen Schwefter: 
anftalten, wie beifpielsweije auch in Dresden. Es ift 
mir verfihert worden, daf ſich unter den in Darmitadt 
als Studirende immatrifulirten jungen Leuten 70 Pro— 
zent von ſolchen Leuten befänden, welde nicht im 
Befige von gymnaſialen Maturitätszengniffen waren. 
Ufo, ih muß mit aller Entjcdiedenheit den Vorwurf 
zurüdweifen, als ftelle man jeßt geringere Anforderungen 
bei der Aufnahme an unjere Technische Hochſchule. Was 


— das will ich nod) erwähnen — bie rechtliche Stellung 
ber Hörer anlangt, jo erwähnte ich bereits, daß ihnen 
daraus, daß fie eine Zeit lang Hörer gewejen find, an 
fich keine Berechtigung entfteht. Sie werben nie zu einer 
Staatsprüfung zugelaffen werben. Nur in einer Be: 
ziehung ift eine Ausnahme von der Negel nachgelaffen. 
In $ 10, Abſatz 2 des einfchlagenden Statutes ıft 
gejagt: 

„Bei hervorragenden, durch — — 
nachzuweiſenden Leiſtungen können mit beſonderer 
Genehmigung des Miniſteriums des Kultus und 
öffentlichen Unterrichts Hörer ausnahmsweile zu den 
Diplomprüfungen zugelafjen werben.” 

Alſo zu den Diplomprüfungen, meine Herren; aber 
weun bier gejagt wird, daß es ſich dabei nur um eine 
Dispenfation handele, daß diefe nur ausnahmsweiſe 
ertheilt werben könne und daß es für biejelbe noch über: 
bie der Zuftimmung des Sultusminifteriums bebürfe, 
jo glaube ich, find Hierin hinreichende Garantien dafür 
gegeben, daß bieje ausnahmsweiſe Beſugniß nicht ges 
mißbraudt werden wird. Ich möchte in diefer Beziehung 
noch Hinzufügen, daß in den letzten vier Semeſtern über: 
haupt nur einer der Hörer — und das war ein alter 
ausgezeichneter Lehrer — zu einer Diplomprüfung zus 
gelafjen worden ift. Ich glaube, man wird auch Hieraus 
eine Schädigung der Höheren Gewerbeſchule in Chemnitz 
ganz gewiß nicht ableiten können. 

Wenn ber Herr Borredner weiter über die Unter: 
ſchiede ſich verbreitet hat, die zwiſchen Tresden und 
Chemnitz beftehen und dabei unter auberem auf bie 
Naturreize von Dresden Hingewiejen hat, fo bin ich nicht 
in der Lage, im dieſer Beziehung eine Aenderung in 
Ausſicht ftelen zu können. 

(Heiterfeit.) 


Was die Annahme einer veränderten Bezeichnung 
anlargt, fo jchlägt diefe Frage ja in erfter Linie in das 
Refiort des Minifteriums des Innern ein, und der Herr 
Minifter des Innern Hat fi) darüber bereits aus— 
geiprochen. Er Hat Ihnen aud erzählt, daß in dem 
Kreife ber Nächftbetheiligten der Wunſch bejtände, daß 
die Schule in Ehemnig in Zukunft die Bezeichnung 
„Polytechniſche Schule” erhalten möge. Er Hat Hinzu: 
gefügt, daß das Minifterium des Innern das Kultus: 
minifterium von dieſem Antrage in Kenntniß gefegt und 
um eine gutachtliche Aeußerung erfucht habe. Wir Haben 
ung damals in abfälligem Sinne geäußert, und ich halte 
diefen Standpunkt aud) jet noch für dem richtigen, und 
bin dem Minifterium des Innern dankbar, daß es unjerer 
Auffaffung nicht entgegengetreten ift. Ich möchte aber 
ausdrücklich bemerken, daß ed völlig unzutreffend wäre, 


wenn man hieraus eiwa auf eine Geringihäßung der 
Leiſtungen der Technischen Staatslehranftalten in Ehemnib, 
zu denen ja die Höhere Gewerbeichule dajelbft gehört, 
von unferee Seite fchliegen wollte. Auch dem Minifterium 
bes Kultus ift befannt, daß die Techniichen Staatslehr: 
auftalten in Chemnig vorzüglich organifirt find und Aus— 
gezeichnetes leiſten. 

Es ift dies die ganz natürliche Folge davon, daß diejen 
Anstalten ausgezeichnete Lehrkräfte, zwedmäßig eingerichtete 
Lehrinftitute und außerordentlich reiche Lehrmittel zur 
Verfügung flehen. Das Kultusminifterium würde ſich 
auch feinerjeits nur freuen, wenn eine andere Bezeichnung 
gefunden werben Könnte, die diejer Anstalt zu geben wäre, 
ohne daß eine Kollifion in der Bezeichnung mit unjerer 
Technischen Hochſchule zu befürchten wäre. Was aber 
fpeziell die Bezeichnung „Polytechniſche Schule” anlangt, 
fo Hat der Herr Minifter des Innern bereits darauf hin- 
gewiejen, daß unfere Technifche Hochſchule früher denjelben 
Namen geführt hat. Ich füge Hinzu, daß heute noch 
andere technische Hochſchulen, wie beifpielsweije die in 
Zürich, offiziell „Polytechniſche Schule” genannt werden. 
Wollte man jeht der Schule in Chemnit dieſelbe Be: 
zeichnung beilegen, fo fürchte ich, würde man auf der 
andern Seite Anlaß zu ebenſolchen mißverjtänblichen 
Auffaffungen geben, wie fie nach ber Darftellung des 
Herrn Vortedners zur Zeit nach entgegengefegter Richtung 
hin beftehen. Wollte man jegt der höheren Gewerbes 
ſchule diefe Bezeichnung geben, jo glaube ih — und id) 
habe gewifie Anhalte für diefen Glauben —, baf dann 
in weiten Sreijen die Meinung entjtehen würde, daß wir 
in Sadjjen zwei Königl. Technijche Hochſchulen befigen, 
die im ber Hauptjache diefelben Zwecke verfolgen, nur 
daß die Schule in Chemnitz den Vorzug böte, das ges 
ftedte Biel auf bequemerem, billigerem und vielleicht 
auch lürzerem Wege zu erreichen. Ich meine doch, daf 
die Negierung verpflichtet fein wird, einer berartigen 
naheliegenden Jrreleitung des großen Publikums vor— 
zubeugen. 


Prüfident: Das Wort hat zunächſt der Herr Ober: 
bürgermeifter Beutler und dann Herr Oberbürgermeifter 
Dr. Bed. 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Meine hochgeehrten Herren! Fürdten Sie nicht, daß 
id ald Vertreter von Dresden, wo die Hochſchule ihren 
Si hat, in einen Kampf mit Chemnitz eintrete oder gar 
in einen ſolchen mit dem verehrten Herrn Kollegen Dr. Bed, 
Ih möchte nur meiner Freude barüber Ausdrud geben 
und feſtſtellen, daß der Herr Stollege Dr. Bed erflärt Hat, 
man dente dort nicht daran, für Chemnitz die Ent: 
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widelung zu einer Techniſchen Hochſchule in Anſpruch zu 
nehmen. Ich habe Urſache zu der Annahme, daß man 
diefem Gedanken nicht immer jo fern geftanden hat, wie 
es gegenwärtig ausgeſprochen ift, und ich möchte beshalb 
das gerade mit bejonderem Dante konftatiren, daß man 
fi) in Chemnig jegt bejchieden Hat, fünftig nur eine 
Mitteljchule zu bleiben. Den kleinen Fehler, der im 
Kürfchnerichen Staatshandbude zu verbefjern ift, wird 
Herr Kollege Dr. Bed ficher kurzer Hand im Einvernehmen 
mit dem Herrn Verleger zu befeitigen wiflen. Zu dem 
Titel „Techniſche Staatslehranftalten” aber, wenn id) 
nod ein Wort jagen darf, möchte ich bemerken, daß er 
mir im hohen Grade angemejjen und viel vornehmer zu 
klingen ſcheint als „Polytechnifche Schule*. Polytechniſche 
Schule kann ſich jedes Privatinftitut nennen, aber Techniſche 
Stantölehranftalt ſcheint mir etwas jchweres, gewichtiges 
zu fein, wenn man diefen Titel zu führen berechtigt iſt. 
Id) glaube überhaupt, meine Herren, und bier darf id) als 
Borftand der Stadtverwaltung von Dresden einigermaßen 
aus Erfahrung jprechen, daß das Zurücgehen der Frequenz 
der Königl. Techniſchen Staatslehranftalt in anderen 
Urſachen feinen Grund hat als in denjenigen, in denen 
fie der Herr Stollege Dr. Bed jucht und die Chemnitzer Lehrer 
ſuchen. Die Herren — und da find ja auch im Königl. 
Minifterium zahlreiche Refforts beteiligt —, die Techniter 
in den letzten Jahren anzujftellen haben, wiflen, welcher 
Kampf fich gegenwärtig mit den Berechtigungen oder mit 
ber formalen Berechtigung von Technitern abjpielt. Sie 
willen, daß auf den Titel „diplomirte Ingenieure” viel 
gefahndet wird, daß darauf neuerdings von ber Uns 
ftellungsbehörde jehr viel Gewicht gelegt wird, und zwar 
für Stellungen, für die man früher überhaupt nicht 
weiter nad) der Borbildung und der Schule frug, ſondern 
für die man lediglich tüchtige Praktiker verlangte; für 
ſolche zahlreiche Stellen wird jegt gefragt: was Haft bu 
für Prüfungen beftanden, Haft dur die Technijche Hoch— 
ſchule abjolvirt? Am flagranteften tritt das hervor bei 
ber Elektrotechnik. In zahlreichen Großftäbten find in 
(eitenden Stellen Gfleftrotechnifer, die nur eine Real: 
ſchule abjolvirt, die nicht die Techniſche Hochſchule bejucht 
haben, die von einer Gewerbeſchule aus in die Praris 
gegangen find und num Hervorragendes in berjelben ge: 
feiftet haben und dann in ausgezeichnete Stellungen 
hereingekommen find. Heute wirb ſchon gefragt, ob der 
Betreffende das Diplomeramen für die Techniſche Hoch— 
ihule gemacht habe, denn dieſes ift num auch für die 
Efeltrotechnit eingeführt und es wirb verlangt. Jetzt 
tritt auf einmal die Konkurrenz ber Herren von ber 
Techniſchen Hochſchule ganz anders gegenüber denjenigen 
auf, die nur eine Mittelfchule bejucht Haben, und plötz— 
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lich ſehen fich bie Herren, die in Chemnitz, in Mittweida ober 
einer anderen Mittelfchule, die das „Diplom“ nicht ver: 
leihen kann, gedrängt auf biefem Gebiete von denjenigen, 
bie die Technische Hochſchule abfolvirt und die Prüfung 
beftanden haben. 

In der Titulatur ift überhaupt noch eine merkwürdige 
Berfahrenheit bei den Technifern. Alle Welt nennt ſich 
Ingenienr, und wenn ber Herr Kollege Dr. Bed geglaubt 
hat, baß nur biejenigen, bie in Mittweiba gewejen find, 
fi fo nennen, fo fann ich aus der eigenen Erfahrung mit: 
theilen, daß auch Abiturienten aus Chemnitz ſich Ingenieure 
nennen, obgleich fie nicht „diplomirte Ingenieure” 
find. Wir haben ihnen die Berechtigung dazu nicht ab: 
geſprochen, dazu lag fein Grund vor. Ich glaube aber, 
daß wir auf biefem Gebiete noch feine endgültige Neu: 
regelung treffen können. Ich bin aber ber Ueberzeugung, 
daß die Abiturienten von Mittelichulen künftighin ein 
fehr gutes Fortlommen haben werben, nur bürfen fie 
nicht prätendiren, daß fie mit demjenigen, bie die Hoch— 
ſchule abjolvirt haben, in den Ausfichten, die fie in der 
Praxis haben, gleichgeftellt find. Damit müfjen fie fich 
beicheiben. 

Ih bin fehr dankbar dem Herrn Staatäminifter, 
baf er jo klar unb beutlich dargelegt hat, wie die Königl. 
Staatsregierung ſich zu diefen Fragen verhält. 


Prüfident: Das Wort bat ber Herr Oberbürger- 
meifter Dr. Bed. 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine hochgeehrten 
Herren! Die Ausführungen bes Herrn Staatöminifters 
von Seybewig zwingen mich zu einer Erwiberung, unb 
ich möchte, wie er es geihan, diefelbe in den Ausbrud 
ber freude und ben bes Bedauerns Meiden, zumächft 
meiner Freude unb meines Dantes für das Wohlmwollen, 
das er am Schluſſe feiner Rebe den Technijchen Staats: 
lehranftalten zugewenbet hat, und auf der anberen Seite 
meines Bebauerns über einige Bemerkungen, bie er mir 
gegenüber gemacht hat und bie in einer Belämpfung von 
Buntten beftanden haben, zu benen ich feinen Anlaß ge 
geben Habe. 

Bunähft möchte ich glauben, ba fich im gewiſſen 
Sinne bie Polemit nur um Worte drehte infofern, als 
ber Herr Staatsminifter gemeint hat, es feien bie Auf: 
nahmebeftimmungen für bie Techniſche Hochſchule weientlich 
erfchwert worben; dies hat fich aber doch nur auf die 
Studirenden jelbft bezogen, während er ſelbſt zugegeben 
hat, daß die Zulafjung von jungen Leuten mit dem Ein- 
jährig » Freiwilligen Beugniß und bie bedingte Zulaſſung 
berjelben zur Diplomprüfung immerhin ben Kreis ber 
Zuhörer wejentlid erweitert hat. Dann Hat ber Herr 
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Staatsminifter davon geſprochen, wie die Statiftif über 
die lehten vier Semefter einen Irrthum in meinen Aus- 
führungen enthalte, während ich überhaupt nicht von vier 
Semeftern geſprochen Habe, ſondern von ben mir von ſach— 
verftänbiger Seite zugegangenen ftatiftiichen Rachweifen vom 
Jahre 1890 an. Weiter hat der Herr Staatsminifter ge- 
glaubt, einen großen Theil feiner Ausführungen ber Bekäm— 
pfung des Namens „Bolytechnifche Schule” wibmen zu follen. 
Ich möchte ihm gegenüber bemerken, daß ich deu Ausdrud 
„Polytechnifche Schule” überhaupt nicht in ben Mund 
genommen habe unb infolge befien meinerjeit3 zu jener 
Bekämpfung Anlaß nicht gegeben habe. Und wenn endlich 
von berjelben Seite eine gewiſſe Heiterkeit dadurch her: 
vorzurufen gefucht worben ift, daß fich ber Herr Staats: 
minifter außer ftande erklärte, die Naturjchönheiten von 
Dresden zu ändern, jo muß ich bemerken, daß ich biefe 
Bitte nicht ausgefprochen und infolge deſſen auch zu dieſer 
Bemerkung meinerfeits nicht den geringften Anlaß gegeben 
habe. Das eine bleibt jebenfalls beftehen. Wenn in ben 
Ausführungen des verehrten Herrn Staatsminifters, bie 
ich mir zu verlefen erlaubt habe, gejagt war, daß bie 
Technische Hochſchule nad) feiner Meinung die Beitimmung 
habe, zu ben höchſten wiſſenſchaftlichen Leiftungen zu 
erziehen, jo muß es body immerhin als ein etwas frag: 
liches Unternehmen ericheinen, einerſeits biefelben Leute 
dazu zu erziehen, bie das Übiturientenegamen auf dem 
Gymnafium oder Realgymnaſium gemacht Haben, und 
anberfeitö auch diejenigen, die brei Jahre früher eine 
ſolche Lehranftalt verlaffen haben. Es ift weiter gejagt 
worben, es habe in ber ganzen Beit vom brei ober vier 
Semeftern, wenn ich den Herrn Minifter recht verjtanden 
habe, nur eine einzige Zulafjung zur Diplomprüfung 
ftattgefunden. Das ift eine Thatfache, das läßt ſich 
nicht beftreiten. Aber ebenfowenig wirb fich beftreiten 
lafien, daß von den vielen, die nach dieſem Beugnifie 
ftreben, jeder meint, er würbe vielleicht ber eine fein, 
der basjelbe befommt. 

Wenn ih mich nun weiter zu ber Erwiberung bes 
leider jegt abwejenden Herrn Staatsminifter von Metzſch 
wenbe, jo habe ich ihm meinen Danf dafür auszufprechen, 
in welch wohlwollender Weiſe er bie Berechtigung bes 
von mir angeführten Wunjches anerfannt Hat; daß bas 
gerade von bem hierfür zuftändigen Heren Mefiort- 
minifter geichehen ift, ift mir für die Staatslebranftalten 
wie für meine Ausführungen außerordentlich beruhigend. 
Der Herr Staatsminifter von Metzſch hat auf Grund von 
Erfahrungen zunächſt gemeint, ber Rame thue nichts zur 
Sade. Das erfcheint mir nicht ganz richtig, denn der 
Begriff der Gewerbeſchule ift in früheren Jahren, in 
denen die Schule gegründet wurbe, ein wefentlich anderer 
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geweſen als heute, und andrerſeits wird aud) das Sprüch— 
wort in ber Welt immer Geltung haben „Kleider machen 
Leute”, und heute gehört zum Eintritte in das Leben ein 
gewifjes Zeugniß, ohne welches niemand angenommen 
wird. 

Endlih will ich nochmals bemerken, daß, wenn 
auch bie Staatslehranftalten in Sachſen immerhin noch 
ben guten Klang haben, doch ber Prozentſatz der Nicht- 
fachfen ein ſehr bebeutenber ift, wenigſtens nach ben 
legten Ausweiſen über die Technische Hochichule, die einen 
Rückſchluß geftatten. Die Nichtſachſen verlangen eben, 
bag fie weſentlich anders bezeichnet werben als durch 
Beugniffe, in denen ihnen befcheinigt ift, fie feien Schüler 
einer „Sewerbejchule” geweſen. Ich kann aljo nur noch— 
mals dem Herrn Staatsminifter von Metzſch meinen 
Dank dafür ausfprechen, daß er in jo wohlwollender 
Weiſe zugefagt Hat, dafern er einen geeigneten Namen 
gefunden, diefen zu verleihen. Auch den Ausführungen 
des Herrn Kollegen Beutler gegenüber dient e8 mir zur 
Beruhigung, wie an maßgebendfter Stelle großer Werth 
darauf gelegt wird, für unfer hervorragendes Staatsinftitut 
ben richtigen Namen zu finden. Jedenfalls kann darüber 
nicht bloß, wenn ich jo jagen joll, gewiſſermaßen ein Spiel mit 
Worten oder die bloße Berichtigung des Kürfchnerichen 
Staatshandbuches hinweghelfen. 

Bräfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — E3 
ift nicht ber Fall. 

Ih gebe bem Herrn Berichterftatter das Schlußwort. 
— Der Herr Berichterftatter verzichtet. 

„Die Kammer befchließt wohl zu X. nad ben 
Anträgen der Deputation?“ 
Einftimmig. 


Berichterftatter Domherr von Trütichler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Zum Schlufje iſt noch das Kap. 50 b, Bau⸗ 
gewerkenſchulen zu Dresden, Leipzig, Plauen i.®. 
und Zittau und Tiefbaufchule in Zittau, zu erlebigen. 
Auch diefes Kapitel zeigt ein Mehrpoftulat von 17,316 M. 
und ift hauptfächlich dadurch begründet, daß zur Durch— 
führung von Barallelfurfen bei der Baugewertenfchule 
zu Dresden und zur Eröffnung ber oberen Kurfe bei 
ber Bittauer Tiefbaufhule Mehrpoftulate zu ftellen 
waren. Es find dadurch nicht nur die Beſoldungen um 
10,750 M. höher eingeftellt worben, fondern e# find 
auch die Bofitionen namentlich in Tit. 10 und in Tit. 11 
infolge biejer vorgejehenen Einrichtung, Tit. 10 um 
4450 M. Höher und Tit. 11 um 5966 M. höher, ein: 
zuftellen gewejen. Es find hiergegen Einwendungen 
nicht zu erheben gewejen und infolge deſſen beantragt 
bie Deputation: 

1. 8. (2. Ubonnement.) 


„AI. bei Kap. 59b, Baugewerkenfchulen zu 
Dresden, Leipzig, ri 1.8. und Bittau und 
ZTiefbaufhule in Bittau, die Einnahmen nad) 
ber Vorlage mit 20,070 M. zu genehmigen, bie 
Ausgaben mit 191,206 M., darunter 6466 M. 
tranfitorifc, nach der Borlage, jedoch unter Wegfall 
ber Vorbehalte eventueller Aufrüdung, zu be 
willigen.“ 


BPräfident: 

„Die Kammer tritt wohl aud hier bei?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages- 
orbnung angelangt. Ich beraume die nächte Situng 


auf morgen, freitag, mittag 12 Uhr an und fehe auf 
die Tagesordnung: 


1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge. 

2. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Zit. 29 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Beſeitigung 
von Straßenübergängen betreffend, (Druckſache 
Nr. 205.) 


3. Untrag zum münblichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 30 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Wreal: 
erwerbungen betreffend, (Druckſache Nr. 206.) 


4, Untrag zum miünblichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 40 des außerorbentlichen 
Staatöhaushaltsetats für 1900/01, Vergröße- 
rung bes Betriebseleftrizitätswerkes in Dresden: 
Friedrichſtadt (erfte Rate) betreffend. (Druck⸗ 
ſache Nr. 207.) 


5, Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 41 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, ben vier: 
gleifigen Ausbau der Strede Nieberjeblig« 
Dresden: Strehlen ꝛc. betreffend. (Druckſache 
Nr. 208.) 


6. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit, 47 bes außerorbdentlichen 
Staatshaushaltsetat? für 1900/01, Bahnhofs: 
erweiterung Kamenz (erfte Mate) und die dazu 
eingegangenen Petitionen betreffend. (Drud- 
ſache Nr. 209.) 

. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 84 bed außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweite: 
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rung des Bahnhofes Mehltheuer betreffend. | Zur Mitvollgiefung bes Protokolls lade ih ein 

(Drudjahe Nr. 210.) | Herrn Bürgermeifter Wilifch und Herrn Rittergutsbefiger 
8. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten Dr. jur. Pfeiffer. 

Deputation über Dekret Nr. 38, einen zweiten Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 

Nahtrag zum Staatshaushaltgetat 1900/01 zu verleſen. 

betreffend, und zwar zu Kap. 28, (Druckſache (Geſchieht durch Herrn Bürgermeiſter Thiele.) 

Nr. 211.) Hat jemand gegen das Brotofoll etwas einzuwenden ? 
9. Antrag zum mündlichen Verichte der zweiten — Es ift nicht der Fall. Ich erkläre dasſelbe für ge- 

Deputation über Kap. 107, 108 und 109 bes nehmigt und ſchließe bie öffentliche Sitzung. 


orbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, . : 
Penſionsetat betreffend. (Drudjadhe Nr. 212.) (Schluß der Sigung 3 Uhr nachmittags.) 


Für die Nebaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königlichen Stenographifchen Inſtituts 
i. V. Brofeffor Eduard Oppermann. — Rebaltenr Profefior Dr. Br. Motter. 
Drud von B. &. Teubner in Drespen. 


Lehe Abſendung zur Poſt: am 3. Mai 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


I. Kammer. 





NM 58. 


Dresden, am 27. April 


1900, 





Adtundfünfzigfte öffentlihe Sitzung 
der Erfien Sammer 
am 27. April 1900, mittags 12 Ur. 


Inhalt: 

Regiftrandenvortrag Nr. 1246—1265. — Anträge zu ben 
mündlichen Berichten der zweiten Deputation über: a) 
Tit. 29 des außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900,01, Beſeitigung von Straßenübergängen betr.; 
b) Zit. 30 des auferorbentlihen Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, Wrealerwerbungen betr.; ce) Tit. 40 des 
außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900,01, 
Bergrößerung bes Betriebseleltrizitätswerfes in Dresden: 
Friedrichſtadt (erfte Rate) betr.; d) Tit. 41 des außerorbent- 
lichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, den viergleifigen 
Ausbau der StredeNieberfeblig: Dresden -Strehlen ıc. betr.; 
e) Tit. 47 des außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Bahnhofserweiterung Ramenz (erfte Rate) und 
die dazu eingegangenen Petitionen betr.; f) Tit. 84 bes 
außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Erweiterung des Bahnhofes Mehltheuer betr.; g) Delret 
Nr. 38, einen zweiten Nachtrag zum Staatshaushaltsetat 
1900/01 betr., und zwar zu Kap. 28, und h) Kap. 107, 
108 und 109 des ordentlihen Staatshaushaltsetats für 


1900/01, Benfionsetat betr. — Feftiegung der Beit und" 


Tagesordnung für die nächte Sitzung. — Borlefung und 
Genehmigung bes Protololls über die Heutige Sigung. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 

Die Herren Regierungsfommifjare Geh. Räthe Dr. 
Diller, Dr. Ritterftädt, Geh. Finanzrath von Seyde— 
wig und Oberfinanzrath Elterid. 

Anweſend 38 Kammermitglieber. 

1.8. (2. Abonnement.) 





Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 


Den Vortrag aus ber Negiftrande giebt Herr 
Freiherr von Find. 


(Nr. 1246.) Schreiben des Königl. og gen 
fteriums vom 26. April cr. bei Ueberjendung des Königl. 
Dekrets, ben Schluß und die feierliche Verabſchiedung des 
gegenwärtigen Landtags betr. 


BPräfident: Zu verlejen. 


Geſchieht.) 

(Nr. 1247.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 34 bes —— 
Etats für 1900/01, Neuanlage und Vermehrung der 
Reparaturftände fir Lokomotiven ıc. betr. 


(Nr. 1248.) gang über Tit. 42 desſelben 
Etats, Umgeftaltung der Berlehräftellen Deuben und Hains- 
berg ıc. betr. 


Ey 1249.) Bericht ber vierten Deputation über 
die Petition des Gemeinberathes zu Kemnig und Ge 
nofjen, fowie bes Elbbadbeſihers Kroegis in Meißen 
und Genofien, das Einlaffen von Fälalien in bie Elbe 
betreffend. 


" (Rr. 1250.) m zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Petitionen ber Düngererport- 
gejellichaft zu Dresden und der landwirthſchaftlichen Ver— 
eine zu Langebrüd und Laufa um pachtweiſe Belafjung 
der Fälalienniederlage in Klotzſche, ſowie bie hierzu ein- 
gegangenen Gegenpetitionen betr. 


E 1251.) Desgleichen, betreffs der Beſchwerde des 
Dr. Braun in Naunhof, angebliche Rechtsverweigerung 
betreffend. 

(Nr. 1252.) Desgleihen über bie Petition bes Bahn- 
meifterd a. D. Berger in Mobihag um Penfionserhöhung. 

(Nr. 1253.) Desgleichen über die Betition beziehent- 
lich Beichwerde des Fabrilanten Krumbholz in Mylau 
und ber Geyer'ſchen Erben, einen Erpropriationdftreit betr. 

(Rr. 1254.) Deögleichen über bie Petition bes vor- 
maligen Eifenbahnwagenrüders Jariſch in Gotta, die Er- 
böhung feiner Rente betr. 
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Nr. 1255.) Unzeige der vierten Deputation üher | 
eine für unzuläffig erklärte anonyme Betition, mangel— 
bafte Pflege von Biehlindern betr. 

(Nr. 1256.) Desgleihen über eine für unzuläffig 
erflärte amprıyme Petition verfchiedenen Inhalts. 

(Rr. 1257.) Protofollertraft der Aweiten Kammer 
über die Schlußberathung über Kap. 50, 55, 58, 60, 
63a, 65 und 68 bes Etats für 1900/01, dad Departe— 
ment des Innern betreffend, und über das Königl. Dekret 
Nr, 38, einen zweiten Nachtrag zum Etat für 1900,01 
beirgffgub, und zwar zu Kap. 60 und 36a. 


Bräfident; Die Nummern bis 1256 kommen auf 
eine Tagesordnung. 1257 an bie zweite Deputation. 


(Nr. 1258.) Deögleichen über die Schlußberathung 
über die Petition Wähles in Schöna, Hochwaſſerſchäden 
betreffend, 


Präfident: Underweit an bie vierte Deputation. 


(Rr. 1259.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Betition Bichalers in Schöna, Hochwaſſerſchäden 
betreffend. 

Bräfident: Die Zweite Kammer hat glei der 
Erften Kammer bejchlofjen, die Betition auf ſich beruhen 
zu laffen, daher zu den Alten. 


(Nr. 1260.) Desgleichen, betreffend Schluß 
über die Petition des Gemeinderathes Krumhermersdorf, 
Hochwaſſerſchäden betr. 

(Nr. 1261.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition Kühns in Schöna und Genofien, Hoch— 
wafferfchäben betr. 

(Nr. 1262.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition bes Steinbruchpächters Zieger in König: 
ftein, Hochwaſſerſchäden betr. 

Präfident: Säimmtlihe Nummern fommen an bie 
vierte Deputation. 


(Nr, 1263.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der verwitiweten Rehm in Obercrinit, 
Hochwaſſerſchäden betr. 

(Nr. 1264.) Desgleichen, betreffend Schlufberathung 
über die Petition der Gemeindberäthe Schöna und Rein— 
hardtsdorf, Hochwaſſerſchäden betr. 

(Nr. 1265.) Protokollextralt der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über die Wetitionen des 
Dresdner Spar: und Bauvereind, des Gemeinnüsigen 
Bauvereind zu Dresden und bes Alfgemeinen Mierh: 
bewohnervereind an Dresben, nebft Anjchlußpetitionen um 
—* Unterſtützung der gemeinnüßigen Baugeſell— 

en. 


Präfident: Diefe drei legten Nummern find zu den | 
Alten zu nehmen, nachdem Einverftändnik mit ber Zeiten 
Kammer erzielt ift. 


Der Herr Berichterftatter ift bereit, feinen Vortrag 
aufzunehmen über den „Antrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 29 
des außerordentliden Staatähaushaltsetats für 
1900/01, Befeitigung von Straßenübergängen 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 205.) 


(Bergl. M. II.K. S. 33 ff.u.2. Bd. S. 1398.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr vom Fiuck 
IH Habe zunächſt die Ehre, namens ber zweltm 
Deputation über Tit. 29 des aufßerorbentlichen Etats, 
Befeitigung von Strafenübergängen betreffend, Ihnen 
Bericht zu erftatten. Hier werden 3 Millionen als 
Berehnungsgeld für bie Bejeitigung von Schaßenüber⸗ 
gängen in Schienenhöhe gefordert. Bei dem geftiegenen 
Verlehre folgen ſich begreiflicher Weile die Züge raſch, 
und es liegt daher im Intereffe der Betriebsficherbeit, 
ſolche Uebergänge thunlichft zu bejeitigen. Dies foll 
nun nach und mach auch in größerem Umfange geſchehen, 
und dazu ift das Poftulat eingeftellt. In den Vor: 
bemerfungen zu Tit. 29 und 30 wird ausführlich bes 
gründet, warıım es fih nicht empftehft, die Pofitionen 
einzeln im außerordentlichen Etat aufzuführen, ſondern 
warum es praftiicher und wünſchenswerther wäre, ein 
Pauſchale ſich bewilligen zu laffen und über die Vers 
wendung dieſes Pauſchale im nächſten Landtage Rechen— 
ſchaft abzulegen. Die Deputation erkennt dieſe Gründe 
für vollſtändig zutreffend an und meint, daß nebenbei 
auch noch der Regierung eine gewiſſe Bewegungsfreiheit 
gegeben werden möchte. Sie empfiehlt daher im An— 
ſchluſſe an den Beſchluß der Zweiten Kammer Bewilligung 
ber poſtulirten 3 Millionen nach ber Vorlage in Tit. 29. 


Prüfident: Wünjcht jemand bad Wort? — 

„Die Kammer bejchlieft demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Bir kommen zu Punkt 3 der Tagesorbunng: 
„Antrag zum mändlichen Berihte ber zweiten 
Deputation über Tit, 30 bes aufßerordentligen 
Stantshaushaltsetats für 1900/01, Arealerwer: 
bungen betreffend.“ (Drudjacdhe Ar. 206.) 


(Vergl. M. II.K.S. 33 ff.u.2.Bb. ©. 1398.) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr van: Find 
Unter Tit. 30 des außerordentlichen Etats für 1900/01, 
Arealerwerbungen betreffend, werden 5’, Millionen 
poftulirt, und zwar um in fürfichtiger, rechtzeitiger und 
thunlichſt billiger Weife Ureal für Ermeiterung von 
Stationen und Gleiövermehrung zu gewinnen. Die 


Gründe, warum auch), diefe Peofitionem nicht: eimgelm im 











außerorbentlichen Etat aufgeführt find, finb in den Vor— 
Bemerkungen des ausführlichften begründet worben. Es 
ift darauf hingeiviefen worden, daß, wenn dieſe in dem 
Etat anfgeführt wären, ſelbſtverſtändlich es fofort in bie 
BPreffe gelangte und dadurch eine üherflüjfige Preis- 
fteigerung, eine Spekulationswuth erregt, kurz daß der 
Staat bloß weſentlich theurer zu dem Areal fommen 
würde. Es ift auch erwünſcht, daß die Eiſenbahu— 
verwaltung außerdem nicht gebunden jei, alſo auch bier 
eine Art Freiheit der Bewegung erhalte, damit fie die 
künftige Gelegenheit benutzen kann, zuacquiriren heziehentlich 
ebenfo auf Projekte nicht einzugeher. Es ift auch bier 
em Pauſchale zu bewilligen, über deſſen Verwendung im 
nächften Landtage Rechenfchaft abgelegt wırben fol. Die 
Biveite Kammer hat am 3. April die geforderte Summe 
bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt Beitritt zu biefem 
Beichluffe, ſomit Genehmigung des Tit. 30 mit 
5, Millionen Marl. 

Präfident: 

„Beſchließt die Kammer auch Hier demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Wir gehen über zu Bunt 4: „Antrag zum münd— 
fihen Beridite der zweiten Deputation über 
Tit. 40 des auferorbentlihen Staatshaushalts- 
etät® für 1900,01, Vergrößerung des Betriebs: 
elektrizitätswerfes in Dresden: Friedrichftadt 
(erfte Rate) betreffend.” (Drudjade Nr. 207.) 


(Vergl. M. II.K.S. 33 ff. u.2. 3b. ©. 1398.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Ich gehe zu Tit. 40 des außerordentlichen Etats über, 
Vergrößerung des Betriebseleltrizitätswerfes in Dresden: 
Friedrichſtadt (erfte Rate) betreffend. In dem ans: 
führlichen Berichte der Zweiten Kammer, welcher außer 
den Wiederholungen bes Protofoll® der betreffenden 
Deputation eigentlich nur eine getreue Wiedergabe des— 
jenigen ift, was jeitend der Königl. Staatsregierung in 
den Erläuterungen gegeben ift, jowie in dem Schreiben 
vom 30. Januar und 15. März ift ausführlich der 
Gegenftand behandelt worben, e3 fei daher allenthalben 
darauf verwielen. Der FKoftenaufmand für die Ber- 
mehrung des Betriebseleftrizitätswerfes in Dresden: 
Friebrichftabt wirb auf 625,000 M. veranſchlagt; da der 
Aufwand anf mehrere Finanzperioden vertheilt werben 
ſoll, fo werben als erfte Rate in der laufenden Finanz- 
periode 300,000 M. poftulirt. Die Begründung hierfür 
fagt, daf das VBetriebseleftrizitätswert Dresden-Friedrich— 
ftabt bei feiner projektirten Veranſchlagung im Etat 
1892/1893 natürlich auf Grund der damals zum großen 
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Theile nur erft generellen Pläne für Dresdens große 
Bahnhöfe Hätte aufgeführt werben müſſen, ferdft: 
verftändlid wären damals nur die damaligen Verhält— 
niffe maßgebend gewejen. Damals wäre eben bie 
Straßenbeleuchtung Dresdens noch Gasbeleudjtung ge— 
weſen, leßtere jei ſeitdem wejentlich verbeffert worden, 
man hätte auch vielfach elektrifche Beleuchtung an- 
gewendet, überhaupt das Lichtbebürfniß Hätte fi in 
der Stadt fehr vermehrt, und damit auch das erhößte 
Bedürfniß nach Licht und Beleuchtung auf den Bahn: 
höfen. Dazu fam nod Hinzu, daß ber Verbrauch an 
efeftrifcher Energie für Geſchäftszwecke wejentlid ge: 
ftiegen wäre, endlich, daß auch die Eifenbahnanlagen 
immer ftärfer, zumal im Nachtdienfte, benutzt werbeit, 
alfo auch wefentlih mehr Beleuchtung erforberlich 
wäre, die gegenwärtig vorhandenen Anlagen feien 
nun an ber Grenze ihrer Leiftungsfähigfeit an— 
gefommen und es wäre nicht möglich, weiter Ma- 
ihinen im gegenwärtigen Gebäude aufzuftellen. Die 
vorhandenen Anlagen bebürfen unbebingt einer Ber: 
größerung, um dem fteigenden Bedarfe an Elek— 
trizität zu genügen, Es ijt vergleihungsmweife in ben 
Mittheilungen der Königl. Staatsregierung angeführt, 
daß bei der Planung des Werkes im Jahre 1802,93 
2450 Glühlampen, 464 Bogenlampen und 492 Pferbe: 
fräfte genügt hätten, bezichentlich man darauf getechnet 
hätte. Ende 1898 hätten fich diefe Ziffern erhößt auf 
4900 Glühlampen, 768 Bogenlampen und 1220 Motor: 
pferbefräfte. Es ift nun weiter angeregt worben, ben 
Bedarf an Elektrizität emtweber vielleiht aus bem 
ftädtifchen Werfe zu beziehen, — das fei jedoch nicht 
angängig, weil felbftredend die Stadt, aud) wenn fie 
noch fo entgegenfommend wäre, noch jo billige Preiſe 
jtellte, die Elektrizität doch nicht zu fo geringen Koften 
dem Staate offeriren fünnte, wie letzterer die Elek— 
trizität ſich felbft im eigenen Werke erzeugen werde — 
außerdem fei jehr fraglich oder minbeftens zweifelhaft, 
ob die Stadt eine genügende Quantität liefern könne, 
und ferner beruhten auch noch Unzuträglichkeiten barin, 
da die Stabt eine andere Stromart von Elektrizität 
habe. Die Stadt habe Wechſelſtrom mit 2000 Xoft 
Spannung, während die Eifenbahn BDrehftrom mit 
3000 Volt Spannung hätte. Seitens ber Staats: 
tegierung wirb der Amweiten Kammer gegenitber, welche 
arfragt Hatte, ob durch Anſchluß an bie Stabt beit 
nicht Genüge gethan werden könnte, betont, daß die 
Aufrechterhaltung des Poftulates beanftandet werben 
müfle. Im dem Berichte der Zweiten Kammer ift nun 
fehr ausführlich des Gutachtens gedacht, welches erftens 
ber Herr Profefjor Dr. Ulbricht gegeben Hat, und zweiteus, 
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welches feitens bes Königl. Finanzminifteriums herunter: 
gekommen ift und welches in finanzieller Weife Näheres 
über bie beiben Glektrizitätswerfe, bad ber Stadt 
Dresden und das des Staates giebt und fie vergleicht, 
foweit überhaupt ſolches zu vergleichen ift. — Gie 
finden alles nähere Technifche auf ber Seite 3 und 4 bes 
Berichtes der Zweiten Kammer Nr. 208. Derſelbe 
fließt mit der Bemerkung, daß „will man aber bie 
Gefammtkoften gegenüberftellen, fo ftehen auf ber einen 
Seite 4,480,000 M. für das ftäbtifche Efektrizitätswerf 
mit Hocfpannungsfabelneg, auf der anderen Geite 
2,775,000 M. für das Bahnhofseleftrizitätswert mit 
Hochſpannungsleitungsnetz, wobei bei letzterem das 
Niederſpannungsnetz mit überſchläglich 675,000 M. in 
Abzug gebracht worden iſt, ba auch die Preiſe der Stadt: 
anlage ſich nicht auf das Niederſpannungsnetz beziehen. 
Die zugehörigen Pferbefräfte find 5800, beziehentlic) 
3000, fo daß ſich die Anlagefoften pro Pferbefraft beim 
Stabtwerfe zu benen beim Bahnhofswerte wie 770: 700 
verhalten. Was nun die Details der Planung anlangt, 
fo follen die Gebäude erftens jo weit ausgebaut werben, 
als nach dem vorhandenen Platzverhältniſſe überhaupt 
möglih if. Es follen ferner zwei Mafchinen & 600 
Pferdefräfte und 4 Keffel zu 3 qm Fläche aufgeftellt 
werben. Es foll ein zweiter Schornftein errichtet werben, 
weil es unmöglich ift, überhaupt Reinigungs- und Re: 
paraturarbeiten an bem einen Schornfteine vorzunehmen, 
da bei dem unaudgefegten, überaus ftarfen Tag- und 
Nachtbetriebe eine folhe für nothwendige Reparatur 
nöthige Ruhe des Schornfteines vollftändig ausgeſchloſſen 
ift; endlich foll noch ein zweites Zufahrgleis errichtet 
werben, bie Koften hierfür find auf 625,000 M. normirt, 
darunter für Verlängerung des Mafchinenhaufes, 
welches 30 m mehr Länge befommt, und im ganzen 
540 qm Grundflähe, 60,000 M., für Verlängerung 


Punkt 5 ber Tagesordnung: „Antrag zum 
mündlihen Berichte der zweiten Deputation 
über Tit. 41 des außerordentlichen Staatshaus— 
haltsetats für 1900/01, den viergleifigen Aus— 
bau ber&trede Niederjedlig-Dresden-Strehlen ıc. 
betreffend.” (Drudjadhe Nr. 208.) 


(Bergl. M. 11.8. ©. 33 ff. u.2.Bb. ©. 1207F.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
In Tit. 41, für viergleifigen Ausbau ber Strede Nieder: 
ſedlitz⸗ Dresden: Strehlen (NRefidenzfiraße), Errichtung der 
Halteftellen Strehlen und Reid und Urealerwerb für ein 
Induftriegleis zwiſchen Niederjedlig und Reid, fowie zur 
Bejeitigung der Niveanübergänge innerhalb ber Strede 
Pirna- Dresden, wird als erjte Rate feitens der Königl. 
Staatsregierung 1,700,000 M. poftulirt. Bon benjelben 
bat die Zweite Kammer 700,000 M. geftrichen, Hingegen 
eine Million bewilligt. Bereits im Dezember 1895 ift 
mittel3 Königl. Dekrets der Kammer das Poſtulat zu— 
gegangen, um für Arealerwerb für viergleifigen Ausbau ber 
Linie Niederfeblig-Dresben-Strehlen und Hochlegung zweier 
Gleiſe der Theilftrede Dresden- Reid die nöthige Summe zu 
bewilligen. Es ift darauf Hingewiejen worben, baß der 
Verkehr fortwährend zunehme, und auf ber Linie Pirna: 
Dresden, wo der Vorortverlehr noch weſentlich den Ber- 
fehr vergrößere, in Bälde die Anlage eines dritten und 
vierten Gleifes nöthig made. Man wolle nun zunächft 
die Strede Dresben-Nieberjeblig ausbauen, das Areal 
dazu erwerben und die Theilftrede Dresden-Neid durch 
Hoclegung des Gleiſes ausführen. Alles dies ift aus: 
geführt worden, ſoweit das Areal erworben und auf ber 
genannten Strede bie Hochlegung durchgeführt worden. 
Durd) einen Vertrag mit ber Stabt Dresden hat letztere 
500,000 M. dazu beitragen müfjen. In it. 41 bes 
gegenwärtigen Etats werben nun wie bemerft als erfte 


bes Keſſelhauſes 40,000 M., für einen zweiten Schorn: | Rate für den viergleifigen Ausbau ber Strede Dresben- 
ftein 20,000 M,, ferner 130,000 M. für zwei liegende | Niederjeblig-Strehlen 1,700,000 M. poftulirt, als @e- 
Compound: und Tandemdampfmaſchinen für 600 Pferbe: | ſammtkoſten für fämmtliche Herftellungen find 5,676,000 M. 
fräfte, 150,000 M. für zwei Drehftrommafchinen zc.,| normirt, Nach Abzug der Einnahmen, welche 179,000 M. 
70,000 M. für vier fombinirte Dampftefiel, 30,000 M. betragen, bleiben 5,497,000 M., darunter fallen auf 
für Nohrleitung, 40,000 M. für Fundamentirung ber | Arealerwerb 1,109,500 M., auf bie Erdarbeiten 
Dampftefjel und Mafchinen. Die Zweite Kammer — 1,143,000 M., für den Oberbau 1,148,000 M., auf 
die Mittel nach ber Vorlage bewilligt. Ihre Deputation | Uebergänge 797,000 M., auf bie Halteftellen 587,000 M. 
empfiehlt ein gleiches, fomit Tit. 40 mit 300,000 M.|ıc. Bon diefem Gejammtbetrage von 5,497,000 M. find 
zu bewilligen. bereit3 bewilligt worden im Zandtage 1895/96, 1898/99 


F zuſammen 644,000 M., jo daß noch 4,853,000 M. zu 
früßbent: Eikniüt janaub des Mine! — re übrig bleiben, von welchen bie gegenwärtig 
„Die Kammer tritt wohl aud Hier den Anz poſtulirten 1,700,000 M. als erfte Mate zu betrachten 
trägen der Deputation bei?“ find. Es foll der Ausbau in der Weije ftattfinden, daß 
Einftimmig. bie Strede Dresden-Strehlen-Nieberfeblig- Pirna vier 
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gleifig ausgebaut wird, baß bie Perjonengleife von ben 
Gütergleifen getrennt werben, indem erftere auf die Eib- 
feite, leßtere auf die Bergfeite zu liegen fommen. Mit 
diefer Anordnung fol gleichzeitig die Hebung ber Bahn 
zur Befeitigung der zahlreichen Niveauübergänge ver- 
bunden werben. Ferner ſoll ein Inbuftriegleis auf ber 
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folgende Herftellungen in Ausficht genommen: vier Bahn- 
fteighauptgleife für Perſonen- und gemifchte Züge, vier 
Güter-Eins und »Ausfahrtögleife, ferner die nöthigen 
Güterbodenfreiladerampen und Sammelgleife, Verkehrs— 
gleife für den Mafchinendienft, endlih auch nod ber 
nöthige Pla für Einfhaltung ‚etwaiger weiterer Sammel- 


Nordfeite der Bahn angelegt werben von Niederjeblig bis | gleife, da fpäter Sammelgleife für Zittau Dresden er: 
an die Reider Gasanftalt, um den Anſchluß von Aweig: | forderlich werden, um jpäter in Kamenz birefte Güterzüge 
gleijen für die bedeutenden Fabritanlagen in ber dortigen | nach den gedachten Endbpunkten ohne Umrangiren in 
Gegend zu ermöglichen, es fol eine Perjonenhalteftelle | Arnsdorf oder Biſchofswerda abfertigen zu können. Die 
Neid errichtet werden und — vertragsmäßig mit der | Gefammtfoften find auf 920,000 M. normirt. Für die 
Stadt Dresden — aud) eine Berjonenhalteftelle in Strehlen, | gegenwärtigen YWusführungen, joweit fie überhaupt in 
es foll ferner die Verbindung bed genannten Induſtrie- der laufenden Finanzperiode zur Ausführung gelangen 
gleifes mit Reid unter Einbau einer Ueberführungsbrüde | fönnen, find 270,000 M. pojtulirt. Ihre Deputation 


bergeftelt und endlich der Kauf von Areal zur Ber 
feitigung aller Niveauübergänge zwiſchen Pirna und 
Dresden vorgenommen werden. 


Auf diefe Gefammtrate von 1,700,000 M. find feitens | 


der Bweiten Kammer 1,000,000 M. bewilligt worben. 
Ihre Deputation empfiehlt Beitritt zu dieſem Bejchluffe, 
fomit 
„zit. 41 des auferorbentlichen Staatshaushalts- 
etat8 für 1900/01, unter Mbftrih von 
700,000 M., alſo mit 1,000,000 M., i 
übrigen nad) der Borlage zu bewilligen.” 


BPräfident: 

„Bewilligt bie 

ſtulat?“ 
Einſtimmig. 

Wir kommen nun zu Punkt 6: „Antrag zum 
mündligden Berichte der zweiten Deputation 
über Zit. 47 des außerordentlihen Staatshaus— 
baltsetat3 für 1900/01, Bahnhofserweiterung 
Kamenz (erfte Rate) und die dazu eingegangenen 
Betitionen betreffend.” (Druckſache Nr. 209.) 


GBergl. M. I. K. S. 33 ff.u.2. Bd. S. 1492 f.) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr von Find; 
In Tit. 47 des auferorbentlihen Etats werden für bie 
Bahnhofgerweiterung von Kamenz als erfte Mate 
270,000 M. poftulirt. Auf dem Bahnhofe zu Kamenz 
find die Gleisanlagen für die Züge von Elſtra jchon 
jeßt zu kurz geworben, da fie nur 80 m Länge 
haben, während die Züge body 25—35 Achſen führen. 
Mit der Eröffnung der Linie Biſchofswerda-Elſtra— 
Kamenz wird nun die Zahl jowohl der Perſonen- als 
ber Güterwagen bei jedem Zuge größer werben, jo daß 
genügend lange Cinfahrtsgleife dringend nothwendig 
werben. Unter diefen Umftänden ift ein durchgreifender 
Umbau der bejchränkten Unlage notäwendig, und es find 


Kammer auch dieſes Po— 


hat, konform mit den Beſchlüſſen der Zweiten Kammer, 
die Vorlage für vollſtändig begründet erachtet, und 
empfiehlt Ihnen deren Bewilligung, ſomit 
„zit. 47 des außerordentlichen Staatshaus: 
Haushaltsetats für 1900/01 in Höhe von 
270,000 M. zu bewilligen,” 

Es ift hier noch einer Reihe von Petitionen zu ge 
denken, welche zur Sache eingelaufen find, Fürs erfte 
der Vorftellung der Stadtgemeinde Kamenz. Diejelbe 
| petitionirt, die Ständeverfammlung möchte mit der Königl. 

Staatöregierung ins Einvernehmen treten dahin, daß der 
Umbau des Bahnhof Kamenz nicht in der für bie 
Stadtgemeinde beſchwerlichen Planung, . jondern unter 
Berüdfihtigung der vorgetragenen, gewiß nicht ungeredht- 
fertigten Wünſche der Stadt Kamenz erfolge. Es wird 
in ber Petition gefagt, der vor dem Empfangsgebäube 
gelegene Vorplatz hätte eine Breite von 20 m und 
vermittle als einzige Verbindungsftrede den lebhaften 
Verlehr von vier auf diefen Platz einmündenden Straßen. 
Durh Berlegung von Betriebögleifen auf dieſen 
Vorplatz würde bie einzige Verbindung zwiſchen ben 
bezeichneten vier Straßen bejeitigt werben und der Ber: 
tehr eine große Erfchwerung finden. Es heißt weiter, es 
wäre bort für die Stadt im höchften Maße ftörend, wenn 
auf dem anliegenden ftäbtijchen Leifingplage, wie aus 
bem Projekte erfichtlih, eim erhebliches Arealſtück 
herausgefchnitten und zu Betriebsanlagen verwendet 
würde. Der Leifingplag follte ſeitens ber Stadt als 
Schmuckplatz eingerichtet werben, und biefe Anlage er: 
ſchiene daher in feiner Weife dorthin gehörig. Außerdem 
wünſche man, daß das jeitens ber Regierung geplante 
Tahrfartengebäude ebenfalls nicht auf dem Leſſingplatze 
errichtet würde, fintemal fchon burd bie feitens bes 
Minifteriums genehmigten Bauvorjchriften die Un: 
bebaubarkeit dieſes öffentlichen Platzes feftgelegt jei. 
Weiter wünſcht man einen anderen Zugang zum Em 
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Hfangsgebäirhe. Dieſer Petition Haben ſich im großen 
und ganzen angeichloffen ber Gewerbeverein und Herr 
Goldberg in Kamenz. Lebterer jagt: die beiden Kammern 
wollen mit der Königl. Staatöregierung bahin ins Ver: 
nehmen treten, daß ber Umban des Bahnhofs Kamenz 
nit in ber gegenwärtig projeftirten Weife, insbejondere 
nicht unter Schmälerung bes ftäbtifchen Leſſingplatzes 
erfolge. 

Nun ift feitens ber Königl. Staatsregierung in 
allerjüngſter Zeit eine Mittheilung erfolgt, wonach eine 
Einſchränkung bes Leifingplages vor dem Bahnhof zu 
Kamenz in keiner Weile beim Bahnhofsumbau erfolgen, 
vielmehr thunlichft vermieden werben fol. Behufs Ein: 
führung der Züge von Bifchofswerdba müſſen jedoch 
interimiftifch zwei Schienengleife vor dem Bahnhofs: 
gebäude eingelegt werben, welde vom Publilum im 
Niveau zu überſchreiten find. Diefe Gleiſe follen aber 
fpäter wieder Befeitigt und ſchließlich alles fo hergeſtellt 
werben, daß ber Pla vor dem Stationsgebäube völlig 
frei bleibt. Der Stabtrath von Kamenz bat fich damit 
einverftariben ertlärt, und fomit bitrfte nach Anficht des 
König. Finanzminifteriums bie Beſchwerde als erledigt 
anzuſehen fein. 

Die Zweite Kammer hat bementfprechend befchloffen, 
bie beregten brei Petitionen für erledigt zu erflären, 
und Ihre Deputation empfiehlt den Beitritt zu diefem 
Beſchluſſe, ſomit unter Mr. 2: 


„die Petitionen des Stadtrath# zu Kamenz, bes 
Gewerbevereins zu Kamenz und von Friedrich 
une: und Genoſſen daſelbſt für erledigt zu 
erflären.” 


Präfident: 
„Die Kammer tritt wohl biefen eben be— 
richteten Anträgen bei?“ 

Einftimmig. 

Nr. 7 ber Tägesordriung: „Antrag zum münb: 
lihen Berichte der zweiten Deputation über 
Tit. 84 des dußerorbentlihen Staatshaushalts- 
etats für 1900/01, Erweiterung bes Bahnhofs 
Mehltheuer betreffend.“ (Drudjahe Nr. 210.) 


(Bergl. M.II.8. 6.33 ff. u. 2.86. S. 1398 f.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr don Find: 
Ich habe endlich noch die Ehre, zu berichten über Tit. 84, 
Erweiterung des Bahnhofes Mehltheuer betreffend. Hier 
werben 385,000 M. pöftulirt. In Mehltheuer müſſen 
die Guterzüge durch Perfonen- und Schnellzüge überholt, 
aber bie Güterzüge getheift werben, weil bie Güteraus: 








ſammen geftellt zu werben. Dadurch entſtehen nun wejent: 
liche Bugsverfpätungen und Sperrung ber Hauptgleife. 
Um dieſe Uebelftände zu bejeitigen, will man ben Bahn: 
hof Mehltheuer zu einer Ausweich- und Ueberholungs- 
ſtation ausbauen. Dies ſoll dadurch bewerfitelligt werben, 
daß ein MUeberholungsgleis von 625 m Länge an— 
selegt wird, Daß ferner die Perfonenzugsgleife nach der 
Südfeite des Bahnhofes verlegt werben, wo ein Bahnfteig 
in Länge von 60 m angelegt wird, daß bie Aus— 
zugsgleife an ber Weſtſeite verlängert werden und baf 
enblich bei diefer Gelegenheit auch ein Kommunikations: 
weg in Wegfall kommt. 

Die Zweite Kammer hat am 3. April die poftulirte 
Summe bewilligt, Ihre Deputation empfiehlt Beitritt, 
fomit Bewilligung des Tit. 84 nah der Vorlage mit 
385,000 M. 


Prüfident: 
„Bewilligt die Kammer aud) diefes Poftulat?” 
Einftimmig. 


Wir gehen über zu Punkt 8 ber Tagesorbnung: 
„Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Dekret Nr. 38, einen zweiten 
Nachtrag zum Staatshaushaltsetat 1900/01 be: 
treffend, und zwar zu ap. 28.” (Drudjadhe Nr. 211.) 


(Berg. M.11.8.2. 8b. S. 842f.u. 1497 fi) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter ‘Geh. Finaugrath 
0. D. Beutler: Meine hochgeehtten Herren! Mit dem 
Königl. Dekret Ar. 38 ift den Ständelammern ein zweiter 
Nachtrag für den Stuatshaushaltsetat für bie Finanz— 
periode 1900,01 vorgelegt worden. In biefem Nach— 
tragsetat ift für Kap. 28 eine Summe vim 75,000 M. 
vorgefehen, bezeichnet als „Ablöfungstapitale und WE- 
findungszahlungen, tranfitorifch”. Aus der Erlänterungs- 
fpalte ergiebt ſich, daß diefe 150,000 M., aljo 75,000 M. 
gemeinjährig, zu zahlen find an den Reichspoſtfislus für 
die Aufgabe eines Benutzungsrechtes an einem Grund: 
ftüde Hier in Dresden, welches atı der Annenftraße 15/17, 
int wefentliden Theil der Front ai der Röhrhofgaſſe 
liegt, das fogenännte Röhrhofgrundſtilck. Dieſes Grutid: 
ftüc gehört dem Kbnigl. Staatsfiskus, und an ihm fteht ber 
Reichepoftverwaltung nad; dem Geſetze vom 25. Mat 1873, 
beziehentlich dutch ein beſonderes Abkommen zwifchen der 
Reichspoſt und bem Finanzminifterium ein Nutzungsrecht 
zu. Diefes Nutzungsrecht foll abgelöft werben, weil das 
Grundftild zu ben Zwecken ber Steuerverwaltung bebaut 
werben foll im Laufe bes Jahres. Die Ablöfunasfumme 


zugegleiſe zit kurz find, um vor der Abſahtt wieder zi-|ift durch Schägmig. Sacnerftänbiger feſtgeſtellt worden 
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auf 150,000 M. und ift bereits bezahlt. Sie — und die Deputation empfiehlt Ihnen, auch hier die Aus— 
nachträglich in den Etat eingeſtellt. Ihre Finanzdepu- gaben nach der Vorlage mit 10,000 M., darunter 
tation hat nach Prüfung der Sache nichts anderes thun 5000 M. tranſitoriſch, zu bewilligen. 


fönnen, als empfehlen, dieſe 75,000 M. ge BE 
— Ras — — Präfident: Begehrt hier jemand das Wort? — Ih 
frage die Kammer: 


Prafident: Vegehrt jemand das Wort? — Ic) frage „ob fie mit den Unirägen ber Deputation 


die Kammer: einverjtanden ift?* 

„Will fie bei Kap. 28 nad) der Borlage 75,00M. Einftimmig. 

bewilligen?“ Mei Wir find am Schluffe der Ta 
Einftimmig. eine Herren! Wir find am Schluffe geh 


orbnung angelangt. Ich beraume die nädjfte Sitzung 
Ich Bitte den Herrn Berichterftaiter fortzufahren und zu | auf Montag den 30. April, mittage 12 Uhr an und 
Bunkt 9 überzugehen: „Untrag zum mündlichen Be— ſehe auf bie Tagesorbnung: 


richte der zweiten Deputation über Kap. 107, 108 1 3 ee | 
und 109 bes ordentlichen Staatshaushaltsetats j u ar an ae 


für 1900/01, Benfionsetat betreffend.” (Druckſache 2. Antrag zum münbficen Berichte ber vierten 


Pal Deputation über die Petition des Gemeinde 

(Bergl. M. 11.8. ©. 33 ff. u. 2. Bd. ©. 1489 f.) rathes zu Lambzig, bie Vertheilung der Koften 

, j : für die Schulbebürfniffe des Schulverbandes 
Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanz: Mylau betr. (Drudjahe Nr. 201.) 

rath a. D. Beutler: Die Kap. 107 bis 109 geben zu 3. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 

Bemerkungen faum irgendwelchen Anlaß. Gar nicht 9 eputation über Kap. 30 und 31 des Gtaats- 


das Kap. 107, welches mit 11,340 M. gemeinjährig in 
Ausgabe abſchließt, und deſſen Bewilligung Ihre Inftitut und Allgemeine Regierungs- und Ver- 
Deputation Ihnen empfiehlt. waltungsangelegenheiten, jowie über die hierzu 


Das Kap. 108 Hat eine Einnahmepofition von 
6300 M., das find 10,918 M. weniger als im vorigen eingegangenen Pelltienen. e⸗ 


Jahre. Das Minus erflärt fi daraus, daß im Laufe 4. Antrag — mündlichen Berichte ber —— 
der gegenwärtigen Etatperiode weniger Ueberzahlungen Deputation über Tit. 21 bes außerorbentlichen 
von folhen Beamten an die Penſionskaſſe erfolgen, bie Staatöhaushaltsetat für 190901, Erweiterung 
bisher nicht penfionsberechtigt gewefen waren, aber nun- ber ninifteriellen Repräjentationgränme durd) 
mehr bie Penfionsberechtigung erhalten, In der vorigen Ausführung eineß Anbaues an das Ranzleis 
Etatperiode waren berartige Webertritte ziemlih groß gebäube bes Minifteriumd bed Innern. (Drud: 
und bebeutjam, namentlih dadurch, baf zahlreiche Ber: lade Rr. 196.) j 

fonen, welche bisher den Knappſchaftskaſſen angehörten, 5. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


haushaltsetat3 für 1900/01, Stenographiiches 


Venfionsberechtigung erhielten. Daraus ergiebt fich diefe Deputation über Kap. 35, 36 und 102 bes 
Mindereinnahme, Der Gefammtzufhuß zu Kap. 108, ordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Venfionen, erhöht fich immerhin um 354,340 M, eine Hauptftantsariv, Oberrechnungslammer, ſowie 
ziemlich bedeutende Zunahme in einer Etatperiode, welche Miniſterium des Auswärtigen nebſt Kanzlei, und 
natürlich dur die Vermehrung ber Beamten unb über eine zu Kap. 36 eingegangene Petition. 
Steigerung der Gehalte veranlaßt if. Der Gefammt- (Drudjade Nr. 193.) 
zufhuß bei Kap. 108 beziffert fi auf 5,348,370 M. 6. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Ihre Deputation empfiehlt Ihnen, die Einnahmen mit Deputation über Kap. 25 und 26 bes orbent- 
6300 M., die Ausgaben mit der eben genannten Summe lichen Staatshaushaltsetats auf bieJahre 1900/01, 
gut zu heißem, zu bewilligen und Beziehemtlich zu ge» Verzinfung der Staats» und Finanzhauptlaſſen⸗ 
nehmigen. Schulden, fjorsie Tilgung ber Staatsſchulden. 
Bu Kap. 109, welches mit einem Bufchufle von (Drudjadhe Nr. 213.) 


10,000 M. abjchließt, welcher ber Abſchlußſumme ber 7. Untrag zum münblichen Berichte der vierten 
vorigen Etatperiode gleich ift, ift nichts zu bemerken, Deyutation Über bie Petition des Lanbwirth- 
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ſchaftlichen Vereins Freiberg zu Rothvorwerk Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 


bei Brand um Ergreifung wirkjamerer Maß: | zu verlefen. Geſchieht) 
regeln gegen bie Verbreitung der Maul: und R i m , 
Klauenſeuche. (Drudfahe Nr. 215.) Findet diefes Protokoll allfeitige Buftimmung? — 


Zur Mitvollziehung des Protofolles lade ich ein den Ei if bien ber Ball; id) ertläre basieihe für genehmigt 


Herrn Kammerherrn Sahrer von Sahr:Ehrenberg und nud [ließe hiermit Die Giyuug 
den Herrn Bizepräfidenten Landbesälteften von Zezſchwitz. (Schluß der Situng 1 Uhr 2 Min. nachmittags.) 


Für bie Rebaktion verantwortlich: Der Vorftand bes Königlichen Stenographifhen Inſtituts 
i. V. Profeffor Eduard Dppermann. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Sekte Mbfenbung zus Poſt: am 3. Mai 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Sammer. 








Nennundfünfzigfte öffentlihe Sitzung 
der Erften Kammer 
am 30. April 1900, mittags 12 Ur. 


Inhalt: 

Entſchuldigungen. — Urlaubsertheilung, — Bortrag umb 
Genehmigung der Ständifchen Schriften auf die Königl. 
Dekrete Nr. 4 und 30. — Negiftrandenvorirag Nr. 1266 
bis 1275. — Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition des Gemeinberathes zu 
Lambzig, die Vertheilung der Koften für die Schul- 
bebürfniffe des Schulverbandes Mylau betr. — Antrag 
zum miünblichen Berichte der zweiten Deputation über 
Kap. 30 und 31 des Staatshaushaltdetats für 1900,01, 
Stenographifches Imftitut und allgemeine Regierungs- 
und Berwaltungsangelegenheiten, fowie über bie hierzu 
eingegangenen Petitionen. — Untrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 21 bes aufer- 
orbentlihen Stantöhaushaltsetats für 1900/01, Erweite⸗ 
rung der minifteriellen Repräfentationsräume durch Aus: 
führung eines Unbaues an das Kauzleigebäude des Mi- 
nifteriums bes Innern. — Untrag zum mündlichen Bes 
richte der zweiten Deputation über Rap. 35, 36 und 102 
bes orbentlichen Staatshaushaltsetats für 1900,01, Haupt: 
ſtaatsarchiv, Oberrechnungstammer, ſowie Minifterium bes 
Auswärtigen nebit Kanzlei und über eine zu Kap. 36 
eingegangene Petition. — Antrag zum mündlichen Berichte 
ber zweiten Deputation über Rap. 25 und 26 bes orbent- 
lichen Staatshaushaltsetats auf die Jahre 1900,01, Ber: 
zinſung ber Staats: und Finanzhauptkaſſenſchulden jowie Til: 
gung der Staatsjhulden. — Antrag zum mündlichen 
Berichte der vierten Deputation über bie Petition bes 
Landwirthſchaftlichen Vereins Freiberg zu Rothvorwerl 
bei Brand um Ergreifung wirlſamerer Maßregeln gegen 
die Verbreitung ber Maul: und Klauenſeuche. — Feſt—⸗ 
fegung ber Beit und Tagesordnung für bie nächfte Sigung. 
I.R. (2. Abonnement.) 


Dresden, am 30. April 





— Borlefung und Genehmigung bes Protofolls über bie 
heutige Sigung. 


— ⸗— — 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 

Die Herren Staatsminifter von Metzſch und Dr. von 
Seydewiß, fowie bie Herren Regierungstommiffare Geh. 
Räthe Merz, Dr. Barchewitz, Geh. Regierungsräthe 
Dr. Apelt, Dr. Böhme, Dr. Forfer-Schubauer, Geh. 
Legationsrath Freiherr von Salza und Lihtenau und 
Geh. Bergrath Förfter, 

Anweſend 34 Kammermitglieber. 

Präfldent: Ich bitte die Herren, bie Pläße ein- 
zunehmen und eröffne die öffentliche Sigung. 

Entihuldigt Haben fi für Heute Herr Ober: 
bürgermeifter Keil wegen dringender Amtsgeſchäfte, Herr 
Oberbürgermeifter Dr. Tröndlin desgleichen, Herr General: 
konful Geh. Kommerzienrath Thieme wegen Unwohlfein. 

Um Urlaub Hat gebeten Herr von Herder bis 
Schluß bes Landtags behufs einer Badekur. Bewilligt 
bie Kammer biefen Urlaub? — Einftimmig. 

Es erfolgt nunmehr Vortrag mehrerer Stänbifchen 
Schriften, und zwar zuerft auf das Königl. Dekret 
Rr.4, ben Bericht über bie Verwaltung und Vermehrung 
der Königl. Sammlungen für Kunft und Wiffenfchaft 
in ben Jahren 1896 und 1897 betreffend, buch Seren 
Kammerherrn Grafen von Mer: Bebtlig. 

(Gefdieht.) 

Es hat niemand gegen bie Ständiſche Schrift etwas 
einzuwenden? — Ich erfläre biejelbe für genehmigt. 

Herr von Trebra bat ebenfalls eine Ständiſche 
Schrift zu verlefen. 

(Herr Rittergutsbefiger von Trebra⸗Lindenau ver 
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ben Entwurf eine Geſetzes, Abänderung in ber 
Gerichtsorganiſation betreffend, und über die zu dieſem 
Dekrete eingegangenen Petitionen.) 


Dafern niemand etwas einzuwenden bat, erfläre ich 
auch dieſe Ständifhe Schrift für genehmigt. Beibe 
Schriften werben nunmehr zum Abgang zu bringen 
fein, nachdem biefelben in ber Zweiten Kammer aus» 
gelegen haben. j 


Den Vortrag aus ber Regiftrande bat Herr 
Selretär Thiele. 


(Nr. 1266.) Schreiben bes Königl. Gejammt- 
minifteriums vom 26. April 1900, 297 2.-R. bei Ueber: 
ſendung des Königl. Dekret, betreffend die Beſetzung bes 
Staatögerichtähofes. 


Präfldent: Kommt auf eine Tagesordnung. 


(Nr. 1267.) BProtofollertralt der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Kap. 5 und 6 bes Etats 
für 1900/01, Hofapothete, Elfterbab, ſowie über Tit. 11 
bes außerorbentlichen Etats für 1900/01, Baulichkeiten 
und Einrichtungen beim Elfterbade betr. 


(Nr. 1268.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 16 bes außerordentlichen Etats für 1900/01, 
Neubau der Kunftgewerbeichule zc. betr. 


(Nr. 1269.) Protofollertraft ber Bweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Tit. 17 desfelben Etats, 
Neu: und Erweiterungsbauten bei ber Univerfität 
Leipzig ıc. betr. 

(Nr. 1270.) Deögleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 18 besfelben Etats, Neubauten bei der Tech— 
niſchen Hochſchule in Dresden x. betr. 


(Nr. 1271.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Kap. 20 und 21 bes Etats für 1900,01, birelte 
Steuern, Zölle und Verbrauchsſteuern betreffend, ſowie 
über Dekret Nr. 38, den zweiten Etatnachtrag betreffend 
und zwar zu Kap. 20. 


(Nr. 1272.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Straßenbaupetitionen. 


(Nr. 1273.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der Gemeinberäthe zu Hermsdorf und 
Raum, den vom Forftfistus geplanten Ankauf von Areal 
bes Rittergutes Hermsborf betr. 


Präfident: Die Nummern bis 1272 fommen an bie 
zweite Deputation, Nr. 1273 am die vierte Deputation. 


(Nr. 1274.) Betition des Guſtav Bruno Zacharias 
in Dresden unklaren Inhalts, 


(Nr. 1275.) Petition des Ortsvereins zu Trachau 
(Wilder Mann) um Ausdehnung bes Wildſchadengeſehes 
vom 28. Mai 1898 auf ben durch Hafen und wilde 
Kaninchen verurjachten Schaden. 


Bräfident: Beide Nummern an bie vierte Deputation. 
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Wir gehen über zum nächften Gegenftande ber 
Tagesordnung: „Untrag zum münblihen Berichte 
der vierten Deputation über die Petition des 
Gemeinberathes zu Lambzig, bie Bertheilung 
der Koften für die Schulbedürfniſſe bes Schul: 
verbandes Mylau betreffend.” (Drudjadhe Nr. 201.) 


(Bergl. M. II. 8. 2.8. S. 928.) 
Berichterftatter Herr Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler! 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler: 
Meine hochgeehrten Herren! Der Schulverband zu 
Mylau ift ein gemifchter Schulverband, er wird gebildet von 
ber Stadt Mylau, der Gemeinde Obermylau, ber Gemeinde 
Lambzig und dem Nittergute Mylau. Die durch bie 
regelmäßigen Einnahmen nicht gebedten Bebürfniffe ber 
Schulkaſſe werben durch Anlagen aufgebracht und zwar 
jo, daß die Stabtgemeinde Mylau neun Pehntel bes 
Bebarfes aufbringt, während die übrigen zum Schul: 
verbanbe gehörigen Gemeinden und das Rittergut zus 
fammen ein Zehntel aufzubringen haben. Innerhalb biejes 
einen Zehntels erfolgt num die Vertheilung des Anlagen: 
fehlbetrages auf die beiden Gemeinden und das Ritter: 
gut nad} dem Verhältniſſe der bei der legten Volkszählung 
vorhandenen Köpfe und bes jeweiligen Standes der 
Grundſteuereinheiten. Hiernach ergiebt fi) nun inner: 
Halb dieſes Zehntels, daß Mylau nur etwa 13 M., die 
Gemeinde Lambzig dagegen über 39 M. für ein Schul: 
find jährlih an Schulanlagen aufzubringen hat. Der 
Gemeinberath zu Lambzig bezeichnet nun biefe Bertheilungs- 
form nad Köpfen und Einheiten als eine höchſt un— 
gerechte, einmal im Vergleiche mit ber Staatseinfommen- 
ftener, zum anderen aber im ®ergleih mit ber 
Schulkinderzahl. Er bittet nun, dahin wirken zu wollen, 
daß unter Aufhebung des Geſetzes von 1838 — er 
meint das Parodhiallaftengefeg vom 8. März 1838 —, 
alſo daß unter Aufhebung diejes Gefeges in zufammen- 
gefegten Schulbezirfen die Bertheilung ber Schul: 
bebürfniffe auf die einzelnen Gemeinden entweder nad) 
Maßgabe ber Staatseintommenftener ober der Schul: 
finderzahl erfolge. 

Meine hochgeehrten Herren! Ihre Deputation fann 
fi für diefes Petitum nicht verwenden. 8 fei zu— 
nächſt feftgeftellt, daß bie jegige Vertheilung ber Schul: 
anlagen zwiſchen Lambzig und ben übrigen Mitgliedern 
bes Sculverbandes bereit? auf einer Vereinbarung 
berubt, daß aljo biefer BVertheilungsfuß bereits eine 
unter Mitwirkung ber Gemeinde Lambzig im Vertrags: 
wege erzielte Abweichung von dem Parochiallaſtengeſetze 
barftellt. Bmeitens ift zwifchen der Gemeinde Lambzig 
und Mylau noch eine andermweite Vereinbarung getroffen 
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worben, wonad der nun noch auf Lambzig fallende 
Aufwand wenigftens zunächſt auf drei Jahre zu einem 
Biertheil auf die Stabtkaffe zu Mylau übernommen wird. 
Es liegen alfo zwei bereit® zu gunften ber Gemeinde 
Lambzig getroffene Vereinbarungen vor, durch welde 
etwaige Härten des Parociallaftengejeges für Lambzig 
in weitgehenber Weije abgeſchwächt worben find. 

Schon aus biefem Grunde liegt aus Anlaß bes vor: 
liegenden Falles gar feine Beranlafjung zu einer Auf: 
bebung des Parochiallaſtengeſetzes vor, bie um fo 
weniger, ald in biefem Geſetze der Weg angegeben wird, 
auf welchem Härten und Unbilligfeiten bei Vertheilung 
der Schullaften begegnet werben fann. 86 des Parochial⸗ 
laſtengeſetzes lautet: 


„In gemifchten Kirchen: und Schulbezirken ift, 
wenn darüber nicht jchon eine Norm feitfteht, von ber 
Kirchen oder Schulinipeftion eine Vereinigung über 
bie Quote zu vermitteln, mad) welcher einerjeits bie 
Stadtgemeinde und andrerfeits die dahin eingepfarrten 
oder eingefchulten Landgemeinden, jowie die Ritter- 
güter, zu dem Bebarfe für die Kirche oder Schule bei- 
zutragen haben. 

Kommt eine Vereinigung darüber nicht zuftande, 
jo haben bie Adminiftrativjuftizbehörden auf den Grund 
der Beftimmungen $ 3 und 5 darüber zu entjcheiden.” 


Das Nächſte, was die gebachte Gemeinde zu thun 
hätte, wäre, daß fie fi an die Bezirksſchulinſpeltion 
wendete und eine anderweite Eintheilung der Schullaften 
anftrebte, und wenn auf biefe Weiſe ein für fie befrie- 
digenber Erfolg nicht ſich zeigen würde, daß fie fi dann 
im Rekurswege ober fonft an das Minifterium bes Kultus 
und öffentlichen Unterricht? wenden müßte. Beides hat 
fie bisher nicht gethan. Sie Hätte dies aber thun follen, 
bevor fie eine Aufhebung bed Parochiallaſtengeſetzes an: 
ftrebt, bie übrigens von Seiten ber Deputation weder 
für nothwendig noch für zwedmäßig erachtet wird. Dem: 
gemäß beantragt Ihre Deputation, die Petition bes 
Gemeinderathes zu Lambzig auf fih beruhen zu laſſen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 

Ih frage die Kammer: 

„ob fie den Antrag der Deputation annimmt?" 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum britten Gegenftande: „Untrag 
zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
über Kap. 30 und 31 bes Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, Stenograpbijches Inftitut und All— 
gemeine Regierungs- unbBerwaltungsangelegen- 


beiten, jowie über die hierzu eingegangenen Pe— 
titionen.” (Drudjahe Nr. 191.) 
(Berg. M.II.8.S.33 ff.u.2. 3b. 1452 ff.) 


Der Herr Kammerherr Sahrer von Sahr ift bereit, 
ben Bericht zu erftatten. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Sahr: 
Dahlen: Meine hochgeehrten Herren! Ich ſchicke voraus, 
daß ich Heute mit noch etwas größerer Ausführlichkeit 
als mit der neulich von Sr. Ereellenz dem Herrn Präfi- 
denten gütigft anerkannten Bericht erftatten muß. 

Ih Habe zumächft zu berichten über Kap. 30, Steno- 
graphifches Inftitut. Bei Tit. 1 ift eine Mehreinftellung 
von 2100 M. wegen einer Heinen Aufbefferung ber Ge: 
halte ber Lanbtagsftenographen erfolgt. Im Tit. 4 und 
5 find je 800 M. tranfitorifch eingeftellt zu Dedung von 
Ausgaben, die durch den internationalen Stenographen- 
fongreß in Rom und durch dem beutichen Stenographen- 
tag in Dresben erwachſen werben. 

Bu Tit. 1 Tiegt eine Petition ber Mitglieder bes 
Stenographifchen Imftitutes um Neuregulirung ihrer Ge— 
haltöverhältniffe vor. Die BPetenten führen aus: bie 
Reichstagsſtenographen feien weit beſſer beſoldet; infolge ber 
niedrigen Gehalte jchieben tüchtige Kräfte aus; bie Er- 
gänzung des Inſtituts fei erfchwert, es handele fi nur 
um ein Kollegium von 10 Perfonen; die übrigens fehr 
niedrigen Landtagsdiäten, bie fie bezögen, feien nicht 
penfionsfähig ıc. Die Deputation erfennt bie Leiftungen 
bes Stenographiichen Inftituts in hohem Grabe an, finbet 
ben Wunſch der Petenten beachtlih und empfiehlt, ba 
auch bie Königl. Staatsregierung ſich in günftigem Sinne 
ausgefprochen bat, Beitritt zum Beichluffe ber Zweiten 
Kammer, nad welchem bie Petition der Königl. Staats: 
regierung zur Erwägung überwiejen werben jol. Die 
Deputation beantragt ſonach: 

„bei Kap. 30, Stenographiſches Inftitut, 

a) nad) der Borlage bie Ausgaben mit 42,000 M., 
darunter 1600 M. tranfitorifh, jebod unter 
Wegfall der eventuellen Aufrüdungsfriften, zu 
bewilligen; 

b) bie Betition ber Mitglieber des Stenographifchen 
Inftituts der Königl. Staatsregierung zur Er⸗ 
wägung zu übermeijen. ” 

BPräfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 

„ob fie dem Antrage ber Deputation beitritt?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Sahr⸗ 
Dahlen: Kap. 31, Allgemeine Regierungs- und Verwal 
tungsangelegenheiten. In Tit. 2 werben 7500 M. mehr 
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und zwar tranſitoriſch geforbert für Renovation bes 
großen Feſtſaales der Repräfentationsräume. Der Titel 
ſoll nad) dem Beichluffe der Zweiten Kammer deckungs— 
fähig werben mit Tit. 21 bes außerordentlihen Etats, 
über welchen Titel ich nachher noch zu berichten die Ehre 
haben werde. Die Königl. Staatsregierung ift mit biefer 
Dedungsfähigkeit einverftanden und Hat ihrerjeits noch 
den Wunſch ausgeiprocdhen, daß bie Uebertragbarfeit nicht 
nur amf die nächfte Finanzperiobe, fondern unbefchräntt 
ansgeiprochen werbe. Bedenken hiergegen liegen nicht vor. 


In Tit.4, Dispofitionsquantum für Die topographifche 
Speziallarte und die geologifhe Landesunterſuchung, 
werden 8060 M. mehr poftulirt. Es find nämlich dort 
eingejtellt: 60,000 M. für bie topographifche Karte und 
39,020 M. für die geologifche Karte. Alſo in Summa 
99,020 M. Davon gehen ab 13,400 M. Nettoerlös für 
verlaufte Karten, alfo bleiben 85,620 M., d. h. gemeinjährig 
42,810 M. zu fordern. 


Die topographifche Karte von Sachſen im Mafftabe 
von 1:25,000 ift fehe fehlerhaft. Die Befeitigung ber 
Fehler ift im allgemeinen Landesintereſſe fehr wünjchens: 
werth und eine Neuaufnahme erjcheint durchaus nöthig. 
Bu diefer Neuaufnahme bietet fich jet gute Gelegenheit, 
weil das Reid, eine neue Karte im Maßſtabe 1: 100,000 
bearbeiten läßt. Es find deshalb Zahlungen von jährlich 
10,000 M. an das Königl, Kriegäminifterium und zwar 
von 1900 bis 1915 vorgefehen. In ber Zweiten 
Kammer war die Herftellung von Karten im Maßftabe von 
1:10,000 ober gar 1:2500 angeregt worben; von folchen 
Karten lann aber ſchon der ungeheueren Koften wegen 
feine Rebe fein. Sie finden das Nähere hierüber in dem 
Berichte der Bweiten Kammer. 

Zu Tit. 5, Dispofitionsquantum für bie Königl. 
Sächſiſche Kommiffion für Geſchichte, Tiegt eine Petition 
diefer Kommiffion vor, welde bahin geht, bie Stänbe 
möchten einen jährlichen Gehalt von 2000 M. bewilligen 
für einen Hiftoriographen ber Landſtände. Der Inhalt ber 
Betition ift in dem Berichte der Zweiten Kammer ausführlich 
wiedergegeben. Auf bezügliche Anfrage Hat das Königl. 
Kultusminifterium erflärt, daß es die Anftellung eines 
Hiftoriographen der Landftände nicht für dringlich er- 
achtet. 

Die Heramsgabe ber Ständealten if gewiß ſehr 
wünſchenswerth und bürfte auch in micht zw ferner Zeit 
in Angriff zu nehmen fein. Hierzu aber einen beſonderen 
Betrag einzuftellen, erfcheint feineswegs empfehlenswerth; 
vielmehr dürften die bezüglichen Koften aus dem Dis- 
pofitionsquantum von 10,000 M. zu beftreitem fein. Die 
hohe jenfeitige Kammer hat beichloffen, die Petition auf 
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fich berufen zu laſſen, und Ihre Deputation empfiehlt 
Ionen den Beitritt zu dieſem Beſchluſſe. 

Ih will beiläufig bemerken, daß ſich in Rap. 24, 
beim Etat der Sammlungen für Kunſt und Wiſſenſchaft 
eine Forberung von im Ganzen 3000 M. befindet, bie 
ebenfalls der Königl. Sächſiſchen Kommiſſion für Gejchichte 
zu gute fommt. Es find nämlich dort 3000 M. für eine 
Arbeit eingeftellt, welche auf Veranlafjung der Kommilfion 
für Gefchichte vorgenommen werden ſoll. Dieſe Arbeit 
fol die Bibliographie der Sächſiſchen Geſchichte betreffen. 
So find alfo eigentlich in diefem Etat nicht 10,000 M. 
für die Hiftorifhe Kommiffion, ſondern 13,000 M. ge: 
forbert. 

Die Deputation beantragt: 

„bei Kap. 31, Wllgemeine Regierungs- und 
Berwaltungsangelegenheiten, 

a) die Ausgaben mit 92,710 M., barumter 9400 M. 
tranfitorifch, zu bewilligen; 

b) dem Tit. 2 bes Rap. 31 die Worte Hinzuzu- 
fügen: „dedungsfähig mit Tit. 21 des außer: 
ordentlichen Etats Kir 1900/01”, fowie bie 
Worte: „Auf die nächte Finanzperiode“ zu er: 
ſetzen dur: „Unbefchränft ”; 

ce) die Petition der Königl. Sächſiſchen Kommiffion 
für Gefchichte auf fi beruhen zu laſſen.“ 

Präfident: 

„Die Kammer tritt wohl ben Anträgen ber 
Deputation, bie foeben berichtet worben find, 
bei?” 

Einftimmig. 

Ich bitte überzugehen zu Punkt 4: „Untrag zum 
münblihen Berichte ber zweiten Deputation 
über Tit. 21 des außerordentlihen Staatshaus— 
haltsetats für 1900/01, Erweiterung der mini» 
fteriellen NRepräfentationsräume burh Aus— 
führung eines Anbaues an das Kanzleigebäude 
bes Minifteriums des Innern.” (Drudjacdhe Nr. 196.) 


(Bergl. M.ILR. S. 33 ff. und 2. Bd. ©. 1456 f) 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Sahr: 
Dahlen: Ich komme nun zu Tit. 21 bes auferorbent- 
lichen Staatshaushaltsetats. Bei den Repräfentations- 
räumen im Königl. Minifterinm bes Innern erweift fich 
bauptjächlich wegen des Anwachſens ber Zahl der ein- 
zuladenden Perſonen unb wegen Feuersgefahr ein Er: 
weiterungsbau beziehentlich Treppenhausanbau als durd)- 
aus nöthig; felbft wenn einmal das Minifteriafgebäube in 
ber Seeftraße zum Verlaufe kommen follte, ift ein folder 
Anbau nmothwendig, denm etwa 10 Jahre müſſen die 
Repräfentationsräume vorausfichtlich auf alle Fälle noch 
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ihrem gegenwärtigen Zwede bienen. Die Königl. Staats- 
regierung hatte nun ursprünglich zu biefem Zwecke 
86,000 M. geforbert, hat ſich aber im Laufe ber Ber: 
bandlungen mit ber Bweiten Sammer mit einer 
Streihung von 26,000 M. einverftanden erflärt. Der 
Umbau, beziehentlih Anbau fol nad der neueren 
Planung einfacher umd leichter werben; bie bezüglichen 
Pläne Tiegen auf dem Tiſche bes Haufes aus. Wie 
vorhin bereits erwähnt, ſoll Tit. 21 des auferordentlichen 
Etats Dedungsfähigkeit haben mit Tit.2 von Kap. 31 
bes ordentlichen Etats. Die Deputation beantragt: 
„zit. 21 des außerordentlihen Staatshaushalts- 
etats nah Abſtrich von 26,000 M. mit 
60,000 M. zu bewilligen und den Vermerk 
inzuzufügen: „Dieſer Titel und Xit. 2 von 
p. 31 des ordentlichen Staatshaushaltsetats 
find unter fi dedungsfähig.” 


Präfident: Wünjcht jemand dad Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 

„Die Kammer tritt auch hier bei?” 
Einftimmig. 

Es folgt 5: „Untrag zum mündlichen Berichte 
der zweiten Deputation über Kap. 35, 36 und 102 
bes ordentliden Staatshaushaltsetats für 
1900,01, Hauptftaatsardiv, Dberrehnungds 
fammer, ſowie Minifterium des Auswärtigen 
nebft Kanzlei und. über eine zu Rap. 36 ein 
gegangene Petition.” (Drudfahe Nr. 193.) 

(Bergl.M.IIR.S.33 ff. u. 2. Bo.S. 1489.) 


Berichterſtatter Kammerherr Sahrer von Eahr= 
Dahlen: Kap. 35, Haupiſtaatsarchiv. 

Bu Tit. 4 iſt zu bemerken, daß derſelbe infolge der 
Zurückziehung der Beſoldungsordnung wieder wie im 
Voretat, alſo um 1500 M. höher, eingeſtellt werben 
muß, als er urfprünglich im gegenwärtigen Etat ein: 
geftellt worden war. Würde dieſes nicht gefchehen, jo 
würbe ben brei Archivaren jede Gehaltserhöhung ab: 
gefhnitten fein. Das Nähere hierüber ift aus dem Be: 
richte ber Zweiten Kammer zu erſehen. 

In Tit. 11 find 1200 M. mehr eingeftellt wegen 
erhöhter Koften der eleltriſchen Beleuchtung, wegen Ber: 
mehrung ber Bibliothek :c. 

Sonft ift nichts zu bemerken. 

Die Deputation beantragt: 

„Bei Kap. 35, Hauptſtaatsarchiv, 
1. die Einnahmen in Tit. 1 und 2 mit 140 M. 
nad) ber Vorlage zu genehmigen; 
2. die Ansgaben in Tit. 4, in Abweichung von ber 
Vorlage, für Staatsardivare und Ardhivfelretär: 


605 


3 —— 1 Archivſekretür nicht über 

* 6300 M. durchſchnittlich 5400 M. ftatt mit 
20,100 M. in der Höhe von 21,600 M., bie 
übrigen Ausgaben in Tit. 3, 5 bis 12 aber 
allenıhalben nad) der Vorlage, jedoch unter Weg: 
fall der Eventualaufrüdung, und jomit die ge- 
jammten Ausgaben in Tit. 3 bis 12 mit 70,910 M. 
zu bewilligen.” 


Prüäfident: Ich frage die Kammer: 
„ob jie demgemäß beſchließen will?” 
Einftimmig. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Sahr- 
Dahlen: Kap. 36, Oberrechnungskammer. 

Bei Tit. 3 hat die Königl. Staatsregierung nad: 
trägli einen 17. Revifionsbeamten gefordert, welcher 
bejonder8 bei Prüfung der Rechnungen aus ber 4. Ab— 
theilung bes Königl. Minifteriums des Innern ver: 
wendet werden jol. Die Deputation jchlägt vor, dieſe 
nachträgliche Einftellung zu genehmigen, kann jedoch ihre 
Berwunderung darüber, daß ſolche Poftulate nicht recht« 
zeitig gebracht werben, nicht unterdrüden und hofft, 
daß jolhe nachträgliche Einftellungen für die Zukunft 
vermieden werden. 

Wegen Zurüdziehung der Befoldungsorbnung haben 
fih zu Tit. 4 und 5 nachträgliche Erhöhungen von 
600 und 200 M. als nöthig herausgeftellt, worüber 
bad Nähere im Berichte ber ABweiten Kammer zu 
finden ift, 

Zu biefem Kapitel ift nun eine Petition ber Re— 
vifionsbureauvorftände und Nevifionsbeamten der Ober: 
rehnungsfammer um Gehaltserhöhung eingegangen. 

Die Geſuchſteller führen aus, ihre Thätigfeit 
fei mit der der Oberrechnungserpeditionsbeamten ber 
Minifterien gleihwerthig, fie hätten biejelben Dienfttitel 
wie jene; jeme feien aber weit befjer geftellt. Bei der 
Neuregulirung im Jahre 1892 feien die Petenten nicht 
genügend bedacht worden. Ahr Vorgefehter habe eine 
Aufbefferung für fie in Vorjchlag gebracht; nicht einmal 
diefe kleine Aufbeſſerung fei ihnen zu theil geworben. 
Sie wünfhen Gleichjtellung mit den Rechnungsinſpektoren 
und Oberrehhnungsinfpeftoren ber Minifterien, der Zoll: 
und Steuerbireftion und der Generaldireftion der Staats: 
eifenbahnen. 

Auf bezügliche Anfrage der Deputation ber Zweiten 
Kammer hat bad Königl, Gefammtminifterium erwibert, 
die oberen Expeditionsbeamten in den Minifterien feien 
Vorgeſetzte mit Auffichtspflihten und Verantwortlichleit 
für die Unterbeamten. Die Petenten hätten feine Unter: 
gebenen. Die bloße Nahprüfung fei eher leichter als 
bie erfte Prüfung ber Rechnungen in ben Minifterien. 
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Der Gehalt der Petenten fei übrigens bereits jegt im 
Durchſchnitte um etwa 900 M. höher als der ber 
Rehnungserpebitionsbeamten; es ſei alfo bereit ein 
völlig ausreichender Unterfchied gemadt. Was bie 
Revifionsbureauvorftände ber Oberrechnungskammer an: 
lange, jo Hätten biejelben viel weniger Untergebene als 
die wenigen höher etatifirten oberen Expeditionsbeamten. 
Die bdienftlihe Stellung der Betenten fei keineswegs 
[hwieriger geworben. Weber die Verantwortung, noch 
bie Intenfität der Arbeitsleiftung fei bei ihnen geftiegen. 
Eine Berüdfihtigung der Petenten würde unfehlbar 
große Konfequenzen bei anderen Beamtenfategorien nad) 
fi ziehen. 

Gegenüber diefer Erklärung der Königl. Staats- 
regierung fann die Deputation, obſchon allerdings bie 
Aufrüdungsverhältniffe der Petenten keine günftigen fein 
mögen, nur Beitritt zum Beſchluſſe der Zweiten Kammer 
vorjchlagen, d. h. die Petition auf ſich beruhen zu laſſen. 

Es wird demnach beantragt: 

„bei Kap. 36, Oberrechnungsfammer, 


1. die Ausgaben in Tit. 3 unter Erhöhung ber 
Bahl der Nevifionsbeamten von 16 auf 17, 
abweichend von der Vorlage, mit 79,800 M., 
in Zit. 4, abweichend von ber Worlage, für 
1 Sekretär mit 2700 M., für 1 Bureaus 
affiftenten mit 2100 M, in Zit. 5, abweichend 
von der Vorlage, unter Erhöhung der Bejoldung 
für 1 Boten auf 1700 M., mit 3400 M., im 
übrigen bei Zit. 1 bis 7 nad ber Vorlage, 
allenthalben jedoch unter Wegfall der Eventual- 
aufrüdung, ſomit aber die Ausgaben bei Tit. 1 
bis 7 insgefammt mit 133,760 M. zu bewilligen; 


2.die Petition der Revifionsbeamten der Königl. 
Oberrechnungskammer auf fich beruhen zu Tafjen.“ 


Präfident: Da niemand Bedenken hat und das Wort 
begehrt, frage ich die Kammer: 

„ob fie aud) Hier beitritt?“ 

Einftimmig. 

Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr: 
Dahlen: Bei Kap. 102, Minifterium des Auswärtigen, 
fann ich wieder in meinen alten {Fehler der Kürze ver- 
fallen. Es find bei biefem Kapitel nur ganz unweſent⸗ 
liche Beränderungen vorgelommen, und ich habe namens 
der Deputation zu beantragen: 

„bei Kap. 102, Minifterium des Auswärtigen, 
nebft Kanzlei, nach ber Vorlage die Einnahmen 
in Tit. 1 mit 50 M. zu genehmigen, die Aus: 
gaben in Tit. 2 bis 8 mıt 52,070 M., jedoch 


allenthalben unter Wegfall der Eventualauf- 
rüdung zu bewilligen.” 
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Präfident: Es wünſcht niemand das Wort. — 


„Die Kammer beſchließt wohl bemgemäß?” 
Einftimmig. 

Es folgt Punkt 6: „Antrag zum münbdliden 
Berichte der zweiten Deputation über Kap. 25 
und 26 bes orbentlihen Staatshaushaltsetats 
auf die Jahre 1900/01, Berzinfung der Staats— 
und Finanzhauptlaffenihulden fowie Tilgung 
ber Staatsſchulden.“ (Druchſache Nr. 213.) 


(Bergl. M.II.8. ©. 33 ff.u.2.®b. ©. 1510.) 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr— 
Dahlen: Kap. 25, Verzinſung der Staats⸗ und Finanz— 
hauptlaſſenſchulden. 

In Tit. 8 find von der 1898er 112 Millionen-An- 
leihe die Binfen zum erften Male eingeftellt, und zwar 
von 60,500,000 M. für den Termin 31. März und 
51,500,000 M. für den Termin 30. September 1900. 
Das Kapitel erfordert einen Mehrzuſchuß von 3,261,348 M. 

Die Deputation beantragt: 

„bei Kap. 25, Berzinfung der Staats- und 
Finanzhauptkaſſenſchulden, nad) der Vorlage bie 
Ausgaben mit 26,754412 M. zu bewilligen.” 

Kap. 26, Tilgung ber Staatsſchulden. 

Bu Tit. 6e ift zu bemerken, daß von ber Leipzig- 
Dresbner 72er Unleihe im Termine 1. Juli 1901 ein 
weiterer Betrag von 2,857,800 M. außerplanmäßig 
getilgt werben ſoll. Hierüber ift auch it. 9b von 
Kap. 25 zu vergleichen. Die Tilgung der 3prozentigen 
Rentenanleihe von 1898 fommt erft vom 1.Januar 1903 
an in Betracht. Aus der Berechnung, welche in dem 
Berichte der Zweiten Kammer enthaltenift,erjehen Sie, daß 
unjere Staatöfchulden gegenwärtig mit 1,1 Prozent getilgt 
werben. 

Die Deputation beantragt: 

„bei Kap. 26, Tilgung ber Staatsfhulden, nad) 


der Vorlage die Ausgaben mit 8,506,104 M. 
zu bewilligen.” 


Präfident: 

„Die Kammer bejhfieht wohl bei Kap. 25 und 
Kap. 26 entſprechend den Anträgen ber Depu— 
tation?* 

Einftimmig. 

Wir kommen nun — Herr Dr. von Wächter ift 
Berichterftatter — zu bem „Antrage zum münb- 
lihen Berichte der vierten Deputation über bie 
Petition des Landwirthſchaftlichen Vereins Frei— 
berg zu Rothvorwerk bei Brand um Ergreifung 
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wirffamerer Mafregeln gegen bie Verbreitung 
ber Maul: und Klauenſeuche.“ (Drudjache Nr. 215.) 


Berichterftatter Dr. bon Wächter: Meine Herren! 
Entſchuldigen Sie es mit der Wichtigkeit ber vorliegen: 
ben Sade, wenn id Sie damit etwas eingehender be- 
hellige. 

Buerft erlaube ih mir, darauf hinzuweiſen, daß 
auf dem Antrage ber Deputation durch ein Verfehen 
gedruckt worben ift: „die Petition ber Staatdregierung 
zur Kenntnißnahme zu empfehlen“. Sie foll der Staats: 
regierung zur Kenntnißnahme überwiefen werben. Es 
ift das ber übliche Ausdrud, ber verſehen worden ift, 

Der Lanbwirthichaftliche Verein Freiberg zu Roth: 
vorwerf bei Brand hat eine Petition eingereicht, in ber 
er um Berihärfung ber Mafregeln gegen die Maul: 
und Stlauenfeuche bittet aus den Gründen, weil bie 
Maul: und Klauenſeuche nachweislich in ben leßten 
Jahren in unferem engeren Waterlande jo ganz un: 
gemein überhand genommen und zu großen Nachtheilen 
und Berluften für ſämmtliche Viehbeſitzenden geführt 
habe. Der Landwirthichaftlihe Verein wünſcht erftens 
Erhöhung ber Kontumazzeit von fünf auf wenigitens 
acht, am beften zehn Tage. Er führt zur Begründung 
näher aus, daß die Kontumazzeit nad) ben neueren Er: 
fahrungen durchaus nicht genüge, wo ja nachweislich 
Seuchenfälle erft nad längerer Infubationsdauer zum 
Ausbruche gelommen ſeien. Zweitens foll eine gründ- 
fie Desinfektion der Eifenbahntransportwagen, fowie 
ber Ställe, in denen die Händler das Vieh auszuftellen 
pflegen, ebenfo ber Kleidung und bes Schuhwerfes ber 
Biehtransporteure und Wärter, ſowie aller ber Berfonen, 
bie mit dem Vieh in Berührung gelommen find, unter 
fachverftändiger Auffiht vorgenommen werben. Es wirb 
angeführt, e8 wäre ja unbedingt anzuerlennen, daß bie 
Königl. Generaldireftion beftrebt geweſen ſei, bie An- 
orbnung ber Desinfeltion der zum Viehtransport be— 
nüßgten Eifenbahnwagen möglihft fo zu treffen, daß 
biejelbe bei richtiger Ausführung genügen müßte; die Damit 
betrauten unteren Organe bes Perfonals könnten inbefjen 
als ſachgemäß gefchulte Leute nicht amgefehen werben. 
In gleicher Weile fei es nothwendig zu erachten, 
daß alle Ställe, in benen Händler Vieh einzuftellen 
pflegen, nad) dem jedesmaligen Leeren berjelben und vor 
der Einftelung neuer Biehtransporte gründlih unter 
fachverftändiger Aufficht besinfizirt würden, ebenjo bie 
Kleidung und das Schuhwerk ber babei beſchäftigten Per: 
fonen. Es würden fich zweifellos überall genügende 
Kräfte finden, die nach eingehender Schulung durd bie 
Herren Bezirköthierärgte die Aufficht über diefe Desinfektion 
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zu führen imftande wären. Drittens wünſcht ber 
Berein ein Verbot bes Inſerirens feitens ber Hänbler 
vor Beendigung ber Kontumazzeit fowie ber Befichtigung 
bes Viehes während berfelben unter Feſtſetzung höherer 
Strafen für den heimlichen Handel. Der Land: 
wirthichaftlihe Berein meint, wenn eine Inſertion 
ausbliebe, daß die Händler Bieh zum Verlauf ftehen 
hätten, jo würden auch während dieſer Kontumazzeit 
jelbftverftändlich die Käufer nicht dadurch angezogen, 
es würbe dadurch auch die Befichtigung unterbleiben, und 
manche Gefahr der Berfchleppung der Seuche umgangen 
werben, und es würde jebenfall® wünfchenswerth jein, 
höhere Strafen — benn geringe Strafen zögen nit —, 
gegen berartige Kontraventionen auszufprechen. ferner 
wünfcht der Landwirthichaftliche Verein die Feſtſetzung 
höherer Strafen dem Berfchweigen ber ausgebrochenen 
Seuche und dem Betreten ber verfeuchten Ställe durch 
Unberufene gegenüber. Zur Begründung wird gejagt, 
e3 müſſe leider feftgeftellt werben, dab es noch viele 
Biehbefiger gäbe, welche jo wenig ehrenhaft find, daß 
fie des materiellen Vortheiles und der VBermeibung von 
Unbequemlichkeiten halber ben Ausbruch, reſp. bas 
Vorhandenſein der Seuche in ihrem Biehbeftande ver- 
fhweigen. Daß damit großes Unheil angerichtet und 
weitere Anſteckungen leicht erfolgen können, liegt auf ber 
Hand; fomit ift eine ſchwere Strafe bei biefem Ber- 
ſchweigen gerechtfertigt. Mehnlich verhält es ſich mit bem 
Betreten ber verjeuchten Ställe durch Unberufene. Kenner 
ber ländlichen Verhältniffe wifjen, daß dieſes auch gegen 
den Willen ber Beſitzer öfter erfolgt; daß aber dadurch 
bei Seuchezeiten jehr leicht einer weiteren Verbreitung 
Vorſchub geleiftet werden kann, ift nur zu natürlich. 
Ihre Deputation Hat ſich erlaubt, die Anficht ber Königl. 
Staatöregierung über dieſe Petition zu erbitten, und bie 
Königl. Staatäregierung bezog ſich in ber Hauptſache auf 
die ſchon bei einer früheren Petition gegebene Erklärung, 
worin gejagt wird: Dem Minifterium des Innern liegen 
zur Beit verfchiebene Gefuche um Aenderung ber Be 
ftimmungen über die Belämpfung ber Viehſeuchen vor. 
Infolge beffen wird jegt erwogen, ob unb in welcher 
Weiſe etwa die Vorjchriften ber Ausführungsverorbnung 
zum Reichöviehleuchengefeg vom 30. Juli 1895, beziehent: 
lid) vom 25. Februar 1897, einer Umarbeitung zu unter: 
werfen jein möchten; eine endgültige Entſchließung 
ift hierüber noch nicht gefaßt, da vor allem noch bas 
Gutachten ber Kommiffion für bas Veterinärweſen, 
welcher die erwähnten Geſuche zur Ausfprache vorgelegt 
worben find, noch nicht eingegangen ift. Die Erfahrungen, 
welche in ber legten Beit insbefondere bei ber Maul- 
und Klauenſeuche gemacht worden find, ſcheinen entfchieben 
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auf eine Verſchärfung der Beauffihtigung des Vieh: Meine Herren! Ich beraume bie nächte Sitzung 


handels Hinzumeijen. auf morgen, mittags 12 Uhr an und fege auf bie 
Im großen Ganzen jah Ihre Deputation, im Ein: | Tagesordnung: 
verftändniffe mit der hohen Staatsregierung, in biefer 1. Vortrag aus ber Regiftrande und Veichlüffe 
vorliegenden Petition ſchätzbares Material für dieſe Er: auf die Eingänge. 
Örterungen, welche über den weiteren Erlaß von Aus: 2. Antrag zum mündlichen Berichte ber erften De- 
führungsverorbnungen eingeleitet werben follen. Ihre putation über den dur das Konigi. Dekret 
Deputation möchte es allerdings dahingeftellt jein laſſen, Nr. 31 vorgelegten Entwurf eines Gefehes, bie 
ob ein Verbot des Inferirens, ein Verbot des Betretens Handels: und Gewerbefammern betreffend. 
ber Hänblerftälle innerhalb der Kontumazzeit eingeführt Drudſache Nr. 198.) 
werben könne. Einige preußifche Provinziafregierungen 3. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
haben freilich ein ähnliches Verbot erlaffen. Die von Deputation über den Berg:, Hütten» und Münz: 
ben Betenten gewünſchte höhere Beftrafung von Kon— etat, allgemeine Ausgaben für den Bergbau, 
traventionen ift allerdings Sache der Gerichte und ber Kap. 8 bis 13, 15 und Kap. 77a bes orbent- 
Schöffen, die freilich oft wunderbar mild vorgehen, wie lichen Staatshaushaltsetats für 1900,01. (Druds 
nit bloß Ihre Deputation angiebt, ſondern auch ber fache Nr. 216.) 
Vertreter der hohen Staatsregierung ausbrüdlich be: 4. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Hätigt hat. Es ftehen den Gerichten jehr ftrenge Be— Deputation über Kap. 24 bes orbentlichen Staats: 
ftimmungen zur Verfügung, 3. ®. $ 328 bes Reichsſtraf⸗ haushaltsetats für 1900/01, zum Königl. Haus: 
gejebbuds, wo es Heißt: fideifommiß gehörige Sammlungen für Kunft und 
„Wer bie Abſperrungs- und Auffichtämaßreneln Wiſſenſchaft betreffend. (Druckſache Nr. 214.) 
oder Einfuhrverbote, welche von der zuftändigen Be— 5. Antrag zum mandlichen Berichte ber zweiten 


hörde zur Verhütung des Einführens oder Verbreiten 


von Biehjeuhen angeordnet worden find, wiffentlich Deputation über Tit. 34 des außerordentlichen 


verlegt, wirb mit Gefängniß bis zu einem Jahre beſtraft.“ Stantshaushaltsetats für 1900/01, Nenanlage 
In biefem Paragraphen ift alfo von vornherein und Vermehrung ber Reparaturftände für Loko— 
jede Geldftrafe ausgeſchloſſen, und hat, wenn bie Ge: motiven fowie für Perfonen- und Güterwagen 
richte diefen Paragraphen anwenden wollen, fofort Ge: (erfte Mate) betreffend. (Druckſache Nr. 218.) 
fängnisftrafe einzutreten, Es dürfte jedenfalls wünfchens: 6. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
werth fein, daß bei der. großen Gefahr, die die Verbreitung Deputation über Tit. 42 bes auferorbentlichen 
diefer Seuche mit ſich bringt, die Schöffen fowohl, als Staatshaushaltsetats für 1900/01, Umgeftaltung 
auh die Gerichte felbft ftrenger vorgehen mögen ber Verkehrsſtellen Deuben und Hainsberg ıc. 
gegen KRontraventionen, als bisher, Namentlich bei betreffend und über diesbezügliche Petitionen. 
Handelsgefhäften wird in manden Gegenden, wo ber (Drudjahe Nr. 219.) 
Viehhandel direft zur Gewohnheit geworben ift, auf: 7. Anzeige ber vierten Deputation über zwei für 
fallend far entichieden. Ihre Deputation ift zu dem unzuläffig erffärte Petitionen. (Druchkſachen 
Entſchluſſe gekommen, die hohe Kammer zu erfuchen, die Nr. 224 und 225.) 


vorliegende Petition als Material für die eventuellen Zur Mitvollziehung des Protokolls lade ih ein 
weiteren Erlaffe von verjchärfteren Ausführungsverord: | Herrn Kammerherrn Sahrer von Sahr auf Ehrenberg 
nungen ber hohen Staatsregierung zur Kenntnißnahme und Se. Ercellenz Wirkt. Geh. Rath von Eharpentier. 

zu überweifen. Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protofoll 


Präfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es iſt | di verleſen. Geſchieht) 


icht d fl. age bie Kammer: 
nid = 54 el — — Hat jemand gegen das vorgeleſene Protokoll etwas 
„0 ie Peti 8‘ “ J einzuwenden? — Das ift nicht der Fall. Ich erfläre 


dk Kenntnißnahme überweiſen | yagieige für genehmigt und ſchließe die öffentliche Sihung 


Einftimmig. (Schluß der Sikung 1 Uhr 6 Min. nachmittags. 
A 8 





Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königlichen Stenographifchen Inftituts 
i. V. Profeffor Ebuarb Oppermann. — Mebafteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. ©. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Pak: am 4. Mai 1900. 


Mittheilungen 
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1. Kammer. 
Ns 60. Dresden, am 1. Mai 1909. 
Sechzigſte öffentlihe Sitzung Geh. Finanzrath Leonhardi und Geh. Bergrath 
der Erſten Kammer Förſter. 


Anweſend 35 Kammermitglieder. 
um 1. Mal: 1900, mittege 18 Mir, Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 
Inbalt: | Entfhuldigt Haben ſich für heute Herr Vize— 
Entſchuldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 1276-1290. | präfident und Landesältefter von Bezihwig wegen uns 
— Antrag zum mündlichen Berichte der erften Deputation | aufjchiebbarer dringender Gejhäfte, Herr Kammerherr 
über den durch das Königl. Dekret Nr. 31 vorgelegten | von Wiedebach wegen Privatangelegenheiten, Se. Er: 
Entwurf eines Geſetzes, die Handels: und Gewerbe: laucht Herr Graf und Herr von Schönburg aus dem 
fammern betr. — Anträge zum münblichen Berichte der | gleichen Grunde, Herr Graf von Einfiebel wegen Un— 
zweiten Deputation über: a) den Berg:, Hütten: und | wohljeins. 
Münzetat, allgemeine Ausgaben für den Bergbau, Kap. 8 Den Vortrag aus der Regiftrande giebt Herr 
bis 13, 15 und Kap. 77a des ordentlichen Staatshaus- Freiherr von Find, 
haltsetats für 1900/01; b) Kap. 24 des ordentlihen (Mr. 1276.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, zum Königl. Haus: | vierten Deputation über die Petition der Uhrmacher— 
fibeitommiß gehörige Sammlungen für Kunft und Wiſſen- zwangsinnung zu Dresden um Unterſagung des Gut: 
{haft betr.; e) Tit. 34 des außerordentlichen Staatshaus: ſchein⸗ (Hydra= und Schneeball-) Unweſens im Uhren ıc. 


Handel. 
haltzetatß für 1900/01, Meuanlage und Vermebrung ber | ” m, 1977.) Desgleichen über die Betition des 
Neparaturftände für Lofomotiven, fowie für Berfonen- 5. F. Möhler in Altmittweide, die Tollwuth der Hunde 
und Güterwagen (erjte Mate) betr., und d) Zit. 42 des | hetreffend. j 
außerorbentlichen Staatshauspaltsetats für 1900,01, Ums (Nr. 1278.) Desgleihen über die Petition bes 
geitaltung der Verfehröftellen Deuben und Hainsberg ꝛc. Weinbergsbefigers E. Nade in Naundorf und Genofjen 
betr., und über diesbezügliche Petitionen. — Anzeige der bie — — * — — über 

inſ ie Vertilgung der Reblaus für Sachſen. 
vierten Deputation über die zwei für unzuläſſig ertlarten (Nr. 1279.) Desgleien über den antrag Opig- 
Petitionen anonym verfchiedenen Inhalts, ſowie über r z 
er Dr. Schill und Genofjen, die Beſteuerung der Waaren- 

mangelhafte Pflege von Biehlindern. — Feitfegung der häufer betr. 
Zeit und Tagesordnung für die nächſte Sipung. — Bor: (Mr. 1280.) Desgleichen über die Petition bes 
fefung und Genehmigung des Protofolls über die heutige | Steinbruchpächter8 Zieger in Königftein um Beniligung 
Situng. einer Staatsbeihülfe zu den Koften der Wieberherftellung 
der 1897er Hochwaſſerſchäden. 

älident: (Nr. 1281.) Antrag zum anderweiten mündlichen Be— 
j —— IJ richte der vierten Deputation über die Petitionen Wähles 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. in Schöna, des Gemeinderarhes zu Krumhermersborf und 
— des Karl Otto Kühn und Genofien in Schöna, Hoch— 
Am Miniftertijche: waſſerſchäden betr. 
Der Herr Staatsminifter von Watzdorf, ſowie MWräfident: Diefe ſämmtlichen Nummern kommen 
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(Nr. 1282.) Die Zweite Kammer überfendet Drud- 
eremplare einer Petition der Deutſchen Adelsgenoſſenſchaft, 
Lanbesabtheilung „Königreich Sachſen“, den Gejegentwurf 
über die Familienanmwartichaften betr. 

Präfident: Zu vertheilen. 

(Nr. 1283.) C. R. Grundig und Genoſſen in Dresden 
überreichen Druderemplare eines Nachtrages zu ihrer 
Petition, das ftädtiiche Elektrizitätäwerk in Dresden betr. 

Präfident: An die vierte Deputation. 

(Nr. 1284.) Protofollertraft ber Zweiten Kammer, 
betreffend allgemeine Vorberathung und zugleih Schluß: 
berathung über Dekret Nr. 41, den Entwurf eines Geſetzes 
über Gewährung von Entihädigungen für an Gehirn: 
rüdenmarfsentzündung beziehentlich Gehirnentzündung um: 
geftandene Pferde und für an Maul- und Klauenjeuche 
gefallenes Rindvieh betr. 


Präfident: An die erfte Deputation. 

(Nr. 1285.) Desgleichen, betreffend allgemeine Vor: 
berathung über Dekret Nr. 42, die Aufnahme einer 
3prozentigen Rentenanleihe betr. 

(Nr. 1286.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 93 des auferordentlichen Etats für 1900.01, 
Erweiterung des Bahnhofes Greiz betr. 

(Nr. 1287.) Desaleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 99 desjelben Etats, Erweiterung des Bahnhofes 
Noffen betr. 

(Nr 1288.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petitionen der Stadtgemeinde Pirna und Ge: 
nofjen und der Handels: und Gemwerbelammer Dresden, 
bie Errichtung einer Kaianlage in Pirna betr. 

Präfident: Sämmtlihe Nummern kommen an bie 
zweite Deputation, 

(Nr. 1289.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des Erblehngutäbefigers Gäbler in 
Hinterbermsdorf und Saupsborf, die Berlängerung der 
elektriichen Straßenbahn Schandau:Lichtenhainer Wafjer- 
fall betr. 

Präfident: Zu den Alten, nachdem bie Zweite 
Kammer dem biesfeitigen Beſchluſſe beigetreten ift. 

(Nr. 1290.) Schreiben des Königl. Oberhofmarfchall- 
amtes vom 30. April 1900 — 110, 260 —, bie für den 
bevorftebenden Schluß des Landtages in Aueſicht ge 
nommenen Feierlichkeiten betr. 

Prüfident: Ih bitte zu verlefen. 

Sekretär Freiherr von Find (Lieft): 

„Dresden, den 30. April 1900. 
An 
bie Herren Präfibenten beiber hohen Kammern 
der Stänbeverfammlung. 

Den Herren Präfidenten beider hohen Kammern 
der GStändeverfammlung beehrt ſich das Oberhof: 
marfhallamt in Betreff des auf 

Sonnabend, den 12. Mai, 
nahmittags 1 Uhr 
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anberaumten Schlufjes des Landtages ganz ergebenft 
mitzutheilen, daß dieſe Feierlichkeit im Königl. Refidenz- 
ſchloſſe ftattfindet. 

Die Herren Mitglieder ber beiden hohen Kammern 
werben erjucht, Sich im Balljaale in ber zweiten Etage 
des Königl. Refidenzichlofjes einfinden zu wollen, von 
wo biejelben gegen 12°, Uhr in corpore burd bie 
Hoffouriere in den Thronjaal eingeführt werben. Letztere 
haben in dem für die Herren Stände abgejonderten 
Raume dem Präfidium der Erften Kammer die Stühle 
rechts, dem Präfidium der Zweiten Kammer bie Stühle 
links vom Throne anzuweijen. 

Die Herren Mitglieder beider hohen Kammern 
werben erjucht, Sich hinter Ihren refpektiven Direktorien 
aufftellen zu wollen. 

Bu ber an demjelben Tage im Banquetfaale um 
6 Uhr ftattfindenden Königl. Tafel werden an bie Herren 
Mitglieder beider hohen Kammern befondere Einladungen 
ergeben. 

Bei Tafel werben Seine Majeität der König bie 
Gefundheit: „Auf des Landes Wohl und aller getreuen 
Stände!” auszubringen geruben. 

Sodann wird nad einer furzen Pauſe dem Herrn 
BVräfidenten der Erften Kammer ein Polal überreicht 
werben, um bie Geſundheit: „Auf das Wohl Seiner 
Majeftät des Königs!” auszubringen. 

Die dritte, nach einer abermaligen Pauſe und nad 
Ueberreichung eines Potald an den Herrn Präſidenten 
ber Zweiten Kammer ouszubringende Gefundheit: „Auf 
dad Wohl Ihrer Majeftät ber Königin und aller Mit- 
—— des Königl. Hauſes!“ beſchließt die Reihe der 

eſundheiten. 

Sowohl bei der Schlußfeierlichkeit, als auch bei 
der Königl. Tafel wird jede Trauer abgelegt. 


ſtünigliches Oberhofmarſchallamt 
von Garlowig.” 

Prüäfident: Es war dies bie lebte Nummer ber 
Regiftrande. 

Wir gehen weiter in ber Tagesorbnung und zwar 
zu Punkt 2: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
erften Deputation über ben durch das Königl. 
Dekret Nr. 31 vorgelegten Entwurf eines Ge— 
feßes, die Handels: und Gewerbefammern bes 
treffend.“ (Druckſache Nr. 198.) 


(Bergl. M. II. 8. ©. 575 ff. u.2.3b. S. 1360ff.) 

Ih erfuche Se. Excellenz von Noftig, ben Vortrag 
geben zu wollen, 

Berichterftatter Staatsminifter a. D. bon Roſtitz- 
Wallwitz: Das Allerhöchſte Dekret, über das ic) namens 
ber erften Deputation Vortrag zu erftatten habe, lautet 
wie folgt: (Wird verlefen.) 

Der Entwurf ift in ber Zweiten Sammer bereits 
berathen worden unb hat mit einigen Veränderungen 


die Zuftimmung der Kammer gefunden. Die Anträge, 
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die Ihnen gebrudt vorliegen, fallen überall mit den 
Unträgen ber Bweiten Kammer zufammen mit Aus— 
nahme bes Antrags zu $ 11 und einiger ganz unter: 
geordneten redaktionellen Veränderungen. 

Ich habe in den gebrudt vorliegenden Anträgen 
einen Lapſus zu berichtigen. Der Antrag zu $ 8 ift 
herübergenommen worden aus ben Beichlüffen ber 
Zweiten Kammer, es ift aber eine Eleine redaktionelle 
Veränderung vorgenommen worden infofern, als ber 
erfte Satz unter a) nur einen Satz enthält und daher 
die gleichzeitige Bezeichnung dieſes Satzes unter a) mit 
einer Ziffer 1 nicht recht gerechtfertigt erſchien. Nun 
ift aber hier in dem Saße unter b) auf ber jechiten 
Beile bie Bezugnahme auf Ziffer 1 ftehen geblieben; 
das muß aber heißen nicht „unter Biffer 1*, jondern: 
„unter a)“; aljo „Ziffer 1* ift zu erfegen durch „a)“. 

Die Handels: und Gewerbefammern, mit benen wir 
uns heute zu beichäftigen haben, find befanntlich ins 
Leben gerufen worben in Sachſen burd) unfer Gewerbe: 
geek vom 15. Dftober 1861. Es war damals die Ab- 
fit, die Handelskammern jollten für Handel und 
Fabriten das Organ bilden, die Gewerbefammern, die 
ein Gejammttollegium bilden follten mit den Handels— 
fammern, für die nicht in diefe Kategorie fallenden Ge- 
werbe. Stimmenberedhtigt jollten zu der Handelsfammer 
fein alle Kaufleute und Fabrikanten, welche eine nad) 
den beftehenden Beftimmungen angemeldete Firma be= 
fiten, wahlfähig alle Kaufleute und Fabrikanten bes 
Bezirls, welche eine firma befigen und im Gewerbe: 
fteuerfatafter mit einer ordentlichen Gewerbefteuer von 
minbeftens 10 Thalern angejegt waren. Stimmbered: 
tigt und wahlfähig für die Gewerbefammer follten fein 
erftens bie feine Firma befigenden Kaufleute und Fabri— 
fanten, dann die Mitglieder einer Innung und alle 
fonftigen Gewerbetreibenden, welde im Gewerbefteuer: 
fatafter mit einem ordentlichen Gewerbefteuerbetrage von 
minbeftens einem Thaler angefegt waren. Im Jahre 
1868, alfo noch vor der Reichögewerbeorbnung, erfolgte 
eine Abänderung einiger Beftimmungen bes Gewerbe: 
geieges und dabei wurden auf Grund der gemachten 
Erfahrungen aud) die gejeglihen Beſtimmungen über die 
Handels: und Gewerbefammern einer Revifion unterzogen. 
Die Nevifion änderte nichts an dem allgemeinen 
Bwede der Handels- und Gewerbefammern, aber ver- 
einfachte bie beſtehenden gejeglihen Beſtimmungen noch 
infofern, als erſtens zwiſchen der Stimmberehtigung 
und ber Wahlfähigkeit für beide Kammern fein Unter: 
ſchied gemacht wurde, d. 5. der Stimmberechtigte war 
für die betreffende Kammer auch wahlfähig, und außer: 
dem wurbe noch beftimmt, daß in Zukunft befondere 





Wahlliften, die auf Grund des Geſetzes von 1861 und 
ber entiprechenden Wusführungsverorbnung von ben 
Obrigfeiten aufgeftellt und auf dem Laufenden gehalten 
werden mußten, in Zukunft nicht mehr gehalten zu 
werben braudten. Das Gejek von 1868 fchrieb vor, 
daß für die Handelsfammer ftimmberechtigt und wahl: 
fähig feien Kaufleute und Tabrilanten, welche mit 
mindeftens 10 Thalern ordentlicher Gewerbefteuer be- 
jtenert find, und für die Gewerbelammer ftimmberechtigt 
und wählbar Kaufleute und Fabrifanten mit weniger 
als 10 Thalern, aber wenigftens mit einem Thaler 
Gewerbeftener, und alle anderen Gewerbetreibenben, 
welche in bem Gewerbeftenerfatafter mit wenigften® einem 
Thaler angeſetzt find, daneben noch Vertreter von juri- 
ftifchen Perfonen und von Genoſſenſchaften, die ich nicht 
weiter zu erwähnen brauche. Nun, die Beftimmungen 
des Gejeges von 1868 find in ber Hauptſache unver: 
ändert geblieben bis auf den heutigen Tag, nur hat eine 
Aenderung bes Zenſus eintreten müfjen, nachdem unfere 
Gewerbeftener in Wegfall gebraht und durd die all: 
gemeine Einfommenfteuer erſetzt worben war; ftatt bes 
Zenfus von 10 Thaler Gewerbefteuer für die Handels: 
fammer wurbe eingeführt eine im Ortsfatafter erfolgte 
Einjhägung von 1900 M. Einfommen aus Handel und 
Gewerbe, und für die Gewerbelammer trat an Stelle 
des Gewerbefteuerjages von einen Thaler ein abgeſchätztes 
Eintommen von 600 M. Auf Grund diefer gejeklichen 
Beftimmungen Haben ſich die Handels: und Gewerbe: 
fammern, wie ich glaube, zum Vortheile des Landes und 
zur eigenen Genüge entwidelt, und bis zum Jahre 1892 
find Wünſche auf Abänderung berjelben überhaupt nicht 
laut geworben. 

Im Jahre 1892 aber haben die Handels- und Ge 
werbefammern eine gemeiniame Denkichrift eingereicht, in 
welcher dem Wunjche nach einigen Abänderungen Aus— 
drud gegeben wurde. BDiefen Abänderungen zu ent 
iprechen würde jhon damals und in ben folgenden 
Jahren die Staatsregierung kaum Bedenken gehabt 
haben; allein ſchon damals Hatte man fidh beim 
Reiche mit den Vorbereitungen einer Organijation des 
Handwerks und der Einführung von Interefjenvertretungen 
für das Handwerk zu beichäftigen begonnen. Infolge 
deſſen ſchien es allerdings räthlih, an der Gejeßgebung 
für unfere Handels: und Gewerbefammer nichts zu ändern, 
da bevorftand, daß man binnen kurzem infolge ber zu 
erwartenden Reichsgeſetze zu anberweitigen Aenderungen 
genöthigt fein würde. Das hat ſich jett geändert. 
Durd) das Neichögeieg vom 26. Juli 1897 ift die bes 
abfichtigte Handwerkerorganiiation wenigftens vorläufig zum 
Abſchluſſe gelangt. Das Gejeg ift vom 1. April biefes 
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Jahres ab in Kraft getreten. Auf der einen Seite alſo 
erledigt ſich das Bedenken, das bisher die Regierung 
abgehalten hat, Aenderungen an dem Geſetze von 1868 
vorzunehmen, auf ber anderen Seite aber hat es ſich 
nöthig gemacht, alsbald behufs Ausführung bes Neichs: 
gefeges von 1897 Vorkehrungen zu treffen. Dasſelbe 
ſchreibt nämlich die Errichtung von Handwerferfammern 
zur Vertretung ber Interefjen des Handwerks vor, jedoch 
mit dem Borbehalte, daß in demjenigen Staaten, bie 
bereit3 Vertretungen für das Gewerbe haben (Handels: 
und Gewerbelammern), dieſe Körperſchaften mit der 
Wahrnehmung ber Rechte und Pflichten der Handwerker: 
fammern betraut werden fünnen unter der doppelten 
Borausjegung, daß ihre Mitglieder, joweit fie mit der 
Vertretung des Handwerls betraut find, aus Wahlen 
der Handwerker bes Kammerbezirtes hervorgehen, und 
unter der weiteren Vorausſetzung, daß eine gejonberte 
Abftimmung der dem Handwerfe angehörenden Mitglieder 
gefichert fei. 

Die Megierung bat fih mun dafür entichieden, 
bie Vertretung bes Handwerks und ber Handwerker— 
intereffen ben beftehenden Gewerbelammern mit zu über: 
tragen, es muß aber den von mir bereits angeführten 
Borausfegungen entſprochen werben, d.h. die Mit- 
glieder, die das Handwerk vertreten jollen, müfjen von 
Handwerkern gewählt fein, und dann muß ben in bie 
Kammer gewählten Mitgliedern eine bejondere Ab— 
ftimmung, wenn fie von ihnen beantragt wird, gefichert 
werben. Diejen VBorausfegungen ſucht nun das vorliegende 
Geſetz zu entiprechen. 

Daß die Regierung ben Gewerbefammern auch die 
Bertretung ber Handwerlerfammern zu übertragen beab- 
fihtigt, Hat in der Zweiten Kammer allgemeine Zuftim- 
mung gefunden, und Ihre Deputation hat fi bafür 
auszuiprehen, dab auch die Erjte Kammer diejer Auf: 
fafjung beitreten möchte. Wollte man neben der Gewerbe: 
fammec nod eine bejondere Vertretung des Handwerks 
ſchaffen, ſo müßten wir dann neben den Handels: und 
Gewerbefammern noch Handwerkskammern einridjten, alio 
nod einen dritten Wahlkörper einſchieben, und es ijt fehr 
zu beforgen, daß diefer Vorgang aud) nod) andere Wünſche 
nach bejonderen Vertretungen hervorrufen würde. Liegen 
doc jetzt bereits Peritionen vor, worin die Detailiften, 
bas heißt diejenigen Kaufleute, die jegt mit der Gewerbe: 
fammer wählen, ben Antrag ftellen, daß noch bejondere 
Detailiitentammern gewählt werden. Ich glaube doc, 
wir wünſchen in den Handels: und Gewerbefammern uns 
eine möglichſt umfafjende Vertretung der gewerblichen 
Intereſſen zu erhalten, und haben keinen Anlaß, durch 
Schaffung noch einer größeren Anzahl von Vertretungs: 
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körpern die vorhandenen Intereſſen immer mehr und mehr 
zu zerſplittern. 

Wenn es die Abſicht des Herrn Präſidenten iſt, eine 
allgemeine Debatte eintreten zu laſſen, ſo würde hierzu 
vielleicht jetzt der geeignete Zeitpunkt ſein. 


Präſident: Ich frage, ob im allgemeinen jemand das 
Wort begehrt? — Das ift nicht der Fall; es würde Hier: 
mit die allgemeine Debatte ausgefchlofjen fein und wir 
würden num zu den einzelnen Paragraphen übergehen. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. von Noſtitz⸗ 
Wallwitz: Zu den SS 1 bis 4 hat die Deputation nichts 
zu bemerken. Gbenjowenig ift dies in der Bweiten 
Kammer gefhehen. Zu $ 1 möchte ich erwähnen: ber 
ber dritte Abſatz Heißt jo: 

„Die Kammern können vom Minifterium des 
Innern jowohl für einzelne Fälle wie im allgemeinen 
ermächtigt werden, zur Verfolgung von Intereſſen bes 
Handels, ber Induftrie und des Gewerbes aud mit 
anderen Behörden ſowie mit Körperſchaften des öffent- 
lihen Rechts unmittelbar in Verkehr zu treten.” 


In der Zweiten Kammer ift in ber Verhandlung 
der Wunſch ausgeſprochen worden, daß von ber hier 
dem Minifterium des Innern gegebenen Ermächtigung 
in möglichft weitem Umfange Gebraud; gemacht werden 
mödte. Nun ift es ja unzweifelhaft ficher, daß es ſehr 
viel zwedmäßiger jein wird, den Handelskammern das 
Recht einzuräumen, fi gewiſſe Auskünfte, deren fie 
bedürfen, durch unmittelbare Vernehmung mit den Be: 
börden zu verfhaffen, damit fie nicht nöthig haben, 
allemal den Weg über die Oberbehörben zu nehmen, 
es würde das zu einer unnöthigen Beſchwerung ber 
Oberbehörben und zu einer Verjchleppung des ganzen 
Geſchäftsganges führen. Auf der anderen Seite ift aber 
bei der gewünfchten möglichjten Ausdehnung der Er: 
mädtigung zu dem Verlehre mit den Behörden bocd auch 
$ 26 in Nüdficht zu ziehen; da heißt es: 

„Die Behörben find verpflichtet, innerhalb ihrer 
Zuftändigkeit den im Wollzuge dieſes Geſetzes an fie 
ergehenben Erjuchen der Handels - und Gewerbefammern 
um Auskunft zu entiprechen, foweit diefe in unmittel» 
baren Verkehr mit Behörden treten können.“ 

Jede Erweiterung der Ermädtigung in Abſ. 3 $ 1 
bedeutet auch eine Ausdehnung der entiprechenden Ber: 
pflihtung der Behörden im 8 26, und das iſt ein Um— 
ftand, der mir doch nöthig zu machen fcheint, daß diefe 
Verpflichtung der Behörden nicht zu weit ausgedehnt 
werden möchte. Ich meine, es wird von jeber Behörde 
gern eine Auskunft ertheilt werben, foweit bereite Unter: 
lagen bei berjelben vorliegen. Aber ich glaube nicht, 
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daß auf Grund der Beftimmung des $ 1 die Behörben 
verpflichtet werben könnten, größere felbftändige Arbeiten 
ftatiftifcher Art und ähnliche für die Handels- und 
Gewerbelammern zu übernehmen. Das würbe jedenfalls 
eine Ueberbürbung der Behörben zur Folge haben, mit 
ber ihre fonftigen Berpflihtungen nicht im Einklange 
ftünden. 

In $ 4 heißt es: 

„Die Erridtung von Handels: und Gewerbe: 
fammern, die Beftimmung über ihren Sit, die Ab: 
grenzung ihrer Bezirke und bie Zahl ihrer Mitglieder, 
ſowie die Enticheidung darüber, ob und inwieweit 
Handelsfammer und Gewerbefammer getrennte Kollegien 
bilden oder vereinigt thätig werden jollen, erfolgt durch 
Berorbnung des Minifteriums des Innern.” 

Nun ift anzuerkennen, daß Berhältniffe diefer Art 
im Gejegeswege faum geregelt werben fünnen. Es ift 
in der anderen Kammer die VBorausfegung ausgeſprochen 
worben, daß, ehe das Minifterium des Innern bie be- 
züglihen Anordnungen trifft, die Handels: und Gewerbe: 
fammern werden gehört werben. 

Diefe Zufage ift von der Regierung ertheilt worden. 
Ich glaube aber, auch wenn eine ſolche Zuſage nicht 
vorläge, würde diefe Vorausſetzung in Erfüllung geben; 
benn ich wüßte, aufrichtig geftanden, nicht recht, welchen 
Geihäftsgang man einschlagen wollte, wenn man nicht 
vorher die Handels- und Gewerbefammern über bie 
vorliegenden Bebürfnifje und Wünjche hörte. 

Die 88 5 bis 8 betreffen nun eigentli den Kar— 
binalpunkt des ganzen Geſetzes, nämlich die künftige 
Bufammenjegung ber Handeläfammern auf ber einen 
und der Gewerbefammern einfchließlih der Vertretung 
der Handwerker auf ber anderen Seite. Die 88 5 bis 
8 find das Ergebniß der Verhandlungen der Zweiten 
Kammer und ber Regierung über dieſe frage. Der 
Herr Bräfident wolle geftatten, daß fie gemeinjam vor— 
getragen und zur Diskuffion geftellt werben. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort zu SS 1 bis 
4? — Es ift nidt der Fall. 

Ih erfuche den Herrn Berichterftatter, jeinen Vor: 
trag weiter zu erjtatten. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. von Noſtitz- 
Ballwig: Die Staatsregierung hat felbft die Zu: 
gehörigkeit zur Handelsfammer abhängig gemacht vom 
Eintrage in das Hanbeläregifter und ber Einſchätzung 
im Ortöfatafter mit einem Einfommen aus Handel und 
Gewerbe von mindeftens 3100 M, ftatt ber bisherigen 
1900 M. Es entipricht das den Anträgen der Hanbels- 
fammern, ift aber auch gerechtfertigt durd) die Wenderung 
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des Gelbwerthes. Aber es ift auch wünfcenswerth 
erſchienen dadurch, daß man ben Zenſus für bie 
Handelsfammern erhöht, den Gewerbelammern die ge: 
eignete Bertreteranzahl zu verſchaffen rejp. zu belafjen. 
Damit hat man ſich allgemein einverftanden erklärt, und 
es ift auch Anlaß zur Freude darüber, daß es gelungen 
ift, ein ganz beftimmtes Merlmal zu finden in dem Ein: 
trage in das Handelsregiſter, wa alle fonftigen Er- 
Örterungen und Zweifel abfchneibet. Für die Gewerbe: 
fammern, bie aljo jet die durch das Reichsgeſetz vom 
26. Juli 1897 geforderte Vertretung des Handwerks 
mit einfließen müſſen, war das Minifterium des 
Innern davon ausgegangen, daß es für die Urmwahlen, 
d.h. für die Wahlen derjenigen Männer, welche als 
Bahlmänner fpäter die Abgeorbneten wählen, nicht un- 
bedingt nothwendig fei, baf für Die Wahlen der Handwerter: 
vertreter unbedingt nur Handwerker zugelafien würden, 
und Hatte geglaubt, daß es bei biejen Urmwahlen bei den 
ſtimmberechtigten Mitgliebern, welche überhaupt zur 
Gewerbefammer gehören, fein Bewenben haben könnte. 

In diefer Beziehung find nun Zweifel entftanben, 
und von Seiten ber Handwerker ift der Wunfch aus: 
gejprochen worden, eine Gewähr dafür zu haben, daß 
die Wahlmänner für ihre Abgeordneten eben aud nur 
aus ber Wahl von Handwerkern hervorgehen. 

In der Zweiten Kammer hat man diefe Wünfche 
als gerechtfertigt angejehen und hat deshalb andere Vor- 
ſchläge gemacht, wie fie fi in den Anträgen unter $ 8 
befinden. Sie lauten wie folgt: 


„Zur Theilnahme an ben Urwahlen für die Ges 
werbelammer find innerhalb bes Kammerbezirkes bes 
rechtigt: 

a) zur Wahl von Handwerkerwahlmännern: 

Die Mitglieder einer Handwerlerinnung fowie fonftige 
Handwerker, jofern fie nad) $$ 17d und 21 des Ein- 
fommenftenergejeßes vom ...“ 


Hier war im Entwurfe dad Datum bes bisherigen Ein- 
fommenfteuergejeßes eingeftellt, aber da wir ein neues 
bereitö berathen haben und basjelbe jebenfalls alsbald 
zur Verabſchiedung kommt, wird hier das Datum bes 
zutünftigen Geſetzes anzuführen fein — 
„im Kammerbezirfe mit einem Eintommen von mehr 
als 600 M. eingejhägt find, und zwar auch dann, 
wenn bieje® Einkommen den Betrag von 3100 M. 
überfteigt und wenn die betreffenden Gewerbetreibenden 
als Inhaber oder Theilhaber einer Firma im Handels: 
regifter eingetragen find; — 
und für die Wahl von Nichthandwerkerwahlmännern 
find in Zukunft wahlberechtigt: 


614 IR. 60. Sigung, 


1. „Berfonen, die ein Sandelögewerbe im Sinne 
von $$ 1 und 2 bes Handelsgeſetzbuchs betreiben 
und als Inhaber oder Theilhaber einer fyırma 
im Handilsregiſter eingetragen find, aber nad) 
88 17d und 21 bes Einfommenfteuergejeges im 
Kammerbezirke nur mit einem Eintommen von 
600 bis 3100 M. eingefhägt find, ferner alle 
nicht unter Biffer 1 fallenden Gewerbetreibenben, 
welche mit einem höheren Einfommen als 600 M. 
eingefhägt und nicht im Handelsregiſter ein= 
getragen find; 

2. Genoffenfhaften von Handel» und Gewerbe: 
treibenden, Gejellichaften, Gemeinden und Ge: 
meinbeverbände, fofern fie nad) 88 17d und 21 
bes Einkommenſteuergeſezes mit einem Ein— 
tommen von 600 bis 3100 M. eingefchägt find“. 

Nun bliebe noch übrig ein Zweifel, welcher für die— 
jenigen befteht, bie einem Hanbwerfsbetriebe vorftehen, 
aber gleichzeitig, wie das ja heutzutage häufig der Fall 
ift, ein Hanbelögefchäft treiben und infolge deſſen auch 
im Sanbelsregifter eingetragen find. Die Regierung 
hatte in Ausficht genommen, daß biefe, wenn fie einen 
Benfus von über 3100 M. Hatten, wahlzugehörig fein 
follten zu ben Handelskammern. Daburd fühlten ſich 
aber die Vertreter ber Gewerbefammern verlegt und 
fagten, daß fie durch eine ſolche Beftimmung gerade bie: 
jenigen Mitglieder verlieren würden, bie durch ihre 
Kenntniffe, Erfahrungen und ihren ganzen Status am 
beiten geeignet wären, ben Intereſſen ber Gewerbe: 
fammern zu dienen. Andrerſeits wieber hatten ſich aber 
namentlid in Leipzig große Geſchäfte darüber beklagt, 
4. B. große Buchhändlergeſchäfte, die aber nebenbei eine 
Buchdruderei, die zum Handwerke gerechnet wird, be- 
trieben, daß fie ihrer Augehörigkeit zur Hanbelstammer 
verluftig gehen und ber Gemwerbefammer zugerechnet 
werden follten, Da ift man benn auf die Auskunft 
gelommen, bort, wo dieſer Fall vorliegt, daß alfo jemand 
fowohl Anſpruch darauf machen fann, zur Handels— 
fammer zu gehören, als auch barauf, zur Gewerbe: 
fammer zu gehören, ein Wahlrecht eingeräumt werben 
fol, ob ber Betreffende für das eine oder das anbere 
optiren will, und dieſe Wahl foll zugleich zur Folge 
haben, baf er bis zur nächſten Wahl auch beitrags- 
pflihtig wird zu der Kammer, für welche er optirt Hat. 
Daburd; würde allerdings den vorgehaltenen Beſchwerden 
in der Hauptjache abgeholfen. Ih will nicht behaupten, 
daß dieſe Wahlfreiheit beſonders anfprechend wäre, fie 
wird vielleicht hier und ba auch mande Schwierigkeit 
bieten; allein es ift auch Ihrer Deputation nicht ge: 
geben geweſen, ein Austunftsmittel zu finden, was beffer 
als der von ber jemfeitigen Kammer gemachte Vorſchlag 
bem vorhandenen Bebürfniffe entfpricht. 
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Im einzelnen würde zunächſt zu $ 5 noch zu be 
merfen fein, baß nad) der ganzen Struktur, welche das 
Geſetz infolge der Annahme der Anträge der Zweiten 
Kammer erhält, es vortheilhafter ift, wenn die Even- 
tualität, daß bie Gewerbefammern zugleich mit ber 
Wahrnehmung ber Rechte und Pflichten der Hanbwerts- 
fammern beauftragt werben jollen, ſchon in $ 5 erwähnt 
wird. Es ift deshalb vorgejchlagen worden, in $ 5 noch 
folgende Einfhaltung vorzunehmen: 


„Für die Wahlabtheilungen ber Gewerbefammern 
wird, wenn ihnen die Wahrnehmung der Rechte und 
Pflihten der Handwerkskammern übertragen wird, 
weiter vom Minifterium des Innern feſtgeſeht, wieviel 
Bahlmänner von Handwerkern und wieviel von den 
übrigen zur Gewerbefammer wahlberechtigten Gewerbe: 
treibenden zu wählen find.” 


Alfo e8 ift vorgefchlagen worden, dieſen Sat zwiſchen 
ben 2. und 3. Abja von $ 5 als bejonderen Abſatz 
einzufügen. Seitens ber Regierung ift hierzu ein Ein- 
verftänbniß erfolgt. 


In $ 6 ift vorgefchlagen, im 2. Abſatz den Aus- 
drud „Reifeaufwand” zu vertaufhen mit bem Worte 
„Reifeloften”, weil weiter unten im Geſetze die Regierung 
jelbft den Ausdruck „Reiſekoſten“ gebraudt hat und es 
fih wohl empfiehlt, an den beiden betreffenden Stellen 
denjelben Ausdrud zu wählen. Ferner in Abſatz 3, im 
Eingang, war im Entwurfe Hinzugefügt „wenn ihnen 
die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten der Hand— 
werlsfammern übertragen wird“. Das ift nun jeßt 
ion in $ 5 ausführlicher gejagt, und infolge deſſen 
wird hier ftatt bes eben verlefenen Satzes einzufchalten 
fein „für den in $5 Abſatz 3 vorgefehenen Fall“. 

In 87 ift beantragt worben, in Abjag 1 Nr. 3 
hinter „Gemeinden“ noch einzufchalten „und Gemeinde: 
verbände“, weil gerade für die Unternehmungen ber 
bier in Frage kommenden Art häufig ber Fall eintreten 
fann, daß Gemeinden fi verbinden, namentlich Land— 
gemeinben. Ich will nur erwähnen Gasanftalten und 
in neuerer Beit Eleftrizitätöwerfe. Im übrigen glaubt 
die Deputation davon ausgehen zu können, daß, was 
bier von ben Gemeinden und Gemeindeverbänden gejagt 
ift, au von etwaigen Vereinigungen von Gemeinden 
mit jelbftändigen Gütern zu verftehen if. Alſo es 
wird vorgefchlagen, in $ 7 sub Biffer 3 Hinter bem 
Worte „Gemeinden“ einzufhalten „und Gemeindever- 
bänden *. 


88 bes Entwurfes würbe nun vollftändig ausfallen 
und an bie Stelle würben bie Vorſchläge treten, bie 
Ihnen hier gebrudt unter $8 und 88a vorliegen. 


1.8. 60. Situng, 


Bräfident: Wünfcht jemand das Wort zu ben vor- 
getragenen Paragraphen? — Es ift nicht ber Fall. 

Ih würde ben Herrn WBerichterftatter bitten, in 
feinem Vortrage fortzufahren. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. don NRoftig- 
Wallwitz: In S 9 würde im erften Abſatze unter 2, 
wo es heißt „für ftaatliche oder Gemeinbebetriebe”, nad 
ber bei $ 7 beichlofjenen Abänderung noch einzufchalten 
fein „und Betriebe von Gemeindeverbänden”. Der lebte 
Abſatz in 8 9 enthält die Beſtimmung: „Weibliche 
Perſonen find berechtigt, fi durch einen Bevollmächtigten 
vertreten zu lafjen.” Ich entnehme aus biefer Fafjung, 
baß trauen bei ben Urmwahlen auch in Perfon abzu— 
ftimmen berechtigt find. Im Bezug auf die Wahlmänner 
und Abgeorbneten ift fpäter ausbrüdlich gejagt, daß es 
männliche Berfonen fein müffen. 

Bu $ 10 habe ich nichts zu erwähnen. 

Präfident: Meine Herren! Ich will zunächft einmal 
abſtimmen laffen und frage, 

„ob Sie bei den vorgetragenen Paragraphen 
bis $ 10 allentHalben beiftimmen?” 
Einftimmig. 
Bir fommen zu $ 11. 
(Heiterkeit.) 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. bon Roftig- 
Ballwig: In $ 11 Abſatz 1 wird in Uebereinftimmung 
mit der Zweiten Kammer folgende Veränderung ber Faſſung 
vorgeichlagen: 

„Bu Wahlmännern und Kammermitgliebern lönnen 
gewählt werben biejenigen nad) den 88 7 bis 10 
wahlberechtigten männlichen Berjonen fowie bie geſetz⸗ 
lichen Vertreter juriſtiſcher Perſonen, welche das 25. 
er erfüllt Haben und beutiche Reichdangehörige 

n Ku 


Diefe veränderte Faſſung joll lediglich die Möglichkeit 
ausichließen, daß ber $ 11 des Emtwurfes etwa fo ver: 
ftanden werben fünne, daß für bie gefeplichen Vertreter 
juriftifher Berfonen bie Erfüllung bes 25. Lebensjahres 
und die Reichsangehörigkeit nicht verlangt werde. Das 
ift natürlich nicht die Abficht des Geſetzes. Den zweiten 
Abſatz des 5 11 im Entwurfe hat die Zweite Kammer 
abgelehnt, Ihre Deputation ſchlägt Ihnen vor, den Ent: 
wurf wieder herzuftellen. Nun, meine Herren, bie frage, 
um bie es ſich hier Handelt, ift nicht erft jet aufgetaucht, 
fie ift fchon jeit einer längeren Neihe von Jahren 
wiederholt in ben Kreifen der Handels- und Gewerbe: 
fammern zur Sprache gelommen, und im Jahre 1892 
ichon hat die Regierung durch einen Einzelfall fidh ver- 
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anlaßt gejehen, bie gutachtliche Auslaffung der Hanbels- 
und Gewerbelammer barüber zu erfordern, ob die deutiche 
Reihsangehörigkeit zu beanfpruchen fei für die Mitglieder 
der Handels- und Gewerbefammer, und ob den SKonfuln 
außerdeutſcher Staaten bie Wählbarkeit für die Handels- 
und Gewerbelammer zu verfagen ſei. Es ift damals von 
ben Handels- und Gewerbefammern dieſe gutachtliche 
Yeußerung erfolgt, und ein Gutachten, welches von ber 
Handelslammer zu Bittau im Jahre 1893 abgegeben 
worden ift und die Sache ziemlich eingehend und aus: 
führlich behandelt, ift ſchon vor längerer Zeit in Drud: 
eremplaren in ber Sammer vertheilt worden. Ich kann 
wohl annehmen, baf die Herren Mitglieder Beranlaffung 
genommen haben, fich mit bem Inhalte dieſes Gutachtens 
befanut zu machen. Bon denjenigen, welche ber Anficht 
find, daß bie Wählbarkeit für die Hanbels- und Gewerbe: 
fammer den Konfuln nichtbeutfcher fremder Staaten füglich 
nicht gelaflen werben könnte, wirb in ber Hauptſache 
angeführt, jebes Mitglied der Handels» und Gewerbe: 
fammer habe die Verpflichtung, alles zu vermeiden, was 
irgendwie ber Handelskammer und dem vaterlänbifchen 
Gewerbe ſchädlich jei und Abtrag thun könne. Er habe 
namentlich auch ſich zu verpflichten, daß alle diejenigen 
Berhandlungen der Kammer, die nicht ohne Schaden ber 
Deffentlichleit preißgegeben werben können, mit ber er 
forderlichen Verſchwiegenheit behandelt werben möchten; 
auf ber anderen Seite aber jei der Konſul verpflichtet, 
ber Regierung, welche ihn beftellt Hat, namentlich auch 
über die gewerblichen Verhältnifie bes Landes, in dem 
er refidirt, aljo Hier unferes Landes, vollftändige und 
wahrheitsgemäße Auskunft zu geben. Diefe Berpflich- 
tungen jeien häufig unter fi) nicht vereinbar, und es 
träte baburd ein Konflikt der Pflichten ein, den man 
durch die Geſetzgebung nicht gutheißen ober beförbern 
bürfe. Nun find auch bie Vertheidiger der Anficht, der 
Ihre Deputation fi angefchloffen Hat, natürlich weit 
entfernt von ber Annahme, daß diejenigen Mitglieder 
ber Handelskammer, welche ein Konſularamt bekleiden 
abfihtlih darauf ausgehen könnten, dem Lande zu 
haben; allein wenn man einmal die Verpflichtung hat, 
einer Regierung intereffante und ausführliche Berichte 
zu erjtatten, jo fomme es doch leicht vor, daß man bie 
Frage, ob ewas geheim zu halten fei ober nicht, etwas 
nachſichtiger behandelt, und da ſchließlich doch manche 
Dinge berichtet würben, von benen es beffer wäre, daß 
fie als Geheimniffe des Imlandes behandelt würden. 
Nun, meine Herren, ich Halte die Sache nicht gerabe 
für fo wichtig, wie fie von manchen Seiten angefehen 
wird, Sie betrifft auch eigentlih nur die Handels— 
fammern in Leipzig und in Dresden, denn fonft wirb 


616 


LR. 60. Sikung, am 1. Mai 1900, 





der Fall faum vorfommen, daß ein Konful zum Mits 
gliede der Handelskammer gewählt wird. Daß aber bie 
Beſorgniß, welche namentlid die induftriellen Kreiſe er: 
füllt, nicht jo ganz unbegründet ift, als von der andern 
Seite behauptet wird, das bemeift doch jchon ber $ 24 
unferes Geſetzes, wo ausdrücklich der Regierung vor: 
behalten wirb, für gewiſſe Sachen geheime Sikungen 
vorzufchreiben, und aud der Vorſitzende der Handels: 
fammer ermächtigt ift, nicht bloß eine Sache in geheimer 
Sigung behandeln zu laffen, wenn er es für nöthig 
hält, ſondern auch Verſtöße gegen die erforderliche Ver— 
ſchwiegenheit mit Ordnungsftrafe zu belegen. Won ber 
anderen Seite, und namentlich aud; von ben Hanbels- 
fammern in Leipzig und Dresben, bie fih, nachdem 
die Anträge Ihrer Deputation im BDrude erjchienen 
waren, noch in bejonderen Petitionen an die Sammer ge- 
wenbet haben, ift hervorgehoben worben, daß beionbere 
Unzuträglichkeiten aus ber bisherigen Wahlfähigfeit ber 
Konfuln zur Handelsfammer fich nicht ergeben Haben, daß 
im Gegentheil viele ihrer Mitglieder, die zufällig auch 
Konfuln geweien jeien, fich vermöge ihrer Kenntniſſe und 
Erfahrungen bejondere Verdienſte um die Berathungen 
der Handelsfammern fich erworben haben, ber fprechendfte 
Beweis dafür, daß die Eigenſchaft ala Konſul das Ber: 
trauen ber zumächft Betheiligten nicht beeinträchtigt habe, 
daß wiederholt Konfuln zu Vorſitzenden ber Hanbels- 
fammern gewählt worden ſeien. Es wirb ba erinnert an 
das von uns felbft Hochgefchägte frühere Mitglieb unferer 
Kammer, den verftorbenen Dr. Wachsmuth; wir können 
auch erinnern an unfern ſehr geſchätzten Kollegen, Herrn 
Geh. Kommerzienrath Thieme, der lange Zeit Konful und 
zugleich Vorſitzender ber Handelskammer geweſen ift, wie 
ich ſchließlich auch erwähnen will, daß ber verdiente jegige 
Borftand der Handelskammer in Dresben durch das Ber: 
trauen der Mitglieber der Handelsfammer zu diefem Amte 
berufen worben ift, obgleich er Konful war. Man bat 
endlich darauf Bezug genommen, daß dem Konſul bie 
Mitgliedichaft im Meichstage nicht verwehrt fei. Nun, 
was ben legteren Umftand anlangt, jo weiß ich nicht, ob e# 
nicht näher liege, zunächft auf unfere vaterländiichen Ver— 
hältniffe Bezug zu nehmen. Wir haben ja lange Mit- 
glieder in der Sammer gehabt, die Konjuln waren; aber 
in neuerer Zeit ſcheint man doch mehr ber Anficht zu- 
zuneigen, fowohl in ben Kammern als bei ber Regie: 
rung, daß das Amt eines Konjuls und bie Eigenschaft 
eines Abgeorbneten in der Landesvertretung micht füglich 
vereinbar ſei. Es find and bei den Verhandlungen im 
Reichdtage und bei den Berhandlungen der Handelskammern 
infofern bie Verhältniſſe verjchieben, ala beim Reichstage 
es fich doch immer nur um Vorlagen handelt, über welche 


der Bundesrath ſich ſchon vollftändig eine Anficht gebildet, 
und eine beftimmte Entfchließung gefaßt hat, während unſere 
Handel3- und Gewerbelammern häufig um ihr Gutachten 
befragt werben, wo es ſich noch nicht um eine beftimmte 
Unfiht der Regierung handelt, ſondern nur um bie Vor— 
bereitung einer folchen, und in diefem Stadium abſichtlich 
oder unabſichtlich Indisfretionen ungleich gefährlicher find, 
als dies bei den Verhandlungen des Reichstags der Fall 
fein würde. Ich glaube, meine Herren, die ganze Frage 
gehört zu denjenigen, die man ruhig gehen laſſen kann, 
fo fange fein beionderer Anlaß vorliegt, fie zu entſcheiden. 
Wird aber die Frage in beftimmter Weiſe zur Diskuffion 
geftellt, ob der Konſul eines nichtdeutichen Staates Mit: 
glied einer Handelstammer fein könne oder nicht, jo glaube 
ih, muß man fie verneinen; 
(Sehr richtig!) 

denn bas läßt fich doch nicht leugnen, ein gewiſſer Son: 
flıit der Pflichten Liegt bei ihm vor; entweder er erftattet 
nicht vollftändige Berichte an die Regierung, die ihn be— 
ftellt hot, oder er erfüllt nicht vollftändig die Pflichten ber 
Verichtwiegenheit, die er der Handelstammer gegenüber hat. 


(Sehr richtig!) 


Aus diefen Gründen, meine Herren, bat ſich bie erjte 
Deputation für verpflichtet gehalten, Ihnen die Wieder- 
herftellung des Vorfchlages des Entwurfes anzuempfehlen. 


Präfident: Zum Worte hat fich gemeldet Herr Ritter: 
gutsbeſitzer Hempel. 


Rittergutsbefiger Hempel: Meine Hochgeehrten Herren! 

Ih habe den Vorzug, jeit annähernd 20 Jahren Mit: 

glied der Handelskammer von Zittau zu fein, und nad) 

dem Sie foeben von dem Herrn Berichterftatter gehört 
haben, welcher Standpunft in ben Kreifen ber Zittauer 

Hanbelöfammer eingenommen wird, jo bin ich bei Ihnen 

wohl legitimirt, wenn ich in eine Befürwortung ber Vor: 

jchläge der erften Deputation um Wiederherftellung bes 
ajjus: 

vi „Konfuln nichtdeutfher Staaten und fonftige in 
aktiven nichtdeutichen Diensten ftehende Perſonen können 
nicht zu Kammermitgliedern gewählt werben.” — 

eintrete. Nach den ausgezeichneten Ausführungen bes 

Herrn Berichterftatters iſt die Aufgabe, die mir erwächft, 

Ihnen Uuseinanderjegungen über bie Verhältniſſe, welche 

zu dieſen Anfichten geführt haben, zu geben, außerordentlich 

erleichtert worden. Bevor ich aber dazu übergehe, nod) 
einige ergänzende Bemerkungen zu ben Ausführungen des 

Herrn Berichterftatter8 zu machen, möchte es mir erlaubt 

fein, dem hohen Hauſe zur Kenntniß zu bringen, daß 

das Königl. Minifterium des Innern, folgend der Ge— 


T. K. 60. Sitzung, 


pflogenheit, in jorgfamer und umfichtiger Weije alle Ge: 
jeßentwürfe vorzubereiten, Veranlaſſung genommen hat, 
die Iuterefienten zu verfammeln und deren Meinung über 
das uns heute fertiggeftellte Geſetz einzufordern. Es 
hat zu dieſem Zwecke bier in diefem Saale am 13. Januar 
die Vorfigenden fänmtlicher Handelsfammern Sachſens 
fammt den Sefretären, die Vorfitenden ber Gewerbe: 
fammern und außerdem noc eine ganze Reihe von Ber: 
fonen des Hanbelsftandes aufgefordert, hier zu erfcheinen, 
um ſich über biefe Vorlage auszuſprechen. In ber Vor: 
lage war ber Paſſus, den Konful betreffend, von dem ich 
Ihnen eben Kenntniß gegeben habe, nicht enthalten; erft 
als unſer hochgejchägtes Mitglied, Herr Geh. Kommerzien: 
rath Gruner, den wir leider fchon fo lange in unferer 
Mitte entbehren müſſen und der zu meinem Bebauern 
heute auch fehlen muß, das Königl. Minifterium wegen 
der Wählbarkeit der Konſuln interpellirt hat, ift dieſe 
Frage in Fluß gefommen. Ich bemerke dabei, daß ber 
Herr Geh. Kommerzienrath Gruner langjähriges Mitglied 
der Hanbelsfammer von Leipzig gewejen ift, und daß er, 
anſchließend an feine Interpellation in eine Befürmortung 
deſſen eingetreten iſt, daß es Konfuln von außerdeutichen 
Staaten fünftighin verboten fein möchte, in Handelskammern 
die Mitgliebichaft zu übernehmen. Es hat ſich eine lebhafte 
Debatte über diejen Gegenftand entwidelt. An dieſer 
Debatte hat ſich auch unſer leider zur Beit beurlaubtes 
Mitglied, der jehr verehrte Herr Geh. Kommerzienrath 
Thieme beteiligt. Der Herr Geh. Kommerzienrath Thieme 
ift nicht nur lange Jahre Mitglied der Leipziger Handels: 
fammer gewejen, er hat ſogar in ben lebten Jahren den 
Vorſitz in berjelben innegehabt, und er ift zubem auch 
noch Konful gewejen; und ber Herr Geh. Kommerzienrath 
Thieme hat Hier erklärt, daf er allerdings zugeben müſſe, 
daß die Möglichkeit vorhanden wäre, daß jemand, der 
in feiner Eigenſchaft als Konjul fremden außerdeutſchen 
Staaten zu dienen habe, mit feinen Pflichten, die er ber 
Handelsfammer gegenüber zu erfüllen hätte, in Kouflikte 
fommen könne. Es haben ſich gegen ben ausgeiprochenen 
Wunſch nur die Stimmen, wie Ihnen das auch hier 
befannt gegeben ift, von den Bertretern ber Hanbele- 
fammer von Dresden und Leipzig geltend gemacht. Die 
Abftimmung ift aber doch eine jo einftimmige nachher 
gewejen, daß eine große, geſchloſſene Majorität vielleicht 
7 verneinenden Stimmen gegenüber geftanden hat. 

Nun, meine Herren, bie Regierung hat infolge 
defien die Konfequenz ohne weitere® aus dieſer Mb: 
ftimmung gezogen und Hat fich gefagt, daß, wenn in den 
Intereffenkreifen und ſeitens der Interefienten, welche 
doch ficherlih ein ganz feines Gefühl für das haben, was 
ihnen gut thut und was ihnen micht gut ihut, eine der- 

1.8. (2. Abonnement.) 
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artige große Mehrheit ſich findet, daß e# den Verhältuiſſen 
entfprehen dürfte, wenn man dieſen Wünſchen nachgiebt. 

Es ift infolge defien Hier an bie Kammer das in 
diefer Weife ergänzte Geſetz nun erlafjen worden. Wie 
überall in der Welt, meine Herren — und das haben wir 
joeben gehört — find über die Zulafjung der Konfuln zu 
der Thätigfeit in den Handelsfammern die Stimmen 
getheilt. Fragt man nun nad den Urfachen, fo glaube 
ich, wird man micht fehl gehen, wenn man den Urgrund 
ber Beurtheilung in ber verſchiedenen Thätigleit ber Ge: 
ſchäflsleute ſucht. Kaufleute, diejenigen Herren, welche 
fih nur mit Hanbel beichäftigen, urtheilen anders als 
diejenigen, die in ber Induftrie thätig find, und während 
die Bertreter faufmännifcher Geſchäfte, von Handelsgefchäften, 
weniger empfindlich dafür find, daß über gewiſſe Sachen 
geiprochen wird, weil fie jeden Augenblid in der Lage find, 
ihre Geſchäfte zu ändern, von einem Artilel, jo ſchwer wie 
das unter Umftänden aud) fein wird, nachdem man ſich 
in denſelben hereingearbeitet hat, auf einen anderen über- 
zugehen, liegen die Verhältnifje bei der Fabrikation ganz 
anders. Ein Fabrifant ift genöthigt, einen großen Theil 
feines Vermögens in Mafchinen anzulegen; die Mafchinen 
find in ber Regel jo beſchaffen, daß man nur gewiſſe 
Genres auf denfelben arbeiten kann, und die Beforgniß, 
beshalb das Gefchäft in den Artikeln geftört zu ſehen, ift 
eine vollftändig erffärbare und vollftändig begründete. 
Jeder Fabritant wacht mit Ängftlichkeit darüber, daß ihm 
ber Abſatz nicht geftört werde, noch mehr aber darüber, 
daß nicht Konkurrenz auffommen möge, welche ihm nicht 
bloß den Abjag ftört, jondern ihn auch nod in feinen 
ganzen Berhältniffen befämpft und ſchädigt. Ich bin 
überzeugt, wenn man ganz genau feftftellen fönnte, wenn 
man Abftimmungen herbeiführen lönnte unter Belanntgabe 
der Thätigleit der Betreffenden, jo würde das, was id) 
foeben behauptet habe, unbedingt beftätigt werben. Diefe 
Abftimmung, von ber ich eben gejprochen habe, am 13. Januar 
bier, Hat eine vollftändige Einmüthigfeit in den Anfichten 
feiten8 der Hanbelsfammern von Bittau, Chemnik und 
Plauen bargethan. Gegenübergeftanden haben nur bie 
Handelslammern von Leipzig und Dresden, und zwar 
find, wenn man der Sadje auf den Grund gehen fünnte, 
ganz fiherlic die Anfichten durch die Majorität aus der 
Art der Thätigkeit der Betreffenden entiprungen. Das 
Gutachten, welches im Jahre 1893 von ber Regierung 
wegen ber Anftellung und der Bulafjung von Konfuln 
nichtdeutſcher Staaten eingeforbert worden ift, und welches 
Ihnen hier, joweit es die Auslaffungen von Zittau betrifft, 
befannt gegeben ift, ift im berjelben Weife gegeben worden 
von den Handelslammern von Plauen und von Chemnith. 
Die Handelskammern von Zittau, Plauen und Chemnitz 
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find die Repräfentanten unjerer Imbduftrie, fie ſchließen 
bie Bezirke in fi, welche hauptſächlich und feit fangen 
Jahren hunbertjährige Indbuftrien pflegen; in Zittau haben 
wir eine große ausgebehnte Weberei, nicht bloß in Bittau 
felbft, ſondern in bem dazu gehörigen umfangreichen Diftrifte, 
daran fchließen fi) Tuchfabrikanten in Biſchofswerda, nachher 
fommt in ber PBulsniger und Röhrsdorfer Gegend eine 
blühende Bandinduſtrie. Lafjen wir Dresden beifeite — 
ich rebe jetzt hauptſächlich von ber Zertilinduftrie, bie 
ja die bebeutenbfte und diejenige ift, welche am meiften 
Hände in unferem Lande beihäftigt —, jo ſchließt fi 
daran in ber Chemniter Gegend aud) eine uralte Induftrie 
in Wirfwaaren, fie Haben in Annaberg bie Pojamenten, 
fie haben nachher in Glauchau und Meerane Weberei 
und jchließlih in Plauen Stiderei ıc. 

Nun, meine Herren, ift man in der Zweiten Kammer 
dazu übergegangen, ben bie Konfuln betreffenden Paſſus 
aus bem Gefege wieder zu befeitigen. In ber Begrün- 
dung wirb angeführt, wie das vorhin der Herr Bericht: 
erftatter ſchon angedeutet hat, daß zunächft nicht einmal 
im Reichstage barin eine Beſchränkung für bie Wähl- 
barkeit ftattfindet. Darauf ift zumächft zu erwibern, daß 
die Materien, die ber Reichstag behandelt, doch wejent- 
lich verfchieben find von denen, bie die Kammern be 
handeln, daß bort, foweit es fih um Fabrikations- 
angelegenheiten, um Gepflogenheiten handelt, dieſe Unter- 
lagen, beren Belanntgabe feiten® der Mitglieder von 
Hanbelsfammern, bie Kleinere Diftrifte beherrichen, ge- 
fürchtet wird, daß die bort gar nicht vorliegen. Auf ber 
anderen Seite möchte ich aber darauf aufmerkjam machen, 
dab, als bie Beftimmungen für den Reichstag feinerzeit 
erlaflen worben find, vollftändig andere Berhältniffe bei 
uns in Deutſchland beftanden haben. Damals hat man 
von Zöllen, Bolltrieg und Handelsverträgen nichts ge: 
wußt, bieje Verhältuiffe find erft eingetreten Mitte ber 
80er Jahre und Anfang ber 90er Jahre. Im Gegen: 
theil, wenn man zurüddenft an die Beit, in ber unſer 
Reichstag entftanden ift, jo fann-man fagen, baf man 
bamals von Deutſchland aus mit feinem Abſatze noch die 
ganze Welt beherrfchte und daß man auf allen Märkten 
mit irgenbwelden Waaren Eingang hatte. Das hat 
fi vollftändig verändert. Wirhaben, wenn wir Europa 
nehmen, ringsherum Ausschluß jekt erfahren und nicht 
bloß das, fondern bie Fabrikation ift in ben meiften 
Ländern in bie Wege geleitet worden. Während man 
früher gar nit daran gedacht Hat, in Schweben zu 
fabriziren, in Holland, in Spanien in der neueften Beit, 
fo haben fic dort ſtarke Induftrien entwidelt, und alle 
biefe Imbuftrien find mur aufgebaut worben auf ben 
deutſchen Induftrieverhältnifien und den Erfahrungen, 
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welche in Deutſchland gemacht worden find. Ganz bes 
ſonders möchte ich erwähnen, daß wirin ben legten Jahren 
unter einer Konkurrenz von Stalien zu leiden haben, 
bie bisher noch nicht jo befannt geworben ift, bie aber 
ganz beſonders bier in Sachſen ung in der Lauſitz in die Lage 
bringt, vielen Hanbelsverhältniffen vollftändig rath- und 
machtloß gegenüberzuftehen. Die italienische Konkurrenz 
ift ſehr ſtark geworben, fie hat große Mittel in ihren 
Betrieben inveftirt, da man es wohl verftehen kann, 
wenn bie Fabrifanten in unferem Lande, nachdem fie 
erfennen, wie alle® auf und nad dem Mufter unjerer 
Induftrie aufgebaut worden ift, beforgt find, diefe Sache 
noch weiter zu unterftügen und peinlich darüber wachen, 
daß alle und jebe Möglichkeit abgejchnitten werbe, welche 
ihrer Induftrie noch weiteren Schaben zufügen fünnte. 

Nach dem Berichte der Zweiten Kammer find aller: 
dings in neuerer Zeit bie Handelskammergeſetze in 
Preußen und auch in Württemberg nad anderen An- 
fihten aufgebaut worden, und man hat hier anders be- 
ftimmt. Wie das Geſetz in Preußen zuftande gekommen 
ift, meine Herren, das vermag ich nicht zu überſehen. 
Ich vermuthe aber, da bie Verhältniffe bort andere find, 
ba wir nicht wie in Sachſen eine Kette von Inbuftrien 
ober nur Imduftrie in der Hauptjache haben, baf dort 
diejenigen Handeläfammern, in denen bie inbuftriellen 
Intereſſen vorherrichen, bei der Vertretung fich nicht ge- 
nügend haben zur Geltung bringen fünnen. Thatſache ift 
e3, wenn Sie die Namen von den Handelskammern, zu 
denen Konſuln Mitglieder find, ſich anfehen, nad; ber 
Anführung in dem Berichte der Bmeiten Sammer: 
Altona, Bremen, Breslau, Frankfurt a. M., Flensburg, 
Karlsruhe, Köln, Königsberg, Lübeck, Mannheim, 
Stettin, Stuttgart, und Sie werben mir ohme wei: 
teres zugeben, baf im diefen ſämmtlichen Orten ber Handel 
prävalirt, entweder feine ober doch nur eine verhältniß- 
mäßig unbedeutende ‘Fabrikation und Induftrie vor: 
handen ift. 

Infolge ber Freizügigkeit haben ſich allerdings in 
unferen größten Städten auch große Fabrifen entwidelt, das 
will ic vorweg zugeben, biefelben arbeiten aber unter 
anderen Bedingungen als die in den Diftrikten, wo wie 
bei uns bie Arbeiter feit langen Jahren nur darauf an= 
gewiejen find. Nun ift fchließlich hier unter den Gründen 
für die Beibehaltung der Konjuln, denen ich ſämmtlich, 
wie fie fehen, eine durchichlagende Beweisfraft nicht zus 
billigen kann, angeführt worden, daß es bebauerlich 
wäre, wenn diejenigen Mitglieder der Handelskammern, 
welche Konjuln find, genöthigt würden, auszuſcheiden, daß 
man beren Wrbeitöfraft feinesfalls einbüßen könnte und 
einbüßen möchte. Ja, meine Herren, es ijt zunächft doch 
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durchaus nicht nothwendig, daß jemand Konful ift, und| Reichätage regelt, Herbeigeführt würde, daß dann bie 
ed ift ferner nicht jebes Handelstammermitglieb Konſul Beftimmung, für die wir jet Hier plaidiren, nämlich 
und nicht jeder Konful wird in die Handeläfammer ge- der Ausihluß der Konſuln außerdeutſchen Staaten, 
wählt; wenn bemnadh jemand vor die Frage geftellt wird, | mit aufgenommen werden müßte. Außerdem kann ich 
welchem von dieſen Ehrenämtern er den Vorzug geben es auch nicht für uns als maßgebend anjehen, wenn man 
fol, ob er feine Neigung, Konful zu fein, vorwalten | die preußifchen und württembergifchen Verhältniffe uns als 
lafjen will, ober ob er lieber die Thätigkeit in der Handels: | Mufter Hinftellt. Wir haben uns nach unferen eigenen 
fammer aufgreifen will, jo muß er das meines Erachtens | Verhältniffen zu richten, und darüber ift ja fein Zweifel, 
von dem Stanbpunfte aus anjehen, wie er feinem Orte, daß Sachſen ein Land ift, was eine berartig intenfiv 
feinem Diftrift und fchließlich feinem ganzen Lande am betriebene und fonzentrirte Induftrie Hat, daß wir für 
beten dienen fan. Ich für meine Perſon würde es aud) | die Induftrie gemöthigt find, alles das zu thun, was 
außerordentlich bedauern, und es ift durchaus nicht ber) aus den Streifen gewünfcht wird. 
Bwed meiner Worte, Hier irgend jemand, deſſen Mit- Meine Herren! Uns Hat bie Sorge um bie Zanb- 
arbeit in der Handelskammer wünfchenswerth ift, davon | wirthichaft in den legten Jahren Hier häufig befchäftigt, 
auszufchließen und ihm die Sache unmöglich zu machen; und wir haben uns alle vergeblich bemüht, Mittel zu 
aber da das Amt eines Konjuls, eines Wahllonfuls doch finden, der Landbwirthichaft aufzuhelfen, denn darüber ift 
nur ein Ehrenamt ift, da die Aufgabe eines ſolchen Amtes gar fein Zweifel, daß die Landwirthſchaft fich in ſehr ſchlechten 
durchaus feine materielle Schädigung im Gefolge Hat, ift | Verhältnifien befindet. Wir wollen wünjchen, daß es 
ed mir eigentlich unbegreiflich, nachdem hier feiten® eines | nicht dahin kommt, daf auch die Indbuftrie durch bie Kon- 
Theiles unferer Gejchäftsleute der Wunſch ausgefprocen | kurrenz aus außerdeutſchen Landen jetzt auch noch gefchäbigt 
worben ift, daß mach biefer Richtung Hin Wandel ge: | werde. Ich glaube, es ift unfere Pflicht, dafür zu forgen, 
Ichaffen werden möchte, wie man auf einem anderen Stand: jeden Schatten einer Gefahr zu befeitigen und uns ohne 
punkte beharren kann. Ich möchte noch einmal barauf | weiteres dafür zu entjcheiben und zu erflären, nachdem 
zurüdfommen, daß man angeführt hat, beim Meichötage | der Wunfch einmal laut geworden ift, die Thätigfeit 
beftehen wegen der Wählbarkeit der Konfuln feine Bes | von Konfuln außerbeutfcher Länder in ben Kammern zu 
Ihränfungen. Das ift zuzugeben, nachdem wir aber jeit | befeitigen. Ich will auf weitere Details jegt nicht ein- 
Anfang der 90er Jahre in ein Syitem von Handels⸗ | gehen; ich könnte Ihnen gerabe über die Konkurrenz. 
verträgen gelommen find, welche wir mit allen unfern | verhältniffe, über die Art und Weife, wie Induftrien 
Nachbarſtaaten abzuſchließen haben, jo ift es Har, daß | etablirt werben, wie fie in dem Ländern, die ich vorhin 
bie Erörterungen bei der Etablirung ber Handelöverträge | genannt habe, ins Leben gerufen worden find, noch jehr 
derartige find, ba; es nach meiner Meinung vollftändig | interefjante Mittheilungen machen; diefelben gehören aber 
unthunlich erjcheint, daß jemand, der Konful eines außer: | nicht hierher, und es würde Sie ſchließlich auch nur er: 
deutſchen Staates ift, an den Verhandlungen im Reichs: | müben, und würde zu weit führen. Ich möchte der fehr 
tage teilnimmt. geehrten erften Deputation meinen Dank dafür ansprechen, 
Meine Herren! Wenn id an die Zeit zurüddente, | daf fie die Güte gehabt hat, diefe Beftimmung, die Konfuln 
in ber ich während ber Periobe 1890 bis 1893 dem | betreffend, wieder aufzugreifen, und ich möchte das Hohe 
Reichdtage angehört und mir die erften Berathungen, | Haus bitten, biefem Vorſchlage beizutreten und ben 
bie wegen ber Hanbelsverträge geführt worben find, ver- | Antrag anzunehmen. 
—— ſo halte ich es für unthunlich, daß jemand, (Lebhafter Beifall.) 
der ſich verpflichtet hat, fremden Staaten Auskunft zu geben 
und fremden Staaten zu dienen, an ſolchen Verhandlungen Prãſident: Herr Geh. Kommerzienrath Hulbſchl 
theilnehmen kann, wenn er nicht nad) ber einen oder Geh. Kommerzienrath Hultzſch: Meine hochverehrten 
anderen Richtung Hin feine Pflichten vernachläffigen | Herren! Obwohl bie geehrte Deputation in Sachen 
will, Die fragen, bie dabei zur Grörterung geitellt | der Handelsfammern nicht befonders konſulfreundlich ſich 
werben über die Abfapfähigkeit von Artikeln, Kompen: | ausgeſprochen hat, und obwohl der Beifall, der meinem 
fationen in ber ober jener Geftalt, find berartig belifate | Herrn Vorredner gefpendet worden ift, darauf fchließen 
und biöfrete und einfchneidende, daf mit größter Vor: | läßt, daß die Stimmung in biefem hohen Haufe auch 
ficht zu verfahren ift und ich glaube deshalb im Gegentheil, | nicht beſonders freundlich in dieſer Richtung ſich bewegt, 
wenn Heute durch irgendwelche Veranlafjung eine | jo möchte ich doch den Verſuch einer Umftimmung nicht 
Nevifion des Geſetzes, welches die Wählbarfeit zum | unterlaffen. Ich fühle mich dazu um jo mehr bewogen, 
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als ich noch etwas länger als mein geehrter Herr Vor— 
redner ber Handelskammer Dresden angehört habe, d. h. 
ungefähr 30 Jahre, und längere Zeit bie Gejchäfte der 
Kammer als Vorfigender geführt habe, und weil id) in 
diefer Zeit auch mit der Handelskammer Leipzig immer 
in reger Wechjelbeziehung geftanden habe. Aus diejem 
Grunde fühle ich die Verpflichtung, mic der Wünfche 
diefer beiden Kammern ganz befonders noch anzunehmen. 
Die Königl. Staatsregierung hat in ihrem erften — das 
hat mein Herr Vorredner jhon erwähnt — vorläufigen 
Entwurf die Ausſchließung der Konſuln von der Wählbarkeit 
zur Handelskammer nicht gehabt. Wie der Beſchluß zuſtande 
gekommen iſt in der Vorbeſprechung, ja, meine Herren, 
das kommt bei ſolchen Berfammlungen vor, bie ab und 
zu etwas zufammengewürfelt zufammentreten. Es fommt 
vor, dab Beſchlüſſe gefaßt werden, die vielleicht umter 
anderen Berhältnifien nicht gefaßt worden wären, In 
dem Deputationsberichte der Zweiten Kammer ift bereits 
dargelegt, wie wenig begründet das Mißtrauen gegen bie 
Wahl von Konfuln iſt. Ich kann aus meiner langen 
Erfahrung nur das beftätigen, daß nicht eim einziger 
Fall in der Handelstammer Dresden und in der Handels: 
fammer Leipzig vorgelommen ift, in welchem ein Konſul 
feiner Pflicht ald Mitglied der Kammer nicht entfprochen 
habe, und daf durchaus feine Schädigungen von Sachſens 
Induftrie und Handel aus diefem Umftande hervor: 
gegangen find. Im Gegentheil, diejenigen Mitglieder ber 
Handelöfammer, welche Konſuln waren, das waren in ber 
Regel bie brauchbarſten und arbeitsfreubigiten Mitglieder 
und konnten um deswillen ber Sammer am beften dienen, 
weil fie einen weiteren Gefichtäfreis an ſich durch ihren 
Beruf und dur ihre Beziehungen hatten. Ich erinnere 
baran, daß in Leipzig das frühere Mitglied der Zweiten 
Kammer Wachsmuth gleichzeitig, wenn ich nicht irre, 
öjterreichiicher Generaltonjul 
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war. In Leipzig ift auch jetzt noch ber ftellveriretende 
Borfigende Dudel öſterreichiſcher Konſul, und unfer 
Kollege Thieme ift lange Jahre Borfigender geweſen, 
aber es hat fi nie während diejer langen Zeit ein 
Widerftreit mit jeiner Pflicht als Vorfigender der Handels: 
fammer und jeinen fonftigen Pflichten gezeigt. Im 
Dresden ift es derſelbe Fall, ber Vorſitzende der Handels: 
fammer ift fpanischer Konful, und es würde die Handels- 
fammer in Dresden augenblicklich wirklich in Verlegenheit 
fommen, wenn berjelbe genöthigt werben jollte, jeinen 
Borfig in der Kammer aufzugeben. Die Hoffnung, die 
Herr Hempel ausgeſprochen hat, daß ein Konful feinen 
Konful aufgeben und Kammermitglied bleiben wird, die 
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fann ih in keinem Falle theilen. Warum find die 
Herren Konfuln geworden? Weil fie eine gejellichaftliche 
Stellung haben wollen, und die haben fie als Mitglieder 
ber Handeldfammer nicht. Die Stufenleiter fängt beim 
Konful an und geht bann Höher. Das ift aljo micht zu 
erwarten, und es wird fich vielmehr darum handeln, daß 
die Konfuln ihr Amt als Kammermitglieb niederlegen. 
Ih müßte das aber jehr beflagen. Im übrigen ift 
nad) meiner Erfahrung die Befürchtung, daß durch bie 
gleichzeitige Mitgliedichaft einer Handelsfammer und die 
Eigenihaft als Konſul Geheimniſſe verjchleppt werben, 
nicht jehr groß, denn die Berathungsgegenftände treten 
an die Handeisfammer in der Hegel bann erjt heran, wenn 
bereits eine gewiſſe Deffentlichkeit derſelben eingetreten ift. 
Daß Iuduftriebezirke außer Sachſen in diejer Bedeutung 
nicht eriftiren jollen oder künnen, das möchte ich doch in 
Abrede ftellen. Meines Wiſſens find in Stuttgart jehr 
bebeutende Inbuftrien, die mit großen Mitteln angelegt 
find, nur bewegen bie fi im einer anderen Richtung 
als die Zertilinduftrie bei und. Ebenſo haben Altona 
und Breslau eine jehr Hoc entwidelte Induftrie, und 
es fünnten dort ebenjogut Stonflifte vorfommen, fie 
fommen aber nicht vor. Eine weit größere Gefahr it 
im Reichstage, das ift gar nicht in Abrede zu ftellen. 
Dort find leicht Erfahrungen zu machen jo zwifchen den 
Beilen; dieſe liegen meines Erachtens im Reichstage 
viel näher als in ben Berhandlungen einer Hanbels- 
fammer, beren Bedeutung man in biefer Beziehung viel: 
leicht etwas überjhägt. Es kann der Induftrie dadurch 
wirklich wenig gejhadet werben, daß einige Mitglieder 
Konjuln find. Nun, meine Herren, mag es gehen wie 
e3 gebe, ich Habe mir erlaubt, einen Abänderungsantrag 
zu ftellen und mit der Erlaubniß des Herrn Bräfibenten 
möchte ich denjelben einbringen. Er geht dahin: 


„Die Kammer wolle beſchließen, entgegen dem 
Vorſchlage ihrer Deputation in Lebereinftimmung 
mit der Zweiten Sammer den Abſatz 2 bes $ 11 
des Gejepentwurfes zu ftreichen.” 


Mit unterzeichnet ift der Antrag von ben beiden 
Herren Oberbürgermeiftern von Dresden und Leipzig. 


Präfident: Meine Herren! Sie haben den Ab— 
änderungsantrag hiermit gehört. Ich brauche benjelben 
wohl nicht noch einmal zu verlefen, und ich habe zu- 
nächſt die Frage zu ftellen, ob er genügend unterftüßt 
wird, denn er trägt nur drei Unterjchriften. — Erift ge- 
nügend unterftügt. Er fommt aljo mit zur Debatte, 
Das Wort Hat der Herr Juſtizrath Dr. jur. Tröndlin 
und dann Herr Geh. Ktommerzienrath Naumann. 
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Oberbürgermeifter Juftizrath Dr. Tröndlin:; Meine 
bochverehrten Herren! Nach den eingehenden Ausfüh: 
rungen des Herrn Hempel und nad) den Wusführungen 
meines Herrn Nachbars will ich in Rückſicht auf die Er- 
müdung, bie fi) offenbart hat im dieſem hohen Haufe, 
Sie mit langen Ausführungen nicht behelligen, aber ent- 
ſprechend meiner Pflicht gegenüber der Stellungnahme 
der Leipziger Handeläfammer nicht nur, jondern meiner 
eigenften Ueberzeugung muß ich jagen, daß Sie nicht 
redjt thun würden, wenn Sie dem Borfjchlage der Depu— 
tation Folge geben und bei ber Wiederherftellung der 
Regierungsvorloge beharren wollten. Herr Hempel hat 
ja ganz gewiß mit voller Berechtigung einen Standpuntt, 
der ihm zunächſt liegt, den des Induftriellen, vertreten, 
und die Befürdtungen, die er in dieſer Richtung geäußert 
hat, mögen ihm begründet zu fein jcheinen. Ich bin 
aber der Ueberzeugung, daß er nicht mit derjelben Kenntniß 
und nicht mit demſelben Ueberblid über die konſulariſche 
Thätigkeit wie über bie induftriellen und Fabrikanten— 
intereffen geurtheilt hat. Meine Herren! Wie in aller 
Welt jollen denn diefe Gefahren, die Herr Hempel fürchtet, 
eintreten? Es geicieht doch niemals, daß auf Ber: 
anlafjung einer auswärtigen Regierung durch Vermittelung 
der SKonjuln zu gunften ausländifcher Fabrikanten 
Fabrifationsgeheimniffe zu erlangen gejucht werden. Da 
giebt es hundert andere Wege, und ich möchte mid, 
auf das Beugniß des Herrn Hempel felbft Serufen, 
ob es einer Regierung etwa in den Sinn fommen 
fönnte, dur; Inanſpruchnahme derartiger Sträfte Ge: 
heimnifje zu ergründen, die durch die Konkurrenz viel 
ficherer mit erteilt werben, joweit fie überhaupt ein Inter: 
effe daran haben kann, Kenntniß davon zu erhalten. Denn, 
meine Herren, auch id) muß bejtätigen, was mein Herr 
Nachbar ſchon gejagt Hat; gewifje Fragen, um die es 
fi Hier Handeln kann und die zu einer Kollifion führen 
fünnten, find den Neichstagsmitgliedern viel näher gelegt 
als den Handelskammermitgliedern. Sch bin ſelbſt 
jahrelang Mitglied der Budgetfommiffion gewejen. Dort 
handelt es ſich jehr oft darum, daß über die wichtigften 
ragen der Negierungstommiffar nad jeder Richtung 
hin Auskunft ertheilt. Dadurch ift die Möglichkeit ge: 
geben, ſolche Auskünfte, die vielleicht verderblich fein 
fönnten nad) ber einen oder anderen Richtung hin, an 
auswärtige Mächte gelangen zu lafjen. Meine Herren! 
Sagen Sie mir ein Beifpiel, wo dad in der Handels: 
fammer geſchehen ift. Nun hat fi) Herr Hempel be— 
zogen auf Aeußerungen meiner verehrten Freunde Gruner 
und Thieme. Leider find beide Herren nicht da. Denn 
eö wäre äußerft intereffant, von ihnen die Gründe zu 
hören, bie fie zu biefem Urtheil veranlaßt haben, 
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namentlich von dem Herrn Geh. Kommerzienrath Thieme. 
Der ift längere Jahre ſerbiſcher Generallonful geweien 
und dabei Borfigender der Hanbeldfammer. Er Hat 
durch fein Beifpiel felbft gezeigt, daß er in eine Kollifion 
ber Pflichten nicht gefommen fein kann, und, meine 
Herren, wenn man fich theoretiſch fonftruirt, daß bie 
Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen jei, da einmal ein 
jolher Kollifionsfall eintreten könnte, jo fann ich auf 
dieſe theoretiichen Erwägungen abjolut fein Gewicht legen. 
Es fteht dem gegenüber die Thatjache, die ſchon Herr 
Geh. Rath Hultzſch Hervorgehoben Hat, daß in dem 
dreißigjäßrigen Beſtehen abjolut fein praftifher Fall 
irgend einer Kollifion fich ergeben hat. Außerdem, das 
hat ber verehrte Herr Berichterftatter hervorgehoben, 
praftifch ift die ganze Frage lediglich für Leipzig und 
Dresden. Aus Leipzig und Dresden find ganz über: 
einftimmend die Voten der Handelsfammern, die bahin 
gehen, fie hätten abfolut feinen Wortheil ans dem An— 
trage der geehrten Deputation, jondern nur den Nach— 
teil, daß durch dieje Beftimmung ihnen werthvolle Mit: 
glieder entzogen würden, Nun frage id Sie: was haben 
wir nun für eim Interefle, gejeglich diefen beiden an- 
erfanntermaßen allein intereffirten Körperichaften eine 
folche Beichräntung aufzuerlegen? Meine Herren! Das 
eine wird überjehen: es handelt fi) um eine Wahl, und 
ic möchte da wieder auf das Zeugniß ber Herren vom 
Geſchäfte mich berufen: Es ift fein Menſch jo findig 
und fo abjolut ficher in jeinem Urtheile, als ber Ge— 
Ihäftsmann, wenn es fih um jein Intereffe und um 
feinen Vortheil Hanbelt. 


(Heiterfeit.) 


Die Geſchäftsleute werden ſich ſchützen, Sie fünnen 
eine Beftimmung treffen wie Sie wollen, indem fie den 
Betreffenden nicht wählen werden. Das ift ein ganz 
einfaches Mittel, durch welches der Erfolg erreicht wird, 
welchen Sie durch eine gejeglihe Beſtimmung erreichen 
wollen. Meine Herren! Den Scwerpunft aber Tege 
id) darauf — und deswegen möchte ich bitten, wenn ich 
mir vielleicht auch jagen muß, ohne Erfolg — bem De: 
putationsantrage nicht beizuftimmen, daß durch bie Be— 
ftimmung, wie fie vorgefchlagen ift, ein offenbares Miß- 
trauendvotum ausgefprodyen wird. Im Gegenjage zu 
der Haltung, die die Gejege in dem zitirten Ländern, 
bie ebenjo inbuftriereih find wie Sachſen, einnehmen, 
und die eine ſolche Beftimmung nicht für nothwendig 
gehalten haben, würden wir unferen bewährten Leuten, 
troß der entgegenftehenden Erfahrung, erffären, daß wir 
ihnen nicht das Urtheil zutrauen, was fie bis jetzt be- 
währt haben, unterfcheiden zu können, ob fie wirklich in 
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eine Kolliſion der Pflicht kommen. Meine Herren! 
Sch würde lebhaft bedauern, wenn Sie zu diefem Miß— 
trauensvotum fich entſchließen wollten. 


(Bravo!) 
Präfident; Herr Geh. Kommerzienrath Naumann ! 


Geh. Kommerzienrath Raumann: Meine hochgeehrten 
Herren! Ich bezweifle nicht, daß nad) den lichtvollen 
Auseinanderjegungen des Herrn Berichterftatter® und 
nad den ausführlichen Darlegungen, die Herr Hempel 
gegeben Hat, die Kammer den Antrag der Deputation 
annehmen wird, Ich falle die Sade zwar aud) nicht 
tragijch auf; aber wenn ich bebenfe, daß in den nächſten 
Jahren die jchwerwiegenditen ragen an die Hanbels- 
fammern fommen werben, Fragen, bie fich auf die neuen 
Handelsverträge beziehen, jo muß ich jagen, daß derjenige, 
welcher einem fremden Staate verpflichtet ift, Auskunft 
über Hanbelsjadhen zu geben, eigentlich dieſe vertrau- 
lihen Sachen nicht wilfen und aud) die Antworten, bie 
auf dieje ragen gegeben werden, nicht hören darf. 
Wenn mid) etwas bejtimmen fünnte, für ben Antrag 
der Deputation zu ftimmen, jo ift e8 eigentlich bie 
Petition der Leipziger Handelskammer, die ausdrüdlich 
jagt, daß nad den Anforderungen, welche die Vereinigten 
Staaten von Norbamerifa an ihre Konſulate ftellen, es 
bedenklich jein würde, wenn jolde Beamte in bie 
Handelsfammern gewählt würden. 

Nun, was der Regierung ber Bereinigten Staaten 
von Norbamerifa billig ift, das ift einer anderen 
Regierung recht, und wenn dieſe Negierungen von ihren 
Konfuln dasjelbe verlangen, was die Vereinigten Staaten 
von Nordamerifa von den ihrigen fordern, jo müſſen 
bie Konſuln dasfelbe thun, fie müſſen alfo berichten, wie 
Handel und Wandel in Deutichland ift, und das erfahren 
fie am beiten als Mitglied der Handelsfammer, nicht im 
Neichstage, wie behauptet worden ift; benn in ben Handels— 
fammern werden bie Vorbereitungen für die künftigen 
Handelöverträge viel zeitiger berathen als im Reichstag, 
und die Regierung fragt die Handelsfammer, die ja 
berathendes Organ der Regierung ift, was zu thun und 
zu lafjen if. Nun jagt zwar die Leipziger Handels: 
fammer in ihrer Petition, fie traue dem gejunden 
Menjchenverjtande ber Wahlmänner zu, daß fie feine 
Leute in die Handelslammer wählen würben, benen fie 
zutrauen müßten, daß fie das, was fie da erfahren, zu 
ungunften Deutjchlands benußen werden. Meine hoch— 
geehrten Herren! Ich habe in meinem Leben ſchon jo 
viel auf den gejunden Menichenverftand anderer vertraut 
und bin dabei fo viele mal fehlgefahren, daß mir 
prophylaftiiche Geſetze doc Lieber find als das Ber: 
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trauen auf den gejunden Menjcheuverftand der Wahl: 
männer. Das Bertrauen auf deutſche Gefinnung unb 
deutſches Ehrgefühl habe ich wie die Leipziger Hanbels- 
fammer zwar aud), aber meine Herren, ich möchte bie 
Herren Konfuln gar nicht in das Dilemma Hineinfommen 
jehen, da fie ihre deutjche Gefinnung und ihr beutjches 
EHrgefühl gegen ihre Pflicht ausſpielen müfjen, und 
beöhalb ift es für beide Theile befier, die Konſuln 
bleiben aus ben Handelslammern. Die Militärattaches, 
das wiffen wir alle, werben zwar aus Höflichkeit ge- 
buldet, aber fie erfahren doch nicht, was man ihnen 
nicht jagen will, während die Konfuln ala Mitglieder 
ber Handeläfammern alles erfahren können, was in ben 
Handelsfammern vorgeht. Die Höflichkeit hört ja im 
Handel und Wandel nicht auf, aber in Geldſachen Hört 
die Gemüthlichkeit auf, das ift ein altes Sprichwort. 
Deshalb bitte ih Sie, dem Antrage der Deputation zu- 
zuftimmen. 


Präfident: Ih weiß nicht, ob der Herr Bericht: 
erftatter noch das Wort wünſcht. 


Berichterftatter Staatöminifter a. D. von Noftik- 
Ballwig: Ich wollte nur eine einzige Bemerkung nod) 
hinzufügen. In $ 28 des Entwurfs ift die Beftimmung 
enthalten, daß die Kammern bis zu ben nächften Wahlen, 
die im Jahre 1902 ftattfinden werden, in ihrer jeßigen 
Bufammenfegung thätig bleiben. Daraus würde folgen, 
dab auch diejenigen Mitglieder der Hanbelöfammern, 
welche Konfulm find, zu einem früheren Zeitpunkte ihre 
Thätigkeit in der Kammer nicht einzuftellen Haben. 


Präfident: Meine Herren! Es Hat niemand weiter 
das Wort begehrt. Ic) jchließe die Debatte und werbe 
zunächft über den Antrag Hulgih abftimmen laſſen. Ich 
bitte diejenigen Herren, die bemfelben beitreten, figen zu 
bleiben, diejenigen, die ihn ablehnen wollen, aufzuftehen. 


(Seichieht.) 


Er ift mit überwiegender Mehrheit abgelehnt. Ich ftelle 
nunmehr die pofitive Frage auf das Deputatione: 
gutachten und frage die Sammer: 


„ob fie den Anträgen der Deputation zu $ 11 
beitritt?” 

Einftimmig. 
Berichterftatter Staatsminifter a. D. von Moftitg- 


Wallwitz: Bu den SS 12 und 13 Habe ich nichts zu 
bemerten. 


$ 14 enthält eine neue und bis jet noch ungewohnte 
Beftimmung, es Heißt nämlich bort: 
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„Jede Kammer kann fic nad) näherer Beftimmung 
ihrer Sapungen durch Zuwahl bis zu einem Fünftheil 
ihrer nad) $ 4 feitgejegten Mitgliederzahl verjtärken. 

Außerdem können die Kammern zu ihren Ber: 
bandlungen Sachverſtändige mit berathender Stimme 
zuziehen.“ 

Dieſe Beſtimmung hat einen Vorgang in einigen 
außerſächſiſchen Geſetzgebungen und auch die Vorſchriften 
des Reichsgeſetzes vom 26. Juli 1897 über die Hand— 
werferfammern haben biejelbe Beftimmung, nur mit dem 
Unterſchiede, daß dort gejagt ift, daß die betreffenden 
Kammern durch Zuwahl ſachverſtändiger Perſonen 
ſich verſtärlen klönnen. Man kann wohl annehmen, daß 
auch, ohne daß das „ſachverſtändig“ ausdrücklich wieder: 
holt wird, die fraglichen Zuwahlen ſich nur auf ſach— 
verſtändige Perſonen richten werden. Seiten der Zweiten 
Kammer iſt beantragt worden, nach den Worten: „Jede 
Kammer kann fih” einzuichalten „nad jeder Wahl”. 
Ich glaube, diefe Einfhaltung ift nothwendig, weil man 
fonft nicht wiffen würde, wann die Kammer das Recht, 
das ihr ausgebilligt wird, ausüben fol. $ 15 fol un- 
verändert bleiben, es ift aber vorgejchlagen, ben $ 14 
an bie Stelle bes $ 15 und ben $ 15 an bie Stelle von 
$ 14 zu jeßen. 

Die Deputation unterſtützt dieſen Vorſchlag ber 
Zweiten Kammer, weil mit $ 14 dann die ganze Bor: 
Ihrift über das Wahlverfahren zum Abſchluſſe kommt. 


Bu 8 16 bis 22 glaube ich die Kammer mit Be- 
merfungen nicht behelligen zu follen; auch feitens der 
Zweiten Kammer ift nichts befonders zu biefem Para: 
graphen bemerkt worden. Daß das Datum des Ein- 
fommenfteuergefeges vom 2, Juli 1878 offen zu laſſen 
und das Datum des jeht noch in der Verathung be: 
griffenen Einkommenſteuergeſetzes einzufchalten fein wird, 
habe ih ſchon erwähnt. 


In $ 23 wird in Uebereinftimmung mit der Zweiten 
Kammer beantragt, dem Abſatz 1 unter Nummer 5 an: 
zufügen: 


„sm Falle, daß den Gewerbefammern die Wahr: 
nehmung der Rechte und Pflichten der Handwerfstammern 
übertragen wird, ob und inwieweit Sachverſtändige 
aus Gefellentreifen bei der Regelung der in $ 103k 
Abſatz 1 des Neichögejeges vom 26. Juli 1897 auf: 
geführten Angelegenheiten gehört werben ſollen.“ 


Die Regierung bat die Zuftimmung zu biejer Ein: 
Ihaltung erflärt, und fie wird von Ahrer Deputation 
ebenfalls beantragt. 

Zu den 88 24, 25 und 26 Habe ich nichts zu er- 
wähnen. 
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In $ 27 ift ein Drudfehler; es ift ber „13. Juni“ 

zu vertaufchen mit dem „23. Juni”, denn das ift das 

Datum bes betreffenden Gejehes von 1868. 

Bu $ 28 habe ich nichts zu bemerken, 
ftimmung, daß 

„bis zu ben Neuwahlen die jegigen Kammern in ihrer 


— Zuſammenſetzung in Thätigkeit verbleiben 
ollen”. — 


habe ich bereits erwähnt. 
Präfident: Es verlangt niemand das Wort; — 
ic frage daher die Kammer: 


„ob jie den Anträgen ber Deputation zu $$ 12 
bis 28 beitritt?” 
Einftimmig. 


Die Be: 


Ih frage die Kammer weiter: 


„ob jie Schluß, Eingang und Ueberfchrift ber 
Vorlage genehmigen und den ganzen Gejep: 
entwurf mit ben beidhlofjenen Abänderungen 
und Hinzufügungen fammt Schluß, Eingang 
und Ueberſchrift annehmen will?“ 

Gleichfalls einftimmig. 


Enblid: 


„ob fie die Königl. Staatsregierung ermäd: 
tigen wilf, die durch die Einfügung eines neuen 
$ Sa und durch Umijtellung der 8$ 14 und15 ſowie 
durch die Abänderungen des Einfommenfteuer: 
gejeges (Defret Nr. 28) in den bezügliden 
Bitaten in 88 7, 8 und 18 nöthig gewordenen 
redaktionellen Veränderungen bei Befannt: 
madhung des Geſetzes vorzunehmen?“ 


Einftimmig. 


Berichterftatter Staatsminifter a. D. vom Noſtitz⸗ 
Wallwitz: Es ift ſchließlich vorgeſchlagen worden, die 
Betitionen des Innungsausſchuſſes in Leipzig und Ge: 
nofjen, die Petition des Verbandes ſächſiſcher Kaufleute 
und Gewerbetreibender mit dem Wororte Leipzig, und 
die Petition der Hanbelsfammer zu Leipzig, joweit fie 
nicht durch die gefaßten Beſchlüſſe Erledigung gefunden 
haben, auf ſich beruhen zu lafjen. Es find in ben legten 
Tagen nod) zwei Petitionen eingegangen, die ich aud) 
Ihon erwähnt habe, eine von der Hanbelsfammer zu 
Dresden, die andere von der Handelsfammer zu Leipzig, 
welche beide fich gegen die nunmehr beſchloſſene Wieder: 
berftellung des zweiten Abſatzes des $ 11 wenden. Es 
würde nunmehr wohl auch hier zu beſchließen fein, bie: 
jelben auf ſich beruhen zu laſſen. 
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Präfident: Es wünſcht niemand das Wort zu diefen | 


Petitionen. 
Ic frage die Kammer: 
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Die Stellenvermehrung, ein Malereiaffiftent und 
eine Verkäuferin, find durdaus motivirt; die letztere 
durch den fteigenden Zuſpruch namentlich ausländischer 
Kaufluftiger und der Malereiaffiftent durch die Noth: 


„ob fie nunmehr die Petition des Innungs- 'wenbigteit, für das große Perfonal von 300 bis 400 
ausjhuffes in Leipzig und Genojjen, die Pe: | Perfonen einen anderweitigen Leiter und Auffichtsführer 


tition des Verbandes ſächſiſcher Kaufleute 
und Gewerbetreibender und die Petition der 
Handelstammer zu Leipzig, fowie die beiden 
zulegt eingegangenen, von dem Herrn Bericht: 


anzuftellen. 

Die größte Mehreinftellung findet ſich in Tit. 16 
46,000 M., darunter tranfitoriih 31,000 M., wogegen 
in it. 12 des Etats eingeftellt find 13,460M., und zwar 


erftatter erwähnten Petitionen auf ſich be: letzteres deshalb, weil ein geringerer Aufwand für bie 


ruhen laſſen will?“ 
Einftimmig. 


Malerei in Ausfiht genommen ift; man iſt beſtrebt, 
fünftig die Fabrikation möglichft in Einklang zu bringen 
mit dem Durdjichnittzabfage. Die tranſitoriſche Pofition 


Es ift bie Antwort auf ein Königl. Detret, und es bezieht ſich auf die Koften, die durch bie Beſchickung reſp. 
würbe namentliche Abftimmung einzutreten haben, wenn Vorbereitung der Beſchickung der Parifer Ausftellung 


die Königl. Staatsregierung nicht darauf verzichtet. 


entftanden find und entftehen werden, und wir haben ja 


(Staatsminifter von Wapdorf: Die Regierung verzichtet.) | Gelegenheit gehabt, durch bie Befihtigung diefer Ans: 


ftellungsgegenftände uns Davon zu überzeugen, daß dem 


Wir gehen über zum dritten Gegenftande der Tages: Wunſche der beiden Kammern durchaus Rechnung ge: 


ordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über den Berg-, Hütten: 
und Münzetat, allgemeine Ausgaben für den 
Bergbau, Kap. 8 bis 13, 15 und Kap. 77a des 
ordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01.” 
(Drudjahe Nr. 216.) 


(Berge. M. II.K. S. 33 ff. u. 2. Bdo. ©. 1469 ff.) 


Berichterſtatter Oberbürgermeiſter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Meine Herren! Ich habe die Ehre, Ihnen 
über die eben genannten Kapitel zu berichten und werde 
mich befleißigen, das ſo kurz als möglich zu thun. 

Die Porzellanmanufaktur, Kap. 8, giebt zu Be— 
merkungen deshalb keine Veranlaſſung, weil die wiſſens— 
werthe Begründung zu den einzelnen Poſitionen von 
der Königl. Staatsregierung ſo überſichtlich und aus— 
führlich gegeben worden iſt, daß dazu eine weitere Aus— 
funftsertheilung nicht nothwendig erſcheint. Es iſt auch 
hinzuzufügen, daß der Bericht der Finanzdeputation der 
Zweiten Kammer, der in Ihren Händen ſich befindet, 
ganz genau auf die Spezialitäten eingeht, hier wie auch 
in den folgenden Kapiteln, und auch noch durch 
tabellariſche Zuſammenſtellungen und Ueberſichten aus 
den vergangenen Jahren die etwa noch wünſchenswerthe 
Ergänzung im reichſten Maße giebt. Ich habe nur 
darauf hinzuweiſen, daß der Nettoerlös der Porzellan— 
manufaktur mit 1,410,000 M. eingeſtellt iſt und daß 
derſelbe ungefähr den in den Jahren 1897 und 1898 
erzielten Summen von 1,407,000 M. rund refpeftive 
1,313,000 M. entſpricht. 


tragen worden ift, diefe Ausſtellungsgegenſtände in einer 
ſolchen Weife herzuftellen, daß fie unferer Porzellan- 
manufaftur Ehre mahen und ben Auf, den fie im Aus: 
lande jeit undenklichen Beiten genießt, aufs neue erhöhen 
wird. 

Namens der zweiten Deputation empfehle ich Ihnen 
hier allenthalben in Uebereinftimmung mit der Zweiten 
Kammer Beitritt, und zwar 

„die Einnahmen in Tit.1 bis 3 mit 1,480,000 M. 
nach der Vorlage zu genehmigen, die Ausgaben 
in Tit.4 bis 18 mit 1,319,650 DM. nad) ber 
Vorlage, jedoch allenthalben unter Wegfall der 
Eventualaufrüdung, und in Tit. 19 mit 6500 M. 
nach der Vorlage zu bewilligen.” 

Präfident: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Kap.9, Steintohlenwerk zu Zauderode. Auch 
bier rechtfertigen die ausgiebigen Erläuterungen die ein- 
geftellten Summen. Der gedrudte Bericht der Finanz: 
deputation A der Zweiten Kummer, der mit feinen 
tabellarijchen Weberfichten bis zum Jahre 1896 zurüd: 
geht, giebt genauen Ausweis, und ich will hier gleich 
bemerfen, die betheiligten Herren Regierungstommifjare 
haben die Güte gehabt, das dort gegebene Zahlenmaterial 
nochmals zu vergleichen, und man kann infofern diefem 
Berichte bejonderen Werth beilegen, weil er allenthalben 
in gewiſſem Sinne fich barftellt als eine weitere Er- 
gänzung zu ben feitens der Königl. Staatsregierung ge: 
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gebenen, im Budget enthaltenen Erläuterungen. Es find 
ba bie Förderungsmengen angegeben worden und über 
fonftige wichtige und wifjenswerthe Einzelheiten Auskunft 
ertheilt. Es ift hervorzuheben, daß für den Gruben: 
betrieb, Tit. 9, 71,700 M. mehr eingeftellt find und in Tit.13 
9000 M. wegen des erhöhten Aufwandes für die Mannſchafts⸗ 
bäder. Sonft ift es faum nothwendig, auf Einzelheiten ein: 
zugehen. Nur ift jchon Hier zu bemerken, daß eine 
Neuerung ins Leben getreten ift, die auch fpäterhin noch 
wieberfehrt; das ift nämlich bie Neueinftellung für 
Sicherheitsmänner in Tit. 18b refp. in Zit 10b bes 
Kap. 12 von 1500 reip. 2000 M. 

Meine Hochgeehrten Herren! Es ift diefe Inftitution, 
bie neu ind Leben treten joll, vielfach in der Preſſe be- 
ſprochen worden und Ihnen jedenfalls daher befannt. 
Es handelt fi, wenn ich den Ausdrud gebrauchen darf, 
um Gewinnung von Fabrikinſpektoren in gewiſſem 
Sinne, aber nit aus techniſchen Kreifen, fondern aus 
ber Arbeiterfhaft jelbft, und man fann ja wohl dieſe 
Einrichtung deshalb begrüßen, weil es fi barum hanbelt, 
daß die Betreffenden direkt betheiligt fein follen an ber 
Auffihtsführung, namentlich in der Richtung, daß bie 
Gefahren bejeitigt werben jollen, weil die betreffenden 
Arbeiter naturgemäß am beften mit den einzelnen Dert: 
lichkeiten und den Bedingungen, unter welchen fie zu 
arbeiten haben, unterrichtet fein müſſen. Es ift alfo 
gegen dieſe Einrichtung, die fich allerdings nur als ein 
Verſuch barftellt, aber Hoffentlich als ein Erfolg ver: 
Iprechender Verſuch, gegen die Anftellung ber Sicher: 
heitämänner, bie zum erften Male ins Leben treten fol, 
nichts zu erinnern. 

Im ganzen, meine Herren, ift wegen der Erhöhung 
ber Kohlenpreife ein Ueberſchuß von 746,000 M. gegen 
652,000 M., aljo ein Plus von 94,000 M. vorhanden, 
worüber man fid nur freuen kann. 

Auch hier empfehle ih — ich weiß nicht, ob ich von 
der Verleſung des gedrudten Antrags abſehen darf. 
(Präfident: Ich bitte darum, fonft muß ich ihn lefen.) 
aljo: 

„I. bei Kap.9, Steintohlenwert zu Bauderobe, die 
Einnahmen in Tit.1 und 2 nad der Borlage 
mit 2,532,700 M. zu genehmigen, die Ausgaben 
in Tit.3 bis 19 mit 1,786,700 M, nad ber 
Vorlage, jedoch allenthalben unter Wegfall der 
Eventualaufrüdung, und in Tit.20 mit 43,000 M. 
zu bemwilligen.“ 

Ich möchte um die Erlaubniß bitten, noch nad): 
träglich etwas zu jagen, was ich zu dem Kapitel Por: 
zelanmanufaltur an rechter Stelle zu jagen unterlafien 
Hatte, daß nämlich durch den Herrn Königl. Kommifiar 

1.8. (2. Abonnement.) 
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uns auf ben Tiſch des Haufes (am Fenfter) ein Eremplar 
bes ſehr interefjanten Werkes „Gedichte des Porzellans“ 
von Berling ausgelegt worden ift, von dem vielleicht 
bie Herren Kenntniß nehmen wollen. — 

Es kommt: Braunkohlenwerk zu Kaditzſch, Kap. 10, 

Hier ift nur darauf aufmerffam zu machen, daß fich 
das jchon für frühere Zeit erwartete Eintreten des Enbes 
noch nicht vollzogen bat. Es wirb aber allerdings wohl 
nicht mehr lange auf fi warten laffen. 

Es ift jegt im ganzen ein Ueberſchuß von 8500 M, 
eingeftellt. Daraus ergiebt fi ja, baf ber Umfang 
biefes Werkes nicht erheblich ift. 

Die Deputation beantragt: 

„II. bei Kap. 10, Braunfohlenwert zu Kaditzſch, bie 
Einnahmen in Zit.1 und 2 mit 44,500 M. 
nach der Vorlage zu genehmigen, die Ausgaben 
in Zit.3 bis 15 mit 38,000 M. nad) der Vor- 
lage zu bewilligen.” 


Präfident: 


„Die Kammer beſchließt wohl bei II und III 
nad den Anträgen ber Deputation?“ 


Einftimmig. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Wichtiger find nun die folgenden Sapitel: 
Kap. 11, Fiskaliſche Hüttenwerfe bei Freiberg, und 
Kap. 12, Fislaliſche Erzbergwerke bei Freiberg. 

Es ift früher auch hier in ber Kammer eine aus- 
führlichere allgemeine Vorbemerkung zu diefem Kapitel 
gegeben worden, und die Finanzdeputation ber Zweiten 
Kammer hat nicht verfäumt; das aud in diefem Jahre 
zu thun. Wir haben es deshalb in der Deputation nicht - 
für nothwenbig erachtet, das in einem fchriftlichen Berichte 
nochmals zu thun. Ich bin aber von ber: Deputation 
ausdrüdlich beauftragt, zu erflären, daß man fich bezüglich 
diefer beiden Betriebe durchaus damit einverftanden erklärt, 
wie die Königl. Staatöregierung vorgegangen ift und 
vorgeht, dab man namentlich mit Genugthuung und 
Befriedigung Kenntniß genommen hat von dem relativ 
günftigeren Ergebnik dieſer beiden Betriebe zufammen« 
genommen; die einen Minderzufchuß von über 500,000 M. 
erfordern, und daß man endlich darüber volle Befriedigung. 
empfindet, daß die Königl. Staatäregierung- mit Erfolg 
bemüht gewefen ift, dem jchwierigften Punkte bei biefer- 
ganzen Frage, nämlich der Beſchaffung eines Unterfommens 
für die Arbeiterfchaft, trog der Verringerung ber Beleg- 
ſchaft doch die Fürforge angedeihen zu lafien, die eine 
friedliche und zufriedenftiellende Löſung biefer ſchwierigen 
Angelegenheit in ſichere Ausſicht ftellt. 
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Man kann, wenn ich mich zu Kap. 11 wende, Hin- 
ſichtlich der Fislaliſchen Hüttenwerfe bei Freiberg in 
gewiſſem Sinne bedauern, daß durch die Verquickung 
mit bem Erzbergbau unmöglich gemacht wird, dem Hütten- 
betriebe die Erfcheinung zu geben, die er ohne fie haben 
würde. Es ift ja immer dadurch, daß der Gewinn bei 
dem einen Betriebe ald Zuſchuß verwendet wirb bei bem 
anberen, leicht bie Gefahr gegeben, daß man ben Ertrag 
und das Ergebniß hier unterfchägt. ber, wie jchon 
gejagt, das ift nicht zu vermeiden, ohne daß damit eine 
geringere Würdigung des günftigen Ergebnifjes in dem 
Betriebe der Hütten an fi irgendwie ausgeiprochen jein 
follte, und bie zweite Deputation ift ſich darüber voll: 
ftändig Mar gewefen, daß ber Betrieb an fich durchaus 
zufriedenftellend ift. 

Ih will nod die genaueren Biffern angeben: ber 
Gejammtzufhuß für den Hütten: und Bergwerksbetrieb 
für 1900/01 ftellt fi) gemeinjährig auf 1,306,000 M., 
während er im Voretat zu 1,806,950 M., aljo um rund 
500,000 M. Höher angenommen worben war. Der 
Gefammtzufhuß für die Erzbergwerfe allein ift um 
551,000 M. geringer gegen den Boretat. 

Es ift ferner noch hervorzuheben, daß der Betrieb 
der Grube Beſcheert Glück“ ſchon Enbe des Jahres 1899 
ganz hat eingeftellt werben können und der Betrieb ber 


Grube „Beihilfe-Kurprinz“, deſſen Einftelung erft für; 
Ende 1901 in Ausficht genommen war, ſchon im Herbite | 


dieſes Jahres erfolgen fol. Die Mannſchaft, deren Herab: 
gehen auf 3150 Köpfe vorgejehen war, ift abgeminbert 
worben bi8 auf 2912 Köpfe Es ift aber, wie gefagt, 
gelungen, burch bie Uebertragung diefer abgelegten Mann- 
ſchaft auf andere benachbarte Werte ihr eine weitere Unter: 
funft zu gewähren. 

Es ift ferner darauf hinzuweiſen, daß burch ben 
größeren Zufluß auslänbifcher Erze eine Ausnutzung der 
vorhandenen Hütteneinrichtungen ermöglicht worden ift, 
und als ein günftiges Moment auch das, daß ber Silber: 
prei® nicht unter 80 M. berabgegangen iſt, fich auf diejer 
Höhe erhalten hat und hoffentlich noch erhalten wird. 

Die Zweite Kammer hat, der früheren Gepflogenheit 
gemäß, über die unter A bis H ber Einnahmen eingeftellten 
Summen erft bejchloffen nad, Erledigung der Unteretats, 
da aus biejen Unteretats erſt diefe Einnahmebeträge ge: 
funden werben, und auch die zweite Deputation hat fich 
diefem Vorgehen angeſchloſſen. 

Es ift nur noch zu erwähnen, daß bie Ausgaben in 
Kap. 11, wo ſich Veränderungen gegen den Boretat zeigen, 
allenthalben ganz fpeziell ſchon in der Regierungsvorlage 
begründet find. Der Betriebsüberſchuß ift jehr vorfichtig 
mit 600,000 M. gegen 670,000 M. im Voretat, alfo um 
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70,000 M. niebriger veranfchlagt worben, obwohl er in 
ben legten Jahren 702,000 M. durchichnittlich betragen 
bat. Uber bie zweite Deputation war durchaus der Ans 
fit, daß man biefe Vorfiht nur loben könne. Die vom 
Betriebsüberichufie abzufegenden einmaligen Ausgaben für 
nothwendige neue Anlagen find im Tit. 16 gemeinjährig 
mit 130,000 M,, d. 5. um 20,000 M. niedriger als im 
Voretat eingeftellt. Ueber diefe Bauten giebt der Bericht 
ber TFinangdeputation der Zweiten Kammer ganz fpeziell 
Auskunft, jo daß ich dazu michts zu bemerken wüßte. 
Auch Hier haben wir beantragt: 


„IV. Rap. 11. A. die Einnahmen in Tit. 2 und 3% — 
alfo vorbehältlih der Beſchlußfaſſung über bie 
eingeftellten Unterabtheilungen A bite H — „mit 
16,850 M. nad} der Borlage zu genehmigen; die 
Ausgaben in Tit. 4 bis 15 mit 294,950 M. nad 
der Vorlage, jeboch allenthalben unter Wegfall der 
Eventualaufrüdung, und in Tit.16 mit 130,000 M. 
nad) der Vorlage zu bemwilligen.” 


Bei Unteretat I zu Kap. 11, Halsbrüdner und 
Muldner Schmelzhütte ift e8 auf den erften Augenblick 
überrafchend, daß, obwohl die Einnahme um 579,526 M. 
höher eingejtellt ift als im Woretat, doch ber Ueberſchuß 
um 68,000 M. niedriger angenommen wird. Es ift 
aber das durchaus erflärlich, es ift nämlich die Einnahme 
allerdings um 579,000 M. höher eingeftellt als im Vor: 
jahre, dagegen ift aber für bie Brobuftionsmaterialien eine 
Mehrausgabe von rund 886,000 M. einzuftellen gewejen, 
die nur dadurch fi abmindert, daß in den Tit. 5, 6 
und 7 161,000 rejp. 79,000 und 9900 M. wieder ab— 
gemindert werben fünnen. Darauf ift noch hinzumweifen, 
daß hier in dem Titel ſich eine Veränderung infofern 
zeigt, als Hier zum erften Male Arjen eingeftellt ift, wie 
auch zu Tit. 1 erläutert wird. Früher ift im Tit. 1, 
Unteretat IV, das gewonnene Arfen veranfchlagt worben; 
man hat es aber für richtiger gehalten „das im Flug— 
ftaub enthaltene Arfen der Muldner Schwefelfäurefabrit 
bier mit einzuftellen, weil es als Beſtandtheil der ber 
Schmelzhütte gelieferten Erze auch ala Eigenthum biefer 
Hütte zu betrachten iſt“. Auch biergegen ift nichts zu be— 
merfen gemwejen; wir beantragen aud; hier: 

„B. bei Unteretat I zu Kap. 11, Halsbrüdner und 
Muldner Schmelzhütte, die Einnahmen in Tit. 1 
und 2 mit 9,715,680 M. nach der Vorlage zu 

enehmigen, die Ausgaben in Zit 3 bis 9 mit 

‚000,680 M. nach der Borlage zu bewilligen, 

ben unter Tit. 1a des Hauptetat3 mit 715,000 M. 
einzuftellenden Ueberſchuß zu genehmigen.” 

Diefelben Anträge ftellt die zweite Deputation bei 

ben folgenden Unteretat® C, D, E, F, G, H und I. 

Bei der Halsbrüdner Goldicheideanftalt fünnte man 
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vielleiht auch darauf Hinweilen, daß mit bedeutend 
höheren Summen gerechnet ift, daß ſich aber auch nur 
ein Weberjhuß von 82,000 M. gegen 84,000 M. im 
Voretat findet, dies giebt aber, weil es durch die Er: 
läuterungen vollftändig motivirt erfcheint, zu Bemerkungen 
feinen Anlaß, und binfichtlih der übrigen Unteretat? 
find Bemerkungen gar nicht zu machen. Es handelt fi 
bier Lediglich um Einftellungen bei Einnahmen und Aus— 
gaben, die durchweg bei genauerer Prüfung des Bud— 
gets ohne Beanftandung geblieben find, fowohl bei ber 
Finanzdeputation der Zweiten Kammer als bei Ihrer 
vorprüfenden zweiten Deputation, jo daß wir nur zu 
den Reſultaten fommen fünnen, allenthalben in Ueber: 
einftimmung mit den Bejchlüffen der weiten Kammer 
Zuftimmung zu den eingejtellten Beträgen Ihnen zu 
empfehlen, Ich darf fie zufammen verlejen; die Anträge 
lauten: 


„O. Bei Unteretat II zu Kap. 11, Halbrüdner Gold: 
fcheideanftalt, die Einnahmen in Zit. 1 und 2 
mit 8,503,310 M. nad) der Borlage zu ge 
nehmigen, die Ausgaben in Zit. 3 bis 9 mit 
8,421,310 M. nad) der Vorlage zu bewilligen, 
den unter Tit. 1b des Hauptetat3 mit 82,000 M. 
einzuftellencen Ueberſchuß zu genehmigen; 


D. bei Unteretat III zu Kap. 11, Mulbner Arſenik— 
hütte, die Einnahmen in Zit. 1 und 2 mit 
mit 335,775 M. nad) der Vorlage zu genehmigen, 
die Ausgaben in Tit. 3 bis 9 mit 285,775 M. 
nad; der Vorlage zu bemilligen, ben unter 
Tit. 1e des Hauptetat? mit 50,000 M. einzu: 
ftellenden Ueberſchuß zu genehmigen; 


E. bei Unteretat IV zu Kap. 11, Halsbrüdner und 
Muldner Schwefelfäurefabrit, die Einnahmen in 
Kit. 1 und 2 mit 507,160 M. nad) der Vorlage 
zu genehmigen, die Ausgaben in Tit.3 bis 9 
mit 500,160 M. nad) der Vorlage zu bewilligen, 
den unter Tit. 1d des Hauptetats mit 7000 M. 
einzuftellenden Ueberſchuß zu genehmigen; 


F. bei Unteretot V zu Kap. 11, Muldner Binkhütte, 
die Einnahmen in Tit. 1 und 2 mit 54,090 M. 
nach der Vorlage zu genehmigen, bie Ausgaben 
in it. 3 bis 9 mit 47,590 M. nad) der Bor: 
lage zu bewilligen, den in Tit. le bes Haupt: 
etats mit 6500 M. einzuftellenden Ueberihuß zu 
genehmigen; 

G. bei Unteretat VI zu Kap. 11, Schrotfabrit zu 
— bie Einnahmen in Tit. 1 und 2 mit 
47,980 M. nad) der Vorlage zu genehmigen, die 
Ausgaben in Tit. 3 bis 9 mit 46,880 M. nad) 
der Vorlage zu bewilligen, den im Tit. 1f des 
Zu a mit 1100 M. einzuftellenden Ueber: 
chuß zu genehmigen; 

A. bei Unteretat VII zu Kap. 11, 


——— 
Bleiwaarenfabrik, die Einnahmen in 
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mit 367,715 M. nad) der Vorlage zu genehmigen, 
die Ausgaben in Tit. 3 bis 9 mit 363,215 M. 
nad) der Vorlage zu bewilligen, den in it. ig 
des Hauptetats mit 4500 M. einzuftellenden 
Ueberjhuß zu genehmigen; 

J. bei Unteretat VII zu Rap. 11, Muldner Thon- 
waarenfabrif, die Einnahmen in Tit. 1 und 2 
mit 70,010 M. nad) der Borlage zu genehmigen, 
die Ausgaben in Tit. 3 bis 9 mit 58,010 M. 
nad der Vorlage zu bewilligen, den in Tit. Ih 
des Hauptetat® mit 12,000 M. einzuftellenden 
Ueberjhuß zu genehmigen.” 

Zu Kap. 12, Fiskaliſche Erzbergwerfe bei Freiberg, 
fann id) mid) im allgemeinen auf das beziehen, was 
ich als Vorbemerkung zu Kap. 11 und 12 vorausgefchidt 
habe. Es ift nur nochmals darauf hinzuweiſen, daß 
dem gebrudten Berichte der Finanzdeputation A ber 
Zweiten Kammer ganz genaue und recht interefjante, 
auch regierungsfeitig geprüfte und durchaus als zu— 
verläffig anertannte Aufammenftellungen in tabellarifcher 
Form beigefügt find, die für das Studium ganz werth- 
voll find, und die die einzelnen Herren gewiß mit 
Interefje gelefen Haben, die aber hier noch etwa aus— 
zugsweife wiederzugeben, wohl feine Beranlafjung vor: 
liegt. Die Mindereinnahme gegen den Voretat von 
297,250 M. in Tit. 1 und von 4900 M. in Tit. 2 ift 
die Folge der ſchon erwähnten Einftellung bes Betriebes 
zweier Gruben, und es entjpricht dieſer Mindereinftellung 
von Einnahmen aud eine Mindereinftelung von Aus— 
gaben, und zwar fommen in Betracht 17,800 M. 
Minderausgabe für Beamte, 735,500 M. in Tit. 9 für 
Betriebskoften und 60,050 M. in Tit. 10 für Arbeiter. 
Es ergiebt fih alfo, wie gejagt, als Gefammtrefultat 
ein Minderzufhuß von 550,950 M. Auch bier, meine 
Herren, möchte ich mich beſchränken auf dieje allgemeinen 
Hinweije; die zweite Deputation ift auch hier durchweg 
zu dem Beſchluſſe gefommen, Ihnen unter Beitritt zum 
Beichlufje der Zweiten Kammer zu empfehlen: 

„V. bei Kap. 12, Fisfalifche Erzbergwerte bei Freiberg, 

.bie Einnahmen in Zit. 1 und 2 mit 1,318,500 M. 

nad der Vorlage zu genehmigen, die Ausgaben 
in Tit. 3 bis 11 mit 3,029,500 M. nad) ber 
Vorlage, jedoch allenthalben unter Wegfall der 
Eventualaufrüdung, und Zit. 12 mit 65,000 M. 
zu bewilligen.“ 

Auch zu den nun folgenden Sapiteln, das Blau: 
farbenwert Oberfchlema, Münze und enblid Kap. 77a, 
allgemeine Ausgaben für den Bergbau, genügt e8 wohl, 
daß ich mich beziehe auf bie jehr überfichtlichen Dar: 
legungen, bie in bem mehrerwähnten Berichte ber 
Finanzbeputation ber Zweiten Kammer unb vor allem 
in dem Budget jelbft gegeben find, und auch bier empfiehlt 
Ihnen die Deputation, 
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„VI. bei Kap. 13, Blaufarbenwert Oberfchlema, bie 
‘ Einnahmen in Zit. 1 und 2 mit 939,400 M. nach 
der Borlage zu genehmigen, die Ausgaben in Tit.3 
bis 15 mıt 909,400 M. nad; der Vorlage, jedoch 
allenthalben unter Wegfall der Eventualaufrüdung, 
und Tit. 16 mit 30,000'M. nad) der Vorlage 
zu bewilligen; 

bei Kap. 15, Minze, die Einnahmen in Tit. 1 und 2 

mit 11,000 M. nad) ber Vorlage zu genehmigen, 

die Unsgaben in Zit. 3 bis 6 mit 11,000 M. 

nach der Vorlage, jeboch allenthalben unter Weg: 

fall der Eventualaufrüdung, zu bemwilligen; 

- bei Kap. 77a, Ullgemeine Ausgaben für den Berg: 
bau, bie Einnahmen in Zit. 1 bis 3 mit 
12, 150 M. nad) der Borlage zu genehmigen, 
die Ausguben in Tit. 4 bis 17 mit 300,765 M. 
nah der Vorlage, jedoch allenthalben unter 
Wegfall der Eventualaufrückung, zu bemilligen.“ 


ı Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Ich 
frage bie Sammer: 


„ob fie fämmtlihe Anträge der Deputation 
zu IV. ⁊c. bis Schluß, wie fie fi auf Seite 1 
und folgende, des Berichtes Nr. 216 finden, 
annimmt?* 

Einftimmig. 

Es folgt nunmehr der „Antrag zum mündlichen 
Berihte der zweiten Deputation über Kap. 24 
des ordentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, zum Königl. Hausfideitommiß gehörige 
Sammlungen für Kunſt und Wiſſenſchaft be- 
treffend." (Drudfadhe Nr. 214.) 


(Berg. M.II.R.S.33 ff.u.2. 8b. ©. 1517 f.) 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr⸗ 
Dahlen: Was zunädft die Einnahmen bei Kap. 24 
anbetrifft, jo find in Tit. 1 1840 M. weniger eingeftellt. 
Es ift bies geichehen mit Nüdfiht auf den Durch— 
fchnittsertrag der Jahre 1896 bis 1898 unb wegen Fort: 
falles ber Eintrittägelber und Jahresabonnementsfarten 
für das Kupferftichlabinet und der Eintritisgelder für 
den Mathematiſchen Salon im Sommer. Der Ertrag 
diefer Eintrittsgelber ift jehr minimal gewefen, und bie: 
jelben follen in Wegfall kommen, weil es fich bei fo 
geringen Einnahmen nicht Iohnt, das Publikum an einer 
Neihe von Tagen vom Beſuche abzuhalten. 

zit. 2 weift 1609 M. mehr auf nad) dem Durch— 
ſchnitte von 1896/98. 

Bei ben Ausgaben find 1200 M. mehr wegen 
Gehaltserhöhungen und Umwandlung der Bureau: 
affiftentenftelle in eine Sefretärftelle eingeftellt. 

Tit. 8 fordert 10,200 M. mehr wegen eines neuen 
Kuftoden beim Mineralogifchen Mufeum und beſonders 


VII. 


wegen Erhöhung der Gehalte der Bibliotheksbeamten. 
Durch bie eingeftellte Aufbeflerung werben bie Biblio: 
thelsbeamten, wie in Preußen, Bayern, Württemberg, 
den Urchivbeamten und ben Gymmnafiallehrern zc. gleich— 
geftellt. Die Aufbefferung erfcheint um jo bringender 
nöthig, als ſeit 1888 bei ben Bibliothelsbeamten eine 
vollftändige Stodung im Aufrüden befteht. Man kann 
fi mit dieſer Aufbeflerung nur einverftanden erflären. 

Tit. 10 fordert 22,740 M. mehr wegen Erhöhung 
der Durdjchnittsgehalte für 69 Aufſeher ıc. um 100 M. 
und wegen ber Erhöhung ber Wohnungs, Heizungs: und 
Beleuchtungsentſchädigung für 65 Aufjeher ıc. von 200 
auf 360 M., wie dies ja bei ben Dienern im all 
gemeinen erfolgt ift, ferner wegen Neuanftellung von 
3 Aufſehern bei der Galerie, beim Zoologiſchen Muſeum 
und Kupferftichlabinet. Der neue Aufjeher im Zoolo— 
giſchen Mujeum wirb für die Anthropologiſch-Ethno— 
graphifhe Sammlung gebraucht, deren Wrbeitsfeld fich 
bedeutend erweitert hat. 

In Zit. 11 find 3625 M. mehr verzeichnet wegen 
wiſſenſchaftlicher Hülfsarbeiter. Für bie Bibliothek ift 
z. B. wegen Herftellung des Manuffriptes zu einer Biblio: 
graphie der jächfiichen Geſchichte, deren Drudlegung und 
Ausgabe die Königl. Sächſ. Kommilfion für Gefchichte 
beſchloſſen Hat, ein tranfitorifcher Betrag von 1800 M. 
für einen wiſſenſchaftlichen Hülfsarbeiter eingeftellt. Für 
Herftellung dieſes Manuffriptes ift außerdem in Tit 13 
ber Betrag von 1200 M. eingeftellt. Es ift bies bie 
bereitö geftern von mir erwähnte Erhöhung ber Auf: 
wenbungen für die Kommiffion für Geſchichte. 

Tit. 15, Vermehrung ber Sammlungen, fordert 
20,000 M. mehr zu Bezahlung bes Meftlaufgeldes für 
bie Rethel’ichen Zeichnungen. Bon dem im ganzen 80,000 M. 
betragendben SKaufpreife find bis zum Januar 1900 
4 Jahreszahlungen & 10,000 M. bezahlt. Ießt ift der 
Reftbetrag von 40,000 M. als Mehrforberung im Tranfi- 
torium eingeftellt, damit durch bie Fortſetzung folder 
Bahlungen die nach Anficht der Königl. Staatsregierung 
jehr nörhige Anfammlung größerer Beträge für befondere 
Kaufögelegenheiten nicht behindert werde. Der Yinanz: 
beputation der Zweiten Kammer hat der Herr Regierungs- 
fommiffar erflärt, 34,000 M. feien allein für die Biblio: 
thek vorgeiehen, alfo nicht für Kunftzwede; bie Mehr: 
forberung fei nöthig, damit die Kunftmufeen auf ber 
Höhe ihrer Bedeutung erhalten bleiben. In Bezug auf 
die in der Zweiten Hammer mehrfach. bemängelten Uns 
fäufe beim Zoologiſchen Mufenm ꝛc. — im Boologiihen 
Mufeum find 3. B. Rüffelkäfer für 22,000 M. angelauft 
worben — 

(Heiterkeit) 





bat ber Herr Regierungstommifjar geäußert, er fei bereit, 
die Anregungen, joweit fie fi auf Herabfegung der An— 
ſchaffungen insbefondere für das Zoologiſche Muſeum bes 
zögen, in Zukunft zu berückſichtigen. Mit Rückſicht auf 
dieſe Erklärung hat die Deputation der Zweiten Kammer 
von Abſtrichen für diesmal abgeſehen. Ich werde am 
Schluſſe meines Berichtes auf die Mehreinſtellung bei 
Tit. 15 noch zurücklommen. 

In Tit. 16 finden ſich 4550 M mehr. Davon 
find z.B. beim Hiftorifhen Mufeum 450 M. beftimmt 
für Wieberherftellung von Kunftuhren; bei ber Gemälde: 
galerie 1600 M. zu Vervollſtändigung ber Photographie 
fammlung ıc. 

In. it. 17 find unter anderem 13,600 M. für 
eiferne Schränfe im Zoologiſchen Muſeum zur Beendigung 
der bisherigen Anſchaffungen und für die Einrichtung 
der Anthropologiſchen Sammlung eingeftellt; ferner 
15,600 M. für den inneren Ausbau bes fogerannten 
deutichen Saales im erften Stode der Bibliothek. 

Meine Herren! Ih will mit Rüdficht auf die vor: 
gerüdte Zeit nur das Wichtige geben, alfo einige Titel 
übergehen. 

In Tit. 22 werben 24,800 M. mehr für Bau- 
aufwand gefordert. In der Gemälbegalerie Handelt es 
fi um Doppelfenfter im Pavillon der nieberländifchen 
Schule, um Verbefferung der Einrichtung zum Verſenlen 
ber Bilder und Sicherung gegen Einbrud). 

Die Herftellungen im Zoologifhen Mufeum betreffen 
Neuftaffirung, Einrichtung eines Arbeitsraumes, Ber: 
volllommnung der elektrijchen Beleuchtung, Sicherung 
gegen Einbrud. 

Die unter 3 in den Erläuterungen genannten Schub: 
maßregeln gegen Feuersgefahr follen in Anſtrich des 
Holzwertes auf ben Dachböden mit ber jogenannten 
Gautſch'ſchen Maſſe, Bligableiterarbeiten, Erhöhung von 
Branbmauern, Anbringen von Steigleitern ꝛc. beftehen 

Die Herftellungen im Hiftorifhen Mufeum beziehen 
fi auf Rollvorhänge für die Wandſchränke der Gewehr: 
galerie, Umdeden des Ziegeldachs berjelben ıc. 

Die Herftellungen im Wlbertinum beftehen in Er: 
weiterung der eleftriichen Beleuchtung für Betriebs⸗ und 
Borlefungszwede, Neuftaffirung, Vervollftändigung der 
Bekrönung. 

Bei dem Japaniſchen Balais hanbelt es ſich um Er- 
neuerung von Fenſtern, Beendigung ber Kupferbedachung ıc. 

Der Anſchluß an das Fernheizwerk erfordert 65,000 M. 

In Tit. 23 werden gemeinjährig tranfitoriic 
12,500 M. wegen ber Yusftatiung des Treppenhauſes 
im Albertinum durch Herrn Profeſſor Prell gefordert 
Diefe: 25,000 M. beziehen ſich Tebiglih auf Rüftunge- 
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arbeiten, Bekleidung mit Studmarmor, Herſtellung bes 
Malgrundes, Dekorationsänderungen, Bergoldungen, 
während ‚dad, Honorar des Herrn Profefſor Prell aus 
dem Kunftfonds beftritten wird. 

Dad; Gefammtmehrerfordernig bei Kap. 24 beträgt 
112,534 M. 

Da bie Erhöhung der Bibliothefargehalte, der Auf: 
jehergehalte. und ber. Wohnungsentfchädigungen der Auf: 
jeher umvermeidlih war, und auch nod gemeinjährig 
12,500 M. wegen ber Ausſtattung des Xreppenhaufes 
bes Albertinums Hinzutraten, jo lag eigentlich jehr ftarfe 
Beranlafjung vor, diesmal im übrigen recht mäßige Ein- 
jtellungen zu machen. Insbejondere hätte man die Mehr: 
einftellung von 20,000 M. bei Tit. 15 für Vermehrung 
der Sammlungen nad) Anficht der Deputation recht wohl 
vermeiden, und aud bei Tit. 22, Bauaufwand, geringere 
Einftellungen mocen können. Es wäre jehr wünfchens: 
werth, daß auch die Königl. Generaldireftion der Samms 
[ungen fi nad) der Finanzlage richtete und für ben 
nächſten Etat jo weitgehende Mehrforderungen vermiebe. 

Die Deputation beantragt: 

„bei Kap. 24, zum Königl. Hausfideilommiß ges 
börige Sammlungen für Kunft und Wiſſenſchaft, 
die Einnahmen mit 86,871 M. nad) der Vor: 
lage zu genehmigen, die Ausgaben mit 802,216 M., 
barunter 162,005 M. tranfitorifch, unter Weg⸗ 
fall der Eventualaufrüdungen, im übrigen nad 
ber Vorlage zu bewilligen.” 

Prüfident: Herr Kammerherr von Schönberg! 

ſtammerherr bon Schönberg: Meine verehrten Herren! 
Die Beit ift weit vorgerüdt, und es jcheint mir die Ten- 
benz in diefem hohen Haufe zu ſchweben, den vorliegenden 
Gegenitand jo ſchnell wie möglich zur Erledigung zu 
bringen, und alsdann vergnügt nad Haufe zu gehen. 
Uber diefer Tendenz, meine Herren — ich kann Ihnen 
damit vielleicht Unrecht thun —, biefer Tendenz fann ih 
nicht beipflichten, ih muß aljo die hohe Kammer um 
Nachſicht bitten, wenn ich bei Kap. 24 noch auf einige 
Gegenftänbe zu fprechen komme, welche wenigftens mir 
fehr warn am Herzen liegen, Zunächſt geftatten Sie 
mir eine Bemerkung zu machen, im Anſchluß an einen 
früheren Vorbehalt, in Bezug auf die Goldene Pforte. 
Die Goldene Pforte ift für die Skulpturenfammlung genau 
in ben Maßen, wie fie in Natur eriftirt, nachgebilbet 
worden, und befindet fich jetzt als Gypsbild im Albertinum. 
Dieſe Darftelung macht, wenn man den Gegenftand in 
Ratur gejehen hat, durch ihre weiße Gypsfarbe einen er: 
fältenden Eindrud, Ich möchte deswegen, ba wir Gelb 
hierzu zur Verfügung haben und andrerfeits unfere 
Sammlungen jegt tHunlichft wenig vergrößert zu ſehen 
wünfchen, bie Anregung geben, daß man von ben vor: 
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bandenen Mitteln einen Theil darauf verwendet, bie 
Nachbildung der Goldenen Pforte polychrom herzuftellen, 
in ber Weije, wie es das Original noch an einigen Stellen 
anbeutet. Dann werben wir, glaube id), ein Kunftwert 
fchaffen, das für ben Beſchauer von hohem Interefje und 
großem Genuſſe fein wird. 

Im übrigen theile auch ich die Wahrnehmung, daß bie 
Stulpturenfammlung im Wlbertinum jegt fehr an Raum- 
mangel leidet. Man ift dahin gelommen, daß man, 
um einen Theil ber neuen Skulpturen wirkungsvoll auf: 
zuftellen, die älteren mit einem Vorhange verkleidet und 
fo gewifjermaßen neue Wände gejchaffen Hat. Das ift 
doch ein unhaltbarer Zuftand, und wenn unfer Aibertinum 
mit einem Kudud verglichen worden ift, welcher zu groß 
gewachſen ift, mit feinen Flügeln zu jehr um ſich ſchlägt 
und dadurch ein neues Neſt bebingt, jo muß ich das 
aufrichtig beflagen. Es kann das weder das Intereſſe 
für diefe Sammlung mehren, noch die Arbeitsfreudigfeit 
ber Herren, bie mit Verftändnig und Sachkenntniß dieſe 
Sammlıngen verwalten. Wenn ich die Frage bes mangelnden 
Raumes berührt habe, jo will ich aber, allerdings mit 
aller Reſerve, gleichzeitig anbeuten, ob es nicht möglich 
jein würde, das alte Coſel'ſche Palais, das in feiner 
äußeren Erſcheinung ein interefjantes Bild der Architektur 
von Altdresden bietet, ob man nicht das Coſel'ſche Palais 
irgendwie zu Sammlungsjweden herftellen kann. Ich 
fage das mit aller Meferve, denn die Erfahrungen, bie 
wir bei bem Verſuche ber Adaptirung des Brühl'ſchen 
Palais gemacht haben, find allerdings nicht verlodend. 
Weun id nun hiernach übergehe zu der Frage unjerer 
Gemälbegalerie, jo ift diefe letztere in der glüdlichen Lage, 
durch die Brölle Heuer: Stiftung alljährlich Zuflüſſe zu ihrer 
Erweiterung und Bervolllommnung zu befommen. BDieje 
Buflüffe können freilid) zu einer Art Kalamität werben, 
wenn bie Gemäldegalerie keine weiteren Räume zu ihrer 
Verfügung erhält. Dafür glaube ich allgemeines Ber- 
ftändnig vorausfegen zu bürfen, daß wir nimmermehr 
darauf eingehen werben, die Gemäldegalerie nun zum 
Abſchluſſe zu bringen und zu jagen, e& fei fein Pla vor: 
handen, es wird nichts mehr angeſchafft. Wir müſſen 
alfo doch ernftlich darauf finnen, wie wir bem Uebel: 
ftande des Raummangels in unferer Gemäldegalerie ab- 
helfen können. Im diefer Beziehung möchte ich die Auf— 
merkjamfeit ber Regierung darauf richten, daß man ben 
fon mit Erfolg eingeichlagenen, aber einftweilen nicht 
weiter betretenen Weg ferner verfolgt, nämlich den Weg, 
Gemälde, welde nicht mehr in dieſe Sammlung pafjen, 
an anberer Stelle unterzubringen. Der in dieſer Richtung 
von der Galeriekommiſſion gemachte Verſuch ift eine wohl: 
gelungene Maßregel geweſen, benn das betreffende große 
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Bild, welches bejeitigt worben ift, hatte künftlerijch wohl 
nicht Anſpruch auf einen Pla unter den bebeutenben 
FKunftwerten ber Gemälbegalerie zu erheben, 
(Sehr richtig!) 

und man fonnte es um fo mehr entfernen, weil von 
demfelben Stünftler immer noch ein gelungeneres® unb 
weniger Raum beanjprucdendes Gemälde der Galerie 
verbleibt, der Name des Künſtlers ſomit im Kataloge 
forterhalten wird. Ich meine nun, daß, wenn man in 
diefer Richtung weitergehen will, ſich noch Gelegenheit 
finden wird, um diejenigen Bilder, die, wenn ich fo 
fagen darf, das Bürgerrecht in der Galerie verloren 
Haben, an anderer, angemefjenerer Stelle unterzubringen. 
Wir haben verjchiedene Staatsgebäude, worin repräjen- 
tative Räume fi finden, welche fich zur Aufnahme ber: 
artiger Gemälde ganz gut eignen. Auch braucht das 
nicht bloß Hier in Dresden zu geſchehen. Für Dresden 
glaube ich beifpielaweife, daß die ausgedehnten Räume 
des Königl. Finanzminiſteriums fich hierzu fehr eignen 
und daß der Herr Inhaber diefer Räume dagegen feinen 
Widerſpruch erheben wird. Außerdem aber haben wir 
in ber Provinz jedenfalls noch genug Staatsgebäude, 
für welde man derartige Bilder gern annehmen wird. 
Dadurch, meine Herren, entlaften und — wenn id) jo 
jagen ſoll — purifiziren wir unfere Galerie, und mindern 
die Nothwendigkeit, fie baulich zu erweitern. 

Ich gebe zu, dab es eine jehr fchwierige Aufgabe 
ift, auszuſcheiden, beinahe noch jchwieriger, wie die Auf: 
gabe, zu vermehren, Denn in allen ſolchen Sachen ift 
ber Geſchmack der maßgebenden Größen unb ber bes 
Publitums oft weit auseinandergehend. Damit will ich 
aber für meine Perfon die neueren Vermehrungen in 
unferer Galerie nicht wejentlich bemängelt haben. Wir 
haben in ber Malerei eine neue Richtung, diefer muß 
man freie Bahn laſſen, und es dürfte die Zeit nicht 
fern jein, in welcher fich im biefer Beziehung eine 
Wandlung bes Gefhmads vollzogen haben wird, gerade 
fo, wie fich der Geſchmack und der Sinn für die zurüd- 
liegenden Kunftperioden geläutert und geflärt hat, und 
man jet — wenigftens ich habe diefe Empfindung — 
bod an mandem Bilde, welches früher ein fonventio- 
nelles Wohlgefallen erregte, achſelzuckend und falt 
vorübergeht. Ic möchte alfo warnen, baf man ber 
neueren Richtung gegenüber nicht das Kind mit bem 
Bade ausfchüttet, und will ausbrüdlich konftatiren, daß, 
wenn wir vor ungefähr zehn Jahren aus einem berebten 
und befreundeten Munde hier das geflügelte Wort ge- 
hört haben: bie Neuanfchaffungen der Gemäldegalerie 
würden binnen kurzer Zeit in der Rumpellammer ftehen, 
daß die Borausfagung ſich nicht bewahrheitet hat. 
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Nun komme ich auf den legten Punkt, wofür ich, 
meine Herren, Ihre Gebuld beanfpruche: auf bie Er- 
weiterung und Vergrößerung unferer Kunftfammlungs- 
gebäube. Jetzt ift allerdings feine Meinung bafür vor: 
handen, und es herrſcht jet ein Erfparniffinn, ein 
Erjparnißbeftreben, daß — entichuldigen Sie den Aus— 
drud — leichthin zu einer Art Hypnofe führen kann. 

(Sehr richtig!) 

Ih glaube, dem dürfen wir nicht nachgeben. Unſere 
Finanzen, meine Herren, find in feiner glüdlichen Ber: 
fafjung, aber fie find doch feine geradezu trüben, und 
es wird fich bei denjelben in ber Hauptfache wohl darum 
handeln, daß man hier und da andere Wege einfchlägt 
und ſich darüber Mar wird, daß allerdings auf dem jetzt 
beliebten Wege der Befriedigung ber Staatsbebürfnifie 
nicht weiter vorgegangen werben barf. Wenn wir aber 
andere Wege einfchlagen, und wenn wir babei auch ber 
Erweiterung unferer Sammlungsräume gebenten, fo 
müffen wir zur Beurtheilung unferer Finanzlage uns 
fragen: wie fteht e8 mit Handel, Gewerbe und Induſtrie, 
was probuziren diefe und was ift das Ergebniß unferer 
voltswirthfchaftlichen Thätigfeit? Da werben wir fehen, 
daß wir in ber letzten Reihe von Jahren einen groß: 
artigen Aufſchwung unjeres Wohlftandes Hatten, daß 
man oft glaubte, ein Krach fünne nicht ausbleiben, daß 
berjelbe aber bis zur Stunde nicht eingetreten, vielmehr 
eine fernere progreffive Entwidelung zu erwarten ift. 
Dieſe progreffive Entwidelung, meine Herren, findet ihre 
ungzweifelhafte Beftätigung in verfchiedenen Erfcheinungen. 
Ih bitte diesbezüglih nur auf Folgendes aufmerkjam 
machen zu dürfen, Es find eingeftellt im Etat: Die 
Domänen und Intraden mit einem Plus von 52,000 M., 
die Schladhtiteuer, der richtige Maßſtab für Beurtheilung 
bes MWohlftandes des Volles, mit einem Mehr von ge: 
meinjährig 900,000 M., die Forftverwaltung mit einem 
folden von 1,200,000 M. und bie Einfommenfteuer um 
rund 5 Millionen mehr. Bon meinem verehrten Herrn 
Nachbar zur Linken Habe ich gehört, daß allein bie Ein- 
fommenfteuer ber Stabt Dresden im vorigen Jahre 
360,000 M. über den Voranſchlag gebradit hat. Nun, 
meine ſehr geehrten Herren, wenn biefe Maßſtäbe vor 
uns liegen, und wir wollen troßbem fagen, e3 find für 
kulturelle Anforderungen der bier fraglichen Urt feine 
Mittel vorhanden, was fol denn dann gejchehen, wenn 
wirklich ein Rückſchlag in unferen Finanzen eintritt, 

(Sehr richtig!) 
dann figen wir feft, und deswegen fage ich, joll man 
ſich jegt nicht abweifend verhalten gegen bie hier in Frage 
fommenbde Förderung ber höheren Antereflen der Kultur. 
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Prüfident: Der ſehr geehrte Herr Redner weiß, wie 
jehr wir feine warme Kunftliebe jchägen, aber bie Liebe 
dazu Hat ihm doch ungerecht gemacht, indem er es als 
Tendenz bed Haujes betrachtete, über biefen wichtigen 
Gegenftand jo ſchnell ala möglich himmwegzugehen unb 
ſich realeren Vergnügungen hinzugeben. Ich muß bemerken, 
daß ich Hiervon nichts wahrgenommen habe, 


Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr⸗ 
Dahlen: Gegen die Auffafjung ded Herrn Kammerherrn 
von Schönberg, daß bie Kammer bie Tendenz habe, 
möglichft rajh nah Haufe zu gehen, möchte ich, was 
meine Perfon betrifft, mich noch ganz beſonders und 
entichieben verwahren. Wenn ich bei meinem Berichte 
raſch geſprochen habe, jo Habe ich nur das Beſtreben 
gehabt, die heutige Sitzung nicht unnöthig zu verlängern 
und denjenigen, die zu ber Sache etwa noch zu fprechen 
wünfchten, möglichft viel Beit zu laſſen. 


(Heiterfeit.) 


Ich konftatire ausdrücklich, daß ich nichts Wichtiges 
weggelafien habe. Ich habe mich foeben nochmals davon 
überzeugt, dab ich mur die Mehranftellung von Scheuer: 
frauen weggelafjen habe. 

(Heiterkeit.) 


Bas die von Herrn Kammerherrn von Schönberg 
berührte Erweiterung der Räume für die Sammlungen 
betrifft, jo Hat fi) die Deputation mit diefer Frage bei 
Kap. 24 überhaupt nicht beichäftigt, weil bei demjenigen 
Titel des auferorbentlihen Etats, der von dem Umbau 
des Johanneums Handelt, Gelegenheit fein wird, ſich 
darüber auszufprechen. 

Weiter muß ich Herrn von Schönberg entgegnen, 
daß die Deputation fi) ben Forderungen für Vermeh— 
zung der Sammlungen gegenüber feineswegs ablehnend 
verhalten hat. Ich mache darauf aufmerkffam, daß ich 
bei den für Vermehrung der Sammlungen eingeftellten 
160,000 M. nur die Mehrforderung von 20,000 M. 
bemängelt habe. Man kann aljo doch nicht jagen, daß 
wir für äſthetiſche Zmwede überhaupt nichts mehr aus: 
geben wollten! 

Die Deputation beharrt bei ber Anficht, daß auf 
die Finanzlage Rüdfiht genommen werden müfle und 
in Zukunft bei Kap. 24 jo erorbitante Mebrforberungen 
zu vermeiden jeien. 


BPräfident; Herr Graf von Rex-Zedtlitz! 


Kammerherr Graf vom Rex-Zedtlitz: Nah ben 
Unfangsworten meines jehr verehrten Freundes, Heren 
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von Schönberg, möchte ich eigentlih nur ımit großer 
Burüdhaltung und mit bem Gefühle einer gewiffen 
Hengftlichkeit dad Wort ergreifen. Ich bitte mich zu 
entſchuldigen, wenn ich Sie vielleicht zu lange in An: 
fpruch nehmen follte, id) werde mich möglichſt kurz 
fafjen. Herr von Schönberg fieht allerdings unſere 
Finanzlage doch etwas zu rofig an; ich kann mich diejer 
Auffaffung nicht vollftändig anfchließen. Indeſſen kann 
ich doch nicht unterlaffen, mich zu freuen, daß bei aller 
Rüdfiht auf die Sparfamkeit, welche jetzt geboten 
erfcheint, wenigftend meiner Anfiht nah, dennoch 
unfere Sammlungen nicht darunter zu leiden haben, 
benn es ift für diefelben im Etat diefelbe Summe von 
140,000 M. ausgeworfen wie im Boretat, und es find 
außerdem noch 20,000 M. mehr bewilligt worben, um 
die Rethel’ichen Zeichnungen zu bezahlen. Es geht 
alfo daraus hervor, daß unfere Sammlungen in feiner 
Weife in ihrer MWeiterentwidelung geftört werben follen. 
Es würde dies um fo weniger aud im allgemeinen zu 
befürchten geweſen fein, ala ja, wie dies auch aus dem 
biesmaligen Kunftberichte deutlich hervorgeht, eine große 
Unzahl von Gefchenten, und darunter recht namhafte 
Buwendungen, ihmen zuzufließen pflegen und außerdem 
die Gemäldefammlung aus den Mitteln der Pröll: Heuer- 
Stiftung, ſoweit es fich allerdings bloß um neuere Kunft 
handelt, ſehr erhebliche Vermehrung erhält. Freilich 
wird auf dieſe Weife bie Raumflage und die Raum- 
verlegenheit immer mehr gefteigert, und es ift jet ſchon, 
wie Herr von Schönberg bereits amführte, ſoweit ger 
fommen, baß ein nicht unerheblicher Theil der Kunft: 
gegenftänbe, in einigen Sammlungen wenigjtens, nament: 
fi dort, wo die Saden einen größeren Pla in An— 
ſpruch nehmen, vielfach den Augen des Publikums ent: 
rüdt worden ift; e8 find fogar in einer Sammlung 
ziemlich viel Gegenftände in Kiften verpadt worden und 
darunter befinden ſich auch verſchiedene Geſchenke. Hier: 
über werben freilich bie Gefchentgeber ſich nicht freuen, 
denn fie haben jedenfalls einen anderen Zwed im Auge 
gehabt, als fie diefe Gegenftände ſchenkten. Es ift da— 
ber für jeden, ber Intereffe für unfere Sammlungen hat, 
recht ſchmerzlich, zu jehen, wie e8 eben unter ber jegigen 
Finanzlage, wenigftens meiner Anſicht nad, nicht an: 
gängig ift, für diefe Sammlungen neue Räume zu jchaffen. 
Gewiß würben wir alle, die nöthigen Mittel vorausgejeßt, 
mit Freude das Füllhorn eines reihen Staatsjädels 
auch über Kunft und Wiſſenſchaft ausftreuen, wir würben 
uns wahrfheinlih mehr freuen, wenn wir für Kunſt 
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audgeftattet wird, das nur rein praftifchen und nüch— 
ternen Zweden zu bienen beftimmt ift. Allein wir bürfen 
nicht unfere Augen einjeitig bloß auf die Kunſt richten, 
wir haben auch die Pflicht, nad) anderen noch noth: 
wenbdigeren Dingen zu jehen und müſſen uns beftreben, 
auch zu gleicher Zeit die Erforbernifje bes praftifchen 
Lebens im: Staate und bie jo mannigfachen Anfprüche, 
weldje nad biefer Richtung Hin jegt gemacht werben, 
voll zu berüdfichtigen. Es ift gewiß nicht leicht, und 
es ſcheint die Schwierigkeit immer mehr zu wachen, das 
Streben, den praftifchen und unbedingt nothwendigen 
Anſprüchen des Staatsmechanismus zu entjprechen und 
zu gleicher Beit auch im Auge zu behalten, daß bie 
Tinanzverhältniffe des Staates nicht ernftlich gefährbet 
werben, 


Präfident: Wünfht ber Herr Berichterfiatter noch 
das Schlußwort? — Das ift nicht der Fall. Ich frage 
die Kammer: 

„ob fie dem Antrage ber Deputation zu Kap. 24 
allenthalben beitritt?“ 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum fünften Gegenftande: „Antrag 
zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation 
über Tit. 34 bes außerordentlichen Staats haus— 
haltsetats für 1900/01, Reuanlageundb Vermehrung 
der Reparaturftände für Lolomotiven fowie für 
Berjonen-e und Güterwagen (erfte Rate) be- 
treffend.” (Drudjadhe Nr. 218.) 


GBergl. M. I. K. S. 38 ff.u.2. 8b. ©. 1558 ff.) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Namens der zweiten Deputation habe endlich auch ich noch 
die Ehre, Ihnen Bericht zu erſtatten und zwar zunächſt 
über Tit. 34, in welchem für Neuanlage und Ver— 
mehrung ber Reparaturftände für Lofomotiven, fowie 
für Perfonen- und Güterwagen als erfte Rate 2,325,000 M. 
gefordert werden. Begründet wirb dies in folgendem: 
Die Staatseifenbahnwerkftätten bedürfen ſowohl ber 
Vergrößerung wie auch eines vollftändigen Umbaues, 
ihre Zahl ift unzureichend und aud ihre Beſchaffenheit 
genügt den gegenwärtig geftellten Anfprüchen nicht mehr, 
um fo mehr und ſeitdem die neueren Fahrzeuge weſentlich 
länger, d. i. mit größerem Radftande, gebaut werden als 
wie früher. Die Anlage und Einrihtung ber Werkftätten 
in Leipzig, Zwidau, Werdau find durchaus veraltet und 


| genügen weder für die Bedürfniffe der daſelbſt beichäftigten 


und Wiffenfhaft ſchöne, glänzende, reichgeſchmückte Ge: | Perſonen nod für die ſchnelle und gute Ausführung der 


bäube entftehen jehen könnten, ftatt daß jo manches | Arbeiten dafelbft. 


Es ift unbedingt zugugeben, daß, 


andere Gebäube mit einem allzu übertriebenen Lurus | wenn die Beiriebömittel vermehrt werben, naturgemäß 
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aud) vermehrte Reparaturen und Reviſionen eintreten, 
Sowie, daß bie größeren Dimenfionen von Lolomotiven 
und Fahrzeugen auch Beränberungen ber bisherigen 
Einrihtungen erheifchen. Es foll nun folgendes geplant 
werden: In Chemnig eine neue Wagenwerfftätte, eine 
Ueberdachung zweier Höfe zwifchen zwei bereits beftehenben 
Werfftätten und bie Unlage einer langen Sciebebühne, 
die Erweiterung der eleftrifchen SKraftanlage und die 
Vergrößerung einer Wagenwerkftätte. Der Aufwand ift 
bierfür auf 625,000 M. veranſchlagt. In Dresden— 
Friebrichftabt ſoll die Hauptſchmiede vergrößert und 
zwar mit einem Softenaufwande von 100,000 M., ferner 
ein beſonderes Heizhaus errichtet werben für3837,000M., um 
bajelbft gleich die in den Werfftätten fertiggeftellten Lofomo- 
tiven zu prüfen und mit ihnen Probefahrten vorzunehmen, 
ferner Erbauung eines Verwaltungtgebäubes für Wert: 
ftätteninfpeftion für 140,000 M., endlich follte- noch die 
Errihtung eines Wohngebäubes für ben Vorftand ber 
Berkjtätteninjpeftion ausgeführt werden. Sämmtliche 
Neu: und Erweiterungsbauten in Dresben mit Ausnahme 
dieſes letzteren Wohngebäubes find von ber jenjeitigen 
Kammer als nothwendig erachtet und bewilligt worben, 
hingegen letzteres Dienftwohnungsgebäube troß der war: 
men Befürwortung ſeitens ber Königl. Staatsregierung, 
welche Sie auf Seite 3 des Berichts der Zweiten Kammer 
finden, abgelehnt worden und zwar mit dem Hinweiſe, 
daß die Wohnung, welche der gegenwärtige Borftand 
inne hätte, ja nur 250 Meter entfernt läge. Es wäre 
alfo ſchon nahe genug, und er könnte fchnell herbeigeholt 
werden bei Unglüdsfällen und Feuersgefahr und jehr 
ſchnell zur Stelle fein. Die Zweite Kammer hat, wie 
gejagt, das Poftulat für dies Gebäude abgelehnt und 
auch Ihre Deputation empfiehlt Ihnen Beitritt zu letz⸗ 
terem Beſchluſſe. 

Was Leipzig anlangt, fo follen in Leipzig bie be— 
ftehenden Betriebswerkftätten zufammengelegt und nad) 
einem einheitlichen Plane, wobei allenthalben bie Dresbner 
Berkftätten vorbildlich find, neu errichtet werden. Es 
follen für 60 Lokomotiven, 70 Berfonenwagen und 
110 Güterwagen Räume geihaffen unb es follen 
4,800,000 M. als Koften fuccefive ausgegeben werben. 
Hiervon ift gegenwärtig bie erfte Rate mit 500,000 M. 
in ber Gefammtjumme mit inbegriffen. In Bwidau 
jollen die Werkftätten vollftändig neu gebaut werben, 
ebenfo nad) einem vollftändig einheitlichen Plane, wie 
berjelbe in den Dresben-Friebrichftäbter Werkftätten aus: 
geführt worben ift. Die erfte Rate für den erften Aus— 
bau, welcher bedachte Räume zur Reparatur von 60 Loko⸗ 
motiven, 40 Perfonenwagen und 120 Güterwagen vor- 
fießt, ift auf 5 Millionen Markt überſchläglich veran- 
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ſchlagt und in ber gefammten Bewilligung mit in- 
begriffen. Es follen nun in Zwickau jowohl die Zwidauer 
wie au die Meinen Werdauer MWerfftätten vereinigt 
werben. Aus dem Berichte der Zweiten Kammer, Seitedflg. 
erjehen Sie, daß jeitens bes Herrn Berichterftatters 
der jenfeitigen Kammer für bie Belafjung der Anftalt in 
Werdau warm plaidirt worben ift, daß man den Ges 
danken fogar verfolgt hat, in Werbau ſämmtliche Werk: 
ftätten zu erbauen. ferner können Sie aber erjehen 
die Gründe, welche die Königl. Staatöregierung ver- 
anlaßt haben bei ihrem Plane feftzuftehen und die Vor— 
Schläge der jenfeitigen Deputation als nicht zutreffend, 
wenig Nuten bringend und unausführbar Hinzuftellen. 
Es ift ganz befonders darauf hingewieſen worden, daß 
es befonbers aus technischen und wirthſchaftlichen Gründen 
geboten wäre, die Werfftätten in Zwidau zu vereinigen. 
Es follte jedoh den Wünſchen der Stadt MWerbau 
infoweit entgegengefommen werben, als die Lokomotiv— 
reparaturanftalt in Werbau noch jo lange belafjen werben 
fol, als fie wegen der Bahnhofserweiterung nicht ges 
braucht würde. Nach alledem empfiehlt Ihre Depu- 
tation in Uebereinftimmung mit ber weiten Kammer 
und deren Beichluß: 
„zit. 34 des außerordentlichen Staatshaushalts⸗ 
etats für 1900/01 mit Ausnahme eines Wohn- 
gebäubes in Dresden für den Vorſtand der 
Werfftätteninfpettion, feiner Vertreter und einige 
BWerkftättenbeamte, veranjhlagt mit 73,000 M., 
im übrigen nach der Vorlage mit 2,252,000 M. 
zu bewilligen.” 


Präfident: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Punkt 6 ber Tagesordnung: „Antrag zum 
mündlichen Berichte der zweiten Deputation 
über Tit. 42 des auferorbentliden Staats— 
baushaltsetats für 1900/01, Umgeftaltung ber 
Verkehrsſtellen Deuben und Hainsberg ıc. bes 
treffend und über biesbezüglihe Betitionen.” 
(Drudjahe Nr. 219.) 


(Berg. M. II. 8. S. 33 ff. u. 2. Bd. ©, 1561 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Ich Hätte endlich noc über Tit. 42, Umgeftaltung ber 
Berkehrsftellen Deuben und Hainsberg, fowie viergleifiger 
Ausbau zwiſchen Potſchappel und Station 116 D. W. 
(zweite Rate) Ihnen Bericht zu erftatten. Bereits auf 
dem Landtage 1898/1899 ift ſeitens ber Königl. Staats- 
regierung eine Million poftulirt worben als erfte Rate 
für bie Erweiterung bes Bahnhof? Deuben und Hains— 
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berg. Es ijt bies bewilligt worden nicht ala erfte Rate, 
fondern für Mrealerwerb und zur Vornahme nothwendiger 
Vorarbeiten. Bei genauer Ausarbeitung der. Planung 
bat ſich herausgeftellt, daß bie berzeitigen Anlagen der 
Halteftelle Deuben wie des Bahnhofes Hainsberg zur 
Beit völlig unzureichend find und daß von einer Ver: 
einigung beider Berkehrsftellen abgejehen werden muß, | 
daß man auf einen Umbau bderjelben zuzukommen Habe, | 
Es jollen ſonach die Haltejtelle Deuben angemefjen er: 
weitert und eim neuer großer Bahnhof für Hainsberg 
errichtet werden; dadurch macht fi) eine etwa 600 m “| 
tragende Verſchiebung der Bahnhofsanlage für Hainsberq | 
‚in ber Nichtung nad; Dresden zu nothwendig. Gleich: | 
zeitig iſt bei der Herftellung der Umgeftaltung außerdem 
auf den viergleifigen Ausbau der Gtrede zwilchen 
Potichappel und Station 116D.W. Rüdjiht genommen 
worden. Weiter joll bie Befeitigung der zur Beit 
innerhalb diejer Strede gelegenen 6 Nivennübergänge 
durch Ueber- oder Unterführung der betreffenden Wege 
ausgeführt werben und enblic habe die Regierung in 
Ausficht genommen, die Herftellung von Induſtriegleiſen 
zwifchen Potſchappel und Hainsberg zur Seite der Haupt» 
bahnanlage. Die Gejammtfoften hierfür find auf 
7,364,600 M. veranfchlagt worden. Hiervon ift eine 
Million Mark bereits bewilligt worden, fonad) bleibt 
noch eine Summe von 6,364,600 M. Hiervon werben 
für die momentane fFinanzperiode 1,500,000 M. poftulirt. 
Es ift hierbei der Petitionen der Gemeinderäthe Hains- 
"berg, Deuben :c. zu gedenken. Sie haben ihre Wünſche 
und Bebürfniffe zufammengefaßt in folgendem: Belafjung 
der Station Deuben auf ihrer jegigen Stelle, Errichtung 
eines neuen Bahnhofes in Hainsberg, ungefähr 120 m 
thalabwärts vom jeßigen Bahnhofsgebäube, Anſchluß des 
Güterbahnhofes Hainsberg öftlich an den Perfonenbahnhof 
dajelbft, damit er al3 gemeinfamer Güterbahnhof für 
Deuben und Haindberg für beibe Gemeinden gleich be: 
quem zu liegen fomme, direfte Verbindung ber Schmaljpur: 
bahnen Hainsberg - Kipsborf und Botichappel-Nofjen unter 
. Schaffung eines Perfonenhaltepunktes Deuben für bie 
Schmalſpurbahn. Für die Schmaljpurbahn wird weiter bie 
Schaffung von Bahnunterführungen bei Gelegenheit diejer 
Bahnhofsbauten gewünſcht, damit die rechts ber Bahn ge- 
legenen neuen DOrtötheile in Deuben und Hainöberg mit 
ben alten Drtsiheilen beziehentlih mit ber Dresden- 
Tharander Ehaufjee befjere Verbindungen hätten. Hiervon 
find einige Boftulate jeitens der betreffenden Be 
tenten fallen gelafien worben, wie auf Seite 3 des 
Berichtes zu lejen if. Die Königl. Staatöregierung hat 
nun auf Erfuchen der jenfeitigen Deputation ausführ: 
li, Stellung zu den Wünſchen der Petenten genommen, 
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Es iſt ausführlich auf ©. 4 flg. des betreffenden Berichtes 
bargethan ‚worden, inwiefern man ben Wünſchen ber 
Petenten vielleicht entiprehen könnte, in vielen aber 
abjolut dem entgegentreten müſſe. Es ift jeitens der Depus 
tation der Zweiten Sammer, wie aus bem Berichte 
berjelben zu erjehen ijt, dem Entwurfe der Königl. 
Staatsregierung der Borzug eingeräumt worden vor 
den Ideen und Plänen der Betenten. Es ift ausdrücklich 
dargethan, im welcher Weije dies ausgeführt werben 
fan, und auf S. 7 und 8 find die Details noch gebracht 
worden, wie im einzelnen für die großen Arealerwerbungen, 
Erb:, Feld: und Böſchungsarbeiten zc. die betreffenden 
Summen poftulirt werben. Die Zweite Kammer hat 
einen Abjtricd von 500,000 M. eingeftellt an ber Bor: 
lage. Die Königl. Staatsregierung hat ſich damit ein- 
verftanden erflärt unter ber bekannten Vorausſetzung, 
und empfiehlt nunmehr Ihre Deputation Beitritt zu 
dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer. 

In dem Berichte der Zweiten Sammer ift noch die 
elettriihe Straßenbahn, weldhe durch den Plauenjchen 
Grund nad Deuben beziehentlid; Hainsberg fortgejegt 
werben joll, geftreift worden. Von Haus aus ift biejelbe 
wirflih geplant von Dresden bis Hainsberg, aber 
neuerdings iſt den Ständen ein Königl. Dekret zugegangen, 
welches den Weiterbau nur bi8 Deuben beantragt, wie 
aus dem Berichte der Zweiten Kammer ©. 9 zu erjehen 
ift. Man hat in der Deputation der Zweiten Sammer den 
Wunſch jehr rege zur Geltung gebracht, die Bahn doch 
auszuführen und zwar, wie urſprünglich beabfichtigt 
wurde, bis nad) Hainsberg. Die Königl. Staatsregierung 
bat fid) damit einverftanden erklärt, vorausgefeht, daß 
berartige Anträge jeitens der Sammer erfolgen würden, 
Es wirb eine endgültige Löſung zu ber Frage ſelbſt— 
verftändlich erft bei der Berathung über das Königl. Dekret 
Ne. 39 möglih und wird ber Bericht darüber von 
berufenerer Seitegegeben werben. Die Deputationempfiehlt 
fomit die entjprechenden Anträge in ber Drudjache Nr.219: 


„zit. 42 des außerordentlichen Staatshanshalts: 
etats für 1900/01, unter Abftrich von 500,000 M., 
alfo mit 1,000,000 M. nad) der Borlage zu 
bewilligen, die hierzu eingegangenen Petitionen 
bes Gemeinberath3 von Hainsberg und Genoſſen 
auf fich beruhen zu laſſen.“ 


Präfident: 
„Beſchließt bie Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 
Es erfolgt nunmehr bie „Unzeige ber vierten 


Deputation über zwei für unzuläjfig erklärte 
Betitionen.” (Drudjahen Nr. 224 und 225.) 
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Der Herr Vorfigende der vierten Deputation wird 
dies thun. 

Berichterftatter Rammerherr von Schönberg: Es ift 
bie Betition, mangelhafte Pflege von Ziehkindern betreffend, 
auf Grund von $ 23a ber Landtagsorbnung wegen 
Anonymität für unzuläffig zu erklären und ferner ift die 
anonyme Petition verfchiebenen Inhalts als ſolche eben- 
falls auf Grund von $ 23a der Landtagsordnung für 
unzuläffig zu erflären. 

Präfident: Meine Herren! Wir find am Schluffe der 
Tagesordnung angelangt. Ich beraume bie nächfte Sigung 
auf übermorgen, Donnerstag den 3. Mai, mittags 12 Uhr 
an und jehe auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus der Regiftrande und Beichlüffe auf 
die Eingänge. 

2. Bahl von drei Mitgliedern und zwei Stell- 
vertretern zum Staatögerichtshofe. (Königliches 
Dekret Nr. 44.) 

3. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Kap. 42 und 43, 47 bis mit 
49, 56, 56a, 57, 61, 62, 63, 64, 66, 67, 69, 
T1und 72 des Staatöhaushaltsetats für 1900/01, 
Departement des Innern und über Dekret 
Nr. 38, einen zweiten Nachtrag zu dieſem Etat 
und zwar zu Sap. 48 betreffend. (Drudjache 
Nr. 217.) 

4. Bericht der vierten Deputation über bie Petitionen 
des Gemeinberath3 zu Kemnitz und Genoffen 





fowie des Eibbabbefigers Kroegis in Meiken 
und Genofien um Aufhebung der ber Dresbner 
Düngererportgejellichaft ertheilten Genehmigung 
zur Einlafjung von Fälalien in den Elbftrom. 
(Drudjahe Nr. 227.) 


. Antrag zum miünblichen Berichte ber vierten 


Deputation über bie Betitionen der Düngererport- 
gejelichaft zu Dresden und der lanbwirth- 
Ihaftlihen Vereine zu Langebrüf und Laufa 
um pachtweife Belafjung ber Fälalienniederlage 
in Klotzſche an die Düngererportgejellichaft zu 
Dresden nad dem Jahre 1900 und über bie 
Begenpetitionen des Gemeinberaths zu Klotzſche 
und ©. H. Schönert's daſelbſt. (Drudfache 
Nr. 226.) 


Alfo ich wieberhole, die nächſte Sigung findet über— 
morgen ftatt. 

Zur Mitvollziehung des Protofolls lade ich ein 
Se. Erlaudjt Herrn Grafen zu Solms-Wildenfels und 
Herrn Rittergutsbefiger Dr. von Wächter auf Rödnig. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 
zu verleien. 


(Sefretär Bürgermeifter Thiele verlieft das Protokoll.) 


Wünſcht jemand das Wort gegen das Protokoll? — 
Es ift nicht der Fall; ich erffäre dasjelbe für genehmigt 
und ſchließe die öffentliche Sitzung. 


(Schluß der Sigung 3% Uhr nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königlichen Stenographiihen Inſtituts 
i. V. Brofeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &, Teubner in Dresden. 


Setzte Abſendung zur Pol: am 8. Mai 1900. 
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Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


1. Kammer. 





N 61. 


Dresben, 


1900. 
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Einundſechzigſte öffentlihe Sigung 
der Erfien Hammer 
am 3. Mai 1900, mittags 12 Uhr. 


Snbalt: 

Entſchuldigungen. — Bortrag und Genehmigung der Stän- 
diſchen Schrift auf die Petition bes Bauernvereins zu 
Ebendörfel und Umgegend x. um Abänderung der Nach— 
aihungsverorbnung. — Regiftrandenvortrag Ar. 1291 bis 
1310. — Wahl von drei Mitgliedern und zwei Stell: 
vertretern zum Stantögerichtshof. — Antrag zum münd— 
lichen Berichte der zweiten Deputation über Kap. 42 und 
43, 47 bis mit 49, 56, 56a, 57, 61, 62, 63, 64, 66, 
67, 69, 71 und 72 des Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Departement des Innern und über Dekret Nr. 38, einen 
zweiten Nachtrag zu biefem Etat und zwar zu Kap. 48 
betr. — Bericht ber vierten Deputation über bie Petitionen 
bes Gemeinderathes zu Kemnig und Genofien fowie des 
Eibbabebefiterd Kroegis in Meißen und Genofien um 
Aufhebung der der Dresbner Düngererportgefellichaft er- 
theilten Genehmigung zur Einlafjung von Fälalten in 


Präfibent: 
Wirkl. Geh. Rath, Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 


Am Miniſtertiſche: 

Der Herr Staatöminifter von Metzſch, ſowie bie 
Herren Regierungstommifjare Geh. Räthe Dr. Vodel, 
Merz, Geh. Regierungsräthe Dr. Apelt, Morgenftern 
und Dr. Forter-Schubauer. 

Anweſend 36 Kammermitglieber. 

Präfident: Ich eröffne die öffentlihe Sigung. 

Entſchuldigt haben fi für heute Se. Erlaudt 
der Herr Graf Schönburg, der Herr Domlapitular 
Wuſchanski, beide wegen Gejchäften, ber Herr Geh. 
Kommerzienrath Hulgfch wegen Unwohljeins. 

Den Bortrag ber Ständiſchen Schrift auf bie 
Petition bes Bauernvereind zu Ebenbörfel und Um: 
gegend mit Anſchlußpetitionen um Wbänberung ber 
Nahaichungsverordnung hat Herr Dberbürgermeifter 
Dr. Kaeubler. 


(Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler verlieft die Ständifche 
Schrift.) 


den Elbſtrom. — Antrag zum mündlichen Berichte der Hat jemand zu ber Stänbifchen Schrift eine Bemerkung 


vierten Deputation über bie Betitionen ber Düngererport: 
gejellfhaft zu Dresden und der Landwirtbichaftlicden Ver: 
eine zu Langebrüd und Lauſa um pachtweiſe Belaffung 
der Hälalienniederlage in Klotzſche an die Düngererport- 
gejelihaft zu Dresden nad dem Jahre 1900 und über 
die Gegenpetitionen des Gemeinderathes zu Motzſche und 
G. H. Schönerts daſelbſt. — Feſtſetzung der Beit und 
Tagesordnung für die nächſte Sitzung. — Vorleſung 
und Genehmigung des Protokolls über die heutige 
Sitzung. 


I. K. (2. Abonnement.) 


zu machen? — Es iſt nicht der Fall. Ich erkläre die— 
ſelbe für genehmigt, und es wird dieſelbe nunmehr zum 
Abgange zu bringen ſein. 

Den Vortrag aus der Regiſtrande giebt Herr 
Sekretär Thiele. 

(Nr. 1291.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation über die Petitionen der Gemeinden 
Wachwitz zc., die Erbauung beziehentlich Konzeſſionirung 
einer eleftriichen Straßenbahn von Loſchwitz nad Pillnig 
beziehentlih Pillnig:Copig- Pirna betr. 

Präfident: Auf eine Tagesorbnung. 

(Nr. 1292.) Protofollertraft ber Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über bie Petition des Dito 
—— in Blauen i.®. um Gewährung von Schaden» 
erſatz. 
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(Nr. 1293.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition bes penfionirten Lolomotivführers 
Neuber in Löbtau und Genofjen, Penfionserhöhung be— 
treffend. 


(Nr. 1294.) Desgleihen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition bes Kaviarhändlers Gießner genannt 
Albreht in Dresden um Abänderung einer Entſcheidung 
des Königl. Minifteriums des Innern, die Erhebung von 
Verfehrsabgaben betr. 

(Nr. 1295.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition ber Schirrmeifterswittwe Wolfram und 
Genofjen, Erhögung ihrer Wittwenpenfion betr. 

(Nr. 1296.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der Handel3- und Gewerbelammer 
zu Dresden um Erricdtung eines Boftamtes im Bahn: 
hofaneubaue Dresden :Neujtabt. 


(Nr. 1297.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des Emil Dito Frieß in Schönheide, 
einen Erpropriationsftreit betr. 

(Nr. 1298.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition Dtto Neubaners in Schönheide, einen 
Erpropriationäftreit betr. 


(Nr. 1299.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des Theodor Neubauer in Schönheibe, 
einen Erpropriationsftreit betr. 


Präfident: Sämmtlihe Nummern kommen an bie 
vierte Deputation. 


(Nr. 1300.) Antrag zum Berichte der zweiten Des 
putation über Kap. 20 und 21 des Etats für 1900/01, 
direfte Steuern, Zölle und Verbrauchsfteuern, jowie über 
das Königl. Dekret Nr. 38, einen zweiten Etatnadjtrag 
betreffend, und zwar zu Kap. 20, und hierzu eingegangene 
Betitionen. 

(Nr. 1301.) Desgleichen über Tit. 16 bed außer: 
ordentlichen Etats für 1900,01, den Neubau ber Kunft: 
gewerbejchule ıc. betr. 


(Nr. 1302.) Desgleihen über Tit. 17 desſelben 
Etats, Neu: und Ermweiterungsbauten bei der Univerfität 
Leipzig betr. 


(Nr. 1303.) Desgleihen über Tit. 18 besjelben 
Etats, Neubauten bei der Technifchen Hochſchule ac. be— 
treffend. 

(Nr. 1304.) Bericht der zweiten Deputation ber 
Erften Kammer über das Königl. Dekret Nr. 37, den 
Entwurf eines Gejeges, die Gewährung von Wohnungs- 
geldzuſchüſſen betr. 

Prüfident: Die Nummern bis 1304 werben gedrudt 
und fommen ebenfalls auf eine Tagesordnung. 

(Nr. 1305.) Wrotofollertratt der Zweiten Kammer, 
betreffend Schluhberathung über das Dekret Nr. 22, den 
Entwurf eines Geſetzes zur Ausführung der Civilprozeß— 
ordnung und der Konkursordnung betr. 


Präfident: Un die erfte Deputation. 


1.8. 61. Sigung, am 3. Mai 1900. 


— — — — — — — 


(Nr. Erg Detgleichen, betreffend Schlußberathun 
über Dekret Nr. 35, Errichtung eines Fernbeiz- un 

Eieftrizitätswertes in Dresden, Tit. 26 des außerordent⸗ 
lichen Etats für 1900/01, jowie über Kap. 14 bes orbent: 
fihen Etats für 1900,01, ſtaatliches Fernheiz- und Elef- 
trizitätäwerf betr. 

(Nr. 1307.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über einen Theil des Königl. Telrets Nr. 24, Erbauung 
einer Eifenbahn von Siebenbrunn nad Markneufirchen 
betreffend, und über das Königl. Dekret Ar. 39, mehrere 
Eifenbahnangelegenheiten betr. 

(Nr. 1308.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 13 des aufßerordentlihen Etats für 1900/01, 
die Errichtung einer Erziehungsanftalt für blinde und 
ſchwachſinnige Zöglinge in Chemnig betr. 

(Nr. 1309.) BDesgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 14 des auferorbdentlichen Etats für 1900/01, 
— einer neuen Strafanſtalt in Bautzen be— 
treffend. 


(Nr. 1310.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 15 desjelben Etats, Um: bez. Erweiterungsbauten 
bei ben Zanbesanftalten betr. 


Präfident: Sämmtlihe Nummern kommen an bie 
zweite Deputation. 


Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Wahl 
von drei Mitgliedern unb zwei Stellvertretern 
zum Staatsgerichtshofe.“ (Königl. Dekret Nr. 44.) 


Einſchlagend ift Hier ber $ 143 ber Berfaflungs: 
urfunde, nad weldem jede Kammer drei Mitglieder 
und zwei Stellvertreter zu wählen bat. Hienach ſchlägt 
nun freilich noch $ 39 der Geſchäftsordnung ein, 
welcher vorjchreibt, daß Wahlen zu erfolgen haben durch 
Stimmzettel und nad abjoluter Stimmenmehrheit. In 
der legten Legislaturperiode waren nun gewählt Herr 
Rechtsanwalt Juſtizrath Dehme in Leipzig, Herr 
Minifterialdireftor a. D. Geh. Rath Heberi in Dresben, 
Herr Juſtizrath von Schü in Dresden als wirkliche 
Mitgliever, Herr Landgerichtspräfident Hartmann in 
Plauen und Herr Juſtizrath Ulrich in Chemnig als 
Stellvertreter. 

Ih frage nun, ob vielleicht eine Wahl auf Alkla— 
mation hier vorgefchlagen werben könnte, wozu wir nad 
ber bejonberen Dispenfationsbeftimmung in $ 41 ber 
Geſchäftsordnung auch berechtigt find. 

Herr Oberbürgermeifter Beutler! 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Ich glaube den Herren nicht nahe zu treten, wenn ich 
vorſchlage, die Wahlen durch Akklamation vorzunehmen. 
Sämmtliche vorgeſchlagene Herren find ber Kammer wohl 
befannt, nad früheren Vorgängen dürfte eine Be— 
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einträdhtigung des Rechtes der einzelnen Wähler darin 
faum zu erbliden fein. 


Präfident:; Seitens bes Direktoriums wird fein 
Wiberfprud erhoben. Ich frage die Kammer: 


„ob fie einverftanden ift, daß wir eine Affla- 
mationswahl vornehmen?“ 


Einverftanden! 


Iſt diefelbe gleichfalls einverftanden, daß wir bie 
vorher genannten Herren, bie ich nicht noch einmal zu 
verlefen brauche, wählen? — Gleichfalls einverftanben. 

Es folgt nunmehr ber britte Gegenftand: „Untrag 
zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation 
über Kap. 42 und 43, 47 bis mit 49, 56, 56a, 57, 
61, 62, 63, 64, 66, 67, 69, 71 und 72 des Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Departement des 
Innern und über Dekret Nr. 38, einen zweiten 
Nachtrag zu biefem Etat und zwar zu Kap. 48 
betreffend”. (Druckſache Nr. 217.) 


(Bergl.M.I1.8.S.33ff.u.2.3b. ©. 1402ff.) 


Der Herr Domberr von Trüßjchler ift bereit, feinen 
Vortrag aufzunehmen, 


Berichterftatter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Meine Herren! Weber die Sapitel, 
welche ich Ihnen heute vorzutragen habe, liegt ber 
jchriftliche Bericht der Zweiten Kammer Nr. 217 und bie 
Anträge in ber Drudjahe Nr. 207 ber jenfeitigen 
Kammer vor. Die Zweite Kammer bat in Bezug auf 
alle Etatkapitel und Etattitel, aljo bezüglich der ge: 
fammten Etatpofitionen, feine Abänderungen ber Regie: 
rungsvorlage vorzunehmen bejchlofjen, vielmehr dieſelben 
nach ber Vorlage durchweg genehmigt. Auch Ihre De: 
putation ſchlägt Ihnen vor, dieſen gleichen Beichluß zu 
faſſen. 

Nur die eine Aenderung, welche in allen Etattiteln 
vorgenommen worben ift, ſoll auch hier Plaß greifen, 
daß die Anftellung eventueller Aufrüdungen auch hier 
in Wegfall zu bringen ift. Was nun Kap. 42, Mini: 
fterium bes Innern nebft Kanzlei anlangt, fo find bie 
Einnahmen um 3200 M. höher, die Ausgaben um 
43,973 M. höher, ſonach ein Mehrzujhuß von 40,773 M. 
eingeftellt. Dieſes Mehr refultirt Hauptfächli aus ber 
Geſchäftsſteigerung, welche ja feit längerer Beit eine 
fortwährend fteigendbe Tendenz zeigt, was natürlicher: 
weife auch das Budget beeinflußt. Es zeigt fi) das am 
beiten — zu ben Einnahmen Habe ic) nichts weiter zu 
bemerfen — aus ben in Tit. 3 eingeftellten Befolbungen, 
welcher Titel allein einen Mebrbebarf von 35,640 M, 
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nachweift. Es ift hierüber die ausführliche Erläuterung 
auf Seite 3 gegeben, welche bie einzelnen Mebrbebürf- 
nifje genau jpezialifirtt. Insbefondere mag Hierbei auf 
ben Mehrbebarf von 15,000 M. für Hülfsarbeiter ver: 
wiejen werben und auf den Mehrbedarf, der durch bie 
veränderte unb vermehrte Einftellung von Stellen für 
Sefretäre und Erpebitionsbeamte entfteht, und welcher 
fih unter Berüdfihtigung ber in Abgang gebrachten 
Koften, welde am Ende ber Erläuterung gegeben 
find, auf 17,250 M. beläuft. Auch die übrigen Titel, 
von denen einige aus zahlreicheren früheren Titeln zu— 
jammengefegt find, wie dies namentlich bei Tit. 9 zu 
bemerken ift, find infolge bes Mehrbebürfniffes, welches 
bauptjächlich durch die Gejhäftsfteigerung entftanden ift, 
erhöht und find nad ben Erläuterungen hiernach Hin: 
länglih begründet. Etwas weitere Habe ich nicht zu 
bemerken, die Deputation ſchlägt Ihnen vor, 

„bei Rap. 42, Minifterium bed Innern nebft 
rg bie Einnohmen nad der Vorlage mit 
9900 M. F we; die Ausgaben mit 


568,150 arunter 432 M. tranſitoriſch), 
allenthalben unter Wegfall ber Eventualauf- 


rüdungen, zu bewilligen.” 


Präfident: 

„Beihließt die Kammer bemgemäß?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domberr bon Trützſchler, Freiherr zum 
Talfenftein: Wir kommen zu Kap. 43, Kreis: und 
Amtshauptmannfchaften und Delegation Sayda, fowie 
Generaltommiffion für Mblöfung und Gemeinheits- 
theilungen. Diejes Kapitel ift aus ben früheren Kapiteln 
43 und 44 zufammengefchmolzen worden. Es ift auch 
bezüglich ber einzelnen Titel zu bemerken, daß auch bei 
diefen einzelne aus früher zahlreicheren Titeln zufammen- 
geihmolzen find. Einer Mehreinnahme von 97,795 M. 
fteht in diefem Kapitel eine Mehrausgabe von 224,376 M. 
gegenüber, jo daß ein Mehrzuſchuß von 126,581 M. 
erfordert wird. Hierbei jpielt zunächft der Aufwand für 
bie Einrichtung der 5. Kreishauptmannſchaft in Chemnik 
eine nicht unbedeutende Rolle. Uber in ber Hauptjache 
ift aud) hier infolge des Zuwachſes der Geſchäfte ganz 
hervorragend ein Mehrbedarf im Belolbungsetat herbei- 
geführt worden. Dieſer Bejoldungsetat beträgt allein 
178,716 M. mehr gegenüber bem Voretat. Un biejer 
Gefammtjumme partizipirt, foweit die Beſoldungen in 
Trage kommen, bie Kreishauptmannjhaft Chemnig mit 
41,226 M. Im übrigen ift bei dieſem Titel in ber 
Erläuterung, welche fi auf Seite 7 befindet, ausführlich 
fpezialifirt, inwieweit bei biefem Kapitel Erhöhungen 
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von Gehalten eintreten, inwieweit 2. durch Stellen- 
vermebrung für bie ganze Finanzperiode Mehrforber- 
ungen eintreten, 3. burch Stellenvermehrung vom 1. Oftober 
1900 ab Mehrpoftulate eintreten, bas ift hauptfächlich die 
Kreishauptmannſchaft Chemnig, und endlich 4. durch Stellen- 
vermehrung vom Jahre 1900 ab Poſtulate eingeftellt find. In 
allen dieſen vier Beziehungen find bie fpeziellen Nachwei— 
fungen vollftändig angegeben, und ich fann mich im all- 
gemeinen auf dieje Erläuterungen beziehen. 

Was bie Gehaltserhöhungen anlangt, die befonderes 
Interefje bieten möchten, fo ift namentlich glei im Ein- 
gange bemerkt, daß bie Durchichnittsgehalte von vier zu 
Bertretern der SKreishauptleute beftimmten freishaupt- 
mannjhaftlihen Räthen von 7200 M. auf 9300 M. mit 
einem Boftulate von 8400 M. eingeftellt find, und es 
ift im betreffenden Theile der Erläuterung darauf hin— 
gewiefen, baf bie ftändige Einrichtung einer Vertretung 
ber Kreishauptleute durch die Verhältniſſe geboten wäre, 
und daß ſich infolge beffen eine der Gefchäftszumeifung 
entiprechende Aufbeflerung ber Gehalte ber zu ftändigen 
Bertretern zu berufenden Räthe erforderlich made. Ich 
mache fernerhin darauf aufmerkſam, daß, wie in biefem 
Kapitel, auch in vielen anderen Stapiteln — es ift das 
auch in anderen Budgettheilen zu erfehen gewejen, und ich 
möchte nur nachträglich noch auf diefe Sache aufmerkſam 
machen, daß namentlich die Durchichnittägehalte der Diener 
und Boten faft überall etwas höher eingeftellt find — 
und hierfür liegt die Begründung in den allgemeinen 
Erläuterungen zum Gejammtbubget unter Punkt IV, 
auf die ich hiermit verweifen will. 

Was nun die Stellenvermehrung für bie ganze 
Finanzperiode anlangt, jo werben zunächſt poftulirt zwei 
Räthe für die Kreishauptmannſchaft — das ift ein Punkt, 
der durch die Geſchäftsvermehrung ſich ergiebt — mit 
14,400 M. Es iſt ferner für erforderlich erachtet worden 
bei den vier SKreishauptmannfhaften — natürlich ift 
biefer Punkt auch bei der Etatifirung der 5. Kreishaupt- 
mannjhaft fpäter mit berüdfichtigt, daß für gewerbliche 
Angelegenheiten Räthe bei ber Kreishauptmannfchaft ein: 
gerichtet werben möchten, welche als Beirath für bie 
Ausführungder Gewerbeorbnung, insbefondere der Arbeiter: 
ſchutzbeſtimmungen zu dienen haben und zur Entlaftung 
ber Gewerbeinfpeftoren beſondere Zweige der Auffichts- 
thätigfeit ausüben follen. Es ift nicht ber vollftändige 
Betrag ber für dieſe Mäthe ausgeworfenen Forderungen 
bier eingeftellt, fondern bloß die Hälfte, bie andere 
Hälfte wird aus Kap. 64, Tit. 2 hierher übertragen. 
Ferner mache id) darauf aufmerffam, daß für die Stelle 
bes Borftandes der Delegation Sayda, welche zeither mit 
einem Hülfsarbeiter beſetzt geweſen ift, man für nöthig 


befunden hat, eine befondere Stelle mit einer befonberen 
Gehaltsnormale einzuftellen, um zunächſt einen häufigen 
Wechſel in diefer Stellung zu vermeiden und über» 
haupt einen Beamten in dieſe Stelle zu bringen, 
deſſen Gehalt gemäß ber felbftändigeren und verantwor: 
tungsreicheren Thätigfeit auch bemefjen wirb. Im übrigen 
dreht es ſich natürlicherweife bei biefer Gefchäftsvermehrung 
um die Vermehrung ber Erpeditionsbeamten, und ich wüßte 
nicht, nachdem Punkt 3, Stellenvermehrung, vom 1. Oktober 
1900 ab, gemeinjährig mit dem ungefähren Betrage, ben 
ih genannt Habe, etwas über 41,000 M., fich durch bie 
Einrichtung der Amtshauptmannſchaft Chemnik begründet, 
was ich zu diefem Etat noch weiter zu bemerken hätte. 
Auch die übrigen Etatstitel von 4 bis 9 erfcheinen natur: 
gemäß infolge der allgemeinen Gejchäftsvermehrung und 
ber hinzukommenden neuen Kreishauptmannſchaft und 
ber Perfonenvermehrung durchweg begrünbet, und id 
fann ſonach mich im übrigen auf bie Erläuterungen 
beziehen und babe zu beantragen: 
„bei Kap. 43, Kreis- und Amtshauptmann: 
haften ꝛc, die Einnahmen nad) der Vorlage 
mit 492,500 M. zu genehmigen, die Ausgaben 
mit 2,309,000 M. (darunter 50 M. tranfitorifch), 
allentHalben unter Wegfall der Eventualauf: 
rüdungen, zu bewilligen”. 

Präfident: Dafern niemand das Wort begehrt, — 
frage ich die Kammer: 

„ob fie aud hier demgemäß beſchließt?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr bon Trützſchler, Freiherr 
zum Faltenftein: Wir fommen zu Kap. 47, Gendarmerie⸗ 
anftalt. Die Einnahmen find mit 3550 M. höher ein: 
geftellt, die Ausgaben mit 73,091 M. Mehrbedarf, fo 
daß ein Mehrzufhuß von 69,541 M. poftulirt wirb. 
Ich gehe auch Hier bei biefem Kapitel fofort zu dem 
widtigften Tit. 3, Befoldungen, über, worüber gleichfalls 
wie bei bem vorhergehenden Kapitel auf Seite 21 eine 
ganz fpezialifirte Auseinanderſetzung jeitens ber Regierung 
gegeben if. Es erhellt aus biefer Aufammenftellung, 
daß bie Gehaltserhöhung ber Landgendarmen, welche 
im legten Landtage angeregt worben ift, einen größeren 
Theil bes Mehraufwanbes ausmacht. Es ift der Gehalt von 
347 Landgendbarmen von 1700 bis 1900, durchſchnittlich 
1800 M., auf 1700 bis 2000, das iſt durchſchnittlich 
1850 M., ſonach um 50 M, erhöht und hierfür 17,350 M. 
mehr gefordert. ferner ift eine Vermehrung ber Land» 
genbdarmerie um 35 Mann nach dem Durchſchnittsgehalt 
von 1850 M. normal eingeftellt worden, unb biefer 
Betrag ift mit 64,750 M. eingeftellt worden. Dem 
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gegenüber fallen 30,000 M., welde im vorigen Etat 
zur Beftreitung des Aufwandes für bie Vermehrung 
ber Genbarmerie bereits als Berechnungsgelb bewilligt 
worben waren, wieber weg, jo daß fich ber etatifirte 
Bedarf um diefe Summe im Vergleiche mit dem Vor: 
etat ermäßigt. Die Erläuterungen geben im übrigen bie 
nöthige Begründung für die höher eingeftellten übrigen 
Titel an bie Hand, und ich beziehe mich Hierauf. Hierzu 
habe ich noch zu bemerken, daß durch ein Nachpoſtulat 
ber Regierung bei biefem Kapitel eine Nachforberung 
von 2500 M. in Tit. 3 und von 144 M. in Tit. 8 ein- 
gegangen ift, welche fich darauf gründet, daß auf bem 
Grenzbahnhofe Hermsdorf der neuen Eifenbahnlinie 
Marlersdorfs-Friedland zufolge eines Abkommens mit 
ber E.f. öfterreichifch-ungarifchen Regierung ein Grenz« 
polizeiinfpeftor zu ftationiren ift und bemjelben als Dienft- 
genuß 2500 M. Durchſchnittsgehalt, 144 M. Dienft- 
aufwanbsentjhäbigung zu bewilligen, jowie freie Woh— 
nung zu gewähren if. Da bie Eijenbahnlinie no im 
Laufe der Finanzperiode 1900 bis 1901 in Betrieb ge: 
nommen werben wirb, ift auch im biefer Periode ber 
betreffende Beamte anzuftellen, Es macht ſich bem: 
zufolge eine Abänderung des Kap. 47T des Staats-— 
haushaltsetatö für 1900/01 erforberlih, durch Ein- 
ftellung von biefen 2500 M. in Tit. 3 und von 144M, 
in Tit. 8 und burdy Abänderung der Summen, welde 
die Abdirung ber Titel ergiebt und der ſchließlichen Feſt⸗ 
ftellung des Mehrzuſchuſſes. Demgemäß beantrage ich 
mit Rüdficht auf dieſes Nachpoftulat: 
„bei Kap. 47, Genbarmerieanftalt, die Ein» 
nahmen nad; ber Borlage mit 17,200 M. zu 
genehmigen, die Ausgaben mit 1,042,644 M., 
allenthalben unter Wegfall ber Eventualauf: 
rüdungen, zu bewilligen”. 


Prũſident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber Fall. 

Ih frage die Kammer: 

„ob fie aud) hier demgemäß beſchließt?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Faltenftein: Wir kommen zu Kap. 48, Polizeidirektion 
zu Dresden. Dieſes Kapitel weift aud) eine jehr erheb: 
fihe Erhöhung des Mehrerfordernifies auf; trogdem bie 
Einnahmen um 96,419 M. höher eingeftellt find, beläuft 
fi der Betrag bes Mehrzufchufles immer noch auf 
96,899 M. Die Ausgaben erfordern an fi ein Mehr 
von 193,318 M. An ber Spite biefed Kap. 48 ift im 
jenfeitigen Berichte ein Antrag feitens der Zweiten Kammer 
behandelt, welcher bezwedt, durch Verhandlungen mit ber 
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Stadt Dresden eine Erhöhung des Beitrages ſeitens der 
Stadt Dresden zu erlangen. Ich werde über dieſen An— 
trag am Schluſſe des Kapitel berichten und werbe zu= 
nächſt das Budget behandeln. Bei ben Einnahmen er— 
geben fich bie Erhöhungen durch bie Höhereinftellung ber 
der Stabt Dresden zu berechnenden Beiträge, bann durch 
die Mehreinnahmen aus Gebühren bei verjchiedenen 
Polizeihandlungen und endlich durch Heine Mehreinnahmen 
bei Miethzinjen und Verlagserftattungen und dergleichen. 
Was nun die Ausgaben anlangt, fo ift auch Hier ber 
hanptſächlichſte Nachdruck auf die Erhöhung des Bebarfs 
für Befolbungen zu legen. Es betrifft das Tit. 4 und 
geben hierüber die Ausführungen und jpezialifirten An— 
gaben der Königl. Staatöregierung auf Seite 23, 25 
und 27 nicht nur eine Ueberficht, fondern auch eine aus— 
führlihe und ausgiebige Begründung. Es ift aud hier 
zunächſt feftgeftellt, wie viel durch bie Beſoldungserhöh— 
ungen und durch die Bolleinftellungen berjenigen- Be: 
foldungen nothiwendig wird, welde in dem Boretat von 
1898/99 nur für bie Beit vom 1, Oftober 1898 ab ein= 
geftellt worben waren, Letztere, um das gleich zu er» 
wähnen, nur die Bolleinftellung dieſer Bejoldungen, die 
erreicht einen Mehrbetrag von 32,575 M., alfo das find 
bereits die für den letzten Etat erfolgten Teftftellungen, 
worüber jeht zu verhandeln nicht nöthig if. Was nun 
dieBefoldungen anlangt, fo find vorgefehen Erhöhungen für 
vier Bolizeiräthe und ſechs Polizeiaſſeſſoren, welche zunächft 
zu berüdfichtigen find. Für diefe vier Bolizeiräthe werben 
2400 M. und für bie ſechs Polizeiafjefioren 6300 M. mehr 
gefordert. Es ift unter a) auch die Begrünbung gegeben, 
daß bieje Gehalte für die Poligeiräthe im Höchft- und 
Durchſchnittsbetrage zu erhöhen waren, um bemfelben 
zur Vermeidung bes ben Dienft ftörenben öfteren Per- 
ſonalwechſels das gleiche Dienfteinlommen gewähren zu 
fünnen, wie fie jolches bei gleichem Dienjtalter als juri- 
ftifche Hülfsarbeiter oder Räthe bei den Streishaupt- 
mannſchaften in ben Mittelftufen zu beziehen haben würben, 
und was bie Gehaltäftufen für die Polizeiaſſeſſoren an- 
langt, jo find fie denjenigen ber juriftifchen Hülfsarbeiter 
bei den Amtshauptmannſchaften, denen fie neuerdings 
entnommen werben, gleichgeftellt, 

An Gehaltserhöhungen find weiter, abgefehen von 
Heineren Poften, für bie auch bie Begründungen vor: 
liegen, zunächſt vorgefehen für 32 Bolizeiwachtmeifter 
von burdjichnittlih 2200 auf 2300, um je 100 M. 
und für 512 Gendarme von durdfchnittlih 1700 auf 
1750 M. um je 50 M. Dieſe Erhöhungen find für 
geboten erachtet worden um beswillen, weil die Erhöhung 
bei den Landgendarmen, bie feitens ber Stände felbft 
angeregt worben ift, eingetreten find und es baher nur 
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billig und gerecht iſt, auch den Stadtgendarmen biefe 
Erhöhung zu theil werben zu laſſen. Was nun bie 
weitere Spezialifirung für die neuen Stellen, die ſowohl 
für die volle Finanzperiobe, wie auch für die Zeit vom 
1. Dftober 1900 ab eintreten follen, anlangt, fo ift 
biebei zu berüdfichtigen, daß es ſich nöthig macht, eine 
neue Bezirkswache einzurichten hier in ber Wilsbruffer 
Borftadt und daß für biefe Einrichtung 1 Imfpeltor, 
2 Wacdhtmeifter und 30 Genbarmen gebraucht werben. 
Hiernach begrünbet fich die Forderung für dDie30 Gendarmen 
mit durchſchnittlich 1750 M., alfo einem Betrage von 
52,500M., 1 Bolizeiinfpeltor und 2 Bolizeimachtmeifter. 
Im übrigen handelt es fi auch Hier um die Ber: 
mebrung ber Hülfsträfte, Sefretäre und Bureauaffiftenten 
und begründet fich dieſe Vermehrung gleichfalls durch 
die konſtant fteigende Gefchäftsvermehrung bei biefem 
Kapitel. Auch in Bezug auf bie übrigen Titel von 
5 bis mit 14 findet die Deputation nicht nöthig, weiteres 
zu bemerken. Sie bezieht fich namentlich bei der ziemlich 
ftarfen Erhöhung bei Tit. 14, um 33,327 M. auf 
die auch zu dieſem Titel gegebenen ausführlichen 
Erläuterungen, unb e8 dürfte nur noch zu bemerken fein, 
daß auch im biefem Theil die befondere Einrichtung eines 
neuen Bolizeibezirfes natürlich eine weitere Mehrforberung 
veranlaßt. Es ift aber auferbem noch zu diefem Kapitel 
über ein Nachtragspoſtulat im Königl. Dekret Nr. 38, 
einen zweiten Nachtrag zum Etat 1900,01 betreffend, zu 
berichten. Im diefem Nachtrage werden in Veranlaſſung 
ber Einverleibung ber Gemeinde Gruna in ben Dresdner 
Stabtbezirt eine Einnahme von 5452 M. und in drei 
BPofitionen eine Ausgabe von 13,490 M.poftulirt. Bei diefer 
Bermehrung ber PBoliyeiverwaltung ftellt fich Die Forderung, 
welche hierbei als Ausgabe in Betracht kommt, zunächft 
als eine Art Berechnungsgelb vor, bie Einverleibung 
wird ergeben, ob biefe Forderung Hinreichen wirb ober 
ob fie ermäßigt werben fann. Die Deputation hat gegen 
dieſes Nachtragspoſtulat wie auch gegen den Etat fein 
Bedenken zu erheben, und beantragt demgemäß 


„bei Kap. 48 bes mittel Königl. Dekrets Nr. 2 
vorgelegten Staatöhaushaltsetats für 1900,01, 
Polizeidireftion zu Dresden, die Einnahmen 
nad) ber Borlage mit 529,719 M. zu genehmigen, 
die Ausgaben mit 1,900,736 M. (barumter 
16,315 M. tranfitorifch), allenthalben unter 
Wegfall der Eventualaufrüdungen, zu bemilligen, 
jowie bei Kap. 48 des mitteld Königl. Defrets 
Nr. 38 vorgelegten zweiten Nachtrags zu dem: 
felben Etat nad der Vorlage die Einnahmen 
mit 5452 M. zu genehmigen und die Ausgaben 
mit 13,490 M. (darunter 1180 M. tranfitorifch) 
zu bewilligen.“ 


Prüfident: Wünfcht jemand das Wort? 
„Die Kammer beſchließt wohl bemgemäß?” 
Einftimmig. 


Berichterftatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Szaltenftein: Wie jchon erwähnt, hat bie Zweite 
Kammer zu biefem Kapitel ben auf Seite 7 des Berichtes 
Nr. 217 erſichtlichen Antrag ihrer Deputation ans 
genommen, welcher dahin lautet: 

„die Königl. Staatsregierung zu erfuchen: „vor 
Genehmigung der Einverleibung weiterer Ort⸗ 
—— in den Bezirk der Stadt Dresden mit 
em Rathe zu Dresden in Verhandlungen über 
eine ben thatjächlichen fisfalifchen Aufwendungen 
für die Polizeiverwaltung zu Dresden ent- 
Iprechende angemefiene Erhöhung des Zuſchuf 
der Stabt Dresden zu ben Polizeiloſten ein- 
zutreten und von beren Erfolg nächflen 
Landtage Mittheilung zu machen.“ 


Die Begründung dieſes Antrags findet ſich im Ein- 
gange bes Berichts, Sie läßt ſich furz bahin zufammen- 
faffen, daß die Einftellung ber Beiträge ber Stadt 
Dresden, welche an bie Spite der Einnahmen, welde 
an die Spike des Kap. 48 gejegt find, ungenügend er: 
jheinen und daß namentlich ber Beitrag zunächſt von 
90,000 M., welche zunächſt für 260,000 Einwohner zu 
berechnen find, ungemein niedrig, daß im allgemeinen 
dem dermalig immer fteigenden Aufwand für biefe Bolizei: 
verwaltung gegenüber der Beitrag ber Stabt Dresden 
zu gering und ungenügend erfcheint. Es wirb eine Be- 
rechnung aufgeftellt, welche ber Berechnung, welche in 
Zit. 1 bei Feſtſtellung der Einnahmen zu Grunde gelegt 
ift, gegenübergeftellt wird, und in welcher gegenüber bem 
jeßt eingeftellten Beitrage von 342,719 M. eine Bere: 
nung auf den Betrag von 576,000 M. aufgeftellt wird. 
Gegen biefen Beſchluß ift ber Rath der Stabt Dresben 
durch eine Betition, welche ſämmtlichen Kammermitgliedern 
zugängig gemacht ift, vorftellig geworben, unb es wirb 
darin beantragt, daß die Erfte Kammer dem Bejchluffe 
ber weiten Kammer nicht beitreten möge, Die Eins 
gabe refümirt alle vorgängigen Verhandlungen, bie 
zwifchen ber Königl. Staatsregierung unb ber Gtabt 
Dresden über die Beitragsleiftung der Stadt 
Dresden geführt worben find, und weift namentlich 
barauf bin, daß diejes Beitragsverhäftni durch verein» 
barte Verträge eingerichtet worben ift. Dieſes Vertrags⸗ 
verhältniß befteht zunächſt aus einem Vertrage im 
Jahre 1858, zu welcher Zeit bie Polizeiverwaltung in 
Dresden von ſtaatlicher Seite gegen einen feften Zu— 
ſchuß ber Stadt Dresden von 30,000 Thalern, aljo 
90,000 M. übernonmen worden ift — an biefem Sad: 
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verhältnifje ift, wenigftens bis zum Landtage 1890, 
feftgehalten worden. Im Jahre 1890 ift bei ben da— 
maligen Landtagsverhandlungen namentlich feitens ber 
Zweiten Kammer angeregt worben, daß neue Verband: 
lungen mit ber Stadt eingeleitet werben möchten unb 
das Beitragsverhältniß den veränderten Beitverhältnifien 
und bem veränderten Aufwande gegenüber umgeftaltet 
werben möchte. Die betreffenden Kammerverhandlungen 
find fehr ſchwierig zuftande gefommen, es find ver: 
ſchiedene Vorfchläge, die von ber einen oder ber anderen 
Kammer gemacht worben waren, damals verworfen worben; 
aber zulegt ift im WBereinigungsverfahren feftgeftellt 
worben, daß mit ber Stabt Dresden auf folgender 
Baſis verhandelt und womöglich ein neuer Vertrag ab- 
geichloffen werden fol. Dieje Bafis ergaben bie Be: 
ſchlüſſe im BVereinigungsverfahren, die ih mir wohl ge- 
ftatten darf vorzutragen. Es ift gejagt unter a): 

„Im Intereffe des Anſchluſſes von Landgemeinden 
an die Stadt Dresden die Königl, Staatsregierung zu 
ermächtigen, bezüglich der Beitragsleiftung der Stadt 
Dresden zu ben often der Sicherheitspolizei ein 
Uebereintommen auf folgender Grundlage zu ſchließen: 
1. die Bemwohnerzahl von Dresden wird gegenwärtig 

zu 260,000 Berjonen angenommen. 

2. Infoweit dieſe Einwohnerzahl nicht überjchritten 
wird, find die Koften der Sicherheitspolizei in Ge— 
mäßheit bes Vertrages vom 31. Januar 1853 zum 
Betrage von 90,000 M. von der Stadt Dresden 
und zu dem dann noch verbleibenden Betrage von 
dem Staate zu tragen. 

3. Ueberfteigt die Einwohnerzahl 260,000 Berjonen, 
fo ift folgende Berechnung aufzuftellen: 


am 3. Mai 1900. 


Und num endlich unter b) noch auszuſprechen, 


„daß im falle des Buftandefommens eines ſolchen 
Abkommens diejenigen, nad) demfelben auf den Staat 
entfallenden Koften, welche durch die Einverleibung 
ländlicher Ortfchaften verurfacht werben, auch nod 
während ber laufenden Finanzperiode auf bie Staats- 


fafie, vorbehältlich der Hechtfertigung im Rechenfchafts- 
berichte übernommen werben dürfen.” 


Das ift das Nefultat bes PVereinigungsverfahrens 
gewefen, und auf biejer Bafis ift im Jahre 1891 auch 
ein Vertrag zwiſchen ber Regierung und ber Stabt 
Dresden abgejchloffen worden. Demgemäß ift auch in 
Kap. 48, wie Sie unter Tit. 1 ber Einnahmepoften jehen, 
der Beitrag ber Stadt Dresden berechnet worben, es 
ift dort ganz genau die Rechnung im Einzelnen burd- 
geführt, es ift nur micht bemerkt, daß dieſe Rechnung 
auf Grund bes beftehenden Vertrages mit ber Stabt 
Dresden gemacht worden ift. 

Wenn nun die Zweite Kammer zunächſt beſchloſſen 
bat, wie ich Ihnen vorhin vorgetragen habe, vor Ge: 
nehmigung der Einverleibung weiterer Ortſchaften in 
ben Bezirk der Stadt Dresden mit dem Rathe in Ber: 
handlung zu treten, fo ergiebt die vertragsmäßige Abs 
machung biejer Angelegenheit, daß dieſe Stellung voll- 
ftändig unhaltbar if. Nachdem aljo gerade mit Rück— 
fit auf die Einverleibung von damals, von Strehlen, 
und unter Bezugnahme auf fpätere Einverleibungen mit 
ber Stabt Dresden verhandelt worben ift, ift es zweifel- 
(08 unzuläffig und unmöglich, die Neueinverleibung 
einer Ortſchaft ald Veranlafjung zu benugen, mit bem 
Rathe der Stabt Dresben von neuem zu verhandeln, 


a) ber Gefammtbetrag der effektiven Koften wird | Die Deputation bat vielmehr unbedingt anzuerkennen, 
bividirt durch die Einwohnerzahl. Der hiernach daß über diefe Beiträge der Stadt Dresden ſonach ein 


auf den Kopf der Bevölkerung ſich ergebende 
Koftenbetrag wird zunächſt multipfizirt mit 
260,000 und die hieraus refultirende Gefammt- 
fumme in der Weife aufgebracht, daß die Stabt 
Dresden 90,000 
zu tragen hat, 


feftes Vertragsverhältniß vorliegt und daß das Vertrags- 
verhältniß einfeitig von ftaatlicher Seite nicht in Frage 
geftellt werden kann und nicht gelöft werben fann, wenn 


„der Staat den Reftbetrag | nicht ber andere Theil feine Bereitwilligkeit dazu erklärt. 


Die Deputation muß ſonach infoweit ben Antrag zu- 


b) bie 260,000 überfteigende Einwohnerzahl wird | nächft bekämpfen, als er Veranlafjung nimmt, bei Ge: 


hiernach ebenfalld multipligirt mit der pro Kopf 
der Bevölferung gefundenen Durchſchnittsziffer 
und die hieraus fich ergebende Summe wird zur 
Hälfte von der Stadt Dresden und zur Hälfte 
vom Staate getragen. 


fegenheit der Einverleibung einer neuen Ortſchaft neue 
Anfprüde an die Stadt zu ftellen. Es ift wie gejagt 
anzuerfennen, daß, wenn die Stadt Dresden ſich nicht 
aus freien Stüden bereit erflärt, eine Mobififation 


4. Die Vertheilung der Koften zwiſchen dem Staate dieſes Vertrages eintreten zu lafjen, fie unbedingt nicht 


und der Stabt Dresden nach Punkt 3b hat für | dazu gezwungen werden fann. 


Wenn tropbem Ihre 


jedes Jahr unter Zugrundelegung ber Bevölferungs: | Deputation ben Antrag wenigftens in ber Ihnen vor: 


iffer, welche durch bie letzte 
Sabre fih ergeben Hat, zu erfolgen. 
5. Die Koſten 
—— um 
at allein.“ 


r Erbauung bes neuen Hauptpolizei- 
für Einrichtung besfelben trägt ber 


oltszählung vor biefem geihlagenen modifizirten Weife angenommen unb bem- 


gemäß vorgeichlagen hat: 


„bie Königl. —— 
e 


zu erſuchen, mit 
bem Rathe zu Dresden in 


rhandlungen über 
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eine ben thatſächlichen fistaliichen Aufwenbumgen 
für Die Polizeiverwaltung zu Dresden ent- 
ſprechende angemefjene Erhöhung des Zuſchuſſes 
ber Stadt Dresden zu den Polizeikoſten ein- 
zutreten unb von beren Erfolg dem nächften 
Landtage Mittheilung zu machen,“ 
fo gehen die Gründe für biefen Antrag aus biejem 
Wortlaute des Antrages, wie ich ihn vorgetragen habe, 
ſchon hervor. Es ift micht zu verfennen, daß ber Beitrag 
ber Stabt Dresden gegenüber den immer fteigenden An— 
forderungen und bem ungewöhnlihen Anwachſen des 
Budgets für die Hiefige Sicherheitspolizei ſehr niebrig 
ift. Es ift das auch jehr fichtbar, wenn man das 
Budget der Polizeidireftion zu Dresden mit dem Budget 
ber Genbarmerieanftalt vergleicht, das vorhergeht. Die 
Gendarmerieanftalt, alfo die ganze Landgenbarmerie, er: 
heifcht einen Zuſchuß von 1,022,800 M., und troß bes 
Beitrages ber Stadt Dresden erheilht das Kapitel 
„Polizeidireftion in Dresden” eine Zuſchuß von 
1371,017 M. Bor ihrer Beihlußfaffung hat bie 
Deputation auch bie Königl. Staatöregierung erfucht, ſich 
darüber auszufprechen, und es ift ſeitens ber Regierung 
erklärt worden, daß die Regierung felber anerkennen 
müßte, daß auch ohne Rückſicht auf die Einverleibung 
bie Koften ber Sicherheitspolizei fi aus verfchiebenen 
Gründen immer fteigern müßten, daß alfo erhebliche 
Billigkeitsgründe für ein Entgegenfommen der Stadt 
Dresden ſprächen, wenn ſchon biefelbe an und für fi 
berechtigt fei, auf bem Vertrage von 1891 zu beftehen. 
Demgemäh und mit Rüdfiht auf biefe Sachlage, bie 
alfo durch dieſe Begründung meiner Anſicht nah hin— 
länglich Flargeftellt worden ift, ftellt Ihre Deputation 
an Sie den Antrag, nit ben Antrag der Aweiten 
Kammer anzunehmen, fondern in dieſer mobifizirten 
Form, wie ich ihn vorhin vorgelejen habe. Ich wieber- 
bole ihn: 
„Die Königl. Staatsregierung zu erfuchen, mit 
dem Rathe zu Dresden in Verhandlungen über 
eine den thatſächlichen fisfalifchen Aufwendungen 
für die Polizeiverwaltung zu Dresden ent- 
prechende angemefjene Erhöhung des Zuſchuſſes 
t Stadt Dredben zu den Boligeifoften ein⸗ 


zutreten und von deren Erfolg dem nächſten 
Landtage Mittheilung zu machen.“ 


Präfident: Das Wort hat der Herr Oberbürger— 
meifter Beutler. 


DOberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Meine hochgeehrten Herren! Ich habe zunächſt ber zweiten 
Deputation und jodann auch ber Königl. Staatsregierung 
bafür zu banken, daß fie in Würdigung der dem Rezeß— 
nachtrage vom Jahre 1891 vorausgegangenen gejchicht- 
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lichen Vorgänge ben einleitenden Satz des Beſchluſſes 
der Zweiten Kammer fallen gelafien haben, mit anderen 
Worten, daß fie darauf verzichtet Haben, etwaige künftige 
und zum Theil unmittelbar bevorftehende Einverleibungen 
benüßen zu wollen, die Stabt Dresden vorher zu veranlafjen, 
ihren Beitrag zu den Koften der Königl. Polizeidirektion 
anders feftzufegen, zu erhöhen. Ich glaube, ic) kann mir 
erfparen, auf die ſchriftliche Darlegung des Rathes vom 
10. April 1900 näher einzugehen, ba ich bis auf weiteres 
wohl annehmen darf, daß auch die hohe Erfte Kammer 
in Uebereinftimmung mit der Meinung ber Deputation 
der Anficht ift, dag unter Würdigung dieſer biftoriichen 
Vorgänge teinesfalls darauf zugefommen werden kann, jet 
zu jagen: es barf nicht wieder einverleibt werben, bevor 
wicht anderweit die Poligeifoften geordnet find, da man 
wohl denjelben Anlaß nicht zweimal benugen kann, um 
einen Drittenzu höheren Leiftungen zu zwingen. 

Wenn trog diefer Erwägungen bie zweite Deputation — 
nicht mit meiner Buftimmung, wie ich wohl kaum zu 
fagen brauche — zu dem Beſchluſſe gekommen ift, ber 
hohen Kammer zu empfehlen, doch in ſolche Verhandlungen 
mit der Stabt Dresden einzutreten, jo fann ich dem 
grundſätzlich nicht entgegen fein, denn jeber Vertrag, der 
geſchloſſen iſt, kann durch Willensübereinftimmung der 
beiden Vertragſchließenden ſelbſtverſtändlich wieder auf- 
gehoben oder abgeändert werden, und ich nehme zunächſt 
einmal prinzipiell an, daß dieſe Verhandlungen eine jolde 
durch beiderjeitige Willensübereinftimmung herbeigeführte 
Abänderung bezweden follen; nur glaube ich darauf hin- 
weifen und empfehlen zu follen, daß bei diejen Ber: 
handlungen der mächtigere Theil der Vertragichließenben, 
der Staat, gegenüber dem mindermächtigen, der Stadt: 
gemeinde Dresden, fich alles Drudes enthalten joll, beshalb 
hauptiächlich, meine Herren, weil naturgemäß bei den 
Vertretern der Stadt Dresden die Frage aufgeworfen 
werden wirb: wie fommt es denn, baf ein Vertrag, ber 
erft im Jahre 1891 gejchlofjen worden ift, jet ſchon 
wieder revidirt werden joll? Und welde Gewähr wird 
und denn dafür geboten, daß der neu abzujcließende 
fünftige Vertrag länger als der bisher beftehende gehalten 
wird oder genehm ift bem andern vertragſchließenden 
Theile oder auch nur folange, daß nicht vielleicht ſchon 
in zwei Jahren abermals, wenn wir aud künftig noch 
jo viel mehr geben als jegt, ber Wunſch und Wille bei 
ben Ständelammern ober fonft bei bem anberen vertrag: 
ſchließende Theile lebendig wirb: ja, die Stabt Dresden 
könnte nun noch mehr geben zu den Polizeikoſten. Dafür 
müßte jedenfalld eine ganz entichiebene Gewähr geboten 
werben, ba nicht, wenn ein Berichterftatter in der Zweiten 
Kammer oder die Deputation der Zweiten Kammer ober auch 
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künftig einmal die Deputation der Erften Kammer ben: 


Wunſch und Willen hegt und bie Meinung gewinnt, es 
möchte die Stabt Dresden mehr bezahlen, das dann jchon 
als genügende Gelegenheit betrachtet wird, in anderweitige 
Bertragsverhandlungen auf Abänderung bes. künftig ab- 
zuſchließenden Vertrags einzugehen, 

Ich bejcheibe mich alfo, daß man in jolche Vertrags: 
verhandlungen feitens ber Stabt Dresben wohl wird ein- 
treten müfjen. Nur möchte ich, ehe Sie dem Bejchluffe 
Ihre Zuftimmung ertheilen, darauf hinweiſen, daß ficher- 
lich nicht ohne Kompenfationen, wenn ich: jo jagen darf, 
nicht ohne Augeftänbniffe von der anderen Seite von und 
eine Mehrleiftung im Ausſicht genommen oder zugefichert 
werben kann. Denn, meine Herren, daß auch diejer Re: 
zeß, ſowohl der alte wie der neue Rezeß, mit bereit 
zu mehr oder weniger Unftänden bei dem anderem Theile 
geführt Hat, glaube ich auf das Beitimmtefte Ihnen ver- 
fichern zu können. Wenn auf. Seiten der Stände und 
bezieentlih der Staatsregierung‘ bie pekuniäre Zeiftung 
ber Stadt Dresben als zu gering betrachtet wird, ſo iſt 
auf der anderen Seite: in ber: Bürgerjchaft der Stabt 
Dresden die Meinung ‚ganz allgemein verbreitet, baf die 
Einflußnahme der Stadt und insbejondere bes Rathes 
auf die PBolizeiverwaltung zu gering iſt. Ich glaube mit 
einiger ‚Sicherheit in Ausſicht ftellen zu können, daß ber 
nicht etwa ganz neue, ſondern ſchon bei den letzten Nezeh- 
verhandlungen aufgetauchte Gedanke. wieber 
werben wirb, daß der Math und bie Stabtverorbiietem, aljo 
die georbneten Wertreter der Stadt Dresden, einigen 
Einfluß auf gewifle Koften der Polizei erlangen möchten. 
Denn jeht, meine Herren; ift die Sache jo, daß wir einen 
veriragämäßig geordneten Beitrag, ber fich theilweiſe nad) 
ber Höhe der Gejammtköften. richtet, zu zahlen haben, 
ohne nur im geringften : mitbeftimmen oder gutachtlich 
einwirken zu tönnen auf die Höhe diejer Koften. In 
Leipzig, in Chemnig, in größeren Städten des Landes 
jonft wird die Geftaliung der Sicherheitspolizei im 
wejentlihen und zunächſt beftimmt von ben ftäbtijchen 
Kollegien, denen man bas Vertrauen jchentt, daß fie alles, 
was zur Sicherheit und zur Ordnung in ber Gtabt 
erforberlic; ift, vorfehren und die bafür. erforderlichen 
Mittel bewilligen. Ich glaube num, daß es vielleicht 
recht jchwer fein würde, zu beweifen, baß bie ftäbtifchen 
- Kollegien zu Dresden nicht einmal das Vertrauen 
verdienen, daß fie über die Höhe der Polizeikoſten auch 
nur gutachtlich gehört werben, zu denen fie mit. beis 
zutragen ‘haben, wenn der Beitragsmaßſtab erhöht werben 
fol. Ich glaube, daß diefer Wunſch ficher auftreten wird. 

Es wird weiter bei biefen Verhandlungen ganz 
zweifellos zur Sprache fommen, daß in der Stadt Dres- 

1.8. (2. Abonnement.) 
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am 3, Mai 1900. 


645 


ben das dringende Bedürfniß — hier fpreche ich num nicht 
mehr von Wunſch — befteht, dab der Selbftverwaltungs- 
bebörde, dem Rathe, ein größerer Einfluß auf die Verlehrs⸗ 
polizei, auf die reglementäre Geſtaltung des Verkehrs auf 
unjeren Straßen eingeräumt wird. Meine Herren! Jetzt 
haben: wir — viele der Herren werben es gar nicht für 
möglid) halten — nicht einmal darüber zu entjcheiben, 
ob beijpielweife eine Ommibuslinie durch die eine oder 
andere Straße geführt werben fol. Wir können ſelbſt— 
verftändlich unfere Bitten vorbringen, aber zu befchließen 
haben wir babei nichts; das macht ausſchließlich bie 
Königl. Polizeidirektion, und jo außerordentlich hoch ich 
den gegenwärtigen :Ghef der Königl, Polizeidirektion 
ſchätze und: fo ausgezeichnet die Beziehungen zwifchen 
ihm und dem Stabtrathe find, jo bleibt es doch natür- 
lich nicht aus, - daß dort, wo gar feine kollegiale Ver: 
fafjung befteht, wo ein Bolizeirath entfcheibet, dem natur⸗ 
gemäß, da er vielleicht aus einer Provinzialftabt kommt, 
die Verhältniſſe des ‚großftähtiichen Verkehrs und bie 
Bedürfnifie desjelben gar nicht befannt fein, fünnen — 
dat da einmal Mißgriffe vorfommen,. das iſt jelbfiver- 
ftändlid), Aber ich meine, daß dba einem Kollegium, wie 
eö der Rath ber Stabt Dresden darſtellt, doch unbebenf- 
lich, uud ‚ohne. daß die Sicherheit. der. Königl. Haupt: 
und Rejidenzitadt irgendwie gefährdet erjcheint, ein Ein- 
fluß auf die Verlehrspolizei eingeräumt. werben fönnte. 

Ein weiterer Wunſch, meine Herren, wird zwmeifel- 
(03 auftreten, daß nämlich eine größere Nutzbarmachung 
des ſogenannten Wohnungsmeldewejens für uns ermög- 
licht wird. Die Herren Kollegen von außerhalb Dresdens 
werben verwundert jein, daß wir das Wohnungsmelde- 
wejen nicht in der Hand Haben, jondern daß bas bei 
ber Sicherheitspoligei ift. Gewiß, jehr wohl begründet 
ift das, denn bas Wohnungsmeldeweien giebt der Polizei: 
verwaltung die nothwendigen Unterlagen für bie Stontrole 
des Fremdenverkehres, bie für die Sicherheit der Stadt 
unbedingt erforderlich ift. Aber ich glaube wohl, daß fich 
Wege finden liefen, welche bas Wohnungsmeldeweſen 
anderen. Bweigen der Stadtverwaltung beſſer nutzbar 
machen können, als bisher. Wir waren fchon einmal 
darauf und baran, ba bei den fortdauernden nothwendigen 
Beziehungen zur Volizeidireftion bas Hinüberſchicken und 
Unfragen zu unendbliden Schwierigkeiten und Weiterungen 
führt, ein befonderes, eigenes ftäbtifches Meldeweien ein- 
zuführen, haben aber davon abgejehen, weil das natur: 
gemäß eine große Beläftigung unferer Einwohnerfchaft 
fein würbe, wenn man fie veranlafen und zwingen würde, 
einmal fich im Intereffe der Sicherheitspoligei dort und 
das zweite Mal im Intereſſe unferer Berwaltung bei 
und ans und abzumelben. 
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Ich glaube, daß ohne Erfüllung dieſer drei Wünfche 
eine erhebliche Erhöhung ber Beitragsleiftung ber Stabt- 
gemeinde faum zu erlangen fein wird, Das Wichtigfte 
aber — das möchte ich wiederholen — glaube ich, wirb 
bei diefen Verhandlungen das fein, daß man eine Ge— 
währ dafür erhält, daß mit ben nun etwa zu machenben 
Bugeftändniffen auch wirfli ein bauernder befriebigenber 
Buftand, der auf beiben Seiten als vertragamäßig gültig 
angejehen und auch gehalten wird, erzielt werbe. 

Meine Herren! Ich habe mich für verpflichtet ge- 
halten, in biefen wenigen Worten ben Stanbpunft der 
Stabt Dresden darzulegen. Ich jchmeichle mir nicht, 
Sie etwa bazu zu beftimmen, dem Antrage der Depu- 
tatiom nicht beizutreten, aber ich habe bie Leberzeugung, 
dab die Ständelammern bed Landes die vollfte Gerech— 
tigkeit auch dann handhaben werben, wenn es fcheinbar 
gegen die Interefien bes Landes geht, d.h. wenn einmal 
nicht ein fisfalifcher Wunſch erfüllt werden kann, fon- 
dern e8 gilt, allen Betheiligten gerecht zu werben, 

Präfident: Das Wort hat Se. Ercellenz ber Herr 
Staatöminifter von Mepic. 

Staateminifter von Mei: Meine Herren! Ich 
möchte zunächft feftftellen, baß die Regierung zu bem 
Untrage, wie er in ber Bweiten Kammer bezüglich ber 
antheiligen Koften ber Polizeidirektion geftellt worben ift 
und im Berichte Aufnahme gefunden hat, überhaupt im 
jenfeitigen Haufe feine Stellung genommen bat. Es kann 
aber aud) aus dem Schweigen, welches jenfeits feiten® ber 
Regierung beobachtet worden ift, wohl nicht der Schluß 
gezogen werben, baß bie Megierung an unb für fich 
fi auf den Standpunkt der Zweiten Kammer infoweit 
geftellt Hat. Ich habe auch Gelegenheit genommen, meine 
Herren, bereits in der Sitzung ber hieſigen Finanzdepu⸗ 
tation im biefer Richtung eine Aufflärung zu verjchaffen. 
Benn heute ber Herr Oberbürgermeifter Beutler und 
auch ber Herr Berichterftatter ausgefprochen haben, daß 
es nad) der ganzen Entftehungsgeicichte des Rezeſſes von 
1891 nicht in der Tendenz dieſes Rezeſſes gelegen habe, 
für bie einzelnen Fälle von Einverleibungen bie Koften- 
frage zur Bedingung zu machen, beziehentlich von ber 
Koftenfrage die Genehmigungsertheilung abhängig zu 
machen —, daß bie Abficht nicht dahin gegangen fei, fo fteht 
bie Regierung an ſich auch auf bem Stanbpuntte, daß 
bei ber Frage von Einverleibungen an und für ſich feine 
Gelegenheit genommen werben fol, biefe Frage zum An: 
laffe zu nehmen und bezüglich der erhöhten antheiligen 
Koften der Stabtgemeinde irgenb eine Preffion zu üben. 
Alfo ich möchte das gegenüber den Anführungen bes 
Herrn Oberbürgermeifterd und auch gegenüber den An: 
führungen, wie fie in der Petition enthalten find, aus: 
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drücklich konftatiren. Aber auf der anderen Seite, meine 
Herren, möchte ich doch glauben, daß gerade auch bei ber 
Frage von Einverleibungen immerhin die Regierung in 
der Lage fein wird und es fogar Pflicht derſelben fein 
wird, in Erwägung zu ziehen, in wie weit in bem ein- 
zelnen Einverleibungsfalle die Koften der Sicherheits: 
polizeiverwaltung in einer Weife erhöht werben, daß erft 
über die Regulirung dieſer Frage eine Vereinbarung 


zwiſchen beiden vertragichließenden Parteien herbeigeführt 


werden möchte, ehe befinitiv zur Einverleibung verfchritten 
wird. Ich glaube, daß diefer Standpunkt fein ganz un- 
billiger ift und daß demjelben auch vorzüglich der Rezeß vom 
Jahre 1891, beziehentlich die Motive, welche hierbei bes 
ſtimmend gewejen find, diefer Auffafjung nicht entgegen- 
ſtehen. Bei jeber einzelnen Einverleibung fommen über 
bie Frage ber Polizeiverwaltung auch in Rückſicht auf 
die finanzielle Geftaltung gewiſſe ragen in den Vorder⸗ 
grund, die in jebem einzelnen {Falle jehr verichieden liegen 
und baber ber Erwägung im einzelnen falle bebürftig 
find. Uber ich wieberhole, meine Herren, das foll der 
Negierung nicht ben Anlaß bieten, aus biefem Umftanbe 
eine Preffion zu üben gegenüber dem Stabtrathe im 
Sinne der Erreichung höherer Beitragsleiftungen. 

Ih glaube aber auch hier, meine Herren, baranf 
binweifen zu follen, daß bie Erhöhung ber Polizeiloſten 
auch in Zukunft doch immer noch fi aus anderen 
Gründen erforderlih machen wird, ald gerade im Bu- 
fammenbange mit ben Einverleibungsfragen. Ich erlaube 
mir, darauf aufmerffam zu machen, baf in einer Groß- 
ftabt, wie es boch nun Dresden ift ober zu werben 
anfängt, die Anforderungen an bie Bolizeiverwaltung, 
an die Sicherheitspolizeiverwaltung, ganz abgejehen 
von der Ausdehnung bed Bezirkes, von der größeren 
ober geringeren Ausdehnung, intenfiv wachſen. Ich 
mache darauf aufmerkjam, meine Herren, daß wir in 
ben letzten Jahren in ber Lage gewejen find, 3.8. auf 
bie Polizei den Nachtwächterdienft zu übernehmen. Ich 
mache barauf aufmerkjam, daß das ganze elektriſche Bahn- 
betrieböwejen bie Auffichtsführung feitens der Sicherheits» 
polizei ganz wefentlih mehr in Anſpruch nimmt. Das 
find unter anderen Momente, meine Herren, welche un: 
bedingt nach meiner Anficht dahin führen müſſen, eritens 
einmal bie Koften für die Bolizeiverwaltung zu erhöhen, 
aber dann auch aus Billigkeitögründen wohl bie In: 
anfpruchnahme ber Stabtgemeinbe zu diefem Theile bes 
Aufwandes durchaus rechtfertigen lönnen. 

Wenn nun der Herr Oberbürgermeifter an fich bie 
Bereitwilligleit der Stadtgemeinde, eventuell in Ber: 
banblungen über Erhöhung der Koften ber Polizeipflege 
einzutreten, ausgeſprochen bat, jo lann bie Regierung 
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bem Herrn Oberbürgermeiſter dafür nur dankbar fein. 
Ich acceptire dieſe Zuficherung ganz im allgemeinen ſelbſt⸗ 
verftändlich ohne Bindung für bie Stabtgemeinbe, ebenjo 
aber aud) ohne Bindung für die Regierung, und ich möchte 
bies hauptſächlich um beswillen erflären, meine Herren, 
weil ich gegenüber ben Geſichtspunkten, die ber Herr 
Oberbürgermeifter als ber Erwägung bei biejer Neu— 
regulirung bebürftig unb würdig bezeichnet hat, doc 
im voraus nicht eine unbebingte Auficherung ertheilen 
möchte und bie Megierung bezüglich der Erfüllung ber 
nad dieſer Richtung ausgefprochenen Wünſche nicht im 
voraus feftlegen möchte. Es bat ber Herr Oberbürger- 
meifter hauptſächlich darauf Hingewiejen, daß ber Stadt 
eine größere Einflußnahme auf die Koften, eine größere 
Einflugnahme auf bie Berlehrspolizei, eine Nutzbar— 
mahung bes Melbewejens angelegen jein würbe, unb 
daß es ihr daran gelegen fein würde, in biefer Richtung 
einen größeren Einfluß zu gewinnen. Es wird ja zu 
erwägen jein, ob über bieje frage nach ber einen ober 
anderen Richtung eine Bereinbarung wirb getroffen 
werben können. Immerhin möchte ich von vornherein, 
meine Herren, darauf aufmerffjam machen, daß es doch 
ſchwierig fein würde, wenn man in biefen Punkten eine 
Feſtſtellung zu gunften der Stabtgemeinbe beliebt, bie 
Grenze der Kompetenzen und bie einzelnen Kompetenzen 
felbft genau zu firiren. Es ift dies aber, meine Herren, 
eine ganz allgemeine Bemerkung, ber ich vor der Hand 
überhaupt feine weitere Folge gegeben wiſſen möchte. 

Wenn aber der Herr Oberbürgermeifter weiter be: 
merkt hat, baß es ber Stadtgemeinde nunmehr, wenn 
man zu einer neuen Vereinbarung gelange, ganz weſent⸗ 
lih daran gelegen fein müſſe, auch bie Gewähr zu er: 
halten, daß man nunmehr zu einer dauernden Feſtlegung 
gelange, jo glaube ich, bem Herrn Oberbürgermeifter 
von vornherein verfihern zu können, daß, wenn wir zu 
einem neuen Ablommen gelangen, jelbftverftänblich bie 
Regierung nicht beftrebt fein wird, an dieſem Ablommen 
in fürzerer Beit wieber zu rütteln, und ich glaube auch, 
bem Herrn Oberbürgermeifter verfichern zu können, daß 
bie Regierung fich nicht des Umſtandes bewußt werben 
wird, daß fie, wie er ſich ausdrückt, ala mächtigerer Theil 
einen befonberen Druck nad) diefer Richtung üben könnte, 
Ich glaube, nad biefer Richtung möchte er ſich voll: 
ftändig beruhigt finden. Aber immerhin glaube ich, 
baß eine unbedingte Gewähr, nunmehr für alle Zeiten 
bieje finanziellen Beziehungen zwiſchen ber Stabt und 
dem Staate zu firiren, wohl in alle Wege nicht gegeben 
werben könnte. Ich möchte nad) der Richtung Hin von 
vornherein feine zu großen Hoffnungen erweden, und 
ich glaube, es liegt ganz in ber Natur der Sache, baf 
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ein berartiged Vertragsverhältniß, bei welchem mit 
wechjelnden Zuftänden unb mit einer vermehrten Leiftung 
der babei in Betracht kommenden Organe und Behörben 
gerechnet werben muß, daß ein berartiges Abkommen 
wohl für abfehbare Zeit, aber nicht für unabjehbare 
Beit getroffen und in infinitum feftgelegt werben kann. 

Prüfident: Tas Wort hat der Herr Berichterftatter. 

Berichterftotter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Es könnte nad) den Bemerkungen, bie 
ber Herr Oberbürgermeifter in der Einleitung feiner Rebe 
gemacht bat, allerdings auffällig erfcheinen, daß ein Ber: 
trag, ber erft im Jahre 1891 abgefchloffen wird, jetzt 
bereit3 wieber einer Mevifion unterzogen werben fol. 
Aber da liegen denn doch Verhältniffe vor, melde das 
meiner Anſicht nach Hinlänglich erflären und welche nach— 
weifen, baß man an ſolche Berhältniffe beim Abſchluſſe 
im Jahre 1891 unbebingt nicht geglaubt hat. Wenn 
man berüdfichtigt, dab im Jahre 1891 bie Effektivfoften 
für die Boligeibireftion in Dresben 749,839 M. betragen 
haben und jegt im Jahre 1900 nach dem Etat bie Höhe 
von 1,900,736 M. erreicht haben, ſonach jebt dieſe Koften 
1,200,000 M. ungefähr mehr betragen, fo fann man, 
glaube ich, ruhig behaupten, daß man eine Vorahnung 
von einer berartigen Steigerung bamals nicht gehabt hat 
und infofern eine richtige Beurtheilung der Verhältniſſe 
bei dem Bertragsabichluffe vom Jahre 1891 nicht vor- 
gelegen bat. Ich muß auch bemerken, daß bier zu biefem 
Boften immerhin noch — was bamald ausgenommen ift 
— das Polizeigebäude nicht zur Anrechnung gebradjt 
worben ift. Alſo ich will nur an biefem einen Umftande 
hervorheben, daß es fich im ziemlich matürlicher Weife 
erflärt, wenn jet daran gedacht wird, womöglich bem 
veränderten Berhältnifjen entiprechend eine neue Verein- 
barung zu ſchaffen. Wenn bieje Vereinbarung eine andere 
Bafis gewinnt — das ift allerbing meine Privatanficht, 
die geltend zu machen ich nicht von Seiten ber Depu- 
tation beauftragt bin — unb nit auf Grund ber 
Einwohnerzahl, des Zuwachſes ber Einwohnerzahl ge: 
troffen wird, fonbern ber Mafftab vom Budget, vom 
wirklihen Bedarf genommen wird, jo glaube ich und halte 
es meiner Anficht nah micht für unmöglih, baf eine 
fefte Bafis für die Zukunft gefunden werben könnte. 
Am fiherfien wird bie Baſis jebenfall® gefunden, wenn 
die Stabt Dresden recht viel bewilligt; bas wäre aller» 
dings eine Löſung, bie, glaube ich, alle Anfprüde am 
längften zurüdhalten wirb. 

Präfident: Der Herr DOberbürgermeifter Beutler! 


Dberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Ih Habe aus den Worten Er. Excellenz bes Herrn 
118* 
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Staatöminifters leider nicht entnehmen können, daß bei 
den Einverleibungen, die in dieſem Jahre unmittelbar 
bevorjtehen, die Königl. Staatsregierung davon Abftand 
nehmen wird, eine Erhöhung der Polizeitoften zu for: 
dern. Im Gegentheile hat Se. Ercellenz erflärt, man 
müffe fich vorbehalten, in Erwägung zu ziehen, ob nicht 
zunäcft einmal an eine andere Orbnung der. Polizei: 
foften, bie dadurch entitehen, daß Einverleibungen herbei: 
geführt werben, heranzutreten jei. 

Es wird damit dasjenige von Seiten der Königl. 
Staatsregierung nicht anerkannt, was ber Erften Sammer 
anzuerlennen vorgejchlagen wird. So habe ich wenigſtens 
Se, Excellenz verftehen müſſen. Wenn ‚Se. Excellenz 
weiter am Schluffe jeiner Rede gerade die wichtigſte 
Borausfegung, die ich als diejenige bezeichnet habe, 
unter ber möglicherweije eine Erhöhung der Bolizeifojten 
von der Stadt zugeftanden werben könne, gewifjermaßen 
grunbjäglid) verneinte, ‚indem er ausführte, man könnte 
nicht alles überjehen und für eine.Dauer ein, Beitrags: 
verhältniß feſtſetzen und darauf verzichten, daß es künftig 
wieber revidirt werben müſſe, wenn der eine oder andere 
Theil es verlangt, ginge nicht wohl an, jo glaube ich 
doch darauf Hinweijen zu jollen, daß es nad diejen Er: 
Härungen naturgemäß bei denjenigen Leuten, die nun- 
mehr über biefen Vertrag verhandeln. und mitjprechen 
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zu ordnen und zu ſagen, Verträge giebt ed für uns 
nicht, fondern wir machen das im Wege bes Geſetzes, 
und das Abkommen zwiſchen ber Polizeidirektion und 
ber Kreishauptmannfchaft einerfeits und ber Stadtgemeinde 
andrerfeits, welches die Königl. Staatsregierung ge 
nehmigt hat, wird einfach und einfeitig aufgehoben. Ob 
es ber Wille oder der Wunſch ift, den Vertrag fo zu 
beurteilen, glaube ich doch nad den allgemeinen ein- 
feitenden Worten des Herrn Staatsminifters nicht an— 
nehmen zu dürfen; ich Hoffe vielmehr, daß auch Ge. 
Excellenz anerkennt, e8 werde ſich ein Mittel und ein 
Weg finden, der die Beruhigung enthält, daß der Ver- 
trag ohne Zuſtimmung bes anderen nicht "geändert 
| werben kann. Ze 


Bräfident; Se. Excellenz der Herr Staatsminiſter! 


Staatsminiſter vom Metzſch: Meine Herren! Ich 
möchte bloß, da ih mich wahrſcheinlich unverſtändlich 
ausgefprochen Habe, dem Herrn Überbürgermeifter 
Beutler gegenüber anderweit fonftatiren, baß es entſchieden 
nicht bie Abficht der Regierung ift, angefichts der weiter 

| bevorftehenden Einverleibungen anf die Erhöhung ber 
Beiträge der Stabt zu dem Polizeifoften zu bringen, be- 
ziehentlih die Genehmigungsertheilung zu ben Ein- 
verleibungen von biefer Regulirung abhängig zu madjen. 


müffen, einſchüchternd und zurückſchreckend wirken wird, | Ich habe aber, um die Regierung zu beden, nur barauf 


ein Zugeſtändniß überhaupt zu machen; denn fie werben 


hingewieſen — und das thue ich allerdings gefliſſentlich 


fragen: Wie lange dauert das Zugeſtändniß? Jetzt find | wieder —, daß Umftände eintreten können, in denen 


es die Einverleibungen, künftig ift e8 vielleicht einmal 
ber Umftand, daß der größere Theil der Polizei beritten 
gemacht werben muß oder daß eine Anzahl Polizeiräthe 
ernannt werden, kurz, künftig wird ein anderer Anlaf 
benugt werben. Ich möchte glauben, dab body vielleicht 
ber Herr Staatsminifter bei anderweiter Erwägung bem 


doch bei Prüfung der Frage, ob die Einverleibung zu 
genehmigen fei oder nicht, auch bie Koftenfrage eine 
gewiffe Rolle fpielt, umd ich möchte mad) biejer 
Richtung nur darauf hinweiſen, daß, wenn wir vor bie 
Frage geftellt werben, eine Gemeinde von ber Aus: 
dehnung wie Löbtau einzuverleiben, welche über 30,000 


Gedanken fich nähert, daß es möglich ift, einen Mafftab | Einwohner zählt, jo wird mir, glaube ich, Herr Ober: 
zu gewinnen, der für alle Verhältnifje pafjend erjcheint.; bürgermeifter Beutler einräumen, daß wir allerdings 


Ich muß da. doch noch daran erinnern, meine Herren, 
daß früher ein ganz fefter Beitrag gezahlt wurbe von 
— das iſt vom Herrn Berichterftatter bereits dargelegt 
— WMOM. Das wurde als Ungerechtigkeit von ben 
Ständen bezeichnet, die nicht zu ertragen jei, und es 
müſſe ein prozentuales Verhältniß, ein den thatjächlichen 
Ausgaben entjprechender Beitrag gewährt werben. Das 
ift num doch in dem neuen. Rezeß von 1891 erreicht, 
und doch jagt jet die Königl. Stantöregierung, ja, es 
ift gar nicht möglich, einen Maßſtab zu finden, der alle 
Verhältniffe dedt. Ich glaube, dag man dann vom 
Standpunkte bes Staates ja überhaupt zwedmäßiger 
handeln würbe, einen folchen Rezeß nicht mehr ab: 
zuſchließen, fondern vielleiht die Sache im Geſetzeswege 


dann ums die Frage ftellen müfjen und ftellen jollen, ob 
wir in diefem Falle thatjächlich e8 verantworten Fönnen, 
ofme Erhöhung der finanziellen Betheiligung der Stadt 
diefe Einverleibung zu genehmigen. Es find das Aus: 
nahmefälfe, die id) gemeint habe, und ich möchte noch) 
darauf erempfifiziven, daß, wenn — zivar in ber Stabt 
Dresden wird das wohl nicht der Fall fein — aber 
wenn man dazu gelangen follte, eine Generalannerion 
vorzunehmen, wie es bie Stadt Leipzig feinerzeit gethan 
bat, fo wäre gewiß die frage: für die Regierung ehr 
nahe Tiegend, daß man ſich erit über ben Koftenpumkt 
vergewiffert, beziehentfih über die Untheilnahme in 
diefem Falle der Stadt zu ben Mehrkoften, bie durch 
eine derartige Einverleibung entftehen würden. Nur in 


dieſem Sinne habe ich die Frage berührt; ich Habe fie 
nur als abminikulirend Hinftellen wollen im Aufammen- 
bange mit den anderen zu erwägenden fragen. 

Wenn weiter ber Herr Oberbürgermeifler daran An- 
ftoß genommen hat, daß ich geäußert Hätte, auch ein 
eventuell neu abzujchließender Vertrag würde nach meiner 
Anfiht mur auf abjehbare Zeit abgefchloffen werden 
können, jo möchte ich bei dieſer Unficht doch vorderhand 
beharren, und zwar ftüge ich mich dabei einfach auf bie 
in. diefem. Falle gemachten Erfahrungen mit ben num 
ſchon zweimal mit Dresden abgejchloffenen Rezeſſen und 
zwar im Jahre 1851 unb im Jahre 1891; und wir 
find jegt im Jahre 1900 und ftehen ſchon wieder vor 
ber Frage, eine Neuregulicung zu ſchaffen; aljo das ift 
doch immerhin ein gewiſſer Beweis für die Nichtigkeit 
meiner Behauptung, daß derartige ragen ſich nicht auf 
ewige Zeiten feftiegen lafjen. Ich gebe zu und würde 
es nur mit Freuden begrüßen, daß wohl ein Mobus 
möglicherweije gefunden werben faun, ber bie Sade für 
lange Zeit feftlegt; das ift — wie auch ber Herr Be: 
richterftatter jchon ‚angedeutet hat — wenn wir einfach 
‚eine prozentuale Leiftung gegenüber dem jährlich aufs 
zuftellenden Etat als Grundlage und als Bafis nehmen 
für die finanzielle Theilnahme der Stadt Dresden an 
ber Bolizeiverwaltung. 


Präfident: Es wünjcht niemand mehr das Wort. — 
Der Herr Berichterftatter! 


Berihterftatter Domderr dom Trützſchler, Freiherr 
zum SFaltenftein: Der Untrag, ben bie Deputation 
biernad zu ftellen hat, lautet, wie ich nochmals betonen will: 

„Die Königl. Staatsregierung zu erfuchen, 
mit dem Rate zu Dresden in Verhandlungen 
über eine ben thatjächlihen fistalifchen Auf: 
wenbdungen für die Poligeiverwaltung zu Dresden 
entiprechende angemeflene Erhöhung bes Bu: 
ihuffes der Stadt Dresden zu dem Polizeitoften 
einzutreten und von deren Erfolg dem nächſten 
Landtage Mittheilung zu machen” 


und b) — bier ift der Antrag unter d aufgenommen —: 

„Die Petition der Stadt Dresden burd) 

den gefaßten Beſchluß für erledigt zu erklären”. 
Prüſident: 


„Tritt die Kammer den eben berichteten An— 
trägen bei?“ 


Gegen 2 Stimmen. 
Berichterftatter Domherr bon Trützſchler, Freiherr 


zum Halkenftein: Wir fommen nun zu Kap. 49. Bu 
biefem Kapitel ijt nichts zu erwähnen Die Mehr— 
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ausgabe von 9000 M. ift in Zit. 1 begründet. Die 
Deputation jchlägt vor: 
„bei Kap. 49, Sicherheitspofigei, die Ausgaben 
mit 112,100 M. nad) der Vorlage zu bewilligen.” 
Bräfident: 
„Beihließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 


Verichterftatter Domherr bon Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Es folgt Kap. 56, Medizinal- und 
Veterinärpolizei. Auch diejes Kapitel weißt nicht 
unbedeutende Erhöhungen auf. Die Einnahmen find 
wie im Voretat eingeftelt, die Wusgaben um 
59,170 M. erhöht. Auch bier ift der Perfonaletat das 
entjcheibendfte Moment. Es find die Bejoldungen, wie 
aus Tit. 2 hervorgeht, um ben Betrag von 29,359 M. 
erhöht worden. Das hängt. hauptjächlich mit ber Auf- 
befierung ber Gehalte der Bezirksthierärzte zujammen. 
Es ift dieſe Aufbeflerung für die Bezirksthierärzte im 
vorigen Landtage bei ber Königl. Staatsregierung an- 
geregt worben, und bie Königl. Staatsregierung ift 
dem nachgelommen, und zwar find die Gehalte, bie 
früher 1500 bis 1800 M., im Durchſchnitte 1650 M. 
betrugen, auf 2100 M. bis 3100 M., aljo auf burd- 
ichnittlich 2700 M. erhöht worden. Auch die Auslands: 
zulage bei dem Grenzthierarzte in Bodenbach ift in 
Tit. 3 mit Rüdfigt auf die dortigen Lebensmittelpreiſe 
um 420 M. erhöht. Die Erhöhungen in Tit. 4, 6 
und 7 Hängen mit ber Einführung ber allgemeinen 
Schlacht- und Fleiſchbeſchau zuſammen, und in Tit. 5 
find endlich die Entſchädigungen für die Bezirksthierärzte 
dem Geſchäftszuwachſe entiprechend eingeſetzt worben. 

Die Deputation beantragt: 

„bei Kap. 56, Medizinal: und Veterinärpofigei, 
die Einnahmen mit 10,000 M. nach ber Vor— 
lage zu genehmigen, bie Wusgaben mit 
450,770 M., unter Wegfall der Eventualauf- 


rüdung, im übrigen nad) der Vorlage zu be 
willigen.” 


Präfident: 

„Beſchließt bie Kammer bei Kap. 56 nad ben 
Anträgen ber Deputation?* 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Jetzt kommt bas Kap. 568, Staatliche 
Schlachtviehverſicherung. Es ift das ein ganz neues 
Kapitel infolge der neuen Gefeggebung über die Schlacht: 
viehverfiherung, und es beruhen die Einftellungen in 
diefem Kapitel zunächſt nur auf Schägungen. Es ift 
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fonach gegen dieſe Einftellungen, bie ſich als Berechnungs⸗ 
gelber harakterifiren, zur Zeit nichts einzuwenden, und 
es wird erft die Praxis ergeben, ob biefe Einftellungen 
ben thatſächlichen Verhältnifien entjprechenb erfolgt find. 

Die Deputation beantragt: 

„bei Kap. böo a, Staatliche Schlachtvie run 
die — mit —— 3 — na ae " 
tranfitorifch, unter Wegfall der Eventualauf: 
rüdungen, im übrigen nad ber Vorlage zu 
bewilligen.“ 

Bräfident: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr van Trützſchler, Freiherr 
zum Fallkenſtein: Es folgt Kap. 57, Landarmenweſen. 
Hier werden 87,000 M. den Rechnungsergebniſſen, 
welche fich herausgeftellt haben, gemäß mehr verlangt, 
und es läßt fich Hiergegen auch kein Einwand erheben. 

Die Deputation beantragt, bie Ausgaben mit 
800,000 M. nad) der Vorlage zu bewilligen. 


PFräfident: 
„Tritt bie Kammer auch hier bei?“ 
Einftimmig. 


Berichterftatter Domberr bon Trützſchler, Freiherr 
zum Falfenftein: Es folgt Kap. 61, Landftallamt zu 
Moripburg. 

Hier ift zunächſt zu bemerken, daß in ber Einnahme 
11,000 M. weniger zur Einftellung gelangt find und 
biefes darin feinen Grund hat, daß es nicht nöthig war, 
in dieſen Etat für verfaufte Pferde, wie das im Boretat 
ber Fall war, 10,000 M. einzuftellen, weil biefer Ber: 
lauf in biefem Etat nicht vorgejehen ift. 

Bei Tit. 3 fommen 3024 M. mehr zur Einftellung, 
welche durch Gehaltszulagen an ben Geftätsinfpeftor, 
Bureauaffiftenten und Beſchlagſchmied begründet find. 
Außerdem fommen durch Vermehrung der Beihälftationen 
drei Geftütswärter mehr zur Neueinftellung. Es werben 
aus 26 Beſchälſtationen 29 gebildet, und man hat aljo 
biefe Vermehrung für die Landespferdezucht für nöthig 
gehalten. 

Etwas weiteres bürfte auch bei biefem Sapitel 

nicht zu erwähnen fein. Ich beantrage im Namen ber 
Deputation: 
„bei Kap. 61, Landftallamt zu ig bie 
Einnahmen mit 29,125 M. nad) der Vorlage 
zu genehmigen, die Ausgaben mit 238,125 M., 
unter Wegfall der Eventualaufrüädungen, im 
übrigen nad) der Vorlage zu bewilligen.“ 


am 8. Mai 1900. 


Präfident: 

„Beſchließt die Kammer bei Kap. 61 nad 
biefen Anträgen?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum TFaltenftein: Es folgt Kap. 62, Botanischer Garten 
und bie Verfuchöftationen zu Dresden und Tharandt. 

Hier ift eim Mehrerforberniß von 4170 M., welches 
hauptſächlich durch die Einftellung unter Tit. 3, welcher 
Titel 2750 M. mehr — das find Beſoldungen — er 
fordert, und durch die Einftellung in Tit. 12, Baulich— 
feiten, mit 1120 M. bedingt ift. 

Die Mehrforderungen für die Gehaltserhöhungen 
find fpezifizirt, auch hierzu Erläuterungen gegeben, unb 
e3 waren bagegen feine Einwendungen zu erheben. 

Die Ausgabe in Zit. 12, die 1120 M. mehr be 
trägt und in welchem Titel 2050 M. tranſitoriſch ein- 
geftellt werden, ijt hervorgerufen, um eine Schußhalle 
für Vegetationsverfuche bei der Lanbwirtbfchaftlichen Ab- 
theilung bes Botaniſchen Gartens herbeizuführen. Es 
hat ſich Herausgeftellt, daß biefe Verfuche nicht burdh- 
geführt werben konnten, weil namentlich; bie Sperlinge 
ohne dieſe Schugvorlage immer alle Berfuche Hintertrieben 
haben, und nun fol auf dieſe Weile alſo Schub geſucht 
werben. 

Etwas weiteres ift auch bei diefem Kapitel nicht zu 
erwähnen. Es wirb beantragt: 


„bei Kap. 62, Botanifcher Garten und bie Ber- 
juchöftationen zu Dresden und Tharandt, die 
Einnahmen mit 4250 M. nach ber Vorlage 2; 
genehmigen, die Ausgaben mit 69,200 M., 
darunter 2250 M. tranfitorifch, unter all 
der Eventualaufrüdungen, im übrigen nad 
Borlage zu bemwilligen.” 


Präfident: 


„Auch hier bejhließt wohl bie Kammer bem- 
gemäß?” 


Einftimmig. 


Berichterftatter Domherr bon Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Bei Kap. 63, Landwirtbfchaftliche Ver: 
fuchsftation zu Mödern, ift zu ben Erläuterungen ber 
Königl. Staatsregierung nicht? zu bemerken geweien. Ich 
beantrage, bei diefem Kapitel 

„die Einnahmen mit 15,150 M. nad) ber Bor- 
lage zu genehmigen, die Ausgaben mit 
62,800 M., unter Wegfall ber Eventualauf: 
rüdungen, im übrigen nach der Vorlage zu 
bemilligen.” 


Präfident: 
„Die Kammer tritt wohl aud Hier bei?" 
Einftimmig. 


Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Wir fommen zu Kap. 64. Bei Kap. 64 
ift in Tit. 1 die Einnahme um 17,000 M. erhöht nad 
ben legten Rechnungsergebniſſen; andrerjeit# fteht in 
ben Wusgaben unter Tit. 1 eine Mebrausgabe von 
17,963 M., und ba ift bie Ueberweifung zur Hälfte 
berjenigen Gehaltsbezüge eingeftellt, welche die an ben 
Kreishauptmannfhaften anzuftellenden Gewerberäthe er: 
halten follen; wie ich vorhin bemerkt habe, ſoll dieſes 
Kapitel zu ben Gehalten ber Gewerberäthe die Hälfte 
beitragen, und das find 15,263 M. Im übrigen ift der 
Gehalt für einen Affiftent mit durchſchnittlich 3000 M. 
zur Einftelung gelangt. In Bezug auf die übrigen 
Einftellungen ift auf die Erläuterungsfpalte zu, verweifen, 
und ich beantrage demgemäß: 


„bei Rap. 64, Aufficht über Gewerbe: ab Dampf: 
tefielanfagen, die Einnahmen mit 115,000 M. 
nach der Vorlage zu genehmigen, bie Ausgaben 
mit 255,400 M. unter Weg all der Eventual- 
aufrüdungen, im übrigen 2 ber Vorlage zu 
bemwilligen.* 


Präfident: 

„Tritt bie Kammer bier bei?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Faltenftein: Nun kommt Kap. 66A Oberaichungs: 
tommiffion und B Staatsaichämter. Zu dieſen Kapiteln 
geben die Erläuterungen vollftändige Begründung ber 


Heinen Veränderungen, welche ftattgefunben haben, und 
ich begnüge mich, den Antrag zu ftellen: 


„bei Rap. 66, 


A. — ———— die Einnahmen 
mit 700 M. n Vorlage zu gu hmigen, 
die Ausgaben en 8430 M., unter Wegfall der 
Eventualaufrüdung, im übrigen nad) der Bor: 
Tage zu bewilligen; 


. Staatsaichämter, die Einnahmen mit 110,600 
Mark nad) der Vorlage zu genehmigen, bie Aus: 


aben mit 110,600 M., unter Wegfall ber 
Eventualaufrüdungen, im übrigen nad) ber Bor: 
lage zu bewilligen.” 
PBräfident: 
„Die Kammer beſchließt wohl demgemäß?“ 
Einftimmig. 


1.8. 61. Sigung, 


am 3. Mai 1900. 651 
Berichterftatter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Kap. 67, Technifche Deputation. Auch 
bier babe ich irgend welche Bemerkungen an die Auf: 
ftellung nicht zu fnüpfen. Ich beantrage: - 
„bei Kap. 67, Techniſche Deputation, nad) ber 
Vorlage bie "Einnahmen mit 900 M. zu ge: 


nehmigen, die Ausgaben mit 15,100 M, darunter 
400 M. tranfitoriich, zu bewilligen. " 


Bräfident: 


„Beihließt die Kammer bei * 67 nach den 
Anträgen der Deputation?“ 
Einſtimmig. 

Berichterſtatter Domherr bon Trützſchler, Freiherr 
zum Fallkenſtein: Kap. 69, Statiſtiſches Bureau. Hier iſt 
ein Mehrerforderni von 41,960 M. poftulirt. Es find 
die. Einnahmen zwar um 2500 M. mehr eingeftellt, 
aber e3 ift im it. 2 zunächſt eine Mehrbefoldung von 
17,560 M. zur Einftelung gelangt, und es ift hierzu 
auch ausbrüdiich die Spezifilation in der Erläuterungs- 
ipalte gegeben. Es ift darauf hinzumweilen, daß bie 
namentlich in ber erheblichen Gejchäftsvermehrung be: 
gründete Neueinftellung drei neuer Sefretärftellen von je 
3000 M. allein jchon 9000 M. forbert, und daß ebenfo 
drei neue Bureauaffiftentenftelen mit burchichnittfich 
2000 M. eine Anforderung von 6000 M. begründen. 
Es ift zu bemerken, daß im übrigen auch bie übrigen 
Titel, die Mehrforderungen in Tit. 3 mit 14,000 M., 
in Tit. 5 mit 2400 M. und in Tit. 10 mit 7000 M. 
zumeift auf dem Aufwande beruhen, der durch bie in 
diefem Jahre wohl vorzunehmenbe Volkszählung, mit 
welcher eine Viehzählung verbunden werben ſoll, be- 
gründet wird. Ich habe zu beantragen: 

„bei Kap. 69, Statiftifches Bureau, die Ein: 
nahmen mit 14,000 M. nad ber Vorlage zu 
genehmigen, bie Ausgaben mit 206,410 M., 
darunter 18,500 M. tranſitoriſch, unter Wegfall 


ber Eventualaufrüdungen, im übrigen nach der 
Vorlage, zu bewilligen“. 


Präfident; 

„Die Kammer tritt auch wohl bier bei?* 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Fallenftein: Bei Kap. 71, Militärerfag und fonftige 
Angelegenheiten, in welchen bie erwachenden Koften aus 
Mititärkaffen nicht übertragbar find, und — wenn id 
das gleich hinzunehmen fann —, bei Kap. 72, Allgemeine 
Ausgaben bei bem Departement des Innern, ift eben jo 
wenig etwas zu bemerken und zu den Erläuterungen, bie 
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darüber gegeben find, etwas Hinzuzufügen. Die Depu- 

tation beantragt: 
„bei Kap. 71, Militärerfag- und fonftige Militär- 
angelegenheiten, in welchen bie erwachienden 
Koften aus Militärkaffen nicht übertragbar find, 
bie Ausgaben mit 80,000 M. nad) ber Vorlage 
zu bewilligen, und bei Kap. 72, Allgemeine Aus: 
gaben bei bem Departement des Innern, die Aus— 
gaben mit 15,000 M. nad) der Vorlage zu be— 
willigen, 

Präfident: 

„zritt die Kammer bei biejen legten beiden 
Rapiteln auch noch bei?“ 
Einftimmig. 

Es folgt nunmehr: „Bericht ber vierten Depu— 
tation über bie Betitionen bes Gemeinberaths 
zu Kemnig und Genoſſen, jowie bes Elbbade— 
befigers Sroegis in Meißen und Genoffen um 
Aufhebung ber ber Dresdner Düngererportgejell= 
jhaft erteilten Genehmigung zur Einlaffung 
von Fälalien in ben Elbſtrom.“ (Drudjache Nr. 227.) 


(Bergl. M.I1.8.S. 687 ff.) 


Berichterftatter Nittergutsbefiger Dr. vom Wächter: 
Die Großſtädte haben nach und nad) ſchon alles Mögliche 
verfucht, um die menjchlichen Abfallftoffe, die fich in 
ihnen anzubäufen drohen, los zu werden. In ber guten 
alten Beit war das fogenannte Tonnenfyftem gebräuchlich, 
wodurd die Abfuhr auf das Land ermöglicht und er: 
feichtert wurde, und die Stoffe ber Landwirthfchaft nuß- 
bar gemacht werben konnten. Später war das bei dem 
großen Wachsthume der Städte nicht mehr burchführbar, 
und die einzige Art und Weife, wie jet biefe Stoffe 
für die Landwirthſchaft nugbar gemacht werben können, 
find entweber bie Fabrikation von Boubrettes oder die An: 
legung von Riefelfeldern. Zu dieſen Riefelfeldern eignen 
fi aber bloß in ber Nähe ber Stadt befindliche, mög: 
fichft ebene Ländereien mit recht durchläſſigem Boden, 
ber fi zur Aufnahme von größeren Mengen Flüſſigleiten 
eignet und ber ebenjo auch wieder nad) Abſorption ber 
BDungftoffe das Waſſer durch Drainagen leicht abzugeben 
in der Lage ift. Derartige Wiefelfelder find in ber 
Hauptſache bei Berlin durchgeführt im großen und um: 
fafjen dort derzeit eine Fläche von 7614 ha Die ftaat- 
liche Auffichtsbehörbe über diefe Niefelfelder beanfprucht 
nämlich für je 250 Köpfe ber Stabtbevölferung minbeftens 
1 ha Rieſelland. Es wird aljo für eine große Stadt 
eine ganz enorme Fläche nöthig, um auf diefe Art und 
Weiſe bieje Abfallftoffe nupbar zu machen. Dazu ge 
eignete Flächen befinden ſich nun befanntlich in der Nähe 
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von Dresden nicht. Andere große Städte benutzen bie 
vorbeiftrömenben Flüſſe zum Einlafjen ber Fälalien, fo 
3 B. Leipzig und Münden. In Leipzig haben die Flüſſe 
jo geringes Gefälle und jo langfame Strömungen, daß 
darauf jehr bald fich große Webelftände im weiteren 
Flußlaufe Herausftellten, die dann bie Stabt nöthigten, 
foftipielige Kläranlagen einzurichten. Neuerdings, wie 
ich gehört habe, foll eine weitere Verarbeitung der feften 
abgelagerten Stoffe zu Poubrettes ins Auge gefaßt fein, 
von der fich die Stadt nicht unweſentliche Einnahmen 
verjpricht. München Hat feine Abfallftoffe in die far 
geleitet; zuerft entftand ein allgemeiner Schrei des Ent- 
jegens in den ftromabwärts gelegenen Ortjchaften, nament- 
(ih Freifing und Landshut, welche davon eine große 
Verunreinigung bed Stromes und erhebliche fanitäre 
Nachtheile befürchteten. Das ift jeboch nicht eingetroffen, 
trohdem das Syſtem bereits jeit fünf Jahren befteht; 
und es find die uriprünglich laut gewordenen Klagen, 
die hauptfählic in Befürchtungen beftanben, nicht wieber 
aufgetaucht. Dresben hat wenerdings auch micht mehr es 
möglih maden können, bie Abfallſtoffe an die Land- 
wirthichaft abzufegen. Die Dresdner Düngererport- 
geſellſchaft konnte bloß einen geringen Theil diejer Stoffe 
(08 werden unb bat fich deswegen gemöthigt gefehen, 
größere Theile berjelben der Elbe einzuverleiben. Diejes 
Hineinfhaffen der Fäkalien in die Elbe iſt allerdings 
auf eine fehr primitive Art bis jegt erfolgt, jo daß 
die Ortſchaften, welche elbabwärts von Dresden liegen, 
fih ſchon im vorigen Landtage mit Petitionen an bie 
Kammern gewendet haben, in. welchen fie die großen 
Uebelftände betonten, die ja auch bis auf einen, gewifjen 
Grad anerkannt werben mußten. Es find feitens ber 
hoben Kammern dieſe Petitionen der hohen Königl. Staats- 
regierung zur Kenntnißnahme gegeben worden. : Diejelben 
Ortſchaften und nod einige andere kommen aber jetzt 
wieder und behaupten, bie Uebelftände hätten ſich nur 
vermehrt. Es wären noch viel fchlimmere Zuftände ent- 
ftanden, und fie haben auf das bringendfte wieder um 
Abhũlfe gebeten. Es ift ja gewiß fatal, wenn bieje 
Stoffe, die für bie Landwirthfchaft unter Umftänden von 
großem Werthe fein könnten, durch das Hineinlaffen in 
die Flüſſe vollkommen nutzlos, ich darf wohl fo jagen, 
vergeudet und ber Landwirthſchaft entzogen werden; aber 
wo mit der fortjchreitenden Kultur das Wafjerklofet eine 
weitere Einführung erleidet, da werden bie Stoffe 
in einer folchen Verdünnung fortgefchafft, daß fie für die 
Landwirthihaft wenig Werth mehr haben. Und man 
fan doch die Kultur in diefer Hinfiht nicht einfchränten; 
fort müſſen bie Sachen, alſo bleibt ſchließlich als letztes 
Objekt der Fluß übrig. Es fommt nur darauf am, daß 
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die Sache berart geregelt und gehandhabt wird, daß das 
Flußwaffer möglichft wenig verunreinigt und diefe Stoffe 
nicht von nachtheiligen Folgen für die weiteren Anwohner 
werben mögen. Wir fünnen ja das fefte Vertrauen zu 
ber Stabt Dresden haben, daß fie die Mafnahmen, 
welche die Unſchädlichmachung biefer Stoffe in ber Elbe 
bezwecken, mögfichft raſch durchführen wird, ich meine da— 
mit die vollftänbige Durdführung ber Schwemmlanaliſa⸗ 
tion ober bie eventuelle Einrichtung des anderen Ver— 
fahrens vom ber Firma Lehmann und Neumaier in 
Zürich, welche beide Einrichtungen ich in bem fchriftlichen 
Berichte, ber fih in Ihrer aller Händen befindet, näher 
erörtert habe. Es wirb allerbing® bei bem beften Willen 
und bei dem energifchften Vorgehen ber Bertreter ber 
Stabt Dresden ficher noch zwei Jahre dauern, bis biefe 
Einrichtungen allgemein durchgeführt werden können; und 
bis dahin ift es doch wünfchenswerth, ja fogar dringend 
wünfchenswerth, daß bem Petenten für ihre gerechten Be— 
fchwerben eine gewifie Abhülfe zugefichert und auch durch 
geführt werde. Es Liefe fich das vielleicht dadurch ein- 
richten, wenn die hohe Staatsregierung etwas ftrenger 
als bisher auf ber Durchführung der Bedingungen be: 
ftehen wollte, welche fie feinerzeit der Dresbner Dünger: 
erportgefellichaft geftellt Hat, nämlich daß bloß flüffige 
Fakalien in die Elbe gefchüttet werben dürften und auch 
weiterhin der Anregung Folge gegeben wirb, welche in 
ber jenfeitigen Kammer gegeben wurbe, daß die Einleitung 
dieſer Stoffe möglichft nach der Mitte des Stromes zu 
gejchehen folle und nit am Ufer, wo bie Tangfame 
Strömung ein Hängenbleiben und langſames Hintreiben 
von elelhaften Beftandtheilen leider begünftigt. Im 
dieſem Sinne beantragt Ihre Deputation, bie Kammer 
wolle beichließen: 
„die Petitionen bes Gemeinderathes zu Kemnitz 
und Genofien, fowie bes Elbbadebeſitzers Kroegis 
in Meihen und Genoſſen ber Königl. Staats- 
regierung zur Erwägung zu überweilen und 
bie Petition ber Düngererportgejellichaft Am 
die Beichlußfafjung über die erfteren beiden 
Petitionen für erledigt zu erklären.” 


Präfident: Herr Oberbürgermeifter Beutler! 

Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Bentler: 
Meine hochgeehrten Herren! Wenn ich heute zum zweiten 
Male zur Vertretung BDresbner Imterefien das Wort 
ergreifen muß, jo kann ich Sie verfichern, baf es mir 
ſelbſt ſehr unſympathiſch ift, ich möchte Sie baher um 
Entjchulbigung bitten, daß ich es nicht vermeiden fann 
Ich Hoffe aber, daß Sie mir am Ende meiner Rede recht 
geben und fagen: er hat doch ſprechen müflen. Meine 
Herren! Ich danke der Deputation und beſonders bem 

1.8. (2. Abonnement.) 


Herrn Berichterftatter für bie durchaus fachgemäße und 
rubige, objektive Erörterung ber ganzen Angelegenheit, 
eine Behandlung, bie fie in anderen Kreifen nicht immer 
erfahren bat. Ich glaube verfichern zu können, daß ich 
mid, hier als Vertreter ber Stabt Dresben durchaus nicht 
als Angeklagter fühle ober als Vertreter jemanbes, ber 
fi im Unrechte befindet. Ich glaube jagen zu Können, 
daf die Stabt Dresden alles gethan hat, was in ihren 
Kräften fteht, um bie leidige Frage ber Befeitigung von 
Fälafien einem guten Ende zuzuführen. Daß das nicht 
fo raſch geht, Tiegt nicht in unferem Willen, fondern in 
der Natur der Sache ımb in ben unendlichen Schwierig- 
feiten, bie bie ganze Ungelegenheit bietet. Ein Stüd 
wären wir wahrfcheinlich fchon weiter, wenn nicht in der 
legten Verordnung von der Königl. Amtshauptmannſchaft 
Dresden: Reuftabt, als Strompolizeibehörbe, welche ſich 
grundſätzlich nicht unfreumblich zu der Frage der Schwemm⸗ 
tanalifation ftellt, zu viele Vorbehalte gemacht worden wären, 
fo daß es einer vorfichtigen und bie finanziellen Inter- 
efien ber Stadtgemeinde wahrenden Gemeinbevertretung 
unmöglich wurde, ohne weiteres, auf Grund biejer &e- 
nehmigung, vorwärts zu geben, benn bie Königl. Amts⸗ 
hauptmannſchaft als Strompolizeibehörbe behielt ſich 
nicht nur die Vermehrung der Vorſichtsmaßregeln, ſondern 
ausdrücklich auch den Widerruf des Einlaſſens ber Fä- 
kalien in bie Elbe überhaupt vor, fo daß wir nach Be- 
finden in ein ober zwei Jahren, wenn doch irgenb- 
welche Schwierigkeiten, die der Amtshauptmannfchaft 
als folche erfcheinen, entftanden wären, vor ber That- 
fache geftanden Hätten, daß alle bie Vorkehrungen, bie 
foftfpieligen Einrichtungen vergeblih wären; benn bie 
Königl. Amtshauptmannfhaft Hat fich ſchlank den Widerruf 
aller Einfafje von Fäkalien in die Elbe, alfo ber 
Schwemmlanalifation im allgemeinen vorbehalten. Der 
Math zu Dresden war deshalb genöthigt, auf Grund 
diefer Berorbnungen in Erwägungen einzutreten, wie 
von vornherein bie größtmögliche Sicherheit dafür ge: 
f&haffen würde, damit von diefen Vorbehalten des Wiber- 
rufes fein Gebrauch gemacht würde; und dieſe größt: 
möglichfte Sicherheit konnte nur darin beftehen, baß wir 
in Uebereinftimmung mit den Sachverſtändigen möglichft 
diejenigen Maßnahmen zu treffen beftrebt waren, melde 
febiglih den Einlaß von möglihft geflärtem, orybirtem, 
abgeflärtem Wafler zur Folge Haben. Alle dieſe Klär— 
anlagen, meine Herren, aber find Heutzutage noch ein 
fchwieriges Problem der mebizinifchen und hygieniſchen 
Wiſſenſchaft. 

Ich glaube behaupten zu können, daß dieſes Problem 
nirgends noch ganz befriedigend gelöſt worden iſt, nicht 
befriedigend insbeſondere da, wo, wie das auch in der 
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Berorbnung ber Königl. Amtshauptmannſchaft angebeutet 
ift, man mit Chemifalien klären will. Es bejtehen ſolche 
jehr ausgedehnte Anlagen beifpielsweije in Frankfurt 
und Wiesbaben. Ich glaube kaum, daß eine größere 
Anlage in Deutjchland befteht, die ich nicht fenne, ich 
vermag aljo einigermaßen aus Erfahrung zu reden, 
Uber, meine Herren, bort find die Schwierigkeiten durch 
diefe Anlage nur noch vergrößert worben deshalb, weil 
die Menge ber zu befeitigenden Stoffe nur vergrößert 
wird durch bie Sebimentirung der Maffen, durch bie 
Chemilalien, die dazu kommen, und weiter, daß durch 
bie Chemifalien die Fäkalien ſelbſt eine Menge geben, 
die landwirthſchaftlich überhaupt nicht mehr zu ver 
werthen ift, jo daß die Abfuhr biefer Menge viel 
größere Schwierigkeiten bereitet und viel foftjpieliger ift, 
als früher die Beſeitigung der Fälalien allein, 

Es ift neuerdings durch die Wiſſenſchaft ein anderes 
Berfahren entbedt worben, das jogenannte Orybations: 
verfahren — fürchten Sie nicht, daß ich Sie durch 
wiſſenſchaftliche Debuftionen, die mir ohnehin jelbft fern 
liegen, langweilen werde —; id fann nur verfichern, 
daß Verſuche in ausgebehntem Maße in England ge- 
macht worden find, die, wie mir verfichert worden ift, 
Erfolge gezeigt haben. Auf demjelben Prinzipe und 
bemjelben Grundſatze beruht ein anderes Verfahren, 
welches die Oxydation, d. 5. Scheidung ber flüffigen 
Beftandtheile und die Zurüdhaltung ber feſten Beſtand— 
theile in einem möglichft geringerem Maße Kerbeiführen 
fol, das fogenannte Lehmann: und Neumeierfche Ber: 
fahren; dieſes will aber nicht zentralifiren am Ende ber 
Schleuße, wo biejelbe in den Fluß kommt, jonbern in 
den Häufern jchon dieſe Oxydation und Reinigung 
herbeiführen. 

Der Rath der Stadt Dresden fteht nun vor ber 
Entſchließung, welches dieſer Verfahren gewählt werben 
jolle, und zwar unmittelbar vor berjelben in dem Sinne, 
baß wir noch im Laufe diefes Jahres uns jchlüffig 
maden werben. Dieje Entjchliegung wirb natürlich eine 
große Verantwortung uns und insbejondere auch ben 
mitbeftimmenden Faktoren bei ber Königl. Staatsregie- 
rung aufwälzen, und beshalb glaube ich wohl bie Bitte 
ausſprechen zu dürfen, daß man uns zu dieſer Ent- 
ſchließung die nöthige Ruhe und Zeit läßt. Ich kann 
nur verfihern, daß wir uns jelbft in ben allernächften 
Tagen bieje engliſche Einrichtung anfehen werben, und 
weiter mittheilen, baß wir das Lehmann & Neumeierjche 
Syftem auf unjere Koſten beziehentlich auf Koften dieſer 
Firma in der Stadt ſelbſt in großem Maßftabe aus: 
probiren wollen, nachdem es ſich bereits in Zürich nad 
allem, was ich gehört habe und unfere eigenen Sad: 
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verftänbigen, jehr gut. bewährt hat. Ich Hoffe aljo, daß 
wenn ber Landtag zum nächſten Male zufammentreten wird, 
wir einenerheblichen Schritt weiter fein werben, und darf nut 
zum Schluffe noch die Bitte an die Königl. Staatöregierung 
richten, daß fie auch ihrerjeits nicht allzu ſcharf in ber 
Ungelegenheit, das heißt nicht etwa ohne weiteres mit 
einem Verbot bes Einlaflens ber Fälalien in die Elbe 
vorgehe. Denn, meine Herren, bie Geftattung dieſes 
Einlafjens in die Elbe ift auch von ber Königl. Behörde 
erfolgt, und nicht etwa bloß, weil bie Fäkalien eben nicht 
anders zu bejeitigen waren, jonbern auf Grund ge: 
nauefter wifjenfchaftlicher Erwägungen, daß biefer Einlaß 
in die Elbe gänzlich unbedenklich jein würbe Es ift 
nachgewiejen worden, daß durchaus feine größere bes 
beutendbe Vermehrung ber fogenannten pathogenen Keime 
eine kurze Strede ſchon unterhalb eingetreten ift. Und 
wenn ich zugebe: fie ift nicht appetitlich, dieſe Art ber 
Bejeitigung, fie ift nicht ſchön, jo find doch thatjächliche 
wirkliche Bejchwerben, wirkliche Webelftände, wirkliche 
Benachtheiligungen der Geſundheit pofitiv nit nad: 
gewiejen, und beshalb, glaube ich, wird aud bie 
Königl. Staatsregierung mit aller Ruhe ber Frage ent- 
gegentreten, und wirb bie Stabt Tresben nicht zu einer 
Entſchließung und zur raſchen Erlebigung ber Frage 
etwa hindrängen. Ich hoffe, daß auch die Kammer fi 
dieſen WUusführungen freundlih gegenüberftellt, und 
wieberhole meinen Dant an ben Herrn Berichterftatter, 
ber in biefem Sinne wohl den Bericht gemeint hat. 


Präfident: Wünſcht der Herr Berichterftatter noch 
das Schlußwort? 


(Der Herr Berichterſtatter verzichtet.) 


Es wünſcht niemand weiter das Wort? — Herr 
Graf von Rer! 


Rammerherr Graf vom Merzgedtlig: Der geehrten 
Deputation ftimme ich darin volltommen bei, wenn fie 
ſich dahin ausfpricht, daß e# zu den fchwierigften Fragen 
ber Verwaltung in größeren Stäbten gehöre, bie Fälalien 
auf einem richtigen Wege zu befeitigen. Ich glaube, 
es ift jehr ſchwer, bier den richtigen Weg zu finden, 
und ich freue mich, daß der Herr Oberbürgermeifter 
foeben ausgefprochen Hat, daß die Stadt Dresben mit 
größtem Eifer darauf bedacht ift, biefem Uebelſtande 
in möglichjt kurzer Zeit zu begegnen. Nach allebem 
wie die Sache jept fteht und nach den Betitionen, welche 
darüber wiederholt eingegangen find, fcheint mir aller 
dings ber Lebelftand ein außerordentlich großer zu fein, 
und ber Zuſtand, ber fich dadurch herausgeftellt Hat, ift 
ein gerabezu unhaltbarer geworben. Es ift aljo bringenb 
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au wünſchen, daß wenigftens bis, zu ber Entſcheidung 
ber jtäbtiichen Wehörben, welche ja nad) den Worten 
bes Herrn Oberbürgermeifters jo fehr geförbert und be- 
ſchleunigt werben. joll al3 möglich, daß bis dahin jeben- 
falls mit, größter Strenge darauf gejehen werbe, daß 
bie Düngererportgejeljchaft ihren Verpflichtungen, welche 
fie nad bem Bertrage einzuhalten ‚hat, durchaus mad: 


fomme und wenigſtens die Beſeitigung ber fefteren |. 


Fälalien und bie. Zuführung berjelben in bie Elbe nicht 
ftattfinden Laffe, ſondern fich darauf. befchränte,. wie. e# 
auch im Vertrage gejagt ift, die flüffigen Abfälle dahin 
einzuleiten. 


Was num freilih die Forderung "einiger Stimmen |: 


der jenfeitigen Kammer betrifft, daß biefe Fälalien mög- 


lichft in die Mitte des Stromes — * würben, fo|. 


ſcheint mir das mechanisch anferprbentlich ſchwierig zu 
fein; ich wüßte nicht, wie e8 möglich fein follte, ohne 
eine Brüce, welche: mitten in ben Strom geführt wird, 
dies zu bewerfftelligen. Alſo ich glaube kaum, daß 
biefer Weg ausführbar fein wird. Wenn -ber ‚Herr 
Berichterftatter ein neues Verfahren in Zürich erwähnte, 
und daraus bie Folgerung zu ziehen ſchien, als wenn 
bie Fälalien auf dieje Weife wenigftens nicht zu land⸗ 
wirtbfchaftlihen Bweden verwendet werben können, jo 
muß ich bies lebhaft bedauern, und ich kann in dieſer 
Beziehung nur auf dem jchon früher eingenommenen 
Standpunkte ftehen bleiben, daß man nad) Kräften dahin 
ftreben müßte, die Fälalien möglichft zu landwirthſchaft⸗ 
lihen Bweden zu verwenden, und ich möchte daher 
dringend bitten, daß bie ftäbtijchen Behörden bei ihren 
Unterfuchungen in biefer Beziehung ſich die größte Mühe 
geben möchten, daß, wenn es irgend ausführbar ift, 
dieſe Fälalien fo hergerichtet und durch chemiſche Präparate 
bergeftellt würben, daß fie für lanbwirthichaftliche Zwecke 
nußbar gemacht werben könnten. Es würde dies ein 
großer Voriheil nicht bloß für die Landwirthichaft, 
fondern auch für die betreffende Stadt felbft fein, und 
ich glaube, bei dem großen Fortſchritte, welchen bie 
Chemie jetzt gemacht hat, dürfte e8 wohl nicht unmöglich 
erfcheinen, daß Mittel und Wege gefunden würden, bieje 
fefteren Stoffe jo zu präpariren, daß fie auch auf 
weitere Entfernungen fortgejchafft werben und zugleich 
eim ſehr wertvolles Düngemittel abgeben Tönnten. Es 
wäre bies ſehr erfreulich, wenn auf biefe Weile ber 
Bezug von fremden Düngemitteln — ih will nur auf 
Ehilifalpeter und Guano Hinmweifen — für bie beutfche 
Laudwirthſchaft erjpart oder wenigftens verringert würbe 
und fo Gelder, welche zu Millionen ind Ausland jegt 
wandern, bem Lande jelbft erhalten würben. Ich kann 
nur meine Freude darüber ausiprechen, daß bie geehrte 
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Deputation ihren Antrag in potenzirter Weiſe biesmal 
wieberholt hat, indem fie, während fie früher bie Petition 
zur Senntnignahme empfahl, fie jet zur Erwägung 
giebt. Ih Hoffe, daß dieſer Vorſchlag mit dazu 
beitragen wird, die Sache möglichſt bald günftig zu ent- 
ſcheiden. (Bravo!) | 

Prüfident: Ich fchließe die Debatte. — Ich frage: 

„ob bie. Kammer beſchließen, will, bie 

Petitionen des Gemeinderaths zu Kemnig und 

Genofjen, fowie des Elbbadebejigers Kroegis 

in Meißen und Genoffen der Königl Staats: 

tegierung zur Erwägung zu überweijen und 
„die Petition der Düngererportgefellichaft 
durh die Beſchlußfaſſung über bie erfteren 
beiden Petitionen für erledigt zu erflären?” 
Einftimmig. 

Ich bitte zum letzten Gegenftande überzugehen: 
„Antrag zum mündlihen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petitionen ber Dünger: 
erportgefellihaft zu Dresden und ber Land— 
wirthſchaftlichen Vereine zu Langebrück unb 
Lauſa um pachtweiſe Belaſſung ber fyälalien- 
niederlage in Klotzſche an die Düngerexport— 
geſellſchaft zu Dresden nach dem Jahre 1900 
und über die Gegenpetitionen des Gemeinde— 
raths zu Klotzſche und G. H. Schönert’s 
daſelbſt.“ (Druckſache Nr. 226.) 

(Bergl. M. U. K. 2. Bdo. ©. 1115 ff.) 


Berichterſtatter Rittergutsbeſitzer Dr. yon Wächter: 
Die Düngerexportgeſellſchaft hat die Bitte an bie Kammer 
gerichtet, fie möchte die Königl. Staatsregierung veran- 
laſſen, die pachtweife Ueberlafjung der Fälalienniederlage in 
Klotzſche noch nad) bem Jahre 1900- bis 1905 zu geneh- 
migen. Das Ureal, auf dem fich berzeit, diefe Fälalien- 
nieberlage befindet, ift feinerzeit vom Königl. Staatsfiskus 
verlauft worden mit dem Vorbehalte, an bem betreffenden 
Grundbuchfolium das Vorlaufsrecht ausüben zu bärfen. 
Im Jahre 1890, ald bie alte Düngererportgejellichaft zur 
Liquidirung fam, machte das Königl. Finanzminifterium 
dies Vorlaufsredht geltend. Um nun ber neuen Dünger- 
exportgeſellſchaft Beit und Gelegenheit zu bieten, eine 
geeignete andere Stelle als Fälaliennieberlage einzurichten, 
verlängerte dad Königl. Finanzminifterium den Pacht⸗ 
vertrag bis zum Ende bes Jahres 1900 mit dem aus⸗ 
brüdlichen Hinweife, daß dann biefe Anlage in Klogiche 
endgültig verfchwinben müfje. Auf verfchiebene von Seiten 
ber Gemeinde Klogiche an das Königl. Finanzminifterium 
gerichtete Eingaben hat basjelbe ber Gemeinde ben 
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beruhigenden Beſcheid ertheilt, daß man zwar zunächft 
geneigt gewejen fei, ben Vertrag nur kurze Beit zu ver: 
längern, aber bie Verlängerung bis zum Ende bes 
Jahres 1900 als eine endgültige anzufehen fei. Run hatte 
indeſſen ber Stabtrath in Dresden bie Sache in bie Hand 
genommen und fich auch fürbittend an das Finanzmini— 
fterium gewenbet, unb bies hatte fich bereit erklärt, dies 
Areal der Fälalienniederlage nod) vom Jahre 1900 ab auf 
drei Jahre ber Düngererportgefellihaft für bie jährfiche 
Summe von 6000 M. zu verpachten. Die Düngererport- 
gefellfchaft wies nun in einer Eingabe darauf Hin, daß 
fie bei einem fo hohen Pachtgelde zufegen müfje, bittet 
das Königl. Finanzminifterium, die Pachtſumme auf die 
Hälfte Herabzufegen und gleichzeitig ben Endtermin der 
Pachtzeit vom Ende bes Jahres 1903 auf Ende bes 
Jahres 1905 hinauszuſchieben, denn ba höre ohnehin ber 


Bertrag mit ber Stabt Dresden auf, weil bis dahin bie | ’ 


Schwenmlanalifationallerlängftensvolltommendurchgeführt 
fein würde, Das Finanzminifterium hat fich indeſſen damit 
nicht einverftanben erklärt, jondern hat fein urjprüngliches 
Angebot einfach zurücdgezogen und ber fich barüber beſchwe⸗ 
senden Düngererportgefellichaft geantwortet, es hätte ber 
Gemeinde Klogiche die Zuficherung gegeben, daß man num bei 
ber früheren Zuſage bleibe und dieſe Fäfalienniederlage in 
Klotzſche mit Ende des Jahres 1900 verfchwinden müfle. 
Die Düngererportgefellichaft erklärt, e8 wäre ihr gerade 
an biejer Niederlage ganz bejonbers viel gelegen, dieſe 
Niederlage diene hauptfächlih den Zwecken ber ums 
liegenden Landwirtbfchaft, und es haben auch bie Lanb- 
wirtbichaftlihen Vereine Langebrüd und Lauſa, welche 
Mitglieder in einer großen Anzahl umliegender Ortichaften 
befigen, Petitionen eingereicht, in denen fie im Intereſſe 
ber dortigen Landwirthichaft ausbrüdlich begründen, wie 
wichtig es fürfie ſei auf dieſe Artdieerleichterte Fäkalienzufuhr 
geftattetzuerhalten, und bitten umsyorterhaltungbieferRieber- 
lage in Klotzſche. Der Gemeinderath von Klotzſche dagegen 
hat eine Gegenpetition eingereicht und bittet dringend im 
Intereffe bes neu aufblühenden Ortes Klotzſche, welcher 
von Sommerfrifchlern und Leuten, bie fi) nad guter 
Luft jehnten, aufgeſucht würde, biefe Niederlage, die 
nit nur bie Luft, ſondern auch das Waſſer dort ver: 
pefte, und zu einer großen Kalamität für ben neu: 
aufblübenden Ortstheil gereiche, doch ja nich weiter zu 
geftatten und es bei dem alten Beſchluſſe des Königl. 
Finanzminifteriums bewenben zu laſſen. Meine Herren! 
Ihre Deputation kann fich nicht verhehlen, daf ber Ort 
Klohzſche und der Gemeinberath dortſelbſt ein großes 
Interefie baran haben, daß eine berartige Anftalt aus 
der ummittelbaren Nähe bes Ortes verfchwindet. Die 
Landwirte der Umgegend und die landwirthſchaftlichen 
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Vereine dort find ja in ber Lage, durch bie fo bebentenb 
herabgefegten Eiſenbahnfrachten für Fälalientransporte 
biefe Fäkalien auch fünftighin zu billigen Frachtſätzen zu be: 
ziehen und wie mir ein Mitglied unferer hohen Kammer, 
welches fi barin eingehend unterrichtet hat, verficherte, 
ift e8 mit gar feinem Geruche verbunden und läßt fi 
vollfommen ohne Beläftigung bewerfftelligen, Fälkalien 
and ben Staatsbahnwaggons in bie Fäſſer ber Lanb- 
wirthe überzupumpen und aud in diefen Fäfſern unter 
feftem Berfchluffe Streden weit zu transportiren. 

Bon dieſen Gefichtspunften aus beantragt Ihre 
Deputation, die hohe Kammer wolle in Uebereinftimmung 
mit ber Zweiten Sammer beichließen, 

„bie Petitionen ber Düngererportigejell 
Ze und ber —e— — ad 
ju Langebrüd und Lauſa auf ſich beruhen zu 
aſſen; die Petitionen bes Gemeinberathes zu 
Klotzſche und ©. H. Schönert's bafelbft hierdurch 
für erledigt zu erklären.“ 


Präfident: 
„Beichließt bie Kammer bemgemäß?” 
Einftimmig. 
Meine Herren! Ich beraume bie nächſte Sikung 
auf morgen freitag, mittags 12 Uhr an und fege auf bie 
Tagesordnung: 


1. Vortrag aus ber Regiftrande und Bejchlüfie 

auf die Eingänge. 

2, Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petition be Bahn: 
meifterd a. D. 8. H. Berger in Mobſchatz um 
Erhöhung feiner Benfion. (Druckſache Nr. 220.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petition beziehentlich Be: 
jchwerbe bes Fabriklanten Hermann Krumbholz 
in Mylau unb ber Geyer’ichen Erben, die Ge: 
währung einer höheren Entſchädigung für das 
ihnen für Eifenbahnzwede enteignete Areal be: 
treffend. (Drudjahe Nr. 221.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition des vormaligen 
Eifenbahnwagenrüder® Mar Hermann Karl 
Jariſch in Cotta, die Erhöhung feiner Rente 
betreffend. (Drudjahe Nr. 222.) 

Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition ber Uhrmacher: 
jwangdinnung zu Dresden um Unterfagung 
des Gutichein: (Hybra- und Schneeball-) Un: 


= 


— 


a 
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weiens im Uhren: ıc. Handel. (Drudjade Zur Mitvollziefung bes Protokolls lade ich ein 
Nr. 229.) Herrn Geh. Kommerzienrath Naumann und Herrn Ober- 
. Antrag zum münbfichen Berichte der vierten ſchent Graf von Ginfiebel, 

Deputation über bie Petition bes Weinbergs- Der Herr Protokollführer ift bereit, das Protofoll 
befiger® E.Nade in Naunborf und Genoffen | zu verlefen. 


jez} 


um Bermittelung der Aufhebung bes Neichs- Geſchieht) 
geſetzes über die Vertilgung der Reblaus für Hat jemand gegen das Protokoll etwas einzu⸗ 
Sachſen. (Druckſache Nr. 230.) wenden? — Cs ift nicht ber Fall. 

7. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten Ich erfläre dasfelbe für genehmigt und ſchließe bie 


Deputation über die Petition bes E. F. Möhler | öffentliche Sigung. 
in Altmittweiba, die Tollwut ber Hunde be- , j j 
treffend. (Drudjache Nr. 231.) (Schluß ber Sigung 2 Uhr 35 Min. nachmittags.) 


1.8. (2. Übounement.) 120 


Für die Mebaltion verantwortlich: Der Vorſtand des Königlichen Stenographifchen Inftituts 
i. B. Profeffior Eduarb Oppermann. — Rebakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Behte Abfenbung zur Po: am 10. Mai 1900. 


Mittheilungen 
über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Sammer. 
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Zweinndfechzigfte öffentliche Sitzung 
der Erſten Hammer 
am 4. Mai 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entſchuldigung. — Borlefung und Genehmigung ber Stän- 
bifhen Schrift auf das Königl. Dekret Nr. 9. — Re 
giftranbenvortrag Nr. 1311—1322. — Anträge zu ben 
mündlichen Berichten der vierten Deputation über: a) die 
Petition bes Bahnmeifters a. D. K. H. Berger in Mob: 
ſchatz um Erhöhung feiner Penſion; b) die Petition 
beziehentlich Beſchwerde bes Fabrifanten Hermann Krumb⸗ 


holz in Mylau und ber Geyer'ſchen Erben, die Gewährung | 


einer höheren Entihäbigung für das ihnen für Eijen- 
babnzmwede enteignete Areal betr.; e) bie Petition bes 
bormaligen Eifenbahnwagenrüders Mar Hermann Karl 
Jariſch in Cotta, die Erhöhung feiner Rente betr.; 
d) die Petition der Uhrmacherzwangsinnung zu Dresden 
um Unterfagung bes Gutſchein- (Hybra» und Schnee: 
ball) Unwefens im Uhren ıc. Handel; e) bie Petition 
bes Weinbergäbefiperd E. Nade in Naundorf und Ge- 
nofjen um Bermittelung der Aufhebung bes Reichögefehes 
uber die Bertilgung der Reblaus für Sachſen, und f) An: 
trag zum mündlichen Berichte der vierten Deputation über 
bie Petition des E. F. Möhler in Ultmittweida, die Toll: 
wuth ber Hunde betr. — Feitjegung ber Beit und Tages: 
ordnung für die nächſte Sigung. — Borlefung und Ge— 
nehmigung bes Protofolls über bie Heutige Sigung. 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath, Dr. Graf von Könneritz, Excellenz. 
Am Miniftertifche: 

Die Herren Regierungsfommifjare Geh. Rath Dr. 
Bobel, Geh. Regierungsrath Dr. Rofcher, Geh. Finanz: 
rath von Seybewig und Oberfinanzrath Elterich. 
Andweſend 36 Kammermitglieber. 

1.8. (8. Abonnement.) 


Dresden, am 4. Mai 


Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung 

Entſchuldigt hat ſich für heute Erlaucht Graf von 
Schönburg. 

Es erfolgt der Vortrag einer Ständiſchen Schrift 
über das Königl. Dekret Nr. 9, einen Nachtrag zu bem orbent- 
lihen Staatshaushaltsetat für die Periode 1898/99 be- 
treffend, dur Herrn Kammerherrn Freiherrn von Find 
an Stelle des Herrn Oberbürgermeifter Dr. Trönblin. 


(Gefchieht durch Kammerherrn Freiherrn von Find) 


Die vorliegende Ständifche Schrift hat in ber Zweiten 

Kammer vorſchriftsmäßig ausgelegen. 
Hat jemand gegen bie verlefene Ständiſche Schrift 
etwas einzuwenden? — 8 ift nicht ber all Ich er- 
Häre diefelbe für genehmigt. E3 wird dieſelbe nunmehr 
zum Mbgange zu bringen fein. 

Den Vortrag aus ber Regiftrande hat gleichfalls 
Herr Sekretär Freiherr von Find. 

(Nr. 1311.) Bericht der dritten Deputation über 
Dekret Nr. 20, den Bericht über bie — der 
Landesbrandverſicherungsanſtalt in den Jahren 1897 und 
1898 betr. 

(Rr.1312.) Antrag zum mündlichen Berichte der 


vierten Deputation über die Petition des Gemeinderaths 
zu Nieberfriebersborf, eine Wegeftreitigfeit betr. 

F 1313.) arg mc über die Petition beziehent: 
fi Beichwerbe bes Gemeindevorftehers Zieſch in Stroh⸗ 
fhüß, Jagbverpachtung betr. 

(Rr.1314.) Deögleihen über bie Petition des Ge: 
meinderaths zu Copitz um Aufhebung beziehentlich Aende⸗ 
rung der —5* in 8 8c des Geſetzes vom 12. De⸗ 
jem er 1885 über die Aufbringung bes Bebarfs für 

irhen und Schulen. 

Nr.1315.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Dekret Nr. 34, bie Koften- 
ordnung für Rechtsanwälte und Notare betr. " 


Präfident: Die Nr. 1311 bis Nr. 1314 kommen auf 
eine Tagesorbnung, Nr. 1315 an bie erfte Deputation. 
121 
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(Nr. 1316.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Dekret Nr. 29, den Entwurf eines Enteignungs: 
gejeges für das Königreich Sachſen betr. 

Präfident: Desgleihen an bie erfte Deputation. 


(Nr. 1317.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 53 bes auferorbentlichen Etats, Herftellung 
eines Rangirbahnhofs bei Hilbersdorf ıc, betr. 


(Nr. 1318.) Desgleichen, betreffend Schlußberathun 
über Tit.54 Ddesjelben Etats, bie Erbauung Be 
triebselektrizitätswerles für die WBahnhofsanlagen in 
Chemnitz betr. 


(Rr. 1319.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 102 besfelben Etats, bie Erweiterung bes 
Hafens in Rieſa ıc. betr. 


Prüfldent: Die drei Nummern kommen an bie 
zweite Deputation. 

(Nr. 1320.) Petition des emeritirten Lehrers Ebert 
in Leipzig um Benfionserhöhung. 

(Nr. 1321.) Beichwerde bes Albin Arno Baldauf in 
Pulsnitz, einen Mechtöftreit betr. 

Prüfident: Beide Nummern an bie vierte Depu- 
tation. 

(Nr.1322.) Bericht ber erften Deputation über 


Dekret Nr. 3, den Entwurf eines allgemeinen Baugeſetzes 
für das Königreich Sachſen betr. 


Präfident: Kommt auf eine Tagesordnung. 


Wir gehen über zum zweiten Gegenftand: „Antrag 
zum mündlichen Berichte der vierten Deputation 
über die Betition des Bahnmeifters a. D. 
K. H. Berger in Mobſchatz um Erhöhung feiner 
Benfion.” (Drudjahe Nr. 220.) 


(Berge. M. I.K. 2. Bo. S. 1495.) 


Dad Wort hat der Herr Berichterftatter Bürger: 
meifter Wiliſch. 


Berichterftatter Bürgermeifter Wiliſch: Meine hoch— 
geehrten Herren! Der frühere Bahnmeifter K. H. Berger 
in Mobſchatz ift am 1. Juli 1897 wegen förperlicher 
Leiden in den Ruheſtand verjegt worden. Er ftand 
damals, da er am 3. Februar 1846 geboren ift, im 
52. Lebensjahre; er wurde nad feinen Angaben am 
16. Sept. 1869 bei ber Staatseifenbahmverwaltung an: 
geftellt und hatte ſorach bei jeiner Penfionirung eine 
Dienftzeit von nahezu 23 Dienftjahren Hinter fi. Er 
bezog feit dem 1. Jan. 1896, zu welcher Beit ihm bie 
Staatsdienereigenfchaft beigelegt wurde, einen Jahres- 
gehalt von 2460 M. Seine Penfion ift auf 1895 M. 
feftgeftellt worben, wobei ihm neben ber Beit, während 
welcher er ber Unterftügungslafje der Staatseiſenbahn⸗ 
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verwaltung angehört hat, aud) feine Militärdienftjahre 
vom 18. Lebensjahre an als penfionsberechtigte Dienft- 
zeit in Anrechnung gebracht worden find. Berger ift 
nun aber außergewöhnlich frühzeitig, fchon im, Alter-von 
16 Jahren, in ben aftiven Militärbienft getreten, und 
er erhebt deshalb den Anſpruch, daß ihm bie Militär: 
dienftzeit bi8 zum vollendeten 17. Jahre in Anrechnung 
gebracht werde, in welchem Falle feine Penfion, wie er 
angiebt, um 1 Prozent feines Gehaltes — bas ift um 
24,60 M. — fid) pro Jahr erhöhen würde. Mit biefem 
Unfpruche ift er inbeflen im Auguſt 1897. von ber 
Königl. Generaldireltion im Auftrage des Königl. Finanz: 
minifteriums abgewiefen worden. Die Ausnahme: 
beftimmung in $ 3, Biffer 2 bes Gefeges vom 5. März 
1894, auf welche fich Berger bezog, und nach welcher 
bie vor erfülltem 17. Lebensjahre abgeleiftetete Militär: 
bienftzeit unter gewiffen Vorausjegungen in ber That 
als penfionsfähige Dienftzeit mit anzurechnen ift, ift 
nämlih nur auf diejenigen 3. 8. der Bekanntmachung 
des Gejeges vom 5. März 1874 im ivilftaatsbienfte 
bereits angeftellt geweſenen Eivilftaatsdiener anzuwenden, 
welchen auf Grund ber burd) dieſes Geſetz aufgehobenen 
Beftimmungen in 8 23, Abſatz 4 bes Gefehes vom 
7. März 1835 die Anrechnung ber Militärbienftzeit, wie 
folde im Militärabfchiede ausgebrüdt ift, zugeftanden 
worden war. 

Ihr Liegt Tebiglih bie Abſicht zu Grunde, biefe 
Diener, wenn ſich die Berechnung ber Milttärbienft- 
zeit nad $ 33 bes Zber Geſetzes günftiger geftaltet, als 
fie die Beftimmung in 8 2 des 74er Gefehes vorjchreibt, 
durch die letzterwähnte Beftimmung nicht ungünftiger zu 
ftellen als früher, aljo in den erworbenen Rechten nicht 
zu ſchmälern. Da nun aber bem Berger bie Anrechnung 
ber Militärbienftzeit nach der aufgehobenen Beftimmung 
in & 33 Abſatz 4 bed Geſetzes vom 7. März 1885 nicht 
zugefichert worben ift, weil er zur Beit der Belannt- 
machung bes Geiches vom 5. März 1874 noch nicht 
Staat3diener gewefen war, fo ift bei ihm bie Boraus- 
jeßung zur Anwendung der Ausnahmebeftimmungen in 
8 3 Biffer 2 des Gejehes vom 5. März 1874 nicht 
gegeben. Seine Militärdienftzeit konnte deshalb gemäß 
$ 2 bes genannten Gefeges nur vom Beginne des acht⸗ 
zehnten Lebensjahres am gerechnet werben. Das ift num 
auch, wie fchon erwähnt wurde, feinerzeit gejchehen. 
Sein Gefuch, mit dem Berger fich gegenwärtig noch an 
die Stände gewandt hat, findet ſonach im Geſetze eine 
Begründung; auch fonft liegt, da Berger bei feinem 
Dienft: und Lebensalter eine verhältnifmäßig hohe 
Penfion bezieht, 77 Prozent feines Gehaltes, wohl fein 
Grund vor, der eine Ausnahme bei Anrechnung bes ge: 


u  ———————— 


dachten Militärdienftjahres angezeigt erfcheinen Tiehe. 
Inn Hebereinftimmung mit dem von ber Zweiten Sammer 
in der Sigung vom 9. April d. J. gefaßten Beſchluſſe 
habe ich beshalb namens Ihrer vierten Deputation zu 
beantragen, die Betition Bergers auf ſich beruhen 
zu Taffen. 


BPräfident: 

„Die Kammer bejhließt demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Buntt 3 der Tagesorbnung: „Antrag zum münd— 
lihen Berichte ber vierten Deputation über bie 
Petition beziehentlih Befhwerbe des Fabrifanten 
Hermann Krumbholz in Mylau und der Geyer’jchen 
Erben, die Gewährung einer höheren Ent: 
{häbigung für das ihnen für Eijenbahnzwede 
enteignete Areal betreffend.” (Druckſache Nr. 221.) 


(Bergl. M.11.8.2.8d.S. 1115.) 


Berichterftatter Bürgermeifter Willich: Der Fabrifant 
Hermann Krumbholz in Mylau wendet fich zugleich in 
Bertretung und im Namen der unmünbdigen Kinder bes 
verftorbenen Grundftüdsbefigers Richard Geyer daſelbſt 
bejchwerbeführend an die Ständeverfjammlung mit bem 
Antrage, ihm zu einer höheren Entſchädigung für das 
Areal zu verhelfen, welches vom Staate fiskus zum 

Bahnbau der Linie Reichenbach: Mylau erpropriirt worden 

ift. Es Handelt fi um die zur Bahnhofsanlage in 
Mylau verwendeten Parzellen Nr. 384 für Mylau und 
Nr. 365, 37, 38, 39a für Ober-Mylau, welde zu- 
jammen 229,48 a umfafien. Krumbholz und Geyer 
haben biejes Areal im Jahre 1889 für 40,824 M.29 Pf. 
erworben. Erhalten haben biejelben auf Grund bes 
Erpropriationsverfahrens, das in die Jahre 1892,93 
fällt, beziehentlich auf Grund bes Nachentſchädigungs— 
verfahrens, das im Jahre 1898 ftattgefunden hat, eine 
Geſammtentſchädigung von 68,978 M. 51 Pf., das find 
28,154 M. 22 Pf. mehr als der Ankaufspreis betrug. 
Außerdem find ihnen noch im Laufe bes Verfahrens 
über 5000 M. Binjen nad) 5 Prozent der ausgeworfenen 
Taxſummen gewährt worben. 

Diefe Summen blieben indeffen, jo behauptet 
Krumbholz, Hinter dem Werthe des Areals um ungefähr 
40,000 M. zurüd, indem er ſich zum Beweiſe bafür 
daranf bezieht, daß bei einem anderen noch weiter von 
der Stabt Mylau entfernt gelegenen Grundftüde ber 
Duabdratmeter mit 5M., das ift ungefähr das Doppelte 
bes Preifes für das erpropriirte Krumbholz'ſche Grund: 
ftüd, bezahlt worben ſei, wenn auch allerdings erft im 
Jahre 1897 und. ſonach vier Jahre nad ber Enteignung 
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bes Areals zum Bahnbaue Er nimmt bann weiter 
Bezug auf ein Gutachten des Maurermeifterd Bucher 
und bes Bimmermeifters Pöſchel in Mylau, das dieſe 
Herren im September 1896 abgegeben haben. Es heißt 
dort wörtlich fo: „Der Preis der Mylauer Baugrund: 
ftüde habe vor dem Bahnbaue bei weniger günftiger 
Lage als das Krumbholz'ſche Areal von 3,50 bis 5 M. 
pro qm ſich bewegt, für das lehtere würbe jeboch ein 
befferer Preis bezahlt worden fein. Heute — fie meinen 
damit September 1896 — lägen die Saden ganz anders, 
Für entferntere Grundftüde bezahle man gern 5 M. 
pro qm, während in der Nähe ber bebauten Grunbftüde 
fi der Preis zwiſchen 8 bis 12 M. pro qm bewege, 
und es bürfte auch bei biefem Preife das betreffende 
Grundftüd noch den Vorzug Haben.” 

Da'dem Beichwerbeführer im ganzen nur 2,76 M. 
pro. qm gewährt werben fonnten nad) dem Gutachten 
ber Sadjverftändigen, fo erhellt wohl zur Genüge, daß 
im Bergleihswege beziehentlih in einem weiteren vers 
waltungsrechtlichen Verfahren zu einer Befriedigung ber 
Unfprüche des Beichwerbeführers nicht zu gelangen fein 
bürfte, 

Das Erpropriationsverfahren ift orbnungsgemäß 
abgejegt und giebt zu Ausftellungen in formeller Hin- 
ficht keinerlei Anlaß. Krumbholz ift in allen Inſtanzen 
mit feinen weitergehenden Anfprüchen abgewiefen und 
zuletzt mittels Verordnung bes Königl. Minifteriums bes 
Innern vom 5. Juni 1899 dahin beſchieden worden, daß 
feine Entjhädigungsangelegenheit für ben Berwaltungss 
weg als endgültig erledigt anzufehen fei, es bleibe aber 
dem Bejchwerbeführer nad $ 31 der Verfaffungsurfunde 
und nad 8 6 bes Geſetzes vom 3, Juli 1835 un— 
benommen, wegen feiner höheren Entfhäbigungsforderung 
gegen den Staatsfisfus als Unternehmer ber Bahnanlage 
noch den Rechtöweg zu betreten. 

Die Zweite Kammer, von deren Beſchwerde- und 
Betitionsbeputation hierüber ein fehr umfänglicher aften- 
mäßiger fchriftlicher Bericht erftattet worben ift, hat auf 
Grund besjelben in ihrer Sitzung vom 20. März b. J. 
die Betition beziehentlich Beichwerbe bes Krumbholz und 
Genoſſen auf fich beruhen laſſen. Auch Ihre Deputation 
bat die Ueberzeugung gewonnen, baß ben Forderungen 
des Beſchwerdeführers im Verwaltungswege nicht Be: 
friebigung verfchafft werben könne, ihm vielmehr über- 
fafien werben müffe, diefelben im georbneten Rechtswege 
geltend zu machen, dafern und foweit er fid) mit ben» 
felben fortzufommen getraue. Sie beantragt demgemäß, 
die Petition beziehentlich Beſchwerde bes Fabrilanten 
Hermann” Krumbholz in Mylau und Genoffen auf fid 
beruhen zu laffen. 

121* 
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Präfibent: 
„Beſchließt die Kammer bemgemäß?” 
Einftimmig. 
Wir kommen zu Punkt 4: „Antrag zum münd— 
fihen Berichte ber vierten Deputation über bie 
Petition bes vormaligen Eifenbahnwagenrüders 


Mar Hermann Karl Jariſch in Cotta, die Er- 
böhungfeinerfentebetreffendb.” (DrudjaheNr.222.) 


(Bergl. M.II.R.2.Bd. ©.1493 f.) 


Berichterftatter Bürgermeifter Wiliſch: Der frühere 
Wagenrüder Mar Hermann Karl Jariſch in Cotta bei 
Dresden Hat zu Ende Mai 1896, bis zu welcher Zeit 
er nahezu drei Jahre lang an ber Sächſiſchen Staats: 
eifenbahnverwaltung beſchäftigt worben ift, wegen völliger 
Erblindung den Eifenbahndienft aufgeben müflen. Er 
behauptete, das Wugenliht ganz plößlih buch eine 
Erkältung verloren zu Haben und erhob deshalb Anſpruch 
auf Gewährung einer Unfallrente, ift aber mit diefem 
Anſpruche im fhiebsgerichtlihen Verfahren auf Grund 
ärztlicher Beugniffe, melde bie Erblindung durch eine 
einmalige Erkältung im Dienfte beziehentlich durch einen 
Unfall im Sinne bes Unfallverfiherungsgefepes vom 
6. Juli 1884 verneinte, in allen Inftanzen abgewiefen 
worben. Auch aus ber Penſionskaſſe für bie Arbeiter ber 
Sächſiſchen Staatseifenbaßnverwaltung, in beren Ab— 
theilung BJariſcham 15.Oftober1894 aufgenommen worben 
war, ift ihm nichts gewährt worben, weil nad) $ 41 ber 
Satzungen biefer Penſionskaſſe ein Anfprud auf Renten: 
zufhuß nur begründet ift, wenn der Betreffende ber in 
Trage ftehenden Kaffenabtheilung mindeftens zehn Jahre 
als Mitglied angehört, was bei Jarifch nicht der Fall 
war, ober wenn die Ermwerbsunfähigfeit als die Folge 
einer Krankheit anzufehen ift, welche das Mitglied fich 
bei oder aus Anlaß feiner dienftlihen Beihäftigung 
zugezogen hat, eine Vorausſetzung, bie der Kaſſenvorſtand 
bezüglich der Erblindung bes Jarifch verneint Hat. 

Aus diefen Gründen erhielt Jariſch nur Invaliden: 
rente zugeſprochen. Da aber dieſe Rente, welde er 
vom 15. Juni 1896 ab in Höhe von 132,60 M. jähr- 
lich bezieht, jehr niedrig ift und Jariſch fich im Dienfte 
tabellos geführt hatte, jo find ihm von ber Eifenbahn: 
verwaltung neben einmaligen Zuwendungen von 75 M. 
und 40 M. zur Beihaffung eines Mufikinftrumentes 
(Harmonifa) aus freien Stüden jährlih 168 M. zu: 
gelegt worden, jo daß er jährlih 300 M. fefte Rente 
erhält. 

Aber auch biefe Summe erweift fich bei ber großen 
Hülfsbebürftigkeit bes Petenten, und da auch feine Ehe: 
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frau kränklich ift und wenig oder nicht# verdienen fann, 
als unzureichend, weshalb die Königl. Staatsregierung 
im Falle einer Befürwortung bes Geſuchs durch beibe 
Kammern fich geneigt erflärt Hat, ausnahmsweife bie 
Rente bes Jariſch, jeboh nur auf bie Dauer eines 
wirflihen Bebürfniffes, um einen angemeffenen Betrag, 
etwa 100 M. jährlich, zu erhöhen. Die hohe Zweite 
Kammer Hat Hierauf im ihrer Sitzung vom 9, Upril be: 
ſchloſſen, das Geſuch bes Jariſch im diefem Sinne ber 
Königl. Staatsregierung zur Kenntnißnahme zu über: 
weilen, fie hat aber dabei ausdrüdlich anerfannt, daß 
von Seiten ber Staatseifenbahnverwaltung vollſtändig 
forreft verfahren worden fei und daß ein Rechtsanſpruch 
bes Jarifh auf eine höhere Rente nicht beftehe. Ihre 
Deputation, meine Herren, ift diefer Anficht beigetreten 
und empfiehlt unter dieſen Umſtänden Beitritt zu dem 
Beichluffe der Bweiten Kammer und beantragt dem— 
gemäß, bie Petition ber Königl. Staatsregierung zur 
Renntnißnahme zu überweiſen. 


Präfident: 
„Tritt die Kammer dem Antrage ber Depu— 
tation bei?“ 


Einftimmig. 


Bir gehen über zum fünften Gegenftande: „An 
trag zum mündlichen Berichte ber vierten Depu= 
tation über bie Petition der Uhrmacherzwangs— 
innung zu Dresden um Unterfagung bes Gut: 
ſchein- (Hydra- und Schneeball:) Unmwefens im 
Uhren ıc. Handel.” (Drudjahe Nr. 229.) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler: 
Meine hochgeehrten Herren! Der Vertrieb ber jogenannten 
Gutſcheine oder Hydra-, Schneeballfoupons ähnelt jehr 
ben früher vielfach, allerdings nur für wohlthätige Zwecke, 
unternommenen Schneeballfolletten, übertragen auf bas 
Gebiet des Vertriebes gewiſſer Waarengattungen. Diefe 
Art des Waarenvertriebes ift nachgerabe zu einer ge: 
ihäftlihen Landplage geworden. Der Beunrubigung, 
welde infolge beffen das gewerbliche Leben, in gegen: 
wärtigem alle bas Uhrmachergewerbe erfaßt hat, giebt 
bie vorliegende Petition bes Vorſtandes ber Uhrmacher: 
jwangsinnung zu Dresden und bes Vorſtandes bes 
Unterverbanbes ber Uhrmacher bes Königreiches Sachſen 
berebten Ausbrud, über welche ich namens ber vierten 
Deputation zu berichten Babe. Es Heißt in ber Pe: 
tition: 

„Im Innungsbezirle wird biefer Gutſcheinſchwindel 
in Potſchappel vom Uhrmacher Albin Gläfer und in 
Dresden vom Uhrmacher Oslar Weife und Heinrich 
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eg betrieben. Bon erfterem feien namentlich die 
rte Plauen, Löbtau, Cotta und die weitere Um— 
gebung, ja fogar das Stabtgebiet Dresden bis zum 
Ürfenale mit diefen Hydrakoupons überfät; ebenio fei 
bie Ausbreitung von Seiten des Uhrmachers Weiſe 
eine ganz bebeutenbe. ee ift, jo fährt bie Pe- 
tition fort, daß auf dieſe Weiſe bereit3 eine große 
geht von Uhren in das Publikum, namentlih in 
rbeiterfreife, geworfen wurde, und daß zumeift ges 
rabe die Uhrmacher, die auf die Mrbeiterkreife an: 
gewiefen find, in er Exiſtenz ernftlich bedroht werben; 
ebenjo wie die Käufer der Antheilſcheine zu ihrem 
Schaden erft zu ſpät den Betrug entdeden, denn ent: 
weber erhalten dieſe nur —— Waare oder gar 
feine, weil fie bie ihnen vom Lieferanten beim Löſen 
bes Gutjcheines mit aufgedrungenen Koupons zum 
Theil nicht vertreiben können und fie die Waare nur 
dann erhalten, wenn ber Lieferant für jedes biefer 
Koupons wieder einen Gutichein mit einer beftimmten 
Anzahl Koupons abgejegt hat. Die Petenten bitten 
nun, daß dieſem Unweſen ein Ende gemacht und ber 
Gutſchein⸗ —— Hydra⸗- oder Gella⸗) Koupons⸗ 
handel im Königreiche Sachſen verboten werde.“ 


Meine hochgeehrten Herren! Nach den von der 
Deputation angeſtellten Ermittelungen hat das Gutſchein— 
unweſen in der That in weitgehender Weiſe überhand— 
genommen. Es ſind nicht bloß Uhren, ſondern eben— 
ſoſehr Fahrräder, Nähmaſchinen, photographiſche Appa— 
rate, Zigarren, Stahlwaaren, welche auf dieſe Weiſe 
vertrieben werben. In Tauſenden von Proſpeklen ver: 
kündet ein Fahrradhändler, daß man fich bei ihm auf 
biefe Weife ein Hochelegantes Fahrrad für 7 M. ver: 
ſchaffen könne, ein Uhrenhändler, der namentlich in ber 
nördlichen Lauſitz fein Wefen treibt, nachdem vor nicht 
zu langer Zeit erft das Konfursverfahren über fein Ber: 
mögen beenbet ift, bietet auf dieſe Weife filberne Re- 
montoiruhren mit Golbboublötkette, ober eine lange Damen: 
uhrlette (Double), oder eine ſehr ftarfe filberne Damen: 
remontoiruhr, oder zwei Stüd filberne Herrenremontoir: 
ubren mit gefeglichem Stempel für nur eine Marl an, 
ein Braunfchweiger Zigarrenverfandhaus 100 hochfeine 
Bigarren im Werthe von 7 M. für 25 Pfennige, eine 
Stahlwaarenfabrif in Gräfrath> Solingen Stahlwaaren 
im Werthe von 5 M. für eine Marf ꝛc. Das Verfahren 
ergiebt fi) aus ben Proſpekten. Bei dem Fahrrad: 
vertriebe z. B. geftaltet fi das Verfahren folgender: 
maßen. Man fauft einen Gutjchein für 7 M.; gegen 
Einfenbung bes Gutjcheines und Einzahlung von 28 M. 
erhält man von dem Unternehmer einen Berechtigungs- 
ſchein mit vier anhängenden Gutfcheinen à 7 M., die 
man weiter verkauft, jo daß man auf biefe Weife bie 
verausgabten 28 M. wieber erhält. Jeder Käufer 
‚ eines Gutſcheines Hat dann basjelbe zu thun, wie 


ih, nämlich fich bei bem Unternehmer einen Berechti— 
gungsſchein mit vier anhängenden Gutſcheinen zu löfen, 
und fobalb das gejchehen ift, erhalte ich das betreffende 
Fahrrad. Vorausfegung für die Erlangung bed Fahrrades 
für mid) ift alfo, daß ich erftens einen Gutichein für 
TM. löſe, zweitens daß ich einen mit vier Gutfcheinen 
verfehenen Berechtigungsihein für 4x7 M.=28 M. 
erwerbe und brittens, daß auf Grund jedes dieſer vier 
Gutſcheine wieder je ein Berechtigungsſchein mit je vier 
Gutſcheinen à 7 M, alſo vier Berechtigungsfcheine mit 
je vier Gutſcheinen gelöſt, alſo 4x4%x7=112 M. an 
den Unternehmer eingeſendet werden. Der Händler muß 
alſo erft im Beſitze von 7+28+112—=147 M. fein, 
die er im voraus erhalten hat, ehe er das Fahrrad an 
mich abgiebt. So wie ich, hat nun ein jeber zu ver— 
fahren, der auf biefe Weife ein Fahrrad von bem Unter: 
nehmer erlangen will. Bringt num, meine hochgeehrten 
Herren, ber Käufer des Gutſcheins die mit dem Berechti— 
gungsicheine verfehenen, ihm vom Unternehmer über: 
fandten vier Gutſcheine, fäuflih an andere unter, was 
ihm in ben Proſpelten dringend angerathen wird, und 
haben biefe Perfonen fi) wieberum auf Grund ihrer 
Gutſcheine Berechtigungsſcheine bei dem Fahrradhändler 
erworben, jo Hat mich der Erwerb eines Fahrrades in 
der That nur 7 M. gefoftet, während die anderen 140 M. 
zur Erfüllung des Kaufpreiſes von denjenigen Berfonen 
bezahlt worben find, welde von mir mit Gutjcheinen be— 
glüdt worden find. Auf biefe Weife Haben mir bie 
fegteren in ber That zu einem billigen Fahrrade ver: 
hoffen, fie jelbft aber müfjen, um ohne Schaben aus ber 
Sache Herauszufommen, fi bemühen, ihre vier Gut— 
fcheine an den Mann zu bringen. Daß nım für bie 
jenigen, welche ſolche Berechtigungsicheine erwerben, fchon 
in ganz furzer Zeit gar feine Möglichkeit mehr beftehen 
fann, bie daran hängenden Gutfcheine unterzubringen, 
beweift ein einfaches Recenerempel. Wenn man z.B. 
annimmt, e3 wären mit jebem Berechtigungsfcheine fünf 
Gutſcheine verbunden, die von dem Guticheininhaber 
wieber abgefegt werben müfjen, fo erhält jeder ber fünf 
Sutfcheinfäufer wiederum einen Berechtigungsichein mit 
fünf Gutſcheinen, das find nun 25, in ber dritten Serie 
find es ſchon 5%x25—125, die vierte ergiebt mit bem 
bereitö ansgegebenen 5+25+125 = 155: 780, bie fünfte 
3900, bie jechfte 19,000, die achte 470,000, bie zehnte 
ſchon nahezu 12 Millionen ꝛc. 


(Heiterfeit.) 


Meine Hochgeehrten Herren! Es jteht nun ganz 
außer Zweifel, daß dieſe Art bes gewerblichen Hanbels 
zu den größten Bedenken Anlaß geben muß. Bmwar 
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glaubt wohl niemand, daß ed dem Händler darum zu 
tun ſei, im menfchenfreundlicher Abfiht ein Fahrrad 
für 7 M. oder eine goldene Remontoiruhr für 1 M. 
zu verſchenken; in dieſer Beziehung wird wohl niemand 
von dem Fahrradhändler ober bem Uhrenhändler getäufcht 
werben; man fieht vielmehr fogleih, daß der betreffende 
Händler es darauf abgefehen hat, Bertreter, Reiſende, 
Agenten fih zu jparen und diejenigen aus dem Publikum, 
bie fich verloden laffen, Gutſcheine fi zu kaufen, auf 
die bequemfte Weije als feine unbezahlten Agenten für 
feinen Fahrrad- beziehentlich Uhrenhandel auszunutzen. 
Aber das ganze Geſchäftsgebaren iſt ein unredliches 
und gemeinſchädliches, weit entfernt von Treu und 
Glauben. Man fann es vergleichen mit ben Abzahlungs— 
geihäften, aber mit dem Unterjchied, daß die ſämmtlichen 
Abzahlungen pränumerando geleiftet werben und baf 
das Publikum die von dem Händler ihm beigebracdhten 
Geſchäftskniffe feldft ausübt, um andere für fich zahlen 
zu laſſen. Die Unfiherbeit ber dem Säufer 
angepriefenen Vortheile, die Unvermeidlichleit von 
Berluften für die Käufer der Gutfcheine und ber Um— 
ftand, daß dem Verkäufer ungerechtfertigte Vortheile zu: 
fließen, fpringt in die Augen; bie vorherige Befichtigung 
und Prüfung ber Preiswürdigfeit der Waare ift bem 
Erwerber des Gutjcheines nicht möglich; eine Sicherheit 
dafür, daß der Händler in ber Lage ift, allen, welche 
dur Leiftung ber erften Zahlung ein Anrecht auf bie 
Erwerbung bes betreffenden Gegenftandes erworben 
haben, die Waare doch ſchließlich zu liefern, befteht nicht. 
Die dem Gutjheinverfahren charakteriftiiche progreifive 
Häufung der Intereffenten erfchwert die Realifirung und 
macht fie jchließlich unmöglich, denn nicht alle Inhaber 
erhalten für ihre Zahlungen Waare, weil alsbald ber 
Fall eintritt, daß es ihnen nicht mehr möglich ift, Gut: 
{heine an den Mann zu bringen, und weil die Gut: 
jcheine nur ein Jahr fang Gültigkeit behalten. Wenigftens 
bei zweien ber gedachten Gejhäftsunternehmungen 
ergiebt fih ganz Mar, daß die Berechtigungs:- 
ſcheine nur ein Jahr gelten, und zwar ift ed auf bem 
einen Proſpekte jelbft verlautbart, während bei bem 
anderen ber Händler ſich gehütet hat, bie auf ben 
Proſpelt zu jchreiben, ſondern bloß gebrudt hat auf bie 
Berehtigungsicheine, die ich erft erhalte, wenn ich be: 
reitd? mit 7 Mark ben erjten Gutſchein gelöft Habe. 
Das für die Berehtigungs- und Gutfcheine bem Händler 
anzahlungsweile zugefloffene Geld wird aud nicht baar 
zurüdgewährt, ſondern er erbietet fich, dafür Waaren zu 
liefern. Nun ift e8 ja ganz Mar, wenn ich für ein 
Fahrrad 7 M. angezahlt Habe und dann bie Gutſcheine 
nicht weiter vertreiben will oder lann, daß es mir daran 
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fehr liegen wird, die 7 M. vom Unternehmer wieber 
zu erhalten. Aber er giebt fie nicht Heraus, fonbern 
verlangt, daß ich Waare von ihm nehme. Die Waare 
des Fahrrabhändfers befteht aber doch nur in Fahr— 
ädern. Utenfilien für die Fahrrabbedienung im Werihe 
der geringen Anzahlung kann ich nicht brauchen, da ich 
ein Fahrrad doch eben nicht Habe. Ich werde mich aljo 
doch bequemen müffen, ba ich nicht mehr Neigung habe, 
für ben Hänbferals Agent thätigzufein, aus meiner Taſche bei 
jenem Hänbfer ein Fahrrad zu erwerben. Die Deputation 
glaubt alfo, in diefem Gutjcheinvertrieb aud eine bas 
ehrliche Gewerbe arg beunruhigende Ausbeutung des 
Publikums erbliden zu müſſen, die aud) vom ethifchen 
Standpunkte aus deshalb bedenklich ift, weil ein immer 
ſich fteigernder Theil des Publikums nicht allein in das 
Netz der Hydrafoupons vermwidelt, fondern auch verleitet 
und angereizt wird, die Gejchäftsfniffe und das Raffi— 
nement des Händler feinerjeit? auszuführen, um zu 
feinem Gelbe zu kommen, d. h., um die geleiftete Ab— 
zahlung von anderen wieber für ſich einzutreiben. Es 
bejteht weiter die große Gefahr, daß das Land zum 
Schaden des ehrlichen Gewerbes mit minberwerthigen 
| Waaren überfhwemmt wird. Der berzeitige Stanb ber 
Geſetzgebung, meine hochgeehrten Herren, läßt nun aber 
‚eine Beitrafung eines jo gearteten Gewerbebeiriebes als 
ſolchen nicht zu. Die Petenten berufen ſich zwar auf 
die Beftimmung in $ 56 ff. ber Reichsgewerbeordnung. 
Diefer Paragraph unterfagt in Biffer 3 nur ben Ber- 
fauf von Gold» und Silberwaaren und Tafchenuhren im 
Umherziehen, und $ 42a, weldjer auf ben $ 56 Bezug 
nimmt, betrifft lediglih das FFeilbieten von Haus zu 
Haus, ift alfo für die Verfendung von Guticheinen nicht 
anwendbar. Im Grofherzogthume Baden Haben das 
Bezirksamt Säcdingen und Eonftanz am Bobdenfee unter 
dem 1. März 1900 Belanntmachungen erlaflen, welche 
folgendermaßen fchließen: 

„Durch dieſes Geihäftsgebahren werben unjere 
einheimischen Gewerbetreibenden in jchwerfter Weiſe 
geihädigt und für das Bublifum fann durch die jehr 
oft entftehende Schwierigkeit, die verlangten Bedingungen 
zu erfüllen, auch Schaden erwachlen, abgeiehen von 
der wahren Landplage, bie durch dieſes Maffenangebot 
von Koupons entftanden ift. 

Da der derzeitige Stand ber Geſetzgebung ein 
Verbot, bez. eine Beſtrafung eines derartigen Gewerbe: 
betriebes nicht zuläßt, fönnen wir aus ben oben an- 
geführten Gründen, aljo insbeſondere im Intereſſe 
unferer badiſchen Geſchäftsleute das Bublifum nur ein 
dringlich vor dem Anfauf und Weitervertrieb biejer 
Hybdrafoupons warnen.‘ 


In der Schweiz ift dieſes Verkaufsſyſtem in ber 
neueren Zeit nad) den im ber deutſchen Uhrmacherzeitung 
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abgebrudten Deittheilungen ber Zeitung La Federation 
Horlogöre in Chaur-be Fonds in allen Kantonsregierungen 
verboten worden. In unferem engeren Baterlande haben 
zunächſt die Hanbeld- und Gemwerbefammern zu Bittau 
und Dresben ſich der Ungelegenheit jehr wohlmwollend 
angenommen. Ürftere bat fich für eine in die Blätter 
zu bringende Notiz entichieden, welche aufklären joll; 
legtere, die Handels- und Gewerbefammer zu Dresden, 
bat folgenden Beſchluß gefaßt: 


„I. das Königl, Minifterium des Innern zu erjuchen, 
in ſolchen Fällen ftrafendb einzufchreiten, wo auf 
Grund ber beftehenden Geſetzgebung ($ 288 bes 
Strafgeſetzbuches) ein Strafverfahren Erfolg ver- 
fpridht, im übrigen aber, daf die Staatsbehörben 

angewieſen werben, al&bald die Bevöllerung über 
den —— unter Hinweis auf die Schäden, 
die den Abnehmern der Waarenbezugsſcheine drohen, 
—— aufzuklären und zur Borficht beim Antaufe 
jolher Scheine zu mahnen; 


2. fofern feitens der Staatsbehörben ein Vorgehen in 
diefem Sinne wiber Erwarten abgelehnt werben 
follte, die Warnungen feitend der Kammer jelbit zu 
erlafjen.” 

Bei ber Wichtigkeit ber Sache, meine hochgeehrten 
Herren, bat Ihre Deputation beichloffen, die Meinung 
der Königl. Stantöregierung in der Sache zu erfunben, 
und die Königl. Staatsregierung Hat folgendes erflärt: 


„Die Minifterien des Innern und ber Juſtiz, 
welche betreffö des Bertriebes von Fahrrädern, Uhren, 
und anderen Waaren mittel fogenannter Gutjcheine 
miteinander in Vernehmen getreten find, ſtimmen darin 
überein, daß bieje Form des Vertriebes, insbejondere 
für Minderbemittelte und Unerfahrene jehr verführeriich 
ift, daß fie die Gutſcheinkäufer bei zunehmendem Abſatze 
in fteigendem Maße der Gefahr einer Mebervortheilung 
ausfegt und den auf ſolche Lockmittel verzichtenden 
Verkäufern gleichartiger Waaren ſchweren Eintrag 
thut, daß aber die geltende Gejehgebung feine Hanb- 
babe barbietet, um dieſes Treiben zu unterbrüden. 

Bon amtlihen oder nichtamtlichen Warnungen 
durch die Preſſe ift ein durchgreifender Erfolg nicht 
- erhoffen. Mithin ift nach ber Anſicht beider 

inifterien eine geſetzgeberiſche Maßregel erforberlich, 
um dem auffommenden Unwejen wirljam entgegen- 
zutreten. 

Der Erlaf eines mit Strafandrohung verfehenen 
Verbotes des Guticheinhandels kann, weil es ſich bei 
dieſer u a er ur um ein von ber Reichsgeſetzgebung 
ergriffenes gebiet Handelt, nur im Wege ber 
Reichsgeſetzgebung erfolgen”. 


Meine hochgeehrten Herren! Ihre Deputation be- 
ſcheidet fich Hierbei unb muß leider zugeben, daß e3 zur 
Beit an einer gefeglichen Handhabe fehlt, um unferer 
Staatäregierung bie Möglichkeit zu geben, ein Verbot 
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des Gutſchkinunweſens mit Strafandrohung auszubringen, 
fowie daß die gefegliche Bafis für ein folches Werbot 
Reichsſache ift. Denn wenn auch anderwärts im Deutichen 
Reiche, wie ich vorhin darzulegen mir erlaubt habe, in 
jehr anerfennenswerther Fürſorge für das einheimifche 
Gewerbe und die Imbuftrie Werbote oder vielmehr 
Warnungen gegen jenes Unwejen erlaflen find, fo find 
biefes eben nur von Unterbehörden unternommene Ver: 
fuche, von denen wir nicht wiſſen, ob der Richter bei 
einer Enticheidung fie rejpeftiren kann. 

Wenn nun aber ein Gejchäftsgebahren, durch welches 
unfere einheimijchen Gewerbetreibenben in ſchwerſter Weije 
geſchädigt werben und aud das Publikum Schädigungen 
außgefegt wird, in der von ben Petenten gewünſchten 
Weiſe nad) dem Stande ber Gejepgebung nicht unter: 
bunden werben kann, jo haben wir doch zur Stönigl. 
Staatsregierung das Vertrauen, daß fie diefem Unweſen 
ihre fortgefegte Aufmerkſamkeit zuwenden werde, etwaige 
Auswüchſe, welche ein ftrafbares Gebahren in ſich ſchließen, 
mit der ganzen Strenge des Gejehes befämpfen und im 
Bunbesrathe thunlichſt ihren Einfluß für Schaffung einer 
reichögejeglihen Handhabe gegen das Gutſcheinunweſen 
geltend machen werde, um das Uebel an ber Wurzel zu 
treffen. Anlaß Hierzu dürfte gegeben fein durch die gegen 
bas Gutſchein- und Hydra-⸗Koupon-Unweſen gerichtete, 
baldige Abhülfe erbittende, dem Neichälanzler vorliegende 
Eingabe des Borftandes des Deutichen Uhrmacherbunbes, 
welchem rund 4000 deutſche Uhrmacher angehören. 

In biefem Sinne beantragt Ihre Deputation, bie 
Petition der Königl. Staatsregierung zur Kenntnißnahme 
zu überweifen. Die Königl. Staatsregierung wirb ſich 
ben Dank des Gewerbeftandes gewiß erringen, wenn es 
ihr gelingen follte, in biefem Sinne für das ehrliche, 
ſchwer bedrängte Gewerbe mit Erfolg einzutreten. 


Bräfident: Zum Worte gemelbet Hat ſich Herr Geh. 


Kommerzienrath Naumann. 


Geh. Kommerzienrath Raumann; Meine hochgeehrten 
Herren! Ich bedauere Iebhaft, daß die Königl. Staats- 
regierung nicht in der Lage ift, im Geſetzeswege gegen 
dieſes Unweſen etwas. zu thun, und ich ſchließe mich den 
Worten bes Herrn Berichterftatter8 an und hege bie Er- 
wartung, daß bie Weisheit ber Königl. Staatsregierung 
jehr ſchnell die Mittel und Wege finden wird, die dazu 
führen, daß unfer reeller Handwerler- und Handelsſtand 
nicht durch ein ſolches Unweſen weiter geſchädigt wird. 

Us die Mbzahlungsgeihäfte in Deutfchland in 
Schwung kamen, als bie Schäden biefer Abzahlungs- 
geichäfte fich fortgefegt bemerkbar machten und als bie 
Preſſe ſich biefer Angelegenheit annahm, Hat die Neichs- 
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regierung jehr ſchnell ein Geſetz zuftande gebtadht, wo: 
nach biejenigen, die Waaren auf Abzahlung nahmen, 
gegen ben Verkäufer geſchützt werben barin, daß fie einen 
Theil der angezahlten Gelder wieber zurüdbelommen, 
falls das Abzahlungsgefchäft zulegt nicht vollftändig per- 
fett geworben ift, d.h. falls Sie nicht in der Lage waren, 
die Abzahlungen regelmäßig zu leiften, und der Ber- 
fäufer feine Waare wieder zurüdnimmt. Hier liegt bie 
Sache no jchlimmer. Hier müfjen die Leute ihr Geld 
vorweg jemand anvertrauen gegen ein Stüd Papier, 
nit gegen Waare, Sie wifjen gar nicht, was fie für 
Waaren befommen, und wenn ber Betreffende zu ber 
Beit, wo die Waare fällig ift, nicht mehr eriftirt, wenn 
er Konkurs gemacht bat, dann ſitzen bie Vertrauens- 
feligen alle mit ihren Senntniffen ba und Haben ihr 
Geld verloren. 

Ich meine, es müßte ber Königl. Staatsregierung 
doch gelingen, vom Stanbpunfte des Geſetzes aus in 
biefer Sache etwas zu thun. Entweder müßten bie Gut- 
fcheinverfäufer bei einer Behörde ein Depot Hinterlegen, 
das ber Größe ber Gejchäfte, bie fie gemacht haben, ent- 
ſpricht, damit wenigftens für diejenigen eine Sicherheit 
geboten wird, bie ihnen ihre Gelder anvertraut haben, 
oder fie müßten nachweijen, daß fie überhaupt die Waare 
befigen. Ich glaube gar nicht, daß fie die Waare, bie 
fie gegen Gutfchein verfaufen, überhaupt befigen, jondern 
daß fie fih in dem Augenblide, wo bie Waare fällig 
wirb, dieſe irgend woher erft laufen, während fie bie 
Anzahlungen von denen, bie nicht alle werben, längſt 
ſchon eingeftedt haben. 

Ih bin der feften Ueberzeugung, daß die Königl. 
Staatsregierung in ber Lage ift, wenn nicht im Lanbes- 
gejehgebungsmwege, fo doch im Reichsgeſehzgebungswege 
ſehr bald Abhülfe zu ſchaffen, und ich bitte darum. 


Präfident: Es wünjht niemand mehr das Wort. — 


„Die Kammer tritt den Anträgen ber Depu: 
tation 'bei?* 
Einftimmig. 

Es folgt nunmehr der vorletzte Gegenftand: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber vierten Deputation 
über die Petition des Weinbergsbefigers E. Nacke 
in Naundorf und Genoffen um Vermittelung ber 
Aufhebung bes Reichsgeſetzes über die Bertil- 
gung der Reblaus für Sachſen.“ (Druckſache Rr.230.) 


(Berge. M. 11.8.2. 8b. 830 ff.) 


Berichterftatter Mittergutsbefiger Dr. von Wächter: 
‚Die Weinbergsbefiger €. Nacke in Naunborf und Ge 
noſſen wenden fich am ben Landtag mit ber Witte, bei 


der Königl. Staatsregierung den Antrag zu ftellen, bie: 
felbe wolle bei dem Bunbesrathe bie Aufhebung des 
Gejeges zur Vertilgung der Reblaus für ben Bezirf 
bes Königreich! Sachſen beantragen. 

Diefe Petition wird damit begründet, daß ein großer 
Theil des Lößniger Weinbaues durch die Ausrottung ge 
funder Stöde, welche das Reblausgeſetz vorfchreibt, ver- 
nichtet worden fei, und wenn biefes Geſetz noch länger 
durchgeführt werbe, jo ſei die Zeit nicht mehr fern, wo 
der Weinbau aus den Lößniger Bergen verſchwunden jei. 
In anderen Gegenden Deutichlands, am Rheine, an ber 
Mofel, gewinne ber Weinbau von Jahr zu Jahr mehr 
Ausdehnung, neue Weinberge würben dort angelegt, 
währenddem in Sachſen viele ber beften und fruchtbarften 
Weinberge durch die Ausführung bes Neblausgefehes 
unmieberbringlich ausgerottet worben feien. Für bie in 
der Lößnitz ſchon feit vielen Jahrhunderten betriebene 
Weinbergsfultur gebe es feinen gleichwerthigen Erjap. 
Die Weingärtner würden nad Yusrottung der Weinberge 
volllommen ruinirt, und es gehe für bie Gegenb das 
Kulturgewächs verloren, welches der Lößnitz ihren eigen- 
artigen Charakter verleihe. Wenn bad Reblausgejeg für 
Sachſen aufgehoben würde, fo feien die Weinbergsbefiper 
in der Lage, ſich gegen bie Reblaus ſelbſt zu jchügen, 
und zwar dadurch, daß fie bie jegt angebauten deutſchen 
Reben durch amerikanische Rebjortenerfegten und auf dieſeſdie 
ebleren Reben verebelten, ba die Reblaus nachweislich an 
ben Wurzeln der amerilanifchen Reben keine Angriffs 
punfte finde, wie auch ein ähnliches Verfahren in Defter- 
reich und Frankreich mit dem größten Erfolge eingeführt 
worben ſei. 

Sie bitten daher, e8 möchten bie bisher angewandten 
Methoden ber Reblausvernichtung, welche nur dem Wein- 
baue ben Untergang brädten, aufgehoben werben und 
biefe Maßregeln fünftighin eingeftellt werben. 

Darauf hat ber Vertreter ber Königl. Staatsregierung 
erflärt, die Regierung ſei nicht in der Lage, biejer 
Petition nachzulommen. Es handele fi um ein Reiche: 
gejeß, welches für das ganze Neichägebiet erlaffen fei, 
und die Gründe, welche in der Petition angeführt werben, 
würben jchwerlich als fo ſchwerwiegend angefehen werben 
fönnen, daß deshalb dieſes Geſetz für Sachſen allein 
außer Kraft gejegt werbe. 

Nah $3 dieſes Reichsgeſetzes fei ed dem einzelnen 
Zanoesregierungen überlaffen, bie Mittel zur Verhinderung 
ber Verbreitung des Infekte feftzufegen. Es feien aber 
auch zugleih bie Mittel zur Auswahl in dieſen Para- 
graphen angegeben, welche Hauptjächlih zur Anwendung 
gelangen follen. Das Minifterium des Innern habe 
zunächſt das Abhauen der Neben über ber Erboberfläde 


und fpäter das Aushauen berjelben unter Verwendung 
von Schwefeltohlenjtoff und Betroleum angeordnet. Es jei 
das Königl. Minifterium ſchon von jelbft darauf gefommen, 
im Vergleich mit Preußen mildere Mafregeln zugulajien, 
infofern es ſchon geringere Quantitäten des Schwefel: 
fohlenftoffes beziehentlich des Petroleums, fowie ſchmälere 
Schutzgürtel geftattet hat. Was endlich bie von den 
Bittftelern beffagte Abnahme des Weinbaues in Sachſen 
im Vergleiche zu den Rhein: und Mofelgeländen betrifft, 
fo ift darauf hingewiefen, daß dort am Nheine und an 
der Mofel die Zunahme des Weinbaues theils aus der 
größeren Sorgfalt, welche die Weinbergsbefiger dieſem 
Erwerbözweige zumwenbeten, theils auch aus ber befieren 
Beichaffenheit der bort erzeugten Weine fich erfläre, 
während man hier zu Lande insbefonbere bie vorgefchriebene, 
rechtzeitige Anzeige des Auftretens der Meblaus offen- 
bar in den meiften Fällen unterlafien habe, wodurch bie 
Verſeuchung fo lange fortichritte, bis fie eben nicht mehr 
zu verbergen gewefen fei; bann wäre natürlich bie Aus: 
rottung und Vernichtung in viel größerem Umfange 
nöthig geworben, ald wenn rechtzeitig die Anzeigen er: 
folgt feien. Dieje Ausführungen hatten nach Anficht 
Ihrer Deputation auch die volle Berechtigung, und es 

beantragt deshalb die Deputation: 
„die hohe Kammer wolle beſchließen, die Pe- 
. tition bes Weinbergsbefigers E. Nade in Naun: 
dorf und Genofien um Vermittelung ber Auf: 
bebung bes Wim über die  Bertifgung 
der Reblaus für Sachſen auf ſich beruhen zu 

laſſen.“ 

Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Das Wort 
bat der Herr Königl. Kommiffar Geh. Rath; Dr. Vodel. 


Königl. Kommifjar Minifterialdireftor Geh. Nath 
Dr. Bodel: Meine hochgeehrten Herren! Zur Ergänzung 
bes Schluffes der Erklärung, die feitens der Regierung 
gegenüber ber Bejchwerbe: und Petitionsdeputation der 
Bweiten Kammer abgegeben worden ift, geftatten Sie 
mir kurz folgendes zu bemerken. Inzwiſchen alſo feit 
ber bezeichueten Erklärung ift eine Mittheilung an 
das Minifterium des Innern gelangt, nad) welcher ber 
Herr Reichslanzler die von ihm früher ausgeſprochenen 
und gehegten Bedenken gegen das Aufgeben des Aus— 
rottungsverfahrens innerhalb des Königreichs Sachen, 
ber preußifchen Provinz Sachſen und des Großherzog: 
thums Weimar nicht mehr gelten lafjen will, jofern nur 
Maßnahmen getroffen werben, bie geeignet find, Die 
preißzugebenden Gebiete vollftändig fernzuhalten, voll- 
ftändig abzufperren von denjenigen Gebieten, in welchen 
das Yusrottungsverfahren noch fortgejegt werben fol, 
Ein Abfperrungsfyftem für Sachſen einzuführen, ift um 

L.®. (2. Abonnement.) 
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beswillen nicht nothwendig, weil das ſächſiſche Weinbau⸗ 
gebiet als ein völlig ifolirtes bezeichnet werben fann; 
dagegen würben fich notwendig machen folgende Maf- 
nahmen: vor allen Dingen die fortgefegte Ueberwachung 
der Nebpflange, tann das Ausrotten der bereit dem 
Abfterben nahegebrachten Stöde, dann die Anwendung 
des fogenannten Kulturalverfahrens rücfichtlich derjenigen 
Stöde, die erfranft find, aber noch erhalten werben 
fünnen, und die möglichſte Förderung der Einführung 
neuer Kulturarten auf demjenigen Seuchegebieten, bie 
fi) Hierzu eignen. Demgemäß werden bie erforderlichen 
Verordnungen ergehen. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — Id 
frage die Kammer: 


„ob fie dem Antrage der Deputation, wie 
berjelbe ſoeben berichtet worben ift, beitritt?” 
Einftimmig. 

Ih erſuche den Herrn Berichterftatter fortzufahren 
und zum legten Gegenftande überzugehen: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber vierten Deputation 
über die Petition bes E. F. Möhler in Altmitt- 
weida, bie ZTollwuth ber Hunde betreffend.” 
(Drudjahe Nr. 231.) 


(Vergl. M.II.8.2. Bd. S. 1507 ff.) 


Berichterftatter Rittergutsbefiger Dr. von Wächter: 
€. F. Möhler in Altmittweida Hat eine Petition ein- 
gereicht, worin er ben Landtag bittet, zur Steuerung ber 
Tollwuth der Hunde in Sachen, wo bekanntlich unter 
ben deutſchen Bundesstaaten dieſelbe am allerhäufigften 
auftrete, möglichft bald die Hohe Staatsregierung an— 
zugehen, fie möge eine Verordnung erlaffen, dahin gehend, 
daß alle nicht zur Zucht taugenden Hunde faftrirt werben 
müßten. Die Petition befchäftigt fich ziemlich eingehend 
mit diefem Gegenftanbe; ich glaube aber faum, ba es 
nöthig jein wird, vor der hohen Sammer die Details 
näher zu berühren. Ich will mich darauf beichränten, 
mitzutheilen, daß der Herr Geh. Rath Dr. Siedamgrotzki in 
einer ſehr interefjanten Mittheilung darauf hingewiejen 
Hat, daß bieje Petition offenbar von veralteten, aus 
früheren Jahrhunderten ftammenden Anfichten ausgehe, 
daß aber neuerdings wiſſenſchaftlich vollkommen feftgeftellt 
jei, daß die Tollwuth der Hunde rein auf Infektionen, 
auf Anftekungen von Individuum zu Individuum berube 
und fid) ausſchließlich dadurch fortpflanze. Ein Beweis 
fei, daß eine größere Unzahl Länder volllommen frei von 
ber Tollwuth lange Jahre, theilweife auch bis jebt, ge: 
blieben fei; fo feien Auftralien, Neu-Seeland, die Azoren 
bisher ganz frei geblieben; Baden und Württemberg fei 
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feit 1888 frei von biefer Seuche gewejen. Amerika war 
bis zur Mitte des vorigen Jahrhundert? ganz frei von 
ber Tollwuth und verfeuchte erft, nachdem in Weftindien 
1748, in Norbamerifa 1768 und in Sübamerifa 1803 
ber erfte Wuthanfall eingefchleppt worben fe. Im 
übrigen ſei bie Tollwuth ber Hunde im Königreiche 
Sadjen in ber Abnahme begriffen; während in bem 
ſtark verfeuchten Jahre 1898 die Zahl der Wuthanfälle 
bei Hunden 178 betrug, weift bas abgelaufene Jahr nur 
113 auf. Da biefe Abnahme auch von Quartal zu 
Duartal ftetig fteigt, fo fteht zu erhoffen, daß auch ohne 
biefe Gewaltmaßregeln bie Einbämmung ber Wuth zu 
erreichen fein wird, wenn allenthalben Behörben und 
Publikum bie Durhführung ber Unterbrüdungsmaßregeln 
unterftügen. Ihre Deputation beantragt auf Grund 
biefer Erflärung, bie vorliegende Petition auf ſich be: 
ruhen zu laſſen. 


„Die Kammer tritt auch Hier dem Antrage ber 
Deputation bei?* 

Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Schluffe ber Tages- 
ordnung angelangt. ch beraume bie nächſte Sitzung 
auf morgen, Sonnabend, vormittag 11 Uhr an und ſetze 
auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beichlüffe auf 
bie Eingänge, 

2, Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 16 bed außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, den Neubau 
ber Kunſtgewerbeſchule und des Sunftgewerbe- 


einer Staatsbeihülfe zu ben Koften ber Wieber: 

herftellung ber 1897 er Hochwaſſerſchäden. (Drud: 

fache Nr. 232.) 

5. Antrag zum anberweiten münbfichen Berichte 
ber vierten Deputation über 

a) bie Petition bes Mühlenbefigers Wähle in 
Schöna um Gewährung einer Staatsbeihülfe 
aus Anlaß ber ihm durch Wollenbruch ver: 
urſachten Schäben; 

b) die Petition bes Gemeindberaths zu Krum⸗ 
hermeräborf um Gewährung einer anber: 
weiten Staatsbeihülfe aus Anlaß ber ber 
Gemeinde durch Wollenbruch verurſachten 
Schäden; 

ce) die Petition des Steinbruchbeſitzers Karl 
Otto Kühn in Schöna und Genoſſen um 
Gewährung einer Staatsbeihülfe aus Anlaf 
von Hochwaſſerſchäden. (Druckſache Nr.233.) 

6. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über ben Antrag Opitz, Dr. Schill 
und Genofien, bie Befteuerung ber Waaren⸗ 
bäufer betreffend. (Druckſache Nr. 234.) 

7. Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petition ber Gemeinden 
Wachwitz und Genofien, Groß-, Klein: unb 
Neugraupa :c., die Erbauung beziehentlich Kon: 
zeſſionirung einer elettrifchen Straßenbahn von 
Lofhwig nah Pillnig beziehentlih Pillnig- 
Eopig- Pirna betreffend. (Drudjahe Nr. 235.) 


Bur Mitvollziehung des Protofolls lade ich ein Herrn 


mufeums zu Dresden, einfchliehlich innerer Ein: | Oberhofprebiger D. Adermann und Herrn Domfapitular 


richtung betreffend. (Drudjadhe Nr. 236.) 
3. Antrag zum münblichen Berichte ber vierten 


Deputation über bie veſchwerde des Dr. chem. | U verlefen. 


Braun in Naunbof,angeblihe Rechtsverweigerung 
betreffend. (Druckſache Nr. 223.) 

4. Antrag zum münblichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition bes Steinbrud:- 
pächter8 Zieger in Königftein um Bewilligung 


Wuſchanski. 

Der Herr Protokollführer ift bereit, das Protololl 
Geſchieht.) 

Sind die Herren mit dem Protokoll einverſtanden? 
— Es iſt der Fall; ich ſchließe nach deſſen Genehmigung 
die Sitzung. 


(Schluß der Sihung 1 Uhr 31 Min. nachmittags.) 





Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königlichen Stenographifchen Inftituts 
i. 8. Profeſſor Eduard Dppermann. — Rebalteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresden. 
Behte Abjenbung zur Pohl: am 10. Mai 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 
I. Kammer. 
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Dreinndfehzigfte öffentlihe Sitzung 
der Erfien Kammer 
am 5. Mai 1900, vormittags 11 Uhr. 


Inhalt: 


Entiuldigungen. — Bortrag und Genehmigung der Stän- 
diſchen Schrift auf bas Königl. Dekret Ar. 36. — Re: 
piftrandenvortrag Nr. 1323 — 1344. — Untrag zum 
münblichen Berichte der zweiten” Deputation über Tit. 16 
bed außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
den Neubau der Kunſtgewerbeſchule und des Kunſtgewerbe⸗ 
mufeums zu Dresden, einjchließlih innerer Einrichtung 
betr. — Anträge zu ben mimblichen Berichten ber vierten 
Deputation über: a) die Beſchwerde des Dr. chem. 
Braun in Naunbof, angebliche Rechtsverweigerung betr., 
und b) die Petition des Steinbruchpäcters Bieger in 
Königftein um: Bewilligung einer Staatsbeihülfe zu ben 
Koften der Wiederherftellung der 1897er Hocwafler: 
fhäben. — Antrag zum andermweiten mündlichen Berichte 
der vierten Deputation über: a) die Petition bes Mühlen: 
befigers Wähle in Schöna um Gewährung einer Staats: 
beihülfe aus Anlaß ber ihm durch Wollenbruch verurjachten 
Schäden; b) die Petition des Gemeinderathes zu Krum— 
hermersborf um Gewährung einer andermweiten Staats: 
beihülfe aus Anlaß der der Gemeinde durch Wollenbruch 
verurſachten Schäden; ce) die Petition des Steinbruchs: 
befigers Karl Dtto Kühn in Schöna und Genoffen um 

- Gewährung einer Staatsbeihülfe aus Anlaß von Hoch— 
waſſerſchäden. — Anträge zu dem mündlichen Berichten 
der vierten Deputation über: a) den Antrag Dpiß, 
Dr. Schill und Genoſſen, die Beiteuerung der Waaren- 
bäufer betr., und b) die Petitionen der Gemeinden Wach— 
wig und Genofien, Groß», Klein: und Neugraupa ꝛc, 
die Erbauung beziehentlich Konzeffionirung einer efeltri: 
hen Straßenbahn von Loſchwitz nach Pillnitz beziehent: 
1. 8. (2. Abonnement.) 


I ih Pillnig-Eopig-Pirna betr. — Feſtſetzung ber Beit 
und Tagesorbnung für die nächſte Sitzung. — Vorlefung 
und Genehmigung bes Protololls über die heutige Sihung. 


Präfident: 
Wirkt. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. 
Am Miniftertiiche: 


Der Herr Staatsminifter von Mepich, fowie die 
Herren Regierungsfommifjare Geh. Räthe Dr. Vobel, 
Merz, Geh. Regierungsräthe Dr. Roſcher, Dr. Schel— 
her und Geh. Finanzratd von Mayer. 

Anweſend 36 Kammermitglieber, 

Prũſident: Ich eröffne die öffentliche Sigung. 

Entſchuldigt haben fih für heute Herr Ober: 
bürgermeifter Juſtizrath Dr. Tröndlin wegen dringender 
Privatgejhäfte und Herr Kammerherr Sahrer von Sahr 
auf Ehrenberg auch wegen dringender Gejchäfte. 

Es erfolgt der Vortrag einer Ständiſchen Schrift 
auf das Königl. Dekret Nr. 36, bie Wahl der Stände: 
bauszwilchendeputation betreffend, durch Herrn Dom: 
herrn von Trüßfchler, Freiherrn zum Falkenſtein. Ich 
erfuche den Herrn Domherrn, feinen Vortrag aufnehmen 
zu wollen. 

(Berlefung der Ständiſchen Schrift.) 


Die vorftehende Ständiſche Schrift Hat in ber 
Zweiten Kammer vorfchriftsmäßig ausgelegen. Hat 
jemand gegen bie Ständiſche Schrift etwas einzumwenben ? 
— Es iſt nicht der Fall. Sie wird zum Mbgange zu 
bringen jein, 

Den Vortrag aus ber Negiftrande giebt Herr 
Sefretär Thiele, 

(Mr. 1323.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über die zu Jap. 79 Tit. 19 bes 
Etats für 1900/01, Straßens und Brüdenbauten betreffend, 
eingegangenen Petitionen. 
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(Nr. 1324.) Antrag zum mündlichen Berishte 
erften — über ben mittels Königl. Dekrets 
Nr. 32 vorgelegten Entwurf eines Geſetzes über bie 
Gerichtätoften. 


Nr. 1325.) Desgleichen der zweilen Deputatipn über 
ben die Erbauung einer Eifenbahn Siebenbrunn- Marf- 
neufirhen betreffenden Theil bes Dekrets Nr. 24, jo: 
wie über Dekret Nr. 39, mehrere Eiſenbahnangelegen⸗ 
heiten betr. 


(Nr. 1326.) Desgleihen über Kap. 5 und 6 bes 
orbentlichen und Tit. 11 des außerorbentlihen Etats für 
1900/01, Hofapothete, Eifterbad beziehentlich Baulichkeiten 
und Einrichtungen beim Eifterbade betr. 


(Nr. 1327.) Desgleichen über das Königl. Dekret 
Nr. 35, Errichtung eines Fernheiz⸗ und leftrizitäts- 
werkes in Dresden, Tit. 26 bed ‚außerorbentlichen Etats 
für 1900/01 betr. 


(Rr. 1328.) Desgleihen über Kap. 14 bes Etats für 
19001, ftaatliches Fernheiz- und Eieltrizitätswerk in 
Dresden betr. 


(Rr. 1329.) Desgleithen über die Petitionen ber 
Stadtgemeinde Pirna und 75 Genofien, und ber Hanbels- 
und Gewerbefammer in Dresden, die Errichtung einer 
Kaianlage ıc. in Pirna betr. 


(Nr. 1330.) Desgleichen über Tit. 93 des außerorbent- 
lichen Etats, Erweiterung bed Bahnhofs Greiz betr. 

(Nr. 1331.) Desgleichen über Tit. 99 desfelben Etats, 
Erweiterung bes Bahnhofs Noſſen betreffend, ingleichen 
bierzu eingegangene itionen. 

(Nr. 1332.) Antrag zum ‚mündlichen ber 
vierten Deputation über die Petition bed penfionirten 
Lotomotivführers Neuber in Löbtau und Genoffen um 
Benfionserhöhung. 

(Nr. 1333.) Desaleichen über die Petition der 
Scirrmeifterswittwe Wolfram in Ehemnig amb Genofjen 
um Erhöhung der Wittwenpenfion. 

(Nr. 1834.) Desgleichen über die Petition der Ge— 
meinderäthe — und Raum, ben Anlauf von 
Ureal des Mitterguted Hermsdorf feitens bes Forſt— 
fisfus betr. 

(Mr. 1335.) Anzeige der vierten Deputation über 
bie für unzuläſſig erflärte unklare Petition des Bruno 
Zacharias in Dresden. 


Bräfident: Dieje 13 Nummern fommen auf eine der 
nächſten Tagesorbnungen. 

(Nr. 1336.) Direktorialbejhluß ber Zweiten Kammer, 
Ueberweifung eines Beſchluſſes der Finanzdeputation A 


betreffs eine® neuen Berfahrens hinfichtlich der tranfitorifchen 
Einftellungen in zukünftige Staatshaushaltsetats. 


Präfident: An bie zweite Deputation. 


Mr. 1337.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betrefiend Sclufberathung über Zit. 77 des außer: 
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ber | ordentlichen Etats für 190001, rg S eleftrifcher 
tr. 


Beleuchtung auf Bahnhof Reichenbach i. V. 

(Nr. 1338.) Desgleichen, betreffend Schlufberathung 
über Tit. 87 desſelben Etats, Erweiterung ber Lade— 
ftelle III Leipzig :Bindenau betr. 

(Nr. 1339.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
üher Tit. 88 des aufßerordentlihen Etats für 1900/01, 

eritellung des Unterbaues für ein drittes und viertes 
leis an ber Zinie L. H. von Gonnewig bis Gaſch— 
wiß ac. betr 

(Nr. 1340.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über den Antrag Steiger, Ente und Genofjen, die Er: 
Härung des Königl. }yinangminifteriums zu bem Un: 
trage Georgi:Dr. Mehnert, Landtag 1897/98, und ben 
Antrag Beutler und Genoſſen, das ftaatliche Bauweſen betr. 

(Nr. 1341.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Kap. 80 bes Etats für 1900,01, Hochbauweſen betr. 

(Nr. 1342.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 22 des aufßerordentlichen Etats für 1900,01, 
Umbau und Erweiterung ber Sammlungsräume im 
Iohanneum betr. 

(Nr. 1343.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über den Beſchluß betreffend Erhöhung der Tagegelder 
für die Mitglieder der evangelifch-iutherifchen Qandesfynobe. 

(Nr. 1344.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über den Untrag Dr. Schill, Dr. Schober und Genofien 
WUenderung einiger Beftimmungen in der Mevibirten 
Städteorbuung und ber Revidirten Landgemeinde⸗ 
ordnung betr. 

Präfident: Die fieben Nummern bis zu 1343 fommen 
an bie zweite Deputation, Nr. 1344 am die erſte Depus 
tation. Es war bieß bie lehte Nummer der Me: 
giftrande. 

Wir gehen über zu Punkt 2: „Antrag zum münb- 
lien Berihte ber zweiten Deputation über 
Tit. 16 bed außerorbentlihen Staatshaußhalts- 
etat& für 1900/01, ben Neubau ber Kunftgewerbe- 
ſchule und desKunftgewerbemufeums zu Dresben, 
einfhließlih innerer Einrihtung betreffend.“ 
(Drudjahe Nr, 236.) 

(Bergl. M. I.K. S. 33 ff. u. 2. B. ©. 1643 ff.) 


Berichterſtatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Unter Tit. 16 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats ift ein Boftulat ſeitens der Königl. 
Stantöregierung angekündigt, welches die Weberfchrift 
führt: „Neubau der Kunſtgewerbeſchule und des Kunſt— 
gewerbemufeums zu Dresden einfchließlic deren Ein: 
richtung”. Die Begründung biejes Poſtulats und die 
Bezifferung der Höhe ift ſeilens ber Königl. Staats: 
regierung bei der Einbringung bes Budgets vorbehalten 
worden und ift erfolgt durch eine Denlſchrift, welche 


das Königl. Sächſiſche Minifterium des Innern an bie 
Finanzbeputation ber Zweiten Kammer gerichtet Hat. 
Es ift voramszufchiden, daß im vorigen Landtage eine 
Forberung der Königl. Staatöregierung von 1,600,000 M. 
als erfte Mate für diefe Kunftgewerbefchule zwar ab: 
gelehnt worden ift in diefer Höhe, daß indeſſen für diefe 
Schule zum Anlaufe eines paſſenden Grunbftüdes eine 
Bewilligung im Betrage von 998,000 M. erfolgt ift, 
daß fonad der Bau biefer Kunftgewerbefchule im Brin- 
zip vom vorigen Landtage bereit# genehmigt und be 
ſchloſſen worden ift. Die Königl. Staatsregierung hat 
auf Anregung bes hiefigen Architeltenvereins zu biefem 
Neubaue eine Bewerbung ausgefchrieben, und diefe Be: 
werbung bat ben Erfolg gehabt, daß brei ber eim: 
gereichten Entwürfe mit Preifen von 2500, 2000 nnd 
1500 M. bedacht worben find und endlich ein vierter 
von Profefjor Nakelmann in Stuttgart für 500 M. an- 
getauft worben ift und als Grunblage für bie jetzige 
Planung, für welde die Pläne vorgelegt worben find, 
genommen ift. Es ift nur zu biefer Planung fpäter 
noch Hinzugetreten, daß zunächſt auf Anregung der 
Stadt Dresden das Könige. Minifterium beichloffen hat, 
eine weibliche Wbtheilung bei biefer Kunſtgewerbe— 
ſchule einzurichten. Es ift Hierfür eine ausführliche 
Begründung auch in der Denkſchrift gegeben, und biefe 
Abſicht dadurch hauptſächlich begründet worben, daß 
es angemeſſen erſchien, für die auf den Erwerb an— 
gewieſenen Mädchen und Frauen eine geeignete Aus— 
bildung und Thätigkeit zu ſchaffen, um fo mehr, als in 
ber hieſigen ftäbtijchen Gewerbeſchule bereits ein Wor: 
unterricht zu dieſem Zwecke eingerichtet if. — Bas 
Königl. Minifterium will biefe Abtheilung in ber Weife 
angliedern, daß auf ber Dftfeite bes geplanten &ehthubes 
ein bejonderer Flügel für diefe Abtheilung in Ausſicht 
genommen ift. Ebenjo ift noch ein anderer Gebäubdetheil 
hinzugekommen. Für den Haffiihen, plaftifhen Unter: 
richt ſowohl der Hauptſchule als auch der Abendichule 
ift auf den durch berechtigte Gründe unterftüßten 
Wunſch der Lebrerfhaft ein befonderes, auch nur 
ans Sodel und Erdgeſchoß beftehenbes Gebäube in 
Ausficht genommen um beswillen, weil das Hantiren 
mit Thon, Gyps ꝛc. e8 wünſchenswerth erfcheinen läßt, 
alle dieſe mit Staub und Näffe verbundenen Arbeiten 
von der übrigen Schule abzuſondern. Im übrigen ift 
bei dem Entwurfe grundbfäpfih der Standpunkt feft: 
gehalten worden, daß bie Gebäude unter Vermeidung 
alles architeltoniſchen Prunkes durchaus einfach zu ge- 
ftalten jeien, und daß beshalb auf eine momumentale 
Haupttreppenanlage verzichtet worden ift. Die Pläne 
liegen ans, und es ift auch ein Koftenamfchlag vorgelegt 
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worden und zwar wird bie Ausführung diejer Kunſt⸗ 
gewerbeſchule einen Betrag von 2,225,000 M. erfordern, 
wozu nun nod die 6000 M. für die Preife bei bem 
Wettbewerbe und 500 M. für den Ankauf bes gewählten 
Entwurfes Hinzufommen. Die Königl. Staatsregierung 
beantragt, ala erfte Rate für diefen Zweck ein Poftulat 
von einer Million Mark zu bewilligen. Die jenfeitige 
Kammer hat bem zugeftimmt, and; Ihre Deputation hat 
einen zuftimmenben Beſchluß gefaßt, und ich beantrage 
ſonach, dem Beſchluſſe ber Zweiten Kammer beizutreten 
und unter it. 16 bes aufßerordentlihen Staatshauss 
haltsetats von 1900/01 für den Neubau der Kunft- 
gewerbejchufe und des Kunſtgewerbemuſeums zu Dresden 
einjchließlih innerer Einrichtung als erjte Rate ben Be- 
trag von 1,000,000 Mark zu bewilligen. 


Brũſident: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einſtimmig. 

Es folgt 3: „Antrag zum mündlichen Berichte 
der vierten Deputation über die Beſchwerde des 
Dr. chem. Braun in Naunhof, angebliche Rechts— 
verweigerung betreffend." (Drudjadhe Nr. 223.) 


Berichterftatter Graf bon Mer: Zehiftn: Meine hoch— 
verebrten Herren! Der Dr. Bernhard Theodor Braun 
erhebt Beſchwerde wegen angeblicher Rechtsverweigerung 
und wendet fi an bie Stände mit ber Bitte, zu be 
ſchließen, daß ihm entweder vergleichsweife eine an- 
gemefjene Entſchädigung gewährt würde, oder dahin zu 
wirten, daß feine Anfprüche, welche er gegen den Staats- 
fiskus zu haben vermeint, durd einen befchleunigten Prozeß 
gerichtlich geprüft werden mögen. Der Sachverhalt ift 
ungefähr folgender: Im Jahre 1888/84 Hat der Chemiker 
Braun einen chemischen Artikel fabrizirt; zur Vergrößerung 
feiner Fabrik ſuchte und fand er einen Sapitaliften 
durch die Vermittelung eines gewiſſen Efelmann in der 
Perjon des Kaufmanns Kniſche. Sehr bald traten 
zwiſchen ben Theilnehmern Differenzen ein, bie bazu 
führten, daß Braun bewogen wurde, einen Vertrag zu 
unterfchreiben, woburd er aus dem Gejchäfte jchieb und 
wodurch er auch gleichzeitig fein Vermögen verlor. Eine 
Unzeige des Braun bei der Staatsanwaltihaft wegen 
Erprefjung und Betrug jeitens Kniſche und Ekelmann 
ift wegen micht genügender Begründung abgemiejen 
worben. Einen Civilprozeß gegen Kniſche hat er ver 
foren; ebenjo find weitere Beſchwerden ebenfalls ab» 
gewiejen worben, Bereits zweimal ift der Betent an bie 
hohe Kammer herangetreten und zuleht in ber Sitzung ber 
Zweiten Kammer vom 11. Januar 1898 und der der Erften 
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Kammer vom 15. April 1898, jedoch ohne Erfolg. In 
einer 32 Seiten langen Zuſchrift führt er nun erneut 
aus, daf er großen Schaden erlitten Habe, und zwar be— 
ziffert er denfelben zunächft auf ca. 250,000 M., dann 
tarirt er ihn auf 204,000 M. und zuletzt auf 320,000 M. 
Er behauptet, dab in den Prozefien, die er geführt hat, 
eine Perſon falſch geſchworen habe und aud eine falſche 
Entſcheidung gefällt worden jei. Er ift früher mit feinen 
Anſprüchen, die er gegen den Staat zu haben glaubte, 
vom. Juftizminifterium auf den Rechtsweg beichieben 
worben, hat benfelben aber bisher nicht beichritten. Ohne 
eine nähere Feſtſtellung des Sachverhalts ift aber wohl 
niemaub in ber Lage, darüber zu befinden, ob überhaupt 
und insbefonbere in welchem Umfange dem Braun Rechts: 
anſprüche zuftehen. Insbeſondere ift ſelbſtverſtändlich 
weder die Staatsregierung, noch ſind die Kammern in 
der Lage, beziehentlich berechtigt, eine Abänderung oder Be- 
ſchleunigung des Prozeßverfahrens herbeizuführen. Eine 
nähere Erörterung des Sachverhalts in den Kammern 
ericheint weber materiell, noch auch formell zuläffig, da 
ed fih um Anſprüche handelt, die nur im georbneten 
Rechtswege verfolgt werben können. Es dürfte daher 
wohl nicht Sache der Ständeklammern ſein, dem Petenten 
eine angemeſſene Abfindungsſumme als Entſchädigung zu 
gewähren, noch zu befürworten, daß feine Entſchädigungs— 
anjprüche durch einen bejchleunigten Prozeß gerichtlich ge 
prüft werben. Ihre Deputation jchlägt daher ber hoben 
Kammer vor, bie Beſchwerde des Dr. Braun in Naun— 
Hof auf fich beruhen zu laſſen. 
Präfident: Es begehrt niemand das Wort? — 

„Die Kammer befhließt demgemäß?” 
Einftimmig. 

Es folgt: „ein mündlicher Bericht ber vierten 
Deputation über bie Petition des Steinbruch— 
pächters Bieger in Königftein um Bewilligung 
einer Staatsbeihülfe zu ben Koften ber Wieber- 
berftellung der 1897er Hochwaſſerſchäden.“ (Druck⸗ 
ſache Ar. 232.) 

(Vergl. M. I.K. 2. Bo.S. 1620 ff.) - 


Berichterſtatter Oberbürgermeiſter Dr. Kaeubler: 
Meine Herren! Der Steinbruchpächter Bieger in König— 
ftein bittet um Gewährung einer Staatöbeihülfe zu ben 
Wiederherftellungskoften der 1897er Waflerjchäden. Er 
ift Pächter der Sandfteinbrüdhe 406 und 407 der Flur 
Kleincotta. Bei der Waflerfataftrophe am 30. Juli 1897 
wurbe ihm bie Brüde über die Gottlenba weggerifien, 
welche er nothwendig braucht, um die Fuhren ber Steine 
darüber hinweg zu bewerkſtelligen. Er hat nad $ 4 
feines Bachtvertrages bie Verpflichtung, alle fälligen Bauten 
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und Reparaturen an den in ben Büyen ber Fahrwege 
befindlichen Brüden und Kanälen aus eigenen Mitteln 
jeberzeit im guten Zuſtande zu erhalten - bez. anzulegen. 
Eine Unfuhre und Abfuhre war nad der Kutaftrophe 
eine längere Zeit nicht mehr möglich, und fo beziffert 
Petent jeinen Schaden im ganzen auf ungefähr 10,000 M., 
einſchließlich Entichädigung für Betriebaftörung. Er hat 
fih nun wiederholt an die Königl. Amtshauptmannſchaft, 
auch an das Königl. Minifterium des Innern gewandt 
unb bat gebeten, Daß er, wie die übrigen Waflertalamitofen 
aus dem Jahre 1897, eine prozentuale Beihülfe erhalte. 
Nach den Akten, welche der Deputation der Zweiten Kammer 
vorgelegen haben und nad) ber Ermittelung, welche inner: 
halb diefer Deputation ftattgefunden hat, ergiebt ſich nun 
aber, daß die Behörden ſich wieberholt und in: ein: 
gehendfter Weife mit einer Entihädigung Ziegers be- 
ihäftigt Haben. Dabei ift feftzuftellen gewejen, daß bie 
nächftftehende Behörde, nämlich der Stabtrath zu König: 
ftein, die Hülfsbebürftigfeit des Petenten wiederholt ver: 
neint hat und daß auch ein öffentliches Imterefje der 
Herftellung ber Brüde nicht angenommen werben kann. 
Zum öffentlichen Verlehre ift diefe Brüde nicht beftimmt 
gewejen. Es fehlen ‚jomit zwei Vorausſetzungen, welche 
vorliegen müfjen, um dem Zieger eine Unterftügung zu 
gewähren, öffentliches Interejle und WBebürftigleit. In— 
folge deſſen hat die Zweite Kammer befchlofien, die Petition 
Bieger# auf fich beruhen zu laſſen, dasſelbe jchlägt Ihre 
Deputation vor. Die Deputation beantragt, die Petition 
bes Steinbruchpäcters Bieger in Königftein um Be— 
willigung einer Staatsbeihülfe zu den Sloften der Wieber: 
berftellung der 1897er Hochwaſſerſchäden auf fich beruhen 
zu lafien. 

Präfident: 

„Die Kammer beſchließt demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Ich bitte fortzufahren und zum fünften Gegenftande 
überzugeben: „Antrag zum anberweiten mündlichen 
Berichte ber vierten Deputation über: 

a) bie Petition des Mübhlenbejigers Wähle 
in Shöna um Gewährung einer Staats: 
beihülfe aus Anlaß ber ibm durd Wolken— 
brud verurſachten Schäben; 

b) die Betition des Gemeinberaths zu Krum— 
hermersborf um Gewährung einer anber- 
weiten Staatsbeihülfe aus Anlaß der 
der Gemeinde duch Wolkenbruch ver: 
urſachten Schäden; 

ce) bie Betition des Steinbruchbefigers Karl 
Dtto Kühn in Schöna und Genofjen um 


’ 
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Gewährung einer Staatsbeihülfe aus 
Unlaß von Hochwafferſchäden.“ (Drud- 
ſache Nr. 233.) 


(Vergl. M. J. K. S.96 ff, 262 ff. u. M. II. K. 2.Bb. 
©. 1629 ff.) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler: 
Meine hochverehrten Herren! Die Petition des Mühlen: 
beſihers Wähle in Schöne, des Gemeinderaths zu 
Krumbermersborf und bes Steinbruchbefigers Kühn in 
Schöna und Genofien um Gewährung von Staats- 
beihülfen aus Anlaß von Hochwaſſerſchäden Haben dem 
hohen Haufe bereits vorgelegen. Die Deputation hatte 
bierbei ‚beantragt, dieje Petitionen der Königl. Staats: 
regierung zur Kenntnißnahme zu überweijen; nachdem 
jedoch in der Sigung ber Erften Kammer vom 10. Januar 
zu ber Petition bes Wähle ber Herr Staatsminifter 
die allgemein für die Gewährung von Staatäbeihülfen 
bei Waſſerſchäden aufgeftellten Grundjäge der König. 
Staatsregierung zum Ausdruck gebracht Hatte, ftellte 
Herr von Trügfchler den Autrag, biefe Petition auf fich 
beruhen zu laſſen. Diefer Untrag wurde mit über: 
wiegender Mehrheit angenommen. Diefer Vorgang hat 
nun in biefem hohen Haufe Veranlafjung gegeben, die 
übrigen Petitionen, alfo die Petitionen bes Gemeinde: 
rathes zu Krumbermersborf und des Steinbruchbefigers 
Kühn und Genoffen in Schöna und Reinharbsborf, an 
die Deputation zurüdzuverweilen. Die Deputation 
ftellte darauf ben Antrag, auch biefe Petitionen auf ſich 
beruhen zu lafjen und bemgemäß wurbe in biefem hoben 
Haufe Beſchluß gefaßt, Die Deputation ber Zweiten 
Kammer aber nun erfannte zwar bie in der Erften 
Kammer entwidelten Anfihten ber Regierung im all: 
gemeinen und an und für ſich betrachtet. wohl als zu- 
treffend an, fie hat aber erflärt, mit der Thatjache 
rechnen zu müfjen, da man im Jahre 1897 mit vollen 
Händen gegeben habe und es im Lafıde faum verftanden 
werben würbe, wenn man jet alle Hülfsbebürftigen 
abweifen würde. Was nun bie Petition Wähles an: 
langt, jo wird man fi) erinnern, daß fein Mühlteich 
durch einen Woltenbruh im ber Naht vom 6. zum 
7. Juli v. 3. mit ca. 3000 ebm Geröll angefüllt worden 
ift, defien Räumung nad) dem Koftenanichlage 12,750 M. 
erfordert. Darin nun, daß bie Behörde auf eine baldige 
Räumung bes Teiches drängt, ba eine Gefahr für bie 
weiter unten liegenden Grundftüde vorhanden fein fol, 
hat: die Zweite Kammer ein Anerkenntniß bes Bor: 
bandenfeins bes Öffentlichen Interefjes gefunden und ba 
ber Petent ber Deputation der Zweiten Kammer gleich. 
zeitig als bebürftig erfchienen ift, hat die Zweite Kummer 
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beichlofien, die Petition Wähles der Königl. Staats- 
regierung zur Kenntnißnahme zu überweifen. 

Bas bie Petition der Gemeinde Krumbermersborf 
anlangt, ſo hat die Zweite Kammer den Stanbpunft ein- 
genommen, daß die bei Belämpfung früherer Nothftände 
gewährte außerordentliche Hülfeleiftung zwar nicht: maß⸗ 
gebenb fein könne für fpätere Unglüdsfälle, gleichzeitig 
aber anerkannt, daß bie Gemeinde Krumhermersd f in 
einer großen Rothlage ſich befinde und es kaum Ma 
ſei, den dortigen Einwohnern höhere Gemeindeanlagen 
aufzulegen, als die ſie jetzt ſchon haben. Deshalb hat 
die Zweite Kammer ſich dafür ausgeſprochen, daß der 
Gemeinde Krumhermersdorf noch eine weitere Beihülfe, 
als geſchehen, * ährt werde, entweder durch eine baare 
Unterſtühung ober in der Form eines tilgbaren, den ge— 
ſammten noch nicht gebedten Schaden umfaſſenden, niedrig 
zu verzinfenden Stantsbarlehens. Im diefem Sinne hat 
die Zweite Kammer beſchloſſen, die Petition der Königl. 
Staatsregierung zur Erwägung zu überweiſen. 

Was drittens ‚bie Petition von Kühn und Ge: 
noffen anlangt, jo hat die Zweite Kammer ſich bahin 
ausgeiprochen, daß fich eine nochmalige Prüfung empfehle, 
ob nicht einerfeits bei den den Petenten obliegenben, mit 
hohen Koften verbundenen Herftellungen ein öffentliches 
Interefie, nämlich die Elbftromregulirung in Frage lomme, 
und ob nicht andrerſeits noch eine perſönliche Bebürftig- 
feit ber Petenten anzuerfennen fei. Der von dem Königl. 
Finanzminifterium im Intereffe ber Elbſtromregulirung 
zugeficherte allgemeine Beitrag von 5000 M, wird im 
Berichte der Deputation ber Zweiten Kammer als nicht 
hinlänglich bezeichnet, insbefondere für den Fall, daß es 
fih Herausftellen follte, baf eine größere Anzahl von 
Beihädigten zu den Bebürftigen gehören; daher hat die 
Zweite Kammer beichloffen, bie Petition ber Königl. 
Staatöregierung zur Kenntnißnahme zu  überweijen. 
Meine hochgeehrten Herren! Nach den in diefem hohen 
Haufe und übereinftimmend in der Zweiten Kammer von 
Sr. Excellenz dem Herrn Staatöminifter abgegebenen Er- 
Härungen, welche ſich mit ben Beſchlüſſen dieſes Hohen 
dauſes im Endergebnifje volllommen deden, kann Ihre 
Deputation nicht ohme weiteres annehmen, daß bie Erfte 
Kammer in ber Angelegenheit der Gemeinde Srum- 
hermersborf fich foweit von bem von ihr eingenommenen 
Standpunkte entfernen würbe, daß fie die von ihr auf 
ſich beruhen gelafjene Petition biefer Gemeinde nunmehr 
der Königl. Staatsregierung "zum Erwägung überweijen 
wihrbe. Aber auch bei ber Petition Wähles und Kühns 
glaubt die Deputation, eingebenf ber entichiebenen Ab⸗ 
neigung, welche dieſes hohe Haus ‚bei der Berathung 
gegen die Weberweifuing zur Kenntnißnahme befunbet bat, 
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von einem Untrage auf Beitritt zu dem Beſchluſſe der 
Biweiten Sammer ſich Gefolg. nicht verfprechen zu 
tönmen. 

Bei: dieſer Sadjlage vermag Ihre Deputation baber 
einen anberen: Antrag nicht; ze ftellen, als ben, bie hohe 
Summen: wolle bei den, uon ihr gefahten Beſchlüſſen 
beharven. Ä Ä 


Bräfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nit der al. 
„Aritt die Sammer ben, Anträgen ber Depu: 
tation bei?“ 


Einftimmmig. 


Es folgt nunmehr ber fechfte Gegenftand der Tages- 
orduung; „Antrag zum mündlihen Berichte ber 
vierten Deputation über ben Antrag Opitz, Dr. 
Schill und Genoſſen, die Beſteuerung der Waaren- 
häuſer betreffend.“ (Druchſache Nr. 234.) 


(Vergl. M. 1.8.2.8. 8.1519 ff.) 


Verigterftatter Wirt. Geh. Rath Meuſel: Meine 
hochverehrten Herren! In der Zweiten Kammer ift von 
dem Herrn Vizepräfidenten Opik und bem Herrn Abg. 
Dr. Säil der von 58 Abgeordneten mitunterzeichnete 
Antrag eingebracht worben: 

„Die Sammer wolle beihließen: Im Hinblid 
auf das gejeßgeberifche — —— durch andere 
deutſche ei taaten, und da bie Erreichung: eine® 
Age 89 Geenfune Wege der — —— 


zweifelhaft —— — — 
el gen und jedenfalls mit vielen Schwierig 
feiten und Weiterungen verbunden fein würde, 
die Königl. Staatsregierung zu erſuchen, dem 
nächften Landtage einen Gejeßentwurf vor⸗ 
en, der, unter bejonberer Berüdifichtigung 
* ftärfere 


andels abweichende Maßnahmen ſich befondere 

ortheile verſchaffen, zu den Steuern, den 
Schutz und bie Entlaftung des mittleren und 
Heinen Gewerbebetriebes erftrebt. 


Die hohe Erfte Kammer zum Beitritt zu 
uchen.“ 


Dieſer Antrag iſt von der Zweiten Kammer am 
1% April d. J. gegen zehn Stimmen angenommen und 
hierauf der: vierten Deputation dieſes hohen Hauſes zur 
BVerichterftattung überwiefen worden. Nach eingehender 
Ber atungbiejer Angelegenheit im Schooße ber Deputation 


2.8 63. Sigung, am 5. Mat 1900. 


nn — — — —— 








babe ich die Ehre, Ihnen darüber folgendes vorzutragen. 
Der Antrag hat eine Vorgeſchichte zunächſt infofern, als 
in ber Landtagsſeſſion 1895/96 von ben derrn Abg. 
Rüder und Genoſſen bei ber Zweiten Kammer ein. auf 
Einführung einer gemeindlihen Umfagfteuer für den von 
Genoffenfchaften zc. betreibenden Detailhandel gerichteter 
Antag eingebracht wurde welcher zu dem mit großer 
Mehrheit angenommenen Kammerbeſchlufſe führte: 
„Die StaatStegiermig zu erſuchen, 


1. darüber ſich Ken ‚ inwieweit. bie 
Gemeinden von dem ya 


lagenregufativs eine 2 Dr — 
der Haupimederlaſſung und der gFllialen von Betrieben 

u zu laſſen, die. im ſchäfte Bebens: 
mittel, Genußmittel, Bekleidungsgegenſtände und 


ähnliche für täglichen ——— e Artilel ver⸗ 


faufen, und 
* Ile eines ſich zeigenden Bedürfniſſes einem der 
en Sandtage eimen Geſetzentwurf vorzulegen, der 
a) Alliengeſellſchaften, ———— chaften auf 
* Atien und andere mit juriſtiſcher Be Köntichtei 
ausgeftattete Aff tionen, die im Detailgeichä 
Lebensmittel, ittel, gegegen⸗ 


ftände und ä nliche für den tägl Gebrau 
bienende — verlaufen, un * * * 
b) alle Filialgeſchäfte der unter a — Ge⸗ 
en desgleichen ber Erwerb3- und Wirth: 
ee der p mm Ber: 


fonen, * dem Deiail⸗ 
ve tlaufe ber un a girl che ftände 
befafien, 


mit einer ben Gemeinden zufließenben und von —* 
zu erhebenden präzipualen gewerblichen Steuer 
legt und 
e) — daß unter Filialen ſowohl mehrfache 
Verlaufsſtellen an einem und demſelben Orte 
neben der daſelbſt beſtehenden Hauptverkaufsſtelle 


als auch ſolche Zweigniederlaſſungen zu —— 
ſind, die an einem anderen Orte als 
Hanptniederlaffung errichtet werben.” 


In der Erften Kammer ift diefer Antrag wegen 
Schluffes des Landtages feinerzeit micht mehr zur Be⸗ 
rathung gelangt. Die Königl. Stantäregierung hat 
daraufhin ben Gemeinden im Berorbnungswege anheim 
gegeben, die Konkurrenz und bie Gewerbeverhältnifie im 
ihren Bezirken genau zu beobachten unb eventuell auf 
bem Wege ber Gemeindeautonomie eine entſprechende 
Befteuerung: ber Waarenhäufer beziehentlich Konfum- 
vereine herbeizuführen: Es find aber bi jegt nur vom 
12 Stadt- und 10 Landgemeinben: Regulative errichtet 
worben, bie fich mit ber Beftenerung: ber Waarenhäufer 
begiehentlich. Konfumvereine beichäftigen. 





Eine weitere Vorgeſchichte, meine hochgeehrien 
Herten, hat ber Antrag infofern, ala auch aubere beutiche 
Staaten und insbeſondere die größten derſelben fich mit 
biefer Frage beichäftigt haben, und in Preußen ſowohl 
als in Bayern der Weg ber Iandesgefeplichen Regelung 
biefer Angelegenheit beſchritten worben ift, während man 
in Württemberg und Baben feitens der Megierung und 
ber Stände zur Beit Bebenten getragen bat, im fteuer- 
lichen Wege in die Entwidelung der in Mebe ftehenben 
Betrieböformen einzugreifen. 

Endlich möchte ich, was die Vorgeſchichte bed An⸗ 
trages anlangt, nicht unerwähnt lafjen, daß in Sachſen 
zur Vermeibung ber Auswüchſe beim. Gewerbebetriebe 
im Umherziehen bereitö in ben Jahren 1878. unb 1880 
für den Wanderlagerbeirieb ſowohl eine Staatsftener 
als auch eime fehr erhebliche Kommmmalitener im Geſehz⸗ 
gebungswege eingeführt worden und daß bie Anregung 
zur Einführung dieſer Kommunalitewer fpeziell von der 
Erften Kammer ausgegangen ift. 

Wenn ih nun mich zu bem Untrage jelbft wenbe, 
fo Handelt es fich dabei im weſentlichen um die Beant⸗ 
wortung von brei fragen. Die erſte frage ift bie: 
I ein Bedürfniß nad Gonberbefteuerung gewiſſer 
Arten des Großbetriebed im Detailhandel zum Schutze 
des mittleren und kleineren @ewerbebetriebes überhaupt 
vorhanden? Die zweite Frage ift bie: Empfichlt ſich 
die Regelung biefed Gegenfianbes im Wege ber Lanbes« 
gefebgebung, ober ift biefelbe auch fernerhin ber Au— 
tongmie der Gemeinden zu überlaffen? Und bie britte 
Frage ift die: Im welcher Richtung bat fich eventuell 
die Ianbeögefegliche Regelung zu bewegen? 

Was die erfte Frage anlangt, jo bürfte es laum 
einem Aweifel unterliegen, dab das Handwerk unb bie 
fonftigen Meinen Gewerbebetriebe fich in bebrängter Lage 
befinden und daß dieſe bebrängte Lage hervorgerufen 
worben ift durch ben großfapitaliftiihen Mafdinen- 
betrieb und bie Konzentration des Detailhanbels, wie 
er in ben Woarenlagern, ben Ramjhbazaren und zum 
Theil auch in ben Konſumvereinen zu Tage tritt, An⸗ 
drerſeits hat ber Staat zweifellos, wie ich im biefer 
hohen Kammer wohl nicht weiter auszuführen brauche, 
ein hervorragendes Intereſſe an ber Erhaltung bes 
Kleingewerbes und Kleinhandels, aljo bes Mittelftanbes, 
und es ift die Aufgabe bes Staates und der Gejellichaft, 
auf Abhülfe zu finnen, wenn man biefen Stand, ber 
fi) von jeher als eine der feiteften Stügen bes Stantes 
bewährt hat, in feiner Exiſtenz bebroßt ſieht. Zwar 
wird man jagen können, das Sleingewerbe möge vor 
allem fich felbft zu Helfen ſuchen, indem es, ftatt in 
übertriebene Konkurrenz zu gerathen und fich im eigenen 
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Lager zu bekämpfen, ſich genoſſenſchaftlich zufammen: 
ſchließt, und es Hat biefer Stanbpunft, wie auch ber 
Herr Stantsminifter in ber Zweiten Kammer ausgeführt 
bat, in ber That feine Berechtigung. Allein nadı An: 
ficht der Deputation überhebt das ben Staat nicht ber 
Verpflichtung, einzugreifen, wenn er eine bivelte Gefuhr 
fießt, umb bad um ſo ‚weniger, als zugegeben werben 
muß, baf die bewtige Probuttionsweiie fi umter bem 
Schuße ber beſtehenden Geſehe zum Schaden des Klein: 
gewerbeftanbes entwidelt Hat. Mebrigeus ift bie Ans 
gelegeubeit dadurch befonbers akut geworben, daß — 
wie ſchon erwähnt — man in Bayern mit einer Be: 
fleuerung ber Waarenhänfer bereits vorgegangen iſt und 
in Preußen im Begriffe ſteht, das du then, denn es 
fteht zu befürditen, daß bie großen Waarenhäuſer, wenn 
man fi nicht in Sachen zu ähnlichen Maßregeln ent: 
ſchließt, fi mit Vorliebe nah Sachſen wenben werben. 
Aus diefen Gründen glaubt bie ——— die are 
Frage bejahen zu mäflen. 

Die zweite von mir aufgeworfene Frage, ‘ bie 
Regelung der Sonberbefteuerung der Großbetriebe im 
Detailhandel den Gemeinden wie biäher zu überlaſſen 
oder im Wege der Landesgeſetzgebung zu bewirlen fei, 
beantwortet fich zum Theil jchon aus bem eben von mir 
Ungeführten. Denn wenn es trotz ber von der Me 
gierung ‘bereits vor vier Bahren gegebenen Unregung 
bis jet nur in einer verhältnigmäßig. geringen Anzahl 
von Gemeinben zur Sonderbefteuerung gelommen iſt, 
anbverjeits aber ein der Mbhülfe bebürfender Nothſtand 
bei dem Stleingewerbe anerfannt werben muß, fo muß 
eben bie Landesgeſetzgebung helfend eingreifen. Ganz 
ähnlich. hat es fich in Preußen abgefpielt, wo man auch 
zunächſt bie Regelung ben Gemeinden überlafien wollte. 
Über es jprechen auch noch befondere Gründe für eine 
lanbesgejegliche Regelung. Zunächſt wirb auf dieſe Weife 
eine einheitlichere Regelung herbeigeführt, indem bas 
Landesgeſetz allgemeine Normen für bie Beftenerung auf: 
zuftellen Haben wirb, ohne damit eine an fi wünſchens⸗ 
werthe Berüdfichtigung der örtlihen Berhäftniffe ganz 
ausʒzuſchließen. Zweitens wird auf biefe Weile den Ge 
meinben das ‚mit ber Befteuerung verbundene Odium ab- 
genommen. Und endlich wird bie Beftenerung, wenn fie 
ftatt von den Gemeinden von den gejeggebenden Faktoren 
bes Staates ausgeht, bei ber bem letzieren zuftehenben 
größeren Autorität, zumal im Hinblid anf die Einheitlich- 
feit bed Vorgehens, weniger läflig empfunden werben. 
Aus dieſen Gründen glanbt die Deputation auch bie 
zweite Frage bejahen gu müſſen. 

Die Haupiſchwierigleit bietet jedenfalls bie Bes 
antwortung ber dritten frage, in welcher Richtung ſich 
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die landeögejegliche Regelung zu bewegen habe. Von 
der Schwierigkeit der Materie legt zumächft der Umftand 
Zeugniß ab, daß die beiden Hauptantragfteller in ber 
jenfeitigen Kammer in der Motivirung ihres Antrages 
nicht unweſentlich auseinandergehen. Während ber eine 
mehr den fozialpolitiichen Charakter bes Antrages betont 
und auch bie Konfumvereine wenigften® inſoweit mit 
treffen will, als fie Dividenden vertheilen: und. Gegen: 
ftänbe verkaufen, welche die Mitglieder. in: ihrem Gewerbe 
nicht gebrauchen, vertritt der andere mehr ben fteuerrecht- 
lichen Geſichtspunkt; er will die Teiftungsfähigeren 
Schultern zu gunften der jchwächeren  belaften und bie 
ſtonſumvereine ‚jpeziell ganz freigelafien wiſſen. Das 
Richtige. liegt wohl Hier in der Mitte Es kann einem 
Biweifel wohl kaum unterliegen, daß, ‚wie feinerzeit bei 
ber Befleuerung der Wanberlager, fo auch jegt bei: ber 
Frage ber Beiteuerung der Großbetriebe im Detailhandel 
die ſozialpolitiſchen Erwägungen den erften Anlaß zu 
einem Vorgehen in biefer Sache gegeben haben, und es 
liegt darin, daß eine Steuer fozialpolitii wirken joll, 
nach Anſicht ber Deputation, durchaus noch fein innerer 
Widerſpruch. Andrerſeits darf, ber; ſteuerrechtliche Ge 
fitöpunkt, dabei nicht zu ſehr in den. Hintergrund ge 
drängt werben... J 

Was die Einzelheiten, des Antrages anlangt, jo 
unterjeheibet ſich derſelbe von dem jeitherigen Vorgehen 
infofern, als man either bei der Befteuerung mehr ben 
Umfang des Großbetriebes ins Auge gefaßt hat, während 
die Antragfteller ald Kriterium für bie Beftenerung 
vorzugsweiſe die Betriebdarten und gewifle Betriebs: 
formen ala maßgebend angefehen wiſſen wollen. Steht 
man — und das ift wohl auch in biefer hohen Kammer 
ber all — auf dem Standpunkte, daß man mit der 
Steuer vor allem die Auswüchſe, welche ber Großbe— 
trieb im Detailhandel zeitigt, treffen will, jo fann man 
dem Antrage im allgemeinen jeine Billigung nicht ver: 
jagen, und es fragt fih mur, inwieweit mit bem auf: 
geftellten Kriterium zu einem erjprießlichen Rejultat zu 
gelangen jein wirb. In diejer Beziehung hat bie Königl, 
Staatsregierung in ber jenfeitigen Kammer gewifie 
Zweifel erhoben. Soweit nämlih die Konzentration 
des Kleinhandels mit verjchiedenen Waarengattungen 
ala Borausfegung für die Beſteuerung Hingeftellt wird, 
entfteht die frage, ob man nad dem preußifchen Bor- 
gange bie in Betradht kommenden Waarengattungen feft 
beftimmen: oder nur allgemeine Grundſätze für dieſe 
Gruppirung aufftellen und bas Weitere ber örtlichen 
Regulirung überlafien joll. Beide Mobalitäten bieten 
nah Anſicht ber Regierung ziemlihe Schwierigkeiten; 
die erfte um deswillen, weil bei der jofortigen Feitlegung 
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die Wirkung für bie einzelnen Gemeinden und bie babei 
in Betracht kommenden Verhältniſſe eine ſehr verfchieben- 
artige fein kann, die letztere um deswillen, weil bie Ein: 
beitlichleit ber Mafregel dadurch gefährdet wird. Auch 
die Herren Antragfteller haben biefe Schwierigfeiten 
nicht verfannt; fie vertrauen aber ber Regierung, daß 
fie bei der günftigen Stellung, die fie zu dem Antrage 
im allgemeinen einnimmt, ben richtigen Weg zu finben 
wiffen wird, und man wirb biesfeits biefer Zuverſicht 
getroft fi anfchliegen können, wenn man aud bie 
großen Schwierigkeiten nicht verfennt, bie der Antrag 
bietet, 

Wenn nun aber als zweites Kriterium für bie Be— 
ſteuerung der Großbetriebe das Abweichen von ben 
Grundbjägen des foliden Handels, aljo das Autagetreten 
eines unfoliden Gefchäftsgebahrens hingeſtellt wird, fo 
fteht dem nach Anficht der Deputation wicht nur bas 
vom Herrn Staatöminifter von Metzſch in ber Zweiten 
Kammer bervorgehobene Bebenten entgegen, daß es 
ſchwer jein werbe, bie Grenze zu beftimmen, wo ber 
jolide Betrieb aufhört und der unfolide anfängt, fondern 
auch das weitere Bedenlen, wie man mit diefer Begriffs: 
beftimmung ohne vorherige richterliche Kognition bie 
Borausfegungen für die Steuerpflicht finden will, da 
die ohne eine ſolche Kognition erfolgende Annahme und 
Feſtſtellung des unfoliden Gebahrens von bem betreffen: 
den Geichäftsinhaber zweifellos ala Beleidigung em: 
pfunden werben wird. Auch würbe es nad Anſicht ber 
Deputation bedenklich fein, etwas ausgeiprochen Un— 
moralifches — und das ift doch ber unfolide Handel — 
dadurch gewiffermaßen zu fanktioniren, daß man es zum 
Gegenftande ber Befteuerung madt. Ihre Deputation 
bat fi unter dieſen Umftänden bemüht, eine andere 
Faflung für dieſen Theil des Antrages zu finden, in 
welchem der Gedanke zum Ausdrud kommt, den Groß: 
betrieb infoweit zu befteuern, ala er durch bejonbers 
augenfällige Maßnahmen darauf ausgeht, einen Theil 
des Kleinbetriebes an fich zu ziehen. Es haben ihr da— 
bei vorgeſchwebt zum Beifpiel die marktichreieriiche An— 
preifung gewiſſer Lodartifel, der zeitweilige Verkauf zu 
Scleuderpreifen, die Eröffnung zahlreicher Filialen ꝛc. 

Wenn ich mich num noch der bejonderen Frage zu— 
wende, wie es mit der Beftenerung der Konſumvereine 
zu haften fei, fo fteht Ihre Deputation, meine hoch— 
geehrten Herren, auf dem Standpunkte, daß biejelben, 
joweit die in bem Antrage enthaltenen Kriterien aud) 
auf Konjumvereine zutreffen, ebenfalls zu beftenern find, 
daß dagegen die anf geſunder Bafis aufgebauten und 
in unanfechtbarer Weiſe ihre Geſchäfte betreibenden 
Ktoninmvereine, welche ſich vielfach ala Segen für ihre 
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Mitglieder erwiefen Haben, einer Sonderbeſteuerung nicht | daß, wenn es hier als vollftändig und ficher ausgefprochen 
zu unterziehen fein werben. Man Tann daher dem vor: | und hingenommen wird, ba nicht etwa Enttäufchungen 
liegenden Antrage darin, daß er eine gejonderte Bes | eintreten werben. Ich perjönlich habe die fefte Ueber- 
Handlung der Konfumvereine nicht im Ausſicht nimmt, zeugung, daß auch mit dem vorgefchlagenen Maßnahmen 
nur beipflichten. ein Schuß und eine Entlaftung der Mittelllaffe der Ge— 

Endlich fann es fowohl nad den Ausführungen | werbetreibenden in dem Maße nicht erreicht wird, als 
ber Herren Antragfteller wie auch nad) den von dem | die enragirten Freunde von dieſen Mafiregeln erhoffen 
Herrn Staatsminifter im der jenfeitigen Sammer ab: | und erwarten. Meine hochgeehrten Herren! Ich Habe 
gegebenen Erflärungen feinen Zweifel unterliegen, daß | mich mit diejer jpeziellen Materie feit mehreren Jahren 
die Beſteuerung des Grofbetriebes im Detailhandel, wie | ausgiebigft beihäftigt, und die Stabt Dresden gehört zu 
fie der Antrag im Wege der Iandesgefeglichen Regelung | denen, welche in erfter Reihe verfucht haben, die Ungelegen- 
eingeführt wiffen will, eine fommunale fein fol, Die | heit im Wege ber Ortögefeßgebung zu regeln; fie ift bis 
Deputation, welche auf demfelben Standpunfte fteßt, jegt daran gejcheitert, daß man eben dieſe Betrebungen, 
hält e8 daher für angemeffen, dies in dem Antrage aus: | die der Herr Berichterftatter gelennzeichnet Hat, an erſte Stelle 
drüdlich zum Ausdrud zu bringen und infofern darin ſehte umb doch dabei fi, überzeugen mußte, daß man, 
von ber Heranziehung gewiſſer gewerblicher Betriebe zu wenn man das wirklich erreichen wollte, eine Art Er 


ben Steuern die Rede iſt, das Wort „Steuern“ zu ver: 
taufchen mit dem Worte „Gemeinbefteuern “. 

Mit den von mir foeben befprochenen und Ihnen 
vorgefchlagenen Aenderungen Haben ſich vorläufig bie 
Herren Hauptantragfieller einverftanden erflärt, unb es 
hat auch Se. Ercellenz der Herr Staatsminifter von Wap: 
dorf auf eine vorläufige Unfrage eine Einwendung gegen 
die vorgefchlagenen Aenderungen nicht erhoben, fo daß zu 
hoffen ift, es werbe bie definitive Verabjchiedung des 
Antrages durch die Ihnen vorgefchlagenen Abänderungen 
nicht gefährdet werben, 

Ihre Deputation beantragt daher, die hohe Kammer 
wolle bejchließen, ben Antrag in der von ihr jegt vor: 
gefchlagenen Fafjung anzunehmen, und thut dies mit 
bem Wunſche, daß die biefem Antrage zu Grunde 
liegenden Beftrebungen dazu beitragen, daß der Mittel: 
ftand als umentbehrliches Glied des Staatsorganismus 
erhalten und gefräftigt werde, von beftem Erfolge ge: 
frönt fein mögen. (Beifall) 


Brüfident: Das Wort hat der Herr Oberbürger⸗ 
meifter Beutler. 


Tassen für alle großen Betriebe einzuführen 
verpflichtet wäre; bazu konnte man fi) aber nicht ent⸗ 
ſchließen. Man glaubte fogar, daß dazu die Städte— 
ordnung, alfo ber Rahmen, der den Gemeinden für bie 
autonome Geſetzgebung gezogen fei, zu eng fei, baß fie 
diefe ortögefegliche Regelung nicht zulafie. Meine hoch— 
| geehrten Herren! Ich bin weiter der Meinung, daß aud 
— bie hohe Deputation möge mir das verzeihen — Die 
| von ihr aufgeftellten Merkmale für bie Befteuerung doch 
vielleicht fchlieflich bei ber Lanbesgefeglichen Regelung 
nicht allein al3 Merkmale der Befteuerung benugt werben 
fünnen. Es wird gejagt, daf diejenigen Betriebe zur 
Beſteuerung herangezogen werben follen, „welche durch 
die Konzentration des Detailhandels mit verfchiedenen 
Waarengattungen oder durch eigenartige, augenſcheinlich 
auf einen Eingriff in dem Umſatze bes Stleinbetriebes 
berechnete Maßnahmen ſich befondere Vortheile verſchaffen.“ 
Schon der erfte Begriff: Konzentration verjchiedener 
Waarengattung in einem Gefchäft! Bon diefem Begriffe 
bezweifle ich entſchieden, daß er bei der fteuerlichen 
Regelung fich jehr bewähren wird. Preußen hat es ja 
in feiner Borlage verſucht. Es ift durchaus nicht außer 
Bweifel geftellt, ob dieſe Vorlage Geſetz wird; zunädjt 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzratd a. D. Bentler: | quält man fi in der Deputation herum und weiß 


Meine Hochgeehrten Herren! Ich glaube, niemand in 
diefem hohen Haufe wird bie im ben legten Worten bes 
Herrn Berichterftattersliegenbe Tendenz irgendwie befämpfen 
ober ihr feindlich gegemüberftehen, im Gegentheil, wie 
wir gehört haben, haben dieſe Worte ben lauteften Wieder: 
ball gefunden. Ich glaube, daß niemand mehr als bie 
hohe Erfte Kammer gerade im biefer Beziehung berufen 
ift, mit voller Nüchternheit und Ruhe zu prüfen, ob bie 
in Ausfiht geftellten Maßnahmen wirklich auch die zu 
erhoffenden Erfolge zeitigen werben, um zu verhüten, 
LR. (2. Abonnement.) 


nicht, welche Art Waarengattung man als ſolches Kon: 
glomerat betrachten foll, das nunmehr das Merkmal der 
Beftenerung hervorbringt. Ich bezweifle, daß das ein 
geeignetes Steuermerfmal ift, meine hochgeehrten Herren, 
ich bitte num, fich einmal die Ausführungen vorzuftellen. 
Die Steuerbehörden müffen in jedes Geſchäft hinein: 
treten, jährlih, womöglich öfter, fobald der Verdacht 
auftaucht, daß dieſe Geſchäfte neue Waarengattungen 
aufnehmen, welche fofort die Steuerpflicht Herbeiführen. 
Ih bitte weiter, fich vorzuftellen, welche Art von De: 
124 
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nunzialionen ber Steuerbehörbe zugehen. Weil es fi 
immer barum handelt, daß ber eine ſich geſchützt wiffen 
will, fo wird er benten, wenn ber oder jener befteuert 
wird, bift bu beſſer gejchüßt; infolge beffen wirb er 
eine ſolche Denunziation nicht als etwas Unehrenhaftes 
betradhten. Ich glaube, das wird ein gefährlih und 
nit ſehr zwedmäßig zu gebrauchendes Steuermerfmal 
fein. Auch das zweite geforderte Merkmal ift in feiner 
Allgemeinheit faum brauchbar, in das Gejek aufgenommen 
zu werben. Der Herr Berichterftatter hat aber etwas 
Spezielleres hervorgehoben, was allerdings ſofort äußer— 
fi erfennbar ift und was ich für ein zwedmäßiges und 
brauchbares Steuermerfmal betrachte, nämlich das Zer— 
fpellen des eigenen Gefchäftsbetriebes in zahlreiche 
Filialen, das ift etwas, was fofort äußerlich erfennbar 
ift und fih als Merkmal befonders eignet. Im all: 
gemeinen, glaube ich, meine hochgeehrten Herren, werben 
wir uns bei ber weiteren Entwidelung ber Sache be— 
ſcheiden müflen, daß viel mehr noch als bie Her: 
ftellung der Waaren der eigentliche Vertrieb berjelben 
großkapitaliſtiſch ſich auswächſt; denn, meine Herren, hier 
wird noch viel weniger die manuale Gejchidlichkeit des 
einzelnen in Anfpruch genommen und in Betracht ge- 
zogen, bier kommt es in erfter Linie auf billigen Ein— 
fauf und große Ausftattung der Verlaufsgelegenheit, 
alfo auf großes Kapital an, und die Entwidelung wirb 
zweifellos in biefer Richtung vorwärts gehen, auch mit 
einer ſolchen Gejeßgebung. 

Das führt mich keineswegs bazu, einer ſolchen 
Gefepgebung das Wort nicht zu reden, ganz im Gegen- 
theile: ich werde auch heute für den Deputationsantrag 
ftimmen, mit einem Vorbehalte, den ich mir zum Schluffe 
erlauben werde noch darzulegen. Ich bin nämlich der 
Meinung, meine hochgeehrten Herren, daß bie Gejeh- 
gebung im wejentlichen die Aufgabe haben foll, die aus 
den kapitaliſtiſchen Verhältniſſen unferer Zeit heraus: 
gewachjenen fteuerkräftigen Schultern diefer Großbetriebe 
mehr als bisher zu belaften, ihnen eine Voraus— 
beftenerung aufzuerlegen. Wenn ic das vom Stand: 
puntte der Stabtverwaltung einer größeren Stabt aus 
betrachte, jo liegt in einer ſolchen Geftaltung ber Steuer 
auch durchaus Gerechtigkeit, auf bie ich auch Hier be— 
jonderen Werth lege; benn, meine hochgeehrten Herren, 
diefen großen Geſchäften, den offenen Läden unferer 
Stadt, kommen alle Einrichtungen unjerer ftäbtifchen 
Berwaltung minbeftens in bemjelben Maße zu gute, 
wie fie dem Grumbbefige dauernd zu gute fommen. 
Bon dem Grunbbefige erheben wir aber feit mehr ala 
einem Menjhenalter eine Präzipualfteuer, weil wir 
fagen, ber Grundbeſitz wirb in erfter Linie alle Bor: 
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theile haben von unferen Einrichtungen, vor allen 
Dingen dauernd haben, infolge deſſen muß er voraus: 
bejteuert werben, und ich glaube, in ähnlicher Weije 
wirb fi von Geiten ber Stadtverwaltung die Be: 
fteuerung der Großbetriebe bewegen müffen. Bei biejer 
Vorausbefteuerung, meine hochgeehrten Herren, glaube 
ih aber, wird fih als einzig brauchbares Merkmal, 
abgejehen von der abminikulirenden Berüdfichtigung ber 
Filialen der Geſammtumſatz, d.h. bie Größe des Ge- 
ichäftes beftimmen laſſen. Wir haben bisher trog wir: 
fi redlichſten Bemühens ein anderes Merkmal, daß fi 
dazu eignete, nicht gefunden, und ich glaube ficher, daß 
auch ber Königl. Staatöregierung bei ernfter und reif: 
licher Beihäftigung mit diefer Aufgabe nichts anderes 
übrig bleiben wird, als dieſes Merkmal als ausfchlag- 
gebenbes zu bezeichnen. 

Wenn ich vorhin erklärte, daß ich dem Antrage troß 
ber Bedenken doch zuftimmen werbe, jo glaube ich das 
thun zu können, wenn ich mich verfichert halten kann, 
daß die Königl. Staatsregierung ſich durch diejen Antrag 
nicht gebunden erachtet, in allen Einzelheiten nad) dem— 
jelben den Gejekentwurf auszuarbeiten, fondern ben 
Antrag nur als Anregung betrachtet, der ganzen Materie 
vom Standpunkte ber Landesgefepgebung näher zu 
treten. Bei diefer Landesgejeßgebung, glaube ich, noch 
in Bezug auf diefelbe einen Wunjd äußern zu follen, 
den nämlich, daß man der örtlichen Regelung babei noch 
möglichften Spielraum läßt; denn ich bin ficher, daß es 
nit gelingen wird, alle Berhältniffe in ben ver- 
ichiebenen Orten des Landes fo zu berüdfichtigen in 
einem Gejepentwurfe, daß nicht Härten entftehen. Es 
genügt ein Beifpiel, meine Herren; ein Gewerbebetrieb 
im Detailhandel, der in Annaberg ober in Schwarzen- 
berg, oder in einer fleinen Stadt des Vogtlandes, unter 
diefe Kategorie fallend, ala Großbetrieb zu betrachten ift, 
wirb in Leipzig ober in Dresden kaum als folder zu 
betrachten fein; jebenfall® wird er nicht mit bem Prozent: 
ſatze heranzuziehen fein, wie in Annaberg ober in 
Schwarzenberg. Man muß in biefer Beziehung einen 
möglichſten Spielraum der Ortögejeßgebung belaflen. 
Die Königl. Staatsregierung hat fic bisher nicht freund- 
lich zu der Ianbesgejeglichen Regelung verhalten; aber 
ih glaube, aus verjchiebenen Darlegungen ihres Organes, 
der „Leipziger Zeitung”, die in dieſer Beziehung jeit 
Jahren einen Stanbpunft einnimmt, ben ich durchaus 
als einen gerechtfertigten anerfenne, jchließen zu können, 
daß fie auch nicht die Meinung hegt, daß mit einer 
ſolchen fteuerlihen Regelung etwa allein das Stlein- 
gewerbe gehoben oder daß fie für basfelbe ein wirklich 
ausreichender Schuß fein wird; immerhin hoffe ich, daß 
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Se. Ercellenz, der Herr Minifter eine Zuſage des In— 
haltes ertheilt, daß man biefer Angelegenheit näher 
treten will, aber doch auch der ortögejeglichen Regelung 
nicht zu viel Schranfen ziehen wird. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Herr Kammerherr von Frege: Welzien! 


Rammerherr von Frege-Weltien: Hochzuverehrende 
Herren! Die Ausführungen bes Herrn Vorredners 
ermöglichen es mir, ganz fur; eine zuftimmende Er: 
Märung abzugeben zu den Vorſchlägen der geehrten De: 
putation. Ich habe Gelegenheit gehabt, bei den Arbeiten 
über die Novelle zur Gewerbeordnung oft diefe Fragen 
eingehend mit zu prüfen, und bin um fo danfbarer, daß 
ber Herr Berichterftatter diejen vorliegenden Wortlaut 
vorgejchlagen Hat, weil ich glaube, daß es die denkbar 
befte Faſſung eines Gedankens ift, ber feit vielen Jahren 
ſchon weite Kreife beſchäftigt. Wir find trokdem nicht 
weiter gefommen in der Löjung, weil die allgemeine 
Abfiht fih eben jchwer in konkrete gejehliche Be— 
ftimmungen faffen ließ. Nun jcheint es mir, als wenn 
mit biefer Faſſung, welche, wie ich auch zu meiner 
Freude höre, auch die Herren Untragfteller ber jen- 
jeitigen hohen Kammer aboptirt haben, die erften praf: 
tiſchen Schritte auf dem längft erwünfchten Wege gethan 
wären. Ich möchte mich weiter der hohen Deputation 
gegenüber dafür dankbar ausfprechen, daß fie ber 
fozialpolitifchen Seite der Frage Bedeutung ver: 
ſchafft, weil fie mir wichtiger erfcheint, als bie ftener: 
rechtliche und fteuertechnifche. Ich kann mich auch barin 
den Herren Vorrednern anfhließen, dab die Grenze 
ſchwer zu finden fein wird, wo eine Beeinträchtigung 
berechtigter Intereffen eintreten kann und auf ber 
anderen Seite dem Gedanken bes Untrages wirkfam 
nachgekommen wird, Wenn aber der hochverehrte Herr 
Oberbürgermeifter Beutler von einer Erdroſſelungsſteuer 
geiprochen hat, die befürchtet würde, jo möchte ich hierzu 
ein Wort der Beruhigung beifügen. Als e8 nad vielen 
Jahren gelungen war, eine Börfenftener reichsgeſetzlich 
einzuführen, wurden diejelben Bedenken erhoben über 
völlige Brachlegung der Börjengefchäfte und der im ge: 
ſchäftlichen Intereſſe angewendeten Manipulationen wie 
bier von den Gegnern dieſes Antrages. Heute glaubt 
daran niemand mehr, auch die Nächftbetheiligten nicht. 
Ich habe noch vor wenigen Tagen Gelegenheit gehabt, 
in ber NReichstagsbubgetlommiffion bei Berathung neuer 
Steuerprojefte auch bei der Börſe ausfprechen zu hören 
von durchaus Drientirten, daß bie bisherige Beſteuerung 
in keiner Weife die legalen Geſchäfte geftört und ge— 
ſchädigt hätte, daß das Steuerplus vollftändig übertragen 
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worben wäre auf die weiten Sreije des Publikums, und 
jo glaube ich, daß wir auf Grund biefer Thatfache volle 
Beruhigung jchöpfen können, daß auch Hier bei einer 
Sonberbeftenerung ber großen Waarenhäufer durchaus 
nicht die Einzelintereffen der Waarenhausbefiter allein 
getroffen werden, fondern daß fich biefe Steuer ebenfo 
in viele Kanäle verflüchtigt, daß von einer Erdroffelungs- 
ſteuer nicht wird bie Mebe fein können. ch gebe aber 
dem Herrn Vorredner zu, daß die Größe des Geſchäftes 
und ber Umſatz desſelben ſchließlich das tertium 
comparationis bei dem Landesgeſetze fein wird. 
Klar iſt, daß die einzelnen Orte nad) ganz auferorbent- 
fich verfchiedenem Maßftabe gemefjen werden müflen 
gerade im Intereſſe ber Gewerbetreibenben und Hleineren 
Städte, in welchen durchaus fein Bedürfniß vorliegt 
nah den Elementen, welche mit ſolchen Waarenhäufern 
plöglich auftauchen und Filialen errichten, fogar in vielen 
Dorfgemeinden, in dem Glauben, daß auf dem Lande 
die Dummen nicht alle werden. Es find ſchwere 
Schäbigungen eingetreten, vielleicht gerade in ben Fleineren 
Orten durch „Icheinbar” weniger ausfchlaggebende Ge: 
ichäfte, als in den Großſtädten bes Landes, wo bie längft 
anfäffigen potenten &ewerbetreibenden ſich noch eher 
halten können durch) loyale und ſolide Konkurrenz gegen 
folhe wmeift von Oſten kommende, fehr zweifelhafte, neu 
aufiauchende Waarenhäufer; ich will nicht weiter auf ben 
näheren Stammesurfprung eingehen. ebenfalls wiürbe 
ſchon wejentliches erreiht, wenn es gelingt, biefe neu 
auftauchenden Gejhäfte bejonders heranzuziehen; bei 
der Befteuerung wird bie hohe Königl. Staatsregierung 
biefen Gefichtspunft gewiß nicht ablehnen. Denn wie 
man jetzt davon jpricht, neue Emiffionen, neue Sure 
bejonders beftenern zu wollen zu Flottenzwecken, jo 
fünnte landesgejeglih mit mehr Recht derjelbe Gedanke 
erwogen werben, neu entftehende Waarenhäufer, neu ge- 
gründete Filialen höher zur Steuer heranzuziehen, als 
die bereits beftehenden. Der Erfolg der Steuer für die 
Gemeinden, benen er ja ausfchließlich zu gute kommen 
fol, wird zunächſt ein geringer fein, das darf aber nicht 
abichreden, benn id) lege den größeren Nachdruck auf die» 
fozialpolitifche Seite der Frage, weniger auf bie finanzielle, 
weil ich zugebe, daß bei bem verſchiedenen Auf- und Ab- 
fteigen des Erwerbslebens manches Jahr ein erfreuliches, 
manches aber auch ein bedauerlich geringes bezüglich 
des Ertrages fein wird. 

Ih refumire mich dahin, daß ich glaube, gerade dieſe 
hohe Kammer ift berufen, auch hierbei den Mittelweg 
feftzuhalten, und es ſcheint mir durch den Wortlaut bes 
Deputationsantrages das vollftändig erreicht zu fein. Ich 
möchte noch hervorheben, daß ich nicht zurüdjchrede vor 
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der Beiteuerung gewiffer Konjumvereine und Genofjen- | Angelegenheit vorgehen wird; denn, meine Herren, ich 
ſchaften mit jhönflingenden Tendenzen, die weit hinaus: | habe immer noch einige Zweifel, ob es bem nächften 
gehen über bas, was zunädft für bie Afjociation des Landtage gelingen wird, eine Uebereinftimmung in den 
Handwerks und auf landwirthſchaftlichem Gebiete erjtrebt Kammern über eine folde Gefepgebungsmaterie berbei- 
wird — das beftätigt mir auch der Herr Vorredner —, zuführen. Wir in Dresden haben aber den entichiebenen 
denn es giebt gewifje Auswüchſe des Konjumvereinswejens, Wunſch, vorzugehen, im wefentlichen auf der Grundlage, 
welche wir wegen ber Firma nicht anders behandeln dürfen, | dir ich vorhin mir erlaubte darzulegen, 

als jene aus Dften ftammenden Waarenhäufer; deshalb Bezüglich defien, was der Herr Vorredner noch von 
möchte ich dringend gebeten Haben, daß auch auf dieſem Gebiete den Konjumvereinen gejagt Hat, theile ich ganz feine An- 
die Hohe Staatsregierung Anlaß nehmen möchte, ſchon dem ſicht. Ich glaube, man darf die Komfumvereine nicht 
mähften Landtage einen Gejegentwurf vorzulegen und anders behandeln als alle anderen Leute, die Gejchäfte 
dies gegenüber dem Herrn Vortedner beſonders Hervor- | maden; man muß ſich fühl verhalten gegenüber den⸗ 
heben. Er jagte, die Staatsregierung ſolle ſich nicht für | jenigen, die jagen: der Konſumverein ift das erftrebens- 
gebunden erachten; id; möchte hoffen, daß durch dem ein wertheſte Organ ber Waarenvertheilung, ebenfo aber 
mürhigen Beichluß beider hohen Kammern fie ſich doch ſo auch gegenüber denjenigen, die jagen: num erdroffelt bie 
weit für gebunden erachtet für eine Vorlage, welde bei | Konjumvereine, denn die machen dem Einzellaufmann 
der notoriſchen Gewiljenhaftigkeit unſerer ſächſiſchen Schaden. Man muß fie, wie fie in der Einfommenfteuer 
Landeögejepgebung, welche darum auch an ber Spige des | und bei allen anderen Steuern behandelt werben, auch 
Reiches marſchirt, wie jeinerzeit bei der Einfommenfteuer, | hier wie alle anderen phyſiſchen und juriftifchen Perſonen 
gewiß noch mehrere Landtage und unter Umftänden auch | Heranziehen. 

die hohe Staatäregierung wieberholt beichäftigen wird. 

ge Direktiven, nicht einen beftimmten Weg Präfident: Das Wort hat Se. Ercellenz ber Herr 
angeben zu wollen‘, heißt die ganze Regelung der Sache Staatsminifter von Mehzſch. 

ad ealendas graecas verjdieben, was id; im Interefie  Staatöminifter vom Metzſch: Meine jehr geehrten 
ber wirklich mothleidenden Kreiſe bes Mittelftandes, zu | Herren! Die Regierung hat über die vorliegende Frage 
deren Gunften verjucht werden joll, nicht ausſchließlich der Beſteuerung bereits in der jenfeitigen Kammer ſich 
hierdurch, aber jedenfalls wejentlih mit zur Gejundung | zweimal in fo ausführlicher Weife ausgeiprochen, daß ich 
zu helfen, tief beflagen würbe; aus dem Grunde fann | nicht glaube und es nicht für erforderlich halte, über die 
ih nur meinen Dank an die Hohe Deputation wiederholen, | Grundfäge, welche die Regierung bisher dabei befolgt 
daß fie die Vereinigung mit den Untragftellern der jen= | Hat, beziehentlich in Zukunft weiter zu befolgen gedentt, 
feitigen Kammer jchon herbeigeführt hat. | mich auch heute in diefem hohen Haufe noch weiter ver: 


ö r breiten zu jollen, um fo weniger, als der Herr Bericht 
— Des Port hat ber herr Sberblirgermeifier erjtatter die Freundlichkeit gehabt hat, eigentlich bie 





Hauptpunfte aus meinen Aeußerungen in der jenjeitigen 
Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: Kammer bereits wiederzugeben. Ich möchte bem Herrn 


Kammerherrn von Frege gegenüber zunächft die Beruhigung 
ausfprechen, daß die Regierung angefichts ber Anträge, bie 
jeitens beider Kammern in dieſer Frage an biefelbe ge- 
richtet werben, jelbftverftändlich fich nach gewiſſer Richtung 
für gebunden erachten wird und zwar, wenn irgend thun⸗ 
lich, dem nächſten Landtage eine bezügliche Vorlage zu 
unterbreiten. Injoweit erachtet fie fich für gebunden und 
bat fie ſich auch ſchon gegenüber der jenjeitigen Kammer 
infoweit eigentlich mit ihren Erklärungen fejtgelegt. Uber 
ich acceptire banfbarft den Wink des Herrn Oberbürger- 
meifters Beutler nad) der Richtung, daß die Regierung 
fi nicht imfoweit feftlegen zu laſſen braude, als 
die Anträge materielle Vorſchläge enthalten. Ich glaube, 
es wird nur zur Erleichterung ber Aufgabe bienen, wenn 
bie Regierung bezüglich ber Herftellung diefer Vorlage 


Ich möchte nur ein Mifverftändnif des geehrien Herrn 
Borrebners berichtigen. Ich habe nicht gejagt, daß ich 
zweifle, ob die Königl. Staatsregierung dem nächſten 
Sandtage einen Gejegentwurf vorlegen wird; ih habe 
nur erklärt: es ift mir zweifelhaft, ob dieſe Merkmale 
ber Beiteuerung, wie fie im Antrage enthalten find, 
ſchon jo Mar durchdacht und fertig find, um dem Geſetze 
zur Unterlage zu dienen. Daß ich aber einer folchen 
Beftenerung grundſätzlich jehr geneigt bin, bitte ich noch 
daraus zu entnehmen, daß die Stabt Dresden, wenigftens 
jo weit e8 nah mir gebt, wahrjcheinlich auf biejes 
Landesgeſetz gar nicht warten wird, jondern zunächſt 
einmal ihrerfeits auf Grund der Berorbnung, welche 
ergangen ift, und ber ihr dadurch erteilten Ermächtigung 
zunächft einmal mit der ortögejeglichen Regelung der 





möglichft freie Bahn behält. Selbftverftändlich wird man 
die guten Vorſchläge, die bei den Verhandlungen gegeben 
worden find, und die auch heute wieber in die Erſcheinung 
getreten find, ganz weſentlich in VBerüdfichtigung ziehen. 
Ich laſſe mich auf bie Beiprechung biefer einzelnen Fragen, 
wie gejagt, heute nicht wieder ein, jchon zur Vermeidung 
von Wiederholungen; nur bas eine gegemüber der An- 
regung bed Herrn Oberbürgermeifters Beutler geftatten 
Sie mir zu bemerken, meine Herren, daß bie Regierung 
allerdings vor wie nad) auf dem Standpunkte fteht, den 
auch der Herr Oberbürgermeifter Beutler einnimmt, daf 
nämlich prinzipiell der geeignetfte Weg, der geeignetfte 
modus procedendi fein wird, die großfapitaliftiichen Be— 
triebe als folche der Befteuerung zu unterwerfen und 
hierbei ben Umſatz der Betriebe ald das Maß deſſen anzufehen, 
bei welchem die Steuer einzufegen ift. Ich bemerfe 
weiter, meine Herren, daß bie Regierung eigentlich, jo 
weit fie in der Lage geweſen ift, der autonomen Reguli- 
rung biejer Frage Vorſchub zu leiften, auf biefem Stand- 
punkte ſich bisher jchon bewegt Hat. Auf die Bedenlen, 
die und gegenüber der Gruppenbilbung beigehen, will ich 
nicht noch einmal zurüdktommen; ich halte fie vielleicht 
nicht für unübermwindlich, aber dieſe Bebenten beitehen that: 
fählich, und es hat auch nad) dieſer Richtung Herr Ober: 
bürgermeifter Beutler ſchon das weitere ausgeführt. 

Wenn dann noch gejagt worden ift, daß neben biefer 
gejeglichen Regulirung, die wir ja anftreben wollen, aud) 
der örtlichen, ber autonomen Regelung noch ber weitere 
Ausbau dieſes ftenerlichen Vorgehens zu überlafjen jei, 
fo ift auch diefer Vorſchlag der Regierung ein durchaus 
ſympathiſcher, und da habe ich ſchon in der jenjeitigen 
Kammer erflärt, daf, wenn wir uns überhaupt von ber 
ganzen Steuer einen Erfolg verfprechen wollen, es nicht 
ausgeſchloſſen bleiben darf, daß die autonome, weitergehende 
Regulirung nad) wie vor nod) eintritt. 

Ich Habe noch zu bemerken, meine Herren, dab, was 
die Konfumvereine anlangt, aud ſchon der Herr Bericht- 
erftatter vollftändig im Sinne der Regierung ſich aus: 
geiprochen Hat. Wir wollen die Konjumvereine, deren 
gute Wirkung wir nad gewifjer Richtung nicht verfennen, 
aber doch ats ſolche, injofern fie fich mit großfapitaliftiichen 
Unternehmungen überhaupt beichäftigen, unter bie eventuell 
zu konſtruirende Steuer ftellen, 


(Sehr richtig!) 


und das, meine Herren, entfpricht nicht bloß der Urt bes 
Gejhäftäbetriebes, es wird nicht nur deswegen in Auss 
ficht genommen, jondern ich glaube, wenn wir überhaupt 
eine derartige Gemeinbefteuer, die es ja fein fol, ein- 
führen, eine gemeindliche Gewerbefteuer, wir ſchon gegen- 
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über der Reichögewerbeorbnung und zwar gegenüber dem 
einjchlagenden $ 6 gejehlich verpflichtet find, diefe Steuer 
als eine allgemeine für alle in frage fommenben Be- 
triebe zu fonftruiren. Thun wir das nicht, nehmen wir 
einzelne Betriebsarten heraus, fo treten wir nach Anſicht 
ber Regierung mit ber Weichögewerbegefeggebung in 
Widerſpruch. Alſo, meine Herren, nur das ganz im all: 
gemeinen zur Kennzeichnung des Standpunftes der Re— 
gierung; und ich möchte bloß noch abſchließend bemerken, 
daß die Regierung ebenjo wie die Herren Antragfteller 
in ber Zweiten Kammer vollftändig auf dem Stanbpunfte 
fteht, ba es angezeigt erfcheint und baf es erwünscht ift, 
auch auf dem Gebiete der Gemeindeftenergejeßgebung dem 
notorijch nothleidenden Stande ber Kleingewerbetreibenden 
und Kleinen Handelstreibenden möglichft entgegenzufommen 
und Abhülfe zu verjchaffen, auch aus dem Geſichtspunkte, 
weil der Regierung, dem Staate nur daran gelegen fein 
muß, einen fräftigen Mittelftand und Heinen Gewerbe: 
ftand für die Zukunft zu erhalten. 


Präfident: Begehrt noch jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall; ich fchließe die Debatte, vorbehältlich 
bes Schlußwortes für den Herrn Berichterftatter. — Der: 
jelbe verzichtet. 

Ih frage: 

„ob die Kammer ben Anträgen der Deputation 
beitritt?“ 
Einftimmig. 

Es fommt der letzte Gegenftand ber Tagesorbnung: 
„Antrag zum mündlihen Berichte der vierten 
Deputation über die Betitionen der Gemeinden 
Wachwitz und Genofjen, Groß-, Klein: und Neu: 
graupa x., die Erbauung beziehentlih Kon— 
zejlionirung einer eleftrijhen Straßenbahn von 
Loſchwitz nah Pillnig beziehentlih Pillnitz— 
Copitz-Pirna betreffend.” (Drudjahe Nr. 235.) 


(Bergl. M. 11.8.2. Bd. ©. 1392 ff.) 


Ich bitte den Herrn Berichterftatter, den Bericht 
zu erftatten. 


Berichterftatter Kammerherr von Schönberg: Meine 
Herren! Eine Anzahl von 19 Gemeinden aus ber Um: 
gebung von Pillnig hat fih an die Kammer gewendet 
mit dem Erſuchen, bei der Regierung zu beantragen, 
entweber die Ausführung einer elektriichen Bahnverbin- 
bung von Pillnip nach Copitz beziehentlich Loſchwitz nad) 
Pillnig jeldft in die Hände zu nehmen ober einer dazu 
zu bildenden Aftiengejellichaft bie Konzeffion zu ertheilen. 
Für dieſe letztere Strede hat die Königl. Staatsregierung 
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inzwifchen bereits Konzeſſion gewährt. Diejes Petitum 
ift dadurch erledigt. Für die Fortſetzung von Pillnig 
nach Copitz aber fommen folgende Gefichtspunfte in 
Betracht. Es Hat ſich eine größere Anzahl von Ge: 
meinden bafür erklärt, aber wenn Sie die Starte be- 
tradhten, jo wird es Ihnen zweifellos jein, daß von 
diefen Gemeinden nur wenige in ber That bei einer 
Bahnverbindung Pillnig-Eopig intereffirt find. Es find 
das bie Gemeinden Oberpoyrig mit 188 Einwohnern, 
Groß- und Klein: und Neugraupa mit zujammen 787 
Einwohnern, Vorderjeſſen mit 139 Einwohnern, Hinter: 
jeffien mit 465 Einwohnern, Bonnewig mit 211, und 
wenn man den Kreis weiter ziehen will, Liebethal mit 
472 Einwohnern. Die übrigen um SHerftellung ber 
Bahn petirenden Gemeinden find zunächſt die Ortſchaften 
Porsberg, Birtwig und Söbrigen. Für biefe Ort- 
ſchaften hat die Bahn feinen Werth, fie finden ihren 
Anſchluß in Billnig, ald dem nächftgelegenen Bahnort 
für die Fahrt nad) Dresden, haben aljo fein Interefje 
an ber Fortjegung der Bahn in der Richtung Pirna: 
Copitz. 

Die weiteren um dieſe Bahnſtrecke petirenden 
Gemeinden liegen ſämmtlich jenſeits der Bahnlinie Arns— 
dorf⸗Copitz⸗ Pirna⸗Dresden, werden alſo durch dieſe 
Linie von dem Verkehrsbereiche der Linie Pillnitz-Copitz 
abgeſchnitten. Daraus geht hervor, daß für dieſe Ge— 
meinden die erbetene Bahnſtrecke, welche den Weg nach 
Dresden abkürzen ſoll, feinen Werth hat, denn fie werben 
aufgenommen von der Strede Arnsborf: Pirna: Dresden. 
Deswegen kann man diefe Petenten bei der Erwägung 
der Frage einer Linie Pillnitz-Copitz außer acht lafien. 
Daraus geht nun aber hervor, da ein dringende Be: 
bürfniß zur Herftellung der erbetenen direkten Bahn: 
verbindung Pillnig-Eopig- Dresden nicht vorhanden 
if. Es ift um fo weniger vorhanden, als bie vorher 
Ihnen benannten Gemeinden, welche thatſächlich von ber 
erbetenen Linie berührt würden, gewillermaßen ein- 
gezwängt find, einerfeit® durch den fiskaliſchen Forſt 
und burd die Domäne Pillnig, andrerjeit8 durch ben 
Höhenzug rechts der Elbe, mit dem Höhenpunfte 
Porsberg. 

Hierzu tritt nun noch der erſchwerende Umſtand, daß 
nach der im Berichte der Zweiten Kammer wiedergegebenen 
betreffenden Erklärung der Königl Staatsregierung die frag: 
liche Bahn eventuell ihren Endpunkt nicht in Copitz wird 
finden dürfen, ſondern daß ſie dann, im Anſchluſſe an 
Pirna, als Zentrale gedacht, bis zum dortigen Bahnhofe 
und weiter in und durch die Stadt Pirna zu führen 
ſein wird, daß man ferner nach Anſicht der Regierung 
auf der Pirnaer Brücke eine zweigleiſige Anlage zu be— 
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anfpruchen und einen Betrag zu ben Koften einer 
dadurch bedingten eventuellen Verbreiterung der Brüde 
vorzubehalten habe. Sie fehen hieraus, daß, abgefehen 
von dem mangelnden Bebürfniffe, noch große Schwierig: 
feiten zu überwinden fein werben jowohl in technijcher 
Hinfiht ala auch rüdfichtlih der Banfoften. Dazu 
fommt noch der Umftand, daß es, wie auch bie jenjeitige 
Kammer anerkannt hat, jchwierig fein wird, diefe Bahn 
von dem Enbpunfte der Strede Loſchwitz-Pillnitz aus 
durch Pillnig Hindurh über Oberpoyrig nad Graupa 
weiter zu führen. Man hat diefe Schwierigfeiten für 
jo groß erachtet, daß man in ber jenfeitigen Sammer 
darauf verzichtet hat, den Bahnbau für die ganze Länge 
ins Auge zu faflen, und ſich vielmehr beſchieden hat, 
die fraglichen Petitionen nur in Bezug auf die Strede 
Graupa:Eopik der Stantöregierung zur Kenntnißnahme 
zu übergeben, dahingegen den Ausbau der 4 km langen 
Zwiſchenſtrecke Pillnitz-Oberpoyritz-Graupa nicht zu be- 
fürworten. Nun wird in der jenfeitigen Kammer und 
auch von anderer Seite ein Hauptwerth darauf gelegt, 
dab man in dem Ausbaue der ganzen Bahnftrede Pillnig- 
Copitz einen theilweifen Erjag findet für den ſchon vor 
langen Jahren befürworteten, aber immer wieder zurüd- 
gelegten ober abgeworfenen Bau einer rechtöufrigen 
Bahn in der Nichtung Dresden nad; Böhmen. Für 
eine ſolche Bahn ift aber diefe kurze Strede ala Erſatz 
nicht zu betrachten. Man hat fi) dabei zunächſt die 
Schwierigkeiten eines Weiterbaues ftromaufwärts auf 
dem rechten Elbufer vor Augen zu halten, und ferner, 
daß man durch Ausscheiden einer nicht auszubauenden 
Strede von 4 km Länge von vornherein barauf ver 
zichtet Hat, eine durchgehende Bahn wenigftens bis Pirna 
berzuftellen. 

Aus diefen Betrachtungen, meine Herren, wird wohl 
unzweifelhaft jo viel hervorgehen, daß durch die Aus- 
führung der Theilftrede Großgraupa-Pillnig ein volks— 
wirthichaftliches Intereffe nicht gewahrt wird. Die Be: 
nußer bdiejer Bahn würden gezwungen fein, entweder 
4 km zwiſchen Pillnig und Großgraupa zu Fuß oder 
mit Wagen zurüczulegen, ober von Graupa nad Süden 
mit einem Umwege über Pirna nad) Dresden zu reifen. 

Es ſcheint für dieſe Bahn, abgejehen von den 
mangelnden volfswirthichaftlichen Intereffen, vielleicht ein 
baufpekulatives Interefje im Hintergrunde zu liegen. Für 
die Ständeverfammlung liegt ein Anlaß, ſolche Interefien 
zu fördern, nicht vor, beſonders da mit Herftellung ber 
Bahn eine Landſchaft durchſchnitten wird, deren Reiz 
barin befteht, daß fie eben abſeits vom großen Berfehre 
liegt, und dem Naturfreunde und Spaziergänger Ge— 
legenheit bietet, fi) auch einmal fern von dem Getriebe 
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ber Welt unb bes Berfehres zu ergehen und an ber 
Natur zu erfreuen. Aus biefen Gründen ift die Deputa- 
tion zu den Ihnen befannten Anträgen gelommen unb 
zwar um fo mehr, als das Votum der Zweiten 
fi) mit dem Antrage der Petenten nicht dedt. Dieſe 
wollen von Pillnig oder wenigftens von Oberpoyritz bis 
Pirna gebaut haben, bie Zweite Kammer aber befür- 
wortet nur bie Theilfirede Graupa-Pirna. Aus biefen 
Gründen, meine Herren, ift Ihre Deputation nicht im 
Zweifel geweien, Ihnen ben Antrag vorzulegen, bie hohe 
Kammer wolle beſchließen: 
1. die Petition der Gemeinde Wachwitz und Ge— 
noſſen als erledigt zu erklären, 
2. die übrigen Petitionen auf ſich beruhen zu 
laſſen. 
BPräfident: Es wünſcht niemand das Wort? — Ich 
frage die Kammer: 
„ob ſie auch hier mit der Deputation ſtimmt?“ 
Einſtimmig. 

Meine Herren! Ich beraume die nächſte Sitzung 
auf übermorgen, Montag, mittags 12 Uhr an und ſetze 
auf die Tagesordnung: 

1. Vortrag aus der Regiſtrande und Beſchlüſſe auf 
bie Eingänge. 
2. Untrag zum miünblichen Berichte der zweiten 


Deputation über Zit. 17 bes aufßerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, Neu: und 


Erweiterungsbauten bei der Univerfität Leipzig, zu verlejen. 


einſchließlich der Koften der inneren Einrichtung 
und Ausftattung und für Arealerwerbung be- 
treffend. (Drudjahe Nr. 237.) 

3. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 18 des auferordentlichen 
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Staatöhanshaltsetats für 1900/01, Neubauten ıc. 
bei der Technifchen Hochſchule zu Dresden be» 
treffend. (Druchſache Nr. 238.) 


4. Bericht ber erften Deputation über ben mit dem 
Königl. Dekret Nr. 3 vorgelegten Entwurf eines 
Allgemeinen Baugeſetzes für das Königreich 
Sadjen. (Drudjadhe Nr. 244.) 


Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition be Gemeinbes 
rathes zu Copig um Aufhebung beziehentlich 
Wenderung ber Beftimmung in $ 80 bes Geſetzes 
vom 12. Dezember 1855 über die Aufbringung 
des Bebarfes für Kichen und Schulen. (Drud- 
ſache Nr. 241.) 

Untrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition bes Gemeinde 
rathes zu Nieberfriebersborf, eine Wegeftreitigkeit 
betreffend. (BDrudjahe Nr. 242.) 

Antrag zum miünblichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition beziehentlich Be— 
ichwerbe bed Gemeindevorftandes Zieſch in Stroh: 
ſchütz, Jagdverpachtung betreffend. (Druckſache 
Nr. 243.) 

Zur Mitvollziefung des Protofolles lade ich ein 
Herrn Geh. Kirchenrath Dr. Pant und Herren Domberr 
Dr. Friederici. 

Der Herr Protofollführer ift bereit, das Protokoll 


(Geicieht.) 

Wünſcht jemand gegen diefes Protofoll Einwendungen 
zu machen? — Es ift nicht der Fall. Ich erkläre das- 
jelbe für genehmigt und ſchließe die öffentliche Sitzung. 


(Schluß der Sigung 12 Uhr 59 Min. nachmittags.) 


a 


Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königlichen Stenographifhen Inſtituts 
i. V. Profeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Brofeffor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresben. 


Letzte Abſendung zur Poſt: am 12. Mai 1900. 





Mittheilungen 


über die Verhandlu 


ngen des Landtags. 


I. Kammer. 


N 64. 


Bierundfehzigfte öffentlihe Sitzung 
der Erflen Kammer 


am 7. Mai 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 


Regiſtrandenvortrag Nr. 1345—1347. — Anträge zu den | 
münblihen Berichten der zweiten Deputation über: | 
s) Tit. 17 des aufßerorbentlihen Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, Reu: und Erweiterungsbauten bei ber 
Univerfität Leipzig, einfchließlih der Koften ber inneren 
Einrihtung und Wusftattung und für Mrealerwerbung 
betr., und b) Tit. 18 des außerorbentlihen Staatshaus: 
haltsetat3 für 1900/01, Neubanten :c, bei ber Technifchen 
Hochſchule zu Dresden betr. — Bericht der erften Depu— 
tation über den mit bem Sönigl. Defrete Nr. 3 vor: 
gelegten Entwurf eines Allgemeinen Baugefepes für das 
Königreih Sachſen. — Unträge zu ben mündlichen Be: 
richten der vierten Deputation über: a) die Petition bes 
Gemeinderathd zu Copitz um Wufhebung beziehentlich 
Aenderuug ber Beitimmung in $ 8c bes Gejehes vom 
12. Dezember 1855 über die Aufbringung des Bedarfs 
für Kirchen und Schulen, und b) die Petition bes Gemeinde⸗ 
rath3 zu Nieberfriederädorf, eine Wegeftreitigfeit betr. 
— Feſtſetzung der Zeit und Tagesorbnung für bie nächſte 
Sigung. — Vorlefung und Genehmigung des Protokolls 
über bie heutige Sitzung. 


Präſidium: 
Vizepräſident Landesälteſter von Zezſchwithz. 


Am Miniſtertiſche: 


Der Herr Staatsminiſter Dr. von Seydewitz, 
ſowie die Herren Regierungskommiſſare Geh. Räthe Dr. 
Vodel, Merz, Dr. Wäntig, Geb. Regierungsräthe 

1.8. (2. Abonnement.) 


Dresden, am 7. Mai 








Dr. Rumpelt, Dr. Shelder und Geh. Finanzrath 
von Mayer. 


Anwefend 40 Kammermitglieder. 


Bizepräfident don Zezſchwitz: Ich eröffne bie 
64. öffentliche Sipung und bitte Ihre Pläge einzunehmen. 

Zunächſt erfolgt ber Vortrag aus der Regiftranbe. 
Den Bortrag giebt der Herr Sefretär Thiele. 


(Nr. 1345.) Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Kap. 50, 55, 58, 60, 63a, 65 
und 68 bes Staatshaushaltsetat3 für 1900,01, das De: 
partement bes Innern betreffend, und über bas Königl. 
Dekret Nr. 38, einen zweiten Nachtrag zum ordentlichen 
Stantshaushaltgetat pro 1900,01 und zwar zu Kap. 60 
und 36a. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Iſt gebrudt und ver: 
teilt und fommt auf eine Tagesordnung. 

(Nr. 1346.) Dankſchreiben des Komitees für eine 
Eiſenbahn Thum » Meinersborf für Genehmigung bes 
Baues dieſer Linie. 


Vizepräſident bon Zezſchwitz: Zu verleſen. 
(Geſchieht.) 


(Nr. 1347.) Schreiben Sr. Excellenz des Herrn 
Staalsminiſters Dr. von Seydewitz, den am Sonnabend, 
den 12. d. M, vormittags ',10 Uhr in der hieſigen evan- 

eliſchen Hofkirche ftattfindenden Gottesdienft aus Anlaß 
Des Sandtagsichluffes betr. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Zu verlefeı. 
Geſchieht.) 


Wir kommen zum zweiten Gegenſtande ber Tages: 
orbnung: „Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 17 bes’ außer: 
ordeutlichen Staatshaushaltsetats für 1900,01, 
Neus und ÜErweiterungsbauten bei der Uni— 
verfität Leipzig, einfhließlih ber Koften ber 
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inneren Einrihtung und Ausftattung und für 
Arealerwerbung betreffend.” (Drudjahe Nr. 237.) 


(Berge. M. 11.8. 6.33 ff. u.2.Bb. ©. 1646 ff.) 
Berichterftatter Herr Rittergutsbefiger Hempel. 


Berichterftatter Rittergutsbefiger Hempel: Meine 
jehr geehrten Herren! In Tit. 17 des außerorbentlichen 
Etats find für Univerfitätszwede 3,308,000 M. poftulirt. 
Wenn Ihnen nun hier in Uebereinftimmung mit ber 
Zweiten Kammer feitend Ihrer zweiten Deputation ber 
Antrag unterbreitet wirb, zunächft nur 2,308,000 M., 
alfo eine Million weniger al8 präliminirt, bewilligen 
zu wollen, jo bitte ich, biefen Abftrich nicht dahin deuten 
zu wollen, als ob ein Theil ber Forderungen als un: 
begründet und unnötbhig befunden worben wäre, ober 
als ob bie Abficht vorgelegen Hätte, der Umniverfität in 
ihrer Ausdehnung irgendwelche Beichränfungen auf: 
zulegen. Weber das eine, noch das andere ift ber Fall, 
im Gegentheil, Ihre Deputation hat fich in ber ſchwie— 
rigen Lage befunden, ihren Wunſch, die Univerfität mög: 
fichft zu fördern und ihr Wohlwollen zu bethätigen, 
mit dem Beftreben zu verbinden, bie Forderungen bes 
außerorbentlihen Etat? möglichft herabzumindern und 
einen Ausgleich herzuftellen. Sie glaubt benjelben ge: 
funden zu haben, indem fie Ihnen den Anſchluß an ben 
Beichluß der Zweiten Kammer vorjchlägt. 

Nach diefem finden die Forderungen unter d, näm— 
lich 70,000 M. für ben Bau einer Iſolirbaracke bei ber 
Pſychiatriſchen und Nervenklinit, einjchließlich innerer 
Einrichtung, ferner e 220,000 M. für den Erweiterungs: 
bau beim Laboratorium für angewandte Chemie, ein: 
ihließlih innerer Einrihtung Genehmigung; ferner 
unter f 30,000 M. für bie Herftellung einer Nieder: 
bruddampfheizung im Zoologiſchen Inftitute, und endlich 
88,000 M. auf Errichtung eines Keffelhaufes mit Dampf: 
ſchornſtein zwiſchen dem Zoologiſchen, Landwirthichaft- 
lichen und Phyſilaliſchen Inſtitute finden unbeſtrittene 
Annahme. Bei b wird die Genehmigung für den Neu— 
bau eines Phyſilaliſchen Inftituts und deſſen innerer 
Einrihtung und Ausftattung, bie Herftelung einer elef: 
triihen Verſuchs- und Schwachftromanlage, jowie ber 
Erwerbung von Bauareal erteilt, babei wirb aber zu: 
nächſt nur die Hälfte der Koften als erfte Rate, nämlich 
mit 700,000 M. bewilligt, und das unter der Voraus— 
jegung, daß die ganzen Arbeiten ſich doch bis in bie 
Zeit des Zufammentritts des nächften Landtags erftreden 
werden, und jomit dem nächſten Landtage die Möglich: 
feit gegeben werbe, biefe eventuellen Nachforberungen 
bewilligen zu fönnen. 


IR. 64. Sigung, am 7. Mai 1900. 








Die Pofitionen a und c, welche fich beziehen auf 
ben Reubau eines Landwirthſchaftlichen Inftituts und 
befien innere Einrihtung und Ausftattung, ſowie auf 
ben Neubau eines Beterinärinftitut3 und befien innere 
Einrihtung und Ausftattung, jowie bie Erwerbung von 
Bauareal, haben eine Herabfegung um 300,000 M., 
nämlih von 19, Millionen auf 1,200,000 M, erfahren. 
Wegen bes Neubaues dieſes Landwirthichaftlichen Infti- 
tuts und megen der Errichtung bes BVeterinärinftituts 
haben jehr eingehende und vielfahe Erörterungen ftatt: 
gefunden. Sie finden diefelben auf das genauefte ver: 
zeichnet in bem Berichte ber Zweiten Kammer, und id) 
begegne wohl heute Ihrem Einverftändniffe, wenn id 
mit Rüdfiht auf die gefammte Gejchäftslage bes Hohen 
Haufes und in Berüdfihtigung unferer heutigen, ſehr 
ausgedehnten Tagesordnung allenthalben auf die im 
Berichte ber Aweiten Kammer wiebergegebenen Unter: 
lagen verweife. Dagegen darf ich es nicht unterlaflen, 
dem Hohen Haufe davon Kenntniß zu geben, daß nad) 
bem Stenogramme über die Sigung ber Zweiten Kammer 
vom 27. April der Herr Kultusminifter gegenüber diefem 
Abftrihe von 300,000 M. Einſpruch erhoben hat; er 
hat fih mur bereit erflärt, eine Reduktion von 
200,000 M. genehmigen zu wollen, 

Es Heißt da in ber Nebe bes Herrn Kultus: 
minifter®: 

„Das ift aber doch geſchehen“ — nämlich diefer 
Abſtrich — „und fo muß ich in erfter Linie biejes 
hohe Haus bitten, daß es infoweit feiner Deputation 
nicht folge, daß es mit dem unferfeit3 bereits zu— 
geftandenen Wbftriche von 200,000 M. ſich begnüge 
und einem weiteren Abftriche vom 100,000 M., wie 
er hier vorgeichlagen wird, nicht zuftimme. Wäre es 
mir nicht gelungen, die Majorität diejes hohen Haufes 
von ber Richtigkeit meiner Darlegungen zu überzeugen, 
würde die Ständeverfjammlung body ben ihr vor: 
gefchlagenen Abſtrich von insgefammt 300,000 M. 
zum Beſchluſſe erheben, jo würbe ich allerdings in 
eine wenig angenehme Lage gebracht werben.” 

Der Herr Minifter hat aber weiter hinzugeſetzt: 


„Da ich auf bie Herftellung ber hier vorgelegten 
Baulichleiten im Intereſſe unjerer Univerfität den 
größten Werth lege, fo würde ich es dann für meine 
erfte Aufgabe 2. mäffen, zu prüfen, ob nicht unter 
Benupung der Dedungsfähigkeit der einzelnen Bofitionen 
— troß des beſchloſſenen Abſlrichs etwas Zweckmäßiges 
noch zu erreichen ſein würde.“ 

Meine geehrten Herren! Einestheils dieſe Bemer— 
fung, ſowie nachher der Schlußpaſſus in dem Berichte 
der Zweiten Kammer, der ausdrücklich hervorhebt, daß 
an eine Verwilligung der Deckungsfähigkeit dieſer ver— 
ſchiedenen Beträge unter ſich gedacht wird und daß das 





bejonders zu erwähnen es nicht bedarf, ba die Ber: 
fällung nur in ber Erläuterungsfpalte erfolgt, daß die 
Deputation bavon ausgeht, daß fie damit einverftanden 
fein würde, daß etwaige Ueberjchreitungen bei a und c 
durch Erſparniſſe bei den übrigen Bofitionen gebedt 
werben bürfen und jogar auch gebedft werben müſſen, — 
diefe beiben Bemerkungen haben dazu geführt, daß ihre 
zweite Deputation ſich ber Hoffnung hingegeben hat, e# 
würbe doch möglich fein, die Fertigftellung bes Lanbwirth- 
Ihaftlihen Inftitutes ſowie bes Beterinärinftitutes in 
einer zwedentiprechenden und genügenden Weije zu er: 
möglihen. Sie nimmt unter diefen Berhältniffen davon 
Abftand, die Verminderung bes Abftriches von 300,000M. 
Ihnen zu empfehlen, und fie befchräntt fich darauf, Ihnen 
zu rathen, in Uebereinftimmung mit ber Zweiten Sammer 
bejchließen zu wollen: 
„bei Zit. 17 des außerordentlichen Stantshaus- 
haltsetatß, Nen- und Erweiterungsbauten bei ber 
Univerfität Leipzig, einfchließlih der Koften ber 
inneren Einrichtung und Wusftattung und für 
Urealerwerbung den Betrag von 2,308,000 M., 
worunter 700,000 M. als erfte Rate der unter 


b für das Phyſilaliſche Imftitut eingeftellten 
Summe, bewilligen zu wollen.“ 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Ich eröffne die Debatte, 

Zum Worte hat ſich gemeldet zuerft Herr Geh. Rath 
Profefjor Dr. Wach, dann wird Se. Excellenz der Herr 
Staatöminifter jpredhen und dann Se. Ercellenz Herr 
Graf von Könnerik. 


Geh. Rath Profefjor Dr. Wach: Meine hochgeehrten 
Herren! Das große Urbeitspenjum biefer Schlußwoche 
legt mir Burüdhaltung auf. Ich werbe mich bemühen, 
fur; zu fein, aber jchweigen kann ich zu dieſer Poſition 
nicht, als berufsmäßiger Vertreter der Univerfität. 

Hoffentlich wird der unerläßliche Neubau und Aus- 
bau ber im Etat genannten Inftitute durch die voraus- 
fihtliche Bewilligung bes Antrages ber Deputation mög- 
lich werben. Dieje Hoffnung betone ich ausdrücklich, weil 
wir in biefer Vorausſicht nicht gefichert find. 

Es ift ein Tropfen Wermuth in ben Kelch ber Freude 
für uns gefallen durch bem Wbftrich der 300,000 M., 
welcher, wie Sie gehört haben, vorzüglich das BVeterinär- 
inftitut trifft und bamit den Etatpoften um *%, verkürzt. 

Se. Ercellenz ber Herr Kultusminifter hat — ber 
Berichterftatter hob das hervor — in der Zweiten Kammer 
betont, daß 200,000 M. etwa von der eingeftellten Po- 
fition entbehrt werben fünnen burch fehr weit gehende 
Reduktion, daß dagegen das Streichen ber weiteren 
100,000 M. bie Ausführbarkeit ber Pläne in Zweifel 
ftellt. Es müffen nene Anfchläge gemacht werben, es 


I. 8. 64. Sigung, am 7. Mai 1900. 


687 


muß feftgeftellt werden, daß auf dem Wege ber Ueber- 
tragbarkeit, der Dedungsfähigfeit das Veterinärinftitut 
zwedmäßig ausgebaut werben kann. 

Es find burh ben Vorſchlag ber Deputation und 
ben Beichluß der Zweiten Kammer die Inftitute alle mit- 
einander verfoppelt, und follte die eben berührte Frage 
in verneinendbem Sinne beantwortet werben müſſen, fo 
würde fi) die Ausführung der projeftirten Bauten bis 
zur nächſten Seffion hinausſchieben. 

Leider ift in ber Zweiten Kammer der Antrag bes 
Herrn Abg. Dr. Schill, für den ihm übrigens bie Uni— 
verfität in hohem Grade dankbar ift, den von der Depu— 
tation vorgeſchlagenen Boften um 100,000 M. zu erhöhen, 
nicht durchgedrungen. Die Gründe, welche dafür maß— 
gebenb geworben find, machen ed mir unmöglich, zu 
fchweigen. 

Die Univerfität hat das bringendfte Interefje daran, 
durch den Mund ihres Vertreter die richtigen Geſichts— 
punkte in ber Beurtheilung der Sache zur Geltung zu 
bringen. 

Die Herren find injoweit im Bilde, als fie wiſſen, 
dab die drei Imftitute, das Landwirthichaftliche, das 
Beterinärinftitut und die Anftalt für angewandte Chemie, 
mit einander fonner find, daß ber Buftand bei bem 
Landwirthſchaftlichen und bei bem Chemiſchen Iuftitute 
ein unmöglicher ift, ein Nothftand, und daß daher ber 
Neubau unerläßlich erſchien. 

Des Weiteren werden Sie aus dem Berichte der 
Bweiten Kammer entnommen haben, daß ſich dieſer 
Neubau wirklih praftifh und erfolgreih nur durch— 
führen läßt auf dem Grundftüde des jegigen Veterinär: 
inftitutes und daß dann das Chemische im Beſitze bes- 
jenigen Haufes bleibt, in welchem es fich bisher mit 
dem SLandwirtbiaftlihen befunden Hat, und durch 
einen weiteren Ausbau feinen DBebürfniffen genügt 
werben wird. 

So ift das BVeterinärinftitut das Opferlamm, es 
wird bepofjedirt; jein Grundftüd wird ihm genommen, 
Eine Verbindung des PVeterinärinftitutes mit dem Lanbd- 
wirthſchaftlichen auf bemjelben Grundftüde ift unaus: 
führbar. Davon hat fi aud die Deputation ber 
Zweiten Kammer überzeugt. Die Plabfrage ift nad 
ben Vorſchlägen ber Regierung befriedigend beantwortet. 
Es kommt das Veterinärinftitut auf einen anderen, etiva 
500 m entfernten Plah. 

Wie aber foll e8 ausgebaut werben? Das ift bie 
Frage, und darüber Hat fich der Diffens erhoben. 

Die Gründe, welche man für bie Einfchräntung bes 
Inftitutes geltend gemacht hat, zeugen, wie Se. Excellenz 
ber Herr Kultusminifter in ber Zweiten Kammer bes 
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tonte, von einer gewiflen Mißſtimmung gegen biefe An- 
ftalt, und es ift das auch von anderer Seite bort aus- 
drücklich beftätigt worden. Ich glaube nicht, daß das 
Inftitut eine derartige Beurtheilung verbiente. 

Der finanzielle Grund, die Sparjamfeitserwägung, 
welche geltend gemacht wurde, bat ja ſelbſtverſtändlich 
ihre Berechtigung. Aber wenn es ſich dreht um bie 
Summe von ungefähr 100,000 bis 50,000 M., fo ift 
angeficht? des Etats unb fo weitgehender Tiberaler 
Bewilligungen und bes Weiteren angefichts bes Um— 
ftandes, daß, wie Sie eben hörten, die Ausführbarkeit 
aller Bauten und Umbauten nunmehr in Frage geftellt 
ericheint, auf eine ſolche Summe ſchwerlich ernftes Ge- 
wicht zu legen. 

Ih darf auch als meine jubjeltive Empfindung 
aussprechen, daß ich aus ber Debatte der Bweiten 
Kammer nit ben Eindrud gewonnen habe, als ob 
biefer finanzielle Gefihtspunft ber durchſchlagende war. 

Man Hat dann gejagt, man Fönne doch nicht für 
einen Profefjor 700,000 M. — fo viel war für das 
Veterinärinftitut in Wusficht genommen — bewilligen; 
wenn man für jeben Profeſſor eine folhe Summe be- 
willigen wolle, wohin werde man fommen? Nun, 
meine Herren, bad ijt ja micht zu befürchten. Hier 
haben Sie 5. B. einen Profeffor in figura, welcher auf 
eine ſolche Summe nicht refleftirt, und jo giebt e8 noch 
viele in Leipzig. Aber baut man denn bie Kirche für 
den Paftor und bas Ständehaus für ben einzelnen Ab— 
geordneten oder jene für bie Gemeinde und biefes für 
das Volt? Iſt ber Profeſſor für das Inftitut ober das 
Inftitut für den Profeffor da? ch meine boch, bas 
erftere. 

Man Hat ferner gejagt, ja, man bürfe boch ben 
Wünſchen ber Brofefforen als maßgebenden nicht jo 
einfach entgegenfommen. Nun, meine Herren, ich will 
unfere Beſcheidenheit nicht bejonders betonen, objchon 
ich angefichts einer Aeußerung eines verehrten Abgeorb- 
neten der Zweiten Kammer über bie Beſcheidenheit ber 
Landwirthſchaft au von uns als fehr bejcheidenen 
Leuten reben könnte. ebenfalls ift es Thatfache, daß 
den Wünfchen eines Profeſſors Hinfichtlich bes In— 
ftitutes nur dann Rechnung getragen wird, wenn fie 
fachlich berechtigt find. Es wird die Sache genau ge: 
prüft, es erfolgen Abftrihe. Wie Sie jehen, bat fi 
ber Herr Kultusminifter bei den in Rede ftehenden In: 
ftituten einen Abftrih von 200,000 M. gefallen laſſen. 
Alſo die Wünſche entjcheiben dann nicht. 

Es ift aber dann mit großer Energie von einer 
ganz hervorragenden Stelle der Zweiten Kammer hervor: 
gehoben worden, man bürfe bei einem ſolchen Lehr: 
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inftitute nur daB unbedingt Nothwendige bewilligen. 
Was ift das Nothwendige? Diefe Frage warf man auch 
ſchon in ber Zweiten Kammer auf. Daß es nicht das 
Luxuriöſe, bad Elegante, das MWeberflüffige das Noth- 
wendige ift, das ift ja fonmenklar. Das Nothwendige 
wird das Zweckmäßige fein, das dem Univerfitätszwedte 
Entjprechende. Denn das andere wäre das Zweckwidrige 
ober Unzweckmäßige und daher ſchlechterdings Verwerfliche. 
Will man den Zweck, ſo muß man auch das Mittel 
wollen, und daß man das Veterinärinſtitut als einen 
Theil der Univerfität will, das ift ganz außer Zweifel. 
Sp muß man num alfo auch ein zweckmäßiges Imftitut 
wollen. Was gehört dazu? Ueber den Univerfitätszwed, 
meine bochverehrten Herren, find mitunter faljche Vor— 
ftellungen verbreitet. Die Univerfität ift feine Fach— 
fhule, am allerwenigften eine Anftalt zur Dreffur, zur 
Unlernung nügliher Kenntniffe und dergl., die Univerfität 
ift die berufene Stätte für die Pflege und für bie 
Lehre der Wiſſenſchaft. Diefe Auffafiung Hat bie 
deutſchen Univerfitäten groß gemacht; biefe Auffafjung 
bat das deutſche Vol an die Spite aller Kulturftaaten 
in ber Förderung bes Geifteslebens geftellt. Dieſe Auf: 
fafjung Hat und unermeßliche Werthe geichaffen durch 
die Pflege der idealen Güter, durch die Vertiefung und 
Erforihung ber Erkenntniß, durch bahmbrechende Ent- 
deckungen, durch die Beherrichung der Naturfräfte, durch 
die Erfindung neuer Methoden zur Heilung ber leidenden 
Menſchheit und fofort und micht zulegt durch die Lehre 
ber Jugend. Mit diefer Auffaffung follen die deutſchen 
Univerfitäten ftehen und fallen und dieſe Auffafjung ſoll 
auch diejes Inftitut beherrichen. Daher muß der Mann, 
der an bie Spike biejes Inſtitutes geftellt wirb, ein 
wiflenfchaftliher Menih fein. Wir können feinen 
Profeſſor gebrauchen, welcher nicht auf der Höhe ber 
Disziplin fteht oder fie wenigftens zu erreichen beftrebt 
ift und nach menfchlicher Schägung zu erreichen vermag. 
Er muß feine Sache beherrfchen, er muß mit ber 
Wiſſenſchaft, die nie ftill fteht, fortfchreiten, muß fie zu 
fördern imftande fein, und daher muß ein folches 
Inftitut nicht bloß ein Lehrinftitut, jondern auch eime 
Forſchanſtalt fein, und fie muß daher auch dem Chef, 
bemjenigen, ber an ber Spike fteht, bas Forſchungs⸗ 
material und das unbedingt erforderliche Lehrmaterial 
gewähren. Dazu gehört zu dieſem Imftitute doch in 
erfter Linie der Hörſaal. Umbegreiflicherweife iſt 
in ber Bweiten Sammer ein Streit barüber ent: 
ftanden, ob man nicht ben Hörſaal entbehren und 
die Hörer der Veterinärbisziplin in den Hörfaal bes 
Landwirthſchaftlichen Inftituts verweifen könne. Ich will 
Sie nicht beläftigen mit ben Hier auftauchenden Meinungen, 
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nur das eine fonftatiren, daß, nad) bem doch wahrfchein: 
lich anch der Deputation der Zweiten Kammer unterbreiteten 
Material, dem Gutachten des Unftaltsbireftors, in dem 
Hörfaale in der That nicht nur Heine, unfcheinbare tobte 
Präparate, fondern auch Theile von Thieren, Kadaver ıc. 
vorgeführt werben müfjen, und daß es natürlich unthun- 
lich ift, bie auf 500 m Entfernung von einem Imftitute 
in ben Hörjaal des anderen zu bringen. Ih will num 
noch weiter bemerken, daß bie Worbereitung ber Vor— 
lefungen in bem Hörfaale geraume Zeit beanfprucht, daher 
es nicht möglich ift, daß der Dozent, der ba brüben im 
Beterinärinftitut ift, unmittelbar nah Schluß der Vor: 
fefung bes Lanbwirthichaftlichen Inftitutsdireftorß eintritt 
und feine Vorlefungen fortjegt. Es giebt ba eine Menge 
von Schwierigkeiten. Ih kann Sie verfihern, daß in 
dieſer Beziehung eine genaue jachverftänbige eftftellung 
erfolgt ift, bie dahin geht, es ift vollftändig unmöglich, 
den Hörjaal bes Inftituts zu entbehren. Ich möchte jagen, 
es ift gerabe jo unmöglich für biefes Imftitut, wie es 
unmöglich ift für ein Stänbehaus, den Raum zu ent« 
behren, in dem die parlamentarifchen Debatten ftattfinden. 
Und was nun die Klinik anbetrifft, die Poliklinik, jo 
ſchaffen diefe Einrichtungen das Forſchungs- und Demon: 
ftrationsgmaterial. Wir werden doch nicht ein folches 
Thierjpital einrichten, um damit irgendwelchen Bier: 
beinern Dienfte zu leiften, fondern wir richten es ein, 
weil es eine unentbehrliche Einrichtung für ben Lehrzweck 
ift, weil nur burch diefes Material der Mann, ber bort 
ala Lehrer Hingeftellt ift, im AZufammenhange mit dem 
Leben bleibt und fortfchreiten fann, und fo müffen ihm 
auch Räume geſchaffen werden für die mitroffopifchen 
und bakteriologifchen Unterſuchungen. Es ift die Veterinär: 
wiſſenſchaft eben, man kann jagen, eine neue Wifjenichaft 
im Gefolge der Entwidelung der Mebizin, und fie hat 
noch Hoffentlich eine außerordentliche Zukunft. Alfo wollen 
wir boch in Erfenntniß dieſer Sachlage die Studirenben 
ber Landwirthſchaft nicht ſchlechter ftellen, als die Stubirenden 
ber anderen Disziplinen, unb bas können wir nur, wenn 
wir ihren Lehrer jo ftellen, wie e8 die Wifjenfchaft fordert. 
Ih muß hier zum Vertheidiger ber Landwirthichaft gegen 
die Landwirthichaft felbft werben; man ift nicht immer 
fein eigener befter Verteidiger, wie man nicht immer 
fein eigener befter Arzt ift. Die Herren in der Zweiten 
Kammer haben in der Betonung bes befchränfteren Be— 
bürfnifjes ber Landwirthſchaft ben Abſtrich vollzogen. 
Nur eins fei gefagt, wir haben uns ja neulich Hier mit 
einer Refolution in Sachen des Fleiſchbeſchaugeſetzes be: 
ſchäftigt; erwägen Sie, meine Herren, es ift ja ein zweifel: 
lojes Bebürfniß unferer Landwirtbichaft, dahin zu fommen, 
daß fie durch eigene Produltion die Einfuhr fremben 
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Fleiſches möglichft bald ausſchließt, damit wirb die Vieh- 
zucht, damit wird ber Wohlftand in der Landwitthſchaft 
gefördert werben, aber damit fie es könne, muß eben bie 
Probuftion auf der Höhe fein, die bem inneren Bedürfniſſe 
des Bolfes Genüge leiſtet. Mit einer Sperre allein ift 
das natürlich nicht geſchehen; denn wenn fie fich als un- 
burdführbar erweift, muß fie durchbrochen werden; und 
da wäre ed doch eine ber wichtigften Aufgaben, daß auf 
bem Gebiete ber Gefunbheitspflege ber Nutzthiere und 
Schladtthiere, dur die Erforfhung der verheerenden 
Seuchen, ber Zuberkulofe ꝛc. unfer Biehftand gereinigt 
und gefichert wird. Dazu ſoll uns bie WVeterinärtifjen- 
ſchaft mithelfen, und ich lann Sie verfidhern, daß der 
Mann, der in Leipzig an der Spige der Anſtalt fteht, 
eine ganz vorzügliche Kraft auf diefem Gebiete ift und 
wir große Hoffnungen an feine wiſſenſchaſtlichen Forſchungen 
fnüpfen. Noch eine weitere Erwägung. Das Veterinär: 
inftitut dient nicht allein der Lanbwirtbichaft, ſondern es 
bient auch der Medizin, nicht ber thierärztlichen nur, 
fondern auch der Menfchenmebizin, um fie einmal jo 
zu nennen, denn bie frage ber Mebertragung von in- 
fettiöfen Thierfrankheiten fpielt ja jegt eine jehr große 
Rolle, und mein Herr Kollege Hoffmann, wie mein leiber 
verftorbener Kollege Birch-Hirſchfeld, deffen Pla ich 
bier als unwürdiger Nachfolger einnehme, Haben beide 
fortgearbeitet auf bdiefem Gebiete, immer in Bufammen- 
gehen mit dem Fortſchritie der Veterinärmedizin, und 
biefe Arbeit ift eine fortgejegte und hoffentlich eine auch 
für die Menfchheit fehr gebeihliche. Wir haben es alſo 
bier mit überaus wichtigen Dingen zu thun, und bas 
Anlegen eines Heinlihen Maßftabes an fie könnte für 
die Univerfität nur in hohem Grade beflagt werben. 
Aber e3 find noch zwei Einwendungen erhoben, die id) 
fur erlebigen muß. Die eine lautet dahin, daß das Plus, 
welches ſeitens der Staatsregierung gewünſcht würde, 
nur ber Stadt Leipzig zu gute fommen würde, 
und die andere Einwendung war die ber Konfurrenz- 
befürchtung. Was num die erfte anbetrifft, jo kann ich 
mi ja bier nicht zum Wertheibiger ber Stabt Leipzig 
aufwerfen, dafür ift ein berufenerer Mund vorhanden, 
aber fo als Leipziger und guter ſächſiſcher Staatsbürger 
barf ich doc; jagen, jedenfalls wird es nichts ſchaden, 
wenn bei einem Imftitute, wie biefem, auch ber Stadt 
Leipzig ein wenig zu gute füme, einem Pferd, Hund 
oder einer Kae und dem Beſitzer derſelben einiger 
Vortheil erwüchle. Der umftrittene Hörfaal lommt ben 
Leipzigern gerviß nicht zu gute. Ich glaube nicht, daf irgend 
jemand von Ihnen als jolcher ben Hörfaal frequentiren wird. 
Es kann fid) alfo nur um die Klinik Handeln; baf fie 
am fich unentbehrlich, fteht ja feft. Nun, wenn die Klinik 
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wirklich von den Zeipzigern frequentirt wird, dann er: 
füllt fie ihren Zweck, denn woher foll fie ihr Material 
nehmen, doch aus ihrer nächften Umgebung. Unb werfen 
wir dann bie Frage auf, ob das Thierfpital bei ber 
Thierärztlichen Hochſchule ben Dresbnern zu gute lommt, 
Sind wir überhaupt gewöhnt, darnach zu fragen, ob 
etwa die Stabt Dresden einen Bortheil von unjeren 
Bewilligungen bat, um bieje davon abhängig zu machen. 
Ich meine, es wäre nicht gut, wenn man jo falfuliren 
wollte. Dresben ift der Stolz und bie Bierbe unferes 
Sachſenlandes. Auch Leipzig ift eine Perle im Kranze 
der ſächſiſchen Stäbte, eine unjcheinbare, ich möchte fagen 
eine ſchwarze Perle; aber bieje gehört ja bekanntlich zu 
ben foftbarften Perlen. 


(Heiterfeit.) 


Und ausgezeichnet ift die Stadt durch ihren echten Bürger: 
finn, durch ihre intenfive Arbeit — fie hat ſich ſelbſt 
zu dem gemadt, was fie ift —, durch ihre Opferwillig: 
feit, durch ihren glühenden Patriotismus. Kurz und 
gut, fie verdient ſchon, daß man ihr auch etwas zu gute 
fommen laſſe, und beshalb, meine ich, follte man mit 
einem ſolchen Argumente nicht operiren. 

Und was das letzte anbetrifft, die Konkurrenz⸗ 
befürchtung, ſo hat ja ſchon Se. Excellenz der Herr 
Staatsminiſter betont, das ſei eine Legende. Wie ſie 
entſtanden, weiß ich nicht; aber daß es eine Legende iſt, 
das ſcheint mir ſicher. Allerdings ift dem Herrn Kultus—⸗ 
minifter eingehalten worden, wenn er aud) fage, er werbe 
diefe Veterinäranftalt nicht zu einem Konfurrenzinftitute 
ber Thierärztlichen Hochſchule werben laſſen, jo fei er 
doch ein fterblicher Menſch, und was fein Nachfolger 
jagen werde, das wife man ja nicht. Gewiß ein ganz 
zutreffender Gedanke, nur hat er feine rechte Ueber: 
zeugungsfraft; denn jonft müßte doch die Erwägung, 
daß wir fterbliche Menſchen find und was unter Um: 
ftänden unfere Nachfolger jagen werben zu unferen Ent: 
ſchließungen, uns veranlafien, uns der nad beftem Er- 
meſſen förderſamen Entſchließung zu enthalten. Ich Habe 
nun aber aud; namens ber Univerfität auszufprechen, 
baß wir gegen ein ſolches Herauswachjen des Veterinär: 
inftitutes zu einer Thierärztlichen Hochſchule uns ent- 
ſchieden ablehnend verhalten müßten, ſelbſtverſtändlich 
mit bem größten Reſpelte für die Thierärztlihe Hoch— 
ſchule. Aber es ift das PVeterinärinftitut Tebiglich ein 
Hälfsinftitut für das Lanbwirthichaftliche und jehr ſelundär 
fommt noch bas Moment Hinzu, daß es auch dient ber 
Medizin. Thierärzte können wir auf ber liniverfität 
nicht in diefem Rahmen bilden und wollen wir auf ber 
Univerfität nicht bilden, Das kann ich ganz beflimmt 
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verfichern, allerdings nur im Namen der Lebenden; was 
die Zukunft bringen wirb, das weiß ich nicht. Aber bie 
Legende ift mir auch in der Form entgegengebracht worben, 
es fünnte daran gedacht werben, bie hiefige Thierärztliche 
Hochſchule nad Leipzig zu verlegen. Darauf kann id 
nur antworten, wenn das wirklich bie Vorftellung wäre, 
dann würde die Univerfität erwibern, wie die Dame 
dem Ritter Toggenburg: Wir wollen unfere Schwefter- 
liebe der Thierarzneiſchule entgegenbringen, aber zu 
einem ehelihen Bunde können wir uns nicht bereit 
finden. Alſo dieſes gehört in das Gebiet der Mythe. 
Und fo wollen wir es doch auch behandeln, und es ift 
im Grunde genommen bei einer fo ernften Sade nicht 
das Butreffende, mit derartigen allgemeinen, vagen Em: 
pfindungen, Gemüthsftimmungen und Befürchtungen zu 
operiren. 

Ih bin am Schluffe, meine hochverehrten Herren. 
Diefer Schluß follte nun eigentlich nach meinen Aus— 
führungen dahin gehen, daß der Antrag bes Herrn Abg. 
Dr. Schill hier aufgenommen wird, um bie 100,000 M., 
welhe uns unentbehrlich find, die abgeftrihen find in 
unfubftanziirter Weife, ohne uns zu fagen, wie wir uns 
durchzuhelfen haben, wieberherzuftellen. Allein in Un- 
betracht bes unmittelbar bevorftehenden Endes ber Seffion, 
ber fi} baraus ergebenden Schwierigkeiten und der ung 
innewohnenden Befcheidenheit und des ernften Beſtrebens 
und ber vollen Unerlennung bes hoben Wohlwollens 
der Zweiten Kammer gegen die Univerfität und aud) 
bes uns in ben Morten des Herrn Berichterftatters 
entgegengetretenen Wohlwollens dieſes hohen Haufes 
wird die Univerfität den Schritten des Herrn Minifters 
folgen und verfuchen, foweit es möglich ift, mit den uns 
hier limitirten Summen den gejegten Zwed zu erreichen. 
Das wird Hoffentlich gelingen, und wenn es gelingt, jo 
wirb dieſe Seffion für die Univerfität wiederum eine 
außerordentlihe Förderung und einen großen Segen 
bebeuten, für den ich ben Herren ben Dank der Univerfität 
auszufprechen habe, 

(Bravo!) 


Vizepräfident don Zezſchwitz: Der Herr Staats: 
minifter! 


Staatsminifter Dr. von Seydewitz: Meine hoch⸗ 
verehrten Herren! Es ift Ihnen befannt und auch heute 
wieber hervorgehoben worden, daß ich in ber jenfeitigen 
Kammer mit großer Wärme für bie Bewilligung ber 
Mittel zu den Pofitionen eingetreten bin, die in Tit. 17 
bes außerorbentlihen Staatshaushaltsetats zufammen- 
gefaßt find. Mein Mühen ift erfolglos geblieben. Nach— 
bem wir uns bereits nad) längeren Verhandlungen mit 
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ben Betheiligten mit einem Abftriche von 200,000 M. 
einverftanden erflärt und damit doch wohl Hinreichend 
bethätigt hatten, daß wir für eine weile Sparfamleit 
volles Verftändniß befigen, hat die hohe Zweite Kammer 
einen barüber noch hinausgehenden weiteren Abftrich von 
100,000 M. beſchloſſen. Da fich der Abftrich auf bie 
Koften für das Landwirthichaftlihe und das Veterinär: 
inftitut bezieht, jo Habe ich mich nur mit diefen beiden 
Inftituten zu befchäftigen. Die Darlegungen aber bes 
Herrn Oberjuftigrathö Dr. Schill in der Zweiten Kammer 
und bie bes Herrn Geh. Rath Dr. Wach in biefem hohen 
Haufe, die wir joeben vernommen haben, haben meine 
eignen Ausführungen fo ſchön ergänzt und überdies nad 
meinem Dafürhalten die gegnerifchen Ausführungen jo 
überzeugend widerlegt, daß ich dem, was ich bereits ge- 
fagt habe, faum viel hinzuzufügen weiß. 

Man Hat den Vorwurf erhoben, daß bei ber Planung 
bes neuen Beterinärärztlichen Inftituts bie wifjenjchaft 
liche Seite zu jehr betont und über das Bedürfniß ber 
Stubdirenden Hinausgegangen worben fei. Ich kann dies 
nicht zugeben und barf in erfterer Beziehung mich auf 
das beziehen, was ber Herr Geh. Rath Dr. Wach foeben 
ausgeführt hat. Ich darf nur noch hinzufügen, daß die 
Regierung feinerzeit unter ber Zuftimmung ber Stänbe- 
verfammlung bie beiden hier fraglichen Inftitute mit der 
Univerfität vereinigt hat und daß fchon daraus folgt, 
daß beide Inftitute eine derartige wiſſenſchaftliche Aus: 
rüftung erhalten müffen, ba fie überhaupt in den Dr: 
ganismus einer Univerfität hineinpaffen. 

Meine Herren! Man Hat weiter gejagt, daß wir 
uns ja bisher mit viel einfacheren und befcheibeneren 
Inftitutionen begnügt hätten. Das ift zutreffend, aber 
biefe Inftitutionen waren eben nachgerade jo einfache, 
fo bejcheibene geworden und ftanden mit ben Fortfchritten, 
bie auch auf lanbwirthichaftlichem und veterinärärgtlichem 
Gebiete in neuerer Zeit gemacht worben find, in ſolchem 
bireften Wiberfpruche, daß wir uns für verpflichtet ge: 
halten Haben, hier Wandel zu ſchaffen. 

Der Lehrplan des Beterinärärztlichen Inftitut8 um: 
faßt als Unterrichtsfächer: 

1. Anatomie und Phnfiologie der Hausthiere; 

2, Geburtäfunde und Gefundheitslehre der näm— 
lihen Thiere; 

3. Anmweifung zur erſten Hülfe bei plöglichen Er- 
franfungen und 

4. Veterinärpolizei und Seuchenkunde. 

Ich glaube nicht, daß man fagen kann, daß dieſe Bor: 
lefungen über das Bebürfniß der Stubirenben hinaus: 
gehen. Dieſe Vorlefungen find bisher ſchon gehalten 
worden, nur bezüglich der Seuchenkunde ift in neuerer 


Beit eine Erweiterung eingetreten. Ich glaube aber, 
baß gerade dies von ber Landwirthſchaft mit Freuden 
begrüßt werben wirb, denn, meine Herren — Sie wiffen 
das beffer wie ich — ber Iandwirthfchaftliche Thierbefiger 
ift in ber Gegenwart genöthigt, unausgeſetzt einen harten 
und ſchweren Kampf gegen die Seuchen zu führen, bie 
jeine Viehbeftände bedrohen. Diefer Kampf wird erfolg- 
reich nur geführt werben können, wenn jeder einzelne 
Thierbefiger fih im energifcher und zwedentiprechender 
Weiſe daran betheiligt. Diefe Mitwirkung ſetzt eine ſorg— 
fältige wohl durchdachte Schulung voraus, und biefe 
Schulung fol eben im BVeterinärinftitut gegeben werben. 
Sie wird dort aber nur gegeben werben fünnen — und 
infoweit berühre ich mich wieber mit ben Ausführungen 
des Herrn Geh. Rath Dr. Wach —, wenn dort auch 
wiffenfchaftlid gearbeitet wirb, wenn ber Dozent an ber 
wiffenihaftlihen Erforſchung der Thierfeuchen und ber 
gegen fie anzuwendenden Mittel unausgejept mitarbeitet. 
Injoweit will allerdings das Inftitut wiflenfchaftlichen 
Zweden dienen, und dieſe Arbeit erfordert allerdings zu 
ihrer Durchführung bejondere Räume, befondere Ein: 
richtungen und bejonbere foftbare Inftrumente und er: 
höht dadurch den Bauaufwand fehr erheblich. Aber wenn 
irgendwo, jo bin ich überzeugt, daß hier bie wifjen- 
ſchaftliche Arbeit ber Praris goldene Früchte in den 
Schooß werfen wirb, 

Damit dann die Unterweifung praftiih und erfolg- 
reich werbe, ift es nothwendig, daß fie mit gewifien 
Erperimenten am Thiermateriale verbunden werde. Die 
Borlefungen müßten fi auf eigene Erfahrungen ftügen. 
Die Sache liegt hier ebenfo wie beim Stubium der 
Medizin. Damit der Unterricht anſchaulich und ver- 
ftändfi werde, müßten dem Stubirenden bejonders 
wichtige Krankheitsfälle und für die Beurtheilungslehre 
befonders wichtige Erfcheinungen vorbemonftrirt werben. 
Dazu ift eine Klinik und eine Poliklinik nothwendig. 
Auch fie erfordert allerdings befondere Einrichtungen 
und bejondere Räume, und das erhöht ebenfalld bie 
Baufoften jehr erheblich. Aber fie ift nothwendig. Leber 
den Umfang, ber einer ſolchen Klinik und Poliklinik zu 
geben jei, fann man verjchiebener Anficht fein. Das 
Minifterium Hatte zumal in Berüdfichtigung ber Wünfche, 
bie ihm vom Lanbesfulturrathe ausgeſprochen worben 
waren, bie mit dem Beterinärärztlichen Inftitute zu ver: 
bindende Klinit und Poliklinik zunähft in größerem 
Umfange geplant. Nachdem aber an dem baburd be: 
bingten Koftenaufwande fo großer Anftoß genommen 
worden war, haben wir bie Dimenfionen verkleinert. 
Jetzt wird man nicht mehr fagen fünnen, daß bieje 
Klinik und Poliklinik über die nächftliegenden Aufgaben 
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bes Veterinärärztlichen Inftitutes hinausgehen. Iſt aber, 
ohne die mächftliegenden Aufgaben des Inftitutes zu 
verlegen und ohne weitere Koften zu verurfachen, bie 
Tüglichkeit gegeben, noch anderen Studirenben, naments 
lid) den Studirenden der Medizin, damit zu nüßen, jo 
wird man dem nftitute daraus doc wohl feinen Bor: 
wurf machen wollen. 

Ich freue mi ja nun, daß die hohe Zweite Kammer 
und auch Ihre jehr verehrte zweite Deputation fich im 
Brinzip mit der Errichtung diefer beiden neuen Inftitute 
einverftanden erklärt und insbejondere davon abgejehen 
haben, die Bewilligung ber Koften an erjchwerende Be: 
dingungen zu fnüpfen, wie bas urfprünglich in Ausficht 
genommen war. Da man in biefer Richtung ber Re: 
gierung freie Hand gelafjen hat, jo Habe ich feine Ber: 
anlafjung, mich darüber weiter auszufprehen. Ich 
bemerfe nur, daß ich dem, was der Herr Geh. Rath 
Dr. Wach in diefer Richtung ausgeführt hat, meinerjeits 
volltommen beipflichten muß. 

So fehr ih mich über diefen Beihluß zu freuen 
babe, jo jehr muß ich es aber von meinem Stanbpunfte 
nad) wie vor bedauern, daß man zu noch weitergehenden 
Abftrichen gelangt ift. Ich Habe meine Stellung dazu 
in ber Zweiten Kammer bereits ausführlich dargelegt. 
Der Herr Berichterftatter Hat bie Güte gehabt, bie 
Worte, die ich dort gejagt Habe, Ihnen hier vorzutragen. 
Ih kann mic darauf zurüdbeziehen und will nur 
wieberhofen, daß, wenn aud) Hier der Wbftrich beichlofjen 
werben follte, ich in eine wenig angenehme Lage fommen, 
es aber nad) wie vor für meine Pflicht halten werde, 
anderweit eingehend prüfen und eingehend erörtern zu 
laſſen, ob nicht auch troß bes Wbftriches etwas Zwed- 
mäßiges ſich wirb herftellen laſſen. 

Ih möchte zum Schluffe nur noch auf einen Ge: 
fihtspunft furz Hinweijen. Meine hochverehrten Herren! 
Wir hören jehr Häufige und leider begründete Klagen 
über die Nothlage unjerer Landwirthſchaft. Es werden 
ba bie verjchiebenften Mittel, große wie eine, in Bor- 
ihlag gebradt, um diefe Nothlage zu bejeitigen ober 
doc; wejentlich abzumindern. In meinen freilich Taien- 
haften Augen fennzeichnet fi der Befig guter Vor— 
bereitungsanftalten für ben zufünftigen Beruf 
eines Landwirths als ein großes Mittel, um bieje 
Kalamität zu befeitigen. Der Landwirth aber, ber über- 
haupt Höhere Ziele fich ftellt und einmal berufen fein 
wirb, einen größeren erweiterten Wirkungskreis aus: 
zufüllen, wird bie geeignete Vorbereitung nur an Land— 
wirthſchaftlichen Hochſchulen juhen und finden fünnen. 
Deshalb find wir beftrebt geweſen, hier möglichft voll: 
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Güte ſolcher Inftitute wirb einerfeits durch die Qualität 
ber Leitung, andrerſeits durch die Qualität ber ihnen 
zur Verfügung ftehenden Einrichtungen bedingt. Unſere 
beiden Leipziger Inftitute erfreuen fi zur Zeit ganz 
vorzüglicher Leitung. Der Direktor bes Landwirthſchaft⸗ 
lihen Inftituts ift ber großen Mehrzahl ber Mitglieder 
biefes Hohen Haufes perfönlich befannt und wird, wenn 
ich recht unterrichtet bin, von ihnen auch ſehr geſchätht. 
Ein heute leider abwejendes Mitglied biejes Hohen 
Haufes, das zu ben berufenen und angefehenen Ber: 
tretern ber Landwirthſchaft gezählt wird, hat bies feiner- 
zeit in biefem hohen Haufe ausdrüdlich ausgefprochen, 
als er feine Freude darüber ausdrüdte, daß Profeſſor 
Kirchner einen glänzenden Ruf nad auswärts abgelehnt 
hatte. Hat hiernach der Direftor des Landwirthſchaft⸗ 
lichen Inftituts feinen Ruf als tüchtiger Inftitutsbireltor 
in längerer Vergangenheit bereit bewährt, jo wird, wie 
ich zuverfichtlich Hoffe, der erft kürzlich zur Leitung bes 
Veterinärärztlihen Inftituts berufene Brofeffor benfelben 
Auf ganz gewiß in Zukunft bewähren. 

Was aber die zur Verfügung ftehenden Einrichtungen 
anlangt, jo befteht darüber kein Zweifel, daß fie zur 
Zeit ganz minberwerthige find und ben Anforderungen 
nit genügen, bie ein Stubirenber ber Landwirthſchaft 
an eine Landwirtbfchaftliche Hochſchule zu ftellen be: 
rechtigt ift und anderwärts auch thatſächlich befriedigen 
fann. Wir find, wie gejagt, beftrebt geweſen, beibe 
Inftitute möglichſt volllommen auszugeftalten. Wirb an 
dem weiteren Abftriche feftgehalten, dann ift es mir zur 
Beit zum minbeften zweifelhaft, ob auch dann noch biefe 
Inftitute die mächtige, nachhaltige, befruchtende Wirkung 
auf die Landwirthſchaft und insbeſondere auf bie ſächſiſche 
Landwirthſchaft werben ausüben künnen, die wir wünſchen 
und bie wir von ihnen erhoffen. 


Bizepräfident dom Zesihwig: Se. Excellenz ber 
Herr Präfident! 


Bräfident Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Künnerig: 
Meine hochgeehrten Herren! Der Hochbebeutende Herr 
Vertreter ber Univerfität hat mit der ihm eigenen 
Berebfamkeit bereits ausgeſprochen, daß nicht alle Hoff: 
nungen unb nicht alle Wünfche durch die Art befriedigt 
worden find, wie dieſe Pofition erledigt wurbe. Er hat 
hiermit alfo meinen Worten in ber Hauptſache vor: 
gegriffen. 

Ih felber habe übrigens? den Wbftrih im all 
gemeinen nicht für ganz fo ſchwarz und nicht für fo 
ſchwerwiegend angefehen, wie vielleicht bie Vorliebe und 
warme Vertretung ber Univerfität es bem Herrn Geh. 


fommene Landwirthſchaftliche Inftitute zu jchaffen. Die | Rath erjcheinen Tief. Nachdem die Uebertragbarleit 
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beider großer Bofitionen ausgeſprochen worben ift, halte 
ih es immer noch für möglich, daß man ohne zu große 
DOpfer fih in ben Rahmen der geſetzten Bewilligungen 
fügen kann, 

Das war aber eigentlich nicht ber Hauptzweck meiner 
Rede; denn ich habe diefe Sachen mehr der hohen 
Finanzdeputation überlaffen und hielt mich nicht weiter 
für verpflichtet, ausführlich darauf einzugehen. Was 
mich zum Worte trieb, war, dem Herren Minifter als 
Landwirth meinen Dank auszufprehen dafür, daß man 
überhaupt auf den Umbau und Neubau bes Landwirth— 
ſchaftlichen Inftitutes, ſowie beider Inftitute zugelommen 
ift. Wie Se. Excellenz mit viel befjeren Worten gejagt 
bat, ald ich e# jagen kann, find die jegigen Einrichtungen, 
von denen ich mich perjönlich überzeugt habe, außer: 
ordentlich minderwerthig, ja fie entjprechen nicht einmal 
den Anſprüchen, die die Herren Hygieniker im Bauweſen 
jetzt zu ftellen pflegen. Unſere Naſen und unjere anderen 
Organe find etwas in Mitleidenfchaft gezogen worben. 

Ih benuge aber auch gern biefe Gelegenheit, um 
aus bem Schooße ber Lanbwirthichaft dem Landwirthſchaft⸗ 
lichen Inftitut meine vollfte Anerfennung auszujprechen. 
Ich ftehe bemjelben nicht ganz fern und habe mich immer 
gefreut über ben fittlichen Ernft, über die wifjenichaft- 
liche Bildung, die von dort verbreitet wird, über ben 
Eifer der leitenden Kreife, ih muß aber auch fagen, der 
Stubirenden felber. Alſo ich freue mich, das beftätigen 
zu können. Den einen ber oberften Herren Leiter fenne 
ich weniger; er ift noch jung und wird ſich alſo die Lor— 
beeren noch erringen, die ihm ber Herr Minifter vorher- 
gejagt Hat. Was aber den Herrn Geh. Rath Kirchner 
anlangt, jo kann ich nichts befieres zu feinen Gunften 
anführen, als daß die Univerfität diefem Manne, der aus 
der jüngften Wiſſenſchaft ftammt, die auf der berühmten 
Hochſchule gelehrt wird, die höchſte alademiſche Würde 
verliehen Hat, bie fie überhaupt verleihen kann, die Würbe 
eines Nektors, und jo lafjen Sie mid) denn mit dem 
Wunſche jchließen, daß das neue Inftitut zum Segen 
ber Landwirthſchaft und zur Ehre unferes Vaterlandes 
gereichen möge und wir bie hochverdienten Männer, bie 
jest daran wirken, noch weiter in langer Zukunft bei- 
behalten. 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: Herr Dr. von Wächter. 


Rittergutöbefiger Dr. vom Wächter: Es Handelt ſich 
um den Neubau von Inftituten, welche der Landwirth— 
ſchaft direkt und indirekt zum Nutzen dienen follen, in- 
fofern fie einestheils für das Landwirthichaftliche Inftitut 
bireft, anberntheild für ein Hülfsmittel bes Landwirth: 
ſchaftlichen Inftituts beftimmt find. Die Heiltunde und 
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bie Landwirthſchaftswiſſenſchaft Haben ſehr viele Be: 
rührungspunfte, namentlich dadurch, daß beibe die Dis- 
ziplinen find, die ihre wiſſenſchaftlichen Erfolge am un: 
mittelbarften in die Praxis zu übertragen haben. Währenb- 
bem die Heilfunde dazu ba ift, die franfen Menſchen zu 
heilen und die gejunden geſund zu erhalten, hat bie 
Landwirthichaft dahin zu wirlen, daß fie zu ihrem eigenen 
Nutzen und zum Segen bes Baterlandes burch vernünftige 
Produftionseinrichtungen und nußbringende Steigerung 
der Produktion die Ernährung bed Volle im Inlande 
thunlichſt unabhängig von dem Auslande Hinftellt. Das 
mit Lehre und Forſchung zu ermöglichen unb zu er: 
reichen, ift die Yufgabe bes Landwirthſchaftlichen Inftituts 
ber Univerfität. Und, meine Herren, durch alles, womit das 
Landwirtichaftliche Inftitut gefördert wird, durch alles, womit 
es ihm erleichtert wird, jeinem Dozenten erleichtert wird, 
ben geitellten Aufgaben möglichft raſch und gründlich) 
nachzulommen, durch alles das fürdern Sie die inländiſche 
Landwirthichaft, und aud von dieſem Stanbpunfte aus, 
von ber Förderung der inländifchen Landwirthichaft aus, 
die durch dieſe Pofitionen erreicht werben fol, möchte ich 
ben Dank für die Genehmigung diefer Pofitionen aus- 
iprechen, aber auch das Bedauern ausbrüden, daß ein jo 
namhafter Abſtrich vorläufig davon gemacht worden ift. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünfcht noch jemand 
das Wort? — Der Herr Berichterftatter? — Es ift 
nicht der Fall. Ich fchließe die Berathung und frage 
die Sammer: 


„ob fie dem Untrage unter Nr. 237, ber vorhin 
verlejen worden ift, beiftimmt?” 
Einftimmig. 

Wir kommen zum britten Gegenftande der Tages- 
orbnung: „Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Xit. 18 des außer- 
ordentlihen Staatshanshaltsetats für 1900/01, 
Neubauten zc. bei ber Techniſchen Hochſchule zu 
Dresden betreffend." (Druckſache Nr. 238.) 


(Berge. M.II.8.©.33 ff. u.2. Bd. ©. 1660 f.) 


Berichterftatter NRittergutöbefiger Hempel: Meine 
Herren! Die Aufwendungen, welche bie Technifche Hoc) 
ſchule Bier in Dresden erfordert, belaufen ſich auf den 
namhaften Betrag von faft 3 Millionen M. 

Bur Erläuterung biejer hoben Anfprüce habe ich 
zu bemerken, daß fie eigentlich in einem jehr erfreufichen 
Umftanbe beruhen; bie Frequenz auf dem Bolytechnitum 
ift derartig geftiegen, daß die Hörfäle nicht mehr zu- 
reichen, daß die Beichenjäle nicht mehr genug Platz 
bieten und daß auch die Sammlungen in ihrer Ber- 

126 


694 


größerung foviel mehr Raum beanfpruchen, wie er in 
ben jegigen Häufern unb Räumen, trogbem, daß man 
die Höfe überdacht hat und jeden nur irgendwie ver: 
wenbbaren Pla mit zu Rathe gezogen hat, nicht zu er: 
reihen war. Infolge befjen Hat man fi, nachdem auf 
dem neuen Bauplage für die Technifche Abtheilung ſchon 
vor einigen Jahren ber Anfang mit ben Bauten gemacht 
worden ift, entjchlofjen, zunäcft dort das Mafchinen: 
banlaboratorium aufzuftellen und nachher bie Errichtung 
des Hauptgebäubes für Mafchineningenieure in Ausſicht 
zu nehmen. Es wirb dadurch nach beenbdigter Fertig— 
ftellung bes Baues eine Transferirung biejer Wbtheilungen 
möglih, und ber Plag, ber in bem alten Haufe ber 
Techniſchen Hochſchule gewonnen wird, ſoll bann ver- 
wendet werben für bie Vergrößerungen in ben Sälen, 
bie zur Unterweifung der Ingenieure, der Chemiker und 
der Architeften jet dienen. 

Wie Sie jehen, ift bei dem Titel ein Abftrich von 
16,000 M. vorgenommen worden. Derfelbe erflärt ſich 
nit dadurch, daß irgendwie eine Verminderung ber 
Ausführungen hier ins Auge gefaßt worben ift, fondern 
einfah daraus, dab, nachdem die Summen unter 
Tit. 18 feftgejegt worden waren, eine nocjmalige Prüfung 
unb Ueberrehnung ergeben hat, daß mit einem um 
16,000 M. rebuzirten Betrage ausgelommen werben 
fünnte. Im übrigen babe ich zu bemerken, daß für den 
Bau eines Maichinenbaulaboratoriums und eines Feitig- 
feitsinftitutes 738,000 M. gefordert werben. Davon 
entfallen 480,000 M. auf den Bau und 258,000 M. 
auf die innere Ausftattung. Sie werden fi erinnern, 
daß für dieſen Zweck ſchon vor einigen Jahren von 
Ihnen Mittel bewilligt worden find, indefien hat das 
Mafhinenbaulaboratorium derartig an Ausdehnung ge- 
wonnen, und außerdem ift der zweite damit verbundene 
Zwed, daß es auch als Feftigkeitsinftitut zur Unter: 
fuhung von Materialien, die aus dem Publikum ge- 
forbert wird, benußt werben fol, die Veranlafjung, daß 
man zu einer weiteren Ausdehnung übergehen muß. Es 
müfjen nicht bloß für bie Laboranten mehr Plätze ge- 
ſchaffen werben, jondern es ift auch nothwendig, daß 
ftärfere und mehr Mafchinen angeichafft werben. Unter 
b werden gefordert 1,350,000 M. für die Errichtung 
eine® Hauptgebäude für ben Mafchineninfpektor, 
1,260,000 M. für den Bau und 90,000 M. für bie 
Ausftattung. Es ſoll das ein jogenanntes Kollegienhaus 
werden und es iſt nothwendig, basfelbe auf etwas 
breiterer Bafis jetzt herzurichten, als bie Entfernung 
dieſer neuerftehenden Anftalt von bem Hauptgebäude es 
noıhwendig macht, da für diejenigen Stubirenben, 
welche nad ben neuen Theilen zu gehen haben, Plätze 
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geichaffen werben auc) zum Aufenthalte außer ben Vor— 
fefungen, und daß ebenfo auch für die Profefforen und 
Lehrer derartige Räume hergeftelt werben müſſen. 
Unter e find hier präliminirt 467,000 M., und zwar auf 
ben Areallaufpreis 399,962 M., auf die Beſchleuſung 
und Straßenherftellungstoften, ſowie Unliegerbeiträge 
19,864 M. und für umvorhergefehene Ausgaben 
47,174 M. 

Ueber diefe Pofition find in den Alten und in ben 
Auslaffungen, welche das Kultusminifterium am bie 
zweite Deputation bat gelangen lafien, ganz ausführ- 
fihe Darlegungen enthalten. Es ift nachgewiejen, wie 
ſich dieſe Beträge zufammenjegen, insbefondere auch, 
wie ſich biefe Beſchleuſungs- und Straßenherftellungs- 
foften ftellen und bie übrigen Ausgaben. Diejer Poften 
ift eigentlich feine neue Ausgabe, ſondern nur eine Ber- 
rechnung, bie ftattzufinden hat, da nad) früheren Feſt— 
jegungen jeweilig durch die Ausführung neuer Bauten 
auch die Grundſtückswerthe mit vernommen werben 
follen. Es läßt ſich darüber ſeitens Ihrer Deputation 
nichts weiter fagen, wenn nicht im eine ganz ein- 
ſchneidende Erörterung der Detaild eingegangen werben 
fol. 125,000 M. find erforberlich für die innere Ein- 
rihtung und Ausftattung des im Laboratorium für 
Maſchinenbau mit unterzubringenden Inftitut? für 
theoretifche Maſchinenlehre. Meine Herren! Für biefe 
Zwecke haben Sie in ber vorjährigen Periode bereits 
819,000 M. bewilligt; es findet bier eine Ueberjchreitung 
ftatt, die Hinreichend erffärt if, Unter e werben 
20,000 M. gefordert für die Ueberführung ber mechaniſch— 
technologifhen Sammlung in ba® neue Gebäude. Die 
Ueberführung ift mit 5000 M. veranſchlagt. Für eine 
Bervollftändigung find außerbem noch ala Berechnungs- 
geld 15,000 M. gefordert worden, und dieje Vervoll- 
ftändigung, welche jegt in den alten Räumen mit Recht 
unterlaffen worden ift, fann bei einer Ueberführung 
nachher in jachgemäßer Weife mit vorgenommen werben. 
Unter f jchließlid) find 270,000 M. poftulirt, ebenfalls für 
eine Nachforberung für den Neubau des Elektrotechnifchen 
Inftituts und eines neuen Laboratoriums für Mafchinen- 
bau, In der vorjährigen Beriobe find dafür 826,000 M. 
bewilligt worden. Diefe Mehrforberung, bie fi auf 
annähernd ein Drittel beläuft, erflärt fich aber daraus, 
daß man es für gut befunden hat, nicht bei dem alten 
Plane nur ftehen zu bleiben, fonbern daß man jeßt, 
wo bie Wünfche und auch die Erforberniffe der Willen: 
ſchaft e8 nöthig machen, bazu übergehen will, erftens 
einmal die Erbauung eines Waflerthurmes zu in: 
fceniren, ber in Verbindung mit der bereits im früheren 
Bauplane des Majchinenbaulaboratoriums enthaltenen 
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Dampfefle ausgeführt werben ſoll. Ferner ſoll zu einer 
Erweiterung der zur Aufnahme der Abtheilung für 
theoretiihe Mafchinenlehre beftimmten Räumlichkeiten 
des Maihinenbaulaboratoriums übergegangen werden, 
und endlich ift noch geplant, die Errichtung eines Ge— 
bäudes zur Aufnahme eines Regeneratorgaserzeugers, 
auch eines Apparates, der zur Zeit nicht vorhanden 
iſt. Nach alledem Hat die Depuiation Ihnen an— 
zuempfehlen: 
„bei Tit. 18 des außerordentlichen Staatshaus⸗ 
haltsetats für 1900/01 unter Abſtrich von 
16,000 M. von der unter a für das Majchinen- 
baulaboratorium I eingeftellten Summe von 
738,000 M. und entiprechender Abminderuug 
der Geſammtſumme bes Titels von 2,970,000 M. 
auf 2,954,000 M. den Betrag von 1,200,000 M. 
als erſte Rate zu bewilligen und die Dedungs- 
fähigkeit diefes Titels mit Tit. 12 des außer: 
ordentlichen Staatshaushaltsetats für 1898/99 
zu genehmigen.” 

Meine Herren! Dieje letzte Bemerkung ift vor: 
gejehen. Sie ift nichts neues. Sie ift gleich mit ein: 
gebracht worden mit dem Etat; und was ſchließlich die 
Forderung anlangt, daß jet nur 1,200,000 M. be: 
willigt werben jollen, jo erklärt ſich das aus benjelben 
Gründen, die bei Zit. 17 unter b maßgebend gewejen 
find; es ift faum anzunehmen, daß die ganzen Bauten 
bis zum Zufammentritte des nächſten Landtags beendigt 
fein werden, und es wird nachher noch Zeit fein, für 
nene Mittel zu forgen, wenn diefelben nöthig jein 
werben. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Wünſcht jemand bas 
Wort? — 8 ift nicht der Fall. Ich Schließe die De: 
batte und frage die Kammer: 

„ob fie den Antrag Nr. 238, wie er joeben ver: 
lejen worden ift, annimmt?“ 
Einftimmig. 

Wir fommen zum vierten Gegenftande der Tages: 
ordnung: „Bericht der erften Deputation über den 
mit dem Königl. Defrete Nr. 3 vorgelegten Ent- 
wurf eines Wllgemeinen Baugejehes für das 
Königreidh Sachſen.“ (Drudjahe Nr. 244.) 


(Bergl. M. 11.8. 5.202 fi. u.2.8b. ©. 1277 fi.) 
Berichterftatter Herr Oberbürgermeifter Dr. Schroeber. 


Berichterjtatter Dberbürgermeifter Dr. Schroeder: 
Meine Herren! Der Entwurf eines Allgemeinen Bau: 


gejepes für das Königreich Sachſen gehört nicht bloß 
nad ſeinem äußeren Umfange, nad der Zahl feiner | 
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Baragraphen, jondern vor allem auch nach jeinem In: 
halte, nach feiner Bedeutung und Wichtigkeit für bie 
Berhältnifje des praktiſchen Lebens zu den wichtigften 
Aufgaben, mit denen ber gegenwärtig tagende Landtag 
befaßt worden ift. Ihre Deputation hat dem dadurch 
Rechnung zu tragen geſucht, daß fie dieſem Geſetzentwurfe 
eine beſonders eingehende Berathung gewidmet hat. Das 
Ergebniß dieſer Berathung iſt im gebrudten Berichte 
niedergelegt. Ich bitte, im allgemeinen darauf ver— 
weiſen zu dürfen und bitte, mir nur wenige Bemerkungen 
dazu geftatten zu wollen. Ich bitte zunächſt einen Drud- 
fehler, der fich eingejchlichen hat, zu berichtigen. Er findet 
fi auf Seite 11. Dort muß in dem Antrage zu „die 
88 15, 16, 17* ꝛc. auf der vierten Zeile nad „und bie 
Worte” das Wort „die“ eingefchoben werden, alfo vor 
„Bau: und Wohndichtigkeit“. Dann bitte ich. bemerken 
zu bürfen, daß zu $ 24 des Wllgemeinen Baugefepes, 
wo es in ber Vorlage heißt „werben feine Widerſprüche 
erhoben ꝛc.“, daß biefer Ausbrud ſelbſtverſtändlicher— 
weife befagen will, werben entweber überhaupt feine 
Widerjprühe oder keine rechtzeitigen Widerſprüche er- 
hoben. — Der Fall, daß feine rechizeitigen Widerſprüche 
erhoben werben, fällt aljo mit barunter. 

Zu Abſchnitt V, zu dem Abfchnitte über Umlegung 
und Enteignung von Grundbftüden, bitte ich nachtragen 
zu dürfen den Hinweis auf die Begründung bes Ent- 
wurfes eines Enteiguungdgejeges für das Königreich 
Sadjen, Königl. Dekret Nr. 29, insbefondere auf bie 
Ausführungen, die dort in ber Begründung und nament- 
lid Seite 32, Seite 33, Seite 40 gegeben worben find. 
Endlich bitte ich noch im Einverftändnifle mit der Depu- 
tation zu $ 73a eine Heine redaktionelle Aenderung be: 
antragen zu dürfen. Den $ 73a hat bie Zweite Kammer 
eingejhoben und fie hat, wie Sie aus dem Berichte ber 
Zweiten Kammer erjehen wollen, ben Baragraphen bahin 
formulirt: 

„Die Banpolizeibehörbe hat das Grundbuchamt um 
bie Eintragungen in das Grundbbud zu erfuchen, die 
auf Grund ber Treftftellung de Umlageplanes oder 
auf Grund ber Enteignung erforderlich werben.” 


Es ift Hier ungewöhnlicherweiſe das Wort „Um: 
lageplan“ gebraucht, während fonft überall im Geſetze 
das Wort „Umlegungsplan* gebraucht ift. Ich beantrage 
daher namens ber Deputation, dba8 Wort „Umlageplanes* 
abzuändern in „Umlegungsplanes* und infolge deſſen 
auf Seite 20 bes Berichtes ben Antrag, der bort fett 
gedruct ift, dahin zu faflen: 

„einen neuen Paragraphen mit der vorläufigen 
Nummer 73a in ber Faſſung ber Aweiten Kammer, 
jebod mit der Abänderung des Wortes „Um: 
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zu genehmigen.“ Beitimmungen nicht allenthalben mehr als ausreichend 

Im übrigen geftatte ich mir wiederholt auf den zu bezeichnen wären, und man ift baher einhellig in ben 
Inhalt des Berichtes Bezug zu nehmen, behalte mir vor, | betheiligten SKreifen zu ber Unficht gelangt, daß ber 
nach dem Gange ber Debatte auf bieje oder jene Einzel: | Eintritt in eine Reviſion ber beftehenden Baugeſetz- 
heit zurüdzulommen, und empfehle Ihnen namens ber|gebung ebenjo zeit: wie fachgemäß jei. Es ift hierbei 
Gejepgebungsbeputation die Annahme des Ihnen vor: | aber, meine Herren, hauptfählich noch in Betracht zu 
liegenden Entwurfes eines Wllgemeinen Baugeſetzes in|ziehen, daß bie über mehr als 30 Jahre zurückliegende 
ber Faſſung, wie fie Ihnen von der Deputation in Ueber: ſächſiſche WBaupolizeigefeggebung mit Rücſicht auf bie 
einftimmung mit ber Sönigl. Staatsregierung vor: | Fortichritte der Technik, mit Rüdficht auf das mehr und 
geichlagen wird. mehr in Erfcheinung tretende Baubebürfniß, vorzüglich 
auch mit Rüdficht auf die ftetige Erweiterung hauptfächlich der 
größeren Städte thatfächlich nicht mehr den Anforderungen 
der Gegenwart entjpricht. Es ift weiter, meine Herren, 
darauf aufmerffam zu machen, daß die Durhführung 
einer rationellen, theild den inbivibuellen Anſchauungen, 
theils den Iofalen Bedürfniſſen entiprechenden Bauweife 
vielfach verhindert wurde und noch verhindert wird 
durch den unſeren Zofalbauorbnungen aufgebrüdten jehr 
einfeitigen und, ich) möchte mich jo ausbrüden, mehr 
ihablonenartigen Charakter. Ich möchte weiter barauf 
hinweiſen, meine Herren, daß aud bie Grunbjäge über 
bie Aufſtellung von Bauplänen vielfach ber geſehlich 
Haren Fundirung entbehren. Es ift auch zu bebenfen, 
meine Herren, daß ſowohl vom hygieniſchen als auch 
vom feuerpolizeilihen und vom allgemeinen wirthichaft- 
fihen Standbpunfte aus vieles jetzt nicht mehr genügt, 
was in ber Bergangenheit wohl als ausreichend be: 
trachtet werden konnte. Es ift aber enblich, meine 
Herren, ganz hauptſächlich auch darauf Hinzumeijen, daß 
bie Berhältnifie unbedingt dazu drängen, im Intereſſe 
ber Durchführung größerer Baumöglichkeiten, im Inter: 
effe der beſſeren Ausnutzung bes Baugelänbes auch eine 
gewiffe Erweiterung des Enteignungsrechtes in Ausficht 
zu nehmen. Ich Habe dabei auch Hauptfächlich noch 
darauf hinzuweiſen, daß der Ihnen vorliegende Geſetz— 
entwurf in biefer Richtung gewifje neue Beftimmungen 
und Einrihtungen vorfieht, das ift die Einführung ber 
Umfegung der Grundftüde und weiter die Inausfidht: 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Meine Herren! Ich 
eröffne die allgemeine Debatte. Das Wort hat Se. Er: 
cellenz der Herr Staatöminifter. 


Staatsminifter don Metzſch: Meine Herren! Es 
entjpricht einer Uebung, daß bei Einführung und erft- 
maliger Berathung einer größeren und tief einfchneibenden 
Gefegesvorlage feiten der Regierung eine Aeußerung 
erfolgt über die allgemeinen leitenden Grundjäge, welche 
fie bei Redigirung des betreffenden Gejegentwurfs in 
der Hauptjache befolgen zu müfjen geglaubt hat. Wenn 
ich heute mich bei der Wiedergabe diefer Erläuterungen 
ziemlich kurz faſſen kann, jo geidjieht dies um beswillen, 
weil ber Bericht Ihrer geehrten Deputation, meine Herren, 
fo Mar, jo ausführlih, jo ſachgemäß die ganze An- 
gelegenheit behandelt hat, weil fowohl im allgemeinen 
wie im bejonderen eigentlich alles wiedergegeben worden 
ift, was von dieſer Stelle überhaupt geäußert werben 
fönnte, weil, meine ich, diefer Umftand bie Regierung 
von der Verpflichtung entbindet, fi über die Grunbfähe, 
die für fie leitend geweſen find, weiter und meitläufiger 
zu äußern. Meine Herren! Gleihwohl Halte ich mich 
verpflichtet, einige Bemerkungen allgemeiner Natur zu 
diefem Entwurfe zu machen. 

Was zunächft die Frage anlangt, ob und immwieweit 
genügender Anlaß vorhanden gewejen ift, zu einer 
Revifion beziehentlich zu einer Kodifizirung der ſächſiſchen 
Baugejepgebung überzugehen, jo möchte nad dieſer 
Richtung zunächft die Bemerfung Platz greifen, meine | nahme ber fogenannten Zonenenteignung. ch verfenne 
Herren, daß wie anderwärts, jo auch jeiten der hohen! durchaus nicht, meine Herren, daß gerade die Frage ber 
Stänbeverfammlung nur erjt im vergangenen Landtage Enteignung eine fehr fubtile ift, und ich verfiehe voll: 
anläglih der Behandlung einer Petition ausdrücklich ſtändig, daß man in betheiligten Kreifen gerade in Rück— 
der Antrag an die Regierung gerichtet worden ift, der | fiht auf bie Vollmachten, die die Regierung ſich nad 
Revifion der ſächſiſchen Baugeſetzgebung näher zu treten. | diejer Richtung ausbittet, in gewiſſer Beziehung ſteptiſch 
Es ift weiter, meine Herren, darauf anfmerkjam zu fein kann. Mber, meine Herren, die Regierung ift auf 
machen, dab auch in verjchiedenen Interefiententreifen | der anderen Seite ſich bewußt, daß fie die Schranfen 
und bejonders auch bei den Baupolizeibehörben ſelbſt die ; innegehalten zu Haben glaubt, die vom rechtlichen und 
Bahrnehmung mehr und mehr zum Durchbruche gelangt | vorzugsweiſe vom verfaſſungsrechtlichen Standbpunfte 
ift, daß unfere gegenwärtige Baugeſetzgebung und die; ohne meiteres gezogen find für den Schu und die 
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Wahrung der Eigenthumsrechte, und die Regierung bat 
fi bei Aufftellung bes Entwurfes ftet3 vergegenwärtigt 
und zu vergegenwärtigen gehabt, daß das bereits durch 
die Verfaflungsurfunde und burch verjchiebene Spezial: 
gejege im Prinzipe zugeftandene Enteignungsredht doch 
nur bis zu dem Punkte und bis zu bem Maße geübt 
werben darf, daß nicht bie rechtlich geficherte Eigenthums: 
freiheit und der Schuß ber Rechtsordnung im Staate, 
vorzüglich auch bezüglich bes Eigenthumsrechtes, in ge: 
wiffer Richtung anſcheinend ins Wanken gebracht werbe. 
Meine Herren! Ich habe mit bejonberer Befriedigung 
davon Alt genommen, daß die jehr geehrte Deputation 
ber Hohen Kammer und mit ihr ber Herr Berichterftatter 
auf Seite 17 und 18 bes Ihnen vorliegenden Berichtes 
in Rüdfiht auf biefe Enteignungsfrage und in Rück— 
fit auf bie Behandlung, welde ber Enteignungsfrage 
feitens ber Negierung bei dieſem Gefegentwurfe zu theil 
geworben ift — ich fage, baf bie jehr geehrte Depu- 
tation anzuerfennen beliebt hat, daß bie Regierung an 
fi) das Enteignungsrecht nicht über bad Maß bes Zu— 
läffigen in Anſpruch nimmt und daß das, was nad) biejer 
Richtung in dem Gejehentwurfe geboten wird, als das Noth- 
wenbige betrachtet und bie geftellten bezüglichen Anforde: 
rungen in ber Hauptſache als einwanbdsfrei bezeichnet 
werben. Meine Herren! Ich ſehe davon ab, mich über 
biefe Frage gegenwärtig weiter zu verbreiten, wie 
ich denn überhaupt nicht die Abficht habe, mich über bie 
Spezialitäten bes Gefeßentwurfes gegenwärtig in meinen 
einleitenden Worten zu äußern. Ich möchte, meine Herren, 
nur noch, hauptjächlich zur Kennzeichnung des Stand: 
punttes der Regierung unb zur allgemeinen Charafteri- 
firung des ganzen Entwurfes, bemerfen, daß ftreng einander 
gegenübergeftellt werben die lokale, die Ortögejeggebung 
und die Lanbesgefeßgebung, daß nad, Anſicht der Me: 
gierung die Landesgefeggebung fich beſchränken ſoll — 
ih muß mir erlauben, daß wörtlich zu geben — erftens 
auf diejenigen Beftimmungen, welde ohne Schwierigkeit 
eine allgemeine Regelung für das ganze Land erfahren 
tönnen, und zweitens auf die jubfibiäre Aufftellung der— 
jenigen Beftimmungen, welche in Ermangelung von Orts: 
gejegen gelten follen, während im übrigen ber Ortsgeſetz- 
gebung ber weitefte Spielraum vorbehalten worden: ift, 
damit ſich das Bauweſen überall in einer ben örtlichen 
Vorausſetzungen und Bebürfnifien entiprechenden Weiſe 
entwiceln kann. Ich gebe vollftändig zu, meine Herren, 
daß biefe Scheibung gewiſſe Schwierigkeiten in fich tragen 
kann und daß Rollifionen und Uebergreifen aus bem 
einen in das andere Gebiet nicht ganz zu vermeiden find; 
aber, meine Herren, ich möchte hauptſächlich darauf Nach— 
drud legen, daß bie Beftimmungen, joweit fie in ber 
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Lanbesgefepgebung Aufnahme finden follen, ftets einen 
fubfidiären Charakter tragen und dab bie Drtägefeh- 
gebung, bie lokale Geſetzgebung ſtets im allgemeinen an 
ber Spige ftehen foll und den Vorrang für fih in An- 
ſpruch nehmen darf. Sollten überhaupt noch Bebenten 
beftehen über bie Ausgeftaltung ber betreffenden Be: 
ftimmungen, jo habe id) Hier, meine Herren, wie das ja 
hinlänglich befannt ift, doch noch ganz bejonders baranf 
aufmerlfam zu machen, daß ber Entwurf und zwar, ſo— 
viel ich mich errinnere in den $$ 6 und beziehentlich 91, 
den Behörben ein weitgehenbes Dispenfationsrecht ein- 
räumt, und es ift die Abficht und der Wunich, daß 
jeinerzeit, wenn biejer Entwurf Geſetz werben jollte, 
auch von biefem Dispenfationsrechte ber weitgehenbfte 
Gebrauch; zu gunften derjenigen gemacht wirb, melde 
Dispenfation fuchen, natürlich) unter Feſthaltung ber ges 
zogenen Schranken. Ich möchte dies haupfächlich betonen, 
um gewifje Bedenken zu eliminiren, bie gerade gegenüber 
der ganzen Vorlage vorgebradht worben find und bie 
wohl geeignet find, ber Vorlage und ber Haltung ber 
Borlage eine gewifje Schärfe vorzumwerfen. Das möchte 
ih aljo nochmals betonen; ich glaube, daß in dieſer 
Dispenfationsbefugniß, wie ich fie gekennzeichnet habe, 
im allgemeinen Sautelen gegeben find gegen bie An— 
wendung allzu fcharfer Mafregeln. 

Es jei mir weiter noch geftattet, meine Herren, 
darauf aufmerkjam zu machen, daß man beftrebt geweſen 
ift, durch die Beitimmungen bes Entwurfes eine weit- 
gehende individuelle Baufreibeit zu gewähren unb zwar 
hanptjächlich nad) der Richtung, daß man ganz weſentlich 
jcheidet die Bauausführung je nad) dem Bwede, dem bas 
betreffende Gebäube gelten ſoll. Wir haben geglaubt, 
meine Herren, daß wir viel geringere Anforderungen 
ftellen follen und au ftellen brauchen an dasjenige Haus, 
welches ber betreffende Bauende nur für feine eigenen 
Bwede errichtet, während wir andrerſeits aus nahe: 
fiegenden Gründen bezüglich der Hauptjählih nur in 
Großftäbten in frage kommenden großen Miethöhäufer, 
bezüglich der jogenannten Miethslaſernen allerdings ſehr 
viel eingehenbere, viel fchärfere Beftimmungen in Aus: 
ficht genommen haben. Ich fage, meine Herren, aus 
naheliegenden Gründen. Ich habe Gelegenheit gehabt, 
mich über diejelben in der jenfeitigen Kammer bes Näheren 
zu äußern, und ich möchte, ſchon zur Vermeidung von 
Wiederholungen lediglich auf diefe meine Meußerungen in 
der Zweiten Kammer Bezug nehmen. Geftatten Sie mir 
aber am diefer Stelle folgendes beſonders herauszuheben; 
wenn wir bie fchärferen Bejtimmungen vom Standpunkte 
der fFeuerpolizei, ſowie in fonftruftiver Richtung an bie 
großen Miethshäuſer ftellen, jo find wir uns auch deſſen be: 
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wußt, daß möglicherweife durch diefe gewiſſen ftärferen 
Forderungen doch erreicht werden könnte, daß ber Neigung 
des Zuzugs vom platten Lande nad) den Städten und 
insbejondere nach den Großjtädten ein gewiſſer Niegel 
vorgejhoben werben könnte und dieſes joziafpolitische 
Moment, meine Herren, ift, glaube ich, von nicht zu 
unterjchägender Bedeutung. 

Ih mache weiter darauf aufmerkjam, meine Herren, 
daß, indem wir für die Errichtung des eigenen Hauſes 
geringere, larere Anforderungen ftellen, wir auch ganz 
befonders uns mit vor Augen geführt haben, daß auch 
in der Begünftigung der Anſäſſigmachung des Heinen 
Mannes ein gewifjes, nicht zu unterſchätzendes jozial- 
politisches Moment Liegt. 

Wir betrachten es überhaupt und haben es bei Re: 
digirung dieſer Gejehesvorlage als eine unjerer vor- 
nehmften Yufgaben mit erachtet, die jozialpolitiichen 
Tragen im Gebiete der Baupolizeigefeßgebung ganz 
wejentlich mit in Betracht zu ziehen, weil — und id 
glaube, da Hat fich die Negierung wohl aud Ihrer Zu: 
ftiimmung zu erfreuen, meine Herren — wir gerade in ber 
Behandlung des Baumejens nad) gewifjer Richtung Mittel 
und Wege erbliden, um auch baburd einen Theil ber 
fozialen Frage ihrer Löſung entgegen zu bringen. 

Um nun nod einmal fur; zu refjumiren, meine 
Herren, die Regierung ift, indem fie Ihnen dieſe Ge- 
jegesvorlage unterbreitet hat, geleitet gerwejen von dem 
Biftreben, einmal die Baupolizeigefeßgebung auf eine 
freiere, aber feſte Bafis zu ftellen. Sie ift aber bei 
ihrem legislatoriihen Vorgehen aud) andrerjeits beftcebt 
gewejen, für die rationelle Ausgeſtaltung der lofalen Ge: 
ſetzgebung noch weitere Wege zu jhaffen im Sinne einer 
gebeihlichen Eutwidelung diejer lokalen Gefeggebung nad) 
verfchiedenerlei Richtungen, vorzüglich zur Förderung 
allgemeiner wirthichaftlicher Intereffen in der Erwägung, 
meine Herren, dab gerade aud) auf dem Gebiete des 
Bauwejens die wirthſchaftlichen Fragen und die ein- 
ſchlagenden wirthichaftlichen Interefjenverhältniffe eine 
ganz bedeutende, hervorragende Beachtung verdienen. 


(Bravo!) 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Zum Worte hat fich 
gemeldet Herr Kammerherr Sahrer von Sahr:Ehrenberg. 


Kammerherr Sahrer von Sahr: Ehrenberg: Meine 
hochgeehrten Herren! Zu meinem lebhaften Bedauern 
babe ich zu erklären, dab mir gegen bie Vorlage Be: 
denfen prinzipieller Art beigehen. Dieje Bedenken rejul: 
tiren vorzugsweiſe auf Abjchnitt V, welcher ſich mit der 
Neuerung des PVerfahrens der Umlegung und Ent: 
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eignung von Grunbftüden, insbefondere ber Bonen- 
enteignung befaßt. 

Die Tendenz dieſes Abſchnittes geht zunächſt dahin, 
im Wege der Umlegung bebautes und unbebautes Ge— 
lände eines Bebauungsplanes baufähig oder baufähiger 
zu geſtalten. Der Ausgleich ſoll nach Art ber land: 
wirthſchaftlichen Zuſammenlegung erfolgen. 

Ich erſpare mir, des Näheren darauf einzugehen, 
wie komplizirt ſich dieſes Verfahren in der Praxis ge 
ſtalten dürfte, wie wenig identiſch landwirthſchaftliche 
Zuſammenlegung und Umlegung von Grundſtücken für 
Bauzwecke ſein können, da bei der Abſchätzung von 
Bauſtellen namentlich Bewerthungen der Ausſichten auf 
die Zukunft eine große Rolle ſpielen müſſen; ich erſpare 
mir, des Näheren zu erörtern, wie einſchneidend in die 
Verhältniſſe des Einzelnen eine Majoriſirung durch 
Nachbarn werden kann, und bemerke nur, daß die Folge 
des Verfahrens vorausſichtlich die ſein wird, daß kleinere 
Grundſtückseigenthümer auf ihr Grundeigenthum zu ver: 
zichten haben werben ober daß größere Grunbftüds- 
eigenthümer von ihrem Eigenthume werben hergeben 
müflen, felbft wenn ihr Grundftüd die richtige Kon— 
ftruftion für Bauzwede von Haus aus befigen follte. 
Es liegt in biefen Fällen eine Entziehung von Eigen: 
thum vor, die von großer Härte ift und den Einzelnen 
um fo empfindlicher trifft, ald er über fein Grundſtück 
nicht nach freiem Ermefjen zu verfügen vermag. Das 
Berfahren kann eintreten, wenn ein Öffentliches Interefie 
vorliegt. Unter öffentlihem Interefie ift, wie die Mo- 
tive Seite 75 angeben, das Bedürfniß nad Beihaffung 
von Arbeits: und Wohnungsgelegenheit für weitere 
Kreife in erfter Reihe zu verftehen. 

Noch eingreifender ift die weitere Tendenz der Ein- 
führung des Verfahrens ber Ponenenteignung, ber 
Niederlegung ganzer Stabttheile und der Straßendurch— 
brüche. Hier fol im Imterefje des Verkehres und ber 
öffentlichen Gefundheitspflege Entziehung bebauten Eigen- 
thums möglich fein. 

Meine hocjverehrten Herren! Schmerzlihe Be: 
wegung erfüllt mich, wenn ich daran denke, daß im 
Wege der Zonenenteignung beijpieläweile eine Stadt 
wie Baugen, welche im Innern zwar äußerft jaubere 
und gut gehaltene, aber immerhin doch jehr ſchmale 
Straßen und Gäßchen befigt, ihr malerifches, uns Alle 
erfreuenbes charakteriſtiſches Stäbtebilb verlieren ober 
das alte Hiftorifche Dresden mit ber Zeit von der Bilb- 
fläche gänzlich verjhwinden follte.e Wenn man will, 
faffen ſich die Interefjen des Verkehres unb ber öffent: 
lichen Geſundheitspflege in alten Stäbten und alten 
Stabttheilen überall ausſpielen. Ja, ich kann mic jogar 


ber Befürchtung nicht verfchließen, daß übereifrige 
Stadtverwaltungen, jobald fie mit Rathhausneubauten, 
Waſſerwerksanlagen, Eleftrizitätswerten und dergleichen 
fertig find, zur Bonenenteignung greifen werben. Un: 
geahnte Unterftäpung finden leider folche Pläne durch 
Luftſchlöſſer von Architekten, durch Kunftgriffe und Inter- 
eſſenwirthſchaft einzelner Sreife. 

Als eklatantes Beiſpiel für den Werth der Bonen- 
enteignung ift Hingeftellt worden, daß das Bauareal bei 
bem Durchbruche der König Johann-Straße günftiger 
fi Hätte ausnugen laſſen. Namentlich würde fich die 
Ede König Johann = Straße Altmarkt befier geftaltet haben. 
Un Stelle des jehigen, wenig Ziefe haltenden Cafés 
würde, wenn das anfchließende Roch'ſche Haus am Alt⸗ 
marft hätte enteignet werden können, ein weit mächtigeres, 
größere Tiefe enthaltendes Gebäude aufgeführt worden 
fein. Ich vermag mich diefer Wuffafjung nicht an— 
zuſchließen. Denn einmal würbe ein derartiges Gebäube 
in den Rahmen des Altmarktes wenig hineingepaßt haben, 
dann aber würde ber Fall einer Enteignung des Roch'ſchen 
Haujes doch infofern große Härte aufzuweiſen gehabt 
haben, als die Löſung der frage thatjächlih in anderer 
und nicht unbefriebigenber Weife möglich geweſen ift. 

Ich führe das Beiipiel nur am, um zu bemeijen, wie 
weit man bisher im Wege ber Enteignung hat gehen 
bürfen und wie weit man von run an mit der Zonen: 
enteignung gehen fann. 

Man wähne nicht, ala ob die Zonenenteignung zu 
foftipielig ſei, ausgeführt zu werben. Mit Hülfe von 
Anleihen ift heutigen Tages alles zu erreichen. 

Gegen die Bonenenteignung nimmt mid; ferner ein, 
ba biejelbe bes öfteren feine jchlechte Kapitalanlage 
für die erpropriirende Gemeinde fein wird. In Wirt: 
lichfeit wird die Gemeinde von ber Werthserhöhung in 
vielen. Fällen Vortheil ziehen. Dieſer Vortheil, ber 
eigentlich den bisherigen Eigenthümern zu gute fommen 
follte, wird entftehen durch Werthfteigerung des reales, 
der nenerrichteten Gebäude und Geſchäfte. Das alles 
find nicht bloß Eingriffe, jondern ſchwere Eingriffe in 
das Privateigenthum. 

Es würde num die Frage aufzuwerfen jein, ob in 
ber That ein Bebürfniß und zwar ein bringenbes Be— 
bürfnig für ben Staat vorliegt, im bdiefer Weile in 
BPrivateigenthum einzugreifen. Meine hochverehrten Herren! 
Ih muß diejes Bedürfniß entſchieden verneinen. Der 
Weg ber freiwilligen Vereinbarung bleibt für die Inter 
effenten nach wie vor beftehen, die Arealbeſitzer werben 
Schwierigkeiten nad) der Regel von Angebot und Nach— 
frage felbft begleichen; thatjächlich haben ſich die Städte 
auch ohne derartige eingreifende Beftimmungen entwideln 
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fönnen; jelbft in Preußen eriftirt ein ähnliches Geſetz 
nicht. Die fogenannte lex Adickes, die fi übrigens nur 
auf Stadtgemeinden mit mehr als 10,000 Einwohnern 
beziehen follte, ift feiten des Ubgeorbnetenhaufes nicht 
angenommen worden, wenngleich fie jeiten des Herren: 
baufes, wie man fagt, zufolge des Einfluffes der dem 
Herrenhaufe angehörenden Oberbürgermeifter zweimal 
Annahme fand. Ich ſchalte Hierbei aber ein, daß ber 
Oberbürgermeifter von Magdeburg diejelbe in der Sitzung 
der Kommiſſion des Herrenhaufes als einen gewaltigen 
Eingriff in das Privateigentyum bezeichnet. Ein Be- 
bürfniß und zwar ein dringendes Bedürfniß liegt auch 
um beöwillen nicht vor, weil eine Befugniß zur Ent: 
eignung von Fall zu Fall jehr wohl von den Ständen 
gegeben werden könnte und weil mit der Berechtigung, 
Bau- und Fluchtlinien zu fchaffen und im Wege der 
Lofalbauorbnung zu beftimmen, daß rechtwintelig an dieſe 
Fluchtlinie angebaut werde, fich im Interefie des Ver- 
lehrs und ber öffentlihen Gejundheitspflege ausreichend 
Gutes jhaffen ließe. 

Die Spekulation wird durch die Vorlage nicht be 
feitigt, fie wird nur am einer anderen Stelle einſetzen. 
Gewiß ift der Spekulation in feiner Weiſe das Wort 
zu reden, vielmesr ſehr zu beflagen, daß diejelbe ſich 
einzelner, namentlich kleinerer Parzellen bemächtigt und 
ſolche nur zu erorbitanten Preifen losfchlägt. Aber, wenn 
in einem Grunbftüd, mag es nod jo Hein fein, einmol 
ein indirefter Werth ftedt, fo läßt fi dem Eigenthümer 
die Ausnutzung desjelben bis zu einem gewiflen Grade 
nicht verdenken. Ich Halte die Klagen über Spekulation 
doch wohl aud für etwas übertrieben. Jedenfalls er: 
ſcheinen mir wegen einzelner Fälle einjchneibende Be- 
ftimmungen, wie die uns in Abjchnitt V vorliegenden, 
nicht nöthig. 

Durch Erſchließung von Bauland bürfte namentlich 
die um fo fchnellere Entwidelung der Städte in bebenf: 
liher Weije begünftigt werben, während deren rapides 
Anwachſen eigentlih doch möglichft verhindert werben 
müßte. Die Gemeinden jollten über den Umfang der 
bisherigen Enteignungsbefugniß nicht hinausgehen bürfen. 

Schließlich vermag ich den geſchilderten Eingriff in 
das Privateigentfum mit den Beftimmungen ber Ber: 
fafiungsurfunde nicht recht in Einklang zu bringen. Der 
Herr Staatsminifter hat zwar diefe Bedenken bei mir zu 
mildern, aber doc nicht ganz zu bejeitigen vermocht. 
Meine Herren! Wir ftehen vor einer Serie von Geſetzen, 
die einen jcharfen und ſchweren Eingriff in das Privat: 
eigenthum bedeuten: das vorliegende Baugeſetz, das 
Erpropriationsgefeg, in ber ferne das Waſſergeſetz. 
Schon ipricht fi die Leipziger Handelstammer in Rüd- 
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fiht auf den Entwurf des Waflergejeges u. a. dahin 
aus, daß fie die weite Ausdehnung des Enteignungs— 
rechtes mit dem Grundfägen bes Rechtöftantes nicht in 
Einklang zu bringen vermag. Ich möchte mich durch 
Annahme des Bangejeges in feiner Weile binden, und 
da ich aud im übrigen in verfchiebenen Punkten, welch: 
mehr ober weniger mit bem von mir dargelegten in Zu— 
fammenhang ftehen, z. B. hinfichtlich des $ 13, welcher 
den Begriff „bringendes Bedürfniß“ nicht definirt, hin: 
ſichtlich des $ 35, welcher die Baufperre behandelt, hin- 
fihtlih des $ 86 im ber neueren Faſſung, welcher den 
Baldungen nicht ausreichenden Schuß zu gewähren jcheint, 
mid mit der Vorlage nicht zu befreunden vermag, jo 
werde ich gegen die Vorlage ftimmen. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Das Wort hat Herr 
Graf von Rex-Zedtlitz. 


Kammerherr Graf von Mer-Zedtlig: Nicht zum 
erften Male ift die Erſte Kammer in die ſchwierige Lage 
verjegt worden, über ein Geſetz zu verhandeln und dar: 
über abzuftimmen, welches ihr erſt kurz vor Schluß ber 
Landtagsſeſſion zugegangen ift, 

(Sehr richtig!) 
und zwar find wir jegt um jo mehr in einer peinlichen 
Lage, als es ſich Bier um ein ganz befonders wichtiges, 
tief in alle Verhältniſſe des Landes einfchneibendes Ge- 
ſetz handelt, welches in feiner großen Wichtigkeit und in 
feinem Ernfte gewiß nicht unterfhägt werden darf und 
beshalb Tann es die hohe Kammer, ich glaube wohl in 
dieſem Falle in Ihrem Namen ſprechen zu können, ge 
wiß nur lebhaft bedauern, daß fie diefem Gejegentwurfe 
fowohl in ber Berathung, ald wie heute in der Beichluf: 
fafjung nicht die Aufmerkſamkeit und bie Grünblichkeit 
widmen kann, welde fie wohl gewünfcht hätte und welche 
berjelbe jedenfalls in Anfprudh nehmen müßte Wenn 
aljo im Laufe der Zeit trog ber Vorzüglichkeit und ber 
Grünbdlichkeit ber uns vorgelegten Arbeit vielleicht manche 
Bebenken und manche Unzuträglicleiten zu Tage treten 
folten, jo wird man wenigftens ber Erften Hammer 
feinen Borwurf machen können, daß fie etwa ben Gefep- 
entwurf zu flüchtig behandelt habe. Einen Troft und 
eine Beruhigung können wir allerdings darin finden, 
daß unjere verehrte Deputation mit gewohnter Gründ— 
lichkeit, Sachklenntniß und Gewifjenhaftigkeit den Geſetz— 
entwurf jedenfalls genau geprüft hat, und wir auch in 
ber Lage find, einen fehr ausführlichen und umfang: 
reihen Bericht vor ums zu haben. Sehr angenehm be: 
rührt jedenfalls die durch das ganze Geſetze hindurch 
gehende Abficht und das Bemühen, die Vorſchriften über 
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das Baugeſetz nicht zu eng gezogen fehen zu wollen und 
im einzelnen Falle jehr vieles dem Ermeflen und dem 
wohlwollenden Eingreifen der betreffenden einzelnen Be— 
börden zu überlafjen. Gewiß ift dies eine gar nicht hoch 
genug anzufchlagende Beftimmung, und fie beweift, baf 
der Gejeßgeber nicht etwa ein Mann des grünen Tiſches 
ift, fondern daß er aud) wohl die praftiichen Lehren des 
Lebens zu ſchätzen weiß und auch im diefen Verhältniſſen 
thätig gewejen ift und fie gemau verfteht. Einige 
Schwierigkeiten wirb allerdings wohl der Umftand bieten 
fönnen, dab auf mehrere Beitimmungen über die 
Enteignung im Gejegentwurfe hingewieſen wird, 
3.®. auf die jhon vom Herrn Minifter erwähnte Be- 
ftimmung über die fogenannte Zonenenteignung, welche 
etwas Neues für uns bietet, und bie gewiß durchaus 
nicht unbebenklid, ift. Wenn ber Herr Vorrebner darauf 
bingewiejen und große Bedenken barüber ausgeſprochen 
hat, jo kann auch ih mid nicht unbedingt hiergegen 
ausſprechen. Auch ich bin nicht imftande, ganz ohne 
Bedenken darüber zu jein. Wenn aljo dergleichen neue 
Beitimmungen bier angezogen werden, würde erft das 
Enteignungsgeieg, welches noch nicht Gejepesfraft er- 
reiht Hat, nähere Beftimmungen hierüber zu treffen 
haben; es könnten daher allerdings, zumächft wenigftens, 
einige Schwierigfeiten auf diefe Weife entjtehen. 

Wenn die geehrte Deputation — und dies geht 
durch den ganzen Gejehentwurf hindurch — das Wort 
„Beliger* in das Wort „Eigenthümer“ umgemwanbelt 
und durch leßteres erjegt zu jehen wünſcht, jo kann 
man bem gewiß nur völlig beitreten, indem es doch 
wohl weit mehr darauf anfommt, ben wirklichen Rechts- 
zuftand zum Wusbrud zu bringen, welcden bas Wort 
„Eigenthümer* wiedergiebt, ala das nur den faktifchen 
Buftand, die ins Auge tretende Erfcheinung wieber- 
gebende Wort „Befiger“. Ich glaube aljo, daß im 
diefer Beziehung wir dem Deputationsvorſchlage nur 
vollftändig beitreten können. 

Wenn das Geſetz bejonderen Werth barauf legt, 
daß eine entjprechende Bertheilung zwiſchen geſchloſſener 
und offener Bauweiſe eintreten foll, jo fann man bas 
nur vollfommen billigen, und es haben wohl hauptſäch— 
lich mehr gejundheitlihe Rückſichten die Entſcheidung 
bierzu gegeben; ob man aber nicht auch denſelben Zwed 
und vielleiht in noch vortheilhafterer Weife erreichen 
würde, indem manche Nachtheile der offenen Bauweije 
babei vermieden werben könnten, ob man nicht denfelben 
Zweck auch badurd) erreicht, baß man zwar bie gejchlofjene 
Bauweiſe in größeren Städten und bort in einer vom 
Bentrum ber Stadt nicht zu entfernten Gegend vorwalten 
läßt, aber allerdings unter ber Vorausſetzung und Bes 





bingung, baß in nicht zu weiten Zwiſchenräumen größere, 
womöglich mit Anlagen unb Baumpflanzungen verſehene 
Pläge erhalten würben, das möchte ich bahingeftellt 
fein laſſen. Es würde auf diefe Weife der Vortheil 
erreicht werden, daß die zahlreiche Bevölkerung der ge: 
ſchloſſenen Bauweiſe in nicht zu großer Entfernung 
einen Pla zum Ergehen im Freien und gefunde Luft 
fände, und außerdem bie entiprechenden Spielpläge ge- 
funden werben könnten. 

Gewiß nur wohlthuend wird man durch das Geſetz 
berührt, wenn man es im einzelnen prüft, und man 
fann wohl fagen, daß ber ganze Tenor und ber Geift, 
ber es durchweht, ein in hohem Grabe befriebigenber 
if. Man kann baher wohl wünfchen und hoffen, daß 
basfelbe, ben nöthigen Takt und bie richtige Einficht im 
einzelnen Falle vorausgeſetzt, fich im allgemeinen wenigftens 
in nicht zu langer Zeit zum Wohle und zum Heile bes 
ganzen Landes einleben werbe. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Se. Excellenz ber 
Herr Präſident! 


Präfibent Wirt. Geh. Math Dr. Graf von Könnerig: 
Meine hochgeehrten Herren! Meine Iugend ragt in eine 
Beit hinein, wo man eiferfüchtig darüber wachte, daß bie 
perjönlihe Freiheit und das freie Gebahren mit dem 
Eigentum möglichft intakt erhalten werde. Es wehte 
damals ein anderer Wind bei uns und will ich jeßt bie 
Frage nicht erörtern, bei welchem Verfahren man befler 
fährt. Ich für meinen Theil hänge an ben alten Trabi: 
tionen! Ich befenne daher offen, daß ich fein freund bin 
von ben Beichränfungen, welche die moderne Geſetzgebung 
uns auferlegt, von ben Beſchränkungen durch ben modernen 
Staat, und daß mir bie frühere Art ſympathiſcher war. 
Ich bin daher folgerecht kein befonberer Freund von 
allen bdiefen neuen Gejegen, fie mögen nun Baus 
geſetz, Enteignungsgefeg, Waſſergeſetz ober irgenb einen 
anberen Namen haben. Wenn ich diefes Belenntnif, mit 
bem ich nie zurüdgehalten Habe, bier offen ausſpreche, 
fo will ich aber doch im ber vorliegenden Sache eins 
zugeben, unb das thue ich mit Freuden: das vorliegende 
Geſetz enthält eine Menge ſchöner und guter Momente, 
es weht ein ibealer Bug hindurch, ber in diefer fublunaren 
Welt vielleicht nicht durchzuführen ift, aber doch ein gutes 
und ehrliches Beftreben für die Menfchheit an den Tag 
legt. Es find auch eine Menge einzelner guter Be: 
flimmungen da, wie ber Schuß der Arbeiter, die Be: 
auffihtigung der Bauten, die Entfernung von Seller: 

x. Das alles find Sachen, denen ich aus 
vollfter Seele beitrete. Ich danke auch der König. 
Stoatöregierung, daß fie den Wünfchen, die ich mehrfach 
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außgeiprochen habe, freundlich entgegengelommen ift und 
mir dadurch ermöglicht hat, für das Geſetz zu ftimmen 
und mich nicht in einer verſchwindenden ablehnenden 
Minorität zu befinden. Ic danke auch ber geehrten 
Deputation, welche diefen Milderungen beigetreten ift 
und dadurch das Buftandelommen des Geſetzes weſentlich 
erleichtert hat. Meine Beſorgniß, daß ber Erlaß biejes 
Gefeges Nachtheile haben wird, daß durch bie Be- 
ſchränkungen die Bauten thenrer werben, kann ich aller- 
dings auch Heute noch nicht ganz befeitigen; daher hatte 
ih mir zuvor das Wort erbeten, um an bie Königl. 
Staatsregierung bie Bitte zu richten, namentlich anfangs 
eine milde, fchonende Hand walten zu laffen, die Orts- 
ftatuten thunlichſt zu genehmigen, ſobald fie ſich nicht 
geradezu außerhalb ber Schranten bes Geſetzes befinden, 
aber vielleicht bi8 an die Schranken heranreichen, von 
ben vielen Dispenfationsbefugnifien Gebrauch zu machen, 
die ja in reichhaltiger Weile im Geſetze enthalten find. 
Se. Excellenz haben vorhin dieſe Erflärung in gütiger 
mir zuvorfommenber Weije ausgefprochen und es erübrigt 
mir nur noch, den Wunfch auszuſprechen, daß erftere für 
alle Beiten aufrecht erhalten wird und das neue Bau- 
geſetz, welches übrigens noch eingreifender wirkt ala das 
Enteignungsgefeh, weil es täglich in Anwendung kommt, 
und nicht wie das Enteignungsgejeg nur in einer Anzahl 
jeltener Fälle, zum Segen unferes Baterlandes gereichen 
möge. (Bravo!) 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Herr Oberbürger: 
meifter Beutler! 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Ventler: 
Ih glaube im Sinne ber Selbftverwaltungsbehörden 
bes Landes zu jprechen, wenn ich ber Königl. Staats- 
regierung für bie Einbringung biefes, nach meiner 
Meinung ausgezeichnet gearbeiteten Geſetzes ben herz- 
lichften Dank ausſpreche. In dem Geſetze ift in zweierlei 
Richtung ein wefentlicher Fortichritt gegenüber dem bis- 
berigen Rechte enthalten, in formeller ſowohl wie in 
materieller Beziehung. In formeller Beziehung, meine 
Herren, waren wir bisher im wejentlichen bei ben Hier 
georbmeten Materien auf Verordnungen angewiefen. Die, 
ih darf wohl fagen, ominöfen „Grundſätze“, ominds 
nur im formellen Sinne, welche das Minifterium heraus: 
gegeben hat, haben den Gemeindebehörben viel zu ſchaffen 
gemacht. Wir Haben uns bamit abzufinden gehabt, ob- 
wohl wir und bewußt waren, daß fie nicht Geſetzeskraft 
hatten und obwohl fie uns in vieler Beziehung auch 
materiell nicht anwendbar erſchienen. Gegenwärtig, nach⸗ 
bem das Geſetz in Kraft getreten fein wird, find bieje 
Grunbfäge erledigt, es ift im biefer Beziehung Mare 
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geſetzliche Mae geichaffen, und ſchon das ift für uns 
und für das Land ein großer Fortſchritt. Uber auch 
ſachlich enthält das Geſetz, wie der Herr Präfident eben 
ausgeführt hat, ausgezeichnete Beftimmungen, die — id) 
glaube das unwiderſprochen fagen zu bürfen — das 
ſächſiſche Baugejep mit zu ben beften Baugeſetzen bes 
ganzen Reiches künftig zählen laſſen bürften. Wenn 
trogdem ich und einige Kollegen mit gewiſſen Bebenten 
heute in eine Sigung gegangen find und nur ſchweren 
Herzens im eine materielle Berathung des Gejeges ein- 
zutreten vermochten, fo liegt das an den Gründen, bie 
Herr Graf von Rer bereits dargelegt Hat, namentlich darin, 
dag wir nad; Lage ber Geſchäfte bes Haufes erft am 
Sonnabend in ben Befit bed Berichtes der Deputation 
fommen fonnten; e8 liegt mir fern, irgenb jemand einen 
Vorwurf zu machen, aber wenn Sie bie Güte haben 
wollten, die Daten im Berichte zu vergleichen, ber 
am 17. November der Kammer vorgelegt ift, worauf 
dann die Gefeggebungsbeputation ber Zweiten Kammer 
Ende März berichtet hat, und wenn dann am 5. Mai 
unfere Deputation darüber Bericht erftattet Hat unb wir am 
7. Mai darüber berathen müſſen, jo glaube ich nicht zu 
viel zu fagen, wenn ich mich etwas beängftigt fühle und 
ed mir ſchwer wird, bie Verantwortung für alle Einzel: 
heiten bes Geſetzes mit übernehmen zu müffen. 

Meine hochgeehrten Herren! Wenn ich mich trogbem 
entfchloffen habe für das Geſetz einzutreten, jo find das 
bie vorhin bereits erwähnten Vortheile, bie e8 bringen 
wird, die mich dazu beftimmt Haben. ch bitte aber noch 
einiged anführen zu bürfen. Der Herr Borrebner, 
Kammerherr von Sahr, hat in dem Geſetze im weſent⸗ 
lichen Abſchnitt V bemängelt, währenb ich gerabe ben 
Abichnitt V als denjenigen bezeichnen muß, ber mir das 
Geſetz am werthvollſten macht. Der Herr Kammerberr 
von Sahr hat fritifirt, daß ben Gemeinbebehörben eine 
Erpropriations:, eine Enteignungsbefugniß in dem Sinne 
zuerlannt werden fol, daß fie entjprechende Anträge 
ftellen und daß fie mit Genehmigung ber Regierung mit 
dem Enteignungsverfahren vorgehen können. Er meint, 
daß dazu fein Bedürfniß vorliege, dat ed auch mit den 
bisherigen Beltimmungen gegangen fei, daß fich bie 
Städte außerordentlich entwidelt haben und daß bie 
Gewährung einer folhen Befugniß ein zu gewaltiger 
Eingriff in die Privatrechte jei. Er hat auch eremplifizirt 
auf Dresden und gemeint, daß das hiftorifche Dresben 
möglichft erhalten bleiben müßte. Das hiftorifche Dresben, 
was Herr von Sahr meint, wird durch die Beftimmungen 
über das neue Baugeſetz nicht gefährdet, aber ein anderes, 
auch Hiftorifche® Dresden, das würbe ich allerdings gern 
mit dieſer Geſetzgebung gefährben; ich erinnere ba an 
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bie Kanalgaffe, die Gerbergaffe und einige ähnliche Gäß- 
hen, bie ben Herren, die Dresden näher kennen, gewiß 
auch befannt fein werben, 


(Heiterfeit.) 


und dba haben wir allerdings bie Abficht, Hier jo bald 
wie möglich, einzugreifen. Vielleicht wirb auch der Herr 
Kammerherr von Sahr mir recht geben, daß das Geſeh 
für folche Verhältniſſe eine Nothwendigkeit ift. Der Herr 
Kammerherr von Sahr wird ſich vieleiht aud aus ber 
Geſchichte erinnern, daß in früherer Zeit in großen 
Stäbten jehr wenig günftige gefundheitliche Beziehungen 
geberricht Haben, daß wir ſchwere Seuchenzeiten gerabe 
in ben alten enggebauten Theilen der großen Städte ge- 
habt Haben, daß nur mit Mühe und großen Koften und 
Opfern es gelungen ift, die Stäbte einigermaßen von 
biefen Uebeln zu befreien. Sie endgültig zu befeitigen 
und die Uebel an ber Wurzel zu treffen, wirb erft mög- 
lich fein, wenn in biefe alten Stabttheile Luft und Licht 
hinein gefommen if. Nun fagt er, daß fei zu erzielen 
durch freiwilligen Beitritt und Uebereinkünfte der Grund: 
ftüdsbefiger. Das ift, ideal gebadht, wunderſchön und 
an fi) ganz richtig, ich glaube aber doch, daß dem Herrn 
Kammerherrn von Sahr in biefer Richtung diejenigen 
Erfahrungen nicht zur Seite ftehen, die die Verwaltungs 
beamten, die die Entwidelung in großen Stäbten ver- 
folgen, allmählich erhalten. Sie erfahren, daß die Spe— 
fulation dort durchaus nicht gewillt ift, freiwillig ein 
dringendes Bebürfniß anzuerfennen, ba fie im Gegen: 
theil durch eine Art Erpreffung Vortheile für fich heraus: 
ſchlagen will, wo angemefjene Preiſe bezahlt werben, 
wenn es fih um bie Abtretung eines Grunbftüdes 
handelt, daß die Spefulation gerabe bort einſetzt, um 
BVortheile zu gewinnen, bie in gar keinem Berhältnifie, 
auch nicht zu dem künftigen Werthe, der gewonnen wirb, 
ftehen. Ich glaube, daß wir in diefer Beziehung doch 
dem Geſetze ruhig folgen und dasſelbe acceptiren können, 

Ic felbft Habe urfprünglich nicht unweſentliches Be- 
benten gegen $ 13 bes Gefehes gehabt. Meine Herren! 
Ich babe meine Rebe damit begonnen, meiner Freude 
darüber Ausbrud zu geben, daß an Stelle der „Urunb- 
ſätze“ bes Verorbnungsweges nunmehr bad Geſet zu 
treten hat. Im gewiffer Beziehung hebt dieſen Grund» 
fa der $ 13 wieder auf, indem er ber Regierung in 
gewiffen Umfange die Möglichkeit vorbehält, aud gegen 
den Willen der Gemeindevertretung eine Regelung ber 
baulichen Vorfchriften im ben Gemeinden herbeizuführen. 
Der 8 13 beftimmt allerdings, daß diefe Anforderungen 
mit den gejeglichen Beftimmungen im Einklang fteben 
müflen und ben örtlichen Berhältniffen einigermaßen 
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fich anfügen müfjen. Weiter fommt Hinzu, daß bies 
nur unter ber ber Kreid: und Bezirlsaus⸗ 
ſchüſſe erfolgen darf. Dieje letztere Beftimmung beruhigt 
mich einigermaßen. Ich würde mein Bedenken gegen 
den $ 13 ganz fallen laſſen, wenn mir jeitens ber 
Königl, Staatsregierung verfichert würbe, baß insbeſondere 
ben Kreis: unb Bezirksausſchüſſen nicht bloß die Frage, 
ob ſolche Dftroirung der geſetzlichen Borfchriften Ge: 
meinden gegenüber erforberlich ift, jondern auch die Be: 
ftimmung über dad „Wie“ der Regelung, wenn neu zu 
octroirende Vorfchriften angemefjen find, ob auch bieje 
Frage den Kreis- und Bezirlksausſchüſſen zur Entſchließung 
mit vorzulegen fein würbe. Ich glaube feſt annehmen 
zu dürfen, daß dies die Abficht bes Gefehes ift. Im 
einzelnen werbe ich mir noch vorbehalten, zu 88 22 
und 23 und zu $ 178 einen nicht fehr wejentlichen Ab: 
änderungsvorfchlag zu machen. Zum Schluſſe glaube 
ich noch die Hoffnung ausfprechen zu bürfen, daß bas 
Geſetz, für welches ich der Königl. Staatsregierung 
nochmals herzlihen Dank fage, zuftande kommen wirb. 


Vizepräfident von Zezſchwitz: Wünfcht noch jemand 
bas Wort zur allgemeinen Debatte? — Das Wort hat 
ber Herr Kammerherr von Sahr. 

Kammerherr Sahrer von Sahr⸗Ehreuberg: Dem 
Herrn Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath Beutler möchte 
ich entgegnen, daß für große Städte vielleicht ein Be— 
dürfniß der Enteignung vorliegt, für bie Allgemeinheit 
aber nicht. In großen Städten fann aber doch, wie ich 
bereitö betont habe, für einzelne Fälle von ben Ständen 
die Enteignungsbefugniß ertheilt werben. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Wünfcht noch jemand 
das Wort zur allgemeinen Debatte? — Das Wort hat 
ber Herr Königl. Kommiffar Dr. Rumpelt. 


Königl.Kommiffar Geh. Regierungsrath Dr. Rumpelt: 
Meine hochgeehrten Herren! Ich möchte zu der Unfrage 
bes Herrn Oberbürgermeifters Beutler bemerken, daß es 
im Sinne bes Entwurfes ift, daß bie Bezirksa- und Streid- 
ausihüffe nicht bloß barüber gehört werben jollen, ob 
eine derartige zwangsweife Auferlegung von ortsgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen ober Aenderungen berfelben erfolgen 
fol, jonbern daß fie ganz beſonders auch über ben Inhalt 
derartiger Beſtimmungen befchließen follen. Ich glaube, 
daß bamit wohl der Wunſch bes Herrn Oberbürger: 
meifters erlebigt fein bürfte. 

Bizepräfident von Zezſchwitz: Dafern niemand mehr 
das Wort begehrt, ſchließe — ich bie allgemeine Debatte 
mit Vorbehalt bes Sclußwortes bes Herrn Bericht 
erftatters. 
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Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: 
Meine jehr geehrten Herren! Es ift wiederholt heute das Be: 
dauern darüber zum Ausdruck gelommen, daß die Kammer 
in fo vorgerüdter Seffionszeit und unter fo furzer 
Ueberlegungsfrift genöthigt fei, ihre Entſchließung über 
ein beſonders wichtiges Geſetz zu faſſen. Ich meinerfeits 
vermag dieſes Bedauern vollftändig zu theilen, und bie 
Depntation wirbe ſehr gern, wenn es ihr nad) Zage der 
Thatfahen und Berhältniffe möglich gewejen wäre, eher 
an bie Berathung und Verichterftattung über das Geſetz 
herangetreten fein. Ich möchte aber doch feftftellen, daß 
die Erfte Kammer erft am Abend des 29. März d. J. 
in ben Befig ber Beichlüffe ber Bmeiten Kammer ge- 
langen konnte und gelangt ift, daß dann noch die zwar 
furzen Dfterferien Hinein fielen, daß die Deputation aber 
ihrerjeits jedes und alles gethan bat, um die Berathung 
bes Geſetzes zu befchleunigen. Sie hat es jelbftverftänd: 
lich für ihre Pflicht gehalten, nicht nur über das Geſetz 
ausführlih und eingehend zu berathen, fonbern auch 
einen thunlichft ausführlichen Bericht zu geben, fo daß fie 
einigermaßen wenigften® hofft, der Webeutung bes Ge— 
ſetzes gerecht geworben zu fein unb auch ihrerfeits über 
bie Gefichtöpunfte und den Inhalt des Geſetzes einige 
Aufklärung gegeben zu Haben. Ich meine, daß bie 
Deputation möglichft jo ausführlid auch auf Einzelheiten 
bes Geſetzes eingegangen ift, daß dadurch bie Verant— 
wortlichleit bes einzelnen Kammermitgliedes wenigftens 
etwas erleichtert wird. 

Es ift dann im Laufe ber allgemeinen Debatte be- 
ſonders eingegangen worden auf Abſchnitt V, Umlegung 
und Enteignung. Ih möchte zunächſt feftitellen, daß 
bazu und das Enteignungsgefe an und für fich nicht 
fehlt, denn wir haben ja fefttehende gejegliche Grund- 
fäge über die Enteignung, und die jeweiligen Grundſätze 
bes Enteignungsrechtes jchlagen jo lange ein, jo lange 
nicht andere gejeglihe Enteignungsvorſchriften zuftande 
getommen find. Ich möchte aber im übrigen im An— 
ſchluſſe an den Bericht auch von dieſer Stelle aus her: 
vorheben, daß die Bedenken, die gegen die Umlegung 
und bie fogenannte Bonenenteignung bes Entwurfes er: 
hoben werben, feine ausfchlaggebenden fein können. Die 
Umlegung ift jo erſchwert, von fo vielen Vorausſetzungen 
abhängig und auch jo an bie Enticheibung der oberften 
Minifterialbehörde gebunden, daß fie nur dann vor» 
fommen wird, wenn überhaupt fein anderer gangbarer 
Weg in den wenigen zugelafjenen gejeglichen Fällen bes 
fteht. Nur in biefen Fällen, wo ihre Nothwendigkeit 
nachgewiefen fein wird, wird die Umlegung praktiſch 
werben, und da wirb fie nach meiner feften Ueberzeugung 
ben Einzelnen nicht belaften, fonbern wird nur dazu 
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dienen, das öffentliche Intereſſe zu befriedigen und um- 
gelehrt gerabe die ungerechtfertigte Bevorzugung, bie be 
ſonders hervorragende Befriedigung von Privatinterefien 
auszuſchließen. 

Ich meine, daraus kann gegen das Geſetz ein Ein— 
wand nicht hergeleitet werden. In der Zweiten Kammer 
ift von feiner Seite die Frage der Umlegung und Ent 
eignung überhaupt nur, wenigftend in ber Blenar- 
berathung,, geftreift ober beanftandet worden. Man hat 
diefe Beftimmungen von vornherein für nothwendig er: 
achtet, und wenn biejen Beftimmungen vorgeworfen wird, 
fie ſeien ſehr komplizirt, jo meine ih, daß dieſe Kom: 
plizität eine Nothwendigkeit ift, weil dieſe Beftimmungen 
eben nur bann angewenbet werben jollen, wenn man fie 
abjolut nicht umgehen oder entbehren kann. Es fol bei 
der Umflegung niemandem jein Cigentfum genommen 
werben, fondern e3 foll ausgetaufcht werben; feine Weg- 
nahme von Grundftüden findet ftatt, ſondern ein Aus: 
tauſch von einem Grundftüde gegen bad andere gleich 
werthvolle, wo unter Umftänben, wenn ein gleich werth- 
voller Austaufch nicht ganz oder völlig beſchafft werben 
fann, eine entjprechende Geldentſchädigung gewährleiftet 
if. Ich meine nicht, daß die Stabtgemeinden in ber 
glücklichen Lage find, mit Hülfe von Anleihen alles zu 
verwirflihen. Wenn das möglich wäre, jo würden viele 
ſtädtiſche Probleme außerordentlih raſch und glüdlich 
gelöft fein. Aber ich glaube infolge deſſen auch nicht, 
daß dieſe Anleihemöglichkeit irgendwie die Fälle der Um- 
fegung aud nur bejchleunigt. 

Ih möchte Ihnen aus alledem nur wieberholt 
empfehlen, dem Geſetze im allgemeinen, wie aud in 
ben einzelnen Beſtimmungen Ihre Zuftimmung zu er 
theilen. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Wir kommen num zur 
Spezialbebatte. 

Wenn es ber Kammer genehm ift, fo werde ich bie 
Berathung und Beichlußfaffung in der Weile einrichten, 
dab ich das Geſetz nach feinen Abſchnitten zur Ab— 
ftimmung bringe. 

Ih ftelle jegt zur Berathung und Beſchlußfaſſung 
ben I. Abſchnitt, der die 88 1 bis 7 umfaßt. Wiünjcht 
hierzu jemand das Wort? — Es ift nicht ber Fall. Ich 
ichließe die Debatte und frage die Kammer: 

„ob fie die SS 1 bis mit 7 nad den Bor: 
fhlägen ber Deputation annimmt?” 
Einftimmig. 

Wir fommen zu Wbfchnitt II, der die 88 8 bis 
mit 14 umfaßt. Ich eröffne die Debatte — und frage bie 
Kammer: 


„ob fie die $$ 8 bis mit 14 nad ben Bor- 
ſchlägen ber Deputation annimmt?” 
Einftimmig. 
Wir kommen zu dem III. Abfchnitte, 88 15 bis 
mit 38, 


Hier hat Herr Oberbürgermeifter Beutler Abände— 
rungsanträge angemeldet. 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Ich erlaube mir, zu 88 22 und 23 einen Antrag auf 
Abänderung vorzulegen, der, wie ich mich inzwifchen ver: 
fihert habe, die Zuftimmung des verehrten Herrn Bericht- 
erftatter8 jowohl wie bie bes Königl. Herrn Regierungs- 
fommifjars finden wird. 


Ich beantrage, $ 22 folgende Faſſung zu geben: 


„Der Bebauungsplan ift mindeftens vier 
Boden lang öffentlih auszulegen. Beit und 
Drt der Auslegung find öffentlich befannt zu 
machen.” _ 
Das ift der Wortlaut des jetzigen erften Abſatzes. 
Hier ift einzufchalten: 
„Wideriprühe gegen ben Bebauungsplan 
find bei dem Verluſte innerhalb vier 


nad) Beginn der Auslegung zu erheben. Hierauf 
if In der Belanntmahung binzumeifen.” 


Auf letzteres lege ich befonderen Werth. Ferner bitte 
ic, fortzufahren: 

„Betrifft der Bebauungsplan nur einzelne 
Grundftüde, fo genügt ftatt feiner Auslegung 
und Belanntmachung bie Mittheilung an die 
betheiligten Grundftüdseigenthümer unter Ein- 
räumumg einer mindeſtens vierzehntägigen 
Ausihlußfrift für Widerſprüche.“ 

Daran anfchließend, ſchlage ich vor, dem $ 23 nun 
folgende Faflung zu geben: 

„Weber die friftgemäß erhobenen Wiber- 
ſprüche entſcheidet die Baupolizeibehörbe.” 

Bur Begründung darf ich kurz darauf hinweifen: 
e8 beiteht gar fein Bedürfniß, dann, wenn es ſich um 
ben Bauplan für einzelne Grunbftüde Handelt, für die 
Widerfpruchsfrift vier Wochen einzuräumen, fonbern es 
genügt bie vierzehntägige Ausichlußfrift für Wiber- 
ſprüche. Das ift die Frift, die in der Regel für Rekurſe 
und Einwendungen gilt. Sowie man aber biefes an- 
erlennt, ift es zwedmäßig, bie legte Faſſung, wie ich fie 
vorgeſchlagen habe, in $ 23 einzufegen. Daß es 
wünjchenswerth ift, in der Belanntmachung ausdrücklich 
darauf hinzuweiſen, daß Widerſprüche gegen ben Be: 
bauungsplan bei Berluft einzuwenden find, bas Tann 
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ich aus eigener Erfahrung mittheilen. Es ift jedenfalls, 
namentlih für bie Baupolizeibehörben in kleineren 
Orten, fehr zwedmäßig, wenn im Geſetze ausdrüdlic 
vorgefchrieben ift, was bie Bekanntmachung zu enthalten 
bat, und daß fie diefes wejentliche Moment nicht außer 
acht Täßt. 

Ih glaube das damit genügend begrünbet zu haben. 
Ih empfehle ber Hohen Kammer, ben 88 22 und 23 
biefe Faflung zu geben. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Die Kammer hat ben 
Antrag gehört; er ift fchriftlich eingereicht worden. Ich 
brauche ihn wohl nicht nochmals zu verlefen. Ich frage, 
ob er unterftägt wird. — Wusreichend. Ich ftelle in 
mit zur Debatte. Herr Geh. Rath! 

Königl, Kommifjar Minifterialdireftor Geh. Rath 
Merz: Ich möchte mir namens ber Regierung bie Er- 
Härung erlauben, daß bie Regierung mit den eingebrachten 
Anträgen einverftanden ift mit Rückſicht auf die zu ben- 
felben vom Herrn Antragfteller gegebene Begründung. 

Vizepräfident von Zezſchwitz: Ich komme nun zur 
Abftimmung und frage zunächſt die Kammer: 

„ob fie bie $$ 15 bis mit 21 nad den Bor: 
ſchlägen ber Deputation annimmt?“ 
Einftimmig. 

Ih ftele nunmehr den Untrag des Herrn Ober: 
bürgermeifters Beutler, der foeben zur Debatte geftellt 
war, zur Abftimmung. Ich frage, ob noch jemand das 
Wort wünſcht. — Se. Excellenz der Herr Präfibent! 
(Bräfident: Ich würde bitten, ihn nochmals zu verfejen.) 

(Nochmalige Verlefung der Beutlerfchen Anträge.) 

Ich werde zunächſt ben Untrag bes Herrn Ober: 
bürgermeifter Beutler bezüglich ber Faſſung ber beiben 
S5 22 und 23, zur Abftimmung bringen und frage bie 
Kammer, 

„ob fie die Anträge des Herrn Oberbürger- 
meifter Beutler annimmt?“ 
Einftimmig. 

Ich frage die Kammer weiter: 

„ob fie bie $$ 24 bis mit 38 nad) den Bor- 
ſchlägen der Deputation annimmt?” 
Einftimmig. 

Ich ftelle ben vierten Abſchnitt zur Beſchlußfaſſung. 

Herr Oberbürgermeifter Keil 

Oberbärgermeifter Heil: 
Herten, möchte ich mir eine Anfrage erlauben. 


Bu 5 43 Abſ. 3, meine, 


Es heißt dort: 


„Im übrigen bleibt bie Art der Straßenherftellung 
ebenjo wie bie —— ber Fußwege ber orts⸗ 
gejeglichen Regelung überlaſſen.“ 

Danach ſcheint es, als ob biefer ortögejeglichen 
Regelung auch bie Beftimmung überlafjen bleiben jollte, 
welche Bubehörungen zu dem Straßenkörper gehören, 
was bergeftellt jein muß, wenn bie Straße als eine 
fertige im Sinne bed Gefehes oder der Ortsbauordnung 
gelten kann. Praktiſch wichtig wird bas in vielen Fällen 
fein, wenn es fih darum handelt, ob Wafjerleitungs- 
anlagen und Beleuchtungsanlagen mit als zu bem Be 
geiffe „Straße“ gehörig zu bezeichnen find, 

Soweit mir befannt ift, hat es die Staatöregierung 
in einzelnen Ortöbauorbnungen bisher genehmigt, daß 
wenigftens Wafjerleitungsanlagen als zu dem Begriffe 
„Straße“ gehörig betrachtet werben, wenn ich nicht irre, 
in ber Ortöbauorbnung von Plauen. Wenn das ber 
Fall ift, dann werben dort diefe Herftellungen nicht von 
ben Gemeinden, fonbern von bem Bauunternehmer aus: 
zuführen und die Koften als Unliegerbeiträge nicht als 
Bauabgabe im Sinne von $ 76 einzuziehen fein vom 
denen, bie jpäter an bie Straße bauen. Es ift mir nun 
zweifelhaft, ob das auch künftig noch, wenn der Entwurf 
Geſetz wird, möglich ift, und mein Bweifel gründet fi 
darauf, da in $ 76 Abſ. 1, wo von der Einziehung diefer 
Bauanliegerbeiträge geiprochen wird, nur bie Herftellung 
der Straßen, ber Schleufen und der Brüden als folche 
Herftellungen, beren Koſten von ben jpäter Anbauenden 
wieber eingezogen werden können, bezeichnet find, in $ 46 
ift zwar ber Gemeinde das Mecht gegeben, wenigitens 
was Wafjerleitungen betrifft, dieje durch ben Straßens 
bauunternehmer ausführen zu laſſen, ihn zur Herftellung 
zu zwingen, und in $ 77 bat bie Gemeinde auch das 
Recht, die Koften, die dadurch entftehen, wenn fie jelbft 
diefe Herftellung macht, als Bauabgabe einzuziehen; aber 
es bleibt die Frage offen, ob ber Unternehmer, der dieje 
Herftellung. itrifft, die Koften als Unliegerbeiträge nad 
876, Abſ. 1 wieder einziehen kann. Das würde bloß 
dann möglic) fein, wenn man unter der Urt ber Straßen 
herftellung in $ 43, Abſ. 3 alfo auch Beitimmungen mit 
begreift, die fi auf diefe Nebenanlagen der Straßen 


‚beziehen. Meine Anfrage geht aljo deshalb bahin, ob 


man fünftig unter der Herridaft des Geſetzes auch der⸗ 
artige Anlagen als zur Straßenherftellung gehörig ans 
jehen, ob man ortsgeſetzlich feftftellen kann, daß der Unter: 
nehmer dieſe Anlagen herrichten muß und ob gegebenen 
Falles, wenn die Verhältnifje fo Liegen, wie in den Ges 
meinben, bie jegt eine derartige ortögefegliche Regelung 
haben, auch zu erwarten ift, daß bie Königl. Staats- 
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regierung für andere Gemeinden derartige Ortsgeſetze ge: 
nehmigt. 
Bizepräfident vom Zezſchwitz: Wünfcht jemand das 
Bort? — Herr Geh. Regierungsrath Dr. Rumpelt! 
Königl.Kommiflar Geh. Regierungsrath Dr. Aumpelt: 
Ih kann die Unfrage des Herrn Oberblirgermeifters 


Keil bejahen. Er Hat felbft fchon bemerft, daß 
bereit3 bisher in verfchiebenen Fällen, insbejonbere 
+ B. in Planen, bie Einlegung der Waſſer⸗ 


feitungsröhren als zur Straßenherftellung gehörig be- 
zeichnet worden ift. Derartige Ortsftatute find vom 
Minifterium bisher genehmigt worden und werben aud) 
in Zukunft unter der Herrfchaft bes neuen Baugefehes 
Genehmigung erlangen fünnen. If dann durch eine ber: 
artige ortägefegliche Beftimmung die Wafferleitung Theil 
der Straßenherftellung geworben, dann würbe $ 76 ohne 
weitere barauf Anwendung leiden, und es würde gar 
nicht nöthig fein, daß in 8 76 ber Wafferleitung noch 
ausbrüdlich gedacht würde. 
Ih Hoffe, daß dadurch das Bedenken des Herrn 
Oberbürgermeifters feine Erledigung gefunden haben 
wirb. 
Bizepräfident vom Zezſchwitz: Wünſcht noch jemand 
das Wort zum IV. Abſchnitt? — Das ift nicht der Fall. 
Ih frage die Kammer: 
„ob fie die SH 39 bis mit 53 nad ben Bor- 
ihlägen der Deputation annimmt?” 

Das ift ber Fall. 

V. Abſchnitt. Begehrt jemand das Wort? — Ih 

frage: 
„ob die Kammer bie 88 54 bis 74 nad den 
Vorſchlägen annimmt?“ 


Das ift der Fall. 
VI Abſchnitt. $$ 75 bis 77. Wünjcht Jemand das 
Wort? — Das ift nicht ber Fall. 
„Werden die Paragraphen nah dem Gut— 
achten ber Deputation angenommen?” 
Das ift ber Fall. 
VIL Abſchnitt. — Ich frage die Kammer: 
„ob fie bie 88 78 bis 137 nad den Bor: 
ihlägen der Deputation annimmt?” 
Daß ift der Fall. 
VII. Abſchnitt. — Ich frage die Kammer: 


„ob die 85 138 bis 145 nad dem Vorſchlage 
ber Deputation angenommen werben?” 


Das ift der Fall. 
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IX. Abſchnitt. — 


„Auch Hier werben bie 88 146 bis mit 164 
angenommen.” 
Weiter der X. Abſchnitt. 88 165 bis mit 177. 


„Werben bdieje Paragraphen nah ben Bor: 

jhlägen der Deputation angenommen?“ 
Einftimmig. 

XI Abſchnitt. 88 178 bis 185. Hierzu bat bas 
Wort Herr Oberbürgermeifter Beutler. 


Oberbürgermeifter Geh. Yinanzratd a. D. Bentler: 
Meine Hochverehrten Herren! Der $ 178 ift, bas darf 
ih wohl annehmen, bem $ 3 ber Baupolizeiorbmung ber 
Stäbte, welche jet zu Recht befteht, nachgebilbet worben. 
Und in $ 3 der Banpolizeiorbnung heißt es: 

„Für bereits vorhandene baufiche Anlagen und Ein- 
richtungen tritt bie Wirkſamkeit dieſer Baupolizei- 
ordnung erft dann ein, wenn und injoweit an ben- 
felben Beränderungen oder Reparaturen vorgenommen 
ober nöthig werben.” 


Hier Heißt es bloß: 
„Für bereits beftehende bauliche Anlagen und Ein: 


richtungen zc., wenn an ben Baulichkeiten Veränderungen 
oder Herftellungen nothwendig werben.” 


Es fehlen alfo die Worte „vorgenommen oder”. Ich 
möchte glauben, daß es boch vielleicht zweckmäßiger wäre, 
dieſe Worte Hier wieder einzufchalten, benn es könnte 
fonft möglicherweife ein Streit barüber entftehen, ob bie 
Anwendung bed Gejepes auf bereits beftehende Anlagen 
nur dann einzutreten hat, wenn die bauliche Veränderung 
nothwendig wird, d. h., wenn nachgewiejen wirb, daß fie 
unbedingt einzutreten bat. Ich glaube nicht, daß ber 
Verfaſſer bes Geſetzes es jo gewollt Hat, er hat wohl 
gemeint, wenn eine bauliche Veränderung thatjächlich ein ⸗ 
tritt oder nothwendig wird. Ich bitte zu verzeihen, 
es ift das vielleicht eine Kleinigkeit, aber in ber praftijchen 
Ausführung doc wichtig, wenn vor dem Worte „moth: 
wendig” bie Worte „vorgenommen ober” eingejchaltet 
werben. Ich beantrage deshalb, daß vor dem Worte 
„nothwendig werben” eingefchaltet werben bie Worte „vor⸗ 
genommen ober”. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Der Antrag ift foeben 
vernommen worben. Ich ftelle ihn zur Debatte und 
frage zunädjft, ob er ausreichend unterftügt wird? — Das 
ift der Fall. Wünjcht jemand das Wort ? — Se. Excellenz 
Herr Staatsminifter von Noftip: Wallwip. 


Staatsminifter a. D, von Roftig-Wallwig: Wenn 
ich mich recht erinnere, hat bie Deputation vorgeſchlagen, 


bier noch das Wort „umfaſſendere“ einzufchieben. Der 
Herr Untragfteller würbe fi daher noch barüber 
audzufprechen haben, ob es mac feiner Abficht hierbei 
bewenben ſoll. 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Bentler: 
Da bin ich durchaus einverftanden mit dieſer anderweitigen 
Faſſung. 


Bipepräfident vom Zezſchwitz: Das Wort Hat ber 
Herr BVerichterftatter. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Echroeder: Ich 
würbe glauben, baf ber Antrag Beutler unbedenklich zur 
Annahme empfohlen werben kann. Das Gefeg will nichts 
anberes, ald wie im Antrage Beutler enthalten ift, fagen. 
Es heit ausbrüdlich in ben Motiven, daß nur wieber- 
holt werben fol, was bereits im 8 3 der Baupoligei- 
orbnung für Städte und im $ 4 der Baupolizeiordnung 
für Dörfer verfügt ift. Es kann aber, glaube ich, nichts 
fchaben, im Gegentheil unter Umftänden Zweifel abfchneiben, 
wenn auch bier im $ 178 ausbrüdlich, wie der Antrag 
will, gejagt wird, „nothwendig oder vorgenommen werben“. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünfcht noch jemand 
das Wort? — Das ift nicht ber Fall. Ich frage bie 
Kammer: 

„ob fie ben $ 178 in ber Fafſung, wie er von 
ber Deputation vorgeſchlagen worden ift, an- 
nehmen will mit dem Bujage bes Herrn Ober: 
bürgermeifter Beutler?“ 


Einftimmig. 
Ih frage die Kammer weiter: 


„ob fie bie $$ 179 bis mit 185 nad den Bor- 
Ihlägen ber Deputation annimmt?” 


Einftimmig. 
Ih Habe num weiter bie Frage an die Kammer zu 


„ob fie beſchließen will: 


a) bie Abſchnitte und deren Weberfchriften, ſowie Ueber— 

chrift, Eingang und Schluß bes Gefepes nad) 

afgabe des von ber Königl. Staatsregierung vor- 
gelegten Entwurfes zu genehmigen; 

b) die Königl. Staatsregierung zu ermächtigen, bie durch 
Einfügung des neuen Paragraphen 73a und durch 
Bujammenfafjung ber Paragraphen 183 und 184 
in einen Paragraphen nöthig gewordenen rebaftio: 
nellen Wenderungen bei Bekanntmachung des Geſetzes 
vorzunehmen; 

e) die zu dem Entwurfe eines Allgemeinen Baugefehes 
- das Königreich Sachſen eingegangenen Betitionen, 
ala: 
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1. des Borftandes des Allgemeinen Miethbewohner- 
verein® ‚zu Dresden vom 27. Dezember 1899 
fammt Anfchlußpetitionen bes Vereins jelbftändiger 
Miether zu Leipzig-Reuftabt vom 20. Januar 
1900 und des Miethbewohnervereins zu Trachau 
und Umgegend vom 30 Januar 1900, ſowie bie 
Betition des Miethervereins zu Plauen i. V. 
vom 18. Februar 1900, 

2. des Auguft Friedrich in Dresden ald Borfigenden 
einer Bauarbeiterverfammlung wegen Abitellung 
von Mifftänden im Baugewerbe vom 5. Dezember 
1899, 

auf fich beruhen zu laffen; 

3. bed Verbandes ber ſächſiſchen Hausbefigervereine 
vom 25. Januar 1900, 

4. ber Gemeinden Schönheiderhammer und Genoffen 
(ohne Datum), 

5. bes Vorftandes der Schornfteinfegerfreisinnung 
(Zwangdinnung) zu Dresden vom 30. Rovember 
1899, 


6. bes Borftandes der Baungewerlsinnung „Baus 
hütte au Zwidau” vom 25. März 1900, des Bor: 
ftande8 bes Bezirksverbandes fächfiicher und 
reußifcher Baugewerkeninnungen vom 26. März 
1900, ber Innung ber Baumeifter zu Leipzig 
(freie Innung) vom 21. März 1900, ber Innung 
ber Baugewerkömeifter für Reichenbah und Um- 
gegend vom 28. März 1900, 

infoweit auf fich beruhen zu laſſen, als fie fich nicht 

durch die gefaßten Beſchlüſſe erledigen; 

7. Die Betition bes Vorſtandes bes Allgemeinen 
Miethhewohnervereins zu Löbtau vom 21. März 
1900 wegen Unbeftimmtbeit des Gegenftanbes 
auf fich beruhen zu laſſen?“ — 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Es Handelt fih um ein Königl. Dekret, und ich 
frage die Königl. Staatsregierung, ob fie auf namentliche 
Abftimmung verzichtet? — Sie verzichtet. Damit wäre 
diefer Gegenftand erledigt. 

Wir kommen zum fünften Gegenftanbe ber Tages: 
orbnung: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über bie Petition des Ge: 
meinberathes zu Copitz um Aufhebung beziehent- 
lih Yenderung ber Beftimmung in $ 8c des Ge- 
feges vom 12. Dezember 1855 über bie Auf— 
bringung bes Bedarfs für Kirden und Schulen.“ 
(Drudjahe Nr. 241.) 

Berichterftatter Herr Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler! 


Berichterftatter Dberbürgermeifter Dr. Kaeubler: 
Meine Hochgeehrten Herren! Der Gemeinberath zu Co- 
pis bittet um Wufhebung ber Beſtimmung in $ 8e bes 
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Geſetzes vom 12. Dezember 1855, bie Aufbringung bes 
Bebarfes für Kirchen und Schulen betreffend. Dort ift 
beftimmt, daß alle Militärperfonen mit Ausnahme ber 
Hauptleute und ber in gleichem ober höherem Range 
ſtehenden Militärperfonen in ihren Standquartieren, fo 
lange fie im aftiven Dienfte find, von perfönlichen An- 
lagen für Kirchen: und Schulzwede befreit fein follen. 
Der Betent meint nun, biefe Beftimmung fei in bem 
Geſetze vom 10. Februar 1888, die Heranziehung von 
Militärperfonen zu örtlichen Abgaben betreffend, aus: 
drücklich aufrecht erhalten, jeboch auf das Standquartier 
beſchränkt worden. Neuerdings Habe nun das Königl. 
Kriegsminiflerium in einer Zufchrift an das General- 
tommando erklärt, daß dieſe Befreiung der Offiziere im 
Zeutnantsrange und ber ihnen gleichftehenden Militär: 
beamten nicht nur im Stanbquartiere, fonbern aud 
außerhalb besfelben in allen Fällen ftattzufinden habe. 
Nun meint ber Gemeinderath zu Eopig, durch biefe Er- 
klärung werde es ihm unmöglih, bie in Eopik wohn⸗ 
haften Militärbeamten mit ihrem Dienfteinlommen zu 
irgenbwelhen Anlagen Heranzuziehen, und um ber: 
artige zweifelhafte Auslegungen zu befeitigen, empfehle 
e3 fi, bie eingangs erwähnten gefeplichen Beftimmungen 
vollfommen aufzuheben. Aber, meine hochgeehrten Herren, 
eine zweifelhafte Auslegung liegt gar nicht vor, das 
geht jhon aus der mir zugänglich gemachten Entſcheidung 
bes Königl. Minifteriums bes Kultus und öffentlichen 
Unterrihts vom 12. Februar 1898 hervor, in welcher 
ausbrüdlih hervorgehoben ift: In dem Entwurfe bes 
Geſetzes — vergleiche Lanbtagsaften 1854/55, erfte 


Abtheilung, Seite 633 beziehentlih 644 — Tautete: 
| Einlommen von 3720 M. infl. Servis, völlig anlagen: 
frei gelaffen werben müffe, während andere viel niedriger 


biefe Stelle: 

„Bon perjönliden Unlagen 
Schulzwede find befreit: «) alle Militärperfonen, 
lange fie im altiven Dienfte find.” 

Erft im Landtage — vergleihe Landtagsaften 
1854 55, erfte Abtheilung, Seite 778/79 und Beilagen 
zu ben Brotofollen ber Zweiten Kammer, erfter Band, 
Seite 338 und 339 — wurde bie Ausnahme Hinzugefügt, 
daß die Militärperfonen vom Hauptmanne an aufwärts, 
und aud) dieſe nur in ihren Standquartieren, nicht aber 
auh in Drten, wo fie fih nur vorübergehend auf: 
halten, zu den Kirchen: und Schulanlagen heran: 
gezogen werden könnten. Demgemäß beziehen fi in 
$ 8c bed angeführten Gefehes die Worte „in ihren 
Standquartieren”, wie auch aus ber Interpunftion 
hervorgeht, nur auf die Ausnahme, ſodaß alle Militär: 
perjonen mit geringerem ald Hauptmannsrange, fo lange 
fie im aktiven Dienfte find, überhaupt von Schulanlagen 
befreit find. 


für Kirchen- und 


jo 


am 7. Mai 1900. 


Meine Hochgeehrten Herren! Daran hat aber auch 
bad Geſetz vom 10. Februar 1888 gar nichts geändert 
und nichts ändern wollen, im @egentheil, das Geſetz 
beftimmt wörtlich, daß es bei diefer Beftimmung bewenden 
jolle, Hält fie alſo ausdrücklich aufrecht. Irrig ift daher 
die Annahme bes Gemeinderaths zu Eopik, daß biejes 
Geſetz die Befreiung von Militärperfonen ganz im all: 
gemeinen auf das Stanbquartier beichränft habe, und 
baber ift bie vom Gemeinderathe zu Copitz bemängelte 
Erklärung des Königl. Kriegsminifteriums durchaus ge⸗ 
jegmäßig und gerechtfertigt. Iſt hiernach aber bie Aus: 
fegung bes Geſetzes durch ben Petenten eine falfche, fo 
fällt bamit fchon das Hauptmoment der Petition in fich 
zufammen. Seinem Untrage auf Aufhebung des Geſetzes 
fann fomit Ihre Deputation nicht beiftimmen. 

Im zweiten Theile ber Petition aber nun beantragt 
ber Petent, wenigftens eine Aenderung bes Geſetzes vor: 
zunehmen. Er bittet, die Stände möchten fid) für Wende 
rung ber Beftimmung in $ 8e bed Geſetzes vom 12. De: 
zember 1855 beziehentlich $ 2 bes Geſetzes vom 10. (Februar 
1888 in ber Weife verwenden, baf künftig nur bie im 
Unteroffiziere- oder Mannſchaftsrange ftehenden Militär: 
perfonen von ben Kirchen und Schulanlagen Hinfichtlic) 
ihres Dienfteinlommens in und außerhalb ihres Stand 
quartiers befreit fein möchten. Die Befreiung ber Unter: 
offigiere, meine Herren, und Mannſchaften von Kirchen⸗ 
und Schulanfagen hält ber Gemeinderath zu Eopig in 
Rüdficht auf die verhältnigmäßig geringe Beſoldung zwar 
für gerechtfertigt, aber er erflärt, er vermöge es nicht 
für gerechtfertigt anzuerkennen, wenn ein im Leutnants⸗ 
range ftehender Militärbeamter, beifpielaweife mit einem 


bejolbete Reichs- oder Staatsbeamte zu ben gefammten 
Anlagen bes Wohnorts beitragen müßten. Er ftrebt alfo 
eine Bejeitigung ber jegt geltenden Befreiung der im 
Leutnantsrange ftehenden Militärperfonen von den Kirchen⸗ 
und Sculanlagen an. 

Meine Herren! Der vom Petenten angeführte Fall 
reiht nad) Anficht ber Deputation nit aus, um ein 
allgemeines Bedürfniß für die Abänderung des Geſehzes 
zu begründen. Uber die Abänderung empfiehlt fich auch 
nicht ald zwedmäßig. Die im Leutnantsrange fiehenben 
Militärperjonen find doch gerabe diejenigen Offiziere, 
welde das Heinfte Gehalt beziehen, fie find wegen ber 
an fie Herantretenden großen Ausgaben zufolge ihrer 
Standesrüdfichten pefuniär gewiß nicht gut geftellt, aud) 
würde aus verjhiedenen Gründen leineswegs zu empfehlen 
fein, in unferem Lande bie Offiziere ungünftiger zu ftellen, 


\als 3. ®. in Preußen, und das wäre doch ber Fall, wollte 


I. L8. 64. Sipung, am 7. Mei 1900. 


709 





man ber Petition willfahren. 


Gemeinderaths zu Copig jo ungeeignet wie möglich, da 


Gerabe der jegige Beit- | legte die Rittergutsherrſchaft Nigtigkeitäbejchwerbe ein, 
punft wäre zu einer Gejeesänberung im Sinne bes | 


worauf das Königl. Minifterium des Innern eine noch— 
malige thatſächliche Feſtſtellung der Verhältniſſe an 


bie Werthverhältnifie und insbefondere ber Werth des | orbnete, auf Grund ber neuen eingehenbften Erörterungen 
Geldes ſich zu ungunften ber Feſtbeſoldeten weſentlich entſchied nun die Kreishauptmannſchaft anderweit, ber frag- 


geändert und bie berechtigten Anſprüche an das Leben 
ſich weſentlich gefteigert Haben. Ihre Deputation empfiehlt 
Ihnen aus biefen Gründen, die Petition des Gemeinde: 
raths zu Copitz auf ſich beruhen zu laſſen. 


Vizepräfident bon Zezſchwitz: Ich eröffne die De: 
batte. Wünjcht jemand das Wort? — Es ift nicht der 
Tal. Ich frage die Kammer: 


„ob fie dem Untrage der Deputation bei- 
tritt?“ 
Einftimmig. 

Wir fommen zu Punkt 6 der Tagesordnung: „An 
trag zum mündlichen Berichte der vierten Depu: 
tation über die Petition des Gemeinderaths zu 
Nieberfriedersdorf, eine Wegeſtreitigkeit be- 
treffend.” (Drudjade Nr. 242.) 


(Bergl. M. II. 8. S. 658.) 
Berichterftatter Herr Dr. von Wächter. 


Berichterftatter Rittergutsbefiger Dr. von Wächter: 
Im Jahre 1836 wurde bei dem Baue ber Baußen- 
Bittauer Straße diefe innerhalb des Dorfes Nieber- 
friedersborf verlegt und ber bisherige Trakt berjelben 
bis auf einen Neft, Mühlweg genannt, eingezogen. 
Diefer Mühlweg verband einige bäuerliche Parzellen mit 
der neuen Straße, diente auch gleichzeitig dem Rittergute 
zur Ein« und Ausfahrt. Im Jahre 1887 hat der jetzige 
Befiter des Nittergutes Nieberfriedersdorf, Herr von 
DOppell, einen bequemeren Zugangsweg ſchaffen laſſen, 
den er durch eine Tafel als „herrichaftlichen Privatweg“ 
bezeichnete. Den alten Mühlweg bepflanzte er mit 
Sträudern und z0g ihn ein. Widerſpruch erfolgte von 
feiner Seite. 1896 erft, alfo nad) neun Jahren, ent: 
ftanden Differenzen wegen ber Mitbenugung dieſes Weges 
feitens einiger Parzellenbefiger, und es ftellte der Ge— 
meinbevorftand die Behauptung auf, der Mühlweg fei 
ein Öffentlicher Weg im Sinne des Wegebaugejehes, ber 
Bezirksausſchuß entſchied jedoh zu gunften des Herrn 
von Dppell. Hiergegen legte der Gemeindevorftand 
Rekurs ein, und es entjchied bie Kreishauptmannſchaft, der 
frühere Mühlweg habe die Eigenſchaften eines öffentlichen 
Weges beſeſſen, und es jeien diefe aud) auf den im Jahre 1887 
von ber Rittergutsherrfchaft angelegten jogenannten „herr: 
Ichaftlichen Privatweg“ übergegangen. Hiergegen wieber 

1.8. (2. Übonnement.) 


liche Weg jei als ein nichtöffentliher anzufehen. Da- 
gegen erhob der Gemeindevorftand Beſchwerde, bie aber 
vom Minifterium zurüdgewiefen wurde. Nun kommt 
die Petition an bie Stände, unb ber Gemeinberath zu 
Nieberfriebersborf bittet, die Stänbeverfammlung möge 
anerfennen, daß der Verbindungsweg von ber alten 
Spreebrüde in Nieberfriebersborf nad der fisfalifchen 
Straße zu, wie bisher, als ein öffentlicher zu gelten 
habe und daß zu Wusführung diefes Beſchluſſes ber 
Königl. Staatsregierung bie Betition zur Berüdfichtigung 
zu übermitteln jei. 

Ihre Deputation hat bie ziemlich umfangreichen 
Alten herbeigezogen, konnte aber jelbft infolge genauer 
Prüfung diejer Akten nicht zu der Ueberzeugung ge: 
langen, daß ber betreffende Weg bie Eigenſchaft eines 
öffentlichen Weges befigen foll im Sinne bes Wegebau- 
geſetzes. Die Deputation beantragt daher, die hohe 
Kammer wolle in Uebereinftimmung mit der Bweiten 
Kammer bejchließen, bie Petition beziehentlih Beſchwerde 
bes Gemeinderathes zu Nieberfriebersborf auf ſich be- 
ruben zu lafjen. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: 

„Beſchließt die Kammer bemgemäß?“ 
Einftimmig. 

Meine Herren! Ich erlaube mir vorzufchlagen, daß 
wir den leßten Gegenstand ber Tagesorbnung abjehen. 
Die Kammer ſcheint einverftanden zu fein. 

Ich beraume nunmehr die nächſte Sigung an auf 
Dienstag, den 9. Mai 1900, mittags 12 Uhr; bie 
Tagesordnung wird beftehen in: 


1. Vortrag aus ber Megiftrande und Beſchlüſſe 
auf bie Eingänge. 

2. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über bas Königl. Dekret Nr. 35, 
Errichtung eines Fernheiz- und Eleltrizitäts⸗ 
werfes in Dresden, Tit. 26 bed aufßerorbent: 
lichen Staatshaushaltsetats für 1900/01 be- 
treffend. (Drudjahe Nr. 250.) 

3. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Kap. 14 bes ordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, ftaatliches 
Fernheiz- und Elektrizitätswerk zu Dresden 
betreffend. (Drudjache Nr. 251.) 
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4, Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über die Betitionen 
a) ber Stadtgemeinde Pirna und 75 Ge: 
noffen, 
b) ber Handels- und Gewerbefammer in 
Dresden, 
die Errichtung einer Kaianlage mit Gleisver— 
bindung zur Eifenbahn in Pirna auf Staats: 
foften betreffend. (Druckſache Nr. 252.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 93 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 
bes Bahnhofes Greiz (zweite Rate) betreffend. 
(Drudfahe Nr. 248.) 


. Antrag zum mündlichen Bericht ber zweiten 


Deputation über Tit. 99 bes außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung 
bes Bahnhofes Noſſen (erfte Mate) betreffend, 
und über bie Petitionen bes Stabtrathes zu 
Nofien, ſowie des Nittergutspachtere Mälzer 
in Auguſtusberg. (Drudjadhe Nr. 249.) 


. Bericht der zweiten Deputation über das Königl. 


Dekret Nr. 37, ben Entwurf eines Geſetzes, bie 
Gewährung von Wohnungsgeldzufhüfien be: 
treffend. (Drudjahe Nr. 240.) 


EEE — — —— 


8. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Kap. 5 und 6 des orbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Hofapothefe 
und Elfterbab, jowie über Tit. 11 des aufßer- 
ordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Baulichkeiten und Einrichtungen beim Effter: 
babe und hierzu eingegangene Betitionen be: 
treffend. (Drudjadhe Nr. 247.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über Kap. 50, 55, 58, 60, 63a, 
65 und 68 des ordentlichen Staatshaushalts- 
etats für 1900/01, das Departement bes Innern 
betreffend, unb über das Königl. Dekret Nr. 38, 
einen zweiten Nachtrag zum orbentlihen Staats- 
hausbaltsetat für 1900,01, und zwar zu 
Kap. 60 und 368, ingleihen über Hierzu ein- 
gegangene Petitionen. (Drudjahe Nr. 258.) 


Bur Berlefung bes Protokolls bitte ich ſich ein- 
zufinden Se. Excellenz ben Herrn Geh. Rath Meufel 
und den Herrn Kammerherrn von Sahr. 


(Sekretär Kammerherr Freiherr von Finck verlieft 


das Protofoll.) 


Wird das Protokoll genehmigt? — Es ift der Fall. 
Die Sigung ift geſchloſſen. 


(Schluß der Sigung 3 Uhr 12 Min. nachmittags.) 


Für die Redaktion verantwortfih: Der Vorftand bes Königlichen Stenographifchen Inftituts 
i. V. Profeſſor Eduard Oppermann. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 
Druck von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abſendung zur Poſt: am 14. Mai 1900. 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags. 


IL. Rammer. 
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Dresden, am 8. Mai 








Fünfundfechzigfe öffentliche Sitzung 
der Erfien Kammer 
am 8. Mai 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Regiſtrandenvortrag Nr, 1348 — 1370. — Anträge zu den 
münblihen Berichten ber zweiten Deputation über: 
a) das König. Dekret Nr. 35, Errichtung eines Fernheiz⸗ 
und Elektrizitätswerf3 in Dresden, Tit. 26 bed außer: 
orbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01 betr.; 
b) Rap. 14 bes orbentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, ftaatlihes Fernheiz: und Eleltrizitätswerk zu 


Dresden .betr.; c) die Petitionen «) ber Stabtgemeinde 


Pirna und 75 Genofien, 8) der Handels- und Gewerbe: 
fammer in Dresden, die Errichtung einer Kaianlage mit 
Gfeisverbindung zur Eifenbahn in Pirna auf Staats: 
foften betr.; d) Tit.93 bes auferorbentlihen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Erweiterung des Bahnhofs 
Greiz (zweite Rate) betr, und e) Tit.99 des außer: 
orbentlihen Stantshaushaltsetat? für 1900/01, Er: 
weiterung des Bahnhofs Nofjen (erfte Mate) betreffend 
und über die Petitionen bes Stabtrath3 zu Noſſen, fo: 
wie bed Mittergutspachterd Mälzer in Auguſtusberg. — 
Bericht der zweiten Deputation über das Königl. Dekret 
Nr.37, den Entwurf eines Gefehes, die Gewährung von 
Wohnungsgeldzuſchüſſen betr. — Unträge zu den mündlichen 
Berichten der zweiten Deputation über: a) Kap.5 und 6 
bes ordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900/01, Hof: 
opothefe und Elſterbad, fowie über Tit.11 bes außer: 
orbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900,01, Baulich— 
keiten und Einrichtungen beim Effterbade und hierzu 
eingegangene Petitionen betr,, und b) Rap. 50, 55, 58, 
60, 635, 65 und 68 bes orbentlihen Staatshaushalts- 
etats für 1900/01, da8 Departement bes Innern be: 
treffend, und über das Königl. Dekret Nr. 38, einen 
zweiten Nachtrag zum orbentlihen Staatshaushaltsetat 
L.R. (2. Abonnement.) 


für 1900/01, und zwar zu Rap. 60 und 36a, ingleichen 
über hierzu eingegangene Petitionen. — Feſtſetzung ber 
Beit und Tagesordnung für die nächſte Sitzung. — 
Borlefung und Genehmigung bed Protokolls über bie 
heutige Situng. 


— — — 


Präſident: 
Wirkl. Geh. Rath, Dr. Graf von Könneritz, Excellenz, 
ftellvertretungsweife Bizepräfibent Lanbesältefter 
von Zezſchwitz. 


Am Miniftertifche: 


Die Herren Staatäminifter von Metzſch und Edler 
von ber Planitz, ſowie bie Herren Regierungstommiffare 
Geh. Räthe Dr. Vodel, Merz, Dr. Ritterftäbt, Geh. 
Regierungsrath Dr. Forler-Schubauer, Geh. Finanz: 
rath von Seydewitz, Oberſt Bartky und Oberfinanz- 
rath Elterich. 


Anweſend 39 Kammermitglieder. 

Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 

Den Vortrag aus der Regiſtrande giebt Herr 
Kammerherr Freiherr von Find. 

(Nr. 1348.) Untrag * mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 22 bes —— 
Etats für 1900/01, Umbau und Erweiterung 
Sammlungsräume im Johanneum ıc. betr. 

(Nr. 1349.) Desgleihen, betreffend Tit. 53 bes 
außerorbdentlihen Etats für 1900/01, die Herſtellung 
eines Rangirbahnhofes bei Hilbersdorf ꝛc. betr. 

(Nr. Desgleichen, betreffend Tit. M des— 
felben Etats, die Erbauung eines Betriebselektrizitäts- 
werfes für die Chemniger Bahnhofsanlagen betr. 

(Nr. 1351.) Desgleichen, betreffend Kap. 30 bes 
Etats für 1900,01, Hocdhbauverwaltung betr. 

(Nr. 1852.) Deögleichen, betreffend den Antra 
Steiger, Ente und Genoſſen, und bie Erklärung der Königl. 
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Staatöregierung zu dem Antrage Georgi-Dr. Mehnert 
Landtag 1897,98, zu Kap. 80 des Gtats. 


(Nr. 1353.) Desgleichen über Tit. 13 bed auferorbent- 
fihen Etats für 1900/01, bie Errichtung einer Er- 
ziehungsanftalt für blinde und ſchwachſinnige Böglinge in 
Chemnitz ıc. betr. 

(Nr. 1354.) Desgleichen über Tit. 15 besfelben Etats, 
Um⸗ beziehentlich Erweiterungsbauten bei den Landes— 
anftalten ꝛc. betr. 


(Nr. 1355.) Desgleichen über Tit. 14 besfelben 
Etats, Errichtung einer neuen Strafanftalt in Bauen 
betreffend. 


(Nr. 1356.) Antrag zum minblichen Berichte ber 
vierten Deputation über bie Petition bes Dtto Günther 
in Plauen i.®., Schadenerſatzforderung betr. 

Bräfident; Diefe ſämmtlichen Nummern kommen 
auf eine Tagesorbnung. 

(Nr. 1357.) Burüdnahme der Petition der Deutjchen 
Adelsgenoſſenſchaft, Landesabtheilung Sachſen, vom 
26. April d. J,. den Geſetzentwurf über die Familien— 
anwartfchaften betr. 

Bräfident: An die erfte Deputation, 


Nr. 1358.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 


betreffend Schlußberathung über Dekret Nr. 27, den Ge: |; 


feßentwurf, die Ergänzung und Aenderung des Königl. 
Hausgeſetzes betr. 


Prüfident: Un bie erfte Deputation. 


(Rr. 1359.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Dekret Nr. 33, den Entwurf eines Geſetzes über bie 
Samilienanwartichaften ꝛc. betr. 


Bräfident: Anberweitig an die erfte Deputation. 
(Nr. 1360.) Deögleichen, betreffend Schlußberathung 


über Tit. 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 8 des außerorbentlichen 
Etats, Bauten im Juftigdepartement betr. 


Prüäfident; An bie zweite Deputation. 


(Nr. 1361.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit. 9 besfelben Etats, Erbauung eines Dienft- 
gebäubes für bie Minifterien bes Innern und des Kultus 
und öffentlichen Unterrichts betr. 

(Nr. 1362.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über it. 10 desfelben Etats, Neu: und Umbauten, jo: 
wie Wrealerwerbungen für die zu errichtende Kreishaupt- 
mannſchaft Chemnitz ıc. 

1363.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über #r 12 desſelben Etats, Erweiterungsbauten an ber 
Thierärztlihen Hochſchule zu Dresben :c. betr. 


(Nr. 1364.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über Tit.27 dedjelben Etats, Errichtung eines Heiz: und 
Lichtwerkes in Dresden: N. betr. 


(Nr. 1365.) Desgleichen, betreffend Schlufberathung 
über die Petitionen der mittleren und unteren Staats: 


am 8. Mai 1900. 





beamten jämmtlicher Eivilreffort3 in Dresden ıc. um Ge: 
währung von Wohnungsgeldzuſchüſſen. 

Präfident: Diefe fümmtlihen Nummern an bie 
zweite Deputation, 

(Nr. 1366.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition der Mentenverfiherungsanftalt zu 
Dresden, Befreiung von der Entrihtung der Einfommen- 
fteuer betr. 

Präfident; Zum Vereinigungsverfahren, 

(Nr. 1367.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über verfchiedene nachträglich eingegangene Eifenbahn = ıc. 
Betitionen. 

Bräfident: An die zweite Deputation, 

(Nr. 1368.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
erften Deputation über ben mitteld des Königl. Dekrets 


Nr. 34 vorgelegten Entwurf einer Koftenordnung für 
Rechtsanwälte und Notare. 


(Nr. 1369.) Desgleien über das Königl. Dekret 
Nr. 41, den Entwurf eines Geſetzes über Gewährung von 
Entſchädigungen für an Gehirn: und Rückenmarksent⸗ 
zündung ıc. umgeftandene Pferde ıc. 

(Nr. 1370.) Antrag zum anderweiten mündlichen 
Berichte der erften Deputation über bad Königl. Defret 
Er ben Gejegentwurf über die Zamilienamwartidaften 
etreffend. a 


Präfident: Die drei legten Nummern kommen auf 
eine Tagedorbnung. 

Wir gehen über zum „Antrag zum münbliden 
Berichte der zweiten Deputation über das Königl. 
Dekret Nr. 35, Errichtung eines Fernheiz- und 
Eleltrizitätswerfes in Dresben, Tit. 26 bes 
außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01 betreffend.” (Druckſache Nr. 250.) 


(Bergl. M. 11.8. S. 38 ff., 652 ff. u. 2.80. S.1723 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Das Königl. Dekret lautet: 


(Wird verlefen.) 


Ich erlaube mir zunächſt auf die dem Allerhöchſten 
Dekret beigegebene Erläuterung zu verweifen, jowie auf 
ben jehr ausführlichen Bericht ber Bweiten Kammer 
Nr. 278. In Tit. 26 des auferorbentlichen Etats ber 
vergangenen Finanzperiode waren 1,760,000 M. ein: 
geftellt für den Bau eines Fernheiz- und Elektrizitäts— 
werfes, und es wurbe darauf eine Million bewilligt als 
erfte Rate. Die Gefammtloften find nunmehr auf 
2,992,000 M. angewachſen, jomit ergiebt ſich eine Ueber: 
fhreitung im Bergleihe zum erften Anſchlage von 
1,232,000 M. Im Berichte der Zweiten Kammer ift 
gejagt worben, daß feinerzeit bie Zweite Kammer be: 


IR. 65. Sigung, 


ziehentlich deren Deputation wohl einen Fehler gemacht 
hätte, indem fie auf diefen generellen Unfchlag Hin bie 
Pofition der Zweiten Kammer zur Bewilligung empfohlen 
hätte. Schon aus Höflichkeit erlaube ich mir nicht, dem 
zu wiberjprechen, immerhin glaube ich, e8 wäre jehr 
wünfchensiertb, wenn von dieſer platonifchen Erlenntniß 
man auch zur praftifchen That übergegangen wäre und 
wenn unjere vielfach darauf hinzielenden Wünfche, die 
vorgebradht worben find von dem WBerichterftatter ber 
zweiten Deputation, bei Erweiterungs: und Umbauten ıc. 
nur ben geringften Wieberhall in der jenfeitigen hohen 
Kammer gefunden hätten. Dies ift nicht ber Fall geweſen. 
Wohl aber ift man fehr fireng ins Gericht gegangen 
gerade mit dem Boftulate, welches für die Errichtung 
eines Fernheiz- und Elektrizitätswerles diesmal im Etat 
aufgeftellt worden ift. Es ift darauf zu entgegnen, daß 
ein guter Theil bavon jedoch auch auf dasjenige zu 
ſchieben ift, wa# von Seiten ber Zweiten Kammer damals 
vorgejchrieben worden ift in dem vielberühmten Punkten 
1 6i8 7. Wir haben feinerzeit diefe Punfte nad mancher 
Hinſicht Hin als überflüffig erklärt, beziehentlich bie 
Anſicht ausgeiprochen, fie hätten können anders gefaßt 
werden. Wir Haben fie feinerzeit ber hohen Kammer 
zur Beiftimmung empfohlen und bie Kammer bat bem- 
gemäß befchloffen, weil fie von der Königl. Staats: 
regierung angenommen worden waren. Die Königl. 
Staatsregierung hat nun, und es ift bem wohl voll bei- 
zutreten, fi) bemüht, die Art und Weife ber Ausführung 
bes Werfes genau den im dieſen Punkten Eundgegebenen 
Ubfichten der Ständeverfammlung gemäß auszuführen. 
Es ift eine Kommiffion von Sachverſtändigen zufammen- 
berufen worben, dieſelben haben bie und die Vorfchriften, 
bie und die Wünfche, die und die Erweiterungsvorfchläge 
gemacht, die Königl. Staatsregierung hat dementſprechend 
beichlofien und dementiprechend das Poftulat eingerichtet. 
Ich glaube ſonach, daß lediglich das gejchehen ift, was 
von ber Kommiffion, auf deren Anſicht und auf beren 
Entſcheldung von Seiten der Bweiten Kammer gerade 
das höchſte Gewicht gelegt worden, gewünfcht worden ift. 

Was nun bie Ueberjchreitungen im einzelnen an— 
langt, fo ift ausführlih in ben Erläuterungen zu dem 
Allerhöchſten Dekrete feitens ber Königl. Staatsregierung 
das Weitere ausgeführt worden. Die Kommiffion Hat 
fi in der Notwendigkeit gefehen, den vielfachen Be: 
benfen ‚gegenüber, die gegen ben Plan bes Fernheiz— 
und Glektrizitätswerfes erhoben worden waren, jehr 
weitgehende Vorſichtsmaßregeln zu treffen, um das Wert 
felbft, ſowie das ftetige und gefahrloſe Arbeiten bes» 
felben mit allen nach jahverftändigem Ermefien zu Gebote 
ftehenden Mittel zu ſichern. Ich glaube fonach, es ift 


am 8. Mai 1900. 713 


mehr fogar geſchehen in Bezug auf bie Sicherheit, als 
wie von Anfang an beabfichtigt war, und bie jehige 
Anlage ift dadurch nun um fo einwanbfreier und um 
fo fiherer geworden. Man bat vor allen Dingen ja 
auch bie vielleicht im erften Entwurfe mod; nicht zur vollen 
Erſcheinung tretenden Reſerven berüdfichtigt, man hat 
bie Anlage vergrößert und die Kommiffion Hat wohl mit 
Fug und Recht ben Anfichten unferer heimiſchen Sad) 
verftändigen — ich habe dba in erfter Linie bem Herrn 
Geh. Rath, Hempel im Ange, auf deffen Gutachten wir 
vor zwei Jahren befonder# angewiejen waren und befien 
Ausführungen durchſchlagend auf und wirkten —, ich 
meine, bie Kommiffion Hat mit voller Berechtigung eine 
Erweiterung bes Werkes vorgejchlagen, benn in ihrem 
Gutachten war ſehr ausführlich dargethan worden, jeber 
Techniker würde mit Freuden die Gelegenheit benußen, 
fo viel als möglich Gebäude an das Werk anzufchließen, 
wenn bie Möglichkeit bazu vorhanden wäre. Es ift 
ferner Rüdfiht genommen worben auf eine beffere, ver⸗ 
vollfommnetere, zweckmäßigere Herftellung ber Bauart 
bes Kanals, und zur Beruhigung aller, die nicht bei- 
ftimmen, möchte ich fpeziell hierin auf das Urtheil des 
ſachverſtändigen Berichterftatter8 der Zweiten Kammer 
binweifen, ber ja fich bie Mühe genommen bat, das 
gründlich zu unterſuchen. Ich felbft bin nicht Sach— 


verſtändiger, ich fühle mich ſelbſtverſtändlich auch nicht 


berufen, meine Thätigkeit bahin etwa auszubehnen, um 
bie Erefutive in ber Ausführung ber Pläne zu fon: 
troliren. 

Es iſt ferner darauf hingewieſen worden, daß die 
Nebenanlagen weſentlich mehr gekoſtet haben, daß, da 
mehr Gebäude angeſchloſſen worden find, enlſprechend 
ſtärkere Maſchinen und maſchinell ſtärkere Anlagen be— 
ſchafft werden mußten, welche ebenfalls einen bedeutenden 
Mehraufwand verurſacht haben. Außerdem iſt nicht zu 
vergeſſen, daß die Rohmaterialpreiſe allein einen Mehr⸗ 
aufwand von 307,790 M. verurfacht haben. Endlich 
haben, wie ausführlich dargethan ift auf Seite 4 ber 
Erläuterungen zum Mllerhöcften Dekret, 125,000 M. 
weniger eingefegt werben fünnen als Nüdgewinn, ber 
wegfallen mußte, weil die betreffenden Röhrenbampfteffel 
nicht verwenbet werben dürfen. ferner ift auch noch 
zu bebenfen, daß für bie Gejammtgarantie ber aus: 
führenden Firma ein Mehraufwand von 135,000 M. 
für ben Bauaufwand zu rechnen war. Dieſes alles 
zufammen hat ben Mehraufwand verurſacht. Ihre 
Deputation beantragt angefichts der Lage ber Dinge 
ohne weitere Bemerkung, ben Tit, 26 entjprechenb ber 
Borlage mit 1,992,000 M. zu bewilligen und hofft, daß 
‚alle die Wünſche und Hoffnungen, bie auf die Errichtung 

129* 


714 





diefes Glektrizitätswerles geftellt worben find, ſich fo 
erfüllen mögen, wie e8, glaube ich, nad) ber ganzen An— 
lage des Fernheiz- und Elektrizitätswerfes felber und 
nah dem Gutachten ber Sacdverftändigen wohl mit 
Sicherheit zu erhoffen ift. 

Präfident: 

„Beihließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum britten Gegenftande: „An— 
trag zum mündlichen Berichte ber zweiten Depu— 
tation über Kap. 14 des ordentlihen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, ftaatlies Fern— 


heiz- und Elektrizitätswerk zu Dresden be» 
treffend.” (Drudjahe Nr. 251.) 


(Vergl. M. II. 8. ©. 33 ff. u. 2. 8b. S. 1723 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Ih hätte nun die Ehre, über Kap. 14 des orbentlichen 
Staatshaushaltsetat? Ihnen weiteren Bericht zu er- 
ftatten. Diejes Kapitel erfcheint zum erften Male und 
zwar in Einnahme mit 108,400 M., fowie in Ausgabe 
mit 81,360 M., barunter tranjitoriid 25,000 M. 
Selbftverftändlih find ſämmtliche Pofitionen nur auf 
allgemeinen Schägungen berubende, fie jind mehr ober 
weniger als eine Urt Berechnungsgeld anzufehen. Ueber 
befjen Berwendung, über Plus und Minus, wirb im 
Rechenſchaftsberichte der nöthige Aufſchluß gegeben wer: 
den und erft im nächſten Etat werben wir in ber Lage 
fein, richtige Ziffern einftellen zu können. 

Unter ben Einnahmen erjcheinen unter 1. 108,000 M., 
bas ift der Betrag, der nach der Erläuterung für bie 
gewöhnliche Heizung und Beleuchtung der anzujchließen- 
ben Gebäude auf die Zeit vom erfolgten Anfchluffe an 
bis Ende 1901 geſchätzt worben if. Die Gehalte find 
als Durchſchnittsgehalte eingeftellt worden, ba nad) Lage 
ber Berhältnifje beftimmte Gehalte nicht in Wusficht ge- 
nommen werben fonnten. Endlich ift in Tit. 6 ber 
Ausgaben als Paufchale die Summe von 25,000 M. 
eingeftellt, weil, wie in den Erläuterungen bemerkt 
worden ift, für bie Eröffnung bes Betriebes größere 
Vorräthe an Brennmaterial im voraus anzuſchaffen 
find. Auf diefes Berechnungsgelb follen bie erften Aus- 
gaben bis Ende 1900 gemacht werben. Ihre Deputation 
empfiehlt jomit: 

„bei Rap. 14 die Einnahmen in Zit. 1 und 2 
mit 108,400 M. nad der Vorlage zu ge 
nehmigen, die Ausgaben in Zit.3 bis 11 mit 
81,360 M. nad) der Vorlage, jedoch allenthalben 


unter Wegfall der Eventualaufrüdung, zu be 
willigen.“ 


1.8. 65. Sigung, am 8. Mai 1900. 


Präfident: 
„zritt die Kammer auch hier bei?* 
Einftimmig. 


Bunft 4: „Antrag zum münbliden Berichte 
ber zweiten Deputation über bie Petitionen 


a) der Stabtgemeinde Pirna unb 75 Ge: 
nofjen, 


b) der Handels» und Gewerbefammer in 
Dresden, 


bie Errihtung einer Kaianlage mit Gleisver— 
bindung zur Eifenbahn in Pirna auf Staats: 
toften betreffend.” (Drudjahe Nr. 252.) 


(Bergl.M.TI. 8.2. 3b. ©. 1690 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Ih Habe nun zumächft über eine Petition ber Stabt- 
gemeinde Pirna und 75 Genofien fowie ber Handels: 
und Gewerbefammer Dresden zu berichten, welche beibe 
bie Errichtung einer Kaianlage mit Gleisverbindung zur 
Eifenbahn in Pirna auf Staatsloften wünfdhen. Be: 
reitd in ben Jahren 1891/92, 1895/96 unb 1897/98 
find von der Stadt Pirna, von Vereinen, Inbuftriellen 
und fonftigen Betheiligten Petitionen eingegangen um 
Errichtung von Kai- und Gleisanlagen zum Bahnhofe. 
Damals wurden biefe Petitionen, und zwar auf dem 
legten Landtage 1897/98, bamit motivirt, daß bie Uebel: 
ftände, welche die Steininduftrie beträfen und welche 
biefe Inbuftrie gerabezu in ihrer weiteren Entwidelung 
bebrohten, gehoben werden möchten. Die Kammern 
haben damals bie Anficht ausgejprochen, daß bie Frage 
ber Errichtung einer Kaianlage in Pirna als eine 
brennende nicht zu betrachten wäre, vielmehr noch weitere 
Erdrterungen angeftellt werben möchten und müßten 
barüber, ob ber für eine ſolche Kaianlage zu erwartende 
Verkehr thatfächlich ein ſolcher wäre, daß er bie auf: 
zuwenbenben Koften rechtfertigt. In ber Motivirung 
ber gegenwärtigen Betition wird nun hervorgehoben 
außer dem Wohl und Wehe der Steininduftrie, daß 
man in Pirna einen ganz bebeutenden Holzumſchlags⸗ 
verfehr erwartet; ed wird dann ausgerechnet, welche be= 
beutende Anzahl von Gütern, auch abgejehen von ber 
Steininbuftrie, in Pirna bezogen würden; biefelben 
werben auf 360,000 Bentner jährlih geſchätzt. Es 
wird ferner darauf Hingewiefen, daß man jpäter bie 
Kaianlagen mit einem Hafen verbinden möchte, weil es 
wenig fo geeignete Stellen gäbe wie Pirna. Allem dem 
gegenüber hat bie Deputation ber Zweiten Kammer an 
bie Königl. Staatsregierung das Erfuchen gerichtet, Hier 


über bie einfchlagenden Punkte nähere Aufichlüffe zu 
geben. Dies ift gefchehen und fpeziell ift auch alles 
dasjenige berührt worden, was ber Vertreter für Pirna, 
ber Herr Abg. Dr. Spieß, in ber jenfeitigen Sammer 
an Projekten fpeziell noch hervorgehoben hat und was 
im Berichte ber Zweiten Kammer Nr. 261 abgebrudt ift. 

Die Königl. Staatsregierung bat in ihren Entgeg— 
nungen bie einſchlagenden Fragen jowohl vom technifchen 
Standpunkte wie auch von bem bes Verfehres aus be- 
leuchtet. Das Nähere ift auf Seite 3, 4 und 5 bes Be- 
richtes der Bweiten Kammer zu erjehen. Ich möchte 
daraus hervorheben, daß ſeitens der Königl. Staats: 
regierung gejagt wirb, die betreffenden Zahlen, welche 
für die Güter ſeitens der Petenten angegeben werben, 
feien nicht richtig. Es wird ferner barauf Hingewiejen, 
daß eine Kaianlange nur unterhalb der Einmündungs- 
ftelle der Gottleuba angelegt werben könnte; oberhalb fei 
das nicht möglich, weil bort die Uferſtrecke eine konvere 
Geftaltung habe und fich dort fogenannte „Unhegerungen“ 
bildeten; ferner fei in feiner Weife je auf die Anlegung 
eined Hafens bort zuzulommen, weil bie urfprünglichen 
Berhäftniffe des Ortes fich nicht bafür eigneten; weiter 
würben ſich bie Koften auf 2,300,000 M. belaufen. Vom 
Verlehrsſtandpunkte aus ſei jehr zu unterfcheiben zwifchen 
dem Lokoverlehr und bem Umſchlagsverkehr. Was ben 
Lokoverlehr anbetrifft, jo fei durch bie vorhandenen 
ftäbtifchen Saianlagen, bie eine Länge von 560 m haben, 
dafür bereit geforgt. Die Petenten gingen aber darüber 
hinaus und wollten einen Umſchlagsverkehr; dafür fehle 
aber jede Vorausſetzung. Der Vergleich mit den Orten 
in Böhmen fpeziel mit Laube treffe durchaus nicht zu, 
es würde nie den Verkehr von Laube erreichen. Laube 
jowohl, wie die benachbarten anderen böhmifchen Um: 
fchlagepläge Tetſchen, Rojawig, Schönpriefen und Auffig 
hätten eben das, was den Petenten fehlt, ein Hinterland. 
Die genannten böhmischen Umfchlagepläge würden von 
bort mit ben eingeführten Eifenbahngütern und ben 
nöthigen fonftigen Gütern verforgt. Das fehlt alles in 
Pirna, und die Hoffnung, daß der Kohlenverkehr ſich 
durch das — wenn ich nicht irre — durch das Arbeſauer⸗ 
beden nad Pirna hinziehen würbe, wird fich faum ver- 
wirklichen und der Kohlenbezug von dort würde höchftens 
nur während des Sclufjes ber Elbſchiffahrt in Frage 
fommen. Was ben Umjchlag mit Holz anlange, fo fei 
ber ſehr unbedeutend. Die beftehenden Holzfirmen ba- 
jelbft wären überhaupt nicht von wejentlicher Bedeutung 
und bie Kaianlage wäre für Holz jebenfall® gar nicht 
geeignet, weil bazu flachgepflafterte Böfchungen nothwendig 
wären, eine Kaianlage diejelbe aber nicht habe. Endlich 
ift noch darauf hingewieſen, daß doch eigentlih Pirna, 
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was nur 17 km von Dresben entfernt läge, feinen Um: 
Ihlagsverfehr in Dresben haben müſſe, und es wäre in 
jeber Beziehung, weder vollswirthſchaftlich noch finanziell 
zu rechtfertigen, ba man ben Dresbner Umſchlagsverkehr 
deshalb zerfplittern follte, um den Lokalintereſſen einer 
Nahbarftabt von Dresden entgegen zu kommen. Was 
bie lokalen Intereffen von Pirna anlange, jei es Sache 
bes Stabtrathes, ftäbtifche Einrichtungen an der Kaianlage 
zu verbefiern, beziehentlich befiere Zufahrtsverhältniſſe zu 
Ihaffen. 

Die jemfeitige Deputation ift zwar nicht in allen 
Punkten den Weußerungen ber Königl. Staatsregierung 
beigetreten, aber in ihrem Beichlußurtheile äußert fie ſich 
wie folgt: „Auf fo ungewiffer Grundlage aber burd) eine 
theuere Einrichtung einen Verkehr, der noch gar nicht 
befteht, einrichten zu wollen, erſcheint ber Deputation ala 
ein zu gewagtes Experiment, um es befürworten zu 
können.” Sie ſchließt ihren Bericht damit, daß fie fagt, 
nad Anſicht der Deputation fei die Kaianlagefrage für 
Pirna noch nicht jpruchreif und es wäre baher die Königl. 
Staatsregierung nochmals um weitere Erörterungen 
darüber zu bitten auf Grund ber biesjährigen Verband: 
lungen. Dies ift feitens ber SKönigl. Staatsregierung 
zugefichert worben und in diefem Sinne bat Iettere ſich 
bereit erflärt, die Petition zur Kenntnißnahme entgegen 
zu nehmen. Ihre Deputation empfiehlt fomit: 


a) „bie Petition der Stadtgemeinde Pirna und 


enofjen, 
b) die Petition der Handeld- und Gewerbefammer 
zu Dresden, bie Errichtung einer Raianlage mit 


Sleisverbindung zur Eifenbahn in Pirna auf 
Staatsfoften betreffend, der Königl. Staats: 
regierung zur Kenntnißnahme zu überweifen.” 


Präfident: 

„Will die Kammer au Hier bem Antrage ber 
Deputation beitreten?” 
Einftimmig. 

Es folgt 5.: „Antrag zum mündlichen Berichte 
ber zweiten Deputation über Zit. 93 des außer: 
ordentlihen Staatshaushalt3etats für 1900/01, 
Erweiterung bes Bahnhofs Greiz (zweite Rate) 
betreffend.” (Druckſache Nr. 248.) 

(Berg. M. I.K. 6.33 fj.u.2.8b. ©. 1689.) 

Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
In Tit. 93 des auferorbentlichen Etats werben für Er- 
weiterung bed Bahnhofes Greiz als zweiteRate 900,000 M. 
eingeftellt. Die Zweite Kammer hat davon 300,000 M. 
geftrichen und 600,000 M. jchließlich ala Berechnungs- 
geld bewilligt, nachdem bie Königl. Staatsregierung ſich 
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einverftanden erflärt hat mit diefer Herabjegung. Für 
die Ermeiterung bed Bahnhofes Greiz war bereits in 
ber verfloffenen Finanzperiode ein Berechnungsgeld von 
800,000 M. bewilligt worben umd zwar für ben Er: 
werb bes nöthigen Areals. Diefe Summe ift in ber 
Hauptjahe bis auf 21,000.M. verausgabt worben. 
Es werben gegenwärtig weitere 900,000 M. verlangt 
ald zweite. Mate für ein. Gejammterforbernig von 
2,140,000 MR, in welch letztere Summe der Betrag des 
noch nothwendig zu erwerbenden Areals mit inbegriffen 
ft. Mus dem ben Kammern zugegangenen Anſchlage 
ift zu erfehen, baf für die ganzen Erwerbungen 960,000 M. 
poftulirt werden: für Erdarbeiten 150,000 M., für 
Wege ıc. 273,000 M. für Oberbau 259,000 M., für 
Halteftellen zc.: 247,000 M. Ein Berzeichniß, welches 
ebenfalls ber Deputation zugegaugen ift, giebt die Ge— 
bäude an, welche gelauft find und welche nod zu kaufen 
find. Bon Interefje find diefe Bufammenftellungen, aus 
denen hervorgeht, daß bereits gefauft worben: 30,304 qm 
für 764,000 M. runb gerechnet; und noch zu kaufen find 
31,761 qm, wofür 979,000 M. zu veranggaben jeien. 
Die Zweite Kammer hat num — indem fie alles weitere, 
anlangenb die Erweiterung des Bahnhofes jelbft für die 
Zukunft fi vorbehalten hat, welche aber im Intereſſe der 
Ordnung und ber Sicherheit als nothwendig anzuerkennen 
ſei — die Anficht ausgefprochen, der Preis für. das Areal 
würde fich vielleicht noch ermäßigen laſſen und nad) ihrer 
Anficht würden die gegenwärtigen 600,000 M. als mo: 
mentan zu bewilligende Rate genügen. Ihre Deputation 
ift dem beigetreten und empfiehlt ſonach Tit. 93 nad) 
dem Beichluffe der Zweiten Kammer unter Abſetzung von 
300,000 M. bloß mit 600,000 M. als Berechnungsgeld 
zu bewilligen. 


Prüfident: 

„zritt die Kammer bem Deputationsbejchlujje 
bei?“ 
Einftimmig. 

Wir fommen zum fehlten Gegenftande: „Antrag 
zum münblichen Berichte der zweiten Deputation 
über Tit. 99 des auferorbentlihen Staatshaus: 
haltsetats für 1900/01, Erweiterung bes Bahn- 
hofes Noffen (erfte Rate) betreffend und über 
die Petitionen des Stabtrathes zu Noſſen jowie 
bes Rittergutspädters Mälzer in Auguftusberg.“ 
(Drudjahe Nr. 249.) 


(Vergl.M.I1.R.S.33 f.u.2.Bb.©. 1680f) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
In Tit. 99 bes auferordentlihen Etats find für Noſſen 
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jeitens der Zweiten Kammer 300,000 M. bewilligt worben, 
wobei ein Abſtrich von den Forderungen der Regierung 
von 100,000 M. ftattgefunden Hat. 

Es find auf dem Bahnhofe Nofien zur Beit nur brei 
Perfonenzugsgleife vorhanden, ber zweigleifige Ausbau 
ber Linie Borsborf-Eoswig und bie thatjächlich in ber 
legten Beit eingetretenen gejteigerten Anforderungen bes 
Verkehrs bedingen auch innerhalb des Bahnhofes bie 
Durchführung beider Gleiſe und die Anlage von weiteren 
zwei Perfonengleijen, jo daß aljo zufammen vier normal- 
ipurige Perjonengleije vorhanden fein würden. Ebenfalls 
fordert der raſch geftiegene Güterverkehr, welcher vom 
Iahre 1894, wo er 53,000 Tonnen betrug, bis zum Jahre 
1898 auf 89,000 Tonnen geftiegen ift, die Vermehrung 
der Rangir- und Labegleife, zumal jeitbem im Jahre 
1899 bie Schmalfpurbahn Bilsdruff-Noffen eröffnet 
worben ift und damit eine weitere Steigerung für ben 
Bahnhof Noffen eingetreten ift. 

Weiter macht fi eine Beränderung faft ber ges 
jammten leisanlage, eine Erweiterung ber Zabepläße 
und eine Veränderung beziehentlic, Erweiterung und Ber- 
mebrung ber Bahnfteige, enblih ein Zugang zu ben 
Bwifchenbahngleifen durch SHerftellung eines PBerjonen- 
tunnels nothwendig. Schließlich ſoll aud bie Nofjener 
Staatsftraße 120 m weftlich von dem jegigen Uebergange 
überführt werben. 

Alle dieſe Erweiterungen und Aenderungen find noth- 
wendig, und Ihre Deputation empfiehlt in diefem Sinne 
Beitritt zu dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer. 

In Bezug auf den Bahnhof Nofien find zwei Beti- 
tionen eingegangen: 1. eine Petition des Stabtrathes zu 
Nofien und 2. eine bes Nittergutspächters Mälzer in 
Auguftusberg. 

Letzterer bittet die hohe Kammer, fie „wolle dahin 
wirken, baf beim Umbaue des Bahnhofes Nofjen bie alte 
Straße wieder freigegeben werbe”. Der Stabtrath von 
Noſſen aber bittet 1. darum, daß „die Verlegung und 
Ueberführung der Döbelner (Oſchatzer) Staatsftraße "nicht, 
wie geplant, weiter von der Stadt Nofien hinweg, fon- 
dern näher an bie Stabt herangelegt wird; daß 2. beim 
Umbaue eine Induftriegleisanlage für das Land zwiſchen 
Eijenbahn und Mulde geſchaffen werde, und endlich unter 
3. das jhon von dem Rittergutspächter Mälzer Erbetene. 

Die Anſicht der Königl. Staatsregierung zu beiden 
Petitionen findet fi ausführlich wiedergegeben auf 
Seite 2, 3 und 4 bes Berichtes der Zweiten Sammer. 
Das Schlußvotum ber jenjeitigen Deputation, welchem 
fih Ihre Deputation vollftändig anjchließt, ift, daß bie 
gewünjchte Güterftraße bes Bahnhofs Nofien für ben 
allgemeinen öffentlichen Berlehr frei zu geben durchaus 
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nicht empfohlen werben künne, weil die Straße von ber 
Leipzig⸗ Dresdner Compagnie lebiglih für den Verkehr 
von und nad) dem Bahnhofe hergeftellt worden fei, ein 
öffentlicher Verkehr vor dem Bahnhofsbaue nicht be: 
ftanden habe, daher aud) ein Erſatz nicht zu jchaffen ge 
weien jei. Es fei im übrigen ein Wirthſchaftsweg an: 
gelegt geweien, und bie Eifenbahnverwaltung habe bie 
Berechtigung und bie Verpflichtung, ſich das Ureal für 
alle Fälle frei zu erhalten. 

. Die Königl, Regierung bat fich bereit erflärt, noch— 
mals bei jpezieller Bearbeitung bes Projekts zu unter: 
juchen, ob etwa die Ueberführungsftelle näher als vor- 
gejehen an die Stelle des jegigen Niveauübergangs 
berangelegt werben könne, wie es ber Vertreter jpeziell 
von Nofjen gewünſcht Hat, und hat in biefem Sinne 
empfohlen, ihr bie Petition bes Stadtraths zu Nofjen, 
was dieſen Punkt anlangt, zur Kenntnißnahme zu über- 
weilen. Dem entjprechend Hat bie Zweite Kammer be 
ſchloſſen, und Ihre Depntation empfiehlt Beitritt zu 
Punkt 2 und 3 des Beſchluſſes der Zweiten Kammer, 
fomit im ganzen: 


I. 300,000 M. als erfte Rate zu bewilligen, 


U. die Petition des Stabtraths zu Noſſen in 
Punkt 1 der Königl. Staatsregierung im Sinne 
der joeben erwähnten Negierungserflärung zur 
Kenntnißnahme zu überweijen, 


II. Punkt 2 und 3 ber betreffenden Petition aber, 
fowie die Petition des Rittergutspächters Mälzer 
in Auguſtusberg auf ſich beruhen zu laſſen. 


Präfident: 

„zritt die Kammer ben eben berichteten drei 
Anträgen der Deputation bei?” 
Einftimmig. 

Es erfolgt nunmehr ber „Bericht der zweiten 
Deputation über das Königl. Dekret Nr.37, ben 
Entwurf eines Gejeges, die Gewährung von 
Wohnungsgeldzuſchüſſen betreffend.“ (Druckſache 
Nr. 240 

(Vergl. M. II.K. 2. Bo.S. 1574 ff.) 


Berichterſtatter Oberbürgermeiſter Geh. Finanzrath 
a. D. Beutler: Meine hochgeehrten Herren! Der Bericht 
Ihrer Deputation über das Königl. Dekret Nr. 37 liegt 
Ihnen im Drude vor. Ic habe dazu nur zwei Worte 
zu bemerfen. 
wi Einmal ift es, glaube ich, nicht überflüffig, noch 
beſonders hervorzuheben, daf das Künigl. Dekret und 
das bamit überreichte Geſetz die Abficht hatte, die Woh- 
nungsgeldjufhüfie an die Beamten erft vom 1. Januar 
1902 ab zu gewähren, daß alfo dadurch, daß ſich die 
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Kammern mit ber Materie bes Geſetzes wicht. befonbers 
beichäftigt Haben in biefem Landtage, eine Verzögerung 
der Wohnungsgelbzufhußgewährung an bie Beamten 
nicht eintritt. 

Sodann möchte ich anf den Inhalt des Berichtes 
mit einem Worte eingehen, infofern, als in dem Berichte 
die Meinung ausgejprochen ift, daß das Geſetz in einer 
Beziehung wohl nicht genügend begründet erſcheint, in 
der nämlich, daß im dem Geſetze nicht bloß ein Ausgleich 
verfucht wird zwilchen den Breifen der. wejentlichiten 
Bedürfnifje des Menfchen in großen, mittleren und in 
Heinen Städten, jonbern als das Geſetz auch gleichzeitig 
eine allgemeine Erhöhung ber Bezüge der Beamten her: 
beiführen will. In dieſer legteren Richtung, meint Ihre 
Deputation, ift dieſe Gejegesvorlage nicht hinreichend 
begründet. Biffermäßige Nachweiſe über. die Zebend- 
mittelpreife und über bie Preiſe der Wohnungen, über 
die Höhe ber Schulanlagen und dergleichen find allent- 
halben für das ganze Land gegeben nad) einem beftimmten, 
im Jahre 1898 liegenden Zeitpunkte. Die Depnfation 
ift aber der Meinung, daß, wenn eine folche allgemeine 
Gehaltserhöhung beabfichtigt wird, es doch wohl erwünſcht 
erjcheint, fih nicht bloß damit zu begnügen, die ja in 
aller Munde befindliche Meinung auszuſprechen, daß alle 
Lebensmittel: und Wohnungspreife im ganzen Lande ge: 
ftiegen find, ſondern daß auch Hierfür, ſoweit irgend 
möglich, ziffermäßige Nachweifungen gegeben werben. 
Das ift für große Städte fehr leicht, indem man fi an 
die betreffenden ftatiftifchen Aemter ber betreffenden 
Städte wendet. So wären wir z. B. für Dresden: in 
der Lage gewejen, dieſe ziffermäßigen Nachweiſungen 
zu geben, und es kann vielleicht das Hohe Haus intereffiren, 
wenn ich wenigfiend einige biefer Zahlen hier noch 
mittheile. . 

Es ift duch die bei uns alle fünf Jahre auf- 
genommene Wohnungsftatiftit nachgewieſen, dab 3- B. 
ein heizbare® Bimmer feit dem Jahre 1885 bis zum 
Jahre 1895, dem Jahre, in welchem zum legten Male 
eine derartige Wohnungsftatiftil in Dresden aufgenommen 
worden ift, im Preiſe geitiegen ift, ein heizbares 
Bimmer — es find immerhin Wohnungen von fleinen 
Beamten; Aufwärter und dergleichen begnügen ſich zumeift 
mit einem Zimmer — um 37,5 Prozent, nämlich von 
146 auf 201 M., bei zwei heizbaren Zimmern ift der 
Preis geftiegen um 25,58 Prozent, nämlid) von 274 auf 
345, allenthalben in großen Durchſchnitten gerechnet; bei 
brei bis vier Zimmern nur um 11 Prozent, bei ben 
größeren Logis um 14,10 Prozent, Auch ſeit dem 
Jahre 1895 Hat diefe Steigerung ber Wohnungswerthe 
in Dresben, wenn auch nur in geringerem Maße, 
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angehalten. Die Steigerungen find aber von Jahr zu 
Jahr nicht fo rapid vorwärts gegangen als in den Jahren 
voraus. 

Es ift dann weiter in ber Regierungsvorlage aud) 
auf die Steigerung ber Lebensmittelpreife Hingewiejen. 
Hier ift nun die Steigerung eine wefentlich geringere, 
zum Theil faum merkbare. Ja, wir haben in ben legten 
5 Jahren Jahre gehabt, wo bie wefentlichften Lebens- 
mittel nicht unerheblich billiger waren, als fie verzeichnet 
wurben im Durchſchnitte des Jahres 1899. Es muß 
alfo bei der Anwendung ber allgemeinen Behauptung: 
„Es ift alles theuerer geworden“ boch immer mit einiger 
Borficht vorgegangen werben. 

Vielleicht intereffirt e8 die Herren aber, auch in 
Bezug auf bie Lebensmittel einige ſolche Zahlen zu hören. 
So ift beifpielaweife 1 kg Brot in Dresden im Jahre 
1894 mit 20,5 Pf. verfauft worden. Es ift dabei zu 
Grunde gelegt bie zweite Sorte Bienert'ſches Brot, um 
einen allgemeinen Ausdrud zu gebrauchen, die Sorte, die 
in Dresden gang und gäbe ift, alfo 20,5 Bf. im Jahre 
1894 1 kg, dann fteigt e8 auf 21 Pf, auf 21,5, auf 21,2, 
auf 24,5 und 24,8, jo daß aljo das Brot regelmäßig ge— 
ftiegen ift; 1 kg von 20,5 auf 24,8, was bei einer 
Familie von zahlreihen Köpfen immerhin ſchon eine 
gewiſſe Bedeutung beanſprucht. 1 kg Weizenmehl ift 
von 1894 von 35,5 auf 38,8 geftiegen; Kartoffeln, 
50 kg von 230,8 auf 260,8 Pf. innerhalb biejer Jahre, 
Schweinefleiih, 1 kg von 147 Pf. auf 154 Pf, auch 
ein Artikel, ber bei ben einfacheren Leuten ſehr erheblich 
ins Gewicht fällt. 60 Stüd Eier find von 88,5 auf 
96,3 geftiegen. Butter dagegen ift einer der wenigen 
Ürtikel, die im Preife gefunfen find, und zwar das Stilo- 
gramm von 152,3 auf 148, aljo um ein Weniges gejunten. 
Ih habe num aus biefen wenigen Lebensbebürfniffen und 
aus den Wohnungspreifen heraustechnen laſſen, ben 
Bebarf einer Familie, wie fie fich gewöhnlich zufammen- 
ſetzt, und ich Habe den Bebarf zu Grunde gelegt von 
50 kg Brot, 6 kg Butter, 10 kg Mehl, 7,5 kg Rind: 
fleiſch, 3kg Rindfleisch zum Kochen, 6kg Schweinefleiich und 
20 kg Kartoffeln, außerdem ca. 50 Stüd Eier, wovon 
eine beicheibene Familie von 4—5 Köpfen leben kann, 
fo ergiebt fi doch, daß der Gefammtbedarf an dieſen 
wichtigften Lebensmitteln für die gefammte Familie ge: 
ftiegen ift, 1894 betrug er 728,24 M. und ganz 
diefelben Mengen und Bebürfniffe derjelben Urt, 
berjelben Familie koſten jet 768 M, alſo runb 
40 M. mehr, immerhin ein doch nicht unerheblicher 
Betrag. Ich glaube, meine Herren, aus dieſen 
Zahlen ergiebt ſich das eine wenigftens zur Evibenz, 
baf eine Gewährung von Zuſchüſſen an diejenigen Bes 
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amten, die in größeren und in mittleren Städten wohnen, 
foweit die Verhältniffe nicht anders find, ein bringenbes 
Bebürfniß iſt. Und ich darf feftftellen, daß im Schooße 
Ihrer Deputation allgemein bie Meinung bahin ging, 
in biefer Hinficht die Bebürfniffe auszugleichen durch 
Zuſchüſſe, welche von ber nächſten Finanzperiode ab ge- 
währt werben follen. Es Hat ſich Hier keine Meinungs- 
verjchiebenheit ergeben, und ich bin überzeugt, baß, wenn 
bie Vorlage im nächſten Zandtage an die hohe Kammer 
fommt, daß diefer die Zuftimmung nicht verfagt wirb, 
Ich Habe zum Schluſſe nur zu beantragen, daß Sie, in 
Uebereinftimmung mit ber Zweiten Kammer, die Königl. 
Staatöregierung erfuchen, bie Vorlage zurüdzuziehen, 
aber bem nächften Landtage gleichzeitig mit bem Staats: 
haushaltsetat eine anderweite Vorlage wegen ber Ge— 
währung von Wohnungsgeldzufhüfien zugehen zu 
laſſen. 


Prüſident: Herr Domherr von Trützſchler! 


Domherr bon Trützſchler, Freiherr zum Fallen— 
ſtein: Meine geehrten Herren! Es läßt ſich nicht leugnen, 
daß die Angelegenheit, die uns heute beſchäftigt, einen 
Verlauf genommen hat, der nach verſchiedenen Rich— 
tungen hin ganz unwünſchenswerth, ja ich möchte ſagen 
bedauerlich iſt; dieſer Verlauf hat Mißſtimmungen und 
Verſtimmungen hervorgerufen, gerade in einer An— 
gelegenheit, wo es, glaube ich, das Staatsintereſſe ganz 
beſonders geboten hätte, daß von vornherein Einigkeit 
zwiſchen ber Regierung und den Ständen gewaltet 
hätte. Ich geftatte mir hierüber einiges zu jagen, weil 
ich die Sache für wirfli jo wichtig halte, daß ihr auch 
ein öffentlicher Ausbrud verliehen werben möchte. Ich 
geftatte mir an bie allerhöchfte Thronrebe anzufnüpfen, 
wo im Gingange über die wirtbfchaftlie Lage ber 
Beamten geſprochen wirb und in welcher e8, wenn es 
mir erlaubt ift, auf die Worte Bezug zu nehmen, am 
Schluſſe der Betrachtung heißt: 

„wurd; biefe Sachlage wirb die Frage nabegel 
ob nicht 2 * —5 —2 au = 
Borgängen in anderen Bunbesftaaten und im Reiche 
Bohnungsgeldzufchüfie zu gewähren ſeien, welche fich nad 
Beamten: und Orisklaſſen abftufen. Wenn gleichwohl 
eine entſprechende Vorlage nicht ſchon jetzt eingebracht 
wird, ſo unterbleibt dies lediglich mit Rüdficht auf 
die gegenwärtige Finanzlage, bei welcher es nicht 
möglich) fein würbe, das Mebrerforberniß für Wohnungs» 
geldzuſchüſſe ohne Steuererhöhung zu decken.“ 

Nach biefen allerhöchften Worten konnte die Stänbe- 
verfjammlung boch nichts weiter vermuthen, als daß für 
biefe Sejfton mit Rüdfiht auf bie Finanzlage eine 
Vorlage überhaupt ausbleiben würbe, und daß die Sache 
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erft dann wieder in Angriff feitens ber Staatsregierung 
genommen werben würde, wenn bie Finanzlage bies 
geftattet; ftatt befjen ift uns bie Vorlage im Februar 
zugegangen, welche uns heute beſchäftigt. Sie ift uns 
nit nur in dem Umfange zugegangen, wie er bier in 
ber Thronrebe harakterifirt ift, fondern fie ift uns in 
einem viel erweiterteren Umfange zugegangen, und es 
ift, wenn ih noch auf bem weiteren Verlauf Bezug 
nehme, fogar in ber Begründung im ber jenfeitigen 
Kammer bavon gefprochen worben, baß ein dringender 
Nothſtand vorläge, der Abhülfe erheiſche. Ich erlaube 
mir zu fagen, daß biefe Ausdrucksweiſe doch infofern 
auffallen mußte, als in jedermann ber Gebanfe doch 
babei hervorgerufen werben mußte, baß bei einer folchen 
Sadjlage die Regierung doch bie Pflicht gehabt Hätte, 
fofortige Mafregeln zu ergreifen. 


(Sehr richtig!) 


Es ift num infolge dieſer Umftänbe zunächft darauf 
binzumweifen, daß das Vorgehen ber Königl. Staats: 
regierung durch die überrafchend jchnelle Einbringung 
und die über das angelündigte Programm hinaus— 
gehende Geftaltung biefer Vorlage im Lande eine jehr 
bebauerlihe Auffafjung hervorgerufen hat, namentlich 
zunädft in ben Beamtenkreifen jelbft. Es ift bort überall 
nad biefem Borgehen die Meinung verbreitet gewefen, 
daß noch ber gegenwärtige Landtag augenblicklich Mittel 
bereitftellen würde und augenblidlih Maßregeln er: 
greifen würbe, um fofort die nothwendigjten Maßregeln 
zu ergreifen, Dieſe Vorftellung ift nachweisbar, zunächft 
fann ih mich da auf einen Artikel in ber „Leipziger 
Zeitung“ beziehen, ber unmittelbar nad der Berathung 
in ber jenfeitigen Kammer erfchienen ift und bies gerabe- 
zu ausfpridt. Sie geftatten mir, id) bitte um bie Er: 
laubniß, einen kurzen Satz vorzufejen: 

„Auch ein großer Theil ber Beamtenſchaft hat 
damit gerechnet, daß irgend etwas für ihn geſchieht.“ 

Ebenjo glaube ich, hat jeber von uns, ber von hier 
die Verbindung mit feiner Heimath aufrecht erhalten 
bat, und biefelbe in ber Zwifchenzeit bejucht hat, durch 
bie Berührung mit den betreffenden Beamtenfreifen bie 
Anficht gewonnen, daß diefe Beamtenkreife durchweg von 
ber Anficht durchdrungen waren, daß bereit3 in biefem 
Landtage etwas geſchehen würde. 

(Sehr richtig!) 

Es ift das eine Sachlage, meine Herren, bie für 
die Stänbeverfammlung ſehr bebauerlih ift, und ich 
halte für nöthig, dem gegenüber hier öffentlich feſt— 
zuftellen, daß, wenn die Beamten fich nunmehr bis 1902 

1.8. (2. Abonnement.) 


vertröften müfjen, baß bies nicht bie Entſchließung bes 
Landtages, ſondern ber entjchiebene Wille ber Königl. 
Staatsregierung ift, die nie etwas anderes in Ausſicht 
genommen hatte. 


(Sehr wahr! — Sehr richtig!) 


Es Hat nun bas Vorgehen auch nach anderer Rich— 
tung bin doch Mißſtimmung hervorgerufen, von ber ich 
auch Erwähnung thun muß. Diefe Mipftimmung ift 
ſchon daraus entftanden, daß die Ständeverfammlung in 
bie Lage verjegt worden ift, ſchon jeßt wefentliche Be— 
denfen gegen dieſe Vorlage geltend zu machen. Denn 
dadurch, daß aud) bie formelle Behanblung doch jo un— 
wichtig, wie fie an fic} fein muß, verjchiedene Auffaffungen 
gefunden hat, daß das Verhältniß zwifchen ber Königl. 
Staatsregierung und der Ständelammer baburd eine 
Trübung erfahren bat — das muß ich Bier wieber- 
holen — ift in diefer Angelegenheit bei der Wichtigkeit 
ber Borlage von ganz befonderem Nachtheile. Endlich 
hat aud) der Umftand, daß die Erfte Kammer, nament- 
lich in Bezug auf die formelle Behandlung einen anderen 
Weg für nothwendig hielt und vorgefchlagen hatte, auch 
in ber jenjeitigen Sammer doch die Auffaffung hervor- 
gerufen, als ob bie Erfte Kammer überhaupt grundſätzlich 
nicht für die Vorlage wäre. Es find da verſchiedene Aeuße⸗ 
rungen gefallen, welche alle mehr ober weniger betonen, 
daß wenn die Zweite Kammer ſich num mit ben Anträgen, 
bie fie geftellt hat, begnügen müfle, e8 bloß daran Liege, 
daß fie hier in der Erften Kammer gar feinen Anklang 
mit anderen Vorſchlägen finden würde. Die formelle 
Behandlung, welde bie Erfte Kammer vorgefchlagen hat, 
ift dabei allerdings materiell auch in ber jenfeitigen 
Kammer als richtig anerkannt worben; fie beruht weſent⸗ 
(ih darin, baß die Prüfung der Vorlagen unmöglich 
theoretifch vorher vor bem Landtage ohne Vorlage bes 
betreffenden Budgets feftgeftellt werben Tann, bloß be#- 
wegen, weil man fagt, ed mag fommen wie e8 will, 
wenn das Bubget nicht Mittel zur Befriedigung biefer 
Bebürfniffe bereitftellen kann, jo muß unbedingt auf 
eine Erhöhung zurüdgegriffen werben. Alſo, ich meine, 
es ift unmöglich, bie Sache theoretifch vorher zu bes 
handeln und dann den Finanzdeputationen wieber zu 
weiterer Prüfung für bie nächſte Seffion vorzulegen, 
fondern es ift gewiß richtiger, unter Berüdfichtigung ber 
thatfählihen Verhältniffe an ber Hand bes vorgelegten 
Budget? bie Tragweiten zu prüfen und ſich zu ver- 
gegenwärtigen, wie weit man nad ber Richtung hin 
Bugeftändniffe und eine Befriedigung in Ausſicht ftellen 
fann. Es ift auch im ber jenfeitigen Kammer gerabezu 
außgefprocdhen worden, daß man bie Frage ber Beamten» 
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gehaltserhöhung nicht loslöſen lönne von ber allgemeinen 
Finanzlage, Auch wenn man bas zugiebt, fann man an 
dem Willen fefthalten, von 1902 ab bie Mafregel 
wirffam zu machen, und Wege ergreifen, und zwar ba: 
durch, daß der Landtag etwas zeitiger einberufen wird, 
als gewöhnlich und ben Deputationen die nöthige Zeit 
gelafjen wird, bie Sache vorzuberathen. Diefe Meinungs: 
verjchiedenheit ift indeſſen bei ber allgemeinen Ueber— 
einftimmung, daß jene Mafregel erft von 1902 ab zur 
Ausführung zu kommen bat, von untergeorbneter Be: 
beutung unb konnte feinen Grund bieten, baß die Haltung 
ber Erften Kammer in ber Zweiten Sammer für be: 
benklih erachtet und in biefer wie in der Prefje jo be— 
urtheilt worben ift, ala ob fie grundſätzlich gegen biefe 
Vorlage wäre. Derartige Aeußerungen liegen auch in 
verſchiedenen Prekorganen vor und werben hoffentlich 
buch bie heutigen Verhandlungen und durch bie 
vorliegenden Anträge, bie, wie ich wohl hoffen darf, zur 
Beihlußfaffung gelangen, Berichtigung finden. ch 
fchließe mit dem Wunſche, daß das, was bis jeßt zu 
Disharmonien geführt Hat, bei Beginn bes nächſten 
Landtages wieder zu volllommener Harmonie zurüd: 
geführt wird, daß die Königl. Staatsregierung ben An- 
trägen, bie von ber Stänbeverfammlung geftellt werben, 
no einmal eine reifliche Erwägung widmet und danach 
eine motivirte Vorlage bringt, welche auf bie freubige 
und fchnelle Buftimmung ber Ständeverfammlung zu 
rechnen haben wird. 
(Beifall.) 


Bräfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — 
Herr Geh. Rath Dr. Ritterftädt! 


Königl. Kommiffar Geh. Rath Dr. Witterftädt: 
Meine Hochgeehrten Herren! Schon ber Herr Bericht: 
erftatter hat ja konftatirt, daß die Königl. Staatsregierung 
lediglih um beswillen eine Borlage über Wohnungsgelder 
nicht an die Ständeverfjammlung gebracht hat, weil fie 
bie Finanzlage dazu nicht für angethan erachtet... Wenn 
fie e8 dennoch ſpäter gethan bat jo war der Anlaß ber, 
daß bei den Verhandlungen mit der Finanzbeputation 
der Zweiten Kammer die Meinung geltend gemacht 
worben war, daß, wie der Herr Freiherr von Trützſchler 
bereit# erwähnte, die Angelegenheiten bes kombinirten 
Aufrüdungsiyftems und der Wohnungsgeldzuſchüſſe im 
Zujammenhange zu betrachten und zu behandeln jein 
werben. Als auf dieſe Weile das lombinirte Auf— 
rädungsiuftem fiel, hat die Staatsregierung ſich ver- 
anlapt gejehen, nun doch nod eine Borlage über 
Wohnungsgelder an die Ständeverfammlung zu bringen. 


Sie war hierbei hauptfächlich von dem Wunſche geleitet,‘ 
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womöglih einen Beihluß herbeizuführen, ber bie 
prinzipielle Geneigtheit ber Hohen Kammern erkennen 
ließe, Wohnungsgeldzufhüffe überhaupt zu gewähren. 
Diefer Zwed ift ja auch erreicht worben, und bie Königl. 
Staatöregierung kann nur dankbar dafür fein, daß bie 
hohen Kammern in biejem Falle zu gunften der Beamten 
und in Anerkennung eines wirllihen Bebürfniffes nicht 
von vornherein bie Einbringung einer Vorlage bei ber 
nädjften Stänbeverfammlung ausgefchloffen haben. Die 
Regierung theilt daher aud die Hoffnung, daß biefe 
Ungelegenheit bei der nächften Berfammlung ein günftige, 
allfeitig befriedigende Erledigung finden wird. 


Präjident: Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Oberbürgermeifter&eh Finanzratha.®. 
Bentler: Ich Habe zum Schluffe noch mitzutheilen, daß 
eine Petition vorliegt, über welche die Zweite Kammer 
erft nachträglih und zwar erft geftern Beichluß gefaßt 
hat, eine Petition, die ſich bezeichnet: 

„Bittfhrift von Beamten ber König. Zoll» und 
Steuerverwaltung außerhalb der Städte Dresden, Leip— 
zig und Chemnig um Gewährung von Wohnungsgeld- 
—** und örtlichen Theuerungszulagen an alle 

eamten. 


Die Petition wünfcht, daß ſolche Wohnungsgeldzuſchüſſe 
gewährt werben, bie bemefien werben nach bem Dienft- 
einlommen, ben Wohnungsmiethpreifen, den örtlichen 
Theuerungsverhältnifien fowie nad) dem Familienftande. 
Sie wünſchen nämlich, daß dieſe Wohnungsgeldzufchüfie 
auch bemeffen werben je nachdem ber Betreffende ver: 
heiratet ift ober nicht und für die Erziehung von mehr 
oder weniger Kindern zu forgen hat. Im ihrem erften 
Theile, glaube ich, ift die Petition durch den Beſchluß, 
den wir vorjchlagen, als erledigt zu betrachten; bie jen- 
feitige Kammer aber empfiehlt, biejelbe ber Königl. 
Staatöregierung zur Kenntnißnahme zu überweijen, und 
auch wir tragen fein Bedenken, Ihnen den Beitritt zu 
diefem Beichluffe zu empfehlen, da fie immerhin ein werth« 
volles Material für die Ausarbeitung der Regierungs- 
vorlage für den nächſten Landtag bildet. In Bezug auf 
ben zweiten Punkt der Petition, Abſtufung nach dem 
Familienſtande, ſchlägt Ihnen die Deputation gleichfalls 
in Uebereinftimmung mit der Aweiten Hammer vor, bie 
Petition auf fi beruhen zu lafien. Sie würde alſo 
noch weiter empfehlen, außer dem Ihnen gedrudt vor: 
liegenden Antrage: 

„die Petition, infomeit fie die Gewährung 
von Wohnungsgeldzufchüffen betrifft, ber Königl. 
Stantöregierung zur SKenntnignahme zu über- 


weilen, im übrigen aber auf fich beruhen zu 
laſſen.“ 
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Präfident: Dafern niemand das Wort begehrt,! ungen der Einnahmen aus dem SKurtaren, aus ber 


fchließe ich die Debatte und frage: 
„ob die Kammer dem Antrage der Deputation, 
wie er ſich pagina 3 bes Berichtes findet, bei- 
ftimmen will?“ 

Einftimmig. 


Steigerung aus dem Bädererlöſe. Dem gegenüber ftehen 
natürlich aud) einige Mehrausgaben, immerhin erhöht fi 
troß biefes Mehraufwandes der Ertrag um 43,400 M,, 
alfo auf 61,400 M. Ich darf nicht unerwähnt laffen, 
daß babei eine einigermaßen veränderte Einftellung 


‚infofern mit ins Gewicht fällt, ald man früher Unter 


„Ob biefelbe aud die Petition im der vor: ſtützungen an arme in Elfter ſich aufhaltende Perſonen 


geihlagenen Weije erledigen will?“ 
Einftimmig. 

Es ift die Antwort auf ein Königl, Dekret und id) 
frage, ob bie Königl. Staatsregierung auf namentliche Ab- 
ftimmung verzichtet? — Sie verzichtet. 

Ich bitte den Herrn Berichterftatter fortzufahren bei 
Punkt 8: „Untrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über ap. 5 und 6 bes 
ordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Hofapothefe und Elfterbad, ſowie über ZTit. 11 
bes außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Baulichkeiten und Einridtungen beim 
Elfterbabe und hierzu eingegangene Betitionen 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 247.) 


(Berge. M. 11.8.5. 33. ff. u.2. Bo.S. 1642.) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath 
a.D. Beutler: Ich Habe noch zu berichten über Kap. 5 
und 6 des orbentlichen Etats und über die zu letzterem 
gehörigen Titel bes auferorbentlichen Etats. Stap. 5 
betrifft einen jehr einfachen Titel unferes Staatshaus- 
baltsetats, mämlich bie Hofapothefe. Derjelbe ſchließt 


mit 24,200 M. Ueberf uf, deshalb mit 5894 M. mehr | 


ab als in ber vorigen Etatperiobe; das fommt baher, baf 
die Hofapothefe vom 1. Dftober 1898 auf zehn Jahre 
etwas höher als bisher, nämlich für 25,000 M. jährlich, 
verpachtet worben ift. Die Deputation jchlägt Ihnen 
besbalb unb zwar in Uebereinftimmung mit ber jen- 
feitigen Kammer vor, die Einnahmen mit 25,000 M. 
zu genehmigen und bie Unsgaben mit 800 M. zu be: 
willigen. 


Präfident: 

„Tritt die Kammer bei?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath 
a. D. Beutler: Bei Kap. 6, Elſterbad, ift erfreulicher: 
weife feftzuftellen gewejen, daß die Einnahmen ſich er: 
heblich fteigern, daß der Gebrauch des Babes Elſter 
feitens unferer Bevölkerung ſich in fortwährendem Wachs⸗ 
thume befindet. Es ergiebt fich das aus ben Steiger: 








zu Laften des Kapitels Elfterbab verfchrieb, während fie 
jegt aus dem allgemeinen Unterftügungsfonds bezahlt und 
dem Elfterbade wieder gutgejchrieben werben follen, fo 
daß fie, wie es recht und billig ift, nicht dem Konto 
„Eliterbad“ zur Laft fallen, fondern bem bazu be: 
ftimmten allgemeinen Unterftügungsfonds. 

Zu den Einnahmen und Ausgaben bed orbentlichen 
Etats hätte ich nichts weiter zu bemerfen; ich habe viel 
mehr nur noch hervorzuheben, daß die Königl, Staats- 
regierung in den Erläuterungen darum nachgefucht Hatte, 
ihr die Ermächtigung zu ertheilen, die Mebreinnahmen, 
die aus dem Bädererlöſe herrühren, nicht allein, ſondern 
auch die Ueberſchüſſe des ganzen Kapitels über bie etat- 
mäßigen zu einem Reſervefonds anzufammeln und aus 
biefem Rejervefonds, wie es hier heißt, unerwartet hervor» 
tretende Bebürfniffe und berechtigte Wünfche der Babe: 


| gäfte zu erfüllen. Ihre Deputation Hatte fein Bedenken 
| dagegen, daß diejer Reſervefonds gebildet wirb aus ben 


Heinen Erlöfen, den Heinen Abjägen von Bädern; da— 
gegen einen neuen Grundſatz einzuführen des Inhaltes, 


daß ein höherer Ueberſchuß als ber etatmäßig vorgefehene 
‚im allgemeinen einem Rejervefonds zufließe und in dem» 


jelben ohne Grenzen übertragbar fei auf andere Finanz: 
perioden, hatte man doc; Bedenken, und jo jchlägt 
Ihnen die Deputation vor, dem Beſchluſſe der Bweiten 
Kammer, die erbetene Ermächtigung der Königl. Staats: 
regierung zu ertheilen, nicht voll beizutreten, ſondern 
nur infoweit, als ber Ueberfchuß aus dem fogenannten 
Bübererlöfe herrührt. Es war zwar gejagt worben, es 
fei unbedenklich, weil der Nachweis in dem Nechenichafts- 
berichte gegeben würbe; trogbem glaubten wir ben 
Wünſchen der Königl. Staatsregierung, bie ja materiell 
berechtigt find, beſſer dadurch nachzulommen, daß viel: 
leiht in dem nächften Etat ein Dispofitionsfonds ein- 
geftellt wird, aus welchem derartige Ausgaben, wie fie 
in den Erläuterungen angegeben find, beftritten werben 
fünnen. Es wird dadurch auch eine befjere und leichtere 
Ueberfichtlichkeit gewährt. 

Ich darf wohl die Zuftimmung des Herrn Präfidenten 
annehmen, wenn ich daran anſchließend über Tit. 11 
bes außerorbentlihen Etats Bericht erftattee In dem 
genannten Titel des außerordentlichen Etats war nämlich 
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gefordert worden von ber Königl. Staatsregierung eine 
Summe für Errihtung von zwei Villen, und zwar 
waren geforbert 257,486 M, Diefe beiden Elſtervillen 
haben eine Zeit lang während des Landtages lebhaften 
Stoff zur Unterhaltung feitens ber Kammermitglieber 
gegeben, weil bie Eifteraner fich felbft damit beſchäftigt 
haben in Petitionen an ben Landtag umb zahlreichen 
Schriften, welche fie gegen einander in aggreifiver Weiſe 
gerichtet haben. Bei ben Akten felbft befindet fich nur 
eine Petition bes Vorſtandes bes Kurvereins in Bad 
Eifter, welche fi auch gegen bie Errichtung folcher 
Billen ausſpricht. Die Königl. Staatsregierung hatte 
in ben Erläuterungen zu Zit. 11 bes außerordentlichen 
Etats hauptjählih als Grund zu derartigen Villen: 
bauten angeführt, daß für eine weitere bauliche Ent: 
widelung in günftiger, vor allem alſo in gejchügter 
Rage — das ift nämlich das fisfalifche Terrain — ein 
verhältnißmäßig nur geringfügiger Raum zur Verfügung 
ftehe, und daß ed zwedmäßig und wünjchenswerth er: 
feine, für das Unterfommen der Badegäſte noch mehr, 
als es bisher gefchehen fei, zu forgen. Nun Heißt es 
weiter: „Es follen daher zumächft zwei Villen auf bem 
vorzüglich Hierzu geeigneten Areale Hinter dem Kurhauſe 
errichtet werben.” Un biefes Wort hat fi dann bie 
Agitation angellammert und es ift die Befürchtung aus: 
gegangen, daß das nur ber Anfang fei zu einer bau- 
fihen Entwidelung ftaatliher Gebäude bort, die ben 
vermiethenden Brivatbefigern erhebliche Konkurrenz machen 
würden. Gin Plan ber Königl. Staatöregierung lag 
aber nicht vor in dem Sinne, fondern es war nur be- 
abfichtigt, zwei Villen zu bauen, und ich perfönlich hätte 
geglaubt, daß mit dieſen zwei Villen ganz zwedmäßig 
einmal ein Anfang hätte gemadht werben fünnen, zumal 
abweichend von anderen Bädern in Elfter in dem amt: 
lihen Kurhauſe, foviel ich weiß, feine Unterlunfts— 
möglichfeit befteht. Alſo wer dahin geht, ber muß unter 
allen Umftänden in Hoteld wohnen oder in Privatlogis. 
Ih hätte daher geglaubt, daß das wohl möglich jei; 
indeffen hat ſich bie Zweite Kammer dafür entjchieden, 
daß nur eine ſolche Billa gebaut werbe, unb zwar foll 
fie nicht, wie von der Königl. Staatsregierung in Aus: 
fit genommen war, in Regie betrieben werben, ſondern 
fie ſoll verpachtet werben. Das ift gewiß fehr zwedmäßig, 
da ein folcher Megiebetrieb feitens der Königl. Staats: 
regierung immer mit gewiffen Mißhelligkeiten Leicht ver- 
bunden ift. Die Villa ift auch durchaus nicht zu Hoch 
veranſchlagt, ſondern in dem Anſchlage, der in forg- 
famfter Weife ausgeführt der Deputation zugegangen 
ift, — auch die Planungen find auf das Sorgfältigfte 
ausgearbeitet, jo daß in dieſer Beziehung feinerlei Bes 





benfen vorhanden find — ift die Villa mit ſämmtlichem 
Inventar, das für ben Badebetrieb nothwendig ift, ver: 
anichlagt auf 137,986 M. und nad den Aufftellungen 
ber Königl. Staatsregierung ift auf eine durchaus gute 
Berzinfung des Anlagelapitals zu rechnen. Ihre Depu- 
tation konnte fich daher Leicht entſchließen, in Ueber: 
einftimmung mit ber Bweiten Sammer Ihnen zu 
empfehlen, bieje Ppoſition in der ſchon genannten Höhe 
von 137,986 M. zu bewilligen und die dagegen ein— 
gegangene Petition, die ich ſchon erwähnte, auf die näher 
einzugehen mir vielleicht erlaſſen bleibt, die Petition des 
Kurvereins in Bad Elſter auf ſich beruhen zu laſſen, 
ſoweit fie ſich nicht durch ben gefaßten Beſchluß er— 
ledigt. 
Präfident: Wünſcht jemand bag Wort? — Es ift 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 
„ob ſie den ſoeben berichteten Anträgen, wie 
ſie ſich in dem Berichte 247 auf Seite 1 ver— 
zeichnet finden, beitreten will?“ 

Einſtimmig. 

Der folgende Gegenſtand iſt der „Antrag zum 
mündlichen Berichte der zweiten Deputation über 
Kap.50, 55, 58, 60, 63a, 65 und 68 bes ordent⸗ 
lihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, das 
Departement des Innern betreffend, und über 
das König. Dekret Nr. 38, einen zweiten Nach— 
trag zum orbentliden Staatshaushaltsetat für 
1960,01, und zwar zu Kap. 60 und 36a, ingleichen 
über hierzu eingegangene Petitionen.” (Bruds 
ſache Nr. 2568.) 

(Berg. M. I.K. S.33 ff, 2.86. S. 842 ff. u. ©. 1592 ff.) 


Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Saltenftein: Meine Herren! Ueber die Materien, 
die ich Ihnen vorzutragen habe, liegt ber Bericht Nr. 251 
ber Zweiten Kammer vor und überdies noch einige An 
träge 258, 259 und 260. Wuf ben fchriftlichen Bericht 
251 werde ich mich in der Hauptfache zu beziehen haben 
infofern, als er noch zu ben Erläuterungen, welche das 
Budget für bie einzelnen Kapitel felber im fpezieller 
Weiſe enthält, manches Hinzufügt, was vielleicht von 
Interefje fein bürfte. 

Zunächſt Handelt es fi um Kap.50, Frauenklinik 
und Hebammenlehranftalt. Zu diefem Kapitel geftatte ich 
mir lediglich auf die Erläuterungen zu verweijen. Es ift 
ein Bebarf von 10,658 M. mehr vorhanden und ift ber- 
felbe in den Erläuterungen, ſowohl was bie Titel über 
die Beſoldungen und auch über bie fächlihen Ausgaben 
von 1 bis 15 betrifft, vollftändig begründet. Ich bes 
antrage: 
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„bei Kap.50, fyrauenklinit und Hebammenlehr: 
anftalt zu Dresden, nach ber Vorlage die Ein- 
nahmeng mit 51,700 M. zu genehmigen, bie 
Ausgaben mit 191,400 M., darunter 4600 M. 
tranfitorifch, jedoch allenthalben unter Wegfall 
der Eventualaufrüdung zu; bewilligen.” 


Desgleichen ebenfowenig habe ich einfeitungsweije etwas 
zu Kap.55, Kommiffion für das Veterinärweſen, Thier: 
ärztliche Hochichule ‚ F Phyfiologifch-hemiiche Verſuchs 
ftation, ſowie Bhyfiologisch-thierhygienifches Imftitut, 
bisher Kap. 60, 'zu erwähnen. Wuch hier verweile ich 
lediglich auf die ausführlihen VBegründungen und be: 
merfe nur, daß das Kapitel einen Mehrbedarf von 
26,150 M. nachweiſt. Es ift namentlich hierbei mit hin: 
zuzufügen, daß auch die einzuführende Fleiſchbeſchau 
Mehrausgaben verurfaht dur die Vorbildung ber 
Fleiſchbeſchauer. Ich beziehe mich auf die Erläuterungen 
und beantrage: 
„bei Kap. 55 nad) der Vorlage die Einnahmen 
mit 33,800 M. zu genehmigen, die Musgaben 
mit 162,510 M., darunter 5250 M. tranfitorifch, 
jedoch allenthalben unter Wegfall der Eventual- 
aufrüdung, zu bemilligen.” 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht ber all. Ich frage daher die Kammer: 


„ob fie bei’Kap. 50 und 55 allenthalben ben 
Anträgen’der Deputation beitritt?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr bon Trütichler, Freiherr 
zum Fallenſtein: Folgt Kap. 58, Armen» und Kranken: 
pflege und fonftige Ausgaben im öffentlichen Interejfe. 
Was das Budget anlangt, jo ift Hier ein neues Poftulat 
von 42,000 M. in Tit. 1 eingeftellt, welches nur eine 
Uebertragung eines gleichen Poftens aus bem Kapitel 
für bas Bad Elfter bildet. Es follen die fogenannten 
Freibäder und Unterftügungen an Unbemittelte zum 
Beſuche von Effter und anderen Kurorten Hier Ein: 
ftellung finden und dadurch das Budget von Elfter, das 
dafür nicht aufzufommen bat, entlaftet werben. 

Im übrigen ift zu den anderen Titeln etwas nicht 
zu bemerken, und ich würbe beantragen, daß das Kap. 58, 
nämlid: 

„Armen: und Krankenpflege und jonftige Aus- 
gaben im öffentlichen Intereffe, nach der Vor: 
lage 1. bie Ausgaben mit 189,305 M., darunter 
66,000 M. tranfitorifch, bewilligt werben.“ 

Hierzu liegen brei Petitionen vor. Erſtens eine 
Petition bes Vereins für bie Bezirksarmen- und Arbeits: 
anftalten zu Hilbersborf bei Freiberg. Diefer Verein 
winjcht eine ftaatliche Unterftügung von 10,000 M. aus 


ftaatlihen Mitteln bewilligt zu erhalten, und begründet 
das bamit, daß ber Verein auch Perjonen in der Ans 
ftalt verpflege und ihnen Aufnahme gewähre, welche nicht 
bem Bezirke angehörten. Sie jagen weiter, daß fie vom 
6. DOftober 1899 bis dato ſchon 57 Berfonen aufgenom: 
men hätten. Im übrigen werben bie SKoften für bie 
Herftellung biefer Anftalt noch beziffert, und find bafür 
85,293 M. und für die innerlichen Einrichtungen noch 
19,700 M. aufgewenbet worben, welche Summen burd) 
Kredit beſchafft werden mußten. In ber jenfeitigen 
Kammer hat man bejchloffen, dieſe Petition um beswillen 
auf fich beruhen zu laffen, weil derartige Bezirksanftalten, 
wenn fie Unterftügung bebürfen, zunächſt an den Bezirk 
zu verweifen fein würben, und biefer Auffaffung ſchließt 
fi) Ihre Deputation an und bittet ſonach, diefe Petition 
auf fich beruhen zu laſſen. 

Eine weitere Petition ift von dem Landesfamariter- 
vereine für das Königreih Sachſen in Leipzig durch 
befien BVerbandsvorfigenden Herrn Dr. Aamuß ein- 
gegangen. Diefe Petition bittet, der Landtag wolle be— 
Ichließen, daß dem Landesfamariterverbande zur Durch— 
führung feiner fagungsgemäßen Aufgaben eine jährliche 
Beihülfe von 5000 M, fortlaufend gewährt werbe, Zur 
Begründung wird zunächft angeführt der gemeinnüßige 
Zweck, ben ber Landesjamariterverband verfolgt. Der 
Sandesjamariterverband ift eine gemeinnüßige und vater« 
ländiſche Bereinigung, die feit 1896 befteht und bie 
Rechte einer juriftiichen Perſon Hat. Die Zwecke bes 
Berbandes find: 

a) ber Zuſammenſchluß aller Gemeinden, Körper: 
[haften und Vereine, welche im Sönigreiche 
Sachſen das Samoriter: und Rettungswefen ganz 
oder theilweife zu ihrer Aufgabe gemacht haben; 

b) gegenfeitige Anregung und Unterftügung ber 

erbanbamitglieder; 

c) Ausbreitung und einheitliche Geftaltung bes Sa⸗ 
mariter= und Rettungsweſens; 

d) —— einer einheitlichen Statiſtik aller 

orkehrungen und Leiſtungen auf dieſem Gebiete; 

e) Anſchluß an ben „Deutſchen Samariterbund“ 
als Mitglied. 

Die Thätigkeit des Verbandes erſtreckt ſich zunächſt 
hauptſächlich auf ben Unterricht in ber „erſten Hülfe“ 
und in ben Grundzügen ber Krankenpflege, bie Aus: 
bildung von fogenannten Nothhelfern auf die Bildung 
freiwilliger Wbtheilungen von Hilfsmannfhaften und 
auf die Einrichtung von Sanitäts- oder Rettungswachen 
beziehungsweife Stationen und auf ben zwedentfprechenben 
Transport von Kranken. 

Dem Bereine gehören an bis jet ſchon 13 Stabt- 
gemeinden, 17 Körperichaften und Vereine und 13 ein» 
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zelne Berfonen, Die Körperjchaften, Bereine und einzelnen 
Perſonen zählen gegenwärtig zufammen 64,761 Mit: 
glieder. Hierüber liegt außer der Petition eine Denk: 
ſchrift vor, die gleichfalls den fämmtlihen Kammer- 
mitgliebern ‚vorgelegt worden ift und noch weiter leſens— 
werthe Angaben über die Thätigfeit dieſes Verbandes 
bringt. Es ift jebenfalls anzuerlennen, daß dieſer Ver— 
band wohlthätige gemeinnüßgige Beitrebungen über das 
ganze Land. entfaltet und infolge deſſen es Hier an fid) 
wohl nicht zu, bezweifeln ift, daß er einer ftaatlichen 
Beihülfe wohl würdig if. In der Zweiten Sammer 
hat man, von der Auffaljung ausgehend, daß bei ber 
jebigen Finanzlage eine derartige augenblidliche Unter: 
ſtütung nicht angängig ift, bejchlofjen, diefe Petition 
auf fi beruhen zu lafien. Ihre Deputation, die an: 
erfennt, daß in ben jekigen Etat eine Einjtellung nicht 
mehr erfolgen fann, fchlägt vor, bie Petition doch mit 
Rüdficht auf die Anerkennung der Gemeinnützigleit dieſer 
Anftalt und diejes Vereines der Regierung zur Kenntniß- 
nahme zu überweifen, um bei geeigneten inanzverhält: 
niffen dem Vereine eine ftaatliche Beihülfe möglich zu 
machen. Es wird fonad unter Ablehnung bes Be: 
fchlufies der Zweiten Kammer Ihnen vorgejchlagen, die 
Betition des Vorftandes des Landes -Samariterverbandes 
für das Königreih Sachſen der Königl. Staatsregierung 
zur Kenntnißnahme zu überweijen. 

Endlich ift noch eine Petition bes Vorftandes des 
Frauenheims zu LeipzigeBorsdorf der Königl. Staats+ 
regierung zur Kenntnißnahme nad) dem Beſchluſſe der 
Bweiten Kammer überwiefen worden, und es wird be: 
antragt, biefem Beſchluſſe beizutreten mit Rüdficht auf 
die gemeinnügige Thätigleit, welche auch biejer Verein 
verfolgt. Es ift das eine weibliche Arbeiterfolonie, und 
es finden bort alle Berjonen, nicht nur diejenigen, die im 
Bezirle wohnhaft oder aus dem Bezirke um Aufnahme 
bitten, fondern auch bie finden Aufnahme, die von 
weiterher fommen. Bon 1896 bis 1898 find allein 
95 Berfonen, die durch Trunkſucht, Unzucht und andere 
Vergehen heruntergefommen find, zur Aufnahme gelangt, 
und es ift verjucht worden, diejelben wieber zu braud)- 
baren Menſchen zu erziehen. Gerade bieje Perſönlich— 
leiten bieten zu dieſer Aufgabe die größten Schwierig: 
feiten, und es gehört ein großer Aufwand von Mühe 
und Gewifjenhaftigleit dazu, um wenigftens Reſultate 
zu erreichen. Die Anftalt ift mit einem Koftenaufwande 
von 160,000 M,. geichaffen worden, und es liegt noch 
auf. dem Grundftüde eine Schuldenlaft von 60,000 M,, 
welche zu 4 Prozent verzinft werben muß. Es ift nicht 
nur die Verzinfung diefer Hypothelenſchuld, fondern es 
find auch die. Aufwendungen, welde bie Verwaltung 


der Anftalt nothwendig macht, welche es jehr wünſchens— 
werth machen, daß hierzu wenigſtens einigermaßen bie 
Hülfe des Staates, foweit wie dieſes zuläffig erjcheinen 
follte, hinzutrete. 

Ein Petitum auf einen beftimmten Betrag ber Bei: 
hüffe ift nicht geftellt, es ift nur durch Erkundigung feft: 
geftellt worden, daß der Verein, wo möglich, eine jähr: 
liche Beihülfe von 500 M. erlangen möchte, 

Der Königl. Staatsregierung hat die Petition nicht 
vorgelegen. Diejelbe hat daher Erörterungen über bie 
einichlagenden Verhältniſſe nicht angeftelt. Sie war 
aber der Anficht, daß, fofern fich das Geſuch bei weiterer 
Erörterung als zur Berüdfihtigung geeignet darftellen 
würde, eine Unterſtützung auch aus anderen Mitteln vors 
läufig bewilligt werben könne. 

Mit Nüdfiht auf diefe Erllärung der Regierung 
hat die Deputation der Zweiten Kammer beſchloſſen, bie 
Petition ber Regierung zur Kenntnißnahme zu über: 
weijen, und Ihre Deputation beantragt das Gleiche. 


Präfident: Ich frage die Kammer, ob jemand das 
Wort begehrt? — Es ift nicht der all. Ich frage fie: 
„ob fie den eben berichteten Unträgen II 
allenthalben beitritt?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum SFalkenftein: Wir kommen nun zu Kap. 60, Land: 
wirthihaftliche, gewerbliche und Handelsſchulen, jowie 
allgemeine Ausgaben für Landwirthſchaft und Gewerbe. 

Bei diefem Kapitel find namentlich die Pofitionen 
unter Tit. 7 und 10 zu erwähnen. Im übrigen beziehe 
ich mic auf die Erläuterungen. 

In Tit. 7 find 30,000 M. mehr eingeftellt, und 
zwar, wie in ber Gegenftandsfpalte ausgeführt ift unter 
a, b und e, find hier für Landwirthichaftlihe Schulen 
zunächft 84,000 M., für Handelsſchulen 40,000 M. und 
für Beichen-, Fortbildungs- und Fachſchulen nad) Abzug 
der Einnahmen 220,000 M. eingeftellt worden, Es er: 
giebt das in der Vergleihung mit dem vorherigen Budget, 
dab das Poftulat für Handelsſchulen um 10,000 M. und 
das für Leichen, Fortbildungs- und Fachſchulen um 
20,000 M., wie die Erläuterungen fagen, infolge ber 
bervorgetretenen größeren Bebürfnifie, erhöht worben ift. 

In Tit. 10 ift ein Mehrbetrag von 70,000 M. ein- 
geftelt. Bon dieſen 70,000 M. fommen, wie die Er- 
läuterungsfpalte nachweift, 25,000 M. zunächft als Er- 
böhung Hinzu, und 45,000 M. werben zu ausgiebigerer 
Förderung beziehentlih Hebung der Remontezucht, und 
zwar 50,000 M. zum Ankaufe ebler Mutterftuten, 
5000 M. zur billigen Abgabe von Stuten aus ben Re 
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montebepot3 an Züchter, 10,000 M. Erhöhung des Zu— 
ſchuſſes an ben Fohlenaufzuchtverein zur Wufzucht von 
Fohlen und 15,000 M. zu Prämien für Stuten und 
Fohlen vorgejehen. Es find hierüber feiten® der 
Königl. Staatsregierung im ber jenfeitigen Sammer 
und auch bei ber Berathung ber jenfeitigen Sammer 
ausführliche Erklärungen abgegeben worden. Es hat 
diefe Einftelung hauptſächlich auf Wunſch ber Militär: 
verwaltung ftattgefunden, welche bie Maßnahmen für 
nothwendig hält, damit der Memontebebarf mehr als 
bisher aus Sadjjen für militärifhe Zwede gewonnen 
werden könne, namentlich der Bedarf an Urtilleriepferben, 
um namentlich im Mobilmahungsfalle ben Pferbebebarf 
mehr im Lande beichaffen zu können. 

Es ift das eine Pofition, die zwar hier unter bieje 
Bubgetfumme zur Veförderung der Landwirthſchaft mit 
eingeftellt ift, aber eigentlich bie Landwirthſchaft nicht 
berührt, und es ift bereits in ber jenfeitigen Sammer 
angeregt worben, dieſe Pofition von 45,000 M. unter 
einem anderen Titel fünftighin zur Einftellung zu bringen. 

Ihre Deputation beantragt gleichfalls Zuftimmung 
zu biejer Einftellung, und habe ich bezüglich der übrigen 
Titel etwas weiteres nicht zu erwähnen. 

Es würbe ſonach zunächſt bezüglich bes Etats zu 
beantragen fein: 


„bei Kap. 60, Landwirthichaftliche, gewerbliche 
und Handelsſchulen fowie allgemeine Ausgaben 
für Landwirtbichaft und Gewerbe, nad) der Vor— 
lage 1. die Einnahmen mit 12,000 M. zu ge: 
nehmigen, die Ausgaben mit 834,880 M., jedoch 
allenthalben unter Wegfall der Eventualaufrüdung, 
zu bewilligen.” 


Bu diefem Budget kommt noch durch das Königl. 
Dekret Nr. 38, einen zweiten Nachtrag zum Staatähaus: 
baltsetat auf die Etatsperiode 1900/01 betreffend, unter 
Kap. 60 eine Einftellung von tranfitoriich 45,000 M. 
Es find dort unter diefem Kapitel zunächſt 15,000 M. 
gemeinjährig eingeftellt worden als Berechnungsgelb zur 
Bezahlung der Entjchädigungsgelder, bie bei den Maß— 
nahmen zur Vorbereitung eines neuen Gejehentwurfes 
wegen Belämpfung der Zuberkulofe unter dem Rind: 
vieh erforderlich werden. Es Hat dieſe Einftellung ſchon 
im vorigen Budget ftattgefunden; dort ift fie aber nicht 
zur Verwendung gelangt, weil man nad) diefer Richtung 
noch nicht hat vorgehen können, und ed wirb deswegen 
num im biefigen Budget wiederholt. Es ift ſonach eine 
Ausgabe, die bereits bewilligt worben ift. 

Ferner find noch eingeftellt unter Tit. 14 Unter: 
ſtühungen an ſolche bebürftige Pferbebefiter, beren Pferde 
an ber Genidftarre (fog. Bornaifhe Krankheit) um: 
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geftanden ober wegen biefer Krankheit getöbtet worben 
find, bis zur Einführung einer entfprechenben Zwangs— 
verfiherung. Darauf find gemeinjährig 30,000 M. ein: 
geftellt. Es ift das auf Grund wiederholter ftänbifcher 
Unregung gefhehen, und es wirb biefe Poſition fofort 
wegfallen, fobald das noch der Berathung in hiefiger 
Kammer zu unterwerfenbe neu vorgelegte Geſetz bezüg— 
li der Zwangsverſicherung ber Pferbebefiger in Wirt: 
ſamleit tritt. — 

Es iſt vorzuſchlagen: 


„die in Delret Nr. 38, einen zweiten Nachtrag 
zu dem ordentlichen Staatshaushaltsetat auf die 
Finanzperiode 1900/01 betreffend, unter Kap. 60 
eingeftellte Ausgabe tranfitorifh in Höhe von 
45,000 M. zu bewilligen.“ 


Präfident:; Herr Dr. von Wächter! 


Rittergutsbefiter Dr. von Wächter: Ich möchte mir 
erlauben, zu Tit. 7 und 10 das Wort zu ergreifen. 

Es könnte zuerft auffallen, daß für Landwirthichafts- 
ihulen in dem Budget feine höhere Einftellung neuer- 
dings gemacht worben ift, als in bem letztverabſchiedeten 
Budget, währenddem doch die Handels- und die Gewerbe: 
ſchulen befjer botirt worden find und auch bei’ ben Land— 
wirthſchaftsſchulen unbedingt die Bebürfniffe von Jahr 
zu Jahr zunehmen, ba e8 ungemein wichtig ift, ähnlich, 
wie für bie Söhne ber größeren Beſiher durch bie 
Univerfität, auch ebenfo für bie Söhne, aber auch neuer: 
dings für die Töchter der Fleineren Beſitzer durch die 
Landwirthſchaftsſchulen und durch die erft im vorigen 
Jahre zum eriten Male in Sachſen eingerichteten Haus- 
haltungsſchulen die Grundlage für eine grünblichere 
ipeziellere Fachbildung zu ſchaffen. Bon Jahr zu Jahr 
fpigt fih die Landwirthſchaft immer mehr barauf Hin, 
daß Spezialitäten eingerichtet werben müſſen, daß alfe 
einzelne Hülfäquellen ber betreffenden Wirthſchaft immer 
eingehender und gründlicher ausgenützt werben müffen, daß 
manches, was früher einfach im großen Ganzen mitlief und 
mit überjehen wurde, theilmeife jegt umter Umſtänden ein 
wichtiger Faktor ber Wirthichaft werben fann, ber für 
die größeren Bebürfniffe und für die geringeren Ein- 
nahmen als Emolument zu bienen imftande iſt. So 
find neuerdings an ben SLandwirthfchaftsfchulen auch 
immer mehr Fachlehrer nöthig geworden, es ift im 
Königreich Sachen ein immer größerer Werth auf die 
Einführung und Durchführung des Obfibaues dutch Ver: 
breitung richtiger Kenntniffe im Obftbau, durch Inſtruk— 
tionen durch Obſtbauwanderlehrer gefchaffen worben, uünd 
es werben jebenfalld im Laufe biefer Budgetperiode noch 
mehr Anforderungen in dieſer Hinfiht an die Hohe 


726 L.R. 65. Situng, 





am 8. Mai 1900. 





Königl. Staatsregierung fommen. Zu meiner Freude ift 
mir aber mitgetheilt worben, daß biejes Stehenbleiben 
auf der Pofition der Landwirthſchaftsſchulen bloß ein 
anfcheinenbes ift, daß bie Bebürfniffe voll und ganz mit 
bem zu Bewilligenden gededt werben Tönnen, jelbft wenn 
bie Anfprüdhe fich noch fteigern würden, und dab im 
äußerften Nothfalle ja die Vermehrung bes Dispofitions- 
fonds von Tit. 10 um 25,000 M. mit berbeigezogen 
werden könnte. Ich möchte die Königl. Staatsregierung 
erjuchen, doch ja in dieſer Hinficht für die Landwirthichafts: 
ſchulen, für bie Schulen zweiter Klaſſe ebenfo wenig 
fparfam einzutreten, auch künftig bin, wie fie für die 
Schule erfter Klaſſe, für die Univerfität Leipzig, ſparſam 
einzutreten gewillt und gejonnen ift, und ich möchte 
namentlich darauf hinweiſen, daß eine ungeheure Wichtig- 
keit in der Heranbildung ber Söhne und Töchter ber 
Heineren Landwirthe gerabe zur fpezielleren Ausnützung 
ber einzelnen Wirthſchaftszweige befteht. 


Präfident: Herr Kammerherr Sahrer von Sahr auf 
Dahlen! 


Kammerherr Sahrer von Sahr-Dahlen: Ich möchte 
bei dieſer Gelegenheit bezüglich der Dahlener Landwirth— 
ſchaftlichen Haushaltungsſchule ausſprechen, daß alle die— 
jenigen, welche dieſe überaus ſegensſsreiche und von vor= 
züglichen Lehrerinnen geleitete Anftalt begründet haben, 
bie größte Anerkennung verdienen, und daß der Königl. 
Staatöregierung der wärmfte Dank für bie wohlwollende, 
thatträftige Unterftüpung gebührt, welche fie diefer Land: 
wirthſchaftlichen Haushaltungsſchule hat angebeihen Iafien. 


Präfident: Der Herr Berichterftatter ! 


Berichterftatter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Fallenftein: Bei diefem Kapitel find noch eine Beti- 
tion und dann verjchiedene Anträge, die in der Bweiten 
Kammer geftellt worben find, zu erledigen. Es liegt zu— 
nächſt eine Petition des Landwirthichaftlichen Vereins zu 
Hermannsbab bei Lauſigk und Genofjen vor, welche 
bitten, daß im Staatöhaushaltsetat für das Jahr 1900 
und folgende eine angemefjene Summe zur Förderung 
bes Obftbaues ald Zweig der Landwirthihaft im König— 
reihe Sachſen eingeftellt werde. Die Zweite Sammer 
bat beichloffen, die Petition auf fich beruhen zu laſſen. 
Es wird vorgeichlagen, da Sie dem beitreten, aus dem 
einfachen Grunde, weil ber Obftbau bereits mit bei der 
Dispofitionsfumme der Landwirthichaft, über welche 
Summe wir vorhin gejprocdhen haben, aljo unter Tit. 10 
mit betroffen wird und für den Obftbau die nöthigen 
Maßnahmen oder die Beiträge zur Förderung des Obſt— 
baues jeitens der Königl. Staatsregierung gewährt werben. 


Es haben jferneräder Herr Abg. Bößneck und Genoffen 
vorgeichlagen: 
„bie Königl. Staatsregierung zu erjuchen, zum 
Stubium ber auf ber biesjährigen Weltaus- 
ftellung in Paris dargeftellten Fortichritte auf 
induſtriellem und Iandwirthichaftlichem Gebiete 
Landmwirthen, Handwerkern, gewerblichen unb 
landwirthichaftlichen Lehrern und Beamten, ſo⸗ 
wie kunſtgewerblichen Arbeitern Beihülfen zu 
ben Reifeloften für den Beſuch der Ausftellung 
zu gewähren,“ 
und bie jenfeitige Kammer hat dem Antrage zugeftimmt. 
Die Königl. Staatsregierung hat Hierzu erflärt, daß zwar 
ein bejonberer Fonds nicht vorhanden wäre, daß man 
fi) aber im Nothfalle an die im Etat eingeftellten Dis: 
pofitionsfummen halten könne und Hat im allgemeinen 
eine zuftimmende Haltung zu biefem Vorſchlage eins 
gehalten. Zwar hat fie bei der Verhandlung in ber 
Zweiten Kammer darauf aufmerkſam machen zu müſſen 
geglaubt, daß es, wenn es ſich darum Handle, kunft- 
gewerblichen Urbeitern eine Beihülfe zw einer folchen 
Reife zu geben, ziemlich ſchwierig fein würbe, bie be- 
treffende Auswahl zu treffen. Indeß ift zu bedenfen, 
daß es wohl ſchon der zeitherigen Praris entfpricht, daß 
die Regierung bei Ausftellungen fchon Unterftügungen 
gewährt für Beamte und Perfonen, welche in bem bes 
treffenden Gebiete thätig find, und daß ſonach im dieſer 
Richtung auch bezüglich der Ausſtellung in Paris eine 
neue Maßregel nicht getroffen werben würde. Es wird 
wohl der Regierung möglich werben, bier eine paſſende 
Auswahl zu finden, und Ihre Deputation beantragt, dem 
Beſchluſſe der Zweiten Kammer beizutreten. 
Ferner haben bie Herren Abgg. Hähnel und Genofjen 
einen Antrag eingebracht, der folgendermaßen lautet: 
„bie Königl. Staatsregierung zu ermächtigen, 
bem bereits mit zwei Millionen Mark dotirten 
Fonds zur Gewährung von Darlehen an lanb- 
wirthſchaftliche und gewerbliche Genoſſenſchaften 
weitere drei Millionen Mark zuzuführen mit ber 
Mafgabe, daß zwei Fünftheile diefer Summe 
für gewerbliche Zwede zu verwenden find”. 


Es ift darauf Bezug zu nehmen, daß in ber legten 
Seffion die Regierung ermächtigt worben ift, auf ben 
Antrag der Herren Abgg. Dr. Mehnert und Genofjen zwei 
Millionen M. zur Gewährung von Darlehen an land» 
wirthichaftliche und gewerbliche Genoſſenſchaften zu ver 
wenden, und baß fonach jet beantragt wird, dieſen 
Beihluß auf weitere drei Millionen ausjubehnen. Nach 
eingezogenen Informationen ift hierzu zu bemerlen, daß 
von ben bewilligten zwei Millionen 1,500,000 M. an 
landwirthichaftliche Genofjenfchaften gewährt worden find, 
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daß fich inbefjen gewerbliche Genoſſenſchaften, welche der: 
artige Darlehen wünſchen und beanjpruchen, nicht ge— 
funden haben, und bie für gewerbliche Genoſſenſchaften 
feinerzeit beftimmten 500,000 M. haben z. 8. noch feine 
Verwendung gefunden. Es ift auf ber anberen Seite 
feftäuftellen, daß von Seiten ber lanbwirthichaftlichen 
Genofienihaften immer noch eine lebhafte Nachfrage oder 
ein lebhaftes DBegehr der Gewährung ſolcher Darlehen 
fi geltend macht, und mit Rüdficht darauf ift von ber 
Bweiten Kammer diefer Untrag des Herrn Abg. Hähnel und 
Genofjen angenommen worden, und auch Ihre Depu: 
tation jchlägt Ihnen vor, diefem Antrage in diefer Form 
zuzuftimmen. Es ift zu berüdfichtigen, daß bies bie 
einzige birefte Unterftügung ift, die die Landwirthſchaft 
in ihrer ſchwierigen Lage von Seiten ber Regierung bis 
jegt erhalten Hat, ich fage, direfte Unterftügung; bie 
übrige Thätigkeit, die die Regierung zur Förderung ber 
Landwirthſchaft entfaltet, möchte ich als eine indirefte be- 
zeichnen. Sie ift hauptſächlich in ben Etats, über die 
wir bereit3 verhandelt Haben, zum Ausdruck gelangt, 
während hier direft an die Landwirthichaft etwas zu— 
geführt wird, was jetzt auf bem Gebiete bes Genofjen- 
ſchaftaweſens von großem Segen fein wird, denn gerade 
das Genofjenihaftswejen ift ein Gebiet, welches als ein 
Heilmittel für die jchwierige Lage der Landwirthichaft 
von allen Seiten immer Hingeftelt wird, und 
welches zu betreten die Landwirthſchaft offenbar nicht 
gezögert hat, welches vielmehr gerade im landwirth— 
ſchaftlichen Gewerbe zu großer Ausbildung und Blüthe 
gelangt ift. Es fol nun auch wieder ein Theil der 
weiter nach dieſer Richtung zur Verwendung vor: 
geichlagenen brei Millionen für das Gewerbe rejervirt 
werben müffen. Er ift mit Rüdficht auf die Thatfache, 
daß eine wirkliche genoſſenſchaftliche Vereinigung 
innerhalb des Gewerbes bis jetzt noch nicht ſtattgefunden 
hat, etwas reduzirt worden; aber es iſt doch immer noch 
zu boffen, daß ſich namentlich das Kleingewerbe, was 
jest ähnliche ſchwere wirthichaftliche Kämpfe zu führen 
bat, fo weit ermannt, um fich genoſſenſchaftlich zu ver: 
einigen. Zu biefem Antrage des Herrn Abg. Hähnel ift 
nun mit Rüdfiht auf den Umftand, daß der Krebit von 
dem Gewerbe noch nicht in Anſpruch genommen ift, ein 
Zuſatzantrag des Herrn Abg. Rudelt und Genoffen ge- 
ftellt, und auch in ber Zweiten Kammer angenommen 
worben, welcher lautet: 
„Den gewerblichen Genofienihaften gleich 
—* Tee find juriftifche Perfonen des öffentlichen 
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bei folchen Darlehen zu benugen und baburd), daß man 
den Gemeinden derartige Darlehen mit bem Bwede ber 
Unterftügung für bie Gewerbe giebt, die Gemeinden in 
die Lage zu ſetzen, das Gewerbe auch ohne genofien- 
Ihaftlihe Vereinigung unterftügen zu können. Ihre 
Deputation ſchlägt Ihnen vor, diefen Zuſatzantrag ab— 
zulehnen und zwar aus folgenden Gründen, Es hat 
bereitö in der Verhandlung der Zweiten Kammer bie 
Königl. Staatsregierung erhebliche Bedenken gegen diejen 
Antrag erhoben, und aud in ber Sammer jelber haben 
ſich diefe Bedenlen geltend gemacht, und find insbeſondere 
in der Erklärung bes Heren Staatsminifter von Metzſch 
hierzu zum Ausdrud gelangt. Er jagt: 

„Ih ftelle mic, in dieſer Richtung ganz auf ben 
Standpunkt des Herrn Bizepräfidenten Georgi, und 
ich möchte auch nicht für empfehlenswerth — die 
Gemeinden auf dieſes Gebiet —— u drängen 
und ihnen Veranlaſſung zu geben, er Sms. 
nahme von Staatödarlehen gewifje Betriebe, die eigent- 
fih nicht Gemeindefahen find, zu dem ihrigen zu 
machen, beziehentlich in der Weife zu unterftügen, daß 
fie thatſächlich Gemeindebetriebe werben.” 

Zwar Hat ſich die Regierung die Prüfung dieſes 
Antrages, wenn er angenommen werben follte, vor: 
behalten, indeß ift Ihre Deputation der Meinung, daß 
biefe Bedenken fo durchichlagend find, daß es wohl befier 
ift, den Antrag abzulehnen. Es wird daher beantragt, 
den Aufagantrag Rudelt und Genofjen dem Antrage 
bes Abg. Hähnel und Genofien als zweiten Antrag ein: 


zufügen: „Den gewerblichen Genofienfchaften gleich 
i 


u achten find juriftiiche Perſonen bes öffentlichen 
—8* 


abzulehnen. 


BPräfident: Wünfcht noch jemand das Wort zu den 
Unträgen unter IV? — Es ift nicht ber Fall. Ich 
frage die Kammer: 


„ob fie Hierbei allenthalben den Anträgen 
der Deputation beitritt?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Faltenftein: Es kommt Kap. 63a Meteorologisches 
Inftitut. Diejes erfordert auch einen kleinen Mehr- 
bedarf von 1700 M., der durch die Erläuterungen voll- 
ftändig begründet if. In ber jenjeitigen Deputation 
ift jehr erhebliche Klage über den geringen praftifchen 
Werth der Arbeiten biejes Inftitutes geführt worben, 
und Ihre Deputation nimmt feinen Anftand, dieſe 
Klagen auch ihrerfeits zu erhärten und die Hoffnung 
auszufprechen, daß es ber Megierung gelingen möge, zu 
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erreichen, daß bie Thätigfeit bes Meteorologifchen In: 
ftituteß weniger auf die Wiffenfchaftlichkeit der Arbeiten 
als auf den praftifchen Nuten gerichtet wird. Es läßt 
fi überbies hoffen, daß durch die Mafregel, welche bie 
Reihsregierung in Bezug auf bie Wettertelegraphie in 
Ausficht genommen hat, eine befjere Wetterprognofe als 
fie bisher ftattgefunden hat, auch erreicht wird. Es 
wird beantragt: 
„bei Kap. 63a, Meteorologifches Imftitut, nad 
ber Vorlage die Einnahmen mit 1950 M. zu 
enehmigen, die Wusgaben mit 47,500 M. 
darunter 500 M. tranfitoriih) jedoch allent- 
halben unter Wegfall der Eventualaufrüdung, 
zu bewilligen.“ 
„Tritt die Kammer aud hier bei?* 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenftein: Wir kommen nun zu Kap. 65, Be: 
rihtigung von Wafjerläufen, jowie Wege-, Waller und 
Uferbauunterftügungen. In diefem Kapitel find 600,000 M. 
eingeftellt, und zwar hat eine Erhöhung von 50,000 M. 
ftattgefunden, und foll diefe Erhöhung, wie die Er: 
fäuterung zu Tit. 1 angiebt, bahin führen, daß bie Unter: 
ftägungen für Wafler- und Uferbauten, die bei ben 
früher eingeftellten Summen von 550,000 M. 50,000 M. 
bildeten, noch um diefe 50,000 M. erhöht werben, und 
es ift biefe Forderung feiten® der Regierung in ber Er: 
läuterung auch begründet. Die Einftellung von 500,000 M. 
für Wegebauunterftügungen ift im vorigen Landtage erft 
auf diejen Betrag feftgeftellt worden. Es hatte bie Re— 
gierung damals nur 400,000 M. eingeftellt, aber auf 
ſtändiſchen Beſchluß ift im vorigen Etat die eingeftellte 
Summe um 100,000 M. erhöht worben, unb bieje 
500,000 M. follen nun aud nad dem biesjährigen 
Budget zu Wegebauunterftüäpung vorgefehen werben. 
Hier zu diefem Kapitel liegen verſchiedene Petitionen 
vor; zunächſt die Petition der Gemeinden Halbenborf, 
Geißlitz und Genofjen, ferner die Petition der Gemeinden 
bes Weißeritzthales, Uebernahme der TFlußregulirung 
auf die Staatsfafje betreffend, und endlich liegt noch ein 
Beihluß der Zweiten Sammer vor, bie auf Antrag 
einiger ihrer Mitglieder beichlofien Hat, die Königl. 
Staatsregierung zu erſuchen, bie Erhöhung ber bei 
Kap. 65 für Wegebauunterftügung im nächſten Etat 
einzuftellenden Summen auf 800,000 M. zu erwägen 
und die hohe Erfte Kammer zum Beitritte zu dieſem 
Beſchluſſe einzuladen. 

Was die Petition ber Gemeinden Halbenborf, Geiß— 
fig und Genoffen anlangt, fo betrifft diefe Petition die 


Regulirung ber Spreenieberung, bie infolge wieberholter 
Ueberfhwenmungen, die dort feit verfchiedenen Jahren 
immer wieberfehren, nothwendig geworben ift. Es wird 
hier bemerkt, daß nicht nur im Jahre 1898 die großen 
Schäden angerichtet worden find, fondern daß auch im 
vorigen Jahre die Spreenieberung nicht weniger als 
fünf Mal überſchwemmt worben ift. Bei ben Verband: 
lungen hierüber in der jenfeitigen Deputation hat bie 
Königl. Staatsregierung erflärt, daß fie bereits in Er: 
wägung gezogen hätte, Hier Hülfreich einzugreifen, daß 
fie indeffen bei den Gemeinden, bie bier befonders in 
Trage fümen, feine Unterftügung gefunden hätte, bie ſich 
namentlich) geweigert hätten, jelbft zu biefen Vorkehrungen 
das Nöthige beizutragen. Indeſſen läßt fi) alſo bie 
Nothwendigkeit, Hier einmal gründlich burdhzugreifen, 
nicht leugnen; es entjpricht auch dem Gebrauche und 
dem Herfommen, daß bie Königl. Staatsregierung bei 
ſolchen Flußregulirungen und Wafferregulirungen ein: 
greift und Beihülfe gewährt, fo daß die jenfeitige Kammer 
beichlofien hat, diefe Petition der Königl. Staatsregierung 
zur Kenntnißnahme zu überweifen. Ihre Deputation 
tritt dem bei unb beantragt basjelbe. 

Ferner liegt eine Petition der Gemeinden bes 
Weißeriggebietes vor. Dieje Petition ift fämmtlichen 
Kammermitgliedern zugegangen, fie ift fehr ausführlich 
begründet und gipfelt in dem Antrage, daß bie Koften, 
welche bie betreffenden Gemeinden — es find beren eine 
ganze Anzahl von Tharandt bis nach Ulberndorf — bei 
der Ausführung von Regulirungsarbeiten infolge der 
Ueberfhwemmung vor einigen Jahren gehabt Hätten, 
womöglich ftaatlicherfeit3 übernommen werben möchten, 
ober wenigftens ein erheblicher Beitrag hierzu geleiftet 
würbe. Sie führen an, daß fie nicht nur biejenigen 
Scäben innerhalb ihrer Fluren ausgebefjert hätten, die bie 
Ueberfhwemmung damals an ben Flußufern gemacht 
hätten, fondern daß fie auch auf Anregung ber Behörben 
und, wie fie felbft anerkennen müßten, auf Grund ber 
Auffaffung, die fie von der Sache gewonnen hätten, 
alſo nach der eigenen Ueberzeugung wirkliche Regulirungs: 
arbeiten, die bei den Unterftügungen, welche ftaatlicher- 
feit8 damals gewährt worden find, nicht mit berüd- 
fihtigt worden find, vorgenommen hätten, und zwar be: 
rechnen fie den Aufwand, den bie Gemeinden bafür be: 
fonders gehabt Hätten, auf insgejammt 1,965,783 M. 
E3 wären das ſonach, wie fle behaupten, durchweg 
Arbeiten, melde bloß burch wirkliche Regulirung, bie 
doch ber Allgemeinheit zu gute fümen, erwachſen wären 
und für welche damals feine Unterftügung feitens bes 
Staates erfolgt wäre. Es liegt ber Petition ein aus: 
führfiches Verzeichniß der Koften für alle Arbeiten bei, 


1.8. 65. Situng, am 8. Mai 1900. 


729 





und es find nicht nur diejenigen berüdfichtigt unter a, 
welche auf die Wiederinftandjegung, alſo nach Herftellung 
bes früheren Zuftandes gerichtet waren, unter b, welche 
auf Flußregulirungsarbeiten fich bezögen, und hiernach 
ift alfo diefe Berechnung aufgeftellt. Bei Gelegenheit 
der Berathung über dieje Petitionen in ber jenfeitigen 
Deputation hat Se. Excellenz der Herr Staatsminifter 
von Megih darauf Hingewiejen, daß überhaupt bie 
Frage der allfeitigen Erwägung bebürfe, daß die Re— 
gulirung von Flußläufen, bei denen Ueberfjhwenmungs- 
gefahren zu befürchten jeien, eine Angelegenheit ei, bie 
ftaatlicherjeitö befondere Berüdfichtigung verbiene. Aller: 
dings könne eine derartige Sache, auch wenn der Staat 
nur in dieſer Richtung unterftügend eingreifen wollte, 
nit aus dem Budget, wie es jebt für ſolche Zwecke 
geitaltet ſei, befriedigt werben, fondern es müßten nad): 
her umfänglichere Mittel, das außerordentliche Budget 
womöglich, mit zur Dispofition geftellt werben, da biefe 
Urbeiten im Interefje der Allgemeinheit und im Sinne 
ber Abwendung von größeren Kataftrophen von Nöthen 
wären. Es bat dann auf Grund ber infolge biejer 
Anregung erfolgten Verhandlung die Deputation die 
Unträge vorgeichlagen, welche auch von Seiten ber 
Zweiten Kammer angenommen worben find unb welde 
unter 3) Ihnen bier gleichfalls zur Annahme empfohlen 
werden: 

„Die Königl. Staatsregierung zu erfuchen: 

a) Erörterungen darüber anzuftellen, inwieweit 
eine ſyſtematiſche und allgemeine Regulirung ber 
ber Hochwaſſergefahr bejonders ausgejegten Fluß⸗ 
läufe angezeigt erfcheint, 

b) für ben Fall, daß dieſe Erörterungen die Noth- 
wendigfeit eines ftaatlihen Eingreifens ergeben, 
an einen ber nächſten Landtage eine Vorlage ge- 
langen zu laſſen, welche die Aufbringung ber 
für eine folhe Regulirung erforderlichen Mittel 
durch bie Intereffenten, durch die Gemeinden be- 
ziehentlich Bezirke und durch den Staat geſetz— 
lich regelt.” 


Es iſt jedenfalls bie Sache eine fehr wichtige An— 
gelegenheit, und wenn e8 zu erreichen wäre, daß durch viel: 
leicht auf eine längere Zeit hinaus berechnete Dispofitionen 
eine Regulirung derartiger gefährlicher Flußläufe ftatt- 
finden könnte, jo würbe bas jedenfalls vom ben ſegens— 
reichften Folgen fein. Deswegen hat Ihre Deputation 
auch keinen Anſtand genommen, dieſen Beſchlüſſen bei: 
zuftimmen und fie Ihnen gleichfalls zur Annahme zu 
empfehlen. Sie find alfo bei ber Verhandlung ber Pe— 
tition der Gemeinden aus bem’ Weiherigthale gewiſſer⸗ 
maßen eingejhoben worben, und es erübrigt fich noch, 
Ihnen vorzufclagen, was auf dieſe Petition gejchehen 


joll. Ueber diefe Petition der Gemeinden des Weißerik- 
thales Hat die Zweite Kammer beſchloſſen: 
„die Betition der Gemeinden bes Weißeritzthales, 
die Uebernahme der Flußregulirungsloſten auf 
die Staatskaſſe betreffend, der Königl. Staats: 
regierung zur Kenntnißnahme zu empfehlen.” 

Ihre Deputation Hat zur Vermeidung von Miß- 
verftändniffen — denn biefe Rüdficht liegt der Abände- 
rung dieſes Antrages zu Grunde — beichlofien, Ihnen 
vorzufchlagen: 

„bie Betition der Gemeinden des Weißeritzthales, 
die Uebernahme ber Flußregulirungskoſten auf 
die Staatslaffe betreffend, infoweit fie einen 
Beitrag aus Staatsmitteln zu dem Regulirungs: 
foften erftrebt, der Königl. Staatsregierung zur 
Kenntnißnabme zu überweifen, im übrigen aber 
auf fich beruhen zu laſſen.“ 

Es ift Hier hervorgehoben, daß es fich lediglich um 
einen Beitrag handelt, während die Wortfaffung des 
Beichluffes der Bweiten Kammer, wo es einfach heißt: 
die Petition, die Uebernahme ber Flußregulirungskoſten 
auf die Staatskaſſe betreffend, ber Königl. Staatsregie- 
rung zur Kenntnißnahme zu empfehlen, aud die Aus— 
legung finden könnte, daß ſogar die vollftändige Ueber— 
nahme biejer Flußregulirungstoften auf die Staatskaſſe 
in Frage kommen konnte. Nun, foweit fonnte man doch 
nicht gehen, und deshalb ift biefe Abänderung Ihnen vor- 
geichlagen. 

Enblid wäre bei biejen Kapiteln noch des Antrages 
zu gebenfen, ben die Zweite Kammer auf Borjchlag 
verfchiebener Herren angenommen hat, nämlich, wie ich 


Ihnen ſchon gejagt habe: 


„bie Königl. Staatsregierung zu erſuchen, bie 
Erhöhung der bei Kap. 65 für Wegebauunter: 
fügung im nächſten Etat einzuftellenden Summe 
auf 800,000 M. zu erwägen.“ 


Ihre Deputation ſchlägt Ihnen vor, dieſem Antrage 
nicht beizutreten, und zwar muß fie ſich da auf die Ber- 
banblungen zunächft beziehen, die bereits im legten Land— 
tage ftattgefunden haben. Auch damals Hatte die Zweite 
Kammer beſchloſſen, einen derartigen Erwägungsantrag, 
wo von der Erhöhung um 300,000 M. ausdrücklich die 
Rebe war, zu ftellen, und Hatte dahingehenden Beſchluß 
gefaßt, die Erfte Kammer ift aber auf die Anträge 
ihrer Deputation eingegangen und war bei bem Vor— 
ſchlage, den Antrag bloß der Regierung zur Kenntniß- 
nahme zu geben, ftehen geblieben, jo daß wieder im 
Bereinigungsverfahren ber Vorjchlag der Erſten Kammer 
Annahme gefunden hat. Es waren namentlich finanzielle 
Bedenken, welche Ihre Deputation bewogen haben, nicht 
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von vornherein das nächftjährige Budget bereits jetzt 
mit dieſem doch nicht unbedeutenden Betrage zu belaften; 
auch diesmal ift dies ber entſcheidende Grund geweſen, 
weshalb wir vorjchlagen, nicht ſoweit zu gehen, wie bie 
Zweite Kammer bejchloffen hat. Ueberdies wäre, nad: 
dem im vorigen Jahre das Bubget eine Echöhung um 
100,000 M. erlangt hat, doch zunächſt nöthig geweſen 
— das wurde in unjerer Deputation befonbers betont —, 
daß bie Regierung erörtert, ob die Bebürfnifje wirklich 
jo hervortreten, daß eine Einftellung von 300,000 M. 
gerechtfertigt ift. Es läßt ſich allerdings nicht leugnen, 
daß bei der jegigen Gefeßgebung über die Wegbaupflicht 
die Wegbaupflichtigen von Jahr zu Jahr immer erhöhte 
Anftrengungen machen müffen und Opfer bringen müflen, 
um die Wege in gehöriger Ordnung zu halten, denn bie 
Entwidelung des Verkehrs hat dahin geführt, daß die 
Wege, aud) die einfachen Kommunifationswege von Jahr 
zu Jahr immer mehr in Anſpruch genommen werben 
während zuweilen Straßenzüge viel weniger belaftet find, 
und daß aud an die Qualität der Herftellung jeßt viel 
größere Anſprüche von der Verwaltung geftellt werben 
als früher. Alſo die Opfer wachſen unbedingt bei der jetzigen 
Berkehrsentwidelung und infolge deſſen ift natürlich die 
Wegebaulaft von Jahr zu Jahr eine drüdendere Laft 
und wird jchwer empfunden, Daß alfo die Unterftüßung 
des Staates überhaupt in fteigender Progreſſion in Aus: 
ficht zu nehmen ift, erfcheint uns im Grunde genommen 
nicht zweifelhaft, aber wir tragen Bedenken, ehe bie 
Regierung dieje Sache weiter erörtert und ein Bedürfniß 
feitgeftellt hat und ehe weiter erörtert ift, ob das Budget 
eine derartige Belaftung vertragen kann, jebt bereits 
weitgehende Anträge zu ftellen. Ich bitte demgemäß zu 
beſchließen. 


Prüſident: Das Wort hat der Herr Kammerherr 
von Schönberg. 


Kammerherr von Schönberg: Meine Herren! Die 
Wegebauunterftügungen dienen dazu, die Verpflichtung 
der Unterhaltung der Kommunifationswege da, wo dieſe 
Berpflihtung zu drüdend empfunden wird, zu erleichtern. 
Ih weiß nur, daß die Vorjchläge für Vertheilung diefer 
Unterftügungen ausgehen von den Gutachten der Amts: 
hauptmannjdaften im Verein mit ben Bezirksausfchüffen. 
Das Königl. Minifterium verwilligt dann auf Grund 
dieſer Borjchläge die Unterftügungsbeträge. Won zwei 
Amtshauptmannſchaften ift es mir befannt, von anderen 
darf ich es nad) Analogie diefer Amtshauptmannfcaften 
zum Theil wenigftens annehmen, baf man bei der Ber: 
theilung biefer Unterftügungen im Prinzip davon aus: 
geht, daß dieſe Unterftügungen nur den Gemeinden zu: 
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zuwenden find, nicht aber ben eremten Grunbftüden. 
Nun ift e8 wohl nicht zu leugnen, daß dieſe Letzteren 
fi ebenfo, wie die Gemeinden in Bezug auf bie Wege: 
baupflicht in einer bedrängten Zage befinden können und 
der Unterftügung bedürfen. Ein Nittergutsbefiger ift, 
weil er ein Rittergut hat, beöwegen pefuniär nicht noth- 
wendig befjer geftellt als eine Landgemeinde. Er hat 
alſo auch benjelben Anjprudh auf Zuwendungen aus 
bem Fond von 500,000 M. Das Königl. Minifterium 
aber fann nicht wiſſen, ob bei den Vorſchlägen für bie 
Vertheilung der Unterftügungen allgemein nad) billigen 
und gleihmäßigen Rückſichten verfahren wird. Sch er- 
faube mir jomit an das Königl. Minifterium bie Bitte 
zu richten, basfelbe möge die Königl. Amtshauptmann- 
ihaften, foweit fie in bem beregten Irrthum befangen 
fein follten, entjprechend belehren. Ich will dazu per: 
fönli bemerken, daß wenn id) in zwei Amtshauptmann- 
haften mit exemten Grundftüden anfäffig bin, ich doch 
nit pro domo ſpreche und perjünlich auf dieſe Unter: 
ftüßung verzichte. 


Präfident; Das Wort hat Se. Ercellenz ber Herr 
Staatsminifter des Innern. 


Staatsminifter vom Mei: Meine Herren! Wenn 
mich mein Gedächtniß nicht ganz verlaffen Hat, fo ift ſchon 
einmal diefe Frage in diefer hohen Sammer oder in ber 
jenfeitigen zur Sprache gefommen, und ich habe damals 
diefelbe Erklärung abgegeben auf die angeregte Frage, die 
ih auch heute zu geben in der Lage bin. An fi 
bejtehen die Grundjäge bezüglich der Bertheilung ber 
Wegebauunterftügungen, daß jowohl dem eremten 
Gütern, als auch den Gemeinden prinzipiell Wegebau: 
unterftüßungen zugeführt werden können, und ich möchte 
glauben, daß es an und für fich nicht erforderlich wäre, 
dem Antrage des Herrn von Schönberg entjprechend noch 
befondere Direftiven hinaus zu geben, wenn bier an 
diefer Stelle ausgeſprochen wird, daß thatſächlich bie 
eremten Güter eben das Recht haben an fich berüd- 
fihtigt zu werben, wie die Gemeinden. Wenn ber Herr 
von Schönberg weiter gejagt hat, das Minifterium könne 
nicht wifjen, ob bei den Behörden, die die Wegebauunter- 
ſtützung vorjchlagen, nad) richtigen und gleichmäßigen 
Grundſätzen verfahren werbe, fo gebe ich das allerdings 
in gewifler Beziehung zu, daß wir nicht ohne weiteres 
darüber ganz unterrichtet fein können. Wber ich habe 
doch zu den Behörden, bie mit dieſen Angelegenheiten 
ſich zu befafjen haben, das gute Zutrauen, daß fie that: 
ſächlich nach den richtigen und gleichmäßigen Grundfägen, 
nad beftem Wiflen und Gewifjen verfahren. 

Präfident: Das Wort hat ber Herr Berichterftatter. 
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Berichterftatter Domderr von Trützichler, Freiherr 
zum Falkenftein: Ich möchte nur meinerfeit3 fonftatiren, 
was aud) ber Herr Kammerherr von Schönberg ſchon 
bemerkt Hat, daß das in anderen Bezirken ganz anders 
gehandhabt wird. Bei uns wird im allgemeinen dahin 
geftrebt, wirklich einen Vergleich zwifchen ber Höhe ber 
Wegebaulaft für die" Einzelnen zu ziehen, und ob nad): 
ber die Unterftühung für die Wegebaulaften auf Eremten 
oder Gemeinden oder Stäbte fällt, das wirb ziemlich 
gleihwerthig behandelt. Es finden zuweilen, z. B. bei 
größeren Kommunen, natürliherweife die Thatjachen 
etwas Berüdfihtigung, daß dieſe Leiftungsfähiger find, 
und infolge deſſen vielleicht die Unterftüßung micht jo 
bedürfen wie Meinere Gemeinden. Uber daß von vorn: 
herein prinzipiell eremte Güter oder Städte ausgejchloffen 
werden, das ijt bei und nicht der Tall. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Oberbürger: 
meifter Dr. Kaeubler. 


Oberbürgermeifter Dr. Kaeubler: Meine hochgeehrten 
Herren! Das hohe Haus wird ſich erinnern, daf vor 
einiger Zeit Petitionen der Steinbrucbefiger Wähle in 
Schöna, Kühne und Genofjen und der Gemeinde Krum— 
hermersdorf auf fich beruhen gelafjen worden find. Hier 
wird bie Petition ber Gemeinden Halbendorf, Geißlitz 
und Genoffinnen ber Königl. Staatsregierung zur 
Kenntnißnahme überwiefen, und doch finde ich einen 
wejentlichen Unterjchieb in dem, was hier von ben 
Petenten erftrebt wird, nicht. Sie bitten um Entſchädi— 
gung für die Wiederinftandjegung bes zerrifjenen Ufers. 
Sie bitten gleichzeitig um Entſchädigung für das, was 
fie Binfichtlich der Flußregulirungen aufgewenbet haben. 
Auch in den Petitionen, die ich vorhin zuerft erwähnt 
babe, war — insbeſondere in ber ber Gemeinde Krumhermers⸗ 
dorf — darauf hingewiejen, daß eine Flußregulirung von 
ber Wafjerbauinfpektion beanfprucht worben und angeordnet 
worden war, e8 folle ber Dorfbach verlegt werden. Wenn 
nun ber heute zur Berathung ftehende Fall nicht wejent- 
lich anders liegt als bei den Petitionen, die ich in ber 
Sitzung am 10. Januar d. I. für unfere vierte Depu— 
tation vorzutragen die Ehre hatte, und hier die Petitionen 
zur Kenntnißnahme überwiefen werben, jo geht mir doch 
einiges Bedenken bei, ob ich dieſem Deputationsvotum 
zuftimmen fol. Ich werbe e8 aber thun; ich werde es 
thun in der Hoffnung, daß die Königl. Staatsregierung, 
gleichwie die Petition der Gemeinden Halbenborf, Geißlitz 
und Genoffinnen heute zur Kenntnißnahme überwiejen 
und mit Wohlwollen behandelt wird, daß — fage ih — 
die Königl. Staatsregierung ihr Wohlmwollen auch noch 
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ben Petitionen Wähles, Kühnes und ber Gemeinde Krum— 
bermersborf wird zu theil werben laſſen. 


Bräfident: Das Wort hat ber Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Domherr bon Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenftein: Wenn ich mich dieſes Borganges, ber 
eben erwähnt worden ift, recht erinnere, fo handelte es 
fih damals um Unterftägungen, die verlangt wurben in= 
folge einer lofalen Ueberſchwemmung. Es war alfo eine 
Unterftügung, bie auf Grund einer eingetretenen Waſſer—⸗ 
falamität verlangt wurde, und Hatte injofern einen ganz 
anderen Charakter als eine derartige Mafnahıne, für 
welche hier Unterftüpung begehrt wird. Es waren Ueber: 
ihwenmungen, die aljo ganz lofal aufgetreten waren, 
und ber Standpunft ber Regierung war ber, daß, wenn 
die Ueberſchwemmungen nicht größere Bezirke getroffen 
hätten, und ſonach die Größe einer allgemeinen Landes: 
falamität erreicht hätten, die Regierung feine Mittel in 
Händen habe, um bafür Unterftügungen zu gewähren. 
Wenn größere Flußregulirungen durch verfchiedene Ort- 
haften nad) diefer Richtung Hin angeorbnet wären, fo 
wäre das etwas ganz anderes, ald wenn in einem Heinen 
Orte eine Heine Regulirung, vielleicht wegen eines ber: 
artigen eingetretenen Wetterunglüdes ftattfindet, unb id) 
fann an und für fich nicht glauben, daß dieſe beiden 
Dinge bier einen Vergleich zulaſſen. 


Bizepräfident dom Zezſchwitz: Herr Kammerherr 
von Schönberg! 


Kammerherr von Schönberg: Nach ber mir zu theil 
gewordenen Replik fcheint es mir, als ob Se. Excellenz 
davon ausgegangen fei, ich hätte den betreffenden Amte- 
hauptmannjchaften einen Mangel an Pflichterfüllung zum 
Vorwurfe machen wollen. Das hat nicht in meiner Ab- 
ficht gelegen. Wber dabei muß ich doch ftehen bleiben, 
daß eine Behörde in der Auffaffung ihrer amtlichen Auf: 
gaben irren kann und daß dies in ber von mir bezeich- 
neten Richtung der Fall ift. Ich kann die betreffenden 
Amtshauptmannfchaften benennen, und wenn die fraglichen 
Irrthümer in der Amtshauptmannjchaft, wo der geehrte 
Herr VBerichterftatter anſäſſig ift, nicht ftattfinden, jo 
ſchließt das nicht aus, daß anderwärts derartige irrthüm— 
liche Auffafjungen vorherrihen. Ich will ſehr wünſchen, 
daß man fi) in der Provinz jo weit mit unferen heutigen 
Berhandlungen beſchäftigt und fich dafürintereffirt, daß bie 
Worte, die ich gefprochen habe, nicht pro nihilo gejprochen 
worden find. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Se. Ercellenz, ber Herr 
Präfident! 
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Präfident Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig: 
Meine hochgeehrten Herren! Ich Hatte urfprünglich nicht 
die Abficht, in die Debatte einzugreifen. Nachdem aber 
mein Freund Schönberg biejes Thema einmal angejchnitten 
hat, will ich ihm doch nicht ganz allein ftehen laſſen. 

Auch ich weiß, daß erfahrungsmäßig in den Amts— 
hauptmannſchaften auf das allervericiedenfte in diefer 
Weiſe verfahren wird. So lange die poftulirten Summen 
geringer waren, habe ich, eingedenk des Wortes ‚minima 
non eurat praetor‘, immer dazu gejchwiegen. Wenn aber 
fo viel höhere Summen bewilligt würden, jo wärde ich doch 
Sr. Ercellenz dem Herrn Minifter dankbar fein, wenn einmal 
beftimmte Grundſätze Hinausgegeben würden, die als 
Anhalt dienen und eine gewiſſe Gleichmäßigleit der Be— 
handlung herbeiführen fünnten. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Herr Domherr von 
Trügjchler, Freiherr zum Fallenſtein! 
(Präfident Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerik 
übernimmt wieder den Vorſitz) 


Berichterftatter Domherr vom Trütichler, Freiherr 
zum Fallenſtein: Die Angelegenheit hat noch injofern 
eine bejonbere Bewandtniß, ala die Vorſchläge, welche 
von Seiten der Amtshauptmannfchaft gemacht werben, ich 
glaube, in allen Bezirken, ber Beſchlußfaſſung der Bezirke: 
ausſchüſſe unterliegen und daß manchmal die Zufammen- 
fegung ber Bezirksausſchüſſe dahin führt, daß derartige 
abweichende, in ber Natur der Sade gar nicht Tiegende 
Beichlüfie gefaßt werden. Ich weiß auch nicht, ob bie 
Königl. Staatsregierung bireften Einfluß darauf nehmen 
fann, dab die Bezirksausſchüſſe eine derartige Stellung 
zu folchen Anträgen aufgeben. Es ift das immer fraglich. 
Es wird ein bischen jehr von der Bufammenjegung dieſer 
Bezirksausihüffe abhängen, infoweit fie ſich dazu Herbei- 
lafien. Indefjen das wäre ſehr wünſchenswerth, wenn 
die Regierung ihrerjeits durch Verfügung an bie Amts— 
hauptmannſchaften befannt gäbe, daß fie gar fein prin- 
zipielles Bedenken hat, die Eremten ober bie Stäbte 
auszufchließen, ſondern daß gerabe die gleiche Behandlung 
der Wegebaupflichtigen ihr angemeſſen jcheine. Denn 
es follen Ungleichheiten in der Behandlung der Wegebau⸗ 
pflichtigen, die beftehen, ausgejchlofien werben. Folglich 
ift das Fundament für alle diefe Anträge die Höhe ber 
Wegebaupflicht. 

BPräfident: Es wünſcht niemand das Wort. — Ih 
ſchließe die Debatte überhaupt über bie ganze Pofition VI 
des Berichtes Nr. 258 und frage bie Kammer: 


„ob fie den bort enthaltenen Anträgen 
allenthalben beiftimmt?” 
Einftimmig. 
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Berichterftatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Falfenftein: Wir haben nun noch Kap. 68 und einen 
Nachtrag in dem Königl. Dekrete Nr. 38 bei Kap. 36a 
zu berüdfichtigen. 

Was Kap. 68 anlangt, jo ift der Budgetaufftellung 
nichts weiter hinzuzufügen. Es ift Hinlänglich durch bie 
Erläuterungen begründet, und ich bitte, 

„bei Rap. 68 nad) der Vorlage bie Einnahmen 
mit 50 M. zu genehmigen und bie Ausgaben 
mit 42,420 M., jedoch allenthalben unter 
Wegfall der Eventualaufrücung, zu bewilligen.“ 

Präfident: 

„Die Kammer tritt wohl aud hier 
fach bei?” 
Einftimmig. 

Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Talkenftein: Enblid bei Kap. 36a ift das neue, 
vom 1. Januar 1901 ins Leben tretende Über: 
verwaltungsgericht etatifirt Es ift diefe Etataufjtellung 
natürlicherweife nur eine vorläufige Schägung, und es 
wird die Praris zeigen, inwieweit dieſe Schägung zutrifft 
ober nicht. Es läßt ſich deswegen bie Aufftellung nad) 
feiner Seite hin beanftanden, und es wird vorgefchlagen: 

„bei Kap. 368 (neu), Oberverwaltungägericht, 
nad) der Borlage die Einnahme mit 1010 M. 


genehmigen, die Ausgabe mit 83,910 M., 
runter 11,000 M. tranfitorifch, zu bemilligen. * 


Präfident: 

„zritt die Kammer aud hier bei?” 

Einftimmig. 

Meine Herren! Wir find am Schluffe der Tages: 
ordnung angelangt. Ic beraume die nächſte Sitzung 
auf morgen, mittag 12 Uhr an unb ſetze auf bie 
Tagesordnung 14 Gegenftänbe: 

1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe 

auf die Eingänge. 

2. Untrag zum mündlichen Berichte der erften 
Deputation über ben mittels bes Königl. Dekrets 
Nr. 32 vorgelegten Entwurf eines Gefepes über 
die Gerichtsfoften. (Drudjahe Nr. 257.) 

. Bericht der dritten Deputation über das Königl. 
Dekret Nr. 1, den Rechenſchaftsbericht vom 
7. November 1899 auf bie Jahre 1896 unb 
1897 betreffend. (Druckſache Nr. 228.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 53 des außerordentlichen 
Staatöhaushaltsetats für 1900/01, die Her- 
ftellung eines Rangirbahnhofes bei Hilbersborf 


ein- 


80 


je 


jer) 


D 
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in Verbindung mit ber Anlegung einer Halte 
ftelle am Küchwalde bei Chemnitz (dritte und 
legte Rate) betreffend. (Druckſache Nr. 261.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 54 bes außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, bie Er- 
bauung eines Betriebselektrizitätswerfes für die 
EChemniger Bahnhofsanlagen (erfte Rate) be- 
treffend. (Druckſache Nr. 262.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über bie Kap. 20 und 21 bes orbent- 
lihen Stantshaushaltsetats für 1900/01, birefte 
Steuern, Zölle und Verbrauchsſteuern, ſowie 
über das Königl. Dekret Nr. 38, einen zweiten 
Nachtrag zu dem ordentlichen Staatshaushalts- 
etat für 1900/01, und zwar zu Kap. 20, direkte 
Steuern, ingleihen über eine zu Kap. 21 ein- 
gegangene Petition betreffend. (Druckſache 
Nr. 239.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über 

1. ben Antrag der Abgg. Steiger, Ente und 
Genoſſen, 

2. die Erklärung bes Königl. Finanzminiſteriums 
zu dem von ber Ständeverſammlung 1897/98 
der Staatöregierung zur Erwägung über: 
wiefenen Antrage der Abgg. Georgi und 
Dr. Mehnert zu Kap. 80 des Staatshaus: 
haltsetats. (Drudjadhe Nr. 263.) 


. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über den bie Erbauung einer Eifen- 
bahn von Siebenbrunn nah Markneufirchen 
betreffenden Theil bes Königl. Dekrets Nr. 24, 
fowie über das Königl. Dekret Nr. 39, mehrere 


Eifenbabnangelegenheiten betreffend. (Druckſache 


Nr. 245.) 


. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 22 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetatd für 1900/01, Umbau 
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und Erweiterung der Sammlungsräume im 
Johanneum ⁊c. betreffend. (Druckſache Nr. 260.) 


. Untrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petition beziehentlich Be— 
ſchwerde bes Gemeinbevorjtandes Zieſch in 
Strohſchütz, Jagbverpachtung betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 243.) 


Antrag zum miünblichen Berichte ber vierten 
Deputation über die Petition bed penfionirten 
Lofomotivführers Neuber in Löbtau und Ge: 
nofien um Penſionserhöhung. (Druckſache 
Nr. 253.) 

Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über bie Petition ber Schirr⸗ 
meifterswittwe Anna Wilhelmine Wolfram in 
Chemnig und Genofien um Erhöhung ber 
Wittwenpenfionen. (Druckſache Nr. 255.) 


Antrag zum mündlichen Berichte ber vierten 
Deputation über bie Petition der Gemeinde: 
räthe zu Hermsdorf mit Braufenftein unb 
Raum, den Anlauf von Areal des Nittergutes 
Hermsdorf feiten bes Forſtfiskus betreffend. 
(Drudjahe Nr. 254.) 

Unzeige der vierten Deputation über eine 
für unzuläffig erflärte Petition. (Drudjadhe 
Nr. 256.) 


Bur Mitvolljiefung des Protokolls lade ih ein — 
die urfprünglich aufgefchriebenen Herren find ſämmtlich 
weg — Se. Erlaucht Herrn Grafen von Schönburg und 
Se. Erellenz den Herrn Staatöminifter von Noftig- 
Wallwitz. 
| Der Herr Brotofollführer ift bereit, bad Protokoll 
zu verlefen. (Verleſung des Prototoll.) 


Dafern eine Bedenken gegen das Protokoll geäußert 
werben, erfläre ich basjelbe für genehmigt und fchließe 
bie öffentliche Sitzung. 


(Schluß der Sigung 2 Uhr 47 Min. nachmittags.) 


11. 


12. 


13. 


14. 


Für die Rebaktion verantwortlid: Der Borftand des Königlichen Stenographiihen Inſtituts 
i. V. Profeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. &. Teubner in Dresben. 


Letzte Abjendung zur Poll: am 19. Mai 1900, 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtags, 
I. Sammer. 
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Dresden, am 9. Mai 


1900. 








Sechsundſechzigſte öffentlihe Sitzung 
der Erſten Kammer 
am 9. Mai 1900, mittags 12 Uhr. 


Inbalt: 

Entjhuldigungen. — Regiftrandenvortrag Nr. 1371—1392. 
— Antrag zum mündlihen Berichte der erften Depu: 
tation über ben mittels des Königl. Delrets Nr. 32 vor: 
gelegten Entwurf eines Gefeges über die Gerichtäfoften. 
— Beriht der dritten Deputation über das Königl. 
Dekret Nr. 1, den Rechenſchaftsbericht vom 7.November 1899 
auf die Jahre 1896 und 1897 betr. — Anträge zu 
ben münblichen Berichten der zweiten Deputation über: 
a) Tit. 53 des auferorbentlihen Staatshaushaltsetats 
für 1900/01, die Herjtellung eines Rangirbahnhofes bei 
Hilbersborf in Berbindung mit ber Anlegung einer 
Halteftelle am Küchwalde bei Chemnig (dritte und letzte 
Rate) betr.; b) Tit. 54 des auferorbentlihen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, die Erbauung eines Be: 
triebseleftrizitätswerfes für die Chemniger Bahnhofs: 
anlagen (erfte Rate) betr.; c) die Kap. 20 und 21 des 
ordentlihen Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, direkte 
Steuern, Zölle und Verbrauchsftenern, fowie über das 
Königl. Dekret Nr. 38, einen zweiten Nachtrag zu dem 
ordentlichen Staatshaushaltsetat für 1900/01 und zwar 
zu Rap. 20, Direkte Steuern, ingleichen über eine zu 
Kap. 21 eingegangene Wetition betr.; d) Kap. 80 bes 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Hochbauverwaltung 
betr.; e) 1. den Antrag der Mbgg. Steiger, Enke und 
Genoſſen, 2. die Erflärung des Königl. Finanzminifteriums 
zu dem von der Ständeverfjammlung 1897/98 der Königl. 
Staatsregierung zur Erwägung überwiejenen Antrage 
ber Abgg. Georgi und Dr. Mehnert zu Kap. 80 bes 
Staatshaushaltsetats; f) den die Erbauung einer Eifen: 
bahn von Siebenbrunn nah Markneulichen betreffenden 
Theil bes Königl. Defrets Nr. 24, fowie über bas Königl. 
LR. (2. Abonnement.) 


Dekret Nr. 39, mehrere Eifenbahnangelegenheiten betr., 
und g) Tit. 22 des außerorbentlihen Staatshaushalts- 
etats für 1900/01, Umbau und Erweiterung der Samm: 
lungsräume im Johanneum x. beir. — Unträge zu 
den mündlichen Berichten der vierten Deputation über: 
a) die Petition beziehentlih Beſchwerde des Gemeinde: 
vorftandes Biefh in Strohſchütz, Jagdverpachtung betr.; 
b) die Petition des penfionirten Lolomotivführers Neuber 
in Löbtau und Genofjen um Penfionserhöhung; e) bie 
Petition der Schirrmeifterswittwe Unna Wilhelmine 
Wolfram in Ehemnig und Genofien um Erhöhung ber 
Wittwenpenfionen, und d) die Petition der Gemeinde— 
räthe zu Hermsdorf mit Braufenjtein und Raum, den 
Ankauf von Areal des Rittergutes Hermsdorf feitens des 
Forftfisfus betr. — Anzeige der vierten Deputation über 
die für unzuläffig erklärte Petition des Zacharias in 
Dresden. — Feitfegung der Zeit und Tagesordnung für 
die nächte Sihung. — Borlefung und Genehmigung bes 
Protokolls über die heutige Situng 


Bräfident: 
Wirk, Geh. Nat, Dr. Graf von Könnerig, Excellenz. 


Am Miniftertifche: 


Die Herren Staatsminifter Dr. Schurig und Dr. 
von Seydewiß, jowie die Herren Geh. Räthe Dr. Diller, 
Dr. Freiherr von Bernewig, Merz, Dr. Wäntig, 
Jahn und Leonharbi. 

Anweſend 36 Kammermitglieder. 


Präfident: Ich eröffne die öffentliche Sitzung. 

Entſchuldigt Haben fi für Heute Herr Domherr 
Dr. fsriderici wegen dringender Gefhäfte, Herr Ober: 
bürgermeifter Dr. Keil aus dem gleichen Grunde, Herr 
Geh. Kommerzienratd Naumann desgleichen. 

Den Vortrag aus ber MRegiftrande giebt Herr 
Sekretär Thiele. : 
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(Nr. 1371.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
eriten Deputation über den wegen Wbänderung der Ne: 
vidirten Stäbteorbnung und der Revidirten Landgemeinde: 
ordnung von der Bweiten Sammer erfolgten Beſchluß. 


(Nr. 1372.) Desgleihen über die zu Defret 29, 
Erpropriationsgejeß betreffend, von der Zweiten Kammer 
gefahten Beſchlüſſe. 

(Nr. 1873.) Antrag zum mündlichen anberweiten 
Berichte der erften Deputation über das Königl. Dekret 
Nr. 22, den Entwurf eines Gejeges zur Ausführung der 
Civilprozeßordnung und der Konkursordnung betr. 


(Nr. 1374.) Untrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über Xit. 1 biß mit 6 und 8 bes 
außerorbentlihen Etats für 1900,01, Juftizbauten und 
hierzu eingegangene Petitionen betr. 

(Nr. 1375.) Desgleichen über Tit. 27 begjelben 
Etats, Errichtung eines Heiz: und Lichtwerles in Dres: 
ben:Reuftabt betr. 

(Nr. 1376.) Deögleihen über it. 77 besfelben 
Etats, Einführung eleftrijher Beleuchtung auf dem oberen 
Bahnhofe in Reichenbach i. V. betr. 

(Nr. 1377.) Desgleihen über Tit. 87 besjelben 
Etats, Erweiterung der Labdeftelle III in Leipzig-Lin— 
benau betr. 


(Nr. 1378.) Dedgleihen über Tit. 88 besjelben 
Etats, Heritellung des Unterbaues für ein brittes und 
viertes Gleis an der Lnie L. H. von Connewitz bis 
Gaſchwitz ıc. betr. 

(Nr. 1379.) Desgleichen über Tit. 102 besfelben 
Etats, die Erweiterung des Hafens in Niefa ıc. betr. 

(Nr. 1380.) Desgleihen über ben wegen en 
der Trgegelder ber Mitglieder der evangelil:futheri dien 
Landesſynode von ber Erjten Kammer bei Kap. 89 ges 
faßten Beſchluß. 

(Nr. 1381.) Bericht ber vierten Deputation über die 
Petition des Rathes der Stadt Zwidau und der Fleischer: 
innung daſelbſt, den Erlaß eines Sondergeſetzes über bie 
Rechtsverhältniffe der öffentlichen Schlachthöfe betr. 


Präfident: Diefe 11 Nummern kommen auf eine 
der nächſten Tagesorbnungen. 


(Nr. 1382.) Protofollertraft der Bweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Dekret Nr. 42, Renten: 
anleihe betr. 

Präfident: An bie zweite Depntation. 


(Nr. 1353.) Deögleichen, betreffend anderweite Schluß- 
berathung über Dekret Nr. 31, die Handels: und Ge: 
werbefammern betr. 

Präfident: Zum VBereinigungsverfahren. 

Nr. 1384.) Desgleichen, betreffend die Wahlen für 
taatsgerichtshof. 

Präfident: Die Ständiſche Schrift iſt auszu—⸗ 

fertigen. 


den 


am 9. Mai 1900. 


(Nr. 1385.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petitionen wegen Beftenerung ber Konfum- und 
Beamtenvereine. 

Präfident: An die vierte Deputation. 


(Nr. 1386.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition beziehentlich Befchwerbe des Stabtverorb» 
Er zu Bittau, die Uuspfarrung ber Ge: 
meinden Alt- und Neuhörnig aus der Parodie Zittau 
betreffend. 

(Nr. 1387.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition Henſelers und Genofjen in Dresden, 
Uenderung des Parochiallaftengefeges betr. 

Präfident: Bei der erften Nr. 1886 haben beide 
Kammern Beruhen bejchlofien, beziehungsweife die Pe- 
tition für unzuläffig erffärt, daher ad acta. Bei Nr. 1387 
biejelbe Refolution. 

(Nr. 1388.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Betitionen der Sächſiſchen Maſchinenfabrik, vorm. 
Rich. Hartmann in Chemnik, und der Handels» und 
Gewerbelammer bajelbft, die fommunale Beiteuerung bes 
fogenannten Agiogewinnes betr. 


PBräfident; An die vierte Deputation zur Ausfertigung 
ber Stänbifchen Schrift. 


(Nr. 1389.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Petition des vormaligen Zandgerichtserpedienten 
Stark in Freiberg, Gewährung einer laufenden Unter: 
ftügung betr. 


Präfident: Zu ben Alten, 


(Nr. 1390.) Desgleichen, betreffend Schlußberatfung 
über die Petition der Gemeinde Wenbdifchfähre, die Be- 
leuchtung ber fisfalischen Carolabrücke betr. 

Präfident: Desgleichen. 


(Nr. 1391.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über bie Petition Anton Büſchel's in Schmiebeberg um 
ru einer anderweiten Beihülfe für Hochwafler- 

äben. 


Präfident: Desgleichen. 


(Nr. 1392.) Desgleichen, betreffend anberweite Schluß: 
berathung über den Untrag Opig-Dr. Schill, die Be 
ftenerung ber Waarenhäufer betr. 

Präfident: Die Zweite Kammer ift dem biesfeitigen 
Beichluffe beigetreten, es ift nunmehr bie Ständiſche 
Schrift anszufertigen. 

Wir gehen über zum zweiten Gegenftande: „Antrag 
zum mündlihen Berichte der erften Deputation 
über den mittelft des Königl. Dekrets Nr. 32 vor— 
gelegten Entwurf eines Gefeges über die Ge: 
richtstoſten.“ (Drudjahe Nr. 257.) 


(Berg. M. I. K. S. 664 ff.u.2. 8b. ©. 1571.) 
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Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine 
Herren! Das Königl. Dekret Nr. 32, über welches ich 
zu berichten bie Ehre habe, lautet: 


(Wird verleſen.) 


Bevor ih zum Berichte felbft übergehe, bitte ich, 
einen geringfügigen Drudfehler auf Seite 6 des Antrages 
freundlichft zu berichtigen und auf ber vorlegten Beile 
ftatt des „S 60” gefälligft „Nr. 60“ an bie Stelle zu 
fegen. Zur Sade felbft erlaube ich mir folgendes zu 
bemerfen: 

Meine hochverehrten Herren! In den vor bie orbent- 
lichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, auf welche die 
Eivilprogegorbnung, die Strafprogeforbmung und bie 
Konkursordnung Anwendung finden, find bie Gebühren 
und Auslagen reichörechtlich geregelt und zwar ſowohl 
bie Gebühren und Auslagen der Gerichte, als diejenigen 
ber Gerichtsvollzieher und Zeugen und Sadjverjtändigen 
durch das Gerichtsfoftengefep vom 18. Juni 1878, bie 
Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 24. Juni 
1878 und die Gebührenordnung für Zeugen und Sad): 
verftändige vom 30. Juni 1878. Unläßlih ber Ein: 
führung bes neuen Rechtszuſtandes hat fi aber eine 
Abänderung biefer drei Gefege vom Jahre 1878 noth: 
wendig gemacht. Das geihah im Jahre 1898. Es 
wurde vom Herrn Reichskanzler auf Grund reichsgeſetz— 
liher Ermächtigung unter dem 20. Mai 1898 dieſe 
Blüthenlefe von Gejegen neu publizirt. Es fehlt nun 
an einer reichörechtlichen Regelung und an dem Erlaſſe 
von Beftimmungen über ſolche Angelegenheiten, auf 
welche ſich das Geſetz über bie Zwangsverſteigerung und bie 
Bwangsverwaltung vom 24. März 1897, die Grundbuch— 
ordnung von bemjelben Tage und das Geſetz über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 
17. Mai 1898 beziehen; ferner fehlt e3 an Beftimmungen 
für die die Strafoollftredung betreffenden Handlungen. 
Wir haben in Sachen bis dahin zwei hierauf bezügliche 
Gefege gehabt, nämlich das Gerichtskoſtengeſetz nebft dem 
zugehörigen Tarife vom 6. November 1890 und zum 
andern das Gejeh, betreffend die Koften der Bmwangs: 
vollftredtung und Bmwangsverwaltung unbeweglicher 
Sahen vom 18. Auguſt 1884. Als das Reichsrecht 
nun neuerdings diefe Materie anderweit regelte, entftand 
die Frage, ob man bieje beiden Landesgeſetze aufrecht 
erhalten wollte, zumal fich ein befonderes Bebürfniß zur 
Abänderung berjelben in ber Praxis nicht herausgeftellt 
hatte. Indeß war man doch der Meinung, daß man 
um eine Mevifion biejer Landesgefege nicht herum— 
fommen könne, da verſchiedene Verhältnifje durch das 
Reichsrecht neu geichaffen worden find, für welde bie 


bisherigen Geſetze nicht überall ausreichende Beftimmungen 
enthalten. Und wenn man einmal zu ber Entichließung 
gekommen war, eine generelle Revifion der Gefehe vor: 
zunehmen, fo war es natürlich auch richtig, die Gelegen- 
heit zu benußen, um Aenderungen in die Geſetze mit 
aufzunehmen, die fi zwar in ber Praris nicht als 
dringend nothwenbig, aber jedenfalls ala wünfchenswerth 
berausgeftellt Hatten. 

Der Weg, welcher ber Regierung hierzu zur Ver: 
fügung ftand, war ein doppelter. Entweder konnte 
diefelbe durch eine Novelle ber Sache beifommen, 
dba8 wäre aber, wie Ge. Excellenz der Herr 
Juftizminifter in der jenfeitigen Kammer ausgeführt 
hat, ein fogenanntes „Flickgeſetz“ geworden, oder aber 
man erließ ein ganz neues Geſetz, und das hatte den 
großen Vorzug, daß es für die Handhabung in ber 
Praxis überfichtlider war und auch Gelegenheit bot, 
Zweifel, welde in Bezug auf die Anwendung der bis- 
berigen Geſetze aufgetaucht waren, zu befeitigen. Im 
Einverftändniffe mit ber jenfeitigen Gefekgebungsdeputa- 
tion und mit der Zweiten Kammer hat auch Ihre erfte 
Deputation dieſen leßteren Weg für ben richtigeren er: 
adjtet; die allgemeinen Grundfäge für das Koſtengeſetz 
vom Jahre 1890 find unter Zuftimmung beider Kammern 
und ſpeziell in dem Berichte der Zweiten Kammer Nr. 155 
vom Jahre 1888 niedergelegt, in welchen beren Gejeh- 
gebungsdeputation fich ganz befonders damit einverftanden 
erflärte, daß wieder zu einem gemijchten Syſteme zurück— 
gegriffen wird, d. h., einem Syſteme, wo die öfonomijche 
Bedeutung des Objektes in gleicher Weije in Würdigung 
gezogen wird, wie die Mühewaltungen, welche bie einzelnen 
Handlungen dem Berichte verurfachen. Ferner find da— 
mals und auc in dem neuen Entwurfe die Gebühren 
theild als Einzelgebühren, theils als Gejammtgebühren 
normirt, es wird in bas freie Ermefjen der Gerichte ae: 
ftellt, innerhalb eines gewiffen Rahmens die Koften: 
jeftjegung zu bewirken beziehentlich eine dem Werihe bes 
Gegenjtandes angepaßte Skala anzuwenden. Diejes da— 
mald anerfannte Prinzip bat man auch jeßt wieder 
aboptirt und dieſen Grundjag in $ 9 des Geſetzes aus: 
geiprodhen, welcher lautet: 

„Eine nur dem Mindeft: und Höchſtbetrage nad) 
beftimmte Gebühr ift im einzelnen Falle nad dem 
Vermögensintereffe der Betheiligten und ber Mühe: 
waltung bed Gerichtes zu bemefjen.” 


Im allgemeinen ift zu den Gebührenfägen und Tarifen 
zu bemerken, daß nur in jeltenen Fällen Erhöhungen 
eingetreten find, während in ben meilten Fällen Er- 
mäßigungen ftattgefunden haben. Die einzelnen Fälle 
find auf Seite 29 des Defretes näher angegeben. Der 
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Gefegentwurf zerfällt im ſechs Abſchnitte, und zwar be— 
handeln die SS 1 bis 2 allgemeine Beftimmungen, bie 
s$ 3 bis 18 Beftimmungen über die freiwillige Gerichts— 
barkeit und das Hinterlegungsweſen, bie 88 19 bis 20 
Strafvollitretung, Haft, Transport, $ 21 die Anwendbar: 
feit reichtgefeglicher Borfchriften, $$ 22 bis 44 bie 
Bwangsvollitredung in das unbewegliche Bermögen, 88 45 
bis 47 Schlufbeftimmungen. Die von mir jet eben 
angeführten Ueberjchriften hat die Zweite Kammer auf 
Vorſchlag ihrer Deputation in das Geſetz aufzunehmen 
vorgeichlagen, und die Bweite Kammer hat unter Zu: 
ftimmung ber Königl. Staatsregierung das aud) gethan 
und wirb dem hohen Hauſe demgemäß empfohlen, dieſe 
Ueberfchriften über die betreffenden Paragraphen zu ſetzen. 

Der Tarif felbft, der ein integrirender Beftandtheil 
bes Geſetzes ift, zerfällt in fieben Gruppen, und zwar 
behandeln die erften Gruppen bis Nr. 30 „allgemeine 
Tarifſätze“, die zweite Gruppe von Nr. 31 bis 54 
„Grundbuchſachen“, die dritte von 55 bis 61 „familien: 
rechtliche Angelegenheiten”, 62 bis 69 „Berfügungen von 
Tobeswegen”, 70 bis 74 „Nachlaß- und Theilungs: 
ſachen“. Dann folgt die ſechſte Gruppe, SS 75 bis 96, 
„Regifterfachen, Hanbelsjachen, juriftiihe Perfonen” und 
enblich die fiebente Gruppe, bie fich unter dem Worte 
„Auslagen” zufammenfafjen läßt, unter 97 bis 100. 

Die erfte Deputation hat davon abfehen zu follen 
geglaubt, einen ausführlichen ſchriftlichen Bericht zu 
erftatten, weil einmal ber Gefegentwurf felbft mit ein: 
gehender Motivirung verjehen ift, und ber bazu ger 
hörige Bericht Nr. 242 ber Gejeggebungsbeputation ber 
Zweiten Kammer aud das Nähere hierzu bietet, endlich 
aber die große Kürze ber Zeit, feit welcher überhaupt 
die Deputation in ber Lage war, bie Beſchlüſſe ber 
Zweiten Kammer einer Beurtheilung zu unterziehen, e8 
als ausgeſchloſſen hat erjcheinen lafjen, noch einen be: 
fonders langen jchriftlichen Bericht zu erftatten. 

Was die Anträge felbft anlangt, jo ſtimmen fie im 
allgemeinen mit ben Beichlüffen ber Aweiten Kammer 
überein, nur die im Schlufje des Berichtes ber Zweiten 
Kammer von derjelben der Königl. Staatsregierung er: 
theilte Ermächtigung, zur Erleihterung ber Ueberſicht 
über den Tarif einzelne Worte bei der Belanntmachung 
des Tarife durch fetten Drud Hervorzuheben, ift von 
Ihrer Deputation dem hohen Haufe nicht empfohlen und 
zwar hauptſächlich aus Gründen, bie merfwürdiger Weije 
die Gefehgebungsdeputation der Zweiten Kammer ſelbſt 
gegeben bat. Sie Hat nämlich zunächſt den Wunfch ge: 
äußert, daß durch die Hervorhebung einzelner fett: 
gebrudter Wörter eine leichtere Weberfichtlichkeit über 
ben Geſetzentwurf gejchaffen werben möchte, ähnlich, wie 
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ed bei dem Gejehe über ben Urkundenſtempel geſchehen 
ift. Es hat aber ber Herr Regierungskommiſſar in ber 
jenfeitigen Deputation davor gewarnt und insbejonbere 
darauf Bezug genommen, daß die Befürchtung entfteht, es 
werde aus einem ſolchen durch fetten Drud hervorgehobenen 
Worte leicht der Jrrthum veranlaßt werben, baß man 
gerade dieſem Worte eine bejondere Bedeutung beilege, 
während die übrigen, vielleicht gleichbebeutenden Worte 
in dem Gefegentwurfe nicht die nöthige Beachtung finden. 
Außerdem weife die Praxis darauf Hin, daß faum nad 
dem Gejeß- und Verordnungsblatt bie Richter das Geſetz an: 
zuwenden gewöhnt wären, fondern mehr an ber Hand 
von Geſetzesausgaben und Kommentaren, und es werbe 
den Kommentatoren überlaffen werden müſſen, dieſen 
Wünfhen durch die Herausgabe von leichter überfichtlichen 
und handlicheren Gejegesausgaben nachzulommen. 

Während ſich nun aber die Gefekgebungsbeputation 
ber Zweiten Kammer diejen Bedenken mehr oder weniger 
ebenfalls nicht verichloffen und ihrer urſprünglichen Un: 
regung deshalb keine Folge gegeben hat, hat fie trogbem 
am Schluffe der Königl. Staatsregierung wie ſchon ges 
jagt die Ermächtigung ertheilt, falls dieſelbe es für an- 
gezeigt finden follte, 

„zur Erleichterung der Ueberfiht über den Tarif ein- 
zelne Stichworte durd) fetten Drud hervorzuheben, dies 
ebenfalls bei der Belanntmachung des Zarifentwurfs 
zu thun.“ 

Es empfiehlt aljo Ihnen Ihre erfte Deputation, dieſe 
Ermächtigung nicht zu ertheilen, und fie glaubt aus ben 
ihr von ber Zweiten Kammer felbft dargebotenen Gründen 
erhoffen zu dürfen, daß fich dies zu einem Differenz: 
punkte für das Vereinigungsverfahren wohl nicht ge— 
ftalten wird. Ich bin gern bereit, zu den einzelnen Be: 
ftimmungen auf Anfrage nod Auskünfte zu erteilen, 
und will nur no, indem ich das hohe Haus erjuche, 
den in dem Berichte Nr. 257 vorgelegten Vorſchlägen 
zuzuftimmen, bemerken, daß die hohe zweite Deputation 
auch Gelegenheit gehabt, ihrerjeits zu dem Gejehentwurfe 
Stellung zu nehmen, und daß fie keinerlei Bedenlen 
dagegen erhoben hat. Im Namen ber erften Deputation 
empfehle ich die in dem Berichte Nr. 257 niebergelegten 
Anträge. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort im all: 
gemeinen? — Nicht der Fall. Wünſcht jemand das Wort 
jpeziell? — Auch nicht der Fall. 

Ich frage: 

„Will die Kammer den Eingang bes Berichtes 
Nr. 257 genehmigen?” 
Einftimmig. 


„Den erften Abfchnitt, ben zweiten Abſchnitt, 
den dritten Abjchnitt, den vierten Abſchnitt, 
fünften Abſchnitt und ſechſten Abſchnitt nad 
bem Berichte, Schluß, Eingang, Ueberſchrift 
bes Gefjegentwurfes unverändert nad ber 
Vorlage annehmen?“ 

Einftimmig. 
„Endblih den gefammten Tarif mit ben be: 
fhlojjenen Abänderungen fammt Ueberſchrift 
nad) der Borlage annehmen und die Königl. 
Staatöregierung ermäcdtigen, bei der Be: 
fanntmahung des Tarifentwurfes die durch 
Streihung der Anmerfungen 1 und 4 nad) 
Nr. 60 veränderte Nummerfolge ber dort ver: 
bleibenden Anmerfungen entjpredend zu be: 
richtigen?“ 

Einſtimmig. 

Es iſt dies die Antwort auf ein Königl. Dekret. 
Ich frage die Königl. Staatsregierung, ob fie auf nament: 
liche Abftimmung verzichtet? — Es wird verzichtet. 

Der Gegenftand ift erledigt. 


Es erfolgt nunmehr ber „Bericht ber britten 
Deputation über das König. Dekret Nr. 1, den 
Nehenjhaftsberiht vom 7. November 1899 auf 
die Jahre 1896 und 1897 betreffend.” (Drudjache 
Nr. 228.) 


(Berg. M.IL.R.S.33 ff,2.Bb. S. 940 u. 1570 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Graf von Ner-Zedtlig: 
Das Königl. Dekret lautet: 


(Wird verlefen.) 


Bunädft muß ich mir erlauben, auf einen Beinen 
Drudfehler aufmerkſam zu machen, welcder fi auf 
Seite 43 eingefhlihen hat unter ber Rubrik der Semi- 
nare. Es fteht dort im vorlehten Abjage bie Summe 
von 9492 M. verzeichnet und zwar mit ber Motiz: 
„weniger“. Es ſoll aber umgelehrt: „mehr” heißen. 
Es ift nicht eine Erjparniß, jondern eine Meine Ber: 
mehrung in der Ausgabe hier eingetreten. 

Was nun ben Bericht felbft betrifft, jo ift aud) 
biesmal den Spezialberichten eine fogenannte Einleitung 
vorausgejchidt, weldhe in kurzer zufammengebrängter 
Faflung einen Ueberblid gewährt über die gefammte Ge— 
bahrung und die Veränderungen innerhalb des Staats: 
haushaltsetats in ber Periode 1896/97. Dieſer jo: 


genannte allgemeine Theil zerfällt wiederum, wie bisher 


ftets, in jech® Unterabtheilungen. 
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Nr. I bezieht fich auf bie Ueberſchüſſe und Zuſchüſſe 
bes ordentlichen Staatshaushaltsetats. Was diefen orbent- 
lichen Staatshaushalt betrifft, fo fann man nicht umbin 
anzuerfennen, daß er einen erfreulichen und wohlthuenden 
Eindrud macht. Es ift bei den Einnahmen eine Mehr: 
einnahme zu verzeichnen, und die Ausgaben haben zu: 
gleich rebuzirt werben fünnen. Der Etat der Einnahmen 
und Ausgaben balanzirtmitdber Summevon 162,723,600M., 
die Einnahmen haben dagegen betragen 175,380,933 M. 
74 Pf., infolge deſſen ftellt fich ein Mehr Heraus bei 
der Einnahme von 12,657,333 M. 74 Pf. Die Ausgaben 
haben auch bloß ftatt der etatifirten Summe von 
162,723,600 M. 156,274,325 M. 73 Pf. betragen, fo daß 
eine Erſparniß von 6,449,274 M. 27 Pf. fi heraus: 
ftelt. Unter Berüdfihtigung ber Nefte und Nefervate 
ftellt fi fomit ein rechnungsmäßiger Ueberfhuß von 
18,175,908 M. 19 Pf. Heraus. In Gemäßheit der Ständi- 
ihen Schrift Nr. 54 vom 30. Juli 1876 wirb biefe 
Summe, die ich eben genannt babe, nämlid von 
18,175,908 M. 19 Pf. zur Dedung der Ausgaben bes 
außerordentlichen Staatshaushaltsetats für die Finanz— 
periobe 1900/01 zu dienen haben. Nach Kap. 104 aber 
bes Nechenfchaftsberichtes hat der Antheil Sachſens an 
den Reichäfteuern feinen Matrifularbeitrag um 3,285,694M. 
24 Pf. überftiegen. Diefer Betrag hätte eigentlich den 
18,175,908 M. 19 Pf. Hinzugefügt werben follen, und e8 
hätte fich auf dieſe Weiſe ein Reinertrag von 21,461,602M. 
43 Pf. ergeben. Um diefen Betrag aber wird der Rein- 
ertrag gekürzt werben müffen, weil nad) einem früheren 
Beichluffe diefe Summe dem fogenannten Ertragsüber: 
ſchußfonds zugewiefen worden ift. Es ift nämlich in 
der Periode 1894/95 der Beſchluß gefaßt worden, daß 
ein Ertragsüberfhußfonds gebildet werben joll, um, wenn 
etwa Ausfälle bei den Matritularbeiträgen ben Ueber« 
ihüffen bes Neiches gegenüber fich herausftellen, wenn 
die Matrifularbeiträge die Ueberſchüſſe überfteigen follten 
und daher Sachſen genöthigt fein follte, mehr an das 
Neich herauszuzahlen, als es zu befommen hätte, durch 
diefen Fonds ein Ausgleich möglichft herzuftellen fei. 
Infolge deſſen hat biefer Fonds biefe Summe von 
3,285,694 M. 24 Bf. erfordert. 

Was nun Nr. II, die auferordentlichen Ausgaben 
betrifft, jo verändert fich allerbings Hier das Bild einiger: 
maßen und wir fünnen in Bezug auf diefen Punkt uns 
weniger befriedigt erflären. Bon der Summe von 
73,411,278 M., weldje für außerorbentlihe Bebürfniffe 
beftimmt gewejen ift, find im der vorliegenden FFinanz- 
periode nad) Seite 420 Ueberfiht C Spalte 5 mur 
44,591,694 M. 38 Pf. verausgabt worden. Dagegen 
find fernerweit reſervirt worden 28,740,344 M. 53 Bf. 
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nach berjelben Ueberfiht. Bon ben Rejervaten dagegen 
aus früheren Finanzperioden in Höhe von 33,217,720M. 
90 Bf. find innerhalb der Periode 1896/97 25,572,419 M. 
3 Pf. zur Verwendung gelangt. Am Schluffe der Finanz: 
periobe 1896/97 betrugen die Rejervate 39,715,741,M. 
87 Pf; die Summe der Rejervate ift fomit, da zu An: 
fang ber Periode die Referate 38,217,720 M. 90 Bf, 
am Schluſſe aber 39,715,741 M. 87 Bf. betrugen, "um 
1,498,020 M. 97 Pf. geftiegen. Es ergiebt ſich jomit 
beim auferorbentlichen Staatshaushaltsetat ein rechnungs⸗ 
mäßiger Aufwand von 71,662,134 M. 38 Pf. nad) ber: 
jelben Ueberfiht C. Bon diejer Summe find 70, 164, 113 M. 
41 Pf. wirklich beftrittener Aufwand und 1,498,020 M. 
97 Bf, um welde fih im Laufe der Periode die Reſer— 
vate erhöht haben, dad macht 71,662,134 M. 33 Pf. 
Diefe Gefammtfumme entfällt mit 59,703,300 M. 22 Bf. 
auf Staatseijenbahnen, während nur 10,460,815 M. 19 Pf. 
für andere Staatözwede verwendet worden find. Dies 
ergiebt die Summe von 70,164,113 M. 41 Bf. 

Wenn wir nun zu Nr. III, auf das Nettovermögen des 
Staates an Kafjenbeftänden, Außenftänden und Natural- 
vorräthen fommen, fo ift zumächft zu erwähnen, dab am 
Schluſſe der Finanzperiode 1894,95 das Nettovermögen 
bes Staates 94,157,435 M. 27 Pf. betragen hat, Bon 
diefer Summe find 84,798,231 M. 30 Pf. auf die Finanz- 
haupifafje zu rechnen und auf die Spezialfafjen und 
Betriebtanftalten 9,359,203 M. 97 Pf. Nach der Bi- 
lanz E find im Laufe der Finanzperiode dem mobilen Staats- 
vermögen folgende Werthe zugewachſen: 18,175,908 M. 
19 Bf. rechnungsmäßiger,, Gewinn beim ordentlichen 
Staatshaushaltsetat, wie ſchon erwähnt worden, alsdann 
3,611,734 M. 86 Pf. Mehrbetrag der Einnahmen gegen 
die Ausgaben bei den Verkäufen von nicht zum Domänen: 
gute gehörigen Grundftücden. Unter diefe Summe fällt 
namentlih der Berfauf der Pleipenburg und ber Verkauf 
eines Theils der ehemaligen Militäretablifjements. Ferner 
find zugewadjjen 8,993,640 M. 83 Bf. außerordentliche 
Vermögenszuſchreibung. 

Dieſe Summe beſteht hauptiſächlich darin, daß ein 
Fonds, welcher zur Unterſtützung der Kaſſenbeamten der 
Staatseiſenbahnen gedient hatte, in Höhe von 8,692,750M., 
eingegangen ift. Er ift aufgehoben worden. Außerdem 
will ih als Kuriofum Hinzufügen, daß von ber fran- 
zöfifhen Kriegsentſchädigung eine Feine Summe dem 
Reihe noch zugefloffen ift, nämlic) der Betrag von 
31 M. 67 Pf, wovon Sadjen 2 M. 51 Pf. erhalten 
hat. Endlich kommen 42,945,700 M, Mehrbetrag ber 
Aufnahme von Staats: und Finanzhauptlaffenichulden 
gegen die Tilgung von Finanzhauptlaſſenſchulden. Es 
bezieht fich dies auf die Aufnahme einer Anleihe, wovon 
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vorher noch die Tilgung ber Staats und Finanzhaupt— 
laſſenſchulden abgezogen worben iſt. Sobann ein Be- 
trag von 2921 M. 97 Pf, Nettobetrag des Kurs: 
gewinnes und 4,168,467 M. 72 Pf, Betrag bes neu— 
gegründeten Ueberweifungsfonds. Diefer Betrag ift früher 
ihon erwähnt worden, indem in dieſer Periode bemjelben 
eben die Summe von 3,285,694 M. zugefloffen ift. Es 
war vorher ſchon eine Summe von über 800,000 M. 
darin, fo daß im ganzen jeht ber fonds am Ende ber 
Periode 1896/97 auf die Summe von etwas über vier 
Millionen angewachſen ift. Dies ergiebt im ganzen die 
Summe von 77,898,373 M. 62 Pf, um welde das 
Nettovermögen des Staates größer geworben ift. Davon 
geht aber freilich ab die Summe von 72,544,907 M. 86 Pf., 
und zwar 71,662,134 M. 38 Pf. rehnungsmäßiger Auf: 
wandbeimaußerorbentlichen Staatshaushaltsetat, wie ſchon 
erwähnt ift, und außerdem 882,733 M. 49 Pf. außer: 
ordentlicher Abgang zum Ueberweiſungsſteuerfonds. Diefe 
Summe hatte ich focben erwähnt, die ſtammt nod) aus 
ber Periode 1894,95. Dies ergiebt die Summe von 
71,544,907 M. 86 Pf., jo daß fich hierdurch eine Ber» 
mehrung bes Nettovermögens um 5,353,465 M. 76 Pf. 
herausſtellt. Es ift fomit das Nettovermögen des Staates 
auf 99,510,901 M. 3 Pf. am Ende ber Finanzperiode 
geftiegen. Bon diefer Summe entfallen nach Abzug ber 
Nefervate in Höhe von 45,827,968 M. 63 Pf. auf bie 
Finanzhauptlaffe 88,462,899 M. 4 Pf. und auf die Spezial- 
kaſſen und Betriebsanftalten 11,048,001 M. 99 Pf., zu: 
jammen aljo 99,510,901 M. 3 Bf. 

Unter Nr. IV wird das mobile Staatövermögen 
und das zum mobilen Staatsvermögen gehörige Mobiliar 
und Inventar berührt, Die Beftände an Mobiliar 
und Sinventar haben zu Anfang ber Finanzperiode 
1896,97 einen Werth von 135,243,009 M. dargeftellt, 
am Schluffe derjelben dagegen einen folden von 
145,696, 912 M. Der Zuwachs hat demnach 10,453,903 M. 
betragen. Bon biefer Werthvermehrung entfallen auf 
den Etat ber Ueberſchüſſe 9,835,640 M., auf den Etat 
ber Zuſchüſſe 618,263 M. Der Transportmittelpark der 
Staatseijenbahnen hat wiederum diefen Zuwachs haupt- 
fählih veranlaft, und zwar mit der Summe von 
9,790,682 M. 

Unter Nr. V wird das immobile Staatövermögen 
erörtert. Zu Anfang der Periode 1896/97 hatte das 
immobile Staat3vermögen einen Schätzungswerth von 
1,024,256, 177 M. Dasjelbe war am Schluffe des Jahres 
1897 auf 1,082,380,920 M. geftiegen und hatte ſich 
mithin um 58,124,143 M. vermehrt. Hiervon entfallen 
auf die vier verfchiebenen Klaſſen — es ift in vier ver: 
ſchiedene Klaſſen eingetheilt —: 
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Auf Kaffe I, zur freien Benutzung der 
Krone . . . 
auf Klaſſe II, zur öffentlichen Be: 
nußung und zu gemeinnüßigen 
und allgemeinen Zwecken (ein: 


10,627,621 M, 


ng der Zandesanftalten). 53,272,879 
auf Klaſſe III, zum MWetriebe der 

Staatswirthichaft behufs ber 

Produktion materieller Güter 

oder Dienfte . 982,248,781 = 


und auf Klaſſe IV, zu tZweden des 

Eivildienftes . . . .. 36,231,6639 = 
ſo daß im Ganzen alſo ſich dabei ein Werth ergiebt von 
1,082,380,920 M. Auch in dieſer Periode war ber 
Werthzuwachs hauptſächlich, und zwar mit 41,315,678 M., 
auf die Eiſenbahnen entfallen durch Erweiterung des 
Eiſenbahnnetzes, durch Neubau und Anlauf von Bahn: 
finien und durch Erweiterung bejtehender Anlagen. 

Was nun die Ar. VI, die Staats: und Finanz: 
hauptkaſſenſchulden, betrifft, jo hat der Zuwachs im 
ganzen in 46,075,700 M. bejtanden. Bon biejer 
Summe find abzurechnen 12,169,300 M. Rüdzahlungen 
auf die Einlagen der Landesbrandverficherungstfajie, jo: 
wie bie auferplanmäßig getilgte Anleihe und Aftien- 
ſchulden, ſo daß fi die Summe von 33,906,400 M. 
ergiebt, um welche ſich die Schuldenlaft bed Staates 
innerhalb der Berichtsperiode vermehrt hat. 

Was nun endlich die ftaatlichen Fonds betrifft, jo 
ift e8 wohl geftattet, gleich an dieſer Stelle zu Anfang 
bes Berichtes auf bieje zugulommen, wie bies bei anderen 
früheren Gelegenheiten jchon ber Fall geweſen if. Bon 
ben 31 Fonds, welche von Seiten bes Staates verwaltet 
werben, entfallen 3 auf die Generaldireftion ber Königl. 
Sammlungen für Kunft und Wijlenfhaft, auf bas 
Juftizminifterium 2, auf das Minifterium bes Innern 
10, auf das Finanzminifterium ebenfalls 10, auf das 
Kriegäminifterium 3, auf das Kultusminifterium 2 und 
auf das Minifterium des Auswärtigen 1, in Summa 
31 Fonds, Diefelben repräfentirten zu Unfang ber 
Beriode eine Summe von 19,083,970,52 M., zu Enbe ber 
Periode waren fie zurüdgegangen auf 18,730,524,46 M. 

Auch diesmal ift am Schluſſe der Einleitung eine 
furze Weberfiht über den Gefammtzuftand des Staats: 
haushaltes gegeben worben, und daraus geht hervor, 
daß das Vermögen an Saffenbeftänden, Hußenftänden 


und Naturalvorräthen, deren oben gedacht ift, 
99,510,901,03 M., an Mobiliar und Inventar 
145,69%,912 M,, an immobilem Staatövermögen 


1,082,380,920 M., an ftaatlichen Fonds zu beftimmten 
Bweden 18,730,524,46 M., im ganzen aljo ein Ge— 
fammtvermögen von 1,846,319,257,49 M. betragen hat, 
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während die Staats und Finanzhauptkaſſenſchulden die 
Höhe von 754,164,950 M, erreicht hatten, fo daß ſich hier- 
aus ein reine® Staatövermögen von 592,154,307,49 M. 
ergiebt, und ba biejes Vermögen zu Anfang ber Periode 
552,482,641,79 M. betragen hat, fo ift ein Vermögens: 
zuwachs nachgewiejen von 39,671,665,70 M, Wir find 
nun am Ende bes allgemeinen Theiles angelangt. 


Wir fommen nunmehr zu ben befonderen heilen 
unter B, Spezialüberfihten. I. Etat der Ueberſchüſſe, 
Nupungen bes Staatövermögens und ber Staatsanftalten. 
Bon diefem Abfchnitte war Berichterftatter der Herr 
Kammerherr Major a. D. von Wiedebach. Zunächſt 
Forſten. Dieje können uns in ihren Erträgen nur jehr 
angenehm, wohlthuend berühren, indem biejelben von 
einem Etat von 13,515,430 M. geftiegen waren auf 
einen wirklichen Ertrag von 17,089,323 M. 68 Pf. 
Es hat alfo ein Zuwachs über den Etat von 3,715,597 M. 
4 Pf. ftattgefunden. Weniger erfreulich ift aber das 
Refultat bei dem Domänen: und Intradenwejen, in dem 
bier ein geringerer Ertrag nachgewiejen werben fann. 
Während ber Ueberihuß nad dem Etat 868,800 M. 
betragen joll, fo ift diefer Betrag reduzirt worden auf 
653,447 M. 85 Bf. 


Es haben namentlich die Kalkwerle entſchieden einen 
geringeren Ertrag gegeben, unb es ift Hierbei mit 
Genugthuung von Seiten der Deputation bemerkt worben, 
daß ein Kalkwerk, das Kalkwerk von CErottenborf, ganz 
aufgegeben worben ift, und es ift wohl anzunehmen, 
daß aud) andere nadjfolgen werden, denn in bem Jahre 
1897, aljo in dem lebten Jahre der Periode, haben bie 
Kalkwerke fogar gar feinen Ueberſchuß geliefert. Es 
ift alfo zu befürchten, daß die Ergebnifje immer mehr 
und mehr zurücgehen werben, Leider ift dies auch bei 
den Kammergütern der Fall gewefen, die auch einen 
geringeren Ertrag ergeben haben, ganz bejonbers ift 
dies bei dem Kammergute Döhlen ber Fall gewefen, 
welches unter ungünftigen Verpachtungsverhältniffen ges 
litten hat und wo namentlih auch ber Hüttenrauch 
ihäblihen Einfluß gehabt haben fol. Es ift daraus 
wohl aud ein allgemeiner Rückſchluß auf den Zuſtand 
der Landwirthſchaft im Lande felbft, abgejehen von ben 
Kammergütern, zu machen. 


In Betreff einer unterbliebenen Zahlung von Ab- 
gaben für Kirchen und Schulen an die Stadt Lengefelb 
ift zu erwähnen, daß dieſe Zahlung merfwürbigerweife 
über 30 Jahre lang unterblieben war und von feiner 
Seite eine Bemerkung darüber gemacht worben ift. Eine 
Bahlung von 5000 M. Hat nachträglich gewährt werben 
müfjen. Eigentlich hätte eine Summe von 9941 M. 
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86 Pf. bezahlt werben follen, es iſt aber vergleichsweiſe 
bie Summe von 5000 M. normirt worben. 

Bei den übrigen Poften ber Einnahmen ift nichts 
jpegiell zu erwähnen, jo daß ich wohl darüber fchnell 
hinweggehen darf. Einen jehr trüben Eindruck macht 
natürlich das Rejultat bei den fiskaliſchen Erzbergwerfen 
bei zreiberg, bei denen eine Summe von 4,239,600 M. 
als Zufhuß im Etat vorgefehen war und biefe ift leider 
noch angewadjen auf 5,091,359 M. 14 Pf. Es ftellt 
fih alſo leider heraus, daß bei diefen Werfen immer 
mehr wirb gejpart werden müfjen, und ich meine, immer 
mehr und mehr wird man daran denfen müffen, eines 
biejer Werfe nad) dem andern ganz eingehen zu lafjen. 

Nun kommen wir zu ben Steuern und Abgaben 
unter B, Berichterftatter Herr Rittergutsbefiger von Oppel. 
Die bireften Steuern haben einen Ueberihuß von 
64,109,648 M. 48 Pf. ergeben. Der Etat hatte bloß 
betragen 59,625,450 M., es ift alfo ein Mehrertrag 
von 4,481,381 M. 47 Pf. erzielt worden. Bei ben Böllen 
und Berbrauchsfteuern hat ein Ueberſchuß von 8,845,798 M. 
80 Pf. ftattgefunden, während der Etat 7,244,812 M. 
betragen hat, es ift aljo ein Mehr entitanden von 
1,600,986 M. 80 Pf, alſo aud) hier ift das Erträgniß 
ein durchaus erfreufiches. 

Wir würden nunmehr zum Etat der Zuſchüſſe über: 
gehen unter C, allgemeine Staatsbebürfniffe, Geſammt— 
minifterium nebft Depenbenzen, Departement der Juftiz, 
Berichteritatter Herr Kammerherr Dr. von Frege: Welien. 
Es iſt bei dem einzelnen Sapitelm nichts beſonderes zu 
erwähnen, aljo fann ich wohl weiter gehen. 

Departement des Innern, Berichterftatter Herr Ober: 
bürgermeifter Seil. Der Etat hat betragen 29,408,736 M., 
und bie wirflihe Ausgabe ift auf 28,293,049 M. 11 Pf. 
befchränft geblieben, jo daß eine geringere Ausgabe ftatt- 
gefunden hat um 1,195,686 M. 89 Bf. Faft alle 
einzelnen Pofitionen weien geringere Ausgaben nad, als 
der Etat beträgt. Nur bei einigen find kleine Er- 
höhungen eingetreten. Ich darf daher wohl auf das 
nächfte Minifterium übergehen. 

Departement ber Finanzen. Das Departement ber 
Finanzen etatifirte mit 14,838,806 M., der Aufwand 
hat betragen 14,890,658 M. 23 Bf., aljo ein Mehr ift 
bier entftanden von 51,852 M. 22 Pf. Auch Hier haben 
die meiften Pofitionen eine geringere Summe erwiejen 
als der Etat befagt; mur bei einigen ift eine Erhöhung 
eingetreten, über die ih wohl auch hinweggehen fann. 

Nun kommt das Departement des Kultus und öffent: 
lichen Unterrichts. Der Etat hatte betragen 26,168,160 M., 
der wirkliche Aufwand am Schlufje des Jahres 1899 
war aber geftiegen auf 26,617,669 M. 14 Pf. Demmad 
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war eine Ueberfchreitung von 448,709 M. 14 Pf. entftanden. 
Faft alle einzelnen Bofitionen weiſen eine geringere Aus- 
gabe nad) als der Etat befagt, und nur bei einigen find 
Erhöhungen und Mehrausgaben eingetreten, jo 3.8. bei 
den vorhin von mir erwähnten Seminaren und nod) 
einige Kleinigkeiten bei mehreren anderen Bofitionen. 
Nur bei den Vollsſchulen ift eine bedeutende Mehrausgabe 
eingetreten, und dieſe Mehrausgabe ift auch der Grund, 
weshalb überhaupt bei diefem Minifterium eine nicht 
unerbebliche Ueberſchreitung Hat eintreten müſſen. Es 
hatte in dem vorigen Rechenſchaftsberichte die Deputafion 
fi) erlaubt, darauf Hinzuweilen, daß infolge ber Ab— 
fürzungen bei den Berechnungen über Gymnafien, Seminare 
und Zaubftummenanftalten e8 nicht mehr möglich jei, 
genau bie Etatifirung der einzelnen Anſtalten zu über: 
ſehen, die Ueberfchreitungen oder Erfparniffe nachweiſen 
zu können Infolge deſſen hat das Kultusminifterium 
die Güte gehabt, diesmal in jehr dankenswerther Weiſe 
eine Zufchrift der Deputation zulommen zu laffen, woraus 
biefe Spezialetats der einzelnen Unftalten genau erjehen 
werden können. Infolge defjen hat fich Herausgeftellt, 
daß Ueberfchreitungen nur bei drei Gymnafien, bei Frei— 
berg, Zwidau und Dresden-N., und zwar bei leßterem 
nur in minimalem Betrage, ftattgefunden haben, während 
von ben 20 beftehenden Seminaren bei 8 nur Minber: 
ausgaben ftattgefunden haben, während bei ben übrigen 
mehr oder weniger große Ueberjchreitungen eingetreten 
find. Ich darf wohl auch Hier zum nächſten Gegenftande 
übergehen. 

Departement bes Auswärtigen, Ausgaben zu Reichs: 
zweden, Benfionsetat, Dotationen und Reſervefonds. 
Nittergutsbefiger von Oppel hat hier den Bericht über: 
nommen. Es ift auch hier nichts beſonderes zu er: 
wähnen. In Betreff bes finanziellen Berhäftnifieg Sachſens 
zum Neiche habe ich mir ſchon beim allgemeinen Theile 
erlaubt, das Nöthige zu fagen. Es war ba eben ein 
Heiner Ueberjchuß eingetreten, welcher den Ueberſchußfonds 
überwiefen worben iſt. Endli darf ich wohl auch zu 
der Ueberfiht der Ausgaben und Rejervate des außer: 
orbentlihen Staatshaushaltsetats übergehen. 

E3 ift das Wejentlichfte hiervon auch ſchon erwähnt 
worden. Es bezieht fich biefer Pafjus auf die Reſervate 
von früheren Perioden, und zwar nicht bloß auf die 
legtverflofjene Periode, ſondern auf bie Periode 1894 
und 1895, 1892 und 1893, 1890 unb 1891, 18883 und 
1889, '1886 und 1887, 1884 und 1885 unb 1878 
und 1879, in einer Gefammtjumme von 111,628,198 M. 
90 Bf. Hiervon ift num, wie oben ſchon erwähnt, bie 
Summe von 397,507 M. 87 Bf. zu ben laufenden Aus— 
gaben des außerorbentlichen Budgets verwenbet worben, 
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fo daß bie übrigen Summen noch ala Refervate ver: 
bleiben. Der auferorbentliche Staatshaushalt weift nun 
auch die näheren Summen nad), welde für die ver: 
fchiedenen Departement® verwendet worben find ober 
verwenbet werben jollen, worüber ich wohl auch auf das 
jpezielle jegt nicht einzugehen brauche. 
Wir find nun am Schluffe angelangt. Ich wollte 
mir nur geftatten, den eigentlichen Untrag zu ftellen. 
Alfo die Deputation hat ſich auch dieſes Dial über: 
zeugen können, daß ber Rechenichaftsbericht nur mit ber 
größten Sorgfalt uud Gewifjenhaftigkeit aufgeftellt worben 
ift, und fie iſt fomit zu dem Beſchluſſe gelangt, in Ueber: 
einftimmung mit ber hohen Zweiten Sammer den Antrag 
an die hohe Erfle Kammer zu ftellen: 
„Die hohe Erfte Kammer wolle der Konigl. 
Staatsregierung betreffs der mittel üllerhöchſten 
Dekret? Nr. 1 vom 7. November 1899 abgelegten 
Nechenfchaft über den Staatshaushalt innerhalb 
der Finanzperiode 1896/47 gleichfalls (nt: 
faftung ertheilen.” 
Bräfident: Es wünſcht wohl niemand das Wort zu 
dem Rechenſchaftsberichte? — Es ift nicht der Fall. 
Ich frage die Kammer: 
„ob jie dem foeben berichteten Antrage bei- 
ftimmt?“ 
Einftimmig. 
Ih frage die Königl. Staatsregierung, ob fie eine 
namentliche Abjtimmung wünſcht? 
(Staatsminifter Dr. von Seybewig: Sie verzichtet.) 
Wir gehen über zum vierten Gegenftante: „Antrag 
zum münblichen Berichte ber zweiten Deputation 
über Tit. 53 des außerordentlichen Staatshaus- 
haftsetats für 1900/01, bie Herftellung eines 
Rangirbahnhofes bei Hilbersdorf in Verbindung 
mit der Unlegung einer Halteftelle am Küchwalde 
bei Chemnitz (dritte und legte Rate) betreffend.” 
(Drudjade Ar. 261.) 
(Bergl. M. II.K. S. 33 ff. u.2.Bb.©. 1761.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: In 
Tit. 53 bes außerorbentlihen Etats werben 6,780,000 M. 
poftulir,. In ben Perioden vom Jahre 1892 bis mit 
1899 find Summa Summarum für bie Herftellung eines 
Rangirbahnhofes in Hilbersdorf nebft einer Stations- 
anlage am Küchwalde bei Chemnitz bewilligt worben 
7,780,000 M., und zwar auf Grund des generellen 
Anfchlages hin, welder mit 10,163,000 M. abichlof. 
Nachdem nun der Grunderwerb vollftändig durchgeführt, 
verfchiedene Arbeiten ausgeführt, die Kunftbauten zum 
Theil vollendet und die Errichtung der Hochbauten be: 

IR. (2. Ubonnement.) 
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gonnen worden find, hat es fich ergeben, daß die generelle 
Beranjhlagungsjumme nicht ausreihen wird. Es ift 
neuerdings deshalb ein allgemeiner Anjchlag aufgeftellt 
worben, welcher nunmehr mit 14,557,100 M. abſchließt. 
Somit bleibt nod ein Mehrbebarf von 4,744,100 M. 
gegen früher. 

Ueber den Mehraufwand ift das Nähere in bem 
Erläuterungen auf Seite 29 angegeben. Er jeht ſich 
bauptfählih zufammen aus dem Mehraufwande für 
Örunberwerb, wo 698,850 M. aufzuwendben find, weil 
mehrfach geſchloſſene Gutskomplexe gefauft werden mußten; 
ferner aus dem Mehraufwande für Erd- und Böſchungs— 
arbeiten, 288,900 M., weil der Rangirbahnhof gemäß 
ben erhöhten Anſprüchen auszuführen war; weiter haben 
die Wegübergänge ſowie Ueber: und Unterführungen 
einen Mehraufwand verurfacht, weil drei neue Straßen 
binzutraten, welche überführt werden mußten; weiter 
137,800 M. Mehraufwand, weil die Herftellung bes 
Chemnigthalviaduftes 200,000 M. mehr beanfprudt; 
weiter hat der Oberbau 1,245,400 M. mehr beansprucht, 
weil bie Gleisanlagen wejentlich erweitert werben mußten; 
dazu fommen noch für Bahnhofs- und Halteftellenanlagen 
916,250 M., weil drei größere Dienft und Verwaltungs: 
gebäude für die Zugsabfertigung und als Unterkunft für 
das Bahnperſonal hinzutreten. Es find jomit 6,777,100M. 
außenftehend, Die Summe ift freilich groß, aber ich 
glaube, dem riefigen Güterverfehre wie überhaupt ber 
Bedeutung von Chemnitz gegenüber erfcheint diefe Zahl 
nicht fo ungeheuer, wenn man fie mit kleineren Anlagen, 
für die wir namhaftes jchon bewilligt haben, vergleichen. 
Ihre Deputation empfiehlt ſomit Beitritt zu dem Beichluffe 
ber Zweiten Kammer, welche diejes Poſtulat bewilligt hat. 

Perfönlich möchte ich Hinzufügen, daß alle für Chem- 
nit aufgewendeten Ausgaben nad; meiner Anſicht wohl 
angewenbetes Geld find und wir nichts fparen dürfen, wenn 
e3 gilt, die Blüthe der induftriellen Metropole Sachſens 
zu fördern. Meberhaupt haben wir jett ja bloß bie 
Hinderniffe befeitigt und aus dem Wege geräumt, troß 
deren ſich Chemnitz fo großartig entwidelt hat. 


Präfident: 

„Die Kammer beſchließt demgemäß?* 
Einftimmig. 

5. Gegenftand: „Untrag zum mündlichen Be- 
richte der zweiten Deputation über Tit. 54 bes 
außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01,dbieErbauung eines Betriebseleftrizitäts- 
werfes für die Chemniger Bahnhofsanlagen (erite 
Nate) betreffend.” (Druckſache Nr. 262.) 

(Bergl. M. I.K. S. 33 ff. u.2.8b. ©. 1762.) 
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Berichterftatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
Ich hätte nun Tit. 54 des außerorbentlichen Etats Ihnen 
vorzutragen. 

Hier werben für die Erbauung eines Betriebs: 
eleftrizitätswerfes 800,000 M. poftulirt. Die Zweite 
Kammer bat davon 300,000 M. geſtrichen, fomit 
500,000 M. bewilligt, welche, wie im Schlußantrage 
aufgeführt ift, Ihre Deputation gleichfalls zur Be: 
willigung empfiehlt. 

Es hat die Einführung der eleftrifchen Beleuchtung 
auf dem Bahnhofe Ehemnig mit Rüdficht auf die große 
Bedeutung des dortigen Verkehres nicht mehr länger 
binausgejchoben werben können. Tür einzelne Theile 
bes Bahnhofes wird bereits jeht eleftrifches Licht von 
der ftäbtifchen Anlage genommen. Selbftrebenb ift die 
Stabt nicht in der Lage, die nöthige Elektrizität jo 
billig hHerzuftellen, wie fie der Staat vermuthlich durch 
eine eigene Anlage erzeugen würde, und felbftredend ift 
aud die ftädtifche Cflektrizitätsanlage nicht mit ben 
außerorbentlihen Mafjchinenreferven verjehen, um für 
alle Fälle immer bie nöthige Quantität ftellen zu können. 
Es ift die Erbauung eines Betriebselektrizitätswerkes in 
Chemnig daher in jeder Beziehung wünfchenswerth. 
Die Gefammtloften find mit 2,200,000 M. beziffert. 
Davon fallen 900,000 M. auf das Leitungdneg, von 
welhem nur bemerft werben möchte, daß es 23 km 
Hochſpannung enthält, 1,100,000 M. auf Kraftanlage 
und das übrige auf Berwaltungskoften. 

Die Zweite Kammer hat, wie gejagt, hierfür 
500,000 M. bewilligt. Die Königl. Staatöregierung 
bat fih mit biefem Mbftriche einverftanden erflärt. 
Ihre Deputation empfiehlt Beitritt zu dem Beſchluſſe 
der Zweiten Kammer, fomit bie Bewilligung bes Titels 
mit 500,000 M. 


PBräfibent: 

„Die Kammer tritt wohl aud hier bei?“ 
Einftimmig. 

Es folgt Bunft 6 ber Tagesordnung: „Antrag 
zum mündlichen Berichte ber zweiten Deputation 
über die Kap. 20 und 21 des orbentlihen Staats: 
baushbaltsetats für 1900/01, birefte Steuern, 
Zölle und Verbraudsfteuern, fowie über das 
Königl, Dekret Nr. 38, einen zweiten Nachtrag 
zu dem ordentlihen Staat&haushaltsetat für 
1900/01, und zwar zu Kap.20, direkte Steuern, 
ingleiden über eine zu Rap. 21 eingegangene 
Betition betreffend.” (Druchſache Nr. 239.) 


(Vergl. M.11.8.6.33 ff, 2. Bd. S. 842f.u. 1661 ff.) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath 
a. D. Beutler: Meine hochgeehrten Herren! Ich habe 
bie Ehre, Ihnen über Kap. 20 und 21 des ordentlichen 
Staatshaushaltsetats Bericht zu erftatten. Kap. 20 be: 
trifft das Kapitel ber bireften Steuern. Das Kapitel 
ichließt mit einem erfreulichen Mehrüberſchuſſe ab gegen: 
über bem vorjährigen, einem Mehrüberichuffe, welcher 
fih beziffert auf 4,975,835 M. gemeinjährig. Diefes 
Mehrerträgniß der bireften Steuern refultirt im wefent: 
lihen aus Mehreingängen an Urfundenftempel- und 
Erbihaftsfteuer, an Grundftener und in ber Hauptſache 
Eintommenfteuer. 

In Bezug auf das Mehrerträgniß an Grunbdfteuer, 
welches immerhin gemeinjährig 145,600 M. beträgt, 
habe ich darauf Hinzumeifen, daß ein Theil diefes Mehr: 
erträgniffes, die Hälfte nämlich, an die Gemeinden heraus: 
suzahlen ift, ein Auftand, der vielleicht, ich kann wohl 
fagen, hoffentlich, ferner nicht mehr andauern wird. 
Vielleiht wird vielmehr der Anregung, die auch in 
formeller Weife durch einen Antrag der weiten Sammer 
an die Königl. Staatöregierung ergangen ift, Folge ge: 
geben und werben bie Dotationen mit einem beftimmten 
Betrage firirt, ohne daß bamit nothwendigerweiſe ber 
Bertheilungsmaßftab an die Gemeinden verändert zu 
werden braudt. Denn heranzutreten an eine Wende: 
rung bes Vertheilungsmaßftabes, das würde wohl faum 
jemand empfehlen können, ba befanntlich diefe Frage eine 
fehr umftrittene war. Das Erfreulichfte aber in dieſem 
Kapitel ift das gewaltige Steigen der Einfommenfteuer. 
Die Einftelung diejes Eintommenfteuerbetrages ift aber 
durchaus fachgemäß nad) bisheriger Uebung und jeden: 
falls fo erfolgt, daß auf Erreihung besjelben auch 
wirklich gehofft werben kann. 

Ih kann allenthalben auf die zu dem Kapitel ge: 
gebenen Erläuterungen hinweiſen, aus welchen ſich er: 
giebt, baf bereit? im Jahre 1899 das Sollerträgniß 
der Steuer höher war als das Iſterträgniß, welches 
jest für bie nächſte Etatperiode eingeftellt worben iſt. 
Diefer erhebliche Mehreingang an Steuern, wozu 
übrigens zu ap. 20 noch nad bem Nadhtragsetat 
217500 M. bei Tit. 4 kommen, ftehen natürlich auch 
Mehrausgaben gegenüber. Ich werde mich barauf be- 
ſchränken, nur die wichtigften hervorzuheben. Die eine 
betrifft die Errichtung eines kreisſteuerräthlichen Amtes 
in Chemnik in Zufammenhang mit ber Errichtung einer 
neuen Kreishauptmannſchaft bafelbf. Die Mehr: 
ausgaben finb bei it. 10 poftulirt und fpeziell be— 
gründet. Bei Tit. 12 ſodann find eine Anzahl von Be: 
amteneinftellungen erfolgt, jelbftverftänblih wiederum 
mit dem Steigen ber Gefchäfte bei den einzelnen Steuer: 


einnahmen und bei ben SKreisfteuerräthen zufammen- 
bängend; ich verweije auch Hier auf bie Erläuterung. 
Es ift weiter in Tit. 15 und 19 eine Vermehrung ber 
vermefjungstechnifchen Beamten gefordert und hinreichend 
damit begründet, daß insbefondere die zahlreichen Neubauten 
und Grunpdftüdszertheilungen und die nothiwendige rajche 
Abfertigung biefer Gejchäfte jene Vermehrung erfordern. 
Es ift weiter bezüglich ber Neubauten noch daran zu 
erinnern, daß in Tit. 35 des Kap. 20 eine Erhöhung 
des Boftulates um 90,000 M. und durch den Nachtrags⸗ 
etat um weitere 200,000 M. poftulirt wurden ift. Es 
ift darauf hingewieſen, daß nicht bloß für das kreis— 
fteuerräthlihe Amt in Chemnig geforgt werben muß, 
daß es ein entiprechendes Unterfommen gewinnt, fonbern 
daß, wie ich ſchon bei anderer Gelegenheit zu berichten 
Gelegenheit hatte, auch für den Streisfteuerrath in Dresden 
und bie Bezirksftenereinnahme bafelbft neue Gebäude er- 
richtet werben auf bem Platze inder Annenftraße beziehentlich 
auf dem alten fogenannten Röhrhofsgrundſtücke. Es 
waren urjpränglic nur 90,000 M. mehr gegenüber dem 
Boretat für diefe Bauten gefordert worben, in dem 
Nachtragsetat aber Hat die Königl. Staatsregierung 
darauf hingewieſen, daß es aus NRüdficht auf die baldige 
Verlegung ber Bollabfertigungsftelle bei ber Poft er: 
wünjcht jei, dieſen Bau auf dem NRöhrhofsgrundftüde 
thunlichft zu befchleunigen, und daß infolge beflen von 
dem Gejammtbauaufwande in der nächſten Etatperiobe 
mehr, als urjprünglich eingeftellt war, gebraucht wird; 
man hat infolge deſſen dieſe 200,000 M. nachpoftulirt. 
Ih glaube deshalb Ihnen den Untrag der Deputation 
empfehlen zu können, bahin gehend: 


„Li. die Einnahmen in Tit. 1 bis 6 mit 40,610,300 M. 
nad der Vorlage zu genehmigen und 


2. die Ausgaben nad ber Borlage, jedoch unter 
Streihung des Wortes „Eventuell in ber 
Gegenitandsfpalte bei ben in Tit. 12 ein- 
eftellten 8 Dienern und unter Wegfall ber 
Fonftigen Eventualaufrüdungsfriften und Beträge, 
in ber Höhe von 2,912,240 M., darunter 
90,000 DM. tranfitorifh, zu bemilligen;“ 


„bei Dekret Nr. 38 zu Kap. 20 Tit. 4 die Ein- 
nahmen mit 217,500 M. nad) der Vorlage zu 
Engine und bie Ausgaben in Kap. 20 

it. 35 mit 200,000 M. tranfitorifch nad) ber 
Borlage zu bewilligen;“ 


Ich darf vielleicht, ehe zur Abftimmung gefchritten 
wird, nod daran erinnern, daß heute in ber Zweiten 
Kammer ein Antrag geftellt worben ift, der im gewiſſen 
Sinne mit dem Kap. 20 in Beziehung fteht uud dahin 
ging: 
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„An die Königl. Staatsregierung das Erfuchen 
zu richten, in der Erwägung, daß bie finanzielle 
Lage des Landes gebieterikih die Aufbringung 
erhöhter Mittel aus direkten Siaatafteuern 
erfordert und in ber weiteren Erwägung, daß 
die Aufbringung diefer Mittel auf dem Wege 
bloßer Steuerzufchläge nicht angezeigt erfcheint, 
unter Anhalt an dieſe — in der Druckſache 
Nr. 319 enthaltenen — Wusführungen dem 
nädften Landtage entiprechende Geſehentwürfe 
vorlegen zu wollen;” 


mit furzen Worten ging bie Tendenz biejed Antrages 
dahin: Befeitigung der Horizontale bei der Einkommen— 
ftenerjfala, Steigerung der Progreffion auf 5 Prozent 
bei der Einfommenfteuer, Einführung einer Vermögens 
fteuer unter Weglaſſung des Grundbefiges, Firirung der 
Dotationen nad einem beftimmten Stanbe der Grund- 
ftener; der letzte Punkt ift derfelbe, den ich vorhin bei 
der Grundfteuer erwähnt habe. 

Meine hochverehrten Herren! Ihre Deputation ift 
nicht im der Lage, Ihnen über bdiefe Anträge einen 
Bericht zu erftatien und Sie zur Berathung berfelben 
aufzuforbern.. Es ift bas wohl erflärlih, wenn Sie 
beachten, daß wir erft feit heute erfahren haben, wie bie 
Zweite Kammer ſich dazu geftellt hat, und daß ber ganze 
Untrag erft feit einigen Tagen in den Händen ber 
Kammermitglieder ſich befindet; bei einer jo wichtigen 
tief einjchneidenden Materie darf nicht erwartet werben, 
daß die Kammer fi in wenig Tagen ſchlüſſig macht. 

Ih will noch hinzufügen, daß bei gelegentlicher 
Rückſprache mit unferer Deputation hier und da Bedenken 
gegen einige der Vorfchläge aufgetaucht find, und wenn 
id; meine perjönliche Anſicht noch hinzufügen darf, fo 
geht fie dahin, daß es insbefondere kaum rathfam und 
zuläffig fein bürfte, neben der Steigerung in ber 
Progreſſion von 4 auf 5 Prozent aud noch eine Ber: 
mögensfteuer einzuführen. 


Präfident: Das Wort Hat der Herr Kammerherr 
Sahrer von Sahr: Dahlen. 


Kummerherr Sahrerbon Sahr-Dahlen: Bezüglich der 
von dem Herren Berichterftatter erwähnten Dotation habe 
ih ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß das Kapitel 
„Dotationen“ doch endlich geftrichen werben folle und 
behufs Entſchädigung der Schulgemeinden eine fefte, micht 
mehr anwachſende Summe, beren Höhe ungefähr ber 
gegenwärtig im Etat für die Dotation eingeftellten Summe 
entipricht, in Kap. 96 eingeftellt werben möchte. Dieje 
Summe müßte in gerechter Weife, wohl am beften nad) der 
Anzahl der Schulkinder, vertheiltwerben, Solltebie Dotation 
im nächiten Etat wieber erfcheinen und fo lange fie überhaupt 
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wieber erſcheint, werbe ich aufftehen und jagen: ceterum 
censeo dotationem esse delendam. 

Was nun die von der Zweiten Kammer gemachten 
Steuerreformvorfchläge anlangt, jo ift e8, wie ſchon ber 
Herr Berichterftatter betont hat, ganz unmöglich, baf bie 
Erfte Kammer eine jo wichtige Sache, die erft drei Tage 
vor Schluß des Landtages an fie gelangt, noch erledigt. 
Diejenigen Mitglieder des hohen Haufes, mit denen ich 
über die Borjchläge der Zweiten Kammer geiprocen habe, 
äußerten meift jehr erheblihe und ſehr verſchiedenartige 
Bedenken. Es ift ſonach nicht jehr wahrſcheinlich, daß 
eine Verftändigung mit der weiten Kammer auf ber 
von ihr vorgefchlagenen Bafis erreicht werden wird, und 
jebenfalls ift es wohl beinahe ganz ausgeſchloſſen, daß wir 
bereit3 in der nächſten Finanzperiode über Steuererträge 
aus einer neuen Steuer zu verfügen haben werben. Da 
wir nun wahrjcheinlich erhöhter Steuerbeträge bebürfen 
werben, bleibt für die nächfte Finanzperiode nichts anderes 
übrig als Zuſchläge zur Einfommenftener. Ich erlaube 
mir deshalb nochmal auf den von mir vor einiger Beit 
gemachten Vorſchlag der Befreiung ber unterften acht 
Klafjen von den Zufchlägen zurüdzufommen und bie König! 
Staatsregierung dringend zu bitten, dem nächſten Land— 
tage einen bezüglichen Gejegentwurf vorzulegen. Auch 
wenn in einigen Jahren eine Reform zuftande fommen 
jollte, die dann hoffentlich eine abjchließende fein würbe, 
dürfte diefe Befreiung der unterften Klaſſen nützlich 
wirfen. Denn troß einer ſolchen Reform wird doch mit- 
unter mehr Geld gebraudyt werden. Man wird fid) dann 
leichter zu Zufchlägen entjchließen, man wirb nicht immer 
Abänderungen des Steuerſyſtems vornehmen, und man wird 
nicht fo leicht unprobuftive Ausgaben auf den außerorbent: 
lihen Etat verweilen. Dieſe letztere Mafregel — die 
Berweifung von unprobuftiven Ausgaben auf den außer: 
ordentlichen Etat — möchte aus unſerm Finanzweſen ſchon 
um beöwillen verjchwinden, weil fie zu Vermehrung aller 
Staatsausgaben geradezu animirt. 


Präfident: Das Wort hat der Domberr von Trützſchler, 
Freiherr zum Falkenſtein. 


Domherr von Trüßichler, Freiherr zum Falten: 
ftein: Ich möchte doch einigen Widerjprucd gegen bie- 
jenigen Bemerkungen richten, welche der geehrte Herr 
Vorrebner in dem Eingange feiner Worte in Bezug auf 
die zufünftigen Ausfichten der jet angeregten Anträge 
gemaht Hat. Ich kann durchaus nicht den Eindrud 
theilen, auch nad) Rückſprache mit meinen Herren Kollegen 
in biefer Kammer, daß man jetzt jchon jagen fünnte, 
dab wenig Wahrjcheinlichleit vorhanden wäre, daß auf 
diefer Bafis überhaupt von Seiten der hiefigen Kammer 
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verhandelt werben würde. Dem möchte ich, glaube ich, 
einen entjchiedenen Widerſpruch entgegenjegen, unb zwar 
um fo mehr, als ich meine, baß die Lage eine derartige 
ift, daß man von vornherein feine Bafis unbebingt zurüd: 
weijen jollte, die überhaupt bie Frage einer neuen 
Steuerregulirung zur Grundlage hat. Der Herr Bor: 
rebner bat am Schluſſe namentlich denjenigen Punkt 
betont, der in Zukunft bie wejentliche Aufgabe jein 
wird, nämlich, daß das außerordentliche Budget, worin 
jet eine große Zahl unprobuftiver Bauten aufgenommen 
ift, reduzirt werben möchte. Wenn wir nächft den 
weiteren Ausgaben, die uns für unferen normalen Etat 
bevorftehen, dieſe Ausgabe mit in Rechnung ziehen, jo 
glaube ich, braudt man fein großer Finanzkünſtler zu 
fein, um beftimmt behaupten zu können, daß das ohne 
neue Steuern überhaupt nicht abgeht. Es ift zwar 
richtig, es läßt ſich aud die Frage mit Steuerzufchlägen 
zu ber bejtehenden Einfommenfteuer reguliren, Wber 
id glaube nicht, daß jemand eine dauernde Erhaltung 
ber Zuſchläge für richtig hält. Man kann recht gut zu 
bem Eintommenftenergejege in ber einfachen Nothlage 
zuweilen einen Zuſchlag machen, aber fie al8 dauernde 
Inftitution einzuführen, glaube ich, würde ſowohl von 
Seiten der Regierung, als aud) von Seiten der Stänbe 
ſehr weſentliche Bedenken erfahren. Ich finde alfo, die 
Regulirung neuer Steuern ift eine jo dringende Auf- 
gabe, daß ich die Anficht Habe, daß jebe Bafis, bie 
überhaupt zum Vorjchlage kommt, zu biskutiren fei und 
zu prüfen jei, auf welcher Bafis es möglich fei, über 
ben Mehrbebarf an Steuern eine Vereinbarung zwifchen 
ber Regierung und den Ständen zu treffen. 


(Bravo!) 


Präfident: Herr Kammerherr Sahrer von Sahr- 
Dahlen. 


Sammerheır Sahrer von Sahr-Dahlen: Der Herr 
Borredner hat mich offenbar falich verftanden. Ich habe mid) 
durchaus nicht einer Steuerreform gegenüber völlig ab— 
lehnend verhalten. Dir Herr Vorredner hat offenbar 
mit anderen Kammermitgliedern gejprocdhen, als ih. Die: 
jenigen, mit denen ich gejprochen habe, haben erhebliche 
Bedenken geäußert, und ich habe es deshalb für unwahr- 
ſcheinlich erflärt, daß jobald eine Reform zuftande kommen 
würde. Es ift mir nicht eingefallen, bie Zuſchläge für 
die Dauer vorzufchlagen, jondern ich habe gejagt, daß 
man auch in Zukunſt manchmal ohne Zuſchläge nicht 
ausfommen würde und beshalb bin ich auf meinen Bor: 
ſchlag der Befreiung der unterften Klaſſen von Zufchlägen 
zurüdgelommen. 
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Präfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — 
Königl. Kommiffar Geh. Rath Dr. Diller! 

Königl. Kommiffar Minifterialdireltor Geh. Rath 
Dr. Diller: Meine hochgeehrten Herren! Ich kann ben 
Heußerungen ber beiden Herren Borrebner nur bei- 
ftimmen, welche darauf hinausgehen, daß in Zukunft es 
möglih fein möchte, im Staatöhaushaltsetat die Ein: 
ftellungen im außerorbentlihen Etat ihunlichft zu bes 
ſchränken. Der Regierung ihrerfeits ift es auch feines: 
wegs angenehm, wenn fie unprobuftive Ausgaben in den 
außerordentlichen Etat aufnehmen muß. Wie bie Finanz: 
lage ſich aber in den letzten Jahren geftaltet hat, war 
es gar micht anders möglich, als eine derartige Ein- 
ftellung zu bewirten, die auch gegen die Grunbjäge, bie 
in den fiebziger Jahren zwifchen der Regierung und den 
Ständen in bdieier Beziehung vereinbart worden find, 
nicht verftößt. Sehr richtig ift von Herrn von Trüßjchler 
gejagt worden, daß man ohne neue Steuein zu dem er: 
wünjhten Refultate, diefe Bofitionen des außerordentlichen 
Etats zu bejeirigen, jedenfalls nicht gelangen wird. Ich 
habe heute vormittag die Gelegenheit gehabt, in der 
Bweiten Kammer die Berhandlungen mit anzuhören über 
die dortigen Steneranträge, und auch namens der Ne: 
gierung eine gewifle Erklärung dazu gegeben. Dieje Er: 
tlärung bat natürlich nur darin beftehen können, daß bie 
Regierung ihrerſeits bereit fein würde, zu verfuchen, aber 
auch nur den Verſuch zu machen, auf den Grundlagen, 
die in den Anträgen niebergelegt find, ein Steuerreform: 
geſetz zu bearbeiten unter der Borausjegung, daß ein 
ftändifcher Antrag an bie Negierung gelangt. Meine 
Herren! Die Regierung hat ihrerfeits großen Werth 
darauf zu legen, daß fie auf biefem Gebiete auch mit der 
hohen Erften Kammer in Fühlung bleibt und nicht gegen 
die Anſchauungen der hohen Erften Kammer mit Vor- 
lagen berantritt. Wie die Verhältnifje liegen, fo wird 
nicht zu erwarten fein, daß auf dem gegenwärtigen Land: 
tage noch ein ftändifcher Beſchluß zuftande kommt über 
diefe jedenfalls hochwichtige Frage, welche auch in 
ftändifchen reifen weiterer eingehender Erwägung be- 
darf. 

Geftatten Sie mir zugleich noch zu erwähnen, bafı 
der Antrag der Zweiten Kammer fehr allgemein gefaßt 
ift. Er ift abfichtlic) allgemein gefaßt, damit unter der 
allgemeinen Faſſung es jedermann feicht werbe, dem Be- 
ſchluſſe zuguftimmen und die Kammer thunlichit voll- 
zählig auf den Beſchluß zu vereinigen. Uber, meine 
Herren, es treten nachher jpäter an die Regierung bie 
Schwierigkeiten in Hülle und Fülle heran, und ob das, 
was auf der Grundlage eines ſolchen Antrags von ber 
Regierung bearbeitet wird, dann, wean es vorgelegt wird, 


benjenigen, bie jegt bem Antrage zugeftimmt haben, ge: 
fallen wird, dafür läßt ſich eine Garantie nicht über: 
nehmen Jedenfalls wirb bie Regierung fortgejegt bie 
Steuerreform im Auge behalten, und es kann ihr nur 
erwünſcht fein, wenn zu einer Reform zu gelangen jein 
wird, die Ausficht hat, die Steuerftreitigkeiten wenigftens 
für eine Reihe von Jahren zu beheben. Ich fage ab- 
ſichtlich für eine Reihe von Jahren, denn in ber Steuer: 
frage ift auf lange Beit Hinaus eine vollftändige Be 
friedigung überhaupt nicht zu fchaffen. Ob in der nächſten 
Beit die Möglichkeit, zu dieſem befcheideneren Reſultate 
zu gelangen, gegeben werben wird, vermag ich heute nicht 
zu jagen; ich wollte aber nicht unterlaffen, die Geneigt: 
heit der Regierung zu erflären, fortgejegt dieſe Sache im 
Auge zu behalten. 


Präfident; Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath 
a. D. Beutler: Ih glaube dem Herrn Negierungs: 
fommifjar nicht mißverftanden zu haben, wenn ich an: 
nehme, daß er fagen will, eine Imangriffnahme des 
Geſetzgebungswerles wird erft erfolgen, wenn ein ftän- 
diſcher Antrag hervortritt. Das macht unfere Stellung 
etwas ſchwierig, infofern, weil ich glaube, daß ein großer 
Theil des hohen Hauſes den Wunſch hat, daß die Königl. 
Staatöregierung doch dem nächſten Landtage einen er: 
neuten Gejegentwurf über bie Revifion und Neuregulirung 
ber Steuern vorlegen möchte. 


(Sehr richtig!) 


Ob fie dabei den Intentionen der Zweiten Kammer zu 
folgen gewillt ift, ober ob fie zu einem anderen Wege 
gelangt, ift ihr zu überlafjen; aber ich glaube, die Er: 
wartung bejteht auch bei uns, baf ber Verſuch, ber vor 
zwei Jahren gemacht wurde, erneuert wird, Das hat 
der Herr von Trügjchler mit Recht hervorgehoben; ber 
zweifellos fonft nur verbleibende Ausweg der Steuer: 
zufchläge ift nur ein vorübergehendes Mittel und kaum 
auf zwei beziehentlich drei Finanzperioden möglich. Ich 
halte e8 nicht für ausgeſchloſſen, daß, wenn die Königl. 
Staatsregierung ber Anregung der Zweiten Kammer 
folgt, eine Einigung ber Regierung und ber Stänbe- 
fammern im nächften Landtage erfolgen würbe, und die 
erhobenen Zufchläge nur für eine Finanzperiode noth: 
wendig wären. Deshalb möchte ich glauben, daß man 
unfererjeit aus dem Umſtande, daß wir geichäftlich 
nicht in der Lage find, Stellung zu nehmen zu dem 
Antrage ber Zweiten Kammer, nicht jchließen möchte, 
wir wünſchen, daß bie Regierung nichts thun foll. 
Ih perfönlich möchte den Wunſch Hinzufügen, baß bie 
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Königl. Staatsregierung thatfählih dem nächften Land— 
tage einen Gefegentwurf in diefer Richtung vorlegt. 


Präfident: Herr Domherr von Trügfchler! 


Domberr vom Trützſchler, Freiherr zum Fallenſtein: 
Ih Hatte die Abficht, wenigftens den Gebanfen nad 
basjelbe zu fagen, was jeitens des Herrn Bericht: 
erftatters gejagt worben ift, daß, wenn bie Regierung 
wirklich, ehe fie überhaupt mit weiteren Entjchlüffen auf 
die Anregung, bie jet gegeben worden ift, vorgeht, auf 
ftändifchen Antrag wartet, allerdings heute die Ber: 
handlung und bie ganze Angelegenheit erledigt ift; denn 
der fann nicht mehr zuftande fommen. Es ift einfach 
unmöglich. Aber ich jollte doc meinen, wenn bie Re— 
gierung, im ganzen genommen, in ber Auffaffung über 
die Finanzlage darüber mit uns einig ift, und nur 
zu ihrem Bedauern in der Nothlage die jekigen Dis- 
pofitionen in bem Budget, mit der gerügten Belaftung 
bes außerorbentlichen Budgets, getroffen Hat, wenn fie 
fühlt, daß das eben doch nur- Ausnahmemaßregeln find, 
dann bie unbebingte Verpflichtung hat, ben erften gangs 
baren Weg überhaupt zu verfuchen, um aus dieſen 
Berlegenheiten herauszufommen, 


Präfident: Ercellenz Wirkt. Geh. Rath Meufel! 


Wirkt. Geh. Rath Meuſel: Ich Habe ben Herrn 
Regierungstommifjar jo verftanden, daß er erklärt, wenn 
ein jtändifcher Antrag zujtande kommt, wirb bie Ne: 
gierung fi für verpflichtet erachten, im nächſten Land— 
tage eine entiprechende Vorlage zu machen. Das jchließt 
aber durhaus nicht aus — und ich glaube dies aus 
feinen Worten berausgehört zu haben —, baf die Re— 
gierung, auch wenn ein ftändifcher Antrag nicht zu: 
ftande kommt, darauf Bedacht nehmen wird, fich mit der 
Steuerfrage zu beichäftigen, und wenn es möglid) ift, 
dem nächften Landtage eine entiprechenbe Vorlage zu 
machen, und bazu wird dad Material, was der Antrag 
der Zweiten Kammer bietet, jedenfalls von Vortheil fein. 


Bräfident: Herr Kammerherr Sahrer von Sahr: 
Dahlen! 


Kammerherr Sahrer von Sahr-Dahlen: Ich würde 
denn doch für richtig halten, daß die Königl. Staats: 
regierung fi über die bei der Majorität ber Erften 
Sammer herrſchende Stimmung genau orientirt, ehe fie 
einen folchen Geſetzentwurf einbringt. 


Präfident: Das Wort hat Herr Geh. Rath Dr. 
Diller. 
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Königl. Kommiffar Minifterialdirektor Geh. Rath 
Dr. Diller: Meine Herren! Ich bin Sr. Ercellenz dem 
Herrn Beh. Rath; Meufel jehr dankbar dafür, daß er 
fih in diefem Sinne ausgeſprochen hat. Es entſpricht 
das ja gewih den Auffafjungen, bie die Regierung auf 
biefem Gebiete hat; aber fie hält fich zweifellos auch für 
verpflichtet, die Steuerfrage fortgejegt im Auge zu be- 
halten. Im dieſer Beziehung ift nun allerdings bie 
heutige Verhandlung bier für fie von nicht zu unter 
ihägendem Werthe. Sie hat aus ben Verhandlungen 
aber nur foviel entnommen, dab eine Anzahl der hoben 
Herren jehr einverftanden ijt mit ben Grundlagen, bie 
der Untrag der Zweiten Kammer enthält, eine größere 
Anzahl der Herren aber wieder anderer Anficht zu fein 
ſcheint. Der Regierung würde es von hohem Werthe 
fein, natürlich aud die Anfichten der Erjien Kammer in 
ihrer Majorität zu kennen. Aber ich glaube, die Sache 
hat eine jo große Dringlichkeit, wie es von verſchiedenen 
Seiten angejehen wird, doc nicht. Zweifellos ift, daß 
die Regierung fi mit ber Frage fortgejegt beichäftigt. 
Was aber mit den jehr vag gefaßten Vorjchlägen, die 
dem heutigen Beichlufje der Zweiten Kammer zu Grunde 
liegen, anzufangen jein wird, ob fi aus biefem Untrage 
heraus und in Gemäßheit jener Vorſchläge ein wirklich 
acceptabler Geſetzesvorſchlag wird konftruiren laſſen, das 
vermag ic) heute nicht zu jagen; benn es ergeben ſich da 
vorausfichtlih jo große Schwierigkeiten, daß es unmög- 
lich ift, ſich jetzt in gewiſſen Aeußerungen feftzulegen. 
Vielleicht erledigen ſich die Schwierigleiten, vielleicht 
ſteigern ſie ſich aber auch immer mehr, und ich habe 
heute erſt in der Zweiten Kammer erklärt, daß die Re— 
gierung jedenfalls der Frage näher treten wird, und 
wenn ſie zu der Ueberzeugung kommt, daß auf dieſer 
Grundlage jener Vorſchläge zu nichts zu gelangen iſt, 
fie den Ständen Mittheilung machen wird in der einen 
oder anderen Form. Wenn aber gejepten Falles die 
Regierung darauf zufäme, diefen Weg zu verfolgen, jei 
es in berjelben Weije wie es in dem Antrage angeregt 
ıft, fei es in etwas modifizirter Weife, dann würbe dod 
die Situation gefhaffen werben, daß eine Steuervorlage 
wieder an ben Landtag gebracht würde, über die zunächſt 
die Bweite Kammer zu beichlichen haben würde, und 
dann käme fie erft an die hohe Erfte Kammer, und wenn 
auch die Vorlage angenommen würde, dann würde das 
betreffende Gejeg erſt noch auszuführen fein, wozu wiederum 
Beit nothwendig ift. Im der nächſten Periode würde 
diejes Geſetz noch niemals wirkſam werden — davon 
fann gar keine Mede fein —, und wir würben bann in 
der nächften Periode immer noch mit dem alleinigen, ber 


‚jegigen geſetzlichen Grundlage entſprechenden Auskunfis- 
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mittel der Anichläge zur Einfommenfteuer zu arbeiten 
haben. Ic erachte das aber auch gar nicht für einen 
jo großen Nachteil, denn es wird damit noch nicht eine 
Berpetuirung der Zuſchläge zur Eintommenftener aus: 
geiprochen. Die möchte ich allerdings auch von vorn 
herein nicht als geeignete Mafregel anerkennen. Ein 


fommenfteuerzufchläge werben immer den Charakter eines | 
Proviſoriums behalten, eines Austunftämittels, das man 


zu ergreifen bat, wenn es an ben nöthigen Mitteln 
zur Beftreitung der Ausgaben fehlt. Und sollte bie 
Situation in weiterer Zukunft fich fo zufpigen, daß man 
fieht, es ift überhaupt mit ben beftehenden Einnahmen 
ohne Zuhilfenahme von AZufchlägen auf die Dauer nicht 
mehr ausjufommen, meine Herren, jo bleibt ber Re: 
gierung jedenfalls nichts übrig, als fortgefeßt meue 
Steuern zu erfinnen und ber Genehmigung der hoben 
Kammern zu unterbreiten, um der Perpetuirung der Zu- 
ichläge vorzubeugen. Ich möchte aber wünſchen, daß 
dieſe Eventuclität nicht jo bald eintreten wird und würde 
fehr froh fein, wenn wir nur einmal erft über den eriten 
Hügel weglämen, und bie jegt unbedingt nothwenbige 
Steuerreform erft einmal in eim gebeihlihes Stadium 
bringen künnten. 


Präfident: Das Wort hat Herr Geh. Rath Pro: 
feſſor Dr. Wach. 


Geh. Rath Profeſſor Dr. Wach: Eine Aeußerung 
des Herrn Regierungskommiſſars nöthigt mich zu 
ſprechen. Wenn ich ihn recht verſtanden habe, hat er 
eben geſagt, daß nach dem Eindrucke, den er von der 
Debatte empfangen, ein Theil des Hauſes einverſtanden 
ſei mit der Grundlage, die von der Zweiten Kammer auf 
Grund der Anregung der Herren Dr. Abgg. Mehnert und 
Georgi beſchloſſen worden ſei; ein anderer Theil des 
Hauſes dagegen diſſentire. Ich konſtatire für meine 
Perſon, daß ich zu dieſer Grundlage gar keine Stellung 
genommen habe und keine Stellung nehmen will, 


(Sehr richtig!) 


und ich glaube, das ift auch die Meinung des hoben 
Haufes ohne Ausnahme. 


(Lebhafte Zuftimmung.) 


Wir behandeln den Gegenftand als einen ganz 
offenen Gegenftand, So ift es von unjerem Herrn 
Berichterftatter betont worden. Wir lehnen ab, jetzt, in 
biefem Wugenblide, in bem uns das Studium jener 
Grundlage noch ganz unmöglich ift, ung über diefelbe 
auszufprechen. Die Diskuffion bewegte ſich meines Er: 
achtens nur um die Frage, ob Jnitiative der Regierung 
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ohne einen biefigen Beichluß oder auf Grund eines 
folhen Beſchluſſes. Es ift gar kein Antrag unſererſeits 
eingebracht, in diefer Richtung die Anregung zu geben, 
Bielmehr ift bie Meinung wohl aud hier bes hoben 
Haufes einftimmig vorhanden, daß die Imitiative bei 
der Regierung liegt, 


(Zuruf: Entſchieden, ſehr richtig!) 


wenn es ſich handelt um bie Beichaffung neuer Dedungs- 
mittel bei Erfenntniß, daß auf die Dauer mit dem ne. 
der Zuſchläge nit durchzukommen ift. 


(Bielfeitiger Beifall.) 


BPräfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Herr Geh. Rath Dr. Diller. 


Königl. Kommiffar Minifterialdiretor Geh. Rath Dr. 
Diller: Ich kann dem geehrten Herrn Borredner nur darin bei⸗ 
ftimmen, daß die Regierung ſich der Initiative in allen 
diefen fragen niemals begeben fol und niemals begeben 
fann. Das ift zweifellos, daß die Regierung das Recht 
für fih im Anspruch nehmen muß, auch ihrerfeits bie 
Initiative zu ergreifen. Sie erblidt fogar hierin unter 
gewiffen VBorausfegungen eine Pflicht. Die Erfahrungen 
aber, welche bie Regierung auf diefem Gebiete beim 
vorigen Landtage gemacht hat, find nicht gerade fo über: 
mäßig ermuthigend gewejen. Die Regierung hat inbefjen 
auch ihrerſeits anzuerkennen, daß fie felbft auf bie 
Gefahr Hin, mit einem Geſetzvorſchlage nicht zu reüffiren, 
es doch für ihre Pflicht Halten muß, ben Fragen immer 
wieder näher zu treten, bis es einmal gelingt, zu einer 
Einigung zu kommen. Wenn ich auch ausgeſprochen 
babe, daß die Negierung unter ber Vorausſetzung eines 
ftändifchen Beichlufies in die Erwägung der Frage ein- 
zutreten fich verpflichtet erachtet, und wenn ich in dem— 
jelben Sinne auch heute morgen in der Zweiten Kammer 
mich erflärt habe, jo folgt daraus noch gar nicht, daß 
die Megierung auch ohne einen ftändifchen Antrag bie 
Steuerfrage im Auge behalten fann und den geeigneten 
Moment zu erwägen Haben wirb, in welden fie mit 
neuen Steuervorfhhlägen an die Kammer tritt. Daran 
wird aber nichts geändert, daß im der nächſten Periode 
jedenfall von neuen Steuern noch nicht die Rede fein 
fann, und daß wir in ber nächften Periode mit Zu— 
Ichlägen unbedingt zu arbeiten haben werden, wenn bie 
ordentlihen Einnahmen, wie vorausfichtiich der Fall fein 
wird, nicht ausreichen, um den Staatöbebürfniffen zu 
genügen. 


Präfident: Herr Domherr von Trüßjchler zum 
dritten Male! — Die Kammer genehmigt wohl? 
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Domberr von Trützſchler, Freiherr zum Falkenſtein: 
Den Weußerungen bes Herrn Regierungskommiſſars 
gegenüber, welche er gegen Herrn Geh. Rath Dr. Wach 
bezüglih der Initiative der Megierung gerichtet hat, 
muß ich aber doch fonftatiren, daß die Regierung wieder: 
bolt Hier in diefem Saale ausdrüdlich erflärt bat, daß, 
nachdem bie Steuervorlagen, welche fie im letzten Land: 
tage vorgelegt Hatte, abgelehnt worden find, fie mit 
neuen Steuervorlagen Anftand nehmen würbe, wieder 
hervorzutreten unb abwarten würde, biß ihr aus ber 
Kammer brauchbare Anregungen entgegengebradht würben, 
Alſo die Frage fteht entjchieden in der vorliegenden Sadıe 
jo, daß die Regierung Anregungen aus der Kammer erft 
erwartet hat, ehe fie überhaupt von ihrer Initiative, in 
Steuerfahen hier vorzugehen, wieder Gebrauch machen 
wollte. Ich fonftatire das wiederholt — ich glaube, 
ih fann das aus gebrudten Erklärungen der Regierung 
nachweiſen, und injofern trete ich den Aeußerungen, 
welche bier Herr Geh. Rath Dr. Wach gemacht hat, un: 
bedingt bei — ich habe es ftet3 bedauert und bebauere 
e3 wiederholt, daß die Regierung auch infoweit fich ihrer 
Initiative begeben hat. Meiner Anficht nad) ift bei 
einer folhen Zage, wie fie jegt iſt, es Sache ber Regierung, 
jelbft wenn fie des Erfolges nicht immer ficher ift, mit 
neuen Vorlagen vorzugehen und die Kammer dazu zu 
bewegen, fie anzunehmen, 


(Bravo!) 


Präfident: Wünfht niemand mehr das Wort? — 
Id) frage die Kammer: 


„ob fie den Anträgen ber Deputation bei 
Kap. 20 allenthHalben beitritt?“ 
Einftimmig. 

Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath 
aD. Beutler: Ich habe noch über Kap. 21, Zölle und 
Verbrauchsſteuern, Bericht zu erftatten; diejelben er: 
geben eine Mebreinnahme von 997,660 M, eine Summe, 
der allerdings auch erhebliche Mehrausgaben im Betrage 
von 310,055 M. gegenüberftehen, jo daß der Mehrüber- 
ſchuß fich beziffert auf 687,605 M. Wuc hier find die 
Erläuterungen in ausgiebigfter und umfangreichfter Weije 
zu allen Erhöhungen der Einftellungen gegeben worden 
und ich darf auf diejelben Bezug nehmen, Nur daran 
erinnern will id) und beſonders hervorheben, daß einige 
neue Hauptfteuerämter zu errichten geplant wirb, je eins 
in Dresden unb Leipzig, aljo ein zweites an biefen 
Orten, und ein neues Hauptfteneramt in Pirna. Die 
Begründung dafür finder fih in ben Erläuterungen. 
Es ift dann weiter eine größere Anzahl von Gehalts: 




























erhöhungen durchgeführt, die durchaus begründet er: 
ſcheinen und fi beziehen auf die Erhöhung der Gehalte 
der Hauptamtsrendanten und einige andere Beamte in 
ben Hauptämtern, jobann bie Erhöhung ber Durd; 
fchnittsgehalte von 44 Obergrenz- unb Überfteuer- 
fontroleuren um 150 M., die Erhöhung der Gehalte 
der Amtsdiener, Plombirer und Unterbedienſteten, und 
endlich Habe ich darauf aufmerkſam zu machen, daß auch 
hier der Titel über Bauten, Grundftüdsanfäufe und 
dergleichen um eine erheblihe Summe vermehrt werben 
mußte, nämlid; um 100,000 DM. gemeinjährig. Die Er- 
läuterung läßt erfennen, daß man hauptjädhlich beab— 
fitigt, zwei Hauptfteuerämter, die jept miethweife unter: 
gebracht find, in Baugen und Zwidau in eigene Räume 
überzuführen beziehentlich neue Gebäude für diefe Haupt: 
ftenerämter zu errichten. Die Deputation hat weiteres 
zu dem Kapitel nicht zu bemerfen und beantragt, 
—— Einnahmen mit 9,106,302 M. nach der 
Borfage zu genehmigen, die Ausgaben nad) 
ber Vorlage, jedoch unter Streichung bes 
Wortes „Eventuell“ in der Gegenftandsipalte 
bei den in Tit. 22 eingeftellten „Sonftigen Unter- 
beamten” und unter Wegfall der fonftigen even- 
tuellen Yufrüdungsfriften und Beträge, in ber 
Höhe von 4,711,500 M., darunter 1150 M. 
tranfitoriich, zu bewilligen. u 
Hierüber ift noch über eine Petition Bericht zu 
erftatten. Eine jehr große Anzahl von Revifionsfteuer: 
und Grenzauffehern find mit ihren Gehaltsbezügen un: 
zufrieden und haben fi an die Kammern gewandt, um 
eine Erhöhung derjelben zu erreichen. Diefe genannten 
Beamten haben jegt ein Einfommen von 1350—1650 M., 
auffteigend in je fünf Jahren um je 150 M. Sie 
wünjhen, daß fie gleichgeftellt werben ben Land— 
gensbarmen, welche gegenwärtig 1700— 2000 M. beziehen. 
Sie beziehen fi in ihrer Begründung darauf, daß bie 
Borbildung und die an fie zu ftellenden Anforderungen 
im wejentlichen biejelben feien, wie bei den Land: 
gensdarmen und weiter, daß ihnen eine verhältnigmäßig 
fehr geringe Ausficht auf Avancement in höher dotirte 
Stellen zur Seite ftehen, da nur ein geringer Theil von 
ihnen bie Vorbildung befige, um die Prüfung zur Auf: 
rüdung in höhere Beamtenflafien zu beftehen. That: 
jächlich ift feſtgeſtellt, daß ungefähr ein Drittel dieſer 
Leute durch Beftehen diefer Prüfung in höhere Stellen 
aufrüden kann, jo daß dann dieſe 1650 M. für dieſe 
Leute nicht als Endgehalt ihres Lebens bezeichnet werden 
fünnen. Es ift weiter vom Herren Regierungsfommiffar 
Geh. Rath Dr. Diller in der Zweiten Kammer darauf hin: 
gewiejen worden, daß auch ohne Beftehen einer ſolchen 
Prüfung doch ein größerer Theil diefer Leute in andere 
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befier botirte Stellen, nämlich Oberaufſeher-, Neben: 
zolamtsaufjeherftellen einrüdt, jo daß das Avancement 
fi) beffer geftaltet, ala daß nur ein Drittel diefer Leute 
in befjere Stellen fommt. Immerhin hat bie Zweite 
Kammer und ebenfo die Königl. Staatsregierung ſich 
nicht ungünftig zu diefen Wünfchen der Petenten aus» 
geiprocdhen, und die Aweite Kammer hat infolge befien 
diefe Petition der Königl. Staatsregierung zur Kenntniß— 
nahme überwiejen, nachdem verjchiedene Abgeorbnete fich 
warm für die Erfüllung der Wünfche verwendet hatten. 
Ihre Deputation ift in der Lage, Ihnen das Gleiche 
zu empfehlen, da fie auch ihrerſeits glaubt, daß wohl 
eine geringe Aufbeſſerung der Gehalte mit ben übrigen 
Rüdfihten auf ben Dienft verträglich und im Interefje 
der Leute erwünjcht ift. Sie empfiehlt Ihnen baher gleichfalls, 
dieſe Petition ber Königl. ie zur Kenntniß⸗ 
nahme zu überweijen. 


Prüfident: Dafern niemand das Wort begehrt, — 
frage ich die Kammer: 


„ob diefelbe ben zulegt berichteten Anträgen 
ber Deputation beitritt?" 


Einftimmig. 


Meine Herren! Es ift der Wunſch ausgefprochen 
worben, noch nachträglich auf die Heutige Tagesorbnnung 
den Antrag Nr.267 zu Kap. 80 zu fegen. Ich habe zu: 
nädjft die Kammer zu fragen, ob fie damit einverftanden 
ift? — Sie fcheint einverftanden. Es kann dies aber 
nicht gefchehen ohne Uebereinftimmung mit ber Königl. 
Staatsregierung und ich frage, ob diejelbe einverftanden 
it? — Sie ift einverftanden. Es hat alſo fein Be- 
denken, daß ber Gegenftand Heute noch mit erlebigt 
wird. 


Berichterftatter Dberbürgermeifter Geh. Finanz— 
rath a. D. Bentler: Ich darf aljo über Kap. 80 des 
außerorbentlihen Staatshaushaltsetats berichten. Es 
betrifft das ftaatliche Hochbaumefen, und aus dem An 
trag Nr. 267 erjehen Sie, daß bie Deputation empfiehlt, 
diefes Kapitel allenthalben in Uebereinftimmung mit der 
Zweiten Kammer zu erledigen. Bei biefem Kapitel 
werden nur wenige Abftriche bejchloffen gegenüber ber 
Negierungsvorlage, Abftriche aber, mit benen ſich ber 
Bertreter der Königl. Staatsregierung bei ben Depu- 
tationsverbandlungen im jenjeitigen Haufe allenthalben 
einverftanden erflärt hat. Die Sadıe ift alfo, wie man 
zu jagen pflegt, verhältnigmäßig glatt. Das Kap. 80 
hatte ursprünglich auch bei der Generaldistuffion des 
Etats Hier zu manchen Bedenken Unlaß gegeben, weil 
es mit einem fehr erheblichen Mehrbebarf, nämlich 
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261,377 M., gemeinjährig abſchloß, ber Mehrbebarf, der 
fih im wefentliden aus der Nothwendigkeit, wie fie 
hier dargeftellt worden war, ber Einftellung neuer Be: 
amten ergeben Hatte. Es jollten in Zugang kommen 
ein Rath, ein Stellvertreter ded Geheimen Bauraths im 
Minifterium, ein Baurath, fieben Bauinfpeftoren, vier: 
zehn Regierungsbaumeifter bei Tit. 2, ferner bei Tit. 3 
infolge Neueinftellung dreizehn Bauamtsarchitekten, eine 
ganz neue Sategorie von Baubeamten überhaupt, zwölf 
Bauamtöaffiftenten und einige Gehaltserhöhungen. Es 
war urjprüänglid die Meinung verbreitet, daß biefe 
neuen Beamten überhaupt ein vollftändig neues Perſonal 
bei der Bauverwaltung barftellten, und infofern hatte 
man eine gewiſſe Befürdtung, daß plöplih die Hoch— 
bauverwaltung eine bedeutende Anſchwellung erführe, 
vielleicht auch glaubte man, nunmehr darauf rechnen zu 
müffen, daß das Hochbauweſen in Zukunft in derſelben 
Weife weiter fich fteigern würde, wie wir es jet jehen, 
das heißt, daß große bedeutende Staatöbauten in Aus— 
ficht ftünden. Bei näherer Betrachtung hat ſich die Sache 
allerdings als wefentlich einfaher und harmlofer heraus: 
geftellt. Es Handelt fi in der Hauptjache um die Um: 
wanblung von bisherigen Hülfsarbeiteritellen in ftändige 
Beamtenftellen, jo dab dann eigentlih da8 Mehr ber 
Ausgabe thatfählich ungefähr nur 53,000 M. beträgt, 
während das übrige Plus, das jetzt im Etat poftulirt 
wird, thatjächli auch bisher ſchon ausgegeben worben 
ift, aber bei einem anderen Kapitel beziehentlich bei 
anderen Sapiteln refpektive Titeln des außerorbentlichen 
Etat3 verfchrieben worden ift in ber Weile, daß man 
bisher dieſe Hülfsarbeiter zu Laften der einzelnen Bau: 
regierungen bezahlt hat, zu Laften des Baufontos, für 
welches die Verwilligung bes Preijes im ordentlichen ober 
außerordentlichen Etat ausgeſprochen war. Dort ver- 
ihwinben nunmehr biefe Ausgaben. Die betreffenden 
Berilligungen und Bauten werben um fo viel geringer 
einzufeßen fein, und die Bejoldungen werden überein: 
ftimmend nunmehr in der Hauptſache bei Kap. 80 ver: 
ſchrieben. Wenn die Königl, Staatsregierung bei ber 
Gelegenheit noch darauf Hingewiefen hat, daß baneben 
noch einzelne Hülfsarbeiter bejchäftigt werben follen, deren 
Gehalt auf die betreffenden Bautitel verjchrieben wird, 
jo ift fie mit der Deputation ber jenjeitigen Kammer 
einverftanben gewejen, daß in Zukunft bei dem nächften 
Etat alle perjönlichen Ausgaben hier in Zit. 80 zu 
verfchreiben und zu übertragen und Verjchreibungen 
von perjönlihen Ausgaben dieſer Art bei den ein- 
zelnen Bauausführungen nit mehr erfolgen follen. 
Daburh Hat fih alfo die ganze Befürchtung im 
wefentlichen erledigt und ich kann nur Hinzufügen, 
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daß Ihre Deputation mit ber Vermehrung ber 
orbentlihen Baubeamten durchaus einverftanden ift, 
fie ift ber Ueberzeugung, daß eine fcharfe Kontrole der 
Staatsbauten durch ordentliche Angeftellte und gut be 
zahlte Beamte durchaus erwünſcht und im Interefje des 
Staates nothwendig iſt. Wenn aber die Königl. Staats- 
regierung fich beſchieden hat, daß doch eine Anzahl diejer 
neu einzuftellenden Beamten und eine Anzahl von Bureau- 
affiftenten nicht erforberlich ſeien, jo hatten wir feine 
Beranlafjung, ihr dieje noch nachträglich zu präjentiren, 
vielmehr konnten wir nur in Uebereinftimmung mit ber 
Zweiten Kammer empfehlen, zu beichließen, nämlich 


„bei Kap. 80 

1. die Einnahme in Tit. 1 mit 20 M. nad ber 
Borlage zu genehmigen, 

2. bei Tit.3 der Ausgaben ſechs Bauamtsarditelten- 
und ſechs Bauafiftentenfte en mit 41,400 M. zu 
ftreihen, und hiernach 

die Ausgaben bei Tit.2 bis 10 unter Kürzung 
von 41,400 M., alſo mit 532,160 M. und 
unter Wegfall aller Aufrüdungsfriften und 
Beträge, im übrigen aber nad) der Vorlage, 
zu bemilligen.” 


Präfident:; Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nit der Fall, 
Ich frage die Kammer: 


„ob fie ben Unträgen ber Deputation bei: 
tritt?” 
Einftimmig. 
Punkt 7: „Antrag zum mündlihen Berichte 
ber zweiten Deputation über 


1.dben Untrag der Abgeordneten Steiger, 
Ente und Genofjen, 


2.die Erflärung des Königl. Finanzmini— 
fteriums zu bem von ber Stänbeverjamm:- 
lung 1897/98 ber Staatsregierung zur 
Erwägung überwiejenen Untrage ber 
Abgeordneten Georgi und Dr. Mehnert 
zu Kap. 80 bes Staatshaushaltsetats. 


(Drudjade Nr. 263.) 


(Bergl. M. 11.8. 1897,98 ©. 895ff., M. II.K. 1899/1900 
S. 479ff. 1777. u. M. 1.8. 189798 ©, 424 ff.) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath 
a. D. Beutler: Meine hochgeehrten Herren! Ich habe 
zum Schluſſe nod Ihnen über zwei Anträge und eine 
Erklärung der Königl. Staatsregierung zu berichten. 
Es Hatten nämlich die Herren Abg. Steiger und 43 Ge- 
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nofjen den Antrag an bie Königl. Staatsregierung ge- 

richtet, der fi auf Hochbauten bezog und in ber Haupt- 

ſache dahinging, daß bei umfänglichen Staatshochbauten 

unter Aufftellung eines Programms und unter Ber: 

meidbung allen Luxus für die Gewinnung von Plan: 

ſtizzen ꝛtc. öffentlihe Ausſchreibungen erfolgen follen, 
„daß auf Grund ber auf bieje Weiſe im Wettbewerbe 
erhaltenen Planſkizzen bie Weiterbearbeitung berjelben 
unter unbebingter eftpaftung ber Forderung einer ein: 
fachen aber würdigen unb den Bweden des Gebäudes 
entjprechenden inneren und äußeren Ausgeftaltung ben 
zuftändigen Staatötechnifern übertragen oder auch, da= 
fern nicht befondere Gründe dagegen jprechen, einer der 
Sieger im Wettbewerbe zu diefem Bwede herbeigejogen 
werden joll, jowie die Ausführung ber einzelnen Arbeiten 
aber unter Vorbehalt ausgiebiger ftaatlicher Aufficht 
und unter weitgehenber finanzieller Sicherung bes Staates 
in ber Regel im Wege ber Ausichreibung — und zwar, 
foweit nicht bejondere Gründe dagegen fprechen, öffent- 
licher Ausihreibung — an leiftungsfähige, vertraueng- 
würbige Gewerfen zu übertragen jei.” 

Sie hatten bei der Begründung barauf Kingewiefen 
einmal, daß man nad) ihrer Anficht doch bei Staats: 
bauten Häufig einem unnöthigen Qurus begegnet, fie 
hatten aber andrerjeits betont, daß eine Öffentliche Aus- 
ſchreibung und bie Heranziefung von Privatarditelten 
fih um deswillen befonders empfehle, um neue Ibeen 
für Staatsbauten zu gewinnen und Einförmigkeiten zu 
vermeiden. Es ift über biefen Antrag in der Zweiten 
Kammer in ber Deputation fehr viel verhandelt worden, 
man ift dann zu ber Formulirung gegangen, und er ift 
von ber jenfeitigen Kammer angenommen worden, wie 
es in der Drudjache der Zweiten Kammer Nr. 283 auf 
Seite 6 vorgeihlagen ift. Ihre Deputation hat fich mit 
biefem Untrage ausgiebig befchäftigt. Sie ift burdaus 
nit von vorn herein von der Nothwendigkeit, und nicht 
allenthalben von der Nützlichkeit dieſer Maßnahmen, bie 
empfohlen find, überzeugt geweſen. Andrerſeits glaubte 
fie aber doch, diefem Antrage nicht widerftreben zu follen, 
weil gewiß einzelnes darin beachtenswerth und zutreffend 
ift. Imsbefondere hatte fie anzuerkennen, und es it 
von einer Seite in der Deputation ausdrücklich 
anerkannt worden, daß es erwünſcht fei, auch bei 
gewöhnlihen Staatöbauten nah Befinden einmal 
neue architektonische Ideen zu gewinnen durch derartige 
Ausihreibungen. Sie hatte ſich dazu beichieben, daß 
einmal derartige Ausichreibungen nicht billiger, fondern 
foftipieliger find, daß dieſer Einwand auch zutreffend jei, 
und wir haben uns deshalb bezüglich Punkt 1 einer 
Abänderung enthalten, obwohl fie urfprünglich in Ausficht 
genommen war, injofern, als man ftreichen wollte: bei 
minder bedeutenden Staatshochbauten; wir wollten eigent- 
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lich die öffentliche Ausschreibung nur auf monumentale 
Staatöbauten beſchränkt willen. Wir haben doch aber 
dem Untrage unter Punkt 1 zugeftimmt. Beziehentlich 
ben Punkt unter 2, namentlich daß bei der Uebertragung 
die weitere Wusführung auf Grund der Ergebnifje bes 
Ausichreibens jo verfahren werben joll, daß, wie es hier 
bieß: 
„unter Fefthaltung ber Forderung einer einfachen aber 
würdigen und den Bweden des Gebäubes entſprechenden 
inneren und äußeren Wusgeftaltung ben zuftänbigen 
Staatötechnitern zu übertragen oder auch, dafern nicht 
bejondere Gründe dagegen jprechen, einer der Sieger 
im Wettbewerbe zu dieſem Zwecke herbeizuziehen jei”, 


hatte die Deputation Bedenken, die Formulirung jo zu 
wählen, wenn gleich aus bem jonftigen Terte bes Antrages 
ber Aweiten Kammer hervorging, daß fie der Königl. 
Staatöregierung bei ber Entichließung barüber, ob nun 
diefe Ausführung einem Staatstechnifer oder dem Sieger 
zu übertragen fei, feinerfei Schranten gezogen wifien 
wollte. Sie konnte durd die Faſſung, wie fie hier ge- 
geben war: 


„oder auch nad) Befinden einen der Sieger im Welt: 
bewerbe zu biejem Zwecke berbeizuziehen”, 


um zu vermeiden, daß bie Auffaffung verbreitet werde, 
dab die Staatäregierung jedesmal erjt ihre Gründe 
bejonder3 darlegen muß und die Nichtigkeit derfelben ge: 
wiffermaßen zu beicheinigen hat, wenn fie einen der Sieger 
nicht hHerbeiziehen will, und fie hat deshalb beantragt, 
diefe Worte nicht aufzunehmen in ben Antrag, den An: 
trag vielmehr jo zu faffen, da nad) dem Worte „über: 
tragen“ es einfach heißt: 

„ober nad) Befinden einem ber Sieger im Wettbewerbe 

zu dieſem Zwecke berbeizuziehen.” 
Wir beſcheiden uns, daf das im mwejentlichen eine redal- 
tionelle Verbeſſerung ift im Sinne des Beichluffes ber 
Zweiten Kammer, daß aber namentlich die Königl. Staats: 
regierung fich mit diefer veränderten VBerfaffung nunmehr 
einverftanden erflärt hat, wie fie dies mit der Faſſung 
bes Beſchluſſes der Zweiten Kammer gethan hat. 

Bu dem Antrage 3, bie öffentliche Ausfchreibung und 
Bergebung betreffend, hatte man in unjerer Deputation 
Bedenken dagegen unb insbeſondere gegen bie allgemeinen 
öffentlichen Ausjchreibungen, die hier mehr oder weniger 
in ber Regel eingehalten werben jollten, doch glaubten 
wir und beicheiben zu follen, als in ber Megel ber 
Königl. Staatsregierung die Formulirung von Ausnahmen 
vorbehalten wird. Meine Herren! Die üffentlihe Aus: 
fchreibung hat auch Nachtheile gegen fih und es ift 
darauf von der Sönigl, Staatsregierung hingewiejen 
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worden. ch will nur hervorheben, baf, wenn bei öffent: 
lihen Ausſchreibungen der Minbeftforbernde, weil er 
nicht genügend vertrauenswürdig ift, die Arbeit nicht 
übertragen erhalten fann, für denjenigen, der die Ent- 
ſchließung über die Submijfion hat, das immer eine un: 
angenehme Lage ift. Es ift daher für die Königl. Staats: 
tegierung dringend erwünjcht, daß fie vorher allenthalben 
genau bdarlegt, dab fie ben Bau feinesfalls an bem 
Mindeftfordernden zu geben braucht, jonbern an ben: 
jenigen, welcher ihre nad allen Umftänden und Ber: 
bältnifjen als ber befte ericheint, das heißt berjenige, 
welcher den Bau am beiten und am fachgemäßeiten aus- 
führt. Im diefem Sinne haben wir dem Antrage Nr. 3 
der jemfeitigen Kammer zugeftimmt, und ich barf Ihnen 
nunmehr empfehlen, in ber Weife, wie es gebrudt im 
Antrage fteht, zu befchließen. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Dr. Pfeiffer. 


Nittergutsbefiger Dr. Pfeiffer: Meine Herren! Diefe 
Unträge find jedenfalls ſehr anerfennenswerth, ſehr 
wünfchenswertb, unb wir wollen nur hoffen, daß fie eine 
recht bedeutende Wirkung haben mögen. Was aber 
eigentlich noch viel nöthiger geweſen wäre, das wäre ber 
Antrag, daß die Neubauten möglihft langjam, oder 
wenigftens in einem langjameren Tempo vorgenommen 
werden möchten, als es bisher der Fall geweſen ift; ganz 
befonder8 die Bauten bei den Bahnhöfen. Bei einer 
früheren Gelegenheit, bei einer früheren Situng biefer 
Kammer bemerkte ein Mitglied der Finanzdeputation, er 
fagte bie goldenen Worte: „Wir müffen jparen“. Darauf 
erwiberte der Herr fFinanzminifter: „Ja, bei der fort 
währenden Zunahme ber Bevölferung, da müſſen wir 
au immer bauen“, Nun, meine Herren, die Zunahme 
der Bevölkerung nach den neueften ftatiftiichen Nachrichten 
ift gar nicht jo ungeheuer. Auf dem Lande nimmt die 
Bevölkerung ab. Ich kann ben Herren Orte zeigen, bie 
nahe an 30 Prozent abgenommen haben. Wo find die 
30 Prozent hingekommen? Sie find nicht geftorben und 
nicht verdorben, fie find fortgegogen, dahin wo das Finanz⸗ 
minifterium baut. Und weil das SFinangminifterium 
baut, dadurch wird die Landwirthſchaft mit doppelten 
Ruthen gefchlagen, einmal, indem ihr die jämmtlichen 
Arbeitstkräfte entzogen werben, und zweitens dadurch, daf 
die Steuererhöhung unvermeidlich geworben ift. 

Es giebt in dem ganzen großen Europa fein 
einziged Land von der Größe Sachſens, welches jo un- 
geheuere Summen auf die Bahnhöfe verwendet wie 
Sachſen. Im Uuslande giebt e8 Stationen, wo mehr 
als taujend Menſchen täglich aus: und eingehen, und die 
Bahnhöfe find micht viel größer als vier oder fünf an- 
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einanbergereihte Sodawaſſerbuden. Eine derartige Kniderei 
ber franzöfifchen Eifenbahngefelligaften bin ich weit 
entfernt, zur Nahahmung zu empfehlen, aber ich bin 
doch der feften Weberzeugung, daß man bezüglich ber 
Bahnhöfe viel zu weit geht. Die Bahnhöfe, die ich ge: 
ſehen babe, find derart, daß fie auf viele Jahre hinaus 
noch ganz gut dem Bedarfe genügen. Das hohe Finanz 
minifterium fcheint mir in Bezug auf die Bahnhöfe vor 
zugsweiſe nur auf die Zukunft Rüdficht zu nehmen. Ya, 
das ift ſehr anerfennenswerth, jehr dankenswerth, aber 
man fol doch nicht zu große Hoffnungen auf die Zukunft 
jegen. Ih will nicht davon ſprechen, daß ein be: 
nachbarter Großftaat feine Züge in neuerer Beit an den 
Grenzen von, Sachſen wegleitet, ih will aud nicht 
Kafjandrabilder in der Zukunft malen; aber ich bin der 
Meinung, man fol doh aud mit ber Möglichkeit 
rechnen, daß wir bezüglich des Verkehrs auf eine gewiſſe 
Höhe gefommen find, von ber wir auch wieder herab: 
fteigen können. Wenn die Kohlenpreiſe und die Arbeits: 
löhne im gleicher Weife ſich fteigern, wie fie fich in den 
legten Jahren gefteigert haben, jo wird unfere Induſtrie 
lahm gelegt; wenn in Amerika ſich die Induftrie in der 
Weiſe fortentwidelt, wie fie jegt angefangen hat, jo 
wird unfer Export nad) dem Weften jchwinden. Wenn 
die großen Fabrikanten in ben Ländern ber billigen 
Tagelöhne, in Japan und China ihre Fabrifen gebaut 
haben werden, dann werben wir möglicherweile vor 
leeren Bahnhöfen ftehen, fo trauernd, wie wir jet vor 
den Silberbergwerten ftehen, von benen wir ja aud 
früher die größten Hoffnungen hatten, und die Abge— 
orbneten der Zukunft werden in dem pomphaften, foit: 
jpieligen neuen Ständehaufe tagen und vielleicht die Zeit 
verwünfchen, in ber wir für alle dieſe Zwecke ungeheuere 
Schulden gemacht haben. 


Präfident: Herr Graf von Rey: Bebtlig! 


Kammerherr Graf von Rex-Zedtlitz: Der Wunſch, 
daß der Luxus in den Öffentlichen Staatsbauten möglichft 
eingejchränft werben möchte, ift fein neuer in dieſem 
Haufe. Schon wiederholt haben wir diefen Wunſch aus: 
geiprochen, und ich erlaube mir nur aufden Antrag unferes 
verehrten feligen Mitgliedes Herrn von Burgk hinzu: 
weifen. Wir haben und wiederholt mit dieſer Frage 
beihäftigt, und wir können uns deshalb wohl nur freuen, 
wenn diejelbe neuerdings wieder angeregt worden ift. 
Gewiß find viele unferer öffentlichen Bauten hier in 
Dresden und aud in anderen Stäbten weit über bas 
Bedürfniß hinaus rei ausgeftattet worden; allein ich 
möchte auch in bdiefer Beziehung mich der Unficht des 
Herrn Dr. Pfeiffer anſchließen, daß der Hauptnachtheil 
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in diefer Beziehung und die Hauptübertreibung in luxu— 
riöfen Bauten wejentlic auf die Eifenbahnen fällt. Ich 
glaube, wenn wir einen Vergleich mit anderen Ländern 
ziehen, jo müſſen wir uns fagen, daß wir im biejer 
Beziehung viel zu weit gehen und daß wir das wirklich 
materielle Erforderniß, das reine, auf die nothwendigen 
fattifchen Verhältniſſe fich beziehende Bedürfniß zu wenig 
im Auge haben und bafür zu ſehr ben Luxus pflegen. 
Wenn ich bedenke, wie einfach im Vergleich mit den unfrigen 
beſonders bie Heinen Stationen der Bahnen in England 
find — es ift ſchon eine Reihe von Jahren her, daß 
id dort war, aber ich Habe das von Herren, bie neuer: 
dings dort gewejen find, auch betätigt gefunden —, baf 
bie Bauten in den Hleineren engliſchen Bahnhöfen außer: 
ordentlich einfach find -—— es find mitunter bloße Fach: 
werlbauten —, aber brauchbar find dieſe gewiß aud). 
Wenn ein fo reiches Land wie England ſich damit be- 
gnügt, nur einfache Bauten aufzuführen, wo ed eben 
nur auf die reine praftifche Nothwendigkeit ankommt, 
da könnten wir wohl auch mit dergleichen zufrieben jein 
und uns übertriebenen Aufwand um jo mehr eriparen. 

Was den zweiten Wunſch anlangt, der in dem 
Untrage ausgeiprochen ift, ben Wunſch, daß Konkurrenzen 
eingeführt werben möchten, jo möchte ich dieſem ebenfalls 
volltommen beiftimmen. Zu meinem lebhaften Bedauern ift 
gerade biejer Punkt bisher zu wenig von Seiten der Königl. 
Staatsregierung beachtet worden und ich glaube, e# ift dies 
zum entfchiebenen Nachtheil unferer Bauten gejchehen. 
Deshalb kann ich ebenfalld nur wünfchen, daß fünftighin 
möglichft viel Konkurrenzen ausgejchrieben werben. Es 
fünnen auch da Fehler vorfommen, es fönnen da Miß— 
ariffe entftehen; man hat aber doch eine größere Sicher— 
heit, wenn man verfchiedene Unfichten, verjchiedene Ideen 
vor Augen, und darunter die Auswahl hat. Ich möchte 
wünſchen, daß dieje Gepflogenheit bei größeren Aufgaben, 
bei Bauten ſowohl wie bei Kunftwerfen, immer mehr 
in unferem Staatsleben Platz greifen möge. 


Präfident: Herr Geh. Rath Dr. Ritterftäbt! 


Königl. Kommiſſar Minifterialdireftor Geh. Rath 
Dr. Ritterftädt: Meine Herren! Geftatten Sie mir, daß 
ich zunachſt einige Worte zu dem Berichte bed Herrn 
Oberbürgermeifterd Geh. Finanzrath Beutler ſage. Auch 
die Staatöregierung hat bie Bebenten, bie fich bie ge: 
ehrte Deputarion gemacht hat, in Bezug auf die Faſſung 
von Punkt 2 des Antrages getheilt und hat biefen Be: 
denken dahin Ausdrud gegeben, daß eine Marere Faſſung 
jedenfalls erwünfcht jei. Das ift bei ben Verhandlungen 
mit ber Finanzdeputation A ber Zweiten Sammer geicheben; 
indefien lag dort der Antrag und der Bericht ſchon ge 
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brudt vor, als darüber mit den Kommifjaren verhandelt 
wurde, und die Staatäregierung hat ſich jchlieplich dabei 
beruhigt, daß von einzelnen Mitgliedern der jenfeitigen 
Deputation befonders betont wurde, wie ed doch im 
Texte des Berichtes ſelbſt ausbrüdlich ausgeſprochen ſei, 
daß die Staatsregierung ganz freie Hand haben ſolle in 
Bezug darauf, ob die Ansführung eines Baues durch 
Staatstechniker zu erfolgen habe oder ob die Uebertragung 
an einem Privatarchitelten erfolgen ſolle. Die Kommiſſare 
der Staatsregierung haben fi, wie gejagt, bamit 
begnügt, um nicht einen Umdruck bes Berichtes wegen 
Uenderung bed Antrages zu veranlaffen. Wenn aber 
gegenwärtig von Ihrer geehrten Deputation durch eine 
verbefierte Fafiung von Punkt 2 eine größere Klarheit 
und zwar ganz im Sinne bed Regierungsftandbpunftes 
in den Antrag gebracht worben iſt, jo fann das bie 
Regierung nur im hohen Grabe dankbar anerkennen, unb 
fie kann auch nur die hohe Kammer bitten, dieſem Vor— 
ſchlage Ihrer Deputation beizutreten. 

Nun erlaube ih mir nur wenige Bemerkungen 
in Bezug auf die Neben bes Herrn Dr. Bieiffer, ſowie 
bes Herru Grafen von Mer Bebtlig. Herr Dr. Pfeiffer hat 
gewünjcht, daß die Ausführung ber Bauten namentlich 
bei Bahnhöfen in langjamerem Tempo vor ſich gehen 
ſolle und hat bemerft, daß wohl eine fortbauernde 
Steigerung des Verkehrs nicht mit Beftimmtheit erwartet 
werben könne. Das Lebtere ift gewiß richtig; aber, 
meine Herren, bie Erfahrung ber Gtaatdeifenbahn- 
verwaltung, fo lange fie befteht, weijt darauf Hin, daß 
jwar zeitweilig wohl ein Rückſchlag in dem Steigen 
des Verfehrs zuweilen eintritt, daß fid) aber doch ber 
Berfehr im ganzen konſtant in auffteigender Linie be- 
wegt. Gerade eine zu große Sparjamkeit und eine zu 
geringe Vorausficht für die Zukunft ift es vielleicht ge- 
weien, die und augenblidlich mit in eine Lage gebracht 
bat, wo wir außergewöhnlich viele und umfängliche Bauten 
“für Bahnzwede nöthig haben. Alſo, ich glaube, im 
Gegenfage zu Herrn Dr. Pfeiffer, daß es ber Staats: 
regierung fpäter mit Recht zum Vorwurfe gemacht 
werden müßte, wenn fie nicht wenigftens in einem ge: 
wiffen Maße aud die Zukunft bei der Bemiſſung ihrer 
Entwürfe mit eskomptirte. 

Herr Graf von Rer hat jobann bemerft, daß die Ein- 
ichränfung des Luxus bei Bauten ſchon wiederholt zum 
Gegenftande von Anträgen in diefem hohen Haufe habe 
gemadt werben müſſen. Allein ich kann verfichern, 
daß die Staatöregierung, namentlich auch in neuerer 
Beit, diefen Anträgen allentgalben Rechnung zu tragen 
bemüht gewefen ift; und daß fie auch ferner gewillt 
ift, dies zu thun, das Hat fie unzweideutig zu 
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erfennen gegeben, indem fie bem vorliegenden Antrage 
zugeftimmt hat, der ja eben barauf mit gerichtet ift, un- 
nöthigen Luxus zu vermeiden. Was im fpeziellen bie 
Bahnhofbauten anlangt, meine Herren, fo kann allerdings 
bie Regierung biefen Vorſatz nur bann mit Erfolg durch— 
führen, wenn — wie zu hoffen ſteht — auch bas 
Publikum durch die Einfhränfung feiner Anſprüche bie 
Staatöregierung in ihrem Beftreben unterftügt. 


Präfident: Es wünfcht niemand mehr das Wort; — 
ich ſchließe die Debatte. 


Ih frage die Kammer: 


„ob fie ben Antrag sub I auf Seite 2 bes Be: 
richtes Nr. 268 annimmt?” 


Einftimmig. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanz: 
rath a. D. Beutler: Ich habe num noch über zwei An- 
gelegenheiten Bericht zu erftatten, bie unter II zufammen- 
gefaßt find. Die eine betrifft einen Antrag der Stänbe- 
fammern von der vorigen Etat&periobe 1897/98, wonach 
die Königl. Staatöregierung erwägen follte, eine andere 
Geftaltung des Hochbauweſens einzuführen in ber Rich— 
tung, daß künftig nicht mehr die Nefjortminifterien feld: 
ftändig die Art der Neubauten beftimmen und anorbnen, 
die betreffenden Bauten vielmehr beim Finanzminifterium 
zu beantragen hätten, welches dann im Einvernehmen mit 
den Reflortminifterien alle weiteren Maßregeln ergreifen 
und damit auch bie allgemeine Verantwortung für bie 
Güte und Preismwürdigkeit der Bauten übernehmen folle. 
Es ift dann unter Nr. 2 weiter beantragt worben über 
die künftig zu treffenden Einrichtungen, daß bei allen 
Anichlägen für Neubauten bie Koften für das Kubikmeter 
umbauten Raumes und zwar für die Gebäude jelbft, alfo 
unter Ausichluß der Koften für Nebenrechnungen, ans 
zugeben feien, und endlich follen über das bei ben ein- 
zelnen Arten von Staatöbauten vorzujehende gejammte 
Raumbedürfnif Normativbeftimmungen aufgeftellt werden, 
alio etwa Normativbeftimmungen über Amtshauptmann- 
ſchaften, Amtsgerichtsgebäube und dergleichen. 

Diefe Anträge waren, wie ih jchon erwähnte, ber 
Königl. Staatsregierung feinerzeit ald Anträge der Herren 
Mehnert-Georgi zur Erwägung überwiefen worden. Die 
Könige. Staatsregierung hat nun darauf in einem 
Schreiben erwidert, daß fie auf dem erjten Antrag micht 
einzugehen in der Zage fei, d. 5. daß fie die Unterftellung 
der jämmtlichen Staatshochbauten in bem Mafe, wie ber 
Antrag es wolle, unter das Finanzminifterium abzulehnen 
habe. Ich glaube, daß die hohe Kammer ſich bei diejer 
Ablehnung, ebenfo wie es die Zweite Kammer gethan 
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bat, beruhigen fol. Denn man kann es dem Königl. 
Finanjminifterium gewiß nicht verbenten, wenn es eine 
ſolche Verantwortung, wie fie ihm jeinerzeit in dem Un: 
trage zugewiejen war, nicht zu übernehmen gewillt ift. 
Das Minifterium weift mit Recht darauf hin, daß ba- 
durch nur bie Schwierigkeiten vermehrt würben,baß ins- 
beionbere das Einvernehmen mit den anderen Minifterien 
nur noch tomplizirter würde, daß aber dasjenige, was 
zu dem Antrage geführt hätte, infofern ald man eine ge: 
nügende Sontrole feitens des Finanzminiſteriums und 
ber dort refjortirenden oberen Baubeamten in Bezug auf 
die Bauten vermißt habe, fi) auf einem anderen Wege 
erreichen lafje, und daß die entiprechende Mafregel zur 
Erreihung dieſes Zieles auch getroffen ſei. Es ift in 
ber Antwort ausgeführt: 


„In biefer Beziehung ift auf die auch in ber Be: 
ründung des Antrages erwähnte Einrichtung, daß Ab— 
riften der von ben Refiortminifterien an bie Bau: 
unterbehörden ergehenden Verordnungen an das Finanz: 
minifterium gelangen, Bezug zu nehmen; ferner ift 
Anordnung getroffen worden, baf jeitens der Bauunter- 
behörbe die Bauoberbehörde von dem Fortſchreiten ber 
Planung fortdauernd in Kenntniß erhalten und ihr vor 
Bearbeitung des wirflihen Bauentwurfes bie für dieſen 
maßgebende Stizze mit genauer Beichreibung der Aus— 
führungsart und mit bezüglichen Berechnungen zur 
Prüfung und Bujtimmung überjendet wird; auch ift 
angeordnet, daß von allen wichtigeren auf Bauten be: 
züglichen Unordnungen, beſonders auch von Aende— 
rungen des urfprünglichen Planes —, das ift fehr 
wichtig — welche von einem ald Bauherrn anzujehenben 
Reſſortminiſterium für nöthig erachtet werben, die Bau: 
oberbehörde, aljo die betreffende Abtheilung des Königl 
Finangminifteriums Kenntniß erhält, insbefondere wird 
auch noch die —— etroffen werben — jagt das 
betreffende Schreiben —, a die Referenten der Reſſort⸗ 
minifterien in Baufachen und die techniichen Räthe des 
Finanzminifteriums genaue Fühlung in Bezug auf bie 
Baupläne, bie Bauprogramme, die Ausführung und 
dergl. erhalten und zu diefem Zwecke das nöthige Ein- 
vernehmen münblich mit bem betreffenben Berichterftatter 
in den anderen Minifterien pflegen.“ 


Wie ih ſchon fagte, hat auch die Zweite Kammer 
ſich beichieden, daß mit diefen Einrichtungen dem von ihr 
erfirebten Zwecke wohl näher zu fommen fein werde, und 
hat es deshalb bei der Mittheilung der Königl. Staats: 
regierung in Bezug auf bdiefen Theil des Antrages be: 
wenden laſſen. 

In Bezug auf ben zweiten Theil bes Antrages, 
der auf bie Berehnung ber Koften für das Kubikmeter 
umbauten Raumes fi richtete, jagt die Königl. Staats: 
regierung einfach bie Erfüllung des Wunjches zu. Es 
bewenbet aljo auch hierbei. 
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In Bezug auf Punkt 3, daß Rormativbeftimmungen 
aufgeftellt werden follen, hat die Königl. Staatsregierung 
in entgegenfommenbdfter Weife bereitö berartige Nor: 
mativbeftimmungen thatfächlich aufgeftellt, und theilt fie 
der Deputation beziehentlic) den Ständen zur Kenntniß- 
nahme mit. Sie erfparen mir wohl, heute auf biefe 
Normativbeftimmungen näher einzugehen; ich babe fie 
nur zum Theile ausführlich gelefen und kann nur, fo 
weit ich davon Kenntniß genommen habe, beftätigen, 
daß alles wünfchenswerthe in dieſem technifchen Bro: 
gramme bargeftellt ift, welches nunmehr ben betreffenden 
Landbaumeiſter oder Landbauinfpeftor in die Lage ſetzt, 
unter Einhaltung von wirklichen Erfparnigrüdfichten 
und unter Beachtung der Wünſche der Kammern Pläne 
und Anſchläge für die häufiger vorfommenden Staats: 
bauten aufzuftellen. In biefem Sinne ift der An— 
trag ber Kammer meines Erachtens vollftänbig er- 
febigt, und es fteht nichts entgegen, von ber Er: 
HMärung ber SKönigl. Staatöregierung Kenntniß zu 
nehmen. 

Es ift aber nun noch weiter zu berichten, daß bei 
biefer Gelegenheit auch noch die Frage der Dienftmieth: 
wohnungen in ber Finangbeputation B ber Aweiten 
Kammer geftreift und weiter auch in ber fyinanz: 
deputation A ber jenfeitigen Kammer bebanbelt worben 
ift, und daß man fi zu bem Antrage geeinigt hat: 

„An bie Königl. Staatöregierung das Erfuchen 
zu richten, künftig im Staatshaushaltsetat bei ben 
einzelnen Bejoldungstiteln in der Erläuterungsfpalte 
zu bemerfen: 

a) was für nicht ald Vergütung für Dienftaufwand 
zu betrachtende Nebenbezüge die unter ben be: 
treffenden Titeln begriffenen Beamten neben 
Befoldungen aus Staatsmitteln genießen,“ 

— man bat hierbei hauptſächlich an die Dienftwohnungen 
oder Dienftmiethwohnungen gedacht — 

„b) wie viele ber betreffenden Beamten vom Staate 
geftellte Dienftmiethbwohnungen inne haben und 
welche Miethpreife fie dafür entrichten, auch 

e) für den Fall, daß jene Dienftmiethwohnungen 
vom Stagte ſelbſt erjt ermiethet find, wie hoch 
fi die vom Staate dafür zu gemährenden Mieth— 
zinſen belaufen.” 

Man hat weiter gejagt, daß, wenn biefe Wünſche er: 
füllt werben, fich die Beifügung der fpeziellen Perſonal⸗ 
etats für bie Zukunft verüberflüffige und hat weiter 
die Erfte Kammer um Beitritte zu dieſem Beſchluſſe 
erfucht, 

Im großen Ganzen ift die jenfeitige Kammer babei 
von einem Grundfage ausgegangen, ber nicht ganz 
ohne Bedenken ift, von dem nämlich, daß bie Stände: 
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fammern als foldhe mitwirken follen bei ber Feſt⸗— 
fegung ber ben Beamten anzurechnenden Mieth: 
preife für Dienftwohnungen. Ich glaube, man wird 
faum in ber Lage fein, verfaſſungsrechtlich dieſe 
Befugniß der Stände zu beftreiten, aber ich meine, 
ein Anlaß dazu, dab mun bie Stänbeverfammlung 
fi) mit dieſer Frage einmal in dem Maße ein- 
gehend beſchäftigt, jeben einzelnen derartigen Mitanſatz 
auf feine Angemeſſenheit, auf feine örtliche Richtigkeit 
hin zu prüfen, liegt nicht vor, und wenn ich aljo auch 
nicht dazu gelommen bin und bie Deputation nicht dazu 
gelangt ift, Ihnen zu empfehlen, dem Antrage ber jen- 
jeitigen Kammer nicht beizutreten, jo glauben wir doch, 
daß man fich in Zukunft davor hüten fol, allzu jehr 
eingehend in die Dispofitionen der Königl. Staatsregierung 
in diefer Richtung einzugreifen, da wir, wie gejagt, hier 
noch weniger in ber Lage fein werben als bie Stönigl. 
Stantöregierung, zu prüfen und zu ermefien, welcher 
Miethbetragsanfag in bem einzelnen Falle für den bes 
treffenden Beamten angemefjen erfcheint, benn es wirb 
wicht bloß berechnet und feftgeftellt werben, wie viel 
würde eine Wohnung, wenn fie nun im freien Berfehre 
an jeden britten x-beliebigen Mann vermiethet werben 
könnte, werth fein, fondern es muß auch berüdfichtigt 
werben, daß ber betreffende Beamte gar nicht gefragt 
wirb, ob er die betreffende Dienftwohnung beziehen will 
ober nicht, jondern daß fie ihm einfach zugewiejen wird 
und er fie dann bezahlen muß, gleichviel, ob fie gemein- 
werthig, fozufagen mit feinen Einfommensverhältnifien 
im Einklange fteht oder nicht. Unbedenklich aber ift 
jedenfalls, daß der Etat darüber genaue Auſſchlüſſe giebt, 
jo dag man wenigftens nachfehen und nachprüfen kann. 
Deshalb empfiehlt Ihre Deputation, den Beitritt zu ben 
Beichlüffen der Zweiten Kammer, bie ich Ihnen bereits 
vorgelejen habe, und ich glaube mich wohl enthalten zu 
bürfen, fie nochmals vorzutragen. 


Präfident: Wünjcht mod; jemand das Wort? - Es 
ift nicht der Fall. 
Ich frage die Kammer: 
„ob fie den Anträgen ber Deputation unter 11, 
pag. 2 und 3 bes Berichtes Nr. 263 beitreten 
will?“ 
Einftimmig. 


Wir gehen über zu Punkt 8 ber Tagesordnung: 
„Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über den die Erbauung einer Eijen: 
bahn von Siebenbrunn nah Markneukirchen be— 
treffenden Theil des Königl. Dekrets Nr. 24, jowie 
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über das Königl. Dekret Ar. 39, mehrere Eiſen— 
babnangelegenheiten betreffend.” (Drudjade 
Nr. 245.) 


(Bergl. M. I.K. S. 380ff, 2.8d.6.1107ff.,1384ff.,1727 ff. 
u. M.i.K.S. a7off.) 


Berichterſtatter Kammerherr Sahrer bon Sahr⸗ 
Dahlen: Meine hochgeehrten Herren! Ich habe die Ehre 
zu berichten über einen noch rückſtändigen Theil des 
Königl. Dekrets Nr. 24, ſowie über das ganze Königl. Dekret 
Nr. 39, mehrere Eiſenbahnangelegenheiten betreffend. 

Das Königl. Dekret Nr. 39 lautet folgendermaßen: 


(Wird verleſen.) 


Meine hochgeehrten Herren! Ueber die heute in Frage 
kommenden Linien iſt auch in ber hohen jenſeitigen 
Kammer nur ein mündlicher Bericht erſtattet worden. 
Trotzdem kann ich verhältnigmäßig furz fein, denn aus 
dem vorzüglich abgefaßten, überaus Haren und ausführ: 
lihen Aufſatz E.B.II, der dem Königl. Dekret Nr. 39 bei: 
gegeben ift, haben Sie bereits alles Nöthige erjehen. 

Nachdem wir neulich 5,790,000 M. für neue Eifen: 
bahnen bewilligt haben, Handelt es fich heute um weitere 
9,183,000 M. Die Deputation trägt fein Bedenlen, 
Ihnen auch die Bewilligung dieſer 9,183,000 M. zu 
empfehlen. Die Ausfichten bezüglich der Rentabilität der 
heute zur Verhandlung ftehenden Linien find feine un- 
günftigen. Im übrigen ift ja bereits wiederholt darauf 
bingewiejen worben, dab an dem Sinken unferer Eifen- 
babnrente weit weniger die neuen Eifenbahnlinien als 
die kolofjalen Ausgaben für Umbauten an bereits be: 
ftehenden Eifenbahnen ſchuld find. Weiter ift in Betradht 
zu ziehen, daß bei einem Eifenbahnbau nicht ausſchließ— 
lih finanzielle, fondern auch vollswirthſchaftliche Rüd: 
fihten maßgebend fein müfjen. Objchon ferner bei Eifen- 
bahnpetitionen befanntlic) mit der Abgabe zur Erwägung 
noch nicht gejagt ift, daß das betreffende Projelt aud) 
wirflih zur Ausführung kommen jolle, jo muß doch 
daran erinnert werben, daß die hohe Erfte Kammer ba, 
durch, daß fie auf früheren Landtagen die Linien Sieben: 
brunn-Markneufirhen, Nebitzſchen-Kroptewitz, Bühlau— 
Dürrröhrsdorf und Wilsdruff-Gadewitz — und zwar 
theilweiſe wiederholt — zur Erwägung gab, ein erheb— 
liches Intereſſe für dieſelben bekundet Hat. Endlich möchte 
ich noch beſonders darauf aufmerkſam machen, daß das 

Tempo bei dem Baue dieſer Bahnen von ſelbſt ein fang: 

| james werben wird unb daß noch lange Zeit vergehen 
wird, ehe all diefe Linien fertig geftellt werden. Sind 
bob von ben auf dem vorigen Landtage bewilligten 
Linien vier überhaupt noch nicht angefangen. Ich weiß nicht, 
ob eine allgemeine Debatte beliebt wirb? 


— — — — — — — — —— — — 
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Präfident: Ich frage, ob jemand im allgemeinen 
das Wort begehrt? — Das Wort hat ber Herr Ober: 
bürgermeifter Dr. Bed. 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Deine Hochgeehrten 
Herren! Fürchten Sie nicht, daß ich irgend eine Eijen: 
bahnrede halten und Ihre Zeit länger in Anfpruc nehmen 
will, id will mid) darauf beſchränken, eine Bitte erneut 
vorzubringen, die ich bereit in einem früheren Landtage 
auszufprechen mir erlaubt Habe und die dahin geht, die 
Königl. Staatöregierung wolle die Freundlichkeit haben, 
ben Defretbahnen eine Drientirungsfarte in vervielfäl- 
tigter Form beizufügen, aus der man bie Führung der 
einzelnen Linien, die von der Eifenbahn berührten Ort 
Ichaften, die in Vorſchlag gebraten Varianten und die 
Stellung der betreffenden Bahnen im ganzen Staatäbahn- 
fyftem erlennen kann. Ich habe mir erlaubt ſchon früher 
auszuführen, daß jemand noch nicht die Zenſur „4” oder 
„5 in der Heimathöfunde gehabt zu haben braucht und 
trogdem fich fein Hares Bild machen kann über bie Füh— 
rung von Staatsbahnen, wie der von Nebigichen nad) 
Kroptewig, und es würbe, ohne daß es eines Antrages 
aus dem hohen Haufe bedarf, dankenswerth fein, wenn bie 
Staatsregierung diefen Wunſch für die Zukunft zur Er- 
füllung brädte und es ung nicht überließe, erft in dem 
Augenblide, wo bie Pläne hier ausgelegt werben und zur 
Beſchlußfaſſung gelangen, uns ein Bild darüber zu machen. 
Die Petenten, welde ijenbahnpetitionen an bie 
Kammer überreichen, haben auch immer die Freundlichkeit 
und Rüdficht genommen, ſolche Karten beizufügen, jeden: 
falls widerfpricht es auch nicht den Sparfamteitsbeftre- 
bungen bes diesjährigen Landtages, wenn die Regierung 
bie Freundlichkeit haben wollte, den Dekretbahnen ſolche 
Drientirungsfarten beizufügen. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Megierungs: 
tommifjar. 


Königl. Kommiſſar Minifterialdireltor Geh. Rath 
Dr. Nitterftädt: Dem Antrage des Herrn Oberbürger: 
meifter$ Dr. Bed wird entjprochen werben. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Gahr: 
Dahlen: Ic hatte um das Wort gebeten, weil ich mich 
dem Wunſche des Herm Oberbürgermeifters anfchließen 
wollte, bin dem Herrn Regierungslommiffar dankbar für 
die gegebene Zuficherung. 

Ih darf num wohl zu dem einzelnen Bahnen über- 
gehen. 

Zunächſt ift zu berichten über die Linie Siebenbrunn- 
Markneulirchen, welche bereits mit dem Königl. Defret 


am 9. Mai 1900. 


Nr. 24 vorgelegt war, jedoch, wie ich Ihnen neulich aus: 
einanderjegte, einftweilen jurüdgeftellt werden mußte. 

In Tit. 74 des auferorbentligen Etat3 waren 
nämlicdy 400,000 M. als erfte Rate für die überaus koft- 
jpielige Erweiterung bes Bahnhofs Mborf, fowie für 
Herftellung des zweiten Gleiſes Markneukirchen-Adorf 
eingeſtellt. Die Finanzdeputation B der Zweiten Sammer 
hatte gewünſcht, da ipezielle Anſchläge und zwar wo: 
möglich billigere unter Feftftellung des Koftenantheils der 
Adorf: Rofbacher Brivateifenbahn vorgelegt werden möchten. 
Diefe Borlegung ift der Negierung auf dem gegenwärtigen 
Landtage nicht möglich geweien. Die Königl. Staats: 
regierung bat deshalb bad Poſtulat unter Tit. 74 zurüd: 
gezogen und wird im nächften Etat eine neue auf Adorf 
bezüglihe Vorlage bringen. Die Koften der Herftellung 
des zweiten @leifes zwiſchen Markneutirchen und Adorf 
in ber Höhe von 257,000 M. waren aber in ben 
400,000 M. mit enthalten, und fie find nun ben ur- 
iprünglih für die Strede Markneulirchen-Siebenbrunn 
poftulirten 929,000 M. zuzuſchlagen. 

Bas nun dieſe Linie Markneufirchen-Siebenbrunn 
anlangt, jo enthält das Königl. Dekret Nr. 24 folgendes 
darüber: Markneufirchen hat infofern ungünftige Bahn: 
verbindung, als ber in ber Flur Siebenbrunn gelegene 
Bahnhof 2 km von der Mitte der Stadt Markneuficchen 
entfernt ift und 30 m tiefer liegt als ber Marktplap. 
Es erjcheint wünjchenswerth, ben Güterverkehr, der infolge 
ber Inftrumenteninduftrie hauptſächlich in einem lebhaften 
Stüdgutverfehre befteht, näher an die Stadt zu bringen 
und den Berfonenverfehr bequemer zu geftalten, Dieſer 
Zweck kann aber nur dann gut erreicht werden, wenn bie 
Stadt Markneukirchen unmittelbaren Anſchluß an die Züge 
der Linie Plauen-Eger in Adorf erhält. Deshalb ift 
das erwähnte zweite Gleis von Adorf bis zum jegigen 
Bahnhofe Markneufirhen geplant. Die Stadt Marl: 
neutirchen ift zu erheblichen Opfern bereit. Die neue 
Linie wird durch die Stadt Markneufirchen hindurchgeführt 
werben, beim unteren Stabttheil einen Berjonenhaltepunft 
und am Ende von Markneukirchen die Enditation erhalten. 
Die Koften ber neuen Bahnftrede, welde 2,93 km lang 
ift, werben ohne jenes zweite Gleis 929,000 M., mit 
jenem Gleis 1,186,000 M. betragen. 

Ich werbe die Anträge zu den einzelnen Linien nicht 
ſpeziell verlefen, fondern am Schluſſe alle Anträge zu: 
jammenfafjen. Ich habe abzuwarten, ob jemanb zu diejen 
einzelnen Linien, zunächſt alfo zu Siebenbrunn: Martneu: 
firchen, zu jprechen wünſcht. 

Präfident: Wünfcht jemand noch zu diefer Linie zu 
fprehen? — Cs ift nicht der Fall. Ich bitte fort- 
zufahren. 
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Berichterftatter Rammerherr Sahrer von Bahr: 
Dahlen: Ich komme nun zu der Güterbahn Nebipichen- 
Kroptewig. Es wird beabfichtigt, eine nur für den 
Güterverkehr beflimmie Zweigbahn von Nebigfchen bei 
Mügeln bei Oſchatz bis Kroptewig zu bauen, hauptſäch— 
lich als Auderrübenbahn und zur Förderung ber Kaolin: 
Induftrie. Die Imtereffenten leiften nicht umerbebliche 
Beiträge. Die Bahn verfpridt nicht unrentabel zu 
werden und wird jo gelegt, daß fie eventuell jpäter ein: 
mal bis zur Linie Großborhen: Döbeln fortgeführt werben 
fann, obichon biefe Fortſetzung zur Beit keineswegs be: 
abfichtigt ift. Die Bahn wırd 6 km lang. Die Koften 
betragen rund 509,000 M., wobei bie Beiträge der 
Intereffenten bereits berüdfichtigt find. Es liegt vor 
eine Betition der Herren Gadegaft und Genoffen um Fort⸗ 
jegung bis Ablaß, fie ift von der Zweiten Kammer zur 
Kenntnißnahme abgegeben worden; ferner eine Petition 
bes Herin Reuter. Dieje geht auf Fortjegung bis Groß— 
bothen und ift in der weiten Kammer infoweit zur 
Kenntnignahme überwiejen worden, als Grörterungen 
darüber angeftellt werden follen, ob die Fortjegung bis 
Zſchoppach über Ablaß hinaus bei entiprechendem Ent: 
gegentommen der Intereffenten ſich empfehle. 

Ihre Deputation fchlägt Ihnen Beitritt zu den Be: 
ichlüffen der Zweiten Kammer vor. 


Präfident: Begehrt auch hier niemand das Wort? 
— Ich bitte fortzufahren. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr⸗ 
Dahlen: Bühlau-Dürröhrsdorf. Die Führung einer Bahn 
von Dresden nad) der Hochebene bei Bühlau ift ſehr 
erfchwert wegen ber dichtbebauten Dresdner Stadttheile 
und wegen ber fteil anfteigenden Elbufer. 

Das Projelt von 1893 ging, wie Sie ſich erinnern, 
auf eine jchmaljpurige Bahn vom Neuftäbter Elbkai nadı 
Waldſchlößchen, Fiſchhaus, Weißer Hirich ıc. Dasfelbe 
fam nicht zur Ausführung, weil die eleltriſche Bahn 
Dresden: U.:Lojhwig und Drahtfeilbahn von bort nad 
Weiher Hirjch gebaut wurde und in Bezug auf Perjonen- 
beförderung dem Bebürfniffe genügte. 1599 ift auch noch 
eine elektrifche Bahn vom Waldſchlößchen nad) Bühlau in 
Spurweite von 1,45 m, weldye Spurweite die Dresbner 
Sırafenbahnen allenthalben haben, gebuut worben. Dieie 
Bahn dient jedoch) nur für Perſonenverlehr. Es fommt alfo 
jegt darauf an, zwiſchen Bühlau und Dürrröhrsborf 
Berfonenvertehr herzuftellen und den Güterverkehr bes 
gejammten Hochplateaus zu ermöglichen. 

Eine volljpurige Eifenbahn von Dürrröhrsborf nad 
Dresden ift aus ben im Dekret auseinanderg: fegten 
Gründen ausgeſchloſſen. 

LR. (2. Abonnement.) 


Am wedmäßigften erfcheint eine Bahn von Dürrröhrs: 
dorf zum Anſchluſſe an die in Bühlau endigende Straßen: 
bahn. Der Wagenladungsverkehr ift dann natürlicher: 
weife nur einfeitig (von Dürrröhrsborf ber), dies ift 
jedoch unbedenklich, weil es ſich hauptſächlich um Kohlen, 
Baumaterialien und Düngemittel handelt, die ebenfo 
billig über Pirna bezogen werben können. 

Die Einmeterfpur ift für Vororte großer Städte 
ganz bejonders geeignet, weil diefelbe ſowohl für Dampf: 
als eleftrifchen Betrieb und für Güterwagenverfehr auf 
Rollböden gut pafjend if. Es iſt nämlich die Gefahr 
des Umtippens volljpuriger Güterwagen auf Rollböden 
bei ber Einmeterjpur felbft in engen Bögen jo gut wie 
ausgefchloffen. Huch ift bei der Einmeterfpur ber Gleis: 
anfchluß induftrieller Anlagen jederzeit gut möglich. 

Die Dresdner Straßenbahngejellihaft hat auch ſchon 
mit Rüdfiht auf den Anſchluß einer Einmeterfpurbahn 
einen Theil ihrer Gleiſe zwifchen Weißer Hirih und 
Bühlau mit einer dritten Schiene verfehen. 

Die Linie wird von Dürrröhräborf aus zwiſchen 
Eſchdorf und Wünfchenborf hindurch über die Gegend 
von Shullwig, Schönfeld, Weißig nah Bühlau geführt 
und foll vorläufig mit Dampftraft betrieben werden. 
Erft bei zunehmendem Verkehre ſoll der Betrieb elektrifch 
werben. 

Die Nenbaulänge beträgt 17,08 km. Der often: 
aufwand beläuft ſich auf rund zwei Millionen inklufive 
192,000 M. für den Anſchlußbahnhof in Dürrröhrsborf. 

Es liegen vor die Petitionen bes Herrn Große und 
bie Petitionen Roßig. Der Inhalt beider Petitionen 
wird berüdfichtigt, wenn bie Borlage angenommen wırb. 
Sie find deshalb für erledigt zu erflären. Dahingegen 
bat die Petition Schulze, weiche die Führung der Bahn 
über Dittersbach erftrebt, auf fich zu beruhen. Die De 
putation empfiehlt Ihnen allenthalben Beitritt zu ben 
Beichlüffen der Zweiten Kammer. 


Präfident: Begehrt Hier jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall. Ich bitte fortzufahren. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Sahr: 
Dahlen: Die Linie Wiledruff-Gadewig kommt in der 
Hauptfahe der Landwirthſchaft zu gute, doch Handelt 
es fih auch z. B. um die Induſtrie Wilsdruffs, die 
Taubenheimer Chamottefabrit, Robſchützer Papierfabrif, 
Lörhainer Thonerbe, Steinbrüce bei Wahnip ıc. 

Schmalipur muß gewählt werben, weil der Berfonen: 
verfehr von etwa 120 Ortichaiten erleichtert und eine 
möglichft große Zahl landwirthſchaftlicher Betriebe, ſowie 
die erwähnten inbuftriellen Betriebe angefchloffen werben 
jollen. Die Schmaljpur vermag ſich befier dem Gelände 
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anzuschließen, eine Vollſpurbahn würde beinahe das 
Doppelte koſten, nämlich beinahe 11 Mill. Mark, 
beziehentlich, wenn die Bahn über Mochau nach Döbeln 
geführt würde, 12 Mill. Marf. 

Durch den Anſchluß an die beftehenden Schmalfpur- 
bahnen in Wilsdruff und Gadewitz wird ein vollftändiges 
Schmalfvurbahnneg geichaffen. 

Was die Trace betrifft, jo ift hauptſächlich zu er- 
wähnen, daß Einführung der Bahn in den Bahnhof 
Lommapfch leider nicht möglich ift. 

Die Lommapjcher müſſen fih mit der Halteftelle 
Löthain begnügen. 

Die Stadt Döbeln und Genofjen haben fich verwendet 
für die Vollfpurbahn und für die Trace Leuben-Beicha- 
Mochau: Döbeln (Halteftelle). 

Die Vollſpurbahn ift aber, wie ich ſchon auseinander: 
feßte, wegen der großen Koften ausgeichloffen und bie 
Linie Leuben: Gabewig dürfte wohl das Richtige fein. 

Bon Gadewig bis Döbeln Hauptbahnhof wird audı 
in das linke Rieja-Chemniger Gleis die dritte Schiene 
eingelegt; ſpäter joll nod) ein bejonderes Gleis Gadewiß- 
Großbauchlitz gebaut werden. 

Ueber die Rentabilität läßt fih noch nichts be- 
ftimmtes jagen, doch ift Ausſicht auf günftige Ent: 
widelung vorhanden. 

Die Nenbanlänge beträgt 50,20 km, die Koften 
6,448,000 M.; es fol aber gegenwärtig nur bie erjte 
Rate von 2,448,000 M. eingeftellt werben. 

Es liegen vor folgende Petitionen: Zunächſt 
eine aus Röhrsdorf, welche dahin geht, die Bahnlinie 
näher an Röhrsdorf heranzuführen. Dies ift nicht 
möglich, und deshalb müßte die Petition eigentlich auf 
fi beruhen. Die hohe jenfeitige Kammer hat fie für 
erledigt erklärt, das kommt jchließlich auf dasjelbe heraus; 
es liegt aljo fein Grund vor, eine Differenz mit der 
Zweiten Kammer herbeizuführen. Wir ſchlagen vor, daß 
Sie dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer beitreten. 

Die Zweite Kammer hat ferner beſchloſſen, joweit 
fih Petitionen auf die Weiterführung über Mocdau be: 
ziehen, diejelben der Staatsregierung in dem Sinne zur 
Kenntnignahme zu geben, daß die Königl. Staats: 
regierung darin die Aufforderung erbliden möchte, zu 
unterfuchen, ob den Intereſſen der Petenten nad) Be: 
finden unter Beihülfe noch Rechnung getragen werden 
fönnte. Ihre Deputation empfiehlt Ihnen den Beitritt 
zu dieſem Beſchluſſe. Eigentlich möchte hinter den 
Worten „unter Beihülfe* das Wort „derjelben” ein: 
geihoben werden; e# liegt aber fein Grund vor, des— 
halb eine Differenz mit der Zweiten Sammer hervor: 
zurufen, denn natürlich ift nicht gemeint, daß ber Staat 
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noch feinerjeit8 den Interefjenten dafür, daß fie eine 
Bahn befommen, etwas herauszahlen joll, jondern es 
handelt fi) um Beiträge der Interefjenten. 

Die anderen Petitionen, die noch eingegangen 
find, nämlich die Petition aus Lommatzſch, die ich 
vorhin jhon erwähnte, ferner eine Petition bes Herrn 
Detonomierathes Steiger, die für das Projekt fich ver: 
wendet, eine Petition aus Wilsdruff, die für die Voll— 
ipur, eine Petition des Herrn Geh. Defonomierathes 
Uhlemann (Görlig), die warm für die Schmalfpur eintritt, 
find durch die gefaßten Beſchlüſſe für erlebigt zu er: 
Hären. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
au Hier nicht der Fall. Ich bitte abermals fort: 
zufahren. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr: 
Dahlen: Ich gehe nun über zu den eleltriſchen Straßen: 
bahnen. Zunächſt möchte ich bemerfen, daß bie im 
Herbfte des Jahres 1899 fertiggeftellte elektrijche Straßen: 
bahn von Dresden-Neuſtadt nad) Kötzſchenbroda, welche 
an die Dresdner Straßenbahngefellihaft verpachtet ift, 
fi) vorausfihtlih gut rentiren wird. Das Unlage- 
tapital beträgt 1,100,000 M.; bei Berüdfichtigung einer 
3"/, progentigen Verzinfung des Baufapitales würde ber 
Ueberfhuß mit 56,500 M. zu veranſchlagen fein, aljo 
etwas über 5 Prozent. Andrerſeits find allerdings 
erhebliche Mindereinnahmen auf den bezüglichen Sta- 
tionen der Hauptlinie Leipzig: Dresden entftanden. Diejer 
Ausfall wird aber mit der Zeit ficher zurüdgehen und 
der Berfehr. auf ber Lößnitzbahn noch günftiger werden. 
In einiger Zeit wird ſich die Sache aljo vorausfichtlic 
für die Staatsfafje ausgleichen. Diefer Ausgleich würde 
aber nie zu erreichen gewejen jein, wenn die Lößnitz— 
bahn nicht vom Staate, fondern von einem Privat— 
unternehmer gebaut worden wäre. Die Unficht ber 
Staatsregierung, daß diejenigen Straßenbahnftreden, die 
gegen die Staatseifenbahn direkt in Konkurrenz treten, 
deren Bau aber im allgemeinen Berfehrsinterefle un: 
abweisbar ift, im Beſitze des Staates jelbft jein müflen, 
it alſo offenbar eine ganz richtige. Aus biefem Ge: 
ſichtspunkte müſſen aud die Projekte Dresden» Nieber: 
wartha-Kögjchenbroda und durch ben Plauenjhen Grund 
betrachtet werben. 

Was zunäcft Dresden: Niederwurtha: Köpihenbroda 
betrifft, jo entjprechen die Vorortszüge auf der Staats: 
bahnftrede Dresden :Niederwartha dem Verkehrsbedürf- 
niffe durchaus nicht mehr. Mit Rüdficht hierauf macht 
fih die Straßenbahn nöthig. Diejelbe wird mit der 
rechtsufrigen Bahn zu einem Netze vereinigt, jo daß beibe 
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gleiche Betriebsmittel und gemeinfchaftliche Depotanlagen 
haben, 

Die Ortſchaften Niederwartha, Coſſebaude, Stepich, 
Kemnitz, Briesnitz, Leutewik und Cotta jollen unter ſich 
und mit Dresden verbunden werben; ein außerordent- 
lid reger Ausflugsverkehr ift zu erwarten. Der An: 
ſchluß an die Lößnitzbahn wird über die Niederwarthaer 
Brüde bis in die Nähe von Zitzſchewig und dann bis 
Naundorf geführt werden. Links der Elbe ift der Güter: 
verkehr vorläufig nicht beabſichtigt. Für die auf dem 
rechten Ufer liegende Strede wird, wie bei der Lößnitz— 
bahn, der Strom von dem Eleftrizitätswerfe Kummer 
und Comp. zu beziehen jein. Links ber Elbe wollen bie 
beteiligten Gemeinden ein Eleftrizitätswert begründen, 
dem ber Strom entnommen werden fol. Die Bahn 
wird mit 1 m Spurweite eingleifig gebaut und auf die 
Kommunifationswege beziehentlih auf bie verbreiterte 
Staatsftraße gelegt werden. Eine Betition aus Kötzſchen— 
broda muß auf fich beruhen, eine foldhe aus Naundorf ift 
für erledigt zu erflären, 

Die Koften betragen 1,420,000 M. 

Was ferner die Linie Dresden: Plauen: Deuben an- 
langt, jo ift die Hauptbahn von Dresden nad) Freiberg 
nit mehr den VBerfehröbebürfnifien des Plauenjchen 
Grundes gewachſen, trogdem, daß die Vorortzüge ftarf 
vermehrt worden find. 

Es waren hier zwei Projefte vorhanden. Der Ge: 
meindeverband des Plauenſchen Grunbes wollte eine 
elektriſche Straßenbahn bauen; amdrerjeits hatte die 
Aftiengefellihaft Elektra das Projeft einer Schwebebahn 
in der Urt der Barmen: Elberfelder Schwebebahn. Die 
Regierung war dem letzteren Projekte jehr geneigt und 
hätte Luft gehabt, dasſelbe jelbft auszuführen, glaubte 
aber zu bem neuartigen und foftipieligen Unternehmen 
auf ftändifche Bewilligung nicht rechnen zu fünnen. Der 
Bau der Straßenbahn von Staatöwegen ift aus ben 
bereit3 mitgetheilten allgemeinen Rüdfichten geboten und 
empfiehlt fich um jo mehr, als die Bahn durdgängig 
auf die Dresden: Tharandter Staatäftraße zu liegen 
fommt. Der Strom foll dem Elektrizitätswerle bes Ge: 
meindeverbanbes im Plauenjchen Grunde zunächſt wenig: 
ftend entnommen werben. Die Betriebsführung wird der 
Deutſchen Straßenbahngeiellihaft ala der Befigerin der 
unmittelbar ſich anjchließenden Linie übertragen, jo daß 
dieſe Gejellihaft am Reingewinne der Bahn in gewiljem 
Maße, nach Abzug der zur Verzinfung und Umortifi: 
rung bes Anlagefapitals nöthigen Beträge, betheiligt wird 

Die Bahn ift als Anfang eines Netzes gedacht, das 
fich ſpäter nach Tharandt, nach Poſſendorf und Kreiſcha 
und von Potjchappel nad) Zauderode erjtreden joll. Auch 
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bier ift die 1 m:-Spur in Ausficht genommen, jedoch 
wird bier die Stadtſpur, 1,45 m, bis Deuben beziehent: 
li, bis Hainsberg beizubehalten, von Potſchappel aus 
aber bereits dritte Schienen einzulegen fein, jo daß dann 
bei Fortjegung des Neges die 1 m: Spur Platz gebaut 
fann. Zunächſt wird die Bahn zweigleifig greifen 
werden, weiterhin eingleifig. Die Straße muß verbreitert 
und thunfichft über das Hochwafler der Weißerig ge- 
hoben werden, 

Bu den Straßenbaufoften, die jehr erhebliche fein 
werden, find die Gemeinden heranzuziehen. Der Staat 
wird immer noch Y, Million Mark zu tragen haben, 
wovon bie eine Hälfte auf die Straßenbauverwaltung, 
die andere Hälfte auf Rechnung der Straßenbahn kommen 
wird. Letztere ſollte urfprünglid nur 6,4 km lang 
werben, die Koften jollten 1,430,000 M. betragen. Ins 
deſſen ift auf Wunjch der Zweiten Kammer nod bie 
Fortjegung bis Hainsberg ins. Auge gefaßt worden, und 
zwar bis an die Abzweigung der Edersborfer Straße 
von der Plauenſchen Grundftraße in der Flur Hainsberg. 
Infolge deſſen erhöht fih die Summe um 190,000 M,, 
jo daß 1,620,000 M. zu bewilligen find. Eine Petition 
aus Tharandt muß auf ſich beruhen. 


Prüfident: Wünſcht hier jemand das Wort? — Das 
ift nicht der Fall. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer von Sahr: 
Dablen: Es ift nun weiter zu verhandeln über Punkt C 
des Königl. Dekretes Nr. 39, Herftellung des zweiten Gleiſes 
auf der Linie Dresden: Elfterwerba zwiſchen Weinböhla 
und Böhla. 

Der Mangel eines zweiten Gleifes zwifchen Köpfchen: 
broda und Elſterwerda wirft nachtheilig auf die Gejtaltung 
des Fahrplanes der dem internationalen Schnellzugs- 
verfehre dienenden Linie Berlin Dresden ein. Por: 
(äufig ift nur die Strede zwiſchen Weinböhla und Böhla 
in Ausfiht genommen, nad deren Fyertigftellung ſchon 
eine erhebliche Beflerung der Verhältniſſe erwartet werben 
fann. Der generelle Koſtenanſchlag beläuft fich auf 
620,00 M. Da ber Tit. 74, Adorf, erledigt ift, fo 
jollen die 620,000 M. an Stelle bes urfjprünglichen 
Poftulates für Adorf in Tit. 74 eingeftellt werden. 


Präfident: Es begehrt niemand das Wort. — Ic 
bitte fortzufahren. 


Berichierftatter Kammerherr Sahrer von Sahr: 
Dahlen: Wir haben nun noch Privatbahnen zu erledigen, 
eleftriiche Straßenbahnen. 

Es haben nämlich die Eleftrizitätöwerfe vorm. D. 2. 
Kummer u. Co. für jämmtlihe nunmehr von mir zu 
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beiprechenden Linien allgemeine Vorarbeiten mit Ge— 
nehmigung ber Königl. Staatsregierung angeftellt. Ein 
volfswirthichaftliches Bedürfniß für diefe Linien liegt 
vor. Die Linien in ber Nähe von Dresden werben 
vorausſichtlich bis Ende 1902, die bei Hohenſtein-Ernſt— 
thal bi8 Ende 1903 in Betrieb fein. Die Königl. 
Staatöregierung hat die Konzeffion zugefichert unter ben 
nöthigen Bedingungen. Wegen Straßenverbreiterungen 
und jonftiger Menderungen an öffentlihen Wegen, bie 
fih ohne fremde Grundftüde nicht herftellen laſſen, ift 
die Enteignungsbefugniß nöthig, und um Ertheilung 
berjelben wird die Ständeverfammlung erſucht. 

Es handelt ſich da zunächſt um die Linie Hohenftein: 
Ernſtthal-Oelsnitz i. Erig. Es foll nämlich zwiſchen 
Hohenſtein-Ernſtihal und Oelsnitz mit Rückſicht auf die 
ftarfe Hausinduftrie und Strumpfwaarenfabrifation ber 
bortigen Gegend eine eingleifige 1m:-Spurbahn für 
Berfonen: und Güterverkehr gebaut werben. Weil auf 
diefer Bahn der Rollbodverkehr ausgeſchloſſen ift, wird 
beabfichtigt, jchmalipurige Güterwagen einzuführen. Die 
Bahn wird 11 km lang. Die Kraftitation joll in ber 
Flur Oberlungwig, und zwar gleichzeitig für die Linie 
Dberhermädorf : DOberlungwig =» Wüftenbrand errichtet 
werben. Lebtere wird im Anſchluſſe an die Linie Hohen: 
ftein: Ernftthal: Deldnig gebaut und dient hauptſächlich 
den Bedürfniffen von Oberlungwig und Umgegend. Die 
Strede Lofhwig: Pillnig ſoll eine bequemere Verbindung 
mit Dresden herftellen für die Ortichaften rechts der Elbe 
oberhalb Loſchwitz, alſo für Wachwitz, Niederpoyrig, 
Hofterwig, Pillnig. Die Linie wird 6,4 km lang, er 
hält 1 m Spurweite, wird eingleifig und wird im we— 
jentlihen nur dem Berfonenverfehre dienen, Die Kraft: 
ftation wird fih in Leuben auf dem linken Elbufer 
befinden. Dort wird eine Sraft- Zentrale errichtet. 
Der Strom foll mittel® Kabel durd die Elbe gehen. 
Mit den Linien derfelben Unternehmerin auf dem linken 
Elbufer foll die Bahn durch eine Zrajekteinrichtung 
unterhalb Pillnik verbunden werden. Dieſe Trajeft- 
einrichtung ift zunächſt nur für den Austaufch der Be: 
triebsmittel, im Bedarfsfalle aber auch für einen gewiſſen 
Uebergangsverfehr beftimmt. 

Laubegaſt-Kleinzſchachwitz- Großzihahmwig : Nieder: 
jeblig und Niederjedlig: Streifcha geben mir zu befonderen 
Bemerkungen feinen Anlaß, 

Die Deputation empfiehlt Ihnen nunmehr die An: 
nahme der jämmtlichen Anträge, welche fich im Berichte 
Nr. 284 der Deputation abgebrudt finden. 

Präfident: Meine Herren! Sie verlangen wohl auch 
nit, daß ich die ganzen Anträge noch einmal verleje. 
Ich frage die Kammer: 
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„ob fie ben Anträgen ber Deputation, wie 
fie jid in Druckſache Nr. 245 finden, allent— 
halben beitritt?“ 

Einftimmig. 


Es ift ein Nachtragsdekret; ich muß bie Königl. 
Staatsregierung fragen, ob dieſelbe auf namentliche Ab: 
ftimmung verzichtet? 

(Sie verzichtet.) 


Ih erjuche ben Herrn Berichterftatter fortzufahren 
bei Bunft 9: „Antrag zum mündlihen Berichte 
der zweiten Deputation über Tit. 22 des außer: 
ordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900,01, 
Umbau und Erweiterung der Sammlungsräume 
im Johanneum ıc. betreffend.“ (Druckſache Nr. 260.) 


(Vergl. M. II.K. S. 33 ff.u.2. Bd. ©. 1784 ff.) 


Berichterftatter Kammerherr Eahrer von Eahr= 
Dahlen: Ich komme nun zu Tit. 22 des außerordent: 
lihen Staatshaushaltsetats. 

Meine Hochgeehrten Herren! Der Bericht über die 
Verwaltung und Vermehrung der Königl. Sammlungen 
1896 97, welcher mitteld Königl. Dekrets Nr. 4 an die 
Stände gelangt ift, ſpricht aus, daß durch die Bereit: 
ftelung neuer Räumlichkeiten für das Königl. Ober- 
jtallamt und die hierdurch ermöglichte Niederreifung des 
jebigen Dienftgebäudes des Oberftallamtes die Brand— 
gefahr für das Johanneum, die infolge der unmittel: 
baren Nähe diefes alten, feuergefährlichen Gebäudes ber 
ſtehe, fich befeitigen Tieße und die Borzellanfammlung 
mit ihrem leicht zerbredhlihen Inhalte aus dem zweiten 
Obergeſchoſſe des Johanneums in das Erdgeſchoß über: 
geführt werben könne. An Stelle der Porzellanſammlung 
jollten dann ins zweite Obergejchoß die ethnographiſche und 
die prähiftoriihe Sammlung fommen, woburd jowohl 
das Zoologiſche als das Mineralogifce Mujeum Raum 
gewinnen würden. In Zit. 22 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats find für diefe Zwede die nöthigen 
Mittel gefordert. Die in der Erläuterungsipalte des 
außerordentlichen Etat3 in Ausficht geftellte Begründung 
ift erft am 19. März d. J. an bie Zweite Kammer ge: 
langt. Die in Tit. 22 des auferorbentlichen Staats: 
haushaltsetats eingeftellte Summe von 1,450,000 M. 
zerfällt in folgende Bofitionen: 830,000 M. für ein 
Wagenhaus mit yamilienwohnungen im Hofbauhofe, 
202,600 M. für Arealerwerb, 12,000 M. für Einrichtung 
des zu verlegenden Hofbauhofes, 250,000 M. für den 
Umbau und die Erweiterung des Johanneums, 182,400M. 
für ein Theaterrequifitenhaus im Heinen Oftragebege. 
Dieje letztere Poſition fteht mit ber Verlegung der 
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Porzellanfammlung in keinerlei AZujammenhang. Ich 
will dieſe Pofition voraus nehmen. Das nähere über bie: 
jelbe ift in bem Berichte der Zweiten Kammer auf 
Seite 3 enthalten, das Poſtulat ift von ber Königl. 
Staatsregierung ausführlid, begründet, der Bau erjcheint 
unbedingt nothwendig. Bon der Zweiten Kammer ift zu— 
nächft die Höhe der Baufumme angefochten worden, die Re- 
gierung hat aber machgewiejen, daß billiger nicht gebaut 
werden fünnte. In Rüdfiht auf jeine Lage und bie 
ganze Umgebung an ber Elbe fünne das Gebäude zwar 
einfach, aber doch auch nicht jcheunenartig hergeftellt 
werben. Die Zweite Kammer hat fich hierbei beruhigt 
und 182,400 M. zur Erbauung eines Theaterrequifiten- 
haujes im Heinen Oſtragehege zu bewilligen beſchloſſen. 
Ihre Deputation wird beantragen, dieſem Beſchluſſe 
beizutreten. 

Was nun weiter die Unterbringung der Porzellan: 
jammlung in dem Barterre des Johanneums anlangt, 
jo hat die Regierung ein Gutachten des Direktors bes 
Kunftgewerbemufeums in Köln a. Rh, Dr. von Falke, 
beigebracht. Dasjelbe ift vom 13. Dezember 1899 batirt 
und am 21. besjelben Monats zur Wegiftrande der 
Zweiten Kammer gelommen. Herr von Falke jagt, bei 
Neuaufftellung der Porzellanfammlung müßten folgende 
Unfprüche geftellt werden: 

1. Die fFeuersgefahr müßte möglihft verringert 
werben, die Rettung müſſe möglich gemacht werben, 
jegt fei bie Rettung überhaupt ganz ausgejchloffen. 

2. Die Sammlung müſſe nad wifjenfchaftlichen 
Grundſätzen überfichtlich georbnet, gleichzeitig gejchmad: 
voll und wirkungsvoll aufgeftellt werben. 

3. Müffe auf abjehbare Zeit genügender Raum für 
Erweiterung und Bervollftändigung der Sammlung ge: 
ichaffen werben. 

Das Johanneum genüge im Erdgeſchoſſe Hinfichtlich 
aller biefer brei Punkte, vorausgefegt, daß zur Ber: 
hütung der Feuersgefahr und Herftellung beſſerer Licht: 
zufuhr das Gebäude der jogenannten Sattelfammer, 
niedergelegt und ein eventueller Neubau nicht in gleicher 
Entfernung, ſondern doppelt jo weit vom Johanneum 
ab aufgeführt werde, ferner daß ber Lichthof der Por: 
zellanfammlung mit eingeräumt werbe. 

Die gegenwärtige Aufitellung leide ganz; bejonders 
unter ber magazinartigen Ueberfüllung und dem baburd) 
bedingten Mangel einer Maren Scheibung zwiſchen der 
europäischen und afiatiihen Sammlung. Eine ganze 
fange Hälfte, und zwar bie befjer belichtete Hälfte ber 
neuen Räumlichkeiten fei dem europäiſchen Porzellan 
mit feinen fein gemalten unb mobellirten Erzeugnifien 
zu überweifen, bie andere Hälfte infl. des Lichthofes 
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dem 'orientalifhen Porzellan. Das Gutachten enthält 
ganz genaue Vorſchläge, wie alles aufgeftellt werben 
jol. Auf die Gefahr hin, wieber ber Tendenz beichul: 
digt zu werben, raſch und vergnügt nad Haufe gehen 
zu wollen, werbe ich von dem Gutachten nur noch ben 
Schlußfag vortragen. Herr von Falke ſchließt mit den 
Worten, „ed werde eine fichere, dauernde, und vornehm 
und geihmadvoll wirkende Aufftellung möglich, die ben 
Werth und den Reihthum der Sammlung aufs befte zur 
Geltung bringen könne.” 

In der Hohen Zweiten Kammer ift dem gegenüber 
die Meinung vorherrſchend, daß das Parterre bed Jos 
hanneums zwar als feuerfiher, im übrigen aber durch— 
aus nicht ala ibeal geeignet zur Aufnahme der Bor: 
zellanfammlung bezeichnet werben könne. Das Barterre 
weile ſehr fchlechte Lichtverhältniffe auf, die auch nach 
Befeitigung des ÜOberftallamtes nicht befier werben 
würben. Die diden Steinfäulen nähmen viel Licht weg 
und. hinderten die Aufftellung. Hervorragende Sad: 
verftändige feien entgegengejepter Meinung als Herr 
von alte. Allgemein wünſche man, das Porzellan in 
den Zwinger zu bringen, in die Räume bes Zoologiſchen 
und Anthropologiſch-ethnographiſchen Mufeums, für 
welches bie Räume des jekigen SKunftgewerbemufeums 
in Ausſicht zu nehmen feien, 

Dem gegenüber bat die Königl. Staatsregierung 
ein Gutachten bes Direktors der Zoologiihen Sammlung 
zu ben Alten gegeben Der hauptſächlichſte Inhalt dieſes 
Gutachtens geht dahin: Bei Verlegung des Zoologiſchen 
Mufeums könne nur ein Neubau in Frage fommen; 
das vorgeichlagene Kunftgewerbemufeum fei viel zu Hein; 
ſonſt fei fein anderes altes Haus, das folchen Aweden 
dienen könne, vorhanden. Das jekige Zoologiſche Mufeum 
verfüge über 3,255 qm, außerdem müßten für die jetzt 
verpadten ethnographiſchen Sammlungen 400 qm ge: 
rechnet werben. Wegen ber Niebrigfeit ber Räume 
würde die Wufftellung, wie fie jet bie Wale 
und viele ethnographifhe Gegenftände unter ber 
Dede und auf ben Schränfen erfahren hätten, 
unmöglih, fo daß weitere 400 qm nöthig jeien. 
Alſo feien zunächſt 5,555 qm erforderlich. Es ſei jedoch 
an vielen Stellen, beſonders in ber Sklelettſammlung, in ber 
entomologiichen, anthropofogifchen, ethnographiichen Ab— 
theifung, jo eng aufgeftellt, es Herriche bei den Sonntags: 
befuchen eine jo bebrüdende Enge, es jeien die Arbeits— 
räume der Beamten jo außerordentlich beichräntt, daß 
diefem fich überall oft unerträglich fühlbar machenden 
Raum. mangel bei einer Neuaufftelung unbebingt Rechnung 
getragen werben müfle. Hierfür fei ein Raumzuwachs 
von 600 qm vorzufehen, und in ben nächften zehn Jahren 
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würde das Mufeum einen Raumzuwachs von 1000 qm 
erfordern, jo baß ein neues Gebäude, gering gerechnet, 
unbedingt 7155 qm Grundfläche bieten müfje, wohingegen 
das Sunftgewerbemufeum nur 4738 qm hergebe. Yußer- 
dem habe das Kunftgewerbemufeum eine Anzahl von 
Mängeln, die jpeziell aufgeführt werden 

Aus diefen Auseinanderfegungen bed Herrn Direktors 
geht Har hervor, daß derjelbe einen Neubau haben will. 
Wird der jegige Plan der Königl. Staatsregierung bezüglich 
bes Johanneums durchgeführt, jo ift damit keineswegs ein 
Abſchluß erreicht. Herr Geh. Hofrat Meyer wird dann 
nicht der einzige Direktor fein, der noch mit Neubaus 
plänen fommen wirb. 

Die Deputation der Zweiten Kammer blieb troß ben 
Ausführungen des Herrn Direktors auf ihrem, dad Re— 
gierungsprojeft ablehnenden Standpuntt ftehen. Sie ging 
davon aus, daß die Sammlungen nicht mehr in gleicher 
Weife wie bisher anwachſen dürften, auch bei ben 
Sammlungen jeien finanzielle Rüdfihten zu nehmen. 
Anſprüche für Sammlungsräume, wie Herr Direktor 
Meyer fie zum Ausdruck gebracht, möchten entjchieden 
zurücdgemwiefen werden. Die Staatsregierung müſſe ihr 
Augenmerk darauf richten, daß die in den nächſten Jahren 
frei werdenden Siaatögebäude auch für die Zwecke einzelner 
Sammlungen mit verwerihet werben könnten, 3. B. Kunft- 
gewerbemufeum, jegiges Polytechnitum. Die. Verlegung 
der Porzellanſammlung nad) dem Zwinger werbe all: 
gemein als das Geeignetfte angeiehen. Die Zweite Kammer 
hat deshalb die in Tit. 22, unter 1—4 beantragten 
Poftulate, welche übrigens von der Königl. Staate- 
regierung nachträglich, jedoch micht erheblich verändert 
eingeftellt worden find, abgelehnt. 

Was nun die Feuersgefahr bei dem Johanneum 
anlangt, jo ging das in dem Nechenjchaftsberichte über 
die Sammlungen abgebrudte Gutachten der Herren 
Branddireftor Thomas, Brandverſicherungsoberinſpeltor 
Wilifh und Landbaumeifter Reichelt dahin, daß das 
Iohanneum an fid) als feuerficher angejehen werden 
müſſe, jedoch bei einem etwaigen Brande der angrenzenden 
Hofgebäude jehr gefährdet jei. Die Deputation der 
Zweiten Kammer hat dann noch um ein Gutachten des 
Stadtrathes zu Dresden als Feuerpolizeibehörde gebeten. 
Dieſes Gutachten, ebenfalld von dem Herrn Brand» 
direftor Thomas unterzeichnet, jagt, da von der Ber: 
legung der Porzellanfammlung aus feuergefährlichen 
Gründen bis auf weiteres unbedenklich abgejehen werden 
fönnte, wenn verſchiedene Verbeſſerungen ausgeführt 
würden, 3. B. Erhöhung der Brandmauern und bejonders 
feuerfichere Herrihtung der Konftruftion des Daches. 
Nah Ausführung diefer Mafregeln würde bie Feuer: 


ficherheit des Iohanneums zu ernften Bedenken feinen 
Anlaß mehr geben. Dem Herrn Branddireftor Thomas 
find wegen diejen zweiten Gutachtens Vorwürfe gemacht 
worden, die meiner Anficht nach ungerechtfertigt find. 
Im erften Gutachten fagt er, daß das Johanneum durch 
die Nachbargebäubde ftarf gefährdet fei, im zweiten macht 
er Vorſchläge zur Abminderung ber Feuersgefahr beim 
Johanneum und jagt, daß bei Berüdfichtigung diejer 
Borichläge die Feuerficherheit des Iohanneums zu ernften 
Bebenten keinen Anlaß mehr bieten werbe, Das ift 
doch fein Widerſpruch, und jedenfalls hat doch der Mann 
nur feine Pfliht und Schuldigkeit gethan. Die im 
zweiten Gutachten von Herrn Thomas gemachten Bor: 
ſchläge find dann von ben Herren Reichelt und Wiliſch 
in jchärffter Weife verworfen worden. Die Deputation 
der Zweiten Kammer weift nun mit Recht darauf hin, 
daß bie bei Tit. 22 vorgefchlagene Neuordnung feine 
jofortige Bejeitigung der beftehenben Feuersgefahr bringe 
und meint beöhalb, daß Schugmaßregeln unerwartet der 
Löſung der Frage über die Verlegung ber Sammlungen 
möglichft bald vorgenommen werben müflen. Es ift 
dabei eine konftante Sprigvorrichtung in Anregung ge: 
bracht worden, die an bie ſtädtiſche Waflerleitung an- 
gefchlofien, bei etwaigem Brande bes Dberftallamts: 
gebäubes in Thätigkeit geſetzt, die weftliche Seite des 
Johanneums ſchützen könnte. 

Meine hochgeehrten Herren! Ihre Deputation ſtimmt 
den von der Deputation ber jenſeitigen Kammer zum 
Ausdrud gebrachten Anfichten allenthalben zu, ſowohl 
binfichtlih der Feuersgefahr bei dem Johanneum, 
als Hinfichtlih der Verlegung der Porzellanfammlung 
nad) dem Zwinger. Was die Feuersgefahr bei dem 
Iohanneum anlangt, jo wird feitens der Königl. General: 
direftion ber Sammlungen, wie dies auch jchon auf dem 
vorigen Zandtage von uns betont worden ift, unverzüg: 
fi jede zur Sicherung gegen Feuersgefahr etwa nod) 
mögliche Vorfehrung, insbejondere auch die erwähnte 
Spritzvorrichtung ıc. in Angriff zu nehmen fein. Auch wenn 
der jebt vorliegende Plan der Königl. Staatsregierung 
die Genehmigung der Stände gefunden hätte, müßten 
diefe Sicherheitmaßregeln ergriffen werden. Wünfchens: 
werth erjcheint die Verlegung der Porzellanfammlung 
allerdings; es kommt aber, falls die nöthigen Sicher: 
heitsmaßregeln getroffen werben, nichts darauf an, ob 
died ſchon in zwei Jahren oder erft in vier Jahren er: 
folgt. Die Parterreräume des Johanneums erjcheinen 
auch Ihrer Deputation für die Borzellanfammlung nicht 
geeignet, diejelbe dürfte vielmehr am pafjendften im 
Zwinger unterzubringen fein, und die dort zu ent- 
fernenden Sammlungen müßten möglichft in ben jegigen 
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Räumen ber Porzellanfammlung im zweiten Stode des 
Johanneums beziehentlih im einem ber frei werdenden 
Staatögebäude, z. B. im Kunſtgewerbemuſeum, unter- 
gebracht werben. Bon dieſem Geficdhtspunfte aus empfiehlt 
die Deputation, in Uebereinftimmung mit der Zweiten 
Kammer die jetzige Negierungsvorlage abzulehnen und 
bei Tit. 22 1,267,600 M. zu ftreichen. 

Die Aweite Kammer bat nun weiter im Plenum 
beichlofien, die Königl. Staatsregierung zu erjuchen, wo: 
möglıh dem mächiten Landtage einen Geſammtplan über 
die zukünftige Unterbringung der Sammlungen vorzulegen. 

Ihre Deputation ftimmt der in der jenjeitigen Stanımer 
vielfach, zum Ausdrud gelangten Unficht, daß es mit ber 
Bermehrung der Sammlungen nicht in der bisherigen 
Weife fortgehen könne und daß insbejondere die An- 
iprüche, die der Direktor des Zoologiſchen Mufeums 
ftellt, entfchieden zurücdgewiejen werben müflen, durchaus 
bei. Ihre Deputatıon fieht die Finanzlage nicht fo rofig 
an, wie der Herr Kammerherr von Schönberg, und 
wünjcht, daß auch von ber Königl. Generaldireftion der 
Sammlungen auf die finanzielle Lage Rüdficht genommen 
werde, womit übrigen® — ich betone bies heute noch 
mals Herrn von Schönberg gegenüber — durchaus nicht 
gejagt ift, daß man für äfthetifche Zwede nichts mehr 
ausgeben wolle Würde ınan aber die Königl. Staats: 
regierung, wie dies die Zweite Kammer beichlofien hat, 
erjuchen, womöglich dem nädjften Landtage einen Ge— 
jammtplan über die zufünftige Unterbringung der Samm- 
lungen vorzulegen, jo würben zweifellos bie Herren 
Direktoren der Sammlungen darin die Aufiorberung er: 
bliden, fich mit einer ftattlihen Anzahl von Bauprojeften 
zu befafjen, und ein foldes Refultat des Antrages wäre 
wohl weder im Sinne der Erften, nod in dem ber 
Zweiten Kammer. 

Die Deputation jchlägt alfo vor, dem bezüglichen 
Beichluffe der Zweiten Kammer nicht beizutreten. Mad) | 
Anfiht ber Deputation genügt es für jept vollftändig, | 
dat in beiden Kammern der Wunſch zum Ausdruck ge 
langt, e8 möge das Porzellan in den Zwinger und die | 
von dort zu entiernenden Sammlungen theils in ben | 
zweiten Stod des Johanneums, theild in ein freimerben: | 
des Staatägebäude, z. B. das Kunftgewerbemufeum, ver: 
legt werben. 


Die Deputation beantragt demnach: 
„Die Kammer wolle beichliehen: 








1. in Uebereinftimmung mit der Zweiten Kammer 
bei Zit. 22 des auferorbentlihen Staatshaus— 
haltsetats, unter Abſtrich von 1,267,600 M., 
zur Erbauung eines Theaterrequifitenhaufes im 
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Heinen Dftragehege 132,400 M. zu bewilligen, 
dahingegen 

. dem Beichluffe der Zweiten Kammer, „bie König. 
Staatsregierung zu erjuchen, womöglich dem 
nächſten Landtage einen Gejammtplan über zu: 
fünftige Unterbringung der Sammlungen vor: 
zulegen“, nicht beizutreten.“ 


Präfident: Herr Oberbürgermeifter Beutler! 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Meine hochgeehrten Herren! Zu meinem lebhaften Be- 
dauern muß ich die Geduld des hohen Haujes und die 
Beit besjelben, troß ber vorgerüdten Stunde, einen 
Augenblid in Anſpruch nehmen, und zwar, wiederum 
zu meinem Bedauern, in einer eine mir perjönlich unter: 
ftellten Behörde betreffenden Angelegenheit. Bei ber 
Verhandlung der Angelegenheit in der Zweiten Kammer 
hat Se. Ercellenz der Herr Staatöminifter das Gut: 
achten, welches der Herr Berichterftatter erwähnt hat 
als Gutachten des Herrn Branddireltor Thomas, wie 
folgt erwähnt. Ich bitte um die Erlaubniß, das wört: 
(id) vortragen zu dürfen nad) den ftenographiichen Be: 
richten, die dem „Dresdner Journal” beigegeben find, 

(Präfident: Geftattet.) 


„Run, meine Herren, fonıme ich noch zu einem 
britten Buntte. Ich Habe Ihnen das Gutachten über 
die Feuerſicherheit vorgelejen. Ich fagte Ihnen auch, 
daß unter dem Gutachten der ſtädtiſche Branddirektor, 
Herr Thomas mitunterzeichnet if. Im März d. 2. 
hat nun merfwürdigerweije der Stabtrath zu Dresden 
fih bewogen gefühlt, ſeinerſeits dieſen ihm unter- 
ftehenden Beamten zur Abgabe eines anderen ſach— 
verftändigen Gutachtens in derjelben Frage zu ver- 
anlafjen. Der Herr ift fihtlih in große Verlegenheit 
dadurch gerathen, denn was man wollte, war eben, 
daß er die von ihm vorher in dem erſten Gutachten 
behauptete Feuersgefahr möglichft abmindere. Er Hat 
nun dem Berlangen fi gefügt und ein Gutachten ab: 
gegeben, das iſt überjchrieben: Vorſchläge zur Herab: 
minderung ber Feuersgefahr. Meine Herren! Die 
Borfchläge, die der Herr gemacht Hat, beziehen ſich faft 
ausichlieplih auf innere Einrichtungen, innere Maf- 
nahmen im Gebäude felbit, die bie Herabminberung 
der Feuersgefahr bewirken ſollen. Er gebt glatt weg 
über die eigentliche Urfache der Feuersgefahr, die er 
in feinem eriten Gutachten volllommen richtig betont 
hat, denn die Feuersgefahr kommt eben keineswegs 
aus dem Inneren bes Mufeums, fonbern fie kommt 
eben von außen.“ 

Dann geht die Ausſprache weiter fort. Ferner 
jagt nad) dem Berichte der Herr Finanzminifter weiter: 

„Es ift in dem Berichte ber Deputation ber 
Bweiten Kammer weiter gefagt worden” — fo hat er 
gejagt —, „es fei vom Finangminifterium ein Gut: 
achten des Stadtrathes zu Dresden eingezogen worden 
So liegt die Sache nicht, jondern die Deputation hat 
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fi dann an das Finanzminifterium gewendet und hat 
gelangt: Dem Bernehmen nad; habe der Stabtrath bereit: 
Erdrterungen als Baupolizeibehörde anftellen laſſen 
über die Frage der Feuersgefahr, und man möchte 
boh das Ergebniß zur (Erörterung herbeiziehen. 
Darauf haben wir ſofort an den Stadtrath bem 
Wunſche der Deputation gemäß gefcrieben und haben 
auch umgehend das Gutachten gehabt, das bereits fir 
und fertig war; denn ed mar eben auf Befteilung 
längft geliefert.” 


Ich bebauere auf das Lebhaftefte, daß Se. Excellen; 
der Herr Minifter durch Krankheit heute an der Theil: 
nahme an der Sikung verhindert ift, und werde mir 
die dadurch gebotene Rejerve in meiner Ermwiderung 
gegen dieſen Angriff auferlegen, deshalb aud) jehr kurz 
fein. Wenn in dieſer Ausiprade Sr. Excellenz bes 
Herrn Finanzminiſters vor allen Dingen eine jehr große 
Schärfe und Spige gegen meine Berfon als den Vor— 
ftand des Stadtrathes gerichtet ift, jo werde ich dieien 
Umftand gänzlich außer Acht laſſen. Ich kann aber den 
Angriff, joweit er gegen ben Rath der Stadt Dresden 
gerichtet ift, unmöglich ignoriren, denn er ift öffentlich 
ausgejprochen worden, und ich fann beshalb auch auf 
den Umftand in dieſer Richtung nicht ausſchließlich 
Rüdfiht nehmen, daß ber Herr Minifter heute hier 
nicht perfönlich anmwejend fein fann. Ich meine, aus den 
bier vorgetragenen Aeußerungen des Herrn Minifters 
erhellt unſchwer die Abficht, zu behaupten, der Rath der 
Stadt Dresben habe dem ihm unterftehenden Brand- 
direftor Thomas vor Abgabe des Gutachtens gejagt, in 
welcher Richtung es ausfallen fol, er habe es vorher in 
feiner Tendenz, feinem Endergebniß beftellt, wie der Herr 
Minifter jagt. Es würde das der Vorwurf einer groben 
Pflichtverletzung des Rathes jein, wenn er ein amtliche: 
Gutachten des oberiten Beamten der Feuerpolizeibehörde 
fich beftellt in einer Richtung, wie der Mann es vielleicht 
nicht ohne die Beſtellung abgegeben haben würde. Ic 
glaube aber annehmen zu dürfen, daß der Herr Finanz: 
minifter diefe Unterftellung ber Abſichten des Rathes 
bei der Auftragertheilung an ben Brandbdireftor Thomas 
nicht beabfichtigt hat, daß er infolge deſſen auch nicht 
bem Rath habe vorwerfen wollen, er habe eine Pflicht- 
verlegung begangen, obwohl es nad dem Wortlaut ber 
Rebe angenommen werben müßte; ich barf vielleicht an- 
nehmen, daß der Herr Finanzminiſter nicht das hat fagen 
wollen, was er thatjächlich nach dem ftenographifchen Be: 
richte mit den Worten geäußert hat. 

In Wirklichkeit, meine Herren, hat ſich die Ange: 
legenheit jo abgefpielt. Es find bei den Beiprechungen 
zwiſchen Mitgliedern der Erften und Zweiten Kammer 
über eventuelle Streihungen im Budget auch Bedenken 
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gegen die Einftellung dieſes Titels 22 von vielen Seiten 
geäußert worden, und gegenüber bem kurzen Ertrafte bes 
Gutachtens, welcher in dem Dekrete Nr. 4 abgedruckt ift 
— es ift nicht das Gutachten der drei Herren abgebrudt, 
fondern nur ein Theil besjelben, ich komme barauf 
zurüd — hatte ich allerdings die Meinung, daß man 
fi einmal über die Frage ſchlüſſig machen müfje: Was 
wird denn, wenn das abgelehnt wird, ber Tit. 22, kann 
man das mit feinem Gewiſſen verantworten, daß bie 
Feuersgefahr dort fortbefteht, oder müßte nicht mindeftens 
ein Antrag eingebrad;t werden bei der Ablehnung über 
die Verlegung, um bie Fenersgefahr möglichft zu mindern! 
IH Habe deshalb dem Herrn Branddireftor Thomas — 
nicht der Rath, jondern ich perſönlich — in einer Kon: 
ferenz, die vielleicht zwei Minuten dauerte, den kurzen 
Auftrag erteilt, er folle fi mir perſönlich gegenüber 
gutachtlich einmal ausjprechen, wie etwa die Feuersgefahr 
im Iohanneum, falls der jetzt projektirte Umbau ab- 
gelehnt werden jolite, doch möglichft gemindert werde; 
und bie zweite frage: befteht bei Verlegung der Porzellan: 
fammlung in den Zwinger eiwa auch eine Feuersgefahr, 
ober ift es nicht der Fall? Diefes Gutachten ſelbſt ift 
bei mir eingegangen, und ich Habe gelegentlich einem ober 
bem anderen Herrn mitgetheilt, der Herr Branbbirektor 
Thomas meine, es ließe fich die Feuersgefahr im Johanneum 
erheblich mindern durch entfprechende Vorkehrungen. Das 
Gutachten felbft ift von meinem Schreibtiſche nicht cher 
weggefommen, als bis ich e& auf eine Aufforderung hin 
in einem Schreiben an den Herrn Finangminifter über 
reicht Habe. Im diefem Schreiben habe ich ausdrücklich 
geiagt, daß diejes Gutachten nur von mir zu meiner 
perjönliden Information eingefordert worden ift, und ih 
glaube deshalb, der Herr Yinanzminifter hat dies nur 
überjehen, wenn er fagt, daß der Rath ſich dieſes Gut- 
achten beftellt habe; er hätte fi aus meinem Schreiben 
überzeugen können, daß ich ihm verfichert habe, ich habe 
das Gutachten nur zu meiner perjönlihen Information 
eingeholt. Ich nehme an, daß, wenn der Herr Finanz: 
minifter fi den Wortlaut des Schreibens vergegen- 
wärtigt hätte, er feinen Anlaß genommen hätte, an der 
Wahrheit und Richtigkeit meiner Mittbeilung zu zweifeln. 

Meine Herren! Ich Habe vorhin erwähnt, daß das 
Sutahten in dem Defrete Nr. 4 nicht vollftändig ab: 
gedrudt ift. Ich lege Werth darauf, weil die Vorlage 
ber Königl. Staatsregierung ſich hauptſächlich auf das 
erste, vom Branddireltor Thomas nicht allein, ſondern 
im Vereine mit dem Landbbaumeifter Reichelt und dem 
Brandverfiherungsoberinspettor Wiliſch erftattete Gut: 
achten ftügt. In dem Dekrete Nr. 4 heißt ed nämlich 
jo — wenige Zeilen verlefe ich nur: 
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„Wenn auch das Mufeumsgebäude an fi als 
feuerficher angejehen werden muß” — und nun fährt 
das Gutachten ohne jede Andeutung, daß dazwiſchen 
etwas weggelafien ift, fort — „ſo find doch die in un: 
mittelbarer Nähe und zwar weitli) von bemfelben 
gelegenen alten, verwinfelt gebauten, mit verjchiedenen 
Neben: und Anbauten in vielgeftaltiger Form ver: 
jehenen Hofgebäube des Oberftallamtes, denen bezüglich 
ihrer Bauart und des jegt allgemein geforderten 
Schutzes gegen Feuersgefahr die modernen Sicherheits: 
fonftruftionen und -Einrihtungen fehlen, zweifellos 
eine große Gefahr.” 

Weggelafjen find aus diefem Gutachten, was mir 
auch erft machträglich zugegangen ift, alle bie Er- 
wägungen, bie bie Sadhverftändigen in der Richtung 
angejtellt haben, daß das Gebäude eigentlich verhältniß— 
mäßig recht feuerficher ſei — das Gutachten lautet näm— 
fih wörtlich ohne Weglafjung fo: Wenn auch bas 
Mufeumsgebäube an ſich als fenerficher angejehen werben 
muß —, dann fommen bie Gründe für die Feuer: 
ficherheit, nicht weniger al3 neun, die, wenn fie allent: 
halben abgebrudt wären, dem Laien eine größere Mög: 
fichfeit der objektiven Beurtheilung gelaffen hätten, mehr 
will ich nicht fagen — es heißt: 

„das Gebäude hat 
1. maffive Umfaffungen, 

2. ein durchgängig maffiv überwölbtes Erdgeſchoß, 

3. fonft maffive Deden im erften und zweiten Ober: 
geſchoß, 

4. eine ſteinerne Haupttreppe im Nordflügel, außerdem 
eine ſteinerne Freitreppe vor der Südfront und eine 
Nettungsrampe an der Nordweſtecke des Gebäudes, 

5. einen durchgängig eifernen Dachſtuhl mit Harter 
Schieferbedahung auf Dachſchalung, 

6. eine zweckmäßig im gewölbten Erdgeſchoſſe angelegte 
und von ben übrigen Räumen des lebteren voll: 
fommen ifolirte Heizanlage, welche nur von außen, 
direft unter ber Freitreppe begangen unb bedient 
werben fann, während jonftige Feuerftellen im Ge: 
bäude nicht vorhanden find, 

7. eiſerne Schupfenfterläden an den Fenſtern ber durch 
die Nahbarihaft von feuergefährlichen Gebäuden 
befonders bedrohten Weftfront, 

8. eine in ben beiden Obergeſchoſſen und im Dad): 
raume zwedmäßig vertheilte Feuerlöfcheinrichtung im 
Anſchluſſe an die ftädtiiche Hochdruckwaſſerleitung“ — 
ift bereits vorhanden — „und wird endlich 

9, im Dachgeſchoſſe und Treppenhanfe von eintretender 
Dunfelheit am refpeftive in ganz beftimmten Zeit: 
intervallen regelmäßig von Beamten ber ſtädtiſchen 
Feuerwehr jchon jept begangen.“ 

Das letztere habe ich mir amtlich verſichern laſſen, 
dab eine vollftändige SKontrole des Gebäudes nächt— 
liherweije ftattfindet. Es ift mir weiter mitgetheilt 

I 8. (2. Abonnement.) 


und angezeigt worden, daß fich bereit® im Hofe aus— 
giebige Hydranten befinden, und es ift mir weiter mit» 
getheilt und angezeigt worden, dab es ſich empfehle, 
bie Feuerſicherheitsmaßregeln noch zu ergänzen burd) 
Einrichtung eines fogenannten direkten Feuertelegraphen, 
wie er fi) am NAlbertinum bereits befindet, während er 
dort noch nicht angebradjt ift; das find Apparate, bie 
dem betreffenden Hausmanne oder Wächter jederzeit, 
ohne auf die Straße oder an die Feuermeldeſtelle gehen 
zu müffen, ermöglichen, jofort von dort aus jede Gefahr 
nad) ber Feuerwehr zu melben. 

Ich glaube alfo, meine Herren, daß die nicht gänz- 
lich objeftive Behandlung ber Sache gewiß auch barin 
feine Urſache mit hat, daß das erfte Gutachten, auf das 
die Königl. Staatsregierung fi ftüßt, nicht vollſtändig 
den Kammern gegeben worben ift. 

Meine Hochgeehrten Herren! Ich glaube jagen zu 
bürfen, daß, wenn wir beim Rathe der Stadt Dresden 
und bei allen anderen ftädtiichen Behörden jehr häufig 
in die Lage verfegt find, techniſche Gutachten unſerer 
Unterbeamten einzuholen, wir uns ſiets vollftändig ent— 
halten, ihnen Direftiven zu geben über die Richtung und 
das Endergebnif. Ich glaube auch, daß der Herr Staats: 
minifter, wenn er bie Ungelegenheit noch einmal reiflich 
erwägt, dazu gelangen wird, diefen Vorwurf als einen 
unberechtigten zu bezeichnen. Denn er wird ſich jagen, 
was id) jegt dem Rathe der Stadt Dresden vorgeworfen 
habe, wird man mir auch leicht vorwerfen lönnen. Denn 
der Herr Minifter muß ſich alle Tage auch auf Gut: 
achten der ihm unterftellten Techniker verlaffen und fich 
darauf ftügen, obwohl er ja Einfluß nehmen könnte, er 
wird es fich aber fehr verbitten, wenn man ihm jagen 
wollte, dieſe Gutachten find beftellt. 

Meine Herren! Ich glaube damit die Angelegenheit 
verlaffen zu können, und darf wohl hinzufügen, dab ich 
für meine Berfon, ehe die Angelegenheit in der Zweiten 
Kammer zur Sprade fam, meine Anſicht dem Herrn 
Minifter gegenüber ſachlich dahin präzifirt habe, daß auch 
ih die Unterbringung der Porzellanfammlung in dem 
zweiten Obergeichoß des Johanneums nur nod für kurze 
Beit zuläffig und wünfchenswerth erachte, daß ich viel- 
mehr baldige Unterbringung bderjelben im Bminger 
wünſche, und daß ich weiter mit der Unterbringung ber 
jegt im Swinger befindlichen Sammlungen, wie jie vor: 
geichlagen ift, in dem alten Kunftgewerbeichulgebäude und 
dem zweiten Obergeſchoß des Johanneums mic zumächft 
durchaus noch nicht einverftanden erklären könne, weil 
dafür jede technifche Unterlage fehlt, daß ich aber bie 
fefte Ueberzeugung babe, es werben fich gar nicht mehr 
lange Beit die gegenwärtigen Sammlungsräume als aus: 
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reichenb ermweifen, und man wirb ficher dazu gelangen 
müſſen, auch einmal an einen Neubau des Muſeums— 
gebäubes zu benfen, fo ungern diejes Wort „Neubau“ 
zur Beit auch noch in den Kammern gehört wird. Ich 
habe ihm zunächſt das ala meine feſte Ueberzeugung 
fundgegeben, habe ihm aber auch weiter noch in aller 
Ruhe mitgetheilt, daß ich die Möglichkeit für gegeben 
erachte, daß dieje Laſt nicht allein vom Staate getragen 
werde. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Negierungs- 
tommiffar. 


Königl. Kommiffar Geh. Rath Leonhardi: Meine 
hochverehrten Herren! Se, Ercellenz der Herr Staats: 
minifter von Watzdorf wird gewiß namentlich bei ber 
Wendung, die bie Verhandlung über den vorliegenden 
Gegenftand genommen bat, lebhaft bedauern, Heute durch 
Krankheit am Erſcheinen in dieſem hohen Hauje ver: 
Hindert zu fein. Bei diefer Sachlage barf ich mir einige 
Worte geftatten, die theils durch ben Bericht des Herrn 
Kammerherrn von Sahr fowohl, theils durch die Be: 
merfungen bes Herren Oberbürgermeifters Geh. Finanz: 
rath Beutler veranlaßt find. Meine Herren! Ich kann 
verfihern und glaube mich zu der Erflärung ermächtigt, 
daß die Erklärungen, bie in der Sade von Seiten ber 
Regierung in der Zweiten Kammer abgegeben worben 
find, keineswegs von Animofität getragen waren, und 
daß fie keineswegs gegen eine Perſon, namentlich gegen 
die Perfon des Herrn Dberbürgermeifters ihre Spike 
gerichtet haben. Was in diefen Erklärungen ausgebrüdt 
werben follte, war das Ueberraſchende, das für die Re— 
gierung barin lag, daß bie ſtädtiſche Brandbireltion, 
obwohl fie bei einem früheren Gutachten über bie Feuer— 
gefährlichkeit des Johanneums bereit? mitgewirkt hatte, 
nochmals, jei ed nun — barauf fommt nach meiner 
Anſicht nicht jo viel an — formell im amtlichen Wege, 
ober privatim durch ben Herrn Oberbürgermeifter Geh. 
Finanzrath Beutler, zur Abgabe eines Gutachtens und 
zwar eines jelbftändigen Gutachtens veranlaßt worben 
ift. Dies Verfahren mußte begreiflicherweije ein ge: 
wifles Befremden erregen bei ber Regierung, und dies 
Befremben wirb um fo verftändlicher, wenn man berüd: 
fihtigt, daß das zweite Gutachten materiell doch that: 
fählih von dem erften gemeinjchaftlich abgegebenen Gut: 
achten abweicht. Ich bedauere, in dieſem Punkte anderer 
Anſicht als ber geehrte Herr Berichterftatter zu jein. 
Ich erlaube mir nur darauf hinzuweiſen, daß das erfte 
Gutachten in jeinem wefentlichen Inhalte darauf hinaus: 
tief, da das Johanneum hauptjächlich gefährbet ſei in 
feiner Sicherheit durch die Nachbarſchaft der baufälligen 
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alten Gebäude in bem Stallhofe, bie Gebäube bes Ober: 
ftallamtes ꝛc. Auf diefe gefährliche Nachbarſchaft ift bei 
Abgabe des eriten Gutachtens ganz befonders Rüdficht 
genommen worben, und es ift beshalb von bem brei 
Gutachtern, einjchließlih des ftäbtiichen Herrn Brand: 
bireftor8 unter anberem vorgejchlagen worben, bie Ge: 
bäude des Dberftallamtes anzulaufen und abzubreden; 
barin wurde ber entjchiedenfte und wirkungsvollſte Schutz 
bes Mufeumsgebäudes gefunden. In biefem zweiten 
Gutachten wirb aber diefer wejentliche Punkt von bem 
Herrn Gutachter völlig ignorirt, das Gutachten kommt 
vielmehr zu bem Reſultate, daß von ber Verlegung 
ber Porzellanfammlung aus Feuergefährlichleitsgründen 
bis auf weiteres unbedenklich abgejehen werben könnte. 
Im übrigen ift von Seiten ber Megierung bei ber 
Berhandlung in der jenfeitigen Kammer die ganze Frage 
jo ausführlich behandelt worden, daß etwas Neues hin— 
zuzufügen faum übrig bleibt, aber ich wiederhole, daß 
es jedenfalls der Regierung ferngelegen bat, dem Stabt- 
rathe irgend eine Illoyalität feines Verhaltens zur Laft 
zu legen oder gar den Vorwurf einer Pflichtverlegung 
gegen den Stabtrath zu erheben, etwa in bem Sinne, 
baß er wider befleres Wiffen ein ihm unterftelltes 
Drgan zur Abgabe eines Gutachtens aufgeforbert habe, 
vielleicht mit dem Hintergebanten, daß dieſes Gutachten 
den bejonderen Abfichten irgend eines bei ben ftän- 
diſchen Verhandlungen betheiligten Faktor möglichſt 
entiprechen möge. Ich glaube mich hierauf beſchränken 
zu dürfen. 


Präfident: Das Wort hat der Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer vom Eahr: 
Dahlen: Ih möchte dem Herrn Regierungstommiffar 
erwidern, da die gefährliche Nachbarſchaft der Hofitall- 
amt3gebäube im zweiten Gutachten des Herrn Thomas 
durchaus nicht ignorirt ift. Ich muß den Herrn Brand: 
direftor Thomas auch in dieſer Beziehung in Schub 
nehmen. Das zweite Gutachten beginnt nämlich gleich 
mit den Worten: 

„Daß eine Feuersgefahr für das Königl. Sohanneum 
befteht, ift in dem abjchriftlich beigefügten Kommiffions- 
autachten vom 13. Dezember eingehend dargelegt,” 

und dann geht der Herr Branddireftor zu neuen Bor: 
ſchlägen für Abminderung der Feuersgefahr des Jo— 
hanneums, die alſo eben in der Nachbarſchaft ber Hof: 
ftallamtsgebäube befteht, über. 


Präfident: Der Herr Kammerherr von Schönberg! 


Kammerherr vom Schönberg: Meine Herreni Ih 
bin von dem Herrn Berichterftatter provozirt worden; 
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Sie müſſen fi) aljo von mir noch ein paar Worte zur 
Sache gefallen laſſen. Zunächſt habe ich mich dahin zu 
erflären, daß ich mich mit der Ausführung bes Herrn 
Berichterftatters, welche dahin ging, e8 fäme nicht darauf 
an, ob noch zwei ober vier Jahre für unfere Samm: 
lungen bie jetige Feuersgefahr beftehen bleibe, daß ich 
mich mit diejer Auffaſſung nicht einverftehen kann. Ich 
glaube, wenn man einmal an eine Feuersgefahr glaubt, 
daß man dann aud die Verpflichtung hat, dieſe möglichft 
bald zu bejeitigen. Dann erjcheint es noch unräthlich, 
und ich glanbe, Hierin nicht allein zu ftehen, daß wir 
jehzt proviforiich eine andere Bertheilung und Unter: 
bringung unferer Sammlungen vornehmen follen mit ber 
nahezu ficheren Ausficht, daß wir in abjehbarer Zeit doch 
auf einen Neubau bes betreffenden Mufeums zulommen 
werben. Es würbe eine halbe Maßregel fein, mit einer 
proviforifchen Vertheilung einzelner Sammlungen vor: 
zugehen und dadurch eine gründliche Abhülfe zu er- 
ſchweren. Eine folhe gründliche Abhülfe ift aber nöthig, 
ich glaube, davon find wir alle überzeugt, und biefe Ab- 
bülfe zu fchaffen unter Acceptation bes Entgegentommens 
ber Stadt Dresben, glaube ih, kann nur empfohlen 
werben. Wenn die Stabt Dresden — ich weiß nicht, 
in welcher Richtung beren in Ausſicht geftelltes Ent- 
gegenfommen ſich bewegen wird — beiſpielsweiſe einen 
geeigneten Baupla gewähren will, fo würbe das nur 
dankbarft anzunehmen fein Darum, meine Herren, kann 
ih mich auch nicht ablehnend verhalten gegen den Ans 
trag der Zweiten Kammer, welcher dahin geht, die Königl. 
Staatsregierung zu erfuchen, womöglich dem nächiten 
Zandtage einen Geſammtplan über die zufünftige Unter: 
bringung der Sammlungen vorzulegen. Die Sorge des 
Herrn Berichterftatters, daß wir uns nach Unnahme 
dieſes Antrags vor einem Andrange Sachverſtändiger 
außerhalb der Kammer, im Vereine mit ben Sammlungs- 
vorftänden, und vor einer durch dieſe geſchaffenen Zwangs⸗ 
lage nicht werden retten fünnen, theile ich nicht. Da— 
gegen haben wir jchon Schupmittel in Händen. In 
diefem Sinne werbe ih, wenn ich auch glaube, feinen 
großen Beifall in der Kammer zu finden, für den zweiten 
Beihluß der Zweiten Kammer ftimmen. 


Präfident: Herr Graf von Rex-Zedtlitz! 


FKammerherr Graf von Mer Zedtli: Meine Herren! 
So ſehr ich auch wünjchen muß, daß unfere Sammlungen 
eine gute und zwedmäßige Aufſtellung befommen und 
bei ihrer Ausdehnung auch befommen müſſen mit ber 
Beit, fo glaube ich doch, daß der Antrag ber jenfeitigen 
Kammer nicht ganz praktiich ift und ich fürchte, daß er 
nur dazn führen fann, Hoffnungen zu erregen, bie augen: 
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blicklich nicht zu erfüllen fein werben. Ih muß auf- 
richtig geftehen, daß für bie nächfte Zeit, für die nächiten 
Jahre, wohl unfere finanzielle Lage nicht ber Art fein 
wird, um wirflih an einen größeren Bau zu gunften 
ber Sammlungen herantreten zu können. Ich Halte es 
alfo für zmwedmäßiger, wenn von biefem Antrage ab- 
gelehen wird und man ed einer befleren, günftigeren, 
boffentlih in nicht allzulanger Leit eintretenden Ge— 
ftaltung unferer finanziellen Berhältniffe überläßt, uns 
alsdann größere Beträge für die Interefien der Kunft 
zu bewilligen. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Geh. Megie: 
rungsrath Dr. von Seyblik. 


Königl. Kommiffar Geh. Negierungsratb Dr. bon 
Seidlig: Es ift von beiden Kammern bie Idee warm 
befürwortet worben, daß bie an ber jegigen Stelle ge- 
fährdete Porzellanfammlung künftig in ben Bwinger 
fommt. Dieſe Idee ift von der Generaldirektion jchon 
vor einer Reihe von Jahren in einem Berichte geäußert 
worden, und in biejer ihrer Stellung zu ber Sade hat 
fich nichts geändert. Der Plan ift damals nur angebeutet 
worden, er konnte nicht thatfächlih in bie Hand ge 
nommen werden, weil er bamal® nur ausführbar er- 
ſchien in Verbindung mit einem Neubaue und bafür bie 
Beit nicht geeignet war. Es ift deshalb jest verfucht 
worden, ben Weg zu empfehlen, der vorgelegen hat, ber 
aber feinen Beifall gefunden hat. Infolge deſſen wirb bie 
Staatöregierung wieder zu erwägen haben, welche Bor: 
ſchläge fie für die nächfte Periode zu machen haben wirb 
in Bezug auf die Unterbringung ber PBorzellanfammlung 
im Zwinger. Wenn aber dann hier gejagt worben ift, 
bie Sammlungen, bie infolge deſſen ben Zwinger räumen 
müßten, fönnten irgend wo anders untergebracht werben, 
„B. im freimerbenden Obergeſchoß des Johanneums und 
zum Theile in einem der anderen ſonſt freiwerdenden 
Staatsgebäude, fo möchte ich hier doch die Aufmerkfam- 
feit des hohen Hauſes darauf Ienfen, daß ſchon feitens 
bes Herrn Minifters erklärt worben ift, eine anbere 
Sammlung in bad zweite Obergeihoß bes Johanneums 
hineinzunehmen, das jet wegen jeiner Feuergefährdung 
geräumt werben joll, jei doch eine Sache, die jo viel Be- 
denen gegen fich hat, daß faum zu erwarten ift, daß bei 
bem Fortbeſtehen der Feuersgefahr durch das dem Jo: 
hanneum nahe liegende Oberftallamtögebäube, eine ſolche 
Uebernahme wirb ins Auge gefaßt werben können. Wenn 
weiterhin die Verwendung eines anderen Staatsgebäudes 
wie z.B. für die Unterbringung bes Zoologiſchen Muſeums 
in Geftalt der Kunftgewerbejchule in Vorſchlag gebracht 
worben ift, jo ſprechen auch dba, abgejehen von ben 
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thatſächlich unzureihenden Räumen, die, wie nachgewieſen 
ift, die Kunftgewerbeichule für das Boologiiche Muſeum 
bieten würde, jo viel Gründe, die im Laufe langjähriger 
Erfahrungen doch ſchließlich geſammelt worden find, gegen 
ben Umbau von Gebäuben, welche für einen ganz anderen 
Bwed errichtet find und nun verwendet werben follen für 
ganz jpezielle Anforderungen ftellende Mufeumszwede, daß 
faum zu erwarten ift, daß ein folder Weg fich ald gang: 
bar erweijen werde. Es wird aljo vorausfichtlic unter 
jolhen Umftänden auf den Vorſchlag eines unter mög: 
lichfter Berüdfichtigung der finanziellen Lage des Landes 
zu beantragenden Neubaues herausfommen, und wenn 
dann ber Regierung die Errichtung eines ſolchen Gebäudes 
durh Entgegenlommen von anderer Seite erleichtert 
werden wird, jo wird das natürlich mit größtem Dante 
aufgenommen werben. 

Es ijt dann gejagt worden, eö möchten, jo lange biejer 
Buftand dauert, alle zur Berfügung ftehenden Schup- 
mafregeln getroffen werben, um die Porzellanfammlung 
an ihrem jebigen Orte im Johanneum wenigftens nad) 
Möglichkeit zu ſichern. Meine Herren! Das wird jeden- 
falls geichehen, e8 wird fich nur fragen, wie viel von ben 
Schutzmaßregeln, die bisher jhon in Erwägung gezogen 
find und vorgejchlagen worben find, fi als wirklich 
empfehlenswert und ausführbar und zwedentiprechend 
erweijen werben. Der von bem Herrn Oberbürgermeifter 
Geh. Finanzratd Beutler angeführte Feuertelegraph ift 
ein Vorſchlag der ohne weiteres einleuchtet und ber jeben- 
falls wie bei ben übrıgen Sammlungsgebäuden ausgeführt 
werben wird. Bon anderen Schugmaßregeln wirb es noch 
ſehr von reiflicher Ueberlegung abhängen, welche ſich als 
anwendbar erweijen werben. Ich möchte nur noch hier 
das bemerken, daß bei den Sammlungsbireftoren feines: 
wegs eine ſolche Luft nach Neubauten befteht, wie hier 
befürchtet worden iſt. Es ift ſpeziell and des Gutachtens 
des Direktors des Boologijchen Mufeums gedacht worden, 
woraus ganz beutlich hervorgehen foll, daß ber Herr ein 
neues Gebäude haben wolle. Ich kann Ihnen verfichern, 
fo liegt die Sache nicht, im Gegentheil, er möchte aus 
ben jegigen Räumen, in benen er fi in mehr als 
zwanzigjähriger Arbeit unter Aufwendung fehr beträcht- 
licher vom Staate zur Verfügung geftellter Mittel ein: 
gerichtet hat und wo es ihm gelungen ift, eine in aller 
Welt als muftergültig anerfannte Aufftellung zu ſchaffen, 
gar nicht heraus, natürlich außer wenn ihm günftigere 
Gebäude geboten werben für die Aufftellung feiner Samm- 
fung, als er fie jest hat — die find für den Augenblic 
allenfalls ausreichend, aber für die Dauer nicht —, bann 
würbe er jehr gern in einen Neubau ziehen. Und enb- 
lich möchte ich noch auf eine Bemerkung bes Herrn Ober: 
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bürgermeifters Geh. Finanzrath Beutler zukommen, worin 
er getadelt bat, daß in dem Berwaltungsberichte ber Samm- 
lungen das Gutachten der drei Herren nicht ganz objektiv 
wiedergegeben worben jei, indem nur ein Theil daraus 
heransgehoben worben jei. Es handelte ſich als Unter— 
lage für den Vorjchlag der Stantöregierung nur darım, 
bie Feuergefährdung der Porzellanfammlung und bes 
Sohanneums durch das im der Nähe davon gelegene 
Oberſtallamtsgebäude darzuthun. Alſo biefer Punkt war 
ber einzige, ber in Betracht fam, der ber Feuergefähr⸗ 
bung bes Johanneums. Daß dies an fid) feuerficher fei, 
das war von feiner Seite bezweifelt, wie auch von ber 
Staatsregierung nicht behauptet worben. Es hatte ſich 
immer nur um bie Gefährdung bes Johanneums durch 
das angrenzende Oberftallamtsgebäube gehandelt und allen- 
falls um die Gefahr, die von den Häufern auf der anderen 
Seite der Auguftusftraße drohen könnte, während aber bie 
Vorkehrungen, die in bem Gebäude des Johanneums felbft 
beftehen, ftet3 als ausreichend anerfannt waren. Alſo es 
(ag gar fein Anlaß vor, auf diejen Punkt bes Gutachtens 
zurüdzufommen, um nicht dem Bericht unnütz lang zu 
machen, fondern nur dasjenige, was praftiich dem zu er: 
reihenden Zwecke, nämlih der Begründung bes Bor: 
ſchlages, die Borzellanfammlung in das Erdgeſchoß bes 
Johanneums zu bringen, dienen follte. 


Präfident; Herr Oberbürgermeifter Beutler! 


DOberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Bentler: 
Gegenüber der legten Bemerkung des Herrn Kommifjars 
muß ich doch feftftellen, daß der weggelafiene Theil des 
Gutachtens die Anerkennung einer Anzahl Umftände ent: 
hält, welche geeignet erfcheinen, das in einem Nachbar: 
gebäude auflommende Feuer von dem Johanneum abs 
zuwenden, und ich meine, baf bie 1'/, Seiten, wenn fie 
mit abgedrudt worden wären, das Dekret Nr. 4, welches, 
wenn ich nicht irre, aus wenigjtens 90 Drudfjeiten be: 
fteht, nicht wejentlich verlängert hätten, wenigftens nicht 
jo, daß daraus irgend welcher Nachtheil für irgend jemand 
entitanden wäre, 


Präfident: Der Herr Verichterftatter! 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Cahr: 
Dahlen: Ich bemerkte gegenüber dem Herrn Regierungs— 
fommifjar, daß Herr Geh. Hofrath Meyer ganz ausdrüd: 
lic fi für einen Neubau verwendet und z. B. von un: 
erträglichen Verhältnifien fpricht; er erftrebt eben offen: 
bar für bald oder jpäter einen Neubau. Ich gebe ferner 
dem Herrn Regierungskommiſſar gegenüber der Hoffnung 
Ausdrud, daß es doch noch möglid fein werde, in der 
Weiſe Feuerſicherheit herzuftellen, daß eine andere Samm⸗ 
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lung, und zwar eine nicht ganz jo werthvolle und nicht 
jo dem Zerbrechen ausgefegte Sammlung, in den zweiten 
Stod des Johanneums gebracht werden kann. Und aud 
das Kunftgewerbemujeum wirb hoffentlich noch als ge: 
eignet zur Aufnahme einer Sammlung erachtet werben, 
Ferner möchte ich dem Herrn Kammerherrn von Schön: 
berg bezüglich der Feuersgefahr folgendes jagen. Ich 
babe betont, e8 wäre nothwenbig, alle möglichen Siche— 
rungsmaßregeln zu ergreifen. Selbft wenn ber Megie- 
rungsplan angenommen worben wäre, würbe es vor 
zwei Jahren nicht möglich fein, eine Aenderung herbei- 
zuführen; dann füme es aber nicht barauf an, ob die 
Sammlung nod zwei weitere Jahre im Johanneum 
bliebe; dann find eben bie Feuerſicherungsmaßregeln ge- 
troffen und dann fann die Sammlung jo lange im Jo: 
hanneum bleiben,biseineandereSammlungausdem Zwinger 
in ein freigewordenes Staatögebäube gebradjt werben kann. 
In BezugaufdieNteubauten beiben MufeeniftdieDeputation 
andrer Anſicht als Herr von Schönberg. Die Deputation 
will Neubauten möglihft vermeiden, Herr Oberbürger: 
meifter Beutler Hat feine heute vorgetragenen Muſeums— 
bauprojefte in der Deputation nicht erwähnt, die Depu— 
tation ift alſo nicht in der Lage geweſen, fich mit dieſen 
Projekten zu befaffen. 


Präfident: Wünſcht noch jemand das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. Ich fchliefe die Debatte, Ich 
werde über die einzelnen Punkte 1 und 2 abftimmen 
lafien. 


„Will die Kammer in Uebereinftimmung mit 
der Zweiten Kammer bei Zit. 22 bes außer: 
ordentlihen Staatshaushaltsetats, unter Ab— 
firid von 1,267,600 M., zur Erbauung eines 
Theaterrequifitenhaufes im fleinen Oſtra— 
gehege 182,400 M. bewilligen?* 
Einftimmig. 

„Will die Kammer dahingegen dem Beidhlufje 
der Zweiten Kammer, „bie Königl. Staats: 
tegierung zu erfuchen, womöglich dem nächſten 
LSandtage einen Gefammtplan über zufünftige 
Unterbringung ber Sammlungen vorzulegen“, 
nicht beitreten?“ 


Gegen 4 Stimmen. 


Ich erfuche Herrn Grafen von Mer: Zehifta, zu dem 
nächſten Gegenftande den Bericht zu geben und zwar 
über den „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
vierten Deputation über die Petition beziehent— 
ih Bejhwerde des Gemeindevorſtandes Zieſch 
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in Strohſchütz, Jagdverpachtung betreffend.“ 
(Drudjahe Nr. 243.) 


(Vergl. M.11.8.2.Bb. ©. 896 f.) 


Berichterftatter Kammerherr Graf bon Mer: Zehifta: 
Meine Hochgeehrten Herren! Der Gemeindevorftand Jacob 
Zieſch richtet in Vertretung der Gemeinde Strohſchütz 
ein Geſuch an die hohen Ständefammern, und zwar bittet 
er darin: 

„t. die fofortige Aufhebung ber angeblich gewalt- 
ſamen Strohſchützer Jagdverpachtung zu ver- 
anlaſſen, 

2. um Bewilligung einer Entſchädigung, welche aus 
dieſer Verpachtung reſultire, 

3. um — zur Bildung eines 
eigenen Jagdbezirkes für Strohſchütz und ber 
Verpachtung der Jagd auf das Meiftgebot, 

4. um Gewährung eines Schabenerjages aus Stantd- 
mitteln für die durch das jegige Jagdgeſetz ber 
Gemeinde Strobihüg erwachjenen Berlufte von 
angeblih 2560 M.“ 

Meine hohen Herren! Dieje vorliegende Betition 
hat die hohen Ständefammern bereit3 zweimal beichäftigt 
und zwar im Jahre 1895,94 und 1895,96 und ift auch 
in biefem Jahre bereit# in ber Zweiten Kammer berathen 
worden. Die Gemeindeflur Strohſchütz hat nach dem 
Iagbgefege von 1864 $ 7 Abſ. 3 nicht die Minimal- 
größe eines Jagdbezirles, da ihre bejagbare Fläche nur 
148 Uder 110 QDuadratruthen umfoßt. Bis zum 
Jahr 1834 war die Flur Strohſchütz mit dem Rittergute 
Loga vereinigt und an bem Rittergutsbefiger Höckner auf 
Loga verpachtet. Ein Geſuch der Gemeinde, einen ſelb— 
ftändigen Jagdbezirk zu bilden, wurbe feitens der Be— 
hörden aus dem bereit erwähnten Gründen abjchlägig 
beichieden. Das Minifterum verlangte, daß Strohſchütz 
ſich mit einem angrenzenden, anftoßenden Gemeindebezirke 
zu einem gemeinfchaftlichen Jagdbezirke zufammenjchließen 
rejpeftive vereinigen möge. Die Gemeinde beichloß, ſich 
an das Uhna-Löſchauer Jagdrevier anzufchließen, ging 
aber auf die Offerte des Uhna-Löſchauer Jagbpächters, 
bie ihr zu niedrig erfchien, nicht ein, fondern beſchwerte 
fi wiederum beim Minifterium des Innern, wurde dba+ 
jelbft abermals abjchlägig beichieben, richtete ein Geſuch 
an Se. Majeftät den König, der aber der Anficht bes 
Minifteriums des Innern beitrat. Nach eingehender 
Prüfung der Ungelegenheit jeitens Ihrer Deputation 
fonnte diejelbe nur konftatiren, meine Herren, daß bie 
Sache volljtändig geleglich geregelt if. Nah 5 7 bes 
Geſehes ift Strohſchütz mit einem anftoßenden Gemeinde: 
bezirke zu vereinigen, weil die Bedingungen bes $ 10 
Abſ. 1, 4 und 8 nicht vorhanden find, um fi an einen 
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Einzelbezirk reipeltive an ein Rittergut anzufchließen. Der 
Schlußpaffus bes erften Abjages von $ 7 verlangt, daß 
fi Grundftüde einer ſolchen Auftikalflur mit den Grund: 
ftäden eines oder mehrerer benachbarten Jagdbezirke ver: 
einigen, weil auch bie bei einer folden Vereinigung 
nothwendige Vertretung bes gemeinfchaftlichen Jagdbezirkes 
geihaffen werben muß. Meine Herren! Ihre Deputation 
fonnte aber dem Gefuche des Gemeindevorftandes Zieſch 
in Strohſchütz feine Folge geben und bittet die hohe 
Kammer, fich dem Vorfchlage der Deputation anzuſchließen, 
die Petition auf ſich beruhen zu laſſen. 


Präfident: 

„Beidhlieht die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Ih erfuhe nun, zum nächften Gegenftande über: 
zugehen: „Antrag zum mündlihen Berichte ber 
vierten Deputation über die Petition bes pen— 
fionirten Zofomotivführers Neuber in Löbtau 
und Genojjen um Penfionserhöhung.”“ (Druckſache 
Nr. 253.) 

(Vergl. M.IL.R.2. Bd. ©. 1699 ff.) 


Berichterftatter Nittergutsbefiger Dr. von Wächter: 
Der penfionirte Zofomotivführer Neuber in Löhtau hat 
mit einer größeren Anzahl Genofjen wiederholte Gefuche 
an das Königl. Finanzminifterium gerichtet, dasſelbe möge 
eine Aufbefjerung ihrer Benfionen gewähren. Die Betenten 
führen an, daß Genofjen von ihnen, welche nad) bem 
Jahre 1898 penfionirt worben wären, bebeutend befier 
geftellt wären als fie, obgleich fie früher bei der alten 
Eifenbahnpenfionstafje durch wejentliche Beiträge betheiligt 
gewefen ſeien. Dieje alte Eifenbahnpenfionstafie fei 
feinerzeit im Jahre 1890 von dem Staate an ſich ge- 
nommen worben, und es wäre, nachdem fie früher folche 
große Opfer gebracht hätten, doch wünfchenswerth, baf 
fie mindeftens ebenfo viel befämen, wie die penfionirten 
Beamten, welche bei dieſer Penfionstaffe feinerzeit nicht 
durch gebrachte Opfer betheiligt geweien wären. Das 
Hinanzminifterium hatte die Petenten abgewiejen, und num 
wenden fie ſich mit der gleichlautenden Petition an die 
Kammern. Die Regierung hat daraufhin erklärt, da in 
ber Einziehung bes Kapitals der Kaſſe burchaus feine 
Ungerechtigkeit oder Unbilligkeit gelegen wäre, da ber 
Staat alle PBenfionsbeträge bauernd übernommen und 
dadurch die Kaffenmitglieder von den nöthigen Zuſchüſſen 
befreit habe. Uebrigens ſeien alle Kafienmitglieder wegen 
Uebernahme ber Kafje auf den Staat befragt worben und 
haben jänmtlich zugeftimmt. Die Regierung fei übrigens 
einverftanden, wenn bie Petition zur Kenntnißnahme ge 
geben würde in dem Sinne, daß die Petition ald Material 
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bei einer etwaigen Vorlage bezüglich; der Wohnungs: 
gelber ober überhaupt Theuerungszulagen behandelt würde. 
Daraufhin ift die Petition in ber Zweiten Kammer zur 
Berhandlung gelommen, und bie jenfeitige Kammer bat 
die Petition von biefem Geſichtspunkte ans ber Staats- 
regierung zur Kenntnißnahme überwiejen. Ihre Depu- 
tation beantragt, bem Votum der Zweiten Sammer bei: 
zutreten und von bemfelben Geſichtspunkte aus bie 
Petition der Staatöregierung zur Kenntnißnahme zu 
übergeben. 


Prüäfident: Wünfcht jemand das Wort? — Es ift 
nicht der Fall. 


„Beſchließt bie Kammer bemgemäß?” 
Einftimmig. 


Buntt 12 der Tagesordnung: „Untrag zum 
münblihen Berichte der vierten Deputation 
über bie Betition ber Schirrmeifterswittmwe 
Unna Wilhelmine Wolfram in Chemnitz und 
Genofjen um Erhöhung der Wittwenpenfionen.” 
(Drudjahe Nr. 255.) 


Gergl. M.II.8.2.8b.&.1703f.) 


Berichterftatter Rittergutsbefiper Dr. von Wächter: 
Die zweite Petition ift unterzeichnet von ber Schirr— 
meifterswittwe Anna Wilhelmine Wolfram in Chemnig 
und? 87 Genoffinnen. Dieſe Schirrmeifterswittwen 
fommen mit ganz berjelben Bitte, wie bie penfionirten 
Lokomotivführer; fie führen aus, daß ihre Männer 
früher bei biefer Penſionskaſſe Beiträge bezahlt hätten, 
und daß fie num ungünftiger geftellt wären, als jpäter 
Benfionirte und wünſchen auch Erhöhung ihrer Penfion. 
Die hohe Staatsregierung hat durch ihren Kommifjar 
genau diefelbe Stellung zu biefer zweiten Petition ein- 
genommen wie zur erften, und es erlaubt fich Ihre 
Deputation zu beantragen, die hohe Sammer wolle von 
demfelben Gefihtspunfte aus dieſe zweite Petition der 
Staatöregierung zur Kenntnißnahme überweifen, in 
Uebereinftimmung mit der jenfeitigen Kammer. 


Präfident: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Es kommt nunmehr ber letzte Gegenftand zur 
Tagesordnung: „Untrag zum mündlichen Berichte 
der vierten Deputation über bie Petition der 
Gemeinderäthbe zu Hermsdorf mit Braufen- 
fein und Raum, ben Ankauf von Areal bes 
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Rittergutes Hermsborf jeitens des Yorftfisfus 
betreffend.” (Drudjade Nr. 254.) 


Gergl. M. II. K.2. Bd. S. 1679 ff) 


Berichterſtatter Bürgermeiſter Wiliſch: Das Königl. 
Finanzminiſterium bat für den Forſtfiskus jüngſt Areal 
angefauft, das zum Nittergute Hermöborf gehörte. Der 
Befiger besfelben, Herr von Burchardi, hatte anfänglich 
dad ganze Mittergut, fpäter nur landwirthichaftliche 
Flächen desjelben zum Kaufe geboten. Da beides ab: 
gelehnt wurde, fo ift forftwirthichaftliches und aud) land: 
wirthichaftliches Areal in der Größe von 250 Uder an- 
geboten und jchließlih vom Fiskus erworben worden, 
obſchon fich darunter Felder in verhältuigmäßig größerem 
Umfange befinden. Die Vertreter ber in ber Amts: 
hauptmannſchaft Pirna im Bielathale gelegenen Gemeinden 
Hermsdorf mit Braufenftein und Raum, welde nod) 
nicht ganz 1000 Einwohner zählen, fühlen ſich durch 
biefen Ankauf beichwert; fie befürchten daraus großen 
Nachtheil für die Entwidelung und die Verhältniſſe 
ihrer Dörfer, und zwar um beswillen, weil dadurch der 
Schulgemeinde Hermsdorf ein Theil der Grunbfteuerhälfte 
entgehe, die fie feither bezogen habe. Es handelt fich 
hierbei — um das gleich bier einzufchalten — um ben 
geringfügigen Betrag von jährlid 29 M. 95 Pf., fo daß 
diefer Einwand, ganz abgejehen von prinzipiellen Be: 
denfen, wohl ohne weiteres als unbeachtlich und belanglos 
bezeichnet werben kann. Weiterhin fei, fo führen fie aus, 
zu beforgen, daß ber Fiskus landwirthſchaftliche Theile 
des angelauften Areals aufforften laffen werde und dadurch 
diejenigen Dorfbewohner, welche neben dem Hauptpächter 
einzelne Theile der Felder und ber Wiejen feit Alters 
ber pachtweiſe benüßen, nöthigen werde, auswärts Be- 
ſchäftigung zu fuchen beziehungsweife von bort wegzuziehen; 
auch werde bie fisfaliiche Waldgrenze ben beiden Ort— 
haften ziemlih nahe gerüdt, was eine eventuelle 
induftrielle Entwidelung ber Orte hindern werde. Endlich 
wird noch eingewendet, daß auf den zwijchen dem Forſt— 
areal und den bäuerlichen Grundftüden liegenden Ritter: 
gutsflächen nunmehr die Jagd nicht mehr wirkſam aus: 
geübt werden könne, jo daß bei ber Neigung ber fisfalifchen 
Revierverwaltungen, das Wild zu fchonen und zu hegen, 
bie Pächter unter Wildſchäden weit mehr als feither zu 
leiden haben würden, zumal der Forftfisfus feine urbaren 
Flächen nur in der Weife verpachte, daß ber Pächter 
von vornherein auf Entihädigung für Wildſchaden ver: 
zichten müffe. 

Der Königl. Herr Kommiffar, welcher darüber ge- 
bört worben ift, hat in ber Sitzung ber Bejchwerbe: 
und Petitionsbeputation der weiten Sammer dazu 
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erflärt, daß es durchaus nur im Intereffe ber betreffenden 
Gemeinden liege, wenn Theile des Rittergutes angefauft 
würben, weil dadurch den dort wohnhaften Heinen Leuten 
das Areal zur Pachtung gefichert werde. Das Finanz- 
minifterium — um bie Bauptfädlichften Punkte kurz 
daraus hervorzuheben — habe niemals die Abficht gehabt, 
landwirthſchaftliche Flächen, abgefehen von Arealſtücken, 
bie zur Verbefjerung der Waldgrenze gegen andere ent: 
ſprechende Flähen ausgetaufcht werben, aufzuforften; 
übrigens bedten ſich bie Intereffen der Forſtverwal— 
tung mit benen ber Gemeinden, denn es müſſe 
auch ber Forſtverwaltung daran gelegen fein, die bort 
wohnhaften Heinen Leute durch Pachtungen fetzubalten, 
um Forftarbeiter zur Hanb zu Haben. ebenfalls fei 
bie Sicherheit der Aufrechterhaltung des Pachtverhältniſſes 
größer, wenn ber Fiskus DBefiger ſei, ald wenn bas 
Eigenthum des Areals in Privathänden ruhe, da ber 
Privatbefiger feine Anficht ändern und das real ver- 
faufen könne. Es ſei auch nicht baran zu benfen, ba, 
wenn fi einmal für eine Pachtparzelle fein Pächter 
finden jollte, diefelbe ohne weiteres aufgeforftet werben 
würde. Die Gemeindevorftände feien wiederholt [chriftlich 
und mündlich über diefe Intentionen bes Finanzminiſte— 
riums verftändigt worden. In den betreffenden Ges 
meinben betrügen die landwirthichaftlichen Flächen zu: 
fammen rund 39 ha und der Walbboben 83 ha. Dieſes 
Verhältniß folle im wefentlichen aufrecht erhalten werben, 
Bezüglich ber Wildſchäden fei bie Oberforftmeifterei darauf 
bingewiefen worden, daß dem Minifterium an ber Ber» 
mehrung bes Wilbftandes nichts gelegen ſei. Sollte 
dort Wild austreten, jo würde durch Umfriedigung des 
Waldes Abhülfe zu fchaffen fein. Das Finangminifterium 
jei erbötig, bei dem Jagdpachter, der Eivillifte, in dieſem 
Sinne vorftellig zu werben. 

Auf Grund diefer befriebigenben Erflärung ber Königl. 
Staatsregierung hat die Zweite Kammer die Vorftellung 
ber petitionirenden Gemeinden als erledigt erachtet und 
demgemäß bejchloffen, die Petition auf ſich beruhen zu 
laſſen. Auch Ihre Deputation, meine hochgeehrten 
Herren, ift der Meinung, daß die Befürchtungen ber 
Beichwerbeführer, wenn und foweit man ihnen ein bies- 
fallfiges Einſpruchrecht überhaupt zugeftehen will, an ſich 
übertrieben und jebenfalld durch die Erklärungen des 
Königl. Herrn Kommiffars in der Hauptſache behoben 
jeien. Selbſtverſtändlich ſoll mit ber hiernad empfohlenen 
BZurüdweifung der Petition beziehentlich Beſchwerde 
ber Entſchließung der Stände und insbejonbere dieſes 
hohen Haufes über die ſpätere Genehmigung bes bereits 
vollzogenen Aufaufes nicht vorgegriffen werben; es hat 
wenigftens Ihre vierte Deputation aus Anlaß ber vor: 
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liegenden Eingabe fi) nicht veranlaßt gefehen, in biejer 
Beziehung die Angelegenheit einer näheren Erörterung 
und Prüfung zu unterziehen, zumal ihr der Kaufvertrag 
jelbft nicht vorgelegen hat. 

Das ſchließt aber nach Anficht Ihrer Deputation 
nicht aus, die vorliegenden gegen den Kauf erhobenen | 
Einwendungen als unbeachtlihe und unbegründete zu | 
erflären. Demgemäß habe ic) dem Haufe vorzufchlagen, | 
beichließen zu wollen, daß die Petition, beziehentlich die 
Beichwerde auf fich zu beruhen habe. 


Präfident: 
„Beihließt die Kammer dbemgemäß?* 
Einftimmig. 





Es erfolgt nunmehr eine „Anzeige ber vierten 
Deputation über eine für unzuläfjig erklärte 
Petition.” (Drudjahe Nr. 256.) 


Berichterftatter Kammerherr von Schönberg: Meine 
Herren! Es ift die Petition des Guftav Bruno Zadjarias 
in Dresden auf Grund von $ 23c der Lanbtagsorbnung 
wegen Unklarheit für unzuläffig zu erklären, 


Präfident: Wir find am Schluffe der heutigen 
Tagesordnung angelangt. Ich beraume die mächite 
Sigung auf morgen, Donnerstag, vormittags 11 Uhr 
an und fee auf die Tagesordnung: 


1. Bortrag aus der Regiftrande und Beſchlüſſe 
auf die Eingänge. 


2. Antrag zum anberweiten (mündlichen) Berichte 
der erjten Deputation über das Königl, Dekret 
Nr. 33, den Entwurf eines Geſetzes über Fa: 
miltenanwartichaften betreffend, jowie über bie 
hierzu eingegangenen Petitionen. (Druckſache 
Nr. 269.) 


3. Antrag zum miünblichen Berichte der erften 
Deputation über ben mittels des Königl. Dekrets 
Nr. 34 vorgelegten Entwurf einer Koftenordnung 
für Rechtsanwälte und Notare. ne 
Nr. 270.) 


4. Untrag zum miünblichen Berichte der erften 
Deputation über ben wegen Abänderung ber 
Nevidirten Stäbteorbnung und ber Nevibirten 
Zandgemeindeorbnung von der Zweiten Sammer | 
auf Bericht Nr. 291 gefaßten Beſchluß. (Drud: | 
ſache Nr. 272.) 


5. 


6. 
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Antrag zum mündlichen Berichte über das 
Königl. Dekret Nr. 29, den Entwurf eines Ent- 
eignungsgejepes für das Königreich Sachſen 
betreffend. (Drudjache Nr. 277.) 


Antrag zum mündlichen anderweiten Berichte 
über das Königl. Dekret Nr. 22, den Entwurf 
eines Gejepes zur Ausführung der Civilprozeß— 
ordnung unb ber Konkursordnung betreffend, 
(Drudjade Nr. 275.) 


7. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


8. 


10. 


Deputation über Tit. 1 bis mit 6 und 8 bes 
außerorbentlihen Staatshaushaltsetat? für 
1900,01, Bauten im AJuftizdepartement unb 
hierzu eingegangene Betitionen betreffend. 
(Druckſache Nr. 273.) 


Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 77 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 190001, Einführung 
eleftrifcher Beleuchtung auf dem oberen Bahn: 
hofe Reichenbach i. V. betreffend. (Druckſache 
Nr. 278.) 


. Untrag zum münblichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 87 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900,01, Erweiterung 
der Zabeftelle III in Leipzig-Lindenau betreffend. 
(Drudjahe Nr. 280.) 


Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit 88 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 190001, Herftellung 
bes Unterbaues für das dritte und vierte Gleis 
zwiſchen Connewitz und Gaſchwitz ıc. betreffend. 
(Drudjade Nr. 281.) 


11. Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 


13. 


Deputation über Tit. 102 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetat? für 1900/01, die Er- 
weiterung bes Hafens in Rieja ıc. ıc. betreffend. 
(Drudjahe Nr. 274.) 


. Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten 


Deputation über ben wegen Erhöhung der Tage: 
gelder der Mitglieder der evangeliſch-luthe— 
rifchen Landesſynode bei Kap. 89 des Etats, 
Evangeliſch-lutheriſches Landeskonſiſtorium, ges 
faßten Beſchluß. (Druckſache Nr. 276.) 

Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition Dito Günther's 
in Plauen i.®, um Erfap des Schadens, ber 
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ihm durch Zurüdnahme einer erteilten Bau— Der Herr Protofolführer ift bereit, das Protofoll 
genehmigung zugefügt worden. (Druckſache | zu verlejen. 
Nr. 268.) (Geſchieht.) 


14. Bericht ber dritten Deputation, das Königl. 
Dekret Nr. 20, den Bericht über die Verwaltung 
ber Lanbesbrandverficherungsanftalt in ben 
Jahren 1897 und 1898 betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 259.) 


Zur Mitvollziefung des Protokolls lade ich ein 
den Herrn von Wapborf und den Herrn Bürgermeifter 
Wiliſch. 


Dafern niemand etwas einzuwenden hat, erkläre ich 
das Protokoll für genehmigt und ſchließe die öffentliche 
Sitzung. 


(Schluß der Sihzung 4 Uhr 44 Min. nahmittags.) 
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Mittheilungen 
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Siebenundjechzigfte öffentliche Sitzung 
der Erſten Hammer 
am 10. Mai 1900, vormittags 11 Uhr. 


Inhalt: 

Entfchuldigung. — Bortrag und Genehmigung der Ständifchen 
Schriften auf die Petitionen bes Gemeinderathes zu Kemnitz 
und Genofjen und bes Elbbadbeſitzers Kroegis in 
Meißen und Genofjen :c., das Einlafjen von Fälalien 
in ben Eibftrom betr, und auf die Petition des vor: 
maligen Eijenbahnmwagenrüders Jariſch in Cotta um Er: 
höhung feiner Rente. — Regiftrandenvortrag Nr. 1393 
bis 1408. — Antrag zum anberweiten mündlichen 
Berichte der erften Deputation über das Königl. Dekret 
Nr. 33, den Entwurf eines Gejehes über Familien— 
anwartichaften betr., fowie über bie hierzu eingegangenen 
Betitionen. — Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 1 bis mit 6 und 8 des außer: 
orbentlichen Staatshaushaltsetats für 1900,01, Bauten 
im Zuftizdepartement und hierzu eingegangene Petitionen 
betr. — Antrag zum mündlichen Berichte der erjten 
Deputation über den mittels des Königl. Dekrets Nr. 34 
vorgelegten Entwurf einer Kojtenordnung für Nechts- 
anwälte und Notare. — Antrag zum mündlichen Berichte 
ber erjten Deputation über den wegen WUbänderung ber 
Revidirten Stäbteordnung und der Nevidirten Land: 
gemeinbeorbnung von der Zweiten Kammer auf Bericht 
Nr. 291 gefaßten Beſchluß. — Antrag zum mündlichen 
Berichte über das Königl. Dekret Nr. 29, den Entwurf 
eines Enteignungsgefebes für das Königreich Sachſen betr. 
— Antrag zum miünblihen anderweiten Berichte über 
das Königl. Dekret Nr. 22, den Entwurf eines Geſetzes 
zur Ausführung der Eivilprozeorbnung und ber Konkurs: 


Beleuchtung auf dem oberen Bahnhofe Reichenbach i. V. 
betr. — Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 87 des außerordentlichen Staats⸗ 
haushaltsetats für 1900 01, Erweiterung der Ladeſtelle III 
in Leipzig-Lindenau betr. — Antrag zum mündlichen 
Berichte der ziveiten Deputation über Tit. 88 des außer: 
ordentlichen Staatöhaushaltsetats für 1900/01, Herftellung 
des Unterbaues für das dritte und vierte Gleis zwiſchen 
Eonnewit und Gaſchwitz ıc. betr. — Antrag zum münb- 
lihen Berichte der zweiten Deputation über it. 102 
bes außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 1900,01, 
die Erweiterung des Hafens in Riefa zc. betr. — 
Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation 
über den wegen Erhöhung der Tagegelber der Mitglieder 
ber evangelijch:lutheriihen Landesiynode bei Kap. 89 des 
Etats, Evangeliſch-lutheriſches Landestonfiftorium, gefaßten 
Beſchluß. — Antrag zum mündlichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petition Otto Günthers in Plauen 
i. B. um Erfag des Schadens, der ihm durch Burüd: 
nahme einer ertheilten Baugenehmigung zugefügt worden. 
— Bericht der dritten Deputation, das Königl. Dekret 
Nr. 20, den Bericht über die Verwaltung der Landes— 
brandverfiherungsanftalt in den Jahren 1897 und 1898 
betr. — Feitfegung ber Zeit und Tagesordnung für die 
nächte Sitzung. — Borlefung und Genehmigung bes 
Protofolles über die heutige Situng. 


Präfidium: 


Präfident Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, 
Ercellenz, ftellvertretungsweife Vizepräſident Landes» 


ältefter von Zezſchwitz. 
Am Miniftertifche: 
Die Herren Staatsminifter Dr.Schurig, von Metzſch 


ordnung betr. — Untrag zum mündlichen Berichte der | und Dr. von Seydewitz, fowie die Herren Regierungs- 
zweiten Deputation über Zit. 77 des auferordentlichen | kommiſſare Geh. Räthe Dr. Vodel, Merz, Jahn, Geh. 
Stantshaushaltsetats für 1900/01, Einführung elektrischer | Regierungsräthe Dr. Haberforn, Dr. Kunze, Dr. 
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Rumpelt, Dr. Schelder, Geh. Juftizräthe Dr. Dtto 
und Dr. Grügmann. 


Anweſend 39 Kammermitglieber, 

Präfident: Ich bitte die Herren, ihre Plätze einzu- 
nehmen. 

Ic eröffne die öffentliche Sigung. 

Entihuldigt hat fich für heute Herr Geh. Kirchen: 
rath Ur. Bank wegen dringender Familienangelegenheiten. 


Es erfolgt ber Bortrag zweier Ständiſcher 
Schriften, und zwar erftens auf die Petitionen des 
Gemeinderathes zu Kemnig und Genofien, unb bes 
Eibbabbefigers Stroegis in Meiken und Genoffen zc., das 
Einlafjen von Fälalien in ben Elbftrom betr. 


Berichterftatter Rittergutsbefiger Dr. von Wächter 
(verlieft die Ständiſche Schrift): Die vorliegende Stän: 
diſche Schrift Hat in der Zweiten Kammer vorfchriftsmäßig 
außgelegen. 

Präfident: Cs erfolgt die Verlefung der zweiten 
Stänbifhen Schrift auf bie Petition des vormaligen 
Eifenbahnwagenrüders Jariih in Cotta um Erhöhung 
feiner Rente. 


Berichterftatter Rittergutsbefiter Dr. vom Wächter 
(verlieft die Ständifche Schrift): Die vorliegende Stän- 
diſche Schrift hat in der Zweiten Kammer vorſchriftsmäßig 
ausgelegen. 


Bräfident: Genehmigt die Kammer beide Stän- 
diſche Schriften? — Es ift der Fall. Ich erkläre die: 
felben gleichfalls für genehmigt, und es werben biefelben 
zum Abgang zu bringen fein. 


Herr Freiherr von Find giebt uns den Vortrag aus 
ber Regiftranbe. 


(Nr. 1393.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Zit. 9 des außerorbentlichen 
Etats für 1900/01, Erbauung eines neuen Dienftgebäudes 
für bie Minifterien des Innern und bes Kultus und 
öffentlichen Unterrichts zc. betr. 

(Nr. 1394.) Desgleihen über Tit. 10 besjelben 
Etats, Neu und Umbauten für Kreis: und Amtshaupt: 
mannjchaften zc. betr. 

(Nr. 1395.) Desgleihen über Tit. 12 desſelben 
Etats, Erweiterungsbauten an ber Thierärztlichen Hoch— 
ſchule ze. betr. 

(Nr. 1396.) Desgleihen über die Petition Land» 
graf's in Neuwieſe und Genofjen, um Errichtung einer 
Zadeftelle nach Bedarf bei dem Bahnmwärterhaufe unter: 
halb der Halteftelle Oberborf: Beutha. 

(Nr. 1397.) Desgleichen über die Petitionen bes 
Gemeinderath# und ber Rittergutsherrſchaft Brobftbeuben 
um Errichtung einer Perſonenhalteſtelle dajelbit. 





(Nr. 1398.) Desgleichen über das Königl. Dekret 
Nr. 32, den Entwurf eines Gefehes, die Aufnahme einer 
Sprozentigen Rentenanleihe betr. 

(Nr. 1399.) Antrag zum mündlichen Berichte der 
vierten Deputation über die Petitionen, betreffend bie 
Einführung einer Sonderbejteuerung der Konſum— 
vereine ıc. 


Präfident: Diefe jümmtlihen Nummern find gedrudt 
und fommen noch auf die morgende Tagesorbnung. 


(Nr. 1400.) Dankichreiben bes Eifenbahnlomitees 
Dürrröhr&borf- Dresden für Genehmigung des Baues 
biejer Eifenbahnlinie. 


Präfident: Bu verlefen. 
Geſchieht.) 
(Rr. 1401.) en ber Infpeltion ber evange: 
fiihen Hoflirche, den Schlußgottesbienft in der 


evangeliichen Hoflirhe am Sonnabend, den 12. d. M., 
vorm. 4,10 Uhr betr. 


Präfident: Gleichfalls zu verlefen. 
(Geichieht.) 
(Nr. 1402.) Der Borftand bes Bereins für 
Arbeiterfolonien im Sönigreihe Sachſen überſendet 


3 Eremplare feine® 14. Geichäftsberichtes für bas 
Jahr 1899. 


Prüfident: Auszulegen. 


Nr. 1403.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend allgemeine VBorberathung und Schlußberathung 
über den Antrag Dr. Mebnert-Georgi und Genoſſen, 
die Aufbringung erhöhter Mittel für die Staatsbebürfnifie 
aus bireften Staatäfteuern betr. 


Präfident: Dieje Nummer kommt an die zweite 
Deputation. 


Nr. 1404.) Protofollertraft der Zweiten Kammer, 
betreffend Schlußberathung über Kap. 109a und 110 
des Etats, Dotationen und Refervefonds betr. 


Präfident: Desgleichen. 


(Nr. 1405.) Desgleihen, betreffend andermeite 
reg über Rap. 6 bes Etats, Eifter- 


(Nr. 1406.) Desgleichen, betreffend anbermweite 
Schlußberathung über den zu Kap. 48 bes Etats, 
——— Dresden, wegen des Beitrages ber 

dt Dresden zu dem Bolizeiaufiwande gefaßten 


Beſchluß. 

(Nr. 1407.) Desgleichen, betreffend anderweite 
Schlußberathung über die zu Kap. 58, 60 und 65 bes 
Etats gefaßten chlüffe. 

Präfident; Die Zweite Kammer ift ben diesſeitigen 
Beſchlüſſen beigetreten, daher ad acta. 
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(Nr. 1408.) Desgleihen, betreffend anderweite 
Schlußberatfung über bie Petitionen ber Gemeinden 
Wachwitz ꝛc., Erbauung beziehentlih Genehmigung 
eleftriicher Straßenbahnen bis Eopig- Pirna betr. 


Präfident: Kommt heute ins Vereinigungsverfahren. 


Sekretär Kammerherr Freiherr von Find: Ferner, 
Ercellenz, habe ich noch folgendes Telegramm ber ftäbtiichen 
Kollegien von Markneukirchen, gezeichnet Bürgermeifter 
Kurth, vorzulejen. (Gejchieht.) 


Präfident: Es war diejes die lehte Nummer ber Res 
giftrande; wir gehen über zu dem „Antrage zum anber- 
weiten mündlichen Berichte ber erften Deputation 
über das Königl. Dekret Rr. 33, ben Entwurf eines 
Geſetzes über Familienanwartſchaften betreffend, 
ſowie über die hierzu eingegangenen Betitionen.“ 
(Drudjahe Nr. 269.) 


Gergl. M. J.K. S. 458 ff. u. M. 11.8.5. 1806 ff.) 


Berichterſtatter Rittergutsbeſitzer bon Watzdorf: 
Meine hochgeehrten Herren! Die Zweite Kammer hat in 
der Sitzung vom 7. Mai die Anträge ihrer Geſetzgebungs⸗ 
beputation, betreff3 des Anwartſchaftsgeſetzes, Königl. 
Defret Nr. 33, angenommen und damit die Anträge des 
Herrn Abg. Dr. Schill, weicher befürmwortete, die Kammer 
möchte in Uebereinftimmung mit der Erften Kammer 
vorgehen und nur geringe Mbänderungen an ben Be 
ſchlüſſen der Erften Kammer vornehmen, abgelehnt. Im: 
folge defien find Differenzen zwifchen beiden Kammern 
entftanden. Diefe Differenzen betreffen nur einen Para- 
graphen des Gejehentwurfes, den 8 102, und dieſer han- 
delt von ben Webergangsbeftimmungen für bie alten 
Fibeilommiffe. Ich komme dazu, jeht diefe näher zu be— 
zeichnen. Einmal ift es ber Beſchluß der Zweiten Kammer, 
daß für die früheren Fideikommiſſe die Beftimmungen 
über die Kafjen überhaupt nicht in Geltung kommen follen, 
und zum andern, daß die Anmwärtervertreter auch nichts 
in bie Angelegenheiten ber alten Fideilommiſſe hineinzu- 
reben haben ſollen. Meine Herren! Was den legten Punkt 
anlangt, jo ift Ihnen wohl befannt, daß früher jämmt- 
liche Anwärter bei irgendwelchen größeren Angelegenheiten, 
bei Abtrennung von Fideikommiſſen, Aufnahme von 
Darlehen :c. ihre Zuftimmung geben mußten. Das 
hatte ja jehr viel Schwierigkeiten, und beswegen hat 
ber Gefepentwurf vorgefehen, daß für die meiften biefer 
Fülle ed genügen follte, wenn zwei gewählte Anwärter: 
vertreter ftatt deſſen eintreten. Man hätte meinen follen, 
daß das doch gerade für die Anwartichaftäbefiger ein 
großer Vortheil wäre, gleihwohl hat ſich eine Reihe 
von Anmartjchaftsbefigern fehr gegen dieſe Anwärter: 
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vertreter ausgeſprochen, und das hat aud) eine gewiſſe 
Wirkung auf die Zweite Kammer gehabt. Es ift aber 
aus ben Verhandlungen der Zweiten Kammer durchaus 
fein Grund erfihtlih, warum die Inhaber von alten 
Fibeilommiffen nicht unter die Anwärtervertreter fommen 
follen. Es muß doch auch dasjenige, was bisher bie 
Unwärter zu genehmigen hatten, von jemand genehmigt 
werden. Nun hat man vorgejchhlagen gehabt, es jollte 
das feitens der Anwartſchaftsbehörde geſchehen, und ber 
einzige Grund, mit dem das motivirt worben ift, daß 
von diefer Behörde aus das gefchehen könnte, ift ber, 
daß gejagt wird, das ift eine neugeichaffene Behörde, 
die früher nicht eriftirt hat, und die fann für bie Sachen 
eintreten, bie früher die Anwärter beforgt haben. Das 
ift aber durchaus nicht ber Fall; der Herr Berichterftatter 
hat fich geirrt, denn wir haben dieſe Anwartichafts- 
behörden nah dem früheren ſächſiſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuch gehabt; es ift nur eine Aenderung barin ein- 
getreten, daß früher die Amtögerichte die Anwartichafts: 
behörden bildeten, während jeht das auf eine Behörde, 
das Oberlanbesgericht, konzentrirt worben if. Meine 
Herren! Es ift alfo fein Grund ba, in irgend einer 
Weife zu befinden, warum die jegigen Fideikommiſſe 
anber8 behandelt werben müffen, wie die neu zu grün 
benben; es würde das aud) große Schwierigkeiten haben, 
wir würden dahin kommen, daß verjchiebene gejegliche 
Beitimmungen für alle Zeiten maßgebend jein würden; 
es würde diefes auch gelten betreffs bes Kaſſenweſens. 
Iedenfall® würbe das nicht zwedmäßig fein; ed würbe 
auch wohl nicht angängig fein, eine ſolche Beftimmung 
in bie Uebergangsbeftimmungen zu bringen, denn eine 
Uebergangsbeftimmung ift es nicht. Wir konnten wohl 
in ben Mebergangsbeftimmungen, 3. B. betreffs bes 
Kaſſenweſens beftimmen, daß die bisherigen Anwartjchafts- 
befiger bi8 zum Jahre 1910 freibfeiben follten; das ift 
eine Webergangsbeftimmung. Ebenſo enthält der ab— 
gelehnte Antrag Schill eine Uebergangsbeſtimmung anderer 
Urt, da bie jehigen Inhaber der Unwartichaften frei 
bleiben follten, folange fie leben. Auch das ift eine 
Uebergangsbeftimmung. Es wird einmal die Zeit fommen, 
wo biefe Beftimmungen nicht mehr eriftiren werden, aber 
diefe Beftimmungen, dab die Kaſſen überhaupt nicht für 
bie alten Anwartſchaften gelten follen, und bie Be- 
ftimmung, daß bie Anmwärtervertreter bier nichts zu jagen 
haben follen, wirbe immer eine Scheidung zwiichen ben 
beiden Arten von FFideilommiffen bilden, und bas fan 
entjchieden nicht wünſchenswerth fein. Ich Habe noch 
hinzuzufügen, daß betreffs ber Kaſſen es doch aud 
[hwierig fein würde, vorzugehen, wenn man aud ba 
eine Aenderung vornehmen wollte. 
138* 
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Bunädft ift ſchon in $49 jehr prägnant gejagt, daß 
die jegigen neuen Fideilommiſſe, welche gegründet werben, 
durchaus nicht eine Abweichung haben bürfen betreffs 
diefer Kafjen, fondern fie müffen unter allen Umftänden 
die Beftimmung haben, daß die Kaſſen gebildet werben. 
Wollen wir das nun im Gegenfaße Hier bei ben alten 
ganz weglafien, jo würde das doch jehr auffallend fein. 
Außerdem muß ich nod jagen, daß, wenn das in der 
jenfeitigen Sammer damit motivirt wird, daß das eine 
Laft ift für die ſchon beftehenden Anwartichaften unb 
Anwartſchaftsbeſitzer, man doch auch andere Unficht haben 
fann. Meine Herren! Es kann Anwartichaftöbefigern 
— und ich gehöre gerade zu benfelben —, e3 fann mir 
nur lieb fein, wenn meine Nachfolger dem Kafjenzwange 
unterworfen werben, denn ich weiß nicht, ob nicht etwa 
einer meiner Nachfolger ein fchlechter Wirth fein wird; 
der Kafjenzwang würbe hervorrufen, daß Nachlommen 
von mir, wenn der Vater einmal ſchlecht gewirthichaftet 
hat, doch gewifje Mittel behalten und befjer fituirt fein 
werben, ald wenn ber Kaflenzwang nicht da ift. Das 
find die Gründe, weshalb ich Sie bitte und die Depu— 
tation Sie bittet, feftzubleiben bei ihrem Beichlufie. 
Meine Herren! Eine gewifje Schwierigkeit liegt hier vor, 
wenn Sie das, was id) vorgetragen habe, berüdfichtigen, 
daß nämlich Kompenjationsobjefte oder ein Nachgeben 
feitens dieſes Haufes ſehr fchwer if. Wir können eben 
auf diefen Punkt nicht recht eingehen, und es würbe da= 
rin eine gewifje Gefahr liegen, daß überhaupt von der 
jenfeitigen Sammer die Ablehnung bes ganzen Geſetz— 
entwurfes erfolgt, wovon bis jegt mitunter die Rede ge- 
weſen ift. Ich gebe mich aber doch der Hoffnung Hin, 
baß das nicht gejchehen wird. Die Umftände find derart, 
daß ich glaube, die Deputation und auch die jemfeitige 
Kammer hängen nicht jowohl an ihren Anträgen, ſondern 
der Berichterjtatter der jenfeitigen Kammer bat felbft be- 
tont, daß es eben der Deputation vor allem darauf an- 
gekommen ift, doch noch einmal die Meinung ber Erften 
Kammer zu hören; das ift im einer jehr liebenswürdigen 
Weiſe von dem Herrn Berichterftatter betont worben. 
Er Hat dazu gejagt, daß wir mehr in diefen Saden 
lebten und größeres Verftändnig Hätten. Es ijt das 
jedenfalls jehr dankbar anzunehmen. Die Herren in ber 
jenfeitigen Deputation find durch eine ziemlich ſtarke 
Agitation, die ſich entwidelt hat, ins Gedränge gelommen, 
und es iſt ganz auffällig, daß die Petita der Petition 
ber Deutichen Adelsgenoffenihaft genau in die Anträge 
der Zweiten Kammer übergegangen find. Es ift alfo, 
ich möchte jagen, damit bewiefen, daß wir uns über dieſe 
ganze Sache mit ber Zweiten Kammer ausiprechen follen, 
und dad wird ja durch das Vereinigungsverfahren gegeben 


fein. Ich Hoffe, e8 wird uns gelingen, die Herren zu 
überzeugen, baf wir wohl mit unferen Anfichten recht 
haben, und die Herren werben hoffentlich darin nad): 
geben. 

Es ift natürlih, meine Herren, ein gewiffer Eifer 
entftanden, die Herren find, wie gefagt, jehr gedrängt 
worden burd eine Anzahl von Anwariſchaftsbeſitzern, 
und namentlich) Hat die Adelsgenoſſenſchaft fich ftarf 
hineingelegt, und e8 liegt infolge beffen auch der Wunſch 
wohl vor, theilweife nicht auf diefe unfere Sache ein- 
zugehen. Aber ich glaube doch, daß dies gefchehen wird. 
Die Gepflogenheit diefes Haufes ift e8 nicht, über per: 
fünlihe Saden hier zu jpreden und die Deputation 
wird dieſer Gepflogenheit getreu bleiben und auch hier 
über die ganze Agitation, die jeitens verfchiedener Herren 
getrieben worben ift, ein Wort nicht verlieren. Meine 
Herren! Es wirb mir ſchwer genug werben, beim Ber: 
einigungsverfahren werde ich das nicht lafjen fünnen, 
vor der Zweiten Kammer doch eine ziemlich herbe Kritik 
über das Vorgehen dieſer verjchiedenen einzelnen Herren 
auszuüben; ich kann das nicht laffen, aber es ift 
wenigftend ber Vortheil, daß man dod nicht vor dem 
Publikum rebet. Sie erlajien mir alſo wohl barin 
irgendwelche weiteren Bemerkungen. 

Ih möchte nur noch einen Punkt erwähnen. Der 
Herr Abg. Stödel Hat im Laufe der Verhandlung in 
ber jenjeitigen Kammer gejagt, daß die Erfte Kammer 
ſchon jegt die Neue hätte, die Anträge der Deputation 
angenommen zu haben. Meine Herren! Ich weiß nicht, 
worauf fich das bezieht; aber Sie werben in ber Lage 
fein, ben beften Beweis bafür zu geben, baß das ein 
falfches Gerücht ift, wenn Sie einftimmig dem Votum 
der Deputation beitreten. Ich habe etwas weiteres für 
jet nicht hinzuzufügen. 

Präfident: Herr Geh. Rath Dr. Wach! 


Geh. Rath Profefjor Dr. Bad; Meine Herren! Sie 
erinnern fi, daß ich den Antrag geftellt habe, den De- 
putationsantrag en bloc anzunehmen. Dem find Sie 
gefolgt. Ich Habe aljo in gewiſſer Beziehung eine Ver— 
antwortung für die jegt beftehende Differenz; denn wenn 
wir und damals ausführlich über die Punkte aus: 
geſprochen hätten, fo wäre fie möglicherweife unter: 
blieben. Iſt es doch Thatſache, daß die en bloc- An: 
nahme fundirt wurde vor allen Dingen durch ben Ge: 
danken, daß hier in der Mitte der hohen Kammer eine 
Fülle von Sachverſtändigen zu dieſem Gegenftande fi 
befindet, wie fie jelten in einem Parlamente für ein 
Geſetz fich zufammenfinden werben, und daß in ber all: 
gemeinen Debatte ein Diffens nicht enttanden iſt. 
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Wenn daher jept auf Punkte eingegangen wird, die das 
mald nicht erörtert worden find, jo hoffe ih, daß 
ih auch in ber Zweiten Kammer billiges Gehör finden 
werde. Ich habe feine Befürchtung, daf das Gejeh ge- 
fährbet wird, benn das Geſetz muß ja zuftande kommen, 
Es muß Sachſen von der ihm durch Reichsgeſetz ein- 
geräumten Lizenz ber Ordnung ber Familienanwart-— 
ſchaften Gebrauch machen, weil die Fideilommiſſe jonft 
in gewifjem Sinne in der Luft jchweben würden. Und 
dafür könnte weder die jenfeitige, noch die diesfeitige 
Kammer die Verantwortung übernehmen. 

Ih möchte nur auf einige grunbjägliche Punlte, 
ih möchte fagen in negativem Sinne zuzukommen mir 
erlauben. Der erfte Punkt ift ber, daß ein Geſetz wie 
dieſes allen individuellen Verhältniffen nicht Rechnung 
tragen kann. Man kann nicht ein Geſetz machen mit 
Rüdfiht auf die Familien und Vermögensverhältnifie 
bes einzelnen Fideilommißinhabers, eingehend auf bie 
Frage, ob er ein Bebürfnig nah Anfammlung von 
Kafjengeldern hat, wie feine Wermögenslage, wie feine 
Yamilienlage ift; und weil das ganz unmöglich ift, jo 
hat das Geſetz im 8 93 die generelle Dispenfations- 
Haujel. Es ift von Herrn von Schönberg bei der Ber- 
handlung des Gegenstandes hier befonders betont worden, 
daß dieſe Beitimmung „bie ſehr erwünfchte, geeignete 
Handhabe bieten werde für bereits beftehende Familiens 
anwartichaften, injoweit fi deren Sapungen nicht 
allentHalben mit den Beftimmungen bes Gejehentwurfes 
beden, durch zuläffige Ausnahmebeftimmungen jeitens bes 
allerhöchſten Landesherrn dieſe Satzungen thunlichft auf: 
recht zu erhalten und nicht in ihrer Wirkſamkeit zu 
ſtören“. Der $ 92 iſt ja nicht jo gemeint, daß Bier 
ein Gnadenalt des Landesherrn eröffnet wird; er ift 
vielmehr gedacht als eine praftiiche Vorſchrift, welche 
angefihts der Unmöglichkeit der Negulirung der in- 
bivibuellen Verhältniſſe in befriebigender Weife, dieſe 
auf Grund ber erforderlichen Eingaben durch bie 
Allerhöchſte Stelle bewirken lafjen will. Und jo müfjen 
wir, glaube ih, die Herren, welche jest Fideilommiß— 
inbaber find, welche gewöhnt find, nad beftimmten 
Stiftungsvorfchriften zu handeln und zu leben, und welche 
felbftverftändlich von denfelben nicht gern abweichen wollen, 
barauf Hinweilen, daß fie die Dispenjation des Aller- 
höchſten Landesherrn für ſich erbitten fönnen unb zwar 
nicht nur für fi, fondern auch für ihre Nachkommen, 
und daß derart eine Lebereinftimmung zwijchen bem 
Geſetze und ben jetzt beftehenden samilienanwart- 
ſchaften, joweit möglich, auf dieſem Wege herbeigeführt, 
Differenzen ausgeglichen werben künnen. Das ift ein 
ganz legaler Weg, deſſen Bejchreitung jedem offen jteht 


und an bejien Beſchreitung ſich niemand durch irgend 
welche äußerlihe Scen und Rüdficht zurüdhalten zu 
lafjen braucht. Das ift bas eine. 

Das andere ift das grundfäpliche von ber Gegenjeite 
angeführte Bedenken, es drehe fich doch hier um einen 
Eingriff in erworbene Redjte, wenn man nad) $ 102 
bes Entwurfs, wie er nach unjerem Befchluffe lautet, das 
Geſetz auf die beftehenden Familienanwartſchaften an— 
wendet. Es ift jchon feitens bes Herrn Regierungs- 
vertreterö in ber Bweiten Sammer, wenn ber Bericht 
richtig ift, — das Stenogramm liegt nicht vor — be— 
merft worden, mit der jogenannten rückwirlenden Kraft 
ftehe es problematijch, das jeien Theorien ꝛc. Nun, meine 
Herren, Mechtsverhäliniffe, die fich fortgeſetzt entwideln, 
Buftandsrechtöverhältnifie, die auf dauernden That: 
beftänben und auf fozialpolitifchen, ethifchen Grundlagen 
beruben, und zu ſolchen Rechtsverhältnifien gehört das 
Familienfideilommiß, können natürlih nicht für alle 
Ewigkeit dauern, nad dem Geſetze, unter dem fie ent- 
ftanden find, fonft würden fie in Widerfpruch gerathen 
mit den Ueberzeugungen bed Volles und würden als 
inveterirte Inftitute überhaupt bejeitigt werben müfjen. Es 
wird ſich alſo darum handeln, fie anzupafien ben veränderten 
Rechts: und fittlichen Anſchauungen. Daher Hat ja auch 
bad Bürgerliche Geſetzbuch Deutichlands in feinem Ein- 
führungsgefege bie fofortige Anwendbarkeit z B. auf die 
Eigenthumsverhältnifje ausgeſprochen, auf die familien- 
rechtlichen Verhältniffe im großen Umfange; jo wirb aud) 
nad) Maßgabe unferes Gejehes das eheliche Vermögens: 
verhältniß jofort ergriffen von dem neuen Rechte. So 
werben fi auch die Herren Fibeilommißinhaber gefallen 
laſſen müſſen, daß fie jofort getroffen werden von dem 
neuen Rechte, denn nur jo können die Familienanwart- 
ihaften auf die Dauer gehalten werden, abgejehen von 
ber vorhin berührten Dispenfationsmöglichkeit. Es würde 
ein abfoluter Wiberfinn fi) ergeben, wollten wir bas 
Geſetz für die Zufunftsfibeilommifje und nicht für Die 
beftehenben erlafjen. Wir wiſſen ja gar nicht, ob in ber 
Zukunſt Fideilommiffe entfiehen werben. Das ift wirf- 
lich Zutunftsmufit, und es ift ausgeſprochen worden von 
manchen Seiten, unter dem Drude dieſes Geſetzes würden 
überhaupt feine Fideilommiſſe geſchaffen werden. Geſetzt 
nun den Fall — ich glaube nicht, daß es ſo ſein wird 
—, ſo hätten wir ein Geſetz pro nihilo gemacht; denn 
für die beſtehenden Fideilommiſſe hätte es nur minimale 
Bedeutung. 

Es iſt aber auch grundſätzlich die Rückwirkung, d. h. 
die Anwendung bes Geſetzes auf bie beſtehenden Familien— 
anwartſchaften gar nicht ernſthaft in Zweifel gezogen 
worden. Auf Seiten der Zweiten Kammer iſt ſie 
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bejaht, und man hat ſich nur gefragt, in weldem 
Umfange fol es bejaht werben? Da find benn bie 
beiben vom Herrn Berichterftatter hervorgehobenen Punkte 
bie brennenden: ber Kaflenzwang und bie Anwärter: 
vertretung ober die Vertreter der Anwärter. Es ift 
auch betont und ſchon in ben Vorverhandlungen betont 
worben, daß bie Inftitution ber Anwärtervertreter eine 
Erleichterung für bie Fibeilommißinhaber bedeutet, daß 
fie feinen Grund haben, ſich dagegen zu fträuben, daß 
am allerwenigften barunter zu verftehen jei eine Art 
von Aufjihtsorgan; davon ift gar feine Nede. Würde 
aber der Beſchluß der Zweiten Kammer angenommen 
werben, jo wäre das gleichbedeutend mit dem Munb« 
todtmachen ber lebenden und zukünftigen Anwärter ber 
beftehenben Fideilommiſſe, es würben damit diefen An- 
wärtern die Rechte, bie nad) dem Bürgerlichen Gejeh: 
buche Sachſens verbürgt find, genommen, es würde aljo 
in wohlerworbene Rechte, in die Anwärterrechte durch 
biefe fogenannte Uebergangsbeftimmung eingegriffen 
werden. Das hat ja ber Herr Abg. Dr. Schill bereits 
betont. Damit wäre alfo etwas ganz Zweckwidriges 
und in keiner Weife Buläffiges geſchehen; es würde 
überdies ber Anmwartichaftsbehörde eine Laft auferlegt, 
bie fie nicht tragen fann — auch das ift von bem 
Regierungstifhe in der jenfeitigen Sammer bereits 
gejagt worben —, fie kann nit eine Vigilanz ent: 
wideln, wie fie naturgemäß der Anwärter in feinen 
perſönlichen Interefien entwideln wird. Dazu fommt: 
Es muß doch jeder Fideilommißinhaber fich fagen, daß 
er kraft gejeglihen Privilegs feine Stelle inne hat, 
Er muß fich vorftellen, daß, wenn dieſe gejehliche Regel 
nicht eriftirte, er vielleicht überhaupt nicht ber alleinige 
Eigenthümer, fo will ich mic) ausdrüden, dieſes Fidei— 
fommifjes wäre, jondern es nad; Erbrecht getheilt wäre 
unter alle, die damals mit ihm foorbinirt waren. Alfo 
er muß auch in biefer Beziehung fich beicheiden. Und was 
nun den Kafjenzwang anbetrifft, jo gebe ich für meine 
Berfon zu, daß man benjelben in Anwendung auf bie 
lebenden FFideilommißinhaber wohl brüdend finden 
fönnte. Es ift zwar bie Karenzfrift bis zum Jahre 1910 
gebacht, und daher kann für manden Fibeilommiß- 
inhaber die Sache bebeutungslos werben, obſchon ich 
jedem das Leben über 1910 hinaus von Herzen wünjche. 
Aber wie es auch fei, ich gebe zu, daß bier eine gewiſſe 
Härte fi geltend macht und biefer hat auch ber Herr 
Abg. Dr. Schill Ausdrud gegeben in feinem Abänberungs: 
antrage in ber weiten Kammer. Immerhin ift an- 
zuerfennen, daß bie Hier angefochtene Imftitution ber 
Familienfideitommißfaffe eine fittlich berechtigte nur fein 
fann, wenn für bie familien auch von denjenigen 
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Gliedern, die nicht im bie Fideikommiſſe fuccebiren, ge: 
forgt wird, fie nicht auf die Straße geworfen, gar dem 
Proletariat preisgegeben werben. Tröſtlich ift endlich, 
ba bie Familienfafje zur freien Verfügung des Fidei— 
tommißinhabers geftellt ift, wenn er feine Wittwe und 
feine Descenbenz hinterläßt. 

Alfo fehe ich feinen Grund, von unferen Beichlüffen 
zurücd zu gehen, und gebe mich der Hoffnung Hin, daß 
die Zweite Kammer dieſe Beſchlüſſe als fehr motivirt 
in bem Bereinigungsverfabren annehmen wird. 


(Bravo!) 


Präfident: Wünfcht noch jemand das Wort? — Es 
ift nicht der Fall. Begehrt der Herr Berichterftatter 
das Schlußwort? — Der Herr Berichterftatter verzichtet. 

Ich frage bie Kammer: 


„ob fie bei den früher von ihr gefaßten Be— 
ſchlüſſen in diefer Angelegenheit ftehen bleiben 
will?“ 
Einftimmig. 
Das Wort hat der Herr Geh. Rath Profeſſor Dr. Wach 
zu einer Selbftberichtigung. 


Geh. Rat Prof. Dr. Wach: Meine Herren! Ich 
habe eben gejehen, daß ich mich geirrt habe. Mein Ge- 
dächtniß trügte mid. Ich ſehe, daß bie freie Verfüg- 
barkeit über die Familienkaffen unter ben erwähnten 
Borausfegungen nur im Entwurfe der Negierung, aber 
nit in dem Beſchluſſe unferer Deputation zu $ 43 
Abſatz 3 fich findet. 


Prüäfident: E3 bat dabei fein Bewenben. 

Meine Herren! Ih bitte um die Erlaubniß, den 
Punkt 7 jegt vornehmen zu bürfen, weil ich fpäter das 
Vereinigungsverfahren vorbereiten muß. 

Ich bitte den Herrn Vizepräfidenten, feinen Vortrag 
aufzunehmen über den „Antrag zum mündlichen 
Berichte ber zweiten Deputation über Tit. 1 
bis mit 6 und 8 des außerorbentliden Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Bauten im Juftiz- 
departement und hierzu eingegangene Petitionen 
betreffend.” (Drudjahe Nr. 273.) 


(Berg. M.IL.R.S.33 ff. u. 2. 80.6.1824 ff) 


Berichterſtatter Vizepräſident von Zefjzſchwitz: 
Meine Herren! Ich habe Ihnen vorzutragen über die 
Bauten beim Königl. Juſtizminiſterium, wie ſie in 
Tit. 1flg. des außerordentlichen Budgets eingeſtellt find. 
Ich habe daran zu erinnern, daß ich vor einigen Wochen 
über dergleichen Bauten berichtet habe, und daß die hohe 
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Kammer damals einen Betrag von zufammen rund 
650,000 M. bewilligt Hat. In dem auferorbentlichen 
Etat der laufenden Periode waren im ganzen 6,575,000 M. 
für Bauten beim Departement der Juftiz eingeftellt. Die 
Kammer wird heute num in bie Lage kommen, Beſchluß 
zu faflen über 2,394,000 M.; man fieht aljo eine gang 
wejentlihe Reduzirung. Ich will babei aber nicht ver- 
ſchweigen, daß es ſich Heute um bie Bewilligung im 
der Hauptjahe von Geld zum Ankaufe von real 
rejpeftive um erfte Bauraten handelt, fo daß fpäter 
Forderungen in fpäteren Perioden nachfolgen werben. 

Ih beginne mit dem Tit.1. Im Tit. 1 bes außer: 
ordentlichen Budgets waren 250,000 M. für Um: und 
Erweiterungsbauten bes Umtsgerichtes in Erimmitichau 
früher poftulirt. Gegenwärtig ift das Poſtulat auf 
115,000 M. herabgejegt worben, was in folgendem feine 
Begründung hat. Die Regierung Hat ſich davon über- 
zeugt, daß ber urjprüngliche Gedanke, einen Anbau an 
das dermalige Amtsgericht in Erimmitichau vorzunehmen und 
mit 25,000 M. auszulommen, nicht ausführbar ift. Es hat fich 
berausgeftellt, daß diejenigen Gebäube, in der Nähe 
des jetzigen Umtsgerichtes, welche getauft werben follten, 
zur Adaptirung zu dem Gerichtögebäude nicht geeignet 
find, daß der Umbau erheblich theurer zu ftehen kommen 
würde, als früher veranlagt war. Es ift hinzu gekommen, 
daß die Stadt Erimmitihau, von beiläufig 26,000 Ein- 
wohnern, einen Bauplatz annehmbar zum Kaufe angeboten 
bat für 115,000 M., und es hat fich herausgeftellt, daß 
fi dort ein zwedmähigeres Gebäude bauen ließe. Die 
Baukoften werben zwar ziemlich hoch fein, darum Handelt 
es ſich indeſſen heute noch nicht. Man berechnet fie vor: 
läufig auf 348,000 M. Dagegen aber kommt in Be 
tracht, daß bie Stadt das gegenwärtige Amtsgerichts- 
gebäude dem Fiskus abzufaufen bereit ift im Betrage 
von 75,000 M., jo daß der gegenwärtig ins Auge gefaßte 
Nenbau nicht erheblich theurer zu ftehen kommen würde 
als der früher ins Auge gefahte Umbau. Ueber bie 
Nothwendigkeit der Erweiterung ift fein Zweifel. Die 
Deputation empfiehlt Ihnen daher bie Bewilligung der 
geforderten 115,000 M. in Uebereinftimmung mit ber 
Bweiten Kammer. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Oberbürger- 
meifter Dr. Schroeder. 


Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: Meine jehr ge 
ehrten Herren! Den an erfter Stelle ftehenden Xitel, 
Biffer 1 des Antrags kann ich Ihnen nach mehrjähriger 
Erfahrung, die ih an Ort und Stelle in Crimmitſchau 
jelbft gemacht habe, nur zur Annahme empfehlen. Im der 
Hauptſache habe ih wicht aus Anlaß ber Anträge, bie 


von ber geehrten zweiten Deputation heute geftellt find, 
das Wort erbeten, fondern vor allem in Rückſicht auf 
diejenigen Anträge, die ich heute hier in dem Antrage 
der zweiten Deputation vermiffe, die aber von ber geehrten 
Deputation nach Lage ber Sache gar nicht geftellt werben 
fonnten. Wie der Eingang des Deputationsberichtes be: 
merkt, hat bie Königl. Staatsregierung eine Meihe von 
Titeln zurüdgezogen, bie im außerorbentlichen Etat zu 
Juftizbauten eingeftellt waren. Darunter befindet ſich 
auch Tit. 3, bie Erweiterungsbauten ber Juſtizgebäude 
zu Plauen. Es handelt ſich bei den Juſtizgebäuden in 
Plauen nicht von ferne um einen Qurusbau, fondern um 
die Befriebigung eines ſehr dringenden und nothwendigen, 
immer mehr hervortretenden Bebürfniffes, das als foldhes 
bereit im vorigen Landtage von ber Regierung und ben 
Ständen burch Bereitftellung der Grunberwerbatoften an- 
erfannt worden ift. Wenn ich recht unterrichtet bin, hat 
bie Königl. Staatsregierung den Tit. 3 nur um des— 
willen zurüdgezogen, weil bie Einzelplanungen nicht in 
der erforderlichen Weiſe haben fertig geftellt werben 
fünnen. Ich kann dies nur lebhaft bebauern, wenn ich 
mich auc) deſſen bejcheiden muß. Aber ich möchte doch 
bei diefer Gelegenheit an die Königl. Staatsregierung 
bie dringende Bitte richten, baf fie fogleich dem nächften 
Zandtage bei feinem Bufammentritt eine fertig geftellte 
Vorlage über die Erweiterung ber Juſtizgebäude in 
Plauen vorlegt, daß aljo bis dahin die Planungen in 
ihrer Gejammthöhe wie in ben Einzelheiten völlig ab- 
geſchloſſen vorliegen, und daß bei den Planungen auch 
darauf die gebotene Rüdficht genommen werbe, ba biefe 
Erweiterungsbauten an hervorragender, weithin fichtbarer 
Stelle des Stabtgebietes ſich erheben ſollen, und baf fie 
fi) um beswillen pafjend in das ganze Städtebild ein- 
fügen müſſen und diefem nicht etwa irgendwie zur Un: 
zierde gereichen bürfen. 

Bräfident: Begehrt noch jemand das Wort? — 
Es ift nicht der Fall. 

Ich frage die Kammer: 

„ob fie den Anträgen der Deputation beitritt?“ 
Einftimmig. 

Königl. Kommiffar Geh. Rath Jahn: Ich möchte 
mir nur zwei Worte geftatten. Die Staatsregierung hat 
nur ungern von bem Boftulate, das in Tit. 3 des außer: 
ordentlichen Etats eingeftellt ift, abgejehen. Denn bie 
Unzulänglichkeit der Gejchäftsräume in Plauen erfordert 
dringend und gebieterifh ben Erweiterungsbau. Man 
hatte bei Aufftellung bed aufßerorbentlichen Etat? gehofft, 
daß es gelingen werde, ſchon dem gegenwärtigen Land⸗ 
tage eine entſprechende Vorlage zugehen zu lafien. Es 
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find auch Projekte entworfen und veranfchlagt worben. 
Sie tragen aber noch nicht diejenige Reife, bie nothwenbig 
ift, um fie den Ständen vorlegen zu können, Es wird 
aljo nothwendig fein, eine Meine Verzögerung bei dem 
Baue in Plauen eintreten zu lafien. Die Regierung 
glaubte, daß es bejjer fei, wenn fie noch ein Jahr — und 
nur jo lange wird es dauern — warte, um dann etwas 
Befieres, Reiferes erftehen zu laſſen, jo, wie es dem Be— 
bürfniffe und den Intereffen der Rechtspflege und jeben- 
falls auch den Wünſchen der Stabt Plauen entjpricht. 


Berichterftatter Vizepräfident von Zezſchwitz: Ich 
fomme nun zu Tit. 2 und zugleich zu Punkt 2 des Un: 
trages Nr. 273. Es handelt ſich um bie Erbauung neuer 
Juftizgebäude in Baugen. Der vorige Landtag hat die 
Summe von 160,000 M. bewilligt zu dem Anfaufe des 
Areals behufs Verlegung jämmtlicher Juftizgebäude in 
Bautzen von dem jegigen Standorte an eine andere 
Stelle. Ueber die Trage ber Nothwenbigfeit der Ver: 
legung dieſer Gebäude ift daher bereits entfchieden. Ich 
babe barauf nit zurückzukommen. 

Gegenwärtig wirb eine erjte Baurate gefordert. Es 
follen verlegt werden das Landgericht, dad Amtsgericht, 
die Staatsanwaltihaft, die Gefängnifje, und dann follen 
Wirthſchaftsgebäude und Nebengebäude errichtet werben. 
Der Plad eignet fih zur Bebauung, und es ift auch 
eine Beichnung und ein Anſchlag vorhanden, wonad) 
der Bau nicht weniger ala 2,218,000 M. koftet. 

Diejer Anſchlag hat ber Prüfung des Geh. Baurathes 
Temper unterlegen, und berjelbe hat, wie der Deputation 
ſchien, auch einige treffende Bemerkungen gemacht, welche 
dahin führen können, bei der Bauausführung einige Ver: 
minderungen der Ausgaben eintreten zu laſſen. 

Ich hebe dabei hervor, daß nicht weniger als brei 
Dienftwohnungen für Höhere Juftizbeamte vorgefehen 
find, eine für den Bräfidenten, die eine für ben Ober: 
amtsrichter, die britte für ben Oberftaatsanwalt. Ich 
glaube, es ift doch beinahe als neu zu bezeichnen, daß 
in einem Staatögebäube fofort drei große Dienft: 
wohnungen eingebaut werben follen, und die Deputation 
giebt der Königl. Staatsregierung anheim, zu erwägen, 
ob im diefer Beziehung nicht eine Aenderung eintreten 
fann, welche wohl mit einer Erjparniß verbunden jein 
würbe, joweit nicht eine abjolute Nothwendigkeit für 
die Unterbringung ber genannten Beamten in Dienft: 
wohnungen ſprechen jollte, 

Ferner ift auf eine Aenderung bingewiejen worden, 
welche auch beachtlich erſcheint. Es ift nämlich gejagt 
worden, daß man das ſehr umfängliche Archiv ber Be— 
hörden bort gegenwärtig in Räumen unterzubringen ge: 
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plant hat, die zu anderen Bweden befjer zu verwenden 
wären, und daß es nad) ben jetigen Bauprinzipien zur 
Unterbringung von Archiven möglich fein würde, bie 
Alten unter Umftänden an Stellen unterzubringen, bie 
weniger werthvoll als die find, die gegenwärtig ges 
plant find. 

Abgeſehen von biefen Bemerkungen wirb von ber 
Deputation beantragt, der hohen Kammer zu empfehlen, 
bie geforberte eine Million Mark bei Tit. 2 zu bes 
willigen. 


Präfident: Wünſcht jemand das Wort? — Es ift 
nit der Fall. 


Berichterftatter Vizepräfident von Zezſchwitz: Es ift 
bereit8 erwähnt worden, daß Tit. 3, 800,000 M. für 
ben Erweiterungsbau in Plauen, fallen gelaffen ift von 
Seiten der Regierung, und ich habe weiter deſſen Er- 
wähnung zu thun, daß das Dekret Nr. 30, in welchem 
eine Reorganifation der Gerichtöverfafjung geplant war, 
zurüdgenommen worben ift, weshalb die Boftulate 
unter 4, Zandgerichtögebäude in Niefa, und ferner 
Tit. 5 und 6 ebenfalls in Wegfall gekommen find. 

Dahingegen wende ich mich jegt zu Nr. 3 des An- 
trages zu dem mündlichen Berichte Nr. 273. Ich nehme 
das zufammen, 3 und 4. Hier handelt es fi um Neu- 
bauten in Leipzig und Dresden. Es ift befannt, baf 
in dem eben erwähnten Defrete die Neuerrichtung eines 
Landgerichtes in Dresden und eines Amtsgerichtes da: 
jelbft geplant war, während für Leipzig die Errichtung 
neuer Amtsgerichte in Leipzig-Reudnitz und Leipzig- 
Lindenau ins Auge gefaßt wurde. Bon biefem Gedanken 
ift man wieder abgegangen. Dagegen hat bie Regierung 
neuerdings als nothwenbig erfannt — und bie Zweite 
Kammer hat ihr beigeftimmt —, daß fowohl in Leipzig 
wie in Dresden neue Gefangenhäufer zu errichten feien 
und daß im ber Nähe dieſer meu zu errichtenden Ge— 
fangenhäufer, die vorzugsweife für Unterfuchungs: 
gefangene beftimmt find, je eim neues Gerichtögebäube 
zu errichten ſei, in weldem die Gejchäftsftellen ber 
Staatsanwaltſchaft, ſowie diejenigen der Landgerichte 
einzurichten find, die mit Straffachen befaßt find, um 
alfo die Uebelftände zu vermeiden, die mit ber großen 
Entfernung der Gefangenanftalten von der Gerichts: 
ftelle verbunden find. Mit diefem Gedanken fann man 
ih nur einverftanden erflären, wenn man fi an bie 
Ausführungen erinnert, die in Dekret Nr. 30 enthalten 
find über die Uebelftände der gegenwärtigen Gefangen: 
anftalten in Leipzig und Dresden. Die Königl, Staats: 
regierung ift daher fowohl in Leipzig, als in Dresden 
in Verhandlungen wegen Erwerbung von Wreal ge: 
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treten. In Leipzig ift ihr von ber Stadtgemeinde ein 
Grundftüd angeboten worben, das in der Sübvorftabt 
zwifchen Eliſenſtraße und Moltkeftraße liegt und 
12,000 qm umfaßt. Der Kaufpreis influfive einiger 
Nebenausgaben ftellt fi) auf 540,000 M. Gegen bie 
Erwerbung ift gegenwärtig nichts einzuwenden. Es 
handelt fih um die Erlegung des SKaufpreifes. Die 
Zweite Kammer hat zugeftimmt. 

Auch in Dresden handelt es fih um bie Stabt- 
gemeinde, welche der Yuftizverwaltung Areal zur Ber: 
fügung ftellt. Diefes ift gelegen am Münchener Plape 
im Bebauungsgebiete Altftadt-Südweft und umfaßt jehr 
viel mehr, nämlich 27,299 qm, und ber Kaufpreis wirb 
fi influfive Nebenausgaben auf 629,000 M. belaufen. 
Ich bemerke, daß ber Quadratmeter auf dem Dresdener 
Areal mit 22,50 M. berechnet wird. Im Leipzig ift er 
erheblich theurer. Es ift aber dort eine andere Stelle 
nicht wohl ins Auge zu faflen, wenn man nicht bie 
Uebelftände mit ber Entfernung der Gefangenftalten 
von ben Juftizftellen fich wiederholen ſehen will. 

Die Deputation empfiehlt der hohen Kammer unter 
biefen Umftänben die Bewilligung ber beiden geforderten 
Summen von 540,000 M. und 629,000 M. 

Ich fahre fort und komme zu Punkt 5. Hier ift 
befien Erwähnung zu thun, daß die in Tit. 8 eingeftellte 
Forderung von 56,000 M. als erledigt anzujehen ift, 
weil dasjenige Fernheiz: und Elektrizitätswerlsgebäude, 
welches hier errichtet werben jollte, an defien Anſchluß 
das Neuftädter Amtsgerichtögebäude ebenfalls eine ber- 
artige Anftalt erhalten follte, noch nicht bewilligt oder 
noch nicht zuftande gekommen ift, erledigt ſich alfo. 

Endlich komme ich zu Punkt 6 der Vorlage, in 
welcher unter 8a alſo eine Nachtragsforderung im Be: 
trage von 110,000 Du zum Ankaufe eine Bauplatzes 
für das Amtsgerichtsgebäude in Zittau gefordert wird. 
Es hat fich herausgeftellt, nach ber Fertigftellung des 
Etats, daß das Amtsgerichtsgebäude in Zittau nicht 
mehr zulänglic ift; die Beobachtung wirb wahrfcein- 
lich jchon früher gemacht worden fein, aber ift neuer: 
dings zum Vorſcheine gefommen. Die Einftellung ift 
die Folge davon, daß der Juftizverwaltung ein ent: 
Iprechendes Gebäude in guter Lage unb unter verhält: 
nigmäßig anſcheinend wohlfeilen Berfaufsbedingungen 
angeboten worden und das Gebot nur eine gewifje Zeit 
gehalten worden ift; die Regierung wünſcht unter 
diefen Umſtänden ermächtigt zu fein, den Betrag für 
dieſes Grundftüd zu bezahlen, womit nicht gejagt ift, 
daß der Bau ohne weiteres fogleich beginnen wird, und 
fordert aljo 110,000 M.; ebenfo wie die Zweite Kammer 
hat Ihre Deputation gegen diefe Bewilligung fein Be— 

I.®. (2. Ubonnement.) 
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benfen unb empfiehlt Ihnen, biefen Betrag von 
110,000 M. bewilligen zu wollen. Ich habe dann noch 
zurüdzufommen auf bie Forderung, die unter Tit. 7 bes 
außerordentlihen Etats eingeftellt war, 46,000 M. für 
eine Dienftwohnung bes Oberamtsrichters in Radeberg. 
Die Erfte und Zweite Kammer hatten übereinftimmend 
bie poftulirten 640,000 M. abgelehnt, die Erſte Kammer 
aber mit dem Zuſatze, bie Regierung zu ermächtigen, 
Bedacht zu nehmen auf den Ankauf eines anderen, wo— 
möglich billigeren Grunbftüdes in Nabeberg oder Um— 
gegend und einftweilen auf miethweife Unterbringung 
des gegenwärtigen Oberamtsrichter8 in bem früher in 
Betracht gezogenen Grunbdftüde. Die Zweite Kammer 
hat Bebenten getragen, dieſer Ermächtigung beizutreten. 
Die zweite Deputation ift inbefjen ber Meinung, ber 
Kammer zu rathen, bei ihrem Beſchluſſe ftehen zu bleiben. 
Endlich habe ich nod) zweier Petitionen aus der Stabt 
Crimmitſchau Erwähnung zu thun, die eingegangen find 
in Bezug auf den Umbau bes dortigen Amtsgerichtes. 
Die hohe Kammer hat vorhin den Beſchluß gefaßt, dem 
Ankauf eines neuen Grunbftüdes zu bewilligen und 
damit die Wünſche der Stadt Crimmitſchau erfüllt, bie 
in den Petitionen niedergelegt find. Die Deputation 
bat aljo zu ben Petitionen zu empfehlen, zu be- 
ſchließen: 
„die zu Tit. 1 eingegangenen Petitionen 
bes Rathes und der Stadiverordneten zu Crim—⸗ 
mitſchau als durch die gefaßten Beſchlüſſe für 
erledigt zu betrachten.“ 
Prüſident: Wünſcht jemand das Wort? — Es iſt 
nicht der Fall. Ich frage die Kammer: 


„ob ſie allenthalben den Anträgen der De— 

putation, die ſich auf der Druckſache Nr. 273 be— 

finden, und welche ber Herr Berichterſtatter 

foeben vorgetragen hat, beiftimmt?” 
Einftimmig. 

Wir gehen über zum dritten Gegenftande: „Anz 
trag zum mündlichen Berichte der erften Depus 
tation über ben mittels des Königl. Defrets 
Nr. 34 vorgelegten Entwurf einer Koftenordnung 
für Redtsanwälte und Notare” (Druckſache 
Nr. 270.) 


(Bergl. M. II. 8. ©. 664 ff. u. 2. Bd. ©. 1760.) 
Berichterftatter Wirkl. Geh. Rath vom Charpentier: 
Das Allerhöchſte Dekret Nr. 34 lautet fo: 
(Wird verlejen.) 
Die Gebühren für Rechtsanwälte find reichsgeſetzlich 
nur zu einem Theile georbnet, nämlich in Bezug auf 
139 
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bie vor bem orbentlichen Gerichte gewiejenen Ungelegen: 
beiten, welche unter die Civilprozeßordnung, unter bie 
Strafprozehorbnung und bie Konkursordnung fallen. 
Für andere Gebiete hat die Landesgefeßgebung einzu: 
treten; dba kommen in Sachſen die Tarordnung von 
1859, welche durch zwei Berorbnungen von 1860 be- 
ziehentlich 1873 etwas geändert worden ift, und was 
ſpeziell das Verfahren bei der Awangsverfteigerung und 
Bwangsverwaltung betrifft, das Geje von 1884, in 
Beirat. So wie num durch ein Reichsgeſetz von 1897 
die Materie, welche in dem ſächſiſchen Gejehe von 1884 
behandelt worben ift, neu georbnet worden ift, und 
infolge beffen auch bie im 84er Geſetze enthaltenen Be: 
ftimmungen über bie Gebühren der Sachwalter ander- 
weit zu reguliren waren, jo hat die Königl. Staats— 
regierung es für zwedmäßig erachtet, auch auf den an- 
deren Gebieten die Sachwaltergebühren neu zu orbnen, 
weil bie bisherigen Beftimmungen theils nicht recht über: 
fihtlih waren, theils etwas veraltet, auch zum heile 
lückenhaft waren, und um überhaupt einen Einklang mit den 
gegenwärtigen Nechtöverhältniffen herbeizuführen, aud 
ift weiter für zwedmäßig erachtet worden, bie Koſten 
ber Notare, welche jegt in ber Koftenorbnung von 1892 
enthalten find, und bie durch das neuere Reichsgeſetz 
ebenfall® in einigen Punkten geändert worben find, in 
einen Entwurf mit den Gebühren für bie Sachwalter 
zu verbinden. Die Hauptfächlichfte Neuerung, welche 
ber Entwurf bringt, befteht nun, ba für bie Notare 
nichts Wefentliches geändert worden ift, darin, daß für 
bie Gebühren der Sachwalter ein neues Syſtem ein: 
geführt werben fol; das bisherige fächfische Recht ſetzt 
Mindeft- und Höchftgebühren feft, innerhalb deren die 
Gebühren im einzelnen Falle je nach der größeren ober 
Hleineren Mühewaltung bes Sachwalters bemefjen werben. 
Künftig follen in Uebereinftimmung mit den Reichs— 
gefegen und auch im Einflange mit bem fächfifchen Ge: 
ſetze von 1884 gewiſſe Pauſchalſätze beftimmt werben, 
welche nad) dem Werthe bes Gegenftandes abzuftufen 
find, fo daß die Gebühren für die einzelnen Handlungen 
in Bruchtheilen dieſer Pauſchalſätze zu beftehen Haben 
würden, mit der Maßgabe, daß die Gefammtbeträge der 
Einzelgebühren in einem Verfahren nicht über bie Höhe 
ber fogenannten Vollgebühr, aljo bes Pauſchalſatzes, 
ber Bollgebühr genannt wird, anfteigen dürfen. Man 
glaubt, es wird hiermit erzielt, daß die vielleicht in 
einem Falle mit geringerer Arbeit verdiente größere Ge- 
bühr wieder ausgeglichen wirb durch die in einem anderen 
Talle durch ſchwerere Arbeit verdiente geringere Gebühr 
und umgekehrt. Man Hofit damit Streitigkeiten zwiſchen 
Sachwalter und dem Auftraggeber vermeiden zu können. 


Man glaubt auch, daß diefe Berechnungsart der Würbe 
bes Nechtsanwaltsftandes mehr entipreche, und wünſcht 
zugleich dem Webelftande zu begegnen, daß vielleicht 
mitunter jüngere oder weniger bejuchte Rechtsanwälte 
aus geichäftlihen Rückſichten veranlaßt fein könnten, 
noch unter die angemefjenen Süße herabzugehen und 
auf diefe Art eine unangemefjene Konkurrenz herbei— 
zuführen. Es werben nun allerdings durch die neuen 
Borjchriften die Gebühren der Sachwalter einigermaßen 
erhöht; das würde ſchon nad) dem Entwurfe eingetreten 
fein und würde nad) den Vorjchlägen, welche bie Zweite 
Kammer gemacht hat, und zwar hauptſächlich, wenn auch 
nicht ausſchließlich auf Veranlafjung einer Petition des 
Leipziger Rechtsanwaltsvereines, noch mehr hervortreten. 
Ich bemerke aber, daß bie Gebühren immer noch nicht 
jo body fein würden, als wie fie nach der deutſchen 
Gebührenordnung normirt find. 

Die Deputation hat nun anzuerkennen gehabt, daß 
ber Entwurf mit großer Sorgfalt ausgearbeitet worben 
ift, fie hat auch gegen die Mehrzahl feiner Beftimmungen 
nichts einzumenben, ebenfo wie auch feitens ber Zweiten 
Kammer nichts eingewandt ift. Sie ift insbeſondere 
damit einverftanden, daß das Syftem, nad; welchem bie 
Gebühren berechnet werden follen, auf bemjelben Prinzip 
aufgebaut wird, wie bie Neichögebührenorbnung, fie hält 
es aud) für richtig, wenn die Gebühren in einer ſolchen 
Höhe bemefjen werben, baf eine angemefjene Honorirung 
der Arbeiten des Sachwalters dadurch erzielt wird, wo: 
bei allerdings auf ber anderen Seite nicht unerwogen 
bleiben kann, daß eine zu hohe Feitfegung der Gebühren 
bie Folge haben fann, daß das Publitum wenigftens in 
folden Angelegenheiten, wo fein Anwaltſchaftszwang 
befteht, mehr Agenten, alfo nicht Rechtsanwälten zu— 
geführt werben könnte. Da nun aber ein genaues 
Urtheil darüber, ob die einzelnen Anfäge durchaus an- 
gemefjen find, im voraus recht ſchwer ijt, bat es ber 
Deputation zwedmäßig erjcheinen wollen, zunächſt einen 
Verſuch mit den neuen Beitimmungen zu machen und 
erft einige Erfahrungen zu ſammeln. Deshalb ift die 
Deputation barauf zugelommen, den VBorjchlag zu machen, 
baß die Kammer für jet von einer fpeziellen Durch— 
berathung des Entwurfs abjehen wolle, zuglei aber 
die SKönigl. Staatsregierung ermächtigen wolle, ben 
Entwurf mit den von der weiten Sammer be: 
antragten Aenderungen vorläufig im Verorbnungswege 
zu publiziren und zugleich die Königl. Staatsregierung 
zu erjuchen, eine anderweite Vorlage dem übernädhiten 
Zandtage, alfo dem Landtage 1903 bis 1904, vorzulegen. 
Ich muß allerdings babei bemerken, daß, wie erft nad 
der letzten Sitzung der Deputation zur Kenntniß ge: 
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fommen ijt, die Königl. Staatsregierung, welche mit 
fämmtlichen Unträgen ber Zweiten Sammer einverftanden 
ift, dem eben berichteten Antrage Ihrer Deputation nicht 
zugeftimmt hat, vielmehr vorzieht, wenn eine fofortige 
Verabſchiedung bes Geſetzes zuftande füme Endlich 
möchte ich noch einen Heinen formellen Bunft erwähnen, 
nämlih dem Antrage 272 möchte als Punkt 3 hinzu— 
gefügt werben: 
„die Petition des Leipziger Rechtsanwaltsvereins, 
foweit fie nicht durch die vorstehenden Anträge 
Erledigung gefunden Hat, auf ſich beruhen zu 
Lafjen.” 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Begehrt jemand das 
Wort? — Der Herr Regierungskommiſſar. 

Königl. Kommifjar Geh. Juftizrat Dr. Grügmann: 
Meine hochverehrten Herren! Se. Excellenz, ber Herr 
Berichterftatter, hat bereits erwähnt, daß die Regierung 
ben größten Werth darauf legt, daß ber Entwurf einer 
Koftenordnung für Rechtsanwälte und Notare, jo, wie er 
aus der Berathung der Zweiten Kammer hervorgegangen 
ift, endgültig Geſetzeskraft erlange. Die Regierung er: 
fennt an, daß eine VBerorbnung, die erlafjen werden würde 
auf Grund einer Ermächtigung, wie fie von ber verehrten 
erften Deputation vorgejchlagen wird, formell allerdings 
nit nur eine vorläufige, jondern eine endgültige Er- 
ledigung ber Sadje enthalten würde, und daß fie nur 
außer Kraft treten würbe, wenn fie durch Geſetz auf: 
gehoben oder geändert werben follte. Uber, meine Herren, 
die Ermächtigung fol ertheilt werden in Verbindung mit 
dem Erjuchen, daß die Regierung dem übernächſten Land— 
tage einen anderweitigen Entwurf über benfelben Gegen: 
ftand vorlege, alfo in der Erwartung und in dem Ber- 
trauen, daß die Regierung einem ſolchen Erjuchen ent: 
iprechen werbe. Meine hochverehrten Herren! Die Re— 
gierung würbe das jelbjtverftänblich thun, aber fie würde 
babei dod) in eine peinliche Lage fommen können. Sehen 
Sie den Fall, dab es der Regierung in vier Jahren nicht 
gelingen follte, fi mit ber Stänbeverfammlung über den 
anderweiten Entwurf zu einigen, da könnte dann leicht 
der Schein auf fie geworfen werden, al3 ob fie die formell 
endgültige Wirkung der Verordnung, die jet erlafien 
werden fol, in einer Weife benußte, wie fie bei Ertheilung 
der Ermächtigung nicht vorausgejeht worden wäre. Diele 
Ausſicht ift für die Regierung um jo weniger erfreulich, 
als ſich der Entwurf mit den Interefjen eines jehr ein- 
flußreichen Standes beſchäftigt und bieje Interefien ganz 
unmittelbar berührt. Wenn jegt von vornherein feftgeftellt 
werben jollte, daß in vier Jahren noch einmal über ben- 
jelben Gegenstand zu verhandeln wäre, jo würde zu befürchten 
fein, daß eime jolche Feftftellung gerade eine Anregung dazu 


geben würde, Wünſche hervorzurufen, die dann ber Re— 
gierung bie pflichtmäßige Vermittelung zwifchen ben Inter⸗ 
eſſen der Rechtsanwälte einerfeits und den Intereffen ber- 
jenigen Sreife der Bevöllerung, die bie Gebühren ben 
Rechtsanwälten zu bezahlen haben, außerordentlich er: 
ſchweren könnte. Aus dem bisher Gefagten ergiebt ſich 
zugleih, daß eine ſolche Verordnung eben nur formell 
eine endgültige Erledigung der Sache wäre, und daß in 
Wahrheit doch alles in der Schwebe bleiben würde und 
ein Bwifchenzuftand gejchaffen würde, der gerabe bei einem 
folhen Gegenftande ſehr unerwünſcht ift. Wenn es über- 
haupt möglich wäre und zwedmäßig ift, die Zuftände im 
Staat und ber Gefellichaft auf dauernde gefegliche Grund: 
lagen zu ftellen, jo muß das ganz beſonders als zwed- 
mäßig und geboten erfcheinen bei einem Geſetze, das fo 
jehr und unmittelbar wie das vorliegende die Einfommens- 
und Erwerbsverhältnifje eines ganzen wichtigen Standes 
beeinflußt. Auf der anderen Seite, meine Herren, wirb 
niemand beftreiten fünnen, daß diefem hohen Haufe der 
Entwurf einer Koftenordnung nebft ben dazu gefaßten 
Beichlüffen der Zweiten Kammer ziemlich jpät zugegangen 
ift. ber, meine Herren, hinſichtlich des Entwurfs felbft 
trifft das doch nur formell zu, materiell ift ja ber Ent: 
wurf längft da. Neu und bisher unbelannt geweſen find 
ja nur die dazu gefahten Entichlüffe der Zweiten Kammer, 
und dieſe enthalten body wohl nur in einigen wenigen 
Punkten, joviel ich jehe, nur in den SS 9, 15 und in- 
foweit als fie den legten Abſatz des $ 17 in ber von 
ber Zweiten Kammer beichloffenen Fafjung treffen, etwas 
von irgendwelcher Bebeutung. Unter diefen Umftänden 
möchte es die Regierung doch für möglich Halten, daß 
fid) das hohe Haus ſchon jetzt endgültig über ben Ent: 
wurf jhlüffig macht. Die Negierung kann Ihnen ver- 
fihern, daß der Entwurf auf forgfältiger Arbeit beruht, 
er beruht aud auf forgfältiger Prüfung; wenn bie 
Regierung einzelnen Wünfchen, die in ber Gejeßgebungs- 
deputation der Aweiten Kammer hervorgetreten find, Be— 
achtung geſchenkt hat. Sie erfehen aus bem Berichte, 
ber von ber Gejehgebungsbeputation der Zweiten Sammer 
erftattet worden ift, daß bie Regierung keineswegs unter: 
ſchiedslos den an fie herangetretenen Wünſchen nad). 
gegeben, jondern da fie jeben einzelnen ber Wünſche 
forgfältig geprüft und einigen ihre Zuſtimmung ertheilt 
oder aber ihre Zuftimmung verfagen zu müffen geglaubt 
hat. Unter diefen Umftänden glaubt die Regierung, dem 
hohen Haufe die Bitte aussprechen zu dürfen, ſchon jeßt 
bem Entwurfe einer SKoftenordnung für Rechtsanwälte 
und Notare in derjenigen Faſſung, im der er von ber 
Zweiten Kammer bejchlofjen worden ift, die verfafjungs- 
mäßige Zuftimmung ertheilen zu wollen. 
139* 
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Bizepräfident vom Zezſchwitz: Begehrt nod jemand 
bad Wort? — Herr Geh. Rath Dr. Wach! 


Geh. Nat Profeſſor Dr. Wach: Meine Herren! 
Ih bin in der Lage gewejen, bie Beſchlüſſe der Zweiten 
Kammer genau zu prüfen. Ich Habe der Sade nicht 
ferngeftanden, weil ih im ABufammenhange mit der 
Leipziger Anwaltfchaft als Richter lebe, zum Theile auch 
als Freund; das hat e8 mir ermöglicht, der Entwidelung 
zu folgen. Ich kann dieſe Beichüffe der Zweiten Kammer 
für meine Perfon nur gutheißen, ich finde fie außer— 
ordentlich zutreffend und wohl erwogen. Ich würbe alfo 
gegen fie fein Bedenken haben. Aber es ift doch That: 
fache, daß das Hohe Haus nicht in ber Lage gewefen 
ift, fih mit dem Entwurfe und diefen Bejchlüffen fo 
eingehend zu befchäftigen, wie es nad) der Bedeutung 
der Sache nothwendig erſcheint. Und fo wenig an- 
genehm auch die Ermächtigungsform ift, wie fie hier 
in Vorſchlag gebracht worden ift, jo Hat fi doch 
bie Regierung mehrfach ihrer bedient. Sollte aber das 
Geſetz fih in diefem Verfuchsftabium nicht nad allen 
Beziehungen richtig bewähren, num jo wirb es eben ge: 
ändert, und eine Berftändigung der Regierung und bes 
Landtages wird dann ebenfowenig auf Schwierigkeiten 
bei diefem Geſetze ftoßen, wie bei anderen proviforifchen 
Berorbnungen, welche mit Ermädjtigung bes Landtages 
in den lebten Jahren ergangen find. Daß bas Be- 
bürfniß vorliegt, dem für das Staatsleben überaus 
wichtigen Stande ber Rechtsanwaltſchaft alsbald eine 
feſte Bafis auch in diefer Beziehung zu geben, daß ver- 
fenne ich nicht. 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: Wünſcht noch jemand 
zu ſprechen? — E38 ift nicht der Fall. 
(Staatsminifter a. D. von Noftig-Wallwig meldet ſich 
zum Wort.) 


Se. Ercellenz Herr Minifter von Noftig-Wallwig! 


Staatsminifter a, D. von Noftig-Wallwig: Für 
jo groß halte ich die Gefahr, wenn unſer Vorſchlag zur 
Ausführung gelangt, nicht, wie feitens des Herrn Re: 
gierungsfommiffars angenommen wird. Wir verlangen 
auch gar nicht abjolut, daß ein neues Geſetz vorgelegt 
wird, im Gegentheil, uns würde es das Liebfte fein, 
daß die Erfahrung in den nächſten Jahren beftätigte, 
was und verfichert wird, und was ich von vornherein 
glaube, daß ber Entwurf fo forgfältig vorbereitet fei, 
daß etwas Beſſeres auch in den nächſten Jahren nicht 
vorzufchlagen und für wünſchenswerth zu Halten wäre. 
Dann hätte die Megierung nicht? weiter zu thun, als 
nad) vier Jahren zu fagen, die Erfahrungen Hätten feine 


Aenderungen nöthig gemacht, und fie bitte die Kammern, 
bie damals vorbehaltene Genehmigung definitiv aus— 
zuſprechen. Ich glaube, das würde eine Vorlage jein, 
die in den Deputationen und im Plenum ber beiden 
Kammern in zwei Tagen zum Abſchluſſe gebracht werben 
könnte. Hat aber dagegen die Erfahrung an bie Hand 
gegeben, doch Wenberungen vorzunehmen, dann ift die 
Aufſchiebung der Sache von Vortheil geweien. Wenn 
ich nicht ganz irre, habe ich auch gehört oder gelejen, 
daß in anderen Staaten man von vornherein dieſe 
Koftengefege, die fich jet mothwendig machen infolge 
der Publikation des deutfchen Bürgerlichen Geſetzbuches, 
auf einen Zeitraum von mehreren Jahren zunächſt ver: 
ſuchsweiſe und ohne daf eine fpezielle Prüfung dur 
bie gejeßgebenden Körperſchaften bisher eingetreten jei, 
eingeführt habe. Inwieweit das begründet iſt, fann ich 
allerdings im Mugenblide nicht machweifen; wenn ich 
nicht irre, hat der Herr Negierungslommifjar felbft in 
ber Deputation uns dieſe Auskunft gegeben, Alſo, 
meine Herren, gefährlich ift unſer Vorjchlag nicht; aber 
wenn vom Herrn Geh. Rath Dr. Wach, der natürlich 
das beſſer verfteht wie die große Mehrzahl von ung, 
jedenfall mehr als ich, und Heute auch bejtätigt wird, 
daß ber Entwurf in jeder Beziehung unfere Billigung, 
auch wenn wir nicht Zeit gehabt hätten, eine genaue 
Prüfung eintreten zu laffen, unferer Zuftimmung werth 
fei, fo glaube ich, daß fich uns wohl beim Vereinigungs⸗ 
verfahren die Gelegenheit bieten wird, ba nöthig, noch 
eine zuftimmende Erklärung herbeizuführen. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Ich frage nochmals, 
ob jemand zu fprechen wünjcht. — Herr Oberbürgermeifter 
Dr. Tröndlin! 


Oberbürgermeifter Juftizrath Dr. Tröndlin: Meine 
Herren! Auch ich bebaure lebhaft, daß wir nad Zage 
der Sache nicht die Möglichkeit Haben, heute zu einem 
Definitivum zu gelangen. Ich möchte jehr gern, weil 
mir bie Angelegenheit näher fteht auf Grunb meiner 
früheren Beziehungen, dem Wunſche der Anwaltichaft 
zur Erfüllung verhelfen, welcher es jelbftverftändlich 
viel lieber fehen würde, daß fie es mit einem endgültigen 
Geſetze zu thun Hat, ald mit einer Verordnung, die doch 
möglicherweife auch nur für den in Ausficht genommenen 
Fall der Nichterprobung einzelner Beftimmungen fpäter 
einer Menderung unterworfen werben könnte. Aber ich 
ftimme bocd aus voller Weberzeugung dem Vorſchlage 
der Deputation zu, und ich glaube, wir find es ſchuldig 
der Achtung vor der Stellung der Erften Kammer, daß 
wir und nicht in die Zwangslage bringen laffen, jo 
ohne eingehende Prüfung der Materie Beſchluß zu 
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fafien, bloß weil uns feine Zeit mehr gelaffen wird, 
bie Sache eingehend zu prüfen, 


(Sehr richtig!) 


und ich empfehle daher die Zuftimmung zu dem Antrage 
ber Deputation. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünjcht noch jemand 
zu ſprechen? — Es ift nicht der Fall; ich fchließe bie 
Debatte. 

Ich frage die Kammer: 


„ob fie den Antrag ber erften Deputation, 
wie er unter Nr. 270 ber Drudjahen vor- 
liegt, mit dem Zuſatze Nr. 3, ber vorhin ver: 
leſen worben ift, annehmen will?“ 
Einftimmig. 
Berzichtet Die Regierung auf namentliche Abftimmung ? 
(Es wird verzichtet.) 


Wir kommen zum vierten Gegenftande der Tages- 
ordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte der 
erften Deputation über den wegen Abänderung 
ber Nevidirten Städteorbnung und ber Revi— 
dirten Landgemeindeordnung von ber Zweiten 
Kammer auf Beriht Nr. 291 gefaßten Beſchluß.“ 
(Drudjahe Nr. 272.) 


(Bergl. M.IT.K.S.712ff.u.2.80.S. 1798f.) 


Berichterftatter Wirfl. Geh. Rath von Charpentier: 
In $ 65 der Revidirten Städteorbnung ift gejagt: 


„Wer die ——— oder Wählbarkeit 
verliert, hat, ebenſo wie in dem Falle, wenn ſich ſpäter 
ergiebt, daß er dieſelbe ſchon zur Zeit der Wahl nicht 
beſeſſen habe, aus den Stadtverordneten auszuſcheiden.“ 


Und in $ 44 ift unter den verſchiedenen Urſachen, 
weshalb die Stimmberehtigung verloren gehen kann, 
folgendes aufgeführt, unter c): 


„Diejenigen verlieren die Stimmberechtigung und das 
Wahlrecht, welche von öffentlichen Memtern, von ber 
Abvolatur oder von bem Notariate juspendirt worben 
find, auf die Dauer der Suspenfion, N ade der Remo» 
virten auf fünf Jahre von Beit der Remotion an“, 


und e): 


„welche fich wegen eines Verbrechens ober Bergeheng, 

das * dem Strafgeſetzbuche die — der 

Ehrenrechte zur Folge haben kann oder muß, in Unter: 

juhung befinden, ingleichen derjenigen, welche Frei— 

De nee verbüßen ober zwangsweiſe in einer öffent: 

rg eſſerungs⸗ oder Arbeitsanftalt untergebracht 
u 


Die Beitimmung in $ 65 hat nun zu Unzuträglic: 
feiten geführt in mehreren Fällen; namentlich ift es in 
der That als eine Härte zu empfinden, wenn jemand uns 
jchuldigerweife in Unterfuchung gekommen ift — und 
dasjelbe gilt auch von der Suspenfion — und er gleid)- 
wohl, nachdem ſich die Unfchuld Herausgeftellt hat, aus 
dem Stabtverorbnetentollegium ausjcheiden joll, und zwar 
dauernd; er fann zwar künftig wiedergewählt werben, aber 
vorderhand foll er ausiheiden; anders kann die Be: 
ftimmung nicht verftanden werben. Dieſe Unzuträglichkeit 
hat dahin geführt, das in ber Zweiten Kammer von 
einigen Mitgliedern der Antrag geftellt worden ift, daß 
die Beitimmung der Mevidirten Stäbteordnung dahin 
abgeändert werde, daß jtatt des Ausſcheidens nur ein 
Auhen eintreten möge, unb dem ift aud bie Bweite 
Kammer beigetreten, indem fie folgenden Beichluß ge 


faßt hat: „Die Königl. Staatsregierung um Vorlegung 
eines Gefegentwurfs zu erfuchen, durch welchen 
die Beſtimmungen der Revidirten Städteerbnung 
$ 65 verbunden mit $ 44 Lit. e und e, und ber 
Revidirten Landgemeindeordnung $ 53 verbunden 
mit $ 35 Lit. e und e in ber Weije abgeändert 
werden, daß während des Schmwebens einer 
Unterfuchung wegen eines Verbrechens ober Ber: 
gehens, das nad) dem Strafgejegbuche die Ent: 
ziehung der Ehrenrechte zur Folge haben kann 
oder muß und während der Dauer einer Sus- 
penfion von einem öffentlichen Amte bas Ehren: 
amt nur zu ruhen habe. 


Ihre Deputation findet diefen Antrag vollftändig 
begründet und kann nur bitten, demfelben beizutreten. 

Unbers liegt e8 allerdings in Bezug auf die Ber: 
büßung von Freiheitsftrafen. Die Untragfteller find 
davon ausgegangen, daß auch FFreiheitäftrafen vorfommen 
fünnten wegen Handlungen, bie doch ben Betreffenben 
der Achtung feiner Mitbürger nicht verluftig machen, 
das heißt, es gebe Fälle, wo auch eine TFreiheitsftrafe 
nicht dazu führen jolle, den Betreffenden auszufchließen, 
aber man könne auch nicht umgekehrt jagen, daß in 
allen Fällen die Verbüßung einer Freiheitsftrafe einen 
dauernden Ausſchluß nicht zur Folge haben foll, es ſollte 
vielmehr das Gemeindefollegium, bem ber Betreffenbe an- 
gehört, darüber Entſchließung zu fallen haben, ob ber 
Betreffende auszufceiden habe oder zu verbleiben babe. 
Auf biefen Gebanfen ift die Zweite Kammer in ber 
Hauptjache eingegangen, hat ſich aber doch nicht verhehlt, 
daß, wenn die Entſchließung über daß Werbleiben ober 
das Ausſcheiden lediglich im bie Hand bes betreffenden 
Kollegiums gelegt werben foll, dies doch auch feine Be— 
benten habe, benn es könnte babei unliebfamen und un- 
lauteren perfönlichen Motiven Einfluß eingeräumt werben 
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und könnten unangenehme Ugitationen veranlaßt werben. 
Die Zweite Kammer Hat e8 aljo für nöthig erachtet, 
biefer Befugniß bes Gemeinbekollegiums ein Sicherheits: 
ventil beizufügen in Form eines Nechtsmittels, jo daß 
nicht nur der Betreffenbe, ſondern auch die Minderheit 
des Stollegiums die Befugniß Haben foll, Beſchwerde zu 
führen. Damit hat bie Zweite Kammer geglaubt, daß 
die Bedenken, die fich fonft ergeben, erledigt wären. 
Nun ift Ihre Deputation in biefen beiden Punkten b und c 
ber Anſicht, daß den Vorfchlägen der Zweiten Sammer 
nicht beizutreten fei. Sie glaubt, daß eine wirkliche 
Freiheitsftrafe, wenn fie auch vielleicht wegen einer Hand⸗ 
fung, die nicht gerabe ehrverlegend ift, boch niemals jo 
gleichgültig und unbedeutend fei, um die Ausfchließung 
aus bem Stabtverorbnetenfollegium ganz ungerechtfertigt 
erjcheinen zu laffen, zumal fogar in ben feltenen Fällen, 
wo jemand wegen einer Handlung, bie offenbar feinen 
Makel nad) fich zieht, zu einer reiheitsftrafe verurtheilt 
worden ſei, was 3.8. in dem einen, wenn auch jeltenen 
Talle, von 8 328 des Strafgeſetzbuches vorkommen 
fann, wo jemand wegen Berlegung ber Vorfchriften in 
Bezug auf bie Aufficht wegen Viehſeuchen, der Mafregeln 
gegen Hundeſperre ꝛc. gefehlt hat, wo allerdings nur 
Freiheitsftrafe nicht Geldftrafe angedroht ift und daher, 
wenn der Betreffende überhaupt verurtheilt wird, Freiheits⸗ 
ftrafe ausgejprochen werben muß, gleihwohl, wenn nicht 
befonders erfchwerende Umftände vorliegen, die wirkliche 
Berbüfung ber Freiheitsſtrafe doch wohl im Gnadenwege 
befeitigt werben würde. Es handelt fi ja doch nur um 
eine Berbüßung und nicht um Erfanntwerden der Frei⸗ 
beitsftrafe. 

Das weitere Bebenfen nun aber, welches fid) daran 
fnüpft, wenn bie Entſchließung in die Hände bes be- 
treffenden Gemeindelollegiums gelegt würbe, würbe zwar 
durch das von ber Bweiten Kammer vorgeichlagene 
Rechtsmittel wohl einigermaßen abgejhwächt, aber nicht 
ganz befeitigt werben, um jo weniger als die dann ber 
Berufungsbehörde zugefallene Aufgabe jehr mißlich jein 
würde. Ihre Deputation glaubt daher, daß auf die Vor— 
ſchläge unter b und ec nicht einzugehen fein dürfte, daß 
es vielmehr befler wäre, es in diefen Punkten bei ben 
bisherigen Beftimmungen zu lafien. 

Nur nebenbei will ich bemerten, daß das, was in 
ber Revidirten Stäbteordnung gejagt ift an der vorher 
zitirten Stelle, auch für Städte mittlerer und Hleinerer 
Ordnung gilt, daß aber die Landgemeindeordnung ganz 
andere Beitimmungen enthält, Es ift alſo in bem 
Beichluffe der Zweiten Kammer ganz mit Recht neben 
der Städteorbnuung auch die Landgemeindeorbnung mit 
erwähnt worden. 
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Bizepräfident vom Zezſchwitz: Ich eröffne bie De- 
batte. Wünſcht jemand das Wort? — Es ift nicht der 
Fall, Ich frage die Kammer: 


„ob fie den Anträgen der erften Deputation, 
wie fie in Drudjache Nr. 272 niedergelegt find, 
beitreten will?” 
Einftimmig. 
Es Handelt fih um ein Dekret, ich Habe aljo bie 
Königl. Staatsregierung zu fragen, ob fie die namentliche 
Abftimmung wünfdt. 


(Die Königl. Staatsregierung verzichtet auf mamentliche 
Abftimmung.) 


Wir fommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: „Uns 
trag zum münblidhen Berichte über das Königl. 
Dekret Nr. 29, den Entwurf eines Enteignungs— 
gejehes für das Königreich Sachſen betreffend.” 
(Drudjahe Nr. 277.) 


(Bergl. M.II.8. 6.635 ff.u.2. Bd, &. 1760 f.) 


Berichterftatter Nittergutöbefiger dom Trebra=Lin- 
denau: Meine hochgeehrten Herren! Die Anträge, bie 
bier zur Disfuffion ftehen, lauten: 


„Die Kammer wolle beichließen 

1. zur Vorberathung des Entwurfes eines Ent- 
eignungögefepes für das Königreich Sachſen von 
beiden Kammern eine gemeinfchaftliche Zwiſchen— 
beputation nad; Maßgabe des 8 114 der Ber: 
fafjungsurtunde in Verbindung mit $$ 34 und 
39 der Landtagsorbnung vom 12. Oftober 1874 
ernennen zu laſſen; 

2, in dieſe Zwifchendeputation nad) erfolgter Königl. 
Genehmigung feitens jeder Kammer jechs Mit: 
glieder und drei Stellvertreter zu wählen; 

3. bie Hohe Erfte Kammer zum Beitritte zu vor» 
ftehenden Beſchlüſſen, fowie zur Aborbnung von 
ſechs Mitgliedern und drei Stellvertretern in 
die zu 1 erwähnte Bwifchendeputation eins 
zuladen.“ 

Die Bewandtniß, die es mit dieſen Anträgen hat, 
geht hervor aus dem ſeitens der Geſetzgebungsdeputation 
der Zweiten Kammer unter Nr. 290 erftatteten Berichte. 
Das Hauptjählichfte geftatten Sie mir daraus zu ent- 
nehmen. Es heißt in dem Berichte: Der Gejeßentwurf 
bezüglich des Enteignungsgefeßes ift am 10. Januar 1900 
ber Zweiten Kammer übergeben worden, Es hat eine 
Borberathung ftattgefunden; in dieſer ift der Entwurf 
der Gejeßgebungsbepntation überwiefen worben. Die 
Gejehgebungsdeputation hat fich mit diefem Entwurfe 
in ſechs Sigungen eingehend beichäftigt, die erfte war am 
28. März. Sie ift im Laufe ber Verhandlungen zu 
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ber Ueberzeugung gelommen, daß doch eine Menge 
Schwierigkeiten in dem Gefepentwurfe liegen, und daß 
dieſe Schwierigkeiten zwar überwunden werben könnten 
und e3 gelingen würde, nod vor Schluß der Seifion 
einen Bericht hierüber zu erftatten, daß aber doch infolge 
ber Schwierigkeiten der Sade fid der Bericht jo lange 
binausziehen würde, daß bie Erjte Kammer nicht Zeit 
haben würde, gleichfalls einen Bericht hierüber zu erftatten. 
Dann heißt es: 
„Gegenüber dem allgemein hervorgetretenen Wunfche 


des baldigen Zuftandelommens des Gefehes aber hätte 
man ſich anderweitige Mafregeln überlegt”, 
und ferner: 

„Als alleiniger Ausweg erichien die Verweiſung 
bes Dekretes an eine Zwiſchendeputation.“ 

Die Deputation hat fi) nun an die Königl. Staats: 
regierung gewandt und hat gefragt, wie biefe über bie 
Bwifchhendeputation dächte. Darauf ift laut dem Berichte 
der Bweiten Kammer folgende Erklärung der Staats: 
regierung abgegeben worben: 

„Nach dem bermaligen Stande der Berathung des 
der Ständeverfammlung vorgelegten Entwurfes eines 
Allgemeinen Enteignungsgejeges kann nicht erwartet 
werben, das dieſes Geſetz nod) im gegenwärtigen Land— 
tage werde zur Berabichiedbung gebracht werben 
tönnen. Die Staatöregierung legt aber bejonderen 
Werth auf ein thunlichft baldiges Buftandefommen 
biefes, mit ber gejeglichen Ordnung noch anderer Ma— 
terien zufammenhängenden Gefeges und richtet beshalb 
an die geehrte Deputation den Antrag, unter bewanbdten 
Umftänden auf Einfegung einer aus Mitgliedern beider 
Ständelammern zu bildenden —— zur 
Durchberathung des vorliegenden Entwurfes bis zum 
Zuſammentritte der nächſten Ständeverſammlung bin: 
zuwirken.“ 

Das ſind die Vorgänge, die zu den Anträgen geführt 
haben. Ihre Deputation empfiehlt Ihnen, nicht auf die 
Anträge einzugehen, ſondern dieſelben abzulehnen und 
zwar deshalb, weil fie glaubt, daß die Zwiſchendeputation 
nur eine Ausnahmemaßregel ift, auf die zurücdzulommen 
nur in ganz befonbers dringenden und zwingenden Fällen 
geboten ift. Es können ſolche zwingende Fälle liegen 
theils in der Schwierigkeit der Materie, theils in Beit- 
umftänden. Beide Umftände findet Ihre Deputation nicht 
gegeben. Es ift ja nicht zu leugnen, daß bas Gejet jehr 
Schwierige Punkte Hat und die Berathung eine ſchwierige 
fein wird. Aber es ift ſchon in bem Berichte der Zweiten 
Kammer gejagt, daß man bie Hoffnung gehabt habe, doch 
einen Bericht im Laufe der Seffion erftatten zu können, 
und es ift daher anzunehmen, daß auch in einem nächften 
Landtage ohne Zwifchendeputation rechtzeitig Bericht er- 
ftattet werben könne. 
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Ganz beſonders würde es ſich auch inſofern nicht 
empfehlen, auf eine Zwiſchendeputation zurückzukommen, 
als eine ſolche Verhandlung in Sonderheit nur dann von 
Werth ift, wenn die Mitglieder der Zwijchendeputation genau 
ober möglichft genau wenigftens über die Stimmung ber 
Kammer über das betreffende Geſetz orientirt find. Diefer Fall 
liegt bier, wenigſtens bezüglich ber Erften Sammer, nicht 
vor. Es ift noch nicht Gelegenheit und Beit geweſen, 
fi überhaupt über dieſes Geſetz auszufprechen und eine 
Vorberathung zu halten. 

Sp weit befannt ift, liegen auch für den nächften 
Landtag eine größere Anzahl von ſchwierigen Gejegen 
nicht vor. Es würben baher die verſchiedenen Deputationen 
Gelegenheit haben, gleich bei Beginn des Landtages in 
die Berathung dieſes Gejeßentwurfes eintreten zu können, 
und e3 liegt daher nah Anfiht Ihrer Deputation 
fein Grund vor, hier eine außerordentliche Mafregel zu 
ergreifen, und fie beantragt, die Unträge ber Bweiten 
Kammer abzulehnen. 


Vizepräſident dom Zezſchwitz: Se. Excellenz der 
Herr Staatöminifter von Mebich! 


Staatöminifter von Metzſch: Meine ſehr geehrten 
Herren! Es Tiegt, wenn ich zu diefem Gegenftande das 
Wort ergreife, nicht in meiner Abficht, das Votum, wie 
e3 feitens der geehrten Deputation abgegeben worden ift, 
zu befämpfen, ſchon um deswillen nicht, weil ich mir nad) 
der befannten Stimmung im hohen Haufe überhaupt von 
einer Vertretung des Regierungsvorſchlages feinen Erfolg 
verjprechen könnte. Ich Halte e8 aber trogdem für meine 
Verpflichtung, die Regierung zu rechtfertigen, in fo weit 
fie überhaupt Anlaß gegeben hat, die Frage ber Ein- 
fegung einer Zwifchendeputation für die Berathung des 
vorliegenden Gejegentwurfes zur Erwägung zu ftellen. 

Ich habe nad) diefer Richtung, meine Herren, darauf 
binzuweifen, daß, nachdem einmal die Regierung, und 
zwar ganz weſentlich induzirt durch einen Wunſch, der 
in ber jenfeitigen Sammer außgejprochen worben war, 
ben Gejegentwurf eingebracht, e8 wohl auch weiter als 
ein gang natürlicher Wunfch zu bezeichnen ift und zu be- 
zeichnen war, daß bie Regierung einen großen Werth 
darauf legte, daß dieſer Geſetzentwurf auch thatjächlich in 
biejer Seffion zur Berathung füme Daß bdiefes nicht 
möglich geweſen ift und auch jchließlich nach der ganzen 
Lage nicht möglid) fein Tonnte, deſſen bejcheibet fich die 
Regierung jetzt unbedingt. 

Über fie hat doch in Erwägung ziehen müfjen, baf 
ber Verſuch wenigftens zu machen fei, den Gefegentwurf 
noch über Wafler zu halten, und zwar um beswillen, 
weil, wenn der Entwurf bie Behandlung erfährt, die bie 
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geehrte Deputation anempfiehlt, dann einfach ber Gejeh: 
entwurf als unerledigt gegenwärtig hinfällig wird, und ba 
geftehe ich ganz offen, meine Herren, daß fid) die Ne: 
gierung zu vergegenwärtigen hatte, Die eingehenden Ber: 
handlungen, welde mit ben betheiligten Minifterien 
während ber Feſtſtellung des Entwurfes zu pflegen waren, 
Berhandlungen, die nicht ganz leichter Natur waren und 
die ſchließlich in dem Wege eines annehmbaren Kom: 
promifjes ihre Erledigung gefunden haben und zu bem 
Ziele der Feftftellung des Entwurfes führten. 

Wenn diefer Entwurf jetzt alfo hinfällig wird, fo 
wird bie Megierung in der Lage fein, anberweit in bie 
Vernehmung mit den anderen Behörden einzutreten, und 
es bleibt nicht ausgeſchloſſen, daß erneute Schwierigkeiten 
auftreten werben und die Feitftellung bes Entwurfes alfo 
in gleicher Weife jchwer fallen wirb wie bisher. 

Aber, meine Herren, daß ift mehr ein äußeres 
Moment. Ich möchte aber hauptſächlich auch darauf Hin: 
weifen, meine Herren, daß auch innere Gründe dafür 
ſprechen, daß wir einen gewilfen Werth darauf .legen 
müfjen, daß dieſer Gefegentwurf in möglichft furzer Beit 
wirklich Gejep werde und Geſetzeskraft erlange. 

Als wir in ber Feſtſtellung des Entwurfes begriffen 
waren, jo hat unter anderem das Juftizminifterium, und 
gewiß mit vollem Rechte, mit Rüdficht auf die im Bau— 
gejepentwurfe enthaltenen Beitimmungen über das Ent: 
eignungswejen — ich jage, mit vollem Rechte — darauf 
bingewiefen, daß, wenn im Baugeſetze, wie dieſes un: 
umgänglich nothwendig war, eingehendere Beftimmungen 
über das Erpropriationswejen getroffen würden, bann 
die nothwendige Konfequenz diefer Beftimmung diejenige 
fei, daß man auf einen Entwurf eines Enteignungsgejches 
möglichft zu gleicher Zeit zulomme. 

Es wird mir eingehalten werden fünnen — und mit 
Recht —, daß bezüglich der Ausübung bes Erpropriations- 
rechte® auf dem Gebiete des Bauweſens ja nod bie 
Füglichkeit durch Anwendung des Geſehes, die Gültig: 
feit der Lokalbauordnung vom Jahre 1868 betreffend, zur 
Hand fei, indem dieſes Geſetz ausdrüdlich die Erpropriations: 
möglichkeit in Ausficht nimmt. Das habe ich vollftändig 
zuzugeben, meine Herren. Ic habe aber doch zu be— 
tonen, daß dieſem letztgenannten Gefee immer nur ein 
fubfidiärer Charakter beiwohnt und daß dieſes Geſetz 
überhaupt nur jo lange noch in Gültigkeit zu verbleiben 
haben wird, als nicht auf anderem Wege eben durch ein 
bejonderes Enteignungsgejeg auch dieſes Gefe dann ent⸗ 
behrlich wird und aufgehoben werden joll. 

Ich möchte weiter, meine Herren, noch materiell 
barauf hinweijen, daß der Entwurf über das Enteignungs: 
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weſen verjchiebene Beftimmungen in Ausficht nimmt ganz 
wefentlich zu gunften der Erpropriaten, die in dem Ge: 
fege über bie Gültigkeit der Lofalbauorbnung von 1868 
nicht vorhanden find, Ich weile bauptfächlich darauf 
bin, daß das Enteignungsgejep insbefondere die Rechte 
entfernterer Interefjenten bei dem Erpropriationswejen 
trifft und wahrt, unb infonderheit habe ich darauf 
aufmerfjam zu machen, daß dabei in frage fommen bie 
Rechte der Hypothekarier, die zur Zeit durch das Geſetz 
von 1868 wenigftens nicht in genügender Weife gebedt 
zu fein fcheinen, daß aber eine ganz neue Gruppe von 
Interefjenten und beziehentlih Erpropriaten in Frage 
fommen, das find die Servitutenberedhtigten, die Pächter 
und Miether. 

Für dieſe Kategorie von Intereſſenten trifft bas 
Geſetz von 1868 überhaupt feine Beftimmung, und 
ed wird mir zugegeben werben, baf es immerhin doch 
wünfchenswerth erjcheint, wenn man einmal ein Gejeh 
nach diefer Richtung in Ausſicht nimmt, die Rechte, die 
dabei in Frage zu ziehen find, möglichft bald unter 
Dad zu bringen und zu wahren. Das find, meine 
Herren, die Hauptgründe, welche uns bewogen haben, 
wenigftens ben Verſuch zu machen, das Geſetz, wie id 
mic vorhin ausdrückte, über Waffer zu halten, und 
was nur auf bem einzigen Wege möglich war, wenn 
man zur Einfegung einer Zwijchendeputation gelangt; 
dieſe Zwiſchendeputation würde uns bie Möglichkeit 
geben, glaube ich, den Gejepentwurf fo weit berathend 
fertig zu ftellen, baf er bei Beginn des nächſten Land: 
tages in den Hohen Kammern fofort zur Berathung 
vorgelegt werben könnte, und ich glaube mid) da feiner 
Täufhung hinzugeben, wenn ich behaupte, daß auf dieſem 
Wege wohl ein jchnelleres Tempo gefchaffen wird, um 
zum Biele zu gelangen. Ich gebe ganz vollftändig zu, 
meine Herren, daß, wie aud ber Herr Berichterftatter 
ausgeſprochen Hat, es durchaus richtig ift, ben Grund» 
fa zu befolgen, Bwifchendeputationen an fih nur in 
Ausnahmefällen, in fällen zwingender Natur nieberzu: 
ſetzen, bejonbers in fällen, wo bie Materie befondere 
Schwierigkeiten bietet und bie Beitumftände barnad) 
drängen. In erjter Richtung, die Schwierigkeiten ber 
Materie betreffend, Hat der Herr Berichterftatter ſchon 
ſelbſt befannt, daß auch in dem Enteignungsgefepentwurfe 
verſchiedene Schwierigkeiten liegen; es ift ja ſchon Gelegen: 
beit genommen worben, darauf hinzuweiſen. Aber ich 
möchte glauben, daß gerade bezüglich bes Enteignungs: 
gejegentwurfes eben die Situation auch materiell fo Liegt, 
daß man recht gut auf eine Awifchendeputation zufommen 
fönnte, um jo mehr, als bie mit ber Niederſetzung von 
Bwifchendeputationen gemachten Erfahrungen doch feine 


ichlechten find. Das, meine Herren, zur Rechtfertigung 
bed Regierungsftanbpunftes, 

Ich möchte aber noch weiter Hinzufügen, meine 
Herren, daß die Negierung, indem Sie dieſen Vorſchlag 
auf Wunfh Hauptfächlih der Zweiten Sammer ber 
Stänbeverjammlung unterbreitet hat, eben nur jelbft von 
dem Wunſche geleitet gewejen ift, die Sache zu fürbern. 
Es hat ihr aber vollftändig ferngelegen, in das Recht 
ber hohen Kammern irgendwie einzugreifen, nad) ber 
Nichtung, daß man denfelben eine Direftive geben will 
für die formelle Behandlung der Berathungsgegenftände, 
Nah diefer Richtung hin kann ich die Verficherung 
geben, daß die Regierung vollftändig bie Freiheit der 
Altion der hohen Kammern und ber Deputationch ans 
erfennt und gewahrt wifjen will; nur allein, um das zu 
wiederholen, der Wunſch, ein Geſetz, welches wir für 
nothwendig halten, eiwas fchneller zuftande zu bringen, 
hat ung geleitet. Ich bejcheide mich nach der jeht ge 
ſchaffenen Situation, daß diefer Gedanke überhaupt kaum 
weiter verfolgt werden kann. 


Vizepräfident vom Zezſchwitz: Der Herr Bericht: 
erftatter! 


Berichterftatter Nittergutsbefiger dom Trebra= Lin: 
denau: Der Herr Minifter hat großes Gewicht auf 
die Zeit gelegt, indem er ausſprach, er glaubte, daß 
durch die Zwifchendeputation der Erlaß des Gejehes 
fehr gefördert werben würde. Ich glaube, daß es fi) 
ba vielleicht höchſtens um einige Wochen handeln kann, 
Die Zweite Kammer bat ihre erjte Sifung am 28. März 
gehalten und hat dabei im Berichte bie Anficht aus: 
geſprochen, fie Hoffte in der Lage zu jein, bis Ende der 
Seffion ihren Bericht erftatten zu können; das find aljo 
ſechs Wochen. Nehmen wir an, daß die. Deputation 
der Erften Kammer auch nicht längere Zeit gebrauchen 
würbe, jo könnten wir, wenn das Geſetz jofort in Ans 
griff genommen würde, bei der neuen Seſſion, wogegen 
gar nichts fpricht, im Januar des nächſten Jahres das 
Geſetz fertiggeftellt haben, und es fünnte erlaffen werben. 
Ich glaube, diefe wenigen Wochen, die ba gewonnen 
würden durch Einjegung einer Zwijchendeputation wären 
fein Grund von jo zwingenber Natur, von dem gewöhn: 
lihen Wege abzuweichen. Ich bitte daher die Hohe 
Kammer, bei der Ablehnung zu beharren, 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Herr Staatsminifter 
von Metzſch hat das Wort. 


Staatäminifter bon Metzſch: Ich möchte mir erlauben, 
dem Herm Berichterſtatter noch inſoweit etwaß zu er 
wibern, als er erklärt hat, id) Hätte Tediglich Gewicht 
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auf die Zeit gelegt; das ift doch nicht gang ber Fall. 
Ic habe ausdrüdlicd; erwähnt, daß, wenn ber Gejeh- 
entwurf jegt nicht Annahme findet, wenn er aljo, wie 
man fich zu deutſch auszudrücken pflegt, unter den Tiſch 
fält, dann die Regierung in die Lage verjeßt wäre, 
nochmals vollftändig in Verhandlungen mit ben zu— 
ftändigen Behörden über einen an ſich neu aufzuftellenden 
Gejegentwurf einzutreten, und das ift gerabe ein Haupt: 
moment, welches ich mir erlaubt Habe anzuführen, nicht 
bloß die Zeit. Im übrigen aber möchte ich einmal, 
was bie Beitfrage anlangt, mir erlauben, doch barauf 
hinzuweiſen, auch auf die Erfahrungen, die wir während 
dieſer Seffion mit der Behandlung des Baugejehes ge- 
macht haben; das Baugeſetz ift unter dem 7. November 
bei den Ständen eingebracht worden, und die hohe Erfte 
Kammer ift überhaupt erft in ber Lage geweien, in diejer 
Woche in die Plenarberathungen über dieſes Geſetz einzutreten. 
Ich möchte doch glauben, daß Geſetze von ſolcher Wichtig— 
feit, wie es auch das Enteignungsgejeß ift, in einer 
furzen Zeit der Sejfion unmöglich durchberathen werben 
fünnen; wir würden uns ja jehr freuen, wenn das ber 
Tall wäre, aber nad) diefer Richtung bin ich doch noch 
etwas jleptifcher Anſicht. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Herr Oberbürger- 
meifter Dr. Bed! 


Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine hochgeehrten 
Herren! Obwohl der Herr Berichterftatter bereits die 
Gründe ausgeführt hat, welche bie Deputation bewogen 
haben, auf den Ihnen unterbreiteten Vorfchlag zu— 
zufommen, möchte ic) mir doch erlauben, auf Grund 
meines perjönlichen Eindrudes bei den Deputations: 
verhandlungen noch einiges zu bemerken. Wenn Se. 
Ercellenz der Herr Staatsminifter von Metzſch aus: 
zuführen die Freundlichkeit hatte, daß bie Abficht ber 
Königl. Staatsregierung bei Zuftimmung zu dem Un: 
trage auf Einfegung ber Zwifchendeputation barauf ge: 
richtet war, die Berathung des Gefegentwurfes dadurch 
möglichft zu fördern, fo will die erfte Deputation, wie 
id den Eindrud gewonnen habe, nicht das Gegentheil 
durch den Beichluß, ben fie dem Hohen Haufe unter: 
breitet hat, bezweden, fie ift vielmehr auch ihrerfeits 
gern bereit gewejen, ſogar in eine Durchberathung bes 
gejammten Gefepentwurfes noch in dieſem Landtage 
einzutreten, bafern er zur rechten Zeit vorgelegt worden 
wäre; und fie glaubt auch, den Geſetzentwurf fördern 
zu können, wenn, wie von ihr vorgefchlagen wird, ber 
üblihe Weg der Einbringung der Vorlage bei der einen 
Kammer und ber fpäteren Durchberathung bei der anderen 
Kammer eingehalten wird. Ich Habe den Eindrud ge: 
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wonnen, baf in diefem hohen Haufe eine große Antipathie 
gegen Zwiſchendeputationen vorhanden ift und fpeziell 
auf einem Gebiete, bas jo viel umftritten ift, wie gerabe 
das des Enteignungsrechtes, und ich habe faft Anlaß 
zu ber Befürdtung, daß biefer Wibderftand gegen bie 
Inftitution der Awifchendeputation überhaupt ſich leicht 
auch auf den Gefegentwurf felbft übertragen könnte, 
was ich perfünlich auf das lebhaftefte bedauern würde. 
Ich glaube aljo auf Grund meines perjönlichen Ein- 
druckes hoffen zu dürfen, daß, wenn die Königl. Staats: 
regierung bdenjelben Entwurf bei Beginn des nächſten 
Landtages wieder einzubringen die Freundlichkeit Hat, 
fie auf die größte DVereitwilligfeit in der erften Depu— 
tation wird rechnen können, ben Gefegentwurf jo viel 
als möglich ihrerfeits mit zu fördern, und dadurch dem 
Lande einen großen Dienft zu erweifen, benn auch ich 
bin der Meinung, daß unfer Enteignungsrecht immerhin 
jet ziemlich lückenhaft ift, daß es auf eine feftere Baſis 
geftellt werden muß, und daß ber Entwurf eine aus— 
gezeichnete Grundlage dazu bieten wird. Ich vermag 
einen bejonderen Grund dafür nicht einzufehen, daß ber 
Geſetzentwurf vollftändig umgearbeitet zu werden braucht. 
Ich meine, er fünnte genau fo wieder eingebracht werben, 
als er uns jetzt vorgelegen hat, und ich gehe wenigftens 
mit der Hoffnung aus dem Landtage, daß, wenn bei 
Beginn des nächften Landtages der Geſetzentwurf wieber 
jo eingebracht werben wird, derjelbe von beiden Kammern 
verabjchiebet werden und dann zu großem Segen für 
unjer Land gereichen wird. 


Vizepräfident von Zezſchwitz: Es wünfcht niemand 
mehr das Wort? — Ih ſchließe die Debatte und frage 
die Sammer: 


„ob fie dem Antrage ihrer Deputation, ber 

dahin geht, die Anträge unter 1 und 2 ber 

Drudjahe Nr. 277 abzulehnen, beitritt?” 
Einftimmig. 


Es Handelt fih um ein Defret, ich habe auch Hier 
zu fragen, ob die Regierung auf namentliche Abjtimmung 
verzichtet? — Sie verzichtet. 

Wir fommen zu Nr. 6 der Tagesordnung: „Uns 
trag zum mündlichen anderweiten Berichte über 
das Königl. Dekret Nr. 22, den Entwurf eines 
Geſetzes zur Ausführung der Civilprozeß: 
ordnung und der Konfursorbnung betreffend.“ 
(Drudjahe Nr. 275.) 


(Bergl. M. J. K. S. 169 ff. u. M. II.K. 2.Bo. S. 1712 ff.) 
Berichterſtatter Herr Oberbürgermeiſter Dr. Beck! 
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Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine 
Herren! Die Beichlüffe der Zweiten Kammer zu dem 
Königl. Dekrete Nr. 22, den Entwurf eines Gejehes zur 
Ausführung der Civilprozeßordnung und der Konkurs: 
ordnung betreffend, enthalten drei Abweichungen von 
den Beichlüfien diefes Hohen Hauſes. Zum erften ift 
in $ 12 die Zahl des $ 1191 vertaufcht worden mit 
der Zahl 1192. Der $ 1191 des neuen Bürgerlichen 
Geſetzbuches enthält die Definition für die Grundſchuld. 
In dem fpäteren $ 1199 wurde die Definition für die 
Rentenjhuld angezogen. Es wäre aljo fein Unglüd 
gewejen, wenn, wie die Negierungsvorlage und hr 
Beichluß es beliebt Hat, es bei ber Zahl 1191 bewenbet 
hätte, Da aber auch fein Unglüd eintritt, wenn bie 
Bahl 1192 an die Stelle geſetzt wird, fo hat Ihre erfte 
Deputation nicht von den Wünjchen der Zweiten Kammer 
in dieſem falle abweichen zu follen geglaubt und 
empfiehlt deshalb dem hohen Haufe, die Zahl 1191 mit 
der Zahl 1192 nach dem Beichlufje der Zweiten Kammer 
zu vertaujchen. 

Dagegen war die Deputation nicht in der Lage, die 
weiter von der Aweiten Kammer auf Untrag bes Herrn 
Abg. Oberjuftizratd Dr. Schill gefaßten Beichlüffe, die 
in dem Antrage Nr. 275 unter a und b angeführt find, 
Ihnen zur BZuftimmung zu empfehlen und zwar aus 
folgenden Gründen. Das Dekret jelbft behandelt in 
den S$ 1 bis 5 die Beftimmungen, bie in Bezug auf 
die Awangsvollftredung und bie Konfurderöffnung gegen 
eine politifche, eine Kirchengemeinde oder Schulgemeinde 
zur Anwendung kommen follen, und beftimmt $ 2, baf 
die Zwangsvollſtreckung erft beginnen darf, nachdem fie 
ben Vertretern ber Gemeinbe wie ber vorgejehten Be— 
hörde ber Gemeinde von ben Gläubigern angekündigt 
worben iſt. Nah $ 3 fol eine körperliche Sache ber 
Gemeinde, die für die Erfüllung ber öffentlichrechtlichen 
Aufgaben berjelben, für ben Kirchendienft oder für ben 
Schuldienſt unentbehrlich ift, der Pfändung nicht unter: 
worfen fein. $ 4 beftimmt, daß die Eröffnung bes 
Konkurſes über das Vermögen einer politifchen Ge: 
meinde, einer Kirchengemeinde oder einer Schulgemeinbe 
nur zuläffig ift, wenn Zahlungsunfähigfeit und Ueber: 
ihuldung der Gemeinde feftgeftellt ift, und $ 5 enthält 
die Ausdehnung diefer Beitimmungen auf bie geiftlichen 
und Schullehne. Wenn nun der Antrag Schill bez. 
der Beichluß der Zweiten Kammer in $ 1 Hinter dem 
Worte „politiiche Gemeinde“ „einen Bezirksverband“ 
eingefügt hat, jo daß der Wortlaut dadurch folgender wird: 

„Für die Swangsvollftredung wegen einer Geld: 
forderung gegen eine politifche Gemeinde, einen Be— 
zirfsverband, eine Kirchengemeinde oder eine Schul: 
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gemeinde gelten, foweit nicht bingliche Rechte verfolgt 

werden, die Vorſchriften der 88 2 und 3," 
fo war zumächft micht einzufehen, weshalb nur die Be: 
ftimmungen über die Bwangsvollftredung wegen einer 
Geldforderung auf die Bezirksverbände Anwendung 
finden follen und nicht, wie man folgerichtig hätte an: 
nehmen müſſen, auch die Beſtimmungen über die Kon— 
furseröffnung in 88 4 und 5. Fernerhin war nicht 
erfichtlich, weshalb man den Bezirksverband nur in $ 1 
eingeftellt hat und in dem übrigen SS 2 und 3 besjelben 
nicht wieder Erwähnung thut. Demnad haben bieje 
Beftimmungen auf den Bezirköverband nicht Anwendung 
zu finden, Endlich meinte aber aud) die Deputation in 
Uebereinftimmung mit den Erklärungen bes Herrn Ver 
treter8 der Staatöregierung in ber Aweiten Kammer, 
daß, wenn man überhaupt auf eine zu große Spe: 
zialifirung aller derjenigen Storporationen bes öffent: 
lihen Rechtes zufommen wolle, auf welche die Be: 
ftimmungen Anwendung zu erleiden hätten, dann aud) 
außer ben Bezirföverbänden noch die Armenverbände, 
Kreisftände, furz und gut eine ganze Menge von Kor— 
porationen angeführt werden müßten, bei denen ſchließ— 
li) die Awangsvollftredung, wie die Konfurseröffnung 
überaus unwahrjheinlih, ja fogar faſt ausgeſchloſſen 
ift, die aber, wenn man es überhaupt einmal für mög: 
lich Hält, doch auch mit eingefchloffen werben müßten. 
Infolge deſſen jah Ihre Deputation die Anträge des 
Herrn Oberjuftizrathes Dr. Schill nicht ala vollftänbig 
außgereift an und hatte die Meinung, daß, wenn ber 
Anregung bed Herrn Vizepräſidenten Opik in ber 
Zweiten Kammer ftattgegeben, und die Sade noch 
einmal an die Gejfekgebungsdeputation zurückverwieſen 
worden wäre, dieſe Bedenken auch von der jenfeitigen 
Gejehgebungsdeputation ohne weiteres gefunden worben 
wären, Da nun endlih aud der Herr Antragfteller 
felbft ausgeführt hat, die Sache fei ja mehr theoretifcher 
Art, als daß fie einmal werbe praftifch werden, fo 
empfiehlt Ihnen Ihre erfte Deputation, dem Antrage, 
in $ 1 das Wort „einen Bezirksverband” noch auf: 
zunehmen, nicht ftattzugeben. 

Bas den zweiten Punkt anlangt, nämlich nad $ 5 
einen neuen Paragraphen aufzunehmen folgenden 
BVortlautes: 

„Die in den SS 3 bis 5 erwähnten Ent: 
ſcheidungen und Feſtſtellungen unterliegen der 
ng ung ae nad) Maßgabe bes Geſetzes 
über die VBerwaltungsrechtspflege vom 
8 73 fig.“ 
jo dedt fich inhaltlich bdiefer Beſchluß mit dem von 
einem hochverehrten Mitgliebe dieſes Haufes, Herrn 
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Geh. Rath; Profefjor Dr. Wach geftellten Untrage zu dem 
Geſetzentwurfe über die Verwaltungsrechtspflege. Aber 
auch Hier ijt in Uebereinftimmung mit der früheren 
Haltung ber erften Deputation und mit den Beſchlüſſen 
bes Hohen Hauſes ſelbſt die erftere nicht in der Lage 
geweien, Ihnen die Zuftimmung zu dem Beichluffe der 
Zweiten Kammer zu empfehlen. Sch geftatte mir noch 
einmal furz auf die frühere Behandlung ber Sache 
zurüdzufommen. Zunächſt hat der Herr Regierungs- 
fommifjar in ber Zweiten Kammer ausgeführt, bafı 
gegen die Aufnahme diefes Paragraphen ganz erhebliche 
Gründe infofern fprächen, als das Gefek über die Ver- 
waltungsrechtspflege verabſchiedet ſei und ein einheitliches 
Geſetz darftelle, und daß eine gewiſſe Inkongruenz ent: 
ftehe, wenn man aus dem Rahmen, in den diejes Gejek 
num einmal hineingehöre, dieſe eine Frage loslöſe und in 
einem anderen Gejege mit regeln wolle. Ferner hatte 
man fi zu erinnern, daß ſowohl der Herr Staats: 
minifter von Metzſch wie ber Herr Kultusminifter bei 
ber Berathung in der Erften Kammer Erklärungen ab: 
gegeben hatten, nad) welchen die Entwidelung unjeres 
Nehtszuftandes in Bezug auf die Verwaltungsrechts— 
pflege noch nicht als abgeichlofien gelten, biejelbe viel- 
mehr entwidelungsfähig jein fol; nach welcher ferner 
$ 102 bes Geſetzes ausſpreche, daß die Anwendung auf 
firchliche Ungelegenheiten durch ein bejonderes Kirchen: 
gejeh ausgeiprochen werben foll, und daß man fid) 
hierbei des Antrages Wach freundlichft erinnern wolle. 
Infolge defien Hatte der Herr Geh. Rath jelbft damals 
feinen Antrag zurüdgezogen. Derjelbe war beshalb Hier 
gegenftandslos geworden. Aus allen diejen Grünben 
und zumal auch die Deputation noch jebt der Anficht 
ift, daß das Awangsvollftredungsverfahren ein Stadium 
bes Prozeſſes darftellt, in welchem nicht erwünſcht ift, 
größere Verzögerungen eintreten zu laſſen, daß ferner, 
wie die Motive zu dem Gejegentwurfe ausſprechen, 
die oberfte Verwaltungsbehörbe das geeignete Organ für 
bie Entſcheidung und Feſtſtellung ift beziehentlich das 
Landeskonſiſtorium, und daß endlich doch auch damit 
zu rechnen iſt, es dürfte das ganze Dekret Nr. 22 nicht in 
Kraft geſetzt werden, ſo lange das Geſetz über die Ver— 
waltungsrechtspflege nicht in Kraft beſteht, alſo vor dem 
1. Januar 1901, wird es ſich nicht empfehlen, dem 
Antrage ſtattzugeben, Sie werden ohne weiteres ein— 
ſehen, daß, wenn jetzt, wie es beabſichtigt iſt, der 
Geſetzentwurf zur Ausführung der Civilprozeßordnung 
und Konfursorbnung, der jchon als Verordnung mit 
Gejehesfraft befteht, nunmehr auf Grund des gegen- 
wärtigen Gejegentwurfes ala Geſetz in Kraft tritt, ja 
ber Fall paffiren fünnte, daß in den nächſten Wochen 
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und Monaten eine ſolche Korporation in bie Zwangs— 
vollftrefung füme oder ein Konkurs über fie eröffnet 
würde, und dann der Gläubiger nad der Feſtſtellung 
der oberiten Berwaltungsbehörbe beziehentlich derjenigen 
des Landesfonfiftoriums nunmehr die Anfehtungsklage 
erheben wollte, daß aber noch fein Oberverwaltungs- 
gericht befteht und deshalb auch feine Anfechtungstlage 
erhoben werden kann. Es ift alſo unthunfich, diefem 
Beſchluſſe ftattzugeben, e8 würde das hohe Haus aud) 
in Widerſpruch mit feinen früheren Beſchlüſſen kommen. 
Aus allen dieſen Gründen erlaube ih mir, Sie im 
Namen der Deputation zu bitten, diefem Antrage nicht 
beizutreten. 


Vizepräfident vom Zezſchwitz: Begehrt jemand das 
Wort? — Herr Geh. Rath, Dr. Wach! 


Geh. Rath Profeffor Dr. Wach: Meine Herren! 
Sie werden mir zugejtehen, daß ich angeſichts dieſes 
Gegenftandes nicht jchweigen darf, denn e# bewegen mich 
im gewiflen Sinne Vaterſchaftsgefühle. Sie haben 
gehört, daß wenigftens der Beſchluß Nr. 2b bes jen- 
feitigen hohen Haufes zurüdzuführen ift auf meine 
früheren Anträge. Ich habe nicht die Abficht, Ihnen 
bie Genefis berjelben, die ganze Geſchichte, die dieje 
Anträge durchgemacht haben, ins Gedächtniß zurüd- 
zurufen; aber einen Bunft muß ich doch erwähnen. Er 
betrifft das Motiv meiner damaligen Zurüdziehung des 
fraglichen Antrages. Die Sachlage war die. Ich hatte 
ganz kurz nad) meinem Eintritte in biejes hohe Haus 
ben Antrag zu dem Verwaltungsrechtspflegegeſetze geftellt. 
Er war in ber Deputation, da er an dieſe verwiejen 
wurbe; bevor er zur Erledigung fam, wurde das jetzt 
zur Erörterung ftehende Geſetz hier zur Plenarberathung 
und Entſchließung geftellt. Ich war nicht in ber Lage, 
zu diefem Geſetze den Antrag damals einzubringen, denn 
er jchwebte noch zum Verwaltungsrechtspflegegejepe. In— 
folge deſſen wurde ohne Disfuffion über ihn das Dekret 
Nr. 22 angenommen, und als dann dad Verwaltungs: 
rechtöpflegegefeg berathen ward, ſah ich mich in der 
BVerlegenheit, befürdhten zu müflen, daß aus gewiſſen 
Gründen, die im Augenblide Hier nicht berührt werben 
jollen, der Antrag abgelehnt werben würde. Das lieh 
befürchten, ba der Antrag aud) im anderen Haufe feine 
Ausficht mehr auf Erfolg haben werde. So zog ih ihn 
zurüd, und ic kann wohl fagen, ic) trug mich babei 
mit der Hoffnung, daß im jenfeitigen Haufe ber Antrag 
anläßlich des Defretes Nr. 22 Beachtung finden werbe; 
— das ift ja au, wie Sie geſehen haben, gejchehen 
und er ift von der Zweiten Kammer gebilligt. Ich 
fann alfo unmöglich den Antrag im Stiche laſſen und 
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das um jo weniger, als ich nad) wie vor davon überzeugt 
bin, daß alle Gründe, die man gegen ihm anführt, nicht 
durchſchlagend find. 

In erfter Linie muß man fonftatiren, daß ber Fall, 
um ben es fich hier dreht, nämlich der Exnexuirung von 
Bermögensftüden aus der Zwangsvollſtreckung mit Rüd: 
fiht auf ihre Umentbehrlichkeit für öffentliche Zwecke, 
ein echter rechter Fall der Anfechtungsflage nach unferem 
Berwaltungsrechtöpflegegefeke ift und nur deshalb nicht 
im Verwaltungsrechtspflegegejepe fteht, weil damals, als 
basjelbe in der Zwifchendeputation verhandelt und feit- 
geitellt wurde, das Defret Nr.22 nicht in Erwägung ge— 
zogen werben fonnte.e Man bat in $ 73 bes Ber: 
waltungsrechtöpflegegeießes unter 1 jadie Anfechtungsflage 
gegen alle in zweiter Inftanz von dem Minifterium bes 
Innern, den Sreishauptmannjchaften oder Amtshaupt— 
mannfchaften allein oder unter Mitwirkung ber Streis: 
oder Bezirksausſchüſſe getroffenen Entjcheidungen zugelafien. 
Man würde nun vom Standpunkte ber Deputation aus 
gegen bie erftinftanzliche Entiheidung von Minifterium 
und Zandestonfiftorium eine Anfechtungsklage nicht zu— 
lafjen. Das fcheint mir nicht gerade von zwingenber 
Logik zu fein. Des ferneren dreht es fi) um beswillen 
um einen echten Unfechtungsfall, weil aus publiziftiichen 
Gründen eingegriffen wird in Privatredhte, in ben Rechts— 
gang, in die Civilrechtspflege. Das findet hier ftatt, 
denn es jpricht das Minifterium oder das Landes— 
fonfiftorium ein Veto gegen die Bollftredung in ein 
Objekt; das Veto foll ein ſchlechthin unanfechtbares jein. 
Damit wird das Privatrecht des Exekutionsberechtigten 
vernichtet, wenn er fein amberes Bollftredungsobjeft 
findet. Und aud am Unfehtungsgrunde für die Klage 
fehlt es nicht, weil es fich nicht um eine Utilitätsfrage 
handelt, fondern um eine eigentlihe Rechtsfrage. Es 
dreht fich nicht um die Unentbehrlichkeit an und für fidh, 
fondern um die Unentbehrlichkeit für öffentliche Zwecke, 
wie e8 denn in $4 ſich breit um bie Begriffe ber 
Bahlungsfähigleit und der Ueberfhuldung. Hier lafjen 
ſich Nechtsverlegungen jehr wohl denken, und gegen dieſe 
Rechtöverlegungen joll die Anfechtungsklage nicht ftatthaft 
fein. Wenn wir fie in einem folgen Falle nicht für 
zuläffig erachten, dann fcheint mir das ganze Verwaltungs: 
rechtöpflegegejeß ziemlich bodenlos zu fein. Ich glaube aud) 
ben Ausführungen, die vom Regierungstifche bei Erörte— 
rung meines Antrages erfolgt find, entnommen zu haben 
und habe auch jelbft damals angedeutet, daß in biejem 
Stüde. eigentlich eine grundfägliche Differenz zwiichen ber 
hohen Staatäregierung und meiner Auffaſſung nicht befteht. 

Nun find Gründe amgeführt worden feitens bes 
Herrn Berichterftatters, welche dennoch bafür ſprechen 


1.8. 67. Sifung, am 10. Mai 1900. 


797 





ſollen, daß man bie Anfehtungsflage nicht ftatuire. In 
erfter Linie der vom Herrn Regierungslommiffar in dem 
jenfeitigen hohen Hauje betonte Grund, das Verwaltungs: 
rechtäpflegegeieh ſei ein einheitliches Geſetz, das ſei jet 
fozujagen abgeichloffien und dba fünne man nicht eine 
Frage loslöfen und in einem anderen Geſetze mit regeln. 
So war der Bericht in der „Leipziger Beitung”. Nun, 
meine Herren, da befinde ich mich wirklich in einer Zwid- 
mühle. Als ich meinen Antrag hier einbrachte, wurbe 
mir von dem Herrn Berichterftatter eingehalten: fo etwas 
muß man in ein Spezialgefeg bringen, wo es eigentlich 
bingehöre; es wurde aud) vom Regierungstijche betont: 
dieſes Verwaltungsrechtöpflegegefep ift ja fein voll» 
fommenes Gejeg, das ift erft nad langen Deliberationen 
aus ber Bwifchendeputation hervorgegangen und man 
muß es aljo jo hinnehmen, es wird fort und fort Ver: 
vollftändigungen, Ergänzungen und Veränderungen er: 
fahren. Bu diefen Ergänzungen ift gerade das Spezial- 
geſetz. Ich kann mich nicht verweilen lafjen bei dem 
Verwaltungsrechtsgeſetze auf das Spezialgefe und bei 
dem Spezialgefege auf das einheitliche Verwaltungsredhts- 
geſetz. Eine Löfung aus diefem circulus vitiosus wäre 
nicht denkbar. Bon einem einheitlichen Geſetze ift über- 
haupt bier feine Rede. Unfechtungsfälle können immer 
von neuem kommen und werden fommen, jo z. B. etwa 
im Baugejege und in anderen ähnlichen Beftimmungen. 

Des ferneren ift erwogen worden, daß praftifche 
Gefihtspunkte jprechen gegen die Aufnahme des Antrages 
und zwar erftens der Grund der Verzögerung im Falle 
der Zwangsvollſtreckung, jo etwa wenn bie Anfechtungs: 
Hage von der betreffenden Gemeinde erhoben werben 
müßte. Aber, meine Herren, dem fteht doch gegenüber 
der praftifche Gefichtspunft der Rechtöverfümmerung, 
und biefer Gefichtspunft ift der dDurchichlagende. Wenn 
ferner darauf hingewiejen wurde, wir fommen in Kollifion, 
weil das Verwaltungsrechtspflegegejep erjt jpäter in 
Kraft treten foll, jo bedarf es doch nur einer ganz 
fleinen etwa ftiliftiichen Aenderung des Antrages, um 
gänzlid) den Gedanken auszufchließen, daß man fi) 
ſchon vor dem 1. Januar des nächften Jahres auf das 
Berwaltungsrechtspflegegejeß berufen könnte und auf ben 
noch nicht eriftirenden Verwaltungsgerichtshof. ine 
Anfechtungsklage an ein noch nicht eriftirendes Gericht 
wird ſchwerlich jemand erheben. 

Es ift weiter in der jenjeitigen Kammer berührt, 
daß das Bedürfniß nicht vorhanden fei, denn man habe 
ja die Bejchwerde an die Stände. Nun, meine Herren, 
diefer Gedanke würde in ber Konfequenz dazu führen, 
daß man das ganze Verwaltungsgeſetz ad acta legte; 
denn was barin beftimmt ift, ließe fich durch Beſchwerde 


an die Stände erledigen. Wir wiffen aber, wie es mit 
ſolchen Beſchwerden geht; dann Heißt es, das ift res 
judicata, daran fann man nidht® mehr ändern; wir 
tönnen uns in ber Theorie und im Prinzip in ber 
Sadje äußern, aber in das Awangsvollftrefungsverfahren 
fann man nicht mehr eingreifen. Das Wichtigfte, und 
— id) habe das auch ſchon früher gejagt — höchſt Be- 
achtliche ift die Klaufel in $ 102 bes Verwaltungsredhts- 
pflegegejebes, die Kirchenklaufel, die Klauſel, welche bie 
Unterftellung der kirchlichen Angelegenheiten unter ben 
Verwaltungsgerichtshof für die Zukunft in Wusficht 
nimmt und darauf beruht, dag man in Beachtung ber 
firhlichen Verfafjung zuerft der Landesfynode Gelegen: 
heit geben will, fich zu äußern: zweifellos ein — be- 
fonder8 vom Standpunkte der Synode aus — außer- 
ordentlich annehmbarer Gefihtspunft. Aber man ver- 
idhiebt ja da8 Thema probandum vollftändig, wenn man 
bier von rein kirchlichen Sachen redet. Es handelt ſich 
nicht bloß um kirchliche Saden, fondern um fpezifiiche 
Rechtsfragen, die ebenfowohl vom Landestonfiftorium 
für die kirchlichen, wie von den Nefjortminifterien für 
die ftaatspolitifchen Verhältniſſe zc. erledigt werben follen. 
Nun ftelle ich mich auf den Standpunkt des Deputations⸗ 
antrages: Was gejchieht? Wir lehnen jeht die an ſich 
notwendige Unfechtungsflage ab, wir bringen fie im 
Kirchengeſetze für die kirchlichen Angelegenheiten, aber 
wir können fie nit für die nicht kirchlichen, alſo Schul- 
und Gemeindeangelegenbeiten, an die Landesſynode bringen. 
Demgemäß entfteht eine Anfechtungsflage für die Fälle, 
in denen das Lanbeskonfiftorium beſchließt, aber nicht 
für die anderen Fälle. Da follte ich doch meinen, 
ba fi das Lanbeskonfiftorium in das Schlepptau 
ber ftaatlihen Angelegenheiten, in das Gefüge der ganzen 
Drganijation begeben muß. Hier handelt es fi) um eine 
rechte, echte Rechtsfrage, das wiederhole ich wieder; und 
wern wir auf dem Standpunfte ftehen: in dieſer Frage 
fann nicht im erfter und letzter Inftanz das Reſſort— 
minifterium entſcheiden, fondern die Anfechtungsflage muß 
offen ftehen, dann muß das Gleiche gelten für das 
Zandestonfiftorium, fonft begehen wir einen unlösbaren 
Widerſpruch. Das hat um jo weniger Bedenlen, als jolche 
Fälle ſehr jelten find. Wahrjcheinlich bis die Landes— 
ſynode zujammengetreten und gefprochen hat, wirb ber 
Fall nicht praktifch werden. Dennoch ift die Sache in- 
fofern wichtig, als es fi um ein Prinzip handelt, auf 
dem unſer Staatswejen beruht, um ein Prinzip bes 
Rechtsſtaates, nah dem Privatrechte, und fubjeltive 
Rechte überhaupt nah allen Seiten hin, nah allen 
Kräften refpeftirt werben; wenn man für bie öffentlichen 
Rechte das Verwaltungsgericht bie entfcheibende Stelle 
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fein lafjen will, dann muß dieſes auch hier als letzte 
Inftanz ſprechen. Ic) bitte aljo den Untrag der Depus 
tation sub litera b abzulehnen, darüber aljo bejonders 
abzuftimmen und demgemäß fich in diefem Stüde mit der 
Bweiten Kammer zu konformiren. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Das Wort hat der 
Herr Berichterftatter. 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Dr. Bed: Meine 
hochverehrten Herren! Wenn bie Vorausſetzungen, auf 
welchen der Herr Geh. Rath, Dr. Wach jeine beredten und 
geiftreichen Ausführungen aufgebaut Hat, alle zuträfen, jo 
würde ic) von biefem Plate aus nichts anderes Ihnen 
empfehlen können, als den Deputationsantrag zu verlafjen 
und in Uebereinftimmung mit dem Herrn Vorredner dem 
Antrage unter b Ihre Zuftimmung zu verfagen. Darüber 
fann man aber doch jehr getheilter Meinung fein und, 
wie ich ſchon in früheren Berathungen mich eingehend 
darüber ausgeſprochen Habe, können wir, nämlich bie 
Deputation, nicht die beiden Fälle der Entſcheidung und 
Feftitellung nad) 88 3 und 5 als rechte und echte Fälle 
der Anfechtungstlage des Berwaltungsrechtspflegegejeges 
anjehen. Vielmehr handelt es fic) Hier aud) um Ermeſſungs⸗ 
fragen. 

Ich erlaube mir folgende Säge noch vorzulejen: 

„Die Entſcheidung über die Unentbehrlichkeit (näm— 
lich nach $ 3) eignet fich wegen der eigentlich öffent: 
lichrechtlichen Natur des Streitgegenftandes nicht 
für die Gerichte, fie wird zwedmäßiger der höchften 
Verwaltungsinftan; zugewieſen.“ 


Und ferner: 


„Die Feſtſtellung beider Vorausſetzungen hat wie: 
derum nicht das Gericht, jondern die höchſte Verwaltungs: 
inftanz zu treffen, weil das Gericht außerftande wäre, 
die für die Annahme ber Ueberjhuldung maßgebenden 
Umftände einichließlih der Steuerfraft der Gemeinde 
zu überfehen.“ 

Meine hochgeehrten Herren! Wenn Sie danad) 
fragen, wer es gewejen ift, ber das gejagt hat, jo kann 
ih Ihnen antworten, das ijt das Königl. Juſtizmini— 
fterium gewejen, welches nad); meinem Dafürhalten der 
berufenfte Vertreter der Nechtöpflege im Staate ift. 
Wenn aljo diefe Inſtanz die Gerichte außerſtande er: 
Härt, nach der Richtung Hin die zutreffenden Ent: 
ſcheidungen zu geben, jo glaubt Ihre Deputation dod) 
immerhin vor dem Vorwurfe geſchützt zu fein, daß fie 
Ihnen etwas vorfchlägt, was mit den Inftitutionen des 
Rechtsſtaates im Widerſpruch ftünde. Auf Grund diefer 
nad) meinem Dafürhalten durchſchlagenden Motivirungen 
feitens des Königl. Juftigminifteriums und der von mir 
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bereit3 angeführten Bemerkungen, und ferner unter Be- 
zugnahme darauf, daß, wie der Herr Vorredner auch 
ausgeführt bat, immerhin noch das Nechtömittel der 
Beihwerde an die Ständefammern gegen die Entjdei- 
dungen der oberften Verwaltungsinftanz vorhanden ift, 
bitte ich die hohe Kammer, ben Beſchlüſſen der Depu— 
tation auch unter b zuftimmen zu wollen. 


Vizepräfident von Zezſchwitz: Das Wort Hat der 
Herr Geh. Rath Profeffor Dr. Wad). 


Geh. Rath Profefior Dr. Wah: Ih kann nicht 
umbin nod einmal darauf hinzuweiſen, daß eine gewifje 
Verwechſelung mitjpricht, wenn gejagt wird, es drehe 
fid) um Fragen, die fich der rein rechtlichen Kognition 
entziehen, weil es fih um die Unentbehrlichkeit frage. 
Selbftverftändlich wird die Anfechtungsklage nicht dahin 
gehen können, daß ein Ausſpruch des Minifteriums oder 
des Landestonfiftoriums, gewifle Umftände jeien als 
ſolche unentbehrlich, beanftandet werde. Wohl aber kann 
die Anfechtung nicht ausgejchloffen werben in dem Buntte 
der Zwedbeitimmung. Wenn die Minifterialinftanz oder 
das Landestonfiftorium jagt, das ift unentbehrlich für 
ben Zweck und der Awed ift der firchliche; dieſer Zweck 
ift der öffentlichrechtliche, und ferner, wenn etwa gejagt 
wird, hier ift feine Ueberſchuldung oder feine Zahlungs» 
unfähigteit, dann wird operirt mit rein rechtlichen Be— 
griffen, Da hat gar nichts von irgend welden Er: 
wägungen der Nüglichleit und Erfahrung mitzufprechen, 
jondern e8 dreht fih um die richtige Handhabung der 
Begriffe. Ich habe den Herren ſchon früher mit einigen 
Heinen Beijpielen, als wir uns über ben Gegenftand 
ausfprachen, zu dienen geſucht. Ich ſetze eine Kirchliche 
Gemeinde. Sie hat ein Gemeindehaus, und das Ge- 
meindehaus dient dazu, daß Jünglings- und Jung— 
frauenvereine fi darin verfammeln, daß Konfirmanden: 
unterricht darin gehalten wird zc. Jetzt jagt man, biefes 
Haus ift nicht der Zwangsvollftredung unterworfen, 
denn es dient öffentlichrechtlihem Zwede. Das ift nich! 
richtig, denn es wird zwar jet für dieſen 
Zwed in gewiffer Beziehung verwendet, aber biefer 
Zweck ift micht ſchlechthin der firchliche, wenigſtens nicht, 
joweit der Bau Jünglingsvereinen, Jungfrauenvereinen, 
religiöjen Berfammlungen dient x. Und fo könnte ich 
Ihnen fehr leicht an verfchiedenen Beiſpielen darlegen, 
wie man über die fragen bes kirchlichen Zweckes als 
Rechtsbegriff differenter Anficht fein fann. Und genau 
fo wirb es bei ben öffentlichrechtlichen Aufgaben ber 
Gemeinden der Fall fein; denn das ift ein fpezififcher 
Rechtsbegriff: die „öffentlichrechtlihe Wufgabe ber Ge: 
meinde“. Alſo nur im Fragen ber Rechtsanwendung, 


nicht in Fragen der Unentbehrlichleit an und für fi 
wird die Anfechtungsklage angeregt. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Wünſcht jemand das 
Wort? — Es ift nicht der Fall. Ich ſchließe Die 
Debatte. 

Die Abftimmung werde id) in der Weife vornehmen, 
daß ich zumächft über Punkt 1 des Deputationsvorjchlages 
abftimmen lafje, dann über 2a, und dann werde ich ab: 
ftimmen lafien über 2b, und zwar zunächft über den 
Deputationsantrag, und wenn dieſer abgelehnt fein follte, 
würde id) fodann über ben von Herrn Geh. Rath 
Dr. Wach geftellten Antrag anderweit abftimmen laſſen. 


Ich frage die Kammer: 


„ob fie dem Antrage der Deputation unter 1 
beiftimmt?* 
Das ift der Fall. 
Ih frage die Kammer: 
„ob fie dem Antrage der Deputation unter 2a 
beiftimmt?” 
Das ift der Fall. 
Ich frage die Kammer: 
„ob fie dem Antrage der Deputation unter 2b 
beiftimmt?“ 
Gegen 6 Stimmen. 
Damit erledigt fic) aljo auch diefer Punkt. 
Auch Hier habe ich die Frage auf namentliche Ab: 
ftimmung an die Königl. Staatsregierung zu richten. 
(Staat&minifter Dr. Schurig: Sie verzichtet.) 


Wir fommen zum 8. Gegenjtande der Tagetordnung: 
„Antrag zum mündliden Berichte der zweiten 
Deputation über Zit. 77 bes außerordentlihen 
Staatshaushaltsetat3 für 1900/01, Einführung 
elektrijcher Beleuchtung auf dem oberen Bahn- 
hofe Reichenbadi.®. betreffend.” (Druckſache Nr. 278.) 


(Vergl. M. II.K. S. 33 ff. u. 2. Bo.S. 1767 fi.) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr von Find: 
In it. 77, über welchen ich namens der zweiten Deputation 
die Ehre Habe Bericht zu erftatten, werden für die Ein- 
führung elektrifcher Beleuchtung auf Bahnhof Reichen- 
bad) i. V. oberer Bahnhof 300,000 M. poftulirt, und es 
wird dieſe Forderung in der Erläuterung damit motivirt, 
daf, nachdem man auf einer Anzahl größerer Bahnhöfe 
bes ſächſiſchen Eifenbahnnekes elektrische Beleuchtung ein: 
geführt und die bedeutenden Vortheile diejer Beleuchtungs- 
art, namentlich in Hinfiht auf die Schnelligkeit und 
Sicherheit des Rangirgefchäftes, ſich Hinreichend erwiejen 
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habe, es dringend wünſchenswerth fei, nunmehr auch auf 
dem oberen Bahnhofe in Reichenbach i. V. darauf zu: 
zufommen, und zwar in ber Weife, daß der Staat eine 
eigne Bentrale auf dem Bahnhofe errichtet. 

In der Zweiten Kammer ift, wie aus ber Landtags: 
beifage des „Dresdner Journals” zu erjehen ift, ba 
andere Unterlagen nicht zur Verfügung ftehen, Tebhaft 
darauf Hingewiefen worden, daß gleichzeitig die Stabt 
Reichenbach ein Wert für Elektrizität zu errichten be— 
abfichtige, und daß es wirthichaftlich richtiger, rationeller 
jei, ftatt zwei Meiner Werfe ein großes zu errichten. 
Man hat fich alſo lebhaft dafür ausgeſprochen, daß fid) 
der Staat mit der Stadt in Verbindung fegen und von 
der Stadt die nöthige Elektrizität beziehen möchte. Es 
jollen aud) von der Stadt Vorfchläge gemacht worben 
jein über den Preis, und es wirb hervorgehoben, 
da die Stabt bis zu dem minimalen Preife von Frei— 
berg heruntergegangen jei, man aljo glaube, der Staat 
werde feinesfall® fo billig produziren können; außerdem 
werde er bod) ein bedeutendes Rififo eingehen; die an: 
geblich von Seiten des Staates beabfichtigte Amortis 
jationsquote fei ſehr niedrig gegriffen, furz, nad) alle: 
dem fünne man nicht die Forderung der Königl. Staats: 
regierung bewilligen, man müſſe fie ablehnen und fomme 
im übrigen fogar noch auf den Antrag, welder ſich 
unter Nr. 296 als Bericht der Zweiten Kammer in 
Ihren Händen befindet. 

Hierauf ift nun von der Königl. Staatsregierung 
entgegnet worden, daß es ſowohl im Interefje der Sicher: 
heit des Eifenbahnbetriebes, wie auch im Jutereſſe ber 
Staatsfinanzen geboten erjcheine, Elektrizitätswerle für 
Bahnhöfe von der Ausdehnung und Bedeutung, wie fie 
der Bahnhof Reichenbach befitt, durch die Staatseifen: 
bahınverwaltung ſelbſt Herzuftellen und aud betreiben 
zu laſſen, daß man fi aljo auf jeden Fall in diejer 
Beziehung die größte Unabhängigkeit und Selbftändig: 
feit bewahren müſſe. 

Es ift ferner darauf hingewiejen worden, daß nad) 
den der Königl. Staatöregierung zugelommenen Rad): 
richten das ganze Elektrizitätswerk der Stadt Reichen: 
bad ftehe und falle mit der Betheiligung der Staats: 
eifenbahnverwaltung. 

Es iſt ferner darauf Hingewiefen worden, daß ſich 
der Staat vermuthlih die Elektrizität zu weſentlich 
billigerem Preife verfchaffen fünne, als es für die Stadt 
überhaupt möglich fein würde, fie felbft bei der größten 
Bereitwilligfeit dem Staate zu gewähren. 

Es ſei endlich) darauf Hingewiefen worden, daß der 
Plan, in Reichenbach ein ftaatliches Elektrizitätswerk zu 
errichten, viel älter jei als derjenige der Stadt, und daß 
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das Beifpiel, welches gegeben werbe, wenn man jet] Befchluffe, fomit die Bewilligung des Tit. 87 mit 
dem zuftimme, und aljo lediglich die Eflektrizitätsbebürf: | 300,000 M. nad) der Vorlage. 


niffe für Reichenbach von Seiten bes Staates befriedige 
durch Anſchluß an das ftädtifche Eleftrizitätöwert, be- 
benflihe Tolgen haben werbe, weil dann fehr leicht 
eine Stabt, bie beabfichtige, vielleicht ein Eleftrizitäts- 
werf zu befigen, ſich beeilen würde, es zu erbauen, fobald 


Bizepräfident von Zezſchwitz: 
„Bewilligt die Kammer den Betrag?“ 
Einftimmig. 
Bunt 10 der Tagesordnung: „Antrag zum münd: 


Gelegenheit geboten würbe, die Bebürfnifje des Staates lichen Berichte der zweiten Deputation über 


auch durch das ſtädtiſche Elektrizitätswerk zu befriedigen. 
Trotz alledem hat die Zweite Kammer aber ihr Votum 


Tit. 85 des außerordentlichen Staatshaushalts— 
etats für 1900/01, Herftellung bes Unterbaues 


aufrecht erhalten und ben Regierungsvorfchlag abgelehnt für das dritte und vierte Gleis zwiſchen Conne— 


und ift zu dem in Drudjahe Nr. 296 Ihnen vorliegen: 
ben Zujagantrage noch gelommen. 

Ihre Deputation bat nun aber allenthalben ben 
Gründen der Staatöregierung nur beizuftimmen ver: 
mocht und empfiehlt Ihnen fomit die Wiederaufnahme 
ber Regierungsvorlage, d. 5. die Genehmigung von 
300,000 M. unter it. 77 unter gleichzeitiger Ablehnung 
bes Antrages der Zweiten Sammer, Druckſache Nr, 296, 


| In Tit. 88 werben 800,000 M. gefordert für bie 





wig und Gaſchwitz ıc. betreffend.“ 
Nr. 281.) 


(Vergl.M.IT.R.©.33 ff. u. 2.2.6. 1799f.) 


Berichterftatter Kammerherr Freiherr von Find: 
Her: 
ftellung des Unterbaues für das dritte und vierte Gleis 
an ber Linie Leipzig: Hof von Connewitz bis Gaſchwitz, 
nebft Verlegung des Haltepunftes Oetzſch. Bereits in 


(Drudjadhe 


Vizepräfident von Zezſchwitz: Wünſcht jemand das | den Jahren 1896/97 und 1898/99 find im ganzen 


Wort? — Es ift nit der Fall. 
Ih frage bie Sammer: 


1,590,000 M. bewilligt worden für den Grunderwerb 
zum Ausbaue des britten und vierten Gleiſes zwiſchen 


„ob fie den Anträgen der Deputation unter Leipzig und Gaſchwitz, für die Erweiterung ber Halte: 


Nr. 278 beitritt?" 
Einftimmig. 


Wir gehen über zum neunten Gegenftande: „An: 
trag zum mündlichen Berichte der zweiten Depu— 
tation über Tit 87 bes außerorbentlihen Staats: 
haushaltsetats für 1900/01, Erweiterung ber 
Zadeftelle III in Leipzig: Lindenan betreffend.“ 
(Drudjahe Nr. 280.) 


(Vergl. M. II.K. S. 33ff. u.2. Bd. ©. 1799.) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr don Find; 
In Tit. 87 werben für die Erweiterung der Ladeſtelle 
Leipzig-Lindenan 300,000 M. gefordert. Der Güter: 
verkehr bafelbft ift wejentlich geftiegen. Als Beweis 
dafür mögen bie Ziffern gelten, daß im Jahre 1887 
bloß 985 Wagen, während im Jahre 1898 10,956 Wagen 
bafelbft zirkulirten. 

Die Erweiterung ift ſomit dringend nothwendig, 
und es wird geplant: eine Verlängerung und Vermeh— 
rung ber Labegleife, die Anlegung zweier neuer Lade: 
ftroßen und bie Fyertigftellung eines neuen Zuganges 
von der Kaiſer Wilhelmftraße. Hierfür werden im ganzen 
300,000 M. gefordert, darunter allein für Grunderwerb 
182,000 M. 

Die Zweite Kammer hat debattelos biefe Summe 
bewilligt. Ihre Deputation empfiehlt Beitritt zu dieſem 


ftele Connewig und für den Umbau und Kunftbauten 
auf diefen Streden; nunmehr fol der Unterbau für 
das dritte und vierte Gleis zwiſchen Gonnewig und 
Gaſchwitz, und ber Ausbau des Haltepunktes Detzſch 
vorgenommen werben; nad ber Vollendung biefer Ar: 
beiten, die ungefähr im Jahre 1903/04 ausgeführt fein 
werden, foll das neu anzulegende Gleis 3 und 4 ledig— 
ih für den Güter: und Vorortverfehr dienen, während 
das Gleis 1 und 2 für ben Fern- und Schnellzugverlehr 
dienen fol. Der Gefammtbebarf ift 800,000 M., ba: 
runter 200,000 M. für Erbarbeiten, 332,000 M. für 
Oberbau ꝛc. Die Zweite Kammer hat am 4. Mai be: 
battelos das Poftulat bewilligt. Ihre Deputation em: 
pfiehlt Beitritt zu diefem Beſchluſſe, fomit Bewilligung 
von Tit. 88 mit 800,000 M, 

Bizepräfident von Zezſchwitz: 

„Bewilligt die Kammer dieſen Betrag?“ 
Einſtimmig. 

Wir kommen zum nächſten Gegenſtande der Tages— 
ordnung: „Antrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Deputation über Tit. 102 des außer— 
ordentlichen Staatshaushaltsetats für 1900,01, 
die Erweiterung des Hafens in Niefa ıc. be: 
treffend.” (Drudjade Nr. 274.) 

(Bergl. M. II.K. S. 33 ff. u.2.8d. ©. 1763 f.) 


—- — 





Berichterſtatter Kammerherr Freiherr von Find: geliſch-lutheriſches 


Ich hätte noch über den außerordentlichen Tit. 102 Be— 
richt zu erſtatten, wo für Erweiterung des Hafens in 
Rieſa einſchließlich Gleisherſtellungen und Straßen: 
herſtellungen als letzte und zweite Rate 1,252,000 M. 
verlangt werden. Nach dem generellen Entwurfe be— 
trugen die Geſammtkoſten 2,706,100 M. Hierauf ſind 
als erſte Rate bereits bewilligt worden 1,731,000 M. 
Der ſogenannte überrechnete, allgemeine Koſtenanſchlag 
ſummirt jedoch den geſammten Aufwand auf 2,983,000 M., 
ergiebt ſomit ein Mehr von 276,900 M., ſo daß als 
legte Rate mithin 1,252,000 M. noch zu bewilligen find, 
Diejes Mehr ift, wie aus ben Erläuterungen zu er- 
jehen, zumeift bedingt durch bem erhöhten Aufwand, 
der für ben Mrealerwerb ſich nothwendig machte und 
reichlih 150,000 M. allein betrug. Er ift entftanden 
dadurch, daß vielfach die gefammten Grundftüde getauft 
wurden und gelfauft werden mußten, währenb man an— 
fangs glaubte, mit deren theilweifen Erwerb durch— 
fommen zu können. Es geſchah, weil man fich fagte, 
daß bei ber fpäteren Entwidelung diefelben noch ge: 
braucht werden würden, und daß es räthlidh ſei, das 
Ganze anzafaufen, um bie höheren Beträge zu ver: 
meiben, bie bezahlt werden müßten für ben Minber: 
werth bes Reftgrundftüdes, Dadurch ift nun ein wejent: 
lich größeres Areal in den Beſitz des Staates über: 
gegangen. 

Man kann nur fagen, baf bies alles in ber um: 
fihtigften Weife geichehen ift und die Käufe als Beweis 
von großer Fürſorge anzufehen und gutzubeißen find. Des 
Weiteren find mehr Boften entftanden dadurch, daß ein 
Betrag von 100,000 M. eingeftellt worben ift für 
eventuell fich erforderlich machende tiefese Gründungen 
der Kaimauern. Nach eingehender Prüfung dieſer 
Forderungen empfiehlt Ihre Deputation den Beitritt 
zu dem Bejchluffe der Aweiten Kammer, fomit Be: 
willigung des it. 102 mit 1,252,000 M. nad) ber 
Borlage. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: 


„Beihließt die Kammer bie poftulirten 
1,252,000 M. nad) der Borlage?“ 
Einftimmig. 


Wir fommen zu Punkt 12 der Tagesordnung: 
„Antrag zum münbliden Berichte ber zweiten 
Deputation über den wegen Erhöhung der Tage: 
gelber ber Mitglieder der evanglifchsIutherifhen 
Sandesjynode bei Kap. 89 des Etats, Evan: 

I.8. (2. Abonnement.) 
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Landeskonſiſtorium, 
faßten Beſchluß.“ (Druckſache Nr. 276.) 


Vergl. M. II. K. S. 38 ff, 734,2. Bd. S. 900 ff., 1795 ff. 
u.M.1.8.S.346 ff.) 


Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Rittergutsbefiger Hempel: Meine 
jehr geehrten Herren! Sie haben vor kurzem, einer 
Unregung Ihrer zweiten Deputation folgend, ben Be: 
ſchluß gefaßt: 

„die Königl. Staatsregierung zu ermächtigen, 
auf Antrag der Synode ben in 8 44 Ubjak 2 
ber Kirchenvorftands- und Synodalorbnung vom 
30. März 1868 feftgeftellten Diätenfag von 
3 Thalern (9 M.) auf 12 M. fon für bie 
Tagung ber VII. ordentlichen Landesſynode zu 
erhöhen.“ 

Diefer Antrag ift nun zwar in ber jenfeitigen 
Kammer nicht verworfen worben, er ift aber bei feiner 
Berabfhiedung durch einen Zuſatz ergänzt worben, ber 
dahin geht: 

„zugleich aber die König. Staatsregierung zu 
erfuchen, dem nächften Landtage —— 
zur verfaſſungsmäßigen 3 vor⸗ 
ulegen, welche unter Aufhebung entgegen⸗ 
—— —— in $ 120 der Verfaſſungs⸗ 
urfunbe ben Stänbemitgliebern, bie an bem Orte, 
wo ber Landtag gehalten wird, wejentlic wohnen, 
ben Bezug ber Hälfte der in $ 38 der Lanb- 
tagsorbnung feftgejegten Tagegelder zubilligen.” 


Meine Herren! Wie Sie aus dem Antrage Nr. 276 
erfehen, fann fi Ihre Deputation bem Antrage ber 
Zweiten Kammer nicht anjchließen. Unter ben Gründen, 
welche zu einer Ablehnung bes Antrages in ben Depu— 
tationsberathungen geführt Haben, ift der vornehmfte 
der, daß Ihre Deputation Bedenken begt, eine Ber- 
änderung ber Behandlung ber Diäten zum Anlaffe einer 
Beränderung der Berfaffungsurkunde werben zu laſſen. 
Sie kann ber Angelegenheit allein nicht die Bebeutung 
zuerfennen, um einen fo wichtigen Schritt zu redt- 
fertigen. Die mwoßlerwogenen Beftimmungen ber Ber: 
faffungsurfunde follen möglichft gefichert werben und 
ftabile fein; bamit fie das bleiben fünnen, verfügt 
$ 152, daß zu einem gültigen Beichluffe, welcher bie 
Aenderung von Beftimmungen in ber Berfaffung zum 
Biele hat, bie Uebereinftimmung beiber Kammern erforber: 
fich ift; auch fann von ben Ständen ein folder Antrag 
nicht eher an ben König gebracht werben, als bis in 
zwei ordentlichen, unmittelbar auf einander folgenden 
Stänbeverfammlungen deshalb übereinftimmende Be: 
ſchlüſſe gefaßt worben find, 
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Eine Aenderung ber Beitimmungen in $ 120 aljo 
erfordert dementſprechend mindeftens einen Zeitraum 
von vier Jahren. Ihre Deputation Hat mit Rückſicht 
daranf geglaubt, da fie zur Zeit durch eine große An— 
zahl von überaus dringlichen Erledigungen bejchäftigt 
war und im übrigen bie Anficht vertreten wurde, daß 
in eine Bertiefung der bier von der Zweiten Sammer 
vorgefchlagenen Angelegenheit faum einzutreten wäre, 
ohne Negierungstommiffare zu hören, auch materiell bie 
definitive Löfung der Frage nicht aufgehalten würde, zur 
Bertagung dieſer Angelegenheit berechtigt zu fein. Sollte 
bei der Zweiten Sammer bie Abſicht beftehen, jpäter 
wieder barauf zurüdzufommen, jo wirb ein Antrag nad 
biefer Richtung bei der nächften Tagung bes Landtages 
Ihre Aufmerkfamkeit finden, Der finanzielle Effeft des 
Antrages ift, das muß ohne weiteres zugeftanden werden, 
von feiner jehr erheblichen Bedeutung. Nimmt man bie 
Verhältniffe der gegenwärtigen Tagung zum Ausgangs: 
punfte der Beurtheilung, jo bürfte die Ausdehnung ber 
Berabfolgung der Diäten auf in Dresden anfäffige 
Mitglieder ungefähr einen Betrag von 10,000 M., aljo 
gemeinjährig 5000 M. erforderlich machen. 

Es will aber Ihrer Deputation nicht recht angängig 
erfcheinen, in einer Periode, wo Sparjamleitsrüdjichten 
in den Vordergrund geftellt worden find unb wo, wie 
mir das bie geftrigen Verhandlungen dargethan haben, die 
Beihaffung von Mitteln, für die Zukunft die Aufmerkſamkeit 
der Kammern hervorragend in Anſpruch nimmt, mit einer 
Forderung hervorzutreten, welche einem Theile ihrer Mit: 
glieder Vortheile zuführt. Schließlich ift auch noch in 
ber zweiten Deputation zur Sprache gelommen, baß, 
wenn man in eine Berathung ber aufgeworfenen Diäten: 
frage eintreten wollte, da8 faum ander angängig er- 
fcheine, als wenn bie ganze Diätenfrage aufgerollt wird. 
Ihre Deputation ift ber Meinung, daß dazu augen: 
blicklich wohl aud nicht ein günftiger Moment vorhanden 
ift, und fie fchlägt Ihnen aus diefen Gründen vor, fi 
ablehnend gegen ben von der Zweiten Sammer unter: 
breiteten Zuſatz zu verhalten. Sie hegt übrigens bie 
Hoffnung, daß diefe Ablehnung nicht zur Folge haben wird, 
daß dadurch der Antrag der Erften Kammer, für Er: 
böhung ber Diäten ber Mitglieber ber Synode zum 
Fallen gelangt. Beide Angelegenheiten haben im Grunde 
genommen ja feine Verbindung, obwohl eine gewifle 
Uehnlichkeit nicht abzuleugnen if. Ich erjuche Sie, 
meine Herren, ben Antrag Nr. 276, wie er Ihnen vor: 
fiegt, nad den Vorſchlägen der Deputation beitreten zu 
wollen. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Begehrt jemand bas 
Wort? — Es ift nicht ber Fall. Ich frage die Kammer: 
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„ob fie dem Antrage Nr. 276 beitritt?" 
Einftimmig. 

Wir fommen zu Nr. 13 der Tagesordnung: „Un: 
trag zum münblidhen Berichte der vierten Depu: 
tation über die Petition Dtto Günther's in 
Plauen i. V. um Erſatz des Schabens, der ihm 
durch Zurüdnahme einer ertheilten Baugeneh- 
migung zugefügt worden.” (Druckſache Nr. 268.) 


(Vergl. M. II. 8.5.1698 f.) 


Berichterftatter Bürgermeifter Wiliſch: Meine hoch— 
geehrten Herren! Der Bierhändler Dtto Günther in 
Plauen im Bogtlande erhebt Anfpruc auf Erjag des 
Schadens, der ihm dadurch erwadjien jei, daß er zufolge 
von Verfügungen ber Baupolizeibehörden Aufwendungen 
für einen Neubau gemacht habe, an deſſen Ausführung 
er jchließlich wegen Nichtertheilung der Baugenehmigung 
beziehentlich wegen Außerfraftfegung der bereits früher 
ertheilt gewejenen Bauerlaubnif gehindert wurde. Er 
bittet, ihm feinen Schaden, wenn nicht aus Rechts— 
gründen, jo doc aus Billigkeitsgründen „in Höhe von 
unmaßgeblih 17,000 M. aus Staatsmitteln zu erjeßen.“ 
Der Sachverhalt ift kurz folgender: Im Juli 1893 ift 
dem Borbefiger Günthers die Errichtung eines Tanz: 
faales auf dem Grundſtücke Bergstraße Nr.4 in Blauen ge: 
nehmigt und dieſe Bauerlaubniß im Jahre 1895 auf 
weitere zwei Jahre verlängert worden. Diefe Friſt lief 
bis zum 26. Juni 1897. Sie ftüßte fi auf $ 8 ber 
Bauordnung der Stadt Plauen, vom 1. November 1844, 
wo es heißt: 

„Wenn der nachgefuchte Bau binnen zwei Jahren, 
vom Dato ber Genehmigung an, nicht ausgeführt 
wird, fo verliert leßtere ihre Gültigleit und es muß 
von neuem Erlaubniß nachgejucht werden.“ 

Im Februar 1897, alfo vier Monate vor Ablauf 
der Friſt, innerhalb welcher der jchon im Jahre 1893 
genehmigte Saalbau auszuführen gewejen wäre, reichte 
der Gefuchiteller Günther, der das Grundftüd im Jahre 
1896 erworben Hatte, neue Beichnungen zu dem Baue 
eines Konzert: und Ballhaufes ein. Diefer Bau, ber 
fi in Bezug auf feine grundräumliche Ausdehnung von 
dem früheren Projekte nicht weſentlich unterjchieb, wurde 
namentlich auch in Beachtung nachbarlicher Widerſprüche 
in erfter und zweiter Inftanz als nicht zuläffig erflärt 
und auf Grund der SS 14 und 15 der Bolizeiorbnung 
für Städte nicht genehmigt. Nunmehr nahm Günther 
das früher im Jahre 1893 beziehentlich 1895 genehmigte 
Bauprojeft wieder auf und bat am 20. Mai 1897, aljo 
nur fünf Wochen vor Ablauf jener verlängerten Bauzeit, 
um Wushändigung des feinem Vorbeſitzer ausgeftellten 
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Bauerlaubnißfcheines. Das lehnte der Stadtrat zu 
Plauen ab und erklärte mittels Beſcheidung vom 26. Mai 
1897 diefe frühere Grlaubniß für erlofchen, weil über: 
haupt das Bauprojeft an ſich durch rechtäfräftige Ent: 
ſcheidung als geſetzlich unzuläffig erflärt worden war. 
Auf den hiergegen erhobenen Rekurs wurbe indeſſen ber 
Stadtrath zu Plauen angewiejen, dem Antrage Günthers 
zu entfprechen, zumal ausweislich der Alten eine weſent— 
lie Veränderung der Verhältniſſe des Bauplapes und 
jeiner Umgebung, bie eine anderweite Prüfung des Pro: 
jektes beziehentlich jeine Verwerfung allein zu rechtfertigen 
vermöge, nicht eingetreten jei, und es orbnete die Kreis— 
hauptmannfchaft, da inzwifchen der 26. Juli vorüber war, 
mittel Berorbnung vom 24. Auguft 1897 an, 


„dab dem Günther noch eine angemefjene Friſt, binnen 
welcher mit der Yusführung des projektirten Baues 
thatſachlich zu beginnen jei, mit dem Bedeuten geſetzt 
werde, daß nad ungenüßtem Mblaufe der Friſt die 
mehrerwähnte Baugenehmigung ihrer Gültigkeit ver- 
fuftig gebe, und daß eventuell von neuem Bauerlaubnif 
nachgejucht werden müſſe“, 


wobei gleichzeitig die gegen den Bau erhobenen nachbar⸗ 
lichen Widerſprüche verworfen wurden. 


Der Stadtrath zu Plauen ging der Verordnung 
nach und ertheilte am 31. Uuguft 1897 eine dreimonat- 
liche Rachfriſt. Daraufhin hat Günther den Abbruch) 
gewifler, dem Neubau im Wege ftehenden alten Gebäube- 
theile bewirkt und mit dem Saalbau begonnen. Einige 
Wochen fpäter, zu Anfang November 1897, erging nun, 
da die mit ihrem Widerjpruche abgewiejenen Nachbarn 
fi) an das Minifterium des Innern gewandt Hatten, 
folgende Minifterialverorbnung ein: 


„Aus den Blatt 25 und 38 der Rathsakten er- 
fichtlichen Lageplänen geht hervor, da bei Ausführung 
bes früher Pickertſchen, jet Güntherſchen Bauvorhaben 
das betreffende Grundſtück bis unmittelbar an bie 
Nahbargrenzen faft in feiner vollen Ausdehnung mit 
einem bis zur Hauptfimsoberfante nahezu 12 m hoben 
Gebäude überbaut wird. Nah $ 11 der Ortsbau— 
ordnung für Plauen i. ®. und $ 16 der Baupolizei- 
ordnung für Städte muß auf jedem bebauten Grund» 
ftüde ein den gejunbheits: und feuerpolizeilichen An- 
forderungen entiprechender Hofraum a ara fein. 
Das Miniflerium des Innern wünſcht daher vor 
weiterer Entſchließung auf die von ben Befigern der 
Nahbargrundftüce erhobenen Beſchwerde zunächit darüber 
unterrichtet zu fein, wie der Stadtrath gegenüber jenen 
eſetzlichen Vorſchriften feinerzeit dazu gelangt ift, den 

u in der geplanten Geftalt zu gemehmigen. Außer: 
bem ift nocd ein Gutachten des Bezirksarztes und bes 
Branddireftor® über die Auläffigleit des Baues vom 
geſundheits⸗ und feuerpolizeilichen Standpunkte herbei- 
zuziehen.“ 
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Auf Grund dieſer Verordnung verfügte der GStabt- 
rath zu Plauen am 16. November die Baufiftirung und 
zwar mit folgender Beicheidung: 

„Bufolge einer anher ergangenen Berorbnung des 
Königl. Minifteriums des Innern, in welcher weitere 
Erörterungen in Bezug auf den von Ihnen auf dem 
Grundftücde Johannftraße 4 auszuführenden Saalbau 
angeordnet werben, erhalten Sie hierdurch Aufforderung, 
ben erwähnten Bau jofort folange einzuftellen, bis 
auf die Widerſprüche gegen denfelben endgültige Ent- 
ſcheidung getroffen worden ift.“ 

Der Bau ift daraufhin eingeftellt worben, ohne daß 
gegen das, überdies uhne Strafandrohung verfügte Baus 
verbot die georbneten Rechtömittel eingewendet worben 
find. Der Beichwerbeführer mißt nun allerdings die 
Schuld hieran dem Stadtrathe zu Plauen bei, weil defien 
Verfügung ihn zu der Annahme verleitet habe, daß das 
Bauverbot vom Königl, Minifterium angeordnet fei. Das 
fann man zwar wenigftens bis zu einem gewiſſen Grabe 
nad Anficht Ihrer Deputation zugeben, es ift aber bies 
für den erhobenen Schadenanſpruch injofern belanglos, 
als zur Zeit der Baufiftirung der liquibirte Schaden 
bereits entftanden war und nad bem gegebenen Sad: 
ausgange das Bauverbot gerade das Gute gehabt hat, 
daß ber Schaden Günthers nicht ein noch höherer ge: 
worden ift. Im weiteren Verlaufe der Sache, bezüglich 
deſſen ich der Kürze halber auf dem fchriftlichen Bericht 
der Wetitionsbeputation ber Aweiten Kammer vom 
23. April diefes Jahres zu verweifen mir erlaube, hat das 
Königl. Minifterium mittels Verordnung vom 19. Januar 
1898 jene Entſcheidung der Kreishauptmannfhaft Zwickau 
aufgehoben und wies den Stadtrath an, zunächſt darüber 
Entſchließung zu faflen, ob er bie frühere Genehmigung 
von 1893 beziehentlich 1895 aufrechterhalten oder zurüd- 
ziehen wolle. Der Stabtrath zu Plauen entjchied ſich für 
die Zurüdziehung und eröffnete dies dem Gefuchfteller am 
11,12. März 1898 mit der Begründung, daß das Grund- 
ftüd in zu weit gehendem Maße gebaut werbe, und ba 
bierburch feinem und dem Nadjbargrundftüde Luft und 
Licht in unzuläffiger Weile entzogen werden würde. Die 
biergegen eingewendeten Rechtsmittel find in allen In— 
ftanzen verworfen worden. Dieje Inftanzenticheidungen 
find — nad) Anficht Ihrer Deputation wenigftens — 
weder in formeller noch auch in materieller Hinficht zu 
beanftanben. 

Was nun den Schadenanjpruch anlangt, den Günther, 
wie ſchon erwähnt, auf über 17,000 M. beziffert, nämlich 
5250 M. entgangener Mietbzins auf die Zeit vom 
1. April 1897 bis Ende November 1898 und 12,140 M. 
Aufwendungen für den begonnenen Neubau, Beſeitigung 
und jpätere Wieberherftellung der alten Gebäubetheile ıc., 
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fo fteht ja allerdings anfer Zweifel, da dem Günther 
durch die obrigkeitlih verfügte Einftellung des Baues 
beziehentlich durch die Aufgabe des in Angriff genommenen 
Bauvorhabens ein gewiſſer Vermögensſchaden erwachſen 
iſt. Auch wird nicht in Abrede zu ſtellen ſein, daß der 
thatfächliche Gang des Verfahrens, das in ber Günther: 
[hen Bauſache ftattgefunden hat, Günthern bewogen hat, 
ber. ihm eingeräumten Befugniß gemäß mit dem Baue 
noch zu beginnen und fo allerdings mit Anlaß gegeben 
hat zu den von Günther vergeblich aufgewendeten Bau: 
foften. Allein das ift wohl zweifellos nicht ausreichen, 
um ein Verſchulden ber betreffenden Baubehörben 
zu begründen. Was im biefer Sinficht zunächſt ben 
Stabtrath zu Blauen betrifft, jo ift darauf hinzuweiſen, 
daß bdiefer von Haus aus dem Günther gegenüber ben 
ſachlich richtigen Standpunkt eingenommen bat, ben 
nämlih, daß die Ausführung bes Baues, der im Jahre 
1875 unter theilweife anderen Rechtsanſchauungen be: 
ziehentlih ohne gemauere und ftrenge Anwendung ber 
einfchlagenben baupolizeilihen Beftimmungen zwar ge- 
nebmigt, aber bis Ende Juni 1897 weder ausgeführt, 
noch aud nur im Angriff genommen worben ift, aus 
materiellrechtlichen Gründen nicht geftattet werben könne, 
und daß, wenn bem Günther gleichwohl bis Dezember 
1897 Frift zur Ausführung bes Baues gegeben worben 
ift, dies auf ber von ber Kreishauptmannfhaft Zwidau 
ertheilten Anweiſung beruhte, welche offenbar bem 
Stabtrathe nicht zur Verſchuldung gereihen fann. Auch 
ber bemfelben gemachte Vorwurf, baf bie Siftirung bes 
Baues eine ungerechtfertigte gewefen fei, kann gegenüber 
ber ergangenen Berorbnung bes Minifteriums bes 
Innern vom 29. Oktober 1897 als ein geredhtfertigter 
nicht bezeichnet werben. Was fernerhin eine etwaige 
Bertretungspflicht des Staates anlangt, jo wirb ſich 
eine ſolche aus der Thatſache faum Herleiten laſſen, daß 
das Königl. Minifterium des Innern jene Entiheibung 
ber Rreishauptmannfchaft aufgehoben Hat, bie eine Nach— 
frift ertheilte, und bem Gefuchfteller zu fruchtlofen, ihn 
ſchädigenden Bauarbeiten, wenn auch nicht veranlaft 
bat, jo doch immer beftimmt Haben mag. Der Herr 
Königl. Kommiffar, der hierüber gehört worben ift, hat 
fi in biefer Beziehung jo erklärt: 


„Die Staatöregierung kann für den Günther’ichen 
Entihädigungsanfpruch, Tomeit ber Staatsfiskus in 
Frage kommt, weber Rechts- noch Billigkeitsgründe 
anertennen. Was zunähft bie Rechtsfrage anlangt, 
fo würde, falls Günther bie behauptete Schädigung 
auf ein chulden bes Stadtraths zu Plauen bei 
Behandlung der Günther'ſchen Bauſache zurüdzuführen 
vermeint, der Entihäbigungsanfpruch nur gegen dieſen 

iehentlih bie Stadtgemeinde Planen, 2 dieſe 
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ihre Organe zu vertreten hat, erhoben werben können. 
Daß die Handhabung der Baupoligei zu ben den 
Stadträthen von der Staatsgewalt übertragenen 
Funktionen gehört, begründet feine Vertretungspflicht 
bes Staatsfisfus, 

Nun beruft fich der Petent allerdings auch auf 
Enticheidungen ber Kreishauptmannicaft zu Zwickau, 
welde nachträgliche Berichtigungen erfahren haben. 
Indeſſen kann das Minifterium bes Innern im An- 
ſchluſſe an die für richterliche Entſcheidungen aner- 
fannten Grundfäße nicht zugeben, daß unrichtige 
Inftanzentfcheidungen der Verwaltungsbehörben ſchon 
an fi eine Vertretungspflicht für etwaigen Schaden 
begründen. Vielmehr wird minbeftens ber Nachweis 
einer bejonderen Verſchuldung geführt werben mäfjen, 
an bem es im —— fehlt. 

Aber auch ein ausreichender Billigkeitsgrund liegt 
nicht vor. Abgeſehen davon, daß die denberechnung 
in vieler Beziehung anfechtbar und jedenfalls über 
trieben iſt, würde eine Entſchädigung Günthers leicht 
die unerwünſchte und ungerechtfertigte Folge haben, 
daß die Staatslaſſe in Widerſtreit mit dem geltenden 
Privatrechte für jeden Irrtum eines öffentlichen Be— 
amten, auch wenn er kein vertretungspflichtiges Ver— 
Feine enthält, in Anfpruh genommen werben 
würbe,‘ 


Der Herr Königl. Kommiffar Hat dann noch münd— 
li beſonders betont, baf, wenn man an einen Rechts: 
irrthum einer entfcheidenden Behörbe die Verpflichtung 
zum Scabenerfage anknüpfen wollte, diefe Frage zum 
minbdeften jo zweifelhaft fei, daß es wünjchenswerth fei, 
ihre Austragung dem Rechtswege zu überlaffen. 

Entgegen dieſer Erflärung und in Abweichung von 
dem Majoritätsgutachten Ihrer Deputation, weldje bie 
Petition auf fi beruhen laſſen wollte, Hat nun aber 
bie hohe Zweite Kammer befunden, daß dem Günther 
eine Entſchädigung — wenn auch nicht in der angegebenen 
Höhe — zuzubilligen fein möchte, und hat bemgemäß 
beichlofjen, die Petition ber Königl. Staatsregierung zur 
Kenntnißnahme zu überweifen. Ihre vierte Deputation, 
meine hochverehrten Herren, Hat fi) dem nicht an: 
zuſchließen vermocht, vermeint vielmehr, daß es im Hin: 
blit auf die ablehnende Haltung der Königl. Staats: 
regierung fachgemäßer fei, die Petition auf fich beruhen 
zu laffen. Mafgebend für biefes Botum war vor allem 
bie Erwägung, daß es fih um einen zivilrechtlichen 
Schadenanſpruch Handelt, ber nicht nur feiner Höhe nad) 
völlig illiquid ift und jelbft vom den Befürwortern bes 
Gefuches als viel zu Hoch bezeichnet worben ift, ſondern 
insbejondere auch feinem Grunde nad als höchſt frag: 
würdig und zweifelhaft ſich darſtellt. Im ſolchen Fällen 
ift, jo vermeint wenigftens Ihre Deputation, eine Inter⸗ 
vention der Stände erft dann beanzeigt, wenn feſtſteht, 
baß fein Rechtsanſpruch vorliegt, was Harzuftellen ſchon 
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ber etwaigen Regreßanſprüche wegen gegenüber bem be- 
treffenden Beamten erforberlih erjcheint, wenn aber 
gleihwohl in dem für Schädenanſprüche georbneten 
Prozeßverfahren fih Momente zeigen, welche aus Billig. 
feitägründen bie Gewährung einer Entihädigung nahe 
legen. Aus biefen Gründen und mit Rüdficht auf bie 
Ausführungen des Herrn Königl. Kommiſſars, denen 
Ihre Deputation in ber Hauptſache ſich nur anzufchließen 
vermochte, habe id; namens berjelben zu beantragen, die 
Petition auf fich beruhen zu laffen. 


Vizepräfident vom Zezſchwitz: Begehrt jemand bas 
Wort? — Herr Oberbürgermeifter Dr. Schroeder! 


Oberbürgermeifter Dr. Schroeder: Meine jehr ge: 
ehrten Herren! Wenn ich troß der vorgerüdten Stunde 
und troß der Geſchäftslage des Haufes noch für wenige 
Augenblide Ihr Gehör erbitte, jo gefchieht es nur bes: 
wegen, damit aus meinem Schweigen feine unrichtigen 
Folgerungen abgeleitet werden. Ich ftehe meinerfeits dem 
Gegenftande, mit bem fich die Petition bes Herrn Otto 
Günther beichäftigt, durchaus vorurtheilsfrei gegenüber; 
die ganze Sache liegt vor meiner Amtsführung, und ich 
habe weder amtlich noch außeramtlic mit der ganzen 
Ungelegenheit zu thun gehabt. Aber ich meine, gerabe 
bei der objektiven Stellung, die ich infolge deſſen ein: 
nehme, kann ich mir erlauben, darüber meinerfeits ein 
UrtHeil in biefem hohen Haufe abzugeben, inwieweit ber 
Anspruch des Petenten fundirt erjcheint. 

Ich habe gejucht, mir das Aktienmaterial vollftändig 
zufammenzuftellen, und ich bin zu ber Ueberzeugung ge- 
fommen, daß bie Baupolizeibehörbe irgend welches von 
ihr vertretbare Verjchulden nicht trifft. Die Grundlage 
bei der ganzen Beurtheilung des Falles bildet meines 
Erachtens ein Satz bes bisher geltenden Baupolizeirechts, 
der auch in Zukunft unter ber Herrichaft des neuen Bau- 
polizeirechtö gelten wird, der aber bisher zu wenig bei 
den Verhandlungen beachtet worden iſt. Keine Ban- 
genehmigung ift eine Rechtsverleihung; die Baugenehmig: 
ung ift weiter nichts als die yeftftellung dahin, daß dem 
Baue Bedenken nicht entgegenftehen, daß der Bau unter 
beftimmten Bedingungen ausgeführt werben fann. Die 


Baugenehmigung gilt darum nur rebus sic stantibus. | 


Dies trifft aud für die Genehmigung zu, die hier 1893 | 
dem Vorbefiger des Petenten ertheilt worben ift. Dieſe 
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heiten bes Falles eingehen und ausführliche Mechts- 
deduftionen, ohne bie nicht auszulommen wäre, geben 
wollte. Ich möchte aber wenigftens noch foviel fagen, 
daß zwar am ſich im wejentlichen die Thatſachen in ben 
Petitionen richtig mitgetheilt find, daß fie doch feines- 
wegs erjhöpfend behandelt find. Es fehlen vielfach die 
zutreffenden Folgerungen, es fehlt die Würdigung bes 
Verhältniſſes der einzelnen Thatfachen zu einander, es 
fehlt auch mehrfach die Berüdfichtigung deſſen, was ber 
Betent jelbft gethan und jelbft unterlaffen hat. Der 
Herr Berichterftatter ift zu meiner Befriedigung auch ein- 
gegangen auf die Verfügung ber erftinftanzlichen Bau- 
polizeibehörde vom 16. November 1897 und Hat im 
zweiten Theile feines Berichtes ganz ausbrüdlich feft- 
geftellt, daß auch aus diefer Anordnung ber erjtinftang- 
lichen Polizeibehörbe irgend welches Verſchulden nicht bei- 
gemefjen werben könne. Die Verfügung fagt ganz Hlar, 
warum dad Bauverbot erlaſſen wird; fie jagt Har, daß 
es gejchehen ift, weil eine Verordnung bes Minifterium 
des Innern eingegangen ift, in welcher weitere Erörte— 
rungen in Bezug auf ben auszjuführenden Bau angeorbnet 
werben, und ich meine, ich habe ben Herrn Berichterftatter 
ebenfo im erften Theile feines Berichtes richtig ver: 
ftanden, als er auf bie Ausführungen des Petenten zu 
biefer Anordnung vom 16. November 1897 eingegangen 
ift und bemerkt hat, daß zwar die Deputation ihrerjeits 
dem Petenten nicht widerlegen könne, er fei in einem 
Irrthume befangen geweien, daß aber damit ber Herr 
Berichterftatter barauf, ob der Irrthum begründet und 
veranlaßt war, an biefer Stelle feines Berichtes nicht 
hat eingehen wollen. Im Gegentheil hat der Herr Be: 
richterftatter dann ausbrüdliih und meines Erachtens 
vollftändig zutreffend ausgeführt, daß aus biejer Ver- 
fügung vom 16. November 1897 ebenjo wenig wie aus 
anderen Thatſachen zu Ungunjten der Baupolizeibehörbe 
ein Berfchulden hergeleitet werben könne. Ich möchte 
Sie nad) alledem bitten, meine Herren, den Auffafjungen 
der Deputation beitreten zu wollen. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünfcht noch jemand 
das Wort? — Es iſt nicht ber Fall. 
Sch frage: 
„ob die Kammer den Deputationdantrag an: 
nimmt?” 


Baugenehmigung konnte 1897 gar nicht aufrecht erhalten ; Einſtimmig. 


werden, formell nicht und materiell nicht, und ſie war 
abgelaufen mit dem 26. Juni 1897, zu welcher Zeit mit 
dem Baue noch in keiner Weiſe begonnen war. Nun 
würde es zweifellos jetzt in dieſer Stunde zu weit führen, 
meine ſehr geehrten Herren, wenn ich auf dieſe Einzel— 


Wir kommen zum letzten Gegenſtande der Tages— 
ordnung: „Bericht der dritten Deputation, das 
Königl. Dekret Nr. 20, den Bericht über die Ver— 
waltung der XLandesbrandverjiherungsanftalt 
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in den Jahren 1897 und 1898 betreffend.” (BDrud- | einer Petition des Verbandes der ſächſiſchen Hausbeſitzer 


ſache Nr. 259.) 
(Berge. M. II.K. S. 176ff. u. 2. Bo.S. 1374 ff.) 


Berichterſtatter Oberbürgermeiſter Keil: Meine 
hochverehrten Herren! Das Dekret, über das ich im 
Namen ber dritten Deputation zu berichten habe, lautet: 


(Wird verlejen.) 


Meine Herren! Ich kann mir verjagen, auf das 
reichhaltige und intereffante Zahlenmaterial, das ber 
Bericht der Brandverfiherungsfammer bietet, näher ein- 
zugehen, da ja biefes Material, wenn auch nur aus— 
zugsweife, im fchriftlichen Deputationsberichte bereits 
Verarbeitung gefunden hat, und da der Kammer wohl 
nicht zugemuthet werben kann, nachdem fie zwei Vor: 
träge über dieſes Zahlenmaterial in fchriftlicher Form 
entgegengenommen bat, nunmehr auch nod einen britten 
mündlichen Vortrag darüber entgegenzunehmen. Auch 
bezüglich der in der vorigen Landtagsſeſſion geftellten 
Anträge und ihrer Erledigung fann ich mid) auf den 
ſchriftlichen Deputationsbericht beziehen. Es ift da auf 
Seite 5 und 6 das Nähere darüber gejagt. Ich habe 
nur dem Wunſche der Deputation hier Ausdrud zu ver: 
leihen, e8 möchte dem nächften Landtage darüber Kennt- 
niß gegeben werben, welchen Erfolg bie von dem Herrn 
Reichskanzler, beziehentlih dem Königl. Preußifchen 
Minifter des Innern einzuberufende Konferenz zur Be: 
rathung von Mafnahmen behufs Vermeidung ber Kinber- 
brandftiftung gehabt haben wird. Bloß zu einigen all: 
gemeinen Erwägungen, bie während ber Berathung 
dieſes Defretes in ber Deputation angeftellt worden 
find, erbitte ih mir noch für ganz kurze Zeit Gehör. 
Es wurbe feftgeftellt, meine Herren, daß das un— 
günftige Gefchäftsergebniß der Landesbranbverficherungs: 
anftalt, das im ber Berichtsperiode ja zweifellos vor- 
liegt, hervorgerufen worden ift auf der einen Seite durch 
den Kursverluft, der über 600,000 M. beträgt, den Kurs: 
verluft an den im Befige der Anftalt befindlichen Staats: 
und Werthpapieren, und andrerſeits durch bie hohe 
Summe der Schäbenvergütungen, bie im Jahre 1897 
gezahlt werben mußten, und biefe hohe Summe: ift 
wieder die Folge der beiden großen Brände, die im 
Jahre 1897 von ber Landesbrandkaſſe zu entichädigen 
waren, bed Brandes der Kreuzlirche in Dresden und 
des Brandes ber Kaſerne in Zwidau. Im Anſchluſſe 
an dieje hohe Vergütungsfumme erwog die Deputation, 
ob man ber frage ber Nüdverfiherung größerer 
Rifiten der Gebäudeverſicherung nähertreten könnte. 
In der Zweiten Kammer hatte gelegentlich der Berathung 


der Abg. Richter Hierzu ausgeführt, es wäre fehr er: 
wünſcht, in Bezug auf eine Rüdverfiherung der werth: 
vollften Gebäude im Lande in weitere Berathung mit 
ber Königl. Staatsregierung zu treten, und er hatte 
dann noch Hinzugefügt, daß die Deputation e8 für jehr 
wünfchenswerth halten würbe, wenn die Königl. Staats: 
regierung ber frage ber Rüdverficherung injoweit näher 
treten würde, daß fie ein Erempel aufmadht, welches den 
Umfang fol einer Rüdverfiherung, fowie die baburd 
entftehenden Soften vor Augen führte. Mit Rüdficht 
hierauf beſchloß Ihre Deputation, die Anfrage an bie 
Königl. Staatsregierung zu richten, ob es möglich wäre, 
eine derartige Berechnung aufzuftellen. Es ift dann auf 
bie Anfrage folgende Antwort eingegangen: 


„Zur Beihaffung einer Aufftellung über Umfang 
und Koften der Rückverſicherung größerer Rifiten 
würde es umfänglicher Worerörterungen und zeit: 
raubender Verhandlungen mit geeigneten Rück— 
verfiherungsunternehmungen bebürfen.” 

Es kann ſich aber die Brandverficherungsfammer 
überhaupt nicht für die Rückverſicherung größerer 
Nifiten der Gebäudeverficherungsabtheilung, lediglich) 
aus Anlaß der in der Beilage 532 II K bezeichneten 
beiden größeren Brände, —— 

Ber dem bedeutenden Umfange der Gebäude— 
verfiherungsabtheilung der Landesanftalt — bie Ber: 
fiherungsjumme betrug am Ende des Jahres 1899 
indgefammt 5,375,011,670 M. — und bei ben nant- 
haften Refervemitteln, welche ber Anftalt zur Ver— 
fügung ſtehen, ift diefelbe recht wohl in der Lage, das 
rRiſiko ſelbſt zu tragen. 

Die bisherigen Erfahrungen deuten in feiner 
Weiſe darauf hin, daß bei der ſchon früher und aud) 
in neuerer Zeit wieder von allen Seiten betonten 
wenig vortheilhaften Geſchäftslage der meiften Nüd- 
verficherungsunternehmungen der Nutzen einer Riüd- 
verfiherung größerer Gebäuderifiten mit den erheb: 
lichen Opfern im Einklange ftehen würde, welche bie 
Unftalt, beziehentlih die Gemeinfchaft der Gebäude: 
befiger für den beregten Zweck zu bringen hätte. 
Jedenfalls liegt die Befürchtun a daß den Ber: 
fiherten der Vortheil weſentlich gejchmälert werden 
würde, welcher benjelben durch die bisherige Ver— 
wendung der verfügbaren Ueberſchüſſe der Anftalt zu 
Beitragsermäßigungen, mit nur wenigen Unter: 
brechungen, ſchon feit Jahrzehnten erwachſen ift.“ 


Ihre Deputation hielt diefe Erwägungen doch für 
durchichlagend und ftimmte der Königl. Staatsregierung 
namentli darin bei, daß eine ſolche Rüdverficherung 
allerdings erhebliche Koften verurfachen würde und jah 
deshalb von einer Weiterverfolgung des Gebantens ab. 

Weiter befchäftigte fi die Deputation mit ber 
Frage, ob eine reihlihere Bemefjung ber Bei 
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hülfen, die zum Umbau feuergefährliher Orts: | nicht vorliegen, unb behält fi vor, fünftig darauf 


theile und Komplexe, fowie zur gänzliden Be: 
feitigung feuergefährliher Bauwerke gewährt 
werben, zu empfehlen jei. 

Die Deputation bat in biefer Richtung an bie 
Königl. Staatsregierung folgende Anfrage geftellt: 


„Hat ſich herausgeitellt, daß in ben letzten Jahren 
verhältnifmäßig viel Immobiliarbrandichadenfälle, für 
die Vergütung aus ber Landesbrandkaſſe zu gewähren 
war, innerhalb feuergefährlicher Komplere und Orts 
theile oder an feuergefährlihen Bauwerlen vor: 
gefommen find? 

Kann man deshalb erwarten, daß, wenn mehr 
oder höhere Beihülfen zur Beſeitigung folder Kom- 
plere, Ortstheile oder — gewährt werden, eine 
entſprechende Verringerung der zu zahlenden Ver— 
gütungen eintritt?” 

Auch hierauf haben wir eine Antwort von der 
Königl. Staatsregierung erhalten, in der es heißt: 

„Daß ohne weiteres als erwieſen angenommen werden 
kann, dies durch Beſeitigung nicht maſſiver alter Bau— 
werfe und durch die Herſtellung maſſiver Erſatzbauten 
für dieſelben eine Einſchränkung des Umfanges der 
Brände erzielt und ſomit auch eine entſprechende Ver— 
ringerung der zu zahlenden Schadenvergütungen werde 
herbeigeführt werden, daß aber ein ziffernmäßiger 
Nachweis hierüber aus den vorhandenen ſchriftlichen 
Unterlagen erſt in einigen Wochen beſchafft werden 
lönnte.“ 

Die Deputation nahm Hiervon Kenntniß und be— 
auftragte ben Berichterftatter, da8 Erſuchen an bie 
Königl. Staatsregierung zu richten, derartige Beihülfen 
in reichliher Weile zu gewähren, und wenn möglich 
auch dem nächſten Berichte einen ziffernmäßigen Nach— 
weis über die Zahl der in feuergefährlicen Komplexen 
und Ortstheilen und an fenergefährlichen Bauwerken 
vorgefommenen Brandſchadenfälle die dafür zu zahlen: 
den Vergütungen, und über ihr Berhältniß zur Gefammt: 
zahl der Brandfälle und Vergütungen beizufügen. 

Weiter erwog die Deputation noch, ob man einer 
Aenderung der für die örtlihen Koften bes Feuer: 
löſchweſens feitgejegten Prozentſätze nad der Rich— 
tung Hin in Anregung bringen jollte, daß ein befon- 
derer Prozentja dafür feftgeftellt werde, dab Alarm: 
einrichtungen, durch die von einer Bentrale aus eine 
größere Anzahl von Feuerwehrleuten an den Sammel: 
plag gerufen werben, eingeführt werben. 

Es find in letzter Zeit in einigen größeren Mittel: 
ftäbten derartige Einrichtungen getroffen worben, bie 
ziemlich erhebliche Herſtellungs- und auch Unterhaltungs: 
foften erfordern. Die Deputation hat jedoch von einer 
Unregung abgejehen, da genügende Erfahrungen nod 


zurüdzufommen. 

Enblih zog bie Deputation in ber Berathung bie 
Eintommensverhältniffe der technifchen Beamten ber 
Brandverfiherungsanftalt in ben Kreis ihrer Erwägungen. 
Einzelnen Mitgliedern war befannt geworben, baf bie 
Nebeneinkünfte, die die Brandverſicherungs— 
infpeftoren für bie Funktion ala Sadhverftänbige 
ber Berwaltungsbehörben in Baupolizeifahen 
beziehen, bei einzelnen Imfpeltoren ziemlich hohe fein 
follen. 

Sie beſchloß beshalb auch Hier eine Anfrage an bie 
Königl, Staatsregierung, die folgendermaßen lautet: 


„Die Königl. Staatsregierung um Auskunft über 
bie Höhe der ben einzelnen technifchen Beamten ber 
Brandverfiherungsanftalt aus ber Nebenfunttion als 
Sadjverftändige in Baupolizeifahen in einem ber 
legten Jahre zugefloffenen Einnahmen, fowie barüber 
zu erfuchen, ob durch bie Ausübung biefes Nebenamtes 
einzelne technifche Beamten etwa in der Erledigung 
ihrer eigentlichen Amtspflichten gehemmt worben find.” 


Die Auskunft, die wir hierüber erhielten, war 
folgende: 


„Ueber das Nebeneintommen ber technifchen Be- 
amten ber Lanbesbrandverfiherungsanftalt aus ben 
Geichäften ber Er rap find im —* 1897/98 
Erörterungen angeftellt worden. Ie nad größeren 
ober geringeren Bauthätigfeit und bem Umfange bes 
Infpektionsbezirtes haben fich Hierbei in ben einzelnen 
Bezirken ganz verjchiebentliche, zwifchen 2000 M. und 
5000 M. (nur in einem Falle mehr) jährlich ſchwan— 
fende Nebeneinnahmen ergeben. Die burchichnittliche 
Nebeneinnahme aus den fämmtlichen Inſpeltions— 
bezirten Tann auf etwa 3500 angenommen 


werben. 

Die Einzelangaben darüber find in dem Verzeich— 
nifje enthalten. 

Im übrigen find aud) gegenwärtig nur 2 tedhnifche 
Bezirtöbeamte — in Chemnig-Stabt und in Plauen — 
an der Nebenbeihäftigung für die Baupolizei nicht 
betbeiligt. Die Entihäbigung von je 1200 M. für 
zwei weitere Bezirfsinipeltoren ohne Nebeneinlommen 
aus ber Baupolizei ift im Etat 1900/01 nur für 
ben Bedarfsfall — Den Oberinſpeltoren in 
den drei ge Städten (Dresden, Leipzig, Chemnitz) 
find mit Rüdfiht auf den Entgang der Nebeneinnahme 
aus der Baupolizei bie für dieſen Fall vorgefehenen 
Gehaltsnormalien von 4800 bis 6600 M., durch— 
Ichnittlih 5700 M., bewilligt. 

Daß durch die Ausübung des fraglichen Neben: 
amtes einzelne technijhe Beamte in ber Erledigung 
ihrer eigentlichen Amtspflichten wejentlih gehemmt 
worben wären, ift in ben Teßten Jahren nicht be- 
obadhtet worden. Es würbe dies aber auch ſchon im 
Interefie einer geordneten Gejchäftserledigung bei ber 
Brandverficherungstammer nicht geduldet werben fönnen.” 


| 8 


Meine Herren! Was nun bie Höhe biefer Neben: 
einnahme anlangt, fo betrug fie im Jahre 1897 bei 


25 Infpeftoren user 6000 M. bei 
zwiichen 5 und 6000 = = 
= 4 = 5000 


s 


1, 
4 
= 8, 
:= 7, 
29 


unter 2000 = = 1. 
Danach beträgt das Gejammteintommen, wenn man 
die Nebeneinnahmen zu dem Gehalte hinzurechnet, 
bei 1 Infpeltor ca. 11,000 M. 
= 4Imfpektoren über 10,000 ⸗ 


s s = fi 2 


8,000 =: 
7,000 = 
6,000 ⸗ 

Wenn nun aud die Königl. Staatsregierung erklärt 
hat, daß eine weſentliche Beeinträchtigung der eigent: 
lihen Amtsgefchäfte der Injpeltoren durch die Ausübung 
der Funktion als Baupolizeijachverftändige nicht zu be: 
merfen gemwejen ift, jo Hatte die Deputation, die den 
Beamten ihre hohen Einfommenbeträge aus vollem 
Herzen gönnt, doch zum mindeften feftzuftellen, daß bie 
Nebeneinnahmen bei einem guten Theile der technifchen 
Beamten im Berhältnifie zu dem eigentlichen Gehalte, 
zu ber bei bem Wegfalle der Funktion gewährten Ent: 
Ihädigung von 1200 M. und zu den Gehalten anderer 
technijcher Beamten außerordentlich Hoc) find, zumal an: 
zunehmen ift, daß die Einnahmen feit 1897 bei der er: 
höhten Bauthätigkeit fich noch wejentlich gefteigert haben. 

Die Höhe diefer Nebeneinnahmen gab der Depu- 
tation zu verjchiebenen WBebenten und Erörterungen 
Anlaß. Man fagte fi, daß fi fein Inſpektor mit 
einem hohen Nebeneinfommen bereit finden laſſen werbe, 
bas Amt eines Oberinjpeftorß in eine ber drei großen 
Städte, das mit durchichnittlih 5700 M. dotirt ift, zu 
übernehmen, denn bie Heinen Nebeneinnahmen, bie aus 
der Funktion als Baupolizeifachverftändiger der Kreis— 
hauptmannjchaft fi ergeben, würden faum in Betradjt 
fommen. Weiter regte man bie frage an, ob es ſich 
nicht empfiehlt, die Gebühren für bie Baupolizeiſach 
verftändigen herabzufegen oder die Zahl ber Brand: 
verfiherungsinjpeltoren an fich zu verringern, 

Man hat aber fchlieklich von irgendwelcher Anregung 
nad) einer dieſer Richtungen hin abgefehen, mit Rüdficht 
auf eine Auskunft, die man erhielt. Man brachte in 
Erfahrung, daß die Königl. Staatsregierung beabfichtige, 
bie Frage der Entſchädigung ber techniſchen Beamten 
auf neuer Grundlage injofern zu regeln, als den Ber: 
waltungsbehörben — bei Emanation des Baugejehes — 
anheim gegeben werden fol, für die Gewährung ber 


* = = 


:9 ⸗ ⸗ 
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Baupolizei eine Jahresbauſchalſumme den betreffenden 
Sachverſtändigen zu gewähren. Mit Rückſicht hierauf 
hat die Deputation auch dieſer Anregung — zur Zeit 
wenigfſtens — nicht weiter Folge geben zu ſollen ge: 
glaubt. Der Antrag der Deputation lautet: 
„Die hohe Kammer wolle fi; durch den mit 
Königl. Dekret Nr. 20 vom 7. November 1899 
vorgelegten Rechenjchaftsbericht über die Ver— 
waltung der Lanbesbrandverfiherungsanftalt in 
den Jahren 1897 und 1898 in Llebereinftimmung 
mit ber hohen Bweiten Kammer für befriedigt 
erflären.” 
Bizepräfident von Zezſchwitz: Das Wort wird nicht 
begehrt. — Ich frage: 
„ob die Kammer dem Antrage zuftimmt?” 
Einftimmig. 

Hiermit ift unfere Tagesorbnung erjchöpft. Die 
Regierung verzichtet wohl auf namentliche Abftimmung, — 
(Die Staatdregierung verzichtet.) 
und ic) beraume die nächſte Sitzung auf Freitag, ben 
11. Mai 1900, vormittags 10 Uhr an unb fee auf bie 

Tagesordnung: 


1. Vortrag aus ber Regiftrande und Beſchlüſſe auf 

die Eingänge. 

Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 

Deputation über die zu Kap. 79 Tit. 19 bes 

Staatshaushaltsetats für 1900/01, Straßen: 

und Brüdenbauten betreffend, eingegangenen 

Petitionen. (Drudjahe Nr. 246.) 

. Mittheilungen und Bejchlüfje über die Er: 
gebniffe des Vereinigungsverfahrens. 

. Antrag zum münblichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 9 bes auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erbauung 
eined Dienftgebäudes für die Minifterien des 
Innern und des Kultus ıc. betreffend. (Drud: 
ſache Nr. 283.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 10 des auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Neu: und 
Umbauten ꝛc. bei ben Kreis- und Amtshaupt— 
mannfchaften ıc. betreffend. (Druckſache Nr. 288.) 

. Untrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Tit. 12 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erweiterung: 
bauten an der Thierärztlichen Hochſchule in 
Dresden ıc. betreffend. (Drudjache Nr. 286.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 13 des auferorbentlichen 


2. 


10. 


11, 


12. 


13. 


14. 
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Staatshaushaltsetats für 1900/01, Errichtung 
einer Erziehungsanftalt in Chemnik betreffend. 
(Druckſache Nr. 264.) 


. Untrag zum minblichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 14 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, die Er- 
richtung einer Strafanftalt in Bautzen betreffend. 
(Drudjache Nr. 265.) 


. Antrag zum münblichen Berichte ber zweiten 


Deputation über Tit. 15 des außerordentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Um: be- 
ziehentlich Erweiterungsbauten zc. bei ben Landes⸗ 
anftalten betreffend. (Druckſache Nr. 266.) 


Antrag zum miünblichen Berichte der zweiten 
Deputation über Tit. 27 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltgetats für 1900/01, Errichtung 
eined Heiz- und Lichtwerfes zc. in Dresden: 
Neuftabt betreffend. (Drudfache Nr. 279.) 
Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über Petitionen um Errichtung einer 
BVerfonenhalteftelle in Probftdeuben. (Drudjache 
Nr. 284.) 

Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über die Petition Landgraf's in 
Neuwieſe und Genofien um Erriditung einer 
Labeftelle unterhalb ber Halteftelle Oberdorf: 
Beutha. (Druckſache Nr. 287.) 

Antrag zum miünblichen Berichte der zweiten 
Deputation über das Königl. Dekret Nr. 42, 
Aufnahme einer Rentenanleihe betreffend. (Drud- 
ſache Nr. 285.) 
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ben Entwurf eines Gejekes über Gewährung 
von Entihädigungen für an Gehirn-Nüden- 
marfsentzündung beziehentlich Gehirnentzündung 
umgeftandene Pferde und für an Maul» und 
Klauenſeuche gefallenes Rindvieh betreffend. 
(Druckſache Nr. 271.) 

. Untrag zum münblichen Berichte der vierten 
Deputation über die Petitionen, die Sonder: 
befteuerung ber Konjumvereine betreffend. (Drud- 
ſache Nr. 282.) 

. Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Kap. 109a und 110 des Staats- 
haushaltsetats für 1900/01, Dotationen und 
Nejervefonds betreffend, und über den mit bem 
Königl. Defrete Nr. 2 vorgelegten Entwurf des 
Finanzgeſetzes auf die Jahre 1900 und 1901. 
(Drudjahe Nr. 290.) 

. Vortrag der Ständiihen Schrift über das 
Königl. Dekret Nr. 2, den Staatshaushaltsetat 
und das Finanzgeſetz auf die Jahre 1900 und 
1901 betreffend. 


Bortrag des Allerhöchſten Acceptationsdektets. 
Schluß. 


Der Berlefung des Protokolls bitte ich beizumwohnen 
Excellen; Wirfl. Geh. Rath Meufel und Herrn Ober: 
bürgermeifter Keil. Der Herr Protofollführer ift bereit, 
das Protokoll zu verlejen. 

(Bürgermeifter Thiele verlieft das Protokoll.) 

Hat jemand gegen das Protofoll etwas einzu: 
wenden? — Es ift nicht ber Fall. Ich erkläre dasjelbe 


18, 
19. 


Antrag zum mundlichen Berichte der erften für genehmigt und jchließe die öffentliche Sitzung. 


Deputation über das Königl. Dekret Nr. 41, 


I.8. (2. Abonnement.) 


(Schluß der Sigung 2 Uhr 43 Min. nachmittags.) 
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Für die Redaktion verantwortlih: Der Vorftand des Königlichen Stenographiſchen Inſtituts 
i.®. Profeffor Eduard Oppermann. — Redakteur Profeffor Dr. Br. Notter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Letzte Abjendung zur Po: am 26. Mai 1900, 


Mittheilungen 


über die Verhandlungen des Landtag. 


l. Kammer. 


Ar 68. 


Achtundſechzigſte öffentlihe Sitzung 
der Erſten Kammer 
am 11. Mai 1900, vormittags 10 Uhr. 


Inbaflt: 

Entſchuldigung. — WRegiftrandenvortrag Nr. 1409— 1422, 
— Bor Eintritt in die Tagesordnung Abgabe einer per: 
fönlihen Erklärung bes Oberbürgermeifters Keil, eine im 
Reichſstage gemachte Aeußerung des ſächſiſchen Bundes⸗ 
rathsbevollmächtigten Geh. Rath Dr. Fiſcher, den 
Zwiclauer Bergarbeiterſtreil betreffend, ſowie eine darauf 
bezüglihe Entgegnung des Staalsminiſters von Mehſch. 
— Antrag zum mündlichen Berichte ber zweiten 
Deputation über die zu Kap. 79 Tit. 19 des Staats: 
hauahaltsetat3 für 1900/01, Straßen: und Brüden: 
bauten betreffend, eingegangenen Petitionen. — Untrag 
zum mündlichen Berichte ber ziveiten Deputation über 
Tit. 9 des außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Erbauung eines Dienftgebäubes für die Minis 
fterien des Innern und des Aultus ıc. betr. — Antrag 
zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation über 
Tit. 10 des auferordentlihen Staatshaushaltsetat3 für 
1900,01, Neu: und Umbauten ꝛc. bei den frei: 
und Amtshauptmannfchaften ꝛc. betr. — Antrag zum 
mündlichen Berichte der zweiten Deputation über Zit. 12 
des außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 
Erweiterungsbauten an der Thierärztlichen Hochſchule in 
Dresden ıc, betr. — Untrag zum mündlichen Berichte der 
zweiten Depitation über Zit. 13 bed auferorbentlichen 
Staatshaushaltsetats- für 1900/01, Errichtung einer Er: 
ziehungsanftalt in Ehemnig betr. — Antrag zum münb: 
lichen Berichte der zweiten Deputation über Tit. 14 des 
außerordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900,01, bie 
Errichtung einer Strafanftalt in Bautzen betr. — Antrag 
zum münblichen Berichte ber zweiten Deputation über 
Tit. 15 des außerorbentlihen Staatshaushaltsetats für 

L.8. (2. Abonnement.) 


Dresben, am 11. Mai 





1900. 





1900/01, Um- beziehentlih Erweiterungsbauten ꝛc. bei 
den Lanbesanftalten betr. — Antrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 27 des außer: 
ordentlichen Staatshaushaltsetats für 190001, Errichtung 
eine Heiz: umb Lichtwerfes ꝛc. in Dresden-Neuſtadt 
betr. — Untrag zum mündlichen Berichte der zweiten 
Deputation über Belitionen um Errichtung einer Per: 
fonenhafteftelle in Brobftbeuben. — Antrag zum münd- 
lichen Berichte der zweiten Deputation über die Petition 
Landgraf in Neuwieſe und Genofjen um Erridtung 
einer Ladeſtelle unterhalb ber Halteftelle Oberdorf⸗Beutha. 
— Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten Depu: 
tation über das Königl. Dekret Nr. 42, Aufnahme einer 
Rentenanleihe betr. — Uutrag zum mündlichen Berichte 
der erften Deputation über das Königl. Dekret Nr. 41, 
ben Entwurf eines Gejehes über Gewährung von Ent: 
Ihädigungen für an Gehirn:Rüdenmarksentzündung be- 
ziehentlich Gehirnentzündung umgeftandene Pferde und 
für an Maul: und Klauenſeuche gefallenes Rindvieh betr. 
— Untrag zum mündlichen Berichte der vierten Depu- 
tation über die Petitionen, die Sonberbeftenerung der 
Konfumvereine betr. — Mittheilungen und Beſchlüſſe 
über die Ergebnifje des Bereinigungsverfahrens, über: 
a) bad Königl. Dekret Nr. 33, Familienanwartſchaften betr.; 
b)die Erhöhung der Tagegelder der Mitglieder der evangeliſch⸗ 
futherifhen Landesſynode; c) ben Entwurf eines Ent: 
eignungsgefeges; Wahl der Bwifchendeputation zur Vor: 
beratung diejes Entwurfs; d) die Betition der Sächſiſchen 
Rentenverfiherungsanftalt zu Dresden; e) den Antrag ber 
Abgg. Steiger, Ente und Genofjen; f) den Beſchluß der 
Bweiten Kammer über eventuelle Borlage eines Gejammt: 
planes, zufünftige Unterbringung ber Sammlungen betr:; 
g) Tit. 77 des aufßerorbentlihen Staatshaushaltsetats 
1900/01; h) das Königl. Dekret Nr. 31, die Handels - 
und Gewerbefammern betr.; i) bie Koftenorbnung für 
Rechtsanwälte und Notare; k) den Antrag der Abgg. 
Dr. Schill, Dr. Schober und Genofjen, die Abänderung 
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der Revibirten Städteordnung ıc. betr.; 1) die Petition des 
Sächſiſchen Sciffervereins um Errichtung eines Floß— 
hafens; m) die Petition um Erbauung einer elektrifchen 
Straßenbafn Pirna:Copik: rofigraupa; n) die Pe: 
tition Otto Günther's in Plauen i. V., Schadenerſatz 
betr.; 0) Tit. 7 des außerordentlichen Staatshaus— 
haltsetats 1900/01, die Dienſtwohnung für den Amts: 
gerichtsvorftand in Nabeberg betr.; p) das Königl. De: 
fret Nr. 22, die Eivilprozehordnung und Konkursordnung 
betr., und q) bie Petition bes Mühlenbefigers Job. 
Gottlieb Wähle in Schöna, der Gemeinde Krumbermers: 
dorf und Kühn's in Schöna, Hochwaſſerſchäden betr. — 
Antrag zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation 
über Rap. 109a und 110 des Staatshaushaltdetats für 
1900/01, Botationen und Nefervefonds betreffend, und 
über den mit bem Königl. Defrete Nr. 2 vorgelegten 
Entwurf des Finanzgefeßes auf die Jahre 1900 und 
1901. — Kenntnignahme von der Ständifhen Schrift 
über das Königl. Dekret Nr. 2, den Staatshaushaltsetat 
und das Finanzgeſetz auf die Jahre 1900 und 1901 
betr. — Mitteilung über den Eingang des Königl. Dekrets 
über die Wahl einer Zwiichendeputation für das Enteignungs⸗ 
geieß, ſowie über die Konftituirung derjelben unter Borfik 
des Staatöminifterd a. D. von Noſtitz-Wallwitz. — Vortrag 
bes Allerhöchſten Acceptationsbekretes. — Schlußrede des 
Präfidenten Wirll. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerih. 
— Dantesworte des Bizepräfidenten Landesälteften von 
Zeihwig an den BPräfidenten namens der Kammer: 
mitglieber. — Dank und Mbichiebsgruß feitens des 
Staatsminifterd Dr. Schurig namens der Königl. Staats: 


regierung. — Breimaliges Hoch des Bräfidenten auf 
Se. Majeftät den König unter Aufftehen und begeifterter 
Zuftimmung ber Rammermitglieder. — Borlefung und 


Genehmigung des Protofolls über die heutige Sipung. — 
Schluß. 


Bräfidium: 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerit, Excellenz 
und Bizepräfident Landesältefter von Zezſchwitz. 
Um Miniftertijche: 


Die Herren Staatsminifter Dr. Schurig und 
von Meſhzſch, ſowie die Herren Regierungskommiſſare 
Geh. Rath, Dr. Nitterftäbt, Geh. Regierungsräthe Dr. 
Freiherr von Bernewitz, Dr. Forker-Schubauer und 
Geh. Finanzrath von Mayer. 

Anwejend 33 Kammermitglieber. 


Bräfident: Ich bitte Ihre Plätze einzunehmen und 
eröffne die Sitzung. 


L. R. 68. Sigung, am 11. Mai 1900. 


Entſchuldigt Hat fich für heute Herr Geh. Kirchen: 
rath Dr. Bank wegen dringender Gejchäfte. 

Den Vortrag aus ber Regiſtrande giebt uns Herr 
Sekretär Thiele. 

(Nr. 1409.) Antrag er mündlichen Berichte ber 
eig Deputation über Kap. 109a und 110 bes Etats 


ür 1900/01, Dotationen und Reſervefonds, jowie über 
den Entwurf des Finanzgeſetzes für 1900/01. 


Präfident: Gebrudt, vertheilt und fteht auf ber 
heutigen Tagesordnung. 


F 1410.) Schreiben des ſtändiſchen Archivariats, 
die Rückgabe der Eiſenbahnfahrkarten betr. 


Bräfident: Zu verlejen. 
Geſchieht.) 


Meine Herren! Sie haben wahrſcheinlich nicht alle 
gehört, ich wiederhole alſo die Bitte, daß die ſtändiſchen 
Eiſenbahnfreilarten in drei Tagen an das ſtändiſche 
Archivariat wieder abgegeben werden, welches die Rück— 
beförderung an das Miniſterium des Innern beſorgt. 

r. 1411.) Protolollextralt der Zweiten Kammer, 


N 
betrefenb anderweite Schlußberathung über Delret Nr. 3, 
Allgemeines Baugeſetz betr. 


(Rr. 1412.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über die Betition der Ubrmacherzwangsinnung zu Dresden, 
ben Gutſcheinſchwindel im Uhrenıc. Handel betr. 


Präfident; Nr. 1411 ad acta, Nr, 1412 Standiſche 
Schrift auszufertigen. 


(Nr. 1413.) Desgleichen, betreffend Schlußberathung 
über bie Petition des Landwirthichaftlichen Vereins Frei: 
berg zu Rothvorwerk bei Brand, Mafßregeln gegen bie 
Verbreitung der Maul- und Klauenfeuche betr. 


Präfident; Gleichfalls. 


Nr. 1414.) Desgleichen, betreffend anderweite Schluß: 
berathung über ben Antrag Steiger-Enfe und Genofjen, 
das ftaatlihe Hochbauweſen betr. 


(Nr. 1415.) Desgleichen, betreffend anderweite Schluß: 
berathung über Dekret Nr. 32, ichtsloſtengeſetz betr. 


(Nr. 1416.) Desgleichen, betr. anberweite Schluß: 
berathung über ben bei Tit. 22 bes außerorbentlichen 
Etats gefaßten Beihluß der Zweiten Kammer wegen 
Borlegung eines —— über zukünftige Unter: 
bringung ber Königl. Sammlungen. 


(Nr. 1417.) Desgleichen, betreffend anderweite Schluß: 
berathung über Dekret Nr. 29, Enteignungsgejeß betr. 


(Nr. 1418.) Desgleichen, betreffend anderweite Schluß: 
berathung über Dekret Nr. 34, Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte und Notare betr. 





Nr. 1419.) Desgleichen, betreffend anderweite Schluß: 
berathung über die Abänderung der Nevidirten Städte— 
ordnung und Revidirten Landgemeindeorbnung. 

(Nr. 1420.) Desgleichen, betreffend anderweite Schluß: 
berathung über Tit. 77 des außerorbentlichen Etats, Ein: 
führung eleftrifcher Beleuchtung auf dem oberen Bahn- 
hof in Reichenbach i. V. betr. 

(Nr. 1421.) Desgleichen, betrefjend anderweite Schluß: 
berathung über die Petition Günther's in Plauen i. ®., 
Entjhäbigungsanfprüche betr. 

(Nr. 1422.) Desgleichen, betreffend anderweite Schluß: 
berathung über die Erhöhung der Tagegelber für bie 
Mitglieder der Evangelifch-lutherifchen Landesſynode zc. 
betreffend. 

Präfident: Sämmtlihe Nummern fommen fpäter, 
da erledigt, zu ben Alten, 


Bor Eintritt in die Tagesordnung hat Herr Ober: 
bürgermeifter Dr. Seil ums Wort gebeten zu einer perfön- 
lihen Erflärung. 


Oberbürgermeifter Dr. Kell: Meine Herren! Ge. 
Ercellenz der Herr Präfident hat mir geftattet, vor Ein- 
tritt im die Tagesordnung eine Weußerung furz zur 
Sprade zu bringen, die der ſächſiſche Bundesraths— 
bevollmächtigte Geh. Rath Fiſcher im Meichötage am 
27. April d. I. gethan Hat. Diefe Aeußerung bebarf 
ber Richtigftellung, und da fie ſich auf eine Angelegen- 
heit bezieht, bie allgemein im Lande und fpeziell in 
Bwidau intereffirt, nämlich auf den Bergarbeiterftreit, 
fo glaubte ich von der Erlaubniß Sr. Ercellenz Ge- 
brauch machen zu bürfen, zumal ba ich bieje Aeußerung 
nit in Berbindung bringen konnte mit einem Punfte 
ber letzten Tagesorbnungen. Herr Geh. Rath Fiſcher 
hat in jener Neichstagsverhandlung folgendes gejagt: 

„Der Herr Abg. Stolle fam Hierbei auf den Berg: 
arbeiterftreit in Zwickau zu fprechen und Hat fich befonders 
darüber ereifert, daß von einzelnen fächfifchen Beamten ein 
Berbot erlaſſen jei, während bes Streifes öffentliche 
Berfammlungen abzuhalten. Ic will Hier nicht auf 
die Frage eingehen, ob ein folches Verbot nothwendig 
oder zwedmäßig war, ich habe darüber meine eigene 
Unjicht und meine, es ift jedenfalls unzwedmäßig 
gewejen, weil man doch den Anjchein vermeiden mußte, 
als ob man damit zu gunften der Arbeitgeber inter- 


veniren wollte, 

(Hört! Hört! links.) 
Allein das ift Lediglich meine perfönliche Anficht und 
ich habe feine Bersefohung, damit zurüdzuhalten.“ 


Nun, meine Herren, ich glaube allerdings, der Herr 
Bundesrathsbevollmächtigte Hätte befier gethan, mit diefer 
feiner perſönlichen Anficht zurückzuhalten, 


(Heiterfeit.) 


1.8. 68. Sigung, am 11. Mai 1900. 


denn ich meine, meine Herren, weder den Reichstag noch 
das ſächſiſche Volk fann es intereffiren, die perfönliche 
Anficht des Herrn Bundesrathsbevollmächtigten in dieſer 
Frage kennen zu lernen. Er ift nad) meiner Anſicht in 
ben Bundesrath gejendet, um bie Anſichten der Königl. 
Staatsregierung im Neichätage und im Bundesrathe zu 
vertreten, nicht feine eigenen Anſichten, und ich glaube 
auch nicht, daß die Königl. Staatsregierung in biejer 
Anficht über die Zwedmäßigfeit ber hier beregten Maß— 
regel übereinftimmt mit ihrem Herrn Vertreter im Bundes- 
rathe, denn ich Halte biefe Anficht allerdings für ver: 
fehlt. Meine Herren! Als das Polizeiamt von Zwidau 
— nur von diefem fann ich reden, nicht von den Königl. 
Behörden, die die gleiche Maßregel getroffen haben —, 
ald das Polizeiamt dad Verbot der Berfammlungen 
während des Streifes ausſprach, gejchah das deswegen, 
weil das Bolizeiamt bie pflihtmäßige Ueberzeugung er: 
langt hatte, daß bei weiterer Abhaltung von Verſamm— 
lungen eine dringende Gefährdung ber öffentlihen 
Ordnung vorlag. Ich habe mich, meine Herren, diejer 
Anſicht — ich geftehe es, nad) längerem Bebenten — 
angejchlofien, weil mir die Gründe, die das Polizei— 
amt dafür entwidelte, durchichlagend erichienen. Diefe 
Gründe hier auszuführen, werden Sie mir in diefem 
Haufe wohl erlaffen. Sobald wir aber, meine Herren, 
die Ueberzeugung Hatten, daß wirklich eine Gefähr- 
dung ber öffentlichen Ordnung damit verbunden war, 
hatten wir nicht nur das Recht, ſondern wir hatten 
bie Pflicht einzufchreiten und die Verfammlungen 
zu verbieten, und wir burften dann auch nicht Zweck— 
mäßigleitsgründe mehr ſprechen lafjen, wir durften na— 
mentlich nicht jolhe Erwägungen anftellen, ob wir ba- 
durch etwa im den Geruch der Arbeitgeberfreundlichkeit 
und der Arbeiterfeindlichkeit geriethen; wir hatten einzig 
und allein das Intereffe, die erfte oberfte und einzige 
Aufgabe, die öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten. 
Ic) glaube deshalb, meine Herren, wenn der Herr Bunbes- 
rathsbevollmächtigte feine Anficht bem Reichstage durchaus 
nicht vorenthalten konnte, hätte er höchſtens fagen können, 
daß die Gründe, die uns dazu veranlaft Haben, nicht 
gejeglicher Art waren, wenn er ſich mit diefer Behauptung 
fortzufommen getraute. 


(Heiterkeit.) 


Aber, meine Herren, ich glaube, diefe Gründe waren 
auch gejeplicher Art, und das ift feftgeftellt durch bie 
Entſcheidung unſerer Auffichtsbehörde, welche dieſe Maß— 
regel gebilligt hat. Ja, ich gehe noch weiter, meine 
Herren; ich ſage: die Maßregel war auch zweck— 
mäßig, denn ber Zweck, den fie verfolgte, die von ung 
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für gefährdet gehaltene öffentliche Ordnung aufrecht zu 
erhalten, biefen Zwed haben wir ja erreicht; bie öffentliche 
Ordnung ift — und ich glaube, gerade infolge ber Ver: 
bote — aufrecht erhalten geblieben troß ber Aufregung, 
bie im Gtreifgebiete, wie jelbitverjtändlih bei jebem 
Streit, herrſchte. Ich darf deshalb Hier nur — und 
das ift ber Zwed meiner Worte — dem Wunſche Aus— 
drud geben, daß ber Herr Bundesrathsbevollmächtigte 
fünftig im Reichstage bie ſächſiſchen Beamten, bie bort 
überhaupt von verjchiedenen Seiten lebhaft angegriffen 
zu werben pflegen, in Schuß nimmt und nicht durch 
perjönliche, uns nicht intereffirende Anfichten noch Wafler 
auf die Mühle unferer Angreifer Liefert. 


(Bravo!) 


Präfident: Das Wort hat Herr Staatsminifter 
von Mekid. 


Staatsminifter von Metzſch: Meine ſehr geehrten 
Herren! Ich glaube annehmen zu bürfen, daß Herr Ober: 
bürgermeifter Keil mit feinen Bemerkungen und Aus: 
führungen nicht die Abficht gehabt hat, gegenwärtig eine 
Diskuffion über die ganze in Frage ftehende Angelegenheit 
zu provoziren, und ba ich dieſe Anficht bei ihm voraus- 
fege, jehe ich aud) davon ab, mich auf die Beiprechung 
des angeregten alles bes Näheren einzulaffen. Wie an 
fih die Regierung materiell gegenüber der Frage fteht 
und geftanden bat, habe ich Gelegenheit gehabt, bereits 
in ber Zweiten Kammer bei Gelegenheit der Interpella- 
tion des Herrn Abg. Fräßdorf zum Ausdruck zu bringen. 
Was aber die Stellungnahme des Herrn Bundesrathö- 
bevollmächtigten in der betreffenden Reichstagsfigung an: 
langt, jo möchte ich darauf bezüglich die eine Bemerkung 
machen, daß ich für meine Perſon ber Anficht bin, baf 
ein Bunbesrathsbevollmädjtigter an ſich nicht behindert 
ift, auch bei Beiprehung von Maßnahmen einheimifcher 
Behörden feine Privatanfiht und zwar feine abweichende 
Privatanfiht zum Ausdrude zu bringen, und daß vor- 
züglich in dem bier vorliegenden Falle diefe Aeußerungen 
um beöwillen, glaube ich, etwas Verletzendes an fich nicht 
tragen fünnen, weil fie geſchehen find und gefallen find 
unter Abftandbnahme von jeglicher abfälligen Kritik. 


Präfident: Es begehrt niemand weiter das Wort 
zu diefem Gegenftande; wir gehen über zur Tagesorbnung 
Nr. 2: „Antrag zum mündlichen Berichte ber 
zweiten Deputation über bie zu Kap. 79 Tit. 19 
bes Staatshaushaltsetats für 1900/01, Straßen: 
und Brüdenbauten betreffend, eingegangenen 
Betitionen. (Drudjahe Nr. 246.) 


(Vergl. M. 11.8.2. 8b. ©. 1666 ff.) 


Ich erfuche den durchlauchtigſten Herrn Berichterftatter, 
Seinen Bortrag zu erjtatien. 


Berichterftatter Se. Königl. Hoheit Prinz Georg, 
Herzog zu Sachſen: Meine jehr geehrten Herren! Ich 
foll die Ehre haben, Ihnen im Namen ber Deputation 
über bie eingegangenen Straßen: und Brüdenbau- 
petitionen Vortrag zu erftatten. Ihre Deputation, meine 
Herren, hat diejelben eingehend erwogen und ift zu bem 
Ergebnifie gefommen, Ihnen vorzujchlagen, allenthalben 
ben Beichlüffen der Zweiten Kammer beizutreten. So 
jehr, meine Herren, ich auch bereit bin natürlich, unfere 
Anträge in eingehender Weife zu motiviren, fo möchte 
id doch anheim geben, ob bei ber Kürze der Zeit nicht 
ein verfürztes Verfahren beffer am Plage wäre, und 
bas um jo mehr, ala im Berichte der Zweiten Kammer, 
ben ja die Herren haben, die Motivirung, die ich Ihnen 
geben fünnte, vollftändig enthalten ift, alfo ih nur das 
jagen könnte, was jchon in der Zweiten Kammer gejagt 
worden if. Mein Vorfchlag geht dahin, daß ich mic) 
darauf bejchränfe, unfere Anträge vorzulejen, wobei ja 
natürlich jebes Mitglied, welches den Wunſch Hat zu 
ſprechen, das Wort ergreifen kann, und daß dann vielleicht 
der Herr Präfident die Güte hat, zum Schlufje auf 
fämmtliche Anträge eine frage zu ftellen. Ich muß 
abwarten, ob der Herr Präfident und Sie, meine Herren, 
mit meinem Vorſchlage übereinftimmen. 


Präfident: Ich glaube, wir können ben Vorſchlag 
nur dankbar annehmen, und ich jchlage daher vor, daß 
wir nur eine en bloe-Frage ftellen, und es würbe ſich 
nur darum handeln, ob einer der Herren zu ben einzelnen 
Betitionen das Wort nehmen wirb. 

Die Kammer ift mit diefem Verfahren einverftanben ; 
— dann erfuche ih Se. Königl. Hoheit fortzufahren. 


Berichterftatter Königl. Hoheit Prinz Georg, Herzog 
von Sachſen: Die Anträge ber Deputation lauten: 


„1. die Betitionen der Gemeinden Gruben, Scharfen- 
berg, Reichenbach, NRauftabt und Gauernig, des 
bevereines zu Meifen, bes — 
vereines zu Meißen und Genoſſen, ſowie 
Rittergutsbefigerd Paul Grundmann⸗Wildberg 
und einer großen Anzahl Gemeinbemitglieber 
ber zwiſchen Dresden und Meifen am linken 
Elbufer gelegenen Ortſchaften um Erbauung 
einer Straße auf dem Hinten Elbufer von 
Niederwartha nach Meißen der Königl. Staats- 
regierung zur Kenntnißnahme zu überweien; 

2. die Petitionen des Stabtrathes von Schandau, 
ber Gemeinde Schmilfa, ber Gebirgsvereins: 
ſeltion Poftelwig und bes Bentralausichufies des 
Gebirgövereines für bie acid weiz um 
Erbauung einer Straße von andau nad) 


1.8. 68. Situng, 


Schmilfa der König. Staatöregierung zur 

Kenntnißnahme zu überweijen; 

. bie Petitionen des Gemeinberathes zu Hartha 
mit Specdtshaufen, Hintergersdorf und ver- 
ſchiedenen anderen — * um Erbauung 
einer Strafe Tharandt: Hintergersborf:Hartha 
durch ben Thalmühlengrund auf fich beruhen 
zu lafien; 

. die Petition ber Gemeinden SHertigäwalbe, 
Saupsdorf und Hinterhermäborf um Erbauung 
einer Staatsftraße von Sebnig nad) Hinter: 
hermsdorf auf fich beruhen zu laſſen; 

. bie Petition des Gemeinderathes unb ber 
Nittergutöherrichaft zu Kleinwolmsdorf und 
Genofien um Erbauung einer direlten Bufahrts- 
ftraße von Kleinwolmsborf nad; Bahnhof Arns- 
dorf der Königl. Staatsregierung zur Kenntniß— 
nahme zu überweijen; 

. bie Petitionen des Erggebirgsvereines Halsbrüde 
und Umgegend, der Muldenthalinterefienten um 
Hebung ber durch Rückgaang des Bergbaues 
geichäbigten Ortſchaften, Richard Käftner und 

enofien und bes Stabtrathes zu Nofien, fomweit 
fie fi auf Herftellung einer Straße von Hals: 
brüde im Muldenthale entlang bis Nothenfurth 
beziehen, der Königl. Staatsregierung zur Sennt: 
nißnahme zu überweilen, im übrigen aber auf 
ch beruhen zu lafien; 

. bie Betition der Stabtgemeinberäthe zu Plauen 
und zu Mühltroff, des Rittergutsbeſitzers von 
Kospoth auf Leubnig, Landhausbefiters General 
der Infanterie von Raab, jowie der Einwohner 
der Gemeinden Leubnig, Rodau, Schnedengrün, 
Kobigihwalde, Demenjel, Rößnitz und Schön: 
berg um Erbauung einer Staatöftrafe von 
Plauen i. B. nah Schönberg auf ſich beruhen 
zu laſſen; 

8. die Petition bes Stadtgemeinderathes zu Berggieh: 
bübel, des Stabtgemeinberathes zu Gottleu 
und der Vertretung und Einwohner von ca, 15 
Rittergütern und Ortſchaften um Weiterbau ber 
Gottleubathalftraße von Langenhennersborf nadı 
Berggießhübel auf ſich beruhen zu laſſen; 

9, die Betitionen der Stadtverorbneten von Zichopau 
und bes Earl Genfel 

a) um baldige Ausführung bes bereit be- 
ſchloſſenen Umbaues der Staatsftraße am 
Bahnhofe Wiliſchthal durch die im Depu— 
tationsberichte der Zweiten Kammer Nr. 256 
unter Punkt 9 wiedergegebene Erklärung 
der Königl. Staatsregierung für erledigt zu 
erflären; 

b) um Sorreltur der Chemnitz-Reitzenhainer 
Straße am Bahnhofe Bichopau ber Königl. 
Staatsregierung zur Kenntnißnahme zu 
überweijen; 

10. die Petition ber Gemeinden Arnsfeld, Nieder: 
Ichmiebeberg, Wildenau, Mauersberg und Geyers- 
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borf um Erbauung einer bireften —— 
von Arnsfeld nach Niederſchmiedeberg durch das 
ſogenannte Rauſchebachthal ber Königl. Staats: 
regierung zur Kenntnißnahme zu überweiſen; 

11. die Petition des landwirthſchaftlichen Vereines 
„Meißner Hochland zu Sebnitz und Umgegend“, 
des Gemeinderathes zu Ottendorf und bes Ge— 
meinderathes zu Hertigswalde um Verlegung 
reſpeltive Korrektut des ſtommunikationsweges 
von Sebnitz nach Ottendorf ber Königl. 
Staatsregierung zur Kenntnißnahme zu über 
weifen, unb 

12. die ®Betition der Gemeinberäthe zu Göhren, 
Coſſen, er artha, Corba, Altzſchillen, 
Schlaisdorf, Göritzhain, Berthelsdorf, Hohen— 
kirchen, Wiederau, Königshain und Stein um 
Erbauung einer Brücke über die Zwickauer 
Mulde — Coſſen und Göhren ber 
Königl. Staatsregierung zur Stenntnißnahme zu 
überweijen.” 


Präfident: Es hat niemand das Wort begehrt. Ich 
nehme an, daß die Kammer allen Anträgen, wie bie: 
jelben durch den durchlauchtigſten Herrn Berichterftatter 
vorgetragen find, beitritt? — Einftimmig. 


Meine Herren! Es ift bier ber Wunſch aus: 
geſprochen worden, die Ergebniffe des Vereinigungs— 
verfahrens erſt etwas fpäter auf die Tagesorbnung zu 
nehmen, Ich fege voraus, daß das aud Ihren An: 
ſichten entipricht; ich werde zunächft zu Punkt 4 über: 
gehen: „Untrag zum miündlihen Berichte ber 
zweiten Deputation über Tit. 9 bes außerorbent: 
lien Staatshaushaltsetats für 1900/01, Er: 
bauung eines Dienftgebäubes für die Mi- 
nifterien bes Innern und bes Kultus ıc. be 
treffend.” (Drudjahe Nr. 283.) 


Gergl. M. II. K. S. 33 ff. u. 2. Bb. S. 1827f.) 


Ich erſuche den Herrn Domherrn, ſeinen Vortrag 
aufzunehmen, 


Berichterftatter Domherr von Triitzſchler, Freiherr 
zum FFallenftein: Meine Herren! Ich habe Ihnen über 
eine ziemlih große Anzahl von verjchiebenen Bau— 
forderungen aus dem auferorbentlichen Budget zu be: 
richten und möchte im voraus bemerfen, baß über alle 
biefe Forderungen bie vollftändigen Planungen vor: 
liegen; fie find in den ausliegenden Mappen vorhanben; 
fie find jo zahlreich, daß fie nicht ausgelegt werben 
fonnten. Es find auch vollftändig burdhgearbeitete 
Koſtenanſchläge mit zur Vorlage gelangt. Ich glaube, es 
find über 100 Pläne und ca, 70 Koſtenanſchläge. Ich 
bitte bie Herren, bie fich für einzelne biefer Forderungen 
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befonders interejfiren, fie dort in Augenſchein zu nehmen. 
Es ift zunächſt zu berichten über Tit.9 bes außer- 
orbentlihen Etats, die Erbauung eines Dienftgebäubes 
für die Minifterien des Innern und bes Kultus be- 
treffend. Hierzu find in Tit. 9 gefordert als erfte Rate 
1 Million Mark. Der Plan der Regierung ging zunächſt 
dahin, für bie beiden zunächſt zu erjegenden infolge bes 
Raummangels vollftändig ungenügenden Minifterien bes 
Innern und bes Kultus ein gemeinfames Gebäude zu 
errichten. Im Laufe ber Berathungen, die hierüber in 
ber Zweiten Kammer ftattgefunden haben, ift ber Ge— 
danke angeregt worben, nicht nur für dieſe beiden Mi: 
nifterien, jondern zunächſt auch nod für das im Mi: 
nifterium des Innern befindliche Minifterium des Aeußern 
und womöglid) auch noch mit für das Minifterium ber 
Juftiz ein gemeinjfames Gebäude einzurichten. 

Es haben darüber die ansgiebigften Erörterungen 
ftattgefunden, und das Ergebniß ift gewefen, wie es jetzt 
in der vorliegenden Planung Ausdruck gefunden hat 
und zum Vorſchlage gelommen ift. Die Regierung hat 
fih mit diefem Plane ihrerjeit3 einverftanden erklärt. 
Es ift nur feitens des Minifteriums bes Innern ein 
Vorbehalt geftellt worden, daß, wenn die Räume bes 
Minifteriums des Innern infolge Zuwachs ber Gejchäfte 
in einiger Zeit nicht mehr ausreichen follten, daß dann 
für das Minifterium des Aeußern anberweit Unterkunft 
zu ſchaffen jein würde, und daß dann wahrſcheinlich die 
Trage herantrete, ob nicht in einem anderen frei wer: 
denden Staatsgebäude das Minifterium des Aeußern 
wieber unterzubringen jei. 

Den finanziellen Erfolg, der mit dieſem Gedanten, 
wie er fi nad und nach herausgebildet hat, zu erzielen 
fein würbe, geftatte ich mir in folgenden vergleichenden 
Bahlen zum Ausdrucke zu bringen. Die beiden Mi: 
nifterien, das Minifterium des Innern und das Mi- 
nifterium des Kultus würben, in einem Gebäude ver: 
einigt, nad dem ausführlichen Koſtenanſchlage, wie er 
bier vorliegt, die Summe von 3,498,581 M. erheifchen, 
nad) den angejtellten Erörterungen ftellt fi ber Auf: 
wand, wenn das Minifterium der Juſtiz und ber 
auswärtigen Angelegenheiten mit biefen beiden ver: 
einigt wird, auf 4,157,679 M.; es würbe ſonach durch 
die Bereinigung ber vier Minifterien in demſelben Ge— 
bäubde nur ein Mehraufwand von ungefähr 500,000 M. 
entitehen. Das ift jedenfalld ein jehr geringer Betrag 
ber Ausſicht gegenüber, daß für zwei Minifterien 
nad anderwärts durch bejondere Gebäube Sorge ge: 
tragen werben müßte. 

Die Zweite Kammer hat nun beichlofien, zu Tit. 9 
als erfte Baurate 500,000 M. zu bdiefem gemeinfamen 
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Bau zu bewilligen, und die Deputation ſchlägt Ihnen 
basjelbe vor. 


Präfident; Wünfht jemand das Wort? — Das 
Wort hat der Herr Dr. Pfeiffer. 


Nittergutsbefiger Dr. Pfeiffer: Ich glaube, es wird 
niemand vorhanden fein, der nicht anerlennt, daß bie 
Nothwenbigkeit für den Neubau der Minifterien eine 
dringende ift. Der Herr Berichterftatter Hat nun aud) 
auseinanbergejeht, daß durch die Vereinigung ber anderen 
Minifterien drei und vier noch eine Art Berbilligung 
entfteht. Ich follte num meinen, ob e8 nicht wünſchens— 
wert wäre, aud) die Nepräfentationsräume in dieſem 
neuen Gebäude unterzubringen. Wie man hört, eriftirt 
eine Baugefellichaft, die bereit wäre, 2 Millionen Marl 
für das alte Minifterialgebäube zu bezahlen. Wenn es 
der Fall wäre, jo würde das einen jährlichen Bins- 
ertrag von 80,000 M. ergeben; wollte man die Re— 
präfentationsräume in dem alten Gebäube laſſen, jo daß 
alſo der Verkauf, der abfolute Verkauf verhindert würde, 
fo würben die Repräfentationsräume jährlich einen Auf: 
wand von 80,000 M. verlangen. Es dürfte ſich aljo 
jehr empfehlen, auch bie Repräfentationsräume in dieſem 
neuen Gebäude unterzubringen. 


Präfident: Herr Geh. Baurath Walbow! 


Königl. Kommifjar Geh. Baurath Waldow: Meine 
Herren! Geftatten Sie mir auf die Worte bes Herm 
Vorredners nur einige kurze Bemerkungen. Der für das 
neue Minifterialgebäude zur Verfügung ftehende Platz 
wird von diefem Gebäude vollftändig ausgefüllt. Ja 
wir haben fogar dazu greifen müſſen, mit Genehmigung 
der Waſſerbaudirektion die vorbere Uferlinie 3 m Hinaus- 
zufchieben. Es ift demnach am ſich ſchon unmöglich, noch 
mehr Räumen für andere Zwecke dort Unterkunft zu ver— 
ſchaffen. Das iſt eins. Das Zweite aber iſt das, daß 
die Erfahrung gezeigt hat, daß Geſchäftsräume und 
Wohnräume oder Feſträume ſich niemals zweckmäßig ver— 
einigen laſſen. In dem neuen Finanzminiſterialgebäude 
iſt das wieder vollſtändig klar zu Tage getreten. Es 
würde alſo eins ober das andere ſehr bedenklich unter 
der Verſchmelzung zu leiden haben. Endlich aber iſt 
dritiens zu erwähnen, daß das alte Miniſterialgebäude 
auf der Seeſtraße ja noch für fünf bis ſechs Jahre in 
Benutzung bleibt, d. h. jo lange, bis ber Neubau voll- 
endet ift. Die VBerhältnifje werden fid) dann mindeſtens 
nicht ungünftiger für den Staat geftalten, ald es zur Zeit 
ber Fall ift. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Herr Nitterguts- 
befiger Dr. Pfeiffer! 
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Nittergutsbefiger Dr. Pfeiffer: Eine einzige Be— 
merkung des Herrn Vorrebners möchte ich doch wider: 
legen. Er Hat bemerkt, daß Wohnräume und Gejchäfts- 
räume nicht leicht in einem Gebäube anzubringen fein 
würden. Die Thatſache, daß in früheren Jahren ber 
frühere SKriegsminifter in bdemjelben Gebäude wohnte 
und bie Gefhäftsräume des Minifteriums bed Innern 
in dem Haufe Nr. 18 waren, widerlegt dieſe Bemerkung 
bes Herrn Borrebners vollftändig, und nad) dem, was 
man mir erzählt hat — ich kann es durch ben Augen: 
fein nicht beftätigen —, würbe in dem gegenwärtigen 
Finanzhaus ber Pla für die Repräfentationgräume 
wohl vorhanden fein, ſobald nämlich der Herr Finanz: 
minijter fich geneigt fände, eine ebenfolche Einſchränkung 
ſich gefallen zu laſſen, wie feinerzeit der frühere Kriegs: 
minifter. 


Bizepräfident bom Zezſchwitz: Das Wort hat Herr 
DOberbürgermeifter Beutler, 


Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
IH möchte nur die Meinung bes Herren Dr. Pfeiffer 
nicht gänzlih unwiderſprochen laſſen. Ich theile bie 
Anfiht des Herrn Geh. Rath Waldow durchaus und 
glaube aus Grund einiger Erfahrung fprecdhen zu können, 
daß man möglichft vermeiden fol, Wohnungen in Häufer 
hineinzubauen, die Gefhäftszweden dienen follen. Da 
werben die Wohnungen jedenfalls erheblich theurer und 
alfo auch die Nepräfentationsräume, ober man muß 
fo Iururiöfe Gefhäftsräume bauen, daß dieſe un- 
verhältnigmäßig theuer werben. Ich glaube faum, daf 
eine ſolche Vorlage jehr viel Sympathien der Kammern 
erregen würde. Wenn man aber die Königl. Regierung 
jegt ſchon dazu auffordert, an den Verkauf der Gebäube 
in ber Seeftraße zu denfen, womöglich in Berhandlungen 
einzutreten, jo ift das mindeftens verfrüht. Ich glaube 
aber, daß es auch nicht im Intereſſe des Staates liegt, 
wenn wir von hier aus zum Verkauf auffordern, wo 
fih die zum Verkauf geneigten Herren jagen, bie 
Kammern wünfchen ben Verkauf, alſo wird es billiger 
zu haben fein. Ich glaube, e8 wirb durch Zuwarten 
nichts verloren, eher Geld verdient. 


Vizepräfident vom Zezſchwitz: Begehrt jemand das 
Wort? — Ih fliege die Debatte. Ich frage bie 
Kammer: 

„ob fie den eben berichteten Anträgen ber 

zweiten Depntation beitritt?* 
Einjtimmig. 

Wir kommen zu Punkt 5: „Antrag zum münd— 

lihen Berichte der zweiten Deputation über 
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Tit. 10 des außerorbentliden Staatshaushalts— 
etat3 für 1900/01, Neu: und Umbauten ıc, bei 
ben Kreis: und Amtshauptmannfhaften ıc. be— 
treffend.” (Druckſache Nr. 288.) 


(Vergl. M. II.K. S. 33 ff. 355 ff., 2. Bo. S. 1828 ff. u. 
M.I.R.S.204 ff.) 


Berichterftatter Domberr von Trüßfchler, Freiherr 
zum Fallkenſtein: In Tit. 10 bes außerorbentlichen Etats 
find für Neu: und Umbauten und Grundftüdserwerb 
für verfchiedene Behörben, wie aus ber Erläuterungs- 
jpalte hervorgeht, unter a bis d vier verfchiebene 
Poſtulate eingeftelt. Was zunächſt das Poftulat a an: 
langt, 1,102,000 M. auf dag gemeinfame Dienftgebäude 
für die fünfte Kreishauptmannichaft und Amtshaupt- 
mannjchaft Chemnig, jo Hatte zu dieſem Projekte bie 
Regierung gleichfalls Pläne und Anträge vorgelegt. 
Die Zweite Kammer Hat fich der jofortigen Ausführung 
diefer Gebäude gegenüber ablehnend verhalten und hat 
zunächft es für wünſchenswerth erachtet, daß über bie 
Errichtung dieſer Gebäude noch ein Wettbewerb, alſo 
eine öffentlihe Ausichreibung ftattfinden jollte. Die 
Regierung hat dem nicht wiberjprocden und infolge 
deſſen Hat die Zweite Kammer beſchloſſen: 

a) für das gemeinfame Dienftgebäube für bie fünfte 

Kreishauptmannjchaft und die Amtshauptmann- 
Iceft Chemnitz anftatt der eingeftellten 1,102,000 
Mark, außer ben bereits für Arealerwerb be- 
willigten 92,000 M. noch den Betrag von 
20,000 M. und zwar zu ben Vorarbeiten zu 
bewilligen.” 

Ihre Deputation ſchlägt Ihnen vor, biefem Be: 
ſchluſſe beizutreten. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: 
„Tritt die Kammer bei?“ 
Einftimmig. 


Berichterftatter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Wir fommen zu Punkt b. Da find 
für das Dienftgebäube für bie Amtshauptmannihaft Dresden: 
Neuftadt und das Oberverwaltungsgericht 625,000 M. 
eingeftellt worden. Die Zweite Kammer hat, nachdem fie 
ben Beichluß gefaßt hatte, die vier Minifterien in einem 
großen Gebäude zu vereinen, in Bezug auf biefe Poſition 
die Stellung eingenommen, daß fie diefe nicht mehr als 
augenblidlic dringend erachtete und zunächſt ald Haupt: 
aufgabe Hinftellen wollte, daß das Gebäude für die ge: 
meinfamen Minifterien in Angriff genommen würbe, um 
dann durch bie frei werbenden Minifterialgebäube wo— 
möglich Unterkunft für anbere Behörden zu jchaffen. Man 
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hat auch baranf Hingewiefen, daß jo viele Banten auf 
einmal in Angriff zu nehmen, wie fie jegt jeitend bes 
Staates in Ausficht genommen waren, — wir bauen ja 
ohnehin ein Ständehaus, ein großes Minifterialgebäube, 
wir haben noch eine Frauenklinik zu bauen —, daß bies 
Folgen nad) ſich zöge, bie am fich nicht wünſchenswerth 
wären. Aus bdiefen Gründen hat die Zweite Kammer 
diefe BPofition unter b abgelehnt. Zwar Hat das 
Minifterium immer betont, daß diefer Bau an fich eigent: 
lich nothwendbig wäre und zwar nothwendiger wie mancher 
andere Ban. Indeſſen ein wirklich entſchiedener Wiber- 
ſpruch gegen die Ablehnung der Zweiten Sammer ift 
feitens ber Regierung nicht erfolgt; Ihre Deputation 
ſchlägt Ihnen vor, dem Botum der weiten Sammer 
unter b beizutreten, und bemnach zu bejchließen: 
„den für das Dienftgebäube für die Amtshaupt: 
mannihaft Dresben-Neuftadbt und das Ober: 
iger grün eingeftellten Betrag von 
625,000 M. zur Beit abzulehnen.“ 

Unter e und d werden für das Dienftgebäube ber 
Amtshauptmannfhaft Pirna 298,000 M. und für die 
Mobiliarausftattung im Dienftgebäude der Amtshaupt: 
hauptmannjhaft Grimma 10,000 M. gefordert. Was c, 
Amtshauptmannfchaft Pirna anlangt, fo ift die Noth- 
wendigfeit dieſes Baues in ber Erläuterungsfpalte ge: 
nügend nachgewieſen, es ift auch auf gewifle Bemänge: 
fung des gewählten Baupfages und ber hierzu an: 
gelauften Billa feitens der Regierung entichieden betont 
worden, daß ein günftigerer Bauplag und günftigere 
Verhältniſſe in Pirna für die neue Amtshauptmannſchaft 
nicht gefunden werden könnten, und es ift dem entjprechend 
von der Bweiten Sammer Genehmigung des Poftulats 
ausgefprochen worden. Ihre Deputation jchlägt Ihnen 
vor, bem zuzuftimmen, und ebenjo hat Ihre Deputation 
auch gegen bie poftulirte Mobiliarausftattung im Dienft: 
gebäude ber Amtshauptmannfhaft Grimma feine Ein: 
wendung zu erheben und ſchlägt Ihnen vor, unter d 
10,000 M. nad der Borlage und nad den Beſchlüſſen 
ber Zweiten Kammer zu bewilligen. Es wird demgemäß 
auch hier im Uebereinftimmung mit den Beſchlüſſen der 
Zweiten Kammer beantragt: 

„für das Dienftgebäude der Amtshauptmann: 
ſchaft Pirna 298,000 M. und für die Mobiliar: 
ausftattung im Dienftgebäube der Amtshaupt: 
mannjchaft Grimma 10,000 M nad) der Bor: 
lage zu bewilligen.“ 

Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünfcht niemand das 
Wort? — Ich frage die Kammer: 

„ob fie den ſämmtlichen Anträgen unter Tit. 10 
bes außerordbentlihen Staatshaushaltsetats 


1.8. 68. Sigung, 


am 11. Mai 1900. 





1900 auf 1901, bie fih auf Drudfahe Nr. 258 
befinden, beitritt?” 
Einftimmig. 

Punkt 6 der Tagesordnung: „Antrag zum münd— 
lihen Berihte der zweiten Deputation über 
Zit. 12 des aufßerorbentliden Staatshaushalts- 
etat3 für 1900/01, Erweiterungsbauten an ber 
Thierärztlihen Hohjhule in Dresden ꝛc. be— 
treffend.” (Drudjahe Nr. 286.) 


(Berge. M. II.K. S. 33 ff. u. 2.86. S.1832 f.) 


Berichterftatter Domberr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: In Tit. 12 des außerorbentlichen Etats 
find 300,000 M. als erjte Rate zu Erweiterungsbauten 
an der Thierärztlichen Hochſchule zu Dresden, insbeſondere 
für einen Rafje: und Verſuchsſtall und für ein Operations: 
total ſowie Beihaffung von inneren Ausbaugegenftänden, 
Mobilien und wiſſenſchaftlichen Inftrumenten für bie 
durch die bereits erfolgten Um: und Erweiterungsbauten 
neugejchaffenen fowie für bie meu zu errichtenden Ge: 
bäube (erfte Rate) verlangt worden, 

Ih verweiſe hinſichtlich dieſes Poftulates auf bie 
Erläuterung zu dieſem Titel, welche ausführlich die Be: 
gründung ergiebt. Es Handelt ſich zunächſt um Ein: 
richtungen, damit die Stubirenden ber Thierärztlichen 
Hochſchule noch mehr, ald es bisher möglich geweſen 
ift, zu ihrem zufünftigen Berufe vorbereitet werben, 
und daß diejenigen Herftellungen noch erfolgen, welche 
es ermöglichen, die Thierärztliche Hochſchule auf einem 
ben Anforderungen ber Wiſſenſchaft entiprechenben 
Niveau zu halten und imsbefonbere zu erreichen, daß 
fie nicht Hinter den gleichen Inftituten anderer Staaten 
zurüdbleibe Es ift an diefen Poftulaten weder in ber 
Berathung im ber jenfeitigen Sammer noch in ber Be: 
rathung Ihrer Deputation irgend welche Ausftellung 
gemacht worben, und wird Ihnen baher vorgejchlagen, 
fonform mit dem Beichluffe der Zweiten Kammer zu be: 
ſchließen, 

„bei Tit 12 des außerordentlichen Staatshaus: 
haltsetats für 1900/01 mac der Vorlage deu 


Betrag von 300,000 M. als erfte Rate zu be: 
willigen.“ 


Vizepräfident vom Zeihwig: Wünfcht jemand zu 
ſprechen? — Es ift nicht der Fall. 
Ih frage die Kammer: 


„ob jie den Anträgen ber zweiten Deputation 
zuſtimmt?“ 


Einſtimmig. 


1.8. 68. Sigung, 


Wir fommen zu Nr. 7 ber Tagesordnung: „An: 
trag zum münblichen Berichte ber zweiten De: 
putation über Xit. 13 des außerorbentlichen 
Staatshaushaltsetats für 1900/01, Erridtung 
einer Erziehungsanftalt in Chemnig betreffend”. 
(Druckſache Nr. 264.) 


Vergl. M. I.K. S. 33ff, 2. Vd. S. 945, 1751 ff. 
u. M.J. S. 364ff.) 


Berichterſtatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Fallkenſtein: Die Errichtung dieſer Anftalt iſt an ſich 
im Prinzip durch den vorbergegangenen Beſchluß ber 
beiden Kammern, die Summe von 250,000 M. für ben 
Anlauf des betreffenden Grunbftüdes zu genehmigen, be: 
reits beichlofien. Sie werben fich erinnern, daß hierbei 
eine vollftändige Begründung über den Plan ber Re— 
gierung gegeben worden ift, diefe neue Anftalt für Blinde 
und Schwachftnnige in der Nähe von Chemnig in dem 
Drte Altendorf einzurichten und daß nur die Summe, 
welche für den Ankauf des Bauplatzes nothwendig war, 
zunächft zur ftändifchen Behandlung gefommen ift, weil 
die Regierung in den betreffenden Verträgen fich nur 
bis zu einem gewiffen Beitpunfte gebunden hatte. Dies 
vorausgeſchickt, halte ich es alſo nicht für nöthig, über 
die Nothwendigkeit ober überhaupt über den ganzen Plan 
der Regierung noch etwas weitere® hinzuzufügen und be- 
ziehe mich im übrigen bezüglich der Ausführung auf die 
ziemlich umfangreichen Bauanjchläge und Koftenanjchläge, 
welche auf dem Tiſche ausgelegt find. Es wird das eine An- 
ftaft ungefähr nach demſelben Mufter, wie wir die Anftalt in 
Untergölgfc und Großſchweidnitz in der Laufig eingerichtet 
haben, alfo unter genügender Berüdfichtigung der für die 
dort unterzubringenden Perſonen wünjchenswerthen Ber: 
hältnifje und unter Ausführung von ben nöthigen Wohn- 
häufern und Neben: und Wirthichaftsräumen. Es find 
im ganzen bei diefem Plane nur allein 44 Gebäude in 
Ausfiht genommen. Ic unterlaffe es, die einzelnen noch 
zu fpezialifiren. Kurz, der ganze Plan findet ſich auf 
das ſpeziellſte durchgearbeitet in den betreffenden Unter: 
lagen. Infolge befjen wird Ihnen vorgeichlagen: 

„bei Xit. 13 des außerordentlichen Staatshaus— 
haltsetats für 1900,01 auf die eingeftellten 
4,333,000 M., außer den bereits für die Areal: 
erwerbung bewilligten 250,000 M., als erfte 
Baurate den Betrag von 1,083,000 M. zu be: 
willigen.“ 

Hierzu liegen zwei Petitionen vor, eine von Morib- 
burg und eine von Königswartha. In Morikburg war 
zeither eine Abtheilung der Blindenvorfchule mit ungefähr 
70 Köpfen eingerichtet, und es ift vorgefehen, daß die 

1.8. (2. Ubonnement.) 


am 11. Mai 1900, 819 


Blindenvorfchule mit 70 Köpfen mit nad Chemnitz— 
Altendorf verlegt wird. Deswegen hatte bie Gemeinde 
Eifenberg- Morigburg gewünfcht, nicht nur ihre Anftalt 
zu behalten, fondern auch die Königl. Staatsregierung zu 
bisponiren, daß bie Hauptanftalt bort gebaut werde. Das 
war nicht annehmbar, weil die Regierung großen Werth 
darauf legte, daß die neue Anftalt in die Mitte bes 
Landes gelegt würde, um fie von allen Seiten bequem 
zugänglich zu machen und amdrerfeit® auch, weil bie 
Verhältniffe in Morigburg an fi nicht fo lagen, baf 
überhaupt darauf eingegangen werben konnte. Ueberdies 
hat die Negierung in Ausſicht genommen, als Erſatz für 
bie Blindenvorfchule in Morigburg dort entlafiene weib⸗ 
liche Schwachfinnige unterzubringen und hat dahin aud) 
Bufage gegeben. Hierdurch dürfte fich die Petition von 
Morigburg erledigen und wird vorgeſchlagen, dieſelbe für 
erledigt zu erflären. Ganz derjelbe Sachverhalt Liegt 
auch in Königswartha vor. Dort waren 50 ſchwachſinnige 
Blinde zur Zeit untergebracht und es ift die Mbficht, die 
Anftalt in Königswartha als Blindenafyl im wejentlichen 
in ihrem feitherigen Beftande zu erhalten. Sonad) er: 
ledigt fi) auch das Geſuch von Königswartha, welches 
dahin ging, daß bie Anftalt dort verbleiben möchte, denn 
fie befommt einen vollflommenen Erſatz. Deswegen wird 
beantragt: 
„die Petitionen der Gemeinde Eijenberg-Morip- 
burg und der Stabtgemeinde Königswartha durch 
die Erflärung der Königl. Staatsregierung zu 
dieſen Petitionen für erledigt zu erklären.” 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünjcht jemand das 
Wort? — Es ift nicht der Fall, 
Ih frage die Hammer: 


„ob jie den Anträgen der Deputation unter 
Nr. 264 zuſtimmmt?“ 
Einftimmig. 

Wir gehen zum achten Gegenftande über: „Untrag 
zum mündlichen Berichte der zweiten Deputation 
über Zit. 14 des außerordentlihen Staatshaus— 
baltsetats für 1900/01, die Erridtung einer 
Strafanftalt in Bautzen betreffend.” (Drudjade 
Nr. 265.) 


(Vergl. M. II. K. S. 33ff. 2. Bd. S. 946, 1753. 
u. M. J.K. S. 866ff.) 


Berichterſtatter Domherr vom Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Ein ähnlicher Sachverhalt, wie bei 
Tit. 13, liegt auch bei Tit. 14 bes außerordentlichen 
Staatshaushaltsetatd vor. Es find bort poftulirt für 
bie Errichtung einer neuen Öefangenanftalt für Gefängniß- 
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fträflinge in Bauten 3,090,000 M. Auch hier ift bereits 
von ber Kammer infofern ein Beichluß gefaßt worden, 
als ber betreffende Bauplak von der Stadt Bauen 
erworben worben ift und die betreffende Genehmigung 
erfolgt ift, und im übrigen auc einer Vereinbarung mit 
der Stadt Baugen über die weitere Durchführung diejes 
Planes zugejtimmt worden ift. Der Baupla war von 
der Stabt Bauen freiwillig zur Dispofition geftellt, 
unb deswegen ift hier nicht noch ein befonderer Betrag 
einzuftellen gewejen. Grundjäglich hat die Stanımer fo: 
nad bereits die Errichtung diefer Unftalt genehmigt und 
es erübrigt fih nur, auch Hier auf die ausführliche 
Planung und Spezialifirung ber betreffenden Anſtalt 
binzuweifen. 

Im allgemeinen möchte noch zu bemerken fein, daß 
vorgejehen ift, daß dort ungefähr 800 Berfonen unter: 
gebracht werben fünnen, ältere Männer, jugendliche 
Männer und auch 100 Frauen. Bei der Prüfung des 
Anſchlages und der Detailpläne hat fich ergeben, daß 
hierbei ein Direftorwohngebäude mit 47,000 M. ver: 
anjchlagt worden war. Dieje Veranſchlagung ift ber 
jenfeitigen Kammer zu hoch erjchienen und hat fie dieje 
Summe um 10,000 M. zu ermäßigen bejchloffen, nad) 
bem bie Königl. Staatsregierung hierzu ihr Einverſtändniß 

erflärt hat, Ich beantrage bemgemäß: 


„dem Beichlufie der Zweiten Kammer beizutreten 
und bei Tit. 14d des auferordentlichen Staats- 
haushaltsetats unter Abminderung des ein- 
geitellten Betrages von 3,090,000 M. auf 
3,080,000 M. den Betrag von 1,500,000 M. 
als eıfte Rate zu bewilligen.” 


Bizepräfident von Zezſchwitz: 
„Zritt die Kammer dem Antrage bei?“ 
Einftimmig. 


E3 folgt Punkt 9: „Antrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über Tit. 15 des 
außerorbentliden Staatshaushaltsetats für 
1900/01, Um- beziehentlid Erweiterungsbauten ıc. 
bei den Landesanftalten betreffend.“ (Drudjache 
Nr. 266.) 


Vergl. M. I K. S. 33 ff.,2.Bb.S 1457, 1754 ff. 
u. M.I.K.S.470) 


Berichterſtalter Domherr von Trützſchler, Freiherr 
zum Falkenſtein: Ich kann num zu Tit 15 übergeben, 
In Tit. 15 find unter a bis f eine Anzahl noch zu er— 
ledigender Boftulate feitens der Stönigl, Staatsregierung 
bezüglich verjchiedeuer Landesanftalten eingeftellt. Der 
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Titel unter 15g, 185,000 M. für Arealerwerb für das 
Krankenftift Zwidau, wegen Erweiterung besfelben, ift 
erlebigt durch frühere Beſchlußfaſſung. Es handelt fi 
hierbei zunächſt um Punkt a in it. 15 im ganzen 
350,000 M. Um: beziehentlich Erweiterungsbauten bei ber 
Anftalt Sonnenjtein. Es find für dieſe Bofition feitens der 
Königl. Staatsregierung ganz ausführliche Begründungen 
durch Mittheilung an die Deputationen gegeben worden, 
und ich geftatte mir hierzu zu bemerken, daß in allen 
biefen Anſtalten zunächſt im allgemeinen infolge bes Zu: 
branges, ber fi im ganzen Lande immer mehr fteigert, 
Erweiterungen nothwendig werben, und infolge bejjen immer 
von neuem bauliche Vorjorge getroffen werben muß. 
Was die Anftalt Sonnenftein anlangt, jo find nament: 
lih einige Kategorien von den Kranken, welche dort 
untergebradht> find, bis jeßt in bem betreffenden Ge: 
bäuden jchr unzweckmäßig vertheilt. Es ift namentlich 
zu berüdfichtigen, daß dort noch gewiſſe, zu den jegigen 
Bweden an ſich wenig paflende Feſtungsgebäude mit 
für die Kranken benugt worden find, die auf die Dauer 
hierzu micht weiter dienen fönnen. Es handelt ſich 
babei darum, daß zumädit ein Gebäude für bie jo: 
genannte PBaralytiler gejchaffen wird, Diejes ift mit 
214,230 M. veranjchlagt worden, Zweitens ift es noth— 
wendig, eine neue Kirche zu bauen, weil die jept benutzte 
Kirche nicht nur in ihren Einrichtungen viel zu wünſchen 
übrig läßt, jondern auch geradezu als baufällig zu be: 
zeichnen ift, und deswegen weiterhin nicht mehr 
benußgt werden kann. Diefe Kirche iſt mit 105,000 M. 
veranjchlagt. Ferner Handelt es fich ſowohl in ber 
Hauptanftalt Sonnenftein als in der Nebenanftalt 
Jeſſen, die eine Stunde von ber Hauptanftalt liegt, um 
die Errichtung eines orbentlihen Wäſchereigebäudes. 
Das Wöüfchereigebäude in der Hauptanftalt ift mit 
38,940 M. veranſchlagt, und das in Jeſſen mit 10,000 M, 
Es ijt dann ferner ein Pflegerheim für 23,790 M., 
was günftig für die der Ruhe doch ſehr bebürftigen Pfleger 
liegt, vorgejehen worden. Das jetzige Pflegerheim ift 
um deswillen aufzugeben, weil die Pfleger zu ſehr in 
unmittelbarer Nähe der SKranlen bleiben und infolge 
befien die nöthige Erholung ſich dort nicht verichaffen 
fönnen. ferner ift eine Gärtnerwohnung für 6000 M. 
projeftirt. Es ift ferner ein Haus für bie Ueberwachungs— 
bebürftigen mit 20,000 M., was fid) auch al$ nothwendig 
herausgeſtellt hat, hier veranſchlagt. Gegen bieje For: 
derungen feitens ber Königl. Staatsregierung find in 
ber jenfeitigen Kammer feine Einwendungen erhoben 
worden. Auch Ihre Deputation jchlägt Ihnen vor, ie 
zu bewilligen; ich) würde ſonach aljo vorjchlagen, zu a 
350,000 M, zır bewilligen, 
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Es folgt nun die Forderung von 332,000 M. für 
Untergölgih. Die Königl. Staatsregierung bezieht fich 
darauf, daß bei der Einrichtung und Erbauung biefer 
Unftalt Untergölgih gewiſſe Gebäude zunächſt nicht in 
Ungriff genommen worden find, von denen man glaubte, 
daß fie auf längere Zeit entbehrlich wären. Es hat fi 
aber auch Hier herausgeftellt, daß ein ſolcher Zudrang 
für die Anftalt ftattfindet, daß die Bauten nicht länger 
verjchoben werben können. Es handelt fich hier zunächft 
um ein Gebäude für überwachungsbebürftige weibliche 
Verpflegte 1. und 2. Klaſſe, und diejes ift mit 91,900 M. 
veranichlagt. Dann joll für die überwachungsbebürftigen 
männlichen Verpflegten die jegige Direltorwohnung, die 
für diefen Zweck jehr günftig liegt, eingerichtet werben 
und für den Direktor ein neues Wohnhaus gebaut 
werben. Diejer letztere Plan gründet fi) wejentlich 
barauf, dab gerade für diefe Werpflegten das jebige 
Direftorwohnhaus ganz bejonders günftig liegen würde, 
während die Lage als Direftorwohnung als nicht 
günftig zu bezeichnen fei. Für diefes Wohnhaus für 
den Direktor find 40,700 M. veranjhlagt worden, und 
auch hier Hat bie jemjeitige Deputation Veranlafjung 
genommen, mit der Königl. Staatsregierung in Ber: 
bindung zu treten und dahin fich auszufpreden, daß 
bier wohl aud ein Abftrich angezeigt wäre. Dem hat 
auch die Megierung feinen Widerſpruch entgegengejeßt, 
und infolge deſſen Hat die jenfeitige Kammer bejchlofien, 
unter Abftrih von 5000 M. die Neuerrichtung diejes 
Wohnhauſes zu bewilligen. 

Es kommt dann ein Pförtnerhaus Hinzu von 
9,900 M., was jehr nothwendig ift, denn es ift ein 
Pförtnerhaus nicht da, und wer jemals in Untergölgic 
die Anftalt befucht hat, der wirb wohl gefunden haben, 
daß es jehr daran mangelt, bei dem Eintritte irgendwo 
Auskunft darüber zu erlangen, wo man entweber Ber: 
pflegte oder den Direktor finden fünne. 

Es ift ferner noch ein Gebäube für Penfionärinnen 
veranjchlagt von 52,650 M., nachdem derartige Pen— 
fionsgefuche jegt fehr Häufig haben abgewiefen werden 
miüffen. Weiter ift bei dem Gutögehöft, welches dieſer 
Anftalt gehört, ein Sceunenbau beabfidhtigt und noth: 
wendig für 8400 M., ber natürlicherweife genügend 
majfiv ausgeführt werden muß, wodurch ſich ber viel- 
leicht Hoc) erfcheinende Betrag erklärt. Es find nun 
weiter für Nebenarbeiten als Schleufen- und Gärten: 
berftellung, Wafjerzuführung und dergleichen noch eine 
Forderung eingeftellt von 19,000 M. Endlich handelt 
e8 ſich noch um eine Bofition von 45,000 M., die Un- 
ftaltswafferleitung betreffend. Es hat ſich in ben letzten 
Jahren fehr bedauerlicherweife herausgeftellt, daß bie 
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Wafferleitung, von der man früher annahm, daß fie für 
die Anftalt vollftändig genügen würde und auch aus: 
halten würde, bod in ben heißen Sommermonaten nicht 
vollftändig ausgereicht Hat, dab man hat fparen und 
Waſſer anfammeln müfjen, um nur einigermaßen durch— 
zulommen, und die Negierung beabſichtigt num, zunächit 
zu erörtern, ob fie nicht anderswoher genügend Quell: 
waſſer finden fann, und wenn das nicht möglich wäre, 
dann ein Baffin zu bauen, um das Wafjer, worüber fie 
in wafferreihen Zeiten zu verfügen hat, anzufantmeln 
und gebraudsfähig zu erhalten. Es ift diefe Bofltion 
von 45,000 M. mehr ein Berechnungsgeld als wie eine 
förmliche Veranſchlagung. 


Endlich ſoll noch bei dieſer Anſtalt ein Grundſtück 
gefauft werden, welches in einer ſtörenden Weiſe an bie 
Anftalt angrenzt. Es ift ein Tüpfereigrundftüd, und es 
hat fich herausgeftellt, da die Betreibung bes Gewerbes in 
diefem Grundftüce infofern nachtheilig für die Kranken wirft, 
al3 zuweilen Flammen aus bem Ofen berausjchlagen 
und die Kranken beunruhigt werden. Es ift auch dort 
die Unruheftation ganz in der Nähe, und deswegen Hat 
die Regierung für nöthig gefunden, zu verſuchen, das 
Grundftüd zu erwerben, das ſich jedenfalls auch jpäter 
zu Unftaltszweden benugen läßt. Das Grundſtück ift 
mit Vorbehalt der ftänbifchen Genehmigung mit 42,000 M. 
getauft worden. Die Deputation ſchlägt Ihnen vor, 
ben Beihluffe der Zweiten Kammer gemäß, die Summe 
von 332,000 M., abzüglich 5000 M., aljo 327,000 M. 
zu bewilligen. 


In der Anftalt Zſchadraß ift es nöthig, ein Gebäude 
für 20 fiherungsbebürftige Frauen 3. Klaſſe zu er: 
richten, und basjelbe ift mit 68,000 M. veranjchlagt; 
ferner für 15 weitere fiherungsbebürftige und unrubige 
Frauen 1. und 2, Klaſſe ein Haus mit 71,000 M., ein 
feftes Kegelſchubgebäude für 5000M. und eine fefte Dünger: 
ftätte mit Jauchengrube für 4000 M. zu errichten, wo- 
durch dann noch für Nebenausgaben, Beichleufungen ꝛc. 
16,000 M. und zur Husftattung dieſer Gebäube eben- 
fall® 16,000 M. zu verwenden nöthig werben würde. 
Die Summe ber Ausgaben für dieſe Anftalt beträgt 
180,000 M., und find hiergegen Einwendungen weder 
in ber jenjeitigen Kammer erhoben worben, nod Hat 
Ihre Deputation Bedenken zu erheben. Es wirb Ihnen 
vorgeichlagen, 180,000 M. zu bewilligen. 

Ferner ift in Hubertusburg nöthig, bie beftehende 
Waſſerleitung in eine wirkliche Ringwafferleitung um: 
zuwandeln. Bisher ift das Wafler wohl in alle Ge- 
bäube geleitet worden, aber es hat dort, weil es ſich 
nicht im Kreislaufe befindet, ftagnirt. Infolge beifen 
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find Nieberfchläge vorgelommen, bie man durch bie 
Neueinrichtung zu vermeiben gebentt. 

Außerdem ift dort ein Kuhftallgebäube für 65,000 M. 
poftulirt. Die Bewirthfhaftung des Pachtgutes Lipptik 
foll aufgegeben werden, und es joll die ganze innere 
Wirtdichaft, welche bisher von den bort Verpflegten 
bejorgt wurde, mit nach dem Gute zu Rädwig verlegt 
werden. Man Hat in Lipptik einen ziemlichen Rind— 
viehbeftand gehabt, weldhen man zu erhalten wünſcht, 
weil er für die Verpflegung der Anftalt nicht ent: 
behrlich ift. 

Die Hohe Forderung erklärt ſich dadurch, daß bier 
noch Nebenanlagen, als eine Milchſchwemme, Wafler- 
haus, Futterhaus, außerdem eine Wohnung für den 
Oberfhweizer und feine Leute und ein gemügenber 
Futterboden projektirt find. 

Auch Hier wird vorgeichlagen, die Forderung ber 
Königl. Staatsregierung zu bewilligen. 

Es ift dann ferner im Hochweitzſchen von der 
Königl. Staatsregierung beabfichtigt geweſen, eine Schule 
zu bauen, und zwar ein Schulgebäude, das allerdings 
nur ein Zimmer erhalten fol, aber dafür noch einige 
andere Räume enthalten follte. Die Schule war [mit 
22,800 M. veranſchlagt. Es hat die jenjeitige Deputation 
hiergegen Bebenfen zu erheben für nothwendig gefunden, 
und es hat die Königl. Staatsregierung ſich damit ein- 
verftanden erflärt, baf die Summe von 22,800 M. ges 
ftrihen werben könnte, und dab Vorſorge getroffen 
werden könnte, daß das Schulzimmer in irgend einer 
anderen Weiſe beichafft werde. Die Hierzu geforderte 
Einftellung für Nebenanlagen, Waflerleitung ꝛc. 
von 2200 M. und die weitere Forderung für ein als 
ganz nothwendig bezeichnetes Zentralbad von 41,700 M. 
Aufwand hat die Genehmigung gefunden, denn was bie 
erstere Forderung anlangt, jo ift ed nothwendig, für 
diefelbe Sorge zu tragen, auch wenn die Schule nicht 
in ein neues Haus gebracht wird. Alſo auch hier jchlägt 
Ihnen die Deputation vor, die Forderung der Königl. 
Staatdregierung mit einem Abſtrich von 22,800 M. zu 
genehmigen, 

Endlich handelt es fih nod um den Anlauf eines 
Gutes in Hödendorf, das in der Nähe von der Anftalt 
Hochweitzſchen liegt. Das Gut ift mit 71,000 M. vor: 
behältlich ber Genehmigung der Stände gekauft. Es 
ift wünfchenswerth, das Gut für die Hochweitzſchener 
Unftalt zu erwerben, wie das aus der Begründung des 
Poſtulates durch die Staatsregierung hervorgeht. 

Das Gut ift 37 h Ader groß, hat eine Brand- 
fafienverfiherung von 15,000 M. und wird, wenn e# 
auch als eine billige Erwerbung nicht bezeichnet werben 
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fann, jedenfalls dem Zwecke, zu dem es verwendet 
werden ſoll, ſehr erſprießlich ſein. Es ſoll mit 30 
männlichen Verpflegern belegt werden, und es werden 
hierzu noch 21,000 M. für Einrichtung und Inventar 
verlangt. Die Deputation ſchlägt Ihnen vor, auch 
dieſe Bewilligung auszuſprechen, und ſonach würde die 
Kammer auf den Vorſchlag der Deputation zu be: 
ſchließen haben: 
„bei Zit. 15 bes außerorbdentlihen Staatshaus- 
baltsetats für 1900/01 außer den für Wreal- 
erwerbung für das Krankenjtift Zwickau bereits 
bewilligten 185,000 M. noch den Betrag von 
1,103,200 M., und zwar unter Streichung von 
22,800 M. für Erbauung eines Schulhanfes bei 
der Unftalt Hochweitzſchen und von 5000 M. 
für Erweiterung der Anftalt Untergöltzſch, ſowie 
der Wafferleitung dafelbft, zu bewilligen.” 


Bizepräfident don Zezſchwitz: 

„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Einftimmig. 

Wir kommen zum zehnten Gegenftande der Tages- 
ordnung: „Antrag zum münbliden Berichte ber 
zweiten Deputation über Tit. 27 bes außer: 
ordentlihen Staatshaushaltsetats für 1900/01, 


Erridtung eines Heiz: und Lichtwerfes ıc. in 
Dresden:Neuftabt betreffend.” (Druckſache Nr. 279.) 


(Vergl. M. I.K. S. 33 ff. u.2.Bb. ©. 1833.) 


Berichterſtalter Kammerherr Freiherr von Find; 
In Tit. 27 des außerordentlichen Etats werden für die 
Errichtung eines Heiz- und Lichtwerkes für mehrere 
Staatsgebäude in Dresden-Neuſtadt 205,000 M. ein— 
geftellt. Die Zweite Kammer Hat die Poſition ab— 
gelehnt und auch ihre Deputation empfiehlt Beitritt zu 
biefem Beſchluſſe. Man hat die Pofition abgelehnt 
wohl in dem Gedanken, daß erft Erfahrungen zu ſammeln 
wären betreffs bes Witftäbter Elektrizitäts- und Heiz— 
werkes, jowie daß zur Zeit die Gebäube noch nicht feft: 
ftehen, welche erleuchtet und erwärmt werben follen refp. 
no nicht gebaut find. Ihre Deputation empfiehlt 
fomit Beitritt zu dem Beſchluſſe der Zweiten Sammer, 
bas heißt Ablehnung des Tit. 27 und ber geforderten 
205,000 M. 

Vizepräfident von Zezſchwitz: 
„Beihlieft die Kammer 
mäß?“ 

Das iſt der Fall. 


Wir kommen zu Punkt 11: „Antrag zum münd— 
lichen Berichte der zweiten Deputation über 


dem Untrage ge: 





Petitionen um Errichtung einer Perfonenhalte: 
ftelle in Brobftdeuben.” (Drudjahe Nr. 284.) 


(Vergl. M. 11.8. 2. Bo. S. 1019 ff. u. 1834 f.) 


Berichterftatter Kammerherr Sahrer bon Sahr: 
Dahlen: Meine hochgeehrten Herren! Wie Ihnen ohne 
Zweifel aus meinem Berichte über die Eifenbahn: 
petitionen erinnerlic fein wird, hatte die Zweite Kammer 
im Plenum die aus Probftdeuben eingegangenen Wünſche 
an ihre Deputation zurückverwieſen. Nunmehr find bie 
bezüglichen Petitionen am uns gelangt. Der Wunfd 
ber Petenten geht auf Errichtung einer Perſonenhalte— 
jtelle in Probftdeuben, welcher Ort zwiſchen Gaſchwitz 
und Kieritzſch liegt. Die Königl. Staatsregierung hat 
erflärt, daß fie dieſem Wunſche überhaupt erft dann 
näher treten fünnte, wenn die Strede zwiſchen Gaſch— 
wig und Kieritzſch einmal viergleifig ausgebaut werben 
würde, Die jenfeitige Kammer hat infolge deſſen be: 
ſchloſſen, die Petitionen in dem Sinne zur Kenntniß— 
nahme abzugeben, daß, dafern ein drittes und viertes 
Gleis über Gaſchwitz hinaus gelegt werde, und bafern 
die Petenten ein gleiches Entgegentommen wie bisher 
beweijen jollten, auf das Petitum zurückzukommen fei. 
Ihre Deputation bittet Sie unter ausdrüdlicher Be: 
tonung bes von ber Erften Kammer immer bei Eijen- 
bahnpetitionen dem Worte „Kenntnißnahme“ beigelegten 
Sinne dieſem Beichluffe der Zweiten Stammer bei: 
zutreten. 


Vizepräfident von Zezſchwitz: 
„Tritt die Kammer bem Antrage bei?“ 
Das ift der Fall. 


Bwölfter Gegenftand: „Antrag zum mündlichen 
Berichte der zweiten Deputation über bie Pe— 
tition Landgraf's in Neuwieſe und Genojjen 
um Erridtung einer Ladejtelle unterhalb ber 
Halteftelle Oberborf-Beutha. (Drudjahe Nr. 287.) 


(Berg. M. II.K.2. Bdo.S. 1835.) 


Berichterſtatter Kammerherr Sahrer von Sahr— 
Dahlen: Ich habe weiter zu berichten über eine nach— 
träglich eingegangene Petition Louis Landgraf's in Neu— 
wiefe und Genoſſen um Errichtung einer Ladeftelle nad 
Bedarf beim Bahnwärterhaus unterhalb der Halteftelle 
Oberborf-Beutha. Hier wird Errichtung einer Dünger: 
labdeftelle erftrebt. Indem ich auch hier ausdrüdlich auf 
die Bebeutung, welche bie Erfte Kammer auf das Wort 
„Kenntnignahme” legt, Hinweije, beantrage ich namens 
der Deputation, die Petition in Uebereinftimmung mit 
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der hohen Zweiten Sammer der Königl. Staatsregierung 
zur Kenntnißnahme zu überweijen. 


Bizepräfident von Jezſchwitz: 
„Beſchließt die Kammer demgemäß?“ 
Das ift der Fall. 


Wir lommen zu Punkt 13: „Antrag zum münd— 
lihen Berichte ber zweiten Deputation über das 
Königl. Dekret Nr.42, Aufnahme einer Renten: 
anleihe betreffend.“ (Drudjahe Nr. 285.) 


Vergl. M. 11.8.2. Bb.S. 1688 f.u. 1842 ff.) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Meine hochgeehrten Herren! Das Dekret an 
die Stände lautet: 

(Wird verfejen.) 


Meine Herren! Im dem Gejege ift eine jehr ein- 
gehende Begründung gegeben Hinfichtlih des Bedarfs, 
welcher zur Aufnahme einer Rentenanleihe nöthigt. Es 
ift von ber vorberathenden Deputation eine eingehende 
Prüfung eingetreten, Hinfichtlich der Pofitionen, wie fie 
aufgeführt find, und übereinflimmend mit ber Zweiten 
Kammer ift dagegen abjolut nicht? zu bemerken geweſen, 
man bat die Nothwendigfeit der Aufnahme durchaus an- 
erfennen müſſen. Es war zuerft bei ber Ueberreichung 
bes Geſetzes zu Grunde gelegt ein Bedarf von 107,199,400M. 
und zur Dedung besjelben bei einem Emiſſionskurs von 
83%, Prozent die Ausgabe von 128 Millionen Mente. 
Nachträglih ift jedoch vom Königl. Minifterium ber 
Finanzen in einem weiteren Schreiben an bie Finanz— 
deputation A ber Bweiten Kammer eine Berichtigung 
refpeftive eine Aujammenftellung gegeben worden, durch 
welche unter Berüdfichtigung der neuerdings eingetretenen 
Beränderungen infolge Zurüdnahme von Boftulaten oder 
Streihung der Bedarf fi gemindert hat. Es find nur 
92,072,300 M. aufzubringen, bie bei Feithaltung des 
ihon erwähnten Emiſſionskurſes von 83%, Prozent die 
Aufnahme einer dreiprozentigen Rentenanleihe im Nenn: 
betrage von rund 110 Millionen nothwendig machen. 
Wichtig bei diejer Frage und zu einer längeren Dis: 
fuffion Anlaß gebend war die Erwägung, bie in ber 
Begründung der Staatöregierung bereits gegeben ift, ob 
es richtig jei, an dem bisherigen breiprogentigen Typus 
feftzuhalten oder in Berüdfichtigung bes jeßigen Gelb: 
marktes zu vier Prozent überzugehen. Es ift in ber 
Begründung von der Staatsregierung in jehr eingehender 
und überzeugenber Weiſe anf Seite 5 dargelegt worben, 
daß es zwedmäßig erfcheine, auf eine vierprogentige Ber: 
zinfung zuzufommen. Namentlich find die Erwägungen, 
die dahin geführt haben, imfofern überzeugend, als bie 
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fächſiſchen breiprogentigen Anleihen der Jahre 1876/78 
im Gejammtbetrage von rund 160 Millionen zu Kurjen 
haben begeben werben müſſen, nad denen ſich auf un: 
abjehbare Zeit die Berzinfung zu 4,03 Prozent bis 
4,33 berechnet. Allerdings ift ja richtig, daß eine vier- 
prozentige Berzinfung eine größere Inanfpruchnahme Hin: 
fichtlich der regelmäßigen Verzinſung mit fich bringt, aber 
dem fteht auf der anderen Seite gegenüber, baß ber 
große Stapitalverluft, der nicht zu umgehen ift, bei Aus- 
gabe einer dbreiprogentigen Rente, bauernd bleibt und nicht 
wieder gut zu machen ift, und daß der Bortheil, den 
eine vierprogentige Rente geben würbe, nämlich dem 
Geldmarkte entſprechend, zu einer Konvertirung eventuell 
zu greifen, bier ausgefthlofien ift. 

Das Königl. Finanzminifterium rejp. die Staats: 
regierung war eigentlich deshalb zu ber Ueberzeugung 
gefommen, daß es richtiger fei, daß auch in unjerem 
Staate das Verfahren eintrete, was anberwärt# ein: 
gehalten wird, daß der Zinsfuß nicht von vornherein 
durch Geſetz feftgelegt, fondern dem Finanzminiſterium 
unter Rüdfihtnahme auf die jeweiligen Geldmarktverhält: 
niffe die Beftimmung des Zinsfußes überlafjen bleibt. Es 
ift in der Begründung gejagt, daß man trotzdem ſchließ— 
li davon abgejehen habe, einem ſolchen Vorſchlage zu: 
zuftimmen mit Rückſicht darauf, daß die Königl. Staats: 
regierung auf die Annahme ſolchen Entwurfes jeitens 
ber Ständeverfammlung nicht habe rechnen können. 
Innerhalb der Erſten Kammer, refpeftive ber vor- 
berathenden Deputation, wurbe nun allerdings barauf 
bhingewiefen, daß von der Erften Sammer wenigftens 
eine Erflärung in diefem Sinne nicht abgegeben worden 
jei und man nicht recht wiffe, worauf dieſe Anficht ber 
Königl. Staatsregierung bezüglich der Stimmung und 
Auffaffung der Erften Kammer fich gründe. 


(Sehr richtig!) 


Wir haben diefe Erwägungen, die in ber Aweiten 
Kammer dazu geführt Hatten, einen bezüglichen Ab— 
änderungsantrag zu ftellen, ber allerdings bort nicht 
Annahme gefunden hat, nur deshalb nicht weiter ver: 
folgt, weil wir ber Meinung find, daß durch die Be: 
ftiimmungen bes Geſetzes, nad welchen bas Königl. 
Finangminifterium in ber Lage ift, durch Schatz— 
anweifungen ben jeweiligen Bedarf zu decken und durch 
Ausgabe derſelben ben Berhältnifien Rechnung zu tragen, 
bie Möglichkeit gegeben jei, den Schwierigkeiten zu be: 
gegnen, die durch die Geldmarktverhältnifie eintreten 
fönnten, die Entſcheidung ber in ber Begründung der 
Vorlage angeregten Frage aber deshalb einer jpäteren 
Beit vorbehalten werben könne. Auf Grund biejer Er- 
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wägungen find wir bazu gefommen, in Uebereinftimmung 
mit der Zweiten Kammer ber hohen Sammer vorzu: 
ſchlagen, bie Kammer wolle beichließen: 

„I. im $1 bie Biffer „128 Millionen” durch bie 
Biffer „110 Millionen“ zu erjegen und mit 
diefer Abänderung den $ 1 nach der Vorlage 
anzunehmen, 

2. die 88 2 bis 8, ſowie Ueberſchrift, Eingang 
und Schluß unverändert nad) der Vorlage an- 
zunehmen.” 


Vizepräfident 
Sammer: 


von Zezſchwitz: Ich frage bie 


„ob fie den foeben verlejenen Anträgen zu: 
ftimmt?” 
Einftimmig. 


Ih frage die Regierung, ob fie auf namentliche 
Abftimmung verzichtet? 


(Sie verzichtet.) 


Wir fommen zu Punkt 14 ber Tagedorbnung: 
„Antrag zum mündlichen Berichte ber erften 
Deputation über das Königl. Defret Nr. 41, ben 
Entwurf eines Gejeges über Gewährung von 
Entjhäbigungen für an Gehirn-Rüdenmarfe: 
entzünbung beziehentlich Gehirnentzündung um: 
geftandene Pferde und füran Maul: und Flauen: 
ſeuche gefallenes NRinbvieh betreffend.” (Drud- 
ſache Nr. 271.) 


(Bergl.M. 11.8. ©. 1684 ff.) 


Berichterftatter Nittergutsbefiter bon Trebra-Lin- 
benan: Das Stönigl. Dekret, über welches ich zu be: 
richten habe, lautet: 


(Wird verlejen.) 


Meine Herren! Sie werden fich deſſen entfinnen, 
daß im Laufe diefer Seffion von Seiten der Landwirthe 
bes Kreisvereinsbezirkes Leipzig eine Petition an bie 
Kammer ergangen ift, welche den Wunſch ausjpricht, 
die ftaatlihe Regelung der Viehjchädenvergütung auf 
die durch die fogenannte Bornaifche Pferdekrankheit ober 
bie Genidjtarre und auf bie hierdurch entſtandenen 
Schäden auszubehnen. Es ift in beiben Stammern Be: 
richt erftattet worden über dieje Petition und beichloffen 
worden: 

„Die Petition der Leipziger Kreiövereinsmit- 
glieder, die Regelung der Biehjchädenvergütung 
auf die durch die Genidftarre entftandenen 
Schäden und auf die dur die Maul: und 
Klauenſeuche bei Rindern entjtandenen Schäden, 
foweit ſich letztere auf die direkten Todesfälle 
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durch die Seuche beziehen, der Königl. Stants« 
regierung zur Berüdjichtigung in bem Sinne zu 
überweifen, daß die Königl. Staatsregierung 
noch dem jet tagenden Zandtage den betreffenden 
Gelepentwurf zugehen laffen möge.” 

In der Erften Kammer war hinter bem Worte 
„Seuche“ noch eine eine Bemerkung eingefchaltet, in- 
deſſen, es fommt dies bier nicht weiter in Betracht. Es 
ift mun von Seiten der Regierung diefem Wunſche ent: 
ſprochen worden, und das ums vorliegende Dekret ift an 
die Ständeverfammlung ergangen. Dies Dekret ift am 
26. Upril in der Zweiten Sammer eingegangen und dort 
in der Sigung am 30. April in fofortige Schlußberathung 
genommen und auch en bloc angenommen worden gegen 
5 Stimmen. Ihre Deputation glaubt, daß dies and 
hier gefchehen wirb und erfucht Sie darum, dba ja das 
ganze Dekret nur einem Wunfche der Kammer entipricht. 
Das Dekret führt matürlicherweife die Sache weiter aus, 
es begrenzt die Entihädigung in $ 1 bei ber Genidftarre 
auf den Tob oder auf die Tödtung, dehnt fie aber auch 
auf bie Gehirnentzündung aus, weil es ſehr ſchwer zu 
unterjcheiben ift, wenn ein Thier tobt ift, ob es an 
Gehirmentzündung ober an Genidftarre gefallen ift. Bei 
ber Maul: und Klauenſeuche wird die Entſchädigung auf 
die umgeftandenen Thiere beichränft. Bezüglich der Höhe 
der Entichädigung heißt es in $ 2: 

„Dieſelbe beträgt vier Fünftheile des gemeinen 
Werthes des Thieres ohne Rückſicht auf die Werth: 
verminberung, welche infolge der Krankheit eintritt, im 
feinem Falle jedoch mehr als 600 M. bei Pferden, 
320 M. bei Rindern.” 

Der $ 6 fagt über die Ermittelung des Schadens, 
daß hierüber noc nähere Beftimmungen getroffen werben 
follen. Der $ 7 fpricht über die Entſchädigung: 

„Die Entihäbigungen werden verlagsweife aus 
der Staatskaſſe gezahlt, find aber alljährlich nebſt dem 
erwachjenen Verwaltungsaufwande von der Gejammt- 
heit der Beliger, infomweit es fih um die Gehirn 
NRüdenmarksentzündung und Gehirnentzündung der 
Pferde handelt, nad # Zahl ihrer Pferde, infoweit 
es fih um die Maul» und Klauenſeuche handelt, nach 
der Bahl ihrer Rinder aufzubringen und der Staats- 
falle zu erſtatten.“ 

Das find die Grundzüge. 

Die Deputation empfiehlt Ihnen, wie gejagt, bie 
Annahme biejes Defretes, obwohl fie nad) zwei Seiten 
bin einige Bedenken Hat, einmal nach der Richtung Hin, 
daß die fragliche Krankheit der Pferde wenigſtens noch 
nit alle Gegenden Sachſens erfaßt hat, man fomit 
aljo Leute Herbeizieht zur Tragung des Schadens, ob: 
wohl ihnen ſcheinbar die Gefahr noch nicht nahe liegt. 
Indeſſen, die Gefahr fchreitet von Jahr zu Jahr weiter 


825 


und es ift ſchon der Nachweis geführt, daß fie aus ber 
Umgegend von Borna und dem Bogtlande, wo fie früher 
nur herrichte, jebt jogar bis Freiberg und bis Dresden: 
Altftadt gedrungen, und es ift nicht unwahrfcheinlich, daß 
fie noch weiter vordringen wird. Nach anderer Richtung 
liegt für die Deputation noch das Bedenken vor, daß 
es doc auch Pferdebefiger und Befiger von Rindvieh 
giebt, deren Vieh einen viel geringeren Werth hat, und 
daß die aljo benadjtheiligt werden, wenn fie im gleichen 
Maßſtabe mit beizutragen hätten, wie die Befiger von 
werthvolleren Thieren. Dieje beiden Gründe haben etwas 
beachtliches, indefjen ift die Frage doch jeht eine jehr 
brennende und außerdem Haben die Landwirthe den 
dringenden Wunſch ausgeſprochen, daß biefes Dekret 
genehmigt werde. Dann haben wir ja auch durch bie 
allfeitige AZuftimmung in der Zweiten Hammer erjehen, 
daß alle Vertreter der Landwirthſchaft jo weitgehend 
bereit find einzutreten, obwohl vielleicht mander von 
ihnen aud noch der Gefahr nicht jo nahe gerüdt ift. Es 
ift ja gar nicht ausgeichlofjen, daß, wenn wir Erfahrungen 
jpäter maden, dann nod eine kleine Aenderung bes 
Geſetzes eintreten fann, ganz befonders nach der Richtung 
hin, vielleicht die Beiträge für diejenigen, beren ieh 
bedeutend geringeren Werth hat, noch etwas herab 
zujegen, um da mehr der Billigkeit Rechnung zu tragen; 
Ich emfehle alfo der Hohen Kammer die Annahme bes 
Defretes. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Ich eröffne bie Debatte 
und frage, ob jemand das Wort begehrt? — Herr von 
Trützſchler! 


Domherr von Trützſchler, Freiherr zum Fallen— 
ſtein: Bei der Berathung des Antrages, welcher zur 
Vorlegung des uns nunmehr vorgelegten Geſetzentwurfes 
geführt hat, habe ich bereits meine Bedenken gegen die 
Abſicht ausgeſprochen, das Gebiet der Zwangsverſicherung 
ohne Einrichtung der Gefahrenklaſſen in einem Falle 
anzuwenden, bei welchem die Gefahren jo ungleich liegen, 
als wie es ber all ift in Bezug auf die jogenannte 
Bornaiſche Pferdefranfheit. Die ftatiftifhen Nachweiſe 
über dieſe Krankheit weijen im Lande folche große 
Unterfchiede auf, daß es wohl an fi von vornherein 
— ih fann es nicht anders jagen — als ein bebent: 
ficher Uft erjcheinen muß, wenn im Wege bes Gefehes 
hierfür die Zmwangsverficherung eingeführt wird. Wir 
haben verjchiedene Zwangsverſicherungen im Lande; zu: 
nächſt Haben wir ein altes Inftitut der Zwangs— 
verficherung, das ift die Brandverficherung. Hierbei ift 
die Gefahr des Brennens durch ganz genaue und weit- 
gehende Einrichtungen geſchätzt und wird bei den Bei— 
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trägen berüdfichtigt. Wir haben eine Zwangsverfiherung 
bei verjchiebenen Viehkranlheiten, bei denen denn doch 
die Verhältnifje anderd liegen, als gerabe bei biejer 
Bornaifchen Pferdefrankheit. Bei dem anfledenden Vieh: 
franfheiten ift die Zwangsverſicherung feinerzeit um des— 
willen eingerichtet worden, weil es fich hierbei um ent- 
ſcheidende und einfchneibende Abwehrmaßregeln handelt, 
welche der Allgemeinheit zu gute fommen und um des— 
willen wohl aud von der Allgemeinheit zumächft zu 
tragen find. Wenn jo eingegriffen wird, wie das bei 
ben Seuchen, bei den Viehſeuchen der Fall ift, wo alſo 
Sperrungen und Seilungen und berartige Mafregeln 
mit in Frage kommen, dann ift die Allgemeinheit ganz 
beſonders geſchützt und infolge befien ift eine Zwangs— 
verfiherung in ben meiften Fällen durch diefe Abwehr: 
maßregeln begründet. Wir haben allerdings einen Fall, 
ber von biefem Prinzipe etwas abweicht, das ift bie 
Bwangsverfiherung bei Milzbrand. Indeſſen ift bie 
Krankheit des Milzbrandes eine jo ſporadiſch auftretende 
und im ganzen jo wenig ins Gewicht fallende, daß 
baraus ein bejonderes Prinzip nicht abgeleitet werben 
fann; aber bei der Krankheit, die aljo hier ber Zwangs— 
verfiherung zu Grunde gelegt wird, diefer Pferdekrank— 
beit, ift von Abwehrmaßregeln nicht die Rebe; denn an 
fi ift fie noch nicht einmal als anſteckende Krankheit 
bezeichnet; man führt fie, glaube ich, in der Hauptjache 
auf ganz andere Momente zurüd als wirklich mias— 
matifche ober fontagiöfe Lebertragungen. Es werben 
auch keine Mafregeln ergriffen, um der Ausbreitung 
biejer Krankheit entgegenzutreten, kurz, die Krankheit 
verläuft wie eine andere afute Pferbefranfheit. Nun, 
meine Herren, frage ich, wie fommen die Pferbebefiger in 
Gegenden, welche diefe Krankheit noch gar nicht fennen, 
wo fie überhaupt nod gar nicht vorgefommen  ift, 
dazu, gezwungen zu werben, mit für dieje Schäben ein: 
zuftehen. Da giebt e8 ein einziges Argument, dad man 
glaubt, aud; aus der Staftitif nachweiſen zu können, 
daß die Krankheit allmählich fortichreitet. Das Argument 
fann eigentlich doch nicht den Grundſatz alteriren, daß 
auch hier eine Gefahrenklaffe in Berüdfihtigung zu 
ziehen jei, denn wenn es wirklich fortichreitet und weiter 
geht, dann treten neue Gefahrenklaffen Hinzu, während, 
wenn jet die Einrichtung getroffen wird, e8 doch noth- 
wendig ift, die Bafis auf die jegigen Zuftände zurück— 
zuführen. Es ift vielleicht nicht von Bedeutung für den 
Einzelnen, namentlih für den, der vielleicht bloß ein 
ober zwei Pferde hat, daß die Angelegenheit jet in der 
vorgefhlagenen Weije erledigt wird; aber an fi von 
ben allgemeinen Grundſätzen heraus halte ich es für 
hart und höchft bedenklich, dab man jeht in diefer Weiſe 
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mit einem Geſetze vorgeht, bie die Zwangsverſicherung 
für alle Bferbebefiger unter Verhältniſſen vorfchlägt, bie 
eben vollftändig ungleich find, und ich fann nicht umhin, 
hierzu meinen Wiberjprucd geltend zu machen, und id) 
werbe gegen bie betreffenden Beftimmungen im Geſetze 
ftimmen, da ich jebt nicht daran benfen kann, zu ver: 
juchen, daß Gejek durch Amendements zu verbeflern, oder 
nöthigenfalls gegen das ganze Geſetz. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Wünſcht noch jemand 
das Wort? — Es iſt nicht der Fall. Der Herr Be- 
richterftatter! 


BVerichterftatter Rittergutsbefiger von Tebra-Lin⸗ 
denau: Diejelben Bedenken, die Herr von Trühſchler 
heute ausgeſprochen hat, Kat er, wie,er auch bemerkte, 
ihon bei Berathungen der Petitionen geäußert. Es 
fteht aber in den Mittheilungen, daß der Antrag über 
die Petitionen einftimmig angenommen worden ift. Es 
geht daraus hervor, daß fein weiterer Widerſpruch 
damals erfolgt ift, daß Herr von Trützſchler wenigftens 
bebeutende Bedenken bei den meiften Mitgliedern der 
Kammer nicht angeregt hat, Wenn auch nun bie Be: 
denken als gewiß beachtenswerth zugegeben werben müffen, 
fo Habe ich mir doc, vorhin ſchon erlaubt zu bemerken, 
daß wir jet in einer Nothlage find und doch ben 
Wünfhen ber Lanbwirthe, wie fie fo allgemein aus: 
geſprochen worden find, entjprechen möchten. Ich werde 
weitere Bemühungen, die Stimmung ber Kammer für 
die Deputation zu gewinnen, nicht machen. Denn wie 
gejagt, ich hoffe, Sie find ſchon auf Seiten der Depu— 
tation, und bie eine Seele zu gewinnen, bie uns entgegen: 
fteht, fo Hoch ich fie fchäge, fcheint mir doch nicht ſoviel 
Aufwand nöthig zu machen. Ich bitte aljo der Depu: 
tation zuzuftimmen. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Die Deputation ſchlägt 
vor, den Gefegentwurf im ganzen ſammt Eingang, Leber: 
ſchrift und Schluß unverändert nad) der Vorlage an: 
zunehmen, 


„Beichließt die Kammer demgemäß?“ 
Gegen 2 Stimmen. 
(BZuruf: Zwei Eeelen!) 


Es ift ein Königl. Dekret. Ich frage, ob bie Königl. 
Staatsregierung auf namentliche Abftimmung verzichtet? 


(Die Königl. Staatsregierung verzichtet.) 


Wir kommen zu Bunkt 15: „Antrag zum münb: 
fihen Berichte der vierten Deputation über die 
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Petitionen, bie Sonderbefteuerung ber Konſum— 
vereine ıc. betreffend.” (Drudjahe Nr. 282.) 


(Bergl. M.11.8.2.Bb. ©. 1853 ff.) 
Der Herr Berichterftatter! 


Berichterftatter Wirk. Geh. Rath Meuſel: Meine 
hochgeehrten Herren! Ich Habe die Ehre, über 13 ver: 
jchiedene Petitionen Vortrag zu erftatten. Fürchten 
Sie aber nicht, daß der Umfang meines Vortrages ber 
Zahl der Petitionen entfpricht, ich werde mich kurz 
faffen können. 

Bon den in dem vorliegenden Antrage aufgeführten 
13 Petitionen erftreben die erjten 7, von a bis g, bie 
Iandesgejegliche Einführung einer Sonberbeftenerung ber 
Konfumvereine und großfapitaliftiihen Betriebe von 
Detailgefhäften. Dagegen find bie lepten 6, h bis n, 
gegen diefe Mafregel gerichtet, und ed wird insbeſondere 
mit den Petitionen i, k unb 1 die Aufgebung der von 
dem Minifterium bes Innern unter bem 6. Mai 1897 
in Bezug auf bdiefen Gegenftand erlaffene Verordnung, 
beziehentlich der genehmigten Umfaßfteuerregulation in 
den Gemeinden Löbtau, Cotta und Stetzſch beantragt. 

Die einzelnen Petitionen und Gegenpetitionen legen 
die für, beziehentlich gegen die Sonberbeftenerung ber 
Konfumvereine und der großfapitaliftiichen Betriebe im 
Detailhandel jprechenden, in der Tagesprefje, in Bro- 
ihüren und in den Landes- und Gemeindevertretungen 
vielfach erörterten Gründe des Näheren bar, ohne wejent: 
lich neue Momente vorzubringen, jo daß es nicht nöthig 
erfcheint, den Inhalt derſelben jpeziell wiederzugeben. 

Nachdem nun neuerdings ein auf die landesgeſetz⸗ 
lihe Einführung einer fommunalen Bejteuerung ber 
Waarenhäufer bezüglicher, auch die Konſumvereine be- 
rührender Antrag von beiden Stänbelammern unter 
Würdigung der für und wider fprechenden Gründe ein- 
gehend berathen und angenommen worben ift, haben bie 
unter a bis h, ſowie die unter m und n aufgeführten 
Petitionen dadurch ihre Erledigung gefunden, 

Was aber die unter i, k und I aufgeführten, bie 
Aufhebung der Minifterialverordnung vom 6. Mai 1897, 
beziehentlih der in ben Gemeinden Löbtau, Cotta und 
Stetzſch mit behördlicher Genehmigung errichteten Umjap- 
fteuerregulative anftrebenden Betitionen anlangt, jo 
gehen die Geſuchſteller zunächſt infofern von einer faljchen 
Borausfegung aus, als fie meinen, diefe Verordnung 
bilde die rechtlihe Grundlage ber einjchlagenden Regu— 
lative, und es werbe die Aufhebung der Verordnung aud) 
eine Aufhebung der betreffenden Megulative zur Folge 
haben und die Errichtung neuer Regulative diefer Art 
verhindern. Dieje Vorausſetzung ift infofern eine irrige, 

1.8. (2, Wbonnement.) 
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als bie fragliche Verordnung nur die Aufmerkjamteit 
ber Gemeinden auf die Aufftellung derartiger Regulative 
gerichtet und bafür gewiſſe Direftiven gegeben hat. 
Ihre Aufhebung würbe daher bie von ben Geſuchſtellern 
erwartete Wirkung nicht zur Folge haben. 

Es liegt aber auch zur Zeit fein Unlaß vor, in bie 
unter Mitwirkung der Auffichtsbehörden ftattgefundene, 
beziehentlich jtattfindende kommunale Regelung dieſer 
Angelegenheit einzugreifen, und es wird abzuwarten fein, 
welchen Einfluß eine Tandesgejeglihe Regelung bes 
Gegenftandes auf den SFortbeftand dieſer Regulative 
etwa ausübt. 

Die Deputation beantragt daher, die hohe Stammer 
wolle in Uebereinftimmung mit ber Zweiten Sammer 
beichließen, 

„I. die unter a bis h fowie m und n aufgeführten 
Betitionen durch den zu dem Antrage Opitz, 
Dr. Schill und Genofjen, die Befteuerung ber 


Waarenhäufer —— gefaßten Beſchluß für 
erledigt zu erflären und 


2.bie unter i, k und 1 aufgeführten Petitionen 
auf ſich beruhen zu laſſen.“ 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Sie haben den Un: 
trag ber Deputation gehört. 

Ich frage: 

„ob bie Kammer bemfelben beitritt?“ 
Das ift der Fall. 

Meine Hochgeehrten Herren! Wir find genöthigt, 
eine Pauſe eintreten zu laffen, weil das Finanzgeſetz 
nicht eher berathen werben fann, als bis die Mefultate 
des Vereinigungsverfahrens befannt find. Ich bitte alfo 
eine Pauſe von etwa einer Stunbe eintreten zu lafien. 


(Eintritt ber Paufe 12 Uhr 6 Min.) 


Meine Herren! Ich nehme die Sigung wieder auf, 
Wir fommen zu Punkt 3: „Mittheilungen und Be: 
ihlüfje über die Ergebnijje des Vereinigungs: 
verfahrens.“ Ich bin ber Meinung, daß man ben: 
jenigen Gegenftand vorweg nimmt, der das meifte 
Interefje bietet, nämlih a): das Dekret Nr. 33, 
Familienanwartichaften. 


(Berg. M. II.K. 2. Bo.S. 1806 ff. u. M. I.K. S. 779Ff.) 
Berichterſtatter iſt Herr von Watzdorf. 


Rittergutsbeſitzer von Watzdorf: Meine Herren! 
Nachdem am geſtrigen Tage das Vereinigungsverfahren 
betreffs des Königl. Dekretes Nr. 33 keinen günſtigen 
Erfolg gehabt hatte und wir unverrichteter Sache aus— 
einandergegangen waren, hat heute die Zweite Kammer 
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bie Initiative ergriffen und Hat gewiljermafen eine 
Fortfegung unferer geftrigen Berathungen gewünſcht. 
Wir Haben der Einladung Folge geleiftet und jofort 
mit dem Sönigl, Dekret Nr. 33 angefangen. Der Be: 
richterftatter der jenfeitigen Kammer hat erflärt, daß bie 
Deputation der Zweiten Kammer doc; geglaubt hätte, 
fi anders faffen zu fünnen und das Erbieten an bie 
Erfte Kammer zu richten, daß fie ben Beichlüffen der 
Erften Kammer vollftändig beitreten würde, dafern wir 
bie Anträge Schill berüdfichtigen wollten. Ich habe 
darauf als Berichterftatter in bdiefer hohen Kammer er: 
Märt, daß ich bereit# am vorhergehenden Tage das Er— 
bieten geftellt Hätte, auf die Anträge Schill einzugehen. 
Es wäre aljo ba fein Hinderniß, und damit war bie 
ganze Sache betrefis der Beihlußfaffung in Bezug auf 
das Königl. Dekret Nr, 33 erledigt. Die Zweite Kammer 
hat darüber wohl Berathung gepflogen, und wie ich 
höre, wohl einftimmig dieſen Vorſchlag ihrer Deputation 
angenommen. Es wird fich Hier, glaube ih, nur noch 
nothwendig machen, den Antrag Schill zu verlefen, ich 
weiß nicht, ob die hohe Kammer ihn foweit kennt, daß 


thwendig ift, ift i 
das auch nothwendig iſt, ſonſt iſt mein Herr an Bigepräfident von Sesihwil: Die Kammer hat 


fo freundlich, es für mich zu übernehmen. 


Bizepräfident vom Zezſchwitz: Ich glaube, es ift 
doch wohl zweddienlih, wenn der Untrag Schill ver: 
lefen wird, 

Rittergutsbefiger Hempel (Lieft): Der Antrag Schill 
lautet: 

1. In $ 42 (in der Faſſung der Erften Kammer) 
hinter Abſatz 2 folgenden neuen Abſatz einzufchalten: 


„zreffen ben Unmwartichaftsbefiger ohme fein 
Verſchulden Unglüdsfalle, welche den Meinertrag 
der Anwartſchaft weſentlich mindern, jo fann 


die Anwartſchafisbehörde auf Antrag des Ans | 
wartichaftsbefiperd nad) vorherigem Gehör ber 


Anmwärtervertreter für die entiprechende Beit ben 
Beitrag herabjegen oder den Anwartſchaftsbeſitzer 
von der Beitragspflicht völlig befreien.” 

2. Im Falle der Annahme des vorjtehenden Antrages 
unter 1 in $ 43 (in der Faſſung der Erften Kammer) 
den Sab 2 bes Abſatzes 1 folgendermaßen zu 
fafien: 

„Die Borfchriften in $ 42 Abſatz 1 Satz 2 Ab— 

jap 3 finden Anwendung.” 
3.a) In $ 102 (im der Fafjung ber Erſten Kammer) 
Abſatz 


ſolche Anwartſchaft erft vom 1. Januar 1910 ab, 


es jei benn, daß ber Fall der Nachfolge vorher ein- 
tritt” zu erſetzen durch die Worte: 
„und auch für eine folche Anwartichaft erft von 
der Zeit am, zu welcher der Fall der Nachfolge 
zum erften Male wieder eintritt; 


2 Satz 1 bie Worte: „und auch für eine, 
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b) Mit diefer Menderung den $ 102 in ber Faſſung 
der Erften Kammer anzunehmen. 


4. Im Falle der Annahme des vorftehenden Antrages 
3 unter Nr. 49a ber Unträge ber Geſetzgebungs— 
deputation ftatt „S 102 Abſah 2" zu ſetzen „S 102 
Abſatz 3”. 

Der Antrag wird unterftüßt. 

Rittergutsbefiger von Watzdorf: Ich glaube, ich 
brauche wohl nicht weitere Erflärungen abzugeben, es 
genügt wohl, wenn ich darauf aufmerfjam mache, daß 
die 88 42 und 43 Beitimmungen über bie beiden Kaflen 
enthalten, und dadurch bie Anwartſchaftsbehörde bie 
Ermädtigung erlangen joll, im Nothfalle Erlaß zu ge: 
währen. Im weiteren ift der Unterfchied ja Har, daß 
der Gejegentwurf beabfichtigt, die jegigen Inhaber ber 
alten Anwartſchaften bis zum Jahre 1910 freizulafien, 
während der Antrag Schill bezwedt, daß dieſe jegigen 
Anwartichaftsbefiger bis auf Lebenszeit frei bleiben 
jollen. Das find bie Unterſchiede. Ich habe immer 
ihon gehört, daß Sie geneigt wären, den Anträgen 
Schill beizutreten. Ich empfehle im Namen ber Depu: 
tation den Beitritt Hierzu. 





‚gehört, welches Rejultat neuerdings das Vereinigungs— 


|Verfaßren gehabt hat, und ich frage biefelbe, ob fie 
‚geneigt ift, dem beizuftimmen, das zu acceptiren, was 


im Wege des Vergleiches jetzt zufammengefommen ift, 
das Heißt bei ihren Beſchlüſſen ftehen zu bleiben unter 
— —— des Antrages Schill. 

Wünſcht jemand das Wort? — Es iſt nicht der 
Fall. Ich nehme an, daß der Vergleichsvorſchlag an— 
genommen iſt. Ich werde davon Nachricht nach der 
Zweiten Kammer geben. 

Nun bitte id Herrn Hempel zu berichten b): „über 
das Reſultat des Vergleihsverfahrens im ber 
Angelegenheit betreffs Erhöhung der Diäten 
für die Mitglieder ber evangeliſch-lutheriſchen 
Landesſynode.“ 

(Vergl. M.II.K.2. Bd.S.1936 f. u. M. I.K. S. 801f.) 

Berichterſtatter Rittergutsbeſitzer Hempel: Meine 
Herren! In der geſtrigen Sitzung der Vereinigungs— 
deputation war eine Verſtändigung herbeizuführen über 
die Differenz, die bezüglich der Verabfolgung der Diäten 
'an bie in Dresden ſeßhaften Mitglieder ber Stände— 
verjammlung beftand. Bei ber Berathung hat Se. Er: 
cellenz der Herr Staatsminifter von Metzſch eine Er: 
Härung abgegeben, daß die Regierung es ins Auge 
faffe, dem nächften Landtage eine dementſprechende Vor: 
fage vorzulegen. Dieje Erklärung hat zur Folge gehabt, 
daß die Deputation der Zweiten Sammer von ihrem 
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Untrage Abftand genommen und fi dem Antrage ber 
Erften Kammer, ber fi alfo zunächſt nur auf bie Er: 
höhung der Diäten für die Mitglieder der Synobe 
erftredte, angeſchloſſen hat. Es ift jomit die Differenz 
durch die gejtrige Verhandlung bejeitigt worden, und id) 
bin in der angenehmen Lage, von dieſem erwünſchten 
Abſchluſſe der hohen Kammer hiermit Kenntniß geben 
zu können. 


Vizepräſident von Zezſchwitz: Die Kammer hat 
wohl Kenntniß genommen von dieſem Ergebniſſe der 
Vereinigungsverhandlungen? — Es bewendet dabei. 

Wir werden jet ec): „das Dekret Nr. 29, Ent: 
eignungsgejep betreffend“ vornehmen. Bericht: 
erftatter Herr Rittergutsbefiger von Trebra-Lindenau. 

(Vergl. M.T.8.S.790 ff. u. 11.8, 2.8b. ©.1933 f.) 


Nittergutsbefiger von Trebraskindenau: Der Be- 
richt ift von Sr, Excellenz übernommen worden. 


Staatöminifter a. D. von Noſtitz-Wallwitz: Ic habe 
mic aus dem Grunde bereit erklärt, der Stammer den 
Bericht zu erftatten, weil die Verhandlungen über biefe 
Ungelegenheit namens der erften Deputation zu führen 
gewejen find, und ich mich diefer Verpflichtung ala Vor: 
figender der Gejeßgebungsdeputation daher nicht entziehen 
fann. Das Rejultat, ober vielmehr Nichtrefultat der 
geftrigen Verhandlung ift Ihnen befannt. Nachträglich 
fcheint eine gewifje Neue eingetreten zu fein, und es ift 
heute früh bas folgende Schriftftüd an ben Herrn 
Präfidenten ber Zweiten Sammer gelangt und von dieſem 

mitgetheilt worben: 

„Nach anderweiter Berathung in der Geſetzgebungs⸗ 
beputation über die Königl. Dekrete Nr. 33 und 29 
richtet diejelbe an ben Herrn Bräfidenten ber hohen Erften 
Kammer das ag die Verhandlungen im Ber: 


einigungäverfahren bezüglich ber beiden Defrete fort: 
ſetzen mu wollen 
Sie giebt dabei zu erfennen, daß fie bereit ift, 


falls zunächft das Dekret Nr. 33 zur gemeinfamen Bes 
rathung geftellt wird, den Gefegentwurf in ber Faſſung 
ber Erſten Kammer unter Berüdfichtigung der Schill’: 
ſchen Unträge anzunehmen. 

Bezüglich bes Defrets Nr. 29 würde die Deputation 
auf Einfehung einer gemeinjamen Zwifchendeputation 
verzichten, es aber für angezeigt erachten, wenn zur 
Berathung bes erwähnten Gelepentmurfes getrennte 
Bwifchendeputationen in der Weiſe eingejegt würden, 
daß von jeder Kammer acht Mitglieder und drei Stell- 
bertreter in jede diefer Deputationen gewählt würden.“ 


Die Deputation hat Gelegenheit gehabt, unferem 
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Kammer eine, gewählt und ihr die Möglichkeit gewähr- 
feiftet würde, bie bei dem geftrigen Vereinigungsverfahren 
abgegebene Erklärung aufrecht zu halten, baf man feiner 
Bwifchendeputation zuftimmen könne, welche ber diesfeits 
zu beauftragenden Deputation, möge dies nun eine 
neugewählte oder die Geſetzgebungsdeputation fein, die 
Verpflichtung auferlege, beftimmte Anträge zu ftellen 
oder bindenbe Erffärungen abzugeben, ehe fie Gelegen- 
heit gehabt, mit ihrer Kammer in Fühlung zu treten. 
Das war uns aljo bie VBorbebingung der Annahme bes 
vorgeſchlagenen Kompromiſſes. Auf Grund dieſer Er- 
Härung ift num Heute eine nochmalige VBerathung der 
beiberfeitigen Wereinigungsdeputationen erfolgt. Ich 
babe hierbei die Ihnen eben mitgetheilte Erflärung im 
Namen der erften Deputation wiederholt und jeitens 
der Verſammlung ift dann der Vorſchlag, wie ih Ihnen 
denſelben norgelejen habe, einftimmig angenommen worben, 
Ich geftatte mir, den Herrn Oberbürgermeifter Dr. Bed 
zu erfuchen, das über die Verhandlung aufgenommene 
Protokoll zu verlejen. 


Oberbürgermeifter Dr. Bed (Lieft): 


„Hierauf wird der Vorſchlag der Gejeßgebungs- 
deputation der Zweiten Sammer vorgetragen, von dem 
Vorſchlage der Einſetzung einer gemeinfamen Awifchen: 
deputation zurüdzutreten und auf Einfegung gejonberter 
Bwifchendbeputationen beider Kammern zuzulommen. 

Se. Excellenz Herr Staatäminifter von Noſtitz— 
Wallwitz bemerkte Hierzu, dab, wenn er fich mit dem 
Vorſchlage einverftanden erfläre, er die® nur unter 
ber Borausfegung und Bedingung thue, daß die Auf- 
or ber Deputationen darin zu beftehen babe, bie 

erathung bes Gefeßentwurfes über die Zwangs— 
enteignung für den nächften Landtag vorzubereiten, 
daß jede Deputation die volle Freiheit der Ent: 
ſchließung darüber habe, in welcher Weife fie dies zu 
thun gewillt ift, und daß insbejondere die Deputation 
ber Erfien Kammer keinerlei Bericht über Anträge 
oder Beſchlüſſe am diefelbe zu erftatten habe. 

Nachdem von feiner Seite Widerſpruch gegen dieſe 
Auffaffung geäußert und auf Wunih bes Herrn 
BPräfidenten Dr. Mehnert die Gejeggebungsdeputation 
ber Erften Kammer ſich einftimmig mit ben Erflärungen 
ihres Herru BVorfigenden einverftanden erklärt hatte, 
erfolgte die Annahme des gemachten Vorfchlages beiber- 
feits. Die Deputationen find im Sinne der Ver: 
fafjung und der Landtagsordnung als folche zur Er- 
ledigung von Berathungsgegenftänden aufzufafien. 

ezüglih der Zahl der Mitglieder joll die Ent- 
— jeder Kammer überlaſſen und inſoweit der 

orſchlag geändert gelten.“ 


Berichterſtatter Staatsminiſter a. D. von Roſtitz⸗ 


Präfidium gegenüber zu erklären, daß fie nicht abgeneigt | Wallwitz: Ich glaube unter dieſen Umftänden der Kammer 
jein würde, im der Borausfegung, daß nicht eine ge: |anrathen zu dürfen und anrathen zu follen, die Ver- 
meinjame, jondern zwei Zwifchendeputationen, in jeder | einigungsvorſchläge zu acceptiren, denn das können wir 
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ja nicht leugnen, eine gewiſſe Beichleunigung der Be- 
rathungen im nächften Landtage kann durch diefe Vor— 
arbeiten auch für die Erfte Kammer herbeigeführt werben, 
und es ift dadurch zugleich noch der Vortheil erreicht, 
dab die König. Staatsregierung den zur Zeit vor 
liegenden Entwurf auch für diefe Zwiſchendeputationen 
und fpäter für die Kammern als Vorlage weiter benutzen 
fann. Das würbe auch die Nothwendigleit einer noch— 
maligen Verhandlung mit den anderen Minifterien und 
die hiermit verbundenen Schwierigkeiten, auf welche der 
Herr Staatöminifter geftern hinwies, zunächſt wenigftens 
entbehrlih machen. Ich wieberhole, e8 würbe ſchwer 
fein, Gründe zu finden, dieſes Einigungsergebniß ab- 
zufehnen, denn wir können feine Nachtheile davon haben 
und im Gegentheile doc) gewiſſe Bortheile in Bezug auf 
die rafchere Erledigung der Berathung beim nächſten 
Landtage. 


Vizepräſident vom Zezſchwitz: Ich eröffne die Debatte 
und frage, ob jemand das Wort begehrt? — Es ift nicht 
der Fall; — ich habe aljo die Kammer zu fragen: 

„ob jie dem eben gehörten Vereinigungsvor— 
ſchlage zuſtimmt?“ 
Einſtimmig. 

Es wird infolge deſſen auf dem gegenwärtigen Lanb- 
tage noch die Wahl der Mitglieder diefer Kammer für 
die Zwiſchendeputation vorzunehmen fein, auch wirb Be— 
ſchluß zu faflen jein darüber, in welder Zahl die Depu— 
tation zufammengejept jein joll. 

Das Wort hat Herr Oberbürgermeifter Beutler. 

DOberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
Ich wollte mir ben Vorſchlag erlauben, daß wir jechs 
Mitglieder in dieſe Deputation wählen, und zwar bie 
Herren Ercellenz von Noſtiz-Wallwitz, Excellenz von 
ChHarpentier, Rittergutsbefiger von Watzdorf, Ober: 
bürgermeijter Dr. Bed, Oberbürgermeifter Dr. Schroeber, 
Nittergutsbefiper von Trebra:Lindenau — Sie werden 
erfennen, daß es die Mitglieder ber jetzigen Geſetz— 
gebungsdeputation find —, und dazu noch zwei Stell: 
vertreter, und als ſolche erlaube ich mir vorzufchlagen 
— ih habe allerdings feine Gelegenheit gehabt, mit 
einem ber Herren ins Vernehmen zu treten — bie 
Herren Dr. von Wächter und Oberbürgermeifter Keil. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Die Herren haben 
den Antrag bes Herrn Oberbürgermeifterd Beutler ver- 
nommen, ch ftelle ihn zur Diskuffion. 

Herr von Watzdorf hat dad Wort. 

Nittergutsbefiger dom Watzdorf: Meine Herren! 
Ih bin Ihnen jehr dankbar für den gütigen Vor: 
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ſchlag, muß aber doch bie Bitte ausfprechen, von meiner 
Perſon abjehen zu wollen. Sie werben in dieſem Lanb- 
tage beobachtet haben, daß ich vieles gar nicht mehr 
mit meinen Augen leiften fann, Meine beftimmte Ab- 
fit geht dahin, dem nächſten Landtage nicht mehr bei« 
zuwohnen. Ich bitte Sie demgemäß, mich nicht wählen 
zu wollen. Dagegen babe ich nicht gehört — vielleicht 
habe ich es überhört —; wenn das nicht der Fall ift, 
würde ich vor allen Dingen vorjchlagen, an meiner 
Stelle Se. Ercellenz den Herrn Präfidenten Grafen 
von Könnerig zu wählen. Ich weiß nicht, ob ber 
Herr Oberbürgermeifter Beutler feinen Antrag dahin 
mobifiziren will. 


Vizepräfident von Zezſchwitz: Herr Oberbürger: 
meifter Bentler hat das Wort. 


DOberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. Beutler: 
So jehr ich bebauere, daß Herr von Wagdorf nicht 
geneigt ift, in die Deputation einzutreten, jo gern und 
freudig bin ich felbftverftändlich bereit, vorzuſchlagen, 
daß an jeiner Stelle Herr Präfident Dr. Graf von 
Könnerig gewählt werbe. 


Vizepräfident vom Zezſchwitz: Herr Präfident Graf 
von Könnerig hat das Wort. 


Präfident Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf bon 
Könneriz: Diejelben Bedenken, wie Herr von Wahborf 
habe auch ich; ich bin nicht mehr ganz jung und öfters 
kränklich; ich fürchte, daß ich in die Lage kommen könnte, 
meine Pflichten als Deputationsmitglied nicht erfüllen 
zu können. Ich bitte daher gütigft, von meiner Perſon 
abzujehen und würde vorjchlagen, Herrn Vizepräfident 
von Zezſchwitz zu wählen. 


Bizepräfident dom Zezſchwitz: Herr Kammerhert 
von ind Hat das Wort. 


Kammerherr Freiherr von Find: Ich beantrage, 
daß die vorhin genannten Herren und Herr von Zezſch 
wis per Mcclamation gewählt werden. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Das Wort hat Se. 
Ercellenz Herr von Noſtitz-Wallwitz. 


Staatäminifter a. D. von Noftiz-Wallwitz: Ich 
finde die Gründe, die der verehrte Herr Präfident vor: 
gebracht Hat, doch eigentlich micht recht beftimmend. 
Wenn wir zu einem großen Theile ben allerdings etwas 
zweifelhaften Vorzug haben, nod; älter zu fein als er, 
dann würbe es, wenn die Siebziger ſich ausschließen, 
ſchließlich doch ſchwierig fein, die nöthigen Kandidaten 
zu ſchaffen; und wenn ber Herr Präfident darauf auf: 
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merkſam gemacht hat, daß er vielleicht durch feinen Ge— 
fundheitszuftand behindert jein Fünnte, an den Arbeiten 
der Deputation fich zu betheiligen, jo würde dem viel- 
leiht am beten abzuhelfen fein, wenn nicht nur ber 
Herr Präfident, jondern aud feinem Vorſchlage gemäß 
ber Herr Vizepräfident in dieſe Deputation gewählt 
würde, Wir bleiben dann auch fonform mit unferer 
Schweftertammer, die nicht allein ihren Präfidenten und 
eriten WVizepräfidenten, ſondern beide Wizepräfidenten in 
ihre Awifchendeputation gewählt hat. Ich beantrage 
baher, die beiden Herren Präfidenten und diejenigen 
Herren zu wählen, die Herr Oberbürgermeifter Beutler 
vorgeſchlagen hat. 

Bizepräfident dom Zezſchwitz: Das Wort hat Se. 
Ercellenz Herr Graf von Könneritz. 

Prafident Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf vom 
Könneritz: Ich lege jo viel Werth auf den freundlichen 
Rath des Herrn Vorredners, meines langjährigen 
Freundes, da ich meine Bedenken zurüdziehe und mich 
bereit erfläre, die Wahl anzunehmen. Wenn jtatt ſechs 
Mitgliedern fieben gewählt werben, jo wird es etwas 
weniger ind Gewicht fallen, wenn man einmal ver: 
hindert ift. Alſo ich erfläre die Wahl dankbar an— 
nehmen zu wollen, 

Bizepräfident von Zezſchwitz: Auch ich erkläre 
mich bereit, eine auf mich fallende Wahl anzunehmen, 

Es ift vorgejchlagen worben, die Herren Ercellenz 
von Noſtitz-Wallwitz, Ercellenz von Charpentier, Er: 
cellenz Graf von Könnerig, Oberbürgermeifter Dr. Bed, 
Oberbürgermeifter Dr. Schroeder, von Trebra-Lindenau 
und mic zu Mitgliedern dieſer Deputation zu wählen, 
jowie bie Herren Dr. von Wächter und Oberbürger: 
meifter Keil als Stellvertreter. — Iſt die Verfammlung 
geneigt, die Wahl per Meclamation vorzunehmen 
und die eben genannten Herren zu wählen? — Das ift 
geichehen. 

Ih fahre nun fort und erfuche Herrn Oberbürger: 
meifter Juſtizrath Dr. Tröndlin, d) „über die Pe— 
tition der Sächſiſchen Rentenverſicherungs— 
anftalt, Befreiung von der Eintommenfteuer 
betreffend,” Vortrag zu erjtatten. 


(Bergl. M. 1.8. S. 548 ff. u. M. II. K. 2.86. ©. 1834.) 


Verichterftatter Oberbürgermeifter Juſtizrath Dr. 
Tröndlin: Meine Hochgeehrten Herren! Die Erfte 
Kammer hatte bejchlofien, die Petition der Renten— 
verfiherungsanftalt zu Dresden der Königl. Staats: 
regierung mit ber Erklärung, daß die Kammer bie 
Sächſiſche Rentenverfiherungsanftalt zu Dresden als 
ausſchließlich gemeinnügige Anftalt anſehe, zur Er- 
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wägung zu überweifen, aud; die Zweite Kammer zum 
Beitritte zu diefem Beichluffe zu erfuchen. Die Zweite 
Kammer bat den Beitritt zu unferem Bejchluffe ab- 
gelehnt, und in der geftrigen Verhandlung über die 
Ungelegenheit ift jede der beiden Stammern bei ihrem 
bezügligen Beichlujje ftehen geblieben, und das Ver— 
einigungsverfahren hat zu einem MNefultate nicht ge- 
führt. 

Bizepräfident vom Zezſchwitz: Die Kammer Hat bag 
negative Reſultat gehört. Ich frage, ob jemand zur 
Sadje zu fprehen wünſcht? — Das ift nicht der Fall. 
Ic bemerke, daß nunmehr nad) $ 131 der Berfafjungs: 
urfunde zu verfahren fein wird. 

Ich erfuche nun Herrn Oberbürgermeifter Geh. Finanz: 
rath a. D. Beutler e): „über das Vereinigungsver- 
fahren betreffend den Antrag Steiger, Ente und 
Genoſſen“ zu berichten. 

(Berge. M. I.K. S. 752 ff. u. M. II.R. 2. Bo.S. 1931.) 


Berichterftatter Oberbürgermeifter Geh. Finanzrath a. D. 
Beutler: Meine Herren! In dieſem Antrage Steiger, 
Ente und Genoſſen war in Punkt 2 infofern eine Feine 
Differenz zwijchen ben Kammern, als eine Wortfaffung, 
die die Amweite Kammer gewählt hatte, den Beifall ber 
Erften Kammer nicht fand; e8 waren die Worte „dafern 
nicht befondere Gründe dagegen fprechen” geftrichen und 
bafür bie Worte „nad Befinden” gefegt worden. Die 
Herren aus der weiten Kammer haben geftern im Ber: 
einigungsverfahren fi den Anfchauungen der Erften 
Kammer gefügt, die Zweite Kammer hat demgemäß be- 
ſchloſſen, und es bewendet dabei. 

Vizepräſident von Zezſchwitz: Ich habe nachzuholen, 
daß zu dem Enteignungsgeſetze noch ein Königl. Dekret 
vorhanden iſt, die Zwiſchendeputation betreffend. 

(Vergl. M. II.K.S. 1945) 

Ih erſuche nun Herrn Kammerherrn Sahrer von 
Sahr auf Dahlen, Bericht zu erftatten f);: „über das 
Bereinigungsäverfahren, betreffend die Unter: 
bringung der Königl. Sammlungen”. 

(Berge. M.1L.8.S.762 F.u.M.II.8.2.Bb. ©. 1932.) 


Berichterstatter Kammerherr Sahrer von Eahr: 
Dahlen: Die jenfeitige Kammer hatte beſchloſſen, die 
Königl. Staatregierung zu erfuchen, womöglich dem 
nächften Landtage einen Gefammtplan über die zufünftige 
Unterbringung der Sammlungen vorzulegen. Die Erfte 
Kammer war dieſem Beſchluſſe nicht beigetreten. In dem 
geftrigen Bereinigungsverfahren ift nun auf Vorſchlag 
Ihrer Deputation folgende Faſſung eines an die Königl. 
Staatöregierung zu richtenden Erſuchens einftimmig zur 
Annahme gelangt: 
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„die Königl. Staatöregierung zu erfuchen, die 
Porzelanfammlung bald möglichft in den Zwinger 
u verlegen, und die dort infolge defjen zu ent- 
——— Sammlungen theils im zweiten Stock 
des Johanneums, theils in einem der demnächſt 
jreiwerbenden Staaisgebäude unterzubringen.” 

Ihre Deputation bittet Sie, diefer Faſſung zuftimmen 
zu wollen. 

Wenn ich noch perfönlih eine Anficht ausiprechen 
barf, jo ift es bie, daß die Verlegung der Porzellan: 
fammlung in ben Bwinger thatſächlich auch ohne In— 
anſpruchnahme eines in Zukunft freimerbenden Staats- 
gebäubes fich bewerfftelligen laſſen dürfte, nämlich in der 
Weiſe, daß das Porzellan in dem von dem mineralogifchen 
und dem prähiftoriihen Muſeum occupirten Theile des 
Bwingers, und leßtere beiden Muſeen in dem zweiten Stod 
des Johanneums untergebracht werben. Es hat mir zwar 
neftern der Herr Regierungskommiſſar erflärt, daß dann 
ber Borzellanfammlung keine genügenden Räume für Er- 
weiterung und Bervollftändigung zur Verfügung ftehen 
würden, daß fie eben gerade nur in ihrer jetzigen Größe 
bort Pla Haben würde. Ich möchte aber doch die 
König, Staatsregierung bitten, zu erwägen, ob nicht eine 
größere Anzahl von Gegenflänben, insbefondere dem 
afiatiichen Theile, der Porzelanjammlung ohne Schaden 
entnommen werben und behufs beforativer Wirkung in 
anderen Gebäuden, „DB. in ben größeren Räumen ber 
Bemäldegalerie aufgeftellt werben könnte, jo daß dann 
für newe Erwerbungen Pla gewonnen wäre. Ich will 
dieſen Gedanlen wenigftens anregen. 

Es wurde übrigens bei der geftrigen Vereinigungs— 
verhandlung von Mitgliedern beider Deputationen darauf 
bingewiejen, daß man nöthigenfalld, nämlich falls die 
alöbaldige Ueberführung der Porzellanfammlung in den 
Bwinger aus dem Grunde der Feuergefährlichkeit räthlich 
erjchiene, aud vor der Mafregel, eine ber im Zwinger 
jegt befindlichen wifjenfchaftlihen Sammlungen ganz ober 
theilweiſe für einige Zeit zu ſchließen, nicht zurüdichreden 
dürfe. Ich möchte nicht unterlaffen, dies ganz ausbrüd- 
(ih zu erwähnen. 

Bigzepräſident vom Zezſchwitz: Die Kammer hat das 
Refultat des Vereinigungsverfahrens gehört. Ich frage, 
ob jemand das Wort begehrt? — Es ift nicht der Fall. 
Ih frage die Kammer: 

„ob jie dem Vorſchlage beitritt und ihn zum 

Beſchluſſe erhebt?“ 

Das ift der Fall. 

Ih erſuche nun Herrn Kammerherrn von Find zu 
berichten g): „über Xit. 77 des außerorbentlidhen 
Staatshaushaltsetats auf die Jahre 1900/01, 


am 11. Mai 1000. 


Einführung elektrifher Beleuhtung auf dem 
oberen Bahnhofe Reichenbach i. B. betreffend“. 
(Vergl. M. I.K. S. 799 f. u. M. 11.8. 2.3b. ©. 1935.) 


Berichterſtatter Kammerherr Freiherr bon Find: 
IH hätte nun zu Tit. 77 das Refultat bes Vereinigunge- 
verfabrens bem hohen Haufe mitzutheilen. Derjelbe war 
von der Bmweiten Sammer abgelehnt worben, bas 
Regierungspoftulat von der Erften Kammer dagegen 
angenommen worben. Eine Einigung erfolgt dadurch, 
baß beide Deputationen mit bem sub a beiliegenden 
Antrag fi einverftanden erflären. Der Antrag lautet 
wie folgt: 

a) Die Erfte Kammer tritt dem Untrage, joweit er 
auf Ablehnung bes Boftulates gerichtet ift 
(Drudjahe Nr. 223), bei, wogegen 

b) die weite Kammer ihren Antrag, foweit er auf 
Berhandlungen mit der Stabt Reichenbach ab: 
zielt (Drudlace Nr 296), fallen läßt; 

e) beide Kammern ermächtigen aber die Regierung, 
indem fie fich prinzipiell mit der Errichtung des 
geplanten Elektrizitätswerles einverftanden er: 
Mären, die Baukoſten desſelben unter it. 76 
bed außerordentlichen Etats mit zu verfchreiben, 
inſoweit aber dadurch eine Ueberfchreitung bei 
diefem Zitel herbeigeführt wird, fol der Regie— 
rung anheim gegeben werben, eine entiprechende 
Nachtragsforderung einzubringen.” 

Ihre Deputation empfiehlt Beitritt, fintemal alles 
das, was wir gewünſcht haben, erreicht wird, 


Bizepräfident vom Zezſchwitz; Acceptirt die Kammer 
ben Vorſchlag? — Das ift ber Fall. Nun bitte ich 
Se. Excellenz Herrn Staatminifter von Noſtitz-Wallwitz, 
h): „über das Defret Nr. 31, bie Handels: und 
Gewerbefammern betreffend,“ berichten zu wollen. 


Bergl. M. I.K. S. 610 ff. u. M. I.K. 2. Bd. S. 1848 ff.) 


Berichterſtatter Staatsminiſter a. D. bon Roſtitz⸗ 
Wallwitz: Die zweite Kammer iſt, um nicht das ganze 
Geſetz ſcheitern zu laſſen, dem Antrage der Erſten Kammer 
zu $ 11 des Entwurfs beigetreten. 

Vizepräfident bon Zezſchwitz: Die Kammer Hat 
bad Reſultat bes Vereinigungsverfahrens gehört. Ih 
frage, ob fie basjelbe acceptirt und bamit bei ihrem 
früher gefaßten Beſchluſſe ftehen bleibt? — Es ift ber 


Fall. - 

Wir fommen i): „zum Berichte über bas 
Nefultat bes Bereinigungsverfahrens über 
Dekret Nr.34, Koftenordnung für Rechtsanwälte 
und Notare betreffend.” 

(Berge. M.L.R.S.785 f.u.M.I1.8.2.Bb. S.1934.) 

Berichterftatter Se, Excellenz Herr von Gharpentier. 
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Berichterftatter Wirkt. Geh. Rath vom Charpentier: 
Zum Dekrete Nr. 34 hatte die Zweite Kammer be: 
ſchloſſen, den vorgelegten Gefegentwurf mit gewifjen 
Abänderungen anzunehmen; die Erfte Kammer aber hatte 
unter Abfehung von einer fpeziellen Durchberathung 
nur fi dahin entſchieden, die Königl. Staatsregierung 
zur vorläufigen Publizirung des Entwurfes im Ber: 
orbnungswege zu ermächtigen, und zugleich zu erjuchen, 
dem übernäcften Landtage eine anderweite Vorlage auf 
Grund der gemadten Erfahrungen vorzulegen. Bei dem 
geftrigen Vereinigungsverfahren hat die erfte Deputation 
ber Erften Kammer fi dazu entichloffen, Beitritt zu 
dem Beichluffe der Zweiten Kammer zu empfehlen. Sie 
bat das um jo mehr gekonnt, als auch ſchon bei ber 
erften Berathung in der Eriten Kammer feine materiellen 
Bedenten obgewaltet haben, jonbern man mur aus 
Awedmäßigkeitsgründen geglaubt Hatte, zunächſt erft 
Erfahrungen jammeln zu fönnen. Da aber aud) bie 
Königl. Staatsregierung auf die fofortige Verabfhiedung 
bes Geſetzes Werth legt, hat die Deputation fein Be- 
benfen gefunden, diefen Vorſchlag der Kammer zu 
empfehlen, und fie erfucht die Kammer, ihm beizutreten. 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: Sie haben wohl das 
Nefultat des Vereinigungsverfahrens gehört, und daß 
Ihre Deputation empfiehlt, der Zweiten Kammer zu 
folgen. Ih frage die Kammer: 


„ob jie das zum Beſchluſſe erhebt?” 
Es ift ber Fall. 


Derjelbe Herr Berichterftatter wird uns das Er: 
gebniß des Bereinigungsverfahrens mittheilen 

k): „über den Antrag Dr. Sdill, Dr. Schober 
und Genofjen auf Abänderung ber Nevibdirten 
Stäbteordnung und ber Revidirten Land— 
gemeindeordnung.” 


(Bergl. M.1.8.5.789 f.u. M. II.K.2.Bd.S. 1935.) 


Berichterftatter Wirfl. Geh. Rath von Charpentier: 
Es beitand noch eine Differenz in Bezug auf ben von 
dem Herrn Abg. Dr. Schill und Genoffen in ber Zweiten 
Sammer geftellten Antrag. Dieſe hat fich geftern erledigt 
dadurch, daß die Deputation ber Zweiten Kammer fich 
entjchloffen Hat, der Zweiten Kammer den einfachen 
Beitritt zu dem Beichluffe der Erſten Kammer zu em: 
pfehlen. 


Vizepräſident von Zezſchwitz: Es handelt ſich hier 
um eine Aenderung der Revidirten Städteordnung und 
Revidirten Landgemeindeordnung. Die Kammer hat 
gehört, was Se. Excellenz über das Reſultat berichtet 
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hat. ch nehme an, daß fie Ihrer Deputation beitritt. 
— Einftimmig. 

Nun bitte ich Herrn Kammerherrn Graf von Rex— 
Behifta 1): „über die Petition des Sächſiſchen 
fonzejfionirten Schiffervereing zu Dresben, Er: 
rihtung eines Floßhafens betreffend,“ Vortrag 
zu erftatten. 


(Bergl.M.1.8.S.376 f.u.M. 11.8. 2,8. ©. 1563 ff.) 


Berichterftatter Graf von Rex-Zehifta: Meine 
Herren! Die Petition bes Sächſiſchen Schiffervereind zu 
Dresden um Errichtung eines Floßhafens in ber Nähe 
ber ſächſiſch-böhmiſchen Grenze ift feinerzeit von der 
Zweiten Kammer der Königl. Staatsregierung zur 
Keuntnißnahme überwiefen worden. Die Erfte Kammer 
hat die Petition auf fi beruhen gelaffen. In bem 
Vereinigungsverfahren ift ber Vorſchlag gemadt und 
acceptirt worben, bie Petition zur Zeit auf ſich be: 
ruhen zu lafien. 

(Große Heiterkeit.) 


Ihre Deputation fchlägt der Hohen Kammer vor, 
biefen Vorſchlag annehmen zu wollen. 


Bizepräfident bon Zezſchwitz: 


„Iſt die Kammer bazu geneigt, dem Vor— 

ichlage ihrer Deputation beizutreten?” 
Einftimmig. 

Ih bitte Herren Kammerherrn von Schönberg, 
berichten zu wollen m): „über das Vereinigungs— 
verfahren über die Petitionen um Genehmigung 
zur Erbauung einer eleltriihen Straßenbahn 
von Loſchwitz-Pillnitz-Copitz bis Pirna.“ 


(Vergl. M. 1.8. S. 681 ff. u.M. 1.8.2.8. ©. 1918.) 


Berichterftatter Kammerherr vom Schönberg: Diefe 
Betition ift, ſoweit fie die Strede betrifft, von Seiten 
ber Zweiten Kammer der Königl. Staatsregierung zur 
Kenntnißnahme überwiefen worden; .die biesfeitige 
Kammer hat beichloffen, die Petition auf fi beruhen 
zu laffen. Im Vereinigungsverfahren ift feine Einigung 
erzielt worden. Es bat aljo in Bezug auf biefe Pe: 
tition Dabei zu bewenben. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Sie Haben gehört, 
wie das BVereinigungsverfahren ausgefallen ift, und ih 
fonftatire, daß auch hier das Verfahren nah $ 131 ber 
Berfaffungsurfunbe einzutreten hat. 

Ic bitte den Herrn Bürgermeifter Wiliſch vorzutragen 
das Ergebnif des Bereinigungsverfahrens n): „über bie 
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Petition Otto Günther’s in Blauen um Schaben- 
erjat wegen Zurüdnahme einer Bauerlaubniß.” 


(Bergl.M.1.8.S.802 ff. u. M. 11.8.2. 80.6.1935 f.) 


Berichterftatter Bürgermeifter Wiliſch: In der vor: 
liegenden Sade ift eine Einigung nicht erzielt worben, 
Die hohe Zweite Kammer hatte bejchlofien, die Petition 
ber Königl. Staatöregierung zur Keuntnißnahme zu 
überweifen, während das hohe Haus geftern beichlofjen 
hat, die Betition auf fich beruhen zu laffen. Im Namen 
Ihrer Deputation Habe ich vorzufchlagen, bei dieſem 
Beſchluſſe ftehen zu bleiben. 


Bizepräfident von Zezſchwitz: Die Kammer hört, 
daß auch hier das Vereinigungsverfahren erfolglos ge: 
blieben ift, und es hat auch hier das Verfahren nad 
$ 131 einzutreten. 

Sch jelbft habe vorzutragen, daß das Vereinigungs- 
verfahren o): „über bie Ermädtigung zur weiteren 
Ermiethung der Billa in Lotzdorf“ 


(Bergl.M.I.R.S.568 F.u.M.II.K.2.B0.S.1826 sub7.) 


ohne Erfolg geblieben if. Die Zweite Kammer konnte 
fih nicht entichließen, der Ermächtigung beizutreten, 
welche bie Erfte Kammer auszuſprechen beabfichtigte, 
dahin gehend, die Miethswohnung, welche jegt von bem 
DOberamtsrichter inne gehabt war, zu miethen und bie 
Negierung ausdrücklich aufzuforbern, einen neuen Bau: 
plaß aufzufuchen und zum Anfaufe vorzufchlagen. Auch 
bier wird in der Angelegenheit nichts weiter gefchehen 
fünnen. 

Nun bitte ich dem Herrn Oberbürgermeifter Dr. Bed, 
Vortrag zu erftatten p): „über das Dekret Nr. 22, 
Ausführungsgejeg der Eivilprozekorbnung und 
Konkursordnung.“ 

(Vergl. M. II.K. 2. Bo.S.1712ff. u. M. I.K. S. 794 ff.) 


Oberbürgermeiſter Dr. Bed: Meine hochgeehrten 
Herren! Die beiden Differenzen, welche ich geftern be: 
züglich des Dekrets Nr. 22 vorzutragen die Ehre hatte, 
beftanden darin, da bie Zweite Kammer beichlofien 
hatte, in $ 1 nad den Worten „politifche Gemeinde” 
einzufchalten „einen Bezirföverband“, und nad $ 5 einen 
neuen Paragraphen des Inhalts einzufchalten: 

„Die in 88 5 bis 5 erwähnten Entjcheidungen 
und Feſtſtellungen unterliegen der Anfechtungs: 
Hage nad) Maßgabe des Geſetzes über bie Ber: 
waltungsrechtspflege vom s 73f.“ 
Im Einigungsverfahren hat zunächſt die Zweite Kammer 
ihren erften Beſchluß, nämlich bie Worte „einen Bezirks: 
verband“ einzufchalten, ohne weiteres fahren laſſen. In 
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Bezug auf ben zweiten Beihluß lag eine Erklärung 
bes Herrn Juftigminifter8 vor, nach welcher die Königl. 
Stantöregierung von ihrer früheren Vorlage abzugeben 
geneigt jei und ben Vorſchlag machte, als neuen & 5a 
einzufchalten: 
„Soweit für die Entſcheidung oder Feſtſtellung 
nad) den 88 3 bis 5 ein Minifterium zuftändig 
ift, findet dagegen die Anfechtungsflage nad) 
* Geſetze über die Verwaltungsrechtspflege 
a * — 
und in dem $ 20 ſtatt der beſchloſſenen folgende Faſſung 
zu geben: 
„Der $ 5a tritt nicht gleichzeitig mit dem Ge— 
jege über die Verwaltungsrechtspflege in Kraft. 
Die mit ftändiicher Ermächtigung erlaffene 
Berorbnung zur Ausführung der Givilprozeß- 
ordnung und der Stonfursorbnung vom 
20. November 1899, Gej- u. B»Bl. ©. 583, 
tritt außer Wirkfamleit, und die Königl. Staats: 
regierung zu ermächtigen, die Paragraphenzahl 
bes Gejepentwurfes entiprechend zu verändern.“ 

Die Mehrheit Ihrer erften Deputation empfahl im 
Vereinigungsverfahren, dieſem abgeänderten Borjchlage 
die Zuftimmung zu ertheilen, während ich, nachdem ich 
erft zu Mittag die Regierungsvorlage warm vertreten 
und ben entgegengejeßten Standpunft zu befämpfen namens 
ber Deputation veranlaft war, troß meiner großen 
Geneigtheit, in dem Bereinigungsverfahren überall Brücken 
zu bauen, nicht in der Lage war, nachmittag nunmehr 
den entgegengefegten Standpunkt einzunehmen, 

Es haben ſich die beiden Gejehgebungsbeputationen 
vereinigt, die Paragraphen, wie ich fie vorgelefen Habe, 
zur Annahme zu empfehlen. Ich thue das als ihr Be— 
richterftatter und bitte noch, 

„der Königl. Staatsregierung die Ermächtigung 
zu ertheilen, die Paragraphenzahlen des Geſeh— 
entwurfes entiprechend den Veränderungen ihrer: 
ſeits abzuändern.“ 

Vizepräfident von Zezſchwitz: 

„Tritt die Kammer dem verleſenen Vorſchlage 
bei?“ 
Einſtimmig. 

Wird ſeitens der Königl. Staatsregierung auf 

namentliche Abſtimmung verzichtet? 


(Dieſelbe verzichtet.) 

Ich würde mir auch noch den Verzicht erbitten zu dem 
Enteignungsgeſetze und dem Familienanwartſchaftsgeſetze. 
(Dieſelbe verzichtet.) 

Nun iſt noch zu berichten von dem Herrn Ober— 
bürgermeiſter Dr. Kaeubler q): „über die Petitionen 
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des Schneibemühlenbeligers Wähle in Schöna, 
bes Gemeinderaths zu Krumbermersborf und 
des Steinbrucbefiters Kühn und Genofjen in 
Schöna,Hohwafferfhädenvergütung betreffend." 


(Vergl.M.11.8.2.Bd. S. 1620ff. u. M. I.K. S. 672ff.) 


Berichterſtatter Oberbürgermeiſter Dr. Kaeubler: 
Meine hochgeehrten Herren! Die Petitionen des Schneide— 
mühlenbeſitzers Wähle in Schöna, des Gemeinderaths 
zu Krumhermersdorf und des Steinbruchbeſitzers Kühne 
und Genoſſen in Schöna und Reinhardsdorf ſtreben 
ſämmtlich die Gewährung von Staatsbeihülfen wegen 
Hochwaſſerſchäden an und wurden von ber hohen dies— 
feitigen Kammer auf ſich beruhen gelafien, während bie 
Zweite Kammer beſchloß, die Petition des Gemeinde: 
raths zu Krumbermersborf der Königl. Staatsregierung 
zur Erwägung, die übrigen Petitionen aber zur Kenntniß— 
nahme zu überweijen. Im Vereinigungsverfahren trat 
zunächſt die Deputation der Zweiten Kammer von ihrem 
Beſchluſſe Hinfichtlich der Petition des Gemeinberaths 
Krumbermersdorf infoweit zurüd, als fie von der „Er: 
wägung” zurüdging zur bloßen „Kenntnignahme*, und 
nunmehr trat die Deputation diefes hohen Haufes nicht 
bloß diefem Beſchluſſe bei, fondern ſchloß ſich auch ben 
von ber Zweiten Kammer zur Petition Wähle's und 
zur Petition Kühn’s und Genofjen gefaßten Beichlüffen 
an, jo daß nunmehr das Vereinigungsverfaßren zu dem 
Beichluffe geführt Hat, daß empfohlen wird, ſämmtliche 
brei genannte Petitionen ber Königl, Staatsregierung 
zur Kenntnißnahme zu überweilen. Ihre Deputation 
bittet, diefen Beichluß zu genehmigen, 

Bizepräfident von Zezſchwitz: Die Kammer Hat 
gehört, wie das Vereinigungsverfahren ftattgefunben 
hat. Ich habe zu fragen: 

„ob fie diefem Vorjchlage beitritt?“ 
Es ift der Fall. 

Meine hochgeehrten Herren! Ich werde davon be: 
nachrichtigt, daß die Beſchlußfaſſungen in ber Zweiten 
Kammer noch nicht ſoweit vorgefchritten find, daß wir 
gegenwärtig zu den noch ausftehenden zwei Punkten ber 
Tagesordnung übergehen können; ich muß bitten, eine 
anberweite Pauſe eintreten zu laſſen. 


(Eintritt der Paufe 1 Uhr 59 Min.) 


Präſideut: Meine Herren! Wir fahren fort in 
unferer heutigen unterbrochenen Berathung und es folgt 
nunmehr Punkt 16 der Tagesordnung: „Antrag zum 
mündlichen Berichte ber zweiten Deputation über 
Kap. 109a und 110 des Stantshaushaltsetats 

1.8. (2. Abonnement.) 
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für 1900/01, Dotationen unb Refervefonds be— 
treffend, und über den mit bem Königl, Defrete 
Nr. 2 vorgelegten Entwurf des Finanzgejehes 
auf bie Jahre 1900 und 1901.” (Druckſache Nr. 290.) 


(Bergl. M. II.K. S. 33ff. u. 2. Bo.S. 1915f.) 


Ich erſuche Se. Königl. Hoheit, ſeinen Vortrag zu 
erſtatten. 


Berichterſtatter Königl. Hoheit Prinz Georg: Zu— 
nächſt hätte ich über Kap. 1098, Dotationen, vorzu— 
tragen; wie aus ben Erläuterungen hervorgeht, hat im 
Jahre 1899 zum zweiten Grundſteuertermine fich die 
Biffer der Grundfteuer auf 95 Millionen Dart belaufen, 
und man erhofft, daß bis zum zweiten Termine im 
Jahre 1900 es anfteigen wird bis auf 96,705,000 M. Ins 
folge deſſen ift das Zuſchußerforderniß höher eingeitellt, 
als im Boretat, und zwar um 69,888 M., und beträgt 
daher 1,917,123 M. Ihre Deputation ſchlägt Ihnen 
vor, bei Kap. 109a, Dotationen, die Ausgaben mit 
1,917,123 M. nach der Vorlage zu bewilligen. 


Präfident: Das Wort hat ber Herr Domberr 
von Trübfchler. 


Domherr von Trützſchler, Freiherr zum Falfenftein: 
Meine Hochgeehrten Herren! Ich bin jebenfalld un: 
ſchuldig daran, daß ich Sie noch fo ſpät infommodire, 
aber ich trage nicht die Schuld, daß dieſes Kapitel immer 
das letzte ſein muß. Ich Habe bei dieſem Kapitel ſchon 
in früheren Landtagen immer Klage geführt, welche da— 
hin geht, daß dieſe Dotationen nach meiner Anſicht nach 
einer Weiſe ins Land gelangen, die unbillig iſt und dem 
Zwecke, weswegen ſie gegeben ſind, nicht völlig entſpricht. 
Ich will die alten Klagen nicht in extenso heute wieder— 
holen, ich möchte nur immer die Aufmerkſamkeit auf 
dieſe Angelegenheit einigermaßen zu erhalten ſuchen. 
Seit vorigem Landtage, wo ich dieſe Angelegenheit bei 
dieſem Kapitel in Erwähnung gebracht habe, ift num ein 
Vorgang eingetreten, der meine Hoffnung, daß auf 
diefem Sebiete in meinem Sinne es noch möglich werden 
fönne, Wandel zu ſchaffen, einigermaßen gejtärft hat. 
Die Dotationen werben zwar an die Steuergemeinden 
nah 2 Pfennig Grundfteuereinheit zurüdgezahlt, aber 
an bie Schulgemeinden überwiefen, und es wurde aus 
dem Wortlante des TFinanzgefeges früher geſchloſſen, 
daß, wenn bei Nittergütern erempte Grundſtücke vor: 
handen waren, welche in anderen Steuergemeinben als 
die bes Nittergutes lagen, dieſe 2 Pfennig für biefe 
erempten Grundftüde an die Schulgemeinden gewiejen 
wurben, der das Rittergut angehörte; das ijt befanntlich 
diejenige Gemeinde, wo der Nittergutshof liegt. Diefer 
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Ufus und diefe Auslegung des Geſetzes Hat, feitbem bie 
Dotationen eingeführt find, beftanden und ift erft vor 
1", Jahren durch eine Entſcheidung bes Königl. Finanz: 
minifteriums geändert worden, welche beftimmt, baß bie 
2 Pfennig Steuereinheiten von ben erempten Grund: 
ftüden nicht an die Schulgemeinbe des Rittergutes ge: 
geben werben, fondern ber Gemeinde, wo bie Grund: 
ftüde liegen, verbleiben. Ich habe nicht die Abficht, über 
biefe Verfügung des Königl. Kultusminifteriums mid) 
des weiteren zu verbreiten; ich Habe bloß die Abficht, 
feftzuftellen, daß hier ber Grundjag, welder bei ber 
Einführung ber Dotationen maßgebend war, nämlich 
ber Grundfaß, daß die 2 Pfennig doch möglichſt den 
Steuerzahlern wieder zu gute fommen follten, verlafjen 
worden ift, und das feftigt meine Hoffnung, daß 
man überhaupt in Zukunft diefe Dotationen nicht mehr 
mit dieſem gemifchten Prinzipe vertheilt, ſondern daß 
man einen anderen Vertheifgungsmodus einführt, wo 
die Zwede, die man eigentlich im Auge hat, viel richtiger 
erfüllt werden. Dan müßte diefen Grundſatz verlaffen, 
daß die Dotation in ber Form erfolgt, daß an die Ge: 
meinden — ed mag eine Gemeinde treffen, welde es 
will — die zwei Pfennig zurüdgegeben werben, ſondern 
man müßte, weil fie in der Hauptſache den Zweck ver: 
folgt, die Schullaften, die ganz beſonders ſchwer drüden, 
zu erleichtern, einen Vertheilungsmobus aufftellen, etwa 
die Zahl der Schulkinder oder einen ähnlichen Ber: 
theilungsmodus, wobei eine größere Gleichheit ftattfinden 
könnte. Wie gejagt, ich will auc diesmal defjen nur 
Erwähnung thun und fonftatiren, daß ich glaube, daß 
durch diefe Entſcheidung des Königl. Kultusminifteriums 
ber Grunbfag, daß die zwei Pfennig hauptfächlich ben 
Steuerzahlern wieder zu gute fommen follen, bod er: 
ſchüttert worden ift, und daß es vielleicht für bie Zu— 
kunft fih nöthig macht, einen anderen Vertheilungs— 
mobus zu finden. Die® würde namentlih dann ber 
Fall fein, wenn, nachdem, wie es fcheint, diefe Pofition 
faum nod aus dem Budget wieder verfhwinden wird, 
dann dieſe Pofition in das orbentliche Budget bes 
Kultusminifteriums, wohin fie nunmehr, nachdem eine 
Dotation dem Begriffe nad) nicht mehr aufrecht erhalten 
werben fann, gehört, verwiefen wird; dann wird es aud) 
fih von jelbft ergeben, baf nad) einem anderen Ber: 
theilungsmodus verfahren werben müßte. 


Präfident: Es begehrt niemanb weiter das Wort; 
— ich bitte Se. Königl. Hoheit, fortfahren zu wollen. 
Berichterftatter Königl. Hoheit Prinz Georg: 
Kap. 110, welches, wie die Herren wiſſen, auf einer 
Berfaflungsbeftimmung beruft, Hat den Bwed, einmal 
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das Budget zu balanciren und dann Gelegenheit zu 
geben, wenn im Laufe der Seffion Erforberniffe Heran- 
treten, die nicht im Etat vorgefehen find, fie aus dieſem 
Kapitel zu beftreiten. Der Reſervefonds war urfprünglich 
mit 341,698 M. eingeftellt, Hat fi) aber im Laufe der 

Seffion auf 170,116 M. reduzirt. 

Ihre Deputation jchlägt vor: 
„Kap. 110, Relervefonde, anftatt mit 341,698 M. 


mit 170,116 M., im übrigen nad) ber Vorlage 
zu bewilligen.” 


Präfident; Es wünfcht niemand das Wort. — Id 
frage bie Kammer: 


„ob fie bei Kap. 109a und 110 den Anträgen 
ber Deputation beitritt?” 
Einftimmig. 
Berichterftatter Königl. Hoheit Prinz Georg: 
In dem fFinanzgejepe, wie es urſprünglich aufgeftellt 
war, waren andere Ziffern, als fie in dem heute 
vorliegenden Finanzgeſetze eingeftelt find. Es waren 
für den ordentlichen Staatshaushaltsetat Ausgaben und 
Einnahmen mit 92,981,039 M. eingeftellt; es hat ſich 
diefe Summe auf 92,198,53) M. rebuzirt, dagegen war 
der außerordentliche Etat mit 112,783,186 M. eingeftellt, 
bat fich aber durch die Beichlüffe der Kammern auf 
98,681,086 DM. reduzirt. Ihre Deputation ſchlägt Ihnen 
vor, $ 1 des Finanzgeſehzes in folgender Faſſung zu be 
willigen: Auf Grund bes verabichiedeten Staats— 
haushaltsetats werben die Ueberſchüſſe und Bu: 
ichüffe des ordentlichen Staatshaushaltsetats für 
jedes der Jahre 1900 und 1901 auf die Summe 
von 92,198,539 M. feftgeftellt und wird zu 
außerordentlichen Staatszwecken für dieſe beiben 


Jahre überdies nod ein er von 
98,681,086 M. hiermit ausgeſetzt.“ 


Präfident: Es wünſcht niemand das Wort; — wir 
fünnen fortfahren. 


Berichterftatter König. Hoheit Prinz Georg: 
Die $$ 2, 3, 4 und 5 find unverändert, wie im Voretat, 
und Ihre Deputation fchlägt vor, fie unverändert nad) 
der Vorlage anzunehmen, dagegen $ 6 in folgender 


Faflung: 
„Durch das gegenwärtige Gejeg erledigt ſich 
das Geſetz, die proviforiiche Forterhebung der 
Steuern und Mbgaben im Jahre 1900 ber 
treffend, vom 13. Dezember 1899 (G.⸗ u. V.-Bl. 
S. 610 flg.).“ 


Die Deputation ſchlägt Ihnen vor, den Paragraphen 
in dieſer Faſſung anzunehmen, außerdem noch Ueberſchriſt, 
Eingang und Schluß nach der Vorlage anzunehmen und 
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mit ben beichlofienen Abänderungen den ganzen Gejep- i 
entwarf zu genchmigen. 


Präfident: Es wünſcht niemand das Wort. — Ich 
frage die Kammer: 


„ob fie dieſen Anträgen, die der Durchlauch— 
tigfte Herr Berichterftatter ſoeben vorgetragen 
bat, beitritt?" 

Einftimmig. 

Berichterftatter Könige. Hoheit Prinz Georg: 
Ih muß ber Kammer nun mod; mittheilen, daß bie 
Ständiſche Schrift, welche eigentlich erft nad) Bewilligung 
des Finanzgeſetzes von ums geprüft werben joll, 
ion vorher in unfere Hände gelommen ift, weil 
man voraus fah, daß das Finanzgeſetz jo bleiben würde, 
wie e8 war, und daß es aud) von ber Kammer jo ge⸗ 
nehmigt werben würbe. Ihre Deputation hat die Stän- 
diſche Schrift geprüft und nichts dagegen zu erinnern 
gefunden. Ic nehme an, daß, wie gewöhnlich, man mic 
von ber Leltüre diefes jehr langen Schriſtſlückes dispenſirt. 


Präfident: Es ift ber nicht unbegrünbete Zweifel 
aufgetaucht, ob namentliche Abftimmung nothwendig wäre. 
Ih frage die Königl. Staatöregierung, ob fie darauf 
verzichtet ? 

(Geh. Rat Dr. Diller: Die Regierung verzichtet.) 

Meine Herren! Ich habe die Ehre anzuzeigen, daß 
das SKönigl. Dekret eingegangen ift, die Wahl einer 
Bwifhendeputation über das Enteignungsgefeh betreffend. 

Ih erſuche Herrn Sekretär Thiele, dasfelbe zu ver: 


leſen. Geſchieht) 


Meine hochgeehrten Herren! Es ſind vorhin bereits 
dieſe Wahlen erfolgt. Ich betrachte dieſelben, da das 
Königl. Dekret noch” nicht eingelaufen war, mehr als 
vorläufige. Ich frage nunmehr, ob Sie die vorher vor» 
genommenen Wahlen — ich brauche wohl die Herren 
nicht nochmals aufzurufen — nunmehr endgültig be- 
ftätigen? — Hiermit ift die Deputationswahl vollzogen. 
Da wir wohl jegt etwas freie Zeit haben, würde ich 
die Herren Deputationsmitglieber bitten, einen Wugen: 
blid herauszufommen, um fich zu fonftituiren. Dann 
ift die Unzeige der Konftituirung auch noch zu erftatten, 
Wenn id alfo die Herren jegt auffordern darf! 


(Baufe.) 

Meine Herren! Ich bitte Sie, Ihre Plätze ein: 
nehmen zu wollen, 

Meine Herren! Ich habe die Ehre, ber Hohen 


Kammer anzuzeigen, daß bie Zwilchendeputation ber 
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Kammer zur Vorbereitung der Berathung bes Königl. 
Defreis, das allgemeine Enteignungsgefep betreffend, ſich 
fonftituirt hat und Se, Ercellenz, Herrn Staatsminifter 
a.D. von Noftig-Wallwig zum Borfigenden, mir aber 
die Ehre erwiejen hat, mich zum ftellvertretenden Bor: 
fipenden zu wählen, und daß die Wahl des Schrift: 
führer auf den Herrn Oberbürgermeifter Dr. Bed in 
Chemnitz gefallen ift. 

Wir gehen num über zum „Vortrag der Stän— 
diſchen Schrift über das Königl. Dekret Nr. 2, 
den Staatshaushaltsetat und das Finanzgeſetz 


lauf die Jahre 1900 und 1901 betreffend.” 


(Vergl. M. II.K. 2. Bd. ©. 1946.) 


Ih darf wohl Se. Königl. Hoheit bitten. 

Es ift vorhin ſchon berührt worden, ich frage die 
Kammer, ob fie wünſcht, daß dasjelbe verlefen wird. 
Die Kammer verzichtet wohl darauf, 

Ih nehme an, daf die Kammer mit der Ständifchen 
Schrift einverftanden ift. Dagegen bitte ich Se. Königl. 
Hoheit, da8 Acceptationsdekret vortragen zu wollen. 


(Se. Königl. Hoheit verlieft dasjelbe.) 
(Berg. M.II. 8.2. Bd. 1947 f.) 


Präfident; Meine Herren! Zu dem Acceptations— 
befret wird eine Bemerkung nicht gemacht. Ich werde 
dasjelbe vereint mit bem Herrn Präfidenten ber hoben 
Zweiten Kammer in Verwahrung nehmen. 


Ich habe noch zwei kurze gefchäftliche Mittheilungen 
zu machen. Es find nod einige Ständifhe Schriften 
rüdftändig. Wir bitten, das Direktorium ermächtigen zu 
wollen, diefe Ständiſchen Schriften ausfertigen zu lafjen, 
wir werden fie aber 24 Stunden in der Kanzlei hier 
liegen lafjen, damit diejenigen Herren, welche vielleicht 
den Wunſch Haben, fi) von der Nichtigkeit derfelben zu 
überzeugen, davon At nehmen und fie felber einjehen 
fünnen. 

Demnächſt bitte ich im Namen ber Rebaftion ber 
Landtagsmittheilungen, daß diejenigen Herren, welche in 
den legten Tagen geſprochen Haben, ihre ftenographifchen 
Niederfchriften forrigirt jo bald als irgend möglich hier- 
ber zurückſchicken, damit die letzten Sachen im Drude 
erjcheinen lönnen und ber Drud nicht aufgehalten wird. 

Königliche Hoheit! Meine hochgeehrten Herren! Nach 
einem eben jo langen wie arbeitsreihen Landtage geht 
unfere Sefftion zu Ende, und ich Habe zum legten Male 
die Ehre und Auszeichnung, von biefem Platze aus zu 


| Ihnen zu Sprechen. 
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Sollte man dieſem Landtage eine Signatur geben, 
und das pflegt man ja gern zu thun, ſo ließen ſich 
mehrere Bezeichnungen für denſelben finden. Ich will 
ihn als ernſten und arbeitsreichen bezeichnen; ernſt, denn 
ich will wenigſtens noch einmal kurz erinnern an die 
vielen offenen Gräber, an denen wir in dieſem Jahre 
geſtanden haben, ich will aber auch noch darauf hin— 
weiſen, daß heute viele unſerer Mitglieder fehlen, und 
daß wir noch niemals in der Lage geweſen ſind, ſo viel 
Urlaub wegen ſchweren Erkrankungen ertheilen zu müſſen. 

Arbeitsreich iſt der Landtag aber auch geweſen. Wir 
haben in dieſem Landtage 47 Königl. Dekrete zu erlebigen 
gehabt, eine ungewöhnliche Anzahl von Petitionen und 
auch ziemlich) viele und ſchwierige Initiativanträge, welche 
bejonders von der hohen Zweiten Kammer geftellt und an 
uns gebracht worben find. Unſere Deputationen haben 
ſehr viele Sitzungen gehabt; die erfte 46 Sigungen, bie 
zweite 33, die dritte 18, und endlich bie vierte 36. Ple— 
narfigungen haben wir influfive der beiden Präliminar: 
figungen 70 gehabt. 

Meine Herren! Die Klage, daß unfere Geſchäfts— 
lage zulegt eine ſehr bedrängte gewefen ift, habe ich leider 
ja ſchon öfter ausgejprochen und leider muß ich es heute 
wieberholen. Wenn die erfte Deputation in ber legten 
Beit zu einem ber wichtigften Gefege nur jo viel Wochen 
zur Berathung hatte, wie die hohe Zweite Kammer Monate 
gebraucht hat, wenn ein anderes Dekret gar nicht erledigt 
werden fonnte, weil es die betreffende Deputation ab: 
lehnen mußte, nod in eine Prüfung einzutreten, wenn 
die hohe Finanzdeputation in der legten Woche faft täg- 
lich 12 bis 15 SFinangpofitionen zm erledigen Hatte, jo 
möchte id doch nochmals bringendb erjuchen, daß man 
darauf hinwirke, daß derartige Zuftände nicht immer 
Platz greifen. Der $ 62 der Verfaffung fihert ung gleiche 
Rechte und Befugniffe zu wie dem anderen hohen Haufe, 
fegt uns aber auch gleiche Pflichten infolge deſſen auf, 
und biefe Pflichten zu erfüllen, ift doch unfere erjte und 
weſentlichſte Aufgabe. 

Meine hochgeehrten Herren! Wenn Sie gehört haben, 
daß die Gefehgebungsdeputation dieſes Jahr die größten 
und fchwerjten Aufgaben zu erledigen gehabt bat, fo 
fürchte ich, daß auf dem nächſten Landtage diefe Aufgabe 
auf die hohe Finanzdeputation übergehen werde. Die 
Lage unſeres Landes ift zwar eine gejegnete, der Auf: 
ſchwung ift fihtbar, und auch unfere Finanzverwaltung 
läßt in ihrem technischen Betriebe ja durchaus nichts zu 
wünfchen übrig; der Kredit bes Landes fteht hoch und 
ift geachtet und gefichert. Trotzdem werben wir und bei 
den wachſenden Ausgaben wohl nicht länger der Mög— 
lichkeit verfchließen können, neue Einnahmequellen zu er: 


ſchließen. Die Erfte Kammer wirb dem angenommenen 
Prinzip treu bleiben, darin weile Sparjamfeit zu be= 
obachten, aber das glaube ich, und das fage ich nament— 
lich mit Rüdficht auf die Vorlage betreffend die Wohnungs= 
geldzufhüfle, daß wir nie davor zurüdichreden werben, 
ba, wo wirkliche Noth ift, auch unfererfeits mitzuwirken. 

Meine Hochgeehrten Herren! Wir haben aber nicht 
allein die Arbeit, fondern auch dem hohen Minifterium 
hat die Gegenwart des Landtags gewiß nicht unerheblich 
die Gefchäfte vermehrt. Ich danke daher im Namen ber 
Kammer der Königl. Staatsregierung, daß bie Herren 
Minifter fo Häufig bei und erjchienen find. Sie haben 
unfere Berathungen dadurch geheben und ihnen erhöhten 
Werth und Meiz verliehen. Ich danke auch im Namen 
der Kammer ben ſämmtlichen vier Deputationen, 
welche in gewohnter Weife ihre Pflicht in vollfter Weiſe 
gethan haben; ich danfe endlich auch — es Wäre 
unritterlich, e3 nicht zu thun — ben anderen Organen, 
die mit und gearbeitet haben, unferer ausgezeichneten 
Kanzlei und bem Ardivariat und allen übrigen. Sie 
haben ihre Pflicht im ausgezeichneter Weife gethan. Darf 
ich perſönlich noch danken, jo danke ich Ihnen, daß Sie 
mich auch in diejem Winter, während biejer Seſſion, mit 
Nachſicht und Freundlichteit behandelt Haben. Ic dante 
namentlich dem Herrn Bizepräfidenten und meinen beiben 
Herren Nachbarn für die treue Hülfe, die fie mir in 
allen Direktorialgefchäften haben zu theil werben laſſen, 
und fo lajien Sie mich denn von dieſem Plage zum 
fegten Male die Worte ſprechen: Gott jegne, Gott 
ſchütze unſer Baterland! 

(Bravo!) 

Bizepräfident von Zezſchwitz: Königl. Hoheit, meine 
bochgeehrten Herren! Erlauben Sie, daß id in Ihrem 
Namen zugleih Sr. Ercellenz dem Herrn Präfidenten 
für die liebenswürbigen und gütigen Worte danfe, bie 
er foeben an die Kammer gerichtet hat. Ich weiß, daß 
ich, meine hochgeehrten Herren, Ihrer aller Gedanken 
und Empfindungen Ausdruck gebe, wenn ich mir erlaube, 
nunmehr unfrerfeit8 Sr. Ercellenz dem Präfidenten für 
jeine mübevolle Arbeit während biefer Seffion zu danfen. 
In gewohntem Eifer, mit gewohnter Liebe und in ge: 
wohnter Vollendung hat er unſere Gejchäfte geleitet. 
Er ift uns fortwährend ein verläßlicher, treuer Führer 
gewejen und ber Mann unferes Vertrauens geblieben, 
Möchte es der Vorfehung gefallen, zu fügen, daß er 
auch in der nächſten Seffion und im noch mandjer 
fommenden unſer Leiter fein werbe. 


(Bravo!) 
Präfident: Se. Excellenz! 
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Staatsminifter Dr. Shurig: Die freundlichen und 
ehrenvollen Worte, die der Herr Präfident auch an bie 
Vertreter der Staatsregierung gerichtet hat, geben mir 
BVeranlaffung, im Namen meiner Herren Kollegen ſowie 
im eigenen Namen den Gefühlen des aufrichtigften und 
wärmften Dankes Ausdrud zu verleihen. Diefer Dant 
gilt zunächft Ihnen, hochverehrter Herr Präfident. Als 
Sie vor dem Beginne des Landtages über die Annahme 
des Ihnen von Sr. Majeftät auf's Neue übertragenen 
Amtes eines Präfidenten ſich erklärten, gaben Sie dem 
Zweifel Ausbrud, ob es Ihnen möglich fein werde, auch 
auf dieſem Landtage dem Ihnen übertragenen Amte in 
der erforderlichen Weife vorzuftehen. Diefe Zweifel Haben 
fi) glücticherweife als völlig unberechtigt erwiefen. Auch 
auf diefem Landtage ift es Ihnen zu unjer aller Freude 
vergönnt gewejen, die mit dem Amte verbundenen 
ſchwierigen, vielfachen und anftrengenden Geſchäfte in ber 
befannten eraften und vorzüglichen Weiſe zu erledigen, 
und hierbei haben Sie die weiteftgehende Rückſichtnahme 
auf die Megierung bethätig. Es ift mir Bebürfniß, 
Ihnen dafür den wärmften Dank auszuſprechen. Mein 
Dank gilt aber auch den übrigen Mitgliedern des 
Direltoriums, den Deputationen, ihren Vorftänden, ihren 
Berichterftattern, fowie überhaupt dem gefammten hoben 
Haufe für die Hingebung und für den Eifer, mit welchem 
Sie die gebeihlihe Führung der Geſchäfte ermöglicht 
haben. Den ſchönſten und ebelften Lohn nehmen Sie 
bei dem Scheiben aus biefen Räumen mit in dem 
Bewußtſein treuer Pflichterfüllung. Auch auf dem gegen- 
wärtigen Landtage haben Stände und Regierung einheit- 
lih und einmüthig zufammengewirkt. Dieſes Zufammen: 
wirken ift von reichem Erfolge begleitet gewefen. Möge unfer 
theures Vaterland dieſes einmüthigen Zuſammenwirkens 
auch in Zukunft fich zu erfreuen Haben. 

(Bravo!) 
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Präfident; Meine hochgeehrten Herren! Geftatten Sie 
mir, daß ich für die überaus freundlichen Worte, welche ſowohl 
Se. Ercellenz als unfer verehrter Herr Kollege Bezihwig an 
mic) gerichtet Hat, nochmals meinen wärmften und beften 
Dank ausfprehe. Bei Sr. Excellenz ſchiebe ich bie 
wohlwollenden Worte auf das Wohlwollen und bie Güte, 
welde wir fo hoch bei ihm fchäßen, bei Herrn von 
Zezſchwitz auf unfere guten, vortrefflichen kollegialen Be- 
siehungen. Wenn ich höchftens etwas für mich in An— 
fpruch nehmen darf, jo ift es die Verficherung, daß ich 
ben ehrlihen Willen gehabt Habe, immer meine Pflicht 
zu thun, daß ich ferner dem ehrlichen Willen gehabt 
habe, verjöhnlich zu wirken und bie Gegenſätze aus- 
zugleichen, ſoweit es in meinen Kräften ftand, und bamit 
zu Nub und Frommen unferer Kammer zu wirten. So 
laſſen Sie mich denn noch einmal mich verabjchieben, und 
zwar unter dem Rufe, in den die Sadjjen fo gern ein» 
ftimmen: Es lebe Se. Majeftät ber König hoch, 
abermals hoch und abermals hoch! 


(Die Mitglieder ber Kammer ftimmen begeiftert in bie 


Hochrufe ein.) 


Es müſſen aber noch zwei Herren das legte Prototoll 
unterfcjreiben. Ich erſuche dazu Herrn Kammerherrn 
Sahrer von Sahr und Herrn Dr. Pfeiffer. 


Der Herr Vrotofollführer ift bereit zur Verleſung. 


Geſchieht.) 


Meine Herren! Wird dieſes Protololl der letzten 
Sitzung, wie alle vorhergehenden, geuehmigt? — Ein— 
ſtimmig. Ich eıkläre dasſelbe für genehmigt und ſchließe 
bie öffentliche Sitzung. 


(Schluß der Sigung 4 Uhr 35 Min. nachmittags.) 
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Allgemeine, die Ständeverfammiung betreffende Nachrichten. 


Feierlicher Schluß und Verabſchiedung 
des Landtages. 


Die feierliche Verabſchiedung des achtundzwanzigſten 
orbentlihen Landtages durch Se. Majeftät den König 
bat Heute mittag 1 Uhr im Thronfaale des Königl. 
Nefidenzichloffes ftattgefunden. 

Diefer Schlußfeier war vormittags ein öffentlicher 
Gottesdienft in der evangelifchen Hof: und Sophien— 
fire voraudgegangen, dem bie Herren Staatsminifter, 
fowie bie Direftorien und Mitglieder der beiden hoben 
Ständelammern beimohnten, Bei bemjelben hielt Herr 
Oberhofprediger, Bizepräfident des evangelisch: [utherifchen 
Landeskonſiſtoriums D. Dr. Adermann die Predigt über 
das Tertwort 1. Korinth. 15,58: In ber Treue feft! 
Feſt in der Treue bes Glaubens, ber Liebe, der Hoffnung! 

Die Schlußfeierlihkeit ging im Studjaale ber 
zweiten Etage bes Königl. Schloffes vor ſich. 

Auf Anfage des Königl. Oberhofmarſchallamtes 
hatten ſich Hierzu nachmittags %,1 Uhr die Herren 
Staatöminifter, die Herren bes Künigl. großen Dienftes 
fowie bie Herren der I. und II. Klaſſe der Hofrang- 
orbnung, ingleihen die nicht im Dienfte befindlichen 
Königl. Kammerherren eingefunden, um Sr. Majeftät 
bem Könige vorzutreten bez. zu folgen, wenn Allerhöchit: 
berjelbe Sich zum Throne begeben und von ba zurüd- 
fehren. Die Herren Mitglieber der beiben Hohen Stände 
fammern trafen %,1 Uhr im großen Ballſaale bes 
Nefidenzichlofjes ein. 

Diefer Feier wohnten bie Herren bed Corps diplo- 
matique und mehrere am SKönigl. Hofe vorgeftellte 
fremde Savaliere, jowie eine große Anzahl Herren ber 


und in den Paradeſälen der zweiten Etage bes Refibenz- 
ſchloſſes verfammelten. Die Herren vom Civil waren 
in Uniform bez. Hoffleid, bie Herren vom Militär im 
Paradeanzug erfhienen. Der Könige, Hof Hatte zu 
dieſer Feier Gala angelegt. Im Beftibül vor der Haupt: 
treppe war eine Kompagnie vom 12, Infanterieregiment 
Nr. 177, am Eingange zur Galerie in der zweiten Etage 
eine Ehrenwadhe vom Königl. Garbereiterregiment auf: 
getreten, die den Theilnehmern bie militärischen Ehren- 
bezeigungen erwiefen. Eine größere Anzahl Livreebiener 
paradirte auf der Kauptireppe des Schlofjed. Der 
Thronfaal, in dem biefer feierliche Akt ftattfand, war 
hierzu beſonders eingerichtet worden, Der Thron be: 
fand fi) dem Eingange gegenüber. Bis zur Mitte bes 
Saale waren an ben beiden Längsfeiten Pobien er: 
richtet, bie von den Herren der III. IV. und V. Klaſſe 
ber Hofrangorbnung vor Eintritt des Königl. Hofes 
eingenommen wurben. Die Mitglieder der beiden hoben 
Ständelammern, fowie die Herren vom Corps diplo- 
matique wurden ebenfall® vor dem Erſcheinen Sr. 
Majeftät des Königs in den Thronfaal eingeführt, und 
nahmen erftere gegenüber dem Throne, letztere links 
feitwärts davon Aufftellung. Beim Paſſiren bes Thurm— 
zimmers wurben den Herren vom Corps diplomatique 
und den Herren Mitgliedern der hohen Ständeverjammt: 
fung von einer weiteren Ehrenwace bes Königl. Garbe- 
reiterregiments die militäriſchen Honneurs erwiejen, 
Nachdem die Aufitellung der Erjchienenen beendet 
war, begaben Sid Se. Majeftät der König mit Ihren 
Königl. Hoheiten den Prinzen Georg, Friedrich Auguft, 
Johann Georg und Albert unter Vortritt bez. Begleitung 
ber Herren Staatsminifter, ber Herren, der I. und II. Klaſſe 
ber Hofrangorbnung, jowie der nicht im Dienfte be: 
findlihen Königl. Kammerherren und bes gefammten 
Königl. großen und des Prinzlihen Dienftes in feier 


III. IV, und V. Kaffe der Hofrangordnung bei, die fich lichen Buge, dem die Königl. Pagen vorausigritten, 
in dem Gobelinszimmer vor der fogenannten Reitſchule nach dem Thronfaale, Als fich der Zug dem Thurm— 
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zimmer nahte, ertönte der Parademarſch bes bort auf: 
geftellten Trompetercorps bes Garbereiterregiments. Beim 
Erjheinen Sr. Majeftät im Thronfanle brachte der 
Präfident der Erften Kamner der Ständeverjammlung, 
Wirkl. Geh. Rath Dr. Graf von Könnerig, Excellenz, 
ein bdreimaliges Hoc auf Se. Majeftät aus, in das bie 
Derfammlung begeiftert einftimmte. Se. Majeftät ber 
König beftiegen den Thron, begrüßten von hier die Un: 
weienden und ließen Sich, bas Haupt mit bem Sefm 
bededend, auf den Thronſeſſel nieder. Die Königl. 
Prinzen nahmen rechts und links von Sr. Majeftät, bie 
Herren Staatsminifter rechts vor dem Throne Auf— 
ftellung. 

Nachdem fich der Cortege aufgelöft und die Herren 
die ihnen angewiejenen Pläge eingenommen hatten, über: 
reichte ber vorfigende Minifter im Gefammtminifterium, 
Staatsminifter Dr, Schurig, Excellenz, Sr. Majeftät 
dem Könige bie Thronrede, die Allerhöchftberfelbe jodann 
verlajen. Diefelbe hatte folgenden Wortlaut: 


Meine Herren Stände! 


Sie find nunmehr zum Schluffe einer langen und 
arbeitsvollen Landtags: Seffion gelangt und ftehen im 
Begriffe, wieder an Ihren häuslichen Heerd zurüd- 
zufehren. 

Durch Ihre Beſchlüſſe zum Staatshaushalts: Etat 
ift für die Bebürfniffe der Staatsverwaltung auf allen 
ihren Gebieten in der Hauptſache Vorſorge getroffen 
worden, auch wenn Sie geglanbt haben, einzelne Poftulate 
mit Rückſicht auf die Finanzlage zurüctellen oder doc 
abmindern zu mühlen. 

Leider ift es nicht gelungen, über die Einführung 
des kombinierten Dienſtaltersſtufenſyſtems eine Einigung 
zu erzielen und zu der Vorlage wegen Gewährung von 
Wohnungsgeldzuſchüſſen an die Beamten zu einem Be: 
Ichluffe zu gelangen, welder bie künftige Erledigung 
diejer hochtwichtigen Frage hätte fördern fünmen. Da 
die Gewährung von Wohnungsgeldzufchüfien nach der 
von Mir geteilten Ueberzeugung Meiner Regierung als 
ein dringendes Bedürfniß anzufehen ift, wird Meine 
Regierung Ihnen für die nächſte Tagung den bezüglichen 
Gejepentwurf andermweit vorlegen. Ich darf Mich ber 
Hoffnung hingeben, daß es alsdann gefingen werde, über 
dieſe {Frage eine Einigung mit Ihnen zu erzielen. 

Durch die Verabſchiedung der beiden Novellen zum 
Eintommenftenergefege wird die Einfommenfteuer in vielen 
Beziehungen, namentlich durch Beſeitigung von Härten, 
Gewährung von Erleichterungen und klarere Faſſung der 





Geſetzesbeſtimmungen nicht unweſentliche Menderungen er: 
fahren, welche wohlthuend wirfen werben. 

Dem mehr und mehr hervorgetretenen Bedürfniſſe 
nach einem jtärferen Rechtsſchutze innerhalb ber Ver— 
waltung wird das nunmehr vereinbarte Gejep über die 
BVerwaltungsrechtspflege, durch welches thunlichite Er- 
haltung der beitehenden Berwaltungsorganifation an- 
geftrebt worden ift, zu entiprechen geeignet fein. 

Mit den mehrfachen auf die Rechtspflege bezüglichen 
Gefepentwürfen, die Ihrer Berathung unterlegen haben, 
ift die Reihe der zur Musführung der neuen Reichs— 
Juſtizgeſetze erforderlichen geſetzlichen Veftimmungen im 
wejentlichen abgeichlofien. 

Bon der durch das allgemeine Baugejep angebahnten 
zeitgemäßen Umgeftaltung des Bauweſens darf eine nach— 
haltige gedeihliche Förderung der allgemeinen volts- 
wirthichaftlichen Interefien, die gerade auf dieſem Ge- 
biete in mancherlei Richtung in Ericheinung treten, er- 
hofft werben. 

Durd Revifion der bisherigen, die Handels- und 
Gewerbefammern betreffenden Beitimmungen wird ein 
Geſetz zur Verabſchiedung gelangen, welches die Ver: 
tretung ber Interefjen des Handels, der Induftrie und 
bes Gewerbes in dieſen Sörperjchaften in einer ben 
gegenwärtigen Berhältniffen entfprechenden und um: 
fallenden Weiſe regelt und zugleich die Ueberweiſung ber 
mit den reichsgeſetzlich geordneten Handwerkskammern 
verbundenen Rechte und Pflichten auf die Gewerbe: 
fammern ermöglicht. 

In der geſetzlichen Bewilligung jehr erheblicher 
Stantsbeihülfen zu den Alterszulagen der Volksſchul— 
lehrer ſieht Meine Negierung eine erneute Anerkennung 
ihrer Beftrebungen zu Hebung der Vollsſchule. Es it 
zu Hoffen, daß dieſe Mafregel nicht mur eine Er- 
leichterung der Schullaften und eine Beſſerung ber 
Stellung des Lehrerftandes herbeiführen, jondern aud) 
in ben Gemeinden das Interefie für die Volksſchule, in 
ben Lehrern die VBerufsfreudigfeit und Berufétreue be 
leben und kräftigen werbe. 

Und fo laſſen Sie Mid) von Ihnen mit dem Wunſche 
Abſchied nehmen, daß unfer gemeinfames, auf die Förder: 
ung des Wohles unferes theuren Sachfenlandes gerichtetes 
Streben von dem göttlichen Segen begleitet fein möge! 

Nachdem Se. Excellenz Herr Staatsminifter Dr. Schurig 
die Thronrede aus den Händen Sr. Majeftät wieder in 
Empfang genommen hatte, trug der vortragende Rath 
im Gejammtminifterium Herr Geh. Rath Dr. Rüger ein 
Alferhöchites Dekret vor, durch welches der Landtags: 
abjchieb den Ständen überwieſen wird. 
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Wir, Albert, von Gottes Gnaden Rönin 
von Sachſen ıc. ıc. ıc. urkunden und fügen hiermit zu 
wiſſen: 

Bei dem Schluſſe des von Uns nach 8 115 ber 
Berfajlungsurtunde zufammenberufenen achtundzwanzigiten 
ordentlichen Landtags eröffnen Wir, der Zuficherung in 
$ 119 der Verfaflungsurfunde entjprechend, ben getreuen 
Ständen Unjere Entſchließungen in Bezug auf die ftän- 
diichen VBerathungen des gegemwärtigen Landtags, wie 
fie in dem beifiegenden Landtagsabjchiede zufammen- 
geitellt find. 

Bir verbleiben Unjeren getreuen Ständen in Huld 
und Gnaden jederzeit wohl beigethan. 


Dresden, den 12. Mai 1900. 


Albert. 
(1.8) Heinrich Rudolph Schurig. 

Gar! Georg Levin von Mehſch. 

Carl Paul Edler von der Planip. 

Kurt Damm Paul von Seybewiß. 

Werner Rudolf Heinrich von Wapbdorf. 


Landtagsabſchied 
für die Ständeverjammiung der Jahre 1599 und 1900, 


Wir, Albert, von Gottes Guaden König 
von Sachſen :c. ıc. x. urfumben und fügen hiermit zu 
wijjen: 

Bei dem Schluſſe des von Uns nad) $ 115 der Ber: 
fafjungsurfunde zujammenberufenen achtundzwanzigiten 
ordentlichen Landtags eröffnen Wir, der Zuſage in 
$ 119 der Verfaflungsurkunde entiprechend, den getreuen 
Ständen Unſere Entichliehungen und Erklärungen in 
Bezug auf die ftändiichen Berathungen des gegemwärtigen 
Landtages in Folgenden: 


Was 


I, die Vorlagen an die getreuen Stände 
anlangt, jo find jie zum Theil 
A. als erledigt zw erachten, 
und zwar: 


a) durch den, den jtändijchen Anträgen gemäß 
erfolgten Erlaß der betreffenden Geſetze und 
Berordnungen. 

Namentlich ift dies gejchehen: 
1. wegen der dermaligen Zufammenjegung des Land— 
tagsausjchufies zu Verwaltung der Staatsichulden, durch 
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die, der ſtändiſchen Schrift vom 28. Rovember 1899 ext: 
Iprecheyd erlaſſene Beklanntmachung vom 11. Dezember 1899, 

2. wegen der provijoriichen Fyorterhebung ber Steuern 
und Abgaben im Jahre 1900, durch das Gejeg vom 
13. Dezember 1899, 

3. wegen der Anlegung von Mündelgeld, durd) das 
Gejep vom 22. Dezember 1899, 

4. wegen Ubänderung des Geſetzes, die Gehalts: 
verhältnifje der Lehrer an den Volksichulen und Die Ge: 
währung von Staatsbeihülfen zu den Alterszulagen der— 
jelben betreffend, vom 17. Juni 1898, fowie wegen 
Abänderung einer Beitimmung des Geſetzes, das BVolts- 
ſchulweſen betreffend, vom 26. April 1873, durch bas 
Geſetz vom 26. Februar 1900, 

5. wegen der Benftonsberechtigung der Nadelarbeitd- 
lehrerinnen, durch das Geſetz vom 28. Februar 1900, 

6. wegen Abänderung der Gebühren- Tare für Merzte, 
Wundärzte, Chemiker, Pharmazeuten und Hebammen bei 
gerichtlich medizinischen und mebdizinalpofizeilichen Ver— 
richtungen vom 14. März 1872, durch bie Verordnung 
vom 19. März 1900, 

7. wegen Abänderung von 8 4 des Geſetzes vom 
30. April 1890, die Penfionsberechtigung der berufs- 
mäßigen Gemeindebeamten ıc. betreffend, durch das Ge— 
je vom 14. April 1900; 


b) durd) befonderes Dekret, in welchem Unjere 
Entjhliefungen auf die Erflärungen und An- 
träge der getrenen Stände bereits ergangen 
find: 
in Betreff des Staatshaushalts- Etats auf die Jahre 
1900 und 1901 nebſt Nachträgen durch das Dekret vom 
11. dieſes Monats, in deſſen Folge das mit dem getreuen 
Ständen vereinbarte Finanzgefeß auf die erwähnten 
beiden Jahre unverweilt erlafjen werden wird; _ 


e) durch Entgegennahme ber ftänbijchen 
Erklärungen und Anträge: 

1. wegen des Nechenfchaftsberichts auf die Jahre 
1896 umd 1897, 

2. wegen eines Nachtrag zu dem Finanzgeſetze auf 
die Jahre 1898 und 1899 vom 18. Mai 1898, 

3. wegen ber mittel3 Defrets vom 8. November 1899 
in Bezug auf die Einnahmen und Ausgaben bei bem 
Domänenfonds in ben Jahren 1897 und 1898 gegebenen 
Nachmweifungen, 

4. wegen bes Neubaues bes Ständehaufes einſchließ— 
li) der Nebenanlagen. 


34 Allgemeine, die Ständeverfammlung betreffende Nachrichten. 


B. Vorlagen an die getreuen Stände, rüdfihtlic deren für den Bau mehrerer Privatbahnen eintretendenfalls 
es Unferer Entſchließung noch bedarf: Gebraud) gemacht werben. 


Den ftänbifhen Anträgen entfprechenb werben zur — ferner die von den getreuen Ständen an Uns 
Publikation gelangen: 8 

1. das Geſetz zur Ausführung einiger mit dem I. Anträge, Befchwerden und Petitionen 
Bürgerlichen Gefegbuche zufammenhängenden Reichsgeſetze, anlangt, jo wird 

2. das Gefek, die Ergänzung und Wenderung bes 1. dem Antrage auf Abänderung der Vorſchriften in 
Königlichen Hausgejepes vom 30. Dezember 1837 und | $65, verbunden mit $44c und e, der Revidirten Städte- 
des Nachtrags vom 20. Auguft 1879 betreffend, ordnung bez. $ 53, verbunden mit $ 35e und e, ber 

3. das Geſetz, die Zwangsvollftrefung in das un: | Revidirten Zandgemeindeordnung entiprocdhen werben. 
bewegliche Vermögen betreffend, In Erwägung werben gezogen werben: 

4. das Geſetz zur Ausführung der Civilprozeßordnung 2. der Antrag auf Vorlegung eines Geſetzes wegen 
und der Konfursordnung, Beiteuerung der Waarenhäufer und ähnlicher Betriebe, 

5. die Koſtenordnung für Rechtsanwälte und Notare, 3. bie Petitionen wegen Errichtung von Amtsgerichten 

6. das Geſetz über die Gerichtskoſten, in Rötha und in Wilkau, 

T. das Geſetz über Yamilienanwartichaften, 4. die Petition des Gemeinderathes zu Kemnitz und 

8. das Geſetz, die Aufnahme einer dreiprozentigen | Genofjen um Aufhebung der der Dresdner Dünger- 
Nentenanleihe betreffend, Erportgejellichaft ertheilten Genehmigung zur Einlafjung 

9. das Geſetz, die Abänderung einer Beitimmung | von Fäkalien in den Elbſtrom, 
des Drganifationsgejeges vom 21. April 1873 betreffend, 5. die Petition des Allgemeinen Hausbejigervereing 

10. das Geſetz über die Verwaltungsrechtöpflege, zu Leipzig, die Aufitellung der Hausliften für die Ein: 

11. das Geſetz, die Zuftändigfeit des Oberverwaltungs: ſchätzung zur Einkommensteuer betreffend, bei Bearbeitung 
gerichts bei Streitigfeiten über die Bejteuerung ber | einer neuen Ausführungsverordnung zum Einkommen: 


— — — — — — — — — — — 


Wanderlager betreffend, ſteuergeſetze, 
12. das Geſetz, Abänderungen des Einkommenſteuer— und 
geſetzes vom 2. Juli 1878 betreffend, 6. die Petition der Anſtaltsaufſeher der Landes: 


13. dad Geſetz, einige weitere Wbänderungen des | anftalten zu Zwidau, Hoheneck, Sachſenburg und Hohn: 
Eintommenjtenergejeges vom 2. Juli 1878 betreffend, ſtein um Gewährung ähnlicher Rang- und Beförderungs— 
14. das Wllgemeine Baugejeg für das Königreich | verhältnifje, wie jolde den Gefangenaufjehern bei ben 
Sachſen, größeren Gefangenanſtalten der Juſtizverwaltung geboten 

15. das Geſetz über Gewährung von Entihädigung | werben. 
für an Gehirn-Rüdenmarksentzündung bez. an Gehirn: Was die jonft noch von den getrenen Ständen ge- 
entzündung umgeftandene Pferde und für an Maul: und | fahten Beichlüffe anlangt, jo behalten Wir Uns die Ent- 
Klauenſeuche gefallenes Rindvieh. ſchließung auf fie nod) vor. 

16. Zu den Erklärungen der getreuen Stände auf Wir verbleiben Unſeren getreuen Ständen in Huld 
die Defrete, welche den Bau mehrerer Nebenbahnen und | und Gnaden jederzeit wohl beigethan und haben zu Urfund 
bez. mehrere Eifenbahnangelegenheiten betreffen, geben | alles deijen gegenwärtigen, in das Geſetz- und Ber: 
Wir Unfere Zuftimmung und werden das zur Ausführung | ordnungsblatt aufzunehmenden Landtagsabidied eigen: 
Erforderliche anordnen. Auch wird von der ausgejprochenen | händig unterjchrieben und mit Unferem Königlichen Siegel 
Ermädtigung zur Ertheilung der Enteignungsbefugniß | bedruden laſſen. 


Gegeben zu Dresden, den 12. Mai 1900. 


Heinrid Rudolph Schurig. 
Albert. Carl Georg Kevin von Mepicd. 


Carl Paul Edler von der Planip. 
Kurt Damm Paul von Scydewiß. 
Werner Rudolf Heinrid) von Wapdorf. 
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Der Landtagsabichied nebſt Dekret wurbe Hierauf | wie bei der Ankunft den Thronfaal. Hierbei brachte der 
durch den Herrn Minifterpräfidenten in die Hände Sr. | Präfident der Zweiten Sammer, Herr Geh. Hofrath 
Majeftät niedergelegt. Alsdann übergaben der Monarch | Dr. Mehnert ebenfalls ein dreimaliges Hoch auf Se. 
den Landtagsabichieb nebſt Dekret an die beiden Herren | Majeftät aus, in weldes die Berfammlung wiederum 
Präfidenten der Ständefammern, worauf Herr Staats- | aufs lebhaftefte einftimmte. Die Feier war gegen 42 Uhr 
minifter Dr. Schurig im Wuftrage und auf Befehl Sr. | zu Ende. 

Majeftät des Königs den Landtag für geſchloſſen erklärte. Abends 6 Uhr fand im Banketſaale des Königl. 

Se. Majeftät entblöhten wiederum das Haupt, er: | Nefidenzichloffes zu Ehren der Herren Landtagsabgeord- 
hoben Allerhöchſtſich vom Throne und verliefen, die | neten große Galatafel ftatt, bei welcher die herkömmlichen 
Verſammlung begrüßend, in demfelben feierlichen Buge | Trinfiprüche ausgebracht wurden. 


1.8. (2. Abonnement.) 


Für die Redaktion verantwortlich: Der Borftand des Königlichen Stenograpbifhen Jnftituts 
i. V. Profeffor Eduard Oppermann. — Rebalteur Profeſſor Dr. Br. Rotter. 


Drud von B. G. Teubner in Dresden. 


Lehte Abfenbung”zur Poſt: am 30. Mai 1900. 


